
      [image: buchcover]

   
      
         EPUB-Informationen
         
      

      

      
         
            	Bezeichnung:
            	Gesamtausgabe der Ev. Landeskirche in Württemberg
         

         
            	Stand/Datum des Downloads:
            	09.02.2026
         

      

   
      

      
         Anweisung zum Einordnen
der 11. Ergänzungslieferung zur Rechtssammlung
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         Stuttgart, im Juni 2024 
Die Redaktion
         

      

      

      1
            Die Rechtstexte der 11. Ergänzung berücksichtigen die Bekanntmachungen des Amtsblatts der Evangelischen Landeskirche in Württemberg, Band 71, Ausgabe 7 vom 31. Juli 2024 mit einem Inkrafttreten bis einschließlich 1. Juli 2024.

         

      

      2
            Kurzbezeichnung des aktuellen Rechtstextes.

         

      

   
      

      ____________________
                     
                        
                           
                              	
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  Recht der


                  

                  


                  Evangelischen Landeskirche

                  

                  


                  in Württemberg


                  

                  


                  ____________________

                  
                     
                        
                           	
                              

                           
                        

                     
                  

                  Ergänzbare Rechtsquellensammlung

                  

                  

                  

                  Im Auftrag des Evangelischen Oberkirchenrats Stuttgart,

                  begründet von Dr. Martin Daur,

                  herausgegeben von Dr. Michael Frisch
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                  Recht der Evangelischen Landeskirche in Württemberg

                  Loseblattwerk

                  

                  

                  

                  


                  Im Auftrag des Evangelischen Oberkirchenrats Stuttgart,
begründet von Dr. Martin Daur,
herausgegeben von Dr. Michael Frisch
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                     Aus dem Vorwort zur 1. Auflage

                  

                  […] Die vorliegende Ausgabe ist vor allem für die Bedürfnisse der kirchlichen Praxis bestimmt. [… Es] ist beabsichtigt, sie
                     breit zu streuen. Dadurch soll einem seit langem empfundenen Mangel abgeholfen werden. Das umfassende Pfarramtshandbuch von
                     Layer und Kühnle gibt den gegenwärtigen Rechtsstand nicht mehr wieder. Gute Dienste hat in den vergangenen Jahren das im Amtskalender
                     enthaltene Stichwortverzeichnis getan. Aber das Aufsuchen im Amtsblatt weit verstreuter Fundstellen und das Ineinanderarbeiten
                     zahlreicher Änderungen verursacht viel Mühe, ganz abgesehen davon, daß das landeskirchliche Amtsblatt nicht überall vollständig
                     zur Hand ist. Nicht zuletzt deshalb zeigte sich immer wieder das Bedürfnis nach besonderen Zusammenfassungen wie z. B. des
                     kirchlichen Dienstrechts oder im Handbuch für Kirchengemeinderäte. Auf das letztere wird wohl auch in Zukunft nicht verzichtet
                     werden können. Der Nachteil dieser Zusammenstellungen lag darin, daß sie nur einen verhältnismäßig kleinen Ausschnitt des
                     kirchlichen Rechtsstandes boten und rasch veralteten. Demgegenüber sucht die vorliegende Sammlung einerseits eine umfassendere
                     Basis zu gewinnen und andererseits durch ihre Ergänzbarkeit der laufenden Fortentwicklung des kirchlichen Rechts Rechnung
                     zu tragen.
                  

                  Ein solcher Versuch kann nur im vollen Bewußtsein unternommen werden, Unvollkommenes zuwege zu bringen. Zu vielfältig sind
                     die auftretenden Fragen, als daß sie auf Anhieb und in der zur Verfügung stehenden Zeit geklärt werden könnten. Im Zielkonflikt
                     zwischen Vollständigkeit, Gründlichkeit und Schnelligkeit ist einem möglichst raschen Erscheinen des Grundwerkes Vorrang eingeräumt
                     worden. Der Herausgeber hofft auf eine Vielzahl ehrenamtlicher Mitarbeiter aus dem Kreis der Benutzer, die ihn durch Kritik,
                     Anregungen und Hinweise im Laufe der Zeit in die Lage versetzen, die Sammlung nach und nach zu vervollständigen, Fehler zu
                     beseitigen und notwendige Verweisungen einzuarbeiten. Er hofft aber insbesondere auch auf die Bereitschaft aller Empfänger,
                     die Zumutung der nachträglichen Einordnung zu erwartender Ergänzungslieferungen nicht zurückzuweisen. […] 
                  

                  In den Randziffern der einzelnen Ordnungen folgt die Sammlung einem im Bereich staatlicher Rechtsquellensammlungen bereits
                     vielfach bewährten Prinzip. Wichtigere Materien haben eine möglichst merkfähige Nummer erhalten. Die schon im Amtsblatt bewährte
                     Methode des Ineinanderdrucks von Gesetzestext und Ausführungsbestimmungen wurde beibehalten. […]
                  

                  Allen, die mir bei der Zusammenstellung schon bisher mit Rat und Tat beigestanden haben, sei an dieser Stelle herzlicher Dank
                     gesagt.
                  

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Stuttgart, im Oktober 1975

                              
                              	
                                 Martin Daur

                              
                           

                        
                     

                  

                  Vorwort zur 2. Auflage

                  Die vorliegende Rechtssammlung nutzt im Rahmen des Fachinformationssystems Kirchenrecht (FIS-Kirchenrecht) die neuen Publikationsmöglichkeiten:
                     Neben dem Druckwerk, das Sie nun in Händen halten, sind die Rechtstexte auch als CD-ROM und online verfügbar. 
                  

                  Die digitalen Ausgaben können neben den hier abgedruckten Vorschriften weitere Rechtstexte enthalten; im Internet besteht
                     zusätzlich ein Archivbereich mit Rechtsvorschriften, die außer Kraft getreten sind, aber in der Praxis noch Bedeutung haben.
                  

                  Allen Nutzerinnen und Nutzern wünsche ich eine fruchtbare Arbeit mit der Rechtssammlung. Für die Mitteilung von Fehlern bin
                     ich dankbar.
                  

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Stuttgart, im Juni 2011

                              
                              	
                                 Michael Frisch
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         1. Kirchliches Gesetz, betr. die Verfassung der evangelischen Landeskirche in Württemberg (Kirchenverfassungsgesetz)

      

      
         Vom 24. Juni 1920

      

      
         (Abl. 19 S. 199)

      

      
         
            
               
               
               
            
            
               
                  	
                     Änderungen des Gesetzes durch:1  
                     

                  
               

               
                  	
                     kirchl. Gesetz vom 

                  
                  	
                     Fundstelle 

                  
                  	
                     geänderte Paragraphen 

                  
               

            
            
               
                  	
                     24. März 1924

                  
                  	
                     Abl. 21 S. 75

                  
                  	
                     § 25

                  
               

               
                  	
                     20. Mai 1930

                  
                  	
                     Abl. 24 S. 242

                  
                  	
                     § 4

                  
               

               
                  	
                     8. September 1933

                  
                  	
                     Abl. 26 S. 167

                  
                  	
                     § 32

                  
               

               
                  	
                     13. Dezember 1939

                  
                  	
                     Abl. 29 S. 135

                  
                  	
                     § 26

                  
               

               
                  	
                     29. November 1946

                  
                  	
                     Abl. 32 S. 246

                  
                  	
                     §§ 5, 6, 8, 15

                  
               

               
                  	
                     20. Januar 1948

                  
                  	
                     Abl. 33 S. 15

                  
                  	
                     § 4

                  
               

               
                  	
                     17. April 1953

                  
                  	
                     Abl. 35 S. 347

                  
                  	
                     §§ 4, 15

                  
               

               
                  	
                     15. Oktober 1958

                  
                  	
                     Abl. 38 S. 239

                  
                  	
                     § 4

                  
               

               
                  	
                     15. April 1964

                  
                  	
                     Abl. 41 S. 117

                  
                  	
                     § 4 u. ö.

                  
               

               
                  	
                     10. Mai 1965

                  
                  	
                     Abl. 41 S. 296

                  
                  	
                     § 10

                  
               

               
                  	
                     25. März 1969

                  
                  	
                     Abl. 43 S. 341

                  
                  	
                     §§ 4, 32, 38

                  
               

               
                  	
                     13. November 1969

                  
                  	
                     Abl. 44 S. 55

                  
                  	
                     §§ 34, 35, 35 a

                  
               

               
                  	
                     26. Februar 1970

                  
                  	
                     Abl. 44 S. 90

                  
                  	
                     § 4

                  
               

               
                  	
                     10. Juli 1971

                  
                  	
                     Abl. 44 S. 410 f.

                  
                  	
                     §§ 4, 26, 32

                  
               

               
                  	
                     26. Mai 1982

                  
                  	
                     Abl. 50 S. 141 f.

                  
                  	
                     §§ 32, 34, 35, 35 a

                  
               

               
                  	
                     4. März 1988

                  
                  	
                     Abl. 53 S. 117

                  
                  	
                     § 26 u. ö.

                  
               

               
                  	
                     2. März 1989

                  
                  	
                     Abl. 53 S. 617

                  
                  	
                     § 38

                  
               

               
                  	
                     24. November 1994

                  
                  	
                     Abl. 56 S. 242

                  
                  	
                     § 23

                  
               

               
                  	
                     13. Juli 2001

                  
                  	
                     Abl. 59 S. 313

                  
                  	
                     §§ 38, 40 a

                  
               

               
                  	
                     25. Oktober 2001

                  
                  	
                     Abl. 59 S. 402

                  
                  	
                     § 34

                  
               

               
                  	
                     29. März 2003

                  
                  	
                     Abl. 60 S. 255

                  
                  	
                     §§ 18, 23

                  
               

               
                  	
                     30. November 2006

                  
                  	
                     Abl. 62 S. 319

                  
                  	
                     §§ 11, 12, 21, 22, 26-29, 31, 32, 34, 35 a, 39

                  
               

               
                  	
                     22. November 2016

                  
                  	
                     Abl. 67 S. 269 und S. 270

                  
                  	
                     §§ 3, 30

                  
               

               
                  	
                     17. März 2020

                  
                  	
                     Abl. 69 S. 51

                  
                  	
                     §§ 25, 26

                  
               

               
                  	
                     18. Mai 2020

                  
                  	
                     Abl. 69 S. 86

                  
                  	
                     §§ 18a, 26

                  
               

               
                  	
                     5. Februar 2021

                  
                  	
                     Abl. 69 S. 370

                  
                  	
                     §§ 18a, 25, 26

                  
               

               
                  	
                     20. März 2021

                  
                  	
                     Abl. 69 S. 409

                  
                  	
                     § 39

                  
               

               
                  	
                     3. Juli 2021

                  
                  	
                     Abl. 69 S. 573

                  
                  	
                     § 26

                  
               

               
                  	
                     24. Januar 2022 

                  
                  	
                     Abl. 70 S. 80

                  
                  	
                     §§ 18a, 25

                  
               

               
                  	
                     19. März 2022

                  
                  	
                     Abl. 70 S. 118

                  
                  	
                     § 20

                  
               

               
                  	
                     25. November 2022

                  
                  	
                     Abl. 70 S. 422

                  
                  	
                     §§ 18a, 25

                  
               

               
                  	
                     8. Juli 2023

                  
                  	
                     Abl. 70 S. 698

                  
                  	
                     § 25

                  
               

               
                  	
                     1. Dezember 2023

                  
                  	
                     Abl. 71 Nr. 1

                  
                  	
                     § 30

                  
               

               
                  	
                     29. November 2024

                  
                  	
                     Abl. 71 Nr. 102

                  
                  	
                     §§ 1a, 1b, 12, 14, 16, 21, 25, 26, 31

                  
               

               
                  	
                     25. Oktober 2025

                  
                  	
                     Abl. 71 Nr. 200

                  
                  	
                     § 15

                  
               

            
         

      

      Auf den Antrag der Evangelischen Oberkirchenbehörde und unter Zustimmung der Landeskirchenversammlung wird verordnet, was
         folgt:
      

      
            Verfassung der evangelischen Landeskirche in Württemberg

         

         
               I. DIE EVANGELISCHE LANDESKIRCHE

            

            
                     § 1

                  

                  Die evangelisch-lutherische Kirche in Württemberg, getreu dem Erbe der Väter, steht auf dem in der Heiligen Schrift gegebenen,
                     in den Bekenntnissen der Reformation bezeugten Evangelium von Jesus Christus, unserem Herrn. Dieses Evangelium ist für die
                     Arbeit und Gemeinschaft der Kirche unantastbare Grundlage.
                  

               

               
                     § 1a

                  

                  Die Leitung der Evangelischen Landeskirche in Württemberg geschieht auf allen ihren Ebenen geistlich und rechtlich in unaufgebbarer
                     Einheit. Ihre Organe wirken im Dienste der Leitung zusammen. Die verschiedenen Ämter in der Kirche begründen keine Herrschaft
                     der einen über die anderen, sondern haben teil an dem der ganzen Kirche anvertrauten Dienst.
                  

               

               
                     § 1b

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die evangelischen Kirchengemeinden sind Körperschaften des öffentlichen Rechts, die ihre Angelegenheiten innerhalb der Schranken
                     des Gesetzes selbständig ordnen und verwalten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sie haben die Aufgabe, aufgrund des Bekenntnisses der Evangelischen Landeskirche als deren Glied evangelischen Glauben und
                     christliches Leben in der Gemeinde und bei den Einzelnen zu fördern und christliche Gemeinschaft in Gesinnung und Tat zu pflegen.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  Die evangelische Landeskirche ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts, die ihre Angelegenheiten innerhalb der Schranken
                     des für alle geltenden Gesetzes selbständig ordnet und verwaltet.
                  

               

               
                     § 3

                  

                  Die Evangelische Landeskirche in Württemberg nimmt unter Wahrung ihrer Selbständigkeit an der Gemeinschaft der Gliedkirchen
                     der Evangelischen Kirche in Deutschland tätigen Anteil.
                  

               

            

         

         
               II. LANDESSYNODE

            

            
                     § 4

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Landessynode vertritt die Gesamtheit der evangelischen Kirchengenossen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Landessynode setzt sich zusammen aus 90 Synodalen, die in den Wahlkreisen gewählt werden, und zwar 60 Laien und 30 Theologen,
                     sowie aus einem Synodalen, der von den der Universität angehörenden ständigen Mitgliedern des Prüfungsausschusses für die
                     erste evangelisch-theologische Dienstprüfung aus ihrer Mitte in geheimer Wahl gewählt wird.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die näheren Bestimmungen über die Wahl werden in einem besonderen Wahlgesetz2 getroffen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Außerdem ist die Landessynode berechtigt, bis zu acht weitere Synodale zuzuwählen. Zur Gültigkeit der Wahl sind zwei Drittel
                     der abgegebenen Stimmen erforderlich.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Landessynode kann ferner bis zu sechs weitere Mitglieder zuwählen, die an den Verhandlungen der Landessynode mit beratender
                     Stimme teilnehmen.
                  

               

               
                     §§ 5, 63

                  

                  (aufgehoben)

               

               
                     § 7

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Landessynode entscheidet über die Gültigkeit der Wahl und die Mitgliedschaft ihrer Synodalen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Auszuschließen sind Personen, welche das beim Eintritt in die Landessynode abzulegende Gelübde (§ 15) ablehnen.
                  

               

               
                     § 8

                  

                  Synodale, die nach der Wahl auf die Mitgliedschaft verzichten oder eine für die Wählbarkeit vorgeschriebene Eigenschaft verlieren,
                     scheiden aus der Landessynode aus. Wenn ein Laie auf ein geistliches Amt ernannt oder ein Theologe zur Ruhe gesetzt wird,
                     so behält er seine Mitgliedschaft.
                  

               

               
                     § 9

                  

                  Die im kirchlichen Dienst stehenden Synodalen bedürfen zum Eintritt in die Landessynode keines Urlaubs.

               

               
                     § 10

                  

                  Die Mitglieder der Landessynode werden auf sechs Jahre gewählt. Die Synodalen versehen ihr Amt bis zum Zusammentritt der neugewählten
                     Landessynode.
                  

               

               
                     § 11

                  

                  Die Landessynode tritt nach Bedarf zusammen.

               

               
                     § 12

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Landessynode wird zu ihrer erstmaligen Tagung spätestens 100 Tage nach der Wahl durch den Landesbischof im Einvernehmen
                     mit dem Mitglied der Landessynode einberufen, das dem Lebensalter nach am ältesten ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zu weiteren Tagungen wird die Landessynode durch den Präsidenten im Einvernehmen mit dem Landesbischof einberufen. Sie muss
                     einberufen werden, wenn der Geschäftsführende Ausschuss der Landessynode (§ 26), ein Drittel der Mitglieder der Landessynode oder der Landesbischof es verlangt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Landesbischof beendet die Tagungen der Landessynode mit dem Segen.
                  

               

               
                     § 13

                  

                  Der Landesbischof ist berechtigt, die Landessynode aufzulösen. In diesem Fall muß möglichst bald, spätestens binnen neun Monaten,
                     eine neue Landessynode einberufen werden.
                  

               

               
                     § 14

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Landesbischof eröffnet eine neugewählte Landessynode.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Den Tagungen der Landessynode geht ein öffentlicher Gottesdienst voraus. Ihrer wird in den Gottesdiensten im Bereich der Landeskirche
                     fürbittend gedacht.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Sitzungen der Landessynode beginnen und schließen mit Gebet.
                  

               

               
                     § 15

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Mitglieder der Landessynode haben bei der Eröffnung in die Hand des Landesbischofs, später eintretende in die Hand des
                     Vorsitzenden das nachstehende Gelübde abzulegen: 
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                              	
                                 „Ich gelobe vor Gott, meinen Dienst als Mitglied der Landessynode im Aufsehen auf Jesus Christus, den alleinigen Herrn der
                                    Kirche, zu führen. Ich will in meinem Teil dazu beitragen, das Evangelium von Jesus Christus, wie es in der Heiligen Schrift
                                    gegeben und in den Bekenntnissen der Reformation bezeugt ist, aller Welt zu verkündigen. Ich will daran mitarbeiten, dass
                                    die Kirche auf den Grund des Evangeliums von Jesus Christus gebaut werde. Dies will ich nach der Ordnung unserer Landeskirche
                                    tun. Ich will die Verfassung der Kirche gewissenhaft wahren, achthaben auf Lehre und Leben und dem wehren, was dem Evangelium
                                    widerspricht. So will ich treulich mithelfen, dass die Kirche in allen Stücken wachse an dem, der das Haupt ist: Christus.“
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Mitglieder früherer Landessynoden, die dieses Gelübde schon abgelegt haben, werden hierauf hingewiesen.
                  

               

               
                     § 16

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Landessynode wählt bei ihrer erstmaligen Tagung für die Zeit ihrer Wahldauer je in besonderem, geheimem Wahlgang aus ihrer
                     Mitte einen Präsidenten und drei Stellvertreter des Präsidenten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gültig gewählt ist, wer mehr als die Hälfte aller abgegebenen Stimmen auf sich vereinigt. Ist auch bei einer zweiten Abstimmung
                     keine gültige Wahl zustande gekommen, so wird in einem dritten Wahlgang endgültig zwischen den beiden entschieden, welche
                     bei der zweiten Abstimmung die höchste Stimmenzahl erhalten haben. Bei Stimmengleichheit entscheidet das höhere Lebensalter.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Ferner wählt die Landessynode mit einfacher Mehrheit für ihre Wahldauer aus ihrer Mitte die erforderliche Zahl von Schriftführern.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Ausscheidende werden durch Neuwahl ersetzt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Solange der Präsident nicht gewählt ist, und wenn er und seine Stellvertreter verhindert sind, führt das dem Lebensalter nach
                     älteste Mitglied und bei seiner Verhinderung das nächstälteste Mitglied den Vorsitz.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Solange die Schriftführer nicht gewählt sind, übernehmen die jüngsten Mitglieder das Schriftführeramt.
                  

               

               
                     § 17

                  

                  Die Mitglieder der Landessynode sind als Vertreter der gesamten Landeskirche anzusehen und an keinerlei Weisungen oder Aufträge
                     gebunden.
                  

               

               
                     § 18

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Landessynode ist beschlußfähig, wenn zwei Drittel ihrer Mitglieder versammelt sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Landessynode beschließt, sofern nichts anderes bestimmt ist, mit Mehrheit aller abgegebenen Stimmen. Für Wahlen gilt einfache
                     Mehrheit (vgl. übrigens § 4 Abs. 4, § 16 Abs. 2 und § 34 Abs. 1). Zur Gültigkeit der Beschlüsse über Änderungen des Kirchenverfassungsgesetzes, der Gottesdienstordnung und der kirchlichen
                     Bücher sowie über die Lehrverpflichtung der Geistlichen ist die Zustimmung von mindestens zwei Dritteln der Anwesenden erforderlich;
                     dasselbe gilt für Gesetzesbestimmungen, welche dem Kirchenverfassungsgesetz gleichgestellt werden4.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Kirchenverfassungsgesetz und Gesetzesbestimmungen, welche dem Kirchenverfassungsgesetz gleichgestellt werden, können nur
                     durch ein Gesetz geändert werden, das deren Wortlaut ausdrücklich ändert oder ergänzt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt, bei Wahlen entscheidet in diesem Fall das höhere Lebensalter.
                  

               

               
                     § 18a

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Landessynode kann zu einer Sitzung ohne persönliche Anwesenheit aller oder einzelner Mitglieder im Sitzungsraum einberufen
                     werden, wenn der nächste Zusammentritt der Landessynode gemäß § 29 Absatz 1 andernfalls aus schwerwiegenden Gründen nicht ordnungsgemäß durchgeführt werden könnte. Satz 1 gilt nicht für eine sofortige
                     Einberufung der Landessynode gemäß § 29 Absatz 1.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Eine Einberufung nach Absatz 1 Satz 1 ist nur möglich, sofern eine Beratung und Beschlussfassung durch zeitgleiche Übertragung
                     von Bild und Ton mittels geeigneter technischer Hilfsmittel, insbesondere in Form einer Videokonferenz, möglich ist. Bei öffentlichen
                     Sitzungen nach Satz 1 muss eine zeitgleiche Übertragung von Bild und Ton in einen öffentlich zugänglichen Raum erfolgen, soweit
                     nur so die Öffentlichkeit gewährleistet ist. In einer Sitzung nach Satz 1 dürfen geheime Wahlen und Abstimmungen nicht durchgeführt
                     werden.
                  

               

               
                     § 19

                  

                  Der Landesbischof und die Mitglieder des Oberkirchenrats sind berechtigt, jeder Sitzung der Landessynode anzuwohnen. Der Landesbischof
                     und seine Bevollmächtigten müssen auf Verlangen bei den Verhandlungen der Synode jederzeit gehört werden.
                  

               

               
                     § 20

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Verhandlungen der Landessynode sind in der Regel öffentlich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Landessynode regelt ihre Geschäftsordnung5 innerhalb der verfassungsmäßigen Schranken. Bestimmungen, die das Verhältnis des Landesbischofs und seiner Bevollmächtigten
                     zur Synode berühren, sind im Einverständnis mit dem Landesbischof zu treffen. Die Geschäftsordnung kann den Präsidenten ermächtigen,
                     einzelnen Mitgliedern der Landessynode ausnahmsweise zu gestatten, aus wichtigem Grund an öffentlichen Verhandlungen der Landessynode
                     ohne persönliche Anwesenheit teilzunehmen, sofern eine Beratung und Beschlussfassung durch zeitgleiche Übertragung von Bild
                     und Ton mittels geeigneter technischer Hilfsmittel, insbesondere in Form einer Videokonferenz, möglich ist; eine Teilnahme
                     an geheimen Wahlen und Abstimmungen ist in diesem Fall nicht zulässig.
                  

               

               
                     § 21

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Landessynode kommt das kirchliche Gesetzgebungsrecht zu.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sie stellt den landeskirchlichen Haushaltsplan fest, auch prüft sie unterstützt durch eine unabhängige, öffentlich-rechtliche
                     kirchliche Prüfungseinrichtung die Rechnungen sowie den Stand des von der Landeskirche verwalteten Vermögens.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        In Wahrnehmung der Bedürfnisse der Landeskirche auf allen ihren Lebensgebieten kann sie Anträge, Wünsche und Beschwerden an
                     den Landesbischof oder den Oberkirchenrat richten und von ihnen Auskunft und Akteneinsicht über einzelne Angelegenheiten verlangen.
                     Sie kann Personen anhören.
                  

               

               
                     § 22

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Bekenntnis ist nicht Gegenstand der kirchlichen Gesetzgebung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Eines kirchlichen Gesetzes bedarf es bei Festsetzung oder Änderung:
                     
                        	
                           der Verfassung der Landeskirche auf allen ihren Stufen, einschließlich der Grundsätze über die Organisation der kirchlichen
                              Ämter;
                           

                        

                        	
                           der im Bereich der Landeskirche geltenden Lehr- und Gottesdienstordnung, soweit darüber keine Regelung in einem kirchlichen
                              Buch gemäß § 23 Nr. 1 erfolgt;
                           

                        

                        	
                           der kirchlichen und sittlichen Lebensordnung in den Gemeinden, sofern dadurch Rechte und Pflichten der Kirchengenossen begründet,
                              aufgehoben oder geändert werden;
                           

                        

                        	
                           der dienstrechtlichen Verhältnisse der im Dienst der Landeskirche stehenden Geistlichen und Beamten, sowie der Bestimmungen
                              über ihre Ruhegehalts- und Hinterbliebenenversorgung und über dienstliche Verfehlungen;
                           

                        

                        	
                           des landeskirchlichen Haushaltsplans sowie einer finanziellen Belastung der Kirchengemeinden und Kirchengenossen.

                        

                     

                  

               

               
                     § 23

                  

                  Die Zustimmung der Landessynode genügt,
                     
                        	
                           wenn kirchliche Bücher zum Gebrauch für Gottesdienst, gottesdienstliche Handlungen und religiösen Unterricht eingeführt oder
                              abgeändert werden sollen;
                           

                        

                        	
                           zur Abgabe einer Erklärung im Sinne von Artikel 10 a Abs. 2 oder 3 der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland6.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 24

                  

                  Gesetzesentwürfe werden entweder durch den Landesbischof bei der Landessynode eingebracht oder auf Grund eines aus der Landessynode
                     selbst hervorgehenden Gesetzesvorschlags von ihr in Behandlung genommen. Im ersten Fall werden die Entwürfe von dem Oberkirchenrat
                     vorberaten. Im zweiten Fall müssen sie von mindestens fünfzehn Mitgliedern unterzeichnet sein.
                  

               

               
                     § 25

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die von der Landessynode beschlossenen Gesetze werden vom Landesbischof ausgefertigt und verkündet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Landesbischof ist berechtigt, ein von der Landessynode beschlossenes Gesetz, dessen Inhalt er nicht zuzustimmen vermag,
                     innerhalb dreier Monate nach seiner Annahme zu nochmaliger Beratung und Beschlußfassung an die Landessynode zurückzuverweisen.
                     Die wiederholte Beratung in der Landessynode kann ohne Zustimmung des Landesbischofs nicht früher als sechs Monate nach der
                     erstmaligen Beschlußfassung erfolgen. Wird das Gesetz bei der wiederholten Beratung in der Landessynode ohne wesentliche Änderung
                     seines Inhalts angenommen, so muß es ausgefertigt und verkündet werden. Die in § 22 Abs. 2 Ziff. 5 genannten Gesetze können hinsichtlich derjenigen Beträge, über die zwischen Landessynode und Landesbischof Übereinstimmung
                     besteht, verkündet und im übrigen an die Landessynode zurückverwiesen werden; Satz 2 findet in diesem Fall keine Anwendung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Gesetze werden in dem kirchlichen Amtsblatt verkündet, das nach Maßgabe einer Verordnung des Oberkirchenrats7 geführt wird. Sie erhalten, wenn nichts anderes bestimmt ist, ihre verbindliche Kraft mit dem vierzehnten Tag nach dem Tag
                     der Ausgabe des Amtsblatts.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die zum Vollzug der kirchlichen Gesetze erforderlichen Anordnungen werden vom Oberkirchenrat erlassen.
                  

               

               
                     § 26

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Landessynode wählt während ihrer erstmaligen Tagung für die Zeit bis zum ersten Zusammentritt der folgenden Landessynode
                     aus ihrer Mitte einen Ausschuß (Geschäftsführender Ausschuß).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Ausschuß besteht aus dem Präsidenten der Landessynode, seinen Stellvertretern und elf von der Synode gewählten Mitgliedern.
                     Den Vorsitz führt der Präsident der Landessynode, bei seiner Verhinderung einer seiner Stellvertreter. Er kann vorsehen, dass
                     Sitzungen ausnahmsweise ohne persönliche Anwesenheit aller oder einzelner Mitglieder im Sitzungsraum durchgeführt werden,
                     sofern eine Beratung und Beschlussfassung durch zeitgleiche Übertragung von Bild und Ton mittels geeigneter technischer Hilfsmittel,
                     insbesondere in Form einer Videokonferenz, möglich ist. Zur Beschlußfähigkeit des Ausschusses ist die Anwesenheit von mehr
                     als der Hälfte der Mitglieder erforderlich; bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Es werden elf Stellvertreter gewählt. Die Landessynode bestimmt die Reihenfolge der Einberufung der Stellvertreter.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Für ausgeschiedene Ausschußmitglieder und Stellvertreter werden beim Wiederzusammentritt der Landessynode Neuwahlen vorgenommen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Wahl der Ausschußmitglieder und der Stellvertreter kann je in einem Wahlgang erfolgen.
                  

               

               
                     § 27

                  

                  Der Geschäftsführende Ausschuß vertritt die Landessynode, solange sie nicht versammelt ist. Er hat die in § 21 Abs. 2 zweiter Halbsatz und Abs. 3 genannten Aufgaben und Rechte, trifft die Vorbereitungen für den Zusammentritt der Landessynode und nimmt die Vorprüfung
                     der Gültigkeit der Wahl ihrer Mitglieder vor (vgl. auch § 12 Abs. 1 Satz 2, § 39). Über seine Tätigkeit erstattet er der Landessynode
                     einen Rechenschaftsbericht.
                  

               

               
                     § 28

                  

                  Der Geschäftsführende Ausschuss versammelt sich auf Berufung seines Vorsitzenden nach Bedarf; er muss berufen werden, wenn
                     es drei seiner Mitglieder verlangen.
                  

               

               
                     § 29

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Geschäftsführende Ausschuss der Landessynode ist ermächtigt, Anordnungen, für welche die Landessynode zuständig ist, auf
                     Antrag oder mit Zustimmung des Landesbischofs zu treffen, wenn sie nicht bis zum nächsten Zusammentritt der Landessynode aufgeschoben
                     werden können und die sofortige Einberufung der Landessynode entweder nicht möglich oder der Bedeutung der Sache nicht angemessen
                     ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für diese Anordnungen gilt § 25 Abs. 1, 3 und 4, wenn sie Gesetzesinhalt haben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die getroffenen Anordnungen treten spätestens ein Jahr nach ihrem Erlass außer Kraft.
                  

               

               
                     § 30

                  

                  Die Mitglieder der Landessynode üben ein öffentliches Ehrenamt aus und erhalten eine Aufwandsentschädigung. Das Nähere wird
                     durch kirchliches Gesetz8 geregelt.
                  

               

            

         

         
               III. LANDESBISCHOF, LANDESKIRCHENAUSSCHUSS

            

            
                     § 31

                  

                  Der Landesbischof trägt dafür Sorge, dass die Organe der Landeskirche im Dienste der Leitung zusammenwirken. Er vertritt die
                     Kirche nach außen und nimmt die Aufgaben wahr, die ihm in den kirchlichen Gesetzen übertragen sind; § 36 Abs. 1 Satz 2 bleibt unberührt. Er vollzieht nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften die Ernennung der Geistlichen und der Beamten der
                     Landeskirche.
                  

               

               
                     § 32

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Landesbischof bildet mit dem Präsidenten der Landessynode und sieben weiteren Mitgliedern der Landessynode den Landeskirchenausschuss.
                     Unter den weiteren Mitgliedern der Landessynode müssen sich mindestens vier Laien befinden. Die sieben weiteren Mitglieder
                     der Landessynode und jeweils ein persönlicher Stellvertreter des Präsidenten der Landessynode und der sieben weiteren Mitglieder
                     werden unter entsprechender Anwendung des § 16 Abs. 2 und 4 von jeder Landessynode gewählt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Landeskirchenausschuss beschließt über die Ernennung der Prälaten und der übrigen Mitglieder des Oberkirchenrats. Deren
                     Amtszeit beträgt zehn Jahre. Wiederernennung ist möglich; Ruhestandsvorschriften bleiben unberührt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Zustimmung des Landeskirchenausschusses bedarf die Besetzung der mit dem Amt des Dekans verbundenen Pfarrstellen und anderer
                     für die Landeskirche besonders wichtiger Stellen; das Nähere regelt ein Kirchengesetz9.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Im Übrigen nimmt der Landeskirchenausschuss die ihm durch §§ 34, 38, 39 und 40 dieser Verfassung und durch Kirchengesetz übertragenen Aufgaben wahr.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Der Landesbischof führt den Vorsitz. Die Entschließungen werden mit Stimmenmehrheit getroffen. Widerspricht der Landesbischof,
                     ist in einer weiteren Abstimmung die Zustimmung von mindestens zwei Dritteln der Anwesenden erforderlich.
                  

               

               
                     § 33

                  

                  Die Entschließungen des Landesbischofs und des Landeskirchenausschusses werden auf Antrag oder nach Anhörung des Oberkirchenrats
                     getroffen.
                  

               

               
                     § 34

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Landesbischof wird auf Vorschlag des Nominierungsausschusses von der Landessynode in geheimer Wahl auf zehn Jahre gewählt.
                     Wiederwahl ist möglich. Zur Gültigkeit der Wahl sind zwei Drittel der abgegebenen Stimmen erforderlich. Das Nähere regelt
                     ein Kirchengesetz, das auch das Ausscheiden von Kandidaten mit der geringsten Stimmenzahl vorsehen kann.10

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Landesbischof kann nicht Mitglied der Landessynode sein.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für den Landesbischof werden von dem Landeskirchenausschuß, jedoch nicht gegen die Stimme des Landesbischofs, aus der Zahl
                     der Mitglieder des Oberkirchenrats Stellvertreter bestellt.
                  

               

               
                     § 35

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Landesbischof tritt mit Vollendung des achtundsechzigsten Lebensjahres in den Ruhestand.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Landesbischof kann jederzeit vom Amt zurücktreten. Er muß zurücktreten, wenn die Landessynode mit einer Mehrheit von zwei
                     Dritteln der abgegebenen Stimmen erklärt, daß sein Rücktritt um des Wohls der Landeskirche willen geboten ist. Die Abstimmung
                     hierüber ist geheim.
                  

               

               
                     § 35 a

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Landesbischof bleibt bis zum Amtsantritt seines Nachfolgers im Amt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Nach Ablauf seiner Amtszeit, nach Eintritt in den Ruhestand und im Fall des Rücktritts hat der Landesbischof Anspruch auf
                     Ruhegehalt. Ruhegehalt und Hinterbliebenenbezüge werden durch kirchliches Gesetz geregelt.
                  

               

            

         

         
               IV. OBERKIRCHENRAT

            

            
                     § 36

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Oberkirchenrat führt die landeskirchliche Verwaltung. In vermögensrechtlichen Angelegenheiten sowie in Rechtsstreitigkeiten
                     vertritt er die Landeskirche nach außen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Er ist ein Kollegium und besteht neben dem Vorstand aus der erforderlichen Zahl von geistlichen und weltlichen Mitgliedern.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Zu den Mitgliedern des Oberkirchenrats gehören auch die Prälaten.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Auf das dienstrechtliche Verhältnis der Mitglieder und Beamten des Oberkirchenrats finden, soweit nichts besonderes bestimmt
                     ist, die für die Geistlichen geltenden Vorschriften entsprechende Anwendung.
                  

               

               
                     § 37

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Vorstand des Oberkirchenrats ist der Landesbischof.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Soweit er die Vorstandsgeschäfte nicht selbst wahrnimmt, wird er durch die in § 34 Abs. 3 bezeichneten Mitglieder des Oberkirchenrats vertreten.
                  

               

               
                     § 38

                  

                  Der Oberkirchenrat steht unter der Dienstaufsicht des Landeskirchenausschusses.

               

               
                     § 39

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Geschäftsführende Ausschuss der Landessynode ist berechtigt, bei Verordnungen von größerer Tragweite an den Beratungen
                     des Oberkirchenrats mit Stimmrecht seiner Mitglieder teilzunehmen. Was solche Verordnungen sind, bestimmt im Zweifel der Landeskirchenausschuss.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Geschäftsführende Ausschuss kann von dem Vorstand des Oberkirchenrats auch zu anderen Beratungen eingeladen werden. Er
                     muss von diesem eingeladen werden, wenn der Vorsitzende des Geschäftsführenden Ausschusses es verlangt.
                  

               

               
                     § 40

                  

                  Das Nähere über die Geschäftsbehandlung beim Oberkirchenrat bestimmt eine vom Landesbischof im Einvernehmen mit dem Landeskirchenausschuß
                     zu erlassende Geschäftsordnung11.
                  

               

            

         

         
               V. KIRCHLICHES VERWALTUNGSGERICHT

            

            
                     § 40 a

                  

                  Es wird ein unabhängiges kirchliches Verwaltungsgericht gebildet. Das Nähere regelt ein Kirchengesetz.12

               

            

         

         
               SCHLUSS- UND ÜBERGANGSBESTIMMUNGEN

            

            
                     § 41

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das vorstehende Gesetz tritt in Kraft, sobald die ihm entgegenstehenden staatsgesetzlichen Bestimmungen außer Wirksamkeit
                     getreten sind. Bis zum Zusammentritt des auf Grund dieses Gesetzes zu wählenden Landeskirchentags werden die in diesem Gesetz
                     dem Landeskirchentag zugewiesenen Aufgaben von der Landeskirchenversammlung wahrgenommen. Der Zeitpunkt, an dem das Gesetz
                     in Kraft tritt, wird im Verordnungsweg13 bestimmt.14

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die erstmalige Wahl des Kirchenpräsidenten und des für den Landeskirchenausschuß zu wählenden dritten Mitglieds kann vor dem
                     Inkrafttreten des Gesetzes nach Maßgabe des § 34 in Verbindung mit § 41 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3 Satz 2 erfolgen.15

                  
                        (
                        3
                        )
                        Durch Verordnung werden die näheren Bestimmungen über den Vollzug des Gesetzes getroffen, insbesondere auch hinsichtlich des
                     Übergangs der Evangelischen Oberkirchenbehörde (Evang. Konsistorium und Synodus) in den Oberkirchenrat, sowie über die dienstrechtlichen
                     Verhältnisse, die für die Mitglieder und Beamten des Oberkirchenrats bis zu späterer gesetzlicher Regelung gelten. Die Mitglieder
                     der Oberkirchenbehörde werden mit dem Inkrafttreten des Gesetzes Mitglieder des Oberkirchenrats.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die kirchlichen Aufgaben, welche in noch geltenden Gesetzen und Verordnungen dem evangelischen Landesherrn zugeschieden sind,
                     hat bis zu weiterer Regelung der Landesbischof wahrzunehmen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Bis zum Inkrafttreten eines Gesetzes über die Verfassung der evangelischen Kirchengemeinden gilt für das Wahlrecht zum Landeskirchentag
                     Art. 3 des kirchlichen Gesetzes vom 12. Februar 1919, betr. die Einberufung einer Landeskirchenversammlung (Konsistorialamtsblatt
                     19 S. 15), in Verbindung mit Art. 18, Art. 50 Abs. 3 des Evangelischen Kirchengemeindegesetzes (Regierungsblatt 1906 S. 255)
                     und Art. III des Gesetzes vom 13. August 1919, betr. die Neuwahl der Kirchengemeinde- und Kirchenstiftungsräte (Regierungsblatt
                     S. 223).16

                  
                        (
                        6
                        )
                        Sobald das Gesetz in Kraft getreten ist, verlieren die Landessynodalordnung von 1888 (Konsistorialamtsblatt 9 S. 3828), das
                     vorläufige kirchliche Gesetz, betr. die Ausübung des landesherrlichen Kirchenregimentsrechte in der evangelischen Landeskirche
                     Württembergs, vom 9. November 1918 (Amtsblatt 18 S. 219) und das kirchliche Gesetz, betr. die Ausübung der landesherrlichen
                     Kirchenregimentsrechte im Falle der Zugehörigkeit des Königs zu einer anderen als der evangelischen Konfession, vom 28. März
                     1898 in der Fassung des Gesetzes vom 22. April 1912 (Amtsblatt 11 S. 5149 und 16 S. 135) ihre Geltung.17
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         2. Verordnung der evangelischen Kirchenregierung 
zum Vollzug des Kirchenverfassungsgesetzes
         

      

      
         Vom 13. Februar 1924

      

      
         (Abl. 21 S. 19), geändert durch Verordnung vom 25. November 1948 (Abl. 33 S. 203), durch Kirchl. Gesetz vom 4. März 1988 (Abl.
            53 S. 117), vom 25. Oktober 2001 (Abl. 59 S. 402), vom 30. November 2006 (Abl. 62 S. 319, 320), durch Anordnung gemäß § 29 Absatz 1 Kirchenverfassungsgesetz vom 5. Februar 2021 (Abl. 69 S. 370),  durch Verordnung vom 27. Juli 2021 (Abl. 69 S. 607) und vom 9. Dezember 2025 (Abl. 71 Nr. 213)
         

      

      Auf Grund des § 41 Abs. 1 und 3 des Kirchenverfassungsgesetzes (Kons.-Abl. 19 S. 199) wird nachstehendes verfügt:
      

      
            ÜBERGANGSBESTIMMUNG

         

         
                     § 1

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Kirchenverfassungsgesetz (K. V.) tritt am 1. April 1924 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Mit diesem Zeitpunkt löst sich die Ev. Kirchenregierung auf und gehen die von ihr wahrzunehmenden Amtsgeschäfte an die in
                     der Verfassung bestimmten Organe über.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Gleichzeitig vollzieht sich der Übergang der Ev. Oberkirchenbehörde (Ev. Konsistorium und Synodus) in den Oberkirchenrat und
                     werden die bisherigen Mitglieder und Beamten der Oberkirchenbehörde, vorbehältlich ihrer Zustimmung, Mitglieder und Beamte
                     des Oberkirchenrats.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die erstmalige Wahl der nach dem Kirchenverfassungsgesetz zu wählenden Landessynode ist so rechtzeitig vorzunehmen, daß diese
                     spätestens innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des Kirchenverfassungsgesetzes erstmals zusammentritt.
                  

               

            

         

      

      
            LANDESBISCHOF

         

         
                     § 2

                  

                  (aufgehoben)

               

               
                     § 3

                  

                  - gestrichen -

               

               
                     § 4

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dem Landesbischof kommt die oberste Leitung und, soweit es sich nicht um vermögensrechtliche Angelegenheiten und Rechtsstreitigkeiten
                     handelt, die Vertretung der Landeskirche sowie die Wahrnehmung derjenigen Aufgaben zu, die ihm in den kirchlichen Gesetzen
                     übertragen sind. Zu seiner Zuständigkeit gehört auch das Recht, die Ernennung der Geistlichen und Beamten der Landeskirche
                     zu vollziehen, Amtsbezeichnungen zu verleihen und in Disziplinarsachen gnadenweise Verfügungen zu erlassen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ist der Landesbischof ein Geistlicher, so steht ihm in allen Gemeinden des Landes die Wortverkündung zu. Fungiert er als Geistlicher,
                     so trägt er Amtskleid und Amtsabzeichen der Prälaten.
                  

               

               
                     § 5

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für den Landesbischof wird vom Landeskirchenausschuß, jedoch nicht gegen die Stimme des Landesbischofs, aus den Mitgliedern
                     des Oberkirchenrats die erforderliche Zahl von Stellvertretern, auf die Dauer oder für vorübergehende Bedürfnisse, bestellt
                     und die Reihenfolge für ihren Eintritt bestimmt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Stellvertreter vertreten den Landesbischof auch in seiner Eigenschaft als Vorstand des Oberkirchenrats nach näherer Bestimmung
                     des Landesbischofs.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Soweit nichts anderes bestimmt ist, treten die Mitglieder des Oberkirchenrats nach dem Dienstalter als Stellvertreter ein.
                  

               

            

         

      

      
            LANDESKIRCHENAUSSCHUSS

         

         
                     § 6

                  

                  Der Landeskirchenausschuß wird bei gegebenem Anlaß vom Landesbischof berufen. Er kann vorsehen, dass Sitzungen ausnahmsweise
                     ohne persönliche Anwesenheit aller oder einzelner Mitglieder im Sitzungsraum durchgeführt werden, sofern eine Beratung und
                     Beschlussfassung durch zeitgleiche Übertragung von Bild und Ton mittels geeigneter technischer Hilfsmittel, insbesondere in
                     Form einer Videokonferenz, möglich ist. Die Beschlussfassung kann auch schriftlich oder elektronisch im Wege des Umlaufs erfolgen,
                     sofern kein Mitglied widerspricht.
                  

               

            

         

      

      
            OBERKIRCHENRAT

         

         
                     § 7

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Oberkirchenrat besteht aus dem Vorstand und der erforderlichen Zahl von haupt- oder nebenamtlich angestellten geistlichen
                     und weltlichen Mitgliedern (§ 36 K. V.1).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für den Rechnungs-, Kassen- und Kanzleidienst wird die nötige Zahl von Beamten angestellt.
                  

               

               
                     § 8

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Oberkirchenrat ist auf dem Gebiet der landeskirchlichen Verwaltung (§ 36 K. V.2) in allen Angelegenheiten zuständig, die nicht in Gesetzen oder Verordnungen einem anderen kirchlichen Organ vorbehalten sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Amtsaufgaben, die nach den geltenden kirchlichen oder staatlichen Bestimmungen der Oberkirchenbehörde, dem Konsistorium oder
                     Synodus zukommen, werden künftig vom Oberkirchenrat wahrgenommen, soweit nichts anderes bestimmt ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Oberkirchenrat entscheidet auch über vermögensrechtliche Streitigkeiten zwischen kirchlichen Gemeinden, Gemeindeverbänden
                     oder Stiftungen der evang. Kirche, für die nicht die Zuständigkeit staatlicher Gerichte oder Verwaltungsbehörden begründet
                     ist, sowie vorbehaltlich anderer Anordnung des Stifters über die Berechtigung zum Genuß öffentlicher kirchlicher Stiftungen,
                     sofern die Stiftung von ihm verwaltet wird oder gegen eine Entscheidung der die Stiftung verwaltenden kirchlichen Behörde
                     Beschwerde eingelegt ist. Gegen die Entscheidung des Oberkirchenrats ist nach Maßgabe der staatlichen Bestimmungen die Anrufung
                     des Verwaltungsgerichtshofs zulässig.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Geschäftsbehandlung beim Oberkirchenrat bestimmt die auf Antrag des Oberkirchenrats vom Landesbischof im Einvernehmen
                     mit dem Landeskirchenausschuß zu erlassende Geschäftsordnung3.
                  

               

               
                     § 9

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Vorstand leitet die Geschäfte des Oberkirchenrats, vertritt ihn nach außen und unterzeichnet seine Verfügungen. Zu rechtsverbindlichen
                     Erklärungen des  Oberkirchenrats nach außen ist die Unterschrift des Vorstands erforderlich und genügend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Vorstand wird durch die Stellvertreter des Landesbischofs vertreten (vgl. §§ 37 Abs. 2, 34 Abs. 3 K. V.4; oben § 5).
                  

               

            

         

      

      
            OBERKIRCHENRAT UND GESCHÄFTSFÜHRENDER AUSSCHUSS

         

         
                     § 10

                  

                  Gemeinsame Beratungen des Oberkirchenrats und des Geschäftsführenden Ausschusses der Landessynode bei Verordnungen von größerer
                     Tragweite (§ 39 Abs. 1 K. V.5) finden nach Berufung und unter dem Vorsitz des Oberkirchenratvorstands statt. Die Geschäftsordnung für den Oberkirchenrat
                     findet auf solche gemeinsame Sitzungen entsprechende Anwendung.
                  

               

            

         

      

      
            MITGLIEDER UND BEAMTE DES OBERKIRCHENRATS

         

         
                     § 11

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Auf die Mitglieder und Beamten des Oberkirchenrats, die nicht ein geistliches Amt bekleiden, finden bis zu späterer gesetzlicher
                     Regelung die Bestimmungen des staatlichen Beamtengesetzes und Besoldungsgesetzes für Württemberg entsprechende Anwendung,
                     sofern nicht im einzelnen etwas anderes bestimmt ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ebenso gelten für sie, vorbehaltlich etwaiger kirchlicher Sondervorschriften, die Ausführungsbestimmungen zu den genannten
                     Staatsgesetzen. Im Zweifel sind die für die Ministerien geltenden Grundsätze entsprechend anzuwenden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        An Stelle der in dem staatlichen Beamten- und Besoldungsgesetz vorgesehenen Zuständigkeit des Landesherrn oder Staatspräsidenten
                     tritt diejenige des Landesbischofs, an Stelle derjenigen des Staatsministeriums diejenige des Landeskirchenausschusses, an
                     Stelle derjenigen des Ministeriums oder der vorgesetzten oder obersten Dienstbehörde diejenige des Oberkirchenrats und, soweit
                     es sich um Mitglieder des Oberkirchenrats handelt, des Landeskirchenausschusses, an Stelle der Zuständigkeit des Disziplinarhofs
                     und Verwaltungsgerichtshofs diejenige des kirchlichen Disziplinargerichts …6.
                  

               

               
                     § 12

                  

                  Die Mitglieder und Beamten des Oberkirchenrats werden vor Übernahme ihres Amtes verpflichtet. Das Nähere hierüber bestimmt
                     der Landesbischof.
                  

               

               
                     § 13

                  

                  Die Ansprüche der Mitglieder und Beamten des Oberkirchenrats auf Gehaltsleistungen, Ruhestands- und Hinterbliebenenversorgung
                     und etwaige sonstige Bezüge richten sich, soweit nicht solche gegenüber der Staatskasse oder der Pensionskasse für Körperschaftsbeamte
                     bestehen, gegen die Landeskirche.
                  

               

               
                     § 14

                  

                  Zur Verhängung von Ordnungsstrafen gegen Beamte des Oberkirchenrats ist der Oberkirchenrat, zur Verhängung von Ordnungsstrafen
                     gegen Mitglieder des Oberkirchenrats der Landeskirchenausschuß zuständig; das Recht zur Erteilung von Mahnungen und Zurechtweisungen
                     steht auch dem Vorstand des Oberkirchenrats zu. Hinsichtlich der Beschwerde gegen verfügte Ordnungsstrafen findet …7 Anwendung.
                  

               

            

         

      

      
            PRÄLATEN

         

         
                     § 15

                  

                  Den Prälaten kommen, soweit nicht ein anderes bestimmt ist, die Amtsaufgaben zu, die bisher den Generalsuperintendenten zustanden.
                     Über ihre Teilnahme an den Sitzungen des Oberkirchenrats trifft die Geschäftsordnung für den Oberkirchenrat nähere Bestimmung.
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         Verordnung des Oberkirchenrats zur Führung des kirchlichen Amtsblatts  (Kirchliche Amtsblattverordnung – KAblVO)

      

      
         vom 5. Dezember 2023

      

      
         (Abl. 71 Nr. 5)
         

      

      Auf Grund von § 25 Absatz 3 Satz 1 Kirchenverfassungsgesetz wird verordnet:
      

      
                     § 1
Form
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das kirchliche Amtsblatt wird in elektronischer Form geführt. Es wird im Internet unter der Adresse „www.kirchenrecht-wuerttemberg.de“ vollständig und dauerhaft zum Abruf bereitgehalten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Verkündungen, Bekanntmachungen und andere Veröffentlichungen in elektronischer Form sind mit der Bereitstellung des kirchlichen
                     Amtsblattes im Internet vollzogen. Der Tag der Bereitstellung zum Abruf ist als Ausgabedatum im kirchlichen Amtsblatt anzugeben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Von dem kirchlichen Amtsblatt werden vier beglaubigte Papierausdrucke gefertigt, die die gleiche Rechtsverbindlichkeit wie
                     das in elektronischer Form herausgegebene kirchliche Amtsblatt haben. Je ein Exemplar der beglaubigten Papierausdrucke wird
                     bei der Evangelischen Hochschul- und Zentralbibliothek Württemberg sowie in der Urkundensammlung des Oberkirchenrats und zwei
                     Exemplare werden beim Landeskirchlichen Archiv hinterlegt.
                  

               

               
                     § 2
Zugänglichkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das kirchliche Amtsblatt ist über das Fachinformationssystem Kirchenrecht im Internet unter der Adresse „www.kirchenrecht-wuerttemberg.de“ zum Abruf für jede Person frei zugänglich. Es kann kostenfrei gelesen, gespeichert und ausgedruckt werden. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Im Fachinformationssystem Kirchenrecht soll ein für die Nutzerinnen und Nutzer kostenfreier Dienst angeboten werden, der
                     diese über die neu erschienenen Ausgaben des kirchlichen Amtsblattes sowie die Integration der Veröffentlichungen in das geltende
                     oder archivierte Recht der Evangelischen Landeskirche in Württemberg selbsttätig elektronisch informiert. Nutzerinnen und
                     Nutzer haben dazu die Adresse Ihres elektonischen1 Postfaches anzugeben. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das kirchliche Amtsblatt kann beim Evangelischen Oberkirchenrat, bei der Evangelischen Hochschul- und Zentralbibliothek Württemberg
                     sowie beim Landeskirchlichen Archiv während der Geschäftszeiten in elektronischer und in gedruckter Form, bei den Regionalverwaltungen
                     in elektronischer Form eingesehen werden. Auf Verlangen wird gegen Übernahme der Kosten ein Ausdruck eines elektronischen
                     Dokuments erstellt.
                  

               

               
                     § 3
Sicherstellung der Echtheit und Unverfälschtheit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Ausgaben des kirchlichen Amtsblatts werden in einem dauerhaft verfügbaren und lesbaren Format erstellt und zur Sicherung
                     der Authentizität und Integrität mit einem qualifizierten elektronischen Siegel nach Artikel 3 Nummer 27 der Verordnung (EU)
                     Nr. 910/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 über elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste
                     für elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG versehen. Nachträgliche inhaltliche
                     Veränderungen der einzelnen Ausgaben sind unzulässig.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Datensicherung des kirchlichen Amtsblatts hat in einem gesonderten, nicht für die Allgemeinheit zugänglichen informationstechnischen
                     System zu erfolgen.
                  

               

               
                     § 4
Ersatzverkündungen und -bekanntmachungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ist die Ausgabe einer Nummer des kirchlichen Amtsblatts auf der Internetseite „www.kirchenrecht-wuerttemberg.de“ nicht nur kurzfristig unmöglich, so erfolgt die Ersatzverkündung oder -bekanntmachung in anderer geeigneter Form. In diesem
                     Fall kann das kirchliche Amtsblatt auch in gedruckter Form herausgegeben und allen kirchlichen Körperschaften zugestellt werden.
                     Für die Ersatzverkündung oder -bekanntmachung wird kein Entgelt erhoben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Sobald die Ausgabe des kirchlichen Amtsblatts auf der Internetseite „www.kirchenrecht-wuerttemberg.de“ wieder möglich ist, werden dort die zuvor nach Absatz 1 ausgegebenen Nummern unverzüglich elektronisch bereitgestellt.
                  

               

               
                     § 5
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2024 in Kraft.
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         4. Kirchliches Gesetz über die Wahl 
der Landesbischöfin oder des Landesbischofs
         

      

      
         Vom 25. Oktober 2001

      

      
         (Abl. 59 S. 402), geändert durch Kirchliches Gesetz vom 24. Juli 2025 (Abl. 71 Nr. 167)
         

      

      
                     § 1
Wahlgremium
                     

                  

                  Die Landesbischöfin oder der Landesbischof wird auf Vorschlag des Nominierungsausschusses nach Maßgabe des § 34 Kirchenverfassungsgesetz1 von der Landessynode gewählt.
                  

               

               
                     § 2
Nominierungsausschuß, Wahlvorschlag
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Nominierungsausschuß besteht aus den Mitgliedern oder im Vertretungsfall den Stellvertreterinnen und Stellvertretern der
                     Mitglieder des Geschäftsführenden Ausschusses der Landessynode. Der Oberkirchenrat entsendet in den Nominierungsausschuß drei
                     Mitglieder, die beratend mitwirken.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Präsidentin oder der Präsident beruft den Nominierungsausschuß ein und führt den Vorsitz.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Nominierungsausschuß bereitet die Wahl vor und schlägt Personen zur Wahl vor.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Nominierungsausschuß regelt sein Verfahren selbst.
                  

               

               
                     § 3
Wahlgänge
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Erhält bis zum dritten Wahlgang einschließlich keine oder keiner der Vorgeschlagenen die erforderliche Stimmenzahl, so scheidet
                     die Kandidatin oder der Kandidat mit der geringsten Stimmenzahl aus.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Nach zwei weiteren Wahlgängen mit unveränderter Kandidatenzahl scheidet wiederum die Kandidatin oder der Kandidat mit der
                     geringsten Stimmenzahl aus. Steht in einem Wahlgang nur noch eine Kandidatin oder ein Kandidat zur Verfügung, wird dieser
                     Wahlgang als letzter durchgeführt. Ist auch dieser ergebnislos, so stellt der Nominierungsausschuß einen neuen Wahlvorschlag
                     auf, in den auch Kandidatinnen oder Kandidaten des alten Wahlvorschlags aufgenommen werden können.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Erhalten mehrere Kandidatinnen oder Kandidaten, die ausscheiden müßten, die gleiche Stimmenzahl, so ist der Wahlgang zu wiederholen.
                  

               

               
                     § 4
Wahlverfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Wahlhandlung ist öffentlich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Wahlgremium ist beschlußfähig, wenn zwei Drittel seiner Mitglieder anwesend sind. Die Stimmabgabe erfolgt in geheimer
                     Wahl. Zur Gültigkeit der Wahl sind zwei Drittel der abgegebenen Stimmen erforderlich.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Auf das Wahlverfahren finden im übrigen die Bestimmungen der Geschäftsordnung für die Landessynode Anwendung, soweit nicht
                     etwas anderes beschlossen wird. Die Landessynode kann insbesondere beschließen, dass abweichend vom Regelfall, dass die Stimmzettel
                     rechts von dem Namen jeder Kandidatin und jedes Kandidaten einen Kreis für die Kennzeichnung enthalten, in dem Falle, dass
                     in einem Wahlgang nur eine Kandidatin oder ein Kandidat zur Verfügung steht, die Stimmzettel rechts von dem Namen der Kandidatin
                     oder des Kandidaten zwei Kreise für die Abgabe von Ja- und Neinstimmen enthalten.
                  

               

               
                     § 5
Verfassungsgesetzliche Bestimmungen
                     

                  

                  Dieses Gesetz wird gemäß § 18 Abs. 2 Satz 3 Kirchenverfassungsgesetz2 dem Kirchenverfassungsgesetz gleichgestellt.
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         5. Kirchliches Gesetz 
über die Gewährung einer Entschädigung 
für die Mitglieder der Landessynode
         

      

      
         Vom 22. November 2016

      

      
         (Abl. 67 S. 270), geändert durch Kirchl. Gesetz vom 18. Oktober 2019 (Abl. 68 S. 725), vom 1. Dezember 2023 (Abl. 71 Nr. 1) und vom 24. Juli 2025 (Abl. 71 Nr. 168)
         

      

      
                     § 1
Sitzungstage- und Übernachtungsgeld
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für die Teilnahme an den Sitzungen der Landessynode, des Ältestenrats und der Ausschüsse erhalten die Mitglieder der Landessynode
                     je Sitzungstag ein Sitzungstagegeld in Höhe des in § 9 Absatz 4a Satz 3 Nummer 1 Einkommensteuergesetz in der jeweils geltenden
                     Fassung festgelegten Betrages. Das Sitzungstagegeld der Präsidentin oder des Präsidenten der Landessynode erhöht sich je Sitzungstag
                     um 10 Euro. Bei halbtägigen Sitzungen oder bei Tagungen, bei denen unentgeltlich Verpflegung gewährt wird, entsteht kein Sitzungstagegeldanspruch.
                     
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Auswärtige Mitglieder der Landessynode erhalten, wenn sie vor oder nach einem Sitzungstag am Ort der Versammlung übernachten,
                     ein Übernachtungsgeld. Das Übernachtungsgeld wird gemäß § 10 Reisekostenordnung1 in der jeweils geltenden Fassung gewährt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für sitzungsfreie Tage oder für solche Tage, an denen ein Mitglied der Landessynode an der Sitzung nicht teilgenommen hat,
                     besteht kein Anspruch auf Sitzungstage- und Übernachtungsgeld. Soweit auswärtige Mitglieder der Landessynode auch sitzungsfreie
                     Tage am Versammlungsort zu verbringen genötigt sind, oder soweit sie sonst am Versammlungsort anwesend, aber infolge von Krankheit
                     verhindert sind, an Sitzungen teilzunehmen, erhalten sie Sitzungstage- und Übernachtungsgeld. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Nach näherer Bestimmung der Präsidentin oder des Präsidenten der Landessynode sind höchstens zweimal jährlich auch für Zusammenkünfte
                     von Mitgliedern der Landessynode, die der Arbeit der Landessynode, des Ältestenrats und ihrer Ausschüsse dienen (insbesondere
                     zur Vorbereitung auf Sitzungen), Mitgliedern der Landessynode Sitzungstage- und Übernachtungsgelder zu gewähren.
                  

               

               
                     § 2
Verdienstausfallentschädigung und Kostenersatz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die in einem freien Beruf stehenden oder selbstständigen Mitglieder der Landessynode erhalten bei Verdienstausfall außer den Sitzungstage- und Übernachtungsgeldern eine Verdienstausfallentschädigung von 100
                     Euro pro Tag. Ein höherer Verdienstausfall kann im Einzelfall angemessen bis zu einem Höchstbetrag von 250 Euro pro Tag entschädigt
                     werden. Das gleiche gilt für die nicht im kirchlichen Dienst in einem abhängigen Beschäftigungsverhältnis stehenden Mitglieder
                     der Landessynode hinsichtlich des Ersatzes des tatsächlichen Verdienstausfalls oder anderer Einkommenseinbußen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ersetzt werden auch andere Kosten, die einem Mitglied der Landessynode entstehen, weil während seiner synodalen Tätigkeit
                     andere Personen für eine notwendige Beschäftigung als Vertretung, Aushilfe oder zur Betreuung eingesetzt werden, sowie sonstige
                     Aufwendungen, die aus entsprechenden Bedürfnissen erwachsen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         In Zweifelsfällen entscheidet die Präsidentin oder der Präsident der Landessynode.
                  

               

               
                     § 3
Fahrtkostenerstattung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Mitglieder der Landessynode erhalten für die Fahrt von ihrem Wohnort an den Ort der Tagung der Landessynode, des Ältestenrats
                     und der Ausschüsse und zurück eine Fahrkostenerstattung. § 6 und § 7 Reisekostenordnung2 in der jeweils geltenden Fassung gelten entsprechend mit der Maßgabe, dass die Benutzung der Deutschen Bahn I. Klasse unabhängig
                     von der Entfernung berücksichtigt und bei Benutzung eines privateigenen Kraftfahrzeugs immer ein erhebliches dienstliches
                     Interesse angenommen wird. Die Fahrtkostenerstattung steht den Mitgliedern der Landessynode zu für die An- und Rückreise zu
                     Beginn und Schluss der Tagung sowie im Fall einer notwendigen Hin- und Rückreise innerhalb einer Tagung, ferner anstelle von
                     Übernachtungsgeld, wenn das Mitglied der Landessynode zur Teilnahme an den Sitzungen täglich hin und zurück reist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ferner werden die Fahrtkosten ersetzt, die den Synodalen in ihrer Eigenschaft als Mitglieder der Landessynode für Fahrten
                     zu Bezirkssynoden und zu anderen kirchlichen Veranstaltungen entstehen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Nach näherer Bestimmung der Präsidentin oder des Präsidenten der Landessynode ist auch für Zusammenkünfte von Mitgliedern
                     der Landessynode, die der Arbeit der Landessynode, des Ältestenrats und ihrer Ausschüsse dienen (insbesondere zur Vorbereitung
                     auf Sitzungen), diesen Mitgliedern der Landessynode Fahrtkostenerstattung zu gewähren.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Über die mit einem privateigenen Kraftfahrzeug zurückgelegten Wegstrecken gemäß Absatz 1 bis 3 ist ein Fahrtenbuch zu führen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die zur Abrechnung der Reisekosten erforderlichen Aufstellungen und Belege sind in der Regel halbjährlich der Geschäftsstelle
                     der Landessynode vorzulegen. In besonders begründeten Ausnahmefällen können von der Präsidentin oder dem Präsidenten der Landessynode
                     davon abweichende Regelungen getroffen werden.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Im Übrigen sind die jeweils geltenden Bestimmungen der Reisekostenordnung entsprechend anzuwenden.
                  

               

               
                     § 4
Kostenpauschale
                     

                  

                  Die Mitglieder der Landessynode erhalten zur Abgeltung der Kosten, die ihnen in Ausübung ihres Amtes entstehen, eine Kostenpauschale,
                     soweit die Kosten nicht von einer kirchlichen Kasse übernommen werden, und zwar
                  

                  
                     
                        	
                           die Präsidentin oder der Präsident monatlich 1000 Euro,

                        

                        	
                           die stellvertretenden Präsidentinnen und Präsidenten sowie die Ausschussvorsitzenden monatlich 300 Euro,

                        

                        	
                           die anderen Synodalen monatlich 100 Euro.

                        

                     

                  

                  Die Präsidentin oder der Präsident der Landessynode kann bestimmen, dass bis zu zehn weiteren Mitgliedern der Landessynode
                     eine Kostenpauschale gemäß Satz 1 Nummer 2 gewährt wird.
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         6. Geschäftsordnung 
der Württembergischen Evangelischen Landessynode
         

      

      
         vom 29. November 1984

      

      
         (Abl. 51 S. 248), geändert durch Beschluss vom 12. März 1987 (Abl. 52 S. 333), vom 25. Oktober 2001 (Abl. 59 S. 410), vom 30. November 2006 (Abl. 62 S. 323), vom 24. Oktober 2007 (Abl. 62 S. 612), vom 16. März 2013 (Abl. 65 S. 487), durch Anordnung gemäß § 29 Absatz 1 Kirchenverfassungsgesetz vom 17. März 2020 (Abl. 69 S. 52), durch Beschluss vom 4. Juli 2020 (Abl. 69 S. 225), vom 2. Juli 2021 (Abl. 69 S. 578), vom 19. März 2022 (Abl. 70 S. 119), vom 29. November 2024 (Abl. 71 Nr. 110) und vom 24. Oktober 2025 (Abl. 71 Nr. 204)
         

      

      Die Landessynode der Evangelischen Landeskirche in Württemberg beschließt – soweit nach § 20 Abs. 2 der Verfassung vom 24. Juni 19201 geboten, im Einverständnis mit dem Landesbischof – folgende Geschäftsordnung:
      

      
            I. Eröffnung der Synode

         

         
                     § 1
Einberufung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Landesbischof beruft die Landessynode zu ihrer ersten Tagung ein und eröffnet sie.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bis die Wahl des Präsidenten vollzogen ist, führt der älteste Synodale den Vorsitz. Solange die Schriftführer nicht gewählt
                     sind, übernehmen die jüngsten Mitglieder das Schriftführeramt.
                  

               

               
                     § 2
Wahl des Präsidenten, seiner Stellvertreter und der Schriftführer
                     

                  

                  Die Landessynode wählt bei ihrer ersten Sitzung je in besonderen, geheimen Wahlgängen aus ihrer Mitte einen Präsidenten und
                     einen ersten und zweiten Stellvertreter des Präsidenten, die den Präsidenten in dieser Reihenfolge vertreten. Außerdem wählt
                     die Landessynode bei ihrer ersten Tagung die Schriftführer.
                  

               

            

         

      

      
            II. Organe und Mitglieder

         

         
                     § 3
Präsident
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Präsident vertritt die Synode, er führt ihre Geschäfte und leitet die Sitzungen gerecht und unparteiisch. Er wahrt die
                     Würde und Rechte der Synode. Während der Tagung übt er das Hausrecht in den Sitzungsräumen aus. Der Präsident kann die Sitzungsleitung
                     jederzeit einem seiner Stellvertreter übertragen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sind der Präsident und seine Stellvertreter verhindert, so führt der älteste anwesende Synodale den Vorsitz.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für die Landessynode ist am Sitz des Oberkirchenrats eine Geschäftsstelle eingerichtet. Sie untersteht dem Präsidenten.
                  

               

               
                     § 4
Schriftführer
                     

                  

                  Die Schriftführer unterstützen den Präsidenten, insbesondere verzeichnen und überwachen sie die Abstimmungen und Wahlen. Sie
                     führen die Rednerliste.
                  

               

               
                     § 5
Synodale
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Synodalen sind verpflichtet, an jeder Sitzung der Synode und des Ausschusses, dem sie angehören, teilzunehmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Verhinderungen sind dem Präsidenten oder dem Ausschußvorsitzenden rechtzeitig mitzuteilen.
                  

                  
                        (
                        2a
                        )
                         Der Präsident kann gemäß § 20 Absatz 2 Satz 3 KV einzelnen Synodalen auf schriftlichen oder textförmlichen Antrag, der sich
                     höchstens auf eine öffentliche Verhandlung der Landessynode bezieht und vier Kalendertage vor deren Beginn gestellt werden muss, ausnahmsweise gestatten, aus wichtigem Grund ohne persönliche
                     Anwesenheit teilzunehmen, wenn 
                  

                  
                     
                        	
                           die Beschlussfähigkeit allein durch die Zahl der persönlich anwesenden Synodalen gewährleistet ist; 

                        

                        	
                           dem Synodalen im gleichen Jahr nicht bereits einmal gestattet wurde, an einer öffentlichen Verhandlung der Landessynode ohne
                              persönliche Anwesenheit teilzunehmen; 
                           

                        

                        	
                           der Synodale nicht die Ämter des Präsidenten, seiner Stellvertreter oder der Schriftführer wahrnimmt. 

                        

                     

                  

                  Im Fall einer länger als drei Monate andauernden Erkrankung des Synodalen findet Satz 1 Nummer 2 keine Anwendung. 

                  Ein wichtiger Grund liegt vor, wenn

                  
                     
                        	
                           es dem Synodalen aufgrund seiner hauptberuflichen Tätigkeit oder ihn treffender Betreuungspflichten unmöglich oder unzumutbar ist, zur Verhandlung anzureisen oder 

                        

                        	
                           die persönliche Anwesenheit des Synodalen bei der Verhandlung ein nicht unerhebliches Gesundheitsrisiko begründet.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Synodalen erhalten die Drucksachen der Synode. Sie dürfen Akten, die die Synode oder einen Ausschuß betreffen – mit Ausnahme
                     der Akten des Geschäftsführenden Ausschusses – einsehen. Die Arbeit von Synode, Ausschüssen, Ausschußvorsitzenden und Berichterstattern
                     darf dadurch nicht behindert werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Synodale im Sinne dieser Geschäftsordnung sind auch beratende Mitglieder der Landessynode (§ 4 Absatz 5 KV2). Dies gilt nicht für Bestimmungen, die das Stimmrecht bei Abstimmungen und Wahlen voraussetzen. 
                  

               

               
                     § 6
Ältestenrat
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Ältestenrat unterstützt den Präsidenten bei der Führung der Geschäfte. Er soll insbesondere eine freie Verständigung über
                     wichtige Fragen der Geschäftsbehandlung ermöglichen und nimmt die ihm gemäß §§ 10 Abs. 1, 24 Abs. 1 und 26 Abs. 4 zugewiesenen Aufgaben wahr.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Ältestenrat besteht aus den Mitgliedern des Geschäftsführenden Ausschusses gemäß § 26 Abs. 2 KV3.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Präsident beruft den Ältestenrat ein und leitet seine Sitzungen. Sofern keines der erreichbaren Mitglieder widerspricht,
                     kann er unter den erreichbaren Mitgliedern eine Beschlussfassung auf schriftlichem oder elektronischem Wege herbeiführen.
                     § 28 Absatz 6 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Vorsitzenden der Ausschüsse und die Leiter der Gesprächskreise der Synode können zu den Sitzungen eingeladen werden.
                  

               

            

         

      

      
            III. Sitzungen

         

         
                     § 7
Öffentlichkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Sitzungen sind öffentlich, soweit nicht einzelne Angelegenheiten nach Beschluß der Landessynode nichtöffentlich behandelt
                     werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Über einen Antrag auf nichtöffentliche Behandlung wird von der Synode unter Ausschluß der Öffentlichkeit verhandelt und beschlossen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Über die Beratungen in nichtöffentlicher Sitzung sind die Synodalen zur Verschwiegenheit verpflichtet, soweit die Synode nichts
                     anderes beschließt.
                  

               

               
                     § 8
Andacht
                     

                  

                  Die Sitzungstage beginnen und schließen mit Andacht oder Gebet, die von einem Mitglied der Synode gehalten werden sollen.

               

               
                     § 9
Einleitung der Sitzungen
                     

                  

                  Nach Eröffnung der Sitzung gibt der Präsident das Ausscheiden und den Neueintritt sowie die Verhinderung von Synodalen, besondere
                     Eingänge und andere wichtige Mitteilungen bekannt.
                  

               

               
                     § 10
Tagesordnung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Präsident stellt die Tagesordnung nach Beratung im Ältestenrat im Einvernehmen mit dem Landesbischof auf.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zur Aussprache ohne Beschlussfassung über ein Thema von allgemeinem aktuellen Interesse kann die Tagesordnung den Gegenstand
                     „Aktuelle Stunde“ vorsehen. Vorschläge für ein bestimmt bezeichnetes Thema können von mindestens zehn Synodalen schriftlich
                     bis zur Eröffnung der Tagung beim Präsidenten eingereicht werden. Dieser entscheidet im Einvernehmen mit seinen Stellvertretern
                     und dem Landesbischof über die Aufnahme eines Themas.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Synode kann die Tagesordnung ändern, die Sitzung unterbrechen oder sich vertagen. Gegenstände können nicht neu auf die
                     Tagesordnung gesetzt werden, wenn zehn Synodale widersprechen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Tagesordnung wird den Synodalen und dem Oberkirchenrat rechtzeitig übersandt.
                  

               

               
                     § 11
Schließung der Sitzung
                     

                  

                  Der Präsident schließt die Sitzung, wenn die Tagesordnung erledigt ist, wenn die Synode es beschließt oder wenn die Fortsetzung
                     wegen Beschlußunfähigkeit oder aus anderen Gründen – z. B. wegen störender Unruhe – unmöglich wird.
                  

               

               
                     § 12
Sitz- und Redeordnung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Mitglieder der Synode sitzen nach dem Lebensalter.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wortmeldungen werden an den Präsidenten gerichtet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Redner richten ihre Ausführungen ausschließlich an die Synode. Es soll möglichst in freier Rede gesprochen werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Das erste und letzte Wort hat bei Ausschußberichten der Berichterstatter, bei Anträgen der Antragsteller und bei Vorlagen
                     des Oberkirchenrats dessen Vertreter.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Im übrigen wird – vorbehältlich § 19 KV4 – nach der Reihenfolge der Rednerliste gesprochen. Ausnahmsweise kann der Präsident mit Rednern für und wider den Hauptantrag
                     oder aus den Gesprächskreisen abwechseln. Geladene Gäste kommen nach Aufforderung des Präsidenten zu Wort.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Auf Antrag kann der Präsident Mitgliedern der Synode das Wort zu einer Zwischenbemerkung erteilen. Die Zwischenbemerkung soll
                     unmittelbar nach dem Redebeitrag erfolgen, dem sie gilt. Sie darf zwei Minuten Dauer nicht übersteigen. Für Zwischenbemerkungen
                     sind die Saalmikrofone zu benutzen. Zwischenbemerkungen zu Zwischenbemerkungen sind nicht zulässig. Redner sollen Gelegenheit
                     erhalten, in längstens zwei Minuten auf die Zwischenbemerkungen zu ihrem Redebeitrag einzugehen. Zu einem Redebeitrag sind
                     maximal drei Zwischenbemerkungen zulässig.
                  

               

               
                     § 13
Geschäftsordnungsanträge
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zur Geschäftsordnung kann das Wort außerhalb der Reihe verlangt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Jedes Mitglied der Synode kann insbesondere beantragen,
                     
                        	
                           Beschränkung der Redezeit,

                        

                        	
                           Schließung der Rednerlisten,

                        

                        	
                           Schluß der Beratung,

                        

                        	
                           Übergang zur Tagesordnung,

                        

                        	
                           Überweisung des Verhandlungsgegenstandes an einen Ausschuß.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wer zur Sache gesprochen hat, kann hierzu in der gleichen Sitzung einen Antrag nach Absatz 2 Buchst. a)–d) nicht stellen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Anträge auf Schluß der Beratung und Schließung der Rednerliste können erst gestellt werden, wenn fünf Synodale zur Sache gesprochen
                     haben. Dem Antrag auf Schluß der Beratungen ist stattzugeben, wenn zwei Drittel der anwesenden Synodalen zustimmen. Zu Gesetzentwürfen
                     und Vorlagen gemäß § 23 Ziff. 1 KV5 kann der Übergang zur Tagesordnung nicht beantragt werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Über Anträge zur Geschäftsordnung wird ohne Aussprache alsbald abgestimmt. Je eine kurze Stellungnahme für und gegen den Antrag
                     ist zuzulassen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die in § 12 Abs. 4 Angeführten (Berichterstatter, Antragsteller und Vertreter des Oberkirchenrats) erhalten das Schlußwort auch bei Annahme
                     eines Antrags nach Absatz 2 Buchst. b und c). Bei Anträgen nach Absatz 2 Buchst. e) ist dem Ausschußvorsitzenden auf Verlangen das Wort zu erteilen.
                  

               

               
                     § 14
Persönliche Erklärungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zu persönlichen Erklärungen erteilt der Präsident auch außerhalb der Tagesordnung das Wort. Er kann insoweit von der Rednerliste
                     abweichen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Persönliche Erklärungen dürfen nur die Stellungnahme zu Äußerungen, die die eigene Person betreffen, die Berichtigung eigener
                     Ausführungen oder die Richtigstellung einer Wiedergabe von Ausführungen zum Gegenstand haben.
                  

               

               
                     § 15
Aufrechterhaltung der Ordnung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ein Redner, der vom Verhandlungsgegenstand abweicht, wird vom Präsidenten zur Sache verwiesen. Wer die Ordnung verletzt, wird
                     vom Präsidenten gerügt und zur Ordnung gerufen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ist ein Redner dreimal zur Sache verwiesen oder zur Ordnung gerufen und beim zweiten Ruf durch den Präsidenten auf die Folgen
                     eines weiteren Rufs aufmerksam gemacht worden, so kann ihm die Synode auf Antrag des Präsidenten das Wort entziehen. Der Beschluß
                     ergeht ohne Beratung. Nach der Wortentziehung wird dem Redner das Wort vor Erledigung des zur Beratung stehenden Gegenstandes
                     nicht mehr erteilt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Gegen Rügen und Ordnungsrufe kann der Synodale bis zum Beginn der nächsten Sitzung schriftlich Einsprache erheben. Über sie
                     wird ohne Beratung abgestimmt.
                  

               

            

         

      

      
            IV. Gesetze, Vorlagen, Anträge und sonstige Eingänge

         

         
                     § 16
Gesetzentwürfe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Beratung von Gesetzentwürfen (§ 22 KV6) beginnt mit einer Aussprache über die Grundsätze der Vorlage (Grundsatzaussprache). Anschließend wird über die einzelnen
                     Artikel oder Paragraphen gesondert beraten und abgestimmt (1. Lesung). Mit Zustimmung der Synode kann die Grundsatzaussprache
                     entfallen, die Reihenfolge geändert und können zur Beratung und Abstimmung mehrere Artikel oder Paragraphen zusammengefaßt
                     werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der ersten Lesung folgt die Abstimmung über den gesamten Gesetzentwurf (2. Lesung). Sie erfolgt in der Regel ohne Aussprache.
                     Soweit eine qualifizierte Mehrheit vorgeschrieben ist, müssen erste und zweite Lesung an verschiedenen Tagen stattfinden.
                  

               

               
                     § 17
Selbständige Anträge und Vorlagen
                     

                  

                  Selbständige Anträge und Vorlagen i. S. von § 23 Ziff. 1 KV7 sind dem Präsidenten zu übergeben. Sie müssen – soweit sie nicht vom Oberkirchenrat eingebracht werden – von mindestens zehn
                     Synodalen unterzeichnet und schriftlich begründet sein. Sie beginnen mit den Worten: „Die Landessynode möge beschließen:“,
                     und werden so gefaßt, wie sie zum Beschluß erhoben werden sollen. Eine kurze ergänzende mündliche Begründung ist zulässig.
                     § 29 Absatz 3 bleibt unberührt.
                  

               

               
                     § 18
Verweisung und Anhörung
                     

                  

                  Gesetzentwürfe sowie selbständige Anträge und Vorlagen sind – unbeschadet von § 10 Absatz 3 – dem zuständigen Ausschuß zur Vorberatung zu überweisen, sofern die Synode nichts anderes beschließt. Sie können durch Beschluß
                     der Synode jederzeit zur Vorberatung an den Ausschuß zurückverwiesen werden. Dem Evangelischen Kirchengemeindetag kann bei
                     Fragen, die die Kirchengemeinden betreffen, Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben werden. Eine Aussprache über selbständige
                     Anträge findet nur statt, wenn die Synode es beschließt.
                  

               

               
                     § 19
Unselbständige Anträge
                     

                  

                  Unselbständige Anträge, insbesondere Änderungsanträge, können – soweit sie nicht vom Oberkirchenrat eingebracht werden – von
                     jedem Mitglied der Synode gestellt werden. Sie sind dem Präsidenten schriftlich vor Eintritt in die Abstimmung zu übergeben.
                     
                  

               

               
                     § 20
Anfragen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Synodalen haben das Recht über den Präsidenten an den Oberkirchenrat Anfragen zu richten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Beantwortung einer von mindestens zehn Synodalen gestellten Anfrage hat auf Antrag mündlich vor der Synode zu erfolgen
                     (förmliche Anfrage). An die Beantwortung kann sich auf Beschluß der Synode eine Aussprache anschließen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Andere Anfragen können schriftlich beantwortet werden. Der Präsident wird von der Antwort benachrichtigt und macht von der
                     Anfrage und der Antwort der Synode Mitteilung, falls die Angelegenheit von allgemeiner Bedeutung ist.
                  

               

               
                     § 21
Eingaben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Eingaben an die Landessynode sind schriftlich beim Präsidenten einzureichen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sie dürfen sich nur auf Gegenstände beziehen, für die die Synode zuständig ist, dürfen nicht gegen die Strafgesetze oder die
                     guten Sitten verstoßen und müssen unterzeichnet sein.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Präsident entscheidet über die Zulassung und über die Weiterbehandlung der Eingabe.
                  

               

            

         

      

      
            V. Abstimmung

         

         
                     § 22
Fragestellung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ist die Beratung geschlossen, so wird abgestimmt. Für Punkte, die in der Beratung nicht behandelt worden sind, kann der Präsident
                     die Zustimmung der Synode ohne besondere Abstimmung feststellen, wenn kein Synodaler widerspricht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Jeder Abstimmungsgegenstand ist vom Präsidenten so zu fassen, daß darüber mit Ja oder Nein abgestimmt werden kann.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Liegen zu einem Gegenstand mehrere Anträge vor, so bestimmt der Präsident die Reihenfolge der Abstimmung. Dabei erhalten Abänderungsanträge
                     ihre Stelle vor den Anträgen, auf welche sie sich beziehen, weitergehende vor denjenigen, welche eine geringere Abweichung
                     von dem Hauptantrag enthalten.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Wird gegen die Fassung einer Frage oder eines Antrags oder gegen die Festsetzung der Reihenfolge Einspruch erhoben, so entscheidet
                     die Synode darüber ohne Aussprache.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Sind Änderungsanträge angenommen, so wird über den Hauptantrag in seiner neuen Fassung abgestimmt. Wird dieser abgelehnt,
                     so entfallen damit die bereits angenommenen Änderungsanträge.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Nach Abschluß einer Abstimmung oder Wahl ist deren Wiederholung nicht zulässig.
                  

               

               
                     § 23
Abstimmungsregeln
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Abstimmung erfolgt in der Regel durch Handerheben. Sie kann auch im Wege der elektronischen Kommunikation erfolgen, wenn
                     auf diese Möglichkeit bei der Einberufung der Sitzung hingewiesen wurde und kein Synodaler dem Verfahren widerspricht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Namentliche oder geheime Abstimmung muß erfolgen, wenn es zehn anwesende Synodale vor der Abstimmung beantragen. Absatz 1
                     Satz 2 gilt in diesen Fällen nicht.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wer an dem Gegenstand der Abstimmung persönlich beteiligt ist, hat sich vor der Beratung und Abstimmung zu entfernen; er muß
                     auf sein Verlangen vorher gehört werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Wird vor einer Abstimmung oder Wahl die Beschlußfähigkeit bezweifelt, ist sie vom Präsidenten festzustellen. Nach der Feststellung
                     der Beschlußunfähigkeit hebt der Präsident die Sitzung auf und gibt den Zeitpunkt der Fortsetzung bekannt.
                  

               

               
                     § 24
Wahlregeln
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die Wahlen macht der Ältestenrat Vorschläge. Aus der Mitte der Synode können weitere Wahlvorschläge eingereicht werden.
                     Für diese sind mindestens zehn Unterschriften erforderlich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Wahlvorschläge sind zu Beginn derjenigen Sitzung zu verlesen, welche der Wahl vorangeht. Zwischen diesen beiden Sitzungen
                     soll eine Verhandlungspause von zwei Stunden liegen. Eine Aussprache zur Person findet nicht statt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die zu wählenden ordentlichen Mitglieder und ihre Stellvertreter dürfen nicht in einem Wahlgang gewählt werden. Wer als ordentliches
                     Mitglied vorgeschlagen, aber nicht gewählt ist, kann als Stellvertreter gewählt werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Gewählt wird geheim. Der Präsident bezeichnet die Mitglieder, die die Stimmen sammeln. Dann zählen während der Sitzung die
                     Schriftführer mit den Sammlern die Stimmen. Enthält ein Stimmzettel mehr Namen als gewählt werden können, so werden die an
                     letzter Stelle eingetragenen Namen, soweit sie die zulässige Zahl überschreiten, nicht berücksichtigt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Ein anderes Wahlverfahren kann vor der Wahl beschlossen werden, wenn nicht mindestens zehn anwesende Synodale widersprechen;
                     im Fall einer offenen Wahl gilt § 23 Absatz 1 Satz 2 entsprechend. Satz 1 gilt nicht bei der Wahl des Landesbischofs, des
                     Präsidenten der Synode und seiner Stellvertreter sowie der Mitglieder des Landeskirchenausschusses und des Verwaltungsgerichts.
                  

               

               
                     § 25
Stimmenmehrheit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Soweit nichts anderes bestimmt ist, entscheidet bei Abstimmungen die Mehrheit der abgegebenen Stimmen, bei Wahlen die einfache
                     Mehrheit. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt; bei Wahlen entscheidet das höhere Lebensalter.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Stimmenthaltungen und Stimmabgaben, die nicht unbedingt auf „Ja“ lauten, zählen als „Nein“.
                  

               

            

         

      

      
            VI. Ausschüsse

         

         
                     § 26
Bestellung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Synode bestellt zur Vorbereitung ihrer Verhandlungen für die Wahldauer die erforderlichen Ausschüsse. Für einzelne Gegenstände
                     können Sonderausschüsse bestellt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei der Zusammensetzung der Ausschüsse sollen die verschiedenen Gaben und Kräfte, die in der Landessynode lebendig sind, berücksichtigt
                     werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Synode bestimmt die Zahl der Mitglieder jedes Ausschusses. Für ein Mitglied, das aus einem Ausschuß ausgeschieden oder
                     dauernd verhindert ist, die Sitzungen des Ausschusses zu besuchen, wählt die Synode ein neues Mitglied.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Ausschüsse erhalten ihre Aufträge unbeschadet von § 21 Abs. 3 vom Präsidenten nach Beratung im Ältestenrat oder von der Synode zugewiesen.
                  

               

               
                     § 27
Zusammentritt
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das älteste Mitglied des Ausschusses beruft unverzüglich die erste Sitzung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Jeder Ausschuß wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und je nach seinem Ermessen einen oder mehrere Berichterstatter und
                     einen oder mehrere Schriftführer. Der Schriftführer muß nicht der Landessynode angehören.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Zur Vorbereitung und Ausführung einzelner Arbeiten für die Ausschußberatungen kann der Ausschuß aus seiner Mitte einen Unterausschuß
                     einsetzen.
                  

               

               
                     § 28
Sitzungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Sitzungen der Ausschüsse sind nicht öffentlich. Der Präsident der Synode und seine Stellvertreter, der Landesbischof,
                     seine Bevollmächtigten und die Prälaten, haben das Recht, an den Sitzungen mit beratender Stimme teilzunehmen. Auch können
                     die Ausschüsse Mitglieder der Synode mit beratender Stimme zu ihren Sitzungen hinzuziehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Beratungen der Ausschüsse sind vertraulich zu behandeln. Über die Ergebnisse der Ausschussberatungen sind Mitteilungen
                     an Dritte zulässig. Namen der Redner dürfen hierbei nicht genannt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Jedes Mitglied der Synode ist berechtigt, an den Ausschußsitzungen als Zuhörer teilzunehmen. Berät der Ausschuß einen Antrag
                     aus der Mitte der Synode, so ist dem Antragsteller Gelegenheit zur Äußerung zu geben.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Vorsitzenden der Ausschüsse haben Ort und Zeit der von ihnen anberaumten Sitzungen dem Präsidenten der Synode und dem
                     Oberkirchenrat bekanntzugeben.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Ausschüsse regeln ihre Geschäftsordnung selbst nach den Grundsätzen dieser Geschäftsordnung. Sie sind beschlußfähig, wenn
                     mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend sind. Sofern keines der erreichbaren Mitglieder widerspricht, kann unter den erreichbaren
                     Mitgliedern eine Beschlussfassung auf schriftlichem oder elektronischem Wege herbeigeführt werden. Falls keine andere Regelung
                     getroffen worden ist, gilt diese Geschäftsordnung entsprechend.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Sitzungen finden grundsätzlich mit persönlicher Anwesenheit der Mitglieder statt. Sitzungen ohne persönliche Anwesenheit
                     aller oder einzelner Mitglieder können durchgeführt werden, sofern eine Beratung und Beschlussfassung durch zeitgleiche Übertragung
                     von Bild und Ton mittels geeigneter technischer Hilfsmittel, insbesondere in Form einer Videokonferenz, möglich ist. In einer
                     Sitzung ohne persönliche Anwesenheit der Mitglieder dürfen keine geheimen Wahlen und keine geheimen Abstimmungen durchgeführt
                     werden. Über die Teilnahme an einer Sitzung ohne eigene persönliche Anwesenheit ist der Vorsitzende rechtzeitig zu informieren.
                  

               

               
                     § 29
Befugnisse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Ausschüsse können zu ihren Verhandlungen Sachverständige mit beratender Stimme hinzuziehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Ausschüsse können beschließen, öffentliche Anhörungen von Sachverständigen, Interessenvertretern und anderen Auskunftspersonen
                     zur Information über einen Beratungsgegenstand durchzuführen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Sie können in den Grenzen ihres Auftrags selbständige Anträge stellen, den Oberkirchenrat um Aufschlüsse und Akten ersuchen
                     und zur Entsendung von Vertretern einladen.
                  

               

            

         

      

      
            VII. Verhandlungsberichte

         

         
                     § 30

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Über die Verhandlungen der Synode wird ein Protokoll geführt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Jeder Redner erhält eine Niederschrift seiner Rede zur Prüfung. Gibt er sie nicht binnen der nächsten acht Tage zurück, so
                     gilt sie als genehmigt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Berichtigungen dürfen den Sinn der Rede nicht ändern. Bestehen Zweifel über den Wortlaut der Ausführungen, so entscheidet
                     der Protokollausschuß, der aus drei Mitgliedern der Landessynode besteht.
                  

               

            

         

      

      
            VIII. Schlußbestimmungen

         

         
                     § 31
Auslegung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Über Zweifel bei der Auslegung der Geschäftsordnung entscheidet die Synode.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Im Einzelfall sind Abweichungen von der Geschäftsordnung zulässig, wenn ausdrücklich darauf hingewiesen wird und niemand widerspricht.
                  

               

               
                     § 32
Änderung
                     

                  

                  Eine Änderung der Geschäftsordnung ist nur mit Zweidrittelmehrheit möglich. Dem Rechtsausschuß muß Gelegenheit zur Stellungnahme
                     gegeben werden.
                  

               

               
                     § 33
Fortgeltung der Geschäftsordnung
                     

                  

                  Die Geschäftsordnung gilt auch nach der Wahl einer Landessynode weiter, bis sie von dieser geändert wird.

               

               
                     § 34
Unerledigte Geschäfte
                     

                  

                  Mit dem Ende der Wahlperiode gelten alle Vorlagen, Anträge und Anfragen an die Landessynode, über die noch nicht entschieden
                     wurde, als erledigt.
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         7. Geschäftsordnung für den Oberkirchenrat der Evangelischen Landeskirche in Württemberg in Stuttgart

      

      
         Erlass des Landesbischofs vom 27. Februar 2003 (Abl. 60 S. 204), geändert durch Erlass des Landesbischofs vom 19. März 2020 (Abl. 69 S. 225), vom 30. November 2021 (Abl. 70 S. 16) und vom 30. November 2022 (Abl. 70 S. 450)
         

      

      Gemäß § 40 Kirchenverfassungsgesetz1 erlässt der Landesbischof im Einvernehmen mit dem Landeskirchenausschuss die folgende Geschäftsordnung für den Oberkirchenrat:
      

      
                     § 1
Leitung
                     

                  

                  Die Leitung des Oberkirchenrats kommt der Landesbischöfin oder dem Landesbischof in ihrer beziehungsweise seiner Eigenschaft
                     als Vorstand des Oberkirchenrats (§ 37 Abs. 1 Kirchenverfassungsgesetz2) zu. Soweit die Landesbischöfin oder der Landesbischof im Einzelfall nichts anderes bestimmt, wird sie beziehungsweise er
                     in dieser Eigenschaft durch die juristische Stellvertreterin oder den juristischen Stellvertreter vertreten. Im Übrigen gilt
                     § 5 Abs. 3 der Verordnung der Evangelischen Kirchenregierung zum Vollzug des Kirchenverfassungsgesetzes3.
                  

               

               
                     § 2
Allgemeine Geschäftsbehandlung
                     

                  

                  Eingänge beim Oberkirchenrat werden von der Registratur mit einem Aktenzeichen erfasst, sodann dem Vorstand und dem Geschäftsverteilungsplan
                     gemäß den Dezernaten zur Bearbeitung zugeleitet. Der Vorstand kann die Beteiligung weiterer Dezernate anordnen. Er kann im
                     Einzelfall nach Anhörung Abweichungen vom Geschäftsverteilungsplan verfügen.
                  

               

               
                     § 3
Aufgabenerfüllung im Dezernat
                     

                  

                  Die Dezernentinnen und Dezernenten sind für die Erfüllung der den Dezernaten nach dem Geschäftsverteilungsplan zugewiesenen
                     Aufgaben im Rahmen der allgemeinen Regelungen der Arbeitsabläufe verantwortlich. Sie informieren regelmäßig den Vorstand über
                     Planungen und Vorhaben. Der Vorstand entscheidet in Absprache mit seinen Stellvertreterinnen und Stellvertretern, ob und wann
                     diese kollegial behandelt werden sollen.
                  

               

               
                     § 4
Kollegiale Behandlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Mitglieder des Oberkirchenrats nehmen im Rahmen der Kirchenverfassung in gemeinsamer Verantwortung die dem Kollegium des
                     Oberkirchenrats zukommenden Aufgaben wahr. Sie sind verpflichtet, in die Beratungen alle sachdienlichen Informationen und
                     Gesichtspunkte einzubringen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kollegiale Behandlung ist insbesondere erforderlich bei:
                     
                        	
                           Vorlagen an die Landessynode einschließlich ihrer Ausschüsse,

                        

                        	
                           Kirchlichen Verordnungen,

                        

                        	
                           Entscheidungen von grundsätzlicher Bedeutung oder erheblicher Auswirkung,

                        

                        	
                           Entscheidungen mit erheblicher finanzieller Auswirkung,

                        

                        	
                           Entscheidungen über längerfristige Vorhaben,

                        

                        	
                           Disziplinarverfügungen,

                        

                        	
                           Stellenbesetzungen und Personalangelegenheiten von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern nach näherer Festlegung des Vorstands,

                        

                        	
                           Angelegenheiten, bei denen sich im Vorfeld der Entscheidung Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Vorstand und dem zuständigen
                              Dezernat oder zwischen mehreren der zu beteiligenden oder beteiligten Dezernate ergeben haben und
                           

                        

                        	
                           in den Fällen des § 3 Satz 3.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei der Festlegung nach Absatz 2 Nr. 7 kann auch bestimmt werden, dass und welche Stellenbesetzungen und Personalangelegenheiten
                     von Pfarrerinnen und Pfarrern in Sitzungen behandelt werden, bei denen § 7 Satz 1 nur für zu bestimmende Kollegialmitglieder gilt (Personalkommission).
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Kollegiale Behandlung auf Antrag eines Kollegialmitglieds ist möglich zur Beratung einer Entscheidung dieses Kollegialmitgliedes.
                  

               

               
                     § 5
Formen kollegialer Behandlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Sitzungen finden in der Regel wöchentlich statt. Sie werden vom Vorstand anberaumt, der hierzu schriftlich einlädt und die
                     Tagesordnung aufstellt. Stellvertreterinnen und Stellvertreter der Dezernentinnen und Dezernenten erhalten eine Abschrift
                     der Tagesordnung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Sitzung wird von der Landesbischöfin oder von dem Landesbischof geleitet, wobei sie oder er durch die juristische Stellvertreterin
                     oder den juristischen Stellvertreter vertreten wird. Sie oder er kann den Vorsitz auf ein anderes Mitglied des Kollegiums
                     übertragen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Während der Tagung der Landessynode oder in dringenden Fällen kann eine außerordentliche Sitzung ohne schriftliche Einladung
                     anberaumt werden. Sofern keines der erreichbaren Mitglieder widerspricht, kann unter den erreichbaren Mitgliedern eine Beschlussfassung
                     auf schriftlichem, elektronischem oder fernmündlichem Wege herbeigeführt werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Während der in der Regel zweimal jährlich stattfindenden Konvente kann von den Absätzen 1 und 3 abgewichen werden. § 9 gilt entsprechend.
                  

               

               
                     § 6
Verhandlungsgegenstände
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Anmeldungen für die Tagesordnung sind dem Vorstand rechtzeitig vor der Sitzung auf dem hierfür vorgesehenen Formular samt
                     Anlagen zuzuleiten. Sie sollen ausreichend vorbereitet, mit den zu beteiligenden Dezernaten abgestimmt sein und alternative
                     Entscheidungsmöglichkeiten aufzeigen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Recht der Anmeldung zu kollegialer Beratung und Entscheidung beschränkt sich grundsätzlich auf den Zuständigkeitsbereich
                     der Mitglieder des Kollegiums.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Vorstand bestimmt, welche Gegenstände in der Sitzung behandelt werden.
                  

               

               
                     § 7
Teilnahme an den Sitzungen
                     

                  

                  Die Mitglieder des Oberkirchenrats sind zur Teilnahme an den Sitzungen verpflichtet, soweit nicht nach § 4 Abs. 3 etwas anderes bestimmt ist. Soweit die unmittelbare persönliche Anwesenheit während der Sitzung nicht gewährleistet werden
                     kann, soll die Teilnahme mittels audiovisueller Übertragung erfolgen. Die Dezernate sollen im Falle der Verhinderung der Dezernentinnen
                     oder Dezernenten durch die nach dem Geschäftsverteilungsplan dazu bestimmten Personen (Stellvertreterinnen oder Stellvertreter
                     der Dezernentinnen oder Dezernenten) vertreten werden. Diese nehmen beratend teil. Die Landesbischöfin oder der Landesbischof
                     kann ausnahmsweise, wenn die Dezernentin oder der Dezernent nicht nur kurzfristig verhindert ist, die Teilnahme einer kommissarischen
                     Leiterin oder eines kommissarischen Leiters des Dezernats mit Stimmrecht vorsehen. Ist die Teilnahme weiterer Mitarbeiterinnen
                     oder Mitarbeiter vorgesehen, so ist dies in der Einladung zur Sitzung (Tagesordnung) zu vermerken. Bestehen Bedenken gegen
                     die Teilnahme einzelner Personen, so sollen diese dem Vorstand vor der Sitzung mitgeteilt werden. Bei Meinungsverschiedenheit
                     entscheidet der Vorstand über die Teilnahme. Die Teilnahme weiterer Personen ist möglich, soweit der Vorstand nicht widerspricht.
                  

               

               
                     § 8
Kollegiale Beschlussfassung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Eine kollegiale Beschlussfassung setzt voraus, dass einschließlich des Vorstands oder der Stellvertreterin beziehungsweise
                     des Stellvertreters mindestens ein Drittel der Kollegialmitglieder anwesend sind. Das Kollegium stimmt nach dem Vortrag der
                     Dezernentin oder des Dezernenten, der Prälatin oder des Prälaten und der Möglichkeit der Beratung über die gestellten Anträge
                     ab. Über schriftlich vorliegende Anträge kann ohne Aussprache abgestimmt werden, sofern kein Kollegialmitglied Vortrag oder
                     Beratung wünscht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Abstimmung geschieht in der Regel mündlich. Auf Antrag eines Kollegialmitglieds ist schriftlich abzustimmen. Das Kollegium beschließt mit der Mehrheit der Anwesenden. Der Vorstand oder sein Vertreter stimmt
                     zuletzt ab und hat bei Stimmengleichheit die entscheidende Stimme.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Ein Kollegialmitglied darf an der Entscheidung eines Einzelfalls weder beratend noch entscheidend mitwirken, wenn diese ihm
                     selbst sowie folgenden Personen einen unmittelbaren Vor- oder Nachteil bringen kann:
                     
                        	
                           dem Ehegatten, früheren Ehegatten oder dem Verlobten,

                        

                        	
                           einem in gerader Linie oder in Seitenlinie bis zum zweiten Grad Verwandten oder Verschwägerten oder

                        

                        	
                           einer von ihm kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen Person.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Auch in der Abstimmung unterlegene Kollegialmitglieder haben die Pflicht, trotz ihrer abweichenden Meinung die Entscheidung
                     des Kollegiums nach außen loyal zu vertreten. Jedes Mitglied ist berechtigt, seine vom Beschluss des Kollegiums abweichende
                     Meinung zu den Akten zu geben.
                  

               

               
                     § 9
Niederschrift
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Über die Sitzung wird eine Niederschrift gefertigt, die das Ergebnis der Beratungen festhält. Die Niederschrift wird von der
                     Schriftführerin oder dem Schriftführer und dem Vorstand unterzeichnet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Niederschrift ist möglichst bis zur nächsten Sitzung allen Kollegialmitgliedern in Abschrift zur Kenntnis zu geben. Nach
                     Anhörung des Kollegiums genehmigt der Vorstand die Niederschrift.
                  

               

               
                     § 10
Vertraulichkeit
                     

                  

                  Die Sitzungen des Kollegiums und die Niederschrift sind grundsätzlich vertraulich. Mitteilungen sind zulässig gegenüber den
                     Stellvertreterinnen und Stellvertretern der Dezernentinnen und Dezernenten, gegenüber anderen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
                     sowie Dritten nur, soweit sie zum Vollzug des Beratungsergebnisses oder der gefassten Beschlüsse notwendig sind. Mitteilungen
                     über Äußerungen einzelner Teilnehmerinnen und Teilnehmer sind unzulässig. Verlautbarungen bedürfen der Beschlussfassung des
                     Kollegiums.
                  

               

               
                     § 11
Ausfertigung der Beschlüsse
                     

                  

                  Die gefassten Beschlüsse werden nach Genehmigung durch den Vorstand ausgefertigt und nach Erfassung in der Registratur dem
                     zuständigen Dezernat zugeleitet. Dieses leitet den Vollzug der Beschlüsse ein und gibt sie zu den allgemeinen Akten. Erheben
                     sich gegen die Ausführung eines Kollegialbeschlusses schwerwiegende Bedenken, so ist der Vorstand befugt, nach Verständigung
                     des Dezernats den Vollzug des Beschlusses zurückzustellen, bis eine nochmalige Beschlussfassung im Kollegium erfolgt ist.
                     Er hat jedoch in der folgenden Sitzung dem Kollegium davon Kenntnis zu geben und den Gegenstand in einer der nächsten Sitzungen
                     zur nochmaligen Behandlung zu bringen.
                  

               

               
                     § 12
Aufsicht
                     

                  

                  Der Vorstand sorgt für einen geordneten Geschäftsgang. Je auf 1. Juli eines jeden Jahres soll die Registratur dem Vorstand
                     einen Geschäftsbericht vorlegen, in dem die mindestens seit einem halben Jahr unerledigten Gegenstände der einzelnen Dezernate
                     verzeichnet sind. Von diesen ist der Grund des Rückstands auf Anforderung anzugeben.
                  

               

               
                     § 13
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Diese Geschäftsordnung tritt am 1. April 2003 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gleichzeitig tritt die Geschäftsordnung für den Oberkirchenrat vom 25. April 1924 (Abl. 21 S. 95), geändert durch Kirchliches
                     Gesetz vom 4. März 1988 (Abl. 53 S. 117), außer Kraft.
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         10. Grundgesetz für die 
Bundesrepublik Deutschland (GG) – (Auszug)
         

      

      
         Vom 23. Mai 1949

      

      
         (BGBl. S. 1), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21. Juli 2010 (BGBl. I S. 944)

      

      
                     Artikel 3

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Männer und Frauen sind gleichberechtigt. Der Staat fördert die tatsächliche Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen
                     und Männern und wirkt auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Niemand darf wegen seines Geschlechts, seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines
                     Glaubens, seiner religiösen oder politischen Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt werden. Niemand darf wegen seiner Behinderung
                     benachteiligt werden.
                  

               

               
                     Artikel 4

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die Freiheit des religiösen und weltanschaulichen Bekenntnisses sind unverletzlich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die ungestörte Religionsausübung wird gewährleistet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Niemand darf gegen sein Gewissen zum Kriegsdienst mit der Waffe gezwungen werden. Das Nähere regelt ein Bundesgesetz.
                  

               

               
                     Artikel 7

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das gesamte Schulwesen steht unter der Aufsicht des Staates.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Erziehungsberechtigten haben das Recht, über die Teilnahme des Kindes am Religionsunterricht zu bestimmen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Religionsunterricht ist in den öffentlichen Schulen mit Ausnahme der bekenntnisfreien Schulen ordentliches Lehrfach. Unbeschadet
                     des staatlichen Aufsichtsrechtes wird der Religionsunterricht in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der Religionsgemeinschaften
                     erteilt. Kein Lehrer darf gegen seinen Willen verpflichtet werden, Religionsunterricht zu erteilen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Das Recht zur Errichtung von privaten Schulen wird gewährleistet. Private Schulen als Ersatz für öffentliche Schulen bedürfen
                     der Genehmigung des Staates und unterstehen den Landesgesetzen. Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn die privaten Schulen
                     in ihren Lehrzielen und Einrichtungen sowie in der wissenschaftlichen Ausbildung ihrer Lehrkräfte nicht hinter den öffentlichen
                     Schulen zurückstehen und eine Sonderung der Schüler nach den Besitzverhältnissen der Eltern nicht gefördert wird. Die Genehmigung
                     ist zu versagen, wenn die wirtschaftliche und rechtliche Stellung der Lehrkräfte nicht genügend gesichert ist.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Eine private Volksschule ist nur zuzulassen, wenn die Unterrichtsverwaltung ein besonderes pädagogisches Interesse anerkennt
                     oder, auf Antrag von Erziehungsberechtigten, wenn sie als Gemeinschaftsschule, als Bekenntnis- oder Weltanschauungsschule
                     errichtet werden soll und eine öffentliche Volksschule dieser Art in der Gemeinde nicht besteht.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Vorschulen bleiben aufgehoben.
                  

               

               
                     Artikel 33

                  

                  …

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Genuß bürgerlicher und staatsbürgerlicher Rechte, die Zulassung zu öffentlichen Ämtern sowie die im öffentlichen Dienst
                     erworbenen Rechte sind unabhängig von dem religiösen Bekenntnis. Niemandem darf aus seiner Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit
                     zu einem Bekenntnis oder einer Weltanschauung ein Nachteil erwachsen.
                  

                  …

               

               
                     Artikel 140

                  

                  Die Bestimmungen der Artikel 136, 137, 138, 139 und 141 der Deutschen Verfassung vom 11. 8. 1919 sind Bestandteil dieses Grundgesetzes.
                  

               

               
                     Artikel 141

                  

                  Artikel 7 Abs. 3 Satz 1 findet keine Anwendung in einem Lande, in dem am 1. Januar 1949 eine andere landesrechtliche Regelung
                     bestand.
                  

               

               
                     Artikel 142

                  

                  Ungeachtet der Vorschrift des Artikels 31 bleiben Bestimmungen der Landesverfassungen auch insoweit in Kraft, als sie in Übereinstimmung
                     mit den Artikeln 1 bis 18 dieses Grundgesetzes Grundrechte gewährleisten.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         10a. Verfassung des 
Deutschen Reichs (Weimarer Verfassung) – (Auszug)
         

      

      
         Vom 11. August 1919

      

      
         (RGBl. S. 1383)

      

      
                     Artikel 136

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte und Pflichten werden durch die Ausübung der Religionsfreiheit weder bedingt
                     noch beschränkt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Genuß bürgerlicher und staatsbürgerlicher Rechte sowie die Zulassung zu öffentlichen Ämtern sind unabhängig von dem religiösen
                     Bekenntnis.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Niemand ist verpflichtet, seine religiöse Überzeugung zu offenbaren. Die Behörden haben nur so weit das Recht, nach der Zugehörigkeit
                     zu einer Religionsgesellschaft zu fragen, als davon Rechte und Pflichten abhängen oder eine gesetzlich angeordnete statistische
                     Erhebung dies erfordert.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Niemand darf zu einer kirchlichen Handlung oder Feierlichkeit oder zur Teilnahme an religiösen Übungen oder zur Benutzung
                     einer religiösen Eidesform gezwungen werden.
                  

               

               
                     Artikel 137

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Es besteht keine Staatskirche.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Freiheit der Vereinigung zu Religionsgesellschaften wird gewährleistet. Der Zusammenschluß von Religionsgesellschaften
                     innerhalb des Reichsgebiets unterliegt keinen Beschränkungen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Jede Religionsgesellschaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten selbständig innerhalb der Schranken des für alle geltenden
                     Gesetzes. Sie verleiht ihre Ämter ohne Mitwirkung des Staates oder der bürgerlichen Gemeinde.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Religionsgesellschaften erwerben die Rechtsfähigkeit nach den allgemeinen Vorschriften des bürgerlichen Rechtes.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Religionsgesellschaften bleiben Körperschaften des öffentlichen Rechtes, soweit sie solche bisher waren. Anderen Religionsgesellschaften
                     sind auf ihren Antrag gleiche Rechte zu gewähren, wenn sie durch ihre Verfassung und die Zahl ihrer Mitglieder die Gewähr
                     der Dauer bieten. Schließen sich mehrere derartige öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften zu einem Verbande zusammen,
                     so ist auch dieser Verband eine öffentlich-rechtliche Körperschaft.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die Religionsgesellschaften, welche Körperschaften des öffentlichen Rechtes sind, sind berechtigt, aufgrund der bürgerlichen
                     Steuerlisten nach Maßgabe der landesrechtlichen Bestimmungen Steuern zu erheben.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Den Religionsgesellschaften werden die Vereinigungen gleichgestellt, die sich die gemeinschaftliche Pflege einer Weltanschauung
                     zur Aufgabe machen.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Soweit die Durchführung dieser Bestimmungen eine weitere Regelung erfordert, liegt diese der Landesgesetzgebung ob.
                  

               

               
                     Artikel 138

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die auf Gesetz, Vertrag oder besonderen Rechtstiteln beruhenden Staatsleistungen an die Religionsgesellschaften werden durch
                     die Landesgesetzgebung abgelöst. Die Grundsätze hierfür stellt das Reich auf.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Eigentum und andere Rechte der Religionsgesellschaften und religiösen Vereine an ihren für Kultus-, Unterrichts- und Wohltätigkeitszwecke
                     bestimmten Anstalten, Stiftungen und sonstigen Vermögen werden gewährleistet.
                  

               

               
                     Artikel 139

                  

                  Der Sonntag und die staatlich anerkannten Feiertage bleiben als Tage der Arbeitsruhe und der seelischen Erhebung gesetzlich
                     geschützt.
                  

               

               
                     Artikel 141

                  

                  Soweit das Bedürfnis nach Gottesdienst und Seelsorge im Heer, in Krankenhäusern, Strafanstalten oder sonstigen öffentlichen
                     Anstalten besteht, sind die Religionsgesellschaften zur Vornahme religiöser Handlungen zuzulassen, wobei jeder Zwang fernzuhalten
                     ist.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         11. Verfassung des Landes Baden-Württemberg – (Auszug)

      

      
         Vom 11. November 1953

      

      
         (GBl. S. 173) geänd. durch Gesetz vom 7. Dezember 1959 (GBl. S. 171), vom 8. Februar 1967 (GBl. S. 7), vom 11. Februar 1969
            (GBl. S. 15), vom 17. März 1970 (GBl. S. 83), vom 17. November 1970 (GBl. S. 492), vom 26. Juli 1971 (GBl. S. 313), vom 19.
            Oktober 1971 (GBl. S. 425), vom 16. Mai 1974 (GBl. S. 186), vom 19. November 1974 (GBl. S. 454 ), vom 4. November 1975 (GBl. S. 726), vom 10. Februar 1976 (GBl. S. 98), vom 3. März 1976 (GBl. S. 176), vom 6. Februar
            1979 (GBl. S. 65), vom 11. April 1983 (GBL. S. 141), vom 14. Mai 1984 (GBl. S. 301), vom 12. Februar 1991 (GBl. S. 81), vom
            15. Februar 1995 (GBl. S. 269), vom 23. Mai 2000 (GBl. S. 449) und vom 6. Mai 2008 (GBl. S. 119)
         

      

      
            I. Mensch und Staat

         

         
                     Artikel 3

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Sonntage und die staatlich anerkannten Feiertage stehen als Tage der Arbeitsruhe und der Erhebung unter Rechtsschutz.
                     Die staatlich anerkannten Feiertage werden durch Gesetz bestimmt. Hierbei ist die christliche Überlieferung zu wahren.
                  

               

            

         

      

      
            II. Religion und Religionsgemeinschaften

         

         
                     Artikel 4

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kirchen und die anerkannten Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften entfalten sich in der Erfüllung ihrer religiösen
                     Aufgaben frei von staatlichen Eingriffen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ihre Bedeutung für die Bewahrung und Festigung der religiösen und sittlichen Grundlagen des menschlichen Lebens wird anerkannt.
                  

               

               
                     Artikel 5

                  

                  Für das Verhältnis des Staates zu den Kirchen und den anerkannten Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften gilt Artikel 140 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland. Er ist Bestandteil dieser Verfassung.
                  

               

               
                     Artikel 6

                  

                  Die Wohlfahrtspflege der Kirchen und der anerkannten Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften wird gewährleistet.

               

               
                     Artikel 7

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die dauernden Verpflichtungen des Staates zu wiederkehrenden Leistungen an die Kirchen bleiben dem Grunde nach gewährleistet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Art und Höhe dieser Leistungen werden durch Gesetz oder Vertrag geregelt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Eine endgültige allgemeine Regelung soll durch Gesetz oder Vertrag getroffen werden.
                  

               

               
                     Artikel 8

                  

                  Rechte und Pflichten, die sich aus Verträgen mit der evangelischen und katholischen Kirche ergeben, bleiben von dieser Verfassung
                     unberührt.
                  

               

               
                     Artikel 9

                  

                  Die Kirchen sind berechtigt, für die Ausbildung der Geistlichen Konvikte und Seminare zu errichten und zu führen.

               

               
                     Artikel 10

                  

                  Die Besetzung der Lehrstühle der theologischen Fakultäten geschieht unbeschadet der in Artikel 8 genannten Verträge und unbeschadet
                     abweichender Übung im Benehmen mit der Kirche.
                  

               

            

         

      

      
            III. Erziehung und Unterricht

         

         
                     Artikel 11

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Jeder junge Mensch hat ohne Rücksicht auf Herkunft oder wirtschaftliche Lage das Recht auf eine seiner Begabung entsprechende
                     Erziehung und Ausbildung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das öffentliche Schulwesen ist nach diesem Grundsatz zu gestalten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Staat, Gemeinden und Gemeindeverbände haben die erforderlichen Mittel, insbesondere auch Erziehungsbeihilfen, bereitzustellen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Das Nähere regelt ein Gesetz.
                  

               

               
                     Artikel 12

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Jugend ist in der Ehrfurcht vor Gott, im Geiste der christlichen Nächstenliebe, zur Brüderlichkeit aller Menschen und
                     zur Friedensliebe, in der Liebe zu Volk und Heimat, zu sittlicher und politischer Verantwortlichkeit, zu beruflicher und sozialer
                     Bewährung und zu freiheitlicher, demokratischer Gesinnung zu erziehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Verantwortliche Träger der Erziehung sind in ihren Bereichen die Eltern, der Staat, die Religionsgemeinschaften, die Gemeinden
                     und die in ihren Bünden gegliederte Jugend.
                  

               

               
                     Artikel 13

                  

                  Die Jugend ist gegen Ausbeutung und gegen sittliche, geistige und körperliche Gefährdung zu schützen. Staat und Gemeinden
                     schaffen die erforderlichen Einrichtungen. Ihre Aufgaben können auch durch die freie Wohlfahrtspflege wahrgenommen werden.
                  

               

               
                     Artikel 14

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Es besteht allgemeine Schulpflicht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Unterricht und Lernmittel an den öffentlichen Schulen sind unentgeltlich. Die Unentgeltlichkeit wird stufenweise verwirklicht.
                     Auf gemeinnütziger Grundlage arbeitende private mittlere und höhere Schulen, die einem öffentlichen Bedürfnis entsprechen,
                     als pädagogisch wertvoll anerkannt sind und eine gleichartige Befreiung gewähren, haben Anspruch auf Ausgleich der hierdurch
                     entstehenden finanziellen Belastung. Den gleichen Anspruch haben auf gemeinnütziger Grundlage arbeitende private Volksschulen
                     nach Art. 15 Abs. 2. Näheres regelt ein Gesetz.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Land hat den Gemeinden und Gemeindeverbänden den durch die Schulgeld- und Lernmittelfreiheit entstehenden Ausfall und
                     Mehraufwand zu ersetzen. Die Schulträger können an dem Ausfall und Mehraufwand beteiligt werden. Näheres regelt ein Gesetz.
                  

               

               
                     Artikel 15

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die öffentlichen Volksschulen (Grund- und Hauptschulen) haben die Schulform der christlichen Gemeinschaftsschule nach den
                     Grundsätzen und Bestimmungen, die am 9. 12. 1951 in Baden für die Simultanschule mit christlichem Charakter gegolten haben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Öffentliche Volksschulen (Grund- und Hauptschulen) in Südwürttemberg-Hohenzollern, die am 31. 3. 1966 als Bekenntnisschulen
                     eingerichtet waren, können auf Antrag der Erziehungsberechtigten in staatliche geförderte private Volksschulen desselben Bekenntnisses
                     umgewandelt werden. Das Nähere regelt ein Gesetz, das der Zweidrittelmehrheit bedarf.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das natürliche Recht der Eltern, die Erziehung und Bildung ihrer Kinder mitzubestimmen, muß bei der Gestaltung des Erziehungs-
                     und Schulwesens berücksichtigt werden.
                  

               

               
                     Artikel 16

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In christlichen Gemeinschaftsschulen werden die Kinder auf der Grundlage christlicher und abendländischer Bildungs- und Kulturwerte
                     erzogen. Der Unterricht wird mit Ausnahme des Religionsunterrichts gemeinsam erteilt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei der Bestellung der Lehrer an den Volksschulen ist auf das religiöse und weltanschauliche Bekenntnis der Schüler nach Möglichkeit
                     Rücksicht zu nehmen. Bekenntnismäßig nicht gebundene Lehrer dürfen jedoch nicht benachteiligt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Ergeben sich bei der Auslegung des christlichen Charakters der Volksschule Zweifelsfragen, so sind sie in gemeinsamer Beratung
                     zwischen dem Staat, den Religionsgemeinschaften, den Lehrern und den Eltern zu beheben.
                  

               

               
                     Artikel 17

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In allen Schulen waltet der Geist der Duldsamkeit und der sozialen Ethik.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Schulaufsicht wird durch fachmännisch vorgebildete, hauptamtlich tätige Beamte ausgeübt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Prüfungen, durch die eine öffentlich  anerkannte Berechtigung erworben werden soll, müssen vor staatlichen oder staatlich
                     ermächtigten Stellen abgelegt werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Erziehungsberechtigten wirken durch gewählte Vertreter an der Gestaltung des Lebens und der Arbeit der Schule mit. Näheres
                     regelt ein Gesetz.
                  

               

               
                     Artikel 18

                  

                  Der Religionsunterricht ist an den öffentlichen Schulen ordentliches Lehrfach. Er wird nach den Grundsätzen der Religionsgemeinschaften
                     und unbeschadet des allgemeinen Aufsichtsrechts des Staates von deren Beauftragten erteilt und beaufsichtigt. Die Teilnahme
                     am Religionsunterricht und an religiösen Schulfeiern bleibt der Willenserklärung der Erziehungsberechtigten, die Erteilung
                     des Religionsunterrichts der des Lehrers überlassen.
                  

               

               
                     Artikel 19

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Ausbildung der Lehrer für die öffentlichen Grund- und Hauptschulen muß gewährleisten, daß die Lehrer zur Erziehung und
                     zum Unterricht gemäß den in Artikel 15 genannten Grundsätzen befähigt sind. An staatlichen Einrichtungen erfolgt sie mit Ausnahme
                     der in Abs. 2 genannten Fächer gemeinsam.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Dozenten für Theologie und Religionspädagogik werden im Einvernehmen mit der zuständigen Kirchenleitung berufen.
                  

               

               
                     Artikel 20

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Hochschule ist frei in Forschung und Lehre.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Hochschule hat unbeschadet der staatlichen Aufsicht das Recht auf eine ihrem besonderen Charakter entsprechende Selbstverwaltung
                     im Rahmen der Gesetze und ihrer staatlich anerkannten Satzungen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei der Ergänzung des Lehrkörpers wirkt sie durch Ausübung ihres Vorschlagrechts mit.
                  

               

               
                     Artikel 21

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Jugend ist in den Schulen zu freien und verantwortungsfreudigen Bürgern zu erziehen und an der Gestaltung des Schullebens
                     zu beteiligen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In allen Schulen ist Gemeinschaftskunde ordentliches Lehrfach.
                  

               

               
                     Artikel 22

                  

                  Die Erwachsenenbildung ist vom Staat, den Gemeinden und den Landkreisen zu fördern.

               

            

         

      

      
            Schlußbestimmungen

         

         
                     Artikel 87

                  

                  Die Wohlfahrtspflege der freien Wohlfahrtsverbände wird gewährleistet.

               

            

         

      

      

   
      

      
         12. Gesetz über den Status der Körperschaft des öffentlichen Rechts von Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften für 
Baden-Württemberg 
(Körperschaftsstatusgesetz – KStatusG)
         

      

      
         Vom 27. Mai 2025

      

      
         (GBl. Nr. 43)

      

      
                  Teil 1
Verleihung und Entziehung des Körperschaftsstatus
                  

               

               
                     § 1
Anspruch auf Erstverleihung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Eine Vereinigung mit Sitz im Landesgebiet kann verlangen, dass ihr die Rechte einer Körperschaft des öffentlichen Rechts
                     verliehen werden, wenn die Vereinigung
                  

                  
                     
                        	
                           Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft ist (Gemeinschaft), 

                        

                        	
                           die Gewähr der Dauer bietet und

                        

                        	
                           rechtstreu ist.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Religionsgemeinschaft ist eine Vereinigung, wenn sie die Angehörigen desselben Glaubensbekenntnisses oder mehrerer verwandter
                     Glaubensbekenntnisse zur allseitigen Erfüllung der dadurch gestellten Aufgaben zusammenfasst. Weltanschauungsgemeinschaft
                     ist eine Vereinigung, wenn sie die Angehörigen einer gemeinschaftlich zu pflegenden nicht-religiösen Weltanschauung zur allseitigen
                     Erfüllung der dadurch gestellten Aufgaben zusammenfasst. Ob es sich um ein Glaubensbekenntnis oder eine Weltanschauung handelt,
                     bestimmt sich jeweils unter Berücksichtigung des Selbstverständnisses der Vereinigung nach tatsächlichem geistigem Gehalt
                     und äußerer Erscheinung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Wirkungsbereich einer solchen Gemeinschaft muss sich in der Regel über mehrere Stadt- und Landkreise erstrecken.
                  

               

               
                     § 2
Gewähr der Dauer
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Gewähr der Dauer bietet die Gemeinschaft, wenn nach ihrem tatsächlichen Gesamtzustand einschließlich der Zahl ihrer Mitglieder
                     zu erwarten ist, dass sie dauerhaft bestehen wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Gemeinschaft muss in der Lage sein, ihren finanziellen Verpflichtungen auf Dauer nachzukommen. In der Regel muss die
                     Gemeinschaft mindestens 30 Jahre lang im Bundesgebiet bestanden haben. Ihre Finanzausstattung, die Intensität ihres religiösen
                     oder weltanschaulichen Lebens, ihre etwaige Einbindung in eine größere internationale Gemeinschaft sowie die Entwicklung ihres
                     Mitgliederbestands einschließlich Altersstruktur und sozialer Zusammensetzung sind zu berücksichtigen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Angehörige, die bereits Mitglieder einer anderen Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft sind, zählen im Regelfall nicht
                     zur Zahl ihrer Mitglieder.
                  

               

               
                     § 3
Rechtstreue
                     

                  

                  Die Gemeinschaft ist nicht rechtstreu, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, die Gemeinschaft werde

                  
                     
                        	
                           das geltende Recht missachten, insbesondere die ihr übertragene Hoheitsgewalt unter Verstoß gegen verfassungsrechtliche und
                              sonstige gesetzliche Bindungen ausüben, oder
                           

                        

                        	
                           die in Artikel 79 Absatz 3 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland umschriebenen Verfassungsprinzipien, die dem
                              staatlichen Schutz anvertrauten Grundrechte Dritter oder die Grundprinzipien des freiheitlichen Religionsverfassungsrechts
                              gefährden.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 4
Antrag
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Antrag muss entweder darauf gerichtet sein, dass eine neue juristische Person mit Körperschaftsrechten entsteht, oder
                     darauf, dass eine bestehende juristische Person oder rechtsfähige Personengesellschaft Körperschaftsrechte erhält.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Den Antrag stellt, wer die juristische Person oder rechtsfähige Personengesellschaft vertritt oder von den Angehörigen der
                     Gemeinschaft dazu bevollmächtigt worden ist. Die Vertretungsmacht ist nachzuweisen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Antrag bedarf der Schriftform. Ihm sind beizufügen:
                  

                  
                     
                        	
                           eine Darstellung der geschichtlichen Entwicklung der Gemeinschaft und ihrer wesentlichen religiösen Glaubenssätze oder weltanschaulichen
                              Grundsätze,
                           

                        

                        	
                           die Satzung oder vergleichbare Regelungen der Gemeinschaft,

                        

                        	
                           die geplanten Ordnungen der Körperschaft des öffentlichen Rechts insbesondere mit Bestimmungen über die Vertretung und Leitung,
                              die Grundzüge des Rechts der Wirtschaftsführung, die Mitgliedschaft, etwaige Unterverbände und das Verfahren der Rechtssetzung,
                           

                        

                        	
                           die Bestätigung einer Wirtschaftsprüferin oder eines Wirtschaftsprüfers über den Vermögensstand sowie die Einnahmen und Ausgaben
                              der Gemeinschaft in den vergangenen fünf Kalenderjahren sowie darüber, dass die Körperschaft des öffentlichen Rechts nach
                              ihrem Mitgliederstand und ihren Vermögensverhältnissen voraussichtlich in der Lage sein wird, ihren finanziellen Verpflichtungen
                              auf Dauer nachzukommen,
                           

                        

                        	
                           eine Auflistung, welche Vermögensgegenstände in die Körperschaft des öffentlichen Rechts eingebracht werden sollen,

                        

                        	
                           ein nach Altersgruppen geordnetes anonymisiertes Verzeichnis der Mitglieder zum Antragszeitpunkt sowie vor zehn und vor 20
                              Jahren einschließlich Angaben zu den Wohnorten und Staatsangehörigkeiten sowie eine Erklärung, inwieweit diese Personen bereits
                              Mitglieder anderer Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaften sind. 
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Bis zur Entscheidung über den Antrag kann eine schriftliche oder elektronische Erklärung verlangt werden, ob in der Zwischenzeit
                     wesentliche Änderungen eingetreten sind, und, wenn die Gemeinschaft die Verzögerung der Entscheidung zu vertreten hat, eine
                     erneute Bestätigung einer Wirtschaftsprüferin oder eines Wirtschaftsprüfers auf Grundlage der inzwischen vergangenen Kalenderjahre.
                  

               

               
                     § 5
Verfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das zuständige Ministerium benachrichtigt die entsprechenden Behörden der anderen Länder von dem Antrag. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Den Ministerien des Landes und deren nachgeordneten Behörden kann Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben werden. Eine andere
                     Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft ist anzuhören, wenn sich die Gemeinschaft aus jener entwickelt haben soll oder
                     sie deren Angehörige als eigene Mitglieder ansieht.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Entscheidung soll im Benehmen mit den zuständigen Behörden der anderen Länder ergehen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Verleihung von Körperschaftsrechten an eine juristische Person oder rechtsfähige Personengesellschaft, die zur Eintragung
                     in ein Register angemeldet worden ist, wird der registerführenden Stelle von Amts wegen mitgeteilt.
                  

               

               
                     § 6
Anspruch auf Zweitverleihung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Will eine Gemeinschaft mit Sitz in einem anderen Land die Körperschaftsrechte, die ihr dort verliehen worden sind, in Baden-Württemberg
                     ausüben, so bedarf es zusätzlich der Verleihung für das Landesgebiet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die §§ 1 bis 5 sind entsprechend anzuwenden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Soweit ein anderes Land die Voraussetzungen der Verleihung geprüft hat, ist das Ergebnis dieser Prüfung angemessen zu berücksichtigen.
                  

               

               
                     § 7
Entziehung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Körperschaftsrechte können einer Körperschaft des öffentlichen Rechts mit Sitz im Landesgebiet entzogen werden, wenn
                     sie
                  

                  
                     
                        	
                           das beantragt hat,

                        

                        	
                           keine Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft mehr ist,

                        

                        	
                           keine Mitglieder mehr hat,

                        

                        	
                           ihren Sitz ins Ausland verlegt hat,

                        

                        	
                           nicht mehr die Gewähr der Dauer bietet, sie insbesondere dauerhaft ihren finanziellen Verpflichtungen nicht mehr nachkommen
                              kann, oder
                           

                        

                        	
                           nicht mehr rechtstreu ist.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Absatz 1 ist entsprechend anzuwenden, wenn nach § 6 einer Körperschaft des öffentlichen Rechts mit Sitz in einem anderen Land Körperschaftsrechte für das Landesgebiet verliehen
                     worden sind. Soweit ein anderes Land die Voraussetzungen der Verleihung oder Entziehung geprüft hat, ist das Ergebnis dieser
                     Prüfung angemessen zu berücksichtigen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Verlegt eine Körperschaft des öffentlichen Rechts ihren Sitz in ein anderes Land, ohne einen Anspruch auf Zweitverleihung
                     nach § 6 zu haben, so können ihr die Körperschaftsrechte für das Landesgebiet entzogen werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Eine Entziehung erfolgt nicht, soweit die Gemeinschaften nach Artikel 140 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland1 in Verbindung mit Artikel 137 Absatz 5 Satz 1 der deutschen Verfassung vom 11. August 19192 Körperschaften des öffentlichen Rechtes bleiben.
                  

               

               
                     § 8
Wirkung der Entziehung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Mit der Entziehung verliert die Körperschaft des öffentlichen Rechts diesen Status. Danach finden die Vorschriften des bürgerlichen
                     Rechts Anwendung. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Bei der Entziehung kann das zuständige Ministerium die Rechtsfolgen insbesondere für Untergliederungen oder Zweckverbände
                     der Körperschaft des öffentlichen Rechts, für in ihrem Bereich begründete öffentlich-rechtliche Dienst- und Treueverhältnisse
                     sowie für von ihr gewidmete öffentliche Sachen klarstellen oder unter Berücksichtigung der Interessen von Betroffenen und
                     des Schutzes des Rechtsverkehrs abweichend bestimmen.
                  

               

               
                     § 9
Form und Bekanntmachung der Entscheidung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Verleihung erfolgt durch Aushändigung einer Urkunde. Der verfügende Teil des Verwaltungsaktes wird unter Nennung des
                     Tages des Wirksamwerdens im Gesetzblatt veröffentlicht; für die Entziehung gilt das entsprechend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das zuständige Ministerium veröffentlicht in seinem amtlichen Bekanntmachungsblatt aus Anlass der Verleihung oder Entziehung
                     von Körperschaftsrechten eine Auflistung aller Gemeinschaften, die im Landesgebiet Körperschaftsrechte ausüben können, und
                     der altrechtlichen öffentlich-rechtlichen religiösen Genossenschaften.
                  

               

            

            
                  Teil 2
Untergliederungen und andere Einrichtungen
                  

               

               
                     § 10
Anerkennung als Körperschaft des öffentlichen Rechts
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Örtliche Gemeinden und überörtliche Untergliederungen innerhalb einer Gemeinschaft, die Körperschaft des öffentlichen Rechts
                     ist, erlangen die Körperschaftsrechte auf Antrag der Gemeinschaft durch Anerkennung des zuständigen Ministeriums, wenn sie
                     ihren Sitz im Landesgebiet haben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Verbände, die aus mehreren öffentlich-rechtlichen Untergliederungen von Gemeinschaften, die Körperschaften des öffentlichen
                     Rechts sind, zur gemeinsamen Erfüllung bestimmter religiöser oder weltanschaulicher Aufgaben gebildet werden (Zweckverbände),
                     können im Einvernehmen mit dem Ministerium, in dessen Geschäftsbereich der Zweck des Verbands überwiegend fällt, anerkannt
                     werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Gemeinschaft macht die Anerkennung öffentlich bekannt.
                  

               

               
                     § 11
Änderungen in dem Bestand oder der Abgrenzung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Gemeinschaft gibt vor Änderungen in dem Bestand oder der Abgrenzung ihrer Untergliederungen oder Zweckverbände den räumlich
                     beteiligten unteren Verwaltungsbehörden Gelegenheit zur Äußerung. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Gemeinschaft teilt die Änderungen dem zuständigen Ministerium mit und macht sie anschließend öffentlich bekannt.
                  

               

               
                     § 12
Aberkennung und Verlust der Körperschaftsrechte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Auf Antrag der Gemeinschaft werden ihren Untergliederungen oder Zweckverbänden die Körperschaftsrechte aberkannt. § 10 ist entsprechend anzuwenden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Untergliederungen und Zweckverbände verlieren die Rechte einer Körperschaft des öffentlichen Rechts, wenn sie aus der Gemeinschaft
                     ausscheiden oder die Gemeinschaft im Landesgebiet keine Körperschaftsrechte mehr ausüben kann. Das zuständige Ministerium
                     kann den Verlust in seinem amtlichen Bekanntmachungsblatt veröffentlichen.
                  

               

               
                     § 13
Vermögensrechtliche Folgen
                     

                  

                  Die vermögensrechtlichen Folgen von Änderungen werden von der Gemeinschaft nach ihren Ordnungen oder billigem Ermessen geregelt,
                     wenn sich nicht die beteiligten Untergliederungen oder Zweckverbände wirksam darüber einigen.
                  

               

               
                     § 14
Gemeinsame Wahrnehmung von Rechten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Gemeinschaften desselben Bekenntnisses oder mehrerer verwandter Bekenntnisse können unabhängig von ihrer Rechtsform ihre
                     Rechte aus Artikel 7 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland3, den Artikeln 10 und 19 Absatz 2 der Verfassung des Landes Baden-Württemberg4 sowie den §§ 96 bis 99 des Schulgesetzes für Baden-Württemberg gemeinschaftlich ausüben. Sie bestimmen ihre Vertretung und
                     die Art der Zusammenarbeit. Dazu errichtete Einrichtungen erwerben die Rechtsfähigkeit nach den allgemeinen Vorschriften.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Wer maßgebliche Ämter in einer solchen Einrichtung innehat, muss
                  

                  
                     
                        	
                           unbeschadet der weitergehenden Anforderungen des § 99 Absatz 1 des Schulgesetzes für Baden-Württemberg über eine Vorbildung
                              verfügen, die zur geordneten und verlässlichen Zusammenarbeit mit der Landesverwaltung befähigt, und
                           

                        

                        	
                           die Gewähr bieten, die staatliche Rechtsordnung zu achten.

                        

                     

                  

               

            

            
                  Teil 3
Schlussbestimmungen
                  

               

               
                     § 15
Vertretung und Vermögensverwaltung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Gemeinschaften, die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, regeln für sich und ihre öffentlich-rechtlichen Untergliederungen,
                     Zweckverbände, Anstalten und Stiftungen die Vertretung sowie die Grundzüge des Rechts der Wirtschaftsführung durch eigene
                     Ordnungen. Diese Ordnungen sind dem zuständigen Ministerium mitzuteilen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ordnungen über die Vertretung können erst in Kraft treten, wenn das zuständige Ministerium nicht innerhalb von zwei Monaten
                     nach Eingang der Mitteilung widerspricht.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Ordnungen über die Grundzüge des Rechts der Wirtschaftsführung und, wenn das zuständige Ministerium nicht widersprochen hat,
                     über die Vertretung sind von der Gemeinschaft öffentlich bekannt zu machen.
                  

               

               
                     § 16
Bestehende juristische Personen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Kirchen, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften sowie ihre Kirchengemeinden, örtlichen Gemeinden, Gesamtkirchengemeinden,
                     Kirchenbezirke und andere Untergliederungen, kirchlichen Verbände, Dom- und Landkapitel sowie religiöse Genossenschaften bleiben
                     Körperschaften des öffentlichen Rechts, soweit sie es bisher waren.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Nimmt eine religiöse Genossenschaft für sich in Anspruch, altrechtliche Körperschaft des öffentlichen Rechts zu sein, hat
                     sie dies dem zuständigen Ministerium innerhalb von zwei Jahren ab erstmaliger Bekanntmachung einer Auflistung nach § 9 Absatz 2 anzuzeigen, wenn sie in der Auflistung nicht aufgeführt ist. Sie hat dabei ihren Namen, ihren Sitz und, soweit zumutbar,
                     den Tag der Verleihung der Körperschaftsrechte im Landesgebiet sowie die verleihende Stelle anzugeben.
                  

               

               
                     § 17
Zuständigkeit
                     

                  

                  Zuständig nach diesem Gesetz ist das Kultusministerium.

               

               
                     § 18
Namensschutz; Ordnungswidrigkeiten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Den Rechtsformzusatz „Körperschaft des öffentlichen Rechts“ oder „K. d. ö. R.“ dürfen Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaften,
                     Untergliederungen oder Zweckverbände derselben sowie religiöse oder weltanschauliche Genossenschaften nur führen, wenn sie
                     Körperschaften des öffentlichen Rechts sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ordnungswidrig handelt, wer entgegen Absatz 1 für bestehende oder vermeintliche Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaften,
                     Untergliederungen, Zweckverbände sowie religiöse oder weltanschauliche Genossenschaften den Rechtsformzusatz „Körperschaft
                     des öffentlichen Rechts“, „K. d. ö. R.“ oder eine Bezeichnung führt, die diesen Rechtsformzusätzen zum Verwechseln ähnlich
                     ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu einhunderttausend Euro geahndet werden.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 10 dieser Sammlung.
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Abgedruckt unter 10a dieser Sammlung.
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 10 dieser Sammlung.
            

         

      

      4
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 11 dieser Sammlung.
            

         

      

   
      

      
         13. Gesetz über die Kirchen

      

      
         Vom 3. März 1924

      

      
         (RegBl. S. 93, ber. S. 482), in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. September 2025 (GBl. Nr. 92)

      

      
            I. Die kirchlichen Rechtspersonen

         

         
                     § 1

                  

                  Kirchen im Sinne dieses Gesetzes sind die Evangelische Landeskirche in Württemberg und die Diözese Rottenburg-Stuttgart; es
                     gilt für die Israelitische Religionsgemeinschaft Württembergs entsprechend.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  Kirchengemeinden im Sinne dieses Gesetzes sind ihre rechtsfähigen Gemeinden einschließlich der rechtsfähigen Gesamtkirchengemeinden.

               

               
                     § 3

                  

                  Kirchliche Körperschaften im Sinne dieses Gesetzes sind die Kirchen, kirchlichen Verbände, Kirchenbezirke oder Dekanate und
                     Kirchengemeinden.
                  

               

            

         

      

      
            II. Sammlungen und Gebühren

         

         
               1. Sammlungen

            

            
                     § 4

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kirchen und ihre Untergliederungen sind berechtigt, unabhängig von Kirchensteuern Spenden und andere freiwillige Leistungen
                     für gemeinnützige, mildtätige und kirchliche Zwecke zu erbitten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sie sind befugt, in oder vor kirchlichen Räumen oder Grundstücken, bei kirchlichen Feiern, in örtlichem Zusammenhang mit kirchlichen
                     Veranstaltungen oder durch öffentlichen Aufruf für kirchliche oder mildtätige Zwecke zu sammeln.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Weitergehende Befugnisse, die einzelnen Kirchengemeinden nach örtlichem Herkommen zustehen, bleiben unberührt.
                  

               

            

         

         
               2. Gebühren

            

            
                     § 5

                  

                  Die Ansprüche der Geistlichen oder kirchlichen Beamten und der kirchlichen Körperschaften oder Stiftungen auf die durch kirchliche
                     Satzung festgesetzten Gebühren für einzelne von den Beteiligten gewünschte Amtshandlungen der Kirchendiener und für die Benutzung
                     kirchlichen Eigentums oder kirchlicher Einrichtungen werden nach den gesetzlichen Vorschriften über öffentlich-rechtliche
                     Ansprüche geltend gemacht und vollstreckt. Nach denselben gesetzlichen Vorschriften werden Ansprüche auf herkömmliche Leistungen
                     der Kirchengenossen für den Dienst der Mesner oder andere kirchliche Zwecke geltend gemacht und vollstreckt. Gebühren, die
                     dem bürgerlichen Recht unterstehen, sind von dieser Vorschrift ausgenommen; ob Gebühren öffentlich-rechtlich sind, bestimmt
                     sich nach dem Grund der gebührenpflichtigen Leistung.
                  

               

            

         

      

      
            III. Kirchliche Beamte

         

         
                     § 6

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wird ein im öffentlichen Kirchendienst verwendeter Geistlicher oder ein kirchlicher Beamter durch Erkenntnis eines kirchlichen
                     Gerichts wegen einer dienstlichen Verfehlung vom Amt entfernt oder von einem kirchlichen Gericht oder der Oberkirchenbehörde
                     mit einer Geldstrafe belegt oder wegen Dienstunfähigkeit ohne seine Zustimmung vom Amt enthoben, so kann das Kultusministerium
                     die Entscheidung auf Antrag der Oberkirchenbehörde für vollstreckbar erklären, wenn sie einer zwangsweisen Vollstreckung bedarf.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die untere Verwaltungsbehörde trifft auf Ersuchen der Kirchenbehörde die Maßnahmen, die zur Durchführung der für vollstreckbar erklärten Entscheidung erforderlich sind. Die Bestimmungen über die Zwangsvollstreckung
                     wegen öffentlich-rechtlicher Ansprüche sind entsprechend anzuwenden.
                  

               

               
                     § 7

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ist zur Durchführung einer dienstlichen Untersuchung gegen einen Geistlichen oder kirchlichen Beamten die staatliche Mitwirkung
                     erforderlich, so kann das Kultusministerium auf Antrag der Oberkirchenbehörde die untere Verwaltungsbehörde beauftragen, einzelne
                     Beweise zu erheben. In Untersuchungen wegen Verletzung der Lehrverpflichtung findet eine staatliche Mitwirkung nicht statt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die Zulässigkeit der Vernehmung und Beeidigung der Zeugen und Sachverständigen, das Recht der Verweigerung des Zeugnisses,
                     Gutachtens oder Eides und die Art der Beeidigung gelten die Vorschriften der Strafprozessordnung. Die baren Auslagen, die
                     durch die Beweiserhebung erwachsen, sind der Staatskasse von der Kirche zu erstatten.
                  

               

               
                     § 8

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die kirchlichen Disziplinarbehörden sind berechtigt, in dienstlichen Untersuchungen gegen Geistliche oder kirchliche Beamte
                     Zeugen und Sachverständige zu laden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Ausbleiben eines Zeugen oder Sachverständigen und die Verweigerung des Zeugnisses, Gutachtens oder Eides hat keine bürgerlichen
                     Rechtsfolgen.
                  

               

               
                     § 9

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Amtsbezeichnungen, die die kirchlichen Körperschaften innerhalb ihrer Zuständigkeit den Geistlichen und kirchlichen Beamten
                     verleihen, werden als öffentliche Amtsbezeichnungen anerkannt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Amtsbezeichnungen der kirchlichen Beamten müssen ihre Eigenschaft als kirchliche Beamte erkennen lassen und den sachlichen
                     Aufgaben des Amts entsprechen.
                  

               

               
                     § 10

                  

                  Die mit dem Kirchenamt verbundene staatsrechtliche Stellung ergibt sich aus den jeweiligen gesetzlichen Regelungen.

               

               
                     § 11

                  

                  Kirchliche Beamte im Sinne dieses Gesetzes sind die Angestellten der kirchlichen Körperschaften und Stiftungen des öffentlichen
                     Rechts, die in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis stehen, ohne die Geistlichen.
                  

               

            

         

      

      
            IV. Der Verwaltungsrechtsschutz kirchlicher Körperschaften und Stiftungen

         

         
                     § 12

                  

                  Die staatlichen Vorschriften über die Rechts-, Amts- und Vollstreckungshilfe finden entsprechend Anwendung.

               

            

         

      

      
            V. Regelungen für evangelische und katholische Kirchengemeinden aus Anlass der erfolgten Ausscheidung des Ortskirchenvermögens aus Stiftungen

         

         
                     § 13

                  

                  Wenn der bürgerlichen Gemeinde die privatrechtliche Verbindlichkeit zur Bestreitung des Bauaufwands für kirchliche Gebäude
                     oder zur Tragung eines sonstigen Aufwands für Zwecke der Kirchengemeinde obliegt, ist die Abfindung solcher Leistungen, soweit
                     sie nicht aufgrund anderweitiger gesetzlicher Bestimmungen verlangt werden kann, der Vereinbarung der beteiligten Korporationen
                     vorbehalten.
                  

               

               
                     § 14

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Vereinigung von Mesner-, Organisten- und sonstigen Kirchendiensten mit Schulämtern sowie die aus einer früheren solchen
                     Vereinigung herrührende Verbindung kirchlicher Besoldungsteile mit Schulgehalten wird nur durch besondere Regelung gelöst.
                     Solange die Verbindung dauert, bleibt die Stelle im ungeschmälerten Genuss ihrer Bezüge.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Demgemäß bleiben Dienstgebäude und Besoldungsgüter solcher Stellen und besondere Stiftungen, Ablösungskapitalien und sonstige
                     Fonds, sofern deren Erträgnisse zum kompetenzmäßigen Einkommen der verbundenen Stellen gezogen sind, in der bisherigen Verwaltung.
                     Der Aufwand für Dienstgebäude und Besoldungsgüter sowie für die Verwaltung der sonstigen Einkommensquellen, welcher bisher
                     von der Stiftungspflege getragen wurde, ist in Ermanglung einer anderweitigen Vereinbarung durch die bürgerliche Gemeinde
                     zu bestreiten. Die Gemeindebehörden sind in diesem Falle berechtigt, vorhandene Baukapitalien zur Bestreitung des Aufwands
                     für Neubauten der oben bezeichneten Art zu verwenden, auch von dritten Baulastpflichtigen die Erfüllung ihrer Verpflichtung
                     zu verlangen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Naturalbezüge aus Gütern, welche einen Besoldungsteil der verbundenen Stellen bilden, werden von der Vermögensauseinandersetzung
                     nicht berührt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Ständige Leistungen, welche aus der Stiftungspflege zum Gehalt verbundener Stellen (Absatz 1) bisher erfolgt sind und nicht
                     unter die Absätze 2 und 3 fallen, sind, soweit sie in einem Kirchendienst ihren Grund haben, von der Kirchengemeinde, soweit
                     sie in einem Schuldienst ihren Grund haben, von der bürgerlichen Gemeinde unverändert zu verabreichen.
                  

               

               
                     § 15

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Baulasten an kirchlichen Gebäuden und sonstige Leistungen für kirchliche Zwecke, welche bisher der bürgerlichen Gemeinde
                     oder der Stiftungspflege oblagen, gehen nebst den hiermit verbundenen Einnahmen auf die Kirchengemeinde, die Baulasten und
                     der sonstige Aufwand für die Zwecke der bürgerlichen Gemeinde, insbesondere der Aufwand für die Schule und Begräbnisplätze,
                     welche bisher von der Stiftungspflege getragen wurden, nebst den mit diesen Einrichtungen verbundenen Einnahmen, jedoch ausschließlich
                     der kirchlichen Gebühren von Begräbnissen, auf die bürgerliche Gemeinde ohne Entschädigung über.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ausgenommen von der Unterhaltungspflicht der bürgerlichen Gemeinde sind die Begräbnisplätze, deren Benutzung den Angehörigen
                     der evangelischen oder katholischen Konfession ausschließlich zusteht. Den Bauaufwand an solchen hat die Kirchengemeinde zu
                     tragen, welcher auch die mit dem Begräbnisplatz verbundenen Einnahmen zufließen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Diejenigen Leistungspflichten der bürgerlichen Gemeinde und der Stiftungspflege, welche auf privatrechtlichen Ansprüchen beruhen,
                     werden durch die Bestimmungen des Absatzes 1 nicht berührt.
                  

               

               
                     § 16

                  

                  Die Reichung von Besoldungsteilen, welche Geistliche aus der Gemeindepflege zu beziehen haben, bleibt unberührt.

               

               
                     § 17

                  

                  An der bisher üblichen Benutzung der Kirchtürme, Kirchenuhren und Kirchenglocken sowie der im kirchlichen Eigentum verbleibenden
                     Begräbnisplätze für die Zwecke der bürgerlichen Gemeinde tritt eine Änderung nicht ein. Die bürgerliche Gemeinde ist verpflichtet,
                     einen dem Maß dieser Benutzung entsprechenden Anteil an den Kosten der Instandhaltung dieser Gegenstände zu übernehmen. Als Kosten der Instandhaltung gelten auch die Kosten der Erneuerung oder Erweiterung,
                     soweit nicht eine abweichende Vereinbarung oder ein abweichendes Herkommen besteht.
                  

               

            

         

      

      
            VI. Schlussbestimmungen

         

         
                     § 18

                  

                  Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, werden die Befugnisse, die es dem Staat vorbehält, von dem Kultusministerium
                     wahrgenommen.
                  

               

               
                     § 19

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Oberkirchenbehörde kann namens der Kirchengemeinden die Rechtsbehelfe geltend machen, die ihnen nach diesem Gesetz zustehen,
                     und die Kirchengemeinden in dem Verfahren vertreten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die kirchliche Oberbehörde, der die in diesem Gesetz der Oberkirchenbehörde zugewiesenen Verrichtungen zustehen, wird von
                     der Kirche bestimmt.
                  

               

            

         

      

      
            VII. Übergangsbestimmungen

         

         
                     § 20

                  

                  Soweit das bisherige Recht in Streitigkeiten über kirchliche Bauten zwischen einer Kirchengemeinde oder kirchlichen Stiftung
                     und einer bürgerlichen Gemeinde, dem Staat oder einem Dritten die Feststellung des Baubedürfnisses dem Evangelischen Konsistorium
                     zugewiesen hat, kommt diese Feststellung der evangelischen Oberkirchenbehörde mit der Maßgabe zu, dass sich die Anfechtung
                     der Feststellung nach dem bisherigen Recht bestimmt.
                  

               

               
                     § 21

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Evangelische Stift in Tübingen und die niederen evangelisch-theologischen Seminare in Maulbronn und Blaubeuren sowie die
                     katholischen Konvikte bleiben bestehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Schulen der niederen evangelisch-theologischen Seminare (Seminarschulen) sind öffentliche Schulen. Das Kultusministerium
                     wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem Evangelischen Oberkirchenrat die Organisation der Seminarschulen,
                     insbesondere die Rechtsverhältnisse der Vorstände und Lehrkräfte sowie die Aufsicht, zu regeln.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Soweit die Verordnung oder Vereinbarungen mit den Oberkirchenbehörden über die evangelisch-theologischen Seminare und die
                     katholischen Konvikte die Staatsleistungen betreffen, bedürfen sie der Zustimmung des Finanzministeriums.
                  

               

               
                     § 22

                  

                  Solange die Staatsleistungen für kirchliche Zwecke nicht abgelöst oder nach unveränderlichem Maßstab für die Dauer begrenzt
                     sind, gelten folgende Bestimmungen:
                     
                        	
                           Stiftungen, die zum Unterhalt der Geistlichen bestimmt sind, dürfen diesem Zweck ohne staatliche Genehmigung nicht entfremdet
                              werden.
                           

                        

                        	
                           Die Kirchen sind verpflichtet, dem Kultusministerium über den Vermögensstand, die Einnahmen und Ausgaben der kirchlichen Körperschaften
                              des öffentlichen Rechts und der öffentlichen kirchlichen Stiftungen die verlangte Auskunft zu erteilen und die zur Erteilung
                              der Auskunft erforderlichen Erhebungen vorzunehmen sowie die erforderlichen Nachweise vorzulegen, soweit die Auskunft, Erhebung
                              oder Vorlegung wegen der Bemessung der Staatsleistungen verlangt wird.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 23

                  

                  Die Zuständigkeit zur Entscheidung über Verpflichtungen des Staats zu Leistungen für kirchliche Zwecke wird durch dieses Gesetz
                     nicht berührt. Durch kirchliche Maßnahmen als solche werden diese Verpflichtungen nicht erweitert.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         14. Kirchliches Gesetz zum Evangelischen Kirchenvertrag Baden-Württemberg

      

      
         Vom 25. Oktober 2007

      

      
         (Abl. 62 S. 615)
         

      

      Die Landessynode hat das folgende Kirchliche Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird:

      
                     Artikel 1
Zustimmung, Veröffentlichung
                     

                  

                  Dem in Stuttgart am 17. Oktober 2007 unterzeichneten Vertrag des Landes Baden-Württemberg mit der Evangelischen Landeskirche
                     in Baden und mit der Evangelischen Landeskirche in Württemberg sowie dem dazugehörigen Schlussprotokoll vom gleichen Tage
                     wird zugestimmt. Der Vertrag und das Schlussprotokoll werden nachstehend veröffentlicht.
                  

               

               
                     Artikel 2
Inkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft1.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Tag, an dem der Vertrag und das Schlussprotokoll nach Artikel 31 des Vertrags in Kraft treten, ist im Amtsblatt bekannt
                     zu geben.2

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Die Verkündung erfolgte am 31. Dezember 2007. Das Gesetz ist am 1. Januar 2008 in Kraft getreten.

         

      

      2
            Red. Anm.: Nach der Bekanntmachung des Oberkirchenrats vom 23. April 2008 über Ratifikation und Inkrafttreten des Evangelischen
               Kirchenvertrags Baden-Württemberg ist dieser am 10. April 2008 in Kraft getreten (Abl. 63 S. 61).
            

         

      

   
      

      
         15. Vertrag des Landes Baden-Württemberg mit der Evangelischen Landeskirche in Baden und mit der Evangelischen Landeskirche
            in Württemberg (Evangelischer Kirchenvertrag Baden-Württemberg – EvKiVBW)
         

      

      
         Vom 17. Oktober 2007

      

      
         (Abl. 62 S. 616)
         

      

      
         Inhaltsübersicht

      

      

      
         
            
            
         
         
            
               	
                  Präambel

               
            

            
               	
                  Artikel 1

               
               	
                  Glaubensfreiheit und Selbstbestimmungsrecht

               
            

            
               	
                  Artikel 2

               
               	
                  Sonn- und Feiertage

               
            

            
               	
                  Artikel 3

               
               	
                  Evangelische Theologie und Kirchenrecht an den Universitäten Heidelberg und Tübingen

               
            

            
               	
                  Artikel 4

               
               	
                  Predigerseminar Petersstift

               
            

            
               	
                  Artikel 5

               
               	
                  Ausbildung der Lehrkräfte; Religionspädagogik und Kirchenmusik an den Ausbildungsstätten des Landes; Hochschulen für Kirchenmusik

               
            

            
               	
                  Artikel 6

               
               	
                  Erziehungsziele

               
            

            
               	
                  Artikel 7

               
               	
                  Christliche Gemeinschaftsschule

               
            

            
               	
                  Artikel 8

               
               	
                  Evangelischer Religionsunterricht

               
            

            
               	
                  Artikel 9

               
               	
                  Konfirmandenunterricht, Schul- und Schülergottesdienste

               
            

            
               	
                  Artikel 10

               
               	
                  Seminare

               
            

            
               	
                  Artikel 11

               
               	
                  Kirchliche Bildungseinrichtungen

               
            

            
               	
                  Artikel 12

               
               	
                  Jugendarbeit und Erwachsenenbildung

               
            

            
               	
                  Artikel 13

               
               	
                  Diakonie

               
            

            
               	
                  Artikel 14

               
               	
                  Rundfunk

               
            

            
               	
                  Artikel 15

               
               	
                  Seelsorgegeheimnis

               
            

            
               	
                  Artikel 16

               
               	
                  Seelsorge in besonderen Fällen

               
            

            
               	
                  Artikel 17

               
               	
                  Körperschaftsrechte

               
            

            
               	
                  Artikel 18

               
               	
                  Kirchliches Eigentum

               
            

            
               	
                  Artikel 19

               
               	
                  Kirchliche Gebäude in nichtkirchlichem Eigentum, Baulasten

               
            

            
               	
                  Artikel 20

               
               	
                  Denkmalpflege

               
            

            
               	
                  Artikel 21

               
               	
                  Kirchliche Friedhöfe und Gemeindefriedhöfe

               
            

            
               	
                  Artikel 22

               
               	
                  Kirchensteuer

               
            

            
               	
                  Artikel 23

               
               	
                  Verwaltung der Kirchensteuern

               
            

            
               	
                  Artikel 24

               
               	
                  Spenden und Sammlungen

               
            

            
               	
                  Artikel 25

               
               	
                  Staatsleistungen

               
            

            
               	
                  Artikel 26

               
               	
                  Gebührenbefreiung

               
            

            
               	
                  Artikel 27

               
               	
                  Rechts-, Amts- und Vollstreckungshilfe

               
            

            
               	
                  Artikel 28

               
               	
                  Parität

               
            

            
               	
                  Artikel 29

               
               	
                  Zusammenwirken
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                  Inkrafttreten

               
            

         
      

      Das Land Baden-Württemberg,
vertreten durch den Ministerpräsidenten,
(im Folgenden: Das Land)
und
die Evangelische Landeskirche in Baden,
vertreten durch den Landesbischof,
und
die Evangelische Landeskirche in Württemberg,
vertreten durch den Landesbischof,
(im Folgenden: Die Kirchen)
      

      im Bewusstsein ihrer Verantwortung für die baden-württembergische Bevölkerung und geleitet von dem Wunsche, das freundschaftliche
         Verhältnis zwischen dem Land und den Kirchen zu festigen und zu fördern,
      

      in Anerkennung der Bedeutung der Kirchen für die Bewahrung und Festigung der religiösen und sittlichen Grundlagen des menschlichen
         Lebens,
      

      eingedenk der bleibenden Verantwortung der Kirchen für christlichen Glauben, kirchliches Leben und diakonischen Dienst auch
         in deren Bedeutung für das Gemeinwohl und den Gemeinsinn der Bürgerinnen und Bürger im religiös neutralen Staat,
      

      ausgehend von der Tatsache, dass der Vertrag zwischen dem Freistaat Baden und der Vereinigten Evangelisch-protestantischen
         Landeskirche Badens vom 14. November 1932 lediglich im Gebiet des ehemaligen Freistaats Baden und der Vertrag des Freistaates
         Preußen mit den Evangelischen Landeskirchen vom 11. Mai 1931 lediglich im Gebiet des ehemaligen preußischen Regierungsbezirks
         Sigmaringen bislang in Geltung stehen,
      

      in Würdigung jener Verträge als eines Schrittes zur Gewinnung der durch die deutsche Verfassung vom 11. August 1919 gebotenen
         freiheitlichen Ordnung des Verhältnisses von Staat und Kirche,
      

      haben in Übereinstimmung über den Öffentlichkeitsauftrag der Kirchen und ihre Eigenständigkeit auf der Grundlage der vom Grundgesetz
         für die Bundesrepublik Deutschland und von der Verfassung des Landes Baden-Württemberg1 gewährleisteten Stellung der Kirchen im freiheitlichen und demokratischen Rechtsstaat beschlossen,
      

      den Vertrag zwischen dem Freistaat Baden und der Vereinigten Evangelisch-protestantischen Landeskirche Badens vom 14. November
         1932 und den Vertrag des Freistaates Preußen mit den Evangelischen Landeskirchen vom 11. Mai 1931 unter Wahrung der Rechte
         der Kirchen im Sinne echter freiheitlicher Ordnung fortzubilden und zu dauerhafter einheitlicher Gestaltung des Verhältnisses
         des Landes zu den Kirchen auf dem gesamten Gebiet des Landes gemäß Artikel 8 der Verfassung des Landes Baden-Württemberg2 durch diesen Vertrag wie folgt neu zu fassen:
      

      
                     Artikel 1
Glaubensfreiheit und Selbstbestimmungsrecht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Land gewährt der Freiheit, den evangelischen Glauben zu bekennen und auszuüben, den gesetzlichen Schutz.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Kirchen ordnen und verwalten ihre Angelegenheiten selbständig innerhalb der Schranken des für alle geltenden Gesetzes.
                     Sie haben das Recht, ihre Ämter ohne Mitwirkung des Staates oder der bürgerlichen Gemeinde zu verleihen oder zu entziehen,
                     für ihre Mitglieder, Gliederungen und Einrichtungen bindende Gesetze und Verordnungen zu erlassen und im Rahmen ihrer Zuständigkeit
                     verbindliche Arbeitsrechtsregelungen zu beschließen.
                  

               

               
                     Artikel 2
Sonn- und Feiertage
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Sonntage und die staatlich anerkannten kirchlichen Feiertage bleiben als Tage der Arbeitsruhe und der seelischen Erhebung
                     gesetzlich geschützt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die staatlich anerkannten Feiertage werden durch Gesetz bestimmt. Hierbei ist die christliche Überlieferung zu wahren.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der auf Landesrecht beruhende Schutz der Sonn- und Feiertage bleibt in seinem wesentlichen Umfang gewährleistet.
                  

               

               
                     Artikel 3
Evangelische Theologie und Kirchenrecht an den Universitäten Heidelberg und Tübingen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die wissenschaftliche Pflege der evangelischen Theologie in Forschung und Lehre, die Bestandteil europäischer Wissenschaftskultur
                     ist, und für die wissenschaftliche Vorbildung der Pfarrerinnen und Pfarrer sowie von Lehrkräften für den evangelischen Religionsunterricht
                     bleiben die Evangelisch-Theologischen Fakultäten an der Universität Heidelberg und an der Universität Tübingen bestehen. Eine
                     angemessene Vertretung der fünf theologischen Kernfächer, der christlichen Religionsphilosophie sowie eine darüber hinausgehende
                     Schwerpunkt- und Profilbildung und die Ausbildung in alten Sprachen werden gewährleistet. Kernfächer sind die Fächer Altes
                     Testament, Neues Testament, Kirchengeschichte, Systematische Theologie und Praktische Theologie3.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Vor der Berufung und Einstellung einer Hochschullehrerin oder eines Hochschullehrers an einer Evangelisch-Theologischen Fakultät
                     gibt das zuständige Ministerium dem zuständigen Evangelischen Oberkirchenrat hinsichtlich Lehre und Bekenntnis der beziehungsweise
                     des zu Berufenden und Einzustellenden Gelegenheit zur Äußerung. Das zuständige Ministerium stellt sicher, dass gegen ein kirchliches
                     Votum eine Berufung nicht eingeleitet und eine Einstellung nicht vorgenommen wird.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Kirchen können Lehre und Bekenntnis einer Hochschullehrerin oder eines Hochschullehrers nachträglich beanstanden. In solchen
                     Fällen stellt das zuständige Ministerium sicher, dass die Hochschullehrerin oder der Hochschullehrer nicht Mitglied der Evangelisch-Theologischen
                     Fakultät bleibt, und sorgt im Einvernehmen mit dem zuständigen Evangelischen Oberkirchenrat für entsprechenden Ersatz.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Studien-, Prüfungs-, Promotions- und Habilitationsordnungen in Evangelischer Theologie bedürfen der Zustimmung des zuständigen
                     Evangelischen Oberkirchenrats unter dem Gesichtspunkt des kirchlichen Amtes und der kirchlichen Lehre.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Kirchen behalten das Recht, eigene Prüfungen für den Abschluss des Studiums der Evangelischen Theologie durchzuführen.
                     Ihre Zeugnisse werden staatlich anerkannt.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Evangelisches Kirchenrecht und Staatskirchenrecht werden in Forschung und Lehre an den Universitäten Heidelberg und Tübingen
                     angemessen wie bisher berücksichtigt.
                  

               

               
                     Artikel 4
Predigerseminar Petersstift
                     

                  

                  Mit den Lehrdeputaten der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer für Praktische Theologie an der Theologischen Fakultät
                     der Universität Heidelberg bleiben die Aufgaben der Ausbildung am Predigerseminar Petersstift der Evangelischen Landeskirche
                     in Baden verbunden. Artikel 3 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend. Das Nähere wird durch Vereinbarung zwischen dem zuständigen
                     Ministerium und dem Evangelischen Oberkirchenrat in Karlsruhe geregelt.4

               

               
                     Artikel 5
Ausbildung der Lehrkräfte; Religionspädagogik und Kirchenmusik an den Ausbildungsstätten des Landes; Hochschulen für Kirchenmusik
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Ausbildung der Lehrkräfte für die öffentlichen Grund- und Hauptschulen muss gewährleisten, dass die Lehrkräfte zur Erziehung
                     und zum Unterricht entsprechend den in Artikel 15 der Verfassung des Landes Baden-Württemberg5 und Artikel 7 dieses Vertrages genannten Grundsätzen befähigt sind6.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Land wird dafür sorgen, dass an Universitäten, Pädagogischen Hochschulen und sonstigen Ausbildungsstätten des Landes den
                     Studierenden, die die Lehrbefähigung in Evangelischer Religionslehre anstreben, die wissenschaftliche Vorbildung geboten wird,
                     die sie fachlich und methodisch zur Erteilung des Religionsunterrichts befähigt7.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Dozentinnen und Dozenten für Evangelische Theologie und Religionspädagogik im Sinne von Artikel 19 Abs. 2 der Verfassung des Landes Baden-Württemberg8 werden im Einvernehmen mit dem zuständigen Evangelischen Oberkirchenrat berufen und eingestellt. Artikel 3 Abs. 2 bis 4 gilt entsprechend. Der Wechsel von einer Pädagogischen Hochschule des Landes zu einer anderen gilt nicht als Berufung und
                     Einstellung im Sinne dieser Bestimmung9.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Das Nähere wird durch Vereinbarung zwischen dem zuständigen Ministerium und dem zuständigen Evangelischen Oberkirchenrat geregelt10.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die kirchenmusikalische Ausbildung an staatlichen Hochschulen bleibt bestehen. Vertreterinnen und Vertreter des zuständigen
                     Evangelischen Oberkirchenrats sind berechtigt, an den Prüfungen in den Studiengängen der Kirchenmusik mitzuwirken. Artikel 3 Abs. 2 bis 4 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Das Recht der Kirchen, Hochschulen für Kirchenmusik zu errichten und zu betreiben, bleibt gewährleistet. Artikel 11 bleibt unberührt.
                  

               

               
                     Artikel 6
Erziehungsziele
                     

                  

                  Die Jugend ist in der Ehrfurcht vor Gott und im Geiste der christlichen Nächstenliebe zu erziehen. Das Land und die Kirchen
                     wirken im Bewusstsein ihrer unterschiedlichen Aufträge und Aufgaben als verantwortliche Träger der Erziehung zusammen.
                  

               

               
                     Artikel 7
Christliche Gemeinschaftsschule
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die öffentlichen Volksschulen (Grund- und Hauptschulen) haben die Schulform der christlichen Gemeinschaftsschule nach den
                     Grundsätzen und Bestimmungen, die am 9. Dezember 1951 in Baden für die Simultanschule mit christlichem Charakter gegolten haben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In christlichen Gemeinschaftsschulen werden die Kinder auf der Grundlage christlicher und abendländischer Bildungs- und Kulturwerte
                     erzogen. Der Unterricht wird mit Ausnahme des Religionsunterrichts gemeinsam erteilt.
                  

               

               
                     Artikel 8
Evangelischer Religionsunterricht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der evangelische Religionsunterricht ist an den öffentlichen Schulen ordentliches Lehrfach. Er wird unbeschadet des staatlichen
                     Aufsichtsrechtes in Übereinstimmung mit den Grundsätzen der Kirchen von deren Bevollmächtigten erteilt und beaufsichtigt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Erteilung des evangelischen Religionsunterrichts setzt eine kirchliche Bevollmächtigung (Vocatio) voraus. Die Voraussetzungen
                     für die Bevollmächtigung der Lehrkräfte zur Erteilung des evangelischen Religionsunterrichts werden von den Kirchen bestimmt11.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Zur Erteilung des Religionsunterrichts können neben Pfarrerinnen und Pfarrern und Lehrkräften mit staatlicher oder staatlich
                     anerkannter Ausbildung nur solche Personen zugelassen werden, die eine katechetische Ausbildung erhalten haben. Die Richtlinien
                     für die Ausbildung und den Nachweis der Eignung und Lehrbefähigung der kirchlich ausgebildeten Religionslehrkräfte werden
                     zwischen dem zuständigen Ministerium und dem zuständigen Evangelischen Oberkirchenrat vereinbart12.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Vertreterinnen und Vertreter des zuständigen Evangelischen Oberkirchenrats sind berechtigt, bei den Prüfungen für das Fach
                     Evangelische Religionslehre mitzuwirken.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Das Land erbringt an die Kirchen pauschaliert abgerechnete Ersatzleistungen für den durch kirchliche Lehrkräfte an öffentlichen
                     Schulen erteilten Religionsunterricht. Der Kostendeckungsgrad dieser Ersatzleistungen im Hinblick auf die Aufwendungen der
                     Kirchen wird  schrittweise erhöht. Das Nähere wird durch Vereinbarung zwischen dem zuständigen Ministerium und dem zuständigen
                     Evangelischen Oberkirchenrat geregelt13.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Wegen der Übernahme von Pfarrerinnen und Pfarrern als Religionslehrkräfte in den Landesdienst und deren Rückruf in den Kirchendienst
                     in besonderen Fällen trifft das zuständige Ministerium im Einvernehmen mit dem Finanzministerium Vereinbarungen mit dem zuständigen
                     Evangelischen Oberkirchenrat14.
                  

               

               
                     Artikel 9
Konfirmandenunterricht, Schul- und Schülergottesdienste
                     

                  

                  An allen öffentlichen Schulen in Baden-Württemberg wird im Benehmen mit dem zuständigen Evangelischen Oberkirchenrat den Schülerinnen
                     und Schülern ausreichend Gelegenheit zur Ausübung ihrer Glaubensfreiheit, insbesondere zum Besuch des Konfirmandenunterrichts15 und zum Besuch von Schul- und Schülergottesdiensten, gegeben.16

               

               
                     Artikel 10
Seminare
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Evangelische Stift in Tübingen und die niederen evangelisch-theologischen Seminare in Maulbronn und Blaubeuren bleiben
                     bestehen17.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Nähere wird durch Vereinbarung zwischen dem zuständigen Ministerium und dem Evangelischen Oberkirchenrat in Stuttgart
                     und durch Verordnung des Kultusministeriums über die Schulen der niederen evangelisch-theologischen Seminare im Einvernehmen
                     mit dem Evangelischen Oberkirchenrat in Stuttgart unter Wahrung der Mitwirkungsrechte des Finanzministeriums geregelt. Die
                     Verordnung trifft Regelungen über die Seminarschulen als öffentliche Schulen, über deren Vorstände und Lehrer und über die
                     Aufsicht18.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Höhe der Staatsleistungen und ihre Anpassung sind in Artikel 25 geregelt.
                  

               

               
                     Artikel 11
Kirchliche Bildungseinrichtungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kirchen und ihre Gliederungen haben das Recht, Hochschulen, Ersatz- und Ergänzungsschulen sowie sonstige Bildungseinrichtungen
                     zu errichten und zu betreiben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sie werden im Rahmen der allgemeinen staatlichen Förderung angemessen berücksichtigt.
                  

               

               
                     Artikel 12
Jugendarbeit und Erwachsenenbildung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die kirchliche Jugendarbeit steht unter staatlichem Schutz.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Freiheit der Kirchen und ihrer Gliederungen, in der Erwachsenenbildung tätig zu sein, wird durch das Land gewährleistet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die kirchliche Jugendarbeit und Erwachsenenbildung werden im Rahmen der allgemeinen staatlichen Förderung angemessen berücksichtigt.
                  

               

               
                     Artikel 13
Diakonie
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kirchen und ihre Gliederungen, zu denen auch die Diakonie der Kirchen gehört, nehmen in Erfüllung ihres Auftrags im Rahmen
                     der Gewährleistung der Artikel 6 und 87 der Verfassung des Landes Baden-Württemberg19 Aufgaben der Gesundheits- und Wohlfahrtspflege wahr. Sie unterhalten Heime, Dienste und sonstige Einrichtungen für Betreuung
                     und Beratung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Diakonischen Werke der evangelischen Kirchen in Baden und in Württemberg haben Anteil an der Gewährleistung der Wohlfahrtspflege
                     in Artikel 6 und 87 der Verfassung des Landes Baden-Württemberg20.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Kirchen und ihre Gliederungen sind berechtigt, in Erfüllung ihres Auftrags Aufgaben als anerkannte Träger der freien Kinder-
                     und Jugendhilfe im Rahmen der für alle geltenden Gesetze wahrzunehmen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Sie werden bei ihrer Aufgabenerfüllung nach den Absätzen 1 bis 3 im Rahmen der allgemeinen staatlichen Förderung angemessen
                     berücksichtigt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Der Vorrang der Aufgabenerfüllung durch die freien Träger der Wohlfahrtspflege ist von allen öffentlichen Stellen zu beachten.
                  

               

               
                     Artikel 14
Rundfunk
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Land wirkt darauf hin, dass die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten und die privaten Rundfunkveranstalter den Kirchen
                     angemessene Sendezeiten für die Übertragung gottesdienstlicher Handlungen und Feierlichkeiten sowie sonstiger religiöser Sendungen
                     zur Verfügung stellen. Es wird darauf bedacht bleiben, dass in den Programmen die sittlichen und religiösen Überzeugungen
                     der evangelischen Bevölkerung geachtet werden und das Leben der Kirchen in den Eigensendungen der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten
                     angemessen berücksichtigt wird. Das Land wirkt ferner darauf hin, dass in den Aufsichtsgremien des öffentlich-rechtlichen
                     Rundfunks und in den Programmbeiräten der privaten Rundfunkveranstalter die Kirchen angemessen vertreten sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Recht der Kirchen, privaten Rundfunk nach Maßgabe der für alle geltenden Gesetze zu veranstalten oder sich an Rundfunkveranstaltern
                     zu beteiligen, bleibt unberührt.
                  

               

               
                     Artikel 15
Seelsorgegeheimnis
                     

                  

                  Seelsorgerinnen und Seelsorger und ihre Gehilfinnen und Gehilfen sind auch in Verfahren, die dem Landesrecht unterliegen,
                     berechtigt, das Zeugnis über dasjenige zu verweigern, was ihnen in ihrer Eigenschaft als Seelsorgerinnen und Seelsorger anvertraut
                     worden ist.
                  

               

               
                     Artikel 16
Seelsorge in besonderen Fällen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In öffentlichen Krankenhäusern, Heimen, Justizvollzugsanstalten und ähnlichen öffentlichen Einrichtungen sowie bei der Polizei
                     werden die Kirchen seelsorgerlich tätig. Sie sind berechtigt, Gottesdienste zu halten und religiöse Veranstaltungen durchzuführen21.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Träger stellt den dafür geeigneten Raum unentgeltlich zur Verfügung. Um die seelsorgerliche Betreuung zu ermöglichen,
                     teilt er der zuständigen kirchlichen Stelle die erforderlichen Daten der Personen mit, die evangelischen Bekenntnisses sind,
                     wenn diese deutlich darauf hingewiesen wurden, dass die Angaben hierüber freiwillig erfolgen und Zwecken der Seelsorge dienen,
                     und sie der Mitteilung nicht ausdrücklich widersprochen haben22.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Kirchen sind berechtigt, Notfallseelsorge durchzuführen23.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Das Nähere wird durch Vereinbarung zwischen dem zuständigen Ministerium und dem zuständigen Evangelischen Oberkirchenrat geregelt24.
                  

               

               
                     Artikel 17
Körperschaftsrechte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kirchen, ihre Kirchengemeinden, Gesamtkirchengemeinden, Kirchenbezirke und Kirchlichen Verbände bleiben Körperschaften
                     des öffentlichen Rechts, soweit sie es bisher waren. Ihren anderen Kirchengemeinden, Gesamtkirchengemeinden, Kirchenbezirken
                     und Kirchlichen Verbänden sind auf Antrag des zuständigen Evangelischen Oberkirchenrats die Rechte einer Körperschaft des
                     öffentlichen Rechts durch Anerkennung des Kultusministeriums zu gewähren.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der zuständige Evangelische Oberkirchenrat übt die Aufsicht über die kirchlichen Stiftungen aus.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Kirchlicher Dienst ist öffentlicher Dienst. Die Kirchen sind Dienstherren nach öffentlichem Recht.
                  

               

               
                     Artikel 18
Kirchliches Eigentum
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Eigentum und andere Rechte der Kirchen und ihrer Gliederungen werden nach Maßgabe des Artikels 138 Abs. 2 der deutschen Verfassung vom 11. August 191925 gewährleistet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Enteignungsbehörden  nehmen auf die Belange der Kirchen und ihrer Gliederungen Rücksicht.
                  

               

               
                     Artikel 19
Kirchliche Gebäude in nichtkirchlichem Eigentum, Baulasten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für Kirchen und andere kirchliche Gebäude, die im Eigentum des Landes stehen und zu kirchlichen (auch diakonischen) Zwecken
                     genutzt werden, wird der Widmungszweck uneingeschränkt gewährleistet. Im Rahmen seiner Baulastpflicht wird das Land für die
                     Unterhaltung dieser Gebäude oder Gebäudeteile sorgen. Das Nähere hierzu und zur Ablösung der Baulastverpflichtungen wird durch
                     Vereinbarung zwischen dem zuständigen Ministerium und dem zuständigen Evangelischen Oberkirchenrat geregelt26.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        An der bisher üblichen Benützung der Kirchtürme, Kirchenuhren und Kirchenglocken sowie der im kirchlichen Eigentum verbleibenden
                     Begräbnisplätze für die Zwecke der bürgerlichen Gemeinde in den württembergischen Landesteilen tritt eine Änderung nicht ein.
                     Die bürgerliche Gemeinde ist verpflichtet, einen dem Maße dieser Benützung entsprechenden Anteil an den Kosten der Instandhaltung
                     dieser Gegenstände zu übernehmen. Als Kosten der Instandhaltung gelten auch die Kosten der Erneuerung oder Erweiterung, soweit
                     nicht eine abweichende Vereinbarung oder ein abweichendes Herkommen besteht.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Auch für sonstige Baulasten gilt die Gewährleistung des Artikels 18 Abs. 1.
                  

               

               
                     Artikel 20
Denkmalpflege
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Denkmalschutzbehörden haben bei Kulturdenkmalen, die dem Gottesdienst dienen, die gottesdienstlichen Belange, die vom
                     zuständigen Evangelischen Oberkirchenrat festzustellen sind, vorrangig zu beachten. Vor der Durchführung von Maßnahmen setzen
                     sich die Denkmalschutzbehörden mit dem zuständigen Evangelischen Oberkirchenrat ins Benehmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Vorschriften des Denkmalschutzgesetzes über die förmliche Enteignung sind auf kircheneigene Kulturdenkmale nicht anwendbar.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Land nimmt bei der Förderung der Denkmalerhaltung und -pflege auf die besonderen denkmalpflegerischen Aufgaben der Kirchen
                     und ihrer Gliederungen Rücksicht und wird sie bei der Vergabe der Mittel angemessen berücksichtigen. Es setzt sich dafür ein,
                     dass sie auch von solchen Einrichtungen und Behörden Fördermittel erhalten, die auf nationaler und internationaler Ebene auf
                     dem Gebiet der Kultur- und Denkmalpflege tätig sind.
                  

               

               
                     Artikel 21
Kirchliche Friedhöfe und Gemeindefriedhöfe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die kirchlichen Friedhöfe genießen den gleichen Schutz wie die Gemeindefriedhöfe. Artikel 19 Abs. 2 bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Kirchengemeinden haben das Recht, im Rahmen der Gesetze neue kirchliche Friedhöfe anzulegen und bestehende zu erweitern.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Auf kirchlichen Friedhöfen ist die Bestattung aller in der Gemeinde Verstorbenen zu ermöglichen, wenn dort kein Gemeindefriedhof
                     vorhanden ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Kirchen und ihre Gliederungen haben das Recht, auf öffentlichen Friedhöfen Gottesdienste und Andachten abzuhalten.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Träger kirchlicher Friedhöfe können Benutzungs- und Gebührenordnungen erlassen.
                  

               

               
                     Artikel 22
Kirchensteuer
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kirchen und ihre Kirchengemeinden sind berechtigt, zur Deckung ihrer Bedürfnisse von ihren Mitgliedern Kirchensteuern
                     zu erheben. Sie üben das Besteuerungsrecht nach Maßgabe des Artikels 137 Abs. 6 der deutschen Verfassung vom 11. August 191927 und des Kirchensteuergesetzes sowie der kirchlichen Steuerordnungen aus.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die kirchlichen Steuerordnungen sowie die Beschlüsse über die Erhebung der Kirchensteuern bedürfen der staatlichen Genehmigung.
                     Diese kann nur bei einem Verstoß gegen die staatlichen Bestimmungen versagt werden.
                  

               

               
                     Artikel 23
Verwaltung der Kirchensteuern
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Verwaltung (einschließlich Vollstreckung) der Kirchensteuern, die als Zuschlag zur Einkommensteuer erhoben werden, und
                     des besonderen Kirchgelds in glaubensverschiedener Ehe ist den Landesfinanzbehörden übertragen. Das Land verpflichtet Schuldner
                     von Leistungen, bei denen die Kirchensteuer durch Steuerabzug erhoben wird, die Kirchensteuer einzubehalten und abzuführen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Kirchen leisten eine angemessene Verwaltungskostenvergütung. Sie wird vom Finanzministerium im Einvernehmen mit dem zuständigen
                     Evangelischen Oberkirchenrat festgesetzt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Landesfinanzbehörden sind verpflichtet, dem zuständigen Evangelischen Oberkirchenrat im Rahmen des geltenden Rechts in
                     allen Kirchensteuerfragen die erforderlichen Auskünfte zu geben. Der zuständige Evangelische Oberkirchenrat wahrt das Steuergeheimnis.
                  

               

               
                     Artikel 24
Spenden und Sammlungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kirchen und ihre Gliederungen sind berechtigt, unabhängig von Kirchensteuern Spenden und andere freiwillige Leistungen
                     für gemeinnützige, mildtätige und kirchliche Zwecke zu erbitten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Kirchen und ihre Körperschaften sind befugt, in oder vor kirchlichen Räumen oder Grundstücken, bei kirchlichen Feiern,
                     in örtlichem Zusammenhang mit kirchlichen Veranstaltungen oder durch öffentlichen Aufruf für kirchliche oder mildtätige Zwecke
                     zu sammeln.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Kirchliche Haus- oder Straßensammlungen unterliegen den allgemeinen Vorschriften.
                  

               

               
                     Artikel 25
Staatsleistungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die dauernden Verpflichtungen des Landes zu wiederkehrenden Leistungen an die Kirchen bleiben nach Maßgabe des Artikels 138 der deutschen Verfassung vom 11. August 191928 dem Grunde nach gewährleistet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Art und Höhe dieser Leistungen werden gemäß Artikel 7 Abs. 2 der Verfassung des Landes Baden-Württemberg29 in den Absätzen 3 bis 5 geregelt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Land zahlt jährlich
                     
                        	
                           für kirchenregimentliche Zwecke, für Zwecke der Pfarrbesoldung und -versorgung und für andere besondere Rechtstitel
                              
                                 	
                                    im Jahre 2007

                                    13.089.200 (in Worten: dreizehnmillionenneunundachtzigtausendzweihundert) Euro

                                 

                                 	
                                    in den Jahren 2008 und 2009 jeweils

                                    13.294.200 (in Worten: dreizehnmillionenzweihundertvierundneunzigtausendzweihundert) Euro

                                 

                                 	
                                    ab 1. Januar 2010

                                    13.786.900 (in Worten: dreizehnmillionensiebenhundertsechsundachtzigtausendneunhundert) Euro30

                                 

                              

                           

                           Staatsleistungen an die Evangelische Landeskirche in Baden;

                        

                        	
                           für kirchenregimentliche Zwecke, für Zwecke der Pfarrbesoldung und -versorgung und für andere besondere Rechtstitel
                              
                                 	
                                    im Jahre 2007

                                    35.774.000 (in Worten: fünfunddreißigmillionensiebenhundertvierundsiebzigtausend) Euro

                                 

                                 	
                                    in den Jahren 2008 und 2009 jeweils

                                    36.334.400 (in Worten: sechsunddreißigmillionendreihundertvierunddreißigtausendvierhundert) Euro

                                 

                                 	
                                    ab 1. Januar 2010

                                    37.680.900 (in Worten: siebenunddreißigmillionensechshundertachtzigtausendneunhundert) Euro31

                                 

                              

                           

                           Staatsleistungen an die Evangelische Landeskirche in Württemberg;

                        

                        	
                           für das Evangelische Stift und für die niederen evangelisch-theologischen Seminare
                              
                                 	
                                    im Jahre 2007

                                    1.669.701 (in Worten: einemillionsechshundertneunundsechzigtausendsiebenhunderteins)  Euro

                                 

                                 	
                                    im Jahre 2008

                                    1.711.443 (in Worten: einemillionsiebenhundertelftausendvierhundertdreiundvierzig) Euro

                                 

                                 	
                                    im Jahre 2009

                                    1.774.647 (in Worten: einemillionsiebenhundertvierundsiebzigtausendsechshundertsiebenundvierzig) Euro

                                 

                                 	
                                    im Jahre 2010

                                    1.881.071 (in Worten: einemillionachthunderteinundachtzigtausendeinundsiebzig) Euro

                                 

                                 	
                                    im Jahre 2011

                                    1.991.042 (in Worten: einemillionneunhunderteinundneunzigtausendzweiundvierzig) Euro

                                 

                                 	
                                    ab 1. Januar 2012

                                    2.073.911 (in Worten: zweimillionendreiundsiebzigtausendneunhundertelf) Euro

                                 

                              
Staatsleistungen an die Evangelische Landeskirche in Württemberg und an die Evangelische Seminarstiftung.
                           

                        

                     
Artikel 19 Abs. 1 bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Verändert sich aufgrund allgemeiner Besoldungsanpassungen die Besoldung der Beamtinnen und Beamten des Landes, so verändert
                     sich ab 1. Januar 2011 die Höhe der Staatsleistungen gemäß Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe c) und Nr. 2 Buchstabe c) und ab
                     1. Januar 2013 die Höhe der Staatsleistungen gemäß Absatz 3 Satz 1 Nr. 3 Buchstabe f) entsprechend32.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Der Gesamtbetrag der Staatsleistungen nach den Absätzen 3 und 4 wird in elf Monatsraten von je 8,3 vom Hundert der (voraussichtlichen)
                     Staatsleistungen – abgerundet auf den nächsten durch 10.000 teilbaren Betrag – und einer Schlusszahlung in Höhe der Differenz
                     zu dem nach den Absätzen 3 und 4 jährlich zu zahlenden Betrag an die Kirchen ausgezahlt.33 Die Evangelische Landeskirche in Württemberg verpflichtet sich, an die Evangelische Seminarstiftung die ihr zustehenden Anteile
                     weiterzuleiten. Eines Verwendungsnachweises bedarf es nicht.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Für eine Ablösung nach Maßgabe des Artikels 138 Abs. 1 der deutschen Verfassung vom 11. August 191934 bleibt die bisherige Rechtslage maßgebend.
                  

               

               
                     Artikel 26
Gebührenbefreiung
                     

                  

                  Die auf Landesrecht beruhenden Befreiungen und Ermäßigungen von Kosten, Gebühren und Auslagen bleiben den Kirchen und ihren
                     Gliederungen in gleichem Umfang wie dem Land erhalten.
                  

               

               
                     Artikel 27
Rechts-, Amts- und Vollstreckungshilfe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Amtsgerichte sollen den Verwaltungsgerichten und Disziplinarkammern der Kirchen Rechts-, Amts- und Vollstreckungshilfe
                     leisten. Diese Gerichte sind berechtigt, Zeuginnen beziehungsweise Zeugen und Sachverständige zu vereidigen. Diese Bestimmungen
                     gelten nicht für das Spruchkollegium nach dem Lehrbeanstandungsrecht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In Disziplinarverfahren können auf Antrag des zuständigen Evangelischen Oberkirchenrats die unteren Verwaltungsbehörden durch
                     das zuständige Ministerium verpflichtet werden, der zuständigen kirchlichen Behörde Amtshilfe zu leisten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Vollstreckung kirchlicher Gebühren wird auf Antrag des zuständigen Evangelischen Oberkirchenrats durch das zuständige
                     Ministerium den unteren Verwaltungsbehörden übertragen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Behörden übermitteln den Kirchen die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Daten. Die Kirchen schützen diese Daten
                     nach den Bestimmungen des kirchlichen Datenschutzrechts.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die staatlichen Vorschriften über die Rechts-, Amts- und Vollstreckungshilfe finden entsprechend Anwendung.
                  

               

               
                     Artikel 28
Parität
                     

                  

                  Sollte das Land in Verträgen mit anderen Religionsgemeinschaften über diesen Vertrag hinausgehende Rechte und Leistungen gewähren,
                     werden die Vertragsparteien gemeinsam prüfen, ob wegen des Grundsatzes der Parität Änderungen dieses Vertrags notwendig sind.
                  

               

               
                     Artikel 29
Zusammenwirken
                     

                  

                  Die Landesregierung und die Evangelischen Oberkirchenräte werden zur Pflege und Vertiefung ihrer Beziehungen regelmäßige Begegnungen
                     anstreben. Sie werden sich vor der Regelung von Angelegenheiten, die ihr Verhältnis zueinander berühren, miteinander ins Benehmen
                     setzen und sich jederzeit zur Besprechung solcher Fragen zur Verfügung stellen.
                  

               

               
                     Artikel 30
Vertragsauslegung und -anpassung, Aufgabenübertragung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Vertragsparteien werden eine in Zukunft zwischen ihnen etwa entstehende Meinungsverschiedenheit über die Auslegung einer
                     Bestimmung dieses Vertrags auf freundschaftliche Weise beseitigen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Haben die Verhältnisse, die für die Festsetzung des Vertragsinhalts maßgebend gewesen sind, sich seit Abschluss des Vertrags
                     so wesentlich geändert, dass einer Vertragspartei das Festhalten an der ursprünglichen vertraglichen Regelung nicht zuzumuten
                     ist, so werden die Vertragsparteien sich bemühen, auf freundschaftliche Weise eine Anpassung des Vertragsinhalts an die geänderten
                     Verhältnisse zu erreichen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Überträgt das Land Aufgaben, die das staatskirchenrechtliche Verhältnis zu den Kirchen berühren, wirkt es auf die Einhaltung
                     der Bestimmungen dieses Vertrags hin.
                  

               

               
                     Artikel 31
Inkrafttreten
                     

                  

                  Dieser Vertrag bedarf der Zustimmung der Landesregierung und des Landtags sowie der jeweils zuständigen Landessynode. Er bedarf
                     außerdem der Ratifikation. Die Ratifikationsurkunden sollen in Stuttgart ausgetauscht werden. Der Vertrag tritt am Tag nach
                     diesem Austausch in Kraft. Der Zeitpunkt des Inkrafttretens wird im Gesetzblatt des Landes Baden-Württemberg, im Gesetzes-
                     und Verordnungsblatt der Evangelischen Landeskirche in Baden und im Amtsblatt der Evangelischen Landeskirche in Württemberg
                     bekannt gemacht35.
                  

                  

                  Zu Urkund dessen ist dieser Vertrag in dreifacher Urschrift unterzeichnet worden.

                  Geschehen in Stuttgart am 17. Oktober 2007

                  

                  Der Ministerpräsident
des Landes Baden-Württemberg
Günther H. Oettinger
                  

                  

                  Der Landesbischof
der Evangelischen Landeskirche in Baden
Dr. Ulrich Fischer
                  

                  

                  Der Landesbischof
der Evangelischen Landeskirche in Württemberg
Frank O. July
                  

                  

                  

               

            

         

      

      
            

         

         
            Schlussprotokoll zum Evangelischen Kirchenvertrag Baden-Württemberg vom 17. Oktober 2007

         

         Bei der Unterzeichnung des am heutigen Tage geschlossenen Vertrages des Landes Baden-Württemberg mit der Evangelischen Landeskirche
            in Baden und mit der Evangelischen Landeskirche in Württemberg sind folgende übereinstimmende Erklärungen abgegeben worden,
            die einen integrierenden Bestandteil des Vertrages bilden:
         

      

      
            Vorbemerkung

         

         Das Land und die Kirchen stimmen darin überein, dass die im Folgenden in Bezug genommenen Vereinbarungen im Rahmen dieses
            Vertrages durch Vereinbarungen zwischen dem zuständigen Ministerium und dem jeweils zuständigen Evangelischen Oberkirchenrat
            geändert werden können und sich durch deren Nennung im Schlussprotokoll im übrigen ihre Rechtsqualität nicht ändert. Dies
            gilt auch für die im Einvernehmen mit dem jeweils zuständigen Evangelischen Oberkirchenrat vom zuständigen Ministerium erlassenen
            Verordnungen und Richtlinien.
         

      

      
            Zu Artikel 3 Abs. 1

         

         Die Ausstattung der beiden Evangelisch-Theologischen Fakultäten in Heidelberg und Tübingen beträgt zur Zeit des Vertragsschlusses
            je fünfzehn Lehrstühle. Das Land und die Kirchen sehen sich gemeinsam verpflichtet, im Rahmen ihrer jeweiligen Verantwortung
            dafür zu sorgen, dass auch in Zukunft eine ausreichende Zahl von Studierenden an den Evangelisch-Theologischen Fakultäten
            vorhanden sein wird.
         

      

      
            Zu Artikel 4

         

         Das Nähere ist in dem Übereinkommen über die Auslegung des Artikels VII Abs. 3 des Vertrags zwischen dem Freistaat Baden und
            der Vereinigten Evangelisch-protestantischen Landeskirche Badens vom 14. November 1932 zwischen dem Wissenschaftsministerium
            und dem Evangelischen Oberkirchenrat in Karlsruhe vom 31. August 1983  geregelt.
         

      

      
            Zu Artikel 5 Abs. 1 bis 4

         

         Das Nähere ist in der Vereinbarung der Landesregierung mit den Kirchenleitungen in Baden-Württemberg vom 4. Februar 1969,
            geändert durch Vereinbarung vom 30. Oktober 1975, geregelt.
         

      

      
            Zu Artikel 8

         

         Zu Absatz 3

         Das Nähere ist in den württembergischen Landesteilen in der Vereinbarung zwischen dem Kultusministerium und der Evangelischen
            Landeskirche in Württemberg vom 14. November 2000 über die Richtlinien für die Ausbildung und den Nachweis der Eignung und
            Lehrbefähigung der kirchlich ausgebildeten Religionslehrkräfte gemäß § 97 Abs. 1 und 2 des Schulgesetzes für Baden-Württemberg36 geregelt.
         

         Zu Absatz 5

         Das Nähere ist in der Vereinbarung zwischen dem Kultusministerium und den Kirchenleitungen in Baden-Württemberg vom 15. August
            1997 über die Abrechnung der Leistungen des Landes für den von kirchlichen Religionslehrern erteilten Religionsunterricht
            an öffentlichen Schulen geregelt.37 Die Vertragsparteien stimmen überein, dass sich der Kostendeckungsgrad dieser Ersatzleistungen auch infolge des Rückgangs
            der Schülerzahlen erhöhen wird.
         

         Zu Absatz 6

         Das Nähere ist in den württembergischen Landesteilen in der Vereinbarung zwischen dem Kultusministerium und dem Evangelischen
            Oberkirchenrat in Stuttgart vom 25. Juli 1983 über das Verfahren bei der Übernahme von Geistlichen in den Landesdienst geregelt.38 Es besteht Einigkeit, dass diese Regelung auch für die badischen Landesteile gilt.
         

      

      
            Zu Artikel 10 Abs. 1 und 2

         

         Das Nähere ist gemäß § 73 des Württembergischen Gesetzes über die Kirchen vom 3. März 192439 und Artikel 9 der Verfassung des Landes Baden-Württemberg40 in der Vereinbarung zwischen dem Kultministerium und dem Evangelischen Oberkirchenrat über das Stift in Tübingen vom 5. März 192841, in der Vereinbarung zwischen dem Kultministerium und dem Evangelischen Oberkirchenrat über die niederen evangelisch-theologischen
            Seminare vom 5. März 192842, geändert durch Vereinbarungen vom 16. Januar 194643, 30. August 194944 und 12. September 198445, und in der Verordnung über die Schulen der niederen evangelisch-theologischen Seminare vom 5. März 192846 geregelt.
         

      

      
            Zu Artikel 16

         

         Zu Absatz 1, 2 und 4

         Das Nähere über den Dienst der evangelischen Anstaltsseelsorge in den Justizvollzugsanstalten des Landes ist im Einvernehmen
            mit dem zuständigen Evangelischen Oberkirchenrat in den Allgemeinen Richtlinien des Justizministeriums vom 1. September 200447 geregelt.
         

         Das Nähere über die Polizeiseelsorge ist in der Vereinbarung des Innenministeriums mit den vier Kirchenleitungen in Baden-Württemberg
            vom 4. Juli 2002 über die kirchliche Arbeit in der Polizei des Landes48 geregelt.
         

         Zu Absatz 3 und 4

         Das Nähere über die Notfallseelsorge ist in der Vereinbarung über die Zusammenarbeit zwischen dem Land und der Evangelischen
            Landeskirche in Baden, der Evangelischen Landeskirche in Württemberg, der Diözese Rottenburg-Stuttgart und der Erzdiözese
            Freiburg vom 18. Oktober 2006 geregelt.
         

      

      
            Zu Artikel 19 Abs. 1

         

         Im Einzelnen gelten in den badischen Landesteilen der einschlägige Baulastbeschrieb, das jeweilige Baufaktum und das Gesetz,
            die Kirchen- und Schulbaulichkeiten betr. (Kirchenbauedikt) vom 26. April 1808. Das Nähere ist in der Vereinbarung zwischen
            dem Land und der Vereinigten Evangelisch-protestantischen Landeskirche Badens zur Klärung von Zweifelsfragen, die bei den
            auf der Innehabung inkamerierten Kirchenguts beruhenden staatlichen Baulasten zu evangelischen Pfarrkirchen entstanden sind,
            vom 15. August 1956 geregelt.
         

         Das Nähere ist im Einvernehmen mit dem Evangelischen Oberkirchenrat in Stuttgart in den Richtlinien des Finanzministeriums
            über die Erfüllung der staatlichen Baupflicht an kirchlichen Lastengebäuden in den württembergischen Landesteilen vom 5. Mai
            1958 in der Fassung vom 11. Juli 196349 geregelt.
         

         Das Nähere ist im Einvernehmen mit dem zuständigen Evangelischen Oberkirchenrat in den Ablösungsrichtlinien des Finanzministeriums
            vom 24. Oktober 1962 geregelt.
         

      

      
            Zu Artikel 25

         

         Zu Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe c und Nr. 2 Buchstabe c

         Der dort genannten Höhe der Staatsleistungen liegt eine angenommene Erhöhung des Grundgehaltssatzes und des Familienzuschlags
            der Eckperson (Schlussprotokoll zu Absatz 4) im Jahre 2010 um 1,5 vom Hundert zugrunde. Sollte die tatsächliche Erhöhung des Grundgehaltssatzes und des Familienzuschlags
            der Eckperson im Jahre 2010 mindestens 2 vom Hundert betragen, so wird die dort genannte Höhe der Staatsleistungen um die
            sich aus der angenommenen Erhöhung des Grundgehaltssatzes und des Familienzuschlags der Eckperson im Jahre 2010 ergebende
            Erhöhung der Staatsleistungen vermindert und dieser Betrag entsprechend der Erhöhung der Besoldung im Jahre 2010 gemäß Schlussprotokoll
            zu Absatz 4 erhöht.
         

         Zu Absatz 4

         Als Berechnungsgrundlage für Änderungen der Höhe der Staatsleistungen dient die Veränderung der Besoldung für das erste Beförderungsamt
            für den höheren nichttechnischen Verwaltungsdienst (Besoldungsgruppe A 14 Bundesbesoldungsordnung, Dienstaltersstufe 6, verheiratet, ein Kind, zuzüglich der Zuführung zur Versorgungsrücklage [Eckperson]). Bei strukturellen Veränderungen des
            Besoldungsrechts ist die Berechnungsgrundlage durch Vereinbarung zwischen dem Kultusministerium im Einvernehmen mit dem Finanzministerium
            und den Evangelischen Oberkirchenräten so anzupassen, dass sich die Höhe der Staatsleistungen hierdurch nicht verändert.50

         

         Stuttgart, den 17. Oktober 2007


         

         Der Ministerpräsident
des Landes Baden-Württemberg
Günther H. Oettinger
         

         Der Landesbischof
der Evangelischen Landeskirche in Baden
Dr. Ulrich Fischer
         

         Der Landesbischof
der Evangelischen Landeskirche in Württemberg
Frank O. July
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            Teil I
Gerichtsverfassung
            

         

         
               Abschnitt 1
Errichtung und Zusammensetzung des Verwaltungsgerichts
               

            

            
                     § 1
Errichtung, Bezeichnung, Sitz
                     

                  

                  Die Evangelische Landeskirche in Württemberg errichtet aufgrund von § 40 a Kirchenverfassungsgesetz1 für Streitsachen in Angelegenheiten der kirchlichen Verwaltung ein unabhängiges, vom Oberkirchenrat getrenntes kirchliches
                     Verwaltungsgericht. Es führt die Bezeichnung „Verwaltungsgericht der Evangelischen Landeskirche in Württemberg“ und hat seinen
                     Sitz in Stuttgart.
                  

               

               
                     § 2
Unabhängigkeit des Verwaltungsgerichts, Amtsverschwiegenheit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Mitglieder des Verwaltungsgerichts sind unabhängig und in Bindung an das Evangelium von Jesus Christus, wie es in der
                     Heiligen Schrift gegeben und in den Bekenntnissen der Reformation bezeugt ist, nur dem in der Evangelischen Landeskirche in
                     Württemberg geltenden Recht unterworfen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Mitglieder des Verwaltungsgerichts haben über den Hergang bei der Beratung und Abstimmung, auch nach Beendigung ihres
                     Amtes, zu schweigen. Ebenso haben sie Stillschweigen über die Umstände zu bewahren, die in nichtöffentlicher Sitzung erörtert
                     oder ihnen durch Einsichtnahme in nicht allgemein zugängliche Schriftstücke bekannt werden und der Geheimhaltung bedürfen.
                  

               

               
                     § 3
Besetzung des Verwaltungsgerichts
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Verwaltungsgericht entscheidet in der Besetzung mit der oder dem Vorsitzenden und vier beisitzenden Mitgliedern. Die oder
                     der Vorsitzende und ein beisitzendes Mitglied müssen die Befähigung zum Richteramt haben. Zwei beisitzende Mitglieder müssen
                     ordinierte Pfarrerinnen oder Pfarrer sein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für jedes Mitglied des Verwaltungsgerichts ist ein stellvertretendes Mitglied zu bestellen; Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Mitglieder und die stellvertretenden Mitglieder des Verwaltungsgerichts müssen nach der Kirchlichen Wahlordnung2 wählbar sein; von dem Erfordernis des Wohnsitzes im Gebiet der Evangelischen Landeskirche in Württemberg kann abgesehen werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Zum Mitglied des Verwaltungsgerichts kann nicht bestellt werden, wer Mitglied oder Mitarbeiterin oder Mitarbeiter des Oberkirchenrats
                     ist. Zum Mitglied des Verwaltungsgerichts kann nicht bestellt werden, wer hauptamtlich oder hauptberuflich im kirchlichen
                     Dienst tätig ist; dies gilt nicht für die ordinierten Mitglieder.
                  

               

               
                     § 4
Ernennung und Amtszeit der Mitglieder
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Mitglieder und die stellvertretenden Mitglieder des Verwaltungsgerichts werden auf die Dauer von fünf Jahren gewählt oder
                     berufen. Wiederwahl und Wiederberufung sind zulässig.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Landessynode wählt
                     
                        	
                           die Vorsitzende oder den Vorsitzenden;

                        

                        	
                           ein ordiniertes Mitglied;

                        

                        	
                           ein nichtordiniertes Mitglied.

                        

                     

                  

                  Sie wählt jeweils ein stellvertretendes Mitglied. Zumindest das ordinierte Mitglied und das stellvertretende ordinierte Mitglied
                     werden aus der Mitte der Landessynode gewählt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Landesbischöfin oder der Landesbischof beruft
                     
                        	
                           ein Mitglied mit Befähigung zum Richteramt;

                        

                        	
                           ein ordiniertes Mitglied.

                        

                     

                  

                  Sie oder er beruft jeweils ein stellvertretendes Mitglied.

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Landesbischöfin oder der Landesbischof vollzieht die Urkunden über die Ernennung.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Landesbischöfin oder der Landesbischof verpflichtet die Mitglieder sowie die stellvertretenden Mitglieder auf ihr Amt
                     mit folgendem Gelöbnis:
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                              	
                                 „Im Aufsehen auf Jesus Christus, den alleinigen Herrn der Kirche, gelobe ich, das mir anvertraute Amt in Bindung an das Evangelium,
                                    wie es in der Heiligen Schrift gegeben und in den Bekenntnissen der Reformation bezeugt ist, nach der Ordnung unserer Landeskirche
                                    auszuüben und meine Entscheidungen ohne Ansehen der Person zu fällen.“
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Mitglieder des Verwaltungsgerichts, die zugleich Mitglieder der Landessynode sind, verlieren ihre Mitgliedschaft im Verwaltungsgericht
                     nicht durch den Verlust der Mitgliedschaft in der Landessynode.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Wird während der Amtszeit infolge Ausscheidens eines Mitglieds oder eines stellvertretenden Mitglieds die Bestellung eines
                     Ersatzmitglieds notwendig, so endet dessen Amtszeit mit dem Ablauf der Amtszeit der übrigen Mitglieder.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Die Amtszeit endet auch mit Vollendung des siebzigsten Lebensjahres. Die Mitglieder bleiben nach Ablauf der Amtszeit bis zur
                     Ernennung ihrer Nachfolgerinnen oder Nachfolger im Amt.
                  

               

               
                     § 5
Ehrenamt, Aufwandsentschädigung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Mitglieder des Verwaltungsgerichts üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sie erhalten Reisekostenersatz nach dem Reisekostenrecht der Evangelischen Landeskirche in Württemberg und, sofern sie nicht
                     hauptamtlich oder hauptberuflich im kirchlichen Dienst stehen, eine Aufwandsentschädigung unter Berücksichtigung von Zeitversäumnis
                     und Arbeitsaufwand nach Maßgabe besonderer Bestimmungen des Oberkirchenrats.
                  

               

               
                     § 6
Entbindung vom Amt
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ein Mitglied des Verwaltungsgerichts ist vom Amt zu entbinden,
                     
                        	
                           wenn das Mitglied es aus wichtigen persönlichen Gründen beantragt;

                        

                        	
                           wenn die Voraussetzungen für die Ernennung nicht vorlagen oder entfallen sind;

                        

                        	
                           wenn das Mitglied kirchliche Pflichten grob verletzt hat;

                        

                        	
                           wenn das Ergebnis eines straf-, disziplinar- oder berufsgerichtlichen Verfahrens eine weitere Mitwirkung im Gericht nicht
                              zuläßt;
                           

                        

                        	
                           wenn das Mitglied infolge körperlicher oder geistiger Gebrechen oder infolge Verlegung seines Wohnsitzes nicht mehr in der
                              Lage ist, das Richteramt auszuüben.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ein Mitglied des Verwaltungsgerichts ist vom Amt vorläufig zu entbinden,
                     
                        	
                           wenn gegen das Mitglied wegen eines Verbrechens oder eines vorsätzlichen Vergehens ein strafgerichtliches Hauptverfahren eingeleitet
                              ist;
                           

                        

                        	
                           wenn gegen das Mitglied ein Disziplinarverfahren aufgrund eines Tatbestands eingeleitet ist, der die Erwartung begründet,
                              daß Maßnahmen, die aufgrund des Disziplinarrechts nur durch gerichtliches Urteil verhängt werden können, verhängt werden;
                           

                        

                        	
                           wenn dem Mitglied die Ausübung seines Amtes in einem kirchlichen oder sonstigen öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis durch
                              eine Dienststelle oder die Ausübung einer sonstigen beruflichen Tätigkeit durch ein nach staatlichem Recht vorgesehenes Ehrengericht
                              vorläufig untersagt ist.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 gelten für die stellvertretenden Mitglieder des Verwaltungsgerichts entsprechend.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Entscheidungen aufgrund von Absatz 1 Nr. 1 und Absatz 3 in Verbindung mit Absatz 1 Nr. 1 trifft die Landesbischöfin oder
                     der Landesbischof. Die übrigen Entscheidungen aufgrund der Absätze 1 bis 3 trifft auf Antrag der Landesbischöfin oder des
                     Landesbischofs die gemäß § 1 des Kirchlichen Gesetzes zur Ausführung des Disziplinargesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland vom 11. April 1997 (Abl. 57 S. 286) in der jeweils geltenden Fassung gebildete Disziplinarkammer für die Evangelische Landeskirche
                     in Württemberg in der Besetzung nach § 13 Abs. 2 des Disziplinargesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland vom 9. November 1995 (ABl. EKD S. 561) in der jeweils geltenden Fassung.
                  

               

               
                     § 7
Geschäftsstelle
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Es wird eine Geschäftsstelle gebildet, für die der Oberkirchenrat die erforderlichen Urkundsbeamtinnen oder Urkundsbeamten
                     und weiteren Beschäftigten und Einrichtungen zur Verfügung stellt. Für die Beschäftigten gilt § 2 Abs. 2 entsprechend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Beschäftigten werden von der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden des Verwaltungsgerichts auf gewissenhafte Ausübung ihres
                     Amtes verpflichtet.
                  

               

               
                     § 8
Amtshilfe kirchlicher Dienststellen
                     

                  

                  Alle kirchlichen Dienststellen leisten dem Verwaltungsgericht Amtshilfe.

               

            

         

         
               Abschnitt 2
Verwaltungsrechtsweg und Zuständigkeit
               

            

            
                     § 9
Zulässigkeit des Verwaltungsrechtswegs
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Verwaltungsgericht entscheidet, unbeschadet der Zuständigkeit staatlicher Gerichte, über öffentlich-rechtliche Streitigkeiten
                     nichtverfassungsrechtlicher Art des Kirchenrechts, soweit nicht ein Gesetz etwas anderes bestimmt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Verwaltungsgericht entscheidet, soweit nicht ein Kirchengesetz etwas anderes bestimmt, nicht
                     
                        	
                           über die Verwaltung der Sakramente und die Gewährung oder Verweigerung von sonstigen geistlichen Amtshandlungen und des Dimissoriale;

                        

                        	
                           über die Abmeldung zur Seelsorge;

                        

                        	
                           über die Ausübung des Kanzelrechts;

                        

                        	
                           über die Wahlen nach der kirchlichen Wahlordnung3;
                           

                        

                        	
                           in Lehrbeanstandungs- und Disziplinarangelegenheiten;

                        

                        	
                           über vermögensrechtliche Ansprüche aus einem kirchlichen Dienstverhältnis;

                        

                        	
                           in Kirchensteuerangelegenheiten;

                        

                        	
                           über Verfahren nach dem Kirchlichen Gesetz über den Ausgleichsstock für hilfsbedürftige Kirchengemeinden4;
                           

                        

                        	
                           über die Gültigkeit kirchlicher Rechtsvorschriften.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Hat das Verwaltungsgericht Zweifel, ob ein kirchliches Gesetz, auf dessen Gültigkeit es bei der Entscheidung ankommt, mit
                     der Kirchenverfassung vereinbar ist, so ist das Verfahren auszusetzen und eine Entscheidung der Landessynode einzuholen.
                  

               

               
                     § 10
Anfechtungs-, Verpflichtungs- und Feststellungsklage
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Durch Klage kann die Aufhebung eines Verwaltungsakts (Anfechtungsklage) sowie die Verurteilung zum Erlaß eines abgelehnten
                     oder unterlassenen Verwaltungsakts (Verpflichtungsklage) begehrt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, ist die Klage nur zulässig, wenn die Klägerin oder der Kläger geltend macht,
                     durch den Verwaltungsakt oder seine Ablehnung oder Unterlassung in ihren beziehungsweise seinen Rechten verletzt zu sein.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Durch Klage kann die Feststellung des Bestehens oder Nichtbestehens eines Rechtsverhältnisses oder der Nichtigkeit eines Verwaltungsakts
                     begehrt werden, wenn die Klägerin oder der Kläger ein berechtigtes Interesse an der baldigen Feststellung hat (Feststellungsklage).
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Feststellung kann nicht begehrt werden, soweit die Klägerin oder der Kläger ihre beziehungsweise seine Rechte durch Gestaltungs-
                     oder Leistungsklage verfolgen kann oder hätte verfolgen können. Dies gilt nicht, wenn die Feststellung der Nichtigkeit eines
                     Verwaltungsakts begehrt wird.
                  

               

               
                     § 11
Objektive Klagehäufung
                     

                  

                  Mehrere Klagebegehren können von der Klägerin oder dem Kläger in einer Klage zusammen verfolgt werden, wenn sie sich gegen
                     dieselbe Beklagte oder denselben Beklagten richten und im Zusammenhang stehen.
                  

               

               
                     § 12
Rechtsbehelfe gegen Verfahrenshandlungen
                     

                  

                  Rechtsbehelfe gegen Verfahrenshandlungen kirchlicher Dienststellen können nur gleichzeitig mit den gegen die Sachentscheidung
                     zulässigen Rechtsbehelfen geltend gemacht werden.
                  

               

               
                     § 13
Rechtsbehelfsverfahren
                     

                  

                  Sind aufgrund besonderer Vorschriften Rechtsbehelfe (wie Einspruch oder Beschwerde) im Verwaltungswege gegeben, so ist die
                     Klage erst zulässig, wenn die letzte zuständige Instanz der kirchlichen Dienststellen über den bei ihr eingelegten Rechtsbehelf
                     entschieden hat. Die Dienstaufsichtsbeschwerde gilt nicht als ein solcher Rechtsbehelf.
                  

               

            

         

         
               Abschnitt 3
Einstweilige Anordnung
               

            

            
                     § 14
Erlaß einstweiliger Anordnungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Auf Antrag kann das Verwaltungsgericht, auch schon vor Klageerhebung, eine einstweilige Anordnung in bezug auf den Streitgegenstand
                     treffen, wenn die Gefahr besteht, daß durch eine Veränderung des bestehenden Zustands die Verwirklichung eines Rechts der
                     Antragstellerin oder des Antragstellers vereitelt oder wesentlich erschwert werden könnte. Einstweilige Anordnungen sind auch
                     zur Regelung eines vorläufigen Zustands in bezug auf ein streitiges Rechtsverhältnis zulässig, wenn diese Regelung, vor allem
                     bei dauernden Rechtsverhältnissen, um wesentliche Nachteile abzuwenden oder aus anderen Gründen nötig erscheint.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für den Erlaß einstweiliger Anordnungen gelten die Vorschriften der Zivilprozeßordnung für die einstweilige Verfügung entsprechend.
                     Das Verwaltungsgericht entscheidet durch Beschluß. In dringenden Fällen kann die oder der Vorsitzende entscheiden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für die Fälle der §§ 38 und 39.
                  

               

            

         

      

      
            Teil II
Verfahren
            

         

         
               Abschnitt 1
Allgemeine Verfahrensvorschriften
               

            

            
                     § 15
Ausschließung von der Ausübung des Richteramtes
                     

                  

                  Ein Mitglied des Verwaltungsgerichts ist von der Ausübung des Richteramtes kraft Gesetzes ausgeschlossen:
                     
                        	
                           in Sachen, in denen es selbst Beteiligte oder Beteiligter ist oder bei denen es zu einer oder einem Beteiligten in dem Verhältnis
                              einer oder eines Mitberechtigten, Mitverpflichteten oder Regreßpflichtigen steht;
                           

                        

                        	
                           in Sachen seines Ehegatten, auch wenn die Ehe nicht mehr besteht;

                        

                        	
                           in Sachen einer Person, mit der es in gerader Linie verwandt oder verschwägert, in der Seitenlinie bis zum dritten Grad verwandt
                              oder bis zum zweiten Grad verschwägert ist oder war;
                           

                        

                        	
                           in Sachen einer Person, deren gesetzliche Vertreterin oder gesetzlicher Vertreter, Vormund, Pflegerin oder Pfleger, Betreuerin
                              oder Betreuer, Prozeßbevollmächtigte oder Prozeßbevollmächtigter oder Beistand es ist oder war;
                           

                        

                        	
                           in Sachen, in denen es als Zeugin oder Zeuge oder Sachverständige oder Sachverständiger vernommen ist;

                        

                        	
                           in Sachen, in denen es bereits im vorausgegangenen Verwaltungsverfahren mitgewirkt hat.

                        

                     

                  

               

               
                     § 16
Ablehnung von Mitgliedern des Verwaltungsgerichts
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ein Mitglied des Verwaltungsgerichts kann sowohl in den Fällen, in denen es von der Ausübung des Richteramts kraft Gesetzes
                     ausgeschlossen ist, als auch wegen Besorgnis der Befangenheit abgelehnt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wegen der Besorgnis der Befangenheit findet die Ablehnung statt, wenn ein Grund vorliegt, der geeignet ist, Mißtrauen gegen
                     die Unparteilichkeit eines Mitglieds zu rechtfertigen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Ablehnungsgrund ist glaubhaft zu machen. Das abgelehnte Mitglied des Verwaltungsgerichts hat sich dazu zu äußern. Die
                     Ablehnung ist unbeachtlich, wenn sie nicht spätestens zu Beginn der mündlichen Verhandlung erklärt wird; bei Verzicht auf
                     mündliche Verhandlung ist der Zeitpunkt der Verzichtserklärung, in sonstigen schriftlichen Verfahren der Zeitpunkt der Endentscheidung
                     maßgebend. Entsteht ein Ablehnungsgrund in der mündlichen Verhandlung, ist das Ablehnungsgesuch unverzüglich zu stellen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Bis zur Erledigung des Ablehnungsgesuchs darf das abgelehnte Mitglied des Verwaltungsgerichts nur solche Handlungen vornehmen,
                     die keinen Aufschub gestatten.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Wird ein Mitglied des Verwaltungsgerichts wegen Besorgnis der Befangenheit abgelehnt, so entscheiden über das Ablehnungsgesuch
                     die übrigen Mitglieder unter Ausschluß der oder des Abgelehnten. An die Stelle des abgelehnten Mitglieds des Verwaltungsgerichts
                     tritt das jeweils stellvertretende Mitglied.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Auch ohne Ablehnungsgesuch findet eine Entscheidung nach Absatz 5 statt, wenn ein Mitglied des Verwaltungsgerichts von Umständen
                     Anzeige macht, die seine Ablehnung rechtfertigen könnten, oder wenn aus anderer Veranlassung Zweifel darüber bestehen, ob
                     ein Mitglied des Verwaltungsgerichts kraft Gesetzes ausgeschlossen ist.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Die Bestimmungen der Absätze 1 bis 6 gelten entsprechend für die Urkundsbeamtinnen oder Urkundsbeamten der Geschäftsstelle.
                     Die Entscheidung über das Ablehnungsgesuch oder die Selbstablehnung trifft die oder der Vorsitzende.
                  

               

               
                     § 17
Zustellungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Anordnungen und Entscheidungen, durch die eine Frist in Lauf gesetzt wird, sowie Terminbestimmungen und Ladungen sind zuzustellen,
                     bei Verkündung jedoch nur, wenn es ausdrücklich vorgeschrieben ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zugestellt wird von Amts wegen nach den Vorschriften der Zivilprozeßordnung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wer nicht im Inland wohnt, hat auf Verlangen eine zustellungsbevollmächtigte Person zu bestellen.
                  

               

               
                     § 18
Fristen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Lauf einer Frist beginnt, soweit nichts anderes bestimmt ist, mit der Zustellung oder, wenn diese nicht vorgeschrieben
                     ist, mit der Eröffnung oder Verkündung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die Fristen gelten die §§ 222, 224 Abs. 2 und 3, §§ 225 und 226 der Zivilprozeßordnung entsprechend.
                  

               

               
                     § 19
Rechtsbehelfsbelehrung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Frist für einen Rechtsbehelf beginnt nur zu laufen, wenn die oder der Beteiligte über den Rechtsbehelf, die Dienststelle
                     oder das Verwaltungsgericht, bei denen der Rechtsbehelf anzubringen ist, den Sitz und die einzuhaltende Frist schriftlich
                     belehrt worden ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ist die Belehrung unterblieben oder unrichtig erteilt, so ist die Einlegung des Rechtsbehelfs nur innerhalb eines Jahres seit
                     Zustellung, Eröffnung oder Verkündung zulässig, außer wenn die Einlegung vor Ablauf der Jahresfrist infolge höherer Gewalt
                     unmöglich war oder eine schriftliche Belehrung dahin erfolgt ist, daß ein Rechtsbehelf nicht gegeben sei. § 20 Abs. 2 gilt für den Fall höherer Gewalt entsprechend.
                  

               

               
                     § 20
Wiedereinsetzung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wenn jemand ohne Verschulden verhindert war, eine gesetzliche Frist einzuhalten, so ist ihr oder ihm auf Antrag Wiedereinsetzung
                     in den vorigen Stand zu gewähren.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Antrag ist binnen zwei Wochen nach Wegfall des Hindernisses zu stellen. Die Tatsachen zur Begründung des Antrags sind
                     bei der Antragstellung oder im Verfahren über den Antrag glaubhaft zu machen. Innerhalb der Antragsfrist ist die versäumte
                     Rechtshandlung nachzuholen. Ist dies geschehen, so kann die Wiedereinsetzung auch ohne Antrag gewährt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Nach einem Jahr seit dem Ende der versäumten Frist ist der Antrag unzulässig, außer wenn der Antrag vor Ablauf der Jahresfrist
                     infolge höherer Gewalt unmöglich war.
                  

               

               
                     § 21
Beteiligtenfähigkeit
                     

                  

                  Fähig, am Verfahren beteiligt zu sein, sind natürliche und juristische Personen.

               

               
                     § 22
Prozessfähigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Fähig zu Vornahme von Verfahrenshandlungen sind
                     
                        	
                           die nach bürgerlichem Recht Geschäftsfähigen,

                        

                        	
                           die nach bürgerlichem Recht in der Geschäftsfähigkeit Beschränkten, soweit sie durch Vorschriften des bürgerlichen, öffentlichen
                              oder kirchlichen Rechts für den Gegenstand des Verfahrens als geschäftsfähig anerkannt sind.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Betrifft ein Einwilligungsvorbehalt nach § 1903 des Bürgerlichen Gesetzbuchs den Gegenstand des Verfahrens, so ist ein geschäftsfähiger
                     Betreuter nur insoweit zur Vornahme von Verfahrenshandlungen fähig, als er nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechts ohne
                     Einwilligung des Betreuers handeln kann oder durch Vorschriften des öffentlichen oder kirchlichen Rechts als handlungsfähig
                     anerkannt ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        §§ 53 bis 58 der Zivilprozessordnung gelten entsprechend.
                  

               

               
                     § 23
Beteiligte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Beteiligte am Verfahren sind
                     
                        	
                           die Klägerin oder der Kläger;

                        

                        	
                           die oder der Beklagte;

                        

                        	
                           die Vertreterin oder der Vertreter des allgemeinen kirchlichen Interesses (Absatz 2);

                        

                        	
                           die oder der Beigeladene (§ 25).
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zur Wahrung des allgemeinen kirchlichen Interesses kann der Oberkirchenrat eine Vertreterin oder einen Vertreter bestellen,
                     sofern die Evangelische Landeskirche in Württemberg nicht selbst Klägerin oder Beklagte ist. Sie oder er ist an die Weisungen
                     des Oberkirchenrats gebunden.
                  

               

               
                     § 24
Streitgenossenschaft
                     

                  

                  Die Vorschriften der §§ 59 bis 63 der Zivilprozeßordnung über die Streitgenossenschaft sind entsprechend anzuwenden.

               

               
                     § 25
Beiladung Dritter
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Verwaltungsgericht kann, solange das Verfahren noch nicht rechtskräftig abgeschlossen ist, von Amts wegen oder auf Antrag
                     andere, deren rechtliche Interessen durch die Entscheidung berührt werden, beiladen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sind an dem streitigen Rechtsverhältnis Dritte derartig beteiligt, daß die Entscheidung auch ihnen gegenüber nur einheitlich
                     ergehen kann, so sind sie beizuladen (notwendige Beiladung).
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Beiladungsbeschluß ist allen Beteiligten zuzustellen. Dabei sollen der Stand der Sache und der Grund der Beiladung angegeben
                     werden.
                  

               

               
                     § 26
Prozessuale Rechte Beigeladener
                     

                  

                  Die oder der Beigeladene kann innerhalb der Anträge einer oder eines Beteiligten selbständig Angriffs- und Verteidigungsmittel
                     geltend machen und alle Verfahrenshandlungen wirksam vornehmen. Abweichende Sachanträge kann sie oder er nur stellen, wenn
                     eine notwendige Beiladung vorliegt.
                  

               

               
                     § 27
Prozessführung durch Beteiligte, 
Bevollmächtigte und Beistände
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Beteiligten können vor dem Verwaltungsgericht den Rechtsstreit selbst führen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Beteiligten können sich durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt oder eine Rechtslehrerin oder einen Rechtslehrer
                     an einer deutschen Hochschule im Sinn des Hochschulrahmengesetzes mit Befähigung zum Richteramt als Bevollmächtigte beziehungsweise
                     Bevollmächtigten vertreten lassen. Darüber hinaus sind als Bevollmächtige vor dem Verwaltungsgericht vertretungsbefugt nur
                  

                  
                     
                        	
                           Beschäftigte der oder des Beteiligten oder eines mit ihr oder ihm verbundenen Unternehmens (§ 15 des Aktiengesetzes); Kirchenbehörden,
                              Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben
                              gebildeten Zusammenschlüsse können sich auch durch Beschäftigte anderer Kirchenbehörden, Behörden oder juristischer Personen
                              des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse
                              vertreten lassen;
                           

                        

                        	
                           volljährige Familienangehörige (§ 15 der Abgabenordnung, § 11 des Lebenspartnerschaftsgesetzes), Personen mit Befähigung zum
                              Richteramt und Streitgenossen, wenn die Vertretung nicht im Zusammenhang mit einer entgeltlichen Tätigkeit steht.
                           

                        

                     

                  

                  Bevollmächtigte müssen Mitglied einer Kirche sein, die der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen angehört.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Verwaltungsgericht weist Bevollmächtigte, die nicht nach Maßgabe des Absatzes 2 vertretungsbefugt sind, durch unanfechtbaren Beschluss zurück. Prozesshandlungen einer oder eines nicht vertretungsbefugten
                     Bevollmächtigten und Zustellungen oder Mitteilungen an diese oder diesen Bevollmächtigte sind bis zu ihrer beziehungsweise
                     seiner Zurückweisung wirksam. Das Verwaltungsgericht kann den in Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 und 2 bezeichneten Bevollmächtigten durch unanfechtbaren Beschluss die weitere Vertretung untersagen, wenn sie nicht in der
                     Lage sind, das Sach- und Streitverhältnis sachgerecht darzustellen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Mitglieder des Verwaltungsgerichts dürfen nicht als Bevollmächtigte vor dem Verwaltungsgericht auftreten. Absatz 3 Satz 1
                     und 2 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Vollmacht ist schriftlich zu den Verwaltungsgerichtsakten einzureichen. Sie kann nachgereicht werden; hierfür kann das
                     Verwaltungsgericht eine Frist bestimmen. Der Mangel der Vollmacht kann in jeder Lage des Verfahrens geltend gemacht werden.
                     Das Verwaltungsgericht hat den Mangel der Vollmacht von Amts wegen zu berücksichtigen, wenn nicht als Bevollmächtigte oder
                     Bevollmächtigter eine Rechtsanwältin oder ein Rechtsanwalt auftritt. Ist eine Bevollmächtigte oder ein Bevollmächtigter bestellt,
                     sind die Zustellungen oder Mitteilungen des Verwaltungsgerichts an sie beziehungsweise ihn zu richten.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         In der Verhandlung können die Beteiligten mit Beiständen erscheinen. Beistand kann sein, wer als Bevollmächtigte oder Bevollmächtigter
                     zur Vertretung in der Verhandlung befugt ist. Das Verwaltungsgericht kann andere Personen, die Mitglieder einer Kirche sind,
                     die der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen angehört, als Beistand zulassen, wenn dies sachdienlich ist und hierfür nach
                     den Umständen des Einzelfalls ein Bedürfnis besteht. Absatz 3 Satz 1 und 3 und Absatz 4 gelten entsprechend. Das von dem Beistand
                     Vorgetragene gilt als von der oder dem Beteiligten vorgebracht, soweit es nicht von dieser oder diesem sofort widerrufen oder
                     berichtigt wird.
                  

               

            

         

         
               Abschnitt 2
Besondere Vorschriften für Anfechtungs- und Verpflichtungsklagen
               

            

            
                     § 28
(aufgehoben)
                     

                  

                  

               

               
                     § 29
(aufgehoben)
                     

                  

                  

               

               
                     § 30
(aufgehoben)
                     

                  

                  

               

               
                     § 31
(aufgehoben)
                     

                  

                  

               

               
                     § 32
(aufgehoben)
                     

                  

                  

               

               
                     § 33
(aufgehoben)
                     

                  

                  

               

               
                     § 34
Klagefrist
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Anfechtungsklage muß innerhalb eines Monats nach Zustellung des Widerspruchsbescheids erhoben werden. Ist nach § 42 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 Verwaltungsverfahrens- und -zustellungsgesetz der Evangelischen Kirche in Deutschland5, § 14 Verwaltungsverfahrens- und -zustellungsausführungs- und -ergänzungsgesetz6 ein Widerspruchsbescheid nicht erforderlich, so muß die Klage innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Verwaltungsakts
                     erhoben werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die Verpflichtungsklage gilt Absatz 1 entsprechend, wenn der Antrag auf Vornahme des Verwaltungsakts abgelehnt worden
                     ist.
                  

               

               
                     § 35
Untätigkeitsklage
                     

                  

                  Ist über einen Widerspruch oder über einen Antrag auf Vornahme eines Verwaltungsakts ohne zureichenden Grund in angemessener
                     Frist sachlich nicht entschieden worden, so ist die Klage abweichend von § 42 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Verwaltungsverfahrens- und -zustellungsgesetz der Evangelischen Kirche in Deutschland7 zulässig. Die Klage kann nicht vor Ablauf von drei Monaten seit der Einlegung des Widerspruchs oder seit dem Antrag auf Vornahme
                     des Verwaltungsakts erhoben werden, außer wenn wegen besonderer Umstände des Falles eine kürzere Frist geboten ist. Liegt
                     ein zureichender Grund dafür vor, daß über den Widerspruch noch nicht entschieden oder der beantragte Verwaltungsakt noch
                     nicht erlassen ist, so setzt das Verwaltungsgericht das Verfahren bis zum Ablauf einer von ihm bestimmten Frist, die verlängert
                     werden kann, aus. Wird dem Widerspruch innerhalb der vom Verwaltungsgericht gesetzten Frist stattgegeben oder der Verwaltungsakt
                     innerhalb dieser Frist erlassen, so ist die Hauptsache für erledigt zu erklären.
                  

               

               
                     § 36
Beklagte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Klage ist zu richten gegen die Landeskirche oder die Körperschaft, deren Dienststelle den angefochtenen Verwaltungsakt
                     erlassen oder den beantragten Verwaltungsakt unterlassen hat; zur Bezeichnung der oder des Beklagten genügt die Angabe der
                     Dienststelle.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wenn ein Widerspruchsbescheid erlassen ist, der erstmalig eine Beschwer enthält (§ 42 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 Verwaltungsverfahrens- und -zustellungsgesetz der Evangelischen Kirche in Deutschland8), ist Dienststelle im Sinne des Absatzes 1 der Oberkirchenrat.
                  

               

               
                     § 37
Gegenstand der Anfechtungsklage
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Gegenstand der Anfechtungsklage ist
                     
                        	
                           der ursprüngliche Verwaltungsakt in der Gestalt, die er durch den Widerspruchsbescheid gefunden hat;

                        

                        	
                           der Abhilfebescheid oder Widerspruchsbescheid, wenn dieser erstmalig eine Beschwer enthält.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Widerspruchsbescheid kann auch dann alleiniger Gegenstand der Anfechtungklage sein, wenn und soweit er gegenüber dem ursprünglichen
                     Verwaltungsakt eine zusätzliche selbständige Beschwer enthält. Als eine zusätzliche Beschwer gilt auch die Verletzung einer
                     wesentlichen Verfahrensvorschrift, sofern der Widerspruchsbescheid auf dieser Verletzung beruht. § 36 Abs. 2 gilt entsprechend.
                  

               

               
                     § 38
Aufschiebende Wirkung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Widerspruch und Anfechtungsklage haben aufschiebende Wirkung. Das gilt auch bei rechtsgestaltenden und feststellenden Verwaltungsakten
                     sowie bei Verwaltungsakten mit Doppelwirkung (§ 39).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die aufschiebende Wirkung entfällt nur
                     
                        	
                           in den durch Kirchengesetz vorgeschriebenen Fällen;

                        

                        	
                           in den Fällen, in denen die sofortige Vollziehung im kirchlichen Interesse oder im überwiegenden Interesse eines Beteiligten
                              von der Dienststelle, die den Verwaltungsakt erlassen oder über den Widerspruch zu entscheiden hat, besonders angeordnet wird.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        In den Fällen des Absatzes 2 Nr. 2 ist das besondere Interesse an der sofortigen Vollziehung des Verwaltungsakts schriftlich
                     zu begründen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Dienststelle, die den Verwaltungsakt erlassen oder über den Widerspruch zu entscheiden hat, kann in den Fällen des Absatzes
                     2 die Vollziehung aussetzen, soweit nicht kirchengesetzlich etwas anderes bestimmt ist.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Auf Antrag kann das Verwaltungsgericht die aufschiebende Wirkung im Falle des Absatzes 2 Nr. 1 ganz oder teilweise anordnen,
                     im Falle des Absatzes 2 Nr. 2 ganz oder teilweise wiederherstellen. Der Antrag ist schon vor Erhebung der Anfechtungsklage
                     zulässig. Ist der Verwaltungsakt im Zeitpunkt der Entscheidung schon vollzogen, so kann das Verwaltungsgericht die Aufhebung
                     der Vollziehung anordnen. Die Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung kann von der Leistung einer Sicherheit oder von
                     anderen Auflagen abhängig gemacht werden. Sie kann auch befristet werden.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Das Verwaltungsgericht kann Beschlüsse über Anträge nach Absatz 5 jederzeit ändern oder aufheben. Jeder Beteiligte kann die
                     Änderung oder Aufhebung wegen veränderter oder im ursprünglichen Verfahren ohne Verschulden nicht geltend gemachter Umstände
                     beantragen.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        In dringenden Fällen kann die oder der Vorsitzende entscheiden.
                  

               

               
                     § 39
Verwaltungsakt mit Doppelwirkung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Legt eine Dritte oder ein Dritter einen Rechtsbehelf gegen den an eine andere oder einen anderen gerichteten, diese oder diesen
                     begünstigenden Verwaltungsakt ein, kann die Dienststelle
                     
                        	
                           auf Antrag der oder des Begünstigten nach § 38 Abs. 2 Nr. 2 die sofortige Vollziehung anordnen;
                           

                        

                        	
                           auf Antrag der oder des Dritten nach § 38 Abs. 4 die Vollziehung aussetzen und einstweilige Maßnahmen zur Sicherung der Rechte der oder des Dritten treffen.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Legt eine Betroffene oder ein Betroffener gegen einen an sie oder ihn gerichteten belastenden Verwaltungsakt, der eine Dritte
                     oder einen Dritten begünstigt, einen Rechtsbehelf ein, kann die Dienststelle auf Antrag der oder des Dritten nach § 38 Abs. 2 Nr. 2 die sofortige Vollziehung anordnen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Verwaltungsgericht kann auf Antrag Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 ändern oder aufheben oder solche Maßnahmen treffen.
                     § 38 Abs. 5 bis 7 gilt entsprechend.
                  

               

            

         

         
               Abschnitt 3
Verfahren vor dem Verwaltungsgericht
               

            

            
                     § 40
Klageerhebung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Klage ist bei dem Verwaltungsgericht schriftlich zu erheben. Sie kann auch zur Niederschrift der Urkundsbeamtin oder des
                     Urkundsbeamten der Geschäftsstelle erhoben werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.
                  

               

               
                     § 41
Inhalt der Klageschrift
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Klage muß die Klägerin oder den Kläger, die Beklagte oder den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen.
                     Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, die
                     angefochtene Verfügung und der Widerspruchsbescheid sollen in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Entspricht die Klage diesen Anforderungen nicht, hat die oder der Vorsitzende oder ein von ihr oder ihm bestimmtes Mitglied
                     des Verwaltungsgerichts mit Befähigung zum Richteramt (Berichterstatterin oder Berichterstatter) die Klägerin oder den Kläger
                     zu der erforderlichen Ergänzung innerhalb einer bestimmten Frist aufzufordern. Sie oder er kann der Klägerin oder dem Kläger
                     für die Ergänzung eine Frist mit ausschließender Wirkung setzen, wenn es an einem der in Absatz 1 Satz 1 genannten Erfordernisse
                     fehlt. Für die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gilt § 20 entsprechend.
                  

               

               
                     § 42
Klagezustellung
                     

                  

                  Die oder der Vorsitzende verfügt die Zustellung der Klage an die Beklagte oder den Beklagten. Zugleich mit der Zustellung
                     ist die oder der Beklagte aufzufordern, sich schriftlich zu äußern; § 40 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend.  Hierfür kann eine Frist gesetzt werden.
                  

               

               
                     § 43
Untersuchungsgrundsatz, Aufklärungspflicht, vorbereitende Schriftsätze
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Verwaltungsgericht erforscht den Sachverhalt von Amts wegen; die Beteiligten sind dabei heranzuziehen. Es ist an das Vorbringen
                     und an die Beweisanträge der Beteiligten nicht gebunden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ein in der mündlichen Verhandlung gestellter Beweisantrag kann nur durch einen Gerichtsbeschluß, der zu begründen ist, abgelehnt
                     werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die oder der Vorsitzende hat darauf hinzuwirken, daß Formfehler beseitigt, unklare Anträge erläutert, sachdienliche Anträge
                     gestellt, ungenügende tatsächliche Angaben ergänzt, ferner alle für die Feststellung und Beurteilung des Sachverhalts wesentlichen
                     Erklärungen abgegeben werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Beteiligten sollen zur Vorbereitung der mündlichen Verhandlung Schriftsätze einreichen. Hierzu kann sie die oder der Vorsitzende
                     unter Fristsetzung auffordern. Die Schriftsätze sind den Beteiligten von Amts wegen zu übersenden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Den Schriftsätzen sind die Urkunden, auf die Bezug genommen wird, in Urschrift oder in Abschrift ganz oder im Auszug beizufügen.
                     Sind die Urkunden dem Gegner bereits bekannt oder sehr umfangreich, so genügt die genaue Bezeichnung mit dem Anerbieten, Einsicht
                     beim Verwaltungsgericht zu gewähren.
                  

               

               
                     § 43a
Elektronische Dokumente
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Oberkirchenrat kann durch Verordnung bestimmten, dass die §§ 55b und 55c der Verwaltungsgerichtsordnung anzuwenden sind. Dabei kann die Anwendung der genannten Vorschriften eingeschränkt oder modifiziert werden. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die §§ 55a und 55d der Verwaltungsgerichtsordnung und die dazu ergangene Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung finden entsprechende
                     Anwendung, soweit der Oberkirchenrat dies durch Verordnung9 bestimmt. Dabei kann die Anwendung der genannten Vorschriften eingeschränkt oder modifiziert werden.
                  

               

               
                     § 44
Vorbereitendes Verfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die oder der Vorsitzende oder die Berichterstatterin oder der Berichterstatter hat schon vor der mündlichen Verhandlung alle
                     Anordnungen zu treffen, die notwendig sind, um den Rechtsstreit möglichst in einer mündlichen Verhandlung zu erledigen. Sie
                     oder er kann insbesondere
                     
                        	
                           die Beteiligten zur Erörterung des Sach- und Streitstandes und zur gütlichen Beilegung des Rechtsstreits laden und einen Vergleich
                              entgegennehmen;
                           

                        

                        	
                           den Beteiligten die Ergänzung oder Erläuterung ihrer vorbereitenden Schriftsätze sowie die Vorlegung von Urkunden und von
                              anderen zur Niederlegung beim Verwaltungsgericht geeigneten Gegenständen aufgeben, insbesondere eine Frist zur Erklärung über
                              bestimmte klärungsbedürftige Punkte setzen;
                           

                        

                        	
                           Auskünfte einholen;

                        

                        	
                           die Vorlage von Urkunden anordnen;

                        

                        	
                           das persönliche Erscheinen der Beteiligten anordnen;

                        

                        	
                           Zeuginnen, Zeugen und Sachverständige zur mündlichen Verhandlung laden.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Beteiligten sind von jeder Anordnung zu benachrichtigen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die oder der Vorsitzende oder die Berichterstatterin oder der Berichterstatter kann einzelne Beweise erheben. Dies darf nur
                     insoweit geschehen, als es zur Vereinfachung der Verhandlung vor dem Verwaltungsgericht sachdienlich und von vornherein anzunehmen
                     ist, daß das Verwaltungsgericht das Beweisergebnis auch ohne unmittelbaren Eindruck von dem Verlauf der Beweisaufnahme sachgemäß
                     zu würdigen vermag.
                  

               

               
                     § 45
Entscheidung im vorbereitenden Verfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die oder der Vorsitzende entscheidet, wenn die Entscheidung im vorbereitenden Verfahren ergeht,
                     
                        	
                           über die Aussetzung und das Ruhen des Verfahrens;

                        

                        	
                           bei Zurücknahme der Klage, Verzicht auf den geltend gemachten Anspruch oder Anerkenntnis des Anspruchs, auch über einen Antrag
                              auf Prozesskostenhilfe;
                           

                        

                        	
                           bei Erledigung des Rechtsstreits in der Hauptsache, auch über einen Antrag auf Prozesskostenhilfe;

                        

                        	
                           über den Streitwert;

                        

                        	
                           über die Kosten;

                        

                        	
                           über die Beiladung.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Im Einverständnis der Beteiligten kann die oder der Vorsitzende auch sonst anstelle des Verwaltungsgerichts entscheiden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Ist eine Berichterstatterin oder ein Berichterstatter bestellt, so entscheidet diese oder dieser anstelle der oder des Vorsitzenden.
                  

               

               
                     § 46
Fristsetzung, Fristversäumnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die oder der Vorsitzende oder die Berichterstatterin oder der Berichterstatter kann der Klägerin oder dem Kläger eine Frist
                     setzen zur Angabe der Tatsachen, durch deren Berücksichtigung oder Nichtberücksichtigung im Verwaltungsverfahren sie oder
                     er sich beschwert fühlt. Die Fristsetzung nach Satz 1 kann mit der Fristsetzung nach § 41 Abs. 2 Satz 2 verbunden werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die oder der Vorsitzende oder die Berichterstatterin oder der Berichterstatter kann einer oder einem Beteiligten unter Fristsetzung
                     aufgeben, zu bestimmten Vorgängen
                     
                        	
                           Tatsachen anzugeben oder Beweismittel zu bezeichnen;

                        

                        	
                           Urkunden oder andere beweglichen Sachen vorzulegen, soweit die oder der Beteiligte dazu verpflichtet ist.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Verwaltungsgericht kann Erklärungen und Beweismittel, die erst nach Ablauf einer nach den Absätzen 1 und 2 gesetzten Frist
                     vorgebracht werden, zurückweisen und ohne weitere Ermittlungen entscheiden, wenn
                     
                        	
                           ihre Zulassung nach der freien Überzeugung des Verwaltungsgerichts die Erledigung des Rechtsstreits verzögern würde und

                        

                        	
                           die oder der Beteiligte die Verspätung nicht genügend entschuldigt und

                        

                        	
                           die oder der Beteiligte über die Folgen einer Fristversäumung belehrt worden ist.

                        

                     

                  

                  Der Entschuldigungsgrund ist auf Verlangen des Verwaltungsgerichts glaubhaft zu machen. Satz 1 gilt nicht, wenn es mit geringem
                     Aufwand möglich ist, den Sachverhalt auch ohne Mitwirkung der oder des Beteiligten zu ermitteln.
                  

               

               
                     § 47
Bindung an Klagebegehren
                     

                  

                  Das Verwaltungsgericht darf über das Klagebegehren nicht hinausgehen, ist aber an die Fassung der Anträge nicht gebunden.

               

               
                     § 48
Widerklage
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bei dem Verwaltungsgericht kann eine Widerklage erhoben werden, wenn der Gegenanspruch mit dem in der Klage geltend gemachten
                     Anspruch oder mit den gegen ihn vorgebrachten Verteidigungsmitteln zusammenhängt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei Anfechtungs- und Verpflichtungsklagen ist die Widerklage ausgeschlossen.
                  

               

               
                     § 49
Rechtshängigkeit
                     

                  

                  Durch Erhebung der Klage wird die Streitsache rechtshängig.

               

               
                     § 50
Klageänderung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Eine Änderung der Klage ist zulässig, wenn die übrigen Beteiligten einwilligen oder das Verwaltungsgericht die Änderung für
                     sachdienlich hält.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Einwilligung der oder des Beklagten in die Änderung der Klage ist anzunehmen, wenn sie oder er sich, ohne ihr zu widersprechen,
                     in einem Schriftsatz oder in einer mündlichen Verhandlung auf die geänderte Klage eingelassen hat.
                  

               

               
                     § 51
Klagerücknahme
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Klägerin oder der Kläger kann bis zur Rechtskraft des Urteils ihre oder seine Klage zurücknehmen. Die Zurücknahme nach
                     Stellung der Anträge in der mündlichen Verhandlung setzt die Einwilligung der oder des Beklagten und, wenn eine Vertreterin
                     oder ein Vertreter des allgemeinen kirchlichen Interesses an der mündlichen Verhandlung teilgenommen hat, auch ihre oder seine
                     Einwilligung voraus. Die Einwilligung gilt als erteilt, wenn der Klagerücknahme nicht innerhalb von zwei Wochen seit Zustellung
                     des die Rücknahme enthaltenden Schriftsatzes widersprochen wird; das Verwaltungsgericht hat auf diese Folge hinzuweisen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Klage gilt als zurückgenommen, wenn die Klägerin oder der Kläger das Verfahren trotz Aufforderung des Verwaltungsgerichts
                     länger als zwei Monate nicht betreibt. Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. Die Klägerin oder der Kläger ist in der Aufforderung auf die sich aus Satz 1 und § 90 Abs. 2 ergebenden Rechtsfolgen hinzuweisen. Das Verwaltungsgericht stellt durch Beschluß fest, daß die Klage als zurückgenommen
                     gilt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Ist die Klage zurückgenommen oder gilt sie als zurückgenommen, so stellt das Verwaltungsgericht das Verfahren durch Beschluß
                     ein und spricht die sich aus diesem Gesetz ergebenden Rechtsfolgen der Zurücknahme aus.
                  

               

               
                     § 52
Verbindung und Trennung von Verfahren
                     

                  

                  Das Verwaltungsgericht kann durch Beschluß mehrere bei ihm anhängige Verfahren über den gleichen Gegenstand zu gemeinsamer
                     Verhandlung und Entscheidung verbinden und wieder trennen. Es kann anordnen, daß mehrere in einem Verfahren erhobene Ansprüche
                     in getrennten Verfahren verhandelt und entschieden werden.
                  

               

               
                     § 53
Musterverfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ist die Rechtsmäßigkeit einer Maßnahme einer Dienststelle Gegenstand von mehr als fünf Verfahren, kann das Verwaltungsgericht
                     eines oder mehrere geeignete Verfahren vorab durchführen (Musterverfahren) und die übrigen Verfahren aussetzen. Die Beteiligten
                     sind vorher zu hören.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ist über die durchgeführten Verfahren rechtskräftig entschieden worden, kann das Verwaltungsgericht nach Anhörung der Beteiligten
                     über die ausgesetzten Verfahren durch Beschluß entscheiden, wenn es einstimmig der Auffassung ist, daß die Sachen gegenüber
                     rechtskräftig entschiedenen Musterverfahren keine wesentlichen Besonderheiten tatsächlicher oder rechtlicher Art aufweisen
                     und der Sachverhalt geklärt ist. Das Verwaltungsgericht kann in einem Musterverfahren erhobene Beweise einführen; es kann
                     nach seinem Ermessen die wiederholte Vernehmung einer Zeugin oder eines Zeugen oder eine neue Begutachtung durch dieselbe
                     Sachverständige oder denselben Sachverständigen oder andere Sachverständige anordnen. Beweisanträge zu Tatsachen, über die
                     bereits im Musterverfahren Beweis erhoben wurde, kann das Verwaltungsgericht ablehnen, wenn ihre Zulassung nach seiner freien
                     Überzeugung nicht zum Nachweis neuer entscheidungserheblichen Tatsachen beitragen und die Erledigung des Rechtsstreits verzögern
                     würde. Die Ablehnung kann in der Entscheidung nach Satz 1 erfolgen.
                  

               

               
                     § 54
Aussetzung des Verfahrens
                     

                  

                  Das Verwaltungsgericht kann, wenn die Entscheidung des Rechtsstreits ganz oder zum Teil von dem Bestehen oder Nichtbestehen
                     eines Rechtsverhältnisses abhängt, das den Gegenstand eines anderen anhängigen Rechtsstreits bildet oder von einer Dienststelle
                     festzustellen ist, anordnen, daß die Verhandlung bis zur Erledigung des anderen Rechtsstreits oder bis zur Entscheidung der
                     Dienststelle auszusetzen sei.
                  

               

               
                     § 55
Persönliches Erscheinen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Gericht kann das persönliche Erscheinen eines Beteiligten anordnen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Verwaltungsgericht kann einer beteiligten Körperschaft aufgeben, zur mündlichen Verhandlung eine Beamtin oder einen Beamten
                     oder eine Angestellte oder einen Angestellten zu entsenden, die oder der mit einem schriftlichen Nachweis über die Vertretungsbefugnis
                     versehen und über die Sach- und Rechtslage ausreichend unterrichtet ist.
                  

               

               
                     § 56
Unmittelbarkeit der Beweisaufnahme
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Verwaltungsgericht erhebt Beweis in der mündlichen Verhandlung. Es kann insbesondere Augenschein einnehmen, Zeuginnen,
                     Zeugen, Sachverständige und Beteiligte vernehmen und Urkunden heranziehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Verwaltungsgericht kann in geeigneten Fällen schon vor der mündlichen Verhandlung durch eines seiner Mitglieder als beauftragte
                     Richterin oder beauftragten Richter Beweis erheben lassen.
                  

               

               
                     § 57
Beweistermine
                     

                  

                  Die Beteiligten werden von allen Beweisterminen benachrichtigt und können der Beweisaufnahme beiwohnen. Sie können an Zeuginnen,
                     Zeugen und Sachverständige sachdienliche Fragen richten. Wird eine Frage beanstandet, so entscheidet das Verwaltungsgericht.
                  

               

               
                     § 58
Beweisaufnahme
                     

                  

                  Soweit dieses Gesetz nicht abweichende Vorschriften enthält, sind auf die Beweisaufnahme die §§ 358 bis 444 und §§ 450 bis
                     494 der Zivilprozeßordnung entsprechend anzuwenden.
                  

               

               
                     § 59
Vorlage- und Auskunftspflicht kirchlicher Dienststellen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Alle kirchlichen Dienststellen sind zur Vorlage von Urkunden oder Akten und zu Auskünften verpflichtet. Wenn die Einsichtnahme
                     in Urkunden oder Akten und die Erteilung von Auskünften gesetzlich beschränkt ist oder wenn es sich um Vorgänge handelt, die
                     wegen ihres seelsorgerlichen Charakters, aus besonderem kirchlichen Interesse oder ihrem Wesen nach geheimzuhalten sind, kann
                     die aktenführende Stelle die Vorlage von Urkunden oder Akten oder die Erteilung von Auskünften verweigern.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Verwaltungsgericht kann auf Antrag einer oder eines Beteiligten durch Beschluß anordnen, daß zur Überprüfung der Rechtmäßigkeit
                     der Vorlageverweigerung oder der Auskunftsverweigerung die Urkunden oder Akten der oder dem Vorsitzenden vorzulegen und ihr
                     beziehungsweise ihm die Auskünfte zu erteilen sind, wenn es für die Entscheidung erheblich ist. Macht die aktenführende Stelle
                     geltend, daß besondere Gründe einer Übergabe der Urkunden oder der Akten entgegenstehen, wird die Vorlage nach Satz 1 dadurch
                     bewirkt, daß die Urkunden oder Akten der oder dem Vorsitzenden in den Räumlichkeiten des Oberkirchenrats zur Einsicht zur
                     Verfügung gestellt werden. Für die auf Grund des Beschlusses vorgelegten Urkunden oder Akten und für die gemäß Satz 2 geltendgemachten
                     besonderen Gründe gilt § 60 nicht. Die oder der Vorsitzende darf den Inhalt der Urkunden, Akten oder die erteilten Auskünfte auch nicht in sonstiger
                     Weise mitteilen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die oder der Vorsitzende entscheidet durch Beschluß, ob die gesetzlichen Voraussetzungen für die Verweigerung der Vorlage
                     von Urkunden oder Akten und die Erteilung von Auskünften vorliegen.
                  

               

               
                     § 60
Akteneinsicht, Abschriften
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Beteiligten können die Gerichtsakten und die dem Verwaltungsgericht vorgelegten Akten einsehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sie können sich durch die Geschäftsstelle auf ihre Kosten Ausfertigungen, Auszüge und Abschriften erteilen lassen. Sind die
                     Gerichtsakten zur Ersetzung der Urschrift auf einen Bild- oder anderen Datenträger übertragen worden, gilt § 299 a der Zivilprozessordnung
                     entsprechend. Nach dem Ermessen der oder des Vorsitzenden können die Akten der bevollmächtigten Rechtsanwältin oder dem bevollmächtigten
                     Rechtsanwalt zur Mitnahme in ihre oder seine Wohnung oder in ihre oder seine Geschäftsräume übergeben werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Entwürfe zu Urteilen, Beschlüssen und Verfügungen, die Arbeiten zu ihrer Vorbereitung, ferner die Schriftstücke, die Abstimmungen
                     betreffen, werden weder vorgelegt noch abschriftlich mitgeteilt.
                  

               

               
                     § 61
Grundsatz der mündlichen Verhandlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Verwaltungsgericht entscheidet, soweit nichts anderes bestimmt ist, aufgrund mündlicher Verhandlung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Mit Einverständnis der Beteiligten kann das Verwaltungsgericht ohne mündliche Verhandlung entscheiden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Entscheidungen des Verwaltungsgerichts, die nicht Urteile sind, können ohne mündliche Verhandlung ergehen, soweit nichts anderes
                     bestimmt ist.
                  

               

               
                     § 62
Ladung, Sitzungen außerhalb des Gerichtssitzes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Sobald der Termin zur mündlichen Verhandlung bestimmt ist, sind die Beteiligten mit einer Ladungsfrist von mindestens zwei
                     Wochen zu laden. In dringenden Fällen kann die oder der Vorsitzende die Frist abkürzen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei der Ladung ist darauf hinzuweisen, daß beim Ausbleiben einer oder eines Beteiligten auch ohne sie oder ihn verhandelt
                     und entschieden werden kann.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Verwaltungsgericht kann Sitzungen auch außerhalb des Gerichtssitzes abhalten, wenn dies zur sachdienlichen Erledigung
                     notwendig ist.
                  

               

               
                     § 63
Öffentlichkeit der Verhandlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Verhandlung vor dem Verwaltungsgericht einschließlich der Verkündung der Urteile und Beschlüsse ist öffentlich, sofern
                     die Öffentlichkeit nicht ausgeschlossen wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Verwaltungsgericht kann für die mündliche Verhandlung oder für einen Teil davon die Öffentlichkeit ausschließen, wenn
                     
                        	
                           Umstände aus dem persönlichen Lebensbereich einer oder eines Beteiligten oder einer Zeugin oder eines Zeugen zur Sprache kommen,
                              deren öffentliche Erörterung schutzwürdige Interessen verletzen würde, soweit nicht das Interesse an der öffentlichen Erörterung
                              dieser Umstände überwiegt; dies gilt nicht, soweit die Personen, deren Lebensbereiche betroffen sind, in der Hauptverhandlung
                              dem Ausschluß der Öffentlichkeit widersprechen;
                           

                        

                        	
                           eine Gefährdung kirchlicher Interessen zu besorgen ist;

                        

                        	
                           eine Person unter sechzehn Jahren vernommen wird;

                        

                        	
                           ein anderer wichtiger Grund vorliegt.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Verkündung der Urteile und Beschlüsse erfolgt in jedem Falle öffentlich. Durch einen besonderen Beschluß des Verwaltungsgerichts
                     kann unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 auch für die Verkündung der Urteilsgründe oder eines Teils davon die Öffentlichkeit
                     ausgeschlossen werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Über den Ausschluß der Öffentlichkeit ist in nicht öffentlicher Sitzung zu verhandeln, wenn eine Beteiligte oder ein Beteiligter
                     es beantragt oder das Verwaltungsgericht es für angemessen erachtet. Der Beschluß, der die Öffentlichkeit ausschließt, muß
                     öffentlich verkündet werden.
                  

               

               
                     § 64
Versagung des Zutritts
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Zutritt zu öffentlichen Verhandlungen kann unerwachsenen und solchen Personen versagt werden, die in einer der Würde des
                     Verwaltungsgerichts nicht entsprechenden Weise erscheinen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zu nicht öffentlichen Verhandlungen kann der Zutritt einzelnen Personen vom Verwaltungsgericht gestattet werden. Einer Anhörung
                     der Beteiligten bedarf es nicht.
                  

               

               
                     § 65
Sitzungspolizei
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Aufrechterhaltung der Ordnung in der Sitzung obliegt der oder dem Vorsitzenden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Beteiligte, Zeuginnen, Zeugen, Sachverständige oder bei der Verhandlung nicht beteiligte Personen, die den zur Aufrechterhaltung
                     der Ordnung getroffenen Anordnungen nicht Folge leisten, können aus dem Sitzungszimmer entfernt werden. Über Maßnahmen nach
                     Satz 1 entscheidet gegenüber Personen, die bei der Verhandlung nicht beteiligt sind, die oder der Vorsitzende, in den übrigen
                     Fällen das Verwaltungsgericht.
                  

               

               
                     § 66
Gang der mündlichen Verhandlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die mündliche Verhandlung soll mit einer Schriftlesung eröffnet werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die oder der Vorsitzende leitet die mündliche Verhandlung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Nach Aufruf der Sache trägt die oder der Vorsitzende oder die Berichterstatterin oder der Berichterstatter den wesentlichen
                     Inhalt der Akten vor.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Hierauf erhalten die Beteiligten das Wort, um ihre Anträge zu stellen und zu begründen.
                  

               

               
                     § 67
Richterliche Frage- und Erörterungspflicht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die oder der Vorsitzende hat die Streitsache mit den Beteiligten tatsächlich und rechtlich zu erörtern.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die oder der Vorsitzende hat jedem Mitglied des Verwaltungsgerichts auf Verlangen zu gestatten, Fragen zu stellen. Wird eine
                     Frage beanstandet, so entscheidet das Verwaltungsgericht.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Nach Erörterung der Streitsache erklärt die oder der Vorsitzende die mündliche Verhandlung für geschlossen. Das Verwaltungsgericht
                     kann die Wiedereröffnung beschließen.
                  

               

               
                     § 68
Niederschrift über die mündliche Verhandlung
                     

                  

                  Für die Niederschrift gelten die §§ 159 bis 165 der Zivilprozeßordnung entsprechend.

               

               
                     § 69
Gerichtlicher Vergleich
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Verwaltungsgericht soll in jeder Lage des Verfahrens auf eine gütliche Beilegung des Rechtsstreits oder einzelner Streitpunkte
                     bedacht sein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Um den Rechtsstreit vollständig oder zum Teil zu erledigen, können die Beteiligten zur Niederschrift des Verwaltungsgerichts
                     oder der beauftragten Richterin oder des beauftragten Richters einen Vergleich schließen, soweit sie über den Gegenstand des
                     Vergleichs verfügen können. Ein gerichtlicher Vergleich kann auch dadurch geschlossen werden, daß die Beteiligten einen in
                     der Form eines Beschlusses ergangenen Vorschlag des Verwaltungsgerichts, der oder des Vorsitzenden oder der Berichterstatterin
                     oder des Berichterstatters schriftlich gegenüber dem Verwaltungsgericht annehmen.
                  

               

            

         

         
               Abschnitt 4
Urteile und andere Entscheidungen
               

            

            
                     § 70
Entscheidung durch Urteil
                     

                  

                  Über die Klage wird, soweit nichts anderes bestimmt ist, durch Urteil entschieden.

               

               
                     § 71
Urteilsgrundlage, freie Beweiswürdigung, rechtliches Gehör
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Verwaltungsgericht entscheidet nach seiner freien, aus dem Gesamtergebnis des Verfahrens gewonnenen Überzeugung. In dem
                     Urteil sind die Gründe anzugeben, die für die richterliche Überzeugung leitend gewesen sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Urteil darf nur auf Tatsachen und Beweisergebnisse gestützt werden, zu denen die Beteiligten sich äußern konnten.
                  

               

               
                     § 72
Teilurteil
                     

                  

                  Ist nur ein Teil des Streitgegenstandes zur Entscheidung reif, so kann das Verwaltungsgericht ein Teilurteil erlassen.

               

               
                     § 73
Mitwirkende Mitglieder des Verwaltungsgerichts
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bei Entscheidungen dürfen Mitglieder des Verwaltungsgerichts nur in der gesetzlich bestimmten Anzahl mitwirken.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei Verhandlungen von längerer Dauer kann die oder der Vorsitzende die Zuziehung von Ergänzungsrichterinnen oder -richtern
                     anordnen, die der Verhandlung beizuwohnen und im Falle der Verhinderung eines Mitglieds des Verwaltungsgerichts für es einzutreten
                     haben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei der Beratung und Abstimmung dürfen nur die zur Entscheidung berufenen Mitglieder des Verwaltungsgerichts zugegen sein.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Das Urteil kann nur von Mitgliedern des Verwaltungsgerichts gefällt werden, die an der dem Urteil zugrunde liegenden Verhandlung
                     teilgenommen haben.
                  

               

               
                     § 74
Gang der Beratung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Beratung soll mit einem Gebet beginnen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die oder der Vorsitzende leitet die Beratung, stellt die Fragen und sammelt die Stimmen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Meinungsverschiedenheiten über den Gegenstand, die Fassung und die Reihenfolge der Fragen oder über das Ergebnis der Abstimmung
                     entscheidet das Verwaltungsgericht.
                  

               

               
                     § 75
Keine Verweigerung der Abstimmung
                     

                  

                  Kein Mitglied des Verwaltungsgerichts darf die Abstimmung über eine Frage verweigern, weil es bei der Abstimmung über eine
                     vorhergegangene Frage in der Minderheit geblieben ist.
                  

               

               
                     § 76
Absolute Mehrheit, Meinungsmehrheit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Verwaltungsgericht entscheidet, soweit dieses Gesetz nicht ein anderes bestimmt, mit der absoluten Mehrheit der Stimmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bilden sich in Beziehung auf Summen, über die zu entscheiden ist, mehr als zwei Meinungen, deren keine die Mehrheit für sich
                     hat, so werden die für die größte Summe abgegebenen Stimmen den für die zunächst geringere abgegebenen so lange hinzugerechnet,
                     bis sich eine Mehrheit ergibt.
                  

               

               
                     § 77
Reihenfolge der Stimmabgabe
                     

                  

                  Die Mitglieder des Verwaltungsgerichts stimmen nach dem Lebensalter; die oder der jüngere stimmt vor der oder dem älteren.
                     Die Mitglieder ohne Befähigung zum Richteramt stimmen vor den Mitgliedern mit Befähigung zum Richteramt. Wenn eine Berichterstatterin
                     oder ein Berichterstatter ernannt ist, so stimmt sie oder er zuerst. Zuletzt stimmt die oder der Vorsitzende.
                  

               

               
                     § 78
Urteilstenor
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Soweit der Verwaltungsakt rechtswidrig und die Klägerin oder der Kläger dadurch in ihren oder seinen Rechten verletzt ist,
                     hebt das Verwaltungsgericht den Verwaltungsakt und den etwaigen Widerspruchsbescheid auf. Ist der Verwaltungsakt schon vollzogen,
                     so kann das Verwaltungsgericht auf Antrag auch aussprechen, daß und wie die Dienststelle die Vollziehung rückgängig zu machen
                     hat. Dieser Ausspruch ist nur zulässig, wenn die Dienststelle dazu in der Lage und diese Frage spruchreif ist. Hat sich der
                     Verwaltungsakt vorher durch Zurücknahme oder anders erledigt, so spricht das Verwaltungsgericht auf Antrag durch Urteil aus,
                     daß der Verwaltungsakt rechtswidrig gewesen ist, wenn die Klägerin oder der Kläger ein berechtigtes Interesse an dieser Feststellung
                     hat.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Begehrt die Klägerin oder der Kläger die Änderung eines Verwaltungsakts, der einen Geldbetrag festsetzt oder eine darauf bezogene
                     Feststellung trifft, kann das Verwaltungsgericht den Betrag in anderer Höhe festsetzen oder die Feststellung durch eine andere
                     ersetzen. Erfordert die Ermittlung des festzusetzenden oder festzustellenden Betrags einen nicht unerheblichen Aufwand, kann
                     das Verwaltungsgericht die Änderung des Verwaltungsakts durch Angabe der zu Unrecht berücksichtigten oder nicht berücksichtigten
                     tatsächlichen oder rechtlichen Verhältnisses so bestimmen, daß die Dienststelle den Betrag aufgrund der Entscheidung errechnen
                     kann. Die Dienststelle teilt den Beteiligten das Ergebnis der Neuberechnung unverzüglich formlos mit; nach Rechtskraft der
                     Entscheidung ist der Verwaltungsakt mit dem geänderten Inhalt neu bekanntzugeben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Hält das Verwaltungsgericht eine weitere Sachaufklärung für erforderlich, kann es, ohne in der Sache selbst zu entscheiden,
                     den Verwaltungsakt und den Widerspruchsbescheid aufheben, soweit nach Art oder Umfang die noch erforderlichen Ermittlungen
                     erheblich sind und die Aufhebung auch unter Berücksichtigung der Belange der Beteiligten sachdienlich ist. Auf Antrag kann
                     das Verwaltungsgericht bis zum Erlaß des neuen Verwaltungsakts eine einstweilige Regelung treffen. Der Beschluß kann jederzeit
                     geändert oder aufgehoben werden. Eine Entscheidung nach Satz 1 kann nur binnen sechs Monaten nach Eingang der Akten der Dienststelle
                     beim Verwaltungsgericht ergehen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Kann neben der Aufhebung eines Verwaltungsakts eine Leistung verlangt werden, so ist im gleichen Verfahren auch die Verurteilung
                     zur Leistung zulässig.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Soweit die Ablehnung oder Unterlassung des Verwaltungsakts rechtswidrig und die Klägerin oder der Kläger dadurch in ihren
                     oder seinen Rechten verletzt ist, spricht das Verwaltungsgericht die Verpflichtung der Dienststelle aus, die beantragte Amtshandlung
                     vorzunehmen, wenn die Sache spruchreif ist. Andernfalls spricht es die Verpflichtung aus, die Klägerin oder den Kläger unter
                     Beachtung der Rechtsauffassung des Verwaltungsgerichts zu bescheiden.
                  

               

               
                     § 79
Nachprüfung von Ermessensentscheidungen
                     

                  

                  Soweit die Dienststelle ermächtigt ist, nach ihrem Ermessen zu handeln, prüft das Verwaltungsgericht auch, ob der Verwaltungsakt
                     oder die Ablehnung oder Unterlassung des Verwaltungsakts rechtswidrig ist, weil die gesetzlichen Grenzen des Ermessens überschritten
                     sind oder von dem Ermessen in einer dem Zweck der Ermächtigung nicht entsprechenden Weise Gebrauch gemacht ist. Die Dienststelle
                     kann ihre Ermessenserwägungen hinsichtlich des Verwaltungsakts auch noch im verwaltungsgerichtlichen Verfahren ergänzen.
                  

               

               
                     § 80
Klagen gegen den Widerspruchsbescheid
                     

                  

                  §§ 78 und 79 gelten entsprechend, wenn nach § 37 Abs. 1 Nr. 2 und Absatz 2 der Widerspruchsbescheid Gegenstand der Anfechtungsklage ist.
                  

               

               
                     § 81
Verkündung und Zustellung des Urteils
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Urteil wird, wenn eine mündliche Verhandlung stattgefunden hat, in der Regel in dem Termin, in dem die mündliche Verhandlung
                     geschlossen wird, verkündet, in besonderen Fällen in einem sofort anzuberaumenden Termin, der nicht über vier Wochen hinaus
                     angesetzt werden soll. Das Urteil ist den Beteiligten zuzustellen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Statt der Verkündung ist die Zustellung des Urteils zulässig; dann ist das Urteil binnen vier Wochen nach der mündlichen Verhandlung
                     der Geschäftsstelle zu übergeben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Entscheidet das Gericht ohne mündliche Verhandlung, so wird die Verkündung durch Zustellung an die Beteiligten ersetzt.
                  

               

               
                     § 82
Form und Inhalt des Urteils
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Urteil ist schriftlich abzufassen und von den Mitgliedern des Verwaltungsgerichts, die bei der Entscheidung mitgewirkt
                     haben, zu unterzeichnen. Ist ein Mitglied des Verwaltungsgerichts verhindert, seine Unterschrift beizufügen, so wird dies
                     mit dem Hinderungsgrund von der oder dem Vorsitzenden oder, wenn sie oder er verhindert ist, vom ältesten beisitzenden Mitglied
                     des Verwaltungsgerichts unter dem Urteil vermerkt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Urteil enthält,
                     
                        	
                           die Bezeichnung der Beteiligten, ihrer gesetzlichen Vertreter und der Bevollmächtigten nach Name, Wohnort und ihrer Stellung
                              im Verfahren;
                           

                        

                        	
                           die Bezeichnung des Verwaltungsgerichts und die Namen der Mitglieder, die bei der Entscheidung mitgewirkt haben;

                        

                        	
                           die Urteilsformel;

                        

                        	
                           den Tatbestand;

                        

                        	
                           die Entscheidungsgründe.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Im Tatbestand ist der Sach- und Streitstand unter Hervorhebung der gestellten Anträge seinem wesentlichen Inhalt nach gedrängt
                     darzustellen. Wegen der Einzelheiten soll auf Schriftsätze, Protokolle und andere Unterlagen verwiesen werden, soweit sich
                     aus ihnen der Sach- und Streitstand ausreichend ergibt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Ein Urteil, das bei der Verkündung noch nicht vollständig abgefaßt war, ist vor Ablauf von vier Wochen, vom Tag der Verkündung
                     an gerechnet, vollständig abgefaßt der Geschäftsstelle zu übergeben. Kann dies ausnahmsweise nicht geschehen, so ist innerhalb
                     dieser vier Wochen das von den Mitgliedern des Verwaltungsgerichts unterschriebene Urteil ohne Tatbestand und Entscheidungsgründe
                     der Geschäftsstelle zu übergeben; Tatbestand und Entscheidungsgründe sind alsbald nachträglich niederzulegen, von den Mitgliedern
                     des Verwaltungsgerichts besonders zu unterschreiben und der Geschäftsstelle zu übergeben.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Das Verwaltungsgericht kann von einer weiteren Darstellung der Entscheidungsgründe absehen, soweit es der Begründung des Verwaltungsakts
                     oder des Widerspruchsbescheids folgt und dies in seiner Entscheidung feststellt.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die Urkundsbeamtin oder der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle hat auf dem Urteil den Tag der Zustellung und im Falle des § 81
                     Abs. 1 Satz 1 den Tag der Verkündung zu vermerken und diesen Vermerk zu unterschreiben.
                  

               

               
                     § 83
Urteilsberichtigung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Schreibfehler, Rechenfehler und ähnliche offenbare Unrichtigkeiten im Urteil sind jederzeit vom Verwaltungsgericht zu berichtigen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Über die Berichtigung kann ohne vorgängige mündliche Verhandlung entschieden werden. Der Berichtigungsbeschluß wird auf dem
                     Urteil und den Ausfertigungen vermerkt.
                  

               

               
                     § 84
Berichtigung des Tatbestands eines Urteils
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Enthält der Tatbestand des Urteils andere Unrichtigkeiten oder Unklarheiten, so kann die Berichtigung binnen zwei Wochen nach
                     Zustellung des Urteils beantragt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Verwaltungsgericht entscheidet ohne Beweisaufnahme durch Beschluß. Bei der Entscheidung wirken nur die Mitglieder des
                     Verwaltungsgerichts mit, die beim Urteil mitgewirkt haben. Ist ein Mitglied des Verwaltungsgerichts verhindert, so entscheidet
                     bei Stimmengleichheit die Stimme der oder des Vorsitzenden. Der Berichtigungsbeschluß wird auf dem Urteil und den Ausfertigungen
                     vermerkt.
                  

               

               
                     § 85
Urteilsergänzung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wenn ein nach dem Tatbestand von einer oder einem Beteiligten gestellter Antrag oder die Kostenfolge bei der Entscheidung
                     ganz oder zum Teil übergangen ist, so ist auf Antrag das Urteil durch nachträgliche Entscheidung zu ergänzen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Entscheidung muß binnen zwei Wochen nach Zustellung des Urteils beantragt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die mündliche Verhandlung hat nur den nicht erledigten Teil des Rechtsstreits zum Gegenstand.
                  

               

               
                     § 86
Rechtskraft
                     

                  

                  Rechtskräftige Urteile binden, soweit über den Streitgegenstand entschieden worden ist, die Beteiligten und ihre Rechtsnachfolger.

               

               
                     § 87
Beschlüsse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die §§ 47, 71 Abs. 1 Satz 1, §§ 83, 84 und 85 gelten entsprechend für Beschlüsse.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Beschlüsse sind zu begründen, wenn sich nicht aus dem Gesetz etwas anderes ergibt.
                  

               

            

         

      

      
            Teil III
Anhörungsrüge und Wiederaufnahme des Verfahrens
            

         

         
                     § 87 a
Anhörungsrüge
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Auf die Rüge einer oder eines durch eine gerichtliche Entscheidung beschwerten Beteiligten ist das Verfahren fortzuführen,
                     wenn das Verwaltungsgericht den Anspruch dieser oder dieses Beteiligten auf rechtliches Gehör in entscheidungserheblicher
                     Weise verletzt hat. Gegen eine der Endentscheidung vorausgehende Entscheidung findet die Rüge nicht statt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Rüge ist innerhalb von zwei Wochen nach Kenntnis von der Verletzung des rechtlichen Gehörs zu erheben; der Zeitpunkt der
                     Kenntniserlangung ist glaubhaft zu machen. Nach Ablauf eines Jahres seit Bekanntgabe der angegriffenen Entscheidung kann die
                     Rüge nicht mehr erhoben werden. Formlos mitgeteilte Entscheidungen gelten mit dem dritten Tage nach Aufgabe zur Post als bekannt
                     gegeben. Die Rüge ist schriftlich oder zur Niederschrift der Urkundsbeamtin oder des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu
                     erheben. Die Rüge muss die angegriffene Entscheidung bezeichnen und das Vorliegen der in Absatz 1 Satz 1 genannten Voraussetzungen darlegen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Den übrigen Beteiligten ist, soweit erforderlich, Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Ist die Rüge nicht statthaft oder nicht in der gesetzlichen Form oder Frist erhoben, so ist sie als unzulässig zu verwerfen.
                     Ist die Rüge unbegründet, weist das Verwaltungsgericht sie zurück. Die Entscheidung ergeht durch unanfechtbaren Beschluss.
                     Der Beschluss soll kurz begründet werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Ist die Rüge begründet, so hilft ihr das Verwaltungsgericht ab, indem es das Verfahren fortführt, soweit dies aufgrund der
                     Rüge geboten ist. Das Verfahren wird in die Lage zurückversetzt, in der es sich vor dem Schluss der mündlichen Verhandlung
                     befand. In schriftlichen Verfahren tritt an die Stelle des Schlusses der mündlichen Verhandlung der Zeitpunkt, bis zu dem
                     Schriftsätze eingereicht werden können. Für den Ausspruch des Verwaltungsgerichts ist § 343 der Zivilprozessordnung entsprechend
                     anzuwenden.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Das Verwaltungsgericht kann bestimmen, dass die Vollziehung der angegriffenen Entscheidung einstweilen auszusetzen ist.
                  

               

               
                     § 88
Wiederaufnahme des Verfahrens
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ein rechtskräftig beendetes Verfahren kann nach den Vorschriften des Vierten Buchs der Zivilprozeßordnung wiederaufgenommen
                     werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Befugnis zur Erhebung der Nichtigkeitsklage und der Restitutionsklage steht auch dem Vertreter des allgemeinen kirchlichen
                     Interesses zu.
                  

               

            

         

      

      
            Teil IV
Kosten des Verfahrens
            

         

         
                     § 89
Kostentragungspflicht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der unterliegende Teil trägt die Kosten des Verfahrens.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der oder dem Beigeladenen können Kosten nur auferlegt werden, wenn sie oder er Anträge gestellt hat.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Kosten des erfolgreichen Wiederaufnahmeverfahrens können der Landeskirche auferlegt werden, soweit sie nicht durch das
                     Verschulden einer oder eines Beteiligten entstanden sind.
                  

               

               
                     § 90
Kostenverteilung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wenn eine Beteiligte oder ein Beteiligter teils obsiegt, teils unterliegt, so sind die Kosten gegeneinander aufzuheben oder
                     verhältnismäßig zu teilen. Sind die Kosten gegeneinander aufgehoben, so fallen die Gerichtskosten jedem Teil zur Hälfte zur
                     Last. Einer oder einem Beteiligten können die Kosten ganz auferlegt werden, wenn die oder der andere nur zu einem geringen
                     Teil unterlegen ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wer einen Antrag, eine Klage oder einen Rechtsbehelf zurücknimmt, hat die Kosten zu tragen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Kosten, die durch einen Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand entstehen, fallen dem Antragsteller zur Last.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Kosten, die durch Verschulden einer oder eines Beteiligten entstanden sind, können dieser oder diesem auferlegt werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Hat die oder der Beklagte durch sein Verhalten keine Veranlassung zur Erhebung der Klage gegeben, so fallen der Klägerin oder
                     dem Kläger die Prozeßkosten zur Last, wenn die oder der Beklagte den Anspruch sofort anerkennt.
                  

               

               
                     § 91
Mehrere Kostenpflichtige
                     

                  

                  Besteht der kostenpflichtige Teil aus mehreren Personen, so gilt § 100 der Zivilprozeßordnung entsprechend. Kann das streitige
                     Rechtsverhältnis dem kostenpflichtigen Teil gegenüber nur einheitlich entschieden werden, so können die Kosten den mehreren
                     Personen als Gesamtschuldnern auferlegt werden.
                  

               

               
                     § 92
Kostenpflicht bei Vergleich
                     

                  

                  Wird der Rechtsstreit durch Vergleich erledigt und haben die Beteiligten keine Bestimmung über die Kosten getroffen, so fallen
                     die Gerichtskosten jedem Teil zur Hälfte zur Last. Die außergerichtlichen Kosten trägt jeder Beteiligte selbst.
                  

               

               
                     § 93
Kostenentscheidungen, Erledigung der Hauptsache
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Verwaltungsgericht hat im Urteil oder, wenn das Verfahren in anderer Weise beendet worden ist, durch Beschluß über die
                     Kosten zu entscheiden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ist der Rechtsstreit in der Hauptsache erledigt, so entscheidet das Gericht außer in den Fällen des § 78 Abs. 1 Satz 4 nach billigem Ermessen über die Kosten des Verfahrens durch Beschluß; der bisherige Sach- und Streitstand ist zu berücksichtigen.
                     Der Rechtsstreit ist auch in der Hauptsache erledigt, wenn die oder der Beklagte der Erledigungserklärung der Klägerin oder
                     des Klägers nicht innerhalb von zwei Wochen seit Zustellung des die Erledigungserklärung enthaltenden Schriftsatzes widerspricht
                     und sie beziehungsweise er vom Verwaltungsgericht auf diese Folge hingewiesen worden ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        In den Fällen des § 35 fallen die Kosten stets der oder dem Beklagten zur Last, wenn die Klägerin oder der Kläger mit ihrer oder seiner Bescheidung
                     vor Klageerhebung rechnen durfte.
                  

               

               
                     § 94
Erstattungsfähige Kosten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kosten sind die Gerichtskosten (Gebühren und Auslagen) und die zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung
                     notwendigen Aufwendungen der Beteiligten einschließlich der Kosten des Vorverfahrens.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Gebühren und Auslagen einer Rechtsanwältin oder eines Rechtsanwalts sind stets erstattungsfähig.
                  

                  Soweit ein Vorverfahren geschwebt hat, sind Gebühren und Auslagen erstattungsfähig, wenn das Verwaltungsgericht die Zuziehung
                     eines Bevollmächtigen für das Vorverfahren für notwendig erklärt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die außergerichtlichen Kosten der oder des Beigeladenen sind nur erstattungsfähig, wenn sie das Verwaltungsgericht aus Billigkeit
                     der unterliegenden Partei oder der Landeskirche auferlegt.
                  

               

               
                     § 95
Kostenfestsetzung
                     

                  

                  Die Urkundsbeamtin oder der Urkundsbeamte des Verwaltungsgerichts setzt auf Antrag den Betrag der zu erstattenden Kosten fest.

               

               
                     § 96
Anfechtung der Kostenfestsetzung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Beteiligten können gegen die Festsetzung der zu erstattenden Kosten innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe die Entscheidung
                     des Verwaltungsgerichts beantragen. Der Antrag ist schriftlich oder zur Niederschrift der Urkundsbeamtin oder des Urkundsbeamten
                     der Geschäftsstelle des Verwaltungsgerichts zu stellen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Hält die Urkundsbeamtin oder der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle die Anfechtung für begründet, so ist ihr abzuhelfen; sonst
                     ist sie unverzüglich dem Verwaltungsgericht vorzulegen.
                  

               

               
                     § 97
Gerichtskosten und Prozeßkostenhilfe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Vorschriften des Gerichtskostengesetzes gelten entsprechend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Vorschriften der Zivilprozeßordnung über die Prozeßkostenhilfe gelten entsprechend.
                  

               

               
                     § 98
Vergütung von Sachverständigen, Entschädigung von Zeugen
                     

                  

                  Sachverständige erhalten eine Vergütung und Zeugen eine Entschädigung nach dem Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetz.
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         Verordnung des Oberkirchenrats zur Umsetzung der elektronischen Kommunikation bei den Kirchengerichten

      

      
         vom 7. Oktober 2025

      

      Aufgrund von § 25 Absatz 4 Kirchenverfassungsgesetz1, § 62 Absatz 3, § 63 Absatz 9 Mitarbeitervertretungsgesetz2, § 43a Absatz 2 Kirchliches Verwaltungsgerichtsgesetz3 und § 7 Absatz 3 Disziplinargesetz der Evangelischen Kirche in Deutschland4 wird verordnet:
      

      
                     § 1
Anwendungsbereich
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Diese Verordnung gilt für die Übermittlung elektronischer Dokumente. Das Verwaltungsgericht der Evangelischen Landeskirche
                     in Württemberg, das Kirchengericht der Evangelischen Landeskirche in Württemberg für mitarbeitervertretungsrechtliche Streitigkeiten
                     und die Disziplinarkammer der Evangelischen Landeskirche in Württemberg (im Folgenden: Gerichte) nehmen am elektronischen
                     Rechtsverkehr nach Maßgabe dieser Verordnung teil. § 46c des Arbeitsgerichtsgesetzes und § 55a der Verwaltungsgerichtsordnung
                     finden in der jeweils geltenden Fassung entsprechende Anwendung, sofern dies nach der jeweiligen Verfahrensordnung bestimmt
                     werden kann.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Vorbereitende Schriftsätze und deren Anlagen, schriftlich einzureichende Anträge und Erklärungen der Beteiligten sowie schriftlich
                     einzureichende Auskünfte, Aussagen, Gutachten, Übersetzungen, Anträge und Erklärungen Dritter können nach Maßgabe dieser Verordnung
                     als elektronische Dokumente bei Gericht eingereicht werden. Eine Pflicht zur Übermittlung elektronischer Dokumente nach dieser Verordnung besteht nicht.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Teilnahme der Gerichte am elektronischen Rechtsverkehr erfolgt durch Einrichtung eines besonderen elektronischen Behördenpostfachs
                     gemäß § 6 der Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung vom 24. November 2017 (BGBl. I S. 3803), die zuletzt durch Artikel 43 des Gesetzes vom 12. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 234) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, oder eines besonderen elektronischen Bürger- und Organisationspostfachs
                     gemäß § 10 der Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung. 
                  

               

               
                     § 2 
Anforderungen an elektronische Dokumente
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Elektronische Dokumente müssen für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Sie sind so zu übermitteln, dass sie
                     den Anforderungen der §§ 2 und 5 Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung sowie den hierauf beruhenden Bekanntmachungen der
                     Bundesregierung entsprechen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für die Überschreitung der Höchstgrenzen für die Anzahl oder das Volumen elektronischer Dokumente gilt § 3 Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das elektronische Dokument muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein
                     oder von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg eingereicht werden. Satz 1 gilt nicht
                     für Anlagen, die vorbereitenden Schriftsätzen beigefügt sind. Soll ein schriftlich einzureichender Antrag oder eine schriftlich
                     einzureichende Erklärung einer Partei oder eines Dritten als elektronisches Dokument eingereicht werden, so kann der unterschriebene
                     Antrag oder die unterschriebene Erklärung in ein elektronisches Dokument übertragen und durch den Bevollmächtigten, den Vertreter
                     oder den Beistand nach Satz 1 übermittelt werden. 
                  

               

               
                     § 3
Übermittlung elektronischer Dokumente mit qualifizierter elektronischer Signatur
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen ist,
                     darf wie folgt übermittelt werden: 
                  

                  
                     
                        	
                           auf einem sicheren Übermittlungsweg im Sinne der §§ 46c Arbeitsgerichtsgesetz und § 55a Verwaltungsgerichtsordnung oder

                        

                        	
                           an das für den Empfang elektronischer Dokumente eingerichtete besondere elektronische Postfach des Gerichts über eine Anwendung,
                              die auf OSCI oder einem diesen ersetzenden, dem Stand der Technik entsprechenden Protokollstandard beruht. 
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Mehrere elektronische Dokumente dürfen nicht mit einer gemeinsamen qualifizierten elektronischen Signatur übermittelt werden. 
                  

               

               
                     § 4 
Sichere Übermittlungswege
                     

                  

                  Für die Übermittlung elektronischer Dokumente an die Gerichte sind die bundeseinheitlichen Übermittlungswege zugelassen, soweit
                     sie gesetzlich oder in der Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung festgelegt sind und bei denen die Authentizität und Integrität
                     der Daten sowie der Barrierefreiheit gewährleistet sind. 
                  

               

               
                     § 5
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Verordnung tritt am Tag nach der Bekanntmachung in Kraft.
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         22. Gesetz über Allgemeine Bestimmungen 
zum Schutz vor sexualisierter Gewalt 
(Allgemeine Gewaltschutzbestimmungen – AGSB)
         

      

      
         Vom 25. November 2021

      

      
         (Abl. 70 S. 1)
         

      

      und

      ____________________

      23. Verordnung des Oberkirchenrats zur Ausführung 
der Allgemeinen Gewaltschutzbestimmungen
(Ausführungsverordnung AGSB – AVO AGSB)1

      Vom 14. Februar 2023 
(Abl. 70 S. 501), geändert durch Verordnung des Oberkirchenrats vom 21. Oktober 2025 
(Abl. 71 Nr. 192)
      

      
         Inhaltsverzeichnis2

      

      
         
            
               	§ 1
               	Begriffsbestimmungen, Geltungsbereich
            

            
               	§ 2
               	Allgemeine Pflichten der Dienststellenleitungen
            

            
               	§ 3
               	Melde- und Ansprechstelle, Unabhängige Kommission
            

            
               	§ 4
               	Ehrenamtlich Tätige
            

         
      

      

      Die Landessynode hat das folgende kirchliche Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird:

      
                     § 1
Begriffsbestimmungen, Geltungsbereich
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Eine Verhaltensweise ist sexualisierte Gewalt, wenn ein unerwünschtes sexuell bestimmtes Verhalten bezweckt oder bewirkt,
                     dass die Würde der betroffenen Person verletzt wird. Sexualisierte Gewalt kann verbal, nonverbal, durch Aufforderung oder
                     durch Tätlichkeiten geschehen. Sie kann auch in Form des Unterlassens geschehen, wenn die Täterin oder der Täter für deren
                     Abwendung einzustehen hat. Sexualisierte Gewalt ist immer bei Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung nach dem 13.
                     Abschnitt des Strafgesetzbuches und § 201a Absatz 3 oder §§ 232 bis 233a des Strafgesetzbuches in der jeweils geltenden Fassung
                     gegeben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Gegenüber Minderjährigen kann sexuell bestimmtes Verhalten im Sinne des Absatzes 1 insbesondere unerwünscht sein, wenn eine körperliche, seelische, geistige, sprachliche oder strukturelle Unterlegenheit und
                     damit eine gegenüber der Täterin oder dem Täter fehlende Fähigkeit zur sexuellen Selbstbestimmung gegeben ist. Bei Kindern,
                     das heißt bei Personen unter 14 Jahren, ist das sexuell bestimmte Verhalten stets als unerwünscht anzusehen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Gegenüber Volljährigen kann sexuell bestimmtes Verhalten im Sinne des Absatzes 1 insbesondere unerwünscht sein, wenn die
                     Person auf Grund ihres körperlichen oder psychischen Zustands in der Bildung oder Äußerung des Willens erheblich eingeschränkt
                     ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Begriffsbestimmungen für sexualisierte Gewalt und unerwünschtes sexuell bestimmtes Verhalten nach Absätzen 1 bis 3 gelten
                     für alle landeskirchlichen Rechtsnormen, welche diese Begriffe verwenden, soweit keine abweichenden Bestimmungen getroffen
                     wurden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Mitarbeitende im Sinne dieses Gesetzes sind alle Personen, die in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis, einem privatrechtlichen
                     Dienst-, Arbeits- oder Ausbildungsverhältnis oder ehrenamtlich bei der Evangelischen Landeskirche in Württemberg tätig sind.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Soweit nichts anderes bestimmt ist, gilt dieses Gesetz für die Evangelische Landeskirche in Württemberg. Für die Kirchengemeinden,
                     Kirchenbezirke, Kirchlichen Verbände und kirchlichen öffentlich-rechtlichen Stiftungen gelten die Bestimmungen dieses Gesetzes,
                     soweit nichts anderes bestimmt ist, nach Maßgabe der Kirchengemeindeordnung, der Kirchenbezirksordnung, des Kirchlichen Verbandsgesetzes
                     und der Verordnung des Oberkirchenrats über die Stiftungsaufsicht entsprechend. Für den Bereich des Diakonischen Werk der
                     evangelischen Kirche in Württemberg e. V. gilt dieses Gesetz nach Maßgabe seiner Satzung.
                  

               

               
                     § 2
Allgemeine Pflichten der Dienststellenleitungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Wer kirchliche Angebote der Evangelischen Landeskirche in Württemberg wahrnimmt oder entsprechend § 1 Absatz 5 in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg mitarbeitet, ist vor allen Formen sexualisierter Gewalt zu schützen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Unangemessenen Verhaltensweisen, die die Grenze zur sexualisierten Gewalt nicht überschreiten, ist durch geeignete Normen,
                     Regeln und Sensibilisierung entgegenzutreten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Leitungen von Dienststellen der Evangelischen Landeskirche in Württemberg sollen jeweils für Ihren Bereich
                  

                  
                     
                        	
                           Risikoanalysen als Grundlage zur Erstellung institutioneller Schutzkonzepte zum Schutz vor sexualisierter Gewalt durchführen,
                              um strukturelle Maßnahmen zur Prävention dauerhaft zu verankern (Präventionsmaßnahmen),
                           

                        

                        	
                           in Fällen eines begründeten Verdachts auf sexualisierte Gewalt angemessen im Rahmen strukturierter Handlungs- und Notfallpläne
                              intervenieren (Interventionsmaßnahmen),
                           

                        

                        	
                           Betroffene, denen von Mitarbeitenden Unrecht durch sexualisierte Gewalt angetan wurde, in angemessener Weise unterstützen
                              (individuelle Unterstützungsmaßnahmen),
                           

                        

                        	
                           Ursachen, Geschichte und Folgen sexualisierter Gewalt aufarbeiten, wenn das Ausmaß des Unrechts durch Mitarbeitende, Dienstnehmer
                              oder ehrenamtlich Tätige dazu Anlass bietet (institutionelle Aufarbeitungsprozesse).
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der Oberkirchenrat unterstützt Leitungen von Dienststellen der Evangelischen Landeskirche in Württemberg, die Kirchengemeinden,
                     Kirchenbezirke, Kirchlichen Verbände und öffentlich-rechtlichen Stiftungen durch Rahmenkonzepte gegen sexualisierte Gewalt,
                     die auch einen Überblick über Präventionsangebote und -instrumente und eine Weiterentwicklung bestehender Angebote ermöglichen.
                     
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Leitungen von Dienststellen der Evangelischen Landeskirche in Württemberg sollen sich bei der Implementierung und Weiterentwicklung
                     institutioneller Schutzkonzepte in ihrem Verantwortungsbereich insbesondere an folgenden Standards orientieren:
                  

                  
                     
                        	
                           Die Verantwortung zur Prävention, insbesondere durch die Erstellung eines einrichtungsspezifischen Präventionskonzeptes, wird
                              einrichtungsspezifisch verankert.
                           

                        

                        	
                           Die Frage sexualisierter Gewalt wird regelmäßig in Leitungsgremien thematisiert.

                        

                        	
                           Ein einrichtungs- und arbeitsfeldspezifischer Verhaltenskodex oder eine Selbstverpflichtungserklärung Mitarbeitender, deren
                              Inhalte regelmäßig zum Gesprächsgegenstand gemacht und weiterentwickelt werden, wird implementiert.
                           

                        

                        	
                           Fortbildungen aller Mitarbeitenden zum Nähe- Distanzverhalten, zur grenzachtenden Kommunikation und zur Prävention zum Schutz
                              vor sexualisierter Gewalt werden dienstlich angeordnet.
                           

                        

                        	
                           Partizipations- und Präventionsangebote sowie sexualpädagogische Konzepte für Minderjährige und Volljährige in Abhängigkeitsverhältnissen
                              unter Beteiligung und Einbeziehung der Erziehungsberechtigten, Betreuer oder von Vormündern werden gemacht.
                           

                        

                        	
                           Notfall- oder Handlungspläne, die ein gestuftes Vorgehen im Fall eines Verdachts auf sexualisierte Gewalt vorsehen, werden
                              bereitgestellt.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Mitarbeitende werden in geeigneter Weise auf ihre Rechte und Pflichten hingewiesen. Verpflichtungen nach den Vorschriften
                     des staatlichen Rechts zum Schutz Minderjähriger oder Volljähriger in einem Abhängigkeitsverhältnis bleiben unberührt.
                  

               

               
                     § 3
Melde- und Ansprechstelle, Unabhängige Kommission
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Beim Evangelischen Oberkirchenrat wird für Fälle eines begründeten Verdachts auf sexualisierte Gewalt im Geltungsbereich
                     gemäß § 1 Absatz 6 Sätze 1 und 2 eine Melde- und Ansprechstelle eingerichtet. Für den Bereich des Diakonischen Werks der evangelischen Kirche in Württemberg
                     e. V. wird nach Maßgabe seiner Satzung eine Ansprech- und Meldestelle eingerichtet.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 3 Absatz 1 Satz 1)

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 1. Ansprechstelle

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	1.1

                                       	
                                          Personen, die in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg, in Kirchengemeinden, Kirchenbezirken, Kirchlichen Verbänden
                                             und kirchlichen öffentlich-rechtlichen Stiftungen sexualisierte Gewalt erlebt oder davon erfahren haben und Personen, die
                                             den Verdacht auf sexualisierte Gewalt haben, sowie Leitungen von Dienststellen und andere Mitarbeitende im Sinne von § 1 Absatz
                                             5 und 6 Satz 1 und 2 AGSB können sich an die Ansprechstelle wenden.
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	1.2

                                       	
                                          Die Ansprechstelle hat insbesondere folgende Aufgaben:

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	

                                       	
                                          
                                             
                                                	
                                                   Sie informiert und berät die in Nummer 1.1 genannten Personen bei Fragen zur Prävention, Intervention, Aufarbeitung und Unterstützung
                                                      bei sexualisierter Gewalt;
                                                   

                                                

                                                	
                                                   sie unterstützt Betroffene, vermittelt weiterführende Hilfen und nimmt auf Wunsch Kontakt zur Meldestelle auf;

                                                

                                                	
                                                   sie unterstützt Leitungen von Dienststellen bei der Präventionsarbeit, insbesondere bei der Implementierung und Weiterentwicklung
                                                      von Notfall- und Handlungsplänen sowie Rahmenkonzepten gegen sexualisierte Gewalt;
                                                   

                                                

                                                	
                                                   sie entwickelt Standards für die Präventionsarbeit, für den Umgang mit Vorfällen sexualisierter Gewalt sowie für die Aus-,
                                                      Fort- und Weiterbildung der Mitarbeitenden im Sinne von § 1 Absatz 5 und 6 Satz 1 und 2 AGSB in Prävention und Intervention;
                                                   

                                                

                                                	
                                                   sie ist zuständig für die wissenschaftliche Aufarbeitung von Fällen sexualisierter Gewalt in der Evangelischen Landeskirche
                                                      in Württemberg;
                                                   

                                                

                                                	
                                                   sie fördert den fachlichen Austausch von Mitarbeitenden und Fachleuten und baut ein Netzwerk für die Betroffenen auf, die
                                                      damit einverstanden sind;
                                                   

                                                

                                                	
                                                   sie arbeitet mit regionalen und überregionalen Beratungs- und Unterstützungssystemen, insbesondere mit der Zentralen Anlaufstelle.help,
                                                      zusammen und koordiniert ihre Aufgaben auf gesamtkirchlicher Ebene, indem sie in der Konferenz für Prävention, Intervention
                                                      und Hilfe in Fällen der Verletzung der sexuellen Selbstbestimmung auf der Ebene der EKD und in anderen den Arbeitsbereich
                                                      betreffenden Gremien mitwirkt;
                                                   

                                                

                                                	
                                                   sie benennt die Beratungsstelle gemäß § 31a Satz 2 PfDG.EKD und § 24a Satz 2 KBG.EKD.

                                                

                                             

                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	1.3

                                       	
                                          Die Beratung kann anonym erfolgen. Die Gespräche in der Ansprechstelle sind vertraulich. Die Mitarbeitenden sind zur Verschwiegenheit
                                             verpflichtet.
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	1.4

                                       	
                                          Die Ansprechstelle nimmt für die Unabhängige Kommission die Aufgaben der Geschäftsstelle wahr; sie nimmt Anträge auf Leistungen
                                             in Anerkennung des erlittenen Leids entgegen und stellt eine fachliche Begleitung der Kommission sicher.
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 2. Meldestelle

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	2.1

                                       	
                                          Personen, die in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg, in Kirchengemeinden, Kirchenbezirken, Kirchlichen Verbänden
                                             und kirchlichen öffentlich-rechtlichen Stiftungen sexualisierte Gewalt erlebt oder davon erfahren haben und Personen, die
                                             den begründeten Verdacht auf sexualisierte Gewalt haben, können sich an die beim Evangelischen Oberkirchenrat eingerichtete
                                             Meldestelle wenden. Pfarrerinnen und Pfarrer, Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte, privatrechtlich beschäftigte Mitarbeiterinnen
                                             und Mitarbeiter sowie ehrenamtlich bei den in Satz 1 genannten Körperschaften und Stiftungen Tätige haben zureichende tatsächliche
                                             Anhaltspunkte für den Verdacht einer Verletzung des Abstinenz- und Abstandsgebotes oder sexualisierter Gewalt durch beruflich
                                             oder ehrenamtlich Mitarbeitende unverzüglich der Meldestelle mitzuteilen.
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	2.2

                                       	
                                          Die Meldestelle hat insbesondere folgende Aufgaben:

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	

                                       	
                                          
                                             
                                                	
                                                   Sie erfasst und prüft die ihr mitgeteilten Sachverhalte; 

                                                

                                                	
                                                   sie trägt dafür Sorge, dass bei Vorkommnissen und in Fällen eines begründeten Verdachts auf sexualisierte Gewalt, insbesondere
                                                      bei Verstößen gegen das Abstands- bzw. Abstinenzgebot, notwendige Interventionsmaßnahmen veranlasst werden; sie nimmt Kontakt
                                                      zu den für dienst- und arbeitsrechtliche Maßnahmen zuständigen kirchlichen Stellen auf;
                                                   

                                                

                                                	
                                                   sie berät und unterstützt Leitungsverantwortliche und aufsichtführende Stellen im Umgang mit konkreten Vorkommnissen und Verdachtsfällen
                                                      im Rahmen des geltenden Notfall- und Handlungsplanes und koordiniert bei Bedarf das Vorgehen mit den Verantwortlichen vor
                                                      Ort; sie geht Hinweisen auf täterschützende Strukturen nach;
                                                   

                                                

                                                	
                                                   sie dokumentiert alle gemeldeten Fälle, wertet diese statistisch aus und leitet die Ergebnisse zur wissenschaftlichen Aufarbeitung
                                                      an die Ansprechstelle weiter.
                                                   

                                                

                                             

                                          

                                          Die rechtliche Verantwortung und die Zuständigkeiten der jeweiligen Dienststellenleitungen bleiben unberührt.

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Benennung der Beratungsstelle gemäß § 31a Satz 2 PfDG.EKD3 und § 24a Satz 2 KBG.EKD4 erfolgt durch die Ansprechstelle nach Absatz 1 Satz 1. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Um Betroffenen, die im Geltungsbereich von § 1 Absatz 6 sexualisierte Gewalt durch Mitarbeitende erfahren haben, Unterstützung anzubieten, ist eine Unabhängige Kommission eingerichtet.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 3 Absatz 3)

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	3.1

                                       	
                                          Die Unabhängige Anerkennungskommission ist mit drei Mitgliedern besetzt, die von der Landesbischöfin oder vom Landesbischof
                                             im Einvernehmen mit dem Vorstand des Diakonischen Werks der evangelischen Kirche in Württemberg e.V. für die Dauer von drei
                                             Jahren berufen werden. Wiederberufungen sind möglich. Es sollen verschiedene Geschlechter, unterschiedliche berufliche Hintergründe
                                             sowie Fachkenntnisse im Umgang mit Betroffenen von sexualisierter Gewalt berücksichtigt werden. Wenigstens ein Mitglied der
                                             Anerkennungskommission soll die Befähigung zum Richteramt haben, wenigstens ein Mitglied soll eine traumatherapeutische Qualifikation
                                             aufweisen. Beschäftigte der Evangelischen Landeskirche in Württemberg, der Kirchengemeinden, der Kirchenbezirke, der Kirchlichen
                                             Verbände und der kirchlichen öffentlich-rechtlichen Stiftungen sowie des Diakonischen Werks der evangelischen Kirche in Württemberg
                                             e.V. und seiner Mitglieder können nicht Mitglieder der Anerkennungskommission sein. Ehemalige Beschäftigte und Personen im
                                             Ruhestand dürfen Mitglieder der Anerkennungskommission sein, aber nicht deren Mehrheit stellen. Vor der Neubesetzung eines
                                             Sitzes in der Anerkennungskommission sind die im Amt verbleibende Mitglieder anzuhören. Die Mitglieder sind in ihren Entscheidungen
                                             frei und nicht an Weisungen gebunden. Sie sind ehrenamtlich tätig. Notwendige nachgewiesene Auslagen und Reisekosten werden
                                             nach dem Reisekostenrecht der Evangelischen Landeskirche in Württemberg erstattet. Außerdem erhalten die Mitglieder der Anerkennungskommission
                                             für Ihre Tätigkeit eine angemessene Aufwandsentschädigung, deren Höhe vom Oberkirchenrat im Einvernehmen mit dem Vorstand
                                             des Diakonischen Werks der evangelischen Kirche in Württemberg e.V. bestimmt wird. Die Mitglieder der Anerkennungskommission
                                             sind vor Beginn der Mitgliedschaft in der Anerkennungskommission zu schulen und erhalten Angebote für eine tätigkeitsbegleitende
                                             Supervision.
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	3.2

                                       	
                                          Für die Anerkennungskommission ist beim Oberkirchenrat eine Geschäftsstelle eingerichtet.

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	3.3

                                       	
                                          Anträge auf Leistungen in Anerkennung des erlittenen Leids sind schriftlich oder mündlich an die Geschäftsstelle zu richten.
                                             Betroffenen, die sexualisierte Gewalt durch Mitarbeitende außerhalb des Geltungsbereichs von § 1 Absatz 6 AGSB erfahren haben, kann die Anerkennungskommission Unterstützung anbieten, wenn zwischen dem Träger der Einrichtung und gegebenenfalls
                                             seiner Zuordnungskirche, der Evangelischen Landeskirche in Württemberg und dem Diakonischen Werk der evangelischen Kirche
                                             in Württemberg e.V. eine entsprechende Vereinbarung geschlossen wurde.
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	3.4

                                       	
                                          Die Anerkennungskommission kann sich im Einvernehmen mit dem Oberkirchenrat und dem Vorstand des Diakonischen Werks der evangelischen
                                             Kirche in Württemberg e.V. eine Geschäftsordnung geben.5

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 4
Ehrenamtlich Tätige
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für ehrenamtlich Tätige und deren Beauftragung bei der Evangelischen Landeskirche in Württemberg gelten die Regelungen der
                     § 8 Absatz 2a Satz 1, §§ 24, 24a und 24b KBG.EKD und, abhängig von Art, Intensität und Dauer des Kontakts mit Kindern, Jugendlichen und erwachsenen Schutzbefohlenen, § 8 Absatz 2a Sätze 2 und 3 KBG.EKD und § 2a AG.KBG.EKD entsprechend (Verbot der Beauftragung bei einschlägigen Vorstrafen, Meldepflicht und Beratungsrecht, Abstands- und Abstinenzgebot,
                     sowie Verpflichtung zur Vorlage erweiterter Führungszeugnisse).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         In den Fällen des § 77 Absatz 1 KBG.EKD ist eine Beauftragung zu widerrufen; eine weitere Beauftragung ist unzulässig.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im Ehrenamt gilt das Recht der Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen nach Maßgabe
                     des § 2 Absätze 4 und 7 AG.KBG.EKD.
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         23a. Ordnung der Unabhängigen Kommission 
der Evangelischen Landeskirche in Württemberg 
und des Diakonischen Werks der evangelischen 
Kirche in Württemberg e.V. 
(Ordnung Unabhängige Kommission – OUK)
         

      

      
         Vom 17. Februar 2023

      

      
         (Abl. 70 S. 508), geändert durch Beschluss vom 15. Dezember 2023 (Abl. 71 Nr. 9) und vom 23. Mai 2025 (Abl. 71 Nr. 160)
         

      

      
               Präambel

            

            Im Bewusstsein, dass Menschen im Raum der evangelischen Kirche und ihrer Diakonie durch Beschäftigte und andere Personen sexualisierte
               Gewalt erlitten haben, übernehmen die Evangelische Landeskirche in Württemberg und das Diakonische Werk der evangelischen
               Kirche in Württemberg e.V. Verantwortung für das Unrecht. Diese Verantwortung wird auch durch die Arbeit der Unabhängigen
               Kommission ausgedrückt. Sie soll frei von Weisungen, betroffenenorientiert und durch die Zuerkennung unterstützender Leistungen
               an Betroffene von sexualisierter Gewalt das erlittene Unrecht anerkennen. Hierbei orientiert sich die folgende Ordnung an
               den durch die Kirchenkonferenz der EKD in einer Musterordnung beschlossenen Standards.
            

            
                     § 1
Rechtsgrundlage
                     

                  

                  Die Unabhängige Kommission der Evangelischen Landeskirche in Württemberg und des Diakonischen Werks der evangelischen Kirche
                     in Württemberg e.V. zur Gewährung von Leistungen in Anerkennung erlittenen Unrechts an Betroffene sexualisierter Gewalt (im
                     Folgenden: Unabhängige Kommission) ist eine unabhängig entscheidende Einrichtung der Evangelischen Landeskirche in Württemberg
                     und des Diakonischen Werks der evangelischen Kirche in Württemberg e.V. im Sinne von § 3 Absatz 3 Allgemeine Gewaltschutzbestimmungen1.
                  

               

               
                     § 2
Grundsätze der Arbeit der Unabhängigen Kommission
                     

                  

                  Die Unabhängige Kommission entscheidet über Anträge auf Leistungen in Anerkennung erlittenen Unrechts. Sie ist in ihrer Arbeit
                     unabhängig und nicht an Weisungen eines kirchenleitenden Organs oder einer anderen Stelle aus Kirche und Diakonie gebunden.
                     Leistungen in Anerkennung erlittenen Unrechts sind Teil eines individuellen Anerkennungs- und Unterstützungssystems, mit dem
                     die Evangelische Landeskirche in Württemberg und das Diakonische Werk der evangelischen Kirche in Württemberg e.V. Verantwortung
                     für das Verhalten ihrer Mitarbeitenden übernehmen und ihrer institutionellen Verantwortung für die sexualisierte Gewalt gerecht
                     werden möchten, die Menschen in ihren Einrichtungen erlitten haben. Die Evangelische Landeskirche in Württemberg und das Diakonische
                     Werk der evangelischen Kirche in Württemberg e.V. nehmen durch die Arbeit der Unabhängigen Kommission das Leid der Betroffenen
                     wahr, schenken ihren Schilderungen Gehör und Glauben und setzen sich so mit ihrem individuellen Erleben und auch ihrer heutigen
                     Lebenssituation auseinander.
                  

               

               
                     § 3
Voraussetzungen einer Leistung in Anerkennung erlittenen Unrechts
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Leistungen in Anerkennung erlittenen Unrechts können Personen beantragen, die sexualisierte Gewalt erlitten haben, für die
                     Mitarbeitende oder ein institutionelles Versagen der Evangelischen Landeskirche in Württemberg, der Kirchengemeinden, Kirchenbezirke,
                     Kirchlichen Verbände, kirchlichen öffentlich-rechtlichen Stiftungen oder einer Mitgliedseinrichtung des Diakonischen Werks
                     der evangelischen Kirche in Württemberg e.V. (mit-) ursächlich waren, wenn die Durchsetzung von Ansprüchen auf Schadensersatz
                     oder Schmerzensgeld gegen die verantwortliche Person nicht mehr möglich oder nicht zumutbar ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ein institutionelles Versagen liegt in der Regel vor, wenn
                  

                  
                     
                        	
                           die sexualisierte Gewalt von Beschäftigten einer kirchlichen Institution in deren räumlichen Verantwortungsbereich verübt
                              wurde, oder
                           

                        

                        	
                           die sexualisierte Gewalt von Beschäftigten einer kirchlichen Institution außerhalb von deren räumlichen Verantwortungsbereich
                              verübt wurde und sie im Rahmen eines Abhängigkeitsverhältnisses verübt wurde, welches im Rahmen der beruflichen Tätigkeit
                              der oder des Beschäftigten begründet wurde, oder
                           

                        

                        	
                           die sexualisierte Gewalt von Ehrenamtlichen der kirchlichen Institution oder von einer der kirchlichen Institution anvertrauten
                              Person verübt wurde und die kirchliche Institution
                           

                           
                              
                                 	
                                    der Tat Vorschub geleistet oder sie begünstigt hat oder

                                 

                                 	
                                    keine angemessenen Maßnahmen getroffen hat, um die sexualisierte Gewalt zu verhindern oder ihre Auswirkungen zu verringern.

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Eine Leistung in Anerkennung erlittenen Unrechts setzt voraus, dass die Darlegung des Sachverhalts plausibel ist. Die Prüfung
                     aller Voraussetzungen obliegt der Unabhängigen Kommission.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         In den in § 3 Absatz 2 genannten Fällen werden das institutionelle Versagen und seine Mitursächlichkeit für die sexualisierte
                     Gewalt angenommen und müssen nicht durch die antragsstellende Person bewiesen oder belegt werden. Eine Entkräftung obliegt
                     stets der betreffenden Körperschaft.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Wenn eine Sachverhaltsdarstellung und Empfehlung der Clearingstelle im Rahmen des Ergänzenden Hilfesystem des Bundesministeriums
                     für Familie, Senioren, Frauen und Jugend vorliegt, kann diese als grundsätzliche Plausibilisierung herangezogen werden.
                  

               

               
                     § 4
Verfahren der Antragstellung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Anträge auf Leistungen in Anerkennung erlittenen Unrechts werden von der Geschäftsstelle der Unabhängigen Kommission entgegengenommen.
                     Betroffene können sich durch Dritte bei einer Antragsstellung vertreten lassen. Die für die Evangelische Landeskirche in Württemberg
                     und das Diakonische Werks der evangelischen Kirche in Württemberg e.V. eingerichteten Ansprechstellen im Sinne von § 3 Absatz 1 Allgemeine Gewaltschutzbestimmungen2 begleiten und unterstützen die antragstellenden Personen. Sie überprüfen die Einhaltung der vorgegebenen Formalitäten und
                     leiten die Anträge zusammen mit Erkenntnissen aus ihrem Bereich und aus dem Kontakt zu den antragstellenden Personen an die
                     Unabhängige Kommission weiter. Eine Einschätzung der in den Anträgen mitgeteilten Vorgänge kann angefügt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Unabhängige Kommission leitet ihre Entscheidungen an die zuständige Ansprechstelle im Sinne von § 3 Absatz 1 Allgemeine Gewaltschutzbestimmungen3 weiter. Diese ist verpflichtet, die Entscheidungen im Namen der Evangelischen Landeskirche in Württemberg und des Diakonischen
                     Werks der evangelischen Kirche in Württemberg e.V. umzusetzen, sie der antragstellenden Person bekanntzugeben und die Leistung
                     in Anerkennung erlittenen Unrechts auszuzahlen.
                  

               

               
                     § 5
Grundsätze einer Leistung in Anerkennung erlittenen Unrechts
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Leistungen in Anerkennung erlittenen Unrechts sind freiwillige Leistungen und auf eine Wirkung in der Zukunft ausgerichtet.
                     Sie werden einmalig und ohne Anerkennung einer Rechtspflicht gezahlt. Der Rechtsweg ist ausgeschlossen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Evangelische Landeskirche in Württemberg und das Diakonische Werk der evangelischen Kirche in Württemberg e.V. gewähren
                     jeder und jedem von der Unabhängigen Kommission anerkannten Betroffenen pauschal 21.200 € als Anerkennung des erlittenen Leides.
                     Die für die Evangelische Landeskirche in Württemberg und das Diakonische Werks der evangelischen Kirche in Württemberg e.V.
                     eingerichteten Ansprechstellen im Sinne von § 3 Absatz 1 Allgemeine Gewaltschutzbestimmungen4 können in Einzelfällen eine individuell bemessene weitere Unterstützungsleistung von bis zu in der Regel 10.000 € gewähren, wenn in ihren Zuständigkeitsbereichen ihnen gegenüber anders nicht zu bewältigende Notlagen geltend und glaubhaft
                     gemacht werden, oder wenn im Rahmen des Anerkennungsverfahrens in Abstimmung mit der Unabhängigen Kommission neben oder an
                     Stelle der Anerkennungsleistung solche Hilfen als geboten erscheinen.
                  

               

               
                     § 6
Verhältnis zu anderen Leistungen
                     

                  

                  Leistungen, die die Evangelische Landeskirche in Württemberg und das Diakonische Werk der evangelischen Kirche in Württemberg
                     e.V. auf Grund von Vorgaben der Geschäftsstelle des Fonds Sexueller Missbrauch aus dem Ergänzenden Hilfesystem des Bundesministeriums
                     für Familie, Senioren, Frauen und Jugend gewährt haben, werden auf eine Leistung in Anerkennung erlittenen Unrechts grundsätzlich
                     nicht angerechnet. Die Evangelische Landeskirche in Württemberg und das Diakonische Werk der evangelischen Kirche in Württemberg
                     können neben den Anerkennungsleistungen weitere Hilfen und Unterstützungsleistungen gewähren. Die Zuständigkeit hierfür liegt
                     bei den Ansprechstellen im Sinne von § 3 Absatz 1 Allgemeine Gewaltschutzbestimmungen5. 
                  

               

               
                     § 7
Zusammensetzung der Unabhängigen Kommission
                     

                  

                  Die Unabhängige Kommission besteht aus drei Mitgliedern, möglichst verschiedenen Geschlechts, die unterschiedliche berufliche
                     und persönliche Erfahrungen in die Kommissionsarbeit einbringen sollen. Sie sollen Grundkenntnisse und Erfahrungen im Themenbereich
                     sexualisierter Gewalt in Institutionen und im Umgang mit traumatisierten Menschen haben. Ein Mitglied, das nicht in kirchlichen
                     oder diakonischen Stellen beschäftigt ist, soll über eine traumatherapeutische Qualifikation, die auf einer wissenschaftlichen
                     Hochschulausbildung (Diplom/Master) beruht, verfügen. Ist dies nicht möglich, kann eine entsprechend qualifizierte Person
                     fallbezogen und beratend hinzugezogen werden. Alle Mitglieder der Unabhängigen Kommission müssen die Bereitschaft und Eignung
                     mitbringen, den Auftrag der Evangelischen Landeskirche in Württemberg und des Diakonischen Werks der evangelischen Kirche
                     in Württemberg e.V. (§ 2 Satz 3) zur Anerkennung individuellen Leids Betroffener zu erfüllen.
                  

               

               
                     § 8
Berufung der Mitglieder der Unabhängigen Kommission
                     

                  

                  Die Mitglieder der Unabhängigen Kommission werden von der Landesbischöfin oder vom Landesbischof im Einvernehmen mit dem Vorstand
                     des Diakonischen Werks der evangelischen Kirche in Württemberg e.V. berufen. Sie sind unabhängig und in ihren Entscheidungen
                     als Kommissionsmitglied nicht an Weisungen eines kirchenleitenden Organs oder einer anderen Stelle aus Kirche oder Diakonie
                     gebunden. Ihre Amtszeit beträgt drei Jahre. Wiederberufungen sind möglich. Sie sind ehrenamtlich tätig und erhalten für ihre
                     Tätigkeit eine Erstattung ihrer Auslagen und eine Aufwandsentschädigung.
                  

               

               
                     § 9
Verfahren der Anerkennungskommission
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Unabhängige Kommission entscheidet mit der Mehrheit ihrer Mitglieder auf der Basis des Antrags und gegebenenfalls weiterer
                     Angaben der antragsstellenden Person. Sie soll der antragstellenden Person Gelegenheit geben, wenn gewünscht, in einem nichtöffentlichen
                     Gespräch ihr oder sein Anliegen vorzutragen und zu einem gegebenenfalls bereits vorliegenden Vorschlag der Kommission Stellung
                     zu nehmen. Dabei kann sich die antragsstellende Person durch Dritte begleiten oder vertreten lassen. 
                  

                  Wenn die Mitglieder der Unabhängigen Kommission es für erforderlich halten, können sie im Rahmen des rechtlich Zulässigen
                     Einsicht in alle relevanten Akten und Dokumente nehmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Eine Vertreterin oder ein Vertreter der zuständigen Ansprechstelle im Sinne von § 3 Absatz 1 Allgemeine Gewaltschutzbestimmungen6 sowie eine weitere Vertreterin oder ein weiterer Vertreter der Evangelischen Landeskirche in Württemberg oder des Diakonischen
                     Werks der evangelischen Kirche in Württemberg e.V. können auf Einladung der Unabhängigen Kommission an den Beratungen ohne
                     Stimmrecht teilnehmen. Bei Anwesenheit der antragsstellenden Person ist deren oder dessen Einwilligung erforderlich. Eine
                     Ablehnung durch die antragsstellende Person hat keine Auswirkungen auf das Verfahren.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Betroffene können nach Bekanntgabe und Begründung der Entscheidung eine abweichende Meinung schriftlich oder mündlich über
                     die zuständigen Ansprechstelle im Sinne von § 3 Absatz 1 Allgemeine Gewaltschutzbestimmungen7 einbringen und damit eine Überprüfung der Entscheidung durch die Unabhängige Kommission herbeiführen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Wenn eine Entscheidung der Unabhängigen Kommission im Nachhinein im Gegensatz zu einer Entscheidung der Clearingstelle im
                     Rahmen des Ergänzenden Hilfesystem des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend steht, überprüft die Unabhängige
                     Kommission auf Antrag ihre Entscheidung.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Verpflichtung der Evangelischen Landeskirche in Württemberg und des Diakonischen Werks der evangelischen Kirche in Württemberg
                     e.V., Fälle sexualisierter Gewalt dienst- oder arbeitsrechtlich zu verfolgen und die staatlichen Strafverfolgungsbehörden
                     einzuschalten, bleibt durch die Arbeit der Unabhängigen Kommission unberührt. Falls bislang nicht erfolgt, soll die Unabhängige
                     Kommission mit Zustimmung der betroffenen Person Taten an die Evangelische Landeskirche in Württemberg oder das Diakonische
                     Werk der evangelischen Kirche in Württemberg e.V. melden, und gegebenenfalls ihr Verfahren zunächst aussetzen. Der Ausgang
                     anderer Verfahren bestimmt nicht über die Voraussetzungen einer Leistung in Anerkennung erlittenen Unrechts nach § 3.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Verfahren der Unabhängigen Kommission unterliegen dem Gebot der Beschleunigung. Anträge sind in einem vertretbaren Zeitrahmen
                     zu bearbeiten und zu entscheiden.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Die Unabhängige Kommission kann weitere Regelungen zum Verfahren in einer eigenen Geschäftsordnung beschließen.
                  

               

               
                     § 10
Verpflichtung zur Verschwiegenheit
                     

                  

                  Die Mitglieder der Unabhängigen Kommission und die anderen an den Beratungen teilnehmenden Personen sowie die Beschäftigten
                     der Ansprechstellen sind zur Verschwiegenheit über alle Angelegenheiten verpflichtet, die ihnen in Ausübung ihrer Tätigkeit
                     bekanntgeworden sind. Dazu sind sie bei der Aufnahme ihrer Tätigkeit auf das Datengeheimnis schriftlich zu verpflichten, soweit
                     sie nicht aufgrund anderer Bestimmungen bereits zur Verschwiegenheit verpflichtet wurden. Das Datengeheimnis besteht auch
                     nach Beendigung ihrer Tätigkeit fort.
                  

               

               
                     § 11
Austausch, Dokumentation und Transparenz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Unabhängige Kommission tauscht sich regelmäßig EKD-weit mit Mitgliedern der Unabhängigen Kommission anderer Landeskirchen
                     aus.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Unabhängige Kommission dokumentiert die von ihr bearbeiteten Fälle. Insbesondere hält sie in anonymisierter Form die
                     Anzahl der Fälle, die Höhe der Anerkennungsleistungen, den jeweiligen Kontext (Diakonie oder Landeskirche; Alter und Geschlecht
                     der Betroffenen; Profession der für die Tat verantwortlichen Personen und deren Geschlecht sowie die Art der Gewalterfahrung)
                     fest, in dem die betroffene Person Unrecht erfahren hat und leitet diese Informationen als Gesamtsummen jährlich auf Anfrage
                     an die EKD weiter, die eine Gesamtdokumentation führt und veröffentlicht.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Ordnung der Unabhängigen Kommission der Evangelischen Landeskirche in Württemberg und des Diakonischen Werks der evangelischen
                     Kirche in Württemberg e.V. ist in geeigneter Art und Weise (z.B. auf der Internetseite der Ansprechstellen im Sinne von § 3 Absatz 1 Allgemeine Gewaltschutzbestimmungen8) zu veröffentlichen. Die Ansprechstellen informieren zusätzlich öffentlich über die Ansprech- und Antragsmöglichkeiten, Verfahrenswege
                     und die aktuelle Besetzung der Anerkennungskommission.
                  

               

               
                     § 12
Vereinbarungen zur Behandlung von Fällen aus anderen Kontexten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Diakonische Werke, Verbände der evangelischen Jugendarbeit und weitere Einrichtungen oder Organisationen können sich dieser
                     Ordnung auf Basis einer schriftlichen Vereinbarung mit der Evangelischen Landeskirche in Württemberg und dem Diakonischen
                     Werk der evangelischen Kirche in Württemberg e.V. anschließen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         In der schriftlichen Vereinbarung sollen die Akzeptanz der Entscheidungen der Unabhängigen Kommission durch die sich anschließende
                     Organisation sowie Regelungen zu einer möglichen Übernahme der Leistungen und Kosten festgelegt sein.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Vereinbarungen zur Behandlung von Fällen aus anderen Kontexten werden durch die Evangelische Landeskirche in Württemberg,
                     das Diakonische Werk der evangelischen Kirche in Württemberg e.V. und die sich anschließende Organisation in geeigneter Art
                     und Weise (z.B. auf der Internetseite der Ansprechstellen im Sinne von § 3 Absatz 1 Allgemeine Gewaltschutzbestimmungen9) öffentlich gemacht.
                  

               

               
                     § 13
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Ordnung tritt am 1. März 2023 in Kraft.
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         24. Kirchliches Gesetz 
über Allgemeine Bestimmungen zum Klimaschutz 
(Allgemeine Klimaschutzbestimmungen – AKSB)
         

      

      
         Vom 25. November 2022

      

      
         (Abl. 70 S. 425)
         

      

      
                  Präambel

               

               Die Kirche versteht die Schöpfung als von Gott gegebene Grundlage für alles Leben, und der Mensch hat die ihm gegebene bleibende
                  Aufgabe, sie zu bebauen und zu bewahren. Die Kirche tritt darum für einen angemessenen Umgang mit der Umwelt ein, in die der
                  Mensch gestellt ist. 
               

               Die Evangelische Landeskirche in Württemberg nimmt sich dazu auch selbst in die Pflicht. Sie bemüht sich nach bester Einsicht,
                  durch Menschen verursachten, nachteilig wirkenden klimatischen Veränderungen zu begegnen. 
               

               Dies geschieht unter anderem durch Sanierungen im Gebäudebestand, durch klimafreundliche Mobilität und Beschaffungen, die
                  Förderung von Biodiversität und durch deutliche Minderung von Treibhausgasemissionen. 
               

               In der Zuversicht und Freiheit, die das Evangelium eröffnet, leistet das folgende Kirchengesetz einen Beitrag, der Schöpfungsverantwortung
                  gerecht zu werden.
               

            

            
                     § 1 
Zweck, Anwendungsbereich
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zweck dieses Gesetzes ist es, einen Beitrag zum Klimaschutz durch Reduzierung der Treibhausgasemissionen hin zur Netto-Treibhausgasneutralität
                     zu leisten und zu einer nachhaltigen Energieversorgung beizutragen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Mit diesem Gesetz sollen Ziele zur Reduzierung der Treibhausgasemissionen hin zu Netto-Treibhausgasneutralität für den Bereich
                     der Evangelischen Landeskirche in Württemberg formuliert, die Belange des Klimaschutzes konkretisiert und notwendige Umsetzungsinstrumente
                     geschaffen werden. Dabei sind sowohl die ökologischen, sozialen und ökonomischen Folgen zu berücksichtigen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Soweit nichts anderes bestimmt ist, gilt dieses Gesetz für die Evangelische Landeskirche in Württemberg. Für die Kirchengemeinden,
                     Kirchenbezirke, Kirchlichen Verbände und kirchlichen öffentlich-rechtlichen Stiftungen gilt dieses Gesetz, soweit nichts anderes
                     bestimmt ist, nach Maßgabe der Kirchengemeindeordnung, der Kirchenbezirksordnung, des Kirchlichen Verbandsgesetzes und der
                     Verordnung des Oberkirchenrats über die Stiftungsaufsicht.
                  

               

               
                     § 2 
Begriffsbestimmungen
                     

                  

                  Es gelten die Begriffsbestimmungen des § 2 Nummern 1 bis 3 und 9 Bundes-Klimaschutzgesetz vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S.
                     2513) in der jeweils geltenden Fassung.
                  

               

               
                     § 3 
Klimaschutzziel
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Treibhausgasemissionen der Evangelischen Landeskirche in Württemberg einschließlich der Gesamtheit ihrer Kirchengemeinden,
                     Kirchenbezirke, Kirchlichen Verbänden und kirchlichen öffentlich-rechtlichen Stiftungen werden schrittweise so verringert,
                     dass bis spätestens 31. Dezember 2040 Netto-Treibhausgasneutralität erreicht wird. Die Minderungsbeiträge aus dem europäischen
                     System für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten finden dabei entsprechende Berücksichtigung. Die Netto-Treibhausgasneutralität
                     soll in erster Linie durch die Einsparung von Energie, die effiziente Bereitstellung, Umwandlung, Nutzung und Speicherung
                     von Energie sowie die Nutzung erneuerbarer Energien erreicht werden. Ergänzend kann sie durch Kompensation im Wege rechtlich
                     anerkannter Emissionsminderungsmaßnahmen mit im Wesentlichen vergleichbaren Standards verwirklicht werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Leitungen von Dienststellen der Evangelischen Landeskirche in Württemberg berücksichtigen bei ihren Planungen und Entscheidungen
                     Zweck und Ziel dieses Gesetzes.
                  

               

               
                     § 4 
Klimaschutzkonzept
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Oberkirchenrat stellt auf der Basis einer Bestandsanalyse alle fünf Jahre, beginnend mit dem Jahr 2025, ein Klimaschutzkonzept
                     für die Evangelische Landeskirche in Württemberg auf, das wesentliche Zwischenziele, Strategien und Maßnahmen zur Erreichung
                     des Klimaschutzziels nach § 3 Absatz 1 benennt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Klimaschutzkonzept umfasst insbesondere folgende Elemente:
                  

                  
                     
                        	
                           Zwischenziele und Vorschläge zur Reduktion der Treibhausgase für die Bereiche Gebäude, Grundstücke, Mobilität, Ernährung und
                              Beschaffung,
                           

                        

                        	
                           Benennung von Einsparpotenzialen für die Bereiche Gebäude, Mobilität, Ernährung und Beschaffung,

                        

                        	
                           Vorschläge für die Kompensation von nicht vermeidbaren Treibhausgasemissionen,

                        

                        	
                           Vorschläge zur Novellierung von Vorschriften zur Treibhausgasreduktion und

                        

                        	
                           Vorschläge für die Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit zu Klimaschutz und Klimagerechtigkeit,

                        

                        	
                           Vorschläge zur klimafreundlichen Nutzung von Wald und Boden.

                        

                     

                  

               

               
                     § 5 
Datenerhebung, Berichterstattung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die zuständigen Leitungen der Dienststellen der Evangelischen Landeskirche in Württemberg erheben jährlich die für die Energie-
                     und Treibhausgasbilanz erheblichen Daten und leiten diese bis spätestens zum 31. Juli des jeweils nachfolgenden Jahres an
                     den Evangelischen Oberkirchenrat weiter, um eine Auswertung des erreichten Klimaschutzniveaus im Bereich der Evangelischen
                     Landeskirche in Württemberg zu ermöglichen. Für Gebäude im Eigentum der Evangelischen Landeskirche in Württemberg, für die
                     keine Daten erhoben werden können, wird auf Basis eines Energiebedarfsausweises eine Datenschätzung durchgeführt. Der Oberkirchenrat
                     legt die zur Datenerhebung einzusetzenden Verfahren und Programme fest.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Oberkirchenrat legt der Landessynode alle fünf Jahre einen Klimaschutzbericht vor, der Auskunft über wesentliche Folgen
                     des Klimawandels für die Evangelische Landeskirche in Württemberg sowie die Umsetzung und Wirkung wichtiger Anpassungsmaßnahmen
                     gibt und Vorschläge zur Weiterentwicklung der Anpassungsstrategie enthält. Die Berichte bilden die Grundlage für das vom Oberkirchenrat
                     zu erstellende Klimaschutzkonzept. Der Oberkirchenrat erstattet der Landessynode regelmäßig einen Zwischenbericht zur Entwicklung
                     der Treibhausgasemissionen in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg und zum Umsetzungsstand wesentlicher Zwischenziele,
                     Strategien und Maßnahmen.
                  

               

               
                     § 6 
Maßnahmen zur Erreichung der Treibhausgasneutralität 
betreffend Gebäude und Mobilität
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Bei Gebäuden, die im Eigentum der Evangelischen Landeskirche in Württemberg stehen, sind der Abschluss von Verträgen über
                     den Einbau von Heizungsanlagen, die mit fossilen Brennstoffen betrieben werden, und der Abschluss von Verträgen über den Anschluss
                     an ein Wärmeversorgungsnetz, bei dem die Wärmeversorgung auf der Nutzung fossiler Brennstoffe beruht, unzulässig. Ausnahmen
                     bedürfen der Genehmigung des Oberkirchenrats. Bei bestehenden Heizungsanlagen und Wärmeversorgungsverträgen, die diese Anforderungen
                     nicht erfüllen, soll die Möglichkeit einer zeitnahen Änderung geprüft werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Abschluss von Stromlieferungsverträgen, die nicht ausschließlich auf den Bezug von Strom aus erneuerbaren Energien gerichtet
                     sind, ist unzulässig. Bestehende Stromlieferungsverträge, die diese Anforderungen nicht erfüllen, sind zum nächstmöglichen
                     Zeitpunkt zu kündigen. Ausnahmen bedürfen der Genehmigung des Oberkirchenrats.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Bei Dienstreisen ist möglichst auf öffentliche und klimafreundliche Verkehrsmittel zurückzugreifen. Nähere Bestimmungen trifft
                     der Oberkirchenrat im Rahmen der Reisekostenordnung.
                  

               

               
                     § 7 
Weitere Maßnahmen zur Erreichung der Treibhausgasneutralität
                     

                  

                  Beim Angebot von Lebensmitteln in kirchlichen Einrichtungen sollen Belange des Klimaschutzes angemessen berücksichtigt werden.

               

               
                     § 8 
Bildung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Thema Klimagerechtigkeit soll grundlegend in den kirchlichen Bildungseinrichtungen behandelt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Schöpfungstheologie soll grundlegend in der Ausbildung von Pfarrerinnen und Pfarrern, Diakoninnen und Diakonen sowie anderen
                     Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern thematisiert werden. Die Lehr- und Bildungspläne oder Ausbildungsmodule sind entsprechend
                     anzupassen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Personen, die Gebäude bewirtschaften, insbesondere Mesnerinnen und Mesner, Hausmeisterinnen und Hausmeister, sollen regelmäßig
                     in Fragen des Klimaschutzes geschult werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der Dienst an der Schöpfung und die Verantwortung für die Mitwelt sollen in der kirchlichen Arbeit thematisiert werden. Anlässe
                     im Kirchenjahr sind zum Beispiel Erntebitt- und Erntedankgottesdienste und die Zeit rund um den Tag der Schöpfung.
                  

               

               
                     § 9 
Finanzierung
                     

                  

                  Die Zuteilung von Mitteln für Maßnahmen zur Förderung des Klimaschutzes für den Bereich Gebäude erfolgt auf Antrag durch den
                     Ausgleichstock für hilfsbedürftige Kirchengemeinden.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         40. Grundordnung 
der Evangelischen Kirche in Deutschland (GO-EKD)
         

      

      
         Vom 13. Juli 1948

      

      
         (ABl. EKD S. 233), in Fassung der Bekanntmachung vom 15. Januar 2020 
(ABl. EKD S. 2, ber. S. 25)
         

      

      
         
            
               
               
               
               
               
            
            
               
                  	
                     Lfd. Nr.1

                  
                  	
                     Änderndes Recht

                  
                  	
                     Datum

                  
                  	
                     Fundstelle

                  
                  	
                     geänderte 
Paragrafen
                     

                  
               

               
                  	
                     bisher keine Änderungen erfolgt

                  
               

            
         

      

      Grundlage der Evangelischen Kirche in Deutschland ist das Evangelium von Jesus Christus, wie es uns in der Heiligen Schrift
         des Alten und Neuen Testaments gegeben ist. Indem sie diese Grundlage anerkennt, bekennt sich die Evangelische Kirche in Deutschland
         zu dem Einen Herrn der einen heiligen allgemeinen und apostolischen Kirche.
      

      Gemeinsam mit der alten Kirche steht die Evangelische Kirche in Deutschland auf dem Boden der altkirchlichen Bekenntnisse.

      Für das Verständnis der Heiligen Schrift wie auch der altkirchlichen Bekenntnisse sind in den lutherischen, reformierten und
         unierten Gliedkirchen und Gemeinden die für sie geltenden Bekenntnisse der Reformation maßgebend.
      

      
            I. Grundbestimmungen

         

         
                     Artikel 1

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland ist die Gemeinschaft ihrer lutherischen, reformierten und unierten Gliedkirchen. Sie
                     versteht sich als Teil der einen Kirche Jesu Christi. Sie achtet die Bekenntnisgrundlage der Gliedkirchen und Gemeinden und
                     setzt voraus, dass sie ihr Bekenntnis in Lehre, Leben und Ordnung der Kirche wirksam werden lassen. Sie ist als Gemeinschaft
                     ihrer Gliedkirchen Kirche.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zwischen den Gliedkirchen besteht Kirchengemeinschaft im Sinne der Konkordie reformatorischer Kirchen in Europa (Leuenberger
                     Konkordie). Die Evangelische Kirche in Deutschland fördert darum das Zusammenwachsen ihrer Gliedkirchen in der Gemeinsamkeit
                     des christlichen Zeugnisses und Dienstes gemäß dem Auftrag des Herrn Jesus Christus.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Mit ihren Gliedkirchen bejaht die Evangelische Kirche in Deutschland die von der ersten Bekenntnissynode in Barmen getroffenen
                     Entscheidungen. Sie weiß sich verpflichtet, als bekennende Kirche die Erkenntnisse des Kirchenkampfes über Wesen, Auftrag
                     und Ordnung der Kirche zur Auswirkung zu bringen. Sie ruft die Gliedkirchen zum Hören auf das Zeugnis der Brüder und Schwestern.
                     Sie hilft ihnen, wo es gefordert wird, zur gemeinsamen Abwehr kirchenzerstörender Irrlehre.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Durch seine Mitgliedschaft in einer Kirchengemeinde und in einer Gliedkirche gehört das Kirchenmitglied zugleich der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland an2.
                  

               

               
                     Artikel 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland und ihrer Gliedkirchen muss auf der im Vorspruch und in Artikel 1 bezeichneten Grundlage ruhen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die gesamtkirchliche Rechtsetzung darf das Bekenntnis der Gliedkirchen nicht verletzen; die Rechtsetzung der Gliedkirchen
                     darf dem gesamtkirchlichen Recht nicht widersprechen. Das Bekenntnis ist nicht Gegenstand der Gesetzgebung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland steht in der Ordnung der Ökumene3.
                  

               

               
                     Artikel 3

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Evangelische Kirche in Deutschland ist um ihres Auftrages willen unabhängig in der Aufstellung ihrer Grundsätze, in der
                     Ordnung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten und in der Verleihung und Aberkennung ihrer Ämter.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Regelung ihres Verhältnisses zum Staat bleibt einem Übereinkommen vorbehalten.
                  

               

               
                     Artikel 4

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In der Evangelischen Kirche in Deutschland gilt für den Dienst der Verkündigung und der Sakramentsverwaltung:
                  

                  
                     
                        	
                           Die in einer Gliedkirche ordnungsgemäß vollzogene Taufe wird in allen Gliedkirchen anerkannt.

                        

                        	
                           Es besteht Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft.

                        

                        	
                           Die in einer Gliedkirche ordnungsgemäß vollzogene Ordination wird in allen Gliedkirchen anerkannt; Ordinierte sind in allen
                              Gliedkirchen zum Dienst der Verkündigung, zur Vornahme von Taufen und Amtshandlungen zugelassen.
                           

                        

                        	
                           Ordnungsgemäß vollzogene Amtshandlungen werden in allen Gliedkirchen anerkannt.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die gliedkirchlichen Ordnungen und Vereinbarungen zwischen den Gliedkirchen bleiben unberührt.
                  

               

               
                     Artikel 5

                  

                  Die Ordnung des Verhältnisses der Gliedkirchen zueinander und zur Evangelischen Kirche in Deutschland ist eine Ordnung der
                     Geschwisterlichkeit. Verhandlungen und Auseinandersetzungen sowie die Geltendmachung von Rechten und Pflichten zwischen ihnen
                     sollen in diesem Geiste stattfinden.
                  

               

            

         

      

      
            II. Aufgaben

         

         
                     Artikel 6

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland bemüht sich um die Festigung und Vertiefung der Gemeinschaft unter den Gliedkirchen,
                     hilft ihnen bei der Erfüllung ihres Dienstes und fördert den Austausch ihrer Kräfte und Mittel.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sie wirkt dahin, dass die Gliedkirchen, soweit nicht ihr Bekenntnis entgegensteht, in den wesentlichen Fragen des kirchlichen
                     Lebens und Handelns nach übereinstimmenden Grundsätzen verfahren.
                  

               

               
                     Artikel 7

                  

                  Die Evangelische Kirche in Deutschland fördert und unterstützt Einrichtungen und Arbeiten von gesamtkirchlicher Bedeutung,
                     insbesondere die wissenschaftliche Forschung auf den Gebieten der Theologie und des Kirchenrechts, die Kirchenmusik, die kirchliche
                     Kunst und die Herausgabe kirchlichen Schrifttums.
                  

               

               
                     Artikel 8

                  

                  Die Evangelische Kirche in Deutschland kann den Gliedkirchen für ihre Arbeit Anregungen geben, insbesondere für die Ordnungen
                     der Gliedkirchen, für die Zuordnung der kirchlichen Werke innerhalb einer Gliedkirche zu deren Leitung und für die Gestaltung
                     der kirchlichen Presse.
                  

               

               
                     Artikel 9

                  

                  Die Evangelische Kirche in Deutschland kann Richtlinien aufstellen, insbesondere

                  
                     
                        	
                           für die wissenschaftliche und praktische Ausbildung der Pfarrer und Pfarrerinnen sowie der übrigen kirchlichen Amtsträger
                              und Amtsträgerinnen;
                           

                        

                        	
                           für die Rechtsverhältnisse und für die wirtschaftliche Versorgung der Pfarrer und Pfarrerinnen sowie der übrigen kirchlichen
                              Amtsträger und Amtsträgerinnen;
                           

                        

                        	
                           für die Erhebung kirchlicher Abgaben;

                        

                        	
                           für die Verwaltung des kirchlichen Vermögens;

                        

                        	
                           für die Vereinheitlichung der kirchlichen Amtsbezeichnungen und die Benennung der kirchlichen Amtsstellen;

                        

                        	
                           für das Archiv- und Kirchenbuchwesen und für die kirchliche Statistik.

                        

                     

                  

               

               
                     Artikel 10

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland kann ihre Angelegenheiten und ihre Beziehungen zu Kirchen im Ausland durch Kirchengesetz
                     regeln, soweit hierfür wegen der Bedeutung der Sache ein Bedürfnis besteht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Einer kirchengesetzlichen Regelung bedarf es
                  

                  
                     
                        	
                           zur Änderung der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland und zur Änderung oder Aufhebung von Kirchengesetzen,

                        

                        	
                           soweit Staatskirchenverträge, die die Evangelische Kirche in Deutschland abschließt, Regelungsgegenstand sind,

                        

                        	
                           in den Fällen des Artikels 33 Absatz 2.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     Artikel 10a

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland kann Kirchengesetze für Sachgebiete, die durch Kirchengesetz der Evangelischen Kirche
                     in Deutschland für alle oder mehrere Gliedkirchen oder für einen oder mehrere gliedkirchliche Zusammenschlüsse und die ihnen
                     angehörenden Glied- oder Mitgliedskirchen einheitlich geregelt sind, mit Wirkung für die betroffenen Gliedkirchen oder gliedkirchlichen
                     Zusammenschlüsse und die ihnen angehörenden Glied- oder Mitgliedskirchen erlassen, wenn die Kirchenkonferenz durch Beschluss
                     nach Artikel 26a Absatz 4 zustimmt. Das Zustimmungserfordernis gilt nicht für Kirchengesetze nach Artikel 33 Absatz 2.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland kann Kirchengesetze für Sachgebiete, die noch nicht einheitlich durch Kirchengesetz
                     der Evangelischen Kirche in Deutschland geregelt sind, mit Wirkung für die Gliedkirchen oder gliedkirchlichen Zusammenschlüsse
                     und die ihnen angehörenden Glied- oder Mitgliedskirchen erlassen, soweit die Gesetzgebungskompetenz bei den Gliedkirchen oder
                     den gliedkirchlichen Zusammenschlüssen liegt, und zwar
                  

                  
                     
                        	
                           für alle Gliedkirchen, wenn alle Gliedkirchen dem Kirchengesetz zustimmen,

                        

                        	
                           für mehrere Gliedkirchen, wenn diese dem Kirchengesetz zustimmen oder

                        

                        	
                           für gliedkirchliche Zusammenschlüsse und die ihnen angehörenden Glied- oder Mitgliedskirchen, wenn der jeweilige gliedkirchliche
                              Zusammenschluss dem Kirchengesetz zustimmt.
                           

                        

                     

                  

                  Die Zustimmung ist gegenüber dem Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland zu erklären. Sie kann auch nach Verkündung des
                     Kirchengesetzes binnen eines Jahres erklärt werden, wenn nichts anderes bestimmt ist. Die Frist beginnt mit dem Tage der Herausgabe
                     des Amtsblatts der Evangelischen Kirche in Deutschland, das die Verkündung nach Artikel 26a Absatz 6 enthält.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        In einem Kirchengesetz der Evangelischen Kirche in Deutschland nach Absatz 2 kann den betroffenen Gliedkirchen für sich oder
                     den gliedkirchlichen Zusammenschlüssen für sich und die ihnen angehörenden Glied- oder Mitgliedskirchen die Möglichkeit eingeräumt
                     werden, jederzeit dieses Kirchengesetz in der zurzeit gültigen Fassung außer Kraft zu setzen. Für Gliedkirchen, die vor der
                     Zustimmung zu einem Kirchengesetz aufgrund mitgliedschaftlicher Bindung das Kirchengesetz eines gliedkirchlichen Zusammenschlusses
                     angewendet haben, kann bestimmt werden, dass diese das Kirchengesetz für sich nur gemeinsam außer Kraft setzen können. Satz
                     1 und 2 gelten nicht für Teile von Kirchengesetzen und nicht für Kirchengesetze nach Artikel 33 Absatz 2. Das Außer-Kraft-Setzen ist gegenüber dem Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland zu erklären. Der Rat stellt durch Verordnung
                     fest, dass und zu welchem Zeitpunkt das Kirchengesetz für die betroffene Gliedkirche oder den gliedkirchlichen Zusammenschluss
                     und die ihm angehörenden Glied- oder Mitgliedskirchen außer Kraft getreten ist.
                  

               

               
                     Artikel 10b

                  

                  Kirchengesetze der Evangelischen Kirche in Deutschland können eine Ermächtigung zum Erlass ausführender Regelungen vorsehen.
                     Inhalt, Zweck und Ausmaß der erteilten Ermächtigung müssen im jeweiligen Kirchengesetz bestimmt werden.
                  

               

               
                     Artikel 11

                  

                  Die Gliedkirchen nehmen über die Bestellung des oder der Vorsitzenden ihrer Kirchenleitung mit dem Rat der Evangelischen Kirche
                     in Deutschland Fühlung.
                  

               

               
                     Artikel 12

                  

                  Kirchengesetze und sonstige Ordnungen mit Gesetzeskraft legen die Gliedkirchen spätestens mit der Verkündung dem Rat der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland vor. Sie sind abzuändern, wenn der Rat mitteilt, dass sie gegen gesamtkirchliche Ordnungen verstoßen.
                  

               

               
                     Artikel 13

                  

                  Alle Gliedkirchen gemeinsam oder einzelne von ihnen können der Evangelischen Kirche in Deutschland mit Zustimmung des Rates
                     einzelne Aufgaben übertragen oder die Entscheidung in Fragen überlassen, für welche die Gliedkirchen zuständig sind.
                  

               

               
                     Artikel 14

                  

                  Die Evangelische Kirche in Deutschland fördert die Zusammenfassung der der Kirche aufgetragenen Arbeit an den verschiedenen
                     Gruppen von Gliedern der Kirche, insbesondere an den Männern, den Frauen und der Jugend, soweit sie über den Bereich der Gliedkirchen
                     hinausgeht und gesamtkirchlicher Ordnungen oder Organe bedarf. Sie regelt die kirchliche Zuordnung dieser Arbeit so, dass
                     die Mitarbeit freier Kräfte gewährleistet ist.
                  

               

               
                     Artikel 15

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland und die Gliedkirchen sind gerufen, Christi Liebe in Wort und Tat zu verkündigen. Diese
                     Liebe verpflichtet alle Glieder der Kirche zum Dienst und gewinnt in besonderer Weise Gestalt im Diakonat der Kirche; demgemäß
                     sind die diakonisch-missionarischen Werke Wesens- und Lebensäußerung der Kirche4.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland fördert die in ihrem Gesamtbereich arbeitenden Werke der Inneren Mission, ungeachtet
                     deren Rechtsform. Ihre Verbindung mit der Kirche und den Gemeinden sowie die freie Gestaltung ihrer Arbeit werden in Vereinbarungen
                     und entsprechenden Richtlinien gesichert.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Hilfswerk der Evangelischen Kirche in Deutschland wird von der Evangelischen Kirche in Deutschland, den Gliedkirchen und
                     ihren Gemeinden getragen. Es dient dem kirchlichen Wiederaufbau sowie der Linderung und Behebung der Notstände der Zeit. Die
                     Ordnung des Hilfswerkes bedarf eines Gesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland.
                  

               

               
                     Artikel 16

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland und die Gliedkirchen wissen, dass die Kirche Christi das Evangelium an die ganze Welt
                     zu bezeugen hat. Im Gehorsam gegen den Sendungsauftrag ihres Herrn treiben sie das Werk der Äußeren Mission. Die Evangelische
                     Kirche in Deutschland fördert die Arbeit der Äußeren Mission in Zusammenarbeit mit der von den Missionsgesellschaften bestellten
                     Vertretung. Sie kann für diese Zusammenarbeit Grundsätze aufstellen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ebenso weiß sich die Evangelische Kirche in Deutschland zum Dienst an der evangelischen Diaspora gerufen. Sie fördert die
                     zur Erfüllung dieses Dienstes bestehenden Einrichtungen und die anderen kirchlichen Werke, soweit sie im Gesamtbereich der
                     Evangelischen Kirche in Deutschland ihren Dienst tun. Sie kann ihnen unter Wahrung ihrer sachlich erforderten Selbständigkeit
                     für ihre Arbeit und ihre Ordnung Richtlinien geben.
                  

               

               
                     Artikel 17

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland arbeitet in der Ökumene mit.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland ist Mitglied im Ökumenischen Rat der Kirchen, in der Konferenz Europäischer Kirchen
                     und in der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen. Sie pflegt Beziehungen mit den weltweiten christlichen Gemeinschaften,
                     mit ökumenischen Organisationen sowie mit anderen Kirchen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland fördert den Dienst an evangelischen Christen und Christinnen deutscher Sprache oder
                     Herkunft im Ausland in partnerschaftlicher Zusammenarbeit mit deren Kirchen und Gemeinden oder nimmt diesen Dienst in Gemeinschaft
                     mit anderen Kirchen wahr.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland fördert in ihrem Bereich den Dienst der Gliedkirchen an Christen und Christinnen fremder
                     Sprache oder Herkunft in partnerschaftlicher Zusammenarbeit mit den Kirchen der Heimatländer.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse sowie die kirchlichen Werke,
                     Verbände und Einrichtungen nehmen ihre ökumenischen Aufgaben unbeschadet ihrer unmittelbaren Beziehungen und Verpflichtungen
                     in gegenseitiger Fühlungnahme wahr. Gemeinsam sind sie bemüht, das Bewusstsein ökumenischer Verantwortung zu stärken.
                  

               

               
                     Artikel 18

                  

                  Die Evangelische Seelsorge in der Bundeswehr5 und die Evangelische Seelsorge in der Bundespolizei6 sind je Gemeinschaftsaufgaben der Evangelischen Kirche in Deutschland und der ihr verbundenen Gliedkirchen.
                  

               

               
                     Artikel 19

                  

                  Die Evangelische Kirche in Deutschland vertritt die gesamtkirchlichen Anliegen gegenüber allen Inhabern öffentlicher Gewalt.
                     Sie erstrebt ein einheitliches Handeln ihrer Gliedkirchen auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens.
                  

               

               
                     Artikel 20

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In Erfüllung ihrer Aufgaben kann die Evangelische Kirche in Deutschland Ansprachen und Kundgebungen ergehen lassen, die leitenden
                     Stellen der Gliedkirchen zu Besprechungen versammeln und von ihnen Auskunft oder Stellungnahme einholen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sie kann zur Erfüllung bestimmter Aufgaben Kollekten ausschreiben, die in allen Gliedkirchen einzusammeln sind. Ihre Zahl
                     soll jährlich nicht mehr als drei betragen. Die Erhebung weiterer gesamtkirchlicher Kollekten kann sie den Gliedkirchen empfehlen.
                  

               

            

         

      

      
            III. Gliederung

         

         
                     Artikel 21

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland sind die bestehenden Landes- und Provinzialkirchen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Zusammenschluss, die Neubildung und die Auflösung von Gliedkirchen erfolgt im Benehmen mit der Evangelischen Kirche in
                     Deutschland. Das Gleiche gilt, wenn sich Gliedkirchen ohne Aufgabe ihres rechtlichen Bestandes innerhalb der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland zusammenschließen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Jede Gliedkirche steht, unbeschadet ihrer Zugehörigkeit zu einem konfessionell oder territorial bestimmten gliedkirchlichen
                     Zusammenschluss, im unmittelbaren Verhältnis zur Leitung der Evangelischen Kirche in Deutschland.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Bekenntnisverwandte kirchliche Gemeinschaften können der Evangelischen Kirche in Deutschland durch Vereinbarung angeschlossen
                     werden. Die Vereinbarung bedarf der Bestätigung durch Kirchengesetz.
                  

               

            

         

      

      
            III a. Gliedkirchliche Zusammenschlüsse 
in der Evangelischen Kirche in Deutschland
            

         

         
                     Artikel 21a

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Gliedkirchliche Zusammenschlüsse können ihren Auftrag in der Evangelischen Kirche in Deutschland wahrnehmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Nähere wird durch Vertrag geregelt.
                  

               

            

         

      

      
            IV. Organe und Amtsstellen

         

         
                     Artikel 22

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Organe der Evangelischen Kirche in Deutschland sind
                  

                  
                     
                        	
                           die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland,

                        

                        	
                           die Kirchenkonferenz,

                        

                        	
                           der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zur Beratung der leitenden Organe sind für bestimmte Sachgebiete kirchliche Kammern aus sachverständigen kirchlichen Persönlichkeiten
                     zu bilden. Dabei ist die Ausgewogenheit des Geschlechterverhältnisses zu beachten.
                  

               

               
                     Artikel 23

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Synode hat die Aufgabe, der Erhaltung und dem inneren Wachstum der Evangelischen Kirche in Deutschland zu dienen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Sie beschließt Kirchengesetze nach Maßgabe des Artikels 26a, erlässt Kundgebungen, bespricht die Arbeit der Evangelischen Kirche in Deutschland, erörtert Fragen des kirchlichen Lebens
                     und gibt dem Rat Richtlinien.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Sie wählt in Gemeinschaft mit der Kirchenkonferenz gemäß Artikel 30 den Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland.
                  

               

               
                     Artikel 24

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Synode besteht aus
                  

                  
                     
                        	
                           100 Mitgliedern, die von den synodalen Organen der Gliedkirchen gewählt werden,

                           und

                        

                        	
                           28 Mitgliedern, die vom Rat berufen werden.

                        

                     

                  

                  Die Synodalen müssen zum Zeitpunkt der Wahl oder Berufung volljährig sein. Für jeden Synodalen und jede Synodale sind zwei
                     Stellvertreter oder Stellvertreterinnen zu bestimmen. Von den gewählten und berufenen Synodalen darf nicht mehr als die Hälfte
                     Theologen und Theologinnen sein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Jede Gliedkirche hat in der Synode mindestens zwei Sitze. Mindestens zwölf der zu wählenden Synodalen dürfen am 1. Januar
                     des Jahres, in dem die Amtszeit der Synode beginnt, das 27. Lebensjahr nicht vollendet haben. Absatz 1 Sätze 3 und 4 sind
                     entsprechend anzuwenden. Bei der Wahl soll auf ein ausgewogenes Geschlechterverhältnis geachtet werden. Das Nähere, insbesondere
                     die Verteilung der zu wählenden Synodalen auf die Gliedkirchen, wird durch Gesetz geregelt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Unter den vom Rat zu berufenden Synodalen sind besonders Persönlichkeiten zu berücksichtigen, die für das Leben der Gesamtkirche
                     und für die Arbeit der kirchlichen Werke Bedeutung haben. Acht der 28 vom Rat zu berufenden Synodalen dürfen am 1. Januar des Jahres, in dem die Amtszeit der Synode beginnt, das 27. Lebensjahr nicht vollendet haben. Absatz 1 Sätze 3 und 4 sind
                     entsprechend anzuwenden. Vorschlagsberechtigt für die Synodalen nach Satz 2 sind Verbände der Jugend- und Studierendenarbeit,
                     die bei ihrem Vorschlag die bekenntnismäßige und landschaftliche Gliederung der Evangelischen Kirche in Deutschland zu berücksichtigen
                     haben. Bei der Berufung der Synodalen hat der Rat die Ausgewogenheit des Geschlechterverhältnisses zu beachten.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Mitglieder der Synode sind an Weisungen nicht gebunden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die von den Gliedkirchen in die Kirchenkonferenz entsandten Vertreterinnen und Vertreter nehmen an den Beratungen der Synode
                     ohne Stimmrecht teil. Artikel 30 Absatz 1 bleibt unberührt.
                  

               

               
                     Artikel 25

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Synode wird für 6 Jahre gebildet. Ihre Amtszeit beginnt mit dem ersten Zusammentritt und endet mit dem ersten Zusammentritt
                     der nächsten Synode, der frühestens 70 und spätestens 73 Monate nach Beginn der Amtszeit stattfinden soll.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Synode tritt in der Regel einmal im Jahr zu einer ordentlichen Tagung zusammen. Sie ist außerdem einzuberufen, wenn der
                     Rat oder 30 Synodale es verlangen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Sie wird mit einem Gottesdienst eröffnet. Ihrer Tagung wird im Gottesdienst aller Gemeinden fürbittend gedacht.
                  

               

               
                     Artikel 26

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Synode wählt für ihre Amtsdauer aus ihrer Mitte ein Präsidium, bestehend aus dem oder der Präses, zwei Vizepräsides und
                     den Beisitzern oder Beisitzerinnen. Bei der Wahl ist die Ausgewogenheit des Geschlechterverhältnisses zu beachten. Die Mitglieder
                     des Präsidiums bleiben bis zur Wahl ihrer Nachfolger oder Nachfolgerinnen im Amt. Der oder die Vorsitzende des Rates soll
                     nicht gleichzeitig Präses der Synode sein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Synode beschließt mit Stimmenmehrheit. Sie ist beschlussfähig, wenn zwei Drittel der Synodalen anwesend sind. Sie gibt
                     sich eine Geschäftsordnung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Erhebt der Rat gegen einen Beschluss der Synode Einwendungen, so hat die Synode über den Gegenstand in einer nicht am gleichen
                     Tage stattfindenden Sitzung erneut zu beschließen. Erklären sich zwei Drittel der anwesenden Mitglieder der Synode für die
                     Aufrechterhaltung des Beschlusses, so bleibt er bestehen. Gegen Wahlen durch die Synode kann der Rat Einwendungen nicht erheben.
                  

               

               
                     Artikel 26a

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Entwürfe zu Kirchengesetzen werden vom Rat, von der Kirchenkonferenz oder aus der Mitte der Synode eingebracht. Sie sind mit
                     einer Begründung zu versehen. Vorlagen des Rates sind der Kirchenkonferenz, Vorlagen der Kirchenkonferenz dem Rat zur Stellungnahme
                     zuzuleiten. Der Rat legt der Synode alle Vorlagen mit den Stellungnahmen vor.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Kirchengesetze bedürfen vor der Beschlussfassung der Beratung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Kirchengesetze, die die Grundordnung ändern oder die Gegenstände nach Artikel 10 Absatz 2 Buchstabe b betreffen, bedürfen einer Stimmenmehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder der Synode.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Kirchengesetze nach Artikel 10 Absatz 2 Buchstaben a und b sowie Artikel 10a Absatz 1 und 2 bedürfen der Zustimmung der Kirchenkonferenz. In Kirchengesetzen nach Artikel 10 Absatz 1 kann das Erfordernis der Zustimmung der Kirchenkonferenz vorgesehen werden. Zustimmungsbedürftige Kirchengesetze werden nach
                     ihrer Verabschiedung durch die Synode von dem oder der Präses unverzüglich der Kirchenkonferenz zugeleitet.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Kirchengesetze, die die Grundordnung ändern, bedürfen in der Kirchenkonferenz einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen
                     Stimmenzahl.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Kirchengesetze sind im Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland zu verkünden.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Kirchengesetze nach Artikel 10 Absatz 2 und Artikel 10a Absatz 1 treten mit dem 14. Tage nach der Herausgabe des Amtsblattes in Kraft, wenn nicht jeweils etwas anderes bestimmt ist. Kirchengesetze nach Artikel 10a Absatz 2 treten in Kraft, nachdem die betroffenen Gliedkirchen ihre Zustimmung erklärt haben. Den Zeitpunkt, zu dem diese Kirchengesetze
                     in Kraft treten, bestimmt der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland durch Verordnung.
                  

               

               
                     Artikel 27

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Werden in der Synode gegen eine Vorlage Bedenken erhoben mit der Begründung, dass sie dem lutherischen, dem reformierten
                     oder einem unierten Bekenntnis widerspreche, und können die Bedenken durch eine Aussprache in der Synode nicht behoben werden,
                     so versammeln sich die Angehörigen des Bekenntnisses zu einem Konvent.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Zugehörigkeit der Synodalen zu einem Konvent richtet sich nach dem Bekenntnisstand der Gliedkirchen, denen sie angehören.
                     Unierte Gliedkirchen können bestimmen, ob die von ihnen entsandten Synodalen dem unierten oder demjenigen Konvent beitreten
                     sollen, der ihrem persönlichen Bekenntnisstand entspricht.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Bestätigt der Konvent die Bedenken und können sie auch bei nochmaliger Beratung in der Synode nicht behoben werden, so kann
                     die Synode in dieser Frage nicht gegen die Stellungnahme des Konvents entscheiden.
                  

               

               
                     Artikel 28

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kirchenkonferenz hat die Aufgabe, über die Arbeit der Evangelischen Kirche in Deutschland und die gemeinsamen Anliegen
                     der Gliedkirchen zu beraten und Vorlagen oder Anregungen an die Synode und den Rat gelangen zu lassen. Sie wirkt bei der Wahl
                     des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland und bei der Gesetzgebung nach Maßgabe von Artikel 23 Absatz 3 und Artikel 26a Absätze 1 und 4 mit. Die Kirchenkonferenz kann der Synode über ihre Arbeit berichten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Kirchenkonferenz wird von den Kirchenleitungen der Gliedkirchen gebildet. Jede Kirchenleitung entsendet zwei Vertreter
                     oder Vertreterinnen, die nicht dem Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland angehören. Die Verteilung der Stimmen in der
                     Kirchenkonferenz wird durch Gesetz geregelt. Die Mitglieder des Rates nehmen an den Sitzungen ohne Stimmrecht teil.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Kirchenkonferenz kann Ausschüsse bilden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Kirchenkonferenz wird von dem oder der Vorsitzenden des Rates geleitet. Sie tritt auf Einladung des oder der Vorsitzenden
                     des Rates nach Bedarf zusammen. Auf Verlangen von drei Gliedkirchen muss sie einberufen werden.
                  

               

               
                     Artikel 28a

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Vertreter und Vertreterinnen der zu einem gliedkirchlichen Zusammenschluss nach Artikel 21a gehörenden Gliedkirchen in der Kirchenkonferenz bilden einen Konvent. Nicht zu einem gliedkirchlichen Zusammenschluss gehörenden
                     Gliedkirchen kann in diesen Konventen Gaststatus eingeräumt werden. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können die Zuständigkeit zur Erfüllung bestimmter Aufgaben an sich ziehen. Dies erfolgt
                     durch Beschluss des Konvents des jeweiligen gliedkirchlichen Zusammenschlusses in der Kirchenkonferenz mit Zustimmung der
                     zuständigen Organe des gliedkirchlichen Zusammenschlusses. Der Beschluss bedarf im Konvent einer Mehrheit von drei Vierteln
                     der in diesem Konvent vertretenen Gliedkirchen, die mindestens zwei Drittel der dem Konvent zuzurechnenden Kirchenglieder
                     vertreten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Nach Absatz 2 erworbene Zuständigkeiten gelten nur für den jeweiligen gliedkirchlichen Zusammenschluss. Die Zuständigkeit
                     der Evangelischen Kirche in Deutschland im Übrigen bleibt unberührt.
                  

               

               
                     Artikel 29

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Rat hat die Aufgabe, die Evangelische Kirche in Deutschland zu leiten und zu verwalten. Soweit die Befugnisse nicht anderen
                     Organen beigelegt sind, ist er für alle Aufgaben der Evangelischen Kirche in Deutschland zuständig. Der Rat vertritt die Evangelische
                     Kirche in Deutschland nach außen. Er kann Kundgebungen erlassen, wenn die Synode nicht versammelt ist. Er legt der Synode
                     auf jeder ordentlichen Tagung einen Rechenschaftsbericht vor, der zu besprechen ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gegenstände, die durch Gesetz zu ordnen sind, können ausnahmsweise durch Verordnung des Rates geregelt werden, wenn die Sache
                     keinen Aufschub duldet, die Synode nicht versammelt und ihre Einberufung nicht möglich oder der Bedeutung der Sache nicht
                     entsprechend ist. Die Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland darf durch Verordnung nicht geändert werden. Verordnungen
                     sind der Synode bei ihrem nächsten Zusammentritt vorzulegen. Die Synode kann eine Verordnung des Rates ändern oder aufheben.
                     Verordnungen bedürfen der Zustimmung der Kirchenkonferenz, sofern sie Gegenstände betreffen, deren gesetzliche Regelung gemäß
                     Artikel 26a Absatz 4 der Zustimmung der Kirchenkonferenz bedürfen. Artikel 26a Absatz 6 findet Anwendung.
                  

               

               
                     Artikel 30

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Rat besteht aus 15 Mitgliedern. 14 Mitglieder werden von der Synode und der Kirchenkonferenz gemeinsam in geheimer Abstimmung
                     mit Zweidrittelmehrheit gewählt. Die Kirchenkonferenz kann Vorschläge machen. Die Wahl findet in der zweiten Tagung der Synode
                     statt. Als weiteres Mitglied gehört der oder die Präses der Synode dem Rat an.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei der Wahl der Mitglieder des Rates ist die bekenntnismäßige und landschaftliche Gliederung der Evangelischen Kirche in
                     Deutschland zu berücksichtigen. Die Ausgewogenheit des Geschlechterverhältnisses ist zu beachten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der oder die Vorsitzende des Rates sowie der oder die stellvertretende Vorsitzende des Rates werden aus der Mitte der Ratsmitglieder
                     von der Synode und der Kirchenkonferenz gemeinsam in getrennten Wahlgängen mit Zweidrittelmehrheit gewählt. Der Rat kann Vorschläge
                     machen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Amtsdauer des Rates beträgt 6 Jahre. Wiederwahl ist zulässig. Die Mitglieder bleiben bis zur Wahl ihrer Nachfolger und
                     Nachfolgerinnen im Amt. Nach dem Ausscheiden eines Mitgliedes erfolgt Neuwahl gemäß Absatz 1 und 3.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland tritt nach Bedarf zu Sitzungen zusammen. In den Sitzungen wird mit Stimmenmehrheit
                     entschieden; bei Stimmengleichheit gibt der oder die Vorsitzende den Ausschlag. Der Rat gibt sich eine Geschäftsordnung. Sie
                     kann vorsehen, dass die Erledigung bestimmter Aufgaben einem engeren Ausschuss des Rates übertragen wird.
                  

               

               
                     Artikel 31

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Kirchenamt dient den Organen der Evangelischen Kirche in Deutschland sowie der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse nach
                     Artikel 21a zur Erfüllung ihrer Aufgaben. Es führt die Verwaltung und die laufenden Geschäfte nach Richtlinien oder Weisungen des Rates
                     im Rahmen des kirchlichen Rechts und der vertraglichen Regelungen gemäß Artikel 21a.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Kirchenamt hat für die Evangelische Kirche in Deutschland insbesondere
                  

                  
                     
                        	
                           die Organe in der Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterstützen und für sie die Aufgaben einer Geschäftsstelle wahrzunehmen sowie
                              für die Geschäftsführung in den Kammern und Kommissionen zu sorgen,
                           

                        

                        	
                           an der ständigen Zusammenarbeit zwischen der Evangelischen Kirche in Deutschland, ihren Gliedkirchen und den gliedkirchlichen
                              Zusammenschlüssen sowie den kirchlichen Werken, Verbänden und Einrichtungen mitzuwirken,
                           

                        

                        	
                           Stellungnahmen und Auskünfte der Gliedkirchen, der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse sowie der kirchlichen Werke, Verbände
                              und Einrichtungen in Angelegenheiten von gesamtkirchlicher Bedeutung einzuholen,
                           

                        

                        	
                           durch Beratung und Information die Gliedkirchen bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben zu unterstützen,

                        

                        	
                           Arbeiten und Planungen der Evangelischen Kirche in Deutschland einzuleiten und Entscheidungen der Organe, insbesondere auf
                              dem Gebiet der Rechtsetzung, vorzubereiten,
                           

                        

                        	
                           die ökumenischen Verbindungen der Evangelischen Kirche in Deutschland wahrzunehmen,

                        

                        	
                           die ihm kirchengesetzlich auf dem Gebiet der Auslandsarbeit und in anderen Bereichen zugewiesenen Aufgaben zu erfüllen,

                        

                        	
                           gesamtkirchliche Anliegen gegenüber staatlichen und anderen Stellen im Rahmen von Regelungen des Rates zu bearbeiten und sie
                              zu vertreten, soweit die Vertretung nicht besonderen Bevollmächtigten übertragen ist,
                           

                        

                        	
                           die Öffentlichkeit über die Arbeit der Evangelischen Kirche in Deutschland zu unterrichten und im Rahmen von Regelungen des
                              Rates öffentliche Erklärungen abzugeben.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Kirchenamt wird von einem Kollegium unter Vorsitz eines Präsidenten oder einer Präsidentin im Rahmen des kirchlichen Rechts
                     und der vertraglichen Regelungen gemäß Artikel 21a Absatz 2 geleitet. Der Rat erlässt Richtlinien für die Organisation und Geschäftsverteilung und gibt dem Kirchenamt eine Geschäftsordnung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Präsident oder die Präsidentin sowie die Vizepräsidenten und Vizepräsidentinnen des Kirchenamtes werden vom Rat im Benehmen
                     mit der Kirchenkonferenz berufen. Verträge nach Artikel 21a Absatz 2 können vorsehen, dass und wie die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse bei der Berufung zu beteiligen sind.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Bei der Auswahl der Mitglieder des Kollegiums sowie der Referenten und Referentinnen ist auf eine ausgewogene Berücksichtigung
                     der unterschiedlichen Bekenntnisbindungen zu achten. Die Ausgewogenheit des Geschlechterverhältnisses ist zu beachten.
                  

               

               
                     Artikel 32

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Auslegung kirchlichen Rechts, das gegründet ist auf der Heiligen Schrift und den Bekenntnisschriften, erfolgt durch die
                     verfassungsmäßigen Organe der Evangelischen Kirche in Deutschland. Unbeschadet der Einheit der verfassungsmäßigen Organe der
                     Evangelischen Kirche in Deutschland haben die Kirchengerichte der Evangelischen Kirche in Deutschland die Aufgabe der Streitschlichtung.
                     Die kirchliche Rechtsprechung in der Evangelischen Kirche in Deutschland ist Richtern und Richterinnen anvertraut.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Kirchengerichte der Evangelischen Kirche in Deutschland sind
                  

                  
                     
                        	
                           der Verfassungsgerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland,

                        

                        	
                           das Kirchengericht der Evangelischen Kirche in Deutschland als Kirchengericht erster Instanz und

                        

                        	
                           der Kirchengerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland als Kirchengericht zweiter Instanz.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Durch Kirchengesetz kann die Evangelische Kirche in Deutschland für sich die Zuständigkeit von Kirchengerichten ihrer Gliedkirchen
                     und deren gliedkirchlichen Zusammenschlüssen begründen, soweit dies das Recht der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse
                     zulässt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Durch Kirchengesetz kann die Evangelische Kirche in Deutschland ihren Gliedkirchen, deren gliedkirchlichen Zusammenschlüssen
                     und für kirchliche und freikirchliche Einrichtungen, Werke und Dienste im Bereich der evangelischen Kirchen die Möglichkeit
                     eröffnen, die Zuständigkeit der Kirchengerichte der Evangelischen Kirche in Deutschland zu begründen.
                  

               

               
                     Artikel 32a

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Richter und Richterinnen des Verfassungsgerichtshofs der Evangelischen Kirche in Deutschland sowie je ein stellvertretendes
                     Mitglied werden auf gemeinsamen Vorschlag des Rates, der Kirchenkonferenz und des Präsidiums der Synode durch die Synode gewählt.
                     Die Richter und Richterinnen des Kirchengerichts und des Kirchengerichtshofs der Evangelischen Kirche in Deutschland werden
                     vom Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland berufen. Sie sind an die Heilige Schrift und an ihr Bekenntnis sowie an das
                     in der Kirche geltende Recht gebunden. In diesem Rahmen üben sie ihr Amt unparteiisch und in richterlicher Unabhängigkeit
                     aus. Sie haben sich innerhalb und außerhalb ihres Amtes, auch bei politischer Betätigung, so zu verhalten, dass das Vertrauen
                     in ihre Unabhängigkeit nicht gefährdet wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zu Richtern und Richterinnen der Kirchengerichte der Evangelischen Kirche in Deutschland können nur Kirchenmitglieder der
                     Evangelischen Kirche in Deutschland berufen werden, die zu kirchlichen Ämtern in einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche
                     in Deutschland wählbar sind. Nicht berufen werden können die Mitglieder der verfassungsmäßigen Organe der Evangelischen Kirche
                     in Deutschland.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Richter und Richterinnen der Kirchengerichte der Evangelischen Kirche in Deutschland können gegen ihren Willen nur auf
                     kirchengesetzlich geordnetem Wege ihres Amtes enthoben oder an der Ausübung ihres Amtes gehindert werden.
                  

               

               
                     Artikel 32b

                  

                  Der Verfassungsgerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland entscheidet über die Auslegung der Grundordnung aus Anlass
                     von Meinungsverschiedenheiten zwischen den verfassungsmäßigen Organen der Evangelischen Kirche in Deutschland oder eines anderen
                     durch Kirchengesetz Berechtigten, wenn der Antragsteller oder die Antragstellerin geltend macht, durch eine Maßnahme oder
                     Unterlassung des Antragsgegners oder der Antragsgegnerin in eigenen Rechten verletzt oder unmittelbar gefährdet zu sein.
                  

               

               
                     Artikel 32c

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Hält ein Kirchengericht ein Kirchengesetz oder eine Verordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland, auf dessen oder deren
                     Gültigkeit es bei der Entscheidung ankommt, für mit der Grundordnung nicht vereinbar, so hat es das Verfahren auszusetzen
                     und die Entscheidung des Verfassungsgerichtshofes der Evangelischen Kirche in Deutschland einzuholen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Entscheidung des Verfassungsgerichtshofes der Evangelischen Kirche in Deutschland hat Gesetzeskraft. Soweit ein Kirchengesetz
                     oder eine Verordnung mit der Grundordnung für unvereinbar und daher für nichtig erklärt wird, ist die Entscheidungsformel
                     im Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland zu veröffentlichen.
                  

               

            

         

         

      

      
            V. Besondere und Übergangsbestimmungren

         

         
                     Artikel 33

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Einnahmen und Ausgaben der Evangelischen Kirche in Deutschland sind für ein Jahr oder mehrere Jahre auf einen Haushaltsplan
                     zu bringen. Ausgaben, die durch eigene Einnahmen nicht gedeckt sind, werden auf die Gliedkirchen umgelegt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Haushaltsplan sowie die Höhe und der Verteilungsmaßstab der Umlage werden durch Gesetz festgelegt. Das Gleiche gilt für
                     Anleihen und Sicherheitsleistungen, die nicht aus Mitteln des laufenden Rechnungsjahres gedeckt werden können.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Über die Haushalts- und Kassenführung ist jährlich Rechnung zu legen. Die Rechnung wird von einem hierzu bestimmten Ausschuss
                     geprüft. Aufgrund seines Berichts beschließt die Synode über die Entlastung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Das Nähere über das Haushalts-, Umlagen- und Kassenwesen wird durch eine Verordnung des Rates geregelt.
                  

               

               
                     Artikel 34

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland wird in Rechtsangelegenheiten durch den Rat vertreten. Urkunden, welche die Evangelische
                     Kirche in Deutschland Dritten gegenüber verpflichten sollen, und Vollmachten sind von dem oder der Vorsitzenden des Rates
                     oder dem oder der stellvertretenden Vorsitzenden des Rates zu vollziehen; das Siegel ist beizudrücken. Dadurch wird die Rechtmäßigkeit
                     der Beschlussfassung festgestellt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Rat kann die Vertretung allgemein oder im Einzelfall auf das Kirchenamt übertragen und dabei regeln, durch wen Urkunden,
                     welche die Evangelische Kirche in Deutschland Dritten gegenüber verpflichten sollen, und Vollmachten zu vollziehen sind.
                  

               

               
                     Artikel 35

                  

                  Die Evangelische Kirche in Deutschland als öffentlich-rechtliche Körperschaft ist Trägerin der Rechte und Verbindlichkeiten
                     des Deutschen Evangelischen Kirchenbundes und der Deutschen Evangelischen Kirche. Die Verfassung der Deutschen Evangelischen
                     Kirche vom 11. Juli 1933 wird hiermit aufgehoben. Im Übrigen bleibt das gesamtkirchliche Recht in Kraft, soweit es dieser
                     Grundordnung nicht widerspricht.
                  

               

            

         

      

      
            Zu Art. 1 Abs. 4 GO. EKD

         

         
                     Beschluß der Kirchenkonferenz 
zur Änderung der Grundordnung 
der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     

                  

                  Vom 19. März 1992 (ABl. EKD S. 162)

                  Zur Neufassung des Artikels 1 der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland durch § 1 des Kirchengesetzes der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland zur Regelung von Fragen im Zusammenhang mit der Herstellung der Einheit der Evangelischen Kirche in
                     Deutschland vom 24. Februar 1991 (ABl. EKD S. 89) hat die Kirchenkonferenz der Evangelischen Kirche in Deutschland beschlossen:
                  

                  Die Kirchenkonferenz erinnert an ihren Beschluß vom 15. Juni 1984 (ABl. EKD S. 250), durch den sie dem Kirchengesetz zur Änderung
                     der Artikel 1 und 4 der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland zugestimmt hat. Dieser Beschluß lautet u.  a.:
                  

                  „Die Kirchenkonferenz stellt fest, daß die Aufnahme des Textes von § 2 Abs. 2 des Kirchengesetzes über die Kirchenmitgliedschaft
                     vom 10. November 1976 als Absatz 5 im Artikel 1 der Grundordnung der EKD lediglich die deklaratorische Übernahme einer Bestimmung
                     darstellt, die bereits im Rahmen der geltenden Grundordnung mit Zustimmung aller Gliedkirchen durch Kirchengesetz der EKD
                     übereinstimmend getroffen worden ist. Als Kirchengesetz im Rahmen der Grundordnung stand diese Bestimmung unter dem Obersatz
                     der Grundordnung, wonach die EKD ein Bund lutherischer, reformierter und unierter Kirchen ist (Art. 1 Abs. 1 GO.EKD). Unter
                     dieser Voraussetzung haben ihr alle Gliedkirchen zugestimmt. Ihre Aufnahme in die Grundordnung bedeutet daher nicht, daß die
                     Absätze 1–4 des Artikels 1 künftig im Lichte von oder in Abgrenzung zu dem neuen Absatz 5 auszulegen seien.
                  

                  Das Kirchenmitgliedschaftsrecht ist in dem Kirchengesetz über die Kirchenmitgliedschaft vom 10. November 1976 (ABl. EKD S. 389)7 und in der Vereinbarung über die Kirchenmitgliedschaft vom 1. Februar 1970 (ABl. EKD S. 2)8 umfassend geregelt. Der neue Absatz 5 des Artikels 1 GO.EKD kann als Einzelaussage daher nur von diesen Bestimmungen her ausgelegt werden. Art. 1 Abs. 5 enthält
                     keinen Verfassungsauftrag, der über diese Bestimmungen hinausgeht. Er kann auch nur mit Zustimmung aller Gliedkirchen geändert
                     werden.“
                  

                  Die Kirchenkonferenz erstreckt diesen Beschluß auf Artikel 1 Absatz 4 der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     i. d. F. des Kirchengesetzes der EKD zur Regelung von Fragen im Zusammenhang mit der Herstellung der Einheit der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland vom 24. Februar 1991 (ABl. EKD S. 89).
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Änderungstabelle nicht Bestandteil der amtlichen Vorschrift.

         

      

      2
            Red. Anm.: Vgl. hierzu den Beschluss der Kirchenkonferenz zur Änderung der Grundordnung der EKD vom 19. März 1992 (ABl. EKD
               S. 162), abgedruckt auf S. 18.
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Verfassung des Ökumenischen Rates der Kirchen, abgedruckt unter Nr. 35 und Satzung des Ökumenischen Rates der Kirchen, abgedruckt unter Nr. 36 dieser Sammlung.
            

         

      

      4
            Red. Anm.: Siehe hierzu auch Nr. 279 ff. dieser Sammlung.
            

         

      

      5
            Red. Anm.: Siehe hierzu auch Nr. 839 ff. dieser Sammlung.
            

         

      

      6
            Red. Anm.: Siehe hierzu auch Nr. 837 dieser Sammlung.
            

         

      

      7
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 102 dieser Sammlung.
            

         

      

      8
            Red. Anm.: Online verfügbar in Nr. 100 unter www.kirchenrecht-elk-wue.de.
            

         

      

   
      

      
         43. Vereinbarung zwischen der Evangelischen Landeskirche in Württemberg und der Evangelisch-methodistischen Kirche in Württemberg

      

      
         Vom 18. Oktober 1982

      

      
         (Abl. 50 S. 286)

      

      Als Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Baden-Württemberg sind sich die vertragschließenden Kirchen
         „ihrer Gemeinsamkeit im Glauben an den einen Herrn, Jesus Christus, der Haupt der Kirche und Herr der Welt ist“, bewußt. Sie
         erklären sich gegenseitig als Teil der einen Kirche Jesu Christi und bejahen ihre Verpflichtung, bestehende und aufkommende
         Schwierigkeiten abzubauen und ein Klima zwischenkirchlichen Vertrauens zu schaffen und zu erhalten.
      

      Zwischen der Evangelischen Landeskirche in Württemberg und dem Landesverband der Evangelischen Gemeinschaft in Württemberg
         ist am 12. Dezember 1928 eine Vereinbarung geschlossen worden, die die Regelung des beiderseitigen Verhältnisses zum Inhalt
         hatte und ein möglichst reibungsloses Nebeneinander beider Kirchen gewährleisten sollte. Da sich im Jahr 1968 die Evangelische
         Gemeinschaft in Württemberg und die Bischöfliche Methodistenkirche in Württemberg zur Evangelisch-methodistischen Kirche in
         Württemberg (Körperschaft des öffentlichen Rechts) zusammengeschlossen haben, bedarf es einer neuen Vereinbarung zwischen
         der Evangelischen Landeskirche in Württemberg und der Evangelisch-methodistischen Kirche in Württemberg.
      

      Die Vertragschließenden sind von dem Wunsch getragen, zueinander in ein geregeltes Verhältnis zu treten. Insbesondere beabsichtigen
         sie, Fragen der Kirchenzugehörigkeit und der Vornahme von Amtshandlungen an Zugehörigen der jeweils anderen Kirche zu regeln.
         Die Vereinbarung tritt an die Stelle der Vereinbarung der Evangelischen Landeskirche in Württemberg mit dem Landesverband
         der Evangelischen Gemeinschaft in Württemberg vom 12. Dezember 1928.
      

      
                     § 1

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die gleichzeitige Zugehörigkeit von Kirchengliedern zur Landeskirche und zur Evangelisch-methodistischen Kirche ist zu vermeiden.
                     Beide Teile verpflichten sich, Glieder der anderen Kirche nur im Rahmen des nachstehend geregelten Übertrittsverfahrens aufzunehmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In Fällen, in denen bisher eine Doppelmitgliedschaft bestand oder durch Zuzug aus dem Bereich einer anderen Landeskirche neu
                     begründet wird, werden beide Teile darauf hinwirken, daß das Kirchenglied die Frage seiner Gliedschaft klärt und sich für
                     die Zugehörigkeit zu einer der beiden Kirchen entscheidet. Zur Klärung bestehender Doppelmitgliedschaften verständigen sich
                     im Einzelfall die Pfarrer/Pastoren beider Kirchen.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Beide Kirchen anerkennen das Recht ihrer Glieder, in eine andere Kirche überzutreten, wenn besondere Gründe einen solchen
                     Schritt nahe legen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Wechsel der Kirchenzugehörigkeit zwischen beiden Kirchen erfolgt durch Übertritt. Das Aufnahmegesuch ist dem zuständigen
                     Pfarrer/Pastor persönlich zu erklären. Dieser hat über die Erklärung eine Niederschrift aufzunehmen. Die Erklärung darf keine
                     Vorbehalte, Bedingungen oder Zusätze enthalten. Die Aufnahme erfolgt nach der Ordnung der jeweiligen Kirche. Ein Austritt
                     nach staatlichem Recht ist nicht erforderlich.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Von der Stellung eines Aufnahmegesuchs ist von dem Pfarrer/Pastor, bei dem das Aufnahmegesuch gestellt worden ist, dem zuständigen
                     Pfarrer/Pastor derjenigen Kirche unverzüglich Mitteilung zu machen, welche das Kirchenglied verlassen will. Die Aufnahme darf
                     nicht vor Ablauf von vier Wochen, von dieser Mitteilung an gerechnet, erfolgen. Bis zur Aufnahme kann das Aufnahmegesuch schriftlich
                     zurückgenommen werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Wird der Übertretende aufgenommen, so endet die Zugehörigkeit zu seiner bisherigen Kirche und beginnt die Mitgliedschaft in
                     der aufnehmenden Kirche am ersten Tag des auf die Aufnahme folgenden Monats. Der Pfarrer/Pastor der aufnehmenden Kirche übersendet
                     eine von ihm beglaubigte Urkunde über die vollzogene Aufnahme an die Meldebehörde sowie den Standesbeamten, die für den Wohnsitz
                     oder gewöhnlichen Aufenthalt des Übertretenden zuständig sind. In gleicher Weise wie dem Standesbeamten wird die vollzogene
                     Aufnahme dem Pfarrer/Pastor der Kirchengemeinde mitgeteilt, die der Übertretende verläßt.
                  

               

               
                     § 3

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Beide Kirchen erkennen die in ihnen vollzogenen Amtshandlungen gegenseitig an. Sie werden Amtshandlungen unbeschadet der nachfolgenden
                     Bestimmungen nur an Gliedern der eigenen Kirche vollziehen. Wo sich in der Ausübung der Seelsorge oder in den zwischenkirchlichen
                     Beziehungen Schwierigkeiten ergeben, sollen sich der zuständige Pfarrer und Pastor um eine einvernehmliche Regelung bemühen.
                     Ist eine solche nicht möglich, werden die zuständigen Aufsichtsorgane beider Kirchen eine Klärung anstreben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Beide Kirchen werden darauf hinwirken, daß Maßnahmen der Kirchenzucht, die die andere Kirche getroffen hat, respektiert werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Widerspricht ein Pfarrer/Pastor dem Vollzug einer Amtshandlung an einem Glied seiner Kirche durch den Pfarrer/Pastor der anderen
                     Kirche, so kann die Amtshandlung durch letzteren nur mit Zustimmung seines zuständigen Dekans/Superintendenten vollzogen werden.
                     Der Dekan/Superintendent ist gehalten, vor einer Entscheidung mit dem Dekan/Superintendenten der anderen Kirche Fühlung zu nehmen. Zur Gewährleistung des Widerspruchsrechts haben alle in den nachfolgenden Bestimmungen
                     vorgesehenen Unterrichtungen und Fühlungnahmen so rechtzeitig zu erfolgen, daß eine Prüfung der einzelnen Umstände eines Falles
                     innerhalb angemessener Frist möglich erscheint.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Absatz 3 Satz 1 und 2 gelten entsprechend, wenn ein Pfarrer/Pastor eine nach dieser Vereinbarung erforderliche Zustimmung
                     verweigert.
                  

               

               
                     § 4

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kirchen verpflichten sich, Taufen in den Fällen zu unterlassen, in denen beide Eltern des Täuflings der anderen Kirche
                     angehören.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gehört ein Elternteil einer der beiden Kirchen an, so unterrichtet der Pfarrer/Pastor, der um die Taufe gebeten worden ist,
                     den zuständigen Pfarrer/Pastor der anderen Kirche von der Taufe.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        In Ausnahmefällen kann eine Taufe auch dann vollzogen werden, wenn beide Eltern der anderen Kirche angehören. Der Vollzug
                     setzt die Zustimmung des zuständigen Pfarrers/Pastors voraus.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Glieder der Evangelisch-methodistischen Kirche sind in der Landeskirche zum Patenamt zugelassen. Glieder der Evangelischen
                     Landeskirche sind in der Evangelisch-methodistischen Kirche als Taufzeugen zugelassen. In der Evangelisch-methodistischen
                     Kirche übernimmt grundsätzlich die Gemeinde die Aufgabe des Patenamtes.
                  

               

               
                     § 5

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Konfirmation/Einsegnung erfolgt grundsätzlich in der Kirche, in der ein Kind getauft oder gesegnet worden ist (zuständige
                     Kirche).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Konfirmation/Einsegnung innerhalb der anderen Kirche ist zulässig, wenn mindestens ein Elternteil dieser Kirche angehört
                     oder wenn ein Kind über eine Dauer von mindestens zwei Jahren die Veranstaltungen der Kinderarbeit besucht oder am Konfirmandenunterricht/Kirchlichen
                     Unterricht derjenigen Kirche teilgenommen hat, in der es konfirmiert/eingesegnet werden soll. Vor Beginn des  zur Konfirmation/Einsegnung
                     hinführenden Unterrichts ist der Pfarrer/Pastor der zuständigen Kirche zu informieren.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Mit Zustimmung des Pfarrers/Pastors der zuständigen Kirche ist die Konfirmation/Einsegnung in der anderen Kirche zulässig,
                     wenn die zuständige Kirche einen entsprechenden Unterricht in erreichbarer Nähe nicht anbieten kann.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Konfirmation/Einsegnung nach den Absätzen 2 und 3 begründet keinen Wechsel der Kirchenzugehörigkeit.
                  

               

               
                     § 6

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Gehört von Brautleuten je ein Teil einer der beiden Kirchen an, so entscheiden die Brautleute, in welcher Kirche sie getraut
                     sein wollen. Der um die Trauung gebetene Pfarrer/Pastor der einen gibt vor Vollzug dem zuständigen Pfarrer/Pastor der anderen
                     Kirche davon Kenntnis.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In Ausnahmefällen kann eine Trauung auch dann vollzogen werden, wenn beide Brautleute der anderen Kirche angehören. Der Vollzug
                     setzt die Zustimmung des zuständigen Pfarrers/Pastors voraus.
                  

               

               
                     § 7

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Bestattung eines Verstorbenen fällt in die Zuständigkeit derjenigen Kirche, der der Verstorbene zuletzt angehört hat.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Liegt der erklärte Wunsch eines Verstorbenen vor, von einem Pfarrer/Pastor der anderen Kirche bestattet zu werden, so soll
                     diesem Wunsch entsprochen werden. Vorher nimmt der Pfarrer/Pastor, der um die Bestattung gebeten wurde, mit dem zuständigen
                     Pfarrer/Pastor der Kirche, welcher der Verstorbene angehört hat, Rücksprache.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wenn Angehörige eines Verstorbenen, der zu der anderen Kirche gehört hat, wünschen, daß der Verstorbene von dem Pfarrer/Pastor
                     ihrer Kirche bestattet wird, ist hierzu die Zustimmung des zuständigen Pfarrers/Pastors der anderen Kirche erforderlich.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        In Fällen bestehender Doppelmitgliedschaft einigen sich die zuständigen Pfarrer/Pastoren über die Vornahme der Bestattung.
                     Dabei sind die Wünsche des Verstorbenen und der Angehörigen zu berücksichtigen.
                  

               

               
                     § 8

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        An Orten, an denen die Evangelisch-methodistische Kirche kein eigenes Geläute besitzt, soll für die Glieder der Evangelisch-methodistischen
                     Kirche das kirchliche Grabgeläute in derselben Art gewährt werden wie für Angehörige der Landeskirche.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wo nach den bestehenden Bestimmungen das Opfer bei Bestattungen der evangelischen Kirchengemeinde zukommt, soll es der Evangelisch-methodistischen
                     Kirche in den Fällen überlassen werden, in denen einer ihrer Pastoren die Bestattung vornimmt.
                  

               

               
                     § 9

                  

                  Der Evangelische Oberkirchenrat wird bei Gliedern der Evangelisch-methodistischen Kirche die gemäß § 5 Abs. 2 der Kirchlichen
                     Anstellungsordnung (KAO)1 zur Beschäftigung im Dienst der Landeskirche, ihrer Kirchengemeinden, Kirchenbezirke und Verbände erforderliche Genehmigung
                     auf Antrag erteilen.
                  

               

               
                     § 10

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Diese Vereinbarung bedarf zu ihrer Wirksamkeit seitens der Landeskirche der Zustimmung der Landessynode, seitens der Evangelisch-methodistischen
                     Kirche der Zustimmung der Süddeutschen Jährlichen Konferenz und der Landesversammlung der Evangelisch-methodistischen Kirche
                     in Württemberg, Körperschaft des öffentlichen Rechts.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Diese Vereinbarung tritt am 1. Januar 1983 in Kraft. Sie gilt zunächst für die Dauer von fünf Jahren. Sie verlängert sich
                     jeweils um ein Jahr, wenn sie nicht sechs Monate vor Ablauf des Jahres gekündigt wird.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Regelungen über den Übertritt, die im Rahmen der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen Baden-Württemberg zwischen mehreren
                     Kirchen vereinbart werden, gehen dieser Vereinbarung vor, soweit diese Vereinbarung keine weitergehenden Rechte und Pflichten
                     begründet.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Stuttgart, den 18. Oktober 1982

                           
                        

                        
                           	
                              Evangelische Landeskirche
in Württemberg
v. Keler
(D. Hans von Keler)
Landesbischof
                              

                           
                           	
                              Evangelisch-methodistische Kirche
in Württemberg
H. Zeininger
(Herbert Zeininger)
Superintendent
                              

                           
                        

                     
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Jetzt § 1d Abs. 3 KAO (Nr. 700 dieser Sammlung).

         

      

   
      

      
         45. Vereinbarung über die Zusammenarbeit zwischen der Evangelischen Landeskirche in Baden und der Evangelischen Landeskirche
            in Württemberg (Kooperationsvereinbarung – KoV)
         

      

      
         Vom 10. Dezember 2007

      

      
         (Abl. 63 S. 2; ABl. EKD 2008 S. 79), geändert durch Kirchl. Vereinbarung
vom 13. Dezember 2010 (Abl. 64 S. 292) und vom 18. März 2013 (Abl. 65 S. 527)
         

      

      Die Evangelische Landeskirche in Baden

      und

      die Evangelische Landeskirche in Württemberg

      schließen,

      um den kirchlichen Auftrag zur Verkündigung des Evangeliums zu fördern,

      
         	
            angesichts der zwischen ihnen als Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland bestehenden Kirchengemeinschaft,

         

         	
            unter Berücksichtigung der engen und vielfältigen geschichtlichen, geografischen und kulturellen Beziehungen zwischen ihren
               im Bundesland Baden-Württemberg gelegenen Kirchengebieten,
            

         

         	
            bestimmt von dem Ziel, Zeugnis und Dienst der Landeskirchen zu stärken, und

         

         	
            im Bemühen, zu einem wirksameren Einsatz von Kräften zu kommen,

         

      

      die folgende Vereinbarung:

      
                     § 1
Geltungsbereich
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Diese Vereinbarung gilt für die Zusammenarbeit der Evangelischen Landeskirche in Baden und der Evangelischen Landeskirche
                     in Württemberg.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Unberührt bleibt die Zusammenarbeit der Evangelischen Landeskirche in Baden und der Evangelischen Landeskirche in Württemberg
                     mit Dritten, insbesondere in der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen, und mit der Erzdiözese Freiburg und der Diözese
                     Rottenburg-Stuttgart.
                  

               

               
                     § 2
Grundsatz, Formen und Bereiche der Zusammenarbeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Evangelische Landeskirche in Baden und die Evangelische Landeskirche in Württemberg arbeiten in verschiedenen Formen und
                     Bereichen vertrauensvoll zusammen, da nach ihrer gemeinsamen Überzeugung der Auftrag der Kirche durch die Zusammenarbeit besser
                     erfüllt werden kann. Die Zusammenarbeit geschieht sowohl auf der Ebene der Landessynoden als auch der Evangelischen Oberkirchenräte.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Kooperationsrat, dem die beiden Landesbischöfinnen bzw. Landesbischöfe, die Direktorin bzw. der Direktor und die Geschäftsleitende
                     Oberkirchenrätin bzw. der Geschäftsleitende Oberkirchenrat angehören, tagt mindestens einmal im Jahr und hat insbesondere
                     die Aufgaben, den Sachstand der bestehenden Kooperation regelmäßig wahrzunehmen, einen möglichen Veränderungsbedarf zu prüfen
                     und gegebenenfalls Änderungen dieser Vereinbarung vorzuschlagen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Zusammenarbeit geschieht insbesondere in den Formen der gemeinsamen Beteiligung an juristischen Personen, der gemeinsamen
                     Dienststellen, der Aufgabenerfüllung durch eine Landeskirche, der gemeinsamen Gremien, der förmlichen Absprachen und der sonstigen
                     (informellen) Zusammenarbeit.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Zusammenarbeit kann und soll in allen Bereichen kirchlichen Handelns erfolgen, die hierfür geeignet sind.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        In jedem Bereich der Zusammenarbeit ist zu prüfen, welche Form der Zusammenarbeit geeignet ist.
                  

               

               
                     § 3
Gemeinsame Beteiligung an juristischen Personen
                     

                  

                  Die Zusammenarbeit in der Form der gemeinsamen Beteiligung an juristischen Personen soll erfolgen, wenn eine juristische Person
                     unter Beachtung wirtschaftlicher und fachlicher Kriterien für die Erfüllung bestimmter Aufgaben zweckmäßig ist.
                  

               

               
                     § 4
Gemeinsame Dienststellen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Zusammenarbeit in der Form der gemeinsamen Dienststellen soll erfolgen, wenn eine gemeinsame Dienststelle unter Beachtung
                     wirtschaftlicher und fachlicher Kriterien für die Erfüllung bestimmter Aufgaben zweckmäßig ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zur Vertretung ihrer Anliegen gegenüber dem Land Baden-Württemberg und zur Verbesserung der gegenseitigen Information wurde
                     die gemeinsame Dienststelle der bzw. des Beauftragten der Evangelischen Landeskirchen in Baden und Württemberg bei Landtag
                     und Landesregierung mit Sitz in Stuttgart gebildet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Es besteht ein gemeinsames Landespfarramt für Rundfunk und Fernsehen.
                  

               

               
                     § 5
Aufgabenerfüllung durch eine Landeskirche
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Zusammenarbeit in der Form der Erfüllung bestimmter Aufgaben durch eine Landeskirche soll erfolgen, wenn die Aufgabenerfüllung
                     durch eine Landeskirche unter Beachtung wirtschaftlicher und fachlicher Kriterien für die Erfüllung bestimmter Aufgaben zweckmäßig
                     ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Aufgabe des Kirchensteuerservicetelefons wird von der Evangelischen Landeskirche in Württemberg gegen Kostenerstattung
                     auch für die Evangelische Landeskirche in Baden erfüllt.
                  

               

               
                     § 6
Gemeinsame Gremien
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Zusammenarbeit in der Form der gemeinsamen Gremien soll erfolgen, wenn das gemeinsame Gremium unter Beachtung wirtschaftlicher
                     und fachlicher Kriterien für die Erfüllung bestimmter Aufgaben zweckmäßig ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Zusammenarbeit in der Form der gemeinsamen Gremien erfolgt in der Arbeitsgemeinschaft der Evangelischen Jugend in Baden
                     und Württemberg, in der Gemeinsamen Religionspädagogischen Kommission der Evangelischen Oberkirchenräte in Karlsruhe und Stuttgart
                     und in dem Koordinierungsausschuss für das Lernmittelbegutachtungsverfahren.
                  

               

               
                     § 7
Förmliche Absprachen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Zusammenarbeit in der Form der förmlichen Absprache soll erfolgen, wenn diese unter Beachtung wirtschaftlicher und fachlicher
                     Kriterien für die Erfüllung bestimmter Aufgaben zweckmäßig ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Förmliche Absprachen bestehen in der Rahmenvereinbarung über eine verbindliche Zusammenarbeit zwischen dem Diakonischen Werk
                     der Evangelischen Landeskirche in Baden e. V. und dem Diakonischen Werk der evangelischen Kirche in Württemberg e. V., die
                     durch die Kooperation in der gemeinnützigen Diakonie Baden-Württemberg GmbH vertieft wird, in der Vereinbarung über die Kooperation
                     der Hochschule für Kirchenmusik Heidelberg mit der Hochschule für Kirchenmusik Tübingen, in der Vereinbarung zur Zusammenarbeit
                     der Evangelischen Schulwerke in Württemberg und Baden in der „Arbeitsgemeinschaft Evangelischer Schulwerke in Baden-Württemberg“
                     sowie in der Rahmenvereinbarung über eine verbindliche Partnerschaft zwischen dem Religionspädagogischen Institut Karlsruhe
                     und dem Pädagogisch-Theologischen Zentrum in Stuttgart.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Vereinigung der Evangelischen Schulwerke in Württemberg und Baden ist zum 1. Januar 2014 beabsichtigt.
                  

               

               
                     § 8
Sonstige Zusammenarbeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die sonstige Zusammenarbeit soll erfolgen, wenn der Auftrag der Kirche durch die Zusammenarbeit besser erfüllt werden kann
                     und eine engere Form der Zusammenarbeit unter Beachtung wirtschaftlicher und fachlicher Kriterien nicht zweckmäßig ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Derzeitig erfolgt die sonstige Zusammenarbeit insbesondere auf folgenden Gebieten:
                     
                        	
                           Regelmäßige Gespräche beider Landesbischöfinnen bzw. Landesbischöfe, der Direktorin bzw. des Direktors und der Geschäftsleitenden
                              Oberkirchenrätin bzw. des Geschäftsleitenden Oberkirchenrats;
                           

                        

                        	
                           Staatskirchenvertragliche Beziehungen zum Land Baden-Württemberg;

                        

                        	
                           Arbeitskreis für Europafragen der badischen und württembergischen Landeskirche;

                        

                        	
                           Evangelische Hochschule Freiburg und Evangelische Hochschule Ludwigsburg;

                        

                        	
                           Termin und Öffentlichkeitsarbeit (mit gemeinsamem Logo und abgestimmtem Material) für die Kirchenwahlen; zu den Besprechungen
                              der jeweiligen Landeskirche zum Thema Kirchenwahlen wird auch eine Vertretung der anderen Landeskirche eingeladen;
                           

                        

                        	
                           Pressemitteilungen und Verlautbarungen, die beide Landeskirchen betreffen, werden von den beiden Pressestellen in Kooperation
                              mit dem Evangelischen Büro abgestimmt;
                           

                        

                        	
                           Medienarbeit im Rahmen der Evangelischen Pressedienst Südwest GmbH, deren Gesellschafter die Evangelische Landeskirche in
                              Baden und der Evangelische Presseverband für Württemberg e. V. sind und die einen gemeinsamen Desk und eine gemeinsame Chefredaktion
                              mit dem Evangelischen Presseverband für Bayern e. V. unterhält;
                           

                        

                        	
                           Kooperation im Bereich der Rundfunkarbeit (private Sender); 

                        

                        	
                           In der Regel abwechselnde gegenseitige Vertretung im Medienrat der Landesanstalt für Kommunikation;

                        

                        	
                           Telefonseelsorge.

                        

                     

                  

               

               
                     § 9
Art der Zusammenarbeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Zusammenarbeit erfolgt auf allen Ebenen partnerschaftlich und mit dem Ziel des Konsenses.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Im Falle von Meinungsverschiedenheiten bemühen sich beide Parteien der Vereinbarung um eine gütliche Beilegung.
                  

               

               
                     § 10
Nähere Bestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Nähere wird durch Vereinbarung zwischen den Evangelischen Oberkirchenräten in Karlsruhe und Stuttgart oder mit deren Zustimmung
                     geregelt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Diese Vereinbarung wird zweifach ausgefertigt. Jede Partei der Vereinbarung erhält eine Ausfertigung.
                  

               

               
                     § 11
Inkrafttreten, Kündigung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Diese Vereinbarung tritt am 1. Januar 2008 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sie kann mit sechsmonatiger Frist zum Ende eines Kalenderjahres gekündigt werden.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Stuttgart, den 10. Dezember 2007

                           
                        

                        
                           	
                              Der Landeskirchenrat
der Evang. Landeskirche
in Baden
Dr. Ulrich Fischer
Landesbischof
                              

                           
                           	
                              Der Landesbischof
der Evang. Landeskirche
in Württemberg
Frank Otfried July
Landesbischof
                              

                           
                        

                     
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         50. Kirchliches Gesetz 
über die evangelischen Kirchengemeinden 
(Kirchengemeindeordnung – KGO)
         

      

      
         Vom 16. Dezember 1924

      

      
         (Abl. 21 S. 216) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Juli 1989 (Abl. 53 S. 695), geändert durch Kirchl. Gesetz vom 24.
            November 1993 (Abl. 55 S. 722), vom 15. Juli 1995 (Abl. 56 S. 471), vom 29. Juni 2000 (Abl. 59 S. 113, 114), vom 31. März 2001 (Abl. 59 S. 248), vom 13. Juli 2001 (Abl. 59 S. 314, 333), vom 12. Juli 2003 (Abl. 60 S. 281, 282), vom 26. März 2004 (Abl. 61 S. 69, 70), vom 9. Juli 2005 (Abl. 61 S. 325), vom 26. November 2012 (Abl. 65 S. 383), vom 27. November 2012 (Abl. 65 S. 269, 277), vom 25. November 2015 (Abl. 67 S. 1), vom 24. November 2016 (Abl. 67 S. 273,  307), vom 18. Oktober 2019 (Abl. 68 S. 719, 721), durch Anordnung gemäß § 29 Absatz 1 Kirchenverfassungsgesetz vom 17. März 2020  (Abl. 69 S. 50, 51, S. 52), vom 5. Februar 2021 (Abl. 69 S. 370), durch Kirchl. Gesetz vom 3. Juli 2021 (Abl. 69 S. 573, 574) , vom 25. November 2021 (Abl. 70 S. 1, 4), durch Anordnung gemäß § 29 Absatz 1 Kirchenverfassungsgesetz vom 24. Januar 2022 (Abl. 70 S. 80), durch Kirchl. Gesetz vom 24. November 2022 (Abl. 70 S. 429 u. 429, 431), vom 25. November 2022 (Abl. 70 S. 422 u. 425, 427), vom 2. Dezember 2023 (Abl. 71 Nr. 2), vom 29. November 2024 (Abl. 71 Nr. 102) und vom 24. Oktober 2025 (Abl. 71 Nr. 198)
         

      

      und

      51. Verordnung des Oberkirchenrats 
zur Ausführung der Kirchengemeindeordnung 
(Ausführungsverordnung KGO – AVO KGO)1,2

      Vom 28. Dezember 1971 (Abl. 45 S. 31) in der Fassung vom 3. April 2001 (Abl. 59 S. 266), geändert durch Verordnung vom 2. Mai 2000 (Abl. 59 S. 79), vom 4. Oktober 2005 (Abl. 61 S. 389), vom 24. Oktober 2006 (Abl. 62 S. 247, 248), vom 10. Dezember 2013 (Abl. 66 S. 1), vom 13. Dezember 2016 (Abl. 67 S. 335), vom 25. Juni 2019 (Abl. 68 S. 438), vom 3. September 2019 (Abl. 68 S. 659, 666), durch Anordnung gemäß § 29 Absatz 1 Kirchenverfassungsgesetz vom 17. März 2020 (Abl. 69 S. 52, 53), vom 5. Februar 2021 (Abl. 69 S. 370, 371), durch Verordnung vom 21. Juli 2021 (Abl. 69 S. 577), durch Anordnung gemäß § 29 Absatz 1 Kirchenverfassungsgesetz vom 24. Januar 2022 (Abl. 70 S. 80, 81) und durch Verordnung vom 6. August 2024 (Abl. 71 Nr. 60)
      

      
            I. Kirchengemeinde

         

         
                     § 1
Aufgaben der Kirchengemeinde
                     

                  

                  Die Kirchengemeinde hat die Aufgabe, aufgrund des Bekenntnisses der Evangelischen Landeskirche als deren Glied evangelischen
                     Glauben und christliches Leben in der Gemeinde und bei den Einzelnen zu fördern und christliche Gemeinschaft in Gesinnung
                     und Tat zu pflegen. Sie hat, soweit dies nicht anderen obliegt, die hierfür erforderlichen Einrichtungen zu schaffen und zu
                     erhalten.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 1 KGO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              1. Die Kirchengemeinden schaffen und erhalten Einrichtungen entsprechend den örtlichen Bedürfnissen und in den Grenzen ihrer
                                 Möglichkeiten, z. B. Kindergärten, Diakoniestationen und Ähnliches. Sie sind unter den Voraussetzungen des Satzes 1 verantwortlich
                                 für die personellen und sachlichen, insbesondere baulichen Voraussetzungen für die Arbeit der Kirchengemeinde. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              Dazu gehört auch das Tragen der Wohnungslast für Pfarrstellen, die für die Kirchengemeinde errichtet oder ihr zugeordnet sind
                                 (§ 19 des Pfarrbesoldungsgesetzes3).
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 2
Körperschaft des öffentlichen Rechts
                     

                  

                  Die Kirchengemeinde wird von den Gemeindegliedern ihres Bezirks gebildet. Sie ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts,
                     die ihre Angelegenheiten innerhalb der Schranken des Gesetzes selbständig ordnet und verwaltet. Die Verwaltung durch die Kirchengemeinde
                     erfolgt in Ausübung kirchlicher öffentlicher Gewalt im Rahmen des kirchlichen Selbstverständnisses und dient der Wahrnehmung
                     der seelsorglichen, pastoralen, diakonischen oder sonstigen kirchlichen Aufgaben nach Maßgabe öffentlich-rechtlicher kirchengesetzlicher
                     Normen, auch wenn im Zusammenhang mit diesen Tätigkeiten Gebühren, Beiträge oder sonstige Abgaben erhoben werden. § 1 Absatz 1 Satz 2 Kirchliches Verwaltungsgesetz4 gilt entsprechend. Aufgaben, die nicht in den Anwendungsbereich der Sätze 1 und 2 fallen, werden durch Verordnung festgelegt.
                  

               

               
                     § 3
Gesamtkirchengemeinden
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Durch den Zusammenschluss von Kirchengemeinden oder die Aufteilung einer Kirchengemeinde kann eine Gesamtkirchengemeinde gebildet werden. Verbundkirchengemeinden sind Gesamtkirchengemeinden, für die
                  

                  
                     
                        	
                           Gemeindepfarrstellen errichtet oder denen die für die an ihr beteiligten Kirchengemeinden errichteten Gemeindepfarrstellen
                              zugeordnet sind, und bei denen
                           

                        

                        	
                           für die Gesamtkirchengemeinde sowie deren beteiligte Kirchengemeinden die örtliche Gottesdienstordnung gemeinsam festgelegt
                              wird.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Rechtsverhältnisse der Gesamtkirchengemeinde werden nach Maßgabe der §§ 51 bis 54 durch Ortssatzung geregelt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Bestimmungen dieses Gesetzes über die Kirchengemeinden gelten, soweit nichts anderes bestimmt ist, auch für die Gesamtkirchengemeinden.
                  

               

               
                     § 4
Fortbestand bisheriger Kirchengemeinden
                     

                  

                  Bestehende Kirchengemeinden und Gesamtkirchengemeinden bleiben erhalten, soweit nicht eine Änderung nach § 5 eintritt. Tochtergemeinden werden selbständige Kirchengemeinden.
                  

               

               
                     § 5
Neubildung und Auflösung von Kirchengemeinden
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Über die Neubildung und Auflösung von Kirchengemeinden (Gesamtkirchengemeinden) und über Änderungen der Begrenzung ihrer Bezirke
                     oder ihres Namens entscheidet auf Antrag oder nach Anhörung der Beteiligten der Oberkirchenrat unter Beachtung der staatlichen
                     Bestimmungen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die vermögensrechtlichen Folgen bestimmen sich nach der zwischen den beteiligten Kirchengemeinden getroffenen Vereinbarung.
                     Kommt eine solche nicht zustande, so entscheidet der Oberkirchenrat nach billigem Ermessen vorbehaltlich der Anrufung der Verwaltungsgerichte.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 5 KGO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              2. Als Beteiligte kommen insbesondere in Frage die betroffenen Kirchengemeinderäte und Pfarrämter sowie das Dekanatamt oder
                                 gegebenenfalls die Dekanatämter, zu deren Bezirk die beteiligten Kirchengemeinden gehören. Die Entscheidung des Oberkirchenrats
                                 wird im Amtsblatt bekanntgemacht.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 6
Kirchengemeindeglieder
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kirchengemeindeglieder sind alle Mitglieder der Evangelischen Landeskirche, die in einer Kirchengemeinde Württembergs gemeldet
                     sind oder bei Fehlen einer solchen Meldung ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Sinne des kirchlichen Steuerrechts haben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ist ein Mitglied der Evangelischen Landeskirche in mehreren Kirchengemeinden der Landeskirche gemeldet, so kann es wählen,
                     welcher Kirchengemeinde es angehören will. Macht es von diesem Wahlrecht keinen Gebrauch, so ist es Mitglied der Kirchengemeinde,
                     in der es mit seiner Hauptwohnung gemeldet ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die ständigen und die unständigen Pfarrerinnen und Pfarrer gehören mit ihren im Haushalt lebenden evangelischen Familienangehörigen
                     der Kirchengemeinde an, für die sie bestellt sind, auch wenn sie außerhalb dieser Kirchengemeinde wohnen. Versehen Ehegatten
                     verschiedene Pfarrstellen, so ist jeder in der Kirchengemeinde Mitglied, für die die Pfarrstelle errichtet oder der sie zugeordnet
                     ist. Ihre evangelischen Familienangehörigen sind Mitglied in der Kirchengemeinde des Wohnsitzes.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Gleiches wie in Absatz 3 kann für beamten- und privatrechtlich angestellte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einer Kirchengemeinde
                     und ihre evangelischen Familienangehörigen mit Genehmigung des Oberkirchenrats zugelassen werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Für besondere Verhältnisse, namentlich bei Grenzorten, können im Verordnungsweg Ausnahmen von Absatz 1 bestimmt werden.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 6 KGO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              3. Bei Angehörigen eines im Rahmen der Militärseelsorge gebildeten personalen Seelsorgebereichs regelt sich die Mitgliedschaft
                                 in den betroffenen Kirchengemeinden nach der Verordnung des Oberkirchenrats zur Durchführung der Militärseelsorge im Bereich der Evangelischen Landeskirche in Württemberg5. Weiter gelten die Vereinbarung über die Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen über die landeskirchlichen Grenzen hinweg (Abl. 62 S. 248)6 und die Vereinbarung zwischen der Evangelischen Landeskirche in Württemberg und der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern über
                                    die Mitgliedschaft der Kirchenmitglieder mit Wohnsitz in der bürgerlichen Gemeinde Stödtlen in der Evangelisch-Lutherischen
                                    Kirche in Bayern  (Abl. 62 S. 250)7.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              4. Bei Mitgliedern der Brüdergemeinden Korntal und Wilhelmsdorf wird die Mitgliedschaft durch Vereinbarung8 geregelt.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 6a
Ummeldungen von Kirchengemeindegliedern
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ein Gemeindeglied kann die Mitgliedschaft auch in einer anderen Kirchengemeinde durch Ummeldung erwerben, wenn die Lage seines
                     Wohnsitzes seine regelmäßige Teilnahme am Leben der gewählten Kirchengemeinde zulässt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Ummeldung ist schriftlich gegenüber dem Pfarramt der Kirchengemeinde des Wohnsitzes oder einem Pfarramt der gewählten
                     Kirchengemeinde zu erklären. Die Kirchengemeinderäte und das jeweils andere Pfarramt sind unverzüglich zu unterrichten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Ist die gewählte Kirchengemeinde in mehrere Seelsorgebezirke aufgeteilt, so teilt das Gemeindeglied mit, zu welchem Seelsorgebezirk
                     es gehören will.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Von der Ummeldung an nimmt das Gemeindeglied seine Rechte und Pflichten in der gewählten Kirchengemeinde wahr. Die Kirchensteuerpflicht
                     besteht weiterhin gegenüber der Kirchengemeinde des Wohnsitzes. Der Kirchengemeinderat der gewählten Kirchengemeinde ist zuständig
                     für Entscheidungen, die die Mitgliedschaft und das Wahlrecht des Gemeindegliedes betreffen. Das Gemeindeglied kann, soweit
                     gesetzlich nichts anderes geregelt ist, die Rechte nach § 8 in beiden Kirchengemeinden wahrnehmen. Ummeldungen innerhalb von drei Monaten vor einer Kirchengemeinderatswahl bleiben für
                     die Ausübung des Wahlrechts in der gewählten Kirchengemeinde für diese Wahl außer Betracht.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die durch Ummeldung begründete Mitgliedschaft in einer Kirchengemeinde wird durch Erklärung des Gemeindeglieds beendet. Sie
                     endet auch beim Wegzug des Gemeindeglieds aus der Kirchengemeinde seines Wohnsitzes in eine andere Kirchengemeinde. Der Oberkirchenrat
                     kann, wenn es im dringenden Interesse der Kirchengemeinde, des Kirchenbezirks oder der Landeskirche liegt, Ummeldungen durch
                     Erklärung gegenüber den Umgemeldeten und dem Kirchengemeinderat der gewählten Kirchengemeinde beenden.
                  

               

               
                     § 7
Entscheidung über die Mitgliedschaft
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Über die Mitgliedschaft in der Kirchengemeinde hat in Zweifelsfällen der Kirchengemeinderat zu entscheiden. Erheben sich dabei
                     bezüglich der Zugehörigkeit zur Evangelischen Landeskirche Bedenken, so ist zuvor die Entscheidung des Oberkirchenrats einzuholen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gegen den Beschluss des Kirchengemeinderats ist, vorbehaltlich der steuerrechtlichen Bestimmungen, innerhalb der Ausschlussfrist
                     von zwei Wochen von der Eröffnung des Beschlusses an Beschwerde an den Oberkirchenrat zulässig.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 7 KGO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              5. Die Entscheidung des Kirchengemeinderats ergeht schriftlich. Sie ist zu begründen, mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen
                                 und dem Betroffenen zuzustellen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              6. Die Beschwerdefrist beginnt am Tage nach der Zustellung der Entscheidung des Kirchengemeinderats.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 8
Rechte der Kirchengemeindeglieder
                     

                  

                  Jedes Kirchengemeindeglied hat nach Maßgabe der bestehenden Ordnungen Anteil an dem von der Kirche dargebotenen Wort und Sakrament,
                     den kirchlichen Einrichtungen und Rechten.
                  

               

               
                     § 9
Pflichten der Kirchengemeindeglieder
                     

                  

                  Pflicht des Kirchengemeindeglieds ist es, in Treue gegen die Landeskirche sich am kirchlichen Leben zu beteiligen, das Wohl
                     der Gemeinde zu fördern, die kirchlichen Gesetze und Ordnungen zu befolgen, die ihm übertragenen kirchlichen Ehrenämter zu
                     verwalten und seinen Anteil am kirchlichen Aufwand zu tragen.
                  

               

               
                     § 10

                  

                  (aufgehoben)

               

            

         

      

      
            II. Kirchengemeinderat

         

         
                     § 11
Zusammensetzung des Kirchengemeinderats
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In jeder Kirchengemeinde besteht ein Kirchengemeinderat. Seine Mitglieder sind
                     
                        	
                           die von den wahlberechtigten Kirchengemeindegliedern gewählten Mitglieder (Kirchengemeinderätinnen und Kirchengemeinderäte);

                        

                        	
                           die Pfarrerinnen und Pfarrer der Kirchengemeinde, die mit einem Predigtamt in der Kirchengemeinde ständig betraut sind, oder
                              deren ordentliche Stellvertreterinnen und Stellvertreter im Pfarramt sowie die oder der mit dem Predigtamt in der Kirchengemeinde
                              betraute Prälatin oder Prälat und die Frühpredigerinnen und Frühprediger, wenn die Landesbischöfin oder der Landesbischof
                              mit der Frühpredigerstelle nach Anhörung des Kirchengemeinderats die Mitgliedschaft verbunden hat; ausgenommen sind Pfarrerinnen
                              und Pfarrer, denen nach § 10 Absatz 3 Württembergisches Pfarrergesetz9 lediglich bestimmte Dienste übertragen sind;
                           

                        

                        	
                           die Kirchenpflegerin oder der Kirchenpfleger, sofern eine solche oder ein solcher bestellt ist;

                        

                        	
                           die nach § 12 Absatz 2 zugewählten Mitglieder.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ehegatten können nicht gleichzeitig Mitglieder des Kirchengemeinderats sein. Werden beide gewählt, so tritt derjenige mit
                     der höheren Stimmenzahl in den Kirchengemeinderat ein. Bei gleicher Stimmenzahl entscheidet das Los.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wird eine Pfarrstelle, die einer Kirchengemeinde zugeordnet ist, von zwei Pfarrerinnen oder Pfarrern versehen und ist mit
                     den Dienstaufträgen die Mitgliedschaft im selben Kirchengemeinderat verbunden (Absatz 1 Nummer 2), so entscheidet der Oberkirchenrat
                     im Rahmen der Festlegung des Dienstauftrags, welche oder welcher der beiden dem Kirchengemeinderat angehört und gegebenenfalls
                     eine oder einer der Vorsitzenden des Kirchengemeinderats ist. Dies setzt eine parochiale Zuständigkeit voraus. Die oder der
                     andere nimmt an den Sitzungen des Kirchengemeinderats beratend teil. Versieht ein Ehepaar mehr als eine Pfarrstelle, so findet
                     Absatz 2 Satz 1 keine Anwendung.10

                  
                        (
                        4
                        )
                        Ein Hinderungsgrund für die Wahl in den Kirchengemeinderat besteht für
                     
                        	
                           Mitglieder des Kirchengemeinderats nach Absatz 1 Nummern 2, 3 und 4 und ihre Ehegatten,

                        

                        	
                           Pfarrerinnen und Pfarrer im Ehrenamt mit Dienstauftrag in der Kirchengemeinde und die ständigen und unständigen Pfarrerinnen
                              und Pfarrer mit Dienstauftrag in der Kirchengemeinde, soweit sie nicht Mitglied des Kirchengemeinderats nach Absatz 1 Nummer 2 sind.
                           

                        

                        	
                           Gemeindediakoninnen und Gemeindediakone mit Dienstauftrag in der Kirchengemeinde,

                        

                        	
                           hauptberufliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Kirchengemeinde und einer Gesamtkirchengemeinde oder eines kirchlichen Verbands nach dem Kirchlichen Verbandsgesetz11, der oder dem die Kirchengemeinde angehört und
                           

                        

                        	
                           die Schuldekanin oder den Schuldekan.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Zu den Sitzungen des Kirchengemeinderats werden eingeladen und können beratend teilnehmen
                     
                        	1.

                        	
                           Gemeindediakoninnen und Gemeindediakone, deren Aufgabenschwerpunkt in der Kirchengemeinde liegt;

                        

                        	2.

                        	
                           Pfarrerinnen und Pfarrer im Ehrenamt, deren Aufgabenschwerpunkt in der Kirchengemeinde liegt und die ständigen und unständigen
                              Pfarrerinnen und Pfarrer mit Dienstauftrag in der Kirchengemeinde, soweit sie nicht Mitglieder des Kirchengemeinderats nach
                              Absatz 1 Nummer 2 sind;
                           

                        

                        	3.

                        	
                           die Schuldekanin oder der Schuldekan in Dekanatsorten, in denen keine Gesamtkirchengemeinde besteht (§ 52 Absatz 1);
                           

                        

                        	4.

                        	
                           die Kirchenpflegerin oder der Kirchenpfleger einer Gesamtkirchengemeinde, der die Kirchengemeinde angehört, sofern eine solche
                              oder ein solcher bestellt ist und sie oder er nicht Mitglied des Kirchengemeinderats ist;
                           

                        

                        	4a.

                        	
                           eine Assistentin oder ein Assistent der Gemeindeleitung, sofern eine solche oder ein solcher bestellt und sie oder er nicht
                              Mitglied des Kirchengemeinderats ist;
                           

                        

                        	5.

                        	
                           die Mitglieder der Landessynode, die in der Kirchengemeinde ihren Wohnsitz haben (§ 6), sofern sie nicht Mitglied des Kirchengemeinderats sind.
                           

                        

                     

                  

                  Wird die Assistenz der Gemeindeleitung nach Satz 1 Nummer 4a von mehreren Personen wahrgenommen, so entscheidet der Kirchengemeinderat
                     im Rahmen der Festlegung des Dienstauftrags, welche Person zu den Sitzungen eingeladen wird und beratend teilnehmen kann.
                  

                  
                     
                        
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 11 KGO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              7. „Pfarrerinnen und Pfarrer der Kirchengemeinde“ im Sinne des § 11 Absatz 1 Nummer 2 der Kirchengemeindeordnung sind
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              a)

                           
                           	
                              ständige Pfarrerinnen und Pfarrer, deren Tätigkeit überwiegend einer oder mehreren Kirchengemeinden gilt (Gemeindepfarrerinnen und -pfarrer),

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              b)

                           
                           	
                              ständige Pfarrerinnen und Pfarrer mit einem Sonderauftrag im Hauptamt, die mit einem nach § 7 Absatz 3 Württembergisches Pfarrergesetz12 festgelegten Predigtauftrag in der Kirchengemeinde ständig betraut sind und deren Pfarrstelle für die Kirchengemeinde errichtet
                                 oder durch Verfügung des Oberkirchenrats der Kirchengemeinde zugeordnet ist,
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              c)

                           
                           	
                              Militärpfarrerinnen und -pfarrer, die einen der Kirchengemeinde zugeordneten personalen Seelsorgebereich versehen (vgl. Verordnung des Oberkirchenrats zur Durchführung der Militärseelsorge im Bereich der Evangelischen Landeskirche in Württemberg)13,
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              d)

                           
                           	
                              unständige Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarramt und Pfarrerinnen und Pfarrer in berufsbegleitender Ausbildung im Pfarrdienst,
                                 die aufgrund ihres nach § 8 Absatz 1 Württembergisches Pfarrergesetz14 festgelegten Dienstauftrags zur regelmäßigen gottesdienstlichen Predigt und zur selbständigen Versehung eines Seelsorgebezirks
                                 verpflichtet sind.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              8. Bei Inhaberinnen oder Inhabern beweglicher Pfarrstellen legt der Oberkirchenrat im Einzelfall fest, ob sie Pfarrerinnen oder
                                 Pfarrer der Kirchengemeinde im Sinne dieser Bestimmung sind.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              9. „Ordentliche Stellvertreterinnen oder Stellvertreter im Pfarramt“ im Sinne des § 11 Absatz 1 Nummer 2 der Kirchengemeindeordnung sind vom Oberkirchenrat mit der Stellvertretung beauftragte unständige Pfarrerinnen und Pfarrer, Pfarrerinnen und Pfarrer
                                 im Wartestand oder im Ruhestand sowie Pfarrerinnen und Pfarrer, die nach der vom Dekanatamt aufgrund der Urlaubs- und Stellvertretungsverordnung
                                 getroffenen Regelung zur Vertretung verpflichtet sind.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              10. Zur Mitgliedschaft von Ehepaaren im Gesamtkirchengemeinderat siehe § 52 Absatz 1 Satz 5 der Kirchengemeindeordnung.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              11. Der Aufgabenschwerpunkt einer Pfarrerin oder eines Pfarrers im Ehrenamt wird vom Oberkirchenrat im Rahmen der Festlegung
                                 des Dienstauftrags nach § 112 Pfarrdienstgesetz der EKD15 festgelegt. Der Aufgabenschwerpunkt einer Gemeindediakonin oder eines Gemeindediakons nach § 11 Absatz 5 Nummer 1 der Kirchengemeindeordnung liegt bei dem Träger kirchlicher Aufgaben, für den sie oder er nach dem Dienstauftrag den höchsten vom Hundert an Arbeitszeit
                                 aufzuwenden hat. Kommen danach mehrere Träger kirchlicher Aufgaben in Betracht, so legt die anstellende Körperschaft den Aufgabenschwerpunkt
                                 fest.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              12. „Hauptberufliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter“ im Sinne des § 11 Absatz 4 Nummer 4 der Kirchengemeindeordnung sind alle zu fünfzig oder mehr vom Hundert angestellten oder aufgrund eines Gestellungsvertrags tätigen Mitarbeiterinnen
                                 und Mitarbeiter, die der Aufsicht der Kirchengemeinde oder der Gesamtkirchengemeinde oder eines kirchlichen Verbands, der
                                 oder dem die Kirchengemeinde angehört, unterliegen oder an deren Beaufsichtigung die Kirchengemeinde, Gesamtkirchengemeinde
                                 oder der kirchliche Verband unmittelbar beteiligt ist. Eine Reduzierung des Umfangs der Beschäftigung während der Pflege-
                                 oder Elternzeit oder aufgrund einer vorübergehenden Beurlaubung bleibt außer Betracht. Sind hauptberufliche Mitarbeiterinnen
                                 und Mitarbeiter Mitglied einer anderen Kirchengemeinde, die nicht im Gebiet der anstellenden Gesamtkirchengemeinde oder des
                                 anstellenden kirchlichen Verbands liegt, so können sie dort Mitglied des Kirchengemeinderats sein.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              13. Die in § 11 Absatz 5 der Kirchengemeindeordnung genannten Personen erhalten vor jeder Sitzung des Kirchengemeinderats eine Tagesordnung.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 11 a

                  

                  (aufgehoben)

               

               
                     § 12
Zahl der Gewählten, Zuwahl
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Zahl der von den Kirchengemeindegliedern gewählten Mitglieder beträgt je nach der Größe und den Bedürfnissen der Kirchengemeinde
                     vier bis achtzehn. In Kirchengemeinden, die an einer Verbundkirchengemeinde beteiligt sind, beträgt sie mindestens zwei, in
                     allen Kirchengemeinden der Verbundkirchengemeinde gemeinsam insgesamt höchstens achtzehn; der Oberkirchenrat kann eine Erhöhung
                     dieser Zahl zulassen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Kirchengemeinderat kann mit zwei Dritteln der Stimmen seiner Mitglieder bis zu vier weitere Mitglieder zuwählen; jedoch
                     darf die Zahl der Zugewählten ein Viertel der gewählten Mitglieder (§ 11 Absatz 1 Nummer 1) nicht überschreiten. Durch die Zuwahl soll eine sachgerechte Verteilung der Verantwortung und der Aufgaben des Kirchengemeinderats
                     erreicht werden. Ist eine Kirchengemeinde an einer Verbundkirchengemeinde beteiligt, so findet keine Zuwahl durch ihren Kirchengemeinderat
                     statt.
                  

                  
                     
                        
                        
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 12 KGO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              14. Die Zahl der nach § 11 Absatz 1 Nummer 1 der Kirchengemeindeordnung zu wählenden Mitglieder des Kirchengemeinderats wird auf Antrag oder nach Anhörung des Kirchengemeinderats vom Dekanatamt
                                 nach folgenden Richtzahlen festgelegt:
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Kirchengemeinden

                           
                           	
                              Zahl der zu wählenden Mitglieder des Kirchengemeinderats (§ 12 Absatz 1 Kirchengemeindeordnung)
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              bis zu

                           
                           	
                              500 Kirchengemeindeglieder

                           
                           	
                               5

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              bis zu

                           
                           	
                              1 500 Kirchengemeindeglieder

                           
                           	
                               7

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              bis zu

                           
                           	
                              5 000 Kirchengemeindeglieder

                           
                           	
                               9

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              bis zu

                           
                           	
                              10 000 Kirchengemeindeglieder

                           
                           	
                              12

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              über

                           
                           	
                              10 000 Kirchengemeindeglieder

                           
                           	
                              18

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Der Oberkirchenrat wird von Neufestsetzungen unterrichtet. Angehörige personaler Seelsorgebezirke gemäß § 5 Absatz 3 der Verordnung zur Durchführung der Militärseelsorge (Abl. 48 S. 125)16 sind bei den Kirchengemeindegliedern mitzuzählen. Wenn besondere Bedürfnisse der Kirchengemeinde dies nahelegen, kann von
                                 den Richtzahlen mit Genehmigung des Oberkirchenrats abgewichen werden. Ist eine Neufestsetzung der Zahl der zu wählenden Mitglieder
                                 des Kirchengemeinderats erforderlich, so erfolgt sie in der Regel zu den nächsten Wahlen. Bestehende Regelungen bleiben bis
                                 zu einer Neufestsetzung unberührt.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              14a. Für die einer Verbundkirchengemeinde angehörenden Kirchengemeinden wird die Zahl der zu wählenden Mitglieder gemeinsam so
                                 festgelegt, dass in jeder beteiligten Kirchengemeinde eine dem Verhältnis der Gemeindeglieder entsprechende Zahl von Mitgliedern
                                 des Kirchengemeinderats gewählt wird. Die Richtzahl nach Nummer 14 Satz 1 dieser Verordnung wird im Rahmen des § 12 Absatz 1 Satz 2 der Kirchengemeindeordnung soweit verringert, dass die Zahl aller in den beteiligten Kirchengemeinden zu wählenden Mitglieder der Kirchengemeinderäte
                                 gemeinsam der Richtzahl einer Kirchengemeinde mit der Gemeindegliederzahl der Verbundkirchengemeinde entspricht. Das Dekanatamt
                                 kann, wenn besondere Bedürfnisse der Kirchengemeinde dies nahelegen, unbeschadet der Regelung in § 12 Absatz 1 Satz 2 der Kirchengemeindeordnung bei der Festlegung von den Richtzahlen um insgesamt bis zu zwei Mitglieder innerhalb der Verbundkirchengemeinde abweichen
                                 und in diesem Umfang auch Abweichungen vom Verhältnis der Zahl der Gemeindeglieder zu den zu wählenden Mitgliedern festlegen.
                              

                              Bei der Neubildung einer Verbundkirchengemeinde ist eine Neufestsetzung der Zahl der zu wählenden Mitglieder der Kirchengemeinderäte
                                 spätestens zu den nächsten Wahlen vorzunehmen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              15. Bei der Zuwahl nach § 12 Absatz 2 der Kirchengemeindeordnung sind im Interesse einer sachgerechten Verteilung der Aufgaben und der Verantwortung im Kirchengemeinderat (§ 24 Absatz 7 Kirchengemeindeordnung) vorrangig Personen zu berücksichtigen, die im Blick auf die verschiedenen Arbeitsbereiche der Kirchengemeinde besondere
                                 Fähigkeiten, Erfahrungen und Kenntnisse besitzen. Die Zuzuwählenden müssen in der Kirchengemeinde wählbar sein. Die Zugewählten
                                 sind nach § 34 der Kirchlichen Wahlordnung17 in ihr Amt einzuführen. Zuwahlen sind während der ganzen Wahlperiode möglich. Die Zuwahl von Personen, die nach § 11 Absatz 4 der Kirchengemeindeordnung nicht Mitglieder des Kirchengemeinderats sein können, ist ausgeschlossen.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 13
Unechte Teilortswahl, Wohnbezirke
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Erstreckt sich eine Kirchengemeinde über mehrere Orte (Hauptort und Nebenorte), so wird aus jedem Ort oder aus einer Gruppe
                     von Nebenorten eine dem Verhältnis der Gemeindeglieder entsprechende Zahl von Kirchengemeinderätinnen und Kirchengemeinderäten
                     gewählt (unechte Teilortswahl). Durch Ortssatzung kann statt dessen eine Mindestzahl von zu wählenden Kirchengemeinderätinnen
                     und Kirchengemeinderäten für die Orte und Gruppen von Orten festgelegt werden. Ausnahmen von der Bestimmung des Satzes 1 oder
                     das Abweichen von einer Ortssatzung nach Satz 2 im Einzelfall bedürfen der Genehmigung des Oberkirchenrats.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Durch Ortssatzung können innerhalb eines Ortes Wohnbezirke gebildet werden. Für diese gilt Absatz 1 entsprechend.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Meldet sich ein Kirchengemeindeglied nach § 6a in eine Kirchengemeinde um, die in Orte oder Wohnbezirke aufgeteilt ist, so teilt das Kirchengemeindeglied mit, zu welchem
                     Ort oder Wohnbezirk es gehören will. Der gewählte Ort oder Wohnbezirk darf nicht von dem gewählten Seelsorgebezirk abweichen.
                     Liegt keine Meldung vor, so ist es dem größten Ort oder Wohnbezirk des Seelsorgebezirks zugeordnet.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Sind in einer Kirchengemeinde weniger als vier Kirchengemeinderätinnen und Kirchengemeinderäte zu wählen, ist eine Wahl nach den Absätzen 1 und 2 ausgeschlossen.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 13 KGO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              16. Nebenorte sind von der übrigen Kirchengemeinde deutlich abgegrenzte Ortsteile. Die Ausnahmegenehmigung des Oberkirchenrats
                                 gemäß § 13 Absatz 1 Satz 3 der Kirchengemeindeordnung gilt als erteilt, wenn das Dekanatamt einem entsprechenden, einstimmig beschlossenen Antrag des Kirchengemeinderats zustimmt.
                                 Der Oberkirchenrat ist zu unterrichten.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Die Zahl der auf einen oder eine Gruppe von Nebenorten entfallenden Mitglieder des Kirchengemeinderats wird, soweit sie nicht
                                 durch Ortssatzung festgelegt ist (§ 13 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 Kirchengemeindeordnung), auf Antrag oder nach Anhörung des Kirchengemeinderats vom Dekanatamt festgelegt. Der Oberkirchenrat ist zu unterrichten.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              17. Wohnbezirke sind in der Ortssatzung genau zu bezeichnen. Sie sollen Parochialgrenzen möglichst nicht durchschneiden.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 14
Amtszeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kirchengemeinderäte werden auf die Dauer von sechs Jahren gewählt. In den Fällen des § 33 Kirchliche Wahlordnung18 erfolgt die Wahl für den Rest der allgemeinen Wahlzeit.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Nach Ablauf der Wahlzeit versehen die Mitglieder ihr Amt bis zur Einführung der neugewählten Mitglieder weiter; ebenso bleiben
                     sie als Vertreterinnen und Vertreter der Kirchengemeinde Mitglied in einem verkleinerten Gesamtkirchengemeinderat oder einem
                     Engeren Rat einer Gesamtkirchengemeinde bis zur Wahl ihrer Nachfolgerinnen und Nachfolger.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 14 KGO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              17a. Die Amtszeit des Kirchengemeinderats beginnt mit der Verpflichtung der von den Kirchengemeindegliedern gewählten Mitglieder,
                                 die des Gesamtkirchengemeinderats (Verbundkirchengemeinderats) mit seinem ersten Zusammentreten.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 15
Aufgaben
                     

                  

                  Der Kirchengemeinderat nimmt die ihm in diesem und in anderen kirchlichen Gesetzen zugewiesenen Aufgaben wahr. § 2 Allgemeine Gewaltschutzbestimmungen19 und § 3 Absatz 2, § 5 Absatz 1, § 6 Absatz 1 und 2 sowie die §§ 7 und 8  Allgemeine Klimaschutzbestimmungen20 gelten entsprechend.
                  

               

               
                     § 16
Leitung der Gemeinde
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kirchengemeinderat und Pfarrerinnen und Pfarrer leiten gemeinsam die Gemeinde. Getreu ihrem Amtsversprechen sind sie dafür
                     verantwortlich, dass das Wort Gottes verkündigt und der Dienst der Liebe an jedermann getan wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kirchengemeinderätinnen und Kirchengemeinderäte, Pfarrerinnen und Pfarrer sind verpflichtet, bei der Erfüllung dieser Aufgaben
                     zusammenzuwirken und der Gemeinde nach dem Maß ihrer Gaben und Kräfte zu dienen.
                  

               

               
                     § 17
Örtliche Gottesdienstordnung
                     

                  

                  Der Kirchengemeinderat, sofern eine Verbundkirchengemeinde besteht der Verbundkirchengemeinderat, nimmt im Benehmen mit dem
                     zuständigen Pfarramt innerhalb der Schranken der landeskirchlichen und der vom Oberkirchenrat genehmigten örtlichen Ordnung die Gottesdienstordnung wahr; die örtliche Gottesdienstordnung kann nur nach vorheriger Anhörung des Kirchengemeinderats,
                     in Verbundkirchengemeinden des Verbundkirchengemeinderats, durch Entschließung des Oberkirchenrats geändert werden. Zur Abwendung
                     drohender Gefahren kann der Oberkirchenrat abweichend von Satz 1 Halbsatz 2 im Einzelfall, für eine Vielzahl von Fällen oder für alle Kirchengemeinden vorübergehend die örtliche Gottesdienstordnung
                     ändern.
                  

               

               
                     § 18
Haushaltsführung, Stiftungen, Steuervertretung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Kirchengemeinderat führt den Haushalt der Kirchengemeinde und verwaltet das Ortskirchenvermögen sowie die in der Gemeinde
                     vorhandenen kirchlichen Stiftungen, soweit nicht von der Stifterin oder vom Stifter eine besondere Verwaltungsbehörde bezeichnet
                     ist, ebenso den Anteil an den teils für kirchliche, teils für andere Zwecke bestimmten Stiftungen. Seiner Verwaltung untersteht
                     auch das Kirchenopfer, soweit es nicht von der Landesbischöfin oder vom Landesbischof einem anderen Zweck zugewiesen ist (vgl.
                     im Übrigen §§ 41 bis 48).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Kirchengemeinderat bildet die ortskirchliche Steuervertretung.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 18 KGO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              18. Das Kirchenopfer wird in der Regel in geschlossenen Opferbüchsen gesammelt. Vor der Aufstellung der Büchsen sind diese darauf
                                 zu prüfen, ob sie ordnungsgemäß verschlossen sind. Büchsen, bei denen Geldstücke ohne Öffnung des Schlosses entnommen werden
                                 können, dürfen nicht verwendet werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              19. Die Opferbüchsen sind unverzüglich nach Schluss einer Veranstaltung, bei der ein Kirchenopfer eingesammelt wurde, zu entleeren.
                                 Finden an einem Tag mehrere Veranstaltungen statt und ist eine mehrmalige Entleerung der Opferbüchsen nicht zweckmäßig, so
                                 müssen die Büchsen in der Zeit zwischen den einzelnen Veranstaltungen in einem verschließbaren, für Dritte unzugänglichen
                                 Raum aufbewahrt werden. Bei der Entleerung müssen mindestens zwei vom Kirchengemeinderat zu bestimmende Personen anwesend
                                 sein.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              20. Das Kirchenopfer muss entweder unmittelbar nach der Entleerung der Opferbüchsen oder in vom Kirchengemeinderat festzulegenden
                                 Zeitabständen, spätestens alle zwei Monate, gezählt werden. Im letzteren Fall ist der Inhalt der Opferbüchsen in einen verschließbaren
                                 Sammelbehälter zu verbringen, der seinerseits in einem verschließbaren Schrank aufzubewahren ist. Die Schlüssel zu Sammelbehälter
                                 und Schrank müssen von verschiedenen vom Kirchengemeinderat zu bestimmenden Personen verwahrt werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              21. Das Kirchenopfer wird von mindestens zwei vom Kirchengemeinderat zu bestimmenden Opferzählern gezählt und anschließend von
                                 der Kirchenpflege oder im Fall einer Übertragung von Kassengeschäften gemäß § 41 Absatz 4 Satz 3 Nummer 4 Kirchengemeindeordnung von der Regionalverwaltung vereinnahmt. Das Ergebnis der Zählung ist schriftlich festzuhalten und von den zählenden Personen
                                 durch Unterzeichnung zu bestätigen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              22. Für Veranstaltungen außerhalb des Kirchengebäudes ist vom Kirchengemeinderat eine besondere Regelung zu treffen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              23. Für Kirchenopfer, die nicht für Zwecke der Kirchengemeinde selbst bestimmt sind, gelten die vorstehenden Bestimmungen. Sie
                                 sind vor Weitergabe an die empfangende Stelle von der Kirchenpflege oder im Fall einer Übertragung von Kassengeschäften gemäß
                                 § 41 Absatz 4 Satz 3 Nummer 4 Kirchengemeindeordnung von der Regionalverwaltung in Ertrag und Aufwand zu verbuchen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              24. Die Kirchenopfer und Opfersammlungen, die nicht der Verwaltung der Kirchengemeinde unterstehen, werden von der Landesbischöfin
                                 oder vom Landesbischof jährlich im landeskirchlichen Kollektenplan festgelegt. Dieser ist für die Kirchengemeinden verbindlich.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              25. Wird bei einer nicht kirchlichen oder nicht landeskirchlichen Veranstaltung in einem kirchlichen Raum Geld für die Zwecke
                                 der Veranstalterin oder des Veranstalters gesammelt, so bleibt dieser oder diesem die Zählung und Vereinnahmung überlassen.
                                 Wenn möglich, sind hierbei die regelmäßig verwendeten Opferbüchsen der Kirchengemeinde nicht zu verwenden.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 19
Äußere Ordnung in kirchlichen Gebäuden und Einrichtungen
                     

                  

                  Der Kirchengemeinderat handhabt die äußere Ordnung in kirchlichen Gebäuden und Einrichtungen.

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 19 KGO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              26. In Ausübung des Hausrechts nach § 19 der Kirchengemeindeordnung regelt der Kirchengemeinderat die Fragen des Fotografierens und Filmens und von Tonaufnahmen in den kirchlichen Räumen der
                                 Kirchengemeinde, insbesondere im Kirchengebäude, im Rahmen der vom Oberkirchenrat erlassenen Richtlinien21 und des geltenden staatlichen Rechts.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 20
Nutzung der kirchlichen Gebäude und Einrichtungen
                     

                  

                  Der Kirchengemeinderat entscheidet über die Einräumung der kirchlichen Gebäude und Einrichtungen für andere als die nach der
                     allgemeinen oder örtlichen Ordnung vorgesehenen Zwecke. Für Zwecke, die den Interessen der Landeskirche zuwider sind, dürfen
                     die Gebäude nicht eingeräumt werden. Dies gilt insbesondere für die Einräumung des Kirchengebäudes für Zwecke, die seiner Bestimmung zuwider sind.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 20 KGO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              27. Der Bestimmung des Kirchengebäudes zuwider sind insbesondere Veranstaltungen, die der Ausübung und Verbreitung einer außerchristlichen
                                 Religion oder Weltanschauung dienen. In der Regel sind solche Veranstaltungen auch den Interessen der Landeskirche zuwider.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu §§ 21 bis 32 a)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              28. Im Rahmen der Kirchengemeindeordnung und dieser Verordnung kann der Kirchengemeinderat über das von ihm zu beachtende Verfahren
                                 und über die Führung der Geschäfte der Kirchengemeinde Regelungen treffen (Geschäftsordnung der Kirchengemeinde).
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 21
Sitzungen des Kirchengemeinderats, Öffentlichkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Kirchengemeinderat versammelt sich auf Einladung der oder des ersten Vorsitzenden, so oft es die Geschäfte erfordern. Die oder der Vorsitzende kann vorsehen, dass die audiovisuelle Teilnahme an den Sitzungen
                     genügt, sofern die technischen Voraussetzungen hierfür, bei öffentlichen Sitzungen auch für die Öffentlichkeit, gegeben sind.
                     Die vom Oberkirchenrat festgelegten Verfahren und Programme sind einzusetzen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Durch Beschluss können regelmäßige Sitzungstage festgesetzt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Sitzungen des Kirchengemeinderats sind öffentlich. Nichtöffentlich ist zu verhandeln, wenn der Verhandlungsgegenstand
                     der Verschwiegenheitspflicht nach § 31 unterliegt. Die oder der erste Vorsitzende kann in der Tagesordnung bestimmte Gegenstände in die nichtöffentliche Sitzung
                     verweisen. Über Anträge aus der Mitte des Kirchengemeinderats, einen Verhandlungsgegenstand entgegen der Tagesordnung in öffentlicher
                     oder nichtöffentlicher Sitzung zu behandeln, wird in nichtöffentlicher Sitzung beraten und entschieden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Kirchengemeinderat soll die Gemeindeglieder über seine Arbeit und über Vorgänge in der Kirchengemeinde regelmäßig informieren.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 21 KGO)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 29. Die oder der erste Vorsitzende lädt den Kirchengemeinderat im Benehmen mit der oder dem zweiten Vorsitzenden in der Regel
                                    textförmlich mit angemessener Frist ein und teilt rechtzeitig mit, über welche Gegenstände verhandelt werden und ob die Sitzung
                                    ganz oder teilweise nichtöffentlich sein soll. Anmeldungen nach § 22 der Kirchengemeindeordnung sind zu berücksichtigen, wenn ihretwegen keine besondere Sitzung einberufen wurde. In die Sitzungsvorbereitung 
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 sollen außer den beiden Vorsitzenden die Kirchenpflegerin oder der Kirchenpfleger und solche Mitglieder des Kirchengemeinderats
                                    einbezogen werden, denen nach § 24 Absatz 7 der Kirchengemeindeordnung ein eigener Aufgabenbereich übertragen ist. Die Frist für die Einberufung ist angemessen und die Tagesordnung rechtzeitig
                                    mitgeteilt, wenn die Mitglieder des Kirchengemeinderats ausreichend Zeit haben, sich auf den Sitzungstermin einzurichten und
                                    sich vor der Sitzung mit den Verhandlungsgegenständen vertraut machen können. Die Mitglieder des Kirchengemeinderats sind
                                    verpflichtet, an den Sitzungen teilzunehmen (§ 9 Kirchengemeindeordnung). Nichtöffentlich ist nach § 31 der Kirchengemeindeordnung unter anderem über alle Angelegenheiten zu verhandeln, die ihrer Natur nach vertraulich sind. Das gilt insbesondere für Personalsachen
                                    und für Fragen über persönliche und wirtschaftliche Verhältnisse Dritter.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 30. Die Sitzungen des Kirchengemeinderats sollen mit Gebet eröffnet und geschlossen werden.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 31. Zeit, Ort und Tagesordnung der öffentlichen Sitzungen werden der Gemeinde rechtzeitig bekanntgegeben. Andere als die bekanntgegebenen
                                    Verhandlungsgegenstände können nachträglich auf die Tagesordnung gesetzt werden, wenn keines der anwesenden Mitglieder des
                                    Kirchengemeinderats widerspricht. §§ 11 Absatz 5 und 26 der Kirchengemeindeordnung gelten auch für nichtöffentliche Sitzungen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 32. Die Leiterin oder der Leiter der Sitzung hat für die Aufrechterhaltung der Ordnung in den Sitzungen zu sorgen. Im Fall eines
                                    in der Sitzung zutage tretenden pflichtwidrigen Verhaltens oder der Ungebühr seitens eines Mitglieds ist sie oder er befugt,
                                    zu ermahnen, zur Ordnung zu rufen, das Wort zu entziehen und nötigenfalls die Sitzung aufzuheben. Bei Störungen in öffentlichen
                                    Sitzungen kann die Sitzungsleiterin oder der Sitzungsleiter einzelne Zuhörerinnen oder Zuhörer nach vorheriger Ermahnung zum
                                    Verlassen des Raumes auffordern; auf Beschluss des Kirchengemeinderats kann die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 22
Pflicht zur Einberufung des Kirchengemeinderats
                     

                  

                  Der Kirchengemeinderat muss einberufen werden, wenn dies
                     
                        	
                           ein Drittel der Mitglieder,

                        

                        	
                           eine oder einer der Vorsitzenden,

                        

                        	
                           die geschäftsführende Pfarrerin oder der geschäftsführende Pfarrer (§ 24 Absatz 1), auch wenn sie oder er nicht eine oder einer der Vorsitzenden ist, oder
                           

                        

                        	
                           die Kirchenpflegerin oder der Kirchenpfleger, sofern eine solche oder ein solcher bestellt ist, zu einem Gegenstand ihres
                              oder seines Arbeitsbereichs
                           

                        

                     

                  

                  unter Angabe des Verhandlungsgegenstandes beantragt, oder wenn die Aufsichtsbehörde den Zusammentritt anordnet.

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 22 KGO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              33. Statt einer außerordentlichen Sitzung kann nach § 22 der Kirchengemeindeordnung auch verlangt werden, dass ein Verhandlungsgegenstand in die Tagesordnung der nächsten Sitzung aufgenommen wird. Der Antrag
                                 auf Einberufung des Kirchengemeinderats oder Aufnahme des Verhandlungsgegenstandes in die Tagesordnung der nächsten Sitzung
                                 ist schriftlich an die erste Vorsitzende oder den ersten Vorsitzenden des Kirchengemeinderats zu richten.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 23
Vorsitzende des Kirchengemeinderats
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Vorsitz im Kirchengemeinderat wird von zwei Personen geführt. Der Kirchengemeinderat beschließt vor jeder Wahl der Vorsitzenden,
                     ob die geschäftsführende Pfarrerin oder der geschäftsführende Pfarrer (§ 24 Absatz 1) kraft Amtes den ersten oder den zweiten oder keinen Vorsitz führt. Diesem Beschluss entsprechend wählt der Kirchengemeinderat
                     aus der Mitte seiner gewählten und zugewählten Mitglieder mit der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder die erste Vorsitzende
                     oder den ersten Vorsitzenden und die zweite Vorsitzende oder den zweiten Vorsitzenden oder, soweit die geschäftsführende Pfarrerin
                     oder der geschäftsführende Pfarrer den ersten oder zweiten Vorsitz führt, die erste Vorsitzende oder den ersten Vorsitzenden
                     oder die zweite Vorsitzende oder den zweiten Vorsitzenden. Die geschäftsführende Pfarrerin oder der geschäftsführende Pfarrer
                     (§ 24 Absatz 1) führt in der Regel den zweiten Vorsitz. Sie oder er führt unabhängig von dem Beschluss nach Satz 2 den ersten Vorsitz, wenn
                     der Kirchengemeinderat kein anderes gewähltes oder zugewähltes Mitglied wählt. Sie oder er führt unabhängig von dem Beschluss
                     nach Satz 2 den zweiten Vorsitz, wenn der Kirchengemeinderat nur eine oder einen Vorsitzenden wählt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Kirchengemeinderat kann mit der Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen seiner Mitglieder entsprechend dem Beschluss nach
                     Absatz 1 Satz 2 neue Vorsitzende wählen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Gewählte Vorsitzende sind von der zuständigen Dekanin oder vom zuständigen Dekan für die Dauer ihrer Amtszeit zur Ehrenbeamtin
                     oder zum Ehrenbeamten der Kirchengemeinde nach den Bestimmungen des Kirchenbeamtengesetzes in der jeweils geltenden Fassung
                     zu ernennen. Sie sind aus dem Ehrenbeamtenverhältnis zu entlassen, wenn sie die Mitgliedschaft im Kirchengemeinderat verlieren,
                     zurücktreten oder neue Vorsitzende gewählt werden.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 23 KGO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              34. (aufgehoben)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              35. Pfarrerinnen und Pfarrer im Sinne des § 23 Absatz 1 der Kirchengemeindeordnung sind die in Nummer 7 Buchstabe a dieser Verordnung genannten Pfarrerinnen und Pfarrer. In Militärkirchengemeinden können auch die Pfarrerinnen und Pfarrer
                                 nach den Nummern 7 Buchstaben b und c und 8 dieser Verordnung Pfarrer im Sinne des § 23 Absatz 1 der Kirchengemeindeordnung sein. In Kirchengemeinden mit mehreren solchen
                                 Pfarrstellen obliegt der Vorsitz im Kirchengemeinderat der geschäftsführenden Pfarrerin oder dem geschäftsführenden Pfarrer.
                                 Der Vorsitz bleibt mit derjenigen Pfarrstelle verbunden, mit der er bei Inkrafttreten dieser Verordnung verbunden ist, bis
                                 der Oberkirchenrat etwas anderes bestimmt.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              36. Die Ernennungsurkunde nach § 7 Absatz 2 Kirchenbeamtengesetz der EKD22 ist von der Dekanin oder vom Dekan oder ihrer oder seiner Stellvertreterin oder ihrem oder seinem Stellvertreter im Dekanatamt
                                 zu unterzeichnen und auszuhändigen. Die oder der gewählte Vorsitzende erhält als Ehrenbeamtin oder Ehrenbeamter eine monatliche
                                 Dienstaufwandsentschädigung in angemessener Höhe, mit welcher die gesamten Unkosten und Auslagen im Bereich der betreffenden
                                 Kirchengemeinde abgegolten sind. Die Höhe der Aufwandsentschädigung richtet sich nach den jeweiligen örtlichen Verhältnissen,
                                 insbesondere nach dem Umfang der übernommenen Geschäfte (§ 24 Absatz 1 Kirchengemeindeordnung); sie wird – vorbehaltlich einer allgemeinen Regelung durch den Oberkirchenrat – durch den Kirchengemeinderat im Einvernehmen
                                 mit der zuständigen Regionalverwaltung festgesetzt. Bei Dienstreisen außerhalb des Bereichs der Kirchengemeinde erhält sie
                                 oder er Reisekostenvergütung nach dem geltenden Reisekostenrecht der Landeskirche.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 24
Geschäftsführung der Kirchengemeinde
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In Kirchengemeinden mit mehreren Pfarrstellen bestimmt der Oberkirchenrat nach Anhörung des Kirchengemeinderats, mit welcher
                     Pfarrstelle die Geschäftsführung der Kirchengemeinde verbunden ist. In Kirchengemeinden mit nur einer Pfarrstelle ist diese
                     mit der Geschäftsführung verbunden. Die Stelleninhaberin oder der Stelleninhaber wird in diesem Gesetz als „geschäftsführende
                     Pfarrerin“ oder „geschäftsführender Pfarrer“ bezeichnet. Die geschäftsführende Pfarrerin oder der geschäftsführende Pfarrer
                     wird, soweit Absatz 3 Satz 2 und 3 nichts anderes bestimmt, von der Stellvertreterin oder vom Stellvertreter im Pfarramt vertreten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die beiden Vorsitzenden und die geschäftsführende Pfarrerin oder der geschäftsführende Pfarrer, auch wenn sie oder er nicht
                     den Vorsitz innehat, sowie die oder der Beauftragte für den Haushalt, sofern ein solcher aus der Mitte des Kirchengemeinderats
                     bestellt ist und der Kirchengemeinderat dies mit der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder beschließt, führen die Geschäfte
                     der Kirchengemeinde. Sie legen in gegenseitigem Einvernehmen und mit Zustimmung des Kirchengemeinderats fest, wie die vorhandenen
                     Arbeitsbereiche unter ihnen aufgeteilt werden. Unter Wahrung der Zuständigkeit in den ihnen zugeteilten Arbeitsbereichen handeln
                     sie erst nach gegenseitiger Fühlungnahme, wenn der Kirchengemeinderat dies bestimmt oder eine Angelegenheit größere Tragweite
                     hat. Bei Meinungsverschiedenheiten entscheidet der Kirchengemeinderat.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die beiden Vorsitzenden und die oder der Beauftragte für den Haushalt, sofern ein solcher aus der Mitte des Kirchengemeinderates
                     bestellt ist und der Kirchengemeinderat dies mit der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder beschließt, vertreten sich im
                     Falle des Ausscheidens und der Verhinderung gegenseitig. Sofern die geschäftsführende Pfarrerin oder der geschäftsführende
                     Pfarrer einen Vorsitz im Kirchengemeinderat führt, kann das Dekanatamt mit Zustimmung des Kirchengemeinderats deren oder dessen
                     Vertretung insoweit der Stellvertreterin oder dem Stellvertreter im Pfarramt oder einer anderen Pfarrerin oder einem anderen
                     Pfarrer übertragen. Die Zustimmung ist nicht erforderlich, wenn der Kirchengemeinderat innerhalb einer vom Dekanatamt gesetzten
                     Frist keine Vorsitzende und keinen Vorsitzenden wählt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die oder der erste und die oder der zweite Vorsitzende leiten die Sitzungen des Kirchengemeinderats. Der Kirchengemeinderat
                     kann die Leitung einer Sitzung auch einem anderen Mitglied übertragen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die beiden Vorsitzenden und die geschäftsführende Pfarrerin oder der geschäftsführende Pfarrer, auch wenn sie oder er nicht
                     eine oder einer der beiden Vorsitzenden ist, vertreten die Kirchengemeinde je einzeln gerichtlich und außergerichtlich.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die beiden Vorsitzenden, die geschäftsführende Pfarrerin oder der geschäftsführende Pfarrer und die oder der Beauftragte für
                     den Haushalt, sofern ein solcher aus der Mitte des Kirchengemeinderates bestellt ist, haben unverzüglich Widerspruch zu erheben,
                     wenn nach ihrer Auffassung ein Beschluss des Kirchengemeinderates der kirchlichen Ordnung nicht entspricht. Der Kirchengemeinderat
                     hat alsbald erneut zu beschließen. Bis dahin hat der Widerspruch aufschiebende Wirkung. Entspricht auch der neue Beschluss
                     nach Auffassung einer oder eines der beiden Vorsitzenden oder der geschäftsführenden Pfarrerin oder des geschäftsführenden
                     Pfarrers nicht der kirchlichen Ordnung, so ist unverzüglich die Entscheidung des Oberkirchenrats herbeizuführen.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Kann in einer dringenden Angelegenheit die Beschlussfassung des Kirchengemeinderats nicht rechtzeitig herbeigeführt werden,
                     so entscheiden die beiden Vorsitzenden und die geschäftsführende Pfarrerin oder der geschäftsführende Pfarrer im gegenseitigen
                     Einvernehmen anstelle des Kirchengemeinderats. Dieser ist unverzüglich zu unterrichten.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Anderen Mitgliedern des Kirchengemeinderats sollen im Einvernehmen mit den beiden Vorsitzenden in deren jeweiligen Arbeitsbereichen
                     bestimmte Aufgaben übertragen werden. In der Wahrnehmung dieser Aufgaben sind sie an die Beschlüsse des Kirchengemeinderats
                     gebunden und von diesem vor Entscheidungen in den ihnen übertragenen Angelegenheiten zu hören. Im Rahmen ihres Auftrags sollen
                     sie auch mit der Vorbereitung von Beratungen des Kirchengemeinderats sowie mit Zustimmung der beiden Vorsitzenden mit dem
                     Vollzug der Beschlüsse betraut werden.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                        Der Kirchengemeinderat bestellt, sofern ein eigenes Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen besteht, aber keine Kirchenpflegerin
                     und kein Kirchenpfleger gewählt sind, aus seiner Mitte eine Beauftragte oder einen Beauftragten für den Haushalt, die oder
                     der die Aufgaben nach § 10 Absatz 2 Haushaltsordnung wahrnimmt, soweit sie nicht durch Gesetz auf die Regionalverwaltung übertragen
                     sind.
                  

                  
                        (
                        10
                        )
                        Sind die beiden Vorsitzenden bei einem Beratungsgegenstand persönlich beteiligt oder aus sonstigen Gründen gleichzeitig an
                     der Sitzungsleitung verhindert, so hat ein anderes Mitglied, das der Kirchengemeinderat für diese Fälle aus seiner Mitte wählt,
                     die Leitung der Verhandlungen.
                  

                  
                        (
                        11
                        )
                        Tritt der Kirchengemeinderat auf Anordnung der Aufsichtsbehörde zusammen, so kann deren Vertreterin oder Vertreter die Leitung
                     der Verhandlungen übernehmen.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 24 KGO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              37. Die Geschäftsführung umfasst alle Arbeitsbereiche der Kirchengemeinde, wie Mission, Diakonie, Jugendarbeit, Erwachsenenbildung,
                                 Altenarbeit, Verwaltung usw. und beinhaltet die Vorbereitung und Durchführung entsprechender Beschlüsse des Kirchengemeinderats,
                                 die Anleitung und Beaufsichtigung der Mitarbeiterinnen und der Mitarbeiter und die Koordination der Gesamtarbeit. Diese Aufgaben
                                 sind unter den beiden Vorsitzenden und der oder dem Beauftragten für den Haushalt, sofern ein solcher aus der Mitte des Kirchengemeinderates
                                 bestellt ist, und der Kirchengemeinderat mit der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder beschließt, dass dieser an der Geschäftsführung
                                 der Kirchengemeinde beteiligt ist, aufzuteilen, soweit sie nicht zu den besonderen Aufgaben der oder des ersten Vorsitzenden
                                 gehören (§ 21 Absatz 1 und 3 Kirchengemeindeordnung sowie Nummer 46 dieser Verordnung). Die Möglichkeit, bestimmte Aufgaben auf andere Mitglieder des Kirchengemeinderats zur selbständigen Wahrnehmung
                                 zu übertragen (§ 24 Absatz 7 Kirchengemeindeordnung), bleibt unberührt. Nicht zu den Geschäftsführungsaufgaben gehören die besonderen pfarramtlichen Aufgaben, wie Predigt und
                                 Leitung des Gottesdienstes, Verwaltung der Sakramente und Vornahme von Amtshandlungen, Seelsorge, christliche Unterweisung
                                 und Führung der Kirchenbücher.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              38. Für die Kirchengemeinde bestimmte Schriftstücke hat die geschäftsführende Pfarrerin oder der geschäftsführende Pfarrer in
                                 Empfang zu nehmen, auf ihnen den Tag des Einlaufs zu vermerken und sie unter fortlaufenden Nummern in ein von ihr oder ihm
                                 zu führendes Verzeichnis (Diarium) einzutragen. Schriftstücke, die einen Arbeitsbereich der oder des anderen Vorsitzenden
                                 betreffen, sind an diese oder diesen weiterzuleiten. Sie oder er gibt sie nach Erledigung mit dem Erledigungsvermerk an das
                                 geschäftsführende Pfarramt zurück. Muss die geschäftsführende Pfarrerin oder der geschäftsführende Pfarrer vertreten werden,
                                 so nimmt seine Stellvertreterin oder sein Stellvertreter im Pfarramt die für die Kirchengemeinde bestimmten Schriftstücke
                                 in Empfang, trägt sie ein und gibt sie an die gewählte Vorsitzende oder den gewählten Vorsitzenden weiter. Soweit Schriftstücke
                                 an einen bestimmten Arbeitsbereich adressiert sind, können sie den verantwortlichen Mitarbeitern direkt zugeleitet werden.
                                 Es ist sicherzustellen, dass die Schriftstücke nach der Erledigung in die Registratur des geschäftsführenden Pfarramts aufgenommen
                                 werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              39. Die beiden Vorsitzenden und die oder der Beauftragte für den Haushalt, sofern ein solcher aus der Mitte des Kirchengemeinderates
                                 bestellt ist, bereiten die zu ihrem Arbeitsbereich gehörenden Beratungsgegenstände für die Sitzung des Kirchengemeinderats
                                 vor und sorgen für die Ausführung der entsprechenden Beschlüsse.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              40. Im Rahmen ihrer Arbeitsbereiche können die beiden Vorsitzenden und die oder der Beauftragte für den Haushalt, sofern ein
                                 solcher aus der Mitte des Kirchengemeinderates bestellt ist, oder andere Mitglieder des Kirchengemeinderats, denen gemäß § 24 Absatz 7 der Kirchengemeindeordnung Aufgaben übertragen worden sind, den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Kirchengemeinde Weisungen erteilen. Die unmittelbare
                                 Beaufsichtigung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Kirchengemeinde obliegt der oder dem Vorsitzenden, in deren oder
                                 dessen Arbeitsbereich die Personalangelegenheiten der Kirchengemeinde fallen (vgl. auch § 39 Kirchengemeindeordnung und Nummer 65 dieser Verordnung).
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              41. Eine Eilentscheidung der Vorsitzenden nach § 24 Absatz 6 der Kirchengemeindeordnung ist zulässig, wenn eine in den Zuständigkeitsbereich des Kirchengemeinderats oder eines beschließenden Ausschusses fallende
                                 Angelegenheit so dringend ist, dass ihre Erledigung nicht bis zu einer notfalls ohne Einhaltung einer Ladungsfrist und formlos
                                 einberufenen Sitzung aufgeschoben werden kann, ohne dass erhebliche Nachteile für die Kirchengemeinde oder einzelne Kirchengemeindeglieder
                                 entstehen (z. B. bei überraschend auftretenden Schäden an kirchlichen Gebäuden). Das Eilentscheidungsrecht der Vorsitzenden
                                 von beschließenden Ausschüssen nach § 56 Absatz 6 der Kirchengemeindeordnung ist zu berücksichtigen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              42. Beide Vorsitzende führen das landeskirchliche Dienstsiegel mit der Umschrift „Evangelische Kirchengemeinde (amtliche Bezeichnung)“.
                                 Das pfarramtliche Dienstsiegel ist den pfarramtlichen Urkunden vorbehalten.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              43. Bei Meinungsverschiedenheiten über die Wahrnehmung der einem Mitglied des Kirchengemeinderats nach § 24 Absatz 7 Kirchengemeindeordnung übertragenen Aufgaben entscheidet der Kirchengemeinderat.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              43a. Der oder dem Beauftragten für den Haushalt, sofern ein solcher aus der Mitte des Kirchengemeinderates bestellt ist und der
                                 Kirchengemeinderat mit der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder beschließt, dass dieser an der Geschäftsführung der Kirchengemeinde
                                 beteiligt ist, wird eine monatliche Dienstaufwandsentschädigung in angemessener Höhe gewährt, mit welcher die gesamten Unkosten
                                 und Auslagen im Bereich der betreffenden Kirchengemeinde abgegolten sind. Nummer 36 Satz 3 und 4 gilt entsprechend.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 25
Beschlussfähigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Kirchengemeinderat ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wenn auf eine zweite Einladung, mit der die einzelnen Gegenstände der Tagesordnung erneut mitgeteilt wurden, eine geringere
                     Zahl als nach Absatz 1 erforderlich erscheint, sind die Erschienenen beschlussfähig; es müssen jedoch mindestens drei Mitglieder
                     anwesend sein.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 25 KGO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              44. Bei der Ermittlung der Zahl der Mitglieder (§ 11 Absatz 1 Nummer 1 bis 4 Kirchengemeindeordnung) sind die durch Tod, Wegzug oder Entlassung Ausgeschiedenen nicht zu berücksichtigen, solange eine Nachwahl nicht stattgefunden
                                 hat (§ 33 Absatz 2 Kirchlichen Wahlordnung)23. Ist ein Mitglied nach § 27 der Kirchengemeindeordnung von der Beratung und Beschlussfassung über einen Gegenstand ausgeschlossen, gilt es insoweit als abwesend. Die Beschlussfähigkeit
                                 ist für die Behandlung jedes einzelnen Tagesordnungspunktes erforderlich.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              45. In der nach § 25 Absatz 2 der Kirchengemeindeordnung ergehenden weiteren Einladung zur Sitzung des Kirchengemeinderats ist darauf hinzuweisen, dass es sich um die zweite Einladung
                                 handelt und dass über die zum zweiten Mal mitgeteilten Gegenstände Beschluss gefasst werden kann, wenn mindestens drei Mitglieder
                                 des Kirchengemeinderats anwesend sind. Für neu zur Verhandlung kommende Gegenstände gilt § 25 Absatz 1 der Kirchengemeindeordnung.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 26
Beratende Teilnahme
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Kirchengemeinderat kann Beraterinnen oder Berater zu den Sitzungen zuziehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Pfarrerinnen und Pfarrer mit Sonderaufträgen im Bereich der Kirchengemeinde, die nicht nach § 11 Absatz 1 Mitglied des Kirchengemeinderats sind, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Kirchengemeinde, des Kirchenbezirks und der Regionalverwaltung
                     und Vertreterinnen und Vertreter kirchlicher Werke und Einrichtungen sollen zu den Sitzungen zugezogen werden, wenn Gegenstände
                     ihres Arbeitsbereichs verhandelt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Dekanin oder der Dekan kann an den Sitzungen beratend teilnehmen. Eine beabsichtigte Teilnahme soll so früh wie möglich
                     mitgeteilt werden.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 26 KGO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              46. Die oder der erste Vorsitzende kann im Einvernehmen mit der oder dem zweiten Vorsitzenden Berater zur Sitzung einladen (§ 26 Absatz 1 Kirchengemeindeordnung). Der Kirchengemeinderat entscheidet, ob und inwieweit sie bei Beratung und Beschlussfassung anwesend sein sollen. Er kann
                                 auch beschließen, dass bestimmte Personen regelmäßig als Beraterinnen oder Berater zu den Sitzungen eingeladen werden. Dies
                                 gilt nicht für hauptberufliche Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter der Kirchengemeinde.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              46a. Beabsichtigt die Dekanin oder der Dekan eine Teilnahme, so sind ihr oder ihm die Sitzungstermine und die Tagesordnung mitzuteilen
                                 und die Sitzungsunterlagen zur Verfügung zu stellen.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 27
Ausschluss wegen Befangenheit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ein Mitglied des Kirchengemeinderats darf an einer Entscheidung weder beratend noch entscheidend mitwirken, wenn diese ihm
                     selbst oder folgenden Personen einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen kann:
                  

                  
                     
                        	
                           der Ehegattin oder dem Ehegatten, der früheren Ehegattin oder dem früheren Ehegatten, der Lebenspartnerin oder dem Lebenspartner
                              nach § 1 des Lebenspartnerschaftsgesetzes, der oder dem Verlobten,
                           

                        

                        	
                           einer oder einem in gerader Linie oder in der Seitenlinie bis zum dritten Grad Verwandten,

                        

                        	
                           einer oder einem in gerader Linie oder in der Seitenlinie bis zum zweiten Grad Verschwägerten oder als verschwägert Geltenden oder

                        

                        	
                           einer von ihm kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen Person.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Dies gilt auch,
                  

                  
                     
                        	
                           wenn das Mitglied des Kirchengemeinderats gegen Entgelt bei jemandem beschäftigt ist, dem die Entscheidung einen unmittelbaren
                              Vorteil oder Nachteil bringen kann, es sei denn, dass nach den tatsächlichen Umständen der Beschäftigung anzunehmen ist, dass
                              sich das Mitglied des Kirchengemeinderats deswegen nicht in einem Interessenwiderstreit befindet,
                           

                        

                        	
                           wenn das Mitglied des Kirchengemeinderats in der Angelegenheit in anderer als öffentlicher Eigenschaft ein Gutachten für Dritte
                              abgegeben hat oder sonst beruflich tätig geworden ist, oder
                           

                        

                        	
                           wenn die Entscheidung einem Verein, einer Gesellschaft, einer Körperschaft oder sonstigen Personenvereinigung einen Vorteil
                              oder Nachteil bringen kann, in deren Beschluss- oder Aufsichtsorgan das Mitglied des Kirchengemeinderats, Verwandte ersten
                              Grades oder seine Ehegattin oder sein Ehegatte oder seine Lebenspartnerin oder sein Lebenspartner nach § 1 des Lebenspartnerschaftsgesetzes
                              mitwirken oder Gesellschafterin oder Gesellschafter sind; ausgenommen ist eine Mitwirkung als Vertreterin oder Vertreter oder
                              auf Vorschlag der Kirchengemeinde oder eine Mitwirkung, die auf der amtlichen Stellung des Mitglieds in der Kirchengemeinde
                              beruht oder für die der Kirchengemeinderat festgestellt hat, dass sie im Interesse der Kirchengemeinde liegt.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Diese Vorschriften gelten nicht, wenn die Entscheidung nur die gemeinsamen Interessen einer Berufs- oder Bevölkerungsgruppe
                     berührt. Sie gelten ferner nicht für Wahlen zu einer ehrenamtlichen Tätigkeit.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für Personen, die an den Sitzungen des Kirchengemeinderats beratend teilnehmen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Das Mitglied des Kirchengemeinderats, bei dem ein Tatbestand vorliegt, der Befangenheit zur Folge haben kann, hat dies vor
                     Beginn der Beratung über diesen Gegenstand einer oder einem Vorsitzenden des Kirchengemeinderats mitzuteilen. Ob ein Ausschließungsgrund
                     vorliegt, entscheidet in Zweifelsfällen in Abwesenheit der oder des Betroffenen bei Mitgliedern des Kirchengemeinderats sowie
                     bei beratenden Teilnehmerinnen und beratenden Teilnehmern der Kirchengemeinderat, bei Mitgliedern von Ausschüssen der Ausschuss.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Wer an der Beratung und Entscheidung nicht mitwirken darf, muss die Sitzung verlassen. Zuvor ist ihr oder ihm Gelegenheit
                     zur Stellungnahme zu den Gründen der Befangenheit zu geben. Das befangene Mitglied kann vor der Beratung des Kirchengemeinderats
                     zur Sache gehört werden.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 27 KGO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              47. Wer an der Beratung und Beschlussfassung nicht mitwirken darf, muss die Sitzung, bei nichtöffentlichen Sitzungen auch den
                                 Sitzungsraum, verlassen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              48. Eine Entscheidung kann insbesondere dann einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil für eine der in § 27 der Kirchengemeindeordnung genannten Personen oder Stellen bringen, wenn durch sie Rechtsbeziehungen mit diesen begründet, verändert oder beendet werden
                                 sollen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              49. Bis zum dritten Grad verwandt sind in gerader Linie die Eltern, Großeltern und Urgroßeltern, Kinder, Enkel und Urenkel, in
                                 der Seitenlinie die Geschwister, Onkel und Tanten, Neffen und Nichten. Schwägerschaft bis zum zweiten Grad besteht zu den
                                 bis zum zweiten Grad Verwandten des Ehegatten oder eingetragenen Lebenspartner. Eine Schwägerschaft wird durch die Auflösung
                                 der Ehe oder der eingetragenen Partnerschaft nicht beendet.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 28
Beschlussfassung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Kirchengemeinderat beschließt, wenn nichts anderes bestimmt ist, mit der Mehrheit aller abgegebenen Stimmen, mindestens
                     jedoch mit mehr als der Hälfte der nach § 25 zur Beschlussfähigkeit erforderlichen Mitgliederzahl. Enthält sich ein Mitglied der Abstimmung, so gilt seine Stimme als
                     nicht abgegeben. Bei geheimer Abstimmung gilt die Abgabe eines unbeschriebenen Zettels als Stimmenthaltung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Abstimmung geschieht mündlich, soweit nicht für den einzelnen Fall geheime Abstimmung beschlossen wird. Bei Wahlen ist
                     geheim abzustimmen; hiervon kann aufgrund ausdrücklichen, nur für den Einzelfall geltenden einstimmigen Beschlusses abgewichen
                     werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei Wahlen ist unbeschadet besonderer Regelungen gewählt, wer mehr als die Hälfte der Stimmen der Mitglieder erhalten hat.
                     Wird eine solche Mehrheit nicht erreicht, so kann zwischen den beiden Bewerberinnen und Bewerbern mit der höchsten Stimmenzahl
                     eine Stichwahl beschlossen werden, bei der die einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen ausreicht, wenn die Stimmenzahl die
                     nach Absatz 1 Satz 1 vorgeschriebene Mindestzahl erreicht. Im Fall der Stimmengleichheit bei der Stichwahl ist darüber zu
                     entscheiden, ob erneut abgestimmt wird. Anderenfalls entscheidet das Los. Bei nur einer Bewerberin oder einem Bewerber genügt
                     die Mehrheit nach Absatz 1.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Bei der Wahl von Ausschüssen und von Vertreterinnen und Vertretern des Kirchengemeinderats in anderen Gremien kann mit der
                     Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen der Mitglieder beschlossen werden, dass die Kandidatinnen und Kandidaten in einem Wahlvorschlag
                     aufgeführt werden und in der Reihenfolge ihrer Stimmenzahl gewählt sind.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 28 KGO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              50. Bei Wahlen hat jedes Mitglied so viele Stimmen wie Personen zu wählen sind. In der Regel kann jeder oder jedem zu Wählenden
                                 eine Stimme gegeben werden. Stimmenhäufung bis zu zwei Stimmen ist möglich, wenn sie in der Geschäftsordnung der Kirchengemeinde
                                 (vgl. Nummer 28 dieser Verordnung) vorgesehen ist. Eine Wahl ist abgeschlossen, wenn die oder der Gewählte die Wahl ausdrücklich angenommen
                                 hat oder nach den Umständen anzunehmen ist, dass es einer ausdrücklichen Annahme der Wahl nicht bedarf. Bei Stimmengleichheit
                                 bei einer Stichwahl nach § 28 Absatz 3 der Kirchengemeindeordnung kann mehrfach beschlossen werden, erneut abzustimmen. Wird nach § 28 Absatz 4 der Kirchengemeindeordnung beschlossen, dass Kandidatinnen und Kandidaten in der Reihenfolge ihrer Stimmenzahl gewählt sind, so kann weiter beschlossen
                                 werden, dass die Stellvertreterinnen und Stellvertreter so gewählt werden, dass von den nichtgewählten Kandidatinnen und Kandidaten
                                 diejenigen in der notwendigen Zahl als gewählt angesehen werden, die die meisten Stimmen erhalten haben.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 29
Schriftliches Verfahren
                     

                  

                  Über Gegenstände einfacher Art, die eine mündliche Beratung nicht unerlässlich erscheinen lassen, kann im schriftlichen Verfahren
                     beschlossen werden, wenn kein Mitglied mündliche Beratung verlangt. Der Beschluss ist im Verhandlungsbuch (§ 30 Absatz 1) zu vermerken.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 29 KGO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              51. Beim schriftlichen Verfahren kann der Beschlussvorschlag entweder unter den Mitgliedern in Umlauf gesetzt oder diesen in
                                 vervielfältigter Form zugeleitet werden. Auf die Möglichkeit, eine mündliche Beratung zu verlangen, ist hinzuweisen. Das schriftliche
                                 Verfahren für die Beschlussfassung ist angenommen, wenn alle Mitglieder des Kirchengemeinderats dem Verfahren zugestimmt haben,
                                 oder wenn bis zum Ende der nächsten, auf die Zustellung an die Mitglieder folgenden Kirchengemeinderatsitzung keine mündliche
                                 Beratung verlangt wurde.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 30
Niederschrift
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Über die Sitzungen wird eine Niederschrift, das Verhandlungsbuch geführt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Kirchengemeinderat bestellt innerhalb eines Monats nach Beginn seiner Amtszeit für deren Dauer eine Schriftführerin oder
                     einen Schriftführer und deren oder dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter aus seiner Mitte oder aus den Mitarbeiterinnen
                     oder Mitarbeitern, die zum Kirchengemeinderat wählbar sein müssen. Der Kirchengemeinderat kann während seiner Amtszeit jederzeit
                     eine neue Schriftführerin oder einen neuen Schriftführer bestellen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Niederschriften werden von einer oder einem der beiden Vorsitzenden und von einem weiteren Mitglied des Kirchengemeinderats
                     unterschrieben. Sie sind dem Kirchengemeinderat bekanntzugeben. Über die gegen die Niederschrift vorgebrachten Einwendungen
                     entscheidet der Kirchengemeinderat.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Auszüge aus dem Verhandlungsbuch und aus den Akten des Kirchengemeinderats werden von der oder dem ersten oder zweiten Vorsitzenden
                     beglaubigt, die zum Vollzug der Beschlüsse erforderlichen schriftlichen Ausfertigungen von diesen oder der Schriftführerin
                     oder dem Schriftführer unterzeichnet.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 30 KGO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              52. Die Niederschrift ist über öffentliche und nichtöffentliche Sitzungen getrennt zu führen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              53. In der Niederschrift sind die Zahl der stimmberechtigten Mitglieder des Kirchengemeinderats, die Zahl der Anwesenden und
                                 die gefassten Beschlüsse sowie auf Antrag das sich bei Abstimmungen ergebende Stimmenverhältnis (Ja-Stimmen, Nein-Stimmen,
                                 Enthaltungen) festzuhalten. Der Inhalt der Beratung braucht nur insoweit in die Niederschrift aufgenommen zu werden, als dies
                                 zum Verständnis der gefassten Beschlüsse notwendig ist. Auf Verlangen eines Mitglieds ist dessen abweichende Meinung unter
                                 Namensnennung zu vermerken.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              54. Die Niederschrift ist den Mitgliedern des Kirchengemeinderats durch Aushändigung oder Verlesung bekanntzugeben. Sie kann
                                 auch durch eine hierfür geeignete Software zur Einsichtnahme in elektronischer Form bereitgestellt werden. Mehrfertigungen
                                 von Niederschriften über nichtöffentliche Sitzungen sollen nicht ausgehändigt und dürfen in öffentlicher Sitzung nicht verlesen
                                 werden. Sie dürfen nicht in elektronischer Form zur Einsichtnahme bereitgestellt werden. Erhebt sich Widerspruch gegen den
                                 Inhalt der Niederschrift, so ist hierüber Beschluss zu fassen. Wenn Ausschüsse die Protokolle über Angelegenheiten, die nach
                                 § 31 der Kirchengemeindeordnung der Verschwiegenheitspflicht unterliegen und die übrigen Angelegenheiten getrennt führen, so kann die Niederschrift über
                                 die letzteren Angelegenheiten den anderen Mitgliedern des Kirchengemeinderats ausgehändigt werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              55. Die Mitglieder des Kirchengemeinderats haben das Recht, die Niederschriften des Kirchengemeinderats und seiner Ausschüsse
                                 sowie die dazugehörenden Unterlagen einzusehen. Dieses Recht besteht über die Amtszeit hinaus fort, sofern es sich um Niederschriften
                                 über Sitzungen handelt, an denen das frühere Kirchengemeinderatsmitglied teilgenommen hat. Andere Gemeindeglieder erhalten
                                 auf Antrag Einblick in die Niederschrift über die öffentlichen Sitzungen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              56. Gehört die Schriftführerin oder der Schriftführer und ihre oder seine Stellvertreterin oder ihr oder sein Stellvertreter
                                 nicht dem Kirchengemeinderat an, so sind sie vor Antritt ihres Amtes auf die erforderliche Verschwiegenheit (§ 31 Kirchengemeindeordnung) zu verpflichten.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              57. Die Niederschriften sind von einer oder einem der beiden Vorsitzenden und der Schriftführerin oder dem Schriftführer zu unterzeichnen.
                                 Zuständig ist in der Regel die oder der Vorsitzende, die oder der die Sitzung ganz oder im Wesentlichen geleitet hat. Gehört
                                 die Schriftführerin oder der Schriftführer dem Kirchengemeinderat nicht an, so wird die Niederschrift außerdem von einem weiteren
                                 Mitglied des Kirchengemeinderats unterzeichnet. Wird zwischen der oder dem Vorsitzenden und der Schriftführerin oder dem Schriftführer
                                 keine Einigkeit über das Protokoll erzielt, so wird es dem Kirchengemeinderat in der von der oder dem Vorsitzenden und ggf.
                                 einem weiteren Mitglied unterschriebenen Form vorgelegt und die Einwendungen der Schriftführerin oder des Schriftführers dem
                                 Kirchengemeinderat zur Entscheidung nach § 30 Absatz 3 Satz 3 der Kirchengemeindeordnung vorgelegt, auch soweit sie oder er nicht Mitglied des Kirchengemeinderats ist.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              Kirchengemeinderätinnen und Kirchengemeinderäte, die an der Sitzung oder der Beratung und Entscheidung über einzelne Tagesordnungspunkte
                                 nicht teilgenommen haben, können nicht zur Unterzeichnung der Niederschrift herangezogen werden. Übernimmt im Fall des § 24 Absatz 9 der Kirchengemeindeordnung die Vertreterin oder der Vertreter der Aufsichtsbehörde die Leitung der Verhandlungen, so unterzeichnet sie oder er insoweit
                                 die Niederschrift anstelle der oder des Vorsitzenden des Kirchengemeinderats.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 31
Verschwiegenheitspflicht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Über die Angelegenheiten, die ihnen durch ihre amtliche Stellung bekanntgeworden sind und deren Geheimhaltung ihrer Natur
                     nach erforderlich ist, haben die Mitglieder des Kirchengemeinderats Verschwiegenheit zu bewahren. Das gleiche gilt, wenn die
                     Geheimhaltung durch Beschluss des Kirchengemeinderats angeordnet oder von den kirchlichen Aufsichtsbehörden oder den zuständigen
                     staatlichen Behörden vorgeschrieben ist. Insbesondere haben die Mitglieder des Kirchengemeinderats in gleicher Weise wie die
                     bürgerlichen Behörden deren amtliche Mitteilungen geheim zu halten; dies gilt vor allem von Akten, in die sie bei Feststellung
                     der Grundlagen der kirchlichen Besteuerung und bei der Aufstellung der Wählerlisten Einsicht erhalten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Absatz 1 gilt entsprechend für Personen, die an den Sitzungen des Kirchengemeinderats beratend oder als Schriftführerin oder
                     als Schriftführer teilnehmen.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 31 KGO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              58. Personen, die nach §§ 11 Absatz 5 und 26 Absatz 1 und 2 der Kirchengemeindeordnung, als Schriftführerin oder Schriftführer oder nach anderen Vorschriften an den Sitzungen beratend teilnehmen, sind auf die
                                 Verschwiegenheitspflicht besonders hinzuweisen.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 32
Gemeindeversammlung
                     

                  

                  Der Kirchengemeinderat kann zur Aussprache über bedeutsamere Angelegenheiten des kirchlichen Lebens eine Versammlung der wahlberechtigten
                     Kirchengemeindeglieder einberufen. Die Versammlung wird von der oder dem ersten oder der oder dem zweiten Vorsitzenden des Kirchengemeinderats (§ 23 Absatz 1 und 2) geleitet. Sie kann keine für die Kirchengemeinde bindenden Beschlüsse fassen.
                  

               

               
                     § 32 a
Beachtlichkeit von Verfahrensfehlern
                     

                  

                  Beschlüsse des Kirchengemeinderats und seiner Ausschüsse, die unter Verstoß gegen zwingende Verfahrensvorschriften zustande
                     gekommen sind, gelten als wirksam, wenn der Verstoß nicht innerhalb von sechs Monaten nach der Bekanntgabe der Niederschrift
                     gegenüber einer oder einem der beiden Vorsitzenden des Kirchengemeinderats gerügt worden ist.
                  

               

               
                     § 33
Verlust der Mitgliedschaft
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Verliert ein gewähltes oder zugewähltes Mitglied des Kirchengemeinderats durch Verlust der Mitgliedschaft in der Kirchengemeinde
                     (§ 6) oder in der Landeskirche seine Wählbarkeit in der Kirchengemeinde oder tritt in seiner Person ein Wahlhinderungsgrund (§ 11 Absatz 4) ein, so scheidet es kraft Gesetzes aus dem Kirchengemeinderat aus.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ein gewähltes oder zugewähltes Mitglied ist zu entlassen, wenn es dies beantragt oder wenn es seine Wählbarkeit auf andere
                     Weise als nach Absatz 1 verliert. Das gleiche gilt bei einer schweren Verfehlung in der Amts- oder Lebensführung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Kirchengemeinderat beschließt über eine Entlassung nach Absatz 2. Gegen seinen Beschluss ist binnen der Ausschlussfrist
                     von zwei Wochen Beschwerde an den Oberkirchenrat zulässig.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Entlassung kann auch vom Oberkirchenrat nach Anhörung der oder des Betreffenden und des Kirchengemeinderats verfügt werden.
                     Der Oberkirchenrat ist ferner befugt, ein gewähltes oder zugewähltes Mitglied vorläufig vom Amt zu entheben, wenn Gründe vorliegen,
                     die zu seiner Entlassung führen können.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 33 KGO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              59. Für die Entlassung nach § 33 Absatz 2 bis 4 der Kirchengemeindeordnung gelten die Nummern 5 und 6 dieser Verordnung entsprechend. Für die Wahl der erforderlichen Ersatzmitglieder gilt § 33 Absatz 2 der Kirchlichen Wahlordnung24.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 34
Auflösung des Kirchengemeinderats
                     

                  

                  Wenn der Kirchengemeinderat beharrlich die Erfüllung seiner Pflichten vernachlässigt oder verweigert, so kann er durch den
                     Oberkirchenrat aufgelöst werden.
                  

               

               
                     § 35
Ortskirchliche Verwaltung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Oberkirchenrat bestellt eine ortskirchliche Verwaltung, wenn
                     
                        	
                           eine Kirchengemeinde neu gebildet worden ist,

                        

                        	
                           eine Wahl des Kirchengemeinderats nicht zustande gekommen ist,

                        

                        	
                           so viele gewählte Mitglieder des Kirchengemeinderats sich weigern, ihr Amt zu übernehmen, dass die nach § 12 festgesetzte Mitgliederzahl um mehr als die Hälfte unterschritten ist, oder wenn innerhalb von zwei Jahren mehr als die Hälfte
                              der gewählten Mitglieder nachgewählt werden müssten, oder
                           

                        

                        	
                           der Kirchengemeinderat gemäß § 34 aufgelöst worden ist.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die ortskirchliche Verwaltung nimmt die Aufgaben des Kirchengemeinderats so lange wahr, bis ein Kirchengemeinderat gewählt
                     worden ist. Die Wahl soll spätestens zwei Jahre nach Bestellung der ortskirchlichen Verwaltung erfolgen. Wird eine Kirchengemeinde
                     aus den Mitgliedern im Gebiet von zwei oder mehr bisherigen Kirchengemeinden neu gebildet und werden die Mitglieder der bisherigen
                     Kirchengemeinderäte dieser Kirchengemeinden als ortskirchliche Verwaltung eingesetzt, so muss eine Neuwahl nicht vor der nächsten
                     allgemeinen Kirchenwahl stattfinden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für die Geschäftsführung der ortskirchlichen Verwaltung gelten die §§ 21 bis 32 entsprechend.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 35 KGO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              60. Zum Mitglied der ortskirchlichen Verwaltung kann bestellt werden, wer zu einem Kirchengemeinderat einer Kirchengemeinde der
                                 Evangelischen Landeskirche in Württemberg wählbar oder zuwählbar ist. Die Zahl der Mitglieder soll entsprechend § 12 Absatz 1 der Kirchengemeindeordnung festgelegt werden. Die Abberufung einzelner Mitglieder oder der ortskirchlichen Verwaltung durch den Oberkirchenrat ist möglich.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              60a. Im Fall des § 35 Absatz 1 Nummer 3 der Kirchengemeindeordnung endet das Amt der bisherigen Kirchengemeinderatsmitglieder mit Einsetzung der ortskirchlichen Verwaltung.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 36
Entscheidung bei Beschlussunfähigkeit
                     

                  

                  Wenn so viele Mitglieder des Kirchengemeinderats wegen persönlicher Beteiligung an einer Angelegenheit verhindert sind (§ 27), dass Beschlussunfähigkeit eintritt, so kommen in dieser Sache die Befugnisse des Kirchengemeinderats dem Oberkirchenrat
                     zu.
                  

               

            

         

      

      
            III. Kirchenpflegerin oder Kirchenpfleger 
und andere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Kirchengemeinde
            

         

         
                     § 37
Kirchenpflegerin oder Kirchenpfleger
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Von der Bestellung einer Kirchenpflegerin oder eines Kirchenpflegers wird abgesehen. Eine bereits bestellte Kirchenpflegerin
                     oder ein bereits bestellter Kirchenpfleger bleibt im Amt. Die Absätze 7 und 7a bleiben unberührt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        (aufgehoben)

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für seine Dienstleistung erhält die Kirchenpflegerin oder der Kirchenpfleger eine Vergütung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        (aufgehoben)

                  
                        (
                        5
                        )
                        Wenn alle Erledigungsaufgaben gemäß § 41 Absatz 4 Satz 3 von der Regionalverwaltung erfüllt werden, ist eine Assistenz der Gemeindeleitung zu bestellen, die die zuständigen Organe
                     der Kirchengemeinde und die Regionalverwaltung bei der Verwaltung der Kirchengemeinde unterstützt.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        (aufgehoben)

                  
                        (
                        7
                        )
                        Die Kirchenpflegerin oder der Kirchenpfleger scheidet aus dem Amt aus, wenn sie oder er die Kirchenmitgliedschaft verliert.
                     Sie oder er ist aus dem Amt zu entlassen, wenn sie oder er die Wählbarkeit auf andere Weise verliert. Das gleiche gilt bei
                     einer schweren Verfehlung in der Amts- und Lebensführung. § 33 Absatz 3 und 4 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        7a
                        )
                        Das Amt der Kirchenpflegerin oder des Kirchenpflegers endet zudem mit dem frühesten Eintritt eines der folgenden Ereignisse:
                  

                  
                     
                        	
                           Ablauf der Amtszeit;

                        

                        	
                           Eintritt in den Ruhestand oder Beendigung des Arbeitsverhältnisses wegen Rente;

                        

                        	
                           Erfüllung aller Erledigungsaufgaben gemäß § 41 Absatz 4 Satz 3 durch die Regionalverwaltung;
                           

                        

                        	
                           Ablauf des 31. Dezember 2030.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Für die Kirchenpflegerin oder den Kirchenpfleger ist eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter zu bestellen, die oder
                     der im Verhinderungsfall beratend an den Sitzungen teilnimmt, wenn sie oder er dem Kirchengemeinderat nicht angehört. Die
                     Vorsitzenden des Kirchengemeinderats können sie oder ihn mit der Festlegung der Tagesordnung durch einvernehmliche Entscheidung
                     von der Pflicht zur Teilnahme an einer Sitzung entbinden; der Kirchengemeinderat kann die Teilnahme zu einem Tagesordnungspunkt
                     verlangen.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                         Ist die Kirchenpflegerin oder der Kirchenpfleger für eine längere Zeit als drei Monate an der Ausübung des Amtes gehindert,
                     kann der Kirchengemeinderat mit der Mehrheit des § 37 Absatz 1 Satz 1 beschließen, dass die Stellvertreterin oder der Stellvertreter
                     die Rechte und Pflichten der Kirchenpflegerin oder des Kirchenpflegers für die Dauer der Verhinderung befristet wahrnimmt,
                     soweit diese nicht durch andere wahrgenommen werden. Die Stellvertreterin oder der Stellvertreter sind zu verpflichten.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 37 KGO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              60b. (aufgehoben)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              61. (aufgehoben)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              61a. Der Kirchenpflegerin oder dem Kirchenpfleger, sofern eine solche oder einsolcher bestellt ist, werden erforderlichenfalls
                                 zu ihrer oder seiner Unterstützung Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter beigegeben. Sie und die Stellvertreterin oder der Stellvertreter
                                 nach § 37 Absatz 8 und 9 der Kirchengemeindeordnung müssen geeignet und zuverlässig sein; ihre wirtschaftlichen Verhältnisse müssen geordnet sein.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              61b. Bei der Inanspruchnahme einer Beurlaubung nach dem Kirchenbeamtengesetz der EKD25 oder von Eltern- und Pflegezeit liegt eine Verhinderung im Sinne von § 37 Absatz 9 der Kirchengemeindeordnung vor, soweit die Kirchenpflegerin oder der Kirchenpfleger weniger als die Hälfte ihres oder seines zuvor wahrgenommen Dienstauftrags
                                 wahrnimmt.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 38
Aufgaben der Kirchenpflegerin oder des Kirchenpflegers
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kirchenpflegerin oder der Kirchenpfleger hat die Kassen- und Rechnungsführung sowie die laufenden Vermögensangelegenheiten
                     der Kirchengemeinde zu besorgen, soweit diese Aufgaben nicht durch Beschluss des Kirchengemeinderats auf andere Stellen übertragen
                     werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sie oder er ist dem Kirchengemeinderat unterstellt und an dessen Beschlüsse gebunden. Der Kirchengemeinderat überwacht die
                     Amtsführung der Kirchenpflegerin oder des Kirchenpflegers, unbeschadet der unmittelbaren Aufsichtspflicht der beiden Vorsitzenden,
                     namentlich bezüglich der erforderlichen Kassenprüfungen.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 38 KGO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              62. Die Kirchenpflegerin oder der Kirchenpfleger hat neben der Kassen- und Rechnungsführung nach den Bestimmungen der Haushaltsordnung
                                 das bewegliche und unbewegliche Vermögen der Kirchengemeinde zu verwalten und die Geschäfte der Kirchensteuerverwaltung zu
                                 besorgen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              62a. Andere Stellen nach § 38 Absatz 1 der Kirchengemeindeordnung sind insbesondere Zusammenschlüsse kirchlicher Körperschaften zur gemeinsamen Ausführung von Kassen- und Rechnungsgeschäften
                                 sowie die Regionalverwaltungen. Weiter kann der Kirchengemeinderat eine Mitarbeiterin oder einen Mitarbeiter der Kirchenpflege
                                 mit der gesamten Kassen- und Rechnungsführung beauftragen. In diesem Fall können der Kirchenpflegerin oder dem Kirchenpfleger
                                 Anordnungsbefugnisse und die Kassenaufsicht übertragen werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              63. Die unmittelbare Beaufsichtigung der Kirchenpflegerin oder des Kirchenpflegers obliegt der oder dem Vorsitzenden, die oder
                                 der nach § 24 Absatz 1 der Kirchengemeindeordnung für den Arbeitsbereich der Kirchenpflege zuständig ist. Die Kassenaufsicht nach § 110 der Haushaltsordnung26 hat, soweit nichts anderes bestimmt ist, die oder der zweite Vorsitzende des Kirchengemeinderats.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              63a. Die Kirchenpflegerin oder der Kirchenpfleger und die Vorsitzenden des Kirchengemeinderats dürfen nicht bis zum dritten Grad
                                 verwandt oder bis zum zweiten Grad verschwägert sein. Steht die Kirchenpflegerin oder der Kirchenpfleger zu anderen Mitgliedern
                                 des Kirchengemeinderats in einem solchen Verhältnis, so gilt die Zustimmung des Oberkirchenrats nach § 96 Absatz 2 Satz 2 der Haushaltsordnung27 unter der Voraussetzung als erteilt, dass den betreffenden Mitgliedern des Kirchengemeinderats keine besonderen Aufgaben
                                 bei der Erteilung von Kassenanordnungen, der Kassenaufsicht oder der Überwachung der Amtsführung der Kirchenpflegerin oder
                                 des Kirchenpflegers übertragen sind. § 11 Absatz 2 der Kirchengemeindeordnung bleibt unberührt.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              63b. Weicht bei einem Kassensturz der buchmäßige Stand (Kassensollbestand) von dem tatsächlichen Stand (Kassenistbestand) ab und
                                 können die Abweichungen in der folgenden Zeit nicht aufgeklärt werden, so hat der Kirchengemeinderat spätestens beim Abschluss
                                 der Bücher darüber zu beschließen, ob der Unterschiedsbetrag von der Kirchenpflegerin oder vom Kirchenpfleger bzw. von der
                                 Kassen- und Rechnungsführerin oder dem Kassen- und Rechnungsführer ersetzt werden muss oder der Kasse entnommen werden darf
                                 oder ob die Differenz gebucht werden soll.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 38 a
Ehrenamtliche Mitarbeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kirchengemeinde beruft zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 1 ehrenamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Ihr Dienst wird von der Kirchengemeinde, dem Kirchenbezirk und der Landeskirche
                     gefördert und geschützt. Sie sollen in geeigneter Weise in ihre Arbeit eingeführt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ehrenamtlicher und beruflicher Dienst dienen auf je eigene Weise der Erfüllung der Aufgaben der Kirchengemeinde und sind aufeinander
                     bezogen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Ehrenamtliche haben nach vorheriger Absprache Anspruch auf Ersatz der im Rahmen ihrer Tätigkeit und für die Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen
                     erforderlich gewordenen Auslagen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Auf Wunsch der Ehrenamtlichen wird über ihren Dienst und die dabei erworbenen Qualifikationen eine schriftliche Bescheinigung
                     ausgestellt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         § 4 Allgemeine Gewaltschutzbestimmungen28 gilt entsprechend. Die Kirchengemeinden sind verpflichtet, die beim Oberkirchenrat gemäß § 3 Absatz 1 Satz 1 Allgemeine Gewaltschutzbestimmungen29 eingerichtete Stelle als Melde- und Ansprechstelle zu bestimmen und die gemäß § 3 Absatz 2 Allgemeine Gewaltschutzbestimmungen30 benannte Beratungsstelle zu benennen.
                  

               

               
                     § 39
Haupt- und nebenberufliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der Kirchengemeinde
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Kirchengemeinderat beschließt über Anstellung und Entlassung oder Zurruhesetzung der haupt- und nebenberuflichen Mitarbeiterinnen
                     und Mitarbeiter. Er kann diese Aufgaben durch Ortssatzung für bestimmte Personalstellen, wenn sie nicht von hervorgehobener
                     Bedeutung sind, an zwei oder mehr Personen des Kirchengemeinderats, eines beschließenden Ausschusses oder der Verwaltung der
                     Kirchengemeinde, sofern nicht alle Erledigungsaufgaben gemäß § 41 Absatz 4 Satz 3 von der Regionalverwaltung erfüllt werden, übertragen, deren Entscheidung einstimmig erfolgen muss. Der Kirchengemeinderat
                     kann die Entscheidung im Einzelfall an sich ziehen. Für Personalstellen bei Wirtschaftsbetrieben können die Aufgaben nach
                     Satz 1 einer für den Wirtschaftsbetrieb verantwortlichen Person übertragen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Kirchengemeinderat führt die Dienstaufsicht über die haupt- und nebenberuflichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, unbeschadet
                     der Verantwortung der beiden Vorsitzenden für deren unmittelbare Beaufsichtigung. Für bestimmte Berufsgruppen kann durch Verordnung
                     eine abweichende Regelung getroffen werden.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 39 KGO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              64. Soweit nicht durch die Kirchengemeindeordnung oder aufgrund der Kirchengemeindeordnung etwas Besonderes bestimmt wird, gelten
                                 für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Kirchengemeinde die Bestimmungen des Kirchenbeamtengesetzes der EKD31 und der Kirchlichen Anstellungsordnung32.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              64a. In einer Ortssatzung nach § 39 Absatz 1 Satz 2 der Kirchengemeindeordnung muss festgelegt werden, für welche im Haushaltsplan vorgesehenen Personalstellen welche Aufgaben nach § 39 Absatz 1 Satz 1 der Kirchengemeindeordnung übertragen werden. Außerdem muss festgelegt werden, wie vielen Personen die Aufgaben übertragen werden, wer diese Personen
                                 bestimmt oder wer die Aufgaben kraft Amtes wahrzunehmen hat. Dies gilt auch bei der Übertragung nach § 39 Absatz 1 Satz 4 der Kirchengemeindeordnung.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              65. Für die unmittelbare Beaufsichtigung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter durch die Vorsitzenden gilt Nummer 40 dieser Verordnung.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              66. Abweichende Regelungen nach § 39 Absatz 2 der Kirchengemeindeordnung können sowohl hinsichtlich der Dienstaufsicht insgesamt als auch beschränkt auf die Fachaufsicht getroffen werden. Wenn keine
                                 abweichende Regelung vorliegt, umfasst die Dienstaufsicht auch die Fachaufsicht. Abweichende Regelungen enthält zum Beispiel
                                 die Ordnung des kirchenmusikalischen Dienstes33.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 40
Kirchengemeindebeamtinnen und Kirchengemeindebeamte
                     

                  

                  Der Oberkirchenrat kann weitere Vorschriften über die dienstrechtlichen Verhältnisse der Kirchengemeindebeamtinnen und Kirchengemeindebeamten
                     erlassen und für ihre Gehaltsbezüge verbindliche Richtlinien aufstellen. Die Kirchengemeinden sind verpflichtet, die beim Oberkirchenrat gemäß § 3 Absatz 1 Satz 1 Allgemeine Gewaltschutzbestimmungen34 eingerichtete Stelle als Melde- und Ansprechstelle zu bestimmen und die gemäß § 3 Absatz 2 Allgemeine Gewaltschutzbestimmungen35 benannte Beratungsstelle zu benennen.
                  

               

            

         

      

      
            IV. Verwaltung

         

         
                     § 41
Verwaltung der Kirchengemeinde
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Ortskirchenvermögen einschließlich der Stiftungen (§ 18) ist sorgfältig und bestimmungsgemäß zu verwalten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Oberkirchenrat kann durch Verordnung nähere Bestimmungen über die kirchlichen Gebäude einschließlich der von den Kirchengemeinden
                     zu unterhaltenden Pfarranwesen, über die Orgeln und Glocken sowie über die im Eigentum der Kirchengemeinden befindlichen Begräbnisplätze
                     erlassen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Landeskirche kann für die Kirchengemeinden Verträge mit Dritten, namentlich Sammelversicherungsverträge, abschließen,
                     soweit dies im Interesse der Gesamtheit der Kirchengemeinden, Kirchenbezirke und kirchlichen Verbände liegt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Zentrale Gehaltsabrechnungsstelle ist im Rahmen ihrer Zuständigkeiten zu nutzen. Die Personaleinweisung erfolgt durch
                     die Landeskirche, soweit der Oberkirchenrat keine Ausnahme zulässt; diese ist zuzulassen, wenn die Kirchengemeinde nachweislich
                     zur Erledigung dieser Aufgabe leistungsfähig ist. Für die Kirchengemeinde erledigt in deren Namen die Landeskirche gegen pauschalierten
                     Kostenersatz durch die Regionalverwaltung die folgenden Angelegenheiten und Geschäfte der Gemeindeverwaltung nach den Beschlüssen
                     und Anordnungen der zuständigen Organe der Kirchengemeinde, wenn diese gegenüber dem Oberkirchenrat spätestens sechs Monate
                     im Voraus erklärt, dass sie diese Aufgaben ganz oder zum Teil ab einem bestimmten Zeitpunkt nicht mehr selbst wahrnehmen wird:
                  

                  
                     
                        	
                           Aufstellung des Entwurfs des Haushaltsplans und Erstellung des Jahresabschlusses,

                        

                        	
                           Vollzug von Personalangelegenheiten einschließlich der Personaleinweisung und der Führung der Personalakten,

                        

                        	
                           laufende Vermögensverwaltung,

                        

                        	
                           Kassengeschäfte gemäß § 92 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1, 4 und 5 sowie Satz 3 Haushaltsordnung36,
                           

                        

                        	
                           Wahrnehmung der in einer Verordnung37 gemäß § 39 Absatz 1 Kirchenverfassungsgesetz38 festgelegten weiteren Aufgaben.
                           

                        

                     

                  

                  Satz 3 Nummer 2 und 5 gilt für Wirtschaftsbetriebe der Kirchengemeinde entsprechend. Die in Satz 3 genannten Erledigungsaufgaben
                     dürfen nicht anderen Körperschaften oder sonstigen Stellen außerhalb der landeskirchlichen Verwaltung zur  Erfüllung übertragen
                     werden. Der Oberkirchenrat kann die Erledigung durch andere öffentlich-rechtliche Körperschaften zulassen, soweit dies, insbesondere
                     bei Kassen- und Rechnungsgeschäften, zweckmäßig ist. Der Regionalverwaltung können durch öffentlich-rechtlichen Vertrag weitere
                     Aufgaben gegen pauschalierten Kostenersatz übertragen werden. Im Übrigen werden die Verwaltungsaufgaben der Kirchengemeinde,
                     soweit diese nicht von ihr selbst und nicht von anderen Kirchengemeinden, Kirchenbezirken, Verbänden nach dem Kirchlichen
                     Verbandsgesetz oder anderen kirchlichen Körperschaften erfüllt werden, durch die Landeskirche erledigt. § 1 Absatz 3 Kirchliches Verwaltungsgesetz39 findet entsprechende Anwendung, soweit die Verwaltungsaufgaben nicht durch die Landeskirche erledigt werden.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 41 KGO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              67. Nähere Bestimmungen nach § 41 Absatz 2 der Kirchengemeindeordnung enthalten insbesondere die Pfarrhausrichtlinien40 und die Ordnung der Orgelpflege41 in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              67a. Zur laufenden Vermögensverwaltung gehören solche Angelegenheiten, die nach den örtlichen Verhältnissen weder grundsätzlicher
                                 Art noch für den Haushalt der Kirchengemeinde von erheblicher Bedeutung sind und zu den normalerweise anfallenden Geschäften
                                 der Kirchengemeinde gehören. Sie umfasst unter anderem die Verwaltung in steuerlichen Angelegenheiten.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Auf Antrag oder mit Zustimmung der Kirchengemeinde kann der Oberkirchenrat die gerichtliche Verfolgung bestimmter Rechte
                     der Kirchengemeinde im eigenen Namen betreiben, wenn er die Feststellung trifft, dass dies im Blick auf die Wirkung auf andere
                     Kirchengemeinden, Kirchenbezirke oder Kirchliche Verbände geboten ist. Der Antrag und die Zustimmung sind für ein laufendes
                     Verfahren bindend.
                  

               

               
                     § 42
Haftung des Kirchengemeinderats
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Mitglieder des Kirchengemeinderats, insbesondere die beiden Vorsitzenden und die Kirchenpflegerin oder der Kirchenpfleger,
                     sofern eine solche oder ein solcher bestellt ist, oder die Regionalverwaltung, die Erledigungsaufgaben gemäß § 41 Absatz 4 Satz 3 Nummer 3 erfüllt, sind für die ordnungsmäßige Verwaltung des Ortskirchenvermögens und der ortskirchlichen Stiftungen verantwortlich.
                     Für schuldhaft verursachten Schaden haften die Schuldigen einschließlich derjenigen, denen mangelhafte Überwachung zur Last
                     fällt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Erforderlichenfalls ist der Oberkirchenrat befugt, Ersatzverbindlichkeiten namens der Kirchengemeinde zu verfolgen.
                  

               

               
                     § 43
Haushalt der Kirchengemeinde, Genehmigung und Auflegung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Haushalt der Kirchengemeinde wird auf der Grundlage eines Haushaltsplans geführt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Entwurf des Haushaltsplans wird von der Kirchenpflegerin oder dem Kirchenpfleger, sofern eine solche oder ein solcher
                     bestellt ist, aufgestellt und von den Vorsitzenden des Kirchengemeinderats oder von dem zuständigen Ausschuss beschlossen.
                     Der Haushaltsplan wird vom Kirchengemeinderat beschlossen. Die Kirchenpflegerin oder der Kirchenpfleger, sofern eine solche
                     oder ein solcher bestellt ist, kann zu dem aufgestellten Haushaltsplan gegenüber dem Kirchengemeinderat eine eigene Stellungnahme
                     abgeben. Im Falle des § 41 Absatz 4 Satz 3 Nummer 1 wird abweichend von Satz 1 der Entwurf des Haushaltsplans von der Regionalverwaltung aufgestellt. Den Mitgliedern und den
                     nach § 11 Absatz 5 beratend Teilnehmenden soll der Entwurf des Haushaltsplans zugehen, bevor er beraten und festgestellt wird.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Haushaltsplan ist dem Kirchenbezirksausschuss zur Genehmigung vorzulegen. Dieser kann die Genehmigung mit Auflagen zum
                     Vollzug des Haushaltsplans verbinden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Nach erteilter Genehmigung ist der Haushaltsplan an sieben Werktagen aufzulegen, damit die Kirchengemeindeglieder Einsicht
                     nehmen können. Ort und Zeit der Auflegung sind in der Kirchengemeinde bekanntzumachen. Danach kann der Haushaltsplan vollzogen
                     werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Ein Nachtragshaushaltsplan muss erst zusammen mit dem Haushaltsplan des Folgejahres aufgelegt werden, wenn er nur geringfügige
                     Stellenveränderungen oder ein Baubuch für ein Bauvorhaben umfasst, das nicht zu den wichtigen Bauvorhaben nach § 50 Absatz 1 Nummer 10 gehört. Er kann nach der Genehmigung vollzogen werden.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 43 KGO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              68. Auflagen zum Vollzug kann der Kirchenbezirksausschuss erlassen, wenn der Haushaltsplan der Kirchengemeinde dem geltenden
                                 Recht widerspricht oder wenn höhere Kirchensteuerbedarfszuweisungen veranschlagt werden als vom Kirchenbezirksausschuss zugesagt
                                 wurden oder nach den Regelungen des Kirchenbezirks der Kirchengemeinde zustehen. Wird ein Haushaltsplan nach § 11 Absatz 1 Satz 2 Haushaltsordnung42 für zwei Haushaltsjahre erstellt, kann die Genehmigung des Haushaltsplans, soweit die Deckung von der Zuweisung von Kirchensteuern
                                 nach § 8 KiStO43 in Verbindung mit Abschnitt VI Nummer 6.1 Verteilgrundsätze44 abhängt, nur für den Zeitraum erteilt werden, für den die Kirchensteuerzuweisung bewilligt wird.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              68a. Das Recht, Verpflichtungen zum Vollzug des Haushaltsplans einzugehen (Bewirtschaftungsbefugnis), hat der Kirchengemeinderat.
                                 Soweit er die Bewirtschaftung bestimmter Mittel überträgt, ist eine Wertgrenze für den Einzelfall festzulegen. Die Rechtsgeschäfte
                                 für die laufenden Vermögensangelegenheiten der Kirchengemeinden nach § 38 der Kirchengemeindeordnung werden von der Kirchenpflegerin oder vom Kirchenpfleger vorgenommen, soweit der Kirchengemeinderat keine andere Bestimmung
                                 getroffen hat.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              68b. Der Kirchengemeinderat ist zuständig für die Erteilung von Kassenanordnungen. Er kann seine Anordnungsbefugnis für bestimmte
                                 Haushaltsstellen auf die Vorsitzenden des Kirchengemeinderats oder auf andere Mitglieder des Kirchengemeinderats oder beschließender
                                 Ausschüsse des Kirchengemeinderats übertragen. Die Übertragung ist mit Angabe der Höhe der Anordnungsbefugnis und der betreffenden
                                 Haushaltsstellen schriftlich mitzuteilen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Der Kirchengemeinderat kann, soweit ein entsprechender Bedarf besteht, durch Ortssatzung oder durch Zustimmung zum Abschluss
                                 eines öffentlich-rechtlichen Vertrags gemäß § 41 Absatz 4 Satz 7 KGO eine abweichende Regelung treffen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              68c. Für die Stundung, die Niederschlagung und den Erlass von Forderungen der Kirchengemeinden gelten, soweit es sich um Steuerforderungen
                                 handelt, die hierfür bestehenden besonderen Vorschriften (§ 9 Kirchensteuerordnung45 der Evangelischen Landeskirche in Württemberg). Für die übrigen Forderungen der Kirchengemeinden sind diese Bestimmungen
                                 sinngemäß anzuwenden.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 44
Kirchensteuerzuweisung und Ortskirchensteuer
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kirchengemeinden erhalten, soweit Mittel verfügbar sind, Zuweisungen aus dem auf die Kirchengemeinden entfallenden Aufkommen
                     aus der einheitlichen Kirchensteuer nach Maßgabe der geltenden Bestimmungen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der auf die Erhebung einer Ortskirchensteuer gerichtete Beschluss hat den aufzubringenden Betrag und den Besteuerungsmaßstab
                     festzustellen. Er bedarf der Genehmigung der kirchlichen Aufsichtsbehörde.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Ortskirchensteuer wird im Übrigen gemäß den hierüber bestehenden besonderen Vorschriften erhoben.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 44 KGO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              69. Die geltenden Bestimmungen zur Kirchensteuerzuweisung umfassen neben § 8 der Kirchensteuerordnung der Evangelischen Landeskirche in Württemberg46 und den Verteilgrundsätzen47 auch die aufgrund von diesen erlassenen Regelungen des Oberkirchenrats und Kirchenbezirkssatzungen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              69a. Zuständig für die Genehmigung des Steuerbeschlusses ist der Kirchenbezirksausschuss. Nummer 32 der Verordnung des Oberkirchenrats
                                 zur Ausführung der Kirchenbezirksordnung48 bleibt unberührt.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 45

                  

                  (aufgehoben)

               

               
                     § 46

                  

                  (aufgehoben)

               

               
                     § 47
Jahresabschluss
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der aufgestellte Jahresabschluss ist dem Kirchengemeinderat zur Feststellung vorzulegen. Den Mitgliedern und den nach § 11 Absatz 5 beratend Teilnehmenden soll der Jahresabschluss zugehen, bevor diese beraten und festgestellt wird. Der Jahresabschluss darf,
                     soweit sie einen Wirtschaftsbetrieb betrifft, erst festgestellt werden, wenn die Ordnungsmäßigkeit der nach § 72 Absatz 3 Satz 1 Haushaltsordnung49 vorgeschriebenen Rechnungslegung geprüft ist. Der Jahresabschluss ist sodann an sieben Werktagen zur Einsichtnahme der Kirchengemeindeglieder
                     aufzulegen; Ort und Zeit sind der Kirchengemeinde bekannt zu machen. Anschließend ist der Jahresabschluss dem Rechnungsprüfamt
                     der Evangelischen Landeskirche in Württemberg zur Prüfung vorzulegen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Nach Erledigung der Prüfungsfeststellungen im Schlussbericht des Rechnungsprüfamtes hat der Kirchengemeinderat über die Entlastung der Kirchenpflegerin oder des Kirchenpflegers, sofern eine solche oder
                     ein solcher bestellt ist, oder der Regionalverwaltung, die Erledigungsaufgaben gemäß § 41 Absatz 4 Satz 3 Nummer 3 erfüllt, der beiden Vorsitzenden und der weiteren Personen zu beschließen, die für den Vollzug des Haushaltsplanes und für
                     die Ausführung der dazu ergangenen Beschlüsse zuständig waren.
                  

               

               
                     § 48
Kirchliche Denkmale, Kunstwerke, Urkunden und Akten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Vorschriften für den Schutz und die Erhaltung von Denkmalen und Kunstwerken im Eigentum der Kirchengemeinde werden, soweit
                     nicht staatliche Bestimmungen gelten, im Verordnungsweg getroffen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gleiches gilt für den Schutz und die Erhaltung von Urkunden sowie geschichtlich wertvollen Akten und Druckwerken.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 48 KGO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              70. Bei allen Maßnahmen an Kulturdenkmalen im Sinne des Denkmalschutzgesetzes in seiner jeweiligen Fassung ist die Zustimmung
                                 des Oberkirchenrats einzuholen. Eine Verfügung über Urkunden, Akten, Druckwerke und andere Gegenstände von dokumentarischem
                                 Wert sowie eine Verfügung über Kunstgegenstände ist nur mit Zustimmung des Oberkirchenrats zulässig; § 50 Absatz 3 der Kirchengemeindeordnung gilt entsprechend. Die Zustimmung ist auch erforderlich für die Vernichtung von Gegenständen nach Satz 2. Die leihweise Überlassung
                                 von Gegenständen nach Satz 2 über 10 Jahre hinaus ist nicht zulässig.
                              

                           
                        

                     
                  

               

            

         

      

      
            V. Aufsicht über die Kirchengemeinden

         

         
                     § 49
Aufsicht über die Kirchengemeinde
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Aufsicht soll den Kirchengemeinden bei der Erfüllung ihrer Aufgaben helfen, sie und die ganze Kirche vor Schaden bewahren
                     und ihre Verbundenheit mit der Kirche fördern. Sie geschieht in Beratung, Empfehlung und Ermahnung sowie durch Aufsichtsmaßnahmen im Rahmen der folgenden Bestimmungen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die unmittelbare Aufsicht über die Kirchengemeinden obliegt, soweit nichts anderes bestimmt ist, dem Dekanatamt. Die Oberaufsicht
                     über die Kirchengemeinden obliegt dem Oberkirchenrat. Er berät die für die unmittelbare Aufsicht zuständigen Stellen. Soweit
                     erforderlich, erteilt er ihnen Weisungen oder nimmt Aufsichtsmaßnahmen selbst vor.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Vor jeder Aufsichtsmaßnahme ist die Kirchengemeinde zu hören. Sie ist zur Vorlage von Urkunden und Akten und zur Erteilung
                     von Auskünften verpflichtet.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die aufsichtsführenden Stellen haben die Kirchengemeinden zur Einhaltung des kirchlichen und des für alle geltenden Rechts
                     anzuhalten. Sie können verlangen, dass rechtswidrige Entscheidungen aufgehoben und schon getroffene rechtswidrige Maßnahmen
                     rückgängig gemacht werden und können die Herbeiführung und Durchführung rechtlich gebotener Entscheidungen und Maßnahmen anordnen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Kommt eine Kirchengemeinde innerhalb der hierfür bestimmten Frist einer Anordnung nach Absatz 4 nicht nach, so kann die aufsichtsführende
                     Stelle die entsprechende Entscheidung oder Maßnahme auf Kosten der Kirchengemeinde selbst treffen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Gegen Entscheidungen und Maßnahmen des Dekanatamts und des Kirchenbezirksausschusses in Ausübung ihres Aufsichtsrechts und
                     ihrer Befugnisse im Rahmen der Kirchensteuerzuweisung können die Kirchengemeinden innerhalb einer Frist von einem Monat Widerspruch einlegen. Über den Widerspruch
                     entscheidet der Oberkirchenrat.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen Kirchengemeinden über gegenseitige Rechte und Pflichten entscheidet der Oberkirchenrat. Das gleiche gilt bei Meinungsverschiedenheiten über gegenseitige Rechte und
                     Pflichten zwischen Kirchengemeinden und Kirchenbezirken, kirchlichen Verbänden sowie kirchlichen Stiftungen.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        (aufgehoben)

                  
                        (
                        9
                        )
                        Die Vorschriften über die Visitation der Kirchengemeinden bleiben unberührt.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 49 KGO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              71. Unmittelbare Aufsichtsbefugnisse können beim Oberkirchenrat (vgl. z. B. §§ 6 Absatz 4, 13, 33 Absatz 4, 42 Absatz 2, 50, 58 Kirchengemeindeordnung) und beim Kirchenbezirksausschuss (vgl. § 43 Absatz 3 Kirchengemeindeordnung) liegen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              72. Das Dekanatamt unterrichtet den Oberkirchenrat in Aufsichtsfällen von größerer Tragweite. Insbesondere ist der Oberkirchenrat
                                 davon zu unterrichten, wenn in einer Kirchengemeinde die Neubildung, wesentliche Erweiterung, Schließung oder Abgabe einer
                                 Einrichtung (insbesondere Kindergartengruppen, Diakonie- und Sozialstationen, sonstige größere Einrichtungen wie Tagungsstätten)
                                 geplant oder durchgeführt wird oder Gebäude erworben werden, die zu dauerhaften Belastungen führen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              73. Die Anhörung der Kirchengemeinde nach § 49 Absatz 3 der Kirchengemeindeordnung erfolgt mündlich oder durch Einholung einer schriftlichen Stellungnahme.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              74. In Angelegenheiten der Vermögensverwaltung und des Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesens und der Kirchensteuerbedarfszuweisung
                                 nehmen das Dekanatamt und der Kirchenbezirksausschuss bei Wahrnehmung ihrer Aufsichtsbefugnisse die Beratung der zuständigen
                                 Regionalverwaltung in Anspruch.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 50
Genehmigungsvorbehalte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Außer in den sonstigen besonders bestimmten Fällen ist die Genehmigung des Oberkirchenrats einzuholen
                     
                        	1.

                        	
                           bei der Ablösung von Rechten der Kirchengemeinde auf wiederkehrende Leistungen;

                        

                        	2.

                        	
                           bei Ausscheidungen und Abfindungen gemäß Artikel 48 Absatz 2 des Evangelischen Kirchengemeindegesetzes (RegBl. 1906 S. 255)
                              und Artikel 15 Absatz 2 des Lehrereinkommensgesetzes vom 8. August 1907 (RegBl. S. 338) in der Fassung von § 76 Absatz 3 des staatlichen Gesetzes über die Kirchen vom 3. März 1924 (RegBl. S. 93)50 sowie bei nachträglicher Änderung der aus Anlass dieser Ausscheidungen und Abfindungen getroffenen Vereinbarung;
                           

                        

                        	3.

                        	
                           bei jeder Verfügung des Kirchengemeinderats über ortskirchliche Pfarrbesoldungsteile;

                        

                        	4.

                        	
                           bei der Aufhebung einer ortskirchlichen Stiftung oder Veränderung ihres Zwecks;

                        

                        	5.

                        	
                           bei der Veräußerung oder dinglichen Belastung von Grundeigentum und Erbbaurechten der Kirchengemeinde;

                        

                        	6.

                        	
                           bei der Begründung und Änderung von Rechtsverhältnissen, die die Kirchengemeinde auf Dauer verpflichten;

                        

                        	6a.

                        	
                           beim Abschluss von Stromlieferungsverträgen, die nicht ausschließlich auf den Bezug von Strom aus erneuerbaren Energien gerichtet
                              sind;
                           

                        

                        	7.

                        	
                           bei der Aufnahme von Darlehen und der Festlegung des Tilgungsplans, sofern es sich nicht um Kassenkredite im Sinne des § 27 Absatz 2 Satz 1 und § 44 Absatz 2 Haushaltsordnung51 handelt sowie beim Abschluss von Geschäften, die wirtschaftlich einer Darlehensaufnahme gleich kommen;
                           

                        

                        	8.

                        	
                           beim Abschluss von Bürgschaftsverträgen oder ähnlichen Rechtsgeschäften;

                        

                        	9.

                        	
                           beim Vorempfang auf die Einkünfte folgender Jahre, sofern er nicht zur Ablösung von Kapitalschulden dient;

                        

                        	10.

                        	
                           bei wichtigen Bauvorhaben der Kirchengemeinde;

                        

                        	10a.

                        	
                           beim Abschluss von Verträgen über den Einbau von Heizungsanlagen, die mit fossilen Brennstoffen betrieben werden, sowie beim
                              Abschluss von Verträgen über den Anschluss an ein Wärmeversorgungsnetz, bei dem die Wärmeversorgung auf der Nutzung fossiler
                              Brennstoffe beruht;
                           

                        

                        	11.

                        	
                           bei der Annahme von Schenkungen, Vermächtnissen und Erbschaften sowie sonstiger Zuwendungen und Stiftungen, soweit sie mit
                              Lasten oder Auflagen verknüpft sind;
                           

                        

                        	12.

                        	
                           bei der Beteiligung an wirtschaftlich selbständigen Unternehmen;

                        

                        	13.

                        	
                           beim Beitritt zu Vereinen nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ausnahmen von den Genehmigungsvorbehalten des Absatzes 1 können durch Verordnung zugelassen werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Beschlüsse und Rechtsgeschäfte nach Absatz 1 sind ohne die Genehmigung des Oberkirchenrats unwirksam.
                  

                  
                     
                        
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 50 KGO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              75. Genehmigungspflichtig nach § 50 Absatz 1 Nummer 6 der Kirchengemeindeordnung ist auch der Erwerb von Kulturdenkmalen (z. B. Gebäuden) im Sinne des Denkmalschutzgesetzes.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              76. Die Genehmigung nach § 50 Absatz 1 Nummer 6 der Kirchengemeindeordnung gilt als erteilt bei Versicherungsverträgen, Teillieferungsverträgen (Strom, Gas, Wasser usw.), Wartungsverträgen sowie ordentlich
                                 kündbaren oder auf einen Zeitraum von weniger als zehn Jahren abgeschlossenen Miet- und Pachtverträgen. Gleiches gilt für
                                 Dienstverträge, wenn sie von den Bestimmungen der Kirchlichen Anstellungsordnung nicht abweichen, der Abschluss im Rahmen
                                 des genehmigten Stellenplans haushaltsrechtlich zulässig ist und nicht den Zuweisungsgrundsätzen und den aufgrund von ihnen
                                 erlassenen Regelungen über die Kirchensteuerzuweisung widerspricht, ebenso für Gestellungsverträge.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              77. Geschäfte, die einer Darlehensaufnahme wirtschaftlich gleichkommen (§ 50 Absatz 1 Nummer 7 der Kirchengemeindeordnung), sind insbesondere Leasingverträge, Abzahlungskaufverträge und Leibrentenverträge. Sie gelten als genehmigt bis zu einem
                                 Vertragswert von 15 000,00 Euro.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              77a. Kirchengemeinden dürfen zur Sicherung von Darlehensforderungen kein Vermögen verwenden, das unmittelbar gottesdienstlichen
                                 Zwecken dient.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              78. „Ähnliche Rechtsgeschäfte“ im Sinne des § 50 Absatz 1 Nummer 8 der Kirchengemeindeordnung sind insbesondere Schuldübernahme, Schuldbeitritt und Garantievertrag.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              79. „Wichtige Bauvorhaben“ im Sinne des § 50 Absatz 1 Nummer 10 der Kirchengemeindeordnung sind alle Neubauten sowie Umbauten von Pfarrhäusern, die von der Kirchengemeinde zu unterhalten sind. Im Übrigen sind Umbauten
                                 und Instandsetzungen wichtige Bauvorhaben in folgenden Fällen:
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              a)

                           
                           	
                              in Kirchengemeinden von mehr als 10 000 Gemeindegliedern bei einem Bauaufwand von über 300.000,00 Euro,

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              b)

                           
                           	
                              in Kirchengemeinden von mehr als 5 000 Gemeindegliedern bei einem Bauaufwand von über 185.000,00 Euro,

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              c)

                           
                           	
                              in Kirchengemeinden von mehr als 2 000 Gemeindegliedern bei einem Bauaufwand von über 110.000,00 Euro,

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              d)

                           
                           	
                              in Kirchengemeinden bis zu 2 000 Gemeindegliedern bei einem Bauaufwand von über 75.000,00 Euro.

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Maßgebend ist die Zahl der Gemeindeglieder der zur Unterhaltung des Bauwesens verpflichteten Kirchengemeinden, wie sie am
                                 Ende des vorausgegangenen Kalenderjahrs vom Oberkirchenrat bekannt gemacht wird. Bei Aufwendungen zur künstlerischen Ausstattung
                                 kirchlicher Gebäude im Rahmen der Freigrenzen ist der Oberkirchenrat rechtzeitig zu beteiligen. Die Sonderbestimmungen über
                                 Denkmalschutz und Denkmalpflege an kirchlichen Gebäuden sowie über Orgeln und Glocken bleiben unberührt.
                              

                           
                        

                     
                  

               

            

         

      

      
            VI. Gesamtkirchengemeinde und Ausschüsse

         

         
                     § 51
Bildung einer Gesamtkirchengemeinde
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Bildung einer Gesamtkirchengemeinde bedarf einer Ortssatzung, in der die Aufgaben der Gesamtkirchengemeinde sowie die
                     Zusammensetzung und die Zuständigkeit ihrer Organe geregelt werden. Die Ortssatzung bedarf der Genehmigung des Oberkirchenrats.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei der Bildung einer Gesamtkirchengemeinde durch den Zusammenschluss bestehender Kirchengemeinden wird die Ortssatzung zwischen
                     den beteiligten Kirchengemeinden vereinbart. Bei der Bildung einer Gesamtkirchengemeinde durch Aufteilung einer Kirchengemeinde
                     wird die Ortssatzung vom Kirchengemeinderat beschlossen. Der Beschluss bedarf einer Mehrheit von mindestens zwei Dritteln
                     seiner Mitglieder.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Über die Änderung einer Ortssatzung beschließt der Gesamtkirchengemeinderat mit der Mehrheit von mindestens zwei Dritteln
                     der Stimmen der Anwesenden und der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder. Die Änderung bedarf der Genehmigung des Oberkirchenrats.
                  

               

               
                     § 51a
Verbundkirchengemeinde
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bei Verbundkirchengemeinden besteht ein gemeinsames Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen. Der Verbundkirchengemeinderat
                     ist für die Wahrnehmung der Aufgaben nach § 18 zuständig.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Regelungen der §§ 52 Absatz 1 Satz 5, 53 und 54 finden für Verbundkirchengemeinden keine Anwendung.
                  

               

               
                     § 52
Gesamtkirchengemeinderat
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In Gesamtkirchengemeinden bilden die einzelnen Kirchengemeinderäte (§ 11 Absatz 1) einen Gesamtkirchengemeinderat. Die Pfarrerinnen und Pfarrer und die Kirchenpflegerin oder der Kirchenpfleger der Gesamtkirchengemeinde,
                     sofern eine solche oder ein solcher bestellt ist, sind Mitglieder des Gesamtkirchengemeinderats. In Dekanatsorten wird die
                     Schuldekanin oder der Schuldekan zu den Sitzungen des Gesamtkirchengemeinderats eingeladen und kann daran beratend teilnehmen.
                     Die Regelungen über die Sitzungsteilnahme der Gemeindediakoninnen und Gemeindediakone sowie der Assistentin oder des Assistenten
                     der Gemeindeleitung der Gesamtkirchengemeinde, sofern eine solche oder ein solcher bestellt ist, im Kirchengemeinderat gelten
                     entsprechend. § 11 Absatz 2 gilt nicht, außer für Ehegatten von hauptberuflichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Gesamtkirchengemeinde, die dem
                     Gesamtkirchengemeinderat kraft Gesetzes angehören.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Mit zwei Dritteln der Stimmen seiner Mitglieder kann der Gesamtkirchengemeinderat weitere Mitglieder zuwählen. Die Zahl der
                     hiernach Zugewählten darf ein Viertel der von den Gemeindegliedern gewählten Mitglieder nicht überschreiten.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 52 KGO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              80. „Pfarrerinnen und Pfarrer der Gesamtkirchengemeinde“ im Sinne des § 52 der Kirchengemeindeordnung sind Pfarrerinnen und Pfarrer mit einem Sonderauftrag im Hauptamt, deren Stelle im Haushaltsplan der Landeskirche als Pfarrstelle
                                 der Gesamtkirchengemeinde ausgewiesen oder durch Verfügung des Oberkirchenrats der Gesamtkirchengemeinde zugeordnet ist. Bei
                                 Inhaberinnen und Inhabern beweglicher Pfarrstellen legt der Oberkirchenrat im Einzelfall fest, ob sie Pfarrerin oder Pfarrer
                                 der Gesamtkirchengemeinde im Sinne dieser Bestimmung sind. Ist die Kirchenpflegerin oder der Kirchenpfleger einer Gesamtkirchengemeinde
                                 zugleich Kirchenpflegerin oder Kirchenpfleger einer oder mehrerer der Gesamtkirchengemeinde angehörenden Kirchengemeinden,
                                 so hat sie oder er im Gesamtkirchengemeinderat nur eine Stimme.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 53
Verkleinerter Gesamtkirchengemeinderat
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In Gesamtkirchengemeinden kann durch Ortssatzung bestimmt werden, dass ein verkleinerter Gesamtkirchengemeinderat gebildet
                     wird. Seine Mitglieder sind
                     
                        	
                           von den beteiligten Kirchengemeinderäten aus ihrer Mitte zu wählende Mitglieder, darunter in der Regel die beiden, mindestens
                              aber eine oder einer der Vorsitzenden,
                           

                        

                        	
                           die Dekanin oder der Dekan in Dekanatsorten, soweit sie oder er nicht nach Nummer 1 Mitglied ist,

                        

                        	
                           die Kirchenpflegerin oder der Kirchenpfleger der Gesamtkirchengemeinde, sofern eine solche oder ein solcher bestellt ist,
                              und
                           

                        

                        	
                           die Pfarrerinnen und Pfarrer der Gesamtkirchengemeinde, wenn die Ortssatzung dies vorsieht.

                        

                     

                  

                  Ist nur eine Vorsitzende oder ein Vorsitzender einer der beteiligten Kirchengemeinden Mitglied im Gesamtkirchengemeinderat,
                     wird sie oder er in dieser Funktion von der oder dem anderen Vorsitzenden vertreten. Im Übrigen kann die Ortssatzung vorsehen,
                     dass für jedes Mitglied ein stellvertretendes Mitglied bestellt wird, das im Fall des Ausscheidens oder der Verhinderung eintritt.
                     Die Pfarrerinnen und Pfarrer der beteiligten Kirchengemeinden und der Gesamtkirchengemeinde, die nicht Mitglied im Gesamtkirchengemeinderat
                     sind, werden eingeladen und können beratend teilnehmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Zahl der nach Absatz 1 Nummer 1 zu wählenden Mitglieder ist in der Ortssatzung festzulegen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        § 52 Absatz 1 Sätze 3 bis 5 und Absatz 2 gelten entsprechend.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Ortssatzung kann vorsehen, dass die zur Gesamtkirchengemeinde gehörenden Kirchengemeinderäte zur Beratung grundsätzlicher
                     Fragen des kirchlichen Lebens in der Gesamtkirchengemeinde zusammentreten. Dieser Versammlung der Kirchengemeinderäte kann
                     in der Ortssatzung die Aufgabe übertragen werden, die erste Wahl der oder des Vorsitzenden der Gesamtkirchengemeinde und der
                     Mitglieder der beschließenden Ausschüsse nach einer allgemeinen Kirchenwahl durchzuführen. Ist eine dieser Wahlen nicht innerhalb
                     von vier Monaten nach der allgemeinen Kirchenwahl durchgeführt, so wählt insoweit der verkleinerte Gesamtkirchengemeinderat.
                     Er ist auch für die erforderlichen Nach- und Neuwahlen während der weiteren Amtszeit zuständig.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 53 KGO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              81. (aufgehoben)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              82. Maßstab für die in der Ortssatzung festzulegende Zahl der weiteren Mitglieder nach § 53 Absatz 1 Nummer 1 und Absatz 2 der Kirchengemeindeordnung ist die Gesamtzahl der Gemeindeglieder der einzelnen Kirchengemeinden. Änderungen der Gemeindegliederzahl während der Amtszeit
                                 bleiben unberücksichtigt. Die sich nach Satz 1 ergebende Zahl kann erhöht werden, wenn besondere örtliche Verhältnisse, insbesondere
                                 in großstädtischen Gemeinden, dies nahelegen; § 56 Absatz 5 Satz 5 der Kirchengemeindeordnung ist zu berücksichtigen.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 54
Engerer Rat
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Aufgaben des Gesamtkirchengemeinderats können, soweit sie nicht von besonderer Bedeutung sind, durch Ortssatzung auf einen
                     Engeren Rat übertragen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Mitglieder des Engeren Rats sind
                     
                        	
                           die beiden Vorsitzenden des Gesamtkirchengemeinderats sowie in Dekanatsorten die Dekanin oder der Dekan, soweit sie oder er
                              nicht Vorsitzende oder Vorsitzender des Gesamtkirchengemeinderats ist;
                           

                        

                        	
                           die Kirchenpflegerin oder der Kirchenpfleger der Gesamtkirchengemeinde, sofern eine solche oder ein solcher bestellt ist;

                        

                        	
                           die von den Kirchengemeinderäten der der Gesamtkirchengemeinde angehörenden Kirchengemeinden aus ihrer Mitte zu wählenden
                              Mitglieder.
                           

                        

                     

                  

                  Die Zahl der nach Nummer 3 zu wählenden Mitglieder ist in der Ortssatzung der Gesamtkirchengemeinde festzulegen. Die Ortssatzung
                     kann vorsehen, dass für jedes Mitglied ein stellvertretendes Mitglied bestellt wird, das im Fall des Ausscheidens oder der
                     Verhinderung eintritt.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 54 KGO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              83. „Aufgaben von besonderer Bedeutung“ im Sinne des § 54 Absatz 1 der Kirchengemeindeordnung sind z. B. die Änderung der Ortssatzung, die Auflösung und Neubildung von Kirchengemeinden, Grenz- und Namensänderungen,
                                 die Feststellung des Haushaltsplans, die Feststellung der Jahresrechnung und die Entlastung nach § 47 Absatz 2 der Kirchengemeindeordnung, die Entscheidung über Bauvorhaben, soweit sie den Haushalt oder das Vermögen nicht nur unerheblich belasten.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 55
Verwaltungsausschüsse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Beträgt in einer Kirchengemeinde (Gesamtkirchengemeinde) die Zahl der gewählten und zugewählten Mitglieder mindestens sieben,
                     so kann der Kirchengemeinderat durch Wahl aus seiner Mitte einen Verwaltungsausschuss bilden. Dieser nimmt die Aufgaben der
                     Aufsicht über das Eigentum der Kirchengemeinde und der Vermögensverwaltung, soweit sie nicht von besonderer Bedeutung sind,
                     auf der Grundlage des Haushaltsplans und anderer Rahmenbeschlüsse des Kirchengemeinderats wahr. Andere Geschäfte können dem
                     Verwaltungsausschuss zur Vorberatung gegeben werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Dem Verwaltungsausschuss kann die Zuständigkeit des Kirchengemeinderats bei Stundung und Erlass der Ortskirchensteuerschuld
                     und im Rechtsmittelverfahren einer oder eines Steuerpflichtigen gegen die Festsetzung ihrer oder seiner Ortskirchensteuer
                     übertragen werden. Es kann hierfür auch ein weiterer Verwaltungsausschuss (Steuerausschuss) bestellt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Zahl der Mitglieder der Verwaltungsausschüsse wird von dem Kirchengemeinderat mit Genehmigung des Oberkirchenrats bestimmt.
                     Durch Ortssatzung einer Gesamtkirchengemeinde kann vorgesehen werden, dass aus den beteiligten Kirchengemeinden eine bestimmte
                     Anzahl von Mitgliedern gewählt werden muss.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Vorsitzenden des Kirchengemeinderats sowie die Kirchenpflegerin oder der Kirchenpfleger, sofern eine solche oder ein solcher bestellt ist, sind kraft Amtes Mitglieder des Verwaltungsausschusses. Eine Assistentin
                     oder ein Assistent der Gemeindeleitung wird eingeladen und kann beratend teilnehmen, sofern eine solche oder ein solcher bestellt
                     ist.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 55 KGO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              84. Zu den Aufgaben der Vermögensverwaltung im Sinne des § 55 Absatz 1 der Kirchengemeindeordnung gehört neben der Verwaltung des Sach- und Geldvermögens auch die Haushaltsführung. Die Zuständigkeit der Kirchenpflegerin
                                 oder des Kirchenpflegers bleibt unberührt.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              85. „Aufgaben von besonderer Bedeutung“ im Sinne des § 55 Absatz 1 der Kirchengemeindeordnung sind z. B. der Ortskirchensteuerbeschluss, die Feststellung des Haushaltsplans und der Jahresrechnung, die Entlastung nach
                                 § 47 Absatz 2 der Kirchengemeindeordnung, die der Genehmigung des Oberkirchenrats unterliegenden Maßnahmen, soweit sie nicht den Haushalt oder das Vermögen nur unerheblich
                                 belasten, und wichtige Personalentscheidungen. Das Nähere kann in einer Ortssatzung geregelt werden.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 56
Beschließende Ausschüsse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Kirchengemeinderat kann durch Ortssatzung bestimmen, dass beschließende Ausschüsse gebildet und ihnen bestimmte Aufgaben, soweit sie nicht von besonderer Bedeutung sind, zur selbständigen und dauernden Erledigung
                     auf der Grundlage des Haushaltsplans und anderer Rahmenbeschlüsse des Kirchengemeinderats übertragen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Kirchengemeinderat kann durch Beschluss einzelne Angelegenheiten auf bestehende beschließende Ausschüsse übertragen oder
                     zu ihrer selbständigen Erledigung beschließende Ausschüsse bilden. Der Beschluss bedarf der Genehmigung des Oberkirchenrats.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Mitglieder der beschließenden Ausschüsse werden vom Kirchengemeinderat gewählt. Die Mitgliedschaft in beschließenden Ausschüssen
                     setzt die Wählbarkeit in den Kirchengemeinderat voraus. Ein Wahlhinderungsgrund schließt die Mitgliedschaft nur aus, wenn
                     der Ausschuss die Dienst- oder Fachaufsicht über die Betreffenden ausübt. Der Oberkirchenrat kann im Einzelfall oder mit der
                     Genehmigung der Ortssatzung oder des Beschlusses nach Absatz 2 Ausnahmen vom Erfordernis der Wählbarkeit zulassen. Die Ortssatzung
                     kann Mitglieder kraft Amtes, Ausscheidens- und Verhinderungsstellvertreterinnen und -vertreter vorsehen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Kirchengemeinderat kann zur Vorberatung seiner Verhandlungen durch Beschluss beratende Ausschüsse bilden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Zu Mitgliedern von Ausschüssen können auch Personen gewählt werden, die dem Kirchengemeinderat nicht angehören. Bei beschließenden
                     Ausschüssen darf ihre Zahl ein Drittel der Mitglieder nicht überschreiten. Hat eine Kirchengemeinde durch kirchenrechtliche
                     Vereinbarung Aufgaben von anderen Kirchengemeinden übernommen, so gelten deren aus der Mitte ihrer Kirchengemeinderäte entsandten
                     Vertreterinnen und Vertreter in einem beschließenden Ausschuss der übernehmenden Kirchengemeinde als dem Kirchengemeinderat
                     angehörend. Dies gilt entsprechend bei der Übernahme von Aufgaben vom Kirchenbezirk oder einem kirchlichen Verband. Im beschließenden
                     Ausschuss einer Gesamtkirchengemeinde mit verkleinertem Gesamtkirchengemeinderat (§ 53) kann, abgesehen von der Regelung nach Satz 2, die Hälfte der Mitglieder aus den Mitgliedern der beteiligten Kirchengemeinderäte
                     gewählt werden, auch soweit sie nicht Mitglied des Gesamtkirchengemeinderats sind.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Kann in einer dringenden Angelegenheit die Beschlussfassung eines beschließenden Ausschusses nicht rechtzeitig herbeigeführt
                     werden, so entscheidet die oder der Vorsitzende des Ausschusses im Einvernehmen mit der oder dem für den Arbeitsbereich zuständigen Vorsitzenden des Kirchengemeinderats.
                     Ist diese oder dieser zugleich Vorsitzende oder Vorsitzender des Ausschusses, so gilt § 24 Absatz 652 entsprechend. Der Ausschuss ist unverzüglich zu unterrichten.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 56 KGO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              86. In der Ortssatzung sind unter anderem die Aufgaben und die Zahl der Mitglieder beschließender Ausschüsse zu regeln; dabei
                                 kann vorgesehen werden, dass der Kirchengemeinderat die Zahl um bis zu zwei Mitglieder erhöhen kann und dass bestimmte Personen
                                 zu den Sitzungen einzuladen sind und beratend daran teilnehmen können. Sollen Mitglieder in einen Ausschuss gewählt werden,
                                 die nicht in den Kirchengemeinderat wählbar sind, so ist die Zustimmung des Oberkirchenrats vorher einzuholen, soweit sie
                                 sich nicht aus der Genehmigung einer Ortssatzung ergibt. Die Mitglieder der beschließenden Ausschüsse und beratend an ihren
                                 Sitzungen teilnehmenden Personen sind auf die erforderliche Verschwiegenheit nach § 31 der Kirchengemeindeordnung zu verpflichten, soweit sie nicht Mitglied eines Kirchengemeinderats sind oder kraft eines Amtes beratend teilnehmen, für
                                 das sie zur Verschwiegenheit verpflichtet worden sind.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              87. „Aufgaben von besonderer Bedeutung“ im Sinne des § 56 Absatz 1 der Kirchengemeindeordnung sind z. B. die in Nummer 85 dieser Verordnung genannten Aufgaben. Einzelne Angelegenheiten im Sinne des § 56 Absatz 2 der Kirchengemeindeordnung sind in der Regel zeitlich begrenzte Aufgaben oder solche, die zeitlich begrenzt eine größere Bedeutung haben.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              88. Bei der Zusammensetzung von Ausschüssen soll zunächst versucht werden, Einvernehmen im Kirchengemeinderat herzustellen. Die
                                 im Kirchengemeinderat vorhandenen verschiedenen Gaben und Kräfte sollen angemessen berücksichtigt werden. In der Ortssatzung
                                 oder in einer kirchenrechtlichen Vereinbarung können Vorschlagsrechte, insbesondere für die Wahl von Ausschussmitgliedern,
                                 die dem Kirchengemeinderat nicht angehören, eingeräumt werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              89. Die beiden Vorsitzenden des Kirchengemeinderats (Gesamtkirchengemeinderats) sind berechtigt, an den Sitzungen eines Ausschusses
                                 beratend teilzunehmen, auch wenn sie demselben nicht als Mitglied angehören.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              89a. Zwischen den Vorsitzenden des Kirchengemeinderats ist festzulegen, welcher Vorsitzende bei welchem Ausschuss die Zuständigkeit
                                 für Eilentscheidungen hat. Nummer 41 dieser Verordnung gilt entsprechend.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 56a
Parochieausschüsse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In Kirchengemeinden mit mehreren Seelsorgebezirken oder mehreren Gottesdienstorten, in denen die unechte Teilortswahl nach
                     § 13 Absatz 1 oder die Wahl nach Wohnbezirken nach § 13 Absatz 2 stattfindet, können nach § 56 Absatz 1 Parochieausschüsse gebildet werden, denen alle Aufgaben des Kirchengemeinderats nach der Kirchengemeindeordnung übertragen
                     werden, die nur die jeweilige Parochie oder den jeweiligen Teilort oder Wohnbezirk betreffen und die übertragbar sind. Die
                     Ortssatzung kann einzelne Zuständigkeiten ausnehmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Dem Ausschuss gehören die in dem Teilort oder Wohnbezirk gewählten sowie die dort wohnhaften zugewählten Mitglieder des Kirchengemeinderats
                     und die Pfarrerinnen und Pfarrer an, die dort einen Seelsorgebezirk haben. Der Kirchengemeinderat kann weitere Mitglieder
                     bis zur Zahl der gewählten und zugewählten Mitglieder nach Satz 1 in den Ausschuss wählen, wobei mindestens die Hälfte von
                     ihnen in dem Teilort oder Wohnbezirk wohnhaft oder nach einer Ummeldung nach § 13 Absatz 3 zugeordnet sein muss. Der Oberkirchenrat kann für die gewählten und zugewählten Mitglieder des Kirchengemeinderats Ausnahmen
                     zulassen. Die Kirchenpflegerin oder der Kirchenpfleger der Kirchengemeinde, sofern eine solche oder ein solcher bestellt ist,
                     oder eine Assistentin oder ein Assistent der Gemeindeleitung der Kirchengemeinde, sofern eine solche oder ein solcher bestellt
                     ist, wird eingeladen und kann beratend teilnehmen.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 56 a KGO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              89b. Die generelle Zuständigkeit der Parochieausschüsse umfasst die Angelegenheiten, die auf die Parochie beschränkt sind, etwa
                                 die Ausübung des Hausrechts in den Gebäuden in der Parochie, soweit sie nicht für Zwecke der ganzen Gemeinde benötigt werden,
                                 die Wahrnehmung der Gottesdienstordnung bei Gottesdiensten in der Parochie, die Bewirtschaftung von Mitteln, soweit der Haushalt
                                 dies vorsieht, die Planung und Durchführung von Veranstaltungen, die auf die Parochie beschränkt sind, nicht aber die Änderung
                                 von Ordnungen der Kirchengemeinde, Vorschläge an den Oberkirchenrat zur Änderung der Gottesdienstordnung oder die Geschäftsordnung
                                 für die Pfarrämter oder die Besetzung wichtiger Personalstellen. Der Kirchengemeinderat kann für die ganze Gemeinde Grundsatzbeschlüsse
                                 treffen.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 56b
Gruppen, Kreise, Werke und Einrichtungen der Kirchengemeinden
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Soweit innerhalb einer Kirchengemeinde größere rechtlich unselbständige Gruppen, Kreise, Werke oder Einrichtungen bestehen,
                     für deren Arbeitsbereich der Oberkirchenrat eine Rahmenordnung53 erlassen hat, kann die Kirchengemeinde durch Ortssatzung diesen Gruppen, Kreisen, Werken oder Einrichtungen Aufgaben zur
                     selbständigen Wahrnehmung übertragen. Die Gruppen, Kreise, Werke und Einrichtungen erfüllen ihre Aufgaben in Verantwortung
                     gegenüber dem Kirchengemeinderat. In der Ortssatzung ist festzulegen,
                     
                        	
                           welche Aufgaben übertragen werden,

                        

                        	
                           welche Entscheidungsgremien gebildet werden und wer die Gruppe, den Kreis, das Werk oder die Einrichtung innerhalb der Kirchengemeinde
                              vertritt,
                           

                        

                        	
                           ob die Feststellung eines Sonderhaushaltsplans, der in diesem Fall der Genehmigung des Kirchengemeinderats bedarf, den Entscheidungsgremien
                              übertragen wird,
                           

                        

                        	
                           wie die Zusammenarbeit mit dem Kirchengemeinderat und dem Pfarramt und die gegenseitige Information sichergestellt wird.

                        

                     

                  

                  Die Ortssatzung ist an der Rahmenordnung zu orientieren.

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Vertretung der Kirchengemeinde nach § 24 Absatz 5 bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Den Gremien der Gruppen, Kreise, Werke und Einrichtungen nach Absatz 1 können alle Gemeindeglieder angehören, ebenso Gemeindeglieder
                     anderer Kirchengemeinden der Landeskirche. Solche Mitglieder, die nicht Gemeindeglied einer Kirchengemeinde der Landeskirche
                     sind, können einer Mitgliederversammlung angehören, anderen Gremien höchstens bis zu einem Drittel von deren Mitgliedern.
                     Die Mitglieder müssen die nach Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 übertragene Aufgabe der Kirchengemeinde unterstützen. Die Entscheidung
                     über die Aufnahme und den Ausschluss von Mitgliedern treffen die Gremien; in Einzelfällen kann der Kirchengemeinderat die
                     Entscheidung an sich ziehen.
                  

               

               
                     § 56c
Personale Gemeinden
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In Kirchengemeinden, die einen besonderen gottesdienstlichen Schwerpunkt haben, der durch eine größere Anzahl von Gemeindegliedern
                     getragen wird, kann durch Ortssatzung eine Personale Gemeinde als rechtlich unselbständige Einrichtung der Kirchengemeinde
                     gebildet werden, soweit der Oberkirchenrat für solche Personale Gemeinden eine Rahmenordnung54 erlassen hat. Der Personalen Gemeinde kann im Rahmen der allgemeinen und örtlichen Gottesdienstordnung die Verantwortung
                     des Kirchengemeinderats für einen oder mehrere bestimmte, regelmäßige Gottesdienste der Kirchengemeinde übertragen werden,
                     nicht jedoch für den Hauptgottesdienst. Darüber hinaus kann die Personale Gemeinde weitere Aufgaben wahrnehmen, wenn die Ortssatzung
                     dies vorsieht. Die Personale Gemeinde erfüllt ihre Aufgaben in Verantwortung gegenüber dem Kirchengemeinderat. Dieser bleibt
                     nach § 17 Satz 1, 2. Halbsatz und nach § 8 Absatz 1 Satz 2  Württembergisches Pfarrergesetz55 zuständiges Gremium. Die Regelungen über die Zuständigkeiten und Verantwortung des für den Gottesdienst zuständigen Pfarramts
                     bleiben unberührt. In der Ortssatzung ist festzulegen
                  

                  
                     
                        	
                           für welche Gottesdienste und gegebenenfalls Sondergottesdienste die Personale Gemeinde zuständig ist,

                        

                        	
                           welche weiteren Aufgaben die Personale Gemeinde erfüllt,

                        

                        	
                           welche Entscheidungsgremien gebildet werden und wer die Personale Gemeinde innerhalb der Kirchengemeinde vertritt,

                        

                        	
                           ob ein Sonderhaushalt gebildet wird und ob die Feststellung des Sonderhaushalts, der in diesem Fall der Genehmigung des Kirchengemeinderats
                              bedarf, den Entscheidungsgremien übertragen wird,
                           

                        

                        	
                           wie die Zusammenarbeit mit dem Kirchengemeinderat und dem Pfarramt und die gegenseitige Information sichergestellt werden. 

                        

                     

                  

                  Die Ortssatzung ist an der Rahmenordnung zu orientieren. Die Vertretung der Kirchengemeinde nach § 24 Absatz 5 bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Den Gremien der Personalen Gemeinde nach Absatz 1 können alle Gemeindeglieder angehören, ebenso Gemeindeglieder anderer Kirchengemeinden
                     einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland. Solche Mitglieder, die nicht Gemeindeglied einer Kirchengemeinde
                     einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland sind, können einer Mitgliederversammlung angehören, anderen Gremien
                     höchstens bis zu einem Drittel von deren Mitgliedern. Für diese ist zur Mitgliedschaft in dem Gremium, das die Entscheidungen
                     zum Gottesdienst wahrnimmt, die Mitgliedschaft in einer Kirche der Leuenberger Kirchengemeinschaft erforderlich. Die Entscheidung
                     über die Aufnahme und den Ausschluss von Mitgliedern treffen die Gremien; in Einzelfällen kann der Kirchengemeinderat die
                     Entscheidung an sich ziehen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Pfarrerin oder der Pfarrer, die oder der für die Gottesdienste nach Absatz 1 Nummer 1 zuständig ist, ist in den Gremien
                     Mitglied kraft Amtes und stimmberechtigt. In Gremien, die Entscheidungen zum Gottesdienst treffen, ist sie oder er eine oder
                     einer der Vorsitzenden.
                  

               

               
                     § 57
Geschäftsführung im Engeren Rat und in den Ausschüssen, 
Nichtöffentlichkeit der Sitzungen in der Gesamtkirchengemeinde
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Vorsitzende des Engeren Rats sind die beiden Vorsitzenden des Gesamtkirchengemeinderats.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Vorsitzende des Verwaltungsausschusses sind die beiden Vorsitzenden des Kirchengemeinderats (Gesamtkirchengemeinderats). Mit
                     Genehmigung des Oberkirchenrats kann der Kirchengemeinderat andere Vorsitzende wählen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Ausschüsse nach § 56 wählen eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und die Stellvertreterin oder den Stellvertreter aus ihrer Mitte.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Sitzungen des Engeren Rats, des Verwaltungsausschusses und der Ausschüsse nach § 56 sind nichtöffentlich. Ausnahmen können von Fall zu Fall beschlossen werden, wenn der Verhandlungsgegenstand nicht der Verschwiegenheitspflicht
                     nach § 31 unterliegt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        § 24 Absatz 6 findet entsprechende Anwendung.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Im Übrigen finden die für die Geschäftsführung des Kirchengemeinderats geltenden Bestimmungen sinngemäß Anwendung.
                  

               

            

         

      

      
            VII. Schlussbestimmungen

         

         
                     § 58
Ortssatzungen
                     

                  

                  Die Kirchengemeinden können auf der Grundlage dieses Gesetzes Ortssatzungen erlassen. Diese bedürfen der Genehmigung des Oberkirchenrats.

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 58 KGO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              90. Ortssatzungen werden mit der nach § 28 Absatz 1 der Kirchengemeindeordnung vorgesehenen Mehrheit beschlossen, soweit nicht, wie für die Ortssatzung der Gesamtkirchengemeinde (§ 51 Kirchengemeindeordnung), eine andere Mehrheit vorgesehen ist.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 59
Militärkirchengemeinden
                     

                  

                  Die Regelung der Verhältnisse von Militärkirchengemeinden bleibt der Verordnung56  vorbehalten.
                  

               

               
                     § 59a
Eingetragene Lebenspartnerschaft
                     

                  

                  Die Regelungen zu Ehegatten finden auf die nach § 1 Lebenspartnerschaftsgesetz eingetragenen Lebenspartnerschaften entsprechende
                     Anwendung.
                  

               

               
                     § 59b
Verfassungsgesetzliche Bestimmungen
                     

                  

                  § 1 Satz 1 und § 2 Satz 2 werden gemäß § 18 Absatz 2 Satz 3 Kirchenverfassungsgesetz57 dem Kirchenverfassungsgesetz gleichgestellt.
                  

               

               
                     § 60
Ausführungsverordnung
                     

                  

                  Allgemeine Regelungen zur Ausführung dieses Gesetzes erlässt der Oberkirchenrat im Wege der Verordnung.
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         60. Kirchliches Gesetz über die evangelischen Kirchenbezirke (Kirchenbezirksordnung – KBO)

      

      
         Vom 16. Dezember 1924

      

      
         (Abl. 21 S. 253) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Juli 1989 (Abl. 53 S. 730), geändert durch Kirchl. Gesetz vom 24.
            November 1993 (Abl. 55 S. 722), vom 15. Juli 1995 (Abl. 56 S. 471, 472), vom 31. März 2001 (Abl. 59 S. 248, 253), vom 12. Juli 2003  (Abl. 60 S. 281), vom 26. März 2004 (Abl. 61 S. 69, 70), vom 24. November 2004  (Abl. 61 S. 197, 199), vom 9. Juli 2005 (Abl. 61 S. 325, 330), vom 27. November 2012 (Abl. 65 S. 269, 277), vom 25. November 2015 (Abl. 67 S. 1, 5), vom 24. November 2016 (Abl. 67 S. 273,  307), vom 18. Oktober 2019 (Abl. 68 S. 719, 722), vom 20. März 2021 (Abl. 69 S. 410), vom 3. Juli 2021 (Abl. 69 S. 573, 575), vom 25. November 2021 (Abl. 70 S. 1, 4), vom 24. November 2022 (Abl. 70 S. 429, 433 u. 435), vom 25. November 2022 (Abl. 70 S. 425, 427), vom 1. Dezember 2023 (Abl. 71 Nr. 1), vom 2. Dezember 2023 (Abl. 71 Nr. 4) und vom 24. Oktober 2025 (Abl. 71 Nr. 198)
         

      

      und

      61. Verordnung des Oberkirchenrats 
zur Ausführung der Kirchenbezirksordnung 
(Ausführungsverordnung KBO – AVO KBO)1, 2

      Vom 28. Dezember 1971 (Abl. 45 S. 49) in der Fassung vom 3. April 2001 (Abl. 59 S. 266, 275), geändert durch Verordnung vom 2. Mai 2000 (Abl. 59 S. 79), vom 4. Oktober 2005 (Abl. 61 S. 389, 391), vom 10. Dezember 2013 (Abl. 66 S. 1, 2), vom 3. September 2019 (Abl. 68 S. 659, 666) und vom 6. August 2024 (Abl. 71 Nr. 60)
      

      
            I. Kirchenbezirk

         

         
                     § 1
Aufgaben des Kirchenbezirks
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Kirchenbezirk ist der aus den Kirchengemeinden des Dekanatsbezirks gebildete kirchliche Gemeindeverband. Sind Kirchengemeinden
                     an einer Verbundkirchengemeinde beteiligt, so gilt nur die Verbundkirchengemeinde als Kirchengemeinde im Sinne dieses Gesetzes.
                     Im Übrigen sind Gesamtkirchengemeinden keine Kirchengemeinden im Sinne dieses Gesetzes.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Kirchenbezirk ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts, die ihre Angelegenheiten innerhalb der Schranken des Gesetzes
                     selbständig ordnet und verwaltet. Die Verwaltung durch den Kirchenbezirk erfolgt in Ausübung kirchlicher öffentlicher Gewalt
                     im Rahmen des kirchlichen Selbstverständnisses und dient der Wahrnehmung der seelsorglichen, pastoralen, diakonischen oder
                     sonstigen kirchlichen Aufgaben nach Maßgabe öffentlich-rechtlicher kirchengesetzlicher Normen, auch wenn im Zusammenhang mit
                     diesen Tätigkeiten Gebühren, Beiträge oder sonstige Abgaben erhoben werden. § 1 Absatz 1 Satz 2 Kirchliches Verwaltungsgesetz3 gilt entsprechend. Aufgaben, die nicht in den Anwendungsbereich der Sätze 1 und 2 fallen, werden durch Verordnung festgelegt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Im Kirchenbezirk wird die Verbundenheit der Kirchengemeinden und ihrer Glieder untereinander und mit der ganzen Kirche in
                     Zeugnis und Dienst wirksam.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Kirchenbezirk wird von Bezirkssynode, Kirchenbezirksausschuß und Dekanin oder Dekan geleitet.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Der Kirchenbezirk nimmt den Auftrag der Kirche in seinem Bereich wahr. Er unterstützt die Kirchengemeinden bei der Erfüllung
                     ihrer Aufgaben. Er fördert die Zusammenarbeit benachbarter Kirchengemeinden. Er nimmt die Aufgaben eigenständig wahr, die
                     die Möglichkeiten einer Ortsgemeinde oder einer Gruppe benachbarter Ortsgemeinden übersteigen oder die ihm durch die kirchliche
                     Ordnung übertragen sind.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben arbeitet der Kirchenbezirk mit den kirchlichen Werken, ihren Anstalten und Einrichtungen
                     und mit benachbarten Kirchenbezirken zusammen. Er bemüht sich um Zusammenarbeit mit anderen christlichen Kirchen, mit staatlichen
                     und kommunalen Stellen sowie mit Vereinen und Verbänden in seinem Bereich.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 1 KBO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              1. Die Kirchenbezirke schaffen und erhalten die personellen und sachlichen, insbesondere baulichen Voraussetzungen für die Erfüllung
                                 ihrer Aufgaben. Dazu gehört auch das Tragen der Wohnungslast für Pfarrstellen, die für den Kirchenbezirk errichtet oder ihm
                                 zugeordnet sind.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 2
Neubildung und Aufhebung von Kirchenbezirken
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Neubildung oder Aufhebung von Kirchenbezirken erfolgt durch kirchliches Gesetz; Änderungen der Begrenzung der Bezirke
                     oder ihres Namens verfügt auf Antrag oder nach Anhörung der Beteiligten der Oberkirchenrat unter Beachtung der staatlichen
                     Bestimmungen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die vermögensrechtlichen Folgen bestimmen sich nach der zwischen den beteiligten Kirchenbezirken getroffenen Vereinbarung;
                     kommt eine solche nicht zustande, so entscheidet der Oberkirchenrat nach billigem Ermessen vorbehaltlich der Anrufung der
                     Verwaltungsgerichte.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 2 KBO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              2. Als Beteiligte kommen insbesondere in Frage die betroffenen Pfarrämter und Kirchengemeinderäte, Dekanatämter, Kirchenbezirksausschüsse
                                 und Bezirkssynoden. Die Entscheidung des Oberkirchenrats wird im Amtsblatt bekanntgemacht.
                              

                           
                        

                     
                  

               

            

         

      

      
            II. Bezirkssynode

         

         
                     § 3
Kirchenbezirkssynode
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In jedem Kirchenbezirk besteht eine Bezirkssynode.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ihre Mitglieder sind
                     
                        	
                           die von den Kirchengemeinderäten des Kirchenbezirks gewählten Bezirkssynodalen (§ 4);

                        

                        	
                           die Pfarrerinnen und Pfarrer der Kirchengemeinden, die mit einem Predigtamt in einer Kirchengemeinde des Kirchenbezirks ständig
                              betraut sind, oder deren ordentliche Stellvertreterinnen und Stellvertreter im Pfarramt sowie die oder der mit dem Predigtamt
                              in einer Kirchengemeinde des Kirchenbezirks betraute Prälatin oder Prälat und die Frühpredigerinnen und Frühprediger; ausgenommen
                              sind Pfarrerinnen und Pfarrer, denen nach § 10 Absatz 3 Württembergisches Pfarrergesetz4 lediglich bestimmte Dienste übertragen sind;
                           

                        

                        	
                           die Pfarrerinnen und Pfarrer des Kirchenbezirks oder deren ordentliche Stellvertreterinnen und Stellvertreter im Pfarramt;

                        

                        	
                           die oder der für den Kirchenbezirk bestellte Schuldekanin oder Schuldekan;

                        

                        	
                           die Kirchenbezirksrechnerin oder der Kirchenbezirksrechner, sofern eine solche oder ein solcher bestellt ist;

                        

                        	
                           die oder der Vorsitzende des Diakonischen Bezirksausschusses, sofern sie oder er nicht nach den Nummern 1 bis 4 schon Mitglied
                              der Bezirkssynode ist;
                           

                        

                        	
                           eine Vertreterin oder ein Vertreter des Bezirksjugendwerks.

                        

                     

                  

                  Für den Fall der gemeinsamen Versehung einer Pfarrstelle gilt für die Mitgliedschaft in der Bezirkssynode § 11 Abs. 3 Satz 1 Kirchengemeindeordnung5 entsprechend.
                  

                  (2a)  Ein Hinderungsgrund für die Wahl in die Bezirkssynode besteht für
                     
                        	
                           Pfarrerinnen und Pfarrer im Ehrenamt mit einem Dienstauftrag beim Kirchenbezirk, Pfarrerinnen und Pfarrer zur Anstellung und
                              Vikarinnen und Vikare mit einem Dienstauftrag beim Kirchenbezirk, die nicht Mitglieder der Bezirkssynode nach Absatz 2 Nr. 3 sind,
                           

                        

                        	
                           hauptberufliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Kirchenbezirks und eines kirchlichen Verbands nach dem Kirchlichen Verbandsgesetz,
                              dem der Kirchenbezirk angehört.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Bezirkssynode kann mit zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen weitere Mitglieder mit Stimmrecht zuwählen. Die Zahl der
                     Zugewählten darf ein Viertel der von den Kirchengemeinderäten gewählten Bezirkssynodalen nicht überschreiten. Die zugewählten
                     Bezirkssynodalen werden, wenn sie nicht Mitglied eines Kirchengemeinderats sind, von der Dekanin oder vom Dekan in ihr Amt
                     eingeführt. § 34 der Kirchlichen Wahlordnung6 in der jeweils geltenden Fassung gilt sinngemäß.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Durch Bezirkssatzung (§ 27) kann bestimmt werden, daß ehrenamtliche Vertreterinnen oder Vertreter von Werken und Einrichtungen des Kirchenbezirks, Vertreterinnen
                     oder Vertreter diakonischer, missionarischer und anderer kirchlicher Einrichtungen im Kirchenbezirk sowie Pfarrerinnen und
                     Pfarrer von Gesamtkirchengemeinden der Bezirkssynode kraft Amtes angehören. Absatz 3 Sätze 2 und 3 gelten entsprechend.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Abweichend von Absatz 2 Nr. 2 kann durch Bezirkssatzung (§ 27) bestimmt werden, daß außer der Dekanin oder dem Dekan und den ordentlichen Stellvertreterinnen und Stellvertretern im Dekanatamt
                     nur diejenigen Pfarrerinnen und Pfarrer Mitglied der Bezirkssynode sind, mit deren Pfarrstelle der Vorsitz im Kirchengemeinderat
                     verbunden ist (geschäftsführende Pfarrerinnen und Pfarrer). Mit Zustimmung der geschäftsführenden Pfarrerin oder des geschäftsführenden
                     Pfarrers kann der Kirchengemeinderat eine andere ständige Pfarrerin oder einen anderen ständigen Pfarrer der Kirchengemeinde
                     nach § 11 Abs. 1 Nr. 2 Kirchengemeindeordnung7 in die Bezirkssynode entsenden. Die Bezirkssatzung kann für einzelne Kirchengemeinden die Entsendung weiterer der in § 3 Abs. 2 Nr. 2 genannten Pfarrerinnen oder Pfarrer neben der geschäftsführenden Pfarrerin oder dem geschäftsführenden Pfarrer vorsehen,
                     um eine gleichmäßige Vertretung der Gemeindeglieder in der Bezirkssynode zu erreichen.
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 3 KBO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              3. „Pfarrerinnen und Pfarrer der Kirchengemeinde“ im Sinne des § 3 Abs. 2 Nr. 2 sind
                                 
                                    	
                                       ständige Pfarrerinnen und Pfarrer, deren Tätigkeit überwiegend einer oder mehreren Kirchengemeinden gilt (Gemeindepfarrerinnen
                                          und -pfarrer),
                                       

                                    

                                    	
                                       ständige Pfarrerinnen und Pfarrer mit einem Sonderauftrag im Hauptamt, die mit einem nach § 7 Absatz 3 Satz 1 Württ. Pfarrergesetz8 festgelegten Predigtauftrag in einer Kirchengemeinde ständig betraut sind und deren Pfarrstelle für diese Kirchengemeinde
                                          errichtet oder durch Verfügung des Oberkirchenrats dieser Kirchengemeinde zugeordnet ist,
                                       

                                    

                                    	
                                       Militärpfarrerinnen und -pfarrer, die einen der Kirchengemeinde zugeordneten personalen Seelsorgebereich versehen (vgl. Verordnung des Oberkirchenrats zur Durchführung der Militärseelsorge im Bereich der Evangelischen Landeskirche in Württemberg9),
                                       

                                    

                                    	
                                       unständige Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarramt und Pfarrerinnen und Pfarrer des pfarramtlichen Hilfsdienstes, die aufgrund
                                          ihres nach § 8 Absatz 1 Württ. Pfarrergesetz10 festgelegten Dienstauftrags zur regelmäßigen gottesdienstlichen Predigt und zur selbständigen Versehung eines Seelsorgebezirks
                                          verpflichtet sind.
                                       

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              4. „Pfarrerinnen und Pfarrer des Kirchenbezirks“ im Sinne des § 3 Abs. 2 Nr. 3 sind Pfarrerinnen und Pfarrer mit einem Sonderauftrag im Hauptamt, deren Stelle im Haushaltsplan der Landeskirche als Pfarrstelle
                                 des Kirchenbezirks ausgewiesen oder durch Verfügung des Oberkirchenrats dem Kirchenbezirk zugeordnet ist.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              5. Bei Inhaberinnen und Inhabern beweglicher Pfarrstellen legt der Oberkirchenrat im Einzelfall fest, ob sie Pfarrerin oder
                                 Pfarrer einer Kirchengemeinde oder des Kirchenbezirks im Sinne des § 3 Abs. 2 Nr. 2 und 3 sind.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              6. „Ordentliche Stellvertreterinnen und Stellvertreter im Pfarramt“ im Sinne des § 3 Abs. 2 Nr. 2 und 3 Kirchenbezirksordnung sind vom Oberkirchenrat mit der Stellvertretung beauftragte unständige Pfarrerinnen und Pfarrer, Pfarrerinnen
                                 und Pfarrer im Wartestand oder im Ruhestand, sowie Pfarrerinnen und Pfarrer, die nach der vom Dekanatamt aufgrund der Urlaubs-
                                 und Stellvertretungsverordnung getroffenen Regelung zur Vertretung verpflichtet sind.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              6a. Die Benennung der Vertreterin oder des Vertreters des Bezirkjugendwerks ist nach der Ordnung des Evangelischen Jugendwerks in Württemberg11 und der Rahmenordnung für die Bezirksarbeit des Evangelischen Jugendwerks in Württemberg12 Aufgabe des Bezirksarbeitskreises des Bezirksjugendwerks.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              7. „Hauptberufliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter“ im Sinne des § 3 Abs. 2 a Nr. 2 sind alle zu fünfzig oder mehr vom Hundert angestellten oder aufgrund eines Gestellungsvertrags tätigen Mitarbeiterinnen
                                 und Mitarbeiter, die der Aufsicht des Kirchenbezirks oder eines kirchlichen Verbands, dem der Kirchenbezirk angehört, unterliegen
                                 oder an deren Beaufsichtigung der Kirchenbezirk oder ein solcher kirchlicher Verband unmittelbar beteiligt ist.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              8. Bei der Zuwahl nach § 3 Abs. 813 sind im Interesse einer sachgerechten Verteilung der Aufgaben und der Verantwortung in der Bezirkssynode vorrangig Personen
                                 zu berücksichtigen, die im Blick auf die verschiedenen Arbeitsbereiche des Kirchenbezirks besondere Fähigkeiten, Erfahrungen
                                 und Kenntnisse besitzen. Die Zuzuwählenden müssen in einer Kirchengemeinde des Kirchenbezirks zum Kirchengemeinderat wählbar
                                 sein. Ausnahmen im Blick auf die Notwendigkeit eines Wohnsitzes im Kirchenbezirk bedürfen der Genehmigung des Oberkirchenrats.
                                 Zuwahlen sind während der ganzen Wahlperiode möglich. Die Zuwahl von Personen, die nach § 3 Abs. 2 a Satz 2 nicht Mitglieder
                                 der Bezirkssynode sein können, ist ausgeschlossen.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 4
Gewählte Mitglieder der Bezirkssynode
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Zahl der nach § 3 Abs. 2 Nr. 1 vom Kirchengemeinderat zu wählenden Bezirkssynodalen entspricht der Zahl der Pfarrerinnen und Pfarrer, die nach § 3 Abs. 2 Nr. 2 der Bezirkssynode angehören. Pfarrerinnen und Pfarrer, die an den Sitzungen des Kirchengemeinderats beratend teilnehmen,
                     bleiben bei der Zahl der zu wählenden Bezirkssynodalen auch in den Fällen des § 11 Absatz 3 Satz 2 Kirchengemeindeordnung unberücksichtigt. In größeren Kirchengemeinden wird jeweils ein weiteres Mitglied der Bezirkssynode
                     gewählt. In Kirchengemeinden ohne eigene Pfarrstelle wird je ein Bezirkssynodaler gewählt.
                  

                  (1a) Durch Bezirkssatzung (§ 27) kann bestimmt werden, dass Absatz 1 Satz 4 keine Anwendung findet, falls die betroffenen Kirchengemeinden zustimmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für Pfarrerinnen und Pfarrer von Gesamtkirchengemeinden, die nach § 3 Abs. 4 Mitglied der Bezirkssynode sind, wählt der Gesamtkirchengemeinderat jeweils einen Bezirkssynodalen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Im Fall des § 3 Abs. 5 ist durch Bezirkssatzung (§ 27) die Zahl der in jeder Kirchengemeinde zu wählenden Bezirkssynodalen festzusetzen. Ist die geschäftsführende Pfarrerin oder
                     der geschäftsführende Pfarrer nicht Mitglied der Bezirkssynode (§ 3 Abs. 5 Satz 2), so ist die oder der gewählte Vorsitzende des Kirchengemeinderats Mitglied der Bezirkssynode. Die Zahl der zu wählenden
                     Bezirkssynodalen vermindert sich entsprechend.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Kirchengemeinderat wählt die zu wählenden Bezirkssynodalen aus seiner Mitte.
                  

                  (4a) Im Fall von Absatz 1a wählen abweichend von Absatz 4 den oder die nach Absatz 1 Satz 1 und 3 zu wählenden Bezirkssynodalen
                     die Mitglieder der Kirchengemeinderäte der Kirchengemeinden, in denen die Pfarrerin oder der Pfarrer mit einem Predigtamt
                     ständig betraut ist, gemeinsam aus ihrer Mitte. Diese treten zu diesem Zweck als Wahlgremium zusammen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Für die gewählten Bezirkssynodalen sind ebensoviele stellvertretende Synodale zu wählen, die im Fall des Ausscheidens oder
                     der Verhinderung in der Reihenfolge ihrer Stimmenzahl an ihre Stelle treten. Durch Bezirkssatzung können persönliche Stellvertreter
                     vorgesehen werden. Ist kein stellvertretender Synodaler mehr vorhanden, so findet eine Nachwahl statt.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Das Ergebnis der Wahl ist dem Dekanatamt alsbald durch einen Auszug aus dem Verhandlungsbuch mitzuteilen.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Der Kirchenbezirksausschuß (§ 16) prüft das Wahlergebnis. Über Beanstandungen entscheidet die Bezirkssynode und auf Anrufen endgültig der Oberkirchenrat.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 4 KBO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              9. Im Fall des § 4 Abs. 1 Satz 1 wählt jeder Kirchengemeinderat soviele Bezirkssynodale aus seiner Mitte, daß ihre Zahl der
                                 Zahl der Pfarrerinnen und Pfarrer der Kirchengemeinde nach Nummer 2 dieser Verordnung entspricht.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              10. Größere Kirchengemeinden sind solche mit mehr als 2 000 Kirchengemeindegliedern. Maßgebend ist die Zahl der Kirchengemeindeglieder,
                                 die der Oberkirchenrat vor der ersten Einberufung einer neuen Kirchbezirkssynode nach einer allgemeinen Kirchenwahl zuletzt
                                 bekannt gemacht hat.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              11. Maßstab für die nach Absatz 3 in der Satzung festzusetzende Zahl der zu wählenden Bezirkssynodalen ist in der Regel die Zahl
                                 der Kirchengemeindeglieder. Nummer 10 Satz 2 gilt entsprechend.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 4 a

                  

                  (aufgehoben)

               

               
                     § 5
Amtszeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Wahl oder Nachwahl der zu wählenden Bezirkssynodalen und ihrer Stellvertreterinnen und Stellvertreter erfolgt auf die
                     Dauer ihrer Amtszeit als Kirchengemeinderat, eine Zuwahl auf die Zeit bis zur nächsten allgemeinen Kirchenwahl.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Nach Ablauf der Wahlzeit versehen die Mitglieder ihr Amt bis zum Zusammentritt der neuen Kirchenbezirkssynode weiter.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Verlust einer zur Wahl oder Zuwahl erforderlichen Eigenschaft oder das Eintreten eines Wahlhinderungsgrundes hat das Ausscheiden
                     der oder des Gewählten zur Folge.
                  

               

               
                     § 6
Mitgliedschaft als Ehrenamt
                     

                  

                  Die Mitgliedschaft in der Bezirkssynode ist ein öffentliches Ehrenamt. Reisekosten werden den in § 3 Abs. 2 Nr. 1 und 2 genannten Mitgliedern von der Kirchengemeinde, den übrigen Mitgliedern vom Kirchenbezirk erstattet.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 6 KBO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              12. Für die Erstattung der Reisekosten gilt das Reisekostenrecht der Landeskirche.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 7
Aufgaben der Bezirkssynode
                     

                  

                  Zu den Aufgaben der Bezirkssynode gehört
                     
                        	
                           Beratung grundsätzlicher Fragen des kirchlichen Lebens, insbesondere im Kirchenbezirk;

                        

                        	
                           Beratung der Berichte der Dekanin oder des Dekans und der Schuldekanin oder des Schuldekans sowie anderer Arbeitsberichte;

                        

                        	
                           Beratung und Beschlußfassung über Einrichtungen und Dienste des Kirchenbezirks;

                        

                        	
                           Beschlußfassung über den Erlaß von Bezirkssatzungen (§ 27);
                           

                        

                        	
                           Zuwahl von Mitgliedern (§ 3 Abs. 3);
                           

                        

                        	
                           Beratung und Beschlußfassung über Eingaben, die an die Bezirkssynode gerichtet werden.

                        

                     

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 7 KBO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              13. Die Beschäftigung mit biblisch-theologischen Themen soll neben den anderen Aufgaben der Bezirkssynode nicht vernachlässigt
                                 werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              14. Zu den anderen Arbeitsberichten im Sinne des § 7 Nr. 2 gehört z. B. der Bericht des Geschäftsführers der Diakonischen Bezirksstelle.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 8
Vorbehaltsaufgaben bei der Vermögensverwaltung
                     

                  

                  Hinsichtlich der Vermögensverwaltung ist der Bezirkssynode vorbehalten
                     
                        	
                           Feststellung des Haushaltsplans und Beschlußfassung über die Erhebung einer Bezirksumlage (§ 20 Abs. 2 und § 21 Abs. 2);
                           

                        

                        	
                           Feststellung der Kirchenbezirksrechnung und Erteilung der Entlastung (§ 22 Abs. 6);
                           

                        

                        	
                           Beschlußfassung über Rechtsgeschäfte von erheblicher Bedeutung.

                        

                     

                  

               

               
                     § 9
Sitzungen der Bezirkssynode
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Bezirkssynode hält jährlich mindestens einmal eine ordentliche Sitzung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Eine außerordentliche Sitzung findet statt, wenn sie von mindestens einem Drittel der Mitglieder der Bezirkssynode unter Angabe
                     von Gründen beantragt oder vom Kirchenbezirksausschuß beschlossen oder vom Oberkirchenrat angeordnet wird.
                  

               

               
                     § 10
Vorsitzende der Bezirkssynode, Leitung und Ablauf der Sitzungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Bezirkssynode wählt mit der Mehrheit der Stimmen ihrer Mitglieder eines ihrer gewählten oder zugewählten Mitglieder zur
                     oder zum ersten Vorsitzenden. Den zweiten Vorsitz führt die Dekanin oder der Dekan als Vorsitzende oder Vorsitzender des Kirchenbezirksausschusses.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Bezirkssynode kann mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen ihrer Mitglieder eine neue erste Vorsitzende oder
                     einen neuen ersten Vorsitzenden wählen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die oder der erste Vorsitzende ist von der zuständigen Prälatin oder vom zuständigen Prälaten für die Dauer ihrer oder seiner
                     Amtszeit zur Ehrenbeamtin beziehungsweise zum Ehrenbeamten des Kirchenbezirks nach den Bestimmungen des Kirchenbeamtengesetzes
                     in der jeweils geltenden Fassung zu ernennen. Sie oder er ist aus dem Ehrenbeamtenverhältnis zu entlassen, wenn sie oder er
                     die Mitgliedschaft in der Bezirkssynode verliert, zurücktritt oder eine neue erste Vorsitzende oder ein neuer erster Vorsitzender
                     gewählt wird.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die oder der erste oder in ihrer oder seiner Vertretung die oder der zweite Vorsitzende beruft die Bezirkssynode ein, leitet
                     die Sitzung und sorgt für die Weiterleitung der Beschlüsse an den Kirchenbezirksausschuß (§ 14 Abs. 1). Im Jahr der Visitation durch die Prälatin oder den Prälaten wird eine Sitzung in ihrem oder seinem Einvernehmen einberufen.
                     Die Bezirkssynode muß einberufen werden, wenn dies die Dekanin oder der Dekan oder die Schuldekanin oder der Schuldekan unter
                     Angabe des Verhandlungsgegenstandes beantragen oder wenn die Aufsichtsbehörde den Zusammentritt anordnet.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Der Dekanin oder dem Dekan ist auf Verlangen jederzeit das Wort zu erteilen. Dasselbe gilt für die Schuldekanin oder den Schuldekan,
                     die Codekanin oder den Codekan und die ordentlichen Stellvertreterinnen und Stellvertreter im Dekanatamt im Rahmen ihres jeweiligen
                     Arbeitsbereichs.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die Bezirkssynode kann für einzelne Sitzungen aus ihrer Mitte eine Sitzungsleiterin oder einen Sitzungsleiter wählen.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Über die Verhandlungen wird eine Niederschrift geführt, die von der oder dem Vorsitzenden und einer oder einem weiteren Synodalen
                     unterschrieben wird.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Die Bezirkssynode bestellt innerhalb eines Monats nach Beginn ihrer Amtszeit für deren Dauer eine Schriftführerin oder einen
                     Schriftführer und deren oder dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter aus ihrer Mitte oder aus den Mitarbeiterinnen oder
                     Mitarbeitern, die zum Kirchengemeinderat wählbar sein müssen. Die Bezirkssynode kann während ihrer Amtszeit jederzeit eine
                     neue Schriftführerin oder einen neuen Schriftführer bestellen.
                  

               

               
                     § 11
Bekanntmachung der Sitzungen
                     

                  

                  Der Zusammentritt der Bezirkssynode und die Namen der aus der Kirchengemeinde gewählten Synodalen werden am vorhergehenden
                     Sonntag im Hauptgottesdienst der Gemeinde bekanntgegeben. Der Tagung wird dabei fürbittend gedacht.
                  

               

               
                     § 12
Gottesdienstliche Feier
                     

                  

                  Die Bezirkssynode wird durch gottesdienstliche Feier eingeleitet und mit Gebet geschlossen.

               

               
                     § 13
Beschlussfähigkeit und Beschlussfassung der Bezirkssynode
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Bezirkssynode ist beschlußfähig, wenn mehr als die Hälfte ihrer stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Bezirkssynode beschließt, soweit nichts anderes bestimmt ist, mit der Mehrheit aller abgegebenen Stimmen, mindestens jedoch
                     mit mehr als der Hälfte der nach Absatz 1 zur Beschlußfähigkeit erforderlichen Mitgliederzahl. Enthält sich ein Mitglied der Abstimmung, so gilt seine Stimme als nicht
                     abgegeben. Bei geheimer Abstimmung gilt die Abgabe eines unbeschriebenen Zettels als Stimmenthaltung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Abstimmung geschieht mündlich, soweit nicht für den einzelnen Fall geheime Abstimmung beschlossen wird. Bei Wahlen ist
                     geheim abzustimmen; hiervon kann aufgrund ausdrücklichen, nur für den Einzelfall geltenden einstimmigen Beschlusses der Bezirkssynode
                     abgewichen werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Bei Wahlen ist unbeschadet besonderer Regelungen gewählt, wer mehr als die Hälfte der Stimmen der Mitglieder erhalten hat.
                     Wird eine solche Mehrheit nicht erreicht, so kann zwischen den beiden Bewerberinnen und Bewerbern mit der höchsten Stimmenzahl
                     eine Stichwahl beschlossen werden, bei der die einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen ausreicht, wenn die Stimmenzahl die
                     nach Absatz 2 Satz 1 vorgeschriebene Mindestzahl erreicht. Im Fall der Stimmengleichheit bei der Stichwahl ist darüber zu
                     entscheiden, ob erneut abgestimmt wird. Anderenfalls entscheidet das Los. Bei nur einer Bewerberin oder einem Bewerber genügt
                     die Mehrheit nach Absatz 2.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Bei der Wahl von Ausschüssen und von Vertreterinnen und Vertretern der Bezirkssynode in anderen Gremien kann mit einer Mehrheit
                     von zwei Dritteln der Stimmen der Mitglieder beschlossen werden, daß die Kandidatinnen und Kandidaten in einem Wahlvorschlag
                     aufgeführt werden und in der Reihenfolge ihrer Stimmenzahl gewählt sind.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 13 KBO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              15. Bei Wahlen hat jedes Mitglied so viele Stimmen, wie Personen zu wählen sind. In der Regel kann jeder oder jedem zu Wählenden
                                 eine Stimme gegeben werden. Stimmenhäufung bis zu zwei Stimmen ist möglich, wenn sie in einer Geschäftsordnung der Bezirkssynode
                                 vorgesehen ist. Eine Wahl ist abgeschlossen, wenn die oder der Gewählte die Wahl ausdrücklich angenommen hat oder nach den
                                 Umständen anzunehmen ist, daß es einer ausdrücklichen Annahme der Wahl nicht bedarf. Bei Stimmengleichheit bei einer Stichwahl
                                 nach Absatz 4 kann mehrfach beschlossen werden, erneut abzustimmen. Wird nach Absatz 5 beschlossen, daß Kandidatinnen und
                                 Kandidaten in der Reihenfolge ihrer Stimmenzahl gewählt sind, so kann weiter beschlossen werden, daß die Stellvertreterinnen
                                 und Stellvertreter so gewählt werden, daß unter den nichtgewählten Kandidatinnen und Kandidaten diejenigen in der notwendigen
                                 Zahl als gewählt angesehen werden, die die meisten Stimmen erhalten haben.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 14
Beschließende Ausschüsse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Beschlüsse der Bezirkssynode werden aufgrund der Anträge des Kirchenbezirksausschusses, anderer Ausschüsse oder der aus
                     der Mitte der Versammlung gestellten Anträge gefaßt und werden zur Ausführung an den Kirchenbezirksausschuß überwiesen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zur Vorberatung oder Ausführung der Beschlüsse in einzelnen Angelegenheiten können Ausschüsse gebildet werden, die der Bezirkssynode
                     oder, solange sie nicht versammelt ist, dem Kirchenbezirksausschuß unterstellt und an deren Weisungen gebunden sind.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Durch Kirchengesetz, aufgrund eines Kirchengesetzes oder durch Satzung können für bestimmte Sachgebiete beschließende Ausschüsse
                     gebildet werden. Sie entscheiden auf der Grundlage des Haushaltsplans und anderer Rahmenbeschlüsse der Bezirkssynode innerhalb
                     ihrer Zuständigkeit selbständig anstelle des Kirchenbezirksausschusses. Sofern gesetzlich nichts anderes geregelt ist, kann
                     durch Bezirkssatzung bestimmt werden, daß für jedes Mitglied ein Ersatzmitglied bestellt wird, das im Fall des Ausscheidens
                     eintritt, und für den Fall der Verhinderung Stellvertreterinnen oder Stellvertreter vorgesehen werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Den Ausschüssen können auch Personen angehören, die nicht Mitglieder der Bezirkssynode sind. Die Mitgliedschaft in beschließenden
                     Ausschüssen setzt die Wählbarkeit in die Bezirkssynode voraus. Ein Wahlhinderungsgrund schließt die Mitgliedschaft nur aus,
                     wenn der Ausschuß die Dienst- oder Fachaufsicht über die Betreffenden ausübt. Der Oberkirchenrat kann im Einzelfall oder mit
                     der Genehmigung der Bezirkssatzung Ausnahmen vom Erfordernis der Wählbarkeit zulassen. Für die Übertragung von Aufgaben in
                     Personalangelegenheiten gilt § 17 Abs. 1 Nr. 6 entsprechend.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Kann in einer dringenden Angelegenheit die Beschlußfassung eines beschließenden Ausschusses nicht rechtzeitig herbeigeführt
                     werden, so entscheidet die oder der Vorsitzende des Ausschusses im Einvernehmen mit der oder dem Vorsitzenden des Kirchenbezirksausschusses.
                     Ist die Dekanin oder der Dekan gleichzeitig Vorsitzende oder Vorsitzender des beschließenden Ausschusses, so gilt § 19 Abs. 2 entsprechend. Der Ausschuß ist unverzüglich zu unterrichten.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die Ausschußsitzungen sind in der Regel nichtöffentlich. Ausnahmen können von Fall zu Fall beschlossen werden, wenn der Verhandlungsgegenstand
                     nicht der Verschwiegenheitspflicht unterliegt; § 31 der Kirchengemeindeordnung14 gilt entsprechend.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 14 KBO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              16. Sollen Mitglieder in einen Ausschuß gewählt werden, die nicht in den Kirchengemeinderat wählbar sind, so ist die Zustimmung
                                 des Oberkirchenrats vorher einzuholen, soweit ihre Mitgliedschaft nicht in einer genehmigten Bezirkssatzung vorgesehen ist.
                                 Die Mitglieder und Beraterinnen und Berater der beschließenden Ausschüsse, die nicht Mitglied eines Kirchengemeinderats oder
                                 der Bezirkssynode sind und die nicht kraft Amtes beratend an ihnen teilnehmen, sind auf die erforderliche Verschwiegenheit
                                 nach § 31 der Kirchengemeindeordnung15 zu verpflichten.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              16a. Für den Fall der Übertragung von Aufgaben in Personalangelegenheiten gilt Nr. 23 b dieser Verordnung entsprechend.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 15
Öffentlichkeit der Sitzungen, beratende Teilnahme
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Sitzungen der Bezirkssynode sind öffentlich. Nichtöffentlich ist zu verhandeln, wenn der Verhandlungsgegenstand der Verschwiegenheitspflicht
                     unterliegt. § 31 der Kirchengemeindeordnung16 gilt entsprechend. Die oder der Vorsitzende kann in der Tagesordnung bestimmte Gegenstände in die nichtöffentliche Sitzung
                     verweisen. Über Anträge aus der Mitte der Bezirkssynode, einen Verhandlungsgegenstand entgegen der Tagesordnung in öffentlicher
                     oder nichtöffentlicher Sitzung zu behandeln, wird in nichtöffentlicher Sitzung beraten und entschieden. Die Bezirkssynodalen
                     sind zur Verschwiegenheit über alle in nichtöffentlicher Sitzung behandelten Angelegenheiten verpflichtet. Dies gilt auch
                     für Personen, die an den Sitzungen der Bezirkssynode beratend teilnehmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Mitglieder des Oberkirchenrats, insbesondere die Prälatin oder der Prälat des Sprengels, sind berechtigt, in den Sitzungen
                     der Bezirkssynode jederzeit das Wort zu nehmen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Landessynodalen des Wahlkreises, zu welchem der Kirchenbezirk gehört, je eine Vertreterin oder ein Vertreter von Einrichtungen
                     im Kirchenbezirk, die dem Diakonischen Werk der evangelischen Kirche in Württemberg angeschlossen sind, die leitenden Mitarbeiterinnen
                     und Mitarbeiter des Kirchenbezirks, die Pfarrerinnen und Pfarrer im Ehrenamt mit Dienstauftrag beim Kirchenbezirk und eine
                     Vertreterin oder ein Vertreter der Regionalverwaltung werden, soweit sie nicht Mitglieder der Bezirkssynode sind, zur Sitzung
                     eingeladen und können beratend daran teilnehmen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Andere Beraterinnen oder Berater kann die oder der Vorsitzende zur Sitzung einladen. Ihnen kann mit Zustimmung der Bezirkssynode
                     das Wort erteilt werden.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 15 KBO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              17. Personen, die an den Sitzungen der Bezirkssynode beratend oder als Schriftführerin oder Schriftführer teilnehmen, sind auf
                                 die Verschwiegenheitspflicht nach § 31 der Kirchengemeindeordnung17 besonders hinzuweisen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              18. Die in § 15 Abs. 3 genannten Personen erhalten vor jeder Sitzung der Bezirkssynode eine Tagesordnung.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 15 a
Entsprechende Anwendung von Regelungen der Kirchengemeindeordnung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die für das Verfahren des Kirchengemeinderats und seiner Ausschüsse und für die Gültigkeit ihrer Beschlüsse geltenden Bestimmungen
                     sind, soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, auf die Bezirkssynode und ihre Ausschüsse einschließlich des Kirchenbezirksausschusses
                     entsprechend anzuwenden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Mitglieder von Kirchengemeinderäten, deren Kirchengemeinden von einer Entscheidung betroffen sind, sind aus diesem Grund nicht
                     entsprechend § 27 Abs. 2 Kirchengemeindeordnung18 von der Beratung und Beschlußfassung ausgeschlossen.
                  

               

            

         

      

      
            III. Kirchenbezirksausschuss

         

         
                     § 16
Kirchenbezirksausschuss
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Kirchenbezirksausschuss besteht aus
                     
                        	
                           den beiden Vorsitzenden der Bezirkssynode;

                        

                        	
                           drei weiteren Bezirkssynodalen, die ein Pfarramt im Bezirk versehen;

                        

                        	
                           sechs weiteren gewählten oder zugewählten Bezirkssynodalen;

                        

                        	
                           der Kirchenbezirksrechnerin oder dem Kirchenbezirksrechner, sofern eine solche oder ein solcher bestellt ist;

                        

                        	
                           der Codekanin oder dem Codekan.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Mitglieder nach Absatz 1 Nr. 2 und 3 werden von der Bezirkssynode spätestens in ihrer zweiten Sitzung für die Dauer ihrer
                     Amtszeit gewählt. Es kann für jedes Mitglied ein Ersatzmitglied gewählt werden. Die Bezirkssatzung kann vorsehen, daß sie
                     das Mitglied auch im Fall der Verhinderung vertreten. Scheidet ein Mitglied und gegebenenfalls auch das Ersatzmitglied aus,
                     so wählt die Bezirkssynode ein neues Mitglied.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Von den Mitgliedern des Kirchenbezirksausschusses dürfen nicht mehr als ein Drittel Mitglieder desselben Kirchengemeinderats
                     oder Gesamtkirchengemeinderats sein.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Durch Satzung (§ 27) kann die Zahl der von der Bezirkssynode zu wählenden Mitglieder (Absatz 1 Nr. 2 und 3) um bis zu sechs Mitglieder erhöht
                     werden. Hierbei ist auch wählbar, wer nach § 3 Abs. 4 Mitglied der Bezirkssynode ist.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Ebenfalls durch Satzung (§ 27) kann vorgesehen werden, daß aus festzulegenden Teilgebieten des Kirchenbezirks jeweils eine bestimmte Anzahl von Mitgliedern
                     des Kirchenbezirksausschusses und ihre Ersatzmitglieder zu wählen sind.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Zu den Sitzungen des Kirchenbezirksausschusses werden eingeladen und können beratend teilnehmen
                     
                        	
                           die ordentlichen Stellvertreterinnen und Stellvertreter im Dekanatamt, sofern sie nicht Mitglied des Kirchenbezirksauschusses
                              sind (Absatz 1 Nr. 319);
                           

                        

                        	
                           die Schuldekanin oder der Schuldekan;

                        

                        	
                           die oder der Vorsitzende des Diakonischen Bezirksausschusses;

                        

                        	
                           eine Vertreterin oder ein Vertreter der Regionalverwaltung;

                        

                        	
                           ein von der Mitarbeitervertretung beziehungsweise den Mitarbeitervertretungen im Kirchenbezirk gewähltes Mitglied einer Mitarbeitervertretung
                              im Kirchenbezirk zu Tagesordnungspunkten, die die Personal- und Stellenplanung in Kirchengemeinden betreffen, soweit der Kirchenbezirksausschuß
                              im Einzelfall nicht ausdrücklich etwas anderes beschließt;
                           

                        

                        	
                           eine Assistentin oder ein Assistent der Leitung des Kirchenbezirks, sofern eine solche oder ein solcher bestellt ist.

                        

                     

                  

                  Wird die Assistenz der Leitung des Kirchenbezirks nach Satz 1 Nummer 6 von mehreren Personen wahrgenommen, so entscheidet
                     der Kirchenbezirksausschuss im Rahmen der Festlegung des Dienstauftrags, welche Person zu den Sitzungen eingeladen wird und
                     beratend teilnehmen kann.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Die Bezirkssynode kann bestimmen, daß die Landessynodalen des Wahlkreises, zu dem der Kirchenbezirk gehört, zu den Sitzungen
                     des Kirchenbezirksausschusses einzuladen sind und beratend teilnehmen können.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Nach Ablauf seiner Amtszeit führt der Kirchenbezirksausschuß die Geschäfte bis zum Zusammentreten des neuen Kirchenbezirksausschusses
                     fort.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 16 KBO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              19. Bezirkssynodale, die ein Pfarramt im Bezirk im Sinne des § 16 Abs. 1 Nr. 2 versehen, sind die in den Nummern 3 und 4 dieser Verordnung genannten Pfarrerinnen und Pfarrer.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              20. Soweit die Vertretung der Mitglieder des Kirchenbezirksausschusses nicht durch Bezirkssatzung festgelegt ist, ist darüber
                                 Beschluß zu fassen, ob für jedes Mitglied ein Ersatzmitglied gewählt werden soll.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              21. Für die Zugehörigkeit zu einem Teilgebiet ist jeweils die Mitgliedschaft im Kirchengemeinderat ausschlaggebend. Der spätere
                                 Wechsel in einen anderen Kirchengemeinderat hat keine Auswirkung auf die Mitgliedschaft im Kirchenbezirksausschuß.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              21a. Für die in § 16 Abs. 6 und 7 genannten Personen gilt Nummer 18 dieser Verordnung entsprechend.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              22. Der neu gewählte Kirchenbezirksausschuß ist unverzüglich nach Abschluß der Wahl zu seiner ersten Sitzung einzuladen.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 17
Aufgaben des Kirchenbezirksausschusses
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Kirchenbezirksausschuß hat insbesondere folgende Aufgaben:
                     
                        	
                           er bereitet die Verhandlungen der Bezirkssynode vor, sorgt für die Ausführung ihrer Beschlüsse und besorgt die Geschäfte,
                              solange die Bezirkssynode nicht versammelt ist;
                           

                        

                        	
                           er unterstützt die Dekanin oder den Dekan auf deren oder dessen Wunsch in Beilegung von Mißhelligkeiten zwischen Geistlichen
                              und Gemeinden;
                           

                        

                        	
                           er führt die Dienstaufsicht über die vom Kirchenbezirk beschäftigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, unbeschadet der Verantwortung
                              der oder des Vorsitzenden für deren unmittelbare Beaufsichtigung; durch Verordnung kann für bestimmte Berufsgruppen eine abweichende
                              Regelung getroffen werden;
                           

                        

                        	
                           er führt den Haushalt des Kirchenbezirks und verwaltet dessen Vermögen sowie die für den Kirchenbezirk bestimmten Stiftungen,
                              soweit nicht vom Stifter eine besondere Verwaltungsbehörde bezeichnet ist;
                           

                        

                        	
                           er übt in den gesetzlich bestimmten Fällen die Aufsicht über die Vermögensverwaltung der Kirchengemeinden und nimmt die ihm
                              im Rahmen der geltenden Bestimmungen über die Kirchensteuerzuweisung zukommenden Aufgaben wahr;
                           

                        

                        	
                           er beschließt über Anstellung und Entlassung oder Zurruhesetzung der haupt- und nebenberuflichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
                              im Benehmen mit den beteiligten kirchlichen Werken; diese Aufgaben kann er für bestimmte Personalstellen, wenn sie nicht von
                              hervorgehobener Bedeutung sind, an zwei oder mehr Personen des Kirchenbezirksausschusses oder der Verwaltung des Kirchenbezirks
                              übertragen, deren Entscheidung einstimmig erfolgen muß; er kann die Entscheidung im Einzelfall an sich ziehen; für Personalstellen
                              bei Wirtschaftsbetrieben kann er diese Aufgaben statt an zwei oder mehr Personen einer für den Wirtschaftsbetrieb verantwortlichen
                              Person übertragen;
                           

                        

                        	
                           er nimmt die in § 2 Allgemeine Gewaltschutzbestimmungen20 aufgeführten Pflichten der Dienststellenleitung wahr; § 3 Absatz 2, § 5 Absatz 1, § 6 Absatz 1 und 2 sowie die §§ 7 und 8  Allgemeine Klimaschutzbestimmungen21 gelten entsprechend;
                           

                        

                        	
                           er bestimmt aus seiner Mitte eine Vertreterin oder einen Vertreter, die oder der bei der Berufung der Leitung der Regionalverwaltung
                              oder des Standorts mitwirkt.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Über seine Tätigkeit erstattet der Kirchenbezirksausschuß bei dem nächsten ordentlichen Zusammentritt der Bezirkssynode Bericht.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 17 KBO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              23. Abweichende Regelungen nach § 17 Abs. 1 Nr. 3 können sowohl hinsichtlich der Dienstaufsicht insgesamt als auch beschränkt auf die Fachaufsicht getroffen werden. Wenn keine
                                 abweichende Regelung vorliegt, umfaßt die Dienstaufsicht auch die Fachaufsicht. Abweichende Regelungen enthalten zum Beispiel
                                 die Diakonische Bezirksordnung22 und die Ordnung des kirchenmusikalischen Dienstes23. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Die Organe des Kirchenbezirks nehmen in wichtigen Fragen der Fachaufsicht die fachliche Beratung der zuständigen kirchlichen
                                 Werke oder zuständigen landeskirchlichen Stellen in Anspruch.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              23a. Die geltenden Bestimmungen zur Kirchensteuerzuweisung umfassen neben § 8 Kirchensteuerordnung24 und den Verteilgrundsätzen25 auch die aufgrund von diesen erlassenen Regelungen des Oberkirchenrats und Kirchenbezirkssatzungen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              23b. Wird ein Haushaltsplan nach § 11 Absatz 1 Satz 2 Haushaltsordnung26 für zwei Haushaltsjahre erstellt, kann die Genehmigung des Haushaltsplans, soweit die Deckung von der Zuweisung von Kirchensteuern
                                 nach § 8 KiStO27 in Verbindung mit Abschnitt VI Nummer 6.1 Verteilgrundsätze28 abhängt, nur für den Zeitraum erteilt werden, für den die Kirchensteuerzuweisung bewilligt wird.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              23c. In einem Beschluß nach § 17 Abs. 1 Nr. 6 Kirchenbezirksordnung muß festgelegt werden, für welche im Haushaltsplan vorgesehenen Personalstellen welche Aufgaben nach
                                 § 17 Abs. 1 Nr. 6 übertragen werden. In dem Beschluß muß außerdem festgelegt werden, wie vielen Personen die Aufgaben übertragen werden, wer
                                 diese Personen bestimmt oder wer die Aufgaben kraft Amtes wahrzunehmen hat. Dies gilt auch bei der Übertragung nach § 17 Abs. 1 Nr. 6 letzter Halbsatz.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 18
Vorsitz und Verfahren im Kirchenbezirksausschuss
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Den Vorsitz im Kirchenbezirksausschuß führt die Dekanin oder der Dekan. Stellvertreterin oder Stellvertreter ist die oder
                     der gewählte Vorsitzende der Bezirkssynode. Der Oberkirchenrat kann auf Antrag des Kirchenbezirksausschusses die Vertretung
                     einer ordentlichen Stellvertreterin oder einem ordentlichen Stellvertreter im Dekanatamt oder der Codekanin oder dem Codekan
                     übertragen. Außerdem können der Codekanin oder dem Codekan, den ordentlichen Stellvertreterinnen und Stellvertretern im Dekanatamt
                     sowie der Schuldekanin oder dem Schuldekan mit Zustimmung des Kirchenbezirksausschusses, der oder des stellvertretenden Vorsitzenden
                     des Kirchenbezirksausschusses und der Dekanin oder des Dekans bestimmte Aufgaben der Leitung und Organisation des Kirchenbezirks
                     aus dem Aufgabenkreis der Dekanin oder des Dekans zur selbständigen Wahrnehmung übertragen werden. Ausgenommen ist, außer
                     im Fall des Satzes 3, die Vertretung des Kirchenbezirks nach § 19 Abs. 1.
                  

                  
                        (
                        1a
                        )
                        In Kirchenbezirken, in denen das Dekanatamt mit zwei Pfarrstellen verbunden ist, bestimmt der Oberkirchenrat, mit welcher
                     Pfarrstelle der Vorsitz im Kirchenbezirksausschuss verbunden ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Ausschuß wird von der oder dem Vorsitzenden nach Bedarf einberufen. Er muß einberufen werden, wenn dies ein Drittel seiner
                     Mitglieder beantragt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Zur Beschlußfähigkeit bedarf es der Anwesenheit von mehr als der Hälfte der Ausschußmitglieder. Auf die Beschlußfassung finden
                     im übrigen die Bestimmungen des § 13 entsprechende Anwendung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Sitzungen des Kirchenbezirksausschusses sind öffentlich. Nichtöffentlich ist zu verhandeln, wenn der Verhandlungsgegenstand
                     der Verschwiegenheit nach § 31 Kirchengemeindeordnung29 unterliegt. Der oder die Vorsitzende kann in der Tagesordnung bestimmte Gegenstände in die nichtöffentliche Sitzung verweisen.
                     Über Anträge aus der Mitte des Kirchenbezirksausschusses, einen Verhandlungsgegenstand entgegen der Tagesordnung in öffentlicher
                     oder nichtöffentlicher Sitzung zu behandeln, wird in nichtöffentlicher Sitzung beraten und entschieden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Der Kirchenbezirksausschuß soll die Gemeindeglieder über seine Arbeit und über die Vorgänge im Kirchenbezirk in angemessener
                     Weise unterrichten.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Über die Verhandlungen wird eine Niederschrift (Verhandlungsbuch) geführt. Der Ausschuß kann eine Schriftführerin oder einen
                     Schriftführer bestellen, die oder der nicht Mitglied des Ausschusses zu sein braucht.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 18 KBO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              24. Für die Erstattung der Reisekosten gilt das Reisekostenrecht30 der Landeskirche.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 19
Vertretung des Kirchenbezirks
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die oder der Vorsitzende des Kirchenbezirksausschusses oder ihre oder seine Stellvertreterin oder ihr oder sein Stellvertreter
                     vertreten den Kirchenbezirk gerichtlich und außergerichtlich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kann in einer dringenden Angelegenheit die Beschlußfassung des Kirchenbezirksausschusses nicht rechtzeitig herbeigeführt werden,
                     so entscheidet die oder der Vorsitzende im Einvernehmen mit der oder dem stellvertretenden Vorsitzenden anstelle des Kirchenbezirksausschusses.
                     Dieser ist unverzüglich zu unterrichten.
                  

               

            

         

      

      
            IV. Verwaltung

         

         
                     § 20
Verwaltung des Kirchenbezirks
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Haushalt des Kirchenbezirks wird auf der Grundlage eines Haushaltsplans geführt. Der Kirchenbezirksausschuss bestellt,
                     sofern keine Kirchenbezirksrechnerin und kein Kirchenbezirksrechner gewählt sind, aus seiner Mitte eine Beauftragte oder einen
                     Beauftragten für den Haushalt, die oder der die Aufgaben nach § 10 Absatz 2 Haushaltsordnung wahrnimmt, soweit sie nicht durch
                     Gesetz auf die Regionalverwaltung übertragen sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Entwurf des Haushaltsplans wird vom Kirchenbezirksausschuss beschlossen. Der Haushaltsplan wird von der Bezirkssynode
                     beschlossen. Die Kirchenbezirksrechnerin oder der Kirchenbezirksrechner, sofern eine solche oder ein solcher bestellt ist,
                     kann zu dem aufgestellten Haushaltsplan gegenüber der Bezirkssynode eine eigene Stellungnahme abgeben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Landeskirche kann für die Kirchenbezirke Verträge mit Dritten, namentlich Sammelversicherungsverträge, abschließen, soweit
                     dies im Interesse der Gesamtheit der Kirchengemeinden, Kirchenbezirke und kirchlichen Verbände liegt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Zentrale Gehaltsabrechnungsstelle ist im Rahmen ihrer Zuständigkeiten zu nutzen. Die Personaleinweisung erfolgt durch
                     die Landeskirche, soweit der Oberkirchenrat keine Ausnahme zulässt; diese ist zuzulassen, wenn der Kirchenbezirk nachweislich
                     zur Erledigung dieser Aufgabe leistungsfähig ist. Für den Kirchenbezirk erledigt in dessen Namen die Landeskirche gegen pauschalierten
                     Kostenersatz durch die Regionalverwaltung die folgenden Angelegenheiten und Geschäfte der Bezirksverwaltung nach den Beschlüssen
                     und Anordnungen der zuständigen Organe des Kirchenbezirks, wenn dieser gegenüber dem Oberkirchenrat spätestens sechs Monate
                     im Voraus erklärt, dass er diese Aufgaben ganz oder zum Teil ab einem bestimmten Zeitpunkt nicht mehr selbst wahrnehmen wird:
                  

                  
                     
                        	
                           Aufstellung des Entwurfs des Haushaltsplans und Erstellung des Jahresabschlusses,

                        

                        	
                           Vollzug von Personalangelegenheiten einschließlich der Personaleinweisung und der Führung der Personalakten,

                        

                        	
                           laufende Vermögensverwaltung,

                        

                        	
                           Kassengeschäfte gemäß § 92 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1, 4 und 5 sowie Satz 3 Haushaltsordnung31,
                           

                        

                        	
                           Wahrnehmung der in einer Verordnung32 gemäß § 39 Absatz 1 Kirchenverfassungsgesetz33 festgelegten weiteren Aufgaben.
                           

                        

                     

                  

                  Satz 3 Nummer 2 und 5 gilt für Wirtschaftsbetriebe des Kirchenbezirks entsprechend. Die in Satz 3 genannten Erledigungsaufgaben
                     dürfen nicht anderen Körperschaften oder sonstigen Stellen außerhalb der landeskirchlichen Verwaltung zur Erfüllung übertragen
                     werden. Der Oberkirchenrat kann die Erledigung durch andere öffentlich-rechtliche Körperschaften zulassen, soweit dies, insbesondere
                     bei Kassen- und Rechnungsgeschäften, zweckmäßig ist. Der Regionalverwaltung können durch öffentlich- rechtlichen Vertrag weitere
                     Aufgaben gegen pauschalierten Kostenersatz übertragen werden. Im Übrigen werden die Verwaltungsaufgaben des Kirchenbezirks,
                     soweit diese nicht von ihm selbst und nicht von Kirchengemeinden, anderen Kirchenbezirken, Verbänden nach dem Kirchlichen
                     Verbandsgesetz oder anderen kirchlichen Körperschaften erfüllt werden, durch die Landeskirche erledigt. § 1 Absatz 3 Kirchliches Verwaltungsgesetz34 findet entsprechende Anwendung, soweit die Verwaltungsaufgaben nicht durch die Landeskirche erledigt werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Auf Antrag oder mit Zustimmung des Kirchenbezirks kann der Oberkirchenrat die gerichtliche Verfolgung bestimmter Rechte des
                     Kirchenbezirks im eigenen Namen betreiben, wenn er die Feststellung trifft, dass dies im Blick auf die Wirkung auf andere
                     Kirchenbezirke, Kirchengemeinden oder Kirchliche Verbände geboten ist. Der Antrag und die Zustimmung sind für ein laufendes
                     Verfahren bindend.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 20 KBO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              25. Die Ausführungsbestimmungen zur Kirchengemeindeordnung35 sind, soweit sie das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen und die Vermögensverwaltung betreffen, entsprechend anzuwenden.
                                 Für die Übertragung der Anordnungsbefugnis bedarf es keiner Bezirkssatzung.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 21
Umlage
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die gemeinsamen Bedürfnisse kann der Kirchenbezirk von den Kirchengemeinden des Bezirks eine Umlage gemäß den hierüber
                     bestehenden besonderen Vorschriften erheben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Höhe der Umlage und der Umlagemaßstab werden von der Bezirkssynode festgesetzt.
                  

               

               
                     § 22
Kirchenbezirksrechnerin, Kirchenbezirksrechner
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Von der Bestellung einer Kirchenbezirksrechnerin oder eines Kirchenbezirksrechners wird abgesehen. Eine bereits bestellte
                     Kirchenbezirksrechnerin oder ein bereits bestellter Kirchenbezirksrechner bleibt im Amt. Die Absätze 7 und 7a bleiben unberührt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        (aufgehoben)

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für ihre oder seine Dienstleistung erhält die Kirchenbezirksrechnerin oder der Kirchenbezirksrechner eine Vergütung.
                  

                  (3a)  Wenn alle Erledigungsaufgaben gemäß § 20 Absatz 4 Satz 3 von der Regionalverwaltung erfüllt werden, ist eine Assistenz der Leitung des Kirchenbezirks zu bestellen, die die zuständigen
                     Organe des Kirchenbezirks und die Regionalverwaltung bei der Verwaltung des Kirchenbezirks unterstützt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        (aufgehoben)

                  
                        (
                        5
                        )
                        Der Kirchenbezirksausschuß überwacht die Amtsführung der Kirchenbezirksrechnerin oder des Kirchenbezirksrechners unbeschadet
                     der unmittelbaren Aufsichtspflicht der oder des Vorsitzenden.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die abgeschlossene Kirchenbezirksrechnung ist der Bezirkssynode zur Feststellung und hierauf dem Rechnungsprüfamt der Evangelischen
                     Landeskirche in Württemberg zur Prüfung vorzulegen. Die Jahresrechnung darf, soweit sie einen Wirtschaftsbetrieb betrifft,
                     erst festgestellt werden, wenn die Ordnungsmäßigkeit der nach § 72 Absatz 3 Satz 1 Haushaltsordnung36 vorgeschriebenen Rechnungslegung geprüft ist. Nach Erledigung der Prüfungsfeststellungen im Schlußbericht des Rechnungsprüfamts
                     hat die Bezirkssynode über die Entlastung der Kirchenbezirksrechnerin oder des Kirchenbezirksrechners, der beiden Vorsitzenden
                     des Kirchenbezirksausschusses und der weiteren Personen zu beschließen, die für den Vollzug des Haushaltsplans und für die
                     Ausführung der dazu ergangenen Beschlüsse zuständig waren.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Die Kirchenbezirksrechnerin oder der Kirchenbezirksrechner scheidet aus dem Amt aus, wenn sie oder er die Kirchenmitgliedschaft
                     verliert. Sie oder er ist aus dem Amt zu entlassen, wenn sie oder er die Wählbarkeit auf andere Weise verliert. Das gleiche
                     gilt bei einer schweren Verfehlung in der Amts- und Lebensführung. § 33 Abs. 3 und 4 Kirchengemeindeordnung37 ist entsprechend anzuwenden. Die Aufgabe des Kirchengemeinderats nimmt hierbei der Kirchenbezirksausschuß wahr.
                  

                  (7a) Das Amt der Kirchenbezirksrechnerin oder des Kirchenbezirksrechners endet zudem mit dem frühesten Eintritt eines der
                     folgenden Ereignisse:
                  

                  
                     
                        	
                           Ablauf der Amtszeit;

                        

                        	
                           Eintritt in den Ruhestand oder Beendigung des Arbeitsverhältnisses wegen Rente;

                        

                        	
                           Erfüllung aller Erledigungsaufgaben gemäß § 20 Absatz 4 Satz 3 durch die Regionalverwaltung;
                           

                        

                        	
                           Ablauf des 31. Dezember 2030.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Für die Kirchenbezirksrechnerin oder den Kirchenbezirksrechner ist eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter zu bestellen,
                     die oder der im Verhinderungsfall beratend an den Sitzungen der Bezirkssynode, des Kirchenbezirksausschusses und der weiteren
                     Ausschüsse teilnimmt, in denen die Kirchenbezirksrechnerin oder der Kirchenbezirksrechner Mitglied ist, wenn sie oder er nicht
                     selbst Mitglied ist. Die Vorsitzenden der Ausschüsse können sie oder ihn mit der Festlegung der Tagesordnung von der Pflicht
                     zur Teilnahme an einer Sitzung entbinden; der Ausschuss kann die Teilnahme zu einem Tagesordnungspunkt verlangen.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                         Ist die Kirchenbezirksrechnerin oder der Kirchenbezirksrechner für eine längere Zeit als drei Monate an der Ausübung des
                     Amtes gehindert, kann die Bezirkssynode mit der Mehrheit der Stimmen ihrer Mitglieder beschließen, dass die Stellvertreterin
                     oder der Stellvertreter die Rechte und Pflichten der Kirchenbezirksrechnerin oder des Kirchenbezirksrechners für die Dauer
                     der Verhinderung befristet wahrnimmt, soweit diese nicht durch andere wahrgenommen werden. Die Stellvertreterin oder der Stellvertreter
                     ist zu verpflichten.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 22 KBO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              26. (aufgehoben)

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 23
Einsicht in den Haushaltsplan
                     

                  

                  Jedem stimmberechtigten Mitglied der Bezirkssynode und den in § 15 Abs. 3 beratend Teilnehmenden steht die Einsichtnahme in
                     den Haushaltsplan und in die Rechnung zu. Ihnen sollen der Entwurf des Haushaltsplans und die Ergebnisse der Jahresrechnung
                     zugehen, bevor diese beraten und festgestellt werden.
                  

               

               
                     § 24
Kirchenbezirksbeamtinnen und Kirchenbezirksbeamte, ehrenamtliche Mitarbeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Oberkirchenrat kann weitere Vorschriften über die dienstrechtlichen Verhältnisse der Kirchenbezirksbeamtinnen und Kirchenbezirksbeamten
                     erlassen und für ihre Dienst- und Versorgungsbezüge verbindliche Richtlinien aufstellen. Die Kirchenbezirke sind verpflichtet,
                     die beim Oberkirchenrat gemäß § 3 Absatz 1 Satz 1 Allgemeine Gewaltschutzbestimmungen38 eingerichtete Stelle als Melde- und Ansprechstelle zu bestimmen und die gemäß § 3 Absatz 2 Allgemeine Gewaltschutzbestimmungen39 benannte Beratungsstelle zu benennen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für ehrenamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gilt § 38a Kirchengemeindeordnung40 entsprechend.
                  

               

            

         

      

      
            V. Aufsicht über den Kirchenbezirk

         

         
                     § 24a
Aufsicht über den Kirchenbezirk
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Aufsicht über die Kirchenbezirke obliegt dem Oberkirchenrat. Im übrigen finden die für die Aufsicht über die Kirchengemeinden
                     geltenden Bestimmungen entsprechende Anwendung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen Kirchenbezirken über gegenseitige Rechte und Pflichten entscheidet der Oberkirchenrat.
                     Das gleiche gilt bei Meinungsverschiedenheiten über gegenseitige Rechte und Pflichten zwischen Kirchenbezirken und Kirchengemeinden,
                     kirchlichen Verbänden sowie kirchlichen Stiftungen.
                  

               

               
                     § 25
Genehmigungsvorbehalte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Außer in den sonstigen besonders bestimmten Fällen ist die Genehmigung des Oberkirchenrats einzuholen
                     
                        	1.

                        	
                           bei der Ablösung von Rechten des Kirchenbezirks auf wiederkehrende Leistungen;

                        

                        	2.

                        	
                           bei der Aufhebung einer Stiftung des Kirchenbezirks oder der Veränderung ihres Zwecks;

                        

                        	3.

                        	
                           bei der Veräußerung oder dinglichen Belastung von Grundeigentum und Erbbaurechten des Kirchenbezirks;

                        

                        	4.

                        	
                           bei der Begründung und Änderung von Rechtsverhältnissen, die den Kirchenbezirk auf Dauer verpflichten;

                        

                        	4a.

                        	
                           beim Abschluss von Stromlieferungsverträgen, die nicht ausschließlich auf den Bezug von Strom aus erneuerbaren Energien gerichtet
                              sind;
                           

                        

                        	5.

                        	
                           bei der Aufnahme von Darlehen und der Festlegung des Tilgungsplans, sofern es sich nicht um Kassenkredite im Sinne des § 27 Absatz 2 Satz 1 und § 44 Absatz 2 Haushaltsordnung41 handelt und beim Abschluß von Geschäften, die wirtschaftlich einer Darlehensaufnahme gleichkommen;
                           

                        

                        	6.

                        	
                           beim Abschluß von Bürgschaftsverträgen oder ähnlichen Rechtsgeschäften;

                        

                        	7.

                        	
                           bei wichtigen Bauvorhaben des Kirchenbezirks;

                        

                        	7a.

                        	
                           beim Abschluss von Verträgen über den Einbau von Heizungsanlagen, die mit fossilen Brennstoffen betrieben werden, sowie beim
                              Abschluss von Verträgen über den Anschluss an ein Wärmeversorgungsnetz, bei dem die Wärmeversorgung auf der Nutzung fossiler
                              Brennstoffe beruht;
                           

                        

                        	8.

                        	
                           bei Erhebung und Festsetzung einer Umlage nach § 21;

                        

                        	9.

                        	
                           bei der Annahme von Schenkungen, Vermächtnissen und Erbschaften sowie sonstiger Zuwendungen und Stiftungen, soweit sie mit
                              Lasten oder Auflagen verknüpft sind;
                           

                        

                        	10.

                        	
                           bei der Beteiligung an wirtschaftlich selbständigen Unternehmen;

                        

                        	11.

                        	
                           beim Beitritt zu Vereinen nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ausnahmen von den Genehmigungsvorbehalten des Absatzes 1 können durch Verordnung zugelassen werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Beschlüsse und Rechtsgeschäfte nach Absatz 1 sind ohne die Genehmigung des Oberkirchenrats unwirksam.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen Kirchenbezirken über gegenseitige Rechte und Pflichten entscheidet der Oberkirchenrat.
                     Das gleiche gilt bei Meinungsverschiedenheiten zwischen Kirchenbezirken und Kirchengemeinden sowie Kirchenbezirken und kirchlichen
                     Verbänden.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 25 KBO)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              27. Genehmigungspflichtig nach § 25 Abs. 1 Nr. 4 ist auch der Erwerb von Kulturdenkmalen im Sinne des Denkmalschutzgesetzes in seiner jeweiligen Fassung.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              28. Die Genehmigung nach § 25 Abs. 1 Nr. 4 gilt als erteilt bei Versicherungsverträgen, Teillieferungsverträgen (Strom, Gas, Wasser usw.), Wartungsverträgen sowie ordentlich
                                 kündbaren oder auf einen Zeitraum von weniger als zehn Jahren abgeschlossenen Miet- und Pachtverträgen. Gleiches gilt für
                                 Dienstverträge, wenn sie von den Bestimmungen der Kirchlichen Anstellungsordnung nicht abweichen, der Abschluß im Rahmen des
                                 genehmigten Stellenplans haushaltsrechtlich zulässig ist und nicht den Zuweisungsgrundsätzen und den aufgrund von ihnen erlassenen
                                 Regelungen über die Kirchensteuerzuweisung widerspricht, ebenso für Gestellungsverträge.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              29. Geschäfte, die einer Darlehensaufnahme wirtschaftlich gleichkommen (§ 25 Abs. 1 Nr. 5) sind insbesondere Leasingverträge, Abzahlungskaufverträge und Leibrentenverträge. Sie gelten als genehmigt bis zu einem
                                 Vertragswert von 15 000,00 Euro.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              30. „Ähnliche Rechtsgeschäfte“ im Sinne des § 25 Abs. 242 Nr. 6 sind insbesondere Schuldübernahme, Schuldbeitritt und Garantievertrag.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              31. „Wichtige Bauvorhaben“ im Sinne des § 25 Abs. 243 Nr. 7 sind alle Neubauten, außerdem Umbauten und Instandsetzungen, wenn der Bauaufwand 200 000,00 Euro übersteigt. Bei Aufwendungen
                                 zur künstlerischen Ausstattung kirchlicher Gebäude im Rahmen der Freigrenze ist der Oberkirchenrat rechtzeitig zu beteiligen.
                                 Maßnahmen an Kulturdenkmalen im Sinne des Denkmalschutzgesetzes bedürfen stets der Genehmigung des Oberkirchenrats.
                              

                           
                        

                     
                  

               

            

         

      

      
            VI. Besondere Bestimmungen für den Kirchenbezirk Stuttgart

         

         (aufgehoben)

      

      
            VII. Schlußbestimmungen

         

         
                     § 27
Bezirkssatzungen
                     

                  

                  Der Kirchenbezirk kann auf der Grundlage des gegenwärtigen Gesetzes Bezirkssatzungen erlassen. Diese bedürfen der Genehmigung
                     des Oberkirchenrats.
                  

               

               
                     § 28
Ausführungsverordnung
                     

                  

                  Allgemeine Regelungen zur Ausführung dieses Gesetzes erläßt der Oberkirchenrat im Wege der Verordnung.

               

            

         

      

      

      1
            Aufgrund von § 28 des Kirchlichen Gesetzes über die Evangelischen Kirchenbezirke in der Fassung vom 31. März 2001 (Abl. 59 S. 248) wird verordnet:
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Text der Verordnung ist in das Gesetz eingerückt abgedruckt.

         

      

      3
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 915 u. 916 dieser Sammlung.
            

         

      

      4
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung.
            

         

      

      5
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 50 und 51 dieser Sammlung.
            

         

      

      6
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 70 u. 71 dieser Sammlung.
            

         

      

      7
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung.
            

         

      

      8
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung.
            

         

      

      9
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 842 dieser Sammlung.
            

         

      

      10
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung.
            

         

      

      11
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 201 dieser Sammlung.
            

         

      

      12
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 205 a dieser Sammlung.
            

         

      

      13
            Red. Anm. Richtig: § 3 Abs. 3 KBO. 
            

         

      

      14
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung.
            

         

      

      15
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung.
            

         

      

      16
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung.
            

         

      

      17
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung.
            

         

      

      18
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung.
            

         

      

      19
            Red. Anm.: Richtig: Absatz 1 Nr. 2 und Nr. 5.

         

      

      20
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 22 u. 23 dieser Sammlung.
            

         

      

      21
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 24 dieser Sammlung.
            

         

      

      22
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 291 dieser Sammlung.
            

         

      

      23
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 800 u. 801 dieser Sammlung.
            

         

      

      24
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 880 dieser Sammlung.
            

         

      

      25
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 885 u. 886 dieser Sammlung.
            

         

      

      26
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 850 u. 851 - 852 dieser Sammlung.
            

         

      

      27
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 880 dieser Sammlung.
            

         

      

      28
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 885 u. 886 dieser Sammlung.
            

         

      

      29
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung.
            

         

      

      30
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 410 u. 411 dieser Sammlung.
            

         

      

      31
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 850 u. 851 - 852 dieser Sammlung.
            

         

      

      32
            Red. Anm.: Kirchliche Verordnung zur Regelung weiterer Erledigungsaufgaben vom 22. Mai 2023 (Abl. 70 S. 538); abgedruckt unter Nr. 917 dieser Sammlung.
            

         

      

      33
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 1 dieser Sammlung.
            

         

      

      34
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 915 u. 916 dieser Sammlung.
            

         

      

      35
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung.
            

         

      

      36
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 850 u. 851 - 852 dieser Sammlung.
            

         

      

      37
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung.
            

         

      

      38
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 22 u. 23 dieser Sammlung.
            

         

      

      39
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 22 u. 23 dieser Sammlung.
            

         

      

      40
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung.
            

         

      

      41
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 850 u. 851 - 852 dieser Sammlung.
            

         

      

      42
            Red. Anm.: Richtig: Abs. 1.

         

      

      43
            Red. Anm.: Richtig: Abs. 1.

         

      

   
      

      
         62. Kirchliches Gesetz über den Evangelischen Kirchenkreis Stuttgart

      

      
         Vom 24. November 2004

      

      
         (Abl. 61 S. 197) geändert durch Kirchl. Gesetz vom 27. November 2012 (Abl. 65 S. 269, 277), vom 24. November 2022 (Abl. 70 S. 429, 439) und vom 29. November 2024 (Abl. 71 Nr. 105)
         

      

      
                     § 1
Bildung des evangelischen Kirchenkreises Stuttgart
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Evangelischen Kirchenbezirke Bad Cannstatt, Degerloch, Stuttgart und Zuffenhausen werden mit Wirkung zum 1. Januar 2008
                     aufgehoben. Die Kirchengemeinden, aus denen sie gebildet waren, werden zugleich zum Kirchenbezirk Stuttgart zusammengeschlossen.
                     Dieser trägt die Bezeichnung „Evangelischer Kirchenkreis Stuttgart“ und ist Rechtsnachfolger der aufgehobenen Kirchenbezirke
                     im Wege der Gesamtrechtsnachfolge.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für den Kirchenkreis Stuttgart gelten, soweit sich nicht aus diesem Gesetz etwas Abweichendes ergibt, die allgemeinen Vorschriften
                     über die Kirchenbezirke. Die Bezirkssynode trägt den Namen Kirchenkreissynode, der Kirchenbezirksausschuss die Bezeichnung
                     Kirchenkreisausschuss und der Diakonische Bezirksausschuss die Bezeichnung Diakonischer Kirchenkreisausschuss.
                  

               

               
                     § 2
Kirchenkreissynode
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kirchenkreissynode hat die Aufgaben einer Kirchenbezirkssynode.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Kirchenkreissynode gehören an:
                     
                        	
                           49 Vertreterinnen und Vertreter der Kirchengemeinden; von diesen müssen mindestens 16 und können höchstens 24 als Pfarrerin
                              oder Pfarrer eine Gemeinde- oder Sonderpfarrstelle im Kirchenkreis versehen,
                           

                        

                        	
                           die Dekaninnen und Dekane und die Schuldekaninnen und Schuldekane,

                        

                        	
                           die Leiterin oder der Leiter der Kirchenkreisverwaltung, sofern eine solche oder ein solcher bestellt ist,

                        

                        	
                           die Vorsitzenden der beschließenden Ausschüsse des Kirchenkreises, sofern sie der Kirchenkreissynode nicht ohnehin angehören,
                              und
                           

                        

                        	
                           die Pfarrerinnen und Pfarrer des Kirchenkreises, soweit die Kirchenkreissatzung dies vorsieht und soweit ihre Zahl zusammen
                              mit den Pfarrerinnen und Pfarrern nach Nummern 1 und 4 und Absatz 6 die Zahl der übrigen Gewählten oder Zugewählten nach Nummern
                              1 und 4 und Absatz 6 nicht übersteigt.
                           

                           Für den Fall der gemeinsamen Versehung einer Pfarrstelle gilt für die Mitgliedschaft in der Kirchenkreissynode § 11 Absatz 3 Satz 1 Kirchengemeindeordnung1 entsprechend.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Gebiet des Kirchenkreises wird durch die Kirchenkreissatzung in höchstens 16 Wahlbezirke aufgeteilt und für jeden Wahlbezirk eine dem Verhältnis der Gemeindeglieder entsprechende Zahl von Kirchenkreissynodalen
                     festgesetzt. Je Wahlbezirk müssen mindestens drei Mitglieder der Kirchenkreissynode zu wählen sein. In jedem Wahlbezirk muss
                     die Zahl der zu wählenden Pfarrerinnen und Pfarrer mindestens ein Viertel und darf höchstens die Hälfte der Zahl der zu Wählenden
                     betragen.
                  

                  Für die gewählten Synodalen ist aus dem jeweiligen Wahlbezirk jeweils eine persönliche Stellvertreterin oder ein persönlicher Stellvertreter zu wählen, die oder der im Fall des Ausscheidens oder der Verhinderung
                     an ihre Stelle tritt. Die Pfarrerinnen und Pfarrer werden von Pfarrerinnen und Pfarrern vertreten, die anderen Synodalen können
                     nicht von Pfarrerinnen und Pfarrern vertreten werden. Ist kein stellvertretender Synodaler oder keine stellvertretende Synodale
                     mehr vorhanden, so findet im Wahlbezirk eine Nachwahl statt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 ist zur Kirchenkreissynode wählbar, wer Mitglied eines Kirchengemeinderates oder Gesamtkirchengemeinderates
                     einer Kirchengemeinde oder Gesamtkirchengemeinde des Kirchenkreises ist.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Kirchenkreissynodalen nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 werden von einer Versammlung der Mitglieder der Kirchengemeinderäte
                     und Gesamtkirchengemeinderäte des Wahlbezirks aus deren Mitte gewählt. Die Versammlung wird durch die Dekanin oder den Dekan
                     einberufen, die oder der für die Visitation in diesem Wahlbezirk zuständig ist.
                  

                  
                        (
                        5a
                        )
                        Wird eine Kirchengemeinde aus den Mitgliedern im Gebiet von zwei oder mehr bisherigen Kirchengemeinden neu gebildet und werden die Mitglieder der bisherigen Kirchengemeinderäte dieser Kirchengemeinden als ortskirchliche Verwaltung eingesetzt, bleiben Kirchenkreissynodale, die dieser ortskirchlichen
                     Verwaltung angehören, weiterhin als Mitglieder der Kirchenkreissynode im Amt. Wird eine oder werden mehrere Kirchengemeinden aufgelöst und in eine andere Kirchengemeinde eingegliedert, gilt für die Mitglieder des bisherigen Kirchengemeinderats einer
                     aufgelösten Kirchengemeinde Satz 1 entsprechend, die als Mitglieder der ortskirchlichen Verwaltung der aufnehmenden Kirchengemeinde eingesetzt werden oder im Wege der Nachwahl oder der Zuwahl Mitglieder des Kirchengemeinderats der aufnehmenden Kirchengemeinde
                     werden. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn Mitglieder des bisherigen Kirchengemeinderats im Falle einer Neuwahl,
                     die nicht im Zuge der allgemeinen Kirchenwahl stattfindet, zum Mitglied des Kirchengemeinderats der neu gebildeten oder der
                     aufnehmenden Kirchengemeinde gewählt werden.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die Kirchenkreissynode kann mit zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen unter Beachtung von Absatz 3 Satz 3 weitere Mitglieder
                     mit Stimmrecht zuwählen. Die Zahl der Zugewählten darf ein Viertel der nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 aus den Wahlbezirken
                     gewählten Kirchenkreissynodalen nicht überschreiten. Die zugewählten Kirchenkreissynodalen werden, wenn sie nicht Mitglied
                     eines Kirchengemeinderats oder eines Gesamtkirchengemeinderats sind, von der geschäftsführenden Dekanin oder vom geschäftsführenden
                     Dekan in ihr Amt eingeführt. § 34 der Kirchlichen Wahlordnung2 in der jeweils geltenden Fassung gilt sinngemäß.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Durch Kirchenkreissatzung kann bestimmt werden, dass insgesamt höchstens 10 ehrenamtliche Vertreterinnen oder Vertreter von
                     Werken und Einrichtungen des Kirchenkreises und Vertreterinnen oder Vertreter diakonischer, missionarischer und anderer kirchlicher
                     Einrichtungen im Kirchenkreis der Kirchenkreissynode kraft Amtes angehören.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Im übrigen gelten die Regelungen der Kirchenbezirksordnung mit der Maßgabe, dass die beratende Teilnahme nach § 15 Abs. 3 Kirchenbezirksordnung3 durch Kirchenkreissatzung beschränkt werden kann, außer für die Mitglieder der Landessynode aus dem Wahlkreis und die Vertreterin
                     oder den Vertreter der Regionalverwaltung. Die Frühpredigerinnen und Frühprediger mit einem Predigtauftrag in einer Kirchengemeinde
                     des Kirchenkreises werden zu den Sitzungen eingeladen und können beratend teilnehmen.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                        Die Kirchenkreissynodalen unterrichten die Kirchengemeinderäte ihres Wahlbezirks regelmäßig über die Beschlüsse und die Arbeit
                     der Kirchenkreissynode. Auf Anforderung eines Kirchengemeinderats ist eine Sitzungsteilnahme in angemessener Frist zu ermöglichen.
                  

               

               
                     § 3
Kirchenkreisausschuss
                     

                  

                  Für den Kirchenkreisausschuss gelten die Regelungen über den Kirchenbezirksausschuss mit folgenden Abweichungen:
                     
                        	
                           Es sind mindestens vier Kirchenkreissynodale entsprechend § 16 Abs. 1 Nr. 2 Kirchenbezirksordnung4 und mindestens zehn weitere gewählte oder zugewählte Kirchenkreissynodale entsprechend § 16 Abs. 1 Nr. 3 Kirchenbezirksordnung5 zu wählen.
                           

                        

                        	
                           Die Dekaninnen und Dekane im Kirchenkreis nach § 4 sind Mitglied im Kirchenkreisausschuss.
                           

                        

                        	
                           Die Gebiete der seitherigen Kirchenbezirke werden zu Teilgebieten des Kirchenkreises entsprechend § 16 Abs. 5 Kirchenbezirksordnung6. Die Zahl der aus diesen Teilgebieten zu wählenden Mitglieder des Kirchenkreisausschusses wird durch die Kirchenkreissatzung
                              festgelegt.
                           

                        

                        	
                           Alle Schuldekaninnen und Schuldekane des Kirchenkreises nehmen beratend an den Sitzungen teil.

                        

                     

                  

               

               
                     § 4
Dekaninnen und Dekane, Stadtdekanin oder Stadtdekan
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Im Bereich des Kirchenkreises Stuttgart wird das Dekanatamt abweichend von § 6 Absatz 1 Satz 2 WürttPfG7 mit vier Pfarrstellen verbunden, deren Inhaberinnen und Inhaber die dekanatamtlichen Aufgaben nach Maßgabe der nachfolgenden
                     Regelungen und der vom Oberkirchenrat zu erlassenden Geschäftsordnung für das Dekanatamt im Kirchenkreis Stuttgart arbeitsteilig
                     wahrnehmen. Für jede und jeden von ihnen wird aus einem oder mehreren Wahlbezirken nach § 2 Abs. 3 ein Dekanatsbezirk gebildet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Aufgabe der Dekanin oder des Dekans bei der Visitation nach § 6 Absatz 2 Satz 1 WürttPfG8 und der Visitationsordnung9 wird von jeder Dekanin und jedem Dekan innerhalb ihres Dekanatsbezirkes selbständig wahrgenommen. Jede Dekanin und jeder
                     Dekan kann jährlich eine Visitation in einem der jeweils anderen Dekanatsbezirke des Kirchenkreises vornehmen. Hierzu ist
                     das Einvernehmen zwischen den beteiligten Dekaninnen und Dekanen erforderlich; sie sollen beide an der Schlusssitzung des
                     Kirchengemeinderats teilnehmen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Aufgaben des Dekanatamts bei der Leitung und Organisation des Kirchenkreises nach § 6 Absatz 1 WürttPfG10, den Bestimmungen dieses Gesetzes und der Kirchenbezirksordnung11 nehmen die Dekaninnen und Dekane unbeschadet der Zuständigkeiten der oder des gewählten Vorsitzenden der Kirchenkreissynode
                     aufgrund einer funktionalen Aufteilung in der Geschäftsordnung für das Dekanatamt wahr. Die Dekaninnen und Dekane sind einander
                     gleichgestellt und handeln in gegenseitiger Verantwortung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Vorsitz im Kirchenkreisausschuss und die damit verbundene gerichtliche und außergerichtliche Vertretung des Kirchenkreises
                     nach § 19 Kirchenbezirksordnung12 wird durch den Oberkirchenrat in entsprechender Anwendung von § 23 Abs. 3 Kirchengemeindeordnung13 nach Anhörung des Kirchenkreisausschusses mit einer der Dekanats- und Pfarrstellen verbunden (geschäftsführende Dekanin oder
                     geschäftsführender Dekan).
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die geschäftsführende Dekanin oder der geschäftsführende Dekan führt die Dienstbezeichnung Stadtdekanin oder Stadtdekan.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die Aufgaben des Dekanatamts bei der unmittelbaren Dienstaufsicht über die Pfarrerinnen und Pfarrer und der Aufsicht über
                     die Kirchengemeinden nach § 6 Absatz 2 Satz 2 WürttPfG14 und § 49 Absatz 2 Satz 1 Kirchengemeindeordnung15 nimmt, vorbehaltlich einer abweichenden Regelung in der Geschäftsordnung für das Dekanatamt, die örtlich zuständige Dekanin
                     oder der örtlich zuständige Dekan wahr. Sie oder er gibt die Schriftstücke an die geschäftsführende Dekanin oder den geschäftsführenden
                     Dekan weiter, wenn deren oder dessen Zuständigkeit gegeben ist, oder zur Kenntnis, wenn Belange des Kirchenkreises berührt
                     sind.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Die Dekaninnen und Dekane vertreten sich bei der Wahrnehmung der Aufgaben nach Absatz 3 gegenseitig im Dekanatamt nach näherer
                     Festlegung der Geschäftsordnung für das Dekanatamt.
                  

                  Bei der Wahrnehmung der Aufgaben nach Absatz 6 werden die Dekaninnen und Dekane durch eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter
                     im Dekanatamt vertreten.
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         63. Kirchliches Gesetz zur Erprobung neuer Zusammenarbeitsformen in Kirchengemeinden und Kirchenbezirken (Strukturerprobungsgesetz)

      

      
         Vom 8. Juli 1999

      

      
         (Abl. 58 S. 261), geändert durch Kirchl. Gesetz vom 30. November 2006 (Abl. 62 S. 319, 320), vom 6. Juli 2007 (Abl. 62 S. 505), vom 5. Juli 2012 (Abl. 65 S. 135), vom 27. November 2017 (Abl. 68 S. 2), vom 24. November 2022 (Abl. 70 S. 429, 438) und vom 24. Oktober 2025 (Abl. 71 Nr. 197)
         

      

      Die Landessynode hat das folgende kirchliche Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird:

      
                     § 1

                  

                  Zur Förderung und Verbesserung der Zusammenarbeit in den Kirchengemeinden und Kirchenbezirken können für diese und andere
                     kirchliche Körperschaften sowie deren Einrichtungen und Werke durch Verordnung Regelungen getroffen werden, die zum Ziel haben,
                     in sachlicher, regionaler und zeitlicher Begrenzung Arbeitsbedingungen und Wirkungsmöglichkeiten neu zu entwickeln oder zu
                     erweitern, die
                     
                        	
                           die ehrenamtliche Mitarbeit fördern,

                        

                        	
                           die ortsnahe Verantwortung stärken,

                        

                        	
                           zur Zusammenarbeit der kirchlichen Körperschaften und Einrichtungen sowie zum Ausgleich in den Regionen beitragen,

                        

                        	
                           zum wirksamen Einsatz der personellen und sachlichen Mittel beitragen und die Verwaltung vereinfachen.

                        

                     

                  

                  Die Regelungen können zu diesem Zweck im Rahmen des § 2 von den Vorschriften der kirchlichen Gesetze und der kirchlichen Verordnungen abweichen. Das gesamtkirchliche Recht der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland und das Kirchenverfassungsgesetz1 bleiben unberührt.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  Durch Regelungen nach § 1 können
                     
                        	
                           Rechte und Pflichten von Kirchengemeinden verändert werden, insbesondere Vorschriften über die Zusammensetzung und Zuständigkeit
                              der Kirchengemeinderäte und anderer Organe der Kirchengemeinde sowie deren Verhältnis zum Pfarramt erlassen werden;
                           

                        

                        	
                           Rechte und Pflichten der Kirchenbezirke verändert werden, insbesondere Vorschriften über die Zusammensetzung und Zuständigkeit
                              der Organe erlassen werden;
                           

                        

                        	
                           Kirchenbezirke in zwei oder mehr Dekanatsbezirke aufgeteilt werden;

                        

                        	
                           Vorschriften über die Wahrnehmung der Aufgaben der Dekaninnen und Dekane und über deren Stellvertretung sowie die Vorschriften
                              über Dienstaufträge und die Stellvertretung der Pfarrerinnen und Pfarrer geändert werden;
                           

                        

                        	
                           Vorschriften über die Visitation und die Pfarrstellenbesetzung, soweit sie nicht dem Kirchenverfassungsgesetz2 gleichgestellt sind, geändert werden;
                           

                        

                        	
                           Vorschriften über kirchliche Verbände und kirchenrechtliche Vereinbarungen geändert werden;

                        

                        	
                           Vorschriften über die Zuständigkeiten und das Verfahren der Regionalverwaltungen geändert werden;

                        

                        	
                           Vorschriften über das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen einschließlich der Stellenplanung der kirchlichen Körperschaften
                              und die Genehmigungsvorbehalte und Genehmigungsverfahren geändert und Abweichungen von den Verteilgrundsätzen zugelassen werden.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 3

                  

                  Regelungen nach diesem Kirchengesetz trifft der Oberkirchenrat in gemeinsamer Sitzung mit dem Geschäftsführenden Ausschuß
                     der Landessynode nach § 39 Abs. 1 Kirchenverfassungsgesetz3. Die Rechtsgrundlage und die Regelungen, die geändert oder von denen Abweichungen zugelassen werden, sind in dieser Verordnung
                     anzugeben. Soweit aufgrund dieses Gesetzes Rechte und Pflichten der Kirchengemeinden, der Kirchenbezirke oder kirchlichen
                     Verbände verändert werden, kann dies nur auf deren Antrag oder mit deren Zustimmung erfolgen. Im Blick auf die Mitwirkungsrechte
                     der Kirchengemeinden im Kirchenbezirk ist der Antrag oder die Zustimmung der Bezirkssynode maßgebend, im Blick auf die Mitwirkung
                     der Mitglieder oder mitarbeitenden Rechtsträger in einem Verband der Antrag oder die Zustimmung der Verbandsversammlung mit
                     der nach § 6 Abs. 1 des Kirchlichen Verbandsgesetzes4 nötigen Mehrheit.
                  

               

               
                     § 4

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Regelungen auf Grund dieses Gesetzes können für höchsten sechs Jahre erlassen werden. Sie können einmalig um bis zu drei Jahre
                     verlängert werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Landessynode ist in regelmäßigen Abständen über die gesammelten Erfahrungen zu berichten.
                  

               

               
                     § 5

                  

                  Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.
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         64. Kirchengesetz zur Einführung von Personalgemeinden auf Kirchenbezirksebene 
(Bezirkspersonalgemeindegesetz – BPersGG)
         

      

      
         Vom 4. Juli 2019

      

      
         (Abl. 68 S. 480) geändert durch Kirchl. Gesetz vom 24. November 2022 (Abl. 70 S. 429, 436)
         

      

      Die Landessynode hat das folgende kirchliche Gesetz erlassen, das hiermit verkündet wird:

      
                     § 1
Personalgemeinden der Kirchenbezirke
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         In Kirchenbezirken können Personalgemeinden als rechtlich unselbstständige Einrichtung des Kirchenbezirks eingerichtet werden,
                     wenn ein Bedarf nach Gottesdiensten mit einer besonderen Gottesdienstform besteht, die als übergemeindliches Angebot neben
                     den Angeboten der Kirchengemeinden durchgeführt werden sollen und die von einer größeren Zahl von Kirchengemeindegliedern
                     langfristig getragen werden, die einen Teil ihrer gemeindlichen Aktivitäten gemeinsam auf dieser Ebene ausüben wollen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Sachliche Voraussetzung für die Einrichtung einer Personalgemeinde des Kirchenbezirks ist die Erklärung von 150 Kirchengemeindegliedern,
                     die Mitgliedschaft erwerben zu wollen, die Sicherstellung der räumlichen und personellen Voraussetzungen für die Durchführung
                     der Gottesdienste, die Zusage für die pfarramtliche Versorgung durch die Landeskirche und die Zustimmung des Kirchengemeinderats
                     der Kirchengemeinde am Ort, an dem der Gottesdienst stattfindet. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Einrichtung der Personalgemeinde des Kirchenbezirks erfolgt durch Bezirkssatzung. Sie ist an der vom Oberkirchenrat erlassenen
                     Rahmenordnung zu orientieren.
                  

               

               
                     § 2
Mitgliedschaft
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Personalgemeinden der Kirchenbezirke sind mitgliedschaftlich aus den Kirchenmitgliedern verfasst, die ihre Zugehörigkeit
                     erklärt haben. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ein Gemeindeglied einer Kirchengemeinde der Landeskirche oder einer anderen Gliedkirche der EKD kann die Mitgliedschaft erwerben,
                     wenn die Lage seines Wohnsitzes seine regelmäßige Teilnahme an den Gottesdiensten und in anderen gemeindlichen Aktivitäten
                     der Personalgemeinde im Kirchenbezirk zulässt. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Mitgliedschaft wird durch Anmeldung bei dem für die Personalgemeinde zuständigen Pfarramt erworben. Der Kirchengemeinderat
                     und das Pfarramt der Wohnsitzkirchengemeinde sind unverzüglich zu unterrichten, ebenso der Personalgemeinderat. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Gemeindeglieder der Personalgemeinde des Kirchenbezirks bleiben neben ihrer Zugehörigkeit zur Personalgemeinde Gemeindeglieder
                     der Kirchengemeinde, der sie nach §§ 6 und 6a KGO1 angehören. Sie nehmen dort an der Wahl zum Kirchengemeinderat und zur Landessynode teil und unterliegen deren Entscheidungen
                     nach § 7 KGO2 und nach §§ 2 und 3 KWO3. Die Personalgemeinde ist an die Entscheidungen von deren Kirchengemeinderat gebunden. Die Rechte und Pflichten nach §§ 8 und 9 KGO4 nehmen die Mitglieder der Personalgemeinde auch in dieser Kirchengemeinde wahr. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Für die Teilnahme an der Wahl zum Personalgemeinderat ist die Mitgliedschaft in der Personalgemeinde des Kirchenbezirks mindestens
                     sechs Monate vor der Durchführung der Wahl erforderlich. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Mitgliedschaft in der Personalgemeinde endet durch Erklärung des Mitglieds, seinen Austritt aus der Kirche nach staatlichem
                     Recht oder durch die Feststellung des Personalgemeinderats, dass die Voraussetzungen für eine Mitgliedschaft in der Personalgemeinde
                     nicht mehr vorliegen. Gegen die Entscheidung des Personalgemeinderats kann innerhalb von einem Monat der Oberkirchenrat angerufen
                     werden. 
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Gastmitgliedschaften von Mitgliedern anderer christlicher Kirchen oder von Menschen, die keiner Kirche angehören, sind möglich.
                     Sie können in den Gremien nach Maßgabe der Kirchenbezirksordnung5 mitwirken, soweit keine Entscheidungen zum Gottesdienst, zur Mitgliedschaft und zur Mitwirkung bei der Berufung von Pfarrerinnen
                     und Pfarrern betroffen sind. Gastmitglieder können nicht Mitglied des Personalgemeinderats sein.
                  

               

               
                     § 3
Struktur der Personalgemeinde des Kirchenbezirks, anzuwendende Vorschriften
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Auf die Personalgemeinde werden die Regelungen über die Kirchengemeinde sinngemäß angewandt, soweit sich aus der Eigenschaft
                     als rechtlich unselbständige Einrichtung des Kirchenbezirks und aus diesem Gesetz nichts anderes ergibt. Die Bezirkssatzung
                     regelt, welche Aktivitäten durch die Personalgemeinde außer den regelmäßigen Gottesdiensten durchgeführt werden. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zentrales Gremium der Personalgemeinde ist der Personalgemeinderat, der in entsprechender Anwendung der Regelungen der Kirchlichen Wahlordnung zur Wahl der Kirchengemeinderäte gewählt wird. Seine Zusammensetzung erfolgt entsprechend §§ 11 und 12 KGO6. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Weitere beschließende Gremien der Personalgemeinde können durch die Bezirkssatzung oder, mit Genehmigung des Oberkirchenrats,
                     durch den Personalgemeinderat vorgesehen werden, für die § 14 Absatz 4 KBO7Anwendung findet. Der Personalgemeinderat kann beratende Ausschüsse bilden. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Zur beratenden Teilnahme an den Sitzungen des Personalgemeinderats wird die Assistentin oder der Assistent der Leitung des
                     Kirchenbezirks eingeladen, sofern eine solche oder ein solcher bestellt ist.
                  

               

               
                     § 4
Sonderhaushaltsplan und Bewirtschaftung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für die Personalgemeinde wird ein Sonderhaushalt des Kirchenbezirks gebildet. Der Personalgemeinderat beschließt über den
                     Sonderhaushaltsplan und den Entwurf der Jahresrechnung für den Sonderhaushalt unbeschadet der Beschlussfassung durch die Bezirkssynode
                     nach § 8 KBO8. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Personalgemeinderat bewirtschaftet den Sonderhaushaltsplan einschließlich der im Haushalts- und Stellenplan des Kirchenbezirks
                     für die Personalgemeinde vorgesehenen Personalstellen. Für Maßnahmen, für die der Kirchenbezirk der Genehmigung des Oberkirchenrats
                     bedarf und für den Erwerb von Grundstücken oder grundstücksgleichen Rechten bedarf der Personalgemeinderat, unbeschadet der
                     Regelungen des § 25 KBO9, der Zustimmung des Kirchenbezirksausschusses. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Wahrnehmung der Bewirtschaftungsbefugnis erfolgt entsprechend §§ 16 und 24 KGO10. Die Kirchenbezirksrechnerin oder der Kirchenbezirksrechner führt die Geschäfte der laufenden Verwaltung, soweit durch die
                     Bezirkssatzung oder durch andere Regelungen nichts anderes bestimmt ist. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Kirchenbezirkssatzung soll vorsehen, dass ein ehrenamtlicher Vertreter der Personalgemeinde nach § 3 Absatz 5 KBO11 Mitglied in der Bezirkssynode ist.
                  

               

               
                     § 5
Gottesdienst, Seelsorge und Kasualien
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Mitglieder der Personalgemeinde bilden einen personalen Seelsorgebereich. Dessen pfarramtliche Versorgung wird vom Oberkirchenrat als Dienstauftrag mit einer beweglichen Pfarrstelle oder einer Pfarrstelle
                     mit Sonderauftrag im Haupt- oder Nebenamt verbunden. Die Erklärung der Mitgliedschaft in der Personalgemeinde hat die Wirkung
                     einer Abmeldung zur Seelsorge12 zu der Pfarrerin oder dem Pfarrer auf dieser Pfarrstelle. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zeit und Ort der Gottesdienste werden in der örtlichen Gottesdienstordnung13 der Kirchengemeinde festgelegt, auf deren Gebiet der Gottesdienst stattfindet. Wesentliche Änderungen bedürfen der Zustimmung des
                     Kirchengemeinderats. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Kanzelrecht14 wird im Rahmen der für die Personalgemeinde festgesetzten Gottesdienste in den dafür bestimmten Räumen vom Inhaber oder der
                     Inhaberin der Pfarrstelle nach Absatz 1 Satz 2 wahrgenommen. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Amtshandlungen an Mitgliedern der Personalgemeinde werden nach dem Kirchenregistergesetz15 und der Kirchenregisterverordnung16 in den Verzeichnissen der örtlich zuständigen verzeichnisführenden Stellen geführt. Die für den personalen Seelsorgebezirk
                     zuständige Pfarrerin oder der zuständige Pfarrer führt zusätzlich ein Verzeichnis über die Amtshandlungen und den Ort der
                     Amtshandlung an den Mitgliedern der Personalgemeinde.
                  

               

               
                     § 6
Aufhebung der Personalgemeinde
                     

                  

                  Die Personalgemeinde kann durch Aufhebung der Bezirkssatzung aufgehoben werden, die der Genehmigung des Oberkirchenrats bedarf.
                     Dieser kann die Bezirkssatzung aufheben, wenn die Voraussetzung für die Genehmigung der Errichtung entfallen sind oder dies
                     im dringenden Interesse der Landeskirche, des Kirchenbezirks oder der Kirchengemeinden liegt.
                  

               

               
                     § 7
Inkrafttreten
                     

                  

                  Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2020 in Kraft.
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         65. Kirchliches Gesetz über die Zusammenarbeit kirchlicher Körperschaften und Einrichtungen (Kirchliches Verbandsgesetz)

      

      
         Vom 27. November 1980

      

      
         (Abl. 49 S. 277), geändert durch Kirchl. Gesetz vom 25. Januar 1982 (Abl. 50 S. 25), vom 9. Juli 2005 (Abl. 61 S. 325, 332), vom 18. Oktober 2019 (Abl. 68 S. 719, 722), vom 25. November 2021 (Abl. 70 S. 1, 5), vom 24. November 2022 (Abl. 70 S. 429, 436) und vom 24. Oktober 2025 (Abl. 71 Nr. 198)
         

      

      Die Landessynode hat das folgende kirchliche Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird:

      
                     § 1
Grundsatz
                     

                  

                  Zur Wahrnehmung gemeinsamer kirchlicher Aufgaben können kirchliche Verbände gebildet und kirchenrechtliche Vereinbarungen
                     getroffen werden. Die Verwaltung im Rahmen dieses Gesetzes erfolgt in Ausübung kirchlicher öffentlicher Gewalt im Rahmen des
                     kirchlichen Selbstverständnisses und dient der Wahrnehmung der seelsorglichen, pastoralen, diakonischen oder sonstigen kirchlichen
                     Aufgaben nach Maßgabe öffentlich-rechtlicher kirchengesetzlicher Normen, auch wenn im Zusammenhang mit diesen Tätigkeiten
                     Gebühren, Beiträge oder sonstige Abgaben erhoben werden. § 1 Absatz 1 Satz 2 Kirchliches Verwaltungsgesetz1 gilt entsprechend. Aufgaben, die nicht in den Anwendungsbereich der Sätze 1 und 2 fallen, werden durch Verordnung festgelegt.
                  

               

               
                     § 2
Grundlagen des kirchlichen Verbands
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kirchenbezirke und Kirchengemeinden können zur gemeinsamen Wahrnehmung bestimmter kirchlicher Aufgaben kirchliche Verbände
                     bilden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Verbände können nach Maßgabe des staatlichen Rechts die Rechtsstellung einer Körperschaft des öffentlichen Rechts erhalten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Rechtsverhältnisse des Verbands werden durch Satzung im Rahmen dieses Gesetzes geregelt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Soweit die Satzung dem Verband Aufgaben überträgt, geht das Recht und die Pflicht seiner Mitglieder zur Erfüllung dieser Aufgaben
                     auf den Verband über.
                  

               

               
                     § 3
Bildung des kirchlichen Verbands
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Verband bedarf einer von den Beteiligten zu vereinbarenden Satzung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Satzung muß enthalten
                     
                        	
                           Regelung der Verbandsmitgliedschaft (Gründungsmitglieder, Aufnahme neuer Mitglieder, Austritt und Ausschluß von Mitgliedern),

                        

                        	
                           Aufgaben des Verbands,

                        

                        	
                           Name und Sitz des Verbands,

                        

                        	
                           Verfassung und Verwaltung des Verbands, insbesondere die Zusammensetzung und Zuständigkeit der Verbandsorgane,

                        

                        	
                           Maßstab, nach dem die Verbandsmitglieder zur Deckung des Finanzbedarfs beizutragen haben,

                        

                        	
                           vermögensrechtliche Folgen bei Austritt und Ausschluß eines Mitglieds,

                        

                        	
                           Abwicklung im Falle der Auflösung des Verbands.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Satzung bedarf der Genehmigung des Oberkirchenrats. Die Genehmigung ist mit dem Wortlaut der Satzung vom Oberkirchenrat
                     im Amtsblatt der Evangelischen Landeskirche in Württemberg bekanntzumachen. Der Verband entsteht am Tage nach der öffentlichen
                     Bekanntmachung der Genehmigung und der Satzung, sofern kein späterer Zeitpunkt bestimmt ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Ist für die sachgemäße Erfüllung wichtiger kirchlicher Aufgaben die Bildung eines Verbands notwendig, so kann der Oberkirchenrat
                     in Ausnahmefällen den beteiligten Kirchenbezirken und Kirchengemeinden eine angemessene Frist zur Bildung eines Verbands setzen.
                     Kommt der Verband innerhalb der Frist nicht zustande, so kann der Oberkirchenrat den Verband bilden und gleichzeitig die Satzung
                     erlassen. Die beteiligten Kirchenbezirke und Kirchengemeinden sind vorher zu hören.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Unter den in Absatz 4 genannten Voraussetzungen kann der Oberkirchenrat Kirchenbezirke und Kirchengemeinden an einen schon
                     bestehenden Verband anschließen und die Satzung entsprechend ändern.
                  

               

               
                     § 4
Verfassung und Verwaltung des kirchlichen Verbands
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Organe des Verbands sind die Verbandsversammlung und der Verbandsvorstand. Die Satzung kann ein weiteres kollegiales Organ
                     (Verwaltungsrat, Kuratorium, Hauptausschuß oder ähnliches) vorsehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Satzung kann bestimmen, daß bei einem Verband mit nicht mehr als fünf Mitgliedern als Organ des Verbands nur ein Vorstand
                     gebildet wird, der zugleich die Rechte der Verbandsversammlung wahrnimmt. In diesem Fall muß jedes Verbandsmitglied im Vorstand
                     vertreten sein.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Verbandsversammlung besteht aus mindestens einem Vertreter eines jeden Verbandsmitglieds. Die Verbandssatzung kann bestimmen,
                     daß einzelne oder alle Verbandsmitglieder mehrere Vertreter in die Verbandsversammlung entsenden. Bei mehreren Vertretern
                     können deren Stimmen auf andere Vertreter desselben Verbandsmitgliedes übertragen werden. Für die Beschlußfähigkeit ist nicht
                     die Zahl der anwesenden Vertreter, sondern der vorhandenen Stimmen maßgebend.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Satzung kann vorsehen, daß Kirchengemeinden und andere Rechtsträger im Verband mitarbeiten und Vertreter mit oder ohne
                     Stimmrecht in die Verbandsversammlung entsenden. Außerdem kann die Satzung vorsehen, daß weitere Personen mit oder ohne Stimmrecht
                     durch die Verbandsversammlung zugewählt werden. Die Wahl bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen der Verbandsversammlung.
                     Die Stimmenzahl der Mitglieder der Verbandsversammlung nach Satz 1 und 2 muß unter der der Verbandsmitglieder bleiben.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Verbandsmitglieder und mitarbeitende Rechtsträger können ihren Vertretern in der Verbandsversammlung Weisungen erteilen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Der Vorstand besteht aus dem Vorsitzenden und seinem Stellvertreter. Er kann auf bis zu sieben Mitglieder erweitert werden.
                     Die Mitglieder des Vorstands werden von der Verbandsversammlung gewählt. Der Vorsitzende des Vorstands und sein Stellvertreter
                     vertreten einzeln den Verband. Die Satzung kann bestimmen, daß der Verband für bestimmte Arbeitsbereiche neben dem Vorsitzenden
                     und seinem Stellvertreter auch durch andere Personen vertreten werden kann.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Die Satzung bestimmt, wie sich das weitere kollegiale Organ nach Absatz 1 Satz 2 zusammensetzt. Es muß mindestens zur Hälfte
                     aus Mitgliedern der Verbandsversammlung bestehen.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Durch die Satzung können beschließende Ausschüsse der Verbandsversammlung gebildet und ihnen bestimmte Aufgaben zur dauernden
                     Erledigung übertragen werden. Durch Beschluß kann die Verbandsversammlung einzelne Angelegenheiten auf bestehende beschließende
                     Ausschüsse übertragen oder für ihre Erledigung beschließende Ausschüsse bilden. Die Verbandsversammlung kann zur Vorberatung
                     ihrer Verhandlungen oder einzelner Verhandlungsgegenstände beratende Ausschüsse bilden. Die für beschließende und beratende
                     Ausschüsse geltenden Bestimmungen der Kirchenbezirksordnung finden entsprechende Anwendung.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                        Die Mitgliedschaft in der Verbandsversammlung, dem Vorstand, dem kollegialen Organ nach Absatz 1 Satz 2 und den beschließenden
                     Ausschüssen setzt die Wählbarkeit in einer Kirchengemeinde der Landeskirche oder einer anderen Gliedkirche der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland voraus. Mitglieder, die noch nicht in ein kirchliches Amt eingeführt wurden, werden vom Dekan, in dessen
                     Bezirk der Verband seinen Sitz hat, in entsprechender Anwendung des § 34 der Kirchlichen Wahlordnung2 in der jeweils geltenden Fassung verpflichtet.
                  

                  Für Vertreter von mitarbeitenden Rechtsträgern, die keine zur Evangelischen Landeskirche in Württemberg gehörenden Körperschaften
                     des öffentlichen Rechts sind, kann der Oberkirchenrat im Einzelfall oder in der Satzung Ausnahmen von dem Erfordernis der
                     Wählbarkeit und der Verpflichtung nach Satz 2 zulassen.
                  

                  
                        (
                        10
                        )
                         Die Zentrale Gehaltsabrechnungsstelle ist im Rahmen ihrer Zuständigkeiten zu nutzen. Die Personaleinweisung erfolgt durch
                     die Landeskirche, soweit der Oberkirchenrat keine Ausnahme zulässt; diese ist zuzulassen, wenn der Verband nachweislich zur
                     Erledigung dieser Aufgabe leistungsfähig ist. Für den Verband erledigt in dessen Namen die Landeskirche gegen pauschalierten
                     Kostenersatz durch die Regionalverwaltung die folgenden Angelegenheiten und Geschäfte der Verbandsverwaltung nach den Beschlüssen
                     und Anordnungen der zuständigen Organe des Verbands, wenn dieser gegenüber dem Oberkirchenrat spätestens sechs Monate im Voraus
                     erklärt, dass er diese Aufgaben ganz oder zum Teil ab einem bestimmten Zeitpunkt nicht mehr selbst wahrnehmen wird:
                  

                  
                     
                        	
                           Aufstellung des Entwurfs des Haushaltsplans und Erstellung des Jahresabschlusses,

                        

                        	
                           Vollzug von Personalangelegenheiten einschließlich der Personaleinweisung und der Führung der Personalakten,

                        

                        	
                           laufende Vermögensverwaltung,

                        

                        	
                           Kassengeschäfte gemäß § 92 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1, 4 und 5 sowie Satz 3 Haushaltsordnung3,
                           

                        

                        	
                           Wahrnehmung der in einer Verordnung4 gemäß § 39 Absatz 1 Kirchenverfassungsgesetz5 festgelegten weiteren Aufgaben.
                           

                        

                     

                  

                  Satz 3 Nummer 2 und 5 gilt für Wirtschaftsbetriebe des Verbands entsprechend. Die in Satz 3 genannten Erledigungsaufgaben
                     dürfen nicht anderen Körperschaften oder sonstigen Stellen außerhalb der landeskirchlichen Verwaltung zur Erfüllung übertragen
                     werden. Der Oberkirchenrat kann die Erledigung durch andere öffentlich-rechtliche Körperschaften zulassen, soweit dies, insbesondere
                     bei Kassen- und Rechnungsgeschäften, zweckmäßig ist. Der Regionalverwaltung können durch öffentlich-rechtlichen Vertrag weitere
                     Aufgaben gegen pauschalierten Kostenersatz übertragen werden. Im Übrigen werden die Verwaltungsaufgaben des Verbands, soweit
                     diese nicht von ihm selbst und nicht von Kirchengemeinden, Kirchenbezirken, anderen Verbänden nach dem Kirchlichen Verbandsgesetz
                     oder anderen kirchlichen Körperschaften erfüllt werden, durch die Landeskirche erledigt. § 1 Absatz 3 Kirchliches Verwaltungsgesetz6 findet entsprechende Anwendung, soweit die Verwaltungsaufgaben nicht durch die  Landeskirche erledigt werden.
                  

               

               
                     § 5
Finanzierung
                     

                  

                  Der Verband kann, soweit seine sonstigen  Einnahmen zur Deckung seines Finanzbedarfs nicht ausreichen, von den Verbandsmitgliedern
                     und den nach § 4 Abs. 4 mitarbeitenden Rechtsträgern eine Umlage erheben. Die Höhe der Umlage ist im Haushaltsplan des Verbands für jedes Haushaltsjahr
                     festzusetzen.
                  

               

               
                     § 6
Änderung der Satzung und Auflösung des kirchlichen Verbands
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Änderung der Satzung und die Auflösung des Verbands werden von der Verbandsversammlung mit einer Mehrheit von mindestens
                     zwei Dritteln der Stimmen der Verbandsmitglieder beschlossen. Satzungsänderungen, die die Bestimmungen des § 3 Abs. 2 Nr. 5, des § 4 Abs. 4 Satz 1 und des § 4 Abs. 8 Satz 1 betreffen, bedürfen einer Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der satzungsmäßigen Stimmenzahl der Verbandsversammlung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Beschlüsse über Änderungen der Satzung sowie über die Auflösung des Verbands bedürfen der Genehmigung des Oberkirchenrats.
                     § 3 Abs. 3 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Verband gilt nach seiner Auflösung als fortbestehend, soweit es die Abwicklung erfordert.
                  

               

               
                     § 7
Anzuwendende Bestimmungen
                     

                  

                  Für die Vermögensverwaltung der Verbände sowie für die Aufsicht über dieselben finden die für die Kirchenbezirke jeweils geltenden
                     Bestimmungen entsprechende Anwendung, soweit nicht durch dieses Gesetz oder auf Grund dieses Gesetzes (§ 10) eine andere Regelung getroffen wird. § 17 Absatz 1 Nummer 7 und § 24 Kirchenbezirksordnung gelten entsprechend.
                  

               

               
                     § 8
Kirchenrechtliche Vereinbarungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kirchenbezirke, Kirchengemeinden und kirchliche Verbände können vereinbaren, daß eine der beteiligten Körperschaften bestimmte
                     Aufgaben für alle erfüllt. Durch die Vereinbarung gehen das Recht und die Pflicht der übrigen Körperschaften zur Erfüllung
                     dieser Aufgaben auf die übernehmende Körperschaft über. Andere kirchliche und nichtkirchliche Rechtsträger können der Vereinbarung
                     beitreten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Von der übernehmenden Körperschaft ist den übrigen Beteiligten in der Vereinbarung ein Mitwirkungsrecht bei der Erfüllung
                     der übertragenen Aufgaben einzuräumen. Dies kann insbesondere dadurch geschehen, daß bei der übernehmenden Körperschaft ein
                     gemeinsam zu besetzender Ausschuß gebildet wird.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Abschluß, die Änderung und die Aufhebung einer Vereinbarung bedürfen der Genehmigung des Oberkirchenrats. § 3 Abs. 3 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Ist für die sachgemäße Erfüllung wichtiger kirchlicher Aufgaben der Abschluß einer Vereinbarung notwendig, so kann der Oberkirchenrat
                     in Ausnahmefällen den beteiligten Körperschaften eine angemessene Frist zum Abschluß der Vereinbarung setzen. Wird die Vereinbarung
                     innerhalb der Frist nicht abgeschlossen, legt der Oberkirchenrat die Vereinbarung fest. Vor dieser Entscheidung sind die Beteiligten
                     zu hören.
                  

               

               
                     § 9
Körperschaften und Einrichtungen benachbarter Landeskirchen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kirchengemeinden und Kirchenbezirke benachbarter Landeskirchen können Mitglieder eines Verbands nach §§ 2 ff. sein. Ebenso können mit Kirchengemeinden, Kirchenbezirken und kirchlichen Verbänden benachbarter Landeskirchen Vereinbarungen
                     nach § 8 abgeschlossen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Rechtsträger, die ihren Sitz im Bereich benachbarter Landeskirchen haben, können nach § 4 Abs. 4 in einem Verband mitarbeiten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Ist für die sachgemäße Erfüllung wichtiger kirchlicher Aufgaben die Mitgliedschaft eines Kirchenbezirks oder einer Kirchengemeinde
                     in einem kirchlichen Verband notwendig, der seinen Sitz in einer benachbarten Landeskirche hat, so kann der Oberkirchenrat
                     in Ausnahmefällen dem Kirchenbezirk oder der Kirchengemeinde eine angemessene Frist zur Abgabe der für den Beitritt zu diesem
                     Verband notwendigen Erklärungen setzen. Werden die Erklärungen innerhalb der Frist nicht abgegeben, so können sie durch den
                     Oberkirchenrat mit Wirkung für den Kirchenbezirk oder die Kirchengemeinde ersetzt werden. Diese sind vorher zu hören. Entsprechendes
                     gilt für den Abschluß einer kirchenrechtlichen Vereinbarung im Sinne des § 8 mit einer kirchlichen Körperschaft einer benachbarten Landeskirche.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Nähere Regelungen können im Wege der Vereinbarung zwischen den beteiligten Landeskirchen getroffen werden.
                  

               

               
                     § 10
Ausführungsbestimmungen
                     

                  

                  Nähere Bestimmungen zur Ausführung dieses Gesetzes erläßt der Oberkirchenrat im Wege der Verordnung.

               

               
                     § 11
Inkrafttreten
                     

                  

                  Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft.
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         70. Wahlordnung der Evangelischen Landeskirche in Württemberg (Kirchliche Wahlordnung – KWO)

      

      
         Vom 15. April 1964

      

      
         (Abl. 41 S. 118), in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Januar 1989 (Abl. 53 S. 405), geändert durch Kirchl. Gesetz vom 24. November 1994 (Abl. 56 S. 260), vom 29. Juni 2000 (Abl. 59 S. 113), vom 24. November 2004 (Abl. 61 S. 197, 199), vom 25. März 2006 (Abl. 62 S. 59), vom 9. März 2012 (Abl. 65 S. 85), vom 6. Juli 2013 (Abl. 65 S. 538), vom 27. November 2018 (Abl. 68 S. 305,  306 und Abl. 68 S. 307), vom 23. März 2019 (Abl. 68 S. 718), vom 19. Oktober 2019 (Abl. 68 S. 726, 727), vom 25. November 2021 (Abl. 70 S. 1, 5), vom 1. Dezember 2023 (Abl. 71 Nr. 1), vom 2. Dezember 2023 (Abl. 71 Nr. 3 u. Nr. 2), vom 28. Juni 2024 (Abl. 71 Nr. 54), vom 28. November 2024 (Abl. 71 Nr. 100 u. Nr. 101), vom 29. November 2024 (Abl. 71 Nr. 103 u. Nr. 104), vom 30. November 2024 (Abl. 71 Nr. 109), vom 24. Juli 2025 (Abl. 71 Nr. 169) und vom 25. Oktober 2025 (Abl. 71 Nr. 200)
         

      

      und

      71. Ausführungsbestimmungen zur Kirchlichen Wahlordnung (AWO)1, 2

      Vom 20. November 2012 
      

      (Abl. 65 S. 279), geändert durch Verordnung vom 26. Februar 2013 (Abl. 65 S. 441), vom 18. Dezember 2018 (Abl . 68 S. 341), durch Kirchliches Gesetz vom 19. Oktober 2019 (Abl. 68 S. 726, 727)3, durch Verordnung vom 25. Februar 2025 (Abl. 71 Nr. 133, ber. Abl. 71 Nr. 162) und vom 9. Dezember 2025 (Abl. 71 Nr. 213)
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            I. Abschnitt
Grundlagen kirchlicher Wahl
            

         

         
                     § 1
Kirchliche Wahl
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die kirchliche Wahl ist ein Dienst der Gemeinde Jesu Christi zur Ausübung ihres Auftrags und zur Ordnung ihrer äußeren Gestalt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sie hat das Ziel, Männer und Frauen zu berufen, die willens und fähig sind, zur Sammlung und Sendung, zum Aufbau und zur Ordnung
                     der Gemeinde Dienste der Leitung zu übernehmen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Ausübung kirchlicher Wahl geschieht im Glauben an den Herrn und im Gehorsam gegen das verkündigte Wort der Schrift.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die kirchliche Wahl ist nach Maßgabe dieser Ordnung als allgemeine, freie, gleiche, geheime und unmittelbare Wahl durchzuführen.
                  

               

               
                     § 2
Wahlberechtigung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zur Wahl berufen sind alle Kirchengemeindeglieder, die
                     
                        	
                           durch ihre Teilnahme an der Wahl mitwirken wollen, daß Jesus Christus als der alleinige Herr der Kirche bezeugt und die Gemeinde
                              in Verkündigung, Ordnung und Leben auf den Grund des Evangeliums gebaut werde, wie es in der Heiligen Schrift gegeben und
                              in den Bekenntnissen der Reformation bezeugt ist,
                           

                        

                        	
                           am Tage der Wahl das 14. Lebensjahr vollendet haben und im übrigen geschäftsfähig sind und

                        

                        	
                           mit ihrer Hauptwohnung im Bereich der Württembergischen Landeskirche gemeldet sind oder aufgrund zwischenkirchlicher Vereinbarung
                              als Glieder der Landeskirche gelten.
                           

                        

                     

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 2 Absatz 1)

                           
                        

                        
                           	
                              1.

                           
                           	
                              Wer Kirchengemeindeglied ist, ergibt sich aus §§ 6 und 6a der Kirchengemeindeordnung4.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              2.

                           
                           	
                              Das Wahlrecht kann nur einmal und grundsätzlich nur in der Kirchengemeinde ausgeübt werden, der das Kirchengemeindeglied nach
                                 §§ 6 und 6a der Kirchengemeindeordnung5 angehört; dies gilt auch für die Briefwahl gemäß §§ 25a und 26 und 52 der Kirchlichen Wahlordnung. Niemand kann in mehreren Kirchengemeinden wählen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              3.

                           
                           	
                              Ist ein Mitglied der Evangelischen Landeskirche in mehreren Kirchengemeinden der Landeskirche gemeldet, so kann es wählen,
                                 welcher Kirchengemeinde es angehören will. Macht es von diesem Wahlrecht keinen Gebrauch, so wählt es in der Kirchengemeinde,
                                 in der es mit seiner Hauptwohnung gemeldet ist (§ 6 Absatz 2 der Kirchengemeindeordnung6). Fällt die Entscheidung auf eine Nebenwohnung, so ist das Kirchengemeindeglied dort in die Wählerliste aufzunehmen. Die
                                 Entscheidung ist bis zum Abschluss der Wählerliste (§ 12 der Kirchlichen Wahlordnung) der Kirchengemeinde der Nebenwohnung mitzuteilen. Von der Aufnahme in die Wählerliste der Kirchengemeinde der Nebenwohnung
                                 ist vor jeder Wahl die Kirchengemeinde der Hauptwohnung unverzüglich zu unterrichten (Muster Anlage 1). Es ist dafür zu sorgen, dass die Wählerlisten bei jeder Wahl in beiden Kirchengemeinden geändert werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              4.

                           
                           	
                              Macht ein Gemeindeglied von der Möglichkeit der Ummeldung nach § 6a der Kirchengemeindeordnung7 Gebrauch, so ist durch die Eingabe in die zentrale kirchliche Datenverarbeitung oder auf andere Weise dafür zu sorgen, dass
                                 die Wählerlisten in beiden Kirchengemeinden geändert werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              5.

                           
                           	
                              Eine zwischenkirchliche Vereinbarung im Sinne von § 2 Absatz 1 Nummer 3 der Kirchlichen Wahlordnung ist die Vereinbarung über die Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen über die landeskirchlichen Grenzen hinweg (Abl. 62 S. 248)8.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für besondere Verhältnisse kann im Wege der Vereinbarung bestimmt werden, daß Mitglieder anderer Landeskirchen oder Gemeinschaften
                     in der Württembergischen Landeskirche wahlberechtigt sind, oder daß Kirchengemeindeglieder ihr Wahlrecht in einer anderen
                     Landeskirche oder Gemeinschaft wahrnehmen. Die Vereinbarung wird mit der betreffenden Landeskirche oder Gemeinschaft vom Oberkirchenrat
                     oder mit Zustimmung des Oberkirchenrats getroffen.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 2 Absatz 2)

                           
                        

                        
                           	
                              6.

                           
                           	
                              Bezüglich des Wahlrechts der Mitglieder der Brüdergemeinde Wilhelmsdorf gilt Nummer 8 der am 5. Dezember 1971 in Kraft getretenen
                                 Vereinbarung (Abl. 45 S. 95), die durch die am 1. Juli 2022 in Kraft getretene Vereinbarung (Abl. 70 S. 348) geändert worden ist,9 bezüglich des Wahlrechts der Mitglieder der Brüdergemeinde Korntal Nummer 5 der am 1. April 2000 in Kraft getretenen Vereinbarung
                                 (Abl. 59 S. 123)10. Für die Kirchenmitglieder mit Wohnsitz in Stödtlen (Ostalbkreis) gilt die Vereinbarung zwischen der Evangelischen Landeskirche
                                 in Württemberg und der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern über die Mitgliedschaft der Kirchenmitglieder mit Wohnsitz
                                 in der bürgerlichen Gemeinde Stödtlen in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern (Abl. 62 S. 250)11.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Von der Wahl kann ausgeschlossen werden, wer durch sein Verhalten offenkundig und beharrlich Jesus Christus als alleinigen
                     Herrn der Kirche leugnet, die Verkündigung Christi grob mißachtet, der Ordnung im Zusammenleben der Gemeinde entgegenwirkt
                     und damit ihr Zeugnis unglaubwürdig macht.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Den Beschluß, ein Gemeindeglied nicht in die Wählerliste aufzunehmen, kann der Kirchengemeinderat nur fassen, nachdem der
                     Versuch mißlungen ist, bei dem Betroffenen Einsicht zu wecken. Dieser Beschluß gilt nur für die bevorstehende Wahl. Er ist
                     dem Gemeindeglied schriftlich mitzuteilen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Gegen den Beschluß nach Absatz 4 kann binnen zwei Wochen nach Zugang Einsprache beim Dekanatamt eingelegt werden, die dem
                     zuständigen Visitator (Dekan bzw. Prälat) vorgelegt wird. Der Visitator hört den Kirchengemeinderat an und kann ihm Gelegenheit
                     zur Abhilfe geben. Hilft der Kirchengemeinderat nicht ab, kann der Visitator die Aufnahme in die Wählerliste anordnen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Der Anwendung von § 2 dient die von der Landessynode beschlossene Handreichung für Pfarrer, Kirchengemeinderäte und Visitatoren.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 2 Absatz 3 bis 6)

                           
                        

                        
                           	
                              7.

                           
                           	
                              Der Kirchengemeinderat prüft, ob die in § 2 der Kirchlichen Wahlordnung, §§ 6 und 6a der Kirchengemeindeordnung und den Nummern 1 bis 6 festgelegten Voraussetzungen der Wahlberechtigung gegeben sind. Für die Anwendung des § 2 Absatz 3 bis 5 der Kirchlichen Wahlordnung kann die Handreichung für Pfarrer, Kirchengemeinderäte und Visitatoren vom 4. November 1964 (Abl. 41 S. 298) in der Fassung
                                 vom 24. Oktober 2025 (Abl. 71 Nr. 206) herangezogen werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              8.

                           
                           	
                              Das Verfahren nach § 2 Absatz 3 bis 5 der Kirchlichen Wahlordnung soll nicht nur in einem nahen zeitlichen Zusammenhang mit bevorstehenden kirchlichen Wahlen geübt werden. Anlass hierzu ist
                                 schon dann gegeben, wenn der Kirchengemeinderat von einem Tatbestand, wie er in § 2 Absatz 3 des Gesetzes beschrieben ist, Kenntnis erhält, zumal auch die Anmeldung zur Wählerliste jederzeit möglich ist (§ 9 Absatz 2 bis 4 der Kirchlichen Wahlordnung).
                              

                           
                        

                        
                           	
                              9.

                           
                           	
                              Der Beschluss des Kirchengemeinderats gemäß § 2 Absatz 4 der Kirchlichen Wahlordnung wird mit der Zustellung an das Kirchengemeindeglied wirksam. Eine Einsprache gegen diesen Beschluss (§ 2 Absatz 5 der Kirchlichen Wahlordnung) hat keine aufschiebende Wirkung.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 3
Wählbarkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wählbar sind Kirchengemeindeglieder,
                     
                        	
                           die im geistlichen Leben der Gemeinde stehen und bereit sind, das für ihr kirchliches Amt bestimmte Gelübde abzulegen,

                        

                        	
                           die am Tage der Wahl das 18. Lebensjahr vollendet haben,

                        

                        	
                           die nach § 2 wahlberechtigt sind,
                           

                        

                        	
                           die nicht wegen einer Straftat, die nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch zum Ausschluss von Aufgaben in der Kinder- und Jugendhilfe
                              führt, rechtskräftig verurteilt worden sind und nicht nach anderen Bestimmungen von der Wählbarkeit ausgeschlossen sind.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Über Zweifel an der Wählbarkeit entscheidet, außer in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 3, der Ortswahlausschuß für die Wahl des Kirchengemeinderats, der Vertrauensausschuß für die Wahl der Landessynode. Das Verfahren
                     nach § 2 Abs. 4 und 5 findet entsprechende Anwendung.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 3)

                           
                        

                        
                           	
                              10.

                           
                           	
                              Bei § 3 Absatz 1 Nummer 1 der Kirchlichen Wahlordnung ist nicht in formaler Weise auf die äußere Erfüllung kirchlicher Pflichten zu sehen. Die Teilnahme am Gottesdienst einschließlich
                                 der Teilnahme am Heiligen Abendmahl und am Leben der Gemeinde sind wichtige Anzeichen für die Erfüllung dieser Voraussetzungen
                                 der Wählbarkeit. Es wird geraten, bei den zu Wählenden besonders auf Kirchengemeindeglieder zu achten, die schon freiwillige
                                 Dienste in der Gemeinde und für die Kirche tun oder bereit wären, auf Grund ihrer besonderen Begabung und Erfahrung solche
                                 Dienste zu übernehmen. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              11.

                           
                           	
                              Wählbar ist ein Gemeindeglied in der Kirchengemeinde, in der es sein Wahlrecht nach § 2 der Kirchlichen Wahlordnung ausübt. Über die Wahlberechtigung als Voraussetzung der Wählbarkeit (§ 3 Absatz 1 Nummer 3 der Kirchlichen Wahlordnung) entscheidet der Kirchengemeinderat (§ 2 Absatz 4 der Kirchlichen Wahlordnung).
                              

                           
                        

                        
                           	
                              12.

                           
                           	
                              Andere Bestimmungen im Sinne des § 3 Absatz 1 Nummer 4 der Kirchlichen Wahlordnung sind beispielsweise § 11 Absatz 4 der Kirchengemeindeordnung12 und die Nummern 5 und 8 der Ausführungsbestimmungen zur Taufordnung13.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              13.

                           
                           	
                              Für das Verfahren nach § 3 Absatz 2 der Kirchlichen Wahlordnung gelten die Nummern 7 und 9 entsprechend.
                              

                           
                        

                     
                  

               

            

         

      

      
            II. Abschnitt
Wahlen zum Kirchengemeinderat, Wahlvorbereitung
            

         

         
               1. Allgemeines

            

            
                     § 4
Wahltag
                     

                  

                  Der Tag allgemeiner Wahlen zu den Kirchengemeinderäten wird vom Landesbischof bestimmt.

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 4)

                              
                           

                           
                              	
                                 14.

                              
                              	
                                 Ist, abgesehen von § 4 der Kirchlichen Wahlordnung, der Kirchengemeinderat einer Kirchengemeinde zu wählen, kann der Wahltag vom Oberkirchenrat oder mit Zustimmung des Dekanatamtes
                                    von der ortskirchlichen Verwaltung der Kirchengemeinde (§ 35 der Kirchengemeindeordnung14) bestimmt werden.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 5
Zuständigkeit des Kirchengemeinderats
                     

                  

                  Die zur Vorbereitung der Wahlen erforderlichen Anordnungen trifft, soweit landeskirchlich nichts anderes bestimmt ist, der
                     Kirchengemeinderat.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 5)

                           
                        

                        
                           	
                              15.

                           
                           	
                              Der Wahltag wird im Gemeindegottesdienst und in anderer geeigneter Weise (zum Beispiel Aushang, Gemeindebrief, Internetauftritt
                                 der Kirchengemeinde, amtliche Mitteilungsblätter oder kirchliche Presse) öffentlich bekanntgemacht.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 6
Abstimmungsbezirke
                     

                  

                  In der Regel bildet jede Kirchengemeinde einen Abstimmungsbezirk. Jedoch können große oder räumlich weitausgedehnte Kirchengemeinden
                     vom Kirchengemeinderat in mehrere Abstimmungsbezirke geteilt werden.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 6)

                           
                        

                        
                           	
                              16.

                           
                           	
                              Ein Abstimmungsbezirk soll in der Regel nicht mehr als 5 000 Kirchengemeindeglieder umfassen und nach Möglichkeit die Grenzen
                                 bestehender Pfarrbezirke nicht durchschneiden. 
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 7
Ortswahlausschuß
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Kirchengemeinderat bestellt aus der Zahl der wahlberechtigten volljährigen Kirchengemeindeglieder einen Ortswahlausschuß
                     und bestimmt dessen Vorsitzenden und seinen Stellvertreter. Mitarbeitende der betreffenden Kirchengemeinde oder Gesamtkirchengemeinde
                     können Mitglieder des Ortswahlausschusses sein, wenn sie in einer Kirchengemeinde der Landeskirche wahlberechtigt sind. Der
                     Vorsitzende und mindestens ein weiteres Mitglied des Ortswahlausschusses müssen wahlberechtigte Mitglieder der Kirchengemeinde
                     sein. Die Mitglieder des Ortswahlausschusses sind an Weisungen nicht gebunden. Wahlbewerber und solche Gemeindeglieder, die
                     nach § 27 Abs. 1 Kirchengemeindeordnung15 als Kirchengemeinderäte von einer Entscheidung zum Vorteil oder Nachteil eines der Wahlbewerber ausgeschlossen wären, können
                     nicht zu Mitgliedern des Ortswahlausschusses bestellt werden. Sie scheiden aus, wenn ein entsprechender gültiger Wahlvorschlag
                     eingeht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Ortswahlausschuß besteht aus drei oder fünf Mitgliedern und mindestens ebenso vielen Stellvertretern. Scheiden Mitglieder
                     oder Stellvertreter aus dem Ortswahlausschuss aus, so beruft der Ortswahlausschuss Nachfolger. Ist Beschlussunfähigkeit des
                     Ortswahlausschusses gegeben, so bestellt der Kirchengemeinderat nach Absatz 1 die Nachfolger.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Mitglieder des Ortswahlausschusses und ihre Stellvertreter werden zu Beginn ihrer Tätigkeit vom geschäftsführenden Pfarrer
                     mit Handschlag auf gewissenhafte, gerechte und unparteiische Amtsführung und zur Verschwiegenheit über die ihnen bei ihrer
                     amtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen Angelegenheiten verpflichtet. Sie versehen ihr Amt ehrenamtlich.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Beschlüsse des Ortswahlausschusses bedürfen der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder. Soweit in diesem Gesetz nichts anderes
                     bestimmt ist, sind die Bestimmungen der Kirchengemeindeordnung für das Verfahren des Kirchengemeinderats und für die Gültigkeit
                     seiner Beschlüsse entsprechend anzuwenden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Sind in einer Kirchengemeinde mehrere Abstimmungsbezirke gebildet, so wird für jeden Abstimmungsbezirk ein Stimmbezirksausschuss
                     bestimmt, dem auch Mitglieder des Ortswahlausschusses angehören können. Die vorstehenden Absätze gelten entsprechend. In ihrem
                     Abstimmungsbezirk sind die Stimmbezirksausschüsse für alle Entscheidungen im Rahmen der Wahlhandlung und der Ermittlung des
                     Wahlergebnisses nach den §§ 22 bis 24, 27, 28, 30 Abs. 1, 53 und 54 anstelle des Ortswahlausschusses zuständig.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 7)

                           
                        

                        
                           	
                              17.

                           
                           	
                              Der Kirchengemeinderat bestimmt über die Zahl der Mitglieder des Ortswahlausschusses und der Stimmbezirksausschüsse nach § 7 Absatz 2 und 5 der Kirchlichen Wahlordnung. In Kirchengemeinden mit mehreren Abstimmungsbezirken kann der Kirchengemeinderat beschließen, dass für die Stimmbezirksausschüsse
                                 gemeinsam Stellvertreter bestimmt werden. Die Stellvertreter treten im Falle der Verhinderung eines Mitglieds in beliebiger
                                 Reihenfolge nach näherer Bestimmung durch den Vorsitzenden des Ortswahlausschusses ein. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              17a.
                              

                           
                           	
                              In Kirchengemeinden, die erst zum Wahltag gemäß § 5 Absatz 1 Variante 1 Kirchengemeindeordnung in ihrem Bestand verändert werden, wird ein Ortswahlausschuss gebildet, der dem zukünftigen Bestand entspricht. Die Mitglieder
                                 des Ortswahlausschusses werden von den Kirchengemeinderäten im Verhältnis der Zahl der Gemeindeglieder der Kirchengemeinden
                                 vor der Veränderung bestellt. Dies gilt entsprechend für Stimmbezirksausschüsse. Ausnahmen von diesem Verfahren kann das Dekanatamt
                                 zulassen.
                              

                              Der so gebildete Ortswahlausschuss und die Stimmbezirksausschüsse sind für die Durchführung der Wahl im zukünftigen Bestand
                                 und für alle Aufgaben, die diesen Ausschüssen zugeordnet sind, zuständig.
                              

                           
                        

                     
                  

               

            

         

         
               2. Wählerliste

            

            
                     § 8
Anlegung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Kirchengemeinderat hat für jeden Abstimmungsbezirk spätestens bis zum 43. Tag vor der Wahl eine Wählerliste aufgrund des
                     Gemeindegliederverzeichnisses anzulegen. In die Wählerliste sind die nach § 2 wahlberechtigten Kirchengemeindeglieder aufzunehmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wählen kann nur, wer in die Wählerliste aufgenommen ist.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 8 Absatz 1 und 2)

                           
                        

                        
                           	
                              18.

                           
                           	
                              Die Wählerliste wird mit Hilfe der kirchlichen oder kommunalen Datenverarbeitung oder anderer Unterlagen (zum Beispiel Gemeindegliederkartei,
                                 örtliches Melderegister, Anschriftenlisten) aufgestellt, gegebenenfalls durch Berichtigung und Ergänzung einer vorhandenen
                                 Wählerliste. Bei Kirchengemeinden, die zum Wahltag gemäß § 5 Absatz 1 Variante 1 Kirchengemeindeordnung in ihrem Bestand verändert werden, wird die Wählerliste je für den Bereich der bisher bestehenden Kirchengemeinden gesondert
                                 vom jeweiligen Kirchengemeinderat erstellt. Sie werden mit dem Abschluss der Wählerlisten nach § 12 Absatz 1 Kirchliche Wahlordnung zur Wählerliste der Kirchengemeinden im zukünftigen Bestand.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              18a.

                           
                           	
                              Die Entscheidung über die Aufnahme von Wählern in die Wählerliste und über Einsprachen werden bei Kirchengemeinden, die zum
                                 Wahltag gemäß § 5 Absatz 1 Variante 1 Kirchengemeindeordnung in ihrem Bestand verändert werden, durch den Kirchengemeinderat vorgenommen, der für die betreffende Person zum Zeitpunkt
                                 der Anlegung der Wählerliste zuständig ist.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              19.

                           
                           	
                              In der Wählerliste sind die Kirchengemeindeglieder unter fortlaufender Nummer aufzuführen. Familien- und Vornamen sowie der
                                 Geburtstag und erforderlichenfalls die Anschrift und die Wohnung sind anzugeben (Muster Anlage 2). 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              20.

                           
                           	
                              Die Wähler werden nach geographischen Gesichtspunkten oder in alphabetischer Folge aufgeführt, wobei Angehörige eines Haushalts
                                 zusammengenommen werden können. Bei einer aus mehreren Orten bestehenden oder in Wohnbezirke gegliederten Kirchengemeinde
                                 können die wahlberechtigten Bewohner der einzelnen Orte oder Wohnbezirke gesondert aufgeführt werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              21.

                           
                           	
                              (aufgehoben)

                           
                        

                        
                           	
                              22.

                           
                           	
                              Für die Wahlberechtigten, für die eine Auskunftssperre im Gemeindegliederverzeichnis besteht, ist eine gesonderte Wählerliste
                                 anzulegen oder die Wählerliste ist so zu gliedern, dass eine Abtrennung der Angaben zu diesen Personen für die Auflegung möglich
                                 ist (Muster Anlage 3).
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Kirchengemeinderat (Gesamtkirchengemeinderat) kann beschließen, daß in die Wählerliste nur diejenigen nach § 2 wahlberechtigen Kirchengemeindeglieder aufgenommen werden, die sich nach § 9 zur Wählerliste angemeldet haben.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 8 Absatz 3)

                           
                        

                        
                           	
                              23.

                           
                           	
                              Der Beschluss nach § 8 Absatz 3 der Kirchlichen Wahlordnung ist vom Kirchengemeinderat (Gesamtkirchengemeinderat) rechtzeitig vor der Wahl zu fassen und der Gemeinde im Gottesdienst
                                 und in anderer geeigneter Weise bekanntzugeben. Innerhalb einer Gesamtkirchengemeinde kann der Beschluss nur einheitlich,
                                 das heißt vom Gesamtkirchengemeinderat (Engeren Rat) mit Wirkung für die beteiligten Kirchengemeinderäte gefasst werden. Der
                                 Beschluss nach § 8 Absatz 3 der Kirchlichen Wahlordnung soll nicht nur für die bevorstehende Wahl, sondern für die Dauer (unter Vorbehalt des Widerrufs) gefasst werden.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 9
Erstellung der Wählerliste durch Anmeldung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Anmeldung zur Wählerliste nach § 8 Abs. 3 geschieht mündlich oder schriftlich beim Vorsitzenden des Kirchengemeinderats oder den vom Kirchengemeinderat bestimmten
                     Personen. Ein wahlberechtigtes Kirchengemeindeglied kann nur sich selbst und die wahlberechtigten Mitglieder der Haushaltung,
                     der es angehört, anmelden. Die Anmeldung muß die Anzumeldenden eindeutig bezeichnen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Anmeldung zur Wählerliste ist jederzeit möglich. Sie gilt, solange das betreffende Kirchengemeindeglied der Kirchengemeinde
                     seines Abstimmungsbezirks angehört und vom Kirchengemeinderat nicht aus der Wählerliste gestrichen worden ist (§ 2).
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 9 Absatz 1 und 2)

                           
                        

                        
                           	
                              24.

                           
                           	
                              Bei der mündlichen Anmeldung zur Wählerliste werden von jedem Wähler Name, Vorname, Geburtstag und Wohnung für die Wählerliste
                                 festgestellt. Die schriftliche Anmeldung soll dieselben Angaben enthalten.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              25.

                           
                           	
                              Als Mitglieder derselben Haushaltung gelten alle Personen, die in einer Wohngemeinschaft miteinander leben, wozu auch Untermieter
                                 gerechnet werden können. Die Bestimmung soll nicht eng ausgelegt werden. 
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die wahlberechtigten Kirchengemeindeglieder werden spätestens 84 Tage vor einer Wahl im Hauptgottesdienst oder in anderer
                     geeigneter Weise zur Anmeldung in die Wählerliste aufgefordert mit dem Hinweis, dass die Anmeldung nur bis spätestens 37 Tage vor dem Wahltag erfolgen kann.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Nach diesem Zeitpunkt kann eine Anmeldung für die bevorstehende Wahl nur noch bis zum dritten Tag vor dem Wahltag, 18:00 Uhr,
                     und nur noch entgegengenommen werden, wenn ein triftiger Grund für die Versäumung der Anmeldung vorliegt.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 9 Absatz 3 und 4)

                           
                        

                        
                           	
                              26.

                           
                           	
                              In jedem Jahr sind die wahlberechtigen Kirchengemeindeglieder, die noch nicht in die Wählerliste aufgenommen worden sind,
                                 im Gemeindegottesdienst und in anderer geeigneter Weise (zum Beispiel bei einem Besuch eines neu zugezogenen Gemeindeglieds,
                                 in einem Gemeindebrief oder in der Ortsbeilage zu den kirchlichen Blättern), zur Anmeldung für die Wählerliste aufzufordern.
                                 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              27.

                           
                           	
                              Vor einer Wahl sollen möglichst alle wahlberechtigten Kirchengemeindeglieder nochmals auf die Anmeldung zur Wählerliste hingewiesen
                                 werden, nach Möglichkeit auch durch eine schriftliche Aufforderung.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              28.

                           
                           	
                              Im Fall des § 9 Absatz 3 der Kirchlichen Wahlordnung ist der Zeitpunkt, zu dem die Liste der Angemeldeten für die bevorstehende Wahl vorläufig abgeschlossen wird, genau zu bezeichnen.
                                 Dies gilt auch für Zeit und Ort der Entgegennahme von laufenden Anmeldungen zur Wählerliste. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              29.

                           
                           	
                              Bei der Berechnung der Frist des § 9 Absatz 4 der Kirchlichen Wahlordnung wird der Wahltag nicht mitgerechnet, so dass am dritten Tag vor dem Wahltag verspätete Anmeldungen noch bis 18.00 Uhr entgegengenommen
                                 werden können. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              30.

                           
                           	
                              Wer nicht weiß, ob er schon in die Wählerliste aufgenommen ist, kann sich darüber beim geschäftsführenden Pfarramt bzw. bei
                                 der vom Kirchengemeinderat beauftragten Stelle erkundigen. 
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 10
Prüfung und Auflegung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Kirchengemeinderat prüft die Wählerliste nach § 2 und schließt sie im Zeitraum vom 64. Tag bis zum 43. Tag vor dem Wahltag vorläufig ab.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Gemeinde wird im Hauptgottesdienst und in anderer geeigneter Weise öffentlich mitgeteilt, dass die Wählerliste vom 41.
                     bis zum 37. Tag vor dem Wahltag mindestens zwei Stunden täglich zur Einsichtnahme bereitgehalten wird und dass gegen die Wählerliste
                     innerhalb dieses Zeitraums bis zum 37. Tag vor der Wahl um 18:00 Uhr bei Vorsitzenden des Kirchengemeinderats Einsprache eingelegt
                     werden kann.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Jeder Wahlberechtigte hat das Recht, während der allgemeinen Öffnungszeiten die Richtigkeit und Vollständigkeit der zu seiner
                     Person in die Wählerliste eingetragenen Daten zu überprüfen. Um innerhalb dieses Zeitraums die Daten von anderen in die Wählerliste
                     eingetragenen Personen zu überprüfen, müssen Wahlberechtigte Tatsachen glaubhaft machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit
                     oder Unvollständigkeit der Wählerliste ergeben kann. Die Daten von Wahlberechtigten, für die im Gemeindegliederverzeichnis
                     eine Auskunftssperre besteht, dürfen nicht eingesehen und überprüft werden. Macht ein Wahlberechtigter Tatsachen glaubhaft,
                     aus denen sich eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses hinsichtlich solcher Wahlberechtigter ergeben
                     kann, so prüft dies der Kirchengemeinderat in diesen Fällen von Amts wegen.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 10)

                           
                        

                        
                           	
                              31.

                           
                           	
                              Beim vorläufigen Abschluss der Wählerliste wird bestätigt,

                              
                                 
                                    	
                                       dass die Liste anhand der zur Verfügung stehenden Unterlagen ordnungsgemäß erstellt wurde, 

                                    

                                    	
                                       wie viele Namen die Liste insgesamt enthält.

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Der vorläufige Abschluss der Wählerliste ist dem Dekanatamt und dem Vorsitzenden des Vertrauensausschusses über die Geschäftsstelle
                                 des Vertrauensausschusses mitzuteilen. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              32.

                           
                           	
                              Der Gemeinde ist genau mitzuteilen, wann während der fünftägigen Auflagefrist die Einsichtnahme möglich ist, wo die Wählerliste
                                 zur Einsichtnahme aufliegt und wann und wo mündliche oder schriftliche Einsprachen gegen den Inhalt der Wählerliste entgegengenommen
                                 werden (Muster Anlage 4).
                              

                           
                        

                        
                           	
                              32a.

                           
                           	
                              Bei Kirchengemeinden, die zum Wahltag gemäß § 5 Absatz 1 Variante 1 Kirchengemeindeordnung in ihrem Bestand verändert werden, ist eine Einsichtnahme in die Wählerlisten nach Nummer 18 Satz 2 möglich.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              33.

                           
                           	
                              Wer die Wählerliste für unrichtig oder unvollständig hält, kann bis zum 37. Tag vor der Wahl um 18.00 Uhr beim Vorsitzenden
                                 des Kirchengemeinderats schriftlich oder mündlich Einsprachen erheben. Bezieht sich diese auf offenbare Unrichtigkeiten, kann
                                 der mit der Aufstellung der Wählerliste Beauftragte diese berichtigen. Im Übrigen entscheidet der Kirchengemeinderat über
                                 die Einsprachen (§ 13 der Kirchlichen Wahlordnung).
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 11
Bescheinigung über Aufnahme in die Wählerliste
                     

                  

                  Über die Aufnahme in die Wählerliste ist dem Wahlberechtigten durch den Kirchengemeinderat eine Bescheinigung auszustellen,
                     die bei der Wahl als Ausweis dient. 
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 11)

                           
                        

                        
                           	
                              34.

                           
                           	
                              Nach der Prüfung der Wählerliste ist den Wahlberechtigten die Bescheinigung über ihre Aufnahme in die Wählerliste sobald als
                                 möglich zu übermitteln. Die Bescheinigung (Anlage 5) ist bei der Wahl als Wahlausweis mitzubringen; jedoch kann auch wählen, wer in die Wählerliste aufgenommen ist und sich
                                 über seine Person ausweist (§ 24 Absatz 1 der Kirchlichen Wahlordnung). 
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 12
Abschluß der Wählerliste
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Wählerliste ist 14 Tage vor dem Wahltag abgeschlossen, soweit keine unerledigten Einsprachen vorliegen. Der geschäftsführende
                     Pfarrer oder sein ordentlicher Stellvertreter im Pfarramt bestätigen, dass die Wählerliste fristgemäß zur Einsichtnahme bereitgehalten
                     wurde und welche Einsprachen noch unerledigt sind. Im Falle der Anmeldung zur Wählerliste (§ 9) ist außerdem zu bestätigen, daß die Wahlberechtigung der einzelnen nachgeprüft ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bis zum Abschluß der Wählerliste kann der Kirchengemeinderat diese berichtigen und Änderungen im Gemeindegliederbestand nachtragen.
                     Mit dem Abschluß der Wählerliste geht diese Befugnis auf den Ortswahlausschuß über, der hierzu eines einstimmigen Beschlusses
                     bedarf.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 12)

                           
                        

                        
                           	
                              34a.

                           
                           	
                              Nach Abschluss der Wählerliste stellt der geschäftsführende Pfarrer oder sein ordentlicher Stellvertreter im Pfarramt die
                                 Zahl der Wahlberechtigten fest. Die Zahl der Wahlberechtigten und der Abschluss werden auf der Wählerliste beurkundet.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              35.

                           
                           	
                              Nach Abschluss der Wählerliste ist diese so unter Verschluss zu halten, dass keine unberechtigten Änderungen vorgenommen werden
                                 können. Die Wählerlisten von Kirchengemeinden, die zum Wahltag gemäß § 5 Absatz 1 Variante 1 Kirchengemeindeordnung in ihrem Bestand verändert werden, werden nach Abschluss der jeweiligen Wählerliste gemäß Nummer 18 Satz 2 AWO entsprechend dem zukünftigen Bestand zur neuen Wählerliste durch das am Wahltag zuständige geschäftsführende Pfarramt zusammengeführt.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              36.

                           
                           	
                              § 12 Absatz 2 der Kirchlichen Wahlordnung regelt den Zeitpunkt, in dem die Zuständigkeit für die Berichtigung der Wählerliste vom Kirchengemeinderat auf den Ortswahlausschuss
                                 übergeht.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 13
Entscheidung über Einsprachen gegen die Wählerliste
                     

                  

                  Über Einsprachen gegen die Wählerliste nach § 10 Abs. 2 entscheidet der Kirchengemeinderat durch Beschluß, gegen den binnen einer Woche schriftlich Beschwerde beim Kirchengemeinderat
                     eingelegt werden kann. Gibt ihr der Kirchengemeinderat nicht statt, so entscheidet der Visitator (Dekan bzw. Prälat). Hiergegen
                     ist binnen einer Woche weitere Beschwerde zum Oberkirchenrat möglich; dieser entscheidet endgültig. Durch Einsprachen und
                     Beschwerden wird der Fortgang der Wahl nicht gehindert; § 32 bleibt unberührt.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 13)

                           
                        

                        
                           	
                              37.

                           
                           	
                              Beanstandungen und Einsprachen sollen zunächst mit dem hiervon betroffenen Kirchengemeindeglied besprochen werden. Ergibt
                                 sich dabei, dass seine Streichung aus der Wählerliste rechtlich begründet ist, so ist der Beschluss des Kirchengemeinderats
                                 dem Gemeindeglied mit Begründung zuzustellen, es sei denn, dass das Gemeindeglied sich schriftlich mit seiner Streichung aus
                                 der Liste einverstanden erklärt hat. Das Gemeindeglied ist davon zu unterrichten, dass es gegen den Beschluss des Kirchengemeinderats
                                 binnen einer Woche von der Zustellung an Beschwerde beim Kirchengemeinderat einlegen kann. Entsprechendes gilt für die Entscheidung
                                 des Visitators und die weitere Beschwerde zum Oberkirchenrat. Entscheidungen über die Beanstandungen und Einsprachen werden
                                 bei Kirchengemeinden, die zum Wahltag gemäß § 5 Absatz 1 Variante 1 Kirchengemeindeordnung in ihrem Bestand verändert werden, durch den Kirchengemeinderat vorgenommen der für die betreffende Person zum Zeitpunkt
                                 der Anlegung der Wählerliste zuständig ist.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              38.

                           
                           	
                              Der Kirchengemeinderat kann einer Beschwerde, die er für begründet hält, selbst stattgeben. Andernfalls legt er die Akten
                                 mit dem angefochtenen Beschluss, der Beschwerde und seiner Stellungnahme hierzu dem Visitator vor. Dies gilt auch für verspätet
                                 eingelegte Beschwerden. Im Falle der weiteren Beschwerde legt der Visitator die Akten mit dem angefochtenen Beschluss, der
                                 Beschwerde, der Entscheidung des Visitators und der weiteren Beschwerde dem Oberkirchenrat vor. Dies gilt auch für verspätetet
                                 eingelegte weitere Beschwerden.
                              

                           
                        

                     
                  

               

            

         

         
               3. Wahlvorschläge

            

            
                     § 14
Aufforderung zur Einreichung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Gemeinde ist im Hauptgottesdienst und auf andere geeignete Weise spätestens am 12. Sonntag vor dem Wahltag zur Einreichung
                     von Wahlvorschlägen aufzufordern. Dabei ist Sinn und Bedeutung der Wahl zu erläutern.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Gemeinde ist mitzuteilen, wer wählbar ist. Das Gelübde der Mitglieder des Kirchengemeinderats (§ 34) ist zu verlesen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Erfordernisse, denen die Wahlvorschläge genügen müssen, sowie Ort und Zeit ihrer Einreichung sind bekanntzugeben.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 14)

                           
                        

                        
                           	
                              39.

                           
                           	
                              Die Aufforderung auf andere geeignete Weise erfolgt beispielsweise durch Aushang, Gemeindebrief, Internetauftritt der Kirchengemeinde,
                                 amtliche Mitteilungsblätter oder die kirchliche Presse (Muster Anlage 6).
                              

                           
                        

                        
                           	
                              40.

                           
                           	
                              Das Ende der Einreichungsfrist (§ 16 Absatz 1 der Kirchlichen Wahlordnung) ist genau zu bezeichnen, ebenso Zeit und Ort der Entgegennahme von Wahlvorschlägen. Die Kirchengemeindeglieder sollen über
                                 die Aufgaben des Kirchengemeinderats – kurz zusammengefasst – informiert werden.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 15
Inhalt
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Einzelne Wahlvorschläge dürfen nicht mehr als die doppelte Anzahl von Namen enthalten als Kirchengemeinderäte zu wählen sind.
                     Die Bewerber sind unter Angabe von Name, Beruf und Wohnung in zahlenmäßig geordneter Reihenfolge aufzuführen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Von jedem Bewerber ist eine Erklärung über seine Zustimmung zur Aufnahme in den betreffenden Wahlvorschlag einzuholen. Die
                     Erklärung ist unwiderruflich. Der Bewerber hat außerdem zu erklären, daß er bereit ist, das Gelübde des Kirchengemeinderats
                     (§ 34) abzulegen. Beide Erklärungen sind dem Wahlvorschlag anzuschließen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Kein Bewerber darf auf mehreren Wahlvorschlägen genannt sein. Ist ein Bewerber auf mehreren Wahlvorschlägen genannt, so findet
                     nur die Bewerbung auf dem beim geschäftsführenden Pfarramt der Kirchengemeinde zuerst eingereichten gültigen Wahlvorschlag
                     Berücksichtigung. Auf den später eingereichten Wahlvorschlägen ist der Bewerber zu streichen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Wahlvorschläge müssen von mindestens zehn wahlberechtigten Kirchengemeindegliedern unter Angabe des Namens und der Wohnung
                     unterzeichnet sein. Der erste Unterzeichner gilt als Einsender. In Kirchengemeinden, die weniger als tausend Gemeindeglieder
                     zählen, genügen fünf Unterzeichner. Niemand darf mehr als einen Wahlvorschlag unterzeichnen; Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 15)

                           
                        

                        
                           	
                              41.

                           
                           	
                              Die Bewerber sind durch die in § 15 Absatz 1 der Kirchlichen Wahlordnung genannten Angaben zu kennzeichnen. Weitere Zusätze (zum Beispiel Hinweis auf die seitherige Zugehörigkeit zum Kirchengemeinderat)
                                 müssen unterbleiben und sind nötigenfalls vom Kirchengemeinderat zu streichen (Muster Anlage 6a). Ersatzbewerber sind auf den Wahlvorschlägen nicht zu benennen. Die Erklärungen nach § 15 Absatz 2 der Kirchlichen Wahlordnung können auch durch eine Unterschrift des Bewerbers bestätigt werden. Bewerber auf einem Wahlvorschlag dürfen diesen nach § 15 Absatz 4 der Kirchlichen Wahlordnung selbst unterzeichnen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              42.

                           
                           	
                              Enthält ein Wahlvorschlag mehr als die doppelte Zahl an Bewerbern, als Kirchengemeinderäte zu wählen sind, so ist nach § 17 Absatz 2 der Kirchlichen Wahlordnung zu klären, welche Bewerber gestrichen werden sollen. Auf die gleiche Weise ist auch die Reihenfolge der Bewerber festzustellen,
                                 wenn sie aus dem eingereichten Wahlvorschlag nicht eindeutig hervorgeht. Eine nachträgliche Änderung der Reihenfolge ist unbeschadet
                                 der Nummer 57 nur mit Zustimmung aller Unterzeichner und nur bis zum 28. Tag vor dem Wahltag zulässig. 
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 16
Einreichung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Wahlvorschläge sind spätestens am 51. Tag vor dem Wahltag bis 18:00 Uhr beim geschäftsführenden Pfarramt der Kirchengemeinde
                     einzureichen. Verspätet eingegangene Wahlvorschläge werden dem Einsender zurückgegeben. § 18 Abs. 2 bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Zeitpunkt ihres Einganges ist aktenkundig zu machen.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 16)

                           
                        

                        
                           	
                              43.

                           
                           	
                              Das geschäftsführende Pfarramt vermerkt auf jedem eingereichten Wahlvorschlag Tag und Uhrzeit des Eingangs.

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 17
Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Ortswahlausschuß prüft, ob die Wahlvorschläge den rechtlichen Erfordernissen entsprechend gültig sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Beanstandungen soll der Ortswahlausschuß im Benehmen mit dem Einsender oder auch weiteren Unterzeichnern des Wahlvorschlags
                     klären und das Ergebnis schriftlich festlegen. Zur Beseitigung von Anständen in den eingereichten Wahlvorschlägen gilt der
                     Einsender (§ 15 Abs. 4), im Fall der Verhinderung je der nächstfolgende Unterzeichner des Wahlvorschlags als berechtigt. Die Frist zur Beseitigung
                     von Anständen beträgt drei Tage ab der Unterrichtung des nach Satz 2 Berechtigten, wenn der Ortswahlausschuß keine andere
                     Frist festsetzt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bleibt zweifelhaft, ob bei den vorgeschlagenen Wahlbewerbern die Voraussetzungen der Wählbarkeit vorliegen, so hat der Ortswahlausschuß
                     nach § 3 Abs. 2 zu entscheiden. Bei Zweifeln an der Wahlberechtigung der Wahlbewerber oder der Unterzeichner der Wahlvorschläge legt er dem
                     Kirchengemeinderat den Wahlvorschlag zur Prüfung nach § 2 vor.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Streichungen von Namen werden dem Einsender und dem, dessen Name gestrichen worden ist, mitgeteilt. Die Einsprache bzw. Beschwerde
                     nach § 2 Abs. 5, § 3 Abs. 2 und § 13 steht nur dem zu, dessen Name gestrichen worden ist.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 17)

                           
                        

                        
                           	
                              44.

                           
                           	
                              Wahlvorschläge sind unter dem Gesichtspunkt zu prüfen, 

                              
                                 
                                    	
                                       ob die Unterzeichner des Wahlvorschlags wahlberechtigt (§ 2 der Kirchlichen Wahlordnung) sind, und
                                       

                                    

                                    	
                                       ob die Voraussetzungen der Wählbarkeit (§ 3 der Kirchlichen Wahlordnung) bei allen Wahlbewerbern gegeben sind.
                                       

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                              45.

                           
                           	
                              Trägt ein Wahlvorschlag nicht die genügende Zahl von Unterschriften wahlberechtigter Kirchengemeindeglieder, so ist der Einsender
                                 befugt, weitere Unterschriften bis zum Ablauf der Frist zur Einreichung von Wahlvorschlägen nachzureichen. Nach dem Ende der
                                 Einreichungsfrist können Anstände in der Frist nach § 17 Absatz 2 der Kirchlichen Wahlordnung beseitigt werden. Fehlt einem Wahlvorschlag, auch nach einer Streichung, die Mindestzahl von zehn beziehungsweise fünf Unterschriften,
                                 so fordert der Ortswahlausschuss den Einsender auf, die fehlenden Unterschriften nachzureichen. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              46.

                           
                           	
                              Für das Verfahren nach § 17 Absatz 3 und 4 der Kirchlichen Wahlordnung gelten die Nummern 7, 9 bis 12, 37 und 38 entsprechend. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              47.

                           
                           	
                              Der Ortswahlausschuss prüft die Wahlvorschläge unmittelbar nach dem Ende der Einreichungsfrist; ergibt sich aus der Prüfung
                                 oder aus einer Entscheidung des Ortswahlausschusses nach den §§ 3 Absatz 2, 17 Absatz 3 Satz 1 der Kirchlichen Wahlordnung die Notwendigkeit einer Nachfristsetzung nach § 18 Absatz 2 des Gesetzes, so teilt er dies dem Kirchengemeinderat unverzüglich mit. Andere als die in Nummer 45 genannten Beanstandungen eines Wahlvorschlags
                                 können bis zum 28. Tag vor dem Wahltag beseitigt werden. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              48.

                           
                           	
                              Wahlvorschläge, die verspätet eingereicht sind oder nach erfolglosem Versuch der Beseitigung von Mängeln den Vorschriften
                                 (§§ 15, 16 der Kirchlichen Wahlordnung) nicht entsprechen, dürfen nicht zugelassen werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              49.

                           
                           	
                              Wird ein Wahlvorschlag nicht zugelassen, so ist dies dem Einsender schriftlich mit Begründung mitzuteilen.

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 18
Gesamtwahlvorschlag
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Ortswahlausschuß stellt alle gültigen Wahlvorschläge zum Gesamtwahlvorschlag zusammen und teilt das Ergebnis dem Kirchengemeinderat
                     mit. Der Gesamtwahlvorschlag soll mehr Namen enthalten als Kirchengemeinderäte zu wählen sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sind innerhalb der Frist des § 16 Absatz 1 keine gültigen Wahlvorschläge eingereicht worden, die zusammen mindestens so viele Namen enthalten, wie Kirchengemeinderäte
                     zu wählen sind, so gilt für die Einreichung von Wahlvorschlägen eine Nachfrist von einer Woche. Die Nachfrist beginnt mit
                     der öffentlichen Bekanntgabe, die durch den Vorsitzenden des Kirchengemeinderats zu veranlassen ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Hat eine Kirchengemeinde trotz Verlängerung der Einreichungsfrist keinen gültigen Gesamtwahlvorschlag zustande gebracht (Absatz
                     2), so hat der geschäftsführende Pfarrer oder dessen ordentlicher Stellvertreter im Pfarramt eine Gemeindeversammlung einzuberufen,
                     die die erforderlichen Wahlvorschläge aufstellt. Kommen auch auf diese Weise die erforderlichen Wahlvorschläge nicht zustande,
                     so findet keine Wahl statt; in diesem Fall bestellt der Oberkirchenrat nach § 35 Kirchengemeindeordnung16 für die Kirchengemeinde eine Verwaltung, die dafür zu sorgen hat, daß bald eine Wahl stattfindet.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 18 Absatz 2 und 3)

                           
                        

                        
                           	
                              49a.

                           
                           	
                              Als öffentliche Bekanntgabe, von der an die Nachfrist von einer Woche läuft, gilt die Abkündigung im sonntäglichen Hauptgottesdienst
                                 der Gemeinde.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              50.

                           
                           	
                              Ein gültiger Gesamtwahlvorschlag liegt auch dann nicht vor, wenn kraft Gesetzes oder aufgrund einer Ortssatzung innerhalb
                                 einer Kirchengemeinde aus mehreren Orten oder Wohnbezirken eine dem Verhältnis der Gemeindegliederzahl entsprechende Zahl
                                 oder Mindestzahl von Kirchengemeinderäten zu wählen ist (§ 13 der Kirchengemeindeordnung17) und der Gesamtwahlvorschlag nicht für jeden Ort mindestens so viele Bewerber enthält, wie aus diesem Ort oder Wohnbezirk
                                 zu wählen sind. Die Bewerber müssen zum Zeitpunkt der Wahl in dem Ort oder Wohnbezirk wohnen, für den sie gewählt werden (Nummer
                                 99), oder nach § 6a Absatz 3 der Kirchengemeindeordnung18 aufgrund einer Ummeldung von einer anderen Kirchengemeinde dorthin zugeordnet sein. Ist der Wahlvorschlag insoweit nicht
                                 vollständig, so kann der Kirchengemeinderat nach Ablauf der in § 18 Absatz 2 der Kirchlichen Wahlordnung genannten Frist an Stelle der Einberufung einer Gemeindeversammlung beim Oberkirchenrat
                                 beantragen, dass die unechte Teilortswahl für die Dauer der nächsten Wahlperiode ganz oder teilweise ausgesetzt wird. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              51.

                           
                           	
                              Die nach § 18 Absatz 3 der Kirchliche Wahlordnung einzuberufende Versammlung der wahlberechtigten Kirchengemeindeglieder wird vom geschäftsführenden Pfarrer oder dessen ordentlichem
                                 Stellvertreter im Pfarramt geleitet. Im Übrigen gelten die Bestimmungen der Kirchengemeindeordnung über die Gemeindeversammlung19. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              52.

                           
                           	
                              Der Leiter der Gemeindeversammlung nimmt die aus der Versammlung heraus vorgeschlagenen Wahlbewerber auf und stellt sie in
                                 der Reihenfolge ihrer Benennung zu einem Wahlvorschlag oder zu Wahlvorschlägen zusammen. Sodann sorgt er dafür, dass die Wahlvorschläge
                                 von der erforderlichen Zahl (§ 15 Absatz 4 der Kirchlichen Wahlordnung) wahlberechtigter Teilnehmer an der Gemeindeversammlung unterzeichnet werden. Einer der Unterzeichner ist dann damit zu beauftragen,
                                 von den benannten Wahlbewerbern die nach § 15 Absatz 2 der Kirchlichen Wahlordnung erforderlichen Erklärungen einzuholen. 
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 19
Gliederung des Gesamtwahlvorschlags, Stimmzettel
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Reihenfolge der Wahlvorschläge innerhalb des Gesamtwahlvorschlags wird durch das Los bestimmt; innerhalb der einzelnen
                     Wahlvorschläge bleibt die Reihenfolge der Bewerber unverändert. Mit Zustimmung der Einsender und Bewerber kann auch auf andere
                     Weise verfahren werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Gesamtwahlvorschlag wird in den Stimmzetteln aufgeführt, für deren Gestaltung der Oberkirchenrat Vorgaben machen kann.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Kirchengemeinderat hat der Gemeinde mindestens eine Woche vor dem Wahltag den Gesamtwahlvorschlag, sowie Zeit, Ort und
                     Vorgang der Wahl im Hauptgottesdienst und auf andere geeignete Weise öffentlich bekanntzumachen.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 19)

                           
                        

                        
                           	
                              53.

                           
                           	
                              Die einzelnen gültigen Wahlvorschläge können im Gesamtwahlvorschlag und damit in den Stimmzetteln untereinander oder nebeneinander
                                 aufgeführt werden. Die Auslosung der Reihenfolge nimmt der Ortswahlausschuss vor. Die Reihenfolge wird kenntlich gemacht.
                                 Vor dem Namen jedes Wahlbewerbers ist ein Kennzeichnungsfeld anzubringen. Andere, insbesondere auf kirchliche Gruppierungen
                                 hinweisende Kennzeichnungen der Wahlvorschläge sind zulässig und, soweit dies vom Einsender beantragt wird, in den Gesamtwahlvorschlag
                                 aufzunehmen. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              54.

                           
                           	
                              Der Ortswahlausschuss kann mehrere Wahlvorschläge zu einem einheitlichen Wahlvorschlag vereinigen, wenn dem auf allen Wahlvorschlägen
                                 zugestimmt ist oder wenn alle Einsender zustimmen, die Zustimmung aller Bewerber und aller übrigen Unterzeichner mindestens
                                 glaubhaft gemacht wird und wenn der einheitliche Wahlvorschlag nicht mehr als doppelt so viele Namen enthält, als Kirchengemeinderäte
                                 zu wählen sind. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              55.

                           
                           	
                              Ist eine unechte Teilortswahl oder eine Wahl nach Wohnbezirken durchzuführen (Nummer 50) und enthält der Stimmzettel eine Gliederung nach einzelnen Orten oder Wohnbezirken, so darf dadurch nicht der Anschein erweckt
                                 werden, als habe der Wähler seine Stimmen auf die einzelnen Haupt- und Nebenorte oder Wohnbezirke zu verteilen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              56.

                           
                           	
                              Anlage 7 enthält das Muster eines Stimmzettels für die Kirchengemeinderatswahl.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              57.

                           
                           	
                              Der Gesamtwahlvorschlag nach § 19 Absatz 1 der Kirchlichen Wahlordnung wird der Gemeinde ohne die Namen der Unterzeichner öffentlich (§ 19 Absatz 3 des Gesetzes) bekanntgemacht (Muster Anlage 8b). Er darf nach seiner öffentlichen Bekanntgabe nicht mehr geändert werden. Jedem Wahlberechtigten soll ein Stimmzettel mit
                                 dem Gesamtwahlvorschlag rechtzeitig vor dem Wahltag ausgehändigt werden. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              58.

                           
                           	
                              Findet nach § 18 Absatz 3 der Kirchlichen Wahlordnung keine Wahl statt, so wird die Gemeinde hiervon und von der Folge des § 35 der Kirchengemeindeordnung20 unterrichtet.
                              

                           
                        

                     
                  

               

            

         

         
               4. Wahlhandlung

            

            
                     § 20
Eröffnung und Ort der Wahl
                     

                  

                  Die Wahl soll durch einen Gottesdienst eröffnet werden. Sie findet in einem kirchlichen Raum (Kirche, Sakristei, Gemeindehaus)
                     statt, in begründeten Ausnahmefällen in einem sonst geeigneten Raum. Bei der Festlegung der Wahlzeit kann der Kirchengemeinderat
                     den örtlichen Gegebenheiten Rechnung tragen.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 20)

                           
                        

                        
                           	
                              59.

                           
                           	
                              Den Ort der Wahl bestimmt der Kirchengemeinderat.

                           
                        

                        
                           	
                              60.

                           
                           	
                              Als Wahlzeit soll in der Regel die Zeit von vormittags 11.00 Uhr, oder falls an einem Sonntag gewählt wird, vom Schluss des
                                 Gemeindegottesdienstes am Vormittag bis nachmittags 16.00 Uhr bestimmt werden. Doch kann der Kirchengemeinderat je nach den
                                 örtlichen Gegebenheiten eine kürzere oder längere Wahlzeit festsetzen. Eine Wahlzeit länger als bis 18.00 Uhr soll nicht festgesetzt
                                 werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              61.

                           
                           	
                              Bei Wahlen an Sonntagen können Gottesdienste mit Rücksicht auf die Wahl verlegt werden; Nachmittagsgottesdienste können ausfallen.

                           
                        

                        
                           	
                              62.

                           
                           	
                              Die Wahlhandlung darf nicht unterbrochen werden. Als Unterbrechung der Wahl gilt nicht, wenn in einem Wahlbezirk nach Festsetzung
                                 des Kirchengemeinderats nacheinander an verschiedenen Orten gewählt wird oder wenn die Wahlhandlung während des Gottesdienstes
                                 ausgesetzt wird. Jedoch muss gewährleistet sein, dass die Wahlurne auch während des Transports oder für die Dauer der Aussetzung
                                 ununterbrochen in der Obhut von mindestens drei Mitgliedern des Ortswahlausschusses oder des Stimmbezirksausschusses bleibt.
                                 Die Regelungen in Nummer 63 bleiben hiervon unberührt.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 21
Zuständiger Abstimmungsbezirk
                     

                  

                  Das Wahlrecht wird in dem Abstimmungsbezirk ausgeübt, in dem der Wähler in die Wählerliste aufgenommen ist.

               

               
                     § 22
Aufsicht durch den Ortswahlausschuß
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Wahlvorgang steht unter der Leitung und Aufsicht des Ortswahlausschusses. Während der Wahlhandlung müssen stets drei Mitglieder
                     des Ortswahlausschusses oder deren Stellvertreter zugegen sein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Vor Beginn der Wahlhandlung hat sich der Ortswahlausschuß davon zu überzeugen, daß die Wahlurne leer ist. Diese darf vor Schluß
                     der Abstimmung nicht wieder geöffnet werden.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 22)

                           
                        

                        
                           	
                              63.

                           
                           	
                              Die kurzfristige Abwesenheit eines Mitgliedes des Ortswahlausschusses oder Stimmbezirksausschusses ist keine Verletzung der
                                 Aufsichtspflicht nach § 22 der Kirchlichen Wahlordnung, sofern die Sicherheit der Wahlurne durch die Aufsicht von mindestens zwei Mitgliedern des Ortswahlausschusses oder des Stimmbezirksausschusses
                                 gewährleistet ist. 
                              

                           
                        

                     
                  

                  

               

               
                     § 23
Stimmabgabe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Als Kirchengemeinderat kann nur gewählt werden, wer auf dem Gesamtwahlvorschlag steht. Er wird schriftlich und geheim auf
                     den vom Ortswahlausschuß ausgegebenen Stimmzetteln gewählt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Jeder Wähler hat so viele Stimmen wie Kirchengemeinderäte zu wählen sind. Er kennzeichnet auf dem Stimmzettel (Gesamtwahlvorschlag)
                     die Namen derjenigen Bewerber, die er wählen will.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Er kann Bewerbern aus verschiedenen Wahlvorschlägen seine Stimme geben. Auf keinen Bewerber können mehr als zwei Stimmen gehäuft
                     werden.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 23)

                           
                        

                        
                           	
                              64.

                           
                           	
                              Gibt ein Wähler einem Wahlbewerber oder mehreren je zwei Stimmen (Kumulieren), so kann er dies nur innerhalb der Gesamtzahl
                                 der ihm zustehenden Stimmen, die der Zahl der zu wählenden Kirchengemeinderäte entspricht. Die Möglichkeit der Stimmenhäufung
                                 ist nicht eingeschränkt, wenn die unechte Teilortswahl oder eine Wahl nach Wohnbezirken durchgeführt wird (§ 13 der Kirchengemeindeordnung21 und Nummer 99). Der Wähler kann seine Stimmen dabei ohne Rücksicht auf die Zahl der in einzelnen Teilorten oder Wohnbezirken
                                 zu wählenden Kandidaten vergeben. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              65.

                           
                           	
                              Stimmen, die auf einen Bewerber über die Höchstzahl von zwei Stimmen hinaus abgegeben werden, bleiben unberücksichtigt.

                           
                        

                        
                           	
                              66.

                           
                           	
                              Der Vorgang der Stimmabgabe ist den Wählern auf dem Stimmzettel zu erläutern (Muster Anlage 7).
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 24
Wahlvorgang
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Abstimmung geschieht in der Weise, daß der Wähler an die Wahlurne tritt, seinen Namen angibt, sich durch Abgabe der Bescheinigung
                     über seine Aufnahme in die Wählerliste (§ 11) oder in anderer Weise ausweist und, sobald seine Stimmabgabe in der Wählerliste vorgemerkt ist, seinen Stimmzettel nach
                     der Kennzeichnung so faltet, dass die Stimmabgabe nicht erkennbar ist und in die Wahlurne legt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei der Wahl sind Wahlumschläge zu verwenden. Die Wähler haben nach der Vormerkung in der Wählerliste die Stimmzettel im amtlichen
                     Wahlumschlag in die Urne zu legen. Dieser darf keine äußeren Kennzeichen haben. Wahlumschläge, die dieser Vorschrift nicht
                     entsprechen, werden zurückgewiesen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Stellvertretung bei der Wahl ist unzulässig.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Zutritt zum Wahlraum hat jeder Wähler, sofern dadurch die Wahlhandlung nicht gestört wird. Wer im Wahlraum kein angemessenes
                     Benehmen an den Tag legt, kann vom Ortswahlausschuß hinausgewiesen werden.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 24)

                           
                        

                        
                           	
                              67.

                           
                           	
                              Zur Wahl darf nur zugelassen werden, wer in der Wählerliste eingetragen ist.

                           
                        

                        
                           	
                              68.

                           
                           	
                              Ein Wähler, der in der Wählerliste eingetragen ist, sich aber nicht selbst über seine Person auszuweisen vermag, kann vom
                                 Ortswahlausschuss oder vom Stimmbezirksausschuss zur Wahl zugelassen werden, wenn er einem anwesenden Mitglied des Ortswahlausschusses
                                 oder des Stimmbezirksausschusses persönlich bekannt ist.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              69.

                           
                           	
                              Das Verbot der Stellvertretung bei der Wahl hindert nicht, dass hilfsbedürftigen Personen bei der Wahlhandlung die erforderliche
                                 Hilfe geleistet wird.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              70.

                           
                           	
                              Nach Schluss der Wahlzeit (Nummer 60) dürfen nur noch die Wähler zur Stimmabgabe zugelassen werden, die zu diesem Zeitpunkt
                                 schon im Wahlraum anwesend waren. Danach erklärt der Vorsitzende des Ortswahlausschusses oder des Stimmbezirksausschusses
                                 die Abstimmung für geschlossen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              71.

                           
                           	
                              Wahlumschläge im Wahllokal müssen von den Wählern nicht verschlossen werden. Es können, soweit möglich, Wahlumschläge der
                                 bürgerlichen Gemeinde verwendet werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              72.

                           
                           	
                              Über die Wahlhandlung wird eine Niederschrift nach Anlagen 9a und 9b aufgenommen, in der festgestellt wird, dass die für die Wahl wesentlichen Formvorschriften eingehalten wurden. Die Niederschrift
                                 ist vom Vorsitzenden und einem weiteren Mitglied des Ortswahlausschusses oder des Stimmbezirksausschusses zu unterzeichnen.
                                 
                              

                           
                        

                     
                  

               

            

         

         
               5. Briefwahl

            

            
                     § 25
(aufgehoben)
                     

                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 25)

                           
                        

                        
                           	
                              73.

                           
                           	
                              (aufgehoben)

                           
                        

                        
                           	
                              74.

                           
                           	
                              (aufgehoben)

                           
                        

                        
                           	
                              75.

                           
                           	
                              (aufgehoben)

                           
                        

                        
                           	
                              76.

                           
                           	
                              (aufgehoben)

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 25a
Zusendung der Wahlunterlagen
                     

                  

                  Den wahlberechtigen Gemeindegliedern werden zusammen mit der Wahlbenachrichtigung nach § 11 der Stimmzettel, der amtliche Wahlumschlag und ein Wahlbriefumschlag zugesandt. Die Wahlbenachrichtigung nach § 11 gilt als Briefwahlschein. Die Möglichkeit zur Stimmabgabe nach §§ 20 bis 24 bleibt hiervon unberührt.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 25 a Absatz 1)

                              
                           

                           
                              	
                                 77.

                              
                              	
                                 Die Hinweise für Briefwähler sollen nach dem Muster Anlage 5 erteilt werden. 
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 26
Stimmabgabe bei der Briefwahl
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bei der Briefwahl hat der Wähler dem Ortswahlausschuss, der den Briefwahlschein ausgestellt hat, in einem verschlossenen Briefumschlag
                  

                  
                     
                        	
                            seinen Briefwahlschein oder die Wahlbenachrichtigungskarte und

                        

                        	
                            in dem amtlichen, verschlossenen Wahlumschlag seinen Stimmzettel

                        

                     
so rechtzeitig zu übersenden, dass der Wahlbrief spätestens am Wahltag bis zum Ende der festgesetzten Wahlzeit beim Ortswahlausschuss
                     eingeht.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 26 Absatz 1)

                           
                        

                        
                           	
                              78.

                           
                           	
                              Wahlumschläge bei der Briefwahl müssen verschließbar sein.

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Wähler hat zu versichern, dass er den Stimmzettel persönlich gekennzeichnet hat.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 26 Absatz 2)

                           
                        

                        
                           	
                              79.

                           
                           	
                              Als persönliche Kennzeichnung gilt auch, wenn der Stimmzettel nach den Weisungen des Wählers durch eine Hilfsperson gekennzeichnet
                                 wird, sofern der Wähler zur Kennzeichnung selbst nicht in der Lage ist und die Hilfsperson versichert, dass sie den Stimmzettel
                                 nach den Weisungen des Wählers gekennzeichnet hat. 
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Wahlbrief kann dem Ortswahlausschuß durch die Post zugestellt oder beim Ortswahlausschuß abgegeben werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Ortswahlausschuss kann bestimmen, dass außer im Wahllokal und unter der Adresse des geschäftsführenden Pfarramts noch
                     an weiteren Orten Wahlbriefe entgegen genommen werden. Hierzu sind an den angegebenen Orten zu den festgesetzten und bekannt
                     gegebenen Zeiten verschlossene Wahlbriefkästen aufzustellen oder zu widmen, in die die Wahlbriefe eingelegt werden können.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 26 Absatz 4)

                           
                        

                        
                           	
                              80.

                           
                           	
                              Bei der Aufstellung oder Widmung von Wahlbriefkästen ist dafür Sorge zu tragen, dass sie gegen Wegnahme gesichert sind, am
                                 Ende der Wahlzeit abgeholt oder geleert werden und sie oder ihr Inhalt unverzüglich ins Wahllokal gebracht werden. Bei mehreren
                                 Abstimmungsbezirken nehmen während der Öffnung der Wahllokale auch die Stimmbezirksausschüsse Wahlbriefe entgegen. 
                              

                           
                        

                     
                  

               

            

         

         
               6. Ermittlung des Wahlergebnisses

            

            
                     § 27
Öffentliche Ermittlung, Wahlhelfer
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Ermittlung des Wahlergebnisses geschieht öffentlich im Anschluß an die Wahlhandlung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Vor Öffnung der Wahlurne öffnet der Ortswahlausschuss die bis zum Ende der Wahlzeit eingegangenen Wahlbriefe, entnimmt ihnen
                     den Briefwahlschein und den Wahlumschlag und prüft, ob die Voraussetzungen für die Stimmabgabe per Briefwahl gegeben sind.
                     Sodann legt der Ortswahlausschuss den ungeöffneten amtlichen Wahlumschlag in die Urne ein. Ist insgesamt bis Wahlende nur
                     ein Wahlbrief eingegangen, so hat die Öffnung des Wahlumschlages unter Aufsicht von drei Mitgliedern des Ortswahlausschusses
                     verdeckt zu erfolgen und der entnommene Stimmzettel ist verdeckt unter die Stimmzettel der Wahlurne zu mischen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Ortswahlausschuß kann zur Auszählung der Stimmen Wahlhelfer bestellen. Zum Wahlhelfer kann bestellt werden, wer mindestens
                     16 Jahre alt ist und im übrigen die Voraussetzungen zur Mitgliedschaft im Ortswahlausschuß erfüllt. Die Wahlhelfer werden
                     vor Beginn ihrer Tätigkeit vom geschäftsführenden Pfarrer oder dem Vorsitzenden des Ortswahlausschusses mit Handschlag auf
                     gewissenhafte, gerechte und unparteiische Amtsführung und zur Verschwiegenheit über die ihnen bei ihrer amtlichen Tätigkeit
                     bekannt gewordenen Angelegenheiten verpflichtet. Sie versehen ihr Amt ehrenamtlich.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 27)

                           
                        

                        
                           	
                              81.

                           
                           	
                              Wahlbriefe, die nach Ende der Wahlzeit beim Ortswahlausschuss eingehen, sind zurückzuweisen, das heißt dem Überbringer zurückzugeben
                                 oder ungeöffnet in Verwahrung zu nehmen. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              82.

                           
                           	
                              Vor Öffnung der Wahlurne öffnet der Ortswahlausschuss die bis zum Ende der Wahlzeit eingegangenen Wahlbriefe und entnimmt
                                 ihnen den Briefwahlschein und den amtlichen Wahlumschlag. Bei mehreren Abstimmungsbezirken verteilt der Ortswahlausschuss
                                 nach Beendigung der Wahlzeit und vor Öffnung der Wahlurnen die Wahlbriefe auf die zuständigen Stimmbezirksausschüsse; für
                                 den Stimmbezirksausschuss gilt Satz 1 entsprechend.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              83.

                           
                           	
                              Ist der Briefwähler nicht in der Wählerliste des Abstimmungsbezirks eingetragen oder ist im Wahlumschlag nicht entweder der
                                 Briefwahlschein oder, im Fall des § 25a der Kirchlichen Wahlordnung, die Wahlbenachrichtigungskarte beigefügt oder fehlt die vorgesehene Versicherung (§ 26 Absatz 2 der Kirchlichen Wahlordnung), so wird der Wahlumschlag zurückgewiesen und samt seinem Inhalt ausgesondert. Die Versicherung kann bis zum Ende der Wahlzeit
                                 nachgeholt werden. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              84.

                           
                           	
                              Die nicht ausgesonderten Wahlumschläge werden in die Wahlurne eingelegt, nachdem die Stimmabgabe in der Wählerliste vermerkt
                                 ist. Erfolgt die Stimmabgabe durch Briefwahl, ist es auf die Gültigkeit der Stimmen ohne Einfluss, wenn der Wahlberechtigte
                                 nach der Abgabe seine Wahlberechtigung verliert oder verstirbt. Es ist zulässig, die Öffnung der Wahlbriefe, ihr Einlegen
                                 in die Wahlurne und die Eintragung des Vermerks in der Wählerliste am Wahltag bereits vor Eröffnung des Wahllokals vorzunehmen,
                                 soweit sichergestellt ist, dass stets drei Mitglieder des Ortswahlausschusses den Vorgang beaufsichtigen und mindestens zwanzig
                                 Wahlbriefe eingegangen sind. 
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              85.

                           
                           	
                              Die Wahlhelfer nach § 27 Absatz 3 der Kirchlichen Wahlordnung sind zusätzliche Hilfspersonen für die Auszählung der Stimmen. Die Mitglieder des Ortswahlausschusses, der Stimmbezirksausschüsse
                                 und deren Stellvertreter sind bereits nach § 7 des Gesetzes verpflichtet. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              86.

                           
                           	
                              Nach Schluss der Abstimmung wird möglichst sofort in öffentlicher Sitzung vom Ortswahlausschuss oder vom Stimmbezirksausschuss
                                 das Ergebnis der Abstimmung im Abstimmungsbezirk festgestellt. Dies kann auch nach Zusammentritt der Stimmbezirksausschüsse
                                 gemeinsam geschehen, wenn eine Kirchengemeinde in mehrere Abstimmungsbezirke aufgeteilt ist. Jedoch ist die Auszählung der
                                 Stimmen von den einzelnen Stimmbezirksausschüssen22 getrennt vorzunehmen. Auf die vorrangige Auszählung des Synodalwahlergebnisses nach Nummer 113 Buchstabe d Satz 2 wird hingewiesen.
                                 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              87.

                           
                           	
                              Können die Stimmzettel nicht sofort nach Schluss der Abstimmung geprüft und gezählt werden, so sind sie einstweilen unter
                                 gemeinschaftlichen Verschluss und Siegel zu legen und vom Vorsitzenden des Ortwahlausschusses oder des Stimmbezirksausschusses
                                 zu verwahren. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              88.

                           
                           	
                              Über die Ermittlung des Wahlergebnisses hat der Ortswahlausschuss oder der Stimmbezirksausschuss eine Niederschrift aufzunehmen
                                 (Anlage 9). In die Niederschrift sind auch Namen und Adressen der Wahlhelfer und die Tatsache ihrer Verpflichtung aufzunehmen. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              89.

                           
                           	
                              Zur Feststellung des Wahlergebnisses werden zunächst die abgegebenen Wahlumschläge und die nicht ausgesonderten Wahlumschläge
                                 aus der Briefwahl gezählt und mit der Zahl der Vermerke der Stimmabgaben in der Wählerliste verglichen. Ergibt sich dabei
                                 eine Verschiedenheit, so ist dies in der Niederschrift anzugeben. Sodann werden die Wahlumschläge geöffnet und die Stimmzettel
                                 entnommen. 
                              

                              Danach wird festgestellt, wie viele Stimmzettel ungültig sind und wie viele gültige Stimmen die einzelnen Bewerber erhalten
                                 haben.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 28
Beurteilung der Stimmzettel
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Namen, die dem Stimmzettel (Gesamtwahlvorschlag) neu hinzugefügt wurden, bleiben unberücksichtigt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ungültig sind:
                     
                        	
                           Andere als die vom Ortswahlausschuß ausgegebenen Stimmzettel;

                        

                        	
                           Stimmzettel, die nicht gekennzeichnet sind oder aus anderen Gründen den Willen des Wählers nicht erkennen lassen;

                        

                        	
                           Stimmzettel, die ihrem ganzen Inhalt nach durchgestrichen sind oder einen Vorbehalt oder eine Verwahrung in bezug auf ihren
                              ganzen Inhalt oder einen auf die Person des Wählers hinweisenden Zusatz enthalten;
                           

                        

                        	
                           Wahlumschläge, die keinen Stimmzettel enthalten.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Hat ein Wähler mehr Stimmen abgegeben, als ihm nach § 23 Abs. 2 zustehen, so gelten nur die Wahlbewerber als gewählt, die der Wähler durch Stimmenhäufung oder in anderer Weise bevorzugt
                     gekennzeichnet hat.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Bei der Briefwahl ist außerdem die Stimmabgabe ungültig, wenn
                     
                        	
                           der Wahlbrief nicht rechtzeitig eingegangen,

                        

                        	
                           dem Stimmzettel kein mit der vorgesehenen Versicherung versehener Briefwahlschein beigefügt ist.

                        

                     

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 28)

                           
                        

                        
                           	
                              90.

                           
                           	
                              Ungültige Stimmzettel sind bei der Ermittlung der Wahlergebnisse durch den Ortswahlausschuss oder den Stimmbezirksausschuss
                                 auszusondern und ihre Zahl in der Wahlniederschrift anzugeben (Anlage 9).
                              

                           
                        

                        
                           	
                              91.

                           
                           	
                              Entstehen Zweifel über die Gültigkeit oder Ungültigkeit sowie die sonstige Bewertung der Stimmzettel, so entscheidet der Ortswahlausschuss
                                 oder der Stimmbezirksausschuss durch protokollierten Beschluss. Solche Beschlüsse sind auf dem Weg der Einsprache nach § 31 der Kirchlichen Wahlordnung durch den Kirchengemeinderat nachprüfbar. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              92.

                           
                           	
                              Stimmzettel, über die der Ortswahlausschuss oder der Stimmbezirksausschuss nach Nummer 91 besonders beschlossen hat, sind
                                 fortlaufend zu nummerieren und der Wahlniederschrift beizufügen. In der Wahlniederschrift ist das Ergebnis sowie eine kurze
                                 Begründung für die Beschlussfassung zu den einzelnen Stimmzetteln anzugeben (Anlage 9). 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              93.

                           
                           	
                              Dadurch, dass dem Stimmzettel neu hinzugefügte Namen nach § 28 Absatz 1 der Kirchlichen Wahlordnung unberücksichtigt bleiben, wird die Stimmabgabe im Übrigen nicht ungültig.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              94.

                           
                           	
                              Wenn Unklarheiten, Vorbehalte oder Verwahrungen sich nur auf einzelne Bewerber oder auf einzelne Wahlvorschläge innerhalb
                                 des Gesamtwahlvorschlags beschränken, kann der Stimmzettel im Übrigen als gültig behandelt werden (§ 28 Absatz 3 der Kirchlichen Wahlordnung). 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              95.

                           
                           	
                              Für die Stimmabgabe ist die Kennzeichnung des Wahlbewerbers auf dem Stimmzettel maßgebend (§ 23 Absatz 2 der Kirchlichen Wahlordnung). Nicht gekennzeichnete Bewerber gelten als nicht gewählt. Eine Ausnahme gilt nur für den Fall, dass der Wähler einen von
                                 mehreren Wahlvorschlägen als ganzen gekennzeichnet hat und dieser nicht mehr Namen enthält, als Bewerber zu wählen sind; die
                                 Bewerber dieses Wahlvorschlags gelten als mit je einer Stimme gewählt. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              96.

                           
                           	
                              Hat ein Wähler durch Kennzeichnung einzelner Bewerber zu viele Stimmen abgegeben, so kann die Stimmabgabe nur in dem in § 28 Absatz 3 der Kirchlichen Wahlordnung aufgeführten Fall als teilweise gültig beurteilt werden. Die bevorzugt gekennzeichneten Bewerber gelten als mit je zwei Stimmen
                                 bedacht, wenn dadurch die dem Wähler zustehende Stimmenzahl nicht überschritten wird (Nummer 65), andernfalls mit je einer
                                 Stimme. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              
                                 
                                    	a)

                                    	
                                       Beispiel: Sind sechs Kirchengemeinderäte zu wählen (sechs Stimmen) und gibt der Wähler sieben Bewerbern je eine Stimme, so
                                          ist der Stimmzettel ungültig. Gibt der Wähler jedoch drei Bewerbern je zwei Stimmen (Kumulieren) und weiteren drei Bewerbern
                                          je eine Stimme (zusammen also neun Stimmen), so gelten als gewählt die ersteren drei Bewerber mit je zwei Stimmen. Gibt der
                                          Wähler zwei Bewerbern je zwei Stimmen (Kumulieren) und weiteren fünf Bewerbern je eine Stimme (zusammen also wieder neun Stimmen),
                                          so gelten als gewählt die ersten zwei Bewerber mit je zwei Stimmen. Die Stimmenhäufung hat also gegenüber einer anderen besonderen
                                          Kennzeichnung als stärkste Bevorzugung den Vorrang. Kennzeichnet der Wähler aber zum Beispiel vier Bewerber mit je zwei Stimmen
                                          und zwei Bewerber mit je einer Stimme (zusammen zehn Stimmen, also vier zu viel), so gelten nur die ersten vier Bewerber als
                                          mit je einer Stimme gewählt; die Berücksichtigung der dem Wähler verbleibenden beiden Reststimmen muss unterbleiben, da ihre
                                          Zurechnung zu einzelnen Bewerbern willkürlich wäre. Gibt der Wähler einem Bewerber zwei Stimmen und zwei weiteren Bewerbern
                                          je drei Stimmen (zusammen also acht Stimmen), so gelten alle drei Bewerber als mit je zwei Stimmen, also der höchstzulässigen
                                          Stimmenzahl, bedacht (Nummer 65).
                                       

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              
                                 
                                    	b)

                                    	
                                       Beispiel für die Abgrenzung zu Nummer 95 letzter Satz: Bei sechs zu wählenden Kirchengemeinderäten (sechs Stimmen) kennzeichnet
                                          der Wähler einen von mehreren Einzelwahlvorschlägen (mit sechs Bewerbern) als ganzen und dessen an fünfter Stelle stehenden
                                          Bewerber mit zwei Stimmen (Kumulieren). Als gewählt gilt Bewerber Nummer 5 mit zwei Stimmen.
                                       

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                              97.

                           
                           	
                              Stimmzettel, die ohne Kennzeichnung abgegeben werden, sind ungültig. Hat ein Wähler weniger Stimmen abgegeben, als ihm nach
                                 § 23 Absatz 2 der Kirchlichen Wahlordnung zustehen, so werden nur die abgegebenen Stimmen gezählt. 
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 29
Feststellung der Gewählten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Gewählt sind diejenigen Bewerber, welche die meisten Stimmen erhalten. Bei gleicher Stimmenzahl entscheidet das Los. Für die
                     Wahl in Kirchengemeinden mit Haupt- und Nebenorten bleibt § 13 Kirchengemeindeordnung23 unberührt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Gewählten werden von ihrer Wahl schriftlich benachrichtigt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Namen der Gewählten werden im Hauptgottesdienst und in anderer geeigneter Weise öffentlich bekanntgegeben.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 29)

                           
                        

                        
                           	
                              98.

                           
                           	
                              Den Losentscheid nach § 29 Absatz 1 Satz 2 der Kirchlichen Wahlordnung nimmt der Vorsitzende des Ortswahlausschusses in Anwesenheit von mindestens drei Mitgliedern des Ortswahlausschusses vor.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              99.

                           
                           	
                              Ist in einer Kirchengemeinde die unechte Teilortswahl oder eine Wahl nach Wohnbezirken durchzuführen (§ 13 der Kirchengemeindeordnung24), so sind für jeden Ort, jede Gruppe von Nebenorten und jeden Wohnbezirk gesondert diejenigen Bewerber zu ermitteln, welche
                                 die meisten Stimmen erhalten haben. Als gewählt gelten für jeden Ort, jede Gruppe von Nebenorten und jeden Wohnbezirk bis
                                 zur für diese festgesetzten Zahl oder Mindestzahl an Kirchengemeinderäten die aus diesen Orten und Wohnbezirken stammenden
                                 Bewerber mit der höchsten Stimmenzahl. Im Falle des § 13 Absatz 1 Satz 2 der Kirchengemeindeordnung25 sind darüber hinaus von allen übrigen Bewerbern diejenigen gewählt, welche die meisten Stimmen erhalten haben. Bewerber,
                                 die keine Stimme erhalten haben, gelten als nicht gewählt. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              100.

                           
                           	
                              Der Vorsitzende des Ortswahlausschusses benachrichtigt die Gewählten und teilt ihre Namen dem Vorsitzenden des Kirchengemeinderats
                                 mit; den übrigen Wahlbewerbern teilt er das Wahlergebnis mit. Der Kirchengemeinderat veranlasst, dass die Namen der Gewählten
                                 im Gemeindegottesdienst des nachfolgenden Sonntags und in anderer geeigneter Weise (zum Beispiel Aushang, Gemeindebrief, Internetauftritt
                                 der Kirchengemeinde, amtliche Mitteilungsblätter oder kirchliche Presse) öffentlich bekanntgemacht werden. Außerdem soll das
                                 Wahlergebnis nach Möglichkeit in der Presse veröffentlicht werden. Bei der Bekanntgabe der nicht gewählten Kandidaten kann
                                 auf die Nennung der Stimmen, die auf sie entfallen sind, verzichtet werden. In Kirchengemeinden, die an einer Verbundkirchengemeinde
                                 beteiligt sind, sollen die Gemeindeglieder über die gewählten Mitglieder des Kirchengemeinderates der übrigen an der Verbundkirchengemeinde
                                 beteiligten Kirchengemeinden informiert werden.
                              

                           
                        

                     
                  

               

            

         

         
               7. Gültigkeit der Wahl

            

            
                     § 30
Beseitigung von Anständen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Anstände, welche sich im Laufe des Wahlverfahrens ergeben, werden, soweit nichts Besonderes bestimmt ist, vom Ortswahlausschuß
                     beseitigt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Stimmzettel sind vom Vorsitzenden des Ortswahlausschusses verschlossen aufzubewahren, bis die Gültigkeit der Wahl feststeht.
                  

               

               
                     § 31
Einsprachen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Einsprachen gegen die Wahl sind innerhalb von sieben Tagen nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses schriftlich beim Vorsitzenden
                     des Kirchengemeinderats einzulegen und zu begründen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Einspracheberechtigt ist jedes wahlberechtigte Kirchengemeindeglied.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Einsprache kann nur darauf gestützt werden, daß eine wesentliche auf die Wahl bezügliche Vorschrift verletzt worden ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Entscheidung soll unverzüglich erfolgen. Hat der Kirchengemeinderat nicht innerhalb von zwei Wochen nach Ablauf der Einsprachefrist
                     entschieden, entscheidet das Dekanatamt anstelle des Kirchengemeinderats. Die Entscheidung ist dem Einsprechenden mitzuteilen.
                     Gegen die Entscheidung kann ohne aufschiebende Wirkung binnen einer Woche schriftlich Beschwerde beim Oberkirchenrat eingelegt
                     werden. Dieser entscheidet endgültig. Er kann vor seiner Entscheidung die aufschiebende Wirkung der Beschwerde anordnen.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 31)

                           
                        

                        
                           	
                              101.

                           
                           	
                              Als amtliche Bekanntgabe des Wahlergebnisses, von der an die Einsprachefrist von einer Woche läuft (§ 31 Absatz 1 der Kirchlichen Wahlordnung), gilt die Abkündigung im sonntäglichen Hauptgottesdienst der Gemeinde. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              102.

                           
                           	
                              Aus der schriftlichen Einspracheerklärung muss hervorgehen, welche wesentliche auf die Wahl bezügliche Vorschrift verletzt
                                 worden sein soll und auf welche Gründe die Anfechtung gestützt wird. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              103.

                           
                           	
                              Der Vorsitzende des Kirchengemeinderats legt eine Abschrift der Einsprache unverzüglich dem Dekanatamt vor. Er unterrichtet
                                 das Dekanatamt von Entscheidungen des Kirchengemeinderats nach § 31 Absatz 4 Satz 1 der Kirchlichen Wahlordnung. Zwei Wochen nach Ablauf der Einsprachefrist legt er die unerledigten Einsprachen unverzüglich dem Dekanatamt vor. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              104.

                           
                           	
                              Für eine Beschwerde gegen die Einspracheentscheidung an den Oberkirchenrat gilt Absatz 2 entsprechend; die Beschwerdefrist von einer Woche beginnt mit dem Tag des Zugangs des schriftlichen Einsprachebescheids beim
                                 Einsprechenden. 
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 32
Ungültigkeit der Wahl
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Eine Wahl kann nur für ungültig erklärt werden, wenn das Ergebnis der Wahl durch Verletzung einer wesentlichen auf die Wahl
                     bezüglichen Vorschrift beeinflußt werden konnte.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wenn die Wahl einzelner Kirchengemeinderatsmitglieder für ungültig erklärt wird, so ist der Kirchengemeinderat nach § 33 rechtzeitig zu ergänzen. Wird die gesamte Kirchengemeinderatswahl für ungültig erklärt, so findet eine nochmalige Wahl statt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Nach Ablauf der Einsprachefrist (§ 31 Abs. 1) kann die Wahl nur wegen gesetzlicher Mängel in der Person der Gewählten beanstandet werden.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 32)

                           
                        

                        
                           	
                              105.

                           
                           	
                              Für eine Neuwahl nach § 32 Absatz 2 Satz 2 der Kirchlichen Wahlordnung sind die Bestimmungen für die Hauptwahl entsprechend anzuwenden. Die Wählerliste ist nach Vornahme der erforderlichen Berichtigungen
                                 und Ergänzungen wieder zu benützen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              106.

                           
                           	
                              Ob der Tatbestand des § 32 Absatz 3 der Kirchlichen Wahlordnung (gesetzliche Mängel) vorliegt, ist nach § 3 Absatz 1 der Kirchlichen Wahlordnung zu entscheiden. 
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 33
Ergänzung des Kirchengemeinderats
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Treten einzelne der Gewählten nicht ein, so treten diejenigen nicht gewählten Bewerber an ihre Stelle, die die nächsthöhere
                     Stimmenzahl erreicht haben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wird hierdurch die Zahl der zu wählenden Mitglieder nicht erreicht oder scheidet ein gewähltes Mitglied vor Ablauf seiner
                     Amtszeit aus, so wählt der Kirchengemeinderat für die Dauer der Wahlzeit oder den Rest derselben die erforderlichen Mitglieder
                     nach.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 33 Absatz 2)

                           
                        

                        
                           	
                              107.

                           
                           	
                              Der Kirchengemeinderat ist bei der Nachwahl nicht an die Namen gebunden, die in den Wahlvorschlägen enthalten waren. Den Erfordernissen
                                 der unechten Teilortswahl oder einer Wahl nach Wohnbezirken ist Rechnung zu tragen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              108.

                           
                           	
                              Wenn in nicht zu ferner Zeit (etwa innerhalb eines Jahres) allgemeine Wahlen zum Kirchengemeinderat stattfinden, kann die
                                 Wahl eines Ersatzmitglieds ausnahmsweise unterbleiben. 
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 34
Amtseinführung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kirchengemeinderäte werden vom geschäftsführenden Pfarrer anhand der hierfür vorgesehenen Gottesdienstordnung in ihren Dienst
                     eingeführt. Dabei werden die wiederholt Gewählten auf die frühere Verpflichtung hingewiesen. Die Verpflichtung eines Kirchengemeinderats
                     lautet: 
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                           	
                              „Im Aufsehen auf Jesus Christus, den alleinigen Herrn der Kirche, will ich meinen Teil dazu beitragen, das Evangelium von
                                 Jesus Christus, wie es in der Heiligen Schrift gegeben und in den Bekenntnissen der Reformation bezeugt ist, aller Welt zu
                                 verkündigen. Als Mitglied des Kirchengemeinderats will ich daran mitarbeiten, dass die Kirche auf den Grund des Evangeliums von
                                 Jesus Christus gebaut werde. Meinen Dienst will ich nach der Ordnung unserer Landeskirche tun. Ich will achthaben auf Lehre
                                 und Leben und dem wehren, was dem Evangelium widerspricht. Ich will die Einheit der Kirche fördern. Ich werde über das schweigen,
                                 was mir seelsorglich anvertraut wird. In meinem Leben, Reden und Tun will ich Gott dienen.“
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Später Eintretende können in gleicher Form auch in der Versammlung des Kirchengemeinderats durch den Vorsitzenden verpflichtet
                     werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Verweigerung des Gelübdes zieht den Verlust des Amtes nach sich.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Mit der erfolgten Verpflichtung treten die neugewählten Mitglieder in ihr Amt ein und die bisherigen von ihrem Amt ab.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Kirchengemeinderäte üben ein öffentliches Ehrenamt aus.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 34)

                           
                        

                        
                           	
                              109.

                           
                           	
                              Vor der Einführung in den Dienst ist jedem erstmals gewählten Kirchengemeinderat der Wortlaut des Amtsversprechens in Textform
                                 mitzuteilen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              110.

                           
                           	
                              Die Einführung in den Dienst wird vom geschäftsführenden Pfarrer nach § 24 Absatz 1 der Kirchengemeindeordnung26 vorgenommen; ist dieser verhindert, so nimmt der Stellvertreter im Pfarramt die Einführung vor. Der Einführende verliest
                                 den Wortlaut des Amtsversprechens (§ 34 Absatz 1 der Kirchlichen Wahlordnung) und fordert danach die erstmals gewählten Kirchengemeinderäte auf, ihm zur Ablegung des Amtsversprechens einzeln die Hand
                                 zu reichen und mit den Worten „Ja, mit Gottes Hilfe“ zu antworten.
                              

                           
                        

                     
                  

               

            

         

      

      
            III. Abschnitt
Wahlen zur Bezirkssynode
            

         

         
                     § 35
Bestimmungen über die Wahl zur Bezirkssynode
                     

                  

                  Die Wahl der Bezirkssynodalen regelt die Kirchenbezirksordnung27.
                  

               

               
                     § 36

                  

                  (entfällt)

               

               
                     § 37

                  

                  (entfällt)

               

            

         

      

      
            IV. Abschnitt
Wahlen zur Landessynode – Grundsätze
            

         

         
               1. Wahlkreise und Wählbarkeit

            

            
                     § 38
Wahlkreise, Mehrheitswahl
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die zur Landessynode zu wählenden Synodalen (§ 4 Abs. 2 Kirchenverfassungsgesetz) werden in den Wahlkreisen von den wahlberechtigten Kirchengemeindegliedern in direkter Wahl gewählt. Die Wahlberechtigung
                     der Kirchengemeindeglieder bestimmt sich nach den §§ 2 und 13.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Wahl ist geheim und findet als Mehrheitswahl statt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Wahlkreise haben folgende Wahlkreisnummer und Bezeichnung, bestehen aus folgenden Kirchenbezirken und wählen als Synodale:
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Nummer

                              
                              	
                                 Bezeichnung

                              
                              	
                                 Kirchenbezirke

                              
                              	
                                 Laien

                              
                              	
                                 Theologen

                              
                           

                           
                              	
                                 1

                              
                              	
                                 Stuttgart

                              
                              	
                                 Kirchenkreis Stuttgart

                              
                              	
                                 4

                              
                              	
                                 2

                              
                           

                           
                              	
                                 2

                              
                              	
                                 Esslingen

                              
                              	
                                 Esslingen, Kirchheim, Bernhausen, Nürtingen

                              
                              	
                                 5

                              
                              	
                                 3

                              
                           

                           
                              	
                                 3

                              
                              	
                                 Böblingen

                              
                              	
                                 Böblingen, Leonberg, Herrenberg

                              
                              	
                                 4

                              
                              	
                                 2

                              
                           

                           
                              	
                                 4

                              
                              	
                                 Ludwigsburg

                              
                              	
                                 Ludwigsburg, Vaihingen-Ditzingen, Marbach, Besigheim

                              
                              	
                                 6

                              
                              	
                                 3

                              
                           

                           
                              	
                                 5

                              
                              	
                                 Rems-Murr

                              
                              	
                                 Waiblingen, Backnang, Schorndorf

                              
                              	
                                 5

                              
                              	
                                 2

                              
                           

                           
                              	
                                 6

                              
                              	
                                 Heilbronn, Enzkreis

                              
                              	
                                 Heilbronn-Brackenheim, Mühlacker

                              
                              	
                                 3

                              
                              	
                                 2

                              
                           

                           
                              	
                                 7

                              
                              	
                                 Schwäbisch Hall

                              
                              	
                                 Schwäbisch Hall - Gaildorf, Crailsheim - Blaufelden

                              
                              	
                                 3

                              
                              	
                                 2

                              
                           

                           
                              	
                                 8

                              
                              	
                                 Ostalb-Heidenheim

                              
                              	
                                 Ostalb, Heidenheim

                              
                              	
                                 3

                              
                              	
                                 2

                              
                           

                           
                              	
                                 9

                              
                              	
                                 Ulm, Göppingen

                              
                              	
                                 Ulm/Alb-Donau, Geislingen-Göppingen

                              
                              	
                                 5

                              
                              	
                                 2

                              
                           

                           
                              	
                                 10

                              
                              	
                                 Biberach, Ravensburg

                              
                              	
                                 Biberach, Ravensburg

                              
                              	
                                 3

                              
                              	
                                 1

                              
                           

                           
                              	
                                 11

                              
                              	
                                 Reutlingen

                              
                              	
                                 Reutlingen, Bad Urach-Münsingen

                              
                              	
                                 4

                              
                              	
                                 2

                              
                           

                           
                              	
                                 12

                              
                              	
                                 Tübingen

                              
                              	
                                 Tübingen

                              
                              	
                                 3

                              
                              	
                                 1

                              
                           

                           
                              	
                                 13

                              
                              	
                                 Rottweil, Zollernalb

                              
                              	
                                 Balingen, Rottweil

                              
                              	
                                 4

                              
                              	
                                 2

                              
                           

                           
                              	
                                 14

                              
                              	
                                 Hohenlohe-Weinsberg

                              
                              	
                                 Weinsberg-Neuenstadt, Hohenlohe

                              
                              	
                                 4

                              
                              	
                                 2

                              
                           

                           
                              	
                                 15

                              
                              	
                                 Calw, Freudenstadt

                              
                              	
                                 Calw-Nagold, Neuenbürg, Freudenstadt

                              
                              	
                                 4

                              
                              	
                                 2

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 39
Wählbarkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Als Laien wählbar sind alle Glieder der Landeskirche, die die Voraussetzung des § 3 besitzen und nicht zu den Theologen des folgenden Absatzes gehören.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Als Theologen wählbar sind ordinierte Geistliche, die Glieder der Landeskirche sind und in Wortverkündigung, Seelsorge oder
                     Unterweisung geistliche Amtsaufgaben wahrnehmen sowie Ruhestandsgeistliche.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei der Wahl von beratenden Mitgliedern der Landessynode (§ 4 Abs. 5 des Kirchenverfassungsgesetzes28) kann von der Voraussetzung des Mindestalters (§ 3 Abs. 1 Nr. 2) abgesehen werden.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 39)

                           
                        

                        
                           	
                              111.

                           
                           	
                              Die Nummern 10 bis 13 gelten entsprechend.

                           
                        

                        
                           	
                              112.

                           
                           	
                              Der Vertrauensausschuss (§ 42 Absatz 2 bis 7 der Kirchlichen Wahlordnung) prüft die Voraussetzungen der Wählbarkeit nach § 46 des Gesetzes. Nummer 11 bleibt unberührt. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              113.

                           
                           	
                              Finden die Wahlen zur Landessynode und zum Kirchengemeinderat gleichzeitig statt, so ist bei beiden Wahlen möglichst einheitlich
                                 nach dieser Verordnung zu verfahren. Im Einzelnen gilt das Folgende:
                              

                              
                                 
                                    	a)

                                    	
                                       Es sind dieselben Abstimmungsbezirke zu bilden. Derselbe Ortswahlausschuss und Stimmbezirksausschuss ist für beide Wahlen
                                          zuständig. An der Wahlurne beaufsichtigt ein Mitglied des Ortswahlausschusses oder des Stimmbezirksausschusses die Einlage
                                          der Stimmzettel in die Urne. 
                                       

                                    

                                    	b)

                                    	
                                       Der Stimmabgabevermerk lässt das Stimmrecht für beide Wahlen erlöschen. 

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              
                                 
                                    	c)

                                    	
                                       Bei einer Briefwahl sind die beiden Stimmzettel in den amtlichen Wahlumschlag zu legen. Dieser ist zusammen mit der Wahlbenachrichtigung
                                          in den Wahlbriefumschlag zu legen und an den Ortswahlausschuss zu übersenden. Die ordnungsgemäße Übersendung des Wahlbriefumschlags
                                          mit der Wahlbenachrichtigung bewirkt das Erlöschen des Stimmrechts für beide Wahlen. Nummer 80 gilt entsprechend.
                                       

                                    

                                    	d)

                                    	
                                       Das Wahlergebnis wird für beide Wahlen getrennt festgestellt. Zunächst wird das Ergebnis der Synodalwahl festgestellt und
                                          nach den Nummern 152 und 159 mitgeteilt. 
                                       

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                              114.

                           
                           	
                              Für beide Wahlen ist je eine gesonderte Niederschrift nach Anlage 9 anzufertigen. 
                              

                           
                        

                     
                  

               

            

         

         
               2. Wahlvorbereitung

            

            
                     § 40
Wahltag
                     

                  

                  Der Tag der allgemeinen Wahlen zur Landessynode wird durch den Landesbischof bestimmt.

               

               
                     § 41
Abstimmungsbezirke
                     

                  

                  Für die Bildung der Abstimmungsbezirke innerhalb der Wahlkreise gilt § 6 entsprechend.
                  

               

               
                     § 42
Ortswahlausschuß, Vertrauensausschuß
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für jede Kirchengemeinde ist ein Ortswahlausschuß zu bestellen. § 7 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In jedem Wahlkreis soll spätestens zehn Monate vor der Wahl ein Vertrauensausschuss gebildet werden. Wird der Tag der allgemeinen
                     Wahl zur Landessynode nach § 40 mit einer kürzeren Frist festgesetzt, so ist der Vertrauensausschuss unverzüglich zu bilden. Jede Bezirkssynode wählt in
                     geheimer Wahl einen Theologen und einen Laien in den Vertrauensausschuß. Besteht ein Wahlkreis nur aus zwei Kirchenbezirken,
                     so wählen diese in den Vertrauensausschuß je zwei Laien und je einen Theologen. Besteht ein Wahlkreis nur aus einem Kirchenbezirk,
                     so wählt er einen Vertrauensausschuß aus vier Laien und zwei Theologen. Für jedes Mitglied des Vertrauensausschusses ist ein
                     Stellvertreter zu wählen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Vertrauensausschuß wählt seinen Vorsitzenden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Vertrauensausschuß ist beschlußfähig, wenn wenigstens zwei Drittel der Mitglieder (Stellvertreter) anwesend sind.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Mitglieder des Vertrauensausschusses und ihre Stellvertreter werden zu Beginn ihrer Tätigkeit von einem Dekan des Wahlkreises
                     auf gewissenhafte und gerechte Amtsverrichtung durch Handschlag verpflichtet. Sie versehen ihr Amt ehrenamtlich.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die Mitglieder des Vertrauensausschusses sind nicht an Weisungen gebunden. Wahlbewerber und solche Gemeindeglieder, die nach
                     § 27 Abs. 1 Kirchengemeindeordnung29 als Kirchengemeinderäte von einer Entscheidung zum Vorteil oder Nachteil eines der Wahlbewerber ausgeschlossen wären, können
                     nicht zu Mitgliedern des Vertrauensausschusses bestellt werden. Sie scheiden aus, wenn ein entsprechender gültiger Wahlvorschlag
                     eingeht.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Beschlüsse des Vertrauensausschusses bedürfen der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder. Soweit in diesem Gesetz nichts anderes
                     bestimmt ist, sind die Bestimmungen der Kirchengemeindeordnung für das Verfahren des Kirchengemeinderats und für die Gültigkeit
                     seiner Beschlüsse entsprechend anzuwenden.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 42)

                           
                        

                        
                           	
                              115.

                           
                           	
                              Der Ortswahlausschuss für die Wahl zur Landessynode wird nach § 7 der Kirchlichen Wahlordnung gebildet. Auf Nummer 113 wird verwiesen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              116.

                           
                           	
                              Zur Vorbereitung der Wahlen zur Landessynode sollen die in den Wahlkreisen nach § 38 der Kirchlichen Wahlordnung zusammengeschlossenen Kirchenbezirke in allen ihren Organen (Kirchenbezirksausschüsse, Bezirkssynoden) rechtzeitig vor der
                                 Wahl Verbindung aufnehmen. Empfohlen wird, dass auch andere Bezirksgruppen oder Arbeitsgemeinschaften sich gemeinsam der Wahlvorbereitung
                                 im Wahlkreis annehmen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              117.

                           
                           	
                              Zu Mitgliedern des Vertrauensausschusses können nur wahlberechtigte, volljährige Gemeindeglieder gewählt werden; sie müssen
                                 nicht Bezirkssynodale sein.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              118.

                           
                           	
                              Die Mitglieder des Vertrauensausschusses und ihre Stellvertreter werden auch dann in ihrem Amt verpflichtet, wenn sie Mitglieder
                                 einer Bezirkssynode oder eines Kirchengemeinderates sind. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              119.

                           
                           	
                              Die Mitglieder des Vertrauensausschusses erhalten Ersatz ihrer notwendigen und nachgewiesenen Aufwendungen. 

                           
                        

                        
                           	
                              120.

                           
                           	
                              Die Mitglieder des Vertrauensausschusses haben alsbald nach ihrer Wahl zusammenzutreten, um ihren Vorsitzenden (Stellvertreter)
                                 zu wählen und dessen Namen und Anschrift den Kirchengemeinden des Wahlkreises zu übermitteln.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              121.

                           
                           	
                              Der Stellvertreter eines Mitglieds tritt im Falle der Verhinderung des Mitglieds ein. Scheidet ein Mitglied als Wahlbewerber
                                 aus dem Vertrauensausschuss aus, so wird dessen Stellvertreter Mitglied des Vertrauensausschusses. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              122.

                           
                           	
                              Geschäftsstellen der Vertrauensausschüsse sind die Regionalverwaltungen. Sie werden Wahlkreisen wie folgt zugeordnet:

                           
                        

                     
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Wahlkreis Nr.

                              
                              	
                                 Regionalverwaltung

                              
                           

                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 1

                              
                              	
                                 Stuttgart

                              
                              	
                                 Stuttgart

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 2

                              
                              	
                                 Esslingen, Kirchheim, Bernhausen, Nürtingen

                              
                              	
                                 Esslingen 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 3

                              
                              	
                                 Böblingen, Leonberg, Herrenberg

                              
                              	
                                 Böblingen

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 4

                              
                              	
                                 Ludwigsburg, Vaihingen-Ditzingen, Marbach, Besigheim

                              
                              	
                                 Ludwigsburg

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 5

                              
                              	
                                 Waiblingen, Backnang, Schorndorf 

                              
                              	
                                 Rems-Murr

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 6

                              
                              	
                                 Heilbronn, Brackenheim, Mühlacker

                              
                              	
                                 Heilbronn

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 7

                              
                              	
                                 Schwäbisch-Hall, Gaildorf, Crailsheim-Blaufelden

                              
                              	
                                 Crailsheim

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 8

                              
                              	
                                 Aalen, Schwäbisch Gmünd, Heidenheim

                              
                              	
                                 Aalen

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 9

                              
                              	
                                 Ulm, Blaubeuren, Geislingen, Göppingen

                              
                              	
                                 Ulm

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 10

                              
                              	
                                 Biberach, Ravensburg

                              
                              	
                                 Biberach

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 11

                              
                              	
                                 Reutlingen, Bad Urach-Münsingen

                              
                              	
                                 Reutlingen

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 12

                              
                              	
                                 Tübingen

                              
                              	
                                 Tübingen

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 13

                              
                              	
                                 Balingen, Tuttlingen, Sulz 

                              
                              	
                                 Südwest-Württemberg

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 14

                              
                              	
                                 Weinsberg-Neuenstadt, Öhringen, Künzelsau, Weikersheim 

                              
                              	
                                 Hohenlohe

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 15

                              
                              	
                                 Calw-Nagold, Neuenbürg, Freudenstadt

                              
                              	
                                 Calw

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Die Aufgaben der Geschäftsstellen können durch den Oberkirchenrat auf geeignete andere Regionalverwaltungen übertragen werden,
                                    sofern der Kirchenbezirk einer Übertragung zugestimmt hat. Eine Kostenerstattung findet nicht statt.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 43
Wählerliste
                     

                  

                  Die Bestimmungen der §§ 8-13 über die Wählerliste gelten entsprechend.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 43)

                           
                        

                        
                           	
                              123.

                           
                           	
                              Es wird nur eine Wählerliste angelegt; sie gilt sowohl für die Wahlen zur Landessynode als auch für die zum Kirchengemeinderat.

                           
                        

                        
                           	
                              124.

                           
                           	
                              Die Nummern 18 bis 38 gelten auch für die Wahlen zur Landessynode.

                           
                        

                     
                  

               

            

         

         
               3. Wahlvorschläge

            

            
                     § 44
Aufforderung zur Einreichung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Gemeinde ist im Hauptgottesdienst und auf andere geeignete Weise spätestens am 12. Sonntag vor der Wahl zur Einreichung
                     von Wahlvorschlägen aufzufordern (§ 45). Dabei ist Sinn und Bedeutung der Wahl zu erläutern.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Gemeinde ist dabei mitzuteilen, wer wählbar ist. Das Gelübde der Synodalen (§ 15 Kirchenverfassungsgesetz30) ist zu verlesen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Erfordernisse, denen die Wahlvorschläge genügen müssen, sowie Ort und Zeit ihrer Einreichung, sind bekanntzugeben (§ 45).
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 44)

                           
                        

                        
                           	
                              125.

                           
                           	
                              Die Nummern 39 und 40 gelten entsprechend.

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 45
Inhalt
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Wahlvorschlag enthält – für Theologen und Laien getrennt – in zahlenmäßig geordneter Reihenfolge die Namen der Bewerber;
                     ihr Name, Beruf und Wohnort, sind anzugeben. Er darf nicht mehr als dreimal soviel Theologen und Laien enthalten, als solche
                     zu Synodalen zu wählen sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Von jedem Bewerber ist eine Erklärung über seine Zustimmung zur Aufnahme in den betreffenden Wahlvorschlag einzuholen. Die
                     Erklärung ist unwiderruflich. Der Bewerber hat außerdem zu erklären, daß er bereit ist, das Gelübde eines Synodalen (§ 15 Kirchenverfassungsgesetz31) abzulegen. Beide Erklärungen sind dem Wahlvorschlag anzuschließen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Kein Bewerber darf auf mehreren Wahlvorschlägen desselben Wahlkreises genannt sein. Ist ein Bewerber auf mehreren Wahlvorschlägen
                     genannt, so findet nur die Bewerbung auf dem beim Vorsitzenden des Vertrauensausschusses zuerst eingereichten gültigen Wahlvorschlag
                     Berücksichtigung; auf den später eingereichten Wahlvorschlägen ist der Bewerber zu streichen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Wahlvorschläge müssen von mindestens 20 im Wahlkreis wahlberechtigten Kirchengemeindegliedern unter Angabe des Namens und
                     der Wohnung unterzeichnet sein. Der erste Unterzeichner gilt als Einsender. Niemand darf mehr als einen Wahlvorschlag unterzeichnen;
                     Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Wahlvorschläge sind spätestens am 72. Tag vor dem Wahltag bis 18 Uhr beim Vorsitzenden des Vertrauensausschusses einzureichen.
                     Verspätet eingegangene Wahlvorschläge werden dem Einsender zurückgegeben. § 47 Abs. 2 bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Der Zeitpunkt ihres Eingangs ist von dem Vorsitzenden des Vertrauensausschusses oder der Geschäftsstelle des Vertrauensausschusses
                     aktenkundig zu machen. 
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 45)

                           
                        

                        
                           	
                              126.

                           
                           	
                              Für den Inhalt des Wahlvorschlags gilt Nummer 41 entsprechend.

                           
                        

                        
                           	
                              127.

                           
                           	
                              Wahlvorschläge, die weniger Bewerber, als Synodale zu wählen sind, oder auch nur einen Bewerber enthalten, sind gültig. Enthält
                                 ein Wahlvorschlag mehr als dreimal so viel Bewerber, als Synodale zu wählen sind, so ist nach § 46 Absatz 2 der Kirchlichen
                                 Wahlordnung zu klären, welche Bewerber gestrichen werden sollen. Auf die gleiche Weise ist auch die Reihenfolge der Bewerber
                                 festzustellen, wenn sie aus dem eingereichten Wahlvorschlag nicht eindeutig hervorgeht. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              128.

                           
                           	
                              Nummer 43 gilt entsprechend.

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 46
Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Vertrauensausschuß prüft, ob die Wahlvorschläge den rechtlichen Erfordernissen entsprechend gültig sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Beanstandungen soll der Vertrauensausschuß im Benehmen mit dem Einsender oder auch weiteren Unterzeichnern des Wahlvorschlags
                     klären und das Ergebnis schriftlich festlegen. Zur Beseitigung von Anständen in den eingereichten Wahlvorschlägen gilt der
                     Einsender (§ 45 Abs. 4), im Falle der Verhinderung jeder nächstfolgende Unterzeichner des Wahlvorschlags als berechtigt. Die Frist zur Beseitigung
                     von Anständen beträgt drei Tage ab der Unterrichtung der oder des nach Satz 2 Berechtigten, wenn der Vertrauensausschuß keine
                     andere Frist festsetzt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bleibt zweifelhaft, ob bei den vorgeschlagenen Wahlbewerbern die Voraussetzungen der Wählbarkeit (§ 39) vorliegen, so hat der Vertrauensausschuß nach § 3 Abs. 2 zu entscheiden. Bei Zweifeln an der Wahlberechtigung der Wahlbewerber oder der Unterzeichner der Wahlvorschläge legt er dem
                     Kirchengemeinderat den Wahlvorschlag zur Prüfung nach § 2 vor.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Streichungen von Namen werden dem Einsender und dem, dessen Name gestrichen worden ist, mitgeteilt. Die Einsprache bzw. Beschwerde
                     nach § 2 Abs. 5, § 3 Abs. 2 und § 13 steht nur dem zu, dessen Name gestrichen worden ist.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 46)

                           
                        

                        
                           	
                              129.

                           
                           	
                              Der Vertrauensausschuss prüft die Wahlvorschläge alsbald nach Ablauf der Einreichungsfrist (§ 45 Absatz 5 der Kirchlichen Wahlordnung). Fehlt einem Wahlvorschlag nach der Streichung die Mindestzahl von 20 Unterschriften, so fordert der Vertrauensausschuss
                                 den Einsender auf, die fehlenden Unterschriften nachzubringen. Nummer 45 gilt entsprechend.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              130.

                           
                           	
                              Für die Frage, wer zur Landessynode wählbar ist, sind die §§ 2, 3 und 39 der Kirchlichen Wahlordnung maßgebend. Nummer 11 bleibt unberührt.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              131.

                           
                           	
                              Wer einen Wahlvorschlag zur Landessynode unterzeichnen kann, ergibt sich aus § 2 der Kirchlichen Wahlordnung in Verbindung mit den Nummern 1 bis 9 sowie aus § 45 Absatz 4 Satz 3 der Kirchlichen Wahlordnung. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              132.

                           
                           	
                              Die übrigen Voraussetzungen für die Gültigkeit eines Wahlvorschlags ergeben sich aus § 45 der Kirchlichen Wahlordnung in Verbindung mit den Nummern 126 bis 128. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              133.

                           
                           	
                              Die Wahlvorschläge sollen mehr Namen enthalten, als Synodale (Laien beziehungsweise Theologen) im Wahlkreis zu wählen sind;
                                 sie können jedoch auch weniger Namen enthalten. Nur eine Höchstzahl ist in § 45 Absatz 1 Satz 2 der Kirchlichen Wahlordnung vorgeschrieben.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              134.

                           
                           	
                              Die Nummern 37 und 38 gelten entsprechend.

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 47
Gesamtwahlvorschlag
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Vertrauensausschuß stellt alle gültigen Wahlvorschläge zum Gesamtwahlvorschlag zusammen. Dieser muß insgesamt mehr Theologen
                     und mehr Laien enthalten, als solche zu Synodalen zu wählen sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ist die erforderliche Zahl von Bewerbern nicht erreicht worden, so sorgt der Vertrauensausschuß dafür, daß dies den Gemeinden
                     bekanntgegeben wird (§ 44) und daß innerhalb einer weiteren Frist von drei Wochen (vgl. § 45 Abs. 5) weitere Wahlvorschläge aus der Gemeinde eingereicht werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Ist auch nach Fristverlängerung die Zusammenstellung eines Wahlvorschlags nach Abs. 1 nicht möglich, so werden die Synodalen
                     des Wahlkreises von den zu diesem Zweck versammelten Bezirkssynoden gewählt.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 47)

                           
                        

                        
                           	
                              135.

                           
                           	
                              Hat der Vertrauensausschuss die Gültigkeit der einzelnen Wahlvorschläge nach § 46 der Kirchlichen Wahlordnung und den Nummern 129 bis 134 geprüft, so stellt er fest, ob für den Gesamtwahlvorschlag bei einer Zusammenstellung aller Wahlvorschläge
                                 die nach § 47 Absatz 1 der Kirchlichen Wahlordnung für Theologen und Laien erforderliche Zahl an Bewerbern gegeben ist. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              136.

                           
                           	
                              Ist dies nicht der Fall, so setzt der Vertrauensausschuss eine Nachfrist von drei Wochen (§ 47 Absatz 2 der Kirchlichen Wahlordnung). Die Nummern 39 und 40 gelten entsprechend. Der Vertrauensausschuss selbst kann einen unvollständigen Gesamtwahlvorschlag
                                 nicht ergänzen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              137.

                           
                           	
                              Zu wählen sind die erforderliche Zahl von Synodalen und je ein Laie und ein Theologe als Ersatzmitglied. Der Oberkirchenrat
                                 beauftragt einen Vorsitzenden der beteiligten Bezirkssynoden mit der Einberufung und Leitung der Wahlversammlung; diese ist
                                 beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Bezirkssynodalen erschienen ist. Wahlvorschläge sind dem Vorsitzenden schriftlich
                                 zu übergeben; sie müssen von zehn Bezirkssynodalen unterzeichnet sein. Gewählt wird in einem Wahlgang ohne Trennung nach Synodalen
                                 und Ersatzmitgliedern; wer Synodaler und wer Ersatzmitglied ist, entscheidet die Stimmenzahl des Wahlgangs, in dem die Wahl
                                 erfolgt. Jeder Bezirkssynodale hat so viele Stimmen, als Synodale zu wählen sind. Stimmenhäufung ist nicht zulässig. Die Wahl
                                 ist so lange fortzusetzen, bis die zu wählenden Synodalen und Ersatzmitglieder die erforderliche Stimmenzahl auf sich vereinigt
                                 haben. Dabei können in allen Wahlgängen weitere Bewerber vorgeschlagen werden.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 48
Gliederung des Gesamtwahlvorschlags, Stimmzettel
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Gesamtwahlvorschlag führt die Namen der Bewerber in der Gliederung der einzelnen Wahlvorschläge auf. Die Reihenfolge der
                     Wahlvorschläge wird durch das Los bestimmt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Gesamtwahlvorschlag wird in den Stimmzetteln aufgeführt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Vertrauensausschuß teilt den von ihm zusammengestellten Gesamtwahlvorschlag dem Ortswahlausschuß mit und übermittelt ihm
                     die erforderlichen Stimmzettel, für deren Gestaltung der Oberkirchenrat Vorgaben machen kann.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Gemeinde ist spätestens eine Woche vor dem Wahltag der vom Vertrauensausschuß zusammengestellte Gesamtwahlvorschlag sowie
                     Zeit, Ort und Vorgang der Wahl im Hauptgottesdienst und auf andere geeignete Weise öffentlich bekanntzugeben.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 48)

                           
                        

                        
                           	
                              138.

                           
                           	
                              Nummer 53 gilt entsprechend. Den Losentscheid nach § 48 Absatz 1 der Kirchlichen Wahlordnung nimmt der Vorsitzende des Vertrauensausschusses oder sein Stellvertreter vor. Der Vertrauensausschuss hat sich innerhalb
                                 der einzelnen Wahlvorschläge streng an deren Gliederung zu halten. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              139.

                           
                           	
                              Der Vertrauensausschuss lässt die Stimmzettel drucken (Muster Anlage 11)
                              

                           
                        

                        
                           	
                              140.

                           
                           	
                              Werden die Wahlen zur Landessynode und zum Kirchengemeinderat gleichzeitig abgehalten, so ist, um eine Verwechslung der Stimmzettel
                                 zu vermeiden, für die beiden Wahlen jeweils verschiedenfarbiges Papier zu verwenden. Der Vertrauensausschuss legt die Farbe
                                 der Stimmzettel für die Wahlen zur Landessynode gegebenenfalls nach einer Vorgabe des Oberkirchenrats im Wahlausschreiben,
                                 rechtzeitig fest und teilt sie den Ortswahlausschüssen mit. Bei der Wahl der Farbe des Papiers ist auf eine gute Lesbarkeit
                                 zu achten. Es sind helle oder Pastelltöne in der vorgegebenen Farbe zu verwenden. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              141.

                           
                           	
                              Der Gesamtwahlvorschlag und die gedruckten Stimmzettel sind spätestens zwei Wochen vor dem Wahltag den Ortwahlausschüssen
                                 des Wahlkreises zu übermitteln. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              142.

                           
                           	
                              Der Gesamtwahlvorschlag wird nach Anlage 8a oder Anlage 8b bekannt gemacht. Nummer 57 gilt entsprechend.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 49
Vorstellungen von Wahlbewerbern
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Vertrauensausschuß und Ortswahlausschuß sorgen dafür, daß die Wahlbewerber durch Versammlungen und auf andere geeignete Weise
                     (Schrift und Bild) den Wählern bekannt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Kirchengemeinden sind zur kostenlosen Amtshilfe im Rahmen ihrer Möglichkeiten verpflichtet. Die näheren Bestimmungen trifft
                     der Oberkirchenrat im Wahlausschreiben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Vorstellungen von Wahlbewerbern dürfen nicht während eines Gottesdienstes stattfinden.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 49)

                           
                        

                        
                           	
                              143.

                           
                           	
                              Die Bewerber sollen bei der Erfüllung ihrer Aufgabe, sich den Wählern bekannt zu machen, von allen kirchlichen Stellen des
                                 Wahlkreises unterstützt werden. Angesichts der Größe der Wahlkreise werden sich die Wahlbewerber weitgehend der Presse, der
                                 kirchlichen Blätter, aber auch besonderer Handzettel bedienen. Solche können in den Gottesdiensten und kirchlichen Veranstaltungen,
                                 in den Wahlversammlungen selbst, aber auch in die evangelischen Häuser verteilt werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              144.

                           
                           	
                              Die Wahlbewerber erhalten einen pauschalen Zuschuss aus landeskirchlichen Mitteln. Die näheren Bestimmungen trifft der Oberkirchenrat
                                 im Wahlausschreiben. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              145.

                           
                           	
                              Vertrauensausschuss und Ortswahlausschüsse unterstützen die Bewerber, indem sie zum Beispiel die Verteilung von Handzetteln
                                 organisieren. Vertrauensausschuss, Ortswahlausschüsse, Kirchengemeinderäte und Bezirkssynoden des Wahlkreises können die Bewerber
                                 zu kirchlichen Versammlungen einladen und müssen ihnen auf Wunsch Gelegenheit geben, dort zu sprechen und Fragen zu beantworten.
                                 Dabei ist auf gleiche Behandlung der Bewerber zu achten (§ 1 Absatz 4 der Kirchlichen Wahlordnung), sowie darauf, dass während des Gottesdienstes keine Wahlbewerber vorgestellt werden dürfen und keine Wahlwerbung betrieben
                                 werden darf. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              146.

                           
                           	
                              Der Vertrauensausschuss kann zur Vorstellung der Bewerber auf die Abhaltung öffentlicher Bezirksversammlungen hinwirken, sei
                                 es gemeinsam in allen Bezirken des Wahlkreises, sei es getrennt in den einzelnen Bezirken. Es soll die Gelegenheit für solche
                                 Versammlungen für die Mitglieder der Kirchengemeinderäte und die kirchlichen Mitarbeiter gegeben werden.
                              

                           
                        

                     
                  

               

            

         

         
               4. Wahlhandlung

            

            
                     § 50
Wahlvorgang
                     

                  

                  Der Wahlvorgang bestimmt sich nach den §§ 20 bis 22 und 24 entsprechend. 
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 50)

                           
                        

                        
                           	
                              147.

                           
                           	
                              Die Nummern 59 bis 62 und 67 bis 72 gelten entsprechend.

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 51
Stimmabgabe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zum Synodalen kann nur gewählt werden, wer auf dem vom Vertrauensausschuß zusammengestellten Gesamtwahlvorschlag steht. Er
                     wird schriftlich und geheim auf dem vom Vertrauensausschuß übermittelten und vom Ortswahlausschuß ausgegebenen Stimmzettel
                     gewählt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Jeder Wähler hat je für Theologen und Laien so viel Stimmen, wie im Wahlkreis Theologen und Laien zu Synodalen gewählt werden
                     sollen. Er kennzeichnet auf dem Stimmzettel (Gesamtwahlvorschlag) die Namen derjenigen Wahlbewerber, die er wählen will.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Wähler kann Wahlbewerbern aus verschiedenen Wahlvorschlägen seine Stimme geben. Auf keinen Bewerber können mehr als zwei
                     Stimmen gehäuft werden.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 51)

                           
                        

                        
                           	
                              148.

                           
                           	
                              Nummer 64 gilt entsprechend. Stimmenhäufung ist nur jeweils innerhalb der Zahl der für die Theologen und die Nichttheologen
                                 zustehenden Stimmen möglich.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              149.

                           
                           	
                              Der Vorgang der Stimmabgabe ist den Wählern auf den Stimmzetteln zu erläutern (Muster Anlage 11).
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 52
Briefwahl
                     

                  

                  Es besteht die Möglichkeit der Briefwahl in Anwendung der §§ 25a und 26.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 52)

                           
                        

                        
                           	
                              150.

                           
                           	
                              Die Nummern 73 bis 80 gelten entsprechend.

                           
                        

                     
                  

               

            

         

         
               5. Ermittlung des Wahlergebnisses

            

            
                     § 53
Öffentliche Ermittlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        § 27 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Im Anschluß an die Wahlhandlung stellt zunächst der Ortswahlausschuß fest, wieviel gültige Stimmen abgegeben worden sind und
                     wieviel gültige Stimmen auf jeden einzelnen Bewerber entfallen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Über die Gültigkeit oder Ungültigkeit eines Stimmzettels (§ 54) entscheidet vorbehaltlich der Entscheidungsbefugnis der Landessynode (§ 58) der Ortswahlausschuß.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Ortswahlausschuß teilt das Ergebnis seiner Feststellungen dem Vertrauensausschuß mit. Dieser ermittelt auf Grund der Feststellungen
                     der Ortswahlausschüsse das Ergebnis der Wahl im ganzen Wahlkreis.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 53)

                           
                        

                        
                           	
                              151.

                           
                           	
                              Die Nummern 81 bis 89 gelten entsprechend. Der Vorgang der Auszählung ergibt sich im Einzelnen aus Anlage 9. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              152.

                           
                           	
                              Die Stimmbezirksausschüsse haben nach Ermittlung des Ergebnisses der Synodalwahl im Abstimmungsbezirk (Nummer 113 Buchstabe
                                 d) den Vorsitzenden des Ortswahlausschusses unverzüglich zu unterrichten. Die Wahlniederschrift (Anlage 9) nebst Beilagen (Stimmzettel, über die besonderer Beschluss gefasst wurde) und die übrigen Stimmzettel sind dem Vorsitzenden
                                 des Ortswahlausschusses zu übersenden. Die der Niederschrift nicht beigelegten Stimmzettel hat dieser so lange verschlossen
                                 im Pfarramt zu verwahren, bis die Prüfung durch die Landessynode abgeschlossen ist (§ 58 der Kirchlichen Wahlordnung). 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              153.

                           
                           	
                              Der Vorsitzende des Ortswahlausschusses hat nach Ermittlung des Ergebnisses der Synodalwahl in der Kirchengemeinde dieses
                                 dem Vorsitzenden des Vertrauensausschusses unverzüglich mitzuteilen und die Wahlniederschrift (Anlage 9) nebst Beilagen (Stimmzettel, über die besonderer Beschluss gefasst wurde) zu übersenden. Nummer 152 Satz 3 gilt entsprechend.
                                 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              154.

                           
                           	
                              Für die Ermittlung des Wahlergebnisses im ganzen Wahlkreis wird auf die Nummern 156 und 157 verwiesen. 

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 54
Beurteilung der Stimmzettel
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Namen, die dem Stimmzettel (Gesamtwahlvorschlag) neu hinzugefügt werden, bleiben unberücksichtigt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ungültig sind:
                  

                  
                     	
                        Andere als die vom Ortwahlausschuß ausgegebenen Stimmzettel;

                     

                     	
                        Stimmzettel, die nicht gekennzeichnet sind oder aus anderen Gründen den Willen des Wählers nicht erkennen lassen;

                     

                     	
                        Stimmzettel, die ihrem ganzen Inhalt nach durchgestrichen sind oder einen Vorbehalt oder eine Verwahrung in bezug auf ihren
                           ganzen Inhalt oder einen auf die Person des Wählers hinweisenden Zusatz enthalten;
                        

                     

                     	
                        Wahlumschläge, die keinen Stimmzettel enthalten.

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Hat ein Wähler mehr Stimmen abgegeben, als ihm nach § 51 Abs. 2 zustehen, so gelten nur die Wahlbewerber als gewählt, die der Wähler durch Stimmenhäufung oder in anderer Weise bevorzugt
                     gekennzeichnet hat.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Bei der Briefwahl ist außerdem die Stimmabgabe ungültig, wenn
                  

                  
                     	
                        der Wahlbrief nicht rechtzeitig eingegangen,

                     

                     	
                        dem Stimmzettel kein mit der vorgesehenen Versicherung versehener Briefwahlschein beigefügt ist.

                     

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 54)

                           
                        

                        
                           	
                              155.

                           
                           	
                              Die Nummern 90 bis 97 gelten entsprechend mit folgender Maßgabe: Ob ein Wähler mehr Stimmen abgegeben hat, als ihm nach § 51 Absatz 2 der Kirchlichen Wahlordnung zustehen, ist für Theologen und Laien getrennt festzustellen. Die Feststellung, ob die Stimmabgabe gültig ist, und deren
                                 weitere Beurteilung nach § 54 Absatz 3 und 4 der Kirchlichen Wahlordnung, geschieht sodann ebenfalls gesondert für Theologen und Laien.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 55
Gewählte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Gewählt sind diejenigen Wahlbewerber, die die meisten Stimmen als Theologen bzw. Laien erhalten haben. Ersatzmitglieder sind
                     diejenigen, die nach den gewählten Synodalen die meisten Stimmen als Theologen bzw. Laien erhalten haben, bis zur Zahl der
                     gewählten Synodalen. Bei gleicher Stimmenzahl entscheidet das Los.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Vertrauensausschuß benachrichtigt die Gewählten und nimmt ihre Erklärung über die Annahme der Wahl entgegen.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 55)

                           
                        

                        
                           	
                              156.

                           
                           	
                              Für die Ermittlung des Ergebnisses der Wahl im ganzen Wahlkreis kommt der Vertrauensausschuss am Wahltag zusammen. Er ist
                                 beschlussfähig, wenn über die Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist. Der Vertrauensausschuss stellt möglichst bald in einer
                                 öffentlichen Sitzung das Ergebnis der Wahl im ganzen Wahlkreis fest. Den Losentscheid nach § 55 Absatz 1 letzter Satz der Kirchlichen Wahlordnung nimmt der Vorsitzende des Vertrauensausschusses oder sein Stellvertreter unter Anwesenheit von mindestens drei Mitgliedern
                                 des Vertrauensausschusses vor. Über das Wahlergebnis fertigt der Vertrauensausschuss eine Niederschrift an (Anlage 12).
                              

                           
                        

                        
                           	
                              157.

                           
                           	
                              Der Vertrauensausschuss hat die in den Wahlniederschriften der Ortswahlausschüsse und der Stimmbezirksausschüsse enthaltenen
                                 Feststellungen zugrunde zu legen (§ 55 Absatz 1 der Kirchlichen Wahlordnung), ohne selbst in eine Prüfung im Einzelnen einzutreten. Offensichtlich unrichtige Feststellungen kann er berichtigen. Sonstige
                                 Beanstandungen reicht er an den zuständigen Ortswahlausschuss oder bei mehreren Abstimmungsbezirken über diese an den zuständigen
                                 Stimmbezirksausschuss zu erneuter Entscheidung zurück. Etwaige, von den Feststellungen der Ortswahlausschüsse und der Stimmbezirksausschüsse
                                 abweichende Auffassungen kann er in seiner Wahlniederschrift vermerken. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              158.

                           
                           	
                              Der Vertrauensausschuss teilt das Wahlergebnis (Nummern 156 und 157) im Wahlkreis außer den gewählten Synodalen und Ersatzmitgliedern
                                 auch unverzüglich den übrigen Wahlbewerbern mit.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 56
Bekanntmachung des Wahlergebnisses
                     

                  

                  Der Vertrauensausschuß veranlaßt, daß die Namen der im Wahlkreis gewählten Synodalen sowie die Namen und die Reihenfolge der
                     Ersatzmitglieder im Hauptgottesdienst und in anderer geeigneter Weise öffentlich bekanntgegeben werden. Er stellt den für
                     gewählt erklärten Synodalen und den Ersatzmitgliedern eine Wahlurkunde aus.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 56)

                           
                        

                        
                           	
                              159.

                           
                           	
                              Der Vorsitzende des Vertrauensausschusses berichtet das Wahlergebnis alsbald nach der Feststellung dem Oberkirchenrat durch
                                 Fernsprecher oder auf andere, vom Oberkirchenrat vorher angegebene Weise. Er hat ihm unverzüglich eine beglaubigte Abschrift
                                 der Niederschrift des Vertrauensausschusses zu übermitteln. Die Niederschriften der Ortswahlausschüsse nebst Anlagen sind
                                 nur auf Aufforderung des Oberkirchenrats hin einzusenden; sie werden, wenn die Prüfung des Wahlergebnisses durch die Landessynode
                                 (§§ 58 und 59 der Kirchlichen Wahlordnung) zu keiner Beanstandung geführt hat, dem Vertrauensausschuss zurückgegeben. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              160.

                           
                           	
                              Das Wahlergebnis soll nach der Übermittlung an den Oberkirchenrat möglichst rasch den Pfarrämtern und den örtlichen Medien
                                 mitgeteilt werden. Es ist im Gemeindegottesdienst des nächstfolgenden Sonntag bekannt zu geben. Das Wahlergebnis wird unter
                                 Benennung der Wahlbewerber und der auf die Wahlbewerber entfallenen Stimmen bekannt gemacht. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              161.

                           
                           	
                              Die Wahlurkunde wird nach Anlage 13 ausgestellt. Vorher ist die Erklärung der Gewählten und der Ersatzmitglieder über die Annahme der Wahl entgegenzunehmen (§ 55 Absatz 2 der Kirchlichen Wahlordnung). 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              162.

                           
                           	
                              Ausgehändigte Wahlurkunden sind zurückzugeben, wenn die Wahl für ungültig erklärt wird. 

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 57
Einsprachen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Einsprachen gegen die Wahl sind innerhalb einer Woche nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses beim Oberkirchenrat schriftlich
                     einzulegen und zu begründen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Einspracheberechtigt ist jedes innerhalb des Wahlkreises wahlberechtigte Kirchengemeindeglied.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Einsprache kann nur darauf gestützt werden, daß eine wesentliche auf die Wahl bezügliche Vorschrift verletzt worden ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Oberkirchenrat veranlaßt die erforderlichen Vorerhebungen über die Berechtigung der Einsprache und übergibt sie sodann
                     der Landessynode zur Entscheidung.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 57)

                           
                        

                        
                           	
                              163.

                           
                           	
                              Als amtliche Bekanntgabe des Wahlergebnisses im Sinne des § 57 Absatz 1 der Kirchlichen Wahlordnung gilt die Abkündigung im sonntäglichen Gottesdienst der Kirchengemeinde, zu der der Einsprechende gehört. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              164.

                           
                           	
                              Die Einsprache muss Grund und Umfang der Wahlanfechtung angeben.

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 58
Entscheidung über Einsprachen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Landessynode entscheidet nach der Einführung aller Gewählten über die Gültigkeit der Wahl (§ 7 Abs. 1 Kirchenverfassungsgesetz32) und die Berechtigung erhobener Einsprachen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Eine Wahl kann nur für ungültig erklärt werden, wenn das Ergebnis der Wahl durch Verletzung einer wesentlichen auf die Wahl
                     bezüglichen Vorschrift beeinflußt werden konnte.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Nach Ablauf von zwei Wochen seit dem Eintritt eines Mitglieds in die Landessynode kann dessen Wahl wegen Verletzung von Vorschriften
                     über das Wahlverfahren nur in Erledigung ordnungsmäßig erhobener Einsprachen für ungültig erklärt werden, oder wenn Voraussetzungen
                     der Wählbarkeit (§§ 3, 39) fehlen.
                  

               

               
                     § 59
Besondere Fälle
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ergibt die Prüfung durch die Landessynode, daß das Wahlergebnis unrichtig festgestellt ist, so entscheidet die Landessynode,
                     wer als Synodaler und als Ersatzmitglied gewählt ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wenn die Landessynode feststellt, dass das Ergebnis der Wahl durch Verletzung einer wesentlichen auf die Wahl bezüglichen
                     Vorschrift nur in einzelnen Wahlkreisen oder Abstimmungsbezirken beeinflusst werden konnte, so wird die Wahl in den betreffenden
                     Wahlkreisen oder Abstimmungsbezirken wiederholt.
                  

               

               
                     § 60
Ergänzung der Landessynode
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Tritt ein Gewählter nicht ein oder scheidet ein gewähltes Mitglied vor Ablauf seiner Amtszeit aus, so tritt derjenige nicht
                     gewählte Bewerber an seine Stelle, der die nächsthöhere Stimmenzahl erreicht hat.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ist kein Ersatzmitglied vorhanden oder kann aus einem sonstigen Grund der Platz des Synodalen nicht besetzt werden, so findet
                     § 47 Abs. 3 Anwendung.
                  

                  
                     
                        
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 60 Absatz 2)

                           
                        

                        
                           	
                              165.

                           
                           	
                              Nummer 137 findet mit der Maßgabe Anwendung, dass nur das erforderliche Ersatzmitglied zu wählen ist. 

                           
                        

                     
                  

               

            

         

      

      
            V. Abschnitt
Schlußbestimmungen
            

         

         
                     § 61
Kosten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kosten der Wahlen zum Kirchengemeinderat trägt die Kirchengemeinde.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Kosten der Wahlen zur Landessynode trägt die Landeskirche.
                  

               

               
                     § 62
Ermächtigung
                     

                  

                  Der Evangelische Oberkirchenrat erläßt die Ausführungsbestimmungen zur Wahlordnung.

               

               
                     § 63
Übergangsbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der Verkündigung in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Wahlordnung vom 17. April 1953 (Abl. 35 S. 387) in der Fassung des Gesetzes vom 15. Oktober 1958 (Abl. 38 S. 235) wird
                     aufgehoben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Soweit in kirchlichen Gesetzen und Verordnungen auf die bisherigen Wahlbestimmungen verwiesen ist, treten die entsprechenden
                     Bestimmungen der vorstehenden Wahlordnung an deren Stelle.
                  

                  
                     
                        
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 63)

                           
                        

                        
                           	
                              166.

                           
                           	
                              Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2013 in Kraft. Gleichzeitig treten die Ausführungsbestimmung zur Kirchlichen Wahlordnung
                                 der Evangelischen Landeskirche in Württemberg vom 17. März 1965 (Abl. 41 S. 296), zuletzt geändert durch Verordnung vom 24. Oktober 2006 (Abl. 62 S. 247, 248), außer Kraft.
                              

                           
                        

                     
                  

                  

               

            

         

      

      
            Anlage 1
(zu § 2 KWO und Nummer 3 AWO)
            

         

         
               Mitteilung an die Kirchengemeinde
der Hauptwohnung über die Wahlteilnahme
in einer anderen Kirchengemeinde
bei mehrfachem Wohnsitz
               

            

            

                  Das Formular muss bis spätestens  ____________________ beim Pfarramt des Hauptwohnsitzes sein!
                  

                  Ev. Landeskirche in Württemberg

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Kirchenbezirk

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 [image: 966f052ccf9bc4e59d200acf40c4cdcb82f5159a]

                              
                              	
                                 Gegebenenfalls Briefkopf der mitteilenden Kirchengemeinde

                              
                           

                           
                              	
                                 Kirchengemeinde

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                              	
                                 An die 
Ev. Kirchengemeinde
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 ____________________

                              
                           

                           
                              	
                                 ____________________

                              
                           

                           
                              	
                                 (Straße und Hausnummer)

                              
                           

                           
                              	
                                 ____________________

                              
                           

                           
                              	
                                 (Postleitzahl, Ort)

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Mitteilung über die Teilnahme an den kirchlichen Wahlen

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Jahreszahl)

                              
                           

                           
                              	
                                 in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg

                              
                              	
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 33

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Vor- und Zuname)

                              
                           

                           
                              	
                                 aus

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anschrift des Hauptwohnsitzes)

                              
                           

                           
                              	
                                 ist in

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Straße und Hausnummer, Postleitzahl, Ort)

                              
                           

                        
                     
 
                  

                  mit einem weiteren Wohnsitz einwohnermelderechtlich gemeldet. Das Gemeindeglied hat sich gemäß § 6 Absatz 2 der Kirchengemeindeordnung dahingehend erklärt, dass es der Kirchengemeinde dieses Wohnsitzes angehören will. Die Erklärung ist in den kirchengemeindlichen
                     Meldedaten eingetragen worden.
                  

                  Das Gemeindeglied wird daher auch sein Wahlrecht in unserer Kirchengemeinde ausüben und ist am

                  
                     
                        
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 (Datum)

                              
                           

                        
                     

                  

                  in die Wählerliste eingetragen worden.

                  
                     
                        
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 (Ort, Datum)

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Dienstsiegel)

                              
                              	
                                 Ev. Pfarramt

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (nähere Bezeichnung)

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Unterschrift)

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

      

      
            Anlage 2
(zu §§ 8 und 10 KWO und Nummer 19 AWO)
            

         

         

         
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Hinweis:

                              
                              	
                                 Die Wählerliste wird der Kirchengemeinde in der Regel durch das Kirchliche Rechenzentrum zur Verfügung gestellt. 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Evang. Kirchengemeinde

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Name)

                              
                           

                           
                              	
                                 Abstimmungsbezirk

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Bezeichnung)

                              
                           

                           
                              	
                                 Wahlkreis

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Bezeichnung, vgl. § 38 KWO)

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     Wählerliste
für die Wahlen zur Landessynode und zum Kirchengemeinderat34

                     
                        
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Lfd. Nr.

                              
                              	
                                 Zuname, Titel

                              
                              	
                                 Vorname

                              
                              	
                                 Geb.
dat.

                              
                              	
                                 Anschrift

                              
                              	
                                 Stimmabgabe

                              
                              	
                                 Bemerkung35

                              
                              	
                                 Statistische Erhebung

                              
                           

                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Persönlich

                              
                              	
                                 Briefwahl

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Altersgruppe/Geschlecht [weiblich (w), männlich oder keine Angabe oder divers (s)]

                              
                           

                           
                              	
                                 1

                              
                              	
                                 2

                              
                              	
                                 3

                              
                              	
                                 4

                              
                              	
                                 5

                              
                              	
                                 6

                              
                              	
                                 7

                              
                              	
                                 8

                              
                              	
                                 9

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 14-17

                              
                              	
                                 18-20

                              
                              	
                                 21-35

                              
                              	
                                 36-50

                              
                              	
                                 51-65

                              
                              	
                                 66+

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 w

                              
                              	
                                 s

                              
                              	
                                 w

                              
                              	
                                 s

                              
                              	
                                 w

                              
                              	
                                 s

                              
                              	
                                 w

                              
                              	
                                 s

                              
                              	
                                 w

                              
                              	
                                 s

                              
                              	
                                 w

                              
                              	
                                 s

                              
                           

                           
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Übertrag

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Geprüft und vorläufig abgeschlossen (§ 10 KWO) am

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Datum)

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                           

                           
                              	
                                 (Ort, Datum)

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Unterschrift des Vorsitzenden des Kirchengemeinderats)

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zum endgültigen Abschluss nach § 12 KWO wird bestätigt, dass die vorstehende 

                              
                           

                           
                              	
                                 Wählerliste nach Bekanntmachung vom 

                              
                           

                           
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 bis

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 öffentlich aufgelegt war. 

                              
                           

                           
                              	
                                 (Datum)

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Datum)

                              
                              	
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                              
                              	
                                 Es liegen keine Einsprachen vor.36

                              
                           

                           
                              	
                                 [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                              
                              	
                                 Sämtliche Einsprachen sind erledigt.

                              
                           

                           
                              	
                                 [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                              
                              	
                                 Die Einsprachen bezüglich der Eintragungen zu lfd. Nummer

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 sind noch unerledigt

                              
                              	
                                 (Lfd. Nr.)

                              
                           

                           
                              	
                                 [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                              
                              	
                                 Die Wahlberechtigung der zur Wählerliste Angemeldeten ist vom Kirchengemeinderat geprüft (§ 12 Absatz 1 Satz 3 KWO) und bejaht
                                    worden (§ 13 KWO).37

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

      

      
            Anlage 3

         

         (zu §§ 8 und 10 KWO und Nummer 22 AWO)

         

         
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Evang. Kirchengemeinde

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Name)

                              
                           

                           
                              	
                                 Abstimmungsbezirk

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Bezeichnung)

                              
                           

                           
                              	
                                 Wahlkreis

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Bezeichnung, vgl. § 38 KWO)

                              
                           

                        
                     

                  

                  Wählerliste für Personen, für die eine 
Auskunftssperre besteht

                  für die Wahlen zur Landessynode und zum Kirchengemeinderat38

                  
                     

                     
                        
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Lfd. Nr.

                              
                              	
                                 Zuname, Titel

                              
                              	
                                 Vorname

                              
                              	
                                 Geb.
dat.

                              
                              	
                                 Anschrift

                              
                              	
                                 Stimmabgabe

                              
                              	
                                 Bemerkung39

                              
                              	
                                 Statistische Erhebung

                              
                           

                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Persönlich

                              
                              	
                                 Briefwahl

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Altersgruppe/Geschlecht [weiblich (w), männlich oder keine Angabe oder divers (s)]

                              
                           

                           
                              	
                                 1

                              
                              	
                                 2

                              
                              	
                                 3

                              
                              	
                                 4

                              
                              	
                                 5

                              
                              	
                                 6

                              
                              	
                                 7

                              
                              	
                                 8

                              
                              	
                                 9

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 14-17

                              
                              	
                                 18-20

                              
                              	
                                 21-35

                              
                              	
                                 36-50

                              
                              	
                                 51-65

                              
                              	
                                 66+

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 w

                              
                              	
                                 s

                              
                              	
                                 w

                              
                              	
                                 s

                              
                              	
                                 w

                              
                              	
                                 s

                              
                              	
                                 w

                              
                              	
                                 s

                              
                              	
                                 w

                              
                              	
                                 s

                              
                              	
                                 w

                              
                              	
                                 s

                              
                           

                           
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Übertrag

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Geprüft und vorläufig abgeschlossen (§ 10 KWO) am

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Datum)

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                           

                           
                              	
                                 (Ort, Datum)

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Unterschrift des Vorsitzenden des Kirchengemeinderats)

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zum endgültigen Abschluss nach § 12 KWO wird bestätigt, dass Hinweisen über die Fehlerhaftigkeit von Eintragungen nachgegangen
                                    wurde.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                              
                              	
                                 Es wurden keine Tatsachen glaubhaft gemacht, aus denen sich die Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit der Wählerliste ergeben
                                    kann.40

                              
                           

                           
                              	
                                 [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                              
                              	
                                 Tatsachen, die die Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit glaubhaft machen, sind geprüft.

                              
                           

                           
                              	
                                 [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                              
                              	
                                 Die Prüfung der glaubhaft gemachten Tatsachen, aus denen sich die Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit bezüglich der Einrtragungen
                                    zur laufenden Nummer
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 ergeben kann, ist noch unerledigt.

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Lfd. Nr.)

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                              
                              	
                                 Die Wahlberechtigung der zur Wählerliste Angemeldeten ist vom Kirchengemeinderat geprüft (§ 12 Absatz 1 Satz 3 KWO) und bejaht
                                    worden (§ 13 KWO).41

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                           

                           
                              	
                                 (Ort, Datum)

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Unterschrift des geschäftsführenden Pfarrers)

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     

                  

                  

               

            

         

      

      
            

         

         [image: bfe176150efbd6c27894e44c3532effd1a7c0591]

      

      
            Anlage 5
(zu § 11 KWO und Nummer 34 AWO)
            

         

         
                     Wahlausweis – Bescheinigung über die Aufnahme in die Wählerliste –

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Sie sind zur Wahl zum Kirchengemeinderat und zur Landessynode42 mit nebenstehender Nummer in die Wählerliste aufgenommen worden
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Name)

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anschrift/Wohnung)

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Lfd. Nr.)

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Die Wahl findet statt am

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 in der Zeit von

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 bis

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Uhr

                              
                           

                           
                              	
                                 (Datum)

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Uhrzeit)

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Uhrzeit)

                              
                              	
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Wahlraum:

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Absender: Evang. Kirchengemeinde

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Name)

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 (Anschrift)

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anschrift des geschäftsführenden Pfarramtes)

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (E-Mail-Adresse)

                              
                              	
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  Bringen Sie diesen Wahlausweis bitte zur Wahl mit.

                  Bitte beachten Sie die Hinweise auf der Rückseite!

                  (Rückseite Anlage 5)

                  
                     
                        	
                           Dieser Wahlausweis ist zur Stimmabgabe im Wahlraum mitzubringen. Jedoch kann auch wählen, wer in die Wählerliste aufgenommen
                              ist und sich über seine Person ausweist oder anwesenden Mitgliedern des Wahlausschusses bekannt ist. 
                           

                        

                        	
                           Trotz Erhalt der Briefwahlunterlagen ist die Wahl im Wahllokal möglich (bitte diesen Wahlausweis mitbringen). Wird durch Briefwahl
                              gewählt, ist dieser Wahlausweis dem Briefwahlschein beizufügen und die nachstehende Versicherung über die persönliche Kennzeichnung (bitte beim x unterschreiben) abzugeben.
                           

                        

                     

                  

                  [image: 9b39f31059f75aea9bd5892af5d07a64a886dd0e]

                  Versicherung der persönlichen Kennzeichnung

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Ich versichere, dass ich den (die) beiliegenden Stimmzettel persönlich gekennzeichnet habe.

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 [image: 34ca4b1a43e73f69104ea4482bb9fb3cffc870d3]

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 (Ort, Datum)

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Unterschrift Briefwähler)

                              
                              	
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  ODER:

                  Versicherung der Hilfsperson

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Ich

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 versichere, dass ich den (die) beiliegenden Stimmzettel

                              
                           

                           
                              	
                                 (Name der volljährigen Hilfsperson in Druckbuchstaben)

                              
                           

                           
                              	
                                 nach den Weisungen des Wählers gekennzeichnet habe.

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 [image: 34ca4b1a43e73f69104ea4482bb9fb3cffc870d3]

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 (Ort, Datum)

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Unterschrift Briefwähler)

                              
                           

                        
                     

                  

                  HINWEIS: Ohne Unterschrift ist die Stimmabgabe ungültig!
                  

                  [image: 01493a2d09207ffadad754511451355ca688ab25]

               

            

         

      

      
            

         

         [image: 9dd0f1f276e76b3ad6424f9331d12d883944d3dc]

         [image: e3b777cb958b51298daab55ff07468e779192710]

         [image: af08fd6d514f21a2f202c16eabe70e8457c2b571]

      

      
            Anlage 6a

         

         (zu § 15 KWO und Nummer 41 AWO)

         
               Wahlvorschlag

            

            

            

            
               
                  
                     
                     
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           Für die Wahl zum Kirchengemeinderat

                        
                     

                     
                        	
                           in der Evangelischen Kirchengemeinde 

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           (Name)

                        
                     

                     
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           (Wohnbezirk/Teilort)1

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           am 

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           

                        
                        	
                           (Datum)

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           werden folgende Personen vorgeschlagen:

                        
                     

                  
               

            

            
               
                  
                     
                     
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           

                        
                        	
                           Vor- und Zuname

                        
                        	
                           (Haupt-)Beruf oder Dienstbezeichnung

                        
                        	
                           Anschrift

                        
                     

                     
                        	
                           1

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           2

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           3

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           4

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           5

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           6

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           7

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           8

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           9

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           10

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           ...

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                  
               

            

            
               
                  
                     
                  
                  
                     
                        	
                           Unterzeichner des Wahlvorschlags:

                        
                     

                  
               

            

            
               
                  
                     
                     
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           

                        
                        	
                           Vor- und Zuname

                        
                        	
                           Anschrift

                        
                        	
                           Unterschrift

                        
                     

                     
                        	
                           1

                        
                        	
                           Einsender :

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           2

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           3

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           4

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           5

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           6

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           7

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           8

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           9

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           10

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           ...

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                  
               

            

            
               
                  
                     
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           

                        
                        	
                           1 Nur im Fall der unechten Teilortswahl oder einer wahl nach Wohnbezirken (§ 13 KGO) auszufüllen.
                           

                        
                     

                  
               

            

            
                  Anlage 1:

               

               
                     Erklärung
zur Bewerbung zum Kirchengemeinderat
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Ich stimme der Aufnahme in den Wahlvorschlag zu und bin bereit, das folgende Amtsversprechen der Kirchengemeinderäte abzulegen:

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                  „Im Aufsehen auf Jesus Christus, den alleinigen Herrn der Kirche, will ich meinen Teil dazu beitragen, das Evangelium von
                                       Jesus Christus, wie es in der Heiligen Schrift gegeben und in den Bekenntnissen der Reformation bezeugt ist, aller Welt zu
                                       verkündigen.

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Als Mitglied des Kirchengemeinderats will ich daran mitarbeiten, dass die Kirche auf den Grund des Evangeliums von Jesus Christus
                                       gebaut werde.

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Meinen Dienst will ich nach der Ordnung unserer Landeskirche tun. 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Ich will achthaben auf Lehre und Leben und dem wehren, was dem Evangelium widerspricht. 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Ich will die Einheit der Kirche fördern. 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Ich werde über das schweigen, was mir seelsorglich anvertraut wird. 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 In meinem Leben, Reden und Tun will ich Gott dienen.“

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 (Name des Bewerbers)

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Unterschrift)

                              
                              	
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

            
                  Anlage 2 (Selbstauskunftserklärung zur Bewerbung zum Kirchengemeinderat) zu Anlage 6a

               

               

               
                     Selbstauskunftserklärung zur Bewerbung zum Kirchengemeinderat

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Ich

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Name, Vorname

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 geboren am 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Wohnhaft in

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 versichere, dass ich nicht wegen einer Straftat, die nach dem Achten Sozialgesetzbuch zum Ausschluss von Aufgaben in der Kinder- und Jugendhilfe führt, rechtskräftig verurteilt worden bin und auch insoweit keine Kenntnis von der Einleitung eines Ermittlungsverfahrens gegen mich habe. 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Ort und Datum

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Unterschrift

                              
                              	
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

            
                  Anlage 3 (Freiwillige ergänzende Angaben zum Wahlvorschlag Kirchengemeinderat) zu Anlage 6a

               

               
                     Freiwillige ergänzende Angabe zum Wahlvorschlag Kirchengemeinderat
(für statistische Zwecke)
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 1. Geschlecht

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Gesamt

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                           

                           
                              	
                                 Davon weiblich

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                           

                        
                     

                  

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 2. Altersgruppe

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Gesamt 

                              
                              	
                                 /

                              
                              	
                                 davon weiblich

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 14-17 Jahre

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 /

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                           

                           
                              	
                                 18-20 Jahre

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 /

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                           

                           
                              	
                                 21-35 Jahre

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 /

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                           

                           
                              	
                                 36-50 Jahre

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 /

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                           

                           
                              	
                                 51-65 Jahre

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 /

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                           

                           
                              	
                                 66 Jahre und älter

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 /

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                           

                        
                     

                  

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 3. Berufstätigkeit

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Voll erwerbsfähig

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                           

                           
                              	
                                 Teilzeitbeschäftigt

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                           

                           
                              	
                                 Geringfügig beschäftigt

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                           

                           
                              	
                                 Geringfügig

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                           

                        
                     

                  

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 4. Höchster Bildungsabschluss

                              
                           

                           
                              	
                                 Promotion/Habilitation

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                           

                           
                              	
                                 (Fach-)Hochschulabschluss

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                           

                           
                              	
                                 Abitur (inkl. Fachabitur)

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                           

                           
                              	
                                 Realschule

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                           

                           
                              	
                                 Haupt- bzw. Volksschulabschluss

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Schule ohne Abschluss verlassen

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 5. Bisherige Mitgliedschaft im Kirchengemeinderat

                              
                           

                           
                              	
                                 Ja

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                           

                           
                              	
                                 Nein

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                           

                        
                     

                  

                  

                  

                  Wir weisen darauf hin, dass die Daten elektronisch gespeichert und verarbeitet werden (§ 5 DSG.EKD).

               

            

         

         
               Wahlvorschlag

            

            

            

            
               
                  
                     
                     
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           Für die Wahl zum Landessynode

                        
                        	
                           am

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           (Datum)

                        
                     

                     
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           werden für den Wahlkreis

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           

                        
                        	
                           (Bezeichnung, vgl. § 38 KWO)

                        
                     

                     
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           folgende Laien vorgeschlagen:
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                  
               

            

            
               
                  
                     
                     
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           

                        
                        	
                           Vor- und Zuname

                        
                        	
                           (Haupt-)Beruf oder Dienstbezeichnung

                        
                        	
                           Anschrift

                        
                     

                     
                        	
                           1

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           2

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           3

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           ...

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                  
               

            

            
               
                  
                     
                  
                  
                     
                        	
                           folgende Theologen vorgeschlagen:
                           

                        
                     

                  
               

            

            
               
                  
                     
                     
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           

                        
                        	
                           Vor- und Zuname

                        
                        	
                           (Haupt-)Beruf oder Dienstbezeichnung

                        
                        	
                           Anschrift

                        
                     

                     
                        	
                           1

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           2

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           3

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           ...

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                  
               

            

            
               
                  
                     
                  
                  
                     
                        	
                           Unterzeichner des Wahlvorschlags:

                        
                     

                  
               

            

            
               
                  
                     
                     
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           

                        
                        	
                           Vor- und Zuname

                        
                        	
                           Anschrift

                        
                        	
                           Unterschrift

                        
                     

                     
                        	
                           1

                        
                        	
                           Einsender :

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           2

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           3

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           4

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           5

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           6

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           7

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           8

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           9

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           10

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           11

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           12

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           13

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           14

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           15

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           16

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           17

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           18

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           19

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           20

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                     
                        	
                           ...

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                        	
                           

                        
                     

                  
               

            

            
                  Anlage 1:

               

               
                     Erklärung 
zur Bewerbung zur Landessynode
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Ich stimme der Aufnahme in den Wahlvorschlag zu und bin bereit, das folgende Gelübde der Synodalen der Landessynode abzulegen:

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 „Ich gelobe vor Gott, mein Amt als Mitglied der Landessynode im Aufsehen auf Jesus Christus, den alleinigen Herrn der Kirche,
                                       zu führen. 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Ich will in meinem Teil dafür Sorge tragen, dass die Kirche in Verkündigung, Ordnung und Leben auf den Grund des Evangeliums
                                       gebaut werde, wie es in der Heiligen Schrift gegeben und in den Bekenntnissen dar Reformation bezeugt ist, ich will die Verfassung
                                       dar Kirche gewissenhaft wahren und darauf Acht haben, dass falscher Lehre, der Unordnung und dem Ärgernis in der Kirche gewehrt
                                       werde.

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 So will ich treulich mithelfen, dass die Kirche in allen Stücken wachse an dem, der das Haupt ist, Christus.“

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 (Name des Bewerbers)

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Unterschrift)

                              
                              	
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

            
                  Anlage 2 (Selbstauskunftserklärung zur Bewerbung zur Landessynode)

               

               

               
                     Selbstauskunftserklärung zur Bewerbung zur Landessynode

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Ich

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Name, Vorname

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 geboren am 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Wohnhaft in

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 versichere, dass ich nicht wegen einer Straftat, die nach dem Achten Sozialgesetzbuch zum Ausschluss von Aufgaben in der Kinder- und Jugendhilfe führt, rechtskräftig verurteilt worden bin und auch insoweit keine Kenntnis von der Einleitung eines Ermittlungsverfahrens gegen mich habe. 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Ort und Datum

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Unterschrift

                              
                              	
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

            
                  Anlage 3 (Freiwillige ergänzende Angaben zum Wahlvorschlag Landessynode) zu Anlage 6a

               

               
                     Freiwillige ergänzende Angabe zum Wahlvorschlag Landessynode
(für statistische Zwecke)
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 1. Geschlecht

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Gesamt

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                           

                           
                              	
                                 Davon weiblich

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                           

                        
                     

                  

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 2. Altersgruppe

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Gesamt 

                              
                              	
                                 /

                              
                              	
                                 davon weiblich

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 14-17 Jahre

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 /

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                           

                           
                              	
                                 18-20 Jahre

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 /

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                           

                           
                              	
                                 21-35 Jahre

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 /

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                           

                           
                              	
                                 36-50 Jahre

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 /

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                           

                           
                              	
                                 51-65 Jahre

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 /

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                           

                           
                              	
                                 66 Jahre und älter

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 /

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                           

                        
                     

                  

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 3. Berufstätigkeit

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Voll erwerbsfähig

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                           

                           
                              	
                                 Teilzeitbeschäftigt

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                           

                           
                              	
                                 Geringfügig beschäftigt

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                           

                           
                              	
                                 Geringfügig

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                           

                        
                     

                  

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 4. Höchster Bildungsabschluss

                              
                           

                           
                              	
                                 Promotion/Habilitation

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                           

                           
                              	
                                 (Fach-)Hochschulabschluss

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                           

                           
                              	
                                 Abitur (inkl. Fachabitur)

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                           

                           
                              	
                                 Realschule

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                           

                           
                              	
                                 Haupt- bzw. Volksschulabschluss

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Schule ohne Abschluss verlassen

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 5. Bisherige Mitgliedschaft im Kirchengemeinderat

                              
                           

                           
                              	
                                 Ja

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                           

                           
                              	
                                 Nein

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                           

                        
                     

                  

                  

                  Wir weisen darauf hin, dass die Daten elektronisch gespeichert und verarbeitet werden (§ 5 DSG.EKD).

               

            

         

      

      
            

         

         [image: 556786fcbf3b9413daf2963a278a9dfcd4bce70f]

         [image: 2b3ec4669f453e41e92750a8241f6ffb2c702f87]

      

      
            Anlage 8a 
(aufgehoben)
            

         

      

      
            

         

         [image: dba0c9f43d7d8f43bbf74fa4858f09cc692b987b]

         [image: 0c87766da5af0d6eadf184482945d55abdc9f51b]

         [image: 702ff3719cda0b38cb1e92157c4218af6156c4be]

      

      
            Anlage 9a

         

         
               Niederschrift

            

            Für die

            
               
                  	
                      Ortswahlausschüsse von Kirchengemeinden in denen keine  Stimmbezirksausschüsse gebildet sind und
                     

                  

                  	
                      alle Stimmbezirksausschüsse.

                  

               

            

            (zu § 24 KWO und Nummern 72, 80 AWO sowie zu § 53 KWO und Nummer 151 AWO)

         

         
                     a) Gemeinsamer Teil a) für die Formulare b) und c) 
zur Synodalwahl und Kirchengemeinderatswahl
                     

                  

                  

                  Ev. Kirchengemeinde

                  
                     
                        
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 (Name)

                              
                           

                        
                     

                  

                  Kirchenbezirk

                  
                     
                        
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 (Name)

                              
                           

                        
                     

                  

                  Abstimmungsbezirk

                  
                     
                        
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 (Bezeichnung Abstimmungsbezirk/Teilort oder Wohnbezirk)

                              
                           

                           
                              	
                                 ____________________

                              
                           

                           
                              	
                                 (Ort, Datum)

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                              
                              	
                                 Niederschrift des Ortswahlausschusses (nur verwenden, wenn keine Stimmbezirksausschüsse gebildet sind, sonst Anlage 9b)

                              
                           

                           
                              	
                                 [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                              
                              	
                                 Niederschrift des Stimmbezirksausschusses43

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 über die Wahl

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                              
                              	
                                 zur Landessynode und

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                              
                              	
                                 zum Kirchengemeinderat44

                              
                           

                        
                     

                  

                  Für die heute anberaumte Wahl zum Kirchengemeinderat und zur Landessynode45 sind durch Beschluss des zuständigen Kirchengemeinderats bzw. durch Nach- und Zuwahl folgende Personen als Mitglieder des Ausschusses und als Stellvertreter bestellt und nach § 7 Absatz 3 KWO verpflichtet worden:
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Mitglieder: 

                              
                           

                           
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Name, Anschrift)

                              
                           

                           
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Name, Anschrift)

                              
                           

                           
                              	
                                 3.

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Name, Anschrift)

                              
                           

                           
                              	
                                 ...

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Stellvertreter: 

                              
                           

                           
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Name, Anschrift)

                              
                           

                           
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Name, Anschrift)

                              
                           

                           
                              	
                                 3.

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Name, Anschrift)

                              
                           

                           
                              	
                                 ...

                              
                           

                        
                     

                  

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Vom Ausschuss wurden folgende Personen nach § 27 KWO als Wahlhelfer bestellt und vom Vorsitzenden verpflichtet:
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Name, Anschrift)

                              
                           

                           
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Name, Anschrift)

                              
                           

                           
                              	
                                 3.

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Name, Anschrift)

                              
                           

                           
                              	
                                 ...

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Die Wahlhandlung ist heute unter der Leitung und Aufsicht des Ausschusses und in steter Anwesenheit von drei Mitgliedern des
                                    Ausschusses oder deren Stellvertreter in dem für die Wähler zugänglichen Wahlraum in
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 (Ort, Bezeichnung Wahlraum)

                              
                           

                           
                              	
                                 vorgenommen worden.

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	Für die Wahl ist die Zeit
                           

                           
                              	
                                 von

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 bis

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Uhr

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Uhrzeit)

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Uhrzeit)

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	vom Kirchengemeinderat bestimmt worden.
                           

                        
                     

                  

                  

                  Wahlhandlung, Wahlraum und Wahlzeit sind im Gemeindegottesdienst und in anderer geeigneter Weise bekannt gegeben worden. 

                  Vor der Wahl stellte der Wahlausschuss fest, dass die Wahlurne leer war. Diese wurde bis zum Schluss der Abstimmung nicht
                     wieder geöffnet. 
                  

                  Die Abstimmung wurde in der nach § 24 Absatz 1 KWO vorgeschriebenen Weise vorgenommen.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Wähler, die aus offenbarem Versehen

                              
                           

                           
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	nicht in die Wählerliste aufgenommen worden waren, sind durch einstimmigen Beschluss des Ausschusses zur Wahl zugelassen worden.
                                 Ihr Name wurde in der Wählerliste nachgetragen. 
                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Folgende Personen wurden zur Wahl nicht zugelassen46:
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Name, Anschrift, Grund der Nichtzulassung)

                              
                           

                           
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Name, Anschrift, Grund der Nichtzulassung)

                              
                           

                           
                              	
                                 ...

                              
                           

                        
                     

                  

                  Nach Ende der Wahlzeit wurde die Wahl für geschlossen erklärt. Nach Schluss der Wahl wurde in öffentlicher Sitzung das Wahlergebnis ermittelt.
                  

                  

                  Noch vor Öffnung der Wahlurne wurden die beim Ausschuss eingegangenen – einschließlich der in die Wahlbriefkästen eingelegten47 – Wahlbriefe geöffnet und geprüft. Wenn die Stimmabgabe gültig war, wurden nach Vermerk der Stimmabgabe in der Wählerliste,
                     die amtlichen Wahlumschläge in die Wahlurne eingelegt. 
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Es wurden

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Wahlbriefe aufgrund

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 fehlender oder fehlerhafter Erklärung zur persönlichen Kennzeichnung oder Kennzeichnung durch Hilfsperson ausgesondert.

                              
                           

                        
                     

                  

                  Nach Öffnung der Urne wurden die abgegebenen Wahlumschläge gezählt und mit der Zahl der Vermerke der Stimmabgaben in der Wählerliste
                     verglichen. Hierbei ergab sich folgende Verschiedenheit:
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Anzahl der Vermerke der Stimmabgaben:

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Anzahl der Wahlumschlage

                              
                              	
                                 ./.

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 ./.

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Anzahl „lose“ Stimmzettel 
(Landessynode)
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 ./.

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Anzahl „lose“ Stimmzettel (KGR)

                              
                              	
                                 ./.

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                           

                           
                              	
                                 Differenz:

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Kirchengemeinderatswahl)

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Landessynodalwahl)

                              
                           

                        
                     

                  

                  Sodann wurden die Wahlumschläge geöffnet und die Stimmzettel entnommen.

                  

                  Bei der Ermittlung des Wahlergebnisses wurden aufgrund der Wählerliste folgende Feststellungen getroffen:

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Anzahl der Wahlberechtigten:

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Anzahl der Wähler, die abgestimmt haben:

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                  davon Briefwähler:

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     b) Besonderer Teil des Formulars zur Synodalwahl
(Auszählung Synodalwahl)
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Es werden zur Auszählung der Synodalwahl folgende Feststellungen getroffen:
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Anzahl der Wahlumschläge (siehe oben a)):
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 + Anzahl der „losen“ Stimmzettel (siehe oben a)):
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 ./. Anzahl der Wahlumschläge ohne Stimmzettel:

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Auszuwertende Stimmzettel insgesamt:

                              
                              	
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Ohne besonderen Beschluss wurden bei der Auszählung folgende Anzahl von Stimmzetteln insgesamt (Theologen und Laien) für ungültig
                                    erklärt
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 (Theologen)

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Laien)

                              
                           

                           
                              	
                                 und als teilweise ungültig erklärt

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 (Theologen)

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Laien)

                              
                           

                           
                              	
                                 

                                 Mit besonderem Beschluss des Ausschusses wurden über die in der Anlage A aufgeführten und beigefügten Stimmzettel gefasst,
                                    dabei wurden 
                                 

                                 insgesamt (Theologen und Laien) 
für ungültig erklärt
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 (Theologen)

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Laien)

                              
                           

                           
                              	
                                 und als teilweise ungültig erklärt

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 (Theologen)

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Laien)

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  Gültige Stimmzettel damit:

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 (Theologen)

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Laien)

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Von den 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 abgegebenen gültigen Stimmen 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                              	
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  haben erhalten: 

                  Theologen: 

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Name)

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Stimmen)

                              
                           

                           
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Name)

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Stimmen)

                              
                           

                           
                              	
                                 ...

                              
                           

                        
                     

                  

                  Laien:

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Name)

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Stimmen)

                              
                           

                           
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Name)

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Stimmen)

                              
                           

                           
                              	
                                 ...

                              
                           

                        
                     

                  

                  Dem Vorsitzenden des Ortswahlausschusses wurden die Stimmzettel zur Verwahrung, die Niederschrift nebst Anlagen zur unverzüglichen
                     Einsendung an den Vertrauensausschuss übergeben.
                  

                  Die Richtigkeit vorstehender Niederschrift 
beurkundet 
Der Ortswahlausschuss48: 
Der Stimmbezirksausschuss49: 
(Unterschrift des Vorsitzenden und eines weiteren Mitglieds)
                  

               

               
                     c) Besonderer Teil des Formulars zur Kirchengemeinderatswahl
(Auszählung Kirchengemeinderatswahl)50

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                              
                              	
                                 51

                              
                              	
                                 Nach Schluss der Wahl kam es zu einer Unterbrechung der Sitzung des Ausschusses.52 Die Stimmzettel der Kirchengemeinderatswahl wurden unter Verschluss und Siegel gelegt und vom Vorsitzenden des Ortswahlausschusses/Stimmbezirksausschusses53 in Verwahrung genommen.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Am

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 wurden die Stimmzettel

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Datum)

                              
                              	
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  wieder aus der Verwahrung genommen und in öffentlicher Sitzung das Wahlergebnis ermittelt. So dann wurde festgestellt:

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Anzahl der Wahlumschläge (siehe oben a)):
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 + Anzahl der losen Stimmzettel (siehe oben a)):
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Zwischensumme (Maximale mögliche Anzahl Stimmzettel)

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 ./. Anzahl der Wahlumschläge ohne Stimmzettel:

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Auszuwertende Stimmzettel insgesamt:

                              
                              	
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Ohne besonderen Beschluss wurden bei der Auszählung folgende Anzahl von Stimmzetteln 
insgesamt für ungültig erklärt
                              

                           
                           	
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                        

                        
                           	
                              Mit besonderem Beschluss des Ausschusses wurden über
die in der Anlage B aufgeführten und beigefügten Stimmzettel gefasst, dabei wurden insgesamt für ungültig erklärt
                              

                           
                           	
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                        

                        
                           	
                              Gültige Stimmzettel damit:

                           
                           	
                              

                           
                        

                     
                  

                  Feststellung des Stimmbezirksausschusses54

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Von den

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 abgegebenen gültigen Stimmen

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                              	
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  haben erhalten:

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 mit

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Stimmen

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Name)

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 mit

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Stimmen

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Name)

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 3.

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 mit

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Stimmen

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Name)

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 ...

                              
                           

                        
                     

                  

                  Dem Vorsitzenden des Ortswahlausschusses wurden die Stimmzettel und die Niederschrift des Stimmbezirksausschusses nebst Anlagen
                     zur Verwahrung und Feststellung des Wahlergebnisses übergeben.
                  

                  Die Richtigkeit vorstehender Niederschrift 
beurkundet 
Der Stimmbezirksausschuss: 
(Unterschrift des Vorsitzenden und eines weiteren Mitglieds)
                  

                  

                  Feststellung des Ortswahlausschusses55

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Von den

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 abgegebenen

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                              	
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  gültigen Stimmen haben erhalten:

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 mit

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Stimmen

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Name)

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 mit

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Stimmen

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Name)

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 3.

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 mit

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Stimmen

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Name)

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 ...

                              
                           

                        
                     

                  

                  Der Ortswahlausschuss stellt fest, dass damit folgende Wahlbewerber als gewählt zu betrachten sind:

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Name)

                              
                           

                           
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Name)

                              
                           

                           
                              	
                                 3.

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Name)

                              
                           

                           
                              	
                                 ...

                              
                           

                        
                     

                  

                  Der Vorsitzende des Ortswahlausschusses nahm die Stimmzettel und die Niederschrift nebst Anlagen in Verwahrung. 

                  Die Richtigkeit vorstehender Niederschrift 
beurkundet 
Der Ortswahlausschuss: 
(Unterschrift des Vorsitzenden und eines weiteren Mitglieds)
                  

                  

               

            

            
                  Anlage zur Niederschrift der Ortswahlausschüsse/Stimmbezirksausschüsse56

               

               Die statistische Erhebung ist erst nach erfolgter Meldung des Wahlergebnisses der Wahl zur Landessynode durch den Ortswahlausschuss an den Vertrauensausschuss auszufüllen.
               

               
                     Statistische Daten

                  

                  Der Oberkirchenrat bittet die Stimmbezirksausschüsse und die Ortswahlausschüsse nachstehende Daten zur statistischen Erhebung zu erfassen und ihrer Niederschrift anzuschließen und dem Vertrauensausschuss (bzw. dem Ortswahlausschuss bei mehreren Abstimmungsbezirken) zu übersenden.
                  

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zahl der Wahlberechtigten

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 davon haben abgestimmt

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 diese untergliedern sich in

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Altersgruppe

                              
                              	
                                 Gesamt

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Davon Wählerinnen

                              
                           

                           
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 14-17 Jahre

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 18-20 Jahre

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 21-35 Jahre

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 36-50 Jahre

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 51-65 Jahre

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 66 Jahre und älter

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Kontrollsumme

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  ____________________

                  Die Richtigkeit der vorstehenden Daten wird bestätigt

                  (Unterschrift Vorsitzender des Ausschusses)

               

            

         

      

      
            Anlage 9b

         

         
                  Niederschrift

               

               
                  
                     	
                         für Ortswahlausschüsse,
wenn Stimmbezirksausschüsse gebildet sind.
                        

                     

                  

               

            

         

         
                     a) Gemeinsamer Teil für die Formulare b) und c) 
zur Synodalwahl und Kirchengemeinderatswahl
                     

                  

                  

                  Ev. Kirchengemeinde

                  
                     
                        
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 (Name)

                              
                           

                        
                     

                  

                  Kirchenbezirk

                  
                     
                        
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 (Name)

                              
                           

                           
                              	
                                 ____________________

                              
                           

                           
                              	
                                 (Ort, Datum)

                              
                           

                        
                     

                  

                  über die Wahl

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                              
                              	
                                 zur Landessynode

                              
                           

                           
                              	
                                 [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                              
                              	
                                 zum Kirchengemeinderat57

                              
                           

                        
                     

                  

                  Für die heute anberaumte Wahl zum Kirchengemeinderat und zur Landessynode58 sind durch Beschluss des zuständigen Kirchengemeinderats bzw. durch Nach- und Zuwahl folgende Personen als Mitglieder des Ausschusses und als Stellvertreter bestellt und nach § 7 Absatz 3 KWO verpflichtet worden:
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Mitglieder: 

                              
                           

                           
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Name, Anschrift)

                              
                           

                           
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Name, Anschrift)

                              
                           

                           
                              	
                                 3.

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Name, Anschrift)

                              
                           

                           
                              	
                                 ...

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Stellvertreter: 

                              
                           

                           
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Name, Anschrift)

                              
                           

                           
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Name, Anschrift)

                              
                           

                           
                              	
                                 3.

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Name, Anschrift)

                              
                           

                           
                              	
                                 ...

                              
                           

                        
                     

                  

                  Bei der Ermittlung des Wahlergebnisses wurden aufgrund der Wählerliste folgende Feststellungen getroffen:

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Anzahl der Wahlberechtigten:

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Anzahl der Wähler, die abgestimmt haben:

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 davon Briefwähler:

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     b) Besonderer Teil des Formulars 
zur Synodalwahl (Auszählung Synodalwahl)
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Auszuwertende gültige Stimmzettel der Landessynodalwahl insgesamt:

                              
                              	
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Von den 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 abgegebenen gültigen Stimmen 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                              	
                                 

                              
                           

                        
                     
haben erhalten: 
                  

                  Theologen: 

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Name)

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Stimmen)

                              
                           

                           
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Name)

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Stimmen)

                              
                           

                           
                              	
                                 ...

                              
                           

                        
                     

                  

                  Laien:

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Name)

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Stimmen)

                              
                           

                           
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Name)

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Stimmen)

                              
                           

                           
                              	
                                 ...

                              
                           

                        
                     

                  

                  Dem Vorsitzenden des Ortswahlausschusses wurden die Stimmzettel zur Verwahrung, die Niederschrift nebst Anlagen zur unverzüglichen
                     Einsendung an den Vertrauensausschuss übergeben.
                  

                  Die Richtigkeit vorstehender Niederschrift 
beurkundet 
Der Ortswahlausschuss: 
(Unterschrift des Vorsitzenden und eines weiteren Mitglieds)
                  

               

               
                     c) Besonderer Teil des Formulars zur Kirchengemeinderatswahl 
(Auszählung Kirchengemeinderatswahl)
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Auszuwertende gültige Stimmzettel der Kirchengemeinderatswahl insgesamt:

                              
                              	
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Von den 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 abgegebenen gültigen Stimmen 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                              	
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  haben erhalten: 

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 mit

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Stimmen

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Name)

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 mit

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Stimmen

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Name)

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 3.

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 mit

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Stimmen

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Name)

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Anzahl)

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 ...

                              
                           

                        
                     

                  

                  Der Ortswahlausschuss stellt fest, dass damit folgende Wahlbewerber als gewählt zu betrachten sind:

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Name)

                              
                           

                           
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Name)

                              
                           

                           
                              	
                                 3.

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Name)

                              
                           

                           
                              	
                                 ...

                              
                           

                        
                     

                  

                  Der Vorsitzende des Ortswahlausschusses nahm die Stimmzettel und die Niederschrift nebst Anlagen in Verwahrung. 

                  Die Richtigkeit vorstehender Niederschrift 
beurkundet 
Der Ortswahlausschuss: 
(Unterschrift des Vorsitzenden und eines weiteren Mitglieds)
                  

                  

                  Anlage A/B59 zur Niederschrift des Ortwahlausschusses/Stimmbezirksausschusses60:
                  

                  Besonderer Beschluss über Stimmzettel zur Synodalwahl/Kirchengemeinderatswahl61 wurde wie folgt gefasst:
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 a) 

                              
                              	
                                 für ungültig erklärt:

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Stimmzettel Nr.

                              
                              	
                                 ;

                              
                              	
                                 Grund:

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Stimmzettel Nr.

                              
                              	
                                 ;

                              
                              	
                                 Grund: 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 ...

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 ...

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 b)

                              
                              	
                                 wie folgt bewertet

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Stimmzettel Nr.

                              
                              	
                                 ;

                              
                              	
                                 Stimme(n) für

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Stimme(n) für ...

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Stimmzettel Nr.

                              
                              	
                                 ;

                              
                              	
                                 Stimme(n) für 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Stimme(n) für ...

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 ...

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 ...

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

            
                  Anlage zur Niederschrift des Ortwahlausschusses

               

               Die statistische Erhebung ist erst nach erfolgter Meldung des Wahlergebnisses der Wahl zur Landessynode an den Vertrauensausschuss auszufüllen.
               

               
                     Statistische Daten

                  

                  Der Oberkirchenrat bittet die Ortswahlausschüsse nachstehende Daten zur statistischen Erhebung zu erfassen und ihrer Niederschrift
                     anzuschließen und dem Vertrauensausschuss zu übersenden.
                  

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zahl der Wahlberechtigten

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 davon haben abgestimmt

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 diese untergliedern sich in

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Altersgruppe

                              
                              	
                                 Gesamt

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Davon Wählerinnen

                              
                           

                           
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 14-17 Jahre

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 18-20 Jahre

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 21-35 Jahre

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 36-50 Jahre

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 51-65 Jahre

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 66 Jahre und älter

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Kontrollsumme

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  ____________________

                  Die Richtigkeit der vorstehenden Daten wird bestätigt

                  (Unterschrift Vorsitzender des Ausschusses)

               

            

         

      

      
            

         

         [image: 9b5eb24ba19ed3037e09ab58b252d71a504dda31]

         [image: f33741667491b7bc2ae266c0c38db674b8bf89bd]

         [image: 093a9b18d2da874bc1cd1755658baf5e7945a950]

      

      
            Anlage 11

         

         Anlage 11

         (zu § 51 KWO und Nummern 130 und 149 AWO)

         [image: 829e0fba32c4337bc963880388ffca580128cbf4]

      

      
            

         

         [image: 93a5bd3c9b27c2730b1e8d3afa1876707eb9e19d]

         [image: df87d0181f7120b78b1410d7bb19e56929cda3f3]

         [image: ba3de53f8b40000d149aac15e417da48f06d69d5]

         

         Anlage zur Niederschrift der Vertrauensausschüsse

         ____________________

         Statistische Daten

         ____________________

         Der Oberkirchenrat bittet die Vertrauensausschüsse nachstehende Daten zur statistischen Erhebung zu erfassen und der Niederschrift
            anzuschließen und dem Oberkirchenrat zu übersenden.
         

         

         
            
               
                  
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        Zahl der Wahlberechtigten

                     
                     	
                        ____________________

                     
                     	
                        

                     
                  

                  
                     	
                        ____________________

                     
                     	
                        ____________________

                     
                     	
                        

                     
                  

                  
                     	
                        davon haben abgestimmt

                     
                     	
                        ____________________

                     
                     	
                        

                     
                  

               
            

         

         

         
            
               
                  
                  
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        diese untergliedern sich in

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                  

                  
                     	
                        Altersgruppe

                     
                     	
                        Gesamt

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        Davon Wählerinnen

                     
                  

                  
                     	
                        ____________________

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        ____________________

                     
                     	
                        

                     
                  

                  
                     	
                        14-17 Jahre

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        ____________________

                     
                     	
                        

                     
                  

                  
                     	
                        ____________________

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                  

                  
                     	
                        18-20 Jahre

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                  

                  
                     	
                        ____________________

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                  

                  
                     	
                        21-35 Jahre

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                  

                  
                     	
                        ____________________

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                  

                  
                     	
                        36-50 Jahre

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                  

                  
                     	
                        ____________________

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                  

                  
                     	
                        51-65 Jahre

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                  

                  
                     	
                        ____________________

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                  

                  
                     	
                        66 Jahre und älter

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                  

                  
                     	
                        ____________________

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                  

                  
                     	
                        Kontrollsumme

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                  

               
            

         

         Die Richtigkeit der vorstehenden Daten wird bestätigt

         (Unterschrift Vorsitzender des Ausschusses)

      

      
            

         

         [image: 0ab0ae1442f5c19e9fc36bb813cf98a101b26743]

      

      

      1
            Auf Grund des § 62 der Kirchlichen Wahlordnung vom 15. April 1964 (Abl. 41 S. 118) wird verordnet:

         

      

      2
            Red. Anm.: Text der Ausführungsbestimmungen ist eingerückt abgedruckt.

         

      

      3
            Red. Anm.: Gemäß Artikel 6 Kirchliches Gesetz über den Zusammenschluss der Evangelischen Kirchenbezirke Vaihingen an der Enz
               und Ditzingen vom 19. Oktober 2019 (Abl. 68 S. 726) können die erfolgten Regelungen nach Inkrafttreten durch Rechtsverordnung geändert werden.
            

         

      

      4
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung.
            

         

      

      5
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung.
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      12
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung.
            

         

      

      13
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 140 u. 141 dieser Sammlung.
            

         

      

      14
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung.
            

         

      

      15
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung.
            

         

      

      16
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung.
            

         

      

      17
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung.
            

         

      

      18
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung.
            

         

      

      19
            Red. Anm.: Vgl. § 32 KGO (abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung).
            

         

      

      20
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung.
            

         

      

      21
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung.
            

         

      

      22
            Red. Anm.: Der Änderungsbefehl in Art. 1 Nr. 4 Verordnung des Oberkirchenrats zur Änderung der Ausführungsbestimmungen zur
               Kirchlichen Wahlordnung vom 25. Februar 2025 (Abl. 71 Nr. 133) wurde von der Redaktion dahingehend ausgelegt.
            

         

      

      23
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung.
            

         

      

      24
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung.
            

         

      

      25
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung.
            

         

      

      26
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung.
            

         

      

      27
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 60 u. 61 dieser Sammlung.
            

         

      

      28
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 1 dieser Sammlung.
            

         

      

      29
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung.
            

         

      

      30
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 1 dieser Sammlung.
            

         

      

      31
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 1 dieser Sammlung.
            

         

      

      32
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 1 dieser Sammlung.
            

         

      

      33
            Unzutreffendes bitte streichen.

         

      

      34
            Unzutreffendes bitte streichen.

         

      

      35
            Bitte Einsprachen und ihre Erledigung vermerken.

         

      

      36
            Zutreffendes bitte ankreuzen.

         

      

      37
            Nur bei Anmeldung zur Wählerliste auszufüllen.

         

      

      38
            Unzutreffendes bitte streichen.

         

      

      39
            Bitte Einsprachen und ihre Erledigung vermerken.

         

      

      40
            Zutreffendes bitte ankreuzen.

         

      

      41
            Nur bei Anmeldung zur Wählerliste auszufüllen.

         

      

      42
            Unzutreffendes bitte streichen.

         

      

      43
            Sofern mehre Abstimmungsbezirke in einer Kirchengemeinde bestehen sind für jeden Abstimmungsbezirk einzelne örtliche Wahlausschüsse zu bestellen. Die einzelnen Stimmbezirksausschüsse erstellen jeweils eine Niederschrift
               (Zutreffendes bitte ankreuzen). Insgesamt hat der Ortswahlausschuss abschließend ebenfalls eine Niederschrift nach Anlage 9b zu fertigen, welche unverzüglich an den Vorsitzenden des Vertrauensausschusses gesendet werden muss.
            

         

      

      44
            Zutreffendes bitte ankreuzen.

         

      

      45
            Sofern mehre Abstimmungsbezirke in einer Kirchengemeinde bestehen sind für jeden Abstimmungsbezirk einzelne örtliche Wahlausschüsse zu bestellen. Die einzelnen Stimmbezirksausschüsse erstellen jeweils eine Niederschrift
               (Zutreffendes bitte ankreuzen). Insgesamt hat der Ortswahlausschuss abschließend ebenfalls eine Niederschrift nach Anlage 9b zu fertigen, welche unverzüglich an den Vorsitzenden des Vertrauensausschusses gesendet werden muss.
            

         

      

      46
            Sofern mehre Abstimmungsbezirke in einer Kirchengemeinde bestehen sind für jeden Abstimmungsbezirk einzelne örtliche Wahlausschüsse zu bestellen. Die einzelnen Stimmbezirksausschüsse erstellen jeweils eine Niederschrift
               (Zutreffendes bitte ankreuzen). Insgesamt hat der Ortswahlausschuss abschließend ebenfalls eine Niederschrift nach Anlage 9b zu fertigen, welche unverzüglich an den Vorsitzenden des Vertrauensausschusses gesendet werden muss.
            

         

      

      47
            Sofern mehre Abstimmungsbezirke in einer Kirchengemeinde bestehen sind für jeden Abstimmungsbezirk einzelne örtliche Wahlausschüsse zu bestellen. Die einzelnen Stimmbezirksausschüsse erstellen jeweils eine Niederschrift
               (Zutreffendes bitte ankreuzen). Insgesamt hat der Ortswahlausschuss abschließend ebenfalls eine Niederschrift nach Anlage 9b zu fertigen, welche unverzüglich an den Vorsitzenden des Vertrauensausschusses gesendet werden muss.
            

         

      

      48
            Sofern mehre Abstimmungsbezirke in einer Kirchengemeinde bestehen sind für jeden Abstimmungsbezirk einzelne örtliche Wahlausschüsse zu bestellen. Die einzelnen örtlichen Wahlausschüsse erstellen jeweils eine Niederschrift
               (Zutreffendes bitte ankreuzen). Insgesamt hat der Ortswahlausschuss abschließend ebenfalls eine Niederschrift nach Anlage 9b zu fertigen, welche unverzüglich an den Vorsitzenden des Vertrauensausschusses gesendet werden muss.
            

         

      

      49
            Sofern mehre Abstimmungsbezirke in einer Kirchengemeinde bestehen sind für jeden Abstimmungsbezirk einzelne örtliche Wahlausschüsse zu bestellen. Die einzelnen örtlichen Wahlausschüsse erstellen jeweils eine Niederschrift
               (Zutreffendes bitte ankreuzen). Insgesamt hat der Ortswahlausschuss abschließend ebenfalls eine Niederschrift nach Anlage 9b zu fertigen, welche unverzüglich an den Vorsitzenden des Vertrauensausschusses gesendet werden muss.
            

         

      

      50
            Red. Anm.: Der Änderungsbefehl in Art. 1 Nr. 11 Verordnung des Oberkirchenrats zur Änderung der Ausführungsbestimmungen zur
               Kirchlichen Wahlordnung vom 25. Februar 2025 (Abl. 71 Nr. 133) wurde von der Redaktion dahingehend ausgelegt.
            

         

      

      51
            Nur falls zutreffend anzukreuzen und auszufüllen.

         

      

      52
            Nur falls zutreffend anzukreuzen und auszufüllen.

         

      

      53
            Sofern mehre Abstimmungsbezirke in einer Kirchengemeinde bestehen sind für jeden Abstimmungsbezirk einzelne örtliche Wahlausschüsse zu bestellen. Die einzelnen örtlichen Wahlausschüsse erstellen jeweils eine Niederschrift
               (Zutreffendes bitte ankreuzen). Insgesamt hat der Ortswahlausschuss abschließend ebenfalls eine Niederschrift nach Anlage 9b zu fertigen, welche unverzüglich an den Vorsitzenden des Vertrauensausschusses gesendet werden muss.
            

         

      

      54
            Nur vom Stimmbezirksausschuss auszufüllen.

         

      

      55
            Nur vom Ortswahlausschuss ohne örtliche Wahlausschüsse auszufüllen.

         

      

      56
            Unzutreffendes bitte streichen

         

      

      57
            Zutreffendes bitte ankreuzen

         

      

      58
            Sofern mehre Abstimmungsbezirke in einer Kirchengemeinde bestehen sind für jeden Abstimmungsbezirk einzelne Stimmbezirksausschüsse zu bestellen. Die einzelnen örtlichen Wahlausschüsse erstellen jeweils eine Niederschrift
               (Zutreffendes bitte ankreuzen). Insgesamt hat der Ortswahlausschuss abschließend ebenfalls eine Niederschrift nach Anlage 9b zu fertigen, welche unverzüglich an den Vorsitzenden des Vertrauensausschusses gesendet werden muss.
            

         

      

      59
            Sofern mehre Abstimmungsbezirke in einer Kirchengemeinde bestehen sind für jeden Abstimmungsbezirk einzelne Stimmbezirksausschüsse zu bestellen. Die einzelnen örtlichen Wahlausschüsse erstellen jeweils eine Niederschrift
               (Zutreffendes bitte ankreuzen). Insgesamt hat der Ortswahlausschuss abschließend ebenfalls eine Niederschrift nach Anlage 9b zu fertigen, welche unverzüglich an den Vorsitzenden des Vertrauensausschusses gesendet werden muss.
            

         

      

      60
            Sofern mehre Abstimmungsbezirke in einer Kirchengemeinde bestehen sind für jeden Abstimmungsbezirk einzelne Stimmbezirksausschüsse zu bestellen. Die einzelnen örtlichen Wahlausschüsse erstellen jeweils eine Niederschrift
               (Zutreffendes bitte ankreuzen). Insgesamt hat der Ortswahlausschuss abschließend ebenfalls eine Niederschrift nach Anlage 9b zu fertigen, welche unverzüglich an den Vorsitzenden des Vertrauensausschusses gesendet werden muss.
            

         

      

      61
            Sofern mehre Abstimmungsbezirke in einer Kirchengemeinde bestehen sind für jeden Abstimmungsbezirk einzelne Stimmbezirksausschüsse zu bestellen. Die einzelnen örtlichen Wahlausschüsse erstellen jeweils eine Niederschrift
               (Zutreffendes bitte ankreuzen). Insgesamt hat der Ortswahlausschuss abschließend ebenfalls eine Niederschrift nach Anlage 9b zu fertigen, welche unverzüglich an den Vorsitzenden des Vertrauensausschusses gesendet werden muss.
            

         

      

   
      

      
         80. Kirchliches Gesetz über die Besetzung der Pfarrstellen (Pfarrstellenbesetzungsgesetz – PfstBG)

      

      
         vom 15. Mai 1971

      

      
         (Abl. 44 S. 484) in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. April 1982 (Abl. 50 S. 81), geändert durch Kirchl. Gesetz vom 26.
            November 1992 (Abl. 55 S. 334), vom 24. November 1993 (Abl. 55 S. 721), vom 3. Juli 1997 (Abl. 57 S. 331), vom 8. Juli 1999 (Abl. 58 S. 262), vom 25. November 1999 (Abl.
            59 S. 2), vom 8. Juli 2004 (Abl. 61 S. 138), vom 23. November 2005 (Abl. 61 S. 408), vom 29. November 2006 (Abl. 62 S. 170), vom 25. Oktober 2007 (Abl. 62 S. 607), vom 13. März 2010 (Abl. 64 S. 63), vom 25. November 2015 (Abl. 67 S. 1, 6), vom 27. November 2018 (Abl. 68 S. 307), vom 20. März 2021 (Abl. 69 S. 410), vom 3. Juli 2021 (Abl. 69 S. 573, 575) und vom 30. November 2024 (Abl. 71 Nr. 107 u. Nr. 109)
         

      

      und

         81. Kirchliche Verordnung
zur Ausführung des Kirchlichen Gesetzes über die Besetzung der Pfarrstellen1 
(Ausführungsverordnung Pfarrstellenbesetzungsgesetz – AVO PfstBG)

         Vom 17. September 1971 (Abl. 44 S. 489) in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. April 1982 (Abl. 50 S. 86), geändert durch Kirchliche Verordnung vom 14. Februar 1995 (Abl. 56 S. 393), vom 3. Juli 1997 (Abl. 57 S. 331, 332), vom 31. März 2001 (Abl. 59 S. 261), vom 14. Dezember 2004 (Abl. 61 S. 218), durch Anordnung gemäß § 29 Absatz 1 Kirchenverfassungsgesetz vom 17. März 2020 (Abl. 69 S. 52, 53), vom 5. Februar 2021 Abl. 69 S. 370, 371), durch Kirchliche Verordnung vom 18. Oktober 2021 (Abl. 69 S. 641), durch Anordnung gemäß § 29 Absatz 1 Kirchenverfassungsgesetz vom 24. Januar 2022 (Abl. 70 S. 80, 81), durch Kirchliche Verordnung vom 30. Mai 2022 (Abl. 70 S. 129) vom 2. Februar 2024 (Abl. 71 Nr. 30) und vom 10. Februar 2025 (Abl. 71 Nr. 125)
         

      

      
            Erster Abschnitt:
Gemeindepfarrstellen
            

         

         
                     § 1
Vorbereitung der Besetzung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wird eine Pfarrstelle, die für eine Kirchengemeinde oder eine Verbundkirchengemeinde errichtet oder der Verbundkirchengemeinde
                     zugeordnet ist, frei, so wird sie vom Oberkirchenrat zur Bewerbung ausgeschrieben. Ist eine Besetzung für längere Zeit nicht
                     vorgesehen, so kann mit Zustimmung des Landeskirchenausschusses von einer Ausschreibung abgesehen werden. Kirchengemeinderat,
                     in Verbundkirchengemeinden der Verbundkirchengemeinderat, und Dekanatamt sind zu hören.
                  

                  (1a) Der Oberkirchenrat kann von der Ausschreibung einer Pfarrstelle, die für eine Kirchengemeinde oder eine Verbundkirchengemeinde errichtet oder der Verbundkirchengemeinde zugeordnet ist, nach Anhörung des Besetzungsgremiums
                     und des Dekanatamts für bis zu drei Jahren absehen, wenn die vertretungsweise Wahrnehmung des Dienstauftrags vorgesehen und
                     die Pfarrstelle hierfür geeignet ist. Ein Absehen von der Ausschreibung zum Zweck der vertretungsweisen Wahrnehmung des Dienstauftrags
                     über drei Jahre hinaus ist nur mit Zustimmung des Besetzungsgremiums möglich.
                  

                  (1b) Der Oberkirchenrat kann nach Anhörung des Besetzungsgremiums, des Kirchenbezirksausschusses und des Dekanatamts von der
                     Ausschreibung einer Stelle absehen, um Vorgaben der Landessynode für die Bewirtschaftung von Stellen im Pfarrdienst in einem
                     Kirchenbezirk umzusetzen, auch wenn die freigewordene Pfarrstelle auf Dauer erhalten bleiben soll.
                  

                  (1c) Der Oberkirchenrat kann mit Zustimmung des Besetzungsgremiums von der Ausschreibung einer Pfarrstelle absehen, wenn das Besetzungsgremium auf Vorschlag des Oberkirchenrats unter Verzicht auf eine Ausschreibung
                     diejenige Person wählt, die den Dienstauftrag der Pfarrstelle längere Zeit vertretungsweise wahrgenommen hat. Die schriftliche
                     Zustimmung der zu wählenden Person ist zuvor einzuholen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die für die Besetzung wichtigen Umstände, Bedürfnisse und Wünsche werden festgestellt und den an der Besetzung Beteiligten
                     bekanntgemacht. Das Besetzungsgremium äußert sich in mündlicher Aussprache vor einer Vertreterin oder einem Vertreter des
                     Oberkirchenrats, in der Regel der Prälatin oder dem Prälaten des Sprengels. An dieser Aussprache nehmen die dem Kirchengemeinderat angehörenden
                     ständigen und unständigen Pfarrerinnen und Pfarrer nicht teil. Sie sind gesondert zu hören.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Dem Dekanatamt ist Gelegenheit zu geben, sich zum Ergebnis der nach Absatz 2 getroffenen Feststellungen zu äußern.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 1)

                           
                        

                        
                           	
                              1.

                           
                           	
                              Allgemeine Verfahrensregeln

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Das Besetzungsgremium tritt zu seiner ersten Sitzung (Besetzungssitzung) auf Einladung und unter Vorsitz der Vertreterin oder
                                 des Vertreters des Oberkirchenrats zusammen. Vertreterin oder Vertreter des Oberkirchenrats ist in der Regel die Prälatin oder der Prälat des Sprengels. Im Einzelfall kann ein anderes
                                 Mitglied des Oberkirchenrats oder die zuständige Dekanin oder der zuständige Dekan beauftragt werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Für die Vorbereitung und Leitung der weiteren Sitzungen wählt das Besetzungsgremium in der ersten Sitzung eine Vorsitzende
                                 oder einen Vorsitzenden und deren oder dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter sowie eine Schriftführerin oder einen Schriftführer
                                 aus seiner Mitte (§ 2 Absatz 6 Pfarrstellenbesetzungsgesetz). Das Dekanatamt erhält das Protokoll der Anhörung und den danach vorgesehenen Text der Ausschreibung. Die Protokollführung in der Besetzungssitzung obliegt der
                                 Vertreterin oder dem Vertreter des Oberkirchenrats, in den weiteren Sitzungen der gewählten Schriftführerin oder dem gewählten Schriftführer.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Die Sitzungen des Besetzungsgremiums sind nichtöffentlich. Im übrigen sind die Verfahrensbestimmungen der Kirchengemeindeordnung sinngemäß anzuwenden.

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Stellt sich eine schwerbehinderte Bewerberin oder ein schwerbehinderter Bewerber dem Besetzungsgremium vor, so kann auch die
                                 Vertrauensperson der Schwerbehinderten oder deren Stellvertretung teilnehmen, wenn die Bewerberin oder der Bewerber dies wünscht.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              2.

                           
                           	
                              Vorbereitung der Besetzung einer Pfarrstelle

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              In der Besetzungssitzung werden die für die Besetzung wichtigen Umstände, Bedürfnisse und Wünsche festgestellt. Sie sollen,
                                 soweit erforderlich, in Vorgesprächen erhoben werden. Eine Äußerung des zuständigen Dekanatamts ist einzuholen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Die Mitglieder des Besetzungsgremiums bringen die Gesichtspunkte der Kirchengemeinde, der Gesamtkirchengemeinde, der benachbarten
                                 Kirchengemeinden (Distrikt) und des Kirchenbezirks in die Sitzung ein. Diese Gesichtspunkte und das Ergebnis der Besetzungssitzung einschließlich der für die Ausschreibung wichtigen Angaben sind im Sitzungsprotokoll festzuhalten. Wer beabsichtigt, sich
                                 um die Stelle zu bewerben, kann das Protokoll der Besetzungssitzung beim Dekanatamt oder beim Oberkirchenrat einsehen. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              Die dem Kirchengemeinderat angehörenden Pfarrerinnen und Pfarrer erhalten Gelegenheit, sich gegenüber der Vertreterin oder
                                 dem Vertreter des Oberkirchenrats schriftlich oder mündlich zu äußern. Der wesentliche Inhalt ihrer Äußerungen wird dem Dekanatamt
                                 zusammen mit dem Sitzungsprotokoll mitgeteilt. Das Dekanatamt kann sich schriftlich gegenüber der Vertreterin oder dem Vertreter
                                 des Oberkirchenrats und gegenüber dem Besetzungsgremium äußern.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              3.

                           
                           	
                              Ausschreibung

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Im Interesse kurzer Vakaturen wird eine freiwerdende Pfarrstelle möglichst bald nach der Besetzungssitzung zur Bewerbung ausgeschrieben.
                                 Die Stelle kann ausgeschrieben werden, bevor sie frei wird, wenn der Zeitpunkt des Freiwerdens bekannt ist. Die Ausschreibung kann wiederholt werden. Die Ausschreibung enthält:
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              
                                 
                                    	a)

                                    	
                                       die Bezeichnung der Stelle, den Hinweis, innerhalb welcher Frist die Bewerbung möglich ist (Bewerbungsfrist) und bei welcher
                                          Stelle sie einzureichen ist,
                                       

                                    

                                    	b)

                                    	
                                       Angaben über den Dienstauftrag (Geschäftsordnung) und die sich daraus ergebenden Besoldungsmerkmale,

                                    

                                    	c)

                                    	
                                       eine kurze Beschreibung der Kirchengemeinde (Mitgliederzahl), personelle und sachliche – insbesondere bauliche – Ausstattung,
                                          vorhandene Einrichtungen, Kreise und Arbeitsgruppen, Filialverhältnisse, Zusammenarbeit mit den benachbarten Kirchengemeinden
                                          – Distrikt, Kirchenbezirk –,
                                       

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              
                                 
                                    	d)

                                    	
                                       eine Beschreibung der Wohnverhältnisse.

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                              4.

                           
                           	
                              Bewerbungsfrist

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Bewerbungen müssen spätestens drei Wochen nach Ablauf des Tages der Bekanntgabe der Ausschreibung bei der in der Ausschreibung
                                 genannten Stelle eingegangen sein (Bewerbungsfrist). In besonderen Fällen kann eine längere Bewerbungsfrist vorgesehen werden. Als Tag der Bekanntgabe gilt das Ausgabedatum des
                                 Publikationsorgans. Wird in mehreren Publikationsorganen ausgeschrieben, so ist das Datum des zuletzt erschienenen maßgebend.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Nach Fristablauf eingehende Bewerbungen können als verspätet außer Betracht bleiben. Der Oberkirchenrat kann auch nach Fristablauf
                                 zur Bewerbung auffordern.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              5.

                           
                           	
                              Bewerbung

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              
                                 
                                    	a)

                                    	
                                       Die Bewerbung enthält Angaben zur Person und zum bisherigen beruflichen Werdegang der Bewerberin oder des Bewerbers (Name,
                                          Geburtstag, Wohnort, Ausbildung, Prüfungen, bisherige Tätigkeiten) sowie über ihre oder seine Familienverhältnisse (Familienstand,
                                          Zahl und Alter der Kinder). Sie kann weitere Angaben enthalten (z. B. Ausbildungsstand und besondere schulische Bedürfnisse der Kinder, Zahl der im Haushalt lebenden Personen, berufsbedingte
                                          örtliche Bindung des Ehegatten). Der vom Oberkirchenrat empfohlene Personalbogen ist nach Möglichkeit zu benützen. Die Bewerberin
                                          oder der Bewerber kann der Bewerbung außerdem eine Begründung im Blick auf ihre oder seine bisherige und ihre oder seine künftige
                                          Tätigkeit beifügen.
                                       

                                    

                                    	b)

                                    	
                                       Bewerbungen sind an den Evangelischen Oberkirchenrat in Stuttgart, in den Fällen des § 4 Pfarrstellenbesetzungsgesetz gleichzeitig an die Inhaberin oder den Inhaber des Patronatsrechts zu richten. Bewerberinnen
                                          oder Bewerber, die in einer Kirchengemeinde oder einem Kirchenbezirk der Landeskirche tätig sind, leiten ihre Bewerbung über das für sie zuständige Dekanatamt. Bei rechtzeitigem
                                          Eingang der Bewerbung beim Dekanatamt ist die Bewerbungsfrist gewahrt. Der Eingang ist auf der Bewerbung zu vermerken.
                                       

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Das Dekanatamt äußert sich zu der Bewerbung und zu den Auswirkungen des etwaigen Stellenwechsels, leitet die Bewerbung alsbald
                                 an den Oberkirchenrat weiter und benachrichtigt die zuständige Prälatin oder den zuständigen Prälaten.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Pfarrerinnen und Pfarrer der Kirchengemeinde, in Gesamtkirchengemeinden derjenigen beteiligten Kirchengemeinde, in der die
                                 Dekanin oder der Dekan ein Pfarramt innehat (§ 5 Abs. 3 Visitationsordnung2), leiten ihre Bewerbung über die zuständige Prälatin oder den zuständigen Prälaten, die oder der sie alsbald an den Oberkirchenrat
                                 weitergibt.
                              

                           
                        

                     
                  

                  

               

               
                     § 2
Besetzungsverfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bei der Besetzung sind die Belange der Gemeinde, des Kirchenbezirks, der Landeskirche und der Pfarrerinnen und Pfarrer zu
                     berücksichtigen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei der Besetzung schlägt der Oberkirchenrat drei nach Absatz 1 für die Stelle in Betracht kommende Bewerberinnen oder Bewerber
                     zur Wahl vor. Sind nur ein oder zwei solche Bewerberinnen oder Bewerber vorhanden, so werden diese zur Wahl vorgeschlagen.
                     Kommen weitere Bewerberinnen oder Bewerber für die Stelle in Betracht, so werden diese, wenn sie einverstanden sind, dem Besetzungsgremium
                     namentlich bekannt gemacht; dieses kann eine oder einen von ihnen dem Wahlvorschlag hinzufügen. Gewählt ist, wer mehr als
                     die Hälfte der Stimmen der stimmberechtigten Mitglieder des Besetzungsgremiums erhält. Kommt eine Wahl in der hierfür zu bestimmenden
                     Frist nicht zustande, so legt der Oberkirchenrat, wenn möglich, einen weiteren Wahlvorschlag vor.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Hat der Oberkirchenrat erhebliche Bedenken gegen die Ablehnung aller Bewerberinnen oder Bewerber durch das Besetzungsgremium,
                     kann er dem Landeskirchenausschuss eine Bewerbung vorlegen, wenn die Bewerberin oder der Bewerber an ihrer oder seiner Bewerbung
                     festhält. Der Landeskirchenausschuss entscheidet nach Anhörung des Besetzungsgremiums, ob die Bewerberin oder der Bewerber auf die Stelle zu ernennen ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Im Fall des § 30 Absatz 1 Satz 1 Württembergisches Pfarrergesetz3 bewerben sich die Bewerberinnen und Bewerber auf eine Stellenteilung gemeinsam auf die Stelle. Dies gilt als eine Bewerbung.
                     Im Fall des § 30 Absatz 1 Satz 3 Württembergisches Pfarrergesetz4 sind die Bewerbung sowie der Wahlvorschlag auf eine Stellenteilung, die oder der die Voraussetzungen des § 19 Absatz 1 Pfarrdienstgesetz der EKD5 erfüllt, mit dem Zusatz zu versehen, dass eine gemeinsame Versehung der Stelle durch beide Stellenpartnerinnen und Stellenpartner
                     beabsichtigt ist. Nach Erteilung der Anstellungsfähigkeit kann auch die unständige Pfarrerin oder der unständige Pfarrer ernannt
                     werden; die Visitatorin oder der Visitator und die andere Stellenpartnerin oder der andere Stellenpartner sind zu hören. Ist
                     die gemeinsame Versehung des Dienstauftrags durch die Stellenpartnerinnen oder Stellenpartner beendet, so kann mit Zustimmung
                     des Besetzungsgremiums einem der Stellenpartner die Stelle allein übertragen werden. Für eine Pfarrerin oder einen Pfarrer,
                     die oder der in Stellenteilung auf der Stelle bleiben will, kann durch Ausschreibung eine neue Stellenpartnerin oder ein neuer
                     Stellenpartner gesucht werden. Voraussetzung ist, dass das Besetzungsgremium dem mit der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder
                     zustimmt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Das Besetzungsgremium besteht aus
                     
                        	
                           den stimmberechtigten Mitgliedern des Kirchengemeinderats, in Verbundkirchengemeinden des Verbundkirchengemeinderats; bei
                              Pfarrstellen, deren Inhaberin oder Inhaber geschäftsordnungsgemäß Dienst in mehreren Kirchengemeinden oder Verbundkirchengemeinden
                              zu versehen hat, aus einer angemessenen Vertretung der beteiligten Kirchengemeinden oder Verbundkirchengemeinden,
                           

                        

                        	
                           der Vertreterin oder dem Vertreter des Kirchenbezirks,

                        

                        	
                           in Gesamtkirchengemeinden mit mehreren Pfarrstellen bis zu fünf Vertreterinnen oder Vertretern der Gesamtkirchengemeinde,
                              wenn diese keine Verbundkirchengemeinde ist.
                           

                        

                     

                  

                  Die Vertreterinnen oder Vertreter des Kirchenbezirks und der Gesamtkirchengemeinde sollen nicht Pfarrerin oder Pfarrer sein.
                     Die bisherige Stelleninhaberin oder der bisherige Stelleninhaber ist nicht Mitglied des Besetzungsgremiums. Dies gilt auch
                     für die ordentliche Stellvertreterin oder den ordentlichen Stellvertreter im Pfarramt, wenn sie oder er dem Besetzungsgremium
                     nicht aus anderem Grund angehört. Soll eine Pfarrstelle in Stellenteilung mit der Stelleninhaberin oder dem Stelleninhaber
                     oder einer verbleibenden Stellenpartnerin oder einem verbleibenden Stellenpartner besetzt werden, so ist diese beziehungsweise dieser Mitglied des Besetzungsgremiums.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Das Besetzungsgremium wählt in der ersten Sitzung aus seiner Mitte eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und deren beziehungsweise
                     dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 2)

                           
                        

                        
                           	
                              6.

                           
                           	
                              Besetzungsverfahren

                              
                                 
                                    	a)

                                    	
                                       Der Oberkirchenrat teilt der oder dem Vorsitzenden des Besetzungsgremiums über das zuständige Dekanatamt die Bewerberinnen
                                          und Bewerber, die er zur Wahl vorschlägt, schriftlich in alphabetischer Reihenfolge mit und übersendet Abschriften der Bewerbungen.
                                          Die übrigen Bewerberinnen und Bewerber sind mindestens gleichzeitig darüber zu unterrichten, daß sie nicht vorgeschlagen werden.
                                          Der Vorschlag des Oberkirchenrats wird dem Besetzungsgremium in einer alsbald einzuberufenden Sitzung eröffnet. Der Tag der Eröffnung ist im Sitzungsprotokoll festzuhalten. Das Protokoll ist alsbald dem Oberkirchenrat zuzuleiten.
                                          Der vom Oberkirchenrat mitgeteilte Wahlvorschlag und die Protokolle sind zu den Akten der Kirchengemeinde zu nehmen.
                                       

                                    

                                    	b)

                                    	
                                       Die Stimmabgabe bei der Wahl ist geheim. Werden Stimmen für Personen abgegeben, die vom Oberkirchenrat nicht zur Besetzung
                                          vorgeschlagen wurden, so sind sie ungültig. Erreicht im ersten Wahlgang keine der Bewerberinnen und keiner der Bewerber mehr
                                          als die Hälfte der Stimmen der Mitglieder des Besetzungsgremiums, so ist die Wahl zu wiederholen. Falls erforderlich, können
                                          weitere Wahlgänge stattfinden.
                                       

                                    

                                    	c)

                                    	
                                       Die Frist nach § 2 Absatz 2 Satz 4 Pfarrstellenbesetzungsgesetz (Wahlfrist) beträgt acht Wochen. Sie beginnt mit dem Tag,
                                          der der Eröffnung des Wahlvorschlags folgt. Die Frist verkürzt sich bei einem Wahlvorschlag mit nur einer Bewerberin oder
                                          einem Bewerber auf vier Wochen. Der Oberkirchenrat kann die Wahlfrist verlängern.
                                       

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              
                                 
                                    	d)

                                    	
                                       Im Fall des § 2 Absatz 4 Satz 3 Pfarrstellenbesetzungsgesetz gilt die Wahl des einen Stellenpartners auch für den später zu
                                          ernennenden anderen Stellenpartner.
                                       

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                              7.

                           
                           	
                              Zusammensetzung des Besetzungsgremiums

                              
                                 
                                    	a)

                                    	
                                       Von der Stelleninhaberin oder vom Stelleninhaber ganz zu versehende Kirchengemeinden werden im Besetzungsgremium durch den
                                          ganzen Kirchengemeinderat vertreten. Das gleiche gilt für diejenigen Kirchengemeinden, für die die zu besetzende Pfarrstelle
                                          errichtet ist, auch wenn sie von der Stelleninhaberin oder vom Stelleninhaber nur teilweise versehen werden. Im Übrigen entsendet
                                          der Kirchengemeinderat aus einer nur teilweise zu versehenden Kirchengemeinde
                                       

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              
                                 
                                    	

                                    	
                                       1 Vertreterin oder Vertreter, wenn der Predigtauftrag weniger als einen regelmäßigen Gottesdienst im Monat umfasst,

                                       2 Vertreterinnen oder Vertreter, wenn der Predigtauftrag mindestens einen regelmäßigen Gottesdienst im Monat umfasst,

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              
                                 
                                    	

                                    	
                                       3 Vertreterinnen oder Vertreter bei einem Seelsorgebezirk von weniger als 500 Gemeindegliedern, oder wenn der Predigtauftrag mindestens einen regelmäßigen Gottesdienst im Monat umfasst und die Geschäftsordnung für das
                                          Pfarramt die beratende Teilnahme an allen Sitzungen des Kirchengemeinderates vorschreibt,
                                       

                                    

                                    	

                                    	
                                       5 Vertreterinnen oder Vertreter bei einem Seelsorgebezirk von 500 bis 1000 Gemeindegliedern,

                                    

                                    	

                                    	
                                       7 Vertreterinnen oder Vertreter bei einem Seelsorgebezirk von mehr als 1000 Gemeindegliedern.

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              
                                 
                                    	

                                    	
                                       Die Zahl der entsandten Vertreterinnen und Vertreter darf jedoch zusammen mit der der Vertreterinnen und Vertreter des Gesamtkirchengemeinderats
                                          die Zahl der stimmberechtigten Mitglieder des Kirchengemeinderats der ganz zu versehenden Kirchengemeinde nicht übersteigen.
                                          Vertreterinnen und Vertreter der Gesamtkirchengemeinde gehen denen der teilweise versehenen Kirchengemeinden, die Vertreterinnen und Vertreter der Kirchengemeinden, in denen ein Seelsorgebezirk versehen wird, denen der anderen Kirchengemeinden vor.
                                       

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              
                                 
                                    	

                                    	
                                       Der Kirchengemeinderat wählt spätestens in seiner zweiten Sitzung aus seiner Mitte die Vertreterinnen und Vertreter nach Satz
                                          3. Ist eine Vertreterin oder ein Vertreter verhindert oder scheidet sie oder er aus, so wird eine Stellvertreterin oder ein
                                          Stellvertreter nachgewählt. Nach Eröffnung des Wahlvorschlags (Nummer 6 Buchst. a)) ist Stellvertretung nicht mehr möglich.
                                          Eine bis dahin mitwirkende Stellvertreterin oder ein bis dahin mitwirkender Stellvertreter wird für die Dauer des laufenden
                                          Besetzungsverfahrens an Stelle der oder des Vertretenen Mitglied des Besetzungsgremiums.
                                       

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              
                                 
                                    	b)

                                    	
                                       Der Kirchenbezirk entsendet jeweils eine Vertreterin oder einen Vertreter in die Besetzungsgremien der Kirchengemeinden seines
                                          Bereichs.
                                       

                                       Die Bezirkssynode wählt spätestens in ihrer zweiten Sitzung aus ihrer Mitte die Vertreterinnen und Vertreter des Kirchenbezirks.
                                          Auf jeweils fünf angefangene Gemeindepfarrstellen wird eine Vertreterin oder ein Vertreter gewählt. Die Vertreterinnen und
                                          Vertreter sind nacheinander in alphabetischer Reihenfolge für die während ihrer Amtszeit anfallenden Besetzungen und die weiteren
                                          kraft Gesetzes bestehenden Aufgaben des Besetzungsgremiums zuständig. Bei Verhinderung werden sie von der oder dem Nächstfolgenden
                                          vertreten. Das gleiche gilt, wenn die oder der zuständige Vertreterin oder Vertreter ohnehin Mitglied des Besetzungsgremiums
                                          ist. Nach Eröffnung des Wahlvorschlags (Nummer 6 Buchst. a)) ist Stellvertretung nicht mehr möglich. Eine bis dahin mitwirkende Stellvertreterin oder ein bis dahin mitwirkender Stellvertreter
                                          wird für die Dauer des laufenden Besetzungsverfahrens an Stelle der oder des Vertretenen Mitglied des Besetzungsgremiums.
                                       

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              
                                 
                                    	

                                    	
                                       Sind in einer Kirchengemeinde in engem zeitlichen Zusammenhang zwei oder mehr Pfarrstellen neu zu besetzen, so kann der Oberkirchenrat
                                          die Verfahren nach Anhörung der Beteiligten verbinden. In diesem Fall ist die Vertreterin oder der Vertreter des Kirchenbezirks, die oder der für das
                                          erste Verfahren zuständig ist, auch für die verbundenen Verfahren zuständig.
                                       

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              
                                 
                                    	

                                    	
                                       Durch Bezirkssatzung kann vorgesehen werden, daß die Vertreterinnen oder Vertreter des Kirchenbezirks aus festgelegten Teilgebieten des Kirchenbezirks zu wählen sind und nur jeweils innerhalb ihres Teilgebiets
                                          tätig werden. Die Teilgebiete sollen mit denen nach § 16 Abs. 5 Kirchenbezirksordnung6 übereinstimmen, wenn solche gebildet sind. Die Bestimmungen über Vertreterinnen und Vertreter des Kirchenbezirks finden im übrigen entsprechende Anwendung.
                                       

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              
                                 
                                    	

                                    	
                                       Die Vertreterinnen und Vertreter führen ihr Amt bis zur Wahl ihrer Nachfolgerinnen und Nachfolger durch eine neugewählte Bezirkssynode.
                                          Gibt eine Vertreterin oder ein Vertreter ihren oder seinen Auftrag zurück oder scheidet sie oder er aus der Bezirkssynode
                                          aus, so findet eine Nachwahl statt.
                                       

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              
                                 
                                    	c)

                                    	
                                       Die Gesamtkirchengemeinde entsendet jeweils eine Vertreterin oder einen Vertreter in die Besetzungsgremien der ihr angehörenden
                                          Kirchengemeinden. Ist eine Pfarrstelle zu besetzen, deren Inhaberin oder Inhaber die Geschäftsführung einer Gesamtkirchengemeinde mit mehreren Pfarrstellen übernehmen
                                          soll, so entsendet die Gesamtkirchengemeinde
                                       

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              
                                 
                                    	

                                    	
                                       
                                          
                                             	
                                                bei zwei bis vier Pfarrstellen 2,

                                             

                                             	
                                                bei fünf bis acht Pfarrstellen 3,

                                             

                                             	
                                                bei neun bis vierzehn Pfarrstellen 4
und
                                                

                                             

                                             	
                                                bei mehr als vierzehn Pfarrstellen 5

                                             

                                          

                                       

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              
                                 
                                    	

                                    	
                                       Vertreterinnen oder Vertreter in das Besetzungsgremium, von denen eine oder einer die oder der gewählte Vorsitzende der Gesamtkirchengemeinde
                                          ist.
                                       

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              
                                 
                                    	

                                    	
                                       Spätestens in seiner zweiten Sitzung wählt der Gesamtkirchengemeinderat doppelt so viele Vertreterinnen und Vertreter als
                                          im Zeitpunkt der Wahl für die Besetzung der mit der Geschäftsführung verbundenen Pfarrstelle notwendig wären. Im übrigen gilt
                                          Nummer 7 Buchst. b entsprechend.
                                       

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                              8.

                           
                           	
                              Bekanntgabe des Wahlergebnisses

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Die Wahl einer Bewerberin oder eines Bewerbers nach § 2 Absatz 2 Pfarrstellenbesetzungsgesetz darf erst nach der Annahme der
                                 Wahl durch die oder den Gewählten und nach der Unterrichtung der mit ihm vorgeschlagenen Bewerberinnen und Bewerber bekanntgegeben
                                 werden. Die Bekanntgabe von Bewerberinnen und Bewerbern, die nicht gewählt wurden oder deren Ernennung nicht zugestimmt wurde, ist unzulässig.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 3
Dekanstellen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bei der Besetzung der mit dem Dekanatamt verbundenen Pfarrstellen gelten § 1 Abs. 1, 1b und 2 Sätze 1 und 2 sowie § 2 entsprechend, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ohne Bewerbung kann vorgeschlagen, wer sich hiermit auf Anfrage des Oberkirchenrats einverstanden erklärt hat. Die Anfrage
                     bedarf der Zustimmung des Landeskirchenausschusses.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wählt das Besetzungsgremium keinen der Bewerberinnen oder Bewerber, so legt der Oberkirchenrat eine Bewerbung dem Landeskirchenausschuss
                     vor, wenn die Bewerberin oder der Bewerber an ihrer oder seiner Bewerbung festhält. Der Landeskirchenausschuss entscheidet
                     nach Anhörung des Besetzungsgremiums, ob die Bewerberin oder der Bewerber auf die Stelle zu ernennen ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Das Besetzungsgremium besteht aus
                     
                        	
                           den stimmberechtigten Mitgliedern des Kirchengemeinderats, in Verbundkirchengemeinden des Verbundkirchengemeinderats,

                        

                        	
                           in Gesamtkirchengemeinden mit mehreren Pfarrstellen bis zu fünf Vertreterinnen oder Vertretern der Gesamtkirchengemeinde,
                              wenn diese keine Verbundkirchengemeinde ist,
                           

                        

                        	
                           den stimmberechtigten Mitgliedern des Kirchenbezirksausschusses, der Schuldekanin oder dem Schuldekan und so vielen weiteren
                              gewählten Vertreterinnen oder Vertretern des Kirchenbezirks, daß die Gesamtzahl der stimmberechtigten Mitglieder des Kirchengemeinderats
                              und der Vertreterinnen oder Vertreter der Gesamtkirchengemeinde erreicht wird. 
                           

                        

                     
Die Vertreterinnen und Vertreter der Gesamtkirchengemeinde sollen nicht Pfarrerin oder Pfarrer sein. Von den Vertreterinnen
                     und Vertretern des Kirchenbezirks darf höchstens die Hälfte Pfarrerin oder Pfarrer sein. Die bisherige Stelleninhaberin oder
                     der bisherige Stelleninhaber ist nicht Mitglied des Besetzungsgremiums. Dies gilt auch für ihre oder seine ordentliche Stellvertreterin
                     oder ordentlichen Stellvertreter im Pfarramt und im Dekanatamt, wenn sie dem Besetzungsgremium nicht aus anderem Grund angehören.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 3)

                           
                        

                        
                           	
                              9.

                           
                           	
                              Zusammensetzung des Besetzungsgremiums

                              
                                 
                                    	a)

                                    	
                                       Für die Vertreterinnen und Vertreter der Gesamtkirchengemeinde gilt Nummer 7 Buchst. c) entsprechend, mit der Maßgabe, daß
                                          die oder der gewählte Vorsitzende eine Vertreterin oder ein Vertreter der Gesamtkirchengemeinde ist.
                                       

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              
                                 
                                    	b)

                                    	
                                       Die Bezirkssynode wählt spätestens in ihrer zweiten Sitzung aus ihrer Mitte die nach § 3 Absatz 4 Buchstabe c) Pfarrstellenbesetzungsgesetz notwendige Anzahl von Vertreterinnen und Vertretern des Kirchenbezirks sowie zehn Stellvertreterinnen
                                          und Stellvertreter. Diese treten bei Verhinderung oder Ausscheiden einer Vertreterin oder eines Vertreters in der Reihenfolge der bei ihrer Wahl erreichten Stimmenzahl, bei gleicher Stimmenzahl nach höherem Lebensalter, an deren
                                          oder dessen Stelle. Das gleiche gilt, wenn eine Vertreterin oder ein Vertreter des Kirchenbezirks ohnehin Mitglied des Besetzungsgremiums
                                          ist. Soweit die Bezirkssatzung vorsieht, daß die Mitglieder des Kirchenbezirksausschusses nach § 16 Abs. 5 aus festgelegten
                                          Teilgebieten des Kirchenbezirks zu wählen sind, kann sie auch vorsehen, daß die Vertreterinnen und Vertreter und ihre Stellvertreterinnen und Stellvertreter
                                          nach Teilgebieten zu wählen sind. Nach Eröffnung des Wahlvorschlags (Nummer 6 Buchst. a)) ist Stellvertretung nicht mehr möglich.
                                          Eine bis dahin mitwirkende Stellvertreterin oder ein bis dahin mitwirkender Stellvertreter wird für die Dauer des laufenden
                                          Besetzungsverfahrens an Stelle der oder des Vertretenen Mitglied des Besetzungsgremiums.
                                       

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                              Nrn. 10 und 11 unbesetzt.

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 4
Patronatsrechte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Den Inhabern noch bestehender Patronatsrechte, die der Evangelischen Landeskirche angehören und einen Wohnsitz im Bereich
                     der Evangelischen Landeskirche in Württemberg haben, bleiben die ihnen bisher zustehenden Rechte auf Präsentation zu württembergischen Pfarrstellen für ihre Lebenszeit
                     gewahrt, unbeschadet der Bestimmungen des § 1 und der den Kirchengemeinden und den Kirchenbezirken nach § 2 Absatz 3 zustehenden Rechte.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Mit der Evangelischen Landeskirche in Baden getroffene Vereinbarungen bleiben unberührt.
                  

               

            

         

      

      
            Zweiter Abschnitt:
Mit Sonderaufträgen verbundene Pfarrstellen, bewegliche Pfarrstellen und Schuldekanstellen
            

         

         
                     § 5
Sonderaufträge im Nebenamt
                     

                  

                  Ist mit einer Gemeindepfarrstelle ein geschäftsordnungsmäßiger Sonderauftrag im Nebenamt verbunden, so hört das Besetzungsgremium
                     Vertreterinnen oder Vertreter dieses besonderen Arbeitsbereichs. Die Vertreterinnen oder Vertreter des Arbeitsbereichs können
                     zu Mitgliedern des Besetzungsgremiums mit Stimmrecht berufen werden. Die Zahl der so berufenen Mitglieder darf ein Drittel
                     der Zahl der anderen Mitglieder des Besetzungsgremiums nicht überschreiten. Ein Auftrag im Religionsunterricht gilt nicht
                     als Sonderauftrag.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 5)

                           
                        

                        
                           	
                              12.

                           
                           	
                              Sonderaufträge im Nebenamt

                              
                                 
                                    	a)

                                    	
                                       Ein mit einer Gemeindepfarrstelle verbundener geschäftsordnungsmäßiger Sonderauftrag im Nebenamt kann zum Beispiel ein Auftrag
                                          in der Krankenhaus- oder Studentenseelsorge sein. Voraussetzung ist, daß der Sonderauftrag durch die vom Oberkirchenrat genehmigte
                                          Geschäftsordnung (§ 30 Abs. 1 Württembergisches Pfarrergesetz) an die Pfarrstelle gebunden ist. Bezirksaufträge, die an eine Person gebunden sind (z. B. der der nebenamtlichen Bezirksjugendpfarrerin
                                          oder des nebenamtlichen Bezirksjugendpfarrers, der KThA-Leiterin oder des KThA-Leiters, der Diakoniepfarrerin oder des Diakoniepfarrers,
                                          der Bezirkskämmererin oder des Bezirkskämmerers usw.), kommen hier nicht in Betracht.
                                       

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              
                                 
                                    	b)

                                    	
                                       Welche Vertreterinnen und Vertreter des besonderen Arbeitsbereichs der Pfarrstelle gehört werden, beschließt das Besetzungsgremium.
                                          Die Anhörung erfolgt in der Regel in der Weise, daß die Vertreterinnen und Vertreter des besonderen Arbeitsbereichs zu Sitzungen
                                          des Besetzungsgremiums eingeladen werden. Sie kann jedoch auch außerhalb der Sitzungen durch eine oder einen oder mehrere
                                          Beauftragte des Besetzungsgremiums erfolgen. Die Vertreterinnen oder Vertreter des besonderen Arbeitsbereichs können auf Vorschlag
                                          des Besetzungsgremiums vom Oberkirchenrat im Rahmen von § 5 Satz 3 Pfarrstellenbesetzungsgesetz zu stimmberechtigten Mitgliedern
                                          berufen werden. Der Oberkirchenrat kann nähere Regelungen im Einzelfall treffen.
                                       

                                    

                                 

                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 6
Sonderaufträge im Hauptamt, bewegliche Pfarrstellen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Pfarrstellen, die mit einem Sonderauftrag im Hauptamt verbunden sind, sind in der Regel auszuschreiben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ist die Pfarrstelle einer bestimmten Kirchengemeinde oder einem bestimmten Kirchenbezirk zugeordnet, so gelten die Bestimmungen
                     der §§ 1 und 2 entsprechend. Das Besetzungsgremium für Pfarrstellen, die einem Kirchenbezirk zugeordnet sind, besteht aus
                     den stimmberechtigten Mitgliedern des Kirchenbezirksausschusses. Das Besetzungsgremium für Pfarrstellen, die einer Gesamtkirchengemeinde
                     zugeordnet sind, besteht aus den stimmberechtigten Mitgliedern des Engeren Rats; ist ein solcher nicht vorhanden, so legt
                     der Oberkirchenrat die Zusammensetzung des Besetzungsgremiums fest. Das Besetzungsgremium für Pfarrstellen, die einer Verbundkirchengemeinde
                     zugeordnet sind, besteht aus den stimmberechtigten Mitgliedern des Verbundkirchengemeinderats.Vertreterinnen oder Vertreter
                     des Arbeitsbereichs sind zu hören; sie können auch zu Mitgliedern des Besetzungsgremiums berufen werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei den anderen Pfarrstellen, die mit Sonderaufträgen im Hauptamt verbunden sind, sollen Vertreterinnen oder Vertreter des
                     Arbeitsbereichs gehört werden. Weitergehende Beteiligungsrechte können eingeräumt werden. Bestehende Ordnungen bleiben unberührt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Bewegliche Pfarrstellen werden vom Oberkirchenrat besetzt.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 6)

                           
                        

                        
                           	
                              13.

                           
                           	
                              Sonderaufträge im Hauptamt

                              
                                 
                                    	a)

                                    	
                                       Einer bestimmten Kirchengemeinde zugeordnete Pfarrstellen nach § 6 Abs. 2 Pfarrstellenbesetzungsgesetz sind solche, die im Haushaltsplan der Landeskirche als Gemeindepfarrstellen mit Sonderauftrag im Hauptamt ausgewiesen oder
                                          die durch Verfügung des Oberkirchenrats einer bestimmten Kirchengemeinde zugeordnet sind. Für die Vertreter des besonderen
                                          Arbeitsbereichs des Pfarrers gilt Nummer 12 Buchst. b entsprechend. Sie können auf Vorschlag des Besetzungsgremiums vom Oberkirchenrat zu stimmberechtigten Mitgliedern berufen
                                          werden.
                                       

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              
                                 
                                    	b)

                                    	
                                       Pfarrstellen mit Sonderauftrag im Kirchenbezirk sind zum Beispiel hauptamtliche Krankenhaus-, Studenten- oder Jugendpfarrstellen,
                                          sofern sie durch Verfügung des Oberkirchenrats einem Kirchenbezirk zugeordnet sind. Für die Vertreter des besonderen Arbeitsbereichs
                                          des Pfarrers gilt Nummer 12 Buchst. b entsprechend. Sie können auf Vorschlag des Besetzungsgremiums vom Oberkirchenrat zu stimmberechtigten Mitgliedern berufen
                                          werden.
                                       

                                    

                                    	c)

                                    	
                                       Andere Pfarrstellen im Sinne des § 6 Abs. 3 Pfarrstellenbesetzungsgesetz sind alle landeskirchlichen Pfarrstellen, wie zum Beispiel Pfarrstellen am Evangelischen Stift in Tübingen, im Pfarrseminar,
                                          in der Evangelischen Akademie Bad Boll, im Evangelischen Jugendwerk, im Bereich von Presse, Rundfunk und Fernsehen, in der
                                          Polizeiseelsorge usw.
                                       

                                    

                                 

                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 7
Schuldekanstellen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bei der Besetzung der Schuldekanstellen gilt § 3 entsprechend, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bevor dem Besetzungsgremium Bewerberinnen und Bewerber zur Wahl vorgeschlagen werden hört der Oberkirchenrat die zuständige
                     obere Schulbehörde des Landes.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Besetzungsgremium besteht aus den stimmberechtigten Mitgliedern des für den Dienstbereich der Schuldekansstelle zuständigen
                     Kirchenbezirksausschusses und einem weiteren, von der Bezirkssynode aus ihrer Mitte gewählten Mitglied. Sind mehrere Kirchenbezirksauschüsse
                     zuständig, so besteht das Besetzungsgremium aus den Vorsitzenden und vier weiteren, von der Bezirkssynode bestimmten Mitgliedern
                     jedes Kirchenbezirksausschusses, von denen eines ein Pfarramt im Bezirk versieht, und je einem weiteren, von jeder Bezirkssynode
                     aus ihrer Mitte gewählten Mitglied.
                  

               

               
                     § 8
Zustimmung des Landeskirchenausschusses
                     

                  

                  Bei der Besetzung folgender Stellen bedürfen, wenn das Besetzungsverfahren anzuwenden ist, der Vorschlag, sonst die Ernennung,
                     der Zustimmung des Landeskirchenausschusses (§ 32 Abs. 3 Kirchenverfassung)7:
                  

                  Dekanin oder Dekan,

                  Schuldekanin oder Schuldekan,

                  Geschäftsführende Direktorin oder geschäftsführender Direktor der Evangelischen Akademie Bad Boll,

                  Ephora oder Ephorus des Evangelischen Stifts,

                  Leiterin oder Leiter des Pastoralkollegs,

                  Leiterin oder Leiter des Pfarrseminars,

                  Rundfunkpfarrerin oder Rundfunkpfarrer,

                  Landesjugendpfarrerin oder Landesjugendpfarrer,

                  Direktorin oder Direktor des Pädagogisch-Theologischen Zentrums,

                  Referatsleiterin oder Referatsleiter eines theologischen Referats im Oberkirchenrat mit Stellvertretung der Dezernentin oder
                     des Dezernenten.
                  

               

            

         

      

      
            Dritter Abschnitt:
Allgemeine Bestimmungen
            

         

         
                     § 9
Ernennung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Ernennung auf eine Pfarrstelle wird von der Landesbischöfin oder vom Landesbischof ausgesprochen, wenn die nach der kirchlichen Ordnung vorgesehenen Beteiligungsrechte beachtet sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Ernennung wird am Ersten des Monats wirksam, in dem die Ernennungsurkunde ausgehändigt wird, sofern diese kein anderes
                     Datum vorsieht.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 9)

                           
                        

                        
                           	
                              14.

                           
                           	
                              Ernennungsurkunde

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Über die Ernennung auf eine Pfarrstelle wird eine Urkunde ausgefertigt. Sie ist von der Landesbischöfin oder vom Landesbischof
                                 oder einer oder einem ihrer oder seiner Stellvertreterinnen oder Stellvertreter zu unterzeichnen und mit dem Dienstsiegel
                                 der Landeskirche zu versehen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              15.

                           
                           	
                              Aushändigung der Ernennungsurkunde

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Die Ernennungsurkunde wird der Pfarrerin oder dem Pfarrer im Anschluß an den Einführungsgottesdienst von der oder dem Einführenden ausgehändigt. Liegen zwingende Gründe dafür vor, daß die Ernennung vor dem Ersten des Monats,
                                 in dem die Einführung stattfindet, wirksam wird, so kann die Urkunde vor der Einführung ausgehändigt werden. Der Oberkirchenrat
                                 bestimmt, wer in diesem Fall die Urkunde aushändigt. Zeit und Ort der Aushändigung sind vom Aushändigenden und von der Pfarrerin
                                 oder vom Pfarrer durch Unterschrift zu bestätigen (Empfangsbestätigung).
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 10
Verfassungsgesetzliche Bestimmungen
                     

                  

                  Die §§ 2, 3 und 8 sind verfassungsgesetzliche Bestimmungen, zu deren Änderung die Zustimmung von mindestens zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder
                     der Landessynode erforderlich ist (§ 18 Abs. 2 Satz 3 Kirchenverfassung)8.
                  

               

               
                     § 11
Ausführungsverordnungen
                     

                  

                  Allgemeine Regelungen zur Ausführung dieses Gesetzes werden vom Oberkirchenrat nach § 39 Abs. 1 Kirchenverfassung9 im Wege der Verordnung getroffen.
                  

               

               
                     § 12
Übergangs- und Schlußbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. Entgegenstehende Vorschriften, insbesondere das Kirchliche Gesetz
                     über die Besetzung der Gemeindepfarrstellen vom 9. April 1959 (Abl. Bd. 38 S. 313) treten gleichzeitig außer Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Dieses Gesetz wird erstmals angewendet bei der Besetzung von Pfarrstellen, die nach seinem Inkrafttreten ausgeschrieben werden.
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         90. Kirchliches Gesetz zur Ordnung der Visitation 
in der Landeskirche (Visitationsordnung)
         

      

      
         Vom 25. November 1976

      

      
         (Abl. 47 S. 352), geändert durch Kirchl. Gesetz vom 12. März 1992 (Abl. 55 S. 113), vom 10. März 2005 (Abl. 61 S. 285, 287), vom 27. November 2012 (Abl. 65 S. 269, 277), vom 25. November 2015 (Abl. 67 S. 1, 8) und vom 27. November 2018 (Abl. 68 S. 307, 308) 
         

      

      und

         91. Ausführungsbestimmungen zur Visitationsordnung1, 2

         vom 3. April 1981 (Abl. 49 S. 308), geändert durch Verordnung vom 7. April 1992 (Abl. 55 S. 114), vom 30. April 2002 (Abl. 60 S. 85), vom 10. Dezember 2013 (Abl. 66 S. 1, 2), vom 24. Juni 2014 (Abl. 66 S. 106), vom 6. August 2024 (Abl. 71 Nr. 60), vom 30. September 2025 (Abl. 71 Nr. 188) und vom 4. November 2025 (Abl. 71 Nr. 202)
         

      

      
            Erster Abschnitt:
Allgemeines
            

         

         
                     § 1
Aufgaben der Visitation
                     

                  

                  Die Visitation ist ein geordneter Besuchsdienst, der dazu helfen will, daß in den Gemeinden, Bezirken, Werken und Einrichtungen
                     der Landeskirche das Evangelium von Jesus Christus, wie es in der Heiligen Schrift gegeben und in den Bekenntnissen der Reformation
                     bezeugt ist, das Maß und die Richtschnur ihres Zeugnisses und ihres Dienstes ist. Mit der Visitation nehmen die Visitatoren
                     Aufgaben der Leitung innerhalb der Kirche wahr.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                           	
                              1. An der doppelten Zielsetzung der Visitation soll festgehalten werden: Visitation ist brüderlicher Besuchsdienst und kirchenamtliche
                                 Aufsicht. Sie dient der gegenseitigen Information, Beratung und Hilfe von Visitatoren und Visitierten, und sie dient der Prüfung,
                                 ob das Evangelium auftragsgemäß und gegenwartsbezogen verkündet, der Dienst der Liebe an jedermann getan wird und ob dies
                                 im Rahmen der Ordnung der Landeskirche geschieht. In ihren beiden Aspekten will die Visitation dazu helfen, daß das Evangelium
                                 von Jesus Christus Maß und Richtschnur des Zeugnisses und des Dienstes der Kirche ist und bleibt.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 2
Bereiche der Visitation
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Visitiert werden
                  

                  
                     	
                        die Kirchengemeinden und die Gemeindepfarrämter,

                     

                     	
                        die Kirchenbezirke und die Dekanatämter,

                     

                     	
                        die landeskirchlichen Ämter, Werke und Einrichtungen.

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Pfarrer, die haupt- oder nebenamtlich einen Sonderauftrag überwiegend im Bereich einer Kirchengemeinde oder eines Kirchenbezirks
                     wahrnehmen, werden insoweit im Rahmen der Visitation der Kirchengemeinde oder des Kirchenbezirks visitiert.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Mit der Landeskirche verbundene rechtlich selbständige Einrichtungen und Werke können auf ihren Antrag visitiert werden. Die
                     Vorschriften des § 17 sind sinngemäß anzuwenden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Pfarrer und andere Mitarbeiter, die nicht Bedienstete der Landeskirche sind, deren Arbeit aber im Auftrag der Landeskirche
                     geschieht, können von der Landeskirche oder in ihrem Auftrag visitiert werden. Das Nähere ist im Verordnungsweg zu regeln.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                           	
                              2. Unterrichtsbesuche bei staatlichen Religionslehrern erfolgen durch den Schuldekan, einen Fachberater oder andere Beauftragte
                                 der Kirche im Rahmen der staatlichen Ordnung.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 3
Visitatoren
                     

                  

                  Die Visitation obliegt dem Landesbischof, den Prälaten, den Dekanen und für den Schulbereich den Schuldekanen. Andere geeignete
                     Personen können vom Landesbischof oder vom Oberkirchenrat mit der Durchführung einer Visitation beauftragt werden.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                           	
                              3. Die Zuständigkeit der Visitatoren ist in den §§ 5, 14, 17 Abs. 4 und 5 geregelt.
                              

                           
                        

                     
                  

               

            

         

      

      
            Zweiter Abschnitt:
Die Visitation der Pfarrämter und der Kirchengemeinden
            

         

         
                     § 4
Arten und Häufigkeit der Visitation
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Visitation der Gemeindepfarrämter und der Kirchengemeinden wird als Haupt- und Zwischenvisitation durchgeführt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zwischen den Hauptvisitationen liegt in der Regel ein Zeitraum von acht Jahren. Vier Jahre nach Durchführung einer Hauptvisitation
                     findet in der Regel eine Zwischenvisitation statt.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                           	
                              4. Ein unmittelbar bevorstehender oder kurz zuvor erfolgter Pfarrerwechsel, eine Vakatur sowie Krankheit des Pfarrers oder eines
                                 der Visitatoren kann neben anderen triftigen Gründen Anlaß zu einer Verschiebung der Hauptvisitation oder Zwischenvisitation
                                 sein. Die Verschiebung sollte, wenn möglich, den Zeitraum von einem Jahr nicht überschreiten. Aus den in Satz 1 genannten
                                 Gründen kann auch an die Stelle der anstehenden Hauptvisitation eine Zwischenvisitation treten. Ihr folgt dann im normalen
                                 Turnus die Hauptvisitation. Eine bevorstehende Zurruhesetzung, ein kurz bevorstehender oder kurz zurückliegender Stellenwechsel
                                 können andererseits im Einzelfall die Durchführung einer Haupt- oder Zwischenvisitation nahelegen. Abweichungen vom Visitationsplan
                                 (§ 6) von mehr als zwei Jahren sind dem Evangelischen Oberkirchenrat zu berichten und schriftlich zu begründen.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        In der Hauptvisitation soll der Stand der Arbeit von Kirchengemeinde und Pfarramt, ihr Verhältnis zu benachbarten Kirchengemeinden
                     und Pfarrämtern, zum Kirchenbezirk und zur Gesamtkirche, zur bürgerlichen Gemeinde und zur Öffentlichkeit möglichst umfassend
                     festgestellt und an Auftrag und Ordnung der Kirche geprüft werden mit dem Ziel, Anregungen und Hilfen für den Dienst von Pfarrer
                     und Gemeinde zu geben.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                           	
                              5. Die umfassenden Feststellungen und die Prüfung des Standes der Arbeit von Kirchengemeinde und Pfarramt in der Hauptvisitation
                                 beziehen sich sowohl auf die Ausrichtung der Arbeit – insbesondere der Verkündigung – an Schrift und Bekenntnis, als auch
                                 auf die Einhaltung der landeskirchlichen Ordnung. Die Maßstäbe der Prüfung ergeben sich aus § 1 der Visitationsordnung, aus § 1 der Kirchenverfassung3 wie auch aus dem übrigen geschriebenen und ungeschriebenen Recht der Landeskirche.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              „Umfassend“ heißt nicht nur, daß möglichst die gesamte kirchliche Arbeit in den Blick genommen wird, sondern auch, daß die entsprechenden Feststellungen, soweit möglich unter Beteiligung der Gemeinde und unter Einbeziehung
                                 außerkirchlicher Stellen und Personen getroffen werden (vgl. § 8 Abs. 2). Unter ”Gesamtkirche” werden die Landeskirche, die EKD und die Ökumene verstanden.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Zwischenvisitation soll die Verbindung zwischen den Visitatoren und den Gemeinden lebendig erhalten und vertiefen. Außerdem soll bei der Zwischenvisitation besprochen werden, welche Wirkungen die vorausgegangene
                     Hauptvisitation gehabt hat und wie dem Pfarrer und der Gemeinde weitergeholfen werden kann.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                           	
                              6. Die Zwischenvisitation hat im Grundsatz das gleiche Ziel wie die Hauptvisitation. Sie ist jedoch eine vereinfachte und verkürzte
                                 Form der Visitation. Der persönliche Kontakt zwischen Visitatoren und Gemeinde und die Frage nach den Auswirkungen der vorangegangenen
                                 Hauptvisitation stehen im Vordergrund (vgl. im einzelnen unten zu § 10).
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Eine außerordentliche Visitation findet statt, wenn besondere Schwierigkeiten in Pfarramt oder Kirchengemeinde die eingehende
                     Unterrichtung und die Hilfe des Visitators erforderlich machen.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                           	
                              7. Sind die besonderen Schwierigkeiten, die Anlaß zu einer außerordentlichen Visitation geben, auf einen bestimmten Teilbereich
                                 im Pfarramt oder in der Kirchengemeinde beschränkt, so kann es sich nahelegen, auch die außerordentliche Visitation auf diesen
                                 Bereich zu beschränken (vgl. § 11).
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Benachbarte Pfarrämter und Kirchengemeinden können mit Zustimmung der Kirchengemeinderäte gemeinsam visitiert werden.
                  

                  
                     
                        
                        
                        
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                           	
                              8.

                           
                           	
                           	
                           	
                        

                        
                           	
                           	
                              a)

                           
                           	
                              In jedem Kirchenbezirk müssen jährlich mehrere Visitationen stattfinden. Es legt sich nahe, die Visitation benachbarter Gemeinden
                                 (Distrikt bzw. Gesamtkirchengemeinde), insbesondere wo schon ein gewisses Maß von Zusammenarbeit besteht, gemeinsam während
                                 eines Jahres durchzuführen. Zur gemeinsamen Durchführung der Visitation gehört außer der zeitlichen Nähe ein Austausch von
                                 Informationen in Form von gemeinsamen Veranstaltungen und gegenseitigen Besuchen. Als Mindesterfordernis schreibt § 8 Abs. 4 eine gemeinsame Besprechung vor, zu der alle Pfarrer, Kirchengemeinderäte und Mitarbeiter einzuladen sind. Sie kann am Anfang
                                 oder am Schluß der gemeinsamen Visitation stehen (vgl. unten cc).
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                           	
                              Für eine gemeinsame Visitation (Distriktsvisitation) spricht folgendes:

                           
                        

                        
                           	
                           	
                           	
                              aa)

                           
                           	
                              Die gemeinsame Visitation fördert das Zusammenwachsen und den Zusammenhalt innerhalb des Distriktes.

                           
                        

                        
                           	
                           	
                           	
                              bb)

                           
                           	
                              Kommunale Verflechtungen ergeben auf verschiedenen Gebieten, etwa auf dem Schul- und Kindergartenbereich, gemeinsame Situationen,
                                 die man sinnvollerweise auch gemeinsam behandelt.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                           	
                              cc)

                           
                           	
                              Oft zeigen sich in den benachbarten Gemeinden eines größeren Bereichs jeweils parallele Probleme, die gemeinsam besser zu lösen sind (Zusammenarbeit in der Planung und Durchführung von Seminaren der Erwachsenenbildung,
                                 Angebote offener Jugendarbeit in Schulzentren, gemeinsam verantwortete „Gottesdienste im Grünen“ in Naherholungszentren u.
                                 ä.).
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              b)

                           
                           	
                              Eine Schwierigkeit bei Distriktsvisitationen kann dadurch entstehen, daß in einer Gemeinde gerade ein Pfarrerwechsel ansteht oder kurz zurückliegt. Wichtig ist, daß der Kirchengemeinderat rechtzeitig klärt, ob eine
                                 gemeinsame Visitation sinnvoll erscheint. Unter Umständen kann trotz intensiver Zusammenarbeit im Distrikt die Durchführung
                                 von Einzelvisitationen angezeigt sein.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              c)

                           
                           	
                              Bei Distriktsvisitationen könnte folgender Austausch zwischen den beteiligten Gemeinden sinnvoll sein:

                           
                        

                        
                           	
                           	
                           	
                              aa)

                           
                           	
                              Bei einem Treffen der Kirchengemeinderäte oder von Vertretern derselben vor Beginn der Visitation können Ziel, Ablauf und
                                 Einzelheiten der Visitation besprochen sowie die Termine abgestimmt werden (vgl. § 7 Abs. 1).
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                           	
                              bb)

                           
                           	
                              Im Verlauf der Visitation können die beteiligten Gemeinden dadurch informiert oder einbezogen werden, daß die Gemeindeberichte
                                 ausgetauscht werden und daß zu Gemeindeabenden bzw. Mitarbeitertreffen gegenseitig eingeladen wird.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                           	
                              cc)

                           
                           	
                              Am Schluß der Distriktsvisitation sollte in jedem Fall ein Auswertungsgespräch stehen, an dem die beteiligten Vertreter aller visitierten Gemeinden teilnehmen (vgl. oben a).

                           
                        

                        
                           	
                           	
                           	
                           	
                              Es dient

                           
                        

                        
                           	
                           	
                           	
                           	
                              –

                           
                           	
                              dem gegenseitigen Austausch über die bei der Visitation gemachten Erfahrungen,

                           
                        

                        
                           	
                           	
                           	
                           	
                              –

                           
                           	
                              der Beratung über gemeinsame Aufgaben im Distrikt und

                           
                        

                        
                           	
                           	
                           	
                           	
                              –

                           
                           	
                              der Besprechung von Fragen der Zusammenarbeit innerhalb des Distrikts.

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 5
Visitatoren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist, visitiert der Dekan die Gemeindepfarrämter und die Kirchengemeinden seines
                     Bezirks.
                  

                  (1a)  Ist das Dekanatamt mit zwei Pfarrstellen verbunden, regelt die Geschäftsordnung die Zuständigkeit für die Visitationen.

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Dienst der Pfarrämter und Kirchengemeinden für den Bereich der Schule wird vom zuständigen Schuldekan visitiert. Dies
                     gilt nicht für den Religionsunterricht des Dekans.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                           	
                              9. Im Rahmen der Visitation der Gemeinde des Dekans wird der Religionsunterricht des Dekans vom Prälaten visitiert.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        In der Kirchengemeinde, in der der Dekan ein Pfarramt innehat, visitiert der zuständige Prälat. Im Wege der Verordnung können
                     hiervon abweichende Regelungen getroffen werden.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                           	
                              10. Besteht am Sitz des Dekanatamts nur eine Kirchengemeinde, so wird diese mit den ihr zugeordneten Pfarrämtern vom Prälaten
                                 visitiert. Besteht eine Gesamtkirchengemeinde, so wird diese und die Kirchengemeinde des Dekans vom Prälaten visitiert. Die
                                 übrigen Kirchengemeinden visitiert der Dekan. Hiervon abweichend visitiert der Prälat im Bereich der Gesamtkirchengemeinde
                                 Stuttgart außerdem die Stiftskirchengemeinde und die Magdalenenkirchengemeinde.  Auch für die Visitation durch den Prälaten
                                 gilt § 5 Abs. 2 Satz 1, d. h. der Schulbesuch und die Visitation des Religionsunterrichts – abgesehen von dem des Dekans – obliegt dem Schuldekan.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Bei Vorliegen besonderer Umstände kann der Oberkirchenrat im Einzelfall einen aufgrund der Bestimmungen der Absätze 1 bis
                     3 nicht zuständigen Visitator mit der Durchführung der Visitation beauftragen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Visitatoren können für einzelne Teilbereiche der Visitation sachverständige Berater beiziehen. Ist das Dekanatamt mit
                     zwei Pfarrstellen verbunden, so zieht der jeweilige Visitator regelmäßig den anderen Dekan als sachverständigen Berater bei.
                     Dieser kann dem Visitationsbericht eine eigene Stellungnahme beifügen.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                           	
                              11. Als sachverständige Berater kommen z. B. Leiter und andere Mitarbeiter der Regionalverwaltungen, Kirchenmusiker, Jugendsekretäre,
                                 Bezirksfürsorger und Fachleute der kirchlichen Werke in Frage.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Für die Durchführung einer Hauptvisitation können die Visitatoren im Einvernehmen mit dem Kirchenbezirksausschuß, dem oder
                     den Pfarrern und dem Kirchengemeinderat eine aus den Visitatoren und bis zu drei weiteren Personen bestehende Visitationsgruppe
                     bilden. Sie wird von dem nach Abs. 1 bis 3 zuständigen Visitator einberufen und geleitet.
                  

                  
                     
                        
                        
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                           	
                              12.

                           
                           	
                           	
                        

                        
                           	
                           	
                              a)

                           
                           	
                              Visitationsgruppen unterstreichen den Charakter der Visitation als einer gegenseitigen Beratung und eines brüderlichen Austausches
                                 innerhalb eines Kirchenbezirks. Für Dekan und Schuldekan kann es eine Hilfe und Bereicherung sein, wenn sie ihre Beobachtungen
                                 und Erfahrungen innerhalb einer Gruppe ergänzen, korrigieren und klären können. Die Mitwirkung von Mitarbeitern mit besonderen
                                 Fachkenntnissen kann zur Klärung der Gemeindesituation auf dem jeweiligen Fachgebiet sehr hilfreich sein. Sie kann außerdem
                                 auch zur Förderung und Ermutigung der betreffenden Gemeindemitarbeiter dienen, etwa durch gesonderte Aussprachen mit den Verantwortlichen
                                 eines Bereiches (z. B. aus dem Jugendwerk, der Frauenarbeit, der Nachbarschaftshilfe usw.).
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                           	
                              Bei der Gruppenvisitation ist die Chance größer, daß die in der visitierten Gemeinde gemachten Erfahrungen in anderen Arbeitsbereichen
                                 fruchtbar werden, als bei einer Einzelvisitation.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              b)

                           
                           	
                              Bei der Zusammensetzung einer Visitationsgruppe, der neben dem Dekan und Schuldekan bis zu drei weitere Mitglieder angehören,
                                 ist vor allem zu denken an
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                           	
                              aa)

                           
                           	
                              Bezirkssynodale, z. B. die Bezirksvertreter im Pfarrstellenbesetzungsgremium oder die Bezirkssynodalen aus dem gleichen Distrikt,

                           
                        

                        
                           	
                           	
                           	
                              bb)

                           
                           	
                              Pfarrer oder Laien, die im besonderen das Vertrauen der visitierten Pfarrer und der Gemeinden besitzen,

                           
                        

                        
                           	
                           	
                           	
                              cc)

                           
                           	
                              Fachleute, z. B. aus dem Bereich der Jugend-, der Frauen- und der Erwachsenenarbeit, oder der Diakonie oder aus dem Bereich
                                 der Verwaltung.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                           	
                              Die Mitglieder werden vom Dekan im Einvernehmen mit dem Kirchenbezirksausschuß berufen. Der Dekan stellt das Einvernehmen
                                 mit dem Kirchenbezirksausschuß, dem Pfarrer bzw. den Pfarrern und dem Kirchengemeinderat her. Dabei ist es zweckmäßig, wenn
                                 die Bezirkssynode in ihrer Mitte für die Dauer der Wahlperiode einen Kreis von Synodalen bestimmt, aus dem jeweils der bei
                                 der Visitation beteiligte Bezirkssynodale je nach seinen zeitlichen Möglichkeiten berufen wird. Frühzeitige Terminabsprachen
                                 sind ratsam.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                           	
                              Die Mitglieder der Visitationsgruppen sollten nach Möglichkeit für höchstens eine Visitation im Jahr verpflichtet werden.

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              c)

                           
                           	
                              Nicht alles eignet sich für eine Besprechung in der Visitationsgruppe. Persönliche Besuche (etwa bei dem Gemeindepfarrer und
                                 den Mitarbeitern) müssen dem Dekan bzw. dem Prälaten sowie dem Schuldekan in seinem Zuständigkeitsbereich vorbehalten bleiben.
                                 Soweit erforderlich sollte hierüber in persönlichen Beiberichten berichtet werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                           	
                              Eine Visitationsgruppe kann ihre Aufgabe nur erfüllen, wenn zwischen ihren Mitgliedern vor und während der Visitation ein
                                 intensiver Gedankenaustausch stattfindet. Es legt sich nahe, daß die einzelnen Mitglieder der Visitationsgruppe abwechselnd
                                 schriftliche Kurzberichte von den Veranstaltungen verfassen. Diese können dann in Visitationsbericht und Visitationsbescheid
                                 verwertet werden.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 6
Visitationsplan
                     

                  

                  Die Visitatoren teilen in jedem Jahr dem Oberkirchenrat mit, in welchen Kirchengemeinden ihres Bereichs Haupt- und Zwischenvisitationen
                     nach § 4 Abs. 2 durchzuführen sind und in welcher zeitlichen Abfolge sie stattfinden werden. Die Verschiebung einer Haupt- oder Zwischenvisitation
                     um mehr als ein Jahr ist dem Oberkirchenrat mitzuteilen.
                  

                  
                     
                        
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                           	
                           	
                              13. Der Mitteilung über eine Verschiebung gegenüber dem beim Oberkirchenrat vorgelegten Visitationsplan um mehr als zwei Jahre ist eine Begründung beizufügen (vgl. Nummer 4 zu § 4 Abs. 2).
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 7
Vorbereitung der Hauptvisitation
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zeitpunkt und Ablauf der Hauptvisitation werden von den Visitatoren im Benehmen mit dem geschäftsführenden Pfarrer und dem
                     Kirchengemeinderat festgelegt (Visitationsprogramm), diesen rechtzeitig mitgeteilt und in der Gemeinde in geeigneter Weise
                     bekanntgegeben.
                  

                  
                     
                        
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                           	
                              14.

                           
                           	
                        

                        
                           	
                           	
                              a)

                           
                           	
                              Visitatoren sind Dekan und Schuldekan oder Prälat und Schuldekan (vgl. § 5 Abs. 2).
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              b)

                           
                           	
                              Die der Visitation vorausgehende Absprache für das Visitationsprogramm sollte einerseits möglichst alle Beteiligten einschließen,
                                 andererseits nicht zu kompliziert und zeitaufwendig werden. Es legt sich nahe, daß das Visitationsprogramm zunächst mit dem
                                 geschäftsführenden Pfarrer vorbesprochen und im Kirchengemeinderat beraten wird.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              c)

                           
                           	
                              Der Schulbesuch (der Besuch des Schulleiters, Unterrichtsbesuche, Fachkonferenzen etc.) wird mit den Betroffenen rechtzeitig
                                 abgesprochen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              d)

                           
                           	
                              Für die Bekanntgabe von Visitationsterminen und Visitationsprogramm kommen in Frage: Eine Zeitungsnotiz, der Aushang im Schaukasten,
                                 Veröffentlichung im Gemeindebrief bzw. in der Ortsbeilage zum Gemeindeblatt und Abkündigung im Gottesdienst. Die Bekanntgabe in den Abkündigungen darf auf keinen Fall fehlen.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zur Vorbereitung der Hauptvisitation erstellt der geschäftsführende Pfarrer im Benehmen mit dem Kirchengemeinderat, den anderen Pfarrern und den Mitarbeitern der Kirchengemeinde einen Bericht über das kirchliche
                     Leben in der Gemeinde. Der Bericht wird in angemessener Frist vor Beginn der Visitation vorgelegt. Die Pfarrer und die haupt-,
                     neben- und ehrenamtlichen Mitarbeiter können dem Visitator persönliche Berichte über ihren Arbeitsbereich gesondert vorlegen.
                  

                  
                     
                        
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                           	
                              15.

                           
                           	
                        

                        
                           	
                           	
                              a)

                           
                           	
                              An der schriftlichen Information der Visitatoren über den Stand der kirchlichen Arbeit in der Gemeinde sollen neben den Pfarrern
                                 auch die anderen Mitarbeiter der Kirchengemeinde, insbesondere der Laienvorsitzenden des Kirchengemeinderats und der Kirchengemeinderat
                                 als Gremium beteiligt sein. „Benehmen“ bedeutet, daß die wesentlichen Punkte des Berichts besprochen werden, sei es vor dessen
                                 schriftlicher Abfassung, sei es aufgrund eines schon formulierten schriftlichen Entwurfs. Der geschäftsführende Pfarrer ist
                                 der verantwortliche Verfasser des Berichts. Dies schließt nicht aus, daß außer den evtl. weiteren Pfarrern, bei denen dies
                                 die Regel sein sollte, auch andere Mitarbeiter über bestimmte Teilbereiche der Arbeit selbst schriftliche Berichte verfassen,
                                 die dann in den Gesamtbericht integriert oder ihm als Anlage beigefügt werden. Der Bericht wird dem Kirchengemeinderat zugänglich
                                 gemacht. Die Möglichkeit der gesonderten Vorlage persönlicher Berichte der Pfarrer und haupt-, neben- und ehrenamtlicher Mitarbeiter
                                 bleibt davon unberührt. Diese persönlichen Berichte sollen Gelegenheit geben, den Visitatoren diejenigen Anliegen mitzuteilen,
                                 die sich nicht für eine Beratung im Kirchengemeinderat oder im Kreis aller Mitarbeiter eignen und die deshalb auch dem persönlichen
                                 Gespräch nach § 8 Abs. 1 Nummer 2 vorbehalten bleiben sollen. Näheres über die Abfassung der Berichte ist aus dem vom Oberkirchenrat herausgegebenen Vordruck
                                 und den zugehörigen Erläuterungen zu entnehmen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              b)

                           
                           	
                              Die Berichte sind dem Dekanatamt, in Fällen des § 5 Abs. 3 dem Prälaten zuzuleiten. In dem Hauptbericht  nehmen Dekan (Prälat) und Schuldekan Einblick.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                           	
                              Vom Inhalt der persönlichen Beiberichte wird der Schuldekan, soweit es zur Wahrnehmung seiner Aufgaben erforderlich ist, unterrichtet.

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 8
Ablauf der Hauptvisitation
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zur Hauptvisitation gehören:
                  

                  
                     	
                        der Visitationsgottesdienst,

                     

                     	
                        das persönliche Gespräch mit den Pfarrern und anderen Mitarbeitern der Kirchengemeinde,

                     

                     	
                        der Besuch im Religionsunterricht und im Konfirmandenunterricht, sofern zur Zeit der Visitation ein solcher stattfindet,

                     

                     	
                        die Prüfung der äußeren Ordnung in Pfarramt und Kirchengemeinde,

                     

                     	
                        die abschließende Sitzung mit dem Kirchengemeinderat.

                     

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                           	
                              16. Absatz 1 enthält diejenigen Stücke, die bei keiner Hauptvisitation fehlen dürfen. Abgesehen von der abschließenden Sitzung
                                 mit dem Kirchengemeinderat (Abs. 1 Nummer 5), in der die Visitatoren ihre Eindrücke in positiver und negativer Hinsicht mitteilen
                                 und die deshalb mehr am Schluß der Visitation stehen muß, ist die zeitliche Reihenfolge der Einzelgestaltung überlassen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              17. Der Visitationsgottesdienst wird entweder vom Visitator oder vom Pfarrer bzw. einem der Pfarrer gehalten. Im letzteren Fall
                                 wird der Visitator im Gottesdienst ein Wort an die Gemeinde richten.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              18. Die persönlichen Gespräche nach Abs. 1 Nummer 2 sind in der Regel Einzelgespräche und dürften häufig seelsorgerlichen Charakter
                                 annehmen. Ihre Verwertung im Gesamtgeschehen der Visitation und insbesondere im Visitationsbericht stellt daher an das seelsorgerliche
                                 Verantwortungsbewußtsein und Taktgefühl der Visitatoren besonders hohe Anforderungen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              19. Der Besuch des Religionsunterrichts des Pfarrers und sonstiger im Religionsunterricht tätiger kirchlicher Mitarbeiter findet
                                 in der Regel im Rahmen eines Schulbesuchs statt. Dieser umfaßt auch den Besuch der Schulleitung, sowie nach Möglichkeit ein
                                 gemeinsames Gespräch mit allen Lehrern, die Religionsunterricht erteilen (Fachlehrerkonferenz). Hinzutreten können Gespräche
                                 mit Lehrkräften, Eltern- und Schülervertretern u. a. auch über die Schul- und Schülergottesdienste und andere kirchliche Veranstaltungen
                                 für Eltern, Lehrer und Schüler. Der Besuch des Religionsunterrichts obliegt dem Schuldekan. Im übrigen ist der Schulbesuch
                                 auf Wunsch des Prälaten oder des Dekans von den Visitatoren gemeinsam durchzuführen. Der Schuldekan nimmt an der Sitzung mit
                                 dem Kirchengemeinderat teil. An den übrigen Visitationsveranstaltungen kann ihn der Prälat oder der Dekan beteiligen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Der Schuldekan ist neben dem in § 1 der Visitationsordnung erläuterten Auftrag kirchlicher Visitation zugleich den Belangen der Schule und den für sie geltenden
                                 gesetzlichen Vorschriften verpflichtet und hat auf deren Einhaltung zu sehen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Religionslehrer, die vom Kirchenbezirk angestellt sind, werden im Rahmen der Visitation der Kirchengemeinde des Schulortes
                                 visitiert, an dem der Schwerpunkt ihres Unterrichtsauftrags liegt.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Die Besuche des Schuldekans im Religionsunterricht der staatlichen Lehrer an Grund- und Haupt-, Real- und Sonderschulen sollten
                                 soweit möglich terminlich mit der Visitation der Kirchengemeinde des Schulortes abgestimmt werden. Das gleiche gilt für die
                                 regelmäßigen Besuche der Beauftragten des Oberkirchenrats im Religionsunterricht der staatlichen Lehrer an Gymnasien und beruflichen
                                 Schulen. Im Einvernehmen mit den Besuchten kann der Schuldekan den Schulleiter und den Klassenlehrer sowie Fachkollegen zum
                                 Unterrichtsbesuch einladen. Er kann in das Schultagebuch, den Stoffverteilungsplan und den Unterrichtsentwurf Einsicht nehmen.
                                 Beim Unterrichtsbesuch informiert sich der Schuldekan über die Eintragungen über den Religionsunterricht im Klassenbuch. Der
                                 Unterrichtsbesuch wird von dem Schuldekan im Klassenbuch vermerkt. In die Hefte und Arbeitsunterlagen der Schüler kann Einsicht
                                 genommen werden. Im Anschluß an den Besuch wird der Unterricht mit dem Religionslehrer besprochen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              20. Die Prüfung der äußeren Ordnung im Pfarramt umfaßt insbesondere
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              – die Geschäftsordnung des Pfarramts oder der Pfarrämter,

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              – das Pfarrbüro,

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              – die Pfarramtskasse,4

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              – das Pfarrarchiv und5

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              – den Pfarramtskalender.

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Die Prüfung der äußeren Ordnung in der Kirchengemeinde umfaßt insbesondere

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              – den Kirchengemeinderat und die ihn betreffenden Rechtsverhältnisse,

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              – das Kirchengemeinderatsprotokoll (einschl. Kirchenregister),

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              – die Kassen- und Rechnungsführung sowie die laufende Vermögensverwaltung einschließlich der ortskirchlichen Grundstücksverwaltung

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              – die Mitarbeitervertretung und

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              – den Einsatz elektronischer Datenverarbeitung.

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Erforderlichenfalls soll ein Vertreter der zuständigen Regionalverwaltung zugezogen werden. Bei begründetem Verdacht des Missbrauchs
                                 der Pfarramtskasse6 oder der unberechtigten Führung weiterer Kassen neben der Pfarramtskasse muss die Visitatorin oder der Visitator das Rechnungsprüfamt
                                 zuziehen; die Pfarrerin oder der Pfarrer kann die Auskunft über die Herkunft und Verwendung einzelner Mittel zur Wahrung des
                                 Seelsorgegeheimnisses verweigern.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              21. Die abschließende Kirchengemeinderatssitzung wird teilweise nicht öffentlich zu halten sein (§ 21 Abs. 3 KGO). Der nichtöffentliche Teil kann teilweise in Abwesenheit des (der) Pfarrer(s) stattfinden. An der abschließenden Kirchengemeinderatssitzung
                                 nimmt der Schuldekan teil.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Hauptvisitation soll ferner einen Besuch der örtlichen Gemeinschaften, der anderen christlichen Gemeinden am Ort sowie
                     einen Besuch der bürgerlichen Gemeinde und anderer für die Kirchengemeinde wichtiger Einrichtungen und Personen einschließen.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                           	
                              22. In Absatz 2 sind diejenigen Stücke der Hauptvisitation genannt, die zwar nicht unbedingt in jeder Hauptvisitation enthalten
                                 sein müssen, die jedoch nur bei Vorliegen besonderer Gründe übergangen werden sollten.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Anläßlich der Hauptvisitation sollen Kontakte mit außerkirchlichen Instanzen aufgenommen werden, mit verantwortlichen Persönlichkeiten
                                 der bürgerlichen Gemeinde, der öffentlichen Vereine und sonstigen Vertretern des öffentlichen Lebens. Diese Begegnungen können
                                 zur Feststellung des Standes der kirchlichen Arbeit beitragen und die Zusammenarbeit mit außerkirchlichen Instanzen (bzw.
                                 Trägern des öffentlichen Lebens) wesentlich fördern.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Unter ”anderen christlichen Gemeinden am Ort” sind die mit der Landeskirche über die Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Baden-Württemberg ökumenisch verbundenen Gemeinden zu verstehen (Herrnhuter Brüdergemeine, Evangelisch-methodistische
                                 Kirche, Römisch-Katholische Kirche, Altkatholische Kirche, Orthodoxe Kirche und Heilsarmee).
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Zum Schulbesuch siehe oben Nummer 19.

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Weitere Veranstaltungen können in das Visitationsprogramm aufgenommen werden, soweit dies nach den Umständen und Bedürfnissen
                     des Einzelfalls angezeigt ist.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                           	
                              23. Absatz 3 läßt einen weiten  Spielraum zur Anpassung des Visitationsprogramms an die Umstände und Bedürfnisse des Einzelfalles.
                                 In Frage kommen hier insbesondere eine Gemeindeversammlung, eine gemeinsame Besprechung mit allen Mitarbeitern der Kirchengemeinde
                                 eventuell zusammen mit dem Kirchengemeinderat, eine weitere Besprechung mit dem Kirchengemeinderat, die mehr am Anfang der
                                 Visitation und – jeweils teilweise – in Abwesenheit des oder der Pfarrer stattfinden kann und unter Umständen auch eine Sprechstunde
                                 für Gemeindemitglieder, in der diese ihre besonderen Anliegen vortragen können.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Hier könnten auch die in Absatz 2 nicht genannten christlichen Gemeinden am Ort einbezogen werden, soweit dies im Einzelfall
                                 notwendig erscheint.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Bei der gemeinsamen Visitation benachbarter Kirchengemeinden (§ 4 Abs. 6) findet eine gemeinsame Besprechung aller Pfarrer, Kirchengemeinderäte und Mitarbeiter statt.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                           	
                              24. Siehe oben Nummer 8.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 9
Auswertung der Hauptvisitation
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Nach Abschluß der Hauptvisitation erstellen die Visitatoren alsbald den Visitationsbericht und den Visitationsbescheid.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Visitationsbericht soll über den Ablauf und die Ergebnisse der Hauptvisitation umfassend Auskunft geben. Er wird über
                     den Prälaten dem Oberkirchenrat zugeleitet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Visitationsbescheid enthält eine Zusammenfassung der wichtigsten Ergebnisse der Hauptvisitation, insbesondere die sich
                     daraus für die Weiterarbeit von Pfarrer und Gemeinde ergebenden Anregungen und Hinweise. Er wird den Pfarrämtern und dem Kirchengemeinderat
                     zugestellt und in Abschrift dem Oberkirchenrat zugeleitet. Der Visitationsbescheid kann mit dem Kirchengemeinderatsprotokoll
                     der Visitationssitzung identisch sein.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                           	
                              25. Den Visitationsbescheid erstellt der Dekan (Prälat), soweit er den Aufgabenbereich des Schuldekans betrifft in dessen Einvernehmen.
                                 Auf das Protokoll der Auswertungssitzung des Kirchengemeinderats kann Bezug genommen werden. Der Visitationsbescheid wird
                                 dem Pfarramt, dem Kirchengemeinderat und zusammen mit dem Visitationsbericht dem Oberkirchenrat zugeleitet.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Bedarf die Klärung einzelner Fragen einer Stellungnahme oder Entscheidung der Kirchenleitung, so werden diese dem Oberkirchenrat gesondert vorgelegt.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                           	
                              26. Der Visitationsbericht besteht aus den vom Dekan, in den Fällen des § 5 Abs. 3 vom Prälaten, und vom Schuldekan jeweils für ihren Aufgabenbereich zu erstellenden Teilberichten. Die zusammenfassende Beurteilung
                                 des Pfarrers ist auf einem gesonderten Blatt dem Visitationsbericht beizufügen. Dieses Blatt wird zu den Personalakten genommen
                                 und kann dort von dem betreffenden Pfarrer eingesehen werden (§ 61 Absatz 1 Satz 2 Pfarrdienstgesetz der EKD  7).
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              Die im Visitationsbericht beschriebenen Eindrücke und Überlegungen der Visitatoren sollen im persönlichen Gespräch mit den
                                 Pfarrern und Mitarbeitern, soweit sie diese betreffen, vollständig zur Sprache gebracht werden (vgl. § 8 Abs. 1 Nummer 2).
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Der Visitationsbericht wird zusammen mit dem Gemeindebericht und den weiteren Berichten nach § 7 Abs. 2 dem Oberkirchenrat über den Prälaten zugeleitet. Wird zu einzelnen Fragen eine alsbaldige Stellungnahme oder Entscheidung
                                 der Kirchenleitung erwartet, so sind die entsprechenden Teile des Visitationsberichts dem Oberkirchenrat jeweils getrennt vorweg vorzulegen.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 10
Vorbereitung, Ablauf und Auswertung der Zwischenvisitation
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zur Zwischenvisitation gehören
                  

                  
                     	
                        das persönliche Gespräch mit dem Pfarrer und mit anderen Mitarbeitern der Kirchengemeinde,

                     

                     	
                        Kenntnisnahme von Religions- und Konfirmandenunterricht,

                     

                     	
                        die Prüfung der äußeren Ordnung in Pfarramt und Kirchengemeinde,

                     

                     	
                        eine Besprechung mit dem Kirchengemeinderat.

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Ergebnisse der Zwischenvisitation werden vom Visitator dem Oberkirchenrat zugeleitet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Im übrigen gelten die Vorschriften des § 7 Abs. 1, des § 8 Abs. 3 und 4 und des § 9 Abs. 4 entsprechend.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                           	
                              27. Die Zwischenvisitation unterscheidet sich von der Hauptvisitation formal dadurch, daß kein Gemeindebericht vorgesehen ist,
                                 daß weniger Veranstaltungen vorgesehen sind, die durchgeführt werden müssen, und keine zusätzlichen Veranstaltungen genannt
                                 werden, die durchgeführt werden sollen. Außerdem ist kein Besuch im Religions- und Konfirmandenunterricht vorgeschrieben,
                                 sondern nur Kenntnisnahme von diesen Tätigkeiten. Sie kann darin bestehen, daß der Visitator mit dem Pfarrer die Probleme
                                 des Unterrichts gründlich durchspricht. Die Prüfung der äußeren Ordnung in Pfarramt und Kirchengemeinde ist nach § 10 Abs.
                                 1 Nummer 3 der Visitationsordnung auch Teil der Zwischenvisitation, wird sich dabei aber entsprechend dem engeren zeitlichen
                                 Rahmen auf das Wesentliche beschränken. Die Visitatoren fassen je für ihren Bereich die Ergebnisse der Zwischenvisitation
                                 kurz zusammen und leiten sie über den Prälaten dem Oberkirchenrat zu. Der Bericht sollte auf die vorausgegangene Visitation
                                 Bezug nehmen und erforderlichenfalls die zwischenzeitliche Entwicklung kurz benennen. Außerdem ist über die Prüfung der Pfarramtskasse
                                 und der Kassen- und Rechnungsführung sowie der laufenden Vermögensverwaltung der Kirchengemeinde Mitteilung zu machen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              An der abschließenden Kirchengemeinderatssitzung kann der Schuldekan teilnehmen.

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 11
Außerordentliche Visitation
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die außerordentliche Visitation erfolgt auf Anordnung des Oberkirchenrats.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sind Meinungsverschiedenheiten über den Dienst eines bestimmten Pfarrers oder eines anderen Mitarbeiters in der Kirchengemeinde
                     Anlaß für die außerordentliche Visitation, so wird auf seinen Antrag eine Person seines Vertrauens zur Visitation beigezogen.
                     Bestehen Bedenken gegen eine vom Betroffenen genannte Vertrauensperson, so können die Visitatoren deren Beiziehung ablehnen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Findet eine außerordentliche Visitation gemäß § 47 Absatz 3 Satz 2 oder § 51  Absatz 1 Satz 4  Württembergisches Pfarrergesetz8 statt, kann der Oberkirchenrat von Amts wegen einen nicht zuständigen Visitator mit der Durchführung der Visitation beauftragen.
                     Er kann dem Visitator einen sachverständigen Berater beiordnen. Auf Antrag des Pfarrers ist ein sachverständiger Berater beizuordnen.
                     Der Oberkirchenrat soll den sachverständigen Berater aus einer im Benehmen mit der Pfarrervertretung erstellten Liste hierfür
                     besonders geeigneter Personen benennen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Bestimmungen des § 7 Abs. 1 und des § 9 gelten entsprechend.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                           	
                              28. Die Anordnung einer außerordentlichen Visitation erfolgt schriftlich und ist mit einer Begründung zu versehen. Die Voraussetzungen
                                 für die Anordnung einer außerordentlichen Visitation sind in § 4 Abs. 5 enthalten.  Zeitpunkt und Ablauf der außerordentlichen Visitation sind wie bei der Haupt- und Zwischenvisitation von den
                                 Visitatoren im Benehmen mit dem geschäftsführenden Pfarrer und dem Kirchengemeinderat festzulegen. Ein schriftlicher Gemeinde-
                                 oder Pfarrbericht ist nicht vorgeschrieben. Der Ablauf der außerordentlichen Visitation im einzelnen ist freigestellt. Für
                                 die Auswertung der außerordentlichen Visitation gelten die Regeln der Hauptvisitation.
                              

                           
                        

                     
                  

               

            

         

      

      
            Dritter Abschnitt: 
Die Visitation der Dekanatämter und der Kirchenbezirke
            

         

         
                     § 12
Bereich der Visitation
                     

                  

                  Die Visitation der Dekanatämter und der Kirchenbezirke erstreckt sich auf den Dienst der Dekane und Schuldekane, der haupt-
                     und nebenamtlichen Bezirkspfarrer, der anderen kirchlichen Mitarbeiter im Kirchenbezirk, der gewählten Entscheidungsgremien
                     und der Einrichtungen und Werke der Kirchenbezirke.
                  

               

               
                     § 13
Arten der Visitation
                     

                  

                  Die Visitation der Dekanatämter und der Kirchenbezirke findet als Hauptvisitation statt. Eine außerordentliche Visitation
                     findet statt, wenn besondere Schwierigkeiten in Dekanatamt oder Kirchenbezirk die eingehende Unterrichtung und die Hilfe des Visitators erforderlich machen.
                  

               

               
                     § 14
Visitator
                     

                  

                  Der Prälat visitiert die Dekanatämter und die Kirchenbezirke seines Sprengels.

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                           	
                              29. Zur Visitation der besonderen Dienste des Kirchenbezirks (Diakonie, Jugendarbeit, Erwachsenenbildung) sollten nach Möglichkeit
                                 Fachleute der entsprechenden kirchlichen Werke beigezogen werden.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 15
Vorbereitung, Ablauf und Auswertung der Visitation
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Visitator legt das Visitationsprogramm im Benehmen mit Dekan, Schuldekan und Kirchenbezirksausschuß fest.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Dekan erstellt im Benehmen mit dem Schuldekan, dem Laienvorsitzenden der Bezirkssynode, den mit Bezirksaufgaben betrauten
                     Pfarrern und den anderen kirchlichen Mitarbeitern im Kirchenbezirk den Bezirksbericht, der mit dem Kirchenbezirksausschuß
                     zu beraten und zusammen mit dem Ergebnis dieser Beratung dem Visitator vorzulegen ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Zur Visitation gehört eine Sitzung mit der Bezirkssynode.
                  

               

               
                     § 16
Anzuwendende Vorschriften
                     

                  

                  Soweit sich aus den §§ 12 bis 15 nichts anderes ergibt, sind die Vorschriften des zweiten Abschnitts sinngemäß anzuwenden.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Zu §§ 12 – 16

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              30. Für die Visitation der Dekanatämter und Kirchenbezirke kann die der Pfarrämter und der Kirchengemeinden weithin als Vorbild
                                 und Anhaltspunkt dienen. Die Vorschriften der §§ 4 – 11 sind daher im Grundsatz sinngemäß anzuwenden (vgl. § 16).
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Die Visitation der Dekanatämter und Kirchenbezirke unterscheidet sich aber von der der Pfarrämter und Kirchengemeinden dadurch,
                                 daß nur die Haupt- und keine Zwischenvisitation stattfindet. Von der Visitation des Dekanatamts und des Kirchenbezirks ist
                                 die Visitation des Pfarramts des Dekans und seiner Kirchengemeinde klar zu unterscheiden. Sie richtet sich nach den §§ 4 ff. Dies schließt nicht aus, daß die beiden sachlich zu unterscheidenden Visitationen zeitlich verbunden durchgeführt werden
                                 können.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Visitator ist der Prälat (§ 14). An die Stelle des Kirchengemeinderats tritt teilweise der Kirchenbezirksausschuß, teilweise die Bezirkssynode (§ 15). Das Gespräch mit dem Dekan, dem Schuldekan und den haupt- und nebenamtlichen Bezirkspfarrern und den anderen Mitarbeitern
                                 des Bezirks gehört in jedem Fall zur Visitation des Kirchenbezirks. Ein Gespräch mit den übrigen Pfarrern im Kirchenbezirk
                                 (sogenannter Durchgang) sollte geführt werden, soweit dies möglich ist.
                              

                           
                        

                     
                  

               

            

         

      

      
            Vierter Abschnitt:
Landeskirchliche Ämter, Einrichtungen und Werke
            

         

         
                     § 17
Landeskirchliche Ämter, Einrichtungen und Werke
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Visitation der Pfarrämter, deren Dienst nicht überwiegend einer Kirchengemeinde oder einem Kirchenbezirk gilt, und der
                     sonstigen landeskirchlichen Ämter, Einrichtungen und Werke erstreckt sich auf den Dienst der Pfarrer und den Dienst der anderen
                     hauptamtlichen, nebenamtlichen und ehrenamtlichen Mitarbeiter.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Visitation findet als Hauptvisitation statt. Eine außerordentliche Visitation findet statt, wenn besondere Schwierigkeiten
                     die eingehende Unterrichtung und die Hilfe des Visitators erforderlich machen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Landeskirchliche Ämter, Einrichtungen und Werke, die nach rechtlich festgelegten oder vereinbarten Regeln zusammenarbeiten,
                     werden in der Regel gemeinsam visitiert.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Prälat visitiert die landeskirchlichen Ämter, Einrichtungen und Werke, deren Arbeitsbereich innerhalb seines Sprengels liegt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die landeskirchlichen Ämter, Einrichtungen und Werke, deren Arbeitsbereiche über einen Sprengel hinausgehen, werden durch
                     den Landesbischof oder durch von ihm beauftragte Mitglieder des Oberkirchenrats visitiert.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die Häufigkeit der Visitation, ihre Vorbereitung, ihr Ablauf und ihre Auswertung werden vom Oberkirchenrat in sinngemäßer
                     Anwendung der Vorschriften des zweiten Abschnitts geregelt.
                  

               

            

         

      

      
            Fünfter Abschnitt:
Schlußbestimmungen
            

         

         
                     § 18
Ausführungsverordnungen
                     

                  

                  Nähere Bestimmungen zur Ausführung dieses Kirchengesetzes erläßt der Oberkirchenrat im Wege der Verordnung.

               

            

         

      

      

      1
            Gemäß § 18 des Kirchlichen Gesetzes zur Ordnung der Visitation in der Landeskirche (Visitationsordnung) vom 25. November 1976
               (Abl. Bd. 47 S. 352) erläßt der Oberkirchenrat folgende Bestimmungen:
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Der Text der Verordnung ist eingerückt bei der jeweiligen Bestimmung abgedruckt.

         

      

      3
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 1 dieser Sammlung.
            

         

      

      4
            Red. Anm.: Vgl. § 8 Kirchliche Verordnung über die Führung der Pfarramtskasse (abgedruckt unter Nr. 535 dieser Sammlung).

         

      

      5
            Red. Anm.: Änderungsanweisung aus Artikel 2 Verordnung des Oberkirchenrats zur Ablösung der Archivordnung für die Evangelische
               Landeskirche in Württemberg und zur Änderung weiterer Ordnungen vom 30. September 2025 (Abl. 71 Nr. 188) wurde von der Redaktion dahingehend ausgelegt.
            

         

      

      6
            Red. Anm.: Vgl. § 8 Kirchliche Verordnung über die Führung der Pfarramtskasse (abgedruckt unter Nr. 535 dieser Sammlung).

         

      

      7
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung.
            

         

      

      8
            Red. Anm.:  Abgedruckt unter Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung.
            

         

      

   
      

      
         102. Kirchengesetz über die Kirchenmitgliedschaft, das kirchliche Meldewesen und den Schutz der Daten der Kirchenmitglieder
            (Kirchengesetz über die Kirchenmitgliedschaft)
         

      

      
         Vom 10. November 1976

      

      
         (ABl. EKD S. 389; Abl. 47 S. 387), geändert durch Kirchl. Gesetz vom 8. November 2001 (ABl. EKD S. 486)

      

      Die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland hat aufgrund von Artikel 10 Buchst. b der Grundordnung1 folgendes Kirchengesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird:
      

      
            I. Allgemeine Bestimmungen

         

         
                     § 1

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Innerhalb der Evangelischen Kirche in Deutschland sind Kirchenmitglieder die getauften evangelischen Christen, die ihren Wohnsitz
                     oder gewöhnlichen Aufenthalt im Bereich einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland haben, es sei denn, dass
                     sie einer anderen evangelischen Kirche oder Religionsgemeinschaft angehören.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Kirchenmitgliedschaft besteht zur Kirchengemeinde und zur Gliedkirche des Wohnsitzes des Kirchenmitglieds. Das Recht der
                     Gliedkirchen kann bestimmen, dass die Kirchenmitgliedschaft unter besonderen Voraussetzungen auch zu einer anderen Kirchengemeinde
                     begründet wird.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Kirchenmitglied steht in der Gemeinschaft der deutschen evangelischen Christenheit.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Durch seine Mitgliedschaft in einer Kirchengemeinde und in einer Gliedkirche gehört das Kirchenmitglied zugleich der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland an.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die sich daraus ergebenden Rechte und Pflichten gelten im Gesamtbereich der Evangelischen Kirche in Deutschland.
                  

               

            

         

      

      
            II. Rechte und Pflichten

         

         
                     § 3

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In der Gemeinschaft der deutschen evangelischen Christenheit bieten die Gliedkirchen allen Kirchenmitgliedern den Dienst der
                     Verkündigung, der Seelsorge und der Diakonie an und lassen sie nach Maßgabe ihrer Ordnungen zum Heiligen Abendmahl zu.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Im Rahmen der kirchlichen Ordnungen nehmen die Kirchenmitglieder an der Gestaltung des kirchlichen Lebens teil und wirken
                     bei der Besetzung kirchlicher Ämter und bei der Bildung kirchlicher Organe mit.
                  

               

               
                     § 4

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kirchenmitglieder sollen sich am kirchlichen Leben beteiligen, kirchliche Ämter und Dienste übernehmen und zu Spenden
                     bereit sein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sie sind verpflichtet, den Dienst der Kirche durch Leistung gesetzlich geordneter kirchlicher Abgaben mitzutragen und zu fördern.
                  

               

               
                     § 5

                  

                  Die Kirchenmitglieder sind verpflichtet, die Daten und Angaben mitzuteilen, die für die Wahrnehmung des Auftrages der Kirche
                     in Verkündigung, Seelsorge und Diakonie erforderlich sind. Sie sind verpflichtet, auch bei den staatlichen oder kommunalen
                     Meldebehörden ihre Bekenntniszugehörigkeit anzugeben.
                  

               

            

         

      

      
            III. Erwerb und Verlust der Kirchenmitgliedschaft

         

         
                     § 6

                  

                  Die Kirchenmitgliedschaft wird durch die Taufe in einer Kirchengemeinde, die einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in
                     Deutschland angehört, erworben. Die Taufe wird im Kirchenbuch öffentlich beurkundet.
                  

               

               
                     § 7

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Getaufte ohne Kirchenmitgliedschaft erwerben die Kirchenmitgliedschaft durch Aufnahme, Wiederaufnahme oder Übertritt. Ein
                     religionsunmündiges Kind, dessen Taufe nicht in einer zu einer Gliedkirche gehörenden Kirchengemeinde stattgefunden hat, erwirbt
                     die Kirchenmitgliedschaft durch die Erklärung der Erziehungsberechtigten über die Zugehörigkeit des Kindes zu einem evangelischen
                     Bekenntnis gegenüber der nach kirchlichem Recht zuständigen Stelle.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Im Sinne dieses Gesetzes ist
                     
                        	
                           Aufnahme der Erwerb der Kirchenmitgliedschaft durch eine zuvor aus einer anderen christlichen Kirche oder Religionsgemeinschaft
                              mit bürgerlicher Wirkung ausgetretene Person,
                           

                        

                        	
                           Wiederaufnahme das Zurückerlangen der Rechte und Pflichten aus der Kirchenmitgliedschaft durch eine zuvor aus einer Gliedkirche
                              der Evangelischen Kirche in Deutschland mit bürgerlicher Wirkung ausgetretene Person,
                           

                        

                        	
                           Übertritt der Erwerb der Kirchenmitgliedschaft unter Aufgabe der Mitgliedschaft in einer anderen christlichen Kirche oder
                              Religionsgemeinschaft ohne vorherigen Austritt mit bürgerlicher Wirkung, sofern nicht das staatliche Recht einen vorherigen
                              Austritt erfordert.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Den Erwerb der Kirchenmitgliedschaft durch Aufnahme oder Übertritt und das Zurückerlangen der Rechte und Pflichten aus der
                     Kirchenmitgliedschaft durch Wiederaufnahme regelt das Recht der Gliedkirchen, sofern im Folgenden nichts anderes bestimmt
                     ist.
                  

               

               
                     § 7 a

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Entscheidung über Aufnahme und Wiederaufnahme erfolgt aufgrund einer Erklärung über die Herstellung der Kirchenmitgliedschaft
                     bzw. das Zurückerlangen der Rechte und Pflichten aus der Kirchenmitgliedschaft gegenüber der nach gliedkirchlichem Recht zuständigen
                     Stelle. § 9 Abs. 3 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei der Aufnahme kann die Kirchenmitgliedschaft zur Kirchengemeinde des Wohnsitzes auch in jeder Stelle im Bereich der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland erworben werden, die nach jeweiligem gliedkirchlichen Recht zu diesem Zweck besonders errichtet worden
                     ist. Satz 1 gilt für das Zurückerlangen der Rechte und Pflichten aus der Kirchenmitgliedschaft durch Wiederaufnahme entsprechend.
                     Aufnahme und Wiederaufnahme vollziehen sich nach dem Recht der Gliedkirche, in der die besonders errichtete Stelle belegen
                     ist. Soweit im Bereich des Wohnsitzes mehrere Gliedkirchen bestehen, weisen die Stellen darauf hin.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Gliedkirchen können durch gliedkirchliches Recht oder zwischenkirchliche Vereinbarungen mit Wirkung für den Geltungsbereich
                     der jeweiligen Bestimmungen weitergehende Regelungen über die Aufnahme und die Wiederaufnahme treffen.
                  

               

               
                     § 8

                  

                  Bei einem Wohnsitzwechsel in den Bereich einer anderen Gliedkirche setzt sich die Kirchenmitgliedschaft in der Gliedkirche
                     des neuen Wohnsitzes fort. Dies gilt nicht, wenn das zuziehende Kirchenmitglied sich einer anderen evangelischen Kirche im
                     Bereich der Gliedkirche seines neuen Wohnsitzes anschließt und dies der nach kirchlichem Recht zuständigen Stelle innerhalb
                     eines Jahres nach Zuzug nachweist. In diesem Falle endet die Kirchenmitgliedschaft mit dem Zeitpunkt des Zuzugs.
                  

               

               
                     § 9

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zuziehende Evangelische, die keiner Gliedkirche angehören, erwerben die Kirchenmitgliedschaft durch Erklärung gegenüber der
                     nach kirchlichem Recht zuständigen Stelle:
                     
                        	
                           wenn sie früher Kirchenmitglieder waren und von dem Recht nach § 8 Satz 2 dieses Kirchengesetzes Gebrauch gemacht hatten;
                           

                        

                        	
                           wenn sie bisher Mitglieder einer evangelischen Kirche oder Religionsgemeinschaft im Ausland waren.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zuziehende Evangelische, die einer evangelischen Kirche oder Religionsgemeinschaft  angehört haben, mit der eine Vereinbarung
                     über die Kirchenmitgliedschaft abgeschlossen worden ist, erwerben die Kirchenmitgliedschaft nach den Bestimmungen dieser Vereinbarung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Angaben gegenüber der staatlichen Meldebehörde gelten als Erklärung im Sinne von Absatz 1.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Bestimmung des § 8 Satz 2 gilt entsprechend.
                  

               

               
                     § 10

                  

                  Die Kirchenmitgliedschaft endet
                     
                        	
                           mit Fortzug aus dem Geltungsbereich dieses Kirchengesetzes; § 11 bleibt unberührt;
                           

                        

                        	
                           durch Übertritt zu einer anderen Kirche oder Religionsgemeinschaft nach dem Recht der Gliedkirchen; oder

                        

                        	
                           mit dem Wirksamwerden der nach staatlichem Recht zulässigen Austrittserklärung.

                        

                     

                  

               

            

         

      

      
            IV. Auslandsaufenthalt

         

         
                     § 11

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Gibt ein Kirchenmitglied seinen Wohnsitz im Inland nur vorübergehend auf, bleibt seine Kirchenmitgliedschaft bestehen. Dies
                     gilt auch, wenn sich das Kirchenmitglied einer evangelischen Kirche seines Aufenthaltsortes anschließt. Für die Zeit der vorübergehenden
                     Abwesenheit ist das Kirchenmitglied von seinen Pflichten gegenüber der Kirchengemeinde, der Gliedkirche und der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland befreit und ist nicht wahlberechtigt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei Rückkehr in den Bereich einer anderen Gliedkirche setzt sich die Kirchenmitgliedschaft in der Gliedkirche des neuen Wohnsitzes
                     fort. § 8 Satz 2 ist entsprechend anzuwenden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 gelten auch für kirchliche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die in einen Auslandsdienst
                     entsandt werden; ihre dienst- oder arbeitsrechtlichen Beziehungen zur Evangelischen Kirche in Deutschland oder einer ihrer
                     Gliedkirchen bleiben unberührt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Gibt ein Kirchenmitglied seinen Wohnsitz im Inland vorübergehend oder endgültig auf, kann das Recht der Gliedkirchen ausnahmsweise
                     bestimmen, dass aufgrund ausdrücklicher Erklärung die Rechte und Pflichten aus der Kirchenmitgliedschaft bestehen bleiben,
                     wenn die Lage des Wohnsitzes im Ausland eine regelmäßige Teilnahme am Leben einer inländischen Kirchengemeinde zulässt und
                     ökumenische Belange nicht entgegenstehen.
                  

                  Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. Die Erklärung kann mit Wirkung für die Zukunft gegenüber der inländischen Kirchengemeinde
                     widerrufen werden. Der Widerruf bedarf der Schriftform.
                  

               

               
                     § 11 a

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kirchenmitgliedschaft vorübergehend im Auslandseinsatz befindlicher Angehöriger der Bundeswehr und derer mit ihnen im
                     Ausland lebenden Familienmitglieder wird auch durch die Taufe im Rahmen der evangelischen Seelsorge in der Bundeswehr erworben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Personen nach Absatz 1, die getauft sind, können in entsprechender Anwendung von § 7 a Abs. 2 aufgrund einer Erklärung gegenüber einer Stelle der evangelischen Seelsorge in der Bundeswehr, die der Militärbischof oder
                     die Militärbischöfin zu diesem Zweck errichtet oder bevollmächtigt hat, durch Aufnahme die Kirchenmitgliedschaft erwerben
                     bzw. durch Wiederaufnahme die Rechte und Pflichten der Kirchenmitgliedschaft zurückerlangen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        In den Fällen der Absätze 1 und 2 entsteht die Kirchenmitgliedschaft zur Kirchengemeinde des bestehenden oder letzten inländischen
                     Wohnsitzes. § 11 Abs. 1 gilt entsprechend. Bei Rückkehr in den Bereich der Evangelischen Kirche in Deutschland setzt sich die Kirchenmitgliedschaft
                     in der Gliedkirche des Wohnsitzes fort. § 8 Satz 2 ist entsprechend anzuwenden.
                  

               

            

         

      

      
            V. Wahl der Gliedkirche und der Kirchengemeinde

         

         
                     § 12

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Soweit in Gebieten mehrere Gliedkirchen bestehen, treffen die beteiligten Gliedkirchen im Benehmen mit dem Rat der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland Regelungen darüber, dass zuziehende Kirchenmitglieder wählen können, welcher Gliedkirche sie angehören
                     wollen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In einer Gliedkirche, in der verschiedene Bekenntnisse bestehen, wird die Wahl der Kirchengemeinde des persönlichen Bekenntnisstandes
                     durch das Recht dieser Gliedkirche geregelt.
                  

               

            

         

      

      
            VI. Übertritt

         

         
                     § 13

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bei einem Übertritt zu einer anderen Kirche (§ 10 Nr. 2) endet die Kirchenmitgliedschaft mit dem Ablauf des Monats, in dem die Übertrittserklärung wirksam geworden ist, jedoch nicht
                     vor dem Beginn der Mitgliedschaft in einer anderen Kirche.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Vorschriften des staatlichen Rechts bleiben unberührt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Vereinbarungen der Gliedkirchen, die den Übertritt regeln, werden im Benehmen mit dem Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     getroffen.
                  

               

            

         

      

      
            VII. Gemeindegliederverzeichnis

         

         
                     § 14

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In den Gliedkirchen wird für jede Kirchengemeinde ein Verzeichnis der Kirchenmitglieder geführt (Gemeindegliederverzeichnis).
                     Das Gemeindegliederverzeichnis enthält die Daten der Kirchenmitglieder mit ihren Familienangehörigen (Familienverbund). Der
                     Datenkatalog des Gemeindegliederverzeichnisses wird durch Rechtsverordnung festgestellt und fortgeschrieben. Die Rechtsverordnung
                     erlässt der Rat der Evangelischen Kirchen in Deutschland mit Zustimmung der Kirchenkonferenz.2

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Recht der Gliedkirchen bestimmt, welche kirchlichen Körperschaften und Stellen zur Führung der Gemeindegliederverzeichnisse
                     verpflichtet sind. Die Gliedkirchen treffen ferner nähere Bestimmungen über den Aufbau und die Organisation der Gemeindegliederverzeichnisse.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die persönlichen Daten der Kirchenmitglieder sind in den Gemeindegliederverzeichnissen zu berichtigen, wenn sie unrichtig
                     sind oder unrichtig werden.
                  

               

            

         

      

      
            VIII. Datennutzung

         

         
                     § 15

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die zur Führung der Gemeindegliederverzeichnisse bestimmten kirchlichen Körperschaften und Stellen sind berechtigt, den nach
                     dem Recht der Gliedkirche zuständigen kirchlichen Stellen die zur Wahrnehmung des Auftrages der Kirche erforderlichen Daten
                     zur Verfügung zu stellen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sind Werke und Einrichtungen für die Erfüllung des Auftrages der Kirche in den Gliedkirchen verantwortlich, können ihnen die
                     Daten insoweit weitergegeben werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Recht der Gliedkirchen regelt die Einhaltung der Zweckbestimmung sowie das Verfahren der Datenweitergabe.
                  

               

            

         

      

      
            IX. Kirchliches Meldeverfahren

         

         
                     § 16

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Kirchenmitglied ist verpflichtet, sich bei der Begründung eines neuen oder eines weiteren Wohnsitzes bei der für den neuen
                     Wohnsitz zuständigen Kirchengemeinde oder der nach § 14 Abs. 2 bestimmten kirchlichen Stelle anzumelden. Dieser Verpflichtung ist genügt, wenn sich das Kirchenmitglied unter Angabe der
                     Religionszugehörigkeit bei der staatlichen oder kommunalen Meldebehörde anmeldet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die kirchlichen Stellen fordern die in der Rechtsverordnung gemäß  § 14 Abs. 1 Satz 3 aufgeführten Daten von dem Kirchenmitglied nur an, wenn sie die Daten von den staatlichen oder kommunalen Meldebehörden von
                     der Kirchengemeinde des früheren Wohnsitzes des Kirchenmitgliedes oder aus eigenen Unterlagen nicht oder nur unvollständig
                     erhalten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Hat das Kirchenmitglied das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet, so sind seine gesetzlichen Vertreter oder seine Sorgeberechtigten
                     zur Angabe der Daten verpflichtet.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Kirchengemeinden oder die nach dem Recht der Gliedkirchen sonst zuständigen Stellen sind verpflichtet, die sich aus den
                     Kirchenbüchern ergebenden Daten über Taufen, Konfirmationen, Trauungen und Bestattungen sowie die Daten über Aufnahmen, Wiederaufnahmen,
                     Übertritte und Austritte von Kirchenmitgliedern umgehend der Stelle mitzuteilen, die das Gemeindegliederverzeichnis führt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Kirchengemeinden können den staatlichen oder kommunalen Meldebehörden die in der Rechtsverordnung gemäß § 14 Abs. 1 Satz 3 aufgeführten Daten der Kirchenmitglieder übermitteln, soweit das nach staatlichem Recht zulässig ist und kirchliche Datenschutzbestimmungen
                     dem nicht entgegenstehen.
                  

               

            

         

      

      
            X. Datenaustausch

         

         
                     § 17

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Gliedkirchen gewährleisten den für die Erfüllung des Auftrages der Kirche erforderlichen Datenaustausch.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Werden die Daten der Kirchenmitglieder mit Hilfe von Datenverarbeitungsanlagen gespeichert und verarbeitet, sind die Gliedkirchen
                     verpflichtet, ein einheitliches Programm der Datenverarbeitung für die Daten der Kirchenmitglieder zu entwickeln oder den
                     automatischen Datenträgeraustausch auf andere Weise sicherzustellen.
                  

               

            

         

      

      
            XI. Datenschutz

         

         
                     § 18

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland und ihre Gliedkirchen sowie die ihrer Aufsicht unterstehenden Körperschaften, Werke
                     und Einrichtungen sind verpflichtet, die in den Gemeindegliederverzeichnissen enthaltenen persönlichen Daten der Kirchenmitglieder
                     gegen Mißbrauch zu schützen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Weitergabe von Daten ist nur zulässig, wenn auch bei dem Empfänger ausreichende Maßnahmen gegen den Mißbrauch der Daten
                     getroffen worden sind.
                  

               

               
                     § 19

                  

                  Die Kirchenmitgliedschaft wird vermutet, wenn die Daten des staatlichen oder kommunalen Melderegisters entsprechende Angaben
                     enthalten.
                  

               

            

         

      

      
            XII. Schlußbestimmungen

         

         
                     § 20

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Gliedkirchen erlassen für ihren Bereich die zur Ergänzung und Durchführung dieses Kirchengesetzes erforderlichen Bestimmungen.
                     Durchführungsbestimmungen der Evangelischen Kirche in Deutschland erläßt der Rat durch Rechtsverordnung3.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Änderungen der in den Abschnitten I bis III dieses Kirchengesetzes niedergelegten Grundsätze bedürfen der Zustimmung aller
                     Gliedkirchen. Änderungen des Kirchengesetzes im übrigen bedürfen der Zustimmung der Kirchenkonferenz mit einer Mehrheit von
                     zwei Dritteln ihrer gesetzlichen Mitgliederzahl.
                  

               

               
                     § 21

                  

                  Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 1978 in Kraft.

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 40 dieser Sammlung.
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 103 dieser Sammlung.
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 102a und 102b dieser Sammlung.
            

         

      

   
      

      
         102a. Verordnung zum Kirchengesetz über die Kirchenmitgliedschaft

      

      
         Vom 21. Juni 1985

      

      
         (ABl. EKD S. 347)

      

      Gemäß § 20 Abs. 1 Satz 2 des Kirchengesetzes über die Kirchenmitgliedschaft, das kirchliche Meldewesen und den Schutz der Daten der Kirchenmitglieder (Kirchengesetz über die Kirchenmitgliedschaft)
         vom 10. November 1976 (ABl. EKD S. 389)1 wird mit Zustimmung der Kirchenkonferenz verordnet:
      

      
                     § 1

                  

                  Wohnsitz im Sinne des kirchlichen Mitgliedschaftsrechtes ist die nach dem staatlichen Melderecht ausgewiesene Hauptwohnung.

               

               
                     § 2

                  

                  Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1985 in Kraft.

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 102 dieser Sammlung.
            

         

      

   
      

      
         102b. Verordnung zur Durchführung der §§ 7a und 11a Kirchenmitgliedschaftsgesetz (KMG-Durchführungs-VO)

      

      
         Vom 10. Dezember 2004

      

      
         (ABl. EKD 2005 S. 1)
         

      

      Aufgrund der Zustimmung aller Gliedkirchen der EKD zum Ersten Kirchengesetz zur Änderung des Kirchengesetzes über die Kirchenmitgliedschaft
         und der damit verbundenen Anerkennung der durch die Gliedkirchen getroffenen Regelungen erlässt der Rat der EKD zur Durchführung
         der §§ 7 a und 11 a des Kirchengesetzes über die Kirchenmitgliedschaft, das kirchliche Meldewesen und den Schutz der Daten der Kirchenmitglieder (Kirchenmitgliedschaftsgesetz – KMG1) vom 10. November 1976 (ABl. EKD S. 398), geändert durch Kirchengesetz vom 8. November 2001 (ABl. EKD S. 486), gemäß § 20
         Abs. 1 Satz 2 des KMG folgende Verordnung:
      

      
                     § 1
Datenweiterleitung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Erfolgt die Aufnahme/Wiederaufnahme eines Kirchenmitgliedes in einer nach § 7 a Abs. 2 KMG errichteten Stelle zur Kirchengemeinde des Wohnsitzes einer anderen Gliedkirche, sind die erhobenen Daten an die vom Kirchenamt
                     der EKD benannte zentrale Datenstelle weiterzuleiten. Von dort werden sie an die Wohnsitzkirchengemeinde der das Kirchenmitglied
                     aufnehmenden Gliedkirche weitergeleitet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die in einer nach § 11 a Abs. 2 KMG errichteten Stelle erhobenen Daten sind entsprechend an die vom Kirchenamt der EKD benannte zentrale Datenstelle weiterzuleiten.
                     Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend.
                  

               

               
                     § 2
Kirchenbucheintrag
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Jede Aufnahme/Wiederaufnahme ist nach gliedkirchlichem Recht mit Nummer in ein Kirchenbuch/Verzeichnis einzutragen. Sieht
                     das gliedkirchliche Recht der Wiedereintrittsstelle einen Eintrag mit Nummer nicht vor, so ist dies bei der Datenweiterleitung
                     an die zentrale Datenstelle nach § 1 mitzuteilen und bei der Datenweitergabe an die Wohnsitzkirchengemeinde zu vermerken.
                     In diesem Fall wird die Aufnahme/Wiederaufnahme mit Nummer in das bei der Wohnsitzkirchengemeinde geführte Kirchenbuch/Verzeichnis
                     eingetragen, anderenfalls ohne Nummer.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wird von der die Aufnahme/Wiederaufnahme vollziehenden Stelle kein eigenes Kirchenbuch/Verzeichnis geführt, ist ein anderer
                     Nachweis über die bei ihr erfolgte Aufnahme/Wiederaufnahme zu führen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Weitergehende Regelungen nach dem Recht der Gliedkirchen bleiben unberührt.
                  

               

               
                     § 3
Bestätigung
                     

                  

                  Dem aufgenommenen/wiederaufgenommenen Kirchenmitglied ist von der die Aufnahme/Wiederaufnahme vollziehenden Stelle eine schriftliche
                     Bestätigung über die erfolgte Aufnahme/Wiederaufnahme auszuhändigen. Soweit keine Aushändigung erfolgt, ist die Bestätigung
                     unverzüglich zuzustellen.
                  

               

               
                     § 4
In-Kraft-Treten
                     

                  

                  Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland in Kraft.

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 102 dieser Sammlung.
            

         

      

   
      

      
         Verordnung
über den automatisierten 
zwischenkirchlichen Datenaustausch
         

      

      
         Vom 5. Dezember 1997

      

      
         (ABl. EKD 1998 S. 12), geändert durch Art. 2 der Verordnung vom 21. März 2025 (ABl. EKD S. 50)
         

      

      Gemäß § 20 Abs. 1 Satz 2 des Kirchengesetzes über die Kirchenmitgliedschaft, das Meldewesen und den Schutz der Daten der Kirchenmitglieder
         (Kirchengesetz über die Kirchenmitgliedschaft)1 vom 10. November 1976 (ABl. EKD S. 389) wird mit Zustimmung der Kirchenkonferenz verordnet:
      

      
                      § 1
Zweck und Aufgabe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zweck dieser Verordnung ist es, die für den automatisierten Datenaustausch zwischen den Gliedkirchen erforderlichen Rahmenbedingungen
                     festzulegen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der zwischenkirchliche Datenaustausch hat die Aufgabe, bei Wegzug eines Kirchenmitgliedes in den Bereich einer anderen Gliedkirche
                     
                        	
                           die Daten der Kirchenmitglieder und ihrer Familienangehörigen, die nicht im Rahmen der Datenübermittlung durch die Meldebehörden
                              übermittelt werden, von der bisher zuständigen kirchlichen Stelle an die künftige zuständige kirchliche Stelle zu übermitteln
                              und
                           

                        

                        	
                           für den Fall, dass ein Kirchenmitglied seiner Verpflichtung nach § 16 Abs. 1 des Kirchengesetzes über die Kirchenmitgliedschaft2 nicht nachkommt, die künftig zuständige kirchliche Stelle in die Lage zu versetzen, die für die Führung des Gemeindegliederverzeichnisses
                              erforderliche Datenerhebung vorzunehmen.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 2
ZWIKIDA – Datensatz
                     

                  

                  Der zwischenkirchliche Datenaustausch basiert auf dem für alle Gliedkirchen verbindlichen Datensatz. Dieser muss alle Daten
                     aufnehmen können, die sich aus der Verordnung über die in das Gemeindegliederverzeichnis aufzunehmenden Daten der Kirchenmitglieder mit ihren Familienangehörigen3 in der jeweils gültigen Fassung ergeben.
                  

               

               
                     § 3
ZWIKIDA – Zentralstellen
                     

                  

                  Die Gliedkirchen sind bis spätestens zwei Jahre nach Inkrafttreten dieser Verordnung verpflichtet, für ihren Bereich eine
                     zentrale Stelle zu benennen, die den Empfang und die Weitergabe der Datensätze des zwischenkirchlichen Datenaustauschs im
                     automatisierten Verfahren gewährleistet. Mehrere Gliedkirchen können sich einer zentralen Stelle bedienen.
                  

               

               
                     § 4
ZWIKIDA – Organisation
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Soweit die Gliedkirchen ein nach § 17 Abs. 2 des Kirchengesetzes über die Kirchenmitgliedschaft4 entwickeltes einheitliches Verfahren nicht nutzen, sind sie verpflichtet, die für den zwischenkirchlichen Datenaustausch
                     festgelegten Bedingungen gegenüber den anderen Gliedkirchen zu gewährleisten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Kirchenamt der Evangelischen Kirche in Deutschland schafft in Abstimmung mit den Gliedkirchen die für den zwischenkirchlichen
                     Datenaustausch erforderlichen organisatorischen und programmtechnischen Bedingungen. Es kann sich hierbei ganz oder auch für
                     Teilbereiche anderer kirchlicher Stellen bedienen.
                  

               

               
                     § 5
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Verordnung tritt am 1. März 1998 in Kraft.

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 102 dieser Sammlung. 
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 102 dieser Sammlung. 
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 103 dieser Sammlung. 
            

         

      

      4
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 102 dieser Sammlung. 
            

         

      

   
      

      
         Auslandsregisterverordnung

      

      
         Vom 15. September 2017

      

      
         (ABl. EKD 2017 S. 298)
         

      

      Gemäß § 20 Absatz 1 Satz 2 des Kirchengesetzes über die Kirchenmitgliedschaft1 vom 10. November 1976 (ABl. EKD S. 389), geändert durch Kirchengesetz vom 8. November 2001 (ABl. EKD S. 486; 2003 S. 422), verordnet der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland mit Zustimmung der Kirchenkonferenz:
      

      
                     § 1 
Zweck und Aufgabe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zweck dieser Verordnung ist es, für Kirchenmitglieder, die ihren Wohnsitz im Inland vorübergehend aufgegeben haben (§ 11 Kirchengesetz über die Kirchenmitgliedschaft2) die erforderlichen Rahmenbedingungen für den automatisierten zwischenkirchlichen Datenaustausch während ihres vorübergehenden
                     Auslandsaufenthalts und nach ihrer Rückkehr ins Inland durch ein gemeinsames Auslandsregister der Gliedkirchen und der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland zu schaffen. Die Verpflichtung zur Führung dieser Personen im Gemeindegliederverzeichnis nach § 14 Kirchengesetz über die Kirchenmitgliedschaft3 bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Evangelische Kirche in Deutschland schafft in Abstimmung mit den Gliedkirchen die organisatorischen und programmtechnischen
                     Bedingungen für die Errichtung dieses gemeinsamen Auslandsregisters und lässt es in einem kirchlichen Rechenzentrum betreiben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         In dem gemeinsamen Auslandsregister werden die kirchlichen Meldedaten eines Kirchenmitgliedes, das vorübergehend seinen Wohnsitz
                     im Inland aufgegeben hat (§ 11 Kirchengesetz über die Kirchenmitgliedschaft4), und die ihn betreffenden Amtshandlungen zwischengespeichert. Berechtigte Personen können auf die gespeicherten Daten zugreifen,
                     Recherchen durchführen, Daten abrufen, hinzufügen sowie fortschreiben.
                  

               

               
                     § 2 
Datenaufnahme in das gemeinsame Auslandsregister
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Gliedkirchen liefern durch ihre zentralen Stellen (§ 3 Nummer 1) die Wegzugsdatensätze an das gemeinsame Auslandsregister
                     im jeweils geltenden ZWIKIDA-Satzformat.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Soweit Daten von Amtshandlungen eines Kirchenmitgliedes, das vorübergehend seinen Wohnsitz im Inland aufgegeben hat, bekannt
                     werden, sind sie in das gemeinsame Auslandsregister einzutragen, ebenso wenn das Kirchenmitglied eine Eintragung wünscht.
                  

               

               
                     § 3 
Rechte im gemeinsamen Auslandsregister
                     

                  

                  Leserechte und das Recht auf Fortschreibung des gemeinsamen Auslandsregisters haben im jeweils benötigten Umfang:

                  
                     
                        	
                           die dem betreibenden Rechenzentrum benannten zentral für kirchen-mitgliedschaftsrechtliche oder melderechtliche Fragen zuständigen
                              Mitarbeitenden in den Gliedkirchen,
                           

                        

                        	
                           die dem betreibenden Rechenzentrum benannten zuständigen Mitarbeitenden der im Auftrag der Gliedkirchen tätigen Rechenzentren,

                        

                        	
                           die für die Betreuung des gemeinsamen Auslandsregisters zuständigen Mitarbeitenden im Kirchenamt der EKD und

                        

                        	
                           auf schriftlichen Antrag die im Ausland in einer deutschsprachigen Gemeinde von der Evangelischen Kirche in Deutschland eingesetzten
                              Mitarbeitenden zur Wahrnehmung der pfarramtlichen Tätigkeit.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 4 
Übernahme und Löschen der Daten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Sobald das Kirchenmitglied seinen Wohnsitz erneut im Inland begründet, soll die zentrale Stelle für kirchenmitgliedschaftsrechtliche
                     oder melderechtliche Fragen oder das beauftragte Rechenzentrum der Gliedkirche, in der es seine Mitgliedschaft fortsetzt,
                     die im gemeinsamen Auslandsregister gespeicherten Daten abrufen und in das Gemeindegliederverzeichnis übernehmen und der automatisierte
                     zwischenkirchliche Datenaustausch vollzogen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Im gemeinsamen Auslandsregister und im Gemeindegliederverzeichnis der Kirchengemeinde des letzten Wohnsitzes im Inland sind
                     die Daten nach erfolgtem Abruf zu löschen oder zu archivieren.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Im Übrigen werden die Daten im gemeinsamen Auslandsregister gelöscht:
                  

                  
                     
                        	
                           drei Jahre nach dem Tod des Kirchenmitgliedes,

                        

                        	
                           120 Jahre nach dem Geburtsjahr oder

                        

                        	
                           bei nachweislich nicht oder nicht mehr bestehender Kirchenmitgliedschaft.

                        

                     

                  

               

               
                     § 5

                  

                  Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 2017 in Kraft.

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 102 dieser Sammlung. 
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 102 dieser Sammlung. 
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 102 dieser Sammlung. 
            

         

      

      4
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 102 dieser Sammlung. 
            

         

      

   
      

      
         102e. Verordnung über die vorübergehende Speicherung von Kirchenmitgliederdaten 
(Registerverordnung)
         

      

      
         vom 16. September 2022

      

      
         (ABl. EKD S. 145; Abl. 70 S. 390)
         

      

      Gemäß § 20 Absatz 1 Satz 2 des Kirchengesetzes über die Kirchenmitgliedschaft vom 10. November 1976 (ABl. EKD S. 389), geändert durch Kirchengesetz vom 8. November 2001 (ABl. EKD S. 486; 2003 S. 422), verordnet der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland mit Zustimmung der Kirchenkonferenz:
      

      
                     § 1
Zweck und Aufgabe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zweck dieser Verordnung ist es, die Daten von Kirchenmitgliedern, die nicht ins Ausland verzogen sind und keiner künftigen
                     zuständigen kirchlichen Stelle gemäß § 1 Absatz 2 Nr. 1 der Verordnung über den automatisierten zwischenkirchlichen Datenaustausch1 vom 5. Dezember 1997 (ABl. EKD 1998 S. 12) zugeordnet werden können, vorübergehend in einem gemeinsamen Register der Gliedkirchen und der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     zu speichern. Für dieses Register wird die technische Infrastruktur des Auslandsregisters (§ 1 Absatz 2 der Auslandsregisterverordnung2) verwendet. Die Verpflichtung zur Führung dieser Personen im  Gemeindegliederverzeichnis nach § 14 Kirchengesetz über die Kirchenmitgliedschaft3 bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         In dem gemeinsamen Register werden die Wegzugsdatensätze und die kirchlichen Daten gespeichert. Berechtigte Personen können
                     die Daten verarbeiten.
                  

               

               
                     § 2
Datenaufnahme
                     

                  

                  Die Gliedkirchen liefern durch ihre zentralen Stellen (§ 3 Nummer 1) die Daten zur erfolgten Änderung des Wohnsitzes an das gemeinsame Register im jeweils geltenden ZWIKIDA-Satzformat.
                  

               

               
                     § 3
Rechte
                     

                  

                  Leserechte und das Recht auf Fortschreibung des gemeinsamen Registers haben im jeweils benötigten Umfang:

                  
                     
                        	
                           die dem betreibenden Rechenzentrum benannten zentral für kirchenmitgliedschaftsrechtliche oder melderechtliche Fragen zuständigen
                              Mitarbeitenden in den Gliedkirchen,
                           

                        

                        	
                           die dem betreibenden Rechenzentrum benannten zuständigen Mitarbeitenden der im Auftrag der Gliedkirchen tätigen Rechenzentren
                              und
                           

                        

                        	
                           die für die Betreuung des gemeinsamen Registers zuständigen Mitarbeitenden im Kirchenamt der EKD.

                        

                     

                  

               

               
                     § 4
Übernahme und Löschen der Daten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Sobald die Daten des Kirchenmitgliedes einer zuständigen kirchlichen Stelle zugeordnet werden können, wird der Datensatz
                     dieser Stelle übermittelt und zugleich aus dem Register gelöscht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Wird festgestellt, dass ein Fall des vorübergehenden Wegzugs ins Ausland vorliegt, wird der Datensatz dem Auslandsregister
                     übermittelt. Er unterliegt dann ausschließlich der Auslandsregisterverordnung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Im Übrigen werden die Daten zu den jeweiligen Kirchenmitgliedern
                  

                  
                     
                        	
                           10 Jahre nach der Aufnahme in das Register oder

                        

                        	
                           bei nachweislich nicht oder nicht mehr bestehender Kirchenmitgliedschaft gelöscht.

                        

                     

                  

               

               
                     § 5
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Verordnung tritt am 1. November 2022 in Kraft.

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 102c dieser Sammlung. 
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 102d dieser Sammlung. 
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 102 dieser Sammlung. 
            

         

      

   
      

      
         103. Verordnung über die in das Gemeindegliederverzeichnis aufzunehmenden Daten der Kirchenmitglieder mit ihren Familienangehörigen

      

      
         Vom 24. Juni 2016 
(ABl. EKD S. 166), geändert durch Art. 1 der Verordnung vom 21. März 2025 (ABl. EKD S. 50)
         

      

      Auf Grund des § 14 Absatz 1 Satz 4 des Kirchengesetzes über die Kirchenmitgliedschaft vom 10. November 1976 (ABl. EKD 1976 S. 389), das durch das Kirchengesetz vom 8. November 2001 (ABl. EKD 2001 S. 486, 2003 S. 422) geändert wurde1, verordnet der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland mit Zustimmung der Kirchenkonferenz:
      

      
                     § 1

                  

                  Das Gemeindegliederverzeichnis muss vorsehen, dass folgende personenbezogene Daten der Kirchenmitglieder mit ihren Familienangehörigen
                     (Ehepartnerin oder -partner; Lebenspartnerin oder -partner einer eingetragenen Lebenspartnerschaft; minderjährige leibliche,
                     Stief- und Pflegekinder; leibliche, Stief- und Pflegeeltern minderjähriger Kinder sowie deren minderjährige Geschwister) aufgenommen
                     werden können.
                  

                  


                  


                  Abschnitt 1: 
Meldedaten des Kirchenmitgliedes

                  
                     
                        	1.1

                        	
                           Familiennamen

                        

                        	1.2

                        	
                           Geburtsname

                        

                        	1.3

                        	
                           Vornamen

                        

                        	1.4

                        	
                           frühere Namen

                        

                        	1.5

                        	
                           Ordnungsmerkmale

                        

                        	1.6

                        	
                           Doktorgrad

                        

                        	1.7

                        	
                           Ordensname/Künstlername

                        

                        	1.8

                        	
                           Geburtsdatum

                        

                        	1.9

                        	
                           Geburtsort sowie bei der Geburt im Ausland auch den Staat

                        

                        	1.10

                        	
                           Geschlecht

                        

                        	1.11

                        	
                           zur gesetzlichen Vertretung:

                           
                              
                                 	
                                    Familienname

                                 

                                 	
                                    Vorname

                                 

                                 	
                                    Doktorgrad

                                 

                                 	
                                    Anschrift

                                 

                                 	
                                    Geburtsdatum

                                 

                                 	
                                    Geschlecht

                                 

                                 	
                                    Sterbedatum sowie

                                 

                                 	
                                    Auskunftssperren

                                 

                              

                           

                        

                        	1.12

                        	
                           Staatsangehörigkeiten

                        

                        	1.13

                        	
                           gegenwärtige  und  letzte  frühere  Anschriften, Haupt- und Nebenwohnung, bei Zuzug aus dem Ausland auch die letzte frühere
                              Anschrift im Inland und die letzte frühere Anschrift im Ausland, bei Wegzug in das Ausland auch die Zuzugsanschrift im Ausland
                              und den Staat
                           

                        

                        	1.14

                        	
                           Datum des Ein- und Auszugs

                        

                        	1.15

                        	
                           Familienstand

                        

                        	1.16

                        	
                           Zahl der minderjährigen Kinder

                        

                        	1.17

                        	
                           Datum des Beginns der Kirchenmitgliedschaft

                        

                        	1.18

                        	
                           rechtliche  Zugehörigkeit  zu  einer  öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaft

                        

                        	1.19

                        	
                           Datum  der  Beendigung  der  Kirchenmitgliedschaft

                        

                        	1.20

                        	
                           Registernummer

                        

                        	1.21

                        	
                           Stellung in der Familie entsprechend § 1 Satz 1
                           

                        

                        	1.22

                        	
                           Datum, Ort und Staat der Eheschließung

                        

                        	1.23

                        	
                           Datum, Ort und Staat der Begründung der eingetragenen Lebenspartnerschaft

                        

                        	1.24

                        	
                           Datum der Beendigung der Ehe

                        

                        	1.25

                        	
                           Datum der Aufhebung der eingetragenen Lebenspartnerschaft

                        

                        	1.26

                        	
                           Auskunftssperren/bedingter Sperrvermerk

                        

                        	1.27

                        	
                           Sterbedatum

                        

                        	1.28

                        	
                           Sterbeort sowie bei Versterben im Ausland auch den Staat

                        

                     

                  

                  


                  


                  Abschnitt 2:
Meldedaten der Familienangehörigen des Kirchenmitglieds, die nicht derselben 
oder keiner öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaft angehören

                  
                     
                        	2.1

                        	
                           Familiennamen

                        

                        	2.2

                        	
                           Geburtsname

                        

                        	2.3

                        	
                           Vornamen

                        

                        	2.4

                        	
                           frühere Namen

                        

                        	2.5

                        	
                           Ordnungsmerkmale

                        

                        	2.6

                        	
                           Doktorgrad

                        

                        	2.7

                        	
                           Künstlername

                        

                        	2.8

                        	
                           Geburtsdatum

                        

                        	2.9

                        	
                           Geburtsort

                        

                        	2.10

                        	
                           Geschlecht

                        

                        	2.11

                        	
                           Staatsangehörigkeiten

                        

                        	2.12

                        	
                           gegenwärtige  und  letzte  frühere  Anschriften, Haupt- und Nebenwohnung, bei Zuzug aus dem Ausland auch die letzte frühere
                              Anschrift im Inland und die letzte frühere Anschrift im Ausland
                           

                        

                        	2.13

                        	
                           Familienstand

                        

                        	2.14

                        	
                           rechtliche  Zugehörigkeit  zu  einer  öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaft

                        

                        	2.15

                        	
                           Stellung in der Familie entsprechend § 1 Satz 1
                           

                        

                        	2.16

                        	
                           Auskunftssperren/bedingter Sperrvermerk

                        

                        	2.17

                        	
                           Sterbedatum

                        

                     

                  

                  


                  


                  Abschnitt 3:
Kirchliche Daten des Kirchenmitglieds

                  
                     
                        	3.1

                        	
                           Taufdatum (einschließlich Erwachsenentaufe)

                        

                        	3.2

                        	
                           Taufort, Name der Kirchengemeinde und ggf. Stätte der Taufe, bei im Ausland vollzogener Taufe auch den Staat

                        

                        	3.3

                        	
                           Konfession bei der Taufe

                        

                        	3.4

                        	
                           Taufspruch (Bibelstelle)

                        

                        	3.5

                        	
                           Ordnungsmerkmale

                        

                        	3.6

                        	
                           Datum der Aufnahme/Wiederaufnahme in die Kirche

                        

                        	3.7

                        	
                           Ort der Aufnahme/Wiederaufnahme in die Kirche

                        

                        	3.8

                        	
                           Konfession vor der Aufnahme/Wiederaufnahme in die Kirche

                        

                        	3.9

                        	
                           Datum des Übertritts in die Kirche

                        

                        	3.10

                        	
                           Ort des Übertritts in die Kirche

                        

                        	3.11

                        	
                           Konfession vor dem Übertritt in die Kirche

                        

                        	3.12

                        	
                           Datum der Beendigung der Kirchenmitgliedschaft

                        

                        	3.13

                        	
                           Ort der Beendigung der Kirchenmitgliedschaft

                        

                        	1.14

                        	
                           Registernummer

                        

                        	3.15

                        	
                           Datum der Konfirmation

                        

                        	3.16

                        	
                           Ort  der  Konfirmation,  Name  der  Kirchengemeinde und ggf. Stätte der Konfirmation, bei im Ausland  vollzogener  Konfirmation
                              auch den Staat
                           

                        

                        	3.17

                        	
                           Konfirmationsspruch (Bibelstelle)

                        

                        	3.18

                        	
                           Datum der Firmung

                        

                        	3.19

                        	
                           Ort der Firmung, Name der Kirchengemeinde und ggf. Stätte der Firmung, bei im Ausland vollzogener Firmung auch den Staat

                        

                        	3.20

                        	
                           Datum der kirchlichen Trauung (anlässlich vollzogener staatlicher Eheschließung)

                        

                        	3.21

                        	
                           Ort der kirchlichen Trauung, Name der Kirchengemeinde und ggf. Stätte der Trauung, bei im Ausland vollzogener Trauung auch
                              den Staat
                           

                        

                        	3.22

                        	
                           Konfession bei der kirchlichen Trauung

                        

                        	3.23

                        	
                           Trauspruch (Bibelstelle), Dispens

                        

                        	3.24

                        	
                           Datum der gottesdienstlichen Feier (bspw. anlässlich der staatlichen Begründung einer eingetragenen Lebenspartnerschaft)

                        

                        	3.25

                        	
                           Ort der gottesdienstlichen Feier, Name der Kirchengemeinde und ggf. Stätte der gottesdienstlichen Feier, bei im Ausland vollzogenen
                              gottesdienstlichen Feier auch den Staat
                           

                        

                        	3.26

                        	
                           Konfession bei der gottesdienstlichen Feier

                        

                        	3.27

                        	
                           Spruch  (Bibelstelle),  Dispens  bei  der  gottesdienstlichen Feier

                        

                        	3.28

                        	
                           Datum der kirchlichen Bestattung

                        

                        	3.29

                        	
                           Ort der kirchlichen Bestattung, Name der Kirchengemeinde und ggf. Stätte der Beisetzung, bei im Ausland vollzogener Bestattung
                              auch den Staat
                           

                        

                        	3.30

                        	
                           Kirchliche Wahlausschließungsgründe

                        

                        	3.31

                        	
                           Kirchliche Ämter und Funktionen

                        

                        	3.32

                        	
                           Kommunikationsdaten (insbesondere Emailadresse und Mobilfunknummer sowie Telefonnummer), soweit datenschutzrechtlich zulässig.

                        

                     

                  

                  


                  


                  Abschnitt 4:
Kirchliche Daten der Familienangehörigen des Kirchenmitgliedes, 
die nicht derselben oder keiner öffentlich-rechtlichen 
Religionsgemeinschaft angehören

                  
                     
                        	4.1

                        	
                           Taufdatum

                        

                        	4.2

                        	
                           Taufort, Name der Kirchengemeinde und ggf. Stätte der Taufe, bei im Ausland vollzogener Taufe auch den Staat 

                        

                        	4.3

                        	
                           Ordnungsmerkmale

                        

                        	4.4

                        	
                           Konfession bei der Taufe

                        

                        	4.5

                        	
                           Datum der Beendigung der Kirchenmitgliedschaft

                        

                        	4.6

                        	
                           Ort der Beendigung der Kirchenmitgliedschaft

                        

                        	4.7

                        	
                           Registernummer

                        

                        	4.8

                        	
                           Datum der Konfirmation

                        

                        	4.9

                        	
                           Datum der Firmung

                        

                        	4.10

                        	
                           Datum der kirchlichen Trauung

                        

                        	4.11

                        	
                           Ort der kirchlichen Trauung, Name der Kirchengemeinde und ggf. Stätte der Trauung, bei im Ausland vollzogener Trauung auch
                              den Staat
                           

                        

                        	4.12

                        	
                           Trauspruch (Bibelstelle), Dispens

                        

                        	4.13

                        	
                           Konfession bei der kirchlichen Trauung

                        

                        	4.14

                        	
                           Datum der gottesdienstlichen Feier (bspw. anlässlich der staatlichen Begründung einer eingetragenen Lebenspartnerschaft)

                        

                        	4.15

                        	
                           Ort der gottesdienstlichen Feier, Name der Kirchengemeinde und ggf. Stätte der gottesdienstlichen Feier, bei im Ausland vollzogener
                              Handlung auch den Staat
                           

                        

                        	4.16

                        	
                           Spruch (Bibelstelle) der gottesdienstlichen Feier

                        

                        	4.17

                        	
                           Konfession bei der gottesdienstlichen Feier

                        

                        	4.18

                        	
                           Datum der kirchlichen Bestattung

                        

                        	4.19

                        	
                           Ort der kirchlichen Bestattung, Name der Kirchengemeinde und ggf. Stätte der Beisetzung, bei im Ausland vollzogener Bestattung
                              auch den Staat
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 2

                  

                  Das Gemeindegliederverzeichnis darf in automatisierten Verfahren mit Hilfe von Ordnungsmerkmalen geführt werden. Es darf keine Aufzeichnungen persönlicher oder seelsorglicher Art enthalten, die in Ausübung des
                     Seelsorgeauftrages erhoben worden sind (Seelsorgedaten). Die Daten des § 1 Abschnitt 3 Nummer 3.31 werden nicht in den Datenaustausch gemäß § 17 des Kirchengesetzes über die Kirchenmitgliedschaft2 einbezogen; die Kommunikationsdaten gemäß § 1 Abschnitt 3 Nummer 3.32 werden einbezogen, soweit dies datenschutzrechtlich zulässig ist.
                  

               

               
                     § 3

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das gliedkirchliche Recht kann vorsehen, dass die Gliedkirchen weitere Angaben über diesen Datenkatalog hinaus in ihre  Gemeindegliederverzeichnisse
                     aufnehmen können.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Juli 2016 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung über die in das Gemeindegliederverzeichnis
                     aufzunehmenden Daten der Kirchenmitglieder mit ihren Familienangehörigen vom 1. Juli 2011 (ABl. EKD S. 146) außer Kraft.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 102 dieser Sammlung.
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 102 dieser Sammlung.
            

         

      

   
      

      
         Verordnung des Oberkirchenrats zur Ergänzung und Durchführung des Kirchengesetzes über die Kirchenmitgliedschaft (Kirchenmitgliedschaftsverordnung
            – KMVO)
         

      

      
         Vom 28. Oktober 2003

      

      
         (Abl. 60 S. 336), geändert durch Verordnung vom 24. Oktober 2006 (Abl. 62 S. 247, 248)
         

      

      Gemäß § 7 Abs. 3, § 7 a Abs. 3 und § 20 Abs. 1 Satz 1 Kirchengesetz über die Kirchenmitgliedschaft, das kirchliche Meldewesen und den Schutz der Daten der Kirchenmitglieder
            (Kirchengesetz über die Kirchenmitgliedschaft)1 vom 10. November 1976 (ABl. EKD S. 389; Abl. 47 S. 387), geändert durch Erstes Kirchengesetz zur Änderung des Kirchengesetzes
         über die Kirchenmitgliedschaft (1. KMG – ÄnderungsG) vom 8. November 2001 (ABl. EKD S. 486), wird verordnet:
      

      
            I. Allgemeines

         

         
                     § 1
Erwerb und Fortsetzung der Kirchenmitgliedschaft
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Durch die Taufe in einer Kirchengemeinde, die einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland angehört, erwerben
                     Ungetaufte mit Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt im Bereich der Evangelischen Landeskirche in Württemberg die Kirchenmitgliedschaft
                     (§ 6 Satz 1 Kirchengesetz über die Kirchenmitgliedschaft2). Sie erwerben die Kirchenmitgliedschaft auch durch die Taufe in einer Kirche im Ausland, mit der Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft
                     besteht, wenn sie sich nicht einer anderen evangelischen Kirche im Bereich der Evangelischen Landeskirche in Württemberg anschließen;
                     im Zweifelsfall ist die Sache dem Kirchengemeinderat nach § 7 Kirchengemeindeordnung3 vorzulegen. Für den Erwerb der Kirchenmitgliedschaft durch Taufe im Rahmen der evangelischen Seelsorge in der Bundeswehr
                     bei vorübergehendem Auslandseinsatz gilt § 11 a Abs. 1 und Abs. 3 Satz 1 und 2 Kirchengesetz über die Kirchenmitgliedschaft4.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Getaufte mit Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt im Bereich der Evangelischen Landeskirche in Württemberg ohne Kirchenmitgliedschaft
                     erwerben die Kirchenmitgliedschaft durch Aufnahme, Wiederaufnahme, Übertritt oder Zuzug nach den Bestimmungen des Kirchengesetzes
                     über die Kirchenmitgliedschaft und dieser Verordnung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für die Fortsetzung der Kirchenmitgliedschaft im Bereich der Evangelischen Landeskirche in Württemberg in den Fällen des Zuzugs
                     aus dem Inland und der Rückkehr aus dem Ausland gelten § 8, § 11 Abs. 2 und 3, § 11 a Abs. 3 Satz 3 und 4 Kirchengesetz über die Kirchenmitgliedschaft5.
                  

               

               
                     § 2
Begriffsbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Aufnahme im Sinne dieser Verordnung ist der Erwerb der Kirchenmitgliedschaft durch eine zuvor aus einer anderen christlichen
                     Kirche oder Religionsgemeinschaft im In- oder Ausland mit bürgerlicher Wirkung ausgetretene getaufte Person mit Wohnsitz oder
                     gewöhnlichem Aufenthalt im Bereich der Evangelischen Landeskirche in Württemberg. Aufnahme im Sinne dieser Verordnung ist
                     auch der Erwerb der Kirchenmitgliedschaft durch eine einer anderen christlichen Kirche oder Religionsgemeinschaft im In- oder
                     Ausland angehörende getaufte Person mit Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt im Bereich der Evangelischen Landeskirche in
                     Württemberg ohne vorherigen Austritt und ohne dabei die Mitgliedschaft in einer anderen christlichen Kirche oder Religionsgemeinschaft
                     aufzugeben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wiederaufnahme im Sinne dieser Verordnung ist das Zurückerlangen der Rechte und Pflichten aus der Kirchenmitgliedschaft durch
                     eine zuvor aus einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland mit bürgerlicher Wirkung ausgetretene getaufte Person
                     mit Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt im Bereich der Evangelischen Landeskirche in Württemberg.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Übertritt im Sinne dieser Verordnung ist der Erwerb der Kirchenmitgliedschaft unter Aufgabe der Mitgliedschaft in einer anderen
                     christlichen Kirche oder Religionsgemeinschaft ohne vorherigen Austritt mit bürgerlicher Wirkung durch eine getaufte Person
                     mit Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt im Bereich der Evangelischen Landeskirche in Württemberg.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Für den Erwerb der Kirchenmitgliedschaft durch Zuzug aus dem In- oder Ausland in den Bereich der Evangelischen Landeskirche
                     in Württemberg gilt § 9 Kirchengesetz über die Kirchenmitgliedschaft6.
                  

               

               
                     § 3
Zentrale Stellen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Oberkirchenrat kann gemäß § 7 a Abs. 2 Satz 1 und 2 Kirchengesetz über die Kirchenmitgliedschaft7 im Bereich der Evangelischen Landeskirche in Württemberg Stellen zum Zwecke der Aufnahme und Wiederaufnahme besonders errichten
                     (Zentrale Stellen).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Voraussetzung für die Errichtung Zentraler Stellen ist, dass
                     
                        	
                           sie von Pfarrerinnen und Pfarrern geleitet werden;

                        

                        	
                           in ihnen zur Vorbereitung der Aufnahmen oder Wiederaufnahmen seelsorgerliche Gespräche von Pfarrerinnen und Pfarrern geführt
                              oder angeboten werden und
                           

                        

                        	
                           in ihnen die Ernsthaftigkeit der Aufnahme- oder Wiederaufnahmebegehren geprüft werden kann.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für Aufnahmen im Sinne von § 7 Abs. 2 Kirchengesetz über die Kirchenmitgliedschaft8 in Zentralen Stellen von Personen, die keinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Bereich der Evangelischen Landeskirche
                     in Württemberg haben, gelten § 4 Abs. 1, Abs. 3 Satz 1, 2 und 4, Abs. 4, Abs. 5 und § 5. Ist die Einführung in den evangelischen Glauben erforderlich und durch die
                     Zentrale Stelle nicht möglich, ist die Sache dem Pfarramt des Wohnsitzes oder des gewöhnlichen Aufenthaltes vorzulegen. Dies
                     gilt auch bei sonstigen Tatbeständen, die eine Ablehnung der Aufnahme begründen können. In jedem Falle ist dieses Pfarramt
                     zu unterrichten.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Für Wiederaufnahmen im Sinne von § 7 Abs. 2 Kirchengesetz über die Kirchenmitgliedschaft9 in Zentralen Stellen von Personen, die keinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Bereich der Evangelischen Landeskirche
                     in Württemberg haben, gilt § 6 Abs. 1, Abs. 2 und Abs. 3 Satz 1 und 2. Im Zweifelsfall ist die Sache dem Pfarramt des Wohnsitzes oder des  gewöhnliches Aufenthalts vorzulegen. In jedem Falle
                     ist dieses Pfarramt zu unterrichten.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Für Aufnahmen und Wiederaufnahmen von Personen mit Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt im Bereich der Evangelischen Landeskirche
                     in Württemberg in Zentralen Stellen gelten alle Bestimmungen dieser Verordnung.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        § 9 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Verordnung zur Durchführung der §§ 7 a und 11 a Kirchenmitgliedschaftsgesetz (KMG-Durchführungs-VO) vom 10. Dezember 2004 (ABl. EKD 2005 S. 1)10 ergänzend zu beachten ist. § 2 Abs. 1 Satz 2 dieser Verordnung findet keine Anwendung.
                  

               

            

         

      

      
            II. Aufnahme

         

         
                     § 4
Verfahren und Zuständigkeit, Einführung in den evangelischen Glauben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Aufnahme erfolgt aufgrund eines Antrags an das Pfarramt. § 6 Abs. 2 Satz 4 und 5 gilt entsprechend. Zuständig ist das Pfarramt, in dessen Seelsorgebezirk die aufzunehmende Person ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen
                     Aufenthalt hat, sowie jedes andere Pfarramt der Evangelischen Landeskirche in Württemberg, dessen Pfarrerin oder Pfarrer mit
                     der Aufnahme nach dem Konsistorialerlass betreffend die Parochial- und Seelsorgebezirkseinteilung anlässlich der Stolgebührenaufhebung vom 10. Dezember
                        1901 (Abl. 12 S. 323)11 die Seelsorge des neuen Gemeindeglieds übernimmt. Zuständig ist zudem jede Zentrale Stelle (§ 3 Abs. 1) und jede sonstige im Bereich der Evangelischen Kirche in Deutschland nach jeweiligem gliedkirchlichen Recht zu diesem Zweck
                     besonders errichtete Stelle; in letzterem Fall vollzieht sich die Aufnahme nach dem Recht der Gliedkirche, in der die besonders
                     errichtete Stelle belegen ist. § 11 a Abs. 2 und Abs. 3 Satz 1 und 2 Kirchengesetz über die Kirchenmitgliedschaft12 bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Pfarrämter nach Absatz 1 Satz 3 und die Zentralen Stellen in den Fällen des § 3 Abs. 5 entscheiden nach Anhörung des Kirchengemeinderats der Kirchengemeinde des Wohnsitzes oder des gewöhnlichen Aufenthalts des
                     neuen Gemeindeglieds unter Beachtung von Absatz 3 über den Antrag. Das Dekanatamt ist von der Entscheidung zu benachrichtigen.
                     Gegen die Ablehnung der Aufnahme steht der die Aufnahme beantragenden Person die Einsprache bei der Visitatorin oder beim
                     Visitator zu.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Vor der Aufnahme ist zu prüfen, ob die von nicht evangelischen Kirchen oder Religionsgemeinschaften Aufzunehmenden mit den
                     Grundwahrheiten des evangelischen Glaubens soweit vertraut sind, dass eine Zulassung zum Patenamt möglich ist (§ 10 Abs. 2 Satz 3 Taufordnung i. V. m. Nr. 27 Ausführungsbestimmungen zur Taufordnung)13. Andernfalls sind sie in einem Gespräch oder in mehreren Gesprächen in den evangelischen Glauben einzuführen. In Ausnahmefällen
                     können diese Gespräche mit Genehmigung des Dekanatamts auch erst nach der Aufnahme abgeschlossen werden. Die Gespräche können
                     für mehrere Aufzunehmende in Form eines Aufnahmeseminars stattfinden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Vermittlung der Grundwahrheiten evangelischen Glaubens und Lebens soll in einem lebendigen Bezeugen und Darbieten zur
                     Förderung der Erkenntnis und zur Festigung im Glauben und in der Gemeinschaft der Kirche geschehen. Gedacht ist an die Einführung
                     in Bibel, Katechismus und Gesangbuch mit Anleitung zum Bibellesen, Einführung in Grundfragen des evangelischen Lebens, in
                     den evangelischen Gottesdienst, das Gemeindeleben, die Mission und Diakonie und in die Geschichte der evangelischen Kirche,
                     verbunden mit der Besprechung von Lebens- und Gegenwartsfragen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Abweichend von Absatz 1 bis 4 erwirbt ein religionsunmündiges Kind, dessen Taufe nicht in einer zu einer Gliedkirche der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland gehörenden Kirchengemeinde stattgefunden hat, die Kirchenmitgliedschaft durch die Erklärung der Erziehungsberechtigten
                     über die Zugehörigkeit des Kindes zu einem evangelischen Bekenntnis (§ 7 Abs. 1 Satz 2 Kirchengesetz über die Kirchenmitgliedschaft14).
                  

               

               
                     § 5
Vermeidung von Doppelmitgliedschaften
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Gehört die aufzunehmende Person der römisch-katholischen Kirche oder israelitischen Religionsgemeinschaft an, so ist darauf
                     zu achten, dass diese vor ihrer Aufnahme den Austritt aus ihrer bisherigen Kirche oder Religionsgemeinschaft mit bürgerlicher
                     Wirkung nachweist. Die Bescheinigung ist zu den pfarramtlichen Akten über die Aufnahme zu nehmen. Bei der Aufnahme in Todesgefahr
                     kann auf den vorherigen Austritt aus der bisherigen Religionsgemeinschaft verzichtet werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Liegen die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht vor, ist die aufzunehmende Person anzuhalten, ihr Verhältnis zu ihrer bisherigen
                     Kirche oder Religionsgemeinschaft zu bereinigen. Doppelmitgliedschaften sind, soweit irgend möglich, zu vermeiden. Insbesondere
                     bei Aufnahme aus Kirchen oder Religionsgemeinschaften, zu denen erhebliche Lehrunterschiede bestehen, muss sich die Ernsthaftigkeit
                     des Aufnahmeantrags auch an der vorherigen Klärung dieses Verhältnisses zeigen.
                  

               

            

         

      

      
            III. Wiederaufnahme

         

         
                     § 6
Verfahren und Zuständigkeit, Gespräch mit dem Gemeindeglied
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wer nach staatlichem Recht den Austritt aus der Evangelischen Landeskirche in Württemberg (§ 26 Kirchensteuergesetz Baden-Württemberg)15 oder aus einer anderen Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland mit bürgerlicher Wirkung erklärt hat, erlangt
                     seine Rechte und Pflichten aus der Kirchenmitgliedschaft zurück, wenn er gegenüber der nach Absatz 2 zuständigen Stelle erklärt,
                     wieder zur Kirche gehören zu wollen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die Entgegennahme der Erklärung ist das Pfarramt zuständig, in dessen Seelsorgebezirk das ausgetretene Gemeindeglied seinen
                     Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat. Sie kann auch gegenüber einem anderen Pfarramt der Evangelischen Landeskirche in
                     Württemberg, gegenüber dem Evangelischen Oberkirchenrat, gegenüber jeder Zentralen Stelle (§ 3 Abs. 1) oder gegenüber jeder sonstigen im Bereich der Evangelischen Kirche in Deutschland nach jeweiligem gliedkirchlichen Recht
                     zu diesem Zweck besonders errichteten Stelle abgegeben werden; in letzterem Fall vollzieht sich die Wiederaufnahme nach dem
                     Recht der Gliedkirche, in der die besonders errichtete Stelle belegen ist. Diese haben das Pfarramt des Wohnsitzes oder des
                     gewöhnlichen Aufenthalts zu unterrichten. Angaben oder entsprechendes Verhalten gegenüber der staatlichen Meldebehörde oder
                     gegenüber dem Finanzamt sind als Erklärung nach Absatz 1 anzusehen. Die Erklärung gegenüber kirchlichen Stellen kann ausdrücklich
                     oder auch durch entsprechendes Verhalten abgegeben werden. § 11 a Abs. 2 und Abs. 3 Satz 1 und 2 Kirchengesetz über die Kirchenmitgliedschaft16 bleibt  unberührt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Von den Pfarrämtern nach Absatz 2 Satz 1 und 2, vom Oberkirchenrat und von den Zentralen Stellen muss möglichst vor der Wiederaufnahme
                     mit dem Gemeindeglied ein Gespräch über Taufe und Kirchenmitgliedschaft geführt werden, in dem auch nach den Gründen des Austritts
                     gefragt und die Problematik des Kirchenaustritts angesprochen wird. Bei diesem Gespräch ist weiter zu prüfen, ob der Wunsch
                     nach Wiederaufnahme im Sinne der in der Anlage aufgeführten Theologisch-kirchlichen Überlegungen als vorbehaltlos und wirksam
                     angesehen werden kann. Das Pfarramt des Wohnsitzes oder des gewöhnlichen Aufenthalts ist vorher zu hören. Im Zweifelsfall
                     ist die Sache dem Kirchengemeinderat nach § 7 Kirchengemeindeordnung17 vorzulegen.
                  

               

            

         

      

      
            IV. Übertritt

         

         
                     § 7
Übertrittsvereinbarungen, sonstige Fälle
                     

                  

                  Der Erwerb der Kirchenmitgliedschaft durch Übertritt ist in der Vereinbarung über den Übertritt im Bereich der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Baden-Württemberg vom 11. Dezember
                        1984 (Abl. 51 S. 381)18 und in der Vereinbarung zwischen der Evangelischen Landeskirche in Württemberg und der Evangelisch-methodistischen Kirche in Württemberg
                        vom 18. Oktober 1982 (Abl. 50 S. 286)19 geregelt. Im Übrigen richtet sich der Erwerb der Kirchenmitgliedschaft durch Übertritt nach den Bestimmungen über die Aufnahme.
                  

               

            

         

      

      
            V. Verfahren nach Aufnahme, Wiederaufnahme oder Übertritt

         

         
                     § 8
Gottesdienstliche Feier
                     

                  

                  Eine gottesdienstliche Feier der Aufnahme, der Wiederaufnahme oder des Übertritts soll stattfinden, wenn sie für alle Beteiligten
                     Ausdruck der Freude über die neugewonnene Gemeinschaft sein kann. Hierfür steht das Formular im Kirchenbuch Zweiter Teil,
                     Sakramente und Amtshandlungen, Teilband Einführungen, zur Verfügung. Soweit eine solche gottesdienstliche Form ein Hindernis
                     darstellt, soll eine andere Form, etwa die Teilnahme an einem Abendmahlsgottesdienst, gewählt werden.
                  

               

               
                     § 9
Eintragungen, Mitteilungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Eintragungen in die Verzeichnisse und Mitteilungen an staatliche und andere verzeichnisführende Stellen nach den Bestimmungen
                     des Kirchenregistergesetzes20 und der Kirchenregisterverordnung21 sind zu veranlassen. Der Oberkirchenrat kann für Mitteilungen amtliche Formulare herausgeben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Kirchengemeinderat ist mit entsprechendem Eintrag in das Kirchengemeinderatsprotokoll in nicht öffentlicher Sitzung zu
                     unterrichten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Person, die die Kirchenmitgliedschaft erworben hat, ist eine Bescheinigung über den Erwerb der Kirchenmitgliedschaft auszuhändigen,
                     mit der sie die Berichtigung der Steuerunterlagen, insbesondere der laufenden Lohnsteuerkarte, veranlasst.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Eintragungen und Mitteilungen nach Absatz 1 und 2 sind auch nach Eingang der Mitteilung über eine Austrittserklärung zu
                     veranlassen.
                  

               

            

         

      

      
            VI. Sonstige Zuständigkeiten, Inkrafttreten

         

         
                     § 10
Dimissoriale, Zuständige Stelle
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Regelungen im Konsistorialerlass, betr. die Ausstellung eines Erlaubnisscheins vom 9. Mai 1913 (Abl. 16 S. 306)22 sind bei Aufnahme und Wiederaufnahme sinngemäß anzuwenden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das für die Aufnahme zuständige Pfarramt (§ 4 Abs. 1 Satz 3) und Zentrale Stellen (§ 3 Abs. 1) sind gleichzeitig zuständige
                     Stellen im Sinne von § 7 Abs. 1 Satz 2, § 8 Satz 2, § 9 Abs. 1, § 11 Abs. 2 Satz 2, § 11 Abs. 3 und § 11 a Abs. 3 Satz 4 Kirchengesetz über die Kirchenmitgliedschaft23. Zuständige Stellen im Sinne von § 3 Abs. 3 Satz 1 und 2 Vereinbarung über die Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen24 ist der Kirchengemeinderat. Zuständige kirchliche Stelle im Sinne von § 3 Abs. 4 Satz 1 Vereinbarung über die Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen25 ist der Oberkirchenrat.
                  

               

               
                     § 11
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Diese Verordnung tritt am 1. Dezember 2003 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gleichzeitig tritt der Erlass des Oberkirchenrats vom 19. Dezember 1995 über das Verfahren bei der Aufnahme und Wiederaufnahme
                     in die Evangelische Landeskirche in Württemberg (Abl. 57 S. 15) außer Kraft.
                  

               

            

         

      

      
            Anlage zu § 6 Abs. 3 Satz 2
Theologisch-kirchliche Überlegungen
            

         

         
               (
               1
               )
               Die Kirche freut sich über alle, die zur Gemeinde Jesu Christi kommen oder wieder zu ihr zurückfinden. Darum soll auch das
            Verfahren bei einer Aufnahme oder Wiederaufnahme in die Kirche in seiner Gestaltung diese Freude deutlich zum Ausdruck bringen.
         

         
               (
               2
               )
               Der missionarische Auftrag sendet die Kirche zu allen Menschen und schließt auch jene ein, die ihre Trennung von der Kirche
            erklärt haben. Darum sollte alles vermieden werden, was geeignet ist, Ausgetretene bloßzustellen, auszugrenzen oder dem Austritt
            den Charakter des Endgültigen zu geben. Briefe an Ausgetretene sollen diesen Gespräche anbieten, die Möglichkeit dazu geben,
            ihre Vorbehalte, negativen Erfahrungen und Enttäuschungen mit der Kirche auszusprechen und deutlich machen, dass die Erklärung
            des Kirchenaustritts von der Gemeinde als Verlust und Anfrage empfunden wird.
         

         
               (
               3
               )
               Christsein und Taufe sind nach dem Zeugnis des Neuen Testaments untrennbar mit der Zugehörigkeit zur Kirche verbunden. Darum
            darf die Erklärung des Kirchenaustritts nicht als Bagatelle betrachtet werden, auch wenn die Motive dazu im Einzelfall sehr
            unterschiedlich gewesen sein mögen und dem Ausgetretenen die Folgen in ihrer Tragweite nicht bewusst sind. Durch die Erklärung
            des Austritts verletzt ein getauftes Glied seine Pflichten der Kirche gegenüber und verliert daher auch bestimmte Rechte.
            Die Taufe, die in ihr bezeugte Zusage des dreieinigen Gottes, „dass er dem Getauften ein gnädiger Gott wolle sein“ (Brenz),
            und ihre Folgen können dabei weder vom Getauften noch von der Kirche aufgehoben werden.
         

         
               (
               4
               )
               Die Kirche bleibt ihren getauften Gliedern verpflichtet, auch wenn diese sich von ihr getrennt haben. Darum haben alle Christen,
            besonders auch Pfarrerinnen und Pfarrer und kirchliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter die Aufgabe, Ausgetretene bei sich
            bietender Gelegenheit zur Wiederaufnahme zu ermutigen, sie dazu  einzuladen und ihnen die dazu erforderlichen Schritte aufzuzeigen
            und zu erleichtern.
         

         
               (
               5
               )
               Die Wiederaufnahme in die Landeskirche bedarf der Erklärung des Ausgetretenen, die ein vorbehaltloses Ja zur Rückkehr in die
            kirchliche Gemeinschaft beinhalten muss. Hat sich ein Gemeindeglied wegen erheblicher Lehrunterschiede von der Kirche getrennt,
            so muss seine Erklärung die Aufgabe dieser Lehrunterschiede einschließen.
         

         
               (
               6
               )
               Die Wiederaufnahme ist ein geistlicher Akt, der eine Umkehr auch auf seiten des Wiederaufgenommenen voraussetzt: Dieser bestätigt
            aufs neue sein Ja-Wort zur Taufe. Als Zeichen der wiederauflebenden Zugehörigkeit zur Gemeinde Jesu Christi wird er zur Teilnahme
            am Mahl des Herren eingeladen. Zugleich ist die Wiederaufnahme ein rechtlicher Akt, der die Zugehörigkeit zur Landeskirche
            sowie Rechte und Pflichten der Kirchenmitgliedschaft regelt. Da sich die Kirche aber einem ernsthaften Begehren auf Wiederaufnahme
            nicht verschließen darf, muss die Mitgliedschaft ab dem Zeitpunkt als wieder bestehend angesehen werden, in dem der oder die
            Ausgetretene zum Ausdruck bringt, wieder zur Kirche gehören zu wollen, soweit bei ihm oder ihr die vorstehenden Voraussetzungen
            erfüllt sind.
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                                 1

                              
                              	
                                 Allgemeines

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Jeder hat das Recht, aus einer Religionsgemeinschaft, unbeschadet eines anderweitigen Verständnisses der jeweiligen Religionsgemeinschaft,
                                    mit bürgerlicher Wirkung auszutreten (§ 26 Absatz 1 Satz 1 des Kirchensteuergesetzes – KiStG –)3. Die Austrittserklärung ist beim zuständigen Standesamt persönlich zur Niederschrift abzugeben oder in öffentlich beglaubigter
                                    Form einzureichen. Sie darf keine Bedingungen oder Zusätze enthalten (§ 26 Absatz 1 Satz 2 KiStG)4.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 2

                              
                              	
                                 Religionsgemeinschaften

                              
                           

                           
                              	
                                 2.1

                              
                              	
                                 Religionsgemeinschaften im Sinne von § 26 KiStG5 und im Sinne dieser Verwaltungsvorschrift sind Kirchen und Religionsgemeinschaften, die Körperschaften des öffentlichen Rechts
                                    sind. Die Regelungen für die Religionsgemeinschaften gelten nach § 29 KiStG6 entsprechend für die Weltanschauungsgemeinschaften, sofern diese Körperschaften des öffentlichen Rechts sind.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 2.2

                              
                              	
                                 Die Verleihung der Körperschaftsrechte an weitere Religionsgemeinschaften im Sinne dieser Verwaltungsvorschrift wird vom Kultusministerium
                                    im Gesetzblatt des Landes Baden-Württemberg bekannt gegeben.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 2.3

                              
                              	
                                 Die Kirchen, Religionsgemeinschaften und Weltanschauungsgemeinschaften in Baden-Württemberg mit dem Status einer Körperschaft
                                    des öffentlichen Rechts im Sinne des Artikel 140 des Grundgesetzes in Verbindung mit Artikel 137 Absatz 5 der deutschen Verfassung
                                    vom 11. August 1919 sind in der Anlage 1 aufgeführt.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 3

                              
                              	
                                 Persönliche Voraussetzungen der austrittswilligen Personen

                              
                           

                           
                              	
                                 3.1

                              
                              	
                                 Geschäftsfähige Personen und Vertretung

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Die Austrittserklärung ist eine höchstpersönliche Willenserklärung, die von jeder volljährigen und geschäftsfähigen Person
                                    abgegeben werden kann. Die Erklärung durch einen bevollmächtigten Vertreter ist nicht zulässig.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 3.2

                              
                              	
                                 Betreute Personen

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Die Betreuerin oder der Betreuer kann den Austritt nicht für die betreute Person erklären. Die betreute Person kann den Austritt
                                    selbst erklären, sofern sie hierfür nach der Beurteilung des Standesbeamten oder der Standesbeamtin über ausreichende Geschäftsfähigkeit
                                    verfügt.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 3.3

                              
                              	
                                 Minderjährige Personen

                              
                           

                           
                              	
                                 3.3.1

                              
                              	
                                 Das Gesetz über die religiöse Kindererziehung (KErzG)7 findet Anwendung.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 3.3.2

                              
                              	
                                 Ein Kind, dass das vierzehnte Lebensjahr vollendet hat, gibt die Austrittserklärung, ohne dass es der Mitwirkung seines gesetzlichen
                                    Vertreters bedarf, selbst ab, es sei denn, es ist geschäftsunfähig. Eine Vertretung durch die gesetzlichen Vertreter ist ausgeschlossen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 3.3.3

                              
                              	
                                 Für Kinder unter 14 Jahren erklären die gesetzlichen Vertreter, in der Regel die personensorgeberechtigten Eltern, den Austritt.
                                    Haben die Eltern das gemeinsame Sorgerecht, können sie den Kirchenaustritt des Kindes nur gemeinsam erklären. Hat das Kind
                                    das zwölfte Lebensjahr vollendet, bedarf die Austrittserklärung der ausdrücklichen Zustimmung des Kindes.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 3.3.4

                              
                              	
                                 Steht das Sorgerecht für das Kind einem Vormund oder einer Pflegerin beziehungsweise einem Pfleger allein zu, kann diese Person
                                    den Austritt für das Kind nicht erklären (§ 3 Absatz 2 Satz 5 KErzG)8.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 3.4

                              
                              	
                                 Ausländische Staatsangehörige

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Das Austrittsrecht steht in gleicher Weise ausländischen Staatsangehörigen zu. Dies gilt unabhängig davon, ob die Austrittserklärung
                                    nach dem Heimatrecht des ausländischen Staatsangehörigen wirksam wird.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 4

                              
                              	
                                 Zuständige Stelle

                              
                           

                           
                              	
                                 4.1

                              
                              	
                                 Zuständig für die Beurkundung der Austrittserklärung und die Entgegennahme der öffentlich beglaubigten Austrittserklärung
                                    ist das Standesamt, in dessen Bezirk die austrittswillige Person ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat. Unter mehreren
                                    hiernach zuständigen Standesämtern hat die austrittswillige Person die Wahl.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 4.2

                              
                              	
                                 Personen, die ins Ausland verzogen sind und im Inland weder Wohnsitz noch gewöhnlichen Aufenthalt haben, unterliegen nach
                                    § 3 Absatz 1 KiStG9 nicht der Kirchensteuerpflicht. Dieser Personenkreis hat ebenfalls das Recht, gemäß § 26 KiStG10 aus der Religionsgemeinschaft auszutreten. Zuständig ist das Standesamt, bei dem die austrittswillige Person zuletzt ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hatte. Unter mehreren hiernach zuständigen Standesämtern hat die austrittswillige Person die Wahl.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 4.3

                              
                              	
                                 Eine schriftliche Austrittserklärung, die bei einem unzuständigen Standesamt eingeht, wird unverzüglich an das zuständige
                                    Standesamt weitergeleitet.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 5

                              
                              	
                                 Austrittserklärung

                              
                           

                           
                              	
                                 5.1

                              
                              	
                                 Bestimmtheit

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Die Austrittserklärung muss den Willen der erklärenden Person eindeutig erkennen lassen. Der Austritt darf keine Bedingung
                                    oder sonstigen Zusätze, wie Einschränkungen oder Vorbehalte, enthalten. Wer aufgrund staatlicher Vorschriften aus einer Religionsgemeinschaft
                                    mit dem Status einer Körperschaft des öffentlichen Rechts austreten will, darf seine Erklärung nicht auf die Körperschaft
                                    des öffentlichen Rechts unter Verbleib in der Religionsgemeinschaft als Glaubensgemeinschaft beschränken.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 5.2

                              
                              	
                                 Wirksamkeit

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Die Austrittserklärung ist mündlich oder schriftlich abzugeben. Über die mündliche Erklärung ist eine Niederschrift aufzunehmen;
                                    die schriftliche Erklärung muss öffentlich beglaubigt sein.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 5.3

                              
                              	
                                 Austrittserklärung zur Niederschrift

                              
                           

                           
                              	
                                 5.3.1

                              
                              	
                                 Über die mündliche Austrittserklärung nimmt der Standesbeamte oder die Standesbeamtin die Niederschrift erst auf, nachdem
                                    er oder sie sich der Identität der erschienenen Person und deren Erklärungsberechtigung vergewissert hat. Die Kirche, Religions-
                                    oder Weltanschauungsgemeinschaft, aus der die erklärende Person austreten will, muss eindeutig bezeichnet sein. Der Nachweis
                                    der Zugehörigkeit ist nicht erforderlich. Außer in den Fällen der Nummer 5.3.4 ist für jede Austrittserklärung eine gesonderte
                                    Niederschrift aufzunehmen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 5.3.2

                              
                              	
                                 Die Niederschrift enthält folgende Angaben:

                                 
                                    
                                       	
                                          Vor- und Familiennamen,

                                       

                                       	
                                          die Art der Feststellung der Identität,

                                       

                                       	
                                          Wohnsitz oder Ort des gewöhnlichen Aufenthalts,

                                       

                                       	
                                          Datum und Ort der Geburt,

                                       

                                       	
                                          die Austrittserklärung mit Ort und Datum.

                                       

                                    

                                 

                                 Mit dem Einverständnis der austrittswilligen Person wird gegebenenfalls auch der Geburtsname, sowie der Ort, an dem die Mitgliedschaft
                                    begründet wurde, zum Beispiel der Ort der Taufe, in die Niederschrift aufgenommen, wenn er bei der Niederschrift benannt wurde.
                                    Der Standesbeamte oder die Standesbeamtin prüft nicht, ob die Angabe zum Ort der Begründung der Mitgliedschaft zutreffend
                                    ist.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 5.3.3

                              
                              	
                                 Die zur Niederschrift abgegebene Austrittserklärung wird mit der eigenhändigen Unterzeichnung der Niederschrift durch die
                                    austrittswillige Person wirksam. Vor der Unterschrift ist die Niederschrift der austrittswilligen Person vorzulesen und von
                                    ihr zu genehmigen. Der Standesbeamte oder die Standesbeamtin hat dies in der Niederschrift festzustellen und diese ebenfalls
                                    zu unterschreiben und mit Dienstsiegel zu versehen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 5.3.4

                              
                              	
                                 Ehegatten, Lebenspartner sowie Eltern und Kinder können sich in derselben Urkunde erklären, wenn sich der Austritt auf dieselbe Religionsgemeinschaft bezieht.

                              
                           

                           
                              	
                                 5.4

                              
                              	
                                 Datenschutz

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Die austrittswillige Person ist gemäß Artikel 13 ff. der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates
                                    vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und
                                    zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG – Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) – in Bezug auf die Datenverarbeitung zu informieren.
                                    In der Niederschrift ist zu vermerken, dass die datenschutzrechtliche Unterrichtung vorgenommen wurde.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 5.5

                              
                              	
                                 Erklärung in öffentlich beglaubigter Form

                              
                           

                           
                              	
                                 5.5.1

                              
                              	
                                 Wird eine Austrittserklärung schriftlich erklärt, ist die Unterschrift der erklärenden Person von einem Notar zu beglaubigen; wird die Austrittserklärung in elektronischer Form abgefasst, ist die qualifizierte
                                    elektronische Signatur des Erklärenden von einem Notar öffentlich zu beglaubigen (§ 129 des Bürgerlichen Gesetzbuches). 
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 In Baden-Württemberg ist die öffentliche Beglaubigung der Unterschrift auf einer schriftlichen Austrittserklärung zudem durch
                                    Ratschreiber möglich. Durch Bestimmung des Bürgermeisters kann jede Gemeinde einen oder mehrere Ratschreiber bestellen (§
                                    35b Absatz 1 Landesgesetz über die freiwillige Gerichtsbarkeit – LFGG). Ein solcher Ratschreiber ist nach § 35b Absatz 2 LFGG
                                    befugt, die vor ihm vollzogene oder anerkannte Unterschrift unter einer Kirchenaustrittserklärung öffentlich zu beglaubigen, die anschließend dem für den Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt des Austretenden
                                    zuständigen Standesbeamten einzureichen ist. Da sich die Beglaubigungsbefugnis des Ratschreibers auf die Vornahme der öffentlichen
                                    Beglaubigung beschränkt, ist die Austrittserklärung von dem Austretenden selbst zu formulieren. Im Falle einer Ratschreiberbestimmung sind von der Gemeinde die Mitteilungspflichten
                                    nach § 35b Absatz 4 und § 35a Absatz 2 Satz 3 LFGG zu beachten.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Für im Ausland lebende Personen, die im Inland keinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben, ist eine Beglaubigung der
                                    Unterschrift durch die zuständige konsularische Vertretung zulässig.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Daneben sind keine weiteren Urkundspersonen befugt, die Unterschrift der Austrittserklärung zu beglaubigen.

                              
                           

                           
                              	
                                 5.5.2

                              
                              	
                                 Geht beim Standesamt eine öffentlich beglaubigte Austrittserklärung ein, so wird auf der Erklärung deren Eingangstag vermerkt.
                                    Der Standesbeamte oder die Standesbeamtin prüft die Vollständigkeit der Angaben über die Person, die Erklärungsberechtigung,
                                    die Eindeutigkeit der Austrittserklärung, insbesondere das Nichtvorhandensein unzulässiger Bedingungen oder Zusätze sowie
                                    die Gesetzmäßigkeit der öffentlichen Beglaubigung. Der Standesbeamte oder die Standesbeamtin veranlasst etwa notwendige Ergänzungen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 5.5.3

                              
                              	
                                 Die in öffentlich beglaubigter Form eingereichte Austrittserklärung wird mit ihrem Eingang bei dem zuständigen Standesamt
                                    wirksam.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 5.6

                              
                              	
                                 Bestätigung der Austrittserklärung

                              
                           

                           
                              	
                                 5.6.1

                              
                              	
                                 Der Standesbeamte oder die Standesbeamtin bescheinigt der ausgetretenen Person den Austritt. Die Bescheinigung über den Austritt
                                    ist mit der Unterschrift des Standesbeamten oder der Standesbeamtin und dem Dienstsiegel zu versehen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 5.6.2

                              
                              	
                                 Im Fall eines mündlich erklärten Austritts kann als Bescheinigung eine beglaubigte Abschrift der Niederschrift verwendet werden,
                                    die mit dem Zusatz »Mit dieser Erklärung ist der Austritt wirksam geworden« versehen ist.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 5.6.3

                              
                              	
                                 Ist die Austrittserklärung schriftlich wirksam zugegangen, hat die Bescheinigung die unter Nummer 5.3.2 aufgeführten Angaben
                                    sowie die entsprechenden Angaben über die von der Erklärung erfassten minderjährigen Kinder zu enthalten. Die Angaben über
                                    den Ort, an dem die Mitgliedschaft begründet wurde, werden nur in die Bescheinigung aufgenommen, soweit sie bekannt sind.
                                    Als Bescheinigung kann eine beglaubigte Abschrift der öffentlich beglaubigten Austrittserklärung verwendet werden, die mit
                                    dem Zusatz: »Mit dem Eingang der öffentlich beglaubigten Austrittserklärung am [einsetzen: Datum] ist der Austritt wirksam
                                    geworden« versehen ist.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 5.7

                              
                              	
                                 Formulare

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Für die Niederschrift wird die Verwendung eines Vordrucks nach dem Muster der Anlage 2, für die beglaubigte Abschrift die
                                    Verwendung eines Vordrucks nach dem Muster der Anlage 3 empfohlen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 6

                              
                              	
                                 Mitteilungen an die Religionsgemeinschaft und andere Behörden

                              
                           

                           
                              	
                                 6.1

                              
                              	
                                 Mitteilung an die Religionsgemeinschaft

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Das Standesamt teilt den Austritt der für den Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt der ausgetretenen Person zuständigen Kirchengemeinde
                                    oder Religionsgemeinschaft unverzüglich mit. Die Mitteilung kann auch an eine von der Religionsgemeinschaft zu benennende Verwaltungsstelle erfolgen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 6.2

                              
                              	
                                 Mitteilung an die Meldebehörde

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Das Standesamt teilt den Austritt der Meldebehörde mit (§ 26 Absatz 3 KiStG)11.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 6.3

                              
                              	
                                 Form der Mitteilung

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Die Mitteilung erfolgt durch Übersendung einer beglaubigten Kopie der Niederschrift über die mündliche Austrittserklärung
                                    oder im Fall einer schriftlichen Austrittserklärung durch Übersendung einer beglaubigten Kopie der Bestätigung.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 7

                              
                              	
                                 Übertritt zu einer anderen Religionsgemeinschaft

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Der Übertritt von einer Religionsgemeinschaft in eine andere ist in § 26 Absatz 4 KiStG12 abschließend geregelt. Auf die Vereinbarung über den Übertritt im Bereich der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Baden-Württemberg13, die im Internet unter dem Link: http://www.kirchenrecht-wuerttemberg.de/document/17163 einsehbar ist, wird verwiesen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 8

                              
                              	
                                 Aufbewahrung der Austrittserklärungen

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Die Austrittserklärungen sind 30 Jahre lang nach ihrem zeitlichen Anfall geordnet in besonderen Sammelakten aufzubewahren. Nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist sind die Austrittserklärungen dem zuständigen
                                    Archiv anzubieten.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 9

                              
                              	
                                 Gebühren

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Die Erhebung von Gebühren für Amtshandlungen der Standesbeamten und Standesbeamtinnen im Austrittsverfahren richtet sich nach
                                    §§ 2 und 11 des Kommunalabgabengesetzes. Danach können Gemeinden für öffentliche Leistungen, die sie auf Veranlassung oder
                                    im Interesse Einzelner vornehmen, auf der Grundlage einer Satzung Gebühren erheben.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 10

                              
                              	
                                 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Diese Verwaltungsvorschrift tritt am 1. Januar 2025 in Kraft und am 31. Dezember 2031 außer Kraft. Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten
                                    tritt die Verwaltungsvorschrift des Innenministeriums über das Kirchenaustrittsverfahren vom 8. Dezember 2017 (GABI. S. 618)14 außer Kraft.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

      

      
                     
                        
                           
                              	
                                 Anlagen (nichtamtliches Verzeichnis)15

                              
                           

                           
                              	
                                 Anlage 1:

                              
                              	
                                 Verzeichnis der Kirchen, Religionsgemeinschaften und Weltanschauungsgemeinschaften in Baden-Württemberg mit dem Status einer
                                    Körperschaft des öffentlichen Rechts im Sinne des Art. 140 Grundgesetz (GG) in Verbindung mit Art. 137 Absatz 5 Weimarer Reichsverfassung
                                    (WRV) 
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Anlage 2:

                              
                              	
                                 Kirchenaustrittserklärung 

                              
                           

                           
                              	
                                 Anlage 3:

                              
                              	
                                 Kirchenaustrittserklärung – Beglaubigte Abschrift
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         107. Vereinbarung über den Übertritt im Bereich der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Baden-Württemberg

      

      
         Inkraftgetreten am 1. Juli 1985

      

      
         (Abl. 51 S. 381)

      

      Zwischen den folgenden unterzeichneten Kirchen und kirchlichen Gemeinschaften in der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen
         in Baden-Württemberg
      

      
         
            
            
         
         
            
               	
               	
                  Die Heilsarmee — Divisionshauptquartier Süd

               
            

            
               	
               	
                  Europäisch-Festländische Brüder-Unität

               
            

            
               	
               	
                  Evangelische Landeskirche in Baden

               
            

            
               	
               	
                  Evangelische Landeskirche in Württemberg

               
            

            
               	
               	
                  Evangelisch-Lutherische Kirche in Baden

               
            

            
               	
               	
                  Evangelisch-methodistische Kirche in Baden

               
            

            
               	
               	
                  Evangelisch-methodistische Kirche in Württemberg

               
            

            
               	
               	
                  Christlicher Gemeinschaftsverband Mülheim an der Ruhr

               
            

            
               	
               	
                  Selbständige Evangelisch-Lutherische Kirche

               
            

         
      

      wird folgende Vereinbarung geschlossen:

      Die vertragschließenden Kirchen sind sich ihrer Gemeinsamkeit im Glauben an den einen Herrn Jesus Christus, der Haupt der
         Kirche und Herr der Welt ist, bewußt und bejahen ihre Verpflichtung, bestehende und aufkommende Schwierigkeiten abzubauen
         und ein Klima des Vertrauens untereinander zu schaffen und zu erhalten. Dem dient auch die folgende Regelung für den Übertritt
         von Kirche zu Kirche. Dabei sind sich die vertragschließenden Kirchen darüber einig, daß der Übertritt, sofern er den Wechsel
         der Konfession einschließt, nur aus Glaubens- und Gewissensgründen erfolgen soll.
      

      
                     § 1

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Will ein Kirchenmitglied zu einer anderen vertragschließenden Kirche, die im Bereich seines Wohnsitzes oder gewöhnlichen Aufenthaltes
                     tätig ist, übertreten, so kann es bei dem zuständigen Pfarrer dieser Kirche seine Aufnahme beantragen. Für Kirchenmitglieder
                     unter 14 Jahren richtet sich die Berechtigung zu dieser Erklärung nach dem Gesetz über die religiöse Kindererziehung vom 15. Juli 1921 (RGBl. S. 939)1.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Aufnahmegesuch ist dem zuständigen Pfarrer persönlich zu erklären. Dieser hat über die Erklärung eine Niederschrift aufzunehmen.
                     Die Erklärung darf keine Vorbehalte, Bedingungen oder Zusätze enthalten. Die Aufnahme erfolgt nach der Ordnung der jeweiligen
                     Kirche.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Von der Stellung eines Aufnahmegesuches ist von dem Pfarrer, bei dem das Aufnahmegesuch gestellt worden ist, dem zuständigen
                     Pfarramt derjenigen Kirche unverzüglich Mitteilung zu machen, welche das Kirchenmitglied verlassen will. Die Aufnahme darf
                     nicht vor Ablauf von 4 Wochen von dieser Mitteilung an gerechnet erfolgen. Bis zur Aufnahme kann das Aufnahmegesuch schriftlich
                     zurückgenommen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wird der Übertretende aufgenommen, so endet die Zugehörigkeit zu seiner bisherigen Kirche und beginnt die Mitgliedschaft in
                     der aufnehmenden Kirche am ersten Tag des auf die Aufnahme folgenden Monats. Das Pfarramt der aufnehmenden Kirche übersendet
                     eine beglaubigte Urkunde über die vollzogene Aufnahme an die Meldebehörde2 sowie den Standesbeamten, die/der für den Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt des Übertretenden zuständig ist. In gleicher
                     Weise wird die vollzogene Aufnahme unverzüglich dem Pfarramt der Kirche mitgeteilt, die der Übertretende verläßt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Erfolgt ein Übertritt nach den Bestimmungen von § 1 und § 2 Abs. 1 und 2, so ist ein Austritt nach staatlichem Recht nicht erforderlich. Hinsichtlich der bürgerlichen Wirkung
                     gelten die staatlichen Bestimmungen.
                  

               

               
                     § 3

                  

                  Die Kirchenleitungen der vertragschließenden Kirchen werden etwaige bei Anwendung dieser Vereinbarung auftretende Meinungsverschiedenheiten
                     im Wege gütlicher Regelung bereinigen.
                  

               

               
                     § 4

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Diese Vereinbarung tritt am 1. Juli 1985 in Kraft. Das Inkrafttreten dieser Vereinbarung wird der Regierung des Landes Baden-Württemberg
                     angezeigt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Weitere Kirchen, die die Grundsätze der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Baden-Württemberg anerkennen, können mit
                     Zustimmung der unterzeichneten Kirchen der Vereinbarung beitreten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Nach dreijähriger Laufzeit der Vereinbarung werden die mit der Vereinbarung gemachten Erfahrungen überprüft und auf Antrag
                     mindestens einer unterzeichneten Kirche Verhandlungen über eine Änderung der Vereinbarung aufgenommen. Jede antragstellende
                     Kirche hat das Recht, sich frühestens nach Ablauf von fünf Jahren seit Inkrafttreten der Vereinbarung durch schriftliche Erklärung
                     gegenüber den anderen unterzeichneten Kirchen von der Vereinbarung zu lösen. Die Erklärung ist spätestens drei Monate vorher
                     anzukündigen.
                  

                  Stuttgart, den 13. 11. 1984

                  Die Heilsarmee — Divisionshauptquartier Süd
Jacob Arthur Höhn
                  

                  Bad Boll, den 15. 11. 1984

                  Europäisch-Festländische Brüder-Unität
Hans-Beat Motel
                  

                  Karlsruhe, den 8. 10. 1984

                  Evangelische Landeskirche in Baden
Der Landeskirchenrat
Dr. Klaus Engelhardt
                  

                  Stuttgart, den 11. 12. 1984

                  Evangelische Landeskirche in Württemberg
D. Hans von Keler
                  

                  Baden-Baden, den 4. 12. 1984

                  Evangelisch-Lutherische Kirche in Baden
Gottfried Daub
                  

                  Karlsruhe, den 4. 12. 1984

                  Evangelisch-methodistische Kirche in Baden
Theodor Mann
                  

                  Stuttgart, den 19. 11. 1984

                  Evangelisch-methodistische Kirche in Württemberg
Herbert Zeininger
                  

                  Karlsruhe, den 4. 12. 1984

                  Christlicher Gemeinschaftsverband Mülheim an der Ruhr
Dr. Wolfgang Meissner
                  

                  Stuttgart, den 4. 12. 1984

                  Selbständige Evangelisch-Lutherische Kirche
Gerhard Hildebrand
                  

               

            

         

      

      

      1
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      2
            Die Mitteilung an die Meldebehörde entfällt, wenn bei dem Übertritt keine öffentlich-rechtliche Religionsgemeinschaft beteiligt ist.

         

      

   
      

      
         108. Bekanntmachung des Ev. Oberkirchenrats über eine Vereinbarung mit den Brüdergemeinden Korntal und Wilhelmsdorf

      

      
         Vom 2. Juni 1931

      

      
         (Abl. 25 S. 44)

      

      Mit den Brüdergemeinden Korntal und Wilhelmsdorf sind im Anschluß an die seitherige Praxis die nachstehenden Grundsätze für
            den Übergang von Mitgliedern der Landeskirche zur Brüdergemeinde und für den umgekehrten Fall vereinbart worden:
            
               	
                  Wenn ein bisheriges Mitglied der ev. Landeskirche in Württemberg sich der Brüdergemeinde Korntal oder Wilhelmsdorf anschließt,
                     so werden für die Zeit der Zugehörigkeit zur Brüdergemeinde die Rechte und Pflichten der Mitgliedschaft in der ev. Landeskirche als ruhend angesehen. Diese leben wieder auf, wenn die betreffende Person von Korntal oder Wilhelmsdorf wegzieht und ihren
                     Wohnsitz in einer anderen württembergischen Kirchengemeinde nimmt, oder wenn sie infolge Austritts oder Ausschlusses die Mitgliedschaft
                     in der Brüdergemeinde verliert.
                  

                  Vor der Aufnahme eines bisherigen Mitglieds der Landeskirche in die Brüdergemeinde hat diese dem zuständigen landeskirchlichen
                     Pfarramt (für Korntal: Weil im Dorf; für Wilhelmsdorf: Wälde-Winterbach) Anzeige zu machen.
                  

               

               	
                  Wenn ein Mitglied der Brüdergemeinde, das früher nicht Mitglied der ev. Landeskirche gewesen war, von Korntal oder Wilhelmsdorf
                     wegzieht, und seinen Wohnsitz in einer anderen württembergischen Kirchengemeinde nimmt, so wird es ohne weiteres als zur ev.
                     Landeskirche gehörig behandelt. Für die Zeit seiner Zugehörigkeit zur ev. Landeskirche werden die Rechte und Pflichten der
                     Mitgliedschaft in der Brüdergemeinde als ruhend angesehen.
                  

                  Scheidet ein Mitglied der Brüdergemeinde, das früher nicht Mitglied der Landeskirche gewesen war, unter Beibehaltung des Wohnsitzes
                     in Korntal oder Wilhelmsdorf aus der Brüdergemeinde aus und beabsichtigt es, sich der ev. Landeskirche anzuschließen. so hat
                     das zuständige landeskirchliche Pfarramt vor seiner Aufnahme dem Pfarramt der Brüdergemeinde Anzeige zu machen.
                  

               

               	
                  Die steuerliche Wirkung der in Ziffer 1 und 2 genannten Änderungen tritt jeweils mit Beginn des nächstfolgenden Rechnungsjahres
                     ein.
                  

               

               	
                  Ein förmliches Übertrittsverfahren nach den für die Religionsgesellschaften des öffentlichen Rechts geltenden Vorschriften
                     (vgl. § 14 des Staatsgesetzes über die Kirchen vom 3. März 1924, Reg.Bl. S. 93 und § 4 der VO des Kultministeriums über die
                     neueren Religionsgesellschaften des öffentlichen Rechts vom 14. Juli 1928, Reg.Bl. S. 216, sowie den Erlaß vom 29. April 1924,
                     Abl. 21 S. 119) findet im Verhältnis zwischen der ev. Landeskirche und den Brüdergemeinden Korntal und Wilhelmsdorf nicht
                     statt.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         109. Vereinbarungen zwischen der Evangelischen Brüdergemeinde Korntal, der Evangelischen Kirchengemeinde Korntal und der Evangelischen
            Landeskirche in Württemberg
         

      

      
         Inkraftgetreten am 1. April 2000

      

      
         (Abl. 59 S. 123)
         

      

      
                     Vereinbarung zwischen der Evangelischen Landeskirche in Württemberg und der Evangelischen Brüdergemeinde Korntal vom 28. März
                        2000
                     

                  

                  
                     	
                        Als Kirche Jesu Christi wissen sich die Evangelische Brüdergemeinde Korntal (Brüdergemeinde) und die Evangelische Landeskirche
                           (Landeskirche) verbunden und zur Zusammenarbeit im Geiste gegenseitigen Vertrauens verpflichtet. Die Brüdergemeinde nimmt
                           zusammen mit der Evangelischen Kirchengemeinde Korntal den Auftrag der evangelischen Kirche in Korntal wahr. In diesem Sinne
                           legt die Brüdergemeinde auch Wert auf ein gutes Verhältnis zu benachbarten Gemeinden.
                        

                     

                     	
                        Die Vereinbarung vom 2. Juni 1931 zwischen den Brüdergemeinden Korntal und Wilhelmsdorf und der Landeskirche gilt im Verhältnis
                           zur Brüdergemeinde weiter mit der Maßgabe, daß ein Mitglied der Brüdergemeinde, das bisher nicht Mitglied in der Landeskirche
                           war und in den Bereich der Landeskirche umzieht, nicht Mitglied der Landeskirche wird, wenn es sich einer anderen evangelischen
                           Kirche im Bereich der Landeskirche anschließt und dies der nach kirchlichem Recht zuständigen Stelle innerhalb eines Jahres
                           nach Zuzug nachweist.
                        

                        Im Einzelfall kann im Einvernehmen mit Brüdergemeinde und Landeskirche von der Vereinbarung abgewichen werden.

                     

                     	
                        Mitglieder der Landeskirche können sich zur Brüdergemeinde ummelden, soweit das landeskirchliche Recht dies auch zwischen
                           Kirchengemeinden der Landeskirche zuläßt. Voraussetzung ist, daß die Brüdergemeinde diese Gemeindeglieder aufnimmt. Sie bleiben
                           Mitglieder der Landeskirche. Die Brüdergemeinde teilt diese Personen der Landeskirche mit.
                        

                        Ein Doppelmitglied in Korntal kann erklären, daß es seine Rechte und Pflichten in der landeskirchlichen Gemeinde ausübt. In
                           diesem Fall ruhen seine Rechte und Pflichten in der Brüdergemeinde.
                        

                     

                     	
                        Mitglieder der Landeskirche können sich zur Seelsorge durch den Geistlichen Vorsteher der Brüdergemeinde abmelden, soweit
                           das landeskirchliche Recht dies auch zwischen landeskirchlichen Pfarrämtern zuläßt. Durch die Abmeldung werden die Mitgliedschaftsrechte
                           und -pflichten bei der Landeskirche nicht berührt.
                        

                        Hinsichtlich der Zuständigkeit für die Vornahme von Amtshandlungen für landeskirchliche Mitglieder, des Abmeldeverfahrens
                           und der Benachrichtigung des Wohnsitzpfarramts finden die landeskirchlichen Ordnungen entsprechende Anwendung.
                        

                     

                     	
                        Die in Korntal wohnenden Mitglieder der Brüdergemeinde sind zur Landessynode wahlberechtigt.

                     

                     	
                        Für die diakonischen Einrichtungen und Werke der Brüdergemeinde ist der Geistliche Vorsteher der Brüdergemeinde zuständig.

                     

                     	
                        Der Geistliche Vorsteher der Brüdergemeinde wird nach der Grundordnung der Brüdergemeinde durch die stimmberechtigten Mitglieder
                           der Brüdergemeinde gewählt. Den landeskirchlichen Auftrag nach Nr. 4 und 6 kann er nur wahrnehmen, wenn er landeskirchlicher
                           Pfarrer ist. Wird ein Pfarrer der Landeskirche zum Geistlichen Vorsteher der Brüdergemeinde gewählt, nimmt die Landeskirche
                           seine Freistellung in Aussicht.
                        

                     

                     	
                        Solange der Geistliche Vorsteher der Brüdergemeinde den landeskirchlichen Auftrag nach Nr. 4 und 6 wahrnimmt, ist er eingebunden
                           in die Organisationsstruktur des Kirchenbezirks Ditzingen (Bezirkssynode, Pfarrerdienstbesprechung, KThA u. ä.).
                        

                        Der Dekan des Kirchenbezirks Ditzingen kann den Geistlichen Vorsteher der Brüdergemeinde hinsichtlich des landeskirchlichen
                           Auftrags visitieren.
                        

                     

                     	
                        Für die Erfüllung des landeskirchlichen Auftrags erhält die Brüdergemeinde von der Landeskirche nach Maßgabe des landeskirchlichen
                           Haushalts einen entsprechenden finanziellen Beitrag. Der Beitrag soll regelmäßig überprüft und angepaßt werden.
                        

                     

                     	
                        Diese Vereinbarung bedarf der Zustimmung der Brüdergemeindeversammlung.

                     

                     	
                        Diese Vereinbarung tritt am 1. April 2000 in Kraft. Sie kann jeweils spätestens am 2. Januar zum Jahresende von einem der Beteiligten gekündigt werden. Diese Vereinbarung tritt an die Stelle der Vereinbarung zwischen
                           der Evangelischen Brüdergemeinde Korntal, der Evangelischen Kirchengemeinde Korntal und der Evangelischen Landeskirche in
                           Württemberg vom 22. Juni 1988.
                        

                        Die Beziehungen zwischen der Evangelischen Brüdergemeinde Korntal und der Evangelischen Kirchengemeinde Korntal werden durch
                           eine gesonderte Vereinbarung geregelt.
                        

                     

                  

                  Für die Evangelische Landeskirche:
Landesbischof Eberhardt Renz
Stuttgart, 28. März 2000
Für die Evangelische Brüdergemeinde:
Vorsteher Dieter Messner
Korntal, 16. März 2000
Pfarrer Michael Wanner
Korntal, 16. März 2000
                  

               

            

         

      

      
            Anlage

         

         
               Anlage zur am 1. April 2000 zwischen der Evangelischen Landeskirche in Württemberg und der Evangelischen Brüdergemeinde Korntal
                  in Kraft tretenden Vereinbarung:
               

            

            Es wird übereinstimmend festgestellt, dass die Vereinbarung vom 2. Juni 1931 zwischen den Brüdergemeinden Korntal und Wilhelmsdorf
               und der Landeskirche dahin auszulegen ist, dass die Brüdergemeinde außerhalb Korntals keine Mitglieder aufnimmt, die nicht
               Mitglieder der Landeskirche sind oder zugleich werden.
            

            Die Brüdergemeinde teilt der Landeskirche die auswärtigen Mitglieder in ihrem Bereich mit.

            Erklären auswärtige Mitglieder der Brüdergemeinde den Austritt aus der Landeskirche und ist eine Verständigung mit dem Gemeindeglied
               nicht möglich und kann die Landeskirche ihr Einvernehmen zu einer Ausnahme nach Nr. 2 Absatz 2 der Vereinbarung nicht erteilen,
               so wird die Brüdergemeinde den Austritt auch als Austritt aus der Brüdergemeinde betrachten. Erklären die Vorsteher, sie könnten
               die Entscheidung der Landeskirche im Einzelfall nicht akzeptieren, ist dies gegenüber der Landeskirche zu begründen. Brüdergemeinde
               und Landeskirche sind sich bewusst, dass jede Erklärung dieser Art die Vereinbarung nach Nr. 1 berührt.
            

            
                  Vereinbarung zwischen der Evangelischen Brüdergemeinde Korntal und der Evangelischen Kirchengemeinde Korntal vom 23. März
                     2000
                  

               

               
                     I.

                  

                  Bis zur Gründung einer landeskirchlichen Gemeinde in Korntal im Jahre 1955 hat die Evangelische Brüdergemeinde den Auftrag
                     der Evangelischen Landeskirche an den landeskirchlichen Mitgliedern in Korntal wahrgenommen.
                  

                  Seit 1955 wird dieser Auftrag von beiden Gemeinden erfüllt. Grundlage hierfür waren die mehrfach geänderten Vereinbarungen,
                     die letzte vom 22. Juni 1988.
                  

                  Beide Gemeinden wissen sich im Geiste gegenseitigen Vertrauens zur Zusammenarbeit verpflichtet und nehmen den Auftrag der
                     Evangelischen Kirche in Korntal wahr.
                  

                  An dieser gemeinsamen Aufgabe wird festgehalten.

                  In den Jahren des Miteinanders hat es sich gezeigt, dass die Aufteilung der  Verantwortlichkeit für landeskirchliche Mitglieder
                     im Bezirk Korntal-Ost zwischen dem von allen landeskirchlichen Mitgliedern in Korntal gewählten Kirchengemeinderat und dem
                     in den seitherigen Verträgen mit der Betreuung des Seelsorgebezirks Korntal-Ost beauftragten Pfarrer der Brüdergemeinde rechtlich
                     und tatsächlich nicht durchführbar ist.
                  

                  Hinzu kommt der Wunsch der Evangelischen Kirchengemeinde, der KGO gemäß, uneingeschränkt verantwortlich zu sein für alle landeskirchlichen
                     Mitglieder in Korntal und durch die Zuweisung des Seelsorgebezirks Korntal-Ost zu den beiden Pfarrstellen der Gemeinde diese
                     möglichst ungekürzt zu erhalten.
                  

               

            

         

         
                     II.

                  

                  Die Vereinbarung vom 22. Juni 1988 zwischen der Evangelischen Brüdergemeinde Korntal, der Evangelischen Kirchengemeinde Korntal
                     und der Evangelischen Landeskirche in Württemberg wird auf Initiative der Evangelischen Kirchengemeinde Korntal mit Ablauf
                     des 31. März 2000 aufgehoben und mit dieser Vereinbarung zwischen der Evangelischen Brüdergemeinde Korntal und der Evangelischen
                     Kirchengemeinde Korntal neu gestaltet.
                  

               

            

         

         
                     III.

                  

                  Landeskirchliche Mitglieder in Korntal können sich, ohne die Doppelmitgliedschaft beider Gemeinden zu erwerben, zur Seelsorge
                     durch den Pfarrer der Evangelischen Brüdergemeinde ummelden. Die Ummeldung erfolgt durch (schriftliche) Erklärung gegenüber
                     dem Pfarrer, von dem sich das Gemeindeglied abmeldet. Durch die Ummeldung werden die Mitgliedschaftsrechte bei der Evangelischen
                     Landeskirche nicht berührt. Hinsichtlich der Zuständigkeit für die Vornahme von Amtshandlungen für landeskirchliche Mitglieder
                     finden die landeskirchlichen Ordnungen entsprechende Anwendung.
                  

                  Die Evangelische Kirchengemeinde Korntal wird für die umgemeldeten Gemeindeglieder den Betrag, den sie aus dem Anteil der
                     Kirchengemeinden an der einheitlichen Kirchensteuer für diese landeskirchlichen Mitglieder erhält, der Evangelischen Brüdergemeinde
                     nach Abzug der Bezirksumlage zur Verfügung stellen.
                  

                  Für das Jahr 2000 wird für den Zeitraum vom 1. April bis 31. Dezember ein Betrag für mindestens 200 Gemeindeglieder an die
                     Evangelische Brüdergemeinde gegeben. Für die nachfolgenden 3 Jahre ist die Zahl der zum 31. Dezember 2000 Umgemeldeten maßgeblich,
                     die alle 3 Jahre angepasst wird.
                  

               

            

         

         
                     IV.

                  

                  Für die landeskirchlichen Mitglieder, die in den diakonischen Einrichtungen und Werken der Evangelischen Brüdergemeinde betreut
                     werden, ist der Pfarrer der Evangelischen Brüdergemeinde zuständig, es sei denn, dass sie sich zur Seelsorge durch die Evangelische
                     Kirchengemeinde ummelden.
                  

               

            

         

         
                     V.

                  

                  Der Dekan des Kirchenbezirks Ditzingen lädt die Evangelische Brüdergemeinde und die Evangelische Kirchengemeinde bei Bedarf
                     zur Erörterung gemeinsamer Fragen ein. An diesen Gesprächen sollen die Vorsitzenden des Kirchengemeinderats und die Vorsteher
                     der Brüdergemeinde sowie je ein vom Kirchengemeinderat und Brüdergemeinderat bestimmtes Mitglied teilnehmen.
                  

               

            

         

         
                     VI.

                  

                  Die Vereinbarung tritt auf 1. April 2000 in Kraft.

                  Sie kann jeweils spätestens am 2. Januar zum Jahresende von einem der Beteiligten gekündigt werden.

               

            

         

         
                     VII.

                  

                  Diese Vereinbarung bedarf der Zustimmung des Evangelischen Oberkirchenrats Stuttgart, der Brüdergemeindeversammlung, des Brüdergemeinderats
                     und des Kirchengemeinderats.
                  

                  Für die Evangelische Kirchengemeinde:

                  Volkmar Klopfer, Pfarrer
Korntal, 23. März 2000
                  

                  Traugott Abele, 2. Vorsitzender
Korntal, 23. März 2000
                  

                  Für die Evangelische Brüdergemeinde:

                  Dieter Messner, Vorsteher
Korntal, 20. März 2000
                  

                  Michael Wanner, Pfarrer
Korntal, 20. März 2000
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         109a. Vereinbarung zwischen 
der Evangelischen Brüdergemeinde Wilhelmsdorf 
und der Evangelischen Landeskirche in Württemberg, 
dem Kirchenbezirk Ravensburg sowie 
der Kirchengemeinde Bavendorf-Winterbach
         

      

      
         Inkraftgetreten am 5. Dezember 1971

      

      
         (Abl. 45 S. 95), geändert durch Vereinbarung, in Kraft getreten am 1. Juli 2022 (Abl. 70 S. 348)
         

      

      
                     Vereinbarung

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              zwischen

                           
                        

                        
                           	
                              der Evang. Brüdergemeinde Wilhelmsdorf,
vertreten durch den Vorsteher,
                              

                           
                           	
                        

                        
                           	
                           	
                              einerseits,

                           
                        

                        
                           	
                              und

                           
                        

                        
                           	
                              der Evang. Landeskirche in Württemberg,
vertreten durch den Landesbischof, und
                              

                           
                           	
                        

                        
                           	
                              dem Kirchenbezirk Ravensburg,
vertreten durch den Kirchenbezirksausschuß und
                              

                           
                           	
                        

                        
                           	
                              der Evang. Kirchengemeinde Bavendorf-Winterbach,
vertreten durch den Kirchengemeinderat,
                              

                           
                           	
                        

                        
                           	
                           	
                              andererseits.

                           
                        

                     
                  

                  
                     	
                        Als Kirche Jesu Christi wissen sich die Evangelische Brüdergemeinde Wilhelmsdorf (Brüdergemeinde) und die Evangelische Landeskirche
                           in Württemberg (Landeskirche) verbunden und zur Zusammenarbeit im Geiste gegenseitigen Vertrauens verpflichtet. In diesem
                           Sinne legt die Brüdergemeinde auch Wert auf ein gutes Verhältnis zu benachbarten Gemeinden.
                        

                     

                     	
                        Die Vereinbarung vom 2. Juni 1931 zwischen den Brüdergemeinden Korntal und Wilhelmsdorf und der Landeskirche gilt im Verhältnis
                           zur Brüdergemeinde weiter mit der Maßgabe, dass ein Mitglied der Brüdergemeinde, das bisher nicht Mitglied der Landeskirche
                           war und in den Bereich der Landeskirche umzieht, nicht Mitglied der Landeskirche wird, wenn es sich einer anderen evangelischen
                           Kirche im Bereich der Landeskirche anschließt und dies der nach kirchlichem Recht zuständigen Stelle innerhalb eines Jahres
                           nach Zuzug nachweist.
                        

                        Im Einzelfall kann im Einvernehmen mit Brüdergemeinde und Landeskirche von der Vereinbarung abgewichen werden.

                     

                     	
                        Mitglieder der Landeskirche können sich zur Brüdergemeinde ummelden, soweit das landeskirchliche Recht dies auch zwischen
                           Kirchengemeinden der Landeskirche zulässt. Voraussetzung ist, dass die Brüdergemeinde diese Gemeindeglieder aufnimmt. Sie
                           bleiben Mitglieder der Landeskirche. Die Brüdergemeinde teilt diese Personen der Landeskirche mit.
                        

                     

                     	
                        Mitglieder der Landeskirche können sich zur Seelsorge durch den Pfarrer der Brüdergemeinde abmelden, soweit das landeskirchliche
                           Recht dies auch zwischen landeskirchlichen Pfarrämtern zulässt. Durch die Abmeldung werden die Mitgliedschaftsrechte und -pflichten
                           bei der Landeskirche nicht berührt.
                        

                        Hinsichtlich der Zuständigkeit für die Vornahme von Amtshandlungen für landeskirchliche Mitglieder, des Abmeldeverfahrens
                           und der Benachrichtigung des Wohnsitzpfarramts finden die landeskirchlichen Ordnungen entsprechende Anwendung.
                        

                     

                     	
                        Die Mitglieder der Evang. Landeskirche in Württemberg, die ihren Hauptwohnsitz in Wilhelmsdorf, Pfrungen, Esenhausen oder
                           Zußdorf haben, sowie die evangelischen Mitarbeiter und Insassen der Haslachmühle nehmen am Leben der Brüdergemeinde teil.
                        

                        Der kirchliche Dienst des Pfarrers und der sonstigen Mitarbeiter der Brüdergemeinde gilt ihnen in gleicher Weise wie Mitgliedern
                           der Brüdergemeinde.
                        

                        Die Landeskirche leistet hierfür einen jährlichen Pastorationsbeitrag. Die Höhe des Pastorationsbeitrags wird vom Evang. Oberkirchenrat
                           im Benehmen mit dem Brüdergemeinderat unter Berücksichtigung der jeweiligen Umstände festgesetzt.
                        

                     

                     	
                        Die unter Ziffer 5 bezeichneten Mitglieder der Landeskirche wirken bei der Wahl des Pfarrers der Brüdergemeinde mit. Sie sind
                           unter den für die Mitglieder der Brüdergemeinde geltenden Voraussetzungen bei der Wahl des Brüdergemeinde-Beirates wahlberechtigt
                           und wählbar. Der Brüdergemeinde-Beirat bildet zusammen mit dem Brüdergemeinderat das Gremium, das den Pfarrer der Brüdergemeinde
                           wählt. Er muß mehr Mitglieder umfassen als der Brüdergemeinderat (unter Einschluß der Mitglieder kraft Amtes). Das Nähere
                           ist in der Kirchenordnung der Brüdergemeinde geregelt.
                        

                     

                     	
                        In der Bezirkssynode des Kirchenbezirks Ravensburg haben zwei Wilhelmsdorfer Vertreter Sitz und Stimme. Das für die Pfarrwahl
                           zuständige Gremium der Evang. Brüdergemeinde schlägt der Bezirkssynode vier seiner Mitglieder zur Wahl vor. Die Bezirkssynode wählt aufgrund dieses Vorschlags im Rahmen
                           ihres Zuwahlrechts nach § 3 der Kirchenbezirksordnung1 zwei stimmberechtigte Synodale in die Bezirkssynode zu.
                        

                     

                     	
                        Die Mitglieder der Evang. Brüdergemeinde Wilhelmsdorf sind unter den für die Mitglieder der Evang. Landeskirche in Württemberg
                           geltenden Voraussetzungen bei den Wahlen zur Evang. Landessynode wahlberechtigt und wählbar.
                        

                     

                     	
                        Die Vereinbarung tritt am 5. Dezember 1971 in Kraft.

                     

                  

                  
                     
                        
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Für die Evang. Brüdergemeinde

                           
                           	
                        

                        
                           	
                           	
                              Wilhelmsdorf, den 28. September 1971

                           
                           	
                              (gez.) Gutbrod

                           
                        

                        
                           	
                              Für die Evang. Landeskirche in Württemberg

                           
                           	
                        

                        
                           	
                           	
                              Stuttgart, den 22. September 1971

                           
                           	
                              (gez.) Claß

                           
                        

                        
                           	
                              Für den Kirchenbezirk Ravensburg

                           
                           	
                        

                        
                           	
                           	
                              Ravensburg, den 26. Oktober 1971

                           
                           	
                              Kirchenbezirksausschuß

                           
                        

                        
                           	
                           	
                           	
                              (3 Unterschriften)

                           
                        

                        
                           	
                              Für die Evang. Kirchengemeinde Wälde-Winterbach

                           
                           	
                        

                        
                           	
                           	
                              Wälde-Winterbach, den 26. Oktober 1971

                           
                           	
                              gez. Kirchengemeinderat

                           
                        

                        
                           	
                           	
                           	
                              (7 Unterschriften)

                           
                        

                     
                  

               

            

         

      

      
            Anlage

         

         
               Beilage zu Artikel 1 Nummer 4:

            

            
                     Anlage zu der am 5. Dezember 1971 in Kraft getretenen Vereinbarung 
zwischen der Evangelischen Brüdergemeinde Wilhelmsdorf und der Evangelischen Landeskirche in Württemberg, dem Kirchenbezirk
                        Ravensburg sowie der Kirchengemeinde Bavendorf-Winterbach
                     

                  

                  Es wird übereinstimmend festgestellt, dass die Vereinbarung vom 2. Juni 1931 zwischen den Brüdergemeinden Korntal und Wilhelmsdorf
                     und der Landeskirche dahin auszulegen ist, dass die Brüdergemeinde außerhalb Wilhelmsdorfs keine Mitglieder aufnimmt, die
                     nicht Mitglieder der Landeskirche sind oder zugleich werden.
                  

                  Die Brüdergemeinde teilt der Landeskirche die auswärtigen Mitglieder in ihrem Bereich mit.

                  Erklären auswärtige Mitglieder der Brüdergemeinde den Austritt aus der Landeskirche und ist eine Verständigung mit dem Gemeindeglied
                     nicht möglich und kann die Landeskirche ihr Einvernehmen zu einer Ausnahme nach Nummer 2 Absatz 2 der Vereinbarung nicht erteilen,
                     so wird die Brüdergemeinde den Austritt auch als Austritt aus der Brüdergemeinde betrachten. Erklären die Vorsteher, sie könnten
                     die Entscheidung der Landeskirche im Einzelfall nicht akzeptieren, ist dies gegenüber der Landeskirche zu begründen. Brüdergemeinde
                     und Landeskirche sind sich bewusst, dass jede Erklärung dieser Art die Vereinbarung nach Nummer 1 berührt.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 60 dieser Sammlung.
            

         

      

   
      

      
         110. Vereinbarung über die Kirchenmitgliedschaft 
in besonderen Fällen
         

      

      
         Inkraftgetreten am 1. Januar 2007

      

      
         (ABl. EKD 2005 S. 571; Abl. 62 S. 248), 
geändert durch Vereinbarung, in Kraft getreten am 15. September 2022 
(ABl. EKD S. 124; Abl. 70 S. 376)
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                     § 1
Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen
                     

                  

                  Kirchenmitglieder können nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen über die landeskirchlichen Grenzen hinweg auch die Kirchenmitgliedschaft
                     in einer anderen Kirchengemeinde als der Kirchengemeinde ihres Wohnsitzes erwerben oder in Fällen der Verlegung ihres Wohnsitzes
                     die Kirchenmitgliedschaft zu ihrer bisherigen Kirchengemeinde fortsetzen (Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen). Wohnsitz
                     ist die nach staatlichem Melderecht ausgewiesene Hauptwohnung.
                  

               

               
                     § 2
Voraussetzung
                     

                  

                  Voraussetzung für die Kirchenmitgliedschaft zu einer anderen als der Kirchengemeinde des Wohnsitzes ist eine erkennbare Bindung
                     an die andere Kirchengemeinde und die Möglichkeit, am Leben dieser Kirchengemeinde teilnehmen zu können.
                  

               

               
                     § 3
Verfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Entscheidung ergeht auf schriftlichen Antrag des Kirchenmitgliedes. Familienangehörige können sich dem Antrag anschließen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ein Antrag auf Fortsetzung der Kirchenmitgliedschaft aufgrund eines Wohnsitzwechsels ist binnen zwei Monaten nach Eintritt
                     der Veränderung zu stellen. Ein Antrag auf Fortsetzung der Kirchenmitgliedschaft, der verspätet eingeht, gilt als Antrag auf
                     Erwerb der Kirchenmitgliedschaft.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Über Anträge auf Erwerb oder Fortsetzung der Kirchenmitgliedschaft entscheiden die nach gliedkirchlichem Recht zuständigen
                     Stellen1 der Gliedkirche, in der die Kirchenmitgliedschaft erworben oder fortgesetzt werden soll. Die Kirchengemeinde des Wohnsitzes
                     wird über den Antragseingang unverzüglich informiert. Mit der Entscheidung ist bei Kirchengemeinden mit mehr als einem Pfarrbezirk
                     auch die Zuordnung zu einem Pfarrbezirk zu treffen; dem Wunsch des Kirchenmitgliedes ist insoweit zu entsprechen. Das antragstellende
                     Kirchenmitglied und die Kirchengemeinde des Wohnsitzes sind schriftlich zu informieren. Kommunale Änderungsdaten sind von
                     der Kirchengemeinde des Wohnsitzes an die aufnehmende Kirchengemeinde weiter zu leiten.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Wird der Antrag abgelehnt, kann der Antragsteller gegen die Entscheidung innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe bei den dafür
                     nach gliedkirchlichem Recht zuständigen kirchlichen Stellen2 Einspruch einlegen. Die Entscheidung ist endgültig.3

                  
                        (
                        5
                        )
                        Der Erwerb und die Fortsetzung der Kirchenmitgliedschaft in der aufnehmenden Kirchengemeinde wird mit der dem Antrag stattgebenden
                     Entscheidung wirksam.
                  

               

               
                     § 4
Rechtsfolgen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Mit der Zugehörigkeit zur aufnehmenden Kirchengemeinde erwirbt das Kirchenmitglied auch zugleich die Kirchenmitgliedschaft
                     in der zuständigen Gliedkirche der EKD.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Kirchenmitglied hat in der aufnehmenden Kirchengemeinde alle Rechte und Pflichten eines Kirchenmitgliedes; dies gilt nicht
                     für die Pflicht zur Entrichtung der Kirchensteuer. Die Verpflichtung zur Entrichtung von Kirchensteuern gegenüber den Körperschaften,
                     die im Bereich der Kirchengemeinde des Wohnsitzes jeweils Kirchensteuergläubigerin sind, bleibt unberührt.
                  

               

               
                     § 5
Wegfall und Verzicht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen endet mit dem Wegzug aus der bisherigen Kirchengemeinde des Wohnsitzes, es
                     sei denn, einem Antrag auf Fortsetzung der Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen wird stattgegeben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Auf die Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen kann ein Kirchenmitglied verzichten mit der Folge, dass es Kirchenmitglied
                     der Kirchengemeinde des Wohnsitzes wird. Der Verzicht ist schriftlich gegenüber der Kirchengemeinde zu erklären, zu der die
                     Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen besteht.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Erklärung nach Absatz 2 wird mit Ablauf des Monats wirksam, in dem diese zugegangen ist. Die Kirchengemeinde, zu der die
                     Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen besteht, unterrichtet schriftlich die Kirchengemeinde des Wohnsitzes über die bei
                     ihr eingegangene Verzichtserklärung des Kirchenmitgliedes.
                  

               

               
                     § 6
In-Kraft-Treten
                     

                  

                  Diese Vereinbarung tritt für die vertragschließenden Gliedkirchen nach der gemäß ihrem jeweiligen Recht erforderlichen Zustimmung
                     in Kraft. Für Gliedkirchen, die zu einem späteren Zeitpunkt der Vereinbarung zustimmen, tritt die Vereinbarung mit der späteren
                     Zustimmung in Kraft4.
                  

               

               
                     § 7
Übergangsregelung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die bisher zwischen den Gliedkirchen der EKD bestehenden Vereinbarungen über die Kirchenmitgliedschaft in besonderen Fällen
                     treten außer Kraft, sobald diese Vereinbarung innerkirchlich in Kraft getreten ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die nach den bisherigen Vereinbarungen begründeten Kirchenmitgliedschaften in besonderen Fällen bleiben bestehen.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Vgl. § 10 Abs. 2 Satz 2 Kirchenmitgliedschaftsverordnung; abgedruckt unter Nr. 105 dieser Sammlung.
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Vgl. § 10 Abs. 2 Satz 3 Kirchenmitgliedschaftsverordnung; abgedruckt unter Nr. 105 dieser Sammlung.
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Artikel 1 Satz 3 Verordnung des Oberkirchenrats zur Regelung einiger Fragen der Kirchenmitgliedschaft vom 24. Oktober 2006 (Abl. 62 S. 247) bestimmt: „Die Zulässigkeit des kirchlichen Verwaltungsrechtswegs bleibt unberührt.“
            

         

      

      4
            Red. Anm.: Die Zustimmung erfolgt für die Evangelische Landeskirche in Württemberg durch Artikel 1 der Verordnung des Oberkirchenrats
               zur Regelung einiger Fragen der Kirchenmitgliedschaft vom 24. Oktober 2006 (Abl. 62 S. 247). Die Vereinbarung tritt zum 1. Januar 2007 in Kraft. Zum 20. Dezember 2008 haben alle Gliedkirchen der EKD diese Vereinbarung
               in Kraft gesetzt (ABl. EKD 2007 S. 97; 2009 S. 45).
            

         

      

   
      

      
         111. Vereinbarung zwischen der Evangelischen Landeskirche in Württemberg und der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern
            über die Mitgliedschaft der Kirchenmitglieder mit Wohnsitz in der bürgerlichen Gemeinde Stödtlen in der Evangelisch-Lutherischen
            Kirche in Bayern
         

      

      
         Inkraftgetreten am 1. Januar 2007

      

      
         (Abl. 62 S. 250)
         

      

      Die Evangelische Landeskirche in Württemberg,
vertreten durch den Landesbischof,
und
die Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern,
vertreten durch den Landesbischof,
schließen die folgende Vereinbarung:
      

      
                     § 1

                  

                  Die evangelischen Kirchenmitglieder mit Wohnsitz in der bürgerlichen Gemeinde Stödtlen (Ostalbkreis) gelten als Kirchenmitglieder
                     der Evangelisch-Lutherischen Kirchengemeinde Mönchsroth (Dekanatsbezirk Dinkelsbühl), sofern sie nicht auf die Kirchenmitgliedschaft
                     verzichten mit der Folge, dass sie Mitglieder der Wohnsitzkirchengemeinde Walxheim (Dekanat Aalen) werden.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Verzicht ist gegenüber dem Kirchenvorstand der Kirchengemeinde Mönchsroth zu erklären. Er wird mit Ablauf des Monats wirksam,
                     in dem er dem Kirchenvorstand zugegangen ist. Der Kirchenvorstand der Kirchengemeinde Mönchsroth unterrichtet schriftlich
                     den Kirchengemeinderat der Kirchengemeinde Walxheim über die bei ihm eingegangene Verzichtserklärung des Kirchenmitglieds.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sofern sich die im Haushalt des Kirchenmitglieds lebenden Familienangehörigen dem Verzicht anschließen, erstreckt sich die
                     Entscheidung auch auf diese.
                  

               

               
                     § 3

                  

                  Die Zugehörigkeit der in § 1 genannten Kirchenmitglieder zur Kirchengemeinde Mönchsroth endet mit dem Wegzug aus der bürgerlichen
                     Gemeinde Stödtlen, es sei denn, einem Antrag auf Fortsetzung der Kirchenmitgliedschaft in der Kirchengemeinde Mönchsroth wird
                     stattgegeben.
                  

               

               
                     § 4

                  

                  Die Kirchensteuerpflicht der in § 1 genannten Kirchenmitglieder besteht gegenüber der Kirchengemeinde Walxheim und der Evangelischen
                     Landeskirche in Württemberg.
                  

               

               
                     § 5

                  

                  Im Bereich der Evangelischen Landeskirche in Württemberg gilt diese Vereinbarung als Verordnung im Sinne des § 6 Abs. 5 Kirchengemeindeordnung1. Zur Wirksamwerdung in der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern bedarf diese Vereinbarung der Zustimmung durch Kirchengesetz.
                     Diese Vereinbarung tritt zugleich mit dem Zustimmungsgesetz in Kraft. Der Zeitpunkt wird von beiden Kirchen im Kirchlichen
                     Amtsblatt bekannt gemacht.2

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              München, den 31. Oktober 2006
Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern
                              

                           
                           	
                              Stuttgart, den 10. November 2006
Evangelische Landeskirche in Württemberg
                              

                           
                        

                        
                           	
                              Dr. Johannes Friedrich
Landesbischof
                              

                           
                           	
                              Frank Otfried July
Landesbischof
                              

                           
                        

                     
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 50 dieser Sammlung.
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Die Zustimmung erfolgt für die Evangelische Landeskirche in Württemberg durch Artikel 2 der Verordnung des Oberkirchenrats
               zur Regelung einiger Fragen der Kirchenmitgliedschaft vom 24. Oktober 2006 (Abl. 62 S. 247, 248). Die Vereinbarung tritt zum 1. Januar 2007 in Kraft.
            

         

      

   
      

      
         115. Gesetz über die religiöse Kindererziehung

      

      
         Vom 15. Juli 1921

      

      
         (RGBl. S. 939), zuletzt geändert durch Art. 15 Abs. 21 des Gesetzes vom 4. Mai 2021 (BGBl. I S. 882, 936)

      

      
                     § 1
Freie Einigung der Eltern
                     

                  

                  Über die religiöse Erziehung eines Kindes bestimmt die freie Einigung der Eltern, soweit ihnen das Recht und die Pflicht zusteht,
                     für die Person des Kindes zu sorgen. Die Einigung ist jederzeit widerruflich und wird durch den Tod eines Ehegatten gelöst.
                  

               

               
                     § 2
Fehlen der freien Einigung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Besteht eine solche Einigung nicht oder nicht mehr, so gelten auch für die religiöse Erziehung die Vorschriften des Bürgerlichen
                     Gesetzbuchs über das Recht und die Pflicht, für die Person des Kindes zu sorgen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Es kann jedoch während bestehender Ehe von keinem Elternteil ohne die Zustimmung des anderen bestimmt werden, daß das Kind
                     in einem anderen als dem zur Zeit der Eheschließung gemeinsamen Bekenntnis oder in einem anderen Bekenntnis als bisher erzogen,
                     oder daß ein Kind vom Religionsunterricht abgemeldet werden soll.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wird die Zustimmung nicht erteilt, so kann die Vermittlung oder Entscheidung des Familiengerichts beantragt werden. Für die
                     Entscheidung sind, auch soweit ein Mißbrauch im Sinne des § 1666 des Bürgerlichen Gesetzbuchs nicht vorliegt, die Zwecke der
                     Erziehung maßgebend. Vor der Entscheidung sind die Ehegatten sowie erforderlichenfalls Verwandte, Verschwägerte und die Lehrer
                     des Kindes zu hören, wenn es ohne erhebliche Verzögerung oder unverhältnismäßige Kosten geschehen kann. Das Kind ist zu hören,
                     wenn es das zehnte Jahr vollendet hat.
                  

               

               
                     § 3
Personensorge der Mutter oder des Vaters
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Steht dem Vater oder der Mutter das Recht und die Pflicht, für die Person des Kindes zu sorgen, neben einem dem Kind bestellten
                     Vormund oder Pfleger zu, so geht bei einer Meinungsverschiedenheit über die Bestimmung des religiösen Bekenntnisses, in dem
                     das Kind erzogen werden soll, die Meinung des Vaters oder der Mutter vor, es sei denn, daß dem Vater oder der Mutter das Recht
                     der religiösen Erziehung auf Grund des § 1666 des Bürgerlichen Gesetzbuchs entzogen ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Steht die Sorge für die Person eines Kindes einem Vormund oder Pfleger allein zu, so hat dieser auch über die religiöse Erziehung
                     des Kindes zu bestimmen. Er bedarf dazu der Genehmigung des Familiengerichts. Vor der Genehmigung sind die Eltern sowie erforderlichenfalls
                     Verwandte, Verschwägerte und die Lehrer des Kindes zu hören, wenn es ohne erhebliche Verzögerung oder unverhältnismäßige Kosten
                     geschehen kann. Auch ist das Kind zu hören, wenn es das zehnte Lebensjahr vollendet hat. Weder der Vormund noch der Pfleger
                     können eine schon erfolgte Bestimmung über die religiöse Erziehung ändern.
                  

               

               
                     § 4
Verträge über religiöse Erziehung eines Kindes
                     

                  

                  Verträge über die religiöse Erziehung eines Kindes sind ohne bürgerliche Wirkung.

               

               
                     § 5
Entscheidung des Kindes
                     

                  

                  Nach der Vollendung des vierzehnten Lebensjahrs steht dem Kind die Entscheidung darüber zu, zu welchem religiösen Bekenntnis
                     es sich halten will. Hat das Kind das zwölfte Lebensjahr vollendet, so kann es nicht gegen seinen Willen in einem anderen
                     Bekenntnis als bisher erzogen werden.
                  

               

               
                     § 6
Nicht bekenntnismäßige Weltanschauung
                     

                  

                  Die vorstehenden Bestimmungen finden auf die Erziehung der Kinder in einer nicht bekenntnismäßigen Weltanschauung entsprechende
                     Anwendung.
                  

               

               
                     § 7

                  

                  Für Streitigkeiten aus diesem Gesetz ist das Familiengericht zuständig. Ein Einschreiten von Amts wegen findet dabei nicht
                     statt, es sei denn, daß die Voraussetzungen des § 1666 des Bürgerlichen Gesetzbuchs vorliegen.
                  

               

               
                     § 8

                  

                  Alle diesem Gesetz entgegenstehenden Bestimmungen der Landesgesetze sowie Artikel 134 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen
                     Gesetzbuch werden aufgehoben.
                  

               

               
                     §§ 9 und 10

                  

                  (gegenstandslos)

               

               
                     § 11

                  

                  Das Gesetz tritt am 1. Januar 1922 in Kraft.

               

            

         

      

      

   
      

      
         120. Kirchliches Gesetz über die Gottesdienstordnung 
der Evangelischen Landeskirche in Württemberg
         

      

      
         Vom 27. November 2003

      

      
         (Abl. 61 S. 67), geändert durch Anordnung gemäß § 29 Absatz 1 Kirchenverfassungsgesetz vom 18. Mai 2020 (Abl. 69 S. 87), vom 5. Februar 2021 (Abl. 69 S. 370, 371), vom 24. Januar 2022 (Abl. 70 S. 80, 81) und durch Kirchl. Gesetz vom 25. November 2022 (Abl. 70 S. 422)
         

      

      Die Landessynode hat das folgende kirchliche Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird:

      
                     Artikel 1
Gottesdienstordnung
                     

                  

                  Die Evangelische Landeskirche in Württemberg gibt sich die in der Anlage aufgeführte Gottesdienstordnung.

               

               
                     Artikel 2
Inkrafttreten
                     

                  

                  Dieses Gesetz tritt am 6. Juni 2004 in Kraft.

               

            

         

      

      
            Anlage
Gottesdienstordnung der Evangelischen Landeskirche in Württemberg
            

         

         
            
               
               
               
            
            
               
                  	
                     Predigtgottesdienst

                  
               

               
                  	
                     Eröffnung und Anrufung

                  
               

               
                  	
                  	
                     Glockengeläut

                  
               

               
                  	
                  	
                     Musik zum Eingang

                  
               

               
                  	
                     *

                  
                  	
                     Begrüßung

                  
               

               
                  	
                  	
                     Lied

                  
               

               
                  	
                  	
                     Eingangswort

                  
               

               
                  	
                  	
                     Psalmgebet

                  
               

               
                  	
                  	
                     Ehr sei dem Vater

                  
               

               
                  	
                  	
                     Eingangsgebet

                  
               

               
                  	
                  	
                     Stilles Gebet

                  
               

               
                  	
                     *

                  
                  	
                     Musik

                  
               

               
                  	
                     Verkündigung und Bekenntnis

                  
               

               
                  	
                  	
                     Schriftlesung

                  
               

               
                  	
                     *

                  
                  	
                     Glaubensbekenntnis1

                  
               

               
                  	
                  	
                     Lied

                  
               

               
                  	
                  	
                     Predigttext und Predigt

                  
               

               
                  	
                     *

                  
                  	
                     Besinnung

                  
               

               
                  	
                  	
                     Lied

                  
               

               
                  	
                     *

                  
                  	
                     Glaubensbekenntnis2

                  
               

               
                  	
                     Fürbitte und Segen

                  
               

               
                  	
                  	
                     Fürbittengebet (Allgemeines Kirchengebet)

                  
               

               
                  	
                  	
                     Vaterunser

                  
               

               
                  	
                  	
                     Lied

                  
               

               
                  	
                  	
                     Abkündigungen

                  
               

               
                  	
                     *

                  
                  	
                     Friedens- oder Segensbitte

                  
               

               
                  	
                  	
                     Segen

                  
               

               
                  	
                  	
                     Musik zum Ausgang

                  
               

               
                  	
                     Abendmahlsgottesdienst – Oberdeutsche Form

                  
               

               
                  	
                     Eröffnung und Anrufung

                  
               

               
                  	
                  	
                     Glockengeläut

                  
               

               
                  	
                  	
                     Musik zum Eingang

                  
               

               
                  	
                     *

                  
                  	
                     Begrüßung

                  
               

               
                  	
                  	
                     Lied

                  
               

               
                  	
                  	
                     Eingangswort

                  
               

               
                  	
                  	
                     Psalmgebet

                  
               

               
                  	
                  	
                     Ehr sei dem Vater

                  
               

               
                  	
                  	
                     Eingangsgebet

                  
               

               
                  	
                  	
                     Stilles Gebet

                  
               

               
                  	
                     *

                  
                  	
                     Musik

                  
               

               
                  	
                     Verkündigung und Bekenntnis

                  
               

               
                  	
                  	
                     Schriftlesung

                  
               

               
                  	
                  	
                     Glaubensbekenntnis1

                  
               

               
                  	
                  	
                     Lied

                  
               

               
                  	
                  	
                     Predigttext und Predigt

                  
               

               
                  	
                     *

                  
                  	
                     Besinnung

                  
               

               
                  	
                  	
                     Glaubensbekenntnis2

                  
               

               
                  	
                  	
                     Lied

                  
               

               
                  	
                  	
                     Beichte

                  
               

               
                  	
                  	
                  	
                     Sündenbekenntnis

                  
               

               
                  	
                  	
                  	
                     Zuspruch der Vergebung

                  
               

               
                  	
                     *

                  
                  	
                     Liedstrophe

                  
               

               
                  	
                     Abendmahl

                  
               

               
                  	
                  	
                     Einleitung

                  
               

               
                  	
                  	
                     Einsetzungsworte

                  
               

               
                  	
                     *

                  
                  	
                     Abendmahlsgebet

                  
               

               
                  	
                     *

                  
                  	
                     Friedensgruß

                  
               

               
                  	
                  	
                     Austeilung

                  
               

               
                  	
                  	
                     Dankgebet

                  
               

               
                  	
                  	
                     Fürbittengebet (Allgemeines Kirchengebet)

                  
               

               
                  	
                  	
                     Vaterunser

                  
               

               
                  	
                     Sendung und Segen

                  
               

               
                  	
                  	
                     Lied

                  
               

               
                  	
                  	
                     Abkündigungen

                  
               

               
                  	
                     *

                  
                  	
                     Friedens- oder Segensbitte

                  
               

               
                  	
                  	
                     Segen

                  
               

               
                  	
                  	
                     Musik zum Ausgang

                  
               

               
                  	
                     Abendmahlsgottesdienst – Form der Messe

                  
               

               
                  	
                     Eröffnung und Anrufung

                  
               

               
                  	
                  	
                     Glockengeläut

                  
               

               
                  	
                  	
                     Musik zum Eingang

                  
               

               
                  	
                     *

                  
                  	
                     Begrüßung

                  
               

               
                  	
                  	
                     Lied

                  
               

               
                  	
                  	
                     Eingangswort

                  
               

               
                  	
                  	
                     Vorbereitung

                  
               

               
                  	
                     *

                  
                  	
                     Psalmgebet

                  
               

               
                  	
                     *

                  
                  	
                     Ehr sei dem Vater

                  
               

               
                  	
                  	
                     Herr erbarme dich (Kyrie)

                  
               

               
                  	
                  	
                     Ehre sei Gott (Gloria)

                  
               

               
                  	
                  	
                     Kollektengebet

                  
               

               
                  	
                     Verkündigung, Bekenntnis und Fürbitte

                  
               

               
                  	
                  	
                     Schriftlesung

                  
               

               
                  	
                     *

                  
                  	
                     Zwischengesang oder Zwischenmusik

                  
               

               
                  	
                     *

                  
                  	
                     Schriftlesung

                  
               

               
                  	
                  	
                     Lied

                  
               

               
                  	
                  	
                     Predigttext und Predigt

                  
               

               
                  	
                     *

                  
                  	
                     Besinnung

                  
               

               
                  	
                  	
                     Glaubensbekenntnis

                  
               

               
                  	
                  	
                     Fürbittengebet

                  
               

               
                  	
                     Abendmahl

                  
               

               
                  	
                  	
                     Lied

                  
               

               
                  	
                  	
                  	
                     * Dankopfer

                  
               

               
                  	
                  	
                  	
                     * Gabengebet

                  
               

               
                  	
                  	
                     Lobgebet (Präfation)

                  
               

               
                  	
                  	
                     Dreimalheilig (Sanctus)

                  
               

               
                  	
                  	
                     Eucharistiegebet und Einsetzungsworte

                  
               

               
                  	
                  	
                     Vaterunser

                  
               

               
                  	
                     *

                  
                  	
                     Friedensgruß

                  
               

               
                  	
                  	
                     Lamm Gottes (Agnus Dei)

                  
               

               
                  	
                  	
                     Austeilung

                  
               

               
                  	
                  	
                     Dankgebet

                  
               

               
                  	
                     Sendung und Segen

                  
               

               
                  	
                  	
                     Lied

                  
               

               
                  	
                  	
                     Abkündigungen

                  
               

               
                  	
                     *

                  
                  	
                     Friedens- oder Segensbitte

                  
               

               
                  	
                  	
                     Sendung und Segen

                  
               

               
                  	
                  	
                     Musik zum Ausgang

                  
               

               
                  	
                     Kurze Feier des Abendmahls in Oberdeutscher Form

                  
               

               
                  	
                  	
                     bei einer Besprechung, Tagung oder ähnlichen Anlässen oder als Kranken- oder Hausabendmahl

                  
               

               
                  	
                     Eröffnung und Anrufung

                  
               

               
                  	
                     *

                  
                  	
                     Musik zum Eingang

                  
               

               
                  	
                     *

                  
                  	
                     Lied

                  
               

               
                  	
                  	
                     Eingangswort

                  
               

               
                  	
                  	
                     Eingangsgebet und Stilles Gebet

                  
               

               
                  	
                     Verkündigung und Bekenntnis

                  
               

               
                  	
                     *

                  
                  	
                     Schriftlesung

                  
               

               
                  	
                     *

                  
                  	
                     Ansprache

                  
               

               
                  	
                     *

                  
                  	
                     Lied

                  
               

               
                  	
                  	
                     Beichte

                  
               

               
                  	
                     *

                  
                  	
                     Liedstrophe

                  
               

               
                  	
                     Abendmahl

                  
               

               
                  	
                  	
                     Einleitung

                  
               

               
                  	
                  	
                     Einsetzungsworte

                  
               

               
                  	
                     *

                  
                  	
                     mit Abendmahlsgebet

                  
               

               
                  	
                  	
                     Austeilung

                  
               

               
                  	
                  	
                     Dank- und Fürbittengebet

                  
               

               
                  	
                  	
                     Vaterunser

                  
               

               
                  	
                     Segen

                  
               

               
                  	
                     *

                  
                  	
                     Lied

                  
               

               
                  	
                     *

                  
                  	
                     Abkündigungen

                  
               

               
                  	
                  	
                     Segen

                  
               

               
                  	
                     *

                  
                  	
                     Musik zum Ausgang

                  
               

               
                  	
                     Kurze Feier des Abendmahls in Form der Messe

                  
               

               
                  	
                  	
                     bei einer Besprechung, Tagung oder ähnlichen Anlässen oder als Kranken- oder Hausabendmahl

                  
               

               
                  	
                     Eröffnung und Anrufung

                  
               

               
                  	
                     *

                  
                  	
                     Musik zum Eingang

                  
               

               
                  	
                  	
                     Lied

                  
               

               
                  	
                  	
                     Eingangswort

                  
               

               
                  	
                     *

                  
                  	
                     Vorbereitung

                  
               

               
                  	
                  	
                     Herr erbarme dich (Kyrie) oder Ehre sei Gott (Gloria)
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     oder Psalmgebet
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     Kollektengebet

                  
               

               
                  	
                     Verkündigung und Fürbitte

                  
               

               
                  	
                  	
                     Schriftlesung

                  
               

               
                  	
                     *

                  
                  	
                     Ansprache

                  
               

               
                  	
                     *

                  
                  	
                     Fürbittengebet

                  
               

               
                  	
                     Abendmahl

                  
               

               
                  	
                  	
                     Lied

                  
               

               
                  	
                  	
                     Lobgebet (Präfation) mit Dreimalheilig (Sanctus)

                  
               

               
                  	
                     *

                  
                  	
                     Eucharistiegebet

                  
               

               
                  	
                  	
                     Einsetzungsworte

                  
               

               
                  	
                  	
                     Vaterunser

                  
               

               
                  	
                  	
                     Lamm Gottes (Agnus Dei)

                  
               

               
                  	
                  	
                     Austeilung

                  
               

               
                  	
                  	
                     Dankgebet

                  
               

               
                  	
                     Segen

                  
               

               
                  	
                  	
                     Lied

                  
               

               
                  	
                     *

                  
                  	
                     Abkündigungen

                  
               

               
                  	
                  	
                     Segen

                  
               

               
                  	
                     *

                  
                  	
                     Musik zum Ausgang

                  
               

               
                  	
                     Kurze Feier des Abendmahls im Anschluss an einen Predigtgottesdienst

                  
               

               
                  	
                     Eröffnung und Beichte

                  
               

               
                  	
                  	
                     Eingangswort

                  
               

               
                  	
                  	
                     Lied

                  
               

               
                  	
                  	
                     Beichte

                  
               

               
                  	
                     *

                  
                  	
                     Liedstrophe

                  
               

               
                  	
                     Abendmahl

                  
               

               
                  	
                  	
                     Einleitung

                  
               

               
                  	
                  	
                     Einsetzungsworte

                  
               

               
                  	
                     *

                  
                  	
                     mit Abendmahlsgebet

                  
               

               
                  	
                     *

                  
                  	
                     Friedensgruß

                  
               

               
                  	
                  	
                     Austeilung

                  
               

               
                  	
                  	
                     Dankgebet

                  
               

               
                  	
                     Segen

                  
               

               
                  	
                     *

                  
                  	
                     Lied

                  
               

               
                  	
                  	
                     Segen

                  
               

               
                  	
                     *

                  
                  	
                     Musik zum Ausgang

                  
               

               
                  	
                     *

                  
                  	
                     Die mit * bezeichneten Stücke können in die örtliche Gottesdienstordnung übernommen werden. In den Fällen des § 17 Satz 2 KGO müssen – abgesehen vom Eingangswort, von Predigttext und Predigt, vom Vaterunser und vom Segen – auch die nicht mit * bezeichneten
                        Stücke vom Oberkirchenrat nicht in die örtliche Gottesdienstordnung übernommen werden.
                     

                  
               

               
                  	
                     1

                  
                  	
                     sofern nicht nach der Predigt

                  
               

               
                  	
                     2

                  
                  	
                     sofern nicht nach der Schriftlesung

                  
               

            
         

      

      

   
      

      
         122. Kirchliches Gesetz, betr. die gottesdienstliche Begehung der Feiertage (Feiertagsordnung)

      

      
         Vom 3. Januar 1912

      

      
         (Abl. 16 S. 106), geändert durch Kirchl. Gesetz vom 6. Juli 2019 (Abl. 68 S. 447), durch Anordnung gemäß § 29 Absatz 1 Kirchenverfassungsgesetz vom 17. März 2020 (Abl. 69 S. 50, 51), vom 5. Februar 2021 (Abl. 69 S. 370, 372), vom 24. Januar 2022 (Abl. 70 S. 80, 81) und durch Kirchl. Gesetz vom 25. November 2022 (Abl. 70 S. 422, 423)
         

      

      Auf den Antrag der Evangelischen Oberkirchenbehörde und unter Zustimmung der Landessynode verordnen Wir, was folgt:

      
                     Art. 1

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Außer den Sonntagen sind der 24. Dezember (Christvesper oder Christnacht), der erste und der zweite Christfesttag, der Erscheinungsfesttag,
                     der Karfreitag, der Ostermontag, der Tag Christi Himmelfahrt und der Pfingstmontag als kirchliche Feiertage mit einem Predigt-
                     oder Abendmahlsgottesdienst zu feiern. Der Altjahrsabend, der Gründonnerstag und der Buß- und Bettag sind als kirchliche Feiertage
                     mit einem Predigt- oder Abendmahlsgottesdienst oder mit einer selbständigen kurzen Feier des Abendmahls zu feiern.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        1 An den übrigen Feiertagen kann der Gottesdienst in denjenigen Gemeinden, in denen für seine würdige Abhaltung Schwierigkeiten
                     bestehen, nach Zustimmung des Kirchengemeinderats mit Genehmigung des Dekanatamts eingestellt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Zur Abwendung drohender Gefahren kann der Oberkirchenrat vorübergehend Ausnahmen von Absatz 1 zulassen.
                  

               

               
                     Art. 22

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In Gemeinden, in denen Art. 1 Abs. 2 nicht zur Anwendung kommt, kann an den in Abs. 1 nicht genannten Feiertagen auch ein
                     anderer als ein Predigtgottesdienst gehalten werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Evangelische Konsistorium ist mit Vollziehung dieses Gesetzes beauftragt.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Absatzauszeichnungen wurden in Artikel 1 dieser Vorschrift redaktionell ergänzt.

         

      

      2
            Red. Anm.: Absatzauszeichnungen wurden in Artikel 2 dieser Vorschrift redaktionell ergänzt.

         

      

   
      

      
         125. Perikopengesetz

      

      
         Vom 6. April 1979

      

      
         (Abl. 48 S. 419), geändert durch Kirchl. Gesetz vom 8. Juli 2004 (Abl. 61 S. 137), vom 25. November 2015 (Abl. 67 S. 1, 8), vom 7. Juli 2018 (Abl. 68 S. 109) und vom 6. Juli 2019 (Abl. 68 S. 447)
         

      

      und

         126. Ausführungsbestimmungen1

         Vom 22. Mai 1979 (Abl. 48 S. 419), geändert durch Verordnung vom 9. Januar 1996 (Abl. 57 S. 34) und vom 8. Oktober 2019 (Abl. 68 S. 701)
         

      

      Die Landessynode hat das folgende kirchliche Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird:

         
                     § 1 
Festlegungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die in der Anlage zu diesem Gesetz enthaltenen sechs Reihen von Schriftabschnitten und die Württembergische Reihe (Marginaltexte)
                     bilden die ordnungsmäßigen Texte für die Predigt in den Hauptgottesdiensten an den Sonntagen, kirchlichen Feiertagen und sonstigen
                     in der Anlage zu diesem Gesetz genannten Tagen sechs aufeinanderfolgender Kirchenjahre. Wenn sie in der Anlage zu diesem Gesetz
                     entsprechend gekennzeichnet sind, sind die Texte nach Satz 1 mit anderen in der Anlage zu diesem Gesetz enthaltenen und entsprechend
                     gekennzeichneten Texten austauschbar.
                  

                  
                     
                        
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                           	
                              1.1

                           
                           	
                              Die Texte der Württembergischen Reihe (Marginaltexte) stellen ein zusätzliches Angebot für den Prediger dar. Wird ein Text
                                 aus dieser Reihe gewählt, so tritt er an die Stelle des betreffenden Textes aus den Reihen I bis VI. Angesichts des Gewichtes
                                 der Texte in der Württembergischen Reihe soll angestrebt werden, daß im Ablauf der sechs Perikopenjahrgänge möglichst alle
                                 Texte dieser Reihe einmal gepredigt werden. Wenn ein Marginaltext gepredigt wird, sollte dies der Gemeinde vorher in geeigneter
                                 Weise bekanntgemacht werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              1.2

                           
                           	
                              Bei Kanzeltausch ist darauf zu achten, daß nicht mehr als nötig von der Ordnung der Predigttexte abgewichen wird. Die Gemeinde
                                 sollte über Verschiebungen in der Ordnung vorher unterrichtet werden.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Wird an Sonntagen, kirchlichen Feiertagen und sonstigen in der Anlage zu diesem Gesetz genannten Tagen außer dem Hauptgottesdienst
                     zum selben Proprium ein weiterer Gottesdienst gehalten, soll, wenn im Hauptgottesdienst kein Evangelientext gepredigt wird,
                     in dem weiteren Gottesdienst ein Evangelientext gepredigt werden. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Dem letzten Sonntag nach Epiphanias, dem Sonntag Estomihi (Sonntag vor der Passionszeit) und den letzten drei Sonntagen des
                     Kirchenjahres liegen die Proprien dieser Tage zu Grunde, gleichviel, welche Sonntage des Kirchenjahres in der Epiphanias-,
                     Vorfasten- oder Trinitatiszeit wegen des wechselnden Ostertermins ausfallen. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die sonstigen Angaben im liturgischen Kalender der Anlage zu diesem Gesetz sind verbindlich.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Der Oberkirchenrat kann für besondere Tage andere Predigttexte wählen, die an die Stelle der in der Anlage zu diesem Gesetz
                     enthaltenen Texte treten.
                  

               

               
                     § 2 
Konkurrenzen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die in der Anlage zu diesem Gesetz für die Konfirmationstage gemäß § 4 Konfirmationsordnung2, für das Erntedankfest (am ersten Sonntag im Oktober oder nach örtlicher Übung am 30. September, wenn dieser ein Sonntag
                     ist) und für das Kirchweihfest (am dritten Sonntag im Oktober, soweit nicht nach örtlicher Übung an einem anderen Sonntag)
                     vorgesehenen Proprien treten im Hauptgottesdienst an die Stelle der für die Sonntage, auf die diese Feste fallen, jeweils
                     genannten Proprien.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Wenn der Neujahrstag oder der Gedenktag der Reformation (31. Oktober) auf einen Sonntag fallen, treten die für den Neujahrstag
                     und das Reformationsfest genannten Proprien im Hauptgottesdienst an die Stelle der betreffenden Sonntagsproprien. Wenn an
                     einem Gedenktag der Reformation (31. Oktober), der nicht auf einen Sonntag fällt, kein Gottesdienst gehalten wird, treten
                     am folgenden Sonntag die für das Reformationsfest genannten Proprien an die Stelle der betreffenden Sonntagsproprien; § 1 Absatz 3 findet keine Anwendung. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Wenn der Gedenktag des Augsburger Bekenntnisses, besondere Gedenktage oder weitere kirchliche oder weltliche Tage, die in
                     der Anlage zu diesem Gesetz genannt sind, auf einen Sonntag fallen, tritt im Hauptgottesdienst an die Stelle der für diese
                     Tage genannten Proprien das betreffende Sonntagsproprium.
                  

               

               
                     § 3 
Ausnahmen
                     

                  

                  In begründeten Ausnahmefällen, vor allem wenn besondere Verhältnisse es erfordern, kann anstelle des in der Anlage zu diesem
                     Gesetz vorgesehenen Textes ein anderer biblischer Text gewählt werden. Dies gilt für die sonstigen Angaben im liturgischen
                     Kalender der Anlage zu diesem Gesetz entsprechend.
                  

               

               
                     § 4 
Textfolgen
                     

                  

                  Abgesehen von den Festzeiten kann im Einvernehmen mit dem Kirchengemeinderat, in Verbundkirchengemeinden mit dem Verbundkirchengemeinderat,
                     und nach Unterrichtung der Gemeinde an aufeinanderfolgenden Sonntagen eine Textfolge gepredigt werden. Diesen Predigten können
                     zusammenhängende Abschnitte eines biblischen Buches oder eine Auswahl von biblischen Texten zu bestimmten Fragen des Glaubens
                     und der Kirche zu Grunde liegen.
                  

                  
                     
                        
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                           	
                              4.1

                           
                           	
                              Der reformatorische Brauch von Reihenpredigten über Lehr- bzw. Katechismusstücke ist in diese Regelung eingeschlossen. Auch
                                 bei Katechismuspredigten ist der Bezug zu biblischen Texten herzustellen.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 5 
Continuatexte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Predigt bei den Passionsandachten in der Karwoche liegt die Leidensgeschichte zugrunde. Aus ihr können einzelne Abschnitte
                     ausgewählt werden. Ebenso kann unter Abgehen von den vorgeschriebenen Perikopen in den Gottesdiensten am Gründonnerstag verfahren
                     werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In den Hauptgottesdiensten von Reminiszere bis Ostermontag kann im Einvernehmen mit dem Kirchengemeinderat, in Verbundkirchengemeinden
                     mit dem Verbundkirchengemeinderat, und nach Unterrichtung der Gemeinde fortlaufend die Leidens- und Auferstehungsgeschichte
                     nach einem der Evangelien gepredigt werden.
                  

                  
                     
                        
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                           	
                              5.1

                           
                           	
                              Der Prediger kann innerhalb eines langen Continuatextes nach eigenem Ermessen Schwerpunkte in der Auslegung des Textes setzen.

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 6 
Schriftlesungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Schriftlesungen sollen sich dem Ganzen des vom Kirchenjahr bestimmten Gottesdienstes einfügen. Wird an einem Sonntag für
                     die Predigt ein anderer als der in der Anlage zu diesem Gesetz genannte Text gewählt, soll der ausfallende Text nach Möglichkeit
                     als Schriftlesung dienen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Liegt der Predigt kein Evangelientext zu Grunde, soll für die Schriftlesung ein Evangelientext gewählt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wird in den Gottesdiensten am Gründonnerstag und Karfreitag ein Perikopentext gepredigt, der nicht aus der Passionsgeschichte
                     genommen ist, soll die Passionsgeschichte für die Schriftlesung herangezogen werden.
                  

               

               
                     § 7 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
                     

                  

                  Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. Das Perikopengesetz vom 21. November 1957 (Abl. Bd. 38 S. 5)
                     tritt außer Kraft.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Anlage zum Perikopengesetz

                              
                           

                           
                              	
                                 Red. Hinweis: Hier nicht abgedruckt (vgl. Abl. 68 S. 449).
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Die Bestimmungen der Ausführungsverordnung, die vom Oberkirchenrat aufgrund von § 25 Abs. 4 der Kirchenverfassung
               beschlossen wurden, sind hinter den sie betreffenden Absätzen der Paragraphen des Gesetzes (eingerückt) abgedruckt. 
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 150 u. 151 dieser Sammlung. 
            

         

      

   
      

      
         Vereinbarung zwischen der Evangelischen Landeskirche in Württemberg und Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbänden sowie Schwestern-
            und Bruderschaften (Vereinbarung Pietismus – VP)
         

      

      
         vom 1. Februar 2024

      

      
         (Abl. 71 Nr. 56)
         

      

      
               Präambel

            

            Am 10. Oktober 1743 wurde für das Herzogtum Württemberg das „General-Rescript, betreffend die Privat-Versammlungen der Pietisten“
               erlassen. 
            

            Am 12. November 1987 hat die Evangelische Landeskirche in Württemberg eine Übereinkunft mit Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbänden
               sowie Schwestern- und Bruderschaften über die Durchführung von Abendmahlsfeiern getroffen.
            

            Das Jubiläum „250 Jahre Pietisten-Reskript“ nahmen die Evangelische Landeskirche in Württemberg und Landeskirchliche Gemeinschaftsverbände
               zum Anlass, am 22. Dezember 1993 die Gegenseitige Erklärung zwischen Evangelischer Landeskirche und Landeskirchlichen Gemeinschaften
               „Pietisten-Reskript 1993“ zu unterzeichnen. 
            

            Am 12. April 2000 hat der Oberkirchenrat in Absprache mit Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbänden die Grundsätze zur Bildung
               von Gemeinschaftsgemeinden innerhalb der Evangelischen Landeskirche in Württemberg verabschiedet.
            

            Daran wollen die Evangelische Landeskirche in Württemberg und Landeskirchliche Gemeinschaftsverbände im Jahr 2023 anknüpfen
               und das Miteinander aufgrund zahlreicher Veränderungen auch für die weitere Zukunft auf eine verlässliche Grundlage stellen.
            

            Evangelische Landeskirche in Württemberg und Landeskirchliche Gemeinschaften sowie Schwestern- und Bruderschaften wissen sich
               verbunden im Glauben an das Evangelium von Jesus Christus, wie es in der Heiligen Schrift gegeben und in den Bekenntnissen
               der Reformation bezeugt ist. Auf dieser Grundlage unterscheidet die nachstehende Vereinbarung zwischen dem Zeugnis im Rahmen
               des Priestertums aller Gläubigen und dem Amt der öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung und ordnet diese Unterscheidung
               den verschiedenen Arbeitsformen der Gemeinschaften im Gnadauer Gemeinschaftsverband zu; entsprechend wird zwischen Landeskirchlichen
               Gemeinschaften im ergänzenden Dienst, Landeskirchlichen Gemeinschaften im partiell stellvertretenden Dienst samt Abendmahl
               in den Gemeinschaften sowie Schwestern- und Bruderschaften und Gemeinschaftsgemeinden innerhalb der Evangelischen Landeskirche
               in Württemberg als Landeskirchliche Gemeinschaften im alternativ stellvertretenden Dienst unterschieden.
            

            Die Evangelische Landeskirche in Württemberg ist dankbar für das vielfältige Engagement der Landeskirchlichen Gemeinschaften,
               wie auch Landeskirchliche Gemeinschaften dankbar sind für die Wirkungsmöglichkeiten innerhalb der Evangelischen Landeskirche
               in Württemberg. Gleiches gilt für die Schwestern- und Bruderschaften. 
            

            Um das weitere Miteinander zu gestalten, schließen die Evangelische Landeskirche in Württemberg und Landeskirchliche Gemeinschaftsverbände
               sowie Schwestern- und Bruderschaften eine neue Vereinbarung. Die Vereinbarung ist getragen von der Überzeugung, durch den
               einen Herrn Jesus Christus verbunden in seinem Leib in aller Vielfalt gemeinsam eine Kirche zu sein und auch künftig sein
               zu wollen. 
            

            
                  Abschnitt 1
Allgemeine Bestimmungen
                  

               

               
                     § 1
Der gemeinsame Auftrag
                     

                  

                  Die Evangelische Landeskirche und Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbände sowie Schwestern- und Bruderschaften bekennen gemeinsam
                     Jesus Christus als den Herrn seiner Gemeinde. Sie gründen sich auf die Heilige Schrift als die alleinige Quelle und Richtschnur
                     von und für Glaube, Lehre und Leben. Sie halten fest, dass das Heil allein aus Gnade, allein durch den Glauben an Jesus Christus
                     empfangen wird, so wie es die reformatorischen Bekenntnisse bezeugen. Der Auftrag Jesu Christi zur Verkündigung des Evangeliums
                     verpflichtet die Evangelische Landeskirche und Landeskirchlichen Gemeinschaften sowie Schwestern- und Bruderschaften zu Zeugnis
                     und Dienst.
                  

               

               
                     § 2
Eigenständigkeit und Zusammenwirken
                     

                  

                  Die Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbände sowie Schwestern- und Bruderschaften gestalten als freie Werke in der Evangelischen
                     Landeskirche ihre Arbeit in eigener Verantwortung. Dabei sind Evangelische Landeskirche und Landeskirchliche Gemeinschaftsverbände
                     sowie Schwestern- und Bruderschaften gewillt, mit ihren Gaben vertrauensvoll zusammenzuwirken. Das bedeutet für Pfarrerinnen
                     und Pfarrer wie auch für die Mitglieder der Kirchengemeinderäte, dass sie aufmerksam wahrnehmen und respektieren, was sich
                     innerhalb ihrer Gemeinden an geistlichem Leben entwickelt. Die Evangelische Landeskirche und Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbände
                     sowie Schwestern- und Bruderschaften empfehlen, in die Nachrichten der Kirchengemeinde und in die gottesdienstlichen Abkündigungen
                     auch Veranstaltungen der Landeskirchlichen Gemeinschaften sowie Schwestern- und Bruderschaften aufzunehmen. Umgekehrt gilt
                     für die Landeskirchlichen Gemeinschaften und ihre Leiterinnen und Leiter, dass sie sich als Teil der Evangelischen Landeskirche
                     verstehen.
                  

               

               
                     § 3
Taufe und Kirchenmitgliedschaft
                     

                  

                  Nach Schrift und Bekenntnis ist die Taufe nicht nur Aufnahme in den geistlichen Leib Christi und Aufnahme in eine konkrete
                     Gemeinschaft vor Ort, sondern auch Aufnahme in eine Partikularkirche, die eine sichtbare Gestalt des Leibes Christi darstellt.
                     In Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbänden sowie Schwestern- und Bruderschaften werden nur Taufen durchgeführt, die die Mitgliedschaft
                     in einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland begründen.
                  

               

               
                     § 4
Pfarrerinnen und Pfarrer und
Gemeinschaftsreferentinnen und Gemeinschaftsreferenten
sowie Gemeinschaftspastorinnen und Gemeinschaftspastoren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Pfarrerinnen und Pfarrer der Evangelischen Landeskirche und die Gemeinschaftsreferentinnen und Gemeinschaftsreferenten
                     sowie Gemeinschaftspastorinnen und Gemeinschaftspastoren der Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbände sowie die entsprechenden
                     Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Schwestern- und Bruderschaften sind gehalten, die Gaben und Aufgaben der anderen zu achten und zu respektieren. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Den Gemeindepfarrerinnen und -pfarrern wird nahegelegt, die Verbindung zu den Gemeinschaftsreferentinnen und Gemeinschaftsreferenten
                     sowie Gemeinschaftspastorinnen und Gemeinschaftspastoren der Landeskirchlichen Gemeinschaften sowie der entsprechenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Schwestern- und Bruderschaften zu suchen, wie umgekehrt diese gebeten sind, regelmäßige
                     Kontakte mit den Gemeindepfarrerinnen und -pfarrern ihres Bezirks zu pflegen. Gegenseitige Besuche, rechtzeitige Absprachen
                     von Vorhaben und gelegentlicher Austausch, etwa bei der Verkündigung in Gottesdiensten und Gemeinschaftsstunden, auch Einladungen
                     von Gemeinschaftsreferentinnen und Gemeinschaftsreferenten sowie Gemeinschaftspastorinnen und Gemeinschaftspastoren zu Zusammenkünften
                     der Pfarrerschaft, können diese Beziehungen vertiefen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Eine Pfarrerin oder ein Pfarrer der Evangelischen Landeskirche kann durch den Evangelischen Oberkirchenrat zum Dienst in
                     einem Gemeinschaftsverband freigestellt oder zugewiesen werden. Voraussetzung ist das Vorliegen eines landeskirchlichen Interesses
                     an der Freistellung oder Zuweisung.
                  

               

               
                     § 5
Verbindungen und Absprachen
                     

                  

                  Die Kirchenleitung und die Leitungen der Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbände sowie Schwestern- und Bruderschaften treffen
                     sich in regelmäßigen Abständen zu gemeinsamen Gesprächen, zu denen auch weitere Vertreterinnen und Vertreter des Pietismus
                     eingeladen werden können. Auch das Präsidium der Landessynode ist daran zu beteiligen. Sie informieren sich darüber hinaus
                     gegenseitig über wichtige Veröffentlichungen und Verlautbarungen. Sie sind darum besorgt, dass je in ihrem Bereich auch in
                     den Bezirken und Gemeinden Entsprechendes geschieht. Sie entsprechen damit der apostolischen Mahnung nach Epheser 4,1-6, die
                     in Jesus Christus vorgegebene Einheit seiner Gemeinde in aller menschlichen Unvollkommenheit sichtbar und erfahrbar zu machen,
                     wie und wo immer dies möglich ist.
                  

               

            

            
                  Abschnitt 2
Landeskirchliche Gemeinschaften im ergänzenden Dienst
                  

               

               
                     § 6
Veranstaltungen
                     

                  

                  Die Gemeinschaftsstunden und andere Veranstaltungen der Landeskirchlichen Gemeinschaften im ergänzenden Dienst haben ihr eigenes
                     geistliches Profil im Rahmen des „Priestertums aller Gläubigen“. Von der bisherigen Regel, dass während der üblichen Gottesdienstzeit
                     der Kirchengemeinde am Sonntagvormittag keine Zusammenkünfte von Landeskirchlichen Gemeinschaften im ergänzenden Dienst stattfinden,
                     soll auch künftig nur in begründeten Ausnahmefällen abgewichen werden:
                  

                  
                     
                        	
                            Wo aufgrund bestehender Tradition schon bisher zur Gottesdienstzeit Veranstaltungen der Gemeinschaften stattfinden, sollten
                              örtliche Regelungen gefunden werden, die es ermöglichen, dass Besucherinnen und Besucher der Gemeinschaft auch am Gottesdienst
                              der Kirchengemeinde teilnehmen können und umgekehrt.
                           

                        

                        	
                            Ausnahmsweise können am Sonntagvormittag auch zur üblichen Gottesdienstzeit Veranstaltungen von Gemeinschaften im ergänzenden
                              Dienst durchgeführt werden:
                           

                           
                              	
                                  aus besonderen Anlässen (z. B. Jubiläen, Bezirkskonferenzen oder Bezirksmissionsfesten); dabei soll am Ort selbst geklärt
                                    werden, ob diese Veranstaltungen nicht auch mit dem Gottesdienst der örtlichen Kirchengemeinde zusammengelegt werden können;
                                 

                              

                              	
                                  in besonderen Situationen Veranstaltungen mit spezifischer missionarischer Ausrichtung. Solche bedürfen aber zuvor der Absprache
                                    zwischen der Leitung des zuständigen Gemeinschaftsverbandes und dem Evangelischen Oberkirchenrat, der seinerseits das zuständige
                                    Dekanatamt mit einbezieht.
                                 

                              

                           

                        

                     

                  

               

            

            
                  Abschnitt 3
Landeskirchliche Gemeinschaften im partiell stellvertretenden Dienst, Abendmahl in den Gemeinschaften sowie Schwestern- und
                     Bruderschaften
                  

               

               
                     § 7
Amtshandlungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Kirchliche Amtshandlungen sind Auftrag der zuständigen Gemeindepfarrerin oder des zuständigen Gemeindepfarrers. Nach Einholung
                     des Dimissoriales kann auch eine andere Pfarrerin oder ein anderer Pfarrer eine Amtshandlung übernehmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Gemeinschaftsreferentinnen oder Gemeinschaftsreferenten und andere haupt-, neben- und ehrenamtliche Mitarbeiterinnen oder
                     Mitarbeiter der Gemeinschaftsverbände können nach vorheriger Absprache mit der Pfarrerin oder dem Pfarrer an Liturgie und
                     Verkündigung beteiligt werden, wenn dies erbeten wird.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         In besonders gelagerten Fällen, vor allem, wenn gewichtige seelsorgerliche Gründe dies nahelegen, können auch Gemeinschaftsreferentinnen
                     oder Gemeinschaftsreferenten und andere haupt-, neben- und ehrenamtliche Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter der Landeskirchlichen
                     Gemeinschaften im partiell stellvertretenden Dienst entsprechend den Ordnungen der Landeskirche vom Oberkirchenrat zur Vornahme
                     von Amtshandlungen ermächtigt werden. Diese Ermächtigung ist an folgende Voraussetzungen gebunden:
                  

                  
                     
                        	
                           Die Gemeinschaftsreferentin oder der Gemeinschaftsreferent und die andere haupt-, neben- und ehrenamtliche Mitarbeiterin oder
                              der andere haupt-, neben- und ehrenamtliche Mitarbeiter gehört einer Evangelischen Landeskirche an und ist entsprechend ausgebildet.
                           

                        

                        	
                           Die Verbandsleitung teilt die Namen der in Frage kommenden Personen dem Oberkirchenrat mit, welcher die einzelnen Personen
                              ermächtigt.
                           

                        

                        	
                           Der jeweilige Gemeinschaftsverband trägt in Zusammenarbeit mit dem Oberkirchenrat dafür Sorge, dass die genannten Personen
                              die für Amtshandlungen notwendige Zurüstung theologischer, homiletischer, liturgischer und kirchenrechtlicher Art erhalten
                              haben. Ein Lehrplan zur Erlangung der entsprechenden Kenntnisse und Bildung wird erstellt und durch den jeweiligen Gemeinschaftsverband
                              im Einvernehmen mit dem Oberkirchenrat eingeführt. 
                           

                        

                        	
                           Bevor die Gemeinschaftsreferentin oder der Gemeinschaftsreferent und die andere haupt-, neben- und ehrenamtliche Mitarbeiterin
                              oder der andere haupt-, neben- und ehrenamtliche Mitarbeiter eine Amtshandlung zusagt, beantragt sie oder er beim zuständigen
                              Pfarramt das Dimissoriale, nachdem sie oder er bei ihrem oder seinem Gemeinschaftsverband das Einverständnis für die Vornahme
                              dieser Amtshandlung eingeholt hat. Bestehen Bedenken im Blick auf die Erteilung des Dimissoriales, so entscheidet der Oberkirchenrat.
                           

                        

                        	
                           Im Falle einer Taufe ist darüber hinaus in jedem Einzelfall die Ermächtigung durch den Oberkirchenrat über den zuständigen
                              Gemeinschaftsverband einzuholen.
                           

                        

                        	
                           Die Amtshandlungen werden nach den geltenden Ordnungen der Landeskirche vorgenommen.

                        

                        	
                           Nach Vornahme einer Amtshandlung trägt die Gemeinschaftsreferentin oder der Gemeinschaftsreferent dafür Sorge, dass dem zuständigen
                              Pfarramt die notwendigen Angaben für eine Eintragung in die Amtshandlungsverzeichnisse und für die erforderlichen Mitteilungen
                              zur Verfügung stehen.
                           

                        

                        	
                           Die Amtshandlungen werden in den Gemeinschaften wie in der Evangelischen Landeskirche in einem öffentlichen Gottesdienst vorgenommen.
                              Da die Taufe die Mitgliedschaft in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg oder in einer anderen Gliedkirche der Evangelischen
                              Kirche in Deutschland begründet, erfolgt sie in der Regel in einem Gottesdienst der örtlichen Kirchengemeinde. Soll die Taufe
                              in einem gottesdienstlichen Raum der Landeskirchlichen Gemeinschaft stattfinden, so wird sie im Gottesdienst der Kirchengemeinde
                              angekündigt. Entsprechend kann auch bei einer Trauung oder Bestattung verfahren werden.
                           

                        

                        	
                           Aus Anlass der Visitation einer Kirchengemeinde sollen die dort ansässigen, von der Landeskirche zur Sakramentsverwaltung
                              oder zur Vornahme von Amtshandlungen ermächtigten Personen besucht und mit ihnen über ihre Erfahrungen gesprochen werden.
                              Die Verantwortung des zuständigen Gemeinschaftsverbands bleibt unberührt.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 8
Abendmahl in den Gemeinschaften sowie Schwestern- und Bruderschaften
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Mit der ganzen Landeskirche zusammen bejahen die Landeskirchlichen Gemeinschaften die biblische Orientierung allen evangelischen
                     Gemeindelebens an Apostelgeschichte 2,42: „Sie blieben aber beständig in der Lehre der Apostel und in der Gemeinschaft und
                     im Brotbrechen und im Gebet“. So zählt zum Wesen und zum geistlichen Lebensvollzug der Landeskirchlichen Gemeinschaften neben
                     Wortverkündigung, Gebet und der besonderen Pflege der Gemeinschaft auch das Heilige Abendmahl. Wortverkündigung und Abendmahl
                     sind biblisch begründete Ausdrucksformen für das hörbare und sichtbare Wort Gottes. Deshalb begegnet dem Wunsch der Gemeinschaften,
                     das Abendmahl auch selbständig feiern zu können, Verständnis.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das in den Landeskirchlichen Gemeinschaften angebotene Abendmahl kann und will Abendmahlsgottesdienste der Landeskirchlichen
                     Ortskirchengemeinden weder verdrängen noch ersetzen, noch darf es diese abwerten. Örtlich auftretende Schwierigkeiten sollten
                     zwischen den verantwortlichen Gremien oder Personen in gegenseitigem Vertrauen besprochen und bereinigt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Abendmahlsfeiern in den Gemeinschaften sind offen für alle, die nach § 2 Abendmahlsordnung1 eingeladen sind. Sie werden von Personen geleitet, die von der Landeskirche dazu ermächtigt sind.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Leitungen der Gemeinschaftsverbände und Werke sind der Kirchenleitung gegenüber dafür verantwortlich, dass solche Abendmahlsfeiern
                     durch entsprechend zugerüstete und von der Landeskirche beauftragte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter stiftungsgemäß und geordnet
                     gehalten werden. Auch diese Abendmahlsfeiern müssen sich in den unverzichtbaren Stücken an die landeskirchliche Agende halten.
                     
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Dies gilt für Schwestern- und Bruderschaften entsprechend.
                  

                   

               

            

            
                  Abschnitt 4
Gemeinschaftsgemeinden innerhalb der
Evangelischen Landeskirche in Württemberg
als Landeskirchliche Gemeinschaften im alternativ stellvertretenden Dienst
                  

               

               
                     § 9
Rechtsform der Gemeinschaftsgemeinden
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Gemeinschaftsgemeinden sind Teil der Evangelischen Landeskirche in Württemberg und zugleich des betreffenden Gemeinschaftsverbands.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Gemeinschaftsgemeinden verstehen sich in der Tradition der Gemeinschaftsbewegung als Teil „freier Glaubenswerke“ innerhalb
                     der Landeskirche.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Gemeinschaftsgemeinden haben keine mitgliedschaftlich verfasste Rechtsform, sondern sind personale Seelsorgebereiche der
                     Evangelischen Landeskirche in Württemberg (ähnlich Studierendengemeinden). 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Landeskirchliche Gemeinschaft im alternativ stellvertretenden Dienst ist Träger der Gemeinschaftsgemeinde. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Diejenigen, die sich zu einer Gemeinschaftsgemeinde halten, müssen nicht Mitglieder einer juristischen Person (beispielsweise
                     eines e.V.) sein; sie bleiben Mitglieder ihrer Kirchengemeinde. Im Falle der hergebrachten Rechtsform der Gemeinschaft als
                     e.V. können sie Vereinsmitglieder sein. Dabei ist die Gemeinschaft mit der Gemeinschaftsgemeinde nicht identisch. 
                  

               

               
                     § 10
Bildung von Gemeinschaftsgemeinden
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Evangelische Landeskirche Württemberg begrüßt die Bildung von Gemeinschaftsgemeinden im Rahmen des württembergischen
                     landeskirchlichen Pietismus. Sie fördert diese nach ihren Möglichkeiten. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Oberkirchenrat kann auf Antrag des Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbands eine Gemeinschaftsgemeinde innerhalb der Evangelischen
                     Landeskirche in Württemberg bilden, indem er nach § 10 Absatz 1a Württembergisches Pfarrergesetz2 einen entsprechenden personalen Seelsorgebereich einrichtet. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Bildung einer Gemeinschaftsgemeinde innerhalb der Evangelischen Landeskirche in Württemberg ist an folgende Voraussetzungen
                     gebunden: 
                  

                  
                     
                        	
                           Verkündigung und Sakramentsverwaltung der Gemeinschaftsgemeinde stehen auf dem Boden von Schrift und reformatorischen Bekenntnissen,

                        

                        	
                           die Gemeinschaftsgemeinde weist eine geordnete und transparente Leitung und Verwaltung auf,

                        

                        	
                           die Gemeinschaftsgemeinde bietet die Gewähr der Dauer,

                        

                        	
                           die Gemeindeleiterin oder der Gemeindeleiter und die zuständige Gemeinschaftspastorin oder der zuständige Gemeinschaftspastor
                              gehören der Evangelischen Landeskirche an,
                           

                        

                        	
                           die Angehörigen des leitenden Gremiums der Gemeinschaftsgemeinde gehören überwiegend der Evangelischen Landeskirche an,

                        

                        	
                           die Stellungnahmen des zuständigen Kirchengemeinderats oder Verbundkirchengemeinderats, des zuständigen Dekanatamts und des
                              zuständigen Pfarramts zur Bildung eines personalen Seelsorgebereichs liegen vor. 
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 11
Gottesdienste und Amtshandlungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Verkündigung und Sakramentsverwaltung in den Gemeinschaftsgemeinden geschehen auf der Grundlage des Evangeliums von Jesus
                     Christus, wie es in der Heiligen Schrift gegeben und in den Bekenntnissen der Reformation bezeugt ist. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Leitung von Gottesdiensten der Gemeinschaftsgemeinden erfolgt durch Personen, die gemäß § 2 Absatz 5 Einführungsordnung3 und § 12 Absatz 1 auf Antrag des Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbands vom Evangelischen Oberkirchenrat zur geordneten öffentlichen Wortverkündung,
                     zur Verwaltung der Sakramente und zur Vornahme von Amtshandlungen für begrenzte Zeit ermächtigt sind. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Gottesdienste der Gemeinschaftsgemeinden sind als öffentliche Gottesdienste allen zugänglich, die an ihnen teilnehmen
                     wollen. Sie sind Teil des landeskirchlichen Gottesdienstangebots an einem Ort. Zeit und Ort der Gottesdienste der Gemeinschaftsgemeinden
                     werden auf Antrag des Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbands durch den Evangelischen Oberkirchenrat gemäß § 17 Kirchengemeindeordnung4 in der örtlichen Gottesdienstordnung der Kirchengemeinde oder Verbundkirchengemeinde festgelegt, auf deren Gebiet der Gottesdienst
                     stattfindet. Der örtliche Kirchengemeinderat, in Verbundkirchengemeinden der Verbundkirchengemeinderat, und das Pfarramt werden
                     zuvor angehört.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Taufen in den Gemeinschaftsgemeinden begründen die Mitgliedschaft in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg oder in
                     einer anderen Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Abendmahlsfeiern in den Gemeinschaftsgemeinden sind offen für alle, die nach § 2 Abendmahlsordnung5 eingeladen sind. Sie werden von Personen geleitet, die von der Landeskirche dazu ermächtigt sind.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Leitung des zuständigen Gemeinschaftsverbands ist gegenüber dem Evangelischen Oberkirchenrat dafür verantwortlich, dass
                     Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung in der Gemeinschaftsgemeinde auf der Grundlage von Schrift und Bekenntnis geschehen
                     und die Sakramente und Amtshandlungen von dazu ermächtigten Personen nach den Ordnungen der Evangelischen Landeskirche gespendet
                     und vorgenommen werden.
                  

               

               
                     § 12
Gemeinschaftspastorinnen und Gemeinschaftspastoren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die für die jeweilige Gemeinschaftsgemeinde zuständige haupt-, neben- oder ehrenamtliche Mitarbeiterin des Landeskirchlichen
                     Gemeinschaftsverbands oder der entsprechende Mitarbeiter wird auf Antrag des Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbands vom Oberkirchenrat
                     auf Zeit (jedoch nicht über das 68. Lebensjahr hinaus) zur geordneten öffentlichen Wortverkündigung, zur Verwaltung der Sakramente
                     und zur Vornahme von Amtshandlungen ermächtigt, soweit sie oder er eine entsprechende theologische Ausbildung besitzt. Die
                     erforderliche theologische Ausbildung wird in der Regel an einer von der Landeskirche anerkannten Ausbildungsstätte erworben.
                     Die Landesbischöfin oder der Landesbischof verleiht ihr oder ihm in der Regel das stets widerrufliche Recht, die Bezeichnung
                     Gemeinschaftspastorin oder Gemeinschaftspastor zu führen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Gemeinschaftspastorinnen und Gemeinschaftspastoren sind an Schrift und Bekenntnis gebunden. Bei der Vornahme von Amtshandlungen
                     halten sie sich an die Ordnungen der Landeskirche. Sie müssen der Evangelischen Landeskirche angehören. Die Einführung erfolgt
                     in der Regel durch die zuständige Dekanin beziehungsweise den zuständigen Dekan unter angemessener Beteiligung der Leitung
                     des Landeskirchlichen Gemeinschaftsverbands in einem Gottesdienst der Gemeinschaftsgemeinde.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Gemeinschaftspastorinnen und Gemeinschaftspastoren nehmen nach Möglichkeit an den regelmäßigen Zusammenkünften der Pfarrerinnen
                     und Pfarrer des Kirchenbezirks und des Distrikts teil.
                  

               

               
                     § 13
Visitation
                     

                  

                  Die Gemeinschaftsgemeinde wird im Rahmen der Visitation der örtlichen Kirchengemeinde von der oder dem jeweils zuständigen
                     Visitatorin oder Visitator besucht. Aus Anlass der Visitation der örtlichen Kirchengemeinde sollen die von der Landeskirche
                     zur öffentlichen Wortverkündung, zur Verwaltung der Sakramente und zur Vornahme von Amtshandlungen für begrenzte Zeit ermächtigten
                     Personen von der Landeskirche oder in ihrem Auftrag visitiert werden. Die Verantwortung des zuständigen Gemeinschaftsverbands
                     bleibt unberührt.
                  

               

               
                     § 14
Zusammenarbeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Gemeinschaftsgemeinde arbeitet mit dem Kirchenbezirk, zu dem sie gehört, und der örtlichen Kirchengemeinde beziehungsweise
                     Gesamtkirchengemeinde zusammen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Auf Kirchenbezirksebene können zwei von der Gemeinschaftsgemeinde vorgeschlagene Vertreterinnen oder Vertreter in die Kirchenbezirkssynode
                     zugewählt werden. Auf Kirchengemeindeebene beziehungsweise in größeren Orten auf Gesamtkirchengemeindeebene kann eine von
                     der Gemeinschaftsgemeinde benannte Vertreterin oder ein von der Gemeinschaftsgemeinde benannter Vertreter in den Kirchengemeinderat
                     beziehungsweise Gesamtkirchengemeinderat zugewählt werden, sofern nicht bereits eine leitende Mitarbeiterin oder ein leitender
                     Mitarbeiter aus der Gemeinschaftsgemeinde Mitglied dieses Gremiums ist. Entsprechendes gilt für eine Erweiterung des leitenden
                     Gremiums der Gemeinschaftsgemeinde.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Ein Verbindungsausschuss, dem paritätisch einerseits Vertreterinnen und Vertreter der Gemeinschaftsgemeinde sowie des Gemeinschaftsbezirks
                     und andererseits Vertreterinnen und Vertreter der Kirchengemeinde oder Gesamtkirchengemeinde sowie des Kirchenbezirks angehören,
                     kann gebildet werden. Ihm sollen nicht mehr als acht Mitglieder angehören. Die Mitglieder werden von den entsendenden Leitungsorganen
                     aus deren Mitte berufen. Auf Kirchenbezirksebene ist dafür der Kirchenbezirksausschuss zuständig. Die Mitglieder des Verbindungsausschusses
                     wählen aus ihrer Mitte eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und eine stellvertretende Vorsitzende oder einen stellvertretenden
                     Vorsitzenden für den Zeitraum von sechs Jahren. Wiederwahl ist möglich. Vorsitzende oder Vorsitzender und stellvertretende
                     Vorsitzende oder stellvertretender Vorsitzender sollen nicht dem gleichen Entsendungsgremium angehören. Zur ersten Sitzung
                     lädt die zuständige Dekanin oder der zuständige Dekan ein und leitet die Wahl. Der Verbindungsausschuss tritt auf Einladung
                     seiner oder seines Vorsitzenden mindestens jährlich zusammen. Er ist einzuberufen, wenn mindestens ein Drittel der Mitglieder
                     dies unter Angabe der Tagesordnungspunkte verlangt. Er ist beschlussfähig bei Anwesenheit von mindestens zwei Dritteln der
                     Mitglieder. Beschlüsse werden mit der Mehrheit der Anwesenden gefasst. Stimmenenthaltungen gelten bei Wahlen als Nein-Stimmen,
                     im Übrigen als nicht abgegebene Stimmen.
                  

                  Der Verbindungsausschuss hat die Aufgaben,

                  
                     
                        	
                           die gemeinsamen Beziehungen weiterzuentwickeln,

                        

                        	
                           den Erfahrungsaustausch zu fördern,

                        

                        	
                           Empfehlungen für die Festlegung von Zeiten für Gottesdienste, Gemeinschaftsstunden und sonstige Veranstaltungen zu geben,

                        

                        	
                           bei Auftreten von Unstimmigkeiten zu vermitteln und

                        

                        	
                           Anregungen zu geben für

                           
                              	
                                 gemeinsame Veranstaltungen (Bibelstunden, Evangelisationen und andere), Kanzeltausch und

                              

                              	
                                 das Zusammenwirken in der Öffentlichkeitsarbeit (kirchliche Nachrichten in der Presse und in örtlichen Mitteilungsblättern,
                                    eigene Blätter, Gemeindebriefe, Ankündigungen, Schaukästen und anderes).
                                 

                              

                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Unstimmigkeiten, die vor Ort nicht beigelegt werden können, legen die örtlichen Vertreterinnen und Vertreter dem Evangelischen
                     Oberkirchenrat und der Leitung des jeweiligen Gemeinschaftsverbands vor und bitten diese um eine gemeinsame Entscheidung.
                  

               

               
                     § 15
Kirchenmitgliedschaft
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Vertragspartner gehen davon aus, dass diejenigen, die sich zur Gemeinschaftsgemeinde halten, in der Regel Mitglieder
                     der Evangelischen Landeskirche sind. Die Mitgliedschaft in der Kirchengemeinde ihres Wohnorts bleibt unberührt. Sie können
                     auch einer anderen christlichen Kirche angehören. Wenn sie keiner Kirche angehören, wirken die Verantwortlichen der Gemeinschaftsgemeinde,
                     soweit dies möglich ist, darauf hin, dass sie Mitglieder der Evangelischen Landeskirche werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Angehörigen der leitenden Gremien der Gemeinschaftsgemeinde müssen überwiegend Mitglieder der Evangelischen Landeskirche
                     sein. Diejenigen, die nicht Mitglieder der Evangelischen Landeskirche sind, sollen einer Mitgliedskirche der Arbeitsgemeinschaft
                     Christlicher Kirchen (ACK) angehören. Die Gemeindeleiterin oder der Gemeindeleiter sowie die zuständige Gemeinschaftspastorin
                     oder der zuständige Gemeinschaftspastor müssen Mitglieder der Evangelischen Landeskirche sein.
                  

               

               
                     § 16
Zuschüsse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Gemeinschaftsgemeinde erhält keine Zuweisungen bei der Verteilung der Kirchensteuermittel gemäß den allgemeinen Verteilgrundsätzen.
                     Die Bezuschussung durch Kirchengemeinde und Kirchenbezirk ist damit nicht ausgeschlossen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für die Personalkosten der Personen, die von der Evangelischen Landeskirche zur öffentlichen Wortverkündung, zur Verwaltung
                     der Sakramente und zur Vornahme von Amtshandlungen für begrenzte Zeit ermächtigt sind, erhalten die Gemeinschaftsverbände
                     nach Maßgabe des Landeskirchlichen Haushaltsplans Zuschüsse.
                  

               

            

            
                  Abschnitt 5
Schlussbestimmungen
                  

               

               
                     § 17
Vereinbarungsauslegung und -anpassung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Parteien dieser Vereinbarung werden eine in Zukunft zwischen ihnen etwa entstehende Meinungsverschiedenheit über die
                     Auslegung einer Bestimmung dieser Vereinbarung auf freundschaftliche Weise beseitigen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Haben die Verhältnisse, die für die Festsetzung des Inhalts dieser Vereinbarung maßgebend gewesen sind, sich seit Abschluss
                     der Vereinbarung so wesentlich geändert, dass einer Partei dieser Vereinbarung das Festhalten an der ursprünglichen Regelung
                     dieser Vereinbarung nicht zuzumuten ist, so werden die Parteien dieser Vereinbarung sich bemühen, auf freundschaftliche Weise
                     eine Anpassung des Inhalts dieser Vereinbarung an die geänderten Verhältnisse zu erreichen. Ein solcher Fall kann insbesondere
                     eintreten, wenn das Kirchengesetz über die Kirchenmitgliedschaft der Evangelischen Kirche in Deutschland das Verhältnis von
                     Taufe und Kirchenmitgliedschaft grundlegend neu bestimmen sollte.
                  

               

               
                     § 18
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
                     

                  

                  Diese Vereinbarung bedarf der Zustimmung der Württembergischen Evangelischen Landessynode. Sie tritt an dem Tage des Inkrafttretens
                     des Zustimmungsgesetzes in Kraft.6 Gleichzeitig treten die Gegenseitige Erklärung zwischen Evangelischer Landeskirche und Landeskirchlichen Gemeinschaften „Pietisten-Reskript 1993“
                        vom 22. Dezember 1993 (Abl. 56 S. 30)7 und die Übereinkunft mit den Landeskirchlichen Gemeinschaften über die Durchführung von Abendmahlsfeiern vom 12. November 1987 (Abl.
                        53 S. 751)8 außer Kraft; sie bleiben jedoch für die Landeskirchliche Gemeinschaft Evangelische Chrischona Gemeinde Heidenheim und für
                     die Landeskirchliche Gemeinschaft Sielmingen e.V. des Christusbundes in Kraft.
                  

                  

                  Stuttgart, 1. Februar 2024

                  Ernst-Wilhelm Gohl, Landesbischof
Evangelische Landeskirche in Württemberg
                  

                  

                  Ralf Dörr
Bahnauer Bruderschaft und Evangelische Missionsschule Unterweissach
                  

                  

                  Regine Mohr, Oberin
Diakonissenmutterhaus Aidlingen e. V. 
                  

                  

                  Matthias Hanßmann, Vorsitzender
Die Apis – Evangelischer Gemeinschaftsverband Württemberg e. V.
                  

                  

                  Gottfried Holland
Gnadauer Brasilienmission e. V.
                  

                  

                  Gabriel Waidelich
Pregizer Gemeinschaft e. V.
                  

                  

                  Dr. Johannes Reinmüller
Süddeutscher Gemeinschaftsverband e. V.
                  

                  

                  Markus Deuschle
Südwestdeutscher Jugendverband „Entschieden für Christus e. V.“
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         130. Abendmahlsordnung

      

      
         Vom 10. März 1995

      

      
         (Abl. 56 S. 381), geändert durch Kirchl. Gesetz vom 8. April 2000 (Abl. 59 S. 75), vom 9. Juli 2022 (Abl. 70 S. 357) und vom 30. November 2024 (Abl. 71 Nr. 106)
         

      

      und

      131. Ausführungsbestimmungen1,2

      Vom 23. Mai 1995 (Abl. 56 S. 382), geändert durch Kirchliche Verordnung vom 24. April 1998  (Abl. 58 S. 85), vom 11. Juli 2000 (Abl. 59 S. 117), vom 13. September 2013  (Abl. 65 S. 692), vom 10. Februar 2023 (Abl. 70 S. 499) und vom 7. Oktober 2024 (Abl. 71 Nr. 81)
      

      


         


         


         


         „Der Herr Jesus, in der Nacht, da er verraten ward, nahm er das Brot, dankte und brach’s und sprach: Das ist mein Leib, der
                     für euch gegeben wird; das tut zu meinem Gedächtnis. Desgleichen nahm er auch den Kelch nach dem Mahl und sprach: Dieser Kelch
                     ist der neue Bund in meinem Blut; das tut, sooft ihr daraus trinkt, zu meinem Gedächtnis.“ (1. Korinther 11, 23-25)
                  

                  „Das Abendmahl ist ein Sakrament und göttlich Wortzeichen, worin uns Christus wahrhaftig und gegenwärtig mit Brot und Wein
                     seinen Leib und sein Blut schenkt und darreicht, und vergewissert uns damit, daß wir haben Verzeihung der Sünden und ein ewiges
                     Leben.“ (Johannes Brenz im Württembergischen Katechismus).
                  

                  In der Bindung an das Wort der Heiligen Schrift und an die Bekenntnisse der Reformation hat die Landessynode zur Ordnung des
                     Abendmahls das folgende kirchliche Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird:
                  

               

               
                     § 1
Das Sakrament des Abendmahls
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Im Abendmahl schenkt sich der auferstandene Jesus Christus in seinem für alle dahingegebenen Leib und Blut durch sein verheißendes
                     Wort mit Brot und Wein. Er gewährt uns dadurch Vergebung der Sünden und befreit uns zu einem neuen Leben aus Glauben. Er läßt
                     uns neu erfahren, daß wir Glieder an seinem Leibe sind. Er stärkt uns zum Dienst an den Menschen (Leuenberger Konkordie Nr.
                     15).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Landeskirche ordnet die gottesdienstliche Gestalt ihrer Abendmahlsfeier im Bewußtsein der Vielgestaltigkeit der Abendmahlsfeier
                     in der weltweiten Christenheit und in der Hoffnung auf wachsende Gemeinschaft am Tisch des Herrn.
                  

               

               
                     § 2
Einladung zum Abendmahl
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zum Abendmahl eingeladen sind die Glieder der Landeskirche sowie alle Glieder christlicher Kirchen, mit denen Kirchengemeinschaft
                     festgestellt ist oder Vereinbarungen über das Abendmahl getroffen sind.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 2 Abs. 1)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              1. Die mit einer anderen Kirche festgestellte Kirchengemeinschaft schließt Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft ein. Kirchengemeinschaft
                                 besteht mit allen Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland sowie mit allen Mitgliedskirchen des Lutherischen Weltbunds.
                                 Darüber hinaus besteht eine solche Gemeinschaft mit allen Kirchen, die der Leuenberger Konkordie zugestimmt haben3.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              2. Eine Vereinbarung über die gegenseitige Einladung zur Teilnahme am Abendmahl wurde von den Gliedkirchen der EKD sowohl mit
                                 der Altkatholischen Kirche als auch mit der Kirche von England und der Arbeitsgemeinschaft Mennonitischer Gemeinden in Deutschland
                                 getroffen.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Glieder anderer christlicher Kirchen sind zum Abendmahl eingeladen, auch wenn zwischen den Kirchen keine Vereinbarung besteht.
                     Sie prüfen selbst, ob ihnen die Bindung ihres Gewissens an Bekenntnis und Recht ihrer Kirche eine Teilnahme am Abendmahl der
                     Landeskirche erlaubt.
                  

               

               
                     § 3
Persönliche Voraussetzungen der Teilnahme
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Weil Jesus Christus selbst zu seinem Mahl einlädt, sollen Christen diese Einladung regelmäßig annehmen.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 3 Abs. 1)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              3. Die Einladung zum Abendmahl soll in Predigt und Seelsorge regelmäßig weitergegeben werden.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Auch Kinder sind eingeladen, am Abendmahl teilzunehmen. Sie sollen ihrem Alter gemäß darauf vorbereitet sein.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 3 Abs. 2)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              4. Die Vorbereitung soll dazu beitragen, daß das Kind erkennen kann, daß Christus im Abendmahl zu ihm kommt. Dies kann durch
                                 die Verkündigung im Kindergottesdienst und im Familiengottesdienst, durch besonderen Unterricht, auf Familienfreizeiten und
                                 ähnlichen Veranstaltungen erfolgen, aber auch durch die Eltern und Paten selbst.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              5. Die Pfarrämter sollen die Gemeindeglieder gründlich über die Einladung von Kindern zum Abendmahl informieren.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              6. Es wird empfohlen, den Kindern beim Abendmahl Traubensaft zu reichen.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Taufe geht dem Abendmahl voraus. Wer als Nichtgetaufter am Abendmahl teilnimmt, soll darauf hingewiesen werden, daß zum
                     Abendmahl das Taufbekenntnis gehört.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 3 Abs. 3)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              7. Der Hinweis soll vor, anderenfalls nach der Abendmahlsfeier, nicht jedoch während derselben erfolgen. Er soll, wenn die Umstände
                                 es rechtfertigen, mit der Einladung zur Taufe verbunden sein.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              8.-10. (aufgehoben)
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 4
Ort und Zeit des Abendmahls
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Abendmahl soll regelmäßig gefeiert werden.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 4 Abs. 1)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              11. Es ist anzustreben, daß in jeder Kirchengemeinde wenigstens einmal im Monat das Abendmahl angeboten wird.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Gemeinde feiert das Abendmahl im öffentlichen Gottesdienst, vor allem in Verbindung mit einem Predigtgottesdienst, oder
                     als selbständigen Abendmahlsgottesdienst.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wird das Abendmahl in Gemeindegruppen oder bei besonderen Anlässen gefeiert, so muß sich auch diese Feier in den unverzichtbaren
                     Stücken an die Agende halten und der ganzen Gemeinde gegenüber offen bleiben.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 4 Abs. 3)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              12. Besondere Abendmahlsfeiern haben ihren Platz vor allem im Rahmen von Tagungen oder auf Freizeiten, innerhalb von Gemeindekreisen
                                 und Jugendgruppen. Sie bieten Gelegenheit zu freier Gestaltung. Jedoch dürfen die wesentlichen Elemente des Abendmahls nicht
                                 fehlen und sein besonderer Charakter nicht verwischt werden. Dazu gehört, daß die Einsetzungsworte den Feiernden zugesprochen
                                 und daß Brot und Wein mit einem Spendewort gereicht werden. Ort und Zeit solcher Feiern sollen nach Möglichkeit der örtlichen
                                 Gemeinde bekanntgemacht werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              (Zu § 4)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              12a. Hinsichtlich einer Aufzeichnung oder Übertragung von Bild und Ton wird auf die Regelungen in § 22 Kunsturhebergesetz4, § 53 DSG-EKD5 und in dem Erlass des Oberkirchenrats zum Fotografieren bei Gottesdiensten und kirchlichen Amtshandlungen6 verwiesen.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Schwachen und kranken Gliedern der Gemeinde kann das Abendmahl in der Wohnung oder im Krankenhaus gereicht werden. Zu dieser
                     Feier können auch die Angehörigen, die Hausgemeinschaft und Nachbarn eingeladen werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Feier des Abendmahls geschieht in der Regel bei gleichzeitiger Anwesenheit des Leiters und der Teilnehmer der Abendmahlsfeier
                     in einem Raum. Ausnahmsweise kann die Feier des Abendmahls ohne gleichzeitige Anwesenheit des Leiters und aller oder einzelner
                     Teilnehmer der Abendmahlsfeier in einem Raum anhand der Agende erfolgen, wenn der Leiter der Abendmahlsfeier durch zeitgleiche, wechselseitige Kommunikation ermöglichende Übertragung von Bild und Ton mittels geeigneter technischer
                     Hilfsmittel mit allen Teilnehmern verbunden ist.
                  

               

               
                     § 5
Darreichung des Abendmahls
                     

                  

                  Das Abendmahl wird in beiderlei Gestalt gereicht.

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 5)

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              12b. Niemand kann sich das Abendmahl selbst geben, denn im Abendmahl schenkt sich der auferstandene Jesus Christus in seinem für
                                 alle dahingegebenen Leib und Blut durch sein verheißendes Wort mit Brot und Wein. Dem ist in der Praxis Rechnung zu tragen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              13. Nehmen nichtevangelische Christen an der Abendmahlsfeier teil (z. B. bei der Konfirmandenabendmahlsfeier), so haben sie die
                                 Freiheit, auf den Kelch zu verzichten.  Zu Beginn der Austeilung kann darauf ausdrücklich hingewiesen werden. Gleiches gilt
                                 auch für Personen, die auf den Genuß von Alkohol verzichten müssen oder die das Abendmahl nicht in beiderlei Gestalt empfangen
                                 können (z. B. beim Krankenabendmahl).
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              14. Regelform der Austeilung ist nach kirchlichem Herkommen die Hostie und der mit Wein gefüllte Gemeinschaftskelch. In ihm kommt
                                 die gemeinschaftschenkende Kraft des Abendmahls sinnenfällig zum Ausdruck. Seine Verwendung erfordert die sorgfältige Beachtung
                                 der hierfür empfohlenen Maßnahmen der Hygiene (Erlaß vom 28. 11. 1985, AZ 51.40 Nr. 145). Aus Gründen der Hygiene nicht zu empfehlen ist insbesondere der Brauch, den Kelch von Hand zu Hand weiterzureichen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              15. Hinsichtlich der örtlichen Gottesdienstordnung gelten die Bestimmungen des § 17 der Kirchengemeindeordnung7. Bei der Einführung weiterer Formen (z. B. Einzelkelche) soll darauf geachtet werden, daß das Abendmahl in regelmäßigen Abständen
                                 in der herkömmlichen Form angeboten wird.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              16. Als weitere Formen der Darreichung des Sakraments kommen in Betracht: Anstelle des Gemeinschaftskelchs der Einzelkelch, anstelle
                                 des Weins der Traubensaft und anstelle der Hostie das Brot. Ein Nacheinander verschiedener Formen innerhalb einer Abendmahlsfeier
                                 soll vermieden werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              17. Die Intinktion eignet sich nur in besonderen Fällen, wie beim ökumenischen Gottesdienst oder beim Krankenabendmahl. Sie setzt
                                 eine entsprechende Größe der Hostie voraus.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 6
Leitung der Abendmahlsfeier
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Niemand soll die Abendmahlsfeier leiten, der nicht von der Landeskirche hierzu ermächtigt ist. Die Ermächtigung erfolgt mit
                     der Ordination.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 6 Abs. 1)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              18. Als von der Landeskirche ermächtigt gelten auch in anderen Kirchen Ordinierte, deren Ordination von der Landeskirche anerkannt
                                 ist.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Nichtordinierte, die in das Pfarrerdienstverhältnis aufgenommen sind, können durch den Oberkirchenrat oder durch von ihm Beauftragte
                     vorläufig zur Leitung der Abendmahlsfeier ermächtigt werden.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 6 Abs. 2)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              19. Bei Vikaren im Vorbereitungsdienst steht die Wahrnehmung dieses Auftrags unter der Anleitung und Verantwortung des Ausbildungspfarrers
                                 (§ 2 Absatz 4 Studienordnung8).
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Andere Personen kann der Oberkirchenrat zur selbständigen Leitung von Abendmahlsfeiern ermächtigen, wenn sie hierzu ausgebildet
                     sind. Die Beauftragung erfolgt durch das zuständige Dekanatamt; sie kann auch generell erteilt werden.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 6 Abs. 3)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              20. Diese Bestimmung findet vor allem auf Prädikanten und andere kirchliche Mitarbeiter Anwendung, die eine entsprechende Ausbildung
                                 (z. B. landeskirchlicher Einführungskurs) erhalten haben. Auf § 2 Abs. 3 Prädikantenordnung9 wird verwiesen. Gemeinschaftsreferentinnen und Gemeinschaftsreferenten und andere haupt-, neben- und ehrenamtliche Mitarbeiterinnen
                                 und Mitarbeiter der Landeskirchlichen Gemeinschaften und der Schwestern- und Bruderschaften können nach § 8 Absatz 3 Satz 2, Absatz 4 Satz 1 und Absatz 5 der Vereinbarung Pietismus vom Oberkirchenrat ermächtigt und vom zuständigen Dekanatamt beauftragt werden.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Wird das Abendmahl bei unmittelbarer Lebensgefahr oder in einer vom Oberkirchenrat festgestellten Notlage begehrt und ist
                     ein nach den Absätzen 1 bis 3 oder nach § 2 Absatz 5 Einführungsordnung10 Ermächtigter nicht zu erreichen, so kann jeder erwachsene Christ die Abendmahlsfeier leiten. Dieses Abendmahl ist baldmöglichst
                     dem zuständigen Pfarrer mitzuteilen.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 6 Abs. 4)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              21. (aufgehoben)
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 7
Mithilfe beim Abendmahl
                     

                  

                  Bei der Austeilung kann der Leiter der Abendmahlsfeier Kirchengemeinderäte oder andere Gemeindeglieder um Mithilfe bitten.

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 7)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              22. Hier ist in erster Linie an Kirchengemeinderäte, Mesner und andere kirchliche Mitarbeiter zu denken.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              23. Die Achtung vor der besonderen Verwendung von Brot und Wein im Abendmahl erfordert einen angemessenen Umgang mit den übriggebliebenen
                                 Elementen.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 8
Geschlechtergerechte Sprache
                     

                  

                  Personen- und Funktionsbezeichnungen in diesem Kirchlichen Gesetz sind unabhängig vom Geschlecht der Bezeichneten.

               

            

         

      

      

      1
            Gemäß § 25 Abs. 4 Kirchenverfassungsgesetz wird nach Beratung mit dem Ständigen Ausschuß der Landessynode gemäß § 39 Abs. 1 Kirchenverfassungsgesetz verordnet: 

         

      

      2
            Red. Anm.: Text der Ausführungsbestimmungen ist in das Gesetz eingerückt abgedruckt. 

         

      

      3
            Red. Anm.: Vgl. Abl. 57 S. 223.

         

      

      4
            Red. Anm.: Gesetz betreffend das Urheberrecht an Werken der bildenden Künste und der Photographie vom 9. Januar 1907 (RGBl. S. 7), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16. Februar 2001 (BGBl. I S. 266, 280):

            „§ 22 

            Bildnisse dürfen nur mit Einwilligung des Abgebildeten verbreitet oder öffentlich zur Schau gestellt werden. Die Einwilligung
               gilt im Zweifel als erteilt, wenn der Abgebildete dafür, daß er sich abbilden ließ, eine Entlohnung erhielt. Nach dem Tode
               des Abgebildeten bedarf es bis zum Ablaufe von 10 Jahren der Einwilligung der Angehörigen des Abgebildeten. Angehörige im
               Sinne dieses Gesetzes sind der überlebende Ehegatte oder Lebenspartner und die Kinder des Abgebildeten und, wenn weder ein
               Ehegatte oder Lebenspartner noch Kinder vorhanden sind, die Eltern des Abgebildeten.“
            

         

      

      5
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 900 dieser Sammlung.
            

         

      

      6
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 139 dieser Sammlung.
            

         

      

      7
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung.
            

         

      

      8
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 453 dieser Sammlung.
            

         

      

      9
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 760 dieser Sammlung.
            

         

      

      10
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 400 u. 401 dieser Sammlung.
            

         

      

   
      

      
         135. Gesetz über die Sonntage und Feiertage (Feiertagsgesetz – FTG)

      

      
         In der Fassung vom 8. Mai 1995

      

      
         (GBl. S. 450), geändert durch Gesetz vom 25. November 2014 (GBl. S. 548) und vom 1. Dezember 2015 (GBl. S. 1034)

      

      
            Erster Abschnitt
Allgemeines
            

         

         
                     § 1

                  

                  Gesetzliche Feiertage sind:
Neujahr,
Erscheinungsfest (6. Januar),
Karfreitag,
Ostermontag,
1. Mai,
Christi Himmelfahrt,
Pfingstmontag,
Fronleichnam,
Allerheiligen (1. November),
Erster Weihnachtstag,
Zweiter Weihnachtstag.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  Kirchliche Feiertage sind:
Gründonnerstag,
Reformationsfest (31. Oktober),
Allgemeiner Buß- und Bettag (Mittwoch vor dem letzten Sonntag des Kirchenjahres).
                  

               

               
                     § 3

                  

                  Die gesetzlichen Feiertage sind Festtage und Feiertage im Sinne bundes- oder landesrechtlicher Vorschriften.

               

               
                     § 4

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Am Allgemeinen Buß- und Bettag steht den bekenntniszugehörigen Beschäftigten und Auszubildenden das Recht zu, von der Arbeit
                     fernzubleiben, soweit nicht betriebliche Notwendigkeiten entgegenstehen. Weitere Nachteile als ein etwaiger Entgeltausfall
                     für versäumte Arbeitszeit dürfen diesen aus ihrem Fernbleiben nicht erwachsen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        An den übrigen in § 2 genannten kirchlichen Feiertagen haben die in einem Beschäftigungs- oder Ausbildungsverhältnis stehenden Angehörigen der
                     Kirchen und anerkannten Religionsgemeinschaften das Recht, zum Besuch des Gottesdienstes ihres Bekenntnisses von der Arbeit
                     fernzubleiben, soweit nicht betriebliche Notwendigkeiten entgegenstehen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Schüler haben an den kirchlichen Feiertagen Gründonnerstag und Reformationsfest schulfrei.
                  

               

            

         

      

      
            Zweiter Abschnitt
Schutzbestimmungen
            

         

         
                     § 5

                  

                  Die Sonntage und die gesetzlichen Feiertage sind als Tage der Arbeitsruhe und der Erhebung nach Maßgabe der gewerbe- und arbeitsrechtlichen
                     Vorschriften sowie der Bestimmungen dieses Abschnitts geschützt.
                  

               

               
                     § 6

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        An den Sonntagen und den gesetzlichen Feiertagen sind öffentlich bemerkbare Arbeiten, die geeignet sind, die Ruhe des Tages
                     zu beeinträchtigen, verboten, soweit in gesetzlichen Vorschriften nichts anderes bestimmt ist1.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Treibjagden dürfen an den Sonntagen und den gesetzlichen Feiertagen nicht abgehalten werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Verbot des Absatzes 1 gilt nicht
                     
                        	
                           für den Betrieb der Post, der Eisenbahnen und sonstiger Unternehmen, die der gewerbsmäßigen Personenbeförderung dienen, sowie
                              der Hilfseinrichtungen des Verkehrs mit der Maßgabe, daß Instandsetzungsarbeiten an Kraftfahrzeugen nur zulässig sind, soweit
                              sie für die Weiterfahrt erforderlich sind;
                           

                        

                        	
                           für unaufschiebbare Arbeiten, die erforderlich sind
                              
                                 	
                                    zur Abwendung eines Schadens an Gesundheit oder Eigentum,

                                 

                                 	
                                    zur Befriedigung häuslicher oder landwirtschaftlicher Bedürfnisse, insbesondere zur Versorgung der Bevölkerung mit Milch,
                                       zur Ernte einschließlich der Be- und Verarbeitung leicht verderblicher Nahrungsgüter;
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           für leichte Arbeiten in Gärten, die von den Besitzern selbst oder ihren Angehörigen vorgenommen werden.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Soweit an den Sonntagen und den gesetzlichen Feiertagen Arbeiten zulässig sind, ist hierbei auf das Wesen des Tages Rücksicht
                     zu nehmen.
                  

               

               
                     § 7

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        An den Sonntagen und den gesetzlichen Feiertagen sind in der Nähe von Kirchen und anderen dem Gottesdienst dienenden Gebäuden
                     alle Handlungen zu vermeiden, die geeignet sind, den Gottesdienst zu stören. Dasselbe gilt am 24. Dezember für die Zeit ab
                     17 Uhr und am 31. Dezember für die Zeit von 18 Uhr bis 21 Uhr.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        An den Sonntagen und gesetzlichen Feiertagen mit Ausnahme des 1. Mai und des 3. Oktober sind während des Hauptgottesdienstes verboten:
                     
                        	
                           öffentliche Versammlungen unter freiem Himmel, Aufzüge und Umzüge, soweit sie geeignet sind, den Gottesdienst unmittelbar
                              zu stören;
                           

                        

                        	
                           alle der Unterhaltung dienenden öffentlichen Veranstaltungen;

                        

                        	
                           öffentliche Veranstaltungen und Vergnügungen, zu denen öffentlich eingeladen oder für die Eintrittsgeld erhoben wird.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Soweit Messen und Märkte an Sonntagen und gesetzlichen Feiertagen zugelassen sind, dürfen sie erst nach 11 Uhr beginnen.
                  

               

               
                     § 8

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Am Karfreitag und am Totengedenktag (Sonntag vor dem 1. Advent) sind verboten:
                     
                        	
                           öffentliche Veranstaltungen in Räumen mit Schankbetrieb, die über den Schank- und Speisebetrieb hinausgehen;

                        

                        	
                           sonstige öffentliche Veranstaltungen, soweit sie nicht der Würdigung des Feiertages oder einem höheren Interesse der Kunst,
                              Wissenschaft oder Volksbildung dienen;
                           

                        

                        	
                           öffentliche Sportveranstaltungen am Karfreitag während des ganzen Tages, am Totengedenktag bis 13 Uhr.

                        

                     

                  

                  Die Veranstaltungsverbote nach Satz 1 beginnen am Karfreitag um 0 Uhr und am Totengedenktag um 5 Uhr.

                  
                        (
                        2
                        )
                        Am Ostersonntag, Pfingstsonntag, an Fronleichnam und am Ersten Weihnachtstag sind öffentliche Sportveranstaltungen bis 11
                     Uhr verboten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        An den übrigen Tagen der Karwoche (Palmsonntag bis Karsamstag), am Ostersonntag, Pfingstsonntag, an Fronleichnam, am Volkstrauertag
                     (vorletzter Sonntag vor dem 1. Advent) und am Ersten Weihnachtstag können öffentliche Veranstaltungen und Vergnügungen, auch
                     soweit sie nach § 7 Abs. 2 nicht verboten sind, von der Kreispolizeibehörde auf Antrag der Ortspolizeibehörde verboten werden, wenn sie nach den besonderen
                     örtlichen Verhältnissen Anstoß zu erregen geeignet sind.
                  

               

               
                     § 9

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        An den kirchlichen Feiertagen gilt die Bestimmung des § 7 Abs. 1 Satz 1 mit Beschränkung auf die Zeit des Hauptgottesdienstes am Vormittag, am Allgemeinen Buß- und Bettag mit Beschränkung auf die
                     Zeit des Hauptgottesdienstes am Vormittag und am Abend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Zeit des Hauptgottesdienstes wird von den Ortspolizeibehörden nach Anhörung der Pfarrämter bekanntgemacht.
                  

               

               
                     § 10

                  

                  Öffentliche Tanzunterhaltungen sind 

                  
                     
                        	
                           von Gründonnerstag 18 Uhr bis Karsamstag 20 Uhr,

                        

                        	
                           an Allerheiligen, wenn Allerheiligen auf die Wochentage

                           
                              
                                 	
                                    Montag bis Freitag fällt, von 3 Uhr bis 24 Uhr,

                                 

                                 	
                                    Samstag oder Sonntag fällt, von 5 Uhr bis 24 Uhr,

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           am Allgemeinen Buß- und Bettag von 3 Uhr bis 24 Uhr sowie

                        

                        	
                           am Volkstrauertag und Totengedenktag von 5 Uhr bis 24 Uhr

                        

                     
verboten. In Kur- und Erholungsorten beginnen die Verbote nach Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a und Nummer 3 bereits um 2 Uhr.
                  

               

               
                     § 11

                  

                  Für Tanzunterhaltungen von Vereinen und geschlossenen Gesellschaften in Wirtschaftsräumen gilt § 10 entsprechend.

               

               
                     § 12

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In besonderen Ausnahmefällen können die Ortspolizeibehörden von  den Vorschriften des § 7 Abs. 2 und des § 11, die Kreispolizeibehörden von den übrigen Vorschriften dieses Abschnitts befreien.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Innenministerium kann aus wichtigem Grund allgemein Ausnahmen von der Vorschrift des § 6 Abs. 1 zulassen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Vor der Erteilung einer Ausnahmebewilligung sind die zuständigen kirchlichen Stellen zu hören. Dies gilt nicht, wenn von Vorschriften
                     zum Schutz des 1. Mai oder des 3. Oktober eine Ausnahmebewilligung erteilt werden soll.
                  

               

               
                     § 13

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
                     
                        	
                           den Vorschriften über das Verbot
                              
                                 	
                                    öffentlich bemerkbarer Arbeiten (§ 6 Abs. 1),
                                    

                                 

                                 	
                                    von Treibjagden (§ 6 Abs. 2),
                                    

                                 

                                 	
                                    von Handlungen, die geeignet sind, den Gottesdienst zu stören (§ 7 Abs. 1, § 9 Abs. 1),
                                    

                                 

                                 	
                                    öffentlicher Versammlungen unter freiem Himmel, Aufzüge oder Umzüge, öffentlicher Veranstaltungen oder Vergnügungen während
                                       des Hauptgottesdienstes (§ 7 Abs. 2),
                                    

                                 

                                 	
                                    von Messen und Märkten (§ 7 Abs. 3),
                                    

                                 

                                 	
                                    öffentlicher Veranstaltungen in Räumen mit Schankbetrieb, sonstiger öffentlicher Veranstaltungen, soweit sie nicht der Würdigung
                                       des Feiertages oder einem höheren Interesse der Kunst, Wissenschaft oder Volksbildung dienen, oder öffentlicher Sportveranstaltungen
                                       (§ 8 Abs. 1 und 2),
                                    

                                 

                                 	
                                    öffentlicher Tanzunterhaltungen (§ 10) oder von Tanzunterhaltungen von Vereinen oder geschlossenen Gesellschaften in Wirtschaftsräumen (§ 11);
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           einem vollziehbaren Verbot nach § 8 Abs. 3 zuwiderhandelt.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 1 500 Euro geahndet werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten sind die Ortspolizeibehörden.
                  

               

            

         

      

      
            Dritter Abschnitt
Schlußbestimmungen
            

         

         
                     § 14

                  

                  Aufgehoben werden:
                     
                        	
                           das Gesetz Nr. 161 des früheren Landes Württemberg-Baden über die Sonntage, Festtage und Feiertage in der Fassung vom 5. November
                              1951 (Reg. Bl. S. 92);
                           

                        

                        	
                           das Gesetz des früheren Landes Baden über den Schutz der Sonn- und Feiertage in der Fassung vom 30. Dezember 1950 (GVBl. S.
                              302);
                           

                        

                        	
                           das Gesetz des früheren Landes Württemberg-Hohenzollern über die Sonntage, Festtage und Feiertage in der Fassung vom 8. April
                              1952 (Reg. Bl. S. 24).
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 152

                  

                  Das Gesetz tritt mit seiner Verkündung in Kraft.

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Vgl. hierzu auch Nr. 136 dieser Sammlung. 
            

         

      

      2
            Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in der ursprünglichen Fassung vom 13. Dezember 1954 (GBl. S. 167).

         

      

   
      

      
         136. Gesetz über die Ladenöffnung in Baden-Württemberg (LadÖG)

      

      
         Vom 14. Februar 2007

      

      
         (GBl. S. 135), geändert durch Gesetz vom 10. November 2009 (GBl. S. 628) und durch Gesetz vom 17. Dezember 2015 (GBl. S. 1184,
            1186)
         

      

      
                     § 1
Anwendungsbereich
                     

                  

                  Dieses Gesetz gilt für die Öffnung von Verkaufsstellen und das gewerbliche Feilhalten von Waren.

               

               
                     § 2
Begriffsbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Verkaufsstellen im Sinne dieses Gesetzes sind
                     
                        	
                           Ladengeschäfte aller Art, Apotheken, Tankstellen und Verkaufsstellen in Bahnhöfen, auf Flugplätzen, von Genossenschaften,
                              von landwirtschaftlichen Betrieben sowie Hofläden,
                           

                        

                        	
                           sonstige Verkaufsstände und -buden, Kioske, Basare und ähnliche Einrichtungen, falls in ihnen ebenfalls von einer festen Stelle
                              aus ständig Waren zum Verkauf an jedermann feilgehalten werden. Dem Feilhalten steht das Zeigen von Mustern, Proben und Ähnlichem
                              gleich, wenn Warenbestellungen in der Einrichtung entgegengenommen werden.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gewerbliches Feilhalten ist das gewerbliche Anbieten von Waren zum Verkauf inner- und außerhalb von Verkaufsstellen. Dem gewerblichen
                     Feilhalten steht das Zeigen von Mustern, Proben und Ähnlichem gleich, wenn dazu Räume benutzt werden, die für diesen Zweck
                     besonders bereitgestellt sind, und dabei Warenbestellungen entgegengenommen werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Feiertage im Sinne dieses Gesetzes sind die gesetzlichen Feiertage.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Reisebedarf im Sinne dieses Gesetzes sind Zeitungen, Zeitschriften, Straßenkarten, Stadtpläne, Reiselektüre, Schreibmaterialien,
                     Tabakwaren, Schnittblumen, Reisetoilettenartikel, Träger für Bild- und Tonaufnahmen, Bedarf für Reiseapotheken, persönlicher
                     Witterungsschutz, Reiseandenken und Spielzeug geringeren Wertes, Lebens- und Genussmittel in kleineren Mengen sowie ausländische
                     Geldsorten.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Zubehör im Sinne dieses Gesetzes sind Waren, die, insbesondere bei Sport- und Kulturveranstaltungen oder in Museen, als Nebenleistung
                     
                        	
                           einen engen Bezug zu einer nach anderen Rechtsvorschriften erlaubten oder nach diesem Gesetz zulässigen Hauptleistung aufweisen
                              oder
                           

                        

                        	
                           der sofortigen Versorgung der Besucher der Hauptleistung dienen.

                        

                     

                  

               

               
                     § 3
Ladenöffnungszeiten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Verkaufsstellen dürfen geöffnet sein, soweit nicht Regelungen dieses Gesetzes entgegenstehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Verkaufsstellen müssen für den geschäftlichen Verkehr mit Kunden geschlossen sein
                     
                        	
                           an Sonn- und Feiertagen,

                        

                        	
                           am 24. Dezember, wenn dieser Tag auf einen Werktag fällt, ab 14 Uhr.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Während der Ladenschlusszeiten nach Absatz 2 ist auch das gewerbliche Feilhalten von Waren zum Verkauf an jedermann außerhalb
                     von Verkaufsstellen verboten. Soweit für Verkaufsstellen nach diesem Gesetz oder den hierauf gestützten Vorschriften Abweichungen
                     von den Ladenschlusszeiten nach Absatz 2 zugelassen sind, gelten diese Abweichungen unter denselben Voraussetzungen und Bedingungen
                     auch für das gewerbliche Feilhalten.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die beim Ladenschluss anwesenden Kunden dürfen noch bedient werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Absatz 2 gilt nicht für Volksfeste, die den Vorschriften des Titels III der Gewerbeordnung unterliegen und von der zuständigen
                     Behörde genehmigt worden sind.
                  

               

               
                     § 3a
Verkauf alkoholischer Getränke
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         In Verkaufsstellen dürfen alkoholische Getränke in der Zeit von 22 Uhr bis 5 Uhr nicht verkauft werden. Im gleichen Zeitraum
                     ist das gewerbliche Feilhalten alkoholischer Getränke, auch durch Warenautomaten, verboten. Hofläden sowie Verkaufsstellen
                     von landwirtschaftlichen Genossenschaften, von landwirtschaftlichen Betrieben und auf Verkehrsflughäfen innerhalb der Terminals
                     dürfen alkoholische Getränke abweichend von Satz 1 verkaufen. Satz 3 gilt für das gewerbliche Feilhalten alkoholischer Getränke
                     durch Warenautomaten an den dort genannten Verkaufsstellen und auf Verkehrsflughäfen innerhalb der Terminals entsprechend.
                     Die Bestimmungen des Landesgaststättengesetzes bleiben unberührt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        § 3 Abs. 4 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Auf Antrag der Gemeinden können die Regierungspräsidien örtlich und zeitlich beschränkte Ausnahmen vom Verbot nach Absatz
                     1 zulassen, wenn dabei die mit dem Gesetz verfolgten öffentlichen Belange gewahrt bleiben. Das Nähere wird durch Verwaltungsvorschrift
                     der Landesregierung bestimmt.
                  

               

               
                     § 4
Apotheken
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Apotheken dürfen abweichend von § 3 Abs. 2 zur Abgabe von Arznei-, Krankenpflege-, Säuglingspflege- und Säuglingsnährmitteln,
                     Hygieneartikeln sowie Desinfektionsmitteln geöffnet sein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die zuständige Behörde hat für eine Gemeinde oder für benachbarte Gemeinden mit mehreren Apotheken anzuordnen, dass während
                     der Ladenschlusszeiten nach § 3 Abs. 2 abwechselnd ein Teil der Apotheken geschlossen sein muss. An den geschlossenen Apotheken
                     ist an sichtbarer Stelle ein Aushang anzubringen, der die zur Zeit offenen Apotheken bekannt gibt. Dienstbereitschaft der
                     Apotheken steht der Offenhaltung gleich.
                  

               

               
                     § 5
Tankstellen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Tankstellen dürfen abweichend von § 3 Abs. 2 geöffnet sein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Während der Ladenschlusszeiten nach § 3 Abs. 2 ist nur die Abgabe von Ersatzteilen für Kraftfahrzeuge, soweit dies für die Erhaltung oder Wiederherstellung der Fahrbereitschaft
                     notwendig ist, sowie die Abgabe von Betriebsstoffen und von Reisebedarf gestattet.
                  

               

               
                     § 6
Verkaufsstellen auf Verkehrsflughäfen, Verkehrslandeplätzen, Personenbahnhöfen und in Fährhäfen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Verkaufsstellen auf Verkehrsflughäfen und Verkehrslandeplätzen innerhalb der Terminals, Personenbahnhöfen des Schienenverkehrs
                     sowie in überregionalen Fährhäfen dürfen abweichend von § 3 Abs. 2 geöffnet sein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Während der Ladenschlusszeiten nach § 3 Abs. 2 ist Verkaufsstellen nach Absatz 1 nur die Abgabe von Reisebedarf gestattet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Absatz 2 gilt nicht für Verkaufsstellen auf Verkehrsflughäfen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Gesamtverkaufsfläche darf während der Ladenschlusszeiten nach § 3 Abs. 2 auf Verkehrsflughäfen mit einer Fluggastzahl
                     pro Jahr von weniger als
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 einer Million

                              
                              	
                                 1.000 m2,
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 fünf Millionen

                              
                              	
                                 4.000 m2,
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 3.

                              
                              	
                                 zehn Millionen

                              
                              	
                                 7.500 m2,
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 4.

                              
                              	
                                 12,5 Millionen

                              
                              	
                                 8.750 m2,
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 5.

                              
                              	
                                 15 Millionen

                              
                              	
                                 10.000 m2,
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 6.

                              
                              	
                                 17,5 Millionen

                              
                              	
                                 11.250 m2,
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 7.

                              
                              	
                                 20 Millionen

                              
                              	
                                 12.500 m2

                              
                           

                        
                     

                  

                  nicht überschreiten. Die Vorschriften über die raumordnungsrechtliche und bauplanungsrechtliche Zulässigkeit von Vorhaben
                     bleiben unberührt.
                  

               

               
                     § 7
Kur-, Erholungs-, Ausflugs- und Wallfahrtsorte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In anerkannten Kur- und Erholungsorten dürfen Verkaufsstellen, die eine oder  mehrere der nachfolgend genannten Waren ausschließlich
                     oder in erheblichem Umfang führen, abweichend von § 3 Abs. 2 Nr. 1 zum Verkauf von Reisebedarf, Sport- und Badegegenständen, Devotionalien sowie Waren, die für diese Orte kennzeichnend sind,
                     an jährlich höchstens 40 Sonn- und Feiertagen bis zur Dauer von acht Stunden geöffnet sein, sofern und soweit dies durch die
                     zuständige Behörde festgesetzt ist. Bei der Festsetzung der Öffnungszeiten ist auf die Zeit des Hauptgottesdienstes Rücksicht
                     zu nehmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Regierungspräsidium setzt im Einvernehmen mit dem Ministerium für Arbeit und Soziales Ausflugs- oder Wallfahrtsorte oder
                     Ortsteile von Ausflugs- oder Wallfahrtsorten mit besonders starkem Tourismus fest, in denen von den Bestimmungen des Absatzes
                     1 Gebrauch gemacht werden darf. Die Festsetzung ist nach Wegfall der Voraussetzungen zu widerrufen. Das Regierungspräsidium
                     gibt eine aktuelle Liste der Orte oder Ortsteile, in denen von den Bestimmungen des Absatzes 1 Gebrauch gemacht werden darf,
                     im Gemeinsamen Amtsblatt bekannt.
                  

               

               
                     § 8
Weitere Verkaufssonntage
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Abweichend von § 3 Abs. 2 Nr. 1 dürfen Verkaufsstellen aus Anlass von örtlichen Festen, Märkten, Messen oder ähnlichen Veranstaltungen an jährlich höchstens
                     drei Sonn- und Feiertagen geöffnet sein. Die zuständige Behörde bestimmt diese Tage und setzt die Öffnungszeiten fest. Die
                     zuständigen kirchlichen Stellen sind vorher anzuhören, soweit weite Bevölkerungsteile der jeweiligen Kirche angehören. Satz
                     3 gilt nicht für den 1. Mai und den 3. Oktober.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Offenhaltung von Verkaufsstellen kann auf bestimmte Bezirke und Handelszweige beschränkt werden. Sie darf fünf zusammenhängende
                     Stunden nicht überschreiten, muss spätestens um 18 Uhr enden und soll außerhalb der Zeit des Hauptgottesdienstes liegen. Wird
                     die Offenhaltung von Verkaufsstellen auf bestimmte Bezirke beschränkt, so sind die verkaufsoffenen Sonn- oder Feiertage nur
                     für diese Bezirke verbraucht.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Adventssonntage, die Feiertage im Dezember sowie der Oster- und Pfingstsonntag dürfen nicht freigegeben werden.
                  

               

               
                     § 9
Besondere Warengruppen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Abweichend von § 3 Abs. 2 Nr. 1 dürfen Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen geöffnet sein für die Abgabe von
                     
                        	
                           frischer Milch für die Dauer von insgesamt drei Stunden,

                        

                        	
                           Konditor- und frischen Backwaren für die Dauer von insgesamt drei Stunden,

                        

                        	
                           Blumen, wenn Blumen in erheblichem Umfang feilgehalten werden, für die Dauer von drei Stunden, am 1. November (Allerheiligen),
                              am Muttertag, am Volkstrauertag, am Totensonntag und am 1. Adventsonntag für die Dauer von sechs Stunden,
                           

                        

                        	
                           selbst erzeugten landwirtschaftlichen Produkten in Verkaufsstellen auf landwirtschaftlichen Betriebsflächen, in Hofläden und
                              Verkaufsstellen von Genossenschaften für die Dauer von sechs Stunden,
                           

                        

                        	
                           Zeitungen und Zeitschriften für die Dauer von sechs Stunden,

                        

                        	
                           Zubehör für die Dauer der Hauptleistung und in unmittelbarem räumlichen Zusammenhang dazu.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Absatz 1 Nr. 1 bis 4 gilt nicht für die Abgabe am 1. Weihnachtsfeiertag sowie am Oster- und Pfingstsonntag.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Abweichend von § 3 Abs. 2 Nr. 1 dürfen am 24. Dezember, wenn dieser Tag auf einen Sonntag fällt,
                     
                        	
                           Verkaufsstellen, die überwiegend Lebens- und Genussmittel feilhalten, und

                        

                        	
                           alle Verkaufsstellen für die Abgabe von Weihnachtsbäumen

                        

                     

                  

                  während höchstens drei Stunden bis längstens 14 Uhr geöffnet sein.

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die zuständige Behörde kann über Absatz 1 hinaus abweichend von § 3 Abs. 2 Nr. 1 Ausnahmen für das Feilhalten von leicht verderblichen
                     Waren und Waren zum sofortigen Verzehr, Gebrauch oder Verbrauch zulassen, sofern dies zur Befriedigung örtlich auftretender
                     Bedürfnisse notwendig ist.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Der Inhaber der Verkaufsstelle hat bei der Festlegung der jeweiligen Öffnungszeiten nach den Absätzen 1 und 3 die Zeit des
                     Hauptgottesdienstes zu berücksichtigen. Die Lage der zugelassenen Öffnungszeiten nach Absatz 4 ist unter Berücksichtigung
                     der Zeit des Hauptgottesdienstes festzusetzen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Der Inhaber hat an der Verkaufsstelle gut sichtbar auf die Öffnungszeiten an Sonn- und Feiertagen hinzuweisen.
                  

               

               
                     § 10
Marktverkehr
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf Messen, Ausstellungen und Märkte, die den Vorschriften des Titels IV der Gewerbeordnung
                     unterliegen und von der für den Vollzug des Titels IV der Gewerbeordnung zuständigen Behörde genehmigt worden sind, sofern
                     in den folgenden Absätzen nichts anderes geregelt ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Während der allgemeinen Ladenschlusszeiten nach § 3 Abs. 2 dürfen auf Groß- und Wochenmärkten nach Absatz 1 Waren zum Verkauf an den Endverbraucher nicht feilgehalten werden; jedoch
                     kann die für den Vollzug des Titels IV der Gewerbeordnung zuständige Behörde in den Grenzen einer nach §§ 7 bis 9 zulässigen Offenhaltung der Verkaufsstellen eine Ausnahme zulassen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Am 24. Dezember dürfen nach 14 Uhr Waren auch im sonstigen Marktverkehr nicht feilgehalten werden.
                  

               

               
                     § 11
Ausnahmen im öffentlichen Interesse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die zuständige Behörde kann in Einzelfällen befristete Ausnahmen von den Vorschriften der §§ 3, 4 bis 10 bewilligen, wenn die Ausnahmen im öffentlichen Interesse dringend nötig werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Bewilligung kann jederzeit widerrufen werden.
                  

               

               
                     § 12
Besonderer Arbeitnehmerschutz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Arbeitnehmer in Verkaufsstellen oder beim gewerblichen Feilhalten dürfen an Sonn- und Feiertagen nur während der ausnahmsweise
                     zugelassenen Öffnungszeiten und, falls dies zur Erledigung von Vorbereitungs- und Abschlussarbeiten unerlässlich ist, während
                     insgesamt weiterer 30 Minuten beschäftigt werden. Die Beschäftigungszeit des einzelnen Arbeitnehmers darf die Dauer von acht
                     Stunden nicht überschreiten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei nach § 7 zugelassenen Öffnungszeiten dürfen Arbeitnehmer in Verkaufsstellen oder beim gewerblichen Feilhalten an jährlich höchstens
                     22 Sonn- und Feiertagen für jeweils nicht mehr als vier Stunden beschäftigt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Werden Arbeitnehmer während zugelassener Öffnungszeiten nach §§ 4 bis 9 an Sonn- und Feiertagen beschäftigt, so sind sie an einem Werktag derselben Woche
                     
                        	
                           bei einer Beschäftigung von mehr als drei Stunden ab 13 Uhr,

                        

                        	
                           bei einer Beschäftigung von mehr als sechs Stunden ganztägig

                        

                     

                  

                  von der Beschäftigung freizustellen. Jeder dritte Sonntag muss beschäftigungsfrei bleiben. Werden Arbeitnehmer während zugelassener
                     Öffnungszeiten nach §§ 4 bis 9 kürzer als drei Stunden an Sonn- und Feiertagen beschäftigt, muss in jeder zweiten Woche ein Nachmittag ab 13 Uhr oder
                     ein Samstag- oder Montagvormittag bis 14 Uhr oder jeder zweite Sonntag beschäftigungsfrei bleiben.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Arbeitnehmer in Verkaufsstellen oder beim gewerblichen Feilhalten können verlangen, in jedem Kalendermonat an einem Samstag
                     von der Beschäftigung freigestellt zu werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Warenautomaten dürfen von Arbeitnehmern an Sonn- und Feiertagen nur während der Öffnungszeiten der mit den Warenautomaten
                     in räumlichem Zusammenhang stehenden Verkaufsstelle beschickt werden.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die zuständige Behörde kann in Einzelfällen Ausnahmen von den Vorschriften der Absätze 1 bis 5  zulassen. Die Bewilligung
                     kann befristet und jederzeit widerrufen werden.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Inhaber einer Verkaufsstelle haben bei der Beschäftigung von mehr als einem Arbeitnehmer
                     
                        	
                           einen Abdruck dieses Gesetzes an geeigneter Stelle in der Verkaufsstelle auszulegen oder auszuhängen und

                        

                        	
                           ein Verzeichnis über Namen, Tag, Beschäftigungsart und -zeiten der an Sonn- und Feiertagen beschäftigten Arbeitnehmer sowie
                              die Freistellungszeiten nach Absatz 3 zu führen.
                           

                        

                     

                  

                  Satz 1 Nr. 2 gilt auch für Gewerbetreibende nach § 2 Abs. 2.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Die Absätze 1 bis 7 gelten nicht für pharmazeutisch vorgebildete Arbeitnehmer in Apotheken.
                  

               

               
                     § 13
Aufsicht und Auskunft
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die zuständige Behörde führt die Aufsicht über die Ausführung der Vorschriften dieses Gesetzes. Sie kann die erforderlichen
                     Maßnahmen zur Erfüllung der sich aus diesem Gesetz ergebenden Pflichten anordnen. Für die Befugnisse und Obliegenheiten der
                     zuständigen Behörde gilt § 139b der Gewerbeordnung in der Fassung vom 22. Februar 1999 (BGBl. I S. 203), zuletzt geändert
                     durch Artikel 144 der Verordnung vom 31. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2407), entsprechend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Inhaber von Verkaufsstellen sowie Gewerbetreibende nach § 2 Abs. 2 sind verpflichtet, der zuständigen Behörde auf Verlangen die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Angaben wahrheitsgemäß
                     und vollständig zu machen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Pflicht nach Absatz 2 obliegt auch den in Verkaufsstellen oder beim gewerblichen Feilhalten Beschäftigten.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Inhaber von Verkaufsstellen sowie Gewerbetreibende nach § 2 Abs. 2 sind verpflichtet, das Verzeichnis nach § 12 Abs. 7 Nr. 2 und alle sonstigen Unterlagen, die sich auf die nach Absatz 2 zu
                     machenden Angaben beziehen, der zuständigen Behörde auf Verlangen jederzeit vorzulegen oder zur Einsicht einzusenden. Die
                     Verzeichnisse und Unterlagen sind zwei Jahre aufzubewahren.
                  

               

               
                     § 14
Zuständigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Soweit nichts anderes bestimmt ist, ist die Gemeinde zuständige Behörde nach diesem Gesetz.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die zuständige Behörde nach § 4 Abs. 2 Satz 1 sowie für die mit § 4 verbundene Aufsicht nach § 13 bestimmt sich nach dem Heilberufe-Kammergesetz (HBKG).
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Zuständige Behörde für die mit § 10 verbundene Aufsicht nach § 13 ist die für den Vollzug des Titels IV der Gewerbeordnung zuständige Behörde.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Zuständige Behörde nach § 12 Abs. 6 sowie für die mit § 12 verbundene Aufsicht nach § 13 ist die nach der Arbeitszeitzuständigkeitsverordnung zuständige Behörde.
                  

               

               
                     § 15
Ordnungswidrigkeiten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
                     
                        	
                           als Inhaber einer Verkaufsstelle oder als Gewerbetreibender nach § 2 Abs. 2
                              
                                 	
                                    den Bestimmungen und Festsetzungen nach § 3 Abs. 2 und 3, § 5 Abs. 2, § 6 Abs. 2, § 7 Abs. 1, § 8 Abs. 1 und 2 sowie § 9,
                                    

                                 

                                 	
                                    dem Verbot nach § 3 a,

                                 

                                 	
                                    den Bestimmungen und Anordnungen nach § 4,
                                    

                                 

                                 	
                                    den Bestimmungen und Festsetzungen nach § 10 Abs. 2 und 3,
                                    

                                 

                                 	
                                    den Bestimmungen nach § 12 Abs. 1 bis 3,
                                    

                                 

                                 	
                                    einer Verpflichtung nach § 12 Abs. 7,
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           als Arbeitgeber der Bestimmung nach § 12 Abs. 5 oder
                           

                        

                        	
                           einer Verpflichtung oder Anordnung nach § 13 Abs. 1 in Verbindung mit § 139b der Gewerbeordnung und § 13 Abs. 2 bis 4
                           

                        

                     

                  

                  zuwiderhandelt.

                  
                        (
                        2
                        )
                        Eine Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 1 Buchst. a bis d und Nr. 3 kann mit einer Geldbuße bis zu 10.000 Euro, eine Ordnungswidrigkeit
                     nach Absatz 1 Nr. 1 Buchst. e und f und Nr. 2 kann mit einer Geldbuße bis zu 15.000 Euro geahndet werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Zuständige Behörde nach § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten
                     nach Absatz 1 ist
                     
                        	
                           die Gemeinde, soweit nichts anderes bestimmt ist,

                        

                        	
                           für Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nr. 1 Buchst. c sowie, soweit sie für die Aufsicht nach diesem Gesetz zuständig ist,
                              nach Absatz 1 Nr. 3 die nach § 6 HBKG zuständige Stelle,
                           

                        

                        	
                           für Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nr. 1 Buchst. d sowie, soweit sie für die Aufsicht nach diesem Gesetz zuständig ist,
                              nach Absatz 1 Nr. 3 die für den Vollzug des Titels IV der Gewerbeordnung zuständige Behörde und
                           

                        

                        	
                           für Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 Nr. 1 Buchst. e und f und Nr. 2 sowie, soweit sie für die Aufsicht nach diesem Gesetz
                              zuständig ist, nach Absatz 1 Nr. 3 die nach der Arbeitszeitzuständigkeitsverordnung zuständige Behörde.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 16
Straftaten
                     

                  

                  Wer vorsätzlich als Inhaber einer Verkaufsstelle oder als Gewerbetreibender nach § 2 Abs. 2 eine der in § 15 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. e bezeichneten Handlungen begeht und dadurch vorsätzlich oder fahrlässig Arbeitnehmer
                     in ihrer Arbeitskraft oder Gesundheit gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu
                     180 Tagessätzen bestraft.
                  

               

               
                     § 17
Verhältnis zu anderen Normen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Regelungen dieses Gesetzes sind gesetzliche Vorschriften nach § 6 Abs. 1 des Feiertagsgesetzes1.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die bundesrechtlichen Regelungen des Gesetzes über den Ladenschluss und die darauf gestützten bundesrechtlichen Rechtsverordnungen
                     sind im Geltungsbereich dieses Gesetzes nicht anzuwenden.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 135 dieser Sammlung.
            

         

      

   
      

      
         137. Erlass [des Oberkirchenrats] betreffend die Liturgische Kleidung der mit der öffentlichen Wortverkündigung Beauftragten

      

      
         Vom 8. Oktober 2002

      

      
         (Abl. 60 S. 179)
         

      

      
                     § 1
Liturgische Kleidung
                     

                  

                  Den mit der öffentlichen Wortverkündigung beauftragten Diakoninnen und Diakonen, Lektorinnen und Lektoren und Anderen, die
                     nicht Pfarrerinnen und Pfarrer sind, ist es freigestellt, für den Dienst der öffentlichen Wortverkündigung ein liturgisches
                     Gewand zu tragen.
                  

               

               
                     § 2
Mantelalbe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das liturgische Gewand ist die Mantelalbe (ohne Stola).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Mantelalbe ist aus naturweißem Stoff gefertigt, knöchellang, und wird vorne geschlossen. Sie hat weder Kapuze noch Rollkragen
                     noch Verzierungen.
                  

               

               
                     § 3
Kirchengemeinderat und Gemeinde
                     

                  

                  Kirchengemeinderat und Gemeinde sind über die Bedeutung und Funktion dieses liturgischen Gewandes im Voraus zu informieren.

               

            

         

      

      

   
      

      
         139. Fotografieren bei Gottesdiensten und kirchlichen Amtshandlungen

      

      
         Erlaß des Oberkirchenrats vom 15. Januar 1985

      

      
         (Abl. 51 S. 247), geändert durch Erlass des Oberkirchenrats vom 24. Januar 2023 (Abl. 70 S. 450)
         

      

      Gemäß § 25 Abs. 4 des Kirchenverfassungsgesetzes1 trifft der Oberkirchenrat zur Ausführung der kirchlichen Ordnungen über die Gottesdienste und kirchlichen Amtshandlungen
            folgende Regelung für das Fotografieren einschließlich Filmen bei Gottesdiensten und kirchlichen Amtshandlungen:
            
               	
                  Das Fotografieren einschließlich Filmen während des Gottesdienstes bedarf der Erlaubnis des Liturgen. Dieser wird bei der
                     Absprache über die näheren Umstände auf die Belange einer ungestörten gottesdienstlichen Feier ebenso Rücksicht nehmen wie
                     auf die Wünsche einzelner Gemeindeglieder oder berechtigte Interessen der Öffentlichkeit.
                  

               

               	
                  Auszugehen ist von dem Grundsatz, daß der Ablauf der gottesdienstlichen Feier und die Andacht der Gemeinde nicht gestört werden
                     darf. Es darf nicht der Eindruck erweckt werden, als handle es sich bei dem Gottesdienst um ein Schauspiel. Anfragende sollen
                     vor allem auf geeignete Möglichkeiten für fotografische Aufnahmen verwiesen werden, wie sie sich zum Beispiel während des
                     Einzugs der Konfirmanden oder des Brautpaars oder beim Verlassen der Kirche anbieten. Auch während des Gemeindegesangs, insbesondere
                     während des Eingangs- oder Schlußliedes, kann das Fotografieren gestattet werden. In vielen Fällen wird das Angebot des Liturgen,
                     sich nach der Trauung oder der Taufe vor dem Altar oder dem Taufstein zusammen mit den Feiernden zu einem Erinnerungsbild
                     zur Verfügung zu halten, den Wünschen entgegenkommen.
                  

               

               	
                  Der heutige Stand der Technik erlaubt einen weitgehenden Verzicht auf besondere Zusatzbeleuchtungen. Die Verwendung von Blitzlicht
                     sollte daher nur dort erlaubt werden, wo die Lichtverhältnisse dies erforderlich machen. In diesen Fällen ist bei der Wahl
                     des Zeitpunkts für das Fotografieren ein besonders strenger Maßstab anzulegen.
                  

               

               	
                  Grundsätzlich untersagt sind die Anfertigung von Bildaufzeichnungen, die teilnehmende Personen bei der Feier des Heiligen
                     Abendmahls, beim Vollzug der Taufe, bei der Einsegnung der Konfirmation, bei der Trauung und bei der Einführung in ein kirchliches
                     Amt abbilden, sowie Nahaufnahmen der betenden Gemeinde oder eines betenden Christen und Nahaufnahmen der Leidtragenden am
                     Grab. Der Liturg kann die Aufzeichnung oder Übertragung von Bild und Ton mit Einwilligung der Abgebildeten zulassen; auf die
                     Regelungen in § 22 Kunsturhebergesetz2 und § 53 DSG-EKD3 wird verwiesen.
                  

               

               	
                  Über die Regelungen der Nummern 2 und 3 hinaus können Bild- und Tonaufzeichnungen bei kirchlichen Feiern von überörtlicher
                     Bedeutung aus allgemeinem kirchlichem Interesse oder im Interesse der kirchlichen Publizistik zugelassen werden. Darüber hinausgehende
                     Befreiungen erteilt der Oberkirchenrat. Die Schutzrechte der Abgebildeten sind zu wahren.
                  

               

               	
                  Über die jeweils getroffene Regelung ist der Mesner zu unterrichten.

               

            

         

         Diese Bestimmungen treten an die Stelle des Erlasses vom 10. Dezember 1946 (Abl. 32 Seite 185).

      

      

      1
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 1 dieser Sammlung.
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Gesetz betreffend das Urheberrecht an Werken der bildenden Künste und der Photographie vom 9. Januar 1907 (RGBl. S. 7), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16. Februar 2001 (BGBl. I S. 266, 280):

            „§ 22 

            Bildnisse dürfen nur mit Einwilligung des Abgebildeten verbreitet oder öffentlich zur Schau gestellt werden. Die Einwilligung
               gilt im Zweifel als erteilt, wenn der Abgebildete dafür, daß er sich abbilden ließ, eine Entlohnung erhielt. Nach dem Tode
               des Abgebildeten bedarf es bis zum Ablaufe von 10 Jahren der Einwilligung der Angehörigen des Abgebildeten. Angehörige im
               Sinne dieses Gesetzes sind der überlebende Ehegatte oder Lebenspartner und die Kinder des Abgebildeten und, wenn weder ein
               Ehegatte oder Lebenspartner noch Kinder vorhanden sind, die Eltern des Abgebildeten.“
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 900 dieser Sammlung.
            

         

      

   
      

      
         140. Taufordnung

      

      
         Vom 4. November 1964

      

      
         (Abl. 42 S. 1), geändert durch Kirchl. Gesetz vom 14. Juli 1995 (Abl. 56 S. 465), vom 29. Juni 2000 (Abl. 59 S. 113, 115), vom 26. März 2004 (Abl. 61 S. 69, 70), vom 27. November 2012 (Abl. 65 S. 269, 277), vom 25. November 2015 (Abl. 67 S. 1, 7), vom 10. März 2018 (Abl. 68 S. 81), vom 27. November 2018 (Abl. 68 S. 307, 308) und vom 29. März 2025 (Abl. 71 Nr. 144)
         

      

      und

      141. Ausführungsbestimmungen1, 2

      Vom 25. November 1965 (Abl. 42 S. 2), geändert durch Verordnung des Oberkirchenrats vom 23. Oktober 1968 (Abl. 43 S. 218),
         vom 27. August 1991 (Abl. 54 S. 545), vom 8. August 1995 (Abl. 56 S. 467), vom 1. Juli 1997 (Abl. 57 S. 338), vom 20. Juni 2000 (Abl. 59 S. 119), vom 29. August 2006 (Abl. 62 S. 114), vom 9. Juli 2013 (Abl. 65 S. 532), vom 20. August 2019 (Abl. 68 S. 511), vom 12. Juli 2022 (Abl. 70 S. 346), vom 6. August 2024 (Abl. 71 Nr. 61) und vom 9. Dezember 2025 (Abl. 71 Nr. 213)
      

      
            
               
                  
                     	
                        „Mir ist gegeben alle Gewalt im Himmel und auf Erden. Darum gehet hin und lehret alle Völker: Taufet sie auf den Namen des
                           Vaters und des Sohnes und des Heiligen Geistes und lehret sie halten alles, was ich euch befohlen habe. Und siehe, ich bin
                           bei euch alle Tage bis an der Welt Ende.“ (Matthäus 28, 18-20)
                        

                        „Wer da glaubt und getauft wird, der wird selig werden; wer aber nicht glaubt, der wird verdammt werden.“ (Markus 16, 16)

                        „Die Taufe ist ein Sakrament und göttlich Wortzeichen, womit Gott, der Vater, durch Jesus Christus, seinen Sohn, samt dem
                           Heiligen Geist bezeugt, daß er dem Getauften ein gnädiger Gott wolle sein und verzeihe ihm alle Sünden aus lauter Gnade von
                           wegen Jesu Christi und nehme ihn auf an Kindes statt und zum Erben aller himmlischen Güter.“ (Johannes Brenz im Württembergischen
                           Katechismus)
                        

                        In der Bindung an das Wort der Heiligen Schrift und die Bekenntnisse der Reformation hat die Landessynode zur Ordnung der
                           Taufe das folgende kirchliche Gesetz beschlossen:
                        

                     
                  

               
            

         

         
                     § 1
Stiftung der Taufe
                     

                  

                  Die Kirche tauft im Gehorsam gegen den Befehl Jesu Christi und im Glauben an seine Verheißung. Die Taufe ist ein Zeugnis für
                     die Einheit des Leibes Jesu Christi; sie ist allen christlichen Kirchen gemeinsam.
                  

               

               
                     § 2
Wesen der Taufe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In der Taufe handelt der Dreieinige Gott selbst an dem Täufling; er läßt verkündigen, daß er den Getauften dadurch in die
                     Gemeinschaft des Leidens und Sterbens und der Auferstehung Jesu Christi hineingenommen und damit vom Fluch der Sünde und des
                     Todes befreit hat; er spricht ihm seine Gnade zu, stellt ihn unter seine Herrschaft, beruft ihn als Glied seines Leibes zur
                     Sammlung und Auferbauung seiner Gemeinde und führt ihn seinem Reich entgegen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In dem Bund der Taufe ist diese Zusage der Gnade ein für allemal besiegelt. Der Getaufte ist damit gerufen, dies im Glauben zu bejahen und in tätiger Liebe zu bezeugen, daß sein ganzes Leben unter der Verheißung
                     und Verpflichtung seiner Taufe steht.
                  

               

               
                     § 3
Taufhandlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kirche tauft auf den Namen des Dreieinigen Gottes. Der Taufende schöpft mit der Hand dreimal Wasser auf das Haupt des
                     Täuflings und spricht zu ihm: „Ich taufe dich auf den Namen Gottes, des Vaters und des Sohnes und des Heiligen Geistes.“ Begehrt
                     ein heranwachsender oder erwachsener Täufling durch Untertauchen getauft zu werden, so kann der zuständige Pfarrer die Taufe
                     in dieser Form vollziehen, sofern ein geeigneter Taufort, regelmäßig ein Gewässer unter freiem Himmel, zur Verfügung steht,
                     der in der örtlichen Gottesdienstordnung3 festgelegt ist.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 3 Abs. 1)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 1. Für die Taufe durch Untertauchen geeignet sind insbesondere fließende Gewässer, unter Umständen auch Seen oder Freibäder.
                                    Sie soll in einem Gewässer unter freiem Himmel vorgenommen werden. Hiervon kann insbesondere in den Wintermonaten abgewichen
                                    werden.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gültig ist nur eine auf den Namen des Dreieinigen Gottes mit Wasser vollzogene Taufe. Dies gilt auch für die Anerkennung von
                     Taufen, die von anderen christlichen Kirchen oder Glaubensgemeinschaften vollzogen wurden.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 3 Abs. 2)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              1a. Eine Taufe kann nicht als gültig anerkannt werden, wenn trotz Gebrauch der trinitarischen Taufformel in der betreffenden
                                 Religionsgemeinschaft offensichtlich der Glaube an den Dreieinigen Gott verleugnet wird, oder wenn nicht nur bei zusätzlichen
                                 Nebenhandlungen, sondern beim Taufakt selbst außer Wasser noch andere Elemente gebraucht werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              2. Eine Verwechslung von Ruf- oder Familienname des Täuflings berührt die Gültigkeit der Taufe nicht.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              3. Gültig sind Taufen in christlichen Kirchen oder Glaubensgemeinschaften, deren Taufe ökumenisch als christliche Taufe anerkannt wird, auch wenn die Glaubensgemeinschaft nicht dem ökumenischen Rat der Kirchen angehört.
                                 Zum Nachweis einer gültigen Taufe kann die Vorlage einer Taufbescheinigung verlangt werden. In Zweifelsfällen ist dem Oberkirchenrat
                                 zu berichten.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Durch die Taufe wird der Getaufte Glied der Kirche.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 3 Abs. 3)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              4. Der Getaufte erhält die Rechte und Pflichten eines Gemeindeglieds seines Lebensalters.
                              

                           
                        

                     
                  

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die gültig vollzogene Taufe schließt eine Wiederholung aus.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 3 Abs. 4)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              5. Wiedertaufe oder Werbung für die Wiedertaufe sind mit den Pflichten des Inhabers eines kirchlichen Amtes unvereinbar.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Muß nach den Umständen angenommen werden, daß keine oder keine gültige Taufe stattgefunden hat, so wird die Taufe vollzogen,
                     wenn die sonstigen Voraussetzungen vorliegen.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 3 Abs. 5)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              6. Bestehen Zweifel an der Gültigkeit einer Taufhandlung oder ob überhaupt eine solche stattgefunden hat, so sind die näheren
                                 Umstände, vor allem die Taufformel, zu ermitteln. Nur wenn diese Ermittlungen die Annahme begründen, daß keine oder keine
                                 gültige Taufe stattgefunden hat, wird die Taufe gemäß Abs. 5 vollzogen.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 4
Verkündigung und Taufe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Verkündigung der Kirche in Predigt und Unterricht ruft alle zu einer in Verantwortung wahrgenommenen Taufe.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Kirche gewährt deshalb die Taufe, wenn jemand diesem Ruf zu folgen bereit ist und die Taufe für sich oder seine Kinder
                     mit Ernst begehrt.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 4 Abs. 2)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              7. Ob jemand dem Ruf zur Taufe zu folgen bereit ist und die Taufe für sich oder seine Kinder mit Ernst begehrt, ist vor allem
                                 im Taufgespräch (§ 6 Abs. 3) zu klären.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Predigt, Unterricht und Seelsorge bleiben ständig auf die Taufe bezogen.
                  

               

               
                     § 5
Zeitpunkt der Taufe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Weil auch Kinder der Gnade Gottes bedürfen und nach Christi Verheißung an ihr teilhaben sollen, bringen die Glieder unserer
                     Kirche schon Kinder zur Taufe.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 5 Abs. 1)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              8. Wer die Taufe von Kindern grundsätzlich ablehnt und wer die Bereitschaft der Kirche zur Kindertaufe nicht mitvertritt, kann
                                 kein Pfarramt oder anderes leitendes Amt in der Landeskirche bekleiden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              8a. Pfarrer und Pfarrerinnen dürfen die ernstliche Bitte von Erziehungsberechtigten, die für das Kind die Taufe begehren, nicht
                                 ablehnen oder ihnen von der Kindertaufe abraten, sofern die Voraussetzungen für die Taufe gegeben sind.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              9. Die Einladung zur Kindertaufe geschieht durch Predigt, Unterricht und Seelsorge; jeder direkte oder indirekte Zwang ist zu vermeiden.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Einladung zur Taufe bleibt auch für die Erziehungsberechtigten bestehen, die sich dafür entschieden haben, die Taufe des
                     Kindes aufzuschieben, obwohl die Voraussetzungen für die Taufe erfüllt sind. Pfarrer und Gemeinde sollen wegen der Erziehung
                     der Kinder mit der Familie in Verbindung bleiben.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 5 Abs. 2)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              10. Wünschen die Erziehungsberechtigten den Taufaufschub für das Kind, so sollen sie das Gespräch mit dem Seelsorger suchen und
                                 das Kind zur Aufnahme in das Katechumenenverzeichnis anmelden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              11. Nicht hierher gehören die Fälle, bei denen die Kindertaufe oder die Taufe überhaupt bestritten wird. Für Maßnahmen der Kirchenzucht, die in diesen Fällen möglich sind, gelten die jeweiligen Ordnungen (vgl. z. B. § 2 Abs. 3 und 5 Wahlordnung4 und §§ 3, 8 der Ordnung der kirchlichen Trauung5).
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Diese Erziehungsberechtigten sind berechtigt und verpflichtet, das ungetaufte Kind auf die Taufe hin zu erziehen. Sie werden
                     es deshalb am Gottesdienst, am kirchlichen Unterricht und am evangelischen Religionsunterricht teilnehmen lassen. Nach Vollendung
                     ihres 14. Lebensjahres können die Kinder sich selbst zur Taufe anmelden.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 5 Abs. 3)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              12. Das in § 2 lit. b) des Kirchenregistergesetzes6 vorgesehene Katechumenenverzeichnis wird von jedem Pfarramt nach § 2 Abs. 2 S. 3 und § 29 der Kirchenregisterverordnung7 geführt.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              13. Bei einem Wohnsitzwechsel ist der Eintrag im Katechumenenverzeichnis dem für den neuen Wohnsitz des Katechumenen zuständigen
                                 Pfarramt mitzuteilen, damit auch das dortige Verzeichnis ergänzt werden kann.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              14. Katechumenen sind nicht Glieder der Landeskirche (§ 3 Abs. 3), werden aber, was ihre Teilnahme am kirchlichen Leben betrifft,
                                 bis zur Vollendung ihres 14. Lebensjahres wie Gemeindeglieder ihres Alters behandelt (§ 5 Abs. 3). Dies schließt eine kirchliche
                                 Bestattung auf Wunsch der Erziehungsberechtigten ein.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 6
Taufbegehren, Taufgespräch
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Taufe von Kindern setzt voraus, daß die Erziehungsberechtigten mit der Taufe einverstanden sind, mindestens einer der
                     Erziehungsberechtigten die Taufe begehrt, und der ernste Wille bekundet wird, daß das Kind im evangelischen Glauben als Glied
                     der Gemeinde Jesu Christi erzogen werde.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gehört nur einer der Erziehungsberechtigten der evangelischen Kirche an, so ist auf dessen Willen zur Erfüllung seiner evangelischen
                     Erziehungspflichten besonders zu achten. Der andere, nicht der evangelischen Kirche angehörende oder aus ihr ausgetretene Erziehungsberechtigte soll auf seine Verpflichtung
                     angesprochen werden, die evangelische Erziehung des Kindes nicht zu behindern.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Vor der Taufe eines Kindes ist mit den Erziehungsberechtigten ein Taufgespräch zu führen, zu welchem sie der Pfarrer einlädt
                     oder aufsucht.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 6 Abs. 3)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              15. Die Erziehungsberechtigten sollen vor der Taufe beide an dem Taufgespräch teilnehmen; mindestens ein Erziehungsberechtigter
                                 muß jedoch zu dem Taufgespräch bereit sein (§ 7 Abs. 1 S. 2 lit. b). Erreichbare Paten sollen zum Taufgespräch eingeladen werden.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 7
Zurückstellung der Taufe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Solange ersichtlich nicht zu erwarten ist, daß das Kind als Glied der Gemeinde Jesu Christi erzogen wird, kann die Kirche
                     nicht taufen. Dies wird insbesondere der Fall sein, wenn
                     
                        	
                           beide Erziehungsberechtigten der evangelischen Kirche nicht angehören oder aus ihr ausgetreten sind beziehungsweise der alleinige
                              Erziehungsberechtigte ihr nicht angehört oder aus ihr ausgetreten ist,
                           

                        

                        	
                           kein Erziehungsberechtigter zu einem Taufgespräch bereit ist,

                        

                        	
                           beide Erziehungsberechtigten oder der alleinige Erziehungsberechtigte Jesus Christus, den Herrn, sein Wort und Sakrament,
                              seine Kirche in grober Weise verächtlich machen,
                           

                        

                        	
                           zwar die Taufe des Kindes begehrt wird, aber kein Erziehungsberechtigter dazu bereit ist, die mit der Taufe verbundene Verpflichtung
                              zur evangelischen Erziehung zu bejahen,
                           

                        

                        	
                           die Erziehungsberechtigten oder der alleinige Erziehungsberechtigte an dem Kind eine Weihehandlung vornehmen ließen, die im
                              Widerspruch zur Taufe steht, und nicht bereit sind, ein dabei gegebenes, mit der Taufe nicht zu vereinbarendes Versprechen ausdrücklich zu widerrufen,
                           

                        

                        	
                           die Erziehungsberechtigten oder der alleinige Erziehungsberechtigte sich ausdrücklich weigern oder es offensichtlich versäumen,
                              bei den schon getauften Kindern ihr Taufversprechen zur evangelischen Erziehung zu erfüllen.
                           

                        

                     

                  

                  In solchen Fällen wird die Taufe dennoch gewährt, wenn für eine Erziehung im evangelischen Glauben gleichwohl zuverlässig
                     gesorgt ist.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 7 Abs. 1)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              16. Bei der Beurteilung der Frage, ob zu erwarten ist, daß ein Kind als Glied der Gemeinde Jesu Christi erzogen wird, ist an
                                 die Erziehung in der Familie, aber auch an den kirchlichen Unterricht, den Religionsunterricht in der Schule sowie an die Begleitung in evangelischer Kinder- und Jugendarbeit zu denken.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              17. Zu § 7 Abs. 1 S. 2 lit. c wird auf die Handreichung zu § 2 der Wahlordnung 1964 (Abl. 41 S. 298) verwiesen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              18. Im Fall des Abs. 1 S. 2 lit. d muß die Ablehnung ausdrücklich ausgesprochen werden. Abs. 1 S. 2 lit. e betrifft vor allem die atheistische oder die freireligiöse Jugendweihe bzw. Lebensweihe.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              19. Das Fehlen der kirchlichen Trauung begründet nur dann die Zurückstellung einer Taufe, wenn die Trauung aus einer deutlichen
                                 inzwischen nicht überwundenen Geringschätzung des Wortes Gottes unterblieben ist (vgl. § 7 Abs. 1 S. 2 lit. c), und nicht
                                 aus anderen Gründen (z. B. schwierige Verhältnisse in einer konfessionellen Mischehe). Gegebenenfalls soll das Angebot gemacht werden, die Trauung nachzuholen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              20. Für eine Erziehung im evangelischen Glauben ist insbesondere dann zuverlässig gesorgt, wenn evangelische Christen tatsächlichen
                                 Einfluß auf die Erziehung des Kindes nehmen können.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kann die Taufe nach Abs. 1 vorläufig nicht vollzogen werden, so sind Pfarrer und Gemeinde verpflichtet, wegen der Erziehung
                     des Kindes mit der Familie in besonderer Weise in Verbindung zu bleiben. Auch im Fall einer Zurückstellung der Taufe sind
                     evangelische Erziehungsberechtigte berechtigt und gerufen, das Kind auf die Taufe hin zu erziehen. Sie sind dazu eingeladen, das Kind
                     am Gottesdienst, am kirchlichen Unterricht und am evangelischen Religionsunterricht teilnehmen zu lassen. Nach Vollendung
                     ihres 14. Lebensjahres können diese Kinder die Taufe selbst begehren und Glieder der Kirche werden.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 7 Abs. 2)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              21. Den Erziehungsberechtigten sind die Gründe der vorläufigen Zurückstellung der Taufe mitzuteilen. Nrn. 12 bis 14 gelten entsprechend.
                                 Kinder, deren Taufe zurückgestellt ist (§ 7 Abs. 2 S. 2), werden im Einvernehmen mit den Erziehungsberechtigten in das Katechumenenverzeichnis aufgenommen.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Pfarrer kann die Taufe nur dann zurückstellen, wenn er sich vorher mit seinem Visitator (Dekan bzw. Prälat) und dem Kirchengemeinderat,
                     in Verbundkirchengemeinden mit dem Verbundkirchengemeinderat, beraten hat.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 7 Abs. 3)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              22. Auf die Schweigepflicht der Kirchengemeinderäte (§ 31 KGO8) wird hingewiesen.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Wird die Taufe zurückgestellt, so steht den Erziehungsberechtigten der Weg zur Einsprache beim Visitator offen. Dieser entscheidet nach Beratung mit dem Kirchengemeinderat, in Verbundkirchengemeinden mit dem Verbundkirchengemeinderat.
                     Wird die Zurückstellung der Taufe nicht aufrechterhalten, so kann der Visitator einen anderen Pfarrer zum Vollzug der Taufe ermächtigen.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 7 Abs. 4)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              23. Die Einsprache kann beim Pfarrer oder unmittelbar beim Visitator erhoben werden. Der Visitator entscheidet endgültig. Wird
                                 die Zurückstellung der Taufe nicht aufrechterhalten, so hat der Visitator zu klären, wo die Taufe vollzogen wird.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 8
Taufe heranwachsender Kinder
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Heranwachsende Kinder, für welche die Taufe vor dem Konfirmandenunterricht begehrt wird, sind ihrem Alter entsprechend in einem besonderen Taufunterricht auf ihre Taufe vorzubereiten. In diesem Fall ist auch
                     das Taufbegehren des Kindes festzustellen; der Pfarrer kann die Bestellung von Paten zur Voraussetzung der Taufe machen.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 8 Abs. 1)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              23a. Die Feststellung des Taufbegehrens des Kindes erfolgt im Gottesdienst durch die in der Taufagende vorgesehene Tauffrage an
                                 ein heranwachsendes Kind. Abs. 1 S. 2 zweiter Halbsatz kommt insbesondere in den Fällen des § 7 Abs. 1 S. 3 in Betracht.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ist das Kind schon im Konfirmandenalter und begehren die Erziehungsberechtigten oder das Kind selbst seine Taufe, so nimmt
                     es an Stelle eines besonderen Taufunterrichts am Konfirmandenunterricht teil. Die Taufe wird nach Möglichkeit im Konfirmationsgottesdienst vollzogen.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 8 Abs. 2)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              24. Beim Vollzug der Taufe im Konfirmationsgottesdienst wird der Getaufte nicht konfirmiert. Findet die Taufe nicht im Konfirmationsgottesdienst
                                 statt, so wird sie in einem Gottesdienst der Gemeinde (§ 13 Abs. 1) vollzogen; § 13 Abs. 1 S. 2 bleibt unberührt. Dieser Gottesdienst soll in der ersten Hälfte des Konfirmandenunterrichts stattfinden, nachdem die Taufe
                                 behandelt wurde.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 9
Taufe von Erwachsenen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Taufe von Erwachsenen setzt voraus, daß der Täufling die Taufe begehrt, im evangelischen Glauben unterwiesen ist und am
                     gottesdienstlichen Leben der Gemeinde teilnimmt. Er ist in einem gründlichen Taufunterricht auf seine Taufe vorzubereiten.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 9 Abs. 1)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              24a. Als Erwachsenentaufe gilt die Taufe eines Religionsmündigen (vgl. Gesetz über die religiöse Kindererziehung9).
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              25. Der Getaufte ist zur Abendmahlsfeier der Gemeinde eingeladen.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Durch die Taufe erhält der Getaufte alle Rechte und Pflichten eines konfirmierten Gemeindeglieds.
                  

               

               
                     § 10
Taufpaten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Paten treten nach alter kirchlicher Sitte als Zeugen der Taufe den Erziehungsberechtigten zur Seite. Sie sollen das Ihre dazu
                     beitragen, dem Kind zu helfen, bei Christus und seiner Gemeinde zu bleiben. Ihren Auftrag zu diesem Dienst erhalten die Paten
                     von der Gemeinde. Er erwächst aus der Verantwortung, welche die Kirche für ihre jungen Glieder trägt, und verpflichtet sie
                     zu treuer Fürbitte, christlichen Wandel und Mithilfe bei der evangelischen Erziehung des Kindes, notfalls an Stelle der Erziehungsberechtigten.
                     Die Taufe setzt die Bestellung von Paten nicht voraus.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 10 Abs. 1)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              26. Die Paten sollen, besonders wenn sie nicht am Taufgespräch teilnehmen konnten, schriftlich auf ihre Verpflichtung hingewiesen
                                 werden. Dazu eignet sich ein Patenbrief, wie er von kirchlichen Einrichtungen und Verlagen angeboten wird.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei der Auswahl der Paten sollen die Erziehungsberechtigten die Aufgaben des Patenamtes bedenken. Einer der Paten soll evangelischer Christ und zum Patenamt zugelassen sein. Das Patenamt können auch Christen übernehmen,
                     die Glieder einer der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Deutschland e.V. als Voll- oder Gastmitglied angehörenden
                     Kirche sind. In begründeten Ausnahmefällen können auch Christen, die Glieder anderer Kirchen sind, das Patenamt übernehmen.
                     Mit Gliedern einer Kirche, die die Kindertaufe ablehnt, ist vor der Verleihung des Patenamtes ein Gespräch über die Tauftheologie
                     zu führen. Es sollen mindestens zwei Paten bestellt werden. Zusätzlich können Taufzeugen bestellt werden. Sie sollen bestellt
                     werden, wenn es nicht gelingt, Paten zu finden.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 10 Abs. 2)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              27. Als evangelischer Christ ist zum Patenamt zugelassen, wer in einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland konfirmiert
                                 oder als Erwachsener getauft ist oder die Zulassung auf andere Weise erworben hat (z. B. durch Übertritt oder Aufnahme). Glieder
                                 evangelischer Kirchen, mit denen Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft besteht, sind gleichgestellt; zu diesen gehören insbesondere
                                 alle Kirchen, die der Leuenberger Konkordie beigetreten sind10. Nicht konfirmierte Paten müssen das 14. Lebensjahr erreicht haben. Mit ihnen soll vor der Zulassung zum Patenamt ein Gespräch
                                 über die Grundwahrheiten des evangelischen Glaubens geführt werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              28. Alle Paten sind in das Taufverzeichnis einzutragen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              28a. Im Gespräch über die Tauftheologie mit dem Glied einer Kirche, die die Kindertaufe ablehnt, muss dessen Einstellung zur Taufe
                                 erfragt werden. Es ist insbesondere zu prüfen, ob das Glied persönlich die Taufe eines Kindes bejaht und das Taufverständnis
                                 der Evangelischen Landeskirche in Württemberg teilt.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              29. Taufzeugen können ebenfalls in das Taufverzeichnis eingetragen werden. Taufzeugen sollen auch bestellt werden, wenn Paten
                                 aus wichtigem Grund an der Taufe nicht teilnehmen können.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Konnten vor der Taufe des Kindes keine Paten benannt werden, so können sie auch nachträglich bestellt werden. Dies ist auch
                     dann möglich, wenn Paten später ausscheiden oder ein anderer wichtiger Grund dies im Blick auf die Erfordernisse des Patenamts
                     geboten erscheinen läßt. Über die nachträgliche Bestellung entscheidet der für die Taufe zuständige Pfarrer.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Pate kann nicht sein, wer es ablehnt, die mit der Taufe verbundene Verpflichtung zur christlichen Erziehung des Patenkindes
                     zu bejahen, wer Jesus Christus, den Herrn, sein Wort und Sakrament, seine Kirche in grober Weise verächtlich macht oder durch
                     seine den Geboten Gottes widersprechende Lebensführung der Gemeinde zum Ärgernis wird, wer keiner christlichen Kirche angehört,
                     wer aus einer christlichen Kirche ausgetreten ist oder wer Mitglied einer sich von den christlichen Kirchen absondernden Gemeinschaft
                     oder einer Sekte ist. Pate kann ferner nicht sein, wer die Kindertaufe ablehnt oder das umfassende Handeln Gottes in der Taufe
                     leugnet. 
Aus diesen Gründen kann auch das Erlöschen einer Patenschaft festgestellt werden.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 10 Abs. 4)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              30. (aufgehoben)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              31. Für die Voraussetzungen der Patenschaft gilt Nr. 17 entsprechend.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              32. Erziehungsberechtigte eines getauften Kindes können nicht aus persönlichen Gründen die Eintragung des Erlöschens einer Patenschaft
                                 im Taufregister und an dessen Stelle die Eintragung eines anderen Paten verlangen; eine Patenschaft erlischt gegen den Willen
                                 des Paten nur aus den in § 10 Abs. 4 genannten Gründen. Die Feststellung ist nach § 10 Abs. 6 zu treffen und im Taufverzeichnis
                                 an entsprechender Stelle zu vermerken.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              33. Vor der Zulassung zur Patenschaft soll der zuständige Pfarrer prüfen, ob die Voraussetzungen gemäß § 10 Abs. 1, 2 und 4 gegeben
                                 sind. Bei auswärtigen evangelischen Paten sollen die Erziehungsberechtigten dies durch Vorlage einer Bescheinigung (Anlage 1) des für den Paten zuständigen evangelischen Pfarramts nachweisen. Die Pfarrer der Landeskirche sind verpflichtet, im Wege
                                 der Amtshilfe für Taufen in den Gemeinden der Landeskirche und der übrigen Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland
                                 solche Bescheinigungen auszustellen.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Paten sind auf ihren Wunsch aus dem Patenamt zu entlassen. Das Erlöschen der Patenschaft wird im Taufverzeichnis vermerkt.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Über den Ausschluß vom Patendienst entscheidet der für die Taufe zuständige Pfarrer. § 7 Abs. 3 und 4 gelten entsprechend.
                  

               

               
                     § 11
Zuständigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Taufe wird in der Regel durch einen ordinierten Pfarrer vollzogen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zuständig ist der Pfarrer, in dessen Seelsorgebezirk der Täufling wohnt, im Falle des § 10 Absatz 3 Württembergisches Pfarrergesetz11 der nach der Geschäftsordnung zuständige Pfarrer. Haben sich die Erziehungsberechtigten des Täuflings zu einer anderen Kirchengemeinde umgemeldet12, so ist auch dieses Pfarramt zuständig; die zuständigen Pfarrämter hören einander vor Vollzug der Taufe und benachrichtigen sich von diesem gegenseitig. Im Falle der Abmeldung zur Seelsorge13 ist der Pfarrer oder der nach § 2 Abs. 5 Einführungsordnung14 Ermächtigte zuständig, zu dem die Abmeldung erfolgte. Bei unmittelbarer Lebensgefahr für den Täufling kann die Taufe (Jähtaufe)
                     auch durch jeden anderen Pfarrer vollzogen werden, der alsbald den zuständigen Pfarrer zu benachrichtigen hat.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wird ein anderer Pfarrer um die Taufe gebeten, so darf dieser die Taufe nur vollziehen, wenn er zuvor die Zustimmung des zuständigen
                     Pfarrers eingeholt hat (Dimissoriale); sie darf nicht versagt werden, wenn die Voraussetzungen für die Taufe gegeben sind.
                     Für eine Einsprache gilt § 7 Abs. 4 entsprechend.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 11 Abs. 3)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              34. Hierunter fällt sowohl die Taufe durch einen anderen Pfarrer in der Gemeinde des Täuflings als auch die auswärtige Taufe
                                 durch einen anderen Pfarrer. Das Dimissoriale kann nicht versagt werden, wenn die Voraussetzungen der Taufe gegeben sind,
                                 d. h. wenn der zuständige Pfarrer, wäre er darum gebeten worden, die Taufe selbst vollziehen könnte.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              35. Wird ein nicht zuständiger Pfarrer um eine Taufe gebeten, kann er eine Zusage erst geben, wenn er zuvor die Zustimmung des
                                 zuständigen Pfarrers selbst eingeholt und erhalten hat. Der Pfarrer, der um die Zustimmung gebeten worden ist, ist verpflichtet,
                                 ehe er das Dimissoriale gibt, die Voraussetzungen für die Zulässigkeit der Taufe (§§ 6 und 7 Abs. 1) festzustellen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              36. Die Zustimmung (Dimissoriale) darf im übrigen nur unter den im Konsistorialerlaß vom 9. Mai 1913 (Abl. 16 S. 306)15 genannten Voraussetzungen erteilt werden. Dazu gehört:
                                 
                                    	
                                       Die Befugnis der nicht zuständigen Person zur Vornahme einer Amtshandlung in der Landeskirche muß vom Oberkirchenrat anerkannt
                                          sein; dies gilt bei Pfarrern einer Gliedkirche der Evang. Kirche in Deutschland, sofern
                                       

                                    

                                    	
                                       Gewähr dafür gegeben ist, daß die Amtshandlung nach der Ordnung der Landeskirche vorgenommen wird.

                                    

                                 

                              

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Oberkirchenrat kann in besonderen Fällen auch Nichtordinierte zur Vornahme einer Taufe ermächtigen.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 11 Abs. 4)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              37. Für Vikare vor ihrer Ordination gilt § 2 Absatz 4 Studienordnung16. Für Prädikanten gilt § 2 Absatz 3 Prädikantenordnung17. Diakoninnen und Diakonen können vom Oberkirchenrat gemäß § 8 Absatz 1 Satz 2 Diakoninnen- und Diakonengesetz18 zur Vornahme einer Taufe ermächtigt werden. Bei anderen Nichttheologen im Verkündigungsdienst kann die Ermächtigung vom Oberkirchenrat
                                 im Einzelfall erteilt werden, ihr soll ein Antrag des zuständigen Dekanatamts vorausgehen. Gemeinschaftsreferentinnen und
                                 Gemeinschaftsreferenten und andere haupt-, neben- und ehrenamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Landeskirchlichen
                                 Gemeinschaften können in besonders gelagerten Fällen nach § 7 Absatz 3 Nummer 5 der Vereinbarung Pietismus19 über den zuständigen Gemeinschaftsverband im Einzelfall vom Oberkirchenrat ermächtigt werden.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Wenn bei unmittelbarer Lebensgefahr die Taufe begehrt wird und ein Pfarrer nicht zu erreichen ist, so kann jeder erwachsene
                     Christ die Taufe vollziehen (Nottaufe). Diese Taufe ist alsbald dem zuständigen Pfarrer mitzuteilen, damit er ihren gültigen
                     Vollzug prüfen und bestätigen kann. Bleibt der Täufling am Leben, so ist das Taufgespräch oder der Taufunterricht mit Erziehungsberechtigten oder Täufling nachträglich durchzuführen; bei Kindern sollen nachträglich Paten bestellt werden.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 11 Abs. 5)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 38. Die Nottaufe sowie die vom Pfarrer vollzogene Jähtaufe setzt voraus, daß sie begehrt wird und die Schwere der Krankheit (unmittelbare
                                    Lebensgefahr) einen Aufschub der Taufe nicht zuläßt.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 39. Unter einem erwachsenen Christen ist jeder konfirmierte oder religionsmündige Christ zu verstehen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 40. Die Zuständigkeit für die Prüfung und Bestätigung des gültigen Vollzugs einer Nottaufe ergibt sich aus § 11 Abs. 2. Der gültige
                                    Vollzug wird dadurch bestätigt, daß der zuständige Pfarrer sie ins Taufverzeichnis einträgt, dem, der die Nottaufe vollzogen
                                    hat, dies mitteilt und eine Urkunde ausstellt (§ 14 Abs. 2). Über Form und Gültigkeit einer Nottaufe (§ 3 Abs. 1) muß eine
                                    ausreichende Sicherheit bestehen.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Jede gültige Jäh- und Nottaufe ist der Gemeinde im Gottesdienst mitzuteilen; nach Nottaufen kann der Getaufte der Gemeinde
                     im Gottesdienst vorgestellt werden.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Im Hinblick auf die Jäh- und Nottaufe ist der Meinung zu wehren, daß ein Kind, das nicht mehr getauft werden konnte, von der
                     Gnade und Liebe Gottes ausgeschlossen sei.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 11 Abs. 7)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              41. (aufgehoben)

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 12
Taufanmeldung
                     

                  

                  Die Taufe ist von denen, die sie für sich oder ihre Kinder begehren, persönlich und so rechtzeitig vor dem Tauftag bei dem
                     zuständigen Pfarrer anzumelden, daß die Voraussetzungen der Taufe und der Patenschaft geprüft und das Taufgespräch bzw. der Taufunterricht durchgeführt werden können.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 12)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              42. Die Taufanmeldung erfolgt auf dem vom Oberkirchenrat ausgegebenen Formular. Stellvertretung ist bei der Anmeldung nicht zulässig.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              43. Rechtzeitige Anmeldung der Taufe bedeutet, daß in jedem Fall zwischen der Anmeldung und dem vorgesehenen Tauftermin oder
                                 dem nächsten Taufsonntag (§ 13 Abs. 2) soviel Zeit gegeben sein muß, daß die Voraussetzungen der Taufe und der gewünschten
                                 Patenschaften geprüft und das Taufgespräch geführt werden können. Die Frist sollte in der Regel wenigstens zwei Wochen betragen.
                                 Ist die Prüfung der Patenbefähigung nach den Umständen schwierig und zeitraubend oder handelt es sich um einen anderen Sonderfall,
                                 so ist die Frist angemessen zu verlängern.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 13
Taufgottesdienst
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Taufe wird in einem Gottesdienst der Gemeinde anhand der Taufagende vollzogen. Haustaufen und Krankenhaustaufen sind auf
                     begründete Ausnahmefälle zu beschränken; vor einer Zusage solcher Taufen ist die Zustimmung des zuständigen Pfarrers und Dekanatamts einzuholen. Jähtaufen nach § 11 Absatz 2 Satz 4 bleiben unberührt. Taufen, die nicht im Predigtgottesdienst der Gemeinde
                     vollzogen werden, sollen im Predigtgottesdienst abgekündigt werden. Für alle Täuflinge, die nicht in einem Predigtgottesdienst der Gemeinde getauft werden, soll im
                     Predigtgottesdienst Fürbitte getan werden. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Unter Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse kann der Kirchengemeinderat besondere Tauftage festlegen und im Rahmen der landeskirchlichen Agende nähere Bestimmungen über den Ablauf der Tauffeier treffen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei der Taufe eines Kindes sind die Erziehungsberechtigten anwesend, damit sie sich vor der Gemeinde zu der Gabe und Verpflichtung
                     der Taufe bekennen. Bleiben sie der Taufe fern, so wird die Taufe in der Regel nicht vollzogen.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 13)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              44. Die Taufe findet in der Regel im Gottesdienst der Gemeinde statt, vor allem im Predigtgottesdienst, aber auch als selbständige
                                 Feier in besonderen Taufgottesdiensten oder von Zeit zu Zeit in Kindergottesdienst und Christenlehre. Zu den besonderen Taufgottesdiensten
                                 ist die ganze Gemeinde einzuladen. Jeder Tendenz zur Privatisierung der Taufhandlung ist zu wehren.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              45. Eine bereits zugesagte Taufe wird in der Regel nicht vollzogen, wenn beide Eltern der Taufe ohne zwingenden Grund und ohne
                                 vorherige Mitteilung fernbleiben.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              46. Haustaufen sind nur in Ausnahmefällen begründet wie z. B. bei schweren Erkrankungen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              47. Die Taufe im Krankenhaus oder in einer Klinik ist nur zulässig als Jäh- oder Nottaufe (§ 11 Abs. 2 und 5) oder bei lebensgefährdender Erkrankung der Mutter des Kindes.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 14
Taufverzeichnis, Taufurkunde
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Jede Taufe ist in das Taufverzeichnis der Gemeinde einzutragen, in der die Taufe vollzogen wurde, und dem zuständigen Einwohnermeldeamt
                     mitzuteilen. Die Bestimmungen des Kirchenregistergesetzes20 und der hierzu erlassenen Ausführungsverordnung21 sind anzuwenden. Wurde die Taufe nicht in der Wohnsitzgemeinde des Täuflings vollzogen, so ist das zuständige Pfarramt alsbald
                     vom Vollzug der Taufe zu benachrichtigen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Über jede Taufe ist eine pfarramtliche Urkunde auszustellen.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 14)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              48. Die Urkunde nach Abs. 2 kann durch Eintrag in das Familienstammbuch ausgestellt oder als besondere Urkunde (vgl. Anlage 2) dem Getauften übergeben werden. Im übrigen gelten für die Ausstellung von Bescheinigungen die §§ 18 bis 24 der Kirchenregisterverordnung22.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              49. Ist zum Zeitpunkt der Taufe ein Adoptionsverfahren eingeleitet, so ist die Taufurkunde zu den Akten des Jugendamts zu geben.
                                 Nach erfolgter Adoption ist eine Taufurkunde auf den neuen Namen des Getauften auszustellen.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 15

                  

                  (entfällt)23

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 15)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              51. (aufgehoben)24

                           
                        

                     
                  

               

            

         

      

      
            ANLAGE 1
Bescheinigung zur Übernahme des Patenamtes
            

         

         Herr/Frau ____________________ in ____________________ geboren am ____________________ in ____________________ ist in das Gemeindemitgliederverzeichnis der Evangelischen Kirchengemeinde ____________________ als Kirchenmitglied eingetragen. Im Konfirmationsverzeichnis der Evang. Kirchengemeinde ____________________ ist die Konfirmation vom ____________________ eingetragen.25 Bedenken gegen die Übernahme des Patenamtes bestehen auf unserer Seite nicht. Wir freuen uns, dass Herr/Frau ____________________ das Patenamt übernehmen will und wünschen ihm/ihr dazu Gottes Segen.
         

         ____________________, den ____________________

         Evang. Pfarramt

      

      
            ANLAGE 2
Evangelische Landeskirche in Württemberg
            

         

         Evangelische Kirchengemeinde ____________________

         Taufverzeichnis Nr. ____________________

         Taufurkunde

         Unter der Fürbitte der Gemeinde

         hat am ____________________ in ____________________

         die Heilige Taufe empfangen

         ____________________

         geboren am ____________________ in ____________________

         Das Patenamt haben übernommen:26____________________
         

         Die Taufe auf den Namen des Dreieinigen Gottes hat vollzogen

         ____________________

         ____________________, den ____________________ 19 ____________________

         Das Evangelische Pfarramt

      

      

      1
            Gemäß § 25 Abs. 4 des Kirchenverfassungsgesetzes vom 24. Juni 1920 (Abl. 19 S. 199) wird vom Oberkirchenrat verordnet:
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Text der Ausführungsbestimmungen ist in das Gesetz eingerückt abgedruckt.

         

      

      3
            Red. Anm.: Vgl. § 17 KGO (abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung).
            

         

      

      4
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 70 u. 71 dieser Sammlung.
            

         

      

      5
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 160 u. 161 dieser Sammlung.
            

         

      

      6
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 175 dieser Sammlung.
            

         

      

      7
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 176 dieser Sammlung.
            

         

      

      8
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung.
            

         

      

      9
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 115 dieser Sammlung.
            

         

      

      10
            Red. Anm.: Vgl. Abl. 57 S. 223.

         

      

      11
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung.
            

         

      

      12
            Red. Anm.: Vgl. § 6a KGO (abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung). 
            

         

      

      13
            Red. Anm.: Vgl. Konsistorialerlaß vom 10. Dezember 1901 (abgedruckt unter Nr. 180 dieser Sammlung).
            

         

      

      14
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 400 u. 401 dieser Sammlung.
            

         

      

      15
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 185 dieser Sammlung.
            

         

      

      16
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 453 dieser Sammlung. 
            

         

      

      17
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 760 dieser Sammlung.
            

         

      

      18
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 765 dieser Sammlung.
            

         

      

      19
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 128 dieser Sammlung.
            

         

      

      20
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 175 dieser Sammlung.
            

         

      

      21
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 176 dieser Sammlung.
            

         

      

      22
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 176 dieser Sammlung.
            

         

      

      23
            Red. Anm.: § 15 lautete (Abl. 42 S. 1): „Dieses Gesetz tritt mit dem Tag seiner Verkündigung in Kraft. Entgegenstehende Bestimmungen
               treten außer Kraft.“
            

         

      

      24
            Red. Anm.: Nr. 15 lautete (Abl. 42 S. 2): 
„Außer Kraft treten insbesondere 


            a) Erlaß des Evang. Oberkirchenrats vom 19.4.1944 betr. Taufpatenschaft (Abl. Bd. 31 S. 109), 


            b) Erlasse des Evang. Oberkirchenrats vom 19.2.1947 betr. vorl. Ordnung der Taufe in Krankenhäusern und Zulassung zur Patenschaft und vom 24.2.1947 betr. Zulässigkeit der Taufe (Abl. Bd. 32 S. 207/209), 


            c) Erlaß des Evang. Oberkirchenrats vom 23. September 1950 betr. Ordnung der Taufe (Beibl. z. Abl. Bd. 34 Nr. 19 S. 33 ff.).“
            

         

      

      25
            Nur auszufüllen, sofern die Konfirmation eingetragen ist.

         

      

      26
            Ggf. Taufzeugen gesondert aufführen

         

      

   
      

      
         150. Ordnung der Konfirmation 
(Konfirmationsordnung – KonfO)
         

      

      
         Vom 21. Oktober 1965

      

      
         (Abl. 42 S. 45) in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. Februar 1977 (Abl. 47 S. 323), geändert durch Kirchl. Gesetz vom
            8. April 2000 (Abl. 59 S. 75), vom 29. Juni 2000 (Abl. 59 S. 113, 115), vom 26. März 2004 (Abl. 61 S. 69, 70), vom 25. Oktober 2007 (Abl. 62 S. 607), vom 25. November 2010 (Abl. 64 S. 231), vom 27. November 2012 (Abl. 65 S. 269, 277), vom 25. November 2015 (Abl. 67 S. 1, 7), vom 9. Juli 2016 (Abl. 67 S. 121), vom 10. März 2018 (Abl. 68 S. 81, 83), vom 27. November 2018 (Abl. 68 S. 307,  308), durch Anordnung gemäß § 29 Absatz 1 Kirchenverfassungsgesetz vom 17. März 2020 (Abl. 69 S. 50), vom 5. Februar 2021 (Abl. 69 S. 370, 372), vom 24. Januar 2022 (Abl. 70 S. 80, 81) und durch Kirchl. Gesetz vom 25. November 2022 (Abl. 70 S. 422, 423)
         

      

      und

      151. Ausführungsbestimmungen1

      Vom 21. September 1976 (Abl. 47 S. 203), geändert durch Verordnung vom 20. Juni 2000 (Abl. 59 S. 119), vom 30. Oktober 2007 (Abl. 62 S. 612) und vom 8. Februar 2011 (Abl. 64 S. 303)
      

      

      
                     § 1
Auftrag
                     

                  

                  Die Konfirmation und der sie vorbereitende Unterricht stehen unter dem Auftrag der Kirche, die von ihr getauften Kinder zu Jesus Christus zu weisen.

               

               
                     § 2
Konfirmationsgottesdienst
                     

                  

                  Die Konfirmation ist eine gottesdienstliche Feier der Gemeinde. Die Konfirmanden werden auf ihre Taufe angesprochen und ihrer Zugehörigkeit zur Gemeinde Jesu Christi versichert. In der Feier vergegenwärtigen die
                     Konfirmanden sich und der Gemeinde wesentliche Inhalte des christlichen Glaubens und bekennen sich zum Dreieinigen Gott, auf dessen Namen sie getauft wurden. Unter Handauflegung
                     empfangen sie den Segen.
                  

               

               
                     § 3
Agende
                     

                  

                  Die Feier der Konfirmation wird anhand der landeskirchlichen Agende gehalten.

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 3)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              3.1 Zur Konfirmationsfeier gehören nach der Ordnung der Landeskirche neben Lied, Gebet, Predigt und Bekenntnis das Sprechen von Teilen des Katechismus sowie die Konfirmationsfrage und Einsegnung der Konfirmanden.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 4
Konfirmationstage
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Allgemeiner Konfirmationstag ist der Sonntag Rogate. Der Kirchengemeinderat kann auch die Sonntage Jubilate und Kantate zu
                     Konfirmationstagen bestimmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Anstelle der in Absatz 1 genannten Sonntage kann der Kirchengemeinderat in begründeten Ausnahmefällen die Sonntage Misericordias Domini und Exaudi zu Konfirmationstagen bestimmen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Beschluß des Kirchengemeinderats nach Absatz 2 sowie der Beschluß des Kirchengemeinderats, die Regelung des Absatzes 1 wieder einzuführen, bedürfen der Genehmigung des Dekanatamts.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Abweichend von den Absätzen 1 bis 3 kann der Kirchengemeinderat aufgrund einer pädagogischen und theologischen Konzeption,
                     die der Rahmenordnung für die Konfirmandenarbeit entspricht, mit Genehmigung des Oberkirchenrats Konfirmationstage bestimmen, wenn die Konfirmandenarbeit auch die Karwoche
                     und die Osterfeiertage einbezieht.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        In Verbundkirchengemeinden ist der Verbundkirchengemeinderat zuständig.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Zur Abwendung drohender Gefahren kann der Oberkirchenrat nach den Absätzen 1 bis 4 bestimmte Konfirmationstage aufheben.
                     Die Festlegung der Konfirmationstage erfolgt in diesem Fall durch den Kirchengemeinderat, in Verbundkirchengemeinden durch
                     den Verbundkirchengemeinderat.
                  

               

               
                     § 5
Voraussetzungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Konfirmiert kann werden, wer getauft ist und der evangelischen Landeskirche angehört, außerdem am Religionsunterricht und an dem die Konfirmation vorbereitenden Unterricht ordnungsgemäß teilgenommen hat. Nicht
                     konfirmiert werden kann, wer aus der evangelischen Landeskirche ausgetreten ist.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 5 Abs. 1)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              5.1 Der Nachweis des Vollzugs der Taufe geschieht durch Vorlage der Taufurkunde. Auf sie kann verzichtet werden, wenn für den
                                 Konfirmator die vollzogene Taufe zweifelsfrei feststeht. Zur Frage der Gültigkeit der Taufe vgl. § 3 Abs. 2 der Taufordnung2.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              5.2 Voraussetzung für die Zugehörigkeit zur evangelischen Kirche ist neben der Taufe der evangelische Bekenntnisstand. In Zweifelsfällen,
                                 die vor allem bei Mischehen und bei Taufen außerhalb der evangelischen Kirche auftreten können, ist eine schriftliche Anfrage
                                 unter Darlegung des Sachverhalts an den Oberkirchenrat zu richten. Das Kind kann vorläufig in den Konfirmandenunterricht aufgenommen werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              5.3 Nicht getaufte Kinder können in den Konfirmandenunterricht aufgenommen werden. Den Erziehungsberechtigten und dem Kind ist
                                 mitzuteilen, daß der Unterricht in diesem Fall Taufunterricht ist und die Taufe nach Möglichkeit im Konfirmationsgottesdienst
                                 vollzogen wird (vgl. § 8 Abs. 2 der Taufordnung)3.
                              

                           
                        

                     
                  

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Vereinbarungen mit anderen evangelischen Kirchen bleiben unberührt.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 5 Abs. 2)

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              5.4 Vergleiche insbesondere § 5 der Vereinbarung zwischen der Evangelischen Landeskirche in Württemberg und der Evangelisch-methodistischen
                                 Kirche in Württemberg vom 18. Oktober 1982 (Abl. 50 S. 286)4.
                              

                           
                        

                     
                  

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        In Fällen der Erwachsenentaufe und des Übertritts Erwachsener unterbleibt die Konfirmation.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 5 Abs. 3)

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              5.5 Vergleiche hierzu Nr. 8.1.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 6
Zeitpunkt, Konfirmandenunterricht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Konfirmation findet im achten Schuljahr statt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Auf Antrag der Erziehungsberechtigten kann das Dekanatamt, wenn dringende Gründe vorliegen, Jugendliche ausnahmsweise ein
                     Jahr früher zur Konfirmation zulassen.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 6 Abs. 2)

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              6.1 Bei Gesuchen auf Zulassung einzelner Kinder zur Frühkonfirmation, etwa um Geschwister zusammen konfirmieren zu können, ist
                                 die Begrenzung auf ein Jahr zu beachten. Die geordnete Teilnahme am Unterricht des Konfirmandenjahrganges, mit dem das Kind
                                 konfirmiert werden soll, wird vorausgesetzt.
                              

                           
                        

                     
                  

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Wo die Konfirmation aus irgendwelchen Gründen unterblieb, kann sie nach entsprechender Vorbereitung nachgeholt werden.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 6 Abs. 3)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              6.2 Ob die Vorbereitung einer Nachkonfirmation (§ 6 Abs. 3) im Rahmen des ordentlichen Konfirmandenunterrichts oder unter Berücksichtigung
                                 des Alters, der Urteilskraft und der biblischen Kenntnisse in besonderen Stunden erfolgen soll, wird in die Entscheidung des
                                 Konfirmators gestellt.
                              
 
                           
                        

                     
                  

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der Konfirmation geht ein Konfirmandenunterricht von mindestens sechzig Zeitstunden voraus, von denen mindestens fünfzig in der Klassenstufe 8 erteilt werden.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 6 Abs. 4)

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              6.3 Im Regelfall beginnt der Konfirmandenunterricht in der Klassenstufe 7 und wird so organisiert, dass die vorgeschriebene Stundenzahl
                                 erreicht wird:
                              

                              
                                 
                                    	
                                       Durch rechtzeitige Vereinbarungen mit allen in Betracht kommenden Schulen soll auch in der 7. Klassenstufe nach Möglichkeit
                                          erreicht werden, dass die für den Konfirmandenunterricht nötige Zeit von stundenplanmäßigem Unterricht und außerunterrichtlichen Schulveranstaltungen (Arbeitsgemeinschaften, Werkunterricht,
                                          Förderstunden, Schwimmen u. ä.) freigehalten wird5.
                                       

                                    

                                    	
                                       In der 8. Klassenstufe ist am Mittwochnachmittag Konfirmandenunterricht zu erteilen6. 
                                       

                                    

                                    	
                                       Darüber hinaus soll Konfirmandenunterricht auf Konfirmandentagen, -freizeiten, -camps und ähnlichem erteilt werden.

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              6.4 Von den sechzig Zeitstunden Konfirmandenunterricht können unter Beachtung von Nr. 6.3 zehn Zeitstunden in Klassenstufe 7,
                                 8 oder 3 erbracht werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              6.5 Die Anmeldung der Konfirmanden soll spätestens einen Monat vor Beginn des Unterrichts erfolgen. Sorgeberechtigte und Kinder
                                 sind rechtzeitig und in geeigneter Weise auf die Anmeldung hinzuweisen (Persönliche Anschreiben, Abkündigung im Gottesdienst,
                                 Gemeindebrief, Tageszeitung, Hausbesuche usw.). Die Anmeldung geschieht durch die Person oder die Personen, der oder denen
                                 das Bestimmungsrecht in religiösen Fragen als Teil des Personensorgerechts zusteht. Eine Anmeldung durch Bevollmächtigte ist
                                 zulässig. Religionsmündige Kinder können sich selbst zum Konfirmandenunterricht anmelden. Dasselbe gilt für Kinder, die das
                                 12. Lebensjahr vollendet haben, wenn sie getauft sind und bereits bisher im evangelischen Bekenntnis erzogen wurden.
                              

                              Widerspricht ein Kind, das das 14. Lebensjahr vollendet hat und somit religionsmündig ist, so kann es nicht in den Konfirmandenunterricht
                                 aufgenommen werden. Die Zugehörigkeit der Sorgeberechtigten zur evangelischen Kirche ist in diesem Zusammenhang rechtlich
                                 unerheblich.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              6.6 Mit Beginn des Konfirmandenunterrichts soll der neue Konfirmandenjahrgang im Gottesdienst der Gemeinde vorgestellt werden.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Aufgrund eines Beschlusses des Kirchengemeinderats kann im Einvernehmen mit dem Pfarramt auch in der Klassenstufe 3 Konfirmandenunterricht
                     erteilt werden.
                  

               

               
                     § 7
Inhalte von Konfirmandenarbeit
und Konfirmandenunterricht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Konfirmandenarbeit vermittelt wesentliche Inhalte des christlichen Glaubens und befähigt Jugendliche zu einem eigenen
                     Standpunkt. Sie gibt ihnen die Möglichkeit zu eigenen Ausdrucksformen des christlichen Glaubens.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Konfirmandenunterricht, der anhand der Rahmenordnung für die Konfirmandenarbeit gehalten wird, schafft von der Lebenswirklichkeit
                     der Jugendlichen Zugänge zu den Hauptstücken des Katechismus. Sie sind verbindlicher Unterrichtsgegenstand.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 7)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              7.1 Lernmittel für die Hand der Konfirmanden sind die Bibel und das Gesangbuch. Weitere geeignete Lernmittel können verwendet
                                 werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              7.2 Der Konfirmandenunterricht sollte ergänzt werden durch Konfirmandenfreizeiten, diakonische Mitarbeit, Besichtigungen von kirchlichen Einrichtungen und andere auf das Leben des Christen in Gemeinde und Welt hinführende
                                 Veranstaltungen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              7.3 Durch Elternabende, Elternseminare oder andere Angebote sind die Eltern über Sinn und Bedeutung des Konfirmandenunterrichts
                                 und der Konfirmation zu unterrichten. Gleichzeitig sollte eine über die Konfirmation hinausreichende Verbindung mit den Elternhäusern angestrebt werden.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 8
Zulassung zum Patenamt
                     

                  

                  Wer konfirmiert ist, kann ein Patenamt übernehmen.

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 8)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              8.1 Zur Zulassung zum Patenamt vergleiche § 10 Abs. 2 der Taufordnung7 und Nr. 27 der Ausführungsbestimmungen zur Taufordnung8. Zu den rechtlichen Folgen des Unterbleibens der Konfirmation vergleiche Nummer 16 der Ausführungsbestimmungen zur Trauordnung9.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 9
Aufschub und Ausschluss
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bei Vorliegen wichtiger Gründe kann der Konfirmator nach Beratung mit seinem Visitator und dem Kirchengemeinderat, in Verbundkirchengemeinden mit dem Verbundkirchengemeinderat
                     
                        	
                           die Zulassung zum Konfirmandenunterricht aufschieben,

                        

                        	
                           einen Konfirmanden ganz oder teilweise vom Konfirmandenunterricht ausschließen,

                        

                        	
                           die Konfirmation aufschieben.

                        

                     

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 9 Abs. 1)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              9.1 Ob ein wichtiger Grund für den Aufschub der Zulassung zum Konfirmandenunterricht, den Ausschluß vom Konfirmandenunterricht
                                 oder den Aufschub der Konfirmation vorliegt, ist vom Konfirmator nach den Umständen des Einzelfalles zu prüfen und zu entscheiden. Ein wichtiger Grund kann z.B. vorliegen
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              
                                 
                                    	
                                       wenn der Jugendliche oder seine Eltern Kirche und Gemeinde öffentlich ablehnen, anfeinden oder verächtlich machen oder ein
                                          die Gebote Gottes in grober Weise verletzendes Leben führen und dadurch in der Gemeinde ein begründetes Ärgernis erregen;
                                       

                                    

                                    	
                                       wenn der Jugendliche es ablehnt, am Gottesdienst der Gemeinde teilzunehmen;

                                    

                                    	
                                       wenn der Jugendliche dem Konfirmandenunterricht häufig unentschuldigt und unbegründet fernbleibt;

                                    

                                    	
                                       wenn der Jugendliche den Unterricht erheblich und fortgesetzt stört;

                                    

                                    	
                                       wenn der Jugendliche die Mitarbeit im Unterricht und insbesondere das Lernen des Memorierstoffs hartnäckig verweigert.

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              9.2 Der Beratung des Konfirmators mit dem Kirchengemeinderat soll ein seelsorgerisches Gespräch mit den Jugendlichen und mit
                                 seinen Eltern vorausgehen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              9.3 Der Aufschub der Zulassung zum Konfirmandenunterricht (§ 9 Abs. 1 Nr. 1) und der vollständige Ausschluß vom Konfirmandenunterricht
                                 nach dessen Beginn (§ 9 Abs. 1 Nr. 2) führen dazu, daß der Jugendliche zunächst nicht konfirmiert werden kann (vgl. § 5 Abs. 1). In jedem Fall handelt es sich aber nur um einen zeitweiligen Aufschub. Der Weg zur Nachkonfirmation bleibt offen (§ 6 Abs. 3).
                              

                           
                        

                     
                  

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Beteiligten können hiergegen Einsprache beim Visitator erheben. Dieser entscheidet nach Beratung mit dem Kirchengemeinderat,
                     in Verbundkirchengemeinden mit dem Verbundkirchengemeinderat endgültig. Er kann einen anderen Konfirmator zur Durchführung
                     des Unterrichts und zur Vornahme der Konfirmation ermächtigen.
                  

               

               
                     § 10
Zuständigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zuständiger Konfirmator ist der Pfarrer, in dessen Seelsorgebezirk der Konfirmand seinen Wohnsitz hat, im Falle des § 10 Absatz 3 Württembergisches Pfarrergesetz10 der nach der Geschäftsordnung zuständige Pfarrer; zuständig ist auch der Pfarrer, zu dessen Seelsorgebezirk der Konfirmand
                     aufgrund einer Ummeldung zu einer anderen Kirchengemeinde11 gehört. Im Falle der Abmeldung zur Seelsorge12 ist der Pfarrer oder der nach § 2 Abs. 5 Einführungsordnung13 Ermächtigte zuständig, zu dem sich der Konfirmand abgemeldet hat.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Konfirmandenunterricht und Konfirmation durch einen nicht zuständigen Pfarrer bedürfen der vorherigen Zustimmung des zuständigen Konfirmators. Die Zustimmung darf nicht versagt werden, wenn die Voraussetzungen
                     nach § 5 vorliegen. Die beteiligten Kirchengemeinderäte sind zu unterrichten. Im Falle der Ummeldung zu einer anderen Kirchengemeinde hören die zuständigen Pfarrer einander vor
                     der Übernahme des Konfirmandenunterrichts oder der Konfirmation und benachrichtigen sich von ihrer Entscheidung.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 10 Abs. 2)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              10.1 Konfirmandenunterricht und Konfirmation sollen sowohl die Konfirmanden selbst als auch ihre Elternhäuser in eine engere Verbindung
                                 mit der örtlichen Kirchengemeinde bringen. Die Beziehung zum zuständigen Pfarrer ist in dieser Zeit besonders wichtig. Deshalb
                                 sollte der Besuch des Konfirmandenunterrichts außerhalb der eigenen Gemeinde und die Konfirmation durch einen nicht zuständigen
                                 Pfarrer auf begründete Ausnahmefälle beschränkt bleiben, etwa
                                 
                                    	
                                       wenn der Schulbesuch des Konfirmanden die Ummeldung unumgänglich macht;

                                    

                                    	
                                       wenn ein Unterricht, der ein persönliches Vertrauensverhältnis herstellte, kurz vor der Konfirmation abgebrochen würde;

                                    

                                    	
                                       wenn eine Familie mit einem Pfarrer über lange Zeit persönlich verbunden ist;

                                    

                                    	
                                       wenn zwischen einer Familie und dem zuständigen Pfarrer besonders schwerwiegende persönliche oder sachliche Spannungen bestehen.

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              10.2 Die Konfirmation durch einen nicht zuständigen Pfarrer setzt dessen Bereitschaft hierzu voraus. Er hat vor Aufnahme des Jugendlichen
                                 in seinen Unterricht die Zustimmung des zuständigen Pfarrers (Dimissoriale) einzuholen14. Die Kirchengemeinderäte beider Gemeinden sind im voraus zu unterrichten.
                              

                           
                        

                     
                  

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Oberkirchenrat kann insbesondere für Internatsschüler und für behinderte Kinder Ausnahmen von den Bestimmungen der Absätze
                     1 und 2 zulassen.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 10 Abs. 3)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              10.3 Für Jugendliche in Heimen und Internaten außerhalb ihrer Heimatgemeinde kann mit Genehmigung des Oberkirchenrats ein besonderer
                                 Konfirmandenunterricht eingerichtet werden. Ebenso kann eine besondere Konfirmationsfeier stattfinden. Die betreffenden Jugendlichen
                                 können auch in der Kirchengemeinde, in der sich das Heim oder das Internat befindet, am Unterricht teilnehmen und konfirmiert
                                 werden. In diesen Fällen muß kein Dimissoriale eingeholt werden. Der zuständige Pfarrer der Heimatgemeinde ist jedoch zu unterrichten.
                                 Ist zu erwarten, daß ein in einem Heim oder Internat lebender Jugendlicher später seinen dauernden Aufenthalt wieder in seiner
                                 Heimatgemeinde nehmen wird, so haben die beteiligten Pfarrer zu prüfen, ob sich die Teilnahme an der Konfirmationsfeier in
                                 der Heimatgemeinde nahelegt.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              10.4 Kinder mit Behinderung sollen an der Konfirmation teilhaben.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 11
Hilfe zur Teilhabe
                     

                  

                  Nach der Konfirmation wird den Konfirmierten die Hilfe der Gemeinde zu Teilhaben am Leben der Kirche angeboten.

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 11)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              11.1 Der Kontakt zwischen den Konfirmanden und der evangelischen Jugendarbeit in der Gemeinde sollte nach Möglichkeit schon während
                                 des Konfirmandenjahres aufgenommen werden. Dazu ist es erforderlich, dass während des Konfirmandenjahres Konfirmandenarbeit
                                 und evangelische Jugendarbeit kontinuierlich verbunden sind.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 12
Verordnung
                     

                  

                  Nähere Regelungen zur Ausführung dieses Gesetzes trifft der Oberkirchenrat im Wege der Verordnung.

               

               
                     § 13
Inkrafttreten, Übergangsregelungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Gesetz tritt mit seiner Verkündigung in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Oberkirchenrat wird ermächtigt, Übergangsregelungen durch Verordnungen zu treffen.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Im Folgenden sind zwischen den einzelnen Bestimmungen die Ausführungsbestimmungen zur Konfirmationsordnung eingerückt
               abgedruckt. 
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 140 u. 141 dieser Sammlung.
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 140 u. 141 dieser Sammlung.
            

         

      

      4
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 43 dieser Sammlung. 
            

         

      

      5
            Red. Anm.: Vgl. hierzu § 1 Abs. 4 Schulbesuchsverordnung, abgedruckt in der Anm. zu Art. 9 Evangelischer Kirchenvertrag Baden-Württemberg
               (Nr. 15 dieser Sammlung). 
            

         

      

      6
            Red. Anm.: Vgl. hierzu § 1 Abs. 4 Schulbesuchsverordnung, abgedruckt in der Anm. zu Art. 9 Evangelischer Kirchenvertrag Baden-Württemberg
               (Nr. 15 dieser Sammlung). 
            

         

      

      7
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 140 u. 141 dieser Sammlung. 
            

         

      

      8
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 140 u. 141 dieser Sammlung. 
            

         

      

      9
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 160 u. 161 dieser Sammlung. 
            

         

      

      10
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung.
            

         

      

      11
            Red. Anm.: Vgl. § 6a KGO (Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung)
            

         

      

      12
            Red. Anm.: Vgl. Konsistorialerlaß vom 10. Dezember 1901 (Nr. 180 dieser Sammlung)
            

         

      

      13
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 400 u. 401 dieser Sammlung.
            

         

      

      14
            Red. Anm.: Vgl. auch Konsistorialerlaß vom 9. Mai 1913 (Nr. 185 dieser Sammlung). 
            

         

      

   
      

      
         160. Ordnung der kirchlichen Trauung 
(Trauordnung – TrauO)
         

      

      
         Vom 27. Juni 1957

      

      
         (Abl. 37 S. 326), geändert durch Kirchl. Gesetz vom 3. Juni 1967 (Abl. 42 S. 321), vom 26. Februar 1970 (Abl. 44 S. 91), vom 25. November 1999 (Abl. 59 S. 5), vom 29. Juni 2000 (Abl. 59 S. 113, 116) und vom 25. November 2015 (Abl. 67 S. 1, 8)
         

      

      und

      161. Ausführungsbestimmungen zur Ordnung der kirchlichen Trauung1,2

      Vom 8. Juli 1959 (Abl. 38 S. 357), geändert durch Verordnung vom 14. April 1970 (Abl. 44 S. 91), vom 20. November 1984 (Abl. 51 S. 246), vom 7. Dezember 1999 (Abl. 59 S. 7), vom 9. Juli 2013 (Abl. 65 S. 532), vom 6. August 2024 (Abl. 71 Nr. 61) und vom 9. Dezember 2025 (Abl. 71 Nr. 213)
      

      
         
            
               
                  	
                     In der kirchlichen Trauung wird der Ehebund im Namen Gottes gesegnet. Die Kirche verkündigt das Wort Gottes über die Ehe,
                        das dem Ehebund den rechten Grund gibt und ihn heiligt. Durch ihr Ja sollen sich die Eheleute zur göttlichen Ordnung und christlichen
                        Führung ihrer Ehe in der Gemeinde bekennen.
                     

                     Zur Ordnung der kirchlichen Trauung hat die Landessynode das folgende kirchliche Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet
                        wird:
                     

                  
               

            
         

      

      
                     § 1
Kirchliche Trauung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Es entspricht der Ordnung der Kirche, daß ihre Glieder, wenn sie eine Ehe eingehen, sich kirchlich trauen lassen.
                  

                  
                     
                        
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 1 Abs. 1)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              1.

                           
                           	
                              Glieder der Kirchengemeinde, die heiraten, haben nach Maßgabe der kirchlichen Ordnung Anteil an dem Dienst, den die Kirche
                                 in der kirchlichen Trauung anbietet. Aus der Zugehörigkeit zur Kirche folgt, daß Gemeindeglieder, die eine Ehe eingehen, ihren
                                 Ehebund unter das Wort Gottes stellen und sich kirchlich trauen lassen (vgl. hierzu §§ 8 und 9 der Kirchengemeindeordnung3). Die Unterlassung der kirchlichen Trauung ist ein Versäumnis 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              

                           
                           	
                              gegenüber der rechten Gliedschaft in der Kirchengemeinde. Pfarrerinnen, Pfarrer, Kirchengemeinderätinnen, Kirchengemeinderäte
                                 und alle lebendig in der Gemeinde stehenden Glieder der Kirche sollen sich um Eheleute, die sich nicht kirchlich trauen ließen,
                                 seelsorgerlich bemühen.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die kirchliche Trauung soll nach der bürgerlichen Eheschließung stattfinden.
                  

                  
                     
                        
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 1 Abs. 2)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              2.

                           
                           	
                              Die kirchliche Trauung findet – abgesehen von den Sonderfällen der folgenden Nr. 3 – erst nach der bürgerlichen Eheschließung
                                 statt. Die Geistliche oder der Geistliche läßt sich vom Ehepaar die Bescheinigung des Standesamtes über den Vollzug der bürgerlichen
                                 Eheschließung vorlegen, bevor er das Paar kirchlich traut.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              3.

                           
                           	
                              Eine kirchliche Trauung kann ohne vorhergehende bürgerliche Eheschließung vorgenommen werden:
                                 
                                    	
                                       wenn einer der Verlobten lebensgefährlich erkrankt und ein Aufschub der Trauung nicht möglich ist,

                                    

                                    	
                                       wenn ein auf andere Weise nicht zu behebender schwerer sittlicher Notstand vorliegt, dessen Vorhandensein aber kirchenamtlich
                                          bestätigt sein muß.
                                       

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              4.

                           
                           	
                              In rechtsstaatlichen Verhältnissen wird ein anzuerkennender Notstand im Sinne von Nr. 3 Buchstabe b kaum feststellbar sein;
                                 insbesondere fallen in der Regel nicht-eheliche Lebensgemeinschaften nicht hierunter. Dagegen liegt ein schwerer sittlicher
                                 Notstand vor, wenn es auf unüberwindliche oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand zu beseitigende Schwierigkeiten stößt,
                                 die zur Eheschließung erforderlichen Unterlagen rechtzeitig beizubringen. Dies kann insbesondere bei Auslandsberührung der
                                 Fall sein. Vorher ist jedoch ein Verfahren zur Befreiung vom Erfordernis des Ehefähigkeitszeugnisses für Ausländer durchzuführen.
                                 Zuständig für die kirchenamtliche Bestätigung des Vorhandenseins eines schweren sittlichen Notstands ist der Oberkirchenrat.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              5.

                           
                           	
                              [aufgehoben]

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 2
Anmeldung, Zuständigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Brautleute sind verpflichtet, sich beim zuständigen Pfarramt so zeitig anzumelden, daß die Voraussetzungen der kirchlichen
                     Trauung geprüft werden können.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 2 Abs. 1)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 6.

                              
                              	
                                 Zeitige Anmeldung der Trauung bedeutet, daß in jedem Fall zwischen Anmeldung und Trauungstermin so viel sich Zeit gegeben
                                    werden muß, daß ein Traugespräch geführt und die Voraussetzungen für die kirchliche Trauung geprüft werden können. Die Geistliche
                                    oder der Geistliche kann erwarten, daß ihr beziehungsweise ihm keinesfalls eine kürzere Frist als eine Woche zugemutet wird.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 7.

                              
                              	
                                 Handelt es sich um Sonderfälle (vgl. § 4 Konfessionsverschiedene Ehe, § 5 Trauung mit Ausgetretenen, § 6 Gottesdienst anläßlich der Eheschließung mit Nichtgetauften), so ist eine längere Frist zur Prüfung der Trauungsvoraussetzungen nötig (etwa vier Wochen).
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 8.

                              
                              	
                                 Handelt es sich um die Frage einer Trauung Geschiedener, so ist bei der Prüfung der Voraussetzungen jeder Zeitdruck abzulehnen;
                                    vgl. hierzu die Bestimmungen zu § 7. Gleiches gilt im Falle des § 8 der Trauungsordnung.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zuständig für die kirchliche Trauung ist das Pfarramt, in dessen Seelsorgebezirk entweder die Braut oder der Bräutigam oder
                     ihre Eltern den Wohnsitz haben. An Orten mit mehreren Pfarrerinnen und Pfarrern ist die- oder derjenige zuständig, zu deren
                     beziehungsweise dessen Aufgaben nach der Geschäftsordnung die Trauung gehört. Im Falle der Ummeldung zu einer anderen Kirchengemeinde4 ist auch das Pfarramt zuständig, zu dessen Seelsorgebezirk die in Satz 1 Genannten aufgrund der Ummeldung gehören. Im Falle
                     der Abmeldung zur Seelsorge5 ist das Pfarramt oder der nach § 2 Abs. 5 Einführungsordnung6 Ermächtigte zuständig, zu dem die Abmeldung zur Seelsorge erfolgt ist.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 2 Abs. 2)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 9.

                              
                              	
                                 Zu welchem Kirchspiel Braut, Bräutigam oder ihre Eltern gehören, richtet sich bei mehrfachem Wohnsitz danach, in welchem Kirchspiel
                                    sie am kirchlichen Leben der Gemeinde bisher regelmäßig teilnehmen konnten.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 10.

                              
                              	
                                 Die Brautleute können entscheiden, welches der nach § 2 Abs. 2 zuständigen Pfarrämter sie um die Trauung bitten wollen. Dieses
                                    Pfarramt ist verpflichtet, die Voraussetzungen der kirchlichen Trauung zu prüfen; die Stellungnahme des (der) für den Wohnsitz
                                    der Braut und des Bräutigams zuständigen Pfarramts (Pfarrämter) muß gegebenenfalls von Amts wegen eingeholt werden. In jedem
                                    Fall sind die für den Wohnsitz zuständigen Pfarrämter rechtzeitig vor der Trauung im Hinblick auf die Abkündigung  (§ 9 Abs.
                                    3) und nach Vollzug der Trauung wegen der Eintragung in das Trauungsverzeichnis (§ 4 Abs. 1 Kirchenregisterverordnung7) zu unterrichten. Die Freiheit der Wahl unter mehreren nach § 2 Abs. 2 gegebenenfalls zuständigen Pfarrämtern darf nicht dazu führen, daß über die Zulässigkeit der Trauung in ungleicher Weise
                                    entschieden wird.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Soll eine nicht zuständige Pfarrerin oder ein nicht zuständiger Pfarrer die Trauung vornehmen, so hat sie beziehungsweise
                     er zuvor beim zuständigen Pfarramt einen Erlaubnisschein einzuholen. Der Erlaubnisschein darf nicht versagt werden, wenn die
                     Voraussetzungen für die kirchliche Trauung gegeben sind.
                  

                  
                     
                        
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 2 Abs. 3)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              11.

                           
                           	
                              Wird eine nicht zuständige Geistliche oder ein nicht zuständiger Geistlicher um die Trauung gebeten, so braucht sie beziehungsweise
                                 er hierzu die Erlaubnis des für den Wohnsitz der Braut beziehungsweise des Bräutigams zuständigen Pfarramts. Bevor sie oder
                                 er diese Erlaubnis hat, kann sie beziehungsweise er keine Zusage geben.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              12.

                           
                           	
                              Das Pfarramt, das um den Erlaubnisschein gebeten worden ist, ist verpflichtet, die Voraussetzungen der Zulässigkeit der Trauung
                                 festzustellen, ehe es die Erlaubnis gibt (vgl. Nr. 10).
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              13.

                           
                           	
                              Der Erlaubnisschein darf nur unter den im Konsistorial-Erlaß vom 9. Mai 1913 (Abl. 16 S. 306)8 genannten Voraussetzungen ausgestellt werden. Dazu gehört:
                                 
                                    	
                                       Die Befugnis der oder des nicht zuständigen Geistlichen zur Vornahme einer Amtshandlung in der Landeskirche muß vom Oberkirchenrat
                                          anerkannt sein; das gilt bei Geistlichen einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland, sofern
                                       

                                    

                                    	
                                       Gewähr dafür gegeben ist, daß die Amtshandlung nach der Ordnung der Landeskirche vorgenommen wird.

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                           	
                              Der Erlaubnisschein kann nicht versagt werden, wenn die Voraussetzungen der kirchlichen Trauung gegeben sind; dies bedeutet,
                                 daß der Erlaubnisschein auszustellen ist, wenn die zuständige Pfarrerin oder der zuständige Pfarrer, wäre sie beziehungsweise
                                 er darum gebeten worden, die Trauung selbst vollziehen könnte.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Oberkirchenrat kann in besonderen Fällen auch Nichtordinierte zur Vornahme einer Trauung ermächtigen. Die Ermächtigung
                     kann auch generell erteilt werden.
                  

                  
                     
                        
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 2 Abs. 4)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              13a.

                           
                           	
                              Für Vikarinnen und Vikare vor ihrer Ordination gilt § 2 Absatz 4 Studienordnung9. Für Prädikantinnen und Prädikanten gilt § 2 Absatz 4 Prädikantenordnung10. Diakoninnen und Diakonen können vom Oberkirchenrat gemäß § 8 Absatz 1 Satz 2  Diakoninnen- und Diakonengesetz11 zur Vornahme einer Trauung ermächtigt werden. Bei anderen Nichttheologinnen und Nichttheologen im Verkündigungsdienst kann die Ermächtigung vom Oberkirchenrat erteilt werden; ihr soll ein Antrag des zuständigen Dekanatamts
                                 vorausgehen. Gemeinschaftsreferentinnen und Gemeinschaftsreferenten und andere haupt-, neben- und ehrenamtliche Mitarbeiterinnen
                                 und Mitarbeiter der Landeskirchlichen Gemeinschaften können in besonders gelagerten Fällen nach § 7 Absatz 3 der Vereinbarung Pietismus12 über den zuständigen Gemeinschaftsverband vom Oberkirchenrat ermächtigt werden.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 3
Traubegehren
                     

                  

                  Die kirchliche Trauung kann nur gewährt werden, wenn beide Brautleute sie begehren.

                  
                     
                        
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 3)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              14.

                           
                           	
                              Die kirchliche Trauung begehren, heißt, daß der Wunsch, kirchlich getraut zu werden, deutlich zum Ausdruck kommt.

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              15.

                           
                           	
                              Die Trauung kann gewährt werden, wenn
                                 
                                    	
                                       die Brautleute getauft sind und

                                    

                                    	
                                       beide der evang. Kirche und wenigstens Braut oder Bräutigam der Landeskirche angehören.

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                           	
                              Von den Brautleuten kann der Nachweis dieser Voraussetzungen verlangt werden. Wegen der Sonderfälle der §§ 4 bis 8 vgl. die
                                 Ausführungsbestimmungen hierzu.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              16.

                           
                           	
                              Es soll auch geklärt werden, ob die Brautleute konfirmiert sind und aus welchen Gründen die Konfirmation gegebenenfalls unterblieben
                                 ist.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 4
Konfessionsverschiedene Ehe
                     

                  

                  Gehört einer der Ehegatten einer christlichen Kirche oder Religionsgemeinschaft an, mit der keine Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft
                     besteht, so kann die kirchliche Trauung gewährt werden, wenn dieser versprochen hat, den evangelischen Ehegatten in der Ausübung
                     seines Glaubens nicht zu behindern. Außerdem sollen die Ehegatten vor der Trauung die Frage der evangelischen Erziehung zu
                     erwartender Kinder geklärt haben.
                  

                  
                     
                        
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 4)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              17.

                           
                           	
                              Als christliche Religionsgemeinschaft gelten solche, deren Taufe ökumenisch als christliche Taufe anerkannt wird. Zur Frage
                                 der Gültigkeit der Taufe vergleiche § 3 Abs. 2 der Taufordnung.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              18.

                           
                           	
                              [aufgehoben]

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              19.

                           
                           	
                              [aufgehoben]

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              20.

                           
                           	
                              Nr. 24 Sätze 1, 3 und 4 gelten entsprechend.

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 5
Trauung mit Ausgetretenen
                     

                  

                  Ist einer der Ehegatten aus der Kirche ausgetreten, und liegt kein Fall nach § 4 vor, so kann aus besonderen seelsorgerlichen
                     Gründen auf Wunsch beider Brautleute die kirchliche Trauung gewährt werden, wenn
                     
                        	
                           der ausgetretene Ehegatte versprochen hat, den evangelischen Ehegatten in der Ausübung seines Glaubens nicht zu behindern
                              und wenn die Eheschließenden die evangelische Taufe und Erziehung zu erwartender Kinder vor dem Pfarramt zugesagt haben;
                           

                        

                        	
                           das Dekanatamt sie genehmigt.

                        

                     

                  

                  
                     
                        
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 5)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              21.

                           
                           	
                              Die Bestimmung gilt für Ehen zwischen einem Glied der Landeskirche und einer oder einem aus der Kirche Ausgetretenen. Es liegt
                                 in der seelsorgerlichen Entscheidung der oder des Geistlichen, in solchen Fällen die Trauung abzulehnen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              22.

                           
                           	
                              Eine Trauung kann als seelsorgerlich begründet angesehen und genehmigt werden, wenn der Trauungswunsch beider Brautleute und
                                 das Versprechen nach § 5 Buchstabe a Anzeichen dafür sind, daß bei der oder dem Ausgetretenen Voraussetzungen dafür vorliegen,
                                 daß sie beziehungsweise er das Trauungsversprechen abgeben kann.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              23.

                           
                           	
                              Kommt die Pfarrerin oder der Pfarrer zu der Überzeugung, daß sie beziehungsweise er die Trauung befürworten kann, so berichtet
                                 sie beziehungsweise er schriftlich dem Dekanatamt und beantragt die Genehmigung. Vor der Genehmigung darf sie beziehungsweise
                                 er keine Zusage geben.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              24.

                           
                           	
                              Lehnt die Pfarrerin oder der Pfarrer die Trauung ab, so wird sie beziehungsweise er  das Brautpaar, das mit der Ablehnung
                                 nicht einverstanden ist, davon unterrichten, daß es sich hiergegen an das Dekanatamt wenden kann. Geschieht dies, so hat das
                                 Dekanatamt im Benehmen mit der Pfarrerin oder dem Pfarrer zu prüfen, ob eine Trauung nach Nr. 22 genehmigt werden kann. Gegebenenfalls
                                 kann das Dekanatamt nach Rücksprache mit der die Trauung ablehnenden Pfarrerin beziehungsweise mit dem die Trauung ablehnenden
                                 Pfarrer eine andere Geistliche oder einen anderen Geistlichen zum Vollzug der Trauung ermächtigen. Die Trauung sollte aber
                                 in diesem Fall, wenn möglich, an einem anderen Pfarrort gehalten werden.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 6
Gottesdienst anläßlich der Eheschließung mit Nichtgetauften
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ist einer der Ehegatten nicht getauft, so kann mit Genehmigung des Dekanatamts ein Gottesdienst stattfinden, wenn
                     
                        	
                           der evangelische Ehegatte darum bittet;

                        

                        	
                           der nicht getaufte Ehegatte den Wunsch nach einer kirchlichen Handlung ausdrücklich billigt;

                        

                        	
                           der nicht getaufte Ehegatte versprochen hat, den evangelischen Ehegatten in der Ausübung seines Glaubens nicht zu behindern;

                        

                        	
                           keine Absprache über eine nichtchristliche Kindererziehung getroffen ist und eine evangelische Kindererziehung in Aussicht
                              genommen wird;
                           

                        

                        	
                           beide Ehegatten gewillt sind, eine monogame Ehe auf Lebenszeit zu führen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In diesem Gottesdienst wird das Versprechen, nach Gottes Gebot und Verheißung zu leben und den Ehegatten als Gottes Gabe zu
                     lieben und zu ehren, nur von dem evangelischen Ehegatten gegeben. Zum Versprechen des nicht getauften Ehegatten gehört, seinen
                     Ehegatten als Christen anzunehmen.
                  

                  
                     
                        
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 6)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              25.

                           
                           	
                              Zur Frage der Gültigkeit der Taufe vergleiche § 3 Abs. 2 der Taufordnung13.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              26.

                           
                           	
                              Nrn. 23, 24 Sätze 1, 3 und 4 gelten entsprechend.

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              27.

                           
                           	
                              Eine weitere Trauung durch eine andere Religionsgemeinschaft führt zur Ablehnung der evangelischen Trauung, wenn der evangelische
                                 Ehegatte zu bekenntniswidrigen Handlungen gezwungen ist.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 7
Trauung Geschiedener
                     

                  

                  Wenn ein geschiedener Ehegatte wieder heiratet, kann aus besonderen seelsorgerlichen Gründen die kirchliche Trauung auf Wunsch
                     beider Brautleute vom Dekanatamt genehmigt werden. Die Tatsache, daß ein Ehegatte oder beide geschieden sind, wird bei der
                     Trauung nicht verschwiegen.
                  

                  
                     
                        
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 7)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              28.

                           
                           	
                              Bei der Prüfung der Frage, ob besondere seelsorgerliche Gründe vorliegen, ist darauf zu achten, daß die Brautleute die Ehe
                                 als eine nach Gottes Schöpferwillen lebenslange Gemeinschaft anerkennen. Der geschiedene Ehegatte muß bereit sein, eigene
                                 Schuld zu bekennen, fremde Schuld zu vergeben und im Vertrauen auf Gottes Vergebung sich auf einen Neuanfang einzulassen.
                                 Für die Bejahung der besonderen seelsorgerlichen Gründe ist erschwerend, wenn der frühere Ehegatte noch lebt, ohne wieder
                                 geheiratet zu haben. Eine besonders sorgfältige Prüfung ist erforderlich bei Eheleuten, die miteinander die frühere Ehe gebrochen
                                 haben, und desgleichen gegenüber dem Ehegatten, der durch Ehebruch zur Scheidung der früheren Ehe Anlaß gegeben hat. Dies
                                 gilt ebenso gegenüber wiederholt Geschiedenen. Das Traugespräch sollte klären, ob die Trauung insofern seelsorgerlich begründet
                                 ist, als gerade durch sie eine notwendige Hilfe für die neue Ehe gegeben werden könnte.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              29.

                           
                           	
                              Der Sachverhalt ist sorgfältig zu prüfen. Jeder Versuch, eine Entscheidung unter zeitlichem Druck zu erreichen, darf ruhig
                                 und bestimmt abgelehnt werden – vgl. oben Nr. 8 zu § 2.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              30.

                           
                           	
                              [aufgehoben]

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              31.

                           
                           	
                              [aufgehoben]

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              32.

                           
                           	
                              Kommt die Pfarrerin oder der Pfarrer zu der Überzeugung, daß sie beziehungsweise er die Trauung befürworten kann, so berichtet
                                 sie beziehungsweise er schriftlich dem Dekanatamt und beantragt die Genehmigung. Vor der Genehmigung darf sie oder er keine
                                 Zusage geben. Das Dekanatamt wird im Benehmen mit der oder dem Geistlichen prüfen, ob es die Trauung genehmigen kann. Nr.
                                 33 Satz 2 gilt entsprechend.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              33.

                           
                           	
                              Lehnt die oder der Geistliche die Trauung Geschiedener ab, so wird sie beziehungsweise er das Brautpaar, das mit der Ablehnung
                                 nicht einverstanden ist, davon unterrichten, daß es sich hiergegen an das Dekanatamt wenden kann. Lehnt die Dekanin oder der
                                 Dekan eine Trauung ab, um die sie beziehungsweise er selbst gebeten worden ist, so wird sie beziehungsweise er das Brautpaar
                                 in solchen Fällen an die Prälatin oder den Prälaten verweisen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              34.

                           
                           	
                              Wendet sich das Brautpaar, dessen Trauung abgelehnt worden ist, an das Dekanatamt (vgl. auch Nr. 33), so prüft das Dekanatamt im Benehmen mit der oder dem die Trauung ablehnenden Geistlichen den Sachverhalt. Hält die Dekanin
                                 oder der Dekan die Ablehnung der Trauung für begründet, so unterrichtet sie beziehungsweise er hiervon das Brautpaar. Hält
                                 sie oder er die Vornahme der Trauung für möglich, so unterrichtet sie beziehungsweise er hiervon die oder den Geistlichen,
                                 die beziehungsweise der die Trauung abgelehnt hat. Bleibt diese oder dieser bei ihrer beziehungsweise seiner Ablehnung, wozu
                                 sie beziehungsweise er in jedem Falle befugt ist, so kann die Dekanin oder der Dekan eine andere 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              

                           
                           	
                              Geistliche oder einen anderen Geistlichen zum Vollzug der Trauung ermächtigen. Die Trauung soll aber in diesem Fall, wenn
                                 möglich, an einem anderen Pfarrort gehalten werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              35.

                           
                           	
                              [aufgehoben]

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              36.

                           
                           	
                              [aufgehoben]

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              37.

                           
                           	
                              [aufgehoben]

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              38.

                           
                           	
                              Der Vorschrift in § 7 letzter Satz ist innerhalb der Trauagende in der Ordnung für die Trauung Geschiedener Rechnung getragen.

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              39.

                           
                           	
                              [aufgehoben]

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 8
Ärgernis in der Gemeinde
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die kirchliche Trauung wird nicht gewährt, wenn ihre Vornahme nach den bei den Brautleuten vorliegenden Verhältnissen begründetes
                     Ärgernis in der Gemeinde erregen würde.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Kirchengemeinderat des Wohnsitzes der Brautleute soll in diesen Fällen vor einer Entscheidung über die kirchliche Trauung
                     gehört werden. In Verbundkirchengemeinden ist der Verbundkirchengemeinderat zuständig.
                  

                  
                     
                        
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 8)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              40.

                           
                           	
                              Die Bestimmung gibt die Möglichkeit, aus Gründen der Zucht in der Gemeinde eine kirchliche Trauung zu versagen, solange ärgerniserregende,
                                 anstößige Tatbestände fortdauern (z. B. Verhöhnung Gottes und seines Worts, offene Feindschaft gegen die Kirche, unehrbarer
                                 Lebenswandel). Wegen der Zeit zur Prüfung des Sachverhalts vgl. oben zu § 2 Nr. 8. Nr. 24 Sätze 1, 3 und 4 gelten entsprechend.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 9
Abkündigung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der kirchlichen Trauung soll eine einmalige  Abkündigung der beabsichtigten Trauung vor der Gemeinde mit Fürbitte für die
                     Brautleute vorangehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ist die Abkündigung vor der Trauung unterblieben, so soll sie am folgenden Sonntag nachgeholt werden. In Ausnahmefällen kann
                     sie mit Genehmigung des Dekanatamts unterbleiben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Abkündigung findet am Wohnsitz der Brautleute und in der Regel am Ort der Trauung statt.
                  

               

               
                     § 10
Ort der Trauung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Trauung wird in der Kirche gehalten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ausnahmsweise kann die Trauung mit Zustimmung des Dekanatamts im Freien zugelassen werden, wenn die Teilnahme der Gemeinde
                     am Gottesdienst möglich und hierzu eingeladen ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Nur aus dringlichen Gründen und nur mit Zustimmung des Oberkirchenrats kann ausnahmsweise die Trauung in einem Privathaus
                     zugelassen werden.
                  

                  
                     
                        
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 10)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              41.

                           
                           	
                              Genehmigung der Trauung im Freien ist nur zu erwarten, wenn durch Abkündigung (§ 9) öffentlich zu der Trauung eingeladen wird
                                 und die Wahl des Ortes nicht Ausdruck der Distanz zur Kirche ist.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              42.

                           
                           	
                              Genehmigung der Trauung im Privathaus ist nur zu erwarten, wenn nächste Angehörige der Brautleute (Vater, Mutter, Großeltern)
                                 aus Gesundheitsgründen nicht in die Kirche kommen können.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 11
Geschlossene Zeit
                     

                  

                  In der Karwoche finden keine kirchlichen Trauungen statt.

                  
                     
                        
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 11)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              43.

                           
                           	
                              [aufgehoben]

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 12
Vereinbarungen
                     

                  

                  Durch die vorstehende Ordnung bleiben Vereinbarungen unberührt, die zwischen der Landeskirche und anderen evangelischen Kirchen
                     oder Religionsgemeinschaften für gemischte Ehen getroffen worden sind oder künftig getroffen werden.
                  

                  
                     
                        
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 12)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              44.

                           
                           	
                              Vgl. die Vereinbarung zwischen der Evangelischen Landeskirche in Württemberg und der Evangelisch-methodistischen Kirche in Württemberg
                                    vom 18. Oktober 1982 (Abl. 50 S. 286)14.
                              

                           
                        

                     
                  

                  

               

               
                     § 13
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
                     

                  

                  Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1957 in Kraft. Gleichzeitig tritt das kirchliche Trauungsgesetz vom 23. November 187515 in der Fassung vom 28. Januar 1901 (Abl. 12 S. 209) außer Kraft.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Gemäß § 25 Abs. 4 des Kirchenverfassungsgesetzes werden vom Oberkirchenrat zur Ausführung der Ordnung der kirchlichen Trauung
               vom 27. Juni 1957 (Abl. 37 S. 326) nachstehende Bestimmungen erlassen:
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Text der Ausführungsbestimmungen ist in das Gesetz eingerückt abgedruckt.

         

      

      3
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 50 u.51 dieser Sammlung.
            

         

      

      4
            Red. Anm.: Vgl. § 6a KGO (abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung).
            

         

      

      5
            Red. Anm.: Vgl. Konsistorialerlaß vom 10. Dezember 1901 (abgedruckt unter Nr. 180 dieser Sammlung).
            

         

      

      6
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 400 u. 401 dieser Sammlung.
            

         

      

      7
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 176 dieser Sammlung.
            

         

      

      8
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 185 dieser Sammlung.
            

         

      

      9
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 453 dieser Sammlung.
            

         

      

      10
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 760 dieser Sammlung.
            

         

      

      11
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 765 dieser Sammlung.
            

         

      

      12
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 128 dieser Sammlung.
            

         

      

      13
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 140 u. 141 dieser Sammlung.
            

         

      

      14
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 43 dieser Sammlung.
            

         

      

      15
            Red. Anm.: Abl. 6 S. 2463.

         

      

   
      

      
         165. Ordnung des Gottesdienstes anlässlich der bürgerlichen Eheschließung zwischen zwei Personen gleichen Geschlechtes, der
            bürgerlichen Eheschließung zwischen zwei Personen, von denen zumindest eine Person weder dem männlichen noch dem weiblichen
            Geschlecht angehört, der Begründung einer eingetragenen Lebenspartnerschaft oder der Umwandlung einer eingetragenen Lebenspartnerschaft
            in eine Ehe
         

      

      
         Vom 23. März 2019

      

      
         (Abl. 68 S. 409)
         

      

      und

         166. Ausführungsbestimmungen 
zur Ordnung des Gottesdienstes 
anlässlich der bürgerlichen Eheschließung 
zwischen zwei Personen gleichen Geschlechtes, 
der bürgerlichen Eheschließung zwischen zwei Personen, 
von denen zumindest eine Person weder 
dem männlichen noch dem weiblichen Geschlecht angehört, 
der Begründung einer eingetragenen Lebenspartnerschaft oder 
der Umwandlung einer eingetragenen Lebenspartnerschaft in eine Ehe1

         Vom 8. Oktober 2019 (Abl. 68 S. 701), geändert durch Verordnung des Oberkirchenrats vom 6. August 2024 (Abl. 71 Nr. 61)
         

      

      Für die Evangelische Landeskirche in Württemberg ist das Evangelium von Jesus Christus, wie es in der Heiligen Schrift gegeben
            und in den Bekenntnissen der Reformation bezeugt ist, unantastbare Grundlage. In der Gemeinschaft der Kirche, deren Grund
            und Einheit Christus ist, legen Christinnen und Christen die Bibel unterschiedlich aus. Trotz der Vielfalt der Auslegungen
            sehen sie sich bleibend gemeinschaftlich in der Kirche verbunden.
         

         Diese Auslegungsgemeinschaft stellt sicher, im gemeinsamen Hören und Antworten, im Austausch über verschiedene Wahrnehmungen
            und im Wissen um die Folgen für das Handeln der christlichen Kirche unterschiedliche Auslegungen der Bibel gegenseitig respektieren
            zu können. Überliefert ist nach der Heiligen Schrift und den Bekenntnissen der Reformation der Charakter der Ehe von Mann
            und Frau als weltlich Ding und göttlicher Stand. Die Auslegung von Schriftstellen im Alten Testament (Lev 18,22; 20,13) und
            im Neuen Testament (Röm 1,24-27), die sich auf gleichgeschlechtliche Liebe beziehen, ist uneinheitlich. Über die Schlussfolgerungen
            im Hinblick auf die Begleitung zweier Menschen gleichen Geschlechts durch die Kirche anlässlich der bürgerlichen Eheschließung
            besteht Streit, ohne dass dieser die Einheit der Kirche in Christus in Frage stellt.
         

         Um dieser Einheit willen ergeht im Bewusstsein, dass angesichts unterschiedlicher Zugänge zur Bibel in dieser Frage gegenwärtig kein Konsens hergestellt werden kann, nachfolgende Ordnung, die unterschiedlichen Glaubensüberzeugungen
            Raum gibt und diese wahrt.
         

      

      
                     § 1
Grundsatz
                     

                  

                  Nach Maßgabe der landeskirchlichen Ordnung erfolgt die Begleitung von zwei Personen gleichen Geschlechts anlässlich der bürgerlichen
                     Eheschließung im Rahmen der Seelsorge. Daneben kann nach Maßgabe dieser Ordnung in einer begrenzten Zahl von Kirchengemeinden
                     oder Verbundkirchengemeinden aus diesem Anlass ein öffentlicher Gottesdienst stattfinden.
                  

               

               
                     § 2
Gottesdienst
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ein Gottesdienst anlässlich der bürgerlichen Eheschließung von zwei Personen gleichen Geschlechts ist in bis zu einem Viertel aller Kirchengemeinden oder Verbundkirchengemeinden zulässig, wenn die jeweilige
                     örtliche Gottesdienstordnung2 dies vorsieht. Der Gottesdienst nach Satz 1 wird anhand der hierfür in der örtlichen Gottesdienstordnung3 niedergelegten örtlichen Agende gehalten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Entschließung des Oberkirchenrats zu einer Änderung der örtlichen Gottesdienstordnung4, durch die ein Gottesdienst anlässlich der bürgerlichen Eheschließung von zwei Personen gleichen Geschlechts in der Kirchengemeinde
                     oder Verbundkirchengemeinde vorgesehen wird, setzt in dieser Reihenfolge voraus:
                  

                  
                     
                        	
                           den von Amts wegen oder auf Anregung gestellten Antrag des Oberkirchenrats, in der Kirchengemeinde oder Verbundkirchengemeinde
                              zu klären, ob dort die Überzeugung geteilt werden kann, dass der Gottesdienst nach Absatz 1 dem in der Heiligen Schrift gegebenen
                              und in den Bekenntnissen der Reformation bezeugten Evangelium von Jesus Christus nicht widerspricht und deshalb die Einwilligung zu einer Änderung der örtlichen Gottesdienstordnung5 erteilt werden kann;
                           

                        

                        	
                           die vertiefte Befassung in der Kirchengemeinde oder Verbundkirchengemeinde mit den für die Klärung gemäß Nummer 1 erforderlichen
                              Fragestellungen mit Gelegenheit zur Beteiligung der Gemeindeglieder;
                           

                        

                        	
                           die Erteilung der Einwilligung

                           
                              
                                 	
                                    des Pfarramts, bei mehreren Pfarrämtern der Einwilligung von mindestens drei Vierteln der Stelleninhaberinnen oder Stelleninhaber,
                                       gegebenenfalls ihrer ordentlichen Stellvertreterinnen oder Stellvertreter im Pfarramt, und
                                    

                                 

                                 	
                                    des Kirchengemeinderats, sofern eine Verbundkirchengemeinde besteht des Verbundkirchengemeinderats, mit einer Mehrheit von mindestens drei Vierteln der Mitglieder.

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 2 Abs. 2)

                              
                           

                           
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 Wird die Anregung von einer Kirchengemeinde oder Verbundkirchengemeinde eingereicht, soll dies auf dem Dienstweg unter Beifügung
                                    eines Beschlusses des Kirchengemeinderats oder Verbundkirchengemeinderats erfolgen. Wer eine Anregung beim Oberkirchenrat
                                    einreicht, erhält in einem angemessenen Zeitraum eine Antwort auf die Anregung.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 Den Antrag des Oberkirchenrats können die Kirchengemeinden oder Verbundkirchengemeinden annehmen oder zurückweisen.

                              
                           

                           
                              	
                                 3.

                              
                              	
                                 Hinsichtlich der vertieften Befassung ist die Handreichung des Oberkirchenrats vom 10. September 2019 zu beachten.

                              
                           

                           
                              	
                                 4.

                              
                              	
                                 Stelleninhaberinnen und Stelleninhaber im Sinne des § 2 Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe a sind Personen, die auf eine Pfarrstelle ernannt sind, die für eine Kirchengemeinde oder eine Verbundkirchengemeinde errichtet
                                    oder der Verbundkirchengemeinde zugeordnet ist. Hierzu gehören insbesondere Pfarrerinnen und Pfarrer nach Nummer 7 Buchstabe a, b und c der Ausführungsverordnung zur Kirchengemeindeordnung6.
                                 

                                 Teilen sich mehrere Pfarrerinnen und Pfarrer eine Stelle, ist jede beziehungsweise jeder zur Erteilung der Einwilligung nach
                                    § 2 Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe a berechtigt. Für die ordentlichen Stellvertreterinnen oder Stellvertreter im Pfarramt gilt
                                    Nummer 9 der Ausführungsverordnung zur Kirchengemeindeordnung7.
                                 

                                 Pfarrerinnen und Pfarrer, denen nach § 10 Absatz 3 Württembergisches Pfarrergesetz8 lediglich bestimmte Dienste übertragen sind, sind nicht zur Erteilung der Einwilligung nach § 2 Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe
                                    a berechtigt.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Absatz 2 gilt entsprechend für eine Entschließung des Oberkirchenrats, mit der die vorherige Entschließung des Oberkirchenrats
                     nach Absatz 2 aufgehoben wird.
                  

               

               
                     § 3
Zeitpunkt des Gottesdienstes
                     

                  

                  Der Gottesdienst nach § 2 Absatz 1 soll nach der bürgerlichen Eheschließung von Personen gleichen Geschlechts stattfinden.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 3)

                              
                           

                           
                              	
                                 5.

                              
                              	
                                 Der Gottesdienst findet – abgesehen von den Sonderfällen der folgenden Nummer 6 – erst nach der bürgerlichen Eheschließung
                                    statt. Die Pfarrerin oder der Pfarrer lässt sich von den gleichgeschlechtlichen Ehepartnern die Bescheinigung des Standesamtes
                                    über den Vollzug der bürgerlichen Eheschließung vorlegen, bevor sie beziehungsweise er den Gottesdienst nach § 2 Abs. 1 durchführt.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 6.

                              
                              	
                                 Ein Gottesdienst nach § 2 Abs. 1 kann ohne vorhergehende bürgerliche Eheschließung vorgenommen werden:
                                 

                                 
                                    
                                       	a)

                                       	
                                          wenn einer der Verlobten lebensgefährlich erkrankt und ein Aufschub des Gottesdienstes nicht möglich ist,

                                       

                                       	b)

                                       	
                                          wenn ein auf andere Weise nicht zu behebender schwerer sittlicher Notstand vorliegt, dessen Vorhandensein aber kirchenamtlich
                                             bestätigt sein muss.
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 7.

                              
                              	
                                 In rechtsstaatlichen Verhältnissen wird ein anzuerkennender Notstand im Sinne von Nummer 6 Buchstabe b kaum feststellbar sein;
                                    insbesondere fallen in der Regel nicht-eheliche Lebensgemeinschaften nicht hierunter. Dagegen liegt ein schwerer sittlicher
                                    Notstand vor, wenn es auf unüberwindliche oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand zu beseitigende Schwierigkeiten stößt,
                                    die zur Eheschließung erforderlichen Unterlagen rechtzeitig beizubringen. Dies kann insbesondere bei Auslandsberührung der
                                    Fall sein. Vorher ist jedoch ein Verfahren zur Befreiung vom Erfordernis des Ehefähigkeitszeugnisses für Ausländer durchzuführen.
                                    Zuständig für die kirchenamtliche Bestätigung des Vorhandenseins eines schweren sittlichen Notstands ist der Oberkirchenrat.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 4
Anmeldung, Zuständigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die gleichgeschlechtlichen Ehepartner sind verpflichtet, sich beim zuständigen Pfarramt so zeitig anzumelden, dass die Voraussetzungen des Gottesdienstes nach § 2 Absatz 1 geprüft werden können.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 4 Abs. 1)

                              
                           

                           
                              	
                                 8.

                              
                              	
                                 Zeitige Anmeldung des Gottesdienstes bedeutet, dass in jedem Fall zwischen Anmeldung und dem Termin des Gottesdienstes so
                                    viel Zeit gegeben werden muss, dass ein Gespräch mit den gleichgeschlechtlichen Ehepartnern geführt und die Voraussetzungen
                                    für den Gottesdienst nach § 2 Abs. 1 geprüft werden können. Die Pfarrerin oder der Pfarrer kann erwarten, dass ihr beziehungsweise ihm keinesfalls eine kürzere
                                    Frist als eine Woche zugemutet wird.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 9.

                              
                              	
                                 Handelt es sich um Sonderfälle (vgl. § 6 Konfessionsverschiedene gleichgeschlechtliche Ehe, § 7 Gottesdienst mit Ausgetretenen, § 8 Gottesdienst mit Nichtgetauften), so ist eine längere Frist zur Prüfung der Voraussetzungen für den Gottesdienst nötig (etwa
                                    vier Wochen).
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 10.

                              
                              	
                                 Handelt es sich um die Frage, ob ein Ärgernis in der Gemeinde erregt wird, so ist bei der Prüfung der Voraussetzungen jeder
                                    Zeitdruck abzulehnen; vgl. hierzu die Bestimmungen zu § 9.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Befindet sich der Wohnsitz einer gleichgeschlechtlichen Ehepartnerin oder eines gleichgeschlechtlichen Ehepartners in einer
                     Kirchengemeinde oder Verbundkirchengemeinde nach § 2 Absatz 1 Satz 1, so ist das Pfarramt für den Gottesdienst nach § 2 Absatz 1 zuständig, in dessen Seelsorgebezirk eine gleichgeschlechtliche Ehepartnerin oder ein gleichgeschlechtlicher Ehepartner den
                     Wohnsitz hat. An Orten mit mehreren Pfarrerinnen und Pfarrern ist die- oder derjenige zuständig, zu deren beziehungsweise
                     dessen Aufgaben nach der Geschäftsordnung der Gottesdienst nach § 2 Absatz 1 gehört.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 4 Abs. 2)

                              
                           

                           
                              	
                                 11.

                              
                              	
                                 Zu welchem Seelsorgebezirk eine gleichgeschlechtliche Ehepartnerin oder ein gleichgeschlechtlicher Ehepartner gehört, richtet
                                    sich bei mehrfachem Wohnsitz danach, in welchem Seelsorgebezirk sie beziehungsweise er am kirchlichen Leben der Gemeinde bisher
                                    regelmäßig teilnehmen konnte.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 12.

                              
                              	
                                 Sind mehrere Pfarrämter zuständig, können die gleichgeschlechtlichen Ehepartner entscheiden, welches Pfarramt sie um den Gottesdienst bitten wollen. Das Pfarramt ist verpflichtet, die Voraussetzungen für den
                                    Gottesdienst nach § 2 Absatz 1 zu prüfen. In jedem Fall sind die für den Wohnsitz zuständigen Pfarrämter nach der Durchführung des Gottesdienstes wegen
                                    der Eintragung in das Verzeichnis zum Gottesdienst anlässlich der Eheschließung von zwei Personen gleichen Geschlechts (§ 4 Abs. 1 Kirchenregisterverordnung9) zu unterrichten. Die Freiheit der Wahl unter mehreren gegebenenfalls zuständigen Pfarrämtern darf nicht dazu führen, dass
                                    über die Zulässigkeit des Gottesdienstes in ungleicher Weise entschieden wird.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Im Falle der Ummeldung zu einer anderen Kirchengemeinde10 oder Verbundkirchengemeinde ist das Pfarramt zuständig, zu dessen Seelsorgebezirk die in Absatz 2 Satz 1 Genannten aufgrund
                     der Ummeldung gehören, sofern es sich um eine Kirchengemeinde oder Verbundkirchengemeinde nach § 2 Absatz 1 Satz 1 handelt. Eine Zuständigkeit nach Absatz 2 bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Im Falle der Abmeldung zur Seelsorge11 ist das Pfarramt zuständig, zu dem die Abmeldung zur Seelsorge erfolgt ist, sofern es sich um das Pfarramt einer Kirchengemeinde
                     oder Verbundkirchengemeinde nach § 2 Absatz 1 Satz 1 handelt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Ist nach den Absätzen 2 bis 4 kein Pfarramt zuständig, so ist das Pfarramt in einer Kirchengemeinde oder Verbundkirchengemeinde
                     nach § 2 Absatz 1 Satz 1 für den Gottesdienst nach § 2 Absatz 1 zuständig, das die gleichgeschlechtlichen Ehepartnerinnen oder die gleichgeschlechtlichen Ehepartner anhand einer vom Oberkirchenrat
                     geführten Übersicht über die Kirchengemeinden oder Verbundkirchengemeinden gemäß § 2 Absatz 1 Satz 1 gewählt haben.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Soll eine nicht zuständige Pfarrerin oder ein nicht zuständiger Pfarrer den Gottesdienst nach § 2 Absatz 1 halten, so hat sie beziehungsweise er zuvor beim zuständigen Pfarramt einen Erlaubnisschein einzuholen. Der Erlaubnisschein
                     darf nicht versagt werden, wenn die Voraussetzungen des Gottesdienstes nach § 2 Absatz 1 gegeben sind.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 4 Abs. 6)

                              
                           

                           
                              	
                                 13.

                              
                              	
                                 Wird eine nicht zuständige Pfarrerin oder ein nicht zuständiger Pfarrer gebeten, den Gottesdienst zu halten, so braucht sie beziehungsweise er hierzu die Erlaubnis des zuständigen Pfarramts. Bevor sie oder er diese
                                    Erlaubnis hat, kann sie beziehungsweise er keine Zusage geben.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 14.

                              
                              	
                                 Das Pfarramt, das um den Erlaubnisschein gebeten worden ist, ist verpflichtet, die Voraussetzungen der Zulässigkeit des Gottesdienstes
                                    festzustellen, ehe es die Erlaubnis gibt (vgl. Nr. 12).
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 15.

                              
                              	
                                 Der Erlaubnisschein darf nur unter den im Konsistorial-Erlaß vom 9. Mai 1913 (Abl. 16 S. 306)12 genannten Voraussetzungen ausgestellt werden. Dazu gehört:
                                 

                                 
                                    
                                       	a)

                                       	
                                          Die Befugnis der nicht zuständigen Person zur Vornahme einer Amtshandlung in der Landeskirche muss vom Oberkirchenrat anerkannt
                                             sein; das gilt bei Pfarrerinnen und Pfarrern einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland, sofern
                                          

                                       

                                       	b)

                                       	
                                          Gewähr dafür gegeben ist, dass die Amtshandlung nach der Ordnung der Landeskirche vorgenommen wird.

                                       

                                    

                                 

                                 Der Erlaubnisschein kann nicht versagt werden, wenn die Voraussetzungen des Gottesdienstes nach § 2 Abs. 1 gegeben sind; dies bedeutet, dass der Erlaubnisschein auszustellen ist, wenn die zuständige Pfarrerin oder der zuständige
                                    Pfarrer, wäre sie beziehungsweise er darum gebeten worden, den Gottesdienst selbst vollziehen könnte.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Der Oberkirchenrat kann in besonderen Fällen auch Nichtordinierte zur Leitung des Gottesdienstes nach § 2 Absatz 1 ermächtigen.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 4 Abs. 7)

                              
                           

                           
                              	
                                 16.

                              
                              	
                                 Für Vikarinnen und Vikare vor ihrer Ordination gilt § 2 Absatz 4 Studienordnung13. Für Prädikantinnen und Prädikanten gilt § 2 Absatz 4 Prädikantenordnung14. Bei anderen Nichtordinierten im Verkündigungsdienst kann die Ermächtigung vom Oberkirchenrat erteilt werden; ihr soll ein
                                    Antrag des zuständigen Dekanatamts vorausgehen. Gemeinschaftsreferentinnen und Gemeinschaftsreferenten und andere haupt-,
                                    neben- und ehrenamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Landeskirchlichen Gemeinschaften können in besonders gelagerten
                                    Fällen nach § 7 Absatz 3 der Vereinbarung Pietismus15 über den zuständigen Gemeinschaftsverband vom Oberkirchenrat ermächtigt werden.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Niemand ist verpflichtet, einen Gottesdienst nach § 2 Absatz 1 zu leiten oder an ihm mitzuwirken. Wird von dem Recht nach Satz 1 Variante 1 Gebrauch gemacht, kann Absatz 5 entsprechende Anwendung finden.
                  

               

               
                     § 5
Begehren des Gottesdienstes
                     

                  

                  Der Gottesdienst nach § 2 Absatz 1 kann nur gehalten werden, wenn beide gleichgeschlechtliche Ehepartnerinnen oder gleichgeschlechtliche Ehepartner ihn begehren.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 5)

                              
                           

                           
                              	
                                 17.

                              
                              	
                                 Den Gottesdienst begehren heißt, dass der Wunsch nach einem Gottesdienst gemäß § 2 Absatz 1 deutlich zum Ausdruck kommt.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 18.

                              
                              	
                                 Der Gottesdienst kann gewährt werden, wenn

                                 
                                    
                                       	a)

                                       	
                                          die gleichgeschlechtlichen Ehepartner getauft sind und

                                       

                                       	b)

                                       	
                                          beide der evangelischen Kirche und wenigstens einer der gleichgeschlechtlichen Ehepartnerinnen oder einer der gleichgeschlechtlichen
                                             Ehepartner der Landeskirche angehören.
                                          

                                       

                                    

                                 

                                 Von den gleichgeschlechtlichen Ehepartnern kann der Nachweis dieser Voraussetzungen verlangt werden. Wegen der Sonderfälle
                                    der §§ 6 bis 9 vgl. die Ausführungsbestimmungen hierzu.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 19.

                              
                              	
                                 Es soll auch geklärt werden, ob die gleichgeschlechtlichen Ehepartner konfirmiert sind und aus welchen Gründen die Konfirmation
                                    gegebenenfalls unterblieben ist.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 6
Konfessionsverschiedene gleichgeschlechtliche Ehe
                     

                  

                  Gehört eine der gleichgeschlechtlichen Ehepartnerinnen oder einer der gleichgeschlechtlichen Ehepartner einer christlichen
                     Kirche oder Religionsgemeinschaft an, mit der keine Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft besteht, so kann der Gottesdienst nach
                     § 2 Absatz 1 stattfinden, wenn diese gleichgeschlechtliche Ehepartnerin oder dieser gleichgeschlechtliche Ehepartner versprochen hat,
                     die evangelische gleichgeschlechtliche Ehepartnerin oder den evangelischen gleichgeschlechtlichen Ehepartner in der Ausübung
                     ihres oder seines Glaubens nicht zu behindern.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 6)

                              
                           

                           
                              	
                                 20.

                              
                              	
                                 Als christliche Religionsgemeinschaft gelten solche, deren Taufe ökumenisch als christliche Taufe anerkannt wird. Zur Frage
                                    der Gültigkeit der Taufe vergleiche § 3 Abs. 2 der Taufordnung16.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 21.

                              
                              	
                                 Nr. 25 Sätze 1, 3, 4 und 5 gelten entsprechend.

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 7
Gottesdienst mit Ausgetretenen
                     

                  

                  Ist eine der gleichgeschlechtlichen Ehepartnerinnen oder einer der gleichgeschlechtlichen Ehepartner aus der Kirche ausgetreten,
                     und liegt kein Fall nach § 6 vor, so kann aus besonderen seelsorgerlichen Gründen auf Wunsch beider gleichgeschlechtlichen Ehepartnerinnen oder gleichgeschlechtlichen Ehepartner
                     der Gottesdienst nach § 2 Absatz 1  stattfinden, wenn
                  

                  
                     
                        	
                           die ausgetretene gleichgeschlechtliche Ehepartnerin oder der ausgetretene gleichgeschlechtliche Ehepartner versprochen hat,
                              die evangelische gleichgeschlechtliche Ehepartnerin oder den evangelischen gleichgeschlechtlichen Ehepartner in der Ausübung
                              ihres oder seines Glaubens nicht zu behindern;
                           

                        

                        	
                           das Dekanatamt sie genehmigt.

                        

                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 7)

                              
                           

                           
                              	
                                 22.

                              
                              	
                                 Die Bestimmung gilt für Ehen zwischen einem Glied der Landeskirche und einer oder einem aus der Kirche Ausgetretenen. Es liegt
                                    in der seelsorgerlichen Entscheidung der Pfarrerin oder des Pfarrers, in solchen Fällen den Gottesdienst nach § 2 Abs. 1 abzulehnen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 23.

                              
                              	
                                 Der Gottesdienst kann als seelsorgerlich begründet angesehen und genehmigt werden, wenn der Wunsch beider gleichgeschlechtlichen
                                    Ehepartner nach dem Gottesdienst und das Versprechen nach § 7 Nummer 1 Anzeichen dafür sind, dass bei der oder dem Ausgetretenen
                                    Voraussetzungen dafür vorliegen, dass sie beziehungsweise er das in der örtlichen Gottesdienstordnung vorgesehene Versprechen
                                    abgeben kann.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 24.

                              
                              	
                                 Kommt die Pfarrerin oder der Pfarrer zu der Überzeugung, dass sie beziehungsweise er den Gottesdienst befürworten kann, so
                                    berichtet sie beziehungsweise er schriftlich dem Dekanatamt und beantragt die Genehmigung. Vor der Genehmigung darf sie beziehungsweise
                                    er keine Zusage geben.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 25.

                              
                              	
                                 Lehnt die Pfarrerin oder der Pfarrer den Gottesdienst ab, so wird sie beziehungsweise er die gleichgeschlechtlichen Ehepartner,
                                    die mit der Ablehnung nicht einverstanden sind, davon unterrichten, dass sie sich hiergegen an das Dekanatamt wenden können.
                                    Geschieht dies, so hat das Dekanatamt im Benehmen mit der Pfarrerin oder dem Pfarrer zu prüfen, ob ein Gottesdienst nach Nr.
                                    23 genehmigt werden kann. Gegebenenfalls kann das Dekanatamt nach Rücksprache mit der den Gottesdienst ablehnenden Pfarrerin
                                    beziehungsweise mit dem den Gottesdienst ablehnenden Pfarrer eine andere Pfarrerin oder einen anderen Pfarrer zur Durchführung
                                    des Gottesdienstes ermächtigen. Der Gottesdienst sollte aber in diesem Fall, wenn möglich, an einem anderen Pfarrort gehalten
                                    werden. Die vorstehenden Regelungen gelten nicht im Falle der Ausübung des Rechts nach § 4 Abs. 8 Satz 1 Var. 1; vgl. hierzu § 4 Abs. 8 Satz 2.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 8
Gottesdienst mit Nichtgetauften
                     

                  

                  Ist eine der gleichgeschlechtlichen Ehepartnerinnen oder einer der gleichgeschlechtlichen Ehepartner nicht getauft, so kann
                     mit Genehmigung des Dekanatamts der Gottesdienst nach § 2 Absatz 1 stattfinden, wenn
                  

                  
                     
                        	
                           die evangelische gleichgeschlechtliche Ehepartnerin oder der evangelische gleichgeschlechtliche Ehepartner darum bittet;

                        

                        	
                           die nicht getaufte gleichgeschlechtliche Ehepartnerin oder der nicht getaufte gleichgeschlechtliche Ehepartner den Wunsch
                              nach einer kirchlichen Handlung ausdrücklich billigt;
                           

                        

                        	
                           die nicht getaufte gleichgeschlechtliche Ehepartnerin oder der nicht getaufte gleichgeschlechtliche Ehepartner versprochen
                              hat, die evangelische gleichgeschlechtliche Ehepartnerin17 oder den evangelischen gleichgeschlechtlichen Ehepartner in der Ausübung ihres oder seines Glaubens nicht zu behindern.
                           

                        

                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 8)

                              
                           

                           
                              	
                                 26.

                              
                              	
                                 Zur Frage der Gültigkeit der Taufe vergleiche § 3 Abs. 2 der Taufordnung18.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 27.

                              
                              	
                                 Nrn. 24, 25 Sätze 1, 3, 4 und 5 gelten entsprechend.

                              
                           

                           
                              	
                                 28.

                              
                              	
                                 Ein weiterer Gottesdienst durch eine andere Religionsgemeinschaft führt zur Ablehnung des evangelischen Gottesdienstes nach
                                    § 2 Absatz 1, wenn die evangelische gleichgeschlechtliche Ehepartnerin oder der evangelische gleichgeschlechtliche Ehepartner zu bekenntniswidrigen
                                    Handlungen gezwungen ist.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 9
Ärgernis in der Gemeinde
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ein Gottesdienst nach § 2 Absatz 1 findet nicht statt, wenn seine Feier nach den bei den gleichgeschlechtlichen Ehepartnerinnen oder den gleichgeschlechtlichen
                     Ehepartnern vorliegenden Verhältnissen begründetes Ärgernis in der Gemeinde erregen würde.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Kirchengemeinderat des Wohnsitzes der gleichgeschlechtlichen Ehepartnerinnen oder der gleichgeschlechtlichen Ehepartner
                     soll in diesen Fällen vor einer Entscheidung über den Gottesdienst nach § 2 Absatz 1 gehört werden. In Verbundkirchengemeinden ist der Verbundkirchengemeinderat zuständig.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 9)

                              
                           

                           
                              	
                                 29.

                              
                              	
                                 Die Bestimmung gibt die Möglichkeit, aus Gründen der Zucht in der Gemeinde einen Gottesdienst nach § 2 Absatz 1 zu versagen, solange Ärgernis erregende, anstößige Tatbestände fortdauern (z.B. Verhöhnung Gottes und seines Worts, offene
                                    Feindschaft gegen die Kirche, unehrbarer Lebenswandel). Wegen der Zeit zur Prüfung des Sachverhalts vgl. oben Nr. 10. Nummer
                                    25 Sätze 1, 3, 4 und 5 gelten entsprechend.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 10
Abkündigung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dem Gottesdienst nach § 2 Absatz 1 soll eine einmalige Abkündigung vor der Gemeinde mit Fürbitte für die gleichgeschlechtlichen Ehepartnerinnen oder die gleichgeschlechtlichen Ehepartner vorangehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ist die Abkündigung vor dem Gottesdienst unterblieben, so soll sie am folgenden Sonntag nachgeholt werden. In Ausnahmefällen
                     kann sie mit Genehmigung des Dekanatamts unterbleiben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Abkündigung findet in der Regel am Ort des Gottesdienstes statt.
                  

               

               
                     § 11
Gottesdienstort
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Gottesdienst nach § 2 Absatz 1 findet in der Kirche statt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ausnahmsweise kann der Gottesdienst nach § 2 Absatz 1 mit Zustimmung des Dekanatamts im Freien stattfinden, wenn die Teilnahme der Gemeinde möglich und hierzu eingeladen ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Nur aus dringlichen Gründen und nur mit Zustimmung des Oberkirchenrats kann ausnahmsweise der Gottesdienst nach § 2 Absatz 1 in einem Privathaus stattfinden.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 11)

                              
                           

                           
                              	
                                 30.

                              
                              	
                                 Genehmigung des Gottesdienstes im Freien ist nur zu erwarten, wenn durch Abkündigung (§ 10) öffentlich zu dem Gottesdienst eingeladen wird und die Wahl des Ortes nicht Ausdruck der Distanz zur Kirche ist.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 31.

                              
                              	
                                 Genehmigung des Gottesdienstes im Privathaus ist nur zu erwarten, wenn nächste Angehörige der gleichgeschlechtlichen Ehepartner
                                    (Vater, Mutter, Großeltern) aus Gesundheitsgründen nicht in die Kirche kommen können.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 12
Geschlossene Zeit
                     

                  

                  In der Karwoche finden keine Gottesdienste nach § 2 Absatz 1 statt.
                  

               

               
                     § 13
Entsprechende Anwendung
                     

                  

                  Die vorstehenden Bestimmungen finden entsprechende Anwendung im Falle der Begründung einer eingetragenen Lebenspartnerschaft
                     von zwei Personen gleichen Geschlechts und der Umwandlung einer eingetragenen Lebenspartnerschaft in eine Ehe von zwei Personen gleichen Geschlechts. Satz 1 gilt entsprechend im Falle der bürgerlichen Eheschließung zwischen zwei Personen, von denen
                     zumindest eine Person weder dem männlichen noch dem weiblichen Geschlecht angehört.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 13)

                              
                           

                           
                              	
                                 32.

                              
                              	
                                 Die Bestimmung gilt für die vorstehenden Ausführungsbestimmungen entsprechend.

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 14
Erneute Befassung der Landessynode
                     

                  

                  Hat der Anteil an Kirchengemeinden oder Verbundkirchengemeinden, in denen ein Gottesdienst nach § 2 Absatz 1 zulässig ist, ein Viertel aller Kirchengemeinden oder Verbundkirchengemeinden erreicht, so befasst sich die Landessynode mit der Frage, ob anstelle der örtlichen Agenden eine landeskirchlichen
                     Agende eingeführt und diese Ordnung unter Wahrung unterschiedlicher Glaubensüberzeugungen entsprechend geändert werden soll.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Die Bestimmungen der Ausführungsverordnung, die vom Oberkirchenrat aufgrund von § 25 Absatz 4 des Kirchenverfassungsgesetzes
               beschlossen wurden, sind hinter den sie betreffenden Absätzen der Paragraphen des Gesetzes (eingerückt) abgedruckt. 
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Vgl. § 17 KGO (abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung).
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Vgl. § 17 KGO (abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung).
            

         

      

      4
            Red. Anm.: Vgl. § 17 KGO (abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung).
            

         

      

      5
            Red. Anm.: Vgl. § 17 KGO (abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung).
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      11
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         170. Ordnung der kirchlichen Bestattung

      

      
         Vom 13. November 1969

      

      
         (Abl. 44 S. 67), geändert durch Kirchl. Gesetz vom 8. März 1991 (Abl. 54 S. 543), vom 29. Juni 2000 (Abl. 59 S. 113, 116), vom 25. November 2015 (Abl. 67 S. 1, 8) und vom 10. März 2018 (Abl. 68 S. 81, 83)
         

      

      Zur Ordnung der kirchlichen Bestattung hat die Landessynode das folgende Kirchliche Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet
         wird:
      

      
                     § 1

                  

                  Die kirchliche Bestattung wird als Gottesdienst gehalten. Die christliche Gemeinde erweist so ihrem Verstorbenen den letzten
                     Liebesdienst und verkündigt angesichts des Todes die Herrschaft des Auferstandenen über Lebende und Tote.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die kirchliche Bestattung setzt voraus, daß der Verstorbene bei seinem Tod Glied der evangelischen Kirche und aus ihr nicht
                     ausgetreten war. Gleichgestellt sind Katechumenen im Sinne der Taufordnung (vgl. Ziff. 13 der Ausführungsbestimmungen zur Taufordnung - Abl. Bd. 42 S. 5)1 und Kleinkinder evangelischer Erziehungsberechtigter, die vor der beabsichtigten Taufe verstorben sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ferner kann ein Verstorbener auf Bitte der Angehörigen kirchlich bestattet werden:
                     
                        	
                           wenn er bei seinem Tod Glied einer anderen christlichen Kirche war und der zuständige Pfarrer die kirchliche Bestattung zwar
                              vornehmen würde, aber an der Ausführung gehindert ist;
                           

                        

                        	
                           wenn er bei seinem Tod Glied einer anderen christlichen Kirche war und der dort zuständige Pfarrer die kirchliche Bestattung
                              ablehnt, weil der Verstorbene in einer konfessionsverschiedenen Ehe gelebt hat;
                           

                        

                        	
                           wenn kein Zweifel besteht, daß er nur durch den Tod verhindert wurde, in die evangelische Kirche einzutreten.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        In Ausnahmefällen kann ein Verstorbener, der bei seinem Tod nicht Glied der evangelischen Kirche oder aus ihr ausgetreten war, kirchlich bestattet werden, wenn dem Pfarrer bei gewissenhafter Prüfung eine solche
                     Entscheidung seelsorgerlich dringend geboten erscheint. Die Bitte um eine kirchliche Bestattung kann nicht erfüllt werden,
                     wenn die Angehörigen es ablehnen, daß die Nichtzugehörigkeit des Verstorbenen zur Kirche bei der Bestattung offen ausgesprochen
                     wird. Vor der Entscheidung sind die erreichbaren Mitglieder des Kirchengemeinderats, in Verbundkirchengemeinden des Verbundkirchengemeinderats,
                     zu hören.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Niemand kann gegen seinen eindeutig geäußerten Willen kirchlich bestattet werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die kirchliche Bestattung wird nicht versagt, weil sich jemand das Leben genommen hat.
                  

               

               
                     § 3

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Bestattungsgottesdienst wird bei Beerdigungen und bei Feuerbestattungen gehalten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Mit der Urnenbeisetzung kann nur in Ausnahmefällen ein Gottesdienst verbunden werden, insbesondere dann, wenn bei der Einäscherung
                     ein solcher nicht stattgefunden hat.
                  

               

               
                     § 4

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Bestattungsgottesdienst wird an Hand der hierfür bestimmten Agende gehalten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gemeinde, Pfarrer und Angehörige des Verstorbenen sollen darauf bedacht sein, daß der Gottesdienst nicht durch Reden, Symbole,
                     Bräuche oder andere Veranstaltungen beeinträchtigt wird, die im Widerspruch zur Verkündigung der Kirche stehen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Nachrufe haben ihren Platz nach der kirchlichen Handlung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Im übrigen richtet sich die Gestaltung der kirchlichen Bestattung nach den örtlichen Gegebenheiten und dem Herkommen der Gemeinde.
                  

               

               
                     § 5

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Bestattung soll möglichst frühzeitig bei dem zuständigen Pfarrer angemeldet werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zuständig ist der Pfarrer, in dessen Seelsorgebezirk der Verstorbene zuletzt gewohnt hat. In Gemeinden mit mehreren Pfarrern
                     ist derjenige zuständig, zu dessen Aufgaben nach der Geschäftsordnung die kirchliche Bestattung gehört. Im Falle der Ummeldung
                     zu einer anderen Kirchengemeinde2 ist auch der Pfarrer zuständig, zu dessen Seelsorgebezirk der Verstorbene aufgrund der Ummeldung gehört hat. Im Falle der
                     Abmeldung zur Seelsorge3 ist der Pfarrer oder der nach § 2 Abs. 5 Einführungsordnung4 Ermächtigte zuständig, zu dem sich der Verstorbene abgemeldet hatte.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Soll die Bestattung durch einen anderen Pfarrer erfolgen, so ist zuvor die Zustimmung des zuständigen Pfarrers (Dimissoriale)
                     einzuholen5. Sie darf nicht versagt werden, wenn die Voraussetzungen für die kirchliche Bestattung gegeben sind. In den Fällen des § 2 Abs. 3 ist der zuständige Pfarrer berechtigt, die Entscheidung dem anderen Pfarrer zu übertragen.
                  

               

               
                     § 6

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Auswärtige Bestattungen sollen von dem zuständigen Heimatpfarrer des Verstorbenen (§ 5 Abs. 2) übernommen werden. Ist dies
                     nicht möglich oder wird es von den Angehörigen nicht gewünscht, so ist für die kirchliche Bestattung der Gemeindepfarrer des
                     Bestattungsorts oder in Gemeinden mit mehreren Pfarrern der hierfür durch die Geschäftsordnung bestimmte Pfarrer zuständig. § 5 Abs. 3 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Übernimmt der Heimatpfarrer die Bestattung, so ist der zuständige Pfarrer des Bestattungsorts zu verständigen.
                  

               

               
                     § 7

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Zeit der Bestattung wird vom Pfarrer mit den Angehörigen vereinbart, soweit die Bestattungszeit nicht von einer Friedhofsverwaltung
                     geregelt werden muß. Vor der Bestattung soll ein persönliches Gespräch des Pfarrers mit den Angehörigen stattfinden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Pfarrer, der die Bestattung vornimmt, hat darauf zu achten, daß ihm vorher die erforderlichen standesamtlichen oder sonstigen
                     behördlichen Bescheinigungen vorgelegt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Bestattung wird im Hauptgottesdienst abgekündigt.
                  

               

               
                     § 8

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Grabgeläute ist Ruf zu Gottesdienst und Gebet. Es kann nicht gewährt werden, wenn keine kirchliche Bestattung stattfindet;
                     unberührt hiervon sind Fälle, in denen die Gewährung des Grabgeläutes durch Gesetz, Gewohnheitsrecht oder vertragliche Bestimmungen eingeräumt ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Kirchengemeinde soll das Grabgeläute auf Antrag gewähren, wenn Angehörige anderer christlicher Kirchen bestattet werden,
                     die der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen in Deutschland oder dem ökumenischen Rat der Kirchen angehören.
                  

               

               
                     § 96

                  

                  Der Pfarrer, der die kirchliche Bestattung vorgenommen hat, veranlaßt, daß sie in das Bestattungsverzeichnis der Kirchengemeinde
                     eingetragen wird, in deren Bereich der Verstorbene mit Hauptwohnung gemeldet war (Wohnsitzkirchengemeinde7).
                  

               

               
                     § 10

                  

                  Dieses Gesetz tritt mit dem Tag seiner Verkündung in Kraft. Frühere Bestimmungen über die Ordnung der kirchlichen Bestattung
                     treten damit außer Kraft, insbesondere
                     
                        	
                           Synodal-Ausschreiben betr. das christl. Begräbnis vom 14. November 1855 (Abl. 1 S. 119);

                        

                        	
                           Erlaß des Oberkirchenrats über die kirchl. Bestattung vom 9. Januar 1942 (Abl. 30 S. 181);

                        

                        	
                           Erlaß über die kirchliche Bestattung vom 9. Juni 1942 (Abl. 30 S. 181) und Erlaß über die Nachrufe bei Beerdigungen vom 11.
                              Oktober 1933 (Abl. 33 S. 107);
                           

                        

                        	
                           Erlaß über Bestattungen mit kirchlicher Feier durch auswärtige Geistliche vom 6. Juli 1926 (Abl. 22 S. 309);

                        

                        	
                           Erlaß betr. die Beerdigung in Fällen der Selbstentleibung vom 6. Juli 1880 (Abl. 7 S. 3013) und das Ausschreiben betr. die bestehenden Vorschriften über die Beerdigung von Selbstmördern vom 1. Dezember 1896 (Abl.
                              10 S. 5015);
                           

                        

                        	
                           Konsistorialerlaß betr. Beerdigung von Ausgetretenen vom 10. Juli 1923 (Abl. 20 S. 253) und Erlaß über die kirchliche Mitwirkung bei der Bestattung Ausgetretener vom 2. Juli 1951 (Beibl. z. Abl. 34 Nr. 33 S. 59).
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         175. Kirchliches Gesetz über die Führung von Verzeichnissen betreffend die Gemeindeglieder in der Evangelischen Landeskirche
            in Württemberg (Kirchenregistergesetz)
         

      

      
         Vom 8. März 1991

      

      
         (Abl. 54 S. 543), geändert durch Kirchl. Gesetz vom 23. März 2019 (Abl. 68 S. 409, 412) und vom 18. Oktober 2019 (Abl. 68 S. 719, 722)
         

      

      Im Wissen um den Mißbrauch, dem insbesondere in der Zeit der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft auch kirchliche Register
         unterworfen waren, hat die Landessynode das folgende kirchliche Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird:
      

      
                     § 1
Amtshandlungsverzeichnisse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Amtshandlungsverzeichnisse dienen der Beurkundung kirchlicher Amtshandlungen. Zum Zwecke der Beurkundung ist der Gottesdienst
                     anlässlich der bürgerlichen Eheschließung zwischen zwei Personen gleichen Geschlechtes, der bürgerlichen Eheschließung zwischen
                     zwei Personen, von denen zumindest eine Person weder dem männlichen noch dem weiblichen Geschlecht angehört, der Begründung
                     einer eingetragenen Lebenspartnerschaft oder der Umwandlung einer eingetragenen Lebenspartnerschaft in eine Ehe einer Amtshandlung
                     gleichgestellt. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In Amtshandlungsverzeichnissen werden beurkundet:
                     
                        	
                           die Taufe,

                        

                        	
                           die Konfirmation,

                        

                        	
                           die Trauung,

                        

                        	
                           der Gottesdienst anlässlich der bürgerlichen Eheschließung zwischen zwei Personen gleichen Geschlechtes, der bürgerlichen
                              Eheschließung zwischen zwei Personen, von denen zumindest eine Person weder dem männlichen noch dem weiblichen Geschlecht
                              angehört, der Begründung einer eingetragenen Lebenspartnerschaft oder der Umwandlung einer eingetragenen Lebenspartnerschaft
                              in eine Ehe,
                           

                        

                        	
                           die Bestattung,

                        

                        	
                           die Aufnahme, der Übertritt und die Wiederaufnahme in die Kirche.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Eintragung einer Amtshandlung in das Amtshandlungsverzeichnis beweist, daß die Amtshandlung ordnungsgemäß vorgenommen
                     wurde. Ist eine Amtshandlung nicht in das Amtshandlungsverzeichnis eingetragen, so wird ihre Gültigkeit davon nicht berührt.
                  

               

               
                     § 2
Weitere Verzeichnisse
                     

                  

                  Neben den Amtshandlungsverzeichnissen werden geführt:
                     
                        	
                           ein Verzeichnis der Austritte einschließlich der Übertritte zu anderen Kirchen oder Religionsgemeinschaften als Ergänzung
                              zu den Amtshandlungsverzeichnissen,
                           

                        

                        	
                           ein Verzeichnis der Kinder, deren Taufe aufgeschoben ist (Katechumenenverzeichnis) zur Wahrnehmung der Aufgaben des Pfarramts
                              für diese Kinder nach der Taufordnung,
                           

                        

                        	
                           ein Verzeichnis der Familien (Familienverzeichnis), welches Angaben zu den Ehegatten, den Kindern und den Eltern von Gemeindegliedern
                              und deren Ehegatten enthält und das Gemeindegliederverzeichnis ergänzt,
                           

                        

                        	
                           ein Verzeichnis der Gemeindeglieder (§ 14 des Kirchengesetzes über die Kirchenmitgliedschaft1 vom 10. November 1976).
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 3
Führung der Verzeichnisse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die verzeichnisführenden Stellen, die in die Verzeichnisse aufzunehmenden Daten und Einzelheiten des Verfahrens werden vom
                     Oberkirchenrat durch Verordnung bestimmt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die verzeichnisführenden Stellen sind zur Zusammenarbeit und gegenseitigen Amtshilfe verpflichtet. Die vom Oberkirchenrat
                     festgelegten Verfahren und Programme sind einzusetzen; der Oberkirchenrat kann ausnahmsweise andere geprüfte Verfahren und
                     Programme freigeben.
                  

               

               
                     § 4
Änderung der Bestattungsordnung
                     

                  

                  § 9 der Bestattungsordnung2 vom 13. November 1969 (Abl. 44 S. 67) erhält folgende Fassung:
                  

                  „Der Pfarrer, der die kirchliche Bestattung vorgenommen hat, veranlaßt, daß sie in das Bestattungsverzeichnis der Kirchengemeinde
                     eingetragen wird, in deren Bereich der Verstorbene mit Hauptwohnung gemeldet war (Wohnsitzkirchengemeinde).“
                  

               

               
                     § 5
Inkrafttreten
                     

                  

                  Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1992 in Kraft.
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            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 102 dieser Sammlung. 
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 170 dieser Sammlung. 
            

         

      

   
      

      
         176. Verordnung des Oberkirchenrats 
zur Durchführung des Kirchenregistergesetzes 
(Kirchenregisterverordnung)
         

      

      
         Vom 27. August 1991

      

      
         (Abl. 54 S. 545), geändert durch Verordnung vom 2. Mai 1995 (Abl. 56 S. 373),  vom 2. November 2010 (Abl. 64 S. 282), vom 8. Oktober 2019 (Abl. 68 S. 701, 704), vom 6. Dezember 2022 (Abl. 70 S. 439), vom 26. November 2024 (Abl. 71 Nr. 94) und vom 11. Februar 2025 (Abl. 71 Nr. 132)
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      Aufgrund von § 3 Abs. 1 des Kirchlichen Gesetzes über die Führung von Verzeichnissen betreffend die Gemeindeglieder in der Evangelischen
            Landeskirche in Württemberg (Kirchenregistergesetz) vom 8. März 1991 und aufgrund von § 14 Abs. 2 des Kirchengesetzes über die Kirchenmitgliedschaft vom 11. November 1976 wird zur Ausführung des Kirchenregistergesetzes verordnet, was folgt:
      

      
            I. Amtshandlungsverzeichnisse

         

         
               A. Allgemeines

            

            
                     § 1
Verzeichnisführende Stellen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Amtshandlungsverzeichnisse werden für den Bereich einer Kirchengemeinde angelegt und geführt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Mit Genehmigung des Oberkirchenrats kann eine Kirchengemeinde eine Verzeichnisstelle (Kirchenregisteramt) und können mehrere
                     Kirchengemeinden eine gemeinsame Verzeichnisstelle (Kirchenregisterämter) errichten. Der Oberkirchenrat bestimmt, welche Kirchengemeinden sich welchem Kirchenregisteramt anschließen können. Absatz 1 bleibt hiervon unberührt.
                  

               

               
                     § 2
Verzeichnisführer
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Amtshandlungsverzeichnisse und die sonstigen Verzeichnisse werden vom zuständigen Verzeichnisführer geführt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Verzeichnisführer ist der Pfarrer der Kirchengemeinde, in Kirchengemeinden mit mehreren Pfarrern der geschäftsführende Pfarrer.
                     Im Falle der Einrichtung eines Kirchenregisteramts ist Verzeichnisführer die hierfür bestimmte Person. Das Katechumenenverzeichnis
                     wird vom Pfarrer geführt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Einhaltung der Bestimmungen dieser Verordnung wird im Rahmen der Visitationsordnung überwacht.
                  

               

               
                     § 3
Örtliche Zuständigkeit für die Eintragung in die Amtshandlungsverzeichnisse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Amtshandlungen mit Ausnahme der  Bestattungen werden in das Amtshandlungsverzeichnis der Kirchengemeinde eingetragen, in deren
                     Bereich sie vollzogen worden sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bestattungen werden in das Bestattungsverzeichnis der Kirchengemeinde eingetragen, in deren Bereich der Verstorbene mit Hauptwohnung
                     gemeldet war (§ 9 Bestattungsordnung1). Bei Personen ohne Wohnsitz oder mit Wohnsitz im Ausland ist der letzte Aufenthaltsort maßgebend. Die Eintragung kann außerdem
                     ohne laufende Nummer im Bestattungsverzeichnis der Kirchengemeinde erfolgen, in deren Bereich die Bestattung stattgefunden
                     hat, sowie in der Kirchengemeinde, in der der Verstorbene seinen früheren gewöhnlichen Aufenthalt hatte.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für die Eintragung einer kirchlichen Amtshandlung mit Bezug zu einer anderen Gliedkirche ist das Recht der Gliedkirche maßgeblich,
                     in der die kirchliche Amtshandlung vollzogen wurde.
                  

               

               
                     § 4
Mitteilungen von Eintragungen
                     

                  

                  Nicht in der Wohnsitzkirchengemeinde vollzogene Amtshandlungen sind der Kirchengemeinde des Wohnsitzes mitzuteilen. Die verzeichnisführende
                     Stelle der Wohnsitzkirchengemeinde trägt die gemeldete Amtshandlung unter Verweis auf den Verzeichniseintrag der Kirchengemeinde,
                     in der die Amtshandlung vollzogen wurde, ohne laufende Nummer in das betreffende Amtshandlungsverzeichnis ein.
                  

               

               
                     § 5
Form der Amtshandlungsverzeichnisse
                     

                  

                  Die Amtshandlungsverzeichnisse werden elektronisch mit einem vom Oberkirchenrat festgelegten Programm nach einem einheitlichen Muster geführt. Form und Inhalt werden vom Oberkirchenrat festgelegt.

               

               
                     § 6
Zeitpunkt der Eintragung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Jede Amtshandlung ist unverzüglich in das jeweilige Amtshandlungsverzeichnis einzutragen. Ist der Pfarrer, der die Amtshandlung
                     vollzogen hat, nicht selbst Verzeichnisführer, so muß er die Amtshandlung dem zuständigen Verzeichnisführer unverzüglich schriftlich
                     mitteilen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ist die Eintragung unterblieben, so ist sie aufgrund einer Bescheinigung des Pfarrers, der die Amtshandlung vollzogen hat,
                     oder aufgrund von Zeugenerklärungen oder Urkunden nachzuholen. Die Unterlage für die Eintragung ist in dem Amtshandlungsverzeichnis
                     zu vermerken.
                  

               

               
                     § 7
Unterlagen für die Eintragung in die Amtshandlungsverzeichnisse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Unterlage für die Eintragung von Amtshandlungen in die Amtshandlungsverzeichnisse ist die schriftliche Bestätigung des Pfarrers,
                     der die Amtshandlung vollzogen oder zu bestätigen hat oder in dessen Auftrag sie vollzogen wurde.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Bestätigung erfolgt auf den Formularen für die Taufe, Konfirmation, Trauung, den Gottesdienst anlässlich der bürgerlichen
                     Eheschließung zwischen zwei Personen gleichen Geschlechtes, die Bestattung und Aufnahme/Wiederaufnahme/Übertritt. Vom Standesamt
                     ausgestellte Bescheinigungen sind beizufügen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Pfarrer, der die Amtshandlung bestätigt hat, ist für die Vollständigkeit der für die Eintragung in die Amtshandlungsverzeichnisse
                     erforderlichen Angaben verantwortlich.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Formulare nach Absatz 2 sind für die Dauer von einem Jahr nach Abschluss des Jahrgangs aufzubewahren.
                  

               

               
                     § 8
Form der Eintragungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Beurkundungen in den Amtshandlungsverzeichnissen sind jährlich fortlaufend zu nummerieren und vom zuständigen Verzeichnisführer
                     mit der Angabe des Vornamens und des Familiennamens abzuschließen und im entsprechenden Amtshandlungsverzeichnis zu speichern.
                     Die Identität der Person, die die Eintragung vornimmt, muss jederzeit erkennbar sein. Das Programm muss eine Suche anhand
                     der in die Amtshandlungsverzeichnisse aufzunehmenden Angaben zulassen; die Verzeichnisse müssen jederzeit nach Jahrgängen
                     ausgewertet werden können.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Soweit sich die Eintragungen auf den Inhalt einer standesamtlichen oder sonstigen öffentlichen Urkunde gründen, müssen sie
                     mit ihr übereinstimmen.
                  

               

               
                     § 9
Änderungen und Berichtigungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Änderungen und Berichtigungen sind, soweit es sich nicht um offensichtliche Schreibfehler handelt, zulässig
                     
                        	
                           zur Berichtigung inhaltlich unrichtiger oder unvollständiger Eintragungen,

                        

                        	
                           für die Eintragung nachträglicher, vom Standesamt beurkundeter Änderungen des Personenstandes, des Geschlechtseintrags, der Namen oder anderer Angaben,

                        

                        	
                           für die Eintragung nachträglich bestellter Paten.

                        

                     

                  

                  Änderungen und Berichtigungen sind nur aufgrund der zu diesem Zweck ausgestellten kirchlichen oder anderen öffentlichen Urkunden
                     vorzunehmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Änderungen und Berichtigungen müssen so vorgenommen werden, daß der ursprüngliche Text nicht verändert oder unkenntlich gemacht
                     wird.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Verzeichnisführer hat in der Bemerkungsspalte unter Angabe des Ortes und Tages einen entsprechenden Vermerk über die Änderung
                     oder Berichtigung anzubringen und diesen Vermerk zu unterschreiben.
                  

               

               
                     § 10
Abschluss und Aufbewahrung der Amtshandlungsverzeichnisse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Amtshandlungsverzeichnisse sind vom zuständigen Verzeichnisführer nach der letzten Eintragung eines jeden Kalenderjahres
                     abzuschließen und die Vollständigkeit der Einträge zu bestätigen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Amtshandlungsverzeichnisse, die bis einschließlich Jahrgang 2024 in Papierform vorliegen, sind in den Diensträumen der
                     Verzeichnisstelle in verschließbaren, feuerhemmenden Schränken sorgfältig aufzubewahren.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Amtshandlungsverzeichnisse dürfen nur bei drohender Gefahr oder auf Aufforderung des Oberkirchenrats von ihrem Aufbewahrungsort
                     entfernt werden.
                  

               

               
                     § 11
Sicherung der Amtshandlungsverzeichnisse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Beurkundungen im Amtshandlungsverzeichnis werden zur Sicherung in einem elektronischen Register (Sicherungsregister) gespeichert.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Sicherungsregister ist wie das Amtshandlungsverzeichnis am Ende des Jahres abzuschließen. Es ist nach Fortführung des
                     Amtshandlungsverzeichnisses zu aktualisieren.
                  

               

               
                     § 12
Auskunftssperren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In die Amtshandlungsverzeichnisse ist eine Auskunftssperre aufzunehmen, wenn aus einer Eintragung hervorgeht, daß
                     
                        	
                           für eine Person ein Adoptionsverfahren eingeleitet oder daß sie adoptiert ist,

                        

                        	
                           ein Kind für nichtehelich oder für ehelich erklärt ist,

                        

                        	
                           bei einer Person aufgrund des Gesetzes über die Selbstbestimmung in Bezug auf den Geschlechtseintrag vom 19. Juni 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 206) der Geschlechtseintrag oder die Vornamen geändert wurden.

                        

                     

                  

                  Wird eine Adoption oder eine Änderung des Geschlechtseintrags oder der Vornamen nach Buchstabe c anhand eines Beschlusses
                     des zuständigen Gerichts oder anhand anderer amtlicher Dokumente nachgewiesen, so ist in die jeweiligen Amtshandlungsverzeichnisse die Auskunftssperre von Amts wegen einzutragen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Werden von einer Person, auf die sich ein Eintrag bezieht, Tatsachen glaubhaft gemacht, die die Annahme rechtfertigen, daß
                     ihm oder einer anderen Person hieraus Gefahr für Leben, Gesundheit, persönliche Freiheit oder ähnliche schutzwürdige Belange
                     erwachsen kann, so ist auf seinen Antrag eine Auskunftssperre einzutragen. Eine Auskunftssperre kann auch eingetragen werden,
                     wenn ein besonderes kirchliches Interesse dieses erforderlich macht.
                  

               

            

         

         
               B. Einzelne Amtshandlungsverzeichnisse

            

            
                     § 13
Angaben im Taufverzeichnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In das Taufverzeichnis werden eingetragen:
                     
                        	
                           Angaben zu dem Getauften
                              
                                 	
                                    Familienname, Vornamen, Geschlecht, Wohnort

                                 

                                 	
                                    Datum und Ort der Geburt mit Angabe des Standesamtes und der Nummer der Eintragung

                                 

                                 	
                                    Datum, Ort und Kirche der Taufe

                                 

                                 	
                                    Pfarrer, ggf. Taufspruch

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Angaben zu den Eltern oder Adoptiveltern
                              
                                 	
                                    Familienname, Vornamen, Geburtsname, Geburtsdatum

                                 

                                 	
                                    Familienstand, abweichender Wohnort

                                 

                                 	
                                    Zugehörigkeit zu einer Kirche oder  Religionsgemeinschaft

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Angaben zu den Paten
                              
                                 	
                                    Familienname, Vornamen, Wohnort

                                 

                                 	
                                    Zugehörigkeit zu einer Kirche oder Religionsgemeinschaft

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Bemerkungen

                           (z. B. Verweis zum Familienverzeichnis, Datum und Ort eines Austritts/einer Wiederaufnahme, Auskunftssperren)

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei Nottaufen sind über die nach Absatz 1 erforderlichen Angaben hinaus die Namen des Taufenden und des bestätigenden Pfarrers
                     sowie in der Spalte „Bemerkungen“ die Gründe für die Nottaufe einzutragen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Findet die Bestätigung der Nottaufe in einer anderen Kirchengemeinde statt, so ist die Bestätigung in das Taufverzeichnis
                     des Taufortes einzutragen.
                  

               

               
                     § 14
Angaben im Konfirmationsverzeichnis
                     

                  

                  In das Konfirmationsverzeichnis werden eingetragen:
                     
                        	
                           Angaben zu dem Konfirmierten
                              
                                 	
                                    Familienname, Vornamen, Wohnort

                                 

                                 	
                                    Datum und Ort der Geburt

                                 

                                 	
                                    Datum und Ort der Taufe, Taufkonfession

                                 

                                 	
                                    Datum, Ort und Kirche der Konfirmation

                                 

                                 	
                                    Pfarrer, Denkspruch

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Angaben zu den Eltern oder Adoptiveltern
                              
                                 	
                                    Familienname, Vornamen, Geburtsname

                                 

                                 	
                                    Familienstand als freiwillige Angabe, abweichender Wohnort

                                 

                                 	
                                    Zugehörigkeit zu einer Kirche oder Religionsgemeinschaft

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Bemerkungen

                           (z. B. Verweis zum Familienverzeichnis, Dimissoriale, Auskunftssperren)

                        

                     

                  

               

               
                     § 15
Angaben im Trauungsverzeichnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In das Trauungsverzeichnis werden eingetragen:
                     
                        	
                           Angaben zu den Eheleuten
                              
                                 	
                                    Familienname (Name vor der Eheschließung), Vornamen, Familienstand vor der Eheschließung, Wohnort

                                 

                                 	
                                    Datum und Ort der Geburt

                                 

                                 	
                                    Datum und Ort der Taufe, Taufkonfession

                                 

                                 	
                                    Datum und Ort der Konfirmation

                                 

                                 	
                                    Zugehörigkeit zu einer Kirche oder Religionsgemeinschaft

                                 

                                 	
                                    Datum und Ort der Eheschließung mit Angabe des Standesamtes und der Nummer der Eintragung

                                 

                                 	
                                    Ehename

                                 

                                 	
                                    Datum, Ort und Kirche der Trauung,

                                 

                                 	
                                    Pfarrer, Trautext

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Angaben zu den Eltern der Eheleuten
                              
                                 	
                                    Familienname, Vornamen, Geburtsname, Wohnort

                                 

                                 	
                                    Zugehörigkeit zu einer Kirche oder Religionsgemeinschaft

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Bemerkungen

                           (z. B. Verweis zum Familienverzeichnis, Trauung mit Beteiligung eines röm.-kath. Pfarrers, Auskunftssperren, Fälle gemäß § 6 Trauordnung2)
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Römisch-katholische Trauungen, die mit Beteiligung eines evangelischen Pfarrers erfolgt sind, werden in das für den Amtsbereich
                     des mitwirkenden Pfarrers zuständige Trauungsverzeichnis ohne laufende Nummer eingetragen.
                  

               

               
                     § 15a
Angaben im Verzeichnis zum Gottesdienst anlässlich der Eheschließung von zwei Personen gleichen Geschlechts
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In das Verzeichnis werden eingetragen:
                  

                  
                     
                        	
                           Angaben zu den Eheleuten

                           
                              
                                 	
                                    Familienname (Name vor der Eheschließung), Vornamen, Familienstand vor der Eheschließung, Wohnort

                                 

                                 	
                                    Datum und Ort der Geburt

                                 

                                 	
                                    Datum und Ort der Taufe, Taufkonfession

                                 

                                 	
                                    Datum und Ort der Konfirmation

                                 

                                 	
                                    Zugehörigkeit zu einer Kirche oder Religionsgemeinschaft

                                 

                                 	
                                    Datum und Ort der Eheschließung mit Angabe des Standesamtes und der Nummer der Eintragung

                                 

                                 	
                                    Ehename

                                 

                                 	
                                    Datum, Ort und Kirche des Gottesdienstes

                                 

                                 	
                                    Pfarrer, Bibeltext

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Angaben zu den Eltern der Eheleute

                           
                              
                                 	
                                    Familienname, Vornamen, Geburtsname, Wohnort

                                 

                                 	
                                    Zugehörigkeit zu einer Kirche oder Religionsgemeinschaft

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Bemerkungen

                           (z. B. Verweis zum Familienverzeichnis, Auskunftssperren, Fälle gemäß § 40)
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Eheschließung in Absatz 1 sind die Begründung einer eingetragenen Lebenspartnerschaft sowie die Umwandlung einer eingetragenen
                     Lebenspartnerschaft in eine Ehe gleichzusetzen (vgl. § 40).
                  

               

               
                     § 16
Angaben im Bestattungsverzeichnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In das Bestattungsverzeichnis werden eingetragen:
                     
                        	
                           Angaben zum Verstorbenen
                              
                                 	
                                    Familienname, Vornamen, Geburtsname, Familienstand, letzte Anschrift

                                 

                                 	
                                    Datum und Ort der Geburt

                                 

                                 	
                                    Zugehörigkeit zu einer Kirche oder Religionsgemeinschaft

                                 

                                 	
                                    Datum und Ort des Todes

                                 

                                 	
                                    Datum, Ort und Friedhof der Bestattung

                                 

                                 	
                                    Pfarrer, Bestattungstext

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Angaben zum Ehegatten, bei Minderjährigen zu den Eltern
                              
                                 	
                                    Familienname, Vornamen

                                 

                                 	
                                    abweichender Wohnort

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Bemerkungen

                           (z. B. Verweis zum Familienverzeichnis, Auskunftssperren)

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wirkt ein Pfarrer bei der Trauerfeier vor der Feuerbestattung und ein anderer bei der Urnenbeisetzung mit, so wird die zuerst
                     gemeldete Amtshandlung eingetragen, die später mitgeteilte unter „Bemerkungen“ mit Angabe des amtierenden Pfarrers nachgetragen.
                  

               

               
                     § 17
Angaben im Aufnahmeverzeichnis
                     

                  

                  In das Aufnahme-/Wiederaufnahme-/Übertrittsverzeichnis werden eingetragen:
                     
                        	
                           Angaben zur Person
                              
                                 	
                                    Familienname, Vornamen, Geburtsname, Familienstand, Anschrift

                                 

                                 	
                                    Datum und Ort der Geburt

                                 

                                 	
                                    Datum, Ort und Konfession bei der Taufe

                                 

                                 	
                                    frühere Zugehörigkeit zu einer Kirche, Ort und Datum des Austritts

                                 

                                 	
                                    Datum, Ort und Pfarramt der Aufnahme/Wiederaufnahme/des Übertritts, Pfarrer

                                 

                                 	
                                    Familienname und Vornamen der Zeugen

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Bemerkungen

                           (z. B. Verweis zum Familienverzeichnis, Auskunftssperren)

                        

                     

                  

               

            

         

         
               C. Bescheinigungen und Datenübermittlung aus Amtshandlungsverzeichnissen

            

            
                     § 18
Bescheinigungen
                     

                  

                  Von Eintragungen in Amtshandlungsverzeichnissen werden auf Antrag Berechtigter Bescheinigungen durch den zuständigen Verzeichnisführer
                     ausgestellt.
                  

               

               
                     § 19
Art der Bescheinigungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Abschriften sind vollständige, buchstabengetreue Wiedergaben der Verzeichniseintragungen. Beglaubigte Abschriften haben die
                     gleiche Beweiskraft wie die Einträge, nach denen sie gefertigt sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Auszüge geben den wesentlichen Inhalt der Verzeichniseintragungen unter Angabe der Nummer wieder. Beglaubigte Auszüge haben
                     die gleiche Beweiskraft wie die Einträge, nach denen sie gefertigt sind.
                  

               

               
                     § 20
Form der Bescheinigungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bei Abschriften aus Amtshandlungsverzeichnissen ist über dem Text das Wort „Abschrift“ zu setzen, darunter ist die Fundstelle
                     zu vermerken.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Abschriften können auch in automatisierten Verfahren hergestellt werden; sie dürfen keine weiteren Eintragungen enthalten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Auszüge sind nach einem einheitlichen Muster zu fertigen. Der Oberkirchenrat bestimmt Form und Inhalt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Aufgrund von Zweitschriften sollen Bescheinigungen nur dann ausgestellt werden, wenn die Originalverzeichnisse verlorengegangen
                     oder unzugänglich sind. Diese Tatsache ist zu vermerken.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Für Gemeinden und Gemeindeteile, die umbenannt worden sind, ist in Bescheinigungen der Name zu benutzen, der bei der Eintragung
                     verwandt wurde. Der neue Name kann in Klammern mit dem Zusatz „jetzt“ hinzugefügt werden.
                  

               

               
                     § 21
Beglaubigung der Bescheinigungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Abschriften und Auszüge sind von dem Verzeichnisführer unter Angabe von Ort und Datum zu unterschreiben und mit dem Dienstsiegel
                     zu versehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei automatisierten Verfahren lautet die Beglaubigung:
                  

                  Es wird bescheinigt, daß die vorstehende Wiedergabe mit dem Eintrag im Amtshandlungsverzeichnis der Kirchengemeinde ____________________ Jahrgang ____________________ Seite ____________________ Nr. ____________________ übereinstimmt.

               

               
                     § 22
Berechtigte Empfänger von Bescheinigungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Auf Antrag werden Abschriften und Auszüge erteilt
                     
                        	
                           Personen, auf die sich die Eintragung bezieht, sowie  den von diesen Personen schriftlich Beauftragten,

                        

                        	
                           Ehegatten, Vorfahren und Abkömmlingen nicht mehr lebender Personen, die ein berechtigtes Interesse glaubhaft machen,

                        

                        	
                           kirchlichen und staatlichen Stellen im Rahmen ihrer Zuständigkeit, wenn der Zweck angegeben ist und wenn dies zur Erfüllung
                              kirchlicher Aufgaben notwendig ist.
                           

                        

                     

                  

                  Im übrigen finden die Bestimmungen über die Benutzung kirchlicher Archive Anwendung.

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ist eine Auskunftssperre eingetragen, so darf von der gesperrten Eintragung eine Bescheinigung nur erteilt werden
                     
                        	
                           der betroffenen Person, auf die sich die Eintragung bezieht, sofern sie über 16 Jahre alt ist,

                        

                        	
                           dem gesetzlichen Vertreter oder dem Vormund,

                        

                        	
                           kirchlichen und staatlichen Stellen im Rahmen ihrer Zuständigkeit, wenn der Zweck angegeben ist und wenn dies zur Erfüllung
                              kirchlicher Aufgaben notwendig ist. Bei Auskunftssperren nach § 12 Abs. 1 dürfen Bescheinigungen nach Abs. 2 a und b nur an das zuständige Pfarramt, das Dekanatamt und den Oberkirchenrat sowie an
                              das zuständige Einwohnermeldeamt oder Standesamt erteilt werden.
                           

                        

                     

                  

                  Die Beschränkung erlischt mit dem Tode des Betroffenen.

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Erteilung von Bescheinigungen kann davon abhängig gemacht werden, daß der Antragsteller für die Ermittlung der Eintragung
                     ausreichende Angaben macht.
                  

               

               
                     § 23
Erteilung von Auskünften, Veröffentlichungen, Archivierung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Einsicht und Durchsicht der Amtshandlungsverzeichnisse ist nur durch die mit der Führung der Verzeichnisse beauftragten Personen
                     zulässig.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Auskünfte aus Amtshandlungsverzeichnissen dürfen nur an die nach § 22 Abs. 1 und 2 Berechtigten erteilt werden. Sie dürfen nicht in beglaubigter Form geschehen. Auskünfte über Eintragungen mit Auskunftssperren
                     (§ 22 Abs. 2) dürfen nicht fernmündlich erteilt werden; andere Auskünfte dürfen fernmündlich nur an kirchliche Dienststellen gegeben werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Kirchengemeinden dürfen kirchliche Amtshandlungen veröffentlichen, die an ihren Gemeindegliedern oder im Bereich der Kirchengemeinde
                     vollzogen wurden. Die Veröffentlichung unterbleibt, wenn hierfür vom Betroffenen ein überwiegendes, schutzwürdiges Interesse
                     am Ausschluß der Veröffentlichung geltend gemacht wird. Die Veröffentlichung der Adressen der Betroffenen soll nur in kirchlichen
                     Publikationen vorgenommen werden und auf Wunsch der Betroffenen unterbleiben. Auf die Widerspruchsmöglichkeiten nach Satz
                     2 und 3 sollen die Betroffenen hingewiesen werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Nach Ablauf der nachstehend festgelegten Fristen sind die Amtshandlungsverzeichnisse nach den archivrechtlichen Vorschriften
                     dem jeweils zuständigen kirchlichen Archiv zur Übernahme anzubieten:
                  

                  
                     
                        	
                           Taufverzeichnis: 110 Jahre,

                        

                        	
                           Konfirmationsverzeichnis: 80 Jahre,

                        

                        	
                           Trauungsverzeichnis: 80 Jahre,

                        

                        	
                           Verzeichnis zum Gottesdienst anlässlich der Eheschließung von zwei Personen gleichen Geschlechts: 80 Jahre, 

                        

                        	
                           Bestattungsverzeichnis: 30 Jahre,

                        

                        	
                           Aufnahmeverzeichnis: 80 Jahre.

                        

                     

                  

                  Die Fristen werden gerechnet ab dem letzten Eintrag im jeweiligen Verzeichnis.

               

               
                     § 24
Mitteilungen an staatliche Stellen
                     

                  

                  Amtshandlungen, die kirchenmitgliedschaftsrechtliche Auswirkungen haben (Taufen und Aufnahmen), sind dem Einwohnermeldeamt
                     des Wohnorts sofort nach Eintrag der Amtshandlung in das jeweilige Verzeichnis mitzuteilen. 
                  

               

            

         

      

      
            II. Familienverzeichnis und sonstige Verzeichnisse

         

         
                     § 25
Anlegen des Familienverzeichnisses
                     

                  

                  Das Familienverzeichnis wird angelegt und ergänzt aufgrund der Eintragungen in den Amtshandlungsverzeichnissen
                     
                        	
                           nach einer erfolgten kirchlichen Trauung oder nach der Durchführung eines Gottesdienstes anlässlich der bürgerlichen Eheschließung
                              zwischen zwei Personen gleichen Geschlechtes am Ort der ersten Wohnung der Eheleute,
                           

                        

                        	
                           wenn eine kirchliche Amtshandlung erfolgt ist oder bekannt wird. Es erfolgt darin keine Beurkundung kirchlicher Amtshandlungen.

                        

                     

                  

               

               
                     § 26
Angaben im Familienverzeichnis
                     

                  

                  Das Familienverzeichnis ist unterteilt in die Angaben zu den Eheleuten, zu den Kindern und zu den Eltern der Eheleute.

                  
                     	
                        Zu den Eheleuten soll eingetragen werden:
                           
                              	
                                 Familienname, Vornamen, Geburtsname, Familienstand und Anschrift

                              

                              	
                                 Zugehörigkeit zu einer Kirche oder Religionsgemeinschaft

                              

                              	
                                 Datum und Ort der Geburt

                              

                              	
                                 Datum, Ort und Konfession bei der Taufe

                              

                              	
                                 Datum und Ort der Konfirmation

                              

                              	
                                 Datum und Ort der Eheschließung

                              

                              	
                                 Datum, Ort und Konfession der Trauung oder des Gottesdienstes anlässlich der Eheschließung von zwei Personen gleichen Geschlechts

                              

                              	
                                 Datum und Ort des Todes

                              

                              	
                                 Datum und Ort der Bestattung

                              

                              	
                                 Datum der Beendigung der Ehe

                              

                              	
                                 Datum und Ort des Austritts

                              

                              	
                                 Datum und Ort der Aufnahme/Wiederaufnahme/des Übertritts

                              

                           

                        

                     

                     	
                        Zu den Kindern soll eingetragen werden:
                           
                              	
                                 Vornamen, abweichender Familienname

                              

                              	
                                 Datum und Ort der Geburt

                              

                              	
                                 Datum, Ort und Konfession bei der Taufe

                              

                              	
                                 Datum und Ort der Konfirmation

                              

                              	
                                 Datum und Ort der Eheschließung

                              

                              	
                                 Datum und Ort des Todes

                              

                           

                        

                     

                     	
                        Zu den Eltern der Eheleute soll eingetragen werden:
                           
                              	
                                 Familienname, Vornamen, Geburtsname, Wohnort

                              

                              	
                                 Zugehörigkeit zu einer Kirche oder Religionsgemeinschaft

                              

                           

                        

                     

                     	
                        Bemerkungen

                        (z. B. Verweis auf sich anschließende Familienverzeichnisse, Auskunftssperren)

                     

                  

               

               
                     § 27
Angaben im Austrittsverzeichnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In das Austrittsverzeichnis werden eingetragen:
                     
                        	
                           Angaben zur Person
                              
                                 	
                                    Familienname, Vornamen, Familienstand, Anschrift

                                 

                                 	
                                    Datum und Ort der Geburt

                                 

                                 	
                                    Datum, Ort und Konfession bei der Taufe

                                 

                                 	
                                    Datum der Austrittserklärung und der Behörde, vor der der Austritt erklärt wurde

                                 

                                 	
                                    bei einem Übertritt künftige Religionsgemeinschaft

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Bemerkungen

                           (z. B. Gründe des Austritts, soweit vom Ausgetretenen angegeben, Auskunftssperren)

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Unterlage für die Eintragung in das Verzeichnis ist die amtliche Bescheinigung über die Erklärung des Austritts.
                  

               

               
                     § 28
Führen der Verzeichnisse, Archivierung
                     

                  

                  Für das Führen des Familienverzeichnisses und des Austrittsverzeichnisses gelten die §§ 1,2,3,5,10,12,22,23 und 24 entsprechend. Die Verzeichnisse sind nach Ablauf der nachstehend festgelegten Fristen nach den archivrechtlichen Vorschriften
                     dem jeweils zuständigen kirchlichen Archiv zur Übernahme anzubieten:
                  

                  
                     
                        	
                           Familienverzeichnis: 110 Jahre, 

                        

                        	
                           Austrittsverzeichnis: 80 Jahre.

                        

                     

                  

               

               
                     § 29
Angaben im Katechumenenverzeichnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In das Katechumenenverzeichnis werden eingetragen
                     
                        	
                           Angaben zum Kind
                              
                                 	
                                    Familienname, Vornamen, Anschrift

                                 

                                 	
                                    Ort und Datum der Geburt

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Angabe zu den Eltern

                           Familienname, Vornamen, abweichende Anschrift

                        

                        	
                           in die Spalte Bemerkungen

                           Datum des für den Eintrag in das Katechumenenverzeichnis entscheidenden Gesprächs

                        

                        	
                           Bemerkungen

                           (z. B. Gründe des Taufaufschubs, Nachricht bei Wohnsitzwechsel, Auskunftssperren)

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die §§ 22 bis 24 gelten entsprechend.
                  

               

               
                     § 30
Zentrale Taufauskunftsstelle
                     

                  

                  Die Landeskirche führt ein Verzeichnis aller in ihrem Bereich  vollzogenen Taufen mit der Zuordnung zu den entsprechenden
                     taufverzeichnisführenden Stellen (Zentrale Taufauskunftsstelle). Sie dient kirchlichen Stellen zur Auffindung von Taufeinträgen.
                     Die §§ 22 bis 24 gelten entsprechend. Das nähere Verfahren regelt der Oberkirchenrat.
                  

               

            

         

      

      
            III. Gemeindegliederverzeichnis

         

         
                     § 31
Gemeindegliederverzeichnis
                     

                  

                  Das Gemeindegliederverzeichnis enthält die Daten aller Gemeindeglieder und ihrer Familienangehörigen entsprechend dem Kirchengesetz
                     über die Kirchenmitgliedschaft der Evangelischen Kirche in Deutschland3.
                  

               

               
                     § 32
Angaben im Gemeindegliederverzeichnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Im Gemeindegliederverzeichnis sind die in der jeweils gültigen Verordnung des Rates der EKD über die in die Gemeindegliederverzeichnisse aufzunehmenden Daten sowie weitere durch Verordnung
                        des Oberkirchenrats festzulegende Daten4 vorzusehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Weitere Daten, insbesondere Aufzeichnungen von Pfarrern und anderen kirchlichen Mitarbeitern, die diese in Wahrnehmung ihres
                     Seelsorgeauftrages über ihren Dienst an Kirchenmitgliedern erstellen, dürfen nicht in das Gemeindegliederverzeichnis aufgenommen
                     werden.
                  

               

               
                     § 33
Führen des Gemeindegliederverzeichnisses
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Gemeindegliederverzeichnis wird für den Bereich einer Kirchengemeinde angelegt und von der Kirchengemeinde geführt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Oberkirchenrat bestimmt für jede Kirchengemeinde, nach welchem Verfahren das Gemeindegliederverzeichnis geführt wird.
                  

               

               
                     § 34
Form der Gemeindegliederverzeichnisse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Oberkirchenrat bestimmt Form und Aufbau der Verzeichnisse.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kirchengemeinden und in deren Auftrag gemeinsame Verzeichnisstellen gem. § 1 Abs. 2 können für ihren Zuständigkeitsbereich entsprechend dem Stand der Technik Sammelauswertungen oder Einzelauswertungen über
                     die automatisiert geführten Gemeindegliederverzeichnisse anfordern.
                  

               

               
                     § 35
Nutzung der Gemeindegliederverzeichnisse, 
Veröffentlichung von Gemeindegliederdaten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Zulässigkeit der Nutzung der Gemeindegliederverzeichnisse ist durch § 15 des Kirchenmitgliedschaftsgesetzes5 und das kirchliche Datenschutzrecht geregelt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Oberkirchenrat kann die Gemeindegliederverzeichnisse für Zwecke der Statistik nutzen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Kirchengemeinden dürfen Alters- und Ehejubiläen von Gemeindegliedern in Gemeindebriefen und anderen örtlichen kirchlichen
                     Publikationsorganen mit Namen, Tag und Ort des Ereignisses veröffentlichen. Die Betroffenen können verlangen, daß die Veröffentlichung
                     unterbleibt. Auf dieses Recht sind die Betroffenen rechtzeitig vor Veröffentlichung hinzuweisen. Bei regelmäßigen Veröffentlichungen
                     ist auf das Recht jährlich hinzuweisen. Die Bekanntmachung an derselben Stelle wie die Veröffentlichung genügt, wenn angenommen
                     werden kann, daß sie den betroffenen Personenkreis erreicht.
                  

               

               
                     § 36
Auskunfts- und Übermittlungssperren im kirchlichen Gemeindegliederverzeichnis
                     

                  

                  Die aus den kommunalen Melderegistern übermittelten und die kirchlichen Auskunfts- und Übermittlungssperren sind in die kirchlichen
                     Gemeindegliederverzeichnisse aufzunehmen und zu beachten. Danach sind insbesondere:
                     
                        	
                           personenbezogene Daten von Familienangehörigen, die nicht der Landeskirche oder keiner öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft angehören und gemäß § 42 Absatz 3 Satz 2 Bundesmeldegesetz der Übermittlung ihrer Daten widersprochen haben, zu löschen;

                        

                        	
                           personenbezogene Daten von Personen, für die eine Auskunftssperre wegen Adoption oder einer Änderung des Geschlechtseintrags
                              und der Vornamen besteht, nur vom zuständigen Pfarrer zur Ausübung seiner seelsorgerlichen Tätigkeit zu nutzen. Briefversand,
                              Veröffentlichungen, Auskünfte und dergleichen sind in solchen Fällen nicht gestattet. Nach erfolgter Adoption oder Änderung
                              des Geschlechtseintrags und der Vornamen sind in den Gemeindegliederverzeichnissen alle Angaben zu löschen, die Rückschlüsse
                              auf die Vergangenheit zulassen;
                           

                        

                        	
                           personenbezogene Daten von Personen, für die eine Auskunftssperre nach kirchlichem Recht oder nach § 51 Absatz 1 Bundesmeldegesetz
                              wegen eines schutzwürdigen Interesses besteht, in der Kirchengemeinde nur zu verarbeiten und zu nutzen, soweit dies mit dem
                              Schutzzweck der Auskunftssperre vereinbar ist. Solange dieser Schutzzweck nicht bekannt ist, ist entsprechend wie bei Ziffer
                              2 zu verfahren.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 37
Kirchliche Daten
                     

                  

                  Die kirchlichen Daten nach § 32 Abs. 1 sind von den verzeichnisführenden Stellen in das automatisierte Verfahren der Landeskirche einzugeben, soweit für einzelne
                     Kirchengemeinden keine abweichenden Regelungen zugelassen sind.
                  

               

            

         

      

      
            IV. Schlußbestimmungen

         

         
                     § 38
Inkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1992 in Kraft. Gleichzeitig treten alle entgegenstehenden Bestimmungen außer Kraft, insbesondere
                     
                        	
                           die Verordnung des Oberkirchenrats über das Führen einer Gemeindegliederkarte vom 23. Januar 1961 (Abl. 39 S. 184),

                        

                        	
                           Nr. 48 der Ausführungsbestimmungen zur Taufordnung6 (Abl. 43 S. 218).
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Abweichend von § 5 können die bisherigen Amtshandlungsregister bis zum 31. Dezember 1993 eingesetzt werden. Sie sind bis spätestens
                     zu diesem Zeitpunkt abzuschließen.
                  

               

               
                     § 39
Kirchenregisterämter
                     

                  

                  Soweit gemeinsame Kirchenregisterämter durch Verfügung des Oberkirchenrats errichtet wurden, bleiben diese bestehen. Die für
                     sie erlassenen Geschäftsordnungen treten im übrigen außer Kraft.
                  

               

               
                     § 40
Entsprechende Anwendung
                     

                  

                  Die Bestimmungen dieser Verordnung zum Gottesdienst anlässlich einer Eheschließung zwischen zwei Personen gleichen Geschlechts
                     finden entsprechende Anwendung im Falle des Gottesdienstes anlässlich der Begründung einer eingetragenen Lebenspartnerschaft
                     von zwei Personen gleichen Geschlechts und anlässlich der Umwandlung einer eingetragenen Lebenspartnerschaft in eine Ehe von
                     zwei Personen gleichen Geschlechts. Satz 1 gilt entsprechend im Falle der bürgerlichen Eheschließung zwischen zwei Personen,
                     von denen zumindest eine Person weder dem männlichen noch dem weiblichen Geschlecht angehört.
                  

               

               
                     § 41
Geschlechtergerechte Sprache
                     

                  

                  Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Verordnung sind unabhängig vom Geschlecht der Bezeichneten.
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         180. Konsistorialerlaß betreffend die Parochial- und Seelsorgebezirkseinteilung anläßlich der Stolgebührenaufhebung

      

      
         Vom 10. Dezember 1901

      

      
         (Abl. 12 S. 323)

      

      Auf Grund des Synodalausschreibens vom 8. Dezember 1891 (Amtsbl. IX S. 4395 ff.) sind in weitaus den meisten Orten mit mehreren
            Geistlichen die Parochien in räumlich begrenzte Bezirke eingeteilt und entsprechende Seelsorgeordnungen aufgestellt worden.
            Die Oberkirchenbehörde hat auch mit besonderer Befriedigung wahrgenommen, daß diese Neuordnung in manchen Gemeinden verständnisvoll
            aufgenommen, als wünschenswert und segensreich anerkannt und eingeführt worden ist. Dagegen fehlt es noch in einer größeren
            Anzahl von Gemeinden daran, daß die aufgestellte Seelsorgeordnung auch wirklich in das Bewußtsein und Leben der Gemeinde eingedrungen
            ist.
         

         Nachdem nun mit der bevorstehenden Aufhebung der Stolgebühren ein wesentliches Hindernis der richtigen Durchführung dieser
            Ordnung beseitigt ist, spricht die Oberkirchenbehörde die bestimmte Erwartung aus, daß vom Zeitpunkt des Wegfalls dieser Gebühren
            an mit der Durchführung der durch das genannte Synodalausschreiben vom 8. Dezember 1891 angebahnten Parochial- und Seelsorgebezirkseinteilung
            aufs neue kräftig vorgegangen werde. Die Freiheit der Wahl des Seelsorgers soll zwar auch fernerhin unangetastet bleiben,
            aber der Gebrauch dieser Freiheit ist so zu regeln, daß die aufgestellte Parochial- und Seelsorgebezirkseinteilung nicht dadurch
            ihren Wert verliert. Gemäß den Grundsätzen des Eingangs erwähnten Synodalausschreibens hat daher jeder Geistliche die Kirchengemeindeglieder
            seines Bezirks so lange als zu seiner Seelsorge gehörig anzusehen, als dieselben sich nicht ordnungsmäßig bei ihm abgemeldet
            haben.
         

         Die Oberkirchenbehörde sieht sich demzufolge zu nachstehenden Bestimmungen für Orte mit mehreren Geistlichen veranlaßt:
            
               	
                  Kein Geistlicher darf die ihm angesonnene Seelsorge einer nicht zu seinem Seelsorgebezirk gehörigen Person und Familie übernehmen,
                     bevor ihm ein vom Bezirksgeistlichen ausgestellter Abmeldeschein eingehändigt ist.
                  

               

               	
                  Jeder Bezirksgeistliche hat ein alphabetisches Verzeichnis
                     
                        	
                           der bei ihm abgemeldeten Gemeindeglieder und Familien seines Bezirks mit Angabe ihres Seelsorgers und

                        

                        	
                           der bei ihm aus anderen Bezirken angemeldeten Personen und Familien

                        

                     

                  

                  anzulegen und weiterzuführen.

                  Von der geordneten Führung dieser Seelsorgeverzeichnisse werden sich die Herrn Dekane und Generalsuperintendenten anläßlich
                     ihrer Inspektionen und Visitationen durch persönliche Einsichtnahme überzeugen.
                  

               

               	
                  Seelsorgerliche Beziehungen, die schon bestehen, sollen durch diese Anordnung nicht aufgehoben werden. Die Geistlichen werden
                     aber angewiesen, die Namen derjenigen Personen und Familien, mit denen sie bereits in seelsorgerlicher Beziehung stehen und
                     die nicht zu ihrer Parochie beziehungsweise zu ihrem Seelsorgebezirk gehören, dem betreffenden Bezirksgeistlichen mitzuteilen
                     und zur Aufnahme in dessen Verzeichnis (Ziff. 2 a) zu übergeben.
                  

               

            

         

         Die bestehenden Geschäftsordnungen für die einzelnen Parochien, insbesondere die Regelung der Vollziehung von Taufen und Trauungen
            durch die einzelnen Geistlichen (Wöchner), werden von vorstehendem nicht berührt; in diesen Fällen ist auch für den jeweils
            zuständigen Geistlichen von seiten des Parochianen kein Abmeldeschein des Seelsorgers erforderlich.
         

         Die getroffenen Bestimmungen sind im öffentlichen Gottesdienst in angemessener Weise zu verkündigen und alljährlich anläßlich
            der Konfirmandenanmeldung von der Kanzel aus in Erinnerung zu bringen. Auch ist der Gegenstand im Kirchengemeinderat zu besprechen,
            dessen Mitglieder zur tätigen Mitwirkung bei Durchführung der neuen Ordnung aufzufordern sind.
         

         Einem von den Dekanatämtern durch die Generalsuperintendenzen vorzulegenden Bericht darüber, ob den Bestimmungen der Ziff.
            1—3 bei den in Betracht kommenden Gemeinden der Diözese entsprochen ist, insbesondere ob die Seelsorgeverzeichnisse angelegt
            sind, sieht das Konsistorium auf 1. Oktober 1902 entgegen.
         

      

      

   
      

      
         185. Konsistorialerlaß, betr. die Ausstellung 
eines Erlaubnisscheins
         

      

      
         Vom 9. Mai 1913

      

      
         (Abl. 16 S. 306)

      

      Verschiedene Beobachtungen, welche das Konsistorium hinsichtlich der Ausstellung eines Erlaubnisscheins (Dimissoriale) zur
            Abhaltung einer geistlichen Amtshandlung durch einen anderen als den zunächst zuständigen Geistlichen gemacht hat, geben Veranlassung,
            die Pfarrämter auf folgende Punkte aufmerksam zu machen:
         

         1. Den Erlaubnisschein, wie er namentlich bei Taufen, Trauungen und Bestattungen vorkommt, von dem zuständigen Geistlichen
            einzuholen, ist Sache des Geistlichen selbst, der die Amtshandlung vollziehen will, und nicht etwa der Familie, an deren Gliedern
            die Amtshandlung vollzogen wird.
         

         2. Die Ausstellung eines Erlaubnisscheins an einen zunächst nicht zuständigen Geistlichen hat zur Voraussetzung, daß dessen
            Befugnis zum Vollzug einer solchen Amtshandlung von der Oberkirchenbehörde anerkannt ist, wie dies bei aktiven Geistlichen
            einer anderen deutschen evangelischen Landeskirche ohne weiteres zutrifft; ebenso, daß dem zuständigen Geistlichen ein Hindernis
            für den Vollzug der kirchlichen Handlung nach den bestehenden kirchlichen Ordnungen nicht bekannt ist.
         

         3. Der den Erlaubnisschein ausstellende Geistliche übernimmt damit die Verantwortung dafür, daß die geistliche Amtshandlung
            nach den Ordnungen der württembergischen Landeskirche vollzogen wird.
         

      

      

   
      

      
         196. Ordnung 
für den Arbeitsbereich Aus-, Fort- und Weiterbildung 
der Evangelischen Landeskirche in Württemberg 
(Ordnung Aus-, Fort- und Weiterbildung – AFWO)
         

      

      
         Vom 15. März 2007

      

      
         (Abl. 62 S. 372), geändert durch Kirchliche Verordnung vom 14. Mai 2018 (Abl. 68 S. 83, 87), vom 15. Oktober 2018 (Abl. 68 S. 293), vom 5. Februar 2021 (Abl. 69 S. 375), vom 2. Februar 2024 (Abl. 71 Nr. 30), vom 10. Februar 2025 (Abl. 71 Nr. 128) und vom 15. September 2025 (Abl. 71 Nr. 181)
         

      

      Nach Beratung gemäß § 39 Kirchenverfassungsgesetz1 erlässt der Oberkirchenrat folgende Verordnung:
      

      
                     § 1
Festlegung des Arbeitsbereichs Aus-, Fort- und Weiterbildung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Folgende Einrichtungen, Werke und Dienste werden zu einem Arbeitsbereich der Landeskirche zusammengeschlossen:
                  

                  
                     
                        	
                           Teilbereich „Theologie, Gemeinde und weltweite Kirche“ mit:

                           
                              
                                 	
                                    Zentrum für Gemeindeentwicklung und missionale Kirche,

                                 

                                 	
                                    Evangelischer Landesverband für Kirche mit Kindern in Württemberg e.V.,

                                 

                                 	
                                    Zentrum Einkehr und Geistliches Leben in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg.

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Teilbereich „Kirche und Bildung“ mit:

                           
                              
                                 	
                                    Pädagogisch-theologischem Zentrum (ptz),

                                 

                                 	
                                    Zentrum Diakonat.

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Teilbereich „Theologische Ausbildung und Pfarrdienst“ mit:

                           
                              
                                 	
                                    Pfarrseminar,

                                 

                                 	
                                    Seminar für Seelsorgefortbildung (KSA),

                                 

                                 	
                                    Pastoralkolleg.

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Oberkirchenrat kann dem Arbeitsbereich und seinen Teilbereichen weitere Einrichtungen, Werke und Dienste zuordnen oder
                     den Teilbereichen zugeordnete Einrichtungen, Werke und Dienste aus dem Arbeitsbereich herausnehmen.
                  

               

               
                     § 2
Aufgaben des Arbeitsbereichs Aus-, Fort- und Weiterbildung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Gemeinsame Aufgabe der Einrichtungen, Werke und Dienste in diesem Arbeitsbereich ist, unbeschadet der besonderen Aufgaben
                     jedes Werkes und jedes Dienstes nach deren Ordnung, ihre Arbeit zu koordinieren und aufeinander zu beziehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Einrichtungen, Werke und Dienste nach § 1 beschließen über
                     
                        	
                           die gemeinsame Wahrnehmung von Querschnittsaufgaben,

                        

                        	
                           gemeinsame Veranstaltungen und

                        

                        	
                           gemeinsame Themenschwerpunkte.

                        

                     

                  

                  Soweit gemeinsame Beschlüsse nicht für den gesamten Arbeitsbereich möglich oder sinnvoll sind, sollen die Einrichtungen, Werke und Dienste der Teilbereiche solche Beschlüsse fassen.

               

               
                     § 3
Geschäftsführung des Arbeitsbereichs
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zur Geschäftsführung des Arbeitsbereichs und ihrer Stellvertretung werden die Leiterin oder der Leiter zweier Einrichtungen, Werke oder Dienste durch den Oberkirchenrat berufen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Aufgaben der Geschäftsführung sind die Einberufung und Leitung der Dienstbesprechung der Leiterinnen und Leiter der Einrichtungen,
                     Werke und Dienste sowie die Vertretung des Arbeitsbereichs im Rahmen der Aufgaben.
                  

               

               
                     § 4
Dienstbesprechung der hauptberuflichen Leiterinnen und Leiter der Einrichtungen, Werke und Dienste
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Leiterinnen und Leiter der Einrichtungen, Werke und Dienste kommen regelmäßig zu Dienstbesprechungen des Arbeitsbereichs
                     zusammen, die zur gegenseitigen Information dienen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Leiterinnen und Leiter der Einrichtungen, Werke und Dienste eines Teilarbeitsbereichs oder von durch die Geschäftsordnung
                     gebildeten Arbeitsgruppen kommen ebenfalls regelmäßig zur Dienstbesprechungen zusammen, um ihre Arbeit zu koordinieren.
                  

               

               
                     § 5
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Verordnung tritt am 15. März 2007 in Kraft.

               

            

         

      

      

      1
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         197. Ordnung für den Arbeitsbereich Kirche 
und Gesellschaft der Evangelischen Landeskirche in Württemberg (Ordnung Kirche und Gesellschaft – KuGO)
         

      

      
         Vom 15. März 2007

      

      
         (Abl. 62 S. 373), geändert durch Kirchliche Verordnung vom 14. Mai 2018 (Abl. 68 S. 83, 88), vom 30. Mai 2022 (Abl. 70 S. 129),  vom 10. Februar 2025 (Abl. 71 Nr. 128) und vom 15. September 2025 (Abl. 71 Nr. 181)
         

      

      Nach Beratung gemäß § 39 Kirchenverfassungsgesetz1 erlässt der Oberkirchenrat folgende Verordnung:
      

      Präambel

         Die Einrichtungen, Werke und Dienste der Landeskirche im Arbeitsbereich „Kirche und Gesellschaft“ sind alle bestrebt, die
            Kirche als wirksame Akteurin in der Zivilgesellschaft zu erhalten und Brücken zu schlagen zu Politik, Wirtschaft und Kultur.
            Sie arbeiten dabei mit unterschiedlichen Methoden und richten sich an verschiedene Zielgruppen.
         

         Gemeinsame Ziele in diesem Arbeitsbereich sind die Erhaltung und Stärkung des Dienstes der Kirche in der und für die Gesellschaft
            sowie Unterstützung der Kirchengemeinden und Kirchenbezirke in diesem Dienst. Prägende Themen für das kirchliche Engagement
            in der Gesellschaft sind:
            
               	
                  Gerechtigkeit

               

               	
                  Frieden

               

               	
                  Bewahrung der Schöpfung und Wert des Lebens

               

               	
                  Mission und Dialog zwischen Religionen und Kulturen und

               

               	
                  Nachhaltigkeit für alle ökologischen und sozialen Entwicklungen.

               

            

         

         Der gemeinsame Rahmen für diese Themen ist die Globalisierung, die weit mehr umfasst als nur die Wirtschaft und die Politik.

      

      
                     § 1
Festlegung des Arbeitsbereichs Kirche und Gesellschaft
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Folgende Einrichtungen, Werke und Dienste werden zu einem Arbeitsbereich der Landeskirche zusammengeschlossen:
                     
                        	
                           Die Evangelische Akademie Bad Boll,

                        

                        	
                           das Evangelische Bauernwerk in Württemberg e.V.,

                        

                        	
                           die Evangelische Heimvolkshochschule Hohebuch,

                        

                        	
                           das Pfarramt für ländliche Räume (Landesbauernpfarramt),

                        

                        	
                           der kirchliche Dienst in der Arbeitswelt,

                        

                        	
                           der Dienst für Mission, Ökumene und kirchlichen Entwicklungsdienst (Weltweite Kirche Württemberg),

                        

                        	
                           das Studienbegleitprogramm für ausländische Studierende (STUBE),

                        

                        	
                           die Fach- und Beratungsstelle für Weltanschauungsfragen,

                        

                        	
                           das Pfarramt für christlich-jüdischen Dialog,

                        

                        	
                           das Pfarramt für Polizei- und Notfallseelsorge der Evangelischen Landeskirche in Württemberg,

                        

                        	
                           das Zentrum für Entwicklungsbezogene Bildung (ZEB),

                        

                        	
                           das Pfarramt für Friedensarbeit, Kriegsdienstverweigerer und Zivildienstleistende und

                        

                        	
                           die oder der Umweltbeauftragte der Evangelischen Landeskirche in Württemberg.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Oberkirchenrat kann dem Arbeitsbereich weitere Einrichtungen, Werke und Dienste zuordnen oder Einrichtungen, Werke und
                     Dienste aus dem Arbeitsbereich herausnehmen.
                  

               

               
                     § 2
Aufgaben des Arbeitsbereichs
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Gemeinsame Aufgabe der Einrichtungen, Werke und Dienste in diesem Arbeitsbereich ist es, unbeschadet der besonderen Aufgaben
                     jedes Werkes und jedes Dienstes nach deren Ordnung, ihre Arbeit zu koordinieren und aufeinander zu beziehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Einrichtungen, Werke und Dienste nach § 1 beschließen über
                     
                        	
                           die gemeinsame Wahrnehmung von Querschnittsaufgaben,

                        

                        	
                           gemeinsame Aktionen und

                        

                        	
                           ein gemeinsames Jahresthema.

                        

                     

                  

                  Soweit gemeinsame Beschlüsse nicht möglich oder sinnvoll sind, sollen die Einrichtungen, Werke und Dienste solche Beschlüsse
                     je für die stärker zusammenarbeitenden Teile des Hauses fassen.
                  

               

               
                     § 3
Leitung des Arbeitsbereichs
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zur Leitung des Arbeitsbereichs und ihrer Stellvertretung beruft der Oberkirchenrat die Leiterin oder den Leiter zweier Einrichtungen,
                     Werke und Dienste.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Aufgaben der Leitung sind die Einberufung und Leitung der Dienstbesprechung der Leiterinnen und Leiter der Einrichtungen,
                     Werke und Dienste sowie die Vertretung des Arbeitsbereichs im Rahmen der Aufgaben.
                  

               

               
                     § 4
Dienstbesprechung der hauptberuflichen Leiterinnen und Leiter der Einrichtungen, Werke und Dienste
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Leiterinnen und Leiter der Einrichtungen, Werke und Dienste kommen regelmäßig zu Dienstbesprechungen des Arbeitsbereichs
                     zusammen, die zur gegenseitigen Information dienen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Soweit durch die Geschäftsordnung Arbeitsgruppen der besonders zusammenarbeitenden Einrichtungen, Werke und Dienste gebildet
                     sind, kommen deren Leiterinnen und Leiter ebenfalls regelmäßig zu Dienstbesprechungen zusammen, um ihre Arbeit zu koordinieren.
                  

               

               
                     § 5
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Verordnung tritt am 15. März 2007 in Kraft.

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 1 dieser Sammlung.
            

         

      

   
      

      
         198. Ordnung für den Arbeitsbereich Werke und Dienste der Evangelischen Landeskirche in Württemberg (Ordnung Werke und Dienste
            – OWD)
         

      

      
         Vom 15. März 2007

      

      
         (Abl. 62 S. 375), geändert durch Kirchliche Verordnung vom 14. Mai 2018 (Abl. 68 S. 83, 88) und vom 10. Februar 2025 (Abl. 71 Nr. 128)
         

      

      Nach Beratung gemäß § 39 Kirchenverfassungsgesetz1 erlässt der Oberkirchenrat folgende Verordnung:
      

      
                     § 1
Festlegung des Arbeitsbereichs Werke und Dienste
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Evangelische Jugendwerk in Württemberg (EJW) und das Evangelische Bildungswerk – Netzwerk Erwachsene und Familien – der
                     Evangelischen Landeskirche in Württemberg (Bildungswerk) werden zu einem Arbeitsbereich der Landeskirche zusammengeschlossen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Oberkirchenrat kann dem Arbeitsbereich weitere Einrichtungen, Werke und Dienste zuordnen oder Einrichtungen, Werke und
                     Dienste aus dem Arbeitsbereich herausnehmen.
                  

               

               
                     § 2
Aufgaben des Arbeitsbereichs Werke und Dienste
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Gemeinsame Aufgabe der Einrichtungen, Werke und Dienste in diesem Arbeitsbereich ist, unbeschadet der besonderen Aufgaben
                     jeder Einrichtung, jedes Werkes und jedes Dienstes nach deren Ordnung, ihre Arbeit zu koordinieren und aufeinander zu beziehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Einrichtungen, Werke und Dienste nach § 1 beschließen über
                     
                        	
                           gemeinsame Themenschwerpunkte,

                        

                        	
                           gemeinsame Aktionen und

                        

                        	
                           die gemeinsame Wahrnehmung von Querschnittsaufgaben.

                        

                     

                  

                  Soweit gemeinsame Beschlüsse nicht möglich oder sinnvoll sind, sollen die Einrichtungen, Werke und Dienste solche Beschlüsse
                     je für die stärker zusammenarbeitenden Teile des Hauses fassen.
                  

               

               
                     § 3
Geschäftsführung des Arbeitsbereichs
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zur Geschäftsführung des Arbeitsbereichs wird die Leiterin oder der Leiter des ejw sowie durch den Oberkirchenrat die Geschäftsführerin
                     oder der Geschäftsführer des Bildungswerks berufen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Aufgaben der Geschäftsführung sind die Abhaltung regelmäßiger Dienstbesprechungen des Arbeitsbereichs, die der gegenseitigen Information dienen, und die Vertretung des Arbeitsbereichs im Rahmen der Aufgaben.
                  

               

               
                     § 4
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Verordnung tritt am 15. März 2007 in Kraft.

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 1 dieser Sammlung.
            

         

      

   
      

      
         200. Ordnung der evangelischen Jugendarbeit in Württemberg

      

      
         Bekanntmachung des Oberkirchenrats vom 15. September 1998 (Abl. 58 S. 151)

      

      Eine der vordringlichsten Aufgaben der Kirche ist es, das in der Heiligen Schrift gegebene und in den Bekenntnissen der Reformation
            bezeugte Evangelium von Jesus Christus jungen Menschen weiterzugeben. Evangelische Jugendarbeit hat den besonderen Auftrag,
            jungen Menschen in ihrer Lebenswelt und spezifischen Lebenssituation dieses Evangelium von Jesus Christus zu bezeugen, als
            Zuspruch und Anspruch Gottes auf das ganze Leben und die Gestaltung der Welt. Zu den Wesensmerkmalen Evangelischer Jugendarbeit
            gehören Freiwilligkeit, Partizipation und Selbstorganisation auf allen Ebenen der Kirche, der Werke und Verbände.
         

         Die Jugendarbeit in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg zeichnet sich durch eine Vielfalt an gewachsenen Formen
            und Strukturen aus. Der große Reichtum an ehren- und hauptamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern bestimmt die unterschiedlichsten
            Angebote für Kinder und Jugendliche. Neben die Arbeit von und in den Gemeinden, der landeskirchlich beauftragten Träger der
            Jugend- und Jugendsozialarbeit treten viele Initiativen, die als freie Verbände und Werke unabhängig von Finanzen und Strukturen
            der Gemeinden und der Landeskirche ihre Arbeit tun. Die Angebote im Bereich der Jugendarbeit reichen von der Gruppenarbeit,
            die man am ehesten noch altersspezifisch einordnen kann (z.B. Mädchenkreise, Jungengruppen und koedukative Clubs für 13-17jährige),
            über offene Angebote, Zielgruppenarbeit, bis hin zur Jugendsozialarbeit. Quer durch alle Werke und Verbände hindurch ist die
            Gruppenarbeit ein Schwerpunkt. Mehr und mehr entstehen offene Angebote in Form von Cafés oder offenen Häusern. Geistliche
            Schulungszentren und Lebensgemeinschaften zeigen einen anderen Aspekt in der Suche nach Formen, die das Zeugnis des Evangeliums
            im Leben spüren lassen und vertiefte Schulung ermöglichen.
         

         Lebensbedingungen ändern sich schnell. Individualisierung und Pluralisierung kennzeichnen die gesellschaftliche Entwicklung.
            Die Vielfalt der Lebensmöglichkeiten und -gestaltungen differenziert sich weiter aus. Die Angebote Evangelischer Jugendarbeit
            finden sich in Konkurrenz zu anderen Freizeitangeboten. Das Freizeitverhalten ist oft durch eine Konsumhaltung gekennzeichnet.
            Die Lebenskulturen junger Menschen wechseln rasch, so daß die Evangelische Jugendarbeit mit ihrem Zeugnis sich auf die sich
            verändernden Lebenssituationen junger Menschen flexibel einzustellen hat.
         

         Strukturen und Ordnungen können deshalb heute nur Gerüste sein, die dazu beitragen, daß der Auftrag der Evangelischen Jugendarbeit
            erfüllt werden kann. Die Rahmenbedingungen müssen für jede Zeit neu definiert werden.
         

         Vor 1933

         Die Zahl der Evangelischen Jugendverbände in Württemberg vor 1933 war groß. Zugleich war das Verhältnis zwischen Kirche und
            den Evangelischen Jugendverbänden vor 1933 nicht rechtlich geordnet.
         

         1934

         Für die reiche Tradition und Vielfalt der Jugendarbeit in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg war das Jahr 1934
            ein gravierender Einschnitt. Durch Maßnahmen des nationalsozialistischen Regimes wurde „die württembergische Kirchenleitung
            veranlaßt, zum Schutz der Evangelischen Jugend die bisherige Verbandsarbeit an den unter 18jährigen im Einvernehmen mit den
            Jugendverbänden in die Landeskirche zu übernehmen und durch die Evangelische Landesjugendstelle durchführen zu lassen.“ (vgl.
            Abl. 32 Nr. 17, 12. Dezember 1946, S. 174)
         

         1946

         Nachdem durch das Ende des Krieges und dem damit einhergehenden Zusammenbruch des nationalsozialistischen Staates eine Neuordnung
            der Jugendarbeit möglich war, hat der Evangelische Oberkirchenrat im Einvernehmen mit dem Evangelischen Jungmännerwerk und
            dem Evangelischen Verband für die weibliche Jugend eine Ordnung der Evangelischen Jugendarbeit in Württemberg am 17. Oktober
            1946 erlassen. In dieser Ordnung wird festgelegt, daß das Evangelische Jungmännerwerk, der Evangelische Verband für die weibliche
            Jugend und die Vereinigung der Mädchenbibelkreise zum Evangelischen Jugendwerk zusammengeschlossen werden, das sich in das
            Evangelische Jungmännerwerk und das Evangelische Mädchenwerk gliedert. „Beide Werke tun ihren Dienst in Weiterführung des
            überkommenen Erbes selbständig im Auftrag der Landeskirche.
         

         Das Landesjugendpfarramt nimmt außer seinen sonstigen Aufgaben im ständigen Auftrag der Kirchenleitung die Verantwortung der
            Landeskirche beim Ev. Jugendwerk wahr.
         

         Das Ev. Jugendwerk hat den Auftrag, der jungen Generation das Evangelium von Jesus Christus, dem Sohn Gottes und Heiland der
            Welt, zu bezeugen. Dieser Dienst geschieht durch die regelmäßigen wöchentlichen Veranstaltungen, durch Jugendevangelisationen,
            Treffen, Rüstzeiten, Lager u.a..“ (vgl. Abl. 32 S. 174 f.)
         

         Dem Landesjugendpfarrer wurde die gesamte landeskirchliche Aufgabe auf dem Gebiet der „Jugendführung“ zugewiesen. Dazu die
            Aufgabe, die Jugendarbeit in der Landeskirche nach Kräften zu fördern, die Werbung und Schulung der hauptamtlichen kirchlichen
            Kräfte zu organisieren und auch die Veranstaltung von Freizeiten, Bezirks- und Landestreffen und Jugendevangelisationen, soweit
            diese Veranstaltungen für beide Geschlechter bestimmt sind.
         

         1967

         Eine Reihe von Aktionen und Arbeitsformen Evangelischer Jugendarbeit entstanden im Laufe der Jahre, die zwar landeskirchlich
            anerkannt und gefördert wurden, jedoch nicht dem Evangelischen Jugendwerk angeschlossen waren. Die Industriejugendarbeit der
            Evangelischen Akademie Bad Boll, der Evangelische Jugendaufbaudienst Württemberg, das Diakonische Jahr der Evangelischen Landeskirche
            Württemberg und die Arbeitsgemeinschaft Höhere Schule (jetzt Landeskirchliche Schülerinnen- und Schülerarbeit), der Verein
            für Internationale Jugendarbeit und die Evangelische Jugend auf dem Lande. Diese bildeten schon seit 1967 zusammen mit der
            Bezirksjugendpfarrerkonferenz unter dem Vorsitz des Landesjugendpfarrers die „Konferenz der Jugendarbeit in der Evangelischen
            Landeskirche in Württemberg“.
         

         1971

         Von der Situation der ersten Nachkriegsjahre ausgehend faßte diese Ordnung die gesamte Evangelische Jugendarbeit im Evangelischen
            Jugendwerk zusammen. In der Folgezeit sind Gruppen und Aktionen mit männlichen und weiblichen Gliedern entstanden, die vielfach
            weder dem Evangelischen Jungmännerwerk, noch dem Evangelischen Mädchenwerk zugeordnet waren. Das Zunehmen dieser Arbeitsformen,
            der verstärkte Rückgang der geschlechtsspezifischen Arbeit und das Entstehen von neuen Formen der koedukativen Jugendarbeit
            führten zu einer Neuordnung der Jugendarbeit in der Form, daß das Evangelische Jungmännerwerk und das Evangelische Mädchenwerk
            1971 zum Evangelischen Jugendwerk in Württemberg (ejw) fusionierten. Der CVJM Landesverband e.V. als Teil des Jungmännerwerks
            wurde Gliederung im Jugendwerk. Die Evangelische Jugend auf dem Lande ebenso wie der Verband Christlicher Pfadfinderinnen
            und Pfadfinder (der sich aus dem Ev. Mädchenpfadfinderbund, der dem Mädchenwerk angehörte, und der Christlichen Pfadfinderschaft
            Deutschlands im Jungmännerwerk zusammensetzte) wurden als korporative Verbände dem Evangelischen Jugendwerk angeschlossen.
         

         1975

         An die Stelle der „Konferenz der Jugendarbeit der Evangelischen Landeskirche in Württemberg“ ist 1975 die Arbeitsgemeinschaft
            der Evangelischen Jugend in Württemberg (AGEJW) getreten.  „Sie ist ein freiwilliger Zusammenschluß der verschiedenen Gruppierungen
            und Arbeitsformen Evangelischer Jugendarbeit in Württemberg. Die Selbständigkeit und Eigenart der Mitglieder bleibt gewahrt“.
            (Aus der Ordnung der AGEJW von 1975)
         

         Die AGEJW vertritt die jugendpolitischen Interessen im Landesjugendring und als Landeskirchliche Jugendarbeit in der Arbeitsgemeinschaft
            Evangelischer Jugend in der Bundesrepublik Deutschland e.V. (aej). Die Geschäftsführung der AGEJW liegt beim Ev. Landesjugendpfarramt.
            Mit der Abwicklung der Versicherungen und des Zuschußwesens ist der Geschäftsführer des ejw beauftragt. Innerhalb der AGEJW
            tagten im „Ausschuß für Landeskirchliche Jugendarbeit“ (ALJ) die Gruppierungen die im Auftrag der Landeskirche arbeiteten.
            Dies sind: Das Evangelische Jugendwerk in Württemberg (einschließlich seiner Gliederung CVJM-Landesverband, seiner korporativen
            Verbände VCP und ejl), das Diakonische Jahr, der Evangelische Jugendaufbaudienst (EJAD), der Fachbereich Jugend und Arbeitswelt
            der Evangelischen Akademie Bad Boll, die Landeskirchliche Schülerinnen- und Schülerarbeit (Lakisa) und der Verein für Internationale
            Jugendarbeit (VIJ). Die Bezirksjugendpfarrerinnen- und Bezirksjugendpfarrerkonferenz und der Konvent der hauptamtlichen Jugendpfarrerinnen
            und -pfarrer arbeiten unter dem Vorsitz des Landesjugendpfarrers.
         

         Durch weitere Entwicklungen in der Ausdifferenzierung der Jugendarbeit und strukturelle Veränderungen war es nötig geworden,
            die Ordnung der Evangelischen Jugendarbeit in Württemberg aus dem Jahr 1946 zu überarbeiten. Im Jahr 1992 überarbeitete das
            Evangelische Jugendwerk in Württemberg seine Ordnung, infolgedessen auch die Bezirksrahmenordnung für die Jugendarbeit auf
            Bezirksebene überarbeitet wurde. Ein weiterer Beratungsprozeß beschäftigte sich nun mit der landeskirchlich beauftragten Jugendarbeit.
            Im Laufe der Jahre war deutlich geworden, daß ein intensiveres Zusammenwirken all der Träger Evangelischer Jugendarbeit, die
            im Auftrag der Landeskirche arbeiten, zur Förderung der Jugendarbeit in der Landeskirche hilfreich ist. Aus diesen Überlegungen
            entstand die Arbeitsgemeinschaft Landeskirchliche Jugendarbeit (AGLJ).
         

         Die Ordnung der Evangelischen Jugendarbeit in Württemberg besteht aus:
            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        •

                     
                     	
                        Der Ordnung für das Evangelische Landesjugendpfarramt (LJPF) (1995)

                     
                  

                  
                     	
                        •

                     
                     	
                        Der Ordnung für die Arbeitsgemeinschaft Landeskirchliche Jugendarbeit (AGLJ) (1998)

                     
                  

                  
                     	
                        •

                     
                     	
                        Der Ordnung für das Evangelische Jugendwerk in Württemberg (ejw) (1995) mit der Rahmenordnung für Bezirksjugendwerke (BRO)
                           (1995)
                        

                     
                  

                  
                     	
                        •

                     
                     	
                        Der Ordnung der Arbeitsgemeinschaft der Evangelischen Jugend in Württemberg (AGEJW) (1975/1978)

                     
                  

               
            

         

      

      

   
      

      
         201. Ordnung 
des Evangelischen Jugendwerks in Württemberg
         

      

      
         Erlass des Oberkirchenrats vom 9. August 1971 (Abl. 44 S. 421), geändert durch Erlass vom 21. Juni 1979 (Abl. 48 S. 333),
            vom 17. Oktober 1980 (Abl. 49 S. 223), vom 10. Oktober 1995  (Abl. 57 S. 61), vom 17. Juni 1997 (Abl. 57 S. 314), vom 3. Juli 2012 (Abl. 65 S. 131), vom 4. Oktober 2016 (Abl. 67 S. 248), vom 9. Februar 2021 (Abl. 69 S. 381) und vom 18. April 2023 (Abl. 70 S. 529)
         

      

      Die Ordnung der evangelischen Jugendarbeit in Württemberg vom 17. Oktober 1946 wurde in Form von Abkommen zwischen dem Evang. Oberkirchenrat und dem Württ. Evang. Jungmännerbund/Landesarbeitskreis
         des Württ. Evang. Jungmännerwerks und dem Evang. Verband für die weibliche Jugend aufgestellt.
      

      Von der Situation der ersten Nachkriegsjahre ausgehend, faßte diese Ordnung die gesamte evangelische Jugendarbeit im Evang.
         Jugendwerk zusammen, das – in Evang. Jungmännerwerk und in Evang. Mädchenwerk gegliedert – in Weiterführung des überkommenen
         Erbes selbständig im Auftrag der Landeskirche arbeitet.
      

      In der Folgezeit sind Gruppen und Aktionen mit männlichen und weiblichen Gliedern entstanden, die vielfach weder dem Evang.
         Jungmännerwerk noch dem Evang. Mädchenwerk zugeordnet sind. Das Zunehmen dieser Arbeitsformen nötigt zu einer Neuordnung der
         evangelischen Jugendarbeit in Württemberg.
      

      Außerdem haben sich in der Zwischenzeit eine Reihe von Aktionen und Arbeitsformen evangelischer Jugendarbeit gebildet, die
         zwar landeskirchlich anerkannt und gefördert werden, jedoch nicht dem Evang. Jugendwerk angeschlossen sind (wie die Evang.
         Jugend auf dem Lande, die Industrie-Jugendarbeit der Evang. Akademie Bad Boll, der Evang. Jugendaufbaudienst Württemberg,
         das „Diakonische Jahr“ der Evang. Landeskirche in Württemberg und die „Arbeitsgemeinschaft Höhere Schule“). Sie sind aber
         seit 1967 zusammen mit dem Evang. Jungmännerwerk, dem Evang. Mädchenwerk, dem Landesjugendpfarramt und der Bezirksjugendpfarrer-Konferenz,
         dem Evang. Berufstätigenwerk und dem Verein für internationale Jugendarbeit in der „Konferenz der Jugendarbeit in der Evang.
         Landeskirche in Württemberg“ zusammengeschlossen.
      

      Bis zu einer Neuordnung der gesamten evangelischen Jugendarbeit in Württemberg arbeitet das Evang. Jugendwerk mit allen diesen
         Aktionen und Arbeitsformen zusammen.
      

      In den Gruppen, Kreisen, Vereinen und Aktionen, die zum Evang. Jugendwerk gehören, ist sowohl koedukative, wie nach Geschlechtern
         getrennte Arbeit möglich.
      

      
                     § 1
Zugehörigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zum Evang. Jugendwerk in Württemberg gehören alle Gruppen, Kreise, Vereine und Einrichtungen, die im Bereich der Evang. Landeskirche
                     in Württemberg im Sinne von § 2 Abs. 1 Jugendarbeit betreiben, sofern sie nicht unmittelbar von der Landeskirche beauftragt sind oder Verbänden im Bereich der Landeskirche
                     angehören.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Es besteht die Möglichkeit, daß sich Gruppen, Kreise, Vereine und Aktionen innerhalb des Evang. Jugendwerks in Württemberg
                     zu Gliederungen auf Landesebene zusammenschließen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Außerdem ist es möglich, daß sich Verbände unter Wahrung ihrer eigenen Arbeitsformen korporativ dem Evang. Jugendwerk in Württemberg
                     anschließen.
                  

               

               
                     § 2
Aufgabe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Besondere der evangelischen Jugendarbeit besteht in ihrem Verkündigungsauftrag. Dieser hat seinen Grund und seinen Inhalt
                     im Werk und Leben des geschichtlichen Jesus von Nazareth und in seiner Auferweckung durch Gott. Dadurch ist für das Evang.
                     Jugendwerk in Württemberg die dauernde Verpflichtung gegeben, jungen Menschen zum persönlichen Glauben an Jesus Christus und
                     zur Bewährung dieses Glaubens in den vielfältigen Aufgaben unserer Welt zu helfen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Evang. Jugendwerk in Württemberg hat die Aufgabe, die Jugendarbeit in Gemeinden und Bezirken zu fördern, die gemeinsamen
                     Belange aller in ihm Zusammengeschlossenen zu vertreten und ihre Verbindung untereinander zu pflegen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Evang. Jugendwerk in Württemberg arbeitet selbständig im Auftrag der Evang. Landeskirche in Württemberg. Das Evang. Jugendwerk
                     in Württemberg nimmt für die Evangelische Landeskirche in Württemberg auch deren Aufgaben als Träger der freien Jugendhilfe
                     und der außerschulischen Jugendbildung wahr.
                  

               

               
                     § 3
Haushaltsführung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Finanzierung der Aufgaben des Evang. Jugendwerks in Württemberg erfolgt durch Beiträge der Gruppen, Kreise, Vereine, Einrichtungen
                     und Verbände (Landesbeitrag), durch Opfer und Spenden sowie durch Zuschüsse der Evang. Landeskirche in Württemberg und andere
                     Zuschüsse.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Aufstellung und Vollzug des Sonderhaushaltsplans ist Aufgabe der Organe des Evang. Jugendwerks in Württemberg. Vor dem Vollzug
                     des Sonderhaushaltsplans ist dessen Genehmigung durch den Evang. Oberkirchenrat erforderlich. Die Rechnungsprüfung liegt beim
                     Rechnungsprüfamt des Evang. Oberkirchenrats.
                  

               

               
                     § 4
Regionale Gliederungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Evang. Jugendwerk in Württemberg ist in Bezirke gegliedert (Bezirksjugendwerke), die in der Regel das Gebiet eines Kirchenbezirks
                     umfassen. Das Bezirksjugendwerk arbeitet selbstständig im Auftrag der Evangelischen Landeskirche in Württemberg und der jeweiligen
                     Kirchenbezirke.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die leitenden Organe der Bezirksjugendwerke arbeiten nach der von der Landeskirche und der Delegiertenversammlung des Evang.
                     Jugendwerks in Württemberg aufgestellten „Rahmenordnung für Bezirksarbeit des Evangelischen Jugendwerks in Württemberg“ (Bezirksrahmenordnung).
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Mit Zustimmung des Vorstands des Evangelischen Jugendwerks in Württemberg und im Einvernehmen mit dem Oberkirchenrat kann
                     in einem Bezirksjugendwerk wegen der dort herrschenden besonderen Verhältnisse zeitlich befristet eine von der Rahmenordnung
                     abweichende Ordnung erprobt werden. 
                  

               

               
                     § 5
Organe
                     

                  

                  Organe des Evang. Jugendwerks in Württemberg sind:
                     
                        	
                           Die Delegiertenversammlung (§§ 6  – 8)
                           

                        

                        	
                           Der Vorstand (§§ 9  – 11)
                           

                        

                     

                  

               

            

         

      

      
            Die Delegiertenversammlung

         

         
                     § 6
Zusammensetzung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Delegiertenversammlung setzt sich zusammen aus:
                     
                        	
                           den Delegierten der Bezirksjugendwerke:

                           Es entfällt auf jeden Bezirk für jeweils angefangene 900 erreichte Personen, für die die Versicherungsprämie an das Evang.
                              Jugendwerk in Württemberg bezahlt wird, eine Delegierte bzw. ein Delegierter; jedes Bezirksjugendwerk entsendet aber mindestens
                              zwei Delegierte, zu denen der oder die Vorsitzende des leitenden Organs des Bezirksjugendwerks gehören muß.
                           

                           Hiervon unbenommen kann der oder die Vorsitzende des leitenden Organs im Verhinderungsfall an seiner Stelle eine andere Person
                              als Delegierte oder Delegierten des Bezirksjugendwerks entsenden.
                           

                           Hauptamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Jugendarbeit und nebenamtliche Bezirksjugendpfarrerinnen und Bezirksjugendpfarrer
                              können nicht mit Stimmrecht delegiert werden. Delegierte oder Delegierter kann sein, wer das 16. Lebensjahr vollendet hat.
                           

                           Zusätzlich soll jedes Bezirksjugendwerk eine Bezirksjugendreferentin oder einen Bezirksjugendreferenten delegieren, die oder
                              der beratend teilnimmt.
                           

                        

                        	
                           je eine Delegierte oder ein Delegierter der vom Vorstand eingerichteten Fachausschüsse und Arbeitskreise, jedoch nicht eine
                              hauptamtliche Mitarbeiterin oder einen hauptamtlichen Mitarbeiter in der Jugendarbeit. Die Fachausschüsse und Arbeitskreise
                              entsenden ihre Delegierte oder ihren Delegierten nach den Regelungen der „Ordnung für die Fachausschüsse, Arbeitskreise und
                              Beiräte“.
                           

                        

                        	
                           fünf Delegierten der Bezirksjugendpfarrerinnen und -pfarrer;

                        

                        	
                           neun Delegierten der durch den Jugendreferentenausschuss vertretenen hauptamtlichen Jugendreferentinnen und Jugendreferenten,
                              wobei die jeweilige Minderheit mit mindestens einem Drittel vertreten sein muß;
                           

                        

                        	
                           eine Delegierte oder ein Delegierter des Arbeitskreises der Gemeindediakoninnen und Gemeindediakone;

                        

                        	
                           den stimmberechtigten Mitgliedern des Vorstands;

                        

                        	
                           25 Delegierte der Referentinnen und Referenten der Landesstelle. Die nicht delegierten Referentinnen und Referenten können
                              beratend teilnehmen.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Delegiertenversammlung hat die Möglichkeit, bis zu zehn Delegierte auf Vorschlag des Vorstands oder auf Vorschlag von
                     mindestens fünf Delegierten zuzuwählen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Delegierten werden jährlich, spätestens jedoch alle drei Jahre gewählt. Außerdem sollen für die Delegierten nach Absatz
                     1 Buchstaben a) und b) Stellvertreterinnen und Stellvertreter gewählt werden. Sofern Delegierte und ihre Stellvertreterinnen
                     und Stellvertreter verhindert sind, kann die oder der Vorsitzende eine andere Person aus demselben Bezirksjugendwerk oder
                     Fachausschuss als Delegierte oder Delegierten entsenden (Ersatzdelegierte). Die Delegierten sind der Landesstelle jeweils
                     am Jahresanfang, Ersatzdelegierte so früh wie möglich zu melden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Vorstand prüft nach den Wahlen, ob die Gliederungen nach § 1 Abs. 2 und Verbände nach § 1 Abs. 3 durch Delegierte der Bezirksjugendwerke entsprechend ihrer  Stärkezahlen (für jeweils angefangene 900 erreichte Personen
                     ein Delegierter – siehe § 6 Abs. 1 a –) vertreten sind. Sind Gliederungen bzw. Verbände unterrepräsentiert, so haben deren Organe das Recht, dem Vorstand gegenüber
                     die ihnen zusätzlich zustehenden Delegierten zu benennen.
                  

               

               
                     § 7
Aufgaben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Delegiertenversammlung hat insbesondere folgende Aufgaben:
                     
                        	a)

                        	
                           Sie beschließt über die Richtlinien der Arbeit und über Fragen der Gesamtplanung. Beschlüsse der Delegiertenversammlung, welche
                              den Grundsätzen einer Gliederung nach § 1 Abs. 2 oder eines Verbands nach § 1 Abs. 3 zuwiderlaufen, sind für diese nicht bindend. Die Erklärung mit Begründung muß dem Vorstand durch das zuständige Organ der
                              Gliederung oder des Verbandes unverzüglich zugeleitet werden.
                           

                        

                        	b)

                        	
                           Sie wählt die Mitglieder des Vorstands nach § 9 Abs. 1 b und auf Vorschlag des Vorstands oder auf Vorschlag von mindestens zehn Delegierten der Delegiertenversammlung die Vorsitzende
                              oder den Vorsitzenden und zwei stellvertretende Vorsitzende. Die Vorsitzende oder der Vorsitzende und die zwei stellvertretende
                              Vorsitzende sind in zwei getrennten Wahlgängen zu wählen. Die Vorsitzende oder der Vorsitzende ist gewählt, wenn sie oder
                              er mehr als die Hälfte der abgegebenen Stimmen auf sich vereint.
                           

                        

                        	c)

                        	
                           Sie nimmt den Bericht des oder der Vorsitzenden über die Arbeit des Vorstands und die Jahresberichte der Leiterin des EJW
                              oder des Leiters des EJW, der Fachlichen Leiterin oder des Fachlichen Leiters und der Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers
                              entgegen.
                           

                        

                        	d)

                        	
                           Sie beschließt über den Sonderhaushaltsplan und den Rechnungsabschluß.

                        

                        	e)

                        	
                           Sie beschließt mit zwei Drittel der Stimmen der anwesenden Delegierten auf Vorschlag des Vorstands über die Anerkennung einer
                              neu entstandenen Gliederung nach § 1 Abs. 2 und den Anschluß von Verbänden nach § 1 Abs. 3. Sie stellt außerdem die Auflösung einer Gliederung fest und beschließt auf Antrag mit zwei Drittel der Stimmen der anwesenden
                              Delegierten über den Ausschluß eines Verbandes.
                           

                        

                        	f)

                        	
                           Sie entlastet den Vorstand.

                        

                        	g)

                        	
                           Sie setzt den Landesbeitrag nach § 3 Abs. 1 fest.
                           

                        

                        	h)

                        	
                           Sie beschließt über ihre Geschäftsordnung und verabschiedet auf Vorschlag des Vorstands die Geschäftsordnung der Landesstelle
                              (§ 10 Buchstabe m).
                           

                        

                        	i)

                        	
                           Delegiertenversammlung oder Vorstand können zeitlich befristete Projektgruppen einsetzen. In ihnen sollen ehren- und hauptamtliche
                              Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowohl aus den Bezirksjugendwerken als auch aus der Landessstelle zusammenwirken. Das Nähere
                              regelt der Vorstand. Die Projektgruppen initiieren, erarbeiten und erproben neue Arbeitsfelder, Aufgabenbereiche, Formen,
                              Methoden und Kooperationen im Arbeitsbereich des EJW. Die Ergebnisse werden der Delegiertenversammlung in geeigneter Form
                              vorgelegt.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        
                     
                        	
                           Anträge an die Delegiertenversammlung, Vorschläge für die Zuwahl (§ 6 Abs. 2) von Delegierten und Anfragen an den Vorstand, die bei der Delegiertenversammlung behandelt werden müssen, sind spätestens
                              drei Wochen vor der Versammlung schriftlich bei der Vorsitzenden oder bei dem Vorsitzenden einzureichen. Sie müssen von mindestens
                              zwei Delegierten unterzeichnet sein.
                           

                        

                        	
                           Anträge zur behandelnden Sache können während der Versammlung schriftlich oder in Textform eingebracht werden.

                        

                        	
                           Die Beschlussfassung nach Absatz 1 Buchstabe a, e und h setzt eine Vorberatung im Vorstand voraus.

                        

                     

                  

               

               
                     § 8
Einberufung und Beschlußfassung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Delegiertenversammlung tagt mindestens einmal im Jahr. Sie wird von der oder dem Vorsitzenden in der Regel fünf Wochen
                     vor dem Termin schriftlich oder in Textform unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Sitzungen können auch ohne persönliche
                     Anwesenheit aller oder einzelner Delegierter am Versammlungsort durchgeführt werden, sofern eine Beratung und Beschlussfassung
                     durch zeitgleiche Übertragung von Bild und Ton mittels geeigneter technischer Hilfsmittel, insbesondere in Form einer Videokonferenz,
                     möglich ist. Die oder der Vorsitzende entscheidet hierüber nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen und teilt dies den Mitgliedern
                     der Delegiertenversammlung in der Einladung mit. Bei öffentlichen Sitzungen nach Satz 3 muss eine zeitgleiche Übertragung
                     von Bild und Ton in einen öffentlich zugänglichen Raum erfolgen, soweit nur so die Öffentlichkeit gewährleistet ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wird vom Vorstand oder von mindestens einem Fünftel der Delegierten die Einberufung schriftlich unter Angabe einer Tagesordnung
                     verlangt, so muß die Vorsitzende oder der Vorsitzende sie einberufen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Delegiertenversammlung ist beschlußfähig, wenn sie ordnungsgemäß eingeladen wurde und wenigstens die Hälfte der bei der
                     Landesstelle gemeldeten Delegierten teilnimmt. Wird festgestellt, daß die Delegiertenversammlung beschlußunfähig ist, so hat
                     die oder der Vorsitzende zu einer erneuten Delegiertenversammlung, die innerhalb von drei Monaten stattfinden muß, einzuladen.
                     Diese Delegiertenversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Delegierten beschlußfähig.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Eine Beschlussfassung kann auch im schriftlichen oder im textförmlichen Verfahren erfolgen. Ein solcher Beschluss ist gültig,
                     wenn alle Delegierten beteiligt wurden, bis zu dem von der oder dem Vorsitzenden gesetzten Termin mindestens die Hälfte der
                     Delegierten ihre Stimme schriftlich oder in Textform abgegeben hat und der Beschluss mit der erforderlichen Mehrheit gefasst
                     wurde. Geheime Wahlen können als Briefwahl nach den Bestimmungen der Kirchengemeindeordnung durchgeführt werden. Der Beschluss
                     ist im nächsten ordentlichen Protokoll zu vermerken.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Beschlüsse werden, soweit nichts anderes bestimmt ist, mit einfacher Mehrheit gefasst. Stimmenthaltungen gelten nicht als
                     Nein-Stimmen. Die Abstimmung geschieht offen, soweit nicht für den einzelnen Fall geheime Abstimmung beschlossen wird. Bei
                     Wahlen ist geheim abzustimmen; hiervon kann aufgrund ausdrücklichen, nur für den Einzelfall geltenden einstimmigen Beschlusses
                     der Delegiertenversammlung abgewichen werden.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die Delegiertenversammlung wird von der Vorsitzenden oder vom Vorsitzenden oder von einer oder von einem durch den Vorstand
                     Beauftragten geleitet.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Die Ergebnisse der Delegiertenversammlung sind in einem Protokoll festzuhalten, das von der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden
                     und der Protokollführerin oder dem Protokollführer zu unterschreiben ist.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Beschlüsse der Delegiertenversammlung, die unter Verstoß gegen zwingende Verfahrensvorschriften zustande gekommen sind, gelten
                     als wirksam, wenn der Verstoß nicht innerhalb von sechs Monaten nach der Bekanntgabe des Protokolls gegenüber der oder dem
                     Vorsitzenden gerügt worden ist.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                        Die Delegiertenversammlung ist in der Regel öffentlich. Gäste dürfen dann das Wort ergreifen, wenn die Delegiertenversammlung
                     nicht mehrheitlich widerspricht. Zu einzelnen Tagesordnungspunkten kann die Öffentlichkeit durch Beschluß der Delegiertenversammlung
                     ausgeschlossen werden.
                  

               

            

         

      

      
            Der Vorstand

         

         
                     § 9
Zusammensetzung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zum Vorstand gehören stimmberechtigt:
                  

                  
                     
                        	
                           die Vorsitzende oder der Vorsitzende und zwei stellvertretende Vorsitzende; beide Geschlechter müssen vertreten sein; Hauptamtliche
                              in der Jugendarbeit können nicht gewählt werden;
                           

                        

                        	
                           sechs von der Delegiertenversammlung gewählte männliche und weibliche Mitglieder; die jeweilige Minderheit muss mit mindestens
                              einem Drittel vertreten sein. Es kann höchstens eine hauptamtliche Mitarbeiterin oder ein hauptamtlicher Mitarbeiter in der
                              Jugendarbeit gewählt werden, jedoch keine Landesreferentin und kein Landesreferent;
                           

                        

                        	
                           die Vorsitzende oder der Vorsitzende der Gliederungen nach § 1 Abs. 2 und Verbände nach § 1 Abs. 3; die Gliederungen und Verbände können davon abweichend ein anderes Mitglied ihres Vorstandes benennen;
                           

                        

                        	
                           die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Jugendreferentenausschusses; der Ausschuss kann davon abweichend ein anderes Mitglied
                              des Jugendreferentenausschusses benennen;
                           

                        

                        	
                           die Landesjugendpfarrerin oder der Landesjugendpfarrer;

                        

                        	
                           die Leiterin des EJW oder der Leiter des EJW;

                        

                        	
                           die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer des EJW;

                        

                        	
                           die Fachliche Leiterin des EJW oder der Fachliche Leiter des EJW.

                        

                     

                  

                  Beratend nehmen teil:

                  
                     
                        	
                           eine Vertreterin oder ein Vertreter der Kirchenleitung;

                        

                        	
                           die Generalsekretärin oder der Generalsekretär des CVJM-Gesamtverbandes in Deutschland e.V.;

                        

                        	
                           weitere Personen durch Beschluss des Vorstands.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Vorschläge für die Wahl des Vorstandes (nach § 9 Abs. 1 b) müssen drei Wochen vor der Delegiertenversammlung schriftlich bei der Vorsitzenden oder beim Vorsitzenden eingehen und von
                     mindestens fünf Delegierten unterschrieben sein. Jede Delegierte oder jeder Delegierte kann nur einen Wahlvorschlag (der allerdings
                     mehrere Kandidatinnen und Kandidaten enthalten kann) unterstützen. Dem Vorschlag muß die Zustimmungserklärung der oder des
                     Vorgeschlagenen beiliegen. Die Vorgeschlagenen sind in alphabetischer Reihenfolge auf dem Stimmzettel aufzuführen. Werden
                     der Delegiertenversammlung weniger als neun Personen zur Wahl vorgeschlagen, so ergänzt der Vorstand die Liste.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Amtszeit der Vorstands-Mitglieder nach § 9 Abs. 1 a und b beträgt drei Jahre. Die Gewählten bleiben bis zur Wahl ihrer Nachfolgerinnen oder Nachfolger im Amt. Scheidet ein Mitglied
                     nach § 9 Abs. 1 b während seiner Amtszeit aus, rückt die Kandidatin oder der Kandidat nach, die oder der bei der vorangegangenen Wahl unter
                     den nichtgewählten Kandidatinnen und Kandidaten die höchste Stimmenzahl erreicht hat. § 9 Abs. 1 b bleibt davon unberührt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Mitglied im Vorstand kann werden, wer das 18. Lebensjahr vollendet hat. Die Hälfte der gewählten Mitglieder soll nicht älter
                     als 35 Jahre sein.
                  

               

               
                     § 10
Aufgaben
                     

                  

                  Der Vorstand hat vor allem folgende Aufgaben:
                     
                        	a)

                        	
                           er legt die Gesamtkonzeption der Arbeit im Rahmen der von der Delegiertenversammlung beschlossenen Richtlinien (§ 7 Abs. 1 a) fest;
                           

                        

                        	b)

                        	
                           er beschließt die Schwerpunktplanung der Fachbereiche auf deren Vorschlag;

                        

                        	c)

                        	
                           er schlägt der Delegiertenversammlung die Kandidaten für die Wahl der Vorsitzenden oder des Vorsitzenden und der zwei stellvertretende
                              Vorsitzende vor (siehe auch § 7 Abs. 1 b);
                           

                        

                        	d)

                        	
                           er schlägt dem Oberkirchenrat die Berufung der Leiterin des EJW oder des Leiters des EJW vor;

                        

                        	e)

                        	
                           er beruft die Fachliche Leiterin oder den Fachlichen Leiter und die Geschäftsführerin oder den Geschäftsführer;

                        

                        	f)

                        	
                           er beruft die Landesreferentinnen und Landesreferenten und auf Antrag der Organe der Gliederungen nach § 1 Abs. 2 und der Verbände § 1 Abs. 3 die Landes-, Regional- und Stufenreferentinnen und -referenten sowie die Leiterinnen und Leiter der Freizeit- und Bildungsstätten,
                              sofern nicht abweichend in der Geschäftsordnung (§ 10 Buchstabe m) geregelt;
                           

                        

                        	g)

                        	
                           er richtet Fachausschüsse/Beiräte/Arbeitskreise ein. Er beschließt die Ordnung für die Fachausschüsse/Beiräte/Arbeitskreise;

                        

                        	h)

                        	
                           er setzt einen Finanzbeirat ein und legt dessen Aufgaben fest;

                        

                        	i)

                        	
                           er verabschiedet den Entwurf des Sonderhaushaltsplans und des Rechnungsabschlusses als Vorlage an die Delegiertenversammlung;

                        

                        	k)

                        	
                           er setzt einen Nominierungsausschuß für die Wahlen zum Vorstand (§ 9 Abs. 1 a und Abs. 2) ein;
                           

                        

                        	l)

                        	
                           er wählt bzw. bestätigt die Vertreter des Evang. Jugendwerks in Württemberg in andere Gremien;

                        

                        	m)

                        	
                           er erarbeitet einen Vorschlag für die Geschäftsordnung der Landesstelle (§ 7  Abs. 1 h) und verabschiedet die Dienstanweisungen für die Leiterin des EJW oder den Leiter des EJW, die Fachliche Leiterin oder den
                              Fachlichen Leiter und die Geschäftsführerin oder den Geschäftsführer und die Landesreferentinnen und Landesreferenten, sofern
                              nicht vom Vorstand anderweitig delegiert;
                           

                        

                        	n)

                        	
                           er berät über Anträge nach § 7 Abs. 2 c;
                           

                        

                        	o)

                        	
                           ggf. Berufung der jugendpolitischen Vertreterin oder des jugendpolitischen Vertreters im EJW.

                        

                     

                  

               

               
                     § 11
Einberufung und Beschlußfassung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Vorstand tagt nach Bedarf. Er wird von der oder dem Vorsitzenden in der Regel sieben Tage vor dem Termin schriftlich oder
                     in Textform unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Sitzungen können unter Mitteilung in der Einladung auch ohne persönliche
                     Anwesenheit aller oder einzelner Mitglieder am Versammlungsort durchgeführt werden, sofern eine Beratung und Beschlussfassung
                     durch zeitgleiche Übertragung von Bild und Ton mittels geeigneter technischer Hilfsmittel, insbesondere in Form einer Videokonferenz,
                     möglich ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Vorstand muß einberufen werden, wenn es mindestens ein Viertel der stimmberechtigten Mitglieder des Vorstandes verlangt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        § 8 Abs. 3 – 8 gelten sinngemäß.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Kann in einer dringenden Angelegenheit die Beschlussfassung des Vorstands nicht rechtzeitig herbeigeführt werden, so entscheiden
                     die Vorsitzende oder der Vorsitzende im gegenseitigen Einvernehmen mit der Leiterin oder dem Leiter des EJW anstelle des Vorstands.
                     Dieser ist unverzüglich zu unterrichten.
                  

               

            

         

      

      
            Die Landesstelle

         

         
                     § 12
Aufgaben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Landesstelle unterstützt, fördert und berät die Jugendarbeit im Raum der Landeskirche (§1). Die inhaltlichen Schwerpunkte ihrer Arbeit liegen in diesem Rahmen bei Aufgaben, die von den Gemeinden und Bezirken her
                     nicht wahrgenommen werden können bzw. sich aus der Beobachtung von Tendenzen und Entwicklungen als zukunftsweisend abzeichnen.
                  

                  Spezifische Aufgaben sind von daher:
                     
                        	
                           Erarbeitung, Erprobung und Multiplikation (Projektarbeit) von Modellen im Bereich von Freizeiten und Seminaren, Gruppenarbeit
                              und Jugendevangelisation, offenen Treffs und Einzelveranstaltungen sowie die Herausgabe von Arbeitshilfen;
                           

                        

                        	
                           Angebot von Erfahrungsfeldern wie Aktionen und Einsätze, sozialdiakonische Maßnahmen, Freizeiten, Landestreffen;

                        

                        	
                           Verkündigungsdienste und Besuche in Orten und Bezirken;

                        

                        	
                           Mitwirkung bei Aus- und Weiterbildung von ehren- und hauptamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern; Begleitung, Beratung
                              und Seelsorge, insbesondere bei verantwortlichen Ehrenamtlichen und Hauptamtlichen;
                           

                        

                        	
                           Kooperation mit Gliederungen und Verbänden;

                        

                        	
                           Einrichtung und Betrieb von Freizeit- und Bildungsstätten;

                        

                        	
                           Öffentlichkeitsarbeit für die Evang. Jugendarbeit in Württemberg sowie Wahrnehmung von Arbeitskontakten mit Gremien und Institutionen.

                        

                        	
                           Ökumenische und internationale Aufgaben und Partnerschaften.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die Arbeit der Landesstelle werden – im Rahmen des Stellenplans – Arbeits- und Fachbereiche gebildet. Die Einrichtung
                     und deren Aufgabenstellung obliegt der Delegiertenversammlung auf Vorschlag des Vorstands. Dieser kann befristet oder auf
                     Dauer besondere Arbeitsbereiche einrichten und deren Aufgabenstellung und Leitung festlegen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Zuordnung und Mitarbeit von Referentinnen und Referenten der Gliederungen und Verbände in Arbeits- und Fachbereiche und
                     bei Projekten erfolgt in Absprache zwischen dem Vorstand und den betreffenden Gliederungs- und Verbandsorganen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Landesreferentinnen und Landesreferenten unterstehen – je nach Zuordnung – der Dienst- und Fachaufsicht der Leiterin des
                     EJW oder des Leiters des EJW oder der Fachlichen Leiterin oder des Fachlichen Leiters oder der Geschäftsführerin oder des
                     Geschäftsführers. Die Fachliche Leiterin oder der Fachliche Leiter und die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer unterstehen
                     der Dienst- und Fachaufsicht der Leiterin des EJW oder des Leiters des EJW. Die Landesreferentinnen und Landesreferenten der
                     Gliederungen und Verbände unterstehen der Dienstaufsicht der Leiterin des EJW oder des Leiters des EJW oder der Fachlichen
                     Leiterin oder des Fachlichen Leiters und der Fachaufsicht der zuständigen Gliederungs- und Verbandsorgane. Einzelheiten sind
                     in der Geschäftsordnung (§ 10 Buchstabe m) geregelt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Leiterin des EJW oder der Leiter des EJW trägt außerdem dem Vorstand gegenüber die Verantwortung für die Ausführung der
                     Beschlüsse der Organe, für die Koordinierung der Arbeit der Arbeits- und Fachbereiche und für gemeinsame Aufgaben der Landesstelle.
                     Einzelheiten sind in der Geschäftsordnung (§ 10 Buchstabe m) geregelt. Die Leiterin des EJW oder der Leiter des EJW untersteht der Fachaufsicht, und soweit sie oder er nicht Pfarrerin
                     oder Pfarrer der Evang. Landeskirche in Württemberg ist, auch der Dienstaufsicht der Vorsitzenden oder des Vorsitzenden. Die
                     Leiterin oder der Leiter wird befristet berufen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Mindestens einmal im Jahr lädt die Landesstelle zu Treffen der Vorsitzenden der Evang. Bezirksjugendwerke sowie der Vorsitzenden
                     der Fachausschüsse/Beiräte/Arbeitskreise ein; ebenso die Jugendreferentinnen und Jugendreferenten zu Konventen und Studientagen.
                  

               

               
                     § 13
Mitgliedschaft in den Weltbünden
                     

                  

                  Das EJW ist über den „CVJM-Gesamtverband in Deutschland e.V.“ Mitglied im YMCA-Weltbund und über die „Evangelische Frauenarbeit
                     in Deutschland e.V. – Nationalverband des YWCA“ Mitglied im „Weltbund Christlicher Verbände Junger Frauen/YWCA“.
                  

               

               
                     § 14
Änderung der Ordnung
                     

                  

                  Anträge an den Evang. Oberkirchenrat auf Änderung dieser Ordnung bedürfen der Zustimmung von 2/3 der anwesenden Delegierten
                     der Delegiertenversammlung.
                  

               

               
                     § 15
Inkrafttreten der Ordnung
                     

                  

                  Diese Ordnung tritt am 1. Oktober 1995 in Kraft. Gleichzeitig treten alle Bestimmungen, die durch diese Neuordnung gegenstandslos
                     sind, außer Kraft.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         205. Ordnung der Jugendarbeit im Bezirk

      

      
         Erlaß des Oberkirchenrats vom 17. Januar 1973, geändert durch Erlass vom 9. Februar 2021 (Abl. 69 S. 382)
         

      

      Am 9. August 1971 ist aufgrund übereinstimmender Beschlüsse der Delegiertenversammlung des Jungmännerwerks und des Mädchenwerks
         durch Erlaß des Oberkirchenrats (Abl. 44 S. 420) eine neue Ordnung des Evang. Jugendwerks in Württemberg mit Wirkung vom 1. Oktober 1971 in Kraft gesetzt worden.
         Diese Ordnung regelt sowohl die inneren Angelegenheiten des Evang. Jugendwerks auf landeskirchlicher Ebene als auch das Verhältnis
         des Jugendwerks zur Landeskirche selbst.
      

      Es war von Anfang an beabsichtigt, im Zuge der Neuordnung eine entsprechende Regelung der Arbeit des Evang. Jugendwerks in
         den Kirchenbezirken zu treffen. Auch diese wird sowohl die innere Ordnung des Jugendwerks im Bezirk als auch die Einordnung
         dieses Werks in die gesamte Arbeit des Kirchenbezirks und die Zusammenarbeit zwischen den Organen des Werkes und den Organen
         des Bezirks umfassen. Da zumindest hinsichtlich der letzteren Frage die Kirchenbezirke unmittelbar mitbetroffen sind, sind
         hier anders als bei der Ordnung des Jugendwerks auf landeskirchlicher Ebene zwei gesonderte Regelungen vorgesehen. Die innere
         Ordnung der Organe des Jugendwerks im Bezirk richtet sich nach der beigefügten Rahmenordnung1, die von der Delegiertenversammlung des Jugendwerks im Einvernehmen mit dem Oberkirchenrat gemäß § 4 Abs. 2 der Ordnung des Evang. Jugendwerks in Württemberg aufgestellt wurde und hiermit bekanntgemacht wird. Die Regelung des Verhältnisses zwischen Jugendwerk auf Bezirksebene und
         Kirchenbezirk kann dagegen nicht auf landeskirchlicher Ebene erfolgen; sie bedarf vielmehr des einvernehmlichen Zusammenwirkens
         der beiderseitigen Organe auf Bezirksebene. Dabei wird vor allem darauf zu achten sein, daß eine gute und vertrauensvolle
         Zusammenarbeit gewährleistet ist. Hierfür bieten sich verschiedene Möglichkeiten der Gestaltung an, für die unten nähere Hinweise
         gegeben werden. Für den Fall, daß im Kirchenbezirk ein beschließender Ausschuß nach § 14 Abs. 3 KBO vorgesehen ist, empfiehlt der Oberkirchenrat, diesen nach der beiliegenden Mustersatzung2 zu bilden.
      

      Zu den Fragen, die auf Bezirksebene einer Klärung bedürfen, gehört neben Regelungen finanzieller Art (darunter etwa der Frage
         der Entscheidung über die Verwendung von Zuschüssen des Bezirks und der hierüber vom Jugendwerk zu erbringenden Rechenschaft)
         vor allem die Gestaltung der dienstrechtlichen Verhältnisse der Bezirksjugendreferenten, insbesondere ihrer Berufung, der
         Regelung ihres Dienstauftrags und der Aufsicht über ihre dienstliche Tätigkeit, sowie die Bestellung des Bezirksjugendpfarrers.
      

      
            1.

         

         Was zunächst die Berufung des nebenamtlichen Bezirksjugendpfarrers anlangt, so ist das Verfahren derzeit noch durch die Ordnung der Evang. Jugendarbeit vom 17. Oktober 1946 II Ziff. 7 (Abl. 32 S. 177) einheitlich geregelt, wobei an die Stelle der beiden Leiter der Werke der Vorsitzende des Bezirksarbeitskreises
            tritt. Der Oberkirchenrat ist im übrigen damit einverstanden, wenn in Kirchenbezirken, in denen gemäß § 14 Abs. 3 der Kirchenbezirksordnung durch Satzung ein beschließender Ausschuß für die Jugendarbeit gebildet wird, dieser bei der Berufung des Jugendpfarrers mitwirkt.
         

      

      
            2.

         

         In Bezirken, in denen gemäß § 14 Abs. 3 der Kirchenbezirksordnung durch Satzung ein beschließender Ausschuß für die Jugendarbeit gebildet wird, wird diesem die Berufung des Bezirksjugendreferenten
            gemäß beiliegender Mustersatzung übertragen.3

      

      
            3.

         

         Hinsichtlich der Regelung des Dienstauftrags der Bezirksjugendreferenten und der Ausübung fachlicher Aufsicht ist festzustellen,
            daß diese in vielen Bezirken seit langem von den Organen des Jugendwerks selbständig wahrgenommen wird. Der Oberkirchenrat
            hält eine solche Regelung für sachgerecht und für die verantwortliche Mitarbeit in der Kirche förderlich, verkennt aber nicht,
            daß sie ein besonderes Verhältnis vertrauensvoller Zusammenarbeit zwischen den beiderseitigen Organen voraussetzt. Jedenfalls
            sollte dort, wo die Fachaufsicht über die Bezirksjugendreferenten schon bisher auf die Organe des Jugendwerks übertragen war,
            hiervon nicht ohne zwingenden Grund abgewichen werden.
         

         Wo eine Übertragung bisher nicht erfolgt ist, und wo auf Bezirksebene Bedenken bestehen, sie zum gegenwärtigen Zeitpunkt anzustreben,
            bietet sich als weitere Möglichkeit auch hier die Übertragung auf einen gemäß § 14 Abs. 3 der Kirchenbezirksordnung durch Satzung zu bildenden Ausschuß an. Die Mustersatzung enthält hierüber nähere Regelungen, die zur Übernahme empfohlen
            werden.
         

         In Kirchenbezirken, in denen weder eine Übertragung der Fachaufsicht vorgesehen noch ein beschließender Ausschuß gemäß § 14 Abs. 3 der Kirchenbezirksordnung gebildet wird, sollten in jedem Fall die Organe bzw. die verantwortlichen Mitarbeiter des Jugendwerks auf Bezirksebene an
            der konkreten Ausgestaltung des Dienstauftrags der Bezirksjugendreferenten maßgeblich beteiligt werden. Entscheidungen, die
            den Dienst der Bezirksjugendreferenten betreffen, sollten daher nur im Einvernehmen mit diesen Organen bzw. Mitarbeitern getroffen
            werden.
         

         Es wird alles darauf ankommen, daß es gelingt, sowohl dem Jugendwerk auf Bezirksebene diejenige Freiheit in der Gestaltung
            seines Dienstes zu gewähren, die zu einer fruchtbaren Arbeit erforderlich ist, als auch deutlich zu machen, daß es sich bei
            der Jugendarbeit um einen Zweig kirchlicher Arbeit handelt, der sich in die gesamte Arbeit der Kirche im Bezirk eingeordnet
            weiß. Die dem Jugendwerk zu gewährende notwendige Selbstverantwortung sollte sich nicht vorrangig nach dem Maß der finanziellen
            Abhängigkeit ausrichten. Andererseits muß deutlich bleiben, daß auch eine weitgehende Delegation von Teilen der Aufsicht auf
            Organe des Jugendwerks den Kirchenbezirk nicht von seinen Rechten und Pflichten entbindet. Deshalb ist ein enges Zusammenwirken
            zwischen den Organen des Jugendwerks und dem Dekan unerläßlich.
         

      

      

      1
            Anlage 1 (Red. Anm.: Nr. 205 a dieser Sammlung).
            

         

      

      2
            Anlage 2 (Red. Anm.: Nr. 205 b dieser Sammlung).
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Der Änderungsbefehl in Artikel 1 Nr. 1 Buchst. a und b im Erlass des Oberkirchenrats zur Änderung der Ordnung der Jugendarbeit im Bezirk vom 9. Februar 2021 (Abl. 69 S. 382) ist von der Redaktion in diesem Sinne ausgelegt worden.
            

         

      

   
      

      
         205a. Rahmenordnung für die Bezirksarbeit des Evangelischen Jugendwerks in Württemberg (Bezirksrahmenordnung)

      

      
         Erlass des Oberkirchenrats vom 9. Februar 2021

      

      
         (Abl. 69 S. 382), geändert durch Erlass des Oberkirchenrats vom 8. Juni 2021 (Abl. 69 S. 458), vom 21. Juni 2022 (Abl. 70 S. 346), vom 30. Mai 2023 (Abl. 70 S. 540), vom 5. September 2023 (Abl. 70 S. 714) und vom 17. August 2025 (Abl. 71 Nr. 172)
         

      

      Anlage 1 zu Nr. 205

         Die Delegiertenversammlung des Evangelischen Jugendwerks in Württemberg hat im Einvernehmen mit dem Evangelischen Oberkirchenrat
            für die Bezirksarbeit des Evangelischen Jugendwerks in Württemberg gemäß § 4 Absatz 2 der Ordnung des Evangelischen Jugendwerks in Württemberg1 nachfolgende Rahmenordnung erstellt. Diese Rahmenordnung ist verbindlich für die Aufstellung und Änderung der Ordnungen der
            Bezirksjugendwerke. Als Rahmenordnung lässt sie durch die im Text von Artikel 1 eingearbeiteten Alternativen und die nach Artikel 2 möglichen abweichenden Regelungen genügend Spielraum, um Belange der einzelnen Bezirksjugendwerke
            zu berücksichtigen. Die Bezirksjugendwerke haben ihre Ordnungen bis spätestens 31. Dezember 2023 anzupassen und dem Evangelischen
            Jugendwerk in Württemberg und dem Evangelischen Kirchenbezirk zur Zustimmung vorzulegen. Mit Zustimmung des Vorstands des
            Evangelischen Jugendwerks in Württemberg und im Einvernehmen mit dem Oberkirchenrat kann in einem Bezirksjugendwerk wegen
            der dort herrschenden besonderen Verhältnisse zeitlich befristet eine von der Rahmenordnung abweichende Ordnung beschlossen
            werden (§ 4 Absatz 3 der Ordnung des Evangelischen Jugendwerks in Württemberg2).
         

         
               Artikel 1

            

            
                  Ordnung des Evangelischen Jugendwerks Bezirk … (im Folgenden: Bezirksjugendwerk)3

               

               Die nachstehende Bezirksordnung wurde auf Grundlage der von der Delegiertenversammlung des Evangelischen Jugendwerks in Württemberg
                     (im Folgenden: EJW) im Einvernehmen mit dem Evangelischen Oberkirchenrat für die Bezirksarbeit aufgestellten Rahmenordnung
                     von der Delegiertenversammlung des Bezirksjugendwerks am … verabschiedet. Das EJW hat dieser Bezirksordnung am …. zugestimmt,
                     der Evangelische Kirchenbezirk … (im Folgenden: Kirchenbezirk) am ….

               
                     § 1
Zugehörigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zum Bezirksjugendwerk gehören 
                  

                  
                     
                        	
                           alle Gruppen, Kreise, Vereine und Aktionen (Gruppierungen) der Kirchengemeinden im Bereich des Kirchenbezirks, die rechtlich
                              unselbständig sind, im Sinne von § 2 Absatz 1 Jugendarbeit betreiben und dem EJW angehören; 
                           

                        

                        	
                           alle rechtlich selbständigen Gruppierungen im Bereich des Kirchenbezirks, deren Satzungen im Einvernehmen mit dem EJW die
                              Zugehörigkeit zu diesem vorsehen.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zum Bezirksjugendwerk gehören ferner Gruppierungen, die von einer Kirchengemeinde mit der Jugendarbeit beauftragt wurden,
                     im Sinne von § 2 Absatz 1 arbeiten und nicht dem EJW angehören.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Andere Gruppierungen im Bereich des Kirchenbezirks, die im Sinne von § 2 Absatz 1 arbeiten und nicht dem EJW angehören, gehören zum Bezirksjugendwerk, wenn dies die Delegiertenversammlung auf Antrag der
                     Gruppierung beschließt. Der Antrag ist an den Bezirksarbeitskreis zu richten, welcher ihn prüft und mit einer Empfehlung in
                     die nächstfolgende Delegiertenversammlung einbringt. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Sofern eine Gruppierung auf dem Gebiet mehrerer Kirchenbezirke tätig ist, richtet sich die Zugehörigkeit nach dem Schwerpunkt
                     der Tätigkeit. Im Zweifel entscheidet das EJW über die Zuordnung zu einem Bezirksjugendwerk. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Das Bezirksjugendwerk führt ein Verzeichnis über sämtliche Gruppierungen nach Absatz 1 bis 3. Dieses Verzeichnis kann bei
                     Vorliegen eines berechtigten Interesses in der Geschäftsstelle des Bezirksjugendwerks eingesehen werden. Die EJW-Landesstelle
                     ist berechtigt, das Verzeichnis jederzeit anzufordern. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die Organe des Bezirksjugendwerks sind gehalten, selbst den Kontakt zu anderen Gruppierungen im Sinne von Absatz 3 herzustellen
                     und diesen eine Zusammenarbeit anzubieten oder gegebenenfalls einen Antrag auf Zugehörigkeit im oben genannten Sinne anzuregen.
                  

               

               
                     § 2
Aufgaben, Steuerbegünstigung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Besondere der evangelischen Jugendarbeit besteht in ihrem Verkündigungsauftrag. Dieser hat seinen Grund und seinen Inhalt
                     im Werk und Leben des geschichtlichen Jesus von Nazareth und in seiner Auferweckung durch Gott. Dadurch ist für das EJW die
                     dauernde Verpflichtung gegeben, jungen Menschen zum persönlichen Glauben an Jesus Christus und zur Bewährung dieses Glaubens
                     in den vielfältigen Aufgaben unserer Welt zu helfen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Bezirksjugendwerk hat die Aufgabe, die Jugendarbeit in den Kirchengemeinden und im Bezirk anzuregen, zu fördern und zu
                     pflegen, die gemeinsamen Belange seiner Gruppierungen nach außen zu vertreten und ihre Beziehung untereinander zu fördern.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Bezirksjugendwerk ist eine regionale Gliederung des EJW (§ 4 der Ordnung des Evangelischen Jugendwerks in Württemberg4). Es arbeitet selbständig im Auftrag der Evangelischen Landeskirche in Württemberg und des Kirchenbezirks. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Als regionale Gliederung des EJW betreibt das Bezirksjugendwerk außerschulische Jugendbildung gemäß § 4 des Jugendbildungsgesetzes
                     und ist anerkannter Träger der freien Jugendhilfe im Sinne des Achten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VIII). 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Das Bezirksjugendwerk nimmt junge Menschen in ihren unterschiedlichen Lebensbezügen und Lebensräumen wahr und vertritt ihre
                     Interessen. Es stellt ihnen Angebote zur Förderung ihrer Entwicklung zur Verfügung, die an ihre Interessen anknüpfen und von
                     ihnen mitbestimmt und mitgestaltet werden. Damit sollen junge Menschen zur Selbstbestimmung befähigt und zu gesellschaftlicher
                     Mitverantwortung und zu sozialem Engagement angeregt und hingeführt werden (vgl. § 11 Absatz 1 und § 12 SGB VIII). Das Bezirksjugendwerk
                     achtet in der Erfüllung seiner Aufgaben auf präventive Schutzkonzepte. Ehren- und hauptamtliche Mitarbeitende setzen sich
                     für den Schutz der ihnen anvertrauten Kinder und Jugendlichen ein.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Das Bezirksjugendwerk verfolgt ausschließlich und unmittelbar kirchliche Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte
                     Zwecke“ der Abgabenordnung.
                  

               

               
                     § 3
Haushaltsführung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Finanzierung der Aufgaben des Bezirksjugendwerks erfolgt durch Beiträge der Gruppierungen, durch Opfer, Spenden sowie
                     Zuschüsse und durch Zuweisungen des Kirchenbezirks. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für das Bezirksjugendwerk wird ein eigener Sonderhaushaltsplan beim Kirchenbezirk geführt. Sofern die Regionalverwaltung für
                     den Kirchenbezirk gemäß § 20 Absatz 4 Satz 3 Nummer 1 KBO5 den Entwurf des Haushaltsplans aufstellt, stellt sie gegen Kostenersatz durch den Kirchenbezirk auch den Entwurf des Sonderhaushaltsplans
                     für das Bezirksjugendwerk auf; § 7 Absatz 1 Satz 3 Buchstabe d) und § 10 Absatz 2 Buchstabe k) bleiben unberührt. Der Entwurf des Sonderhaushaltsplans wird vom Bezirksarbeitskreis als Vorlage an die Delegiertenversammlung
                     verabschiedet (§ 10 Absatz 2 Buchstabe k)) und von der Delegiertenversammlung beschlossen (§ 7 Absatz 1 Satz 3 Buchstabe d)). Der Sonderhaushaltsplan wird von der Kirchenbezirkssynode beschlossen. Der Vollzug des Sonderhaushaltsplans ist Aufgabe
                     der Organe des Bezirksjugendwerks. Das Bezirksjugendwerk nimmt keine Anstellungen vor.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Im Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen gilt für das Bezirksjugendwerk das Recht der Landeskirche. Für die Kassen- und Rechnungsführung
                     ist die Rechnerin oder der Rechner zuständig. Diese Funktion kann auch durch ein anderes nach § 7 Absatz 1 Satz 3 Buchstabe a) gewähltes Mitglied des Bezirksarbeitskreises wahrgenommen werden. Einzelheiten sind in einer Geschäftsordnung zu regeln.
                     Sofern die Regionalverwaltung für den Kirchenbezirk gemäß § 20 Absatz 4 Satz 3 Nummer 4 KBO6 die Kassengeschäfte gemäß § 92 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 4 und 5 sowie Satz 2 Haushaltsordnung7 erledigt, übernimmt sie diese Aufgaben gegen Kostenersatz durch den Kirchenbezirk auch für das Bezirksjugendwerk.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Bezirksarbeitskreis ist im Rahmen des Sonderhaushaltsplans bewirtschaftungsbefugt. Einzelheiten sind in einer Geschäftsordnung
                     zu regeln. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Vertretung des Bezirksjugendwerks erfolgt je einzeln durch die nach § 7 Absatz 1 Satz 3 Buchstabe a) gewählten Vertreterinnen und Vertreter und die leitende oder geschäftsführende Bezirksjugendreferentin oder den leitenden oder geschäftsführenden Bezirksjugendreferenten und wird durch Vollmacht geregelt. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die jährliche Prüfung der Rechnung erfolgt unbeschadet von Absatz 3 durch zwei Personen (Prüfbeauftragte). Diese werden von
                     der Delegiertenversammlung gewählt. Die Amtszeit entspricht der Amtszeit des Bezirksarbeitskreises nach § 9 Absatz 4 Satz 1. Die Gewählten dürfen nicht zugleich Mitglieder des Bezirksarbeitskreises sein. Sie legen der Delegiertenversammlung ihren
                     Bericht vor. Das Bezirksjugendwerk reicht eine Mehrfertigung des Berichts mit dem Beschluss der Delegiertenversammlung über
                     den Jahresabschluss bei der für den Sonderhaushaltsplan nach Absatz 2 zuständigen Körperschaft ein. Werden Unstimmigkeiten
                     festgestellt, sind diese der zuständigen Körperschaft und dem EJW unverzüglich mitzuteilen. Von der Bestellung der Prüfbeauftragten
                     wird abgesehen, wenn die Kassengeschäfte gemäß Absatz 3 Satz 5 von der Regionalverwaltung erledigt werden.
                  

               

               
                     § 4
Regionale Gliederung
                     

                  

                  Das Bezirksjugendwerk ist durch Beschluss der Delegiertenversammlung in die Distrikte … gegliedert worden. Näheres wird in
                        einer von der Delegiertenversammlung erlassenen Geschäftsordnung für die Distriktsarbeit geregelt.

               

               
                     § 5
Organe
                     

                  

                  Organe des Bezirksjugendwerks sind:

                  
                     
                        	
                           die Delegiertenversammlung (§§ 6 bis 8) und
                           

                        

                        	
                           der Bezirksarbeitskreis (§§ 9 bis 11).
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 6
Zusammensetzung der Delegiertenversammlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Delegiertenversammlung setzt sich zusammen aus:
                  

                  
                     
                        	
                           den jährlich nach den örtlichen Ordnungen zu wählenden oder zu berufenden Delegierten der Gruppierungen nach § 1 Absatz 1 und 2. Sofern Delegierte verhindert sind, kann die entsendende Gruppierung eine andere Person benennen. Von den Gruppierungen nach
                              § 1 Absatz 1 Buchstabe a) und b) werden jeweils mindestens zwei Delegierte entsandt. Hat eine Kirchengemeinde nach § 1 Absatz 1 Buchstabe a) eine Gruppierung nach § 1 Absatz 2 mit der Jugendarbeit beauftragt, so entsendet diese Gruppierung statt der Kirchengemeinde mindestens zwei Delegierte. Soweit
                              zusätzlich innerhalb der Kirchengemeinde eigenständige Jugendarbeit stattfindet, sind die Delegierten nach Absprache gemeinsam
                              zu entsenden. Im Zweifel entscheidet der Kirchengemeinderat über die Entsendung. Die Zahl der zu entsendenden Delegierten
                              erhöht sich auf vier, wenn für mindestens 120 Personen eine Versicherungsumlage an das EJW bezahlt wird, und auf sechs Delegierte, wenn für mindestens 240 Personen eine Versicherungsumlage an das EJW bezahlt wird. Stichtag ist der 31. Dezember des Vorjahres. Findet im Bereich
                              einer Kirchengemeinde keine Jugendarbeit statt und wurde keine sonstige Gruppierung nach § 1 Absatz 1 Buchstabe b) oder Absatz 2 mit der Jugendarbeit beauftragt, so kann sie auf Antrag an den Bezirksarbeitskreis eine Delegierte oder einen
                              Delegierten entsenden.
                           

                        

                        	
                           den Delegierten der anderen Gruppierungen im Sinne von § 1 Absatz 3, von denen jede eine Delegierte oder einen Delegierten entsendet; abhängig von der Größe dieser Gruppierungen kann die Delegiertenversammlung
                              die Zahl der Delegierten auf bis zu sechs erhöhen; die Gesamtzahl der Delegierten der Gruppierungen nach § 1 Absatz 3 darf ein Drittel der Zahl der Delegierten nach § 1 Absatz 1 und 2 nicht übersteigen; 
                           

                        

                        	
                           den Bezirksjugendreferentinnen und Bezirksjugendreferenten; 

                        

                        	
                           bis zu zwei weiteren aus ihrer Mitte gewählten Personen aus der Berufsgruppe der Jugendreferentinnen und Jugendreferenten,
                                 Gemeindediakoninnen und Gemeindediakone oder kirchlichen Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter mit Schwerpunkt Jugendarbeit
                                 im Gebiet des Kirchenbezirks; 
                           

                        

                        	
                           der Bezirksjugendpfarrerin oder dem Bezirksjugendpfarrer; 

                        

                        	
                           den weiteren Mitgliedern des Bezirksarbeitskreises. 

                        

                     

                  

                  Delegierte nach den Buchstaben c) bis f) können nicht zugleich als Delegierte nach den Buchstaben a) und b) entsandt werden.

                  
                        (
                        2
                        )
                        Alle Delegierten müssen das 14. Lebensjahr vollendet haben und sollen der Evangelischen Landeskirche in Württemberg oder einer
                     anderen Kirche angehören, die Mitglied in der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Deutschland e.V. (ACK) ist. Insgesamt
                     sollen mindestens zwei Drittel aller Delegierten der Evangelischen Landeskirche in Württemberg angehören. Auf die Vielfalt
                     der Gaben und Kräfte ist zu achten.
                  

               

               
                     § 7
Aufgaben der Delegiertenversammlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Delegiertenversammlung kann auf Antrag über Schwerpunkte und grundsätzliche Fragen der Jugendarbeit beraten und entscheiden.
                     Sie kann Arbeitsaufträge zu bestimmten Veranstaltungen oder Vorhaben an den Bezirksarbeitskreis erteilen. 
                  

                  Insbesondere hat sie folgende Aufgaben: 

                  
                     
                        	
                           sie wählt die Vorsitzende oder den Vorsitzenden und die Stellvertreterin oder den Stellvertreter sowie die Rechnerin oder
                              den Rechner; 
                           

                           Alternative: 

                           sie wählt die Vorsitzende oder den Vorsitzenden und zwei Stellvertreterinnen oder Stellvertreter sowie die Rechnerin oder
                              den Rechner;
                           

                        

                        	
                           sie wählt die Mitglieder des Bezirksarbeitskreises;

                        

                        	
                           sie nimmt die Jahresberichte der oder des Vorsitzenden, der Bezirksjugendreferentinnen und Bezirksjugendreferenten sowie andere
                              Berichte entgegen;
                           

                        

                        	
                           sie beschließt den Entwurf des Sonderhaushaltsplans;

                        

                        	
                           sie beschließt über den Rechnungsabschluss des Sonderhaushaltsplans und entlastet die nach Buchstabe a) Gewählten und den
                              Bezirksarbeitskreis;
                           

                        

                        	
                           sie wählt die Prüfbeauftragten nach § 3 Absatz 6, sofern solche zu bestellen sind;
                           

                        

                        	
                           sie setzt die Beiträge nach § 3 Absatz 1 fest;
                           

                        

                        	
                           sie berät und beschließt über Anträge in der Delegiertenversammlung;

                        

                        	
                           sie richtet Arbeitsschwerpunkte (Sparten) ein;

                        

                        	
                           sie beschließt über die Bildung von Distrikten und die Geschäftsordnung für Distriktsarbeit nach § 4.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Delegiertenversammlung kann sich eine Geschäftsordnung geben.

               

               
                     § 8
Einberufung und Beschlussfassung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Delegiertenversammlung tagt mindestens einmal im Jahr. Sie wird von der oder dem Vorsitzenden mindestens vier Wochen vor dem Termin der Delegiertenversammlung schriftlich, per E-Mail oder sonst in Textform unter Angabe der Tagesordnung
                     einberufen. Die Sitzungen können auch ohne persönliche Anwesenheit aller oder einzelner Delegierter am Versammlungsort durchgeführt
                     werden, sofern eine Beratung und Beschlussfassung durch zeitgleiche Übertragung von Bild und Ton mittels geeigneter technischer
                     Hilfsmittel, insbesondere in Form einer Videokonferenz, möglich ist. Die oder der Vorsitzende entscheidet hierüber nach pflichtgemäßem,
                     freiem Ermessen und teilt dies den Mitgliedern der Delegiertenversammlung in der Einladung mit. Bei öffentlichen Sitzungen
                     nach Satz 3 muss eine zeitgleiche Übertragung von Bild und Ton in einen öffentlich zugänglichen Raum erfolgen, soweit nur so die Öffentlichkeit
                     gewährleistet ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Anträge, die bei der Delegiertenversammlung behandelt werden müssen, sind spätestens zwei Wochen vor der Delegiertenversammlung schriftlich, per E-Mail oder sonst in Textform bei der oder dem Vorsitzenden einzureichen.
                     Sie müssen von mindestens zwei Delegierten unterzeichnet sein oder in vergleichbarer Weise unterstützt werden. Die Delegiertenversammlung kann auch andere
                     Gegenstände zur Beratung zulassen, jedoch ohne Beschlussfassung. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wird vom Bezirksarbeitskreis oder von mindestens 20 % der Gruppierungen nach § 1 Absatz 5 die Einberufung der Delegiertenversammlung schriftlich unter Angabe der Tagesordnung verlangt, so muss die oder der Vorsitzende
                     sie einberufen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Delegiertenversammlung ist beschlussfähig, wenn sie ordnungsgemäß einberufen wurde und mehr als ein Viertel der Delegierten
                     teilnimmt. War eine Delegiertenversammlung beschlussunfähig, so hat die oder der Vorsitzende erneut zu einer Delegiertenversammlung
                     einzuladen. Diese kann frühestens nach 14 Tagen wieder einberufen werden und muss innerhalb von drei Monaten stattfinden.
                     Erfolgt die erneute Einladung mit einer unveränderten Tagesordnung, so ist die die Delegiertenversammlung ohne Rücksicht auf
                     die Zahl der anwesenden Delegierten beschlussfähig.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Delegiertenversammlung wird von der oder dem Vorsitzenden oder von einer oder einem von ihr oder ihm Beauftragten geleitet.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Eine Beschlussfassung kann auch im schriftlichen oder im textförmlichen Verfahren erfolgen. Ein solcher Beschluss ist gültig,
                     wenn alle Delegierten beteiligt wurden, bis zu dem von der oder dem Vorsitzenden gesetzten Termin mindestens die Hälfte der
                     Delegierten ihre Stimme schriftlich oder in Textform abgegeben hat und der Beschluss mit der erforderlichen Mehrheit gefasst
                     wurde. Geheime Wahlen können als Briefwahl nach den Bestimmungen der Kirchengemeindeordnung durchgeführt werden. Der Beschluss
                     ist im nächsten ordentlichen Protokoll zu vermerken. 
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Die Delegiertenversammlung beschließt, soweit nichts anderes bestimmt ist, mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Enthält
                     sich ein Mitglied der Abstimmung, so gilt seine Stimme als nicht abgegeben. Die Abstimmung geschieht offen, soweit nicht für
                     den einzelnen Fall geheime Abstimmung beschlossen wird. Bei Wahlen ist geheim abzustimmen; hiervon kann aufgrund ausdrücklichen,
                     nur für den Einzelfall geltenden einstimmigen Beschlusses der Delegiertenversammlung abgewichen werden. 
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Bei Wahlen hat jedes Mitglied so viele Stimmen, wie Personen zu wählen sind. Jeder Kandidatin und jedem Kandidaten kann jeweils
                     eine Stimme gegeben werden. Es sind die Personen in der Reihenfolge ihrer Stimmenzahl gewählt, sofern sie mindestens von der
                     Hälfte der anwesenden Stimmberechtigten gewählt wurden. Wird die Gesamtzahl der zu wählenden Personen nicht erreicht, können
                     auf Beschluss der Delegiertenversammlung bezüglich der nicht gewählten Kandidatinnen und Kandidaten weitere Wahlgänge durchgeführt
                     werden. Im Fall von Stimmengleichheit entscheidet das Los. Bei der Wahl von Ausschüssen und von Vertreterinnen und Vertretern
                     der Delegiertenversammlung in andere Gremien kann mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen beschlossen
                     werden, dass die Kandidatinnen und Kandidaten in einem Wahlvorschlag aufgeführt werden und in der Reihenfolge ihrer Stimmenzahl
                     gewählt sind.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Alternative:

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Bei Wahlen hat jedes Mitglied so viele Stimmen, wie Personen zu wählen sind, wobei jeder Kandidatin und jedem Kandidaten jeweils
                                    nur eine Stimme gegeben werden kann. Bei Wahlen sind die Personen in der Reihenfolge ihrer Stimmenzahl gewählt. Im Fall von
                                    Stimmengleichheit entscheidet das Los. Bei der Wahl von Ausschüssen und von Vertreterinnen und Vertretern der Delegiertenversammlung
                                    in andere Gremien kann mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen beschlossen werden, dass die Kandidatinnen
                                    und Kandidaten in einem Wahlvorschlag aufgeführt werden und in der Reihenfolge ihrer Stimmenzahl gewählt sind.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        9
                        )
                        Die Sitzungen der Delegiertenversammlung sind öffentlich. Nichtöffentlich ist zu verhandeln, wenn der Verhandlungsgegenstand
                     der Verschwiegenheitspflicht unterliegt. Die Delegierten sind zur Verschwiegenheit über alle in nichtöffentlicher Sitzung
                     behandelten Angelegenheiten verpflichtet.
                  

                  
                        (
                        10
                        )
                        Über die Verhandlungen wird ein Protokoll geführt, das von der Sitzungsleitung und der Protokollführerin oder dem Protokollführer
                     unterschrieben wird. Das Protokoll ist über öffentliche und nichtöffentliche Sitzungen getrennt zu führen. Im Protokoll sind
                     die Zahl der stimmberechtigten Mitglieder der Delegiertenversammlung, die Zahl der Anwesenden und die gefassten Beschlüsse
                     sowie auf Antrag das sich bei Abstimmungen ergebende Stimmenverhältnis (Ja-Stimmen, Nein-Stimmen, Enthaltungen) festzuhalten.
                     Der Inhalt der Beratung braucht nur insoweit in das Protokoll aufgenommen zu werden, als dies zum Verständnis der gefassten
                     Beschlüsse notwendig ist. Es ist den Delegierten durch Aushändigung oder Verlesung bekanntzugeben. Mehrfertigungen von Protokollen
                     über nichtöffentliche Sitzungen sollen nicht ausgehändigt und dürfen in öffentlicher Sitzung nicht verlesen werden.
                  

                  
                        (
                        11
                        )
                        Soweit in dieser Ordnung oder in der Geschäftsordnung nichts anderes geregelt ist, sind für die Delegiertenversammlung die
                     Verfahrensvorschriften für die Kirchenbezirkssynode entsprechend anzuwenden.
                  

               

               
                     § 9
Zusammensetzung des Bezirksarbeitskreises
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zum Bezirksarbeitskreis gehören:
                  

                  
                     
                        	
                           die oder der Vorsitzende und die oder der stellvertretende Vorsitzende;

                           Alternative:

                           die oder der Vorsitzende und ihre oder seine Stellvertreterinnen und Stellvertreter;

                        

                        	
                           die Rechnerin oder der Rechner;

                        

                        	
                           sowie mindestens zwei und höchstens zwölf weitere von der Delegiertenversammlung gewählte Mitglieder; die Zahl wird von der
                                 Delegiertenversammlung in einer der Wahl vorausgehendenden Versammlung durch Beschluss festgelegt;

                        

                        	
                           bis zu vier weitere für die Amtszeit des Bezirksarbeitskreises von diesem zugewählte Mitglieder; die Zahl der zugewählten Mitglieder
                              darf ein Drittel der gewählten Mitglieder nicht übersteigen; Zuwahlen zum Bezirksarbeitskreis können während der gesamten
                              Amtszeit stattfinden;
                           

                        

                        	
                           die von den einzelnen Arbeitsschwerpunkten (Sparten) gewählten Bezirksverantwortlichen; die Zahlen werden durch Beschluss
                              der Delegiertenversammlung festgelegt; soweit die Posaunenarbeit keinen Arbeitsschwerpunkt darstellt, ist die Bezirksposaunenwartin
                              oder der Bezirksposaunenwart oder eine von ihr oder ihm benannte Person beratendes Mitglied;
                           

                        

                        	
                           je nach Festlegung durch die Delegiertenversammlung mindestens ein und höchstens drei aus ihrer Mitte vorgeschlagene und vom
                              Bezirksarbeitskreis benannte Bezirksjugendreferentinnen oder Bezirksjugendreferenten, darunter die leitende oder geschäftsführende
                              Bezirksjugendreferentin oder der leitende oder geschäftsführende Bezirksjugendreferent; weitere Bezirksjugendreferentinnen
                              und Bezirksjugendreferenten können vom Bezirksarbeitskreis als beratende Mitglieder benannt werden;
                           

                        

                        	
                           die Bezirksjugendpfarrerin oder der Bezirksjugendpfarrer;

                        

                        	
                           auf Beschluss der Delegiertenversammlung bis zu zwei Delegierte aus den Berufsgruppen der Jugendreferentinnen und Jugendreferenten,
                              die nicht als Bezirksjugendreferentin oder Bezirksjugendreferent angestellt sind , der Gemeindediakoninnen oder Gemeindediakone
                              oder der kirchlichen Sozialarbeiterinnen oder Sozialarbeiter mit Schwerpunkt Jugendarbeit im Gebiet des Kirchenbezirks; die
                              Personen sind in einer gemeinsamen Versammlung aus ihrer Mitte für die Amtszeit des Bezirksarbeitskreises zu wählen;
                           

                        

                        	
                           auf Beschluss der Delegiertenversammlung eine Delegierte oder ein Delegierter der evangelischen kirchlichen Träger von Jugendsozialarbeit
                              im Gebiet des Kirchenbezirks; dieses Mitglied wird vom Diakonischen Bezirksausschuss auf Vorschlag der Träger jeweils für
                              die Amtszeit des Bezirksarbeitskreises benannt.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die gewählten Mitglieder des Bezirksarbeitskreises müssen der Evangelischen Landeskirche in Württemberg oder einer anderen
                     Kirche angehören, die Mitglied in der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Deutschland e. V. (ACK) ist. Insgesamt müssen
                     mindestens zwei Drittel der nach Absatz 1 Buchstabe a) bis e) gewählten Mitglieder des Bezirksarbeitskreises der Evangelischen
                     Landeskirche in Württemberg angehören. Gewählt werden kann, wer das sechzehnte Lebensjahr vollendet hat. Die Hälfte der gewählten
                     Mitglieder soll nicht älter als 27 Jahre alt sein. Auf die Vielfalt der Gaben und Kräfte ist zu achten. Hauptberuflich in
                     der kirchlichen Jugendarbeit im Kirchenbezirk Beschäftigte können nicht gewählt werden. Ehegatten sowie Lebenspartnerinnen
                     und Lebenspartner nach § 1 Lebenspartnerschaftsgesetz können gleichzeitig Mitglied des Bezirksarbeitskreises sein.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wahlvorschläge können gemacht werden:
                  

                  
                     
                        	
                           für die Vorsitzende oder den Vorsitzenden sowie deren Stellvertretung und die Rechnerin oder den Rechner (§ 7 Absatz 1 Satz 3 Buchstabe a) vom Bezirksarbeitskreis oder von mindestens drei Mitgliedern des Bezirksarbeitskreises nach Absatz 1 Buchstabe a) bis c)
                              oder bis zur Wahlhandlung in der Delegiertenversammlung, wenn mindestens die Hälfte der anwesenden stimmberechtigten Delegierten
                              diesem Vorschlag zustimmt; 
                           

                        

                        	
                           für die von der Delegiertenversammlung zu wählenden Bezirksarbeitskreismitglieder nach § 7 Absatz 1 Satz 3 Buchstabe b) von den Delegierten; Vorschläge müssen eine Woche vor der Delegiertenversammlung schriftlich bei der oder dem Vorsitzenden
                              eingehen und von mindestens zwei Delegierten unterschrieben sein; dem Vorschlag müssen die Zustimmungserklärungen der Vorgeschlagenen beiliegen. Das Vorschlagsrecht
                              des Bezirksarbeitskreises gemäß § 10 Absatz 2 Buchstabe e) bleibt hiervon unberührt. 
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Amtszeit der Mitglieder des Bezirksarbeitskreises beträgt zwei Jahre. Die gewählten Mitglieder des Bezirksarbeitskreises bleiben bis zur Wahl eines neuen Bezirksarbeitskreises im Amt.
                     
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Wird der Bezirksarbeitskreis dauerhaft beschlussunfähig und kommt eine Delegiertenversammlung nicht zustande, so setzt das
                     EJW im Einvernehmen mit dem Kirchenbezirksausschuss des Kirchenbezirks einen Notvorstand ein, der die Aufgaben und Geschäfte
                     des Bezirksarbeitskreises wahrnimmt. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Scheidet ein von der Delegiertenversammlung nach § 7 Absatz 1 Satz 3 Buchstabe a) und b) gewähltes Mitglied des Bezirksarbeitskreises aus, so findet bei der nächsten Delegiertenversammlung eine Nachwahl statt.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Alternative:

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Scheidet ein von der Delegiertenversammlung nach § 7 Absatz 1 Satz 3 Buchstabe a) und b) gewähltes Mitglied des Bezirksarbeitskreises aus, so tritt diejenige Person, welche bei der letzten Wahl die höchste Stimmenzahl
                                    der nicht in den Bezirksarbeitskreis gewählten Mitglieder erhalten hat, für die Dauer der Amtszeit des Ausgeschiedenen an
                                    dessen Stelle. Die Zusammensetzung nach Absatz 2 soll beim Nachrücken berücksichtigt werden.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Der Bezirksarbeitskreis kann sich eine Geschäftsordnung und einen Geschäftsverteilungsplan geben.

                  
                        (
                        8
                        )
                        Für den Bezirksarbeitskreis sind die Verfahrensvorschriften für den Kirchenbezirksausschuss entsprechend anzuwenden, soweit
                     in dieser Ordnung oder der Geschäftsordnung nichts anderes festgelegt ist.
                  

               

               
                     § 10
Aufgaben des Bezirksarbeitskreises
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Bezirksarbeitskreis berät und beschließt im Rahmen der Beschlüsse der Delegiertenversammlung Vorhaben und Schwerpunkte
                     evangelischer Jugendarbeit im Kirchenbezirk und ist verantwortlich für die Planung und Durchführung von Bezirksveranstaltungen,
                     Bezirksfreizeiten, Bezirkstreffen, Schulungen sowie für die Durchführung der sonstigen Aufgaben des Bezirksjugendwerks. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Seine Aufgaben sind im Einzelnen:
                  

                  
                     
                        	
                           die Begleitung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern;

                        

                        	
                           die Anregung und Förderung der verschiedenen Formen der Jugendarbeit in den Gemeinden des Kirchenbezirks;

                        

                        	
                           die Koordination der Veranstaltungen und Förderung des Erfahrungsaustausches und der örtlichen Zusammenarbeit;

                        

                        	
                           die Förderung der Gruppenarbeit, der halboffenen und offenen Arbeit sowie die Erprobung neuer Arbeitsformen der Jugendarbeit;

                        

                        	
                           der Delegiertenversammlung Personen für die Wahl nach § 7 Absatz 1 Satz 3 Buchstabe a) und b) vorzuschlagen;
                           

                        

                        	
                           dem Kirchenbezirk die Berufung der Bezirksjugendreferentinnen und Bezirksjugendreferenten sowie weiterer Angestellter für
                              den Bereich des Bezirksjugendwerks vorzuschlagen;
                           

                        

                        	
                           nach einer Musterdienstanweisung des Evangelischen Oberkirchenrats die Dienstanweisung für die Bezirksjugendreferentinnen
                              und Bezirksjugendreferenten aufzustellen, ebenso einen Dienstauftrag für beim Bezirksjugendwerk vom Kirchenbezirk angestellte
                              Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter unbeschadet des Entscheidungsrechts des Kirchenbezirks;
                           

                        

                        	
                           die dem Bezirksjugendwerk vom Kirchenbezirk übertragene Fachaufsicht über die Bezirksjugendreferentinnen und Bezirksjugendreferenten
                              auszuüben; sie wird an einzelne ehrenamtliche Bezirksarbeitskreismitglieder und/oder auf die leitende oder geschäftsführende
                              Jugendreferentin oder den leitenden oder geschäftsführenden Jugendreferenten delegiert; die Zuständigkeit kann hiervon abweichend über die Geschäftsordnung für Distriktsarbeit auf das beschließende Gremium im Distrikt
                                 delegiert werden;  
                           

                        

                        	
                           nach Maßgabe des Pfarrstellenbesetzungsgesetzes über seine Vorsitzende oder seinen Vorsitzenden bei der Berufung der Bezirksjugendpfarrerin
                              oder des Bezirksjugendpfarrers mitzuwirken; 
                           

                        

                        	
                           Ausschüsse oder Arbeitskreise einzusetzen;

                        

                        	
                           den Entwurf des Sonderhaushaltsplans und des Rechnungsabschlusses als Vorlage an die Delegiertenversammlung zu verabschieden
                              und den Vollzug des Sonderhaushaltsplans zu verantworten; 
                           

                        

                        	
                           die Delegierten für die Delegiertenversammlung des EJW zu wählen; auf die Vielfalt der Gaben und Kräfte ist zu achten, wobei
                              die Hälfte der zu Wählenden unter 27 Jahre alt sein soll; bei der Wahl ist darauf zu achten, dass möglichst alle im Kirchenbezirk
                              vorhandenen Arbeitsformen der Jugendarbeit vertreten sind;
                           

                        

                        	
                           die Vertretungen in andere Gremien zu wählen, soweit die entsprechenden Ordnungen nichts anderes bestimmen;

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Soweit Aufgaben vom Bezirksjugendwerk nicht wahrgenommen werden können, sorgt der Bezirksarbeitskreis dafür, dass die Unterstützungs-
                     und Beratungsangebote der EJW-Landesstelle in der Bezirksarbeit im Sinne von § 12 Absatz 1 der Ordnung des Evangelischen Jugendwerks in Württemberg berücksichtigt werden.
                  

               

               
                     § 11
Einberufung und Beschlussfassung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Bezirksarbeitskreis tritt mindestens viermal im Jahr zusammen. Er wird von der oder dem Vorsitzenden spätestens eine Woche vor dem Termin schriftlich, per E-Mail oder sonst in Textform unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Sitzungen
                     können unter Mitteilung in der Einladung auch ohne persönliche Anwesenheit aller oder einzelner Mitglieder am Versammlungsort
                     durchgeführt werden, sofern eine Beratung und Beschlussfassung durch zeitgleiche Übertragung von Bild und Ton mittels geeigneter
                     technischer Hilfsmittel, insbesondere in Form einer Videokonferenz, möglich ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Bezirksarbeitskreis muss einberufen werden, wenn dies mindestens ein Viertel der stimmberechtigten Mitglieder des Bezirksarbeitskreises
                     verlangt.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Alternative:

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Der Bezirksarbeitskreis muss einberufen werden, wenn dies der Vorstand beschließt oder mindestens ein Viertel der stimmberechtigten
                                    Mitglieder des Bezirksarbeitskreises verlangt.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Bezirksarbeitskreis ist beschlussfähig, wenn er ordnungsgemäß einberufen wurde und mehr als die Hälfte der stimmberechtigten
                     Mitglieder, darunter mindestens ein Mitglied nach § 9 Absatz 1 Buchstabe a) oder b), teilnimmt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Sitzungen des Bezirksarbeitskreises leitet in der Regel die oder der Vorsitzende oder eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter.
                     Für die Sitzungsleitung kann mit Zustimmung der oder des Vorsitzenden auch ein anderes Mitglied des Bezirksarbeitskreises
                     bestimmt werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        § 8 Absatz 6 bis 11 gilt entsprechend.
                  

               

               
                     § 12
Der Vorstand
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Bezirksarbeitskreis kann bestimmen, dass
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Alternative:

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Die Delegiertenversammlung kann bestimmen, dass

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        	
                           die oder der Vorsitzende und die oder der stellvertretende Vorsitzende,

                           Alternative:

                           die oder der Vorsitzende und ihre oder seine Stellvertreterinnen und Stellvertreter,

                        

                        	
                           die Rechnerin oder der Rechner,

                        

                        	
                           bis zu zwei Personen des Bezirksarbeitskreises;

                        

                        	
                           die leitende oder geschäftsführende Bezirksjugendreferentin oder der leitende oder geschäftsführende Bezirksjugendreferent
                              und
                           

                        

                        	
                           die Bezirksjugendpfarrerin oder der Bezirksjugendpfarrer 

                        

                     
sich als Vorstand zu regelmäßigen Arbeitsbesprechungen treffen, um die Sitzungen des Bezirksarbeitskreises vorzubereiten und
                     die Geschäftsführung des Bezirksjugendwerks zu beraten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Dem Vorstand können bestimmte Aufgaben vom Bezirksarbeitskreis zur selbständigen Erledigung übertragen werden, soweit sie
                        nicht von grundsätzlicher Bedeutung sind. Näheres ist in einer Geschäftsordnung zu regeln.

               

               
                     § 13
Einsprüche bei Wahlen, Schlichtung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Über Einsprüche gegen die Wahl der Organe entscheidet der Vorstand des EJW endgültig. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Über Streitigkeiten innerhalb des Bezirksjugendwerks, in denen die Schlichtung angerufen wird, entscheiden einvernehmlich
                     das EJW und die Dekanin oder der Dekan des Kirchenbezirks. Kommt eine einvernehmliche Einigung nicht zustande, so entscheidet
                     nach Anhörung der Beteiligten der Oberkirchenrat. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Mit Zustimmung von zwei Dritteln der anwesenden Delegierten der beschlussfähigen Delegiertenversammlung können die nach § 9 Absatz 1 Buchstabe a) bis c) in den Bezirksarbeitskreis gewählten und die dort zugewählten Mitglieder nach § 9 Absatz 1 Buchstabe d) abberufen werden. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Ordnung kann mit Zustimmung von zwei Dritteln der anwesenden Delegierten der beschlussfähigen Delegiertenversammlung geändert
                     werden, soweit die Rahmenordnung dies zulässt.
                  

               

               
                     § 14
Übergangsregelung
                     

                  

                  Die vor Inkrafttreten dieser Ordnung gewählten und berufenen Mitglieder des Bezirksarbeitskreises oder kleinen Bezirksarbeitskreises,
                        Vorstände, Rechnungsprüferinnen und Rechnungsprüfer bleiben bis zur turnusmäßigen Neuwahl im Amt. § 3 Absatz 5 Satz 1, § 9
                        Absatz 1, § 10 Absatz 1 und § 13 Absatz 1 der Ordnung in der Fassung vom 17. Januar 1973, zuletzt geändert mit Erlass des
                        Oberkirchenrats vom 2. August 1995, sind bis zu diesem Zeitpunkt weiter anzuwenden.

               

               
                     § 15
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Ordnung tritt am ... in Kraft.

               

               

            

         

         
               Artikel 2

            

            
                  Mögliche abweichende Regelungen

               

               Die Bezirksjugendwerke können über die in Artikel 1 der Bezirksrahmenordnung aufgeführten Alternativen hinaus an den im Text
                  unterstrichenen Stellen wie folgt abweichende Regelungen treffen:
               

               
                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              „Präambel: 

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              Bei Änderungen der Bezirksordnung nach § 13 Absatz 4 ist die Präambel wie folgt zu ergänzen: 
                              

                              „Die Bezirksordnung wurde durch Beschluss der Delegiertenversammlung des Bezirksjugendwerks am [Datum Beschlussfassung der DV] entsprechend der Rahmenordnung geändert.“

                           
                        

                        
                           	
                              Haushaltsführung:

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              § 3 Absatz 5: Die Vertretungsmöglichkeit der leitenden oder geschäftsführenden Bezirksjugendreferentin oder des leitenden oder geschäftsführenden
                                 Bezirksjugendreferenten kann entfallen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              Regionale Gliederung:

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              § 4: Wenn keine Distrikte vorhanden sind, entfällt diese Regelung. § 4 ist in diesem Fall als „nicht besetzt“ weiterzuführen. Entsprechend entfällt dann auch die Regelung in § 7 Absatz 1 Buchstabe j).
                              

                           
                        

                        
                           	
                              Delegiertenversammlung (DV):

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              § 6 Absatz 1 Buchstabe a): Anstelle der jährlichen Wahl und Berufung von Delegierten kann festgelegt werden, dass die Wahl und Berufung alle zwei Jahre
                                 stattfinden. Zudem kann die Anzahl an versicherten Personen nach den örtlichen Gegebenheiten angepasst werden. Die Schwelle
                                 zur Entsendung von vier oder sechs Delegierten muss zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Ordnung mindestens von einer Gruppierung
                                 erreicht werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              § 6 Absatz 1 Buchstabe d): Dieser Satz kann weggelassen werden. Buchstabe d) ist in diesem Fall als „nicht besetzt“ weiterzuführen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              Geschäftsführung der DV:

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              § 7 Absatz 2: Dieser Absatz kann auch weggelassen werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              Einberufung und Beschlussfassung der DV:

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              § 8 Absatz 1: In Satz 2 kann die Einladungsfrist von vier Wochen verändert werden. Sollte eine Änderung vorgenommen werden, dann ist § 8 Absatz 2 entsprechend anzupassen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              § 8 Absatz 2: Verändert werden kann die Antragsfrist von zwei Wochen und die Zahl der Personen, welche zu unterschreiben haben.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              § 8 Absatz 3: Die Prozentzahl für die Einberufung einer Delegiertenversammlung durch die Gruppierungen nach § 1 Absatz 5 ist veränderbar. Folgende Prozentzahlen sind möglich: 15, 20 oder 25.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              Bezirksarbeitskreis (BAK):

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              § 9 Absatz 1 Buchstabe c): Ist ein Bezirksjugendwerk nach § 4 in Distrikte gegliedert, kann die Regelung mit Zustimmung des Vorstands des Evangelischen Jugendwerks in Württemberg und
                                 des Evangelischen Kirchenbezirks dahingehend geändert werden, dass auch eine Entsendung von Personen aus den Distrikten vorgesehen
                                 wird.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              § 9 Absatz 1 Buchstabe d): In Halbsatz 1 ist die Zahl der zugewählten Mitglieder nach unten veränderbar.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              § 9 Absatz 3 Buchstabe b): Die Zahl „zwei“ für die notwendigen Unterschriften ist veränderbar.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              § 9 Absatz 4 Satz 1: Die Amtszeit kann auf zwei, drei oder vier Jahre festgelegt werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              § 9 Absatz 7: Dieser Absatz kann auch weggelassen werden. Absatz 7 ist in diesem Fall als „nicht besetzt“ weiterzuführen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              Aufgaben des BAK:

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              § 10 Absatz 2: Die genannten Aufgaben können nicht verändert werden. Eine Erweiterung der Aufgaben ist möglich.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              Bei Buchstabe h) entfällt der letzte Halbsatz, wenn keine Distrikte nach § 4 vorhanden sind.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              Einberufung und Beschlussfassung des BAK:

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              § 11 Absatz 1: Der Zeitpunkt der Einladung und die Häufigkeit der Sitzungen können verändert werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              Übertragung von Aufgaben:

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              § 12 Absatz 2: Dieser Absatz kann weggelassen werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              Übergangsregelungen:

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              § 14: Wenn ein Bezirksjugendwerk, z.B. nach erfolgter Fusion der Kirchenbezirke, aus mehreren im Gebiet eines Kirchenbezirks bestehenden
                                 Bezirksjugendwerken neu gebildet wird, ist § 14 wie folgt zu fassen:
                              

                              „§ 14 
Übergangsregelungen

                              Die Mitglieder der Bezirksarbeitskreise der bisherigen Bezirksjugendwerke … bilden bis zur Wahl eines neuen Bezirksarbeitskreises
                                 zusammen den Bezirksarbeitskreis des neu gebildeten Bezirksjugendwerks. Die Vorsitzenden und ihre Stellvertreterinnen und
                                 Stellvertreter sowie die Rechnerinnen und Rechner bleiben bis zu einer Neuwahl durch die Delegiertenversammlung im Amt. Für
                                 die Prüfbeauftragten der bisherigen Bezirksjugendwerke gilt dies entsprechend, soweit solche bestellt waren. Die Neuwahl muss
                                 spätestens innerhalb von 18 Monaten nach Inkrafttreten dieser Ordnung erfolgen. Sie wird erst mit Zustimmung des EJW und des
                                 Evangelischen Kirchenbezirks zur vorliegenden Bezirksordnung wirksam. In Abweichung von § 9 Absatz 1 Buchstabe c) dieser Ordnung
                                 kann die Zahl der weiteren von der Delegiertenversammlung zu wählenden Mitglieder des Bezirksarbeitskreises durch Beschluss
                                 der Delegiertenversammlung neu festgelegt werden und sodann in der selben Versammlung die Wahl der Mitglieder erfolgen.“
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         205b. Mustersatzung 
Beschließender Ausschuß für die Jugendarbeit 
gemäß § 14 Abs. 3 KBO

      

      Anlage 2 zu Nr. 205

         
                     § 1

                  

                  Der Kirchenbezirk … bildet einen Ausschuss für Jugendarbeit.

               

               
                     § 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dem Ausschuss für Jugendarbeit gehören an
                  

                  
                     
                        	
                           die Dekanin oder der Dekan,

                        

                        	
                           bis zu vier von der Bezirkssynode zu wählende Mitglieder (Alternative: bis zu vier von der Bezirkssynode aus ihrer Mitte zu
                              wählende Mitglieder),
                           

                        

                        	
                           die Bezirksjugendpfarrerin oder der Bezirksjugendpfarrer (wenn der Vorstand des Jugendwerks im Bezirk nach einer Ordnung gewählt
                              wurde und arbeitet, die im Einklang mit der Bezirksrahmenordnung steht),
                           

                        

                        	
                           die weiteren Mitglieder des Vorstands des Evangelischen Jugendwerks im Bezirk (falls ein nach dieser Ordnung gewählter Vorstand
                              nicht gewählt wurde),
                           

                        

                        	
                           bis zu sechs vom Jugendwerk des Bezirks zu entsendende Mitglieder, darunter eine Bezirksjugendreferentin oder ein Bezirksjugendreferent.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Ausschuss für Jugendarbeit wählt seine Vorsitzende oder seinen Vorsitzenden aus seiner Mitte. Hauptberuflich in der kirchlichen
                     Jugendarbeit im Kirchenbezirk Beschäftigte können nicht gewählt werden.
                  

               

               
                     § 3

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Ausschuss für Jugendarbeit hat die Aufgabe, die Jugendarbeit im Bezirk zu fördern und auf die Zusammenarbeit aller Aktivitäten
                     evangelischer Jugendarbeit auf Bezirksebene hinzuwirken.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Insbesondere sind ihm folgende Aufgaben zur selbständigen Wahrnehmung übertragen: 
                  

                  
                     
                        	
                           Erarbeitung von Vorschlägen zum Haushaltsplan des Kirchenbezirks, 

                        

                        	
                           Verwaltung der im Haushaltsplan des Kirchenbezirks für die Jugendarbeit ausgewiesenen Mittel mit Ausnahme derjenigen Mittel,
                              über die im Rahmen der allgemeinen Dienstaufsicht entschieden wird, 
                           

                        

                        	
                           Beratung des Kirchenbezirksausschusses im Blick auf die ortskirchlichen Haushaltspläne, 

                        

                        	
                           Vorberatung der Zuweisungskostenstelle zum Sonderhaushaltsplan für das Bezirksjugendwerk, 

                        

                        	
                           Entscheidung über die Anstellung von Jugendreferentinnen und Jugendreferenten des Bezirks anstelle des Kirchenbezirksausschusses
                              (§ 17 Abs. 1 Ziff. 6 KBO)1, wobei das Vorschlagsrecht des Bezirksarbeitskreises des Jugendwerks unberührt bleibt, 
                           

                        

                        	
                           Ausübung der Fachaufsicht über die Jugendreferenten des Bezirks, soweit sie nicht einem Organ des Jugendwerks des Bezirks
                              übertragen ist, 
                           

                        

                        	
                           Mitwirkung bei der Berufung der Bezirksjugendpfarrerin oder des Bezirksjugendpfarrers.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Ausschuss für Jugendarbeit macht dem Kirchenbezirksausschuss Vorschläge zur Vorbereitung der Verhandlungen der Bezirkssynode.
                     Er hat das Recht, Empfehlungen und Anträge an die Bezirkssynode zu richten. Vor Entscheidungen in Fragen der Jugendarbeit
                     holt die Bezirkssynode seine Stellungnahme ein.
                  

               

               
                     § 4

                  

                  Der Ausschuss für Jugendarbeit erstattet der Bezirkssynode jährlich einen Arbeitsbericht, in dem auch über die Verwendung
                     der Haushaltsmittel Rechenschaft zu geben ist.
                  

               

               
                     § 5

                  

                  Für die Sitzungen des Ausschusses für Jugendarbeit gelten die Verfahrensbestimmungen der Kirchenbezirksordnung (vgl. § 18 KBO und Ziffer 7 der Verordnung des Oberkirchenrats zur Ausführung der Kirchenbezirksordnung)2.
                  

               

               
                     § 6

                  

                  Diese Satzung tritt vorbehaltlich der Genehmigung des Oberkirchenrats am … in Kraft.

                  
                     
                        
                     
                     
                        
                           	
                              ____________________ , den ____________________

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                        

                        
                           	
                              ____________________

                           
                        

                        
                           	
                              Dekanin/Dekan
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         206. Verfahren bei der Besetzung/Wiederbesetzung von Jugendreferentenstellen in Kirchenbezirken und Kirchengemeinden

      

      
         Erlaß des Oberkirchenrats vom 14. September 1988 (Abl. S. 334)

      

      Das Verfahren bei der Besetzung/Wiederbesetzung von Jugendreferentenstellen bei Kirchenbezirken und Kirchengemeinden ist bisher
            im einzelnen nicht geregelt. Im Sinne des Erlasses des Oberkirchenrats vom 17. 1. 1973 „Ordnung der Jugendarbeit im Bezirk“ (Rechtssammlung Nr. 205) ist es geboten, daß der Anstellungsträger die Besetzung/Wiederbesetzung einer Stelle im engen Benehmen
            mit dem Evang. Bezirksjugendwerk bzw. dem örtlichen Evang. Jugendwerk vornimmt. Dabei soll die Sachkenntnis der Organe des
            Jugendwerks einschließlich derjenigen des Evang. Jugendwerks in Württemberg für die Entscheidung nutzbar gemacht werden.
         

         Um dies zu erreichen, empfiehlt der Oberkirchenrat im Einvernehmen mit dem Evang. Jugendwerk in Württemberg, wie folgt zu
            verfahren:
            
               	1)

               	
                  Bei Freiwerden der Stelle eines Jugendreferenten muß zunächst vom Kirchenbezirksausschuß und Kirchengemeinderat geklärt werden,
                     ob und ggf. wann die Stelle wieder besetzt werden kann. Der Haushaltserlaß des Oberkirchenrats ist dabei zu berücksichtigen.
                  

               

               	2)

               	
                  Der Bezirksarbeitskreis für Jugendarbeit teilt dem Kirchenbezirksausschuß bzw. der örtliche Jugendausschuß dem Kirchengemeinderat
                     seine Vorstellungen zum Arbeitsfeld und Arbeitsauftrag des Jugendreferenten mit.
                  

                  Soweit erforderlich — insbesondere bei Veränderungen des Arbeitsauftrags und bei der Besetzung neugeschaffener Stellen — sollen
                     Arbeitsfeld und Arbeitsauftrag, die Personalsituation und das Besetzungsverfahren (Ausschreibung oder Verzicht auf Ausschreibung)
                     in einem Besetzungsgespräch geklärt werden. In der Regel ist die Stelle auszuschreiben.
                  

                  Zu dem Besetzungsgespräch lädt der Vorsitzende des Bezirksarbeitskreises bzw. des örtlichen Vorstandes des Jugendwerks im
                     Benehmen mit dem zuständigen Dekan/geschäftsführenden Pfarrer ein.
                  

                  Am Besetzungsgespräch nehmen der Dekan und bis zu zwei weitere Mitglieder des Kirchenbezirksausschusses bzw. der geschäftsführende
                     Pfarrer und bis zu zwei weitere Mitglieder des Kirchengemeinderats sowie der Bezirksarbeitskreis des Jugendwerks bzw. der
                     örtliche Jugendausschuß teil. Zu dem Besetzungsgespräch wird der zuständige Mitarbeiter des Werks- und Personalbereichs des
                     Evang. Jugendwerks in Württemberg eingeladen.
                  

               

               	3)

               	
                  Das Evang. Jugendwerk in Württemberg nennt dem Vorsitzenden des Bezirksarbeitskreises/dem örtlichen Vorstand geeignete, zur
                     Bewerbung bereite Interessenten.
                  

                  Der Vorsitzende des Bezirksarbeitskreises und der Dekan/geschäftsführende Pfarrer informieren einander gegenseitig über Bewerber
                     und Bewerberinnen.
                  

               

               	4)

               	
                  Die nach Ausbildung und Erfahrung in Betracht kommenden Bewerber(innen) werden vom Bezirksarbeitskreis/örtlichen Vorstand
                     im Benehmen mit dem Vorsitzenden des Kirchenbezirksausschusses/geschäftsführenden Pfarrer zu Vorstellungsgesprächen eingeladen.
                     An den Gesprächen nehmen die Mitglieder des Bezirksarbeitskreises des Jugendwerks bzw. der örtliche Jugendausschuß sowie der
                     Dekan und bis zu zwei weitere Mitglieder des Kirchenbezirksausschusses/der geschäftsführende Pfarrer und bis zu zwei weitere
                     Mitglieder des Kirchengemeinderats teil.
                  

                  Der Bezirksarbeitskreis/örtliche Vorstand schlägt aufgrund der Vorstellungsgespräche einen oder mehrere Bewerber(innen) zur
                     Anstellung vor; vgl. Rahmenordnung für die Bezirksarbeit des Evang. Jugendwerks in Württemberg § 10 Ziff. 2 (Rechtssammlung Nr. 205 a).
                  

               

               	5)

               	
                  Der Kirchenbezirksausschuß/Kirchengemeinderat entscheidet — unter Beachtung der Zuständigkeit der Mitarbeitervertretung —
                     über die Anstellung.
                  

                  Will der Kirchenbezirksausschuß/Kirchengemeinderat vom Vorschlag des Bezirksarbeitskreises/örtlichen Vorstands abweichen,
                     so wird es sich empfehlen, mit diesem erneut Verbindung aufzunehmen und zu versuchen, zu einem Einvernehmen zu kommen.
                  

               

               	6)

               	
                  In Kirchenbezirken und Kirchengemeinden, in denen gemäß § 14 Abs. 3 Kirchenbezirksordnung bzw. § 56 Abs. 1 Kirchengemeindeordnung durch Satzung ein beschließender Ausschuß für Jugendarbeit gebildet ist, tritt dieser an die Stelle des Kirchenbezirksausschusses/Kirchengemeinderats.
                  

               

               	7)

               	
                  Hinsichtlich der Aufstellung der Dienstanweisung wird auf Nr. 3 des Erlasses des Oberkirchenrats vom 17. 1. 1973 (Rechtssammlung Nr. 205, s. auch Abl. 48 S. 458 ff.) verwiesen. Bei Praktikanten im Berufsanerkennungsjahr gilt als Dienstanweisung der für sie vorgesehene Ausbildungsplan.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Ordnung für das Evangelische Bildungswerk 
- Netzwerk Erwachsene und Familien - 
der Evangelischen Landeskirche in Württemberg 
(Ordnung Bildungswerk – OBW)
         

      

      
         vom 5. November 2024

      

      
         (Abl. 71 Nr. 83)
         

      

      
            Präambel

         

         Die folgenden Einrichtungen schließen sich zum Evangelischen Bildungswerk - Netzwerk Erwachsene und Familien - der Evangelischen
            Landeskirche in Württemberg (im Folgenden Bildungswerk) zusammen: Evangelische Arbeitsgemeinschaft für Erwachsenen- und Familienbildung
            in Württemberg – EAEW mit ihren Untergliederungen Landesarbeitsgemeinschaft Evangelischer Familienbildungsstätten in Württemberg
            (LeF), Landesarbeitsgemeinschaft Evangelischer Bildungswerke in Württemberg (LageB) und Landesarbeitsgemeinschaft Evangelischer Seniorinnen und Senioren in Württemberg (LageS) sowie Evangelische Aktionsgemeinschaft für Familienfragen (EAF) – Landesarbeitskreis Württemberg, das Evangelische Männernetzwerk (EMNW) und Evangelische Frauen in Württemberg (EFW). 
         

         Damit vernetzen sich die verschiedenen Arbeitsbereiche für die Zielgruppen Erwachsene, Familien, Männer, Frauen sowie Ältere.
            Das Bildungswerk wendet sich an Ehrenamtliche und Hauptamtliche in Kirche, Diakonie und Gesellschaft.
         

         Es unterstützt die Arbeit in Kirchengemeinden und Kirchenbezirken, in Einrichtungen der Landeskirche, in Verbänden und in
            rechtlich selbständigen Organisationen, die zum Bildungswerk gehören.
         

         Das Bildungswerk arbeitet inklusiv. Seine Angebote richten sich an alle Menschen, unabhängig von ihrer Konfession, Religion,
            Herkunft, Kultur, Geschlecht, Bildung und ihren finanziellen Ressourcen. Menschen werden gestärkt, Verantwortung für sich
            und andere zu übernehmen. Das Bildungswerk fördert Orientierung und Sinnfindung auf Grundlage des Evangeliums in allen Phasen
            des Lebens.
         

         Jedem Menschen ist von Gott eine unveräußerliche Würde zugesprochen. Bildung bedeutet, sich dieser Würde bewusst zu werden.
            Deshalb ist Bildung eine wesentliche Lebensäußerung der Kirche. Bildung ist ein Weg zur Entfaltung von Freiheit. Sie befreit
            aus der Unmündigkeit und ermöglicht, sich selbst und die Welt zu verstehen und Verantwortung zu übernehmen. Evangelischer
            Glaube braucht Bildung. Deshalb ist die Kirche der Reformation eine Kirche der Bildung. 
         

         Bildung ist ein lebenslanger Prozess und ein unverzichtbarer Schlüssel zur Teilhabe. Das Bildungswerk arbeitet generationenübergreifend
            und unterstützt Menschen in unterschiedlichen und besonderen Lebenslagen. 
         

         Auf Grundlage des christlichen Menschenbildes setzt sich das Bildungswerk für Menschenrechte und demokratische Prinzipien
            ein. Es steht für geschlechtergerechte Theologie und fördert eine tolerante und rechtsstaatliche Gesellschaft. Gesellschaftliches
            Engagement und Spiritualität werden gestärkt. Das Bildungswerk ist den Zielen Frieden, Gerechtigkeit und Bewahrung der Schöpfung
            verpflichtet.
         

         Das Bildungswerk und seine Einrichtungen vor Ort initiieren und fördern Innovations- und Transformationsprozesse. Sie ermöglichen
            Begegnungen und Dialog und unterstützen Organisationen und Akteurinnen, sich aktiv in die Gesellschaft, den Sozialraum und das Quartier einzubringen. 
         

         
                     § 1 
Grundlagen
                     

                  

                  Das Evangelische Bildungswerk ist eine rechtlich unselbstständige Einrichtung der Evangelischen Landeskirche in Württemberg.
                     Es ist ein Netzwerk, das die Bildungsarbeit mit und für Erwachsene, Männer, Frauen, Ältere und Familien in der Evangelischen
                     Landeskirche in Württemberg fördert und unterstützt. Das Bildungswerk arbeitet im Auftrag der Landeskirche selbstständig nach
                     Maßgabe dieser Ordnung.
                  

               

               
                     § 2
Arbeitsweise und Aufgaben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Bildungswerk arbeitet auf der Grundlage des in der Heiligen Schrift gegebenen und in den Bekenntnissen der Reformation
                     bezeugten Evangeliums von Jesus Christus.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zur Erfüllung seines Auftrags pflegt das Bildungswerk ökumenische Kontakte und arbeitet mit anderen kirchlichen und außerkirchlichen
                     Einrichtungen, Werken und Diensten zusammen. Aufgabe des Bildungswerks ist es, einen Beitrag zur Erfüllung des Bildungsauftrags
                     und des gesellschaftsbezogenen Auftrags der Landeskirche zu leisten und die Arbeit der Fachbereiche aufeinander zu beziehen,
                     zu koordinieren und abzustimmen. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Bildungswerk bearbeitet die fachlichen Anliegen der ihr zugehörenden kirchlichen Körperschaften und Einrichtungen, sowie
                     die von Verbänden und Organisationen. Es vertritt diese auf landeskirchlicher und landespolitischer Ebene sowie in der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland unter anderem durch Beratungen, Vernetzungen und Erarbeitung von Stellungnahmen und öffentlichen Erklärungen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Das Bildungswerk unterstützt insbesondere die Bildungsarbeit in Kirchengemeinden und Kirchenbezirken und fördert entsprechende
                     Innovations- und Transformationsprozesse. Es ermutigt zur Vernetzung, ermöglicht Begegnungen und Dialog und unterstützt Organisationen
                     und Akteurinnen, sich aktiv in die Gesellschaft, den Sozialraum und das Quartier einzubringen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Der Oberkirchenrat kann dem Bildungswerk weitere Aufgaben übertragen, insbesondere Geschäftsführungsaufgaben für kirchliche
                     Einrichtungen, Werke und Dienste. 
                  

               

               
                     § 3
Fachbereiche und Fachausschüsse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zum Bildungswerk gehören die folgenden Fachbereiche: 
                  

                  
                     
                        	
                           Familienbildung,

                        

                        	
                           Erwachsenenbildung, 

                        

                        	
                           Ältere,

                        

                        	
                           Frauen,

                        

                        	
                           Männer,

                        

                        	
                           Familienpolitik.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Fachbereiche haben insbesondere folgende Aufgaben: 
                  

                  
                     
                        	
                           Ausgestaltung der konzeptionellen und programmatischen Grundsatzfragen des Fachbereichs;

                        

                        	
                           Fachbereichsspezifische inhaltliche, methodische und organisatorische Förderung und Weiterentwicklung des jeweiligen Bildungsauftrags;

                        

                        	
                           Wahrnehmung der Interessenvertretung;

                        

                        	
                           enge Zusammenarbeit mit dem Diakonischen Werk der evangelischen Kirche in Württemberg e.V. sowie anderen Werken, Verbänden
                              und Abteilungen, die im Bereich des jeweiligen fachbereichsspezifischen Aufgabenbereichs tätig sind;
                           

                        

                        	
                           Beratung und Unterstützung von Kirchenbezirken, Kirchengemeinden, Organisationen und Initiativgruppen im jeweiligen Bildungsbereich;
                              
                           

                        

                        	
                           Entwicklung von Bildungsangeboten und Arbeitshilfen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Arbeit der Fachbereiche wird jeweils von einem Fachausschuss verantwortet. Die Fachausschüsse bestehen aus bis zu sieben
                     Personen, die vom jeweiligen Konvent der Vertreterinnen und Vertreter der zum Bildungswerk gehörenden kirchlichen Körperschaften
                     und Einrichtungen, sowie von Verbänden und Organisationen gewählt werden. Die jeweils zuständigen Leitungen des Fachbereichs
                     sind kraft Amtes Mitglieder in den entsprechenden Fachausschüssen. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Fachausschüsse haben insbesondere folgende Aufgaben:
                  

                  
                     
                        	
                           Wahl einer oder eines Vorsitzenden sowie einer Stellvertreterin oder eines Stellvertreters aus ihrer Mitte;

                        

                        	
                           Aufnahme neuer Mitgliedsorganisationen in den Fachbereich;

                        

                        	
                           Vorschlagsrecht gegenüber dem Vorstand bei Stellenbesetzungen der in ihren Fachbereichen arbeitenden Referentinnen oder Referenten;

                        

                        	
                           Konventsarbeit.

                        

                     

                  

               

               
                     § 4
Vorstand
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Dem Vorstand gehören bis zu elf stimmberechtigte Personen an, darunter:
                  

                  
                     
                        	
                           je eine aus den Fachausschüssen gewählte Person,

                        

                        	
                           bis zu vier von der Delegiertenversammlung gewählte Personen,

                        

                        	
                           die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer des Bildungswerks.

                        

                     

                  

                  Es ist auf eine geschlechtergerechte Zusammensetzung des Vorstands zu achten.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Vorstand wählt aus den in Absatz 1 Buchstabe a und b genannten Personen eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden sowie
                     deren oder dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter. Die Amtszeit der gewählten Vorstandsmitglieder beträgt drei Jahre.
                     
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Je eine Vertreterin oder ein Vertreter des Oberkirchenrats und des Diakonischen Werks der evangelischen Kirche in Württemberg
                     e.V. werden zu den Sitzungen des Vorstands eingeladen und können beratend teilnehmen. Ebenso werden bei Bedarf die Landesfrauenpfarrerin und der Landesmännerpfarrer sowie Referentinnen und Referenten zu den Sitzungen des Vorstands eingeladen und können beratend
                     teilnehmen. Der Vorstand kann weitere Personen beratend hinzuziehen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der Vorstand hat insbesondere folgende Aufgaben: 
                  

                  
                     
                        	
                           er berät die bildungspolitischen Leitlinien im Rahmen der Beschlüsse der Delegiertenversammlung und legt die Gesamtkonzeption
                              der Arbeit des Bildungswerks fest;
                           

                        

                        	
                           er nimmt bei der Berufung der dem Bildungswerk zugeordneten Pfarrstellen die Befugnisse nach § 6 Absatz 3 PfStBG wahr;
                           

                        

                        	
                           er beruft mit Zustimmung des Oberkirchenrats die Geschäftsführerin oder den Geschäftsführer des Bildungswerks;

                        

                        	
                           er beruft die Referentinnen und Referenten auf Vorschlag des zuständigen Fachausschusses;

                        

                        	
                           er beschließt über den Vorschlag für die Haushaltsstelle des Bildungswerks im landeskirchlichen Haushaltsplan;

                        

                        	
                           er benennt auf Vorschlag der Fachausschüsse mit Zustimmung des Oberkirchenrats Vertreterinnen oder Vertreter für Landesgremien,
                              wie z. B. den Landesfrauenrat, Landesfamilienrat und Landesseniorenrat;
                           

                        

                        	
                           er kann weitere Fachausschüsse einrichten;

                        

                        	
                           er beschließt auf Vorschlag der Fachbereiche die Fachausschussordnungen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Der Vorstand tagt mindestens dreimal jährlich. Er wird von der oder dem Vorsitzenden in der Regel sieben Tage vor dem Termin
                     schriftlich oder in Textform unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Sitzungen können unter Mitteilung in der Einladung
                     auch ohne persönliche Anwesenheit aller oder einzelner Mitglieder am Versammlungsort durchgeführt werden, sofern eine Beratung
                     und Beschlussfassung durch zeitgleiche Übertragung von Bild und Ton mittels geeigneter technischer Hilfsmittel, insbesondere
                     in Form einer Videokonferenz, möglich ist. 
                  

               

               
                     § 5
Delegiertenversammlung und Konvente
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Delegiertenversammlung setzt sich zusammen aus:
                  

                  
                     
                        	
                           der oder dem Vorsitzenden des Vorstands und 

                        

                        	
                           jeweils vier von den folgenden Konventen gewählten Delegierten: 

                           
                              
                                 	
                                    Konvent der Kreisbildungswerke und Bildungswerke;

                                 

                                 	
                                    Konvent der Familienbildungsstätten;

                                 

                                 	
                                    Konvent der von den Kirchenbezirken benannten Personen für die Arbeit mit Älteren;

                                 

                                 	
                                    Konvent des Fachbereichs Frauen; 

                                 

                                 	
                                    Konvent des Fachbereichs Männer;

                                 

                                 	
                                    Konvent Familienpolitik.

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

                  Sofern in einem Kirchenbezirk kein entsprechender Bezirksarbeitskreis besteht, benennt die Bezirkssynode für die Dauer ihrer
                     Amtszeit eine Person, die an der Wahl der Delegierten des entsprechenden Konvents teilnimmt und Ansprechperson für den entsprechenden
                     Fachausschuss ist. Die Amtszeit der Delegierten beträgt drei Jahre.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die oder der Vorsitzende des Vorstands ist zugleich Vorsitzende oder Vorsitzender der Delegiertenversammlung. Sie oder er
                     leitet die Delegiertenversammlung. Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer nimmt an den Sitzungen beratend teil. Je eine Vertreterin oder ein Vertreter des Oberkirchenrats
                     und eine Vertreterin oder ein Vertreter des Diakonischen Werkes der evangelischen Kirche in Württemberg e.V. werden zu den
                     Sitzungen eingeladen und können beratend teilnehmen. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Delegiertenversammlung hat insbesondere folgende Aufgaben:
                  

                  
                     
                        	
                           sie beschließt über die Richtlinien der Arbeit und über Fragen der Gesamtplanung;

                        

                        	
                           sie wählt die Mitglieder des Vorstands nach § 4 Absatz 1 Buchstabe b;
                           

                        

                        	
                           sie nimmt den Bericht der oder des Vorsitzenden über die Arbeit des Vorstands und den Jahresbericht der Geschäftsführerin
                              oder des Geschäftsführers des Bildungswerks entgegen;
                           

                        

                        	
                           sie berät einen Vorschlag für die Haushaltsstelle des Bildungswerks im landeskirchlichen Haushaltsplan.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Delegiertenversammlung tagt in der Regel einmal im Jahr. Sie wird von der oder dem Vorsitzenden in der Regel fünf Wochen
                     vor dem Termin schriftlich oder in Textform unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Sitzungen können auch ohne persönliche
                     Anwesenheit aller oder einzelner Delegierter am Versammlungsort durchgeführt werden, sofern eine Beratung in Form einer Videokonferenz
                     möglich ist. Die oder der Vorsitzende entscheidet hierüber nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen und teilt dies den Mitgliedern
                     der Delegiertenversammlung in der Einladung mit. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Wird vom Vorstand oder von mindestens einem Fünftel der Delegierten die Einberufung schriftlich unter Angabe einer Tagesordnung
                     verlangt, so muss die oder der Vorsitzende sie einberufen. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Delegiertenversammlung ist beschlussfähig, wenn sie ordnungsgemäß eingeladen wurde und wenigstens die Hälfte der Delegierten
                     teilnimmt. Bei Beschlussunfähigkeit der Delegiertenversammlung kann am gleichen Tag im Anschluss an die erste Versammlung
                     eine zweite Versammlung stattfinden, die ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Delegierten beschlussfähig ist. In der
                     Ladung der Delegiertenversammlung ist hierauf hinzuweisen. 
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Eine Beschlussfassung kann auch im schriftlichen oder im textförmlichen Verfahren erfolgen. Ein solcher Beschluss ist gültig,
                     wenn alle Delegierten beteiligt wurden, bis zu dem von der oder dem Vorsitzenden gesetzten Termin mindestens die Hälfte der
                     Delegierten ihre Stimme schriftlich oder in Textform abgegeben hat und der Beschluss mit der erforderlichen Mehrheit gefasst
                     wurde. Geheime Wahlen können als Briefwahl nach den Bestimmungen der Kirchengemeindeordnung durchgeführt werden. Der Beschluss
                     ist im nächsten ordentlichen Protokoll zu vermerken.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Beschlüsse werden, soweit nichts anderes bestimmt ist, mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Enthält sich ein
                     Mitglied der Abstimmung, so gilt seine Stimme als nicht abgegeben. Die Abstimmung geschieht offen, soweit nicht für den einzelnen
                     Fall geheime Abstimmung beschlossen wird. Bei Wahlen ist geheim abzustimmen; hiervon kann aufgrund ausdrücklichen, nur für
                     den Einzelfall geltenden einstimmigen Beschlusses der Delegiertenversammlung abgewichen werden.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                         Die Ergebnisse der Delegiertenversammlung sind in einem Protokoll festzuhalten.
                  

                  
                        (
                        10
                        )
                         Die oder der Vorsitzende des Fachausschusses ist zugleich Vorsitzende oder Vorsitzender des Konvents. Im Übrigen sind die
                     für das Verfahren der Delegiertenversammlung und für die Gültigkeit ihrer Beschlüsse geltenden Bestimmungen der Absätze 4
                     bis 9 auf die Konvente entsprechend anzuwenden. 
                  

               

               
                     § 6
Landesstelle
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Landeskirche als Trägerin der öffentlichen Weiterbildung unterstützt die Arbeit des Bildungswerks durch die Einrichtung
                     der Landesstelle Bildungswerk.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Landesstelle wird von der Geschäftsführerin oder dem Geschäftsführer des Bildungswerks geleitet. Ihr gehören alle hauptamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Bildungswerks sowie die Landesfrauenpfarrerin
                     und der Landesmännerpfarrer an. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Landesstelle hat insbesondere folgende Aufgaben:
                  

                  
                     
                        	
                           Stärkung des theologischen, diakonischen und pädagogischen Profils; 

                        

                        	
                           Erarbeitung von inhaltlichen und strukturellen Konzeptionen;

                        

                        	
                           Unterstützung und Organisation des inhaltlichen Austausches;

                        

                        	
                           Fortbildung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Bildungswerk;

                        

                        	
                           Wahrnehmung politischer Kontakte in den Arbeitsbereichen des Bildungswerks gegenüber kirchlichen und staatlichen Stellen;

                        

                        	
                           Öffentlichkeitsarbeit;

                        

                        	
                           Maßnahmen der Qualitätsentwicklung und -sicherung.

                        

                     

                  

                  Die Landesfrauenpfarrerin und der Landesmännerpfarrer sind insbesondere zuständig für Verkündigung, Seelsorge, theologische
                     Bildungsarbeit und Beratung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Dienst- und Fachaufsicht über die Geschäftsführerin oder den Geschäftsführer, die Landesfrauenpfarrerin und den Landesmännerpfarrer
                     liegt beim Evangelischen Oberkirchenrat.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Das Bildungswerk nimmt für die Umsetzung seiner Arbeit die zentralen Dienste in der Verwaltung der Landeskirche in Anspruch.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Landeskirche als Trägerin der Weiterbildung überträgt der Landesstelle Bildungswerk die Beantragung und Abrechnung kirchlicher und staatlicher Zuschüsse, insbesondere der Personalkostenzuschüsse des Landes
                     Baden-Württemberg nach dem Weiterbildungsförderungsgesetz.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Die Bewirtschaftung der Haushaltsstelle des Bildungswerks obliegt der Geschäftsführerin oder dem Geschäftsführer im Rahmen
                     der Beschlüsse des Vorstands. Das Nähere wird durch die Geschäftsordnung geregelt.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         229. Neufassung der Richtlinien für die Zahlung von Honoraren bei kirchlichen Veranstaltungen im Bereich der Evangelischen
            Landeskirche in Württemberg
         

      

      
         Bekanntmachung des Oberkirchenrats vom 11. Juli 1988 (Abl. 53 S. 129), geändert durch Verordnung vom 2. Mai 2000 (Abl. 59 S. 79), durch Erlass des Oberkirchenrats vom 29. Oktober 2002 (Abl. 60 S. 180) und vom 18. Februar 2020 (Abl. 69 S. 40)
         

      

      Der Oberkirchenrat hat mit Bekanntmachung vom 1. März 1983 (Abl. 50 S. 323) die Richtlinien für einheitliche Honorare für
         Referenten und Lehrkräfte sowie für Seminare und Gruppenarbeiten bei kirchlichen Veranstaltungen von Kirchenbezirken, Kirchengemeinden
         und kirchlichen Einrichtungen und Werken in der Landeskirche neu gefaßt.
      

      Aufgrund der in der Zwischenzeit gestiegenen Honoraranforderungen und unter Berücksichtigung der von der Evangelischen Kirche
         in Deutschland neu beschlossenen Sätze wurde eine Überarbeitung der Richtlinien notwendig. Der Oberkirchenrat hat deshalb
         unter Mitwirkung der Arbeitsrechtlichen Kommission der Landeskirche und Diakonie und der Württembergischen Pfarrervertretung
         die nachstehende Neufassung der Richtlinien für die Zahlung von Honoraren bei kirchlichen Veranstaltungen beschlossen.
      

      Bei der Anwendung der Richtlinien ist folgendes zu beachten:

      
            (
            1
            )
            Auch wenn die Honorarsätze angehoben wurden, sollte die Bereitstellung von Haushaltsmitteln für die Zahlung von Honoraren
         bei kirchlichen Veranstaltungen mit Zurückhaltung erfolgen. Als Referenten sollten in erster Linie kirchliche Mitarbeiter
         gewonnen werden, für die keine oder nur geringere Honorare zu zahlen sind.
      

      
            (
            2
            )
            Die Richtsätze für die Honorare schließen die notwendig entstehenden Reise-, Unterbringungs- und Verpflegungskosten nicht
         ein. Diese Leistungen, soweit sie nicht unmittelbar gewährt werden, sind nach der Reisekostenordnung der Landeskirche besonders
         zu vergüten.
      

      
            (
            3
            )
            Honorare, die ganz oder teilweise von dritter (zum Beispiel staatlicher oder kommunaler) Seite zur Verfügung gestellt werden,
         sind nur als durchlaufende Gelder anzusehen und werden von diesen Richtsätzen nicht berührt. Die Richtlinien gelten nur für
         die Zahlung aus kirchlichen Mitteln; sie gelten jedoch auch dann, wenn eine nur teilweise Kostenbeteiligung kirchlicherseits
         vorgesehen ist.
      

      
            (
            4
            )
            Zuständig für die besondere Genehmigung, wenn die Höchstsätze der Richtlinien in Ausnahmefällen überschritten werden sollen,
         ist die vorgesetzte Dienststelle, die für die Genehmigung von Dienstreisen zuständig ist.
      

      
            (
            5
            )
            Unter einer besonderen Qualifikation im Sinne von I. Ziff. 2 b ist zum Beispiel zu verstehen eine Spezialausbildung (Supervisor,
         Therapeut) oder eine Hochschulprofessur bzw. vergleichbare Qualifikation des Referenten.
      

      Für die Dienststellen der Landeskirche und die rechtlich unselbständigen Einrichtungen und Werke sind die Richtlinien bindend,
         die Kirchenbezirke und Kirchengemeinden haben bei Haushaltsplanung und -vollzug die Richtlinien entsprechend zu beachten.
      

      
            Richtlinien für die Zahlung von Honoraren bei kirchlichen Veranstaltungen

         

         
            	
               Bei kirchlichen Veranstaltungen, für die Haushaltsmittel eingesetzt werden, können Honorare nach den folgenden Grundsätzen
                  gewährt werden:
                  
                     
                        
                        
                        
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                           	
                              für eine Unterrichtseinheit einschließlich Vor- und Nacharbeit 
(1 UE = 60 Min)
                              

                           
                           	
                              für einen halben Tag maximal fünf Unterrichtseinheiten

                           
                           	
                              für einen ganzen Tag maximal zehn Unterrichtseinheiten

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Euro

                           
                           	
                              Euro

                           
                           	
                              Euro

                           
                        

                     
                     
                        
                           	
                              
                                 
                                    	1. 

                                    	
                                       Kirchliche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen

                                    

                                 

                              

                           
                           	
                           	
                           	
                        

                        
                           	
                              
                                 
                                    	a)

                                    	
                                       sofern die Leistung zum Dienstauftrag gehört1

                                    

                                 

                              

                           
                           	
                              

                           
                           	
                              

                           
                           	
                              

                           
                        

                        
                           	
                              
                                 
                                    	b)

                                    	
                                       sofern die Leistung den Dienstauftrag nicht betrifft

                                    

                                 

                              

                           
                           	
                              bis 80

                           
                           	
                              bis 350

                           
                           	
                              bis 650

                           
                        

                        
                           	
                              
                                 
                                    	2.

                                    	
                                       Personen, die nicht im kirchlichen Dienst stehen

                                    

                                 

                              

                           
                           	
                           	
                           	
                        

                        
                           	
                              
                                 
                                    	a)

                                    	
                                       im Regelfall

                                    

                                 

                              

                           
                           	
                              bis 100

                           
                           	
                              300–400

                           
                           	
                              600–800

                           
                        

                        
                           	
                              
                                 
                                    	b)

                                    	
                                       wenn es sich um Fachkräfte mit besonderer Qualifikation handelt (Sondervereinbarungen im Einzelfall)

                                    

                                 

                              

                           
                           	
                              bis 120

                           
                           	
                              bis 500

                           
                           	
                              bis 1.000

                           
                        

                     
                  

               

            

            	
               Honorare sind in diesem Rahmen nach Art und Umfang der erwarteten Leistung abzustufen. Hierbei ist insbesondere auch die zeitliche
                  Inanspruchnahme (einschließlich Vorbereitungszeit) zu berücksichtigen.
               

               Sollen die Höchstsätze in Ausnahmefällen überschritten werden, so ist dafür eine besondere Genehmigung der vorgesetzten Dienststelle
                  einzuholen.
               

               Notwendige Reisekosten sind nach der Reisekostenordnung der Evangelischen Landeskirche in Württemberg vom 11. Dezember 1978
                  (Abl. 48 S. 235) in der jeweiligen Fassung zu vergüten.
               

            

            	
               Kirchliche Mitarbeiter im Sinne dieser Richtlinien sind alle Mitarbeiter, die für ihre haupt- oder nebenamtliche Tätigkeit
                  im Dienst von kirchlichen Körperschaften und Einrichtungen im Bereich der Evangelischen Kirche in Deutschland eine Besoldung
                  oder Vergütung erhalten.
               

               Bei nebenamtlichen Mitarbeitern kann in Ausnahmefällen ein Honorar anstelle nach Ziffer 1 b nach Ziffer 2 a oder b gewährt
                  werden.
               

            

            	
               Diese Richtlinien treten am 1. Januar 1989 in Kraft. Die Richtlinien vom 1. März 1983 (Abl. 50 S. 323) treten ab diesem Zeitpunkt
                  außer Kraft.
               

            

         

      

      

      1
            Diese Regelung gilt nur für Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im Bereich der Evangelischen Landeskirche in Württemberg.

         

      

   
      

      
         230. Ordnung des Zentrums für Gemeindeentwicklung und missionale Kirche

      

      
         Erlass des Oberkirchenrats vom 4. Juni 2024

      

      
         (Abl. 71 Nr. 48)
         

      

      
                     § 1 
Grundlagen
                     

                  

                  Das Zentrum für Gemeindeentwicklung und missionale Kirche ist eine rechtlich unselbständige Einrichtung der Evangelischen
                     Landeskirche in Württemberg, in der die Fachbereiche Missionale Kirche, Kirche in Freizeit und Tourismus, die Fachstelle Ehrenamt
                     sowie das Themenfeld Innovation zusammengefasst werden. 
                  

               

               
                     § 2 
Aufgaben, Arbeitsweise
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Zentrum für Gemeindeentwicklung und missionale Kirche arbeitet auf der Grundlage des in der Heiligen Schrift gegebenen
                     und in den Bekenntnissen der Reformation bezeugten Evangeliums von Jesus Christus. Es unterstützt Kirchengemeinden und Kirchenbezirke
                     bei der Erfüllung ihrer kirchlichen Aufgaben insbesondere durch
                  

                  
                     
                        	
                           Beratung und Begleitung,

                        

                        	
                           Entwicklung von Konzepten und Formaten für die kirchliche Arbeit in Kirchengemeinden und Kirchenbezirken sowie Förderung und
                              exemplarische Durchführung von innovativen Projekten,
                           

                        

                        	
                           Ausbildung, Fortbildung und Beratung von Ehrenamtlichen.

                        

                     

                  

                  Der Oberkirchenrat kann dem Zentrum für Gemeindeentwicklung und missionale Kirche weitere Aufgaben übertragen, insbesondere
                     Geschäftsführungsaufgaben für kirchliche Werke und Einrichtungen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Zentrum für Gemeindeentwicklung und missionale Kirche arbeitet zur Erfüllung seines Auftrags mit anderen kirchlichen
                     Werken und Einrichtungen zusammen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Themenfeld Missionale Kirche wird inhaltlich vom Vertrauensrat zur Förderung missionarischer Dienste e. V., der Fachbereich
                     Kirche in Freizeit und Tourismus vom Landesarbeitskreis Freizeit und Tourismus und die Fachstelle Ehrenamt vom Landeskirchlichen
                     Arbeitskreis Ehrenamt beraten. Der Vertrauensrat zur Förderung missionarischer Dienste e. V., der Landesarbeitskreis Freizeit
                     und Tourismus sowie der Landesarbeitskreis Ehrenamt wirken bei der Besetzung der Stellen oder Dienstposten der Referentinnen
                     und Referenten in ihrem jeweiligen Themenfeld mit und werden bei strukturellen Änderungen angehört. 
                  

               

               
                     § 3 
Aufsicht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Zentrum für Gemeindeentwicklung und missionale Kirche nimmt seine Aufgaben im Rahmen der Entscheidungen des Oberkirchenrats
                     wahr.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Entscheidung des Oberkirchenrats sind insbesondere vorbehalten:
                  

                  
                     
                        	
                           Grundsatzentscheidungen im Blick auf die Arbeit des Zentrums für Gemeindeentwicklung und missionale Kirche, die Bildung, Auflösung und Abgrenzung von Einrichtungen bzw. Fachbereichen sowie die Übernahme oder
                              Abgabe von Aufgaben;
                           

                        

                        	
                           Berufung und Abberufung des Leiters oder der Leiterin des Zentrums für Gemeindeentwicklung und missionale Kirche;

                        

                        	
                           Genehmigung der Geschäftsordnung für das Zentrum für Gemeindeentwicklung und missionale Kirche;

                        

                        	
                           Beschluss des Entwurfs des Sonderhaushaltsplans Zentrum für Gemeindeentwicklung und missionale Kirche.

                        

                     

                  

               

               
                     § 4 
Leitung und Verwaltung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Leiter oder die Leiterin des Zentrums für Gemeindeentwicklung und missionale Kirche wird vom Oberkirchenrat bestellt.
                     Die Dienst- und Fachaufsicht obliegt dem Oberkirchenrat. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Oberkirchenrat kann mehrere Stellvertreter oder Stellvertreterinnen bestimmen, die im Verhinderungsfall die Aufgaben
                     des Leiters oder der Leiterin wahrnehmen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Leiter oder die Leiterin hat insbesondere folgende Aufgaben:
                  

                  
                     
                        	
                           Mitwirkung in den Leitungsgremien des Arbeitsbereichs Aus-, Fach- und Weiterbildung der Evangelischen Landeskirche in Württemberg,

                        

                        	
                           Vertretung des Zentrums für Gemeindeentwicklung und missionale Kirche in Kirche und Öffentlichkeit,

                        

                        	
                           Dienst- und Fachaufsicht über alle Mitarbeitenden des Zentrums,

                        

                        	
                           Bewirtschaftungsbefugnis für den Sonderhaushaltsplan.

                        

                     

                  

                  Der Oberkirchenrat kann dem Leiter oder der Leiterin weitere Aufgaben übertragen.

                  
                        (
                        4
                        )
                         Das Zentrum für Gemeindeentwicklung und missionale Kirche hat eine eigene Verwaltung. Es nimmt die zentralen Dienste in der
                     Verwaltung der Landeskirche in Anspruch, soweit dies der Oberkirchenrat nach Anhörung des Leiters oder der Leiterin festlegt.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         230b. Ordnung des Landesarbeitskreises für den Fachbereich Kirche in Freizeit und Tourismus im Zentrum für Gemeindeentwicklung
            und missionale Dienste
         

      

      
         Erlaß des Oberkirchenrats vom 12. Februar 1990 (Abl. 54 S. 151), geändert durch Erlass vom 18. April 2023 (Abl. 70 S. 529, 530) und vom 4. Juni 2024 (Abl. 71 Nr. 48)
         

      

      
                     § 1
Der Landesarbeitskreis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Landesarbeitskreis besteht aus dem Vorstand und folgenden weiteren Mitgliedern:
                     
                        	
                           den Vorsitzenden der Fachausschüsse (§ 3 Abs. 2)
                           

                        

                        	
                           einem Vertreter des Fachausschusses Kirche im Grünen (Amt für missionarische Dienste)

                        

                        	
                           einem Vertreter des Vereins Evang. Mütterkurheime in Württemberg e. V.

                        

                        	
                           einem Vertreter des Evang. Akademie Bad Boll (Referat Freizeit — Sport — Vereine)

                        

                        	
                           einem Vertreter des Evang. Jugendwerks in Württemberg

                        

                        	
                           einem Vertreter des Diak. Werkes der evang. Kirche in Württemberg e. V. (Kur und Erholung)

                        

                        	
                           einem Vertreter der Landesarbeitsgemeinschaft Evang. Senioren (LAGES)

                        

                        	
                           einem Vertreter des Evang. Oberkirchenrates

                        

                        	
                           bis zu drei sachkundigen Personen

                        

                        	
                           den Sprechern der Projektgruppen (ohne Stimmrecht)

                        

                        	
                           den Referenten der Geschäftsstelle (ohne Stimmrecht)

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Mitglieder des Landesarbeitskreises werden von dem Leiter oder der Leiterin des Zentrums für Gemeindeentwicklung und missionale
                     Kirche unter Mitwirkung dessen oder deren Stellvertreter und Stellvertreterinnen sowie den zuständigen Referenten und Referentinnen
                     mit Zustimmung des Oberkirchenrates für die Dauer von sechs Jahren bestellt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Aufgaben:
                  

                  Der Landesarbeitskreis begleitet die Arbeit des Fachbereichs Kirche in Freizeit und Tourismus im Zentrum für Gemeindeentwicklung
                     und missionale Kirche.
                  

                  Er hat insbesondere folgende Aufgaben:
                     
                        	
                           Wahl der Vorsitzenden und Beisitzer (§ 2 Abs. 1)
                           

                        

                        	
                           Zuwahl von bis zu drei sachkundigen Personen

                        

                        	
                           Beratung über Grundsatzfragen und Festlegung der Arbeitsrichtlinien für den Fachbereich Kirche in Freizeit und Tourismus des
                              Zentrums für Gemeindeentwicklung und missionale Kirche
                           

                        

                        	
                           Beratung über die Aufgabenbeschreibung der Referenten/innen

                        

                        	
                           Beratung über den Jahresbericht des Fachbereichs Kirche in Freizeit und Tourismus

                        

                        	
                           Einsetzung von Fachausschüssen und Projektgruppen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Zur Vorbereitung und Durchführung der Wahlen zum Vorstand wird aus der Mitte des Landesarbeitskreises ein Wahlausschuß aus
                     mindestens drei Personen gewählt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Der/Die Vorsitzende beruft den Landesarbeitskreis ein und leitet die Sitzungen. Der Landesarbeitskreis tritt mindestens zweimal
                     jährlich zusammen. Drei oder mehr stimmberechtigte Mitglieder des Landesarbeitskreises können eine Sitzung beantragen. Zur
                     Sitzung muß mindestens zwei Wochen vorher unter Angabe der Tagesordnung eingeladen werden.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Der Landesarbeitskreis ist beschlußfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist.
                  

               

               
                     § 2
Der Vorstand
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Vorstand besteht aus dem/der Vorsitzenden, dem/der 2. Vorsitzenden und der zuständigen Referentin oder dem zuständigen
                     Referenten des Fachbereichs Kirche in Freizeit und Tourismus kraft Amtes und zwei aus der Mitte des Landesarbeitskreises gewählten
                     Beisitzer/innen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Vorstand ist für die Erfüllung der vom Landesarbeitskreis festgelegten Arbeitsaufträge und Richtlinien verantwortlich.
                     Dazu gehört u. a.
                     
                        	
                           Beratung von Anträgen an den Landesarbeitskreis

                        

                        	
                           Erstellung von Vorlagen und Vorbereitung der Sitzungen des Landesarbeitskreises

                        

                        	
                           Anhörung zu Vorschlägen zur Anstellung von Referenten/innen des Fachbereichs Kirche in Freizeit und Tourismus, zur Schaffung
                              neuer Stellen und zur Kündigung von Arbeitsverträgen von Referenten/innen
                           

                        

                        	
                           Vorbereitung des Sonderhaushaltsplans Kirche in Freizeit und Tourismus.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Amtszeit des Vorstandes beträgt sechs Jahre. Wiederwahl ist möglich.
                  

               

               
                     § 3
Fachausschüsse und Projektgruppen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zur Erfüllung und Unterstützung der Aufgaben des Fachbereichs Kirche in Freizeit und Tourismus des Zentrums für Gemeindeentwicklung
                     und missionale Kirche können vom Landesarbeitskreis Fachausschüsse eingesetzt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Mitglieder eines Fachausschusses wählen für die Dauer von sechs Jahren einen/eine Vorsitzenden/Vorsitzende. Wiederwahl
                     ist möglich. Er/Sie bleibt bis zur Neuwahl im Amt. Der/Die Vorsitzende vertritt den Fachausschuß/ im Landesarbeitskreis. Mit
                     Zustimmung des Landesarbeitskreises kann der Fachausschuß auch ein anderes Mitglied als seinen Vertreter in den Landesarbeitskreis
                     entsenden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für Aufgaben von begrenzter Dauer kann der Landesarbeitskreis Projektgruppen bilden. Die Mitglieder einer Projektgruppe wählen
                     für die Dauer ihres Arbeitsauftrages einen/eine Sprecher/in, der/die an den Sitzungen des Landesarbeitskreises mit beratender
                     Stimme teilnimmt.
                  

               

               
                     § 4
Fachbereich Kirche in Freizeit und Tourismus
                     

                  

                  Die zuständige Referentin oder der zuständige Referent führt die Geschäfte des Landesarbeitskreises nach dessen Empfehlungen.

               

               
                     § 5
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
                     

                  

                  Die Ordnung tritt am 12. Februar 1990 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Ordnung für den Evangelischen Arbeitskreis für Freizeit
                     und Erholung der Evangelischen Landeskirche in Württemberg vom 16. Oktober 1985 außer Kraft.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         238. Kirchliche Verordnung zur 
Förderung der Chancengleichheit  in der 
Evangelischen Landeskirche in Württemberg
         

      

      
         vom 15. September 2025

      

      
         (Abl. 71 Nr. 182)
         

      

      Nach Beratung gemäß § 39 Absatz 1 Kirchenverfassungsgesetz wird verordnet:

      
                     Präambel

                  

                  In biblischer Tradition ist der Mensch Gottes Geschöpf und sein Ebenbild (Gen 1,26 f.). Dies begründet die unverlierbare Würde
                     jedes Menschen. In der urchristlichen Verkündigung wird allen Menschen, unabhängig von Geschlecht und religiösem oder sozialem
                     Status, das Einssein in Christus (Gal 3,28) und damit Freiheit und Ebenbürtigkeit zugesprochen.
                  

                  Die Evangelische Landeskirche in Württemberg bestellt deshalb eine Beauftragte oder einen Beauftragten für Chancengleichheit,
                     die oder der die Vielfalt und die Durchsetzung von Chancengerechtigkeit in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg fördert
                     und auf die Beseitigung bestehender Benachteiligungen hinwirkt.
                  

               

               
                     § 1 
Aufgaben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die oder der Beauftragte für Chancengleichheit hat die Aufgabe, gesellschaftliche Entwicklungen sowie die Situation der Menschen
                     in der Kirche zu beobachten, deren Auswirkungen zu analysieren und – soweit erforderlich – Maßnahmen im Sinne von Absatz 2
                     anzuregen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die oder der Beauftragte tritt für Chancengleichheit, Vielfalt und Antidiskriminierung in allen Bereichen der Landeskirche,
                     insbesondere bei der Mitgliedschaft in Organen, Gremien, Verwaltungen, Werken und Diensten, ein und erarbeitet dazu Vorschläge
                     und Konzeptionen.
                  

                  Sie oder er

                  
                     
                        	
                           nimmt Anregungen und Fragen auf, die die Chancengleichheit in der Kirche betreffen und bearbeitet sie in Zusammenarbeit mit
                              den zuständigen kirchlichen Dienststellen;
                           

                        

                        	
                           wirkt darauf hin, etwaige Benachteiligungen in Bezug auf Geschlecht und sexuelle Identität, Alter, Behinderung, rassistische
                              Zuschreibung oder ethnische Herkunft und die Festlegung auf historisch, sozial und kulturell geprägte Geschlechterrollen in
                              der Kirche im Blick auf Stellenbesetzungen, Arbeitsstrukturen, Laufbahnplanung und Fortbildung zu verhindern und gegebenenfalls
                              zu beseitigen;
                           

                        

                        	
                           setzt sich für die Weiterentwicklung der Regelungen für ehrenamtliche Tätigkeit ein;

                        

                        	
                           fördert eine geschlechtergerechte, inklusive und leicht verständliche Sprache in kirchlichen Veröffentlichungen und Medien.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die oder der Beauftragte überwacht die Einhaltung der Regelungen zur Verwirklichung der Gemeinschaft aller Menschen in der
                     Kirche. Zu diesem Zweck kann sie oder er Empfehlungen aussprechen und kirchliche Stellen beraten. Auf Anforderung der Landessynode
                     oder des Oberkirchenrats sind Berichte und Stellungnahmen zu erstellen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die oder der Beauftragte wirkt auf eine konzeptionelle Weiterentwicklung der Arbeit für Chancengleichheit hin. Sie oder er
                     setzt sich dafür ein, Vielfalt und Chancengleichheit als durchgängiges Leitprinzip in allen Aufgabenbereichen zu verankern
                     und die Vereinbarkeit von Beruf, Pflege und Familie zu verbessern. 
                  

               

               
                     § 2
Person und Stellung der oder des Beauftragten für Chancengleichheit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zur oder zum Beauftragten für Chancengleichheit kann nur bestellt werden, wer über die zur Erfüllung der Aufgaben erforderliche
                     Fachkompetenz verfügt und bereit ist, den Dienst im Gehorsam gegen Jesus Christus gemäß der Ordnung der Landeskirche auszuüben.
                     Hierauf ist die oder der Beauftragte zu verpflichten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die oder der Beauftragte ist in Ausübung ihres oder seines Amtes unabhängig und an Weisungen nicht gebunden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die oder der Beauftragte ist zur Verschwiegenheit über alle ihr oder ihm im Rahmen des Amtes bekannt gewordenen Angelegenheiten
                     verpflichtet. Dies gilt nicht für Mitteilungen im dienstlichen Verkehr oder für Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer
                     Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen. Gesetzliche Anzeigepflichten, insbesondere bei Straftaten, bleiben unberührt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die oder der Beauftragte ist berechtigt, öffentliche Erklärungen und Stellungnahmen zu Themen ihres oder seines Aufgabenbereichs
                     abzugeben. Der Oberkirchenrat ist vorab zu unterrichten.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die oder der Beauftragte untersteht der Dienstaufsicht der Direktorin oder des Direktors im Oberkirchenrat. Sie oder er ist
                     Mitarbeiterin oder Mitarbeiter im Oberkirchenrat mit Dienstsitz in Stuttgart. Die Berufung erfolgt durch den Oberkirchenrat
                     im Einvernehmen mit dem Beirat. Der Beirat kann geeignete Persönlichkeiten vorschlagen. Zur Erfüllung der Aufgaben können
                     der oder dem Beauftragten weitere Mitarbeitende zugeordnet werden.
                  

               

               
                     § 3
Beanstandungsrecht der oder des Beauftragten für Chancengleichheit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Stellt die oder der Beauftragte für Chancengleichheit Verstöße gegen Regelungen zur Verwirklichung von Chancengleichheit
                     und Vielfalt in der Kirche, Diskriminierung oder sonstige Mängel in diesem Zusammenhang fest, so beanstandet sie oder er diese
                     gegenüber den zuständigen kirchlichen Stellen und fordert zu einer Stellungnahme in einer angemessenen Frist auf. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Beanstandung kann mit Vorschlägen zur Beseitigung der festgestellten Mängel sowie zur weiteren Verwirklichung der Gemeinschaft
                     verbunden werden. Wird der Beanstandung nicht abgeholfen, ist die oder der Beauftragte berechtigt, sich an die für die Rechtsaufsicht
                     zuständige Stelle zu wenden und nach § 2 Absatz 4 zu verfahren.
                  

               

               
                     § 4
Beirat
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Oberkirchenrat beruft für die oder den Beauftragten für Chancengleichheit einen Beirat. 
                  

                  Der Beirat setzt sich wie folgt zusammen: 

                  
                     
                        	
                           eine Vertreterin oder ein Vertreter aus dem Bereich der Kirchengemeindearbeit,

                        

                        	
                           zwei Vertreterinnen oder Vertreter aus dem Bereich der Zielgruppenarbeit (Frauen, Männer, Seniorinnen und Senioren, Jugend),
                              
                           

                        

                        	
                           eine Vertreterin oder ein Vertreter der Pfarrerschaft, 

                        

                        	
                           ein von der Landessynode aus ihrer Mitte gewähltes Mitglied und 

                        

                        	
                           eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter in der Kirche, die oder der von der Landeskirchlichen Mitarbeitervertretung gewählt
                              wird.
                           

                        

                     

                  

                  Die Zusammensetzung soll die Vielfalt der Ev. Landeskirche in Württemberg widerspiegeln. Dabei ist auf eine ausgewogene Repräsentation
                     unterschiedlicher Geschlechter, Altersgruppen, beruflicher Hintergründe, Lebensformen sowie auf die Einbindung von Menschen
                     mit Behinderungen zu achten. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für die Mitglieder des Beirats ist jeweils eine persönliche Stellvertreterin oder ein persönlicher Stellvertreter zu berufen,
                     die oder der im Fall des Ausscheidens oder der Verhinderung an ihre Stelle tritt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Amtszeit des Beirats entspricht der Wahlperiode der Landessynode. Eine erneute Berufung ist möglich.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Mitglieder des Beirats sind ehrenamtlich tätig. Sie haben Anspruch auf Ersatz der ihnen im Rahmen ihrer Tätigkeit entstandenen
                     notwendigen und nachgewiesenen Auslagen und Aufwendungen. Ein Anspruch auf Vergütung für den zeitlichen oder persönlichen
                     Einsatz besteht nicht. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Der Beirat wählt aus seiner Mitte eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden sowie eine stellvertretende Vorsitzende oder einen
                     stellvertretenden Vorsitzenden. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die oder der Beauftragte für Chancengleichheit nimmt beratend an den Sitzungen des Beirats teil. 
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Die Geschäfte des Beirates führt die oder der Beauftragte für Chancengleichheit. 
                  

               

               
                     § 5
Aufgaben des Beirats
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Beirat hat folgende Aufgaben: 
                  

                  
                     
                        	
                           Beratung der oder des Beauftragten für Chancengleichheit in fachlichen und strategischen Fragen,

                        

                        	
                           Entgegennahme und Erörterung des Arbeitsberichts der oder des Beauftragten,

                        

                        	
                           Anregungen und Vorschläge für den Dienst der oder des Beauftragten sowie für die Verwirklichung von Chancengleichheit,

                        

                        	
                           Unterbreitung von Vorschlägen für die Besetzung der Stelle der oder des Beauftragten,

                        

                        	
                           Erteilung des Einvernehmens bei der Berufung der oder des Beauftragten.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Oberkirchenrat kann dem Beirat in Abstimmung mit der oder dem Beauftragten für Chancengleichheit weitere Aufgaben zuweisen.
                  

               

               
                     § 6
Zusammenarbeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die oder der Beauftragte für Chancengleichheit führt die Aufgaben (§ 1) in Zusammenarbeit mit dem Beirat, dem Oberkirchenrat
                     und den sonstigen landeskirchlichen Dienststellen durch.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Bei Bedarf, jedoch mindestens einmal jährlich, finden Gespräche mit der oder des Beauftragten für Chancengleichheit mit dem
                     Oberkirchenrat und dem jeweils zuständigen Ausschuss der Landessynode statt. Zudem berichtet die oder der Beauftragte für
                     Chancengleichheit der Landessynode regelmäßig, mindestens jedoch einmal jährlich, über ihre oder seine Arbeit.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Zwischen der Direktorin oder dem Direktor im Oberkirchenrat und dem Beirat finden regelmäßig, mindestens jedoch einmal jährlich,
                     Gespräche statt. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Landeskirchliche Dienststellen sind verpflichtet, die Beauftragte oder den Beauftragten bei der Erfüllung der Aufgaben zu
                     unterstützen. Im Rahmen des Auftrags ist ihr oder ihm Auskunft zu geben und Akteneinsicht zu gewähren. Personalakten dürfen
                     nur mit schriftlicher Zustimmung der betroffenen Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter eingesehen werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die oder der Beauftragte ist in Entscheidungsprozesse in angemessener Weise einzubeziehen, etwa bei grundlegenden Entscheidungen
                     und beabsichtigten öffentlichen Erklärungen, die den Aufgabenbereich der oder des Beauftragten betreffen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die oder der Beauftragte kann an Personalauswahlverfahren und Bewerbungsgesprächen im Oberkirchenrat teilnehmen. Die Rechte
                     der Mitarbeitervertretung bleiben hiervon unberührt. 
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Die oder der Beauftragte unterhält regelmäßige Kontakte unter anderem zu:
                  

                  
                     
                        	
                           der Arbeitsrechtlichen Kommission, 

                        

                        	
                           den Landeskirchlichen Mitarbeitervertretungen,

                        

                        	
                           der Pfarrervertretung,

                        

                        	
                           Berufsverbänden sowie

                        

                        	
                           Landeskirchlichen Werken und Einrichtungen.

                        

                     

                  

                  Darüber hinaus soll die oder der Beauftragte nach Möglichkeit auch Kontakte zu Beauftragten für Chancengleichheit, Gleichstellungs-
                     oder Frauenbeauftragten der Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Evangelischen Kirche in Deutschland,
                     staatlichen und kommunalen Beauftragten für Chancengleichheit, Gleichstellungs- oder Frauenbeauftragten und im Einzelfall
                     zu den örtlichen Mitarbeitervertretungen unterhalten.
                  

               

               
                     § 7 
Geschlechtergerechte Sprache
                     

                  

                  Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Verordnung sind unabhängig vom Geschlecht der Bezeichneten.

               

               
                     § 8 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Diese Verordnung tritt am 1. Dezember 2025 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Gleichzeitig tritt die Kirchliche Verordnung über die Beauftragte oder den Beauftragten für Chancengleichheit von Frauen
                     und Männern der Evangelischen Landeskirche in Württemberg vom 15. März 2007 (Abl. 62 S. 362), die durch Kirchliche Verordnung vom 16. Oktober 2007 (Abl.  62 S. 608) geändert worden ist, außer Kraft.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         246. Ordnung der Evangelischen Akademie Bad Boll (Ordnung Evangelische Akademie – OEA)

      

      
         Verordnung des Oberkirchenrats vom 19. Juli 1983 (Abl. 50 S. 689), geändert durch Verordnung vom 15. November 1994 (Abl. 56
            S. 273), Kirchliche Verordnung vom 11. April 2000 (Abl. 59 S. 76), vom 21. Oktober 2013 (Abl. 65 S. 693), vom 14. Mai 2018 (Abl. 68 S. 83, 88) und vom 7. Oktober 2024 (Abl. 71 Nr. 80)
         

      

      Nach Beratung mit dem Ständigen Ausschuß der Landessynode gemäß § 39 Abs. 1 des Kirchenverfassungsgesetzes1 wird verordnet:
      

      
                     § 1
Name, Sitz und Rechtsform
                     

                  

                  Die Evangelische Akademie Bad Boll ist eine Einrichtung der Evangelischen Landeskirche in Württemberg, die im Auftrag der
                     Landeskirche nach Maßgabe dieser Ordnung selbständig arbeitet.
                  

               

               
                     § 2
Aufgabe und Arbeitsweise
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Akademie hat Anteil am Auftrag der Kirche in Verkündigung, Seelsorge und Diakonie. Sie soll Fragen des öffentlichen, kulturellen und wirtschaftlichen Lebens in Staat, Gesellschaft und Kirche sowie Fragen
                     des beruflichen und persönlichen Lebens des einzelnen in das Licht des Evangeliums rücken. Auf dem Grund des christlichen
                     Glaubens versucht sie, einen Beitrag zu leisten zum geistigen und geistlichen Aufbau unseres Volkes; sie nimmt teil an den
                     Bemühungen um christliche Lebensformen und um bessere Gestaltung des gemeinsamen Lebens.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Akademie sucht das Gespräch mit Männern und Frauen aus den verschiedenen Gruppen, Organisationen und Institutionen in
                     Staat und Gesellschaft. Sie soll auf diese Weise dazu beitragen, daß einzelne und Gruppen ihre Spannungen und Vorurteile überwinden,
                     sich gegenseitig besser verstehen, Hilfe und Orientierung an Gottes Wort und Heimat in der Kirche finden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Arbeit der Akademie geschieht in Tagungen, Vortragsreihen, Seminaren und anderen Veranstaltungen. Ihren besonderen Verkündigungsauftrag nimmt die Akademie in Andachten, Gottesdiensten, biblischen Besinnungen
                     sowie in Meditationen und persönlichen Gesprächen wahr. In sozialethischen Beiträgen hilft sie gesellschaftliches Handeln am Wort Gottes auszurichten.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Akademie erfüllt ihre Aufgaben in Zusammenarbeit mit den Kirchengemeinden und Kirchenbezirken der Landeskirche, mit den
                     kirchlichen Werken, und durch Verbindungen mit Christen aus Kirchen anderer Länder und anderer Konfessionen. Sie sucht Erfahrungs- und Gedankenaustausch mit anderen
                     weltanschaulichen Gruppen, mit Organisationen und Institutionen in Staat, Kultur und Wirtschaft und mit Gruppen und Initiativen
                     der politischen Meinungs- und Willensbildung. Die Akademie steht mit ihrem Angebot allen Berufskreisen und den Angehörigen
                     aller Konfessionen offen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Akademie verfolgt ausschließlich und unmittelbar kirchliche Zwecke.
                  

               

               
                     § 3
Leitung der Akademie
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Akademie wird von der geschäftsführenden Direktorin oder dem geschäftsführenden Direktor und bis zu zwei weiteren Direktorinnen oder Direktoren mit je eigenem Aufgabenbereich geleitet. Die Direktorinnen
                     oder Direktoren sind an die Beschlüsse des Kuratoriums gebunden. Die geschäftsführende Direktorin oder der geschäftsführende
                     Direktor untersteht der Dienstaufsicht des Oberkirchenrats.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die geschäftsführende Direktorin oder der geschäftsführende Direktor trägt die Gesamtverantwortung für die Arbeit der Akademie nach außen. Sie oder er vertritt die Akademie in Kirche und Öffentlichkeit. Sie oder er hält
                     Fühlung mit der Kirchenleitung und gibt ihr von wichtigen Planungen und Vorgängen rechtzeitig Kenntnis. Vor Entscheidungen
                     von besonderem landeskirchlichem Interesse holt sie oder er die Zustimmung der Kirchenleitung ein.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Leitungsaufgabe nach innen wird von der geschäftsführenden Direktorin oder dem geschäftsführenden Direktor, den weiteren
                     Direktorinnen oder Direktoren oder der Stellvertreterin oder dem Stellvertreter der geschäftsführenden Direktorin oder dem
                     geschäftsführenden Direktor und der Geschäftsführerin oder dem Geschäftsführer der Verwaltung gemeinsam wahrgenommen. Sie übernehmen jeweils
                     die Verantwortung für bestimmte Aufgabenbereiche nach Maßgabe der Geschäftsordnung (§ 9). Im Rahmen ihres Verantwortungsbereichs
                     sind sie weisungsbefugt gegenüber den ihnen zugeordneten Mitarbeiterinnen oder Mitarbeitern und pflegen die notwendigen Außenkontakte. Sie sind zur laufenden gegenseitigen Information verpflichtet.
                     In wichtigen Fragen und bei Meinungsverschiedenheiten wird gemeinsam entschieden. Dabei ist Einmütigkeit anzustreben. Wird diese nicht erreicht, entscheidet die geschäftsführende Direktorin oder der geschäftsführende Direktor. Die geschäftsführende
                     Direktorin oder der geschäftsführende Direktor führt die Dienstaufsicht über die weiteren Direktorinnen und Direktoren und
                     ihrer oder seiner Stellvertreterin oder ihrer oder seinem Stellvertreter.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der Oberkirchenrat bestimmt im Benehmen mit dem Kuratorium in welcher Reihenfolge die weiteren Direktorinnen oder Direktoren
                     die geschäftsführende Direktorin oder den geschäftsführenden Direktor in deren oder dessen besonderen Aufgaben (Absatz 2)
                     vertreten. Im Übrigen vertreten die Direktorinnen und Direktoren sich gegenseitig. Ist nur eine (geschäftsführende) Direktorin
                     oder ein (geschäftsführender) Direktor bestellt, so bestimmt der Oberkirchenrat auf Vorschlag der geschäftsführenden Direktorin oder des geschäftsführenden Direktors im Benehmen mit
                     dem Kuratorium für diese oder diesen eine ständige Stellvertreterin oder einen ständigen Stellvertreter, die oder der im Verhinderungsfall die Aufgaben der geschäftsführenden Direktorin oder des geschäftsführenden Direktors wahrnimmt. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Besetzung der Stelle der geschäftsführenden Direktorin oder des geschäftsführenden Direktors erfolgt aufgrund einer Wahl des Kuratoriums mit der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder. Der Oberkirchenrat
                     legt dem Kuratorium einen Wahlvorschlag vor.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Über die Besetzung der Stelle der weiteren Direktorinnen oder Direktoren entscheidet der Oberkirchenrat auf Vorschlag des
                     geschäftsführenden Direktors. Nimmt die geschäftsführende Direktorin oder der geschäftsführende Direktor dieses Vorschlagsrecht
                     nicht wahr, wird sie oder er durch den Oberkirchenrat vor einer Besetzung der Stelle angehört. 
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Soll die Stelle einer Direktorin oder eines Direktors einer Person übertragen werden, die nicht in ein Pfarrdienstverhältnis
                     der Landeskirche übernommen werden kann, so finden die Absätze 5 und 6 sinngemäß Anwendung.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Über die Besetzung der Stelle der Geschäftsführerin der Verwaltung oder des Geschäftsführers der Verwaltung entscheidet der Oberkirchenrat im Benehmen mit der geschäftsführenden Direktorin oder dem geschäftsführenden
                     Direktor. Das Kuratorium ist zu hören.
                  

               

               
                     § 3a
Zusammenarbeit mit der Tagungsstätte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die geschäftsführende Direktorin oder der geschäftsführende Direktor arbeitet vertrauensvoll und partnerschaftlich mit der Geschäftsführerin oder dem Geschäftsführer der Tagungsstätte und dem gesamten Vorstand der
                     Evangelischen Tagungsstätten in Württemberg zusammen. Die Akademie weist auf die Angebote der Tagungsstätte hin.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die geschäftsführende Direktorin oder der geschäftsführende Direktor und die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer der Tagungsstätte sollen regelmäßig zur Besprechung anstehender Fragen des Tagungsbetriebs und der Tagungsstätte sowie zum Austausch von Vorschlägen und Anregungen zusammenkommen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die geschäftsführende Direktorin oder der geschäftsführende Direktor ist für die Ausübung des Vorbelegungsrechts im Rahmen der Aufgabenerfüllung der Akademie nach § 2 gegenüber der Geschäftsführerin oder dem Geschäftsführer
                     der Tagungsstätte zuständig.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die geschäftsführende Direktorin oder der geschäftsführende Direktor kann innerhalb angemessener Frist nach Eingang einer
                     entsprechenden Mitteilung Bedenken gegen Tagungen oder Veranstaltungen Dritter gegenüber der Geschäftsführerin oder dem Geschäftsführer der Tagungsstätte vorbringen. Können die Bedenken nicht ausgeräumt werden, so entscheidet der Oberkirchenrat.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die geschäftsführende Direktorin oder der geschäftsführende Direktor wacht darüber, dass das Profil der Akademie gewahrt
                     bleibt. Sie oder er weist die Geschäftsführerin oder den Geschäftsführer auf Widersprüche in dem Profil der Tagungsstätte
                     mit dem Profil der Akademie hin. Die geschäftsführende Direktorin oder der geschäftsführende Direktor hat Hinweisen der Geschäftsführerin
                     oder des Geschäftsführers der Tagungsstätte auf Widersprüche in dem Profil der Akademie mit dem Profil der Tagungsstätte nachzugehen. Kann ein Einvernehmen über die Beseitigung des Widerspruchs
                     nicht hergestellt werden, entscheidet der Oberkirchenrat.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Akademie einigt sich mit dem Vorstand der Evangelischen Tagungsstätten in Württemberg über die gemeinschaftliche Nutzung
                     der Gebäude und über die einheitlichen Nutzungsbedingungen, die mit den zentralen Diensten in der Verwaltung der Landeskirche
                     festgelegt werden. Kommt eine Einigung nicht zustande, entscheidet der Oberkirchenrat.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Soweit der Oberkirchenrat dies festlegt, werden die vorstehenden Befugnisse der geschäftsführenden Direktorin oder des geschäftsführenden Direktors über die zentralen Dienste in der Verwaltung der Landeskirche ausgeübt.
                     Die geschäftsführende Direktorin oder der geschäftsführende Direktor ist zuvor anzuhören. 
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Soweit die geschäftsführende Direktorin oder der geschäftsführende Direktor zugleich die Geschäftsführung einer Tagungsstätte
                     innehat, hat sie oder er aus dieser Verbindung erwachsende Interessenkonflikte dem Oberkirchenrat umgehend anzuzeigen. Können
                     Interessenkonflikte nicht gelöst werden, entscheidet der Oberkirchenrat.
                  

               

               
                     § 4
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die für die Erfüllung der Aufgaben der Akademie erforderlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter werden als Pfarrerinnen und
                     Pfarrer, Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte oder privatrechtlich im Rahmen des Stellenplans der Akademie angestellt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für die Besetzung der für die Akademie errichteten Pfarrstellen gilt das Pfarrstellenbesetzungsgesetz mit der Maßgabe, dass
                     der Oberkirchenrat auf Vorschlag der geschäftsführenden Direktorin oder des geschäftsführenden Direktors entscheidet. Dieser
                     Vorschlag erfolgt im Benehmen mit der oder dem Vorsitzenden des Kuratoriums. Sinngemäß gilt dies auch für die Beendigung oder
                     sonstige Änderung des Dienstauftrages.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Über die Besetzung der Stellen der weiteren Studienleiterinnen und Studienleiter sowie der für die Akademie errichteten Beamtenstellen entscheidet die geschäftsführende Direktorin oder der geschäftsführende Direktor
                     im Benehmen mit der oder dem Vorsitzenden des Kuratoriums. Für die Besetzung der Stellen ist die Zustimmung des Oberkirchenrats erforderlich. Sinngemäß gilt dies auch
                     für die Beendigung oder sonstige Änderung des Dienstauftrages.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Alle anderen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter werden von der Akademieleitung im Rahmen des Stellenplans selbständig angestellt.
                     Anderslautende Regelungen in dieser Ordnung bleiben hiervon unberührt. Sinngemäß gilt dies auch für die Beendigung oder sonstige
                     Änderung der bestehenden Arbeitsverhältnisse.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Gegenüber den privatrechtlich angestellten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern nimmt die Akademie die Aufgabe des Dienstgebers
                     für die Landeskirche wahr.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die unmittelbare Dienstaufsicht über die an der Akademie tätigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern obliegt der geschäftsführenden
                     Direktorin oder dem geschäftsführenden Direktor. Die Dienstaufsicht kann durch die geschäftsführende Direktorin oder den geschäftsführenden Direktor delegiert werden.
                  

               

               
                     § 5
Kuratorium
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für die Akademie wird ein Kuratorium gebildet. Bei der Wahl und Berufung ist darauf zu achten, dass die Zusammensetzung des
                     Kuratoriums der Vielfalt der Gaben und Kräfte entspricht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Dem Kuratorium gehören an:
                  

                  
                     
                        	
                            vier von der Landessynode aus ihrer Mitte für ihre Amtszeit zu wählende Mitglieder,

                        

                        	
                            die oder den Vorsitzenden der Beiräte nach § 6,

                        

                        	
                            vier vom Oberkirchenrat für die Dauer von drei Jahren berufene Personen, die zu einem Kirchengemeinderat einer Kirchengemeinde
                              der Landeskirche wählbar sein müssen, die nicht in einem kirchlichen Dienst- oder Anstellungsverhältnis stehen und möglichst
                              aus verschiedenen Sprengeln der Landeskirche kommen,
                           

                        

                        	
                            zwei von der Landesbischöfin oder dem Landesbischof zu berufene Vertreterinnen oder Vertreter des Oberkirchenrats.

                        

                     

                  

                  Die Wiederwahl und Wiederberufung ist möglich. Die Mitglieder des Kuratoriums sind zur Verschwiegenheit verpflichtet, soweit
                     das Kuratorium nichts Abweichendes beschließt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Soweit das Kuratorium nichts anderes bestimmt, nehmen die geschäftsführende Direktorin oder der geschäftsführende Direktor, die Verhinderungsstellvertreterin oder der Verhinderungsstellvertreter, die weiteren
                     Direktorinnen und Direktoren, die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer der Verwaltung und der Tagungsstätte an den Sitzungen
                     des Kuratoriums als Beraterinnen und Berater teil.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Zu den Sitzungen eingeladen wird die oder der für die Akademie zuständige Dezernentin oder Dezernent des Oberkirchenrats, der beratend an den Sitzungen teilnimmt. Die Dezernentin oder der Dezernent kann durch
                     eine Mitarbeiterin oder einen Mitarbeiter des Oberkirchenrates vertreten werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Das Kuratorium wählt aus seiner Mitte eine oder einen Vorsitzenden und eine oder einen stellvertretenden Vorsitzenden und
                     bestimmt die Schriftführerin oder den Schriftführer.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Das Kuratorium tritt bei Bedarf, mindestens aber zweimal im Jahr zusammen. Es wird durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden
                     unter gleichzeitiger Mitteilung der Tagesordnung mindestens vierzehn Tage vorher schriftlich einberufen. Es ist außerdem einzuberufen,
                     wenn dies von der geschäftsführenden Direktorin oder dem geschäftsführenden Direktor oder von einem der Vertreterinnen oder
                     Vertreter des Oberkirchenrats oder von mindestens einem Drittel der Mitglieder des Kuratoriums schriftlich unter Bezeichnung
                     der Tagesordnung bei der oder dem Vorsitzenden beantragt wird.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Das Kuratorium hat folgende Aufgaben:
                  

                  
                     
                        	
                            Es berät die Akademieleitung insbesondere im Blick auf die grundsätzliche Ausrichtung der Akademiearbeit und bei sonstigen
                              Fragen und Entscheidungen von größerer Bedeutung.
                           

                        

                        	
                            Es unterstützt die geschäftsführende Direktorin oder den geschäftsführenden Direktor bei der inhaltlichen Schwerpunktsetzung
                              der Akademie und berät die ihr oder ihm in diesem Zusammenhang für das kommende Kalenderjahr vorgelegte Jahresplanung.
                           

                        

                        	
                            Es kann für jeden Themenbereich der Schwerpunktsetzung der geschäftsführenden Direktorin oder dem geschäftsführenden Direktor
                              eine Tagung vorschlagen. Widerspricht die geschäftsführende Direktorin oder der geschäftsführende Direktor einer vorgeschlagenen
                              Tagung, so legt sie oder er diese Entscheidung dem Oberkirchenrat zusammen mit ihrer oder seiner Stellungnahme sowie einer
                              Stellungnahme des Kuratoriums zur abschließenden Entscheidung vor.
                           

                        

                        	
                            Es beschließt den Sonderhaushalt der Akademie im Bereich inhaltliche Arbeit und Verwaltung und legt diesen dem Oberkirchenrat
                              zur Genehmigung vor (§ 8).
                           

                        

                        	
                            Es wirkt bei der Besetzung von Stellen mit (§§ 3, 4).

                        

                        	
                            Es beschließt im Benehmen mit der geschäftsführenden Direktorin oder dem geschäftsführenden Direktor über die Geschäftsordnung (§ 9).

                        

                        	
                            Es nimmt den jährlichen Arbeits- und Rechenschaftsbericht der geschäftsführenden Direktorin oder des geschäftsführenden Direktors
                              entgegen und legt ihn mit einer Stellungnahme dem Oberkirchenrat vor. Das Kuratorium stellt die Jahresrechnung fest und nimmt
                              den jährlichen Prüfungsbericht entgegen (§ 8).
                           

                        

                        	
                            Entgegennahme und Beratung des Positionspapiers der Beiräte.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Das Kuratorium ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist. Jedes Mitglied hat eine Stimme.
                     Zur Gültigkeit eines Beschlusses ist erforderlich, dass der Gegenstand der Beratung auf der mit der Einladung versandten Tagesordnung aufgeführt wurde. Das Kuratorium kann mit Zweidrittelmehrheit der anwesenden Stimmen die Tagesordnung erweitern. Die Beschlüsse des Kuratoriums sind durch die Schriftführerin oder den Schriftführer
                     in die Niederschrift aufzunehmen und von der oder dem Vorsitzenden zu unterzeichnen.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                         Bei der Beschlussfassung entscheidet die einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Stimmenthaltungen werden nicht gezählt. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der oder des Vorsitzenden. Die oder
                     der Vorsitzende des Kuratoriums kann im Einvernehmen mit der geschäftsführenden Direktorin oder dem geschäftsführenden Direktor
                     Beschlüsse im Umlauf fassen lassen, wenn der Gegenstand der Beschlussfassung allen Kuratoriumsmitgliedern mindestens zwei
                     Wochen vorher schriftlich mitgeteilt wurde und zwei Drittel der Mitglieder ihre Zustimmung schriftlich zum Abstimmungsverfahren
                     und zum Beschluss erklärt haben. Die Frist beginnt mit der Aufgabe des schriftlichen Umlaufbeschlusses an einen zuverlässigen
                     Postdienstleister.
                  

               

               
                     § 6
Beiräte 
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für die einzelnen Themenbereiche der Akademie werden insgesamt bis zu vier Beiräte gebildet. Die einzelnen Themenbereiche
                     der Akademie ergeben sich aus der Geschäftsordnung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Dem jeweiligen Beirat gehören an:
                  

                  
                     
                        	
                            kraft Amtes, die jeweiligen für die Themenbereiche zuständigen Studienleiterinnen und Studienleiter,

                        

                        	
                            bis zu sechs weitere, fachlich kompetente Persönlichkeiten, die durch die geschäftsführende Direktorin oder den geschäftsführenden
                              Direktor für die Dauer von sechs Jahren berufen werden. Eine einmalige Wiederberufung ist möglich.
                           

                        

                     

                  

                  Die Mitglieder der Beiräte sollen einer Kirche angehören, die Mitgliedskirche der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Deutschland e.V. ist. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Akademie können nicht Mitglieder der Beiräte
                     sein, soweit vorliegend nichts anderes bestimmt ist. § 5 Absatz 1 Satz 3 ist entsprechend anzuwenden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Beiräte tagen nach Bedarf, mindestens aber einmal im Jahr.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die geschäftsführende Direktorin oder der geschäftsführende Direktor wird zu den Sitzungen der Beiräte eingeladen und kann
                     beratend teilnehmen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die jeweiligen Beiräte wählen aus der Mitte ihrer Mitglieder nach Absatz 2 Nummer 2 eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und eine stellvertretende Vorsitzende oder einen stellvertretenden Vorsitzenden.
                     Jeder Beirat gibt sich eine Geschäftsordnung.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Beiräte beraten in ihren jeweiligen Themenbereichen die Akademieleitung und das Kuratorium in Grundsatzfragen der Akademiearbeit.
                     Sie erstellen hierzu jährlich ein Positionspapier, das der geschäftsführenden Direktorin oder dem geschäftsführenden Direktor und dem Kuratorium zur Kenntnis zu geben ist.
                  

               

               
                     § 7
Vertretung im Rechtsverkehr
                     

                  

                  (aufgehoben)

               

               
                     § 8
Haushaltsführung und Vermögensverwaltung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für jedes Haushaltsjahr wird ein Sonderhaushaltsplan einschließlich Stellenplan für die Akademie und deren Verwaltung aufgestellt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Vollzug des Sonderhaushaltsplans obliegt der geschäftsführenden Direktorin oder dem geschäftsführenden Direktor und den
                     Geschäftsführerinnen oder Geschäftsführern der Verwaltung. Die haushaltsrechtlichen Bestimmungen der Landeskirche sind entsprechend anzuwenden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Jahresrechnung ist spätestens drei Monate nach Ablauf des Haushaltsjahres abzuschließen, zu prüfen und dem Kuratorium zur Beratung und Feststellung vorzulegen. Dieses leitet sie mit einer Stellungnahme dem Oberkirchenrat
                     zu.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Akademie und deren Verwaltung nimmt die zentralen Dienste in der Verwaltung der Landeskirche in Anspruch, soweit dies
                     der Oberkirchenrat festlegt.
                  

               

               
                     § 9
Geschäftsordnung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zur näheren Regelung der Arbeit der Akademie beschließt das Kuratorium eine Geschäftsordnung. Sie bedarf der Genehmigung des Oberkirchenrats.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Geschäftsordnung kann unter anderem vorsehen
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                              	
                                 die Gliederung der Akademie,

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 die Bildung von Fachbeiräten zur Beratung und Unterstützung der Studienleiterinnen und Studienleiter,

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 die Bildung eines Ausschusses zur Beratung und Unterstützung der Akademieleitung.

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 10
Inkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Diese Ordnung der Evangelischen Akademie Bad Boll tritt am 1. Januar 1984 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung der Evangelischen
                     Akademie Bad Boll vom 10. November 1955 (Abl. 36 S. 418) in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. November 1956 (Abl. 37 S. 361) außer Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das bestehende Kuratorium und der bestehende Konvent nehmen die Aufgaben nach dieser Ordnung wahr, bis ein neues Kuratorium
                     und neue Beiräte gebildet sind. Die Bildung des neuen Kuratoriums erfolgt alsbald nach Inkrafttreten dieser Ordnung, die der
                     neuen Beiräte erfolgt alsbald nach Bildung des neuen Kuratoriums.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 1 dieser Sammlung. 
            

         

      

   
      

      
         Ordnung für das Zentrum Einkehr und Geistliches Leben in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg im Stift Urach  
(Ordnung Zentrum Einkehr und Geistliches Leben - OZEGL)
         

      

      
         vom 7. Oktober 2025

      

      
         (Abl. 71 Nr. 190)
         

      

      Aufgrund von § 25 Absatz 4 Kirchenverfassungsgesetz1, § 117 Absatz 1 Pfarrdienstgesetz der EKD2 und § 35 Absatz 1 Satz 1 Württembergisches Pfarrergesetz3 wird in Ausführung von § 71 Absatz 2 Pfarrdienstgesetz der EKD4, § 24 Absatz 2 Württembergisches Pfarrergesetz5 verordnet: 
      

      Die Evangelische Landeskirche in Württemberg hat in dem ehemaligen Kloster der Brüder vom gemeinsamen Leben und dem späteren
                  Seminar Stift Urach einen Ort für Spiritualität und geistliches Leben eingerichtet. Gemäß dem Auftrag der Verfassung der Landeskirche
                  soll die gesamte Arbeit gegründet sein „auf dem in der Heiligen Schrift gegebenen, in den Bekenntnissen der Reformation bezeugten
                  Evangelium von Jesus Christus, unserem Herrn“. Die Erfüllung dieses Auftrages unterstützen der Vertrauensrat zur Förderung
                  missionarischer Dienste e. V. mit Sitz in Stuttgart, der Förderverein Stift Urach e. V. mit Sitz in Bad Urach und das Zentrum für Gemeindeentwicklung und missionale Kirche der Evangelischen Landeskirche
                  in Württemberg. 
               

               
                     § 1
Name, Sitz, Rechtsform
                     

                  

                  Das Zentrum Einkehr und Geistliches Leben in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg hat seinen Sitz im Stift Urach.
                     Es ist eine rechtlich unselbstständige Einrichtung der Evangelischen Landeskirche in Württemberg.
                  

               

               
                     § 2
Aufgabe und Arbeitsweise
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Zentrum Einkehr und Geistliches Leben lädt zu Einkehrzeiten im Kirchenjahr und Seminaren zu Themen der Spiritualität
                     und des geistlichen Lebens ein und macht Angebote für Menschen in besonderen Lebenssituationen. Tagzeitengebete, Seelsorge
                     und geistliche Begleitung sind offen für alle Gäste. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Zentrum Einkehr und Geistliches Leben fördert das geistliche Leben in der Landeskirche, indem es den Mitarbeitenden Angebote
                     folgender Art macht: 
                  

                  
                     
                        	
                           geistliche Begleitung Einzelner,

                        

                        	
                           Aus- und Fortbildung in geistlicher Begleitung und Anleitung geistlicher Übungen,

                        

                        	
                           Begleitung der Arbeitsgemeinschaft Geistliche Begleitung und der Personen, die sich im Auftrag der Landeskirche für geistliche
                              Begleitung zur Verfügung stellen,
                           

                        

                        	
                           geistliche Angebote wie Exerzitien und Fortbildungen zu Themen des geistlichen Lebens.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Zentrum Einkehr und Geistliches Leben nimmt die zentralen Dienste in der Verwaltung der Landeskirche in Anspruch, soweit
                     dies der Oberkirchenrat festlegt.
                  

               

               
                     § 3
Leitung
                     

                  

                  Die Planung, Durchführung und Begleitung der Angebote im Sinne von § 2 liegt bei der Leiterin oder beim Leiter des Zentrums Einkehr und Geistliches Leben, die oder der auf Vorschlag des Kuratoriums
                     vom Oberkirchenrat berufen wird. Die Leiterin oder der Leiter soll Theologin oder Theologe sein. Die Visitation obliegt der
                     zuständigen Prälatin oder dem zuständigen Prälaten.
                  

               

               
                     § 4 
Zusammenarbeit mit der Tagungsstätte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Leiterin oder der Leiter arbeitet vertrauensvoll und partnerschaftlich mit der Geschäftsführerin oder dem Geschäftsführer der Tagungsstätte und dem gesamten Vorstand der Evangelischen Tagungsstätten in Württemberg
                     zusammen. Im Programm des Zentrums Einkehr und Geistliches Leben wird auf die Angebote der Tagungsstätte hingewiesen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Leiterin oder der Leiter und die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer der Tagungsstätte sollen regelmäßig zur Besprechung
                     anstehender Fragen des Tagungsbetriebs und der Tagungsstätte sowie zum Austausch von Vorschlägen und Anregungen zusammenkommen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Leiterin oder der Leiter ist für die Ausübung des Vorbelegungsrechts im Rahmen ihrer bzw. seiner Aufgabenerfüllung gegenüber
                     der Geschäftsführerin oder dem Geschäftsführer der Tagungsstätte zuständig.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Leiterin oder der Leiter kann innerhalb angemessener Frist nach Eingang einer entsprechenden Mitteilung Bedenken gegen
                     Tagungen oder Veranstaltungen Dritter gegenüber der Geschäftsführerin oder dem Geschäftsführer der Tagungsstätte vorbringen.
                     Können die Bedenken nicht ausgeräumt werden, so entscheidet der Oberkirchenrat.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Leiterin oder der Leiter wacht darüber, dass das Profil der Angebote des Zentrums Einkehr und Geistliches Leben gewahrt
                     bleibt. Sie oder er weist die Geschäftsführerin oder den Geschäftsführer auf Widersprüche in dem Profil der Tagungsstätte
                     mit dem Profil des Zentrums Einkehr und Geistliches Leben hin. Sie oder er hat Hinweisen der Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers
                     der Tagungsstätte auf Widersprüche in dem Profil der Einkehrangebote zum Profil der Tagungsstätte nachzugehen. Kann ein Einvernehmen
                     über die Beseitigung des Widerspruchs nicht hergestellt werden, entscheidet der Oberkirchenrat.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Leiterin oder der Leiter einigt sich mit dem Vorstand der Evangelischen Tagungsstätten in Württemberg über die gemeinschaftliche
                     Nutzung der Gebäude und über die einheitlichen Nutzungsbedingungen, die mit den zentralen Diensten in der Verwaltung der Landeskirche festgelegt werden. Kommt eine Einigung nicht zustande,
                     entscheidet der Oberkirchenrat.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Soweit der Oberkirchenrat dies festlegt, werden die vorstehenden Befugnisse der Leiterin oder des Leiters über die zentralen Dienste in der Verwaltung der Landeskirche ausgeübt. Die Leiterin oder der Leiter ist
                     zuvor anzuhören.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Soweit die Leiterin oder der Leiter zugleich die Geschäftsführung einer Tagungsstätte innehat, hat sie oder er aus dieser
                     Verbindung erwachsende Interessenkonflikte dem Oberkirchenrat umgehend anzuzeigen. Können Interessenkonflikte nicht gelöst
                     werden, entscheidet der Oberkirchenrat.
                  

               

               
                     § 5
Zusammensetzung und Aufgaben des Kuratoriums
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Dem Kuratorium gehören an:
                  

                  
                     
                        	
                           ein vom Oberkirchenrat benanntes, stimmberechtigtes Mitglied des Kollegiums des Oberkirchenrats,

                        

                        	
                           die Leitung des für Theologie, Kirche und Gesellschaft zuständigen Referats,

                        

                        	
                           eine Vertreterin oder ein Vertreter des Zentrums für Gemeindeentwicklung und missionale Kirche, 

                        

                        	
                           eine Vertreterin oder ein Vertreter der Evangelischen Kirchengemeinde Bad Urach-Seeburg,

                        

                        	
                           zwei Personen, die von dem für Theologie, Gemeinde und weltweite Kirche zuständigen Dezernat im Oberkirchenrat benannt werden
                              und die in geistlicher Begleitung ausgebildet sind, darunter mindestens eine Pfarrperson,
                           

                        

                        	
                           eine Vertreterin oder ein Vertreter des Vertrauensrats zur Förderung missionarischer Dienste e. V. und 

                        

                        	
                           eine Vertreterin oder ein Vertreter des Fördervereins Stift Urach e. V.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Landesbischöfin oder der Landesbischof beruft die Mitglieder des Kuratoriums gemäß Absatz 1 Nummer 1 und 3 bis 7 für die Dauer von vier Jahren. Zudem beruft sie oder er für jedes Mitglied eine Stellvertreterin oder
                     einen Stellvertreter. Wiederberufung ist möglich. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Leiterin oder der Leiter des Zentrums Einkehr und Geistliches Leben nimmt an den Sitzungen des Kuratoriums beratend teil.
                     
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Das Kuratorium ist zuständig für
                  

                  
                     
                        	
                           Grundsatzfragen der biblisch-theologischen Ausrichtung der Angebote,

                        

                        	
                           die Entgegennahme des Arbeits- und Rechenschaftsberichts der Leitung des Zentrums Einkehr und Geistliches Leben,

                        

                        	
                           die Begleitung und Beratung der Leiterin oder des Leiters des Zentrums Einkehr und Geistliches Leben bei der Wahrnehmung ihres
                              oder seines Auftrags,
                           

                        

                        	
                           die Abgabe eines Vorschlags zur Besetzung der Stelle der Leiterin oder des Leiters des Zentrums Einkehr und Geistliches Leben
                              an den Oberkirchenrat, 
                           

                        

                        	
                           die Feststellung des Sonderhaushaltsplans und des Rechnungsabschlusses, die jeweils der Genehmigung des Oberkirchenrats bedürfen,
                              sowie die Feststellung von überplanmäßigen Ausgaben und Einnahmen und
                           

                        

                        	
                           die Jahresplanung.

                        

                     

                  

               

               
                     § 6
Arbeitsweise des Kuratoriums
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Kuratorium tagt bei Bedarf, mindestens jedoch einmal im Jahr. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Kuratorium wählt aus seiner Mitte eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden, die oder der stimmberechtigtes Mitglied des
                     Kollegiums des Oberkirchenrats sein soll, eine stellvertretende Vorsitzende oder einen stellvertretenden Vorsitzenden sowie
                     eine Schriftführerin oder einen Schriftführer.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Kuratorium fasst seine Beschlüsse in nichtöffentlichen Sitzungen. Sofern keines der Mitglieder widerspricht, kann eine
                     Beschlussfassung auf schriftlichem oder elektronischem Weg herbeigeführt werden. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Das Kuratorium ist von der oder dem Vorsitzenden bei Bedarf unter Einhaltung einer Frist von sieben Tagen einzuberufen. Es
                     ist insbesondere einzuberufen, wenn dies von der Leiterin oder vom Leiter des Zentrums Einkehr und Geistliches Leben oder
                     von mindestens einem Drittel der Mitglieder des Kuratoriums schriftlich unter Bezeichnung der Tagesordnungspunkte bei der
                     oder dem Vorsitzenden beantragt wird. Die Einberufung erfolgt in Textform an die letzte vom Mitglied bekanntgegebene Adresse unter Angabe der Tagesordnung.
                     Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung der Einladung folgenden Tag. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Sitzungen des Kuratoriums werden von der oder dem Vorsitzenden geleitet. Sie finden grundsätzlich mit persönlicher Anwesenheit
                     der Mitglieder statt. Sitzungen ohne persönliche Anwesenheit aller oder einzelner Mitglieder können durchgeführt werden, sofern
                     eine Beratung und Beschlussfassung durch zeitgleiche Übertragung von Bild und Ton mittels geeigneter technischer Hilfsmittel,
                     insbesondere in Form einer Videokonferenz, möglich ist. In einer Sitzung ohne persönliche Anwesenheit der Mitglieder dürfen
                     keine geheimen Wahlen und keine geheimen Abstimmungen durchgeführt werden. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Das Kuratorium ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte aller Mitglieder anwesend ist. 
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Das Kuratorium strebt einmütige Beschlüsse an, insbesondere bei Fragen, die die geistliche Zielsetzung des Zentrums Einkehr
                     und Geistliches Leben betreffen. Beschlüsse werden mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Stimmenthaltungen
                     gelten als nicht abgegebene Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der oder des Vorsitzenden. Für Wahlen gelten
                     die Bestimmungen über die Beschlussfassung entsprechend. 
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         § 27 der Kirchengemeindeordnung6 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                         Über die Sitzungen des Kuratoriums ist ein Protokoll zu führen, das von der Schriftführerin oder vom Schriftführer und von
                     der oder dem Vorsitzenden zu unterzeichnen ist. 
                  

                  
                        (
                        10
                        )
                         Die Mitglieder des Kuratoriums sind zur Verschwiegenheit verpflichtet, soweit das Kuratorium nichts Abweichendes beschließt.
                  

               

               
                     § 7 
Änderung der Ordnung
                     

                  

                  Die Ordnung für das Zentrum Einkehr und Geistliches Leben kann vom Oberkirchenrat nach Anhörung des Kuratoriums geändert werden.
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         250. Kirchliches Gesetz über die Wahrnehmung des kirchlichen Auftrags im privaten Rundfunk

      

      
         Vom 26. November 1987

      

      
         (Abl. 53 S. 330)

      

      Die Landessynode hat das folgende kirchliche Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird:

      
                     § 1
Kirchliche Präsenz im privaten Rundfunk
                     

                  

                  Die Evangelische Landeskirche in Württemberg nimmt den kirchlichen Auftrag im privaten Rundfunk (Hörfunk und Fernsehen) durch
                     eigene Rundfunkprogramme, durch eigenverantwortlich gestaltete Programmbeiträge und durch Mitwirkung bei der Organisation
                     und Gestaltung von Privatrundfunk wahr.
                  

               

               
                     § 2
Interessenwahrnehmung
                     

                  

                  Der Oberkirchenrat nimmt die Interessen kirchlicher Körperschaften gegenüber der Landesanstalt für Kommunikation wahr.

               

               
                     § 3
Vereinbarungen mit Veranstaltern
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Vereinbarungen mit privaten Veranstaltern über eine kirchliche Beteiligung an Hörfunk- oder Fernsehprogrammen schließt der
                     Oberkirchenrat namens der Landeskirche im Benehmen mit den betroffenen Kirchenbezirken. Als betroffen gelten Kirchenbezirke,
                     deren Gebiet zu mehr als einem Drittel in dem Bereich liegt, in den ein Sender regelmäßig Programme ausstrahlt. Ein Kirchenbezirk
                     kann auf seine Beteiligung verzichten, sofern in seinem Bereich nicht der Sitz der Redaktion des Senders liegt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Oberkirchenrat ist berechtigt, gegenüber privaten Veranstaltern auch andere christliche Kirchen und Gruppen zu vertreten
                     oder deren Interessen wahrzunehmen, soweit er hierzu von diesen beauftragt ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Vereinbarung regelt insbesondere Art, Umfang und Vergütung kirchlicher Programmbeiträge sowie die Rechte des kirchlichen
                     Bevollmächtigten und der journalistischen Mitarbeiter gegenüber dem Veranstalter und der von ihm gebildeten Redaktion.
                  

               

               
                     § 4
Kirchliche Bevollmächtigte
                     

                  

                  Im Geltungsbereich einer Vereinbarung bestellt der Oberkirchenrat einen kirchlichen Bevollmächtigten und seinen Stellvertreter.
                     In der Regel wird der für den Sitz der Redaktion des Senders örtlich zuständige Dekan bestellt. Die Bestellung einer anderen
                     Person und des Stellvertreters geschieht im Benehmen mit den betroffenen Kirchenbezirken. Der Bevollmächtigte nimmt die Interessen
                     der Landeskirche und der betroffenen Kirchenbezirke gegenüber dem Veranstalter wahr. Ist für den Sender ein Programmbeirat
                     vorgesehen, so arbeitet der kirchliche Bevollmächtigte im Programmbeirat mit.
                  

               

               
                     § 5
Journalistische Mitarbeiter
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Journalistische Mitarbeiter bestellt der Oberkirchenrat im Einvernehmen mit den betroffenen Kirchenbezirken. Das Einvernehmen
                     gilt als hergestellt, wenn der Kirchenbezirk am Sitz der Redaktion des Senders zustimmt und nicht die Mehrheit der weiter
                     betroffenen Kirchenbezirke (§ 3 Abs. 1) binnen einer Frist von vier Wochen nach Mitteilung des Vorschlags widerspricht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Soweit der journalistische Mitarbeiter nicht ohnehin in einem Dienstverhältnis zur Landeskirche steht, wird er in der Regel
                     von der Landeskirche angestellt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der journalistische Mitarbeiter hält die Verbindung zum Sender. Er plant, koordiniert und erarbeitet kirchliche Programmbeiträge.
                     Sind bei einem Sender mehrere journalistische Mitarbeiter tätig, so ist zu bestimmen, wer die Verantwortung für die kirchlichen
                     Sendungen trägt. Die Einzelheiten des Dienstauftrags regelt eine vom Oberkirchenrat allgemein oder im Einzelfall zu erlassende
                     Dienstanweisung. Sie kann von den allgemeinen Bestimmungen abweichende Regelungen über die Abführung von Honoraren vorsehen.
                  

               

               
                     § 6
Regionalbeauftragte
                     

                  

                  Für die Sendebereiche eines oder mehrerer Sender bestellt der Oberkirchenrat Regionalbeauftragte. Sie beraten die kirchlichen
                     Bevollmächtigten und die journalistischen Mitarbeiter in den Kirchenbezirken und koordinieren deren Arbeit.
                  

               

               
                     § 7
Evangelische Rundfunkagentur Württemberg
                     

                  

                  Die landeskirchliche Evangelische Rundfunkagentur Württemberg hat den Auftrag, die kirchliche Arbeit im privaten Rundfunk
                     zu entwickeln. Sie erarbeitet und vermittelt Beiträge für Sendungen überörtlichen Charakters und ist zuständig für die Aus-
                     und Fortbildung der Mitarbeiter im privaten Rundfunk.
                  

               

               
                     § 8
Dienstaufsicht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Dienstaufsicht über die hauptamtlich tätigen journalistischen Mitarbeiter führt der kirchliche Bevollmächtigte. Er kann
                     sich dabei durch die Evangelische Rundfunkagentur beraten lassen. Die Dienstaufsicht bei nebenamtlich tätigen Mitarbeitern
                     richtet sich nach der für ihr Hauptamt getroffenen Regelung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Dienstaufsicht über die Regionalbeauftragten und über den Leiter der Evangelischen Rundfunkagentur führt der zuständige
                     Referent des Oberkirchenrats.
                  

               

               
                     § 9
Finanzierung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Sach- und Personalkosten der regelmäßigen kirchlichen Beteiligung am privaten Rundfunk trägt die Landeskirche. Soweit
                     auf Veranlassung eines Kirchenbezirks zusätzliche Sendungen in das Programm aufgenommen werden, fallen etwaige Aufwendungen
                     einschließlich der Honorare dem Kirchenbezirk zur Last.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Landeskirche trägt die Kosten für die Aus- und Fortbildung der Mitarbeiter im privaten Rundfunk.
                  

               

               
                     § 10
Begleitende Rundfunkkommissionen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Am Sitz der Redaktion eines privaten Veranstalters von Hörfunk- und Fernsehprogrammen kann der Oberkirchenrat auf Vorschlag
                     des kirchlichen Bevollmächtigten und unter dessen Vorsitz eine begleitende Rundfunkkommission berufen. Sie wird aus Vertretern
                     der betroffenen kirchlichen Körperschaften, Vertretern selbständiger kirchlicher Einrichtungen und weiteren sachkundigen Personen
                     gebildet und soll in der Regel nicht mehr als zehn Mitglieder umfassen. Der kirchliche Bevollmächtigte kann den Vorsitz einem
                     anderen Mitglied übertragen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die begleitende Rundfunkkommission unterstützt den Bevollmächtigten bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben. Sie regt Programmbeiträge
                     an und begleitet die journalistischen Mitarbeiter in ihrer Rundfunktätigkeit.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die begleitende Rundfunkkommission gibt sich eine Geschäftsordnung.
                  

               

               
                     § 11
Visitation
                     

                  

                  Die Visitation der kirchlichen Arbeit im Regional- und Lokalfunk erfolgt im Rahmen der Visitation der Kirchenbezirke, in deren
                     Bereich die Redaktion eines privaten Veranstalters ihren Sitz hat.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         253. Ordnung für den Beirat für Publizistik

      

      
         Vom 21. Juli 1992

      

      
         (Abl. 55 S. 611)

      

      Der Evangelische Oberkirchenrat erläßt folgende Ordnung:

      
                     § 1

                  

                  Für das Evangelische Pressehaus und seine landeskirchlichen Einrichtungen wird ein Beirat für jeweils sechs Jahre vom Oberkirchenrat
                     bestellt. Die Amtszeit des Beirats deckt sich mit der Amtszeit der Landessynode.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  Der Beirat besteht aus bis zu elf stimmberechtigten Personen, die insbesondere in den Aufgabenbereichen des Evangelischen
                     Pressehauses (vgl. § 4) sachkundig sind.
                  

                  Zu diesem Personenkreis können gehören:
                     
                        	
                           als Vertreter der Kirchenleitung der zuständige Dezernent/die zuständige Dezernentin,

                        

                        	
                           drei Mitglieder der Landessynode, davon mindestens ein Mitglied des zuständigen Synodalausschusses,

                        

                        	
                           das Mitglied der Landeskirche im Medienrat,

                        

                        	
                           das Mitglied der Landeskirche im Rundfunkrat,

                        

                        	
                           ein Verleger/eine Verlegerin,

                        

                        	
                           ein Vertreter/eine Vertreterin aus der Hörfunk- bzw. Filmbranche,

                        

                        	
                           ein Vertreter/eine Vertreterin aus der Werbebranche,

                        

                        	
                           ein Vertreter/eine Vertreterin aus der Medienpädagogik,

                        

                        	
                           ein Vertreter/eine Vertreterin aus der Medienpolitik oder dem Medienrecht.

                        

                     

                  

                  Der Leiter und der Verwaltungsleiter des Evangelischen Pressehauses nehmen an den Sitzungen mit beratender Stimme teil.

                  Der Beirat kann zur Beratung einzelner Sachgebiete weitere sachkundige Personen einladen.

               

               
                     § 3

                  

                  Der Beirat tritt in der Regel zweimal im Jahr zusammen. Aus seiner Mitte wählt der Beirat eine/n Vorsitzende/n und eine/n
                     stellvertretende/n Vorsitzende/n.
                  

                  Der/die Vorsitzende, im Verhinderungsfall dessen/deren Stellvertreter/in, lädt zu den Sitzungen ein und leitet sie.

               

               
                     § 4

                  

                  Der Beirat berät den Oberkirchenrat in der Wahrnehmung seines publizistischen Auftrags.

                  Dies gilt unter anderem für folgende Arbeitsbereiche:
                     
                        	
                           Evangelischer Werbedienst in Württemberg,

                        

                        	
                           Amt für Information,

                        

                        	
                           Rundfunk und Fernsehen bei Privatsendern,

                        

                        	
                           Rundfunk und Fernsehen bei öffentlich-rechtlichen Rundfunk- und Fernsehanstalten,

                        

                        	
                           Evangelische Medienzentrale.

                        

                     

                  

                  Der Beirat kann sich auch über rechtlich selbständige Einrichtungen im Raum der kirchlichen Publizistik informieren lassen.

               

               
                     § 5

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Beirat ist beschlußfähig, wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend sind. Er beschließt über Anträge mehrheitlich.
                     Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt. Stimmenthaltungen werden bei der Berechnung der Mehrheit nicht berücksichtigt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Über jede Sitzung des Beirats wird ein Protokoll gefertigt, das der/die Vorsitzende bzw. der/die jeweilige Sitzungsleiter/in
                     und der/die Protokollführer/in unterzeichnen.
                  

               

               
                     § 6

                  

                  Diese Ordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 1993 in Kraft.

               

            

         

      

      

   
      

      
         255. Vereinbarung über die Gründung einer Württembergischen Bibelgesellschaft

      

      
         Vom 20. Januar 1976 

      

      
         (Abl. 47 S. 19)

      

      Die Württembergische Bibelanstalt, vertreten durch Dr. Winter, und die Evang. Landeskirche in Württemberg, vertreten durch
         den Evang. Oberkirchenrat, schließen über die Gründung und Fortführung einer Württembergischen Bibelgesellschaft folgende
         Vereinbarung:
      

      
            I

         

         Die Württembergische Bibelanstalt verpflichtet sich für sich und ihre Rechtsnachfolger, eine Württembergische Bibelgesellschaft
            als besondere Abteilung der Stiftung gemäß beiliegendem Gründungsstatut1 zu errichten und fortzuführen.
         

      

      
            II

         

         Die Landeskirche fördert und unterstützt die Arbeit der Württembergischen Bibelgesellschaft.

      

      
            III

         

         Alle sich aus dieser Vereinbarung ergebenden Fragen regeln die Vertragschließenden in freundschaftlicher Zusammenarbeit. Eine
            Änderung des Gründungsstatuts bedarf des gegenseitigen Einverständnisses.
         

         Stuttgart, den 20. Januar 1976

         
            
               
               
            
            
               
                  	
                     Württembergische Bibelanstalt

                  
                  	
                     Evang. Oberkirchenrat

                  
               

               
                  	
                     Dr. Winter

                  
                  	
                     I. V.

                  
               

               
                  	
                  	
                     Ströbel

                  
               

            
         

      

      

      1
            Red. Anm.: Nachfolgend abgedruckt unter Nr.. 256 dieser Sammlung.
            

         

      

   
      

      
         256. Gründungsstatut 
Württembergische Bibelgesellschaft
         

      

      
         Vom 18. Dezember 1975

      

      
         (Abl. 47 S. 20)

      

      Der Verwaltungsrat der Württembergischen Bibelanstalt will im Hinblick auf die vorgesehene Entwicklung und Ausdehnung der
         Württembergischen Bibelanstalt zu einer Deutschen Bibelstiftung dafür Sorge tragen, daß die auf das bisherige Gebiet der Württembergischen
         Landeskirche begrenzten Aufgaben der Württembergischen Bibelanstalt künftig durch eine besondere Abteilung wahrgenommen werden.
      

      Er beschließt daher in Absprache mit dem Evangelischen Oberkirchenrat folgendes Gründungsstatut:

      
               (
               1
               )
               Es wird eine besondere Abteilung unter dem Namen „Württembergische Bibelgesellschaft – hervorgegangen aus der Württembergischen
            Bibelanstalt“ gebildet.
         

         
               (
               2
               )
               Aufgaben der Württembergischen Bibelgesellschaft sind:
            
               	
                  die Verbreitung der Bibel im Bereich der Württembergischen Landeskirche zu fördern und dafür zu sorgen, daß Menschen aller
                     Schichten erreicht werden, die die Bibel noch nicht kennen oder ihr gleichgültig oder ablehnend gegenüberstehen;
                  

               

               	
                  im Bereich der Württembergischen Landeskirche zum Verständnis und zur Erkenntnis der Bibel beizutragen;

               

               	
                  engen Kontakt zum Oberkirchenrat und zu den Pfarrern und Gemeinden der Württembergischen Landeskirche zu halten;

               

               	
                  Zusammenarbeit mit allen Kirchen und christlichen Vereinigungen in Württemberg, die die Verbreitung der Bibel fördern, anzustreben;

               

               	
                  für freiwillige Spenden für die Bibelarbeit und die Weltbibelhilfe im Interesse der Stiftung zu werben.

               

            

         

         
               (
               3
               )
               Die Württembergische Bibelgesellschaft führt diese Aufgaben im Benehmen mit dem Evangelischen Bibelwerk durch. Sie ist Mitglied
            des Bibelwerks.
         

         
               (
               4
               )
               Ein Beirat ist beschließendes und bestimmendes Organ der Württembergischen Bibelgesellschaft. Er überwacht insbesondere deren
            Aufgaben erfüllung. Der Beirat soll aus mindestens acht Mitgliedern bestehen und ergänzt sich durch Zuwahl selbst; zwei der
            Mitglieder müssen gleichzeitig Mitglieder des Verwaltungsrates der Deutschen Bibelstiftung sein. Dabei soll es sich um Persönlichkeiten
            handeln, die mit der Tradition der Württembergischen Kirchen vertraut sind. Die ersten Mitglieder werden von der Württembergischen
            Bibelanstalt gewählt. Den Vorsitzenden wählt der Beirat selbst. Der Beirat entscheidet mit einfacher Stimmenmehrheit der erschienenen
            Mitglieder.
         

         
               (
               5
               )
               Die Berufung und Abberufung des Geschäftsführers ist Sache des Beirats. Sie erfolgt im Benehmen mit der Deutschen Bibelstiftung
            und dem Evangelischen Bibelwerk durch den Beirat. Der Geschäftsführer lädt den Beirat zu seinen Sitzungen ein, möglichst mit
            einer Frist von drei Wochen. Mit der Einladung soll eine Tagesordnung bekanntgegeben werden.
         

         
               (
               6
               )
               Alle Tätigkeiten innerhalb der Württembergischen Bibelgesellschaft erfolgen ehrenamtlich. Notwendige Unkosten werden ersetzt.
         

         
               (
               7
               )
               Alle etwaigen rechtlichen und finanziellen Verpflichtungen übernimmt die Deutsche Bibelstiftung. Eine Ausweitung der Arbeit,
            die den Rahmen der bisherigen Aktivitäten der Württembergischen Bibelanstalt wesentlich überschreitet, soll nur im Einvernehmen
            mit der Deutschen Bibelstiftung erfolgen.
         

      

      

   
      

      
         258. Ordnung für das Bibelmuseum 
der Evangelischen Landeskirche in Württemberg
         

      

      
         Erlass des Oberkirchenrats vom 29. April 2015 

      

      
         (Abl. 66 S. 352), geändert durch Erlass des Oberkirchenrats vom 18. April 2023 (Abl. 70 S. 529, 531) und vom 4. Juni 2024 (Abl. 71 Nr. 48)
         

      

      

      
                     Präambel

                  

                  Lasst das Wort Christi reichlich unter euch wohnen (Kol 3,16)

                  Die Evangelische Landeskirche in Württemberg, getreu dem Erbe der Väter, steht auf dem in der Heiligen Schrift gegebenen und
                     in den Bekenntnissen der Reformation bezeugten Evangelium von Jesus Christus, das für alle ihre Arbeit und für jedes christliche
                     Leben die unantastbare Grundlage ist. 
                  

                  Sie weiß darum, dass das Evangelium jeder Zeit auf neue Weise ausgerichtet werden muss. Daher gilt es, das Evangelium in Wort
                     und Tat zeitgemäß zu formulieren, um so Menschen zu erreichen und ihnen Christus zu bezeugen.
                  

                  Um hierzu beizutragen, betreibt die Evangelische Landeskirche in Württemberg das Bibelmuseum, um Menschen den Reichtum der Frohen Botschaft auf moderne Weise neu zu erschließen. Sie weiß sich damit in Kontinuität
                     zu dem alten württembergischen Bekenntnis (Jes 40,8):
                  

                  Verbum Dei manet in Aeternum.

               

               
                     § 1
Rechtsform, Name und Sitz 
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Evangelische Landeskirche in Württemberg errichtet als rechtlich unselbstständige Einrichtung ein Bibelmuseum.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Bibelmuseum führt den Namen: „Bibelmuseum der Evangelischen Landeskirche in Württemberg“.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Sitz des Bibelmuseums ist Stuttgart.
                  

               

               
                     § 2
Aufgabe 
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Bibelmuseum hat die Aufgabe, im Rahmen des Verkündigungsauftrages der Evangelischen Landeskirche in Württemberg die Bibel,
                     ihre Wirkungsgeschichte in Vergangenheit und Gegenwart bekannt und erlebbar zu machen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Arbeit des Bibelmuseums geschieht insbesondere durch die Unterhaltung einer Dauerausstellung zum Thema Bibel im Bibelmuseum.
                     Das Bibelmuseum nimmt damit am Bildungsauftrag der Evangelischen Landeskirche in Württemberg teil. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Konzept des Bibelmuseums ermöglicht durch seine vielfältigen Bildungsangebote und bibelmissionarische Aktivitäten niederschwellige
                     Zugänge zur Bibel und zum Bibellesen. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Das Bibelmuseum kann im Rahmen seiner personellen und finanziellen Möglichkeiten weitere im Zusammenhang mit seinen Aufgaben
                     stehende Ausstellungen und Veranstaltungen durchführen. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Das Bibelmuseum richtet sich mit seinem Angebot an Menschen, die sich für die Bibel und die Bibelarbeit insbesondere im geistigen,
                     geistlichen, historischen und gegenwärtigen Kontext interessieren.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Das Bibelmuseum erfüllt seine Aufgaben in enger Zusammenarbeit mit der Württembergischen Bibelgesellschaft und den Kirchengemeinden
                     und Kirchenbezirken der Evangelischen Landeskirche in Württemberg. Darüber hinaus sind weitere Kooperationen zur Erfüllung
                     seiner Aufgaben möglich. Das Bibelmuseum bringt sich in den Verbund der Bibelmuseen in Deutschland ein.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Als rechtlich unselbstständige Einrichtung der Evangelischen Landeskirche in Württemberg verfolgt das Bibelmuseum ausschließlich
                     und unmittelbar deren gemeinnützige, kirchliche Zwecke. Es ist selbstlos tätig und verfolgt keine eigenwirtschaftlichen Zwecke.
                  

               

               
                     § 3
Organe
                     

                  

                  Organe des Bibelmuseums sind:

                  
                     
                        	
                            das Kuratorium,

                        

                        	
                            die Leiterin oder der Leiter des Bibelmuseums und

                        

                        	
                            der Beirat.

                        

                     

                  

               

               
                     § 4
Kuratorium
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Dem Kuratorium gehören an:
                  

                  
                     
                        	
                           die Leiterin oder der Leiter des für das Bibelmuseum zuständigen Dezernats im Oberkirchenrat als Vorsitzende oder Vorsitzender
                              des Kuratoriums,
                           

                        

                        	
                           die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Beirats der Württembergischen Bibelgesellschaft als stellvertretende Vorsitzende
                              oder stellvertretender Vorsitzender des Kuratoriums,
                           

                        

                        	
                           die Leiterin oder der Leiter des für die Bildungsarbeit zuständigen Dezernats im Oberkirchenrat, soweit diese oder dieser
                              nicht bereits aus anderem Grund Mitglied des Kuratoriums ist,
                           

                        

                        	
                           die Prälatin oder der Prälat, in deren oder dessen Zuständigkeitsbereich das Bibelmuseum seinen Sitz hat,

                        

                        	
                           die Generalsekretärin oder der Generalsekretär der Stiftung Deutsche Bibelgesellschaft,

                        

                        	
                           die leitende Referentin oder der leitende Referent des Christlichen Vereins Junger Menschen Stuttgart e. V.,

                        

                        	
                           eine Schuldekanin oder ein Schuldekan der Evangelischen Landeskirche in Württemberg, die oder der vom Oberkirchenrat bestimmt
                              wird,
                           

                        

                        	
                           ein aus der Mitte der Kirchenkreissynode des Evangelischen Kirchenkreises Stuttgart für die Dauer der jeweiligen Amtszeit
                              entsandtes Mitglied, das nicht Theologin oder Theologe im Sinne von § 39 Absatz 2 der Kirchlichen Wahlordnung ist.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für das Kuratorium wird eine Geschäftsstelle eingerichtet. Die Geschäftsstelle des Kuratoriums wird bei dem für das Bibelmuseum
                     zuständigen Dezernat im Oberkirchenrat eingerichtet. Die Leiterin oder der Leiter der Geschäftsstelle wird zu den Sitzungen
                     des Kuratoriums eingeladen und kann an diesen beratend teilnehmen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Leiterin oder der Leiter des Bibelmuseums nimmt an den Sitzungen des Kuratoriums beratend teil, soweit sie oder er hierzu
                     eingeladen wird. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Das Kuratorium kann Beraterinnen und Berater zu seinen Sitzungen hinzuziehen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Das Kuratorium gibt sich eine Geschäftsordnung, die der Zustimmung des Oberkirchenrats bedarf.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Das Kuratorium tritt nach Bedarf, mindestens jedoch zweimal im Kalenderjahr zusammen. Es wird durch seine Vorsitzende oder
                     seinen Vorsitzenden unter gleichzeitiger Angabe der Tagesordnung mit einer Einberufungsfrist von wenigstens zwei Wochen schriftlich
                     einberufen. Es ist außerdem einzuberufen, wenn dies von einem Mitglied nach Absatz 1 Nummern 2 bis 4 oder von mindestens einem
                     Viertel der Mitglieder des Kuratoriums schriftlich unter Bezeichnung der Tagesordnung bei der oder dem Vorsitzenden beantragt
                     wird.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Das Kuratorium begleitet die Arbeit des Bibelmuseums. Es hat insbesondere folgende Aufgaben: 
                  

                  
                     
                        	
                           es legt die Grundsätze der Museumsarbeit fest und beschließt insbesondere über die grundsätzliche Ausrichtung der inhaltlichen
                              Arbeit des Bibelmuseums und dessen Betriebszeiten, Sonderausstellungen und größeren Veranstaltungen,
                           

                        

                        	
                           es beschließt den Vorschlag für die Haushaltsstelle des Bibelmuseums im landeskirchlichen Haushaltsplan und stellt den Rechnungsabschluss
                              fest,
                           

                        

                        	
                           es beschließt eine Geschäftsordnung für die Arbeit der Leiterin oder des Leiters des Bibelmuseums,

                        

                        	
                           es berät über die Entwicklung und Weiterentwicklung der Arbeit des Bibelmuseums und nimmt den Jahresbericht der Leiterin oder
                              des Leiters des Bibelmuseums entgegen und
                           

                        

                        	
                           es entsendet die jeweiligen Vertreterinnen und Vertreter in übergeordnete Zusammenschlüsse oder Zusammenkünfte von Vertreterinnen
                              und Vertretern der Bibelmuseen.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Das Kuratorium ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist. Jedes Mitglied hat eine Stimme.
                     Bei der Beschlussfassung entscheidet die einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Ein Beschluss bedarf jedoch mindestens
                     mehr als der Hälfte der zur Beschlussfähigkeit erforderlichen Stimmenzahl. Stimmenthaltungen werden nicht gezählt.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                         Über die Beschlüsse des Kuratoriums ist durch die Schriftführerin oder den Schriftführer eine Niederschrift anzufertigen,
                     die von der oder dem Vorsitzenden unterzeichnet wird.
                  

                  
                        (
                        10
                        )
                         Sofern dem Bibelmuseum bei der Besetzung der Stelle der Leiterin oder des Leiters des Bibelmuseums als Sonderpfarrstelle
                     Rechte nach dem Pfarrstellenbesetzungsgesetz eingeräumt werden, werden diese durch das Kuratorium wahrgenommen.
                  

                  
                        (
                        11
                        )
                         Die Regelungen der Kirchengemeindeordnung für den Kirchengemeinderat gelten für das Kuratorium entsprechend, soweit in dieser
                     Ordnung keine abweichenden Regelungen getroffen sind. 
                  

               

               
                     § 5
Leitung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Bibelmuseum wird von der Leiterin oder dem Leiter des Bibelmuseums geführt. Sie oder er ist an die Beschlüsse des Kuratoriums,
                     die vom Kuratorium erlassene Geschäftsordnung und die Vorgaben im landeskirchlichen Plan für die kirchliche Arbeit gebunden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Leiterin oder der Leiter des Bibelmuseums:
                  

                  
                     
                        	
                           trägt die Gesamtverantwortung für die Arbeit des Bibelmuseums nach innen und außen,

                        

                        	
                           vertritt das Bibelmuseum in Kirche und Öffentlichkeit, 

                        

                        	
                           hält Fühlung mit der Kirchenleitung und gibt ihr von wichtigen Planungen und Vorgängen rechtzeitig Kenntnis,

                        

                        	
                           nimmt im Auftrag des Oberkirchenrats die Rechte und Pflichten der oder des Dienstvorgesetzten der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
                              wahr und leitet die ehrenamtlich tätigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei ihrer Tätigkeit an,
                           

                        

                        	
                           entwickelt die Konzeption des Bibelmuseums und dessen Aufgaben weiter,

                        

                        	
                           ist für die Öffentlichkeitsarbeit des Bibelmuseums zuständig,

                        

                        	
                           führt den Betrieb des Bibelmuseums, sofern diese Aufgaben nicht durch die zentralen Dienste oder die gemeinsame Verwaltung
                              mehrerer Dienste, Werke und Einrichtungen der Landeskirche wahrgenommen werden,
                           

                        

                        	
                           übt die Bewirtschaftungsbefugnis im Rahmen der Haushaltstelle des Bibelmuseums im landeskirchlichen Haushaltsplan und der
                              dazu ergänzend ergangenen Regelungen aus,
                           

                        

                        	
                           setzt die Beschlüsse des Kuratoriums um,

                        

                        	
                           erstellt einen Jahresbericht über das Bibelmuseum und präsentiert diesen dem Kuratorium,

                        

                        	
                           bereitet die Sitzungen des Kuratoriums nach Weisung der oder des Vorsitzenden des Kuratoriums vor,

                        

                        	
                           beruft die Sitzungen des Beirats ein und bereitet sie vor und

                        

                        	
                           erstellt einen Vorschlag an den Oberkirchenrat für die durch den Oberkirchenrat zum Beirat zu berufenden Mitglieder.

                        

                     

                  

               

               
                     § 6
Beirat
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Dem Beirat gehören an:
                  

                  
                     
                        	
                            die oder der Vorsitzende des Kuratoriums, im Fall der Verhinderung die oder der zweite Vorsitzende des Kuratoriums,

                        

                        	
                            die Leiterin oder der Leiter der Geschäftsstelle des Kuratoriums, 

                        

                        	
                            die Leiterin oder der Leiter des Bibelmuseums als Vorsitzende oder Vorsitzender des Beirats,

                        

                        	
                            eine Vertreterin oder ein Vertreter des Evangelischen Jugendwerks in Württemberg, die oder der durch dessen Vorstand entsandt
                              wird,
                           

                        

                        	
                            eine Vertreterin oder ein Vertreter des Pädagogisch-Theologischen Zentrums, die oder der von der Direktorin oder dem Direktor
                              des Pädagogisch-Theologischen Zentrums entsandt wird,
                           

                        

                        	
                            eine Vertreterin oder ein Vertreter der Evangelischen Arbeitsgemeinschaft für Erwachsenenbildung und Familienbildung in Württemberg,
                              die oder der durch den Vorstand der Arbeitsgemeinschaft für Erwachsenenbildung und Familienbildung entsandt wird,
                           

                        

                        	
                            eine Vertreterin oder ein Vertreter des Zentrums für Gemeindeentwicklung und missionale Kirche, die oder der von dessen Leiterin
                              oder dessen Leiter entsandt wird,
                           

                        

                        	
                            eine Vertreterin oder ein Vertreter der Evangelischen Gesamtkirchengemeinde Stuttgart, die oder der vom Gesamtkirchengemeinderat
                              der Evangelischen Gesamtkirchengemeinde Stuttgart entsandt wird,
                           

                        

                        	
                            eine Vertreterin oder ein Vertreter aus der Mitte der Landessynode, die oder der von der Landessynode gewählt wird,

                        

                        	
                            eine Vertreterin oder ein Vertreter der Landeshauptstadt Stuttgart,

                        

                        	
                            eine Vertreterin oder ein Vertreter der Stuttgart-Marketing GmbH (Bereich Tourismus),

                        

                        	
                            eine Vertreterin oder ein Vertreter aus dem Bereich der Stuttgarter Museen, die oder der durch den Oberkirchenrat benannt
                              wird,
                           

                        

                        	
                            eine Vertreterin oder ein Vertreter der Bibelgesellschaften, die oder der durch den Oberkirchenrat benannt wird,

                        

                        	
                            eine habilitierte Bibelwissenschaftlerin oder ein habilitierter Bibelwissenschaftler, die oder der durch den Oberkirchenrat
                              benannt wird und
                           

                        

                        	
                            bis zu vier weitere durch den Oberkirchenrat zu benennende Mitglieder.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Mitglieder des Kuratoriums werden zu den Sitzungen des Beirats eingeladen und können beratend teilnehmen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Beirat tritt nach Bedarf, mindestens jedoch einmal im Kalenderjahr zusammen. Er wird durch seine Vorsitzende oder seinen
                     Vorsitzenden schriftlich oder in Textform einberufen. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Aufgabe des Beirats ist die Beratung des Kuratoriums bei deren Aufgabenerfüllung.
                  

               

               
                     § 7
Verwaltung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Bibelmuseum wird nach Vorgabe des Oberkirchenrats durch eine gemeinsame Verwaltung mehrerer Dienste, Werke und Einrichtungen
                     der Evangelischen Landeskirche wahrgenommen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Bibelmuseum nimmt die zentralen Dienste in der Verwaltung der Landeskirche in Anspruch, soweit dies der Oberkirchenrat
                     festlegt.
                  

               

               
                     § 8
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Ordnung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

               

            

         

      

      

   
      

      
         Ordnung der Württembergische[n]1 Evangelische[n]2 Arbeitsgemeinschaft für Weltmission (WAWO)
         

      

      
         Erlass des Oberkirchenrats vom 19. Januar 2016

      

      
         (Abl. 67 S. 33), geändert durch Erlass des Oberkirchenrats vom 4. Juni 2024 (Abl. 71 Nr. 48)
         

      

      
                     § 1
Selbstverständnis und Aufgaben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Arbeitsgemeinschaft ist eine Arbeitsgruppe im Sinne der Vereinbarung zwischen der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     und dem Deutschen Evangelischen Missionstag (1963) und sieht in dem Dokument „Mission und Diakonie in ökumenischer Verantwortung“
                     (Anlage A der Entschließung der Synode der EKD vom 13. März 1963 ABL.EKD Nr. 81) sowie in dem Beschluss des Württembergischen
                     Landeskirchentags vom 17. Oktober 1962 (Abl. 40 S. 93) ihre Arbeitsgrundlage.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zu den Aufgaben der Arbeitsgemeinschaft gehören:
                  

                  
                     
                        	
                            die missionarische Ausrichtung der kirchlichen Arbeit im Bereich der Landeskirche zu fördern,

                        

                        	
                            die Bereitschaft und Liebe zur Mission in den Gemeinden zu wecken und zu erhalten,

                        

                        	
                            die Förderung der Zusammenarbeit unter den Mitgliedern und Gästen,

                        

                        	
                            mit missionarisch tätigen Gruppen in ihrem Bereich, die ihr nicht angehören, Verbindung zu halten und Absprachen über eine
                              Zusammenarbeit zu treffen, 
                           

                        

                        	
                            an den vom Evangelische Mission in Solidarität Kirchen und Missionen in internationaler Partnerschaft (EMS) e. V. wahrgenommenen
                              Gemeinschaftsaufgaben mitzuarbeiten (vgl. § 2 der Satzung, Abl. 65 S. 114),
                           

                        

                        	
                            mit vorhandenen Kommunikationsträgern zusammenzuarbeiten. 

                        

                     

                  

               

               
                     § 2 
Mitgliedschaft
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Als ordentliche Mitglieder gehören der Arbeitsgemeinschaft an:
                  

                  
                     
                        	
                            die Evangelische Landeskirche in Württemberg 

                        

                        	
                            und weitere missionarische Gruppen, Einrichtungen, Dienste und Werke mit Sitz im räumlichen Be­reich der Evangelischen Landeskirche
                              in Württem­berg oder die der Evangelischen Landeskirche in Württemberg zugeordnet sind.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Als außerordentliche Mitglieder gehören der Arbeitsgemeinschaft auch missionarische Gruppen, Einrichtungen, Dienste und Werke
                     an, die ihren Sitz nicht im Bereich der Evangelischen Landeskirche in Württemberg, die aber einen Schwerpunkt ihrer Arbeit
                     im Bereich der Evangelischen Landeskirche in Württemberg haben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Liste der Mitglieder wird in der Geschäftsstelle der Arbeitsgemeinschaft geführt und in geeigneter Weise öffentlich bekannt
                     gemacht.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         In die Arbeitsgemeinschaft aufgenommen werden können als
                  

                  
                     
                        	
                           ordentliche Mitglieder missionarische Gruppen, Einrichtungen, Dienste und Werke mit Sitz im räumlichen Bereich der Evangelischen
                              Landeskirche in Württemberg oder die der Evangelischen Landeskirche in Württemberg zugeordnet sind 
                           

                        

                        	
                           außerordentliche Mitglieder missionarische Gruppen, Einrichtungen, Dienste und Werke, die ihren Sitz nicht im Bereich der
                              Evangelischen Landeskirche in Württemberg, die aber ihren Schwerpunkt ihrer Aufgaben im Bereich der Evangelischen Landeskirche
                              in Württemberg haben. 
                           

                        

                     

                  

                  Über die Aufnahme neuer Mitglieder in die Arbeitsgemeinschaft, die der Zustimmung des Oberkirchenrats bedarf, entscheidet
                     die Mitgliederversammlung der Arbeitsgemeinschaft. Voraussetzung für die Aufnahme ist, dass zwei Drittel der an der Mitgliederversammlung
                     der Arbeitsgemeinschaft vertretenen Mitglieder der Aufnahme zustimmen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Anstelle der Mitgliedschaft in der Arbeitsgemeinschaft kann ein Gastverhältnis vereinbart werden. Hierrüber entscheidet der
                     geschäftsführende Ausschuss durch einstimmigen Beschluss seiner Mitglieder. Absatz 3 gilt entsprechend für die Gastmitglieder.
                  

               

               
                     § 3
Organe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Als Organe der Arbeitsgemeinschaft dienen:
                  

                  
                     
                        	
                            die Mitgliederversammlung,

                        

                        	
                            der geschäftsführender Ausschuss (WAW – Ausschuss)

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für besondere Aufgaben können ohne Beschränkung auf ihre Mitglieder von der Mitgliederversammlung oder vom Geschäftsführenden
                     Ausschuss Arbeitsausschüsse gebildet werden, deren Aufgaben jeweils von der Mitgliederversammlung oder vom Geschäftsführenden
                     Ausschuss festgelegt werden.
                  

               

               
                     § 4
Mitgliedschaft in der Mitgliederversammlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Mitgliederversammlung gehören an:
                  

                  
                     
                        	
                            vier Vertreterinnen oder Vertreter der Evangelischen Landeskirche in Württemberg von denen

                           
                              
                                 	
                                     zwei durch die Landessynode aus deren Mitte gewählt und entsendet,

                                 

                                 	
                                     und zwei durch den Evangelischen Oberkirchenrat bestimmt werden,

                                 

                              

                           

                        

                        	
                            eine Vertreterin oder ein Vertreter des Fachbereichs Missionswissenschaften an der Eberhardt-­Karls-­Universität in Tübingen,
                              
                           

                        

                        	
                            je eine Vertreterin oder ein Vertreter der übrigen Mitglieder, die von diesen entsandt werden und 

                        

                        	
                            folgenden Mitgliedern kraft Amtes

                           
                              
                                 	
                                     die Prälaturpfarrerinnen oder Prälaturpfarrer für Mission, Ökumene und Entwicklung,

                                 

                                 	
                                     die Leiterin oder der Leiter des Zentrums für Gemeindeentwicklung und missionale Kirche, 

                                 

                                 	
                                     die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer der Württembergischen Evangelischen Arbeitsgemeinschaft für Weltmission.

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der geschäftsführende Ausschuss ist berechtigt, bis zu acht weitere Personen als ordentliche Mitglieder der Mitgliederversammlung
                     durch Beschluss mit der Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen seiner Mitglieder auf jeweils drei Jahre zu berufen. Er soll
                     vornehmlich Personen berufen, die im missionarischen Gemeindedienst erfahren oder mit Missionsgesellschaften verbunden sind,
                     die, ohne Mitglied der Arbeitsgemeinschaft zu sein, mit dieser zusammenarbeiten. Auf eine geschlechtergerechte Besetzung ist
                     zu achten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Gäste werden eingeladen, je eine Vertreterin oder einen Vertreter ohne Stimmrecht in die Mitgliederversammlung zu entsenden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Mitgliedschaft in der Mitgliederversammlung endet, wenn bei der dorthin Entsandten oder dem dort­hin Entsandten die Voraussetzungen
                     wegfallen, welche die Entsendung begründet haben. Das Gleiche gilt für die nach Absatz 2 Berufenen.
                  

               

               
                     § 5
Aufgaben und Arbeitsweise der Mitgliederversammlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zu den Aufgaben der Mitgliederversammlung gehören:
                  

                  
                     
                        	
                            aus der Mitte der Vertreterinnen oder Vertreter der ordentlichen Mitglieder je eine Person für den Vorsitz und den stellvertretenden
                              Vorsitz zu wählen. Diese üben die gleiche Funktion auch im geschäftsführenden Ausschuss aus. Die Amtszeit beträgt sechs Jahre,
                              eine Wiederwahl ist zulässig,
                           

                        

                        	
                            aus der Mitte der Mitglieder der Mitgliederversammlung bis zu zehn Personen für den geschäftsführenden Ausschuss zu wählen.
                              Die Wahl erfolgt für eine Amtszeit von sechs Jahren, eine Wiederwahl ist zulässig,
                           

                        

                        	
                            die missionarische Ausrichtung der kirchlichen Arbeit zu fördern und den Mitgliedern der Arbeitsgemeinschaft hierbei durch
                              Rat und Tat zu helfen,
                           

                        

                        	
                            den Rechenschaftsbericht des geschäftsführenden Ausschusses zu beraten und für die Arbeit des Ausschusses Empfehlungen zu
                              beschließen,
                           

                        

                        	
                            zu Vorlagen des geschäftsführenden Ausschusses Beschlüsse zu fassen und Arbeitsausschüsse zu bilden und

                        

                        	
                            über die Aufnahme von Mitgliedern zu beschließen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Arbeitsweise der Mitgliederversammlung ist:
                  

                  
                     
                        	
                            Es soll einmütige Beschlussfassung angestrebt werden. Die Arbeitsgemeinschaft kann dabei ihren Mitgliedern keine rechtlichen
                              Verpflichtungen auf­erlegen.
                           

                        

                        	
                            Bei Abstimmung entscheidet die einfache Mehrheit der anwesenden Vertreter der ordentlichen wie außerordentlichen Mitglieder.

                        

                        	
                            In den Sitzungen wird ein Protokoll geführt, in dem das Ergebnis der Verhandlungen festgehalten wird. Es wird von der Vorsitzenden
                              oder dem Vorsitzen den und von der Geschäftsführerin oder von dem Geschäftsführer unterzeichnet. Abschrift erhalten die Mitglieder
                              der Mitgliederversammlung.
                           

                        

                        	
                            Die Mitgliederversammlung wird von ihrer Vorsitzenden oder ihrem Vorsitzenden, ist diese oder dieser verhindert, von der
                              stellvertretenden Vorsitzenden oder dem stellvertretenden Vorsitzenden, mindestens einmal jährlich, im Übrigen nach Bedarf,
                              zu einer Sitzung eingeladen. Die Mitgliederversammlung ist einzuberufen, wenn mehr als zehn ihrer stimmberechtigten Mitglieder
                              dies unter Mitteilung des Verhandlungsgegenstandes gegenüber der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden, ist diese oder dieser
                              verhindert, von der stellvertretenden Vorsitzenden oder dem stellvertretenden Vorsitzenden, wünschen.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 6
Geschäftsführender Ausschuss 
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Aus den stimmberechtigten Mitgliedern der Mitgliederversammlung wird ein geschäftsführender Ausschuss gebildet. Ihm gehören
                     an:
                  

                  
                     
                        	
                            die oder der Vorsitzende und die stellvertretende Vorsitzende oder der stellvertretende Vorsitzende der Mitgliederversammlung,

                        

                        	
                            bis zu zehn Mitglieder, die von der Mitgliederversammlung aus ihrer Mitte gewählt werden, dabei sollen in den Ausschuss je
                              eine Vertreterin oder ein Vertreter der Basler Mission Deutscher Zweig, der Brüderunität oder der Herrnhuter Missionshilfe,
                              des Zentrums für Gemeindeentwicklung und missionale Kirche sowie des Diakonischen Werks der evangelischen Kirche in Württemberg
                              e. V. gewählt werden, soweit sie nicht bereits Vorsitzende oder Vorsitzender oder stellvertretender3 Vorsitzende oder [stellvertretender]4 Vorsitzender sind,
                           

                        

                        	
                            je eine Vertreterin oder ein Vertreter des Oberkirchenrats und der Geschäftsstelle des Evangelische Mission in Solidarität
                              Kirchen und Missionen in internationaler Partnerschaft (EMS) e. V.
                           

                        

                     

                  

                  Auf eine geschlechtergerechte Besetzung ist zu achten.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Aufgabe der Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers wird von der zuständigen Referentin oder dem zuständigen Referenten
                     im Referat 1.2 des Evangelischen Oberkirchenrats wahrgenommen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Sofern der Württembergischen Evangelischen Arbeitsgemeinschaft für Weltmission bei der Besetzung der Stelle der für Weltmission
                     zuständigen Referentin oder des für Weltmission zuständigen Referenten im Evangelischen Oberkirchenrat Rechte nach § 6 Absatz
                     3 Pfarrstellenbesetzungsgesetz eingeräumt werden, werden diese durch den Geschäftsführenden Ausschuss wahrgenommen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Amtszeit der Mitglieder des Geschäftsführenden Ausschusses beträgt sechs Jahre. Die zweimalige Wiederwahl ist zulässig.
                     Die Amtszeit endet spätestens mit dem Monat, in dem das Mitglied sein 75. Lebensjahr erreicht. Scheidet ein Mitglied vor Ablauf
                     seiner Amtszeit aus, so wird das Ersatzmitglied für eine neue Amtszeit von sechs Jahren gewählt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Der Ausschuss sorgt für Initiativen zur Ausführung der Aufgaben der Arbeitsgemeinschaft und nimmt im Besonderen die Zuständigkeiten
                     wahr. Er gibt der Mitgliederversammlung über seine Arbeit Rechenschaft. Er entscheidet über die Aufnahme von Mitgliedern ins
                     Gastverhältnis. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Der Ausschuss wird von der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden nach Bedarf zu Sitzungen eingeladen. Dies hat zu geschehen,
                     wenn wenigstens vier Mitglieder des Ausschusses dies unter Angabe des Verhandlungsgegenstandes verlangen.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Der Ausschuss beschließt mit der Mehrheit der anwesenden Mitglieder. Im Ausschuss soll auf einmütige Beschlussfassung geachtet
                     werden. Wenn kein Mitglied des Ausschusses widerspricht, können Beschlüsse auf schriftlichem Wege gefasst werden.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         In den Sitzungen des Ausschusses wird ein Protokoll geführt, in dem das Ergebnis der Verhandlungen festgehalten wird. Es
                     wird von der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden und von der Geschäftsführerin oder dem Geschäftsführer unterzeichnet.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                         Die oder der Vorsitzende kann Beraterinnen oder Berater zu den Ausschusssitzungen einladen.
                  

               

               
                     § 7
Finanzen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der finanzielle Bedarf der Arbeitsgemeinschaft wird durch den Oberkirchenrat ermittelt und in den Entwurf zum landeskirchlichen
                     Haushalt eingebracht, über den die Landessynode zu entscheiden hat.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Rechnungsführung für die Haushaltsmittelt erfolgt nach den Vorgaben der Haushaltsordnung bei der Geschäftsstelle im Oberkirchenrat.
                  

               

               
                     § 8
Änderung der Ordnung
                     

                  

                  Die Mitgliederversammlung entscheidet mit zwei Dritteln der Stimmen der anwesenden stimmberechtigten Vertreterinnen und Vertreter
                     über Anträge an den Oberkirchenrat zur Änderung dieser Ordnung.
                  

               

               
                     § 9
Mitglieder bei Inkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Arbeitsgemeinschaft gehören mit Inkrafttreten des Erlasses folgende ordentliche Mitglieder an:
                  

                  
                     
                        	
                            Evangelische Landeskirche in Württemberg

                        

                        	
                            Akademie für Weltmission (AWM)

                        

                        	
                            Anamed

                        

                        	
                            Albrecht-­Bengel-­Haus (ABH)

                        

                        	
                            Basler Mission Deutscher Zweig e. V. (BMDZ)

                        

                        	
                            Chinesische Missionsgemeinschaft (CMG)

                        

                        	
                            Christliche Fachkräfte International e. V. (CFI)

                        

                        	
                            Christliche Philippinen-­Initiative e. V. (CPI)

                        

                        	
                            Deutsche Indianer Pioniermission e. V. (DIPM)

                        

                        	
                            Deutsche Ostasienmission (DOAM)

                        

                        	
                            Deutsches Institut für ärztliche Mission e. V. (Difäm)

                        

                        	
                            Dienst für Mission, Ökumene und Entwicklung (DiMOE)

                        

                        	
                            Evangelische Karmelmission (EKM)

                        

                        	
                            Evangelische Mission in Solidarität. Kirchen und Missionen in internationaler Partnerschaft (EMS) e. V.

                        

                        	
                            Evangelische Missionsschule Bahnauer Bruderschaft

                        

                        	
                            Evangelischer Oberkirchenrat Stuttgart (OKR)

                        

                        	
                            Evangelischer Verein Schneller Schulen (EVS)

                        

                        	
                            Evangelisches Jugendwerk in Württemberg (ejw)

                        

                        	
                            Evangeliumsdienst für Israel e. V. (edi)

                        

                        	
                            Freundeskreis Indonesischer Außeninseln e. V. (FIA)

                        

                        	
                            Freundeskreis Vellore

                        

                        	
                            Frontiers

                        

                        	
                            Gnadauer Brasilien-­Mission e.V. (GBM)

                        

                        	
                            Herrnhuter Missionshilfe (HMH)

                        

                        	
                            indicamino e. V.

                        

                        	
                            Kinderwerk Lima e. V.

                        

                        	
                            Lepra Mission

                        

                        	
                            Licht im Osten (LiO)

                        

                        	
                            Licht in Lateinamerika e. V.

                        

                        	
                            Liebenzeller Mission (LM)

                        

                        	
                            Missionarische Dienste Haus Birkach

                        

                        	
                            Nethanja Narsapur Kinderheime / Christliche Mission Indien e. V.

                        

                        	
                            Overseas Council Europe e. V. (OCE)

                        

                        	
                            Württembergische Bibelgesellschaft

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Arbeitsgemeinschaft gehören mit Inkrafttreten des Erlasses folgende außerordentliche Mitglieder an:
                  

                  
                     
                        	
                            Christoffel-­Blindenmission (CBM)

                        

                        	
                            DMG interpersonal e. V.

                        

                        	
                            Evangeliumsgemeinschaft Mittlerer Osten (EMO)

                        

                        	
                            OM Deutschland e. V.

                        

                        	
                            Orientdienst e. V.

                        

                        	
                            PMA Deutschland – Missionsflugdienst im Pazifik

                        

                        	
                            ReachAcross

                        

                        	
                            Überseeische Missionsgemeinschaft e. V. (ÜMG)

                        

                        	
                            Vereinigte Deutsche Missionshilfe (VDM)

                        

                        	
                            Wycliff

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Arbeitsgemeinschaft gehören mit Inkrafttreten des Erlasses folgende Gastmitglieder an:
                  

                  
                     
                        	
                            Abrell, Dieter

                        

                        	
                            Allmendinger, Martin

                        

                        	
                            Arabische Evangelische Gemeinde Stuttgart

                        

                        	
                            Arbeitsgemeinschaft Evangelikaler Missionen e. V. (AEM)

                        

                        	
                            Barnabas Fund

                        

                        	
                            Deitigsmann, Fritz

                        

                        	
                            Deutsche Bibelgesellschaft

                        

                        	
                            Diguna e. V. 

                        

                        	
                            Dinkelaker, Bernhard

                        

                        	
                            Evangelisches Missionswerk Hamburg (EMW)

                        

                        	
                            epd Südwest gGmbH

                        

                        	
                            Erbes-­Bürkle, Sigrid

                        

                        	
                            Evangelische Frauen in Württemberg

                        

                        	
                            Evangeliumsrundfunk (ERF)

                        

                        	
                            Evangeliums-­Team für Brasilien

                        

                        	
                            Family Life Mission e. V.

                        

                        	
                            Forum Wiedenest e. V.

                        

                        	
                            Frank, Anna

                        

                        	
                            Gehring, Wolfgang

                        

                        	
                            Gustav-­Adolf-­Werk

                        

                        	
                            Hengstler, Margarete

                        

                        	
                            Hille, Dr. Rolf

                        

                        	
                            Hilfsaktion Märtyrerkirche e. V. (HMK)

                        

                        	
                            IDEA

                        

                        	
                            Internationales Institut für Religionsfreiheit

                        

                        	
                            Kanzleiter, Götz

                        

                        	
                            Keppler, Matthias

                        

                        	
                            Kindernothilfe e. V.

                        

                        	
                            Liebeswerk Israel „ZEDAKAH“

                        

                        	
                            Männergebetsbund

                        

                        	
                            Marburger Mission

                        

                        	
                            Münzenmayer, Markus

                        

                        	
                            Ökumenischer Medienladen (EMZ)

                        

                        	
                            Quack, Dr. Jürgen

                        

                        	
                            Schrenk, Dr. Viola

                        

                        	
                            Schwab, Matthias

                        

                        	
                            Vereinigte Evangelisch-­Lutherische Kirche Deutschlands

                        

                        	
                            Wagner, Prof. h.c. Manfred

                        

                        	
                            Wöhlbrand, Inken

                        

                        	
                            Wolf, Cornelia (OKR)

                        

                        	
                            Wolf, Petra

                        

                        	
                            Yassir, Eric

                        

                     

                  

               

               
                     § 10
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
                     

                  

                  Diese Ordnung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Richtlinie der Württembergischen Evangelischen
                     Arbeitsgemeinschaft für Weltmission vom 1. September 1973 (Abl. 45 S. 512), zuletzt geändert durch Beschluss vom 24. Juni 1985 (Abl. 51 S. 384) außer Kraft. 
                  

               

            

         

      

      

      1
            Redaktionelle Ergänzung.

         

      

      2
            Redaktionelle Ergänzung.

         

      

      3
            Red. Anm.: Richtig: stellvertretende

         

      

      4
            Redaktionelle Ergänzung.

         

      

   
      

      
         Ordnung für den Beirat der oder des Beauftragten 
für das Gespräch zwischen Christen und Juden 
der Evangelischen Landeskirche in Württemberg 
(Arbeitsgruppe „Wege zum Verständnis des Judentums“)
(BeiratsO Christl.-Jüd. Gespräch)
         

      

      
         Erlass des Oberkirchenrats vom 13. Dezember 2011

      

      
         (Abl. 65 S. 50)

      

      Der Oberkirchenrat hat mit Beschluss vom 13. Dezember 2011 für die Arbeitsgruppe „Wege zum Verständnis des Judentums“, dem
         Beirat der oder des Beauftragten für das christlich-jüdische Gespräch der Evangelischen Landeskirche in Württemberg folgende
         Ordnung erlassen:
      

      
                  Präambel

               

               
                     (
                     1
                     )
                      Die Arbeitsgruppe „Wege zum Verständnis des Judentums“ wurde 1975 gegründet. 1986 verlieh Landesbischof v. Keler dem Vorsitzenden
                  der Arbeitsgruppe als dem für das Gespräch zwischen Christen und Juden Verantwortlichen den Titel „Kirchenrat“. Eine landeskirchliche
                  Sonderpfarrstelle für den Beauftragten für das Gespräch zwischen Christen und Juden wurde eingerichtet.
               

               
                     (
                     2
                     )
                      Der oder die Beauftragte für das Gespräch zwischen Christen und Juden in der Evangelischen Landeskirche wird durch die Arbeitsgruppe
                  „Wege zum Verständnis des Judentums“ bei seiner oder ihrer Arbeit unterstützt.
               

               
                     (
                     3
                     )
                      Auf dieser Grundlage erlässt der Oberkirchenrat im Benehmen mit dem Beauftragten für das Gespräch zwischen Christen und Juden
                  der Evangelischen Landeskirche in Württemberg nachstehende Regelungen:
               

               
                     § 1
Grundlagen und Aufgaben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Arbeitsgruppe „Wege zum Verständnis des Judentums“ ist der Beirat zur Unterstützung der Arbeit der oder des Beauftragten
                     für das Gespräch zwischen Christen und Juden der Evangelischen Landeskirche in Württemberg und damit Teil der Evangelischen
                     Landeskirche in Württemberg.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Arbeitsgruppe arbeitet im Auftrag der Evangelischen Landeskirche in Württemberg und auf der Grundlage des in der Heiligen
                     Schrift gegebenen, in den Bekenntnissen der Reformation bezeugten Evangeliums von Jesus Christus. Sie nimmt ihre Aufgaben
                     in Verantwortung gegenüber dem Oberkirchenrat wahr. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Arbeitsgruppe sind folgende Aufgaben übertragen: 
                  

                  
                     
                        	
                            Sie berät und unterstützt die Arbeit der oder des Beauftragten für das Gespräch zwischen Christen und Juden. Sie ist dabei
                              konzeptionell ausgerichtet und berät sich insbesondere über den Aufbau effektiver, die Arbeit der oder des Beauftragten für
                              das Gespräch zwischen Christen und Juden unterstützender Strukturen. 
                           

                        

                        	
                            Sie nimmt die Berichte der oder des Beauftragten für das Gespräch zwischen Christen und Juden entgegen. 

                        

                        	
                            Sie kann Anträge an den Oberkirchenrat stellen und sich ihm gegenüber zu wichtigen Angelegenheiten im Zusammenhang mit ihrer
                              Arbeit äußern.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der Oberkirchenrat kann der Arbeitsgruppe „Wege zum Verständnis des Judentums“ weitere Aufgaben übertragen.
                  

               

               
                     § 2
Zusammensetzung der Arbeitsgruppe „Wege zum Verständnis des Judentums“
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Arbeitsgruppe besteht aus mindestens drei, maximal 10 Mitgliedern sowie der oder dem Beauftragten für das Gespräch zwischen
                     Christen und Juden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Mitglieder der Arbeitsgruppe werden durch den Oberkirchenrat berufen. Ihre Amtszeit beträgt drei Jahre. Eine Wiederberufung
                     ist möglich.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Arbeitsgruppe und die oder der Beauftragte für das Gespräch zwischen Christen und Juden können dem Oberkirchenrat geeignete
                     Personen zur Berufung in den Beirat vorschlagen. Der Oberkirchenrat ist an diese Vorschläge nicht gebunden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         In die Arbeitsgruppe sollen insbesondere Personen berufen werden, die in unterschiedlichen Bereichen der Begegnung zwischen
                     Kirche und Judentum tätig sind. Der für die inhaltliche Arbeit zuständige Referatsleiter im Oberkirchenrat kann beratend teilnehmen,
                     wenn er nicht selbst Mitglied der Arbeitsgruppe ist.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Mitgliedschaft in der Arbeitsgruppe „Wege zum Verständnis des Judentums“ endet 
                  

                  
                     
                        	
                            mit dem Tod des Mitglieds, 

                        

                        	
                            mit der Abberufung durch den Oberkirchenrat, 

                        

                        	
                            durch die schriftliche Erklärung des Rücktritts gegenüber der oder dem Beauftragten für das Gespräch zwischen Christen und
                              Juden, der oder die hierüber unverzüglich den Oberkirchenrat in Kenntnis zu setzen hat, 
                           

                        

                        	
                            mit dem Ablauf der Amtszeit.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Arbeitsgruppe wählt aus ihrer Mitte eine oder einen Vorsitzenden, eine stellvertretende Vorsitzende oder einen stellvertretenden
                     Vorsitzenden sowie eine Schriftführerin oder einen Schriftführer.
                  

               

               
                     § 3
Arbeitsweise
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Arbeitsgruppe „Wege zum Verständnis des Judentums“ tritt, wenn die Geschäfte des Beirats es erfordern, mindestens jedoch
                     einmal jährlich, zusammen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die oder der Vorsitzende, im Falle der Verhinderung die oder der stellvertretende Vorsitzende, lädt die Mitglieder der Arbeitsgruppe
                     im Benehmen mit der oder dem Beauftragten für das Gespräch zwischen Christen und Juden mit einer Frist von in der Regel vier
                     Wochen und unter Beifügung einer Tagesordnung zu den Sitzungen ein. Die Tagesordnung wird von der oder dem Vorsitzenden im
                     Falle der Verhinderung durch die stellvertretende Vorsitzende oder den stellvertretenden Vorsitzenden und der oder dem Beauftragten
                     für das Gespräch zwischen Christen und Juden zuvor gemeinsam festgelegt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Arbeitsgruppe ist arbeits- und beschlussfähig, wenn mindestens drei Mitglieder, darunter die oder der Beauftragte für
                     das Gespräch zwischen Christen und Juden und die oder der Vorsitzende oder die oder der stellvertretende Vorsitzende, anwesend
                     sind. Die Arbeitsgruppe beschließt mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Alle offiziellen und inoffiziellen Beratungen der Arbeitsgruppe und der Mitglieder der Arbeitsgruppe untereinander in Angelegenheiten
                     nach § 1 sind nicht öffentlich. Die Informations- und Auskunftsrechte des Oberkirchenrates bleiben hiervon unberührt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Über die Sitzungen werden von der Schriftführerin oder dem Schriftführer fortlaufend nummerierte Protokolle geführt, die
                     wichtige Gesichtspunkte, Gesprächsergebnisse und Entscheidungen dokumentieren. Diskussionsverläufe werden in der Regel nicht
                     protokolliert.
                  

               

               
                     § 4
Verwaltung und Aufsicht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Arbeitsgruppe hat entweder eine eigene Verwaltung oder diese wird durch den Oberkirchenrat wahrgenommen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Arbeitsgruppe nimmt, soweit erforderlich, die zentralen Dienste in der Verwaltung der Landeskirche in Anspruch, soweit
                     dies der Oberkirchenrat festlegt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Aufsicht über die Arbeitsgruppe „Wege zum Verständnis des Judentums“ führt der Oberkirchenrat.
                  

               

               
                     § 5
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Ordnung tritt am 13. Dezember 2011 in Kraft.

               

            

         

      

      

   
      

      
         Ordnung für den Beirat der oder des Islambeauftragten
der Evangelischen Landeskirche in Württemberg
(IslamBeiratsO)
         

      

      
         Erlass des Oberkirchenrats vom 13. Dezember 2011

      

      
         (Abl. 65 S. 51)

      

      Der Oberkirchenrat hat mit Beschluss vom 13. Dezember 2011 folgende Ordnung für den Beirat der oder des Islambeauftragten
         der Evangelischen Landeskirche in Württemberg erlassen:
      

      
                     § 1
Grundlagen und Aufgaben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Es wird ein Beirat zur Unterstützung der Arbeit der oder des Islambeauftragten der Evangelischen Landeskirche in Württemberg
                     gebildet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Beirat arbeitet im Auftrag der Evangelischen Landeskirche in Württemberg und auf der Grundlage des in der Heiligen Schrift
                     gegebenen, in den Bekenntnissen der Reformation bezeugten Evangeliums von Jesus Christus. Er nimmt seine Aufgaben in Verantwortung
                     gegenüber dem Oberkirchenrat wahr.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Dem Beirat sind folgende Aufgaben übertragen:
                  

                  
                     
                        	
                            Er berät und unterstützt die Arbeit der oder des Islambeauftragten. Er ist dabei konzeptionell ausgerichtet und berät insbesondere
                              über den Aufbau effektiver, die Arbeit der oder des Islambeauftragten unterstützender Strukturen.
                           

                        

                        	
                            Er nimmt die Berichte der oder des Islambeauftragten entgegen.

                        

                        	
                            Er kann Anträge an den Oberkirchenrat stellen und sich ihm gegenüber zu wichtigen Angelegenheiten im Zusammenhang mit seiner
                              Arbeit äußern.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der Oberkirchenrat kann dem Beirat der oder des Islambeauftragten weitere Aufgaben übertragen.
                  

               

               
                     § 2
Zusammensetzung des Beirats
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Beirat besteht aus mindestens drei, maximal 10 Mitgliedern sowie der oder dem Islambeauftragten. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Mitglieder des Beirates werden durch den Oberkirchenrat berufen. Ihre Amtszeit beträgt drei Jahre. Eine Wiederberufung
                     ist möglich.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Beirat und die oder der Islambeauftragte können dem Oberkirchenrat geeignete Personen zur Berufung in den Beirat vorschlagen.
                     Der Oberkirchenrat ist an diese Vorschläge nicht gebunden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         In den Beirat sollen insbesondere Personen berufen werden, die in unterschiedlichen Bereichen der Begegnung zwischen Kirche
                     und Islam tätig sind. Der für die Arbeit des Islambeauftragten zuständige Referatsleiter kann beratend teilnehmen, wenn er
                     nicht selbst Mitglied des Beirats ist.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Mitgliedschaft im Beirat endet
                  

                  
                     
                        	
                            mit dem Ablauf der Amtszeit,

                        

                        	
                            mit der Abberufung durch den Oberkirchenrat,

                        

                        	
                            durch die schriftliche Erklärung des Rücktritts gegenüber der oder dem Islambeauftragten, der hierüber unverzüglich den Oberkirchenrat
                              in Kenntnis zu setzen hat. 
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Der Beirat wählt aus seiner Mitte eine oder einen Vorsitzenden, eine stellvertretende Vorsitzende oder einen stellvertretenden
                     Vorsitzenden sowie eine Schriftführerin oder einen Schriftführer.
                  

               

               
                     § 3
Arbeitsweise
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Beirat tritt, wenn die Geschäfte des Beirats es erfordern, mindestens jedoch einmal jährlich, zusammen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die oder der Vorsitzende, im Falle der Verhinderung die oder der stellvertretende Vorsitzende, lädt die Mitglieder des Beirats
                     im Benehmen mit der oder dem Islambeauftragten mit einer Frist von in der Regel vier Wochen und unter Beifügung einer Tagesordnung
                     zu den Sitzungen ein. Die Tagesordnung wird von der oder dem Vorsitzenden im Falle der Verhinderung durch die stellvertretende
                     Vorsitzende oder den stellvertretenden Vorsitzenden und der oder des Islambeauftragten zuvor gemeinsam festgelegt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Beirat ist arbeits- und beschlussfähig, wenn mindestens drei Mitglieder, darunter die oder der Islambeauftragte und die
                     oder der Vorsitzende oder die oder der stellvertretende Vorsitzende, anwesend sind. Der Beirat beschließt mit der Mehrheit
                     der abgegeben Stimmen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Alle Beratungen des Beirats und der Mitglieder des Beirats untereinander in Angelegenheiten nach § 1 Absatz 3 sind nicht öffentlich. Die Informations- und Auskunftsrechte des Oberkirchenrates bleiben hiervon unberührt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Über die Sitzungen werden von der Schriftführerin oder dem Schriftführer fortlaufend nummerierte Protokolle geführt, die
                     wichtige Gesichtspunkte, Gesprächsergebnisse und Entscheidungen dokumentieren.
                  

               

               
                     § 4
Verwaltung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Oberkirchenrat legt fest, wer die Verwaltung des Beirates übernimmt. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Beirat nimmt die zentralen Dienste in der Verwaltung der Landeskirche in Anspruch, soweit dies der Oberkirchenrat festlegt.
                  

               

               
                     § 5
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Ordnung tritt am 13. Dezember 2011 in Kraft.

               

            

         

      

      

   
      

      
         279. Kirchliches Gesetz betr. das Diakonische Werk der evangelischen Kirche in Württemberg

      

      
         Vom 12. November 1969

      

      
         (Abl. 43 S. 425)

      

      Die Landessynode hat das folgende Kirchliche Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird:

      
                     § 1

                  

                  Der Vereinbarung zwischen der Evangelischen Landeskirche in Württemberg und dem Diakonischen Werk der evangelischen Kirche
                     in Württemberg e. V. im Wortlaut der Beilage1 wird zugestimmt.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  (Aufgehoben durch § 10 Abs. 2 des Diakoniegesetzes)2

               

               
                     § 3

                  

                  Dieses Gesetz wird nach der Eintragung der Satzung des Diakonischen Werks (Beilage)3 im Vereinsregister verkündet und tritt mit dem Tag der Verkündung in Kraft. Der Oberkirchenrat wird ermächtigt, die Kirchliche
                     Verordnung über das Hilfswerk der Evang. Landeskirche in Württemberg vom 28. April 1947 (Abl. 32 S. 218) und das Kirchliche
                     Gesetz betreffend Änderung der Kirchlichen Verordnung über das Hilfswerk der Evang. Landeskirche in Württemberg vom 20. Mai
                     1948 (Abl. 33 S. 49) aufzuheben.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 281 dieser Sammlung.
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 290 dieser Sammlung.
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 280 dieser Sammlung.
            

         

      

   
      

      
         280. Satzung des Diakonischen Werks der evangelischen Kirche in Württemberg e.V.

      

      
         Vom 17. Juli 2002

      

      
         (Abl. 60 S. 166) in der Fassung vom 16. November 2023 (Abl. 71 Nr. 8)
         

      

      
                     § 1 
Name, Sitz und Aufgabe des Vereins
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Verein führt den Namen „Diakonisches Werk der evangelischen Kirche in Württemberg e. V.“ (im Folgenden Diakonisches Werk
                     genannt): er hat seinen Sitz in Stuttgart und ist in das Vereinsregister des Amtsgerichts Stuttgart eingetragen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Diakonie ist gelebter Glaube der christlichen Gemeinde in Wort und Tat. Der Glaube antwortet auf die Verkündigung des Evangeliums;
                     er erwächst aus der Liebe Gottes, die in Jesus Christus allen Menschen zugewandt ist. Alle Glieder der Gemeinde sind darum
                     zur Diakonie gerufen. Diakonie sucht den bedrängten Menschen in der Nähe und in der Ferne, um ihm zu helfen. Sie ist bestrebt,
                     auch der Not zu begegnen, die ganze Gruppen von Menschen bedrückt, den Ursachen von Notständen nachzugehen und zu ihrer Behebung
                     – gemeinsam mit den Betroffenen und auch mit anderen Institutionen - beizutragen. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Diakonische Werk ist der freie Zusammenschluss der Träger diakonischer Arbeit im Bereich der Evangelischen Landeskirche
                     in Württemberg. Seine Aufgabe ist es, diakonische Kräfte zu wecken und zu stärken, für Chancengerechtigkeit Sorge zu tragen
                     und die diakonische Arbeit aller Träger und ihre Zusammenarbeit zu fördern, insbesondere auf den Gebieten der Kinder- und
                     Jugendhilfe, der Alten-, Behinderten- und Krankenhilfe, der Hilfe für Wohnungslose, Langzeitarbeitslose, für Zuwanderer und
                     für Flüchtlinge, in der Ausbildung der Mitarbeiterschaft, in der Gesellschaftsdiakonie und Sozialpolitik, in der Öffentlichkeitsarbeit,
                     in der Diakonie der Kirchengemeinden und der Kirchenbezirke und in der ökumenischen Diakonie; es kann in Notfällen einzelne
                     Personen unterstützen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Als selbstständiges Werk ist es offen für die Aufnahme diakonischer Einrichtungen von evangelischen Kirchen, die zur Arbeitsgemeinschaft
                     Christlicher Kirchen in Deutschland gehören und im Bereich der Evangelischen Landeskirche in Württemberg tätig sind.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Das Diakonische Werk nimmt die Aufgaben eines Spitzenverbands der freien Wohlfahrtspflege wahr und vertritt als solcher die
                     Diakonie in der Öffentlichkeit. Es gehört zum Diakonischen Werk der Evangelischen Kirche in Deutschland und ist auch durch
                     dieses mit der Ökumene verbunden.
                  

               

               
                     § 2 
Gemeinnützigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Diakonische Werk verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige, mildtätige und kirchliche Zwecke im Sinne des
                     Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. Es ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche
                     Zwecke.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Verein verfolgt die in § 1 genannten steuerbegünstigten Zwecke auch im Rahmen eines planmäßigen Zusammenwirkens im Sinne des § 57 Abs. 3 Abgabenordnung
                     mit weiteren steuerbegünstigten Körperschaften, die die Voraussetzungen der §§ 51 bis 68 Abgabenordnung in der jeweils gültigen
                     Fassung erfüllen, vornehmlich mit den steuerbegünstigten Mitgliedern des Diakonischen Werks mitsamt deren steuerbegünstigten
                     Tochtergesellschaften sowie den in der Anlage 1 der Satzung genannten Körperschaften, durch das Erbringen von verbandlichen
                     Dienstleistungen aller Art. Zu den erbrachten verbandlichen Dienstleistungen gehören insbesondere Controlling, Finanzbuchhaltung,
                     Verwaltung- und Koordinationsleistungen im Zusammenhang mit dem Bundesfreiwilligendienst und dem freiwilligen sozialen Jahr,
                     Öffentlichkeitsarbeit, Verwaltung und Gewinnung und Entwicklung von Personal sowie der Nachwuchskräftegewinnung, Fort- und
                     Weiterbildung, Lohnbuchhaltung, Leistungen der Mittelakquise und Fundraising sowie Liquiditätshilfen. Daneben ist der Verein
                     im Rahmen des planmäßigen Zusammenwirkens auch Empfänger von Leistungen. Die Kooperationspartner bestehend aus den Mitgliedern
                     mitsamt deren steuerbegünstigten Tochtergesellschaften des Verbundes des Diakonischen Werks der evangelischen Kirche in Württemberg
                     e.V. ergeben sich namentlich aus einer separaten Aufstellung, die der Satzung beigefügt, aber nicht Satzungsbestandteil ist.
                     Bei der Verwirklichung seiner steuerbegünstigten Zwecke kann sich der Verein auch einer oder mehrerer Hilfspersonen i.S.d.
                     § 57 Absatz 1 AO bedienen, wenn nach den Umständen des Falls, insbesondere nach den rechtlichen und tatsächlichen Beziehungen,
                     die zwischen dem Verein und der Hilfsperson bestehen, das Wirken der Hilfsperson wie eigenes Wirken des Vereins anzusehen
                     ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Mittel des Vereins dürfen nur für die gemeinnützigen, mildtätigen und kirchlichen Zwecke des Vereins verwendet werden.
                     Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Der Verein darf keine Personen durch Ausgaben, die dem
                     Zweck des Vereinsfremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigen.
                  

               

               
                     § 3 
Mitgliedschaft
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Als Mitglieder können dem Diakonischen Werk angehören:
                  

                  
                     
                        	
                           die Kirchenbezirke der Evangelischen Landeskirche in Württemberg sowie die von Kirchenbezirken gebildeten Verbände als Träger
                              diakonischer Arbeit,
                           

                        

                        	
                           Träger diakonischer Einrichtungen, die zur Landeskirche gehören oder mit ihr ökumenisch verbunden sind (Vereine, Stiftungen,
                              gemeinnützige Gesellschaften mit beschränkter Haftung u.a.). 
                           

                        

                        	
                           Evangelische Landesverbände und deren Mitglieder, die in ihren Satzungen die Mitgliedschaft im Diakonischen Werk festlegen
                              und die gemeinnützig sind. Die Mitgliedschaft eines solchen Mitglieds in einem Landesverband wird auf Antrag durch Beschluss
                              des betreffenden Landesverbands erworben; der Beschluss bedarf der Zustimmung des Diakonischen Werks.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Kirchenbezirke und von ihnen gebildete Verbände werden Mitglieder durch Beitrittserklärung. Über die Aufnahme von Mitgliedern
                     nach Abs. 1 Nr. 2 und 3 entscheidet der Verbandsrat.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Austritt eines Mitglieds ist jederzeit durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand des Diakonischen Werks mit
                     Wirkung für den Schluss des Kalenderjahres zulässig.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Ein Mitglied, das den Verein schädigt oder trotz Mahnung seinen Pflichten nach dieser Satzung nicht nachkommt, kann vom Verbandsrat
                     ausgeschlossen werden. Es muss ihm zuvor Gelegenheit zur Anhörung durch den Verbandsrat gegeben werden.
                  

               

               
                     § 4 
Pflichten der Mitglieder
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Mitglieder sind verpflichtet, den vom Verbandsrat mit Zustimmung der Mitgliederversammlung festgesetzten jährlichen Mitgliedsbeitrag
                     zu entrichten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Mitglieder nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 sind darüber hinaus verpflichtet:
                  

                  
                     
                        	
                           in ihrer Satzung die ausschließliche diakonische Zwecksetzung im Sinne des § 1 Abs. 2, die Zuordnung zur Evangelischen Landeskirche in Württemberg oder zu einer bestimmten anderen evangelischen Kirche gemäß
                              § 1 Abs. 4 und die Mitgliedschaft beim Diakonischen Werk festzulegen,
                           

                        

                        	
                           in ihre leitenden und aufsichtführenden Organe solche Personen zu wählen, die bereit sind, der Einrichtung im Sinne evangelischer
                              Diakonie zu dienen und zu gewährleisten, dass in ihren leitenden und aufsichtführenden Organen solche Personen den bestimmenden
                              Einfluss ausüben, die zu diesem Dienst bereit sind und der Zuordnungskirche angehören. Der Mitgliedschaft in der Evangelischen
                              Landeskirche gleichgestellt ist die Mitgliedschaft in einer Gliedkirche der EKD. Wird ein Mitglied des Diakonischen Werks
                              in der Rechtsform einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung von einem anderen Mitglied des Diakonischen Werks in einem Konzern
                              beherrscht und wird für das beherrschte Mitglied nur ein Geschäftsführer bestellt, so kann im Ausnahmefall dieser, statt der
                              Zuordnungskirche einer anderen Kirche angehören, die Mitglied in der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Baden-Württemberg
                              ist, wenn der bestimmende Einfluss von Mitgliedern der Zuordnungskirche auf andere Weise sichergestellt ist.
                           

                        

                        	
                           die Berufung und Abberufung ihrer Vorständinnen und Vorstände, Geschäftsführerinnen und Geschäftsführer erst nach Anhörung
                              des Diakonischen Werks vorzunehmen,
                           

                        

                        	
                           die Berufung und das Ausscheiden von Leiterinnen und Leitern ihrer Heime und Schulen dem Diakonischen Werk mitzuteilen,

                        

                        	
                           einen Wirtschaftsplan bzw. Haushaltsplan rechtzeitig zu erstellen und die Rechnungs- und Wirtschaftsführung durch das Diakonische
                              Werk prüfen zu lassen oder, wo die Prüfung durch eine oder einen vom Diakonischen Werk anerkannte Prüferin oder anerkannten
                              Prüfer erfolgt, die Jahresabschlüsse mit den Prüfungsberichten dem Diakonischen Werk zur Einsichtnahme vorzulegen 
                           

                        

                        	
                           dem Diakonischen Werk alle notwendigen Auskünfte über ihre Arbeit und Planung zu geben, insbesondere Kennzahlen zu ihrer wirtschaftlichen
                              Lage mitzuteilen. Der Inhalt dieser Mitteilungspflicht wird vom Verbandsrat festgelegt,
                           

                        

                        	
                           bei beabsichtigten Rechtsform- und Satzungsänderungen vorher die Zustimmung des Diakonischen Werks einzuholen. Das Recht des
                              Austritts bleibt davon unberührt. Außerdem ist das Diakonische Werk Württemberg von der beabsichtigten Gründung von oder Beteiligung
                              an oder Mitgliedschaft in juristischen Personen oder Personengesellschaften und von beabsichtigten Vereinbarungen über die
                              Wahrnehmung von Aufgaben sowie von Betriebsübergängen unter Vorlage der beabsichtigten und getroffenen Regelungen, die die
                              Einhaltung der Mitgliedspflichten und insbesondere der diakonischen Zwecksetzung sicherstellen müssen, in Kenntnis zu setzen.
                              Das Diakonische Werk unterrichtet den Evangelischen Oberkirchenrat.
                           

                        

                        	
                           mit ihren privatrechtlich angestellten Mitarbeitenden Arbeitsverträge abzuschließen oder bestehende Arbeitsverträge dahingehend
                              zu ändern, dass deren Mindestinhalt mit den mit den nach dem Arbeitsrechtsregelungsgesetz der Evangelischen Landeskirche Württemberg1 geltenden arbeitsrechtlichen Regelungen übereinstimmt und in ihren Satzungen eine entsprechende Verpflichtung aufzunehmen.
                              Einrichtungen einer Freikirche sind an die arbeitsrechtlichen Ordnungen ihrer Freikirche gebunden,
                           

                        

                        	
                           in ihren Einrichtungen Mitarbeitervertretungen nach dem Mitarbeitervertretungsgesetz der Evangelischen Landeskirche in Württemberg2, in Einrichtungen einer Freikirche nach dem Mitarbeitervertretungsrecht der Freikirche, zu bilden und das Bestehen einer
                              kirchlichen Dienstgemeinschaft sicherzustellen.
                           

                        

                        	
                           Rechtsvorschriften der Evangelischen Landeskirche in Württemberg, soweit sie die diakonische Arbeit betreffen, sowie Rahmenbestimmungen
                              des Diakonischen Werks der Evangelischen Kirche in Deutschland in der vom Verbandsrat übernommenen Fassung anzuwenden. Einrichtungen
                              einer Freikirche müssen erklären, dass sie den Rechtsvorschriften ihrer Freikirche folgen. Der Verbandsrat kann ein Mitglied
                              auf Antrag von der Verpflichtung befreien, wenn ein zwingender Grund vorliegt.
                           

                        

                        	
                           eine geschlechtergerechte Zusammensetzung der Gremien, Organe und Leitungsstellen anzustreben.

                        

                        	
                           in ihren Einrichtungen für den Schutz vor sexualisierter Gewalt Sorge zu tragen, insbesondere die im Gesetz über Allgemeine Bestimmungen zum Schutz vor sexualisierter Gewalt der Evangelischen Landeskirche in Württemberg (AGSB)3 beschriebenen Strukturen und Standards umzusetzen. Einrichtungen einer Freikirche müssen erklären, dass sie den Rechtsvorschriften
                              ihrer Freikirche folgen.
                           

                        

                        	
                           personenbezogene Daten nach dem Kirchengesetz über den Datenschutz der Evangelischen Kirche in Deutschland4 sowie die zu seiner Ausführung und Durchführung erlassenen weiteren Bestimmungen zu schützen. Einrichtungen einer Freikirche
                              sind an das in ihrer Freikirche geltende Datenschutzrecht gebunden.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Im Übrigen wird durch die Zugehörigkeit zum Diakonischen Werk die Selbständigkeit seiner Mitglieder auf ihren Arbeitsgebieten
                     nicht berührt.
                  

               

               
                     § 5 
Vereinsorgane
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Vereinsorgane sind:
                  

                  
                     
                        	
                           die Mitgliederversammlung,

                        

                        	
                           der Verbandsrat und sein Präsidium,

                        

                        	
                           der Vorstand.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Im Text dieser Satzung wird das Gesamtorgan „Verbandsrat und sein Präsidium“ nach Abs. 1 Nr. 2 als „Verbandsrat“ und das
                     „Präsidium“ als „Präsidium“ bezeichnet.
                  

               

               
                     § 6 
Mitgliederversammlung
                     

                  

                  (1)5 Die Mitgliederversammlung besteht aus den Vertreterinnen und Vertretern aller Mitglieder. Die Stimmen der Mitglieder verteilen
                     sich wie folgt:
                  

                  
                     
                        	
                           Die Stimme eines Kirchenbezirks und die Stimme eines von Kirchenbezirken gebildeten Verbands zählen jeweils 2fach. Die Stimme
                              eines Kirchenbezirks mit mehr als 50 000 Gemeindegliedern zählt 3fach.
                           

                        

                        	
                           Die Stimme eines Mitglieds nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 und 3 richtet sich nach der Zahl seiner Beschäftigten:
                           

                           Bis 200 Beschäftigte  zählt seine Stimme 1fach,

                           über 200 Beschäftigte zählt seine Stimme 2fach,

                           über 400 Beschäftigte zählt seine Stimme 3fach,

                           über 600 Beschäftigte zählt seine Stimme 4fach,

                           über 800 Beschäftigte zählt seine Stimme 5fach,

                           über 1 000 Beschäftigte zählt seine Stimme 6fach,

                           über 1 500 Beschäftigte zählt seine Stimme 7fach,

                           über 2 000 Beschäftigte zählt seine Stimme 8fach.

                        

                        	
                           Die Stimme eines Mitgliedes nach § 3 Abs. 1 Nr. 3 richtet sich nach der Zahl seiner Beschäftigten zuzüglich der Zahl der Beschäftigten
                              seiner Mitglieder.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Vertretungsbefugnis muss bei der Stimmabgabe nachgewiesen werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Mitglieder des Verbandsrats, die kein stimmberechtigtes Mitglied vertreten, nehmen beratend an der Mitgliederversammlung
                     teil.
                  

               

               
                     § 7 
Aufgaben der Mitgliederversammlung
                     

                  

                  Aufgaben der Mitgliederversammlung sind:

                  
                     
                        	
                           Beratung und Beschlussfassung über Grundsatzfragen der Diakonie und Richtlinien für die Arbeit,

                        

                        	
                           regelmäßiger Erfahrungs- und Meinungsaustausch auf allen Gebieten der diakonischen Arbeit,

                        

                        	
                           Feststellung von Aufgaben, die vom Verbandsrat und vom Vorstand durchzuführen sind.

                        

                        	
                           Entgegennahme und Beratung der jährlichen Geschäfts- und Rechenschaftsberichte des Präsidiums und des Vorstands, 

                        

                        	
                           Zustimmung zum Beschluss des Verbandsrats über die Festsetzung des jährlichen Mitgliedsbeitrags,

                        

                        	
                           Beschlussfassung über den Wirtschaftsplan, Genehmigung der Jahresrechnung und Entlastung des Vorstands und des Präsidiums,

                        

                        	
                           Wahl und Abberufung der Mitglieder des Präsidiums auf Vorschlag des Verbandsrats,

                        

                        	
                           Wahl der Mitglieder des Verbandsrats nach § 9 Abs. 1 Nr. 2,
                           

                        

                        	
                           Beschlussfassung über Satzungsänderungen und Auflösung des Vereins.

                        

                     

                  

               

               
                     § 8 
Einberufung und Beschlussfassung der Mitgliederversammlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Mindestens einmal im Jahr ist eine ordentliche Mitgliederversammlung durchzuführen, zu der die oder der Vorsitzende des Präsidiums
                     die Mitglieder mindestens zwei Wochen vorher unter Mitteilung der Tagesordnung in Textform einlädt. Die Vorlagen können den
                     Mitgliedern textförmlich oder durch Versendung eines Hinweises auf deren Abrufbarkeit in einem datenschutzkonformen, digitalen
                     Programm oder Speicher zur Kenntnis gebracht werden. Mitglieder, die dies ausdrücklich wünschen, werden schriftlich per Brief
                     eingeladen. Briefe und E-Mails werden an die dem Präsidium zuletzt bekannte oder gemeldete Mitglieds- bzw. E-Mail-Adresse
                     gesendet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Anträge zur Aufnahme in die Tagesordnung sollen berücksichtigt werden, wenn sie vier Wochen vorher textförmlich beim Präsidium
                     gestellt sind. Über die Aufnahme textförmlich eingereichter Anträge zur Tagesordnung am Versammlungstag beschließt die Mitgliederversammlung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         In dringenden Fällen oder auf textförmlichen Antrag von mindestens einem Zehntel der Mitglieder unter Angabe der Gründe hat
                     die oder der Vorsitzende des Präsidiums in angemessener Frist zu einer außerordentlichen Mitgliederversammlung unter Bekanntgabe
                     der Tagesordnung einzuladen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Mitgliederversammlung findet grundsätzlich in persönlicher Anwesenheit der Mitglieder statt. Das Präsidium kann beschließen,
                     dass Mitglieder auch ohne Anwesenheit am Versammlungsort im Wege der elektronischen Kommunikation an der Versammlung teilnehmen
                     und ihre Mitgliederrechte ausüben können (hybride Versammlung). Versammlungen können auch als rein virtuelle Versammlungen
                     einberufen werden, an der Mitglieder ohne Anwesenheit am Versammlungsort im Wege der elektronischen Kommunikation teilnehmen
                     und ihre Mitgliederrechte ausüben müssen. Abstimmungen und Wahlen können mit elektronischen Mitteln durchgeführt werden. Bei
                     hybriden oder virtuellen Versammlungen teilt die oder der Vorsitzende des Präsidiums in der Berufung der Versammlung mit,
                     wie die Mitglieder ihre Rechte im Wege der elektronischen Kommunikation ausüben können.
                  

                  Über Termin, Ort der Versammlung, Art der Durchführung sowie über das Verfahren von Abstimmungen entscheidet das Präsidium.
                     Die oder der Vorsitzende des Präsidiums kann Gäste zur Mitgliederversammlung einladen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens ein Viertel der Mitglieder vertreten ist. Das Präsidium kann
                     Beschlüsse der Mitgliederversammlung auch im Umlauf-Verfahren textförmlich einholen. Beschlüsse werden, falls nicht anders
                     in dieser Satzung bestimmt, mit einfacher Stimmenmehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Stimmenthaltungen werden nicht
                     gezählt. Bei Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt. Bei Wahlen wird grundsätzlich geheim abgestimmt, sofern die Mitgliederversammlung
                     dies nicht einstimmig anders beschließt. Wenn nicht anders geregelt, ist gewählt, wer die meisten Stimmen erhält. Bei Stimmengleichheit
                     entscheidet das Los.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Mitglieder des Präsidiums werden in jeweils gesonderten Wahlgängen gewählt.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Die Mitglieder des Verbandsrats nach § 9 Abs. 1 Nr. 2 werden in einem Wahlgang gewählt. 
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Zu einem Beschluss über die Änderung der Satzung, über die Auflösung des Vereins und über die Abberufung des Präsidiums oder
                     eines seiner Mitglieder ist die Zustimmung von mindestens zwei Dritteln der Stimmen erforderlich. Stimmenthaltungen werden
                     nicht gezählt. § 22 Abs. 3 bleibt unberührt
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                         Über jede Mitgliederversammlung wird eine von der oder dem Vorsitzenden und der Schriftführerin oder dem Schriftführer zu
                     unterzeichnende Niederschrift erstellt, die allen Mitgliedern zuzuleiten ist.
                  

                  
                        (
                        10
                        )
                         Die Vorschriften über die Abhaltung virtueller oder hybrider Sitzungen gelten entsprechend für alle Vereinsorgane.
                  

               

               
                     § 9 
Verbandsrat
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Verbandsrat besteht aus:
                  

                  
                     
                        	
                           den drei Mitgliedern des Präsidiums,

                        

                        	
                           bis zu acht von der Mitgliederversammlung gewählten Mitgliedern,

                        

                        	
                           den drei Mitgliedern der Württembergischen Evangelischen Landessynode, die von dieser für ihre Amtszeit gewählt werden,

                        

                        	
                           der oder dem Beauftragten der Evangelischen Landeskirche in Württemberg, die oder der von der Landesbischöfin oder vom Landesbischof
                              bestimmt wird.
                           

                        

                        	
                           einer Vertreterin oder einem Vertreter, die oder der von den diakonischen Einrichtungen der Freikirchen in Württemberg entsandt
                              wird,
                           

                        

                        	
                           bis zu zehn Mitgliedern, die als erste beziehungsweise erster oder zweite beziehungsweise zweiter Vorsitzende oder Vorsitzender
                              von den anerkannten Fachverbänden entsandt werden (§ 16),
                           

                        

                        	
                           der oder dem Vorsitzenden der Kommission für Unternehmensfragen und Trägerpolitik einschließlich Tarifpolitik (§ 17),
                           

                        

                        	
                           der oder dem Vorsitzenden der Versammlung der Träger für die Arbeitsrechtsregelung (§ 18),
                           

                        

                        	
                           der oder dem Vorsitzenden der Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeitervertretungen im Diakonischen Werk,

                        

                        	
                           bis zu 2 weiteren Mitgliedern, die vom Verbandsrat für die Dauer seiner Amtszeit zugewählt werden können.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Mitglieder des Verbandsrats können sich nicht vertreten lassen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Mitglieder des Vorstandes nehmen beratend an den Sitzungen des Verbandsrates teil.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Amtszeit des Verbandsrats dauert fünf Jahre. Die Mitglieder bleiben bis zur Neuwahl im Amt.
                  

               

               
                     § 10 
Aufgaben des Verbandsrats
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Aufgaben des Verbandsrats sind:
                  

                  
                     
                        	
                           Förderung der diakonischen Arbeit durch Beschlussfassung über Handlungskonzepte und Stellungnahmen von grundsätzlicher Bedeutung,

                        

                        	
                           Vereinbarung der mittelfristigen Strategie und Politik des Verbandes,

                        

                        	
                           Vorbereitung und Durchführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung,

                        

                        	
                           Festlegung der zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäfte; die Einzelheiten einschließlich der Wertgrenzen regelt die Geschäftsordnung,

                        

                        	
                           Wahl der Mitglieder des Vorstandes und Abberufung aus dem Vorstandsamt auf Vorschlag des Präsidiums,

                        

                        	
                           Beschlussfassung über die Geschäftsordnungen für Verbandsrat, Vorstand sowie für die übrigen in § 14 genannten Stellen,
                           

                        

                        	
                           Beschlussfassung über die Anerkennung von Fachverbänden einschließlich der Festlegung ihres Arbeitsfelds,

                        

                        	
                           auf Antrag des Vorstands oder des Präsidiums die Schlichtung von Konflikten, die der Zusammenarbeit abträglich sind,

                        

                        	
                           Beschlussfassung über Aufnahme und Ausschluss von Mitgliedern,

                        

                        	
                           Beschlussfassung über die Übernahme von Rechtsvorschriften der Evangelischen Landeskirche in Württemberg sowie von Rahmenvorschriften
                              des Diakonischen Werks der Evangelischen Kirche in Deutschland in der für das Diakonische Werk geltenden Fassung,
                           

                        

                        	
                           Beschlussfassung über eine Ordnung zur Erhebung von Mitgliedsbeiträgen und Festsetzung der Höhe des jährlichen Beitrags,

                        

                        	
                           Vorprüfung der Jahresrechnung und Entwurf des Wirtschaftsplans,

                        

                        	
                           Beschlussfassung über Erwerb, Veräußerung und Belastung von Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten,

                        

                        	
                           Beschlussfassung über die zur Verfügung stehenden Mittel sowie die Aufnahme von Darlehen und Übernahme von Bürgschaften,

                        

                        	
                           Entgegennahme des Berichts über die Verteilung von Opfern, Sammlungen und Spenden,

                        

                        	
                           Beschlussfassung über die Gründung von oder Beteiligung an rechtlich selbstständigen Gesellschaften.

                        

                        	
                           Der Verbandsrat beschließt die Bildung von regionalen Untergliederungen nach § 20 und legt die dort vorgesehene „Ordnung für die Diakonie im Landkreis“ fest.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Verbandsrat nimmt sonstige Aufgaben wahr, die ihm durch den Vorstand, das Präsidium oder durch die in § 14 genannten Stellen vorgelegt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Verbandsrat bestimmt die zur Erfüllung seiner Aufgaben notwendigen Ausschüsse und entscheidet über ihre Zusammensetzung.
                  

               

               
                     § 11 
Einberufung und Beschlussfassung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die oder der Vorsitzende des Präsidiums beruft den Verbandsrat mit einer Frist von zwei Wochen unter Mitteilung der Tagesordnung
                     ein und leitet die Versammlung. Die Vorlagen können den Mitgliedern textförmlich oder durch Versendung eines Hinweises auf
                     deren Abrufbarkeit in einem datenschutzkonformen, digitalen Programm oder Speicher zur Kenntnis gebracht werden. Die Einladung
                     erfolgt in der Regel textförmlich an die dem Präsidium zuletzt bekannte oder gemeldete Adresse. Mitglieder, die dies ausdrücklich
                     wünschen, werden schriftlich per Brief eingeladen. Das Präsidium muss den Verbandsrat einberufen, wenn dies drei Verbandsratsmitglieder
                     unter Angabe der Gründe verlangen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Anträge zur Aufnahme in die Tagesordnung sollen drei Wochen vor dem anberaumten Sitzungstag in Textform beim Präsidium vorliegen.
                     Antragsberechtigt sind auch die in § 14 genannten Stellen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Verbandsrat findet grundsätzlich in persönlicher Anwesenheit statt. Das Präsidium kann beschließen, dass der Verbandsrat
                     als hybride oder virtuelle Veranstaltung stattfindet. § 8 Absatz 4 Satz 2 bis 5 gelten entsprechend. Zur Beschlussfähigkeit des Verbandsrats ist die Teilnahme von mindestens der Hälfte der stimmberechtigten
                     Verbandsratsmitglieder erforderlich.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der Verbandsrat beschließt mit einfacher Stimmenmehrheit der abgegebenen Stimmen, wenn nicht geheime Abstimmung beschlossen
                     wird. Stimmenthaltungen werden nicht gezählt. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme der oder des Vorsitzenden der Sitzung
                     den Ausschlag. Bei Wahlen wird geheim abgestimmt, sofern der Verbandsrat nicht einstimmig anders beschließt. Die Mitglieder
                     des Vorstands werden in jeweils getrennten Wahlgängen gewählt. Bei dieser Wahl ist im ersten Wahlgang die Kandidatin oder
                     der Kandidat gewählt, die oder der mehr als die Hälfte der abgegebenen Stimmen erhält, bei weiteren Wahlgängen ist die Kandidatin
                     oder der Kandidat gewählt, die oder der die meisten Stimmen erhält.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Beschlüsse des Verbandsrats können auch im Umlauf gefasst werden, wenn kein Mitglied textlichen Beschlussfassung widerspricht
                     und sich mindestens die Hälfte der Verbandsratsmitglieder beteiligt; es gilt auch dann einfache Stimmenmehrheit.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Über jede Sitzung des Verbandsrats wird eine von der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden und der Schriftführerin oder dem
                     Schriftführer zu unterzeichnende Niederschrift erstellt.
                  

               

               
                     § 12 
Präsidium
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Präsidium besteht aus drei Personen, einer oder einem Vorsitzenden und zwei stellvertretenden Vorsitzenden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Mitglieder des Präsidiums werden von der Mitgliederversammlung auf Vorschlag des Verbandsrats auf die Dauer von 5 Jahren
                     gewählt und dürfen während ihrer Amtszeit kein weiteres Amt im Diakonischen Werk wahrnehmen. Ämter bei Mitgliedern und Beteiligungsgesellschaften
                     bleiben davon unberührt. Die Präsidiumsmitglieder bleiben außer im Fall einer Abberufung gemäß § 7 Nummer 7 bis zur Neuwahl ihrer Nachfolgerin oder ihres Nachfolgers im Amt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Mitglieder des Vorstandes nehmen beratend an den Sitzungen des Präsidiums teil.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Aufgaben des Präsidiums sind:
                  

                  
                     
                        	
                           Aufsicht über den Vorstand,

                        

                        	
                           Vorschlag für die Wahl der Mitglieder des Vorstands,

                        

                        	
                           Vereinbarung von Jahreszielen mit den Mitgliedern des Vorstands und gemeinsam mit ihnen die jährliche Überprüfung des Zielerreichungsgrades
                              sowie Vorberatung der mittelfristigen strategischen Ziele,
                           

                        

                        	
                           Erstellung der Tagesordnung der Mitgliederversammlung und des Verbandsrates,

                        

                        	
                           Beauftragung und Entgegennahme des Berichts der Prüferin oder des Prüfers.

                        

                        	
                           Sonstige Aufgaben, die ihm von der Mitgliederversammlung oder vom Verbandsrat aus dessen Aufgabenkreis übertragen werden.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Das Präsidium tagt und beschließt nach Maßgabe der Geschäftsordnung des Verbandsrates.
                  

               

               
                     § 13 
Vorstand
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Vorstand besteht aus bis zu vier hauptamtlich tätigen Personen, einer oder einem Vorsitzenden und bis zu drei weiteren
                     Personen. Die Bestellung der Stellvertreterin oder des Stellvertreters im Vorsitz regelt die Geschäftsordnung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Diese sind Vorstand im Sinne des § 26 BGB. Jedes Vorstandsmitglied ist allein vertretungsberechtigt. Der Vorstand vertritt
                     den Verein gerichtlich und außergerichtlich.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der oder die Vorsitzende wird vom Verbandsrat auf die Dauer von 10 Jahren, die übrigen Mitglieder des Vorstands werden vom
                     Verbandsrat auf die Dauer von 8 Jahren gewählt. Wiederwahl ist möglich.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der Vorstand leitet das Diakonische Werk, führt die laufenden Geschäfte und ist für die Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung,
                     des Verbandsrates sowie des Präsidiums verantwortlich. Er ist für alle Aufgaben zuständig, soweit sie nicht der Mitgliederversammlung
                     oder dem Verbandsrat bzw. dem Präsidium Vorbehalten sind. Der Vorstand bewirtschaftet insbesondere die im Wirtschaftsplan
                     ausgewiesenen Mittel in eigener Verantwortung.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Nach Maßgabe der vom Verbandsrat beschlossenen Geschäftsordnung ist der Vorstand selbstständig und in eigener Verantwortung
                     tätig.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Aufgaben des Vorstands sind insbesondere:
                  

                  
                     
                        	
                           Wahrnehmung und Vertretung der Interessen des Diakonischen Werks im Sinne der Verantwortung

                           
                              
                                 	
                                    als Spitzenverband der freien Wohlfahrtspflege durch Mitarbeit und Vertretung des Diakonischen Werks in der Liga der freien
                                       Wohlfahrtspflege, in den zuständigen Gremien und Arbeitsgemeinschaften des Landes sowie der kommunalen Verbände,
                                    

                                 

                                 	
                                    als kirchliches Werk durch Mitarbeit in den Organen und Arbeitskreisen der Landeskirche und der Evangelischen Kirche in Deutschland
                                       und ihres Diakonischen Werks,
                                    

                                 

                                 	
                                    als Verband kirchlicher und diakonischer Träger durch deren zeitnahe Information und Vertretung der diakonischen Arbeit in
                                       der Öffentlichkeit nach Maßgabe der vom Verbandsrat beschlossenen Richtlinien für die Öffentlichkeitsarbeit;
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Leitung der Landesgeschäftsstelle des Diakonischen Werks;

                        

                        	
                           Stellen von Anträgen an die Arbeitsrechtliche Kommission und Erheben von Einwendungen gegen Beschlüsse der Arbeitsrechtlichen
                              Kommission nach den Beschlüssen der Versammlung der Träger.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Dem oder der Vorstandsvorsitzenden bzw. dem ihn oder sie vertretenden Vorstandsmitglied obliegt darüber hinaus die Vertretung
                     im Oberkirchenrat gemäß der Vereinbarung mit der Landeskirche.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Der Vorstand gibt sich eine Geschäftsordnung, die der Zustimmung des Präsidiums und der Beschlussfassung des Verbandsrates
                     bedarf.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                         Der Vorstand ist allen Mitarbeitenden der Landesgeschäftsstelle des Diakonischen Werks vorgesetzt. Seine Mitglieder nehmen
                     die Dienst- und Fachaufsicht gegenüber den Mitarbeitenden nach Maßgabe der Geschäftsordnung, des Leitbildes sowie der verbandlichen
                     Ordnungen wahr.
                  

               

               
                     § 14 
Aufgabendurchführung
                     

                  

                  Die Aufgaben nach § 1 werden vom Vorstand in Zusammenarbeit mit den Fachverbänden, der Kommission für Unternehmensfragen und Trägerpolitik einschließlich
                     Tarifpolitik und den für die Arbeitsrechtsregelung eingerichteten Gremien wahrgenommen.
                  

               

               
                     § 15 
Landesgeschäftsstelle
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zur Durchführung seiner Aufgaben unterhält das Diakonische Werk eine Landesgeschäftsstelle. Diese wird vom Vorstand geleitet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Landesgeschäftsstelle gliedert sich nach Vorstandsbereichen und Abteilungen, die der fachlichen, rechtlichen und wirtschaftlichen
                     Beratung der Mitglieder, ihrer Fachverbände, der Kommission für Unternehmensfragen und Trägerpolitik einschließlich Tarifpolitik
                     und der für die Arbeitsrechtsregelung eingerichteten Gremien dienen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Rechtsverhältnisse der Beschäftigten in der Landesgeschäftsstelle richten sich nach den in Landeskirche und Diakonischem
                     Werk beschlossenen arbeitsrechtlichen Ordnungen.
                  

               

               
                     § 16 
Fachverbände
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Mitglieder, die sich im selben Arbeitsfeld betätigen, können einen Fachverband bilden. Er ist an diese Satzung und an die
                     Beschlüsse von Mitgliederversammlung und Verbandsrat des Diakonischen Werks gebunden. Der Verbandsrat beschließt über die
                     Anerkennung, das jeweilige Arbeitsfeld eines Fachverbands und das Entsenderecht in den Verbandsrat nach § 9 Abs. 1 Nr. 6. Landesverbände nach § 3 Abs. 1 Nr. 3 sind den Fachverbänden gleichgestellt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Mit der Mitgliedschaft im Diakonischen Werk ist die Mitarbeit im jeweiligen Fachverband verbunden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Aufgaben eines Fachverbands sind insbesondere:
                  

                  
                     
                        	
                           Förderung der Zusammenarbeit seiner Mitglieder und der im Arbeitsfeld Beschäftigten durch Meinungsbildung und Erfahrungsaustausch,

                        

                        	
                           Beratung und Stellungnahme zu Planungsvorhaben seiner Mitglieder,

                        

                        	
                           Empfehlungen zu Qualitätsstandards der Arbeit seiner Mitglieder und zu den Verfahren der Qualitätssicherung, 

                        

                        	
                           Beratung und Stellungnahme zu Fragen der Ausbildung und Weiterbildung der Beschäftigten, 

                        

                        	
                           Beratung und Beschlussfassung über Anträge, die an die Kommission für Unternehmensfragen und Trägerpolitik einschließlich
                              Tarifpolitik, den Vorstand und den Verbandsrat zu stellen sind,
                           

                        

                        	
                           Beschlussfassung über die Stellungnahme zur Aufnahme neuer Mitglieder, die sich in seinem Arbeitsfeld betätigen; das Gleiche
                              gilt für die Einleitung des Ausschlussverfahrens,
                           

                        

                        	
                           Festlegung von fachverbandspolitischen Positionen und der Interessenvertretung im Einvernehmen mit der Geschäftsführung.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Für die Wahrnehmung der notwendigen Geschäftsführungsaufgaben des Fachverbands sorgt der Vorstand im Rahmen des Wirtschafts-
                     und Stellenplans und auf der Grundlage der vom Verbandsrat beschlossenen Geschäftsordnung.
                  

               

               
                     § 17 
Kommission für Unternehmensfragen und Trägerpolitik einschließlich Tarifpolitik
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Kommission wird von den Mitgliedern nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 und 3 mit bis zu 10 Mitgliedern besetzt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Wahl erfolgt in der Versammlung der Träger diakonischer Einrichtungen entsprechend ihrem Stimmrecht nach § 6 Abs. 1 Nr. 2.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Wählbar sind nur Mitglieder aus Vorstand und Geschäftsführung ihres Trägers.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Sie entsendet ihre Vorsitzende oder ihren Vorsitzenden in den Verbandsrat.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Aufgaben der Kommission sind insbesondere
                  

                  
                     
                        	
                           Beratung der Rahmenbedingungen und ihre Folgen für die unternehmerische Betätigung in der Diakonie,

                        

                        	
                           Beratung der Konzepte für Unternehmensführung,

                        

                        	
                           Auseinandersetzung mit dem Erscheinungsbild diakonischer Arbeit aus ökonomischer und marktorientierter Sicht,

                        

                        	
                           Tarifpolitik.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Kommission kann Unterkommissionen zur Bearbeitung bestimmter Aufgaben bilden. In diese können auch Vertreter anderer
                     Träger zugewählt werden. Die Bildung von Unterkommissionen kann von den Fachverbänden angeregt werden.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Für die Wahrnehmung der notwendigen Geschäftsführungsaufgaben der Kommission sorgt der Vorstand im Rahmen des Wirtschafts-
                     und Stellenplans und auf der Grundlage der vom Verbandsrat für den Vorstand beschlossenen Geschäftsordnung.
                  

               

               
                     § 18 
Arbeitsrechtsregelung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Verfahren zur Regelung der Arbeitsverhältnisse der privatrechtlich angestellten Mitarbeitenden im diakonischen Dienst
                     richtet sich nach dem landeskirchlichen Recht über das Verfahren zur Regelung der Arbeitsverhältnisse der privatrechtlich
                     angestellten Mitarbeitenden im kirchlichen Dienst; bei Einrichtungen einer Freikirche nach deren arbeitsrechtlichen Ordnungen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Im Rahmen des Arbeitsrechtsregelungsgesetzes werden Aufgaben wahrgenommen
                  

                  
                     
                        	
                           vom Vorstand,

                        

                        	
                           von der Versammlung der Träger diakonischer Einrichtungen (Mitglieder nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 und 3),
                           

                        

                        	
                           von der Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeitervertretungen im Diakonischen Werk.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Anträge des Diakonischen Werks an die Arbeitsrechtliche Kommission werden von der Versammlung der Träger bzw. von den nach
                     deren Satzung beauftragten Gremien vorbereitet und beschlossen und vom Vorstand, von der oder dem Vorsitzenden oder der oder
                     dem stellvertretenden Vorsitzenden der Trägerversammlung gestellt. Dasselbe gilt für Einwendungen gegen Beschlüsse der Arbeitsrechtlichen
                     Kommission. Die Regelungen in den §§ 5  und 13 bleiben unberührt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der Vorstand veröffentlicht die gefassten Beschlüsse der Arbeitsrechtlichen Kommission, nachdem sie verbindlich geworden
                     sind, im Organ „Arbeitsrechtsregelung“.
                  

               

               
                     § 19 
Finanzierung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zur Finanzierung seiner Arbeit stehen dem Diakonischen Werk zur Verfügung:
                  

                  
                     
                        	
                           Mitgliedsbeiträge,

                        

                        	
                           Zuschüsse der Landeskirche und öffentlicher Stellen sowie Zuwendungen Dritter,

                        

                        	
                           Sammlungen, Spenden,

                        

                        	
                           Erträge aus eigenem Vermögen,

                        

                        	
                           Umlagen nach den Geschäftsordnungen der in § 14 genannten Stellen.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die laufenden Einnahmen sind für die gemeinnützigen, mildtätigen und kirchlichen Zwecke des Vereins zu verwenden oder zweckgebundenen
                     Fonds zuzuführen. Der Nachweis über die Verwendung der Mittel ist in der Rechnung zu führen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Rechnungsjahr ist das Kalenderjahr.
                  

               

               
                     § 20 
Regionale Diakonie
                     

                  

                  Die Mitglieder des Diakonischen Werks in einem Landkreis arbeiten zusammen, um ihre gemeinsamen Interessen zu vertreten. Das
                     Diakonische Werk unterstützt diese Arbeit und kann in den Landkreisen eine regionale Gliederung unter dem Namen „Diakonie
                     im Landkreis“ bilden. Für die Struktur und Arbeit dieser Untergliederungen erlässt das Diakonische Werk eine „Ordnung für
                     die Diakonie im Landkreis“.
                  

               

               
                     § 21 
Mitwirkung der Evangelischen Landeskirche in Württemberg
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zu ihrer Wirksamkeit bedürfen folgende Beschlüsse der Zustimmung der Landeskirche:
                  

                  
                     
                        	
                           Wahl des Vorstands,

                        

                        	
                           Aufnahme und Ausschluss von Mitgliedern,

                        

                        	
                           Satzungsänderungen,

                        

                        	
                           Auflösung des Vereins.

                        

                        	
                           Die Bildung regionaler Gliederungen und die Festlegung und Änderung von deren Ordnung.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Versagt die Landeskirche bei Beschlüssen zu Abs. 1 Nr. 3 und 4 ihre Zustimmung, so kann diese durch erneuten Beschluss der
                     Mitgliederversammlung ersetzt werden.
                  

               

               
                     § 22
Auflösung, Aufhebung, Änderung und Wegfall des Vereinszwecks
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Eine Änderung des Vereinszwecks darf nur im Rahmen von gemeinnützigen, mildtätigen und kirchlichen Zwecken im Sinne der geltenden
                     Steuergesetze erfolgen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Im Falle der Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall der steuerbegünstigten Zwecke fällt das Vermögen an die
                     Evangelische Landeskirche in Württemberg. Diese hat das Vermögen unmittelbar und ausschließlich zu gemeinnützigen mildtätigen
                     oder kirchlichen Zwecken zu verwenden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Eine Änderung der Anfallsberechtigung (Abs. 2) bedarf des einstimmigen Beschlusses der Mitgliederversammlung und des Verbandsrats.
                  

               

               
                     § 23
[nicht besetzt]
                     

                  

               

               
                     § 24 
Änderung und Ergänzung der Satzung
                     

                  

                  Änderungen und Ergänzungen der Satzung, die auf Verlangen des Registergerichts oder der Finanzbehörde erforderlich sind, kann
                     der Vorstand vornehmen, sofern der Inhalt der Satzungsbestimmungen nicht berührt ist.
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         281. Vereinbarung der Evangelischen Landeskirche in Württemberg, vertreten durch den Landesbischof und des Diakonischen Werks
            der evangelischen Kirche in Württemberg e. V., vertreten durch den Vorsitzenden1

      

      
         Vom 28. Februar 1970

      

      
         (Abl. 43 S. 426), geändert durch Vereinbarung vom 31. März 1981 (Abl. 51 S. 237) und vom 29. Oktober/11. November 2002 (Abl. 60 S. 165)
         

      

      
            I.

         

         Diakonie ist gelebter Glaube der christlichen Gemeinde als Antwort auf die Verkündigung des Evangeliums. Sie erwächst aus
            der Liebe Gottes, die in Jesus Christus allen Menschen zugewandt ist. Alle Glieder der Gemeinde sind darum zur Diakonie gerufen.
            Diakonie sucht den bedrängten Menschen in der Nähe und in der Ferne, um ihm zu helfen. Sie ist bestrebt, auch die Not zu lindern,
            die ganze Gruppen von Menschen bedrückt, den Ursachen von Notständen nachzugehen und zu ihrer Behebung – auch gemeinsam mit
            anderen Institutionen – beizutragen.
         

      

      
            II.

         

         Das Diakonische Werk der evangelischen Kirche in Württemberg arbeitet als ein selbständiges Werk der Landeskirche. Das Diakonische
            Werk übernimmt nach Maßgabe seiner Satzung die Aufgaben, die bisher in der Arbeitsgemeinschaft der Diakonischen Werke in der
            Evangelischen Landeskirche in Württemberg vom Landesverband der Inneren Mission und vom Hilfswerk der Evangelischen Landeskirche
            in Württemberg wahrgenommen worden sind.
         

      

      
            III.

         

         Auf der Gemeinsamkeit unserer diakonischen Verpflichtung beruhen folgende Regelungen:
            
               	
                  Die Kirchenbezirke werden als Träger der Diakonischen Bezirksstellen Mitglieder des Diakonischen Werks.

               

               	
                  Die Landeskirche und das Diakonische Werk wirken bei den in § 21 der Satzung des Diakonischen Werks genannten Entscheidungen
                     in freundschaftlichem Sinne zusammen. Die Landeskirche nimmt in Aussicht, die Vorstandsvorsitzende oder den Vorstandsvorsitzenden
                     zum außerordentlichen Mitglied des Oberkirchenrats zu berufen.
                  

               

               	
                  Die Landeskirche ist bereit:
                     
                        	
                           das Diakonische Werk nach Maßgabe des landeskirchlichen Haushaltplans finanziell zu fördern und landeskirchliche Kollekten
                              und Sammlungen für die Aufgaben des Diakonischen Werks in den Kollektenplan aufzunehmen,
                           

                        

                        	
                           im Rahmen ihres Haushalts- und Stellenplans für das Diakonische Werk Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter anzustellen oder dem
                              Diakonischen Werk für die Anstellung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern Mittel zur Verfügung zu stellen. Die bisher im
                              Bereich des Hilfswerks tätigen Angestellten bleiben weiterhin Angestellte der Landeskirche, werden jedoch für das Diakonische
                              Werk freigestellt.
                           

                        

                        	
                           die Durchführung neuer Aufgaben, die die Landeskirche für erforderlich hält, dem Diakonischen Werk zu übertragen.

                        

                     

                  

               

               	
                  Die Regelung über die Verwaltung des Vermögens, das für das Evangelische Hilfswerk bestimmt war, bleibt durch den Vertrag
                     zwischen der Evangelischen Landeskirche und dem Diakonischen Werk der evangelischen Kirche in Württemberg vom 31. März 1981
                     (Abl. 51, S. 237) aufgehoben.
                  

               

               	
                  Das Diakonische Werk unterrichtet die Landeskirche rechtzeitig über neue Vorhaben von gesamtkirchlicher Bedeutung und gibt
                     ihr Kenntnis von Arbeitsberichten, die der Mitgliederversammlung des Diakonischen Werks erstattet werden.
                  

               

               	
                  Das Diakonische Werk gibt der Landeskirche Kenntnis von seinem jährlichen Haushalts- und Stellenplan, desgleichen von seiner
                     geprüften Jahresrechnung.
                  

               

            

         

      

      
            IV.

         

         
            	
               Die vorliegende Vereinbarung tritt an die Stelle der Vereinbarungen der Evangelischen Landeskirche in Württemberg und des
                  Landesverbandes der Inneren Mission in Württemberg vom 10. März 1950
                  
                     	
                        über die Bildung einer Arbeitsgemeinschaft der Diakonischen Werke in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg (Abl. 34
                           S. 25) und
                        

                     

                     	
                        über das Verhältnis des Landesverbandes der Inneren Mission zur Evangelischen Landeskirche in Württemberg (Abl. 34 S. 29).

                     

                  

               

            

            	
               Die vorliegende Vereinbarung bedarf der Zustimmung der Landessynode und der Mitgliederversammlung des Diakonischen Werks der
                  evangelischen Kirche in Württemberg. Das gleiche gilt für ihre Änderung.
               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Die Vereinbarung wurde am 28. Februar 1970 unterzeichnet (Abl. 44 S. 59).

         

      

   
      

      
         283. Kirchliches Gesetz über die Gewährsträgerschaft der Evang. Landeskirche in Württemberg für Mitgliedseinrichtungen des
            Diakonischen Werkes der evang. Kirche in Württemberg e. V. 
         

      

      
         Vom 12. März 1992

      

      
         (Abl. 55 S. 173)

      

      Die Landessynode hat das folgende kirchliche Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird:

      
                     § 1

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für das Diakonische Werk der evang. Kirche in Württemberg e. V. und die ihm angeschlossenen Diakonischen Mitgliedseinrichtungen,
                     die ihren Mitarbeitern Gesamtversorgung nach dem Tarifvertrag über die Versorgung der Arbeitnehmer kommunaler Verwaltungen
                     und Betriebe (VersTV-G) vom 6. März 1967 in der jeweils geltenden Fassung bei der Zusatzversorgungskasse des Kommunalen Versorgungsverbandes
                     Baden-Württemberg gewähren, übernimmt die Evangelische Landeskirche in Württemberg auf Antrag die Gewährsträgerschaft gegenüber
                     der Zusatzversorgungskasse des Kommunalen Versorgungsverbandes Baden-Württemberg.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Gewährsträgerschaft bezieht sich auf
                     
                        	
                           die Zahlungsunfähigkeit eines Mitglieds (Eintritt in dessen Zahlungsverpflichtungen gegenüber der Zusatzversorgungskasse);

                        

                        	
                           die im Zusammenhang mit der Beendigung der Mitgliedschaft entstehenden finanziellen Verpflichtungen (Übernahme der bei entsprechender
                              Anwendung des § 13 der Satzung der Zusatzversorgungskasse sich ergebenden finanziellen Verpflichtungen);
                           

                        

                        	
                           die Einengung des Aufgabenbereichs und damit die Verminderung der Zahl der aktiven Mitarbeiter eines Mitglieds (Garantie einer
                              Sonderumlage, durch die das gleiche Verhältnis von Umlage und Sonderumlage zu den Leistungen des Mitglieds hergestellt wird,
                              wie die gesamte Umlage der Zusatzversorgungskasse zu den gesamten Leistungen steht. Hierbei wird die Gesamtheit der Mitglieder
                              aus dem Bereich des Diakonischen Werkes der evang. Kirche in Württemberg e. V. als Einheit betrachtet).
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Voraussetzung für die Übernahme der Gewährsträgerschaft durch die Landeskirche ist, daß das Diakonische Werk der evang. Kirche
                     in Württemberg e. V. die Evang. Landeskirche von allen Ansprüchen aus in Anspruch genommener Gewährsträgerschaft freistellt
                     und dafür die notwendige Vorsorge trifft, über die jährlich Rechnung zu legen ist.
                  

               

               
                     § 2
Inkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1992 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes tritt das Gesetz über die Gesamtversorgung hauptberuflicher privatrechtlich angestellter
                     Mitarbeiter im kirchlichen und diakonischen Dienst vom 3. Juli 1967 (Abl. 42 S. 245) außer Kraft. Einzelregelungen, die auf
                     Grund dieses Gesetzes getroffen worden sind, bleiben hiervon unberührt.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         290. Kirchliches Gesetz über die diakonische Arbeit in der Landeskirche (Diakoniegesetz)

      

      
         Vom 26. November 1981

      

      
         (Abl. 50 S. 415), geändert durch Kirchl. Gesetz vom 12. März 1992 (Abl. 55 S. 63) und vom 25. Oktober 2001 (Abl. 59 S. 407)
         

      

      Die Landessynode hat das folgende kirchliche Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird:

      
                     § 1
Grundbestimmung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Diakonie ist gelebter Glaube der christlichen Gemeinde in Wort und Tat. Der Glaube antwortet auf die Verkündigung des Evangeliums;
                     er erwächst aus der Liebe Gottes, die in Jesus Christus allen Menschen zugewandt ist. Alle Glieder der Gemeinde sind darum
                     zur Diakonie gerufen. Diakonie sucht den bedrängten Menschen in der Nähe und in der Ferne, um ihm zu helfen. Sie ist bestrebt,
                     auch der Not zu begegnen, die ganze Gruppen von Menschen bedrückt, den Ursachen von Notständen nachzugehen und zu ihrer Behebung
                     – gemeinsam mit den Betroffenen und auch mit anderen Institutionen – beizutragen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der diakonische Auftrag wird als Lebens- und Wesensäußerung der Kirche wahrgenommen
                     
                        	
                           von den Kirchengemeinden,

                        

                        	
                           von den Kirchenbezirken,

                        

                        	
                           von den kirchlichen Verbänden in Stadt- und Landkreisen,

                        

                        	
                           von den diakonischen Einrichtungen, deren Träger zur Landeskirche gehören oder mit ihr ökumenisch verbunden sind,

                        

                        	
                           vom Diakonischen Werk der evangelischen Kirche in Württemberg e. V.,

                        

                        	
                           von der Landeskirche.

                        

                     

                  

                  Die Rechtsträger nach Nummern 1–3, 5 und 6 und ihre diakonischen Einrichtungen arbeiten untereinander zusammen und nehmen
                     den Auftrag jeweils für ihren Bereich wahr. Im größeren Bereich sollen nur solche Aufgaben wahrgenommen werden, die im kleineren
                     nicht oder nicht ausreichend erfüllt werden können.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Rechtsträger nach Absatz 2 sind Träger der freien Wohlfahrtspflege (freie Träger). Sie vertreten die Belange der Diakonie
                     jeweils für ihren Bereich. Soweit sie ihre diakonische Arbeit im Stadt- oder Landkreis (§ 4) zusammengefaßt haben, nehmen sie die Aufgaben des freien Wohlfahrtsverbandes der evangelischen Kirche wahr. Ein solcher
                     Zusammenschluß kann im Einvernehmen mit dem Diakonischen Werk der evangelischen Kirche in Württemberg e. V. die Bezeichnung
                     „Diakonisches Werk“ verbunden mit der Angabe seines Zuständigkeitsbereiches führen.
                  

               

               
                     § 2
Diakonische Arbeit in der Kirchengemeinde
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kirchengemeinde hat die Aufgabe, die diakonische Arbeit in ihrem Bereich anzuregen, zu fördern und sich um die erforderlichen
                     Einrichtungen zu bemühen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zu den diakonischen Aufgaben im Bereich der Kirchengemeinde gehören insbesondere
                     
                        	
                           die Förderung diakonischen Bewußtseins, die Gewinnung und Begleitung von Mitarbeitern und Helfern,

                        

                        	
                           die häusliche Krankenpflege, die Haus- und Familienpflege, die Nachbarschaftshilfe,

                        

                        	
                           die diakonische Arbeit mit Kindern, Jugendlichen, Alten, Behinderten, Ausländern und anderen Gruppen,

                        

                        	
                           die Hilfe für notleidende Kirchen, die Durchführung von Sammlungen,

                        

                        	
                           die Vertretung diakonischer Anliegen der Kirchengemeinde gegenüber der bürgerlichen Gemeinde.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Wahrnehmung der diakonischen Aufgaben können insbesondere dienen
                     
                        	
                           Kindertagesstätten und Diakoniestationen,

                        

                        	
                           Diakonieausschüsse und Diakoniebeauftragte des Kirchengemeinderats (§§ 56 und 24 Abs. 5 der Kirchengemeindeordnung1 in der Fassung vom 25. Mai 1982 – Abl. 50 S. 455),
                           

                        

                        	
                           Dienstgruppen und Fördergemeinschaften für einzelne Aufgaben oder Einrichtungen der Diakonie.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Zur Wahrnehmung der in den Absätzen 2 und 3 genannten Aufgaben können abweichend von § 56 Abs. 5 Kirchengemeindeordnung2 in die hierfür gebildeten beschließenden Ausschüsse bis zu einem Drittel ihrer Mitgliederzahl Personen gewählt werden, die
                     nicht dem Kirchengemeinderat angehören.
                  

                  Hat eine Kirchengemeinde Aufgaben nach den Absätzen 2 und 3 von anderen Kirchengemeinden übernommen, so gelten deren aus der
                     Mitte ihrer Kirchengemeinderäte entsandten Vertreter in einem beschließenden Ausschuß der übernehmenden Kirchengemeinde als
                     dem Kirchengemeinderat angehörend (vgl. § 56 Abs. 5 Kirchengemeindeordnung3). Die Bestimmung gilt entsprechend bei der Übertragung von Aufgaben nach den Absätzen 2 und 3 durch einen Kirchenbezirk oder
                     einen kirchlichen Verband.
                  

               

               
                     § 3
Diakonische Arbeit im Kirchenbezirk
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Kirchenbezirk unterstützt die ihm zugehörenden Kirchengemeinden bei der Erfüllung ihrer diakonischen Aufgaben und fördert
                     die Zusammenarbeit benachbarter Kirchengemeinden auf diesem Gebiet. Er nimmt diejenigen Aufgaben eigenständig wahr, die die
                     Möglichkeiten einer Kirchengemeinde oder einer Gruppe benachbarter Kirchengemeinden übersteigen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zu den eigenständigen diakonischen Aufgaben des Kirchenbezirks gehören insbesondere
                     
                        	
                           die Beratung und Hilfe in sozial und persönlich bedingten Not- und Problemsituationen von einzelnen, Familien und Gruppen,
                              einschließlich der Unterstützung bei der Inanspruchnahme von sozialen Leistungen,
                           

                        

                        	
                           die Durchführung von Erholungsmaßnahmen und die Vermittlung von Heimplätzen,

                        

                        	
                           die Anregung und Förderung der diakonischen Arbeit im Kirchenbezirk und in den Kirchengemeinden.

                        

                     

                  

                  Hinzu kommen die in § 4 Abs. 3 genannten Aufgaben, wenn weder ein kirchlicher Verband besteht noch eine kirchenrechtliche Vereinbarung abgeschlossen wurde.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die diakonischen Aufgaben werden insbesondere wahrgenommen durch
                     
                        	
                           den Diakonischen Bezirksausschuß,

                        

                        	
                           den Bezirksdiakoniepfarrer,

                        

                        	
                           die Diakonische Bezirksstelle.

                        

                     

                  

               

               
                     § 4
Diakonische Arbeit in Stadt- und Landkreisen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Liegen mehrere Kirchenbezirke ganz oder teilweise im Bereich eines Stadt- oder Landkreises, so arbeiten sie bei der Wahrnehmung
                     ihres diakonischen Auftrags zusammen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zum Zwecke der Zusammenarbeit sollen diakonische Aufgaben des Kirchenbezirks nach dem Kirchlichen Verbandsgesetz4 vom 27. November 1980 (Abl. Bd. 49 S. 277) in seiner jeweiligen Fassung auf einen kirchlichen Verband oder durch kirchenrechtliche
                     Vereinbarung auf einen der beteiligten Kirchenbezirke übertragen werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Zu den diakonischen Aufgaben, die nach Absatz 2 übertragen werden sollen, gehören in der Regel
                     
                        	
                           die Koordination der vorhandenen Dienste,

                        

                        	
                           die Vertretung der diakonischen Anliegen der Kirchengemeinden und Kirchenbezirke in Kirche und Öffentlichkeit, in der freien
                              Wohlfahrtspflege und gegenüber dem Stadt- oder Landkreis sowie den staatlichen und anderen öffentlichen Stellen in diesem
                              Bereich,
                           

                        

                        	
                           die Planung diakonischer Vorhaben im Stadt- oder Landkreis,

                        

                        	
                           die Einrichtung spezieller  Beratungsdienste,

                        

                        	
                           die Beauftragung von Fachberatern für die diakonische Arbeit der Kirchengemeinden,

                        

                        	
                           die Fortbildung der Mitarbeiter.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Aufgaben eines Kirchenbezirks nach § 3 können auch vollständig auf den kirchlichen Verband oder einen der beteiligten Kirchenbezirke übertragen werden. Die Übertragung
                     kann für ein im Landkreis liegendes Teilgebiet oder für den ganzen Kirchenbezirk erfolgen. Erfolgt sie für den ganzen Kirchenbezirk,
                     so soll dieser einen beratenden Diakonischen Bezirksausschuß bilden. Bildet er keinen solchen Ausschuß, so bestimmt die Bezirkssynode
                     eine Person, die anstelle der oder des Vorsitzenden des Diakonischen Bezirksausschusses nach § 16 Abs. 6 Nr. 3 Kirchenbezirksordnung5 zu den Sitzungen des Kirchenbezirksausschusses eingeladen wird und beratend teilnehmen kann.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Der Wahrnehmung diakonischer Aufgaben können insbesondere dienen
                     
                        	
                           Kreisdiakonieausschüsse,

                        

                        	
                           Kreisdiakoniestellen.

                        

                     

                  

               

               
                     § 5
Diakonische Einrichtungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Diakonische Einrichtungen nach § 1 Abs. 2 Nr. 4 nehmen in ihrem Teil den Auftrag der Kirche wahr. Die Glieder der Gemeinde sollen ihnen deshalb bei der Durchführung ihrer
                     Aufgaben helfen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zur gemeinsamen Wahrnehmung des diakonischen Auftrags arbeiten Kirchengemeinden, Kirchenbezirke und kirchliche Verbände mit
                     den diakonischen Einrichtungen zusammen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei der Regelung der Zusammenarbeit sollen Absprachen darüber getroffen werden,
                     
                        	
                           wie die gegenseitige Unterrichtung über Zielsetzung und Stand diakonischer Arbeit, insbesondere über neue Vorhaben, sichergestellt
                              werden kann,
                           

                        

                        	
                           wie die Beteiligten sich in ihrer Arbeit gegenseitig fördern und unterstützen können,

                        

                        	
                           wie Einzelaufgaben untereinander verteilt und Verantwortlichkeiten festgelegt werden,

                        

                        	
                           wie die gegenseitige Mitwirkung in den jeweiligen Organen der beteiligten Träger geregelt werden kann.

                        

                     

                  

               

               
                     § 6
Diakonisches Werk
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Diakonische Werk der evangelischen Kirche in Württemberg e. V. arbeitet als selbständiges Werk im Bereich der Landeskirche
                     und nimmt die Aufgaben nach Maßgabe seiner Satzung und der Vereinbarung mit der Landeskirche wahr.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Kirchenbezirke und die kirchlichen Verbände sind zur Mitgliedschaft im Diakonischen Werk der evangelischen Kirche in Württemberg
                     e. V. verpflichtet. Der Oberkirchenrat ist ermächtigt, den Beitritt in deren Namen zu erklären. Die Mitgliedschaft kirchlicher
                     Verbände, denen Kirchenbezirke anderer Landeskirchen angehören, wird in einer Vereinbarung zwischen den beteiligten Landeskirchen
                     und Diakonischen Werken geregelt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Vertretung der Kirchengemeinden, der Kirchenbezirke und der kirchlichen Verbände in den Organen des Diakonischen Werks
                     der evangelischen Kirche in Württemberg e. V. richtet sich nach dessen Satzung und nach der Vereinbarung mit der Landeskirche.
                  

               

               
                     § 7
Landeskirche
                     

                  

                  Die Landeskirche fördert und unterstützt die diakonische Arbeit in ihrem Bereich. Sie nimmt diakonische Aufgaben nur insoweit
                     unmittelbar wahr, als sie von Trägern diakonischer Arbeit nach § 1 Abs. 2 Nr. 1–5 nicht oder nicht ausreichend erfüllt werden können.
                  

               

               
                     § 8
Ausführungsverordnungen
                     

                  

                  Nähere Regelungen zur Ausführung dieses Gesetzes werden vom Oberkirchenrat nach § 39 Abs. 1 der Kirchenverfassung6 im Verordnungswege getroffen.
                  

               

               
                     § 9
Diakonische Arbeit im Stadtkreis Stuttgart
                     

                  

                  Die diakonische Arbeit im Stadtkreis Stuttgart wird im Verordnungswege geregelt.

               

               
                     § 10
Schlußbestimmung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Entgegenstehende Bestimmungen, insbesondere die Diakonische Bezirksordnung vom 13. November 1952 (Abl. Bd. 35 S. 256) und
                     § 2 des Kirchlichen Gesetzes betr. das Diakonische Werk der evangelischen Kirche in Württemberg vom 12. November 1969 (Abl.
                     Bd. 43 S. 425), treten gleichzeitig außer Kraft.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: § 24 Abs. 5 KGO in der in § 2 Abs. 3 Nr. 2 Diakoniegesetz genannten Fassung entspricht wörtlich § 24 Abs. 7 KGO (abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung) in der derzeit geltenden Fassung.
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung. 
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung. 
            

         

      

      4
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 65 dieser Sammlung. 
            

         

      

      5
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 60 u. 61 dieser Sammlung. 
            

         

      

      6
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 1 dieser Sammlung. 
            

         

      

   
      

      
         291. Kirchliche Verordnung über die diakonische Arbeit in den Kirchenbezirken sowie in den Stadt- und Landkreisen (Diakonische
            Bezirksordnung – DBO)
         

      

      
         Vom 14. Dezember 2004

      

      
         (Abl. 61 S. 211), geändert durch Kirchl. Verordnung vom 13. Mai 2024 (Abl. 71 Nr. 39)
         

      

      
            Abschnitt I
Allgemeines
            

         

         
                     § 1
Grundlagen und Arbeitsformen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Kirchenbezirk nimmt die diakonischen Aufgaben, die er gemäß § 3 Diakoniegesetz1 zu erfüllen hat, selbst wahr oder er überträgt sie nach § 4 Abs. 2 und 4 Diakoniegesetz auf einen Verband von Kirchenbezirken oder andere Kirchenbezirke.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wenn ein Kirchenbezirk seine diakonischen Aufgaben ganz oder teilweise selbst erfüllt, bildet er einen Diakonischen Bezirksausschuss
                     (DBA) und beruft einen Bezirksdiakoniepfarrer, soweit diese Aufgabe nicht als Sonderauftrag im Haupt- oder Nebenamt mit einer
                     Pfarrstelle verbunden ist. Er errichtet eine Diakonische Bezirksstelle, in der die diakonischen Dienste des Kirchenbezirks
                     zusammengefasst sind, soweit die entsprechenden Aufgaben nicht auf einen kirchlichen Verband im Stadt- oder Landkreis oder
                     auf einen anderen Träger übertragen worden sind. Ausnahmen von Satz 2 kann der Oberkirchenrat im Einvernehmen mit dem Diakonischen
                     Werk der evangelischen Kirche in Württemberg e. V. zulassen. Das Nähere regelt Abschnitt II.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wenn ein Kirchenbezirk seine Aufgaben ganz oder zum Teil auf einen Verband von Kirchenbezirken in einem Stadt- oder Landkreis
                     (Kreisdiakonieverband) oder durch kirchenrechtliche Vereinbarung auf einen anderen Kirchenbezirk in einem Stadt- oder Landkreis
                     übertragen hat, bildet dieser Verband oder Kirchenbezirk einen Kreisdiakonieausschuss. Er beauftragt in der Regel eine Kreisdiakoniepfarrerin
                     oder einen Kreisdiakoniepfarrer, wenn diese Aufgabe nicht als Sonderauftrag im Haupt- oder Nebenamt mit einer Pfarrstelle
                     verbunden ist. Der Verband oder der beauftragte Kirchenbezirk errichtet eine Kreisdiakoniestelle und gegebenenfalls Außenstellen
                     in denen seine diakonischen Dienste zusammengefasst sind. Ausnahmen von den Regelungen dieses Absatzes kann der Oberkirchenrat
                     im Einvernehmen mit dem Diakonischen Werk der evangelischen Kirche in Württemberg e. V. zulassen. Das Nähere regelt Abschnitt
                     III.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Wenn ein Kirchenbezirk seine Aufgaben für den Bereich des ganzen Kirchenbezirks vollständig auf einen Verband von Kirchenbezirken
                     oder einen anderen Kirchenbezirk übertragen hat, soll er einen beratenden Diakonischen Bezirksausschuss bilden. Dieser berät
                     die Bezirkssynode über die diakonischen Aufgaben und die diakonische Arbeit im Kirchenbezirk sowie die in den Organen des
                     Verbandes anstehenden Fragen. Auf den beratenden Ausschuss kann verzichtet werden, wenn seine Aufgaben im Kirchenbezirk auf
                     andere Weise erfüllt werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Bei der Übertragung von Aufgaben auf einen Verband oder einen anderen Kirchenbezirk nimmt der Kirchenbezirk die Fachberatung
                     des Diakonischen Werks der evangelischen Kirche in Württemberg in Anspruch.
                  

               

               
                     § 2
Zusammenarbeit mit selbständigen Diakonischen Einrichtungen und mit freien Gruppen und Initiativen mit diakonischer Zielsetzung
                     

                  

                  Die Kirchenbezirke und die Verbände von Kirchenbezirken arbeiten mit selbständigen diakonischen Einrichtungen im Kirchenbezirk
                     oder Verbandsgebiet zusammen. Auf der Ebene des Landkreises soll eine regelmäßige Verständigung über die Entwicklung diakonischer
                     Arbeit und ihre Zielsetzungen im Landkreis gesucht werden.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt II
Wahrnehmung der diakonischen Aufgaben durch den Kirchenbezirk
            

         

         
                     § 3
Diakonischer Bezirksausschuss
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Nimmt ein Kirchenbezirk seine diakonischen Aufgaben ganz oder teilweise selbst wahr, so bildet er als beschließenden Ausschuss
                     einen Diakonischen Bezirksausschuss. Ihm gehören an:
                     
                        	
                           Mindestens fünf und höchstens neun von der Bezirkssynode zu wählende Mitglieder, die in Fragen der Diakonie und Sozialarbeit
                              erfahren sein sollen,
                           

                        

                        	
                           die Dekanin oder der Dekan,

                        

                        	
                           die Bezirksdiakoniepfarrerin oder der Bezirksdiakoniepfarrer,

                        

                        	
                           die Rechnerin oder der Rechner des Kirchenbezirks, sofern eine solche oder ein solcher bestellt ist,

                        

                        	
                           die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer der Diakonischen Bezirksstelle als Beraterin oder Berater.

                        

                     

                  

                  Dem Diakonischen Bezirksausschuss soll ein Mitglied des Gremiums angehören, das für die Anstellung und Entlassung und die
                     Erteilung der Dienstaufträge für Gemeindediakoninnen und -diakone und gegebenenfalls deren Anstellung und Entlassung im Kirchenbezirk
                     zuständig ist, soweit dies nicht der Kirchenbezirksausschuss oder der Diakonische Bezirksausschuss selbst ist. Anderenfalls
                     soll ein solches beratend zu den Sitzungen eingeladen werden.
                  

                  In der Geschäftsordnung kann vorgesehen werden, dass weitere Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter regelmäßig zur beratenden Teilnahme
                     an den Sitzungen eingeladen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Bezirkssynode wählt mindestens ein Drittel der Mitglieder nach Absatz 1 Buchst. a) aus ihrer Mitte. Die weiteren Mitglieder
                     müssen in einer Kirchengemeinde des Kirchenbezirks zum Kirchengemeinderat wählbar sein. Ausnahmen hiervon bedürfen der Genehmigung
                     des Oberkirchenrats.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Diakonische Bezirksausschuss kann mit zwei Dritteln der Stimmen seiner Mitglieder bis zu drei weitere Mitglieder zuwählen.
                     Für die Zuzuwählenden gilt Absatz 2 entsprechend.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Selbständigen diakonischen Einrichtungen im Kirchenbezirk soll im Wege der Absprache nach § 5 Abs. 3 des Diakoniegesetzes2 ein Vorschlagsrecht bei der Wahl oder Zuwahl von Mitgliedern des Diakonischen Bezirksausschusses eingeräumt werden, wenn
                     nicht die Zusammenarbeit nach § 5 Abs. 3 des Diakoniegesetzes auf andere Weise geregelt ist.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Amtszeit des Diakonischen Bezirksausschusses entspricht der Amtszeit der Bezirkssynode.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Der Diakonische Bezirksausschuss wählt eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und deren oder dessen Stellvertreterin oder
                     Stellvertreter aus seiner Mitte. Die oder der Vorsitzende hat folgende Aufgaben:
                     
                        	
                           Sie oder er beruft den Diakonischen Bezirksausschuss bei Bedarf, mindestens aber zweimal im Jahr ein, bereitet im Benehmen
                              mit dem Geschäftsführer der Diakonischen Bezirksstelle die Sitzungen vor und leitet sie. Sie oder er informiert das Diakonische
                              Werk der evangelischen Kirche in Württemberg, dessen Vertreterin oder Vertreter beratend an den Sitzungen teilnehmen können,
                              rechtzeitig über die Tagesordnung. Entsprechendes gilt für die Kreisdiakoniestelle, sofern eine solche besteht.
                           

                        

                        	
                           Sie oder er wacht über die Ausführung der Beschlüsse des Diakonischen Bezirksausschusses und die Einhaltung der Vorschriften
                              für die Diakonische Bezirksstelle. Einzelne dieser Aufgaben können mit  Zustimmung der oder des Vorsitzenden vom Ausschuss
                              anderen Mitgliedern übertragen werden.
                           

                        

                        	
                           Sie oder er lädt den Geschäftsführer der Diakonischen Bezirksstelle sowie den Bezirksdiakoniepfarrer zu regelmäßigen Dienstbesprechungen
                              ein.
                           

                        

                        	
                           Sie oder er berichtet in der Bezirkssynode über die Arbeit des Diakonischen Bezirksausschusses.

                        

                     

                  

               

               
                     § 4
Aufgaben des Diakonischen Bezirksausschusses
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Diakonische Bezirksausschuss unterstützt die Kirchengemeinden bei der Erfüllung ihrer diakonischen Aufgaben und ist verantwortlich
                     für die diakonische Arbeit des Kirchenbezirks. Im Einzelnen hat er folgende Aufgaben:
                     
                        	
                           Er legt die Richtlinien für die Arbeit der Diakonischen Bezirksstelle fest.

                        

                        	
                           Er erlässt eine Geschäftsordnung, die insbesondere die Geschäftsverteilung, den Ablauf der Geschäfte, die Ausübung der Bewirtschaftungsbefugnis,
                              Anweisungsbefugnis und Kassenvollmacht in der Diakonischen Bezirksstelle festlegt sowie eine Regelung über die Aufteilung
                              der Vertretungsaufgaben trifft.
                           

                        

                        	
                           Er beschließt nach Maßgabe von § 5 Abs. 1 und im Rahmen des Haushaltsplans über die Anstellung und Entlassung der Mitarbeiter der Diakonischen Bezirksstelle.
                           

                        

                        	
                           Er übt die Dienst- und Fachaufsicht über die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Diakonischen Bezirksstelle unbeschadet der
                              unmittelbaren Dienst- und Fachaufsicht durch die zuständigen Personen und vorbehaltlich einer anderen Regelung nach § 7 aus.
                           

                        

                        	
                           Er beschließt den Entwurf des Sonderhaushaltsplans der Diakonischen Bezirksstelle und macht entsprechende Vorschläge zum Haushaltsplan
                              des Kirchenbezirks. Sofern die Regionalverwaltung für den Kirchenbezirk gemäß § 20 Absatz 4 Satz 3 Nummer 1 Kirchenbezirksordnung3 den Entwurf des Haushaltsplans aufstellt, stellt sie gegen Kostenersatz durch den Kirchenbezirk auch den Entwurf des Sonderhaushaltsplans
                              für die Diakonische Bezirksstelle auf. Von der Aufstellung eines Sonderhaushaltsplans kann bei geringem Umfang abgesehen werden.
                              In diesem Falle schlägt der Diakonische Bezirksausschuss vor, in welcher Höhe bei den Haushaltsstellen, die die Arbeit der
                              Diakonischen Bezirksstelle betreffen, Mittel veranschlagt werden.
                           

                        

                        	
                           Er hat die Bewirtschaftungsbefugnis für den Sonderhaushaltsplan oder die für die diakonische Arbeit im Haushaltsplan des Kirchenbezirks
                              eingestellten Mittel und verfügt nach Maßgabe des Haushaltsplans über die für die Arbeit der Diakonischen Bezirksstellen gebildeten
                              Rücklagen. Er legt die Verwendung von Spenden und anderen Zuwendungen im Einzelnen fest, wenn ein bestimmter Verwendungszweck
                              noch nicht festliegt.
                           

                        

                        	
                           Er berät über die Förderung freier Gruppen und Initiativen mit diakonischer Zielsetzung und über die Zusammenarbeit mit ihnen.

                        

                        	
                           Er macht der Bezirkssynode Vorschläge für die Wahl der Vertreter des Kirchenbezirks durch die Bezirkssynode in die Mitgliederversammlung
                              des Diakonischen Werks der evangelischen Kirche in Württemberg und in die Organe eines kirchlichen Verbands, dessen Mitglied
                              er ist.
                           

                        

                        	
                           Er stimmt sich mit den Personen oder Gremien ab, die für die Erteilung der Dienstaufträge an Gemeindediakoninnen und -diakone
                              im Kirchenbezirk zuständig sind.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Soweit ein diakonischer Dienst des Kirchenbezirks nach § 1 Abs. 2 nicht von der Diakonischen Bezirksstelle wahrgenommen wird, kann für ihn ein eigener beschließender Ausschuss gebildet werden.
                  

               

               
                     § 5
Geschäftsführung der Diakonischen Bezirksstelle
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Geschäftsführung wird von einer hauptberuflichen Mitarbeiterin oder einem hauptberuflichen Mitarbeiter wahrgenommen. Über
                     ihre oder seine Anstellung und Entlassung beschließt im Rahmen des Stellenplans der Diakonische Bezirksausschuss in gemeinsamer
                     Sitzung mit dem Kirchenbezirksausschuss. Das Einvernehmen mit dem Diakonischen Werk der evangelischen Kirche in Württemberg
                     ist herzustellen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer ist an die Beschlüsse von Bezirkssynode und Diakonischen Bezirksausschuss gebunden.
                     Insbesondere sind mit der Geschäftsführung folgende Aufgaben verbunden:
                     
                        	
                           Leitung der Diakonischen Bezirksstelle.

                        

                        	
                           Unterstützung der oder des Vorsitzenden des Diakonischen Bezirksausschusses bei der Vorbereitung von Sitzungen und die Durchführung
                              der Beschlüsse, soweit nicht nach § 7 abweichende Regelungen durch die Bezirkssatzung oder Geschäftsordnung betroffen sind.
                           

                        

                        	
                           Die unmittelbare Dienst- und Fachaufsicht über die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Diakonischen Bezirksstelle vorbehaltlich
                              einer anderen Regelung nach § 7.
                           

                        

                        	
                           Berichte in regelmäßigen Abständen über die Arbeit der Diakonischen Bezirksstelle vor dem Diakonischen Bezirksausschuss und
                              nach Absprache mit der oder dem Vorsitzenden der Bezirkssynode vor dieser.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Dienst- und Fachaufsicht über die Geschäftsführerin oder den Geschäftsführer liegt beim Diakonischen Bezirksausschuss.
                     Die unmittelbare Dienstaufsicht übt die Dekanin oder der Dekan aus, die unmittelbare Fachaufsicht nimmt die oder der Vorsitzende
                     des Diakonischen Bezirksausschusses wahr. Durch die Geschäftsordnung kann eine andere Regelung getroffen werden, wobei die
                     Dienst- und Fachaufsicht nur auf Mitglieder des Ausschusses übertragen werden kann.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer nehmen die Fachberatung und die Unterstützung des Diakonischen Werks der evangelischen
                     Kirche in Württemberg in Anspruch.
                  

               

               
                     § 6
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Diakonischen Bezirksstelle
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bei der Anstellung der für diakonische Aufgaben fachlich ausgebildeten Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter ist das Benehmen
                     mit dem Diakonischen Werk der evangelischen Kirche in Württemberg herzustellen. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Diakonischen
                     Bezirksstelle sind an die Beschlüsse von Bezirkssynode und Diakonischem Bezirksausschuss gebunden, ebenso an die Weisungen
                     der Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers, soweit die Aufsicht nicht durch Bezirkssatzung oder Geschäftsordnung anders
                     geregelt ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nehmen die Fachberatung und Unterstützung des Diakonischen Werks der evangelischen Kirche
                     in Württemberg in Anspruch.
                  

               

               
                     § 7
Geschäftsordnung für die diakonische Arbeit, Bezirkssatzung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Gliederung der Diakonischen Bezirksstelle in Abteilungen, die nähere Regelung der Dienst- und Fachaufsicht sowie der Wahrnehmung
                     der Bewirtschaftungsbefugnis durch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Diakonischen Bezirksstelle regelt eine Geschäftsordnung.
                     Die Errichtung von Außenstellen der Diakonischen Bezirksstelle ist zulässig.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Soweit die Diakonische Arbeit des Kirchenbezirks nicht vollständig in der Diakonischen Bezirksstelle zusammengefasst wird,
                     wird die Abgrenzung der Arbeitsbereiche, die Bildung eines beschließenden Ausschusses und die Dienst- und Fachaufsicht in
                     der Regel durch eine Bezirkssatzung festgelegt. Dabei können mit Zustimmung des Diakonischen Werks der evangelischen Kirche
                     in Württemberg anderweitige Regelungen zugelassen werden.
                  

               

               
                     § 8
Bezirksdiakoniepfarrerin oder Bezirksdiakoniepfarrer
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Aufgabe der Bezirksdiakoniepfarrerin oder des Bezirksdiakoniepfarrers wird in der Regel von einer oder einem im Kirchenbezirk
                     tätigen Pfarrerin oder Pfarrer nebenamtlich wahrgenommen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Bezirksdiakoniepfarrerin oder der Bezirksdiakoniepfarrer wird im Benehmen mit dem Diakonischen Bezirksausschuss von der
                     Bezirkssynode für die Dauer ihrer Amtszeit berufen. Sie oder er ist Mitglied des Diakonischen Bezirksausschusses und nimmt
                     an den regelmäßigen Dienstbesprechungen teil.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Ist das Bezirksdiakoniepfarramt mit einer bestimmten Pfarrstelle verbunden, benennt der Diakonische Bezirksausschuss die Vertreter
                     des Arbeitsbereichs nach §§ 5 oder 6  Pfarrstellenbesetzungsgesetz4.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Bezirksdiakoniepfarrerin oder dem Bezirksdiakoniepfarrer obliegt die theologische Beratung von Kirchenbezirk, Kirchengemeinden
                     und Pfarrerschaft in Fragen der Diakonie und die theologische Begleitung der im Bereich der Diakonie tätigen haupt-, neben-
                     und ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Kirchenbezirks. Sie oder er wirkt bei der Wahrnehmung der Aufgaben
                     der Diakonischen Bezirksstelle nach § 3 Abs. 2 Nr. 3 Diakoniegesetz5 mit, berichtet dem Diakonischen Bezirksausschuss über seine Arbeit und hält, insbesondere durch die Mitarbeit bei der Verständigung
                     über die Arbeit im Landkreis (§ 2 Satz 2) Verbindung zu selbständigen Werken und Einrichtungen der Diakonie und den anderen diakonischen Aktivitäten im Kirchenbezirk.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt III
Wahrnehmung der Diakonischen Aufgaben im Landkreis
            

         

         
               Unterabschnitt 1
Vollständige Übertragung der diakonischen Aufgaben der im Landkreis beteiligten Kirchenbezirke auf einen Verband
               

            

            
                     § 9
Kreisdiakonieausschuss
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Haben die Kirchenbezirke in einem Landkreis ihre diakonischen Aufgaben vollständig auf einen Verband übertragen, so bildet
                     dieser als beschließenden Ausschuss den Kreisdiakonieausschuss. Seine Aufgaben können auch durch ein Organ des Verbands wahrgenommen
                     werden. Dessen Größe soll in diesen Fällen die eines Diakonischen Bezirksausschusses nicht übersteigen. Soweit die Verbandsversammlung
                     die Aufgaben des Kreisdiakonieausschusses nach § 10 wahrnimmt, ist sie in diesem Aufgabenkreis nicht weisungsgebunden nach § 4 Abs. 5 Verbandsgesetz6.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Dem Kreisdiakonieausschuss gehören an:
                     
                        	
                           Mindestens eine Dekanin oder ein Dekan,

                        

                        	
                           die oder der Kreisdiakoniepfarrerin oder -pfarrer und, soweit die Satzung dies vorsieht, die Bezirksdiakoniepfarrerinnen und
                              -pfarrer,
                           

                        

                        	
                           die Rechnerin oder der Rechner des Verbands, sofern eine solche oder ein solcher bestellt ist,

                        

                        	
                           die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer der Kreisdiakoniestelle als Beraterin oder Berater.

                        

                     

                  

                  Die Geschäftsordnung des Verbands kann vorsehen, dass weitere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Verbands regelmäßig eingeladen
                     werden und beratend teilnehmen.
                  

                  Die weitere Zusammensetzung regelt die Satzung. Dabei soll vorgesehen werden, dass eine Vertreterin oder ein Vertreter aus
                     einem Gremium dem Kreisdiakonieausschuss angehört, das für die Anstellung und Entlassung und die Erteilung der Dienstaufträge
                     für Gemeindediakoninnen und Gemeindediakone und gegebenenfalls deren Anstellung und Entlassung in einem der Kirchenbezirke
                     zuständig ist. Anderenfalls soll ein solches beratend zu den Sitzungen eingeladen werden. Bei der Regelung der Zusammensetzung
                     des Kreisdiakonieausschusses soll sichergestellt werden, dass eine verantwortliche Vertreterin oder ein verantwortlicher Vertreter
                     aus einem Gremium berufen oder gewählt wird, das für die Erteilung der Dienstaufträge für Diakoninnen und Diakone und gegebenenfalls
                     deren Anstellung und Entlassung in ihrem oder seinem Kirchenbezirk zuständig ist.
                  

               

               
                     § 10
Aufgaben des Kreisdiakonieausschusses
                     

                  

                  Der Kreisdiakonieausschuss unterstützt die Kirchengemeinden bei der Erfüllung ihrer diakonischen Aufgaben und ist verantwortlich
                     für die Wahrnehmung der gesamten diakonischen Aufgaben der am Verband beteiligten Kirchenbezirke. Im Einzelnen hat er folgende
                     Aufgaben:
                     
                        	
                           Er legt die Richtlinien für die Arbeit der Kreisdiakoniestelle und gegebenenfalls der Diakonischen Bezirksstellen des Verbands
                              fest sowie eventueller weiterer diakonischer Arbeitsbereiche, wenn diese nach § 1 Abs. 3 Satz 5 verselbständigt sind und kein eigener Ausschuss für sie gebildet ist.
                           

                        

                        	
                           Er erlässt die Geschäftsordnung, die insbesondere die Geschäftsverteilung, den Ablauf der Geschäfte, die Ausübung der Bewirtschaftungsbefugnis,
                              Anweisungsbefugnis und Kassenvollmacht in der Kreisdiakoniestelle, den Diakonischen Bezirksstellen des Verbands und den anderen
                              Stellen festlegt sowie eine Regelung über die Aufteilung der Vertretungsaufgaben trifft.
                           

                        

                        	
                           Er beschließt nach Maßgabe von § 12 über die Anstellung und Entlassung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Verbandes.
                           

                        

                        	
                           Er übt die Dienst- und Fachaufsicht über die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Kreisdiakoniestelle, der Diakonischen Bezirksstellen
                              des Verbandes und der anderen Stellen in seinem Zuständigkeitsbereich aus, unbeschadet der unmittelbaren Aufsicht durch den
                              Vorstand.
                           

                        

                        	
                           Er beschließt den Entwurf des Haushaltsplans. Soweit der Verband noch andere Aufgaben hat oder besondere Arbeitsbereiche nach
                              § 1 Absatz 3 Satz 5 gebildet sind, beschließt er über den Entwurf eines Sonderhaushaltsplans. Sofern die Regionalverwaltung für den Verband gemäß
                              § 4 Absatz 10 Satz 3 Nummer 1 Kirchliches Verbandsgesetz7 den Entwurf des Haushaltsplans aufstellt, stellt sie gegen Kostenersatz durch den Verband auch den Entwurf des Haushaltsplans
                              und gegebenenfalls des Sonderhaushaltsplans für die Kreisdiakoniestelle auf.
                           

                        

                        	
                           Er hat die Bewirtschaftungsbefugnis für den Haushaltsplan oder den Sonderhaushaltsplan und verfügt nach dessen Maßgabe über
                              die für die in seinem Aufgabenbereich gebildeten Rücklagen. Er legt die Verwendung von Spenden und anderen Zuwendungen nach
                              Maßgabe des Haushaltsplans im Einzelnen fest, wenn ein bestimmter Verwendungszweck noch nicht festliegt.
                           

                        

                        	
                           Er berät über die Förderung freier Gruppen und Initiativen mit diakonischer Zielsetzung und über die Zusammenarbeit mit ihnen.

                        

                        	
                           Er macht Vorschläge für die Wahl der Vertreterinnen und Vertreter des Verbandes in der Mitgliederversammlung des Diakonischen
                              Werks der evangelischen Kirche in Württemberg und in den Organen eines anderen kirchlichen Verbands, dessen Mitglied er ist.
                           

                        

                        	
                           Er stimmt sich mit den Personen oder Gremien ab, die für die Erteilung der Dienstaufträge an Gemeindediakoninnen und -diakone
                              in den Kirchenbezirken zuständig sind.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 11
Geschäftsführung der Kreisdiakoniestelle
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Geschäftsführung wird von einer hauptberuflichen Mitarbeiterin oder einem hauptberuflichen Mitarbeiter wahrgenommen. Soweit
                     in der Satzung nichts anderes geregelt ist, ist für ihre oder seine Anstellung und Entlassung der Kreisdiakonieausschuss zuständig.
                     Das Einvernehmen mit dem Diakonischen Werk der evangelischen Kirche in Württemberg ist herzustellen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer ist an die Beschlüsse der Verbandsversammlung, des Vorstands und des Kreisdiakonieausschusses
                     gebunden. Insbesondere sind mit der Geschäftsführung folgende Aufgaben verbunden:
                     
                        	
                           Leitung der Kreisdiakoniestelle;

                        

                        	
                           Unterstützung der oder des Vorsitzenden des Kreisdiakonieausschusses, des Vorstands und der oder des Vorsitzenden der Verbandsversammlung
                              bei der Vorbereitung der Sitzungen und die Durchführung der Beschlüsse, soweit nicht nach § 1 Abs. 3 Satz 5 abweichende Regelungen durch die Verbandssatzung oder durch Geschäftsordnung getroffen sind;
                           

                        

                        	
                           Dienst- und Fachaufsicht über die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Kreisdiakoniestelle, der Diakonischen Bezirksstelle
                              und anderen Stellen, soweit keine andere Regelung durch die Verbandssatzung oder Geschäftsordnung getroffen ist;
                           

                        

                        	
                           Regelmäßige Berichte über die Arbeit der Kreisdiakoniestelle vor dem Kreisdiakonieausschuss und, nach Absprache mit dem Vorstand
                              und der oder dem Vorsitzenden der Verbandsversammlung, vor  dieser.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Dienst- und Fachaufsicht über die Geschäftsführerin oder den Geschäftsführer liegen beim Kreisdiakonieausschuss. Die unmittelbare
                     Dienst- und Fachaufsicht übt der Vorstand aus. Durch die Geschäftsordnung kann eine andere Regelung getroffen werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer nimmt die Fachberatung und die Unterstützung des Diakonischen Werks der evangelischen
                     Kirche in Württemberg in Anspruch.
                  

               

               
                     § 12
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Verbands
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Über die Anstellung und Entlassung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Kreisdiakoniestelle, der Diakonischen Bezirksstellen
                     des Verbands sowie eventueller weiterer diakonischer Arbeitsbereiche beschließt im Rahmen des Stellenplans der Kreisdiakonieausschuss,
                     sofern nicht durch Satzung oder Geschäftsordnung etwas anderes geregelt ist. Bei der Anstellung der für diakonische Aufgaben
                     fachlich ausgebildeten Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter ist das Benehmen mit dem Diakonischen Werk der evangelischen Kirche
                     in Württemberg herzustellen. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind an die Beschlüsse von Bezirkssynode und Diakonischen
                     Bezirksausschuss sowie an die Weisungen der Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers gebunden, soweit die Aufsicht nicht
                     durch Bezirkssatzung oder Geschäftsordnung anders geregelt ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nehmen die Fachberatung und Unterstützung des Diakonischen Werks der evangelischen Kirche
                     in Württemberg in Anspruch.
                  

               

               
                     § 13
Bezirks- und Kreisdiakoniepfarrerinnen und -pfarrer
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Aufgabe der Bezirksdiakoniepfarrerin oder des Bezirksdiakoniepfarrers wird in der Regel von einer oder einem im Kirchenbezirk
                     tätigen Pfarrerin oder Pfarrer nebenamtlich wahrgenommen. In der Satzung kann vorgesehen werden, dass nur eine Kreisdiakoniepfarrerin
                     oder ein Kreisdiakoniepfarrer berufen wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Bezirksdiakoniepfarrerin oder der Bezirksdiakoniepfarrer werden im Benehmen mit dem Diakonischen Bezirksausschuss, oder,
                     wenn ein solcher nicht gebildet ist, mit dem Kirchenbezirksausschuss von der Bezirkssynode für die Dauer ihrer Amtszeit beauftragt.
                     Sie oder er sind Mitglied des Diakonischen Bezirksausschusses. § 8 Abs. 3 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Bezirksdiakoniepfarrerin oder dem Bezirksdiakoniepfarrer obliegt die theologische Beratung von Kirchenbezirk, Kirchengemeinden
                     und Pfarrerschaft in Fragen der Diakonie und die theologische Begleitung der im Bereich der Diakonie tätigen haupt-, neben-
                     und ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Kirchenbezirks. Er oder sie wirkt bei der Wahrnehmung der Aufgaben
                     der Diakonischen Bezirksstelle nach § 3 Abs. 2 Nr. 3 Diakoniegesetz8 mit und berichtet dem Diakonischen Bezirksausschuss über seine Arbeit und hält, insbesondere durch die Mitarbeit bei der
                     Verständigung über die Arbeit im Landkreis (§ 2 Satz 2) Verbindung zu selbständigen Werken und Einrichtungen der Diakonie und den anderen diakonischen Aktivitäten im Kirchenbezirk.
                     Sie oder er arbeitet mit den anderen Bezirksdiakoniepfarrerinnen und -pfarrern im Landkreis zusammen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Eine Kreisdiakoniepfarrerin oder ein Kreisdiakoniepfarrer ist vom Verband zu berufen, wenn diese Aufgabe nicht als Sonderauftrag
                     im Haupt- oder Nebenamt mit einer Pfarrstelle verbunden ist. Wenn Bezirksdiakoniepfarrerinnen und -pfarrer berufen sind, haben
                     diese ein Vorschlagsrecht. Die Kreisdiakoniepfarrerin oder der Kreisdiakoniepfarrer nimmt die Aufgaben nach Absatz 3 in Absprache
                     mit den Bezirksdiakoniepfarrerinnen und -pfarrern und die Beteiligung an den Verbandsgremien wahr. Das Nähere regelt die Satzung.
                  

               

               
                     § 14
Geschäftsordnung für die diakonische Arbeit, Gliederung der Arbeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Gliederung der Kreisdiakoniestelle in Abteilungen, die nähere Regelung der Dienst- und Fachaufsicht sowie die Wahrnehmung
                     der Bewirtschaftungsbefugnis durch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter regelt eine Geschäftsordnung. Die Errichtung von Außenstellen
                     der Kreisdiakoniestellen ist zulässig. Werden für den Bereich von Kirchenbezirken Außenstellen errichtet, können diese als
                     Diakonische Bezirksstellen des Verbandes bezeichnet werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Soweit die Diakonische Arbeit des Verbands nicht vollständig in der Kreisdiakoniestelle zusammengefasst wird, wird die Abgrenzung
                     der Arbeitsbereiche, die Bildung eines beschließenden Ausschusses und die Dienst- und Fachaufsicht in der Regel durch eine
                     Satzung festgelegt. Dabei können mit Zustimmung des Diakonischen Werks der evangelischen Kirche in Württemberg anderweitige
                     Regelungen zugelassen werden.
                  

               

               
                     § 15
Kirchenrechtliche Vereinbarung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Werden zum Zwecke der Zusammenarbeit in einem Landkreis alle Aufgaben eines Kirchenbezirks nach § 4 Abs. 3 Diakoniegesetz9 durch kirchenrechtliche Vereinbarung auf einen anderen Kirchenbezirk übertragen, so wird bei diesem ein Kreisdiakonieausschuss
                     gebildet. Er besteht aus dem Diakonischen Bezirksausschuss des Kirchenbezirks, der die Aufgaben übernimmt und einer in der
                     Vereinbarung festzulegenden Zahl von Vertretern aus den Diakonischen Bezirksausschüssen der beteiligten Kirchenbezirke.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die übertragenen Aufgaben werden von der Diakonischen Bezirksstelle des Kirchenbezirks wahrgenommen, der die Aufgaben übernimmt.
                     Ihr kann die Bezeichnung „Kreisdiakoniestelle“ beigelegt werden. Im Übrigen sind die Bestimmungen des Abschnitts II anzuwenden
                     mit der Maßgabe, dass die Bezirksdiakoniepfarrerin oder der Bezirksdiakoniepfarrer die Bezeichnung Kreisdiakoniepfarrerin
                     oder Kreisdiakoniepfarrer trägt.
                  

               

            

         

         
               Unterabschnitt 2
Teilweise Übertragung der diakonischen Aufgaben der beteiligten Kirchenbezirke
               

            

            
                     § 16
Zusammenarbeit im Landkreis in einem Verband
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Haben die Kirchenbezirke in einem Landkreis ihre diakonischen Aufgaben teilweise auf einen Verband übertragen, so bildet dieser
                     als beschließenden Ausschuss den Kreisdiakonieausschuss. Seine Aufgaben können auch durch ein Organ des Verbands wahrgenommen
                     werden. Dessen Größe soll in diesen Fällen die eines Diakonischen Bezirksausschusses nicht übersteigen. Soweit die Verbandsversammlung
                     die Aufgaben des Kreisdiakonieausschusses nach § 10 wahrnimmt, ist sie in diesem Aufgabenkreis nicht weisungsgebunden nach § 4 Abs. 5 Verbandsgesetz10.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Dem Kreisdiakonieausschuss gehören an:
                     
                        	
                           Mindestens eine Dekanin oder ein Dekan,

                        

                        	
                           die oder der Kreisdiakoniepfarrerin oder -pfarrer oder die Bezirksdiakoniepfarrerinnen und -pfarrer, sofern die Satzung dies
                              vorsieht,
                           

                        

                        	
                           die Rechnerin oder der Rechner des Verbands, sofern eine solche oder ein solcher bestellt ist,

                        

                        	
                           die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer der Kreisdiakoniestelle als Beraterin oder Berater.

                        

                     

                  

                  In der Geschäftsordnung kann vorgesehen werden, dass weitere Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter der Kreisdiakoniestelle regelmäßig
                     zur beratenden Teilnahme eingeladen werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Kreisdiakonieausschuss sorgt für die Wahrnehmung der auf den Verband übertragenen diakonischen Aufgaben. Er beschließt
                     im Rahmen des Stellenplans über die Anstellung und Entlassung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Kreisdiakoniestelle
                     und übt die Dienst- und Fachaufsicht über sie aus. Wird eine Geschäftsführerin oder ein Geschäftsführer vom Verband angestellt,
                     entscheidet der Kreisdiakonieausschuss in entsprechender Anwendung von § 11 Abs. 1 über die Anstellung und Entlassung. Das Nähere regelt die Satzung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Aufgaben der Kreisdiakoniestelle werden, außer in besonders begründeten Ausnahmefällen oder wenn die Aufgaben der Kirchenbezirke
                     in einem Landkreis auf den Verband übertragen sind, von einer im Verbandsgebiet liegenden Diakonischen Bezirksstelle wahrgenommen,
                     die insoweit die Bezeichnung „Kreisdiakoniestelle“ erhält. Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer dieser Diakonischen
                     Bezirksstelle übernimmt die Geschäftsführungsaufgaben der Kreisdiakoniestelle. Ihre oder seine Anstellung und Entlassung durch
                     den Kirchenbezirk erfolgt im Benehmen mit dem Kreisdiakonieausschuss. Weitere Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter der Kreisdiakoniestelle
                     können vom Verband angestellt werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Im Übrigen gelten für die Zusammenarbeit im Landkreis die Vorschriften des Abschnitt III, Unterabschnitt 1, für die eigene
                     Wahrnehmung von Aufgaben durch den Kirchenbezirk die von Abschnitt II mit der Maßgabe, dass die Kirchenbezirke auf die Bildung
                     eines beschließenden Diakonischen Bezirksausschusses und die Bestellung der Bezirksdiakoniepfarrerin oder des Bezirksdiakoniepfarrers
                     nicht verzichten können.
                  

               

               
                     § 17
Kirchenrechtliche Vereinbarung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Werden zum Zwecke der Zusammenarbeit in einem Landkreis Aufgaben nach § 4 Abs. 3 Diakoniegesetz11 durch kirchenrechtliche Vereinbarung auf einen anderen Kirchenbezirk übertragen, so wird bei diesem ein Kreisdiakonieausschuss
                     gebildet. Er besteht aus dem Diakonischen Bezirksausschuss des Kirchenbezirks, der die Aufgaben übernimmt und einer in der
                     Vereinbarung festzulegenden Zahl von Vertretern aus den Diakonischen Bezirksausschüssen der beteiligten Kirchenbezirke. Deren
                     Mitwirkung kann auch in anderer Weise erfolgen, wenn diakonische Aufgaben nur für wenige Kirchengemeinden eines Kirchenbezirks
                     übertragen werden. In diesem Fall sind die Kirchengemeinden in angemessener Weise zu beteiligen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die übertragenen Aufgaben werden von der Diakonischen Bezirksstelle des Kirchenbezirks wahrgenommen, der die Aufgaben übernimmt.
                     Ihr kann die Bezeichnung „Kreisdiakoniestelle“ beigelegt werden. Im Übrigen sind die Bestimmungen über den Diakonischen Bezirksausschuss
                     und die Diakonische Bezirksstelle anzuwenden.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt IV
Stadtkreis Stuttgart
            

         

         
                     § 18
Diakonische Arbeit im Stadtkreis Stuttgart
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die diakonische Arbeit im Stadtkreis Stuttgart wird durch Vereinbarung zwischen den im Stadtkreis Stuttgart gelegenen Kirchenbezirken
                     oder deren Zusammenschluss und der Evangelischen Gesellschaft Stuttgart e. V. geregelt. Die Vereinbarung soll insbesondere
                     regeln,
                     
                        	
                           welche Aufgaben die Evangelische Gesellschaft Stuttgart e. V. für die im Stadtkreis Stuttgart gelegenen Kirchenbezirke oder
                              deren Zusammenschluss wahrnimmt,
                           

                        

                        	
                           welchen finanziellen Beitrag die im Stadtkreis Stuttgart gelegenen Kirchenbezirke oder deren Zusammenschluss dafür leisten,

                        

                        	
                           wie die gegenseitige Unterrichtung über Zielsetzung und Stand diakonischer Arbeit, insbesondere über neue Vorhaben, sichergestellt
                              wird,
                           

                        

                        	
                           wie die gegenseitige Mitwirkung in den jeweiligen Organen der beteiligten Träger erfolgt,

                        

                        	
                           in welcher Weise das Diakonische Werk der evangelischen Kirche in Württemberg beteiligt wird.

                        

                     

                  

                  Soweit erforderlich, können auch mit anderen selbständigen Trägern diakonischer Arbeit im Stadtkreis Stuttgart Vereinbarungen
                     getroffen werden. Die Vereinbarungen bedürfen der Genehmigung des Oberkirchenrats.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt V
Zusammenarbeit mit benachbarten Landeskirchen
            

         

         
                     § 19
Zusammenarbeit mit Kirchenbezirken anderer Landeskirchen
                     

                  

                  Von den Bestimmungen dieser Verordnung kann mit Genehmigung des Oberkirchenrats abgewichen werden, wenn die Mitgliedschaft
                     in einem kirchlichen Verband benachbarter Landeskirchen oder der Abschluss kirchenrechtlicher Vereinbarungen mit Kirchengemeinden,
                     Kirchenbezirken oder kirchlichen Verbänden benachbarter Landeskirchen dies erfordert.
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         309. Vereinbarung über das Stift in Tübingen

      

      
         Vom 5. März 1928

      

      
         (Abl. 23 S. 164)

      

      Auf Grund des § 73 des Gesetzes über die Kirchen vom 3. März 1924 (Reg.Bl. S. 931) wird zwischen dem Kultministerium und dem Evangelischen Oberkirchenrat, zu Ziffer II mit Zustimmung des Finanzministeriums,
         vereinbart:
      

      
            I. Verwaltung des Stifts

         

         
                     § 1

                  

                  Die Leitung und Verwaltung der Anstalt geht am 1. April 1928 an den Ev. Oberkirchenrat über.

               

               
                     § 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zum Ephorus des Stifts bestellt der Oberkirchenrat ein Mitglied der ev.-theologischen Fakultät, falls nicht im einzelnen Besetzungsfall
                     besondere Umstände entgegenstehen. Im letzteren Fall holt er vor der Ernennung des Ephorus einen Vorschlag der Fakultät ein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Mitgliedern der Fakultät wird das Nebenamt des Ephorus, unbeschadet der dienstrechtlichen Stellung des Ephorus als landeskirchlichen
                     Beamten, für die Dauer des staatlichen Hauptamts übertragen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Oberkirchenrat beruft ein Mitglied der Fakultät als Beirat für die wissenschaftliche Leitung des Stifts.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Zu Repetenten werden nur solche Personen bestellt, die von dem in § 6 bezeichneten Prüfungsausschuß als geeignet anerkannt sind.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Der Ephorus und die Repetenten des Stifts müssen die deutsche Reichsangehörigkeit, das Reifezeugnis einer deutschen Vollanstalt
                     oder einer nach § 3 Abs. 1 gleichwertigen Anstalt und ein mindestens dreijähriges Studium an einer staatlichen Universität
                     des Deutschen Reichs nachweisen.
                  

               

               
                     § 3

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In das Stift werden nur Studierende der ev.-theologischen Fakultät aufgenommen, die das Reifezeugnis einer deutschen Vollanstalt
                     oder einer anderen Anstalt besitzen, die von der Unterrichtsverwaltung als gleichwertig anerkannt ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Oberkirchenrat wird die Aufnahme in das Stift nicht von dem Besuch eines niederen Seminars abhängig machen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Freistellen, die bei der Bemessung der staatlichen Pauschleistung für das Stift berücksichtigt sind, werden nur an Studierende
                     vergeben, die die württembergische Staatsangehörigkeit2 durch Geburt besitzen. Falls solche Bewerber nicht in genügender Zahl vorhanden sind, können andere Reichsangehörige berücksichtigt
                     werden. Söhne von Reichsbeamten, die über ein Jahrzehnt im Reichsdienst innerhalb Württembergs zugebracht haben, kann der
                     Oberkirchenrat den Bewerbern gleichstellen, die die württembergische Staatsangehörigkeit durch Geburt besitzen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Oberkirchenrat hört die ev.-theologische Fakultät über die Grundsätze, die er für die Aufnahme der Studierenden in das
                     Stift aufstellt.
                  

               

               
                     § 4

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Summe, die die Studierenden des Stifts im Fall des Berufswechsels für den Genuß der aus der staatlichen Pauschleistung
                     unterhaltenen Freistellen zu erstatten haben, wird gegenüber dem Betrag, den der Staat nach den Bestimmungen vom 7. August
                     1912 über die Verpflichtung der Seminar- und Konviktszöglinge zum Studienkostenersatz von den Zöglingen der niederen ev.-theologischen
                     Seminare erhoben hat (450 Mark), ohne Zustimmung des Kultministeriums nicht mehr erhöht werden, als es der seit 1912 eingetretenen
                     Preissteigerung und der künftigen Preisentwicklung (Beil. II Nr. 63) entspricht. Der übrige Inhalt dieser Bestimmungen wird ohne Zustimmung des Kultministeriums nicht zum Nachteil der Studierenden
                     oder ihrer Eltern geändert werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Änderungen der Bestimmungen über die Kostenersatzpflicht der Studierenden teilt der Oberkirchenrat zuvor dem Kultministerium
                     zur Prüfung nach Abs. 1 mit.
                  

               

               
                     § 5

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Oberkirchenrat regelt die Studienordnung des Stifts (§ 12 Abs. 1) im Einvernehmen mit der ev.-theologischen Fakultät. Vor Änderungen, die die philosophische Fakultät berühren, hört er auch
                     diese Fakultät.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Oberkirchenrat wird in der Studienordnung darauf achten, daß die wissenschaftliche Ausbildung der Studierenden des Stifts
                     wie bisher den Lehrern der Universität vorbehalten bleibt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Oberkirchenrat hört die ev.-theologische Fakultät über die Ferienordnung des Stifts und über grundsätzliche Bestimmungen
                     der Hausordnung.
                  

               

               
                     § 6

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die erste ev.-theologische Dienstprüfung wird am Sitz der Universität durch einen Prüfungsausschuß vorgenommen, der aus den
                     Mitgliedern der ev.-theologischen Fakultät neben Vertretern des Oberkirchenrats gebildet wird. Der Ephorus des Stifts gehört
                     dem Prüfungsausschuß an, auch wenn er nicht Mitglied der Fakultät ist. Den Vorsitz führt ein Vertreter des Oberkirchenrats.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Oberkirchenrat erläßt die Bestimmungen über die Prüfungsfächer im Einvernehmen mit der Fakultät, die sonstigen Bestimmungen
                     der Prüfungsordnung nach Anhörung des Prüfungsausschusses.
                  

               

               
                     § 7

                  

                  Die beiden Hausverwalterstellen des Stifts werden in erster Linie mit Inhabern eines Versorgungsscheins besetzt. Von der Besetzung
                     der Stellen gibt der Oberkirchenrat dem Kultministerium Kenntnis.
                  

               

            

         

      

      
            II. Die Staatsleistungen für das Stift

         

         
                     § 8

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Staat gewährt der evangelischen Landeskirche zur Unterhaltung des Stifts eine jährliche Pauschleistung von 145 000 RM.
                        Diese Summe ändert sich nach dem Maßstab der Preis- und Lohnbewegung.4

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Durchführungsbestimmungen zu den §§ 8 bis 11 sind in den Beilagen vereinbart.5

               

               
                     § 9

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Gebäude und Grundstücke des Stifts, Klosterberg Nr. 2, 2 a und 4, Neckarhalde Nr. 1 und 1 a, Parzelle Nr. 53, 54, 55 und
                     56 in Tübingen, werden durch besonderen Vertrag der Staatsfinanzverwaltung mit dem Ev. Oberkirchenrat in das Eigentum der
                     evangelischen Landeskirche übertragen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Kirche übernimmt vom 1. April 1928 ab die Unterhaltung und die Lasten der Gebäude und Grundstücke.
                  

               

               
                     § 10

                  

                  Die im Eigentum des Staats befindlichen Geräte und die Bücherei des Stifts, sowie die im Besitz des Stifts befindlichen Akten
                     mit Ausnahme der Rechnungen werden der Kirche zu Eigentum übergeben werden.
                  

               

               
                     § 11

                  

                  Zu den Unterrichtsgeldern und Studiengebühren, die nach den Bestimmungen der Unterrichtsverwaltung zu entrichten sind, erhalten
                     bedürftigere Studierende des Stifts Beiträge aus der Staatskasse. Der Staat wendet für die  Beiträge die feste Summe von jährlich
                     4000 RM auf.
                  

               

            

         

      

      
            III. Schluß- und Übergangsbestimmungen

         

         
                     § 12

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bis zur Erlassung einer neuen Studienordnung nach § 5 Abs. 1 gelten die Bestimmungen, die dem § 1 der durch den Erlaß des
                     Kultministeriums vom 8. März 1913 Nr. 1605 genehmigten „Vorschriften für die Studierenden des ev.-theologischen Seminars in
                     Tübingen“ als Anlage (S. 8–10) beigegeben sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die erste ev.-theologische Dienstprüfung umfaßt bis zu einer Änderung nach § 5 Abs. 2 die bisherigen Prüfungsfächer (§ 5 Abs. 1 bis 3 der Verfügung des Ministeriums des Kirchen-und Schulwesens über die erste ev.-theologische Dienstprüfung vom 3. April 1913,
                     Reg.Bl. S. 121).
                  

               

               
                     § 13

                  

                  Die in den kirchlichen Dienst übernommenen planmäßigen Beamten des Stifts werden auf Lebenszeit angestellt, soweit sie vom
                     Staat auf Lebenszeit angestellt oder in die Rechte der auf Lebenszeit angestellten Beamten eingewiesen worden sind. Die Kirche
                     gewährt ihnen die Dienst-, Ruhestands- und Hinterbliebenenbezüge, die ihnen als Staatsbeamten nach den jeweiligen Besoldungs-
                     und Pensionsbestimmungen in der Besoldungsgruppe zustehen würden, der sie am 31. März 1928 angehört haben; Ruhestands- und
                     Hinterbliebenenbezüge aus der Körperschaftspensionskasse werden angerechnet.
                  

               

               
                     § 14

                  

                  Der Ev. Oberkirchenrat behält zur Wirksamkeit der Vereinbarung die Zustimmung des Landeskirchentags vor.
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         310. Ordnung des Evangelischen Stifts Tübingen (Stiftsordnung – StiftsO)

      

      
         Vom 15. September 2025

      

      
         (Abl. 71 Nr. 183)
         

      

      Aufgrund von § 25 Absatz 4 Kirchenverfassungsgesetz1, § 117 Absatz 1 und 2 Pfarrdienstgesetz der EKD2 und § 35 Absatz 1 Satz 2 Württembergisches Pfarrergesetz3 wird gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Pfarrdienstgesetz der EKD4 und § 4 Absatz 2 Nummer 3 und § 37 Absatz 1 Nummer 2 Württembergisches Pfarrergesetz5 unter Wahrung der Beteiligungsrechte gemäß § 6 Absatz 2 der Vereinbarung über das Stift Tübingen6 nach Beratung gemäß § 39 Absatz 1 Kirchenverfassungsgesetz7 verordnet:
      

      
                  A. AUFGABEN UND ZIELE

               

               
                  
                     	
                        Zu den notwendigen Aufgaben der Kirche gehört die Förderung des wissenschaftlich gebildeten theologischen Nachwuchses, dessen
                           sie bei der Erfüllung ihres Auftrags bedarf. Zu diesem Zweck unterhält die Evangelische Landeskirche in Württemberg das Evangelische
                           Stift in Tübingen (im folgenden: „Stift“) als Studien- und Wohnheim für Studierende der Theologie (Pfarramt und Lehramt) und
                           in begrenztem Umfang auch für Studierende anderer Fächer. 
                        

                     

                     	
                        Das gemeinsame Studieren und das Zusammenleben im Stift soll zu biblisch und theologisch begründeter, in Begegnung und Auseinandersetzung
                           mit dem Denken der Gegenwart verantworteter theologischer Bildung und geistlicher Lebensgestaltung helfen. Das Stift ist ein
                           Ort der Begegnung verschiedener Frömmigkeitsformen. Es fördert die Vielfalt und den Diskurs und trägt zur demokratischen Bildung
                           der Studierenden bei. Das Stift soll in die Landeskirche und die Gesellschaft ausstrahlen und hineinwirken. Es ist ein Ort,
                           der Impulse der Gesellschaft aufnimmt und aus welchem Impulse für die Landeskirche hervorgehen. 
                        

                     

                     	
                        Das Stift hat die Aufgabe, schon im Studium die theologische Wissenschaft an der Universität und die kirchliche Arbeit im
                           Bereich der Evangelischen Landeskirche in Württemberg aufeinander zu beziehen. Die Lehrveranstaltungen des Stifts dienen der
                           Ergänzung und Vertiefung des Lehrangebots der Evangelisch-Theologischen Fakultät. Die Lehrveranstaltungen bieten Raum zum
                           eigenständigen Fragen, Suchen und zur kritischen Reflexion kirchlicher Praxis.
                        

                     

                     	
                        Das Stift fördert die Studierenden in ihren musikalischen Fähigkeiten.

                     

                  

               

            

            
                  B. STIFTSSTUDIERENDE

               

               
                     I. Zugehörigkeit zum Stift

                  

                  
                     
                        	
                           Die Stiftsstudierenden sind in der Regel8 Studenten und Studentinnen der Evangelisch-Theologischen Fakultät an der Universität in Tübingen.
                           

                        

                        	
                           In das Stift kann aufgenommen werden, wer

                           
                              
                                 	
                                    die Qualifikation für ein Studium in einem grundständigen Studiengang aller Fachrichtungen an einer Universität besitzt,

                                 

                                 	
                                    für einen späteren Pfarrdienst oder Dienst des Landes geeignet erscheint,

                                 

                                 	
                                    seine Absicht erklärt, in den Pfarrdienst der Evangelischen Landeskirche in Württemberg oder den Dienst des Landes Baden-Württemberg
                                       zu treten, und
                                    

                                 

                                 	
                                    den Aufgaben und Zielen unter A. und den Regelungen unter II. zustimmt.
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Auf ihren Antrag sind Stiftsstudierende jederzeit zu entlassen. Ohne Antrag können Sie nach Anhörung entlassen werden, wenn

                           
                              
                                 	
                                    sie von der Universität relegiert worden sind,

                                 

                                 	
                                    ein erfolgreicher Abschluss des Studiums aus gesundheitlichen Gründen ausgeschlossen ist,

                                 

                                 	
                                    ein erfolgreicher Abschluss des Studiums wegen mangelhafter Leistungen nicht erwartet werden kann – das Nähere hierzu regelt
                                       die Studienordnung –,
                                    

                                 

                                 	
                                    sie aufgrund mangelnder persönlicher Eignung nicht für den späteren Dienst geeignet sind, 

                                 

                                 	
                                    sie sich schwer gemeinschaftswidrig verhalten oder nicht mehr mit den Aufgaben, Zielen oder Regelungen des Stifts übereinstimmen.

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Über Aufnahme und Entlassung entscheidet das Kuratorium auf Vorschlag des Ephorats nach Anhörung des Stiftsrats. Vor der Aufnahme
                              findet in der Regel ein persönliches Gespräch mit der Bewerberin oder dem Bewerber statt, an dem die Ephora oder der Ephorus
                              und ein vom Ephorat beauftragter weiterer Vertreter des Stifts teilnehmen. Im Übrigen ist die vom Oberkirchenrat erlassene
                              Ordnung des Aufnahmeverfahrens für Stiftstudierende9 maßgebend.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     II. Allgemeine Rechte und Pflichten der Stiftsstudierenden

                  

                  
                     
                        	
                           Von den Stiftsstudierenden wird erwartet, dass sie sich am gemeinsamen Studieren und Zusammenleben beteiligen und ihre Verantwortung
                              in Universität, Kirche, Staat und Gesellschaft wahrnehmen.
                           

                        

                        	
                           Die Stiftsstudierenden nehmen an der von den Repetentinnen und Repetenten angebotenen Studienberatung und an den Veranstaltungen
                              im Stift nach Maßgabe der Studienordnung teil. Bibliotheken, Lesesaal, Gesellschaftsräume und Musikinstrumente des Stifts
                              stehen zu ihrer Verfügung. Auf Wunsch wird Vokalunterricht, Klavier und Orgelunterricht sowie nach Möglichkeit Unterricht
                              auf weiteren Instrumenten unentgeltlich erteilt.
                           

                        

                        	
                           Die Stiftsstudierenden erhalten im Stift freie Wohnung, Verpflegung und Begleitung.10  
                           

                        

                        	
                           Das Studium an einer anderen Universität, Beurlaubungen und andere den Studiengang betreffende Sonderregelungen sind möglich.
                              Das Nähere regelt die Studienordnung.
                           

                        

                        	
                           Das Stipendium der Stiftsstudierenden erstreckt sich auf höchstens acht Semester.11

                        

                     

                  

               

               
                     III. Stiftsvertretung und Forum

                  

                  
                     
                        	
                           Die Stiftsvertretung stellt die studentische Vertretung in allen inhaltlichen und organisatorischen Belangen des Evangelischen
                              Stifts dar. Die Stiftsvertretung besteht aus bis zu neun Stiftsstudierenden. Sie werden von der Gesamtheit der Stiftsstudierenden
                              (Forum) gewählt. Das Nähere regelt eine vom Forum zu beschließende Wahlordnung.
                           

                        

                        	
                           Die Stiftsvertretung berät über das Semesterprogramm, die Hausordnung, die Zimmerverteilung, Benutzung der Gemeinschaftsräume,
                              die Verwaltung der Handvorschüsse und die Gestaltung des musikalischen Angebots.
                           

                        

                        	
                           Die Sitzungen der Stiftsvertretung werden von einer oder einem der Stiftsältesten einberufen und geleitet.

                        

                        	
                           Das Forum wählt neben der Stiftsvertretung die Stiftsältesten, die die Sitzungen einberufen und leiten und die Stiftsstudierenden
                              im Hause und nach außen vertreten, sowie gegebenenfalls eine weitere Vertretung der Stiftsstudierenden im Stiftsrat. Es macht
                              Vorschläge für die Vertretungen der Stiftsstudierenden im Kuratorium.
                           

                        

                        	
                           Abschnitt D I. 2. gilt entsprechend. Das Forum kann sich eine Ordnung geben.
                           

                        

                     

                  

               

            

            
                  C. Repetentinnen und Repetenten, Repetentenkollegium

               

               
                  
                     	
                        Der Dienstauftrag der Repetentinnen und Repetenten umfasst: 

                        
                           
                              	
                                 eigene wissenschaftliche Arbeit

                              

                              	
                                 Studienberatung, 

                              

                              	
                                 persönliche und seelsorgerliche Begleitung der Studierenden, 

                              

                              	
                                 Führung der hausinternen Personalpapiere, 

                              

                              	
                                 Lehre, insbesondere Erstellung des Locusprogramms, Vorbereitung und Leitung der loci und Arbeitsgemeinschaften und des musikalischen
                                    Angebots,
                                 

                              

                              	
                                 Gottesdienste. 

                              

                           

                        

                     

                     	
                        Pfarramtsrepetentinnen und -repetenten können sich im unständigen Dienst im Pfarramt, in der Regel nach Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit,
                           auf eine Repetentur bewerben. Sie sollen Erfahrungen im Gemeindepfarrdienst gemacht haben. Lehramtsrepetentinnen und -repetenten
                           werden für die Dauer der Zuweisung durch das Land angestellt.
                        

                     

                     	
                        Repetentinnen und Repetenten werden vom Oberkirchenrat unter Wahrung der Mitwirkungsrechte des Kuratoriums nach Anerkennung
                           der Eignung durch den Prüfungsausschuss für die Erste Evangelisch-theologische Dienstprüfung berufen oder ernannt. Die Amtszeit
                           der Pfarramtsrepetentinnen und -repetenten im ständigen Dienst ist auf sechs Jahre begrenzt. Werden Sie bereits im unständigen
                           Dienst im Pfarramt bestellt, wird die Zeit als Repetentin oder Repetent im unständigen Dienst auf eine Amtszeit im ständigen
                           Dienst angerechnet. 
                        

                     

                     	
                        Das Repetentenkollegium arbeitet bei der Erstellung des wissenschaftlichen Programms mit der Ephora oder dem Ephorus, der
                           Direktorin oder dem Direktor und der Stiftsvertretung zusammen. Das Repetentenkollegium wählt eine Seniorrepetentin oder einen
                           Seniorrepetenten und die weiteren Vertretungen der Repetentinnen und Repetenten im Stiftsrat und macht einen Vorschlag für
                           die Vertretung der Repetentinnen und Repetenten im Kuratorium. Abschnitt D I. 2. gilt entsprechend.
                        

                     

                  

               

            

            
                  D. LEITUNG UND VERWALTUNG DES STIFTS

               

               
                     I. Allgemeines

                  

                  
                     
                        	
                           Das Stift ist eine unselbständige Einrichtung der Evangelischen Landeskirche in Württemberg, das vom Oberkirchenrat nach Maßgabe
                              dieser Ordnung geleitet wird.
                           

                           Mit der unmittelbaren Leitung des Stifts betraut der Oberkirchenrat das Ephorat. Dieses arbeitet nach Maßgabe dieser Ordnung
                              mit den weiteren Organen des Stifts (Kuratorium und Stiftsrat) vertrauensvoll zusammen. Die Organe können sich eine Geschäftsordnung
                              geben. 
                           

                        

                        	
                           Die Sitzungen des Ephorats, des Stiftsrats und des Kuratoriums sind nicht öffentlich; die Herstellung der Öffentlichkeit,
                              die nur zulässig ist, wenn der Verhandlungsgegenstand nicht der Vertraulichkeit unterliegt (z.B. Personalentscheidungen),
                              bedarf der Zustimmung von drei Vierteln der anwesenden Mitglieder.
                           

                           Die genannten Gremien fassen ihre Beschlüsse in Sitzungen. Sofern keines der Mitglieder widerspricht, kann eine Beschlussfassung
                              auf schriftlichem oder elektronischem Weg herbeigeführt werden. Sitzungen finden grundsätzlich mit persönlicher Anwesenheit
                              der Mitglieder statt. Sitzungen ohne persönliche Anwesenheit aller oder einzelner Mitglieder können durchgeführt werden, sofern
                              eine Beratung und Beschlussfassung durch zeitgleiche Übertragung von Bild und Ton mittels geeigneter technischer Hilfsmittel,
                              insbesondere in Form einer Videokonferenz, möglich ist. In einer Sitzung ohne persönliche Anwesenheit der Mitglieder dürfen
                              keine geheimen Wahlen und keine geheimen Abstimmungen durchgeführt werden. 
                           

                           Die genannten Gremien sind, soweit in dieser Ordnung nichts anderes bestimmt ist, beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte
                              ihrer Mitglieder anwesend sind. Sind sie in zwei Sitzungen hintereinander nicht beschlussfähig, so können in der zweiten Sitzung
                              dringende Entscheidungen von den anwesenden Mitgliedern getroffen werden. Zwischen dem Schluss der ersten und dem Beginn der
                              zweiten Sitzung müssen mindestens zwölf Stunden liegen.
                           

                           Beschlüsse bedürfen der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Enthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. Die
                              Mitglieder sind in ihrer Stimmabgabe an Weisungen nicht gebunden.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     II. Das Kuratorium

                  

                  
                     
                        	
                           Dem Kuratorium gehören an:

                           
                              
                                 	
                                    eine Vertretung des Oberkirchenrats,

                                 

                                 	
                                    eine Vertretung der Landessynode,

                                 

                                 	
                                    ein Mitglied der Evangelisch -Theologischen Fakultät Tübingen, das vom Oberkirchenrat als Beirat für die wissenschaftliche
                                       Leitung des Stifts berufen wird,
                                    

                                 

                                 	
                                    die Ephora oder der Ephorus,

                                 

                                 	
                                    eine Repetentin oder ein Repetent und

                                 

                                 	
                                    zwei der dem Stiftsrat angehörenden Stiftsstudierenden.

                                 

                              
Die Mitglieder des Kuratoriums nach a) bis c) sowie e) und f) und deren Stellvertretungen werden von Landesbischöfin oder
                              Landesbischof berufen. 
                           

                           Die Vertretung des Oberkirchenrats wird auf Vorschlag des Oberkirchenrats, die Vertretung der Landessynode auf deren Vorschlag,
                              das Mitglied der Fakultät auf Vorschlag des Prüfungsausschusses für die Erste Evangelisch-theologische Dienstprüfung, die
                              Vertretung der Repententinnen und Repetenten auf Vorschlag des Repetentenkollegiums und die Vertretung der Stiftsstudierenden
                              auf Vorschlag des Forums berufen. 
                           

                           Die Direktorin oder der Direktor und die Verwaltungsleiterin oder der Verwaltungsleiter nehmen kraft Amtes beratend teil.
                              Die Stellvertretungen der Stiftstudierenden und eine juristische Vertretung des Oberkirchenrats können beratend teilnehmen.
                           

                           Stellvertretung der Ephora oder des Ephorus ist die Direktorin oder der Direktor. Im Vertretungsfall besteht Stimmrecht.

                           Die Amtszeit der Vertreter des Oberkirchenrats, der Landessynode und der Fakultät entspricht der Wahldauer der Landessynode.
                              Alle Mitglieder des Kuratoriums führen ihr Amt weiter bis zur Berufung des Nachfolgers. Wiederholte Berufung ist möglich.
                           

                        

                        	
                           Das Kuratorium tritt bei Bedarf, in der Regel einmal im Semester, zusammen. Es wählt aus seiner Mitte eine Person für den
                              Vorsitz und eine für den stellvertretenden Vorsitz. Außerdem wählt es einen Schriftführung. 
                           

                        

                        	
                           Das Kuratorium hat folgende Aufgaben:

                           
                              
                                 	
                                    Es begleitet die inhaltliche Arbeit im Stift. 

                                 

                                 	
                                    Es beschließt über den Sonderhaushaltsplan des Stifts und legt ihn dem Oberkirchenrat zur Genehmigung vor.

                                 

                                 	
                                    Es entscheidet über die Aufnahme und die Entlassung von Stiftsstudierenden. 

                                 

                                 	
                                    Es macht Vorschläge für die Berufung von Lehramtsrepetentinnen und -repetenten.

                                 

                                 	
                                    Für die Pfarrstellen, die dem Stift zugeordnet sind, hat es die Rechte und Pflichten eines Besetzungsgremiums. 

                                 

                                 	
                                    Es stimmt gegebenenfalls der Bestellung eines Mitglieds der Fakultät zur Ephora oder zum Ephorus zu.

                                 

                                 	
                                    Es berät die Kirchenleitung, gibt Anregungen und macht Vorschläge.

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

               

               
                     III. Der Stiftsrat

                  

                  
                     
                        	
                           Dem Stiftsrat gehören an:

                           Die Ephora oder der Ephorus und die Direktorin oder der Direktor sowie die Verwaltungsleiterin oder der Verwaltungsleiter,
                              die Seniorrepetentin oder der Seniorrepetent und zwei weitere vom Repetentenkollegium gewählte Repetentinnen oder Repetenten,
                              die Stiftsältesten und gegebenenfalls eine weitere vom Forum gewählte Stiftsstudierende. Stellvertretung der Mitglieder ist
                              nicht möglich. Bei Ausscheiden eines Repetenten oder eines Stiftsstudierenden findet eine Nachwahl statt. 
                           

                        

                        	
                           Während der Vorlesungszeit finden regelmäßig ordentliche Sitzungen des Stiftsrats statt. Zu außerordentlichen Sitzungen, insbesondere
                              in der vorlesungsfreien Zeit, tritt der Stiftsrat auf Verlangen von mindestens zwei Mitgliedern zusammen. 
                           

                        

                        	
                           Vorsitzende oder Vorsitzender des Stiftsrats ist die Ephora oder der Ephorus. Erste Stellvertretung im Vorsitz ist die Direktorin
                              oder der Direktor, zweite Stellvertretung die Verwaltungsleiterin oder der Verwaltungsleiter. Die oder der Vorsitzende oder
                              sein oder ihr Stellvertreter lädt zu den Sitzungen des Stiftsrats ein. Der Stiftsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens ein
                              Vertreter des Ephorats, der Repetenten und der Stiftsstudierenden anwesend ist. Kann der Stiftsrat nicht rechtzeitig entscheiden,
                              so können eilige Entscheidungen vom Ephorat getroffen werden. Dieses unterrichtet den Stiftsrat in seiner nächsten Sitzung.
                              
                           

                        

                        	
                           Der Stiftsrat ist für die Ausgestaltung des gemeinsamen Lernens und Lebens im Stift verantwortlich und entscheidet über alle
                              Fragen, die nicht einem anderen Gremium zugewiesen sind. Er entscheidet insbesondere über das gesamte Semesterprogramm und
                              die gottesdienstlichen Veranstaltungen sowie Regelungen zum Stiftsstipendium, Einzelfragen des Stipendiumsbetriebs und Beurlaubungen
                              von Stiftsstudierenden.
                           

                        

                        	
                           Erhebt ein Mitglied des Ephorats gegen einen Beschluss Einspruch, so muss in der nächsten Sitzung erneut beraten und abgestimmt
                              werden. Mit der Einlegung des Einspruchs sollen Alternativ- oder Kompromissvorschläge gemacht werden. Gegen den in der zweiten
                              Sitzung gefassten Beschluss kann das Ephorat das Kuratorium anrufen. 
                           

                        

                     

                  

               

               
                     IV. Das Ephorat

                  

                  Das Ephorat besteht aus Ephora oder Ephorus, Direktorin oder Direktor und der Verwaltungsleiterin oder dem Verwaltungsleiter,
                     die vertrauensvoll zusammenarbeiten. Dienstliche Fragestellungen können unmittelbar zwischen dem Oberkirchenrat und jedem
                     Mitglied des Ephorats geklärt werden.
                  

                  
                     
                        	
                           Die Ephora oder der Ephorus ist in der Regel Mitglied der Evangelisch-Theologischen Fakultät der Universität Tübingen und
                              als Professorin oder Professor ständiges Mitglied des Prüfungsausschusses für die Erste Evangelisch-theologische Dienstprüfung;
                              sie oder er übt das Amt für die Dauer ihres oder seines Hauptamts als Nebenamt aus. Stehen im einzelnen Besetzungsfall besondere
                              Umstände der Bestellung eines Mitglieds der Fakultät zur Ephora oder zum Ephorus entgegen, wird diese oder dieser auf eine
                              Pfarrstelle ernannt. Die Amtszeit ist dann auf zehn Jahre begrenzt. Eine erneute Berufung ist möglich.
                           

                           Sie oder er nimmt die theologisch-wissenschaftliche Gesamtleitung wahr und vertritt das Stift gegenüber der Fakultät und der
                              Öffentlichkeit. 
                           

                           Sie oder er leitet die Aufnahmegespräche mit den Stiftsstudierenden.

                           Erste Stellvertretung ist die Direktorin oder der Direktor. Zweite Stellvertretung ist die die Verwaltungsleiterin oder der
                              Verwaltungsleiter.
                           

                           Die Ephora oder der Ephorus nimmt die unmittelbare Dienstaufsicht über Direktorin oder Direktor und die Verwaltungsleiterin
                              oder den Verwaltungsleiter wahr und hat die Fachaufsicht über die Mitarbeitenden von Archiv und Bibliothek.
                           

                           Die unmittelbare Dienstaufsicht über Ephora oder Ephorus sowie die mittelbare Dienstaufsicht über die weiteren Mitglieder
                              des Ephorats sowie die Fachaufsicht über die Verwaltungsleiterin oder den Verwaltungsleiter liegen beim Oberkirchenrat. 
                           

                        

                        	
                           Die Direktorin oder der Direktor ist als Pfarrerin oder Pfarrer mit besonderer wissenschaftlicher Qualifikation verantwortlich
                              für sie Umsetzung des wissenschaftlichen Programms (Lehrangebot) und die Studienbegleitung. In diesem Zusammenhang hat sie
                              oder er die Dienstaufsicht über die Repetentinnen und Repetenten und die Fachaufsicht über die Lehramtsrepetentinnen und -repetenten.
                              Ihr oder ihm obliegt zudem die Organisation des Hauses in Zusammenarbeit mit dem Stiftsrat und der Verwaltungsleiterin oder
                              dem Verwaltungsleiter. 
                           

                           Sie oder er übernimmt als Geschäftsführerin für den Prüfungsausschuss und Leitung der Geschäftsstelle für die Prüfungen die
                              Fachaufsicht über die Mitarbeitenden dieser Geschäftsstelle und in Absprache mit dem Prüfungsamt im Oberkirchenrat die Organisation
                              und die Durchführung der Ersten Evangelisch-theologischen Dienstprüfung und der Zwischenprüfung. Die Amtszeit beträgt zehn
                              Jahre.
                           

                        

                        	
                           Die Verwaltungsleiterin oder der Verwaltungsleiter trägt die Verantwortung für das Haushalts- Kassen- und Rechnungswesen des
                              Stifts, insbesondere für den Sonderhaushalt und den Rechnungsabschluss und die Durchführung der Hausverwaltung, insbesondere
                              den technischen Betrieb und das Bauwesen in Zusammenarbeit mit dem Oberkirchenrat. Sie oder er hat die Dienst- und Fachaufsicht
                              über alle weiteren privatrechtlich angestellten Mitarbeitenden des Stifts und ist gegenüber der Mitarbeitervertretung die
                              Vertretung der Dienststellenleitung. Das Stift nimmt die zentralen Dienste in der Verwaltung der Landeskirche in Anspruch,
                              soweit der Oberkirchenrat dies festlegt.
                           

                        

                     

                  

               

            

            
                  E. SCHLUSSBESTIMMUNG

               

               Unberührt bleiben die Bestimmungen der Stiftsvereinbarung vom 5. März 1928 (Abl. 23 S. 164)12. 
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         311. Ordnung des Aufnahmeverfahrens 
für Stiftsstudierende
         

      

      
         Erlass des Oberkirchenrats vom 29. Mai 1990

      

      
         (Abl. 54 S. 179), in der Fassung vom 2. Dezember 1992 (Abl. 55 S. 349), geändert durch Erlass vom 30. September 2003 (Abl. 60 S. 340), vom 22. September 2009 (Abl. 63 S. 571) und vom 28. Juni 20161 (Abl. 67 S. 126) und durch Kirchl. Verordnung vom 15. September 2025 (Abl. 71 Nr. 183)
         

      

      Nach Anhörung der Evangelisch-theologischen Fakultät der Universität Tübingen gemäß B I 4 der Stiftsordnung2 vom 17. April 1974 in Verbindung mit § 3 Abs. 4 der Stiftsvereinbarung3 vom 5. März 1928 erhält die Ordnung des Aufnahmeverfahrens für Stiftsstudierende folgende Fassung:
      

      
                     § 1
Allgemeines
                     

                  

                  Am Evang. Stift in Tübingen bestehen Freistellen für das Theologiestudium. Das ehemalige „Fürstliche Stipendium“ (seit 1536)
                     ist heute eine vom Land Baden- Württemberg und der Evangelischen Landeskirche aufgrund eines Vertrages gemeinsam getragene
                     Einrichtung. Die Freistellen werden nach altem Herkommen aufgrund einer Wettbewerbsprüfung (Konkurs) zugeteilt, die im Jahr
                     des Abiturs oder im Jahr nach dem Abitur, jedoch nicht nach bereits erfolgter Aufnahme des Studiums der evangelischen Theologie
                     abgelegt wird. Bei der Vergabe der Freistellen kann nur berücksichtigt werden, wer eine nähere Verbindung zur Evangelischen
                     Landeskirche in Württemberg nachweisen kann.
                  

               

               
                     § 2
Zulassung zur Konkursprüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bewerberinnen und Bewerber, die zur Konkursprüfung zugelassen sind, schreiben an einem zentralen Ort zu einem vom Oberkirchenrat
                     festgelegten Zeitpunkt einen mehrstündigen Konkursaufsatz (Konkursprüfung).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Über die Zulassung entscheidet der Oberkirchenrat. Der Oberkirchenrat kann einen Meldeschluss für die Konkursprüfung festlegen.
                  

               

               
                     § 3
Konkursprüfung und Konkursnote
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bewerberinnen und Bewerber, die zur Konkursprüfung zugelassen sind, schreiben an einem zentralen Ort zu einem vom Oberkirchenrat
                     festgelegten Zeitpunkt einen mehrstündigen Konkursaufsatz (Konkursprüfung).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Themen des Konkursaufsatzes werden vom Oberkirchenrat im Benehmen mit dem Ephorat des Stifts ausgewählt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die korrigierenden Personen werden vom Oberkirchenrat bestimmt. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Prüfungsort und -termin werden zusammen mit der Zulassung mitgeteilt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Der Oberkirchenrat erstellt auf Grund folgender Leistungen die Konkursnote: Abiturnote, Konkursaufsatz, Schnitt der letzten
                     vier Halbjahresnoten im Fach evangelische Religion oder Ethik/Philosophie. Die jeweiligen Einsatznoten werden im Verhältnis
                     3:1:1 zur Konkursnote verrechnet. Der Oberkirchenrat teilt die Konkursnote dem Ephorat mit.
                  

               

               
                     § 4
Konkursgespräch
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Ephorat lädt zum Konkursgespräch ein. Zum Konkursgespräch kann nur eingeladen werden, wessen Konkursnote mindestens um
                     0,1 über dem zuletzt veröffentlichten Abiturnotendurchschnitt in Baden-Württemberg liegt. Das Konkursgespräch findet mit einer
                     Kommission statt, die sich zusammensetzt aus der Ephora oder dem Ephorus, der Direktorin oder dem Direktor, einer oder einem
                     vom Repetentenkollegium benannten Repetentin oder Repetenten, einem von der Stiftsvertretung benannten Mitglied und einer
                     Vertreterin oder einem Vertreter des Oberkirchenrats. Das Konkursgespräch kann stattfinden, wenn mindestens drei Personen,
                     von denen eine dem Ephorat angehören muss, anwesend sind. Die Kommission erstellt einen Vorschlag mit denjenigen Bewerberinnen
                     und Bewerbern, die dem Kuratorium zur Aufnahme in den Stiftsverband empfohlen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Konkursgespräch ist Voraussetzung für das mit der Ephora oder dem Ephorus zu führende Aufnahmegespräch.
                  

               

               
                     § 5
Aufnahmegespräch
                     

                  

                  Vor der Entscheidung des Kuratoriums über die Aufnahme der Bewerberinnen und Bewerber findet in der Regel ein Aufnahmegespräch
                     mit der Bewerberin oder dem Bewerber statt, an dem der Ephorus oder die Ephora und eine von ihm beauftragte weitere Vertretung
                     des Stifts teilnehmen (B I 4 Stiftsordnung4). Bei zwingenden, von der Bewerberin oder vom Bewerber nicht zu vertretenden Gründen kann das Aufnahmegespräch auch nach
                     einer – dann unter Vorbehalt zu treffenden – Entscheidung des Kuratoriums vorgenommen werden.
                  

               

               
                     § 6
Anhörung des Stiftsrats und Entscheidung durch das Kuratorium
                     

                  

                  Zu den Ergebnissen der Konkursprüfung (§ 3), des Konkursgesprächs (§ 4) und des Aufnahmegesprächs (§ 5) wird der Stiftsrat angehört. Die endgültige Entscheidung über die Aufnahme trifft das Kuratorium (B I 4 in Verbindung mit
                     D II 3 Buchstabe c der Stiftsordnung5).
                  

               

               
                     § 7
Nichtantritt
                     

                  

                  Wenn eine Bewerberin oder ein Bewerber, die oder der eine Zusage über die Aufnahme in den Stiftsverband erhalten hat, nicht
                     innerhalb von zwei Monaten nach Mitteilung des Kuratoriumsbeschlusses über die Aufnahme erklärt hat, dass er seine oder sie
                     ihre Freistelle antreten will und zu welchem Semester er oder sie das Stipendium anzutreten beabsichtigt, verfällt der Anspruch
                     auf das Stipendium. In diesem Falle oder bei Rücktritt nach Ablauf der in Satz 2 genannten Frist werden die nicht in Anspruch
                     genommenen Stipendiensemester zusätzlich zu den in § 8 Absatz 1 genannten Freistellen als Nachaufnahme verteilt. Dasselbe gilt, wenn ein zugesprochener Freiplatz nicht spätestens sechs
                     Semester nach der Aufnahme in den Stiftsverband in Anspruch genommen wird. 
                  

               

               
                     § 8
Nachaufnahme
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Jeweils mindestens acht Freiplätze eines jeden Jahrgangs werden als Nachaufnahmen vergeben, sofern hierfür geeignete Bewerberinnen
                     und Bewerber vorhanden sind. Bei Bewerbungen für die Nachaufnahme werden neben den üblichen Leistungsgesichtspunkten auch
                     soziale Verhältnisse berücksichtigt. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Ephorat entscheidet über die Einladung zum Nachaufnahmegespräch. Die Zusammensetzung der Kommission für das Nachaufnahmegespräch
                     entspricht derjenigen für das Konkursgespräch. Die Kommission für das Nachaufnahmegespräch erarbeitet einen Vorschlag für
                     die Lozierung der Nachaufnahme, den sie an das Kuratorium weiterleitet. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Entscheidung über die Aufnahme trifft das Kuratorium nach Anhörung des Stiftsrates. Das Kuratorium kann dabei auch eine
                     lozierte Liste von Ersatzkandidaten beschließen, die für den Fall, dass Stipendien entsprechend § 7 nicht angetreten werden, in der Reihenfolge der Lozierung nachrücken.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Regelungen von § 7 gelten entsprechend.
                  

               

               
                     § 9
Ausscheiden aus dem Stiftsverband
                     

                  

                  Stiftsstudierende, die das Examen abgelegt haben, scheiden aus dem Stiftsverband aus, auch wenn sie die ihnen zugebilligten
                     Stipendiensemester noch nicht erreicht haben. Die nicht in Anspruch genommenen Semester werden zusätzlich zu dem in § 8 Absatz 1 genannten Kontingent verteilt. Dasselbe gilt in anderen Fällen vorzeitigen Ausscheidens.
                  

               

               
                     § 10
Ausführungsregelungen
                     

                  

                  Näheres regelt der Oberkirchenrat im Benehmen mit dem Kuratorium des Evangelischen Stifts.

               

               
                     § 11
Inkrafttreten
                     

                  

                  Die Ordnung gilt erstmals für den Abitur-Jahrgang 2011 und tritt am 1. Januar 2011 in Kraft.
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         315. Geschäftsordnung des Theologisch-kirchlichen Konvents der Evangelischen Landeskirche in Württemberg

      

      
         Verordnung des Oberkirchenrats vom 31. März 1987 (Abl. 53 S. 27), geändert durch Verordnung vom 8. April 1997 (Abl. 57 S.
            309) und vom 15. November 2022 (Abl. 70 S. 407)
         

      

      Regelmäßige Begegnungen zwischen der Kirchenleitung und den Vertretern der wissenschaftlichen Theologie an der Universität
         Tübingen entsprechen innerhalb der württembergischen Landeskirche guter Tradition. Diese Begegnungen dienen dem gegenseitigen
         Austausch in gemeinsamen Fragen der Theologie und der Kirche. Sie bringen zum Ausdruck, daß Theologie und Kirche aufeinander
         angewiesen sind. Sie unterstreichen die Bedeutung der theologischen Wissenschaft für die Leitung der Kirche und erinnern die
         theologische Wissenschaft an ihre kirchliche Bindung.
      

      Die nachfolgende Geschäftsordnung des Theologisch-kirchlichen Konvents der Evangelischen Landeskirche in Württemberg soll
         die bisher geübte Gemeinsamkeit bestätigen und einem geordneten Verfahren dienen.
      

      
                     § 1
Mitgliedschaft
                     

                  

                  Mitglieder des Theologisch-kirchlichen Konvents sind die Mitglieder des Oberkirchenrats und die auf Lebenszeit ernannten Professoren
                     der Evang.-theol. Fakultät der Universität Tübingen sowie der Ephorus des Sifts. Habilitierte Mitglieder der Fakultät, die
                     mit selbständiger Lehre beauftragt sind, kann der Vorsitzende zu Mitgliedern des Konvents berufen. Die Mitgliedschaft endet
                     mit Beginn der Entpflichtung, dem Eintritt in den Ruhestand oder der Beendigung des Dienstverhältnisses. Im Einvernehmen mit
                     dem Dekan der Fakultät kann der Vorsitzende Berater zu den Begegnungen einladen.
                  

               

               
                     § 2
Aufgabe
                     

                  

                  Der Konvent dient der gegenseitigen Information über Theologie und kirchliche Angelegenheiten. Er berät den Landesbischof
                     in grundsätzlichen Fragen der kirchlichen Lehre und des kirchlichen Lebens und vermittelt Stellungnahmen der Kirchenleitung
                     zu Fragen der akademischen Ausbildung und der Heranbildung des wissenschaftlichen Nachwuchses in den Bereich der Fakultät.
                     Er dient der gegenseitigen Abstimmung der akademischen Prüfungsordnung und der Kirchlichen Ordnung über die I. Evang.-theol.
                     Dienstprüfung. Er gibt Empfehlungen und kann sich gutachtlich äußern.
                  

               

               
                     § 3
Zusammenkünfte
                     

                  

                  Begegnungen finden in der Regel halbjährlich statt. Die Einladung erfolgt wechselseitig durch den Landesbischof und den Dekan
                     der Evang.-theol. Fakultät. Der Einladende übernimmt die Sitzungsleitung. Der Vorsitzende beruft den Konvent außerdem ein,
                     wenn zwei Drittel der Mitglieder auf Fakultätsseite oder zwei Drittel der Mitglieder des Oberkirchenrats dies beantragen.
                  

               

               
                     § 4
Vorsitz
                     

                  

                  Vorsitzender des Konvents ist der Landesbischof. Stellvertretender Vorsitzender ist der theologische Stellvertreter des Landesbischofs.

               

               
                     § 5
Gliederung
                     

                  

                  Die der Fakultät zugehörigen und die dem Oberkirchenrat zugehörigen Mitglieder bilden je eine Sektion des Konvents (landeskirchliche
                     und akademische Sektion des Konvents). Sie können zu gesonderter Beratung zusammentreten und insbesondere auch gesondert gutachtlich
                     tätig werden. Den Vorsitz in den beiden Sektionen führen der Landesbischof bzw. der Dekan der Evang.-theol. Fakultät. Für
                     die Beschlußfassung gilt § 6. Der Ephorus des Stifts gehört zur akademischen Sektion, falls er auf Lebenszeit ernannter Professor der Fakultät ist, andernfalls
                     gehört er zur landeskirchlichen Sektion.
                  

               

               
                     § 6
Beschlußfähigkeit und Abstimmungsregeln
                     

                  

                  Der Konvent ist beschlußfähig, wenn mindestens zwei Drittel der Mitglieder anwesend sind. Empfehlungen und Gutachten setzen
                     die Zustimmung sowohl der Mehrheit des Konvents als auch der jeweiligen Mehrheit innerhalb der beiden Sektionen voraus.
                  

               

               
                     § 7
Kontaktausschuß
                     

                  

                  Der regelmäßigen Absprache und dem Meinungsaustausch zwischen Fakultät und Kirchenleitung dient ein Ausschuß, dem von seiten
                     der Fakultät ein Vertreter des Dekanats und der Studiendekan sowie das nach § 4 Abs. 2 des Kirchenverfassungsgesetzes1 von den Mitgliedern der Fakultät in die Landessynode entsandte Mitglied, von seiten des Oberkirchenrats der Vorsitzende des
                     Prüfungsausschusses für die I. Evang.-theol. Dienstprüfung und sein Stellvertreter sowie ein weiteres vom Landesbischof zu
                     bestimmendes Mitglied angehören. Ist das nach § 4 Abs. 2 des Kirchenverfassungsgesetzes2 von den Mitgliedern der Fakultät in die Landessynode entsandte Mitglied zugleich Dekan, Prodekan oder Studiendekan, so kann
                     der Dekan der Fakultät ein weiteres Mitglied benennen. Geschäftsführer ist der Ephorus des Stifts in Tübingen.
                  

               

               
                     § 8
Prüfungsausschuß
                     

                  

                  Die Mitglieder der akademischen Sektion des Konvents werden nach der Verordnung des Oberkirchenrats über die I. Evang.-theol.
                     Dienstprüfung (PO I)3 in den Prüfungsausschuß für die I. Evang.-theol. Dienstprüfung berufen, soweit sie nach dieser Ordnung nicht Mitglieder des
                     Prüfungsausschusses sind.
                  

               

               
                     § 9
Stiftsvereinbarung
                     

                  

                  Die Bestimmungen über das Zusammenwirken zwischen Oberkirchenrat und Evang.-theol. Fakultät in der Verwaltung des Stifts (Vereinbarung über das Stift in Tübingen vom 5. März 1928)4 werden durch diese Verordnung nicht berührt.
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         330. Ordnung des Pfarrseminars 
der Evangelischen Landeskirche in Württemberg (Ordnung Pfarrseminar – OPfS)
         

      

      
         Vom 15. September 2025

      

      
         (Abl. 71 Nr. 184)
         

      

      Aufgrund von § 25 Absatz 4 Kirchenverfassungsgesetz1, § 117 Absatz 1und 2 Pfarrdienstgesetz der EKD2 und § 35 Absatz 1 Satz 2 Württembergisches Pfarrergesetz3 wird in Ausführung von § 56 Pfarrdienstgesetz der EKD4, § 19 Absatz 4 Württembergisches Pfarrergesetz5 sowie gemäß § 9 Absatz 1 Nummer 3 Pfarrdienstgesetz der EKD6 nach Beratung gemäß § 39 Abs. 1 Kirchenverfassungsgesetz verordnet:
      

      
                     § 1
Grundsätze
                     

                  

                  Die Ausbildung der Vikarinnen und Vikare während des Vorbereitungsdienstes ist eine Aufgabe der Landeskirche. Sie erfolgt
                     in Kursen, in pfarrdienstlicher Tätigkeit und in Praxisanleitung.
                  

                  Die Ausbildung geschieht auf der Grundlage des in der Heiligen Schrift gegebenen und in den Bekenntnissen der Reformation
                     bezeugten Evangeliums von Jesus Christus.
                  

                  Mit Aufgaben der Ausbildung ist das Pfarrseminar beauftragt. Das Pfarrseminar ist eine Einrichtung der Landeskirche mit Sitz
                     in Stuttgart.
                  

               

               
                     § 2
Aufgaben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Pfarrseminar ist im Rahmen der vom Oberkirchenrat erlassenen Studienordnung für die Konzeption und Koordination der Ausbildung
                     im Vorbereitungsdienst verantwortlich, sowie für deren Durchführung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Studienordnung regelt die Zielbestimmung der Ausbildung und ihre Gestaltung im Verbund von Theorie und Praxis, von Kursen
                     und Gemeindearbeit, sowie die Aufgaben der mit der Ausbildung Beauftragten einschließlich der Ausbildungspfarrerinnen und
                     -pfarrer.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Im einzelnen obliegen dem Pfarrseminar die Vorbereitung, Durchführung und Auswertung von Kursen, sowie die Begleitung der
                     Vikarinnen und Vikare und Ausbildungsgruppen bei ihrer Praxis in Verbindung mit den Ausbildungspfarrerinnen und -pfarrern.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben pflegt das Pfarrseminar die Verbindung zur Evangelisch-Theologischen Fakultät der Universität
                     Tübingen und sichert so die Verbindung zwischen der ersten und zweiten Ausbildungsphase.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Das Pfarrseminar nimmt die zentralen Dienste in der Verwaltung der Landeskirche in Anspruch, soweit dies der Oberkirchenrat
                     festlegt.
                  

               

               
                     § 3
Organe
                     

                  

                  Organe des Pfarrseminars sind das Kuratorium, das Kollegium und die Direktorin oder der Direktor.

               

               
                     § 4
Kuratorium
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Dem Kuratorium gehören an:
                  

                  
                     
                        	
                           bis zu zwei Vertreterinnen oder Vertreter des Oberkirchenrats

                        

                        	
                           ein Mitglied der Landessynode

                        

                        	
                           ein Mitglied der Evangelisch-Theologischen Fakultät der Universität Tübingen

                        

                        	
                           die Direktorin oder der Direktor

                        

                        	
                           eine Studienleiterin oder ein Studienleiter

                        

                        	
                           eine Dekanin oder ein Dekan 

                        

                        	
                           zwei Ausbildungspfarrerinnen oder Ausbildungspfarrer

                        

                        	
                           zwei Vikarinnen oder Vikare

                        

                        	
                           eine Dozentin oder ein Dozent des Pädagogisch-Theologischen Zentrums

                        

                        	
                           je eine Vertreterin oder ein Vertreter anderer Ausbildungseinrichtungen, die nach der Studienordnung mit Aufgaben der Vikarsausbildung
                              beauftragt sind.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Mitglieder des Kuratoriums sowie je eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter werden von der Landesbischöfin oder
                     vom Landesbischof berufen. Bei der Berufung ist darauf zu achten, dass die Zusammensetzung des Kuratoriums der Vielfalt der
                     Gaben und Kräfte entspricht. Die Berufung erfolgt bei den Vertreterinnen oder Vertretern des Oberkirchenrats auf Vorschlag des Oberkirchenrats, beim Mitglied der Landessynode auf Vorschlag der Landessynode, beim Mitglied der Fakultät auf Vorschlag des Prüfungsausschusses für die I. Evangelisch-theologische
                     Dienstprüfung, bei der Studienleiterin oder dem Studienleiter des Pfarrseminars auf Vorschlag des Kollegiums des Pfarrseminars,
                     bei der Dekanin oder dem Dekan auf Vorschlag des Oberkirchenrats, bei der Dozentin oder dem Dozenten des Pädagogisch-Theologischen
                     Zentrums auf Vorschlag des Beirats des Pädagogisch-Theologischen Zentrums. Die Vertreterinnen oder Vertreter der Ausbildungspfarrerinnen
                     und Ausbildungspfarrer werden von den Ausbildungspfarrerinnen und Ausbildungspfarrer der Ausbildungsjahrgänge vorgeschlagen.
                     Die Vertreterinnen oder Vertreter der Vikarinnen und Vikare werden von den Vikarinnen und Vikaren der Ausbildungsjahrgänge
                     vorgeschlagen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Amtszeit der Vertreterinnen und Vertreter des Oberkirchenrats, des Mitglieds der Landessynode und des Mitglieds der Fakultät
                     entspricht der jeweiligen Wahldauer der Landessynode. Die Amtszeit der Studienleiterin oder des Studienleiters, der Dekanin
                     oder des Dekans, der Ausbildungspfarrerinnen oder Ausbildungspfarrer und die der Vikarinnen oder Vikare beträgt zwei Jahre.
                     Alle Mitglieder führen ihr Amt weiter bis zur Berufung der Nachfolgerin oder des Nachfolgers. Wiederholte Berufung ist möglich.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Eine juristische Vertretung des Oberkirchenrats kann an den Sitzungen des Kuratoriums beratend teilnehmen.
                  

               

               
                     § 5 
Aufgaben des Kuratoriums
                     

                  

                  Das Kuratorium hat folgende Aufgaben:

                  
                     
                        	
                           Es beschließt den Entwurf der Studienordnung. Die endgültige Fassung beschließt der Oberkirchenrat. Fragen, die die religionspädagogische
                              Ausbildung berühren, sind im Benehmen mit dem Pädagogisch-Theologischen Zentrum zu regeln.
                           

                        

                        	
                           Es wird von der Berufung der Studienassistentinnen und Studienassistenten unterrichtet.

                        

                        	
                           Es berät über den Entwurf der Haushaltsstelle des Pfarrseminars.

                        

                        	
                           Es nimmt den Jahresbericht entgegen und nimmt gegebenenfalls dazu Stellung.

                        

                        	
                           Es wirkt bei der Besetzung der Stellen der Direktorin oder des Direktors und der Studienleiterinnen und Studienleiter des Pfarrseminars mit und hat die Rechte und Pflichten eines Besetzungsgremiums. Es stellt die
                              Stellenbeschreibung für die Ausschreibung fest. Der Oberkirchenrat entscheidet nach Eingang der Bewerbungen, ob er Bewerberinnen oder Bewerber zur Wahl vorschlägt. Im Übrigen finden die Bestimmungen des Pfarrstellenbesetzungsgesetzes (§§ 1 und
                              2) sinngemäß Anwendung. Die Vorstellung der vom Oberkirchenrat zur Wahl vorgeschlagenen Bewerberinnen oder Bewerber erfolgt in einer Sitzung des Kuratoriums, an der der bisherige Stelleninhaber nicht teilnimmt.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 6
Arbeitsweise des Kuratoriums
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Kuratorium wählt aus seiner Mitte einen eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und eine stellvertretende Vorsitzende oder einen stellvertretenden Vorsitzenden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Es tritt bei Bedarf, auf Einladung der oder des Vorsitzenden unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen, zusammen. Auf
                     Antrag von mindestens vier Mitgliedern oder auf Antrag der Direktorin oder des Direktors wird das Kuratorium zu einer außerordentlichen
                     Sitzung einberufen. Die Einberufung erfolgt in Textform an die letzte vom Mitglied bekanntgegebene Adresse unter Angabe der
                     Tagesordnung. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung der Einladung folgenden Tag. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Studienleiterin oder der Studienleiter des Pfarrseminars, die oder der Mitglied des Kuratoriums ist, ist Schriftführerin
                     oder Schriftführer.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Das Kuratorium fasst seine Beschlüsse in nicht öffentlichen Sitzungen. Sofern keines der Mitglieder widerspricht, kann eine
                     Beschlussfassung auf schriftlichem oder elektronischem Weg herbeigeführt werden. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Sitzungen werden von der oder dem Vorsitzenden geleitet. Sie finden grundsätzlich mit persönlicher Anwesenheit der Mitglieder
                     statt. Sitzungen ohne persönliche Anwesenheit aller oder einzelner Mitglieder können durchgeführt werden, sofern eine Beratung und Beschlussfassung durch zeitgleiche Übertragung von Bild und Ton mittels geeigneter technischer Hilfsmittel, insbesondere in Form einer Videokonferenz, möglich ist. In einer Sitzung ohne persönliche
                     Anwesenheit der Mitglieder dürfen keine geheimen Wahlen und keine geheimen Abstimmungen durchgeführt werden. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Das Kuratorium ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Beschlüsse werden mit der einfachen
                     Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet
                     die Stimme der oder des Vorsitzenden. Für Wahlen gelten die Bestimmungen über die Beschlussfassung entsprechend.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Über die Sitzungen des Kuratoriums ist ein Protokoll zu führen, das von der Schriftführerin oder vom Schriftführer und von
                     der oder dem Vorsitzenden zu unterzeichnen ist. 
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Die Mitglieder des Kuratoriums sind zur Verschwiegenheit verpflichtet, soweit das Kuratorium nichts Abweichendes beschließt.
                  

               

               
                     § 7
Kollegium
                     

                  

                  Dem Kollegium gehören an:

                  
                     
                        	
                           Die Direktorin oder der Direktor

                        

                        	
                           die Mitglieder der Studienleitung 

                        

                     

                  

               

               
                     § 8
Aufgaben des Kollegiums
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Kollegium ist – unbeschadet der vorgeordneten Zuständigkeiten – zuständig für die Planung, Durchführung und Auswertung
                     der dem Pfarrseminar übertragenen Ausbildung im Vikariat. Es ist insoweit zuständig für:
                  

                  
                     
                        	
                           die Vorbereitung, Durchführung und Auswertung der Kurse und Praxisbegleitungen;

                        

                        	
                           die Begleitung der Vikarinnen und Vikare, Ausbildungsgruppen und Ausbildungspfarrerinnen und Ausbildungspfarrer;

                        

                        	
                           die Durchführung weiterer, das Pfarrseminar betreffenden Veranstaltungen und Aufgaben;

                        

                        	
                           Absprachen mit dem Pädagogisch-Theologischen Zentrum, das für die Durchführung der religionspädagogischen Ausbildung und Praxisbegleitung
                              verantwortlich ist.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Es macht dem Oberkirchenrat Vorschläge für die Beauftragung nebenamtlicher Kursleiterinnen und Kursleiter sowie Praxisbegleiterinnen
                     und Praxisbegleiter. Es wird zur Auswahl der Ausbildungspfarrerinnen und Ausbildungspfarrer gehört. Die Beauftragung der schulischen
                     Mentorinnen und Mentoren erfolgt durch die betreffenden Schuldekaninnen oder Schuldekane nach Rücksprache mit dem Pädagogisch-Theologischen
                     Zentrum. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Es beschließt im Rahmen der Dienstaufträge über die Geschäftsverteilung unter den Studienleiterinnen und Studienleitern und
                     unter den am Pfarrseminar hauptamtlich und nebenamtlich Mitarbeitenden. 
                  

               

               
                     § 9
Arbeitsweise des Kollegiums
                     

                  

                  Das Kollegium führt in der Regel wöchentlich eine Dienstbesprechung durch. Den Vorsitz führt der die Direktorin oder der Direktor.
                     Von den Sitzungen ist eine Niederschrift der Ergebnisse zu fertigen.
                  

               

               
                     § 10
Direktorin oder Direktor
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Direktorin oder der Direktor leitet das Pfarrseminar in Verantwortung gegenüber dem Oberkirchenrat und im Rahmen der
                     Beschlüsse des Kuratoriums. Die Dienstaufsicht führt der Oberkirchenrat. Sie oder er vertritt das Pfarrseminar gegenüber der
                     Öffentlichkeit, soweit dafür nicht der Oberkirchenrat zuständig ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Direktorin oder der Direktor führt die unmittelbare Dienstaufsicht über die Studienleiterinnen und Studienleiter und
                     die anderen Mitarbeitenden des Pfarrseminars. Sie oder er bereitet die Sitzungen des Kuratoriums im Benehmen mit dem Kollegium
                     vor und sorgt für die Durchführung und Weiterleitung der Beschlüsse und legt einen Jahresbericht vor.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Sie oder er wirkt an der Zwischenauswertung nach Nummer 3 und der Schlussbeurteilung nach Nummer 4 der Kirchlichen Verordnung
                     über die Auswertung des Vorbereitungsdienstes und die dienstliche Beurteilung der unständigen Pfarrer und Pfarrerinnen im
                     Vorbereitungsdienst mit.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Das Kollegium wählt aus seiner Mitte einen eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter der Direktorin oder des Direktors
                     jeweils auf die Dauer eines Jahres. Dieser vertritt die Direktorin oder den Direktor im Falle der Verhinderung. Die Wahl bedarf
                     der Bestätigung durch den Oberkirchenrat.
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         340. Ordnung des Pädagogisch-Theologischen Zentrums der Evangelischen Landeskirche in Württemberg (Ordnung Pädagogisch-Theologisches
            Zentrum – ptzO)
         

      

      
         Vom 9. Juli 1974 

      

      
         (Abl. 46 S. 224), i. d. F. der Neubekanntmachung vom 3. März 1994 (Abl. 56 S. 47), geändert durch Kirchliche Verordnung vom
            17. September 2002 (Abl. 60 S. 173), vom 14. Mai 2018 (Abl. 68 S. 83, 90) und vom 15. September 2025 (Abl. 71 Nr. 186)
         

      

      Nach Beratung mit dem Ständigen Ausschuß der Landessynode gemäß § 39 Abs. 1 Kirchenverfassungsgesetz1 wird folgendes verordnet:
      

      
                     § 1
Grundlagen
                     

                  

                  Die Arbeit des Pädagogisch-Theologischen Zentrums geschieht auf der Grundlage des in der Heiligen Schrift gegebenen, in den
                     Bekenntnissen der Reformation bezeugten Evangeliums von Jesus Christus. Die Aufgaben des ptz ergeben sich aus der Verantwortung der Landeskirche für Bildung und Erziehung in
                     Familie, Schule, Gemeinde und Gesellschaft und aus der Mitverantwortung der Landeskirche für den Religionsunterricht an öffentlichen Schulen und Schulen in freier Trägerschaft.
                     Das ptz nimmt die zentralen Dienste in der Verwaltung der Landeskirche in Anspruch, soweit dies der Oberkirchenrat festlegt.
                  

               

               
                     § 2
Rechtsstellung
                     

                  

                  Das ptz ist eine rechtlich unselbstständige Einrichtung der Evangelischen Landeskirche in Württemberg mit dem Sitz in Stuttgart.

               

               
                     § 3
Aufgaben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das ptz ist ein Auftragsinstitut.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das ptz hat die Aufgabe, die pädagogisch-theologische Arbeit im Bereich der Evangelischen Landeskirche in Württemberg zu unterstützen und weiterzuentwickeln. Zu den Aufgaben des ptz gehören:
                     
                        	
                           die Mitwirkung bei der Ausbildung, Fortbildung und Weiterbildung sowie der Beratung von Pfarrerinnen und Pfarrern, Religionslehrerinnen und Religionslehrern, Erzieherinnen oder Erziehern, Religionspädagoginnen
                              oder Religionspädagogen und Diakoninnen und Diakonen, Sprachförderkräften sowie ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, 
                           

                        

                        	
                           die Forschung in den beauftragten Bereichen der Religionspädagogik und -didaktik,

                        

                        	
                           die Mitwirkung bei der Entwicklung von Lehr-, Bildungs- und Orientierungsplänen,

                        

                        	
                           die Entwicklung von Lehrmitteln, Lernmitteln, Praxis- und Unterrichtshilfen,

                        

                        	
                           die Zusammenarbeit mit den Schuldekaninnen und Schuldekanen, den Fachberaterinnen und Fachberatern des Zentrums für Schulqualität
                              und Lehrerbildung (ZSL) sowie den Fachberaterinnen und Fachberatern für Kindertagesstätten und dem Evangelischen Landesverband
                              für Kindertagesstätten e.V.,
                           

                        

                        	
                           die Koordination der Fortbildungsangebote im Bereich Religionsunterricht und Schule mit dem ZSL,

                        

                        	
                           die fachliche Entwicklung, Förderung und Begleitung des Religionsunterrichts sowie die Mitwirkung bei der Bereitstellung entsprechender
                              Praxis- und Unterrichtshilfen,
                           

                        

                        	
                           die Kooperation mit allen Ebenen der Schulverwaltung, den Einrichtungen des Landes für Didaktik und Lehrerbildung, Qualitätsund
                              Schulentwicklung sowie Schulleitungen, den Akademien, Hochschulen und weiteren Kooperationspartnern,
                           

                        

                        	
                           die Zusammenarbeit mit dem Religionspädagogischen Institut in Baden (RPI) im Rahmen des Kooperationsvertrages sowie mit dem Comenius Institut Münster und anderen Bildungseinrichtungen und Bildungsorganen in
                              der EKD,
                           

                        

                        	
                           die Ausführung weiterer Aufträge, die dem ptz vom Evangelischen Oberkirchenrat erteilt werden.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben arbeitet das ptz mit anderen Forschungs- und Bildungseinrichtungen zusammen.
                  

               

               
                     § 4
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
                     

                  

                  Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des ptz sind die Direktorin oder der Direktor, die Dozentinnen und Dozenten, die Studienassistentinnen und Studienassistenten sowie die Projektreferentinnen und Projektreferenten (Kollegium)
                     und die Assistentinnen und Assistenten.
                  

               

               
                     § 5
Arbeitsweise des Kollegiums
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Kollegium trägt unbeschadet der besonderen Verantwortung der Direktorin oder des Direktors gemeinsam die wissenschaftlich
                     verantwortete Arbeit des ptz und berät über die Maßnahmen, die erforderlich sind, damit das ptz seine Aufgaben erfüllen kann.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Kollegium tritt regelmäßig zu Sitzungen zusammen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Direktorin oder der Direktor führt den Vorsitz in den Sitzungen des Kollegiums und ergreift im Benehmen mit dem Kollegium
                     die für die Erfüllung der Aufgaben des ptz erforderlichen Maßnahmen.
                  

               

               
                     § 6
Direktorin oder Direktor
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das ptz wird von einer Direktorin oder einem Direktor geleitet. Die Aufsicht obliegt dem Oberkirchenrat.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Direktorin oder der Direktor trägt die Verantwortung für die Arbeit des ptz gegenüber dem Oberkirchenrat und vertritt das ptz nach außen. Sie oder er übt die Aufsicht über die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
                     des ptz aus. Der Oberkirchenrat kann der Direktorin oder dem Direktor weitere Aufgaben übertragen. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Oberkirchenrat bestellt aus dem Kreis der Dozentinnen und Dozenten eine ständige Stellvertretung der Direktorin oder des
                     Direktors.
                  

               

               
                     § 7
Beirat
                     

                  

                  Der Beirat ist an der Planung, Ausgestaltung, Durchführung und Auswertung der Arbeit des ptz insbesondere dadurch beteiligt,
                     dass er den Oberkirchenrat bei der Erteilung von Aufträgen und die Direktorin oder den Direktor und die Dozentinnen und Dozenten
                     bei der Entwicklung und Durchführung der Arbeitsvorhaben des ptz berät.
                  

               

               
                     § 8
Mitglieder des Beirats
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dem Beirat gehören an:
                  

                  
                     
                        	
                           nach Beschluss der Landessynode die oder der Vorsitzende oder die oder der stellvertretende Vorsitzende des für Bildung und
                              Jugend zuständigen Ausschusses der Landessynode,
                           

                        

                        	
                           die Leiterin oder der Leiter des für Bildung, Schule und Diakonat zuständigen Dezernats im Oberkirchenrat,

                        

                        	
                           die Direktorin oder der Direktor des Evangelischen Pfarrseminars,

                        

                        	
                           die Direktorin oder der Direktor des RPI,

                        

                        	
                           ein Mitglied der Evangelisch-theologischen Fakultät der Universität Tübingen,

                        

                        	
                           eine Vertreterin oder ein Vertreter der Evangelischen Hochschule Ludwigsburg,

                        

                        	
                           eine Vertreterin oder ein Vertreter der evangelischen Theologie und Religionspädagogik an einer Pädagogischen Hochschule im
                              Bereich der Landeskirche,
                           

                        

                        	
                           eine Sachverständige oder ein Sachverständiger aus den Einrichtungen des Landes für Didaktik und Lehrerbildung, Qualitäts-
                              und Schulentwicklung im Bereich der Landeskirche,
                           

                        

                        	
                           eine Schuldekanin oder ein Schuldekan,

                        

                        	
                           eine Vertreterin oder ein Vertreter der evangelischen Religionslehrkräfte,

                        

                        	
                           eine Dozentin oder ein Dozent des ptz.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Mitglieder nach Absatz 1 Nummer 1 bis 4 gehören dem Beirat kraft Amtes an. Die übrigen Mitglieder des Beirats werden von
                     der Landesbischöfin oder vom Landesbischof im Benehmen mit den jeweiligen Einrichtungen auf die Dauer von vier Jahren berufen.
                     Für das Mitglied nach Absatz 1 Nummer 1 wird von der Landesbischöfin oder vom Landesbischof im Einvernehmen mit der Landessynode
                     eine Stellvertretung aus dem für Bildung und Jugend zuständigen Ausschuss berufen. Wiederberufung ist möglich. Bei der Berufung
                     ist darauf zu achten, dass die Zusammensetzung des Beirats der Vielfalt der Gaben und Kräfte entspricht. Verliert ein Mitglied
                     nach Absatz 1 Nummer 5 bis 11 die Qualifikation, kraft derer es berufen ist, so scheidet es aus dem Beirat aus, und es wird
                     für die Dauer seiner Amtszeit eine Nachfolgerin oder ein Nachfolger berufen. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Beirat ist berechtigt, bis zu zwei weitere Mitglieder auf befristete Zeit zuzuwählen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Direktorin oder der Direktor des ptz nimmt an den Sitzungen des Beirats beratend teil. Eine juristische Vertretung des
                     Oberkirchenrats kann an den Sitzungen des Kuratoriums beratend teilnehmen. Bei Bedarf können weitere Fachpersonen zur Beratung
                     hinzugezogen werden.
                  

               

               
                     § 9
Arbeitsweise des Beirats
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Beirat tagt bei Bedarf.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Beirat wählt aus seiner Mitte eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden, eine stellvertretende oder einen stellvertretenden
                     Vorsitzenden und eine Schriftführerin oder einen Schriftführer.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Beirat fasst seine Beschlüsse in Sitzungen. Sofern keines der Mitglieder widerspricht, kann eine Beschlussfassung auf
                     schriftlichem oder elektronischem Weg herbeigeführt werden. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Beirat ist von der oder dem Vorsitzenden unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen einzuberufen. Die Einberufung erfolgt
                     in Textform an die letzte vom Mitglied bekanntgegebene Adresse unter Angabe der Tagesordnung. Die Frist beginnt mit dem auf
                     die Absendung der Einladung folgenden Tag. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Sitzungen des Beirats werden von der oder dem Vorsitzenden geleitet. Sie finden grundsätzlich mit persönlicher Anwesenheit
                     der Mitglieder statt. Sitzungen ohne persönliche Anwesenheit aller oder einzelner Mitglieder können durchgeführt werden, sofern
                     eine Beratung und Beschlussfassung durch zeitgleiche Übertragung von Bild und Ton mittels geeigneter technischer Hilfsmittel,
                     insbesondere in Form einer Videokonferenz, möglich ist. In einer Sitzung ohne persönliche Anwesenheit der Mitglieder dürfen
                     keine geheimen Wahlen und keine geheimen Abstimmungen durchgeführt werden. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Der Beirat ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Beschlüsse werden mit der einfachen Mehrheit
                     der abgegebenen Stimmen gefasst. Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet
                     die Stimme der oder des Vorsitzenden. Für Wahlen gelten die Bestimmungen über die Beschlussfassung entsprechend.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Über die Sitzungen des Beirats ist ein Protokoll zu führen, das von der Schriftführerin oder vom Schriftführer und von der
                     oder dem Vorsitzenden zu unterzeichnen ist. 
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Die Mitglieder des Beirats sind zur Verschwiegenheit verpflichtet, soweit der Beirat nichts Abweichendes beschließt.
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         355. Verfassung der Hochschule für Kirchenmusik der Evangelischen Landeskirche in Württemberg

      

      
         Verordnung des Oberkirchenrats vom 28. Juni 1988 (Abl. 53 S. 300), geändert durch Kirchl. Verordnung vom 2. Februar 2009 (Abl. 63 S. 295) und vom 22. Mai 2023 
(Abl. 70 S. 538)
         

      

      Nach Anhörung der Kirchenmusikschule Esslingen verleiht der Oberkirchenrat vorbehaltlich der Bestätigung durch das Ministerium
         für Wissenschaft und Kunst des Landes Baden-Württemberg der Kirchenmusikschule Esslingen das Recht, die Bezeichnung „Hochschule
         für Kirchenmusik der Evangelischen Landeskirche in Württemberg“ zu führen. Er gibt ihr hierzu nach Beratung gemäß § 39 Abs. 1 des Kirchenverfassungsgesetzes1 folgende Verfassung:
      

      
                     § 1
Status und Aufgabe, Sitz und Bezeichnung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Hochschule für Kirchenmusik der Evangelischen Landeskirche in Württemberg ist eine Einrichtung der Evangelischen Landeskirche
                     in Württemberg. Die Hochschule ist in ihrer gesamten Arbeit dem Auftrag der Kirche verpflichtet. Sie verwaltet im Rahmen dieser
                     Verfassung und der Ordnungen der Landeskirche ihre Angelegenheiten selbst. In Angelegenheiten, die die Forschung, die Lehre,
                     künstlerische Entwicklungsvorhaben und Personalvorschläge betreffen, unterliegt die Hochschule für Kirchenmusik nur der Rechtsaufsicht
                     des Oberkirchenrats.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Hochschule für Kirchenmusik dient durch Forschung, Lehre und künstlerische Vorhaben der Fortentwicklung der Evangelischen
                     Kirchenmusik. Sie bildet Musiker für den Dienst in den Kirchengemeinden und Kirchenbezirken und zur Pflege der künstlerischen
                     Kirchenmusik auch in anderen Bereichen aus. Die Ausbildung der hauptberuflichen Kirchenmusiker erfolgt auf der Grundlage der
                     Rahmenordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland für die kirchenmusikalische Ausbildung an kirchlichen und staatlichen
                     Musikhochschulen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Durch Lehre und künstlerische Ausübung nimmt die Hochschule teil an der kirchenmusikalischen Fort- und Weiterbildung innerhalb
                     der Landeskirche; insbesondere begleitet sie in Verbindung mit dem Amt für Kirchenmusik beim Evangelischen Oberkirchenrat
                     die Ausbildung für die nebenamtliche Tätigkeit in Kirchenmusikerstellen (C-Prüfung). Die Hochschule gibt Anregungen für die
                     musikalische und liturgische Arbeit in der Landeskirche und trägt durch ihre Arbeit Mitverantwortung für deren Förderung und
                     Weiterentwicklung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Hochschule für Kirchenmusik der Evangelischen Landeskirche in Württemberg hat ihren Sitz in Tübingen. Sie führt die Bezeichnung
                     „Hochschule für Kirchenmusik der Evangelischen Landeskirche in Württemberg, staatlich anerkannte Hochschule in Tübingen“.
                  

               

               
                     § 2
Besondere Verbindungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Hochschule für Kirchenmusik sucht und pflegt die Zusammenarbeit mit anderen kirchenmusikalischen Ausbildungsstätten der
                     Kirchen und des Staates, insbesondere in Baden-Württemberg.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zur Sicherstellung der Zusammenarbeit und des Austauschs mit staatlichen Musikhochschulen sollen die Studien- und Prüfungsordnung
                     sowie die Zulassungsordnung der kirchlichen Musikhochschule denen der staatlichen Musikhochschulen entsprechen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Rektor der Hochschule ist Mitglied der Direktorenkonferenz der kirchenmusikalischen Ausbildungsstätten in der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland.
                  

               

               
                     § 3
Mitglieder
                     

                  

                  Der Hochschule für Kirchenmusik gehören an
                     
                        	
                           die Mitglieder des Lehrkörpers,

                        

                        	
                           die immatrikulierten Studenten,

                        

                        	
                           die sonstigen Mitarbeiter.

                        

                     

                  

               

               
                     § 4
Lehrkörper
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zum Lehrkörper gehören die haupt- und nebenberuflich an der Hochschule tätigen Lehrkräfte und die Pfarrer.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die in einem künstlerischen oder wissenschaftlichen Fach tätigen Lehrkräfte müssen die Einstellungsvoraussetzungen für vergleichbare
                     Lehrkräfte nach dem Landeshochschulgesetz erfüllen. Dies gilt nicht für Inhaber einer Pfarrstelle an der Hochschule für Kirchenmusik.
                     Die in Satz 1 genannten Lehrkräfte nehmen, im Bereich der theologischen Fächer gemeinsam mit den Pfarrern, die Aufgaben der
                     Forschung und der künstlerischen Vorhaben wahr.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Mitglieder des Lehrkörpers erteilen den Unterricht nach Maßgabe ihres Dienstauftrags in eigener wissenschaftlicher, künstlerischer
                     und pädagogischer Verantwortung. Ihr kirchlicher Auftrag verpflichtet sie auf die Ordnungen der Evangelischen Landeskirche
                     in Württemberg.
                  

               

               
                     § 5
Berufung und Anstellung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die hauptberuflich tätigen Lehrkräfte werden nach öffentlicher Ausschreibung der Stelle und nach einer öffentlichen Lehrveranstaltung
                     und gegebenenfalls einem Vorspiel auf Vorschlag des Senats vom Oberkirchenrat berufen. Auf die öffentliche Ausschreibung kann
                     im Einvernehmen mit dem Oberkirchenrat in Ausnahmefällen verzichtet werden. Bei der Besetzung von Pfarrstellen hört der Oberkirchenrat
                     den Senat als Vertreter des Arbeitsbereichs des Pfarrers nach § 6 Abs. 3 Pfarrstellenbesetzungsgesetz2. Der Senat kann eine öffentliche Lehrveranstaltung verlangen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Nebenberuflich tätige Lehrkräfte werden auf Vorschlag des Senats vom Oberkirchenrat angestellt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die weiteren Mitarbeiter stellt der Rektor im Rahmen des landeskirchlichen Haushaltsplans an. Der Senat erhält Gelegenheit
                     zur Stellungnahme.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Entlassung der Lehrkräfte erfolgt auf Vorschlag oder nach Anhörung des Senats durch den Oberkirchenrat.
                  

               

               
                     § 6
Studenten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zum Studium an der Hochschule kann zugelassen werden, wer die Zulassungsvoraussetzungen nach dem Landeshochschulgesetz erfüllt.
                     Die weiteren Rechtsverhältnisse der Studenten regelt die Aufnahmeordnung (§ 14).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Studienbewerber, die die Zulassungsvoraussetzungen nach Absatz 1 nicht erfüllen, können als Gaststudenten zugelassen werden,
                     soweit Studienplätze vorhanden sind. Sie unterliegen einer besonderen Gebührenordnung und werden in der Regel nicht zu den
                     Prüfungen zugelassen. Ausnahmen regelt die Studien- und Prüfungsordnung (§ 14).
                  

               

               
                     § 7
Ausschluß vom Studium
                     

                  

                  Studierende, welche den Bestimmungen dieser Verfassung oder den von der Hochschule und ihren Organen erlassenen Ordnungen
                     mehrfach zuwiderhandeln, häufig unentschuldigt fehlen oder den Arbeitsfrieden an der Hochschule erheblich stören, können nach
                     Abmahnung vom Studium ausgeschlossen werden. Das gleiche gilt, wenn durch einen wesentlichen Mangel an Mitarbeit mit einem
                     sinnvollen Studienverlauf nicht mehr gerechnet werden kann. Der Ausschluß wird vom Senat auf Antrag des Rektors verfügt. Gegen
                     die Entscheidung steht dem Betroffenen das Beschwerderecht an den Oberkirchenrat zu.
                  

               

               
                     § 8
Organe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Organe der Hochschule sind
                     
                        	
                           der Rektor,

                        

                        	
                           der Senat,

                        

                        	
                           die Dozentenkonferenz,

                        

                        	
                           die Studentenversammlung.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Soweit diese Verfassung den Erlaß besonderer Ordnungen nicht vorsieht, können sich die Organe Geschäftsordnungen geben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Mitglieder von Gremien sind bei der Ausübung ihres Stimmrechts an Weisungen und Aufträge nicht gebunden.
                  

               

               
                     § 9
Rektor
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Rektor und sein Stellvertreter werden nach Anhörung des Senats vom Oberkirchenrat aus dem Kreis der hauptberuflich tätigen
                     Lehrkräfte bestellt. Eine zeitlich befristete Bestellung ist möglich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Rektor übt die unmittelbare Dienstaufsicht über die Mitglieder des Lehrkörpers und die sonstigen Mitarbeiter aus. Er ist
                     für die Ordnung und die Verwaltung in der Hochschule verantwortlich und übt das Hausrecht aus.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Rektor unterliegt der Dienstaufsicht durch den Oberkirchenrat.
                  

               

               
                     § 10
Senat
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dem Senat gehören an
                     
                        	
                           die Professoren und Pfarrer der Hochschule,

                        

                        	
                           zwei Lehrkräfte der Hochschule, die von den stimmberechtigten weiteren haupt- und nebenberuflich tätigen Lehrkräften gewählt
                              werden,
                           

                        

                        	
                           zwei Studenten, die von der Studentenversammlung gewählt werden.

                        

                     

                  

                  Der Rektor kann mit Zustimmung des Senats weitere Mitglieder der Hochschule zur Teilnahme an den Sitzungen mit beratender
                     Stimme einladen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Vorsitzender des Senats ist der Rektor. Er beruft den Senat in jedem Semester mindestens einmal zu einer Sitzung ein. Weitere
                     Sitzungen finden statt, wenn der Rektor sie einberuft oder wenn mindestens drei Mitglieder des Senats es beantragen. Die Dozentenkonferenz
                     und die Studentenversammlung können verlangen, daß einzelne Angelegenheiten in die Tagesordnung aufgenommen werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Senat berät und beschließt die Angelegenheiten der Hochschule, soweit sie nicht anderen Organen übertragen sind. Die Aufnahmeordnung,
                     die Studien- und Prüfungsordnung und die Gebührenordnung bedürfen der Genehmigung durch den Oberkirchenrat. In Angelegenheiten,
                     die nicht der Hochschule zur selbständigen Erledigung übertragen sind, erarbeitet der Senat Vorlagen zur Beschlußfassung durch
                     den Oberkirchenrat. Er beschließt den Vorschlag für die Haushaltsstelle der Hochschule für Kirchenmusik im landeskirchlichen
                     Haushaltsplan (§ 13).
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Dem Senat werden die Prüfungsergebnisse mitgeteilt, wie sie von der Dozentenkonferenz festgelegt werden (§ 11 Abs. 2 Satz 2). Der Senat läßt sich durch die Dozentenkonferenz beraten und nimmt deren Beschlußvorschläge entgegen. Er beschließt über
                     Anträge der Studentenversammlung und nimmt deren Protokoll zur Kenntnis.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Beschlußfassungen über Fragen der Forschung, der Lehre und der künstlerischen Vorhaben sowie über Vorschläge für die Berufung
                     der hauptamtlichen Lehrkräfte bedürfen außer der Mehrheit der Mitglieder des Senats auch der Mehrheit der ihm nach § 10 Abs. 1 Nr. 1 angehörenden Mitglieder. Kommt ein Beschluß danach auch im zweiten Abstimmungsgang nicht zustande, so genügt für eine Entscheidung
                     die Mehrheit der Mitglieder nach § 10 Abs. 1 Nr. 1.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Über den Verlauf interner Beratungen sind die Mitglieder des Senats zur Verschwiegenheit verpflichtet. Beschlüsse werden vom
                     Rektor bekanntgemacht.
                  

               

               
                     § 11
Dozentenkonferenz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Dozentenkonferenz setzt sich aus allen haupt- und nebenberuflich tätigen Lehrkräften der Hochschule zusammen. Den Vorsitz
                     führt der Rektor. Lehrkräfte, die weniger als drei Wochenstunden unterrichten, haben kein Stimmrecht; ihnen ist die Teilnahme
                     freigestellt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Dozentenkonferenz berät den Senat in allen Fragen der Studienordnung, der Lehrpläne und der Prüfungsordnung. Sie nimmt
                     die Ergebnisse der einzelnen Prüfungskommissionen entgegen, an die sie gebunden ist, und setzt die endgültigen Prüfungsergebnisse
                     fest. Sie berät über Studienprobleme einzelner Studenten. Sie erarbeitet Vorschläge für die Beschlußfassung des Senats. Sie
                     wählt, unter Ruhen des Stimmrechts der Mitglieder nach § 10 Abs. 1 Nr. 1, auf die Dauer von zwei Semestern die Vertreter der weiteren haupt- und nebenberuflich tätigen Lehrkräfte für den Senat und
                     deren Stellvertreter.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Rektor beruft die Dozentenkonferenz mindestens zweimal im Semester ein. Weitere Sitzungen sind auf Verlangen von mindestens
                     drei Mitgliedern der Dozentenkonferenz einzuberufen.
                  

               

               
                     § 12
Studentenversammlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Studentenversammlung umfaßt alle Studierenden der Hochschule. Sie tritt mindestens einmal im Semester zusammen. Die Studentenvertreter
                     im Senat berufen sie ein und leiten sie gemeinsam. Von der Versammlung ist ein Protokoll mit sämtlichen Beschlüssen und der
                     Angabe der behandelten Gegenstände anzufertigen. Der Rektor der Hochschule erhält eine Tagesordnung vor der Versammlung und
                     eine Abschrift des Protokolls unverzüglich nach dessen Fertigstellung. Die Mitglieder des Lehrkörpers können zu den Versammlungen
                     eingeladen werden.
                  

                  Die Studentenversammlung gibt sich mit Zustimmung des Senats eine Ordnung.

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Studentenversammlung wählt einmal im Jahr für zwei Semester die Studentenvertreter für den Senat und je einen Stellvertreter.
                     Die Wahl ist schriftlich und geheim durchzuführen. Es muß dafür gesorgt sein, daß jeder Student Gelegenheit zur Wahl erhält,
                     auch wenn er nicht an der Versammlung teilnimmt. Über Streitigkeiten über das Wahlverfahren und die Einberufung der Studentenversammlung
                     entscheidet der Rektor.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Studentenversammlung berät und beschließt über Angelegenheiten, die der studentischen Selbstverwaltung unterliegen. Dies
                     ist insbesondere die soziale Förderung der Studenten und die Förderung ihrer geistigen, musischen und sportlichen Interessen,
                     wobei die besonderen Bedürfnisse behinderter Studenten zu berücksichtigen sind. Die Studentenversammlung berät und beschließt
                     weiter über Anträge an den Senat.
                  

               

               
                     § 13
Haushaltsführung
                     

                  

                  Der Senat beschließt den Vorschlag für die Haushaltsstelle der Hochschule für Kirchenmusik im landeskirchlichen Haushaltsplan
                     zur Deckung des Bedarfs der Hochschule und legt den Vorschlag dem Oberkirchenrat vor.
                  

               

               
                     § 14
Studien-, Prüfungs- und Aufnahmeordnung
                     

                  

                  Die Studien- und Prüfungsordnung regelt die einzelnen Studiengänge und die entsprechenden Prüfungen. Die Aufnahmeordnung regelt
                     insbesondere die Immatrikulation und deren Rücknahme, die Exmatrikulation und die Beurlaubung von Studenten. Die Ordnungen
                     werden vom Senat aufgrund von Vorschlägen der Dozentenkonferenz und der Studentenversammlung erarbeitet und bedürfen der Genehmigung
                     des Oberkirchenrats.
                  

               

               
                     § 15
Änderung der Verfassung
                     

                  

                  Änderungen dieser Verfassung verfügt der Oberkirchenrat auf Antrag oder nach Anhörung des Senats. Anträge bedürfen der Zustimmung
                     einer Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder des Senats.
                  

               

               
                     § 16
Aufsicht
                     

                  

                  Zur Ausübung des Aufsichtsrechts steht dem Oberkirchenrat das Recht auf Information zu. Er kann rechtswidrige Beschlüsse und
                     Maßnahmen  beanstanden und verlangen, daß rechtswidrige Maßnahmen rückgängig gemacht werden. Er kann Anordnungen treffen und
                     eine Frist zur Erfüllung setzen. Soweit Anordnungen nicht nachgekommen wird, kann er auf Kosten der Hochschule Maßnahmen selbst
                     durchführen.
                  

               

               
                     § 17
Bestehende Verträge
                     

                  

                  Die Rechte und Pflichten der Kirchenmusikschule Esslingen aus dem Vertrag zwischen dem Land Württemberg-Baden, vertreten durch
                     das Kultministerium, und der Evangelischen Landeskirche in Württemberg, vertreten durch den Evangelischen Oberkirchenrat,
                     über die Kirchenmusikschule Esslingen und die Abteilung für Evangelische Kirchenmusik an der Staatlichen Hochschule für Musik
                     in Stuttgart vom 20./29. Februar 1952 werden durch diese Hochschulverfassung nicht berührt.
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         366. Ordnung für das Kirchliche Examen in Ergänzung zur Diplomprüfung am Ende des Studiengangs Diakonie und Sozialarbeit der
            Evang. Fachhochschule für Diakonie der Karlshöhe Ludwigsburg
         

      

      
         Verordnung des Oberkirchenrats vom 14. Juli 1998 (Abl. 58 S. 111)

      

      Über das Kirchliche Examen in Ergänzung zur Diplomprüfung am Ende des Studiengangs Diakonie und Sozialarbeit der Evang. Fachhochschule
         für Diakonie der Karlshöhe Ludwigsburg wird im Einvernehmen mit der Karlshöhe Ludwigsburg verordnet:
      

      
                     § 1
Zweck der Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Kirchliche Examen dient dem Nachweis, daß die Bewerberinnen und Bewerber durch die kirchlich geordnete theologische Ausbildung
                     im Zusammenhang mit dem Studium der Diakonie und Sozialarbeit die für die Berufung in das Amt der Diakonin und des Diakons
                     erforderlichen theologischen Kenntnisse und Fähigkeiten erworben haben (vgl. Diakonengesetz  § 3 Abs. 1 und 31).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Kirchliche Examen ergänzt die Diplomprüfung am Ende des Studiengangs Diakonie und Sozialarbeit.
                  

               

               
                     § 2
Meldung und Zulassung zur Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Anträge auf Zulassung zur Prüfung sind zu einem von der Ausbildungsstätte zu bestimmenden Zeitpunkt einzureichen. Die
                     Ausbildungsstätte legt die Anträge spätestens 6 Wochen vor Beginn der schriftlichen Prüfung dem/der Vorsitzenden des Prüfungsausschusses
                     vor.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zur Prüfung kann zugelassen werden, wer nach der Kirchlichen Ordnung für die Ausbildung von Diakoninnen und Diakonen im Studiengang
                     Diakonie und Sozialarbeit ausgebildet und zur Diplomprüfung zugelassen worden ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für die Zulassung zum Kirchlichen Examen ist insbesondere vorausgesetzt
                     
                        	
                           im Grundkurs Diakonie der Nachweis über die erfolgreiche Teilnahme an den folgenden Veranstaltungen:
                              
                                 	
                                    Einführung ins Alte Testament I / II

                                 

                                 	
                                    Einführung ins Neue Testament I / II

                                 

                                 	
                                    Die Württembergische Landeskirche

                                 

                                 	
                                    Arbeitsfelder der Diakonie I / II

                                 

                                 	
                                    Biblische Grundlegung der Diakonie

                                 

                                 	
                                    Grundfragen der Ethik

                                 

                                 	
                                    Einführung in die Systematische Theologie;

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           im Grundstudium des Studiengangs Diakonie und Sozialarbeit der Nachweis über die erfolgreiche Teilnahme am Unterricht im Fach
                              Grundlegung der Sozialarbeit (Theologie und Diakonik).
                           

                        

                     

                  

                  Die erfolgreiche Teilnahme an diesen Veranstaltungen wird im Zeugnis bescheinigt, aber nicht mit einer Note versehen.

                  
                        (
                        4
                        )
                        Über die Zulassung zum Kirchlichen Examen entscheidet der/die Vorsitzende des Prüfungsausschusses.
                  

               

               
                     § 3
Prüfungsort und Examensausschuß
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Prüfung findet an der Kirchlichen Ausbildungsstätte Karlshöhe Ludwigsburg statt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Mitglieder des Examensausschusses sind
                     
                        	
                           ein Vertreter/eine Vertreterin des Oberkirchenrats als Vorsitzender/Vorsitzende,

                        

                        	
                           der Leiter/die Leiterin der Ausbildungsstätte (Schulleiter/Schulleiterin) als Vertreter/Vertreterin des/der Vorsitzenden,

                        

                        	
                           der Ausbildungsleiter/die Ausbildungsleiterin,

                        

                        	
                           ein Vertreter/eine Vertreterin des Prüfungsamts der Fachhochschule,

                        

                        	
                           die Erstprüfer der schriftlichen Prüfung (§ 4).
                           

                        

                     

                  

                  Soweit nichts anderes bestimmt ist, ist das Prüfungsamt der Fachhochschule für die Organisation der Prüfung zuständig. Alle
                     Entscheidungen im Rahmen des Prüfungsverfahrens trifft der Examensausschuß, sofern keine andere Regelung vorgesehen ist.
                  

               

               
                     § 4
Schriftliche Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Am Ende des Hauptstudiums schreiben die Bewerberinnen und Bewerber eine Klausur. Dabei kann zwischen einem Thema aus den Fächern
                     Systematische Theologie und Biblische Theologie gewählt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Klausur dient in erster Linie dem Nachweis von theologischem Grundwissen. Sie wird von einem Erst- und Zweitprüfer beurteilt,
                     die vom Vorsitzenden des Examensausschusses aus dem Kreis der Dozentinnen und Dozenten bestimmt werden.
                  

               

               
                     § 5
Ausschluß von der Prüfung
                     

                  

                  Bei der schriftlichen Prüfung dürfen unerlaubte Hilfsmittel nicht in den Prüfungsraum mitgebracht werden. Studierende, die
                     eine Täuschung begehen oder versuchen, sind durch den Vorsitzenden des Examensausschusses von der Prüfung auszuschließen.
                  

                  Erfolgt die Entdeckung innerhalb von zwei Jahren nach dem Prüfungsabschluß, so wird das schon ausgestellte Prüfungszeugnis
                     zurückgezogen.
                  

                  In beiden Fällen gilt die Prüfung als nicht bestanden.

               

               
                     § 6
Rücktritt von der Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Tritt ein Studierender/eine Studierende vor oder während der schriftlichen Prüfung ohne Genehmigung des Vorsitzenden/der Vorsitzenden
                     des Examensausschusses von der Prüfung zurück, so gilt diese als nicht bestanden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Genehmigt der/die Vorsitzende den Rücktritt, so gilt die Prüfung als nicht unternommen. Die Genehmigung ist nur zu erteilen,
                     wenn ein wichtiger Grund vorliegt, insbesondere wenn der/die Studierende durch Krankheit an der Ablegung der Prüfung verhindert
                     ist. Die Krankheit ist durch ein ärztliches Zeugnis zu belegen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Nimmt ein Studierender/eine Studierende einen zur Prüfung angesetzten Termin nicht wahr, so ist dies gleichbedeutend mit einem
                     nicht genehmigten Rücktritt.
                  

               

               
                     § 7
Prüfungszeugnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Studierende, die die Prüfung bestanden haben, erhalten ein Zeugnis. Dieses enthält:
                     
                        	
                           die Liste der bei der Meldung zum Kirchlichen Examen nachzuweisenden erfolgreich besuchten Lehrveranstaltungen (§ 2 Abs. 3);
                           

                        

                        	
                           die Note der Hausarbeit im 7. Semester (Themenbereich Diakonik / Theologie der Diakonie);

                        

                        	
                           die Note der mündlichen Prüfung im 8. Semester (Ethik);

                        

                        	
                           die Note der schriftlichen Prüfung (§ 4);
                           

                        

                        	
                           eine Gesamtnote, ermittelt aus den je mit einem Drittel bewerteten Noten nach § 7 Abs. 1 Buchst. b), c) und d).
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die Bewertung der einzelnen Leistungen sind die folgenden Noten zu verwenden:
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Sehr gut (1)

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 eine besonders hervorragende Leistung

                              
                           

                           
                              	
                                 gut (2)

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 eine Leistung, die die Anforderungen deutlich übertrifft

                              
                           

                           
                              	
                                 befriedigend  (3)

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 eine Leistung, die den Anforderungen entspricht

                              
                           

                           
                              	
                                 ausreichend (4)

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 eine Leistung, die trotz ihrer Mängel den Anforderungen noch entspricht

                              
                           

                           
                              	
                                 nicht ausreichend (5)

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 eine Leistung, die den Anforderungen nicht entspricht

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Zur differenzierten Bewertung der Leistungen können Zwischennoten mit einer Dezimale nach dem Komma festgesetzt werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Wird eine Prüfungsleistung von mehreren Prüfern bewertet, so wird das arithmetische Mittel gebildet. Entscheidend ist die
                     erste Dezimale hinter dem Komma, die zweite Dezimale ist unbeachtlich.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Der Examensausschuß stellt in einer Schlußsitzung das Prüfungsergebnis aufgrund der erbrachten Leistungen endgültig fest.
                  

               

               
                     § 8
Bestehen der Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Prüfung ist bestanden,
                     
                        	
                           wenn der Bewerber die Diplomprüfung am Ende des Studiengangs Diakonie und Sozialarbeit bestanden hat;

                        

                        	
                           wenn die Gesamtnote des Kirchlichen Examens mindestens 4,0 ergibt.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Prüfungszeugnis wird vom Vorsitzenden/von der Vorsitzenden des Examensausschusses und vom Schulleiter/von der Schulleiterin
                     unterzeichnet.
                  

               

               
                     § 9
Wiederholung des Examens
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wer das Examen nicht bestanden hat, kann es einmal wiederholen. In besonderen Härtefällen kann der Examensausschuß eine zweite
                     Wiederholung des Examens zulassen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In der Regel erfolgt die Wiederholung des Examens beim nächsten Examenstermin.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Examensausschuß kann auf begründeten Antrag Ausnahmen zulassen.
                  

               

               
                     § 10
Inkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Diese Prüfungsordnung tritt am 1. September 1998 in Kraft. Das Kirchliche Examen wird nach dieser Ordnung erstmals im Sommer
                     1999 abgehalten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Verordnung des Oberkirchenrats vom 12. April 1984 (Abl. 51 S. 121), zuletzt geändert durch die Verordnung vom 11. Mai
                     1995 (Abl. 56 S. 385), tritt am 31. Dezember 1999 außer Kraft.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Nähere Bestimmungen über die Ausführung dieser Ordnung trifft die Ausbildungsstätte im Einvernehmen mit dem Evangelischen
                     Oberkirchenrat.
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         374. Kirchliche Verordnung über die Evangelische Hochschule Ludwigsburg – staatlich anerkannte Hochschule für Angewandte Wissenschaften
            der Evangelischen Landeskirche in Württemberg
         

      

      
         Vom 20. Juli 1999

      

      
         (Abl. 58 S. 280), geändert durch Kirchl. Verordnung vom 2. Februar 2009 (Abl. 63 S. 337), vom 17. Oktober 2016 (Abl. 67 S. 333), vom 22. Mai 2023 (Abl. 70 S. 538) und vom 15. September 2025 (Abl. 71 Nr. 187)
         

      

      Nach gemeinsamer Beratung gem. § 39 Abs. 1 Kirchenverfassungsgesetz1 wird verordnet:
      

      
            Präambel

         

         Der Evangelische Verein für sozialberufliche Ausbildung Stuttgart e. V. hat die Trägerschaft der von ihm gegründeten Evangelischen
            Fachhochschule für Sozialwesen Reutlingen mit Ablauf des 31. August 1999 auf die Evangelische Landeskirche in Württemberg
            übertragen.
         

         Die Evangelische Landeskirche in Württemberg hat zum 1. September 1999 den Sitz der Evangelischen Fachhochschule für Sozialwesen
            Reutlingen von Reutlingen nach Ludwigsburg verlegt. Die Fachhochschule führte ab diesem Zeitpunkt die Bezeichnung „Evangelische
            Fachhochschule Reutlingen – Ludwigsburg, Hochschule für Soziale Arbeit, Religionspädagogik und Diakonie, staatlich anerkannte
            Fachhochschule der Evangelischen Landeskirche in Württemberg, mit Sitz in Ludwigsburg“.
         

         Die Stiftung Karlshöhe Ludwigsburg hat mit Ablauf des 31. August 1999 die von ihr errichtete Evangelische Fachhochschule für
            Diakonie der Karlshöhe Ludwigsburg aufgehoben. Zum 1. September 1999 wurde die Evangelische Fachhochschule Reutlingen – Ludwigsburg
            um das Studienprogramm erweitert, welches an der Evangelischen Fachhochschule für Diakonie der Karlshöhe Ludwigsburg angeboten
            worden war.
         

         Die Fachhochschule führt die Bezeichnung „Evangelische Hochschule Ludwigsburg – staatlich anerkannte Hochschule für Angewandte
            Wissenschaften der Evangelischen Landeskirche in Württemberg“. Im internationalen Verkehr kann die Zusatzbezeichnung „Protestant
            University of Applied Sciences“ verwendet werden. Es können mit Zustimmung des Senats und des Kuratoriums Außenstandorte gebildet
            werden.
         

         
                     § 1
Grundlagen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Arbeit der Evangelischen Hochschule Ludwigsburg geschieht auf der Grundlage des in der Heiligen Schrift gegebenen und
                     in den Bekenntnissen der Reformation bezeugten Evangeliums von Jesus Christus.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Hochschule vermittelt durch anwendungsbezogene Lehre eine auf wissenschaftlicher Grundlage beruhende Bildung, die zu selbständiger
                     Anwendung wissenschaftlicher Kenntnisse und Methoden in der Berufspraxis befähigt. Im Rahmen ihres Bildungsauftrags nimmt
                     sie Forschungs- und Entwicklungsaufgaben wahr und dient der Pflege und Entwicklung anwendungsbezogener Wissenschaften. Zu
                     den Aufgaben gehören auch Angebote der Fort- und Weiterbildung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Evangelische Hochschule Ludwigsburg ist eine nicht rechtsfähige Einrichtung der Evangelischen Landeskirche in Württemberg.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Sie wird betrieben im Bereich und in Kooperation mit dem Zentrum Diakonat und der Stiftung Karlshöhe Ludwigsburg. Belange
                     der Evangelischen Hochschule Ludwigsburg, die Einrichtungen der Stiftung Karlshöhe Ludwigsburg berühren, werden im Einvernehmen
                     mit der Stiftung Karlshöhe Ludwigsburg geregelt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Das Weitere bestimmt ein Vertrag zwischen der Evangelischen Landeskirche in Württemberg und der Stiftung Karlshöhe Ludwigsburg.
                  

               

               
                     § 2
Aufgaben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Evangelische Hochschule Ludwigsburg führt die Arbeit der Evangelischen Fachhochschule für Sozialwesen Reutlingen und der
                     Evangelischen Fachhochschule für Diakonie der Karlshöhe Ludwigsburg fort. Die Aufgaben der Evangelischen Fachhochschule Reutlingen
                     – Ludwigsburg ergeben sich im einzelnen aus deren Verfassung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zu den Aufgaben der Evangelischen Hochschule Ludwigsburg gehört die Ausbildung von Diakoninnen und Diakonen gemäß dem Kirchlichen Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Diakoninnen und Diakone in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg2 vom 23. Oktober 1995, geändert durch Gesetz vom 20. Juli 1999. Sie geschieht in Zusammenarbeit mit dem Zentrum Diakonat und
                     der Stiftung Karlshöhe Ludwigsburg. Das Weitere bestimmt ein Vertrag zwischen der Evangelischen Landeskirche in Württemberg
                     und der Stiftung Karlshöhe Ludwigsburg sowie die Verordnung des Oberkirchenrats über die Ausbildung von Diakoninnen und Diakonen
                     auf der Karlshöhe in Ludwigsburg.
                  

               

               
                     § 3
Kuratorium
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Kuratorium nimmt für die Evangelische Landeskirche in Württemberg als Trägerin der Hochschule folgende Aufgaben und Rechte
                     wahr:
                     
                        	
                           die Zustimmung zum Hochschulentwicklungsplan,

                        

                        	
                           die Zustimmung zur Berufung, Einstellung und Entlassung der Professoren und Professorinnen sowie zur Bestellung der Honorarprofessoren
                              und Honorarprofessorinnen; das umfasst auch die Zustimmung zu Ausnahmen nach § 8 Absatz 2 der Verfassung,
                           

                        

                        	
                           die Stellungnahme gegenüber dem Kollegium des Oberkirchenrats zur Bestellung und Abberufung des Rektors oder der Rektorin
                              und des Prorektors oder der Prorektorin sowie bei der Einstellung und Entlassung des Kanzlers oder der Kanzlerin,
                           

                        

                        	
                           die Stellungnahme gegenüber dem Kollegium des Oberkirchenrats bei Änderungen der Verfassung der Hochschule,

                        

                        	
                           die Beschlussfassung über den Vorschlag für den die Hochschule betreffenden Teil des Stellenplans im landeskirchlichen Haushaltsplan
                              und die Beschlussfassung über den Sonderhaushaltsplan für die Hochschule, der dem Oberkirchenrat zur Genehmigung vorzulegen
                              ist,
                           

                        

                        	
                           die Erörterung des Jahresberichts des Rektors oder der Rektorin,

                        

                        	
                           Zustimmung zur Bildung, Veränderung, Aufhebung, Zuordnung und Organisation von Instituten,

                        

                        	
                           Zustimmung zur Einrichtung weiterer Prorektorate.

                        

                     
Hat das Kuratorium in den Fällen von Satz 1 Nummern 1 bis 5, 7 und 8 Bedenken, teilt es diese dem Rektorat mit und gibt Gelegenheit
                     zur Stellungnahme. In den Fällen von Satz 1 Nummer 2 darf die Zustimmung nur in begründeten Fällen ausnahmsweise verweigert
                     werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Dem Kuratorium gehören an:
                     
                        	
                           der zuständige Dezernent oder die zuständige Dezernentin des Oberkirchenrats als Vorsitzender oder Vorsitzende,

                        

                        	
                           ein Vertreter oder eine Vertreterin der Stiftung Karlshöhe Ludwigsburg,

                        

                        	
                           ein Vertreter oder eine Vertreterin des Diakonischen Werks der evangelischen Kirche in Württemberg e. V.,

                        

                        	
                           ein Mitglied der Landessynode,

                        

                        	
                           ein Vertreter oder eine Vertreterin einer sozialen Einrichtung oder der kirchlichen Bildungsarbeit,

                        

                        	
                           ein Vertreter oder eine Vertreterin der Stadt oder des Landkreises Ludwigsburg,

                        

                        	
                           ein Sozial- oder Erziehungswissenschaftler bzw. eine Sozial- oder Erziehungswissenschaftlerin einer staatlichen Hochschule.

                        

                     
Für jedes Mitglied ist ein Stellvertreter oder eine Stellvertreterin zu benennen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Mitglied des Kuratoriums nach Absatz 2 Nummer 1 gehört dem Kuratorium kraft Amtes an. Die Mitglieder des Kuratoriums nach
                     Absatz 2 Nummer 2, 3 und 5 bis 7 sowie die Stellvertreter oder Stellvertreterinnen nach Absatz 2 Nummer 1 bis 3 und Nummer
                     5 bis 7 werden im Benehmen mit den jeweiligen Einrichtungen vom Landesbischof oder der Landesbischöfin auf die Dauer von vier
                     Jahren berufen. Wiederberufung ist möglich. Das Mitglied nach Absatz 2 Nummer 4 und seine Stellvertretung wird für die Dauer
                     der Wahlperiode der Württembergischen Evangelischen Landessynode von dieser gewählt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        An den Sitzungen des Kuratoriums nehmen beratend teil:
                     
                        	
                           das Rektorat,

                        

                        	
                           zwei Studierende, die von der Studierendenschaft gewählt werden,

                        

                        	
                           ein Mitarbeiter oder eine Mitarbeiterin des Oberkirchenrats  als geschäftsführendes Mitglied,

                        

                        	
                           zwei Hochschullehrer oder Hochschullehrerinnen, die von der Gruppe der Hochschullehrer oder Hochschullehrerinnen entsprechend
                              § 14 Absatz 2 der Verfassung gewählt werden.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 4
Arbeitsweise des Kuratoriums
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Kuratorium tritt bei Bedarf, mindestens jedoch zweimal im Jahr zusammen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Kuratorium gibt sich eine Geschäftsordnung, die der Zustimmung des Evangelischen Oberkirchenrats bedarf. Diese kann für
                     bestimmte Aufgaben einen beschließenden Ausschuß des Kuratoriums vorsehen und mit bestimmten Aufgaben den Rektor oder die
                     Rektorin beauftragen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Kuratorium kann sachkundige Personen (z. B. Mitglieder der Beiräte) zu seinen Beratungen zuziehen.
                  

               

               
                     § 5
Aufgaben der Trägerin
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Evangelische Landeskirche in Württemberg unterhält in Erfüllung ihres vom Evangelium her gegebenen Auftrages und in Wahrnehmung
                     ihrer gesellschaftlichen Verantwortung die Evangelische Hochschule Ludwigsburg. Die Evangelische Landeskirche in Württemberg
                     stellt sicher, dass die Mitglieder der Hochschule die durch Art. 5 Abs. 3 S. 1 Grundgesetz verbürgte Freiheit der Wissenschaft,
                     Forschung und Lehre wahrnehmen können. Sie übernimmt Verantwortung für die Einhaltung der Zielsetzung der Hochschule Ludwigsburg
                     durch die Ausübung ihrer Rechte gemäß dieser Verordnung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Unbeschadet der Aufsicht des Ministeriums für Wissenschaft, Forschung und Kunst nach dem Gesetz über die Hochschulen in Baden-Württemberg
                     (Landeshochschulgesetz – LHG) in der jeweils geltenden Fassung untersteht die Hochschule der Aufsicht der Evangelischen Landeskirche
                     in Württemberg als Trägerin.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Hochschule verwaltet im Rahmen der Verfassung ihre Angelegenheiten selbst.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Aufgaben und die Rechte der Evangelischen Landeskirche in Württemberg als Trägerin der Hochschule werden von einem Kuratorium
                     und vom Oberkirchenrat wahrgenommen. Der Oberkirchenrat ist zuständig für die Bestellung und Abberufung des Rektors oder der
                     Rektorin und des Prorektors oder der Prorektorin sowie die Einstellung und Entlassung des Kanzlers oder der Kanzlerin.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Entscheidungen über grundsätzliche Änderungen beim Betrieb der Hochschule werden von den zuständigen Organen im Einvernehmen
                     mit dem Oberkirchenrat getroffen. Insbesondere ist das Einvernehmen mit dem Oberkirchenrat erforderlich bei der Änderung der
                     Verfassung der Hochschule.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Soweit nichts Abweichendes geregelt ist, entscheidet das Kuratorium im Benehmen mit den zuständigen Organen.
                  

               

               
                     § 6
Inkrafttreten, Übergangsbestimmung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Diese Verordnung tritt am 1. September 1999 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die Übergangszeit bis 29. Februar 2004 hat die Evangelische Fachhochschule Reutlingen – Ludwigsburg zwei Prorektoren oder
                     Prorektorinnen. Die §§ 3 Abs. 1 Nr. 1, 5 Abs. 1 Nr. 3 sind entsprechend anzuwenden.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 1 dieser Sammlung.

         

      

      2
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 765 dieser Sammlung.
            

         

      

   
      

      
         375. Verfassung der Evangelischen Hochschule Ludwigsburg – staatlich anerkannte Hochschule für Angewandte Wissenschaften der Evangelischen Landeskirche in Württemberg

      

      
         Vom 18. Dezember 1979

      

      
         (Abl. 49 S. 77) in der Fassung vom 28. Januar 2009 (Abl. 63 S. 339), geändert durch Beschluss vom 30. April 2016 / 18. November 2016 (Abl. 67 S. 339), vom 1. Februar 2023 (Abl. 70 S. 705), vom 7. November 2023 (Abl. 70 S. 722) und vom 2. Juli 2025 (Abl. 71 Nr. 194)
         

      

      
            Präambel

         

         Die Evangelische Hochschule Ludwigsburg ist nach reformatorischem Verständnis durch das Evangelium frei und zugleich an dieses
            gebunden. Sie erfüllt ihre Aufgaben in der Freiheit von Wissenschaft, Forschung, Weiterbildung und Lehre.
         

         
                     § 1
Name, Rechtsform und Sitz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Hochschule führt die Bezeichnung „Evangelische Hochschule Ludwigsburg – staatlich anerkannte Hochschule für Angewandte
                     Wissenschaften der Evangelischen Landeskirche in Württemberg“. Im internationalen Verkehr kann die Zusatzbezeichnung „Protestant
                     University of Applied Sciences“ verwendet werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Evangelische Hochschule Ludwigsburg ist eine staatlich anerkannte Hochschule im Sinne des Landeshochschulgesetzes und
                     nicht rechtsfähige Einrichtung der Evangelischen Landeskirche in Württemberg. Sie hat ihren Sitz in Ludwigsburg.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Es können mit Zustimmung des Senats und des Kuratoriums Außenstandorte gebildet werden.
                  

               

               
                     § 2
Zielsetzung und Aufgaben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Hochschule weiß sich dem diakonischen Auftrag und der Bildungsverantwortung der Evangelischen Kirche verpflichtet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Hochschule vermittelt durch anwendungsbezogene Lehre eine auf wissenschaftlicher Grundlage beruhende Bildung, die zu
                     selbständiger Anwendung wissenschaftlicher Kenntnisse und Methoden in der Berufspraxis befähigt. Im Rahmen ihres Bildungsauftrags
                     nimmt sie Forschungs- und Entwicklungsaufgaben wahr und dient der Pflege und Entwicklung anwendungsbezogener Wissenschaften.
                     Zu den Aufgaben gehören auch Angebote der Fort- und Weiterbildung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        An der Hochschule findet die Regelausbildung für Diakoninnen und Diakone der württembergischen Landeskirche statt. Sie arbeitet
                     dabei mit dem Zentrum Diakonat und der Stiftung Karlshöhe Ludwigsburg zusammen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Sie kooperiert mit anderen Hochschulen und Organisationen in Fragen von Lehre und Studium, Fortbildung und Weiterbildung sowie
                     Forschung und Entwicklung auf nationaler und internationaler Ebene.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Bei der Erfüllung ihrer Aufgaben ist sie unter Beachtung von Vielfalt und Verschiedenheit sowie ihrer evangelischen Ausrichtung
                     den Grundsätzen der allgemeinen Gleichbehandlung verpflichtet. Sie unterstützt die Entwicklung einer interkulturellen, interreligiösen
                     und ökumenischen Perspektive. Sie wirkt auf die Beseitigung bestehender Benachteiligungen hin, berücksichtigt die besonderen
                     Bedürfnisse von Hochschulmitgliedern mit Assistenzbedarf und fördert die Durchsetzung der Chancengleichheit von Frauen und
                     Männern.
                  

               

               
                     § 3
Aufgaben der Trägerin
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Evangelische Landeskirche in Württemberg unterhält in Erfüllung ihres vom Evangelium her gegebenen Auftrages und in Wahrnehmung
                     ihrer gesellschaftlichen Verantwortung die Evangelische Hochschule Ludwigsburg. Die Evangelische Landeskirche in Württemberg
                     stellt sicher, dass die Mitglieder der Hochschule die durch Art. 5 Abs. 3 S. 1 Grundgesetz verbürgte Freiheit der Wissenschaft,
                     Forschung und Lehre wahrnehmen können. Sie übernimmt Verantwortung für die Einhaltung der Zielsetzung der Hochschule Ludwigsburg
                     durch die Ausübung ihrer Rechte gemäß der Kirchlichen Verordnung über die Evangelische Hochschule Ludwigsburg.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Unbeschadet der Aufsicht des Ministeriums für Wissenschaft, Forschung und Kunst nach dem Gesetz über die Hochschulen in Baden-Württemberg
                     (Landeshochschulgesetz – LHG) in der jeweils geltenden Fassung untersteht die Hochschule der Aufsicht der Evangelischen Landeskirche
                     in Württemberg als Trägerin.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Hochschule verwaltet im Rahmen dieser Verfassung ihre Angelegenheiten selbst.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Aufgaben und die Rechte der Evangelischen Landeskirche in Württemberg als Trägerin der Hochschule werden von einem Kuratorium
                     und vom Oberkirchenrat wahrgenommen. Der Oberkirchenrat ist zuständig für die Bestellung und Abberufung des Rektors oder der
                     Rektorin und des Prorektors oder der Prorektorin sowie die Einstellung und Entlassung des Kanzlers oder der Kanzlerin.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Entscheidungen über grundsätzliche Änderungen beim Betrieb der Hochschule werden von den zuständigen Organen im Einvernehmen
                     mit dem Oberkirchenrat getroffen. Insbesondere ist das Einvernehmen mit dem Oberkirchenrat erforderlich bei der Änderung der
                     Verfassung der Hochschule.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Soweit nichts Abweichendes geregelt ist, entscheidet das Kuratorium im Benehmen mit den zuständigen Organen.
                  

               

               
                     § 4
Kuratorium
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Kuratorium nimmt für die Evangelische Landeskirche in Württemberg als Trägerin der Hochschule folgende Aufgaben und Rechte
                     wahr:
                     
                        	
                           die Zustimmung zum Hochschulentwicklungsplan,

                        

                        	
                           die Zustimmung zur Berufung, Einstellung und Entlassung der Professoren und Professorinnen sowie zur Bestellung der Honorarprofessoren
                              und Honorarprofessorinnen; das umfasst auch die Zustimmung zu Ausnahmen nach § 8 Absatz 2,
                           

                        

                        	
                           die Stellungnahme gegenüber dem Kollegium des Oberkirchenrats zur Bestellung und Abberufung des Rektors oder der Rektorin
                              und des Prorektors oder der Prorektorin sowie bei der Einstellung und Entlassung des Kanzlers oder der Kanzlerin,
                           

                        

                        	
                           die Stellungnahme gegenüber dem Kollegium des Oberkirchenrats bei Änderungen der Verfassung der Hochschule,

                        

                        	
                           die Beschlussfassung über den Vorschlag für den die Hochschule betreffenden Teil des Stellenplans im landeskirchlichen Haushaltsplan
                              und die Beschlussfassung über den Sonderhaushaltsplan für die Hochschule, der dem Oberkirchenrat zur Genehmigung vorzulegen
                              ist,
                           

                        

                        	
                           die Erörterung des Jahresberichts des Rektors oder der Rektorin,

                        

                        	
                           Zustimmung zur Bildung, Veränderung, Aufhebung, Zuordnung und Organisation von Instituten (§ 24 Absatz 2),
                           

                        

                        	
                           Zustimmung zur Einrichtung weiterer Prorektorate.

                        

                     
Hat das Kuratorium in den Fällen von Satz 1 Nummern 1 bis 5, 7 und 8 Bedenken, teilt es diese dem Rektorat mit und gibt Gelegenheit
                     zur Stellungnahme. In den Fällen von Satz 1 Nummer 2 darf die Zustimmung nur in begründeten Fällen ausnahmsweise verweigert
                     werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Dem Kuratorium gehören an:
                     
                        	
                           der zuständige Dezernent oder die zuständige Dezernentin des Oberkirchenrats als Vorsitzender oder Vorsitzende,

                        

                        	
                           ein Vertreter oder eine Vertreterin der Stiftung Karlshöhe Ludwigsburg,

                        

                        	
                           ein Vertreter oder eine Vertreterin des Diakonischen Werks der evangelischen Kirche in Württemberg e. V.,

                        

                        	
                           ein Mitglied der Landessynode,

                        

                        	
                           ein Vertreter oder eine Vertreterin einer sozialen Einrichtung oder der kirchlichen Bildungsarbeit,

                        

                        	
                           ein Vertreter oder eine Vertreterin der Stadt oder des Landkreises Ludwigsburg,

                        

                        	
                           ein Sozial- oder Erziehungswissenschaftler bzw. eine Sozial- oder Erziehungswissenschaftlerin einer staatlichen Hochschule.

                        

                     

                  

                  Für jedes Mitglied ist ein Stellvertreter oder eine Stellvertreterin zu benennen.

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Mitglied des Kuratoriums nach Absatz 2 Nummer 1 gehört  dem Kuratorium kraft Amtes an. Die Mitglieder des Kuratoriums
                     nach Absatz 2 Nummer 2, 3 und 5 bis 7 sowie die Stellvertreter oder Stellvertreterinnen nach Absatz 2 Nummer 1 bis 3 und Nummer
                     5 bis 7 werden im Benehmen mit den jeweiligen Einrichtungen vom Landesbischof oder der Landesbischöfin auf die Dauer von vier
                     Jahren berufen. Wiederberufung ist möglich. Das Mitglied nach Absatz 2 Nummer 4 und seine Stellvertretung wird für die Dauer
                     der Wahlperiode der Württembergischen Evangelischen Landessynode von dieser gewählt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        An den Sitzungen des Kuratoriums nehmen beratend teil:
                     
                        	
                           das Rektorat,

                        

                        	
                           zwei Studierende, die von der Studierendenschaft gewählt werden,

                        

                        	
                           ein Mitarbeiter oder eine Mitarbeiterin des Oberkirchenrats als geschäftsführendes Mitglied,

                        

                        	
                           zwei Hochschullehrer oder Hochschullehrerinnen, die von der Gruppe der Hochschullehrer oder Hochschullehrerinnen entsprechend
                              § 14 Absatz 2 gewählt werden.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 5
Arbeitsweise des Kuratoriums
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Kuratorium tritt bei Bedarf, mindestens jedoch zweimal im Jahr zusammen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Kuratorium gibt sich eine Geschäftsordnung, die der Zustimmung des Oberkirchenrats bedarf. Diese kann für bestimmte Aufgaben
                     einen beschließenden Ausschuss des Kuratoriums vorsehen und mit bestimmten Aufgaben den Rektor oder die Rektorin beauftragen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Kuratorium kann sachkundige Personen zu seinen Beratungen zuziehen.
                  

               

               
                     § 6
Mitgliedschaft
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Mitglieder der Hochschule sind:
                     
                        	
                           die Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen (§§ 7 bis 9),
                           

                        

                        	
                           die immatrikulierten Studierenden (§§ 11 und 12),
                           

                        

                        	
                           die immatrikulierten Doktoranden und Doktorandinnen (§ 12a),

                        

                        	
                           die akademischen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen (§ 10) und
                           

                        

                        	
                           die sonstigen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Mitglieder der Hochschule sind auch:
                     
                        	
                           Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen im Ruhestand,

                        

                        	
                           Gastprofessoren und Gastprofessorinnen,

                        

                        	
                           Honorarprofessoren und Honorarprofessorinnen und

                        

                        	
                           Lehrbeauftragte.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Mitglieder nach Absatz 2 sind im Rahmen der Selbstverwaltung der Hochschule nicht wahlberechtigt und nicht wählbar. Im
                     Übrigen bestimmen sich die Rechte und Pflichten der Mitglieder der Hochschule nach dieser Verfassung.
                  

               

               
                     § 7
Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zu den Hochschullehrern und Hochschullehrerinnen gehören:
                     
                        	
                           die Professoren und Professorinnen,

                        

                        	
                           die Akademische Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen (§ 10), die schwerpunktmäßig in der Lehre tätig sind.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Hauptberuflich tätig sind Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen, die einen Dienstauftrag mit mindestens 50 v. H. zeitlicher
                     Inanspruchnahme wahrnehmen. Sie haben in den Organen der Hochschule und in der Hochschulselbstverwaltung nach Maßgabe dieser
                     Verfassung mitzuarbeiten und an Prüfungen mitzuwirken.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Professoren und Professorinnen erfüllen ihren Auftrag unbeschadet der Vorschriften des Landeshochschulgesetzes in der
                     jeweils geltenden Fassung gemäß § 2 Absatz 1 im Rahmen ihres Dienstverhältnisses sowie der Beschlüsse der Organe der Hochschule in eigener wissenschaftlicher und pädagogischer
                     Verantwortung.
                  

               

               
                     § 8
Berufungsvoraussetzungen für Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen1

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In ihrer Vorbildung, Eignung und Befähigung müssen Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen den Anforderungen genügen, die
                     das Landeshochschulgesetz vorsieht sowie die Zielsetzung der Hochschule bejahen und fördern.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Erweiterte Hochschulleitung kann – bei Professoren und Professorinnen mit Zustimmung des Kuratoriums – Ausnahmen zulassen,
                     soweit es der Eigenart des Faches und den Anforderungen der Stelle entspricht und der Bewerber oder die Bewerberin hervorragende
                     fachliche Leistungen in der Praxis und pädagogische Eignung nachweist.
                  

               

               
                     § 9
Berufung, Bestellung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Berufung, Einstellung und Entlassung der Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen obliegt der Erweiterten Hochschulleitung.
                     Bei Professoren und Professorinnen bedarf sie der Zustimmung des Kuratoriums.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Berufung der Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen erfolgt nach öffentlicher Stellenausschreibung auf Vorschlag einer
                     vom Senat eingesetzten Berufungskommission. Der Vorschlag soll drei Namen in der Reihenfolge eins bis drei enthalten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Erweiterte Hochschulleitung kann im Einvernehmen mit dem Senat dem Kuratorium abweichend von Absatz 2 Berufungsvorschläge
                     für Professoren und Professorinnen auch ohne Ausschreibung der Stelle zur Zustimmung vorlegen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Das Nähere regelt eine Berufungsordnung.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Bestellung von Honorarprofessoren und Honorarprofessorinnen regelt die Ordnung über die Bestellung von Honorarprofessorinnen
                     und Honorarprofessoren.
                  

               

               
                     § 10
Akademische Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Akademische Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen obliegen insbesondere in Wissenschaft, Forschung, Lehre und Weiterbildung weisungsgebunden
                     wissenschaftliche Dienstleistungen nach Maßgabe ihrer Dienstaufgabenbeschreibung. In begründeten Fällen kann ihnen daneben
                     auch die selbständige Wahrnehmung von Aufgaben in Forschung, Lehre und Weiterbildung übertragen werden. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Bei akademischen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen, die nicht unter § 7 Absatz 2 fallen, finden für die Einstellungsvoraussetzungen die Regelungen des Landeshochschulgesetzes in der jeweils geltenden Fassung
                     Anwendung.
                  

               

               
                     § 11
Studierende
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Student oder Studentin ist, wer an der Hochschule immatrikuliert ist. Das Nähere regelt die Immatrikulationsordnung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zur Wahrnehmung ihrer Belange bilden die Studierenden der Hochschule die Verfasste Studierendenschaft. Ihr gehören alle Studierenden
                     an.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Organe der Verfassten Studierendenschaft sind:
                     
                        	
                           die Vollversammlung,

                        

                        	
                           der Allgemeine Studierenden Ausschuss.

                        

                     

                  

                  Weitere Organe können gebildet werden.

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Studierenden verwalten ihre Angelegenheiten selbständig im Rahmen des geltenden Rechts sowie auf der Grundlage dieser
                     Verfassung.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Studierendenschaft gibt sich eine Satzung. Die Satzung ist angenommen, wenn mindestens die Hälfte der Studierendenschaft
                     zustimmt. Die Satzung wird durch den Senat genehmigt. Kann die Satzung vom Senat nicht genehmigt und auf Vermittlung des Senats
                     von der Studierendenschaft keine genehmigungsfähige Satzung vorgelegt werden, so erlässt der Senat nach Anhörung der Studierendenschaft
                     und nach Ablauf einer Frist von drei Monaten eine Satzung entsprechend Absatz 6.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die Satzung der Studierendenschaft trifft nähere Bestimmungen über die Wahl, die Zusammensetzung, die Ziele und Aufgaben sowie
                     über die Beschlussfähigkeit der Organe der Studierendenschaft.
                  

               

               
                     § 12
Aufgaben der Studierendenschaft
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Studierendenschaft hat insbesondere folgende Aufgaben:
                     
                        	
                           die Vertretung der Gesamtheit ihrer Mitglieder im Rahmen dieser Verfassung,

                        

                        	
                           die Wahrnehmung der Interessen ihrer Mitglieder, insbesondere im Blick auf die Studienqualität,

                        

                        	
                           die Wahrnehmung der sozialen Belange der Studierenden, soweit sie nicht dem Studierendenwerk oder anderen Stellen übertragen
                              sind,
                           

                        

                        	
                           die Pflege der Beziehungen zu Studierenden im regionalen, überregionalen und internationalen Bereich und den evangelischen
                              und katholischen Hochschulgemeinden,
                           

                        

                        	
                           die Förderung kultureller Interessen der Studierenden.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Hochschule stellt der Studierendenschaft Räume unentgeltlich zur Verfügung. Für die Erfüllung ihrer Aufgaben erhebt die
                     Studierendenschaft nach Maßgabe einer Beitragsordnung angemessene Beiträge von den Studierenden. In der Finanzordnung sind
                     die Beitragspflicht, die Beitragshöhe und die Fälligkeit der Beträge zu regeln; die Beitragsordnung wird als Satzung erlassen.
                     Bei der Festsetzung der Beitragshöhe sind die sozialen Belange der Studierenden zu berücksichtigen. Die Beiträge werden von
                     der Hochschule unentgeltlich eingezogen.
                  

               

               
                     § 12a
Doktoranden und Doktorandinnen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Doktorand und Doktorandin ist, wer im Promotionsverband der Hochschulen für angewandte Wissenschaften Baden-Württemberg angenommen
                     und auf Grundlage dieser Aufnahme immatrikuliert worden ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für die Vertretung in den nach Mitgliedergruppen zusammengesetzten Gremien bilden die immatrikulierten Doktoranden und Doktorandinnen
                     und die Studierenden gemäß § 6 Absatz 1 Nummer 2 eine gemeinsame Gruppe der Studierenden.
                  

               

               
                     § 13
Organe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Organe der Hochschule sind
                     
                        	
                           der Senat (§§ 13 und 14),
                           

                        

                        	
                           der Rektor oder die Rektorin (§ 15) und das Rektorat (§§ 16 und 17),
                           

                        

                        	
                           die Erweiterte Hochschulleitung (§ 18).
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Mitgliedschaft in den Organen wird, vorbehaltlich etwaiger Zustimmungen oder Ernennungen, mit der Annahme der Wahl begründet;
                     sie erlischt durch Ablauf der Amtszeit, Niederlegung des Amtes oder Ausscheiden aus der Hochschule. Bei Niederlegung des Amtes
                     wird das Amt durch den bisherigen Stelleninhaber oder die bisherige Stelleninhaberin kommissarisch bis zur Neubesetzung weitergeführt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Senat tagt grundsätzlich hochschulöffentlich. Die Öffentlichkeit kann durch Beschluss aufgehoben werden, wenn der Beratungsgegenstand
                     es erfordert; Personalangelegenheiten und personenbezogene Prüfungsangelegenheiten werden grundsätzlich nicht öffentlich behandelt.
                     Gegenstände nicht öffentlicher Beratung und Beschlussfassung unterliegen der Verschwiegenheit.
                  

               

               
                     § 14
Der Senat
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dem Senat gehören als stimmberechtigte Mitglieder an
                  

                  
                     
                        	
                           kraft Amtes:

                           
                              
                                 	
                                    der Rektor oder die Rektorin (§ 16),
                                    

                                 

                                 	
                                    der Kanzler oder die Kanzlerin (§ 17 Absatz 1 Satz 1, Absatz 3),
                                    

                                 

                                 	
                                    der oder die Beauftragte für Gleichstellung (§ 22);
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           aufgrund von Wahlen:

                           
                              
                                 	
                                    zwölf Hochschullehrer oder Hochschullehrerinnen nach § 7,
                                    

                                 

                                 	
                                    zwei akademische Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen,

                                 

                                 	
                                    zwei sonstige Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen,

                                 

                                 	
                                    vier Studierende,

                                 

                                 	
                                    beim Beschluss der Grundzüge der Struktur- und Hochschulentwicklungsplanung (§ 15 Absatz 1), bei Änderungen der Verfassung (§ 15 Absatz 2 Nummer 1), beim Vorschlag zur Bestellung oder Abberufung des Rektors oder der Rektorin und des Prorektors oder der Prorektorin (§ 15 Absatz 2 Nummer 6) zusätzlich zu den unter Buchstabe a bis d Genannten 
                                    

                                    
                                       
                                          	aa)

                                          	
                                             die übrigen Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen, 

                                          

                                          	bb)

                                          	
                                             ein Studierender oder eine Studierende für jeden Studiengang mit bis zu 50 Plätzen für Studienanfänger oder Studienanfängerinnen
                                                pro Jahr, 
                                             

                                          

                                          	cc)

                                          	
                                             zwei Studierende der Studiengänge mit über 50 Plätzen für Studienanfänger oder Studienanfängerinnen pro Jahr, wobei Studierende
                                                anderer Studiengänge gewählt werden können, wenn für einen Studiengang nach Doppelbuchstabe bb oder Doppelbuchstab cc nicht
                                                ausreichend Personen gewählt werden können,
                                             

                                          

                                          	dd)

                                          	
                                             zwei akademische Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen,

                                          

                                          	ee)

                                          	
                                             zwei sonstige Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen sowie

                                          

                                          	ff)

                                          	
                                             zwei Lehrbeauftragte

                                          

                                       

                                    

                                 

                              
(Erweiterter Senat).
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Amtszeit beträgt drei Jahre, die der Studierenden und der akademischen Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen ein Jahr. Es
                     wird in Gruppen gewählt. Gewählt ist, wer die Mehrheit der Stimmen erhält. Näheres regelt eine Wahlordnung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        An den Sitzungen des Senats nehmen beratend teil, soweit sie nicht Mitglieder des Senats nach Absatz 1 sind:
                  

                  
                     
                        	
                           der Dekan oder die Dekanin,

                        

                        	
                           die Prorektoren und Prorektorinnen,

                        

                        	
                           ein Mitglied der Mitarbeitervertretung,

                        

                        	
                           der oder die Enthinderungsbeauftragte (§ 23),
                           

                        

                        	
                           der oder die Antidiskriminierungsbeauftragte (§ 23a).
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 15
Aufgaben des Senats
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Senat beschließt die Grundzüge der Struktur- und Hochschulentwicklungsplanung sowie deren regelmäßige Fortschreibung und
                     kontrolliert deren Umsetzung. Das Rektorat erstattet jährlich dem Senat über die Umsetzung Bericht. Der Hochschulentwicklungsplan
                     umfasst fünf Jahre und enthält unter Beachtung der Gleichstellungsgrundsätze (vgl. § 2 Absatz 8) insbesondere
                     
                        	
                           die Aufgaben der Hochschule,

                        

                        	
                           die vorgesehene fachliche, strukturelle, personelle und finanzielle Entwicklung,

                        

                        	
                           Schwerpunkte von Lehre und Forschung,

                        

                        	
                           die angestrebten Studienplätze der einzelnen Studiengänge, und

                        

                        	
                           einen Gleichstellungsplan für die Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Weitere Aufgaben des Senats sind:
                     
                        	
                           Beschlussfassung zur Änderung der Verfassung im Einvernehmen mit dem Oberkirchenrat,

                        

                        	
                           Beschluss einer allgemeinen Geschäftsordnung, die für die Gremien der Hochschule gilt, sofern sie sich keine Geschäftsordnung
                              geben,
                           

                        

                        	
                           Beschluss einer Wahlordnung für die Wahlen zu den Gremien der Hochschule,

                        

                        	
                           Beschluss einer Ordnung gemäß § 20,
                           

                        

                        	
                           Erörterung zu den Entwürfen der Ordnungen und Satzungen der Hochschule,

                        

                        	
                           Vorschlag zur Bestellung und Abberufung des Rektors oder der Rektorin und des Prorektors oder der Prorektorin an das Kuratorium,

                        

                        	
                           Erörterung und Beschluss der Antidiskriminierungssatzung,

                        

                        	
                           Stellungnahme zur Einstellung und Entlassung des Kanzlers oder der Kanzlerin,

                        

                        	
                           Erörterung des Jahresberichtes des Rektors oder der Rektorin,

                        

                        	
                           Erörterung des Jahresberichtes der Beauftragten (§§ 22, 23),
                           

                        

                        	
                           Erörterung des Vorschlags für den die Hochschule betreffenden Teil des Stellenplans im landeskirchlichen Haushaltsplan und
                              Erörterung des Entwurfs des Sonderhaushaltsplans für die Hochschule,
                           

                        

                        	
                           Beschlussfassung zur Einrichtung oder Auflösung von Studiengängen,

                        

                        	
                           Beschlussfassung zur Errichtung oder Auflösung von Instituten oder vergleichbaren Einrichtungen in Lehre, Forschung und Weiterbildung,

                        

                        	
                           Einsetzung einer Berufungskommission für die Berufung der Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen (§§ 9 Absatz 2, 18 Absatz 3) und
                           

                        

                        	
                           Einsetzung einer Kommission für die Bestellung von Honorarprofessoren und Honorarprofessorinnen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Senat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder, bei Beschlüssen nach Absatz 3a Satz 2 mindestens
                     zwei Drittel der Mitglieder, anwesend sind. Kommt in zwei ordnungsgemäß einberufenen Sitzungen des Senats ein Beschluss nach
                     Absatz 3a Satz 2 mangels Beschlussfähigkeit nicht zustande, so ist der Senat in einer erneut einberufenen Sitzung über denselben
                     Gegenstand beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Darauf ist bei der Einberufung dieser Sitzung
                     hinzuweisen. 
                  

                  
                        (
                        3a
                        )
                        Die Beschlüsse des Senats werden mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Beschlüsse zur Änderung der Verfassung
                     (Absatz 2 Nummer 1) und der Ordnung gemäß § 20 (Absatz 2 Nummer 4) benötigen eine Zwei-Drittel-Mehrheit der anwesenden Mitglieder des Senats.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Senat kann Ausschüsse bilden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Der Rektor oder die Rektorin führt den Vorsitz.
                  

               

               
                     § 16
Rektor oder Rektorin
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Rektor oder die Rektorin vertritt die Hochschule nach außen. Er oder sie legt die Richtlinien für die Arbeit des Rektorats
                     der Hochschule fest und führt den Vorsitz im Rektorat. Er oder sie übt die vom Oberkirchenrat übertragenen Befugnisse als
                     Dienstvorgesetzter aus. Der zuständige Dezernent oder die zuständige Dezernentin ist Dienstvorgesetzter oder Dienstvorgesetzte
                     des Rektors oder der Rektorin.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Rektor oder die Rektorin wahrt die Ordnung in der Hochschule und übt das Hausrecht aus. Ihm oder ihr obliegt die Rechtsaufsicht
                     über die Organe der Hochschule und die Studierendenschaft.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Hält der Rektor oder die Rektorin Maßnahmen, Entscheidungen oder Beschlüsse von Organen, Gremien oder Amtsträgern oder Amtsträgerinnen
                     mit Ausnahme des Kuratoriums für rechtswidrig oder nach den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit für nicht vertretbar, so hat
                     er oder sie diese zu beanstanden und auf Abhilfe zu dringen; die Beanstandung hat aufschiebende Wirkung. Wird der Beanstandung
                     nicht abgeholfen, ist das Kuratorium zu beteiligen. Lässt sich auch nach Beteiligung des Kuratoriums keine Lösung finden,
                     entscheidet der Oberkirchenrat.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Rektor oder die Rektorin wird auf Vorschlag des Senats unter Berücksichtigung der Stellungnahme des Kuratoriums vom Oberkirchenrat
                     aus dem Kreis der Professoren und Professorinnen für eine Amtszeit von sechs Jahren bestellt.
                  

               

               
                     § 17
Rektorat
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dem Rektorat gehören der Rektor oder die Rektorin, der Prorektor oder die Prorektorin und der Kanzler oder die Kanzlerin an.
                     Bei Entwicklungsbedarf der Hochschule können durch Senatsbeschluss und Zustimmung des Kuratoriums weitere Prorektorate eingerichtet
                     werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Prorektor oder die Prorektorin wird auf Vorschlag des Senats unter Berücksichtigung der Stellungnahme des Kuratoriums
                     vom Oberkirchenrat aus dem Kreis der Professoren und Professorinnen für eine Amtszeit von sechs Jahren bestellt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Kanzler oder die Kanzlerin wird unter Berücksichtigung der Stellungnahmen des Senats und des Kuratoriums vom Oberkirchenrat
                     bestellt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Senat kann mit einer Mehrheit von drei Vierteln seiner stimmberechtigten Mitglieder dem Oberkirchenrat die Abberufung
                     oder Entlassung einzelner Mitglieder des Rektorats vorschlagen. Der Vorschlag ist über das Kuratorium vorzulegen.
                  

               

               
                     § 17a
Abwahl durch die Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die wahlberechtigten Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer nach § 7 Absatz 1 Nummer 1, soweit sie hauptberuflich gemäß § 7 Absatz 2 Satz 1 tätig sind und überwiegend Aufgaben einer Professur wahrnehmen, können das Amt eines Rektoratsmitglieds durch Abwahl vorzeitig
                     beenden, wenn sie das Vertrauen in seine Amtsführung verloren haben. Der Vertrauensverlust ist eingetreten, wenn die Mehrheit
                     nach Absatz 4 erreicht wird. Zur vorzeitigen Beendigung bedarf es eines Antrags (Abwahlbegehren), der von mindestens 50 Prozent
                     der wahlberechtigten Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer nach Satz 1, die im Zeitpunkt der Unterzeichnung der Hochschule
                     angehören, unterzeichnet sein muss. Das Datum der Unterschrift ist jeweils zu erfassen. Zwischen erster Unterschrift und Einreichung
                     des Abwahlbegehrens dürfen nicht mehr als vier Wochen liegen. Das Abwahlbegehren ist binnen drei Wochen nach seinem Eingang
                     zuzulassen, wenn es unter der Angabe von Gründen vorschriftsmäßig gestellt ist. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ist das Abwahlbegehren zugelassen worden, sind drei aufeinanderfolgende Werktage als Abstimmungstage festzusetzen, die unter
                     Berücksichtigung des Verfahrens nach Absatz 3 spätestens sechs Wochen nach der Bekanntmachung der Zulassung liegen müssen.
                     
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Vor der Durchführung der Abstimmung ist eine hochschulöffentliche Aussprache in einer gemeinsamen Sitzung des Senats und des
                     Kuratoriums anzuberaumen, die die oder der Vorsitzende des Kuratoriums leitet. In dieser Sitzung muss das Rektoratsmitglied,
                     gegen das sich der Antrag richtet, Gelegenheit zur Stellungnahme gegenüber dem Erweiterten Senat und dem Kuratorium erhalten.
                     Äußerungen aus der Hochschulöffentlichkeit können zugelassen werden. Erweiterter Senat und Kuratorium beschließen jeweils
                     eine Stellungnahme zum Abwahlbegehren, die hochschulöffentlich bekannt gegeben werden. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Abstimmung erfolgt in freier, gleicher und geheimer Abstimmung. Die Abwahl ist erfolgreich, wenn zwei Drittel der an der
                     Hochschule vorhandenen wahlberechtigten Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer nach § 7 Absatz 1 Nummer 1, soweit sie hauptberuflich gemäß § 7 Absatz 2 Satz 1 tätig sind und überwiegend Aufgaben einer Professur wahrnehmen, für die Abwahl stimmen. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Entscheidung über die Zulassung des Abwahlbegehrens und die Durchführung des Verfahrens obliegen einem Abwahlausschuss.
                     Der Abwahlausschuss setzt sich zusammen aus der oder dem Vorsitzenden des Kuratoriums als Vorsitzende oder Vorsitzender und
                     zwei weiteren Mitgliedern des Kuratoriums als Beisitzer, die das Kuratorium bestimmt. Die Mitglieder des Abwahlausschusses
                     sind hinsichtlich der Durchführung des Verfahrens den Mitgliedern der Verwaltung der Hochschule und deren Einrichtungen gegenüber
                     weisungsbefugt. Der Abwahlausschuss kann die Durchführung des Verfahrens einer Beamtin oder einem Beamten im Oberkirchenrat
                     mit Befähigung zum Richteramt, die oder der nicht der Hochschule angehören muss, übertragen. Für sie oder ihn gilt Satz 3
                     entsprechend. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Eine Satzung der Hochschule regelt die weiteren Einzelheiten des Verfahrens einschließlich der Briefwahl. Die Zulassung des
                     Abwahlbegehrens, die Abstimmungstage und das Ergebnis der Abstimmung sind jeweils unverzüglich bekannt zu machen. Ein Abwahlbegehren gegen dasselbe Rektoratsmitglied ist frühestens sechs Monate nach Bekanntgabe des Ergebnisses der Abstimmung oder der Nichtzulassung eines Abwahlbegehrens erneut möglich.
                  

               

               
                     § 18
Aufgaben des  Rektorats
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Rektorat leitet die Hochschule. Das Rektorat ist für alle Angelegenheiten zuständig, die nicht durch diese Verfassung
                     oder die Geschäftsordnung einem anderen Organ zugewiesen sind. Es entscheidet auf der Grundlage des Hochschulentwicklungsplanes
                     insbesondere über
                     
                        	
                           die Umsetzung der Struktur- und Entwicklungsplanung,

                        

                        	
                           die Personalentwicklung,

                        

                        	
                           die Planung der baulichen Entwicklung,

                        

                        	
                           die Aufstellung des Vorschlags für den die Hochschule betreffenden Teil des Stellenplans im landeskirchlichen Haushaltsplan
                              und die Aufstellung des Entwurfs des Sonderhaushaltsplans für die Hochschule,
                           

                        

                        	
                           den Vollzug des die Hochschule betreffenden Teils des Stellenplans im landeskirchlichen Haushaltsplan und den Vollzug des
                              Sonderhaushaltsplans für die Hochschule,
                           

                        

                        	
                           den Erlass von Ordnungen und Satzungen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Rektorat bereitet die Sitzungen des Senats vor und vollzieht dessen Beschlüsse sowie die Beschlüsse des Kuratoriums.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Rektorat kann in dringenden Fällen den Senat kurzfristig einberufen und die kurzfristige Einberufung eines jeden anderen
                     Organs fordern und verlangen, dass über bestimmte Gegenstände unter seiner Mitwirkung beraten und in seiner Anwesenheit entschieden
                     wird. Kann die Entscheidung nicht rechtzeitig herbeigeführt werden, trifft das Rektorat die erforderlichen Maßnahmen selbst
                     und unterrichtet das zuständige Organ unverzüglich von den getroffenen Maßnahmen. Ist ein Organ dauernd beschlussunfähig,
                     kann es unter Anordnung seiner Neuwahl vom Rektorat aufgelöst werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Das Rektorat hat den Senat und seine beschließenden Ausschüsse sowie das Kuratorium über alle wichtigen, die Hochschule und
                     ihre Verwaltung betreffenden Angelegenheiten zu unterrichten.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Mitglieder des Rektorats sind berechtigt, an den Sitzungen aller Gremien teilzunehmen. Das Rektorat kann von allen Gremien
                     der Hochschule verlangen, dass sie über bestimmte Angelegenheiten im Rahmen ihrer Zuständigkeit beraten und entscheiden. Es
                     ist auf sein Verlangen über jede Angelegenheit im Bereich der Hochschule unverzüglich zu unterrichten.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Das Rektorat kann Arbeitsgruppen aus Mitgliedern der Hochschule einsetzen.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Das Rektorat entscheidet über die Gewährung von Leistungsbezügen an Professorinnen und Professoren.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Der Kanzler oder die Kanzlerin ist im Rektorat zuständig für 
                  

                  
                     
                        	
                           Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten und -organisation, 

                        

                        	
                           Finanzen, 

                        

                        	
                           Bauangelegenheiten, 

                        

                        	
                           Personalangelegenheiten; diese umfassen insbesondere die Personalplanung der sonstigen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die
                              Vorbereitung der Begründung und Beendigung von Arbeitsverhältnissen sowie die Personalverwaltung. 
                           

                        

                     
Der Kanzler oder die Kanzlerin ist Beauftragter oder Beauftragte für den Haushalt.
                  

               

               
                     § 19
Erweiterte Hochschulleitung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Erweiterten Hochschulleitung gehören an:
                     
                        	
                           das Rektorat,

                        

                        	
                           der Dekan oder die Dekanin,

                        

                        	
                           zwei Mitglieder der Studienkommission aufgrund von Wahlen im Fachbereich,

                        

                        	
                           ein Leiter oder eine Leiterin der Institute für Forschung sowie Fort- und Weiterbildung aufgrund von Wahlen im Senat.

                        

                     
Die Amtszeit der in Nummer 2 und 3 genannten Personen beträgt drei Jahre.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Erweiterte Hochschulleitung erörtert Fragen von übergreifender Bedeutung. Sie kann auf Antrag eines Mitglieds einberufen
                     werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Sie entscheidet auf Vorschlag der vom Senat eingesetzten Kommissionen über die Berufung der Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen
                     sowie über die Bestellung der Honorarprofessoren und Honorarprofessorinnen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Sie entscheidet über die Einstellung und Entlassung der Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen sowie der Honorarprofessoren
                     und Honorarprofessorinnen.
                  

               

               
                     § 20
Organisation der Lehre
                     

                  

                  Die Organisation der Lehre wird durch eine Ordnung geregelt.

               

               
                     § 21
Ausbildungsleiter oder -leiterin für die Diakoninnen- und Diakonenausbildung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Studiengangsleiter und Studiengangsleiterinnen der Studiengänge, die zum Diakonat ausbilden, wählen aus ihrer Mitte den
                     Ausbildungsleiter oder die Ausbildungsleiterin für die Amtszeit von drei Jahren.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Aufgaben des Ausbildungsleiters oder der Ausbildungsleiterin sind insbesondere
                     
                        	
                           die Vertretung der Belange der Diakoninnen- und Diakonenausbildung in und außerhalb der Hochschule,

                        

                        	
                           die Koordinierung und curriculare Weiterentwicklung der Diakoninnen- und Diakonenausbildung an der Hochschule,

                        

                        	
                           die fachliche und organisatorische Leitung des Aufnahmeverfahrens für Diakonatsstudiengänge in der Hochschule,

                        

                        	
                           Zusammenarbeit mit der Stiftung Karlshöhe und dem Zentrum Diakonat in der Weiterentwicklung des Diakonats und der Diakoninnen-
                              und Diakonenausbildung.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 22
Chancengleichheit von Frauen und Männern, Beauftragung für Gleichstellung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Hochschule fördert bei der Wahrnehmung aller Aufgaben die tatsächliche Durchsetzung der Chancengleichheit von Frauen und
                     Männern und wirkt auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Senat wählt in der Regel aus dem Kreis der Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen eine Person für die Dauer von drei
                     Jahren, die auf die Herstellung der verfassungsrechtlich gebotenen Chancengleichheit von Frauen und Männern und auf die Beseitigung
                     von geschlechterspezifischen Nachteilen für einzelne Personengruppen hinwirkt (Beauftragter oder Beauftragte für Gleichstellung).
                     Der oder die gewählte Beauftragte für Gleichstellung benennt aus dem Kreis der Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen im
                     Einvernehmen mit dem Rektor oder der Rektorin eine Stellvertretung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Person gehört dem Senat sowie den Berufungskommissionen kraft Amtes an und ist zudem berechtigt, an den Sitzungen der
                     aufgrund einer Ordnung gemäß § 20 eingerichteten Gremien mit Rede- und Antragsrecht teilzunehmen. Sie ist über jede Angelegenheit, die einen unmittelbaren
                     Bezug zu ihrer Aufgabenstellung aufweist, frühzeitig zu unterrichten. Sie hat das Recht auf Beteiligung an Stellenausschreibungen
                     und auf Einsicht in Bewerbungsunterlagen. Die Person erstattet dem Senat einen jährlichen Bericht über ihre Arbeit. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Person ist in der Ausübung ihrer Tätigkeit nicht an Weisungen gebunden. Wegen ihrer Tätigkeit darf sie weder allgemein
                     noch in ihrer beruflichen Entwicklung benachteiligt werden. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Das Nähere regelt der Gleichstellungsplan der Hochschule in seiner jeweiligen Fassung.
                  

               

               
                     § 23
Enthinderungsbeauftragte oder Enthinderungsbeauftragter
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Senat wählt aus dem Kreis der Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen einen Enthinderungsbeauftragten oder eine Enthinderungsbeauftragte
                     für die Dauer von drei Jahren. Der oder die Enthinderungsbeauftragte benennt aus dem Kreis der Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen
                     im Einvernehmen mit dem Rektor oder der Rektorin eine Stellvertretung. Der Senat regelt die Stellvertretung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der oder die Beauftragte hat die Aufgabe, die Interessen aller Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Hochschule sowie die besonderen
                     Bedürfnisse Studierender mit Behinderungen oder chronischen Erkrankungen, besonders im Hinblick auf Studienbedingungen, Prüfungsverfahren
                     und die Berufsvorbereitung durch Beratung auch im Zusammenhang mit Planung und Ausführung notwendiger behindertengerechter,
                     technischer und baulicher Maßnahmen zu vertreten. Der oder die Beauftragte hat das Recht zur Information der Hochschulgremien
                     in allen diesen Angelegenheiten und arbeitet in Erfüllung dieser Aufgaben mit den Hochschulorganen, den Studierendengruppen
                     und zuständigen Stellen auch außerhalb der Hochschule zusammen, um die Gestaltung einer „barrierefreien Hochschule“ zu gewährleisten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der oder die Beauftragte nimmt an den Sitzungen des Senats mit beratender Stimme teil. Bei Bewerbungsverfahren, an denen Bewerber
                     oder Bewerberinnen mit Assistenzbedarf beteiligt sind, muss der oder die Enthinderungsbeauftragte rechtzeitig informiert und
                     angehört werden. Der oder die Enthinderungsbeauftragte erstattet dem Senat einen jährlichen Bericht über die Arbeit.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        § 22 Absatz 4 gilt entsprechend.
                  

               

               
                     § 23a
Antidiskriminierungsbeauftragter oder Antidiskriminierungsbeauftragte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Hochschule fördert einen wertschätzenden und respektvollen Umgang miteinander und strebt das Ziel, einen diskriminierungskritischen, sicheren und gewaltfreien Studien-, Lehr- und Arbeitsort für alle
                     zu bieten, an. Sie wirkt gegen gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit. Hierzu fördert sie die Verantwortlichkeit aller und
                     eine Kultur des Hinsehens und Benennens von diskriminierendem, übergriffigem oder gewalttätigem Verhalten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Senat wählt aus dem Kreis der Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen einen Antidiskriminierungsbeauftragten oder eine
                     Antidiskriminierungsbeauftragte für die Dauer von drei Jahren. Die Wiederwahl ist zulässig. Aus dem Kreis der hauptamtlich Dozierenden wird eine Stellvertretung bestimmt.
                     Der oder die gewählte Antidiskriminierungsbeauftragte benennt aus dem Kreis der Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen im
                     Einvernehmen mit dem Rektor oder der Rektorin eine Vertretung. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der oder die Antidiskriminierungsbeauftragte bietet zum Thema Diskriminierung Information, Sensibilisierung und Beratung für alle Mitglieder der Hochschule an und erarbeitet proaktiv präventive und strukturelle
                     Maßnahmen insbesondere gegen Rassismus und Diskriminierung aufgrund der ethnischen Herkunft sowie der religiösen oder weltanschaulichen Identität. Näheres regelt die Antidiskriminierungssatzung. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der oder die Beauftragte hat das Recht zur Anhörung und Beteiligung in den Hochschulgremien in all diesen Angelegenheiten
                     und arbeitet in Erfüllung dieser Aufgaben mit den Hochschulorganen, den studentischen Gruppen und zuständigen Stellen innerhalb
                     und außerhalb der Hochschule zusammen, um die Gestaltung einer diskriminierungskritischen Hochschule zu erreichen. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Der oder die Beauftragte nimmt an Sitzungen des Senats beratend teil. Er oder sie berichtet im Senat mindestens einmal jährlich
                     in anonymisierter Form über Diskriminierungsvorfälle an der Hochschule.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        § 22 Absatz 4 gilt entsprechend.
                  

               

               
                     § 24
Wissenschaftliche Einrichtungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        An der Hochschule können Institute als wissenschaftliche Einrichtungen gebildet werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Senat beschließt über die Bildung, Veränderung, Aufhebung und Zuordnung dieser Institute sowie deren Organisation mit
                     Zustimmung des Kuratoriums.
                  

               

               
                     § 25
Beiräte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Es können Beiräte für Bereiche der Hochschule durch Senatsbeschluss gebildet werden. Die Beiräte haben die Aufgabe, die Hochschule
                     in ihrer Arbeit zu unterstützen sowie Vernetzung und Kooperationen zu fördern. Sie sollen zu grundsätzlichen Angelegenheiten
                     der jeweiligen Bereiche gehört werden. Sie geben sich eine Geschäftsordnung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Den Beiräten sollen insbesondere Vertreterinnen und Vertreter aus Wissenschaft, Forschung und Berufspraxis sowie mindestens
                     zwei Studierende angehören. Der Rektor oder die Rektorin legt im Einvernehmen mit der Erweiterten Hochschulleitung die Zusammensetzung
                     der Beiräte fest.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Mitglieder werden im Benehmen mit den jeweiligen Einrichtungen vom Rektor oder der Rektorin für drei Jahre berufen. Die
                     Wiederberufung ist möglich.
                  

               

               
                     § 26
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Verfassung tritt am 24. März 2009 in Kraft.

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Hierzu bestimmt Artikel 2 des Beschlusses zur Änderung der Verfassung der Evangelischen Hochschule Ludwigsburg
               vom 28. Januar 2009 (Abl. 63 S. 339 [346]) und vom 30. April 2016 / 18. November 2016 (Abl. 67 S. 339 [345]):
            

            „Artikel 2 Übergangsbestimmungen

            Die am 24. März 2009 an der Hochschule tätigen Lehrkräfte für besondere Aufgaben und die anderen hauptberuflichen Lehrkräfte,
               die nicht die Einstellungsvoraussetzungen nach § 8 erfüllen, gehören zur Gruppe der hauptberuflich tätigen Lehrkräfte im Sinne
               dieser Verfassung. Mit ihrem Ausscheiden aus der Hochschule fallen ihre Stellen weg bzw. werden in Professoren- bzw. Professorinnenstellen
               mit den Einstellungsvoraussetzungen nach § 8 Abs. 1 umgewandelt.“
            

         

      

   
      

      
         380. Schulstiftung 
der Evangelischen Landeskirche in Württemberg
         

      

      
         Bekanntmachung des Oberkirchenrats vom 14. Dezember 1994 (Abl. 56 S. 295), 
geändert durch Beschluss vom 17. Mai 2010 (Abl. 64 S. 72)
         

      

      Mit Zustimmung der Landessynode errichtet der Oberkirchenrat zur Förderung des evangelischen Schulwesens eine kirchliche Stiftung
         des öffentlichen Rechts, verleiht ihr die Dienstherrnfähigkeit und gibt ihr folgende
      

      
            Stiftungssatzung

         

         
                     § 1
Name, Sitz, Rechtsform
                     

                  

                  Die Stiftung trägt den Namen »Schulstiftung der Evangelischen Landeskirche in Württemberg« und hat ihren Sitz in Stuttgart.
                     Sie ist eine kirchliche Stiftung des öffentlichen Rechts. Sie hat das Recht, Kirchenbeamte anzustellen.
                  

               

               
                     § 2
Stiftungszweck
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zweck der Stiftung ist die Förderung des evangelischen Schulwesens, insbesondere durch den Betrieb und die Unterhaltung von
                     exemplarischen Schulen evangelischen Charakters durch die Stiftung als Schulträger. Die Schulen in Trägerschaft der Schulstiftung
                     werden in Erfüllung des Auftrags der Kirche nach den Grundsätzen evangelischen Glaubens und evangelischer Erziehung geführt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Stiftung kann in Erfüllung des Zwecks nach Abs. 1 für andere schulische Einrichtungen im Bereich der Landeskirche Personal
                     anstellen und ihnen vertraglich überlassen, soweit sie dadurch den Zweck nach Abs. 1 erfüllt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Organe und Mitarbeiter der Schulstiftung sind dem Auftrag der Kirche verpflichtet und gehalten, ihn in ständiger Bemühung
                     nach den Erfordernissen der Gegenwart auszulegen und im Leben der Schulen zu verwirklichen.
                  

               

               
                     § 3
Gemeinnützigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Schulstiftung dient ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen, mildtätigen und kirchlichen Zwecken im Sinne der Abgabenordnung.
                     Sie ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Mittel der Schulstiftung dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Schulstiftung darf keine Person durch Ausgaben, die dem Stiftungszweck fremd sind oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütung
                     begünstigen.
                  

               

               
                     § 4
Stiftungsvermögen
                     

                  

                  Als Stiftungsvermögen bringt die Landeskirche die Gebäude Bergstraße 16 und 18 in 74544 Michelbach/Bilz ein. Zustiftungen
                     bedürfen des Einverständnisses der Stiftung.
                  

               

               
                     § 5
Vorstand
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Einziges Organ der Stiftung ist der Vorstand.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Mit den Aufgaben des Vorstands wird der Evangelische Oberkirchenrat in Stuttgart betraut1. Er ist von den Beschränkungen des § 181 BGB befreit für Rechtsgeschäfte der Stiftung mit anderen Körperschaften, die ausschließlich
                     und unmittelbar steuerbegünstigte Zwecke verfolgen.
                  

               

               
                     § 6
Zweckänderungen, Zusammenlegungen und sonstige Satzungsänderungen
                     

                  

                  Zweckänderungen und Zusammenlegungen der Stiftung mit anderen Stiftungen und sonstige Satzungsänderungen sind zulässig. Sie
                     bedürfen außer dem Beschluß des Vorstands der Zustimmung der Landessynode.
                  

               

               
                     § 7
Aufhebung der Stiftung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Oberkirchenrat kann im Einvernehmen mit der Landessynode die Aufhebung der Stiftung beschließen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Außer aus den gesetzlich vorgesehenen Gründen für eine Aufhebung der Stiftung kann diese auch aufgrund eines kirchlichen Gesetzes
                     erfolgen oder dann, wenn die Stiftung keine eigenen Schulen mehr betreibt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Mit dem Erlöschen der Stiftung fällt das Stiftungsvermögen an die Evangelische Landeskirche in Württemberg. Diese hat bei
                     der Verwendung des Vermögens den Stiftungszweck tunlichst zu berücksichtigen.
                  

               

               
                     § 8
Rechnungsprüfung
                     

                  

                  Die Rechnung der Stiftung wird durch das Rechnungsprüfamt der Evangelischen Landeskirche in Württemberg geprüft.

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Vgl. Geschäftsordnung der Schulstiftung der Evangelischen Landeskirche in Württemberg vom 13. März 2017 (Abl. 67 S. 377), geändert durch Beschluss vom 10. Juni 2025 (Abl. 71 Nr. 161); abgedruckt unter Nr. 380a dieser Sammlung.
            

         

      

   
      

      
         380a. Geschäftsordnung der Schulstiftung 
der Evangelischen Landeskirche in Württemberg
         

      

      
         Vom 13. März 2017 

      

      
         (Abl. 67 S. 377), geändert durch Beschluss vom 10. Juni 2025 (Abl. 71 Nr. 161)
         

      

      Der Evangelische Oberkirchenrat hat mit Zustimmung der Landessynode vom 21.11.1994 zur Förderung des evangelischen Schulwesens
         eine kirchliche Stiftung des öffentlichen Rechts errichtet, die den Namen Schulstiftung der Evangelischen Landeskirche in
         Württemberg trägt (Stiftung). Das Ministerium für Kultus, Jugend und Sport Baden-Württemberg hat am 1. Dezember 1994 der Schulstiftung
         die öffentlich-rechtliche Rechtsfähigkeit verliehen.
      

      Auf der Grundlage der Satzung der Stiftung vom 8. Dezember 1994 (Abl. 56 S. 295), zuletzt geändert durch Beschluss vom 17.
         Mai 2010 (Abl. 64 S. 72), wird für die Stiftung folgende Geschäftsordnung festgelegt:
      

      
                     § 1
Vorstand der Stiftung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Oberkirchenrat ist gemäß § 5 Absatz 2 Stiftungssatzung mit den Aufgaben des Vorstands der Stiftung betraut.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Vorstand bestimmt und überwacht die geistliche, fachliche und finanzielle Arbeit der Stiftung. Er übt die unmittelbare
                     Dienst- und Fachaufsicht über die Geschäftsführung der Stiftung aus.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Vorstand stellt den jährlichen Haushaltsplan der Stiftung fest, genehmigt den Jahresabschluss der Stiftung und entlastet
                     die Geschäftsführung der Stiftung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Vorstandsaufgaben werden, soweit diese Geschäftsordnung nichts anderes vorsieht, von der Dezernentin oder dem Dezernenten
                     im Oberkirchenrat wahrgenommen, die oder der nach dem Geschäftsverteilungsplan des Oberkirchenrats damit betraut ist (Dezernentin oder Dezernent).1

               

               
                     § 2
Finanzausschuss des Vorstands
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Finanzausschuss des Vorstands besteht aus der Dezernentin oder dem Dezernenten und der Leiterin oder dem Leiter des im Oberkirchenrat für Haushaltsfragen und Finanzplanung zuständigen Referats. Der Finanzausschuss wird durch die Dezernentin oder den Dezernenten bei Bedarf einberufen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Dem Finanzausschuss obliegt
                  

                  
                     
                        	
                           die Beratung des jährlichen Haushaltsplans;

                        

                        	
                           die Beratung des Jahresrechnungsabschlusses

                           und

                        

                        	
                           die Beratung über die Entlastung der Geschäftsführung der Schulstiftung.

                        

                     

                  

                  Werden in den Beratungen des Finanzausschusses erhebliche Bedenken gegen die Feststellung des Haushaltsplans, die Genehmigung
                     des Jahresabschlusses oder die Entlastung der Geschäftsführung laut, so entscheidet das Kollegium des Oberkirchenrats.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Geschäftsführung der Schulstiftung nimmt beratend an den Sitzungen des Finanzausschusses teil. Die Kaufmännische Geschäftsführerin oder der Kaufmännische Geschäftsführer führt das Sitzungsprotokoll.
                  

               

               
                     § 3
Geschäftsführung der Schulstiftung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Geschäftsführung besteht aus
                  

                  
                     
                        	
                           der Pädagogischen Geschäftsführerin oder dem Pädagogischen Geschäftsführer und

                        

                        	
                           der Kaufmännischen Geschäftsführerin oder dem Kaufmännischen Geschäftsführer (Mitglieder der Geschäftsführung).

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Mitglieder der Geschäftsführung sind gemeinsam für die Leitung der Stiftung verantwortlich. Sie führen sämtliche Geschäfte
                     der Stiftung als „Besondere Vertreter“ gemäß § 30 BGB. Unbeschadet der Gesamtverantwortung der Geschäftsführung handelt jedes
                     Mitglied der Geschäftsführung in seinem Geschäftsbereich jeweils eigenverantwortlich.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Gemeinsam obliegen den Mitgliedern der Geschäftsführung:
                  

                  
                     
                        	
                           die Strategische Führung und Sicherstellung der Gesamtzielsetzung der Schulstiftung;

                        

                        	
                           die Vertretung der Schulen gegenüber dem Vorstand und die Abstimmung wesentlicher Entwicklungen mit diesem;

                        

                        	
                           die Vorbereitung der vom/von der Kaufmännischen Geschäftsführer/in zu erstellenden Vorlage des Haushaltsplanes und des mittelfristigen
                              Finanzplanes sowie die Verantwortung für die Einhaltung des durch den Haushaltsplan gesetzten Rahmens einschließlich der damit
                              verbundenen Budgets,
                           

                        

                        	
                           die Einbringung des Haushaltsplanes in den Finanzausschuss;

                        

                        	
                           die Vorbereitung der Sitzungen des Finanzausschusses und Vorlagen für den Vorstand und die Umsetzung der dort gefassten Beschlüsse;

                        

                        	
                           die Festlegung der Richtlinien für die Personalpolitik und Personalentwicklung;

                        

                        	
                           die Begründung von Dienstverhältnissen;

                        

                        	
                           die unmittelbare Dienst- und Fachaufsicht für die Anstellungsverhältnisse der Schulstiftung;

                        

                        	
                           die Mittel- und Stellenbewirtschaftung gemäß der Haushaltsplanung;

                        

                        	
                           die Vornahme von Rechtsgeschäften, die der Genehmigung der Dezernentin oder des Dezernenten unterliegen;

                        

                        	
                           alle Angelegenheiten, die nach dieser Geschäftsordnung nicht ausdrücklich einem Mitglied der Geschäftsführung zugewiesen sind
                              oder bei denen ein Mitglied der Geschäftsführung gemeinsame Beratung oder Beschlussfassung verlangt;
                           

                        

                        	
                           die Organisation und Geschäftsabläufe der Geschäftsstelle;

                        

                        	
                           den Erlass von Geschäftsverteilungsplänen und Dienstanweisungen in denen auch die Delegation von Aufgaben geregelt werden
                              kann sowie die Verfügung organisatorischer Regelungen für alle Bereiche der Schulstiftung;
                           

                        

                        	
                           die Einhaltung der für die Schulstiftung und für ihre Schulen einschlägigen Kanzleiverfügungen des Oberkirchenrats in ihrer
                              jeweils gültigen Fassung.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Folgende Rechtsgeschäfte bedürfen der schriftlichen Zustimmung der Dezernentin oder des Dezernenten:
                  

                  
                     
                        	
                           Vornahme von Grundstücksgeschäften;

                        

                        	
                           Aufnahme langfristiger außerplanmäßiger Darlehen zur Finanzierung von Bau- und Instandhaltungsmaßnahmen, die Abgabe von Bürgschafts-,
                              Patronats- oder Garantieerklärungen sowie die Übernahme von Fremdverpflichtungen;
                           

                        

                        	
                           Begründung von Dienstverhältnissen, die der Besoldungsgruppe A 13, P 1 oder höher beziehungsweise einer entsprechenden Entgeltgruppe
                              zugeordnet sind;
                           

                        

                        	
                           Bestellung einer weiteren stellvertretenden Schulleiterin oder eines weiteren stellvertretenden Schulleiters;

                        

                        	
                           Errichtung, Übernahme, Übertragung und Schließung von Einrichtungen;

                        

                        	
                           Abschluss von Gesellschaftsverträgen, Beteiligungs- und Unternehmensverträgen jeder Art sowie deren Änderungen;

                        

                        	
                           Errichtung, Erwerb, Veräußerung und Auflösung von Rechtsträgern.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Mitglieder der Geschäftsführung vertreten sich gegenseitig. Detailregelungen der Vertretung bedürfen der Abstimmung mit
                     der Dezernentin oder dem Dezernenten. Die Geschäftsführung unterrichtet die Dezernentin oder den Dezernenten über ihre Urlaubs-
                     und Vertretungsregelung.
                  

               

               
                     § 4
Pädagogische Geschäftsführung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Pädagogische Geschäftsführerin oder der Pädagogische Geschäftsführer ist zuständig (hinsichtlich der Dienst- und Fachaufsicht
                     sowie hinsichtlich der Bewirtschaftung des entsprechenden Teils des Stellenplans) für
                  

                  
                     
                        	
                            die Schulleiterinnen und Schulleiter;

                        

                        	
                            das Pädagogische Personal;

                        

                        	
                            die Mitarbeitenden der folgenden Bereiche der Geschäftsstelle der Schulstiftung:

                           
                              
                                 	
                                    Öffentlichkeitsarbeit Stiftung und Schulen;

                                 

                                 	
                                    BAföG-Beratung.

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

                  Sie oder er ist verantwortlich für

                  
                     
                        	
                           die pädagogische und geistliche Konzeption und Ausrichtung der Schulen;

                        

                        	
                           schulaufsichtliche Aufgaben als Schulträger;

                        

                        	
                           die Mitarbeit in internen und externen Gremien und Arbeitskreisen innerhalb ihres oder seines Zuständigkeitsbereichs;

                        

                        	
                           die Darstellung und Repräsentation der Schulstiftung und ihrer Schulen nach außen;

                        

                        	
                           das Fundraising;

                        

                        	
                           die Vergabe von Stipendien und Gewährung von Ermäßigungen von Elternbeiträgen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Pädagogische Geschäftsführerin oder der Pädagogische Geschäftsführer übt die mittelbare Dienstaufsicht über die Lehrerinnen
                     und Lehrer und das sonstige pädagogische Personal aus.
                  

               

               
                     § 5
Kaufmännische Geschäftsführung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Kaufmännische Geschäftsführerin oder der
                  

                  Kaufmännische Geschäftsführer ist zuständig (hinsichtlich der Dienst- und Fachaufsicht sowie hinsichtlich der Bewirtschaftung
                     des entsprechenden Teils des Stellenplans) für
                  

                  
                     
                        	
                           die Verwaltungsmitarbeitenden in der Geschäftsstelle und an den Schulen (insb. Mitarbeitende im Sekretariat, Verwaltungsreferentinnen
                              und -referenten sowie Verwaltungssachbearbeiterinnen und -sachbearbeiter);
                           

                        

                        	
                           Mitarbeitende im Bereich Facility Management (insbesondere Technische Leitungen, Hausdienst- und Reinigungskräfte);

                        

                        	
                           Leitung des Bereichs „Küchen und Betriebe gewerblicher Art“;

                        

                        	
                           sonstige nicht-pädagogische Arbeitskräfte.

                        

                     

                  

                  Die Kaufmännische Geschäftsführerin oder der Kaufmännische Geschäftsführer ist verantwortlich für die Bereiche

                  
                     
                        	
                           Recht;

                        

                        	
                           Rechnungswesen und Finanzverwaltung;

                        

                        	
                           Personalverwaltung;

                        

                        	
                           Schulverwaltung (einschließlich Sekretariate);

                        

                        	
                           Facility Management (einschließlich Gebäudemanagement);

                        

                        	
                           Informationstechnologie und Datenschutz;

                        

                        	
                           Küchen;

                        

                        	
                           Betriebe gewerblicher Art.

                        

                     

                  

                  Sie oder er ist Beauftragter für den Haushalt der Schulstiftung gemäß den haushaltsrechtlichen Bestimmungen der Landeskirche.
                     Sie oder er ist insbesondere verantwortlich für
                  

                  
                     
                        	
                           die Aufstellung und Vollzug des Haushaltplanes einschließlich der Bewirtschaftung der Einnahmen und Ausgaben sowie der Erteilung
                              von Anordnungen;
                           

                        

                        	
                           die Sachbearbeitung aller rechtlichen und insbesondere arbeitsrechtlichen Angelegenheiten der Schulstiftung einschließlich
                              der Vertretung der Stiftung bei Gericht sowie gegenüber Rechtsanwälten, Steuerberatern, Wirtschaftsprüfern und Notaren;
                           

                        

                        	
                           die Beantragung und Abrechnung von Zuwendungen sowie Vertretung gegenüber Aufsichts- und Genehmigungsbehörden;

                        

                        	
                           die Mitarbeit in internen und externen Gremien und Arbeitskreisen innerhalb ihres oder seines Zuständigkeitsbereichs;

                        

                        	
                           den Abschluss von Verträgen jeglicher Art (insbesondere Werk-, Honorar- und Leasingverträge sowie Miet- und Pachtverträgen und sonstige Leistungsabsprachen);

                        

                        	
                           die Steuerung aller baulichen Maßnahmen der Schulstiftung einschließlich des Abschlusses von Gebäude- und Grundstücksversicherungen;

                        

                        	
                           die Verwaltung von technischen Einrichtungen und des Fahrzeugparks der Geschäftsstelle und Schulen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Kaufmännische Geschäftsführerin oder der Kaufmännische Geschäftsführer übt die mittelbare Dienstaufsicht über die Mitarbeitenden
                     in den Sekretariaten der Schulen aus.
                  

               

               
                     § 6
Schulleitung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Schulleiterin oder der Schulleiter übt die unmittelbare Dienstaufsicht und die Fachaufsicht über die Lehrerinnen und
                     Lehrer sowie das sonstige pädagogische Personal und die Mitarbeitenden im Sekretariat aus.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Nähere über die Zusammenarbeit der Schulleitung und der Geschäftsführung wird in einer gesonderten Dienstanweisung der
                     Stiftung geregelt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Schulleiterin oder der Schulleiter übt das Hausrecht in Schule und Internat aus. Sie oder er ist in diesem Rahmen zuständig
                     für
                  

                  
                     
                        	
                           die Einhaltung der Sicherheitsvorschriften unbeschadet der Rechte und Pflichten der Sicherheitsbeauftragten und

                        

                        	
                           Fragen der Schülerversicherung.

                        

                     

                  

                  Sie oder er verantwortet den Entwurf des Verwaltungsplans der Schule gemeinsam mit der Verwaltungsreferentin oder dem Verwaltungsreferenten
                     anhand der von der Stiftung vorgegebenen Kennzahlen und berät diesen mit der Geschäftsführung. Der endgültige Entwurf des
                     Verwaltungsplans ist Teil des Haushaltplanes der Stiftung.
                  

                  Die Schulleiterin oder der Schulleiter ist mit der Verwaltungsreferentin oder dem Verwaltungsreferenten und der Technischen Leitung im Einvernehmen mit der Kaufmännischen Geschäftsführung zuständig für eine wirtschaftliche
                     und nachhaltige Bewirtschaftung der Grundstücke sowie die Unterhaltung und den Betrieb der Gebäude und Anlagen. 
                  

                  Im Verhinderungsfall vertritt die stellvertretende Schulleiterin oder der stellvertretende Schulleiter die Schulleiterin beziehungsweise
                     den Schulleiter. Bestehen mehrere Schulstandorte so kann für jeden Schulstandort eine stellvertretende Schulleiterin oder
                     ein stellvertretender Schulleiter bestellt werden.
                  

               

               
                     § 7
Gemeinsame Dienstbesprechung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die gemeinsame Dienstbesprechung wird von der Dezernentin oder dem Dezernenten einberufen. An ihr nehmen die Dezernentin
                     oder der Dezernent, ein weiteres Mitglied des Finanzausschusses, die Mitglieder der Geschäftsführung, die Leiterinnen oder
                     Leiter der Bereiche der zentralen Geschäftsstelle der Stiftung, die Schulleiterinnen oder Schulleiter der Schulen der Stiftung,
                     ihre Stellvertreterinnen oder Stellvertreter und die Verwaltungsreferentinnen oder -referenten der Schulen teil. Die weiteren
                     Mitarbeitenden der Geschäftsstelle können bei Bedarf beratend hinzugezogen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die gemeinsame Dienstbesprechung berät die Stiftung in allen allgemeinen Fragen, die sich aus dem Betrieb der Schulen ergeben.
                     Die Protokollführung der Sitzungen der gemeinsamen Dienstbesprechungen obliegt der Geschäftsführung.
                  

               

               
                     § 8
Beirat der Stiftung
                     

                  

                  Die Dezernentin oder der Dezernent kann einen Beirat der Stiftung mit fünf Mitgliedern für die Dauer von fünf Jahren berufen.
                     Der Beirat hat beratende Funktion und wird von der Dezernentin oder von dem Dezernenten geleitet und bei Bedarf einberufen.
                     Die weiteren Mitglieder des Finanzausschusses, die Geschäftsführung sowie die Schulleiterinnen oder Schulleiter der Schulen
                     nehmen an den Sitzungen des Beirats beratend teil. Weitere Personen können beratend hinzugezogen werden.
                  

               

               
                     § 9
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
und Übergangsbestimmungen
                     

                  

                  Diese Geschäftsordnung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Geschäftsordnung vom 27. Dezember
                     1995, zuletzt geändert am 7. Mai 2004, außer Kraft.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Nach dem aktuellen Geschäftsverteilungsplan ist dies der Leiter des Dezernats 2 (Kirche und Bildung).

         

      

   
      

      
         384. Vereinbarung über 
die niederen evangelisch-theologischen Seminare
         

      

      
         Vom 5. März 1928

      

      
         (Abl. 23 S. 176), geändert durch die Vereinbarungen vom 16. Januar 1946 (Abl. 32 S. 78), vom 30. August 1949 (Abl. 33 S. 399),
            vom 12. September 1984 (Abl. 51 S. 303) und vom 4. September 2008 (Abl. 63 S. 271)
         

      

      Auf Grund des § 73 Abs. 1 des Gesetzes über die Kirchen vom 3. März 19241  (Reg.Bl. S. 93) wird zwischen dem Kultministerium und dem Ev. Oberkirchenrat, zu Ziffer II mit Zustimmung des Finanzministeriums, vereinbart:
      

      
            I. Die Verwaltung der Seminarheime

         

         
                     § 1

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Seminarheime werden von dem Vorstand der Ev. Seminarstiftung (zu vergl. die Verfassung der Ev. Seminarstiftung, Beil. I) unter der Aufsicht des Oberkirchenrats nach den §§ 3 und 4 der Stiftungsverfassung2 und den Bestimmungen dieser Vereinbarung geleitet und verwaltet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Leitung der mit den Heimen verbundenen Seminarschulen (zu vergl. die Verordnung des Kultministeriums über die Schulen der niederen ev.-theologischen Seminare vom 5. März 19283) wird durch diese Bestimmung nicht berührt.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Zöglinge der Seminarheime besuchen die von der staatlichen Unterrichtsverwaltung geleiteten Seminarschulen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In die Heime werden ohne Zustimmung der Ministerialabteilung für die höheren Schulen keine Zöglinge aufgenommen, die nicht
                     die Reife für die entsprechende Klasse der Gymnasien nach den Bestimmungen der Staatsbehörde nachgewiesen haben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Zöglinge, deren Führung oder Leistungen den Anforderungen der Seminarschulen nicht genügen, werden aus dem Seminar entlassen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Freistelleninhaber, die nach Leistung und Führung der Freistelle nicht mehr würdig erscheinen, können vom Vorstand der Seminarstiftung
                     ihrer Freistelle für verlustig erklärt werden.
                  

               

               
                     § 3

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Freistellen, die bei der Bemessung der staatlichen Pauschleistung für die Seminarheime berücksichtigt sind, werden nur
                     an Bewerber vergeben, die die württembergische Staatsangehörigkeit4 durch Geburt besitzen. Falls solche Bewerber nicht in genügender Zahl vorhanden sind, können andere Reichsangehörige berücksichtigt
                     werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Söhne von Reichsbeamten, die über ein Jahrzehnt im Reichsdienst innerhalb Württembergs zugebracht haben, kann der Oberkirchenrat
                     den Bewerbern gleichstellen, die die württembergische Staatsangehörigkeit durch Geburt besitzen.
                  

               

               
                     § 4

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Summe, die die Zöglinge im Fall des Berufswechsels für den Genuß der aus der staatlichen Pauschleistung unterhaltenen
                     Freistellen zu erstatten haben, wird gegenüber dem Betrag, den der Staat nach den Bestimmungen vom 7. August 1912 über die
                     Verpflichtung der Seminar- und Konviktszöglinge zum Studienkostenersatz von den Zöglingen der niederen ev.-theologischen Seminare
                     erhoben hat (450 M), ohne Zustimmung des Kultministeriums nicht mehr erhöht werden, als es der seit 1912 eingetretenen Preissteigerung
                     und der künftigen Preisentwicklung (Beil. II Nr. 6 der Vereinbarung über das Stift vom 5. März 19285 entspricht. Der übrige Inhalt dieser Bestimmung wird ohne Zustimmung des Kultministeriums nicht zum Nachteil der Zöglinge
                     oder ihrer Eltern geändert werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Änderungen der Bestimmungen über die Kostenersatzpflicht der Zöglinge teilt der Oberkirchenrat zuvor dem Kultministerium zur
                     Prüfung nach Abs. 1 mit.
                  

               

               
                     § 5

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Leitung der Heime überträgt der Kirchenpräsident den Vorständen der Seminarschulen, die vom Staat nach § 5 Abs. 1 Satz
                     1 der erwähnten Verordnung6 ernannt sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Leiter der Heime haben als solche die dienstrechtliche Stellung der auf Lebenszeit angestellten landeskirchlichen Beamten.
                     Ihr kirchliches Amt endigt jedoch mit der Enthebung von dem staatlichen Amt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Enthebt die kirchliche Behörde den Leiter eines Seminars von dem kirchlichen Amt, so zahlt die Kirche die Ruhestands- und
                     Hinterbliebenenbezüge, die bei der Zuruhesetzung durch die Staatsbehörde von dieser anzuweisen wären.
                  

               

               
                     § 6

                  

                  Die von dem Oberkirchenrat bestellten Repetenten müssen die deutsche Reichsangehörigkeit, das Reifezeugnis einer deutschen
                     Vollanstalt oder einer anderen Anstalt, die von der Unterrichtsverwaltung als gleichwertig anerkannt ist, und ein mindestens
                     dreijähriges Studium an einer staatlichen Hochschule des Deutschen Reichs nachweisen.
                  

               

               
                     § 7

                  

                  Die bisher von den Hausverwaltern bekleideten Beamtenstellen der Seminarheime werden in erster Linie mit Inhabern eines Versorgungsscheins
                     besetzt. Von der Besetzung der Stellen gibt der Oberkirchenrat dem Kultministerium Kenntnis.
                  

               

               
                     § 8

                  

                  Über die Verlegung eines Seminars sowie über Aenderungen in der Verteilung der Jahrgänge auf die Seminare entscheiden das
                     Kultministerium und der Oberkirchenrat gemeinsam.
                  

               

            

         

      

      
            II. Die Unterhaltung der Seminare

         

         
                     § 9

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Soweit in den §§ 11 und 13 nicht anderes vereinbart ist, unterhält die Ev. Seminarstiftung die Seminarheime und trägt die sachliche Kosten der Seminarschulen.
                     Der Staat gewährt der Stiftung zu diesem Aufwand eine jährliche Pauschleistung von 154 000 RM; diese Summe ändert sich nach
                        dem Maßstab der Preis- und Lohnbewegung.7

                  (1 a)  Die Evang. Seminarstiftung gewährt im Gebäude Klosterhof 10 in Blaubeuren und im Gebäude Klosterhof 17 in Maulbronn
                     jeweils für den Ephorus unentgeltlich Dienstwohnung. Soweit die genannten Dienstwohnungen nicht von staatl. Seminarlehrern
                     bezogen werden, hat die Seminarstiftung an das Land den jeweiligen Nutzungswert zu entrichten.8

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die Dienstbezüge neuer Lehrkräfte zahlt sie einen jährlichen Beitrag an die Staatskasse; der Beitrag wird von der Staatsbehörde
                     nach dem jeweiligen Durchschnittsbedarf der neuen Lehrkraft festgesetzt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Soweit der Bedarf der Stiftung für die genannten Zwecke und für die Kosten der Stiftungsverwaltung durch die Staatsleistung
                     und die sonstigen Einnahmen nicht gedeckt wird, erhält sie Zuschüsse der Landeskirche gemäß dem kirchlichen Haushaltsplan.
                  

               

               
                     § 10

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Seminar-Gebäude und -Grundstücke in Blaubeuren und Urach (Beil. III9) werden durch besonderen Vertrag der Staatsfinanzverwaltung mit dem Vorstand der Ev. Seminarstiftung in das Eigentum der
                     Stiftung übertragen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Stiftung übernimmt vom 1. April 1928 ab die Unterhaltung und die Lasten der Gebäude und Grundstücke.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Zu Bauarbeiten, die das Aeußere der Seminargebäude in Blaubeuren oder das Gesamtbild der Seminaranlage ändern oder die als
                     Denkmale zu betrachtenden Teile des Innern berühren, hat der Vorstand der Ev. Seminarstiftung die Zustimmung des Landesamts
                     für Denkmalpflege einzuholen. Weitergehende gesetzliche Beschränkungen werden durch diese Bestimmung nicht berührt.
                  

               

               
                     § 11

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Ev. Seminarstiftung erhält den Besitz der zu den Seminaren in Maulbronn und Schöntal gehörigen Gebäude, Gebäudeteile und
                     Grundstücke des Staats (Beil. IV10). Die Staatsfinanzverwaltung wird der Ev. Seminarstiftung durch Bestellung einer bürgerlich-rechtlichen Dienstbarkeit an
                     den Grundstücken das Recht einräumen, diese Gebäude, Gebäudeteile und Grundstücke für die Zwecke der Seminare zu benützen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Gebäude bleiben in der Unterhaltung der Staatsfinanzverwaltung. Die Baukosten sind ihr von der Seminarstiftung zu erstatten,
                     soweit sie auf die von dieser gewünschten Aenderungen, Verbesserungen und Erweiterungen entfallen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Staatsfinanzverwaltung als Eigentümerin zahlt für die von ihr unterhaltenen Gebäude dieser Seminare die Brandversicherungsbeiträge.
                     Sonstige Abgaben und Lasten der in Abs. 1 genannten Gebäude, Gebäudeteile und Grundstücke trägt die Seminarstiftung.
                  

               

               
                     § 12

                  

                  Die im Eigentum des Staats befindlichen Geräte und Büchereien der Seminare sowie die im Besitz der Seminare befindlichen Akten
                     mit Ausnahme der Rechnungen werden in das Eigentum der Ev. Seminarstiftung übergeben werden. Die besonders bezeichneten Denkmale
                     in Blaubeuren und Maulbronn (Beil. II Ziff. VI11) sind ausgenommen.
                  

               

               
                     § 13

                  

                  Die Durchführungsbestimmungen zu den §§ 9–12 sind in den Beilagen II–IV vereinbart.12

               

            

         

      

      
            III. Schluß- und Uebergangsbestimmungen.

         

         
               (
               1
               )
               Den im Dienst befindlichen Vorständen der Seminarschulen wird der Kirchenpräsident die Leitung der Seminarheime für die Dauer
            des staatlichen Amts übertragen.
         

         
               (
               2
               )
               Die in den Dienst der Ev. Seminarstiftung übernommenen planmäßigen Beamten werden auf Lebenszeit angestellt, soweit sie vom
            Staat auf Lebenszeit angestellt oder in die Rechte der auf Lebenszeit angestellten Beamten eingewiesen worden sind. Die Ev.
            Seminarstiftung gewährt ihnen die Dienst-, Ruhestands- und Hinterbliebenenbezüge, die ihnen als Staatsbeamten nach den jeweiligen
            Besoldungsbestimmungen in der Besoldungsgruppe zustehen würden, der sie am 31. März 1928 angehört haben; Ruhestands- und Hinterbliebenenbezüge
            aus der Körperschaftspensionskasse werden angerechnet.
         

         
                     § 15

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Vereinbarung tritt gleichzeitig mit der Vereinbarung über das Stift in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zur Wirksamkeit dieser Vereinbarung behält das Kultministerium die Genehmigung der Ev. Seminarstiftung durch das Staatsministerium,
                     der Oberkirchenrat die Zustimmung des Landeskirchentags vor.
                  

               

            

         

      

      
            Beilage 1

         

      

      
            Verfassung der Evangelischen Seminarstiftung
(Reg.Bl. 1928 S. 10; Abl. 23 S. 180), 
geändert durch Vereinbarung vom 16. Januar 1946 (Abl. 32 S. 78)
            

         

         
                     § 1

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die durch Vereinbarung des Kultministeriums und des Ev. Oberkirchenrats errichtete Evangelische Seminarstiftung dient der
                     Heranbildung evangelischer Kirchendiener in den württembergischen niederen ev.-theologischen Seminaren.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sie ist eine rechtfähige kirchlich-bürgerliche Stiftung des öffentlichen Rechts. Ihr Sitz ist in Stuttgart.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Obliegenheiten und Mittel der Stiftung sind durch die Vereinbarung und Verordnung über die Seminare vom 5. März 1928 bestimmt.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  Der Vorstand der Stiftung besteht aus fünf Mitgliedern, darunter zwei Theologen. Der Vorsitzende und drei13 Mitglieder sowie ihre Stellvertreter werden von dem Kirchenpräsidenten aus den Mitgliedern des Oberkirchenrats berufen. Das
                     fünfte14 Mitglied und seinen Stellvertreter beruft das Kultministerium aus den evangelischen Mitgliedern der Ministerialabteilung
                     für die höheren Schulen.
                  

               

               
                     § 3

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Mitglieder des Vorstands führen ihr Amt unentgeltlich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Auslagen für Dienstreisen werden dem staatlichen Mitglied aus der Staatskasse, den kirchlichen Mitgliedern aus der Kasse
                     des Oberkirchenrats ersetzt.
                  

               

               
                     § 4

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Vorstand beschließt mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. Die Ausfertigungen
                     der Beschlüsse werden von dem Vorsitzenden unterzeichnet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Weniger wichtige Verfügungen trifft der Vorsitzende.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Beschlüsse und Verfügungen, die die Seminarschulen berühren, bedürfen der Mitwirkung des staatlichen Mitglieds; stimmt dieses
                     Mitglied nicht zu, so ist mündliche Beratung und Beschlussfassung unter Teilnahme des staatlichen Mitglieds und mindestens
                     zweier kirchlicher Mitglieder erforderlich.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Zu rechtsverbindlichen Erklärungen des Vorstands nach außen genügt die Unterschrift des Vorsitzenden oder seines Stellvertreters.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Im Übrigen regelt der Vorstand die Behandlung der Geschäfte durch eine Geschäftsordnung15, die der staatlichen und kirchlichen Aufsichtsbehörde zur Mitteilung etwaiger Erinnerungen vorzulegen ist.
                  

               

               
                     § 5

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Soweit nicht die Vereinbarung und Verordnung über die Seminare etwas anderes bestimmen, gelten für die staatliche Aufsicht
                     über die Stiftung sinngemäß die Bestimmungen der Gesetze über die kirchlichen Stiftungen, die nicht ausschließlich für gottesdienstliche
                     oder gleichgestellte Zwecke bestimmt sind (vgl. § 8 Abs. 6 des Gesetzes über die Kirchen16).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die kirchliche Aufsicht regelt der Oberkirchenrat.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Vertretungsmacht des Vorstands wird durch die staatliche und kirchliche Aufsicht nicht mit Wirkung gegen Dritte beschränkt,
                     soweit nicht die Staatsgesetze etwas anderes bestimmen.
                  

               

               
                     § 6

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zu einer Aenderung der Stiftungsverfassung oder zur Aufhebung der Stiftung ist eine Vereinbarung des Kultministeriums und
                     des Oberkirchenrats erforderlich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Erlischt die Stiftung, so wird der Anfall ihres Vermögens durch Vereinbarung des Kultministeriums und des Oberkirchenrats
                     bestimmt.
                  

               

            

         

      

      
            Beilage II

         

      

      
            Durchführungsbestimmungen zu den §§ 9 bis 13

         

         Red. Hinweis: Hier nicht abgedruckt, siehe Abl. 23 S. 182, Änderung Abl. 51 S. 303

      

      
            Beilage III

         

      

      
            Seminar-Gebäude und Grundstücke in Blaubeuren und Urach

         

         Red. Hinweis: Hier nicht abgedruckt, siehe Abl. 23 S. 194

      

      
            Beilage IV

         

      

      
            Die zu den Seminaren Maulbronn und Schöntal gehörigen Gebäude, Gebäudeteile und Grundstücke

         

         Red. Hinweis: Hier nicht abgedruckt, siehe Abl. 23 S. 196

      

      

      1
            Red. Anm.: Elektronisch verfügbar unter Nr. 9_Archiv dieser Sammlung.
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Abgedruckt als Beilage I auf S. 6 f.
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 385 dieser Sammlung.
            

         

      

      4
            Red. Anm.: Vgl. § 4 Verordnung über die deutsche Staatsangehörigkeit vom 5. Februar 1934 (RGBl. I S. 85).

         

      

      5
            Red. Anm.: Hier nicht abgedruckt, vgl. Abl. 23 S. 174.

         

      

      6
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 385 dieser Sammlung.
            

         

      

      7
            Red. Anm.: Vgl. jetzt Art. 10 Abs. 3 i. V. m. Art. 25 Evangelischer Kirchenvertrag Baden-Württemberg, abgedruckt unter Nr. 15 dieser Sammlung.
            

         

      

      8
            Red. Anm.: Vgl. Ausführungsvereinbarung vom 12. September 1984 (Abl. 51 S. 303), geändert durch Vereinbarung vom 4. September
               2008 (Abl. 63 S. 271).
            

         

      

      9
            Red. Anm.: Hier nicht abgedruckt, vgl. Abl. 23 S. 194.

         

      

      10
            Red. Anm.: Hier nicht abgedruckt, vgl. Fundstellenangaben nach Beilage I.

         

      

      11
            Red. Anm.: Hier nicht abgedruckt, vgl. Fundstellenangaben nach Beilage I.

         

      

      12
            Red. Anm.: Hier nicht abgedruckt, vgl. Fundstellenangaben nach Beilage I.

         

      

      13
            Red. Anm.: Folgeänderung wegen Vereinbarung vom 16. Januar 1946 (Abl. 32 S. 78).

         

      

      14
            Red. Anm.: Folgeänderung wegen Vereinbarung vom 16. Januar 1946 (Abl. 32 S. 78).

         

      

      15
            Red. Anm.: Vgl. Geschäftsordnung der Evangelischen Seminarstiftung vom 27. November 2019 (Abl. 69 S. 226); elektronisch verfügbar unter Nr. 384a dieser Sammlung.
            

         

      

      16
            Red. Anm.: Vgl. jetzt § 25 Stiftungsgesetz für Baden-Württemberg, abgedruckt unter Nr. 940a dieser Sammlung.
            

         

      

   
      

      
         385. Verordnung über die Schulen der niederen evangelisch-theologischen Seminare 
(Seminar-Verordnung)
         

      

      
         Vom 5. März 1928

      

      
         (Reg. Bl. 1928 S. 11; Abl. 23 S.199)

      

      Auf Grund des § 73 Abs. 2 des Gesetzes über die Kirchen vom 3. März 19241 (Reg.Bl. S. 93) wird im Einvernehmen mit dem Evangelischen Oberkirchenrat, mit Zustimmung des Finanzministeriums zu den §§ 6 und 7, verordnet:
      

      
                     § 1

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Schulen der niederen ev.-theologischen Seminare sind öffentliche Schulen, die den vier oberen Klassen der staatlich anerkannten
                     Gymnasien entsprechen. Sie sind berechtigt, die Reifeprüfung abzuhalten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zum Besuch der Schulen sind die Zöglinge der Seminarheime berechtigt und verpflichtet. Der Vorstand der Ev. Seminarstiftung
                     kann mit Genehmigung der Staatsbehörde aus besonderen Gründen sonstige Schüler zum Besuch der Schulen oder einzelner Unterrichtsfächer
                     zulassen; die Zulassung ist widerruflich.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Seminarschulen werden von der staatlichen Unterrichtsverwaltung beaufsichtigt und geleitet Die Mitwirkung des Stiftungsvorstands
                     ist in § 3 geregelt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die Beaufsichtigung und Leitung des Religionsunterrichts gelten die Bestimmungen über den Religionsunterricht der höheren
                     Schulen (§ 5 Abs. 1 und § 6 Abs. 1 und Abs. 2 B Nr. 1, 2 und 5 der Verfügung des Kultministeriums über den Religionsunterricht an den höheren Schulen vom 1. April 1922,
                        A.Bl. S. 39).2

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die für die Seminarschulen bestimmten Gebäude und Grundstücke sowie die Schulgeräte und Lehrmittel mit Einschluß der Lehrer-
                     und Schülerbüchereichen werden von dem Vorstand der Ev. Seminarstiftung unter der Aufsicht des Oberkirchenrats verwaltet.
                     Soweit die Vereinbarung über die Seminare vom 5. März 19283 nichts anderes bestimmt, gelten für die Aufsicht der Staatsbehörde über diese Verwaltung die Grundsätze, nach denen die Unterrichtsverwaltung
                     die Gebäude und die sonstige Ausstattung der höheren Schulen beaufsichtigt, deren sachliche Kosten von den Gemeinden getragen
                     werden.
                  

               

               
                     § 3

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Vorstand der Ev. Seminarstiftung übt unter der Aufsicht der Staatsbehörde folgende Befugnisse aus:
                     
                        	
                           Er vermittelt den schriftlichen Verkehr zwischen der Staatsbehörde und den Schulvorständen.

                        

                        	
                           Er erlässt mit Genehmigung der Staatsbehörde die Schülervorschriften, genehmigt die Stundenpläne, setzt mit Genehmigung der
                              Staatsbehörde die Ferien fest und regelt die Lernmittelbeiträge sowie die Beiträge der Schüler für die Schülerbüchereien.
                           

                           Bevor die Staatsbehörde den Lehrplan festsetzt und die Verteilung der Lehraufträge und die Einführung von Lehr- und Lernmitteln
                              genehmigt, gibt sie dem Stiftungsvorstand Gelegenheit zur Aeußerung.
                           

                        

                        	
                           Der Stiftungsvorstand entscheidet endgültig über Beschwerden gegen Schulstrafverfügungen der Schulvorstände und Lehrerkonvente.

                        

                        	
                           Die Mitglieder des Stiftungsvorstands sind berechtigt, der Besichtigung des Unterrichts durch die Staatsbehörde anzuwohnen.

                        

                        	
                           Die Mitglieder des Stiftungsvorstands können in die bei der Reifeprüfung gefertigten schriftlichen Arbeiten der Schüler Einsicht
                              nehmen und dem mündlichen Teil der Prüfung anwohnen.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die Mitwirkung des Stiftungsvorstands in Angelegenheiten der Seminarschulen gelten die §§ 3 und 4 der Stiftungsverfassung4.
                  

               

               
                     § 4

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Vorstände und Lehrer der Seminarschulen sind Staatsbeamte.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Vorstände und planmäßigen Lehrer genießen mit den Abweichungen des § 5 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 4 die Rechte der auf Lebenszeit angestellten Beamten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Den Lehrern steht die Hälfte der Repetenten gleich. Die kirchlichen Repetenten erhalten ihre Lehraufträge von der Staatsbehörde.
                  

               

               
                     § 5

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Vor der Ernennung eines Schulvorstands versichert sich die Staatsbehörde, daß der Kirchenpräsident bereit ist, ihn zum Leiter
                     des Seminarheims zu ernennen. Mit der Enthebung von dem kirchlichen Amt endigt das Amt des Schulvorstands.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Staatsbehörde holt vor der Ernennung der Schulvorstände und der planmäßigen Religionslehrer Vorschläge des Stiftungsvorstands
                     ein und gibt dem Stiftungsvorstand vor der Ernennung der übrigen planmäßigen Lehrer Gelegenheit, sich zu den beabsichtigten
                     Ernennungsvorschlägen zu äußern.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Zu planmäßigen Religionslehrern werden nur solche Bewerber ernannt, die der Oberkirchenrat für geeignet hält, die Seelsorge
                     an den Seminarzöglingen zu übernehmen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Zur Bekleidung der hauptamtlichen Lehrstellen sind nur Angehörige der evangelischen Landeskirche befähigt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Lehrer sind verpflichtet, neben dem Lehramt die Dienstleistungen für das Seminarheim zu übernehmen, die der Vorstand der
                     Ev. Seminarstiftung mit Genehmigung der Staatsbehörde festsetzt.
                  

               

               
                     § 6

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Bezüge der Vorstände und Lehrer der Seminarschulen werden von der Staatshauptkasse gezahlt. Der Wert der Dienstwohnung
                     oder Mietzinsentschädigung wird angerechnet, soweit nicht die Vereinbarung über die Seminare5 etwas anderes bestimmt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Höhe der Staatsleistung für die Vorstände und Lehrer der Schulen bleibt der Verabschiedung des Landtags vorbehalten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Leistungen des Staats für die sachlichen Kosten der Seminarschulen sind in der Vereinbarung über die Seminare geordnet6.
                  

               

               
                     § 77

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Seminarzöglinge, die freie Unterkunft und Verpflegung genießen, sind von der Entrichtung des Schulgelds für den Unterricht
                        in den Pflichtfächern befreit. Die übrigen Schüler zahlen für diesen Unterricht nach den näheren Bestimmungen der Staatsbehörde
                        das Schulgeld an die Staatskasse, das in der staatlichen Schulverordnung für die entsprechenden Klassen der Gymnasien festgesetzt
                        ist. Das Schulgeld für freiwilligen Unterricht regelt die  Staatsbehörde.

                  
                        (
                        2
                        )
                        Von dem Ertrag der Schulgelder für den Unterricht in den Pflichtfächern wird der Ev. Seminarstiftung die Summe von 500 RM jährlich zu Beiträgen an bedürftige Seminarzöglinge für die in den Seminarschulen benötigten Lernmittel
                        überlassen. Bei einer Änderung des Schulgeldsatzes ändert sich die Summe im gleichen Verhältnis.

               

               
                     § 8

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Verordnung tritt gleichzeitig mit der in § 2 genannten Vereinbarung in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Rechte der vorher ernannten Schulvorstände werden durch die Verordnung nicht berührt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die zuständige Staatsbehörde wird von dem Kultministerium bestimmt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Auf den Musikunterricht der Seminare findet die Verordnung keine Anwendung.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Elektronisch verfügbar unter Nr. 9_Archiv dieser Sammlung.
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Vgl. jetzt §§ 96 ff. Schulgesetz für Baden-Württemberg.

         

      

      3
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 384 dieser Sammlung.
            

         

      

      4
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 384 dieser Sammlung.
            

         

      

      5
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 384 dieser Sammlung.
            

         

      

      6
            Red. Anm.: Vgl. jetzt Art. 10 Abs. 3 i. V. m. Art. 25 Evangelischer Kirchenvertrag Baden-Württemberg, abgedruckt unter Nr. 15 dieser Sammlung.
            

         

      

      7
            Red. Anm.: Vgl. jetzt die Schulgeld- und Lernmittelfreiheit gemäß Art. 14 Abs. 2 Verfassung des Landes Baden-Württemberg und
               §§ 93, 94 Schulgesetz für Baden-Württemberg.
            

         

      

   
      

      
         390. Kirchliche Verordnung über die Tagungsstätten 
der Evangelischen Landeskirche in Württemberg (Tagungsstättenverordnung – TagStVO)
         

      

      
         Vom 14. Mai 2018

      

      
         (Abl. 68 S. 83), geändert durch Kirchl. Verordnung vom 7. Oktober 2024 (Abl. 71 Nr. 79)
         

      

      Nach gemeinsamer Beratung gemäß § 39 Absatz 1 Kirchenverfassungsgesetz wird verordnet:
      

      
                     § 1 
Geltungsbereich, Rechtsform
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Diese Verordnung gilt für folgende Tagungsstätten der Evangelischen Landeskirche in Württemberg:
                  

                  
                     
                        	
                           Evangelische Tagungsstätte Bad Boll,

                        

                        	
                           Evangelische Tagungsstätte Bad Urach,

                        

                        	
                           Evangelische Tagungsstätte Bernhäuser Forst.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die unter Absatz 1 genannten Tagungsstätten werden als ein Wirtschaftsbetrieb (Gesamtbetrieb) geführt, der gesondert Rechnung führt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Weitere Tagungsstätten können, soweit diese rechtlich selbstständig sind im Wege der Vereinbarung, andernfalls durch Erlass
                     des Oberkirchenrats in den Geltungsbereich dieser Verordnung einbezogen werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Gesamtbetrieb nimmt für die Umsetzung seiner Entscheidungen die zentralen Dienste in der Verwaltung der Landeskirche in
                     Anspruch, soweit dies der Oberkirchenrat nach Anhörung des Vorstands festlegt. 
                  

               

               
                     § 2 
Name, Sitz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Gesamtbetrieb führt im Geschäftsverkehr den Namen „Evangelische Tagungsstätten in Württemberg“.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Sitz des Gesamtbetriebes ist Stuttgart.
                  

               

               
                     § 3 
Zweck
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Gesamtbetrieb verfolgt kirchliche und nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Gesamtbetrieb verwirklicht diese Zwecke insbesondere durch:
                  

                  
                     
                        	
                           Zurverfügungstellung von Orten der Bildung, der Begegnung sowie der Erholung,

                        

                        	
                           Beherbergung und Verpflegung von Tagungs-, Erholungs- und sonstigen Gästen,

                        

                        	
                           Dienst- und Serviceleistungen jeder Art im Zusammenhang mit Tagungen, Bildungs- und Erholungsveranstaltungen,

                        

                        	
                           weitere Leistungen zur Unterstützung anderer Einrichtungen, Werke und Dienste oder Tagungsstätten und

                        

                        	
                           sonstige, den Betriebszweck fördernde und ihn wirtschaftlich berührende Hilfs- und Nebengeschäfte.

                        

                     

                  

               

               
                     § 4 
Vorstand
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Vorstand besteht aus den Geschäftsführerinnen oder Geschäftsführern der einzelnen Tagungsstätten und einer oder einem Vorsitzenden, die vom Oberkirchenrat berufen oder abberufen werden. Die mit der jeweiligen
                     Tagungsstätte verbundenen Einrichtungen, Werke und Dienste sind zuvor zu hören. Die Mitglieder des Vorstands unterliegen der
                     Dienstaufsicht des Oberkirchenrats. Der Oberkirchenrat führt zudem die Fachaufsicht über die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Vorstands.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Vorstand leitet den Gesamtbetrieb und vertritt diesen gegenüber den zentralen Diensten in der Verwaltung der Landeskirche.
                     Er ist Dienststellenleitung im Sinne des Mitarbeitervertretungsgesetzes. Er entscheidet im Rahmen des Wirtschaftsplans insbesondere über
                  

                  
                     
                        	
                           die Einstellung, Entlassung und alle sonstigen das Personal betreffenden Maßnahmen,

                        

                        	
                           die Beschaffung, Veräußerung und Erhaltung des Mobiliars.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Vorstand erlässt Rahmenrichtlinien
                  

                  
                     
                        	
                           zu den Leistungen der Tagungshäuser,

                        

                        	
                           zum Kostenersatz,

                        

                        	
                           zur Preisgestaltung,

                        

                        	
                           zum rechtlichen Rahmen der Nutzung (einheitliche Allgemeine Geschäftsbedingungen, Hausordnung),

                        

                        	
                           zum Marketing und Corporate Design,

                        

                        	
                           zum Belegungsmanagement,

                        

                        	
                           zum Einkauf,

                        

                        	
                           zur Buchhaltung, zum Controlling und Reporting,

                        

                        	
                           zur Datenverarbeitung und Datensicherheit,

                        

                        	
                           zur Qualifizierung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,

                        

                        	
                           zum praktischen Qualitätsmanagement,

                        

                        	
                           zur Kundenbefragung und ihrer Auswertung.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Vorstand berät über
                  

                  
                     
                        	
                           den Entwurf des Wirtschaftsplans und des Jahresabschlusses,

                        

                        	
                           die konzeptionelle Weiterentwicklung der Tagungsstätte einschließlich der hierfür erforderlichen Veränderungen an den Gebäuden.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Der Vorstand einigt sich auf Vorschlag der jeweiligen Tagungsstätte mit den Einrichtungen, Werken und Diensten, die mit dieser Tagungsstätte verbunden sind, über die gemeinschaftliche Nutzung der Gebäude und die
                     einheitlichen Nutzungsbedingungen, die mit den zentralen Diensten in der Verwaltung der Landeskirche festgelegt werden. Kommt
                     eine Einigung nicht zustande, entscheidet der Oberkirchenrat.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Der oder dem Vorsitzenden des Vorstands obliegt die ordnungsgemäße Führung des Gesamtbetriebes, die Führung der laufenden
                     Geschäfte des Gesamtbetriebs, die Mitwirkung bei der Auswahl des Personals sowie die Durchführung aller sonstigen Maßnahmen,
                     die einen effektiven Betriebsablauf gewährleisten. Sie oder er ist insbesondere für die Umsetzung der Vorstandsbeschlüsse
                     und die Einhaltung der Rahmenrichtlinien bei der Steuerung und Führung der einzelnen Tagungsstätten verantwortlich.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Das Nähere regelt die Geschäftsordnung des Vorstands, die der Oberkirchenrat erlässt.
                  

               

               
                     § 5 
Geschäftsführung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Geschäftsführerinnen oder Geschäftsführer der einzelnen Tagungsstätten sind für die ordnungsgemäße Führung der jeweiligen
                     Tagungsstätte verantwortlich. Sie unterliegen der Fachaufsicht der oder des Vorsitzenden des Vorstands.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Geschäftsführerinnen oder Geschäftsführer sind für den Teil des Wirtschaftsplans verantwortlich, der die von ihnen zu
                     leitende Tagungsstätte betrifft und tragen hierfür die Ergebnisverantwortung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Geschäftsführerinnen oder Geschäftsführer haben innerhalb der vom Vorstand erlassenen Rahmenrichtlinien insbesondere folgende
                     Aufgaben:
                  

                  
                     
                        	
                           Steuerung, Führung und Überwachung des Tagungsbetriebs,

                        

                        	
                           Reservierung und Belegungsmanagement,

                        

                        	
                           Kassenaufsicht, Fakturierung und vorbereitende Buchführung,

                        

                        	
                           Vorbereitung des Jahresabschlusses der Tagungsstätte,

                        

                        	
                           Ausübung der laufenden Fach- und Dienstaufsicht über die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Tagungsstätte.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Sie benennen im Einvernehmen mit dem Vorstand je eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter. Diese oder dieser vertritt
                     sie bei Abwesenheit der Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Geschäftsführerinnen oder Geschäftsführer haben den Vorstand in allen wichtigen Angelegenheiten, insbesondere in Finanz-
                     und Personalangelegenheiten, rechtzeitig und umfassend zu informieren. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Soweit eine Geschäftsführerin oder ein Geschäftsführer zugleich eine Einrichtung, ein Werk oder einen Dienst leitet, hat sie
                     oder er aus dieser Verbindung erwachsende Interessenkonflikte dem Oberkirchenrat umgehend anzuzeigen. Können Interessenkonflikte nicht gelöst werden, entscheidet der Oberkirchenrat.
                  

               

               
                     § 6 
Zusammenarbeit mit den mit der Tagungsstätte verbundenen kirchlichen Einrichtungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Soweit die Tagungsstätte mit einer Einrichtung, einem Werk oder Dienst oder mehreren Einrichtungen, Werken und Diensten verbunden ist, arbeiten die oder der Vorsitzende des Vorstands und die Geschäftsführerinnen oder Geschäftsführer mit den Einrichtungen, Werken und Diensten vertrauensvoll
                     und partnerschaftlich zusammen. Die Tagungsstätte weist auf Angebote der Einrichtungen, Werke und Dienste hin, mit denen sie
                     verbunden ist. Die Einrichtungen können sich nach Maßgabe der Geschäftsordnung inhaltlich in die Arbeit der Tagungsstätte
                     einbringen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Geschäftsführerinnen oder Geschäftsführer der Tagungsstätten sollen regelmäßig zur Besprechung anstehender Fragen des
                     Tagungsbetriebs und der Tagungsstätte sowie zum Austausch von Vorschlägen und Anregungen mit den Verantwortlichen der Einrichtungen, Werke und Dienste, mit denen die Tagungsstätte verbunden ist, zusammenkommen. Die oder der Vorsitzende des Vorstands ist hierzu mindestens einmal jährlich einzuladen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei der Durchführung von Veranstaltungen und Seminaren haben die mit der Tagungsstätte verbundenen Einrichtungen, Werke und Dienste Belegungsvorrang, soweit der jeweilige Belegungsbedarf mit angemessener Frist
                     angemeldet worden ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Geschäftsführerinnen und Geschäftsführer sind verpflichtet, bei der Tagungsstätte angemeldete Tagungen oder Veranstaltungen
                     Dritter den Verantwortlichen der Einrichtungen, Werke und Dienste, mit denen die Tagungsstätte verbunden ist, vor der Erteilung der verbindlichen Zusage mitzuteilen. Werden
                     von den Verantwortlichen hierauf Bedenken gegen die Vereinbarkeit von Tagungen oder Veranstaltungen mit dem kirchlichen Interesse vorgebracht, haben die Geschäftsführerinnen und Geschäftsführer darauf einzugehen. Können die Bedenken nicht ausgeräumt
                     werden, so entscheidet der Oberkirchenrat.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Geschäftsführerinnen und Geschäftsführer haben Hinweisen der Verantwortlichen der Einrichtungen, Werke und Dienste, mit
                     denen die Tagungsstätte verbunden ist, auf Widersprüche in dem Profil der Tagungsstätte mit dem Profil dieser Einrichtungen,
                     Werke und Dienste nachzugehen. Die Geschäftsführerinnen und Geschäftsführer wachen darüber, dass das Profil der Tagungsstätte
                     gegenüber den Einrichtungen, Werken und Diensten, mit denen sie verbunden ist, gewahrt bleibt. Sie weisen die Verantwortlichen
                     dieser Einrichtungen, Werke und Dienste auf Widersprüche in dem Profil der Einrichtungen, Werke und Dienste mit dem Profil der Tagungsstätte hin.
                     Kann ein Einvernehmen über die Beseitigung des jeweiligen Widerspruchs nicht hergestellt werden, entscheidet der Oberkirchenrat.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Das Nähere zur Zusammenarbeit der Tagungsstätten mit den Einrichtungen, Werken und Diensten der Landeskirche regelt eine vom
                     Oberkirchenrat erlassene Geschäftsordnung.
                  

               

               
                     § 7 
Wirtschaftsjahr
                     

                  

                  Das Wirtschaftsjahr des Gesamtbetriebes ist das Haushaltsjahr der Evangelischen Landeskirche in Württemberg.

               

               
                     § 8 
Wirtschaftsplan
                     

                  

                  Für jedes Wirtschaftsjahr ist vor dessen Beginn vom Vorstand ein Wirtschaftsplan aufzustellen, der mit dem landeskirchlichen Haushaltsplan über die Zuführungen oder die Ablieferungen verbunden ist. Die Beschlussfassung
                     über den Wirtschaftsplan obliegt dem Oberkirchenrat.
                  

               

               
                     § 9 
Jahresabschluss
                     

                  

                  Der Entwurf des Jahresabschlusses ist innerhalb von drei Monaten nach Ende des Wirtschaftsjahres dem Oberkirchenrat zur Beschlussfassung vorzulegen.

               

            

         

      

      

   
      

      
         396. Satzung der Martin-Haug-Stiftung zur Förderung des Nachwuchses für kirchliche Berufe

      

      
         Bekanntmachung des Oberkirchenrats vom 5. Januar 1966 (Abl. 42 S. 49), geändert durch Beschluss vom 5. August 1983 (Abl. 50
            S. 572)
         

      

      Mit Zustimmung des Ständigen Ausschusses der 6. Landessynode errichtet der Oberkirchenrat der Württembergischen Evangelischen
         Landeskirche aus Anlaß des 70. Geburtstages des Altlandesbischofs D. Dr. Martin Haug am 14. Dezember 1965 eine nicht rechtsfähige
         Stiftung, die den Namen
      

      „Martin-Haug-Stiftung“

      trägt und der Förderung des Nachwuchses für alle kirchlichen Berufe in der Landeskirche, ihren Werken und Einrichtungen dient.

      
                     § 1
Zweck und Form der Stiftung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der ausschließliche Zweck der Stiftung ist, begabte Jugendliche, junge Männer und Mädchen, die sich nach Abschluß ihrer Schulzeit
                     zur Vorbereitung auf einen kirchlichen Beruf entschieden haben, durch unmittelbare Gewährung von Ausbildungsstipendien oder
                     durch Beihilfen für die Kosten der Ausbildung oder der Lernmittel zu fördern.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Diese Hilfe soll in erster Linie solchen begabten Jugendlichen zugute kommen, deren Eltern oder die selbst nicht die vollen
                     Ausbildungskosten tragen können. Dies gilt besonders für Jugendliche aus Familien, die mehrere in der Ausbildung zu einem
                     Beruf stehende Kinder haben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Stiftung dient ausschließlich und unmittelbar kirchlichen Zwecken.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Stiftung ist nicht rechtsfähig. Sie wird beim Oberkirchenrat in Stuttgart verwaltet.
                  

               

               
                     § 2
Stiftungskapital
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Evangelische Landeskirche in Württemberg, vertreten durch den Oberkirchenrat in Stuttgart, widmet für den Zweck der Stiftung
                     70 000 DM.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Etwaige weitere, der Stiftung gewidmete Zuwendungen werden dem Stiftungskapital zugerechnet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Stiftungskapital ist ausschließlich für die in § 1 der Satzung genannten kirchlichen Zwecke bestimmt und dementsprechend gebunden.
                  

               

               
                     § 3
Verwendung des Stiftungskapitals und seiner Erträgnisse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zur Erfüllung des Stiftungszwecks sind in erster Linie die Erträgnisse des Stiftungskapitals zu verwenden. Soweit sie nicht
                     ausreichen, kann auch das Stiftungskapital angegriffen werden. Nicht verbrauchte Erträgnisse können dem Stiftungskapital zugerechnet
                     werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Überschüsse aus der Tätigkeit der Stiftung dürfen nur für die Zwecke der Stiftung (§ 1) verwendet werden.
                  

               

               
                     § 4
Verwaltung der Stiftung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Stiftung wird von einem Stiftungsrat verwaltet, der auf Vorschlag des Oberkirchenrats vom Landesbischof auf sechs Jahre
                     berufen wird. Zum Stiftungsrat gehören:
                     
                        	
                           1 Mitglied, das der Landesbischof zum Vorsitzenden bestellt,

                        

                        	
                           1 Mitglied der Landessynode,
1 Mitglied des Oberkirchenrats,
1 Vertreter des Diakonischen Werks der Landeskirche
(Innere Mission und Hilfswerk),
1 Vertreter der Württ. Evang. Arbeitsgemeinschaft für Weltmission.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die Mitglieder unter Abs. 1 Buchstaben a) und b) ist je ein Stellvertreter zu berufen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Oberkirchenrat nimmt, bevor er dem Landesbischof seinen Vorschlag für die Berufung der Mitglieder des Stiftungsrats (Abs.
                     1) macht, mit dem Präsidenten der Landessynode und mit dem Vorsitzenden des Diakonischen Werks und der Arbeitsgemeinschaft
                     für Weltmission Fühlung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Mitglieder des Stiftungsrats und ihre Stellvertreter können wieder berufen werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Stiftung wird durch den Stiftungsrat vertreten. Dieser kann eines seiner Mitglieder mit der alleinigen Vertretung beauftragen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die Mitglieder des Stiftungsrats erfüllen ihre Aufgaben unentgeltlich. Für alle, die mit der Verwaltung der Stiftung zu tun
                     haben, gilt, daß niemand durch Ausgaben, die dem Zweck der Stiftung fremd sind, oder durch Vergütungen begünstigt werden darf.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Der Oberkirchenrat führt die Geschäfte der Stiftung. Die Rechnung der Stiftung unterliegt der Prüfung durch das Rechnungsprüfamt
                     der Landeskirche. Zuständig für die Entlastung ist der Ständige Ausschuß der Landessynode.
                  

               

               
                     § 5
Änderung oder Auflösung der Stiftung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Zweck der Stiftung darf nur im Rahmen von gemeinnützigen, mildtätigen und kirchlichen Zwecken geändert werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zu einer Änderung des Stiftungszwecks ist ein einstimmiger Beschluß des Stiftungsrats erforderlich, welcher der Bestätigung
                     durch den Oberkirchenrat und durch den Ständigen Ausschuß der Landessynode bedarf.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Dasselbe gilt für einen Beschluß über die Auflösung der Stiftung. Im Falle der Auflösung oder Aufhebung der Stiftung fällt
                     das Stiftungskapital an die Evangelische Landeskirche in Württemberg mit der Auflage, es ausschließlich für kirchliche Zwecke
                     im Sinne der Stiftungssatzung zu verwenden.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         397. Martin-Haug-Stiftung – Richtlinien

      

      
         Bekanntmachung des Oberkirchenrats vom 27. November 2013 (Abl. 65 S. 700)
         

      

      
            I.
Martin-Haug-Stiftung – Richtlinien
            

         

         Für Anträge an die Martin-Haug-Stiftung in Stuttgart auf Bewilligung von Stipendien oder Ausbildungshilfen werden im Einvernehmen
            mit dem Stiftungsrat folgende Richtlinien gegeben:
         

         
            
               	
                   Nach § 1 der Stiftungssatzung sollen begabte junge Männer und Frauen, die sich nach Abschluss ihrer Schulzeit zur Vorbereitung
                     auf einen kirchlichen Beruf entschieden haben, durch unmittelbare Gewährung von Stipendien oder Hilfen für die Kosten der
                     Ausbildung oder der Lernmittel gefördert werden.
                  

               

               	
                   Der Stiftungsrat hat beschlossen:

                  
                     
                        	
                            Die Martin-Haug-Stiftung stellt sich vor allem die Aufgabe, Sonderwege der Ausbildung zu fördern. In Ausnahmefällen gehört
                              dazu auch die Ergänzung einer schulischen Ausbildung, um danach einen kirchlichen Beruf zu ergreifen. Ferner können aus der
                              Martin-Haug-Stiftung Stipendien und Ausbildungshilfen gegeben werden für junge Menschen, die sich an auswärtigen Ausbildungsstätten
                              auf einen im Dienstbereich der Landeskirche auszuübenden Beruf vorbereiten.
                           

                        

                        	
                            Die finanzielle Hilfe dient der Nachwuchsförderung für alle kirchlichen Berufe im Dienst der Verkündung, Unterweisung, Diakonie,
                              Sozialarbeit und Verwaltung.
                           

                        

                        	
                            Da junge Männer und Frauen in ihrer Ausbildung finanziell gefördert werden sollen, können, von begründeten Ausnahmefällen
                              abgesehen, Stipendien und Ausbildungshilfen aus der Stiftung nur bis zum vollendeten 27. Lebensjahr bewilligt werden. Ausnahmen
                              sind möglich, wenn eine Ausbildung aus Gründen, welche die antragsstellende Person nicht zu vertreten hat, verzögert wurde,
                              oder wenn die Überschreitung der Altersgrenze in der Natur der Ausbildung liegt.
                           

                        

                     

                  

               

               	
                   Anträge an die Martin-Haug-Stiftung sind unter Verwendung des nachstehend abgedruckten Formulars einzureichen. Sie sind zu
                     begutachten:
                  

                  
                     
                        	
                            antragstellende Personen, die ihre Ausbildung bereits begonnen haben, von der zuständigen Ausbildungsstätte;

                        

                        	
                            bei Anträgen aus dem Bereich der Diakonie durch die Arbeitsgemeinschaft der Diakonischen Werke in Württemberg;

                        

                        	
                            bei Anträgen aus dem Bereich der Mission durch die Württ. Evang. Arbeitsgemeinschaft für Weltmission.

                        

                     

                  

                  Die gutachterliche Äußerung soll vor allem Eingehen auf die Person des Antragstellenden, seine Haltung zur Kirche und seine
                     voraussichtliche Eignung für die gewählte Ausbildung. Die Stiftung behält sich vor, auch eine Äußerung des zuständigen Heimatpfarramts
                     einzuholen.
                  

               

               	
                   Zuwendungen aus der Martin-Haug-Stiftung (Stipendien, Ausbildungshilfen) werden schwerpunktartig gegeben, soweit nicht andere
                     Förderungsmöglichkeiten, einschließlich zumutbarer Leistungen der Unterhaltungsverpflichteten, zur Verfügung stehen. Die Förderung
                     kann auf einen Teil der Ausbildung begrenzt oder für deren ganze Dauer bewilligt werden. Ihre Höhe richtet sich nach den im
                     Einzelfall bestehenden Bedürfnissen und nach den zur Verfügung stehenden Mitteln.
                  

               

               	
                   Die Stipendien und Ausbildungshilfen werden in der Regel zunächst als zinslose Darlehen gegeben, und zwar unter der Voraussetzung,
                     dass sich die antragstellende Person verpflichtet, den Beruf, dem die Ausbildung dient, im Dienstbereich der Württ. Landeskirche,
                     bei der Diakonie und Mission in einer entsprechenden Tätigkeit, während einer bestimmten Dauer auszuüben. Diese Verpflichtung
                     (im Allgemeinen mindestens 3, höchstens 5 Jahre) wird bei Bewilligung des Stipendiums oder der Ausbildungshilfe festgesetzt.
                     Nach Erfüllung der Verpflichtung wird das zinslose Darlehen voll in einen Beitrag umgewandelt; bei vorzeitigem Ausscheiden
                     kann ein entsprechender Teil des Darlehens erlassen werden.
                  

               

               	
                   Anträge an die Martin-Haug-Stiftung können bis spätestens 1. April jedes Jahres eingereicht werden. Ausnahmsweise ist es
                     in besonderen Dringlichkeitsfällen möglich, Anträge auch danach zu stellen. Auf vollständige Ausfüllung und Begründung der
                     Anträge bitten wir besonders zu achten. Die Antragsformulare sind beim Evang. Oberkirchenrat, Dezernat Kirche und Bildung,
                     Geschäftsführung Martin-Haug-Stiftung (Tel. 0711/2149-120, Fax 0711/2149-9120) erhältlich.
                  

               

               	
                   Über die eingehenden Anträge entscheidet der Stiftungsrat der Martin-Haug-Stiftung endgültig. Die Stiftung gibt in jedem
                     Falle einen schriftlichen Bescheid an den Antragsteller, von dem die begutachtende Stelle Abschrift erhält.
                  

               

            

         

      

      
            II.

         

         Das bisherige Stiftungskapital der Martin-Haug-Stiftung ist von der Landeskirche, von der Württ. Evang. Arbeitsgemeinschaft
            für Weltmission, dem Landesverband der Inneren Mission, dem Württ. Pfarrverein sowie durch Einzelspenden aufgebracht worden.
            Da nach der Stiftungssatzung die Förderung in erster Linie aus dem Stiftungskapital erfolgen soll, ist es geboten, der Martin-Haug-Stiftung
            weiteres Kapital zuzuführen, damit sie die dringenden Aufgaben der Nachwuchsförderung recht erfüllen kann.
         

         Auch die Kirchenbezirke und Kirchengemeinden sollten dazu aus verfügbaren Mitteln beitragen.

         Wir bitten ferner die Gemeindeglieder immer wieder – im Interesse der Nachwuchsgewinnung und -förderung – zu Opfern und Spenden
            für die Martin-Haug-Stiftung.
         

      

      

   
      

      
         400. Ordnung über die Einführung in kirchliche Dienste (Einführungsordnung)

      

      
         Vom 4. Juli 1970

      

      
         (Abl. 44 S. 412), geändert durch Kirchl. Gesetz vom 3. Juni 1977 (Abl. 47 S. 541), vom 26. November 1981 (Abl. 49 S. 466), vom 23. Februar 1983 (Abl. 50 S. 363), vom 24. November 1993 (Abl. 55 S. 722), vom 27. November 2012 (Abl. 65 S. 269, 277), vom 3. Juli 2021 (Abl. 69 S. 573, 575) und vom 25. Oktober 2025 (Abl. 71 Nr. 200)
         

      

      und

      401. Ausführungsbestimmungen zur Einführungsordnung1
Vom 9. Dezember 2025

      (Abl. 71 Nr. 213)
      

      
                     § 1
Allgemeines
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Mit der Einführung im Gottesdienst der Gemeinde wird die Berufung in einen kirchlichen Dienst öffentlich bestätigt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Eingeführt werden Pfarrer, Prädikanten, Diakone, Bevollmächtigte für die Erteilung von Religionsunterricht und Kirchengemeinderäte.
                     Weitere Mitarbeiter können im Gottesdienst in den kirchlichen Dienst eingeführt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Einführung erfolgt mit Übernahme des Dienstes. Sie wird rechtzeitig und in geeigneter Weise bekanntgemacht. Für Ablauf
                     und Inhalt des Einführungsgottesdienstes gilt die hierfür vorgesehene Gottesdienstordnung. Ist die Einführung mit dem Auftrag
                     zum Dienst in einer bestimmten Gemeinde verbunden, so findet sie im Gottesdienst dieser Gemeinde statt. Gilt der Dienst des
                     Mitarbeiters einem Kirchenbezirk, so erfolgt die Einführung im Gottesdienst der Bezirkssynode oder einer größeren Bezirksgemeinde.
                     Weitere Regelungen für besondere Fälle trifft, soweit sich aus den folgenden Bestimmungen nichts anderes ergibt, der Evangelische
                     Oberkirchenrat im Benehmen mit den Beteiligten.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Zu § 1:

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	1.

                                       	
                                          Die gottesdienstliche Einführung erfolgt nach dem Gottesdienstbuch für die Evangelische Landeskirche in Württemberg, Zweiter
                                             Teil, Sakramente und Amtshandlungen, Teilband Einführungen und Verabschiedungen. 
                                          

                                       

                                       	2.

                                       	
                                          Die Einführung in den Pfarrdienst (Ordination) ist in § 2 der Einführungsordnung mit Verweis auf das in § 2 Absatz 1 des Württembergischen Pfarrergesetzes2 enthaltene Amtsversprechen geregelt.
                                          

                                       

                                       	3.

                                       	
                                          Das Amtsversprechen der Pfarrerinnen und Pfarrer, der Dekaninnen und Dekane sowie der Schuldekaninnen und Schuldekane hat
                                             bei ihrer Investitur beziehungsweise Einführung folgenden Wortlaut: 
                                          

                                          
                                             
                                                	

                                                	
                                                   „Im Aufsehen auf Jesus Christus, den alleinigen Herrn der Kirche, will ich meinen Teil dazu beitragen, das Evangelium von
                                                      Jesus Christus, wie es in der Heiligen Schrift gegeben und in den Bekenntnissen der Reformation bezeugt ist, aller Welt zu
                                                      verkündigen. 
                                                   

                                                   Als Pfarrerin / Pfarrer zur öffentlichen Wortverkündigung berufen will ich daran mitarbeiten, dass die Kirche auf den Grund
                                                      des Evangeliums von Jesus Christus gebaut werde. 
                                                   

                                                   Meinen Dienst will ich nach der Ordnung unserer Landeskirche tun. 

                                                   [(Wenn die einzuführende Schuldekanin / der einzuführende Schuldekan nicht ordiniert ist:) Als Schuldekanin / Schuldekan will ich daran mitarbeiten, dass die Kirche auf den Grund des Evangeliums von Jesus Christus
                                                      gebaut werde. Meinen Dienst will ich nach der Ordnung unserer Landeskirche tun.] 
                                                   

                                                   Ich will achthaben auf Lehre und Leben und dem wehren, was dem Evangelium widerspricht. Ich will die Einheit der Kirche fördern.
                                                      
                                                   

                                                   Ich werde über das schweigen, was mir seelsorglich anvertraut wird, (Pfarrerinnen und Pfarrer:) und ich werde das Beichtgeheimnis
                                                      wahren. 
                                                   

                                                   In meinem Leben, Reden und Tun will ich Gott dienen.“

                                                

                                             

                                          

                                       

                                       	4.

                                       	
                                          Die Landesbischöfin oder der Landesbischof hat als Geistliche oder als Geistlicher bei Antritt ihres oder seines Dienstes
                                             das nachstehende Amtsversprechen in Gegenwart der Mitglieder des Oberkirchenrats und der Landessynode in einem Gottesdienst
                                             der Gemeinde abzulegen:
                                          

                                          
                                             
                                                	

                                                	
                                                   „Ich gelobe vor Gott, mein Amt im Aufsehen auf Jesus Christus zu führen, den alleinigen Herrn der Kirche.

                                                   Gebunden an mein Ordinationsgelübde will ich in meinem Teil dafür Sorge tragen, dass die Kirche in Verkündigung, Ordnung und
                                                      Leben auf den Grund des Evangeliums gebaut werde, wie es in der Heiligen Schrift gegeben und in den Bekenntnissen der Reformation
                                                      bezeugt ist. 
                                                   

                                                

                                             

                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	

                                       	
                                          
                                             
                                                	

                                                	
                                                   Ich will in dem mir übertragenen Amt die Ehre Gottes und das Heil der Menschen unverrückt im Auge behalten, über die Gemeinden
                                                      und Dienerinnen und Diener der Landeskirche als Hirte wachen, die Verfassung der Kirche und ihre Ordnungen gewissenhaft wahren,
                                                      ihre Einrichtungen nach Kräften fördern und in allem darauf achthaben, dass falscher Lehre, der Unordnung und dem Ärgernis
                                                      in der Kirche gewehrt werde.
                                                   

                                                   Ich will die geschwisterliche Verbundenheit der Landeskirche mit den anderen evangelischen Kirchen in Deutschland und mit
                                                      der ganzen Christenheit der Welt nach Kräften pflegen, die Sache des Evangeliums vor der Öffentlichkeit nach bestem Wissen
                                                      und Gewissen vertreten und so treulich mithelfen, dass die Kirche in allen Stücken wachse an dem, der das Haupt ist: Christus.“
                                                   

                                                

                                             
Über die Amtsverpflichtung wird anschließend eine Niederschrift erstellt.
                                          

                                       

                                       	5.

                                       	
                                          Die Beauftragung mit dem Prädikantendienst ist in § 6 Absatz 2 der Prädikantenordnung3 geregelt. Das Amtsversprechen lautet wie folgt: 
                                          

                                          
                                             
                                                	

                                                	
                                                   „Im Aufsehen auf Jesus Christus, den alleinigen Herrn der Kirche, will ich meinen Teil dazu beitragen, das Evangelium von
                                                      Jesus Christus, wie es in der Heiligen Schrift gegeben und in den Bekenntnissen der Reformation bezeugt ist, aller Welt zu
                                                      verkündigen. 
                                                   

                                                   Als Prädikantin / Prädikant zur öffentlichen Wortverkündigung berufen will ich daran mitarbeiten, dass die Kirche auf den
                                                      Grund des Evangeliums von Jesus Christus gebaut werde. 
                                                   

                                                   Meinen Dienst will ich nach der Ordnung unserer Landeskirche tun. Ich will achthaben auf Lehre und Leben und dem wehren, was
                                                      dem Evangelium widerspricht.
                                                   

                                                   Ich will die Einheit der Kirche fördern. 

                                                   Ich werde über das schweigen, was mir seelsorglich anvertraut wird. 

                                                   In meinem Leben, Reden und Tun will ich Gott dienen.“

                                                

                                             

                                          

                                       

                                       	6.

                                       	
                                          Näheres zur Berufung in den Diakonat bestimmt § 5 Absatz 5 Diakoninnen- und Diakonengesetz4. Das Amtsversprechen lautet wie folgt: 
                                          

                                          
                                             
                                                	

                                                	
                                                   „Im Aufsehen auf Jesus Christus, den alleinigen Herrn der Kirche, will ich meinen Teil dazu beitragen, das Evangelium von
                                                      Jesus Christus, wie es in der Heiligen Schrift gegeben und in den Bekenntnissen der Reformation bezeugt ist, aller Welt zu
                                                      verkündigen. 
                                                   

                                                   Als Diakonin / Diakon will ich daran mitarbeiten, dass die Kirche auf den Grund des Evangeliums von Jesus Christus gebaut
                                                      werde. 
                                                   

                                                   Meinen Dienst will ich nach der Ordnung unserer Landeskirche tun. Ich will achthaben auf Lehre und Leben und dem wehren, was
                                                      dem Evangelium widerspricht. 
                                                   

                                                   Ich will die Einheit der Kirche fördern. 

                                                   Ich werde über das schweigen, was mir seelsorglich anvertraut wird. 

                                                   In meinem Leben, Reden und Tun will ich Gott dienen.“

                                                

                                             

                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	

                                       	
                                          Grundlage für die Einführung in einen konkreten Dienst ist § 10 Absatz 1 des Diakoninnen- und Diakonengesetzes5. 
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	7.

                                       	
                                          Die für die Einführung der für die Erteilung von Religionsunterricht an Schulen Bevollmächtigten (Vokation von Lehrkräften)
                                             maßgeblichen Bestimmungen sind in § 2 Absatz 2 und § 3 der Vokationsordnung6 sowie in den Nummern 8 und 10 der Ausführungsbestimmungen zur Vokationsordnung7 enthalten. Das Amtsversprechen lautet wie folgt: 
                                          

                                          
                                             
                                                	

                                                	
                                                   „Im Aufsehen auf Jesus Christus, den alleinigen Herrn der Kirche, will ich meinen Teil dazu beitragen, das Evangelium von
                                                      Jesus Christus, wie es in der Heiligen Schrift gegeben und in den Bekenntnissen der Reformation bezeugt ist, aller Welt zu
                                                      verkündigen. 
                                                   

                                                   Als evangelische Religionslehrerin / evangelischer Religionslehrer will ich daran mitarbeiten, dass die Kirche auf den Grund
                                                      des Evangeliums von Jesus Christus gebaut werde. 
                                                   

                                                   Meinen Dienst will ich nach den Ordnungen unserer Landeskirche tun. Ich will achthaben auf Lehre und Leben und dem wehren,
                                                      was dem Evangelium widerspricht.
                                                   

                                                   Ich will die Einheit der Kirche fördern. 

                                                   Ich werde über das schweigen, was mir seelsorglich anvertraut wird. 

                                                   In meinem Leben, Reden und Tun will ich Gott dienen.“

                                                

                                             

                                          

                                       

                                       	8.

                                       	
                                          Die Einführung von Kirchengemeinderätinnen und Kirchengemeinderäten mit dem Wortlaut der Verpflichtung ist in § 34 der Kirchlichen Wahlordnung8 näher geregelt. 
                                          

                                       

                                       	9.

                                       	
                                          Weitere Mitarbeitende, die in der Regel im Gottesdienst in einen kirchlichen Dienst eingeführt werden, sind beispielsweise
                                             Jugendreferentinnen und Jugendreferenten, Mesnerinnen und Mesner, beruflich Mitarbeitende in der Kinder- und Jugendarbeit,
                                             im kirchenmusikalischen, gemeindepädagogischen, religionspädagogischen oder sozialdiakonischen Dienst sowie weitere haupt-
                                             und ehrenamtlich Mitarbeitende.
                                          

                                       

                                       	10.

                                       	
                                          Die oder der Einzuführende ist vor der Einführung auf deren Bedeutung hinzuweisen. Der Wortlaut des Amtsversprechens ist ihr
                                             oder ihm in Textform mitzuteilen. 
                                          

                                       

                                       	11.

                                       	
                                          Abgesehen von den Fällen des § 2 der Einführungsordnung ist jede ordinierte Pfarrerin und jeder ordinierte Pfarrer der Landeskirche zur Vornahme der Einführung ermächtigt. Nichtordinierte
                                             bedürfen einer besonderen Ermächtigung durch den Oberkirchenrat. Das Gleiche gilt für Ordinierte, die nicht im Dienst der
                                             Landeskirche stehen.
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 2
Einführung in den Pfarrdienst (Ordination)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Mit der Einführung in den Pfarrdienst (Ordination) wird öffentlich bestätigt, daß der Ordinierte mit dem Dienst eines Pfarrers
                     beauftragt und insbesondere zur geordneten öffentlichen Wortverkündung, zur Verwaltung der Sakramente und zur Vornahme von
                     Amtshandlungen ermächtigt ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Ordination erfolgt in der Regel nach der zweiten evangelisch-theologischen Dienstprüfung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Ordiniert kann werden, wer
                     
                        	
                           die erforderliche Vorbildung besitzt,

                        

                        	
                           persönlich geeignet und

                        

                        	
                           bereit ist, die mit der Wahrnehmung eines pfarramtlichen Dienstes verbundenen Verpflichtungen zu übernehmen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Bereitschaft nach Absatz 3 Buchstabe c ist mit den in § 2 Absatz 1 Württembergisches Pfarrergesetz9 enthaltenen Worten zu erklären und schriftlich zu bestätigen:
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                              	
                                 „Im Aufsehen auf Jesus Christus, den alleinigen Herrn der Kirche, bin ich bereit, mein Amt als Diener des göttlichen Wortes
                                    zu führen und mitzuhelfen, daß das Evangelium von Jesus Christus, wie es in der Heiligen Schrift gegeben und in den Bekenntnissen
                                    der Reformation bezeugt ist, aller Welt verkündigt wird.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Ich will in meinem Teil dafür Sorge tragen, daß die Kirche in Verkündung, Lehre und Leben auf den Grund des Evangeliums gebaut
                                    werde und will darauf achthaben, daß falscher Lehre, der Unordnung und dem Ärgernis in der Kirche gewehrt werde.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Ich will meinen pfarramtlichen Dienst im Gehorsam gegen Jesus Christus nach der Ordnung unserer Landeskirche tun und das Beichtgeheimnis
                                    wahren.“
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Ermächtigung nach Abs. 1 kann vom Evangelischen Oberkirchenrat auch ohne Ordination für begrenzte Zeit erteilt werden,
                     wenn eine schriftliche Verpflichtung auf die Ordnung der Landeskirche vorliegt.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        (gestrichen)
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Die Einführung in den Pfarrdienst wird in der Regel vom zuständigen Dekan vorgenommen. Er bedarf der Ermächtigung des Evangelischen
                     Oberkirchenrats. Neben dem Kirchengemeinderat und einem Vertreter des Kirchenbezirks sollen die Landessynode und die Heimatgemeinde
                     des Ordinierten im Gottesdienst vertreten sein. Aus diesen Vertretern wählt der Ordinierte zwei Zeugen. Der Vollzug der Einführung
                     wird vom Ordinator und von den Zeugen beurkundet.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Zu § 2: 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	12.

                                       	
                                          Die Ordination findet entweder mit der Übernahme des ersten Dienstauftrags im unständigen Dienst im Pfarramt oder auf Antrag
                                             der Dekanin oder des Dekans am Ende des Vorbereitungsdienstes als gemeinsame Ordination der Vikarinnen und Vikare eines Kirchenbezirks
                                             statt, sofern deren Aufnahme in den unständigen Dienst im Pfarramt durch den Oberkirchenrat beschlossen und mitgeteilt ist.
                                          

                                       

                                       	13.

                                       	
                                          Im Blick auf die Anerkennung der Ordination und die entsprechenden Regelungen ist auf die agendarische Form besonders der
                                             Kernstücke der Ordinationshandlung sorgfältig zu achten.
                                          

                                       

                                       	14.

                                       	
                                          Wer ordiniert oder nach § 2 Absatz 5 der Einführungsordnung ermächtigt ist, führt die Amtsbezeichnung „Pfarrerin“ oder „Pfarrer“,
                                             wenn ihr oder ihm ein ständiges Pfarramt übertragen ist. In besonderen Fällen kann die Amtsbezeichnung von der Landesbischöfin
                                             oder vom Landesbischof einer oder einem Ordinierten ohne die Übertragung eines ständigen Pfarramtes verliehen werden. Die
                                             oder der Ordinierte oder nach § 2 Absatz 5 der Einführungsordnung Ermächtigte trägt bei Gottesdiensten und entsprechenden
                                             Amtshandlungen die Amtstracht einer Pfarrerin oder eines Pfarrers.
                                          

                                       

                                       	15.

                                       	
                                          Die Einführung in ein ständiges Pfarramt (Investitur) findet in der Regel bei oder unmittelbar nach der tatsächlichen Aufnahme
                                             der Dienstgeschäfte statt.
                                          

                                       

                                       	16.

                                       	
                                          Nach dem Einführungsgottesdienst wird der Pfarrerin oder dem Pfarrer von der oder dem Einführenden die Ernennungsurkunde übergeben,
                                             falls sie nicht aus besonderen Gründen vorweg ausgehändigt werden musste (vgl. § 9 Absatz 2 Pfarrstellenbesetzungsgesetz10).
                                          

                                       

                                       	17.

                                       	
                                          Der Vollzug der Einführung ist dem Oberkirchenrat von der oder dem Einführenden schriftlich zu bestätigen.

                                       

                                       	18.

                                       	
                                          Wird einer nichtordinierten Pfarramtsbewerberin oder einem nichtordinierten Pfarramtsbewerber ein Auftrag übertragen, der
                                             sie oder ihn für längere Zeit regelmäßig zum pfarramtlichen Dienst in einer Gemeinde verpflichtet, so wird dies gleichzeitig
                                             dem für diese Gemeinde zuständigen Dekanatamt mitgeteilt. Die Dekanin oder der Dekan oder eine von ihr oder ihm bestimmte
                                             ordinierte Pfarrerin oder ein von ihr oder ihm bestimmter ordinierter Pfarrer der Landeskirche führt mit der Pfarramtsbewerberin
                                             oder dem Pfarramtsbewerber alsbald ein Ordinationsgespräch und teilt ihr oder ihm den Wortlaut des Amtsversprechens schriftlich
                                             mit.
                                          

                                       

                                       	19.

                                       	
                                          Der Oberkirchenrat kann in Ausnahmefällen eine andere ordinierte Pfarrerin oder einen anderen ordinierten Pfarrer der Landeskirche
                                             zur Ordinatorin oder zum Ordinator bestimmen.
                                          

                                       

                                       	20.

                                       	
                                          Die Dekanin oder der Dekan führt das der Ordination vorangehende Ordinationsgespräch. Es empfiehlt sich, dieses Ordinationsgespräch
                                             anlässlich einer Ordinationsvorbereitungstagung zu führen, gegebenenfalls auch mit den Ordinandinnen und Ordinanden eines
                                             benachbarten Kirchenbezirks zusammen. Mit dem Antrag auf Erteilung der Ermächtigung zur Einführung in den Pfarrdienst gemäß
                                             § 2 Absatz 7 Satz 2 der Einführungsordnung teilt die Dekanin oder der Dekan das Ergebnis des Ordinationsgesprächs, Zeit und Ort der Einführung sowie die Person der
                                             oder des Einführenden mit.
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	21.

                                       	
                                          Die Urkunden zur schriftlichen Bestätigung nach § 2 Absatz 4 und § 2 Absatz 7 Satz 5 der Einführungsordnung sind doppelt auszufertigen. Eine Fertigung erhält die oder der Eingeführte. Die zweite Fertigung ist dem Oberkirchenrat zu
                                             übersenden.
                                          

                                       

                                       	22.

                                       	
                                          Soll eine nichtordinierte Pfarramtsbewerberin oder ein nichtordinierter Pfarramtsbewerber zur Aushilfe oder zum Zweck der
                                             Ausbildung für kürzere Zeit bei der öffentlichen Wortverkündigung oder bei der Sakramentsverwaltung oder zur Vornahme von
                                             Amtshandlungen eingesetzt werden, so beantragt das zuständige Dekanatamt oder die mit der Ausbildung betraute Pfarrerin oder
                                             der mit der Ausbildung betraute Pfarrer eine Ermächtigung nach § 2 Absatz 5 der Einführungsordnung. Falls die Pfarramtsbewerberin oder der Pfarramtsbewerber noch keine schriftliche Verpflichtung auf die Ordnung der Landeskirche
                                             abgegeben hat, ist dem Oberkirchenrat mit dem Antrag eine von der Pfarramtsbewerberin oder vom Pfarramtsbewerber unterzeichnete
                                             Verpflichtungserklärung vorzulegen.
                                          

                                       

                                       	23.

                                       	
                                          Tritt eine schon ordinierte Pfarramtsbewerberin oder ein schon ordinierter Pfarramtsbewerber in den unständigen Pfarrdienst
                                             der Landeskirche, so hat sie oder er bei Dienstantritt eine schriftliche Verpflichtung auf die Ordnung der Landeskirche abzugeben.
                                          

                                       

                                       	24.

                                       	
                                          Eine der Zeuginnen oder einer der Zeugen nach § 2 Absatz 7 Satz 4 soll Pfarrerin oder Pfarrer sein.
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 3
Einführung in ein ständiges Pfarramt (Investitur)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Mit der Einführung in ein ständiges Pfarramt (Investitur) wird die Übertragung der mit diesem Amt verbundenen Rechte und Pflichten
                     öffentlich bestätigt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Einführung in ein ständiges Gemeindepfarramt wird in der Regel vom zuständigen Dekan – bei Dekanen vom zuständigen Prälaten
                     – vorgenommen. Der Kirchengemeinderat und ein Vertreter des Kirchenbezirks nehmen teil.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei der Einführung in ein sonstiges ständiges Pfarramt sollen die Landessynode, die Mitarbeiter des Pfarrers und der Kreis
                     der Gemeindeglieder, denen sein besonderer Dienst gilt, im Gottesdienst vertreten sein.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Im Falle des § 30 Württembergisches Pfarrergesetz11 werden die Stellenpartnerinnen und Stellenpartner gemeinsam in ihr Amt eingeführt.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Zu § 3: 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	25.

                                       	
                                          Die Einführung in ein ständiges Pfarramt (Investitur) findet in der Regel bei oder unmittelbar nach der tatsächlichen Aufnahme
                                             der Dienstgeschäfte statt.
                                          

                                       

                                       	26.

                                       	
                                          Nach dem Einführungsgottesdienst wird der Pfarrerin oder dem Pfarrer von der oder dem Einführenden die Ernennungsurkunde übergeben,
                                             falls sie nicht aus besonderen Gründen vorweg ausgehändigt werden musste (vgl. § 9 Absatz 2 Pfarrstellenbesetzungsgesetz12).
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	27.

                                       	
                                          Der Vollzug der Einführung ist dem Oberkirchenrat von der oder dem Einführenden schriftlich zu bestätigen. 

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 4
Schlußbestimmung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dieses Gesetz tritt mit dem Tag seiner Verkündung in Kraft. Frühere Bestimmungen über die gottesdienstliche Einführung in
                     kirchliche Ämter treten, soweit in Abs. 2 nicht anders bestimmt ist, außer Kraft.
                  

                  Das gilt insbesondere für
                     
                        	
                           das Synodal-Ausschreiben betreffend die Ordinations- und Investitur-Ordnung vom 9. Januar 1855 (Abl. Bd. 1 S. 4),

                        

                        	
                           den Erlaß des Evangelischen Oberkirchenrats über die Ordination und Amtsverpflichtung eines Pfarramtsbewerbers vom 25. Februar
                              1950 (Abl. Bd. 34 S. 18),
                           

                        

                        	
                           das Kirchliche Gesetz über den Zeitpunkt der Ordination von Pfarramtsbewerbern und der Einsegnung von Theologinnen im Dienst
                              der Evangelischen Landeskirche in Württemberg vom 3. Oktober 1961 (Abl. Bd. 39 S. 403),
                           

                        

                        	
                           den Erlaß des Oberkirchenrats über die Einführung eines Lektors vom 4. Februar 1942 (Beibl. zum Abl. Bd. 30 Nr. 20) und Ziff.
                              8 der Richtlinien für den Lektorendienst in der Fassung des Erlasses vom 25. August 1964 (Abl. Bd. 41 S. 192),
                           

                        

                        	
                           den Erlaß des Oberkirchenrats über die Einführung in das Amt der christlichen Unterweisung an den Schulen vom 24. September
                              1946 (Beiblatt zum Abl. Bd. 32 Nr. 15),
                           

                        

                        	
                           den Erlaß des Oberkirchenrats über die gottesdienstliche Einführung ins Mesneramt vom 9. September 1947 (Beiblatt zum Abl.
                              Bd. 32 Nr. 27),
                           

                        

                        	
                           §§ 2 und 13 der Dienstanweisung für Gemeindehelfer und Gemeindehelferinnen (einschließlich Katecheten und Katechetinnen),
                              Erlaß des Oberkirchenrats vom 10. Oktober 1952 (Beiblatt zum Abl. Bd. 37 Nr. 5 S. 60 ff.),
                           

                        

                        	
                           § 7 der Vollzugsverfügung zur Diakonenordnung in der Fassung Neuveröffentlichung vom 7. Dezember 1957 sowie Anlage 2 zur Diakonenordnung
                              (Beiblatt zum Abl. Bd. 37 Nr. 5 S. 39 und 42 ff.),
                           

                        

                        	
                           § 16 Abs. 3 der Ordnung des kirchenmusikalischen Dienstes in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg in der Fassung
                              der Veröffentlichung vom 7. Dezember 1957 (Beiblatt zum Abl. Bd. 37 Nr. 5 S. 48 ff.) und den Erlaß des Oberkirchenrats betr.
                              die Einführung eines Kirchenmusikers in sein Amt vom 29. April  1949 (Beiblatt zum Abl. Bd. 33 Nr. 22).
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        § 34 der Kirchlichen Wahlordnung vom 15. April 1964 in der Fassung vom 26. Februar 1970 (Abl. Bd. 44 S. 180) wird wie folgt
                     geändert:
                  

               

            

         

      

      
            Anlage 1 a)13

         

         
                     Ordinationsurkunde

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              

                           
                           	
                              Im Auftrag der Evangelischen Landeskirche in Württemberg wurde heute der Pfarramtsbewerber ____________________ in der ____________________ Kirche zu ____________________ in den Pfarrdienst eingeführt. 

                              Er hat die damit verbundenen Verpflichtungen vor Gott und der christlichen Gemeinde übernommen und bestätigt dies mit folgenden
                                 Worten: 
                              

                              „Im Aufsehen auf Jesus Christus, den alleinigen Herrn der Kirche, bin ich bereit, mein Amt als Diener des göttlichen Wortes
                                 zu führen und mitzuhelfen, daß das Evangelium von Jesus Christus, wie es in der Heiligen Schrift gegeben und in den Bekenntnissen
                                 der Reformation bezeugt ist, aller Welt verkündigt wird. 
                              

                              Ich will in meinem Teil dafür Sorge tragen, daß die Kirche in Verkündigung, Lehre und Leben auf den Grund des Evangeliums
                                 gebaut werde und will darauf achthaben, daß falscher Lehre, der Unordnung und dem Ärgernis in der Kirche gewehrt werde. 
                              

                              Ich will meinen pfarramtlichen Dienst im Gehorsam gegen Jesus Christus nach der Ordnung unserer Landeskirche tun und das Beichtgeheimnis
                                 wahren.“ 
                              

                              Aufgrund dieser Verpflichtung wurde ihm im Gottesdienst der Gemeinde die kirchliche Ordination erteilt und damit seine Berufung
                                 zum Pfarrdienst in der evangelischen Kirche öffentlich bestätigt. 
                              

                              ____________________, den ____________________

                              


                              


                              Die Verpflichtete: ____________________

                              Der/Die Ordinierende: ____________________

                              Die Zeugen/Zeuginnen: ____________________

                              ____________________

                              ____________________

                           
                        

                     
                  

                  

               

            

         

      

      
            Anlage 1 b)14

         

         

         
                     Ordinationsurkunde

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Im Auftrag der Evangelischen Landeskirche in Württemberg wurde heute die Pfarramtsbewerberin ____________________ in der ____________________ Kirche zu ____________________ in den Pfarrdienst eingeführt.

                                 Sie hat die damit verbundenen Verpflichtungen vor Gott und der christlichen Gemeinde übernommen und bestätigt dies mit folgenden
                                    Worten:
                                 

                                 „Im Aufsehen auf Jesus Christus, den alleinigen Herrn der Kirche, bin ich bereit, mein Amt als Diener des göttlichen Wortes
                                    zu führen und mitzuhelfen, daß das Evangelium von Jesus Christus, wie es in der Heiligen Schrift gegeben und in den Bekenntnissen
                                    der Reformation bezeugt ist, aller Welt verkündigt wird.
                                 

                                 Ich will in meinem Teil dafür Sorge tragen, daß die Kirche in Verkündigung, Lehre und Leben auf den Grund des Evangeliums
                                    gebaut werde und will darauf achthaben, daß falscher Lehre, der Unordnung und dem Ärgernis in der Kirche gewehrt werde.
                                 

                                 Ich will meinen pfarramtlichen Dienst im Gehorsam gegen Jesus Christus nach der Ordnung unserer Landeskirche tun und das Beichtgeheimnis
                                    wahren.“
                                 

                                 Aufgrund dieser Verpflichtung wurde ihr im Gottesdienst der Gemeinde die kirchliche Ordination erteilt und damit ihre Berufung
                                    zum Pfarrdienst in der evangelischen Kirche öffentlich bestätigt.
                                 

                                 ____________________, den ____________________

                                 


                                 


                                 Die Verpflichtete: ____________________

                                 Der/Die Ordinierende: ____________________

                                 Die Zeugen/Zeuginnen: ____________________

                                 ____________________

                                 ____________________

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

      

      
            Anlage 215

         

         
                     Verpflichtungserklärung

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Der mit Verfügung des Evang. Oberkirchenrats vom ____________________ in den unständigen Pfarrdienst der Evangelischen Landeskirche in Württemberg aufgenommene Pfarramtsbewerber 

                                 Vorname ____________________ Name ____________________ in ____________________ geboren am ____________________ bestätigt mit seiner Unterschrift die folgende Verpflichtung: 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Ich bin bereit, meinen pfarramtlichen Dienst im Gehorsam gegen Jesus Christus nach der Ordnung der Evangelischen Landeskirche
                                    in Württemberg zu tun und das Beichtgeheimnis zu wahren.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 ____________________, den ____________________

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                              	
                                 Der Verpflichtete: ____________________

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                              	
                                 ____________________

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 zur Beurkundung

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                              	
                                 Pfarrer/Dekan/Oberkirchenrat

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Der Text der Ausführungsverordnung wird an den entsprechenden Stellen des Gesetzes eingerückt und mittels kleinerer
               Schriftgröße dargestellt.
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung. 
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 760 dieser Sammlung. 
            

         

      

      4
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 760 dieser Sammlung. 
            

         

      

      5
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 760 dieser Sammlung. 
            

         

      

      6
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 780 u. 781 dieser Sammlung. 
            

         

      

      7
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 780 u. 781 dieser Sammlung. 
            

         

      

      8
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 70 u. 71 dieser Sammlung. 
            

         

      

      9
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung.
            

         

      

      10
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 80 u. 81 dieser Sammlung. 
            

         

      

      11
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung.
            

         

      

      12
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 80 u. 81 dieser Sammlung. 
            

         

      

      13
            Red. Anmerkung: Anlage 1 a) zu den Ausführungsbestimmungen zur Einführungsordnung.

         

      

      14
            Red. Anmerkung: Anlage 1 b) zu den Ausführungsbestimmungen zur Einführungsordnung.

         

      

      15
            Red. Anmerkung: Anlage 2 zu den Ausführungsbestimmungen zur Einführungsordnung.

         

      

   
      

      
         405. Verordnung über die Ausstellung 
von Dienstausweisen für Pfarrer 
und andere kirchliche Mitarbeiter
         

      

      
         Verordnung des Oberkirchenrats vom 25. April 1990 (Abl. 54 S. 227)

      

      Unter Mitwirkung der Arbeitsrechtlichen Kommission und der Pfarrervertretung wird folgendes verordnet:

      
                     § 1
Berechtigte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kirchliche Mitarbeiter erhalten auf Antrag einen Dienstausweis, wenn dafür ein dienstlich begründetes Bedürfnis besteht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei Pfarrerinnen und Pfarrern bedarf es für den Antrag keiner Begründung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Pfarrern im Warte- oder im Ruhestand soll ein Dienstausweis nur ausgestellt werden, wenn ihnen ein Dienstauftrag erteilt wurde.
                  

               

               
                     § 2
Zuständigkeit für die Ausstellung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Dekane werden ermächtigt, im Auftrag des Oberkirchenrats Dienstausweise für Pfarrer und für Mitarbeiter im Dienst der
                     Kirchengemeinden und Kirchenbezirke auszustellen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zuständig für die Ausstellung von Dienstausweisen für Pfarrer mit Sonderaufträgen und für andere kirchliche Mitarbeiter ist
                     der Leiter der Dienststelle.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Zuständig für die Ausstellung von Dienstausweisen für Dekane und Dienststellenleiter ist der Oberkirchenrat.
                  

               

               
                     § 3
Antrag auf Dienstausweis, Unterlagen
                     

                  

                  Der Antrag auf Ausstellung eines Dienstausweises ist bei der ausstellenden Dienststelle auf dem Dienstwege unter Beifügung
                     eines Lichtbilds aus neuester Zeit in Paßbildgröße und unter Angabe von Name, Vorname, Amts- oder Dienstbezeichnung sowie
                     der Dienststelle zu stellen. Der Antrag ist eigenhändig zu unterschreiben.
                  

               

               
                     § 4
Geltungsdauer
                     

                  

                  Der Dienstausweis gilt für die Dauer von bis zu fünf Jahren; für unständige Pfarrer im Vorbereitungsdienst beträgt die Geltungsdauer
                     zwei Jahre. Der Dienstausweis kann bis zu zweimal verlängert werden, wenn der Inhaber anhand des Paßbildes noch einwandfrei
                     zu erkennen ist. Die Verlängerung und jede Änderung sind im Dienstausweis von der ausstellenden Stelle zu bescheinigen.
                  

               

               
                     § 5
Pflichten des Ausweisinhabers
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Dienstausweis darf nur bei Ausübung von Dienstpflichten benutzt werden. Die mißbräuchliche Verwendung des Dienstausweises
                     ist eine Dienstpflichtverletzung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Verlust des Dienstausweises ist vom Inhaber unverzüglich der ausstellenden Stelle anzuzeigen. Sie hat Ermittlungen nach
                     dem Verbleib anzustellen und, wenn diese erfolglos geblieben sind, zu veranlassen, daß der Dienstausweis im Amtsblatt für
                     ungültig erklärt wird.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Inhaber des Dienstausweises hat beim Ablauf oder Erlöschen der Gültigkeit des Dienstausweises sowie beim Verbot der Führung
                     der Dienstgeschäfte seinen Dienstausweis unaufgefordert der ausstellenden Stelle zurückzugeben.
                  

               

               
                     § 6
Einziehung von Dienstausweisen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dienstausweise sind einzuziehen, wenn der Inhaber des Dienstausweises nicht mehr in einem Dienstverhältnis zur Evangelischen
                     Landeskirche in Württemberg oder einer ihrer Kirchengemeinden, Gesamtkirchengemeinden, Kirchenbezirke oder sonstigen Körperschaften,
                     Anstalten und Stiftungen sowie Ämtern, Werken und Diensten steht. Dasselbe gilt, wenn der Ausweisinhaber aus dem aktiven Dienst
                     ausscheidet, seine Dienststelle wechselt oder der Ausweis bereits zweimal verlängert worden ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Dienstausweise können eingezogen werden, wenn bekannt wird, daß der Inhaber den Ausweis mißbräuchlich benutzt hat.
                  

               

               
                     § 7
Dienstausweisformulare, Nachweishefte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Dienstausweise müssen dem als Anlage beigefügten Muster entsprechen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Dekanatämter und die anderen Dienstausweise ausstellenden Dienststellen erhalten jeweils ein Kontingent an Ausweisformularen.
                     Weiterer Bedarf kann beim Oberkirchenrat angefordert werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die ausstellenden Dienststellen führen ein Verzeichnis in Listen oder Karteiform über die ausgestellten Dienstausweise und
                     versehen die Ausweise mit der laufenden Nummer des Verzeichnisses.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Empfang des Dienstausweises ist vom Inhaber schriftlich zu bestätigen. Bei der Aushändigung ist auf § 5 der Verordnung
                     aufmerksam zu machen.
                  

               

               
                     § 8
Inkrafttreten
                     

                  

                  Die Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1991 in Kraft.

               

            

         

      

      
            Anlage

         

         
                     Anlage zur Verordnung über die Ausstellung von Dienstausweisen für Pfarrer 
und andere kirchliche Mitarbeiter
                     

                  

                  [image: ca13c09198f5c2b768543c6799d7a855599c614b]

               

            

         

      

      

   
      

      
         410. Verordnung des Oberkirchenrats zur Regelung der Reisekosten, der Anerkennung und Beschaffung von Kraftfahrzeugen und
            der Erstattung für kirchliche Mitarbeiter (Reisekostenordnung)
         

      

      
         Vom 11. Dezember 1978

      

      
         (Abl. 48 S. 235) in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Januar 1995 (Abl. 56 S. 309), geändert durch Verordnung vom 13. März 1996 (Abl. 57 S. 59), vom 4. November 1997 (Abl. 58 S. 5), vom 17. Oktober 2000 (Abl. 59 S. 181), vom 18. Mai 2001 (Abl. 59 S. 309), vom 31. Oktober 2001 (Abl. 59 S. 409), vom 26. Oktober 2004 (Abl. 61 S. 201), vom 31. Oktober 2006 (Abl. 62 S. 152) vom 25. November 2008 (Abl. 63 S. 264), vom 28. Januar 2014 (Abl. 66 S. 26), vom 27. Juli 2016 (Abl. 67 S. 125) und vom 7. Dezember 2021 (Abl. 70 S. 6)1

      

      und

      411. Ausführungsbestimmungen zur Reisekostenordnung (AFB-RKO)2,3

      Vom 7. Dezember 2021 
(Abl. 70 S. 17), geändert durch Erlass vom 28. Februar 2023 (Abl. 70 S. 507) und vom 6. August 2024 (Abl. 71 Nr. 63) 


      
         Inhaltsübersicht

      

      
         
            
            
         
         
            
               	
                  
                     Abschnitt I Allgemeine Bestimmungen
                     

                  

               
            

            
               	§ 1
               	Geltungsbereich
            

            
               	§ 2
               	Begriffsbestimmungen
            

            
               	§ 3
               	Genehmigung von Dienstreisen und Dienstgängen
            

            
               	
                  
                     Abschnitt II Dienstreisen in Regelfällen
                     

                  

               
            

            
               	§ 4
               	Anspruch auf Reisekostenvergütung
            

            
               	§ 5
               	Art der Reisekostenvergütung
            

            
               	§ 6
               	Fahrt- und Flugkostenerstattung
            

            
               	§ 7
               	Wegstreckenentschädigung
            

            
               	§ 7 a
               	(aufgehoben)
            

            
               	§ 8
               	Dauer der Dienstreise
            

            
               	§ 9
               	Tagegeld
            

            
               	§ 10
               	Übernachtungsgeld
            

            
               	§ 11
               	Auslagenerstattung bei längerem Aufenthalt am Geschäftsort
            

            
               	§ 12
               	Kürzung des Tagegeldes
            

            
               	§ 13
               	Nebenkosten
            

            
               	§ 14
               	(aufgehoben)
            

            
               	§ 15
               	Auslagen für Reisevorbereitungen
            

            
               	§ 16
               	Auslandsdienstreisen
            

            
               	
                  
                     Abschnitt III Dienstreisen in Sonderfällen
                     

                  

               
            

            
               	§ 17
               	Regelmäßiger Reisedienst, Pauschvergütung
            

            
               	§ 17 a
               	Aufwandsvergütung
            

            
               	§ 18
               	Reisekosten für Leiter und Betreuer bei Freizeiten, Tagungen und Lehrgängen
            

            
               	§ 19
               	(aufgehoben)
            

            
               	§ 20
               	Fahrtkosten zwischen Wohnung und Dienststätte
            

            
               	
                  
                     Abschnitt IV Anerkennung und Beschaffung von Fahrzeugen
                     

                  
4
            

            
               	§ 21
               	Dienstliche Anerkennung privateigener Kraftfahrzeuge
            

            
               	§ 22
               	Darlehen zur Anschaffung eines Fahrzeugs
            

            
               	§ 23
               	Versicherungen
            

            
               	§ 24
               	Dienstfahrzeuge
            

            
               	
                  
                     Abschnitt V

                  
 
                  
                     Trennungsgeld

                  

               
            

            
               	§ 25
               	
            

            
               	
                  
                     Abschnitt VI

                  
 
                  
                     Aus-, Fort- und Weiterbildung

                  

               
            

            
               	§ 26
               	Aus-, Fort- und Weiterbildung
            

            
               	
                  
                     Abschnitt VII Schlußvorschriften
                     

                  

               
            

            
               	§ 27
               	Inkrafttreten
            

         
      

      

      Zur Durchführung der §§ 37 und 75 des Württ. Pfarrergesetzes vom 3. Juni 1977 (Abl. 47 S. 511)5, des § 48 Abs. 2 des Kirchenbeamtengesetzes in der Fassung vom 21. Oktober 1982 (Abl. 50 S. 199, 201)6 und des § 25 der Kirchl. Anstellungsordnung (KAO) in der Fassung vom 16. Februar 1989 (Abl. 53 S. 612)7 wird verordnet:
      

      
            Abschnitt I
Allgemeine Bestimmungen
            

         

         
                     § 1
Geltungsbereich
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Erstattung von Auslagen für Dienstreisen, Dienstgänge und für Reisen zum Zweck der Aus- oder Fortbildung (Reisekostenvergütung)
                     für die Mitarbeitenden der Landeskirche, der Kirchenbezirke und Kirchengemeinden sowie der sonstigen der Aufsicht der Landeskirche
                     unterstehenden Körperschaften des öffentlichen Rechts gemäß Absatz 2 sowie der zu diesen Dienstherren und Arbeitgebern abgeordneten
                     Mitarbeitern richtet sich nach dieser Verordnung. Sie regelt auch die Erstattung von Auslagen für Fahrten zwischen Wohnung
                     und Dienststätte aus besonderem Anlass (§ 20), die Anerkennung und Beschaffung von Kraftfahrzeugen (§§ 21  bis  24), und die Erstattung von Auslagen aus Anlass der Abordnung oder Versetzung (Trennungsgeld).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Mitarbeiter im Sinne von Absatz 1 sind Pfarrerinnen und Pfarrer, Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte einschließlich Ehrenbeamtinnen
                     und Ehrenbeamte und nach Maßgabe der Beschlüsse der Arbeitsrechtlichen Kommission auch privatrechtlich angestellte Mitarbeitende.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Oberkirchenrat kann in besonderen Fällen die Gewährung von Reisekostenvergütung auch an Personen zulassen, die nicht Mitarbeiter
                     im Sinne der Absätze 1 und 2 sind.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 1 (Geltungsbereich):

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 Die Vorschrift bestimmt abschließend den sachlichen und persönlichen Geltungsbereich, für den eine Auslagenerstattung unmittelbar
                                    nach den Bestimmungen dieses Gesetzes in Betracht kommt.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 Die Reisekostenordnung gilt grundsätzlich nicht für ehrenamtliche Mitarbeitende. Eine Erstattungvon deren tatsächlichen Aufwendungen
                                    für Reisen in Ausübung ihres Dienstes ist möglich. Die Bestimmungen der Reisekostenordnung können als Anhaltspunkt für die
                                    Bemessung der Erstattung herangezogen werden.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 3.

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	
                                          Reisen von Mitgliedern der Mitarbeitervertretungen und der Vertrauenspersonen der Schwerbehinderten, die zur Erfüllung ihrer
                                             Aufgaben notwendig sind, gelten als Dienstreisen im Sinne der RKO, § 14 Pfarrervertretungsgesetz, § 30 Abs. 4, § 55a Abs. 2 und § 55b Abs. 4 MVG. Die Genehmigung der Dienstreise und die Benutzung des vorgesehenen Verkehrsmittels dürfen nicht versagt werden, wenn die
                                             Mitarbeitervertretung dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben und der Wahrnehmung ihrer Befugnisse nach pflichtgemäßem Ermessen
                                             für erforderlich halten durfte.
                                          

                                       

                                       	
                                          Die Vertrauenspersonen der Schwerbehinderten erhalten nach § 52 Abs. 1 Satz 1, § 55 b  Absatz 4 Satz 1 in Verbindung mit § 70 Absatz 4 MVG. Württemberg und § 179 Absatz 8 SGB IX bei Reisen, die der Erfüllung ihrer Aufgaben als Vertrauensperson dienen, Reisekostenvergütung in entsprechender
                                             Anwendung der Reisekostenordnung. Nr. 3a) gilt entsprechend.
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 4.

                              
                              	
                                 Personen außerhalb des kirchlichen Dienstes, die nebenberuflich (zum Beispiel als Sachverständige) für den kirchlichen Dienst
                                    tätig werden, oder Zeugen im Disziplinarverfahren kann vorbehaltlich besonderer Regelungen eine Reisekostenentschädigung in
                                    sinngemäßer Anwendung der RKO gewährt werden.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 5.

                              
                              	
                                 Beschäftigte, die gegen Entgelt der Landeskirche überlassen werden, erhalten Aufwandsersatz in sinngemäßer Anwendung der RKO,
                                    wenn dies im Überlassungsvertrag so geregelt ist.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 6.

                              
                              	
                                 Bei Vorstellungsreisen von Bewerberinnen und Bewerbern aus dem In- beziehungsweise Ausland für eine Beschäftigung oder Ausbildung
                                    im kirchlichen Dienst, die zur Vorstellung aufgefordert werden, kann eine Auslagenerstattung in sinngemäßer Anwendung der
                                    RKO bis zur Höhe des sich bei einer entsprechenden Dienstreise ergebenden Erstattungsbetrags gewährt werden, wenn an der Gewinnung
                                    dieser Bewerberinnen und Bewerbern ein besonderes dienstliches Interesse besteht und die erforderlichen Haushaltsmittel verfügbar
                                    sind. Dem Bewerber ist in der Aufforderung zur Vorstellung stets mitzuteilen, ob und gegebenenfalls in welcher Höhe ihm ein
                                    solcher Auslagenersatz gewährt wird. Diese Regelung gilt nicht für angeordnete Vorstellungsreisen von Bewerberinnen und Bewerbern
                                    aus dem eigenen Geschäftsbereich der jeweiligen obersten Dienstbehörde. Insoweit liegen Dienstreisen vor.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  

               

               
                     § 2
Begriffsbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dienstreisen im Sinne dieser Verordnung sind Reisen zur Erledigung von Dienstgeschäften außerhalb des Dienstortes, die von
                     der oder dem zuständigen Dienstvorgesetzten angeordnet oder genehmigt worden sind, es sei denn, dass eine Anordnung oder Genehmigung
                     nach dem Amt der Dienstreisenden oder dem Wesen des Dienstgeschäfts nicht in Betracht kommt. Dienstreisen sind auch Reisen
                     von einem dem vorübergehenden Aufenthalt dienenden Ort zum Dienstort, wenn im Übrigen die Voraussetzungen von Satz 1 und § 3 Absatz 1 erfüllt sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Dienstgänge sind Reisen zur Erledigung von Dienstgeschäften außerhalb der Dienststätte am Dienst- oder Wohnort, die von der
                     oder dem zuständigen Vorgesetzten angeordnet oder genehmigt worden sind, es sei denn, dass eine Anordnung oder Genehmigung
                     nach dem Amt der Dienstreisenden oder dem Wesen des Dienstgeschäfts nicht in Betracht kommt. Dem Wohnort steht ein dem vorübergehenden
                     Aufenthalt dienender Ort gleich.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Auslandsdienstreisen sind Dienstreisen zwischen dem Inland und dem Ausland sowie im Ausland. Dabei muss mindestens ein Geschäftsort
                     im Ausland liegen.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 2 (Begriffsbestimmungen):

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 Dienstort ist die politische Gemeinde, in der die Dienststätte der oder des Bediensteten gelegen ist.

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 Dienststätte ist das Gebäude, in welcher die Dienststelle, welcher die oder der Bedienstete personalrechtlich zugeordnet ist,
                                    untergebracht ist. Befinden sich Teile oder Nebenstellen der Behörde oder Dienststelle in einem anderen Gebäude, so ist als
                                    Dienststätte der oder des Bediensteten der Ort anzusehen, in dem sie oder er längere Zeit hindurch ständig oder überwiegend
                                    Dienst leisten muss. Bei der anteiligen Tätigkeit im Homeoffice findet keine Verlagerung der Dienststätte an den Wohnort statt.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 3.

                              
                              	
                                 Wohnort ist die politische Gemeinde, in welcher die oder der Dienstreisende tatsächlich wohnt. Bei Vorliegen mehrerer Wohnungen
                                    ist reisekostenrechtlich die Wohnung maßgebend, die der Dienststätte am nächsten liegt.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 4.

                              
                              	
                                 Ein dem vorübergehenden Aufenthalt dienender Ort ist ein außerhalb des Wohnorts liegender Ort, an dem sich der Dienstreisende
                                    aus persönlichen Gründen vorübergehend aufhält (zum Beispiel der Urlaubsort).
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 5.

                              
                              	
                                 Geschäftsort ist die politische Gemeinde, in der das Dienstgeschäft erledigt wird.

                              
                           

                        
                     

                  

                  

               

               
                     § 3
Genehmigung von Dienstreisen und Dienstgängen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Anordnung oder Genehmigung hat schriftlich oder elektronisch zu erfolgen. Dienstreisen sollen nur durchgeführt werden,
                     wenn eine kostengünstigere Art der Erledigung des Dienstgeschäftes nicht möglich oder sinnvoll ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Dienstreisen können auch allgemein z. B. durch Geschäftsordnung, Dienstvertrag, Dienstanweisung, Jahresverfügung oder Anerkennung
                     nach § 21 genehmigt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für Dienstgänge gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Auslandsdienstreisen bedürfen der vorherigen schriftlichen Genehmigung des Dienstherrn oder Anstellungsträgers.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 3 (Genehmigung von Dienstreisen oder Dienstgängen):

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 Bei der Genehmigung ist abzuwägen, ob die Benutzung regelmäßig verkehrender Beförderungsmittel oder eines privateigenen Kraftfahrzeugs
                                    wirtschaftlicher ist.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 Aus verwaltungs-ökonomischen Gründen können Dienstreisen vom zuständigen Dienstvorgesetzten auch allgemein genehmigt werden,
                                    insbesondere für Dienstreisende, die Dienstgeschäfte bestimmter Art an demselben Geschäftsort oder in demselben Bezirk in
                                    einem bestimmbaren Zeitraum zu erledigen haben.
                                 

                                 Dienstbereich im Sinne von § 3 Abs. 2 RKO ist der geographische Bereich, in dem der Dienstreisende regelmäßig Dienstgeschäfte
                                    zu erledigen hat. Er kann unter Umständen über den unmittelbaren Bereich einer Kirchengemeinde oder eines Kirchenbezirks hinausgehen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 3.

                              
                              	
                                 Die Zuständigkeit für die Genehmigung der Dienstreisen und Dienstgänge ergibt sich, wenn dies nicht ausdrücklich geregelt
                                    ist, aus dem Organisationsstatut der Dienststelle.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 4.

                              
                              	
                                 Reisen zum Besuch von Partnergemeinden sind keine Dienstreisen im Sinne der Reisekostenordnung. Reisen zum Besuch von Partnergemeinden
                                    aus dienstlichem Anlass können einmal im Jahr bis zur Dauer von fünf Tagen als Dienstreise anerkannt werden.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt II
Dienstreisen in Regelfällen
            

         

         
                     § 4
Anspruch auf Reisekostenvergütung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dienstreisende erhalten auf Antrag eine Vergütung der dienstlich veranlassten notwendigen Auslagen. Dies gilt auch bei Reisen
                     zum Zweck der Ausbildung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ausgangs- und Endpunkt einer Dienstreise sind von den Dienstreisenden unter Beachtung des Wirtschaftlichkeitsgrundsatzes grundsätzlich
                     selbst zu bestimmen. Abweichend davon kann die oder der zuständige Dienstvorgesetzte die Dienststätte als Ausgangs- oder Endpunkt
                     der Dienstreise anordnen, wenn die Fahrtstrecke unmittelbar an der Dienststätte vorbeiführt. Bei einer Dienstreise, die an
                     der Wohnung angetreten oder beendet wird, bemisst sich die Fahrtkostenerstattung (§ 6) oder die Wegstreckenentschädigung (§ 7) nach der Entfernung von oder bis zur Wohnung, es sei denn, als Ausgangs- und/oder Endpunkt der Dienstreise wurde die Dienststätte
                     angeordnet. Beim Vorliegen mehrerer Wohnungen oder Unterkünfte ist die der Dienststätte am nächsten gelegene Wohnung oder
                     Unterkunft maßgebend.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für Fahrten zwischen Wohnung und regelmäßiger Dienststätte aus besonderem dienstlichen Anlass können die entstandenen notwendigen
                     Fahrtkosten erstattet werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Dienstreisenden sind grundsätzlich in der Wahl der Beförderungsmittel frei. Bei der Wahl des Beförderungsmittels haben
                     die Dienstreisenden neben wirtschaftlichen Gesichtspunkten insbesondere die Erfordernisse des Klimaschutzes zu beachten. Fahrtkosten
                     werden nicht erstattet, wenn eine unentgeltliche Beförderungsmöglichkeit genutzt werden kann.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Der Anspruch auf Reisekostenvergütung erlischt, wenn die Reisekostenvergütung nicht innerhalb einer Ausschlussfrist von zwölf
                     Monaten nach Beendigung der Dienstreise schriftlich oder elektronisch beantragt wird. Eine Verkürzung der Ausschlussfrist
                     ist durch Dienstvereinbarung gemäß § 36 MVG.Württemberg möglich. Die Frist beginnt mit dem Tag nach Beendigung der Dienstreise, in den Fällen des § 15 mit Ablauf des Tages, an dem die Dienstreise geendet hätte. Die zuständigen Stellen können bis zum Ablauf von sechs Monaten
                     nach Antragstellung die Vorlage der maßgeblichen Kostenbelege verlangen. Werden diese Belege auf Anforderung nicht innerhalb
                     eines Monats vorgelegt, kann der Vergütungsantrag insoweit abgelehnt werden. Die Dienstreisenden sind verpflichtet, die Kostenbelege
                     nach Erstattung der Reisekostenvergütung bis zum Ablauf eines Jahres für Zwecke der Rechnungsprüfung aufzubewahren und auf
                     Verlangen vorzulegen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Leistungen, die Dienstreisende ihres Amtes wegen von dritter Seite aus Anlass einer Dienstreise erhalten, sind auf die Reisekostenvergütung
                     anzurechnen.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Bei Dienstreisen für eine auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung der zuständigen Behörde wahrgenommene Nebentätigkeit
                     haben die Dienstreisenden nach dieser Verordnung nur insoweit Anspruch auf Reisekostenvergütung, wie nicht eine andere Stelle
                     Auslagenerstattung für dieselbe Dienstreise zu gewähren hat. Das gilt auch dann, wenn die Dienstreisenden auf ihren Anspruch
                     gegen diese Stelle verzichtet haben.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Werden Dienstreisen mit einer Urlaubsreise oder einer anderen privaten Reise verbunden, wird die Reisekostenvergütung so
                     bemessen, als ob nur die Dienstreise durchgeführt worden wäre. Die Reisekostenvergütung nach Satz 1 darf die sich nach dem
                     tatsächlichen Reiseverlauf ergebende Reisekostenvergütung nicht übersteigen.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                         Wird angeordnet oder genehmigt, dass die Dienstreise am Urlaubsort anzutreten oder zu beenden ist, wird die Reisekostenvergütung
                     abweichend von Absatz 8 nach der Abreise von oder der Ankunft an diesem Ort bemessen.
                  

                  
                        (
                        10
                        )
                         Wird aus dienstlichen Gründen die vorzeitige Beendigung einer Urlaubsreise oder einer anderen privaten Reise angeordnet,
                     gilt die Rückreise vom Urlaubs- oder Aufenthaltsort zur Dienststätte als Dienstreise, für die Reisekostenvergütung gewährt
                     wird.
                  

                  
                        (
                        11
                        )
                         Aufwendungen der Dienstreisenden und der sie begleitenden Personen, die durch die Unterbrechung oder die vorzeitige Beendigung
                     einer Urlaubsreise oder einer anderen privaten Reise verursacht worden sind, werden in angemessenem Umfang erstattet. Dies
                     gilt auch für Aufwendungen, die aus diesen Gründen nicht ausgenutzt werden konnten.
                  

                  
                        (
                        12
                        )
                         Erkranken Dienstreisende und werden sie in ein Krankenhaus aufgenommen, werden für jeden vollen Kalendertag des Krankenhausaufenthalts
                     die notwendigen Auslagen für die Unterkunft am Geschäftsort erstattet.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 4 (Anspruch auf Reisekostenvergütung)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 Die RKO räumt ausdrücklich einen Rechtsanspruch auf Reisekostenvergütung ein. 

                                 Notwendige Reisekosten sind solche Aufwendungen, die in unmittelbarem Zusammenhang mit dem dienstlichen Auftrag stehen und
                                    die unvermeidbar sind, um diesen Auftrag durchzuführen, oder deren Vermeidung der oder dem Dienstreisenden billigerweise nicht
                                    zugemutet werden kann.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 Für die Rückforderung zu viel gezahlter Reisekostenvergütung gelten die Vorschriften des Landesbesoldungsgesetzes über die
                                    Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 3.

                              
                              	
                                 Dienstreisende können auf Antrag einen Abschlag auf die zu erwartende Reisekostenvergütung erhalten. Eine Abschlagszahlung
                                    ist nur dann zu gewähren, wenn die oder der Dienstreisende auch nachweislich wirtschaftlich belastet ist, bevor sie oder er
                                    einen Antrag auf Reisekostenvergütung stellen kann. Abschlagsauszahlungen von weniger als 200 Euro sollten unterbleiben. Wird
                                    eine Dienstreise, für die ein Abschlag beantragt und ausbezahlt worden ist, nicht abgerechnet, so ist der Abschlag zurück
                                    zu zahlen, es sei denn, mit der Abschlagszahlung wurden tatsächlich entstandene und erstattungsfähige Fahrtkosten und/oder
                                    Übernachtungskosten bezahlt.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 4.

                              
                              	
                                 Der allgemeine Sparsamkeitsgrundsatz (§ 5 HHO) gilt auch bei der Anordnung oder Genehmigung sowie bei der Durchführung von Dienstreisen. Dienstreisen sind in der Regel
                                 

                                 
                                    
                                       	
                                          in den Monaten April bis September von 6 Uhr an

                                       

                                       	
                                          in den Monaten Oktober bis März von 7 Uhr an

                                       

                                    

                                 

                                 anzutreten, wenn hierdurch die Höhe der Reisekostenvergütung beeinflusst wird, insbesondere weil die Abreise am Vortag vermieden
                                    oder die Rückkehr an demselben Tag ermöglicht wird, es sei denn, dass besondere Umstände einen späteren Antritt der Dienstreise
                                    rechtfertigen. Eine Rückreise am Tag der Beendigung des Dienstgeschäfts ist in der Regel noch zumutbar, wenn der Dienstreisende
                                    die Reise bis 22 Uhr beenden kann. Erstreckt sich das Dienstgeschäft über mehrere Tage, ist jeweils im Einzelfall zu entscheiden,
                                    ob eine mehrtägige Dienstreise oder eine Kette eintägiger Dienstreisen genehmigt beziehungsweise angeordnet wird. Dabei sind
                                    sowohl wirtschaftliche als auch fürsorgerechtliche Aspekte zu berücksichtigen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 5.

                              
                              	
                                 Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts lässt sich die Frage, wo die Dienstreise nach reisekostenrechtlichen
                                    Gesichtspunkten anzutreten oder zu beenden ist, nur nach den konkreten Umständen des Einzelfalls beurteilen und entzieht sich
                                    damit einer generellen Regelung. Das Gebot der Sparsamkeit gilt dabei nicht uneingeschränkt, sondern findet in der Fürsorgepflicht
                                    des Dienstherrn seine Grenze. So lässt sich aus dem Gebot der Sparsamkeit nicht allgemein herleiten, dass ein Dienstreisender
                                    allein aus reisekostenrechtlichen Sparsamkeitserwägungen vor Beginn und zur Beendigung der Dienstreise jeweils die Dienststelle
                                    aufzusuchen hat. Lediglich in den Fällen, in denen die Fahrtstrecke unmittelbar an der Dienststätte vorbeiführt und somit
                                    die der privaten Lebenssphäre zuzuordnende Fahrt zwischen Wohnung und Arbeitsstelle ganz oder fast ausschließlich Teil der
                                    Strecke zwischen Wohnung und Geschäftsort ist, kann die oder der zuständige Dienstvorgesetzte aus Wirtschaftlichkeitsgründen
                                    als Ausgangs- oder Endpunkt der Dienstreise die Dienststätte anordnen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 6.

                              
                              	
                                 Es werden grundsätzlich nur die Kosten für die notwendigen Fahrten erstattet. Bei mehreren Fahrten am Tag ist daher die Notwendigkeit
                                    nach pflichtgemäßem Ermessen zu prüfen. Notwendig sind zum Beispiel Fahrten zum Nachmittagsunterricht, zu Dienstbesprechungen,
                                    Elternabenden, Lehrerkonferenzen und Schulveranstaltungen, wenn zwischen den einzelnen Unterrichtsstunden bzw. Veranstaltungen
                                    eine Unterbrechung von mehr als vier Stunden liegt oder diese grundsätzlich außerhalb der normalen Unterrichtszeit stattfinden.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 7.

                              
                              	
                                 Für den Nachweis der Auslagen genügt grundsätzlich die pflichtgemäße Versicherung der oder des Dienstreisenden im Erstattungsantrag.
                                    Auf die Vorlage von Kostenbelegen soll in der Regel verzichtet werden. Soweit von den zuständigen Abrechnungsstellen verlangt,
                                    sind die maßgeblichen Kostenbelege grundsätzlich im Original vorzulegen. Maßgebliche Kostenbelege sind die Nachweise der dienstreisebedingten
                                    Auslagen, für die eine Erstattung beantragt wird. Die zuständigen Abrechnungsstellen können allgemein bestimmen, dass einzelne
                                    oder alle Kostenbelege zusammen mit dem Erstattungsantrag vorzulegen sind.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 8.

                              
                              	
                                 Die Beantragung und Abrechnung der Reisekosten können über ein elektronisches Verfahren erfolgen. Der damit zusammenhängende
                                    Schriftverkehr kann elektronisch über ein Kundenportal erfolgen. Eine schriftliche Antragstellung außerhalb des elektronischen
                                    Verfahrens ist dann nur in besonders begründeten Ausnahmefällen in Abstimmung mit der die Reisekosten abrechnenden Stelle
                                    zulässig. Die Erstattung der Reisekosten erfolgt grundsätzlich auf das Bezügekonto.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  

               

               
                     § 5
Art der Reisekostenvergütung
                     

                  

                  Die Reisekostenvergütung umfasst8
                     
                        	
                           Fahrt- und Flugkostenerstattung (§ 6),
                           

                        

                        	
                           Wegstreckenentschädigung (§ 7),
                           

                        

                        	
                           Tagegeld bei Dienstreisen (§ 9),
                           

                        

                        	
                           notwendige Mehraufwendungen bei Dienstgängen (§ 9),
                           

                        

                        	
                           Übernachtungsgeld (§ 10),
                           

                        

                        	
                           Auslagenerstattung bei längerem Aufenthalt am Geschäftsort (§ 11),
                           

                        

                        	
                           Aufwands- und Pauschvergütung (§§ 17, 17a) und
                           

                        

                        	
                           Erstattung sonstiger Kosten (§ 13).
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 6
Fahrt- und Flugkostenerstattung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Entstandene notwendige Kosten für Fahrten mit regelmäßig verkehrenden Beförderungsmitteln werden bis zur Höhe der Kosten
                     der niedrigsten Beförderungsklasse erstattet. Dienststellen können für ihren Geschäftsbereich hiervon Ausnahmen zulassen.
                     Ausnahmen sind zulässig, wenn besondere dienstliche Gründe vorliegen. Flugkosten sind erstattungsfähig, wenn die dienstlichen
                     oder wirtschaftlichen Gründe für die Flugzeugbenutzung die Belange des Klimaschutzes überwiegen. Die Kosten für Ausgleichszahlungen
                     für Flugreisen nach Absatz 4 sind bei der Wirtschaftlichkeitsberechnung einzubeziehen. Erstattet werden grundsätzlich die
                     Kosten der niedrigsten Flugklasse. Der Oberkirchenrat kann hiervon durch Verwaltungsvorschrift Ausnahmen bestimmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Dienstreisende, denen nach Absatz 1 die Fahrt- oder Flugkosten der niedrigsten Klasse zu erstatten wären, werden bei einem
                     Grad der Behinderung von mindestens 50 vom Hundert die Auslagen für die nächsthöhere Klasse erstattet. Dieselbe Vergünstigung
                     kann anderen Dienstreisenden gewährt werden, wenn ihr körperlicher oder gesundheitlicher Zustand das Benutzen dieser Klasse
                     rechtfertigt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Wurde aus triftigem Grund ein Mietwagen, ein Taxi oder ein Fahrzeug im Rahmen eines Carsharing-Modells benutzt, werden die
                     entstandenen notwendigen Kosten erstattet. Liegt kein triftiger Grund vor, so darf keine höhere Reisekostenvergütung gewährt
                     werden als beim Benutzen eines öffentlichen Verkehrsmittels. Bei Nutzung von Fahrzeugen im Rahmen eines Carsharing-Modells
                     erfolgt keine Kürzung der Mitgliedsgebühr wegen eventueller privater Nutzung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der Oberkirchenrat ist verpflichtet, zum Klimaausgleich für dienstlich veranlasste Flugreisen von Mitgliedern des Oberkirchenrats
                     und dessen Bediensteten sowie Bediensteten der jeweiligen nachgeordneten Behörden jährliche Ausgleichszahlungen auf der Grundlage
                     von Entscheidungen des Oberkirchenrats zu leisten.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 6 (Fahrt- und Flugkostenerstattung):

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 Zu den Fahrtkosten gehören auch notwendige Auslagen für

                                 
                                    
                                       	
                                          Fahrten am Geschäftsort einschließlich der Fahrten von und zu der Unterkunft und zur Einnahme von Mahlzeiten sowie Fahrten
                                             vom Geschäftsort zur nächstgelegenen Gaststätte oder Unterkunft, sofern eine solche am Geschäftsort nicht vorhanden ist oder
                                             aus triftigem Grund nicht benutzt werden kann;
                                          

                                       

                                       	
                                          Aufpreise und Zuschläge für alle Züge;

                                       

                                       	
                                          Reservierungsentgelte;

                                       

                                       	
                                          Bettkarten und Liegeplatzzuschläge;

                                       

                                       	
                                          Beförderung des notwendigen dienstlichen und persönlichen Gepäcks.

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 Flugkosten sind erstattungsfähig, wenn dienstliche oder wirtschaftliche Gründe für die Flugzeugbenutzung vorliegen. Ansonsten
                                    dürfen Flugkosten nur insoweit erstattet werden, als dadurch die Reisekostenvergütung nicht höher wird als beim Benutzen eines
                                    anderen öffentlichen Verkehrsmittels. Bei der Wirtschaftlichkeitsberechnung ist in Betracht zu ziehen, dass bei Bahnreisen
                                    (z.B. über WLAN-Zugänge in Zügen) gearbeitet werden kann, sodass die Reisezeiten keine verlorenen Arbeitszeiten darstellen
                                    müssen. Bei der Wirtschaftlichkeitsprüfung ist neben den bei der Dienstreise insgesamt anfallenden erstattungsfähigen Reisekosten
                                    auch die Arbeitszeitersparnis zu berücksichtigen.
                                 

                                 Bei Flugreisen außerhalb Europas können bei einer Flugdauer von mehr als sechs Stunden die Kosten für die Benutzung der Economy
                                    Plus Klasse (sofern verfügbar), bei einer Flugdauer von mehr als acht Stunden oder bei Vorliegen besonderer dienstlicher Gründe
                                    die Kosten der Business Class erstattet werden.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 3.

                              
                              	
                                 Benützen Dienstreisende ein öffentliches Verkehrsmittel und besitzen sie für die Reisestrecke oder eine Teilstrecke einen
                                    privaten Fahrausweis (zum Beispiel Zeit- oder Netzkarte beziehungsweise BahnCard 25, BahnCard 50 oder BahnCard 100), sind
                                    diese Vergünstigungen in Anspruch zu nehmen. Erstattungsfähig sind nur die tatsächlich aufgewendeten Fahrtkosten.
                                 

                                 Die Kosten für die persönlich erworbene BahnCard (BahnCard 25, BahnCard 50 oder BahnCard 100), Zeit- oder Netzkarte können
                                    erstattet werden. Die Erstattung erfolgt nach Ablauf der regelmäßigen Gültigkeitsdauer einmal jährlich, in Höhe der nachweislich
                                    entstandenen Einsparungen, höchstens bis zum Preis der BahnCard, Zeit- oder Netzkarte. Mehrkosten für übertragbare Karten
                                    werden in der Regel nicht erstattet, pauschale Fahrtkostenzuschüsse werden in Abzug gebracht. Die Erstattung muss spätestens
                                    binnen der Ausschlussfrist nach Ablauf der Gültigkeit der Bahncard bzw. der Zeit- oder Netzkarte beantragt werden.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Im Falle der BahnCard 100 können die Kosten für den fiktiven Fahrpreis einer Fahrkarte mit BahnCard 50 Ermäßigung erstattet
                                    werden. Der Erstattungsbetrag darf insgesamt die tatsächlichen Anschaffungskosten der eingesetzten BahnCard 100 nicht übersteigen.
                                 

                                 Der Nachweis ist dadurch zu erbringen, dass grundsätzlich die BahnCard, Zeit- oder Netzkarte mit den Originalen der unter
                                    Einsatz der BahnCard erworbenen Fahrkarten (einschließlich der über das Großkundenrabattkonto bezogenen) bzw. die Zeit- oder
                                    Netzkarte mit einer Aufstellung der dienstlich getätigten Fahrten unter genauer Angabe der dadurch jeweils ersparten Aufwendungen
                                    eingereicht wird.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 4.

                              
                              	
                                 Möglichkeiten zur Erlangung von Fahrpreisermäßigungen (zum Beispiel Zeitkarten, Sparpreise beziehungsweise Ermäßigungen auf
                                    Grund persönlicher Ermäßigungstatbestände wie zum Beispiel Fahrausweise für schwerbehinderte Menschen) sind auszunutzen. Entsprechendes
                                    gilt für die Inanspruchnahme von Rabatten, Boni und Gutschriften (zum Beispiel bei Vielfliegerprogrammen oder entsprechenden
                                    Angeboten der Bahn).
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 5.

                              
                              	
                                 Ein triftiger Grund im Sinne des § 6 Absatz 3 RKO liegt vor, wenn öffentliche Verkehrsmittel nicht benutzt werden können,
                                    z.B., wenn
                                 

                                 
                                    
                                       	
                                          auf der zu befahrenden Strecke überhaupt kein Beförderungsmittel regelmäßig verkehrt;

                                       

                                       	
                                          das regelmäßig verkehrende Beförderungsmittel so viel Verspätung hat, dass das Reiseziel damit oder mit einem weiteren regelmäßig
                                             verkehrenden Beförderungsmittel nicht mehr rechtzeitig erreicht werden kann;
                                          

                                       

                                       	
                                          umfangreiches oder schweres Arbeitsmaterial mitgeführt werden muss, mit dem das Fahren mit regelmäßig verkehrenden Beförderungsmitteln
                                             nicht zugemutet werden kann;
                                          

                                       

                                       	
                                          für die Rückreise nach Beendigung des Dienstgeschäfts kein regelmäßig verkehrendes Beförderungsmittel mehr verkehrt, oder
                                             wegen der fortgeschrittenen Zeit (Nacht) die Benutzung eines regelmäßig verkehrenden Beförderungsmittels einschließlich einer
                                             eventuellen Wartezeit nicht mehr zumutbar erscheint. Auf der Reisekostenabrechnung bzw. auf dem Genehmigungsantrag ist die
                                             Notwendigkeit zu begründen.
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Ein triftiger Grund im Sinne des § 6 Absatz 3 RKO liegt ebenfalls vor, wenn im Einzelfall ein dienstlicher oder zwingender
                                    persönlicher Grund(zum Beispiel Gesundheitszustand, Schwerbehinderung) das Benutzen eines anderen Beförderungsmittels (beispielsweise
                                    Taxi, Mietwagen) notwendig macht.
                                 

                                 Bei der Nutzung von Fahrzeugen mehrerer Carsharing-Firmen ist eine Erstattung nur insoweit möglich, als dies wirtschaftlich
                                    ist.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  

               

               
                     § 7
Wegstreckenentschädigung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für Fahrten, die von den Dienstreisenden mit einem privaten Kraftfahrzeug zurückgelegt wurden, wird eine Wegstreckenentschädigung
                     gewährt. Sie beträgt 30 Cent je Kilometer zurückgelegter Strecke.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Besteht an der Benutzung eines Kraftfahrzeugs ein erhebliches dienstliches Interesse, beträgt die Wegstreckenentschädigung
                     35 Cent je Kilometer zurückgelegter Strecke. Dienststellen können in ihrem Zuständigkeitsbereich das erhebliche dienstliche
                     Interesse für die Kraftfahrzeugbenutzung feststellen, wenn dienstliche Gründe hierfür vorliegen. Zur Wegstreckenentschädigung
                     nach Satz 1 kann mit Zustimmung der obersten Dienstbehörde ein Zuschlag gewährt werden, wenn auf Grund der Art der Dienstgeschäfte
                     regelmäßig in größerem Umfang Fahrten auf unbefestigten Straßen oder schwer befahrbaren Feld- oder Waldwegen durchzuführen
                     sind. Der Zuschlag beträgt 5 Cent je Kilometer.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für Fahrten, die von den Dienstreisenden mit einem Fahrrad, E-Bike oder (S-)Pedelec zurückgelegt wurden, wird eine Wegstreckenentschädigung
                     in Höhe von 25 Cent je Kilometer zurückgelegter Strecke gewährt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Mit der Wegstreckenentschädigung sind alle dem Fahrzeughalter aus der dienstlichen Benutzung seines privateigenen Fahrzeugs
                     erwachsenden Aufwendungen abgegolten. Unfallbedingte Sachschäden an Fahrzeugen, die im Rahmen einer genehmigten Dienstreise
                     benutzt wurden, können bis zur vollen Höhe ersetzt werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Pfarrer im Gemeindedienst können anstelle der Wegstreckenentschädigung eine vom Oberkirchenrat festzusetzende pauschale Reisekostenentschädigung
                     erhalten, wenn dies entsprechend vereinbart ist.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 7 (Wegstreckenentschädigung):

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 Für die Berechnung der Wegstreckenentschädigung ist grundsätzlich die kürzeste, verkehrsübliche Verbindung maßgeblich. Ausnahmsweise
                                    kann auch ein längerer Verkehrsweg maßgeblich sein, wenn dieser eine erhebliche Zeitersparnis ermöglicht.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 Ein erhebliches dienstliches Interesse liegt in der Regel vor bei Bediensteten, die überwiegend im Außendienst (z.B. Fahrten
                                    im Rahmen von Prüfdiensten) tätig sind und bei Bildung von Fahrgemeinschaften. 
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Es kann ferner im Einzelfall angenommen werden, wenn

                                 
                                    
                                       	
                                          die Dienstreise an einen Ort führt, der mit regelmäßig verkehrenden Beförderungsmitteln nicht oder nur schwer zu erreichen
                                             ist,
                                          

                                       

                                       	
                                          auf der Hin- und/oder Rückfahrt mindestens eine Person aus dienstlichen Gründen mitgenommen wird und hierdurch an anderer
                                             Stelle Kosten eingespart werden können,
                                          

                                       

                                       	
                                          durch die Benutzung des Kraftfahrzeugs eine so erhebliche Zeitersparnis eintritt, dass noch weitere Dienstgeschäfte wahrgenommen
                                             werden können, oder
                                          

                                       

                                       	
                                          aus dienstlichen Gründen umfangreiches, sperriges oder schweres Arbeitsmaterial mitgenommen werden muss und deshalb die Benutzung
                                             eines regelmäßig verkehrenden Beförderungsmittels unzumutbar erscheint.
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Bei Dienstreisen, die einer Genehmigung bedürfen, muss das erhebliche dienstliche Interesse im Vorfeld festgestellt werden.
                                    Bei einer allgemeinen Dienstreisegenehmigung kann das erhebliche dienstliche Interesse ausnahmsweise nachträglich festgestellt
                                    werden. Das erhebliche dienstliche Interesse wird unterstellt, wenn ein privateigenes Kraftfahrzeug benutzt wurde, welches
                                    gemäß § 21 RKO als dienstlich notwendig anerkannt wurde.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 3.

                              
                              	
                                 Wegstreckenentschädigung wird auch für die aus dienstlichem Grund am Dienst- oder Wohnort und am Geschäftsort zurückgelegten
                                    Strecken gewährt; das Gleiche gilt für Strecken von und zu der Unterkunft und zur Einnahme von Mahlzeiten.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 4.

                              
                              	
                                 Der Zahlung eines Zuschlages zur Wegstreckenentschädigung kann nur zugestimmt werden, wenn durch häufige Fahrten auf unbefestigten
                                    Straßen oder schwer befahrbaren Feld- oder Waldwegen überdurchschnittlich hohe Kosten für den Betrieb und die Haltung des
                                    Kraftfahrzeuges entstehen. Dies setzt voraus, dass auf Grund der Art der Dienstgeschäfte regelmäßig Fahrten auf solchen schlechten
                                    Wegen durchzuführen sind. Der Schlechtwegezuschlag ist nur für die Strecke erstattungsfähig, die auf unbefestigten Straßen
                                    oder schwer befahrbaren Feld- oder Waldwegen durchgeführt wird.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 5.

                              
                              	
                                 Wird die Dienstreise an einer anderen Stelle als der Wohnung oder der Dienststelle angetreten oder beendet, so wird Wegstrecken-
                                    und ggf. Mitnahmeentschädigung von und (oder) bis zu dieser Stelle gewährt. Dies gilt bei Dienstgängen entsprechend.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 6.

                              
                              	
                                 Schäden an privateigenen Kraftfahrzeugen, die auf einer genehmigten Dienstfahrt im Sinne des § 3 RKO entstanden, sind grundsätzlich in voller Höhe zu erstatten. Der erstattungsfähige Betrag ist nicht zu mindern, wenn der Schaden
                                    fahrlässig herbeigeführt wurde. Bei grober Fahrlässigkeit und Vorsatz wird kein Ersatz geleistet.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Kann das eigene Kraftfahrzeug, das auf einer Dienstfahrt nicht durch Verschulden eines Dritten beschädigt oder zerstört wurde,
                                    während der Dauer der Reparatur oder der Zeit bis zur Anschaffung eines Ersatzfahrzeugs nicht benutzt werden, kann vom Mitarbeiter
                                    ein entsprechendes Kraftfahrzeug angemietet werden, wenn er zur Ausübung seines Dienstes darauf angewiesen ist und die Benutzung
                                    eines Taxis (vgl. Ausführungsbestimmungen Nr. 1.4.3) nicht wirtschaftlicher oder zweckmäßiger wäre. Die Kosten für die Anmietung eines Kraftfahrzeugs werden zu dem Teil ersetzt,
                                    der auf dienstlich gefahrene Wegstrecke entfällt. Die Mietdauer sollte vierzehn Tage nicht überschreiten.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 7.

                              
                              	
                                 Mit der Inanspruchnahme der pauschalen Reisekostenentschädigung für Gemeindepfarrerinnen und -pfarrer sind alle Fahrten, auch
                                    solche, die gelegentlich über den unmittelbaren Dienstbereich hinausgehen, z. B. zum Dekanatamt, zur Regionalverwaltung bzw.
                                    zu Krankenbesuchen oder bei Kanzeltausch, abgegolten. Eine zusätzliche Vergütung dieser Fahrten neben der Pauschalentschädigung
                                    ist nicht möglich. 
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Dagegen können Fahrten, die im Rahmen eines zusätzlichen Dienstauftrags und Fahrten, die nicht durch die allgemeine Dienstreisegenehmigung
                                    für Gemeindepfarrerinnen und -pfarrer gemäß § 3 Abs. 2 RKO i.V.m. Nr. 4 zu § 21 RKO abgedeckt sind, anfallen, gesondert abgerechnet werden, da diese Fahrten nicht unmittelbar mit dem Dienstauftrag als Gemeindepfarrerin
                                    oder Gemeindepfarrer zusammenhängen.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  

               

               
                     § 7 a
(aufgehoben)
                     

                  

                  

               

               
                     § 8
Dauer der Dienstreise
                     

                  

                  Die Dauer der Dienstreise bestimmt sich nach der Abreise und Ankunft an der Wohnung, es sei denn, die Dienstreise beginnt
                     oder endet an der Dienststätte oder Beginn oder Ende wurde an der Dienststätte angeordnet. Beim Vorliegen mehrerer Wohnungen
                     oder Unterkünfte ist die der Dienststätte am nächsten gelegene Wohnung oder Unterkunft maßgebend. Wird die Dienstreise von
                     einer anderen Stelle aus angetreten oder beendet, so tritt diese an die Stelle der Wohnung.
                  

               

               
                     § 9
Tagegeld
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zur Abgeltung der Mehraufwendungen für Verpflegung beträgt das Tagegeld für jeden vollen Kalendertag einer Dienstreise 24
                     Euro. Bei einer Dienstreise, die weniger als einen vollen Kalendertag dauert, für den Tag des Antritts und den Tag der Beendigung
                     einer mehrtägigen Dienstreise, beträgt das Tagegeld bei einer Dienstreisedauer von mehr als 8 Stunden 6 Euro und bei einer
                     Dienstreisedauer von mehr als 14 Stunden 12 Euro.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für Dienstgänge besteht kein Anspruch auf Tagegeld nach Absatz 1. Bei Dienstgängen von mehr als acht Stunden Dauer werden
                     die nachgewiesenen notwendigen Auslagen für Verpflegung bis zur Höhe des Tagegeldes bei einer Dienstreise von gleicher Dauer
                     erstattet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Bei Dienstreisen aus Anlass der Versetzung, Abordnung oder Aufhebung einer Abordnung wird das Tagegeld (§ 9) für die Zeit bis zur Ankunft am neuen Dienstort gewährt. 
                  

                  Das Tagegeld wird für die Zeit bis zum Ablauf des Ankunftstages gewährt, wenn die Dienstreisenden vom nächsten Tag an Trennungsgeld
                     für auswärtiges Verbleiben erhalten; daneben wird Übernachtungsgeld (§ 10) gewährt.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 9 (Tagegeld)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 Bei Durchführung mehrerer Dienstreisen an einem Kalendertag wird für die Bemessung des Tagegeldes oder die Erstattung von
                                    notwendigen Mehraufwendungen für Verpflegung bei Dienstgängen die Dauer der einzelnen Dienstreisen beziehungsweise Dienstgänge
                                    an diesem Tag zusammengerechnet. Besteht für diesen Tag ein Anspruch auf Inlands- und Auslandstagegeld, bildet das Auslandstagegeld
                                    die Grundlage der Kostenerstattung.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 Bei einer mehrtägigen Dienstreise ist das Tagegeld für den Tag der Abfahrt vom Beginn der Dienstreise bis 24 Uhr und für den
                                    Tag der Rückkehr von 0 Uhr bis zum Ende der Dienstreise zu berechnen, soweit nicht die Voraussetzungen des Satzes 2 vorliegen.
                                    Eine mehrtägige Dienstreise, die nach 16 Uhr begonnen und vor 8 Uhr des nachfolgenden Kalendertages beendet wird, ohne dass
                                    eine Übernachtung stattfindet, ist mit der gesamten Dienstreisedauer dem Kalendertag der überwiegenden Abwesenheit zuzurechnen.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  

               

               
                     § 10
Übernachtungsgeld
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für eine notwendige Übernachtung erhalten Dienstreisende pauschal 20 Euro im Inland und 30 Euro im Ausland. Höhere Übernachtungskosten
                     werden im notwendigen Umfang erstattet. Durch Verwaltungsvorschrift wird bestimmt, bis zu welcher Höhe Übernachtungskosten
                     notwendig sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Übernachtungsgeld wird nicht gewährt
                  

                  
                     
                        	
                           für die Dauer der Benutzung von Beförderungsmitteln,

                        

                        	
                           für die Dauer des Aufenthalts in einer Wohnung der oder des Dienstreisenden,

                        

                        	
                           bei unentgeltlicher Bereitstellung einer Unterkunft von Amts wegen, auch wenn diese Unterkunft

                        

                        	
                           in den Fällen, in denen das Entgelt für die Unterkunft in den erstattungsfähigen Fahrtkosten oder sonstigen Kosten enthalten
                              ist, es sei denn, dass eine Übernachtung aufgrund einer zu frühen Ankunft am Geschäftsort oder einer zu späten Abfahrt von
                              diesem zusätzlich erforderlich wird.
                           

                           
                              
                                 
                                    
                                    
                                    
                                 
                                 
                                    
                                       	
                                          Zu § 10 (Übernachtungsgeld)

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                       	
                                          1.

                                       
                                       	
                                          Als Übernachtungskosten werden die Kosten für ein Einzelzimmer inklusive Frühstück als notwendig anerkannt, wenn pro Übernachtung
                                             ein Betrag von bis zu 95 Euro im Inland nicht überschritten wird. Höhere Übernachtungskosten können in begründeten Fällen
                                             erstattet werden.
                                          

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                       	
                                          2.

                                       
                                       	
                                          Zur Ermittlung der erstattungsfähigen Übernachtungskosten ist jede Übernachtung während der Dienstreise für sich zu betrachten.
                                             Innerhalb einer Dienstreise kann deshalb zum Beispiel für einzelne Übernachtungen das pauschale Übernachtungsgeld gewährt
                                             werden, während für die anderen Übernachtungen die nachgewiesenen Kosten nach Maßgabe der Nummer 1 erstattet werden können.
                                          

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                       	
                                          3.

                                       
                                       	
                                          Bei gemeinsamer Übernachtung mehrerer Dienstreisender in einem Mehrbettzimmer, sind die Übernachtungskosten gleichmäßig aufzuteilen.
                                             Übernachten Dienstreisende mit nicht erstattungsberechtigten Personen (zum Beispiel Ehegattin oder Ehegatte) in einem Zimmer,
                                             sind die Kosten bis zu dem Preis erstattungsfähig, der bei alleiniger Nutzung eines Einzelzimmers zu zahlen wäre; ohne einen
                                             entsprechenden Nachweis sind die Übernachtungskosten gleichmäßig nach Personen aufzuteilen.
                                          

                                       
                                    

                                 
                              

                           

                        

                     

                  

                  

               

               
                     § 11
Auslagen bei längerem Aufenthalt am Geschäftsort
                     

                  

                  Dauert der Aufenthalt an einem auswärtigen Geschäftsort ununterbrochen länger als sieben Tage, so wird vom achten Tage an
                     dieselbe Vergütung gewährt, die von diesem Tage an bei einer Abordnung zu gewähren wäre (§ 25). Aufenthaltstage sind alle
                     Tage zwischen dem Hinreisetag und dem Rückreisetag.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 11 (Auslagenerstattung bei längerem Aufenthalt am Geschäftsort):

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 Bei einer Unterbrechung des Aufenthalts von mindestens sieben aufeinanderfolgenden Kalendertagen während der Zeit, in der
                                    Tage- und Übernachtungsgeld zusteht, gilt der Aufenthalt als beendet. Die Frist des § 11 Satz 1 RKO läuft mit dem Tag nach
                                    der Rückkehr zur Fortsetzung der dienstlichen Tätigkeit an demselben Geschäftsort von neuem an.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 Bei einer Unterbrechung des Aufenthalts von weniger als sieben aufeinanderfolgenden Kalendertagen während der Zeit, in der
                                    Tage- und Übernachtungsgeld zusteht, gilt der Aufenthalt als unterbrochen. Der Lauf der Frist des § 11 Satz 1 RKO wird für
                                    die Dauer der dienstlich notwendigen Unterbrechung gehemmt. Die für die Zeit der Abwesenheit vom Geschäftsort tatsächlich
                                    entstandenen unvermeidbaren Auslagen (zum Beispiel für das erforderliche Beibehalten der bisherigen Unterkunft) werden, soweit
                                    angemessen, ersetzt. Ist eine monatlich festgelegte Pauschvergütung nur für einen Teil dieses Zeitraums zu gewähren, so ist
                                    für jeden Tag ein Dreißigstel der Vergütung zu Grunde zu legen.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 12
Kürzung des Tagegeldes
                     

                  

                  Erhalten Dienstreisende ihres Amtes wegen unentgeltlich Verpflegung, werden von dem ihnen zustehenden Tagegeld nach § 9 Absatz 1 für das Frühstück 20 vom Hundert und für das Mittagessen und Abendessen je 40 vom Hundert des Tagegeldes für einen
                     vollen Kalendertag einbehalten. Das Gleiche gilt, wenn von dritter Seite Verpflegung bereitgestellt wird und hierfür das Entgelt
                     in den erstattungsfähigen Fahrt-, Flug-, Übernachtungs- oder Nebenkosten enthalten ist. Die Sätze 1 und 2 sind auch dann anzuwenden,
                     wenn die Dienstreisenden ihres Amtes wegen unentgeltlich bereitgestellte Verpflegung ohne triftigen Grund nicht in Anspruch
                     nehmen.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 12 (Kürzung des Tagegeldes):

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 Die Verpflegung (Frühstück, Mittag- und Abendessen) ist des Amtes wegen unentgeltlich bereitgestellt, wenn sie nicht wegen
                                    persönlicher Beziehungen durch Verwandte oder Bekannte zur Verfügung gestellt wird.
                                 

                                 Ein triftiger Grund im Sinne des § 12 Absatz 1 Satz 3 RKO kann dienstlicher oder privater (zum Beispiel gesundheitlicher)
                                    Art sein. Hierunter fallen jedoch nicht unangemessene Ansprüche an die Verpflegung.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 Die pauschale Kürzung nach § 12 Absatz 1 Satz 1 RKO erfolgt stets dann, wenn in der Unterkunftsrechnung oder den erstattbaren
                                    sonstigen Kosten (zum Beispiel Tagungspauschale, Seminargebühr) der Anteil für die enthaltene Verpflegung nicht gesondert
                                    ausgewiesen ist (Inklusivpreis) oder die Verpflegung zwar gesondert ausgewiesen ist, aber als vom Dienstherrn gestellt angesehen
                                    werden kann. Zur Vermeidung von Nachteilen für die Dienstreisenden muss daher bei Buchung und Rechnungserstellung die Veranlassung
                                    durch den Arbeitgeber zum Ausdruck kommen, insbesondere muss die vom Beherbergungsbetrieb ausgestellte Rechnung über Unterkunft
                                    und Verpflegung auf den Dienstherrn lauten.
                                 

                                 Ist die Rechnung auf den Namen der oder des Dienstreisenden ausgestellt, sind folgende Regelungen zu beachten:

                                 Sofern die Übernachtungskosten inklusive Verpflegung lediglich als Gesamtbetrag (ohne Aufschlüsselung nach Kostenarten) abgerechnet
                                    werden, sind die Kosten für die Verpflegung nach § 12 Absatz 1 RKO herauszurechnen.
                                 

                                 Sofern der Rechnungsbetrag hinsichtlich der Kostenarten aufgeschlüsselt ist, sind nur die ausgewiesenen Übernachtungskosten
                                    nach Maßgabe der Nummer 1 beziehungsweise Nummer 3 zu §10 erstattungsfähig. Die Verpflegungskosten sind mit dem Tagegeld nach § 9 abgegolten.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 13
Nebenkosten
                     

                  

                  Zur Wahrnehmung des Dienstgeschäftes notwendige Auslagen, die nicht nach § 6 bis § 17 a zu erstatten sind, werden als Nebenkosten erstattet.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 13 (Nebenkosten)9:
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 Sonstige Kosten im Sinne der Vorschrift sind Auslagen, die in unmittelbarem Zusammenhang mit dem zu erledigenden Dienstgeschäft
                                    stehen und notwendig sind, um den dienstlichen Auftrag überhaupt oder unter zumutbaren Bedingungen ausführen zu können. 
                                 

                                 Sonstige Kosten sind notwendige Auslagen der oder des Dienstreisenden unter anderem für

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	
                                          das gesonderte Befördern oder Versenden des notwendigen dienstlichen oder persönlichen Gepäcks; soweit das Mitführen nicht
                                             möglich oder nicht zumutbar ist;
                                          

                                       

                                       	
                                          die Gepäckaufbewahrung und bei Vorliegen besonderer Umstände auch die Gepäckversicherung;

                                       

                                       	
                                          das Eintrittsgeld zum Besuch von Ausstellungen, Museen und dergleichen, sofern der Besuch oder die Teilnahme genehmigt oder
                                             dienstlich angeordnet ist;
                                          

                                       

                                       	
                                          das Entgelt für die Teilnahme an Tagungen oder Versammlungen (zum Beispiel technische Ausstattung, Raummiete), sofern der
                                             Besuch oder die Teilnahme genehmigt oder dienstlich angeordnet ist. Tagungspauschalen, die Verpflegung enthalten, sind insgesamt
                                             als Nebenkosten erstattungsfähig. Bei der Festsetzung des zustehenden Tagegeldes ist die Verpflegung, die in der Tagungspauschale
                                             enthalten ist, als unentgeltliche Verpflegung zu berücksichtigen (§ 9 RKO). Dies gilt auch dann, wenn die Verpflegung gesondert ausgewiesen ist und bei Buchung und Rechnungsstellung die Veranlassung
                                             durch den Dienstherrn oder Arbeitgeber zum Ausdruck kommt (vergleiche Nummer 2 zu § 12);
                                          

                                       

                                       	
                                          Post- und Fernsprechgebühren, WLAN-Gebühren, die durch die Ausführung des Dienstgeschäfts entstanden sind;

                                       

                                       	
                                          Parkgebühren;

                                       

                                       	
                                          die Kurtaxe;

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 Keine sonstigen Kosten sind insbesondere Auslagen für:

                                 
                                    
                                       	
                                          Reiseausstattung (beispielsweise Koffer; Taschen);

                                       

                                       	
                                          Trinkgelder, Geschenke;

                                       

                                       	
                                          Ersatzbeschaffung oder Reparatur mitgeführter Kleidungs- und Reiseausstattungsstücke;

                                       

                                       	
                                          Reiserücktrittversicherung, da insoweit § 15 RKO greift.
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 3.

                              
                              	
                                 Notwendige Auslagen einer oder eines schwerbehinderten Dienstreisenden für eine Begleitperson sind als Nebenkosten zu erstatten,
                                    wenn die Dienstreise nur mit Hilfe dieser Begleitperson ausgeführt werden kann. Die notwendigen Auslagen für Verpflegung und
                                    Unterkunft der Begleitperson werden in Höhe des der oder dem Dienstreisenden für den gleichen Zeitraum zustehenden Tage- und
                                    Übernachtungsgeldes erstattet. Fahrtkosten für die Begleitperson werden in der Höhe erstattet, in der sie bei einer Dienstreise
                                    der zu begleitenden Person anfallen würden; eventuelle Fahrpreisermäßigungen für Begleitpersonen sind auszunutzen.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 14
(aufgehoben)
                     

                  

               

               
                     § 15
Auslagen für Reisevorbereitungen
                     

                  

                  Wird eine Dienstreise oder ein Dienstgang aus Gründen, die der Dienstreisende nicht zu vertreten hat, nicht ausgeführt, so
                     werden die durch die Vorbereitung entstandenen, nach dieser Verordnung erstattungsfähigen Auslagen ersetzt.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 15 (Auslagen für Reisevorbereitungen):

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Wird eine Dienstreise aus einem (dienstlichen oder zwingenden privaten) Grund, den die oder der Dienstreisende nicht zu vertreten
                                    hat, nicht ausgeführt, so hat die oder der Dienstreisende sich darum zu bemühen, die getroffenen Reisevorbereitungen so bald
                                    und so weitgehend wie möglich rückgängig zu machen und dadurch die Auslagen für die Vorbereitungen möglichst gering zu halten.
                                 

                                 Notwendige und erstattungsfähige Auslagen für Reisevorbereitungen können unteranderem sein: 

                                 Auslagen für

                                 
                                    
                                       	
                                          die Zimmerbestellung oder -abbestellung;

                                       

                                       	
                                          den Schaden des Hotels aus einem nicht in Anspruch genommenen Zimmer;

                                       

                                       	
                                          Bearbeitungsgebühren für die Erstattung von Fahrtkosten, bzw. Kosten für eine nicht erstattungsfähige Fahrkarte

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  

               

               
                     § 16
Auslandsdienstreisen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für Auslandsdienstreisen gelten die Regelungen der §§ 1 bis 15 entsprechend. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Abweichend von den §§ 9 und 10 werden Auslandstagegelder und Auslandsübernachtungsgelder nach Maßgabe der jeweils gültigen Fassung des § 3 der Auslandsreisekostenverordnung
                     des Bundes (ARV) und der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift über die Neufestsetzung der Auslandstage- und Auslandsübernachtungsgelder
                     (ARVVwV) gewährt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Tage- und Übernachtungsgeld wird für das Land gewährt, das die Dienstreisenden vor Mitternacht Ortszeit zuletzt erreichen.
                     Wird bei Auslandsdienstreisen das Inland vor Mitternacht zuletzt erreicht, wird Auslandstagegeld für das Land des letzten
                     Geschäftsortes im Ausland gewährt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Bei Flugreisen gilt ein Land in dem Zeitpunkt als erreicht, in dem das Flugzeug dort landet. Zwischenlandungen bleiben unberücksichtigt,
                     es sei denn, dass durch sie Übernachtungen notwendig werden. Bei Schiffsreisen gilt Satz 1 entsprechend.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Dauert der Aufenthalt an demselben ausländischen Geschäftsort ohne Hin- und Rückreisetage länger als 14 Tage, ist das Auslandstagegeld
                     nach Absatz 3 vom 15. Tag an um 25 vom Hundert zu ermäßigen. Der Oberkirchenrat kann in begründeten Fällen von der Ermäßigung
                     absehen. Anstelle des pauschalen Übernachtungsgeldes werden ab dem 15. Tag die nachgewiesenen notwendigen Übernachtungskosten erstattet.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 16 (Auslandsdienstreisen):

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 Für jede Übernachtung im Ausland erhalten Dienstreisende pauschal 30 Euro, unabhängig davon, dass in der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift
                                    über die Neufestsetzung der Auslandstage- und Auslandsübernachtungsgelder vom 14. Oktober 2019 (GMBl 2020 Nr. 45, S. 959)
                                    höchstens 30 Euro je Übernachtung vorgesehen ist.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 Sollten Dienstreisende im Ausland das Mittagessen in einer Kantine einnehmen, erfolgt hierfür keine Kürzung des Auslandstagegeldes
                                    um 20%.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt III
Dienstreisen in Sonderfällen
            

         

         
                     § 17
Regelmäßiger Reisedienst, Pauschvergütung
                     

                  

                  Der Oberkirchenrat kann bei regelmäßigen oder gleichartigen Dienstreisen und Dienstgängen anstelle der Reisekostenvergütung
                     oder einzelner ihrer Bestandteile eine Pauschvergütung gewähren, die nach dem Durchschnitt der in einem bestimmten Zeitraum
                     sonst anfallenden Einzelvergütungen zu bemessen ist.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 17 (Regelmäßiger Reisedienst, Pauschvergütung):

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Eine Pauschvergütung darf ausschließlich zum Zweck der Verwaltungsvereinfachung festgesetzt werden und muss ihrer Höhe nach
                                    den in einem bestimmten Zeitraum sonst anfallenden Einzelvergütungen entsprechen.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  

               

               
                     § 17 a
Aufwandsvergütung
                     

                  

                  Dienstreisende, denen erfahrungsgemäß geringere Aufwendungen für Verpflegung und Unterkunft als allgemein entstehen, können
                     nach näherer Bestimmung des Oberkirchenrats anstelle von Tagegeld, Übernachtungsgeld und Auslagenerstattung nach § 11 Satz 1 und 2 entsprechend den notwendigen Aufwendungen mit einer Aufwandsvergütung abgefunden werden.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 17 a (Aufwandsvergütung):

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 Die Bestimmungen des § 17a RKO gehen davon aus, dass Mitarbeitende mit regelmäßigem Reisedienst bei Dienstreisen innerhalb
                                    ihres Dienstbereichs erfahrungsgemäß häufig geringere Aufwendungen für Verpflegung und Unterkunft entstehen als bei anderen
                                    Dienstreisen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 § 17a LRKG findet insbesondere Anwendung auf

                                 
                                    
                                       	
                                          Mitarbeitende, deren Dienstbereich sich auf das Gebiet einer Kirchengemeinde (Gesamtkirchengemeinde), eines Kirchenbezirks
                                             oder mehrerer Kirchenbezirke erstreckt und zu deren Dienstauftrag regelmäßiger Reisedienst in diesem Bereich gehört (z. B.
                                             Bezirksjugendreferentinnen oder Bezirksjugendreferenten, Mitarbeitende in der Jugendarbeit auf Gemeindeebene, hauptamtliche
                                             Jugend- und Bezirksjugendpfarrerinnen oder -pfarrer, Diakoninnen oder Diakone, Gemeindeschwestern usw.);
                                          

                                       

                                       	
                                          Mitarbeitende mit regelmäßiger Diensttätigkeit bei Außenstellen, Nebenstellen o. ä. (Beratungsstellen, Diakonische Bezirksstellen);

                                       

                                       	
                                          Mitarbeitende, deren Dienstbereich sich auf das Gebiet der Landeskirche erstreckt, bei häufigen Dienstreisen an denselben
                                             Ort (z. B. Häuser und Einrichtungen der betreffenden kirchlichen Einrichtung);
                                          

                                       

                                       	
                                          § 17a RKO kann auch für Mitarbeitende sinngemäß angewandt werden, die aufgrund ihres Amtes oder der besonderen Art ihrer Tätigkeit
                                             von privater Stelle Unterkunft oder Verpflegung erhalten. 
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Bei den Fällen a) bis c) muss es sich um regelmäßig wiederkehrende Dienste handeln. Fahrten, die aufgrund von Einzelanforderungen
                                    stattfinden, fallen nicht unter § 17a RKO, auch wenn sie wiederholt erfolgen (z. B. Regionalverwaltungen). Aufgrund der Vielfalt
                                    der kirchlichen Arbeit und der Vielgestaltigkeit des kirchlichen Dienstes ist es nicht möglich, eine abschließende Aufstellung
                                    der Mitarbeitenden oder Gruppen von Mitarbeitenden zu erstellen, auf welche § 17a RKO Anwendung findet. Dies ist vom zuständigen
                                    Aufsichts- bzw. Leitungsorgan allgemein oder im Einzelfall unter Berücksichtigung der vorstehenden Ausführungen festzulegen.
                                 

                                 Ist zweifelhaft, ob § 17a RKO Anwendung findet, ist die Entscheidung des Oberkirchenrats einzuholen.

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 18
Reisekosten für Leiter und Betreuer bei Freizeiten, Tagungen und Lehrgängen
                     

                  

                  Mitarbeiter, die als Leiter, Referenten, Lehrkräfte oder Betreuer dienstlich an Freizeiten, Tagungen, Lehrgängen oder ähnlichen
                     Veranstaltungen, die länger als 48 Stunden dauern, teilnehmen müssen, sollen grundsätzlich freie Verpflegung und Unterkunft
                     erhalten.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 18 (Reisekosten für Leiter und Betreuer bei Freizeiten, Tagungen und Lehrgängen):

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Die in § 18 RKO genannten Mitarbeitenden erhalten freie Verpflegung und Unterkunft, §12 Abs. 1 RKO ist anzuwenden. Bei Freizeiten, Tagungen und Lehrgängen bis zu 48 Stunden sind die §§ 9-12 RKO anzuwenden, ggf. auch §17 RKO, wenn diese innerhalb des Dienstbereichs stattfinden.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  

               

               
                     § 19
(aufgehoben)
                     

                  

               

               
                     § 20
Fahrtkosten zwischen Wohnung und Dienststätte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Fahrtkosten zwischen Wohnung und Dienststätte im Sinne der steuerrechtlichen ersten Tätigkeitsstätte sind grundsätzlich
                     vom Mitarbeiter zu tragen. § 4 Abs. 3 bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für Katecheten und andere Lehrkräfte im Religionsunterricht, deren Dienstauftrag sich auf mehrere Schulen erstreckt, ist jeweils
                     zum Schuljahresbeginn schriftlich festzuhalten, welche Schule die regelmäßige Dienststätte ist, d. h. an welcher Schule in
                     Anbetracht des Stundenplans der Dienstauftrag überwiegend ausgeführt wird. Wird an keiner Schule wenigstens die Hälfte der
                     im Dienstauftrag festgelegten Unterrichtsstunden erteilt, gilt als regelmäßige Dienststätte die der Wohnung am nächsten gelegene
                     Schule.
                  

                  Aufgrund der vorgenannten Festsetzung ist eine Fahrtkostenvergütung oder Wegstreckenentschädigung für alle Fahrten möglich,
                     die zur Erteilung des Unterrichts an einer weiteren Schule als der regelmäßigen Dienststätte notwendig sind. Aufwendungen
                     für Fahrten zwischen Wohnung und regelmäßiger Dienststätte gehören zu den Aufwendungen der privaten Lebensführung und können
                     nicht als Reisekosten erstattet werden. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Katecheten und andere Lehrkräfte im Religionsunterricht, die einen vom Schuldekan angeordneten Vertretungsdienst wahrnehmen,
                     erhalten unabhängig davon, ob sich dieser Dienstauftrag auf mehrere Schulen erstreckt, bis zur Dauer eines Schuljahres alle
                     dafür notwendigen Fahrtkosten oder Wegstreckenentschädigungen erstattet. Satz 1 gilt auch für die in Abs. 2 Satz 1 genannten Mitarbeiter, wenn deren Gesamtdienstauftrag 8 Wochenstunden oder weniger umfaßt.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 20 (Fahrtkosten zwischen Wohnung und Dienststätte):

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 1. 

                              
                              	
                                 Die regelmäßige Dienststätte im Sinne der steuerrechtlichen Ersten Tätigkeitsstätte ist dienst- oder arbeitsvertraglich festzulegen
                                    oder dienstrechtlich entsprechend zuzuweisen. Dies ist zu dokumentieren.
                                 

                                 Fehlt eine Zuordnung des Arbeitgebers oder Dienstherrn ist im Rahmen einer Prognoseentscheidung darauf abzustellen, ob der
                                    Mitarbeitende eine bestimmte Dienststätte typischerweise arbeitstäglich aufsucht oder dort zwei volle Arbeitstage pro Arbeitswoche
                                    beruflich tätig werden soll oder mit mindestens 1/3 seiner vereinbarten regelmäßigen Arbeitszeit beruflich tätig werden soll.
                                 

                                 Erfüllen mehrere Tätigkeitsstätten diese Anforderungen, so ist die der Wohnung des Mitarbeiters nächstgelegene Tätigkeitsstätte
                                    Dienststätte im Sinne der Vorschrift.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 Mit der Bezeichnung „mehrere Schulen“ ist auf örtlich getrennte Schulen abgehoben. § 3 Abs. 1 RKO ist zu beachten. Die Frage, ob die jeweiligen Schulen getrennten Schulleitungen unterstehen, ist für die Erstattung von Fahrtkosten
                                    nicht von Belang.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt IV
Anerkennung und Beschaffung von Fahrzeugen10

         

         
                     § 21
Dienstliche Anerkennung privateigener Kraftfahrzeuge
                     

                  

                  Benötigt ein Mitarbeiter zur Ausübung seines Dienstes ein Kraftfahrzeug, so kann ein privateigenes Kraftfahrzeug als dienstlich
                     notwendig anerkannt werden, wenn dessen Nutzung aufgrund der umfangreichen jährlichen dienstlichen Fahrleistung von erheblichem
                     dienstlichen Interesse ist. Zuständig hierfür ist bei Dekanen und Pfarrern der Oberkirchenrat, bei anderen Mitarbeitern der
                     für sie zuständige Anstellungsträger. Die Anerkennung ist widerruflich; sie kann auch zeitlich begrenzt oder auf eine bestimmte
                     Aufgabe beschränkt werden.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 21 (Dienstliche Anerkennung privateigener Kraftfahrzeuge):

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 Dienstlich anerkannte privateigene Kraftfahrzeuge sind Fahrzeuge, deren Haltung von dem zuständigen kirchlichen Aufsichtsorgan
                                    auf Antrag als dienstlich notwendig anerkannt worden ist. Zuständig für die Anerkennung ist bei Mitarbeitenden der Kirchengemeinde
                                    der Kirchengemeinderat, für Mitarbeitende des Kirchenbezirks der Kirchenbezirksausschuss.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 Bei der Entscheidung über die dienstliche Anerkennung eines privateigenen Kraftfahrzeugs ist eine verantwortliche Prüfung
                                    der Notwendigkeit der Motorisierung erforderlich, wobei vor allem die Bedürfnisfrage und die wirtschaftliche Vertretbarkeit
                                    zu beachten ist. Die Notwendigkeit kann mit dem Hinweis auf die allgemeine Erleichterung, die die Benutzung von Kraftfahrzeugen
                                    mit sich bringt, nicht ausreichend begründet werden. Nur der Umfang oder die Art des auswärtigen geschäftsordnungsmäßigen
                                    Dienstauftrags und die sich daraus ergebende notwendige dienstliche Inanspruchnahme des privateigenen Kraftfahrzeugs kann
                                    die dienstliche Anerkennung des Kraftfahrzeugs begründen. Eine dienstliche Anerkennung ist bei einer jährlichen Fahrleistung
                                    von mindestens 1500 Kilometern oder mindestens 50 Dienstfahrten anzunehmen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 3.

                              
                              	
                                 Mit der Anerkennung ist auch der Dienstbereich, in dem das anerkannte privateigene Kraftfahrzeug dienstlich genutzt werden
                                    darf, festzulegen. Dabei kann auch die generelle Genehmigung nach § 3 Abs. 2 RKO erteilt werden.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 4.

                              
                              	
                                 Der Oberkirchenrat hat für alle Gemeindepfarrerinnen und Gemeindepfarrer das dienstliche Bedürfnis für die Haltung eines privateigenen
                                    Kraftfahrzeugs anerkannt. Diese Anerkennung schließt neben den Fahrten im unmittelbaren Dienstbereich der Gemeinde Fahrten
                                    zu Dienststellen und Einrichtungen des Kirchenbezirks, zu Vertretungsdiensten in anderen Kirchengemeinden, zu Krankenbesuchen
                                    in den für die Kirchengemeinde üblichen Krankenhäusern sowie die dienstlich notwendigen Fahrten zu den nicht kirchlichen Dienststellen
                                    im Kirchenbezirk ein.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 5.

                              
                              	
                                 Mit der Anerkennung wird die Verpflichtung übernommen, sein privateigenes Kraftfahrzeug grundsätzlich zu Dienstfahrten im
                                    Sinne des § 3 RKO einzusetzen, bei Dienstfahrten andere Dienstreisende sowie im zumutbaren Umfang dienstliche Gegenstände mitzunehmen.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  

               

               
                     § 22
Darlehen zur Anschaffung eines Fahrzeugs
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zur erstmaligen Anschaffung oder zur Ersatzbeschaffung eines anerkannten privateigenen Kraftfahrzeugs (§ 21) oder eines Fahrrades oder Pedelecs kann der Anstellungsträger einem Mitarbeiter auf Antrag ein Darlehen gewähren. Im Falle
                     eines Fahrrades oder Pedelecs ist erforderlich, dass der Oberkirchenrat oder Anstellungsträger aufgrund der umfangreichen
                     jährlichen dienstlichen Fahrleistung ein erhebliches dienstliches Interesse an der Nutzung anerkennt. Zum Nachweis der wirtschaftlichen
                     Vertretbarkeit der Anschaffung und des Betriebs kann die Vorlage eines Finanzierungsplans für die Anschaffungskosten verlangt
                     werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Darlehen ist in der Regel zinsfrei. Es darf den Betrag von 2 600 Euro nicht übersteigen und höchstens der Höhe des Kaufpreises
                     für das Fahrzeug entsprechen. Es soll in monatlichen Teilbeträgen von mindestens 80 Euro getilgt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        In Ausnahmefällen gilt gleiches für die Beschaffung oder Ersatzbeschaffung von Kraftfahrzeugen durch Mitarbeiter, die wegen
                     einer körperlichen Behinderung für das Zurücklegen des Weges zwischen der Wohnung und der Arbeitsstätte auf ein eigenes Kraftfahrzeug
                     angewiesen sind.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Wenn das Darlehen mit einem weiteren unverzinslichen Gehaltsvorschuß oder zinsverbilligten Darlehen des Dienstgebers zusammentrifft
                     und deren Gesamtbetrag am Jahresende 2 600 Euro übersteigt, so ist dieser mit dem für die Lohnsteuer geltenden Effektivzins
                     ab 1. Januar zu verzinsen.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 22 (Darlehen zur Anschaffung eines Fahrzeugs)11:
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 Darlehen können gewährt werden für die Beschaffung oder Ersatzbeschaffung von neuen oder gleichwertigen, als schadstoffarm
                                    (höchste EU- Schadstoffklasse, derzeit Euro 6) eingestuften Kraftfahrzeugen oder Elektrofahrzeugen. Als gleichwertig gilt
                                    in der Regel ein Kraftfahrzeug auch dann noch, wenn es je nach Fahrzeugtyp eine Fahrleistung von nicht mehr als 50 000 km
                                    aufweist und seine Erstzulassung nicht länger als zwei Jahre zurückliegt.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 Für die Ersatzbeschaffung eines privateigenen Kraftfahrzeugs, für das bereits ein Darlehen gewährt wurde, kann ein erneutes
                                    Darlehen erst nach fünf Betriebsjahren oder einer Fahrleistung von mindestens 130 000 km oder einem Totalschaden gewährt werden.
                                    Ein Totalschaden ist anzunehmen, wenn das Kraftfahrzeug durch plötzliche äußere Einwirkung so schwer beschädigt wurde, dass
                                    entweder eine völlige Instandsetzung nicht mehr möglich ist oder aber die Reparaturkosten den Zeitwert des Kraftfahrzeugs
                                    übersteigen. Ausfälle, die lediglich durch Verschleißerscheinungen verursacht werden, rechtfertigen keine erneute Darlehensgewährung.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 3.

                              
                              	
                                 Die Tilgung des Darlehens beginnt mit dem übernächsten des auf die Auszahlung des Darlehens folgenden Zahlungstages für die
                                    Bezüge.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 4.

                              
                              	
                                 Bei Widerruf der Anerkennung nach § 21 RKO, bei vorzeitigem Verkauf des Kraftfahrzeugs oder bei Wegfall der Voraussetzungen für die Gewährung des Darlehens aus anderen
                                    Gründen, sind diese alsbald zurückzuzahlen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 5.

                              
                              	
                                 Für die Sicherung des Darlehens genügt es, wenn die Mitarbeitenden nicht widersprechen, dass es sich beim monatlichen Gehaltsabzug
                                    zur Tilgung des Darlehens um eine Gehaltsabtretung handelt und dass im Falle von Nummer 4 ein Darlehensrest mit Gehaltszahlungen
                                    verrechnet werden kann. Andernfalls ist nach Nummer 3.3 der Vorschussrichtlinien des Landes Baden-Württemberg zu verfahren.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  

               

               
                     § 23
Versicherungen
                     

                  

                  Für jedes zum Dienstreiseverkehr genutzte privateigene Kraftfahrzeug ist eine Haftpflichtversicherung für Personen-, Sach-
                     und Vermögensschäden mit der höchstmöglichen Deckung abzuschließen, welche der jeweilige Versicherer anbietet (§ 7 Absatz 4).
                  

               

               
                     § 24
Dienstfahrzeuge
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kircheneigene Fahrzeuge (Dienstfahrzeuge) sind solche Fahrzeuge, die von einer kirchlichen Körperschaft auf ihre Kosten beschafft,
                     unterhalten und betrieben werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Werden Dienstkraftfahrzeuge mit Genehmigung des Halters für private Zwecke benutzt, so haben Selbstfahrer ein Entgelt zu entrichten,
                     das in der Regel der Kilometervergütung nach § 7 Absatz 1 entspricht.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 24 (Dienstfahrzeuge)12:
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 Dienstfahrzeuge sollen nur beschafft und in Betrieb genommen werden, wenn die Haltung eines Dienstfahrzeugs unvermeidbar und
                                    wirtschaftlich vertretbar ist. Hierbei ist bei der Bedürfnisprüfung ein besonders strenger Maßstab anzulegen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Voraussetzung ist, dass das Fahrzeug nur für dienstliche Zwecke benötigt wird oder für spezielle Aufgaben ein besonderes Fahrzeug
                                    beschafft werden muss, das üblicherweise nicht privat gehalten wird (Transportfahrzeug).
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 Für die private Benutzung von Dienstkraftfahrzeugen (ohne Fahrer) ist ein Entgelt in Höhe der Kilometervergütung nach § 7 Abs. 1 RKO zu entrichten. Die Betriebskosten (Benzin usw.) sind von der betreffenden kirchlichen Körperschaft zu tragen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 3.

                              
                              	
                                 Wird für die private Benutzung ein Dienstkraftfahrzeug mit einem Fahrer zur Verfügung gestellt, so sind neben der Kilometervergütung
                                    nach § § 7 Abs. 1 RKO die an den Fahrer eventuell zu entrichtende Reisekostenvergütung und eine entsprechende Stundenvergütung (Gehaltsersatz)
                                    vom Nutzer zu übernehmen.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt V
Trennungsgeld
            

         

         
                     § 25

                  

                  Wird ein kirchlicher Mitarbeiter an einen Ort außerhalb des Dienst- oder Wohnortes abgeordnet oder versetzt und entstehen
                     ihm dadurch vermehrte Lebenshaltungskosten und besondere Auslagen, so werden diese, wenn sie als notwendig anzuerkennen sind,
                     durch ein Trennungsgeld abgegolten. Das Trennungsgeld ist innerhalb einer Ausschlussfrist von sechs Monaten zu beantragen.
                     Die Frist beginnt jeweils mit Ablauf des Monats, für den das Trennungsgeld zusteht. Das Nähere sowie besondere Bestimmungen
                     für den Pfarrdienst regelt der Oberkirchenrat.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 25 (Trennungsgeld):

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 Trennungsgeld im Pfarrdienst

                                 Das Trennungsgeld ist schriftlich beim Oberkirchenrat zu beantragen.

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Trennungsgeldberechtigt sind:

                                 
                                    
                                       	
                                          Dienstwohnungsberechtigte Pfarrerinnen und Pfarrer, denen am neuen Dienstort keine Wohnung zur Verfügung gestellt werden kann
                                             oder die von der Residenzpflicht aus anderen als familiären Gründen entbunden worden sind.
                                          

                                       

                                       	
                                          Residenzpflichtige Pfarrerinnen und Pfarrer, die einen eingeschränkten Dienstauftrag wahrnehmen und deshalb nicht dienstwohnungsberechtigt
                                             sind und die am neuen Dienstort keine Wohnung beziehen können. 
                                          

                                       

                                    

                                 

                                 Pfarrerinnen und Pfarrer, die aus privaten Gründen von ihrem Dienstwohnungsanspruch keinen Gebrauch machen, haben keinen Anspruch
                                    auf Trennungsgeld.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 In besonderen Ausnahmefällen, insbesondere bei weder residenz- noch präsenzpflichtigen Pfarrerinnen und Pfarrern, kann Trennungsgeld
                                    gewährt werden.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	a)

                                       	
                                          Trennungsgeld bei auswärtigem Verbleib

                                           Trennungsgeld erhalten:

                                          
                                             
                                                	
                                                   Verheiratete Pfarrerinnen und Pfarrer, soweit sie die bisherige Wohnung beibehalten und einen getrennten Haushalt führen,
                                                      in Höhe eines Trennungstagegeldes von 14,30 Euro für jeden Kalendertag.
                                                   

                                                

                                                	
                                                   Nichtverheiratete Pfarrerinnen und Pfarrer, die die bisherige Wohnung beibehalten, in Höhe eines Trennungstagegeldes von 9,70
                                                      Euro für jeden Kalendertag.
                                                   

                                                

                                                	
                                                   Nichtverheiratete Pfarrerinnen und Pfarrer ohne vorherigen Hausstand, die ihre Unterkunft beibehalten, in Höhe eines Trennungstagegeldes
                                                      von 6,70 Euro für jeden Kalendertag.
                                                   

                                                

                                             

                                          

                                          Der Anspruch auf Zahlung des Trennungstagegeldes reduziert sich auf 35 v.H. des Trennungstagegeldes bei

                                          
                                             
                                                	
                                                   Erholungsurlaub

                                                

                                                	
                                                   Dienstbefreiung

                                                

                                                	
                                                   dienstliche Abwesenheit vom Dienstort

                                                

                                                	
                                                   Abwesenheit vom Dienst wegen Krankheit

                                                

                                                	
                                                   für jede Heimfahrt, für die eine Reisebeihilfe nach b) gewährt wird, für einen Tag

                                                

                                                	
                                                   während des Beschäftigungsverbots nach den mutterschutzrechtlichen Bestimmungen.

                                                

                                             

                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	b)

                                       	
                                          Reisebeihilfe für Heimfahrten:

                                          
                                             
                                                	
                                                   Verheiratete Pfarrerinnen und Pfarrer erhalten für jeden halben Monat eine Reisebeihilfe.

                                                

                                                	
                                                   Nichtverheiratete Pfarrerinnen und Pfarrer erhalten für jeden Monat eine Reisebeihilfe.

                                                

                                             

                                          

                                          Grundlage für die Berechnung der Heimfahrten sind bei der Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel die entstandenen notwendigen
                                             Fahrauslagen bis zur Höhe der Kosten der für den Trennungsgeldberechtigten billigsten Fahrkarte der allgemein niedrigsten
                                             Klasse eines regelmäßig verkehrenden Beförderungsmittels, bei Benutzung des privateigenen Kraftfahrzeuges die in der landeskirchlichen
                                             Reisekostenordnung festgelegte Kilometervergütung für die Hin- und Rückfahrt.
                                          

                                          Ist davon auszugehen, dass ein Umzug gar nicht bzw. erst nach mehr als zwei Monaten erfolgen kann, so wird das Trennungsgeld
                                             als Pauschale festgesetzt. Bei der Pauschale sind Zeiten der Abwesenheit wegen Erholungsurlaub und bei Vikaren noch zusätzlich
                                             Zeiten der dienstlichen Abwesenheit zu Ausbildungszwecken berücksichtigt. Die Pauschale berechnet sich wie folgt:
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	

                                       	
                                          
                                             
                                                	
                                                   bei Pfarrerinnen und Pfarrern
Trennungstagegeld auf der Grundlage von bis zu 22 Tagen monatlich zuzüglich einer Familienheimfahrt
                                                   

                                                

                                                	
                                                   bei Vikarinnen und Vikaren im nichtregionalisierten Vikariat:
Trennungstagegeld auf der Grundlage von bis zu 20 Tagen monatlich zuzüglich einer Familienheimfahrt
                                                   

                                                

                                                	
                                                   bei Vikarinnen und Vikaren im regionalisierten Vikariat:
Trennungstagegeld auf der Grundlage von bis zu 19 Tagen monatlich zuzüglich einer Familienheimfahrt.
                                                   

                                                

                                             

                                          

                                          Die Anspruchsberechtigten sind verpflichtet, Krankheitszeiten bzw. Zeiten sonstiger Freistellung über 7 zusammenhängende Tage
                                             dem Oberkirchenrat unverzüglich mitzuteilen. Sie bewirken eine Kürzung der Pauschale.
                                          

                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	c)

                                       	
                                          Trennungsgeld bei täglicher Rückkehr zum Wohnort

                                          Ein Anspruchsberechtigter, der täglich an den Wohnort zurückkehrt, erhält als Trennungsgeld

                                          
                                             
                                                	
                                                   bei Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel Fahrtkostenersatz bis zur Höhe der beim Benutzen regelmäßig verkehrender Beförderungsmittel
                                                      entstehenden notwendigen Fahrtkosten
                                                   

                                                

                                                	
                                                   bei Benutzung eines privateigenen Kraftfahrzeuges die in der landeskirchlichen Reisekostenordnung festgelegte Kilometervergütung
                                                      für jeweils eine Hin- und Rückfahrt am Tag, höchstens 6 Tage pro Woche.
                                                   

                                                

                                             

                                          

                                          Ist davon auszugehen, dass der Umzug gar nicht oder erst nach mehr als 2 Monaten erfolgen kann, so wird die Trennungsentschädigung
                                             als Pauschale festgesetzt. Bei der Pauschale sind Zeiten der Abwesenheit wegen Erholungsurlaub und bei Vikaren zusätzlich
                                             noch Zeiten der dienstlichen Abwesenheit zu Ausbildungszwecken berücksichtigt. 
                                          

                                          Bei der Berechnung der Pauschale werden

                                          
                                             
                                                	
                                                   bei Pfarrerinnen und Pfarrern/ Pfarrvikarinnen und Pfarrvikaren
bis zu 23 Tage,
                                                   

                                                

                                                	
                                                   bei Vikarinnen und Vikaren im nichtregionalisierten Vikariat
bis zu 21 Tage,
                                                   

                                                

                                                	
                                                   bei Vikarinnen und Vikaren im regionalisierten Vikariat
bis zu 20 Tage
                                                   

                                                

                                             

                                          

                                          zugrunde gelegt.

                                          Die Anspruchsberechtigten sind verpflichtet, Krankheitszeiten bzw. Zeiten sonstiger Freistellung über 7 zusammenhängende Tage
                                             dem Oberkirchenrat unverzüglich mitzuteilen. Sie bewirken eine Kürzung der Pauschale.
                                          

                                          Das Trennungsgeld nach c) darf in einem Kalendermonat den Betrag von 500 Euro nicht übersteigen.

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 Auf die sonstigen kirchlichen Mitarbeitenden werden, soweit nicht landeskirchliche Bestimmungen anzuwenden sind, bis auf weiteres
                                    die Bestimmungen des Landes Baden-Württemberg sinngemäß angewandt.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 3.

                              
                              	
                                 Bei einer Abordnung mit mehr als 50 Prozent des Beschäftigungsumfangs ist maßgebende Dienststelle diejenige, zu der die oder
                                    der Bedienstete abgeordnet ist.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt VI
Aus-, Fort- und Weiterbildung
            

         

         
                     § 26
Aus-, Fort- und Weiterbildung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für Reisen zum Zwecke der Fortbildung, die zumindest teilweise im dienstlichen Interesse liegen, können entstandene Kosten
                     bis zur Höhe der für Dienstreisen zustehenden Reisekostenvergütung erstattet werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für die Teilnahme an Pfarrkonventen und theologischen Arbeitstagungen sowie den Ausbildungsabschnitt Ergänzung und Vertiefung
                     (§ 10 Studienordnung) kann der Oberkirchenrat Regelungen über eine eingeschränkte Gewährung von Kostenbeiträgen treffen.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 26 (Aus-, Fort- und Weiterbildung):

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 Ist ein überwiegendes dienstliches Interesse an der Reise gegeben, so wird im Allgemeinen für die Teilnahme an der Aus- oder
                                    Fortbildungsveranstaltung eine Dienstreise zu genehmigen oder anzuordnen sein.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 Ein überwiegendes dienstliches Interesse an der Fortbildung ist dann anzunehmen, wenn eine unmittelbare Beziehung zu dem wahrzunehmenden
                                    Aufgabengebiet besteht.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 3.

                              
                              	
                                 Für Aus- und Fortbildungsreisen, bei denen ein nicht überwiegendes dienstliches Interesse gegeben ist, kann die Höhe der Reisekosten
                                    durch die Dienststelle beschränkt werden.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 4. 
                                 

                              
                              	
                                 Die Höhe der zu gewährenden Entschädigung richtet sich danach, in welchem Umfang neben dem persönlichen ein besonderes dienstliches
                                    Interesse an der Teilnahme der oder des Mitarbeitenden an der Fortbildung besteht. Die Höhe der Entschädigung ist zugleich
                                    mit der Teilnahmegenehmigung festzulegen.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt VII
Schlußvorschriften
            

         

         
                     § 27
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1979 in Kraft. Sie ersetzt alle bisher getroffenen Regelungen. Nicht berührt
                     werden die auf besonderen gesetzlichen Vorschriften beruhenden Regelungen für die Mitglieder kirchlicher Organe.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Gemäß Artikel 2 der Verordnung des Oberkirchenrats zur Änderung der Reisekostenordnung vom 7. Dezember 2021 (Abl. 70 S. 6, 11) gelten folgende Übergangsbestimmungen: Für Dienstreisen, die bis zum 31. Dezember 2021 angetreten werden, gelten die Vorschriften
               der Reisekostenordnung in der am 31. Dezember 2021 geltenden Fassung. Dies gilt auch, wenn die Dienstreise bis zum 31. Dezember
               2021 angetreten wurde und über den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes hinaus andauert.
            

         

      

      2
            Zur Ausführung der Reisekostenordnung wird bestimmt:

         

      

      3
            Red. Anm.: Text der Ausführungsbestimmungen ist eingerückt abgedruckt.

         

      

      4
            Red. Anm.: Die Abschnittsbezeichnung wurde von der Redaktion aufgrund erfolgter Änderungen aus der Verordnung vom 7. Dezember
               2021 (Abl. 70 S. 6) angepasst. 
            

         

      

      5
            Red. Anm.: Elektronisch verfügbar unter 441_Archiv dieser Sammlung.
            

         

      

      6
            Red. Anm.: Verweis veraltet.

         

      

      7
            Red. Anm.: Verweis veraltet.

         

      

      8
            Red. Anm.: Die Bekanntmachung der Verordnung vom 7. Dezember 2021 (ABl. 70 S. 6) wurde von der Redaktion dahingehend ausgelegt; die Nummerierung wurde insoweit angepasst.
            

         

      

      9
            Red. Anm.: Diese Überschrift der Ausführungsbestimmungen zur Reisekostenordnung (AFB-RKO) wurde von der Redaktion im Rahmen
               erfolgter Änderungen der Reisekostenverordnung durch die Verordnung vom 7. Dezember 2021 (Abl. 70 S. 6) angepasst. 
            

         

      

      10
            Red. Anm.: Die Abschnittsbezeichnung wurde von der Redaktion aufgrund erfolgter Änderungen aus der Verordnung vom 7. Dezember
               2021 (Abl. 70 S. 6) angepasst. 
            

         

      

      11
            Red. Anm.: Diese Überschrift der Ausführungsbestimmungen zur Reisekostenordnung (AFB-RKO) wurde von der Redaktion im Rahmen
               erfolgter Änderungen der Reisekostenverordnung durch die Verordnung vom 7. Dezember 2021 (Abl. 70 S. 6) angepasst. 
            

         

      

      12
            Red. Anm.: Diese Überschrift der Ausführungsbestimmungen zur Reisekostenordnung (AFB-RKO) wurde von der Redaktion im Rahmen
               erfolgter Änderungen der Reisekostenverordnung durch die Verordnung vom 7. Dezember 2021 (Abl. 70 S. 6) angepasst.
            

         

      

   
      

      
         415. Verordnung über die Gewährung von Wohnungsfürsorgeleistungen für 
öffentlich- und privatrechtlich angestellte Mitarbeiter 
der Evang. Landeskirche in Württemberg (Wohnungsfürsorge-Verordnung – WVO)
         

      

      
         Verordnung des Oberkirchenrats vom 14. Juli 1981 (Abl. 49 S. 429), i. d. Fassung der Bekanntmachung vom 12. April 1991 (Abl.
            54 S. 393), geändert durch Verordnung vom 17. Februar 1992 (Abl. 55 S. 33),  vom 21. Dezember 1992 (Abl. 55 S. 372), Berichtigung
            (Abl. 55 S. 186), vom 28. September 1993 (Abl. 55 S. 693), vom 31. März 1994 (Abl. 56 S. 70), vom 12. Dezember 1994 (Abl.
            56 S. 282), vom 21. März 1995 (Abl. 56 S. 396), i. d. Neufassung vom 21. März 1995 (Abl. 56 S. 399), mit Änderung vom 9. November 1995 (Abl. 57 S. 13), vom 25. März 1997 (Abl.
            57 S. 286), und vom 17. November 1998 (Abl. 58 S. 150), mit Berichtigung (Abl. 58 S. 198), mit Änderung vom 2. Mai 2000 (Abl. 59 S. 79), vom 20. Februar 2001 (Abl. 59 S. 301), vom 15. April 2003 (Abl. 60 S. 257), vom 23. Mai 2006 (Abl. 62 S. 75), vom 12. Oktober 2010 (Abl. 64 S. 191) und vom 10. Dezember 2013 (Abl. 66 S. 1, 2)
         

      

      
                     § 1

                  

                  Die Landeskirche mit ihren Einrichtungen und Werken, die Kirchengemeinden und die Kirchenbezirke, jeweils mit ihren Einrichtungen
                     und Verbänden, gewähren ihren Mitarbeitern im Rahmen ihrer Möglichkeiten und unter Berücksichtigung des jeweiligen Beschäftigungsumfangs
                     Wohnungsfürsorgeleistungen als Freiwilligkeitsleistung entsprechend den nachfolgenden Bestimmungen. Ein Anspruch auf Gewährung
                     dieser Leistungen besteht nicht.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 1

                              
                              	
                                 Berechtigte
Wohnungsfürsorgeleistungen werden allen kirchlichen Angestellten, Kirchenbeamten und nicht residenzpflichtigen Pfarrern gewährt.
                                    Ausnahmen sind in besonders begründeten Fällen möglich. Sie bedürfen bei Kirchengemeinden und Kirchenbezirken der Zustimmung
                                    des Kirchenbezirksausschusses, in allen übrigen Fällen des Oberkirchenrates. Der Arbeitgeber beziehungsweise Dienstherr oder
                                    ein von diesem Beauftragter unterrichtet die hausverwaltende Stelle über wohnungsfürsorgerelevante Änderungen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 2

                              
                              	
                                 Arten der Wohnungsfürsorge
                                    
                                       	
                                          Vermietung einer kirchlichen Wohnung

                                       

                                       	
                                          Gewährung eines Mietzuschusses (Ziff. 5)

                                       

                                       	
                                          Gewährung von Wohnungsfürsorgedarlehen oder Zinszuschüssen (Ziff. 6)

                                       

                                       	
                                          Zuweisung einer Dienstwohnung (Ziff. 3).

                                       

                                    

                                 

                                 Die Wohnungsfürsorge kann gleichzeitig nur in einer Form in Anspruch genommen werden.

                                 Dies gilt nicht, wenn neben der Bereitstellung einer Dienstwohnung die Gewährung eines Wohnungsfürsorgedarlehens für den Erwerb
                                    einer Ruhestandswohnung beantragt wird (Ziff. 6.1.2).
                                 

                                 Mietzuschuß wird nur gewährt, wenn vom Dienstgeber keine zumutbare und familiengerechte Wohnung nach Buchstabe a) zur Verfügung
                                    gestellt wird.
                                 

                                 Pfarrer im Ehrenamt (§ 111 Absatz 1 Pfarrdienstgesetz der EKD1) können Wohnungsfürsorge nach Buchst. a) und c) in Anspruch nehmen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 3

                              
                              	
                                 Dienstwohnungen
Soweit kirchliche Wohnungen von Amts wegen zu beziehen sind bzw. aufgrund einer gesetzlichen Regelung oder durch Arbeitsvertrag
                                    zugewiesen werden (Dienstwohnungen, Werkdienstwohnungen), gilt die Allgemeine Verwaltungsvorschrift über Kirchliche Dienstwohnungen
                                    gemäß Anlage 5.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 4

                              
                              	
                                 Mietwohnungen

                              
                           

                           
                              	
                                 4.1

                              
                              	
                                 Für Mietverhältnisse nach Ziff. 2 a) ist das in der Anlage abgedruckte Mietvertragsmuster zu verwenden (Anlage 1).
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 4.2

                              
                              	
                                 Als Mietzins für Wohnungen nach Nummer 2 a) wird bei Begründung des Mietverhältnisses und im Zusammenhang mit anstehenden
                                    Mieterhöhungen die ortsübliche Miete vereinbart bzw. angesetzt. Soweit in einer bürgerlichen Gemeinde/Stadt ein Mietspiegel
                                    vorhanden ist, sind die unteren Tabellenwerte für die jeweilige Wohnlage, Baujahr und Ausstattung, erhöht um 0,36 Euro pro
                                    qm, zugrunde zu legen. Ist der örtliche Mietspiegel überhöht, kann der Mieter durch Sachverständigengutachten oder durch drei
                                    Vergleichsmieten eine entsprechend niedrigere Miete fordern.
                                 

                                 Als Mietzins für Wohnungen nach Nummer 2 a), mit vor dem 1. Januar 1994 abgeschlossenen Mietverträgen, wird im Zusammenhang
                                    mit anstehenden Mieterhöhungen die ortsübliche Miete angesetzt. Soweit in einer bürgerlichen Gemeinde/Stadt ein Mietspiegel
                                    vorhanden ist, sind die unteren Tabellenwerte für die jeweilige Wohnlage, Baujahr und Ausstattung zugrunde zu legen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Zwischen den verschiedenen Wohnlagenwerten ist eine Interpolation möglich.

                                 Für Modernisierungsmaßnahmen oder energiesparende Maßnahmen gelten die Bestimmungen der §§ 557 ff. BGB. Daneben sind in besonderen
                                    Fällen weiter Zu- und Abschläge bis zu je 10 v.H. möglich.
                                 

                                 Neben der Miete sind vom Mieter die Betriebskosten gemäß der Betriebskostenverordnung in der jeweils gültigen Fassung zu entrichten.
                                    Dies sind insbesondere Grundsteuer und sonstige öffentliche Lasten, Kosten für Wasserversorgung, Abwasserbeseitigung, Müllabfuhr,
                                    Kehr- und Überprüfungsgebühren des Schornsteinfegers, Beleuchtung, Hauswart, Haus- und Gehwegreinigung, Betrieb des Fahrstuhls,
                                    Gartenpflege, Kosten des Betriebs der zentralen Heizungs- und Warmwasserversorgungsanlage, Wartungskosten für Feuerlöscher,
                                    Gemeinschaftsantennenanlage, Sach- und Haftpflichtversicherungen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 4.3

                              
                              	
                                 Liegt die nach Ziff. 4.2 festgesetzte Miete unter der ortsüblichen Miete, ist der Differenzbetrag als geldwerter Vorteil vom
                                    Mieter zu versteuern. Der geldwerte Vorteil unterliegt ggf. der Beitragspflicht in der Sozialversicherung.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 5

                              
                              	
                                 Mietzuschüsse

                              
                           

                           
                              	
                                 5.1

                              
                              	
                                 Mitarbeitern, denen keine kirchliche Wohnung zur Verfügung gestellt werden kann, wird auf Antrag für den familiengerechten
                                    Teil ihrer Wohnung (Ziff. 5.2) ein Mietzuschuß gewährt, soweit die tragbare Miete (Ziff. 5.3) überschritten ist.
                                 

                                 Der Mietzuschuß  kann frühestens ab dem Antragsmonat und nur solange gewährt  werden, bis dem Mitarbeiter vom Dienstgeber
                                    eine zumutbare Wohnung angeboten wird. Im Streitfall entscheidet über die Zumutbarkeit die Dienststellenleitung im Zusammenwirken
                                    mit der Mitarbeitervertretung (vgl. § 44 Abs. 2 b MVG).
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 5.2

                              
                              	
                                 Für die Berechnung der Mietbelastung (Ziff. 5.3) und des Mietzuschusses (Ziff. 5.1) gelten als familiengerechte Wohnungsgröße entsprechend der Wohnflächenberechnung (Anlage 4) folgende Wohnflächen:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 für 1 Person

                              
                              	
                                 bis zu 45 qm

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 für 2 Personen

                              
                              	
                                 bis zu 65 qm

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 für 3 Personen

                              
                              	
                                 bis zu 80 qm

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 für 4 Personen

                              
                              	
                                 bis zu 95 qm

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 für 5 Personen

                              
                              	
                                 bis zu 110 qm

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 für jede weitere Person 10 qm.

                              
                              	
                           

                           
                              	
                              	
                                 Berücksichtigt werden der Berechtigte, sein Ehegatte und die kindergeldberechtigten Kinder.

                              
                           

                           
                              	
                                 5.3

                              
                              	
                                 Die Mietbelastung für den familiengerechten Teil der Wohnung (Ziff. 5.2) soll in einem tragbaren Verhältnis zu den Einkünften
                                    stehen. Als tragbare Miete sind folgende Vom-Hundert-Sätze der Einkünfte des Antragstellers und seines Ehegatten anzusehen:
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 für einen Alleinstehenden

                              
                              	
                                 25 v.H.

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 für 2 Personen

                              
                              	
                                 20 v.H.

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 für jede weitere Person 1 v.H. weniger;

                              
                              	
                           

                           
                              	
                              	
                                 mindestens jedoch 15 v.H.

                              
                              	
                           

                           
                              	
                              	
                                 Als Einkünfte im Sinne dieser Bestimmung gelten die regelmäßigen monatlichen Bruttobezüge (einschließlich vermögenswirksamer
                                    Leistung des Antragstellers und seines Ehegatten bzw. deren Einkünfte nach dem letzten Einkommensteuerbescheid).
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 5.4

                              
                              	
                                 Für die Berechnung der Mietbelastung (Ziff. 5.3) sowie für die Festlegung des Mietzuschusses (Ziff. 5.1) sind die Verhältnisse
                                    im Zeitpunkt der Antragstellung maßgebend. Nachträgliche Veränderungen des Familienstandes oder des Mietverhältnisses werden
                                    zum Zeitpunkt ihres Eintritts berücksichtigt, wenn der Mitarbeiter innerhalb von drei Monaten nach Eintritt der Veränderung
                                    dies beantragt. Im übrigen ist jeweils der 1. Januar des Kalenderjahres maßgebend, für das die Leistungen zu gewähren sind
                                    bzw. die Miete zu erheben ist.
                                 

                                 Wenn für den gleichen Zeitraum Anspruch auf Wohngeld besteht, wird das Wohngeld auf den Mietzuschuß angerechnet. Die Steuern
                                    für den Mietzuschuß trägt der Mitarbeiter.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 5.5

                              
                              	
                                 Der Höchstsatz für die Berechnung des Mietzuschusses ist jeweils der Anlage 3 zu entnehmen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 6.

                              
                              	
                                 Wohnungsfürsorgedarlehen oder Zinszuschüsse

                              
                           

                           
                              	
                                 6.1

                              
                              	
                                 Voraussetzungen

                              
                           

                           
                              	
                                 6.1.1

                              
                              	
                                 Sachliche Voraussetzungen
Wohnungsfürsorgedarlehen können im Rahmen der verfügbaren Mittel und unter Verwendung der in der Anlage abgedruckten Schuldurkunde
                                    (Anlage 2) gewährt werden
                                    
                                       	
                                          zur Errichtung, zum Erwerb, zur Erweiterung und zu größeren Instandsetzungen von Eigenheimen und Eigentumswohnungen;

                                       

                                       	
                                          in besonderen Fällen auch aus anderen Gründen z. B. zur Umschuldung.

                                       

                                    

                                 

                                 Das Wohnungsfürsorgedarlehen kann entsprechend dem jeweiligen Familienstand nur einmal voll gewährt werden.

                              
                           

                           
                              	
                                 6.1.2

                              
                              	
                                 Persönliche Voraussetzungen
                                    
                                       	
                                          Der Mitarbeiter soll in der Regel mindestens zwei Jahre im kirchlichen Dienst tätig sein. Außerdem muß anzunehmen sein, daß
                                             das Dienstverhältnis aufrecht erhalten bleibt.
                                          

                                       

                                       	
                                          Die wirtschaftlichen Verhältnisse des Mitarbeiters müssen gesichert und die sich ergebenden Lasten für ihn tragbar sein.

                                       

                                       	
                                          Dienstwohnungsinhaber können das WFR-Darlehen nicht vor Vollendung des 52. Lebensjahres erhalten.

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 6.1.3

                              
                              	
                                 Sonstige Voraussetzungen
Durch die Darlehensgewährung dürfen die dienstlichen Belange nicht beeinträchtigt werden; insbesondere kann der Mitarbeiter
                                    bei einer notwendigen Versetzung oder Abordnung mit Umzugsanordnung nicht den Einwand erheben, daß ihm ein Wohnungfürsorgedarlehen
                                    gewährt worden ist.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 6.2

                              
                              	
                                 Höhe, Zins und Tilgung

                              
                           

                           
                              	
                                 6.2.1

                              
                              	
                                 Wohnungsfürsorgedarlehen werden bis zu folgenden Höchstbeträgen gewährt:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 a) für Verheiratete

                              
                              	
                                 15 300,00 Euro

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 b) für Alleinstehende

                              
                              	
                                 10 200,00 Euro

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Für jedes kindergeldberechtigte Kind

                              
                              	
                                 5 100,00 Euro.

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 erhöht sich das Darlehen um weitere

                              
                              	
                           

                           
                              	
                                 6.2.2

                              
                              	
                                 Der vertragliche Zinssatz des Wohnungsfürsorgedarlehens beträgt jährlich 6 v.H. Das Wohnungsfürsorgedarlehen ist jährlich
                                    mit mindestens 3,5 v.H. zuzüglich der durch die Tilgung ersparten Zinsen zu tilgen. Sondertilgungen sind jederzeit zulässig.
                                    Bei den bereits gewährten Wohnungsfürsorgedarlehen verbleibt es bis auf weiteres bei den bisherigen Zins- und Tilgungsbedingungen.
                                    Ausgenommen hiervon sind die nach dem 1. Januar 1989 zur Auszahlung gekommenen Wohnungsfürsorgedarlehen. Hier wird die Verzinsung
                                    ab dem 1. Januar 1993 den neuen Sätzen (vgl. Abs. 1) angepaßt.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 6.2.3

                              
                              	
                                 Endet das Dienstverhältnis während der Laufzeit des Darlehens, so erhöht sich der jährliche Zinssatz auf 2 v.H. über den jeweiligen
                                    Basiszinssatz, mindestens auf 6 v.H., höchstens jedoch auf 8 v.H. Gleichzeitig hat der Dienstgeber ein außerordentliches Kündigungsrecht.
                                    Diese Regelung gilt auch, wenn die geförderte Wohnung nicht mehr eigengenutzt ist, nicht aber beim Eintritt in den Ruhestand
                                    und beim Tod des Mitarbeiters für den hinterbliebenen Ehegatten und die kindergeldberechtigten Kinder.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 6.3

                              
                              	
                                 Auszahlung
Das Darlehen wird entsprechend dem jeweils nachgewiesenen Bedarf ganz oder in Teilbeträgen ausbezahlt.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 6.4

                              
                              	
                                 Sicherung
Wohnungsfürsorgedarlehen über 5 100,00 Euro sind in der Regel durch Buchgrundschuld dinglich zu sichern.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 6.5

                              
                              	
                                 Zinszuschüsse
Aus wirtschaftlichen oder persönlichen Gründen kann der Dienstgeber anstelle eines Darlehens auch Zinszuschüsse gewähren.
                                    Die Höhe des Zinszuschusses richtet sich nach der Zinsdifferenz eines Wohnungsfürsorgedarlehens gegenüber dem marktüblichen
                                    Zinssatz erstrangiger Hypotheken.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 7.

                              
                              	
                                 Schlußbestimmungen

                              
                           

                           
                              	
                                 7.1

                              
                              	
                                 Bestehende Miet- und Dienstwohnungsverhältnisse sind diesen Richtlinien bis zum 1. Juli 1982 anzupassen.

                              
                           

                           
                              	
                                 7.2

                              
                              	
                                 Ziff. 7.1 ist sinngemäß anzuwenden, wenn sich ein bisher gewährter Mietzuschuß durch diese Richtlinien vermindert.

                              
                           

                           
                              	
                                 7.3

                              
                              	
                                 Soweit Wohnungsfürsorgedarlehen vor Inkrafttreten dieser Richtlinien gewährt worden sind, werden die Zins- und Tilgungssätze
                                    der bestehenden Darlehensverträge bei einer Aufstockung des Darlehens nach Maßgabe der  Richtlinien den neuen Bestimmungen
                                    angepaßt.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 2

                  

                  Diese Verordnung  tritt  am 1. Januar 1982 in Kraft. Sie ersetzt die Verordnung vom 22. Dezember 1971 (Abl. 45 S. 51 ff.).

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung.
            

         

      

   
      

      
         a) Wohnungsmietvertrag 
b) Wohnungsübergabeprotokoll 
c) Garagenmietvertrag
         

      

      Anlage 1
Zu § 1 Nr. 4.1

         
                     a) Mietvertrag

                  

                  zwischen

                  ____________________

                  – nachstehend als Vermieter bezeichnet –
                  

                  

                  und

                  ____________________

                  – nachstehend als Mieter bezeichnet –
                  

               

               
                     § 1 Mietgegenstand

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Mietgegenstand ist die im Gebäude ____________________  ____________________ im ____________________ Geschoss rechts/ links/ mittig gelegene ____________________- Zimmer-Wohnung/ das Gebäude ____________________
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zu dem vermieteten Objekt gehören
                  

                  
                     	
                        zur ausschließlichen Benutzung
                        

                        
                           
                              
                                 
                                 
                                 
                                 
                                 
                                 
                              
                              
                                 
                                    	
                                       ____________________

                                    
                                    	
                                       

                                    
                                    	
                                       Zimmer

                                    
                                    	
                                       ____________________

                                    
                                    	
                                       

                                    
                                    	
                                       Balkon/Veranda/Loggia

                                    
                                 

                                 
                                    	
                                       ____________________

                                    
                                    	
                                       

                                    
                                    	
                                       Küche/Kochnische

                                    
                                    	
                                       ____________________

                                    
                                    	
                                       

                                    
                                    	
                                       Abstellraum

                                    
                                 

                                 
                                    	
                                       ____________________

                                    
                                    	
                                       

                                    
                                    	
                                       Flur/Diele

                                    
                                    	
                                       ____________________

                                    
                                    	
                                       

                                    
                                    	
                                       Dachbodenanteil

                                    
                                 

                                 
                                    	
                                       ____________________

                                    
                                    	
                                       

                                    
                                    	
                                       Bad/Dusche

                                    
                                    	
                                       ____________________

                                    
                                    	
                                       

                                    
                                    	
                                       Kellerraum

                                    
                                 

                                 
                                    	
                                       ____________________

                                    
                                    	
                                       

                                    
                                    	
                                       WC

                                    
                                    	
                                       ____________________

                                    
                                    	
                                       

                                    
                                    	
                                       Hausgarten/Gartenanteil 
(siehe hierzu Anlage C)
                                       

                                    
                                 

                                 
                                    	
                                       ____________________

                                    
                                    	
                                       

                                    
                                    	
                                       ____________________

                                    
                                    	
                                       ____________________

                                    
                                    	
                                       

                                    
                                    	
                                       ____________________

                                    
                                 

                              
                           

                        

                        Wohnungsausstattung:

                        
                           
                              
                                 
                                 
                                 
                                 
                              
                              
                                 
                                    	
                                       [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                                    
                                    	
                                       Einbauküche (ohne Geräte)

                                    
                                    	
                                       [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                                    
                                    	
                                       Einbauschränke

                                    
                                 

                                 
                                    	
                                       [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                                    
                                    	
                                       Gasherd/Elektroherd

                                    
                                    	
                                       [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                                    
                                    	
                                       Zentralheizung

                                    
                                 

                                 
                                    	
                                       [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                                    
                                    	
                                       Backofen/Mikrowelle

                                    
                                    	
                                       [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                                    
                                    	
                                       Etagenheizung

                                    
                                 

                                 
                                    	
                                       [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                                    
                                    	
                                       Spülmaschine

                                    
                                    	
                                       [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                                    
                                    	
                                       Sammelheizung mit Wärmemesseinrichtungen

                                    
                                 

                                 
                                    	
                                       [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                                    
                                    	
                                       Spültisch

                                    
                                    	
                                       [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                                    
                                    	
                                       Kachelofen

                                    
                                 

                                 
                                    	
                                       [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                                    
                                    	
                                       Breitbandkabelanschluss

                                    
                                    	
                                       [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                                    
                                    	
                                       Gemeinschaftsantenne

                                    
                                 

                                 
                                    	
                                       [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                                    
                                    	
                                       ____________________

                                    
                                    	
                                       [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                                    
                                    	
                                       ____________________

                                    
                                 

                              
                           

                        

                     

                     	
                        außerdem zur gemeinschaftlichen Benutzung
                        

                        
                           
                              
                                 
                                 
                                 
                                 
                              
                              
                                 
                                    	
                                       [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                                    
                                    	
                                       Garten (siehe hierzu Anlage C)

                                    
                                    	
                                       [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                                    
                                    	
                                       Waschküche

                                    
                                 

                                 
                                    	
                                       [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                                    
                                    	
                                       Fahrradkeller

                                    
                                    	
                                       [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                                    
                                    	
                                       Trockenraum

                                    
                                 

                                 
                                    	
                                       [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                                    
                                    	
                                       Aufzug

                                    
                                    	
                                       [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                                    
                                    	
                                       Wäschetrockenplatz im Freien

                                    
                                 

                                 
                                    	
                                       [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                                    
                                    	
                                       ____________________

                                    
                                    	
                                       [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                                    
                                    	
                                       ____________________

                                    
                                 

                              
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Mietobjekt wird in dem Zustand vermietet, in dem es sich im Zeitpunkt der Übergabe befindet. Dieser Zustand wird in einem
                     Übernahmeprotokoll gemeinsam festgestellt; der Mieter erhält eine Abschrift des Protokolls. Der Mieter hatte im Vorfeld des
                     Mietvertragsschlusses ausgiebig Gelegenheit, das Mietobjekt zu besichtigen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Dem Mieter werden für die Dauer der Mietzeit die vorhandenen Haustür-, Wohnungstür-, Zimmer-, Keller- und  Briefkastenschlüssel
                     ausgehändigt. Anzahl und Übergabe der Schlüssel werden im Übergabeprotokoll dokumentiert. Niemand darf sich ohne Genehmigung
                     des Vermieters einen Schlüssel anfertigen lassen. Angefertigte Schlüssel zur Mietsache sind beim Auszug dem Vermieter abzugeben.
                     Bei Verlust eines Schlüssels ist der Mieter verpflichtet, auf Verlangen des Vermieters die Kosten für entsprechende Türschlösser,
                     bei einer Schließanlage deren Kosten jeweils einschließlich der Kosten für den Austausch der Schlösser zu übernehmen, sofern
                     der Mieter nicht nachweisen kann, dass ein Missbrauch ausgeschlossen ist.
                  

               

               
                     § 2 Mietdauer und Kündigung

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Mietverhältnis beginnt am ____________________ Es wird auf unbestimmte Dauer geschlossen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Mieträume werden dem Mieter vom Vermieter als Werkmietwohnung mit Rücksicht auf das Bestehen eines Dienstverhältnisses
                     bei ____________________ (Dienststelle) überlassen.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                              
                              	
                                 Die Überlassung erfolgt, da die dienstliche Tätigkeit als ____________________

                              
                           

                        
                     

                  

                   die Überlassung von Wohnraum erfordert, die in unmittelbarer Beziehung oder Nähe zur Arbeitsstätte steht.

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Mietverhältnis kann von beiden Vertragsparteien spätestens am dritten Werktag eines Kalendermonats  zum Ablauf des übernächsten
                     Monats gekündigt werden. Die Kündigungsfrist für den Vermieter verlängert sich nach fünf und acht Jahren seit der Überlassung
                     des Wohnraums um jeweils drei Monate. Scheidet der Mieter aus der in Absatz 2 genannten dienstlichen Tätigkeit aus, kann das
                     Mietverhältnis auch durch Kündigung des Vermieters nach § 576 BGB beendet werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Das Recht zur Kündigung ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist (fristlose Kündigung) richtet sich nach den gesetzlichen Vorschriften.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Kündigung bedarf der Schriftform.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Setzt der Mieter den Gebrauch der Mietsache nach Ablauf der  Mietzeit fort, so gilt das Mietverhältnis nicht als verlängert.
                     Die Vorschrift des § 545 BGB findet keine Anwendung.
                  

               

               
                     § 3 Miete und Mietnebenkosten

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Miete beträgt monatlich ____________________ Euro.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Neben der Miete hat der Mieter die Heiz- und Warmwasserkosten sowie die weiteren anfallenden Betriebskosten  gemäß § 2 der
                     Betriebskostenverordnung in der jeweils gültigen Fassung zu tragen. Eine Aufstellung der derzeitigen Betriebskosten ist als
                     Anlage A beigefügt.
                  

                  Hierfür sind monatlich folgende Vorauszahlungen zu leisten:

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Heiz-/ Warmwasserkosten

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 Euro

                              
                           

                           
                              	
                                 Sonstige Betriebskosten

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 Euro

                              
                           

                           
                              	
                                 Monatlich zu zahlende Gesamtvorauszahlung:

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 Euro

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Vermieter ist berechtigt, neu entstehende Betriebskosten auf den Mieter umzulegen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Mieter bezieht folgende Versorgungsleistungen direkt auf eigene Rechnung:
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                              
                              	
                                 Strom

                              
                              	
                                 [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                              
                              	
                                 Wasser

                              
                           

                           
                              	
                                 [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                              
                              	
                                 Gas

                              
                              	
                                 [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                              
                              	
                                 Fernwärme

                              
                           

                           
                              	
                                 [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                              
                              	
                                 Müllbeseitigung

                              
                              	
                                 [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                              
                              	
                                 Breitbandkabelanschluss

                              
                           

                           
                              	
                                 [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Über die Betriebskosten ist jährlich abzurechnen. Jede Partei ist berechtigt, nach der Abrechnung die monatlichen Vorauszahlungen
                     entsprechend den eingetretenen Änderungen anzupassen. Die Änderung ist in Textform zu erklären und ist ab dem auf die Mitteilung
                     folgenden Monatsersten gültig.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die Betriebskosten werden, soweit der Verbrauch erfasst wird, nach Verbrauch, im Übrigen, soweit nichts anderes vereinbart
                     wurde, nach dem Anteil der Wohnfläche umgelegt und berechnet (§ 556a BGB). Für die Umlage der Heiz- und Warmwasserkosten gelten
                     die Vorschriften der Heizkostenverordnung. Bei Vorliegen sachlicher Gründe können Abrechnungszeiträume vom Vermieter nach
                     billigem Ermessen verkürzt werden. Zieht der Mieter vor Ablauf eines Abrechnungszeitraums aus, so wird auch seine Abrechnung
                     erst mit der nächsten Gesamtabrechnung fällig. Bei Vorliegen sachlicher Gründe kann der Vermieter nach billigem Ermessen durch
                     Erklärung in Textform mit Wirkung für den nächsten Abrechnungszeitraum bestimmen, dass die Betriebskosten zukünftig ganz oder
                     teilweise nach einem Maßstab umgelegt werden, der dem erfassten unterschiedlichen Verbrauch oder der erfassten unterschiedlichen
                     Verursachung Rechnung trägt.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Die Miete und die Betriebskostenvorauszahlung gemäß Absatz 1 und 2 sind monatlich im Voraus fällig und spätestens am 3. Werktag
                     eines Monats, ohne besondere Aufforderung, kostenfrei auf folgendes Konto des Vermieters mit der Nr. ____________________ bei der ____________________ (BLZ: ____________________ ) zu zahlen. Für die Rechtzeitigkeit der Zahlung kommt es nicht auf die Absendung, sondern auf die Gutschrift der Miete an.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Bei Zahlungsverzug ist der Vermieter berechtigt, neben den gesetzlichen Verzugszinsen für jede nach Verzugseintritt ergehende
                     schriftliche Mahnung pauschalierte Mahnkosten in Höhe von 5,00 Euro zu fordern, es sei denn der Mieter weist nach, dass dem
                     Vermieter kein oder ein wesentlich niedrigerer Schaden als die Pauschale entstanden ist. Die Geltendmachung eines weiteren
                     Schadens ist nicht ausgeschlossen.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                        Die Erhöhung der Miete ist nach den jeweils gültigen gesetzlichen Vorschriften möglich.
                  

               

               
                     § 4 Benutzung und Pflege der Mietsache

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Mietgegenstand darf nur für Wohnzwecke verwendet werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Mieter hat die ihm überlassenen Mieträume samt Zubehör sowie die zur gemeinschaftlichen Benutzung bestimmten Räume, Einrichtungen
                     und Anlagen schonend und pfleglich zu behandeln, insbesondere für gehörige Reinigung, Lüftung und Heizung der Mieträume zu
                     sorgen und sie von allem Ungeziefer freizuhalten. Die Reinigung des Treppenhauses und der zur gemeinschaftlichen Benutzung
                     bestimmten Räume und Anlagen obliegt dem Mieter nach näherer Bestimmung gemäß der Hausordnung (§ 13). 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Ist der Mieter zur Benutzung eines Gartens berechtigt, obliegt ihm die Pflege des Gartens nach der als Anlage C beiliegenden
                     Gartenordnung, die Bestandteil dieses Vertrages ist. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Mieter darf Haustiere nur mit Erlaubnis des Vermieters halten. Eine erteilte Erlaubnis kann widerrufen werden, wenn durch
                     das Tier andere Mieter oder Nachbarn belästigt werden oder wenn eine Gefährdung der Mietsache zu befürchten ist. Für die Haltung
                     von Kleintieren ist eine Erlaubnis nicht erforderlich.
                  

               

               
                     § 5 Gebrauchsüberlassung an Dritte

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Mieter ist ohne die Erlaubnis des Vermieters nicht berechtigt, den Gebrauch der Mietsache ganz oder teilweise einem Dritten
                     zu überlassen, insbesondere die Sache weiterzuvermieten. Verweigert der Vermieter die Erlaubnis, so kann der Mieter das Mietverhältnis
                     außerordentlich mit der gesetzlichen Frist kündigen, sofern nicht  in der Person des Dritten ein wichtiger Grund vorliegt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Entsteht für den Mieter nach dem Abschluss des Mietvertrags ein berechtigtes Interesse, einen Teil des Wohnraums einem Dritten
                     zum Gebrauch zu überlassen, so kann er von dem Vermieter die Erlaubnis hierzu verlangen; dies gilt nicht, wenn in der Person
                     des Dritten ein wichtiger Grund vorliegt, der Wohnraum übermäßig belegt würde oder sonst dem Vermieter die Überlassung nicht
                     zugemutet werden kann. Ist dem Vermieter die Überlassung nur bei einer angemessenen Erhöhung der Miete zuzumuten, so kann
                     er die Erlaubnis davon abhängig machen, dass der Mieter sich mit einer solchen Erhöhung einverstanden erklärt. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Erlaubnis kann aus wichtigem Grund widerrufen werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Überlässt der Mieter den Gebrauch einem Dritten, so hat er ein dem Dritten bei dem Gebrauch zur Last fallendes Verschulden
                     zu vertreten, auch wenn der Vermieter die Erlaubnis zur Überlassung erteilt hat.
                  

               

               
                     § 6 Betreten des Mietobjekts

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Vertreter und Beauftragten des Vermieters dürfen das Mietobjekt nach vorheriger Ankündigung betreten. Dies gilt insbesondere,
                     um die Notwendigkeit von Arbeiten oder den Zustand des Mietobjekts festzustellen und um Messeinrichtungen abzulesen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In der Regel meldet sich der Vermieter oder dessen Beauftragter eine Woche zuvor beim Mieter an. In dringenden Fällen kann
                     der Vermieter oder ein von ihm Beauftragter die Mietsache auch ohne Vorankündigung sowie bei Abwesenheit des Mieters betreten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Will der Vermieter das Mietobjekt verkaufen oder ist das Mietverhältnis gekündigt, darf der Vermieter oder ein von ihm Beauftragter
                     das Mietobjekt nach vorheriger Ankündigung zusammen mit Kauf- oder Mietinteressenten  auch mehrfach wöchentlich betreten.
                     Auf die berechtigten Belange des Mieters ist Rücksicht zu nehmen. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Bei längerer Abwesenheit hat der Mieter dafür zu sorgen, dass der Vermieter oder seine Beauftragten die Mieträume betreten
                     können.
                  

               

               
                     § 7 Modernisierungsmaßnahmen und bauliche Veränderungen

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Durchführung von Reparaturen und Verbesserungen des Mietobjekts durch den Vermieter richtet sich nach den gesetzlichen
                     Bestimmungen (§ 554 BGB).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Vermieter ist berechtigt, nach Durchführung von Modernisierungs- oder Energieeinsparungsmaßnahmen die Miete entsprechend
                     den gesetzlichen Bestimmungen zu erhöhen (§ 559 BGB). 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Mieter darf Veränderungen an den Mieträumen, insbesondere Um- und Einbauten, Installationen und dergleichen, nur mit vorheriger
                     Zustimmung des Vermieters vornehmen. Liegt die Zustimmung nicht vor, kann der Vermieter Schadensersatz und die Wiederherstellung
                     des ursprünglichen Zustandes auf Kosten des Mieters verlangen. Der Mieter hat keinen Anspruch auf Ersatz der Kosten für bauliche
                     oder sonstige Veränderungen der Mieträume nebst Zubehör, sofern insoweit nicht eine ausdrückliche Vereinbarung mit dem Vermieter
                     und dessen Zustimmung vorliegt. Auch das Betreiben eines Öl-, Elektrospeicher-, Holz- oder Gasheizofens, eines Abluft-Wäschetrockners
                     und das Einlagern von Heizstoffen ist nur mit Zustimmung des Vermieters gestattet. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Bei der Aufstellung und beim Betrieb eines Ofens hat der Mieter alle gesetzlichen und behördlichen Vorschriften und Auflagen
                     zu beachten. Der Mieter haftet für jeden von ihm oder von einem seiner Beauftragten verschuldeten Schaden, der durch die Aufstellung,
                     den Betrieb oder den Abbau des Ofens sowie die Lagerung von Heizstoffen entsteht. Hinsichtlich der Lagerung von Heizstoffen
                     sind die einschlägigen gesetzlichen und behördlichen Vorschriften zu beachten. Der Vermieter ist zur Sicherstellung dieser
                     Vorschriften jedoch nicht verpflichtet, bauliche Arbeiten selbst vorzunehmen oder solche durch den Mieter oder Dritte zu dulden.
                  

               

               
                     § 8 Instandsetzung und Instandhaltung des Mietobjekts

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kosten der Instandhaltung und Instandsetzung trägt der Vermieter, sofern der Schaden nicht vom Mieter oder von ihm gemäß
                     § 278 BGB zurechenbaren Personen, insbesondere Familienangehörigen, Gästen, Hausangestellten oder vom Mieter beauftragten
                     Handwerkern, schuldhaft verursacht wurde.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Mieter ist verpflichtet, während der Dauer der Mietzeit die notwendigen Schönheitsreparaturen (Tapezieren und Anstreichen
                     der Wände und Decken) auf eigene Kosten in fachhandwerklicher Qualität ausführen zu lassen oder selbst auszuführen. Die Schönheitsreparaturen
                     sind je nach dem Grad der Abnutzungen durchzuführen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Schäden am und im Mietobjekt sind dem Vermieter ohne schuldhaftes Verzögern anzuzeigen. Der Mieter haftet für Schäden, die
                     durch schuldhafte Verletzung der ihm obliegenden Sorgfalts- und Anzeigepflicht verursacht werden, insbesondere wenn technische
                     Anlagen und sonstige Einrichtungen unsachgemäß behandelt, die überlassenen Räume nur unzureichend belüftet, geheizt oder nicht
                     genügend gegen Frost geschützt werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Für auch ohne Verschulden des Mieters notwendige Reparaturen an solchen Gegenständen, welche dem häufigen und unmittelbaren
                     Zugriff des Mieters ausgesetzt sind (sog. Kleinreparaturen), nämlich Zentralheizungs- und Warmwasserversorgungsanlagen, Öfen,
                     Herden, Spültischen, Türen, Schlössern, Sprechanlagen, Türverschlüssen, Fenstern, Fensterläden, Rollläden, Jalousien, Markisen,
                     WC- und Badeeinrichtungen, Handwaschbecken, Bodenbelägen, elektrischen Einrichtungen, insbesondere die in § 28 Abs. 3 Satz
                     2 Zweite Berechnungsverordnung (II. BV) genannten Installationsgegenstände für Elektrizität, Wasser und Gas, Heiz- und Kocheinrichtungen,
                     Fenster- und Türverschlüssen sowie Verschlussvorrichtungen für Fensterläden, übernimmt der Mieter die Kosten voll, wenn der
                     Rechnungsbetrag im Einzelfall 100,00 Euro nicht übersteigt, jedoch innerhalb eines Kalenderjahres nur bis zu einem Gesamtbetrag
                     von 8 % der Jahresnettomiete. Der Mieter ist nicht verpflichtet, die Kleinreparaturen selbst durchzuführen bzw. in Auftrag
                     zu geben. Die Notwendigkeit von Kleinreparaturen ist dem Vermieter unverzüglich nach Feststellung des jeweiligen Schadens
                     mitzuteilen.
                  

               

               
                     § 9 Haftung des Vermieters

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die verschuldensunabhängige Haftung des Vermieters für Mängel der Mietsache, die bei Abschluss des Mietvertrags vorhanden
                     waren, wird ausgeschlossen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Werden durch einen später entstehenden Mangel Leben, Körper oder Gesundheit des Mieters verletzt oder werden die vom Mieter
                     eingebrachten Sachen beschädigt, so haftet der Vermieter nur, wenn ihm, seinem gesetzlichen Vertreter oder seinen Erfüllungsgehilfen
                     Vorsatz oder Fahrlässigkeit zur Last gelegt werden kann oder wenn sich der Vermieter mit der Beseitigung des Mangels in Verzug
                     befunden hat. Für sonstige Schäden haftet der  Vermieter nur, wenn ihm, seinem gesetzlichen Vertreter oder seinen Erfüllungsgehilfen
                     Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last gelegt werden kann. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der in Absatz 1 genannte Haftungsausschluss greift nicht ein, soweit der Vermieter die Mangelfreiheit des Mietobjektes oder
                     eine bestimmte Eigenschaft besonders zugesichert oder einen Mangel arglistig verschwiegen hat.
                  

               

               
                     § 10 Reinigungs-, Räum- und Streupflichten

                  

                  Der Mieter ist verpflichtet, Gehweg und Straße nach Maßgabe der ortspolizeilichen Vorschriften zu reinigen, von Schnee freizuhalten
                     und bei Glätte zu streuen. Diese Verpflichtung erstreckt sich auch auf den Eingangsbereich, Treppenaufgang, Hof und die Einfahrt.
                     Der Mieter hat im Falle der persönlichen Verhinderung für eine Vertretung zu sorgen.
                  

               

               
                     § 11 Mehrheit von Mietern

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Mehrere Mieter haften für alle Verpflichtungen aus dem Mietverhältnis als Gesamtschuldner.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Erklärungen, deren Wirkung die Mieter berühren, müssen von oder gegenüber allen Mietern abgegeben werden. Die Mieter bevollmächtigen
                     sich jedoch unter Vorbehalt schriftlichen Widerrufs bis auf weiteres gegenseitig zur Entgegennahme oder Abgabe solcher Erklärungen.
                     Diese Vollmacht gilt auch für die Entgegennahme von Kündigungen, jedoch nicht für den Ausspruch von Kündigungen und für Mietaufhebungsverträge.
                     Ein Widerruf der Vollmacht wird erst für Erklärungen wirksam, die nach seinem Zugang abgegeben werden. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Tatsachen, die für einen Mitmieter eine Verlängerung oder Verkürzung des Mietverhältnisses herbeiführen oder für ihn einen
                     Schadensersatz- oder ähnlichen Anspruch oder eine Schadensersatzpflicht begründen, haben für Mitmieter die gleiche Wirkung.
                  

               

               
                     § 12 Beendigung des Mietverhältnisses

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Nach Beendigung des Mietverhältnisses hat der Mieter die Mietsache einschließlich Öfen, Herde, Heizungs- und Warmwasserbereitungsanlagen,
                     Öl-, Gas- und Elektrogeräte geräumt und sorgfältig gereinigt und geputzt zurückzugeben. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Auf Verlangen des Vermieters ist der Mieter verpflichtet, bauliche Veränderungen, die er an der Mietsache vorgenommen hat
                     oder Einrichtungen, mit denen er die Mietsache versehen hat, bei Beendigung der Mietzeit auf seine Kosten zu entfernen und
                     den ursprünglichen Zustand wiederherzustellen, sofern nichts anderes vereinbart ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Einrichtungen, mit denen der Mieter die Mietsache versehen hat, darf er wegnehmen. Er hat hierbei den ursprünglichen Zustand
                     wiederherzustellen. Der Vermieter kann unbeschadet seiner Rechte nach Absatz 2 die Ausübung des Wegnahmerechts durch Zahlung
                     einer angemessenen Entschädigung abwenden, es sei denn, der Mieter hat ein berechtigtes Interesse an der Wegnahme.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Ein Übergabeprotokoll soll angefertigt werden; der Mieter erhält eine Abschrift.
                  

               

               

               
                     § 13 Hausordnung

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die als Anlage B beigefügte Hausordnung ist Bestandteil des Mietvertrages.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Vermieter ist berechtigt, die Hausordnung einseitig abzuändern, soweit dadurch keine zusätzlichen Verpflichtungen des
                     Mieters entstehen oder vertraglich gesicherte Rechtspositionen des Mieters beeinträchtigt werden. Die geänderte Hausordnung
                     gilt ab dem auf die Mitteilung der Änderung folgenden Monatsersten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Von der Hausordnung abweichende Vereinbarungen des Mietvertrags gehen der Hausordnung vor.
                  

               

               
                     § 14 Mietsicherheit

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Mieter verpflichtet sich, eine Mietsicherheit in Höhe von Euro ____________________ (höchstens drei Monatsmieten ohne Betriebskostenvorauszahlung) an den Vermieter zu bezahlen. Die Zahlung kann in drei gleichen
                     Monatsraten erfolgen. In diesem Fall ist die erste Teilleistung zu Beginn des Mietverhältnisses fällig. Die zweite Teilleistung
                     ist einen Monat später, die dritte Teilleistung zwei Monate später zur Zahlung fällig.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Vermieter wird die Mietsicherheit nach Erhalt bei einem Kreditinstitut zu dem für Spareinlagen mit dreimonatiger Kündigungsfrist
                     üblichen Zinssatz anlegen. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Vermieter kann sich wegen seiner fälligen Ansprüche bereits während des Mietverhältnisses aus der Mietsicherheit befriedigen.
                     Der Mieter ist in diesem Fall verpflichtet, die Kautionssumme wieder auf den ursprünglichen Betrag zu erhöhen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Mietsicherheit ist spätestens 6 Monate nach Vertragsende und Rückgabe der Mietsache zuzüglich der angefallenen Zinsen
                     unter Abrechnung evtl. Vermieterforderungen an den Mieter zurückzuzahlen. Steht eine Forderung des Vermieters zu diesem Zeitpunkt
                     noch nicht fest, so ist er berechtigt, einen der voraussichtlichen Forderung entsprechenden Betrag auch darüber hinaus zurückzubehalten.
                     Eine jährliche Auszahlung der angefallenen Zinsen kann vom Mieter nicht verlangt werden. Der Mieter kann fällige Mietzahlungen
                     nicht mit der Kaution aufrechnen.
                  

               

               
                     § 15 Datenschutz

                  

                  Der Mieter ist damit einverstanden, dass seine Daten im Rahmen der Verwaltung des Mietobjekts beim Vermieter unter Einhaltung
                     der datenschutzrechtlichen Bedingungen gespeichert und elektronisch verarbeitet werden.
                  

               

               
                     § 16 Zusatzvereinbarung für vermietete Eigentumswohnungen

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dem Mieter ist bekannt, dass es sich bei der vermieteten Wohnung um eine Eigentumswohnung handelt. Für die Bewirtschaftung
                     dieser Wohnung entstehen dem Vermieter unter anderem Betriebskosten im Sinne der Betriebskostenverordnung, die der Mieter
                     nach § 3 des Mietvertrags zu tragen hat. Über die Betriebskosten ist jährlich abzurechnen. Die Höhe der einzelnen Betriebskostenpositionen
                     richtet sich nach der Einzelabrechnung des Verwalters. Die Bestimmungen der Teilungserklärung (Gemeinschaftsordnung) sowie
                     die Beschlüsse der Wohnungseigentümer über die Ordnung im Haus und das Zusammenleben der Hausbewohner sind auch für den Mieter
                     verbindlich. Der Vermieter verpflichtet sich, dem Mieter Abschriften der Gemeinschaftsordnung und der einschlägigen Wohnungseigentümerbeschlüsse
                     auszuhändigen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Regelung in Absatz 1 Satz 5 gilt auch für spätere Änderungen der Gemeinschaftsordnung und die nach Abschluss des Mietvertrags
                     getroffenen Beschlüsse der Wohnungseigentümer. Der Vermieter wird dem Mieter die einschlägigen Änderungsbeschlüsse mitteilen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die jeweilige Verwaltung der Wohnungseigentumsanlage ist neben dem Vermieter berechtigt, die zur Aufrechterhaltung der Hausordnung
                     erforderlichen Einzelanweisungen zu erteilen. In dringenden Fällen ist der Verwalter neben dem Vermieter auch zum Betreten
                     der Wohnung befugt.
                  

               

               
                     § 17 Sonstiges

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bisher getroffene mündliche Absprachen, welche nicht Bestandteil der vorliegenden Vereinbarung sind, sind nicht bindend und
                     nicht Bestandteil der Vereinbarung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Änderungen dieses Vertrages bedürfen der Schriftform. Dies gilt auch für die Aufhebung des Schriftformerfordernisses. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Sollte eine der vorstehenden Vereinbarungen nichtig oder unwirksam sein oder werden, so berührt dies den Vertrag im Übrigen
                     nicht. An die Stelle der nichtigen bzw. unwirksamen Vereinbarung tritt eine wirksame Regelung, die dem wirtschaftlichen Zweck
                     der nichtigen bzw. unwirksamen Regelung am nächsten kommt. Das Sinngemäße gilt für vorhandene Vertragslücken. Im Zweifel findet
                     das Gesetz Anwendung. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die ausgehändigten und im Vertrag benannten Anlagen werden ausdrücklich Bestandteil dieses Vertrages.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        ____________________
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                                 ____________________,

                              
                              	
                                 den ____________________

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 ____________________,

                              
                              	
                                 den ____________________

                              
                           

                           
                              	
                                 ____________________
Vermieter
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 ____________________
Mieter
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  

               

            

         

      

      
            Anlage A

         

         

         
                     Aufstellung der Betriebskosten

                  

                  – Bestandteil des Wohnungsmietvertrags –

                  Betriebskosten im Sinne der Verordnung über die Aufstellung von Betriebskosten (Betriebskostenverordnung) sind nachstehende
                     Kosten, die dem Eigentümer oder Erbbauberechtigten durch das Eigentum oder Erbbaurecht am Grundstück oder durch den bestimmungsmäßigen
                     Gebrauch des Gebäudes, der Nebengebäude, Anlagen, Einrichtungen und des Grundstücks laufend entstehen:
                  

                  
                     
                        	
                            die laufenden öffentlichen Lasten des Grundstücks,

                           hierzu gehört namentlich die Grundsteuer;

                        

                        	
                            die Kosten der Wasserversorgung,

                           hierzu gehören die Kosten des Wasserverbrauchs, die Grundgebühren, die Kosten der Anmietung oder anderer Arten der Gebrauchsüberlassung
                              von Wasserzählern sowie die Kosten ihrer Verwendung einschließlich der Kosten der Eichung sowie der Kosten der Berechnung
                              und Aufteilung, die Kosten der Wartung von Wassermengenreglern, die Kosten des Betriebs einer hauseigenen Wasserversorgungsanlage
                              und einer Wasseraufbereitungsanlage einschließlich der Aufbereitungsstoffe;
                           

                        

                        	
                            die Kosten der Entwässerung,

                           hierzu gehören die Gebühren für die Haus- und Grundstücksentwässerung, die Kosten des Betriebs einer entsprechenden nicht
                              öffentlichen Anlage und die Kosten des Betriebs einer Entwässerungspumpe;
                           

                        

                        	
                            die Kosten

                           
                              
                                 	
                                     des Betriebs der zentralen Heizungsanlage einschließlich der Abgasanlage,

                                    hierzu gehören die Kosten der verbrauchten Brennstoffe und ihrer Lieferung, die Kosten des Betriebsstroms, die Kosten der
                                       Bedienung, Überwachung und Pflege der Anlage, der regelmäßigen Prüfung ihrer Betriebsbereitschaft und Betriebssicherheit einschließlich
                                       der Einstellung durch eine Fachkraft, der Reinigung der Anlage und des Betriebsraums, die Kosten der Messungen nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz,
                                       die Kosten der Anmietung oder anderer Arten der Gebrauchsüberlassung einer Ausstattung zur Verbrauchserfassung sowie die Kosten
                                       der Verwendung einer Ausstattung zur Verbrauchserfassung einschließlich der Kosten der Eichung sowie der Kosten der Berechnung
                                       und Aufteilung 
                                    

                                    oder

                                 

                                 	
                                     des Betriebs der zentralen Brennstoffversorgungsanlage,

                                    hierzu gehören die Kosten der verbrauchten Brennstoffe und ihrer Lieferung, die Kosten des Betriebsstroms und die Kosten der
                                       Überwachung sowie die Kosten der Reinigung der Anlage und des Betriebsraums
                                    

                                    oder

                                 

                                 	
                                     der eigenständig gewerblichen Lieferung von Wärme, auch aus Anlagen im Sinne des Buchstabens a,

                                    hierzu gehören das Entgelt für die Wärmelieferung und die Kosten des Betriebs der zugehörigen Hausanlagen entsprechend Buchstabe
                                       a
                                    

                                    oder

                                 

                                 	
                                     der Reinigung und Wartung von Etagenheizungen und Gaseinzelfeuerstätten,

                                    hierzu gehören die Kosten der Beseitigung von Wasserablagerungen und Verbrennungsrückständen in der Anlage, die Kosten der
                                       regelmäßigen Prüfung der Betriebsbereitschaft und Betriebssicherheit und der damit zusammenhängenden Einstellung durch eine
                                       Fachkraft sowie die Kosten der Messungen nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz;
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	
                            die Kosten

                           
                              
                                 	
                                     des Betriebs der zentralen Warmwasserversorgungsanlage,

                                    hierzu gehören die Kosten der Wasserversorgung entsprechend Nummer 2, soweit sie nicht dort bereits berücksichtigt sind, und
                                       die Kosten der Wassererwärmung entsprechend Nummer 4 Buchstabe a
                                    

                                    oder

                                 

                                 	
                                     der eigenständig gewerblichen Lieferung von Warmwasser, auch aus Anlagen im Sinne des Buchstabens a,

                                    hierzu gehören das Entgelt für die Lieferung des Warmwassers und die Kosten des Betriebs der zugehörigen Hausanlagen entsprechend
                                       Nummer 4 Buchstabe a
                                    

                                    oder

                                 

                                 	
                                     der Reinigung und Wartung von Warmwassergeräten,

                                    hierzu gehören die Kosten der Beseitigung von Wasserablagerungen und Verbrennungsrückständen im Innern der Geräte sowie die
                                       Kosten der regelmäßigen Prüfung der Betriebsbereitschaft und Betriebssicherheit und der damit zusammenhängenden Einstellung
                                       durch eine Fachkraft;
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	
                            die Kosten verbundener Heizungs- und Warmwasserversorgungsanlagen

                           
                              
                                 	
                                     bei zentralen Heizungsanlagen entsprechend Nummer 4 Buchstabe a und entsprechend Nummer 2, soweit sie nicht dort bereits
                                       berücksichtigt sind,
                                    

                                    oder

                                 

                                 	
                                     bei der eigenständig gewerblichen Lieferung von Wärme entsprechend Nummer 4 Buchstabe c und entsprechend Nummer 2, soweit
                                       sie nicht dort bereits berücksichtigt sind,
                                    

                                    oder

                                 

                                 	
                                     bei verbundenen Etagenheizungen und Warmwasserversorgungsanlagen entsprechend Nummer 4 Buchstabe d und entsprechend Nummer
                                       2, soweit sie nicht dort bereits berücksichtigt sind;
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	
                            die Kosten des Betriebs des Personen- oder Lastenaufzugs, 

                           hierzu gehören die Kosten des Betriebsstroms, die Kosten der Beaufsichtigung, der Bedienung, Überwachung und Pflege der Anlage,
                              der regelmäßigen Prüfung ihrer Betriebsbereitschaft und Betriebssicherheit einschließlich der Einstellung durch eine Fachkraft
                              sowie die Kosten der Reinigung der Anlage;
                           

                        

                        	
                            die Kosten der Straßenreinigung und Müllbeseitigung,

                           zu den Kosten der Straßenreinigung gehören die für die öffentliche Straßenreinigung zu entrichtenden Gebühren und die Kosten
                              entsprechender nicht öffentlicher Maßnahmen; zu den Kosten der Müllbeseitigung gehören namentlich die für die Müllabfuhr zu
                              entrichtenden Gebühren, die Kosten entsprechender nicht öffentlicher Maßnahmen, die Kosten des Betriebs von Müllkompressoren,
                              Müllschluckern, Müllabsauganlagen sowie des Betriebs von Müllmengenerfassungsanlagen einschließlich der Kosten der Berechnung
                              und Aufteilung; 
                           

                        

                        	
                            die Kosten der Gebäudereinigung und Ungezieferbekämpfung,

                           zu den Kosten der Gebäudereinigung gehören die Kosten für die Säuberung der von den Bewohnern gemeinsam genutzten Gebäudeteile,
                              wie Zugänge, Flure, Treppen, Keller, Bodenräume, Waschküchen, Fahrkorb des Aufzugs;
                           

                        

                        	
                            die Kosten der Gartenpflege, 

                           hierzu gehören die Kosten der Pflege gärtnerisch angelegter Flächen einschließlich der Erneuerung von Pflanzen und Gehölzen,
                              der Pflege von Spielplätzen einschließlich der Erneuerung von Sand und der Pflege von Plätzen, Zugängen und Zufahrten, die
                              dem nicht öffentlichen Verkehr dienen;
                           

                        

                        	
                            die Kosten der Beleuchtung,

                           hierzu gehören die Kosten des Stroms für die Außenbeleuchtung und die Beleuchtung der von den Bewohnern gemeinsam genutzten
                              Gebäudeteile, wie Zugänge, Flure, Treppen, Keller, Bodenräume, Waschküchen;
                           

                        

                        	
                           die Kosten der Schornsteinreinigung, 

                           hierzu gehören die Kehrgebühren nach der maßgebenden Gebührenordnung, soweit sie nicht bereits als Kosten nach Nummer 4 Buchstabe
                              a berücksichtigt sind;
                           

                        

                        	
                            die Kosten der Sach- und Haftpflichtversicherung,

                           hierzu gehören namentlich die Kosten der Versicherung des Gebäudes gegen Feuer-, Sturm-, Wasser- sowie sonstige Elementarschäden,
                              der Glasversicherung, der Haftpflichtversicherung für das Gebäude, den Öltank und den Aufzug;
                           

                        

                        	
                            die Kosten für den Hauswart,

                           hierzu gehören die Vergütung, die Sozialbeiträge und alle geldwerten Leistungen, die der Eigentümer oder Erbbauberechtigte
                              dem Hauswart für seine Arbeit gewährt, soweit diese nicht die Instandhaltung, Instandsetzung, Erneuerung, Schönheitsreparaturen
                              oder die Hausverwaltung betrifft; soweit Arbeiten vom Hauswart ausgeführt werden, dürfen Kosten für Arbeitsleistungen nach
                              den Nummern 2 bis 10 und 16 nicht angesetzt werden;
                           

                        

                        	
                            die Kosten

                           
                              
                                 	
                                     des Betriebs der Gemeinschafts-Antennenanlage,

                                    hierzu gehören die Kosten des Betriebsstroms und die Kosten der regelmäßigen Prüfung ihrer Betriebsbereitschaft einschließlich
                                       der Einstellung durch eine Fachkraft oder das Nutzungsentgelt für eine nicht zu dem Gebäude gehörende Antennenanlage sowie
                                       die Gebühren, die nach dem Urheberrechtsgesetz für die Kabelweitersendung entstehen,
                                    

                                    oder

                                 

                                 	
                                     des Betriebs der mit einem Breitbandkabelnetz verbundenen privaten Verteilanlage,

                                    hierzu gehören die Kosten entsprechend Buchstabe a, ferner die laufenden monatlichen Grundgebühren für Breitbandkabelanschlüsse;

                                 

                              

                           

                        

                        	
                            die Kosten des Betriebs der Einrichtungen für die Wäschepflege,

                           hierzu gehören die Kosten des Betriebsstroms, die Kosten der Überwachung, Pflege und Reinigung der Einrichtungen, der regelmäßigen
                              Prüfung ihrer Betriebsbereitschaft und Betriebssicherheit sowie die Kosten der Wasserversorgung entsprechend Nummer 2, soweit
                              sie nicht dort bereits berücksichtigt sind;
                           

                        

                        	
                            sonstige Betriebskosten,

                           hierzu gehören Betriebskosten, die von den Nummern 1 bis 16 nicht erfasst sind, u.a. die Kosten eines Schwimmbades, einer
                              Sauna, einer Klima- oder Entlüftungsanlage, einer Dachrinnenheizung, die Kosten der regelmäßigen Reinigung von Dachrinnen,
                              die Kosten des Garagengebäudes oder einer Tiefgarage, die Kosten eines Pförtner- oder Bewachungsdienstes, die Kosten für die
                              Kontrolle der Funktionsfähigkeit sowie die Kosten der Wartung und Pflege von technischen Einrichtungen, insbesondere die Wartungskosten
                              für Klingel- und Gegensprechanlagen, die Kosten der regelmäßigen Überprüfung der Elektroanlage, sowie die Kosten der Wartung
                              von Feuerlöschern und sonstigen Feuerschutzeinrichtungen.
                           

                        

                     

                  

               

            

         

      

      
            Anlage B

         

         

         
                     Hausordnung

                  

                  – Bestandteil des Wohnungsmietvertrags –

                  
                     
                        	
                            Erhaltung der Ordnung und Sauberkeit

                           
                              
                                 	
                                     Jeder Mieter hat seine Räumlichkeiten einschließlich der dazugehörigen Treppen und Vorplätzen sauber und in Ordnung zu halten.
                                       Die Fußböden sind pfleglich zu behandeln, regelmäßig und sachgerecht zu reinigen.
                                    

                                 

                                 	
                                     Balkone sind von Schnee freizuhalten.

                                 

                                 	
                                     Das Reinigen der Treppen und der Treppenhausfenster haben die Mieter je für ihr Stockwerk zu besorgen; wohnen mehrere Mieter
                                       auf einem Stockwerk, so hat die Reinigung abwechslungsweise zu geschehen. Verunreinigungen sind sofort zu beseitigen.
                                    

                                 

                                 	
                                     Das Reinigen der Treppen vom oberen Stockwerk auf den Dachboden, der Vorplätze auf demselben, der Treppe zum Untergeschoss
                                       und Keller, der Vorplätze dort, das Reinigen sonstiger gemeinschaftlich genutzten Räume einschließlich der dort vorhandenen
                                       Fenster, das Putzen der Klingelknöpfe, der Briefkastenanlage und des Haustürschlosses, das Kehren des Hofes, der Einfahrt,
                                       der Straße und der zum Mietobjekt gehörenden Bürgersteige, die Beseitigung von Schnee und Eis nach Maßgabe der ortspolizeilichen
                                       Vorschriften, wechselt von Woche zu Woche zwischen sämtlichen Haushaltungen in fortlaufender Reihe; der Nachfolger hat mit
                                       jedem Sonntag früh einzutreten. Der bei der Kaminreinigung anfallende Ruß ist von der Partei, welche die Kehrwoche hat, sofort
                                       zu entfernen.
                                    

                                 

                                 	
                                     Der Hof ist stets frei und sauber zu halten. Bei Einlieferung von Brennstoffen müssen die dafür benützten Orte sofort wieder
                                       gereinigt werden.
                                    

                                 

                                 	
                                     Die Verwendung von Waschmaschinen und Trocknern in der Wohnung ist zulässig, wenn und soweit die Kapazität der vorhandenen
                                       Installationen ausreicht, Belästigungen der Hausbewohner und Nachbarn sowie Beeinträchtigungen der Mietsache und des Grundstücks
                                       nicht zu erwarten sind, funktionssichere und fachgerecht angeschlossene Geräte benutzt werden. Die Verwendung eines Ablufttrockners
                                       bedarf wegen der Führung der Abluftleitung der Zustimmung des Vermieters. Dies gilt sowohl für die Nutzung in den eigenen
                                       Mieträumen als auch in den gemeinschaftlichen Wäsche- und Trockenräumen. Wird die Waschküche bzw. der Trockenraum von mehreren
                                       Personen genutzt, haben sie sich untereinander über die Nutzung zu verständigen. Nach der Wäsche ist die Waschküche ordentlich
                                       und sauber zu verlassen. Entsprechendes gilt für den Trockenraum.
                                    

                                 

                                 	
                                     Das Abstellen von Gegenständen, insbesondere Fahrrädern, Kinderwagen und Rollatoren auf Fluren, Treppen, Gängen, im Hof oder
                                       in sonstigen gemeinschaftlichen Räumen in oder am Haus ist unbeschadet behördlicher Vorschriften nur zulässig, soweit keine
                                       anderweitigen Abstellmöglichkeiten (z. B. Fahrradraum) vorgesehen sind und dadurch andere Mieter nicht behindert werden. Das
                                       Abstellen von motorisierten Fahrzeugen im Flur, in den Kellerräumen, auf dem Hof, den Gehwegen und den Grünflächen ist nicht
                                       gestattet, es sei denn, dass dort gesonderte Abstellflächen ausgewiesen sind. Ausnahmen bedürfen einer Erlaubnis des Vermieters.
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	
                            Rücksichtnahme auf Mitbewohner

                           
                              
                                 	
                                     Rundfunk- und Fernsehlautsprecher sowie sonstige Tonwiedergabegeräte dürfen nur in geschlossenen Räumen und mit Zimmerlautstärke
                                       betätigt werden. Ruhestörungen dürfen nicht auftreten.
                                    

                                 

                                 	
                                     Das Anbringen und Aufstellen von Außenantennen darf nur mit Erlaubnis des Vermieters und in sachgemäßer Ausführung erfolgen.
                                       
                                    

                                 

                                 	
                                     Nähmaschinen sind auf schalldämpfende Unterlagen zu stellen. 

                                 

                                 	
                                     Alle belästigenden Geräusche, insbesondere Türenzuwerfen und störendes Treppenlaufen sind im Hinblick auf die Ruhe und gegenseitige
                                       Rücksicht zu vermeiden. Besondere Rücksichtnahme ist in der Zeit von 13:00 Uhr bis 15:00 Uhr sowie zwischen 22:00 Uhr und
                                       7:00 Uhr geboten. Im Übrigen gelten die Vorschriften der jeweiligen örtlichen Satzung bzw. Polizeiverordnung.
                                    

                                 

                                 	
                                     Musizieren ist nur in der Zeit von 7:00 Uhr bis 13:00 Uhr und von 15:00 Uhr bis 22:00 Uhr erlaubt.

                                 

                                 	
                                     Das Grillen auf dem Balkon ist in Mehrfamilienhäusern verboten.

                                 

                                 	
                                     Im Treppenhaus und in sonstigen von mehreren Mietern gemeinschaftlich genutzten Räumen ist das Rauchen verboten.

                                 

                              

                           

                        

                        	
                            Verhütung von Schäden, Sicherheit

                           
                              
                                 	
                                     Die Mieträume sind ausreichend zu heizen und zu lüften. Keller und Speicher sind ebenfalls ausreichend zu belüften.

                                 

                                 	
                                     Zur Verhütung von Unfällen sind die Zugänge zu den Kellern, Plattformen usw. nach Gebrauch wieder zu verschließen. In der
                                       Nacht sowie bei stürmischem und regnerischem Wetter sind die Türen und Fenster sorgfältig zu schließen. Dies gilt auch für
                                       Fenster in Keller- und Speicherabteilungen sowie für den jeweiligen Benutzer von gemeinschaftlich genutzten Räumen.
                                    

                                 

                                 	
                                     Wasserverschwendung ist zu vermeiden. Dem Mieter obliegt die sorgfältige Überwachung aller Wasserentnahme- und Ausgussstellen.
                                       Wird die Wasserleitung – namentlich bei Frost – abgesperrt, so haben die Mieter darauf zu achten, dass die Hahnen nach Auslauf
                                       wieder geschlossen werden. Der Mieter ist verpflichtet, alle Maßnahmen zu ergreifen, um ein Einfrieren der Leitungen zu verhindern.
                                    

                                 

                                 	
                                     Jeder Mieter muss sorgfältig auf Feuer und Licht achten.

                                 

                                 	
                                     Bau- und feuerpolizeiliche Bestimmungen sind zu beachten und einzuhalten. Feuergefährliche bzw. leicht entzündliche Stoffe
                                       dürfen weder auf dem Dachboden noch im Keller gelagert oder aufgewahrt werden. Brennstoffe dürfen nur an den vom Vermieter
                                       bezeichneten Stellen gelagert werden. Für die Lagerung von Heizöl gelten darüber hinaus die gesetzlichen und behördlichen
                                       Vorschriften. Öfen und Herde dürfen nur mit dem jeweils geeigneten Brennstoff geheizt werden.
                                    

                                 

                                 	
                                     Der im Haushalt anfallende Müll ist ordnungsgemäß zu entsorgen und darf nur in die hierfür bereit gehaltenen Mülltonnen verbracht
                                       werden. Bei der Beseitigung von Sonder- und Sperrmüll sind die behördlichen Vorschriften zu beachten. Für die Beseitigung
                                       derartiger Gegenstände sind in den Betriebskosten keine Beträge enthalten, der Mieter muss sie auf eigene Kosten entsorgen
                                       oder entsorgen lassen.
                                    

                                 

                                 	
                                     Das Betreten des Daches ist verboten.

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

               

            

         

      

      
            Anlage C

         

         

         
                     Gartenordnung
für Zier- und Nutzgärten bei Ein- und Mehrfamilienhäusern
                     

                  

                  – Bestandteil des Wohnungsmietvertrags –

                  A. Allgemein

                  Soweit im Wohnungsmietvertrag nichts anderes vereinbart ist, gelten die folgenden Bestimmungen:

                  
                     
                        	
                            Ist der Mieter zur Benutzung des Gartens berechtigt, darf er die zum Mietwohnhaus gehörenden Zier- und Nutzgartenflächen
                              betreten und jeweils der Bestimmungsart entsprechend unentgeltlich nutzen. Die Erträge einschließlich Obstertrag bei Nutzgärten
                              stehen dem Mieter zu. Eine Änderung der Nutzungsart bedarf der Zustimmung des Vermieters. Das Pflanzen neuer Bäume und Sträucher
                              bedarf ebenfalls der Zustimmung des Vermieters.
                           

                        

                        	
                            Der Mieter ist verpflichtet, die Gartenflächen ordnungsgemäß zu pflegen. Dazu gehören im einzelnen:

                           
                              
                                 	
                                     Mehrmaliges Mähen der Rasenflächen, Wässern in Trockenzeiten und mindestens einmal jährlich ausreichende Düngung.

                                 

                                 	
                                     Zurückschneiden der bodendeckenden und höheren Zier- und Obststräucher einschließlich der Einfriedungshecken, die oben und
                                       seitlich mindestens zweimal jährlich zurück geschnitten werden müssen. Hecken auf der Grenze zu Nachbargrundstücken sollen
                                       eine Höhe von 1,50 m nicht überschreiten.
                                    

                                 

                                 	
                                     Obstbäume sind regelmäßig fachgerecht auszulichten, zu schneiden und zu düngen.

                                 

                                 	
                                     Beseitigung wild aufwachsender Bäume.

                                 

                                 	
                                     Gartenabfälle aller Art sind sachgerecht zu beseitigen, sofern sie nicht durch Kompostieren genutzt werden. Kompostlegen
                                       sind fachgerecht anzulegen und ungezieferfrei zu halten. Die Lage der Kompostlegen im Garten sind im Einvernehmen mit dem
                                       Vermieter festzulegen. 
                                    

                                 

                                 	
                                     Die Instandhaltung und erforderlichenfalls die Beseitigung großer Bäume (u. a. Waldbäume) ist Sache des Vermieters. Der Mieter
                                       soll jedoch den Vermieter auf erkennbare, insbesondere gefahrdrohende Schäden (z. B. dürre Äste) unverzüglich hinweisen.
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	
                            Der Mieter hat die Wahl, den Garten selbst zu pflegen oder von einem Fachmann bzw. einer anderen geeigneten Person auf seine
                              Kosten pflegen zu lassen.
                           

                        

                        	
                            Die Anschaffung und Unterhaltung der zur Gartenpflege notwendigen oder zweckmäßigen Materialien und Geräte (z. B. Rasenmäher)
                              ist Sache des Mieters.
                           

                        

                        	
                            Erfüllt der Mieter trotz Mahnung innerhalb einer angemessenen Frist seine Verpflichtungen nicht oder ungenügend, so kann
                              der Vermieter die erforderlichen Arbeiten auf Kosten des Mieters durch eine Fachfirma durchführen lassen.
                           

                        

                     

                  

                  B. Bei Mehrfamilienhäusern

                  Soweit im Wohnungsmietvertrag keine besonderen Bestimmungen über die Zuordnung der Gartenflächen insgesamt oder von Teilflächen
                     zu der betreffenden Wohnung vereinbart sind, sind die Mieter gemeinschaftlich zur Nutzung berechtigt. Die Pflege und Instandhaltung
                     des Gartens ist in diesem Fall Sache des Vermieters. Die Kosten der Gartenpflege (§ 2 Nr. 10 BetrKV) werden nach dem Anteil
                     der Wohnflächen auf die Mieter umgelegt. 
                  

                  Ist eine besondere Regelung über die Zuordnung der Gartenflächen insgesamt oder von Teilflächen zu einer Wohnung getroffen,
                     so ist der jeweilige Mieter gemäß der unter A. genannten Bestimmungen zur Nutzung dieser Flächen berechtigt und zur Pflege
                     verpflichtet. 
                  

                  Bei einem Mieterwechsel tritt der neue Mieter in die Rechte und Pflichten seines Mietvorgängers ein.

               

            

         

      

      
                     b) Wohnungsübergabeprotokoll

                  

                  Objekt-Nr.:

                  ____________________
Gebäude (Straße, Hausnummer, Ort):
                  

                  ____________________
Wohnung im (Stockwerk, Lage)
                  

                  ____________________
Name der/ des Mieter(s):

                  ____________________
Telefonnummer:

                  ____________________

                  

                  Datum: ____________________
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 Ablesedaten:
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Zähler-Nr.

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Stand

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Strom

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Gas

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Kalt-Wasser

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Warm-Wasser

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Fernwärme/Heizung

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 Es wurden folgende Schlüssel übergeben:

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 Haustür

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 Keller

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 Garage

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 Wohnungstür

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 Briefkasten

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 3.

                              
                              	
                                 Beanstandungen/ Bemerkungen:

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 ____________________,

                              
                              	
                                 den ____________________

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 ____________________,

                              
                              	
                                 den ____________________

                              
                           

                           
                              	
                                 ____________________
Vermieter
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 ____________________
Mieter
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

      

      
                     c) Mietvertrag  
für Garagen und Stellplätze
                     

                  

                  zwischen

                  ____________________

                  – nachstehend als Vermieter bezeichnet –
                  

                  

                  und

                  ____________________

                  – nachstehend als Mieter bezeichnet –
                  

               

               
                     § 1 Mietgegenstand

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Mietgegenstand ist
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                              
                              	
                                 eine Einzelgarage (mit der Nummer ____________________ )

                              
                           

                           
                              	
                                 [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                              
                              	
                                 ein Tiefgaragenstellplatz (mit der Nummer ____________________ )

                              
                           

                           
                              	
                                 [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                              
                              	
                                 ein Stellplatz im Freien (mit der Nummer ____________________ )

                              
                           

                           
                              	
                                 [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                           

                        
                     

                  

                  auf dem Grundstück ____________________ in ____________________

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                              
                              	
                                 der Stellplatz ist im beiliegenden Lageplan (Anlage A), welcher Vertragsbestandteil

                              
                           

                        
                     

                  

                   ist, gekennzeichnet.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Mietobjekt wird in dem Zustand vermietet, in dem es sich im Zeitpunkt der Übergabe befindet. Der Mieter hatte im Vorfeld
                     des Mietvertragsschlusses ausgiebig Gelegenheit, das Mietobjekt zu besichtigen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Dem Mieter werden für die Mietzeit folgende Schlüssel/ folgendes Funkgerät/ folgender Codeschlüssel ausgehändigt: ____________________
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Bei Verlust eines Schlüssels, Funkgeräts oder Codeschlüssels ist der Mieter verpflichtet, auf Verlangen des Vermieters die
                     Kosten für entsprechende Türschlösser, bei einer Schließanlage deren Kosten jeweils einschließlich der Kosten für den Austausch
                     der Schlösser zu übernehmen, sofern der Mieter nicht nachweisen kann, dass ein Missbrauch ausgeschlossen ist. Niemand darf
                     sich ohne Genehmigung des Vermieters einen Schlüssel, ein Funkgerät oder einen Codeschlüssel anfertigen lassen. Angefertigte
                     Schlüssel, Funkgeräte und Codeschlüssel zur Mietsache sind beim Auszug dem Vermieter abzugeben.
                  

               

               
                     § 2 Mietdauer und Kündigung

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Mietverhältnis beginnt am ____________________ Es wird auf unbestimmte Dauer geschlossen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Mietverhältnis kann von beiden Vertragsparteien spätestens am dritten Werktag eines Kalendermonats zum Ablauf des übernächsten
                     Monats gekündigt werden. Das Recht zur außerordentlichen Kündigung bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Kündigung bedarf der Schriftform.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Setzt der Mieter den Gebrauch der Mietsache nach Ablauf der Mietzeit fort, so gilt das Mietverhältnis nicht als verlängert.
                     Die Vorschrift des § 545 BGB findet keine Anwendung.
                  

               

               
                     § 3 Miete

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Miete beträgt monatlich ____________________ Euro.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Miete ist monatlich im Voraus fällig und spätestens am dritten Werktag eines Monats, ohne besondere Aufforderung, kostenfrei
                     auf folgendes Konto des Vermieters mit der Nr. ____________________ bei der ____________________ (BLZ: ____________________ ) zu zahlen. Für die Rechtzeitigkeit der Zahlung kommt es nicht auf die Absendung, sondern auf die Gutschrift der Miete an.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Bei Zahlungsverzug ist der Vermieter berechtigt, neben den gesetzlichen Verzugszinsen für jede nach Verzugseintritt ergehende
                     schriftliche Mahnung pauschalierte Mahnkosten in Höhe von 5,00 Euro zu fordern, es sei denn der Mieter weist nach, dass dem
                     Vermieter kein oder ein wesentlich niedrigerer Schaden als die Pauschale entstanden ist. Die Geltendmachung eines weiteren
                     Schadens ist nicht ausgeschlossen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der Vermieter ist berechtigt, die Miete angemessen entsprechend der für vergleichbare Garagen bzw. Stellplätze vereinbarten
                     Miete zu erhöhen. Ein Verfahren entsprechend §§ 558ff. BGB muss nicht eingehalten werden.
                  

               

               
                     § 4 Benutzung der Mietsache

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Mietgegenstand darf nur für das Einstellen eines Pkw oder Motorrads nach Maßgabe der als Anlage B beigefügten Garagenordnung,
                     die Vertragsbestandteil ist, genutzt werden. Das Abstellen nicht zugelassener Kraftfahrzeuge, das Lagern von Gegenständen
                     aller Art, auch Reifen oder Kraftfahrzeugzubehör sowie Fahrrädern ist nur mit Genehmigung des Vermieters zulässig.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Mieter darf Veränderungen an der Mietsache, insbesondere bauliche Anlagen jeder Art (auch Umzäunungen), sonstige Um-
                     und Einbauten, Installationen und dergleichen, nur mit vorheriger Zustimmung des Vermieters vornehmen. Liegt die Zustimmung
                     nicht vor, kann der Vermieter Schadensersatz und die Wiederherstellung des ursprünglichen Zustandes auf Kosten des Mieters
                     verlangen. Der Mieter hat keinen Anspruch auf Ersatz der Kosten für bauliche oder sonstige Veränderungen der Mieträume nebst
                     Zubehör, sofern insoweit nicht eine ausdrückliche Vereinbarung mit dem Vermieter und dessen Zustimmung vorliegt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Vermieter kann das Mietverhältnis ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen, wenn der Mieter oder derjenige, dem
                     der Mieter den Gebrauch überlassen hat, ungeachtet einer schriftlichen Abmahnung des Vermieters einen vertragswidrigen Gebrauch
                     der Mietsache fortsetzt, der die Rechte des Vermieters in erheblichem Maße verletzt, insbesondere einem Dritten den ihm unbefugt
                     überlassenen Gebrauch belässt (vgl. § 6) oder das Mietobjekt durch Vernachlässigung der dem Mieter obliegenden Sorgfalt erheblich
                     gefährdet.
                  

               

               
                     § 5 Betreten des Mietobjekts

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Vertreter und Beauftragten des Vermieters dürfen die Mietsache nach vorheriger Ankündigung betreten. Dies gilt insbesondere
                     um die Notwendigkeit von Arbeiten oder den Zustand des Mietobjekts festzustellen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         In der Regel meldet sich der Vermieter oder dessen Beauftragter eine Woche zuvor beim Mieter an. In dringenden Fällen kann
                     der Vermieter oder ein von ihm Beauftragter die Mietsache auch ohne Vorankündigung sowie bei Abwesenheit des Mieters betreten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Will der Vermieter das Mietobjekt verkaufen oder ist das Mietverhältnis gekündigt, darf der Vermieter oder ein von ihm Beauftragter
                     das Mietobjekt nach vorheriger Ankündigung zusammen mit Kauf- oder Mietinteressenten auch mehrfach wöchentlich betreten. Auf
                     die berechtigten Belange des Mieters ist Rücksicht zu nehmen. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Bei längerer Abwesenheit hat der Mieter dafür zu sorgen, dass der Vermieter oder seine Beauftragten das Mietobjekt betreten
                     können. 
                  

               

               
                     § 6 Gebrauchsüberlassung an Dritte

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Mieter ist ohne die Erlaubnis des Vermieters nicht berechtigt, den Gebrauch der Mietsache ganz oder teilweise einem Dritten
                     zu überlassen, insbesondere die Sache weiterzuvermieten. Verweigert der Vermieter die Erlaubnis, so kann der Mieter das Mietverhältnis
                     außerordentlich mit der gesetzlichen Frist kündigen, sofern nicht in der Person des Dritten ein wichtiger Grund vorliegt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Erlaubnis kann aus wichtigem Grund widerrufen werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Überlässt der Mieter den Gebrauch einem Dritten, so hat er ein dem Dritten bei dem Gebrauch zur Last fallendes Verschulden
                     zu vertreten, auch wenn der Vermieter die Erlaubnis zur Überlassung erteilt hat. 
                  

               

               
                     § 7 Instandhaltung des Mietobjekts, Reinigungs-, Räum- und Streupflichten

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Mieter verpflichtet sich, die Mietsache regelmäßig zu säubern und pfleglich zu behandeln. Für Beschädigungen haftet der
                     Mieter, soweit sie von ihm oder von ihm gemäß § 278 BGB zurechenbaren Personen, insbesondere Familienangehörigen, Gästen,
                     Hausangestellten oder vom Mieter beauftragten Handwerkern, schuldhaft verursacht werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Schäden am und im Mietobjekt sind dem Vermieter ohne schuldhaftes Verzögern anzuzeigen. Der Mieter haftet für Schäden, die
                     durch schuldhafte Verletzung der ihm obliegenden Sorgfalts- und Anzeigepflicht verursacht werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Mieter ist verpflichtet, die Zufahrt zur Mietsache (Gehweg und Straße) nach Maßgabe der ortspolizeilichen Vorschriften
                     zu reinigen, von Schnee freizuhalten und bei Glätte zu streuen. Im Falle der persönlichen Verhinderung hat er für eine Vertretung
                     zu sorgen. 
                  

               

               
                     § 8 Haftung des Vermieters

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die verschuldensunabhängige Haftung des Vermieters für Mängel der Mietsache, die bei Abschluss des Mietvertrags vorhanden
                     waren, wird ausgeschlossen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Werden durch einen später entstehenden Mangel Leben, Körper oder Gesundheit des Mieters verletzt oder werden die vom Mieter
                     eingebrachten Sachen beschädigt, so haftet der Vermieter nur, wenn ihm, seinem gesetzlichen Vertreter oder seinen Erfüllungsgehilfen
                     Vorsatz oder Fahrlässigkeit zur Last gelegt werden kann oder wenn sich der Vermieter mit der Beseitigung des Mangels in Verzug
                     befunden hat. Für sonstige Schäden haftet der Vermieter nur, wenn ihm, seinem gesetzlichen Vertreter oder seinen Erfüllungsgehilfen
                     Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last gelegt werden kann.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der in Absatz 1 genannte Haftungsausschluss greift nicht ein, soweit der Vermieter die Mangelfreiheit des Mietobjektes oder
                     eine bestimmte Eigenschaft besonders zugesichert oder einen Mangel arglistig verschwiegen hat.
                  

               

               
                     § 9 Selbständigkeit der Garagen- bzw. Stellplatzvermietung

                  

                  Die Vermietung der Garage ist von der Vermietung einer Wohnung im gleichen oder einem anderen Anwesen rechtlich, wirtschaftlich
                     und tatsächlich unabhängig. 
                  

               

               
                     § 10 Mehrheit von Mietern

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Mehrere Mieter haften für alle Verpflichtungen aus dem Mietverhältnis als Gesamtschuldner.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Erklärungen, deren Wirkung die Mieter berühren, müssen von oder gegenüber allen Mietern abgegeben werden. Die Mieter bevollmächtigen
                     sich jedoch unter Vorbehalt schriftlichen Widerrufs bis auf weiteres gegenseitig zur Entgegennahme oder Abgabe solcher Erklärungen.
                     Diese Vollmacht gilt auch für die Entgegennahme von Kündigungen, jedoch nicht für den Ausspruch von Kündigungen und für Mietaufhebungsverträge.
                     Ein Widerruf der Vollmacht wird erst für Erklärungen wirksam, die nach seinem Zugang abgegeben werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Tatsachen, die für einen Mitmieter eine Verlängerung oder Verkürzung des Mietverhältnisses herbeiführen oder für ihn einen
                     Schadensersatz- oder ähnlichen Anspruch oder eine Schadensersatzpflicht begründen, haben für Mitmieter die gleiche Wirkung.
                  

               

               
                     § 11 Beendigung des Mietverhältnisses

                  

                  Nach Beendigung des Mietverhältnisses hat der Mieter die Mietsache geräumt und sorgfältig gereinigt mit sämtlichen Schlüsseln,
                     gegebenenfalls Funkgeräten und Codeschlüsseln, zurückzugeben.
                  

               

               
                     § 12 Mietsicherheit

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Mieter verpflichtet sich, eine Mietsicherheit in Höhe von Euro ____________________ an den Vermieter zu bezahlen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Vermieter wird die Mietsicherheit nach Erhalt bei einem Kreditinstitut zu dem für Spareinlagen mit dreimonatiger Kündigungsfrist
                     üblichen Zinssatz anlegen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Vermieter kann sich wegen seiner fälligen Ansprüche bereits während des Mietverhältnisses aus der Mietsicherheit befriedigen.
                     Der Mieter ist in diesem Fall verpflichtet, die Kautionssumme wieder auf den ursprünglichen Betrag zu erhöhen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Mietsicherheit ist spätestens sechs Monate nach Vertragsende und Rückgabe der Mietsache zuzüglich der angefallenen Zinsen
                     unter Abrechnung evtl. Vermieterforderungen an den Mieter zurückzuzahlen. Steht eine Forderung des Vermieters zu diesem Zeitpunkt
                     noch nicht fest, so ist er berechtigt, einen der voraussichtlichen Forderung entsprechenden Betrag auch darüber hinaus zurückzubehalten.
                     Eine jährliche Auszahlung der angefallenen Zinsen kann vom Mieter nicht verlangt werden. Der Mieter kann fällige Mietzahlungen
                     nicht mit der Kaution aufrechnen.
                  

               

               
                     § 13 Datenschutz

                  

                  Der Mieter ist damit einverstanden, dass seine Daten im Rahmen der Verwaltung des Mietobjekts beim Vermieter unter Einhaltung
                     der datenschutzrechtlichen Bedingungen gespeichert und elektronisch verarbeitet werden.
                  

               

               
                     § 14 Sonstiges

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Bisher getroffene mündliche Absprachen, welche nicht Bestandteil der vorliegenden Vereinbarung sind, sind nicht bindend und
                     nicht Bestandteil der Vereinbarung. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Änderungen dieses Vertrages bedürfen der Schriftform. Dies gilt auch für die Aufhebung des Schriftformerfordernisses. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Sollte eine der vorstehenden Vereinbarungen nichtig oder unwirksam sein oder werden, so berührt dies den Vertrag im Übrigen
                     nicht. An die Stelle der nichtigen bzw. unwirksamen Vereinbarung tritt eine wirksame Regelung, die dem wirtschaftlichen Zweck
                     der nichtigen bzw. unwirksamen Regelung am nächsten kommt. Das Sinngemäße gilt für vorhandene Vertragslücken. Im Zweifel findet
                     das Gesetz Anwendung. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die ausgehändigten und im Vertrag benannten Anlagen werden ausdrücklich Bestandteil dieses Vertrages.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        ____________________
                  

                  
                     
                        
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Anlage A:

                           
                           	
                              

                           
                           	
                              Lageplan

                           
                        

                        
                           	
                              Anlage B:

                           
                           	
                              

                           
                           	
                              Gartenordnung

                           
                        

                     
                  

                  
                     
                        
                        
                        
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              ____________________,

                           
                           	
                              den ____________________

                           
                           	
                              

                           
                           	
                              ____________________,

                           
                           	
                              den ____________________

                           
                        

                        
                           	
                              ____________________
Vermieter
                              

                           
                           	
                              

                           
                           	
                              ____________________
Mieter
                              

                           
                        

                     
                  

               

            

         

      

      
            Anlage B

         

         

         
                     Garagenordnung

                  

                  1. Der Mieter hat jeglichen Lärm, insbesondere die Ruhestörung der Hausbewohner und Nachbarn zu vermeiden. Dem Mieter ist
                     es insbesondere untersagt, unnötig zu hupen, den Motor geräuschvoll anzulassen oder warmlaufen zu lassen, mit unnötig hoher
                     Motordrehzahl an- und abzufahren, ein Autoradio oder sonstiges Audiosystem inklusive Zubehör bei offenen Fahrzeugtüren oder
                     heruntergelassenen Seitenscheiben zu betreiben, sowie die Fahrzeug- und Garagentüren übermäßig laut zu öffnen und zu schließen.
                  

                  2. Wegen Brandgefahr ist verboten:

                  a) das Rauchen sowie die Benutzung von offenem Licht und Feuer,

                  b) die Aufbewahrung sowie das Umfüllen, Auffüllen oder Ablassen von Kraftstoff, Öl und sonstigen brennbaren Stoffen,

                  c) die Aufbewahrung leerer Kraftstoff- und Ölbehälter,

                  d) die Aufbewahrung von Putzwolle oder Putzlappen, ausgenommen kleine Mengen ungebrauchter Lappen oder Putzwolle, wenn sie
                     in fest verschlossenen Metallbehältern bereitgehalten werden, 
                  

                  e) das Abstellen von Fahrzeugen, die wegen Undichtigkeit Brennstoff oder Öl verlieren.

                  3. Es ist verboten, den Motor bei geschlossenen Garagentüren laufen zu lassen.

                  4. Die Benutzung elektrischer Geräte und Maschinen (z. B. Heizgeräte und Bohrmaschinen), insbesondere das Aufladen von Batterien
                     ist nicht gestattet. Vorhandene elektrische Leitungen dürfen nicht verändert, insbesondere nicht angezapft werden. 
                  

                  5. Vorhandene Tore sind nach der Ein- oder Ausfahrt ordnungsgemäß zu schließen.

                  6. Die Fahrzeuge dürfen in den Einstellräumen nicht gewaschen werden.

                  7. Das Reparieren und Lackieren von Kraftfahrzeugen ist weder in den Einstellräumen noch auf dem übrigen Garagengelände gestattet.
                     Bei Wartungsarbeiten, die nur in der Garage stattfinden dürfen, ist jede Geräuschentwicklung zu vermeiden.
                  

                  8. Es darf nur im Schritttempo ein- und ausgefahren werden. Ausfahrten und Durchfahrten müssen unbedingt frei gehalten werden.
                     
                  

                  Gesetzliche und sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften sind vom Mieter und seinem Beauftragten auch dann zu befolgen,
                     wenn sie in der Garagenordnung nicht ausdrücklich erwähnt sind. Es gilt die Straßenverkehrsordnung.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Schuldurkunde

      

      
            

         

         Anlage 2

         
                     Schuldurkunde

                  

                  Der Unterzeichnete

                  ____________________

                  ____________________

                  und seine Ehefrau

                  ____________________ geborene ____________________, daselbst

                  – Schuldner –

                  bekennen hiermit als Gesamtschuldner

                  der Evang. Landeskirche in Württemberg

                  – vertreten durch den Evang. Oberkirchenrat in Stuttgart –

                  – Gläubiger –

                  zum Bau/Erwerb eines/r Eigenheims/Eigentumswohnung in ____________________

                  ____________________ (Grundstück Markung ____________________

                  ____________________ Flurst. Nr. ____________________

                  ____________________)

                  ein Wohnungsfürsorgedarlehen von
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                              	
                                 –: ____________________ Euro (i. W.: ____________________ Euro)

                              
                           

                        
                     

                  

                  schuldig geworden zu sein.

                  Für das Darlehen, das entsprechend dem nachgewiesenen Bedarf in einer Summe oder in Teilbeträgen ausbezahlt wird, gelten folgende
                     Bedingungen:
                     
                        	
                           Das Darlehen ist entsprechend den landeskirchlichen Wohnungsfürsorgerichtlinien vom Tag der Auszahlung an mit dem jeweiligen
                              Zinssatz für Wohnungsfürsorgedarlehen zu verzinsen (z. Zt. 6%) und jährlich mit mindestens 3,5% zu tilgen. Sondertilgungen
                              von mindestens 300,00 Euro bei der einzelnen Zahlung sind jederzeit zulässig.
                           

                        

                        	
                           Die den Zins und die Tilgung enthaltende Monatsrate wird auf ____________________ Euro festgesetzt. Sie wird an den Dienst- bzw. Versorgungsbezügen der Schuldner einbehalten, beginnend am 1. ____________________ 199____________________/1. des übernächsten Monats nach der Beziehbarkeit des zu erstellenden Eigenheims/der zu erwerbenden Eigentumswohnung, spätestens
                              am ____________________ 199____________________. Der Gläubiger behält sich vor, bei Änderungen des Zins- bzw. Tilgungssatzes nach Ziffer 1 die monatliche Zins- bzw. Tilgungsrate
                              entsprechend neu festzusetzen.
                           

                           Die Schuldner treten hiermit ihre laufenden Dienst- bzw. Versorgungsbezüge in Höhe der jeweils festgesetzten Zins- und Tilgungsrate
                              monatlich bis zur Tilgung des Darlehens an den Gläubiger ab. Soweit die Bezüge nicht von der Kasse des Gläubigers ausbezahlt
                              werden, verpflichten sich die Schuldner, die Tilgungsraten durch unwiderruflichen Dauerauftrag an den Gläubiger überweisen
                              zu lassen.
                           

                        

                        	
                           Endet das der Darlehensgewährung zugrundeliegende Dienstverhältnis des Mitarbeiters während der Laufzeit des Darlehens, so
                              erhöht sich der jährliche Zinssatz von diesem Zeitpunkt an auf 2% über den jeweiligen Basiszinssatz, mindestens aber auf 6%,
                              höchstens jedoch auf 8%. Gleichzeitig hat der Gläubiger ein außerordentliches Kündigungsrecht mit sofortiger Wirkung.
                           

                           Diese Regelung gilt auch, wenn die durch das Darlehen geförderte Wohnung nicht mehr eigengenutzt ist, nicht aber beim Eintritt
                              des Mitarbeiters in den Ruhestand und beim Tod des Mitarbeiters für den hinterbliebenen Ehegatten und für die kindergeldberechtigten
                              Kinder. Im übrigen gilt die gesetzliche Frist zur Kündigung, von welcher der Gläubiger nur bei zwingenden Gründen Gebrauch
                              machen wird.
                           

                        

                        	
                           Das Darlehen ist auf dem oben genannten Wohnungsgrundstück/Hausgrundstück durch eine zahlungsfällige Buchgrundschuld in Höhe
                              von ____________________ Euro zugunsten des Gläubigers, verzinslich zu 10% jährlich vom Tag der Eintragung an, an nächstoffener Rangstelle dinglich
                              zu sichern. Dieser Buchgrundschuld dürfen Grundpfandrechte bis zum Gesamtbetrag von ____________________ Euro im Rang vorgehen.
                           

                           Die Eintragung der Grundschuld im Grundbuch ist dem Gläubiger durch Übermittlung eines Grundbuchauszugs nachzuweisen.

                        

                        	
                           Gerichtsstand und Erfüllungsort ist Stuttgart. Alle Zahlungen der Schuldner an Hauptsumme und Zinsen sind, unbeschadet von
                              Ziffer 2, rechtzeitig auch ohne vorherige Aufforderung durch den Gläubiger, kostenfrei in gesetzlichen Zahlungsmitteln an
                              die Kasse des Gläubigers zu leisten.
                           

                        

                        	
                           Etwaige aus diesem Schuldverhältnis entstehende Kosten oder Steuern tragen die Schuldner.

                        

                     

                  

                  ____________________, den ____________________

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                           	
                              t. ____________________

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (Mitarbeiter)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              t. ____________________

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (Ehefrau)

                           
                        

                     
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Richtsätze 

      

      
            

         

         Anlage 3
(zu § 1 Nr. 5)

         Der Höchstsatz für die Berechnung des Mietzuschusses sind 5,40 Euro/m².

                  In Städten und Gemeinden, die nach der Anlage zu § 1 Abs. 3 Wohngeldverordnung der Mietstufe 5 oder 6 zugeordnet sind, beträgt
                     der Höchstsatz für die Berechnung des Mietzuschusses 6,25 Euro/m². 
                  

                  Es sind dies die Städte/Gemeinden Asperg, Bad Krozingen, Besigheim, Böblingen, Denzlingen, Ditzingen, Esslingen am Neckar,
                     Fellbach, Filderstadt, Freiberg am Neckar, Gärtringen, Gundelfingen, Herrenberg, Holzgerlingen, Kernen i. R., Kirchheim/Teck,
                     Korntal-Münchingen, Kornwestheim, Leinfelden-Echterdingen, Leonberg, Ludwigsburg, Marbach am Neckar, Markgröningen, Möglingen,
                     Neuhausen a.d.F., Ostfildern, Remseck am Neckar, Renningen, Rutesheim, Sindelfingen, Stuttgart, Tamm, Tübingen und Waiblingen.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Wohnflächenberechnungsbogen

      

      Anlage 4
Zu § 1 Nr. 5.2

      
            Wohnflächenberechnungsbogen

         

         Zusammenstellung der anrechenbaren Wohnfläche nach der Wohnflächenverordnung WoFlV (vom 01.01.2004), für die Wohnung im ____________________ Stock links/rechts/Mitte des Hauses

         Derzeitiger Mieter: 

         
            
               
               
               
               
               
            
            
               
                  	
                     01.

                  
                  	
                     Windfang

                  
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     qm

                  
               

               
                  	
                     02.

                  
                  	
                     Flur

                  
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     qm

                  
               

               
                  	
                     03.

                  
                  	
                     WC

                  
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     qm

                  
               

               
                  	
                     04.

                  
                  	
                     Diele

                  
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     qm

                  
               

               
                  	
                     05.

                  
                  	
                     Küche

                  
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     qm

                  
               

               
                  	
                     06.

                  
                  	
                     Abstellraum

                  
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     qm

                  
               

               
                  	
                     07.

                  
                  	
                     Esszimmer

                  
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     qm

                  
               

               
                  	
                     08.

                  
                  	
                     Wohnzimmer

                  
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     qm

                  
               

               
                  	
                     09.

                  
                  	
                     Arbeitszimmer

                  
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     qm

                  
               

               
                  	
                     10.

                  
                  	
                     Kinderzimmer

                  
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     qm

                  
               

               
                  	
                     11.

                  
                  	
                     Kinderzimmer

                  
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     qm

                  
               

               
                  	
                     12.

                  
                  	
                     Zimmer

                  
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     qm

                  
               

               
                  	
                     13.

                  
                  	
                     Zimmer

                  
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     qm

                  
               

               
                  	
                     14.

                  
                  	
                     Zimmer

                  
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     qm

                  
               

               
                  	
                     15.

                  
                  	
                     Zimmer

                  
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     qm

                  
               

               
                  	
                     16.

                  
                  	
                     Hauswirtschaftsraum

                  
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     qm

                  
               

               
                  	
                     17.

                  
                  	
                     Bad

                  
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     qm

                  
               

               
                  	
                     18.

                  
                  	
                     Balkon

                  
                  	
                     qm 1/4 =

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     qm

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     Loggia

                  
                  	
                     qm 1/4 =

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     qm

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     überdeckte Terrasse

                  
                  	
                     qm 1/2 =

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     qm

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     nicht beheizbarer Wintergarten

                  
                  	
                     qm 1/2 =

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     qm

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     beheizbarer Wintergarten

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     qm

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     zusammen

                  
                  	
                     

                  
                  	
                      qm

                  
               

               
                  	
                     

                  
               

            
         

      

      
            Auszug aus der Wohnflächenverordnung (BGBl I 2003, 2346)

         

         
                     § 1
Anwendungsbereich, Berechnung der Wohnfläche
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         . . . .
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zur Berechnung der Wohnfläche sind die nach § 2 zur Wohnfläche gehörenden Grundflächen nach § 3 zu ermitteln und nach § 4
                     auf die Wohnfläche anzurechnen.
                  

               

               
                     § 2
Zur Wohnfläche gehörende Grundflächen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Wohnfläche einer Wohnung umfasst die Grundflächen der Räume, die ausschließlich zu dieser Wohnung gehören. Die Wohnfläche
                     eines Wohnheims umfasst die Grundflächen der Räume, die zur alleinigen und gemeinschaftlichen Nutzung durch die Bewohner bestimmt
                     sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zur Wohnfläche gehören auch die Grundflächen von
                  

                  
                     
                        	
                            Wintergärten, Schwimmbädern und ähnlichen nach allen Seiten geschlossenen Räumen sowie

                        

                        	
                            Balkonen, Loggien, Dachgärten und Terrassen, 

                        

                     

                  

                  wenn sie ausschließlich zu der Wohnung oder dem Wohnheim gehören.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Zur Wohnfläche gehören nicht die Grundflächen folgender Räume:
                  

                  
                     
                        	
                            Zubehörräume, insbesondere:

                           
                              
                                 	
                                     Kellerräume,

                                 

                                 	
                                     Abstellräume und Kellerersatzräume außerhalb der Wohnung,

                                 

                                 	
                                     Waschküchen,

                                 

                                 	
                                     Bodenräume,

                                 

                                 	
                                     Trockenräume,

                                 

                                 	
                                     Heizungsräume und

                                 

                                 	
                                     Garagen,

                                 

                              

                           

                        

                        	
                            Räume, die nicht den an ihre Nutzung zu stellenden Anforderungen des Bauordnungsrechts der Länder genügen, sowie

                        

                        	
                            Geschäftsräume.

                        

                     

                  

               

               
                     § 3
Ermittlung der Grundfläche
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Grundfläche ist nach den lichten Maßen zwischen den Bauteilen zu ermitteln; dabei ist von der Vorderkante der Bekleidung
                     der Bauteile auszugehen. Bei fehlenden begrenzenden Bauteilen ist der bauliche Abschluss zu Grunde zu legen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Bei der Ermittlung der Grundfläche sind namentlich einzubeziehen die Grundflächen von 
                  

                  
                     
                        	
                           Tür- und Fensterbekleidungen sowie Tür- und Fensterumrahmungen,

                        

                        	
                           Fuß-, Sockel- und Schrammleisten,

                        

                        	
                           fest eingebauten Gegenständen, wie z. B. Öfen, Heiz- und Klimageräten, Herden, Bade- oder Duschwannen, 

                        

                        	
                           freiliegenden Installationen,

                        

                        	
                           Einbaumöbeln und

                        

                        	
                           nicht ortsgebundenen, versetzbaren Raumteilern.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Bei der Ermittlung der Grundflächen bleiben außer Betracht die Grundflächen von
                  

                  
                     
                        	
                           Schornsteinen, Vormauerungen, Bekleidungen, freistehenden Pfeilern und Säulen, wenn sie eine Höhe von mehr als 1,50 Meter
                              aufweisen und ihre Grundfläche mehr als 0,1 Quadratmeter beträgt, 
                           

                        

                        	
                           Treppen mit über drei Steigungen und deren Treppenabsätze,

                        

                        	
                           Türnischen und

                        

                        	
                           Fenster- und offenen Wandnischen, die nicht bis zum Fußboden herunterreichen oder bis zum Fußboden herunterreichen und 0,13
                              Meter oder weniger tief sind.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Grundfläche ist durch Ausmessung im fertig gestellten Wohnraum oder auf Grund einer Bauzeichnung zu ermitteln. Wird die
                     Grundfläche auf Grund einer Bauzeichnung ermittelt, muss diese
                  

                  
                     
                        	
                           für ein Genehmigungs-, Anzeige-, Genehmigungsfreistellungs- oder ähnliches Verfahren nach dem Bauordnungsrecht der Länder
                              gefertigt oder, wenn ein bauordnungsrechtliches Verfahren nicht erforderlich ist, für ein solches geeignet sein und
                           

                        

                        	
                           die Ermittlung der lichten Maße zwischen den Bauteilen im Sinne des Absatzes 1 ermöglichen. 

                        

                     

                  

                  Ist die Grundfläche nach einer Bauzeichnung ermittelt worden und ist abweichend von dieser Bauzeichnung gebaut worden, ist
                     die Grundfläche durch Ausmessung im fertig gestellten Wohnraum oder auf Grund einer berichtigten Bauzeichnung neu zu ermitteln.
                  

               

               
                     § 4
Anrechnung der Grundflächen
                     

                  

                  Die Grundflächen

                  
                     
                        	
                            von Räumen und Raumteilen mit einer lichten Höhe von mindestens zwei Metern sind vollständig,

                        

                        	
                            von Räumen und Raumteilen mit einer lichten Höhe von mindestens einem Meter und weniger als zwei Metern sind zur Hälfte,

                        

                        	
                            von unbeheizbaren Wintergärten, Schwimmbädern und ähnlichen nach allen Seiten geschlossenen Räumen sind zur Hälfte,

                        

                        	
                            von Balkonen, Loggien, Dachgärten und Terrassen sind in der Regel zu einem Viertel, höchstens jedoch zur Hälfte 

                        

                     

                  

                  anzurechnen.

               

               
                     § 5
Überleitungsvorschrift
                     

                  

                  Ist die Wohnfläche bis zum 31. Dezember 2003 nach der Zweiten Berechnungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom
                     12. Oktober 1990 (BGBl. I S. 2178), zuletzt geändert durch Artikel 3 der Verordnung vom 25. November 2003 (BGBl. I S. 2346),
                     in der jeweils geltenden Fassung berechnet worden, bleibt es bei dieser Berechnung. Soweit in den in Satz 1 genannten Fällen
                     nach dem 31. Dezember 2003 bauliche Änderungen an dem Wohnraum vorgenommen werden, die eine Neuberechnung der Wohnfläche erforderlich
                     machen, sind die Vorschriften dieser Verordnung anzuwenden. 
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Allgemeine Verwaltungsvorschrift 
über Kirchliche Dienstwohnungen
         

      

      Anlage 5
(zu § 1 Nr. 3)

      
               I. Allgemeines

            

            
                     § 1
Geltungsbereich
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Beschäftigten der Evangelischen Landeskirche in Württemberg dürfen Dienstwohnungen nur unter Beachtung der nachstehenden
                     Vorschriften zugewiesen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Den Kirchengemeinden, Kirchenbezirken und kirchlichen Verbänden wird empfohlen, entsprechend zu verfahren.
                  

               

               
                     § 2
Begriff der Dienstwohnungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Dienstwohnungen sind Wohnungen oder einzelne Wohnräume, die Kirchenbeamten als Inhabern bestimmter Dienstposten vom Dienstherrn
                     unter ausdrücklicher Bezeichnung als Dienstwohnung ohne Abschluss eines Mietvertrags aus dienstlichen Gründen nach Maßgabe
                     dieser Vorschriften zugewiesen werden. Das Dienstwohnungsverhältnis ist öffentlich-rechtlicher Natur.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Bezüglich der Werkdienstwohnungen für Angestellte gilt Abschnitt IV.
                  

               

               
                     § 3
Voraussetzung für die Zuweisung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Dienstwohnungen dürfen nur zugewiesen werden, wenn die dienstlichen Verhältnisse es erfordern. In der Zuweisung wird die
                     Wohnung nach Ort, Lage und Größe beschrieben und der Beginn des Dienstwohnungsverhältnisses festgestellt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Sind die Voraussetzungen für die Zuweisung einer kircheneigenen Wohnung als Dienstwohnung weggefallen, so ist die Bezugsanordnung
                     auf Monatsende zu widerrufen. Die Dienstwohnung ist in eine Mietwohnung umzuwandeln oder dienstlichen Zwecken zuzuführen.
                     Bei einer angemieteten Wohnung wird die Bezugsanordnung gleichfalls auf Monatsende widerrufen. Tritt der bisherige Dienstwohnungsinhaber
                     in das Mietverhältnis nicht ein, so ist das Mietverhältnis von der hausverwaltenden Stelle zu kündigen. Die Kündigung kann
                     bis zur Dauer eines Jahres zurückgestellt werden, wenn dies nach der örtlichen Wohnungssituation und bei den persönlichen
                     Verhältnissen des Bediensteten angezeigt ist. Bis zur Beendigung des Mietverhältnisses ist die bisher gezahlte Dienstwohnungsvergütung
                     als Mietentschädigung einzubehalten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Ein Anspruch auf Zuweisung einer Dienstwohnung besteht nicht.
                  

               

               
                     § 4
Berechtigung und Verpflichtung zum Beziehen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Kirchenbeamte, denen nach § 30 Absatz 2 KBG.EKD eine Dienstwohnung zugewiesen ist, sind verpflichtet, die Dienstwohnung zu
                     beziehen. Die Verpflichtung entsteht mit der Anordnung zum Bezug der Dienstwohnung. Der Kirchenbeamte ist mit der Anordnung
                     darauf hinzuweisen, dass für die Zuweisung und die Benutzung der Dienstwohnung diese Vorschriften gelten. Die Wohnung ist
                     zu beziehen, wenn die hausverwaltende Stelle (§ 5) die Beziehbarkeit festgestellt hat. Die Dienstwohnung ist beziehbar, wenn
                     sie sich in einem zum ordnungsmäßigen Gebrauch geeigneten Zustand befindet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr ermächtigte Dienststelle kann auf Antrag des Kirchenbeamten von der Zuweisung
                     absehen oder auf seinen Antrag die Anordnung zum Bezug widerrufen, wenn die Verpflichtung, die Dienstwohnung zu beziehen oder
                     die bezogene Dienstwohnung zu behalten, eine besondere Härte bedeutet und die Beeinträchtigung dienstlicher Belange bei Abwägung
                     mit den besonderen persönlichen Verhältnissen der Amtskraft hingenommen werden kann.
                  

               

            

         

         
               II. Verwaltung der Dienstwohnungen

            

            
                     § 5
Hausverwaltende Stelle
                     

                  

                  Der Oberkirchenrat verwaltet die landeskirchlichen Dienstwohnungen als hausverwaltende Stelle.

               

               
                     § 6
Größe und Ausstattung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ein Anspruch auf eine bestimmte Größe und Ausstattung der Dienstwohnung besteht nicht. Die Dienstwohnung soll eine den familiären
                     Verhältnissen des Dienstwohnungsinhabers angemessene Mindestfläche haben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Wohnflächen sind nach der Wohnflächenverordnung zu ermitteln.
                  

               

               
                     § 7
Übergabe
                     

                  

                  Die Dienstwohnung ist dem Kirchenbeamten von der hausverwaltenden Stelle zu übergeben. Über die Übergabe ist eine Niederschrift
                     zu fertigen, aus der insbesondere das Bezugsdatum, das übergebene Zubehör und die überlassenen Ausstattungsgegenstände und
                     Geräte hervorgehen.
                  

               

               
                     § 8
Dauer der Zuweisung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Wohnung ist dem Kirchenbeamten solange als Dienstwohnung zuzuweisen, als er Inhaber des Dienstpostens ist, für den die
                     Dienstwohnung bereitgestellt wird. Der Dienstvorgesetzte kann die Anordnung zum Bezug der Dienstwohnung aus zwingenden dienstlichen
                     Gründen widerrufen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Dienstwohnungsverhältnis endet mit dem Erlöschen der Zuweisung der Dienstwohnung
                  

                  
                     
                        	
                            mit Ablauf des Monats, in dem der Dienstwohnungsinhaber versetzt wird, seinen Dienstposten wechselt, in den Ruhestand tritt
                              oder aus dem Kirchlichen Dienst ausscheidet,
                           

                        

                        	
                            mit Ablauf des Monats, in dem die Bezugsanordnung aus zwingenden dienstlichen Gründen widerrufen ist (Absatz 1 Satz 2),

                        

                        	
                            mit Ablauf des Räumungstages, wenn die Anordnung zum Bezug der Dienstwohnung auf Antrag des Kirchenbeamten widerrufen ist
                              (§ 4 Abs. 2),
                           

                        

                        	
                            beim Ableben des Dienstwohnungsinhabers mit seinem Todestag.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Räumung der Dienstwohnung ist vom Dienstvorgesetzten anzuordnen
                  

                  
                     
                        	
                            zum Zeitpunkt der Beendigung des Dienstwohnungsverhältnisses, wenn der Dienstwohnungsinhabende seinen Dienstposten wechselt,
                              versetzt wird, in den Ruhestand tritt oder aus dem kirchlichen Dienst ausscheidet,
                           

                        

                        	
                            zwei Monate nach Ablauf des Sterbemonats, wenn die Dienstwohnung nicht von Angehörigen des verstorbenen Dienstwohnungsinhabers
                              mitbewohnt gewesen ist,
                           

                        

                        	
                            sechs Monate nach Ablauf des Sterbemonats, wenn die Dienstwohnung von Angehörigen mitbewohnt ist,

                        

                        	
                            sechs Monate nach Ablauf des Monats, in dem die Bezugsanordnung aus zwingenden dienstlichen Gründen widerrufen worden ist.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Räumungstermine nach Absatz 3 können auf Antrag unter Mitberücksichtigung des dienstlichen Interesses
                  

                  an der Dienstwohnung verlängert werden

                  
                     
                        	
                            bis zu einem Jahr bei einem versetzten oder aus gesundheitlichen Gründen in den Ruhestand tretenden Dienstwohnungsinhaber,

                        

                        	
                            im Fall des Absatzes 3 Nr. 3 und 4 um weitere sechs Monate, wenn der Kirchenbeamte bzw. die Angehörigen aus nicht in ihrer
                              Person liegenden Gründen an der termingerechten Räumung gehindert sind.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Bis zu den in Absatz 3 und 4 genannten Räumungsterminen ist als Nutzungsentschädigung die gleiche Vergütung zu zahlen, wie
                     wenn das Dienstwohnungsverhältnis noch bestehen würde; die Dienstwohnungsvorschriften gelten sinngemäß weiter. Nach Ablauf
                     der nach Absatz 3 und 4 angeordneten Termine ist ggf. eine Nutzungsentschädigung in Höhe der ortsüblichen Miete zu zahlen.
                     Von dem Abschluss einer schriftlichen Nutzungsvereinbarung kann in der Regel abgesehen werden.
                  

               

               
                     § 9
Nutzung der Dienstwohnungen, Vermieten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Dienstwohnungsinhaber ist verpflichtet, die Wohnung nebst Zubehör, Ausstattungsgegenständen und Geräten schonend und
                     pfleglich zu behandeln und sie nur zu Wohnzwecken, unter Beachtung der Hausordnung, zu nutzen. Eine Vermietung, eine Benutzung
                     zu anderen Zwecken oder die Aufnahme anderer Personen bedarf der schriftlichen Einwilligung der hausverwaltenden Stelle. Diese
                     ist berechtigt, eine besondere Entschädigung zu verlangen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Dem Dienstwohnungsinhaber obliegt die Verkehrssicherungspflicht, insbesondere die Räum- und Streupflicht im Winter, nach
                     Maßgabe der ortspolizeilichen Vorschriften. Der Dienstwohnungsinhaber haftet für Schäden, die er, seine Familienangehörigen,
                     Besucher, Hausgehilfen, die von ihm beauftragten Handwerker und dergleichen verursacht haben. Die Haftung entfällt, soweit
                     der Dienstwohnungsinhaber glaubhaft macht, dass weder ihn noch die den Schaden verursachenden Personen ein Verschulden trifft.
                  

               

               
                     § 10
Instandsetzung und Instandhaltung des Mietobjekts
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Kosten der Instandhaltung und Instandsetzung trägt die hausverwaltende Stelle, sofern der Schaden nicht vom Dienstwohnungsinhaber
                     oder von ihm gemäß § 278 BGB zurechenbaren Personen, insbesondere Familienangehörigen, Gästen, Hausangestellten oder von ihm
                     beauftragten Handwerkern, schuldhaft verursacht wurde.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Dienstwohnungsinhaber ist verpflichtet, die notwendigen Schönheitsreparaturen (Tapezieren und Anstreichen der Wände und
                     Decken) auf eigene Kosten in fachhandwerklicher Qualität ausführen zu lassen oder selbst auszuführen. Die Schönheitsreparaturen
                     sind je nach dem Grad der Abnutzungen durchzuführen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Schäden an und in der Dienstwohnung sind der hausverwaltenden Stelle ohne schuldhaftes Verzögern anzuzeigen. Der Dienstwohnungsinhaber
                     haftet für Schäden, die durch schuldhafte Verletzung der ihm obliegenden Sorgfalts- und Anzeigepflicht verursacht werden,
                     insbesondere wenn technische Anlagen und sonstige Einrichtungen unsachgemäß behandelt, die überlassenen Räume nur unzureichend
                     belüftet, geheizt oder nicht genügend gegen Frost geschützt werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Für auch ohne Verschulden des Dienstwohnungsinhabers notwendige Reparaturen an solchen Gegenständen, welche dem häufigen
                     und unmittelbaren Zugriff des Dienstwohnungsinhabers ausgesetzt sind (sog. Kleinreparaturen), nämlich Zentralheizungs- und
                     Warmwasserversorgungsanlagen, Öfen, Herde, Spültische, Türen, Schlösser, Fenster, Fensterläden, Rollläden, Jalousien, Markisen,
                     WC- und Badeeinrichtungen, Handwaschbecken, Bodenbeläge, elektrische Einrichtungen, insbesondere die in § 28 Abs. 3 Satz 2
                     Zweite Berechnungsverordnung (II. BV) genannten Installationsgegenstände für Elektrizität, Wasser und Gas, Heiz- und Kocheinrichtungen,
                     Fenster und Türverschlüsse sowie Verschlussvorrichtungen für Fensterläden, übernimmt der Dienstwohnungsinhaber die Kosten
                     voll, wenn der Rechnungsbetrag im Einzelfall 100,00 Euro nicht übersteigt, jedoch innerhalb eines Kalenderjahres nur bis zu
                     einem Gesamtbetrag von 8 % des Jahresnettomietwerts.
                  

               

               
                     § 11
Duldung von Instandsetzungs- und ähnlichen Arbeiten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die hausverwaltende Stelle ist berechtigt, laufende Instandsetzungsarbeiten sowie bauliche Veränderungen, die zur Erhaltung
                     des Hausgrundstücks oder der Dienstwohnräume, zur Abwendung drohender Gefahren, zur Beseitigung von Schäden oder aus sonstigen
                     Gründen notwendig werden, auch ohne Zustimmung des Dienstwohnungsinhabers ausführen zu lassen. Die hausverwaltende Stelle
                     wird auf die Belange des Dienstwohnungsinhabers bei der Ausführung der Arbeiten soweit möglich Rücksicht nehmen; er ist rechtzeitig
                     zu verständigen. Die Beauftragten der hausverwaltenden Stelle dürfen die Dienstwohnung nach Anmeldung und Vereinbarung eines
                     Termins betreten, um die notwendigen Feststellungen treffen zu können.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Soweit der Dienstwohnungsinhaber Arbeiten nach Absatz 1 dulden muss, die zu einer wesentlichen Beeinträchtigung der Gebrauchsfähigkeit
                     der Dienstwohnung führen, hat die hausverwaltende Stelle die Dienstwohnungsvergütung zu mindern.
                  

               

               
                     § 12
Veränderungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Um-, An-, Einbauten sowie Änderungen an der gestellten Ausstattung und Einrichtung sind nur mit schriftlicher Einwilligung
                     der hausverwaltenden Stelle zulässig. Sie entscheidet mit der Einwilligung, ob und inwieweit der Dienstwohnungsinhaber die
                     Kosten zu tragen hat und nach der Räumung der Wohnung der frühere Zustand auf seine Kosten wiederherzustellen ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Trägt die Landeskirche die Kosten ganz oder teilweise, so ist der Mietwert angemessen anzuheben, wenn und soweit damit der
                     Wohnwert verbessert wird.
                  

               

               
                     § 13
Rücknahme
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Dienstwohnung ist nach dem Erlöschen des Dienstwohnungsverhältnisses durch die hausverwaltende Stelle zurückzunehmen.
                     Darüber ist bei Bedarf eine Niederschrift zu fertigen. Wenn nach § 8 eine Räumungsfrist zugestanden ist, ist die Rücknahme
                     bis zur Räumung der Wohnung aufzuschieben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Dienstwohnung ist ordnungsgemäß gereinigt zu übergeben. Die überlassenen Ausstattungsgegenstände und Geräte sowie die
                     – auch selbstbeschafften – Schlüssel sind zurückzugeben. Für fehlende Gegenstände und Geräte, für zu vertretende Mängel oder
                     Schäden ist Ersatz zu leisten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Dienstwohnungsinhaber muss Einbauten und Vorrichtungen, mit denen er die Dienstwohnung versehen hat, wegnehmen und auf
                     seine Kosten den früheren Zustand wieder herstellen, wenn dies bei der Einwilligung nach § 12 verlangt worden ist. Die hausverwaltende
                     Stelle kann Ausnahmen zulassen. Sie kann mit dem Dienstwohnungsinhaber eine Vereinbarung über die Belassung solcher Einbauten
                     und Vorrichtungen treffen.
                  

               

               
                     § 14
Hausgärten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Hausgärten, Vorgärten und Ziergärten, die mit der Dienstwohnung zugewiesen und unentgeltlich überlassen sind, müssen vom
                     Dienstwohnungsinhaber gepflegt und in ordnungsmäßigem Zustand erhalten werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Pflege und Erhaltung von Bäumen und Sträuchern obliegt dem Dienstwohnungsinhaber. Zum Ersatz abgestorbener Bäume oder
                     Sträucher ist weder die hausverwaltende Stelle noch der Dienstwohnungsinhaber verpflichtet. Die Beseitigung abgestorbener
                     Bäume ist Sache der hausverwaltenden Stelle. Für Ersatzbeschaffungen durch den Dienstwohnungsinhaber wird keine Entschädigung
                     gewährt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Beim Räumen der Dienstwohnung darf der Dienstwohnungsinhaber von ihm gepflanzte Bäume und Sträucher entfernen. Er ist zur
                     Entfernung verpflichtet, wenn dies die hausverwaltende Stelle verlangt.
                  

               

            

         

         
               III. Dienstwohnungsvergütung, Kosten der Wohnungsnutzung

            

            
                     § 15
Mietwert
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der ortsübliche Mietwert nach § 1 Nummer 4.2 WVO bildet die Grundlage für die Festsetzung der Dienstwohnungsvergütung nach
                     § 16. Er ist von der hausverwaltenden Stelle für jede Dienstwohnung festzustellen. Bei der Festsetzung des Mietwerts ist der
                     Umstand, dass ein Dienstwohnungsinhaber nur Teilbezüge erhält oder die Bezügezahlung unterbrochen ist, ohne Belang.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für die Berechnung des Mietwerts ist die tatsächliche, höchstens folgende Wohnfläche zugrunde zu legen:
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Stufe

                              
                              	
                                 Für Beamte der Besoldungsgruppen

                              
                              	
                                 Wohnfläche m²

                              
                           

                        
                        
                           
                              	
                                 1

                              
                              	
                                 A 16, B 3 – B 9

                              
                              	
                                 160

                              
                           

                           
                              	
                                 2

                              
                              	
                                 A 15 bis A 14

                              
                              	
                                 120

                              
                           

                           
                              	
                                 3

                              
                              	
                                 A 13 bis A 11

                              
                              	
                                 100

                              
                           

                           
                              	
                                 4

                              
                              	
                                 A 10 bis A 8

                              
                              	
                                 90

                              
                           

                           
                              	
                                 5

                              
                              	
                                 A 7 bis A 6

                              
                              	
                                 80

                              
                           

                           
                              	
                                 6

                              
                              	
                                 A 5 bis A 1

                              
                              	
                                 65

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  Bei der Berechnung darf die Wohnfläche nicht unterschritten werden, die für den Dienstwohnungsinhaber aufgrund seiner familiären
                     und persönlichen Verhältnisse angemessen ist. Die Dienstwohnung ist grundsätzlich bis zu den in § 1 Nummer 5.2 WVO festgelegten
                     Wohnflächen angemessen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Dienstwohnungsinhaber ist verpflichtet, die Zahl der zur häuslichen Gemeinschaft gehörenden Personen sowie seine Besoldungsgruppe
                     der hausverwaltenden Stelle anzugeben und Änderungen unverzüglich mitzuteilen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Ergibt die Berechnung nach Absatz 2, dass dem Dienstwohnungsinhaber ein Raum oder mehrere Räume nicht anzurechnen sind, so
                     ist dieser Mehrraum dem Dienstwohnungsinhaber ohne Mietwertansatz zu überlassen, soweit er nicht anderweitig, z. B. für dienstliche
                     Zwecke, verwendet wird; die Kostentragungspflicht nach § 10 und § 17 bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Der Mietwert ist im Vergleich mit der ortsüblichen Miete zu ermitteln; soweit in einer bürgerlichen Gemeinde/ Stadt ein Mietspiegel
                     vorhanden ist, sind die unteren Tabellenwerte für die jeweilige Wohnlage, Baujahr und Ausstattung zugrunde zu legen. Wertmindernde
                     und werterhöhende Umstände auf Grund der Lage, Art und Beschaffenheit der Dienstwohnung sind zu berücksichtigen. 
                  

                  Ferner sind Kosten oder Leistungen zu berücksichtigen, die nach Ortsüblichkeit von einem Mieter zu erbringen, aber vom Dienstwohnungsinhaber
                     gemäß § 17 nicht gesondert zu tragen sind.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die hausverwaltende Stelle hat die ortsübliche Miete regelmäßig zu prüfen und den Mietwert gegebenenfalls neu festzustellen.
                     Wenn sonstige Umstände eintreten, die zu einer Änderung des Mietwerts führen, kann die hausverwaltende Stelle den Mietwert
                     neu feststellen. Der Mietwert ist bei einem Wechsel des Dienstwohnungsinhabers neu zu ermitteln und festzustellen. Der Mietwert
                     ist im Übrigen spätestens alle drei Jahre zu überprüfen und ggf. neu festzustellen. Die Neufeststellung ist dem Dienstwohnungsinhaber
                     mitzuteilen.
                  

               

               
                     § 16
Dienstwohnungsvergütung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Dienstwohnungsvergütung ist der Betrag, der dem Beamten bei Zuweisung einer Dienstwohnung für deren Nutzungswert auf
                     seine Dienstbezüge angerechnet wird (§ 1 Kirchenbeamtenbesoldungs- und -versorgungsgesetz, § 106 Absatz 1 Landesbeamtengesetz,
                     § 10 Bundesbesoldungsgesetz). Die Vergütung für die zugewiesene Dienstwohnung ist in Höhe des Mietwerts nach § 15 festzusetzen;
                     der Beamte ist zum Mietwert zu hören. Den Bescheid über die Festsetzung der Dienstwohnungsvergütung erteilt die hausverwaltende
                     Stelle.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die tatsächlich zu leistende Dienstwohnungsvergütung darf jedoch den Betrag nicht übersteigen, der im folgenden als „höchste
                     Dienstwohnungsvergütung“ bestimmt ist und entsprechend folgender Aufstellung berechnet wird:
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Monatlicher Bruttodienstbezug von Euro 

                              
                              	
                                 bis Euro

                              
                              	
                                 Höchste 

                                 Dienstwohnungsvergütung

                              
                           

                        
                        
                           
                              	
                                 1350 

                              
                              	
                                 1399,99

                              
                              	
                                 300,55

                              
                           

                           
                              	
                                 1400 

                              
                              	
                                 1449,99

                              
                              	
                                 310,20

                              
                           

                           
                              	
                                 1450 

                              
                              	
                                 1499,99

                              
                              	
                                 319,85

                              
                           

                           
                              	
                                 1500 

                              
                              	
                                 1549,99

                              
                              	
                                 329,50

                              
                           

                           
                              	
                                 1550 

                              
                              	
                                 1599,99

                              
                              	
                                 339,15

                              
                           

                           
                              	
                                 1600 

                              
                              	
                                 1649,99

                              
                              	
                                 348,80

                              
                           

                           
                              	
                                 1650 

                              
                              	
                                 1699,99

                              
                              	
                                 358,45

                              
                           

                           
                              	
                                 1700 

                              
                              	
                                 1749,99

                              
                              	
                                 368,10

                              
                           

                           
                              	
                                 1750 

                              
                              	
                                 1799,99

                              
                              	
                                 377,75

                              
                           

                           
                              	
                                 1800 

                              
                              	
                                 1849,99

                              
                              	
                                 387,40

                              
                           

                           
                              	
                                 1850 

                              
                              	
                                 1899,99

                              
                              	
                                 397,05

                              
                           

                           
                              	
                                 1900 

                              
                              	
                                 1949,99

                              
                              	
                                 406,70

                              
                           

                           
                              	
                                 1950 

                              
                              	
                                 1999,99

                              
                              	
                                 416,35

                              
                           

                           
                              	
                                 2000 

                              
                              	
                                 2049,99

                              
                              	
                                 426,00

                              
                           

                           
                              	
                                 2050 

                              
                              	
                                 2099,99

                              
                              	
                                 435,65

                              
                           

                           
                              	
                                 2100 

                              
                              	
                                 2149,99

                              
                              	
                                 445,30

                              
                           

                           
                              	
                                 2150 

                              
                              	
                                 2199,99

                              
                              	
                                 454,95

                              
                           

                           
                              	
                                 2200 

                              
                              	
                                 2249,99

                              
                              	
                                 464,60

                              
                           

                           
                              	
                                 2250 

                              
                              	
                                 2299,99

                              
                              	
                                  474,25

                              
                           

                           
                              	
                                 2300 

                              
                              	
                                 2349,99

                              
                              	
                                 483,90

                              
                           

                           
                              	
                                 2350 

                              
                              	
                                 2399,99

                              
                              	
                                 493,55

                              
                           

                           
                              	
                                 2400 

                              
                              	
                                 2449,99

                              
                              	
                                 503,20

                              
                           

                           
                              	
                                 2450 

                              
                              	
                                 2499,99

                              
                              	
                                 512,85

                              
                           

                           
                              	
                                 2500 

                              
                              	
                                 2549,99

                              
                              	
                                 522,50

                              
                           

                           
                              	
                                 2550 

                              
                              	
                                 2599,99

                              
                              	
                                 532,15

                              
                           

                           
                              	
                                 2600 

                              
                              	
                                 2649,99

                              
                              	
                                 541,80

                              
                           

                        
                     

                  

                  Die höchste Dienstwohnungsvergütung von 541,80 Euro erhöht sich um jeweils 6 Euro für jeden weiteren Betrag von 50 Euro, um
                     den der monatliche Bruttodienstbezug 2.600 Euro überschreitet.
                  

                  Bruttodienstbezug sind das Grundgehalt, Amts- und Stellenzulagen, Ausgleichs- und Überleitungszulagen, der Familienzuschlag
                     bis Stufe 3, sowie ggf. Leistungsbezüge. Bei Teilzeitbeschäftigung oder Unterbrechung der Bezügezahlung ist von den Bezügen
                     auszugehen, die dem Dienstwohnungsinhaber bei voller Beschäftigung zustünden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Dienstwohnungsvergütung ist bei der Auszahlung der monatlichen Bezüge einzubehalten. Die Anrechnung auf die Dienstbezüge
                     beginnt mit dem Tag, an dem die Verpflichtung zum Bezug der Dienstwohnung entstanden ist. Kann der Beamte aus von ihm nicht
                     zu vertretenden Gründen die Dienstwohnung erst zu einem späteren Zeitpunkt beziehen, ist der Tag des Einzugs maßgebend.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Bei einer Änderung der festgesetzten Dienstwohnungsvergütung infolge einer Änderung der ortsüblichen Miete wird die neue
                     Dienstwohnungsvergütung mit Wirkung vom Beginn des dritten Kalendermonats nach Zugang einer Mitteilung der hausverwaltenden
                     Stelle hierüber, bei einer sonstigen Änderung des Mietwerts nach § 15 Abs. 2 kann die neue Dienstwohnungsvergütung mit Wirkung
                     vom Ersten des auf die Änderung folgenden Monats angerechnet werden. Die Dienstwohnungsvergütung ist im Übrigen spätestens
                     alle drei Jahre zu überprüfen und ggf. anzupassen.
                  

               

               
                     § 17
Nebenkosten und -entgelte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Dienstwohnungsinhaber hat neben der Dienstwohnungsvergütung zusätzlich die Heiz- und Warmwasserkosten sowie die weiteren
                     Betriebskosten gemäß § 2 der Betriebskostensverordnung in der jeweils geltenden Fassung zu tragen. Der Dienstwohnungsinhaber
                     hat diese Kosten zu ersetzen, wenn er sie nicht unmittelbar bezahlt. Der Kostenersatz erfolgt durch monatlich gleich bleibende
                     Vorauszahlungen. Die Abrechnung ist jährlich nach Feststellung der tatsächlich zu zahlenden Beträge vorzunehmen. Die Betriebskosten
                     werden, soweit der Verbrauch erfasst wird, nach Verbrauch, im Übrigen, soweit nichts anderes vereinbart wurde, nach dem Anteil
                     der Wohnfläche umgelegt und berechnet. Für die Umlage der Heiz- und Warmwasserkosten gelten die Vorschriften der Heizkostenverordnung.
                     Bei Vorliegen sachlicher Gründe können Abrechnungszeiträume von der hausverwaltenden Stelle nach billigem Ermessen verkürzt
                     werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Garagen, befestigte und reservierte Kfz-Stellplätze oder Pachtgärten werden dem Dienstwohnungsinhaber von der hausverwaltenden
                     Stelle durch schriftliche Vereinbarung gegen ortsübliches Entgelt überlassen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Nebenkosten und zusätzliche Entgelte nach Absatz 1 und Absatz 2 sind neben der Dienstwohnungsvergütung einzubehalten.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Ergeben sich für den Dienstwohnungsinhaber trotz sparsamer Wärmeentnahme unzumutbare Härten, so kann der Umlagebetrag gemindert
                     werden. Das Entgelt für die Erwärmung des Wassers wird grundsätzlich nicht gemindert, wenn dieser Verbrauch gemessen wird.
                     Die hausverwaltende Stelle bestimmt über den Minderungsantrag des Dienstwohnungsinhabers, zu dem sich die hausverwaltende
                     Stelle und der Dienstvorgesetzte äußern. Die Minderung des Entgelts darf höchstens bis zu dem Entgelt erfolgen, das sich bei
                     Anwendung der §§ 18 und 19 ergeben würde. Die Minderung kann mit der Maßgabe erfolgen, dass für weitere 3 Jahre im Rahmen
                     dieser Entscheidung verfahren werden kann.
                  

               

               
                     § 18
Entgelt bei Anschluss der Heizung
an dienstliche Versorgungsleitungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ist die Dienstwohnung an eine Heizungsanlage angeschlossen, die auch zur Heizung von Diensträumen dient und liegen die Voraussetzungen
                     des § 11 der Heizkostenverordnung vor, so hat der Dienstwohnungsinhaber ein pauschales Heizkostenentgelt zu entrichten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Entgelt für den Abrechnungszeitraum (1. Oktober bis 30. September) berechnet sich nach der Wohnfläche. 
                  

                  
                     
                        	
                            Die Verbrauchsmenge und die umlagefähigen Nebenkosten werden vom Finanzministerium des Landes Baden-Württemberg anhand durchschnittlicher
                              Erfahrungswerte festgestellt.
                           

                        

                        	
                            Der Preis für feste und flüssige Brennstoffe wird jeweils auf 1. Juli ermittelt. Der landeseinheitliche Durchschnittspreis
                              für den folgenden Abrechnungszeitraum wird vom Finanzministerium des Landes Baden- Württemberg festgestellt; die Verbrauchsmenge
                              und das Heizkostenentgelt werden veröffentlicht. Das Heizkostenentgelt für Fernwärme oder gasförmige Brennstoffe basiert auf
                              dem örtlichen Bezugspreis. 
                           

                           Ergeben sich wegen der Mitversorgung des Dienstgebäudes bei der Abrechnung von Fernwärme- oder Gaslieferungen unzumutbare
                              Härten für den Dienstwohnungsinhabenden, so ist der vom örtlichen Versorgungsunternehmen empfohlene entsprechende Privattarif
                              zugrunde zu legen.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Bei der Berechnung des Entgelts ist von der tatsächlichen, höchstens jedoch von folgenden Wohnflächen auszugehen:
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Stufe 

                              
                              	
                                 bei Beamten der Besoldungsgruppen

                              
                              	
                                 Wohnfläche m²

                              
                           

                        
                        
                           
                              	
                                 1 

                              
                              	
                                 A 16, B 3 – B 9

                              
                              	
                                 160

                              
                           

                           
                              	
                                 2 

                              
                              	
                                 A 15 bis A 14

                              
                              	
                                 120

                              
                           

                           
                              	
                                 3 

                              
                              	
                                 A 13 bis A 11

                              
                              	
                                 100

                              
                           

                           
                              	
                                 4 

                              
                              	
                                 A 10 bis A 8

                              
                              	
                                 90

                              
                           

                           
                              	
                                 5 

                              
                              	
                                 A 7 bis A 6

                              
                              	
                                 80

                              
                           

                           
                              	
                                 6 

                              
                              	
                                 A 5 bis A 1

                              
                              	
                                 65

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Ist die zentrale Heizungsanlage an Sonn- und Feiertagen außer Betrieb oder derart eingeschränkt, dass die Dienstwohnung unzureichend
                     beheizt wird, so ist das Entgelt um 1/7 zu ermäßigen: es wird um ein weiteres 1/7 gekürzt, wenn die zentrale Heizungsanlage
                     auch an Sonnabenden außer Betrieb oder entsprechend eingeschränkt ist. Dagegen wird das Entgelt nicht gekürzt, wenn der Dienstwohnungsinhabende
                     die zentrale Heizungsanlage aus persönlichen Gründen zeitweilig nicht oder nur in geringem Umfang in Anspruch nimmt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Das Heizkostenentgelt ist neben der Dienstwohnungsvergütung ganzjährig in monatlichen Teilbeträgen von 1/12 des Entgelts
                     einzubehalten. Bei einem Wechsel des Dienstwohnungsinhabers wird das Entgelt nach folgenden Vomhundertsätzen abgerechnet,
                     bzw. bis zum nächsten 1. Oktober berechnet.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Monat 

                              
                              	
                                 Vomhundertsatz

                              
                              	
                                 Monat

                              
                              	
                                 Vomhundertsatz

                              
                           

                        
                        
                           
                              	
                                 Januar 

                              
                              	
                                 18,1

                              
                              	
                                 Juli

                              
                              	
                                 0,3

                              
                           

                           
                              	
                                 Februar 

                              
                              	
                                 15,6

                              
                              	
                                 August

                              
                              	
                                  0,3

                              
                           

                           
                              	
                                 März 

                              
                              	
                                 13,7

                              
                              	
                                 September

                              
                              	
                                 0,7

                              
                           

                           
                              	
                                 April 

                              
                              	
                                 9,4

                              
                              	
                                 Oktober

                              
                              	
                                 9,0

                              
                           

                           
                              	
                                 Mai 

                              
                              	
                                 2,1

                              
                              	
                                 November

                              
                              	
                                 13,0

                              
                           

                           
                              	
                                 Juni 

                              
                              	
                                 1,1

                              
                              	
                                 Dezember

                              
                              	
                                  16,7

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 19
Entgelt bei Anschluss der Warmwasserversorgung
an dienstliche Versorgungsleitungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ist die Dienstwohnung an eine Anlage zur Warmwasserbereitung angeschlossen, die auch zur Warmwasserbereitung in Diensträumen
                     dient und liegen die Voraussetzungen des § 11 der Heizkostenverordnung vor, so hat der Dienstwohnungsinhaber ein pauschales
                     Entgelt für Warmwasser zu entrichten. Das Entgelt beträgt bei ganzjähriger Lieferung 22 vom Hundert des jährlichen Heizkostenentgelts.
                     Es ist entsprechend zu reduzieren, wenn Warmwasser nicht während des ganzen Jahres geliefert wird. Das Entgelt ist zusammen
                     mit dem Heizkostenentgelt einzubehalten.
                  

               

            

         

         
               IV. Dienstwohnungen für Angestellte

            

            
                     § 20
Anstellungsrecht
                     

                  

                  Nach § 1 Abs. 3 KAO gelten die Abschnitte I, II und III auch für die kirchlichen Angestellten, soweit sich aus den nachstehenden
                     Vorschriften nichts anderes ergibt. Das Dienstwohnungsverhältnis ist privatrechtlicher Natur (Werkdienstwohnung).
                  

               

               
                     § 21
Erhöhung des Mietwerts, Beendigung
des Dienstwohnungsverhältnisses
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Sind bauliche oder andere Maßnahmen geplant, die zu einer Erhöhung des Mietwerts führen (§ 12 Abs. 2), so dürfen sie erst
                     ausgeführt werden, wenn sich der Dienstwohnungsinhaber schriftlich verpflichtet hat, die auf dem neuen Mietwert beruhende
                     höhere Dienstwohnungsvergütung zu entrichten. Kommt eine solche Einigung nicht zustande, ist die werterhöhende Maßnahme aber
                     notwendig und deshalb durchzuführen, so wird der Mietwert analog den gesetzlichen Bestimmungen erhöht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für die Beendigung des Dienstwohnungsverhältnisses gelten die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches über Werkdienstwohnungen
                     (§ 576b i.V.m. § 576 Abs. 1 Nummer 2 BGB). Im Falle des § 8 Absatz 2 Nummer 3 endet das Dienstwohnungsverhältnis mit Ablauf
                     des Tages, an dem die Dienstwohnung geräumt wird.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Ist ein Dienstwohnungsinhaber versetzt worden oder hat sein Arbeitsverhältnis infolge Berufsunfähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit
                     kraft kirchlicher Arbeitsrechtsregelungen oder arbeitsvertraglicher Vorschriften geendet und ist er aus Gründen, die nicht
                     in seiner Person liegen, an der fristgerechten Räumung der Dienstwohnung verhindert, so hat er nach Ablauf der Frist nach
                     Absatz 2 die gleiche Vergütung zu zahlen, wie wenn er die Wohnung als Dienstwohnung behalten hätte, längstens jedoch bis zum
                     Ende des Jahres, das mit Ablauf des Monats begonnen hat, in dem der Dienstwohnungsinhaber versetzt wurde oder in den Ruhestand
                     getreten ist.
                  

               

               
                     § 22
Maßgebliche Wohnfläche für
die Berechnung des Mietwerts
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Angestellten werden den in § 15 Abs. 2 genannten Stufen wie folgt zugeordnet
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Stufe 1 

                              
                              	
                                 EG 15, individuelle Endstufe

                              
                           

                           
                              	
                                 Stufe 2 

                              
                              	
                                 EG 15 und 14

                              
                           

                           
                              	
                                 Stufe 3 

                              
                              	
                                 EG 11-13, KR EG 11a bis 12a

                              
                           

                           
                              	
                                 Stufe 4 

                              
                              	
                                 EG 8-10, KR EG 9a bis 10a

                              
                           

                           
                              	
                                 Stufe 5 

                              
                              	
                                 EG 5 und 6, KR EG 4a bis 8a

                              
                           

                           
                              	
                                 Stufe 6 

                              
                              	
                                 EG 1, 2 und 3, KR EG 3a

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ist mit Angestellten eine Vergütung in Höhe der Dienstbezüge eines Kirchenbeamten einer bestimmten Besoldungsgruppe vereinbart,
                     so werden sie der für diese Besoldungsgruppe geltenden Stufe zugeordnet.
                  

               

               
                     § 23
Dienstwohnungsvergütung
                     

                  

                  Die Dienstwohnungsvergütung richtet sich nach den §§ 15 und 16. § 15 Abs. 2 Sätze 2 und 3 und Absatz 3 finden keine Anwendung.
                     In § 16 Abs. 4 wird die Voraussetzung des Zugangs einer Mitteilung über die Änderung des Mietwerts durch die Voraussetzung
                     des Zugangs eines Änderungsverlangens der hausverwaltenden Stelle ersetzt.
                  

                  Bruttodienstbezüge im Sinne von § 16 sind Grundvergütung, sowie tarifliche und außertarifliche ständige Zulagen. Kinderbezogene
                     Besitzstandszulagen und Zulagen (Zuschläge), die wegen der äußeren Umstände bei der Arbeitsleistung oder zur Abgeltung einer
                     zusätzlichen Arbeitsleistung oder eines Aufwands gewährt werden (z. B. Schmutz-, Gefahren- oder Erschwerniszulagen oder -zuschläge,
                     Wechselschicht- und Schichtzulagen, Vergütungen für Überstunden, Bereitschaftsdienst und Rufbereitschaft, Zeitzuschläge) sind,
                     auch wenn sie pauschaliert gewährt werden, nicht zu berücksichtigen.
                  

               

               
                     § 24
Anrechnung der Dienstwohnungsvergütung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Dienstwohnungsvergütung für einen Kalendermonat und die nach § 17 zu zahlenden Nebenkosten und -entgelte sind von den
                     am Zahltag desselben Kalendermonats zu zahlenden Bezügen (Vergütung) einzubehalten. Dies gilt auch dann, wenn nur für Teile
                     des Kalendermonats Bezüge zustehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Reichen in den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 die Bezüge für die vollständige Einbehaltung der Dienstwohnungsvergütung und
                     der zu zahlenden Nebenkosten und -entgelte nicht aus, so ist der verbleibende Teil von den am Zahltag des darauffolgenden
                     Kalendermonats zu zahlenden Bezügen einzubehalten, wenn die Bezügezahlung in beiden Monaten zusammen nicht länger als 30 Tage
                     unterbrochen ist. Bei längerer Unterbrechung der Bezügezahlung hat der Dienstwohnungsinhaber den nicht einbehaltenen Teil
                     dem Arbeitgeber jeweils zum 15. eines jeden Monats der Unterbrechungszeit zu erstatten.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         416. Verordnung des Oberkirchenrats zur Regelung 
der Erstattung von Umzugskosten (Umzugskostenverordnung)
         

      

      
         Vom 10. August 1983

      

      
         (Abl. 50 S. 561), geändert durch Verordnung vom 9. August 1989 (Abl. 53 S. 830), vom 11. Oktober 1990 (Abl. 54 S. 256), vom 1. Februar 1994 (Abl. 56 S. 23), vom 24. Januar 1995 (Abl. 56 S. 357), vom 2. Mai 2000 (Abl. 59 S. 79, 81), vom 20. März 2014 (Abl. 66 S. 74), vom 19. Januar 2016 (Abl. 67 S. 15), vom 16. Juli 2019 (Abl. 68 S. 484), vom 5. Mai 2020 (Abl. 69 S. 88), vom 6. Juni 2023 (Abl. 70 S. 539) und vom 20. Mai 2025 (Abl. 71 Nr. 158)
         

      

      und

      417. Ausführungsbestimmungen zur Umzugskostenverordnung1

      Vom 20. März 2014 
(Abl. 66 S. 75), geändert durch Erlass vom 19. Januar 2016 (Abl. 67 S. 16), vom 15. November 2016 (Abl. 67 S. 263), vom 16. Juli 2019 (Abl. 68 S. 485), vom 5. Mai 2020 (Abl. 69 S. 89), vom 6. Juni 2023 (Abl. 70 S. 540) und vom 20. Mai 2025 (Abl. 71 Nr. 159)
      

      


      


      INHALTSÜBERSICHT

      
         
            
            
         
         
            
               	
                  §   1

               
               	
                  Geltungsbereich

               
            

            
               	
                  §   2

               
               	
                  Anspruchsvoraussetzungen

               
            

            
               	
                  §   3

               
               	
                  Umfang der Umzugskostenvergütung

               
            

            
               	
                  §   4

               
               	
                  Beförderungskosten

               
            

            
               	
                  §   5

               
               	
                  Reisekosten

               
            

            
               	
                  §   6

               
               	
                  Wohnungsbeschaffungskosten

               
            

            
               	
                  §   7

               
               	
                  Pauschale Vergütung für alle sonstigen Umzugsauslagen

               
            

            
               	
                  §   8

               
               	
                  Verfahren

               
            

            
               	
                  §   9

               
               	
                  Anwendung von Bestimmungen des Landesrechts

               
            

            
               	
                  § 10

               
               	
                  Umzugskostenerstattung in besonderen Fällen

               
            

            
               	
                  § 11

               
               	
                  Inkrafttreten

               
            

         
      

      

      Aufgrund von § 75 Abs. 1 i. V. m. § 37 Abs. 3 des Kirchlichen Gesetzes über das Dienstverhältnis der Pfarrer der Evang. Landeskirche
         in Württemberg (Württemberisches Pfarrergesetz) vom 3. Juni 1977 (Abl. 47 S. 511)2, aufgrund von § 48 Abs. 2 des Kirchengesetzes über die Rechtsverhältnisse der beamtenrechtlich angestellten Mitarbeiter und
         Mitarbeiterinnen (Kirchenbeamten) in der Evang. Landeskirche in Württemberg (Kirchenbeamtengesetz) vom 26. März 1968 (Abl.
         43 S. 75), in der Fassung vom 21. Oktober 1982 (Abl. 50 S. 199, 211)3 sowie aufgrund von § 25 der Kirchlichen Anstellungsordnung (KAO) vom 30. September 1988 (Abl. 53 S. 173) in der Fassung vom 16. Februar 1989 (Abl. 53 S. 612)4 wird verordnet:
      

      
                     § 1
Geltungsbereich
                     

                  

                  Diese Verordnung gilt für Pfarrer und Pfarrerinnen, Kirchenbeamte und Kirchbeamtinnen und privatrechtlich angestellte Mitarbeitende
                     der Landeskirche, der Kirchenbezirke, Kirchengemeinden und kirchlichen Verbände sowie für deren Hinterbliebene.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 1 (Geltungsbereich):

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Hinterbliebene im Sinne der Umzugskostenverordnung sind die Anspruchsberechtigten für Sterbegeld, vor allem die Witwe oder
                                    der Witwer, die leiblichen Abkömmlinge oder die an Kindes statt angenommenen Kinder.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  

               

               
                     § 2
Anspruchsvoraussetzungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Umzugskostenvergütung erhalten Pfarrer und Pfarrerinnen
                     
                        	
                           bei einem dienstlich erforderlichen Wohnungswechsel;

                        

                        	
                           bei einem Umzug im dienstlichen Interesse auf Veranlassung des Wohnlastpflichtigen und mit Zustimmung des Oberkirchenrats;

                        

                        	
                           beim Auszug aus einer Dienstwohnung wegen Versetzung in den Ruhe- oder Wartestand wenn der Umzug binnen drei Monaten nach
                              Versetzung in den Ruhestand erfolgt.
                           

                        

                     

                  

                  Bei einem späteren Umzug kann der Oberkirchenrat im Ausnahmefall eine Umzugskostenvergütung gewähren. Erfolgt ein Stellenwechsel,
                     der einen Umzug erforderlich macht, überwiegend im persönlichen Interesse und liegt der letzte Stellenwechsel weniger als
                     fünf Jahre zurück, so werden in der Regel keine, in besonderen Ausnahmefällen Kosten bis zur Höhe der Beförderungskosten erstattet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Umzugskostenvergütung erhalten Kirchenbeamte und Kirchenbeamtinnen und privatrechtlich angestellte Mitarbeitende für Umzüge aus Anlaß
                     
                        	
                           der Versetzung aus dienstlichen Gründen an einen anderen Ort als den bisherigen Dienst- oder Wohnort;

                        

                        	
                           der Räumung einer Dienstwohnung;

                        

                        	
                           der Räumung einer Dienstwohnung bei Eintritt in den Ruhestand oder Beurlaubung aus dienstlichen Gründen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Räumt beim Tode des Inhabers oder der Inhaberin einer Dienstwohnung deren Familie, mit der er oder sie in häuslicher Gemeinschaft
                     gelebt hat, die Dienstwohnung, so erhält sie eine Umzugskostenvergütung. Erfolgt die Räumung einer Dienstwohnung wegen Trennung
                     der Eheleute, können beide eine Umzugskostenvergütung, die nach den §§ 4-7 berechnet wird erhalten. Dem nicht in einem Dienstverhältnis
                     zur Landeskirche stehenden Ehepartner wird die Vergütung ohne Anerkennung einer Rechtspflicht gewährt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Umzugskostenvergütung kann zugesagt werden bei Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen sowie privatrechtlich angestellten Mitarbeitenden
                     für Umzüge aus Anlaß
                     
                        	
                           der Neueinstellung an einem anderen Ort als dem bisherigen Wohnort bei Vorliegen eines besonderen dienstlichen Interesses
                              an der Einstellung;
                           

                        

                        	
                           eines Wohnungswechsels wegen des Gesundheitszustandes des Mitarbeitenden, des mit ihm oder ihr in häuslicher Gemeinschaft
                              lebenden Ehegatten oder eines mit ihm oder ihr in häuslicher Gemeinschaft lebenden kindergeldberechtigenden Kindes, wenn die
                              Notwendigkeit des Umzugs amts- oder vertrauensärztlich bescheinigt worden ist;
                           

                        

                        	
                           der Räumung einer kirchlichen Wohnung, wenn sie auf dienstliche Veranlassung geräumt werden soll;

                        

                        	
                           eines Wohnungswechsels, der notwendig ist, weil die Wohnung wegen der Zunahme der Zahl der zur häuslichen Gemeinschaft gehörenden,
                              kindergeldberechtigenden Kinder unzureichend geworden ist.
                           

                        

                     

                  

                  Satz 1 Nr. 1 gilt auch für Pfarrer und Pfarrerinnen, die aus einer anderen Kirche in den Dienst übernommen werden.

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Zusage der Umzugskostenvergütung nach Absatz 4 kann der Höhe nach oder auf einzelne Erstattungstatbestände beschränkt
                     werden. Die Umzugskostenvergütung ist zurückzufordern, wenn das Dienst- oder Angestelltenverhältnis aus einem von dem oder
                     der Mitarbeitenden zu vertretenden Grunde innerhalb von zwei Jahren nach dem Umzug endet.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Ist der Umzug veranlaßt durch Entlassung oder durch ein Disizplinarverfahren, das zu einer Bestrafung führt, so entscheidet
                     der Oberkirchenrat darüber, ob und in welchem Umfang eine Umzugskostenvergütung gewährt wird.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 2 (Anspruchsvoraussetzungen):

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 2.1 Umzugskostenvergütung der Pfarrer (§ 2 Abs. 1)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Umzugskostenvergütung erhalten auch Pfarrer und Pfarrerinnen im unständigen Dienst der Landeskirche (vgl. § 2 Abs. 3 Württ.
                                    Pfarrergesetz5).Auf die Beschränkungen bei Umzügen aus Anlass der Aufnahme in den Vorbereitungsdienst in den §§ 4 Abs. 7, 5 Abs. 4, 6 Abs.
                                    3 und 7 Abs. 4 der Verordnung wird verwiesen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 2.2 Ausscheiden aus dem unmittelbaren Dienst (§ 2 Abs. 1)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Im Falle einer Beurlaubung wird die Räumung der seitherigen Dienstwohnung wie ein Umzug nach § 2 Abs. 1 behandelt, wenn die
                                    Beurlaubung im dienstlichen Interesse erfolgt. Dasselbe gilt im Falle einer Zuweisung oder Abordnung. Bei Beurlaubungen aus
                                    privaten Gründen (z. B. gemäß §§ 69 oder 71 PfDG. EKD6) oder bei Elternzeit wird eine Umzugskostenvergütung nur bei der Rückkehr in den unmittelbaren Dienst gewährt. Satz 3 gilt
                                    bei Entlassung aus dem landeskirchlichen Dienst entsprechend. 
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 2.3 Räumung einer Dienstwohnung (§ 2 Abs. 2)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Die Regelung ist nicht für Dienstmietwohnungen anzuwenden; für sie gilt § 2 Abs. 4 Nr. 3. Eine Umzugskostenvergütung anlässlich
                                    der Räumung einer Dienstwohnung kann auch Kirchenbeamten, Kirchenbeamtinnen und privatrechtlich angestellten Mitarbeitenden
                                    im Falle von Beurlaubungen oder Entlassungen nur entsprechend den nach Nr. 2.2 für Pfarrer und Pfarrerinnen geltenden Bestimmungen
                                    gewährt werden.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 2.4 Häusliche Gemeinschaft (§ 2 Abs. 3)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Eine häusliche Gemeinschaft setzt ein Zusammenleben in gemeinsamer Wohnung oder in enger Betreuungsgemeinschaft voraus.

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 2.5 Neueinstellungen (§ 2 Abs. 4 Ziff. 1)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Die Umzugskostenvergütung bei Neueinstellungen soll nicht die Regel sein, sondern die Ausnahme. Es bedarf einer sorgfältigen
                                    Prüfung, ob eine Zusage vertreten werden kann. 
Ein besonderes dienstliches Interesse an der Neueinstellung liegt vor, wenn die zu besetzende Stelle nicht aufgrund einer
                                    allgemeinen Ausschreibung besetzt werden konnte oder ein Bewerber oder eine Bewerberin mit besonderer Befähigung (z. B. wenn
                                    sich aus der Beschreibung der Stelle ergibt, dass diese aufgrund ihrer persönlichen Eigenart nur von einer spezialisierten
                                    Fachkraft ausgefüllt werden kann) gewonnen werden soll. Allgemein sollen bei der Einstellung von Berufsanfängern und Berufsanfängerinnen
                                    keine Umzugskosten gewährt werden.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 2.6 Wohnungswechsel aus gesundheitlichen Gründen (§ 2 Abs. 4 Ziff. 2)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Eine nur vorübergehende oder leichte Erkrankung rechtfertigt die Zusage einer Umzugskostenvergütung nicht. Eine solche muss
                                    auch bei nicht besserungsfähigen Dauererkrankungen unterbleiben, bei denen ein Ortswechsel ohne Einfluss auf das Krankheitsbild
                                    bleibt. Den Nachweis über Heilungs- oder Besserungsaussichten bei einem bestimmten Ortswechsel hat der Antragsteller durch
                                    ein amts- oder vertrauensärztliches Zeugnis auf seine Kosten zu führen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 2.7 Räumung einer kirchlichen Wohnung (§ 2 Abs. 4 Ziff. 3)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Nach der Wohnungsfürsorgeverordnung (WVO7) vom 14. Juli 1981 (Abl. 49 S. 429) in der jeweils geltenden Fassung kann ein Werkmietwohnungsverhältnis mit dem Ausscheiden
                                    des Mieters oder der Mieterin aus dem jeweiligen kirchlichen Dienstverhältnis gemäß § 576 BGB gekündigt werden (siehe auch
                                    Mustermietvertrag). In solchen Fällen ist keine Umzugskostenvergütung zu gewähren, da die Beendigung des Mietverhältnisses im Mietvertrag vereinbart
                                    worden ist. In allen anderen Fällen ist zu prüfen, ob die Räumung tatsächlich auf dienstliche Veranlassung hin geschehen soll;
                                    im anderen Fall kann keine Umzugskostenvergütung gewährt werden.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 2.8 Zunahme der Kinderzahl (§ 2 Abs. 4 Ziff. 4)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Diese Umzüge erfolgen in der Regel ohne dienstliche Veranlassung. Der Anlass hierfür ist persönlicher Art. Unzureichend ist
                                    eine Wohnung, wenn ihre Zimmerzahl um mindestens zwei hinter der zustehenden Zimmerzahl zurückbleibt. Dabei darf für jede
                                    vor und nach dem Umzug zur häuslichen Gemeinschaft des Mitarbeitenden gehörende Person nur ein Zimmer zugebilligt werden.
                                    Die Größe der einzelnen Zimmer kann hierbei keine Rolle spielen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 2.9 Beschränkung der Umzugskostenvergütung (§ 2 Abs. 5)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Eine Beschränkung der Höhe nach ist z. B. die Erstattung von 50 v.H. der erstattungsfähigen Auslagen, eine Beschränkung auf
                                    einzelne Erstattungstatbestände ist z. B. die Beschränkung auf Beförderungsauslagen. Beschränkungen der Umzugskostenvergütung
                                    sind mit der Erstattungszusage dem Umziehenden schriftlich bekanntzugeben.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  

               

               
                     § 3
Umfang der Umzugskostenvergütung
                     

                  

                  Die Umzugskostenvergütung umfaßt
                     
                        	
                           die Beförderungskosten (§ 4),

                        

                        	
                           die Reisekosten (§ 5),

                        

                        	
                           die Wohnungsbeschaffungskosten (§ 6) und

                        

                        	
                           die pauschale Vergütung für alle sonstigen Umzugsauslagen (§ 7).

                        

                     

                  

               

               
                     § 4
Beförderungskosten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Als notwendige Auslagen werden die Kosten für das Befördern des Umzugsgutes von der bisherigen in die neue Wohnung anerkannt.
                     Umzugsgut sind die Wohnungseinrichtung und andere bewegliche Gegenstände in angemessenem Umfang bis zu einer Obergrenze von
                     90 Kubikmetern und Haustiere, die sich am Tage vor dem Einladen des Umzugsgutes im Eigentum, Besitz oder Gebrauch des Umziehenden
                     oder anderer Personen befinden, die mit ihm in häuslicher Gemeinschaft leben. Die Obergrenze erhöht sich für jedes vor und
                     nach dem Umzug zum Haushalt des oder der Umziehenden gehörende kindergeldberechtigte Kind um 10 Kubikmeter.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die notwendigen Beförderungskosten nach Absatz 1 werden erstattet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        (gestrichen)

                  
                        (
                        4
                        )
                        (gestrichen)

                  
                        (
                        5
                        )
                        Der Familie eines oder einer verstorbenen Dienstwohnungsinhabenden werden bei Räumung einer Dienstwohnung die Kosten nach
                     Abs. 1 erstattet.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Bei Umzügen ohne Inanspruchnahme eines Spediteurs werden die nachgewiesenen notwendigen Auslagen erstattet, soweit diese nicht
                     Eigenleistung des Umziehenden selbst oder der mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebenden Personen betreffen, höchstens bis
                     zum Betrag nach Absatz 7.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Bei dienstlich erforderlichen Umzügen aus Anlaß der Aufnahme des Vorbereitungsdienstes werden 600,00 Euro erstattet. Für jedes
                     kindergeldberechtigte Kind, das auch nach dem Umzug noch zum Haushalt des Umziehenden gehört, erhöht sich der Erstattungsbetrag
                     um 100,00 Euro.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Die Erstattung der Beförderungskosten kann bei Umzügen von oder nach Orten außerhalb des Gebietes der Evang. Landeskirche
                     in Württemberg der Höhe nach beschränkt werden.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 4 (Beförderungskosten):

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 4.1 Beförderung des Umzugsgutes (§ 4 Abs. 1)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Zu den notwendigen Auslagen für das Befördern des Umzugsgutes gehören:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 a) die reinen Auslagen für das Befördern (Nr. 8.2 der Ausführungsbestimmungen zu § 8 UKVO),

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 b) unvermeidbare Standgelder,

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 c) Prämie für Transportversicherung,

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 d) Auslagen für die Demontage und Montage der Kücheneinrichtung. Zu den notwendigen Auslagen zählen nicht die handwerklichen
                                    Arbeiten (Umbau- und/oder Anpassungsarbeiten), jedoch werden die Arbeitsstunden von Elektriker und Installateur zum Anschließen
                                    für die in einer Küche erforderlichen Geräte erstattet.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 e) Elektrikerkosten für die De- und Remontage von Lampen im Umfang von maximal sechs Arbeitsstunden.

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Kosten für Berufspacker (zzgl. An- und Abfahrtszeit) werden nur bis zu dreißig Stunden erstattet. Der Oberkirchenrat kann
                                    in Fällen nachgewiesener erheblicher gesundheitlicher Belastungen oder nachgewiesener Vorlage einer Schwerbehinderung des
                                    oder der Antragstellenden oder seines bzw. ihres Ehegatten oder in sonstigen besonderen Härtefällen Ausnahmen zulassen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 4.2 (aufgehoben)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 4.3 Selbst durchgeführte Umzüge (§ 4 Abs. 5 und 6)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Die Transportversicherung kann der oder die Umziehende beim Oberkirchenrat beantragen. Sonstige Risiken trägt der Umziehende.

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 4.4 Umzüge nach oder von Orten außerhalb des Gebiets der Württ. Landeskirche (§ 4 Abs. 8)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 In Fällen des § 4 Abs. 8 werden Beförderungskosten in der Regel nur insoweit erstattet, als diese auch bei einem Umzug innerhalb
                                    des Gebiets der Evang. Landeskirche in Württemberg angefallen wären. Hierfür werden 350 km angesetzt.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  

               

               
                     § 5
Reisekosten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die Reise des oder der Umziehenden, seines oder ihres Ehegatten und der nach § 4 Abs. 1 zu berücksichtigenden Kinder vom
                     bisherigen zum neuen Wohnort werden die entstandenen notwendigen Fahrtkosten sowie die nachgewiesenen notwendigen Auslagen
                     für Verpflegung und Unterkunft bis zu der Höhe erstattet, in der sie bei Dienstreisen zu erstatten wären (§§ 6 bis 10 RKO8). Auslagen für Unterkunft werden für den Tag des Ausladens des Umzugsguts nur erstattet, wenn eine Übernachtung außerhalb
                     der neuen Wohnung unumgänglich ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Absatz 1 Satz 1 gilt entsprechend für eine Reise von höchstens zwei Personen an den neuen Wohnort zum Besichtigen der Wohnung.
                     Dabei werden höchstens die Auslagen für zwei Reisetage und zwei Aufenthaltstage erstattet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Fahrtauslagen für eine Reise des oder der Mitarbeitenden an den bisherigen Wohnort zur Vorbereitung und Durchführung des
                     Umzugs werden wie Auslagen bei einer Dienstreise erstattet.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht bei Umzügen in die Ruhestandswohnung, für Umzüge von Hinterbliebenen und für Umzüge aus Anlaß
                     der Aufnahme des Vorbereitungsdienstes.
                  

               

               
                     § 6
Wohnungsbeschaffungskosten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kosten für das Suchen einer familiengerechten Mietwohnung können bis zur Höhe von eineinhalb Monatsmieten erstattet werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Entsteht durch den Wohnungwechsel eine doppelte Mietbelastung, so können die zusätzlichen Mietaufwendungen längstens für drei
                     Monate erstattet werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Absätze 1 und 2 gelten nicht bei Umzügen in die Ruhestandswohnung, für Umzüge von Hinterbliebenen von Pfarrern und Pfarrerinnen
                     im Ruhestand und für Umzüge aus Anlaß der Aufnahme des Vorbereitungsdienstes.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 6 (Wohnungsbeschaffungskosten):

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 6.1 Kosten für das Suchen einer Wohnung (§ 6 Abs. 1)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Beitragsfähig sind die notwendigen Aufwendungen für das Suchen einer Wohnung, einschließlich der ortsüblichen Vermittlungsgebühren
                                    von Maklern oder anderen Vermittlern. Es können nur Vermittlungsgebühren erstattet werden, die zur Erlangung einer familiengerechten
                                    Mietwohnung notwendig sind, höchstens jedoch bis zu eineinhalb Monatsmieten.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 6.2 Zusätzliche Mietaufwendungen (§ 6 Abs. 2)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Zusätzlich entstandene Mietaufwendungen für die bisherige oder neue Wohnung können nur erstattet werden, wenn diese nicht
                                    ganz oder teilweise anderweitig vermietet oder genutzt wurde. Erstattet wird der Mietaufwand für die jeweils nicht genutzte
                                    Wohnung. Mietaufwendungen sind die übliche Miete ohne Nebenabgaben (Kaltmiete) beziehungsweise der Betrag des Dienstwohnungsausgleichs,
                                    gegebenenfalls Lagerkosten.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 6.3 (aufgehoben)

                              
                           

                        
                     

                  

                  

               

               
                     § 7
Pauschale Vergütung für alle sonstigen Umzugsauslagen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der oder die Umziehende, der am Tage vor dem Einladen des Umzugsgutes einen Hausstand hatte und einen solchen nach dem Umzug
                     wieder einrichtet, erhält ohne Rücksicht auf die tatsächlich entstandenen Kosten eine pauschale Vergütung für alle sonstigen
                     Auslagen. Diese Vergütung beträgt 360 Euro für Ledige und 500 Euro für Verheiratete.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die pauschale Vergütung nach Abs. 1 erhöht sich für jedes kindergeldberechtigende Kind um 100,00 Euro.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die pauschale Vergütung kann bis um 40 v. H. erhöht werden, wenn innerhalb von fünf Jahren ein dienstlich notwendiger Umzug
                     oder ein Umzug im dienstlichen Interesse vorausgegangen war oder in der neuen Wohnung besondere räumliche Verhältnisse vorliegen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für Umzüge in die Ruhestandswohnung, für Umzüge von Hinterbliebenen und für Umzüge aus Anlaß
                     der Aufnahme des Vorbereitungsdienstes.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 7 (Pauschale Vergütung für alle sonstigen Umzugsauslagen):

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 7.1 Pauschale Vergütung für alle sonstigen Umzugsauslagen (§ 7 Abs. 1 und 2)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Hier wird ohne Nachweis der tatsächlich entstandenen Kosten eine pauschale Vergütung gewährt. Eine Erhöhung ist nur bei Vorliegen
                                    der Voraussetzungen des § 7 Abs. 3 der Verordnung möglich.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 7.2 Häufigkeitszuschlag und Zuschlag für besondere räumliche Verhältnisse (§ 7 Abs. 3)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Für den Umzug muss ein dienstliches Erfordernis vorgelegen haben. Insbesondere ist Voraussetzung, dass ein Hausstand vorhanden
                                    war und wieder eingerichtet worden ist und zwar auch beim früheren Umzug. Der Häufigkeitszuschlag berechnet sich im Übrigen
                                    der Höhe nach aus der pauschalen Vergütung gemäß § 7 Abs. 1 und 2. Die besonderen räumlichen Verhältnisse in der neuen und
                                    seitherigen Wohnung sind zu belegen. Abs. 3 wird nicht angewandt bei Umzügen aus Anlass der Trennung eines Ehepaares.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  

               

               
                     § 8
Verfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Umzugskostenvergütung muß vor dem Umzug schriftlich vom Anstellungsträger zugesagt worden sein.9,10

                  
                        (
                        2
                        )
                        Vor Vergabe des Auftrags hat der oder die Umziehende von drei verschiedenen Logistik- oder Speditionsunternehmen Angebote
                     einzuholen. Liegt ein Angebot von einem dem Rahmenvertrag zwischen der Evangelischen Landeskirche in Württemberg und dem Verband
                     Spedition und Logistik Baden-Württemberg beigetretenen Mitglied dieses Verbandes vor, muss kein weiteres Angebot eingeholt
                     werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Umzugskostenvergütung wird nach Beendigung des Umzuges gewährt. Auf schriftlichen Antrag im begründeten Ausnahmefall kann
                     eine Abschlagszahlung auf die Umzugskostenvergütung gewährt werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Anspruch auf Umzugskostenvergütung ist innerhalb einer Ausschlußfrist von einem Jahr nach Beendigung des Umzuges bei der zuständigen Dienststelle schriftlich geltend zu machen. Wenn dem Antrag auf Umzugskostenvergütung
                     nicht mindestens drei Kostenvoranschläge beigefügt werden, sind die tatsächlich entstandenen und dem Grunde nach erstattungsfähigen
                     Beförderungsauslagen nur in Höhe von 70 v. H. der nach Abzug von evtl. Preisnachlässen gezahlten Beträge anzuerkennen. Dies
                     gilt nicht, falls ein Angebot von einem dem Rahmenvertrag zwischen der Evangelischen Landeskirche in Württemberg und dem Verband
                     Spedition und Logistik Baden-Württemberg beigetretenen Mitglied vorliegt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        (gestrichen)

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 8 (Verfahren):

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 8.1 Zusage der Umzugskostenvergütung (§ 8 Abs. 1)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Von der Zusage der Umzugskostenvergütung hängen die gesamten Leistungen der §§ 4 bis 7 dieser Verordnung ab. Deshalb sind
                                    in der schriftlichen Zusage die jeweiligen Leistungen aufzuführen. Die Zusage hat im Interesse des oder der Mitarbeitenden
                                    schriftlich zu erfolgen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 8.2 Angebote/Auftragserteilung (§ 8 Abs. 2)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 a) Bei Umzügen, die mit einem Spediteur durchgeführt werden, hat der oder die Umziehende zur Ermittlung der notwendigen Beförderungsauslagen
                                    mindestens drei selbständige Unternehmen unabhängig voneinander und ohne gegenseitige Kenntnis mit der Abgabe von Kostenvoranschlägen
                                    für das Befördern des gesamten Umzugsgutes von der bisherigen zur neuen Wohnung zu beauftragen. Der Oberkirchenrat kann das
                                    dem Angebot eines Spediteurs zu Grunde liegende Umzugsvolumen vorgeben. Liegt ein Angebot von einem dem Rahmenvertrag zwischen
                                    der Evangelischen Landeskirche in Württemberg und dem Verband Spedition und Logistik Baden-Württemberg beigetretenen Mitglied
                                    dieses Verbandes vor, muss kein weiteres Angebot vorgelegt werden. Zur Sicherung eines echten Wettbewerbs hat der oder die
                                    Umziehende die Kostenvoranschläge selbst einzuholen und darf dies nicht einem Unternehmen überlassen. Die Kostenvoranschläge
                                    sind dem Antrag auf Umzugskostenvergütung beizufügen und deren Selbstbeschaffung schriftlich zu bestätigen. Außerdem ist schriftlich
                                    zu versichern, dass neben den eingereichten Kostenvoranschlägen keine günstigeren Angebote vorgelegen haben. 
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 b) Alle Kostenvoranschläge müssen die gleichen Leistungen umfassen. Art und Umfang der im Einzelnen zu erbringenden Umzugsleistungen
                                    sind daher mit gesonderter Preisangabe in das Leistungsverzeichnis des Kostenvoranschlages aufzunehmen. Einzeln auszuweisen
                                    sind insbesondere 
                                 

                                 
                                    
                                       	
                                          der Umfang des Umzugsgutes (benötigter Laderaum in Kubikmeter), 

                                       

                                       	
                                          die Frachtkosten von Haus zu Haus, 

                                       

                                       	
                                          der Zeitaufwand und die Lohnkosten für das Be- und Entladen sowie für die im Einzelnen zu bezeichnenden Nebenleistungen (z.
                                             B. für Montagearbeiten oder das Ein- und Auspacken) sowie 
                                          

                                       

                                       	
                                          der Umfang und die Kosten des Packmaterials. 

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Bei Kostenvoranschlägen mit einem Pauschalpreis sind die einzelnen Leistungen ebenfalls auszuweisen; lediglich eine Preisangabe
                                    für die Teilleistungen ist insoweit nicht erforderlich.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Die Kostenvoranschläge müssen außerdem stets auch einen Gesamtpreis enthalten, den der Spediteur verbindlich als Obergrenze
                                    für den Rechnungsbetrag anerkannt hat (Festpreis).
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 8.3 Erstattung (§ 8 Abs. 4)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 a) Die notwendigen Beförderungsauslagen nach dem Kostenvoranschlag mit dem niedrigsten Festpreis werden nach Vorlage eines
                                    Zahlungsnachweises, aus dem die entstandene Belastung hervorgeht unter Abzug der Kosten für nichterbrachte Teilleistungen
                                    erstattet.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Der/die Umziehende hat im Antrag auf Umzugskostenvergütung auf dem vom Oberkirchenrat vorgegebenen Formular anzugeben, ob
                                    alle umzugsvertraglich vereinbarten Leistungen vom Spediteur vollständig erbracht wurden. Höhere Kosten können nur in Ausnahmefällen
                                    erstattet werden, wenn sie auf Gründen beruhen, die erst nach Abschluss des Umzugsvertrages eingetreten und weder vom Spediteur
                                    noch vom Umziehenden zu verantworten sind.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 b) Der Beförderungsvertrag kommt zwischen dem Unternehmen und dem/der Umziehenden zustande. Der Oberkirchenrat ist nicht Auftraggeber.

                              
                           

                        
                     

                  

                  

               

               
                     § 9
Anwendung von Bestimmungen des Landesrechts
                     

                  

                  Soweit in dieser Verordnung nichts anderes bestimmt ist, gilt das Recht des Landes Baden-Württemberg entsprechend.

               

               
                     § 10
Umzugskostenerstattung in besonderen Fällen
                     

                  

                  In besonders gelagerten Fällen, in denen eine Umzugskostenvergütung nach § 2 nicht vorgesehen ist, kann mit Genehmigung des
                     Oberkirchenrats zur Vermeidung unbilliger Härten eine Erstattung der Umzugskosten bis zur Höhe der Umzugskostenvergütung gewährt
                     werden; in der Regel werden nur Beförderungskosten ersetzt.
                  

               

               
                     § 11
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 1983 in Kraft. Sie ersetzt alle bisher getroffenen einschlägigen Regelungen.

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 11:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 11. Inkrafttreten, Außerkrafttreten

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Dieser Erlass tritt am 1. April 2014 in Kraft. Gleichzeitig treten die Ausführungsbestimmungen zur Umzugskostenverordnung
                                    vom 10. August 1983 (Abl 50 S. 566), zuletzt geändert durch Erlass vom 7. Mai 2002 (Abl 60 S. 94), außer Kraft.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Ausführungsbestimmungen sind eingerückt abgedruckt.

         

      

      2
            Red. Anm.: Elektronisch verfügbar unter 441_Archiv dieser Sammlung. 
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Verweis veraltet.

         

      

      4
            Red. Anm.: Verweis veraltet.

         

      

      5
            Red. Anm.: Jetzt § 1 Abs. 3 WürttPfG (abgedruckt unter Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung).
            

         

      

      6
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung.
            

         

      

      7
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 415 dieser Sammlung.
            

         

      

      8
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 410 und 411 dieser Sammlung.
            

         

      

      9
            Red. Anm.: Gemäß Artikel 2 Absatz 2 Verordnung des Oberkirchenrats zur Änderung der Umzugskostenverordnung vom 20. Mai 2025
               (Abl. 71 Nr. 158) gilt bei Umzügen, für die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens bereits eine schriftliche Zusage der Kostenerstattung gemäß §
               8 Absatz 1 Umzugskostenverordnung vorliegt, für den betreffenden Umzug die bis zum 30. Juni 2025 geltende Fassung.
            

         

      

      10
            Red. Anm.: Gemäß Artikel 2 Absatz 2 Erlass des Oberkirchenrats zur Änderung der Ausführungsbestimmungen zur Umzugskostenverordnung
               vom 20. Mai 2025 (Abl. 71 Nr. 159) gilt bei Umzügen, für die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens bereits eine schriftliche Zusage der Kostenerstattung gemäß §
               8 Absatz 1 Umzugskostenverordnung vorliegt, für den betreffenden Umzug die bis zum 30. Juni 2025 geltende Fassung.
            

         

      

   
      

      
         420. Kirchliches Gesetz 
zur Ordnung der Mitarbeitervertretungen 
in der Evang. Landeskirche in Württemberg 
(Mitarbeitervertretungsgesetz – MVG.Württemberg)
         

      

      
         Vom 30. November 2000

      

      
         (Abl. 59 S. 159), geändert durch Kirchl. Gesetz vom 16. März 2007 (Abl. 62 S. 359, 360), vom 22. Oktober 2013 (Abl. 65 S. 680), vom 11. März 2016 (Abl. 67 S. 78, 81), vom 27. November 2017 (Abl. 68 S. 33) und vom 19. Oktober 2019 (Abl. 68 S. 7281, geändert durch Anordnung vom 18. Mai 2020 [Abl. 69 S. 87], vom 5. Februar 2021 [Abl. 69 S. 650]2), vom 4. Februar 2022 (Abl. 70 S. 82), durch Kirchl. Gesetz vom 24. November 2022 (Abl. 70 S. 429, 438), vom 25. November 2022 (Abl. 70 S. 422, 423), vom 7. Juli 2023 (Abl. 70 S. 699), vom 28. November 2024 (Abl. 71 Nr. 99) und vom 24. Oktober 2025 (Abl. 71 Nr. 211)
         

      

      und

      


      


      421. Verordnung des Oberkirchenrats 
zur Ausführung des Kirchlichen Gesetzes zur Ordnung der Mitarbeitervertretungen 
in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg 
(Ausführungsbestimmungen MVG.Württemberg)3,4

      Vom 16. Dezember 2014 
(Abl. 66 S. 295), geändert durch Verordnung vom 24. Januar 2023 (Abl. 70 S. 500) 
      

      


      


      


      


      


      


      


      Die Landessynode hat das folgende kirchliche Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird:

      
            Präambel

         

         Kirchlicher Dienst ist durch den Auftrag bestimmt, das Evangelium in Wort und Tat zu verkündigen. Alle Frauen und Männer,
            die beruflich in Kirche und Diakonie tätig sind, wirken als Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an der Erfüllung dieses Auftrages
            mit. Die gemeinsame Verantwortung für den Dienst der Kirche und ihrer Diakonie verbindet Dienststellenleitungen und Mitarbeiter
            wie Mitarbeiterinnen zu einer Dienstgemeinschaft und verpflichtet sie zu vertrauensvoller Zusammenarbeit.
         

      

      
            I. Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen
            

         

         
                     § 1
Grundsatz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Dienststellen kirchlicher Körperschaften, Anstalten und Stiftungen im Bereich
                     der Evangelischen Landeskirche in Württemberg sind nach Maßgabe dieses Gesetzes Mitarbeitervertretungen zu bilden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Werke, Anstalten und Einrichtungen selbständiger diakonischer oder sonstiger kirchlicher Rechtsträger im Bereich der Landeskirche
                     wenden dieses Gesetz aufgrund der Satzung des Diakonischen Werks der evangelischen Kirche in Württemberg e. V. oder der Beschlüsse
                     ihrer zuständigen Gremien an.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Andere kirchliche und freikirchliche Einrichtungen, Werke und Dienste im Bereich der Landeskirche können dieses Gesetz aufgrund
                     von Beschlüssen ihrer zuständigen Gremien anwenden.
                  

               

               
                     § 2
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im Sinne dieses Gesetzes sind alle in öffentlich-rechtlichen Dienst- oder privatrechtlichen
                     Dienst- und Arbeitsverhältnissen oder zu ihrer Ausbildung Beschäftigten einer Dienststelle, soweit die Beschäftigung oder
                     Ausbildung nicht überwiegend ihrer Heilung, Wiedereingewöhnung, beruflichen oder sozialen Rehabilitation oder ihrer Erziehung
                     dient.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Personen, die aufgrund von Gestellungsverträgen beschäftigt sind, gelten als Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im Sinne dieses
                     Gesetzes; ihre rechtlichen Beziehungen zu der entsendenden Stelle bleiben unberührt. Angehörige von kirchlichen oder diakonischen
                     Dienst- und Lebensgemeinschaften, die aufgrund von Gestellungsverträgen in Dienststellen (§ 3) arbeiten, sind Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen dieser Dienststellen, soweit sich aus den Ordnungen der Dienst- und Lebensgemeinschaften
                     nichts anderes ergibt. Ebenso gelten bei kirchlichen oder diakonischen Rechtsträgern angestellte Personen als Mitarbeiter
                     und Mitarbeiterinnen im Sinne dieses Gesetzes, die zur Dienststelle (§ 3) eines anderen Arbeitgebers abgeordnet, zugewiesen oder aufgrund von Aufgabenverlagerung im Wege der Personalgestellung bei
                     einer Dienststelle (§ 3) eines anderen Arbeitgebers eingesetzt werden.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 2 Abs. 2:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 1. Diakonissen, Diakonieschwestern- bzw. -pfleger, Verbandsschwestern bzw. -pfleger und Diakone bzw. Diakoninnen sowie Angehörige von kirchlichen oder diakonischen Lebensgemeinschaften werden in den Dienststellen, in denen sie auf Grund eines Gestellungsvertrages oder auf anderer
                                    Rechtsgrundlage beschäftigt werden, sowie in ihren eigenen Einrichtungen wie Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen nach den Vorschriften
                                    des MVG.Württemberg behandelt. Sie können sich jedoch auf die Ordnung ihres Mutter-, Heimat- oder Bruderhauses berufen, an
                                    die sie im Innenverhältnis gebunden sind. Für statusrechtliche Angelegenheiten (z. B. Einstellung, Eingruppierung) ist die
                                    Mitarbeitervertretung der anstellenden Dienststelle, für mitbestimmungs- oder mitberatungspflichtige Angelegenheiten, über
                                    die die Einsatzdienststelle entscheidet, ist die Mitarbeitervertretung der Einsatzdienststelle zuständig.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 3
Dienststellen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dienststellen im Sinne dieses Gesetzes sind
                  

                  
                     
                        	

                        	
                           die Werke, Anstalten und Einrichtungen der kirchlichen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen im Bereich der Evangelischen
                              Landeskirche in Württemberg (§ 1 Abs. 1) sowie, 
                           

                        

                        	

                        	
                           die Werke, Anstalten und Einrichtungen selbständiger diakonischer oder sonstiger kirchlicher Rechtsträger im Bereich der Landeskirche
                              (§ 1 Abs. 2).
                           

                        

                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 3 Absatz 1:

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 1a. Jede einzelne kirchliche Schule ist eine Anstalt.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Als Dienststellen im Sinne von Absatz 1 gelten Dienststellenteile, die durch Aufgabenbereich und Organisation eigenständig
                     oder räumlich weit entfernt vom Sitz des Rechtsträgers sind und bei denen die Voraussetzungen des § 5 Abs. 1 vorliegen, wenn die Mehrheit der Anwesenden in einer Mitarbeiterversammlung dies beschließt und darüber Einvernehmen mit
                     der Dienststellenleitung herbeigeführt wird. Ist die Eigenständigkeit solcher Dienststellenteile dahingehend eingeschränkt,
                     dass bestimmte Entscheidungen, die nach diesem Gesetz der Mitberatung oder Mitbestimmung unterliegen, bei einem anderen Dienststellenteil
                     verbleiben, ist in diesen Fällen dessen Dienststellenleitung Partner der Mitarbeitervertretung. In rechtlich selbstständigen
                     Einrichtungen der Diakonie mit mehr als 2.000 Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen können Teildienststellen abweichend vom Verfahren
                     nach Satz 1 durch Dienstvereinbarung gebildet werden. Besteht eine Gesamtmitarbeitervertretung, ist diese Dienstvereinbarungspartner
                     der Dienststellenleitung.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 3 Abs. 2 S. 2:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                  

                                 2. Die Dienststellenleitung der Hauptdienststelle teilt der Mitarbeitervertretung des als Dienststelle geltenden Dienststellenteils
                                    mit, bei welchen Entscheidungen eine andere Dienststellenleitung Partner der Mitarbeitervertretung ist und wer in den einzelnen
                                    Dienststellenteilen der Dienststelle welche Entscheidungsbefugnis besitzt.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Entscheidungen nach Absatz 2 über die Geltung von Dienststellenteilen oder von Einrichtungen der Diakonie als Dienststellen
                     können für die Zukunft vor Einleitung des Wahlverfahrens für die nächste Amtszeit widerrufen werden. Für das Verfahren gilt
                     Absatz 2 entsprechend. Bei Widerruf durch die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen entsprechend Absatz 2 Satz 1 ist ein Einvernehmen
                     mit der Dienststellenleitung nicht notwendig.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Dienststellenleitung kann ihr Einvernehmen nach Absatz 2 Satz 1 für die Zukunft vor Einleitung des Wahlverfahrens für
                     die nächste Amtszeit widerrufen.
                  

               

               
                     § 4
Dienststellenleitungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dienststellenleitungen im Sinne dieses Gesetzes sind:
                     
                        	
                           in den Kirchengemeinden der Kirchengemeinderat,

                        

                        	
                           in den Kirchenbezirken der Kirchenbezirksausschuß,

                        

                        	
                           im Evang. Oberkirchenrat das Kollegium des Oberkirchenrats,

                        

                        	
                           in den übrigen Fällen die nach Verfassung, Gesetz oder Satzung leitenden Organe oder Personen der Dienststellen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zur Dienststellenleitung gehören auch die mit der Geschäftsführung beauftragten Personen und ihre ständigen Vertreter oder
                     Vertreterinnen. Daneben gehören die Personen zur Dienststellenleitung, die allein oder gemeinsam mit anderen Personen ständig
                     und nicht nur in Einzelfällen zu Entscheidungen in Angelegenheiten befugt sind, die nach diesem Gesetz der Mitberatung oder
                     Mitbestimmung unterliegen. Die Personen, die zur Dienststellenleitung gehören, sind der Mitarbeitervertretung und dem Wahlvorstand
                     zu benennen.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 4 Abs. 2:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 3. Zur Dienststellenleitung gehören die gesamten Mitglieder eines Kirchengemeinderats oder eines Gesamtkirchengemeinderats,
                                    einschließlich Kirchenpfleger oder Kirchenpflegerinnen, auch wenn nach der Ortssatzung nur ein Teilgremium für die Sozial-,
                                    Personal- oder Organisationsangelegenheiten zuständig ist. 
                                 

                                 Kein Mitarbeiter und keine Mitarbeiterin kann gleichzeitig Mitglied in einer Vertretung der Gemeinde und in der für diese
                                    Gemeinde zuständigen Mitarbeitervertretung sein.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

      

      
            II. Abschnitt
Bildung und Zusammensetzung der Mitarbeitervertretung
            

         

         
                     § 5 
Mitarbeitervertretungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         In Dienststellen, in denen die Zahl der wahlberechtigten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in der Regel mindestens fünf beträgt,
                     von denen mindestens drei wählbar sind, sind Mitarbeitervertretungen zu bilden. Die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen eines
                     Anstellungsträgers gemäß § 1 Absatz 1 gelten in der Regel jeweils als in einer Dienststelle beschäftigt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Unabhängig von den Voraussetzungen des Absatzes 1 können gemeinsame Mitarbeitervertretungen gemäß § 5 a gebildet werden.
                  

               

               
                     § 5 a
Gemeinsame Mitarbeitervertretungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Innerhalb eines Kirchenbezirks wird für alle Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Kirchengemeinden und des Kirchenbezirks
                     eine gemeinsame Mitarbeitervertretung gebildet (Kirchenbezirksmitarbeitervertretung). Für benachbarte Dienststellen innerhalb
                     eines Kirchenbezirks, deren Träger der Kirchenbezirk oder eine Kirchengemeinde ist, kann abweichend von Satz 1 eine gemeinsame
                     Mitarbeitervertretung gebildet werden, wenn dies die jeweiligen Mehrheiten der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der benachbarten
                     Dienststellen beschließen und darüber Einvernehmen mit den beteiligten Dienststellenleitungen herbeigeführt wird (Distriktsmitarbeitervertretung).
                     Ebenso kann in Dienststellen mit mindestens fünfzehn wahlberechtigten Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen, deren Träger der
                     Kirchenbezirk oder eine Kirchengemeinde ist, abweichend von Satz 1 eine Mitarbeitervertretung nach § 5 Absatz 1 gebildet werden, wenn dies die Mehrheit der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen dieser Dienststelle beschließt und darüber Einvernehmen
                     mit der Dienststellenleitung herbeigeführt wird (Einzelmitarbeitervertretung im Kirchenbezirk). Die Ablehnung von Seiten der
                     Dienststellenleitung in den Fällen der Sätze 2 und 3 erfordert das Vorliegen eines wichtigen Grundes.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Unabhängig von den Voraussetzungen des § 5 Absatz 1 kann im Rahmen einer Wahlgemeinschaft eine gemeinsame Mitarbeitervertretung für mehrere benachbarte Dienststellen
                     gebildet werden, wenn dies die jeweiligen Mehrheiten der in den Mitarbeiterversammlungen anwesenden Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen
                     beschließen und darüber Einvernehmen mit den beteiligten Dienststellenleitungen herbeigeführt wird. Die Ablehnung von Seiten
                     der Dienststellenleitung erfordert das Vorliegen eines wichtigen Grundes.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Kirchliche Verbände, kirchliche Stiftungen und kirchliche Einrichtungen nach § 1 Absatz 2 können, soweit nicht eine Mitarbeitervertretung nach § 5 oder eine gemeinsame Mitarbeitervertretung nach Absatz 2 gebildet wird, eine Wahlgemeinschaft mit einer Kirchenbezirksmitarbeitervertretung,
                     einer Distriktsmitarbeitervertretung oder einer Einzelmitarbeitervertretung im Kirchenbezirk bilden, wenn dies die jeweiligen
                     Mehrheiten der in den Mitarbeiterversammlungen anwesenden Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen beschließen und darüber Einvernehmen
                     mit den beteiligten Dienststellenleitungen herbeigeführt wird. Die Ablehnung von Seiten der Dienststellenleitung erfordert
                     das Vorliegen eines wichtigen Grundes. Für die Bildung einer Wahlgemeinschaft mit einer Kirchenbezirksmitarbeitervertretung
                     gelten die Sätze 1 und 2 mit der Maßgabe, dass das Einvernehmen zwischen dem Kirchenbezirk, der Kirchenbezirksmitarbeitervertretung,
                     der Dienststellenleitung und der Mehrheit der in der Mitarbeiterversammlung anwesenden Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen des
                     kirchlichen Verbandes, der kirchlichen Stiftung oder der kirchlichen Einrichtung nach § 1 Absatz 2 genügt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Entscheidungen nach den Absätzen 1 bis 3 können für die Zukunft mit Beginn der nächsten Amtszeit der Mitarbeitervertretung
                     von einer der beteiligten Dienststellenleitungen, der Mitarbeitervertretung oder der nach den Absätzen 1 bis 3 jeweils maßgebenden
                     Mehrheit der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen einer der beteiligten Dienststellen widerrufen werden. Der schriftliche Widerruf
                     muss vor Einleitung des Wahlverfahrens erfolgen.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 5 a Abs. 4:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 4. Die Einleitung des Wahlverfahrens wird vom Oberkirchenrat bekannt gegeben.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen landeskirchlichen Dienststellen mit weniger als fünfzehn wahlberechtigten Mitarbeitern
                     und Mitarbeiterinnen werden für die Bildung gemeinsamer Mitarbeitervertretungen mit anderen Dienststellen der Landeskirche,
                     eines Kirchenbezirks, einer Kirchengemeinde, eines kirchlichen Verbandes oder einer kirchlichen Stiftung zusammengefasst,
                     denen sie aus sachlichen oder räumlichen Gründen am nächsten stehen. Dies gilt ebenfalls für einzelne landeskirchliche Mitarbeiter
                     und Mitarbeiterinnen, die im Bereich eines Kirchenbezirks, einer Kirchengemeinde, eines kirchlichen Verbandes, einer kirchlichen
                     Stiftung oder an staatlichen Schulen eingesetzt sind. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die Zuordnungen nach Absatz 5 trifft der Oberkirchenrat jeweils vor der Einleitung des Wahlverfahrens nach Anhörung der Beteiligten
                     und im Benehmen mit der Landeskirchlichen Mitarbeitervertretung.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Für die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen aller Regionalverwaltungen der Landeskirche wird eine gemeinsame Mitarbeitervertretung
                     am Sitz des Oberkirchenrats gebildet.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Die nach den vorstehenden Absätzen gebildeten gemeinsamen Mitarbeitervertretungen sind zuständig für alle von der Festlegung
                     betroffenen Dienststellen. Partner der gemeinsamen Mitarbeitervertretungen sind die beteiligten Dienststellenleitungen.
                  

               

               
                     § 6
Gesamtmitarbeitervertretungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bestehen bei einer kirchlichen Körperschaft, Anstalt, Stiftung oder einem Werk oder bei einer Einrichtung der Diakonie mehrere
                     Mitarbeitervertretungen, ist auf Antrag der Mehrheit dieser Mitarbeitervertretungen eine Gesamtmitarbeitervertretung zu bilden;
                     bei zwei Mitarbeitervertretungen genügt der Antrag einer Mitarbeitervertretung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Gesamtmitarbeitervertretung ist zuständig für die Aufgaben der Mitarbeitervertretung, soweit sie Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen
                     aus mehreren oder allen Dienststellen nach Absatz 1 betreffen. Darüber hinaus übernimmt die Gesamtmitarbeitervertretung bis
                     zu zwölf Monate die Aufgaben der Mitarbeitervertretung, wenn in einer Dienststelle im Sinne des § 3 Abs. 2 eine Mitarbeitervertretung nicht vorhanden ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Gesamtmitarbeitervertretung wird aus den Mitarbeitervertretungen nach Absatz 1 gebildet, die je ein Mitglied in die Gesamtmitarbeitervertretung
                     entsenden. Die Zahl der Mitglieder der Gesamtmitarbeitervertretung kann abweichend von Satz 1 durch Dienstvereinbarung geregelt
                     werden. In der Dienstvereinbarung können auch Regelungen über die Zusammensetzung und Arbeitsweise der Gesamtmitarbeitervertretung
                     getroffen werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Zur ersten Sitzung der Gesamtmitarbeitervertretung lädt die Mitarbeitervertretung der Dienststelle mit der größten Zahl der
                     wahlberechtigten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen ein. Der Vorsitzende oder die Vorsitzende dieser Mitarbeitervertretung leitet
                     die Sitzung, bis die Gesamtmitarbeitervertretung über den Vorsitz entschieden hat.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die nach den §§ 49 bis 53 Gewählten haben das Recht, an den Sitzungen der Gesamtmitarbeitervertretung teilzunehmen wie an den Sitzungen der Mitarbeitervertretung.
                     Bestehen in einer Dienststelle mehrere Interessenvertretungen gleicher Mitarbeitergruppen, wählen sie aus ihrer Mitte eine
                     Person für die Teilnahme und regeln die Vertretung.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Für die Gesamtmitarbeitervertretung gelten im übrigen die Bestimmungen für die Mitarbeitervertretung mit Ausnahme des § 20 Absatz 2 bis 4 sinngemäß.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 6:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 5. Die Gesamtmitarbeitervertretung ist gegenüber den einzelnen Mitarbeitervertretungen nicht weisungsberechtigt.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 6 a
Verbundmitarbeitervertretung im Dienststellenverbund und in anderen Bedarfsfällen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ein Dienststellenverbund liegt vor, wenn die einheitliche und beherrschende Leitung einer Mehrzahl rechtlich selbstständiger
                     diakonischer Einrichtungen bei einer dieser Einrichtungen liegt. Eine einheitliche und beherrschende Leitung ist insbesondere
                     dann gegeben, wenn Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen für Funktionen nach § 4 für mehrere Einrichtungen des Dienststellenverbundes bestimmt und Entscheidungen über die Rahmenbedingungen der Geschäftspolitik
                     und der Finanzausstattung für den Dienststellenverbund getroffen werden. Auf Grundlage einer Dienstvereinbarung kann eine
                     Verbundmitarbeitervertretung auch in anderen Bedarfsfällen eingerichtet werden; die Absätze 3 und 4 gelten entsprechend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Auf Antrag der Mehrheit der Mitarbeitervertretungen ist eine Verbundmitarbeitervertretung zu bilden; bei zwei Mitarbeitervertretungen
                     genügt der Antrag einer Mitarbeitervertretung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Verbundmitarbeitervertretung ist zuständig für die Aufgaben der Mitarbeitervertretung, soweit sie Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen
                     aus mehreren oder allen Dienststellen des Dienststellenverbundes betreffen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Für die Verbundmitarbeitervertretung gelten im Übrigen die Vorschriften des § 6 Absatz 3 bis 6 sinngemäß.
                  

               

               
                     § 6b
Unternehmensmitbestimmung in diakonischen Einrichtungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         In diakonischen Einrichtungen (Dienststellen gemäß § 3 und Dienststellenverbünde gemäß § 6a Absatz 1) ab einer Größe von 500 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sind die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter durch eine Vertretung
                     an den Aufgaben des Aufsichtsorgans der Einrichtung zu beteiligen, sofern ein solches gebildet ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Näheres bestimmt das Diakonische Werk der evangelischen Kirche in Württemberg e. V. als Pflicht seiner Mitglieder durch Übernahme
                     der entsprechenden Rahmenbestimmungen des Evangelischen Werks für Diakonie und Entwicklung e. V. nach § 6b Absatz 2 MVG-EKD, die eine Umsetzungsfrist bis spätestens zum 31. Dezember 2028 einräumen kann.
                  

               

               
                     § 7
Neubildung von Mitarbeitervertretungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Sofern keine Mitarbeitervertretung besteht, hat die Dienststellenleitung, im Falle des § 6 die Gesamtmitarbeitervertretung, unverzüglich eine Mitarbeiterversammlung zur Bildung eines Wahlvorstandes einzuberufen.
                     Kommt die Bildung einer Mitarbeitervertretung nicht zustande, so ist auf Antrag von mindestens drei Wahlberechtigten und spätestens
                     nach Ablauf einer Frist von jeweils längstens einem Jahr erneut eine Mitarbeiterversammlung einzuberufen, um einen Wahlvorstand
                     zu bilden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Wird die Neubildung einer Mitarbeitervertretung dadurch erforderlich, dass Dienststellen gespalten oder zusammengelegt worden
                     sind, so bleiben bestehende Mitarbeitervertretungen für die jeweiligen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen zuständig, bis die
                     neue Mitarbeitervertretung gebildet worden ist, längstens jedoch bis zum Ablauf von sechs Monaten nach Wirksamwerden der Umbildung.
                     Durch Dienstvereinbarung kann die Übergangsfrist auf einen Zeitraum bis zu einem Jahr verlängert werden.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 7 Abs. 2:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 6. Bei Spaltung von Dienststellen, deren Träger der Kirchenbezirk oder eine Kirchengemeinde ist, wird die Kirchenbezirksmitarbeitervertretung
                                    zuständig. 
                                 

                                 Bei Zusammenlegung von Dienststellen, deren Träger der Kirchenbezirk oder eine Kirchengemeinde ist, wird die Kirchenbezirksmitarbeitervertretung
                                    zuständig, sofern nicht für alle von der Zusammenlegung betroffenen Dienststellen eine Distriktsmitarbeitervertretung zuständig
                                    ist; in diesem Fall bleibt es bei der Zuständigkeit der Distriktsmitarbeitervertretung.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Geht eine Dienststelle durch Stilllegung, Spaltung oder Zusammenlegung unter, so bleibt die Mitarbeitervertretung so lange
                     im Amt, wie dies zur Wahrnehmung der mit der Organisationsänderung im Zusammenhang stehenden Mitwirkungs- und Mitbestimmungsrechte
                     erforderlich ist.
                  

               

               
                     § 8
Zusammensetzung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Mitarbeitervertretung besteht bei Dienststellen mit in der Regel
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 5 –     15 Wahlberechtigten aus 

                              
                              	
                                  einer Person

                              
                           

                           
                              	
                                 16 –     50 Wahlberechtigten aus 

                              
                              	
                                  drei Mitgliedern,

                              
                           

                           
                              	
                                 51 –   150 Wahlberechtigten aus 

                              
                              	
                                  fünf Mitgliedern,

                              
                           

                           
                              	
                                 151 –   300 Wahlberechtigten aus 

                              
                              	
                                  sieben Mitgliedern,

                              
                           

                           
                              	
                                 301 –   600 Wahlberechtigten aus 

                              
                              	
                                  neun Mitgliedern,

                              
                           

                           
                              	
                                 601 – 1000 Wahlberechtigten aus 

                              
                              	
                                  elf Mitgliedern,

                              
                           

                           
                              	
                                 1001 – 1500 Wahlberechtigten aus 

                              
                              	
                                  dreizehn Mitgliedern,

                              
                           

                           
                              	
                                 1501 – 2000 Wahlberechtigten aus 

                              
                              	
                                  fünfzehn Mitgliedern.

                              
                           

                        
                     

                  

                  Bei Dienststellen mit mehr als 2000 Wahlberechtigten erhöht sich die Zahl der Mitglieder für je angefangene 1000 Wahlberechtigte
                     um zwei weitere Mitglieder.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Veränderungen in der Zahl der Wahlberechtigten während der Amtszeit haben keinen Einfluß auf die Zahl der Mitglieder der Mitarbeitervertretung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei der Bildung von gemeinsamen Mitarbeitervertretungen (§ 5 a) ist die Gesamtzahl der Wahlberechtigten dieser Dienststellen maßgebend.
                  

               

            

         

      

      
            III. Abschnitt
Wahl der Mitarbeitervertretung
            

         

         
                     § 9
Wahlberechtigung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wahlberechtigt sind alle Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen nach § 2, die am Wahltag das 18. Lebensjahr vollendet haben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wer zu einer anderen Dienststelle abgeordnet, zugewiesen oder dort aufgrund von Aufgabenverlagerung im Wege der Personalgestellung
                     eingesetzt ist, ist dort wahlberechtigt; das Wahlrecht in der bisherigen Dienststelle erlischt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wer zu einer anderen Dienststelle zur Arbeitsleistung gestellt wird, ist dort wahlberechtigt; das Wahlrecht in der seitherigen
                     Dienststelle bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Nicht wahlberechtigt sind Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die am Wahltag aufgrund einer Altersteilzeitvereinbarung freigestellt
                     oder seit mehr als drei Monaten und für wenigstens weitere drei Monate beurlaubt sind. Nicht wahlberechtigt sind daneben Mitglieder
                     der Dienststellenleitung und die Personen nach § 4 Absatz 2, es sei denn, dass sie nach Gesetz oder Satzung als Mitarbeiter oder Mitarbeiterin in die leitenden oder aufsichtsführenden
                     Organe gewählt oder entsandt worden sind. Satz 1 gilt nicht für solche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die sich zum Zeitpunkt
                     der Wahl in Elternzeit befinden.
                  

               

               
                     § 10
Wählbarkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wählbar sind alle Wahlberechtigten nach § 9, die am Wahltag der Dienststelle seit mindestens sechs Monaten angehören oder sich seit einem Jahr im Dienst der Kirche oder
                     der Diakonie befinden. Besteht die Dienststelle bei Erlass des Wahlausschreibens noch nicht länger als sechs Monate, so sind
                     auch diejenigen wählbar, die zu diesem Zeitpunkt Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Dienststelle sind.
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 10 Abs. 1:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 6a. Die Zeiträume müssen bis zum Wahltag zusammenhängend verlaufen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 7. Glieder einer christlichen Kirche im Sinne von § 10 Abs. 1 MVG.Württemberg sind Angehörige einer Kirche oder Religionsgemeinschaft, deren Taufe ökumenisch als christliche Taufe anerkannt wird.5

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 8. Der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Deutschland (ACK) angeschlossen sind deren Mitglieder und Gastmitglieder, die der jeweils aktuellen Liste unter https://www.oekumene-ack.de/ueber-uns/mitglieder/ entnommen werden können.6

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Nicht wählbar sind Wahlberechtigte, die
                     
                        	
                           infolge Richterspruchs die Fähigkeit, Rechte aus öffentlichen Wahlen zu erlangen, nicht besitzen,

                        

                        	
                           am Wahltag noch für einen Zeitraum von mehr als drei Monaten beurlaubt sind,

                        

                        	
                           zu ihrer Berufsausbildung beschäftigt werden,

                        

                        	
                           als Vertretung der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in das Leitungsorgan der Dienststelle gewählt worden sind.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die zur Wahl stehenden Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen werden auf ihre Loyalitätsobliegenheiten hingewiesen.
                  

               

               
                     § 11
Wahlverfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Mitglieder der Mitarbeitervertretung werden in gleicher, freier, geheimer und unmittelbarer Wahl gemeinsam und nach den
                     Grundsätzen der Mehrheitswahl (Persönlichkeitswahl) gewählt. Die Wahlberechtigten haben das Recht, Wahlvorschläge zu machen.
                     Für Dienststellen mit in der Regel nicht mehr als 50 Wahlberechtigten und bei Nachwahlen soll ein vereinfachtes Wahlverfahren
                     (Wahl in der Versammlung der wahlberechtigten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen) vorgesehen werden. Satz 3 gilt entsprechend
                     für Mitarbeitervertretungen gemäß § 5 a.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Wahl leitet ein Wahlvorstand. Die Mitglieder des Wahlvorstandes werden von der Mitarbeitervertretung benannt. Besteht
                     keine Mitarbeitervertretung, wird ein Wahlvorstand von der Mitarbeiterversammlung gewählt. Im einzelnen ist die Vorbereitung
                     und Durchführung der Wahl durch eine Wahlordnung zu regeln, die vom Oberkirchenrat unter Mitwirkung der Arbeitsrechtlichen
                     Kommission erlassen wird.
                  

               

               
                     § 12
Wahlvorschläge
                     

                  

                  Bei den Wahlvorschlägen soll angestrebt werden, Frauen und Männer sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der verschiedenen
                     in der Dienststelle vertretenen Berufsgruppen und Arbeitsbereiche entsprechend ihren Anteilen in der Dienststelle angemessen
                     zu berücksichtigen.
                  

               

               
                     § 13
Wahlschutz, Wahlkosten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Niemand darf die Wahl der Mitarbeitervertretung behindern oder in unlauterer Weise beeinflussen. Insbesondere dürfen Wahlberechtigte
                     in der Ausübung des aktiven oder des passiven Wahlrechts nicht beschränkt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Versetzung, Zuweisung, Abordnung oder Personalgestellung eines Mitgliedes des Wahlvorstandes oder eines Wahlbewerbers
                     oder einer Wahlbewerberin ist ohne seine oder ihre Zustimmung bis zur Dauer von sechs Monaten nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses
                     unzulässig.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Kündigung eines Mitgliedes des Wahlvorstandes ist vom Zeitpunkt seiner Bestellung an, die Kündigung eines Wahlbewerbers
                     oder einer Wahlbewerberin, vom Zeitpunkt der Aufstellung des Wahlvorschlages an nur zulässig, wenn Tatsachen vorliegen, die
                     den Dienstgeber zur außerordentlichen Kündigung berechtigen. Satz 1 gilt für eine Dauer von sechs Monaten nach Bekanntgabe
                     des Wahlergebnisses entsprechend. Die außerordentliche Kündigung bedarf der Zustimmung der Mitarbeitervertretung. § 38 Absatz 3 und 4 gelten mit der Maßgabe entsprechend, daß die Dienststellenleitung die Frist bis auf drei Arbeitstage verkürzen kann. Der
                     besondere Kündigungsschutz nach Satz 1 gilt nicht für Mitglieder eines Wahlvorstandes, die durch kirchengerichtlichen Beschluss
                     abberufen worden sind.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 13 Absatz 2 und 3:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 8a. Die Wahlschutzbestimmungen gelten auch bei Nach- und Neuwahlen.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Dienststelle trägt die Kosten der Wahl; bei der Wahl einer gemeinsamen Mitarbeitervertretung werden die Kosten der Wahl
                     auf die einzelnen Dienststellen im Verhältnis der Zahlen ihrer Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen umgelegt, sofern keine andere
                     Verteilung der Kosten vorgesehen wird. Bei gemeinsamen Mitarbeitervertretungen innerhalb eines Kirchenbezirks werden die Kosten
                     der Wahl vom Kirchenbezirk, in den Fällen des § 5a Absatz 3, 4 und 6 von der Landeskirche getragen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Notwendiges Versäumnis von Arbeitszeit infolge der Ausübung des Wahlrechts, der Teilnahme an dafür bestimmten Mitarbeiterversammlungen
                     oder der Betätigung im Wahlvorstand hat keine Minderung der Dienstbezüge oder des Arbeitsentgeltes zur Folge.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Mitglieder des Wahlvorstands haben für die Teilnahme an Schulungsveranstaltungen, die ihnen für ihre Tätigkeit erforderliche
                     Kenntnisse vermitteln, Anspruch auf Arbeitsbefreiung von bis zu zwei Arbeitstagen ohne Minderung der Bezüge. § 19 Absatz 3 Satz 3 gilt entsprechend.
                  

               

               
                     § 14
Anfechtung der Wahl
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Wahl kann innerhalb von zwei Wochen, vom Tag der Bekanntgabe des Wahlergebnisses an gerechnet, von mindestens drei Wahlberechtigten
                     oder der Dienststellenleitung bei dem Kirchengericht schriftlich angefochten werden, wenn geltend gemacht wird, daß gegen
                     wesentliche Bestimmungen über die Wahlberechtigung, die Wählbarkeit oder das Wahlverfahren verstoßen und der Verstoß nicht
                     behoben worden ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wird kirchengerichtlich festgestellt, daß durch den Verstoß das Wahlergebnis beeinflußt oder geändert werden konnte, so ist
                     das Wahlergebnis für ungültig zu erklären und die Wiederholung der Wahl anzuordnen. § 16 gilt entsprechend.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 14

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 9. Beteiligte im kirchengerichtlichen Verfahren der Anfechtung der Wahl ist die neu gewählte Mitarbeitervertretung.
                                 

                                 Beruht die kirchengerichtlich festgestellte Ungültigkeit des Wahlergebnisses darauf, dass das Einvernehmen gemäß § 5 a Abs. 1 bis 3 nicht korrekt hergestellt wurde, so wird bei Distrikts- und Einzelmitarbeitervertretungen im Kirchenbezirk die Kirchenbezirksmitarbeitervertretung
                                    für die Mitarbeitenden zuständig; im Übrigen sind bei Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen Mitarbeitervertretungen
                                    gemäß § 5 zu wählen.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

      

      
            IV. Abschnitt
Amtszeit
            

         

         
                     § 15
Amtszeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Amtszeit der Mitarbeitervertretung beträgt vier Jahre.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die regelmäßigen Mitarbeitervertretungswahlen im Geltungsbereich dieses Gesetzes finden alle vier Jahre in der Zeit vom 1.
                     Januar bis 30. April statt. Die Amtszeit der bisherigen Mitarbeitervertretung endet am 30. April. Die Amtszeit der neugewählten
                     Mitarbeitervertretung beginnt am 1. Mai.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Findet außerhalb der allgemeinen Wahlzeit eine Mitarbeitervertretungswahl statt, so ist unabhängig von der Amtszeit der Mitarbeitervertretung
                     in der nächsten allgemeinen Wahlzeit erneut zu wählen, es sei denn, die Mitarbeitervertretung ist am 30. April des Wahljahres
                     noch nicht ein Jahr im Amt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die bisherige Mitarbeitervertretung führt die Geschäfte bis zu deren Übernahme durch die neugewählte Mitarbeitervertretung
                     weiter, längstens jedoch sechs Monate über den Ablauf ihrer Amtszeit hinaus. Alsdann ist nach § 7 zu verfahren.
                  

               

               
                     § 16
Nachwahl und Neuwahl der Mitarbeitervertretung vor Ablauf der Amtszeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Mitarbeitervertretung ist unverzüglich durch Nachwahl der erforderlichen Zahl von Mitgliedern und Ersatzmitgliedern zu
                     ergänzen, wenn die Gesamtzahl ihrer Mitglieder nach Eintreten sämtlicher Ersatzmitglieder unter die in § 8 Abs. 1 vorgeschriebene Zahl gesunken ist. Bis zum Abschluß der Nachwahl nehmen die verbleibenden Mitglieder oder das verbleibende
                     Mitglied die Aufgaben der Mitarbeitervertretung wahr.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 16 Abs. 1:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 10. Für die Nachwahl gelten die Bestimmungen für die Wahl der Mitarbeitervertretung entsprechend.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 11. Wird bei der Neuwahl nicht die nach § 8 erforderliche Anzahl von Mitgliedern für die Mitarbeitervertretung erreicht, ist spätestens nach einem Jahr eine Nachwahl
                                    nach § 16 durchzuführen.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Mitarbeitervertretung ist vor Ablauf ihrer Amtszeit unverzüglich neu zu wählen, wenn sie
                     
                        	
                           mit den Stimmen der Mehrheit der Mitglieder ihren Rücktritt beschlossen hat oder

                        

                        	
                           nach § 17 aufgelöst worden ist.
                           

                        

                     
In den Fällen des Satzes 1 ist unverzüglich das Verfahren für die Neuwahl einzuleiten. Bis zum Abschluss der Neuwahl nimmt
                     die bisherige Mitarbeitervertretung die Aufgaben der Mitarbeitervertretung kommissarisch wahr, sofern die Neuwahl aufgrund
                     von Satz 1 Buchstabe a) erfolgt und nicht die Gesamtmitarbeitervertretung nach § 6 Absatz 2 Satz 2 zuständig ist. Satz 3 gilt längstens für einen Zeitraum von zwölf Monaten.
                  

               

               
                     § 17
Ausschluss eines Mitgliedes oder Auflösung der Mitarbeitervertretung
                     

                  

                  Auf schriftlichen Antrag eines Viertels der Wahlberechtigten, der Mitarbeitervertretung oder der Dienststellenleitung kann
                     kirchengerichtlich der Ausschluss eines Mitglieds der Mitarbeitervertretung oder die Auflösung der Mitarbeitervertretung wegen
                     groben Missbrauchs von Befugnissen oder wegen grober Verletzung von Pflichten, die sich aus diesem Gesetz ergeben, beschlossen
                     werden.
                  

               

               
                     § 18
Erlöschen und Ruhen der Mitgliedschaft, Ersatzmitgliedschaft
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Mitgliedschaft in der Mitarbeitervertretung erlischt durch
                     
                        	
                           Ablauf der Amtszeit,

                        

                        	
                           Niederlegung des Amtes,

                        

                        	
                           Beendigung des Dienst- oder Arbeitsverhältnisses,

                        

                        	
                           Ausscheiden aus der Dienststelle,

                        

                        	
                           Verlust der Wählbarkeit,

                        

                        	
                           Beschluß nach § 17.
                           

                        

                     

                  

                  Dies gilt im Falle des Buchst. d) nicht, wenn das Mitglied einer gemeinsamen Mitarbeitervertretung nach § 5 a angehört und zu einer Dienststelle innerhalb des Zuständigkeitsbereichs der gemeinsamen Mitarbeitervertretung wechselt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Mitgliedschaft in der Mitarbeitervertretung ruht,
                     
                        	
                           solange einem Mitglied die Wahrnehmung seiner dienstlichen Aufgaben untersagt ist,

                        

                        	
                           wenn ein Mitglied voraussichtlich länger als drei Monate an der Wahrnehmung seiner dienstlichen Aufgaben oder seines Amtes
                              als Mitglied der Mitarbeitervertretung gehindert ist,
                           

                        

                        	
                           wenn ein Mitglied für länger als drei Monate beurlaubt oder aufgrund einer Arbeitsrechtsregelung oder gesetzlicher Vorschriften
                              freigestellt wird.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        In den Fällen des Absatzes 1 und für die Dauer des Ruhens der Mitgliedschaft nach Absatz 2 rückt die Person als Ersatzmitglied
                     in die Mitarbeitervertretung nach, die bei der vorhergehenden Wahl die nächstniedrige Stimmenzahl erreicht hat.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Bei Erlöschen der Mitgliedschaft in der Mitarbeitervertretung haben die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen alle in ihrem Besitz
                     befindlichen Unterlagen, die sie in ihrer Eigenschaft als Mitglied der Mitarbeitervertretung erhalten haben, der Mitarbeitervertretung
                     auszuhändigen.
                  

               

            

         

      

      
            V. Abschnitt
Rechtsstellung der Mitglieder der Mitarbeitervertretung
            

         

         
                     § 19
Ehrenamt, Behinderungs- und Begünstigungsverbot, Arbeitsbefreiung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Mitglieder der Mitarbeitervertretung üben ihr Amt unentgeltlich als Ehrenamt aus. Sie dürfen weder in der Ausübung ihrer
                     Aufgaben oder Befugnisse behindert noch wegen ihrer Tätigkeit benachteiligt oder begünstigt werden; dies gilt auch für ihre
                     berufliche Entwicklung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die für die Tätigkeit notwendige Zeit ist den Mitgliedern der Mitarbeitervertretung ohne Minderung ihrer Bezüge innerhalb
                     der allgemeinen Arbeitszeit zu gewähren, soweit die Aufgaben nicht in der Zeit der Freistellung nach § 20 erledigt werden
                     können. Ist einem Mitglied der Mitarbeitervertretung die volle Ausübung seines Amtes in der Regel innerhalb seiner persönlichen
                     Arbeitszeit nicht möglich, so ist es auf Antrag von den ihm obliegenden Aufgaben in angemessenem Umfang zu entlasten. Dabei
                     sind die besonderen Gegebenheiten des Dienstes und der Dienststelle zu berücksichtigen. Soweit erforderlich, soll die Dienststellenleitung
                     für eine Ersatzkraft sorgen. Können die Aufgaben der Mitarbeitervertretung aus dienstlichen Gründen nicht innerhalb der Arbeitszeit
                     wahrgenommen werden, so ist hierfür Freizeitausgleich zu gewähren. Ist dies aus dienstlichen Gründen nicht möglich, so ist
                     die aufgewendete Zeit wie Mehrarbeit zu vergüten; dies gilt nicht für öffentlich-rechtliche Dienstverhältnisse.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 19 Abs. 2:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 12. Die Mitglieder der Mitarbeitervertretung haben die für die MAV-Tätigkeit aufgewendete Zeit schriftlich zu erfassen. Diese
                                    ist von dem oder der Vorsitzenden der Mitarbeitervertretung schriftlich zu bestätigen. Konnte die MAV-Tätigkeit aus dienstlichen
                                    Gründen nicht innerhalb der persönlichen Arbeitszeit geleistet werden, so ist hierfür bei der Dienststellenleitung zeitnah
                                    Freizeitausgleich geltend zu machen. Die Dienststellenleitung genehmigt den Freizeitausgleich; falls dies aus dienstlichen
                                    Gründen nicht möglich ist, veranlasst die Dienststellenleitung die Vergütung der aufgewendeten Zeit als Mehrarbeit.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Den Mitgliedern der Mitarbeitervertretung ist für die Teilnahme an Tagungen und Lehrgängen, die ihnen für die Tätigkeit in
                     der Mitarbeitervertretung erforderliche Kenntnisse vermitteln, die dafür notwendige Arbeitsbefreiung ohne Minderung der Bezüge
                     oder des Erholungsurlaubs bis zur Dauer von insgesamt vier Wochen während einer Amtszeit zu gewähren. Berücksichtigt wird
                     die tatsächliche zeitliche Inanspruchnahme, höchstens aber die bis zur täglichen Arbeitszeit einer vollbeschäftigten Mitarbeiterin
                     oder eines vollbeschäftigten Mitarbeiters. Über die Verteilung des Anspruchs auf Arbeitsbefreiung zur Teilnahme an Tagungen
                     und Lehrgängen auf die Mitglieder kann die Mitarbeitervertretung abweichend von Satz 1 entscheiden, sofern die Summe aller
                     Ansprüche nach Satz 1 nicht überschritten wird. Die Dienststellenleitung kann die Arbeitsbefreiung versagen, wenn dienstliche
                     Notwendigkeiten nicht ausreichend berücksichtigt worden sind.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 19 Absatz 3:

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 12a. Die Arbeitsbefreiung für die Teilnahme an Tagungen und Lehrgängen steht allen MAV-Mitgliedern unabhängig von einer etwaigen
                                    Freistellung nach § 20 zu.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 20
Freistellung von der Arbeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Über die Freistellung von Mitgliedern der Mitarbeitervertretung von der Arbeit soll eine Dienstvereinbarung zwischen der Mitarbeitervertretung
                     und der Dienststellenleitung für die Dauer der Amtszeit der Mitarbeitervertretung getroffen werden. Bei gemeinsamen Mitarbeitervertretungen
                     innerhalb eines Kirchenbezirks ist die Dienstvereinbarung zwischen der gemeinsamen Mitarbeitervertretung und dem Kirchenbezirksausschuß
                     abzuschließen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kommt eine Dienstvereinbarung nach Absatz 1 nicht zustande, sind zur Wahrnehmung der Aufgaben der Mitarbeitervertretung auf
                     deren Antrag ein Mitglied oder mehrere Mitglieder der Mitarbeitervertretung von ihrer übrigen dienstlichen Tätigkeit in Dienststellen
                     mit in der Regel
                  

                  

                  101 – 150 Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen
mit insgesamt 20 %
                  

                  

                  151 – 200 Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen
mit insgesamt 30 %
                  

                  

                  201 – 300 Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen
mit insgesamt 50 %
                  

                  

                  301 – 400 Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen
mit insgesamt 75 %
                  

                  

                  401 – 600 Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen
mit insgesamt 100 %
                  

                  

                  601 – 800 Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen
mit insgesamt 125 %
                  

                  

                  801 – 1000 Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen
mit insgesamt 150 %
                  

                  

                  1001 – 1500 Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen
mit insgesamt 175 %
                  

                  

                  1501 – 2000 Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen
mit insgesamt 225 %
                  

                  

                  2001 – 2500 Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen
mit insgesamt 275 %
                  

                  

                  der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit Vollbeschäftigter freizustellen. Abweichend von Satz 1 wird die Freistellung von
                     Mitgliedern der Mitarbeitervertretungen in kirchlichen Schulen, Seminaren und Hochschulen durch Verordnung des Oberkirchenrats
                     geregelt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        In Dienststellen mit in der Regel mehr als insgesamt 2500 Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen sind unter den Voraussetzungen
                     des Absatzes 2 je angefangene 500 ein weiteres Mitglied der Mitarbeitervertretung jeweils mit 50% der regelmäßigen wöchentlichen
                     Arbeitszeit Vollbeschäftigter freizustellen. Der vorgenannte Freistellungsanspruch kann auch auf mehrere Mitglieder der Mitarbeitervertretung
                     aufgeteilt werden.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 20 Abs. 1 bis 3:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 13. Bei Teilzeitbeschäftigten, die für die MAV-Tätigkeit freigestellt werden sollen, ist auch eine entsprechende Erhöhung ihres
                                    Anstellungsumfangs zulässig.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Anrechenbar sind alle nach § 9 wahlberechtigten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 20 Abs. 4:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 14. Die Anrechenbarkeit richtet sich nach dem Stellenplan bzw. dem vergleichbaren Planungsinstrument, der bzw. das zum Zeitpunkt
                                    der Antragstellung gültig ist und dessen regelmäßiger Besetzung.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Absätze 2 und 3 gelten nicht für die Wahrnehmung von Aufgaben als Mitglied der Gesamtmitarbeitervertretung (§ 6) sowie der Landeskirchlichen Mitarbeitervertretung (§ 54).
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 20 Abs. 5:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 15. Die Freistellung der Mitglieder der Gesamtmitarbeitervertretung von der Arbeit soll durch eine Dienstvereinbarung zwischen
                                    der Gesamtmitarbeitervertretung und der Dienststellenleitung für die Dauer der Amtszeit geregelt werden. Nimmt die Gesamtmitarbeitervertretung
                                    die Aufgaben einer Mitarbeitervertretung nach § 6 Abs. 2 S. 2 MVG.Württemberg wahr, stehen ihr die Freistellungsanteile der Mitarbeitervertretung für diesen Zeitraum zusätzlich zu.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Anstelle von zwei nach Absatz 3 Freizustellenden ist in Dienststellen ab 3001 Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen auf Antrag
                     der Mitarbeitervertretung ein Mitglied ganz freizustellen.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Die freizustellenden Mitglieder werden nach Erörterung mit der Dienststellenleitung unter Berücksichtigung der dienstlichen
                     Notwendigkeit von der Mitarbeitervertretung bestimmt. Die Aufgaben der Mitarbeitervertretung sind vorrangig in der Zeit der
                     Freistellung zu erledigen.
                  

               

               
                     § 21
Schutz vor Abordnung, Versetzung, Zuweisung und Personalgestellung, Kündigungsschutz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Mitglieder der Mitarbeitervertretung dürfen ohne ihre Zustimmung nur abgeordnet, versetzt, zugewiesen oder zu einer anderen
                     Dienststelle gestellt werden, wenn dies aus wichtigen dienstlichen Gründen unvermeidbar ist und die Mitarbeitervertretung
                     zustimmt. Besteht die Mitarbeitervertretung nach § 8 Absatz 1 aus einer Person, hat die Dienststellenleitung die Zustimmung des Ersatzmitgliedes nach § 18 Absatz 3 einzuholen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Einem Mitglied der Mitarbeitervertretung darf nur gekündigt werden, wenn Tatsachen vorliegen, die den Dienstgeber zur außerordentlichen
                     Kündigung berechtigen. Die außerordentliche Kündigung bedarf der Zustimmung der Mitarbeitervertretung oder der Zustimmung
                     des Ersatzmitgliedes, falls die Mitarbeitervertretung nur aus einer Person besteht. Die Sätze 1 und 2 gelten für einen Zeitraum
                     von einem Jahr nach Beendigung der Amtszeit entsprechend, es sei denn, daß die Amtszeit durch einen Beschluss nach § 17 beendet wurde. § 38 Absatz 3 und 4 gilt mit der Maßgabe entsprechend, daß die Dienststellenleitung die Frist bis auf drei Arbeitstage verkürzen kann. Ist die
                     Frist nach Maßgabe des Satzes 4 verkürzt, gilt die Zustimmung im Fall der Erörterung innerhalb dieser verkürzten Frist als
                     erteilt, wenn die Mitarbeitervertretung sie nicht schriftlich verweigert.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wird die Dienststelle ganz oder zu einem wesentlichen Teil aufgelöst, ist eine Kündigung frühestens zum Zeitpunkt der Auflösung
                     zulässig, es sei denn, daß wegen zwingender betrieblicher Gründe zu einem früheren Zeitpunkt gekündigt werden muß. Die Kündigung
                     bedarf der Zustimmung der Mitarbeitervertretung oder, falls die Mitarbeitervertretung nur aus einer Person besteht, der Zustimmung
                     des Ersatzmitgliedes; Absatz 2 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Für das Verfahren gilt § 38 entsprechend.
                  

               

               
                     § 22
Schweigepflicht und Datenschutz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Personen, die Aufgaben oder Befugnisse nach diesem Gesetz wahrnehmen oder wahrgenommen haben, sind verpflichtet, über die
                     ihnen dabei bekanntgewordenen Angelegenheiten und Tatsachen Stillschweigen zu bewahren. Diese Schweigepflicht besteht nicht
                     für Angelegenheiten oder Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen. Die Schweigepflicht
                     besteht auch nach dem Ausscheiden aus der Mitarbeitervertretung oder aus dem Dienst- oder Arbeitsverhältnis. In Personalangelegenheiten
                     gilt dies gegenüber den Betroffenen, bis das formale Beteiligungsverfahren in den Fällen der Mitberatung oder Mitbestimmung
                     begonnen hat, insbesondere bis der Mitarbeitervertretung ein Antrag auf Zustimmung zu einer Maßnahme vorliegt. Die Schweigepflicht
                     erstreckt sich auch auf die Verhandlungsführung und das Verhalten der an der Sitzung Teilnehmenden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Schweigepflicht besteht nicht gegenüber den anderen Mitgliedern der Mitarbeitervertretung. Sie entfällt auf Beschluß der
                     Mitarbeitervertretung auch gegenüber der Dienststellenleitung und gegenüber der Stelle, die die Aufsicht über die Dienststelle
                     führt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Mitarbeitervertretung hat für die Einhaltung des Datenschutzes in den Angelegenheiten ihrer Geschäftsführung zu sorgen.
                     Bei der Verarbeitung personenbezogener Daten hat die Mitarbeitervertretung die Vorschriften über den Datenschutz einzuhalten.
                     Soweit die Mitarbeitervertretung zur Erfüllung der in ihrer Zuständigkeit liegenden Aufgaben personenbezogene Daten verarbeitet,
                     ist der Dienstgeber der für die Verarbeitung Verantwortliche im Sinne der datenschutzrechtlichen Vorschriften. Dienstgeber und Mitarbeitervertretung unterstützen sich gegenseitig bei der Einhaltung der datenschutzrechtlichen
                     Vorschriften. Die oder der Datenschutzbeauftragte ist gegenüber dem Dienstgeber zur Verschwiegenheit verpflichtet über Informationen,
                     die Rückschlüsse auf den Meinungsbildungsprozess der Mitarbeitervertretung zulassen. Dies gilt auch im Hinblick auf das Verhältnis
                     der oder des Datenschutzbeauftragten zum Dienstgeber.
                  

               

            

         

      

      
            VI. Abschnitt
Geschäftsführung
            

         

         
                     § 23
Vorsitz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Mitarbeitervertretung entscheidet in geheimer Wahl über den Vorsitz. Der oder die Vorsitzende führt die laufenden Geschäfte
                     und vertritt die Mitarbeitervertretung im Rahmen der von ihr gefassten Beschlüsse. Zu Beginn der Amtszeit legt die Mitarbeitervertretung
                     die Reihenfolge der Vertretung im Vorsitz fest. Die Reihenfolge ist der Dienststellenleitung schriftlich mitzuteilen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Soweit die Mitarbeitervertretung nur aus einer Person besteht, übernimmt die Stellvertretung der Wahlbewerber oder die Wahlbewerberin
                     mit der nächstniedrigen Stimmenzahl, mit der alle Angelegenheiten der Mitarbeitervertretung beraten werden können.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Zu Beginn der Amtszeit soll die Mitarbeitervertretung aus ihrer Mitte ein Mitglied zur Wahrnehmung der Aufgaben nach § 35 Abs. 3 Buchst. e bestellen. Erachtet das Mitglied einen Beschluß der Mitarbeitervertretung als eine erhebliche Beeinträchtigung der Maßnahmen
                     und Ziele zur Gleichstellung bzw. zur Förderung der Gemeinschaft von Frauen und Männern in der Dienststelle, so ist auf seinen
                     Antrag der Beschluß auf die Dauer einer Woche vom Zeitpunkt der Beschlußfassung an auszusetzen. Die Aussetzung hat keine Verlängerung
                     einer Frist zur Folge.
                  

               

               
                     § 23 a
Ausschüsse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Mitarbeitervertretung kann die Bildung von Ausschüssen beschließen, denen jeweils mindestens drei Mitglieder der Mitarbeitervertretung
                     angehören müssen, und den Ausschüssen Aufgaben zur selbstständigen Erledigung übertragen; dies gilt nicht für den Abschluss
                     und die Kündigung von Dienstvereinbarungen. Die Übertragung und der Widerruf der Übertragung von Aufgaben zur selbstständigen
                     Erledigung erfordern eine Dreiviertelmehrheit der Mitglieder der Mitarbeitervertretung. Die Übertragung und der Widerruf sind
                     der Dienststellenleitung schriftlich anzuzeigen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         In rechtlich selbstständigen Einrichtungen der Diakonie mit je mehr als 150 Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen kann die Mitarbeitervertretung
                     die Bildung eines Ausschusses für Wirtschaftsfragen beschließen. Der Ausschuss für Wirtschaftsfragen hat die Aufgabe, die
                     Mitarbeitervertretung über wirtschaftliche Angelegenheiten zu unterrichten. Die Dienststellenleitung hat den Ausschuss für
                     Wirtschaftsfragen rechtzeitig und umfassend über die wirtschaftlichen Angelegenheiten der Einrichtung unter Aushändigung der
                     erforderlichen Unterlagen zu unterrichten, soweit dadurch nicht die Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse der Einrichtung gefährdet
                     werden, sowie die sich daraus ergebenden Auswirkungen auf die Personalplanung darzustellen. Zu den wirtschaftlichen Angelegenheiten
                     gehören insbesondere die Angelegenheiten nach § 34 Absatz 2. Die Dienststellenleitung ist verpflichtet, auf dieser Grundlage mit dem Ausschuss für Wirtschaftsfragen mindestens einmal
                     im Jahr, auf ein mit Gründen versehenes Verlangen der Mitarbeitervertretung einmal im Kalendervierteljahr, über die wirtschaftliche
                     Lage der Einrichtung zu beraten. Sie kann eine Person nach § 4 Absatz 2 mit der Wahrnehmung dieser Aufgabe beauftragen. Der Ausschuss für Wirtschaftsfragen kann im erforderlichen Umfang Sachverständige
                     aus der Dienststelle hinzuziehen. Für die am Ausschuss für Wirtschaftsfragen beteiligten Personen gilt § 22 entsprechend.
                  

               

               
                     § 24
Sitzungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Nach Bestandskraft der Wahl hat der Wahlvorstand, im Fall der vereinfachten Wahl die Versammlungsleitung, innerhalb von zwei
                     Wochen die Mitglieder der Mitarbeitervertretung zur Vornahme der nach § 23 vorgesehenen Wahlen einzuberufen und die Sitzung zu leiten, bis die Mitarbeitervertretung über ihren Vorsitz entschieden
                     hat.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der oder die Vorsitzende beraumt die weiteren Sitzungen der Mitarbeitervertretung an, setzt die Tagesordnung fest und leitet
                     die Verhandlungen. Die Mitglieder der Mitarbeitervertretung sind rechtzeitig unter Mitteilung der Tagesordnung zu laden. Dies
                     gilt auch für die Interessenvertretungen besonderer Mitarbeitergruppen (§§ 49 bis 53), soweit sie ein Recht auf Teilnahme an der Sitzung haben. Kann ein Mitglied der Mitarbeitervertretung an der Sitzung nicht
                     teilnehmen, so hat es dies unter Angabe der Gründe unverzüglich mitzuteilen.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 24 Absatz 2:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 15a. Wurden alle MAV-Mitglieder ordnungsgemäß zu der MAV-Sitzung eingeladen und besteht Beschlussfähigkeit, so kann die Tagesordnung
                                    in der Sitzung durch einstimmigen Beschluss der Anwesenden um weitere Tagesordnungspunkte ergänzt werden.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der oder die Vorsitzende hat eine Sitzung einzuberufen und einen Gegenstand auf die Tagesordnung zu setzen, wenn dies ein
                     Viertel der Mitglieder der Mitarbeitervertretung oder die Dienststellenleitung beantragt. Dies gilt auch bei Angelegenheiten,
                     die Schwerbehinderte oder jugendliche Beschäftigte betreffen, wenn die Vertrauensperson der Schwerbehinderten oder die Vertretung
                     der Jugendlichen und Auszubildenden dies beantragen und die Behandlung des Gegenstandes keinen Aufschub duldet. Daneben ist
                     eine Sitzung nach Satz 2 auf Antrag des Vertrauensmannes der Zivildienstleistenden einzuberufen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Sitzungen der Mitarbeitervertretung finden in der Regel während der Arbeitszeit statt. Die Mitarbeitervertretung hat bei
                     der Einberufung von Sitzungen die dienstlichen Notwendigkeiten zu berücksichtigen. Die Dienststellenleitung soll von Zeitpunkt
                     und Ort der Sitzungen vorher verständigt werden. Die Sitzungen sind nicht öffentlich.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Sitzungen finden grundsätzlich als Präsenzsitzung in Anwesenheit aller Mitglieder der Mitarbeitervertretung statt. Im
                     Ausnahmefall kann die Teilnahme einzelner oder aller Mitglieder auch mittels Video- und Telefonkonferenzen erfolgen, wenn
                  

                  
                     
                        	1.

                        	
                           vorhandene Einrichtungen genutzt werden, die durch die Dienststelle zur dienstlichen Nutzung freigegeben sind und

                        

                        	2.

                        	
                           kein Mitglied der Mitarbeitervertretung unverzüglich nach Bekanntgabe der Absicht zur Durchführung der Sitzung mittels Video-
                              und Telefonkonferenz diesem Verfahren in Textform widerspricht.
                           

                        

                     

                  

                  Es ist sicherzustellen, dass Dritte vom Inhalt der Sitzung keine Kenntnis nehmen können. Eine Aufzeichnung der Sitzung ist
                     unzulässig. Mitglieder der Mitarbeitervertretung, die mittels Video- und Telefonkonferenz teilnehmen, gelten als anwesend
                     im Sinne von § 26 Absatz 1 Satz 1. Vor Beginn der Sitzung hat der oder die Vorsitzende die Identität der zugeschalteten Mitglieder festzustellen und deren
                     Namen in die Anwesenheitsliste einzutragen. § 25 gilt für Sitzungen mittels Video- und Telefonkonferenzen entsprechend.
                  

               

               
                     § 25
Teilnahme an der Sitzung der Mitarbeitervertretung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Mitglieder oder Beauftragte der Dienststellenleitung sind berechtigt, an den Sitzungen teilzunehmen, die auf ihr Verlangen
                     anberaumt sind. Die Dienststellenleitung ist berechtigt, zu diesen Sitzungen Sachkundige hinzuzuziehen. Die Dienststellenleitung
                     ist verpflichtet, auf Verlangen der Mitarbeitervertretung an Sitzungen teilzunehmen oder sich vertreten zu lassen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Mitarbeitervertretung kann zu einzelnen Punkten der Tagesordnung sachkundige Personen einladen.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 25 Abs. 2:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 16. Ein Anspruch auf Übernahme der Kosten für sachkundige Personen nach Satz 2 besteht nur, wenn und soweit die Dienststellenleitung
                                    vorher zugestimmt hat (§ 30 Abs. 2 S. 2 MVG.Württemberg). Dabei ist zu prüfen, ob die Landeskirchliche Mitarbeitervertretung oder die Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeitervertretungen
                                    im Diakonischen Werk Württemberg die Aufgabe der sachkundigen Person, selbst oder durch einen von ihr bestellten Beauftragten
                                    oder eine von ihr bestellte Beauftragte, wahrnehmen kann. § 30 Abs. 2 MVG.Württemberg und die Ausführungsbestimmungen hierzu sind zu beachten.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 17. Im Rahmen von Beschwerden nach § 48 MVG.Württemberg kann die Mitarbeitervertretung auch Vertreter oder Vertreterinnen des zuständigen Leitungs- und Aufsichtsorgans in eine Sitzung
                                    der Mitarbeitervertretung einladen.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für Personen, die nach den Absätzen 1 und 2 an einer Sitzung der Mitarbeitervertretung teilnehmen, gilt die Schweigepflicht
                     nach § 22. Sie sind ausdrücklich darauf hinzuweisen.
                  

               

               
                     § 26
Beschlußfassung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Mitarbeitervertretung ist beschlußfähig, wenn die Mehrheit der Mitglieder anwesend ist. Die Beschlussfähigkeit muss für
                     jeden Beschluss der Mitarbeitervertretung gegeben sein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Mitarbeitervertretung faßt ihre Beschlüsse, außer im Fall des § 23 a Absatz 1, mit der Mehrheit der bei der Abstimmung anwesenden Mitglieder. Bei Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt. Die Mitarbeitervertretung
                     kann in ihrer Geschäftsordnung bestimmen, daß Beschlüsse im Umlaufverfahren oder durch fernmündliche Absprachen gefaßt werden
                     können, sofern dabei Einstimmigkeit erzielt wird. Beschlüsse nach Satz 2 sind spätestens in der Niederschrift der nächsten
                     Sitzung im Wortlaut festzuhalten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        An der Beratung und Beschlußfassung dürfen Mitglieder der Mitarbeitervertretung nicht teilnehmen, wenn der Beschluß
                     
                        	
                           ihnen selbst oder ihren nächsten Angehörigen (Eltern, Ehegatten, eingetragenen Lebenspartnern oder Lebenspartnerinnen, Kindern
                              und Geschwistern),
                           

                        

                        	
                           einer von ihnen kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen natürlichen oder juristischen Person einen Vor- oder Nachteil bringen
                              kann.
                           

                        

                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 26 Abs. 3:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 18. Wer an der Beratung und Beschlussfassung nicht mitwirken darf, muss den Sitzungsraum verlassen. Zuvor ist ihm oder ihr Gelegenheit
                                    zur Äußerung zu geben.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 19. Ein unmittelbarer persönlicher Vorteil oder Nachteil liegt z. B. dann vor, wenn die Mitarbeitervertretung bei Maßnahmen mitzuwirken
                                    oder mitzubestimmen hat (z. B. § 40 Buchstaben m), n), p), § 42, § 43 MVG.Württemberg), die eine der in § 26 Abs. 3 MVG.Württemberg genannten Personen unmittelbar betreffen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Wird eine juristische Person durch die Abstimmung betroffen, für die ein Mitglied der Mitarbeitervertretung gesetzlicher Vertreter
                                    oder gesetzliche Vertreterin oder – generell oder für den Einzelfall – bevollmächtigter Vertreter oder bevollmächtigte Vertreterin
                                    ist, so kann dieses Mitglied an der Abstimmung nicht teilnehmen. Erfolgt die Vertretung nur gelegentlich, ist das Mitglied
                                    dann von der Abstimmung ausgeschlossen, wenn sich die Bevollmächtigung auf gerade diese konkrete Angelegenheit bezieht.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Mitarbeitervertretung beschließt in Abwesenheit der Personen, die nach § 25 Absatz 1 und 2 an der Sitzung teilgenommen haben.
                  

               

               
                     § 27
Sitzungsniederschrift
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Über jede Sitzung der Mitarbeitervertretung und ihrer Ausschüsse nach § 23 a Absatz 1 Satz 1 ist eine Niederschrift anzufertigen, die mindestens die Namen der An- oder Abwesenden, die Tagesordnung, die gefaßten
                     Beschlüsse, die Wahlergebnisse und die jeweiligen Stimmenverhältnisse enthalten muß. Die Niederschrift ist von dem oder der
                     Vorsitzenden der Mitarbeitervertretung oder des Ausschusses und einem weiteren Mitglied der Mitarbeitervertretung oder des
                     Ausschusses zu unterzeichnen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Hat die Dienststellenleitung an einer Sitzung der Mitarbeitervertretung teilgenommen, so ist ihr ein Auszug aus der Niederschrift
                     über die Verhandlungspunkte zuzuleiten, die im Beisein der Dienststellenleitung verhandelt worden sind.
                  

               

               
                     § 28
Sprechstunden, Aufsuchen am Arbeitsplatz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Mitarbeitervertretung kann Sprechstunden während der Arbeitszeit einrichten. Ort und Zeit bestimmt sie im Einvernehmen
                     mit der Dienststellenleitung. Die Mitarbeitervertretung entscheidet, ob und inwieweit Sprechstunden digital durchgeführt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Mitglieder der Mitarbeitervertretung haben das Recht, Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Dienststelle an den Arbeitsplätzen
                     aufzusuchen, sofern dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Versäumnis von Arbeitszeit, die für den Besuch von Sprechstunden oder durch sonstige Inanspruchnahme der Mitarbeitervertretung
                     erforderlich ist, hat keine Minderung der Bezüge zur Folge.
                  

               

               
                     § 29
Geschäftsordnung
                     

                  

                  Einzelheiten der Geschäftsführung kann die Mitarbeitervertretung in einer Geschäftsordnung regeln.

               

               
                     § 30
Sachbedarf, Kosten der Geschäftsführung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die Sitzungen, die Sprechstunden und die laufende Geschäftsführung der Mitarbeitervertretung hat die Dienststelle in erforderlichem
                     Umfang Räume, sachliche Mittel, dienststellenübliche technische Ausstattung und Büropersonal zur Verfügung zu stellen. Der
                     Mitarbeitervertretung werden in der Dienststelle geeignete Flächen für Bekanntmachungen zur Verfügung gestellt. Entsprechendes
                     gilt für einen Anteil in einem etwaigen Mitteilungsblatt der Dienststellenleitung für die Mitarbeiterschaft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die durch die Tätigkeit der Mitarbeitervertretung entstehenden erforderlichen Kosten trägt die Dienststelle, bei der die Mitarbeitervertretung
                     gebildet ist. Kosten, die durch die Beiziehung sachkundiger Personen nach § 25 Abs. 2 und § 31 Abs. 3 entstehen, werden von der Dienststelle übernommen, wenn die Dienststellenleitung der Kostenübernahme vorher zugestimmt hat.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 30 Abs. 2:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 20. Eine Kostenübernahme durch die Dienststelle sollte nur dann erfolgen, wenn die Landeskirchliche Mitarbeitervertretung oder
                                    für den Bereich des Diakonischen Werkes die Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeitervertretungen im Diakonischen Werk Württemberg,
                                    die sachkundige Beratung, die zu ihren Aufgaben gehört (§ 55 MVG.Württemberg), ausnahmsweise nicht wahrnehmen kann.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei gemeinsamen Mitarbeitervertretungen werden die Kosten von den beteiligten Dienststellen entsprechend dem Verhältnis der
                     Zahl ihrer Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen getragen. Bei Kirchenbezirksmitarbeitervertretungen trägt der Kirchenbezirk die
                     Kosten.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Reisen der Mitglieder der Mitarbeitervertretung, die für ihre Tätigkeit notwendig sind, gelten als Dienstreisen. Die Genehmigung
                     dieser Reisen erfolgt nach den für die Dienststelle geltenden Bestimmungen. Erstattet werden die Reisekosten für die Mitarbeiter
                     und Mitarbeiterinnen im kirchlichen Dienst nach den landeskirchlichen Bestimmungen, für die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen
                     im diakonischen Dienst nach den im Bereich ihrer Dienststelle geltenden Bestimmungen.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 30 Abs. 4:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 21. Folgende Reisen der Mitglieder der Mitarbeitervertretungen gelten zur Wahrnehmung der MAV-Aufgaben als genehmigt:
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 –

                              
                              	
                                 Reisen zu Sitzungen der Mitarbeitervertretung und ihrer Ausschüsse (§ 23 a MVG.Württemberg),
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 –

                              
                              	
                                 Besprechungen mit den jeweiligen Dienststellenleitungen,

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 –

                              
                              	
                                 Mitarbeiterversammlungen bzw.- teilversammlungen,

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 –

                              
                              	
                                 Teilnahme der von der Mitarbeitervertretung bestellten Mitglieder an Bewerbungsgesprächen,

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 –

                              
                              	
                                 Teilnahme der von der Mitarbeitervertretung bestellten Mitglieder an Sitzungen des Kirchenbezirksausschusses bzw. des Kirchengemeinderats,

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 –

                              
                              	
                                 Treffen der einzelnen Mitarbeitervertretungen auf Kirchenbezirks- und Regionalebene bzw. Unternehmens- bzw. Konzernebene sowie
                                    Reisen für die Teilnahme an Beratungstagen und an Regional- oder Vollversammlungen der Landeskirchlichen Mitarbeitervertretung
                                    bzw. der Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeitervertretungen im Diakonischen Werk Württemberg der von der Mitarbeitervertretung
                                    bestellten Mitglieder,
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 –

                              
                              	
                                 Reisen im Rahmen einer sachkundigen Beratung durch die Landeskirchliche Mitarbeitervertretung bzw. die Arbeitsgemeinschaft
                                    der Mitarbeitervertretungen im Diakonischen Werk Württemberg gemäß § 30 Abs. 2 Satz 2 MVG.Württemberg,
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 –

                              
                              	
                                 Reisen zu genehmigten MAV-Fortbildungsveranstaltungen.

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Lediglich die Kosten für andere Reisen außerhalb des Zuständigkeitsbereichs der Mitarbeitervertretung müssen im Einzelnen
                                    genehmigt werden.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Mitarbeitervertretung darf für ihre Zwecke keine Beiträge erheben oder Zuwendungen annehmen.
                  

               

            

         

      

      
            VII. Abschnitt
Mitarbeiterversammlung
            

         

         
                     § 31
Mitarbeiterversammlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Mitarbeiterversammlung besteht aus allen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen der Dienststelle, soweit sie nicht zur Dienststellenleitung
                     gehören. Sie wird von dem oder der Vorsitzenden der Mitarbeitervertretung einberufen und geleitet; sie ist nicht öffentlich.
                     Die Einladung hat unter Angabe der Tagesordnung mindestens eine Woche vor dem Termin zu erfolgen. Zeit und Ort der Mitarbeiterversammlung
                     sind mit der Dienststellenleitung abzusprechen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Mitarbeitervertretung hat mindestens einmal im Jahr eine Mitarbeiterversammlung einzuberufen und in ihr einen Tätigkeitsbericht
                     zu erstatten. Weiterhin ist der oder die Vorsitzende der Mitarbeitervertretung berechtigt und auf Antrag eines Viertels der
                     Wahlberechtigten oder der Dienststellenleitung verpflichtet, eine Mitarbeiterversammlung einzuberufen und den Gegenstand,
                     dessen Beratung beantragt ist, auf die Tagesordnung zu setzen.
                  

                  
                        (
                        2a
                        )
                        Die Mitarbeitervertretung kann darüber entscheiden, ob und inwieweit die Mitarbeiterversammlung digital durchgeführt wird.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Mitarbeitervertretung kann zu einzelnen Tagesordnungspunkten sachkundige Personen zur Beratung hinzuziehen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Mitarbeiterversammlung findet in der Arbeitszeit statt, sofern nicht dienstliche Gründe eine andere Regelung erfordern.
                     Die Zeit der Teilnahme an der Mitarbeiterversammlung und die zusätzlichen Wegezeiten gelten als Arbeitszeit, auch wenn die
                     Mitarbeiterversammlung außerhalb der Arbeitszeit stattfindet.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Dienststellenleitung ist zu der jeweiligen Mitarbeiterversammlung unter Mitteilung der Tagesordnung einzuladen; die Einladung
                     kann auf einzelne Tagesordnungspunkte beschränkt werden. Sie erhält auf Antrag das Wort. Sie soll mindestens einmal im Jahr
                     auf einer Mitarbeiterversammlung über die Entwicklung der Dienststelle informieren.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 31 Abs. 1 und Abs. 5:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 22. Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die zur Dienststellenleitung gehören, sind nur in dieser Funktion in der Mitarbeiterversammlung
                                    anwesend. Sie sind daher nicht stimmberechtigt.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Anträge nach § 32 Abs. 1 MVG.Württemberg kann die Dienststellenleitung nicht stellen.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Kann nach den dienstlichen Verhältnissen eine gemeinsame Versammlung aller Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen nicht stattfinden,
                     so sind Teilversammlungen abzuhalten. Für Teilversammlungen gelten die Absätze 1 bis 5 entsprechend. Die Mitarbeitervertretung
                     kann darüber hinaus Teilversammlungen durchführen, wenn dies zur Erörterung der besonderen Belange der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen
                     eines Arbeitsbereichs oder bestimmter Personengruppen erforderlich ist.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Für die Übernahme der Kosten, die durch die jeweilige Mitarbeiterversammlung entstehen, gilt § 30 entsprechend.
                  

               

               
                     § 32
Aufgaben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Mitarbeiterversammlung nimmt den Tätigkeitsbericht der Mitarbeitervertretung entgegen und erörtert Angelegenheiten, die
                     zum Aufgabenbereich der Mitarbeitervertretung gehören. Sie kann Anträge an die Mitarbeitervertretung stellen und zu Beschlüssen
                     der Mitarbeitervertretung Stellung nehmen. Die Mitarbeitervertretung ist an die Stellungnahme der Mitarbeiterversammlung nicht
                     gebunden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Mitarbeiterversammlung wählt in den Fällen des § 11 Absatz 2 Satz 3 und § 16 Abs. 2 den Wahlvorstand.
                  

               

            

         

      

      
            VIII. Abschnitt
Aufgaben und Befugnisse der Mitarbeitervertretung
            

         

         
                     § 33
Grundsätze für die Zusammenarbeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Mitarbeitervertretung und Dienststellenleitung sind verpflichtet, sich gegenseitig bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterstützen,
                     und arbeiten vertrauensvoll und partnerschaftlich zusammen. Sie informieren sich gegenseitig über Angelegenheiten, die die
                     Dienstgemeinschaft betreffen. Sie achten darauf, daß alle Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen nach Recht und Billigkeit behandelt
                     werden, die Vereinigungsfreiheit nicht beeinträchtigt wird und jede Betätigung in der Dienststelle unterbleibt, die der Aufgabe
                     der Dienststelle, der Dienstgemeinschaft oder dem Arbeitsfrieden abträglich ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Mitarbeitervertretung und Dienststellenleitung sollen in regelmäßigen Zeitabständen, mindestens aber einmal im Jahr, zur Besprechung
                     allgemeiner Fragen des Dienstbetriebes und der Dienstgemeinschaft und zum Austausch von Vorschlägen und Anregungen zusammenkommen.
                     In der Besprechung sollen auch Fragen der Gleichstellung und der Gemeinschaft von Frauen und Männern in der Dienststelle erörtert
                     werden. Sofern eine gemeinsame Mitarbeitervertretung nach § 5 a besteht, findet einmal im Jahr eine Besprechung im Sinne des Satzes 1 mit allen beteiligten Dienststellenleitungen statt.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 33 Abs. 2:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 23. Jede Dienststellenleitung hat mindestens eine Vertretung zu entsenden.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        In strittigen Fragen ist eine Einigung durch Aussprache anzustreben. Erst wenn die Bemühungen um eine Einigung in der Dienststelle
                     gescheitert sind, dürfen andere Stellen im Rahmen der dafür geltenden Bestimmungen angerufen werden. Das Scheitern der Einigung
                     muß von der Mitarbeitervertretung oder der Dienststellenleitung schriftlich erklärt werden. Die Vorschriften über das Verfahren
                     bei der Mitberatung und der Mitbestimmung bleiben unberührt.
                  

               

               
                     § 34
Informationsrechte der Mitarbeitervertretung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Mitarbeitervertretung ist zur Durchführung ihrer Aufgaben rechtzeitig und umfassend zu unterrichten. Die Dienststellenleitung
                     soll die Mitarbeitervertretung bereits während der Vorbereitung von Entscheidungen informieren und die Mitarbeitervertretung,
                     insbesondere bei organisatorischen oder sozialen Maßnahmen, frühzeitig an den Planungen beteiligen. In diesem Rahmen kann
                     die Mitarbeitervertretung insbesondere an den Beratungen von Ausschüssen und Kommissionen beteiligt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Dienststellenleitung hat die Mitarbeitervertretung einmal im Jahr über die Personalplanung, insbesondere über den gegenwärtigen
                     und zukünftigen Personalbedarf, zu unterrichten. In rechtlich selbstständigen Einrichtungen der Diakonie besteht darüber hinaus
                     einmal im Jahr, bei rechtlich selbständigen Einrichtungen der Diakonie mit mehr als 150 Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen
                     auf ein mit Gründen versehenes Verlangen der Mitarbeitervertretung einmal im Kalendervierteljahr, eine lnformationspflicht
                     über
                  

                  
                     
                        	
                            die wirtschaftliche Lage der Dienststelle,

                        

                        	
                            geplante Investitionen,

                        

                        	
                            Rationalisierungsvorhaben,

                        

                        	
                            die Einschränkung oder Stilllegung von wesentlichen Teilen der Dienststelle,

                        

                        	
                            wesentliche Änderungen der Organisation oder des Zwecks der Dienststelle,

                        

                        	
                           die Übernahme der Dienststelle oder Einrichtung durch Dritte, wenn hiermit der Erwerb der Kontrolle verbunden ist.

                        

                     

                  

                  Besteht eine Gesamtmitarbeitervertretung, ist diese zu informieren.

                  
                        (
                        2a
                        )
                        Die Mitarbeitervertretung kann verlangen, dass sie zweimal im Jahr durch zwei ihrer Mitglieder Einsicht in die Bruttoentgeltlisten
                     nehmen kann. Die Bruttoentgeltlisten enthalten die Namen der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, deren Grundentgelte sowie die
                     tariflichen und außertariflichen in Monatsbeiträgen festgelegten Zulagen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Mitarbeitervertretung sind die zur Durchführung ihrer Aufgaben erforderlichen Unterlagen rechtzeitig zur Verfügung zu
                     stellen. Bei Einstellungen werden der Mitarbeitervertretung auf Verlangen sämtliche Bewerbungen vorgelegt; Mitarbeitervertretung
                     und Dienststellenleitung können hierüber eine Dienstvereinbarung abschließen. Die Dienststellenleitung ist verpflichtet, die
                     Mitarbeitervertretung auch über die Beschäftigung der Personen in der Dienststelle zu informieren, die nicht in einem Arbeitsverhältnis
                     zur Dienststelle stehen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Personalakten dürfen nur nach schriftlicher Zustimmung der betroffenen Person und nur durch ein von ihr zu bestimmendes Mitglied
                     der Mitarbeitervertretung eingesehen werden. Dienstliche Beurteilungen sind auf Verlangen der Beurteilten vor der Aufnahme
                     in die Personalakte der Mitarbeitervertretung zur Kenntnis zu bringen.
                  

               

               
                     § 35
Allgemeine Aufgaben der Mitarbeitervertretung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Mitarbeitervertretung hat die beruflichen, wirtschaftlichen und sozialen Belange der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen
                     zu fördern. Sie hat in ihrer Mitverantwortung für die Aufgaben der Dienststelle das Verständnis für den Auftrag der Kirche
                     zu stärken und für eine gute Zusammenarbeit einzutreten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Unbeschadet des Rechts des Mitarbeiters oder der Mitarbeiterin, persönliche Anliegen der Dienststellenleitung selbst vorzutragen,
                     soll sich die Mitarbeitervertretung der Probleme annehmen und die Interessen auf Veranlassung des Mitarbeiters oder der Mitarbeiterin,
                     sofern sie diese für berechtigt hält, bei der Dienststellenleitung selbst oder gemeinsam mit dem oder der Betroffenen vertreten.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 35 Abs. 2:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 24. Die Mitarbeitervertretung entscheidet, ob sie auf Wunsch eines Mitarbeiters oder einer Mitarbeiterin zusammen mit dem oder
                                    der Betroffenen dessen oder deren Interessen bei der Dienststellenleitung vertritt. Wünscht die MAV ein gemeinsames Personalgespräch
                                    mit einem betroffenen Mitarbeiter bzw. Mitarbeiterin und der Dienststellenleitung, kann dies von der Dienststellenleitung
                                    in der Regel nicht abgelehnt werden.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Mitarbeitervertretung soll insbesondere
                     
                        	
                           Maßnahmen anregen, die der Arbeit in der Dienststelle und ihren Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen dienen,

                        

                        	
                           dafür eintreten, daß die arbeits-, sozial- und dienstrechtlichen Bestimmungen, Dienstvereinbarungen und Anordnungen eingehalten
                              werden,
                           

                        

                        	
                           Beschwerden, Anfragen und Anregungen von Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen entgegennehmen und, soweit diese berechtigt erscheinen,
                              durch Verhandlungen mit der Dienststellenleitung auf deren Erledigung hinwirken,
                           

                        

                        	
                           die Eingliederung und berufliche Entwicklung schwerbehinderter Menschen, einschließlich des Abschlusses von Inklusionsvereinbarungen
                              nach § 166 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch und sonstiger besonders schutzbedürftiger Personen in der Dienststelle fördern
                              und für eine ihren Kenntnissen und Fähigkeiten entsprechende Beschäftigung eintreten,
                           

                        

                        	
                           für die Gleichstellung und die Gemeinschaft in der Dienststelle eintreten und Maßnahmen zur Erreichung dieser Ziele anregen
                              sowie an ihrer Umsetzung mitwirken,
                           

                        

                        	
                           die Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstätigkeit fördern,

                        

                        	
                           die Entgeltgleichheit zwischen den Geschlechtern überwachen,

                        

                        	
                           die Integration ausländischer Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen fördern.

                        

                        	
                           Maßnahmen des Arbeits- und Gesundheitsschutzes und des betrieblichen Umweltschutzes fördern.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Werden Beschwerden nach Absatz 3 Buchst. c in einer Sitzung der Mitarbeitervertretung erörtert, hat der Beschwerdeführer oder
                     die Beschwerdeführerin das Recht, vor einer Entscheidung von der Mitarbeitervertretung gehört zu werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen können bei Personalgesprächen, die sich auf die Qualität der Arbeitsleistung oder das Verhalten
                     beziehen, ein Mitglied der Mitarbeitervertretung hinzuziehen.
                  

               

               
                     § 36
Dienstvereinbarungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Mitarbeitervertretung und Dienststellenleitung können Dienstvereinbarungen abschließen. Dienstvereinbarungen dürfen Regelungen
                     weder erweitern, einschränken noch ausschließen, die auf Rechtsvorschriften, insbesondere Beschlüssen der Arbeitsrechtlichen
                     Kommission, Tarifverträgen und Entscheidungen des Schlichtungsausschusses nach dem Arbeitsrechtsregelungsgesetz oder allgemeinverbindlichen
                     Richtlinien der Kirche beruhen. Arbeitsentgelte und sonstige Arbeitsbedingungen, die durch die in Satz 2 genannten Regelungen
                     vereinbart worden sind oder üblicherweise vereinbart werden, können nicht Gegenstand einer Dienstvereinbarung sein, es sei
                     denn, die Regelung nach Satz 2 läßt eine Dienstvereinbarung ausdrücklich zu.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Dienstvereinbarungen sind schriftlich niederzulegen, von beiden Partnern zu unterzeichnen und in geeigneter Weise bekanntzugeben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Dienstvereinbarungen gelten unmittelbar und können im Einzelfall nicht abbedungen werden. Sie werden vom Dienstgeber durchgeführt,
                     es sei denn, dass im Einzelfall etwas anderes vereinbart ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Wenn in der Dienstvereinbarung Rechte für die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen begründet werden, ist darin in der Regel festzulegen,
                     inwieweit diese Rechte bei Außerkrafttreten der Dienstvereinbarung fortgelten sollen. Eine darüber hinausgehende Nachwirkung
                     ist ausgeschlossen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Dienstvereinbarungen können, soweit nichts anderes vereinbart ist, mit einer Frist von drei Monaten zum Ende eines Monats
                     gekündigt werden.
                  

               

               
                     § 36a
Einigungsstelle
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für den Bereich der Evangelischen Landeskirche in Württemberg und den Bereich des Diakonischen Werkes Württemberg wird am
                     Sitz des Oberkirchenrats eine ständige Einigungsstelle zur Beilegung von Meinungsverschiedenheiten zwischen der Mitarbeitervertretung
                     und der Dienststellenleitung in organisatorischen und sozialen Angelegenheiten nach § 40 (Regelungsstreitigkeit) gebildet. Für die Einigungsstelle wird eine Geschäftsstelle eingerichtet. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Einigungsstelle wirkt in Regelungsstreitigkeiten auf eine Einigung zwischen Dienststellenleitung und Mitarbeitervertretung
                     hin, soweit nicht eine Einigungsstelle nach § 36g gebildet ist. Kommt eine Einigung nicht zustande, ersetzt der Spruch der Einigungsstelle die Einigung zwischen der Mitarbeitervertretung
                     und der Dienststellenleitung. Die Zuständigkeit des Kirchengerichts für Rechtsstreitigkeiten nach § 60 bleibt unberührt. 
                  

               

               
                     § 36b
Zusammensetzung der Einigungsstelle
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Einigungsstelle besteht für den Bereich der Landeskirche und des Diakonischen Werks aus 
                  

                  
                     
                        	
                           der oder dem Vorsitzenden und der oder dem stellvertretenden Vorsitzenden,

                        

                        	
                           jeweils einer Beisitzerin oder einem Beisitzer aus den Kreisen der Dienststellenleitungen und der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,
                              die auf getrennten Listen geführt werden (Listen- Beisitzerinnen und Listen-Beisitzer), 
                           

                        

                        	
                           Beisitzerinnen oder Beisitzer, die jeweils für die Durchführung des Verfahrens von der Antragstellerin oder dem Antragsteller
                              und von der Antragsgegnerin oder dem Antragsgegner zu benennen sind (Ad-hoc-Beisitzerinnen und Ad-hoc-Beisitzer). 
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für den Bereich der Landeskirche wird der oder die Vorsitzende und der oder die stellvertretende Vorsitzende gemeinsam vom
                     Oberkirchenrat und der Landeskirchlichen Mitarbeitervertretung bestellt. Für den Bereich des Diakonischen Werks wird der oder
                     die Vorsitzende und der oder die stellvertretende Vorsitzende gemeinsam vom Diakonischen Werk und der Arbeitsgemeinschaft
                     der Mitarbeitervertretungen im Diakonischen Werk bestellt. Kommt eine einvernehmliche Bestellung nicht zu Stande, entscheidet
                     auf Antrag das Kirchengericht über die Bestellung. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Drei Listen-Beisitzerinnen oder Listen-Beisitzer für den Bereich der Landeskirche werden aus dem Kreis der Dienststellenleitungen
                     vom Oberkirchenrat, aus dem Kreis der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von der Landeskirchlichen Mitarbeitervertretung benannt.
                     Drei Listen-Beisitzerinnen oder Listen-Beisitzer für den Bereich des Diakonischen Werks werden aus dem Kreis der Dienststellenleitungen
                     vom Diakonischen Werk benannt, aus dem Kreis der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von der Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeitervertretungen
                     im Diakonischen Werk benannt. Die Listen-Beisitzerinnen und Listen-Beisitzer müssen sich vertreten lassen, wenn eine Angelegenheit
                     der eigenen Dienststelle zu entscheiden ist. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Einigungsstelle tritt zusammen und entscheidet in der Besetzung mit der oder dem Vorsitzenden, je einer Beisitzerin oder
                     einem Beisitzer aus den beiden Beisitzerlisten und je einer oder einem von der Antragstellerin oder dem Antragsteller und
                     der Antragsgegnerin oder dem Antragsgegner benannten Ad-hoc-Beisitzerin und Ad-hoc-Beisitzer. Die Teilnahme der Listen-Beisitzerinnen
                     und Listen-Beisitzer an der mündlichen Verhandlung bestimmt sich nach der Stelle auf der jeweiligen Liste, die nach alphabetischer
                     Reihenfolge der Familiennamen geordnet ist. Bei Verhinderung einer Listen-Beisitzerin oder eines Listen-Beisitzers tritt an
                     dessen Stelle die Beisitzerin oder der Beisitzer, welche oder welcher der Reihenfolge nach an nächster Stelle steht. Im nächsten
                     Verfahren nimmt die Listen-Beisitzerin oder der Listen-Beisitzer teil, welcher in dem vorherigen Verfahren verhindert war.
                     
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Ist die oder der Vorsitzende an der Ausübung ihres oder seines Amtes gehindert, tritt an ihre oder seine Stelle die oder
                     der stellvertretende Vorsitzende. 
                  

               

               
                     § 36c
Rechtsstellung der Mitglieder der Einigungsstelle
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Mitglieder der Einigungsstelle sind unabhängig und in Bindung an das Evangelium von Jesus Christus, wie es in der Heiligen
                     Schrift gegeben und in den Bekenntnissen der Reformation bezeugt ist, nur dem in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg
                     geltenden Recht unterworfen. Sie haben das Verständnis für den Auftrag der Kirche zu stärken und auf gute Zusammenarbeit hinzuwirken.
                     
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Mitglieder der Einigungsstelle dürfen in der Übernahme oder Ausübung ihres Amtes weder beschränkt, benachteiligt noch
                     bevorzugt werden. Sie unterliegen der Schweigepflicht auch nach dem Ausscheiden aus dem Amt. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Tätigkeit der Mitglieder der Einigungsstelle ist ehrenamtlich. Die Mitglieder erhalten Reisekostenvergütung nach den
                     für die Mitglieder der Landessynode geltenden Bestimmungen. Der Oberkirchenrat kann für den oder die Vorsitzenden und den
                     oder die stellvertretenden Vorsitzenden eine besondere Aufwandsentschädigung festsetzen. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Beisitzerinnen und Beisitzer werden für die Teilnahme an Sitzungen der Einigungsstelle im notwendigen Umfang von ihrer
                     dienstlichen Tätigkeit freigestellt. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Auf die nach § 36b Absatz 1 Buchst. b) von der Landeskirchlichen Mitarbeitervertretungen und der Arbeitsgemeinschaft der
                     Mitarbeitervertretungen bestellten Beisitzerinnen und Beisitzer findet § 21 entsprechende Anwendung. 
                  

               

               
                     § 36d
Berufungsvoraussetzung der Mitglieder der Einigungsstelle
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Mitglieder der Einigungsstelle müssen Mitglied in einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland sein. Wer
                     als Vorsitzende beziehungsweise als Vorsitzender oder als beisitzende bzw. beisitzender Richter dem Kirchengericht für mitarbeitervertretungsrechtliche
                     Streitigkeiten angehört, darf nicht gleichzeitig einer Einigungsstelle angehören. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der oder die Vorsitzende und der oder die stellvertretende Vorsitzende müssen die Befähigung zum Richteramt haben. Sie sollen
                     im Arbeitsrecht oder Personalwesen erfahrene Personen sein. Sie dürfen nicht in einem öffentlich-rechtlichen Dienst- oder
                     privatrechtlichen Arbeitsverhältnis zu einer kirchlichen Körperschaft oder einer Einrichtung der Diakonie innerhalb der Evangelischen
                     Landeskirche in Württemberg stehen. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Zum Listen-Beisitzer oder zur Listen-Beisitzerin aus den Kreisen der Dienstgeber und zum oder zur vom Dienstgeber benannten
                     Ad-hoc-Beisitzer oder Ad-hoc-Beisitzerin kann bestellt werden, wer gemäß § 4 der Dienststellenleitung angehört. Zum Listen-Beisitzer oder zur Listen-Beisitzerin aus den Kreisen der Mitarbeiter und zum
                     oder zur von der Mitarbeitervertretung benannten Ad-hoc-Beisitzer oder Ad-hoc-Beisitzerin kann bestellt werden, wer gemäß
                     § 10 die Voraussetzungen für die Wählbarkeit in die Mitarbeitervertretung erfüllt und in einem öffentlich-rechtlichen Dienst-
                     oder privatrechtlichen Arbeitsverhältnis zu einer kirchlichen Körperschaft oder einer Einrichtung der Diakonie innerhalb der
                     Evangelischen Landeskirche in Württemberg steht. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der oder die Vorsitzende und der oder die stellvertretende Vorsitzende der Einigungsstelle werden vom Landesbischof oder
                     der Landesbischöfin ernannt. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Amtszeit der Mitglieder der Einigungsstelle beträgt fünf Jahre. 
                  

               

               
                     § 36e
Verfahren vor der Einigungsstelle
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Einigungsstelle wird nach Anrufung durch einen der Beteiligten unverzüglich tätig. Der Antrag ist schriftlich über die
                     Geschäftsstelle an die Vorsitzende oder den Vorsitzenden zu richten. Der Antrag soll die Antragstellerin oder den Antragsteller,
                     die Antragsgegnerin oder den Antragsgegner und den Streitgegenstand bezeichnen und eine Begründung enthalten. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die oder der Vorsitzende bereitet die Verhandlung der Einigungsstelle vor, übersendet den Antrag an die Antragsgegnerin oder
                     den Antragsgegner und bestimmt eine Frist zur schriftlichen Erwiderung. Die Antragserwiderung übermittelt sie oder er an die
                     Antragstellerin oder den Antragssteller und bestimmt einen Termin, bis zu dem abschließend schriftsätzlich vorzutragen ist.
                     
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die oder der Vorsitzende setzt den Termin zur mündlichen Verhandlung zeitnah fest. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die mündliche Verhandlung ist nicht öffentlich. Die oder der Vorsitzende leitet die Verhandlung. Sie oder er führt in den
                     Gegenstand des Verfahrens ein. Die Einigungsstelle erörtert mit den Beteiligten den gesamten Verfahrensgegenstand und gibt
                     ihnen Gelegenheit zur Stellungnahme. Im Falle der Nichteinigung stellen die Beteiligten die wechselseitigen Anträge. Über
                     die mündliche Verhandlung ist ein Protokoll zu fertigen. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Beteiligten können zu ihrem Beistand jeweils eine Person hinzuziehen, die Mitglied einer Kirche sein muss, die der Arbeitsgemeinschaft
                     christlicher Kirchen in Deutschland angehört. Für die Übernahme der Kosten des Beistands findet § 30 Anwendung. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Das Verfahren vor der Einigungsstelle ist kostenfrei. Die durch das Tätigwerden der Einigungsstelle entstehenden Kosten trägt
                     die Landeskirche. Jeder Verfahrensbeteiligte trägt seine Kosten selbst. Für die Übernahme der Kosten der Mitarbeitervertretung
                     findet § 30 Anwendung. Im Streitfall entscheidet darüber das Kirchengericht. 
                  

               

               
                     § 36f
Einigungsspruch
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Einigungsstelle entscheidet durch Spruch nach nicht öffentlicher, mündlicher Verhandlung mit Stimmenmehrheit, falls es
                     zu keiner Einigung kommt. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Bei der Beschlussfassung hat sich die oder der Vorsitzende zunächst der Stimme zu enthalten; kommt eine Stimmenmehrheit nicht
                     zu Stande, nimmt die oder der Vorsitzende nach weiterer Beratung an der erneuten Beschlussfassung teil. Bei der Beschlussfassung
                     hat die Einigungsstelle die Belange der Dienststelle und ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Rahmen billigen Ermessens
                     angemessen zu berücksichtigen. Der Spruch ist unverzüglich nach Beendigung des Verfahrens schriftlich abzufassen und den Beteiligten
                     zuzustellen. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Spruch der Einigungsstelle ersetzt die nicht zustande gekommene Einigung zwischen Dienstgeber und Mitarbeitervertretung
                     bzw. Gesamtmitarbeitervertretung. Der Spruch bindet die Beteiligten. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Überschreitung der Grenzen billigen Ermessens kann innerhalb einer Frist von einem Monat von der Mitarbeitervertretung
                     oder der Dienststellenleitung vor dem Kirchengericht geltend gemacht werden. 
                  

               

               
                     § 36g
Einigungsstellen im Bereich des Diakonischen Werks Württemberg
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Im Bereich des Diakonischen Werks Württemberg kann für die Dienststelle durch Dienstvereinbarung eine ständige Einigungsstelle
                     zur Beilegung von Regelungsstreitigkeiten zwischen der Mitarbeitervertretung und der Dienststellenleitung in organisatorischen
                     und sozialen Angelegenheiten nach § 40 gebildet werden. Besteht in der Dienststelle eine Gesamtmitarbeitervertretung, kann dieser die Zuständigkeit für die Bildung
                     von Einigungsstellen von den Mitarbeitervertretungen übertragen werden. Die Einigungsstelle wirkt in Regelungsstreitigkeiten
                     auf eine Einigung zwischen Dienststellenleitung und Mitarbeitervertretung hin. Kommt eine Einigung nicht zustande, ersetzt
                     der Spruch der Einigungsstelle die Einigung zwischen der Mitarbeitervertretung und der Dienststellenleitung. Die Zuständigkeit
                     des Kirchengerichts für Rechtsstreitigkeiten nach § 60 bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Einigungsstelle besteht aus je zwei beisitzenden Mitgliedern, die von der Mitarbeitervertretung und der Dienststellenleitung
                     bestellt werden, sowie einem oder einer Vorsitzenden, der oder die das Amt unparteiisch ausübt. Der oder die Vorsitzende wird
                     gemeinsam von der Mitarbeitervertretung und der Dienststellenleitung bestellt. Kommt eine einvernehmliche Bestellung nicht
                     zustande, entscheidet auf Antrag das Kirchengericht über die Bestellung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Einigungsstelle wird nach Anrufung durch eine der Beteiligten unverzüglich tätig. Sie entscheidet durch Spruch nach nicht
                     öffentlicher, mündlicher Verhandlung mit Stimmenmehrheit. Bei der Beschlussfassung hat sich der oder die Vorsitzende zunächst
                     der Stimme zu enthalten; kommt eine Stimmenmehrheit nicht zustande, nimmt der oder die Vorsitzende nach weiterer Beratung
                     an der erneuten Beschlussfassung teil. Bei der Beschlussfassung hat die Einigungsstelle die Belange der Dienststelle und ihrer
                     Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im Rahmen billigen Ermessens angemessen zu berücksichtigen. Die Überschreitung der Grenzen
                     billigen Ermessens kann innerhalb einer Frist von einem Monat von der Mitarbeitervertretung oder der Dienststellenleitung
                     vor dem Kirchengericht geltend gemacht werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Entschädigungen für die Mitglieder von Einigungsstellen richten sich nach der entsprechenden Rechtsverordnung des Rats
                     der Evangelischen Kirche in Deutschland.
                  

               

               
                     § 37
Verfahren der Beteiligung der Mitarbeitervertretung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Mitarbeitervertretung wird insbesondere in den Verfahren der Mitbestimmung (§ 38), der eingeschränkten Mitbestimmung (§ 41) und der Mitberatung (§ 45) beteiligt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Mitarbeitervertretung hat ihre Beteiligungsrechte im Rahmen der Zuständigkeit der Dienststelle und der geltenden Bestimmungen
                     wahrzunehmen.
                  

               

               
                     § 38
Mitbestimmung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Soweit eine Maßnahme der Mitbestimmung der Mitarbeitervertretung unterliegt, darf sie erst vollzogen werden, wenn die Zustimmung
                     der Mitarbeitervertretung vorliegt oder kirchengerichtlich ersetzt worden ist oder die Einigungsstelle gemäß § 36a oder § 36g entschieden hat. Eine der Mitbestimmung unterliegende Maßnahme ist unwirksam, wenn die Mitarbeitervertretung nicht beteiligt
                     worden ist. Abweichend von Satz 2 ist ein Arbeitsvertrag wirksam; die Mitarbeitervertretung kann jedoch verlangen, dass der
                     Mitarbeiter oder die Mitarbeiterin solange nicht beschäftigt wird, bis eine Einigung zwischen Mitarbeitervertretung und Dienststellenleitung
                     erzielt ist oder die fehlende Einigung kirchengerichtlich ersetzt wurde.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Dienststellenleitung unterrichtet die Mitarbeitervertretung von der beabsichtigten Maßnahme und beantragt deren Zustimmung.
                     Auf Verlangen der Mitarbeitervertretung ist die beabsichtigte Maßnahme mit ihr zu erörtern.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Maßnahme gilt als gebilligt, wenn die Mitarbeitervertretung nicht innerhalb von zwei Wochen schriftlich die Zustimmung
                     verweigert oder eine mündliche Erörterung beantragt. Die Dienststellenleitung kann die Frist in dringenden Fällen im Einvernehmen
                     mit dem oder der Vorsitzenden abkürzen. Die Frist beginnt mit dem Zugang der Mitteilung an den Vorsitzenden oder die Vorsitzende
                     der Mitarbeitervertretung. Die Dienststellenleitung kann im Einzelfall die Frist auf Antrag der Mitarbeitervertretung verlängern.
                     Die Mitarbeitervertretung hat eine Verweigerung der Zustimmung gegenüber der Dienststellenleitung schriftlich zu begründen.
                     Im Fall der Erörterung gilt die Zustimmung als erteilt, wenn die Mitarbeitervertretung die Zustimmung nicht innerhalb von
                     zwei Wochen nach dem Abschluss der Erörterung schriftlich verweigert. Die Erörterung ist abgeschlossen, wenn dies durch die
                     Mitarbeitervertretung oder die Dienststellenleitung schriftlich mitgeteilt wird.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Kommt in den Fällen der Mitbestimmung keine Einigung zu Stande, kann die Dienststellenleitung innerhalb von zwei Wochen nach
                     Eingang der schriftlichen Weigerung das Kirchengericht anrufen. Die Anrufung des Kirchengerichts ist für Regelungsstreitigkeiten
                     (§ 36a und § 36g) ausgeschlossen. In Regelungsstreitigkeiten können Mitarbeitervertretung und Dienststellenleitung innerhalb von zwei Wochen
                     nach festgestellter Nichteinigung die Einigungsstelle anrufen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Dienststellenleitung kann bei Maßnahmen, die keinen Aufschub dulden, bis zur endgültigen Entscheidung vorläufige Regelungen
                     treffen. Vorläufige Regelungen dürfen die Durchführung einer anderen endgültigen Entscheidung nicht hindern. Die Dienststellenleitung
                     hat der Mitarbeitervertretung eine beabsichtigte vorläufige Maßnahme mitzuteilen, zu begründen und unverzüglich das Verfahren
                     der Absätze 1 und 2 einzuleiten oder fortzusetzen.
                  

               

               
                     § 39
Fälle der Mitbestimmung bei allgemeinen personellen Angelegenheiten
                     

                  

                  Die Mitarbeitervertretung hat in den folgenden Fällen ein Mitbestimmungsrecht:
                     
                        	
                           Inhalt und Verwendung von Personalfragebogen und sonstigen Fragebogen zur Erhebung personenbezogener Daten, soweit nicht eine
                              gesetzliche Regelung besteht,
                           

                        

                        	
                           Aufstellung von Beurteilungsgrundsätzen für die Dienststelle,

                        

                        	
                           Aufstellung von Grundsätzen für die Aus-, Fort- und Weiterbildung sowie die Teilnehmerauswahl,

                        

                        	
                           Auswahl der Teilnehmer und Teilnehmerinnen an Fort- und Weiterbildungsveranstaltungen,

                        

                        	
                           Einführung sowie Grundsätze der Durchführung von Personalentwicklungsgesprächen,

                        

                        	
                           Aufstellung von Grundsätzen für die Stellenausschreibung.

                        

                     

                  

               

               
                     § 40
Fälle der Mitbestimmung in organisatorischen und sozialen Angelegenheiten
                     

                  

                  Die Mitarbeitervertretung hat in folgenden Fällen ein Mitbestimmungsrecht:
                     
                        	
                           Bestellung und Abberufung von Vertrauens- und Betriebsärzten und -ärztinnen sowie Fachkräften für Arbeitssicherheit,

                        

                        	
                           Maßnahmen zur Verhütung von Unfällen und gesundheitlichen Gefahren,

                        

                        	
                           Errichtung, Verwaltung und Auflösung von Sozialeinrichtungen ohne Rücksicht auf ihre Rechtsform,

                        

                        	
                           Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit und der Pausen sowie Verteilung der Arbeitszeit auf die einzelnen Wochentage, sowie
                              Festlegung der Grundsätze für die Aufstellung von Dienstplänen,
                           

                        

                        	
                           Aufstellung von Grundsätzen für den Urlaubsplan,

                        

                        	
                           Aufstellung von Sozialplänen (insbesondere bei Auflösung, Einschränkung, Verlegung und Zusammenlegung von Dienststellen oder
                              erheblichen Teilen von ihnen) einschließlich Plänen für Umschulung, zum Ausgleich oder zur Milderung von wirtschaftlichen
                              Nachteilen und für die Folgen von Rationalisierungsmaßnahmen, wobei Sozialpläne Regelungen weder einschränken noch ausschließen
                              dürfen, die auf Rechtsvorschriften oder allgemein verbindlichen Richtlinien beruhen,
                           

                        

                        	
                           Grundsätze der Arbeitsplatzgestaltung,

                        

                        	
                           Einführung grundlegend neuer Arbeitsmethoden,

                        

                        	
                           Einführung und Ausgestaltung mobiler Arbeit, die mittels Informations- und Kommunikationstechnik erbracht wird,

                        

                        	
                           Maßnahmen zur Hebung der Arbeitsleistung und zur Erleichterung des Arbeitsablaufs,

                        

                        	
                           Einführung und Anwendung von Maßnahmen oder technischen Einrichtungen, die dazu geeignet sind, das Verhalten oder die Leistung
                              der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen zu überwachen,
                           

                        

                        	
                           Regelung der Ordnung in der Dienststelle (Haus- und Betriebsordnungen) und des Verhaltens der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen
                              im Dienst,
                           

                        

                        	
                           Planung und Durchführung von Veranstaltungen für die Mitarbeiterschaft,

                        

                        	
                           Grundsätze für die Gewährung von Unterstützungen oder sonstigen Zuwendungen, auf die kein Rechtsanspruch besteht,

                        

                        	
                           Zuweisung von Mietwohnungen oder Pachtland an Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, wenn die Dienststelle darüber verfügt, sowie
                              allgemeine Festsetzung der Nutzungsbedingungen und die Kündigung des Nutzungsverhältnisses, soweit sie nicht durch Gesetz
                              oder Verordnung geregelt sind,
                           

                        

                        	
                           Grundsätze über das betriebliche Vorschlagswesen,

                        

                        	
                           Fragen der Vergütungsgestaltung innerhalb der Dienststelle oder Einrichtung, soweit und solange die Beschlüsse der Arbeitsrechtlichen
                              Kommission dies zulassen.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 41
Eingeschränkte Mitbestimmung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Mitarbeitervertretung darf in den Fällen der eingeschränkten Mitbestimmung (§§ 42  und 43) mit Ausnahme des Falles gemäß § 42 Buchst. b (ordentliche Kündigung nach Ablauf der Probezeit) ihre Zustimmung nur verweigern, wenn
                     
                        	
                           die Maßnahme gegen eine Rechtsvorschrift, eine Vertragsbestimmung, eine Dienstvereinbarung, eine Verwaltungsanordnung, eine
                              andere bindende Bestimmung oder eine rechtskräftige gerichtliche Entscheidung verstößt,
                           

                        

                        	
                           die durch Tatsachen begründete Besorgnis besteht, daß der oder die durch die Maßnahme betroffene oder andere Mitarbeiter und
                              Mitarbeiterinnen benachteiligt werden, ohne daß dies aus dienstlichen oder persönlichen Gründen gerechtfertigt ist,
                           

                        

                        	
                           die durch Tatsachen begründete Besorgnis besteht, daß eine Einstellung zur Störung des Friedens in der Dienststelle führt.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Im Fall des § 42 Buchst. b (ordentliche Kündigung nach Ablauf der Probezeit) darf die Mitarbeitervertretung ihre Zustimmung nur verweigern, wenn
                     
                        	
                           die Kündigung gegen eine Rechtsvorschrift, eine arbeitsrechtliche Regelung, eine andere bindende Bestimmung oder eine rechtskräftige
                              gerichtliche Entscheidung verstößt, oder
                           

                        

                        	
                           bei der Auswahl des zu kündigenden Mitarbeiters oder der zu kündigenden Mitarbeiterin soziale Gesichtspunkte nicht oder nicht
                              ausreichend berücksichtigt worden sind, oder
                           

                        

                        	
                           der zu kündigende Mitarbeiter oder die zu kündigende Mitarbeiterin an einem anderen Arbeitsplatz in derselben Dienststelle
                              mit seinem Einverständnis weiterbeschäftigt werden kann, oder
                           

                        

                        	
                           eine Weiterbeschäftigung des Mitarbeiters oder der Mitarbeiterin unter geänderten Vertragsbedingungen oder nach zumutbaren
                              Umschulungs- oder Fortbildungsmaßnahmen möglich ist und der Mitarbeiter oder die Mitarbeiterin das Einverständnis hierzu erklärt
                              hat.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für das Verfahren bei der eingeschränkten Mitbestimmung gilt § 38 entsprechend.
                  

               

               
                     § 42
Fälle der eingeschränkten Mitbestimmung in Personalangelegenheiten 
der privatrechtlich angestellten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen
                     

                  

                  Die Mitarbeitervertretung hat in den folgenden Personalangelegenheiten der privatrechtlich angestellten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen
                     ein eingeschränktes Mitbestimmungsrecht:
                     
                        	
                           Einstellung,

                        

                        	
                           ordentliche Kündigung nach Ablauf der Probezeit,

                        

                        	
                           Eingruppierung,

                        

                        	
                           Übertragung einer höher oder niedriger bewerteten Tätigkeit von mehr als drei Monaten Dauer,

                        

                        	
                           dauernde Übertragung einer Tätigkeit, die einen Anspruch auf Zahlung einer Zulage auslöst, sowie Widerruf einer solchen Übertragung,

                        

                        	
                           Umsetzung innerhalb einer Dienststelle unter gleichzeitigem Ortswechsel,

                        

                        	
                           Versetzung oder Abordnung zu einer anderen Dienststelle von mehr als drei Monaten Dauer, wobei in diesen Fällen die Mitarbeitervertretung
                              der aufnehmenden Dienststelle unbeschadet des Mitberatungsrechts nach § 46 Buchst. d mitbestimmt,
                           

                        

                        	
                           Weiterbeschäftigung über die Altersgrenze hinaus,

                        

                        	
                           Anordnungen, welche die Freiheit in der Wahl der Wohnung beschränken,

                        

                        	
                           Untersagung einer Nebentätigkeit sowie Versagung und Widerruf der Genehmigung einer Nebentätigkeit,

                        

                        	
                           Ablehnung eines Antrages auf Ermäßigung der Arbeitszeit oder Beurlaubung.

                        

                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 42 Buchstabe f):

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 25. Ein Ortswechsel ist dann gegeben, wenn die Umsetzung in eine andere politische Gemeinde erfolgt.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 43
Fälle der eingeschränkten Mitbestimmung in Personalangelegenheiten 
der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen
                     

                  

                  Die Mitarbeitervertretung hat in den folgenden Personalangelegenheiten der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in öffentlich-rechtlichen
                     Dienstverhältnissen ein eingeschränktes Mitbestimmungsrecht:
                     
                        	
                           Einstellung,

                        

                        	
                           (aufgehoben)

                        

                        	
                           Umwandlung des Kirchenbeamtenverhältnisses in ein solches anderer Art,

                        

                        	
                           Ablehnung eines Antrages auf Ermäßigung der Arbeitszeit oder Beurlaubung in besonderen Fällen,

                        

                        	
                           Verlängerung der Probezeit,

                        

                        	
                           Beförderung,

                        

                        	
                           Übertragung eines anderen Amtes, das mit einer Zulage ausgestattet ist,

                        

                        	
                           Übertragung eines anderen Amtes mit höherem Endgrundgehalt ohne Änderung der Amtsbezeichnung oder Übertragung eines anderen
                              Amtes mit gleichem Endgrundgehalt mit Änderung der Amtsbezeichnung,
                           

                        

                        	
                           Zulassung zum Aufstiegsverfahren, Verleihung eines anderen Amtes mit anderer Amtsbezeichnung beim Wechsel der Laufbahngruppe,

                        

                        	
                           dauernde Übertragung eines höher oder niedriger bewerteten Dienstpostens,

                        

                        	
                           Umsetzung innerhalb der Dienststelle bei gleichzeitigem Ortswechsel,

                        

                        	
                           Versetzung, Zuweisung oder Abordnung von mehr als drei Monaten Dauer zu einer anderen Dienststelle oder einem anderen Dienstherrn
                              im Geltungsbereich dieses Gesetzes, wobei in diesen Fällen die Mitarbeitervertretung der aufnehmenden Dienststelle unbeschadet
                              des Mitberatungsrechts nach § 46 Buchst. d mitbestimmt,
                           

                        

                        	
                           Hinausschieben des Eintritts in den Ruhestand wegen Erreichens der Altersgrenze,

                        

                        	
                           Anordnungen, welche die Freiheit in der Wahl der Wohnung beschränken,

                        

                        	
                           Untersagung einer Nebentätigkeit sowie Versagung und Widerruf der Genehmigung einer Nebentätigkeit,

                        

                        	
                           Entlassung aus dem Kirchenbeamtenverhältnis auf Probe oder auf Widerruf, wenn die Entlassung nicht beantragt worden ist,

                        

                        	
                           vorzeitige Versetzung in den Ruhestand gegen den Willen des Kirchenbeamten oder der Kirchenbeamtin,

                        

                        	
                           Versetzung in den Wartestand oder einstweiligen Ruhestand gegen den Willen des Kirchenbeamten oder der Kirchenbeamtin.

                        

                     

                  

               

               
                     § 44
Ausnahmen von der Beteiligung in Personalangelegenheiten
                     

                  

                  Eine Beteiligung in Personalangelegenheiten der Personen nach § 4 findet nicht statt mit Ausnahme der von der Mitarbeitervertretung nach Gesetz oder Satzung in leitende Organe entsandten
                     Mitglieder. Daneben findet keine Beteiligung in den Personalangelegenheiten der Personen statt, die im pfarramtlichen Dienst
                     und in der Ausbildung oder Vorbereitung dazu stehen.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 44:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 26. Der Ausschluss der MAV-Beteiligung nach dieser Vorschrift bezieht sich nur auf die Tatbestände der §§ 38 bis 46 MVG.Württemberg, soweit sie Personalangelegenheiten des Personenkreises nach § 4 MVG.Württemberg betreffen. In den übrigen Fällen bleibt die Beteiligung der Mitarbeitervertretung unberührt.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 45
Mitberatung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In den Fällen der Mitberatung ist der Mitarbeitervertretung eine beabsichtigte Maßnahme rechtzeitig vor der Durchführung bekanntzugeben
                     und auf Verlangen mit ihr zu erörtern. Die Mitarbeitervertretung kann die Erörterung nur innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe
                     der beabsichtigten Maßnahme verlangen. In den Fällen des § 46 Buchst. b) kann die Dienststellenleitung die Frist bis auf drei Arbeitstage verkürzen. Äußert sich die Mitarbeitervertretung nicht
                     innerhalb von zwei Wochen oder innerhalb der verkürzten Frist nach Satz 3 oder hält sie bei der Erörterung ihre Einwendungen
                     oder Vorschläge nicht aufrecht, so gilt die Maßnahme als gebilligt. Die Fristen beginnen mit Zugang der Mitteilung an den
                     Vorsitzenden oder die Vorsitzende der Mitarbeitervertretung. Im Einzelfall können die Fristen auf Antrag der Mitarbeitervertretung
                     von der Dienststellenleitung verlängert werden. Im Falle einer Nichteinigung hat die Dienststellenleitung oder die Mitarbeitervertretung
                     die Erörterung für beendet zu erklären. Die Dienststellenleitung hat eine abweichende Entscheidung gegenüber der Mitarbeitervertretung
                     schriftlich zu begründen. Im Fall der außerordentlichen Kündigung gilt dies mit der Maßgabe, dass die Dienststellenleitung
                     eine abweichende Entscheidung gegenüber der Mitarbeitervertretung innerhalb eines Monats nach Durchführung der Maßnahme schriftlich
                     zu begründen hat.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 45 Abs. 1 S. 8:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 27. Die schriftliche Begründung der Dienststellenleitung hat unverzüglich zu erfolgen.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Eine der Mitberatung unterliegende Maßnahme ist unwirksam, wenn die Mitarbeitervertretung nicht nach Absatz 1 beteiligt worden
                     ist. Die Mitarbeitervertretung kann innerhalb von zwei Wochen nach Kenntnis, spätestens sechs Monate nach Durchführung der
                     Maßnahme das Kirchengericht anrufen, wenn sie nicht nach Absatz 1 beteiligt worden ist.
                  

               

               
                     § 46
Fälle der Mitberatung
                     

                  

                  Die Mitarbeitervertretung hat in den folgenden Fällen ein Mitberatungsrecht:
                     
                        	
                           Auflösung, Einschränkung, Verlegung und Zusammenlegung von Dienststellen oder erheblichen Teilen von ihnen,

                        

                        	
                           außerordentliche Kündigung,

                        

                        	
                           ordentliche Kündigung innerhalb der Probezeit,

                        

                        	
                           Versetzung und Abordnung von mehr als drei Monaten Dauer, wobei das Mitberatungsrecht hier für die Mitarbeitervertretung der
                              abgebenden Dienststelle besteht,
                           

                        

                        	
                           Aufstellung von Grundsätzen für die Bemessung des Personalbedarfs,

                        

                        	
                           Aufstellung und Änderung des Stellenplanentwurfs,

                        

                        	
                           dauerhafte Vergabe von Arbeitsbereichen an Dritte, die bisher von Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen der Dienststelle wahrgenommen
                              werden.
                           

                        

                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 46 Buchst. f:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 28. Beschlüsse des Kirchenbezirksausschusses im Hinblick auf den Stellenplan haben keine unmittelbaren Auswirkungen auf das Mitberatungsrecht
                                    der Mitarbeitervertretung. Zuständig für den Stellenplan und damit verpflichtet, das Verfahren der Mitberatung vor Aufstellung
                                    oder Änderung des Stellenplans durchzuführen, ist der Anstellungsträger (z. B. die Kirchengemeinde).
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 47
Initiativrecht der Mitarbeitervertretung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Mitarbeitervertretung kann der Dienststellenleitung in den Fällen der §§ 39, 40, 42, 43 und 46 Maßnahmen schriftlich vorschlagen. Die Dienststellenleitung hat innerhalb eines Monats Stellung zu nehmen. Eine Ablehnung
                     ist schriftlich zu begründen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kommt in den Fällen des Absatzes 1, in denen die Mitarbeitervertretung ein Mitbestimmungsrecht oder ein eingeschränktes Mitbestimmungsrecht
                     hat, auch nach Erörterung eine Einigung nicht zustande, so kann die Mitarbeitervertretung innerhalb von zwei Wochen nach Abschluß
                     der Erörterung oder nach der Ablehnung das Kirchengericht anrufen. Die Mitarbeitervertretung kann das Kirchengericht ferner
                     innerhalb von zwei Wochen anrufen, wenn die Dienststellenleitung nicht innerhalb der Monatsfrist des Absatzes 1 schriftlich
                     Stellung genommen hat.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Anrufung des Kirchengerichts ist für Regelungsstreitigkeiten (§ 36a und § 36g) ausgeschlossen.
                  

               

               
                     § 48
Beschwerderecht der Mitarbeitervertretung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Verstößt die Dienststellenleitung gegen sich aus diesem Gesetz ergebende oder sonstige gegenüber den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen
                     bestehende Pflichten, hat die Mitarbeitervertretung das Recht, bei den zuständigen Leitungs- und Aufsichtsorganen Beschwerde
                     einzulegen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei berechtigten Beschwerden hat das Leitungs- oder Aufsichtsorgan im Rahmen seiner Möglichkeiten Abhilfe zu schaffen oder
                     auf Abhilfe hinzuwirken.
                  

               

            

         

      

      
            IX. Abschnitt
Interessenvertretung besonderer Mitarbeitergruppen
            

         

         
                     § 49
Vertretung der Jugendlichen und der Auszubildenden
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen unter 18 Jahren, die Auszubildenden sowie die weiteren zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigten
                     wählen ihre Vertretung, die von der Mitarbeitervertretung in Angelegenheiten der Jugendlichen und Auszubildenden zur Beratung
                     hinzuzuziehen ist. Wählbar sind alle Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen nach § 2, die am Wahltag das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben oder die zu ihrer Berufsausbildung beschäftigt werden. § 10 Absatz 2 Buchstabe a) findet Anwendung. Mitglieder der Mitarbeitervertretung sind nicht wählbar.
                  

                  Gewählt werden
eine Person bei Dienststellen mit in der Regel 5 bis 15 Wahlberechtigten; 
drei Personen bei Dienststellen mit in der Regel 16 bis 50 Wahlberechtigten; 
fünf Personen bei Dienststellen mit in der Regel mehr als insgesamt 50 Wahlberechtigten.
                  

                  
                        (
                        1a
                        )
                        Die zur Wahl stehenden Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen werden auf ihre Loyalitätsobliegenheiten hingewiesen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Amtszeit beträgt zwei Jahre.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Beabsichtigt der Arbeitgeber, einen Auszubildenden, der Mitglied der Jugend- und Auszubildendenvertretung ist, nach Beendigung
                     des Berufsausbildungsverhältnisses nicht in ein Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit zu übernehmen, so hat er dies drei
                     Monate vor Beendigung des Berufsausbildungsverhältnisses dem Auszubildenden schriftlich mitzuteilen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Verlangt ein in Absatz 3 genannter Auszubildender innerhalb der letzten drei Monate vor Beendigung des Berufsausbildungsverhältnisses
                     schriftlich vom Arbeitgeber die Weiterbeschäftigung, so gilt zwischen Auszubildendem und Arbeitgeber im Anschluss an das Berufsausbildungsverhältnis
                     ein Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit als begründet. Der Arbeitgeber kann spätestens bis zum Ablauf von zwei Wochen nach
                     Beendigung des Berufsausbildungsverhältnisses beim Arbeitsgericht beantragen,
                  

                  
                     
                        	
                           festzustellen, dass ein Arbeitsverhältnis nach Satz 1 nicht begründet wird, oder

                        

                        	
                           das bereits nach Satz 1 begründete Arbeitsverhältnis aufzulösen,

                        

                     

                  

                  wenn Tatsachen vorliegen, aufgrund derer dem Arbeitgeber unter Berücksichtigung aller Umstände die Weiterbeschäftigung nicht
                     zugemutet werden kann. In dem gerichtlichen Verfahren ist die Jugend- und Auszubildendenvertretung sowie die Mitarbeitervertretung
                     anzuhören. Dieser Absatz findet unabhängig davon Anwendung, ob der Arbeitgeber seiner Mitteilungspflicht nach Absatz 3 nachgekommen
                     ist.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Für Mitglieder der Vertretung nach Absatz 1 gelten, soweit in den Absätzen 1 bis 3 nichts anderes bestimmt ist, die §§ 11, 13, 14, 15 Absatz 2 bis 4 und §§ 16 bis 19 sowie §§ 21 und 22 entsprechend. § 18 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass das Amt in der Jugend- und Auszubildendenvertretung für die Dauer der Amtszeit weiterhin
                     besteht, wenn bei Beendigung des Berufsausbildungsverhältnisses ein Arbeitsverhältnis zu demselben Arbeitgeber besteht.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Jugend- und Auszubildendenvertretung hat folgende allgemeine Aufgaben: 
                  

                  
                     
                        	
                            Maßnahmen zu beantragen, die den Jugendlichen und Auszubildenden dienen, insbesondere in Fragen der Berufsausbildung und
                              der Gleichstellung von weiblichen und männlichen Jugendlichen und Auszubildenden, 
                           

                        

                        	
                            darauf zu achten, dass die zugunsten der Jugendlichen und Auszubildenden geltenden Bestimmungen durchgeführt werden, 

                        

                        	
                            Anregungen und Beschwerden von Jugendlichen und Auszubildenden entgegenzunehmen und, soweit sie berechtigt erscheinen, durch
                              Verhandlung mit der Dienststelle auf ihre Erledigung hinzuwirken. 
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Dienststellenleitung und Jugend- und Auszubildendenvertretung sollen mindestens einmal im Jahr zu gemeinsamen Besprechungen
                     zusammentreten. Die Jugend- und Auszubildendenvertretung hat das Recht, an den Sitzungen der Mitarbeitervertretung mit einem
                     Mitglied mit beratender Stimme teilzunehmen. Sie hat Stimmrecht bei Beschlüssen, die überwiegend die Belange Jugendlicher
                     und Auszubildender berühren. 
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Die Jugend- und Auszubildendenvertretung kann vor oder nach jeder Mitarbeiterversammlung im Einvernehmen mit der Mitarbeitervertretung
                     eine betriebliche Jugend- und Auszubildendenversammlung einberufen. Im Einvernehmen mit der Mitarbeitervertretung und dem
                     Arbeitgeber kann die betriebliche Jugend- und Auszubildendenversammlung auch zu einem anderen Zeitpunkt einberufen werden.
                     § 31 und § 32 Absatz 1 gelten entsprechend.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                        Besteht eine gemeinsame Mitarbeitervertretung, ist eine gemeinsame Vertretung der Jugendlichen und Auszubildenden zu wählen.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 49:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 29. Die Jugend- und Auszubildendenvertretung nimmt die Interessen der Jugendlichen und Auszubildenden in der Dienststelle wahr
                                    und steht ihnen beratend und helfend zur Seite. Insbesondere hat sie Maßnahmen bzw. Angelegenheiten im Interesse der Jugendlichen
                                    und Auszubildenden bei der Mitarbeitervertretung zu beantragen, die die Mitarbeitervertretung, sofern sie sie für berechtigt
                                    hält, bei der Dienststellenleitung vertreten soll. 
                                 

                                 Wird die erforderliche Zahl von Wahlberechtigten in mehreren Dienststellen zusammen erreicht, für die eine gemeinsame Mitarbeitervertretung
                                    besteht, so wird entsprechend eine Jugend- und Auszubildendenvertretung gewählt. 
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 50
Vertrauensperson der schwerbehinderten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In Dienststellen, in denen mindestens fünf schwerbehinderte Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen nicht nur vorübergehend beschäftigt
                     sind, werden eine Vertrauensperson und mindestens ein Stellvertreter oder mindestens eine Stellvertreterin gewählt. Satz 1
                     gilt entsprechend für mehrere Dienststellen, für die eine gemeinsame Mitarbeitervertretung besteht. Der Wahlvorstand beschließt
                     mit einfacher Mehrheit nach Erörterung mit der Vertrauensperson der schwerbehinderten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, der
                     Mitarbeitervertretung und der Dienststellenleitung, wie viele stellvertretende Mitglieder der Schwerbehindertenvertretung
                     in der Dienststelle zu wählen sind. Für das Wahlverfahren finden die §§ 11, 13 und 14 entsprechende Anwendung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die Amtszeit der Vertrauensperson und der sie stellvertretenden Personen gelten die §§ 15 bis 18 entsprechend.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wahlberechtigt sind alle in der Dienststelle beschäftigten schwerbehinderten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen und ihnen Gleichgestellte.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Für die Wählbarkeit gilt § 10 entsprechend.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Wahl der Vertrauensperson der schwerbehinderten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter findet zeitgleich mit den allgemeinen
                     Wahlen zur Mitarbeitervertretung statt.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Besteht eine Gemeinsame Mitarbeitervertretung, ist eine gemeinsame Vertrauensperson der Schwerbehinderten zu wählen.
                  

               

               
                     § 51
Aufgaben der Vertrauensperson 
der schwerbehinderten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen
                     

                  

                  Aufgaben und Befugnisse der Vertrauensperson der schwerbehinderten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen bestimmen sich nach §
                     178 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch.
                  

                  § 178 Absatz 6 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch gilt mit der Maßgabe, dass die für die Mitarbeiterversammlung geltenden
                     Vorschriften der §§ 31 und 32 entsprechende Anwendung finden.
                  

               

               
                     § 52
Persönliche Rechte und Pflichten der Vertrauensperson 
der schwerbehinderten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die Rechtsstellung der Vertrauensperson der schwerbehinderten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen gelten die §§ 19 bis 22, 28 und 30 entsprechend. Ergänzend gilt § 179 Absatz 6 bis 8 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch. Die stellvertretende Vertrauensperson
                     besitzt während der Dauer der Vertretung und der Heranziehung nach § 178 Absatz 1 Satz 4 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch
                     die gleiche persönliche Rechtsstellung wie die Vertrauensperson, im Übrigen die gleiche Rechtstellung wie Ersatzmitglieder der Mitarbeitervertretung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Räume und der Geschäftsbedarf, die der Mitarbeitervertretung für deren Sitzungen, Sprechstunden und laufende Geschäftsführung
                     zur Verfügung gestellt werden7, stehen für die gleichen Zwecke auch der Vertrauensperson offen, soweit ihr hierfür nicht eigene Räume und Geschäftsbedarf
                     zur Verfügung gestellt werden können8.
                  

               

               
                     § 52a
Gesamtschwerbehindertenvertretung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Besteht eine Gesamtmitarbeitervertretung nach § 6 oder § 6a, bilden die Vertrauenspersonen eine Gesamtschwerbehindertenvertretung. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ist nur in einer der Dienststellen eine Vertrauensperson gewählt, nimmt sie die Rechte und Pflichten der Gesamtschwerbehindertenvertretung
                     wahr. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Gesamtschwerbehindertenvertretung vertritt die Interessen der schwerbehinderten Beschäftigten in Angelegenheiten, die
                     Schwerbehinderte aus mehr als einer Dienststelle betreffen. Sie vertritt auch die Interessen der schwerbehinderten Beschäftigten,
                     die in einer Dienststelle tätig sind, für die eine Vertrauensperson entweder nicht gewählt werden kann oder nicht gewählt
                     worden ist.
                  

               

               
                     § 53
Mitwirkung in Werkstätten für behinderte Menschen 
und in Angelegenheiten weiterer Personengruppen
                     

                  

                  Für die Mitwirkungsrechte behinderter Menschen in Werkstätten und gegebenenfalls auch für weitere Gruppen von Beschäftigten,
                     die nicht Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen nach § 2 sind, gilt die entsprechende Rechtsverordnung des Rats der Evangelischen Kirche in Deutschland in der jeweiligen Fassung.
                  

               

            

         

      

      
            X. Abschnitt
Landeskirchliche Mitarbeitervertretung, Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeitervertretungen im Diakonischen Werk Württemberg 
(Gesamtausschüsse der Mitarbeitervertretungen)
            

         

         
                     § 54
Zusammensetzung der Landeskirchlichen Mitarbeitervertretung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zu Beginn jeder Wahlperiode der Mitarbeitervertretungen wird für den Bereich der Landeskirche ein Gesamtausschuß der Mitarbeitervertretungen
                     gebildet, der die Bezeichnung „Landeskirchliche Mitarbeitervertretung (LaKiMAV)“ führt. Ihr gehören alle nach den Absätzen
                     2 und 3 Gewählten an.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Aus folgenden Gruppen kirchlicher Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen wird je ein Mitglied und eine Stellvertretung in die Landeskirchliche
                     Mitarbeitervertretung gewählt:
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Arbeitsfeld

                              
                              	
                                 Berufsbezeichnung

                              
                           

                        
                        
                           
                              	
                                 a)

                              
                              	
                                 Gemeindediakonie/Gemeindearbeit (mit Altenarbeit)

                              
                              	
                                 Gemeindediakone, Gemeindediakoninnen

                              
                           

                           
                              	
                                 b)

                              
                              	
                                 Jugendarbeit in Gemeinde/Bezirk/Land

                              
                              	
                                 Jugend-, Bezirksjugendreferenten und -referentinnen, Jugendsekretäre und -sekretärinnen, sonstige Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen
                                    in der Jugendarbeit
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 c)

                              
                              	
                                 Unterricht

                              
                              	
                                 Religionspädagogen und -pädagoginnen und sonstige kirchliche Lehrkräfte

                              
                           

                           
                              	
                                 d)

                              
                              	
                                 (vorschulische) Erziehung

                              
                              	
                                 Erzieher und Erzieherinnen, Sozialpädagogen und -pädagoginnen, Hortnerinnen, Kinderpfleger und Kinderpflegerinnen, Heimerzieher
                                    und Heimerzieherinnen
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 e)

                              
                              	
                                 Kirchenmusik

                              
                              	
                                 Kirchenmusiker, Kirchenmusikerinnen

                              
                           

                           
                              	
                                 f)

                              
                              	
                                 Mesnerdienst

                              
                              	
                                 Mesner und Mesnerinnen, Hausmeister und Hausmeisterinnen in Verbindung mit Mesnertätigkeit

                              
                           

                           
                              	
                                 g)

                              
                              	
                                 Haus- und Wirtschaftsdienst, handwerklichtechnischer Dienst

                              
                              	
                                 Hausmeister und Hausmeisterinnen, Kraftfahrer und Kraftfahrerinnen, Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in der Hauswirtschaft,
                                    Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in handwerklicher, gärtnerischer oder landwirtschaftlicher Tätigkeit
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 h)

                              
                              	
                                 Beratungs- und sozialdiakonische Dienste

                              
                              	
                                 Sozialarbeiter und -arbeiterinnen, Sozialpädagogen und -pädagoginnen, Sozialdiakone und -diakoninnen, Sozialsekretäre und
                                    -sekretärinnen, Psychologen und Psychologinnen, Therapeuten und Therapeutinnen
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 i)

                              
                              	
                                 Kranken- und Altenpflege

                              
                              	
                                 Krankenschwestern und -pfleger, Hauspflegerinnen und -pfleger, Altenpflegerinnen und -pfleger, Nachbarschaftshelferinnen und
                                    -helfer, Dorfhelferinnen, Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im pflegerischen Dienst
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 j)

                              
                              	
                                 Tagungs- und Bildungsarbeit

                              
                              	
                                 Tagungs-, Seminar-, Kursleitung in Tagungsstätten und der Akademie, Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in der Erwachsenenbildung

                              
                           

                           
                              	
                                 k)

                              
                              	
                                 Verwaltungsdienst

                              
                              	
                                 Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im Verwaltungs-, Bücherei-, Archiv- und Schreibdienst, Sekretariat

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Landeskirchliche Mitarbeitervertretung kann mit zwei Drittel der Stimmen ihrer Mitglieder bis zu drei weitere Mitglieder
                     zuwählen. Diese müssen Mitarbeitervertreter sein.
                  

               

               
                     § 54 a
Bildung der Landeskirchlichen Mitarbeitervertretung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Nach dem Abschluß der allgemeinen Wahl der Mitarbeitervertretung treten in jedem Kirchenbezirk die in den kirchlichen Dienststellen
                     oder in gemeinsamen Mitarbeitervertretungen eines Kirchenbezirks gewählten Personen zu einer Wahlversammlung zusammen. In
                     dieser Wahlversammlung wird für jede der in § 54 Abs. 2 aufgeführten Gruppen kirchlicher Berufe je von den Mitgliedern der Mitarbeitervertretungen dieser Gruppe eine Vertretung
                     (Wahlperson) gewählt, sofern wahlberechtigte Mitarbeitervertreter oder Mitarbeitervertreterinnen einer Gruppe vorhanden sind.
                     Ist von einer Berufsgruppe nur eine Person vorhanden, so gilt diese als gewählt. Die Wahlversammlung wird von dem oder der
                     Vorsitzenden der für den Kirchenbezirk gebildeten Mitarbeitervertretung des Dekanatsortes einberufen und geleitet.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 54 a Abs. 1:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 30. Die Mitglieder der Mitarbeitervertretungen von kirchlichen Verbänden und Stiftungen gemäß § 1 Abs. 1 und von sonstigen kirchlichen Rechtsträgern gemäß § 1 Abs. 2 und 3, die die KAO und das MVG anwenden, werden zur Wahlversammlung des Kirchenbezirks eingeladen. Für Rechtsträger, die mehrere Kirchenbezirke umfassen,
                                    ist der Sitz ausschlaggebend.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Jede landeskirchliche Dienststelle wählt, ebenfalls für jede der in § 54 Abs. 2 aufgeführten Gruppen kirchlicher Berufe, je von den Mitarbeitervertretern oder Mitarbeitervertreterinnen dieser Gruppe eine
                     Vertretung (Wahlperson), sofern wahlberechtigte Personen einer Gruppe vorhanden sind. Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der
                     Geschäftsstelle der Landeskirchlichen Mitarbeitervertretung können nicht Wahlpersonen im Sinne des Satzes 1 sein. Im übrigen gilt Absatz 1 sinngemäß.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die nach den Absätzen 1 und 2 gewählten Wahlpersonen melden ihre Wahlergebnisse an die Landeskirchliche Mitarbeitervertretung.
                     Die bisherige Landeskirchliche Mitarbeitervertretung lädt die Wahlpersonen zu einer Wahlversammlung ein, sofern jeweils mindestens
                     drei wahlberechtigte Wahlpersonen der in § 54 Absatz 2 aufgeführten Gruppen kirchlicher Berufe vorhanden sind. Die Wahlpersonen wählen aus ihrer Mitte jeweils den Vertreter oder
                     die Vertreterin ihrer Gruppe und die dazugehörige Stellvertretung in die Landeskirchliche Mitarbeitervertretung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Wahlversammlungen werden von dem oder der bisherigen Vorsitzenden der Landeskirchlichen Mitarbeitervertretung oder einer
                     von diesen beauftragten Person geleitet. Die Landeskirchliche Mitarbeitervertretung teilt das Ergebnis der Wahl dem Oberkirchenrat
                     mit.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Für die Vorbereitung und Durchführung der Wahlen sind die Bestimmungen der Wahlordnung sinngemäß anzuwenden. § 18 Abs. 1 Buchst. d gilt nicht bei einem Wechsel der Dienststelle innerhalb der Landeskirche.
                  

               

               
                     § 54 b 
Zusammensetzung der Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeitervertretungen 
im Diakonischen Werk Württemberg
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Mitarbeitervertretungen der Dienststellen und Einrichtungen des Diakonischen Werkes Württemberg und seiner Mitglieder
                     bilden die Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeitervertretungen im Diakonischen Werk Württemberg (AGMAV).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Organe der AGMAV sind die Vollversammlung, die vier Regionalversammlungen und der AGMAV-Vorstand (Gesamtausschuss).
                  

               

               
                     § 54 c 
Bildung der Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeitervertretungen 
im Diakonischen Werk Württemberg
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Nach jeder allgemeinen Neuwahl der Mitarbeitervertretungen ist innerhalb von fünf Monaten nach dem Ende der Amtszeit der
                     seitherigen Mitarbeitervertretungen gemäß § 15 Absatz 2 die Vollversammlung einzuberufen. Bei der Vollversammlung handelt es sich um die Vereinigung aller Mitarbeitervertretungen
                     im Bereich des Diakonischen Werkes Württemberg. Jede Mitarbeitervertretung entsendet jeweils aus ihrer Mitte eine Delegierte/einen
                     Delegierten in die Vollversammlung. Sind in der Dienststelle bzw. den Dienststellen, für die die Mitarbeitervertretung gebildet
                     wurde, am Wahltag der allgemeinen Mitarbeitervertretungswahl mindestens 101 wahlberechtigte Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter vorhanden,
                     so kann die Mitarbeitervertretung eine weitere Delegierte/einen weiteren Delegierten entsenden. Ab 200 wahlberechtigten Mitarbeiterinnen/Mitarbeitern
                     kann für jedes angefangene Hundert wahlberechtigter Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter eine weitere Delegierte/ein weiterer Delegierter
                     entsandt werden. Gesamtmitarbeitervertretungen und Gesamtmitarbeitervertretungen im Dienststellenverbund haben kein Entsendungsrecht.
                     
                  

                  Die Vollversammlung wählt sieben Mitglieder des AGMAV-Vorstandes auf schriftlichen Vorschlag der Regionalversammlungen oder
                     einzelner Mitarbeitervertretungen. Die Nominierten müssen Mitglied einer Mitarbeitervertretung sein. Die verschiedenen Berufsfelder
                     sollen berücksichtigt werden. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Nach jeder allgemeinen Neuwahl der Mitarbeitervertretungen sind innerhalb von fünf Monaten nach dem Ende der Amtszeit der
                     seitherigen Mitarbeitervertretungen gemäß § 15 Absatz 2 die vier Regionalversammlungen einzuberufen. Bei den Regionalversammlungen handelt es sich um die Versammlungen
                     der in einer festgelegten Region bestehenden Mitarbeitervertretungen im Bereich des Diakonischen Werkes Württemberg. Jede
                     Mitarbeitervertretung ist einer von vier Regionen zugeordnet. Über die Festlegung der vier Regionen entscheidet die Vollversammlung.
                     Jede Regionalversammlung wählt aus ihrer Mitte eine Vorsitzende/einen Vorsitzenden und eine erste und zweite Stellvertretung.
                     Die vier Vorsitzenden und die vier ersten Stellvertretungen sind Mitglieder des AGMAV-Vorstandes.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Dem AGMAV-Vorstand gehören die gemäß den Absätzen 1 und 2 gewählten Mitglieder an. Die Vorstandsmitglieder können ein weiteres
                     Mitglied, welches nicht Mitglied einer Mitarbeitervertretung sein muss, in den AGMAV-Vorstand wählen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Einzelheiten zur Vorbereitung und Durchführung der Versammlungen und zur Durchführung der Wahlen werden in der AGMAV-Ordnung
                     geregelt, die von der Vollversammlung beschlossen wird.
                  

               

               
                     § 55
Aufgaben der Landeskirchlichen Mitarbeitervertretung und der Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeitervertretungen 
im Diakonischen Werk Württemberg
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Landeskirchliche Mitarbeitervertretung und die Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeitervertretungen im Diakonischen Werk Württemberg
                     haben in ihren jeweiligen Bereichen insbesondere folgende Aufgaben:
                     
                        	
                           Beratung, Förderung und Information der Mitarbeitervertretungen in ihren Aufgaben, Rechten und Pflichten

                        

                        	
                           Organisation von Fortbildungsmaßnahmen für Mitarbeitervertretungen

                        

                        	
                           Organisation von Vollversammlungen der Mitarbeitervertretungen

                        

                        	
                           Wahl der Vertretungen der Beschäftigten und ihrer Stellvertretungen in die Arbeitsrechtliche Kommission

                        

                        	
                           Erarbeitung von Vorlagen für die Arbeitsrechtliche Kommission

                        

                        	
                           Vertretung der Interessen der privatrechtlich angestellten Mitarbeiterschaft, insbesondere durch Stellungnahmen zu landeskirchlichen
                              Gesetzen, Verordnungen und Richtlinien, die die Arbeitsbedingungen privatrechtlich angestellter Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen
                              betreffen
                           

                        

                        	
                           Vertretung der Interessen der privatrechtlich angestellten Mitarbeiterschaft im Zusammenschluss der Gesamtausschüsse im Bereich
                              der EKD
                           

                        

                        	
                           Rechtliche Beratung einzelner Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, soweit keine Mitarbeitervertretung besteht.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Darüber hinaus ist die Landeskirchliche Mitarbeitervertretung zuständig für die Aufgaben der Gesamtmitarbeitervertretungen
                     und Mitarbeitervertretungen in Fällen der Mitbestimmung nach § 39 und § 40, soweit sie Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen aus mehreren oder allen Dienststellen mehrerer oder aller kirchlicher Körperschaften,
                     Anstalten oder Stiftungen im Bereich der Landeskirche betreffen und dies der Oberkirchenrat im Einvernehmen mit der Landeskirchlichen
                     Mitarbeitervertretung feststellt.
                  

                  Für das Verfahren gelten § 38 und § 47 mit folgenden Maßgaben:
                  

                  
                     
                        	
                           Die Frist nach § 38 Absatz 3 Satz 1 beträgt drei Monate;
                           

                        

                        	
                           die Frist nach § 38 Absatz 3 Satz 6 beträgt einen Monat;
                           

                        

                        	
                           die Frist nach § 38 Absatz 4 beträgt zwei Monate;
                           

                        

                        	
                           § 38 Absatz 5 findet keine Anwendung;
                           

                        

                        	
                           die Frist gemäß § 47 Absatz 1 Satz 2 beträgt drei Monate;
                           

                        

                        	
                           die Fristen nach § 47 Absatz 2 Satz 1 und Satz 2 Halbsatz 1 betragen zwei Monate;
                           

                        

                        	
                           die Frist nach § 47 Absatz 2 Satz 2 Halbsatz 2 beträgt drei Monate.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 55 a
Geschäftsführung, Freistellung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die Landeskirchliche Mitarbeitervertretung ist am Sitz des Oberkirchenrats eine Geschäftsstelle eingerichtet, die dem
                     oder der Vorsitzenden der Landeskirchlichen Mitarbeitervertretung untersteht. Der oder die Vorsitzende der Landeskirchlichen
                     Mitarbeitervertretung kann die Leitung der Geschäftsstelle auf Mitarbeitende der Geschäftsstelle delegieren.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 55 a Abs. 1:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 31. Die Landeskirchliche Mitarbeitervertretung bewirtschaftet die ihr zugewiesenen Haushaltsmittel selbständig nach Maßgabe der
                                    landeskirchlichen Vorschriften. Die Landeskirchliche Mitarbeitervertretung entscheidet selbständig im Rahmen des Stellenplans
                                    und der rechtlichen Bestimmungen der Landeskirche über den Inhalt, Abschluss und die Beendigung der Dienstverträge sowie sonstiger
                                    Regelungen und Maßnahmen im Rahmen des Dienstverhältnisses der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Geschäftsstelle; die Personalakten
                                    werden beim Oberkirchenrat geführt.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Der oder die Vorsitzende der Landeskirchlichen Mitarbeitervertretung hat in allen Angelegenheiten der Mitarbeiterschaft der
                                    Geschäftsstelle die Aufgaben des Dienstgebers für die Landeskirche wahrzunehmen. Bei Bedenken bezüglich der Rechtmäßigkeit
                                    von Maßnahmen kann der Oberkirchenrat diese bis zur Entscheidung durch das Kirchengericht vorläufig aussetzen.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Soweit nichts anderes bestimmt ist, gelten für die Geschäftsführung der Landeskirchlichen Mitarbeitervertretung die §§ 23 bis 32 sinngemäß mit der Maßgabe, dass die durch ihre Tätigkeit entstehenden notwendigen Kosten von der Landeskirche getragen werden.
                     Die Landeskirchliche Mitarbeitervertretung kann für ihre Mitglieder Freistellung von ihrer beruflichen Tätigkeit in Höhe von
                     insgesamt 200 vom Hundert einer vollbeschäftigten Person beanspruchen. Über die Verteilung auf die einzelnen Mitglieder entscheidet
                     die Landeskirchliche Mitarbeitervertretung nach Beratung mit den beteiligten Dienststellenleitungen. Den Dienststellen werden
                     die tatsächlich angefallenen Vertretungskosten für das freigestellte Mitglied ersetzt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für die Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeitervertretungen im Diakonischen Werk Württemberg ist am Sitz des Diakonischen Werks
                     Württemberg eine Geschäftsstelle eingerichtet, die dem oder der Vorsitzenden der Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeitervertretungen
                     im Diakonischen Werk Württemberg untersteht. Der oder die Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeitervertretungen
                     im Diakonischen Werk Württemberg kann die Leitung der Geschäftsstelle auf Mitarbeitende der Geschäftsstelle delegieren. Für
                     die Geschäftsstelle gelten im Übrigen die im Bereich des Diakonischen Werks Württemberg getroffenen Regelungen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Soweit nichts anderes bestimmt ist, gelten für die Geschäftsführung der Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeitervertretungen im
                     Diakonischen Werk Württemberg die §§ 23 bis 32 entsprechend mit der Maßgabe, dass die durch ihre Tätigkeit entstehenden notwendigen Kosten und die Freistellung der Mitglieder
                     der AGMAV auf der Grundlage einer zwischen dem Vorstand des Diakonischen Werkes Württemberg und dem AGMAV-Vorstand geschlossenen
                     einvernehmlichen Vereinbarung vom Diakonischen Werk Württemberg und seinen Mitgliedern getragen werden.
                  

               

               
                     § 55 b
Landeskirchliche Vertrauensperson 
der schwerbehinderten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zusammen mit der Wahl zur Landeskirchlichen Mitarbeitervertretung wird von den Vertrauenspersonen der schwerbehinderten Mitarbeiter
                     und Mitarbeiterinnen im Bereich der Landeskirche eine Landeskirchliche Vertrauensperson der schwerbehinderten Mitarbeiter
                     und Mitarbeiterinnen und eine Stellvertretung gewählt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Sie kann an den Sitzungen der Landeskirchlichen Mitarbeitervertretung mit beratender Stimme teilnehmen, wenn Angelegenheiten
                     behandelt werden, die in besonderem Maße die schwerbehinderten Menschen betreffen. § 51 Absatz 5 und 6 gelten entsprechend.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die landeskirchliche Vertrauensperson hat insbesondere folgende Aufgaben:
                  

                  
                     
                        	
                            Beratung, Förderung und Information der gewählten Vertrauenspersonen in ihren Aufgaben, Rechten und Pflichten

                        

                        	
                            Beratung und Information der Mitarbeitervertretungen zu den Rechten der schwerbehinderten Menschen, insbesondere dort, wo
                              keine Vertrauensperson gewählt ist.
                           

                        

                        	
                            Beratung und Information von schwerbehinderten Menschen, soweit es vor Ort keine Vertrauensperson gibt

                        

                        	
                            Organisation von Versammlungen und Fortbildungen für Vertrauenspersonen

                        

                        	
                            Vertretung der Interessen der schwerbehinderten Menschen und der gleichgestellten behinderten Menschen nach § 2 Neuntes Buch
                              des Sozialgesetzes
                           

                        

                        	
                            Wahrnehmung der Aufgaben der Hauptschwerbehindertenvertretung im Sinne des § 180 Neuntes Buch des Sozialgesetzes.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Soweit nichts anderes bestimmt ist, gelten für die Geschäftsführung der Landeskirchlichen Vertrauensperson der Schwerbehinderten
                     die §§ 28  und 30 sinngemäß mit der Maßgabe, dass die durch ihre Tätigkeit entstehenden notwendigen Kosten von der Landeskirche getragen werden.
                     Die Vertrauensperson und ihre Stellvertretung können für die Erfüllung ihrer Aufgaben eine Freistellung von ihrer beruflichen
                     Tätigkeit in Höhe von insgesamt 50 vom Hundert einer vollbeschäftigten Person beanspruchen. § 19 Absatz 2 Satz 1 gilt entsprechend. Ist die Aufteilung zwischen der Vertrauensperson und ihrer Stellvertretung streitig, entscheidet auf Antrag
                     der Vertrauensperson oder der Stellvertretung die Direktorin beziehungsweise der Direktor im Oberkirchenrat.
                  

               

            

         

      

      
            XI. Abschnitt
Kirchengerichtlicher Rechtsschutz
            

         

         
                     § 56
Kirchengerichtlicher Rechtsschutz 
                     

                  

                  Zu kirchengerichtlichen Entscheidungen nach diesem Gesetz ist das Kirchengericht der Evangelischen Landeskirche in Württemberg
                     für mitarbeitervertretungsrechtliche Streitigkeiten in erster Instanz und in zweiter Instanz der Kirchengerichtshof der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland berufen.
                  

               

               
                     § 57
Bildung des Kirchengerichtes für mitarbeitervertretungsrechtliche Streitigkeiten
                     

                  

                  Für den Bereich der Evangelischen Landeskirche in Württemberg und ihres Diakonischen Werks wird ein Kirchengericht für mitarbeitervertretungsrechtliche
                     Streitigkeiten errichtet. Das Kirchengericht besteht aus zwei Kammern.
                  

               

               
                     § 57 a
Zuständigkeitsbereich des Kirchengerichts 
für mitarbeitervertretungsrechtliche Streitigkeiten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Kirchengericht der Evangelischen Landeskirche in Württemberg für mitarbeitervertretungsrechtliche Streitigkeiten ist
                     zuständig
                  

                  
                     
                        	
                            für die Dienststellen kirchlicher Körperschaften, Anstalten und Stiftungen im Bereich der Evangelischen Landeskirche in Württemberg

                        

                        	
                            für das Diakonische Werk der evangelischen Kirche in Württemberg e.V. und seine Dienststellen und die ihm unmittelbar oder
                              mittelbar angeschlossenen rechtlich selbständigen Einrichtungen.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Durch Vereinbarungen des Oberkirchenrats mit Institutionen außerhalb des Geltungsbereichs dieses Kirchengesetzes kann bestimmt
                     werden, dass das Kirchengericht für diese Institutionen zuständig ist, sofern die Institutionen die Bestimmungen dieses Kirchengesetzes
                     oder Bestimmungen wesentlich gleichen Inhalts für ihren Bereich anwenden.
                  

               

               
                     § 58
Bildung und Zusammensetzung der Kammern
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Eine Kammer besteht jeweils aus einem Vorsitzenden Richter oder einer Vorsitzenden Richterin und zwei Beisitzenden Richtern
                     oder Richterinnen. Es werden pro Kammer je zwei Beisitzende Richter oder Richterinnen für Angelegenheiten von kirchlichen
                     Dienststellen im Bereich der Evangelischen Landeskirche in Württemberg und je zwei Beisitzende Richter oder Richterinnen für
                     Angelegenheiten von Mitgliedseinrichtungen des Diakonischen Werks der evangelischen Kirche in Württemberg e. V. bestellt.
                     Die Vorsitzenden Richter oder Richterinnen der beiden Kammern vertreten sich gegenseitig. Für die Beisitzenden Richter oder
                     Richterinnen werden für den Fall der Verhinderung je eine Erste und Zweite Stellvertretung bestellt. Die Beisitzenden Richter
                     oder Richterinnen sowie die Stellvertretungen können für ihren Bereich Mitglieder in beiden Kammern sein. Vorsitzende und
                     Beisitzende Mitglieder und Stellvertretungen müssen zu kirchlichen Ämtern in einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in
                     Deutschland wählbar sein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Vorsitzenden Richter oder Richterinnen der beiden Kammern müssen die Befähigung zum Richteramt haben. Sie dürfen nicht
                     in öffentlich-rechtlichen Dienst- oder privatrechtlichen Dienst- und Arbeitsverhältnissen zu einer kirchlichen Körperschaft
                     oder einer Einrichtung der Diakonie innerhalb der Evangelischen Landeskirche in Württemberg stehen. Sie werden von der Arbeitsrechtlichen
                     Kommission mit einer Mehrheit von drei Vierteln ihrer Mitglieder gewählt und vom Landesbischof oder der Landesbischöfin ernannt.
                     Wird das Kirchengericht angerufen, ohne dass die Vorsitzenden Richter oder Richterinnen ernannt sind, so werden ein Vorsitzender
                     Richter oder eine Vorsitzende Richterin und die Beisitzenden Richter oder Richterinnen vom Landeskirchenausschuss bestimmt,
                     jedoch nur für die zur Entscheidung anstehende Angelegenheit.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für den Bereich der Evangelischen Landeskirche wählen die Vertretungen von Leitungsorganen kirchlicher Körperschaften der
                     Evangelischen Landeskirche in der Arbeitsrechtlichen Kommission und die Landeskirchliche Mitarbeitervertretung je Kammer eine
                     Beisitzende Richterin oder einen Beisitzenden Richter und die Stellvertretungen. Der Beisitzende Richter oder die Beisitzende
                     Richterin und die Stellvertretungen müssen der Dienststellenleitung in einer kirchlichen Körperschaft angehören, der weitere
                     Beisitzende Richter oder die weitere Beisitzende Richterin und die Stellvertretungen müssen zur Mitarbeitervertretung wählbar
                     sein. Für den Bereich des Diakonischen Werks der Evangelischen Kirche in Württemberg e. V. wählen die Trägerversammlung und
                     die Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeitervertretungen im Diakonischen Werk je Kammer einen Beisitzenden Richter oder eine Beisitzende
                     Richterin und die Stellvertretungen. Satz 2 gilt entsprechend. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Vertretungen der Beisitzenden Richter oder Richterinnen dürfen nicht derselben Dienststelle angehören wie die Beisitzenden
                     Richter oder Richterinnen. Die Beisitzenden Richter oder Richterinnen müssen sich vertreten lassen, wenn Angelegenheiten der
                     eigenen Dienststelle zu entscheiden sind. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Kosten des Kirchengerichts trägt die Landeskirche. Die Mitglieder erhalten Reisekostenvergütung nach den für die Mitglieder
                     der Landessynode geltenden Bestimmungen. Der Oberkirchenrat kann für die Vorsitzenden Richter oder Richterinnen eine besondere
                     Aufwandsentschädigung festsetzen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Vorsitzenden Richter oder Richterinnen des Kirchengerichts legen die Geschäftsverteilung im Voraus im Einvernehmen mit
                     dem Oberkirchenrat fest.
                  

               

               
                     § 59
Rechtsstellung der Mitglieder des Kirchengerichts
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Mitglieder des Kirchengerichts sind unabhängig und in Bindung an das Evangelium von Jesus Christus, wie es in der Heiligen
                     Schrift gegeben und in den Bekenntnissen der Reformation bezeugt ist, nur dem in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg
                     geltenden Recht unterworfen. Sie haben das Verständnis für den Auftrag der Kirche zu stärken und auf gute Zusammenarbeit hinzuwirken.
                     Sie unterliegen der richterlichen Schweigepflicht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Mitglied des Kirchengerichts kann nicht sein, wer einem kirchenleitenden Organ der Evangelischen Kirche in Deutschland oder
                     einer Gliedkirche sowie den leitenden Organen des Evangelischen Werkes für Diakonie und Entwicklung e.V. oder der gliedkirchlichen
                     Diakonischen Werke angehört.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Amtszeit der Mitglieder des Kirchengerichts beträgt sechs Jahre. Solange eine neue Besetzung nicht erfolgt ist, bleiben
                     die bisherigen Mitglieder im Amt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die §§ 19, 21 und § 22 Absatz 1 Satz 1 bis 3 und 5 sowie Absatz 2 gelten entsprechend.
                  

               

               
                     § 60
Zuständigkeit des Kirchengerichtes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Kirchengericht entscheidet auf Antrag unbeschadet der Rechte des Mitarbeiters oder der Mitarbeiterin über alle Streitigkeiten,
                     die sich aus der Anwendung dieses Kirchengesetzes zwischen den jeweils Beteiligten ergeben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         In den Fällen, in denen das Kirchengericht wegen der Frage der Geltung von Dienststellenteilen und Einrichtungen der Diakonie
                     als Dienststellen angerufen wird (§ 3), entscheidet es über die Ersetzung des Einvernehmens.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         In den Fällen, in denen das Kirchengericht wegen des Abschlusses von Dienstvereinbarungen angerufen wird (§ 36), wird von ihm nur ein Vermittlungsvorschlag unterbreitet.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         In den Fällen der Mitberatung (§ 46) stellt das Kirchengericht nur fest, ob die Beteiligung der Mitarbeitervertretung erfolgt ist. Ist die Beteiligung unterblieben,
                     hat dies die Unwirksamkeit der Maßnahme zur Folge.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         In den Fällen, die einem eingeschränkten Mitbestimmungsrecht unterliegen (§§ 42  und 43), hat das Kirchengericht lediglich zu prüfen und festzustellen, ob für die Mitarbeitervertretung ein Grund zur Verweigerung
                     der Zustimmung nach § 41 vorliegt. Wird festgestellt, dass für die Mitarbeitervertretung kein Grund zur Verweigerung der Zustimmung nach § 41 vorliegt, gilt die Zustimmung der Mitarbeitervertretung als ersetzt.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         In den Fällen der Mitbestimmung entscheidet das Kirchengericht über die Ersetzung der Zustimmung der Mitarbeitervertretung.
                     Bei Regelungsstreitigkeiten (§ 36a und § 36g) entscheidet das Kirchengericht nur in den Fällen des § 36f Absatz 4 und des § 36g Absatz 3 Satz 5. Die Entscheidung muss sich im Rahmen der geltenden Rechtsvorschriften und im Rahmen der Anträge von Mitarbeitervertretung
                     und Dienststellenleitung halten.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         In den Fällen der Nichteinigung über Initiativen der Mitarbeitervertretung (§ 47  Absatz 2) stellt das Kirchengericht fest, ob die Weigerung der Dienststellenleitung, die von der Mitarbeitervertretung beantragte
                     Maßnahme zu vollziehen, rechtwidrig ist. Die Dienststellenleitung hat erneut unter Berücksichtigung des Beschlusses über den
                     Antrag der Mitarbeitervertretung zu entscheiden.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Der kirchengerichtliche Beschluss ist verbindlich. Weigert sich die Dienststellenleitung, einer unanfechtbar gewordenen Entscheidung
                     des Kirchengerichts nachzukommen, ist das nach Verfassung, Gesetz oder Satzung zuständige Aufsichtsorgan auf Antrag verpflichtet,
                     die Entscheidung im Wege der Ersatzvornahme umzusetzen.
                  

               

               
                     § 61
Durchführung des kirchengerichtlichen Verfahrens in erster Instanz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Sofern keine besondere Frist für die Anrufung des Kirchengerichts festgelegt ist, beträgt die Frist zwei Monate nach Abschluss
                     der Erörterung gem. § 38 Absatz 3. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der oder die Vorsitzende der Kammer hat zunächst durch Verhandlungen mit den Beteiligten auf eine gütliche Einigung hinzuwirken
                     (Einigungsgespräch). Gelingt diese nicht, so ist die Kammer einzuberufen. Im Einvernehmen der Beteiligten kann der oder die
                     Vorsitzende der Kammer allein entscheiden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Einigungsgespräch findet unter Ausschluss der Öffentlichkeit statt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Beteiligten können zu ihrem Beistand jeweils eine Person hinzuziehen, die Mitglied einer Kirche sein muss, die der Arbeitsgemeinschaft
                     christlicher Kirchen in Deutschland angehört. Für die Übernahme der Kosten findet § 30 Anwendung. Im Streitfall entscheidet der oder die Vorsitzende der Kammer.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 61 Abs. 4 und § 63:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 32. Eine Kostenübernahme durch die Dienststelle sollte nur dann erfolgen, wenn die Landeskirchliche Mitarbeitervertretung oder
                                    für den Bereich des Diakonischen Werkes die Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeitervertretungen im Diakonischen Werk Württemberg,
                                    die sachkundige Beratung, die zu ihren Aufgaben gehört (§ 55 MVG.Württemberg), nicht wahrnehmen kann.
                                 

                                 In einem Verfahren vor dem Kirchengerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland ist für die Mitarbeitervertretung die
                                    Vertretung durch einen Rechtsanwalt oder eine Rechtsanwältin erforderlich. Die notwendigen Kosten hierfür hat die Dienststelle
                                    zu tragen.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Der oder die Vorsitzende der Kammer kann den Beteiligten aufgeben, ihr Vorbringen schriftlich vorzubereiten und Beweise anzutreten.
                     Die Kammer entscheidet aufgrund einer von dem oder der Vorsitzenden anberaumten, mündlichen Verhandlung, bei der alle Mitglieder
                     der Kammer anwesend sein müssen. Die Kammer tagt öffentlich, sofern nicht nach Feststellung durch die Kammer besondere Gründe
                     den Ausschluss der Öffentlichkeit erfordern. Der Mitarbeitervertretung und der Dienststellenleitung ist in der Verhandlung
                     Gelegenheit zur Äußerung zu geben. Die Kammer soll in jeder Lage des Verfahrens auf eine gütliche Einigung hinwirken. Im Einvernehmen
                     mit den Beteiligten kann von einer mündlichen Verhandlung abgesehen und ein Beschluss im schriftlichen Verfahren gefasst werden.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Kammer entscheidet durch Beschluss, der mit Stimmenmehrheit gefasst wird. Stimmenthaltung ist unzulässig. Den Anträgen
                     der Beteiligten kann auch teilweise entsprochen werden.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Der Beschluss ist zu begründen und den Beteiligten zuzustellen. Er wird mit seiner Zustellung wirksam.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Der oder die Vorsitzende der Kammer kann einen offensichtlich unbegründeten Antrag ohne mündliche Verhandlung zurückweisen.
                     Gleiches gilt, wenn das Kirchengericht für die Entscheidung über einen Antrag offenbar unzuständig ist oder eine Antragsfrist
                     versäumt ist. Die Zurückweisung ist in einem Bescheid zu begründen. Der Bescheid ist zuzustellen. Der Antragsteller oder die
                     Antragstellerin kann innerhalb von zwei Wochen nach Zustellung des Bescheides mündliche Verhandlung beantragen.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                         Für das Verfahren werden Gerichtskosten nicht erhoben. Für die Übernahme der außergerichtlichen Kosten, die zur Rechtsverfolgung
                     und Rechtsverteidigung notwendig waren, findet § 30 Anwendung.
                  

                  
                        (
                        10
                        )
                         Einstweilige Verfügungen kann der Vorsitzende Richter oder die Vorsitzende Richterin in dringenden Fällen allein treffen.
                  

               

               
                     § 62
Verfahrensordnung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Im Übrigen finden, soweit kirchengesetzlich nicht etwas anderes bestimmt ist, die Vorschriften des Arbeitsgerichtsgesetzes
                     über das Beschlussverfahren in der jeweils geltenden Fassung entsprechende Anwendung. Die Vorschriften über Zwangsmaßnahmen
                     sind nicht anwendbar.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die §§ 46d bis 46f des Arbeitsgerichtsgesetzes finden bis zum 31. Dezember 2026 keine Anwendung. Der Oberkirchenrat kann
                     durch Verordnung eine abweichende Regelung treffen. Dabei kann die Anwendung der genannten Vorschriften eingeschränkt oder
                     modifiziert werden. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die §§ 46c und 46g des Arbeitsgerichtsgesetzes und die Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung finden entsprechende Anwendung,
                     soweit der Oberkirchenrat dies durch Verordnung9 bestimmt. Dabei kann die Anwendung der genannten Vorschriften eingeschränkt oder modifiziert werden.
                  

               

               
                     § 63
Rechtsmittel
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Gegen die verfahrensbeendenden Beschlüsse des Kirchengerichts findet die Beschwerde an den Kirchengerichtshof der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland statt. § 87 Arbeitsgerichtsgesetz findet entsprechende Anwendung. Für die Anfechtung der nicht verfahrensbeendenden
                     Beschlüsse findet § 78 Arbeitsgerichtsgesetz entsprechende Anwendung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Beschwerde bedarf der Annahme durch den Kirchengerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland. Sie ist anzunehmen,
                     wenn
                  

                  
                     
                        	
                            ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Beschlusses bestehen,

                        

                        	
                            die Rechtsfrage grundsätzliche Bedeutung hat,

                        

                        	
                            der Beschluss von einer Entscheidung des Kirchengerichtshofes der Evangelischen Kirche in Deutschland, einer Entscheidung
                              eines obersten Landesgerichts oder eines Bundesgerichts abweicht und auf dieser Abweichung beruht oder
                           

                        

                        	
                            ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird und vorliegt, auf dem der Beschluss beruhen kann.

                        

                     

                  

                  Für die Darlegung der Annahmegründe finden die für die Beschwerdebegründung geltenden Vorschriften Anwendung.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Entscheidung nach Absatz 2 trifft der Kirchengerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland ohne mündliche Verhandlung.
                     Die Ablehnung der Annahme ist zu begründen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Das Kirchengericht in erster Instanz legt dem Kirchengerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland die vollständigen
                     Verfahrensakten vor.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Einstweilige Verfügungen kann der Vorsitzende Richter oder die Vorsitzende Richterin in dringenden Fällen allein treffen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Entscheidungen des Kirchengerichtshofes der Evangelischen Kirche in Deutschland sind endgültig.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Im Übrigen finden, soweit kirchengesetzlich nicht etwas anderes bestimmt ist, die Vorschriften des Arbeitsgerichtsgesetzes
                     über die Beschwerde im Beschlussverfahren in der jeweils geltenden Fassung entsprechende Anwendung.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Die §§ 46d bis 46f des Arbeitsgerichtsgesetzes finden bis zum 31. Dezember 2026 keine Anwendung. Der Rat der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland und der Oberkirchenrat können durch Verordnung für ihren Bereich eine abweichende Regelung treffen.
                     Dabei kann die Anwendung der genannten Vorschriften eingeschränkt oder modifiziert werden.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                         Die §§ 46c und 46g des Arbeitsgerichtsgesetzes und die Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung finden entsprechende Anwendung,
                     soweit der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland oder der Oberkirchenrat durch Verordnung10 dies für ihren Bereich bestimmen. Dabei kann die Anwendung der genannten Vorschriften eingeschränkt oder modifiziert werden.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 61 Abs. 4 und § 63:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 32. Eine Kostenübernahme durch die Dienststelle sollte nur dann erfolgen, wenn die Landeskirchliche Mitarbeitervertretung oder
                                    für den Bereich des Diakonischen Werkes die Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeitervertretungen im Diakonischen Werk Württemberg,
                                    die sachkundige Beratung, die zu ihren Aufgaben gehört (§ 55 MVG.Württemberg),  nicht wahrnehmen kann.
                                 

                                 In einem Verfahren vor dem Kirchengerichtshof der Evangelischen Kirche in Deutschland ist für die Mitarbeitervertretung die
                                    Vertretung durch einen Rechtsanwalt oder eine Rechtsanwältin erforderlich. Die notwendigen Kosten hierfür hat die Dienststelle
                                    zu tragen.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 63a
Einhaltung auferlegter Verpflichtungen, Ordnungsgeld
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ist ein Beteiligter durch das Kirchengericht zu einer Leistung oder Unterlassung verpflichtet, kann das Kirchengericht angerufen
                     werden, wenn die auferlegten Verpflichtungen nicht innerhalb eines Monats nach Eintritt der Rechtskraft des Beschlusses erfüllt
                     sind. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Stellt das Kirchengericht auf Antrag eines Beteiligten fest, dass die Verpflichtungen nach Absatz 1 nicht erfüllt sind, kann
                     es ein Ordnungsgeld von bis zu 10.000 Euro verhängen. Das Ordnungsgeld kann vom Kirchengericht einem kirchlichen oder sozialen
                     Zweck gewidmet werden. Es wird von der Geschäftsstelle eingezogen.
                  

               

            

         

      

      
            XII. Abschnitt
Inkrafttreten, Schlußbestimmungen
            

         

         
                     § 64
Inkrafttreten
                     

                  

                  Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2001 in Kraft. Mit diesem Zeitpunkt treten das Kirchliche Gesetz zur Ordnung der Mitarbeitervertretungen
                     in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg (Mitarbeitervertretungsgesetz – MVG) in der Fassung vom 30. Juni 1983 (Abl.
                     50 S. 643) und die Verordnung des Oberkirchenrats zur Ausführung des MVG vom 6. September 1983 (Abl. 50 S. 643) außer Kraft.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 64:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 33. Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2015 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Kirchliche Verordnung zur Ausführung des Kirchlichen
                                    Gesetzes zur Ordnung der Mitarbeitervertretungen (MVG) in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg vom 11. September
                                    2002 (Abl. 60 S. 143), geändert durch Kirchliche Verordnung vom 18. März 2003 (Abl. 60 S. 264), außer Kraft.11

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 65
Übergangs- und Schlußbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die ersten allgemeinen Mitarbeitervertretungswahlen nach diesem Gesetz finden im Zeitraum vom 1. Januar bis 30. April 2004
                     statt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bestehende Mitarbeitervertretungen bleiben nach Inkrafttreten dieses Gesetzes bis zum Abschluß der Neuwahlen, längstens bis
                     zum 31. Oktober 2004, im Amt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für Verfahren, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes begonnen haben, gilt das bisherige Recht weiter.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Oberkirchenrat wird ermächtigt, Verweisungen in anderen Gesetzen oder in Verordnungen in eigener Zuständigkeit zu berichtigen,
                     soweit diese durch die Neufassung dieses Gesetzes unrichtig geworden sind, Unstimmigkeiten zu beseitigen und Durchführungsbestimmungen
                     zu diesem Gesetz durch Verordnung zu erlassen.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Gemäß Artikel 2 Kirchliches Gesetz zur Änderung des Mitarbeitervertretungsgesetzes vom 19. Oktober 2019 (Abl. 68 S. 728) gelten folgende Übergangsbestimmungen: 
            

            “(1) Die ersten allgemeinen Mitarbeitervertretungswahlen nach diesem Gesetz finden im Zeitraum vom 1. Januar 2020 bis 30.
               April 2020 statt. 
            

            (2) Bestehende Mitarbeitervertretungen bleiben nach Inkrafttreten dieses Gesetzes bis zum Abschluss der Neuwahlen, längstens
               bis zum 31. Oktober 2020, im Amt. Ist eine Mitarbeitervertretung im Fall von § 15 Absatz 3 am 30. April 2020 noch nicht ein
               Jahr im Amt, bleibt sie längstens bis zum 31. Oktober 2024 im Amt. 
            

            (3) Für Beteiligungsverfahren, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes begonnen haben, gilt das bisherige Recht weiter.“.

         

      

      2
            Red. Anm.: Vgl. Anm. zu § 54c Absatz 1 Satz 1 MVG. Württemberg beziehungsweise § 54c Absatz 2 Satz 1 MVG.Württemberg der bis zum 31.12.2021 geltenden Fassung; elektronisch im Archiv unter Nr. 420 u. 421_Archiv-7 dieser Sammlung verfügbar.
            

         

      

      3
            „Zur Ausführung des Kirchlichen Gesetzes zur Ordnung der Mitarbeitervertretungen in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg
               (MVG.Württemberg) wird gemäß § 65 Abs. 4 MVG.Württemberg Folgendes verordnet:“
            

         

      

      4
            Red. Anm.: Die Bestimmungen sind zwischen den §§ – jeweils eingerückt – abgedruckt.

         

      

      5
            Red. Anm.: Anwendungsbereich von Nr. 7 Ausführungsbestimmungen MVG.Württemberg mit Änderung des § 10 Abs. 1 Satz 1 MVG durch Art. 1 Kirchliches Gesetz zur Änderung des Mitarbeitervertretungsgesetzes vom 7. Juli 2023 (Abl. 70 S. 699) entfallen.
            

         

      

      6
            Red. Anm.: Anwendungsbereich von Nr. 8 Ausführungsbestimmungen MVG.Württemberg mit Änderung des § 10 Abs. 1 Satz 1 MVG durch Art. 1 Kirchliches Gesetz zur Änderung des Mitarbeitervertretungsgesetzes vom 7. Juli 2023 (Abl. 70 S. 699) entfallen.
            

         

      

      7
            Red. Anm.: Der Änderunsbefehl in Art. 1 Nr. 33 b) Kirchliches Gesetz zur Änderung des Mitarbeitervertretungsgesetzes vom 24. Oktober 2025 (Abl. 71 Nr. 211) ist von der Redaktion in diesem Sinne ausgelegt worden.
            

         

      

      8
            Red. Anm.: Der Änderunsbefehl in Art. 1 Nr. 33 b) Kirchliches Gesetz zur Änderung des Mitarbeitervertretungsgesetzes vom 24. Oktober 2025 (Abl. 71 Nr. 211) ist von der Redaktion in diesem Sinne ausgelegt worden.
            

         

      

      9
            Red. Anm.: Verordnung des Oberkirchenrats zur Umsetzung der elektronischen Kommunikation bei den Kirchengerichten vom 7. Oktober 2025 (Abl. 71 Nr. 189); abgedruckt unter Nr. 21 dieser Sammlung.
            

         

      

      10
            Red. Anm.: Verordnung des Oberkirchenrats zur Umsetzung der elektronischen Kommunikation bei den Kirchengerichten vom 7. Oktober 2025 (Abl. 71 Nr. 189); abgedruckt unter Nr. 21 dieser Sammlung.
            

         

      

      11
            Red. Anm.: Vgl. Nr. 420 u. 421_Archiv-1 dieser Sammlung (Nr. 420 u. 421_Archiv-1 online verfügbar unter www.kirchenrecht-elk-wue.de).
            

         

      

   
      

      
         422. Wahlordnung zum Kirchlichen Gesetz 
zur Ordnung der Mitarbeitervertretungen 
in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg 
(Wahlordnung MVG.Württemberg)
         

      

      
         Vom 16. Dezember 2014 

      

      
         (Abl. 66 S. 285), geändert durch Verordnung vom 15. August 2023 (Abl. 70 S. 701)
         

      

      Aufgrund von § 11 Abs. 2 des Kirchlichen Gesetzes zur Ordnung der Mitarbeitervertretungen in der Evangelischen Landeskirche
         in Württemberg (MVG.Württemberg) wird folgende Wahlordnung erlassen:
      

      
               Abschnitt I 
Wahl der Mitarbeitervertretungen (MAVen)
               

            

            
                  Unterabschnitt I 
Wahlvorstand
                  

               

               
                     § 1
Zusammensetzung des Wahlvorstandes, allgemeine Regelungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Wahl der Mitarbeitervertretung (MAV) wird von einem Wahlvorstand vorbereitet und durchgeführt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Wahlvorstand besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Gleichzeitig soll eine entsprechende Zahl von Ersatzmitgliedern
                     bestellt werden; bei diesen muss die Reihenfolge ihres Eintretens festgelegt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Mitglied oder Ersatzmitglied kann nur sein, wer nach § 9 MVG.Württemberg wahlberechtigt ist. 
                  

                  Wird ein Mitglied oder ein Ersatzmitglied zur Wahl aufgestellt, so scheidet es aus dem Wahlvorstand aus; an seine Stelle tritt
                     nach der festgelegten Reihenfolge ein Ersatzmitglied.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der Wahlvorstand kann Ersatzmitglieder sowie sonstige Wahlberechtigte der Dienststelle als Wahlhilfen zu seiner Unterstützung
                     bei der Durchführung der Stimmabgabe und bei der Stimmenauszählung bestellen. Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Dienststelle hat den Wahlvorstand bei der Erfüllung seiner Aufgaben zu unterstützen, insbesondere die notwendigen Unterlagen
                     zur Verfügung zu stellen und, wenn erforderlich, zu ergänzen sowie die erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Für die Vorbereitung
                     und Durchführung der Wahl hat die Dienststelle in erforderlichem Umfang, Räume, den Geschäftsbedarf und Personen zur Erledigung
                     der anfallenden Schreibarbeiten zur Verfügung zu stellen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Der Wahlvorstand gibt die Namen der Mitglieder und gegebenenfalls der Ersatzmitglieder nach seiner Benennung durch die Mitarbeitervertretung
                     (§ 11 Absatz 2 Satz 2 MVG.Württemberg) oder nach seiner Wahl durch die Mitarbeiterversammlung (§ 11 Absatz 2 Satz 3 MVG.Württemberg) in der Dienststelle durch Aushang oder in anderer geeigneter Weise bis zum Abschluss der Mitarbeitervertretungswahl bekannt.
                  

               

               
                     § 2
Bildung des Wahlvorstandes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Wahlvorstand und die Ersatzmitglieder werden spätestens drei Monate vor Ablauf der regelmäßigen Amtszeit der Mitarbeitervertretung
                     (§ 15 MVG.Württemberg) jeweils durch die amtierende Mitarbeitervertretung (§ 11 Abs. 2 Satz 2 MVG.Württemberg) benannt. Die Dienststellenleitungen der benannten Mitglieder und Ersatzmitglieder werden von der Mitarbeitervertretung über
                     die erfolgte Benennung schriftlich oder in Textform unterrichtet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ist eine Nachwahl gemäß § 16 Abs. 1 MVG.Württemberg durchzuführen oder eine Mitarbeitervertretung gemäß § 16 Abs. 2 MVG.Württemberg vor Ablauf der Amtszeit neu zu wählen, so hat der Wahlvorstand der letzten Mitarbeitervertretungswahl auch diese Wahl durchzuführen.
                     Besteht dieser Wahlvorstand nicht mehr, so ist im Falle der Nachwahl gemäß § 16 Abs. 1 MVG.Württemberg nach Absatz 1, im Falle der Neuwahl vor Ablauf der Amtszeit gemäß § 16 Abs. 2 MVG.Württemberg nach den Absätzen 3, 4, 6 und 7 zu verfahren.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         In den Fällen des § 7 MVG.Württemberg (Neubildung von Mitarbeitervertretungen) und § 16 Abs. 2 MVG.Württemberg (Neuwahl der Mitarbeitervertretung vor Ablauf der
                     Amtszeit) ist von der Dienststellenleitung, im Falle des § 6 MVG.Württemberg von der Gesamtmitarbeitervertretung oder auf
                     Antrag von mindestens drei Wahlberechtigten von der Dienststellenleitung eine Mitarbeiterversammlung zur Bildung des Wahlvorstandes
                     einzuberufen. Zuständig ist die Dienststellenleitung der größten beteiligten Dienststelle.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Einberufung der Mitarbeiterversammlung hat in den Fällen von § 7 Abs. 1 und § 16 Abs. 2 MVG.Württemberg innerhalb von vier Wochen, im Falle von § 7 Abs. 2 MVG.Württemberg spätestens drei Monate vor Ablauf der Zuständigkeit der bestehenden Mitarbeitervertretungen zu erfolgen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Soll eine Distriktsmitarbeitervertretung (§ 5 a Abs. 1 S. 2 MVG.Württemberg), eine Einzelmitarbeitervertretung im Kirchenbezirk (§ 5 a Abs. 1 S. 3 MVG.Württemberg) oder eine gemeinsame Mitarbeitervertretung gemäß § 5 a Abs. 2 oder § 5 a Abs. 3 MVG.Württemberg neu gebildet werden, so ist die Mitarbeiterversammlung spätestens drei Monate vor Ablauf der regelmäßigen Amtszeit (§ 15 MVG.Württemberg) von der Dienststellenleitung oder auf Antrag von mindestens drei Wahlberechtigten von der Dienststellenleitung einzuberufen.
                     Zuständig ist die Dienststellenleitung der größten beteiligten Dienststelle.
                  

                  Soll im Fall von § 5 a Abs. 3 MVG.Württemberg eine Wahlgemeinschaft mit einer Kirchenbezirksmitarbeitervertretung gebildet werden, so ist keine Mitarbeiterversammlung
                     zur Bestimmung eines Wahlvorstandes erforderlich. Der Wahlvorstand wird in diesem Fall von der Kirchenbezirksmitarbeitervertretung
                     benannt (§ 11 Abs. 2 MVG.Württemberg).
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Sind von der künftigen Mitarbeitervertretung mehrere Dienststellen umfasst, so ist zur Bildung des Wahlvorstandes eine Mitarbeiterversammlung
                     aller beteiligten Dienststellen einzuberufen.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Die Leitung der Mitarbeiterversammlung zur Bildung des Wahlvorstandes wird aus den Reihen der Wahlberechtigten durch Zuruf
                     und offene Abstimmung bestimmt. Die Mitarbeiterversammlung wählt den Wahlvorstand und die Ersatzmitglieder durch Zuruf und
                     offene Abstimmung mit einfacher Mehrheit der Anwesenden. Bei gemeinsamen Mitarbeitervertretungen sollen möglichst Mitarbeitende
                     aller beteiligten Dienststellen im Wahlvorstand vertreten sein. Auf Antrag eines oder einer Wahlberechtigten ist schriftlich
                     abzustimmen.
                  

               

               
                     § 3
Geschäftsführung des Wahlvorstandes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Wahlvorstand fasst seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit seiner Mitglieder.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Wahlvorstand wählt aus seiner Mitte den Vorsitzenden oder die Vorsitzende sowie den Schriftführer oder die Schriftführerin.
                     Hierzu beruft das älteste Mitglied den Wahlvorstand binnen zwei Wochen nach seiner Wahl ein.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Über alle Sitzungen des Wahlvorstandes und die im Folgenden bestimmten Handlungen sind Niederschriften zu erstellen, die
                     von dem oder der Vorsitzenden und dem Schriftführer oder der Schriftführerin zu unterzeichnen sind.
                  

               

            

            
                  Unterabschnitt II 
Vorbereitung der Wahl
                  

               

               
                     § 4
Herstellung des Einvernehmens gemäß § 5 a MVG.Württemberg
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Soll eine Distriktsmitarbeitervertretung oder eine Einzelmitarbeitervertretung im Kirchenbezirk gemäß § 5 a Abs. 1 MVG.Württemberg oder eine gemeinsame Mitarbeitervertretung gemäß § 5 a Abs. 2 oder § 5 a Abs. 3 MVG.Württemberg gebildet werden, so ist der Antrag der Gegenseite zuzustellen. Wird der Antrag von der Mitarbeiterseite gestellt, so genügt
                     die Unterschrift von mindestens drei Wahlberechtigten. Die Zustellung an die Mitarbeitenden aller betroffenen Dienststellen
                     kann statt in schriftlicher Form auch in Textform erfolgen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für die Feststellung, ob die Mehrheit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eines Rechtsträgers mit der Bildung einer Distriktsmitarbeitervertretung,
                     Einzelmitarbeitervertretung im Kirchenbezirk oder gemeinsamen Mitarbeitervertretung einverstanden ist, ist für jeden beteiligten
                     Rechtsträger von der Dienststellenleitung oder auf Antrag von mindestens drei Wahlberechtigten von der Dienststellenleitung
                     eine eigene Mitarbeiterversammlung einzuberufen.
                  

                  Soll im Fall von § 5 a Abs. 3 MVG.Württemberg eine Wahlgemeinschaft mit einer Kirchenbezirksmitarbeitervertretung gebildet werden, so ist die Mitarbeiterversammlung zur
                     Feststellung des Einvernehmens nur für die Mitarbeitenden des kirchlichen Verbandes, der kirchlichen Stiftung oder der kirchlichen
                     Einrichtung nach § 1 Abs. 2 MVG.Württemberg durchzuführen, welche mit dem Kirchenbezirk die Wahlgemeinschaft bilden will. An Stelle des Einvernehmens der Mitarbeitenden
                     des Kirchenbezirks tritt das Einvernehmen der Kirchenbezirksmitarbeitervertretung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Leitung dieser Mitarbeiterversammlung wird aus den Reihen der Wahlberechtigten durch Zuruf und offene Abstimmung bestimmt.
                  

                  Soll eine Distrikts- oder Einzelmitarbeitervertretung im Kirchenbezirk gebildet werden, so muss der Kirchenbezirksmitarbeitervertretung
                     bei den Mitarbeiterversammlungen Gelegenheit zur Äußerung gegeben werden.
                  

                  Kann aus dienstlichen Gründen eine gemeinsame Mitarbeiterversammlung aller Mitarbeitenden nicht stattfinden, können zur Feststellung
                     des Einvernehmens auch maximal zwei Teilversammlungen durchgeführt werden. Jeder Mitarbeiter oder jede Mitarbeiterin kann
                     seine oder ihre Stimme nur auf einer Teilversammlung abgeben.
                  

                  Maßgeblich für das Einvernehmen ist die Zustimmung der Mehrheit der Mitarbeitenden der Dienststelle, nicht lediglich der Mehrheit
                     der bei der Mitarbeiterversammlung oder bei den beiden Teilversammlungen anwesenden Mitarbeitenden.
                  

                  Es wird offen abgestimmt. Auf Antrag einer oder eines Wahlberechtigten ist schriftlich abzustimmen. Das Abstimmungsergebnis
                     ist von der Versammlungsleitung schriftlich zu dokumentieren und zu unterschreiben.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Das gegebenenfalls nach Maßgabe des Absatz 3 S. 5 positive Abstimmungsergebnis der Mitarbeiterversammlung oder der Mitarbeiterversammlungen
                     – dokumentiert durch die Unterschrift der Versammlungsleitung – ist mit den Unterschriften der beteiligten Dienststellenleitungen
                     und im Falle einer Wahlgemeinschaft mit einer Kirchenbezirksmitarbeitervertretung gemäß § 5 a Abs. 3 MVG.Württemberg mit der Unterschrift der oder des Vorsitzenden der Kirchenbezirksmitarbeitervertretung zu einem Gesamtdokument zusammenzuführen.
                     Dieses ist allen beteiligten Dienststellenleitungen und bei Bildung einer Distrikts- oder Einzelmitarbeitervertretung im Kirchenbezirk
                     oder einer Wahlgemeinschaft mit der Kirchenbezirksmitarbeitervertretung gemäß § 5 a Abs. 3 MVG.Württemberg der Kirchenbezirksmitarbeitervertretung und auf Antrag einer oder eines Wahlberechtigten, welcher innerhalb von drei Tagen
                     nach der Mitarbeiterversammlung (gegebenenfalls der zweiten Teilversammlung) erfolgen muss, auch dieser oder diesem zuzustellen.
                     Auf das Antragsrecht ist in der Mitarbeiterversammlung hinzuweisen. Für die Zustellung ist die Dienststellenleitung der größten
                     beteiligten Dienststelle zuständig, welche die Absendung dokumentiert.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Das Einvernehmen muss spätestens fünf Monate vor Ablauf der Amtszeit (§ 15 MVG.Württemberg) vorliegen (von allen Beteiligten unterschriebenes Gesamtdokument und dessen dokumentierte Absendung).
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Soll eine Distriktsmitarbeitervertretung oder eine gemeinsame Mitarbeitervertretung aus zwei oder mehr beteiligten Rechtsträgern
                     gebildet werden und kommt nur für einzelne Rechtsträger das Einvernehmen nicht zustande, so kommt die Distriktsmitarbeitervertretung1 oder die gemeinsame Mitarbeitervertretung insgesamt nicht zustande. Gegebenenfalls ist erneut das Einvernehmen in der veränderten
                     Zusammensetzung herzustellen; auch in diesem Fall ist die Frist gemäß Abs. 5 zu beachten.
                  

               

               
                     § 5
Widerruf des Einvernehmens gemäß § 5 a MVG.Württemberg
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Soll die Bildung einer Distrikts-, Einzelmitarbeitervertretung im Kirchenbezirk oder einer gemeinsamen Mitarbeitervertretung
                     gemäß § 5 a Abs. 4 MVG.Württemberg für die Zukunft mit Beginn der nächsten Amtszeit widerrufen werden, so muss der schriftliche Widerruf bis zur Einleitung
                     des Wahlverfahrens erfolgen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für die Feststellung, ob die Mehrheit der Mitarbeitenden widerrufen möchte, ist auf Antrag von mindestens drei Wahlberechtigen
                     von der Dienststellenleitung eine Mitarbeiterversammlung für den jeweiligen Rechtsträger einzuberufen. Kann aus dienstlichen
                     Gründen eine gemeinsame Mitarbeiterversammlung aller Mitarbeitenden nicht stattfinden, können zur Feststellung, ob die Mehrheit
                     der Mitarbeitenden widerrufen möchte, auch maximal zwei Teilversammlungen durchgeführt werden. Jeder Mitarbeiter oder jede
                     Mitarbeiterin kann seine oder ihre Stimme nur auf einer Teilversammlung abgeben.
                  

                  Maßgeblich für den Widerruf ist die Zustimmung der Mehrheit der Mitarbeitenden der Dienststelle, nicht lediglich der Mehrheit
                     der bei der Mitarbeiterversammlung oder bei den beiden Teilversammlungen anwesenden Mitarbeitenden.
                  

                  Es wird offen abgestimmt. Auf Antrag einer oder eines Wahlberechtigten ist schriftlich abzustimmen.

                  Das Abstimmungsergebnis ist von der Versammlungsleitung schriftlich zu dokumentieren und zu unterschreiben. Liegt eine Mehrheit
                     nach Maßgabe des Abs. 2 S. 4 für den Widerruf vor, so hat die Versammlungsleitung den schriftlichen Widerruf mit der Dokumentation
                     des Abstimmungsergebnisses den beteiligten Dienststellenleitungen, der Mitarbeitervertretung und auf Antrag einer oder eines
                     Wahlberechtigten, welcher innerhalb von drei Tagen nach der Mitarbeiterversammlung (gegebenenfalls der zweiten Teilversammlung)
                     erfolgen muss, auch dieser oder diesem zuzustellen. Auf das Antragsrecht ist in der Mitarbeiterversammlung hinzuweisen. Bei
                     Widerruf einer Distrikts- oder Einzelmitarbeitervertretung im Kirchenbezirk ist der Widerruf auch der Kirchenbezirksmitarbeitervertretung
                     zuzustellen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Erfolgt der Widerruf durch die Mitarbeitervertretung oder eine beteiligte Dienststellenleitung, so erfolgt die Zustellung
                     des schriftliche Widerrufs an alle Beteiligten (Mitarbeitervertretung, alle beteiligten Dienststellenleitungen, bei Widerruf
                     einer Distrikts- oder Einzelmitarbeitervertretung im Kirchenbezirk die Kirchenbezirksmitarbeitervertretung, alle betroffenen
                     Mitarbeitenden.) Die Mitarbeitenden können über den Widerruf statt in schriftlicher Form auch in Textform informiert werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Wird die Bildung einer Distrikst- oder Einzelmitarbeitervertretung im Kirchenbezirk widerrufen, so werden die betroffenen
                     Mitarbeitenden ab der nächsten Amtszeit von der Kirchenbezirksmitarbeitervertretung vertreten, es sei denn, es wird erneut
                     ein Einvernehmen nach § 4 hergestellt.
                  

                  Wird eine gemeinsame Mitarbeitervertretung widerrufen, so ist für die betroffenen Rechtsträger bei Vorliegen der entsprechenden
                     Voraussetzungen ab der nächsten Amtszeit eine eigene Mitarbeitervertretung nach § 5 MVG.Württemberg zu bilden, es sei denn, es wird erneut ein Einvernehmen nach § 4 hergestellt.
                  

                  Der Widerruf gemäß § 5 a Abs. 4 MVG.Württemberg betrifft immer den Zusammenschluss von Rechtsträgern als Ganzes. Wollen beteiligte Rechtsträger, deren Dienststellenleitung
                     und Mehrheit der Mitarbeitenden nicht widerrufen hat, auch ab der nächsten Amtszeit weiterhin eine Wahlgemeinschaft bilden,
                     so muss erneut ein Einvernehmen nach § 4 hergestellt werden.
                  

               

               
                     § 6
Wählerliste
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Wahlvorstand stellt für die Wahl eine Liste zusammen, aus der die nach § 9 MVG.Württemberg Wahlberechtigten und die nach § 10 MVG.Württemberg wählbaren Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen hervorgehen. Diese Liste ist mindestens sechs Wochen vor der Wahl in der Dienststelle
                     oder den beteiligten Dienststellen zur Einsicht auszulegen oder den Wahlberechtigten in anderer geeigneter Weise bekannt zu
                     geben. Die Liste ist vom Wahlvorstand bis zum Beginn der Wahlhandlung zu aktualisieren, wenn sich nach Aushang oder sonstiger
                     Bekanntgabe Änderungen ergeben. Im Falle der Auslegung sind Ort und Zeit der Auslegung den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen
                     in geeigneter Weise (z. B. durch Aushang oder Zusendung in Textform) bekannt zu geben. Außerdem kann der Wahlvorstand beschließen, dass die Wählerliste
                     allen Wahlberechtigten übersandt wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Jeder Mitarbeiter und jede Mitarbeiterin kann sowie die Dienststellenleitung können innerhalb einer Frist von einer Woche
                     nach Auslegung der Liste gegen die Entscheidung der Eintragung oder Nichteintragung von Mitarbeitern oder Mitarbeiterinnen
                     Einspruch einlegen. Der Wahlvorstand entscheidet unverzüglich über den Einspruch und erteilt darüber einen schriftlichen Bescheid
                     gegenüber der Einspruchsführerin oder dem Einspruchsführer sowie gegenüber der von dem Einspruch betroffenen Person. Der Bescheid
                     ist spätestens fünf Tage vor dem Wahltag zuzustellen; die im Bescheid getroffene Entscheidung ist abschließend. Der Bescheid
                     hat einen Hinweis auf die Möglichkeit zu enthalten, dass die Wahl gemäß § 14 MVG.Württemberg angefochten werden kann.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Dienststellenleitung und andere kirchliche Stellen haben bei der Aufstellung der in Absatz 1 genannten Liste Amtshilfe
                     zu leisten.
                  

               

               
                     § 7
Wahltermin und Wahlausschreiben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Wahlvorstand setzt den Termin für die Wahl der Mitarbeitervertretung unter Beachtung des § 15 Abs. 1 und 2 MVG.Württemberg fest. Der Wahlvorstand erlässt spätestens sechs Wochen vor dem Wahltag ein Wahlausschreiben, das durch Aushang bekannt zu
                     machen ist und allen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen übersandt wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Wahlausschreiben muss Angaben enthalten über
                  

                  
                     
                        	
                            Ort und Tag seines Erlasses,

                        

                        	
                            Ort, Tag und Zeit der Wahl, ggf. aufgeteilt nach mehreren Stimmbezirken

                        

                        	
                            Ort und Zeit der Auslegung der in § 6 Abs. 1 genannte Liste zur Einsichtnahme,
                           

                        

                        	
                            den Hinweis, dass Einsprüche gegen die Wählerliste binnen einer Woche nach Auslegung beim Wahlvorstand eingelegt werden können,

                        

                        	
                            dass nur die in die Wählerliste Eingetragenen wahlberechtigt sind,

                        

                        	
                            die Zahl der zu wählenden Mitglieder der Mitarbeitervertretung,

                        

                        	
                            die Frist für die Einreichung von Wahlvorschlägen (§ 8); der letzte Tag der Einreichungsfrist ist anzugeben,
                           

                        

                        	
                            die Voraussetzungen und das Verfahren für die Briefwahl (§ 11),
                           

                        

                        	
                            Ort und Zeit der Stimmenauszählung sowie Ort und Zeit der Sitzung des Wahlvorstandes, in der das Wahlergebnis abschließend
                              festgestellt wird.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Auf § 12 MVG.Württemberg (angemessene Berücksichtigung von Frauen und Männern, Berufsgruppen und Arbeitsbereichen) ist besonders hinzuweisen.
                  

               

               
                     § 8
Wahlvorschläge
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Mindestens drei Wahlberechtigte können binnen drei Wochen nach Aushang und Übersendung des Wahlausschreibens einen von ihnen
                     unterzeichneten Wahlvorschlag beim Wahlvorstand einreichen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Wahlvorstand prüft unverzüglich die Ordnungsmäßigkeit der Wahlvorschläge und die Wählbarkeit der Vorgeschlagenen. Er
                     überzeugt sich, dass die Vorgeschlagenen mit ihrer Nominierung einverstanden sind. Beanstandungen sind dem oder der ersten
                     Unterzeichnenden des Wahlvorschlages unverzüglich mitzuteilen; sie können innerhalb der Einreichungsfrist behoben werden.
                  

               

               
                     § 9
Gesamtvorschlag und Stimmzettel
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Wahlvorstand stellt alle gültigen Wahlvorschläge zu einem Gesamtvorschlag zusammen und führt darin die Namen der Vorgeschlagenen
                     in alphabetischer Reihenfolge auf. Außer dem Familiennamen sind der Vorname, Art und Ort der Tätigkeit und die Dienststelle
                     anzugeben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Gesamtwahlvorschlag ist den Wahlberechtigten spätestens eine Woche vor der Wahl durch Aushang oder in anderer geeigneter
                     Weise (z. B. durch Übersendung) bekannt zu machen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Stimmzettel sind entsprechend der Gliederung des Gesamtvorschlags (Absatz 1) herzustellen. Sie müssen die gleiche Größe,
                     Farbe, Beschaffenheit und Schrift haben und die Zahl der zu wählenden Mitglieder der Mitarbeitervertretung angeben.
                  

               

            

            
                  Unterabschnitt III 
Durchführung der Wahl
                  

               

               
                     § 10
Durchführung der Wahl
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Wahl findet in Anwesenheit von mindestens zwei Mitgliedern des Wahlvorstandes statt. Die Anwesenheit eines Mitglieds
                     des Wahlvorstandes genügt, wenn mindestens eine Wahlhilfe gemäß § 1 Abs. 4 anwesend ist. Diese ergänzen die Wählerliste um Wahlberechtigte, die erst in der Zeit bis zum Wahltag in die Dienststelle
                     eingetreten sind und dies vor Ort nachweisen und kennzeichnen darin die Wahlberechtigten, die gewählt haben. Vor Beginn der
                     Stimmabgabe hat der Wahlvorstand sicherzustellen, dass die Wahlurnen leer sind; sie sind bis zum Abschluss der Wahlhandlung
                     verschlossen zu halten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Wahlrecht wird durch Abgabe des Stimmzettels ausgeübt, der zusammengefaltet in die verschlossene Wahlurne gelegt wird.
                     Es können auch Wahlumschläge für die Stimmzettel ausgegeben werden. Erfolgt die Wahl auch im Wege der Briefwahl sind grundsätzlich
                     Wahlumschläge für die Stimmzettel auszugeben. Vor der Ausgabe der Stimmzettel ist festzustellen, ob der Wähler oder die Wählerin
                     wahlberechtigt ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         In Bedarfsfällen können mehrere Stimmbezirke eingerichtet werden. Für die nötigen Arbeiten im Wahlraum kann der Wahlvorstand
                     Wahlhelfer und Wahlhelferinnen hinzuziehen. In jedem Wahlraum müssen mindestens zwei Mitglieder des Wahlvorstandes oder ein
                     Mitglied des Wahlvorstandes und eine Wahlhilfe anwesend sein.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Es dürfen höchstens so viele Namen auf dem Stimmzettel angekreuzt werden, wie Mitglieder in die Mitarbeitervertretung zu
                     wählen sind.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die unbeobachtete Kennzeichnung der Stimmzettel ist zu gewährleisten. Wahlberechtigte können sich zur Stimmabgabe einer Person
                     ihres Vertrauens bedienen, wenn sie infolge einer Behinderung hierbei beeinträchtigt sind. Wahlbewerber oder Wahlbewerberinnen,
                     Mitglieder oder Ersatzmitglieder des Wahlvorstands sowie Wahlhelfer und Wahlhelferinnen dürfen nicht zur Hilfeleistung herangezogen
                     werden.
                  

               

               
                     § 11
Stimmabgabe durch Briefwahl
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Wahlberechtigte, die aus dienstlichen oder persönlichen Gründen verhindert sind, zur Wahl zu kommen, können ihr Wahlrecht
                     im Wege der Briefwahl ausüben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Wahlvorstand kann im Rahmen billigen Ermessens beschließen, dass allen Wahlberechtigten die Briefwahlunterlagen zur Verfügung
                     gestellt werden, ohne dass es eines Verlangens der Wahlberechtigten bedarf. Im Übrigen findet für die Briefwahlunterlagen
                     Absatz 3 Satz 1 mit Ausnahme des Antragserfordernisses Anwendung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für die Briefwahl hat der Wahlvorstand den Wahlberechtigten auf Antrag
                  

                  
                     
                        	
                            den Stimmzettel,

                        

                        	
                            einen neutralen Wahlumschlag und

                        

                        	
                            soweit notwendig einen größeren Freiumschlag, der die Anschrift des Wahlvorstandes und den Vermerk „Schriftliche Stimmabgabe“
                              trägt, 
                           

                        

                     

                  

                  auszuhändigen oder zu übersenden.

                  Der Antrag muss eine Woche vor der Wahl dem Wahlvorstand vorliegen. Wer den Antrag für einen anderen Wahlberechtigten stellt,
                     muss nachweisen, dass er oder sie dazu berechtigt ist. Eine Ablehnung ist dem Antragsteller oder der Antragstellerin unverzüglich
                     mitzuteilen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Im Wege der Briefwahl abgegebene Stimmen können nur berücksichtigt werden, wenn sie bis zum Ende der Wahlhandlung beim Wahlvorstand
                     eingegangen sind.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Der Wahlvorstand sammelt die eingehenden Wahlbriefe und bewahrt sie bis zum Schluss der Wahlhandlung gesondert auf. Er vermerkt
                     die Stimmabgabe in der Wählerliste, in der auch die Aushändigung des Wahlbriefes zu vermerken ist. Nach Abschluss der Wahlhandlung
                     öffnet der Wahlvorstand alle bis dahin vorliegenden Wahlbriefumschläge, entnimmt ihnen die Wahlumschläge und legt diese in
                     die Wahlurne.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Ein Wahlbrief ist ungültig, wenn er erst nach Beendigung der Wahlhandlung eingegangen ist. Ein ungültiger Wahlbrief ist auszusondern
                     und ungeöffnet zu den Wahlunterlagen zu nehmen.
                  

               

               
                     § 12
Feststellung des Wahlergebnisses
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Nach Abschluss der Stimmabgabe stellt der Wahlvorstand unverzüglich fest, wie viele Stimmen auf die einzelnen Gewählten entfallen
                     sind, und ermittelt ihre Reihenfolge nach der Stimmenzahl. Das Ergebnis ist in einem Protokoll festzuhalten, das vom Wahlvorstand
                     zu unterzeichnen ist. Die Auszählung der Stimmen ist für die Wahlberechtigten öffentlich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Sind nach § 10 Absatz 3 mehrere Stimmbezirke eingerichtet, so stellt der Wahlvorstand erst nach Abschluss der Wahlhandlung in allen Stimmbezirken
                     das Gesamtergebnis fest. Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Als Mitarbeitervertreter oder Mitarbeitervertreterin sind die Vorgeschlagenen gewählt, auf die die meisten Stimmen entfallen.
                     Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Ersatzmitglieder sind die Vorgeschlagenen, auf welche die in der Reihenfolge nächst niedrigere Zahl der Stimmen entfällt
                     oder die bei der Feststellung der gewählten Mitglieder der Mitarbeitervertretung durch Los ausgeschieden sind. Bei Stimmengleichheit
                     entscheidet das Los.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Ungültig sind Stimmzettel,
                  

                  
                     
                        	
                            die bei der Verwendung von Wahlumschlägen nicht in einem Wahlumschlag abgegeben worden sind,

                        

                        	
                            die nicht vom Wahlvorstand ausgegeben worden sind,

                        

                        	
                            auf denen mehr Namen als nach § 10 Abs. 4 zulässig angekreuzt worden sind, auf denen Vorgeschlagene mehr als eine Stimme erhalten haben oder aus denen sich der Wille
                              des Wählers oder der Wählerin nicht zweifelsfrei ergibt,
                           

                        

                        	
                            die einen Zusatz enthalten.

                        

                     

                  

               

               
                     § 13
Bekanntgabe des Wahlergebnisses
                     

                  

                  Der Wahlvorstand gibt das Wahlergebnis unverzüglich in geeigneter Weise bekannt und benachrichtigt die Gewählten schriftlich.
                     Die Wahl gilt als angenommen, sofern sie nicht binnen einer Woche nach Zugang der Benachrichtigung gegenüber dem Wahlvorstand
                     schriftlich abgelehnt wird.
                  

                  Wird die Wahl abgelehnt, tritt an die Stelle des oder der Gewählten der oder die Vorgeschlagene mit der nächst niedrigeren
                     Stimmenzahl.
                  

               

               
                     § 14
Vereinfachte Wahl
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Bei Mitarbeitervertretungswahlen mit in der Regel nicht mehr als 50 Wahlberechtigten soll die Mitarbeitervertretung in einem
                     vereinfachten Wahlverfahren gewählt werden. Dasselbe gilt für alle Nachwahlen nach § 16 Absatz 1 MVG.Württemberg. Die Wahl erfolgt in einer Versammlung der Wahlberechtigten. Für die Wahl gelten die §§ 2 und 3, 6 bis 10, 12 und 13 entsprechend, soweit in den nachfolgenden Absätzen nichts anderes bestimmt ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Im Wahlausschreiben ist darauf hinzuweisen, dass Wahlvorschläge schon vor der Versammlung vorbereitet und dann in ihr eingebracht
                     werden können und die Stimmabgabe durch Briefwahl (§ 11) nicht möglich ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         In der nach Absatz 1 einberufenen Versammlung werden die Wahlvorschläge durch Zuruf oder schriftlich gemacht. Sie werden
                     nach Einverständnis der Vorgeschlagenen zur Niederschrift genommen und nach Prüfung der Wählbarkeit durch den Wahlvorstand
                     der Versammlung bekannt gegeben.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Wahlberechtigten erhalten Stimmzettel mit den Namen der Wahlbewerber oder Wahlbewerberinnen in alphabetischer Reihenfolge.
                     Jeder oder jede Wahlberechtigte kann nach § 10 Abs. 2, 4 und 5 wählen. 
                  

               

               
                     § 15
Wahlunterlagen
                     

                  

                  Sämtliche Wahlunterlagen, insbesondere Niederschriften, Listen der Wahlberechtigten und der Wählbaren, Wahlausschreiben, Wahlvorschläge,
                     Stimmzettel, sind von der Mitarbeitervertretung fünf Jahre lang aufzubewahren.
                  

               

            

         

         
               Abschnitt II 
Weitere Wahlen
               

            

            
                     § 16
Wahl der Vertretung der Jugendlichen und der Auszubildenden
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Sofern die Vertretung der Jugendlichen und der Auszubildenden zu wählen ist (§ 49 MVG.Württemberg), erfolgt die Wahl unter Leitung des Wahlvorstandes in einem gesonderten Wahlgang, soweit die Wahl zeitlich im Zusammenhang
                     mit dem allgemeinen Wahltermin fällt. Findet die Wahl nicht im zeitlichen Zusammenhang mit dem allgemeinen Wahltermin statt,
                     so hat der Wahlvorstand der letzten Mitarbeitervertretungswahl auch diese Wahl durchzuführen. Besteht der Wahlvorstand nicht
                     mehr, so wird der Wahlvorstand für die Wahl der Vertretung der Jugendlichen und Auszubildenden von der amtierenden Mitarbeitervertretung
                     benannt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Wahlvorschläge können von Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen abgegeben werden, die berechtigt sind, die Vertretung der Jugendlichen
                     und der Auszubildenden zu wählen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Von den Wahlberechtigten können soviel Stimmen abgegeben werden, wie Personen in die Vertretung der Jugendlichen und der
                     Auszubildenden zu wählen sind.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Im Übrigen gelten für das Wahlverfahren die Vorschriften über die Wahl der Mitarbeitervertretungen dieser Wahlordnung entsprechend.
                  

               

               
                     § 17
Wahl der Vertrauensperson 
der schwerbehinderten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Wahlberechtigt sind alle schwerbehinderten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Dienststelle und ihnen Gleichgestellte (§ 50 Abs. 3 MVG.Württemberg).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für die Wahl der Vertrauensperson der schwerbehinderten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen gelten die Vorschriften über die
                     Wahl der Mitarbeitervertretungen dieser Wahlordnung entsprechend.
                  

               

            

         

         
               Abschnitt III
Wahl der Landeskirchlichen Mitarbeitervertretung (LakiMAV)
               

            

            
                     § 18
Wahl der Landeskirchlichen Mitarbeitervertretung
                     

                  

                  Die Mitglieder der Landeskirchlichen Mitarbeitervertretung (LakiMAV) und ihre Stellvertretungen werden von den nach § 54 a Abs. 1 und 2 MVG.Württemberg gewählten Wahlpersonen in einer Wahlversammlung aus der Mitte der Vertretungen der jeweiligen Berufsgruppe nach Maßgabe der
                     folgenden Bestimmungen gewählt.
                  

               

               
                     § 19
Wahlvorstand
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Wahlen werden von einem Wahlvorstand geleitet, der aus dem oder der bisherigen Vorsitzenden der LakiMAV sowie zwei weiteren,
                     von der LakiMAV gewählten Personen besteht. Gleichzeitig sollen drei Ersatzmitglieder bestellt werden.
                  

                  Der oder die Vorsitzende der LakiMAV ist der oder die Vorsitzende des Wahlvorstandes. Der Wahlvorstand wählt eine Schriftführerin
                     oder einen Schriftführer.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Wahlvorstand fasst seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit seiner Mitglieder.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Über alle Sitzungen des Wahlvorstandes und die im Folgenden bestimmten Handlungen sind Niederschriften zu erstellen, die
                     von dem oder der Vorsitzenden und dem Schriftführer oder der Schriftführerin zu unterzeichnen sind.
                  

               

               
                     § 20
Wahlberechtigung und Wählbarkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Wahlberechtigt sind alle Wahlpersonen, die nach § 54 a Abs. 1 und 2 MVG.Württemberg gewählt und dem Wahlvorstand von den zuständigen Wahlleitern gemäß § 54 a Abs. 3 MVG.Württemberg gemeldet wurden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Wählbar sind alle wahlberechtigten Wahlpersonen.
                  

               

               
                     § 21
Wählerliste
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die gewählten Wahlpersonen melden nach § 54a Absatz 3 Satz 1 MVG.Württemberg ihre Wahlergebnisse über die Wahlleiter oder Wahlleiterinnen in den Kirchenbezirken sowie in den landeskirchlichen Dienststellen
                     beziehungsweise sonstiger kirchlicher Rechtsträger dem Wahlvorstand der LaKiMAV. Für die Meldungen der Wahlpersonen ist das
                     amtliche Meldeformular zu verwenden und durch den zuständigen Wahlleiter oder die zuständige Wahlleiterin (§ 54a Absatz 1 Satz 4, Absatz 2 MVG.Württemberg) vor Ort zu unterzeichnen. Die Meldungen der Wahlpersonen müssen spätestens bis zum 31. Mai nach Beginn der neuen Amtszeit
                     gem. § 15 Absatz 2 MVG.Württemberg bei der Geschäftsstelle der LaKiMAV eingehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Wahlvorstand der LaKiMAV prüft die eingegangenen Meldungen der Wahlpersonen und erstellt aufgrund der eingegangenen Meldungen
                     für jede Berufsgruppe die Wählerliste.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Wählerlisten werden in der Zeit vom 21. bis 30. Juni in der Geschäftsstelle der LakiMAV ausgehängt. Außerdem kann der
                     Wahlvorstand beschließen, dass die Wählerlisten den jeweils gemeldeten Wahlpersonen und/oder allen Wahlleitern oder Wahlleiterinnen
                     zugesandt werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Jede Mitarbeitervertreterin und jeder Mitarbeitervertreter kann während des Aushangs der Wählerlisten in der Geschäftsstelle
                     der LakiMAV gegen die Eintragung oder Nichteintragung von Wahlpersonen in die Wählerliste ihrer beziehungsweise seiner Berufsgruppe
                     schriftlich Einspruch einlegen. Der Wahlvorstand entscheidet unverzüglich über den Einspruch und erteilt der Person, die den
                     Einspruch eingelegt hat, bis spätestens eine Woche nach Ende der Einspruchsfrist einen schriftlichen, begründeten Bescheid.
                     Für die Fristwahrung genügt die Absendung des Bescheids. Sollten sich aufgrund der Einsprüche Veränderungen in den Wählerlisten
                     ergeben, werden die von der Veränderung betroffenen Personen ebenfalls unverzüglich informiert.
                  

               

               
                     § 22
Durchführung der Wahl
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Wahlvorstand setzt den Termin zur Wahl zur Landeskirchlichen Mitarbeitervertretung fest. Er erlässt ein Wahlausschreiben,
                     in dem Ort, Tag und Zeit der Wahl festgelegt sind. Dieses wird allen Mitarbeitervertretungen und den Wahlpersonen mitgeteilt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Wahlvorstand kann weitere Personen als Wahlhilfen zu seiner Unterstützung in den Wahlversammlungen in den einzelnen Berufsgruppen
                     bestellen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Wahl der Berufsgruppenvertreter und Berufsgruppenvertreterinnen (§ 54 Absatz 2 MVG.Württemberg) findet für jede Berufsgruppe statt, auf deren Wählerliste mindestens drei Wahlpersonen eingetragen sind.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         In der Wahlversammlung der jeweiligen Berufsgruppe wird zunächst das LakiMAV-Mitglied gewählt, nach Abschluss der Wahlhandlung
                     wird das stellvertretende LakiMAV-Mitglied gewählt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         In der Wahlversammlung werden Wahlvorschläge durch Zuruf gemacht. Wahlvorschläge können auch vor oder zu Beginn der Wahlversammlung
                     schriftlich eingereicht werden. Vorschlagsberechtigt sind ausschließlich die jeweiligen Wahlpersonen. Die Wahlvorschläge werden
                     nach Einverständnis der oder des Vorgeschlagenen zur Niederschrift genommen und nach Prüfung der Wählbarkeit durch den Wahlvorstand
                     der Versammlung bekannt gegeben.
                  

                  Der Wahlleiter oder die Wahlleiterin schließt die Liste der Wahlbewerber und Wahlbewerberinnen und stellt diese in alphabetischer
                     Reihenfolge fest.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Den Wahlbewerbern und Wahlbewerberinnen wird vor der Wahlhandlung die Möglichkeit zur Vorstellung in der Reihenfolge der
                     festgestellten Liste der Wahlbewerber und Wahlbewerberinnen gegeben. Die Wahlberechtigten können Rückfragen stellen.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Das Wahlrecht wird durch Abgabe des amtlichen Stimmzettels ausgeübt, der einmal zusammengefaltet in die geschlossene Wahlurne
                     gelegt wird.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Die Stimmabgabe ist gültig, wenn nicht mehr als ein Name aus der festgestellten Liste der Wahlbewerberinnen und Wahlbewerber
                     darauf genannt ist.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                         Die Stimmabgabe durch Briefwahl ist nicht möglich.
                  

               

            

            
                     § 23
Feststellung des Wahlergebnisses
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ungültig sind Stimmzettel,
                  

                  
                     
                        	
                            die nicht vom Wahlvorstand ausgegeben worden sind,

                        

                        	
                            auf denen mehr als ein Name genannt ist oder aus denen sich der Wille des Wählers oder der Wählerin nicht zweifelsfrei ergibt,

                        

                        	
                            die einen Zusatz enthalten.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Nach Abschluss der Stimmabgabe stellt der Wahlvorstand unverzüglich fest, wie viele Stimmen auf die einzelnen Wahlbewerber
                     und Wahlbewerberinnen entfallen sind und ermittelt ihre Reihenfolge nach der Stimmenzahl. Sodann wird festgestellt, wer die
                     meisten Stimmen auf sich vereint. Ergibt die Wahl Stimmengleichheit in der höchsten Stimmenzahl, erfolgt eine Stichwahl zwischen
                     den betroffenen Wahlbewerbern und Wahlbewerberinnen. Wird dadurch kein eindeutiges Ergebnis erzielt, entscheidet das Los zwischen
                     den betroffenen Wahlbewerbern und Wahlbewerberinnen, die im letzten Wahlgang die höchste gleiche Stimmenzahl hatten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Bei der Wahl zum LakiMAV-Mitglied ist derjenige Wahlbewerber oder diejenige Wahlbewerberin gewählt, der oder die nach Abs.
                     2 die höchste Stimmenzahl auf sich vereint bzw. für den oder die das Los entscheidet. Dies gilt ebenso für die Wahl zum stellvertretenden
                     LakiMAV-Mitglied. Diese Wahl ist jedoch erst abgeschlossen, wenn eine Rangfolge aller Wahlbewerberinnen und Wahlbewerber nach
                     Abs. 2 feststeht.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Das Ergebnis der Wahlen in der jeweiligen Berufsgruppe ist in einem Protokoll festzuhalten, das von dem Wahlleiter oder der
                     Wahlleiterin zu unterzeichnen ist. Die Auszählung der Stimmen ist für die Wahlberechtigten öffentlich.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Das Gesamtergebnis der Wahl zur LakiMAV gemäß § 22 Abs. 1 ist vom Wahlvorstand aus den Ergebnissen der Wahlen in den einzelnen Berufsgruppen zusammenzuführen und zu unterzeichnen.
                  

               

            

            
                     § 24
Bekanntgabe des Wahlergebnisses
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Wahlvorstand gibt die Ergebnisse der Wahlen in den einzelnen Berufsgruppen und das Gesamtergebnis der Wahl unverzüglich
                     durch Aushang im Wahllokal bekannt und benachrichtigt die Gewählten schriftlich. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Wahl gilt als angenommen, wenn dies schriftlich gegenüber dem Wahlvorstand erklärt wird oder sofern sie nicht binnen drei
                     Tagen nach Zugang der Benachrichtigung gegenüber dem Wahlvorstand schriftlich abgelehnt wird. Für die Fristwahrung genügt
                     die Absendung der Ablehnung.
                  

               

            

            
                     § 25
Anfechtung der Wahl
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Wahl zum LakiMAV-Mitglied oder zum stellvertretenden LakiMAV-Mitglied kann innerhalb von zwei Wochen, vom Tag der Bekanntgabe
                     des Wahlergebnisses an gerechnet, von mindestens drei Wahlpersonen der jeweiligen Berufsgruppe beim Kirchengericht für mitarbeitervertretungsrechtliche
                     Streitigkeiten schriftlich angefochten werden, wenn geltend gemacht wird, dass gegen wesentliche Bestimmungen über die Wahlberechtigung,
                     die Wählbarkeit oder das Wahlverfahren verstoßen und der Verstoß nicht behoben worden ist. Die Wahlanfechtung hat keine aufschiebende
                     Wirkung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         § 14 Abs. 2 MVG.Württemberg gilt entsprechend.
                  

               

            

            
                     § 26
Nachwahl von Berufsgruppenvertretern und Berufsgruppenvertreterinnen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Sofern für eine Berufsgruppe nach § 54 Absatz 2 MVG.Württemberg kein LakiMAV-Mitglied oder kein stellvertretendes LakiMAV-Mitglied gewählt wurde, ist nach Ablauf einer Frist von längstens
                     einem Jahr erneut eine Wahl für diese Berufsgruppe nach den Bestimmungen dieser Wahlordnung durchzuführen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Scheidet ein LakiMAV-Mitglied nach § 54 Abs. 2 MVG.Württemberg aus der LakiMAV aus, so wird die LakiMAV unverzüglich durch Nachwahl ergänzt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Wahlvorstand erlässt ein Wahlausschreiben für die Nachwahl des LakiMAV-Mitglieds in der jeweiligen Berufsgruppe, in dem
                     das Verfahren der Nachwahl geregelt ist. Dieses wird den Mitarbeitervertretungen übersandt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Nach Erlass des Wahlausschreibens prüft der oder die Vorsitzende der für den Kirchenbezirk gebildeten Mitarbeitervertretung
                     des Dekanatsortes beziehungsweise der landeskirchlichen Dienststellen oder sonstiger kirchlicher Rechtsträger, ob die bei
                     den letzten allgemeinen Wahlen nach § 54 a Abs. 1 und 2 MVG.Württemberg gewählte Wahlperson noch zur Verfügung steht. Stehen Wahlpersonen nicht mehr zur Verfügung, werden sie entsprechend § 54 a Abs. 1 und 2 MVG.Württemberg gewählt.
                  

                  Das Ergebnis der Überprüfung und gegebenenfalls der Wahlen teilen die Zuständigen nach Satz 1 dem Wahlvorstand der LakiMAV
                     mittels des amtlichen Meldeformulars mit.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Das weitere Wahlverfahren bestimmt sich nach den §§ 20 bis 25.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Scheidet ein stellvertretendes LakiMAV-Mitglied aus seinem Amt aus, rückt der Wahlbewerber oder die Wahlbewerberin, der oder
                     die an der nächsten Stelle der Rangliste steht, nach (§ 23 Absatz 3 Satz 3). Der oder die Vorsitzende der LakiMAV benachrichtigt den Nachrücker oder die Nachrückerin schriftlich. Die Vorschrift des
                     § 24 Absatz 2 gilt entsprechend.
                  

                  Ist keine Nachrückerin bzw. kein Nachrücker vorhanden, so ist unverzüglich eine Nachwahl entsprechend den Vorschriften dieser
                     Wahlordnung durchzuführen.
                  

               

            

         

         
               Abschnitt IV 
Schlussbestimmungen
               

            

            
                     § 27
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2015 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Gleichzeitig tritt die Wahlordnung zum Kirchlichen Gesetz zur Ordnung der Mitarbeitervertretungen (MVG) in der Evangelischen
                     Landeskirche vom 11. September 2002 (Abl. 60 S. 138), geändert durch Verordnung vom 11. Dezember 2007 (Abl. 63 S. 4) außer Kraft2.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für Wahlverfahren, die vor Inkrafttreten dieser Verordnung begonnen haben, gilt die bisherige Wahlordnung weiter3.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Für bereits bestehende Distriktsmitarbeitervertretungen, Einzelmitarbeitervertretungen im Kirchenbezirk und gemeinsame Mitarbeitervertretungen
                     ist vor der nächsten allgemeinen Mitarbeitervertretungswahl 2016 nicht erneut das Einvernehmen nach § 4 herzustellen, sofern kein Widerruf nach § 5 erfolgt.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Rechtschreibfehler im Amtsblatt (Abl. 66 S. 285) wurde von der Redaktion korrigiert.
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Vgl. Nr. 422_Archiv dieser Sammlung (Nr. 422_Archiv online verfügbar unter www.kirchenrecht-elk-wue.de).
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Vgl. Nr. 422_Archiv dieser Sammlung (Nr. 422_Archiv online verfügbar unter www.kirchenrecht-elk-wue.de).
            

         

      

   
      

      
         430. Errichtung der Stiftung Evangelische Versorgungsstiftung Württemberg

      

      
         Kirchl. Gesetz vom 16. März 2007 (Abl. 62 S. 360), geändert durch Kirchl. Gesetz vom 19. Oktober 2019 (Abl. 68 S. 724)
         

      

      
                     § 1
Name, Sitz und Rechtsform
                     

                  

                  Die Evangelische Landeskirche in Württemberg errichtet zum 1. April 2007 die Evangelische Versorgungsstiftung Württemberg
                     (EVW).
                  

                  Die Stiftung ist eine kirchliche Stiftung öffentlichen Rechts und hat ihren Sitz in Stuttgart.

               

               
                     § 2
Stiftungszweck
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Stiftung hat den Zweck, mit ihren Erträgen zur Deckung der Aufwendungen der Evangelischen Landeskirche in Württemberg
                     und ihrer Kirchengemeinden, der Kirchenbezirke und der Verbände nach dem Kirchlichen Verbandsgesetz für die zusätzliche Altersversorgung
                     ihrer privatrechtlich angestellten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und die Versorgung und Beihilfen ihrer versorgungsemfangenden
                     Beamtinnen und Beamten und deren Hinterbliebenen beizutragen und sie zu sichern.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Stiftung bildet für die Landeskirche einerseits und die Gesamtheit der Kirchengemeinden andererseits gesonderte Vermögensmassen,
                     die jeweils getrennt voneinander ausgewiesen werden und nur entsprechend dem jeweiligen Zweck verwendet werden dürfen. Die
                     Bildung weiterer gesonderter Vermögensmassen im Rahmen des Stiftungszwecks, insbesondere durch Zustiftungen, ist zulässig.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Stiftung schüttet die Erträge des Stiftungsvermögens jährlich an die Landeskirche aus.
                     
                        	
                           Aus den Erträgen des für die Mitarbeitenden der Kirchengemeinden, Kirchenbezirke und Verbände gewidmeten Stiftungsvermögens
                              verteilt der Oberkirchenrat an die Gesamtheit der Kirchengemeinden jedes Kirchenbezirks einen Anteil entsprechend dem Maßstab
                              für die Verteilung der Kirchensteuer an diese Kirchengemeinden. Die Aufteilung auf die Kirchengemeinden nimmt der Kirchenbezirksausschuss
                              mit der Entscheidung über die Kirchensteuerzuweisung vor. Die Bezirkssynode kann durch Bezirkssatzung nähere Regelungen treffen.
                              Auf die Ausschüttung der Erträge kann durch Beschluss der Landessynode ganz oder teilweise verzichtet werden. In diesem Fall
                              stehen die nicht ausgeschütteten Erträge für spätere Ausschüttungen zur Verfügung oder werden, wenn die Landessynode es beschließt,
                              dem Stamm des Vermögens zugeführt.
                           

                        

                        	
                           Auf die Ausschüttung der Erträge des Anteils der Landeskirche kann der Oberkirchenrat ganz oder teilweise verzichten. In diesem
                              Fall stehen die nicht ausgeschütteten Erträge für spätere Ausschüttungen zur Verfügung oder werden, wenn auch hierauf verzichtet
                              wird, dem Stamm des Vermögens zugeführt.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Das Vermögen der Stiftung einschließlich des Vermögensstamms kann mit Zustimmung der Landessynode verwendet werden, um eine
                     kapitalgedeckte Übernahme oder Absicherung der nach Absatz 1 zu sichernden Verpflichtungen der Kirchengemeinden und der Landeskirche
                     durch Dritte, für die ein öffentlich-rechtlicher Rechtsträger Gewährleistung bietet, zu finanzieren.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Falls erforderlich, ist die Stiftung berechtigt, den Stamm des Vermögens anzugreifen. Dies gilt insbesondere, wenn die Landeskirche
                     oder die Gesamtheit der Kirchengemeinden in eine finanzielle Notlage geraten, die die Erfüllung ihrer laufenden, nach Absatz
                     1 durch die Stiftung zu sichernden Verpflichtungen in Frage stellt.
                  

               

               
                     § 3
Mittel der Stiftung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zur Erfüllung ihrer Aufgaben wird die Stiftung mit einem Stiftungskapital von mindestens achtzig Millionen Euro ausgestattet.
                  

                  Es ist auszuweisen, wie viel hiervon nach § 2 Abs. 2 für die Gesamtheit der Kirchengemeinden einerseits und für die zusätzliche
                     Altersversorgung der privatrechtlich angestellten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie für die Versorgung der Beamtinnen
                     und Beamten der Landeskirche andererseits gewidmet ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Im Übrigen sammelt die Stiftung die erforderlichen Mittel für die Erfüllung ihrer Aufgaben an. Hierzu gehören
                     
                        	
                           die Erträge des Stiftungskapitals, soweit sie nicht ausgeschüttet werden,

                        

                        	
                           die Zuwendungen der Landeskirche oder Dritter.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Über die Zuführung verfügbarer Mittel zum Stiftungskapital entscheidet, abgesehen von den Fällen des § 2 Abs. 3, der Vorstand
                     der Stiftung.
                  

               

               
                     § 4
Vorstand, Beirat für Vermögensanlagen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Einziges Organ der Stiftung ist der Vorstand.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Mit den Aufgaben des Vorstands wird der Evangelische Oberkirchenrat in Stuttgart betraut. Er ist von den Beschränkungen des
                     § 181 BGB befreit.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Vorstand beruft einen Beirat für Vermögensanlagen, der aus vier Mitgliedern, wovon mindestens drei der Landessynode angehören
                     müssen, besteht. Der Beirat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Beirat für Vermögensanlagen ist nach Bedarf, jedoch mindestens jährlich einmal, einzuberufen. Er berät den Oberkirchenrat
                     insbesondere bei den Richtlinien für die Anlage des Vermögens.
                  

               

               
                     § 5
Erlass und Änderung der Satzung, Heimfall
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Oberkirchenrat erlässt im Rahmen dieses Gesetzes die Satzung der Stiftung. Er kann Änderungen der Satzung beschließen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Aufhebung der Stiftung und die Änderung des Stiftungszwecks können, außer aus den gesetzlich vorgesehenen Gründen, durch
                     kirchliches Gesetz erfolgen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei einer Auflösung der Stiftung geht das vorhandene Vermögen auf die Evangelische Landeskirche in Württemberg über mit der
                     Verpflichtung, es im Sinne des Stiftungszwecks und unter Beachtung der besonderen Zweckbestimmung nach § 2 Abs. 2 zu verwenden.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         430a. Satzung der Evangelische Versorgungsstiftung Württemberg

      

      
         Bekanntmachung des Oberkirchenrats vom 24. April 2007 (Abl. 62 S. 407), geändert durch Kirchl. Gesetz vom 19. Oktober 2019 (Abl. 68 S. 724)1

      

      
                     § 1
Name, Sitz und Rechtsform
                     

                  

                  Die Stiftung trägt den Namen Evangelische Versorgungsstiftung Württemberg (EVW) und hat ihren Sitz in Stuttgart. Sie ist eine
                     kirchliche Stiftung des öffentlichen Rechts.
                  

               

               
                     § 2
Stiftungszweck
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Stiftung hat den Zweck, mit ihren Erträgen zur Deckung der Aufwendungen der Evangelischen Landeskirche in Württemberg
                     und ihrer Kirchengemeinden, der Kirchenbezirke und der Verbände nach dem Kirchlichen Verbandsgesetz für die zusätzliche Altersversorgung
                     ihrer privatrechtlich angestellten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und die Versorgung und Beihilfen ihrer versorgungsempfangenden
                     Beamtinnen und Beamten und deren Hinterbliebenen beizutragen und sie zu sichern.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Stiftung bildet für die Landeskirche einerseits und die Gesamtheit der Kirchengemeinden andererseits gesonderte Vermögensmassen,
                     die jeweils getrennt voneinander ausgewiesen werden und nur entsprechend dem jeweiligen Zweck verwendet werden dürfen. Die
                     Bildung weiterer gesonderter Vermögensmassen im Rahmen des Stiftungszwecks, insbesondere durch Zustiftungen, ist zulässig.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Stiftung schüttet die Erträge des Stiftungsvermögens jährlich an die Landeskirche aus.
                  

                  
                     	
                        Aus den Erträgen des für die Mitarbeitenden der Kirchengemeinden, Kirchenbezirke und Verbände gewidmeten Stiftungsvermögens
                           verteilt der Oberkirchenrat an die Gesamtheit der Kirchengemeinden jedes Kirchenbezirks einen Anteil entsprechend dem Maßstab
                           für die Verteilung der Kirchensteuer an diese Kirchengemeinden. Die Aufteilung auf die Kirchengemeinden nimmt der Kirchenbezirksausschuss
                           mit der Entscheidung über die Kirchensteuerzuweisung vor. Die Bezirkssynode kann durch Bezirkssatzung nähere Regelungen treffen.
                        

                        Auf die Ausschüttung der Erträge kann durch Beschluss der Landessynode ganz oder teilweise verzichtet werden. In diesem Fall
                           stehen die nicht ausgeschütteten Erträge für spätere Ausschüttungen zur Verfügung oder werden, wenn die Landessynode es beschließt,
                           dem Stamm des Vermögens zugeführt.
                        

                     

                     	
                        Auf die Ausschüttung der Erträge des Anteils der Landeskirche kann der Oberkirchenrat ganz oder teilweise verzichten. In diesem
                           Fall stehen die nicht ausgeschütteten Erträge für spätere Ausschüttungen zur Verfügung oder werden, wenn auch hierauf verzichtet
                           wird, dem Stamm des Vermögens zugeführt.
                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Das Vermögen der Stiftung einschließlich des Vermögensstamms kann mit Zustimmung der Landessynode verwendet werden, um eine
                     kapitalgedeckte Übernahme oder Absicherung der nach Absatz 1 zu sichernden Verpflichtungen der Kirchengemeinden und der Landeskirche
                     durch Dritte, für die ein öffentlich-rechtlicher Rechtsträger Gewährleistung bietet, zu finanzieren.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Falls erforderlich, ist die Stiftung berechtigt, den Stamm des Vermögens anzugreifen. Dies gilt insbesondere, wenn die Landeskirche
                     oder die Gesamtheit der Kirchengemeinden in eine finanzielle Notlage geraten, die die Erfüllung ihrer laufenden, nach Absatz
                     1 durch die Stiftung zu sichernden Verpflichtungen in Frage stellt.
                  

               

               
                     § 3
Steuerbegünstigung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar kirchliche und mildtätige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte
                     Zwecke“ der Abgabenordnung. Sie ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Mittel der Stiftung dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Stiftung darf keine Person durch Ausgaben, die dem Stiftungszweck fremd sind oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen
                     begünstigen.
                  

               

               
                     § 4
Mittel der Stiftung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zur Erfüllung ihrer Aufgaben wird die Stiftung mit einem Stiftungskapital von mindestens achtzig Millionen Euro ausgestattet.
                     Es ist auszuweisen, wie viel hiervon nach § 2 Abs. 2 für die Gesamtheit der Kirchengemeinden einerseits und für die zusätzliche Altersversorgung der privatrechtlich angestellten
                     Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie für die Versorgung und Beihilfen ihrer versorgungsempfangenden Beamtinnen und Beamten
                     und deren Hinterbliebenen der Landeskirche andererseits gewidmet ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Im Übrigen sammelt die Stiftung die erforderlichen Mittel für die Erfüllung ihrer Aufgaben an. Hierzu gehören
                     
                        	
                           die Erträge des Stiftungskapitals, soweit sie nicht ausgeschüttet werden,

                        

                        	
                           die Zuwendungen der Landeskirche oder Dritter,

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Über die Zuführung verfügbarer Mittel zum Stiftungskapital entscheidet, abgesehen von den Fällen des § 2 Abs. 3, der Vorstand der Stiftung.
                  

               

               
                     § 5
Vermögensverwaltung und Finanzplanung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Stiftungsvermögen muss für die satzungsgemäße Verwendung in angemessener Zeit verfügbar sein. Es ist so anzulegen, dass
                     ein angemessener Ertrag gewährleistet ist. Das Anlagerisiko ist nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu verteilen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Es ist eine Finanzplanung aufzustellen.
                  

               

               
                     § 6
Vorstand, Beirat für Vermögensanlagen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Einziges Organ der Stiftung ist der Vorstand.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Mit den Aufgaben des Vorstands wird der Evangelische Oberkirchenrat in Stuttgart betraut. Er ist von den Beschränkungen des
                     § 181 BGB befreit.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Vorstand beruft einen Beirat für Vermögensanlagen, der aus vier Mitgliedern, wovon mindestens drei der Landessynode angehören
                     müssen, besteht. Der Beirat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Beirat für Vermögensanlagen ist nach Bedarf, jedoch mindestens jährlich einmal, einzuberufen. Er berät den Oberkirchenrat
                     insbesondere bei den Richtlinien für die Anlage des Vermögens.
                  

               

               
                     § 7
Änderung der Satzung, Heimfall
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Oberkirchenrat kann Änderungen der Satzung beschließen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Aufhebung der Stiftung und die Änderung des Stiftungszwecks können, außer aus den gesetzlich vorgesehenen Gründen, durch
                     kirchliches Gesetz erfolgen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei einer Auflösung der Stiftung geht das vorhandene Vermögen auf die Evangelische Landeskirche in Württemberg über mit der
                     Verpflichtung, es im Sinne des Stiftungszwecks und unter Beachtung der besonderen Zweckbestimmung nach § 2 Abs. 2 zu verwenden.
                  

               

               
                     § 8
Rechnungsprüfung
                     

                  

                  Die Rechnung der Stiftung wird durch das Rechnungsprüfamt der Evangelischen Landeskirche in Württemberg geprüft.

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Gemäß Artikel 4 Kirchliches Gesetz zur Änderung des Kirchlichen Gesetzes Errichtung der Stiftung Evangelische Versorgungsstiftung
               Württemberg und weiterer Vorschriften vom 19. Oktober 2019 (Abl. 68 S. 724,  725) können die aufgrund von Artikel 2 Nummer 2 und 3 geänderten Satzungsbestimmungen nach Inkrafttreten durch Beschluss des Oberkirchenrats geändert werden.
            

         

      

   
      

      
         432. Regelung über die Gewährung von Gehaltsvorschüssen

      

      
         Erlass des Oberkirchenrats vom 3. April 2009 (Abl. 63 S. 359)
         

      

      Die Regelungen über die Gewährung von Gehaltsvorschüssen werden unter Aufhebung der Bekanntmachung des Evang. Oberkirchenrats
         vom 11. Oktober 1994 (Abl. 56 S. 206) – zuletzt geändert am 25. März 1996 (Abl. 57 S. 72), wie folgt gefasst:
      

      
            1. Allgemeines

         

         Kirchliche Mitarbeiter haben die Möglichkeit, insbesondere zur Finanzierung von persönlichen Anschaffungen, in sinngemäßer
            Anwendung der staatlichen Richtlinien einen Gehaltsvorschuss in Anspruch zu nehmen.
         

         Die Vorschussrichtlinien des Landes Baden Württemberg werden in der jeweils gültigen Fassung mit Ausnahme ihrer Ziffern 2.1.2,
            2.1.3 und 4.2 im kirchlichen Bereich sinngemäß angewendet. Auf den nachstehenden Abdruck des Auszugs aus den mit Wirkung vom
            1. Januar 2008 neu gefassten staatlichen Vorschussrichtlinien vom 28. Januar 2008 (GABl. S. 84) wird verwiesen.
         

      

      
            2. Kraftfahrzeugdarlehen

         

         Für die Gewährung von Gehaltsvorschüssen anlässlich der Beschaffung von Kraftfahrzeugen gelten die Regelungen der Reisekostenordnung.

      

      
            3. Steuerliche Behandlung

         

         Ab Januar 2008 führt die Einräumung eines unverzinslichen oder gegenüber dem marktüblichen Zinssatz verbilligten Darlehens
            durch den Arbeitgeber zu einem geldwerten Vorteil, der in der Regel als Sachbezug gemäß § 8 Abs. 2 Satz 1 EStG steuerpflichtig
            ist.
         

         Zinsvorteile sind jedoch nur dann als Sachbezug zu versteuern, wenn die Summe der noch nicht getilgten Darlehen am Ende des
            Lohnzahlungszeitraums 2.600 Euro übersteigt. Dies bedeutet, dass bei einem Zusammentreffen zinsverbilligter oder zinsloser
            Vorschüsse bzw. Darlehen der Gesamtbetrag ab dem 1. Januar mit dem für die Lohnsteuer geltenden Effektivzins ab dem Monat
            zu verzinsen ist, in dem der Gesamtbetrag aller Darlehen 2.600 Euro übersteigt (siehe auch § 22 Abs. 4 RKO).
         

         Grundlage für die Berechnung des geldwerten Vorteils ist der marktübliche Zinssatz.

         Der Zinsvorteil bleibt nur dann außer Ansatz, wenn er unter Berücksichtigung aller in einem Monat gewährten Sachbezüge die
            Sachbezugsfreigrenze von 44 Euro monatlich nicht übersteigt, § 8 Abs. 2 Satz 9 EStG.
         

      

      
            4. Anlage

         

         
               Verwaltungsvorschrift des Finanzministeriums über die Gewährung von Gehaltsvorschüssen (Vorschussrichtlinien – VR)
Vom 28. Januar 2008 – Az.: 1-0500.1/43 –
               

            

            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        1

                     
                     	
                        Begriff, Geltungsbereich, Grundvoraussetzungen

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        Beamten und Arbeitnehmern mit Bezügen höchstens aus Besoldungsgruppe A10/Entgeltgruppe 9/KR 9d TV-L oder einer vergleichbaren
                           Einstufung nach anderen Entgeltordnungen oder Eingruppierungsrichtlinien, die durch besondere Umstände ungewöhnlicher Art
                           zu unabwendbaren Ausgaben genötigt sind, die sie aus den laufenden Bezügen nicht bestreiten können, können auf Antrag unverzinsliche
                           Gehaltsvorschüsse nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen gewährt werden. Die Vorschüsse sind freiwillige Leistungen. Ein
                           Rechtsanspruch hierauf besteht nicht.
                        

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        Von den Vorschussrichtlinien unberührt bleiben:
                           
                              	
                                 Die Richtlinien des Innenministeriums über den Rechtsschutz für Landesbedienstete in Straf- und anderen Verfahren,

                              

                              	
                                 § 41 Abs. 3 der Anweisung des Ministeriums für Ernährung und Ländlichen Raum über die Verwaltung und Nutzung der Jagd auf
                                    den landeseigenen Flächen (Jagdnutzungsanweisung – JNA)
                                 

                              

                              	
                                 § 47 der Gerichtsvollzieherordnung.

                              

                           

                        

                     
                  

                  
                     	
                        2

                     
                     	
                        Antragsgründe

                     
                  

                  
                     	
                        2.1

                     
                     	
                        Besondere Umstände im Sinne der Nummer 1 sind nur

                     
                  

                  
                     	
                        2.1.1

                     
                     	
                        Wohnungswechsel aus zwingendem Anlass hinsichtlich der Kosten, die bei einem Umzug mit Zusage der Umzugskostenvergütung nach
                           den §§ 4 bis 7 und 10 Landesumzugskostengesetz dem Grunde nach erstattungsfähig sind,
                        

                     
                  

                  
                     	
                        2.1.2

                     
                     	
                        (…)

                     
                  

                  
                     	
                        2.1.3

                     
                     	
                        (…)

                     
                  

                  
                     	
                        2.1.4

                     
                     	
                        Beschaffung von Hausrat aus Anlass der erstmaligen Gründung eines eigenen Hausstandes,

                     
                  

                  
                     	
                        2.1.5

                     
                     	
                        Beschaffung von Hausrat aus Anlass der eigenen Eheschließung, sofern nicht bereits ein Vorschuss gemäß Nummer 2.1.4 gewährt
                           wurde; Aufwendungen, die später als sechs Monate nach der Eheschließung getätigt werden, sind nicht berücksichtigungsfähig.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        2.1.6

                     
                     	
                        Ausstattung (§ 1624 BGB) von Kindern im Sinne des Bundeskindergeldgesetzes mit Ausnahme der Geschwister,

                     
                  

                  
                     	
                        2.1.7

                     
                     	
                        ungedeckter Verlust von Hausrat und Bekleidungsstücken durch Diebstahl, Brand oder Wasserschaden,

                     
                  

                  
                     	
                        2.1.8

                     
                     	
                        notwendige Ergänzungsbeschaffung von Möbeln, die im Zusammenhang mit dem Umzug in eine größere Wohnung erforderlich wird,
                           bei Familien mit mindestens drei Kindern, für die Kindergeld zusteht oder zustehen würde,
                        

                     
                  

                  
                     	
                        2.1.9

                     
                     	
                        Aufwendungen bei einem Krankheits, Geburts- oder Todesfall, wenn durch Gewährung einer Beihilfe, Abschlagszahlung auf eine
                           zu erwartende Beihilfe, Unterstützung oder durch Leistungen einer Versicherung u. ä. nicht, nicht rechtzeitig oder nicht ausreichend
                           geholfen wird; die Antragsbeschränkung nach § 17 Abs. 2 der Beihilfeverordnung rechtfertigt eine Vorschussgewährung nicht.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        3

                     
                     	
                        Sicherung des Vorschusses

                     
                  

                  
                     	
                        3.1

                     
                     	
                        Ein Vorschuss darf nur bewilligt werden, wenn seine Rückzahlung in der vorgegebenen Zeit sichergestellt ist.

                     
                  

                  
                     	
                        Die Bewilligung ist deshalb nur zulässig, wenn ein nachhaltiger Anspruch auf laufende Bezüge besteht und der Vorschuss zu
                           keiner untragbaren Verschuldung führt. Arbeitnehmer müssen die Probezeit abgeleistet haben und in einem ungekündigten Arbeitsverhältnis
                           stehen. Arbeitnehmer in den Fällen der Nummer 2.1.2 und des § 41 Abs. 3 JNA können auch schon während der Probezeit einen
                           Vorschuss erhalten.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        3.2

                     
                     	
                        Nicht ausreichend gesichert und deshalb nicht zulässig ist ein Vorschuss an

                     
                  

                  
                     	
                        3.2.1

                     
                     	
                        Bedienstete, die keinen Rechtsanspruch auf Dienstbezüge, Anwärterbezüge, Entgelt, Krankenbezüge oder Mutterschaftsgeld haben,

                     
                  

                  
                     	
                        3.2.2

                     
                     	
                        Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst, wenn der Vorschuss nicht bis zum Ablauf der Ausbildung getilgt werden kann,

                     
                  

                  
                     	
                        3.2.3

                     
                     	
                        befristet oder nur für die Dauer gewisser Arbeiten eingestellte Kräfte, wenn der Vorschuss nicht bis zum Ende des Dienst-
                           oder Arbeitsverhältnisses getilgt werden kann.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        3.3

                     
                     	
                        Die Bediensteten haben vor der Auszahlung des Vorschusses ihr schriftliches Einverständnis zu erteilen, dass Vorschussreste,
                           die im Zeitpunkt eines etwaigen Ausscheidens aus dem Landesdienst noch bestehen, durch Einbehaltung von den letzten Bezügen
                           abgedeckt werden.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        Bei verheirateten Bediensteten hat sich auch der Ehegatte schriftlich zur vereinbarungsgemäßen Rückzahlung des Vorschusses
                           zu  verpflichten.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        4

                     
                     	
                        Bemessung

                     
                  

                  
                     	
                        4.1

                     
                     	
                        Der Vorschuss darf höchstens 2.600 Euro betragen. Dies gilt auch bei gleichzeitiger Vorschussgewährung aus verschiedenen Anlässen.

                     
                  

                  
                     	
                        4.2

                     
                     	
                        (…)

                     
                  

                  
                     	
                        4.3

                     
                     	
                        Gehören beide Ehegatten zum anspruchsberechtigten Personenkreis, so kann aus demselben Anlass nur ein Vorschuss bewilligt
                           werden; der andere Ehegatte hat auf dem Vorschussantrag zu bestätigen, dass er aus diesem Anlass einen eigenen Vorschussantrag
                           nicht gestellt hat und auch nicht stellen wird.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        5

                     
                     	
                        Tilgung

                     
                  

                  
                     	
                        5.1

                     
                     	
                        Die Tilgung des Vorschusses beginnt mit dem übernächsten des auf die Auszahlung des Vorschusses folgenden Zahlungstages für
                           die Bezüge.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        5.2

                     
                     	
                        Die Tilgung erfolgt in höchstens 24 gleichen Monatsraten. Scheidet der Vorschussnehmer früher aus dem Landesdienst aus, so
                           sind die Tilgungsraten entsprechend höher zu bemessen. Bei vorzeitigem Ausscheiden aus dem Landesdienst ist der Rest des Vorschusses
                           in einer Summe zurückzuzahlen. Soweit der Vorschuss zu Leistungen verwendet wird, für die der Vorschussnehmer in der Folge
                           Ersatz von anderer Seite erhält, ist dieser über die laufende Tilgung hinaus zur Abdeckung des Vorschusses zu verwenden.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        5.3

                     
                     	
                        Lassen besondere Umstände die Tilgung eines Vorschusses in geringeren als den bei der Gewährung des Vorschusses vorgesehenen
                           Tilgungsraten begründet erscheinen, so kann die Bewilligungsstelle den monatlichen Tilgungsbetrag äußerstenfalls für die Dauer
                           von sechs Monaten bis zur Hälfte ermäßigen oder die Tilgung für die Dauer von drei Monaten aussetzen.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        5.4

                     
                     	
                        Sollte vor vollständiger Tilgung eines Vorschusses ein weiterer Vorschuss gewährt werden, so ist der Rest des ersten Vorschusses
                           unter Beachtung des Höchstbetrages von 2.600 Euro mit dem neuen Vorschuss zusammenzulegen und die monatliche Tilgungsrate
                           neu festzusetzen.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        5.5

                     
                     	
                        Für die Dauer der Beurlaubung zur Ableistung des Grundwehrdienstes oder des Zivildienstes wird die Tilgung ausgesetzt.

                     
                  

                  
                     	
                        6

                     
                     	
                        Zuständigkeit

                     
                  

                  
                     	
                        6.1

                     
                     	
                        Zuständig für die Gewährung und Tilgung von Vorschüssen ist die Stelle, die für die Festsetzung der Bezüge zuständig ist.
                           Die obersten Dienstbehörden können eine abweichende Zuständigkeit bestimmen, wenn für die Bezügefestsetzung nicht das Landesamt
                           für Besoldung und Versorgung zuständig ist.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        6.2

                     
                     	
                        Ausnahmen von den Vorschussrichtlinien bedürfen der Zustimmung des Finanzministeriums.

                     
                  

                  
                     	
                        7

                     
                     	
                        Inkrafttreten

                     
                  

                  
                     	
                        7.1

                     
                     	
                        Die Vorschussrichtlinien treten mit Wirkung vom 1. Januar 2008 in Kraft. Zum 31. Dezember 2007 traten außer Kraft die Richtlinien
                           des Finanzministeriums für die Gewährung von Vorschüssen in besonderen Fällen vom 22. September 1993, zuletzt geändert und
                           in Kraft gesetzt mit Verwaltungsvorschrift vom 25. September 2000 (GABl. S. 340).
                        

                     
                  

               
            

         

      

      

   
      

      
         433. Kirchliche Verordnung zur Durchführung des Personalentwicklungsgesetzes (Personalentwicklungsverordnung – PEVO)

      

      
         Vom 20. Mai 2003

      

      
         (Abl. 60 S. 282), geändert durch Kirchl. Verordnung vom 9. Juli 2004 (Abl. 61 S. 138), vom 15. März 2007 (Abl. 62 S. 364) und vom 1. Juli 2009 (Abl. 63 S. 395)
         

      

      Nach Beratung gemäß § 39 Abs. 1 Kirchenverfassungsgesetz1 wird aufgrund von § 44 a des Württ. Pfarrergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. März 1989 (Abl. 54 S. 38), zuletzt geändert durch Kirchliche Gesetze vom 25. November 2002 (Abl. 60 S. 159 und 160)2 und aufgrund von § 57 a Kirchenbeamtengesetz3 vom 26. März 1968 (Abl. 43 S. 75), zuletzt geändert durch Kirchliche Gesetze vom 25. November 2002 (Abl. 60 S. 159 und 160), verordnet:
      

      
                     § 1
Geltungsbereich
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Diese Verordnung gilt für Pfarrer und Pfarrerinnen sowie für Kirchenbeamte und Kirchenbeamtinnen im Bereich der Evangelischen
                     Landeskirche in Württemberg. Sie gilt nicht für unständige Pfarrer und Pfarrerinnen im Vorbereitungsdienst.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Durch Beschluss der Arbeitsrechtlichen Kommission können die Bestimmungen dieser Verordnung auch für die privatrechtlich Angestellten
                     im Bereich der Evangelischen Landeskirche in Württemberg für anwendbar erklärt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die vom Geltungsbereich dieser Verordnung erfassten Personen werden im Folgenden auch als Mitarbeitende bezeichnet.
                  

               

               
                     § 2
Personalentwicklungsmaßnahmen, Systematische Personalentwicklung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Regelmäßige Personalentwicklungsgespräche (§§ 3 bis 5) bilden die wesentliche Grundlage für eine systematische Personalentwicklung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Personalentwicklungsmaßnahmen sind insbesondere Arbeitsplatzanreicherung, Coaching, Fort- und Weiterbildung, Hospitation,
                     Kollegiale Beratung, Teilnahme an Lern- und Problemlösungsgruppen, Mentoring, Mitarbeit in einer Arbeitsgruppe oder bei einem
                     Workshop, Projektarbeit, Rotation, Sonderaufträge, Vertretungen, Supervision, Stellenberatung und andere, für die Weiterentwicklung
                     von Mitarbeitenden geeignete Maßnahmen.
                  

               

               
                     § 3
Personalentwicklungsgespräche
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Personalentwicklungsgespräche dienen dazu,
                     
                        	
                           die Arbeitssituation, die Arbeitszufriedenheit, die Zusammenarbeit, die Motivation und das Ergebnis der Arbeit zu besprechen,
                              zu reflektieren und gegebenenfalls weiter zu entwickeln;
                           

                        

                        	
                           Ziele und Personalentwicklungsmaßnahmen sowie die konkrete Unterstützung bei deren Umsetzung zu vereinbaren;

                        

                        	
                           dass Personalverantwortliche ihre Leitungsaufgabe an- und ernstnehmen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Grundsätzlich sind Personalentwicklungsgespräche einmal jährlich mit allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die nicht Pfarrerinnen
                     und Pfarrer sind, zu führen; mit Pfarrerinnen und Pfarrern sind Personalentwicklungsgespräche in der Regel jährlich, mindestens
                     jedoch alle zwei Jahre zu führen. Das Personalentwicklungsgespräch kann bei Vorliegen von dringenden Gründen im Einzelfall
                     mit Genehmigung des oder der jeweiligen Vorgesetzten des oder der für die Durchführung dieses Personalentwicklungsgespräches
                     Zuständigen verschoben oder ausgesetzt werden. Diese Verschiebung oder Aussetzung darf maximal ein Jahr betragen.
                  

               

               
                     § 4
Zuständigkeit für Personalentwicklungsgespräche
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zuständig für die Durchführung des Personalentwicklungsgespräches ist
                     
                        	
                           bei privatrechtlich angestellten Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen der oder die unmittelbare Vorgesetzte;

                        

                        	
                           bei Pfarrern und Pfarrerinnen
                              
                                 	
                                    in der Regel der Visitator oder die Visitatorin;

                                 

                                 	
                                    bei Dekanen und Dekaninnen, in den Fällen des § 5 Abs. 3 Visitationsordnung4 und
                                    

                                 

                                 	
                                    in sonstigen begründeten Fällen der- oder diejenige, bei dem oder der die unmittelbare Dienstaufsicht liegt, wenn der Oberkirchenrat
                                       dies bestimmt;
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           bei Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen der oder die unmittelbare Dienstvorgesetzte.

                        

                     

                  

                  In begründeten Fällen kann das Personalentwicklungsgespräch auf Wunsch des oder der Mitarbeitenden oder des oder der für die
                     Durchführung des Personalentwicklungsgespräches Zuständigen mit dem oder der nächsthöheren Vorgesetzten des oder der für die
                     Durchführung des Personalentwicklungsgesprächs Zuständigen geführt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der oder die nach Absatz 1 Zuständige kann auch eine andere Person mit der Durchführung von Personalentwicklungsgesprächen
                     beauftragen, wenn diese die Qualifikation für das Führen eines Personalentwicklungsgespräches besitzt. Eine Beauftragung der
                     die Fachaufsicht führenden Person ist zulässig. Zur Beauftragung ist die Genehmigung des oder der Vorgesetzten des oder der
                     für die Durchführung des Personalentwicklungsgespräches Zuständigen notwendig.
                  

               

               
                     § 5
Durchführung der Personalentwicklungsgespräche und Niederschrift
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Termin des Personalentwicklungsgesprächs ist auf Initiative des oder der für die Durchführung Zuständigen in der Regel
                     mindestens zwei Wochen vorher zwischen den Beteiligten abzustimmen. Für jedes Gespräch soll mindestens eine Stunde eingeplant
                     werden. Mit der Einladung zum Personalentwicklungsgespräch werden der Vorbereitungsbogen (Anlage 1) und der Vereinbarungsbogen
                     (Anlage 2) übergeben oder übersandt. Anhand der Bögen (Anlagen 1 und 2) wird über den Ablauf des Gespräches informiert.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Personalentwicklungsgespräch ist anhand eines Vorbereitungsbogens nach Maßgabe der Anlage zu dieser Verordnung zu führen.
                     Es umfasst folgende Schritte:
                     
                        	
                           Analyse der Arbeitsbedingungen und des Arbeitsumfelds sowie gegenseitige Rückmeldung zur Zusammenarbeit,

                        

                        	
                           Rückblick auf die im letzten Personalentwicklungsgespräch vereinbarten Ziele, Personalentwicklungsmaßnahmen und deren Umsetzung,

                        

                        	
                           Vereinbarung der Ziele für die kommenden zwölf Monate,

                        

                        	
                           Festlegung der Personalentwicklungsmaßnahmen und deren Umsetzung.

                        

                     

                  

               

               
                     § 6
Qualifikation zur Führung von Personalentwicklungsgesprächen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Personen, die nach § 4 Personalentwicklungsgespräche durchzuführen haben, sind verpflichtet, sich für die Aufgaben der Personalentwicklung
                     fortzubilden. Sie sollen vor der Aufnahme der Personalentwicklungsgespräche über eine entsprechende Qualifikation  verfügen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Qualifikation ist in der Regel durch die Teilnahme an den angebotenen landeskirchlichen Qualifizierungsmaßnahmen nachzuweisen.
                     Über die Anerkennung sonstiger Qualifizierungsmaßnahmen entscheidet der Oberkirchenrat.
                  

               

               
                     § 7
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Verordnung tritt am 20. Mai 2003 in Kraft.

               

            

         

      

      
                     
                        
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Anlagen 1 und 2 gemäß § 5 Abs. 1 Satz 3 und 4 PEVO 
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         440. Kirchengesetz zur Regelung 
der Dienstverhältnisse der Pfarrerinnen und Pfarrer 
in der Evangelischen Kirche in Deutschland 
(Pfarrdienstgesetz der EKD – PfDG.EKD)
         

      

      
         Vom 10. November 2010

      

      
         (ABl. EKD S. 307, ber. ABl. EKD 2011 S. 149, ABl. EKD 2011 S. 289 und  ABl. EKD 2016 S. 146), in Fassung der Bekanntmachung vom 15. Februar 2021 (ABl. EKD S. 34, ber. ABl. EKD S. 131), geändert durch gesetzesvertretende Verordnung vom 24. Juni 2021 (ABl. EKD S. 158, 159), durch Kirchengesetz vom 5. Dezember 2023 (ABl. EKD S. 165) und vom 13. November 2024 (ABl. EKD S. 182)
         

      

      und

      441. Kirchliches Gesetz zur Ausführung und Ergänzung des 
Pfarrdienstgesetzes der EKD für die Evangelische Landeskirche in Württemberg 
(Württembergisches Pfarrergesetz – WürttPfG)1

      Vom 3. Juni 1977

      (ABl. 47 S. 511), in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Dezember 1989 (Abl. 54 S. 38), geändert durch Kirchl. Gesetz vom 19. Juni 1993 (Abl. 55 S. 529), vom 24. November 1993 (Abl. 55 S. 718), vom 11. März 1995 (Abl. 56 S. 354), vom 23. Oktober 1995 (Abl. 56 S. 520, 523), vom 3. Juli 1997 (Abl. 57 S. 332), vom 29. Juni 2000 (Abl. 59 S. 113, 115), vom 13. Juli 2001 (Abl. 59 S. 314, 333), vom 25. Oktober 2001 (Abl. 59 S. 403), vom 25. November 2002 (Abl. 60 S. 159 und 160), vom 12. Juli 2003 (Abl. 60 S. 281, 282), vom 26. März 2004 (Abl. 61 S. 69), vom 10. März 2005 (Abl. 61 S. 285), vom 23. November 2005 (Abl. 61 S. 408), vom 30. November 2006 (Abl. 62 S. 319, 320), vom 24. November 2008 (Abl. 63 S. 262), vom 23. November 2010 (Abl. 64 S. 233), vom 24. November 2010 (Abl. 64 S. 234, 240), vom 22. November 2011 (Abl. 64 S. 527), vom 27. November 2012 (Abl. 65 S. 269), vom 22. Oktober 2013 (Abl. 65 S. 672), vom 25. November 2015 (Abl. 67 S. 1, 7), vom 23. November 2016 (Abl. 67 S. 272), vom 27. November 2018 (Abl. 68 S. 307, 308), vom 18. Oktober 2019 (Abl. 68 S. 726), vom 27. November 2020 (Abl. 69 S. 309), vom 3. Juli 2021 (Abl. 69 S. 573, 574), vom 25. November 2021 (Abl. 70 S. 1, 3), vom 29. Juni 2024 (Abl. 71 Nr. 56), vom 30. November 2024 (Abl. 71 Nr. 91) und vom 25. Oktober 2025 (Abl. 71 Nr. 199, Nr. 200)
      

      


      


      


      Die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland hat mit Zustimmung der Kirchenkonferenz auf Grund des Artikels 10 Absatz
         1 und des Artikels 10a Absatz 2 Buchstabe b und c der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland das folgende Kirchengesetz
         beschlossen:
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            Teil 1 
Grundbestimmungen
            

         

         
                     § 1 
Amt der öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung, Geltungsbereich
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Kirche lebt vom Evangelium Jesu Christi, das in Wort und Sakrament zu bezeugen sie beauftragt ist. Zu diesem kirchlichen
                     Zeugendienst sind alle Getauften berufen. Auftrag und Recht zur öffentlichen Ausübung dieses Amtes vertraut die Kirche Pfarrerinnen
                     und Pfarrern mit der Ordination an (Amt der öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Ordination setzt voraus, dass ein geordneter kirchlicher Dienst übertragen werden soll, der die öffentliche Wortverkündigung
                     und die Sakramentsverwaltung einschließt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Dieses Kirchengesetz regelt das Pfarrdienstverhältnis als Form des geordneten kirchlichen Dienstes, in den Pfarrerinnen und Pfarrer von der Evangelischen Kirche in Deutschland, den Gliedkirchen und gliedkirchlichen
                     Zusammenschlüssen berufen werden.
                  

               

               
                     § 2 
Pfarrdienstverhältnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Pfarrdienstverhältnis ist ein kirchengesetzlich geregeltes öffentlich-rechtliches Dienst- und Treueverhältnis zu der
                     Evangelischen Kirche in Deutschland, den Gliedkirchen oder gliedkirchlichen Zusammenschlüssen (Dienstherren). Diese Dienstherren besitzen das Recht, Pfarrdienstverhältnisse zu
                     begründen (Dienstherrnfähigkeit). Ihre obersten kirchlichen Verwaltungsbehörden sind jeweils oberste Dienstbehörden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ein Pfarrdienstverhältnis wird auf Lebenszeit begründet. Ein Pfarrdienstverhältnis kann auch begründet werden
                  

                  
                     
                        	
                            auf Probe, wenn zur späteren Verwendung im Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit eine Probezeit abzuleisten ist (§ 9),
                           

                        

                        	
                            auf Zeit für die Dauer einer Beurlaubung aus einem bereits bestehenden öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis, wenn für
                              eine bestimmte Zeit ein geordneter kirchlicher Dienst im Sinne des § 1 Absatz 2 wahrgenommen werden soll (§ 109),
                           

                        

                        	
                            als Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt, wenn ein geordneter kirchlicher Dienst im Sinne des § 1 Absatz 2 regelmäßig unentgeltlich im Ehrenamt wahrgenommen werden soll (§ 111).
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Evangelische Kirche in Deutschland kann Pfarrerinnen und Pfarrer in ein Pfarrdienstverhältnis berufen, die in einer Gliedkirche oder einem gliedkirchlichen Zusammenschluss ordiniert worden sind.
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 1 (Zu § 2 PfDG.EKD) 
Arten des Dienstverhältnisses

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (1) Die Pfarrerinnen und Pfarrer stehen entweder im ständigen oder im unständigen Dienst der Landeskirche.

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (2) Ständige Pfarrerin oder ständiger Pfarrer ist, wer durch Ernennung auf eine Pfarrstelle in das Pfarrdienstverhältnis auf
                                 Lebenszeit aufgenommen worden ist.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (3) Unständige Pfarrerin oder unständiger Pfarrer ist, wer durch Eintritt in den Vorbereitungsdienst oder die berufsbegleitende
                                 Ausbildung im Pfarrdienst in ein Pfarrdienstverhältnis auf Widerruf und wer durch Eintritt in den unständigen Dienst im Pfarramt
                                 in ein Pfarrdienstverhältnis auf Probe aufgenommen worden ist.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (4) Der Vorbereitungsdienst dient dem Abschluß der Berufsausbildung der Pfarrerin oder des Pfarrers. Die unständige Pfarrerin
                                 oder der unständige Pfarrer nimmt die verschiedenen Ausbildungsangebote und die ihr oder ihm übertragenen Dienstaufträge wahr.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (5) Die berufsbegleitende Ausbildung im Pfarrdienst ist ein Vorbereitungsdienst besonderer Art, durch den Männer und Frauen,
                                 deren Gewinnung für das Pfarramt erwünscht ist, ausnahmsweise auch ohne die vorgesehene erste Dienstprüfung dem Pfarrdienst
                                 der Landeskirche zugeführt werden können. Die in diesen Dienst Berufenen nehmen die ihnen übertragenen Dienstaufträge und
                                 die verschiedenen Ausbildungsangebote wahr.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (6) Im unständigen Dienst im Pfarramt nimmt die Pfarrerin oder der Pfarrer zur Anstellung nach Abschluß ihrer oder seiner
                                 Ausbildung in der Regel selbständige Dienstaufträge im Pfarramt wahr. Dabei soll innerhalb eines bestimmten Zeitraumes festgestellt
                                 werden, ob sich die Pfarrerin oder der Pfarrer zur Anstellung unter den besonderen Bedingungen der selbständigen Wahrnehmung
                                 einer ihr oder ihm übertragenen Aufgabe als für den Pfarrdienst geeignet erweist. Nach der Bewährung im unständigen Dienst
                                 im Pfarramt wird die Anstellungsfähigkeit verliehen. Die Feststellung der Eignung kann von dem Ausgang eines Kolloquiums abhängig
                                 gemacht werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (7) In den ständigen Pfarrdienst (Absatz 2) wird bei Vorliegen der Voraussetzungen von § 19 Absatz 1 Nummer 1 und 2 PfDG.EKD nach Ablauf der Amtszeit aufgenommen, wer als Landesbischöfin oder Landesbischof, als Prälatin oder als Prälat oder als geistliches Mitglied des Oberkirchenrats spätestens innerhalb eines
                                 Monats nach Ablauf der Amtszeit einen Antrag auf Aufnahme stellt. Besteht ein Kirchenbeamtenverhältnis, erfolgt die Berufung
                                 durch Umwandlung gemäß § 59 Kirchenbeamtengesetz der EKD2.
                              

                           
                        

                     
                  

               

            

         

      

      
            Teil 2 
Ordination
            

         

         
                     § 3 
Ordination
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das mit der Ordination anvertraute Amt der öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung (Amt) ist auf Lebenszeit angelegt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Ordinierten sind durch die Ordination verpflichtet, das anvertraute Amt im Gehorsam gegen den dreieinigen Gott in Treue
                     zu führen, das Evangelium von Jesus Christus, wie es in der Heiligen Schrift gegeben und im Bekenntnis ihrer Kirche bezeugt
                     ist, rein zu lehren, die Sakramente ihrer Einsetzung gemäß zu verwalten, ihren Dienst nach den Ordnungen ihrer Kirche auszuüben,
                     das Beichtgeheimnis und die seelsorgliche Schweigepflicht zu wahren und sich in ihrer Amts- und Lebensführung so zu verhalten,
                     dass die glaubwürdige Ausübung des Amtes nicht beeinträchtigt wird.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die in der Ordination begründeten Rechte und Pflichten sind für Ordinierte, die in einem kirchlichen Dienstverhältnis stehen,
                     auch Rechte und Pflichten aus dem Dienstverhältnis.
                  

               

               
                     § 4 
Voraussetzungen, Verfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Amt der öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung kann durch die Ordination Frauen und Männern anvertraut
                     werden, die sich im Glauben an das Evangelium gebunden wissen, am Leben der christlichen Gemeinde teilnehmen und die nach
                     ihrer Persönlichkeit, ihrer Befähigung und ihrer Ausbildung für den Dienst der öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung
                     geeignet sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Entscheidung über die Ordination geht ein Ordinationsgespräch über die Bedeutung der Ordination und die Voraussetzungen für die Übernahme des Amtes voraus.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Eine Versagung der Ordination ist auf Verlangen zu begründen. Die Versagung der Ordination ist rechtlich nur insoweit überprüfbar,
                     als Verfahrensmängel geltend gemacht werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Vor der Ordination erklären diejenigen, die ordiniert werden sollen: "Ich gelobe vor Gott, das Amt der öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung im Gehorsam gegen den dreieinigen
                        Gott in Treue zu führen, das Evangelium von Jesus Christus, wie es in der Heiligen Schrift gegeben und im Bekenntnis meiner
                        Kirche bezeugt ist, rein zu lehren, die Sakramente ihrer Einsetzung gemäß zu verwalten, meinen Dienst nach den Ordnungen meiner
                        Kirche auszuüben, das Beichtgeheimnis und die seelsorgliche Schweigepflicht zu wahren und mich in meiner Amts- und Lebensführung so zu verhalten, dass die glaubwürdige Ausübung des Amtes nicht beeinträchtigt
                        wird".3 Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können je für ihren Bereich eine andere Verpflichtungserklärung bestimmen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Ordination wird in einem Gottesdienst nach der Ordnung der Agende vollzogen. Über die Ordination wird eine Urkunde ausgestellt.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 2 (Zu § 4 Absatz 4 und 5 PfDG.EKD) 
Ordination

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (1) Die Verpflichtungserklärung lautet: „Im Aufsehen auf Jesus Christus, den alleinigen Herrn der Kirche, will ich meinen
                                 Teil dazu beitragen, das Evangelium von Jesus Christus, wie es in der Heiligen Schrift gegeben und in den Bekenntnissen der
                                 Reformation bezeugt ist, aller Welt zu verkündigen. Als Pfarrerin/Pfarrer zur öffentlichen Wortverkündigung berufen will ich
                                 daran mitarbeiten, dass die Kirche auf den Grund des Evangeliums von Jesus Christus gebaut werde. Meinen Dienst will ich nach
                                 der Ordnung unserer Landeskirche tun. Ich will achthaben auf Lehre und Leben und dem wehren, was dem Evangelium widerspricht.
                                 Ich will die Einheit der Kirche fördern. Ich werde über das schweigen, was mir seelsorglich anvertraut wird, und ich werde
                                 das Beichtgeheimnis wahren. In meinem Leben, Reden und Tun will ich Gott dienen.“ 
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (2) Die Ordination erfolgt als Einführung in den Pfarrdienst nach der Ordnung der Landeskirche. In ihr wird öffentlich bestätigt,
                                 dass die ordinierte Person zur geordneten öffentlichen Wortverkündigung, zur Verwaltung der Sakramente und zur Vornahme von Amtshandlungen ermächtigt ist.
                              

                           
                        

                     
                  

                  

               

               
                     § 5 
Verlust, Ruhen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ordinierte verlieren Auftrag und Recht zur öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung.
                  

                  
                     
                        	
                            durch schriftlich erklärten Verzicht,

                        

                        	
                            durch Erklärung des Austritts aus der Kirche,

                        

                        	
                            bei Anschluss an eine andere Kirche oder Religionsgemeinschaft, die nicht mit der Evangelischen Kirche in Deutschland, einer
                              Gliedkirche oder einem gliedkirchlichen Zusammenschluss in Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft steht,
                           

                        

                        	
                            bei Nichtigkeit und Rücknahme der Berufung in das Dienstverhältnis,

                        

                        	
                            bei Verlust der Anstellungsfähigkeit,

                        

                        	
                            bei Entlassung,

                        

                        	
                            wenn kein geordneter kirchlicher Dienst übertragen ist,

                        

                        	
                            durch entsprechende Entscheidung in einem Lehrbeanstandungs- oder Disziplinarverfahren.

                        

                     

                  

                  Satz 1 Nummer 2 und 6 findet keine Anwendung, wenn die Pfarrerin oder der Pfarrer mit vorheriger Genehmigung der obersten
                     Dienstbehörde im unmittelbaren Zusammenhang mit der Erklärung des Kirchenaustritts Mitglied einer Kirche wird, die mit der
                     Evangelischen Kirche in Deutschland, einer Gliedkirche oder einem gliedkirchlichen Zusammenschluss in Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft steht. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Auftrag und Recht zur öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung können im kirchlichen Interesse belassen werden.
                     Die Belassung kann jederzeit widerrufen werden. Ein kirchliches Interesse im Sinne des Satzes 1 kann insbesondere vorliegen
                  

                  
                     
                        	
                            im Falle des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 2, 3 und 6, wenn eine Pfarrerin oder ein Pfarrer die Entlassung aus dem Pfarrdienstverhältnis
                              beantragt, um in den Dienst einer anderen evangelischen Kirche zu treten, mit der keine Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft
                              besteht, und das Benehmen mit dieser Kirche hergestellt ist,
                           

                        

                        	
                            im Falle des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 5, 6 und 7, wenn die künftige Tätigkeit der oder des Ordinierten im deutlichen Zusammenhang
                              mit dem Verkündigungsauftrag steht.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Mit dem Verlust von Auftrag und Recht zur öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung geht auch die Anstellungsfähigkeit
                     verloren sowie das Recht, die Amtsbezeichnung zu führen und die Amtskleidung zu tragen. Die Ordinationsurkunde ist zurückzugeben.
                     Wird sie trotz Aufforderung nicht zurückgegeben, so ist sie für ungültig zu erklären. Der Verlust der Rechte aus der Ordination
                     ist im Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland bekannt zu machen, auch soweit das Amtsblatt im Internet veröffentlicht wird.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der Verlust der Rechte aus der Ordination und der Widerruf der Belassung sind in einem schriftlichen, mit Gründen versehenen
                     Bescheid festzustellen. In diesem ist auch der Zeitpunkt des Verlustes zu bestimmen und auf die Rechtsfolgen hinzuweisen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Das Ruhen der Rechte aus der Ordination kann festgestellt werden, wenn eine Pfarrerin oder ein Pfarrer wegen einer Krankheit
                     oder einer Behinderung nicht in der Lage ist, die eigenen Angelegenheiten zu besorgen. Das Recht der öffentlichen Wortverkündigung
                     und Sakramentsverwaltung darf während des Ruhens im Einzelfall mit Genehmigung ausgeübt werden.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Für Pfarrerinnen und Pfarrer, denen bei der Entlassung Auftrag und Recht zur öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung
                     belassen wurden, gelten § 3 Absatz 2 und die §§ 30 bis 34 entsprechend. Sie unterstehen der Lehr- und Disziplinaraufsicht der Kirche, in der sie einen geordneten kirchlichen Dienst
                     ausüben, hilfsweise der Kirche, in der sie zuletzt einen geordneten kirchlichen Dienst ausgeübt haben. Die Kirche, die die
                     Lehr- und Disziplinaraufsicht ausübt, entscheidet auch über die weitere Belassung oder den Entzug der Rechte aus der Ordination.
                  

               

               
                     § 6 
Erneutes Anvertrauen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Auftrag und Recht zur öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung können auf Antrag erneut anvertraut werden;
                     die Ordination wird dabei nicht wiederholt. Bevor Auftrag und Recht zur öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung
                     erneut anvertraut werden, ist die Erklärung nach § 4 Absatz 4 zu wiederholen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Vor einer Entscheidung nach Absatz 1 ist das Benehmen mit der Kirche herzustellen, die den Verlust von Auftrag und Recht
                     zur öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung festgestellt hat.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Ordinationsurkunde ist wieder auszuhändigen oder neu auszustellen.
                  

               

               
                     § 7 
Anerkennung der Ordination
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Jede im Geltungsbereich dieses Kirchengesetzes vollzogene Ordination einer Pfarrerin oder eines Pfarrers wird anerkannt.
                     Satz 1 gilt entsprechend für Verlust, Beschränkung, Ruhen und erneutes Anvertrauen der Rechte aus der Ordination.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Absatz 1 gilt entsprechend für die Ordination von Pfarrerinnen und Pfarrern, die durch eine Kirche ordiniert wurden, mit
                     der die gegenseitige Anerkennung der Ordination für alle Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland vereinbart wurde.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können je für ihren Bereich
                     die Ordination durch eine andere in- oder ausländische Kirche anerkennen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Ordinierte können beim Wechsel des Dienstherrn auf das Bekenntnis der aufnehmenden Gliedkirche oder des aufnehmenden gliedkirchlichen
                     Zusammenschlusses verpflichtet werden, sofern sie nicht bereits anlässlich ihrer Ordination hierauf verpflichtet wurden.
                  

               

            

         

      

      
            Teil 3 
Probedienst und Anstellungsfähigkeit
            

         

         
               Kapitel 1 
Pfarrdienstverhältnis auf Probe
               

            

            
                     § 8 
Allgemeine Regelungen zum Pfarrdienstverhältnis auf Probe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Im Probedienst soll innerhalb eines bestimmten Zeitraumes die Bewährung in der selbständigen und eigenverantwortlichen Ausübung
                     des Pfarrdienstes festgestellt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Regelungen dieses Kirchengesetzes sind auf Pfarrdienstverhältnisse auf Probe anzuwenden, soweit sie nicht die Übertragung
                     einer Stelle voraussetzen und nicht etwas anderes bestimmt ist.
                  

               

               
                     § 9 
Voraussetzungen, Eignung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         In das Pfarrdienstverhältnis auf Probe kann nur berufen werden, wer
                  

                  
                     
                        	
                           Mitglied einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland ist,

                        

                        	
                           nach Persönlichkeit und Befähigung erwarten lässt, den Anforderungen des Pfarrdienstes zu genügen,

                        

                        	
                           die vorgeschriebene wissenschaftliche und praktische Ausbildung für den Pfarrdienst erhalten und die vorgeschriebenen Prüfungen
                              bestanden hat,
                           

                        

                        	
                           nicht infolge des körperlichen Zustandes oder aus gesundheitlichen Gründen bei der Ausübung des Pfarrdienstes wesentlich beeinträchtigt
                              ist,
                           

                        

                        	
                           bereit ist, die nach § 4 Absatz 4 mit der Ordination einzugehenden Verpflichtungen zu übernehmen,
                           

                        

                        	
                           erwarten lässt, nicht vorzeitig wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzt zu werden und

                        

                        	
                           das 35. Lebensjahr noch nicht vollendet hat.

                        

                     

                  

                  In besonders begründeten Fällen kann von den Voraussetzungen des Satzes 1 Nummer 3 und 7 abgewichen werden. Ein besonders
                     begründeter Fall liegt insbesondere vor, wenn das 35. Lebensjahr aufgrund Mutterschutz, Elternzeit oder Pflege von Angehörigen
                     überschritten wurde.
                  

                  (1a)  Für eine Einstellung kommt gemäß Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 insbesondere nicht in Betracht, wer wegen einer Straftat,
                     die nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch zum Ausschluss von Aufgaben in der Kinder- und Jugendhilfe führt, rechtskräftig
                     verurteilt worden ist. Über die Einleitung eines Strafverfahrens, das die Eignung für diese Aufgaben in Frage stellen kann,
                     ist Auskunft zu geben. Vor der Einstellung ist ein erweitertes Führungszeugnis nach § 30a des Bundeszentralregistergesetzes
                     vorzulegen. Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können je für ihren
                     Bereich die regelmäßige Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses vorsehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können je für ihren Bereich ein höheres Höchstalter für die Berufung in das Pfarrdienstverhältnis auf Probe festsetzen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         In das Pfarrdienstverhältnis auf Probe können auch Bewerberinnen und Bewerber berufen werden, die die Anstellungsfähigkeit
                     besitzen und deren Übernahme in ein Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit beabsichtigt ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Ein Anspruch auf Berufung in ein Pfarrdienstverhältnis auf Probe besteht nicht.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 § 2a (zu § 9 Absatz 1a PfDG.EKD) 
Führungszeugnis

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Die erneute Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses nach § 30a Bundeszentralregistergesetz auf Kosten des Dienstherrn
                                    erfolgt nach der Einstellung in regelmäßigen Abständen von fünf Jahren.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  

               

               
                     § 10 
Begründung des Pfarrdienstverhältnisses auf Probe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Pfarrdienstverhältnis auf Probe wird durch Berufung zur Pfarrerin oder zum Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis auf Probe
                     begründet. Die Amtsbezeichnung lautet "Pfarrerin" oder "Pfarrer".
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Berufung erfolgt durch Aushändigung einer Berufungsurkunde. Sie wird mit Aushändigung der Berufungsurkunde wirksam, wenn
                     nicht in der Urkunde ausdrücklich ein späterer Zeitpunkt bestimmt ist. Eine Berufung auf einen zurückliegenden Zeitpunkt ist
                     unzulässig und insoweit unwirksam.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Berufungsurkunde muss die Worte "unter Berufung in das Pfarrdienstverhältnis auf Probe" enthalten.
                  

               

               
                     § 11 
Auftrag und Ordination
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis auf Probe werden in der Regel mit einem gemeindlichen Dienst (§ 27) beauftragt. Der Auftrag kann aus dienstlichen oder wichtigen persönlichen Gründen geändert werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Auftrag kann durch eine Dienstbeschreibung geregelt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis auf Probe sollen zu Beginn des Probedienstes ordiniert werden. Wird die Ordination gemäß § 118 Absatz 2 erst später vollzogen, sollen sie mit der öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung vorläufig beauftragt werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis auf Probe werden bei Antritt des Dienstes in einem Gottesdienst vorgestellt.
                  

               

               
                     § 12 
Dauer des Probedienstes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Probedienst dauert drei Jahre. Der Probedienst kann im Einzelfall unter Anrechnung anderer Dienste bis auf ein Jahr verkürzt
                     oder aus besonderen Gründen um höchstens zwei Jahre verlängert werden. Die genannten Fristen verlängern sich um die Dauer
                     einer Beurlaubung und einer Inanspruchnahme von Elternzeit, soweit währenddessen kein Dienst mit mindestens der Hälfte eines
                     vollen Dienstumfangs ausgeübt wird. Vor Ablauf des Probedienstes ist über die Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit zu entscheiden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ergeben sich Zweifel an der Bewährung, so soll dies der Pfarrerin oder dem Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis auf Probe alsbald
                     mitgeteilt und gemeinsam erörtert werden. Es können geeignete Maßnahmen angeordnet, ein anderer Auftrag übertragen und der
                     Probedienst bis zu der zulässigen Höchstdauer verlängert werden. Die Möglichkeit einer vorzeitigen Entlassung nach § 14 Absatz 2 Nummer 1 bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Nach der Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit wird das Pfarrdienstverhältnis auf Probe fortgesetzt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können die Dauer des Probedienstes allgemein verkürzen und die in
                     Absatz 1 Satz 2 genannten Fristen abweichend regeln. Sie können nähere Regelungen über die Feststellung der Eignung und die
                     Verlängerung des Probedienstes nach Absatz 2 treffen.
                  

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 § 2b (Zu § 12 Abs. 1 Satz 3 PfDG.EKD) 
Verlängerung des Probedienstes

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 § 12 Absatz 1 Satz 3 Pfarrdienstgesetz der EKD gilt für sonstige Fälle unterhälftigen Teildienstes entsprechend.

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 13 
Dienstunfähigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis auf Probe sind in den Ruhestand zu versetzen, wenn sie infolge Krankheit,
                     Verletzung oder sonstiger Beschädigung, die sie sich ohne grobes Verschulden bei der Ausübung oder aus Veranlassung des Dienstes
                     zugezogen haben, dienstunfähig (§ 89 Absatz 1) geworden sind. Sie können in den Ruhestand versetzt werden, wenn sie aus anderen Gründen dienstunfähig geworden sind; § 94 Absatz 1 findet Anwendung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis auf Probe werden nach Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit auch dann in
                     den Ruhestand versetzt, wenn sie aus anderen Gründen dienstunfähig geworden sind. § 94 Absatz 1 findet Anwendung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis auf Probe können nicht in den Wartestand versetzt werden.
                  

               

               
                     § 14 
Beendigung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Pfarrdienstverhältnis auf Probe endet in der Regel durch die Berufung in ein Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Pfarrdienstverhältnis auf Probe wird außer durch Tod und durch Beendigung nach den §§ 97 bis 100 und § 102 durch Entlassung beendet, wenn
                  

                  
                     
                        	
                            die Pfarrerin oder der Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis auf Probe sich nicht im Sinne des § 16 Absatz 1 bewährt hat,
                           

                        

                        	
                            im Laufe der Probezeit eine der Voraussetzungen für die Berufung nach § 9 Absatz 1 weggefallen ist, ohne dass ein Fall von § 13 Absatz 1 vorliegt,
                           

                        

                        	
                            eine Amtspflichtverletzung vorliegt, die im Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit mindestens eine Kürzung der Bezüge zur Folge hätte,

                        

                        	
                            die Pfarrerin oder der Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis auf Probe dienstunfähig ist und nicht in den Ruhestand versetzt wird,

                        

                        	
                            die Ordination versagt worden ist.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Pfarrdienstverhältnis auf Probe ist durch Entlassung zu beenden, wenn nicht innerhalb von vier Jahren nach Zuerkennung
                     der Anstellungsfähigkeit ein Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit begründet wird. Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse
                     können abweichende Regelungen hierzu erlassen. Die Frist verlängert sich um die Dauer einer Beurlaubung, des Mutterschutzes
                     und einer Inanspruchnahme von Elternzeit.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Bei einer Entlassung nach Absatz 2 Nummer 1, 2, 4 und 5 sowie nach Absatz 3 sind folgende Fristen einzuhalten:
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 bei einem Probedienst von

                              
                           

                           
                              	
                                 bis zu drei Monaten 
mehr als drei Monaten
mehr als einem Jahr
mehr als drei Jahren
                                 

                              
                              	
                                 zwei Wochen zum Monatsschluss,
ein Monat zum Monatsschluss,
sechs Wochen zum Schluss eines Kalendervierteljahres,
drei Monate zum Schluss des Kalendervierteljahres.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 3 (Zu § 14 Absatz 3 PfDG.EKD) 
Entlassung aus dem Probedienst

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Haben die Bewerbungen einer Pfarrerin oder eines Pfarrers im unständigen Dienst nicht innerhalb von drei Jahren nach Verleihung
                                 der Anstellungsfähigkeit zur Berufung in den ständigen Dienst geführt, so kann ihr oder ihm vom Oberkirchenrat eine Stelle
                                 genannt werden, auf die sie bzw. er sich innerhalb einer bestimmten Frist zu bewerben hat. Führt diese Bewerbung nicht zum
                                 Erfolg, so kann ihr oder ihm eine weitere Stelle genannt werden. Führt auch die erneute Bewerbung nicht zum Erfolg, so kann
                                 sie oder er entlassen werden. Ihr bzw. ihm kann ein Unterhaltsbeitrag längstens für fünf Jahre gewährt werden. Der Lauf der
                                 genannten Fristen wird durch Krankheitszeiten, Mutterschutzfristen, Erziehungsurlaub sowie durch Freistellungen und Beurlaubungen
                                 gehemmt.
                              

                           
                        

                     
                  

               

            

         

         
               Kapitel 2 
Anstellungsfähigkeit
               

            

            
                     § 15 
Wesen der Anstellungsfähigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Anstellungsfähigkeit ist die Fähigkeit, unter Berufung in ein Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit eine Stelle insbesondere
                     in einer Kirchengemeinde übertragen zu bekommen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit begründet keinen Anspruch auf Berufung in ein Pfarrdienstverhältnis.
                  

               

               
                     § 16 
Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Anstellungsfähigkeit wird von den Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüssen nur Bewerberinnen und Bewerbern zuerkannt, die
                  

                  
                     
                        	
                            die vorgeschriebene wissenschaftliche und praktische Ausbildung für den Pfarrdienst erfolgreich absolviert haben,

                        

                        	
                            die Voraussetzungen für die Ordination (§ 4 Absatz 1) erfüllen,
                           

                        

                        	
                            die Voraussetzungen des § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 7 für die Berufung in das Pfarrdienstverhältnis auf Probe erfüllen und
                           

                        

                        	
                            sich im Pfarrdienst, insbesondere in der selbständigen und eigenverantwortlichen Wahrnehmung pfarrdienstlicher Aufgaben,
                              in vollem Umfang bewährt haben.
                           

                        

                     

                  

                  In der Regel wird die Bewährung im Pfarrdienstverhältnis auf Probe nachgewiesen.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Anstellungsfähigkeit kann abweichend von Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 aufgrund einer anderen Ausbildung erworben werden,
                     wenn die übrigen Voraussetzungen der Anstellungsfähigkeit erfüllt sind und die andere Ausbildung der in den geltenden Kirchengesetzen
                     über die Ausbildung zum Pfarrdienst vorgeschriebenen wissenschaftlichen und praktischen Ausbildung gleichwertig ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Absatz 2 gilt insbesondere für Hochschullehrerinnen und -lehrer der evangelischen Theologie, denen die Anstellungsfähigkeit
                     nicht bereits gemäß Absatz 1 zuerkannt wurde, aber die die übrigen Voraussetzungen der Anstellungsfähigkeit erfüllen. Von dem Nachweis einer praktischen Ausbildung kann in Ausnahmefällen abgesehen werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Theologinnen und Theologen aus nicht zur Evangelischen Kirche in Deutschland gehörenden evangelischen Kirchen, die die Voraussetzungen
                     der Anstellungsfähigkeit mit Ausnahme der Anforderungen zur praktischen Ausbildung (Absatz 1 Satz 1 Nummer 1) und zur Bewährung
                     im Pfarrdienst (Absatz 1 Satz 1 Nummer 4) erfüllen, kann die Anstellungsfähigkeit nach angemessener Vorbereitung und aufgrund eines Kolloquiums zuerkannt werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Theologinnen und Theologen aus nicht zur Evangelischen Kirche in Deutschland gehörenden evangelischen Kirchen, die die Voraussetzungen
                     der Anstellungsfähigkeit mit Ausnahme der Anforderungen zur wissenschaftlichen Ausbildung erfüllen, kann die Anstellungsfähigkeit zuerkannt werden, nachdem sie den nachträglichen Erwerb ausreichender wissenschaftlicher Bildung durch eine Prüfung nachgewiesen haben.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Theologinnen und Theologen, die aus einer nichtevangelischen Kirche zur evangelischen Kirche übergetreten sind, kann die Anstellungsfähigkeit nach angemessener Probezeit und aufgrund einer besonderen Prüfung
                     zuerkannt werden, sofern die Voraussetzungen der Anstellungsfähigkeit, insbesondere der vorgeschriebenen wissenschaftlichen Ausbildung erfüllt sind.
                  

               

               
                     § 17 
Anerkennung der Anstellungsfähigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die im Geltungsbereich dieses Kirchengesetzes nach § 16 Absatz 1 zuerkannte Anstellungsfähigkeit wird von der Evangelischen Kirche in Deutschland, den Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüssen
                     anerkannt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Liegt der Anstellungsfähigkeit eine Entscheidung nach § 16 Absatz 2 bis 6 zugrunde, so können die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse sie allgemein
                     oder im Einzelfall anerkennen.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 4 (Zu § 17 Absatz 2 PfDG.EKD) 
Berufsbegleitende Ausbildung im Pfarramt

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (1) In die berufsbegleitende Ausbildung im Pfarrdienst (§ 1 Abs. 5) kann aufgenommen werden, wer
                                 
                                    	
                                       
                                          
                                             	
                                                erwarten lässt, dass sie ihren oder er seinen pfarramtlichen Dienst gemäß dem Ordinationsversprechen tut und dazu ihre bzw. seine Bereitschaft wie folgt schriftlich erklärt: 
„Im Aufsehen auf Jesus Christus, den alleinigen Herrn der Kirche, bin ich bereit, mein Amt als Dienerin/Diener des göttlichen
                                                   Wortes zu führen und mitzuhelfen, dass das Evangelium von Jesus Christus, wie es in der heiligen Schrift gegeben und in den
                                                   Bekenntnissen der Reformation bezeugt ist, aller Welt verkündigt wird. Ich will in meinem Teil dafür Sorge tragen, dass die
                                                   Kirche in Verkündigung, Lehre und Leben auf dem Grund des Evangeliums gebaut werde, und ich will darauf achthaben, dass falscher
                                                   Lehre, der Unordnung und dem Ärgernis in der Kirche gewehrt werde. Ich will meinen pfarramtlichen Dienst im Gehorsam gegen
                                                   Jesus Christus nach der Ordnung unserer Landeskirche tun und das Beichtgeheimnis wahren.“
                                                

                                             

                                             	
                                                Mitglied einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland ist oder dies im Zeitpunkt der Aufnahme in den Pfarrdienst
                                                   wird.
                                                

                                             

                                          

                                       

                                    

                                    	
                                       sich im Dienst der evangelischen Kirche, ihrer Diakonie oder Mission bewährt hat oder über eine Ausbildung verfügt, die sie
                                          oder ihn nach dem Ermessen des Oberkirchenrats als geeignet erscheinen läßt, in der berufsbegleitenden Ausbildung im Pfarrdienst
                                          verwendet zu werden.
                                       

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (2) Eine unständige Pfarrerin oder ein unständiger Pfarrer in der berufsbegleitenden Ausbildung im Pfarrdienst kann in den
                                 unständigen Dienst im Pfarramt aufgenommen werden, wenn sie oder er
                                 
                                    	
                                       die Voraussetzungen des Absatzes 1 erfüllt,

                                    

                                    	
                                       sich in der berufsbegleitenden Ausbildung im Pfarrdienst bewährt hat und

                                    

                                    	
                                       die ihre bzw. seine Ausbildung abschließende Dienstprüfung bestanden hat.

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (3) Eine unständige Pfarrerin oder ein unständiger Pfarrer in der berufsbegleitenden Ausbildung im Pfarrdienst kann in den
                                 ständigen Pfarrdienst aufgenommen werden, wenn sie oder er
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              
                                 
                                    	
                                       die Voraussetzungen des Absatzes 1 erfüllt,

                                    

                                    	
                                       bei Aufnahme in die berufsbegleitende Ausbildung im Pfarrdienst das 40. Lebensjahr noch nicht vollendet hatte und

                                    

                                    	
                                       sich in der Regel zehn Jahre lang in der berufsbegleitenden Ausbildung im Pfarrdienst oder im unständigen Dienst im Pfarramt
                                          bewährt hat.
                                       

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              § 19 Absatz 1 Satz 2 und 3 Pfarrdienstgesetz der EKD findet entsprechende Anwendung. Auf die Bewährungszeit nach Nr. 3 können entsprechende Dienstleistungen in der Gemeindearbeit,
                                 der kirchlichen Jugendarbeit, in der Diakonie, der Mission oder bei sonstigen Einrichtungen und Gemeinschaften, die der evangelischen
                                 Kirche nahestehen, sowie in besonderen Fällen die Zeit der Ausbildung nach Absatz 1 Nr. 2 ganz oder teilweise angerechnet
                                 werden.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 18 
Verlust, erneute Zuerkennung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit kann, solange ein Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit nicht begründet worden ist,
                     zurückgenommen werden, wenn Tatsachen bekannt werden, deren Kenntnis der getroffenen Entscheidung entgegengestanden hätte.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Sind seit der Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit mehr als fünf Jahre vergangen, ohne dass ein geordneter kirchlicher Dienst
                     übertragen worden ist, so kann das Fortbestehen der Anstellungsfähigkeit vom Ausgang eines Kolloquiums oder einer anderen
                     Überprüfung abhängig gemacht werden. Hiervon kann abgesehen werden, wenn das Amt der öffentlichen Wortverkündigung regelmäßig
                     ehrenamtlich ausgeübt wurde. Zuständig für die Durchführung des Kolloquiums und die Entscheidung über einen Widerruf der Anstellungsfähigkeit
                     ist die Gliedkirche, bei der ein Pfarrdienstverhältnis begründet werden soll. Sie widerruft die Anstellungsfähigkeit nicht
                     gegen den Widerspruch der Gliedkirche, die die Anstellungsfähigkeit zuerkannt hat.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Mit dem Verlust der Anstellungsfähigkeit verliert die Pfarrerin oder der Pfarrer vorbehaltlich der Regelung des § 5 Auftrag und Recht zur öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Werden Auftrag und Recht zur öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung gemäß § 6 erneut anvertraut, so kann damit die erneute Zuerkennung der Anstellungsfähigkeit verbunden werden.
                  

               

            

         

      

      
            Teil 4 
Begründung des Pfarrdienstverhältnisses
            

         

         
                     § 19 
Voraussetzungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         In ein Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit kann berufen werden, wer
                  

                  
                     
                        	
                            die in § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 6 genannten Voraussetzungen erfüllt; § 9 Absatz 1 Satz 2 bleibt unberührt,
                           

                        

                        	
                            im Sinne von § 7 unbeschadet des § 118 Absatz 2 ordiniert ist,
                           

                        

                        	
                            die Anstellungsfähigkeit nach diesem Kirchengesetz von einer Gliedkirche oder einem gliedkirchlichen Zusammenschluss erhalten
                              hat und
                           

                        

                        	
                            das 40. Lebensjahr noch nicht vollendet hat.

                        

                     

                  

                  In besonders begründeten Fällen kann von den Voraussetzungen des Satzes 1 Nummer 4 abgewichen werden. Ein besonders begründeter
                     Fall liegt insbesondere vor, wenn das 40. Lebensjahr aufgrund Mutterschutz, Elternzeit oder Pflege von Angehörigen überschritten wurde.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können je für ihren Bereich ein höheres Höchstalter für die Aufnahme in das Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit festsetzen.
                  

               

               
                     § 20 
Berufung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit wird durch die Berufung in das Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit begründet. Gleichzeitig
                     erfolgt die Berufung zur Pfarrerin oder zum Pfarrer, wenn diese nicht bereits gemäß § 10 Absatz 1 erfolgt ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Berufung wird mit Aushändigung der Berufungsurkunde wirksam, wenn nicht in der Urkunde ausdrücklich ein späterer Zeitpunkt
                     bestimmt ist. Eine Berufung auf einen zurückliegenden Zeitpunkt ist unzulässig und insoweit unwirksam.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Berufungsurkunde muss die Worte: "in das Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit berufen" enthalten.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Begründung des Pfarrdienstverhältnisses auf Lebenszeit ist in der Regel mit der erstmaligen Übertragung einer Stelle
                     einer Anstellungskörperschaft im Sinne des § 25 Absatz 2 verbunden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die in das Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit berufenen Pfarrerinnen und Pfarrer werden in einem Gottesdienst eingeführt.
                  

               

               
                     § 21 
Nichtigkeit der Berufung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Eine Berufung ist nichtig,
                  

                  
                     
                        	
                            wenn sie nicht der in § 20 Absatz 3 vorgeschriebenen Form entspricht,
                           

                        

                        	
                            wenn sie von einer unzuständigen Stelle ausgesprochen wurde,

                        

                        	
                            wenn die oder der Berufene nicht Mitglied einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland war,

                        

                        	
                            wenn die oder der Berufene zur Zeit der Berufung ganz oder teilweise unter Betreuung stand oder

                        

                        	
                            wenn die Ordination nicht vollzogen wurde.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Berufung ist von Anfang an als wirksam anzusehen, wenn
                  

                  
                     
                        	
                            im Fall des Absatzes 1 Nummer 1 aus der Urkunde oder aus dem Akteninhalt eindeutig hervorgeht, dass die für die Berufung
                              zuständige Stelle ein bestimmtes Pfarrdienstverhältnis begründen oder ein bestehendes Dienstverhältnis in ein solches anderer
                              Art umwandeln wollte, für das die sonstigen Voraussetzungen vorliegen,
                           

                        

                        	
                            im Fall des Absatzes 1 Nummer 2 die zuständige Stelle die Berufung rückwirkend bestätigt.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Sobald der Grund für die Nichtigkeit bekannt wird, ist dieser der berufenen Person mitzuteilen und ihr, wenn es sich um eine
                     erstmalige Berufung handelt, jede weitere Ausübung des Dienstes zu untersagen, bei Nichtigkeit nach Absatz 1 Nummer 2 aber
                     erst, wenn die Bestätigung versagt worden ist.
                  

               

               
                     § 22 
Rücknahme der Berufung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Berufung ist mit Wirkung auch für die Vergangenheit zurückzunehmen, wenn
                  

                  
                     
                        	
                            sie durch Täuschung oder auf andere unredliche Weise herbeigeführt wurde,

                        

                        	
                            nicht bekannt war, dass die berufene Person ein Verbrechen oder ein Vergehen begangen hatte, das sie für die Berufung in
                              das Pfarrdienstverhältnis unwürdig erscheinen lässt,
                           

                        

                        	
                            im Zeitpunkt der Berufung die Fähigkeit zur Wahrnehmung kirchlicher oder öffentlicher Ämter nicht vorlag.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Berufung soll, soweit sie nicht bereits nach § 21 nichtig ist, zurückgenommen werden, wenn sie wegen Fehlens von Voraussetzungen zur Berufung nach § 19 Absatz 1 nicht ausgesprochen werden durfte oder wenn nicht bekannt war, dass die berufene Person in einem rechtlich geordneten Verfahren
                     aus einem kirchlichen oder einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis entfernt worden war oder ihr die Versorgungsbezüge
                     oder die mit der Ordination verliehenen Rechte aberkannt worden waren.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Berufung ist innerhalb von sechs Monaten, nachdem die für die Berufung zuständige Stelle von dem Grund der Rücknahme
                     Kenntnis erlangt hat, zurückzunehmen. Der Rücknahmebescheid wird zugestellt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Sobald der Grund für die Rücknahme bekannt wird, ist er der berufenen Person mitzuteilen. Jede weitere Ausübung des Dienstes
                     kann untersagt werden, wenn es sich um eine erstmalige Berufung handelt.
                  

               

               
                     § 23 
Rechtsfolgen von Nichtigkeit und Rücknahme, Amtshandlungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Nichtigkeit und die Rücknahme haben zur Folge, dass die Berufung von Anfang an unwirksam ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Feststellung der Nichtigkeit, die Rücknahme und die Untersagung der Dienstausübung haben auf die Gültigkeit der bis dahin
                     vollzogenen dienstlichen Handlungen keinen Einfluss. Die gezahlte Besoldung kann belassen werden.
                  

               

            

         

      

      
            Teil 5 
Amt und Rechtsstellung
            

         

         
               Kapitel 1
Wahrnehmung des Dienstes
               

            

            
                     § 24 
Amtsführung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer haben den Auftrag und das Recht, das Wort Gottes öffentlich zu verkündigen und die Sakramente zu
                     verwalten. Sie sind berechtigt und verpflichtet zur Leitung des Gottesdienstes, zur Vornahme von Amtshandlungen, zur christlichen
                     Unterweisung und zur Seelsorge.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer sind in Gestaltung und Inhalt ihrer Verkündigung frei und nur an die Verpflichtungen aus der Ordination
                     nach § 3 Absatz 2 und an die Ordnungen ihrer Kirche gebunden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer haben in ihrem dienstlichen und außerdienstlichen Verhalten erkennen zu lassen, dass sie dem anvertrauten
                     Amt verpflichtet sind und dieses sie an die ganze Gemeinde weist. Sie berücksichtigen in ihrem Dienst die Vielfalt der Handlungsfelder
                     und Erscheinungsformen, in denen sich der Auftrag der Kirche konkretisiert.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer haben die ihnen obliegenden Pflichten mit vollem persönlichen Einsatz treu, uneigennützig und gewissenhaft zu erfüllen.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 5 (Zu § 24 Absatz 1 PfDG.EKD) 
Der Dienstauftrag der Pfarrerin oder des Pfarrers

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (1) Die Pfarrerin oder der Pfarrer hat den Auftrag, das Evangelium von Jesus Christus zu verkündigen, die Sakramente zu verwalten
                                 und in ihrem bzw. seinem Teil dafür Sorge zu tragen, daß Gemeinde gebaut und der Dienst der Liebe an jedermann getan wird.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (2) Der Auftrag umfaßt insbesondere

                              Predigt und Leitung des Gottesdienstes,

                              Taufe und Abendmahl,

                              Amtshandlungen,

                              seelsorgerliche und diakonische Dienste

                              Dienst an jungen Menschen in Schule, kirchlichem Unterricht und Jugendarbeit,

                              Bibelarbeit und andere kirchliche Bildungsarbeit mit Erwachsenen,

                              Gewinnung und Anleitung von Mitarbeitern und weitere Leitungs-, sowie Organisations- und Verwaltungsaufgaben.

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (3) Die Pfarrerin oder der Pfarrer ist unabhängig von ihrem bzw. seinem besonderen Dienstauftrag der gesamten Kirche zum Dienst
                                 verpflichtet. Ihr oder ihm können über ihren bzw. seinen Dienstauftrag hinausgehende Aufgaben übertragen werden, wenn ihr
                                 oder ihm deren Erfüllung nach ihrer bzw. seiner Vorbildung und ihren oder seinen Fähigkeiten zugemutet werden kann und die Wahrnehmung des jeweiligen Dienstauftrags dies zulässt.
                              

                           
                        

                     
                  

                  

               

               
                     § 25 
Wahrnehmung des geordneten kirchlichen Dienstes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer nehmen das Amt der öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung in einem gemeindlichen
                     Auftrag, in einem allgemeinen kirchlichen Auftrag oder in einem kirchenleitenden Amt wahr.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ein Auftrag ist nach Maßgabe des Rechts der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse
                     in der Regel mit einer Stelle verbunden. Anstellungskörperschaften, bei denen Stellen errichtet werden, können neben den in
                     § 2 Absatz 1 genannten Dienstherren Kirchengemeinden und andere juristische Personen sein, über die die Evangelische Kirche in Deutschland,
                     eine Gliedkirche oder ein gliedkirchlicher Zusammenschluss die Aufsicht führt.
                  

                  
                        (
                        2a
                        )
                        Der pfarramtliche Dienst muss unter Berücksichtigung der Belange des Gesundheitsschutzes und der Vereinbarkeit von Beruf und
                     Familie wahrgenommen werden können. Dazu erlassen die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen
                     Zusammenschlüsse bis zum 1. Januar 2027 Regelungen zu Ordnung, Umfang und Planbarkeit des Dienstes, um eine angemessene Arbeitsverteilung
                     und notwendige Priorisierung der Aufgaben zu ermöglichen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Auftrag kann durch eine Dienstbeschreibung geregelt werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer sind verpflichtet, über den mit einem Auftrag unmittelbar übertragenen Aufgabenbereich hinaus Vertretungen
                     und andere zusätzliche Aufgaben zu übernehmen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Für Inhaberinnen und Inhaber kirchenleitender Ämter, die in einem Pfarrdienstverhältnis stehen, können die Evangelische Kirche
                     in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich durch Kirchengesetz abweichende
                     Regelungen treffen. Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse bestimmen
                     je für ihren Bereich, wer ein kirchenleitendes Amt innehat.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 6 (Zu § 25 Absatz 1 PfDG.EKD) 
Dekaninnen und Dekane

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (1) Die Pfarrerin oder der Pfarrer, die oder der auf eine mit dem Dekanatamt verbundene Pfarrstelle ernannt ist (Dekanin/Dekan)
                                 nimmt Aufgaben der Leitung und Organisation im Kirchenbezirk wahr. In besonderen Fällen kann das Dekanatamt mit zwei Pfarrstellen
                                 verbunden werden. In diesen Fällen nehmen die Inhaberinnen und Inhaber die dekanatamtlichen Aufgaben nach Maßgabe der vom
                                 Oberkirchenrat zu erlassenden Geschäftsordnung für das Dekanatamt arbeitsteilig wahr, sofern keine abweichende gesetzliche
                                 Regelung besteht. Dekanin oder Dekan und Codekanin oder Codekan vertreten sich gegenseitig. Sie unterrichten und beraten sich
                                 regelmäßig über wesentliche dienstliche Vorgänge.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (2) Soweit nicht die Prälatin oder der Prälat zuständig ist, ist die Dekanin oder der Dekan Visitatorin oder Visitator und
                                 Beraterin und Berater der Pfarrerinnen und Pfarrer im Dekanatsbezirk. Sie oder er übt die unmittelbare Dienstaufsicht aus.
                                 Die Zuständigkeit der Schuldekanin oder des Schuldekans bleibt unberührt.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (3) Für die Dekanin oder den Dekan als Gemeindepfarrerin oder Gemeindepfarrer gelten die Bestimmungen der §§ 8 bis 10 und 13 WürttPfG.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (4) Für die Dekanin oder den Dekan werden ein oder zwei Stellvertreterinnen oder Stellvertreter im Dekanatamt bestellt. Die
                                 Bestellung erfolgt befristet.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (5) Den Stellvertreterinnen und Stellvertretern können mit Zustimmung der Dekanin oder des Dekans Aufgaben der Dienstaufsicht
                                 über die Pfarrerinnen und Pfarrer übertragen werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (6) Die näheren Regelungen nach Absatz 4 und 5 werden durch Verordnung getroffen.

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (7) Die Amtszeit der Dekanin oder des Dekans ist auf zehn Jahre begrenzt. Wiederernennungen sind möglich, wenn die Voraussetzungen
                                 nach dem Pfarrstellenbesetzungsgesetz4 erfüllt sind. Kann nach Ablauf der Amtszeit eine andere Stelle nicht übertragen werden, so gilt § 28 Abs. 2 WürttPfG entsprechend mit der Maßgabe, dass das Übergangsgeld den Betrag des jeweiligen Grundgehalts aus der Besoldungsgruppe P 2
                                 nicht unterschreitet.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 7 (Zu § 25 Absatz 1 PfDG.EKD) 
Pfarrerinnen und Pfarrer mit Sonderaufgaben

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (1) Der Dienstauftrag einer Pfarrerin oder eines Pfarrers, deren oder dessen Tätigkeit überwiegend einem besonderen Arbeitsbereich
                                 gilt, wird vom Oberkirchenrat nach Möglichkeit im Benehmen mit Vertreterinnen und Vertretern dieses Arbeitsbereichs festgelegt.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (2) Pfarrerinnen oder Pfarrer mit Sonderaufträgen können zur Erreichbarkeit und zum Beziehen einer Dienstwohnung verpflichtet
                                 werden. § 13 WürttPfG gilt entsprechend.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (3) Soweit es der Dienstauftrag zuläßt, können Pfarrerinnen oder Pfarrer mit Sonderaufträgen zum Religionsunterricht verpflichtet
                                 und mit einem regelmäßigen Predigtdienst in einer Gemeinde beauftragt werden. Für den Religionsunterricht gilt § 8 Abs. 3
                                 WürttPfG entsprechend.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (4) Bei Pfarrerinnen oder Pfarrern mit Sonderaufträgen kann die Amtszeit in einem bestimmten Arbeitsgebiet oder auf einer
                                 bestimmten Stelle im Einzelfall oder durch allgemeine Regelung begrenzt werden. Verlängerung der Amtszeit ist möglich. Bestehende
                                 allgemeine Regelungen bleiben unberührt. Kann einer ständigen Pfarrerin oder einem ständigen Pfarrer nach Ablauf der Amtszeit
                                 eine andere Stelle nicht übertragen werden, so gilt § 28 Abs. 2 WürttPfG entsprechend.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (5) Die Amtszeit von Pfarrerinnen und Pfarrern, die auf die Stelle der geschäftsführenden Direktorin bzw. des geschäftsführenden Direktors der Evangelischen Akademie Bad Boll, der Ephora bzw. des Ephorus des Evangelischen
                                 Stifts, der Leiterin bzw. des Leiters des Pastoralkollegs, der Leiterin bzw. des Leiters des Pfarrseminars, der Direktorin
                                 bzw. des Direktors des Pädagogisch-Theologischen Zentrums oder einer Schuldekanin bzw. eines Schuldekans ernannt sind, ist
                                 auf zehn Jahre begrenzt. § 6 Absatz 7 Satz 2 und 3 WürttPfG gilt entsprechend. § 109 PfDG.EKD bleibt unberührt.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 8 (Zu §§ 25 Absatz 4, 27 Absatz 2 und 4, 28 Absatz 4 PfDG.EKD) 
Dienstauftrag der Gemeindepfarrerin oder des Gemeindepfarrers

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (1) Der Dienstauftrag einer Pfarrerin oder eines Pfarrers, deren bzw. dessen Tätigkeit überwiegend einer oder mehreren Kirchengemeinden gilt (Gemeindepfarrerin, Gemeindepfarrer), wird durch den Oberkirchenrat festgelegt;
                                 das Pfarramt gibt zuvor eine Stellungnahme ab. Der örtliche Dienstauftrag einer Pfarrerin oder eines Pfarrers wird nach Anhörung
                                 des Kirchengemeinderats in einer Geschäftsordnung für das Pfarramt festgelegt. Die Belange der Kirchengemeinde sind zu berücksichtigen. Die Geschäftsordnung
                                 ist mit Dienstordnungen nach § 9 Absatz 2 Diakoninnen- und Diakonengesetz5 abzustimmen. Die Geschäftsordnungen der Pfarrämter einer Kirchengemeinde können zusammengefasst werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (2) Die Gemeindepfarrerin oder der Gemeindepfarrer ist zur vertrauensvollen Zusammenarbeit mit dem Kirchengemeinderat bei
                                 der gemeinsamen Leitung der Kirchengemeinde verpflichtet (§ 16 KGO6). Ihrer bzw. seiner besonderen Verantwortung obliegt die Leitung des Gottesdienstes der Gemeinde. Im Rahmen der geltenden landeskirchlichen und örtlichen Gottesdienstordnung (§ 17 KGO7) soll sie bzw. er Hinweisen und Anregungen des Kirchengemeinderats Rechnung tragen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (3) Der Dienstauftrag der Gemeindepfarrerin oder des Gemeindepfarrers umfaßt die Verpflichtung an öffentlichen Schulen oder
                                 Schulen in freier Trägerschaft Religionsunterricht zu halten. Bei der Bemessung der Unterrichtsverpflichtung ist auf den übrigen
                                 Dienstauftrag der Pfarrerin bzw. des Pfarrers Rücksicht zu nehmen. Außerdem soll ihre bzw. seine besondere Eignung, Erfahrung
                                 und Vorbildung berücksichtigt werden. In besonderen Fällen kann Befreiung erteilt werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (4) Zum Dienstauftrag der Gemeindepfarrerin oder des Gemeindepfarrers gehört ferner die Verpflichtung, soweit erforderlich,
                                 Aufgaben im Kirchenbezirk wahrzunehmen. Das gleiche gilt für Aufgaben im Rahmen der nachbarschaftlichen Zusammenarbeit von
                                 Pfarrämtern und Kirchengemeinden.
                              

                           
                        

                     
                  

                  

               

               
                     § 26 
Gesamtkirchliche Einbindung des Dienstes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer werden in ihrem Dienst durch ihren Dienstherrn gefördert und begleitet. Die Evangelische Kirche
                     in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse stellen dafür geeignete Einrichtungen und den Dienst
                     kirchlicher Leitungs- und Aufsichtsämter zur Verfügung. Pfarrerinnen und Pfarrer sind berechtigt und verpflichtet, diese Begleitung
                     anzunehmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer sind auf die Fürbitte, den Rat und die Hilfe der Gemeinde angewiesen. Pfarrerinnen und Pfarrer wirken
                     mit allen in den Dienst der Kirche Gerufenen an der Erfüllung des kirchlichen Auftrages mit und tragen mit ihnen Verantwortung
                     für diese Dienstgemeinschaft.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer stehen als Ordinierte in einer Gemeinschaft untereinander. Sie sollen bereit sein, einander in Lehre,
                     Dienst und Leben Rat und Hilfe zu geben und anzunehmen. Sie sind verpflichtet, regelmäßig am Pfarrkonvent und entsprechenden
                     Einrichtungen teilzunehmen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer üben ihren Dienst in Verantwortung für die Einheit der Kirche und die ihr obliegenden Aufgaben aus.
                     Sie haben insbesondere alles zu unterlassen, was den Zusammenhalt einer Gemeinde oder den Dienst anderer Ordinierter erschweren
                     kann.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer sollen Konflikten in der Wahrnehmung des Dienstes rechtzeitig mit geeigneten Mitteln begegnen. Hierzu kommen neben den Mitteln der Dienst- und Gemeindeaufsicht insbesondere Visitation,
                     Mediation, Gemeindeberatung oder Supervision in Betracht.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 8a (Zu § 26 Absatz 4 PfDG.EKD) 
Gemeinschaft der Pfarrerinnen und Pfarrer

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Bei Ausscheiden aus einem bestimmten Dienst hat die Pfarrerin oder der Pfarrer alles zu vermeiden, was die Arbeit ihres bzw. seines Nachfolgers erschweren könnte. Ebenso wird sie oder er nach Übernahme eines Dienstes auf
                                 Arbeit und Ansehen einer Vorgängerin oder eines Vorgängers Rücksicht nehmen.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 27 
Gemeindepfarrerinnen und Gemeindepfarrer
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Dienst von Pfarrerinnen und Pfarrern, die eine gemeindliche Stelle innehaben oder einen anderen gemeindlichen Auftrag
                     im Sinne des § 25 wahrnehmen (Gemeindepfarrerinnen und Gemeindepfarrer) kann sich auf eine oder mehrere Kirchengemeinden, auf rechtlich geordnete
                     Teile von Kirchengemeinden oder einen rechtlich geordneten Verbund mehrerer Kirchengemeinden beziehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Gemeindepfarrerinnen und Gemeindepfarrer haben dafür Sorge zu tragen, dass der Zusammenhalt ihrer Gemeinde gestärkt und erhalten
                     wird. Sie sind zu einer vertrauensvollen Zusammenarbeit mit den Leitungsorganen ihrer Gemeinde und ihrer Kirche verpflichtet.
                     Ihr Dienst umfasst auch die Aufgaben, die sich aus der geordneten Zusammenarbeit einer Gemeinde mit anderen Gemeinden und
                     Einrichtungen ergeben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Sind in einer Gemeinde mehrere Gemeindepfarrerinnen und Gemeindepfarrer tätig, so sind sie einander in der öffentlichen Wortverkündigung
                     und Sakramentsverwaltung gleichgestellt und in besonderer Weise zu vertrauensvoller Zusammenarbeit verpflichtet.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Gliedkirchen können bestimmen, dass die Erteilung von Religionsunterricht zum Auftrag der Gemeindepfarrerinnen und Gemeindepfarrer
                     gehört.
                  

               

               
                     § 28 
Parochialrecht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Amtshandlungen an Gliedern einer Kirchengemeinde werden von der zuständigen Pfarrerin oder dem zuständigen Pfarrer vorgenommen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Gottesdienste und Amtshandlungen außerhalb des Bereichs der örtlichen Zuständigkeit einer Pfarrerin oder eines Pfarrers bedürfen
                     der Genehmigung der örtlich zuständigen Stelle.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         In Notfällen, insbesondere bei Todesgefahr, ist jede Pfarrerin und jeder Pfarrer zu Amtshandlungen unmittelbar berechtigt
                     und verpflichtet. Sie haben darüber der zuständigen Pfarrerin oder dem zuständigen Pfarrer alsbald Mitteilung zu machen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Das Nähere einschließlich möglicher Ausnahmen regeln die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen
                     Zusammenschlüsse.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 9 (Zu § 28 Absatz 4 PfDG.EKD) 
Kanzelrecht

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (1) Die Gemeindepfarrerin oder der Gemeindepfarrer hat im Rahmen ihres bzw. seines Dienstauftrags in den gottesdienstlichen
                                 Räumen ihres bzw. seines Dienstbereichs das Recht zur öffentlichen Verkündigung des Wortes Gottes.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (2) Die Pfarrerin oder der Pfarrer kann im Rahmen der geltenden Gottesdienstordnung die gottesdienstlichen Räume ihres bzw.
                                 seines Dienstbereiches anderen ordinierten Pfarrerinnen oder Pfarrern oder solchen nicht ordinierten Personen, von denen eine
                                 schrift- und bekenntnismäßige Verkündigung erwartet werden kann, zur öffentlichen Wortverkündigung überlassen. In der Regel
                                 ist der Kirchengemeinderat zu hören. Die regelmäßige Überlassung der gottesdienstlichen Räume, insbesondere der regelmäßige
                                 Kanzeltausch, bedürfen der Zustimmung des Kirchengemeinderats. Die Regelung der ordentlichen Stellvertretung bleibt unberührt.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (3) Die Landesbischöfin bzw. der Landesbischof oder ein von ihr bzw. ihm hierzu beauftragte Person haben in allen gottesdienstlichen
                                 Räumen der Landeskirche jederzeit das Recht zur öffentlichen Wortverkündigung.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (4) Die Prälatinnen und Prälaten und Dekaninnen und Dekane haben in allen gottesdienstlichen Räumen ihres Dienstbereiches
                                 das Recht zur öffentlichen Wortverkündigung.
                              

                           
                        

                     
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 10 (Zu § 28 Absatz 4 PfDG.EKD) 
Parochialrechte

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (1) Der Pfarrerin oder dem Pfarrer steht der Dienst an allen Gliedern ihrer oder seiner Gemeinde oder ihres bzw. seines Seelsorgebezirks
                                 sowie an den zu ihrer bzw. seiner Gemeinde und zu ihrem bzw. seinem Seelsorgebezirk gehörenden umgemeldeten8 und den mit ihrer oder seiner Zustimmung in ihre bzw. seine Seelsorge abgemeldeten9 Gemeindegliedern zu; entsprechendes gilt für die Abmeldung in die Seelsorge eines nach § 2 Abs. 5 Einführungsordnung10 Ermächtigten. Gottesdienste und Amtshandlungen in anderen Gemeinden oder Seelsorgebezirken sowie Amtshandlungen an Gliedern
                                 anderer Gemeinden oder Seelsorgebezirken darf die Pfarrerin oder der Pfarrer, außer in Notfällen und bei der Übernahme auswärtiger
                                 Bestattungen nach § 6 der Ordnung der kirchlichen Bestattung11, nur mit vorheriger Zustimmung der zuständigen Pfarrerin oder des zuständigen Pfarrers vornehmen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (1a) Pfarrerinnen und Pfarrer und nach § 2 Absatz 5 Einführungsordnung12 Ermächtigte bedürfen für Gottesdienste und Amtshandlungen in anderen Gemeinden oder Seelsorgebezirken in einem vom Oberkirchenrat
                                 eingerichteten personalen Seelsorgebereich nicht der vorherigen Zustimmung der zuständigen Pfarrerin oder des zuständigen
                                 Pfarrers. Zeit und Ort der Gottesdienste im personalen Seelsorgebereich werden in der örtlichen Gottesdienstordnung13 der Kirchengemeinde festgelegt, auf deren Gebiet der Gottesdienst stattfindet.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (2) Gehören zu einer Kirchengemeinde mehrere Pfarrstellen, so sind die Pfarrerinnen oder Pfarrer in der Wahrnehmung ihres
                                 Dienstauftrags selbständig und gleichberechtigt und sind in besonderer Weise zur Zusammenarbeit verpflichtet. Sie erhalten
                                 je einen eigenen Seelsorgebezirk. Die Abgrenzung und Verteilung der Seelsorgebezirke ist in der Geschäftsordnung festzulegen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (3) Die Zuständigkeit einer Gemeindepfarrerin oder eines Gemeindepfarrers kann für bestimmte Dienste, insbesondere für Gottesdienste
                                 oder Amtshandlungen, durch die Geschäftsordnungen für das Pfarramt der Gemeindepfarrerin oder dem Gemeindepfarrer einer benachbarten
                                 Kirchengemeinde oder eines benachbarten Seelsorgebezirks übertragen werden, ohne dass für sie oder ihn ein eigener Seelsorgebezirk
                                 gebildet wird. Einer Pfarrerin oder einem Pfarrer mit Sonderauftrag, deren oder dessen Pfarrstelle einer bestimmten Kirchengemeinde
                                 oder einem bestimmten Kirchenbezirk zugeordnet ist, können im Ausnahmefall entsprechend Satz 1 Zuständigkeiten übertragen
                                 werden. Das Parochialrecht darf dadurch in seinem Wesensgehalt nicht angetastet werden.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 29 
Amtsbezeichnungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Amtsbezeichnung lautet "Pfarrerin" oder "Pfarrer". Pfarrerinnen und Pfarrer im Ruhestand führen ihre letzte Amtsbezeichnung
                     mit dem Zusatz "im Ruhestand" ("i. R.").
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Bei Beendigung des Pfarrdienstverhältnisses erlischt das Recht zur Fortführung der Amtsbezeichnung, es sei denn, dass dieses
                     Recht ausdrücklich belassen wird. In diesem Falle darf die bisherige Amtsbezeichnung nur mit dem Zusatz "außer Dienst" ("a.
                     D.") geführt werden. Das Recht zur Fortführung der Amtsbezeichnung kann entzogen werden, wenn sich die frühere Pfarrerin oder
                     der frühere Pfarrer dessen als nicht würdig erweist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Endet ein kirchliches Leitungs- und Aufsichtsamt ohne gleichzeitigen Eintritt in den Ruhestand, so gilt Absatz 2 entsprechend.
                  

               

            

         

         
               Kapitel 2 
Pflichten
               

            

            
                     § 30 
Beichtgeheimnis und seelsorgliche Schweigepflicht14

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer sind verpflichtet, das Beichtgeheimnis gegenüber jedermann unverbrüchlich zu wahren.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer haben auch über alles zu schweigen, was ihnen in Ausübung der Seelsorge anvertraut worden oder bekannt
                     geworden ist. Werden sie von der Person, die sich ihnen anvertraut hat, von der Schweigepflicht entbunden, sollen sie gleichwohl
                     sorgfältig prüfen, ob und inwieweit sie Aussagen oder Mitteilungen verantworten können.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Soweit Pfarrerinnen und Pfarrern Nachteile aus der Pflicht zur Wahrung des Beichtgeheimnisses und der seelsorglichen Schweigepflicht
                     entstehen, hat die Kirche ihnen und ihrer Familie Schutz und Fürsorge zu gewähren.
                  

               

               
                     § 31 
Amtsverschwiegenheit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer haben über alle Angelegenheiten, die ihnen in Ausübung ihres Dienstes bekannt geworden sind, Verschwiegenheit
                     zu bewahren. Dies gilt auch über den Bereich eines Dienstherrn hinaus sowie nach Beginn des Ruhestandes und nach Beendigung des Pfarrdienstverhältnisses.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Absatz 1 gilt nicht, soweit
                  

                  
                     
                        	
                           Mitteilungen im dienstlichen Verkehr geboten sind,

                        

                        	
                           Tatsachen mitgeteilt werden, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen, sofern nicht ein
                              Vorbehalt ausdrücklich angeordnet oder vereinbart, ist
                           

                        

                        	
                           Informationen unter den Voraussetzungen des Hinweisgeberschutzgesetzes an eine zuständige Meldestelle weitergegeben oder offengelegt
                              werden oder
                           

                        

                        	
                           gegenüber einer von der obersten Dienstbehörde bestimmten Stelle ein durch Tatsachen begründeter Verdacht mitgeteilt wird, dass beruflich oder ehrenamtlich in der Kirche Mitarbeitende

                           
                              
                                 	
                                    für die Dienstausübung oder das Unterlassen einer Diensthandlung einen Vorteil für sich oder einen Dritten gefordert, sich
                                       versprechen lassen oder angenommen haben, ohne die Genehmigung der zuständigen Stelle zuvor oder unverzüglich nach Empfang
                                       eingeholt zu haben,
                                    

                                 

                                 	
                                    eine Vorteilsgewährung oder Bestechung im Sinne des Strafgesetzbuches begangen haben oder

                                 

                                 	
                                    sexualisierte Gewalt ausgeübt oder eine Straftat gegen die sexuelle Selbstbestimmung im Sinne des Strafgesetzbuches begangen
                                       haben.
                                    

                                 

                              

                           

                        

                     
Dasselbe gilt im Falle eines Versuches. § 30 bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer dürfen über Angelegenheiten, die nach Absatz 1 der Amtsverschwiegenheit unterliegen, ohne Genehmigung
                     weder vor Gericht noch außergerichtlich aussagen oder Erklärungen abgeben. Die Genehmigung kann versagt werden, wenn durch
                     die Aussage besondere kirchliche Interessen gefährdet würden. Hat sich der Vorgang, der den Gegenstand der Äußerung bildet,
                     bei einem früheren Dienstherrn ereignet, darf die Genehmigung nur mit dessen Zustimmung erteilt werden.
                  

               

               
                     § 31a 
Meldepflicht und Beratungsrecht
                     

                  

                  Zureichende tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht einer Verletzung des Abstinenz- und Abstandsgebotes oder sexualisierter
                     Gewalt durch beruflich oder ehrenamtlich in der Kirche Mitarbeitende haben Pfarrerinnen und Pfarrer unverzüglich einer vom
                     Dienstherrn bestimmten Stelle mitzuteilen. Sie sind berechtigt und verpflichtet, zur Einschätzung eines unklaren Vorfalls
                     Beratung durch eine vom Dienstherrn benannte Stelle zu suchen. § 30 bleibt unberührt.
                  

               

               
                     § 31b 
Abstinenz- und Abstandsgebot
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer haben bei ihrer beruflichen und ehrenamtlichen Tätigkeit das Nähe- und Distanzempfinden des Gegenübers
                     zu achten (Abstandsgebot). Sexuelle Kontakte zu Personen, die zu ihnen in einem Obhutsverhältnis, in einer Seelsorgebeziehung
                     oder in einer vergleichbaren Vertrauensbeziehung stehen, sind ihnen untersagt. Macht- und Abhängigkeitsverhältnisse dürfen
                     Pfarrerinnen und Pfarrer nicht zur Befriedigung eigener Interessen und Bedürfnisse, für sexuelle Kontakte oder andere grenzüberschreitende
                     Verhaltensweisen missbrauchen (Abstinenzgebot).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Im Rahmen von § 58 Absatz 2 können Anordnungen ergehen, ein Verhalten zu unterlassen, das geeignet ist, die notwendige Distanz zu verletzen. Die Anordnungen
                     können insbesondere darauf abzielen, sich nicht an bestimmten Orten aufzuhalten oder Kontakte zu bestimmten Personen oder
                     Gruppen zu meiden.
                  

               

               
                     § 32 
Geschenke und Vorteile
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrern ist es mit Rücksicht auf ihre Unabhängigkeit und das Ansehen des Amtes untersagt,
                  

                  
                     
                        	
                            Belohnungen, Geschenke, sonstige Zuwendungen oder Vorteile jedweder Art für sich oder ihre Angehörigen zu fordern, sich versprechen
                              zu lassen oder anzunehmen,
                           

                        

                        	
                            Belohnungen, Geschenke, sonstige Zuwendungen oder Vorteile für einen Dritten zu fordern, sich versprechen zu lassen oder
                              anzunehmen, soweit dies bei ihnen oder ihren Angehörigen zu einem wirtschaftlichen oder sonstigen Vorteil führt.
                           

                        

                     

                  

                  Satz 1 gilt auch für erbrechtliche Begünstigungen.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Absatz 1 ist nicht anzuwenden
                  

                  
                     
                        	
                            für ortsübliche Sachzuwendungen geringen Umfangs,

                        

                        	
                            für Zuwendungen, die im Familien- und Freundeskreis üblich sind und keinen Bezug zum Dienst der Pfarrerin oder des Pfarrers
                              haben,
                           

                        

                        	
                            für Erbschaften oder Vermächtnisse, soweit die Pfarrerin oder der Pfarrer zu den gesetzlichen Erben gehört.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         In besonders begründeten Fällen kann der Dienstherr die Annahme von Zuwendungen im Sinne des Absatzes 1 genehmigen. Die Genehmigung
                     ist vor der Annahme der Zuwendung einzuholen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Wer gegen das in Absatz 1 genannte Verbot verstößt, hat auf Verlangen das aufgrund des pflichtwidrigen Verhaltens Erlangte
                     dem Dienstherrn herauszugeben, soweit nicht im Strafverfahren der Verfall angeordnet worden oder es auf andere Weise auf den
                     Staat übergegangen ist. Für den Umfang des Herausgabeanspruchs gelten die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches über
                     die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung entsprechend. Die Herausgabepflicht nach Satz 1 umfasst auch die Pflicht,
                     dem Dienstherrn Auskunft über Art, Umfang und Verbleib des Erlangten zu geben.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Absätze 1 bis 4 gelten auch nach Eintritt in den Ruhestand und Beendigung des Pfarrdienstverhältnisses.
                  

               

               
                     § 33 
Unterstützung von Vereinigungen
                     

                  

                  Pfarrerinnen und Pfarrer dürfen einer Vereinigung nicht angehören oder sie auf andere Weise unterstützen, wenn sie dadurch
                     in Widerspruch zu ihrem Amt treten oder in der Wahrnehmung ihres Dienstes wesentlich behindert werden.
                  

               

               
                     § 34 
Verhalten im öffentlichen Leben
                     

                  

                  Pfarrerinnen und Pfarrer haben durch ihren Dienst wie auch als Bürgerinnen und Bürger Anteil am öffentlichen Leben. Auch wenn
                     sie sich politisch betätigen, müssen sie erkennen lassen, dass das anvertraute Amt sie an alle Gemeindeglieder weist und mit
                     der ganzen Kirche verbindet. Sie haben die Grenzen zu beachten, die sich hieraus für Art und Maß ihres politischen Handelns
                     ergeben.
                  

               

               
                     § 35 
Mandatsbewerbung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Beabsichtigt eine Pfarrerin oder ein Pfarrer, sich um die Aufstellung als Kandidatin oder Kandidat für die Wahl zum Europäischen
                     Parlament, zum Deutschen Bundestag, zu einem gesetzgebenden Organ eines Bundeslandes oder zu einem kommunalen Amt oder Mandat
                     zu bewerben, so ist diese Absicht unverzüglich, jedenfalls vor Annahme der Kandidatur, anzuzeigen. Die Pfarrerin oder der
                     Pfarrer ist zur Mitteilung über Ausgang und Annahme der Wahl verpflichtet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer, die als Kandidatinnen oder Kandidaten für die Wahl zum Europäischen Parlament, zum Deutschen Bundestag
                     oder zu einem gesetzgebenden Organ eines Bundeslandes aufgestellt worden sind, sind innerhalb der letzten zwei Monate vor
                     dem Wahltag und am Wahltag beurlaubt. Ein Verlust der Stelle tritt nicht ein. Eine Dienstwohnung kann weiter bewohnt werden.
                     Im Übrigen gilt § 75 Absatz 1, 3 und 4.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Mit der Annahme der Wahl nach Absatz 2 ist die Pfarrerin oder der Pfarrer beurlaubt. Es gelten § 75 Absatz 1, 3 und 4 sowie § 76 Absatz 2 und 3. Eine Dienstwohnung ist zu räumen. Die Beurlaubung endet mit Ablauf der Wahlperiode oder mit einer vorzeitigen Beendigung
                     des Mandats.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Während einer Beurlaubung nach den Absätzen 2 und 3 darf das Recht zur öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung
                     nur im Einzelfall mit Genehmigung ausgeübt werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Für die Mandatsbewerbung und Mandatsausübung in einer kommunalen Vertretungskörperschaft oder in anderen als den in Absatz
                     2 genannten politischen Ämtern gelten die Vorschriften des Bundesbeamtengesetzes entsprechend.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können je für ihren Bereich
                     von den Absätzen 2, 3 und 5 abweichende Regelungen treffen.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 11 (Zu § 35 Absatz 6 PfDG.EKD) 
Mandatsbewerbung

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Für die Dauer der Beurlaubung nach § 35 Absatz 2 PfDG.EKD werden die Dienstbezüge belassen.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 36 
Amtskleidung
                     

                  

                  Bei Gottesdiensten und Amtshandlungen wird die vorgeschriebene Amtskleidung15 getragen. Bei sonstigen Anlässen darf sie nur getragen werden, wenn dies dem Herkommen entspricht oder besonders angeordnet
                     wird. Orden, Ehrenzeichen und Abzeichen dürfen zur Amtskleidung nicht getragen werden.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 12 (Zu § 36 PfDG.EKD) 
Orden und Ehrenzeichen

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Die Pfarrerin oder der Pfarrer bedarf zur Annahme von staatlichen Orden und Ehrenzeichen der Genehmigung des Oberkirchenrats.

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 37 
Erreichbarkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer müssen erreichbar sein und ihren Dienst innerhalb angemessener Zeit im Dienstbereich aufnehmen können.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Sind Pfarrerinnen und Pfarrer an der Erfüllung ihrer Dienstpflichten, insbesondere der Pflicht, erreichbar zu sein, gehindert,
                     so haben sie dies unverzüglich anzuzeigen. Im Falle der Verhinderung aufgrund einer Krankheit kann ein ärztliches, amts- oder
                     vertrauensärztliches Attest verlangt werden.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 13 (Zu §§ 37 Absatz 1, 38 Absatz 4 PfDG.EKD) 
Erreichbarkeit, Dienstwohnung

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (1) Dies gilt nicht, wenn sie oder er aus dienstlichen Gründen abwesend ist oder wenn ihr oder ihm Dienstbefreiung oder Erholungsurlaub
                                 erteilt ist. In diesen Fällen und in Fällen des unterhälftigen Teildienstes muss für Vertretung gesorgt sein. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (2) Der Oberkirchenrat kann eine Räumungsfrist gewähren und eine angemessene Nutzungsentschädigung festsetzen. 

                           
                        

                     
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 14 (Zu § 37 Absatz 2 PfDG.EKD) 
Erkrankung

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Kann die Pfarrerin oder der Pfarrer infolge von Krankheit ihren bzw. seinen Dienst nicht ausüben, so hat sie oder er dies
                                 unverzüglich der für die unmittelbare Dienstaufsicht zuständigen Stelle mitzuteilen. Dauert die Erkrankung länger als eine
                                 Woche, so ist ein ärztliches Zeugnis vorzulegen.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 38 
Residenzpflicht, Dienstwohnung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Gemeindepfarrerinnen und Gemeindepfarrer sind verpflichtet, am Dienstsitz zu wohnen. Eine für sie bestimmte Dienstwohnung haben sie zu beziehen. Ausnahmen können in besonders begründeten Fällen genehmigt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer mit einer allgemeinen kirchlichen Stelle oder einem allgemeinen kirchlichen Auftrag oder in einem kirchenleitenden Amt haben ihre Wohnung so zu nehmen, dass sie in der ordnungsgemäßen Wahrnehmung
                     ihres Dienstes nicht beeinträchtigt werden. Sie können angewiesen werden, eine Dienstwohnung zu beziehen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer, die eine Dienstwohnung bewohnen, dürfen Teile der Dienstwohnung nur mit Genehmigung an Dritte überlassen.
                     Die Ausübung eines Gewerbes oder eines anderen Berufes in der Dienstwohnung bedarf, auch für die mit ihnen in häuslicher Gemeinschaft
                     lebenden Personen, einer Genehmigung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Wird das Pfarrdienstverhältnis beendet, so ist die Dienstwohnung in angemessener Frist zu räumen. Dies gilt bei Veränderungen
                     des Pfarrdienstverhältnisses sinngemäß.
                  

               

               
                     § 39 
Ehe und Familie
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer sind auch in ihrer Lebensführung im familiären Zusammenleben und in ihrer Ehe an die Verpflichtungen
                     aus der Ordination (§ 3 Absatz 2) gebunden. Hierfür sind Verbindlichkeit, Verlässlichkeit und gegenseitige Verantwortung maßgebend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer sollen sich bewusst sein, dass die Entscheidung für eine Ehepartnerin oder einen Ehepartner Auswirkungen
                     auf ihren Dienst haben kann. Ehepartnerinnen und Ehepartner sollen evangelisch sein. Sie müssen einer christlichen Kirche angehören; im Einzelfall kann eine Ausnahme
                     zugelassen werden, wenn zu erwarten ist, dass die Wahrnehmung des Dienstes nicht beeinträchtigt wird.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer haben eine beabsichtigte Änderung ihres Personenstandes, eine kirchliche Trauung und andere wesentliche
                     Änderungen in ihren persönlichen Lebensverhältnissen alsbald anzuzeigen. Sie haben die Auskünfte zu erteilen und die Unterlagen vorzulegen, die erforderlich sind, um die Auswirkungen
                     auf den Dienst beurteilen zu können.
                  

               

               
                     § 40 
Verwaltungsarbeit
                     

                  

                  Pfarrerinnen und Pfarrer haben die ihnen obliegenden Aufgaben in der Verwaltung, der pfarramtlichen Geschäftsführung, der
                     Kirchenbuchführung und in Vermögens- und Geldangelegenheiten sorgfältig zu erfüllen.
                  

               

               
                     § 41 
Pflichten bei Beendigung eines Auftrages
                     

                  

                  Pfarrerinnen und Pfarrer haben bei Beendigung eines Auftrages oder einer sonstigen ihnen übertragenen Aufgabe, sowie bei Beendigung
                     des Pfarrdienstverhältnisses, die in ihrem Besitz befindlichen amtlichen Schriftstücke und Gegenstände jeder Art, insbesondere
                     sämtliche Aufzeichnungen über dienstliche Vorgänge, auch soweit es sich um Wiedergaben handelt, sowie Kirchensiegel, Kirchenbücher,
                     Kirchenakten, Kassenbücher und Vermögenswerte zu übergeben und über eine ihnen anvertraute Vermögensverwaltung Rechenschaft abzulegen. Die Pflicht zur Herausgabe gilt
                     auch für ihre Hinterbliebenen und Erben.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 15 (Zu § 41 PfDG.EKD) 
Übergabe dienstlicher Unterlagen

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Die Übergabe ist von der für die unmittelbare Dienstaufsicht zuständigen Stelle zu überwachen und in einer Niederschrift zu
                                 beurkunden. Stirbt eine Pfarrerin oder ein Pfarrer, so hat sich die vertretende Person um die ordnungsgemäße Übergabe zu bemühen.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 42 
Fernbleiben vom Dienst, Verletzung der Pflicht zur Erreichbarkeit
                     

                  

                  Nehmen Pfarrerinnen und Pfarrer schuldhaft ihren Dienst nicht wahr oder verletzen sie schuldhaft ihre Pflicht, erreichbar
                     zu sein, so verlieren sie für die Dauer des Fernbleibens vom Dienst den Anspruch auf Dienstbezüge. Der Verlust der Dienstbezüge
                     ist festzustellen und der Pfarrerin und dem Pfarrer mitzuteilen. Die Möglichkeit, ein Disziplinarverfahren einzuleiten, bleibt
                     unberührt.
                  

               

               
                     § 43 
Mitteilungen in Strafsachen
                     

                  

                  Pfarrerinnen und Pfarrer sind zur Mitteilung verpflichtet, wenn in einem strafrechtlichen Verfahren Anklage gegen sie erhoben
                     oder Strafbefehl erlassen wird. Sie haben das Ergebnis eines solchen Verfahrens anzuzeigen und die strafgerichtliche Entscheidung vorzulegen.
                  

               

               
                     § 44 
Amtspflichtverletzung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer verletzen ihre Amtspflicht, wenn sie in ihrer Amts- oder Lebensführung innerhalb oder außerhalb
                     des Dienstes schuldhaft gegen ihnen obliegende Pflichten verstoßen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Rechtsfolgen der Amtspflichtverletzung und das Verfahren ihrer Feststellung richten sich nach dem Disziplinarrecht,16 soweit nicht in diesem Kirchengesetz etwas anderes bestimmt wird.
                  

               

               
                     § 45 
Lehrpflichtverletzung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Nach Maßgabe des Rechts der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse findet
                     im Falle einer Beanstandung der Lehre ein besonderes Verfahren statt. Verfahren und Rechtsfolgen werden durch Kirchengesetz
                     geregelt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ordinierte in einem Dienstverhältnis zur Evangelischen Kirche in Deutschland unterstehen der Lehraufsicht der Kirche, die sie beurlaubt hat, hilfsweise der Kirche, in der sie ordiniert wurden.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 16 (Zu § 45 PfDG.EKD) 
Verletzung der Lehrverpflichtung

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Eine Pfarrerin oder ein Pfarrer verletzt ihre bzw. seine Lehrverpflichtung, wenn sie oder er öffentlich in Wort und Schrift
                                 das biblische, reformatorisch verstandene Evangelium von Jesus Christus in entscheidenden Grundzügen preisgibt oder menschlichen
                                 Ansprüchen und Gedanken unterstellt (§ 2 Lehrbeanstandungsordnung17). Verfahren und Rechtsfolgen bei Verletzung der Lehrverpflichtung regelt ein Kirchengesetz18.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 46 
Schadensersatz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Verletzen Pfarrerinnen und Pfarrer vorsätzlich oder grob fahrlässig ihnen obliegende Pflichten, so haben sie dem Dienstherrn,
                     dessen Aufgaben sie wahrgenommen haben, den daraus entstehenden Schaden zu ersetzen. Dasselbe gilt, wenn der Dienstherr einem
                     Anderen Schadensersatz zu leisten hat, weil eine Pfarrerin oder ein Pfarrer die Amtspflicht verletzt hat.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Haben mehrere Pfarrerinnen oder Pfarrer den Schaden gemeinsam verursacht, so haften sie gesamtschuldnerisch.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Leistet die Pfarrerin oder der Pfarrer dem Dienstherrn Ersatz und hat dieser einen Ersatzanspruch gegen einen Dritten, so
                     ist dieser Anspruch an die Pfarrerin oder den Pfarrer abzutreten.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Hat der Dienstherr Dritten Schadensersatz geleistet, gilt als Zeitpunkt, zu dem der Dienstherr Kenntnis im Sinne der Verjährungsvorschriften
                     des Bürgerlichen Gesetzbuches erlangt, der Zeitpunkt, zu dem der Ersatzanspruch gegenüber Dritten vom Dienstherrn anerkannt
                     oder dem Dienstherrn gegenüber rechtskräftig festgestellt wird.
                  

               

               
                     § 46a 
Rückforderung zu viel gezahlter Geldleistungen
                     

                  

                  Die Rückforderung zu viel gezahlter Geldleistungen, die der Dienstherr aufgrund beamtenrechtlicher Vorschriften geleistet
                     hat, richtet sich nach den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung.
                     Der Kenntnis des Mangels des rechtlichen Grundes der Zahlung steht es gleich, wenn der Mangel so offensichtlich war, dass
                     die Empfängerin oder der Empfänger ihn hätte erkennen müssen. Von der Rückforderung kann aus Billigkeitsgründen ganz oder
                     teilweise abgesehen werden.
                  

               

            

         

         
               Kapitel 3 
Rechte
               

            

            
                     § 47 
Recht auf Fürsorge
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer haben ein Recht auf Fürsorge für sich und ihre Familie. Sie sind gegen Behinderungen ihres Dienstes
                     und ungerechtfertigte Angriffe auf ihre Person in Schutz zu nehmen, insbesondere auch gegen politisch motivierte Angriffe
                     und sexualisierte Gewalt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Geschlecht, Abstammung, Rasse oder ethnische Herkunft dürfen sich bei dem beruflichen Fortkommen nicht nachteilig auswirken.
                  

               

               
                     § 48 
Seelsorge
                     

                  

                  Pfarrerinnen und Pfarrer haben Anspruch auf seelsorgliche Begleitung.

               

               
                     § 49 
Unterhalt
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer haben Anspruch auf angemessenen Unterhalt für sich und ihre Familie, insbesondere durch Gewährung
                     von Besoldung und Versorgung sowie von Beihilfen in Krankheits-, Pflege- und Geburtsfällen.19 Das Nähere sowie die Erstattung von Reise- und Umzugskosten regeln die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen
                     und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich.20 Die Regelung der Besoldung und Versorgung bedarf eines Kirchengesetzes.21

                  
                        (
                        2
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer können, wenn gesetzlich nicht etwas anderes bestimmt ist, Ansprüche auf Dienstbezüge nur insoweit
                     abtreten, als sie der Pfändung unterliegen. Der Dienstherr kann ein Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrecht gegenüber Ansprüchen
                     auf Dienstbezüge nur insoweit geltend machen, als sie pfändbar sind. Diese Einschränkung gilt nicht, soweit ein Anspruch auf
                     Schadensersatz wegen vorsätzlicher unerlaubter Handlung besteht.
                  

               

               
                     § 50 
Abtretung von Schadensersatzansprüchen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Werden Pfarrerinnen oder Pfarrer oder deren Angehörige körperlich verletzt oder getötet, so werden Leistungen, zu denen der
                     Dienstherr während einer auf der Körperverletzung beruhenden Aufhebung der Dienstfähigkeit oder infolge der Körperverletzung
                     oder der Tötung verpflichtet ist, nur gewährt, wenn gesetzliche Ansprüche gegen Dritte auf Schadensersatz wegen der Körperverletzung
                     oder der Tötung bis zur Höhe der Leistung des Dienstherrn Zug um Zug abgetreten werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Nach Absatz 1 abgetretene Ansprüche dürfen nicht zum Nachteil der verletzten Person oder ihrer Hinterbliebenen geltend gemacht
                     werden.
                  

               

               
                     § 51 
Schäden bei Ausübung des Dienstes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Sind bei Ausübung des Dienstes, ohne dass ein Dienstunfall eingetreten ist, Kleidungsstücke oder sonstige Gegenstände, die
                     üblicherweise bei Wahrnehmung des Dienstes mitgeführt werden, beschädigt oder zerstört worden oder abhanden gekommen, so kann
                     gegen Abtretung etwaiger Ersatzansprüche Ersatz geleistet werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ersatz wird nicht gewährt, wenn der Schaden durch ein vorsätzliches oder grob fahrlässiges Verhalten der Pfarrerin oder des Pfarrers herbeigeführt worden ist.
                  

               

               
                     § 52 
Dienstfreier Tag
                     

                  

                  Pfarrerinnen und Pfarrer sollen Gelegenheit haben, ihren Dienst unter Berücksichtigung der dienstlichen Belange so einzurichten,
                     dass ein Tag in der Woche von dienstlichen Verpflichtungen frei bleibt. Die Pflicht, erreichbar zu sein, bleibt hiervon unberührt,
                     wenn keine Vertretung gewährleistet ist.
                  

               

               
                     § 53 
Erholungs- und Sonderurlaub
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrern steht jährlich Erholungsurlaub unter Fortgewährung der Dienstbezüge zu.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrern kann aus wichtigen Gründen Sonderurlaub gewährt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Zur Mitarbeit in kirchlichen Organen benötigen Pfarrerinnen und Pfarrer keinen Urlaub. Hat die Mitarbeit zur Folge, dass
                     sie ihre Pflicht, erreichbar zu sein, oder eine andere Dienstpflicht nicht wahrnehmen können, so haben sie dies vorher anzuzeigen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Das Nähere einschließlich möglicher weiterer Gremien im Sinne des Absatzes 3 regeln die Evangelische Kirche in Deutschland,
                     die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich durch Rechtsverordnung.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 17 (Zu § 53 PfDG.EKD) 
Tagungsurlaub22

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Pfarrerinnen oder Pfarrern soll für Tagungen, Kurse, nicht dienstlich angeordnete Fortbildungsveranstaltungen und ähnliche
                                 Fälle Tagungsurlaub gewährt werden.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 54 
Mutterschutz, Elternzeit, Arbeitsschutz, Rehabilitation 
und Teilhabe behinderter Menschen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die allgemeinen Vorschriften über Mutterschutz, Elternzeit, Arbeitsschutz, Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen
                     sind anzuwenden, soweit diese unmittelbar gelten. Im Übrigen gelten die Regelungen für Bundesbeamtinnen und Bundesbeamte entsprechend,
                     soweit sie nicht der Wahrnehmung gottesdienstlicher Aufgaben entgegenstehen und soweit nicht die Evangelische Kirche in Deutschland,
                     die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich andere Regelungen treffen. § 14 Absatz 2 Nummer 2 in Verbindung mit § 9 Absatz 1 Nummer 1 und 5, § 14 Absatz 2 Nummer 5 und §§ 97  bis  99 bleiben während Schwangerschaft, Schutzfristen, Stillzeiten und Elternzeit unberührt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Wird während der Elternzeit kein Dienst oder Dienst mit weniger als der Hälfte eines vollen Dienstumfangs ausgeübt, so tritt
                     ein Verlust der Stelle nicht ein, sofern diese Formen der Elternzeit insgesamt längstens für 18 Monate in Anspruch genommen
                     werden. Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können je für ihren
                     Bereich eine längere Frist bestimmen. Im Übrigen gelten § 69 Absatz 3 und 4, die §§ 72 und 73, § 74 Absatz 2 und die §§ 75 und 76 während der Elternzeit entsprechend.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Schwangerschaft, Mutterschutz, Elternzeit und Pflege von Angehörigen dürfen sich bei der Begründung eines Pfarrdienstverhältnisses
                     und dem beruflichen Fortkommen nicht nachteilig auswirken. Das gilt auch für Behinderung, wenn nicht zwingende sachliche Gründe,
                     insbesondere Gründe nach § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4, 6 und 7 vorliegen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer, die Elternzeit in Anspruch nehmen, erhalten Beihilfe in Krankheits-, Pflege- und Geburtsfällen
                     nach den Regelungen des § 75 Absatz 4.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 18 (Zu § 54 Absatz 1 PfDG.EKD) 
Mutterschutz, Elternzeit

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (1) Auf Pfarrerinnen sind die für Beamtinnen des Landes Baden-Württemberg jeweils geltenden Mutterschutzbestimmungen sinngemäß anzuwenden23. Die sich aus der Eigenart des pfarramtlichen Dienstes ergebenden Besonderheiten werden durch Verordnung24 geregelt.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (2) Pfarrerinnen und Pfarrer erhalten Erziehungsurlaub in entsprechender Anwendung der für die Beamten des Landes Baden-Württemberg
                                 geltenden Bestimmungen25. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.
                              

                           
                        

                     
                  

                  

               

            

         

         
               Kapitel 4 
Begleitung des Dienstes, Aufsicht
               

            

            
                     § 55 
Personalentwicklung und Fortbildung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer sind berechtigt und verpflichtet, die für ihren Dienst erforderliche Kompetenz durch Teilnahme an Maßnahmen der Personalentwicklung und regelmäßige Fortbildung fortzuentwickeln.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Maßnahmen der Personalentwicklung sollen Pfarrerinnen und Pfarrer in ihrem Dienst würdigen und helfen, die für den Dienst
                     erforderlichen Gaben zu entdecken, zu fördern und zu entwickeln. Im Rahmen der Personalentwicklung können insbesondere regelmäßige
                     Gespräche nach einer festen Ordnung durchgeführt und verbindliche Vereinbarungen über Ziele der Arbeit und über Maßnahmen
                     der Personalentwicklung getroffen werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Maßnahmen der Fortbildung sollen helfen, die für den Dienst erforderlichen Kenntnisse, Einsichten und Fertigkeiten fortzuentwickeln.
                     Maßnahmen der Fortbildung sind insbesondere die theologische Arbeit im Pfarrkonvent, die Teilnahme an Fortbildungsangeboten
                     und das Selbststudium.
                  

               

               
                     § 56 
Beurteilungen
                     

                  

                  Pfarrerinnen und Pfarrer können nach Maßgabe des Rechts der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirchlichen
                     Zusammenschlüsse beurteilt werden.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 19 (Zu § 56 PfDG.EKD) 
Dienstliche Beurteilung

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (1) Die dienstliche Beurteilung der ständigen Pfarrerinnen und Pfarrer ist Grundlage der Entscheidungen beim Stellenwechsel
                                 und bei der beruflichen Förderung und Weiterbildung. Zugleich soll damit die dem bestmöglichen Einsatz der Pfarrerinnen und
                                 Pfarrer dienende Personalplanung erleichtert werden. Die Beurteilung soll auch Grundlage für Entscheidungen über die weitere
                                 dienstliche Verwendung sein.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (2) Die dienstliche Beurteilung der Pfarrerinnen und Pfarrer im Probedienst hat das Ziel, Begabungen, Neigungen und Fähigkeiten
                                 der zu Beurteilenden zu erkennen und zu fördern, erworbene Amtserfahrung zu bestätigen, vorhandene Lücken zu schließen und
                                 Mängel nach Möglichkeit zu beheben. Sie soll außerdem dazu beitragen, daß in den ständigen Pfarrdienst nur diejenigen Bewerberinnen
                                 und Bewerber aufgenommen werden, die sich im unständigen Dienst im Pfarramt bewährt haben.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (3) Die dienstliche Beurteilung im Vorbereitungsdienst soll dazu beitragen, Begabung und Fähigkeiten der zu Beurteilenden
                                 klarer zu erkennen und zu fördern. Sie soll außerdem gewährleisten, daß nur diejenigen in den ständigen Dienst im Pfarramt
                                 aufgenommen werden, die sich im Vorbereitungsdienst als für den Pfarrdienst geeignet erwiesen haben.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (4) Durch Verordnung26 sind die Grundsätze der Beurteilung, des Verfahrens, insbesondere die Zeitabstände der regelmäßigen Beurteilung festzulegen.
                                 In der Verordnung können Ausnahmen von der Beurteilung zugelassen werden. Es kann außerdem bestimmt werden, daß die Pfarrerinnen
                                 und Pfarrer auch anläßlich eines Stellenwechsels beurteilt werden können.
                              

                           
                        

                     
                  

                  

               

               
                     § 57 
Visitation
                     

                  

                  Pfarrerinnen und Pfarrer sind nach Maßgabe des Rechts der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirchlichen
                     Zusammenschlüsse berechtigt und verpflichtet, sich zusammen mit der Gemeinde oder Einrichtung, in der sie Dienst tun, visitieren
                     zu lassen und an der Visitation mitzuwirken27.
                  

               

               
                     § 58 
Dienstaufsicht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Dienstaufsicht soll sicherstellen, dass Pfarrerinnen und Pfarrer ihre Pflichten ordnungsgemäß erfüllen. Sie umfasst auch
                     die Aufgabe, Pfarrerinnen und Pfarrer in ihrem Dienst zu unterstützen und Konflikten rechtzeitig durch geeignete Maßnahmen
                     im Sinne des § 26 Absatz 5 zu begegnen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die mit der Dienstaufsicht Beauftragten können dienstliche Anordnungen treffen. Diese sind für die Pfarrerinnen und Pfarrer
                     bindend.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Wer die Dienstaufsicht ausübt, hat darauf zu achten, dass das Handeln im Rahmen der Dienstaufsicht von der Seelsorge an Pfarrerinnen
                     und Pfarrern unterschieden wird.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die mit der Dienstaufsicht Beauftragten teilen der disziplinaraufsichtführenden Stelle gemäß § 6 Absatz 2 des Disziplinargesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland28 Anhaltspunkte, die den Verdacht einer Amtspflichtverletzung rechtfertigen, mit und unterstützen sie in Disziplinarangelegenheiten.
                     Sie ziehen aus festgestellten Amtspflichtverletzungen die erforderlichen Konsequenzen zur Vermeidung vergleichbarer Pflichtverletzungen
                     im jeweiligen Verantwortungsbereich.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 20 (Zu § 58 PfDG.EKD) 
Dienstaufsicht

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (1) Die Dienstaufsicht über die Pfarrerinnen und Pfarrer liegt, soweit nichts anderes bestimmt ist, beim Oberkirchenrat.

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (2) Die unmittelbare Dienstaufsicht über Gemeinde- und Bezirkspfarrerinnen und Gemeinde- und Bezirkspfarrer sowie über unständige
                                 Pfarrerinnen und Pfarrer, die im Dekanatsbezirk ein Pfarramt selbständig verwalten, liegt beim Dekanatamt. Ist das Dekanatamt
                                 mit zwei Pfarrstellen verbunden, nimmt die Dekanin oder der Dekan, mit deren oder dessen Pfarrstelle der Vorsitz im Kirchenbezirksausschuss
                                 verbunden ist, die unmittelbare Dienstaufsicht wahr. Im Übrigen wird die unmittelbare Dienstaufsicht über unständige Pfarrerinnen
                                 und Pfarrer von der zuständigen Pfarrerin oder vom zuständigen Pfarrer ausgeübt.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 59 
Ersatzvornahme
                     

                  

                  Vernachlässigen Pfarrerinnen oder Pfarrer ihre Dienstpflichten, so kann nach erfolgloser Mahnung und Fristsetzung die ersatzweise
                     Erledigung rückständiger Arbeiten veranlasst werden. Bei Verschulden können ihnen die Kosten auferlegt werden.
                  

               

               
                     § 60 
Vorläufige Untersagung der Dienstausübung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrern kann die Ausübung des Dienstes aus wichtigen dienstlichen Interessen ganz oder teilweise untersagt
                     werden. Das Verbot erlischt, wenn nicht bis zum Ablauf von drei Monaten gegen die Pfarrerin oder den Pfarrer ein Disziplinarverfahren
                     oder ein auf Rücknahme der Berufung, auf Veränderung des Pfarrdienstverhältnisses oder auf Entlassung gerichtetes Verfahren
                     eingeleitet worden ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Möglichkeit, aufgrund anderer kirchengesetzlicher Vorschriften die Ausübung des Dienstes zu untersagen, bleibt unberührt.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 21 (Zu § 60 PfDG.EKD) 
Vorübergehende Untersagung der Dienstausübung

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Zuständig für die Anordnung ist der Oberkirchenrat. In Fällen, die eine sofortige Regelung erfordern, kann die Anordnung vorläufig
                                 durch die Dekanin oder den Dekan getroffen werden, die oder der durch unverzügliche Vorlage eines Berichtes die Entscheidung
                                 des Oberkirchenrats herbeizuführen hat. 
                              

                           
                        

                     
                  

                  

               

            

         

         
               Kapitel 5 
Personalakten
               

            

            
                     § 61 
Personalaktenführung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für jede Pfarrerin und jeden Pfarrer ist eine Personalakte zu führen. Sie ist vertraulich zu behandeln und vor unbefugter
                     Einsicht zu schützen. Die Akte kann in Teilen oder vollständig automatisiert geführt werden. Das Nähere über die Behandlung
                     von Personalakten regeln im Rahmen der folgenden Bestimmungen die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und
                     gliedkirchlichen Zusammenschlüsse.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zur Personalakte gehören alle Unterlagen, die die Pfarrerin oder den Pfarrer betreffen, soweit sie mit dem Pfarrdienstverhältnis
                     in einem unmittelbaren inneren Zusammenhang stehen; hierzu gehören auch in Dateien gespeicherte, personenbezogene Daten (Personalaktendaten).
                     Unterlagen, die besonderen, von der Person und dem Pfarrdienstverhältnis sachlich zu trennenden Zwecken dienen, insbesondere
                     Prüfungsakten, sind nicht Bestandteil der Personalakten. Wird die Personalakte in Grund- und Teilakten gegliedert, so ist
                     in die Grundakte ein vollständiges Verzeichnis aller Teilakten aufzunehmen. Nebenakten enthalten Unterlagen, die sich auch
                     in der Grundakte oder in Teilakten befinden. Ist die Führung von Nebenakten erforderlich, ist auch dies in der Grundakte zu
                     vermerken. Teil- und Nebenakten dürfen bei anderen Stellen geführt werden, soweit sie Aufgaben der Personalverwaltung und
                     Personalwirtschaft, insbesondere der Dienstaufsicht und Personalplanung, wahrnehmen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Personalaktendaten dürfen nur für Zwecke der Personalverwaltung oder Personalwirtschaft und in den im Datenschutzgesetz der
                     Evangelischen Kirche in Deutschland genannten Fällen verwendet werden. Verarbeitung und Nutzung sowie Übermittlung der Personalaktendaten
                     richten sich nach dem Kirchengesetz über den Datenschutz in der Evangelischen Kirche in Deutschland in der jeweils geltenden
                     Fassung, soweit in diesem Kirchengesetz nicht etwas anderes bestimmt ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer sind zu Beschwerden, Behauptungen und Bewertungen, die für sie ungünstig sind oder ihnen nachteilig
                     werden können, vor deren Aufnahme in die Personalakte zu hören; ihre Äußerungen sind zur Personalakte zu nehmen. Anonyme Schreiben
                     werden in der Regel nicht in die Personalakte aufgenommen. Sie können nur dann ausnahmsweise aufgenommen werden, wenn darin
                     enthaltene, substantielle Behauptungen zu weiteren Ermittlungen oder Erhebungen Anlass geben.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Unterlagen über Beschwerden, Behauptungen und Bewertungen sind, falls sie
                     
                        	
                           sich als unbegründet oder falsch erwiesen haben, mit Zustimmung der Pfarrerin oder des Pfarrers unverzüglich aus der Personalakte
                              zu entfernen und zu vernichten,
                           

                        

                        	
                           für die Pfarrerin oder den Pfarrer ungünstig sind oder ihr oder ihm nachteilig werden können, auf eigenen Antrag nach drei
                              Jahren zu entfernen und zu vernichten; dies gilt nicht für dienstliche Beurteilungen.
                           

                        

                     
Die Frist nach Satz 1 Nummer 2 wird durch neue Sachverhalte im Sinne dieser Vorschrift oder durch die Einleitung eines Straf-,
                     Disziplinar- oder Lehrbeanstandungsverfahrens unterbrochen. Stellt sich der neue Vorwurf als unbegründet oder falsch heraus,
                     gilt die Frist als nicht unterbrochen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Absatz 5 gilt entsprechend für Mitteilungen in Strafsachen und Auskünfte aus dem Bundeszentralregister, soweit sie nicht
                     Bestandteil einer Disziplinarakte sind. Dauerhaft aufbewahrt werden
                  

                  
                     
                        	
                           erweiterte Führungszeugnisse nach § 30a des Bundeszentralregistergesetzes, wenn diese eine Verurteilung wegen einer Straftat
                              enthalten, die nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch zum Ausschluss von Aufgaben in der Kinder- und Jugendhilfe führt,
                           

                        

                        	
                           Mitteilungen rechtskräftiger Verurteilungen, die sexualisierte Gewalt betreffen, sowie 

                        

                        	
                           weitere Vorgänge, die sexualisierte Gewalt enthalten, soweit sich zugrundeliegende Behauptungen nicht als falsch erwiesen
                              haben.
                           

                        

                     
Die Aufbewahrung in der Personalakte endet für Unterlagen nach
                  

                  
                     
                        	
                           Satz 2 Nummer 2, sobald eine Verurteilung nach dem Bundeszentralregistergesetz nicht mehr in ein Führungszeugnis aufgenommen
                              wird,
                           

                        

                        	
                           Satz 2 Nummer 3, nachdem in einem Vermerk die Feststellung begründet wurde, dass eine weitere Klärung des Vorgangs zunächst
                              nicht möglich ist, spätestens aber nach Ablauf der Frist des Absatzes 5.
                           

                        

                     

                  

                  Nach der Entnahme aus der Personalakte werden die Unterlagen nach Satz 3 nach Maßgabe der Bestimmungen der Evangelischen Kirche
                     in Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse einer vertraulich zu behandelnden Sachakte oder einem
                     Archiv zum Zwecke der institutionellen und individuellen Aufarbeitung sexualisierter Gewalt in der evangelischen Kirche zugeführt.
                     
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können je für ihren Bereich
                     die Frist nach Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 durch Kirchengesetz verlängern.
                  

               

               
                     § 62 
Einsichts- und Auskunftsrecht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer haben, auch nach Beendigung des Pfarrdienstverhältnisses, ein Recht auf Einsicht in ihre vollständige
                     Personalakte. Dies gilt ebenso für die von ihnen beauftragten Angehörigen. Ihren Bevollmächtigten ist Einsicht zu gewähren,
                     soweit dienstliche Interessen nicht entgegenstehen. Dies gilt auch für Hinterbliebene, Erbinnen und Erben, wenn ein berechtigtes
                     Interesse glaubhaft gemacht wird, und für deren Bevollmächtigte.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer haben ein Recht auf Einsicht auch in andere Schriftstücke, die personenbezogene Daten über sie enthalten
                     und für ihr Pfarrdienstverhältnis verarbeitet oder genutzt werden, soweit kirchengesetzlich nicht etwas anderes bestimmt ist.
                     Die Einsichtnahme ist unzulässig, wenn die Daten der Pfarrerinnen und Pfarrer mit Daten Dritter oder mit Daten, die nicht
                     personenbezogen sind und deren Kenntnis die Wahrnehmung des kirchlichen Auftrages gefährden könnte, derart verbunden sind,
                     dass ihre Trennung nicht oder nur mit unverhältnismäßig großem Aufwand möglich ist. In diesem Fall ist den Pfarrerinnen und
                     Pfarrern Auskunft zu erteilen. Das Recht auf Einsicht in die Ausbildungs- und Prüfungsakten regeln die Evangelische Kirche
                     in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die personalaktenführende Stelle bestimmt, wo die Einsicht gewährt wird. Soweit dienstliche Interessen nicht entgegenstehen,
                     können auf Kosten der Pfarrerin oder des Pfarrers Kopien, Auszüge, Ausdrucke oder Abschriften gefertigt werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Das Recht auf Auskunft steht dem Recht auf Einsicht gleich; insoweit gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Kenntnisse, die durch Akteneinsicht erlangt sind, unterliegen der Amtsverschwiegenheit nach § 31.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Einsicht in Ermittlungsakten eines Disziplinarverfahrens und die Unterrichtung über die Erhebung und Speicherung personenbezogener
                     Daten für diese Akten regelt das Disziplinarrecht.
                  

               

            

         

         
               Kapitel 6 
Nebentätigkeit
               

            

            
                     § 63 
Nebentätigkeit, Grundsatz
                     

                  

                  Pfarrerinnen und Pfarrer dürfen eine Nebentätigkeit (Nebenamt, Nebenbeschäftigung oder ein öffentliches oder kirchliches Ehrenamt)
                     nur übernehmen, wenn dies mit ihrem Amt und mit der sorgfältigen Erfüllung ihrer Dienstpflichten vereinbar ist und kirchliche
                     Interessen nicht entgegenstehen.
                  

               

               
                     § 64 
Angeordnete Nebentätigkeiten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer sind verpflichtet, nach Maßgabe des für sie geltenden Rechts der Evangelischen Kirche in Deutschland,
                     der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse auf Verlangen der zuständigen oder vorgesetzten aufsichtführenden Personen
                     oder Stellen eine Nebentätigkeit im kirchlichen Interesse auch ohne Vergütung zu übernehmen, soweit sie die erforderliche
                     Eignung dafür besitzen und ihnen die Übernahme zugemutet werden kann.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Mit dem Beginn des Ruhestandes oder des Wartestandes oder mit der Beendigung des Pfarrdienstverhältnisses endet eine Nebentätigkeit
                     nach Absatz 1, wenn im Einzelfall nicht etwas anderes bestimmt wird.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer, die aus einer auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung übernommenen Tätigkeit in einem Leitungs-
                     oder Aufsichtsorgan einer juristischen Person haftbar gemacht werden, haben Anspruch auf Ersatz eines ihnen entstandenen Schadens.
                     Ist der Schaden vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt worden, so besteht ein Ersatzanspruch nur dann, wenn die Pfarrerin
                     oder der Pfarrer auf Verlangen einer Person oder einer Stelle gehandelt hat, die die Dienstaufsicht ausübt.
                  

               

               
                     § 65 
Genehmigungspflichtige Nebentätigkeiten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Übernahme einer Nebentätigkeit bedarf der Genehmigung. Die Genehmigung kann bedingt, befristet, widerruflich oder mit
                     Auflagen erteilt werden. Jede wesentliche Änderung der Nebentätigkeit ist unverzüglich anzuzeigen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Genehmigung ist zu versagen oder zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen des § 63 nicht oder nicht mehr vorliegen. Ein Versagungs- oder Widerrufsgrund liegt insbesondere vor, wenn zu besorgen ist, dass die
                     Nebentätigkeit geeignet ist,
                  

                  
                     
                        	
                            nach Art und Umfang die Pfarrerin oder den Pfarrer so stark in Anspruch zu nehmen, dass die sorgfältige Erfüllung der Dienstpflichten
                              behindert werden kann,
                           

                        

                        	
                            die Pfarrerin oder den Pfarrer in einen Widerstreit mit den Dienstpflichten zu bringen,

                        

                        	
                            das Ansehen der Kirche oder des Amtes zu beeinträchtigen.

                        

                     

                  

               

               
                     § 66 
Genehmigungsfreie Nebentätigkeiten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Keiner Genehmigung und keiner Anzeige bedürfen folgende Nebentätigkeiten:
                  

                  
                     
                        	
                            die unentgeltliche Vormundschaft, Betreuung oder Pflegschaft bei Angehörigen,

                        

                        	
                            eine Testamentsvollstreckung nach dem Tod von Angehörigen,

                        

                        	
                            die Verwaltung eigenen oder der Nutznießung der Pfarrerin oder des Pfarrers unterliegenden Vermögens,

                        

                        	
                            die Tätigkeit in Pfarrvereinen oder anderen Berufsverbänden,

                        

                        	
                            die Übernahme von Ehrenämtern,

                        

                        	
                            eine nur gelegentlich ausgeübte schriftstellerische, wissenschaftliche, künstlerische oder Vortragstätigkeit,

                        

                        	
                            eine nur gelegentlich ausgeübte selbständige Gutachtertätigkeit.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Keiner Genehmigung, aber einer Anzeige bedürfen Nebentätigkeiten nach Absatz 1 Nummer 6 und 7, wenn sie nicht nur gelegentlich
                     ausgeübt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Aus begründetem Anlass kann verlangt werden, dass die Pfarrerin oder der Pfarrer über eine Nebentätigkeit nach Absatz 1 oder
                     2, insbesondere über deren Art und Umfang, schriftlich Auskunft erteilt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Übernahme oder Fortführung einer Nebentätigkeit nach Absatz 1 und 2 ist zu untersagen, wenn ein Versagungsgrund nach
                     § 65 Absatz 2 gegeben ist. Sofern es zur sachgerechten und sorgfältigen Erfüllung der Dienstpflichten erforderlich ist, kann die Nebentätigkeit
                     auch bedingt, befristet, widerruflich oder unter Auflagen gestattet werden. Die Ausübung eines kirchlichen Ehrenamtes darf
                     nicht aus Gründen der kirchenpolitischen Einflussnahme untersagt werden.
                  

               

               
                     § 67 
Rechtsverordnung über Nebentätigkeiten
                     

                  

                  Die zur Ausführung der §§ 63 bis 66 notwendigen Regelungen können die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse
                     je für ihren Bereich durch Rechtsverordnung treffen. In der Rechtsverordnung29 kann insbesondere bestimmt werden,
                  

                  
                     
                        	
                            ob und inwieweit Pfarrerinnen und Pfarrer mit Bezügen verpflichtet sind, die Vergütungen aus Nebentätigkeiten ganz oder teilweise abzuführen;

                        

                        	
                            dass Pfarrerinnen und Pfarrer unverzüglich nach Ablauf eines jeden Kalenderjahres eine Abrechnung über die Vergütungen und
                              geldwerten Vorteile aus Nebentätigkeiten vorzulegen haben;
                           

                        

                        	
                            unter welchen Voraussetzungen Pfarrerinnen und Pfarrer zur Ausübung von Nebentätigkeiten für dienstliche Zwecke bestimmte
                              Einrichtungen, Personal oder Material in Anspruch nehmen dürfen und in welcher Höhe ein Entgelt hierfür zu entrichten ist.
                           

                        

                     

                  

               

            

         

      

      
            Teil 6 
Veränderungen des Pfarrdienstverhältnisses
            

         

         
               Kapitel 1 
Freistellung (Beurlaubung und Teildienst)
               

            

            
                     § 68 
Beurlaubung und Teildienst
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer können nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen auf ihren Antrag ohne Besoldung von der Pflicht
                     zur Dienstleistung freigestellt werden (Beurlaubung). Teilbeurlaubungen sind möglich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Dienstumfang kann auf Antrag der Pfarrerin oder des Pfarrers nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen bei entsprechender
                     Kürzung der Besoldung bis zur Hälfte des Umfanges eines uneingeschränkten Dienstes ermäßigt werden (Teildienst).
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Nach Maßgabe der Stellenplanung der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse
                     kann der Dienstumfang auf Antrag der Pfarrerin oder des Pfarrers im kirchlichen Interesse für begrenzte Zeit unter das nach
                     Absatz 2 zulässige Mindestmaß ermäßigt werden (unterhälftiger Teildienst).
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 § 21a (Zu § 68 Abs. 3 PfDG.EKD)
Unterhälftiger Teildienst

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Für ständige Pfarrerinnen und Pfarrer, die auf Pfarrstellen ernannt sind, ist unterhälftiger Teildienst nur mit einem 25-prozentigen
                                    Dienstauftrag nach §§ 69a, 69b PfDG.EKD, § 21b und § 23 Absatz 1 und 2 zulässig.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 § 21b (Zu § 68 Abs. 3 PfDG.EKD)
Unterhälftiger Teildienst während der Elternzeit

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 (1) Bei Vorliegen eines dienstlichen Interesses kann auf Antrag der in Elternzeit befindlichen ständigen Pfarrerinnen und
                                    Pfarrer, die auf Pfarrstellen ernannt sind, während der Elternzeit ein 25-prozentiger Dienstauftrag erteilt werden. Bei Gemeindepfarrstellen
                                    ist der Kirchengemeinderat zu hören.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 (2) Soweit mit der Elternzeit eines ständigen Pfarrers oder einer ständigen Pfarrerin nicht der Verlust der Pfarrstelle verbunden
                                    ist, kann ein Dienstauftrag gemäß Absatz 1 im Regelfall nur in Verbindung mit dieser Pfarrstelle erteilt werden. Die Verbindung
                                    der Pfarrstelle mit der Geschäftsführung einer Kirchengemeinde bleibt unberührt.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 (3) Ist mit der Elternzeit eines ständigen Pfarrers oder einer ständigen Pfarrerin der Verlust der Pfarrstelle verbunden,
                                    wird der Dienstauftrag gemäß Absatz 1 im Regelfall nicht im Wirkungsbereich der bisher innegehabten Pfarrstelle erteilt.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  

               

               
                     § 69 
Beurlaubung und Teildienst aus familiären Gründen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer sind, soweit besondere kirchliche oder dienstliche Interessen nicht entgegenstehen, auf Antrag zu
                     beurlauben, wenn sie
                  

                  
                     
                        	
                            mindestens ein Kind unter achtzehn Jahren oder

                        

                        	
                            pflegebedürftige oder an einer Erkrankung nach § 3 Absatz 6 Satz 1 des Pflegezeitgesetzes leidende sonstige Angehörige

                        

                     

                  

                  tatsächlich betreuen oder pflegen. Unter denselben Voraussetzungen ist Teildienst zu bewilligen. Die Pflegebedürftigkeit oder
                     Erkrankung nach § 3 Absatz 6 Satz 1 des Pflegezeitgesetzes ist durch ärztliches Gutachten, Bescheinigung der Pflegekasse,
                     des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung oder einer privaten Pflegeversicherung nachzuweisen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Beurlaubung nach Absatz 1 darf, auch wenn sie mehrfach gewährt wird, auch in Verbindung mit einer Beurlaubung nach § 71 und unterhälftigem Teildienst die Dauer von fünfzehn Jahren nicht überschreiten. Ausnahmen hiervon sind in besonders begründeten
                     Fällen zulässig.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Auf Antrag der Pfarrerin oder des Pfarrers soll die Beurlaubung widerrufen oder der Teildienst geändert werden, wenn die
                     Beurlaubung oder der Teildienst im bisherigen Umfang nicht mehr zugemutet werden kann und dienstliche Belange nicht entgegenstehen.
                     Soweit zwingende kirchliche oder dienstliche Interessen dies erfordern, kann nachträglich die Dauer der Beurlaubung oder des
                     Teildienstes beschränkt oder der Umfang des zu leistenden Teildienstes erhöht werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Während einer Beurlaubung nach Absatz 1 sollen die Verbindung zum Dienst und der berufliche Wiedereinstieg durch geeignete
                     Maßnahmen erleichtert werden.
                  

               

               
                     § 69a 
Familienpflegezeit mit Vorschuss
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrern, die Anspruch auf Besoldung haben, wird auf Antrag für längstens 24 Monate Teildienst im Umfang
                     von mindestens einem Drittel eines vollen Dienstauftrages als Familienpflegezeit bewilligt, wenn 
                  

                  
                     
                        	
                           sie eine nahe Angehörige oder einen nahen Angehörigen nach § 7 Absatz 3 des Pflegezeitgesetzes tatsächlich betreuen oder pflegen,
                              die oder der pflegebedürftig ist nach einer Bescheinigung der Pflegekasse oder des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung,
                              einer entsprechenden Bescheinigung einer privaten Pflegeversicherung oder einem ärztlichen Gutachten oder an einer Erkrankung
                              nach § 3 Absatz 6 Satz 1 des Pflegezeitgesetzes leidet, und 
                           

                        

                        	
                           keine dringenden dienstlichen Belange entgegenstehen. 

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ist die Familienpflegezeit für weniger als 24 Monate bewilligt worden, kann sie nachträglich bis zur Dauer von 24 Monaten
                     verlängert werden. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Familienpflegezeit und Pflegezeit dürfen zusammen nicht länger als 24 Monate für jede pflegebedürftige nahe Angehörige oder
                     jeden pflegebedürftigen nahen Angehörigen dauern. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer haben jede Änderung der Tatsachen mitzuteilen, die für die Bewilligung maßgeblich sind. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Liegen die Voraussetzungen für die Bewilligung der Familienpflegezeit nicht mehr vor, so ist die Bewilligung zu widerrufen,
                     und zwar mit Ablauf des zweiten Monats, der auf den Wegfall der Voraussetzungen folgt, sofern nicht einvernehmlich eine andere
                     Regelung getroffen wird. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Ist der Pfarrerin oder dem Pfarrer der Teildienst im bisherigen Umfang nicht mehr zumutbar, ist die Bewilligung zu widerrufen,
                     wenn keine dringenden dienstlichen Belange entgegenstehen. 
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Die Regelungen des Bundesbesoldungsgesetzes zur Besoldung bei Familienpflegezeit und die Beamten-Pflegezeitvorschuss-Verordnung
                     in der jeweils geltenden Fassung sind entsprechend anzuwenden.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können durch Kirchengesetz
                     die Absätze 1 bis 6 von der Anwendung ausschließen oder durch Kirchengesetz oder aufgrund Kirchengesetzes eine abweichende
                     Regelung zu Absatz 7 erlassen.
                  

               

               
                     § 69b 
Pflegezeit mit Vorschuss
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Unter den Voraussetzungen des § 69a Absatz 1 wird auf Antrag für längstens sechs Monate Teildienst im Umfang von weniger
                     als einem Drittel eines vollen Dienstauftrages oder Urlaub ohne Besoldung als Pflegezeit bewilligt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ist die Pflegezeit für weniger als sechs Monate bewilligt worden, kann sie nachträglich bis zur Dauer von sechs Monaten verlängert
                     werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         § 69a Absatz 3 bis 8 gilt entsprechend.
                  

               

               
                     § 70 
Beurlaubung im kirchlichen Interesse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer können auf Antrag im kirchlichen Interesse beurlaubt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Zeit der Beurlaubung kann nach Maßgabe des jeweils anwendbaren Versorgungsrechts als ruhegehaltfähige Dienstzeit angerechnet
                     werden, sofern die Beurlaubung im Interesse des Dienstherrn liegt. Im Falle eines besonderen Interesses des Dienstherrn an
                     der Beurlaubung kann die Besoldung belassen werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Beurlaubung soll auf Antrag widerrufen werden, wenn sie der Pfarrerin oder dem Pfarrer nicht mehr zugemutet werden kann
                     und dienstliche Belange nicht entgegenstehen. Sie kann von Amts wegen aus kirchlichen oder dienstlichen Interessen beendet
                     werden.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 22 (Zu § 70 PfDG.EKD) 
Freistellung

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (1) Beantragt eine selbständige diakonische, missionarische oder sonstige kirchliche Einrichtung oder Stelle die Freistellung
                                 einer ständigen Pfarrerin oder eines ständigen Pfarrers für den Dienst in ihrem Bereich, so kann diese oder dieser mit ihrer
                                 bzw. seiner Zustimmung auch über die Höchstdauer der §§ 69 und 71 PfDG.EKD hinaus oder ohne Befristung beurlaubt werden. Mit der Freistellung ist der Verlust der Pfarrstelle und des Anspruchs auf
                                 Dienstbezüge verbunden. Auf Antrag der Einrichtung oder Stelle nach Satz 1 können die Dienstbezüge gegen Erstattung der Aufwendungen
                                 weitergezahlt werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (2) Als ständige Pfarrerin oder ständiger Pfarrer im Sinne des Absatzes 1 gilt auch eine Pfarrerin oder ein Pfarrer, die oder
                                 der ohne Ernennung auf eine Pfarrstelle zum Zweck der alsbaldigen Freistellung in den ständigen Dienst der Landeskirche übernommen
                                 wird. Die Aushändigung einer Ernennungsurkunde ist nicht erforderlich. Im übrigen gelten die Bestimmungen für ständige Pfarrerinnen und Pfarrer entsprechend.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (3) Für Pfarrerinnen oder Pfarrer, die durch die Evangelische Kirche in Deutschland zum Dienst in einer Kirchengemeinschaft
                                 oder einer Kirchengemeinde außerhalb Deutschlands entsandt werden, sowie für Militärgeistliche gelten die entsprechenden Bestimmungen
                                 der Evangelischen Kirche in Deutschland.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (4) Für Pfarrerinnen oder Pfarrer, die als Religionslehrerin oder Religionslehrer, Gefängnisseelsorgerin oder Gefängnisseelsorger
                                 oder zur Ausübung einer wissenschaftlichen Lehr- oder Forschungstätigkeit in den nichtkirchlichen öffentlichen Dienst treten,
                                 gilt Absatz 1 und 2 entsprechend. Ihr Versorgungsanspruch ruht, soweit sie aus diesem Dienstverhältnis Einkommen, Unterhaltsbeiträge,
                                 Rentenbezüge oder eine sonstige Versorgung erhalten.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 71 
Beurlaubung und Teildienst aus anderen Gründen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer können auf Antrag
                  

                  
                     
                        	
                            bis zur Dauer von insgesamt sechs Jahren oder

                        

                        	
                            für einen Zeitraum, der sich bis zum Beginn des Ruhestandes erstrecken muss

                        

                     

                  

                  beurlaubt werden, soweit kirchliche oder dienstliche Interessen nicht entgegenstehen. Beurlaubungen, Teilbeurlaubungen und
                     Teildienste, die zu einem unterhälftigen Dienst führen, dürfen auch in Verbindung mit Beurlaubungen nach § 69 die Dauer von fünfzehn Jahren nicht überschreiten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrern kann auf Antrag Teildienst bewilligt werden, soweit kirchliche oder dienstliche Interessen nicht
                     entgegenstehen. Soweit zwingende kirchliche oder dienstliche Interessen dies erfordern, kann nachträglich die Dauer der Beurlaubung
                     oder des Teildienstes beschränkt oder der Umfang des zu leistenden Teildienstes erhöht werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Auf Antrag der Pfarrerin oder des Pfarrers soll die Beurlaubung widerrufen oder der Teildienst geändert werden, wenn die
                     Beurlaubung oder der Teildienst im bisherigen Umfang nicht mehr zugemutet werden kann und dienstliche Belange nicht entgegenstehen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können durch Kirchengesetz je für ihren Bereich Regelungen über den Altersteildienst und über eine Sabbatzeit treffen.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 23 (Zu § 71 Absatz 2 PfDG.EKD) 
Eingeschränkter Dienstauftrag

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (1) Eine ständige Pfarrerin oder ein ständiger Pfarrer kann auf ihren bzw. seinen Antrag oder mit ihrer bzw. seiner Zustimmung
                                 in widerruflicher Weise auf eine bewegliche Pfarrstelle mit eingeschränktem Dienstauftrag ernannt werden. Bei Widerruf gilt
                                 § 28 Abs. 2 WürttPfG entsprechend.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (2) Der Dienstauftrag ist in der Regel so zu bemessen, daß die Inanspruchnahme der Pfarrerin oder des Pfarrers mindestens
                                 halb so groß ist wie bei einem vollen Dienstauftrag. Ausnahmen von dieser Regel sind nach §§ 69a, 69b PfDG.EKD, § 21b oder dann möglich, wenn ein dienstliches Interesse besteht und die Voraussetzungen eines Teildienstes aus familiären Gründen
                                 nach § 69 Absatz 1 PfDG.EKD gegeben sind.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (3) Einer unständigen Pfarrerin oder einem unständigen Pfarrer im Pfarramt kann im unständigen Dienst auf ihren bzw. seinen Antrag oder mit ihrer bzw. seiner Zustimmung ein eingeschränkter Dienstauftrag erteilt werden.
                                 Absatz 2 gilt entsprechend.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 24 (Zu § 71 Absatz 2 PfDG.EKD) 
Pfarrstellen mit eingeschränktem Dienstauftrag

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (1) Einer Pfarrerin oder einem Pfarrer kann auf ihren oder seinen Antrag oder mit ihrer bzw. seiner Zustimmung ein eingeschränkter
                                 Dienstauftrag in der Weise erteilt werden, daß sie Inhaberin oder er Inhaber einer der für den eingeschränkten Dienstauftrag
                                 vorgesehenen Pfarrstelle wird. Es kommen nur Pfarrstellen in Betracht, bei denen der Umfang der regelmäßigen dienstlichen
                                 Inanspruchnahme deutlich unter der durchschnittlichen dienstlichen Inanspruchnahme einer Pfarrerin oder eines Pfarrers mit
                                 vollem Dienstauftrag bleibt.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (2) Die hierfür vorgesehenen Pfarrstellen und die Möglichkeiten der Einschränkung des Dienstauftrags auf 50 Prozent oder 75
                                 Prozent werden durch Verordnung30 bestimmt.
                              

                           
                        

                     
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 25 (Zu § 71 Absatz 2 PfDG.EKD) 
Vorübergehende Reduzierung des Dienstauftrags

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (1) Der Dienstauftrag einer ständigen Pfarrerin oder eines ständigen Pfarrers mit uneingeschränktem Dienstauftrag kann auf
                                 deren bzw. dessen Antrag und mit Zustimmung des Besetzungsgremiums um 25 v. H. oder um 50 v. H. der regelmäßigen dienstlichen
                                 Inanspruchnahme bis zur Dauer von drei Jahren reduziert werden. Der Dienstauftrag einer ständigen Pfarrerin oder eines ständigen
                                 Pfarrers mit auf 75 Prozent eingeschränktem Dienstauftrag kann auf deren oder dessen Antrag und mit Zustimmung des Besetzungsgremiums
                                 um 25 Prozent der regelmäßigen dienstlichen Inanspruchnahme bis zur Dauer von drei Jahren reduziert werden. Die Mindestzeit
                                 beträgt zwei Jahre; Verlängerung ist möglich. Sie soll mindestens sechs Monate vorher beantragt werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (2) Der Oberkirchenrat kann in Härtefällen auf Antrag der Pfarrerin oder des Pfarrers die Reduzierung des Dienstauftrags vorzeitig beenden.

                           
                        

                     
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 26 (Zu § 71 Absatz 4 PfDG.EKD) 
Sabbatzeit

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (1) Einer ständigen Pfarrerin oder einem ständigen Pfarrer kann auf deren bzw. dessen Antrag und mit Zustimmung des Besetzungsgremiums
                                 ein eingeschränkter Dienstauftrag in der Weise erteilt werden, dass die Pfarrerin oder der Pfarrer für den Zeitraum von dreieinhalb
                                 Jahren bei verringerten Dienstbezügen den Dienst in vollem Umfang weiterversieht. Nach Ablauf der dreieinhalb Jahre erfolgt
                                 eine Freistellung vom Dienst für die Dauer eines halben Jahres. Der Oberkirchenrat kann mit Zustimmung des Besetzungsgremiums
                                 die Freistellung auch zu einem früheren Zeitpunkt gewähren. Die Freistellung führt nicht zum Verlust der Pfarrstelle.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (2) Während des Gesamtzeitraums von vier Jahren erhält die Pfarrerin oder der Pfarrer 87,5 v. H. der jeweils zustehenden Dienstbezüge.

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (3) § 25 Abs. 2 WürttPfG gilt entsprechend. Bei vorzeitiger Beendigung des eingeschränkten Dienstauftrags werden die einbehaltenen Dienstbezüge weder
                                 an die Pfarrerin oder den Pfarrer noch an ihre oder seine Hinterbliebenen ausgezahlt.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 72 
Informationspflicht und Benachteiligungsverbot
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Wird eine Beurlaubung oder ein Teildienst beantragt, so sind die Pfarrerinnen und Pfarrer in Textform auf die sich daraus
                     ergebenden Rechtsfolgen hinzuweisen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Beurlaubung aus familiären Gründen und Teildienst dürfen sich bei dem beruflichen Fortkommen nicht nachteilig auswirken,
                     wenn nicht zwingende sachliche Gründe vorliegen.
                  

               

               
                     § 73 
Erwerbstätigkeit und Nebentätigkeit 
während einer Beurlaubung oder eines Teildienstes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Während einer Beurlaubung oder eines Teildienstes dürfen nur solche Nebentätigkeiten ausgeübt werden, die dem Zweck der Beurlaubung
                     oder des Teildienstes nicht zuwiderlaufen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Regelungen über Nebentätigkeiten finden entsprechende Anwendung.
                  

               

               
                     § 74 
Verfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Beurlaubung und Teildienst beginnen, wenn kein anderer Zeitpunkt festgesetzt wird, mit dem Ablauf des Monats, in dem der
                     Pfarrerin oder dem Pfarrer die Verfügung bekannt gegeben wird. Bei Pfarrerinnen und Pfarrern im Schul- und Hochschuldienst
                     sollen der Beginn und das Ende einer Beurlaubung und eines Teildienstes oder eine Änderung derselben jeweils auf den Beginn
                     und das Ende eines Schulhalbjahres oder eines Semesters festgesetzt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ein Antrag auf Verlängerung einer Beurlaubung oder eines Teildienstes soll spätestens drei Monate vor Ablauf des Bewilligungszeitraumes
                     gestellt werden.
                  

               

               
                     § 75 
Allgemeine Rechtsfolgen der Beurlaubung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Mit dem Beginn einer Beurlaubung verlieren die Pfarrerinnen und Pfarrer ihre Stelle oder ihren Auftrag im Sinne des § 25 und die damit verbundenen oder persönlich übertragenen Aufgaben. Bei kurzfristigen Beurlaubungen können Stelle oder Auftrag
                     belassen werden. Die mit der Stelle verbundenen oder persönlich übertragenen Aufgaben können im Einzelfall ganz oder teilweise
                     belassen werden. Die Rechte und Pflichten aus dem Pfarrdienstverhältnis, insbesondere Lebensführungs- und Verschwiegenheitspflichten,
                     bleiben bestehen, soweit die Beurlaubung dem nicht entgegensteht. Alle Anwartschaften, die im Zeitpunkt der Beurlaubung erworben
                     waren, bleiben gewahrt. Die besoldungs- und versorgungsrechtlichen Vorschriften über die Berücksichtigung von Zeiten einer
                     Beurlaubung ohne Besoldung bleiben unberührt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Mit der Beurlaubung ruhen die Rechte aus der Ordination im Sinne des § 5 Absatz 5 Satz 2, sofern es sich nicht um eine Beurlaubung im kirchlichen Interesse handelt. Im Einzelfall kann etwas anderes bestimmt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Während einer Beurlaubung unterstehen Pfarrerinnen und Pfarrer der Lehr- und Disziplinaraufsicht der Kirche, die sie beurlaubt
                     hat; sie sollen an Fortbildungsveranstaltungen und Maßnahmen der Personalentwicklung im Sinne des § 55 teilnehmen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Während der Zeit der Beurlaubung nach den §§ 69 oder 69b besteht Anspruch auf Leistungen der Krankheitsfürsorge in entsprechender Anwendung der Beihilferegelungen für Pfarrerinnen
                     und Pfarrer mit Anspruch auf Besoldung. Dies gilt nicht, wenn die Pfarrerinnen oder Pfarrer
                     
                        	
                           berücksichtigungsfähige Angehörige einer beihilfeberechtigten Person werden oder

                        

                        	
                           nach den Bestimmungen des Fünften Buches Sozialgesetzbuch über die Familienversicherung krankenversichert sind oder

                        

                        	
                           einen Anspruch auf zusätzliche Leistungen bei Pflegezeit als Zuschuss zur Kranken- und Pflegeversicherung nach dem Elften
                              Buch Sozialgesetzbuch haben.
                           

                        

                     

                  

                  Pfarrerinnen und Pfarrer, die die Voraussetzungen des § 3 Absatz 1 des Pflegezeitgesetzes erfüllen, erhalten für die Dauer
                     der Pflegezeit nach § 4 des Pflegezeitgesetzes Leistungen entsprechend § 44a Absatz 1 des Elften Buches Sozialgesetzbuch.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Im Falle einer Beurlaubung nach § 70 Absatz 2 kann ein Anspruch auf Leistungen der Krankheitsfürsorge in entsprechender Anwendung der Beihilferegelungen für Pfarrerinnen
                     und Pfarrer mit Anspruch auf Besoldung gewährt werden.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können je für ihren Bereich
                     von den Bestimmungen der Absätze 4 und 5 abweichende oder ergänzende Regelungen treffen.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 27 (Zu § 75 Absatz 4 PfDG.EKD) 
Beihilfe während der Beurlaubung

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Beihilfe wird gewährt entsprechend der Verordnung des Oberkirchenrats zur Ausführung von § 49 Absatz 1 Pfarrdienstgesetz der EKD.31

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 76 
Beendigung der Beurlaubung und des Teildienstes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Beurlaubung endet mit Ablauf der festgelegten Dauer oder ihrem Widerruf.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Pfarrerin oder der Pfarrer ist verpflichtet, sich rechtzeitig vor Ablauf einer Beurlaubung oder eines Teildienstes um
                     eine Stelle zu bewerben. Führt die Bewerbung vor dem Ende der Beurlaubung oder des Teildienstes nicht zum Erfolg, so soll
                     unter Berücksichtigung des jeweiligen Stellenbesetzungsrechts von Amts wegen eine Stelle oder ein Auftrag im Sinne des § 25 übertragen werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Steht nach Ablauf einer Beurlaubung weder eine Stelle noch ein Auftrag zur Verfügung, so wird die Pfarrerin oder der Pfarrer
                     in den Wartestand versetzt. Mit Zustimmung der Pfarrerin oder des Pfarrers kann anstelle einer Versetzung in den Wartestand
                     die Beurlaubung um die Zeit bis zur Übertragung einer Stelle oder eines Auftrages verlängert werden.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 28 (Zu § 76 PfDG.EKD) 
Beendigung der Beurlaubung

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (1) (aufgehoben)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (2) Kann einer ständigen Pfarrerin oder einem ständigen Pfarrer, mit deren oder dessen Beurlaubung der Verlust der Pfarrstelle
                                 verbunden war, bei Beendigung der Beurlaubung eine Pfarrstelle nicht übertragen werden, so erhält sie oder er ein Übergangsgeld
                                 in Höhe des Wartegeldes (§ 52 Absatz 2 WürttPfG). Nach Verlust der Pfarrstelle infolge einer Elternzeit oder einer Beurlaubung aus Gründen der Pflege gemäß § 54 Absatz 2 oder § 69 Absatz 1 Nr. 2, § 75 Absatz 1 Satz 1 Pfarrdienstgesetz der EKD entspricht die Höhe des Übergangsgeldes dem Grundgehalt der bisherigen Besoldungsgruppe. Die Pfarrerin oder der Pfarrer ist
                                 verpflichtet, Dienstaufträge im pfarramtlichen Dienst der Landeskirche zu übernehmen. § 52 Absatz 3 WürttPfG gilt entsprechend; in den Fällen des Satzes 2 entsprechen die Dienstbezüge dem Grundgehalt der bisherigen Besoldungsgruppe.
                                 Sie oder er ist ferner verpflichtet, sich auf schriftliche Aufforderung um bestimmte Pfarrstellen zu bewerben.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (3) Kann einer unständigen Pfarrerin oder einem unständigen Pfarrer bei Beendigung der Beurlaubung ein Dienstauftrag nicht
                                 übertragen werden, so gilt Absatz 2 entsprechend. Erweist sich die Übertragung eines Dienstauftrags in angemessener Frist
                                 als nicht möglich, so ist sie oder er zu entlassen; dies gilt nicht, wenn die Beurlaubung im überwiegend dienstlichen Interesse erfolgt war.
                              

                           
                        

                     
                  

               

            

         

         
               Kapitel 2 
Abordnung, Zuweisung, Versetzung, Umwandlung und Wartestand
               

            

            
                     § 77 
Abordnung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Eine Abordnung ist die vorübergehende Übertragung einer der Ausbildung der Pfarrerin oder des Pfarrers entsprechenden Tätigkeit
                     bei einer anderen Dienststelle desselben oder eines anderen Dienstherrn unter Beibehaltung der bisherigen Stelle oder des
                     bisherigen Auftrages im Sinne des § 25. Die Abordnung erfolgt im dienstlichen Interesse. Sie kann ganz oder teilweise erfolgen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Abordnung bedarf der Zustimmung der Pfarrerin oder des Pfarrers, wenn sie
                  

                  
                     
                        	
                            bei einer teilweisen Abordnung insgesamt länger als zwölf Monate dauert oder

                        

                        	
                            bei einer Abordnung im Ganzen insgesamt länger als sechs Monate dauert oder

                        

                        	
                            zu einem anderen Dienstherrn erfolgt.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Abordnung zu einem anderen Dienstherrn wird von dem abgebenden im Einverständnis mit dem aufnehmenden Dienstherrn verfügt.
                     Das Einverständnis ist schriftlich zu erklären.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Für die abgeordneten Pfarrerinnen und Pfarrer sind die für den Bereich des aufnehmenden Dienstherrn geltenden Vorschriften
                     über die Rechte und Pflichten der Pfarrerinnen und Pfarrer entsprechend anzuwenden mit Ausnahme der Regelungen über die Amtsbezeichnung
                     (§ 29), die Zahlung von Bezügen, von Beihilfen in Krankheits-, Pflege- und Geburtsfällen und von Versorgung (§ 49 Absatz 1).
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 29 (Zu § 77 PfDG.EKD) 
Abordnung

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (1) (aufgehoben)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (2) Das Besetzungsgremium und die Visitatorinnen oder Visitatoren sind zu hören.

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 78 
Zuweisung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Eine Zuweisung ist die befristete oder unbefristete Übertragung einer der Ausbildung der Pfarrerin oder des Pfarrers entsprechenden
                     Tätigkeit bei einer Einrichtung oder einem Dienstherrn, die nicht zu den Körperschaften nach § 2 Absatz 1 Satz 1 gehören. Die Zuweisung kann ganz oder teilweise erfolgen. Die Rechtsstellung der Pfarrerin oder des Pfarrers bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Zuweisung erfolgt im kirchlichen Interesse. Sie bedarf der Zustimmung der Pfarrerin oder des Pfarrers.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrern mit einer Stelle oder einem Auftrag im Sinne des § 25 in einer Einrichtung, die ganz oder teilweise in eine privatrechtlich organisierte Einrichtung der Kirche oder der Diakonie
                     umgebildet wird, kann auch ohne ihre Zustimmung im kirchlichen Interesse eine ihrer Ausbildung entsprechende Tätigkeit bei
                     dieser Einrichtung zugewiesen werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Zuweisung endet mit Ablauf der festgelegten Dauer. Sie kann im dienstlichen oder kirchlichen Interesse beendet werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Bei einer Zuweisung von insgesamt nicht mehr als einem Jahr tritt ein Verlust der Stelle nur mit Zustimmung der Pfarrerin
                     oder des Pfarrers ein. Im Übrigen gilt § 76  entsprechend.
                  

               

               
                     § 79 
Versetzung32

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Versetzung ist die Übertragung einer anderen Stelle oder eines anderen Auftrages im Sinne des § 25 unter Verlust der bisherigen Stelle oder des bisherigen Auftrages.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer können um der Unabhängigkeit der Verkündigung willen nur versetzt werden, wenn sie sich um die andere
                        Verwendung bewerben oder der Versetzung zustimmen oder wenn ein besonderes kirchliches Interesse an der Versetzung besteht. Ein besonderes kirchliches Interesse
                        liegt insbesondere vor, wenn

                  
                     
                        	
                            die befristete Übertragung einer Stelle oder eines Auftrages im Sinne des § 25 endet,

                        

                        	
                            die Wahrnehmung eines Aufsichtsamtes endet, das mit der bisherigen Stelle oder dem bisherigen Auftrag im Sinne des § 25 verbunden ist,

                        

                        	
                            aufgrund verbindlich beschlossener Stellenplanung ihre Stelle aufgehoben wird, unbesetzt sein oder einen anderen Dienstumfang
                                 erhalten soll, oder wenn ihr Dienstbereich neu geordnet wird,

                        

                        	
                            es zur Sicherung einer ordnungsgemäßen Gesamtbesetzung der Stellen im Bereich ihres Dienstherrn notwendig ist,

                        

                        	
                            in ihrer bisherigen Stelle oder ihrem bisherigen Auftrag eine nachhaltige Störung in der Wahrnehmung des Dienstes gemäß § 80 Absatz 1 und 2 festgestellt wird,

                        

                        	
                            sie wegen ihres Gesundheitszustandes in der Ausübung ihres bisherigen Dienstes wesentlich beeinträchtigt sind.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer mit einer allgemeinen kirchlichen Stelle oder einem allgemeinen kirchlichen Auftrag im Sinne des
                        § 25 sowie Gemeindepfarrerinnen und Gemeindepfarrer (§ 27), die keine Stelle innehaben, können über die in Absatz 2 genannten Gründe hinaus ohne ihre Zustimmung in eine andere Stelle
                        oder einen anderen Auftrag versetzt werden, wenn dafür ein kirchliches Interesse besteht.

                  
                        (
                        4
                        )
                         Sieht das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen oder gliedkirchlichen Zusammenschlüsse vor, dass
                        zwei Pfarrerinnen oder Pfarrern, deren Dienstumfang jeweils eingeschränkt ist, gemeinsam eine Stelle übertragen werden kann,
                        so kann, wenn das Pfarrdienstverhältnis einer beteiligten Person verändert wird oder endet, auch die andere beteiligte Person
                        versetzt werden. Die §§ 83 bis 85 sind anwendbar.

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können durch Kirchengesetz
                        je für ihren Bereich von den Regelungen des Absatzes 2 Satz 2 Nummer 3 und 4 und des Absatzes 4 abweichen.

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 30 (Zu § 79 Absatz 4 PfDG.EKD) 
Gemeinsame Versehung einer Pfarrstelle oder eines Dienstauftrags

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (1) Sollen eine Pfarrerin oder ein Pfarrer zusammen mit einer anderen Pfarrerin oder einem anderen Pfarrer mit der gemeinsamen
                                 Versehung einer Pfarrstelle beauftragt werden, so können sie, wenn beide Stellenpartnerinnen oder Stellenpartner die Voraussetzung
                                 für die Aufnahme in den ständigen Pfarrdienst erfüllen, gemeinsam auf diese Stelle ernannt werden. Jeder Stellenpartnerin
                                 oder jedem Stellenpartner ist eine Ernennungsurkunde auszuhändigen, aus der die gemeinsame Ernennung und Beauftragung hervorgeht.
                                 Erfüllt nur eine oder einer der Stellenpartnerinnen oder Stellenpartner die Voraussetzungen für die Aufnahme in den ständigen
                                 Pfarrdienst, so kann sie oder er auf die Pfarrstelle mit eingeschränktem Dienstauftrag ernannt werden; für die andere Stellenpartnerin
                                 oder den anderen Stellenpartner gilt § 23 Abs. 3 WürttPfG entsprechend. Ist eine Pfarrerin oder ein Pfarrer schon Inhaber der Pfarrstelle, so kann ihr oder ihm auf dieser ein eingeschränkter
                                 Dienstauftrag erteilt werden.33

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (2) Die Dienstaufträge beider Stellenpartnerinnen oder Stellenpartner gelten als auf die Hälfte eingeschränkt. Sie sind für
                                 jede oder jeden gesondert festzulegen. § 10 Absatz 2 WürttPfG gilt im Gemeindepfarrdienst entsprechend. In begründeten Ausnahmefällen kann von § 10 Absatz 2 Satz 2 WürttPfG abgewichen werden, soweit der Dienstauftrag beider Stellenpartnerinnen und Stellenpartner die wesentlichen Elemente der öffentlichen
                                 Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung, der Seelsorge und der Lehre umfasst.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (3) Regelungen nach Absatz 1 können vom Oberkirchenrat nach Anhörung des Besetzungsgremiums, Regelungen nach Absatz 2 nach
                                 Anhörung des Kirchengemeinderates widerrufen werden, wenn dies im dienstlichen Interesse erforderlich ist. Wird im Falle des
                                 Widerrufs einer Regelung nach Absatz 1 Satz 1 oder Satz 3 die verbleibende Stellenpartnerin oder der verbleibende Stellenpartner
                                 nicht erneut auf die Stelle ernannt, so ist bei der Festsetzung des Ernennungstermins für die Nachfolgerin oder den Nachfolger
                                 beziehungsweise die Nachfolgerinnen oder Nachfolger auf die persönlichen Verhältnisse der oder des Verbleibenden Rücksicht
                                 zu nehmen. § 28 Abs. 2 und 3 Satz 1 WürttPfG gilt entsprechend.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (4) Die Besoldung und die Gewährung von Nebenleistungen entsprechen der Einschränkung der Dienstaufträge nach Absatz 2 Satz
                                 1. Dies gilt nicht für den Auslagenersatz und für die bei einem Dienstunfall zustehenden Leistungen. 
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 § 31 (Zu § 79 Absatz 4 PfDG.EKD) 
Gemeinsame Versehung einer Pfarrstelle

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 (aufgehoben)

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 80 
Versetzungsvoraussetzungen und -verfahren34

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Eine nachhaltige Störung in der Wahrnehmung des Dienstes im Sinne des § 79 Absatz 2 Satz 2 Nummer 5 liegt vor, wenn die Erfüllung der dienstlichen oder der gemeindlichen Aufgaben nicht mehr gewährleistet ist. Das ist insbesondere
                        der Fall, wenn das Verhältnis zwischen der Pfarrerin oder dem Pfarrer und nicht unbeträchtlichen Teilen der Gemeinde zerrüttet
                        ist oder das Vertrauensverhältnis zwischen der Pfarrerin oder dem Pfarrer und dem Vertretungsorgan der Gemeinde zerstört ist
                        und nicht erkennbar ist, dass das Vertretungsorgan rechtsmissbräuchlich handelt. Die Gründe für die nachhaltige Störung müssen
                        nicht im Verhalten oder in der Person der Pfarrerin oder des Pfarrers liegen.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zur Feststellung der Voraussetzungen des Absatzes 1 werden die erforderlichen Erhebungen durchgeführt. Der Beginn der Erhebungen
                        wird der Pfarrerin oder dem Pfarrer mitgeteilt. Sofern nicht ausnahmsweise etwas anderes angeordnet wird, nehmen Pfarrerinnen
                        und Pfarrer für die Dauer der Erhebungen den Dienst in der ihnen übertragenen Stelle oder in dem ihnen übertragenen Auftrag
                        nicht wahr. Während dieser Zeit soll eine angemessene Aufgabe übertragen werden.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Zur Feststellung der Voraussetzungen des § 79 Absatz 2 Satz 2 Nummer 6 kann eine amts- oder vertrauensärztliche Untersuchung angeordnet werden. § 91 Absatz 3 und 6 gilt entsprechend.

                  
                        (
                        4
                        )
                         Versetzungen zu einem anderen Dienstherrn bedürfen der Zustimmung der Pfarrerin oder des Pfarrers. Bei einem Wechsel des
                     Dienstherrn wird die Versetzung von dem abgebenden im Einverständnis mit dem aufnehmenden Dienstherrn verfügt. Das Pfarrdienstverhältnis
                     wird mit dem neuen Dienstherrn fortgesetzt; dieser tritt an die Stelle des bisherigen. Der aufnehmende Dienstherr kann mit
                     Zustimmung der Pfarrerin oder des Pfarrers ein Amt mit einem anderen Endgrundgehalt übertragen. Auf die Rechtsstellung der
                     Versetzten sind die im Bereich des neuen Dienstherrn geltenden Vorschriften anzuwenden. 
                  

               

               
                     § 81 
Regelmäßiger Stellenwechsel
                     

                  

                  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können durch Kirchengesetz
                     ein besonderes Verfahren regeln, nach dem Gemeindepfarrerinnen und Gemeindepfarrer (§ 27), die mindestens zehn Jahre in derselben Gemeinde tätig sind und das 57. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, versetzt
                     werden können.
                  

               

               
                     § 82 
Umwandlung in ein Kirchenbeamtenverhältnis
                     

                  

                  Das Pfarrdienstverhältnis kann mit Zustimmung der Pfarrerin oder des Pfarrers in ein Kirchenbeamtenverhältnis umgewandelt
                     werden, wenn ein dienstliches Interesse besteht. In diesem Fall wird das Pfarrdienstverhältnis als Kirchenbeamtenverhältnis
                     fortgesetzt. Die Vorschriften über die Ordination (§§ 3 bis 7) und die daraus folgenden Rechte und Pflichten bleiben unberührt.
                  

               

               
                     § 83 
Versetzung in den Wartestand35

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Wartestand ist die vorübergehende dienstrechtliche Stellung, in der einer Pfarrerin oder einem Pfarrer, ohne beurlaubt oder
                     in den Ruhestand versetzt zu sein, weder eine Stelle noch ein anderer Auftrag im Sinne des § 25 übertragen ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Neben den anderen in diesem Kirchengesetz genannten Fällen werden Pfarrerinnen und Pfarrer in den Wartestand versetzt, wenn
                        eine Versetzung in eine andere Stelle in den Fällen des § 79 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 bis 3 und 5 nicht durchführbar ist. Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können
                        durch Kirchengesetz je für ihren Bereich bestimmen, dass eine Versetzung in den Wartestand nur dann erfolgen darf, wenn weder
                        eine Stelle noch ein Auftrag im Sinne des § 25 Absatz 2 übertragen werden kann.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Anstelle einer Versetzung nach § 79 Absatz 2 Satz 2 kann mit Zustimmung der Pfarrerin oder des Pfarrers eine Versetzung in den Wartestand erfolgen.

               

               
                     § 84 
Verfahren und Rechtsfolgen der Versetzung in den Wartestand36

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Verfügung über die Versetzung in den Wartestand ist der Pfarrerin oder dem Pfarrer zuzustellen. Sie kann bis zum Beginn
                        des Wartestandes zurückgenommen werden.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Wartestand beginnt, wenn nicht in der Verfügung ein anderer Zeitpunkt bestimmt wird, mit dem Ende des Monats, in dem
                        der Pfarrerin oder dem Pfarrer die Versetzung in den Wartestand bekannt gegeben wird.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Während des Wartestandes besteht ein Anspruch auf Wartestandsbezüge nach Maßgabe der jeweils geltenden kirchengesetzlichen
                        Bestimmungen.

                  
                        (
                        4
                        )
                         Im Fall des Wartestandes gemäß § 83 Absatz 2 in Verbindung mit § 79 Absatz 2 Satz 2 Nummer 5 können Pfarrerinnen und Pfarrern im kirchlichen Interesse Beschränkungen in der Ausübung von Auftrag und Recht zur öffentlichen
                        Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung auferlegt werden. Es kann bestimmt werden, dass ihre Bewerbungen der vorherigen
                        Genehmigung einer aufsichtführenden Stelle bedürfen.

               

               
                     § 85 
Verwendung nach Versetzung in den Wartestand37

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer im Wartestand sind verpflichtet, sich um eine ihrer Ausbildung entsprechende Stelle oder einen ihrer
                        Ausbildung entsprechenden Auftrag im Sinne des § 25 zu bewerben oder sich eine solche Stelle oder einen solchen Auftrag übertragen zu lassen. Sie können verpflichtet werden,
                        sich in einer anderen Gliedkirche zu bewerben, wenn sie in dieser zur Bewerbung zugelassen worden sind.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrern im Wartestand kann jederzeit ein ihrer Ausbildung entsprechender, befristeter Auftrag zur Wahrnehmung
                        dienstlicher Aufgaben erteilt werden (Wartestandsauftrag).

                  
                        (
                        3
                        )
                         Kommen Pfarrerinnen und Pfarrer trotz Aufforderung ihrer Pflicht zur Bewerbung nach Absatz 1 nicht nach oder nehmen sie ihren
                        Dienst nach Absatz 2 nicht wahr, so verlieren sie für diese Zeit den Anspruch auf Wartestandsbezüge und Dienstbezüge. Die
                        Möglichkeit, ein Disziplinarverfahren einzuleiten, bleibt unberührt.

               

               
                     § 86 
Beendigung des Wartestandes38

                  

                  Der Wartestand endet mit

                  
                     
                        	
                            der erneuten Übertragung einer Stelle oder eines Auftrages im Sinne des § 25,

                        

                        	
                            dem Eintritt oder der Versetzung in den Ruhestand oder

                        

                        	
                            der Beendigung des Pfarrdienstverhältnisses.

                        

                     

                  

               

            

         

         
               Kapitel 3 
Ruhestand
               

            

            
                     § 87 
Eintritt in den Ruhestand
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer treten mit dem Ende des Monats in den Ruhestand, in dem sie die Regelaltersgrenze erreichen. Sie
                     erreichen die Regelaltersgrenze mit Vollendung des 67. Lebensjahres. Pfarrerinnen und Pfarrer im Schul- oder Hochschuldienst
                     treten mit Ablauf des Schulhalbjahres oder des Semesters in den Ruhestand, in dem sie die Regelaltersgrenze erreichen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer, die vor dem 1. Januar 1947 geboren sind, erreichen die Regelaltersgrenze mit Vollendung des 65.
                     Lebensjahres. Für Pfarrerinnen und Pfarrer, die nach dem 31. Dezember 1946 geboren sind, wird diese Regelaltersgrenze wie
                     folgt angehoben:
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Geburtsjahr

                              
                              	
                                 Anhebung 
um Monate
                                 

                              
                              	
                                 Altersgrenze

                              
                           

                           
                              	
                                 Jahr

                              
                              	
                                 Monat

                              
                           

                        
                        
                           
                              	
                                 1947

                              
                              	
                                 1

                              
                              	
                                 65

                              
                              	
                                 1

                              
                           

                           
                              	
                                 1948

                              
                              	
                                 2

                              
                              	
                                 65

                              
                              	
                                 2

                              
                           

                           
                              	
                                 1949

                              
                              	
                                 3

                              
                              	
                                 65

                              
                              	
                                 3

                              
                           

                           
                              	
                                 1950

                              
                              	
                                 4

                              
                              	
                                 65

                              
                              	
                                 4

                              
                           

                           
                              	
                                 1951

                              
                              	
                                 5

                              
                              	
                                 65

                              
                              	
                                 5

                              
                           

                           
                              	
                                 1952

                              
                              	
                                 6

                              
                              	
                                 65

                              
                              	
                                 6

                              
                           

                           
                              	
                                 1953

                              
                              	
                                 7

                              
                              	
                                 65

                              
                              	
                                 7

                              
                           

                           
                              	
                                 1954

                              
                              	
                                 8

                              
                              	
                                 65

                              
                              	
                                 8

                              
                           

                           
                              	
                                 1955

                              
                              	
                                 9

                              
                              	
                                 65

                              
                              	
                                 9

                              
                           

                           
                              	
                                 1956

                              
                              	
                                 10

                              
                              	
                                 65

                              
                              	
                                 10

                              
                           

                           
                              	
                                 1957

                              
                              	
                                 11

                              
                              	
                                 65

                              
                              	
                                 11

                              
                           

                           
                              	
                                 1958

                              
                              	
                                 12

                              
                              	
                                 66

                              
                              	
                                 0

                              
                           

                           
                              	
                                 1959

                              
                              	
                                 14

                              
                              	
                                 66

                              
                              	
                                 2

                              
                           

                           
                              	
                                 1960

                              
                              	
                                 16

                              
                              	
                                 66

                              
                              	
                                 4

                              
                           

                           
                              	
                                 1961

                              
                              	
                                 18

                              
                              	
                                 66

                              
                              	
                                 6

                              
                           

                           
                              	
                                 1962

                              
                              	
                                 20

                              
                              	
                                 66

                              
                              	
                                 8

                              
                           

                           
                              	
                                 1963

                              
                              	
                                 22

                              
                              	
                                 66

                              
                              	
                                 10

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können je für ihren Bereich durch Kirchengesetz eine abweichende Regelaltersgrenze
                     festsetzen.
                  

               

               
                     § 87a 
Hinausschieben des Ruhestandes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Wenn es im dienstlichen Interesse liegt, kann die für die Berufung zuständige Stelle mit Zustimmung der Pfarrerin oder des
                     Pfarrers den Eintritt in den Ruhestand um bis zu drei Jahre hinausschieben. Bei Pfarrerinnen und Pfarrern im Schul- oder Hochschuldienst
                     geschieht dies unter Berücksichtigung des Ablaufs des Schulhalbjahres oder des Semesters.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Dauer des Hinausschiebens des Eintritts in den Ruhestand kann im dienstlichen Interesse und bei Vorliegen der Voraussetzungen
                     des Absatzes 3 um jeweils längstens zwei weitere Jahre, jedoch insgesamt nicht über das Ende des Monats, in dem das 75. Lebensjahr
                     vollendet wird, verlängert werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Hinausschieben des Eintritts in den Ruhestand nach Absatz 1 und 2 setzt voraus, dass 
                  

                  
                     
                        	
                           ein Dienst mit mindestens der Hälfte eines vollen Dienstumfangs übernommen wird,

                        

                        	
                           eine dem persönlichen Qualifikationsprofil entsprechende Stelle oder ein entsprechender Auftrag im Sinne des § 25 vorhanden ist,
                           

                        

                        	
                           kirchliche Interessen nicht entgegenstehen,

                        

                        	
                           an der fortbestehenden Eignung der Pfarrerin oder des Pfarrers keine Zweifel bestehen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Sofern nicht etwas anderes bestimmt wird, scheiden Pfarrerinnen und Pfarrer mit Erreichen der Regelaltersgrenze aus ihrer
                     bisherigen Stelle oder ihrem bisherigen Auftrag im Sinne des § 25 aus und verlieren sonstige übertragene kirchliche Aufgaben oder Funktionen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         § 88 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können ein abweichendes Höchstalter
                     im Sinne des Absatzes 2 festsetzen.
                  

               

               
                     § 88 
Ruhestand vor Erreichen der Regelaltersgrenze
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer können auf eigenen Antrag in den Ruhestand versetzt werden, wenn
                  

                  
                     
                        	
                            sie das 63. Lebensjahr vollendet haben oder

                        

                        	
                            ihnen ein Grad der Behinderung von wenigstens 50 im Sinne des Neunten Buches Sozialgesetzbuch zuerkannt worden ist und sie
                              das 62. Lebensjahr vollendet haben.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Pfarrerinnen oder Pfarrer, denen ein Grad der Behinderung von wenigstens 50 im Sinne des Neunten Buches Sozialgesetzbuch
                     zuerkannt worden ist und die vor dem 1. Januar 1952 geboren sind, können auf eigenen Antrag in den Ruhestand versetzt werden, wenn sie das 60. Lebensjahr vollendet haben.
                     Für Pfarrerinnen und Pfarrer, denen ein Grad der Behinderung von wenigstens 50 im Sinne des Neunten Buches Sozialgesetzbuch
                     zuerkannt worden ist und die nach dem 31. Dezember 1951 geboren sind, wird diese Altersgrenze wie folgt angehoben:
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Geburtsjahr
Geburtsmonat
                                 

                              
                              	
                                 Anhebung 
um Monate
                                 

                              
                              	
                                 Altersgrenze

                              
                           

                           
                              	
                                 Jahr

                              
                              	
                                 Monat

                              
                           

                        
                        
                           
                              	
                                 1952

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Januar

                              
                              	
                                 1

                              
                              	
                                 60

                              
                              	
                                 1

                              
                           

                           
                              	
                                 Februar

                              
                              	
                                 2

                              
                              	
                                 60

                              
                              	
                                 2

                              
                           

                           
                              	
                                 März

                              
                              	
                                 3

                              
                              	
                                 60

                              
                              	
                                 3

                              
                           

                           
                              	
                                 April

                              
                              	
                                 4

                              
                              	
                                 60

                              
                              	
                                 4

                              
                           

                           
                              	
                                 Mai

                              
                              	
                                 5

                              
                              	
                                 60

                              
                              	
                                 5

                              
                           

                           
                              	
                                 Juni - Dezember

                              
                              	
                                 6

                              
                              	
                                 60

                              
                              	
                                 6

                              
                           

                           
                              	
                                 1953

                              
                              	
                                 7

                              
                              	
                                 60

                              
                              	
                                 7

                              
                           

                           
                              	
                                 1954

                              
                              	
                                 8

                              
                              	
                                 60

                              
                              	
                                 8

                              
                           

                           
                              	
                                 1955

                              
                              	
                                 9

                              
                              	
                                 60

                              
                              	
                                 9

                              
                           

                           
                              	
                                 1956

                              
                              	
                                 10

                              
                              	
                                 60

                              
                              	
                                 10

                              
                           

                           
                              	
                                 1957

                              
                              	
                                 11

                              
                              	
                                 60

                              
                              	
                                 11

                              
                           

                           
                              	
                                 1958

                              
                              	
                                 12

                              
                              	
                                 61

                              
                              	
                                 0

                              
                           

                           
                              	
                                 1959

                              
                              	
                                 14

                              
                              	
                                 61

                              
                              	
                                 2

                              
                           

                           
                              	
                                 1960

                              
                              	
                                 16

                              
                              	
                                 61

                              
                              	
                                 4

                              
                           

                           
                              	
                                 1961

                              
                              	
                                 18

                              
                              	
                                 61

                              
                              	
                                 6

                              
                           

                           
                              	
                                 1962

                              
                              	
                                 20

                              
                              	
                                 61

                              
                              	
                                 8

                              
                           

                           
                              	
                                 1963

                              
                              	
                                 22

                              
                              	
                                 61

                              
                              	
                                 10

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können je für ihren Bereich durch Kirchengesetz Altersgrenzen festsetzen,
                     die von den in den Absätzen 1 und 2 genannten Altersgrenzen abweichen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer können auch in den Ruhestand versetzt werden, wenn aus Gründen, die in der Person oder in dem Verhalten
                     der Pfarrerin oder des Pfarrers liegen, eine nachhaltige Störung in der Wahrnehmung des Dienstes gemäß § 80 Absatz 1 und 2 festgestellt wird und eine störungsfreie Wahrnehmung des Dienstes in einer anderen Stelle oder einem anderen Auftrag im Sinne
                     des § 25 nicht erwartet werden kann.
                  

               

               
                     § 89 
Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit, Verpflichtung zur Rehabilitation
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer sind in den Ruhestand zu versetzen, wenn sie wegen ihres körperlichen Zustands oder aus gesundheitlichen
                     Gründen zur Erfüllung ihrer Dienstpflichten dauernd unfähig (dienstunfähig) sind. Dienstunfähigkeit kann auch dann angenommen werden, wenn wegen Krankheit innerhalb von sechs Monaten mehr als drei Monate
                        kein Dienst geleistet wurde und keine Aussicht besteht, dass innerhalb weiterer sechs Monate wieder volle Dienstfähigkeit
                        erlangt wird.39

                  
                        (
                        2
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer sind zur Vermeidung einer drohenden Dienstunfähigkeit verpflichtet, an geeigneten und zumutbaren
                     gesundheitlichen und beruflichen Rehabilitationsmaßnahmen teilzunehmen.
                  

               

               
                     § 90 
Begrenzte Dienstfähigkeit40

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Von der Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit soll abgesehen werden, wenn die Pfarrerin oder der Pfarrer Dienst
                        mit mindestens der Hälfte eines vollen Dienstumfangs ausüben kann (begrenzte Dienstfähigkeit). § 91 Absatz 1 bis 3 und 6 gilt entsprechend. Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können
                        abweichende Regelungen erlassen.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Dienstumfang der Pfarrerin oder des Pfarrers ist entsprechend der begrenzten Dienstfähigkeit herabzusetzen.

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 32 (Zu § 90 PfDG.EKD) 
Ausschluss der Begrenzten Dienstfähigkeit

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              § 90 Pfarrdienstgesetz der EKD findet keine Anwendung, es sei denn, die ständige Pfarrerin oder der ständige Pfarrer stimmt für den Fall, dass die Voraussetzungen
                                 des § 90 Absatz 1 Pfarrdienstgesetz der EKD vorliegen, der Versetzung auf eine bewegliche Pfarrstelle zu. § 48 Satz 2 bis 4 findet in diesem Fall keine Anwendung.“
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 91 
Verfahren bei Dienstunfähigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Beantragt eine Pfarrerin oder ein Pfarrer die Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit, so wird die Dienstunfähigkeit
                     in der Regel aufgrund eines ärztlichen Gutachtens festgestellt, das die Pfarrerin oder den Pfarrer für dauernd unfähig hält,
                     die Dienstpflichten zu erfüllen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Soll die Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit ohne Antrag erfolgen, so wird der Pfarrerin oder dem Pfarrer
                     unter Angabe der Gründe mitgeteilt, dass eine Versetzung in den Ruhestand beabsichtigt ist. Die Pfarrerin oder der Pfarrer
                     kann innerhalb eines Monats Einwendungen erheben. Nach Ablauf der Frist wird über die Versetzung in den Ruhestand entschieden.
                     Während des Verfahrens kann angeordnet werden, dass die Pfarrerin oder der Pfarrer die Dienstgeschäfte ruhen lässt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Pfarrerin oder der Pfarrer kann verpflichtet werden, ein ärztliches Gutachten über die Dienstfähigkeit vorzulegen und
                     sich, falls dies für erforderlich gehalten wird, ärztlich beobachten zu lassen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Entzieht sich die Pfarrerin oder der Pfarrer trotz zweimaliger schriftlicher Aufforderung ohne hinreichenden Grund der Verpflichtung,
                     sich untersuchen oder beobachten zu lassen, so kann sie oder er so behandelt werden, als ob die Dienstunfähigkeit ärztlich
                     bestätigt worden wäre.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Besoldung wird mit dem Ende des Monats, in dem die Versetzung in den Ruhestand bekannt gegeben wird, einbehalten, soweit
                     sie das Ruhegehalt übersteigt.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Gutachten, Untersuchungen und Beobachtungen sollen, soweit nicht im Einzelfall die Dienstunfähigkeit zweifelsfrei feststeht,
                     durch Vertrauens- oder Amtsärztinnen und -ärzte erfolgen, wenn nicht die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen
                     oder gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich etwas anderes bestimmt haben. Gutachten entfalten keine verbindliche
                     Wirkung. Sie schließen die Erhebung weiterer Beweise nicht aus.
                  

               

               
                     § 92 
Versetzung aus dem Warte- in den Ruhestand
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer im Wartestand können mit ihrer Zustimmung jederzeit in den Ruhestand versetzt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer im Wartestand werden in den Ruhestand versetzt, wenn ihnen bis zum Ablauf von drei Jahren nach dem
                        Beginn des Wartestandes nicht erneut eine Stelle oder ein Auftrag im Sinne des § 25 übertragen worden ist. Der Lauf der Frist ist gehemmt, solange ein Wartestandsauftrag gemäß § 85 Absatz 2 wahrgenommen wird.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer im Wartestand können in den Ruhestand versetzt werden, wenn während des Wartestands neue Tatsachen
                        festgestellt werden, die, aus Gründen, die in der Person oder in dem Verhalten der Pfarrerin oder des Pfarrers liegen, eine
                        störungsfreie Wahrnehmung des Dienstes nicht erwarten lassen.41

               

               
                     § 93 
Versetzung in den Ruhestand
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Versetzung in den Ruhestand wird von der für die Berufung zuständigen Stelle verfügt. Im Rahmen einer Abordnung nach
                     § 77 erfolgt die Versetzung in den Ruhestand durch den abordnenden Dienstherrn im Benehmen mit dem aufnehmenden Dienstherrn. Im
                     Falle der Zuweisung nach § 78 wird das Einvernehmen mit der aufnehmenden Einrichtung oder dem aufnehmenden Dienstherrn hergestellt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Verfügung kann bis zum Beginn des Ruhestandes zurückgenommen werden. Sie ist in den Fällen der § 88 Absatz 4, § 91 Absatz 2 und § 92 Absatz 2 und 3 zuzustellen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Soweit in der Verfügung nach Absatz 2 kein Zeitpunkt bestimmt ist, beginnt der Ruhestand, abgesehen von den Fällen des Ruhestandes
                     auf Antrag nach § 88 Absatz 1 und 2 und des Ruhestandes wegen Dienstunfähigkeit nach § 89 mit dem Ende des Monats, in dem die Versetzung in den Ruhestand bekannt gegeben worden ist.
                  

               

               
                     § 94 
Voraussetzungen und Rechtsfolgen des Ruhestandes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Eintritt und Versetzung in den Ruhestand setzen die Erfüllung einer versorgungsrechtlichen Wartezeit voraus, soweit kirchengesetzlich
                     nicht etwas anderes bestimmt ist.42

                  
                        (
                        2
                        )
                         Mit Beginn des Ruhestandes endet die Pflicht der Pfarrerinnen und Pfarrer zur Dienstleistung. Sie scheiden aus ihrer Stelle
                     oder ihrem Auftrag aus und verlieren sonstige übertragene kirchliche Aufgaben oder Funktionen, soweit sie nicht im Einzelfall
                     vorübergehend belassen werden. Sie erhalten Versorgungsbezüge nach den jeweils geltenden kirchengesetzlichen Bestimmungen
                     des Versorgungsrechts. Im Übrigen bleibt ihre Rechtsstellung erhalten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer im Ruhestand behalten Auftrag und Recht zur öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung.
                     Im kirchlichen Interesse können ihnen Beschränkungen in der Ausübung von Auftrag und Recht zur öffentlichen Wortverkündigung
                     und Sakramentsverwaltung, insbesondere bei der Vornahme von Amtshandlungen, auferlegt werden. Ihnen kann mit ihrer Zustimmung
                     widerruflich ein pfarramtlicher oder ein anderer kirchlicher Dienst übertragen werden (Dienst im Ruhestand).
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer im Ruhestand unterstehen weiterhin der Lehr- und Disziplinaraufsicht. Sie sind weiterhin zu einer
                     amtsangemessenen Lebensführung verpflichtet. Sie haben insbesondere alles zu vermeiden, was den Zusammenhalt einer Gemeinde
                     oder den Dienst anderer Ordinierter erschweren kann.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Regelungen über Nebentätigkeiten finden entsprechende Anwendung. Die Genehmigung gilt als erteilt, wenn nicht innerhalb
                     von sechs Wochen seit Antragstellung eine Versagung zugeht oder nähere Auskunft über die Nebentätigkeit verlangt wird.
                  

               

               
                     § 94a 
Dienst im Ruhestand
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Geeigneten Pfarrerinnen und Pfarrern im Ruhestand kann mit ihrer Zustimmung im kirchlichen Interesse im Rahmen ihres fortbestehenden
                     Dienstverhältnisses widerruflich ein Dienst im Ruhestand übertragen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Dienst im Ruhestand kann die einmalige, mehrmalige oder regelmäßige Wahrnehmung eines pfarramtlichen oder anderen kirchlichen
                     Dienstes beinhalten. Regelmäßiger Dienst mit mindestens der Hälfte eines vollen Dienstumfangs soll jeweils auf längstens ein
                     Jahr befristet werden. Er kann durch eine Dienstbeschreibung geregelt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können je für ihren Bereich
                     durch Rechtsverordnung Regelungen zur Besoldung neben Versorgung bei Dienst im Ruhestand erlassen.
                  

               

               
                     § 95 
Wiederverwendung nach Wegfall der Ruhestandsgründe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrern im Ruhestand, die wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzt wurden und noch nicht die Regelaltersgrenze
                     erreicht haben, kann erneut eine ihrer Ausbildung entsprechende Stelle oder ein ihrer Ausbildung entsprechender Auftrag im
                     Sinne des § 25 übertragen werden, wenn die Gründe für die Versetzung in den Ruhestand weggefallen sind. Sie sind auf Aufforderung verpflichtet,
                     sich um eine Stelle zu bewerben und sich eine Stelle oder einen Auftrag übertragen zu lassen, wenn zu erwarten ist, dass sie
                     den gesundheitlichen Anforderungen genügen werden. Sie erhalten Besoldung mindestens aus der Besoldungsgruppe ihrer letzten
                     Verwendung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Vorliegen der Dienstunfähigkeit kann in regelmäßigen Abständen überprüft werden. Zur Prüfung ihrer Dienstfähigkeit sind
                     Pfarrerinnen und Pfarrer verpflichtet, sich nach Weisung ärztlich untersuchen zu lassen. § 91 Absatz 3 und 6 ist anzuwenden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer sind auf Weisung verpflichtet, zur Wiederherstellung ihrer Dienstfähigkeit an geeigneten und zumutbaren
                     gesundheitlichen und beruflichen Rehabilitationsmaßnahmen teilzunehmen.
                  

               

               
                     § 95a 
Wiederverwendung nach Beginn des Ruhestandes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können bestimmen, dass Pfarrerinnen
                     und Pfarrer, die nach § 92 oder wegen Erreichens einer Altersgrenze in den Ruhestand getreten sind, nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen wiederverwendet
                     werden können.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Mit ihrer Zustimmung kann die für die Berufung zuständige Stelle Pfarrerinnen und Pfarrern im Ruhestand im dienstlichen Interesse
                     unter Beendigung des Ruhestandes eine ihrer Ausbildung entsprechende Stelle oder einen ihrer Ausbildung entsprechenden Auftrag
                     im Sinne des § 25 übertragen, wenn
                  

                  
                     
                        	
                           ein Dienst mit mindestens der Hälfte des vollen Dienstumfangs für insgesamt mindestens die Dauer eines Jahres übernommen wird,

                        

                        	
                           eine dem persönlichen Qualifikationsprofil entsprechende Stelle oder ein entsprechender Auftrag im Sinne des § 25 vorhanden ist,
                           

                        

                        	
                           kirchliche Interessen nicht entgegenstehen,

                        

                        	
                           an der Eignung der Pfarrerin oder des Pfarrers keine Zweifel bestehen.

                        

                     

                  

                  Die Wiederverwendung erfolgt zunächst für die Dauer von bis zu drei Jahren. Für ihre Verlängerung findet § 87a Absatz 2 und 6 entsprechende Anwendung, auch wenn sie vor Erreichen der Regelaltersgrenze erfolgt. § 88 gilt entsprechend.
                  

               

            

         

      

      
            Teil 7 
Beendigung des Pfarrdienstverhältnisses
            

         

         
                     § 96 
Beendigung
                     

                  

                  Das Pfarrdienstverhältnis endet außer durch den Tod durch Entlassung oder Entfernung aus dem Dienst.

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 32 a (Zu § 96 PfDG.EKD) 
Dienstzeugnis

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Der Pfarrerin oder dem Pfarrer wird bei Beendigung des Dienstverhältnisses durch Entlassung, Ausscheiden aus dem Dienst oder
                                 Entfernung aus dem Dienst auf Antrag ein Dienstzeugnis über Art und Dauer ihres bzw. seines Dienstes erteilt. Das Dienstzeugnis
                                 muß auf Verlangen der Pfarrerin oder des Pfarrers auch eine Beurteilung ihrer bzw. seiner Tätigkeit enthalten.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 97 
Entlassung kraft Gesetzes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer sind kraft Gesetzes entlassen, wenn sie
                  

                  
                     
                        	
                            die evangelische Kirche durch Austrittserklärung oder durch Übertritt zu einer anderen Religionsgemeinschaft verlassen oder

                        

                        	
                            nach § 5 Absatz 1 Auftrag und Recht zur öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung verlieren oder
                           

                        

                        	
                            den Dienst unter Umständen aufgeben, aus denen zu entnehmen ist, dass sie ihn nicht wieder aufnehmen wollen oder

                        

                        	
                            den Dienst trotz Aufforderung durch den Dienstherrn nicht aufnehmen oder

                        

                        	
                            durch ihr Verhalten nach Ablauf einer Beurlaubung erkennen lassen, dass sie den Dienst nicht wieder aufnehmen wollen oder

                        

                        	
                            in ein öffentlich-rechtliches Amts- oder Dienstverhältnis zu einem anderen Dienstherrn treten, sofern kirchengesetzlich nicht
                              etwas anderes bestimmt ist oder die für die Berufung zuständige Stelle keine andere Regelung trifft.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die für die Berufung zuständige Stelle entscheidet darüber, ob die Voraussetzungen nach Absatz 1 vorliegen und stellt den
                     Tag der Beendigung des Pfarrdienstverhältnisses fest.
                  

               

               
                     § 98 
Entlassung wegen einer Straftat
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer sind kraft Gesetzes entlassen, wenn sie in einem ordentlichen Strafverfahren durch Urteil eines
                     deutschen Gerichts wegen einer vorsätzlichen Tat zu einer Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr oder wegen einer Straftat,
                     die nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch zu einem Ausschluss von Aufgaben in der Kinder- und Jugendhilfe führt, rechtskräftig
                     verurteilt worden sind. Die Entlassung aus dem Dienst wird einen Monat nach amtlicher Kenntnis der disziplinaraufsichtführenden
                     Stelle von der Rechtskraft des strafgerichtlichen Urteils rechtswirksam, spätestens einen Monat nach Zugang der amtlichen
                     Mitteilung bei der disziplinaraufsichtführenden Stelle.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Eine Entlassung nach Absatz 1 erfolgt nicht, wenn vor Ablauf der Frist nach Absatz 1 Satz 2 aus kirchlichem Interesse ein Disziplinarverfahren eingeleitet oder die Fortsetzung eines bereits eingeleiteten Disziplinarverfahrens
                     beantragt oder beschlossen wird. Ein Anspruch auf Einleitung oder Fortsetzung eines Disziplinarverfahrens besteht nicht.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Wird ein Disziplinarverfahren eingeleitet oder fortgesetzt, so tritt die Pfarrerin oder der Pfarrer mit der Einleitung oder
                     Fortsetzung dieses Verfahrens in den Wartestand.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Wird eine Entscheidung, durch die die Entlassung nach Absatz 1 bewirkt worden ist, in einem strafgerichtlichen Wiederaufnahmeverfahren
                     rechtskräftig durch eine Entscheidung ersetzt, die diese Wirkungen nicht hat, so gilt das Pfarrdienstverhältnis als nicht
                     unterbrochen. Der Pfarrerin oder dem Pfarrer wird, soweit möglich, die Rechtsstellung eingeräumt, die sie oder er ohne die
                     aufgehobene Entscheidung hätte. Die Möglichkeit, aufgrund des im gerichtlichen Verfahren festgestellten Sachverhalts ein Disziplinarverfahren
                     durchzuführen, bleibt unberührt.
                  

               

               
                     § 99 
Entlassung ohne Antrag
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer sind zu entlassen, wenn sie nicht in den Ruhestand versetzt werden können, weil eine versorgungsrechtliche
                     Wartezeit nicht erfüllt ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Entlassung wird mit Ablauf des Monats, der auf den Monat folgt, in dem die Entlassungsverfügung zugestellt worden ist,
                     wirksam.
                  

               

               
                     § 100 
Entlassung auf Antrag
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer sind zu entlassen, wenn sie gegenüber dem Dienstherrn schriftlich ihre Entlassung verlangen. Die
                     Erklärung kann zurückgenommen werden, solange die Entlassungsverfügung noch nicht zugegangen ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Entlassung ist für den beantragten Zeitpunkt auszusprechen. Mit Rücksicht auf dienstliche Belange kann sie längstens
                     drei Monate, bei Pfarrerinnen und Pfarrern im Schul- und Hochschuldienst längstens bis zum Ablauf des Schulhalbjahres oder
                     des Semesters, hinausgeschoben werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Pfarrerin oder dem Pfarrer kann mit der Entlassung die Möglichkeit eingeräumt werden, im Falle der erfolgreichen Bewerbung
                     auf eine Stelle in das Pfarrdienstverhältnis zurückzukehren. Die Möglichkeit kann befristet werden. Sie ist zu widerrufen,
                     wenn die für die Ausübung des pfarramtlichen Dienstes erforderlichen persönlichen Voraussetzungen nicht mehr gegeben sind.
                  

               

               
                     § 101 
Verfahren und Rechtsfolgen der Entlassung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Entlassung wird von der für die Berufung zuständigen Stelle verfügt. Sie wird mit dem in der Entlassungsverfügung angegebenen
                     Zeitpunkt, jedoch frühestens mit ihrer Zustellung wirksam. In den Fällen der Entlassung nach § 98 wird der durch das Kirchengesetz bestimmte Zeitpunkt der Entlassung mitgeteilt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Nach der Entlassung besteht kein Anspruch auf Besoldung, Versorgung oder sonstige Leistungen; die Evangelische Kirche in
                     Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können je für ihren Bereich etwas anderes bestimmen. Wird
                     die Entlassung im Laufe eines Kalendermonats wirksam, so können die für den Entlassungsmonat gezahlten Dienstbezüge belassen
                     werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Ein Unterhaltsbeitrag kann widerruflich, befristet oder unter Auflagen als laufende Zahlung oder als Einmalzahlung gewährt
                     werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Mit der Entlassung verliert die Pfarrerin oder der Pfarrer vorbehaltlich der Regelungen des § 5 und § 29 Absatz 2 Auftrag und Recht zur öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung sowie das Recht zum Führen der Amtsbezeichnung
                     und etwaiger kirchlicher Titel.
                  

               

               
                     § 102 
Entfernung aus dem Dienst
                     

                  

                  Die Entfernung aus dem Dienst wird durch das Disziplinarrecht geregelt.

               

            

         

      

      
            Teil 8 
Rechtsschutz, Verfahren und Beteiligung der Pfarrerschaft
            

         

         
                     § 103 
Verwaltungsverfahren
                     

                  

                  Für die öffentlich-rechtliche Verwaltungstätigkeit nach diesem Kirchengesetz gelten ergänzend die Bestimmungen des Verwaltungsverfahrens-
                     und -zustellungsgesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland, soweit diese nicht zu den Bestimmungen dieses Kirchengesetzes
                     in Widerspruch stehen oder soweit nicht in diesem Kirchengesetz oder anderen Kirchengesetzen der Evangelischen Kirche in Deutschland,
                     der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse etwas anderes bestimmt ist.
                  

               

               
                     § 104 
Allgemeines Beschwerde- und Antragsrecht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer können Anträge und Beschwerden vorbringen. Hierbei ist der Dienstweg einzuhalten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Richtet sich die Beschwerde gegen die unmittelbare Vorgesetzte oder den unmittelbaren Vorgesetzten, so kann sie unmittelbar
                     bei der nächsthöheren vorgesetzten Stelle eingereicht werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Pfarrerinnen und Pfarrer, die eine Meldung oder Offenlegung nach dem Hinweisgeberschutzgesetz vornehmen, sind von der Einhaltung
                     des Dienstwegs befreit.
                  

               

               
                     § 105 
Rechtsweg, Vorverfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Bei Rechtsstreitigkeiten aus dem Pfarrdienstverhältnis ist nach Maßgabe des in der Evangelischen Kirche in Deutschland, den
                     Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüssen jeweils geltenden Rechts der Rechtsweg zu den kirchlichen Verwaltungsgerichten
                     eröffnet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse regeln je für ihren Bereich,
                     ob vor Eröffnung des Rechtswegs ein Vorverfahren erforderlich ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Widerspruch und Anfechtungsklage gegen folgende Maßnahmen haben keine aufschiebende Wirkung:
                  

                  
                     
                        	1.

                        	
                           Untersagung der Dienstausübung nach § 21 Absatz 3,§ 22 Absatz 4 und § 60 Absatz 1,
                           

                        

                        	2.

                        	
                           Abordnung nach § 77,
                           

                        

                        	3.

                        	
                           Zuweisung nach § 78,
                           

                        

                        	4.

                        	
                           Versetzung nach § 79,
                           

                        

                        	4a.

                        	
                           Übertragung einer anderen Aufgabe nach § 80 Absatz 2 Satz 3 und 4,
                           

                        

                        	5.

                        	
                           Versetzung in den Wartestand nach § 76 Absatz 3, § 83 Absatz 2 und § 118 Abs. 6,
                           

                        

                        	6.

                        	
                           Versetzung in den Ruhestand nach § 88 Absatz 4, § 91 Absatz 2 und 4 und § 92 Absatz 2 und 3,
                           

                        

                        	7.

                        	
                           Anordnung von Teildienst wegen begrenzter Dienstfähigkeit nach § 90,
                           

                        

                        	8.

                        	
                           Entlassung nach den §§ 97 und 98,
                           

                        

                        	9.

                        	
                           Entlassung aus dem Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt nach § 113 Absatz 1,
                           

                        

                        	10.

                        	
                           Verlust der Ordinationsrechte nach § 5,
                           

                        

                        	11.

                        	
                           Entlassung aus dem Probedienst nach § 14 Absatz 2 und 3.
                           

                        

                     

                  

                  In den Fällen nach den Nummern 3 bis 8 kann eine bisher innegehabte Stelle einer anderen Pfarrerin oder einem anderen Pfarrer
                     erst übertragen werden, wenn die angefochtene Maßnahme bestandskräftig geworden ist.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 33 (Zu § 105 PfDG.EKD) 
Rechtsschutz, Vorverfahren

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (1) Die Pfarrerin oder der Pfarrer ist vor allen ihr bzw. sein Dienstverhältnis unmittelbar betreffenden Entscheidungen zu
                                 hören. Hiervon ausgenommen sind Entscheidungen, die die Pfarrerschaft insgesamt oder einen aufgrund allgemeiner Merkmale bestimmten
                                 Teil der Pfarrerschaft betreffen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (2) Der Pfarrerin oder dem Pfarrer wird Rechtsschutz gewährt nach Maßgabe des kirchlichen Verwaltungsverfahrensrechts43, des kirchlichen Verwaltungsgerichtsgesetzes44 und gemäß Absatz 3. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (3) Vermögensrechtliche Ansprüche sind vor staatlichen Verwaltungsgerichten geltend zu machen. Insoweit werden gemäß § 135
                                 Beamtenrechtsrahmengesetz die Vorschriften des Kapitels II Abschnitt II Beamtenrechtsrahmengesetz für anwendbar erklärt.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (4) Eines Vorverfahrens bedarf es auch dann, wenn die Maßnahme vom Oberkirchenrat getroffen worden ist.

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (5) Eines Vorverfahrens bedarf es nicht, wenn ein Kirchengesetz dies bestimmt.45

                           
                        

                     
                  

                  

               

               
                     § 106 
Leistungsbescheid
                     

                  

                  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können nach Maßgabe ihres Rechts
                     Ansprüche aus Pfarrdienstverhältnissen durch Leistungsbescheid geltend machen. Die Möglichkeit, einen Anspruch durch Erhebung
                     einer Klage zu verfolgen, bleibt unberührt.
                  

               

               
                     § 107 
Beteiligung der Pfarrerschaft
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Bei der Vorbereitung allgemeiner dienstrechtlicher Vorschriften für Pfarrerinnen und Pfarrer, die nach Artikel 10 a der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland46 für die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse gelten sollen, erhält der Verband evangelischer Pfarrerinnen und
                     Pfarrer in Deutschland e.V. Gelegenheit zur Stellungnahme. Die Beteiligung der Pfarrerschaft bei der Vorbereitung allgemeiner
                     dienstrechtlicher Vorschriften der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse richtet sich nach dem dort jeweils geltenden
                     Recht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können die Beteiligung von
                     Vertreterinnen und Vertretern der Pfarrerschaft bei Einzelmaßnahmen je für ihren Bereich regeln.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 34 (Zu § 107 PfDG.EKD) 
Pfarrervertretung

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Zur Wahrnehmung der Interessen der Pfarrerschaft in dienstrechtlichen Fragen und zur Unterstützung, Beratung und Vertretung
                                 einzelner Pfarrerinnen oder Pfarrer in besonderen dienstrechtlichen Fällen wird für den Bereich der Landeskirche eine Pfarrervertretung
                                 gebildet. Das Nähere regelt ein Kirchengesetz47.
                              

                           
                        

                     
                  

               

            

         

      

      
            Teil 9 
Sondervorschriften
            

         

         
                     § 108 
Privatrechtliches Dienstverhältnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         In begründeten Einzelfällen können Pfarrerinnen und Pfarrer in einem privatrechtlichen Dienstverhältnis beschäftigt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Vorschriften dieses Kirchengesetzes gelten sinngemäß, soweit sie nicht das Bestehen eines öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses
                     voraussetzen. Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können je für
                     ihren Bereich etwas anderes regeln. Bei Beendigung des Dienstverhältnisses wegen Bezuges einer Rente oder vergleichbaren Leistung
                     bleiben die Rechte aus der Ordination erhalten. § 94 Absatz 3 bis 5 gilt entsprechend.
                  

               

               
                     § 109 
Pfarrdienstverhältnis auf Zeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für das Pfarrdienstverhältnis auf Zeit (§ 2 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2) gelten die Vorschriften über das Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit entsprechend, soweit nicht in diesem Kirchengesetz
                     etwas anderes bestimmt ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Pfarrdienstverhältnis auf Zeit wird durch die Berufung in das Pfarrdienstverhältnis auf Zeit begründet. Gleichzeitig
                     erfolgt die Berufung zur Pfarrerin oder zum Pfarrer, wenn diese nicht bereits gemäß § 10 Absatz 1 oder § 20 Absatz 1 erfolgt ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Berufungsurkunde muss die Worte: "in das Pfarrdienstverhältnis auf Zeit berufen" enthalten.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis auf Zeit sind kraft Gesetzes auch entlassen durch
                  

                  
                     
                        	
                            Zeitablauf,

                        

                        	
                            Widerruf der Beurlaubung nach Absatz 6,

                        

                        	
                            Eintritt oder Versetzung in den Ruhestand nach Absatz 7,

                        

                        	
                            Beendigung ihres öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses auf Lebenszeit,

                        

                        	
                            Verlust der Stelle oder des Auftrages im Sinne des § 25 aufgrund einer Disziplinarentscheidung.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarrdienstverhältnis auf Zeit können im Einvernehmen mit dem beurlaubenden Dienstherrn vorzeitig
                     entlassen werden, wenn festgestellt wird, dass die Voraussetzungen einer Versetzung in den Wartestand nach § 83 Absatz 2 vorliegen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Beurlaubung kann durch den beurlaubenden Dienstherrn im Einvernehmen mit dem Dienstherrn des Pfarrdienstverhältnisses
                     auf Zeit widerrufen werden.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Eintritt und Versetzung in den Ruhestand erfolgen bei dem beurlaubenden Dienstherrn nach Maßgabe des bei ihm geltenden Rechts
                     im Einvernehmen mit dem Dienstherrn des Pfarrdienstverhältnisses auf Zeit.
                  

               

               
                     § 110 
Pfarrdienst in einer evangelischen Gemeinde deutscher Sprache 
oder Herkunft im Ausland
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer können mit ihrer Zustimmung befristet für die Dauer der Beurlaubung aus einem Pfarrdienstverhältnis
                     nach Maßgabe des Kirchengesetzes über die Mitarbeit der Evangelischen Kirche in Deutschland in der Ökumene48 von der Evangelischen Kirche in Deutschland zu einer evangelischen Gemeinde deutscher Sprache oder Herkunft im Ausland oder
                     zu einer evangelischen Kirche im Ausland entsandt werden und mit ihr ein Dienstverhältnis begründen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Hierzu wird ein Entsendungsverhältnis zur Evangelischen Kirche in Deutschland nach Maßgabe des Kirchengesetzes über die Mitarbeit der Evangelischen Kirche in Deutschland in der Ökumene49 begründet. Dieses beinhaltet ein Aufsichts- und Fürsorgeverhältnis der entsandten Pfarrerinnen und Pfarrer zur Evangelischen
                     Kirche in Deutschland nach Maßgabe des Kirchengesetzes über die Mitarbeit der Evangelischen Kirche in Deutschland in der Ökumene50. Pfarrerinnen und Pfarrer im Entsendungsverhältnis stehen weiter unter der Lehr- und Disziplinaraufsicht des Dienstherrn,
                     der sie beurlaubt hat.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer im Dienstverhältnis der Evangelischen Kirche in Deutschland können mit ihrer Zustimmung einer evangelischen
                     Gemeinde deutscher Sprache oder Herkunft im Ausland zugewiesen werden.
                  

               

               
                     § 111 
Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         In das Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt (§ 2 Absatz 2 Satz 2 Nummer 3) kann berufen werden, wer regelmäßig einen geordneten kirchlichen Dienst im Sinne des § 1 Absatz 2 versehen soll und die Voraussetzungen für die Ordination gemäß § 4 Absatz 1 und für die Berufung in das Pfarrdienstverhältnis auf Probe gemäß § 9 erfüllt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Amtsbezeichnung im Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt lautet "Pfarrerin im Ehrenamt" oder "Pfarrer im Ehrenamt".
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt wird durch die Berufung zur Pfarrerin oder zum Pfarrer im Ehrenamt unter Berufung in
                     das Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt begründet.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Berufungsurkunde muss die Worte: "unter Berufung in das Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt" enthalten.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer im Ehrenamt erhalten keine Besoldung und keine Versorgung.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Für das Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt gelten die Vorschriften über das Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit entsprechend,
                     soweit sie nicht ein besoldetes Dienstverhältnis voraussetzen und soweit in diesem Kirchengesetz nicht etwas anderes bestimmt
                     ist. Keine Anwendung finden die Regelungen über Aufnahmealter, Erreichbarkeit, Residenzpflicht, Abordnung, Zuweisung, Versetzung,
                     Wartestand, Ruhestand und Entlassung bei Eintritt in ein anderes öffentliches Amts- oder Dienstverhältnis. § 97 Absatz 1 Nummer 6 findet Anwendung, wenn es sich bei dem anderen Dienstverhältnis um ein Pfarrdienstverhältnis oder ein Kirchenbeamtenverhältnis,
                     das die Ordination voraussetzt, handelt.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrer im Ehrenamt sollen bei Übertragung ihres ersten Auftrages ordiniert werden. Wird die Ordination
                     gemäß § 118 Absatz 2 Satz 2 erst später vollzogen, sollen sie mit der öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung vorläufig beauftragt werden.
                  

               

               
                     § 112 
Auftrag im Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Pfarrerinnen und Pfarrern im Ehrenamt wird ein regelmäßig wahrzunehmender Auftrag, insbesondere ein Predigtauftrag übertragen.
                     Der Auftrag kann zeitlich befristet werden. Er ist örtlich zu beschränken. Der Auftrag soll durch eine Dienstbeschreibung
                     geregelt werden. Übertragung und Änderung eines Auftrages bedürfen der Zustimmung der Pfarrerin oder des Pfarrers.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Auftrag endet
                  

                  
                     
                        	
                           mit Ablauf seiner Befristung,

                        

                        	
                           auf Antrag der Pfarrerin oder des Pfarrers im Ehrenamt,

                        

                        	
                           auf Antrag der Gemeinde oder Einrichtung, in der der Auftrag ausgeübt wird,

                        

                        	
                           auf Antrag einer aufsichtführenden Person oder Stelle,

                        

                        	
                           mit Verlegung der Hauptwohnung außerhalb der Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland, in der zuletzt ein geordneter
                              kirchlicher Dienst ausgeübt wurde, sofern nicht im Einzelfall eine andere Regelung getroffen wird,
                           

                        

                        	
                           mit Erreichen der Regelaltersgrenze, sofern nicht mit Zustimmung der Pfarrerin oder des Pfarrers etwas anderes bestimmt wird,

                        

                        	
                           bei Dienstunfähigkeit.

                        

                     

                  

               

               
                     § 113 
Beendigung und Ruhen des Pfarrdienstverhältnisses im Ehrenamt
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt endet außer in den in diesem Kirchengesetz genannten Fällen, wenn die Pfarrerin oder
                     der Pfarrer im Ehrenamt haupt- oder nebenberuflich eine Tätigkeit ausübt, die geeignet ist, zu einem Widerstreit mit den Dienstpflichten
                     zu führen oder das Ansehen der Kirche oder des Amtes zu beeinträchtigen und diese auch nach Aufforderung durch die aufsichtführende
                     Person oder Stelle nicht beendet, oder wenn eine Amtspflichtverletzung vorliegt, die im Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit
                     mindestens eine Kürzung der Bezüge zur Folge hätte. Die für die Berufung zuständige Stelle entscheidet darüber, ob die Voraussetzungen
                     nach Satz 1, 2. Halbsatz vorliegen und stellt den Tag der Beendigung des Pfarrdienstverhältnisses fest. § 5 findet Anwendung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Nach Beendigung eines Auftrages ruht das Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt bis zur Erteilung eines neuen Auftrages. Die Rechte
                     aus der Ordination ruhen im Sinne des § 5 Absatz 5 Satz 2, sofern nicht etwas anderes bestimmt wird. Die Verpflichtung einen Auftrag zu übernehmen, bleibt bestehen, sofern die Pfarrerin
                     oder der Pfarrer im Ehrenamt nicht beurlaubt ist. Die Rechte und Pflichten aus dem Pfarrdienstverhältnis, insbesondere Lebensführungs-
                     und Verschwiegenheitspflichten, bleiben bestehen, soweit das Ruhen nicht entgegensteht.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Nach Erreichen der Regelaltersgrenze und bei Dienstunfähigkeit findet § 94 Absatz 2 Satz 1 und 4 und Absatz 3 und 4 entsprechende Anwendung.
                  

               

               
                     § 114 
Besondere Regelungen für Pfarrdienstverhältnisse im Ehrenamt
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Unfallfürsorge für Pfarrerinnen und Pfarrer im Ehrenamt und ihre Hinterbliebenen richtet sich nach den Vorschriften des
                     Beamtenversorgungsgesetzes des Bundes zum Dienstunfallschutz der Ehrenbeamten. Die Evangelische Kirche in Deutschland, die
                     Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können je für ihren Bereich eine andere Regelung treffen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Haupt- und nebenberufliche Tätigkeiten bedürfen der Anzeige, aber nicht der Genehmigung. Die Anzeigepflicht entfällt in den
                     Fällen des § 66 Absatz 1.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Ein Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt kann nicht in ein Pfarrdienstverhältnis anderer Art, ein solches Pfarrdienstverhältnis
                     nicht in ein Pfarrdienstverhältnis im Ehrenamt umgewandelt werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Das Nähere, insbesondere die mögliche Teilnahme der Pfarrerinnen und Pfarrer im Ehrenamt an Pfarrkonventen und Sitzungen
                     des Leitungsorgans der Gemeinde oder Einrichtung, in der sie regelmäßig Dienst tun, regeln die Evangelische Kirche in Deutschland,
                     die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich.
                  

               

            

         

      

      
            Teil 10 
Übergangs- und Schlussvorschriften
            

         

         
                     § 115 
Zuständigkeiten, Anstellungskörperschaften, Beteiligung kirchlicher Stellen
                     

                  

                  Soweit in diesem Kirchengesetz keine andere Zuständigkeit bestimmt ist, ist für Entscheidungen nach diesem Kirchengesetz die
                     jeweilige oberste kirchliche Verwaltungsbehörde zuständig. Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen
                     Zusammenschlüsse können die in diesem Kirchengesetz bestimmten Anstellungskörperschaften sowie die Zuständigkeiten und Beteiligungen
                     kirchlicher Stellen oder Amtsträgerinnen und Amtsträger je für ihren Bereich in eigener Weise regeln.
                  

               

               
                     § 116 
Vorbehalt für Staatskirchenverträge und Bestimmungen 
im Zusammenhang mit dem öffentlichen Dienst
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Besondere Bestimmungen in Verträgen mit dem Bund und mit den Ländern werden durch dieses Kirchengesetz nicht berührt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Soweit für ordinierte Hochschullehrerinnen und -lehrer der evangelischen Theologie an staatlichen Hochschulen oder für Pfarrerinnen
                     und Pfarrer im Dienst anderer Personen des öffentlichen Rechts besondere Rechtsverhältnisse bestehen, bleiben diese unberührt.
                  

               

               
                     § 117 
Regelungszuständigkeiten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse treffen die zur Ausführung
                     dieses Kirchengesetzes erforderlichen Regelungen. Sie können insbesondere Regelungen zur Ausgestaltung des Verfahrens erlassen.
                     Abweichungen von Bestimmungen dieses Kirchengesetzes sind nur in den gesondert genannten Fällen möglich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Bestimmungen der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse zu Ausbildung,
                     Prüfung, Besoldung, Versorgung, Erstattungen und sonstigen Leistungen, zur Errichtung und Besetzung von Stellen und Erteilung
                     von Aufträgen sowie zu Haushalt, Visitation und Lehrbeanstandung bleiben unberührt.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 35 (Zu § 117 Absatz 1 PfDG.EKD) 
Ausführung des Gesetzes

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (1) Allgemeine Regelungen zur Ausführung dieses Gesetzes trifft der Oberkirchenrat im Wege der Verordnung. Verordnungen zur
                                 Ausführung der § 6 Absatz 6, § 8 Absatz 3, § 19 Absatz 4, § 37 Absatz 1 Nummer 2 WürttPfG und § 9 Absatz 1 Nummer 3, § 55 Absatz 2 PfDG.EKD bedürfen der Mitwirkung des Geschäftsführenden Ausschusses nach § 39 Absatz 1 der Kirchenverfassung51.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (2) Soweit nichts anderes bestimmt ist, ist der Oberkirchenrat auch für alle aufgrund dieses Gesetzes zu treffenden Einzelentscheidungen
                                 zuständig.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 36 (Zu § 117 Absatz 1 PfDG.EKD) 
Verfassungsgesetzliche Bestimmungen

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Die § 6 Absatz 7 und § 7 Absatz 5 WürttPfG sind verfassungsgesetzliche Bestimmungen, zu deren Änderung die Zustimmung von mindestens zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder
                                 der Landessynode erforderlich ist (§ 18 Absatz 2 Satz 3 Kirchenverfassung52).
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 37 (Zu § 117 Absatz 2 PfDG.EKD) 
Vorbereitungsdienst

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (1) In den Vorbereitungsdienst kann aufgenommen werden, wer
                                 
                                    	1.

                                    	
                                       
                                          
                                             	
                                                erwarten lässt, dass sie oder er ihren bzw. seinen pfarramtlichen Dienst gemäß der Verpflichtungserklärung nach § 2 Absatz
                                                   1 tut und dazu ihre bzw. seine Bereitschaft schriftlich erklärt.
                                                

                                             

                                             	
                                                Mitglied einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland ist oder dies im Zeitpunkt der Aufnahme in den Pfarrdienst
                                                   wird. 
                                                

                                             

                                          

                                       

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              
                                 
                                    	2.

                                    	
                                       die erste evangelisch-theologische Dienstprüfung oder die erste kirchliche Dienstprüfung des Lehrgangs für den Pfarrdienst
                                          bestanden hat, und
                                       

                                    

                                    	3.

                                    	
                                       ein Vorpraktikum für Theologiestudierende abgeleistet hat,

                                    

                                    	4.

                                    	
                                       das 32. Lebensjahr noch nicht vollendet hat.

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (2) Vom Erfordernis des Absatzes 1 Nr. 2 bis 4 kann abgesehen werden, im Falle des Absatzes 1 Nr. 2 jedoch nur, wenn die für den Pfarrdienst notwendige wissenschaftliche Vorbildung nachgewiesen ist. 

                           
                        

                     
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 38 (Zu § 117 Absatz 2 PfDG.EKD) 
Form der Begründung und Umfang des Dienstverhältnisses 
im Vorbereitungsdienst

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (1) Das Dienstverhältnis einer unständigen Pfarrerin oder eines unständigen Pfarrers im Vorbereitungsdienst wird durch schriftliche
                                 Verfügung des Oberkirchenrats begründet, die der Pfarrerin oder dem Pfarrer zuzustellen ist. Die Verfügung soll den Zeitpunkt
                                 enthalten, an welchem das Dienstverhältnis beginnt.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (2) Das Pfarrdienstverhältnis im Vorbereitungsdienst beginnt mit dem in der schriftlichen Verfügung nach Absatz 1 angegebenen
                                 Zeitpunkt. Fehlt die Angabe eines Zeitpunktes, so beginnt das Dienstverhältnis am Ersten des Monats, in dem die Verfügung
                                 nach Absatz 1 zugestellt wird.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (3) Für die Gewährung von Teildienst gelten ausschließlich die Verordnungen, die für den Vorbereitungsdienst hierzu Regelungen53 treffen.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 39 (Zu §§ 117 Absatz 2, 118 Absatz 3 und 7 PfDG.EKD) 
Dienstbezeichnungen

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (1) Unständige Pfarrerinnen oder Pfarrer im Vorbereitungsdienst führen die Dienstbezeichnung „Vikar(in)“, unständige Pfarrerinnen
                                 oder Pfarrer im Vorbereitungsdienst besonderer Art führen die Dienstbezeichnung „Pfarrer(in) in Ausbildung“.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (2) Die Inhaberin oder der Inhaber einer Pfarrstelle, mit der das Dekanatamt verbunden ist, führt die Dienstbezeichnung „Dekan(in)“.
                                 Ist das Dekanatamt mit zwei Pfarrstellen verbunden, so trägt die Inhaberin oder der Inhaber der nicht mit der Geschäftsführung
                                 im Dekanatamt verbundenen Pfarrstelle die Dienstbezeichnung „Codekanin“ oder „Codekan“.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (3) In Ausnahmefällen kann die Landesbischöfin oder der Landesbischof den Titel „Pfarrer(in)“ an Ordinierte auch ohne Übertragung
                                 einer Pfarrstelle verleihen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (4) In den Wartestand versetzte Pfarrerinnen oder Pfarrer führen ihre letzte Dienstbezeichnung mit dem Zusatz „im Wartestand“.

                           
                        

                     
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 40 (Zu § 117 Absatz 2 PfDG.EKD) 
Rücknahme der Berufung in den Vorbereitungsdienst

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              §§ 22 und 23 PfDG.EKD finden entsprechende Anwendung.

                           
                        

                     
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 41 (Zu § 117 Absatz 2 PfDG.EKD) 
Entlassung aus dem Vorbereitungsdienst54

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (1) Eine unständige Pfarrerin oder ein unständiger Pfarrer im Vorbereitungsdienst (§ 1 Abs. 4 WürttPfG) oder in der berufsbegleitenden
                                 Ausbildung im Pfarrdienst (§ 1 Abs. 5 WürttPfG) kann mit einer Frist von sechs Wochen zum Schluß eines Kalendervierteljahres
                                 durch Widerruf des Dienstverhältnisses entlassen werden, wenn
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              
                                 
                                    	
                                       sie oder er für sie oder ihn bestimmte Ausbildungsangebote oder ihr oder ihm übertragene Dienstaufträge wiederholt nicht wahrgenommen
                                          hat,
                                       

                                    

                                    	
                                       sie oder er die ihre oder seine Ausbildung abschließende Dienstprüfung nicht innerhalb der hierfür festgesetzten Frist bestanden
                                          hat,
                                       

                                    

                                    	
                                       sie oder er eine Handlung begeht, die bei einer ständigen Pfarrerin oder einem ständigen Pfarrer eine Disziplinarstrafe zur
                                          Folge hätte, die nicht durch Disziplinarverfügung verhängt werden kann oder
                                       

                                    

                                    	
                                       ihr oder sein Verhalten sonst zu einer so schweren Belastung für die Landeskirche führt, daß die Fortsetzung des Dienstverhältnisses
                                          nicht zumutbar erscheint,
                                       

                                    

                                    	
                                       sich herausstellt, dass sie oder er den Anforderungen des Vorbereitungsdienstes nicht gerecht wird.

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              Der Oberkirchenrat kann der unständigen Pfarrerin oder dem unständigen Pfarrer im Vorbereitungsdienst bis zum Wirksamwerden
                                 der Entlassung die Ausübung des Dienstes untersagen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (2) Eine unständige Pfarrerin im Vorbereitungsdienst oder ein unständiger Pfarrer im Vorbereitungsdienst ist außer im Falle
                                 des § 28 Abs. 3 WürttPfG zu entlassen, wenn er dienstunfähig ist.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 42 (Zu § 117 Absatz 2 PfDG.EKD) 
Form und Wirksamwerden der Entlassung aus dem Vorbereitungsdienst 

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (1) Die Entlassung erfolgt schriftlich. Sie ist zu begründen und der Pfarrerin oder dem Pfarrer zuzustellen. Sie soll den
                                 Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens enthalten.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (2) Die Entlassung wird mit dem in ihr angegebenen Zeitpunkt wirksam. Fehlt die Angabe eines Zeitpunkts, so wird sie mit dem
                                 Ersten des ihrem Zugang folgenden Monats wirksam.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (3) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Entlassung oder Feststellung des Ausscheidens aus dem Vorbereitungsdienst nach
                                 den §§ 41, 43 und 44 haben keine aufschiebende Wirkung.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 43 (Zu § 117 Absatz 2 PfDG.EKD) 
Ausscheiden aus dem Vorbereitungsdienst

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (1) Eine unständige Pfarrerin oder ein unständiger Pfarrer im Vorbereitungsdienst oder in der berufsbegleitenden Ausbildung
                                 scheidet aus dem Pfarrdienst aus, wenn
                                 
                                    	
                                       sie oder er aus der Kirche austritt oder zu einer anderen Religionsgemeinschaft übertritt,

                                    

                                    	
                                       in einem gegen sie oder ihn durchgeführten Lehrbeanstandungsverfahren festgestellt worden ist, daß sie oder er das biblische,
                                          reformatorisch verstandene Evangelium von Jesus Christus in entscheidenden Grundlagen preisgibt oder menschlichen Ansprüchen
                                          oder Gedanken unterstellt,
                                       

                                    

                                    	
                                       sie oder er auf die in der Ordination erworbenen Rechte verzichtet,

                                    

                                    	
                                       sie oder er ein anderes Dienstverhältnis auf Dauer eingeht, ohne dafür beurlaubt zu sein,

                                    

                                    	
                                       sie zur Kirchenbeamtin auf Zeit oder er zum Kirchenbeamten auf Zeit der Evangelischen Landeskirche in Württemberg ernannt
                                          wird, oder
                                       

                                    

                                    	
                                       sie oder er den Dienst unter Umständen aufgibt, aus denen zu entnehmen ist, daß sie oder er ihn nicht wieder aufnehmen will.

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (2) Eine unständige Pfarrerin im Vorbereitungsdienst oder ein unständiger Pfarrer im Vorbereitungsdienst oder in der berufsbegleitenden
                                 Ausbildung im Pfarrdienst scheidet ferner auch dann aus dem Pfarrdienst aus, wenn sie oder er nach Ablauf des ersten Monats,
                                 der dem Monat folgt, in dem sie oder er die ihre oder seine Ausbildung abschließende Prüfung bestanden hat, nicht in den unständigen
                                 Dienst im Pfarramt (§ 1 Abs. 6 WürttPfG) übernommen worden ist oder wenn sie oder er die Wiederholungsprüfung nicht bestanden hat. In Ausnahmefällen kann die Frist
                                 für die Übernahme bis zu zwölf Monaten verlängert werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (3) Das Ausscheiden aus dem Dienst ist in einem schriftlichen mit Gründen versehenen Bescheid festzustellen. In diesem ist
                                 auch der Zeitpunkt des Ausscheidens zu bestimmen und auf die Rechtsfolgen hinzuweisen.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 44 (Zu § 117 Absatz 2 PfDG.EKD) 
Entlassung aus dem Vorbereitungsdienst bei Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (1) Eine unständige Pfarrerin oder ein unständiger Pfarrer im Vorbereitungsdienst oder in der berufsbegleitenden Ausbildung
                                 scheidet aus dem Dienst aus, wenn sie oder er in einem ordentlichen Strafverfahren durch Urteil eines deutschen Gerichts wegen
                                 einer vorsätzlichen Tat zu einer Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr rechtskräftig verurteilt worden ist. Das Ausscheiden
                                 aus dem Dienst wird rechtswirksam zwei Monate nach Kenntnis der einleitenden Stelle von der Rechtskraft des strafgerichtlichen
                                 Urteils, spätestens zwei Monate nach Zugang der Mitteilung bei der einleitenden Stelle, wenn nicht die einleitende Stelle
                                 nach den Bestimmungen des Disziplinargesetzes vor Ablauf dieser Frist aus kirchlichem Interesse ein Disziplinarverfahren eingeleitet
                                 hat oder die Fortsetzung eines bereits eingeleiteten Disziplinarverfahrens beantragt oder beschlossen worden ist. Will die
                                 einleitende Stelle kein Disziplinarverfahren einleiten oder festsetzen, so ist die Pfarrervertretung zu hören. Die Pfarrerin
                                 oder der Pfarrer hat keinen Anspruch auf Einleitung oder Fortsetzung eines Disziplinarverfahrens. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (2) Wird eine Entscheidung, die gemäß Absatz 1 zum Ausscheiden aus dem Dienst geführt hat, im Wiederaufnahmeverfahren durch
                                 eine Entscheidung ersetzt, die diese Wirkung nicht hat, so gilt das Pfarrerdienstverhältnis als nicht unterbrochen. Die Pfarrerin
                                 oder der Pfarrer wird, sofern sie oder er die Altersgrenze noch nicht erreicht hat und noch dienstfähig ist, nach Möglichkeit
                                 entsprechend der früheren Tätigkeit verwendet; bis zur Übertragung einer Stelle erhält sie oder er die Dienstbezüge des bisherigen
                                 Amtes.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (3) Ist auf Grund des im Wiederaufnahmeverfahren festgestellten Sachverhaltes ein Disziplinarverfahren eingeleitet worden,
                                 so verliert die Pfarrerin oder der Pfarrer den Anspruch auf Dienstbezüge nach Absatz 2, wenn auf Entfernung aus dem Dienst
                                 erkannt wird. Bis zur Rechtskraft des Disziplinarurteils können die Ansprüche nicht geltend gemacht werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (4) Die Pfarrerin oder der Pfarrer muss sich auf die ihr oder ihm nach Absatz 2 zustehenden Dienstbezüge ein anderes Arbeitseinkommen
                                 oder einen Unterhaltsbeitrag anrechnen lassen; sie oder er ist hierüber zur Auskunft verpflichtet.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (5) Die Bestimmungen des Disziplinargesetzes über die Gewährung eines Unterhaltsbeitrags im Gnadenwege finden bei einem Ausscheiden
                                 aus dem Dienst nach Absatz 1 entsprechende Anwendung.
                              

                           
                        

                     
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 45 (Zu § 117 Absatz 2 PfDG.EKD) 
Folgen der Beendigung des Vorbereitungsdienstverhältnisses

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Soweit durch Kirchengesetz nichts anderes bestimmt ist, erlöschen mit Beendigung des Dienstverhältnisses alle in ihm begründeten
                                 Pflichten, Rechte und Anwartschaften.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 118 
Übergangsbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Gliedkirchen können die Begründung mittelbarer Pfarrdienstverhältnisse vorsehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Gliedkirchen können bestimmen, dass die Ordination erst im Laufe der Probezeit oder bei der Berufung in ein Pfarrdienstverhältnis
                     auf Lebenszeit stattfindet, sofern ihr Recht dies bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes vorsieht. Die in Satz 1 genannten
                     Gliedkirchen können je für ihren Bereich bestimmen, dass Pfarrerinnen und Pfarrer im Ehrenamt bei Dienstbeginn zunächst vorläufig
                     mit der öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung beauftragt werden und die Ordination erst später vollzogen
                     wird.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Neben einer Amtsbezeichnung nach diesem Kirchengesetz kann eine bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes nach dem Herkommen
                     mit einer Stelle verbundene oder nach dem Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirchlichen
                     Zusammenschlüsse bisher übliche Bezeichnung geführt werden. Gliedkirchen, die bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes die
                     Amtsbezeichnung "Pfarrerin" oder "Pfarrer" ausschließlich im Falle des Innehabens einer Pfarrstelle verwenden, können Pfarrdienstverhältnisse
                     im Ehrenamt als Pastorenverhältnisse im Ehrenamt mit der Amtsbezeichnung "Pastorin im Ehrenamt" oder "Pastor im Ehrenamt"
                     begründen. Gliedkirchen, die bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes Ordinierte im Sinne des § 111 Absatz 1 in ein Prädikantenverhältnis berufen, können von der Anwendung der §§ 111 bis 114 ganz oder teilweise absehen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         In Gliedkirchen, deren Recht bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes aus kirchenverfassungsrechtlichen Gründen keine Visitation
                     vorsieht, findet § 57 keine Anwendung.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Gliedkirchen, deren Recht bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes Bestimmungen zum Vorruhestand oder von diesem Kirchengesetz
                     abweichende Regelungen zur Dauer von Beurlaubungen enthält, können diese Regelungen beibehalten. Die Gliedkirchen können aus
                     dringenden kirchlichen Gründen vorsehen, dass Pfarrerinnen und Pfarrer vor Begründung eines Pfarrdienstverhältnisses auf Lebenszeit
                     ohne ihren Antrag im Teildienst beschäftigt werden können.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Kirchengesetzliche Regelungen der Gliedkirchen, nach denen Pfarrerinnen und Pfarrer mit Genehmigung auf eine ihnen übertragene
                     Stelle verzichten können, können fortgeführt werden. Nach Genehmigung des Verzichts soll der Pfarrerin oder dem Pfarrer vorläufig
                     eine andere Aufgabe übertragen werden. Ist die Übertragung einer anderen Stelle oder eines anderen Auftrages im Sinne des
                     § 25 innerhalb eines Jahres nach Genehmigung des Verzichts nicht durchführbar, werden diese Pfarrerinnen und Pfarrer in den Wartestand
                     versetzt.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Kirchengesetzliche Regelungen der Gliedkirchen, die für die Versetzung und die Versetzung in den Wartestand engere Voraussetzungen
                     vorsehen, können ganz oder teilweise beibehalten werden.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Gliedkirchen, deren Recht bei Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes keine Versetzung in den Wartestand vorsieht, können von
                     der Anwendung der Regelungen über den Wartestand ganz oder teilweise absehen.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 46 (Zu § 118 Absatz 5 PfDG.EKD) 
Vorruhestand55

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (aufgehoben)

                           
                        

                     
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 47 (Zu § 118 Absatz 7 PfDG.EKD) 
Stellenberatung

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (1) Im Interesse einer möglichst guten Verteilung der vorhandenen Kräfte berät der Oberkirchenrat die Pfarrerinnen und Pfarrer
                                 der Landeskirche bei der Frage, ob, wann und auf welche Stelle sie sich bewerben sollen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (2) Ist es zur Wahrnehmung besonders wichtiger gemeindlicher oder übergemeindlicher Aufgaben erforderlich, so kann der Oberkirchenrat
                                 eine Pfarrerin oder einen Pfarrer zur Bewerbung um eine bestimmte Stelle auffordern.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (3) Liegt es im dringenden Interesse einer ständigen Pfarrerin oder eines ständigen Pfarrers, der Kirchengemeinde, des Kirchenbezirks
                                 oder eines sonstigen Arbeitsbereichs, in dem die Pfarrerin oder der Pfarrer tätig ist, so kann der Oberkirchenrat die Pfarrerin
                                 oder den Pfarrer schriftlich auffordern, sich binnen einer angemessenen Frist um andere Stellen zu bewerben. Die Voraussetzungen
                                 hierfür sind in der Regel gegeben, wenn eine außerordentliche Visitation56 durchgeführt wurde und wenn anschließend die Mehrheit der Mitglieder des zuständigen Besetzungsgremiums einen Stellenwechsel
                                 der Pfarrerin oder des Pfarrers für ratsam hält.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 48 (Zu § 118 Absatz 7 PfDG.EKD) 
Versetzung auf eine bewegliche Pfarrstelle

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Ständige Pfarrerinnen oder Pfarrer können, wenn hierfür ein dienstliches Interesse besteht, auf eine bewegliche Pfarrstelle
                                 versetzt werden, wenn sie dieser Versetzung zustimmen. Auf beweglichen Pfarrstellen ist die Amtszeit auf sechs Jahre begrenzt.
                                 Verlängerung der Amtszeit um bis zu zwei Jahre ist möglich. Kann einer ständigen Pfarrerin oder einem ständigen Pfarrer nach
                                 Ablauf der Amtszeit eine andere Stelle nicht übertragen werden, so gilt § 28 Abs. 2 WürttPfG entsprechend.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 49 (Zu § 118 Absatz 7 PfDG.EKD) 
Inhaberinnen oder Inhaber beweglicher Pfarrstellen 
und unständige Pfarrerinnen und Pfarrer

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (1) Inhaberinnen und Inhabern beweglicher Pfarrstellen kann ein anderer Dienstauftrag übertragen werden, auch wenn damit ein
                                 Ortswechsel verbunden ist. Die persönlichen Verhältnisse der Pfarrerin oder des Pfarrers sind, soweit möglich, zu berücksichtigen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (2) Absatz 1 gilt auch für unständige Pfarrerinnen und Pfarrer. Erscheint die Übernahme eines anderen Dienstauftrages nicht
                                 möglich oder nicht zumutbar, so kann Pfarrerinnen oder der Pfarrer im unständigen Dienst für sechs Monate von ihrem bzw. seinem
                                 Dienstauftrag entbunden werden. Sie oder er erhält während dieser Zeit 80 v.H. ihrer bzw. seiner bisherigen Dienstbezüge.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 50 (Zu § 118 Absatz 7 PfDG.EKD) 
Inhaltliche Voraussetzung für die Versetzung in den Wartestand

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (1) (aufgehoben)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (2) Ohne ihr bzw. sein Einverständnis kann eine ständige Pfarrerin oder ein ständiger Pfarrer in den Wartestand versetzt werden,
                                 wenn
                                 
                                    	
                                       sie oder er einer schriftlichen Aufforderung zur Bewerbung nach § 47 Abs. 3 WürttPfG in der ihr oder ihm hierfür gesetzten
                                          Frist nicht nachkommt oder ihre bzw. seine Bewerbung nicht zur Ernennung führt,
                                       

                                    

                                    	
                                       ihre oder seine Stellung in der Gemeinde oder in einem sonstigen Arbeitsbereich unhaltbar geworden ist und ein gedeihliches
                                          Wirken in einer anderen Gemeinde oder in einem anderen Arbeitsbereich zunächst nicht erwartet werden kann oder die Versetzung
                                          auf eine andere Stelle aus anderen Gründen nicht möglich erscheint oder
                                       

                                    

                                    	
                                       sie oder er ohne die nach § 39 Abs. 2 PfDG.EKD erforderliche Ausnahme heiratet.
                                       

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (3) Ohne ihr bzw. sein Einverständnis ist eine ständige Pfarrerin oder ein ständiger Pfarrer in den Wartestand zu versetzen,
                                 wenn ihr bzw. ihm nach Widerruf eines eingeschränkten Dienstauftrags (§ 23 Abs. 1 WürttPfG) oder einer gemeinsamen Versehung einer Pfarrstelle (§ 30 Abs. 3 oder § 31 Abs. 3 WürttPfG), nach Ablauf der Amtszeit (§ 7 Absatz 4 Satz 4 und § 48 Satz 4 WürttPfG) oder nach Beendigung einer Beurlaubung (§ 76 Abs. 3 Satz 1 PfDG.EKD) innerhalb eines Jahres keine Pfarrstelle übertragen werden konnte. Die Frist kann im Ausnahmefall um höchstens ein Jahr
                                 verlängert werden.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 51 (Zu § 118 Absatz 7 PfDG.EKD) 
Verfahrensrechtliche Voraussetzungen bei Versetzung in den Wartestand

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (1) Vor der Versetzung in den Wartestand sind außer in den Fällen des § 50 Abs. 2 Nr. 3 und Abs. 3 WürttPfG neben der Pfarrerin
                                 oder dem Pfarrer die Visitatorin oder der Visitator und das Besetzungsgremium zu hören. Die Stellungnahmen sind der Pfarrerin
                                 oder dem Pfarrer unverzüglich mitzuteilen. Auf Antrag der Pfarrerin oder des Pfarrers wird zu ihrer bzw. seiner Anhörung eine
                                 Person ihres bzw. seines Vertrauens beigezogen. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              Im Fall des § 50 Abs. 2 Nr. 2 WürttPfG ist in der Regel vor Versetzung in den Wartestand eine außerordentliche Visitation57 durchzuführen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (2) (aufgehoben)

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (3) Besteht Veranlassung zur Prüfung, ob die Voraussetzungen für die Versetzung in den Wartestand vorliegen, so kann die Pfarrerin
                                 oder der Pfarrer im dringenden dienstlichen Interesse bis zur Dauer von sechs Monaten von ihrem oder seinem Dienstauftrag
                                 ganz oder teilweise entbunden werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (4) Die Versetzung in den Wartestand erfolgt durch schriftliche Verfügung des Oberkirchenrats. Sie ist zu begründen und der
                                 Pfarrerin oder dem Pfarrer zuzustellen. Sie soll den Zeitpunkt des Beginns des Wartestandes enthalten.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (5) Der Wartestand beginnt an dem in der Wartestandsverfügung enthaltenen Zeitpunkt. Fehlt die Angabe eines Zeitpunktes, so
                                 beginnt der Wartestand am Ersten des der Zustellung der Wartestandsverfügung folgenden Monats.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 52 (Zu § 118 Absatz 7 PfDG.EKD) 
Rechte und Pflichten der Pfarrerin oder des Pfarrers im Wartestand

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (1) Mit der Versetzung in den Wartestand verliert die Pfarrerin oder der Pfarrer ihre bzw. seine Pfarrstelle. Nimmt die Pfarrerin
                                 oder der Pfarrer während des Wartestands einen Dienstauftrag wahr, so entfällt für diesen Zeitraum der Zusatz „im Wartestand“
                                 zur Dienstbezeichnung.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (2) Die Pfarrerin oder der Pfarrer im Wartestand erhält für den Monat, in dem ihr oder ihm die Versetzung in den Wartestand
                                 zugegangen ist und für die folgenden drei Monate noch ihre bzw. seine bisherigen Dienstbezüge einschließlich Dienstwohnung.
                                 Für weitere drei Monate erhält sie oder er ihre bzw. seine bisherigen Dienstbezüge, ohne dass ihr oder ihm während dieses
                                 Zeitraums ein Anspruch auf die bisherige Dienstwohnung zusteht. Anschließend erhält sie oder er Wartegeld in Höhe von 80 v.H.
                                 ihrer bzw. seiner zuletzt bezogenen Dienstbezüge.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (3) Einer Pfarrerin oder einem Pfarrer im Wartestand sollen widerrufliche Dienstaufträge erteilt werden, die ihr oder ihm
                                 nach ihren bzw. seinen Fähigkeiten zuzumuten sind. In den Fällen des § 50 Abs. 2 Nr. 2 WürttPfG können widerrufliche Dienstaufträge
                                 erteilt werden. Entsprechen sie nach Art und Umfang einem vollen pfarramtlichen Dienst, so erhält die Pfarrerin oder der Pfarrer
                                 für die Dauer ihrer Wahrnehmung die Dienstbezüge, die dem wahrgenommenen Dienstauftrag entsprechen, mindestens aber in Höhe
                                 des Wartegeldes nach Absatz 2 Satz 3. Nimmt die Pfarrerin oder der Pfarrer während des Wartestandes auf ihren bzw. seinen
                                 Antrag einen eingeschränkten Dienstauftrag wahr, so erhält sie oder er die dem Dienstauftrag entsprechenden Dienstbezüge,
                                 mindestens aber in Höhe des entsprechend der Einschränkung des Dienstauftrages verminderten Wartegeldes nach Absatz 2.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (4) Absatz 3 Satz 1 gilt für eine bzw. einen nach § 51 Abs. 3 WürttPfG von ihrem oder seinem Dienstauftrag entbundene Pfarrerin
                                 bzw. entbundenen Pfarrer entsprechend.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (5) Eine Pfarrerin oder ein Pfarrer im Wartestand soll sich um Pfarrstellen bewerben. In den Fällen des § 50 Abs. 2 Nr. 2 WürttPfG kann sich eine Pfarrerin oder ein Pfarrer im Wartestand mit Zustimmung des Oberkirchenrats um Pfarrstellen
                                 bewerben. Auf Aufforderung ist sie bzw. er verpflichtet, sich um bestimmte Stellen zu bewerben.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 53 (Zu § 118 Absatz 7 PfDG.EKD) 
Einstellung der Bezüge

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Solange die Pfarrerin oder der Pfarrer ihren bzw. seinen Verpflichtungen aus den §§ 28 oder 52 WürttPfG schuldhaft nicht nachkommt, verliert sie oder er ihr bzw. sein Übergangs- oder Wartegeld oder ihre bzw.
                                 seine sonstigen Bezüge. Der Verlust ist schriftlich festzustellen.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 54 (Zu § 118 Absatz 7) 
Beendigung des Wartestandes

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (1) Der Wartestand endet
                                 
                                    	
                                       durch Ernennung der Pfarrerin oder des Pfarrers auf eine Pfarrstelle,

                                    

                                    	
                                       durch Versetzung der Pfarrerin oder des Pfarrers in den Ruhestand oder

                                    

                                    	
                                       durch Beendigung des Dienstverhältnisses.

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (2) Erweist sich nach fünfjährigem Wartestand die Ernennung der Pfarrerin oder des Pfarrers auf eine Pfarrstelle als nicht
                                 durchführbar, so ist die Pfarrerin oder der Pfarrer in den Ruhestand zu versetzen. Die §§ 87 ff. PfDG.EKD bleiben unberührt. Die Frist des Satzes 1 wird durch die Erteilung eines Dienstauftrages gehemmt, der dem bisherigen Umfang
                                 des Dienstauftrages entspricht oder mindestens 75 v. H. umfasst.
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 55 (Zu §§ 118 Absatz 7, 89 Absatz 1 PfDG.EKD) 
Vorzeitige Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (1) Eine ständige Pfarrerin oder ein ständiger Pfarrer kann auch dann wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzt werden,
                                 wenn sie oder er seinen Dienst infolge Erkrankung länger als ein Jahr nicht versehen konnte und keine Aussicht besteht, dass
                                 sie oder er innerhalb weiterer sechs Monate wieder voll dienstfähig wird. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (2) Vom Ablauf des Monats, in dem die Versetzung in den Ruhestand der Pfarrerin bzw. dem Pfarrer bekannt gegeben worden ist,
                                 bis zu deren Unanfechtbarkeit wird der die Versorgungsbezüge übersteigende Teil der Bezüge einbehalten. Wird die Versetzung
                                 in den Ruhestand unanfechtbar aufgehoben, sind die einbehaltenen Bezüge nachzuzahlen. 
                              

                           
                        

                     
                  

                  

               

               
                     § 119 
Bestehende Pfarrdienstverhältnisse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Mit Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes bestimmen sich die Rechtsverhältnisse der Pfarrerinnen und Pfarrer nach diesem Kirchengesetz.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Erworbene Rechte bleiben unberührt.
                  

               

               
                     § 120 
Inkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Dieses Kirchengesetz tritt für die Evangelische Kirche in Deutschland am 1. Januar 2011 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung für die Gliedkirchen in Kraft, nachdem sie ihre Zustimmung erklärt haben. Für die
                     Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche Deutschlands und ihre Gliedkirchen tritt es in Kraft, nachdem die Vereinigte Evangelisch-Lutherische
                     Kirche Deutschlands ihre Zustimmung erklärt hat. Zustimmungen können jederzeit erklärt werden. Den Zeitpunkt, zu dem dieses
                     Kirchengesetz in Kraft tritt, bestimmt der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland durch Verordnung58.
                  

               

               
                     § 121 
Außerkrafttreten
                     

                  

                  Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können dieses Kirchengesetz jederzeit je für ihren Bereich außer Kraft
                     setzen. Für die Gliedkirchen der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands kann das Außerkraftsetzen nur durch
                     die Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche Deutschlands erklärt werden. Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     stellt durch Verordnung fest, dass und zu welchem Zeitpunkt das Kirchengesetz jeweils außer Kraft getreten ist.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Die Bestimmungen sind (mit Ausnahme der §§ 76 und 77) eingerückt abgedruckt.

         

      

      2
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 650 u. 651 dieser Sammlung.
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Findet keine Anwendung, vgl. § 2 Abs. 1 WürttPfG. 
            

         

      

      4
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 80 u. 81 dieser Sammlung. 
            

         

      

      5
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 765 dieser Sammlung.
            

         

      

      6
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung.
            

         

      

      7
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung.
            

         

      

      8
            Red. Anm.: Vgl. § 6 a KGO (abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung). 
            

         

      

      9
            Red. Anm.: Vgl. Konsistorialerlaß vom 10. Dezember 1901 (abgedruckt unter Nr. 180 dieser Sammlung). 
            

         

      

      10
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 400 u. 401 dieser Sammlung.
            

         

      

      11
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 170 dieser Sammlung.
            

         

      

      12
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 400 u. 401 dieser Sammlung.
            

         

      

      13
            Red. Anm.: Vgl. § 17 KGO (abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung).
            

         

      

      14
            Red. Anm.: Vgl. hierzu das Zeugnisverweigerungsrecht in den staatlichen Ordnungen:

            


            StPO

            § 53 Zeugnisverweigerungsrecht der Berufsgeheimnisträger

            
                  (
                  1
                  )
                   Zur Verweigerung des Zeugnisses sind ferner berechtigt
               
                  	
                     Geistliche über das, was ihnen in ihrer Eigenschaft als Seelsorger anvertraut worden oder bekanntgeworden ist;

                     …

                  

               

            

            
                  (
                  2
                  )
                   Die in Absatz 1 Nr. 2 bis 3 b Genannten dürfen das Zeugnis nicht verweigern, wenn sie von der Verpflichtung zur Verschwiegenheit
               entbunden sind.
            

            § 53 a Zeugnisverweigerungsrecht der mitwirkenden Personen

            
                  (
                  1
                  )
                   Den Berufsgeheimnisträgern nach § 53 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 4 stehen die Personen gleich, die im Rahmen
            

            
               
                  	
                     eines Vertragsverhältnisses,

                  

                  	
                     einer berufsvorbereitenden Tätigkeit oder

                  

                  	
                     einer sonstigen Hilfstätigkeit

                  

               

            

            an deren beruflicher Tätigkeit mitwirken. Über die Ausübung des Rechts dieser Personen, das Zeugnis zu verweigern, entscheiden
               die Berufsgeheimnisträger, es sei denn, dass diese Entscheidung in absehbarer Zeit nicht herbeigeführt werden kann
            

            
                  (
                  2
                  )
                   Die Entbindung von der Verpflichtung zur Verschwiegenheit (§ 53 Absatz 2 Satz 1) gilt auch für die nach Absatz 1 mitwirkenden
               Personen.


            ZPO

            § 383 Zeugnisverweigerung aus persönlichen Gründen

            
                  (
                  1
                  )
                   Zur Verweigerung des Zeugnisses sind berechtigt:
            

            …
               
                  
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           4.

                        
                        	
                           Geistliche in Ansehung desjenigen, was ihnen bei der Ausübung der Seelsorge anvertraut ist;

                        
                     

                  
               

            

            …

            
                  (
                  3
                  )
                   Die Vernehmung der unter Nummern 4 bis 6 bezeichneten Personen ist, auch wenn das Zeugnis nicht verweigert wird, auf Tatsachen
               nicht zu richten, in Ansehung welcher erhellt, daß ohne Verletzung der Verpflichtung zur Verschwiegenheit ein Zeugnis nicht
               abgelegt werden kann.
            

            § 385 Ausnahmen vom Zeugnisverweigerungsrecht

            …

            
                  (
                  2
                  )
                   Die in § 383 Nr. 4, 6 bezeichneten Personen dürfen das Zeugnis nicht verweigern, wenn sie von der Verpflichtung zur Verschwiegenheit
               entbunden sind.
            

            § 386 Erklärung der Zeugnisverweigerung

            
                  (
                  1
                  )
                   Der Zeuge, der das Zeugnis verweigert, hat vor dem zu seiner Vernehmung bestimmten Termin schriftlich oder zum Protokoll
               der Geschäftsstelle oder in diesem Termin die Tatsachen, auf die er die Weigerung gründet, anzugeben und glaubhaft zu machen.
            

            
                  (
                  2
                  )
                   Zur Glaubhaftmachung genügt in den Fällen des § 383 Nr. 4, 6 die mit Berufung auf einen geleisteten Diensteid abgegebene
               Versicherung.
            

            
                  (
                  3
                  )
                   Hat der Zeuge seine Weigerung schriftlich oder zum Protokoll der Geschäftsstelle erklärt, so ist er nicht verpflichtet, in
               dem zu seiner Vernehmung bestimmten Termin zu erscheinen.
            

            


            AO

            § 102 Auskunftsverweigerungsrecht zum Schutz bestimmter Berufsgeheimnisse

            
                  (
                  1
                  )
                   Die Auskunft können ferner verweigern:
               
                  	
                     Geistliche über das, was ihnen in ihrer Eigenschaft als Seelsorger anvertraut worden oder bekanntgeworden ist,

                     …

                  

               

            

            
                  (
                  2
                  )
                   Den im Absatz 1 Nr. 1 bis 3 genannten Personen stehen ihre Gehilfen und die Personen gleich, die zur Vorbereitung auf den
               Beruf an der berufsmäßigen Tätigkeit teilnehmen. Über die Ausübung des Rechts dieser Hilfspersonen, die Auskunft zu verweigern,
               entscheiden die im Absatz 1 Nr. 1 bis 3 genannten Personen, es sei denn, daß diese Entscheidung in absehbarer Zeit nicht herbeigeführt
               werden kann.
            

            
                  (
                  3
                  )
                   Die in Absatz 1 Nr. 3 genannten Personen dürfen die Auskunft nicht verweigern, wenn sie von der Verpflichtung zur Verschwiegenheit
               entbunden sind. Die Entbindung von der Verpflichtung zur Verschwiegenheit gilt auch für die Hilfspersonen.
            

            
                  (
                  4
                  )
                   ...
            

         

      

      15
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 520 dieser Sammlung. 
            

         

      

      16
            Red. Anm.: Vgl. Disziplinargesetz der Evangelischen Kirche in Deutschland (abgedruckt unter Nr. 610 dieser Sammlung) und Ausführungsgesetz Disziplinargesetz (abgedruckt unter Nr. 612 dieser Sammlung).
            

         

      

      17
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 620 u. 621 dieser Sammlung.
            

         

      

      18
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 620 u. 621 dieser Sammlung.
            

         

      

      19
            Red. Anm.: Vgl. Verordnung des Oberkirchenrats zur Ausführung von § 37 Abs. 2 des Pfarrergesetzes (abgedruckt unter Nr. 446 dieser Sammlung).
            

         

      

      20
            Red. Anm.: Vgl. Reisekostenordnung mit Ausführungsbestimmungen (abgedruckt unter Nr. 410 u. 411 dieser Sammlung) und Umzugskostenverordnung mit Ausführungsbestimmungen (abgedruckt unter Nr. 416 u. 417 dieser Sammlung).
            

         

      

      21
            Red. Anm.: Vgl. Pfarrbesoldungsgesetz (abgedruckt unter Nr. 550 dieser Sammlung) und Pfarrerversorgungsgesetz (abgedruckt unter Nr. 560 dieser Sammlung).
            

         

      

      22
            Red. Anm.: Vgl. Nr. 540 dieser Sammlung.
            

         

      

      23
            Red. Anm.: Vgl. Arbeitszeit- und Urlaubsverordnung.

         

      

      24
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 635 dieser Sammlung.
            

         

      

      25
            Red. Anm.: Vgl. Arbeitszeit- und Urlaubsverordnung.

         

      

      26
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 525 bis 528 dieser Sammlung. 
            

         

      

      27
            Red. Anm.: Vgl. Visitationsordnung (abgedruckt unter Nr. 90 u. 91 dieser Sammlung).
            

         

      

      28
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 610 dieser Sammlung.
            

         

      

      29
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 645 dieser Sammlung.
            

         

      

      30
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 444 dieser Sammlung.
            

         

      

      31
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 446 dieser Sammlung.
            

         

      

      32
            Red. Anm.: Findet keine Anwendung, vgl. § 118 Abs.7 PfDG.EKD i.V.m. §§ 48 f. WürttPfG.
            

         

      

      33
            Red. Anm.: Der Änderungsbefehl in Artikel 1 Nr. 1 Buchst. b) Doppelbuchst. dd) Kirchliches Gesetz zur Änderung der Regelungen
               zur gemeinsamen Versehung einer Pfarrstelle vom 3. Juli 2021 (Abl. 69 S. 574) ist von der Redaktion in diesem Sinne ausgelegt worden.
            

         

      

      34
            Red. Anm.: Findet keine Anwendung, vgl. § 118 Abs. 7 PfDG.EKD i.V.m. §§ 48 f. WürttPfG.
            

         

      

      35
            Red. Anm.: Findet keine Anwendung vgl. § 118 Abs. 7 PfDG.EKD i.V.m. §§ 50 ff. WürttPfG.
            

         

      

      36
            Red. Anm.: Findet keine Anwendung vgl. § 118 Abs. 7 PfDG.EKD i.V.m. §§ 50 ff. WürttPfG.
            

         

      

      37
            Red. Anm.: Findet keine Anwendung vgl. § 118 Abs. 7 PfDG.EKD i.V.m. §§ 50 ff. WürttPfG.
            

         

      

      38
            Red. Anm.: Findet keine Anwendung vgl. § 118 Abs. 7 PfDG.EKD i.V.m. §§ 50 ff. WürttPfG.
            

         

      

      39
             Red. Anm.: Findet keine Anwendung, vgl. § 55 WürttPfG.
            

         

      

      40
            Red. Anm.: Findet keine Anwendung, vgl. § 32 WürttPfG. 
            

         

      

      41
            § 92 Abs. 2 und 3 finden keine Anwendung, vgl. § 54 Abs. 2 WürttPfG.
            

         

      

      42
            Red. Anm.: Das Pfarrerversorgungsgesetz (abgedruckt unter Nr. 560 dieser Sammlung) sieht eine Wartezeit nicht vor.
            

         

      

      43
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 910 u. 911 dieser Sammlung. 
            

         

      

      44
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 20 dieser Sammlung. 
            

         

      

      45
            Red. Anm.: Vgl. § 7 Abs. 2 DG.EKD (Nr. 610 dieser Sammlung).
            

         

      

      46
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 40 dieser Sammlung.
            

         

      

      47
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 570 dieser Sammlung.
            

         

      

      48
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 475 dieser Sammlung.
            

         

      

      49
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 475 dieser Sammlung.
            

         

      

      50
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 475 dieser Sammlung.
            

         

      

      51
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 1 dieser Sammlung.
            

         

      

      52
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 1 dieser Sammlung.
            

         

      

      53
            Red. Anm.: Vgl. insbesondere § 1 Absatz 6, § 5 Absatz 1 Satz 2  Studienordnung (abgedruckt unter Nr. 453 dieser Sammlung) und § 6 Absatz 2, § 12 Satz 2  Familienzeitverordnung (abgedruckt unter Nr. 635 dieser Sammlung).
            

         

      

      54
            Red. Anm.: Vgl. Übergangsbestimmungen in Art. 4 Abs. 3 und 4 des Pfarrerrechtsänderungsgesetzes vom 11. März 1995 (Abl. 56
               S. 357):
            

            „(3) Die in Art. 1 Nr. 9 genannten Fristen gelten erst für diejenigen unständigen Pfarrer im Pfarramt, die nach dem Inkrafttreten
               dieses Gesetzes in den Dienst übernommen wurden. 
            

            (4) Pfarrer im unständigen Dienst im Pfarramt, die sich bei Inkrafttreten dieses Gesetzes länger als vier Jahre im unständigen
               Dienst im Pfarramt befinden, erhalten mit Inkrafttreten dieses Gesetzes die Bewerbungsfähigkeit und können aufgefordert werden,
               sich innerhalb von drei Jahren ab Aufforderung um eine Pfarrstelle zu bewerben. Im übrigen gilt § 70 Abs. 3 und 4 Pfarrergesetz
               entsprechend. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für Pfarrer im unständigen Dienst im Pfarramt, die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes
               bereits eine Versorgungszusage erhalten haben.“
            

         

      

      55
            Red. Anm.: Gemäß Art. 3 des Kirchlichen Gesetzes zur Änderung des Württembergischen Pfarrergesetzes und des Kirchenbeamtenausführungsgesetzes
               vom 23. November 2010 (Abl. 64, 233, 234) trat § 46 am 31. Dezember 2018 außer Kraft. 
            

         

      

      56
            Red. Anm.: Vgl. § 11 Abs. 3 Visitationsordnung (Nr. 90 u. 91 dieser Sammlung). 
            

         

      

      57
            Red. Anm.: Vgl. § 11 Abs. 3 Visitationsordnung (Nr. 90 u. 91 dieser Sammlung). 
            

         

      

      58
            Red. Anm.: Das Pfarrdienstgesetz der EKD ist am 1. Januar 2013 für die Evangelische Landeskirche in Württemberg in Kraft getreten.
               (4. VO über das Inkrafttreten des Pfarrdienstgesetzes der EKD vom 7. Dezember 2012, ABl. EKD 2013 S. 16).
            

         

      

   
      

      
         444. Verordnung über Pfarrstellen 
mit eingeschränktem Dienstauftrag
         

      

      
         Vom 13. September 1994

      

      
         (Abl. 56 S. 182), geändert durch Kirchl. Verordnung vom 14. Februar 1995 (Abl. 56 S. 333), vom 10. Oktober 1995 (Abl. 56 S. 498), vom 17. Juni 1997 (Abl. 57 S. 313), vom 24. April 1998 (Abl. 58 S. 73). vom 3. November 1998 (Abl. 58 S. 149), vom 26. Oktober 1999 (Abl. 58 S. 310), vom 14. Dezember 1999 (Abl. 59 S. 10), vom 11. Juli 2000 (Abl. 59 S. 118), vom 28. November 2000 (Abl. 59 S. 200), vom 27. März 2001 (Abl. 59 S. 265), vom 20. November 2001 (Abl. 59 S. 413), vom 18. Juni 2002 (Abl. 60 S. 97), vom 11. Februar 2003 (Abl. 60 S. 199), vom 26. November 2003 (Abl. 60 S. 352), vom 14. Dezember 2004 (Abl. 61 S. 219), vom 28. Juni 2005 (Abl. 61 S. 316), vom 29. November 2006 (Abl. 62 S. 174), vom 16. Oktober 2007 (Abl. 62 S. 609), vom 20. Oktober 2008 (Abl. 63 S. 257), vom 25. November 2008 (Abl. 63 S. 262), vom 23. November 2009 (Abl. 63 S. 569), vom 7. Februar 2011 (Abl. 64 S. 300), vom 24. Januar 2012 (Abl. 65 S. 5), vom 17. Juli 2012 (Abl. 65 S. 135), durch Verordnung des Oberkirchenrats vom 27. März 2013 (Abl. 65 S. 477), vom 10. Dezember 2013 (Abl. 66 S. 1, 2), vom 22. Januar 2014 (Abl. 66 S. 8), vom 27. Mai 2014 (Abl. 66 S. 94), vom 18. November 2014 (Abl. 66 S. 299), vom 19. Mai 2015 (Abl. 66 S. 351), vom 10. Mai 2016 (Abl. 67 S. 83), vom 15. November 2016 (Abl. 67 S. 263), vom 9. Mai 2017 (Abl. 67 S. 397), vom 4. Juli 2017 (Abl. 67 S. 404), vom 30. Oktober 2018 (Abl. 68 S. 313), vom 20. November 2018 (Abl. 68 S. 313), vom 9. April 2019 (Abl. 68 S. 423), vom 9. Juli 2019 (Abl. 68 S. 483), vom  17. März 2020 (Abl. 69 S. 53), vom 23. Juni 2021 (Abl. 69 S. 450), vom 21. Juni 2022 (Abl. 70 S. 130), vom 10. Januar 2023 (Abl. 70 S. 449), vom 21. März 2023 (Abl. 70 S. 507), vom 9. Mai 2023 (Abl. 70 S. 533), vom 5. Dezember 2023 (Abl. 71 Nr. 6), vom 20. Februar 2024 (Abl. 71 Nr. 22), durch Kirchl. Gesetz vom 28. November 2024 (Abl. 71 Nr. 101), durch Verordnung des Oberkirchenrats vom 31. März 2025 (Abl. 71 Nr. 145), vom 1. Juli 2025 (Abl. 71 Nr. 164), vom 7. Oktober 2025 (Abl. 71 Nr. 190) und vom 21. Oktober 2025 (Abl. 71 Nr. 191)  
         

      

      Der Evangelische Oberkirchenrat hat nach Beratung gemäß § 39 Abs. 1 Kirchenverfassungsgesetz1 zur Ausführung des § 23a Württembergisches Pfarrergesetz i. d. F. des Kirchlichen Gesetzes vom 24. November 1993 (Abl. 55 S. 718)2 folgende Verordnung beschlossen, die hiermit verkündet wird:
      

      
                     § 1

                  

                  Die für den eingeschränkten Dienstauftrag gemäß § 24 Württembergisches Pfarrergesetz3 vorgesehenen Pfarrstellen sowie der jeweilige Umfang der Einschränkung des Dienstauftrags ergeben sich aus der Anlage4 zu dieser Verordnung.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Einschränkung des Dienstauftrages muß sich aus der Dienstauftragsbeschreibung ergeben, die vor, spätestens jedoch drei
                     Monate nach Dienstantritt der Pfarrerin oder des Pfarrers vom Kirchengemeinderat zu erstellen ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Dienstauftragsbeschreibung ist auf dem Dienstweg dem Oberkirchenrat zur Festlegung des eingeschränkten Dienstauftrages
                     vorzulegen (§ 8 Absatz 1 Württembergisches Pfarrergesetz5). Ein Auszug aus dem Verhandlungsbuch des Kirchengemeinderates, der den Beschluß enthält und aus dem die getroffenen Regelungen
                     verständlich werden, sowie die Stellungnahmen der beteiligten Pfarrerinnen und Pfarrer sind beizufügen.
                  

               

               
                     § 3

                  

                  Wird für die Zeit bis zum nächsten Freiwerden einer in der Anlage genannten Pfarrstelle mit dieser geschäftsordnungsmäßig
                     die Wahrnehmung des Dienstauftrages einer anderen Stelle verbunden, findet für diese Zeit eine Einschränkung des Dienstauftrags
                     der in der Anlage genannten Pfarrstelle nicht statt. Diese Verbindung ist bei besetzten Pfarrstellen nur mit Einverständnis
                     des Stelleninhabers möglich.
                  

               

               
                     § 4

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In der Dienstauftragsbeschreibung ist die zeitliche Umsetzung des eingeschränkten Dienstauftrages festzulegen. Dies kann dadurch
                     erfolgen, daß die Stelleninhaberin oder der Stelleninhaber berechtigt ist, zusätzlich zu dem dienstfreien Tag nach § 17 Absatz 3 Württembergisches Pfarrergesetz6 bei einem auf drei Viertel eingeschränkten Dienstauftrag weitere eineinhalb Tage, bei einem auf die Hälfte eingeschränkten
                     Dienstauftrag drei Tage in der Woche von dienstlichen Verpflichtungen freizuhalten. Diese Tage können auch als halbe Tage
                     über die Woche verteilt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Dekanatamt kann in Ausnahmefällen, wenn die Vertretung sichergestellt ist, genehmigen, daß die zusätzlichen dienstfreien Tage eines Quartals zusammenhängend genommen werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Oberkirchenrat kann in Ausnahmefällen auch eine andere Regelung genehmigen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Vorschriften der Urlaubs- und Stellvertretungsverordnung gelten entsprechend.
                  

               

               
                     § 5

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Besoldung und die Gewährung von Nebenleistungen entsprechen der Einschränkung des Dienstauftrages. Dies gilt nicht für
                     den Auslagenersatz, die Beihilfegewährung und für die bei einem Dienstunfall zustehenden Leistungen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Einstufung der Pfarrstellen mit eingeschränktem Dienstauftrag bestimmt sich nach der Verordnung zur Ausführung des Kirchlichen Gesetzes über die Besoldung der Pfarrer7 (Ausführungsbestimmungen zu §§ 11 und 12 Pfarrbesoldungsgesetz).
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Dienstzeiten mit eingeschränktem Dienstauftrag sind nur zu dem Teil ruhegehaltsfähig, der dem Verhältnis der reduzierten zur
                     regelmäßigen Arbeitszeit entspricht (§ 5 Abs. 3 Pfarrerversorgungsgesetz8).
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Bestimmungen über Erreichbarkeit und Dienstwohnung gelten auch für die Inhaberinnen und Inhaber von Pfarrstellen mit eingeschränktem
                     Dienstauftrag (§ 13 Württ. Pfarrergesetz9).
                  

               

               
                     § 6

                  

                  Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1994 in Kraft.

               

            

         

      

      
            Anlage

         

         Pfarrstellen mit eingeschränktem Dienstauftrag sind:10

         
            
               
                  
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        Kirchenbezirk bzw. Kirchenkreis

                     
                     	
                        Pfarrstelle

                     
                     	
                        Umfang des
 eingeschränkten Dienstumfangs
                        

                     
                  

               
               
                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                  

                  
                     	
                        Aalen

                     
                     	
                        Aalen 
Krankenhausseelsorge 
(bezirksbezogene Sonderpfarrstelle)
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Aalen

                     
                     	
                        Adelmannsfelden

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Aalen

                     
                     	
                        Ellwangen 
Krankenhausseelsorge 
(bezirksbezogene Sonderpfarrstelle)
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Aalen

                     
                     	
                        Unterkochen-Ebnat

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Aalen

                     
                     	
                        Transformationspfarrstelle

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Backnang

                     
                     	
                        Althütte

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Backnang

                     
                     	
                        Fornsbach-Kirchenkirnberg

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Backnang

                     
                     	
                        Großerlach/Grab

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Backnang

                     
                     	
                        Murrhardt Riesberg

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Bad Urach-Münsingen

                     
                     	
                        Holzelfingen

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Bad Urach-Münsingen

                     
                     	
                        Mehrstetten

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Bad Urach-Münsingen

                     
                     	
                        Mundingen

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Bad Urach-Münsingen

                     
                     	
                        Transformationspfarrstelle 
Zusammenarbeit Ermstal
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Bad Urach-Münsingen

                     
                     	
                        Transformationspfarrstelle 
Gottesdienstlandschaften
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Balingen

                     
                     	
                        Bitz

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Balingen

                     
                     	
                        Krankenhaus und Hochschulseelsorge

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Balingen

                     
                     	
                        Ebingen
Krankenhauspfarrstelle (Sonderpfarrstelle)
                        

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Balingen

                     
                     	
                        Hechingen West

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Balingen

                     
                     	
                        Rosenfeld

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Balingen

                     
                     	
                        Tailfingen Peterskirche

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Balingen

                     
                     	
                        Transformationspfarrstelle 
Balingen A
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Balingen

                     
                     	
                        Transformationspfarrstelle 
Balingen B
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Balingen

                     
                     	
                        Truchtelfingen

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Bernhausen

                     
                     	
                        Bonlanden 
Krankenhauspfarrstelle (Sonderpfarrstelle)
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Bernhausen

                     
                     	
                        Bonlanden Nord

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Bernhausen

                     
                     	
                        Harthausen

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Bernhausen

                     
                     	
                        Transformationspfarrstelle 
Bernhausen A
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Bernhausen

                     
                     	
                        Transformationspfarrstelle 
Bernhausen B
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Bernhausen

                     
                     	
                        Ruit 
Krankenhauspfarrstelle (Sonderpfarrstelle)
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Besigheim

                     
                     	
                        Bietigheim 
Krankenhauspfarrstelle (Sonderpfarrstelle)
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Besigheim

                     
                     	
                        Hessigheim

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Biberach

                     
                     	
                        Bad Buchau 
Krankenhauspfarrstelle (Sonderpfarrstelle)
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Biberach

                     
                     	
                        Bad Saulgau 
Krankenhauspfarrstelle
                        

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Biberach

                     
                     	
                        Biberach 
Krankenhauspfarrstelle 
(bezirksbezogene Sonderpfarrstelle)
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Biberach

                     
                     	
                        Biberach
Krankenhaus- und Hochschulseelsorge 
(gemeindebezogene Sonderpfarrstelle)
                        

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Blaubeuren

                     
                     	
                        Berghülen

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Blaubeuren

                     
                     	
                        Blaubeuren II

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Blaubeuren

                     
                     	
                        Munderkingen

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Blaubeuren

                     
                     	
                        Transformationspfarrstelle 
Blaubeuren
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Böblingen

                     
                     	
                        Döffingen

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Böblingen

                     
                     	
                        Schönaich-Nord

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Böblingen

                     
                     	
                        Steinenbronn

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Calw-Nagold

                     
                     	
                        Altensteigdorf

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Calw-Nagold

                     
                     	
                        Effringen

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Calw-Nagold

                     
                     	
                        Neubulach II

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Calw-Nagold

                     
                     	
                        Ober- und Unterschwandorf

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Calw-Nagold

                     
                     	
                        Ostelsheim

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Calw-Nagold

                     
                     	
                        Transformationspfarrstelle 
Calw-Nagold A
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Calw-Nagold

                     
                     	
                        Transformationspfarrstelle 
Calw-Nagold B
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Crailsheim-Blaufelden

                     
                     	
                        Crailsheim Johanneskirche Ost

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Crailsheim-Blaufelden

                     
                     	
                        Hengstfeld/Michelbach-Lücke

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Crailsheim-Blaufelden

                     
                     	
                        Ingersheim

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Crailsheim-Blaufelden

                     
                     	
                        Lendsiedel

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Crailsheim-Blaufelden

                     
                     	
                        Mariäkappel

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Esslingen

                     
                     	
                        Altbach

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Esslingen

                     
                     	
                        Baltmannsweiler und Hohengehren

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Esslingen

                     
                     	
                        Denkendorf Auferstehungskirche

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Esslingen

                     
                     	
                        Hohenkreuz

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Esslingen

                     
                     	
                        Hegensberg-Liebersbronn

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Freudenstadt

                     
                     	
                        Baiersbronn-Unterdorf/Tonbach

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Freudenstadt

                     
                     	
                        Betzweiler

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Freudenstadt

                     
                     	
                        Hallwangen

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Freudenstadt

                     
                     	
                        Transformationspfarrstelle 
Freudenstadt 1
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Freudenstadt

                     
                     	
                        Transformationspfarrstelle 
Freudenstadt 2
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Freudenstadt

                     
                     	
                        Wittendorf-Lombach

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Geislingen-Göppingen

                     
                     	
                        Dürnau-Gammelshausen

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Geislingen-Göppingen

                     
                     	
                        Geislingen-Altenstadt West

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Geislingen-Göppingen

                     
                     	
                        Manzen-Ursenwang-Schlat Johanneskirche

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Geislingen-Göppingen

                     
                     	
                        Süßen Nord-Donzdorf

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Heidenheim

                     
                     	
                        Bolheim

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Heidenheim

                     
                     	
                        Gussenstadt

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Heidenheim

                     
                     	
                        Söhnstetten

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Heilbronn-Brackenheim

                     
                     	
                        Fürfeld

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Heilbronn-Brackenheim

                     
                     	
                        Haberschlacht-Neipperg

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Heilbronn-Brackenheim

                     
                     	
                        Hausen an der Zaber

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Heilbronn-Brackenheim

                     
                     	
                        Heilbronn Christuskirche West

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Heilbronn-Brackenheim

                     
                     	
                        Heilbronn Jugend 
(gemeindebezogene Sonderpfarrstelle)
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Heilbronn-Brackenheim

                     
                     	
                        Hochschulseelsorge

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Heilbronn-Brackenheim

                     
                     	
                        Klingenberg

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Heilbronn-Brackenheim

                     
                     	
                        Neckargartach-Nord

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Heilbronn-Brackenheim

                     
                     	
                        Pfaffenhofen-Weiler

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Heilbronn-Brackenheim

                     
                     	
                        Schluchtern

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Heilbronn-Brackenheim

                     
                     	
                        Nordhausen und Nordheim II

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Heilbronn-Brackenheim

                     
                     	
                        Schwaigern II

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Herrenberg

                     
                     	
                        Reusten

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Hohenlohe

                     
                     	
                        Adolzfurt

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Hohenlohe

                     
                     	
                        Finsterlohr

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Hohenlohe

                     
                     	
                        Kirchensall

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Hohenlohe

                     
                     	
                        Künzelsau I

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Hohenlohe

                     
                     	
                        Neunkirchen

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Hohenlohe

                     
                     	
                        Transformationspfarrstelle A

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Hohenlohe

                     
                     	
                        Transformationspfarrstelle B

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Hohenlohe

                     
                     	
                        Weikersheim I

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Kirchheim unter Teck

                     
                     	
                        Holzmaden

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Kirchheim unter Teck

                     
                     	
                        Krankenhausseelsorge

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Kirchheim unter Teck

                     
                     	
                        Owen

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Leonberg

                     
                     	
                        Leonberg 
Krankenhauspfarrstelle 
(Sonderpfarrstelle)
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Leonberg

                     
                     	
                        Leonberg Nord III

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Leonberg

                     
                     	
                        Rutesheim/Silberberg Thomaskirche

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Leonberg

                     
                     	
                        Warmbronn

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Ludwigsburg

                     
                     	
                        Freiberg a. N. Nikolauskirche

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Ludwigsburg

                     
                     	
                        Kornwestheim Heilig-Geist-Kirche

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Ludwigsburg

                     
                     	
                        Ludwigsburg 
Krankenhauspfarrstelle II 
(Sonderpfarrstelle)
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Ludwigsburg

                     
                     	
                        Poppenweiler

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Ludwigsburg

                     
                     	
                        Tamm II

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Marbach a. N.

                     
                     	
                        Affalterbach

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Marbach a. N.

                     
                     	
                        Mundelsheim

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Marbach a. N.

                     
                     	
                        Pleidelsheim

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Mühlacker

                     
                     	
                        Großglattbach und Iptingen

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Mühlacker

                     
                     	
                        Transformationspfarrstelle 
DA Altenheimseelsorge
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Mühlacker

                     
                     	
                        Transformationspfarrstelle 
DA Kirche und Schule
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Neuenbürg

                     
                     	
                        Bad Wildbad 
Krankenhauspfarrstelle 
(Sonderpfarrstelle)
                        

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Neuenbürg

                     
                     	
                        Rehaseelsorge

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Neuenbürg

                     
                     	
                        Transformationspfarrstelle
Neuenbürg
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Nürtingen

                     
                     	
                        Grötzingen

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Nürtingen

                     
                     	
                        Großbettlingen

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Nürtingen

                     
                     	
                        Linsenhofen und Tischhardt

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Ravensburg

                     
                     	
                        Kißleg

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Ravensburg

                     
                     	
                        Ravensburg 
übergemeindliche Diakonie 
(gemeindebzogene Sonderpfarrstelle)
                        

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Ravensburg

                     
                     	
                        Transformationspfarrstelle A

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Ravensburg

                     
                     	
                        Transformationspfarrstelle B

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Ravensburg

                     
                     	
                        Wangen im Allgäu Amtzell

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Ravensburg

                     
                     	
                        Wangen im Allgäu 
Krankenhauspfarrstelle 
(Sonderpfarrstelle)
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Reutlingen

                     
                     	
                        Degerschlacht

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Reutlingen

                     
                     	
                        Eningen unter Achalm West

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Reutlingen

                     
                     	
                        Gönningen

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Reutlingen

                     
                     	
                        Holzelfingen

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Reutlingen

                     
                     	
                        Oferdingen

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Reutlingen

                     
                     	
                        Pfullingen Ost

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Reutlingen

                     
                     	
                        Reutlingen Citykirche 
(gemeindebezogene Sonderpfarrstelle)
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Reutlingen

                     
                     	
                        Reutlingen Jubilatekirche

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Reutlingen

                     
                     	
                        Reutlingen Hohbuch

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Reutlingen

                     
                     	
                        Reutlingen (Ges.Kgde.) 
Hochschulpfarrstelle (Sonderpfarrstelle)
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Reutlingen

                     
                     	
                        Reutlingen
Krankenhauspfarrstelle II 
(Sonderpfarrstelle)
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Reutlingen

                     
                     	
                        Kreuzkirche III

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Reutlingen

                     
                     	
                        Stadtkirchenarbeit

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Reutlingen

                     
                     	
                        Transformationspfarrstelle 
Asyl
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Reutlingen

                     
                     	
                        Transformationspfarrstelle 
Springerdienste
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Reutlingen

                     
                     	
                        Wannweil

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Rottweil

                     
                     	
                        Fluorn

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Rottweil

                     
                     	
                        Hopfau

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Rottweil

                     
                     	
                        Rottweil 
Krankenhausseelsorge 
(gemeindebezogene Sonderpfarrstelle)
                        

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Rottweil

                     
                     	
                        Schwenningen 
Krankenhauspfarrstelle (Sonderpfarrstelle)
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Rottweil

                     
                     	
                        Transformationspfarrstelle

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Rottweil

                     
                     	
                        Tuttlingen 
Krankenhauspfarrstelle (Sonderpfarrstelle)
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Schorndorf

                     
                     	
                        Miedelsbach

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Schorndorf

                     
                     	
                        Schnait

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Schorndorf

                     
                     	
                        Schorndorf Paulskirche

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Schorndorf

                     
                     	
                        Steinenberg

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Schorndorf

                     
                     	
                        Urbach Süd

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Schorndorf

                     
                     	
                        Weiler an der Rems

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Schwäbisch Gmünd

                     
                     	
                        Bartholomä

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Schwäbisch Gmünd

                     
                     	
                        Großdeinbach

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Schwäbisch Gmünd

                     
                     	
                        Transformationspfarrstelle

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Schwäbisch Hall-Gaildorf

                     
                     	
                        Bibersfeld

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Schwäbisch Hall-Gaildorf

                     
                     	
                        Bubenorbis-Geißelhardt

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Schwäbisch Hall-Gaildorf

                     
                     	
                        Fichtenberg

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Schwäbisch Hall-Gaildorf

                     
                     	
                        Gaildorf II

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Schwäbisch Hall-Gaildorf

                     
                     	
                        Oberfischach

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Schwäbisch Hall-Gaildorf

                     
                     	
                        Obergröningen 

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Schwäbisch Hall-Gaildorf

                     
                     	
                        Transformationspfarrstelle 
Dienstauftrag Jugendpfarramt
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Schwäbisch Hall-Gaildorf

                     
                     	
                        Transformationspfarrstelle 
Dienstauftrag Spirituelle Angebote und Aufbrüche
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Schwäbisch Hall-Gaildorf

                     
                     	
                        Tüngental-Hessental Nord

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Stuttgart

                     
                     	
                        Bad Cannstatt Steigkirche

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Stuttgart

                     
                     	
                        Degerloch II

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Stuttgart

                     
                     	
                        Hedelfingen-Rohracker-Frauenkopf

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Stuttgart

                     
                     	
                        Stuttgart Asyl 
(gemeindebezogene Sonderpfarrstelle)
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Stuttgart

                     
                     	
                        Stuttgart Bildungsarbeit 
Hospitalhof
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Stuttgart

                     
                     	
                        Christuskirche

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Stuttgart

                     
                     	
                        Stuttgart Gablenberg 
Petruskirche Süd
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Stuttgart

                     
                     	
                        Stuttgart-Gaisburg

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Stuttgart

                     
                     	
                        Stuttgart Hospitalkirche

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Stuttgart

                     
                     	
                        Stuttgart
Krankenhauspfarrstelle III 
(Sonderpfarrstelle)
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Stuttgart

                     
                     	
                        Stuttgart
Krankenhauspfarrstelle IV 
(Sonderpfarrstelle)
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Stuttgart

                     
                     	
                        Stuttgart
Krankenhauspfarrstelle VI 
(Sonderpfarrstelle)
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Stuttgart

                     
                     	
                        Stuttgart
Krankenhauspfarrstelle IX 
(Sonderpfarrstelle)
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Stuttgart

                     
                     	
                        Stuttgart
Krankenhauspfarrstelle XII 
(Sonderpfarrstelle)
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Stuttgart

                     
                     	
                        Stuttgart Kreuzkirche

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Stuttgart

                     
                     	
                        Stuttgart 
Ludwig-Hofacker-Kirche
                        

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Stuttgart

                     
                     	
                        Stuttgart Magdalenen II

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Stuttgart

                     
                     	
                        Stuttgart Nord III 
Martinskirche
                        

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Stuttgart

                     
                     	
                        Stuttgart 
Paul-Gerhard-Kirche
                        

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Stuttgart

                     
                     	
                        Stuttgart Sarah III

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Stuttgart

                     
                     	
                        Stuttgart Thomaskirche

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Stuttgart

                     
                     	
                        Untertürkheim Gartenstadt-Rotenberg

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Stuttgart

                     
                     	
                        Zazenhausen 

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Tübingen

                     
                     	
                        Derendingen

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Tübingen

                     
                     	
                        Eckenweiler

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Tübingen

                     
                     	
                        Gniebel

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Tübingen

                     
                     	
                        Gomaringen Nord

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Tübingen

                     
                     	
                        Hagelloch

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Tübingen

                     
                     	
                        Mähringen 

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Tübingen

                     
                     	
                        Mössingen Martin-Luther-Kirche

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Tübingen

                     
                     	
                        Nehren

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Tübingen

                     
                     	
                        Tübingen Jacobuskirche

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Tübingen

                     
                     	
                        Tübingen
Krankenhauspfarrstelle V 
(Sonderpfarrstelle)
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Tübingen

                     
                     	
                        Tübingen
Krankenhauspfarrstelle VI 
(Sonderpfarrstelle)
                        

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Tuttlingen

                     
                     	
                        Rottweil und Schwenningen 
Krankenhausseelsorge 
(gemeindebezogene Sonderpfarrstelle)
                        

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Tuttlingen

                     
                     	
                        Schwenningen 
Krankenhauspfarrstelle (Sonderpfarrstelle)
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Tuttlingen

                     
                     	
                        Schwenningen Pauluskirche

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Tuttlingen

                     
                     	
                        Schwenningen Stadtkirche Nord

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Tuttlingen

                     
                     	
                        Transformationspfarrstelle 
Tuttlingen
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Tuttlingen

                     
                     	
                        Tuttlingen 
Krankenhauspfarrstelle (Sonderpfarrstelle)
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Ulm

                     
                     	
                        Citypfarrstelle

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Ulm

                     
                     	
                        Domstadt 
Altenheimpfarrstelle (Sonderpfarrstelle)
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Ulm

                     
                     	
                        Isny 
Krankenhauspfarrstelle I
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Ulm

                     
                     	
                        Transformationspfarrstelle 
Ulm
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Ulm

                     
                     	
                        Ulm Haus der Begegnung

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Vaihingen-Ditzingen

                     
                     	
                        Gerlingen 
Krankenhauspfarrstelle (Sonderpfarrstelle)
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Vaihingen-Ditzingen

                     
                     	
                        Hochdorf-Rieth

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Vaihingen-Ditzingen

                     
                     	
                        Horrheim-Gündelbach

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Vaihingen-Ditzingen

                     
                     	
                        Markgröningen II

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Vaihingen-Ditzingen

                     
                     	
                        Markgröningen 
Krankenhauspfarrstelle II 
(Sonderpfarrstelle)
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Vaihingen-Ditzingen

                     
                     	
                        Transformationspfarrstelle A

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Vaihingen-Ditzingen

                     
                     	
                        Transformationspfarrstelle B

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Waiblingen

                     
                     	
                        Beinstein

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Waiblingen

                     
                     	
                        Bittenfeld

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Waiblingen

                     
                     	
                        Hegnach

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Waiblingen

                     
                     	
                        Hertmannsweiler

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Waiblingen

                     
                     	
                        Hößlinswart 

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Waiblingen

                     
                     	
                        Leutenbach

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Waiblingen

                     
                     	
                        Schmiden-Oeffingen 
Dietrich-Bonhoeffer-Kirche
                        

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Waiblingen

                     
                     	
                        Waiblingen 
Martin-Luther-Kirche
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Waiblingen

                     
                     	
                        Weiler zum Stein-Nellmersbach

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Weinsberg-Neuenstadt

                     
                     	
                        Gundelsheim

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Weinsberg-Neuenstadt

                     
                     	
                        Kochendorf 
Krankenhauspfarrstelle 
(Sonderpfarrstelle) 
(vorgesehen: Umwandlung in gemeindebezogene Sonderpfarrstelle und Umbenennung in Krankenhauspfarrstelle Klinikum am Plattenwald)
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Weinsberg-Neuenstadt

                     
                     	
                        Neckarsulm Heilig-Geist-Kirche

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Weinsberg-Neuenstadt

                     
                     	
                        Neuenstadt II

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Weinsberg-Neuenstadt

                     
                     	
                        Roigheim

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Weinsberg-Neuenstadt

                     
                     	
                        Sülzbach

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Weinsberg-Neuenstadt

                     
                     	
                        Transformationspfarrstelle 
Weinsberg-Neuenstadt A
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Weinsberg-Neuenstadt

                     
                     	
                        Transformationspfarrstelle 
Weinsberg-Neuenstadt B
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Weinsberg-Neuenstadt

                     
                     	
                        Willsbach

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Weinsberg-Neuenstadt

                     
                     	
                        Wüstenrot-Neulautern

                     
                     	
                        50

                     
                  

               
            

         

         
            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        Landeskirchliche Sonderpfarrstellen ohne Residenzpflicht

                     
                     	
                        ____________________

                     
                  

               
               
                  
                     	
                        AltenPflegeHeimSeelsorge

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Beauftragte / Beauftragter für Asyl und Migration

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Bibelmuseum

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Evangelische Akademie Bad Boll Studienleitung für Bildungspolitik und Pädagogik

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Evangelische Akademie Bad Boll Studienleitung für Gesundheitspolitik und Medizinethik

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Evangelische Hochschule Ludwigsburg Dozent 3

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Evangelischer Oberkirchenrat Beauftragter für Kunst- und Sakralraumberatung

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Fachreferent für den Bereich Gesellschaft und Gemeindebezogene Dienste

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Evangelischer Oberkirchenrat Fachreferent/in für Ethik und Weltanschauung

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Evangelischer Oberkirchenrat Fachreferent/in für Jugendarbeit

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Evangelischer Oberkirchenrat Fachreferent/in für Ökumene

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Evangelischer Oberkirchenrat Fachreferent/in für Seelsorge

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Evangelischer Oberkirchenrat Referatsleitung 2.1
Religionsunterricht, Schule und Bildung
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Evangelischer Oberkirchenrat Referatsleitung 5.2
Medienpolitik und Publizistik
                        

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Evangelischer Oberkirchenrat Stabsstelle Visitation

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Friedensarbeit

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Seelsorge an Gehörlosen in der Evang. Landeskirche in Württemberg II

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Seelsorge an Gehörlosen in der Evang. Landeskirche in Württemberg

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Gefangenenseelsorge an der JVA Ulm (Sonderpfarrstelle)

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Geistliche Begleitung aller Mitarbeitenden

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Heilbronn Jugendpfarrstelle (Prälatur)

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Jugendarbeit

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        KSA Studienleitung Seelsorgefortbildung

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Landesbischof Theologische Referentin / Theologischer Referent

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Landeskirchliche/r Sportbeauftragte/r

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Männerarbeit

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Pastoralkolleg Studienleitung

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Pfarrseminar Studienleitung Vertiefung

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        PTZ Aktionsplan Inklusion

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        PTZ Dozentur 3 Gymnasien

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        PTZ Evangelische Schulseelsorge - Begleitung von Lehrkräften

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        PTZ Direktor / Direktorin

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Referentin / Referent beim Schuldekan

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Reutlingen Jugendpfarrstelle (Prälatur)

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Stuttgart Jugendpfarrstelle (Prälatur)

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Ulm Jugendpfarrstelle (Prälatur)

                     
                     	
                        50

                     
                  

               
            

         

         
            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        Schuldekanstellen

                     
                     	
                        ____________________

                     
                  

               
               
                  
                     	
                        Schuldekanstelle Kirchenbezirk Biberach

                     
                     	
                        75

                     
                  

                  
                     	
                        Schuldekanstelle Kirchenbezirk Freudenstadt

                     
                     	
                        50

                     
                  

                  
                     	
                        Schuldekanstelle Kirchenbezirke Göppingen und Geislingen

                     
                     	
                        75

                     
                  

               
            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 1 dieser Sammlung.
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Elektronisch verfügbar unter 441_Archiv dieser Sammlung.
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung.
            

         

      

      4
            Red. Anm.: Vgl. hierzu jeweils Artikel 2 Absatz 2 bzw. Absatz 3 der oben genannten Verordnungen zur Änderung der Verordnung
               über Pfarrstellen mit eingeschränktem Dienstauftrag:
            

            „War eine Pfarrstelle nach der Anlage zu der Verordnung über Pfarrstellen mit eingeschränktem Dienstauftrag in der am Tag
               vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung gültigen Fassung für einen eingeschränkten Dienstauftrag vorgesehen oder umfasste
               sie einen vollen Dienstauftrag, bleibt es bis zum Freiwerden dieser Pfarrstelle bei dem Dienstauftrag im bisherigen Umfang,
               es sei denn, der Stelleninhaber stimmt der Veränderung zu.“ 
            

         

      

      5
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung.
            

         

      

      6
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung.
            

         

      

      7
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 551 dieser Sammlung.
            

         

      

      8
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 560 dieser Sammlung.
            

         

      

      9
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung.
            

         

      

      10
            Red. Anm.: Vgl. hierzu jeweils Artikel 2 Absatz 2 bzw. Absatz 3 bzw. Absatz 5 resp. Artikel 3 Absatz 9 der oben genannten
               Verordnungen zur Änderung der Verordnung über Pfarrstellen mit eingeschränktem Dienstauftrag: 
            

            „War eine Pfarrstelle nach der Anlage zu der Verordnung über Pfarrstellen mit eingeschränktem Dienstauftrag in der am Tag
               vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung gültigen Fassung für einen eingeschränkten Dienstauftrag vorgesehen oder umfasste
               sie einen vollen Dienstauftrag, bleibt es bis zum Freiwerden dieser Pfarrstelle bei dem Dienstauftrag im bisherigen Umfang,
               es sei denn, der Stelleninhaber stimmt der Veränderung zu.“ 
            

         

      

   
      

      
         446. Verordnung des Oberkirchenrats über die Gewährung von Beihilfe für Pfarrerinnen und Pfarrer in Geburts-, Krankheits-, Pflege- und Todesfällen (Beihilfeverordnung für Pfarrerinnen und Pfarrer – BVOPf)

      

      
         Vom 18. April 1986

      

      
         (Abl. 52 S. 73), geändert durch Verordnung vom 23. Oktober 1989 (Abl. 53 S. 881), vom 14. Juni 1991 (Abl. 54 S. 429), vom 25. Februar 1997 (Abl. 57 S. 264), vom 23. März 2004 (Abl. 61 S. 71) und vom 2. Juli 2024 (Abl. 71 Nr. 57)1

      

      Aufgrund von § 75 Abs. 1 i. V. m. § 37 Abs. 2 des Württembergischen Pfarrergesetzes2 wird verordnet:
      

      
                     § 1

                  

                  Der Anspruch der Pfarrer der Landeskirche und ihrer Familien auf Beihilfe in Geburts-, Krankheits-, Pflege- und Todesfällen
                     richtet sich nach den für die Beamten des Landes Baden-Württemberg3 jeweils geltenden Bestimmungen.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  aufgehoben

               

               
                     § 3

                  

                  aufgehoben

               

               
                     § 4

                  

                  § 2 tritt am 1. Januar 1990 in Kraft. Im übrigen tritt die Verordnung am 1. Januar 1986 in Kraft. Der Erlaß des Oberkirchenrats
                     vom 31. 12. 1975 (Abl. 47 S. 12) tritt gleichzeitig außer Kraft.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Übergangsregelung gemäß Artikel 2 Abs. 2 Verordnung des Oberkirchenrats zur Änderung der Verordnung des Oberkirchenrats
               zur Ausführung von § 37 Abs. 2 des Pfarrergesetzes (Abl. 71 Nr. 57): „Bestehende Zusagen gemäß § 2 Satz 2 der Verordnung in der bis zum 31. Dezember 2024 geltenden Fassung* bleiben unberührt und gelten fort. Erstattungen gemäß § 3 Satz 1 der Verordnung in der bis zum 31. Dezember 2024 geltenden
               Fassung* werden für den bis dahin antragsberechtigten Personenkreis so lange weiter gewährt, wie die dort genannten Voraussetzungen
               durchgehend vorliegen.“; * elektronisch verfügbar unter 446_Archiv dieser Sammlung.
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Elektronisch verfügbar unter 441_Archiv dieser Sammlung.
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Vgl. Beihilfeverordnung.

         

      

   
      

      
         450. Kirchliche Verordnung für den
Studiengang „Evangelische Theologie:
Kirchlicher Abschluss“
(Prüfungsordnung I – PO I)
         

      

      
         vom 18. Oktober 2010

      

      
         (Abl. 64 S. 241), geändert durch Kirchl. Verordnung vom 21. Mai 2012 (Abl. 65 S. 87), vom 11. Februar 2014 (Abl. 66 S. 24), vom 15. Oktober 2018 (Abl. 68 S. 290) und vom 15. September 2025 (Abl. 71 Nr. 183)
         

      

      und

      451. Ausführungsbestimmungen zur Prüfungsordnung I - PO I1, 2

      Vom 16. November 2010 
(Abl. 64 S. 277), geändert durch Erlass des Oberkirchenrats vom 7. Oktober 2025
(Abl. 71 Nr. 193)
      

      ____________________

      Auf Grund von §§ 4 Abs. 1 Nr. 2, 75 Abs. 1 Satz 2 Württembergisches Pfarrergesetz3 wird unter Wahrung der Beteiligungsrechte gemäß § 6 Abs. 2 Vereinbarung über das Stift in Tübingen4 gemäß nach Beratung gemäß § 39 Abs. 1 Kirchenverfassungsgesetz5 verordnet:
      

      
            Abschnitt I
Allgemeines
            

         

         
                     § 1
Geltungsbereich
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Diese Prüfungsordnung I regelt das Studium und die Prüfungen des Studiengangs „Evangelische Theologie: Kirchlicher Abschluss“
                     an der Evangelisch-theologischen Fakultät der Eberhard Karls Universität Tübingen. Die Zugangsvoraussetzungen des § 58 Landeshochschulgesetz sind zu beachten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Erste Evangelisch-theologische Dienstprüfung des Studiengangs „Evangelische Theologie: Kirchlicher Abschluss“ bildet
                     einen berufsqualifizierenden Abschluss. Durch die Erste Evangelisch-theologische Dienstprüfung weisen die Kandidatinnen und
                     Kandidaten ihre Qualifikation als Theologinnen und Theologen nach. Sie dient dem Nachweis der für den Vorbereitungsdienst erforderlichen wissenschaftlichen Kenntnisse und Fähigkeiten. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Durch die Erste Evangelisch-theologische Dienstprüfung soll festgestellt werden, ob die Kandidatin oder der Kandidat gründliche
                     Fachkenntnisse, Verständnis der Zusammenhänge und theologisches Urteilsvermögen erworben hat und die Fähigkeit besitzt, nach wissenschaftlichen Methoden selbstständig zu arbeiten. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Zwischenprüfung und die Erste Evangelisch-theologische Dienstprüfung werden jeweils als zusammenhängende Prüfungen durchgeführt.
                     
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Das Bestehen der Ersten Evangelisch-theologischen Dienstprüfung nach der vorliegenden Prüfungsordnung I ist die Voraussetzung für die Aufnahme in den Vorbereitungsdienst der Evangelischen Landeskirche in Württemberg (§ 37 Absatz 1 Nr. 2 Württ. Pfarrergesetz6). 
                  

               

               
                     § 2
Regelstudienzeit, Studienaufbau,
Umfang des Studiums
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Studiengang „Evangelische Theologie: Kirchlicher Abschluss“ hat eine Regelstudienzeit von insgesamt 10 Semestern und
                     umfasst 300 Leistungspunkte (1 LP entspricht 30 Arbeitsstunden). Diese verteilen sich auf vier Semester Grundstudium (120
                     LP), vier Semester Hauptstudium (120 LP) sowie zwei Semester Integrations- und Examensphase (60 LP). 
                  

                  Im Grundstudium sind Lehrveranstaltungen im Umfang von 31 LP, im Hauptstudium von 42 LP durch die Studierenden frei zu wählen.
                     In der Integrations- und Examensphase sind alle 60 LP durch die vorgeschriebenen Pflichtmodule zu erzielen. Für noch zu erbringende
                     Leistungen in den Sprachen Latein (Latinum), Griechisch (Graecum) und Hebräisch (Hebraicum) verlängert sich die Regelstudienzeit um maximal zwei Sprachsemester. Alle drei Sprachabschlüsse sind bis zur Zwischenprüfung
                     nachzuweisen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Über darüber hinausgehende Verlängerungen der Studiendauer und über die Verlängerung von Prüfungsfristen entscheidet der Prüfungsausschuss auf schriftlichen Antrag. Der Prüfungsausschuss entscheidet insbesondere
                     über die Inanspruchnahme der Schutzfristen des Mutterschutzgesetzes, über die Fristen für die Elternzeit nach Maßgabe des
                     Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes, sowie über die Fristen, die die besonderen Bedürfnisse von Studierenden mit Kindern
                     oder pflegebedürftigen Angehörigen im Sinne von § 7 Absatz 3 des Pflegezeitgesetzes oder die besonderen Belange Studierender
                     mit Behinderung oder chronischer Erkrankung zur Wahrung ihrer Chancengleichheit betreffen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Studium ist modular aufgebaut. Die zu absolvierenden Module und zugehörige Lehrveranstaltungen sind in der Anlage Modulhandbuch
                     aufgeführt. Inhalte und Titel der Lehrveranstaltungen, gegebenenfalls Zugangsvoraussetzungen sowie Prüfungsvorgaben im einzelnen
                     werden durch diese Prüfungsordnung I sowie durch das Modulhandbuch geregelt. Die in den Modulen ausgewiesenen Lehrveranstaltungen
                     können durch Lehrveranstaltungen vergleichbaren Typs und Umfangs nach Maßgabe des Modulhandbuchs ersetzt werden. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der Besuch eines Aufbaumoduls setzt in der Regel den Besuch des entsprechenden Basismoduls voraus. Einzelne Module des Hauptstudiums
                     können bereits während des Grundstudiums studiert werden. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Unterrichts- und Prüfungssprache ist grundsätzlich deutsch. Lehrveranstaltungen können auch in englischer Sprache abgehalten
                     werden; dies bezieht sich auch auf die Erbringung der zugehörigen Prüfungsleistung.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 2

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 2.1 Soweit die Kenntnisse in einer oder mehrerer der Sprachen Latein (Latinum), Griechisch (Graecum) und Hebräisch (Hebraicum) nicht durch das Zeugnis der Hochschulzugangsberechtigung nachgewiesen sind, bleibt pro
                                    Sprache jeweils 1 Semester bei der Berechnung der Regelstudienzeit unberücksichtigt. Höchstgrenze sind jedoch maximal 2 Semester.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 3
Module
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ein Modul ist eine thematisch und zeitlich abgeschlossene Lehr- und Lerneinheit, die sich aus verschiedenen Lehrveranstaltungen
                     zusammensetzen kann. Es besteht aus den im Modulhandbuch beschriebenen zu besuchenden Lehrveranstaltungen und den zu erbringenden
                     Studienleistungen, die für die erfolgreiche Absolvierung eines Moduls notwendig sind. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Module des Studiengangs „Evangelische Theologie: Kirchlicher Abschluss“ sind zum Teil Pflichtmodule, welche von allen
                     Studierenden absolviert werden müssen. Ein Teil der Module sind Wahlpflichtmodule oder Wahlmodule, die der Vertiefung und
                     Schwerpunktbildung in allen Fächern dienen.
                  

               

               
                     § 4
Prüfungsausschuss, Prüfende und Beisitzende
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für die Organisation der Prüfungen und die durch diese Prüfungsordnung zugewiesenen Aufgaben ist der Prüfungsausschuss zuständig,
                     der damit auch Prüfungsausschuss für die Erste Evangelisch-theologische Dienstprüfung und die Zwischenprüfung ist. Ständige Mitglieder des Prüfungsausschusses sind neben Vertreterinnen und Vertretern des Oberkirchenrats die Professorinnen und Professoren
                     der Evangelisch-theologischen Fakultät der Universität Tübingen sowie die Ephora oder der Ephorus, die Direktorin oder der
                     Direktor des Evangelischen Stifts und die Leiterin oder der Leiter des Prüfungsamtes. Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses
                     kann mit Zustimmung des Prüfungsausschusses weitere promovierte Theologinnen und Theologen auch als ständige Mitglieder in den Prüfungsausschuss
                     berufen.7

                  
                        (
                        2
                        )
                         Dem Prüfungsausschuss gehören zwei Mitglieder des Oberkirchenrats an. Sie können sich bei den Sitzungen des Prüfungsausschusses
                     und bei einzelnen Prüfungsvorgängen durch ihre Stellvertreterinnen und Stellvertreter vertreten lassen. Der Oberkirchenrat
                     betraut eines seiner Mitglieder mit dem Vorsitz des Prüfungsausschusses. Im Verhinderungsfall übernimmt ein anderes Mitglied des
                     Oberkirchenrats die Vertretung. Die Geschäftsführung obliegt, soweit nichts anderes bestimmt ist, dem Ephorat des Evangelischen
                     Stifts. Die Funktion der Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers und die Leitung der Geschäftsstelle für die Prüfungen
                     wird von der Ephora oder dem Ephorus oder der Studieninspektorin oder dem Studieninspektor wahrgenommen. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Prüfungsausschuss bestimmt die Klausuraufgaben für die Erste Evangelisch-theologische Dienstprüfung, bestimmt die Hilfsmittel
                     und stellt die Fachnoten und die Gesamtnote für die Zwischenprüfung und für die Erste Evangelisch-theologische Dienstprüfung
                     in der Schlusssitzung des jeweiligen Semesters fest. Er ist, soweit nichts anderes bestimmt ist, für alle Entscheidungen im
                     Rahmen der Prüfungsverfahren zuständig. Aus dem Kreis der Professorinnen und Professoren der Evangelisch-theologischen Fakultät
                     und weiterer promovierter Theologinnen und Theologen bestellt er die jeweiligen Prüferinnen und Prüfer. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Für die Organisation und Durchführung der Prüfungen (Zwischenprüfung, Erste Evangelisch-theologische Dienstprüfung) ist die
                     Geschäftsstelle für die Prüfungen in Absprache mit dem Prüfungsamt zuständig. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Der Oberkirchenrat beruft jeweils für zwei Semester eine Beisitzerin oder einen Beisitzer für die mündlichen Prüfungen der
                     Ersten Evangelisch-theologischen Dienstprüfung und ihre oder seine Stellvertreterinnen und Stellvertreter. Die Beisitzerin
                     oder der Beisitzer gehört der jeweiligen Prüfungskommission mit beratender Stimme an und soll an der Schlusssitzung teilnehmen.
                     Sofern sie oder er an den mündlichen Prüfungen oder an der Schlusssitzung teilnimmt, muss sie oder er gehört werden. Sie oder
                     er hat das Recht, die schriftlichen Arbeiten einzusehen. Die Beisitzerin oder der Beisitzer muss die Zweite Evangelisch-theologische
                     Dienstprüfung abgelegt haben und im Dienst der Landeskirche stehen. Dasselbe gilt im Verhinderungsfalle für ihre oder seine
                     Stellvertreterinnen und Stellvertreter. Die in die Liste der württembergischen Theologiestudierenden Aufgenommenen können
                     Vorschläge für die Berufung machen. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Mitglieder des Prüfungsausschusses, die Prüfenden und die Beisitzenden unterliegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie
                     nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch die oder den Vorsitzenden zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Die Geschäftsstelle für die Prüfungen gibt den Kandidatinnen und Kandidaten die Namen der Prüferinnen und Prüfer für die
                     mündlichen Prüfungen in angemessener Frist bekannt.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 4

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 4.1 Professorinnen und Professoren im Sinne dieser Prüfungsordnung sind die gemäß § 48 Absatz 2 Satz 1 Landeshochschulgesetz
                                    (LHG) berufenen Professorinnen und Professoren, die gemäß § 9 Abs. 1 Satz 1 LHG Mitglied der Universität Tübingen sind und
                                    nicht nur vorübergehend oder gastweise hauptberuflich an der Evangelisch-theologischen Fakultät tätig sind.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 4.2 Die Geschäftsstelle für die Prüfungen teilt der Beisitzerin oder dem Beisitzer die Termine der mündlichen Prüfungen und der Schlusssitzung des Prüfungsausschusses mit. Die Prüfung kann auch ohne Beisitzerin oder
                                    Beisitzer stattfinden, wenn ihr oder ihm die Termine ordnungsgemäß mitgeteilt wurden.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 5
Anerkennung von Studienzeiten,
Studien- und Prüfungsleistungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen in demselben Studiengang an einer Universität oder einer gleichgestellten
                     Hochschule im Geltungsbereich des Hochschulrechts der Bundesrepublik Deutschland werden ohne Gleichwertigkeitsprüfung anerkannt.
                     
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen in Studiengängen, die nicht unter Absatz 1 fallen, werden angerechnet, soweit
                     die Gleichwertigkeit gegeben ist. Gleichwertigkeit ist festzustellen, sofern sich die dabei erlangten Lernergebnisse in Inhalt, Qualifikationsniveau und Profil von denjenigen
                     dieses Studienganges, für den die Anrechnung beantragt wird, nicht wesentlich unterscheiden. Dabei ist eine Gesamtbetrachtung im Hinblick auf die Bedeutung der Leistungen
                     für die Erreichung der Ziele des Studiums und den Zweck der Prüfungen nach § 1 Absatz 2 und 3 vorzunehmen. Ein wesentlicher Unterschied liegt dann vor, wenn der Antragsteller voraussichtlich beeinträchtigt wird, dieses
                     Studium erfolgreich zu absolvieren. Die Beweislast für die Geltendmachung wesentlicher Unterschiede liegt bei der Hochschule.
                     
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Werden Studien- und Prüfungsleistungen angerechnet, sind die Noten – soweit die Notensysteme vergleichbar sind – zu übernehmen
                     und nach Maßgabe dieser Studien- und Prüfungsordnung in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen; dies ist dann nicht der
                     Fall, wenn eine entsprechende Prüfungsleistung bereits in einem geschlossenen Prüfungszusammenhang eingereicht worden ist.
                     Bei unvergleichbaren Notensystemen wird der Vermerk „bestanden“ ins Zeugnis aufgenommen. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Über Anerkennungen nach Absatz 2 entscheidet das Dekanat der Evangelisch-theologischen Fakultät der Universität Tübingen binnen vier Monaten, sofern die für die Anerkennung erforderlichen Unterlagen vollständig
                     vorliegen.
                  

               

               
                     § 6 
Täuschung und Ordnungsverstoß
bei Prüfungsleistungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Versucht eine Kandidatin oder ein Kandidat, das Ergebnis ihrer oder seiner Prüfungsleistungen durch Täuschung oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, so wird die betreffende Prüfungsleistung mit
                     „nicht ausreichend“ (5) bewertet. Auf die in Satz 1 vorgesehenen Folgen kann auch erkannt werden, wenn eine Kandidatin oder ein Kandidat nach Ausgabe der Prüfungsaufgabe
                     unerlaubte Hilfsmittel mit sich führt. Etwa vorgefundene unerlaubte Hilfsmittel sind unverzüglich wegzunehmen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Hat eine Teilnehmerin oder ein Teilnehmer bei einer Prüfung getäuscht oder nicht zugelassene Hilfsmittel benützt und wird
                     diese Tatsache erst nach Aushändigung des benoteten Leistungsnachweises bzw. des Zeugnisses bekannt, so kann die ergangene Prüfungsentscheidung nachträglich widerrufen werden. Der Leistungsnachweis bzw. das Prüfungszeugnis ist einzuziehen. Das Prüfungszeugnis ist gegebenenfalls
                     neu zu erteilen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Waren die Voraussetzungen für die Abnahme einer Prüfungsleistung nicht erfüllt, ohne dass die Kandidatin oder der Kandidat
                     hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des benoteten Leistungsnachweises bzw. des Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen
                     der Modul(teil)prüfung bzw. der Prüfungsleistung im Rahmen der Zwischenprüfung oder der Ersten Evangelisch-theologischen Dienstprüfung geheilt. Hat die Kandidatin oder der Kandidat vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, dass sie oder er die Modul(teil)prüfung
                     bzw. die Prüfungsleistung im Rahmen der Zwischenprüfung oder der Ersten Evangelisch-theologischen Dienstprüfung ablegen konnte,
                     so kann die ergangene Prüfungsentscheidung nachträglich widerrufen werden. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Von der jeweiligen Prüfungsleistung kann ausgeschlossen werden, wer den geordneten Ablauf der Prüfung empfindlich stört. Die betreffende Prüfungsleistung gilt in diesem Fall als nicht erbracht und wird mit
                     „nicht ausreichend“ (5) bewertet. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Wird die Prüfungsentscheidung nach Absatz 2 oder Absatz 3 Satz 2 widerrufen, so kann bei Modul- (teil)prüfungen die Prüfung
                     einmal wiederholt werden. Bei Prüfungsleistungen im Rahmen der Zwischenprüfung oder der Ersten Evangelisch-theologischen Dienstprüfung
                     entscheidet der Prüfungsausschuss, ob eine einzelne Prüfungsleistung mit „nicht ausreichend“ (5) zu bewerten ist oder die
                     Prüfung insgesamt für nicht bestanden erklärt wird. Das Prüfungszeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls ist ein neues Prüfungszeugnis auszustellen. Für die Wiederholung gelten §§ 23, 24 und §§ 37, 38, wobei für die dort gesetzten Fristen auf den Zeitpunkt des Widerrufs abzustellen ist. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die jeweilige Prüfungskommission beziehungsweise die Aufsicht führende Person kann in Fällen von Absatz 4 einen Ausschluss
                     verfügen. Gegen diese Entscheidung kann die Kandidatin oder der Kandidat bei Leistungen im Rahmen der Zwischenprüfung oder
                     der Ersten Evangelisch-theologischen Dienstprüfung innerhalb von 48 Stunden bei der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses
                     Einwendungen erheben. Wird diesen stattgegeben, so ist die Prüfung zu wiederholen. Belastende Entscheidungen werden in diesem
                     Fall der Kandidatin oder dem Kandidaten unverzüglich schriftlich mitgeteilt, begründet und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung versehen.
                  

               

               
                     § 7
Einwendungen gegen das Prüfungsverfahren
und das Prüfungsergebnis
der Zwischenprüfung und der
Ersten Evangelisch-theologischen Dienstprüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Erscheint das Prüfungsverfahren nicht ordnungsgemäß, so können bei der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses innerhalb
                     von 48 Stunden nach Beendigung des betreffenden Prüfungsvorganges Einwendungen erhoben werden. Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses entscheidet innerhalb weiterer 48 Stunden nach Zugang der Einwendung. Wird der Einwendung stattgegeben, so hat die Geschäftsstelle für die Prüfungen einen zeitnahen Termin für
                     die Wiederholung der betreffenden Prüfungsleistung zu bestimmen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Werden gegen eine Kandidatin oder einen Kandidaten Entscheidungen nach § 6 Abs. 1 getroffen, kann sie oder er dagegen innerhalb einer Frist von 48 Stunden nach Bekanntgabe den Oberkirchenrat anrufen. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Gegen Entscheidungen des Prüfungsausschusses nach §§ 13, 22, 34 und 35 kann der Oberkirchenrat innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe angerufen werden. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Gegen Entscheidungen des Oberkirchenrats nach Absatz 2 und 3 sowie gegen andere Entscheidungen des Oberkirchenrats im Prüfungsverfahren
                     kann die Prüfungsteilnehmerin oder der Prüfungsteilnehmer innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung Klage beim
                     Verwaltungsgericht der Evangelischen Landeskirche in Württemberg erheben.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 7

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 7.1 Bei einer Klausur wird die Wiederholung dieser Prüfungsleistung in der Regel auf die Person beschränkt, die den Einwand erhoben
                                    hat.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 8
Versäumnis einer Prüfungsleistung und Rücktritt
von der Zwischenprüfung oder
der Ersten Evangelisch-theologischen Dienstprüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Bleibt eine Kandidatin oder ein Kandidat ohne wichtigen Grund einem Prüfungstermin fern oder erbringt sie oder er eine schriftliche
                     Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorgegebenen Bearbeitungszeit, so wird die entsprechende Prüfungsleistung mit „nicht ausreichend“ (5) bewertet. Aus wichtigem Grund versäumte
                     Prüfungsleistungen sind nachzuholen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Kandidatin oder der Kandidat kann bis zu Beginn der ersten Prüfungsleistung der Zwischenprüfung oder der ersten Klausur
                     der Ersten Evangelisch-theologischen Dienstprüfung von der Prüfung zurücktreten. In diesem Fall gilt die Prüfung als nicht unternommen. Wer von der ersten Evangelisch-theologischen
                     Dienstprüfung zurücktritt, muss die bereits erbrachte Prüfungsleistung wiederholen.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Zu § 8

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              8.1 Die für das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen der Geschäftsstelle für die Prüfungen unverzüglich schriftlich angezeigt
                                 und glaubhaft gemacht werden. Als wichtiger Grund für ein Fernbleiben gilt insbesondere, wenn die Kandidatin oder der Kandidat durch Krankheit an der Ablegung einer oder mehrerer Prüfungsleistungen verhindert ist. Die Krankheit ist durch ärztliches Zeugnis zu belegen. Die Vorlage eines amtsärztlichen Attestes oder das Attest des Vertrauensarztes
                                 oder der Vertrauensärztin der Landeskirche kann verlangt werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              8.2 Werden die für ein Versäumnis geltend gemachten Gründe anerkannt, so gilt: Versäumte Klausuren sind vor Beginn der mündlichen Prüfungen nachzuholen. Ist dies nicht möglich, so sind sämtliche Klausuren und die
                                 mündlichen Prüfungen im Rahmen der Ersten Evangelisch-theologischen Dienstprüfung des darauf folgenden Semesters abzulegen. Nachzuholende mündliche Prüfungen müssen vor der Schlusssitzung des laufenden Prüfungsverfahrens abgelegt werden. Ist dies nicht möglich, so sind alle mündlichen Prüfungen im Rahmen der Ersten Evangelisch-theologischen Dienstprüfung des darauf folgenden Semesters abzulegen; eine Wiederholung
                                 der schriftlichen Prüfungsleistungen ist in diesem Fall nicht möglich.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 9
Arten der studienbegleitenden Prüfungsleistungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Studienbegleitende Prüfungsleistungen sind
                  

                  
                     
                        	
                            die schriftlichen Prüfungsleistungen;

                        

                        	
                            die mündlichen Prüfungsleistungen;

                        

                        	
                            weitere Formen von Prüfungsleistungen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Macht der Prüfling durch ein ärztliches Zeugnis glaubhaft, dass er wegen länger andauernder oder ständiger gesundheitlicher Beeinträchtigungen nicht in der Lage ist, Prüfungsleistungen ganz oder teilweise in der vorgesehenen
                     Form zu erbringen, kann der Prüfungsausschuss gestatten, gleichwertige Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen.
                     Entsprechendes gilt für Studienleistungen.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 9

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 9.1 Als weitere Formen von studienbegleitenden Prüfungsleistungen sind Referate, Präsentationen, Projekte und weitere Formen möglich.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 10
Studienbegleitende mündliche Prüfungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         In den studienbegleitenden mündlichen Prüfungsleistungen soll der Prüfling nachweisen, dass die Zusammenhänge des Prüfungsgebietes
                     erkannt werden und spezielle Fragestellungen in diese Zusammenhänge eingeordnet werden können. Ferner soll festgestellt werden,
                     ob der Prüfling über ein dem Studium entsprechendes Grundlagenwissen verfügt. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Dauer der studienbegleitenden mündlichen Prüfungsleistungen beträgt in der Regel 20 Minuten.
                  

               

               
                     § 11
Studienbegleitende schriftliche Prüfungsleistungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         In den schriftlichen Prüfungsleistungen soll der Prüfling nachweisen, dass er in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln mit den gängigen Methoden des Faches ein Problem erkennen und Wege zu einer Lösung finden
                     kann. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Dauer der studienbegleitenden schriftlichen Prüfungsleistungen als Vorlesungsprüfung beträgt in der Regel zwei Stunden,
                     die Dauer der schriftlichen Prüfungsleistung im Rahmen des Moduls „Zwischenprüfung EvTh-Zwi-Prüf“ beträgt drei Stunden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Sofern eine studienbegleitende schriftliche Prüfungsleistung in Form einer Hausarbeit (Pro- oder Hauptseminararbeit) erbracht
                     wird, hat der Prüfling schriftlich zu versichern, dass er die Hausarbeit ohne fremde Hilfe selbst verfasst, keine anderen
                     als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt und Zitate als solche ausgewiesen hat. Studienbegleitende Hausarbeiten
                     (Pro- oder Hauptseminararbeit) sind in ausgedruckter und digitaler Form abzugeben. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Das Bewertungsverfahren für studienbegleitende schriftliche Prüfungsleistungen nach Absatz 2 soll in der Regel den Beginn
                     der Vorlesungszeit des Semesters, das auf das Semester folgt, in dem die Prüfungsleistung erbracht wurde, nicht überschreiten. Das Bewertungsverfahren für studienbegleitende schriftliche
                     Prüfungsleistungen nach Absatz 3 soll drei Monate nach Abgabe der Prüfungsleistung nicht überschreiten.
                  

               

               
                     § 12
Bewertung der studienbegleitenden mündlichen
und schriftlichen Prüfungsleistungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den jeweiligen Prüfenden beziehungsweise Korrigierenden festgesetzt.
                     
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Bewertung erfolgt gemäß § 13 Abs. 1 und 2. 
                  

               

               
                     § 13 
Bewertung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Bewertung wird folgende Notenskala zugrunde gelegt: 
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 sehr gut 

                              
                              	
                                 (1)

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 eine hervorragende Leistung,

                              
                           

                           
                              	
                                 gut 

                              
                              	
                                 (2) 

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 eine Leistung, die erheblich über den durchschnittlichen Anforderungen liegt, 

                              
                           

                           
                              	
                                 befriedigend

                              
                              	
                                 (3)

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 eine Leistung, die durchschnittlichen Anforderungen entspricht,

                              
                           

                           
                              	
                                 ausreichend 

                              
                              	
                                 (4) 

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den Anforderungen genügt,

                              
                           

                           
                              	
                                 nicht ausreichend

                              
                              	
                                 (5) 

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anforderungen nicht mehr genügt.

                              
                           

                        
                     

                  

                   
                        (
                        2
                        )
                         Es können zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistungen Zwischennoten durch Verringern oder Erhöhen der einzelnen
                     Noten um 0,5 gebildet werden. Die Note 0,5 und Zwischennoten über 4,0 sind ausgeschlossen. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Bei Modulen, in denen mehrere benotete Leistungsnachweise erbracht wurden, sowie bei der Zwischenprüfung und bei der Ersten
                     Evangelisch-theologischen Dienstprüfung lauten die Noten für die einzelnen Prüfungsfächer und die Gesamtnote:
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 bei einem Durchschnitt bis 1,25:

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 sehr gut,

                              
                           

                           
                              	
                                 bei einem Durchschnitt von 1,26 bis 1,75:

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 sehr gut bis gut,

                              
                           

                           
                              	
                                 bei einem Durchschnitt von 1,76 bis 2,25:

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 gut,

                              
                           

                           
                              	
                                 bei einem Durchschnitt von 2,26 bis 2,75:

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 gut bis befriedigend,

                              
                           

                           
                              	
                                 bei einem Durchschnitt von 2,76 bis 3,25:

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 befriedigend,

                              
                           

                           
                              	
                                 bei einem Durchschnitt von 3,26 bis 3,75:

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 befriedigend bis ausreichend,

                              
                           

                           
                              	
                                 bei einem Durchschnitt von 3,76 bis 4,00:

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 ausreichend,

                              
                           

                           
                              	
                                 bei einem Durchschnitt über 4,00:

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 nicht ausreichend.

                              
                           

                        
                     

                  

                  Bei der Gesamtnote der Zwischenprüfung und der Ersten Evangelisch-theologischen Dienstprüfung wird zusätzlich die erzielte
                     Note in Ziffern mit einer Stelle nach dem Komma in Klammern hinter dem Wortlaut der erzielten Note angegeben. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Ergebnisse der einzelnen Prüfungsleistungen, die Fachnoten und die Gesamtnote bei der Zwischenprüfung und bei der Ersten
                     Evangelisch-theologischen Dienstprüfung werden in eine Liste eingetragen. Die Mitglieder des Prüfungsausschusses stellen mit
                     ihrer Unterschrift die in der Liste eingetragenen Noten fest. 
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 13

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 13.1 Bei der Angabe der Gesamtnote in Ziffern hinter dem Wortlaut der erzielten Note werden alle Stellen außer der ersten hinter
                                    dem Komma ohne Rundung gestrichen.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 14
Zeugnisse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Kandidatinnen und Kandidaten, die die Zwischenprüfung oder die Erste Evangelisch-theologische Dienstprüfung bestanden haben,
                     erhalten ein Zeugnis. Das Zeugnis trägt das Datum der Sitzung, in der der Prüfungsausschuss die Fach- und Gesamtnoten feststellt.
                     Es enthält die Gesamtnote, die Fachnoten, bei der Ersten Evangelisch-theologischen Dienstprüfung zusätzlich die Note und das
                     Thema der wissenschaftlichen Hausarbeit unter Angabe des Sonderfaches oder des Hauptfaches, dem die Hausarbeit zugeordnet wurde.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Studierenden, die die Zwischenprüfung oder die Erste Evangelisch-theologische Dienstprüfung erfolgreich abgelegt haben,
                     erhalten zusätzlich zu der Gesamtnote nach dem European Credit Transfer System (ECTS) eine relative Note entsprechend der
                     nachfolgenden Bewertungsskala:
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 A 

                              
                              	
                                 die besten 10%

                              
                           

                           
                              	
                                 B 

                              
                              	
                                 die nächsten 25%

                              
                           

                           
                              	
                                 C 

                              
                              	
                                 die nächsten 30%

                              
                           

                           
                              	
                                 D 

                              
                              	
                                 die nächsten 25%

                              
                           

                           
                              	
                                 E 

                              
                              	
                                 die nächsten 10%

                              
                           

                        
                     

                  

                  Als Grundlage für die Berechnung der relativen Note sind je nach Größe des Abschlussjahrgangs nach Festlegung der Geschäftsstelle
                     für die Prüfungen erforderlichenfalls außer dem Abschlussjahrgang so viele vorhergehende Jahrgänge als Kohorten zu erfassen,
                     dass die Abschlussergebnisse von mindestens 50 Personen die Vergleichsgrundlage bilden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für einzelne Module kann die ECTS-Note nach Absatz 2 – soweit dies möglich und ein entsprechender Bedarf gegeben ist – fakultativ
                     ausgewiesen werden. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Das Nichtbestehen der Zwischenprüfung und der Ersten Evangelisch-theologischen Dienstprüfung wird schriftlich mitgeteilt.
                     Die erbrachten Prüfungsleistungen und deren Benotung werden schriftlich bescheinigt. Der schriftliche Bescheid über die nicht
                     bestandene Prüfung gibt auch Auskunft darüber, ob und gegebenenfalls in welchem Umfang und innerhalb welcher Frist Prüfungsleistungen
                     wiederholt werden können.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Der Bescheid über die nicht bestandene Prüfung ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 14

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 14.1 Das Prüfungszeugnis der Zwischenprüfung wird von dem oder der Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterzeichnet. Das Prüfungszeugnis
                                    der Ersten Evangelisch-theologischen Dienstprüfung wird von der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses und von der
                                    Landesbischöfin oder dem Landesbischof oder ihrer oder seiner Stellvertretung unterzeichnet.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 14.2 Die Namen der Absolventinnen und Absolventen der Ersten Evangelisch-theologischen Dienstprüfung werden veröffentlicht.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 15
Einsicht in die Prüfungsakten
                     

                  

                  Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Prüfungsverfahrens ist dem Prüfungsteilnehmer oder der Prüfungsteilnehmerin auf
                     schriftlichen Antrag hin Einsicht in die ihn oder sie betreffenden Prüfungsakten zu gewähren.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 15

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 15.1 Die Prüfung ist mit dem Tag abgeschlossen, an dem der Prüfungsausschuss nach § 4 Abs. 3 Satz 1 die Noten feststellt.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt II
Zwischenprüfung
            

         

         
                     § 16
Ziel der Zwischenprüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Zwischenprüfung schließt das Grundstudium ab. Durch sie soll die Kandidatin oder der Kandidat nachweisen, dass sie oder
                     er das Ziel des Grundstudiums erreicht hat und dass sie oder er insbesondere die inhaltlichen Grundlagen ihres beziehungsweise
                     seines Faches, ein methodisches Instrumentarium und eine systematische Orientierung erworben hat, die erforderlich sind, um
                     das Studium mit Erfolg fortzusetzen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die bestandene Zwischenprüfung ist Voraussetzung für die Zulassung zur Ersten Evangelisch-theologischen Dienstprüfung.
                  

               

               
                     § 17
Zulassungsvoraussetzungen und
Anmeldung zur Zwischenprüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Anmeldung zur Zwischenprüfung erfolgt jeweils zu Beginn der Vorlesungszeit des Semesters, in dem die Zwischenprüfung
                     abgelegt wird, zu dem von der Geschäftsstelle für die Prüfungen bekannt gegebenen Termin.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zur Zwischenprüfung im Studiengang „Evangelische Theologie: Kirchlicher Abschluss“ kann nur zugelassen werden, wer 
                  

                  
                     
                        	
                            an der Eberhard-Karls-Universität Tübingen für diesen Studiengang eingeschrieben ist, 

                        

                        	
                            seinen Prüfungsanspruch in diesem Studiengang nicht verloren hat. 

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für die Zulassung zur Zwischenprüfung sind zusätzlich folgende Unterlagen vorzulegen.
                  

                  
                     
                        	
                            ein tabellarischer Lebenslauf, 

                        

                        	
                            eine Bescheinigung des zuständigen Pfarramts über die Zugehörigkeit zu einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland, deren Ausstellungsdatum nicht länger als drei Monate zurückliegt,

                        

                        	
                            eine beglaubigte Abschrift des Reifezeugnisses oder des Nachweises einer gleichwertigen Vorbildung,

                        

                        	
                            der Nachweis der Teilnahme an der verbindlichen Studienberatung zu Beginn des ersten Semesters und spätestens am Ende des
                              zweiten Semesters,
                           

                        

                        	
                            der Nachweis über die erforderlichen Sprachkenntnisse nach § 2 Abs. 1,
                           

                        

                        	
                            der Nachweis der bestandenen Bibelkundeprüfung (Biblicum); (vgl. Modul EvTh-Prop),

                        

                        	
                            der Nachweis der bestandenen Prüfung in Philosophie (Philosophicum); (vgl. Modul EvTh-Phil),

                        

                        	
                            gegebenenfalls der Nachweis über die vorgezogene Einzelprüfung nach § 19 Abs. 2 Nr. 2,
                           

                        

                        	
                            eine Erklärung darüber, in welchem Fach die Klausur der Zwischenprüfung (vgl. § 19 Abs. 2 Nr. 1) geschrieben werden soll, 
                           

                        

                        	
                            der Nachweis der Teilnahme an folgenden Modulen:

                           
                              
                                 	
                                     Propaedeuticum (EvTh-Prop)

                                 

                                 	
                                     Basismodul Altes Testament (EvTh-AT 1)

                                 

                                 	
                                     Basismodul Neues Testament (EvTh-NT 1)

                                 

                                 	
                                     Basismodul Kirchengeschichte (EvTh-KG 1)

                                 

                                 	
                                     Basismodul Systematische Theologie (EvTh-ST 1)

                                 

                                 	
                                     Basismodul Praktische Theologie (Teil 1) (EvTh-PT 1.1)

                                 

                                 	
                                     Interdisziplinäres Basismodul (EvTh-IntM 1)

                                 

                                 	
                                     Modul Philosophie (EvTh-Phil)

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           der Nachweis von zwei mindestens mit „ausreichend“ (4) benoteten Prüfungsleistungen in Form von schriftlichen Hausarbeiten
                              (in gedruckter und digitaler Form abgegeben), die im Rahmen von Proseminaren aus den in Nr. 10 litt. b bis e genannten Modulen
                              angefertigt wurden. Eine Hausarbeit muss in einem Proseminar der unter Nr. 10 litt. b oder c genannten Module, eine muss in
                              einem Proseminar der unter Nr. 10 litt. d oder e genannten Module angefertigt werden. Eine dieser schriftlichen Hausarbeiten kann durch einen benoteten Hauptseminarschein
                              oder den Nachweis einer im Anschluss an eine Hauptvorlesung abgelegten Prüfung entweder aus den in Nr. 10 litt. b oder c oder
                              aus den in Nr. 10 litt. d oder e genannten Modulen ersetzt werden. 
                           

                           Erfolgt der Ersatz aus den in Nummer 10 litt. b oder c genannten Modulen, so ist die Hausarbeit in den in Nummer 10 litt.
                              d oder e genannten Modulen anzufertigen;  
                           

                           erfolgt der Ersatz aus den in Nummer 10 litt. d oder e genannten Modulen, so ist die Hausarbeit aus den in Nummer 10 litt.
                              b oder c genannten Modulen anzufertigen. 
                           

                           Wird eine Vorlesungsprüfung vorgelegt, müssen im Wahlbereich zwei weitere Leistungspunkte nachgewiesen werden. Die schriftliche
                              Hausarbeit und die abgelegte Prüfung im Anschluss an eine Hauptvorlesung dürfen nicht aus demselben Fach sein.
                           

                        

                        	
                            eine Immatrikulationsbescheinigung der Universität Tübingen für das Prüfungssemester,

                        

                        	
                            eine Erklärung darüber, ob der Bewerber oder die Bewerberin bereits eine Zwischenprüfung abgelegt hat, oder sich in einem
                              solchen Studiengang in einem Prüfungsverfahren befindet.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Zwischenprüfung ist im Regelfall am Ende des vierten Semesters spätestens bis zum Ende des sechsten Semesters abzulegen.
                     Diese Frist verlängert sich nach § 2 Abs. 1 um bis zu 2 Semester, wenn Nachweise der Sprachkenntnisse (Hebraicum, Graecum, Latinum) während des Studiums nachzuholen sind.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Zwischenprüfung kann auch vor Ablauf dieser Frist abgelegt werden, sofern die für die Zulassung erforderlichen Leistungen
                     nachgewiesen sind.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Wird die Zwischenprüfung nicht innerhalb der in Absatz 4 genannten Fristen abgelegt, geht der Prüfungsanspruch verloren,
                     es sei denn, die Fristüberschreitung ist vom Studierenden nicht zu vertreten.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 17

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 17.1 Die Studiendauer und der Besuch der für die Zwischenprüfung erforderlichen Module wird durch Vorlage des Studienbuches und
                                    der Modulbescheinigungen nachgewiesen. Die derzeitige Anschrift, unter der Mitteilungen erfolgen können, ist anzugeben.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 17.2 Der Termin für die Anmeldung zur Zwischenprüfung wird durch die Geschäftsstelle für die Prüfungen per Aushang bekannt gegeben.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 18
Zulassung zur Zwischenprüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Meldung zur Zwischenprüfung ist mit den nach § 17 erforderlichen Unterlagen über die Geschäftsstelle für die Prüfungen beim Oberkirchenrat einzureichen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Oberkirchenrat entscheidet über die Zulassung zur Zwischenprüfung. In Ausnahmefällen kann er im Benehmen mit dem Prüfungsausschuss der Evangelisch theologischen Fakultät von einzelnen Erfordernissen befreien oder gestatten, den Nachweis auf andere Weise zu führen. Eine Ablehnung ist
                     schriftlich mitzuteilen, zu begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Antrag auf Zulassung zur Zwischenprüfung darf nur abgelehnt werden, wenn
                  

                  
                     
                        	
                            die in § 17 Abs. 2 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind oder
                           

                        

                        	
                            die Unterlagen nach § 17 Abs. 3 unvollständig sind und keine Ausnahmeregelung im Sinne von § 18 Abs. 2 vorliegt oder
                           

                        

                        	
                            der Bewerber oder die Bewerberin die Zwischenprüfung in demselben oder nach Maßgabe des Landesrechts einem verwandten Studiengang beziehungsweise die Erste Evangelisch-theologische Dienstprüfung endgültig
                              nicht bestanden hat oder
                           

                        

                        	
                            der Bewerber oder die Bewerberin sich in demselben oder einem nach Maßgabe des Landesrechts verwandten Studiengang in einem
                              entsprechenden Prüfungsverfahren beziehungsweise in einem entsprechenden kirchlichen Prüfungsverfahren befindet oder
                           

                        

                        	
                            kein Prüfungsanspruch mehr besteht (vgl. § 17 Abs. 6).
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der Oberkirchenrat teilt dem Bewerber oder der Bewerberin spätestens vier Wochen vor Beginn der Zwischenprüfung die Zulassung
                     zur Zwischenprüfung mit.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Nach der Zulassung werden die Namen der Zugelassenen dem Prüfungsausschuss und den jeweiligen Prüfenden mitgeteilt.
                  

               

               
                     § 19
Aufbau, Umfang und Art der Zwischenprüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Prüfungsfächer sind:
                  

                  
                     
                        	
                            Altes Testament,

                        

                        	
                            Neues Testament,

                        

                        	
                            Kirchen- und Dogmengeschichte.

                        

                     

                  

                  Ein exegetisches Fach kann nach Wahl des Kandidaten oder der Kandidatin durch eine Prüfung im Fach Systematische Theologie
                     ersetzt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Zwischenprüfung besteht aus:
                  

                  
                     
                        	
                            einer Klausur in den Fächern Altes oder Neues Testament,

                        

                        	
                            zwei mündlichen Prüfungen, von denen eine vorgezogen abgelegt werden kann.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die nach Absatz 2 prüfungsrelevanten Lehrveranstaltungen sind Hauptvorlesungen der entsprechenden Prüfungsfächer.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Zwischenprüfung soll innerhalb von vier Wochen abgeschlossen sein.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Wird nach Absatz 2 Nr. 2 eine Prüfungsleistung vorgezogen, muss diese bei der Geschäftsstelle für die Prüfungen mindestens vier Wochen vor dem Prüfungstermin und mindestens vier Wochen vor Semesterende angemeldet werden.
                     Die Geschäftsstelle für die Prüfungen bestätigt diese Anmeldung und spricht die Zulassung zu dieser Teilprüfung aus. Das Zulassungsverfahren
                     nach § 18 bleibt davon unberührt.
                  

               

               
                     § 20
Klausurarbeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         In der Klausurarbeit soll die Kandidatin oder der Kandidat nachweisen, dass sie oder er in begrenzter Zeit und mit begrenzten
                     Hilfsmitteln mit den gängigen Methoden ihres beziehungsweise seines Faches ein Problem erkennen und Wege zu einer Lösung finden
                     kann.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Bearbeitungszeit beträgt drei Zeitstunden. Körperbehinderten Kandidatinnen und Kandidaten kann diese Frist auf Antrag
                     bis zu einer Stunde verlängert werden.
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Zu § 20

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              20.1 Die Klausuraufgaben werden von dem oder der Lehrenden gestellt, der oder die die jeweilige Lehrveranstaltung nach § 19 Abs.
                                 2 und 3 gehalten hat. Sie müssen dem Themenbereich der Lehrveranstaltung entnommen sein.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              20.2 Zu den einzelnen Vorlesungen werden bis zu vier Klausuraufgaben gestellt, unter denen der Kandidat oder die Kandidatin auswählt.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              20.3 Die Aufsicht bei der Ausarbeitung von Klausuren wird von Repetenten oder Repetentinnen des Evangelischen Stifts oder Assistenten oder Assistentinnen der Evangelisch- theologischen Fakultät geführt.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              20.4 Wird eine Klausurarbeit nicht abgegeben, so wird sie als nicht erbrachte Prüfungsleistung mit „nicht ausreichend“ (5) bewertet.
                                 Auch wenn eine Aufgabe nicht bearbeitet wird, muss das Deckblatt abgegeben werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              20.5 Die vom Prüfungsausschuss bestimmten Hilfsmittel werden zur Verfügung gestellt. Nur diese dürfen für die Bearbeitung der
                                 Klausuren verwendet werden. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              20.6 Vor Beginn der Prüfung sind die Kandidaten und Kandidatinnen durch die Aufsicht auf das Verbot des Gebrauchs unerlaubter
                                 Hilfsmittel und die Folgen einer Täuschung und eines Ordnungsverstoßes sowie die Folgen der Nichtabgabe einer Arbeit durch
                                 Verlesen der betreffenden Vorschriften hinzuweisen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              20.7 Die Geschäftsstelle für die Prüfungen erhält die Klausurthemen von dem oder der jeweils zuständigen Lehrenden und gibt sie
                                 in verschlossenem Umschlag weiter an die Aufsicht. Diese öffnet den Umschlag in Gegenwart der Kandidaten und Kandidatinnen,
                                 verteilt die Aufgaben an die Kandidaten und Kandidatinnen und gibt die Zeit der Abgabe der Arbeit bekannt. Die Aufsicht hat
                                 die ganze Zeit über unausgesetzt anwesend zu sein. Sie hat darauf zu achten, dass nicht mehrere Personen gleichzeitig während
                                 der Prüfungszeit den Raum verlassen. Jeweils eine halbe Stunde und zehn Minuten vor Ablauf erinnert sie an die Abgabefrist.
                                 Nach deren Ablauf sind die Arbeiten abzuliefern, auch wenn sie unvollendet sind.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              20.8 Die Aufsicht nimmt die Arbeiten von den einzelnen Teilnehmern und Teilnehmerinnen vor ihrem Weggang in Empfang und stellt
                                 sie unverzüglich der Geschäftsstelle für die Prüfungen zu. Nach Abgabe der Arbeiten an die Aufsicht darf an ihnen nichts mehr
                                 geändert werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              20.9 Über den Verlauf der schriftlichen Prüfung wird von der Aufsicht eine Niederschrift gefertigt, die nach Schluss der Prüfung
                                 bei der Geschäftsstelle für die Prüfungen abzugeben ist. Sie enthält die Angaben über die Ausführung der Nr. 20.7, die Zeit
                                 der Abgabe der letzten Arbeit, etwaige besondere Vorkommnisse, z.B. Ausbleiben einzelner Teilnehmer oder Teilnehmerinnen,
                                 Täuschungen und Ordnungsverstöße nach § 6.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 21
Mündliche Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         In den mündlichen Prüfungen soll die Kandidatin oder der Kandidat nachweisen, dass sie oder er in begrenzter Zeit mit den
                     gängigen Methoden ihres beziehungsweise seines Faches ein Problem erkennt und spezielle Fragestellungen in die Zusammenhänge
                     des Prüfungsgebietes einzuordnen vermag. Durch die mündlichen Prüfungen soll ferner festgestellt werden, ob die Kandidatin oder der Kandidat über breites Grundlagenwissen verfügt. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Prüfungskommission besteht aus dem oder der Lehrenden, der oder die die betreffende Lehrveranstaltung gehalten hat, und
                     einem promovierten Theologen oder einer promovierten Theologin nach § 4 Abs. 3 Satz 3 oder einem wissenschaftlichen Mitarbeiter
                     oder einer wissenschaftlichen Mitarbeiterin der Evangelisch-theologischen Fakultät der oder die das Protokoll führt.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 21

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 21.1 Die Kandidaten und Kandidatinnen werden einzeln geprüft. Die Prüfungsdauer beträgt 20 Minuten. 
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 21.2 Zu den mündlichen Prüfungen sind Zuhörer oder Zuhörerinnen nicht zugelassen.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 22
Bewertung der Prüfungsleistungen, Bildung der
Noten und Bestehen der Zwischenprüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Klausurarbeit nach § 20 wird jeweils von zwei Korrektorinnen oder Korrektoren getrennt bewertet. Sie sollen sich auf eine gemeinsame Note einigen,
                     die zu begründen ist. Können sich die Korrektorinnen oder Korrektoren nicht auf eine gemeinsame Note einigen, so errechnet
                     die Geschäftsstelle für die Prüfung das Mittel der beiden Notenvorschläge entsprechend § 13 Abs. 3.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Über jede mündliche Prüfung nach § 21 wird ein Protokoll gefertigt, das die Gegenstände der Prüfung und die Note enthält. Es ist von den Mitgliedern der Prüfungskommission zu unterzeichnen. Die Noten für die mündlichen
                     Prüfungen werden von der Prüfungskommission im Anschluss an die Prüfung einvernehmlich festgelegt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Zwischenprüfung ist bestanden, wenn in jeder Prüfungsleistung mindestens die Note „ausreichend“ (4) erreicht wurde.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Gesamtnote der Zwischenprüfung errechnet sich aus dem Durchschnitt der Fachnoten.
                  

               

               
                     § 23
Wiederholung einzelner Prüfungsleistungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Prüfungsleistungen, die mit der Note „nicht ausreichend“
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         bewertet werden, können einmal wiederholt werden. Eine zweite Wiederholung ist in besonders begründeten Ausnahmefällen zulässig.
                     Die Wiederholung einer bestandenen Prüfungsleistung ist nicht zulässig.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Wiederholungen sind jeweils im Rahmen des folgenden Prüfungstermins vorzunehmen. Der Prüfungsanspruch erlischt bei Versäumnis
                     der Wiederholungsfrist, es sei denn, der Kandidat oder die Kandidatin hat das Versäumnis nicht zu vertreten.
                  

               

               
                     § 24
Wiederholung der Zwischenprüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Wurde die Zwischenprüfung insgesamt nicht bestanden, so kann sie einmal, frühestens beim folgenden Prüfungstermin, spätestens
                     nach einem Jahr wiederholt werden. Der Prüfungsanspruch erlischt bei Versäumnis der Wiederholungsfrist, es sei denn, der Kandidat oder die Kandidatin hat das Versäumnis nicht zu vertreten. Die Wiederholung einer bestandenen Zwischenprüfung ist nicht zulässig.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Fehlversuche bei anderen Gliedkirchen der EKD oder bei anderen von der EKD anerkannten Evangelisch-theologischen Fakultäten
                     oder Theologischen Hochschulen sind dabei anzurechnen.
                  

               

               
                     § 25
Zeugnis
                     

                  

                  Binnen zwei Wochen nach Feststellung der Noten durch den Prüfungsausschuss wird ein Zeugnis über die Zwischenprüfung ausgestellt,
                     das die in den Fachprüfungen erzielten Noten und die Gesamtnote enthält. Näheres ist in den §§ 13 und 14 geregelt.
                  

               

               
                     § 26
Beratungsgespräch
                     

                  

                  Nach der Zwischenprüfung findet mit dem Absolventen oder der Absolventin durch ein Mitglied der Evangelisch-theologischen
                     Fakultät, das im Prüfungsausschuss Sitz und Stimme hat, ein Beratungsgespräch statt.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 26

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 26.1 Der Absolvent oder die Absolventin bringt das Zeugnis zum Beratungsgespräch mit. Das Mitglied der Evangelisch-theologischen
                                    Fakultät dokumentiert das Beratungsgespräch auf dem Zeugnis mit Datum und Unterschrift.
                                 

                                  

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt III
Erste Evangelisch-theologische Dienstprüfung
            

         

         
                     § 27
Regelstudienzeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Regelstudienzeit für den Studiengang „Evangelische Theologie: Kirchlicher Abschluss“ ist in § 2 Abs. 1 festgelegt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Evangelisch-theologische Fakultät der Universität Tübingen stellt durch das Lehrangebot sicher, dass die Prüfungsleistungen
                     in den in dieser Prüfungsordnung I festgesetzten Zeiträumen erbracht werden können. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Erste Evangelisch-theologische Dienstprüfung kann auch vor Ende der Regelstudienzeit abgelegt werden, sofern die erforderlichen Zulassungsvoraussetzungen nachgewiesen sind.
                  

               

               
                     § 28
Zulassungsvoraussetzungen und Anmeldung
zur Ersten Evangelisch-theologischen Dienstprüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Anmeldung zur Ersten Evangelisch-theologischen Dienstprüfung erfolgt jeweils am Ende eines Wintersemesters für die Prüfung
                     des darauf folgenden Wintersemesters bzw. am Ende eines Sommersemesters für die Prüfung des darauf folgenden Sommersemesters zu dem von der Geschäftsstelle für die Prüfungen bekannt gegebenen Termin. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zur Ersten Evangelisch-theologischen Dienstprüfung kann nur zugelassen werden, wer seinen Prüfungsanspruch im Studiengang
                     „Evangelische Theologie: Kirchlicher Abschluss“ nicht verloren hat. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für die Zulassung zur Ersten Evangelisch-theologischen Dienstprüfung sind folgende Bescheinigungen vorzulegen:
                  

                  
                     
                        	
                            eine beglaubigte Kopie des Reifezeugnisses oder der Nachweis einer gleichwertigen Vorbildung,

                        

                        	
                            der Nachweis eines ordnungsgemäßen Studiums im Sinne der „Rahmenordnung für einen durch Module strukturierten Studiengang
                              Pfarramt/ Magister Theologiae“ und der „Übersicht über die Gegenstände des Studiums der Evangelischen Theologie und die Voraussetzungen
                              und Gegenstände der theologischen Prüfungen“ der EKD,
                           

                        

                        	
                            der Nachweis der bestandenen Zwischenprüfung gemäß Abschnitt II dieser Ordnung oder einer bestandenen Zwischenprüfung, die
                              der „Rahmenordnung für die Zwischenprüfung im Studiengang Evangelische Theologie“ der EKD entspricht, 
                           

                        

                        	
                            der Nachweis über die Teilnahme am Basismodul Praktische Theologie (Teil 2) (EvTh-PTh 1.2) einschließlich des erforderlichen
                              Leistungsnachweises,
                           

                        

                        	
                            der Nachweis über den Abschluss des Hauptstudiums (120 LP),

                        

                        	
                            der Nachweis über die Belegung der Module Integrationsmodul AT und NT (EvTh-IntegrM 1), Integrationsmodul KG und ST (EvTh-IntegrM
                              2) und Integrationsmodul PT (EvTh-IntegrM 3), kann die Belegung der Integrationsmodule zur Anmeldung nicht nachgewiesen werden,
                              muss dieser Nachweis bis zum Ende der dritten Woche des letzten Semesters des Examensmoduls nachgereicht werden.
                           

                        

                        	
                            der Nachweis von drei mit mindestens „ausreichend“ (4) benoteten Hauptseminararbeiten (in ausgedruckter und digitaler Form
                              abgegeben) aus drei verschiedenen der folgenden Fächer: Altes Testament, Neues Testament, Kirchengeschichte, Systematische Theologie, dabei ist zusätzlich der Nachweis zu erbringen, dass während des Grund- und Hauptstudiums in jedem der Fächer AT, NT, KG und ST eine Haupt- oder Proseminararbeit angefertigt worden ist,
                           

                        

                        	
                            der Nachweis über eine während des Hauptstudiums im Rahmen des Moduls Aufbaumodul Praktische Theologie (EvTh-PT 2) erstellte,
                              mindestens mit „ausreichend“ (4) benotete Predigtarbeit (Predigt mit Vorarbeiten),
                           

                        

                        	
                            der Nachweis über einen während des Hauptstudiums im Rahmen des Moduls Aufbaumodul Praktische Theologie (EvTh-PT 2) erstellten, mindestens mit „ausreichend“ (4) benoteten Unterrichtsentwurf, 

                        

                        	
                            ein mindestens mit „ausreichend“ (4) benoteter Leistungsnachweis im Modul Religionswissenschaft (EvTh-RW),

                        

                        	
                            der Nachweis der bestandenen Prüfung in Philosophie (Philosophicum) (vgl. Modul EvTh-Phil) sofern die Zwischenprüfung nicht
                              nach Abschnitt II dieser Ordnung abgelegt wurde,
                           

                        

                        	
                            eine Erklärung über die Wahl der Prüfungsfächer (§§ 32 bis 34); in jedem Prüfungsfach sind jeweils zwei Schwerpunkte für
                              die mündliche Prüfung anzugeben (vgl. § 34 Abs. 3), 
                           

                        

                        	
                            eine Bescheinigung des zuständigen Pfarramts über die Zugehörigkeit zu einer Gliedkirche der EKD, deren Ausstellungsdatum
                              nicht länger als drei Monate zurückliegt, 
                           

                        

                        	
                            eine Immatrikulationsbescheinigung der Universität Tübingen für das laufende Semester,

                        

                        	
                            eine Erklärung über Art, Umfang und Ergebnis bereits früher abgelegter oder begonnener kirchlicher oder akademischer Abschlussprüfungen im Studienfach Evangelische Theologie,

                        

                        	
                            eine Erklärung darüber, ob die Kandidatin oder der Kandidat mit der Zulassung der Öffentlichkeit zu den mündlichen Prüfungen
                              einverstanden ist,
                           

                        

                        	
                            eine Darstellung des Lebens- und Bildungswegs (mit 3 Lichtbildern), 

                        

                        	
                            der Nachweis über die Aufnahme auf die Liste der Württembergischen Theologiestudierenden

                        

                        	
                            eine Erklärung, dass sich die Kandidatin oder der Kandidat um die Aufnahme in den Pfarrdienst der Evangelischen Landeskirche
                              in Württemberg bewirbt,
                           

                        

                        	
                            ein erweitertes polizeiliches Führungszeugnis nach § 30a BZRG, dessen Ausstellungsdatum nicht länger als drei Monate zurückliegt.

                        

                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 28

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 28.1 Die Meldung zur Prüfung ist mit den erforderlichen Unterlagen über die Geschäftsstelle für die Prüfungen beim Oberkirchenrat
                                    einzureichen. Die derzeitige Anschrift, unter der Mitteilungen erfolgen können, ist anzugeben. 
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 28.2 Die Darstellung des Lebens- und Bildungswegs soll nicht mehr als fünf Seiten umfassen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 28.3 Die Studiendauer wird durch Vorlage des Studienbuches nachgewiesen.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 29
Zulassung zur Ersten Evangelisch-theologischen Dienstprüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Oberkirchenrat entscheidet über die Zulassung zur Prüfung. In Ausnahmefällen kann er von einzelnen Erfordernissen des
                     § 28 befreien. Die Geschäftsstelle für die Prüfungen teilt der Kandidatin oder dem Kandidaten, in der Regel zu Beginn des Prüfungssemesters, die Zulassung mit. Die Prüfung beginnt mit der Zulassung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Zulassung darf nur verweigert werden, wenn
                  

                  
                     
                        	
                            die in § 28 Abs. 2 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind oder

                        

                        	
                            die Unterlagen nach § 28 Abs. 3 unvollständig sind und keine Befreiung nach Abs. 1 vorliegt oder

                        

                        	
                            der Kandidat oder die Kandidatin die Erste Evangelisch-theologische Dienstprüfung in demselben oder einem nach Maßgabe des
                              Landesrechts verwandten Studiengang endgültig nicht bestanden hat, oder
                           

                        

                        	
                            der Kandidat oder die Kandidatin sich in demselben oder einem vergleichbaren Prüfungsverfahren befindet.

                        

                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 29

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 29.1 Vor der Entscheidung über die Nichtzulassung von Kandidatinnen und Kandidaten gibt der Oberkirchenrat dem Prüfungsausschuss
                                    Gelegenheit zur Äußerung.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 29.2 Der Oberkirchenrat teilt dem Prüfungsausschuss die Namen der Zugelassenen mit.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 30
Gegenstände der Ersten Evangelisch-theologischen Dienstprüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Prüfungsfächer sind die Hauptfächer:
                  

                  
                     
                        	
                            Altes Testament,

                        

                        	
                            Neues Testament,

                        

                        	
                            Kirchengeschichte,

                        

                        	
                            Systematische Theologie (Dogmatik und Ethik),

                        

                        	
                            Praktische Theologie.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Folgende Sonderfächer werden diesen Prüfungsfächern zugeordnet:
                  

                  
                     
                        	
                            Diakoniewissenschaft,

                        

                        	
                            Biblische Archäologie,

                        

                        	
                            Religionswissenschaft und interkulturelleTheologie,

                        

                        	
                            Judaistik,

                        

                        	
                            Kirchenordnung,

                        

                        	
                            Hermeneutik,

                        

                        	
                            Missionswissenschaft und Ökumenische Theologie.

                        

                     

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Zu § 30

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              30.1 Eine Prüfung in Sonderfächern findet nur statt, soweit diese in der Evangelisch-theologischen Fakultät der Universität Tübingen vertreten sind.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              Für die Prüfung gelten in der Regel als zugeordnet:

                              
                                 
                                    	
                                        das Sonderfach Diakoniewissenschaft den Hauptfächern 
Kirchengeschichte oder 
Systematische Theologie oder 
Praktische Theologie, 
                                       

                                    

                                    	
                                        das Sonderfach Biblische Archäologie dem Hauptfach 
Altes Testament oder 
Neues Testament, 
                                       

                                    

                                    	
                                        die Sonderfächer Religionswissenschaft und interkulturelle Theologie, sowie Judaistik den Hauptfächern 
Altes Testament oder 
Neues Testament oder 
Kirchengeschichte oder 
Systematische Theologie oder 
Praktische Theologie, 
                                       

                                    

                                    	
                                        das Sonderfach Kirchenordnung dem Hauptfach 
Kirchengeschichte, 
                                       

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              
                                 
                                    	
                                        das Sonderfach Hermeneutik dem Hauptfach 
Systematische Theologie, 
                                       

                                    

                                    	
                                        das Sonderfach Missionswissenschaft und Ökumenische Theologie den Hauptfächern 
Kirchengeschichte oder 
Systematische Theologie oder 
Praktische Theologie. 
                                       

                                    

                                 

                              

                              Über die Zuordnung entscheidet die Geschäftsstelle für die Prüfungen nach Maßgabe der Ordnung.

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 31
Art und Umfang der Prüfungsleistungen
                     

                  

                  Die Erste Evangelisch-theologische Dienstprüfung besteht aus:

                  
                     
                        	
                            der wissenschaftlichen Hausarbeit,

                        

                        	
                            drei schriftlichen Klausuren,

                        

                        	
                            fünf mündlichen Prüfungen.

                        

                     

                  

               

               
                     § 32
Wissenschaftliche Hausarbeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die wissenschaftliche Hausarbeit soll zeigen, dass die Kandidatin oder der Kandidat in der Lage ist, innerhalb eines begrenzten
                     Zeitraums ein Thema selbstständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die wissenschaftliche Hausarbeit wird im Rahmen des Moduls Examensmodul (EvTh-Exam) im Semester nach der Anmeldung zur Ersten
                     Evangelisch-theologischen Dienstprüfung in der Regel im Anschluss an ein Hauptseminar angefertigt. Das Thema der Arbeit muss
                     einem der Hauptfächer nach § 30 Abs. 1 oder einem der Sonderfächer nach § 30 Abs. 2 zugeordnet sein.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Genehmigung des Themas der wissenschaftlichen Hausarbeit wird bei der Geschäftsstelle für die Prüfungen beantragt. 
                  

                  Der Antrag enthält:

                  
                     
                        	
                            das Thema der wissenschaftlichen Hausarbeit,

                        

                        	
                            eine schriftliche Erklärung der Studentin oder des Studenten darüber, dass sie oder er über dieses oder ein benachbartes
                              Thema nicht bereits eine Arbeit geschrieben hat,
                           

                        

                        	
                            einen Nachweis über die Erfüllung der Voraussetzungen nach Absatz 2.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die wissenschaftliche Hausarbeit ist innerhalb von 12 Wochen anzufertigen. Die Einhaltung der Fristen überwacht die Geschäftsstelle für die Prüfungen. Der Zeitpunkt der Abgabe wird aktenkundig gemacht. Sie muss
                     spätestens vier Wochen vor Beginn der schriftlichen Prüfungen (Klausuren § 33) abgegeben sein.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Thema, Aufgabenstellung und Umfang der wissenschaftlichen Hausarbeit sind so zu begrenzen, dass die Frist zur Bearbeitung
                     eingehalten werden kann.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Wer in der wissenschaftlichen Hausarbeit die Note „ausreichend“ (4) nicht erreicht, jedoch einen Durchschnitt der Fachnoten
                     von mindestens 4,0 hat, hat die Erste Evangelisch-theologische Dienstprüfung bestanden, wenn er oder sie innerhalb eines halben
                     Jahres nach Abschluss der Prüfung bei der Wiederholung der wissenschaftlichen Hausarbeit über ein anderes Thema die Endnote
                     4,0 erreicht. Hat er oder sie die Endnote 4,0 nicht erreicht, so ist die gesamte Prüfung nicht bestanden. Sie kann nicht wiederholt
                     werden.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 32

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 32.1 Die wissenschaftliche Hausarbeit ist in ausgedruckter und digitaler Form abzuliefern und soll einschließlich der Anmerkungen
                                    nicht mehr als 60 Seiten umfassen (durchschnittlich nicht mehr als 40 Zeilen pro Seite und 60 Zeichen pro Zeile, 144.000 Zeichen
                                    inklusive Leerzeichen). Das Inhaltsverzeichnis und das Literaturverzeichnis werden dabei nicht mitgezählt. Die Kandidatin
                                    oder der Kandidat hat schriftlich zu versichern, dass sie oder er die Arbeit ohne fremde Hilfe selbst verfasst, keine anderen
                                    als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt und Zitate als solche ausgewiesen hat.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 32.2 Die wissenschaftliche Hausarbeit wird von zwei Personen bewertet. In der Regel ist die Leiterin oder der Leiter des Moduls
                                    Examensmodul (EvTh-Exam) eine oder einer der beiden Korrektorinnen oder Korrektoren. Die andere Korrektorin oder der andere
                                    Korrektor muss eine oder einer der dem Prüfungsausschuss angehörenden Professorinnen oder Professoren sein. Aus den Notenvorschlägen
                                    (gemäß § 13 Abs. 1 und 2) wird der Durchschnitt gebildet. Hält die eine Korrektorin oder der eine Korrektor die wissenschaftliche
                                    Hausarbeit für „nicht ausreichend“ (5), die oder der andere aber für „ausreichend“ (4) oder besser, so wird von der Geschäftsführerin
                                    oder dem Geschäftsführer im Einvernehmen mit der Leiterin oder dem Leiter des Prüfungsamts eine Person für die Drittkorrektur
                                    bestellt. Bewertet diese die Arbeit mit „ausreichend“ (4) oder besser, so wird die Note aus dem Durchschnitt aller drei Bewertungen
                                    gebildet, mindestens aber auf „ausreichend“ (4,0) festgesetzt.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 33
Klausuren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         In den Klausuren soll die Kandidatin oder der Kandidat nachweisen, dass sie oder er auf der Basis des notwendigen Grundwissens
                     in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln mit den gängigen Methoden des jeweiligen Faches eines von mehreren zur
                     Auswahl gestellten Themen bearbeiten kann.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Klausurfächer sind:
                  

                  
                     
                        	
                            Altes Testament,

                        

                        	
                            Neues Testament,

                        

                        	
                            Kirchengeschichte,

                        

                        	
                            Systematische Theologie (Dogmatik und Ethik),

                        

                        	
                            Praktische Theologie.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Kandidatin oder der Kandidat wählt drei Prüfungsfächer, in denen sie oder er die Klausuren schreiben will. Das Fach,
                     in dem die wissenschaftliche Hausarbeit geschrieben wurde, kann nicht gewählt werden. Ist das Thema der wissenschaftlichen
                     Hausarbeit einem Sonderfach entnommen (§ 30 Abs. 2), so kann dasjenige Hauptfach nicht gewählt werden, dem das Sonderfach
                     zugeordnet wurde.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Klausuraufgaben werden vom Prüfungsausschuss auf Vorschlag der einzelnen Abteilungen der Evangelisch-theologischen Fakultät
                     bestimmt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Bearbeitungszeit beträgt vier Stunden. Körperbehinderten Kandidatinnen und Kandidaten kann diese Frist auf Antrag bis
                     zu einer Stunde verlängert werden.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Klausuren werden jeweils von zwei Korrektorinnen oder Korrektoren getrennt bewertet. Sie sollen sich auf eine gemeinsame
                     Note einigen, die zu begründen ist. Können sich die Korrektorinnen oder Korrektoren nicht auf eine gemeinsame Note einigen,
                     so errechnet die Geschäftsstelle für die Prüfungen das Mittel der beiden Notenvorschläge entsprechend § 13 Abs. 3.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Spätestens nach Ablauf der Bearbeitungszeit gemäß Absatz 5 müssen alle Kandidatinnen und Kandidaten alle beschriebenen Bogen abgeben, auch wenn sie die Aufgabe nicht vollständig oder gar nicht bearbeitet haben.
                     Wird eine Klausurarbeit nicht abgegeben, so wird sie als nicht erbrachte Prüfungsleistung mit „nicht ausreichend“ (5) bewertet.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Die Noten der einzelnen Klausuren werden, sofern sämtliche Korrekturen bis dahin abgeschlossen sind, den Kandidatinnen und
                     Kandidaten auf Nachfrage von der Geschäftsstelle für die Prüfungen vor Beginn der mündlichen Prüfungen bekannt gegeben.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 33

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 33.1 Die Termine für die Klausuren werden von der Geschäftsstelle für die Prüfungen durch Aushang bekannt gemacht. 
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 33.2 In den einzelnen Hauptfächern werden jeweils mindestens drei Klausurthemen zur Wahl gestellt.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 33.3 Die Aufsicht bei der Ausarbeitung der Klausuren wird von Repetentinnen oder Repetenten des Evangelischen Stifts oder Assistentinnen oder Assistenten der Evangelisch-theologischen Fakultät geführt. 
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 33.4 Jeder Kandidatin und jedem Kandidaten wird ein Kennwort zugewiesen. Die Klausuren werden anonymisiert korrigiert. 
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 33.5 Auf den ersten Papierbogen jeder Klausurreinschrift hat die Kandidatin oder der Kandidat das Fach, die Aufgabe und das zugewiesene
                                    Kennwort zu schreiben. Auf jedem weiteren Bogen sind das Fach und das Kennwort zu wiederholen. Auch wenn eine Aufgabe nicht
                                    bearbeitet wird, muss ein Bogen mit den Angaben zu Fach, Aufgabe und Kennwort abgegeben werden. 
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 33.6 Die vom Prüfungsausschuss bestimmten Hilfsmittel werden zur Verfügung gestellt. Nur diese dürfen für die Bearbeitung der
                                    Klausuren verwendet werden. Die Kandidatin oder der Kandidat darf keine Hilfsmittel mit sich führen. Etwa vorgefundene unerlaubte
                                    Hilfsmittel sind unverzüglich wegzunehmen. Hiervon und von sonstigen Verstößen gemäß § 6 ist unverzüglich der oder dem Vorsitzenden
                                    des Prüfungsausschusses Mitteilung zu machen. 
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 33.7 Vor Beginn der Prüfung sind die Teilnehmerinnen und Teilnehmer durch die Aufsicht führende Person auf die Form (Nr. 33.5),
                                    auf das Verbot des Gebrauchs unerlaubter Hilfsmittel (Nr. 33.6) und die Folgen einer Täuschung und eines Ordnungsverstoßes
                                    (§ 6) sowie die Folge der Nichtabgabe einer Arbeit (§ 33 Abs. 7) hinzuweisen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 33.8 Die Aufsicht führende Person erhält jeweils die Themen für eine Klausur von der Geschäftsstelle für die Prüfungen in verschlossenem
                                    Umschlag zugestellt. 
                                 

                                 Sie öffnet den Umschlag zu Beginn der Prüfung in Gegenwart der Kandidatinnen und Kandidaten, verteilt die in schriftlicher
                                    Form vorliegenden Aufgaben und gibt den Abgabezeitpunkt bekannt. Die Aufsicht führende Person hat die ganze Zeit über anwesend zu sein. Sie hat darauf zu achten, dass nicht mehrere
                                    Personen gleichzeitig während der Prüfungszeit den Raum verlassen. Jeweils eine halbe Stunde und zehn Minuten vor Ablauf erinnert
                                    sie an die Abgabefrist. Nach deren Ablauf sind die Arbeiten abzuliefern. 
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 33.9 Die Aufsicht führende Person nimmt die Arbeiten von den einzelnen Teilnehmerinnen und Teilnehmern vor ihrem Weggang in Empfang
                                    und stellt sie unverzüglich der Geschäftsstelle für die Prüfungen zu. Nach Abgabe der Arbeiten an die Aufsicht führende Person
                                    darf an ihnen nichts mehr geändert werden.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 33.10 Über den Verlauf jeder schriftlichen Fachprüfung wird von der Aufsicht führenden Person eine Niederschrift gefertigt, die
                                    nach Schluss der Fachprüfung bei der Geschäftsstelle für die Prüfungen abzugeben ist. Sie enthält die Angaben über die Ausführung
                                    der Nr. 33.7, die Zeit der Abgabe der letzten Arbeit, etwaige besondere Vorkommnisse, z. B. das Ausbleiben einzelner Teilnehmerinnen
                                    oder Teilnehmer, Täuschungen und Ordnungsverstöße nach § 6. 
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 34
Mündliche Prüfungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Durch die mündlichen Prüfungen soll die Kandidatin oder der Kandidat nachweisen, dass sie oder er über ein dem Studienziel
                     entsprechendes Grundwissen verfügt, die Zusammenhänge des Prüfungsgebietes erkennt und ein von ihm oder ihr gewähltes Spezialgebiet mit seinen Fragestellungen in diese Zusammenhänge einzuordnen und kritisch zu beurteilen vermag.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Mündliche Prüfungsfächer sind die Hauptfächer:
                  

                  
                     
                        	
                            Altes Testament,

                        

                        	
                            Neues Testament,

                        

                        	
                            Kirchengeschichte,

                        

                        	
                            Systematische Theologie (Dogmatik und Ethik),

                        

                        	
                            Praktische Theologie.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         In den mündlichen Prüfungen werden die nach § 28 Abs. 3 Nr. 12 gewählten Schwerpunkte berücksichtigt, wobei der Kandidatin
                     oder dem Kandidaten – soweit nicht bereits im Rahmen der schriftlichen Prüfungsleistung geschehen – Gelegenheit gegeben wird,
                     über die im Studium erworbenen besonderen Kenntnisse Auskunft zu geben. Die Kandidatin oder der Kandidat muss in der Lage sein, ihre beziehungsweise seine Kenntnisse in den gesamten Bereich des Hauptfachs einzuordnen. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         In einer der mündlichen Prüfungen kann auf Antrag der Kandidatin oder des Kandidaten einer der beiden Schwerpunkte einem
                     dem betreffenden Hauptfach zugeordneten Sonderfach entnommen werden, wenn das Hauptfach schriftlich geprüft wird (§ 33) und
                     das Thema der wissenschaftlichen Hausarbeit (§ 32) nicht bereits einem Sonderfach entnommen ist.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Im Fach Systematische Theologie müssen im Verlauf der Prüfung die Bereiche Dogmatik und Ethik geprüft werden. Wenn der Bereich Ethik in der wissenschaftlichen Hausarbeit oder in der Klausur bearbeitet worden
                     ist, beschränkt sich die mündliche Prüfung auf den Bereich Dogmatik; wenn der Bereich Dogmatik schriftlich bearbeitet worden ist, ist einer der beiden mündlichen Schwerpunkte
                     aus dem Bereich Ethik zu wählen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         In dem Hauptfach, in dem keine schriftliche Leistung erbracht wird, findet eine erweiterte mündliche Prüfung statt. Dabei
                     kann ein Schwerpunkt ausnahmsweise einem Sonderfach entnommen werden, obwohl das Hauptfach nicht schriftlich geprüft wurde.
                     
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Die Prüfungskommission besteht aus zwei Fachprüferinnen und Fachprüfern, von denen eine oder einer Mitglied des Prüfungsausschusses
                     sein muss, einer Vertreterin oder einem Vertreter des Oberkirchenrats und, soweit sie oder er nicht als Fachprüferin oder
                     Fachprüfer beteiligt ist, der Ephora oder dem Ephorus des Evangelischen Stifts. Diese oder dieser kann sich durch die Direktorin
                     oder den Direktor des Evangelischen Stifts oder die Leiterin oder den Leiter des Prüfungsamtes vertreten lassen. Den Vorsitz
                     führt die Vertreterin oder der Vertreter des Oberkirchenrats.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Jedes Mitglied der Prüfungskommission bewertet die Prüfungsleistung mit einer Note gemäß § 13 Abs. 1 und 2. Zunächst gibt
                     diejenige Fachprüferin oder derjenige Fachprüfer, die oder der nicht selbst geprüft hat, ihre oder seine Bewertung ab, zuletzt
                     die oder der Vorsitzende. Kann sich die Kommission nicht auf eine gemeinsame Note einigen, wird die Note aus dem Durchschnitt
                     der abgegebenen Bewertungen gebildet. 
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                         Über jede mündliche Prüfung wird ein Protokoll gefertigt. Das Protokoll hält die Gegenstände der Prüfung und die Note fest.
                     Es ist von den Mitgliedern der Prüfungskommission zu unterzeichnen. 
                  

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 34

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 34.1 Der Plan für die mündliche Prüfung wird nach Absprache mit den verschiedenen Abteilungen von der Geschäftsstelle für die
                                    Prüfungen festgesetzt und durch Aushang bekannt gemacht.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 34.2 Die Kandidatinnen und Kandidaten werden einzeln geprüft. Die Prüfungsdauer beträgt 20 Minuten, in der erweiterten mündlichen Prüfung 30 Minuten. Außer den Prüferinnen und Prüfern sind auch die Vorsitzenden berechtigt, Fragen an die Kandidatin oder den Kandidaten zu richten.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 34.3 Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei der Meldung zur Prüfung nicht den Ausschluss der Öffentlichkeit von der mündlichen Prüfung beantragt (§ 28 Abs. 3 Nr. 15), so werden Studierende der Evangelischen Theologie,
                                    die die Zwischenprüfung abgelegt haben, im Rahmen der vorhandenen Plätze, insgesamt jedoch nicht mehr als zehn Personen als
                                    Zuhörerinnen oder Zuhörer zugelassen. Dabei ist denjenigen Studierenden Vorrang zu gewähren, die die Erste Evangelisch-theologische
                                    Dienstprüfung oder die Akademische Abschlussprüfung demnächst ablegen wollen. In besonders begründeten Ausnahmefällen kann
                                    von der Zulassung der Zuhörerinnen und Zuhörer abgesehen werden.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 35
Erteilung der Fachnoten und der Gesamtnote
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         In den fünf Prüfungsfächern gemäß § 33 Absatz 2 und § 34 Absatz 2 werden Fachnoten erteilt. Hierzu wird aus dem Ergebnis
                     der Bewertung der mündlichen und schriftlichen Prüfung der Durchschnitt errechnet. In dem Fach, in dem die wissenschaftliche
                     Hausarbeit geschrieben wurde, wird die Fachnote so gebildet, dass die Note der wissenschaftlichen Hausarbeit doppelt gewertet
                     wird, die Note der mündlichen Prüfung einfach. In dem Fach, in dem die erweiterte mündliche Prüfung erfolgt, ist die Bewertung
                     dieser Prüfung gleichzeitig die Fachnote.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ist die Prüfung bestanden, so wird eine Gesamtnote erteilt. Zur Feststellung der Gesamtnote wird aus der Summe der Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen der Durchschnitt gebildet. Näheres regelt § 13.
                  

               

               
                     § 36
Bestehen der Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Erste Evangelisch-theologische Dienstprüfung ist bestanden, wenn in der wissenschaftlichen Hausarbeit sowie in allen Fachnoten mindestens die Note „ausreichend“ (4) erreicht worden ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Bewertung der wissenschaftlichen Hausarbeit wird hinsichtlich des Bestehens der Ersten Evangelisch-theologischen Dienstprüfung
                     als Fachnote behandelt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für die wissenschaftliche Hausarbeit gilt § 32 Abs. 6, für die Fachnote, in dem die wissenschaftliche Hausarbeit geschrieben
                     wurde, gilt § 35 Abs. 1 Satz 3.
                  

               

               
                     § 37
Wiederholung einzelner Prüfungsleistungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Hat eine Kandidatin oder ein Kandidat bei einer oder zwei Fachnoten nicht mindestens die Note „ausreichend“
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         erreicht, so besteht die Möglichkeit, bei der Ersten Evangelisch-theologischen Dienstprüfung des darauf folgenden Semesters die Prüfungsleistungen in dem oder den mit „nicht ausreichend“ (5) bewerteten Fach oder Fächern
                     zu wiederholen. Wird bei der Wiederholung die Fachnote „ausreichend“ (4) nicht erreicht, ist die gesamte Erste Evangelisch-theologische Dienstprüfung nicht bestanden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Macht die Teilnehmerin oder der Teilnehmer von der Möglichkeit der Wiederholung keinen Gebrauch, so ist die gesamte Prüfung
                     nicht bestanden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für die Wiederholung der wissenschaftlichen Hausarbeit gilt § 32 Abs. 6.
                  

               

               
                     § 38
Wiederholung der Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Wurde die Prüfung nicht bestanden, so kann sie einmal, frühestens nach einem Jahr, spätestens nach zwei Jahren wiederholt
                     werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         In besonderen Härtefällen kann der Oberkirchenrat eine zweite Wiederholung gestatten. Sie muss ein Jahr nach der ersten Wiederholung erfolgen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Fehlversuche bei anderen Gliedkirchen der EKD oder bei anderen von der EKD anerkannten Evangelisch-theologischen Fakultäten
                     oder Theologischen Hochschulen sind dabei anzurechnen.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Zu § 38

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              38.1 Wurde die Prüfung nicht bestanden, so teilt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses der Teilnehmerin oder dem Teilnehmer
                                 schriftlich mit, zu welchem Zeitpunkt die Prüfung wiederholt werden kann.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              38.2 Absatz 2 ist auch anzuwenden, wenn die Prüfung nach § 6 Abs. 5 für nicht bestanden erklärt wird.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 39
Zeugnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Binnen vier Wochen nach Feststellung der Noten durch den Prüfungsausschuss wird ein Zeugnis über die Erste Evangelisch-theologische
                     Dienstprüfung ausgestellt. Näheres regeln die §§ 13 und 14. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Auf Antrag wird dem Zeugnis ein „Diploma Supplement“ in deutscher und englischer Sprache beigefügt, das ergänzende Informationen
                     über Studieninhalte und Studienverlauf enthält und sich inhaltlich an den im „European Diploma Supplement Model“ festgelegten
                     Rahmen hält.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt IV
Schlussbestimmungen
            

         

         
                     § 40
Übergangsregelungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Studierende, die vor dem Wintersemester 2010/11 das Studium begonnen haben, legen Studium und Prüfungsleistungen nach den
                     Bestimmungen der Zwischenprüfungsordnung im Studienfach Evangelische Theologie vom 22. Dezember 1998 (Abl. 58 S. 174), zuletzt
                     geändert durch Verordnung vom 31. Januar 2006 (Abl. 62 S. 9) und der Kirchlichen Verordnung über die Erste Evangelisch-theologische Dienstprüfung vom 14. Dezember 2004 (Abl. 61 S. 219) ab.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Auf Antrag können Studierende, die vor dem Wintersemester 2010/11 mit dem Studium begonnen haben, die Prüfungen nach dieser Verordnung ablegen. 
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Zu § 40

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              40.1 Sofern die Kirchliche Zwischenprüfungsordnung (KiZPO) im Studienfach Evangelische Theologie vom 22. Dezember 1998 (Abl. 58 S. 178), zuletzt geändert durch Verordnung vom 31. Januar 2006 (Abl. 62 S. 9) und die Kirchliche Verordnung über die Erste Evangelisch-theologische Dienstprüfung (Prüfungsordnung I – PO I) vom 14. Dezember
                                 2004 (Abl. 61 S. 219) gemäß § 39 Abs. 2 der Kirchlichen Verordnung über die Prüfungsordnung I für den Studiengang „Evangelische Theologie: Kirchlicher
                                 Abschluss“ (PO I) für Studierende weiter Anwendung findet, gilt dies entsprechend für die dazu ergangenen Ausführungsbestimmungen.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 41
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 2010 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Gleichzeitig treten die Verordnung des Oberkirchenrats über die Kirchliche Zwischenprüfungsordnung im Studienfach Evangelische
                     Theologie vom 22. Dezember 1998 (Abl. 58 S. 174), zuletzt geändert durch Verordnung vom 31. Januar 2006 (Abl. 62 S. 98) und die Kirchliche Verordnung über die Erste Evangelisch-Theologische Dienstprüfung vom 14. Dezember 2004 (Abl. 61 S. 2199) außer Kraft.
                  

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 41

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 41.1 Diese Ausführungsbestimmungen treten am 1. Oktober 2010 in Kraft. 
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 41.2 Gleichzeitig treten die Ausführungsbestimmungen zur Kirchlichen Zwischenprüfungsordnung (KiZPO) vom 22. Dezember 1998 (Abl. 58 S. 174) zuletzt geändert durch Erlass vom 31. Januar 2006 (Abl. 62 S. 1210) und die Ausführungsbestimmungen zur Prüfungsordnung I vom 21. Dezember 2004 (Abl. 61 S. 225), geändert durch Erlass vom 2. Dezember 2008 (Abl. 63 S. 26511) außer Kraft. 
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

                

                  Anlage: Modulhandbuch12

               

            

         

      

      

      1
            Zur Ausführung der Prüfungsordnung I vom 18. Oktober 2010 erlässt der Oberkirchenrat die folgenden Bestimmungen:

         

      

      2
            Red. Anm.: Die Bestimmungen sind zwischen den §§ - jeweils eingerückt - abgedruckt.

         

      

      3
            Red. Anm.: Elektronisch verfügbar unter Nr. 441_Archiv dieser Sammlung. 
            

         

      

      4
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 309 dieser Sammlung.
            

         

      

      5
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 1 dieser Sammlung.
            

         

      

      6
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung.
            

         

      

      7
            Red. Anm.: Siehe hierzu § 8 Geschäftsordnung des Theologisch-kirchlichen Konvents der Evangelischen Landeskirche in Württemberg (abgedruckt unter Nr. 315 dieser Sammlung).
            

         

      

      8
            Red. Anm.: Elektronisch im Archiv unter Nr. 448 u. 449 dieser Sammlung verfügbar. 
            

         

      

      9
            Red. Anm.: Elektronisch im Archiv unter Nr. 450 u. 451 dieser Sammlung verfügbar. 
            

         

      

      10
            Red. Anm.: Elektronisch im Archiv unter Nr. 448 u. 449 dieser Sammlung verfügbar. 
            

         

      

      11
            Red. Anm.: Elektronisch im Archiv unter Nr. 450 u. 451 dieser Sammlung verfügbar. 
            

         

      

      12
            Red. Hinweis: „Anlage zur PO I - Evangelisch-theologische Fakultät Universität Tübingen - Modulhandbuch - Studiengang Evangelische
               Theologie: Kirchlicher Abschluss“ hier nicht abgedruckt. Vollständige Anlage in Abl. 65 S. 89 ff.

         

      

   
      

      
         452. Richtlinien für die Aufnahme in den Vorbereitungsdienst

      

      
         Erlass des Oberkirchenrats vom 14. Juli 2009 (Abl. 63 S. 385), geändert durch Verordnung vom 6. August 2024 (Abl. 71 Nr. 62) und durch Kirchl. Verordnung 
vom 15. September 2025 (Abl. 71 Nr. 184)
         

      

      1. Voraussetzungen

         Allgemeine Voraussetzungen für die Aufnahme in den Vorbereitungsdienst sind in §§ 3 f. des Württembergischen Pfarrergesetzes1 festgehalten:
         

         „§ 3 Allgemeines

         
               (
               1
               )
               Die allgemeinen Voraussetzungen für die Aufnahme in den Pfarrdienst der Landeskirche erfüllt, wer
            
               	
                  erwarten lässt, dass er seinen pfarramtlichen Dienst gemäß dem Ordinationsversprechen tut und seine Bereitschaft dazu wie
                     folgt schriftlich erklärt: „Im Aufsehen auf Jesus Christus, den alleinigen Herrn der Kirche, bin ich bereit, mein Amt als
                     Diener des göttlichen Wortes zu führen und mitzuhelfen, dass das Evangelium von Jesus Christus, wie es in der Heiligen Schrift
                     gegeben und in den Bekenntnissen der Reformation bezeugt ist, aller Welt verkündigt wird. Ich will in meinem Teil dafür Sorge
                     tragen, dass die Kirche in Verkündigung, Lehre und Leben auf den Grund des Evangeliums gebaut werde, und will darauf Acht
                     haben, dass falscher Lehre, der Unordnung und dem Ärgernis in der Kirche gewehrt werde. Ich will meinen pfarramtlichen Dienst
                     im Gehorsam gegen Jesus Christus nach der Ordnung unserer Landeskirche tun und das Beichtgeheimnis wahren (§ 2 Abs. 4 Einführungsordnung2).“
                  

               

               	
                  Mitglied einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland ist oder dies im Zeitpunkt der Aufnahme in den Pfarrdienst
                     wird.
                  

               

            

         

         § 4 Vorbereitungsdienst

         
               (
               1
               )
               In den Vorbereitungsdienst (§ 2 Abs. 4) kann aufgenommen werden, wer
            
               	
                  die Voraussetzungen des § 3 erfüllt,

               

               	
                  die erste evangelisch-theologische Dienstprüfung oder die erste kirchliche Dienstprüfung des Lehrgangs für den Pfarrdienst
                     bestanden hat, und
                  

               

               	
                  ein Vorpraktikum für Theologiestudenten abgeleistet hat,

               

               	
                  das 32. Lebensjahr noch nicht vollendet hat.

               

            

         

         
               (
               2
               )
               Vom Erfordernis des Absatzes 1 Nr. 2 bis 4 kann abgesehen werden, im Falle des Absatzes 1 Nr. 2 jedoch nur, wenn die für den
            Pfarrdienst notwendige wissenschaftliche Vorbildung nachgewiesen ist.
         

         Darüber hinaus gelten die besonderen Voraussetzungen:
            
               	
                  Der Abschluss der I. Evang.-theol. Dienstprüfung darf zu Beginn der Klausuren der II. Evang.theol. Dienstprüfung nicht länger
                     als sieben Jahre zurückliegen (§ 4 PO II3).
                  

               

               	
                  Die Bewerberin oder der Bewerber muss ein amtsärztliches Gesundheitszeugnis aus neuester Zeit vorlegen, um nachzuweisen, dass
                     die Dienstfähigkeit vorliegt und eine vorzeitige Dienstunfähigkeit nicht zu erwarten ist.
                  

               

            

         

         2. Bewerbung

         
            	2.1

            	
               Die Bewerbung um die Aufnahme in den Vorbereitungsdienst der Evang. Landeskirche in Württemberg erfolgt in der Regel mit der
                  Anmeldung zur I. Evang.-theol. Dienstprüfung (vgl. § 5 Abs. 2 Nr. 13 Prüfungsordnung I4).
               

            

            	2.2

            	
               soweit es die vorgegebenen Aufnahmezahlen erlauben, können auch Bewerberinnen oder Bewerber zum Aufnahmeverfahren zugelassen
                  werden, die eine der I. Evang.-theol. Dienstprüfung gleichwertige Prüfung abgelegt haben. Über die Zulassung solcher Bewerberinnen
                  oder Bewerber zum Aufnahmegespräch nach Nr. 3 durch den Oberkirchenrat wird in der Regel zum 1. April bzw. 1. Oktober eines
                  Jahres entschieden. Für die Zulassung müssen – unbeschadet der unter Nr. 1 genannten – folgende Voraussetzungen erfüllt sein:
                  
                     	
                        Die für den Pfarrdienst notwendige wissenschaftliche Vorbildung wird nachgewiesen, ggf. nach erfolgreicher Teilnahme an einem
                           ergänzenden Kolloquium (§ 4 Abs. 2 Württ. Pfarrergesetz5).
                        

                     

                     	
                        Die Zulassungsvoraussetzungen für die I. Evang.-theol. Dienstprüfung gemäß § 5 Abs. 2 PO I6 sind erfüllt.
                        

                     

                     	
                        Bei Bewerbungen aus anderen Landeskirchen liegt die Ausbildungsakte der Heimatkirche dem Oberkirchenrat zur Einsichtnahme
                           vor.
                        

                     

                  

               

               Ferner muss ein landeskirchliches Interesse an der Aufnahme bestehen, z. B. aufgrund der besonderen Qualifikation der Bewerberin
                  oder des Bewerbers, nachgewiesen durch ein überdurchschnittliches Examen oder ggf. zusätzliche berufliche oder fachliche Qualifikationen.
                  Ferner muss die lokale Flexibilität der Bewerberin oder des Bewerbers gewährleistet sein.
               

               Erscheinen unter diesen Gesichtspunkten mehrere Bewerberinnen oder Bewerber gleich geeignet, können persönliche Interessen
                  der Bewerberinnen oder Bewerber berücksichtigt werden.
               

            

         

         3. Aufnahmegespräch

         Nach Abschluss der I. Evang.-theol. Dienstprüfung lädt der Oberkirchenrat die Bewerberinnen und Bewerber zu einem Aufnahmegespräch
            ein. Ziel des Gespräches ist es, dass Vertreterinnen oder Vertreter der Kirchenleitung und der Vikarsausbildung die künftigen
            Vikarinnen und Vikare persönlich wahrnehmen und diese ihrerseits die Vertreterinnen und Vertreter der Kirchenleitung und Vikarsausbildung
            kennen lernen können. Bewerberinnen und Bewerber nehmen spätestens ein halbes Jahr nach Abschluss der I. Evang.-theol. Dienstprüfung
            am Aufnahmegespräch teil; eine Bewerbung nach Nr. 2.2 dieser Richtlinien ist auch zu einem späteren Zeitpunkt möglich.
         

         Außer der Bewerberin bzw. dem Bewerber nehmen daran die Personaldezernentin oder der Personaldezernent, ein von der Landesbischöfin
            oder dem Landesbischof berufene Prälatin oder ein berufener Prälat, die für den Vorbereitungsdienst zuständige Referentin
            oder der zuständige Referent des Oberkirchenrats, die für die Begleitung der Studierenden zuständige Referentin oder der zuständige
            Referent des Oberkirchenrats und die Direktorin oder der Direktor des Pfarrseminars teil. Kann eine dieser Personen am Aufnahmegespräch
            nicht selbst mitwirken, nimmt eine von ihr beauftragte Stellvertreterin bzw. ein Stellvertreter daran teil.
         

         Das Aufnahmegespräch findet als Einzelgespräch statt und dauert in der Regel 30 Minuten.

         Zur Vorbereitung des Aufnahmegesprächs verfasst die Bewerberin oder der Bewerber eine Darstellung ihres bzw. seines Lebens-
            und Bildungswegs im Umfang von höchstens 5 Seiten und versehen mit einem Lichtbild (Zulassungsvoraussetzung gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 12 Prüfungsordnung I7). Diese Darstellung ist Grundlage des Gesprächs.
         

         Das Kollegium des Oberkirchenrats entscheidet über die Aufnahme in den Vorbereitungsdienst. Über das Ergebnis erhalten die
            Bewerberinnen und Bewerber einen schriftlichen Bescheid.
         

         4.  Ausnahmeregelung

         Ergeben sich im Zusammenhang mit dem Aufnahmegespräch Zweifel an der Eignung einer Bewerberin oder eines Bewerbers für den
            Vorbereitungsdienst, so werden diese unverzüglich schriftlich festgehalten und der Bewerberin oder dem Bewerber mitgeteilt.
            Die Bewerberin oder der Bewerber wird aufgefordert, innerhalb eines halben Jahres an einer Potentialanalyse teilzunehmen.
            Durchgeführt wird diese Potentialanalyse durch das „Zentrum für kirchliche Personalberatung“ in Friedberg/Hessen. Dort wird
            ein Gutachten erstellt, das eine Einschätzung zur persönlichen Eignung der Bewerberinnen und Bewerber anhand praxisorientierter,
            anforderungsgerechter Verfahren und Methoden trifft.
         

         Der Oberkirchenrat kann die Frist im Ausnahmefall verlängern. Die Kosten für die Potentialanalyse trägt die Landeskirche.

         Anhand des Gutachtens berät die Kommission, die das Aufnahmegespräch geführt hat, über eine Empfehlung zur Aufnahme oder Nicht-Aufnahme
            in den Vorbereitungsdienst.
         

         Das Kollegium des Oberkirchenrats entscheidet über die Aufnahme in den Vorbereitungsdienst. Über das Ergebnis erhalten die
            Bewerberinnen und Bewerber einen schriftlichen Bescheid.
         

         5. Zeitpunkt der Aufnahme

         Die Aufnahme der Bewerberinnen und Bewerber in den Vorbereitungsdienst erfolgt immer zum 1. September eines Jahres.8

         Die Bewerberinnen und Bewerber geben in dem unter Nummer 2 genannten Erhebungsbogen an, in welchem Jahr sie mit dem Vorbereitungsdienst
            beginnen wollen. Eine verbindliche Zusage des Aufnahmezeitpunkts macht der Oberkirchenrat gegebenenfalls nach der Entscheidung
            über die Aufnahme.
         

         Diejenigen Bewerberinnen und Bewerber, denen ein Aufnahmetermin mitgeteilt wurde, müssen diesen Termin wahrnehmen. Sonst werden
            sie nicht in den Vorbereitungsdienst aufgenommen. Ausnahmen kann der Oberkirchenrat zulassen.
         

      

      

      1
            Red. Anm.: Hinweis veraltet. Elektronisch verfügbar unter 441_Archiv dieser Sammlung.
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 400 u. 401 dieser Sammlung.
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 460 u. 461 dieser Sammlung.
            

         

      

      4
            Red. Anm.: Vgl. jetzt § 28 Abs. 3 Nr. 18 PO I (Nr. 450 u. 451 dieser Sammlung).
            

         

      

      5
            Red. Anm.: Jetzt § 37 Abs. 2 WürttPfG (Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung).
            

         

      

      6
            Red. Anm.: Jetzt § 28 Abs. 2 und 3 PO I (Nr. 450 u. 451 dieser Sammlung).
            

         

      

      7
            Red. Anm.: Vgl. jetzt § 28 Abs. 3 Nr. 16 PO I (Nr. 450 u. 451 dieser Sammlung).
            

         

      

      8
            Red. Anm.: Zur Möglichkeit einer Aufnahme in den Vorbereitungsdienst zum 1. April 2025 siehe Übergangsbestimmung Art. 6 Abs.
               2 Verordnung des Oberkirchenrats zur Änderung der Studienordnung und weiterer Regelungen vom 6. August 2024 (Abl. 71 Nr. 62).
            

         

      

   
      

      
         453. Verordnung des Oberkirchenrats 
über die Ausbildung im Vorbereitungsdienst 
(Studienordnung – StO)
         

      

      
         Vom 6. Juli 2011

      

      
         (Abl. 64 S. 516), geändert durch Verordnung vom 14. Mai 2013 (Abl. 65 S. 698), vom 10. Dezember 2013 (Abl. 66 S. 1, 2), vom 17. Oktober 2017 (Abl. 67 S. 443), vom 8. Januar 2020 (Abl. 69 S. 26) und vom 6. August 2024 (Abl. 71 Nr. 62)
         

      

      Aufgrund von § 75 Abs. 1 Satz 1 Württembergisches Pfarrergesetz vom 3. Juni 1977 (Abl. 47 S. 511), in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Dezember 1989 (Abl. 54 S. 38), zuletzt geändert durch Kirchliches Gesetz vom 24. November 2010 (Abl. 64 S. 234, 240)1, wird gemäß § 2 Abs. 2 in Verbindung mit § 4 Nr. 2.1 Satz 2 der Ordnung des Pfarrseminars der Evang. Landeskirche in Württemberg vom 16. März 1982 (Abl. 50 S. 70), zuletzt geändert durch Kirchliche Verordnung vom 17. September 2002 (Abl. 60 S. 173)2, verordnet: 
         

      

      
            I. Rechtliche Grundlagen und Ziele der Ausbildung im Vorbereitungsdienst

         

         Ziel der Ausbildung ist es, die Vikarinnen und Vikare zu befähigen, den in der Ordinationsverpflichtung ausgesprochenen und
            im Pfarrdienstgesetz der EKD und dem Württ. Pfarrergesetz beschriebenen Auftrag einer evangelischen Pfarrerin oder eines evangelischen
            Pfarrers selbständig in theologischer Verantwortung wahrzunehmen.
         

         
                     § 1
Allgemeines
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Vorbereitungsdienst dient der Einübung und Entwicklung derjenigen Grundkompetenzen, welche die Voraussetzung für eine
                     sachgemäße Wahrnehmung des Pfarramts sind (Kirchliche Verordnung über die Auswertung des Vorbereitungsdienstes und die dienstliche Beurteilung der unständigen Pfarrer
                        und Pfarrerinnen im Vorbereitungsdienst). Damit nimmt der Vorbereitungsdienst die im Studium erworbenen grundlegenden Kenntnisse, Fähigkeiten und Einsichten auf
                     und führt sie zu einem berufsqualifizierenden Stand, der nach dem Vorbereitungsdienst durch berufsbegleitende Fort- und Weiterbildung
                     gefestigt wird. Studium der Evangelischen Theologie, Vorbereitungsdienst und Fort- und Weiterbildung der Pfarrerinnen und
                     Pfarrer gehören zusammen und bilden eine Einheit von aufeinander aufbauenden und sich ergänzenden Phasen beruflicher Qualifizierung.
                     
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die im Vorbereitungsdienst stehenden Vikarinnen und Vikare lernen den pfarramtlichen Dienst kennen, üben grundlegende Vollzüge
                     ein und werden zur selbständigen Gestaltung und kritischen Reflexion pastoraler Praxis angeleitet. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Unbeschadet der für alle Angehörigen des Vorbereitungsdienstes vorgesehenen Ausbildungsschritte geschieht die Ausbildung
                     für den Pfarrdienst darüber hinaus durch selbstgesteuertes und selbstorganisiertes Lernen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der pfarramtliche Dienst ist öffentlicher Dienst am Wort Gottes, zu dem die Kirche beruft. Sein Auftrag umfasst die in § 5 Württ. Pfarrergesetz3 genannten Bereiche.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Vikarinnen und Vikare sind Pfarrerinnen und Pfarrer der württembergischen Landeskirche im unständigen Dienst im Sinne
                     von § 1 Württ. Pfarrergesetz4. Damit gelten für sie die Bestimmungen des Pfarrergesetzes. Die Vikarinnen und Vikare, die gemeinsam den Vorbereitungsdienst
                     aufgenommen haben, werden in einem Jahrgang zusammengefasst. Sie wählen aus ihrer Mitte eine Sprecherin oder einen Sprecher
                     und deren oder dessen Stellvertretung. Für die Dauer des Vorbereitungsdienstes bilden in der Regel fünf bis sechs Vikarinnen
                     und Vikare eine monatliche, supervisorisch angeleitete Fallbesprechungsgruppe. Die Fallbesprechungsgruppen verantwortet das
                     Pfarrseminar.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Der Vorbereitungsdienst kann auf Antrag als Teildienst, der 75 vom Hundert eines vollen Dienstauftrags beträgt, geleistet
                     werden, wenn entweder die Voraussetzungen für die Gewährung von Elternzeit, der §§ 69 bis 69 b PfDG.EKD5, oder eine Schwerbehinderung vorliegen oder wenn ein dienstliches Interesse besteht. Kurse des Pfarrseminars und des Pädagogisch-theologischen
                     Zentrums sowie die Auftaktwochen, Studien- und Auswertungstage, sind dabei in Vollzeit zu absolvieren, wenn dies nicht abweichend
                     festgelegt wird, was durch einen Dienstauftrag im Umfang von 50 % in der Gemeinde ausgeglichen wird. Unterstützungsleistungen
                     zur Kinderbetreuung werden gewährt.
                  

               

               
                     § 2
Aufnahme in den Vorbereitungsdienst und Beauftragung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Über die Aufnahme in den Vorbereitungsdienst entscheidet der Oberkirchenrat nach den Bestimmungen des Pfarrergesetzes und
                     nach den Richtlinien für die Übernahme in den Vorbereitungsdienst.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         In Absprache mit der Vikarin oder dem Vikar und dem Dekanatamt wird die Vikarin oder der Vikar vom Oberkirchenrat einer Kirchengemeinde
                     und einer Ausbildungspfarrerin oder einem Ausbildungspfarrer zugeordnet. Die Ausbildungspfarrerin oder der Ausbildungspfarrer
                     schafft im Benehmen mit dem Kirchengemeinderat die Rahmenbedingungen für eine dieser Studienordnung entsprechende Einübung
                     der Praxis. Für den Bereich Religionsunterricht sind die Schuldekaninnen und Schuldekane verantwortlich. Die Einübung in die
                     Praxis des Religionsunterrichts übernehmen schulische Mentorinnen und Mentoren (kirchliche oder staatliche Lehrkräfte).
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Ausbildungspfarrerin oder der Ausbildungspfarrer leitet die Vikarin oder den Vikar an und begleitet und fördert sie oder
                     ihn bei ihrem oder seinem Dienst. Die Ausbildungspfarrerinnen und Ausbildungspfarrer werden für diese Aufgabe durch das Pfarrseminar
                     fortgebildet. Die Teilnahme an der Fortbildung ist verpflichtend für Ausbildungspfarrerinnen und Ausbildungspfarrer. Die schulischen Mentorate durch kirchliche und staatliche Lehrkräfte leiten die Vikarinnen
                     und Vikare im Religionsunterricht an und begleiten und fördern sie. Die Mentorinnen und Mentoren werden vom Pädagogisch-Theologischen
                     Zentrum für diese Aufgabe fortgebildet.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Vikarin oder der Vikar wird in ihrem oder seinem Dienst verpflichtet und mit der öffentlichen Wortverkündigung und der
                     Verwaltung der Sakramente unter Anleitung und Verantwortung der Ausbildungspfarrerin oder des Ausbildungspfarrers vorläufig
                     beauftragt. 
                  

                  Sie oder er unterzeichnet die Verpflichtungserklärung gemäß den Ausführungsbestimmungen zur Einführungsordnung (zu § 2 Nr. 12).
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Vikarin oder der Vikar wird der Kirchengemeinde in einem Gottesdienst vorgestellt. Die Kirchengemeinde wird von der Verpflichtung
                     und Beauftragung der Vikarin oder des Vikars unterrichtet.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Vikarin oder der Vikar untersteht der Dienstaufsicht des Oberkirchenrats und des Dekanatamts. Die unmittelbare Dienstaufsicht
                     wird von der Ausbildungspfarrerin oder dem Ausbildungspfarrer wahrgenommen. Während der angeordneten Kurse haben die Kursleiterinnen
                     und Kursleiter Weisungsrecht.
                  

               

               
                     § 3
Zur Organisation des Vorbereitungsdienstes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Vorbereitungsdienst qualifiziert für den Pfarrberuf. Grundlegender Ausbildungsort ist die Gemeinde und in der Regel eine
                     ortsnahe Schule. Regionale und landeskirchliche Zusammenhänge sind stets im Blick.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Ausbildung im Vorbereitungsdienst geschieht außerdem auch im Pfarrseminar und im Pädagogisch-Theologischen Zentrum in
                     Kooperation mit weiteren kirchlichen Einrichtungen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Zu den Ausbildungsveranstaltungen gehören die Ausbildungs-, Beratungs- und Auswertungsgespräche mit der Ausbildungspfarrerin
                     oder dem Ausbildungspfarrer und der schulischen Mentorin oder dem schulischen Mentor und die Kurse und Praxisbegleitungen,
                     die vom Pfarrseminar und von den mit ihm kooperierenden Einrichtungen durchgeführt werden. Zu den verpflichtenden Ausbildungsveranstaltungen
                     zählen auch die regionalen, supervisorisch angeleiteten Fallbesprechungsgruppen sowie individuelle Fördermaßnahmen gemäß § 8 Satz 6.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Ausbildungspfarrerin oder Ausbildungspfarrer sowie schulische Mentorin oder Mentor und Vikarin oder Vikar führen ein Zwischenauswertungsgespräch
                     gemäß der Verordnung des Oberkirchenrats über die Auswertung des Vorbereitungsdienstes und die dienstliche Beurteilung der
                     unständigen Pfarrer und Pfarrerinnen im Vorbereitungsdienst. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Organisation des Vorbereitungsdienstes wird durch einen Ausbildungsplan geregelt. Dieser wird vom Pfarrseminar im Benehmen
                     mit dem Pädagogisch-Theologischen Zentrum aufgestellt und vom Kuratorium gemäß § 4 Nr. 2.1 Satz 3 („längerfristige Ausbildungsvorhaben und -programme“) der Ordnung des Pfarrseminars beschlossen. Regelungen, die den Dienst
                     der Vikare und Vikarinnen in den Gemeinden wesentlich berühren, bedürfen der Genehmigung durch den Oberkirchenrat.
                  

               

               
                     § 4
Dauer und Beendigung 
des Vorbereitungsdienstes im Regelfall
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Vorbereitungsdienst dauert in der Regel 24 Monate. Wird der Vorbereitungsdienst insgesamt als Teildienst geleistet, dauert
                     er in der Regel 29 Monate. Über einen beabsichtigten Wechsel zwischen Volldienst und Teildienst entscheidet der Oberkirchenrat
                     und legt gegebenenfalls die genaue Dauer und die Modalitäten im Benehmen mit dem Pfarrseminar fest.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Innerhalb des Vorbereitungsdienstes legt die Vikarin oder der Vikar die II. Evang.-Theol. Dienstprüfung (PO II) nach Maßgabe
                     der PO II ab. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Zur Vorbereitung auf und zur Teilnahme an der Zweiten Evangelisch-theologischen Dienstprüfung wird der Vikarin oder dem Vikar
                     Dienstbefreiung nach der Urlaubs- und Stellvertretungsordnung gewährt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Zum Abschluss des Vorbereitungsdienstes wird die Vikarin oder der Vikar durch das Dekanatamt beurteilt (vgl. Nr. 4 ff. der Verordnung des Oberkirchenrats über die Auswertung des Vorbereitungsdienstes und die dienstliche Beurteilung
                        der unständigen Pfarrer und Pfarrerinnen im Vorbereitungsdienst).
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Der Vorbereitungsdienst endet mit der Übernahme in den unständigen Dienst im Pfarramt oder mit dem Ausscheiden aus dem Pfarrdienst
                     (vgl. § 43 Absatz 2 Württ. Pfarrergesetz)6. 
                  

               

            

         

      

      
            II. Kompetenzen, Handlungsfelder, Dimensionen, Formen der Ausbildung

         

         
                     § 5
Grundlegende Kompetenzen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die pastorale Kompetenz, deren akademische Grundlage im Studium erworben wurde, wird im Vorbereitungsdienst für den Pfarrberuf
                     entwickelt und erprobt. Sie umfasst die fachliche und persönliche Perspektive der pastoralen Profession. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die pastorale Kompetenz fächert sich auf in die fünf Grundkompetenzen, die dem landeskirchlichen Beurteilungswesen für Pfarrer
                     und Pfarrerinnen zu Grunde liegen:
                  

                  
                     
                        	
                           Fähigkeit, das eigene beziehungsweise gemeinsame Handeln theologisch zu reflektieren

                        

                        	
                           Dialogfähigkeit,

                        

                        	
                           Wahrnehmungsfähigkeit,

                        

                        	
                           kybernetische Fähigkeit,

                        

                        	
                           rollenorientiertes Verhalten.

                        

                     

                  

               

               
                     § 6
Grundlegende Handlungsfelder
                     

                  

                  Im Vorbereitungsdienst werden diese Kompetenzen entwickelt und eingeübt in den Handlungsfeldern Gottesdienst, Bildung, Seelsorge
                     und Leitung.
                  

                  Diese Handlungsfelder sind jeweils eingeordnet in die Lebenswelt und das Gemeinwesen. Sie unterliegen rechtlichen Rahmenbedingungen.

                  Daraus ergeben sich für jedes Handlungsfeld die Leitlinien Lebensweltorientierung, Gemeinwesenverantwortung und Rechtsförmigkeit.

               

               
                     § 7
Grundformen der Ausbildung
                     

                  

                  Neben die mentorierte Ausbildung im Bereich von Gemeinde und Schule treten 

                  
                     
                        	
                           die von Pfarrseminar und Pädagogisch-theologischem Zentrum verantworteten Kurse und Praxisbegleitungen, 

                        

                        	
                           die regionalen Fallbesprechungsgruppen.

                        

                     

                  

                  In den Kursen reflektiert und übt jeweils der gesamte Jahrgang gemeinsam.

                  Die Praxisbegleitungen und Fallbesprechungsgruppen erfolgen in sinnvollen Kleingruppen mit möglichst guter Erreichbarkeit.

               

               
                     § 8
Weitere Formen der Ausbildung
                     

                  

                  Den Kursen, Praxisbegleitungen und regionalen Fallbesprechungsgruppen treten weitere Formen der Ausbildung zur Seite:

                  
                     
                        	
                           Zur Erprobung und Verortung der eigenen Spiritualität soll die Vikarin oder der Vikar in Absprache mit dem Pfarrseminar 

                           
                              
                                 	
                                    an bis zu sieben Tagen selbstverantwortet spirituelle Angebote der Landeskirche oder anderer (kirchlicher) Anbieter wahrnehmen,
                                       
                                    

                                 

                                 	
                                    einen geistlichen Begleitprozess im Umfang von bis zu sechs Gesprächen in Anspruch nehmen. 

                                 

                              

                           

                           Hierfür wird er oder sie vom Dienst befreit.

                        

                        	
                           Der Stärkung des diakonischen Bewusstseins dient die Diakoniephase, die das Diakonische Werk der evangelischen Kirche in Württemberg
                              verantwortet und begleitet. Hierfür werden die Vikarin oder der Vikar an acht Tagen vom Gemeindedienst befreit (Einführungstag,
                              Auswertungstag, drei Tage in Einrichtungsdiakonie, drei Tage in lokaler oder regionaler Diakonie).
                           

                        

                        	
                           Vikarinnen und Vikare eines Jahrgangs können selbstorganisiert bis zu zwei Studientage durchführen, in denen sie ergänzend
                              zu den vorgegebenen Ausbildungselementen Themen ihrer Wahl bearbeiten. Auf Antrag unterstützt das Pfarrseminar solche Studientage
                              finanziell.
                           

                        

                        	
                           Eine ökumenische Studienreise ist wünschenswert. Dafür erhalten die teilnehmenden Vikarinnen und Vikare bis zu fünf Tage Dienstbefreiung.

                           Ergibt sich im Verlauf des Vorbereitungsdienstes die Notwendigkeit besonderer individueller Förderung, so berät das Pfarrseminar
                              die Vikarin oder den Vikar im Blick auf Fördermaßnahmen. Individuelle Fördermaßnahmen werden auf Antrag vom Pfarrseminar finanziell
                              unterstützt.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 9
Handlungsfeldübergreifende Ausbildungsinhalte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der ersten Einführung in die grundlegenden Kompetenzen, Handlungsfelder und Dimensionen des pfarramtlichen Dienstes dienen
                     zwei Auftaktwochen, die vom Pfarrseminar in Kooperation mit dem Pädagogisch-Theologischen Zentrum durchgeführt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zudem werden vom Pfarrseminar
                  

                  
                     
                        	
                           eine geteilte Kurswoche (zwei und drei Tage) zum Thema Kommunikation und

                        

                        	
                           ein einwöchiger Kurs „Spiritualität“ durchgeführt sowie

                        

                        	
                           ein einwöchiger Kurs „Kirchenrecht und Verwaltung“ verantwortet.

                        

                     

                  

               

               
                     § 10
Ausbildung in pfarramtlichen Handlungsfeldern
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die für die Handlungsfelder Gottesdienst und Kasualien, Religionsunterricht, Konfirmandenarbeit und Gemeindepädagogik, Seelsorge
                     sowie Leitung notwendigen Kompetenzen (§ 5) werden erworben durch:
                  

                  
                     
                        	
                           handlungsfeldspezifische Formen der Hospitation,

                        

                        	
                           angeleitete Praxis in Schule und Konfirmandenarbeit,

                        

                        	
                           Kurse, die vom Pfarrseminar und vom Pädagogisch-Theologischen Zentrum durchgeführt werden,

                        

                        	
                           jeweils handlungsfeldspezifische Formen der Praxisbegleitung, die von Pfarrseminar und Pädagogisch-Theologischem Zentrum verantwortet
                              werden und
                           

                        

                        	
                           weitere selbst organisierte Ausbildungselemente.

                        

                     

                        (
                        2
                        )
                         Die Ausbildung im Handlungsfeld „Gottesdienst und Kasualien“ erfolgt in den Bereichen Liturgik, Homiletik und Hymnologie.
                     Das Pfarrseminar führt drei Wochen Gottesdienstkurs durch. In den Gottesdienstkurs ist das Thema der Kasualien integriert.
                     Außerdem erhält jede Vikarin oder jeder Vikar vor Ort einen mentorierten Gottesdienstbesuch mit Nachbesprechung im Team.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Ausbildung für die pädagogischen Handlungsfelder Schule und Konfirmandenarbeit umfasst
                  

                  
                     
                        	
                           eine Hospitationsphase in der Schule vor dem Kurs „Bildung in Schule und Gemeinde (BSG)“,

                        

                        	
                           einen zweiwöchigen Kurs BSG mit dem Schwerpunkt Religionsunterricht in der Schule und eine daran anschließende dreimonatige
                              Phase der Praxisbegleitung; dabei sind in der Regel zwei Unterrichtsstunden pro Vikar oder Vikarin mit anschließender Nachbesprechung
                              vorgesehen sowie i.d.R. zwei Unterrichtsbesuche durch das Pädagogisch-Theologische Zentrum,
                           

                        

                        	
                            drei mal drei Fokustage, in welchen die eigene Praxis in Schule (zwei mal drei Fokustage) und Konfirmandenarbeit (drei Fokustage)
                              reflektiert und vertieft wird sowie einen Fokustag mit dem Schwerpunkt Gemeindepädagogik,
                           

                        

                        	
                            eine Praxisbegleitung im Konfirmandenunterricht vor Ort, 

                        

                        	
                           eine kontinuierliche Übernahme von vier Religionsunterrichtsstunden sowie Mitwirkung in der Konfirmandenarbeit mit abgestuftem
                              Mentorat in beiden Handlungsfeldern.
                           

                        

                     

                        (
                        4
                        )
                         Für die Ausbildung im Handlungsfeld Seelsorge führt das Pfarrseminar einen zweiwöchigen Kurs unter enger inhaltlicher Verknüpfung
                     mit dem Kurs zur Kommunikation durch.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Für die Ausbildung im Handlungsfeld Leitung verantwortet das Pfarrseminar einen einwöchigen Kurs.
                  

               

            

         

      

      
            III. Inkrafttreten und Übergangsbestimmung

         

         
                     § 117
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
                     

                  

                  Diese Verordnung tritt am 1. April 2012 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Studienordnung vom 1. März 2005 (Abl. 61 S. 317), geändert durch Verordnung vom 10. November 2009 (Abl. 64 S. 83), außer Kraft.
                  

               

               
                     § 128
Übergangsbestimmung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für diejenigen Vikarinnen und Vikare, die ihren Vorbereitungsdienst vor dem 1. April 2012 angetreten haben, ist weiterhin
                     die Studienordnung vom 1. März 2005 (Abl. 61 S. 317), geändert durch Verordnung vom 10. November 2009 (Abl. 64 S. 83), anzuwenden.9  
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Abweichend von Absatz 1 sind nach Unterbrechungen des Vikariats für die noch nicht durchlaufenen Ausbildungsabschnitte und
                     -felder § 8 und § 9 anzuwenden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für diejenigen Vikarinnen und Vikare, die ihren Vorbereitungsdienst vor dem 1. April 2025 angetreten haben, findet weiterhin
                     die Studienordnung in der Fassung der Änderung vom 8. Januar 2020 (Abl. 69 S. 26) Anwendung.10 Abweichend von Satz 1 findet nach einer Unterbrechung der Ausbildung von mehr als zwei Monaten für die noch nicht durchlaufenen
                     Ausbildungsabschnitte und -felder die §§ 3  bis 10 Anwendung. Im Falle versäumter Ausbildungseinheiten, die nicht in der verbleibenden regulären Dauer des Vikariates nachgeholt
                     werden können, können äquivalente Formate durch das Pfarrseminar im Einvernehmen mit dem Prüfungsamt festgelegt und anerkannt
                     werden, wenn dadurch eine Verlängerung des Vorbereitungsdienstes vermieden werden kann.
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         460. Kirchliche Verordnung über die 
Zweite Evangelisch-theologische Dienstprüfung (Prüfungsordnung II – PO II)1

      

      
         vom 30. Januar 2012

      

      
         (Abl. 65 S. 73), geändert durch Kirchl. Verordnung vom 14. Mai 2013 (Abl. 65 S. 697), vom 16. Oktober 2017 (Abl. 67 S. 441), vom 15. Oktober 2018 (Abl. 68 S. 290, 292), vom 20. Januar 2020 (Abl. 69 S. 25) und vom 10. Februar 2025 (Abl. 71 Nr. 126)
         

      

      und

      461. Ausführungsbestimmungen zur Prüfungsordnung II2,3

      vom 31. Januar 2012 (Abl. 65 S. 78), geändert durch Erlass des Oberkirchenrats vom 14. Mai 2013 (Abl. 65 S. 699) und vom 7. Oktober 2025 (Abl. 71 Nr. 193)
      

      ____________________

      Zur Ausführung des § 5 Abs. 1 Nr. 3 Württ. Pfarrergesetz4 wird nach Beratung gem. § 39 Abs. 1 Kirchenverfassung5 verordnet:
      

      
                     § 1
Zweck der Prüfung/Grundbestimmung
                     

                  

                  Die II. Evangelisch-theologische Dienstprüfung dient dem Nachweis, dass die Bewerber und Bewerberinnen die für ihre Verwendung
                     im Pfarrdienst erforderlichen Kompetenzen, insbesondere theologisches Urteilsvermögen, erworben haben.
                  

               

               
                     § 2
Prüfungsausschuss
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Prüfungsausschuss setzt sich zusammen aus Mitgliedern des Oberkirchenrats, aus Mitgliedern der Kollegien des Pfarrseminars
                     und des Pädagogisch-Theologischen Zentrums sowie weiteren Pfarrern oder Pfarrerinnen und Kirchenbeamten oder Kirchenbeamtinnen oder anderen kirchlichen Mitarbeitern
                     oder Mitarbeiterinnen und dem Leiter oder der Leiterin des Prüfungsamts.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Oberkirchenrat beruft die Mitglieder des Prüfungsausschusses und deren Stellvertreter oder Stellvertreterinnen. Er bestimmt, welches theologische Mitglied des Oberkirchenrats Vorsitzender oder Vorsitzende ist.
                     Im Falle der Verhinderung des oder der Vorsitzenden vertritt diesen oder diese der Leiter oder die Leiterin des Prüfungsamts.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der Prüfungsausschuss bestimmt die Themen der Klausur und setzt die Fachnote der einzelnen Prüfungsleistungen und die Gesamtnote
                     fest.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Für die Organisation und Durchführung der Prüfung ist das Prüfungsamt zuständig. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Der Leiter oder die Leiterin des Prüfungsamtes kann im Einvernehmen mit dem oder der Vorsitzenden des Prüfungsausschusses
                     weitere Pfarrer, Pfarrerinnen, Kirchenbeamte, Kirchenbeamtinnen und in begründeten Fällen kirchliche Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen zu Prüfern und Prüferinnen, zu Korrektoren und Korrektorinnen bestellen, die nicht Mitglieder des Prüfungsausschusses sind.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Zu § 2

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              2.1 Der Oberkirchenrat beruft für die Dauer von drei Jahren ein theologisches Mitglied und ein juristisches Mitglied des Oberkirchenrats,
                                 ein Mitglied des Kollegiums des Pfarrseminars, ein Mitglied des Kollegiums des Pädagogisch-Theologischen Zentrums und zwei
                                 weitere Pfarrer oder Pfarrerinnen und Kirchenbeamte oder Kirchenbeamtinnen oder andere kirchliche Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen
                                 in den Prüfungsausschuss. Der Leiter oder die Leiterin des Prüfungsamtes gehört dem Prüfungsausschuss kraft Amtes an. Für
                                 die laufende Amtsperiode kann der Oberkirchenrat eine weitere Person mit Dienst- oder Anstellungsverhältnis zur Evangelischen Landeskirche in Württemberg in den Prüfungsausschuss berufen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              2.2 Soweit nichts anderes bestimmt ist, ist der Prüfungsausschuss für alle Entscheidungen im Rahmen des Prüfungsverfahrens zuständig.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 3
Meldung zur Prüfung
                     

                  

                  Das Prüfungsamt setzt fest, bis zu welchem Termin die Meldung zur jeweiligen II. Evangelisch-theologischen Dienstprüfung zu
                     erfolgen hat. Sie hat auf dem vom Prüfungsamt vorgesehenen Formblatt über den Dienstweg zu erfolgen.
                  

               

               
                     § 4
Zulassung zur Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zur II. Evangelisch-theologischen Dienstprüfung kann zugelassen werden, wer im Vorbereitungsdienst der Landeskirche steht
                     und bis zu den nach § 5 Absatz 2 festgesetzten Zeiträumen und Terminen die übertragenen Dienstaufgaben und die angeordneten Ausbildungsveranstaltungen wahrgenommen
                     hat.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Gastvikare oder Gastvikarinnen können gastweise zur Teilnahme an der II. Evangelisch-theologischen Dienstprüfung zugelassen werden, sofern sie einen Abs. 1 zeitlich und inhaltlich entsprechenden Dienst absolviert
                     haben. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Abschluss der I. Evangelisch-theologischen Dienstprüfung darf zu Beginn der Klausur nach § 5 Nr. 4 der II. Evangelisch-theologischen Dienstprüfung nicht länger als sieben Jahre zurückliegen. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der Oberkirchenrat kann Ausnahmen von den Bestimmungen von Absatz 1 zulassen.
                  

               

               
                     § 5
Prüfungsleistungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Bei der II. Evangelisch-theologischen Dienstprüfung sind folgende Prüfungsleistungen zu erbringen:
                  

                  
                     
                        	
                           ein Prüfungsgottesdienst (§ 6)
                           

                        

                        	
                           eine Prüfungslehrprobe (§ 7)
                           

                        

                        	
                           eine praktisch-theologische Fachprüfung (§ 8)
                           

                        

                        	
                           eine Klausur im Fach Kirchenrecht/Kirchliche Verwaltung (§ 9)
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Prüfungsamt setzt im Benehmen mit dem Pfarrseminar zu Beginn des jeweiligen Vorbereitungsdienstes fest, in welchem Zeitraum
                     die Prüfungsleistungen der Nummern 1 bis 3 zu erbringen sind und teilt den Termin der Klausur nach Nummer 4 und den Termin
                     des Kolloquiums im Rahmen der praktisch-theologischen Fachprüfung nach § 8 Absatz 6 mit.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Nähere wird in einem Erlass geregelt.
                  

               

               
                     § 6
Prüfungsgottesdienst
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Prüfungsgottesdienst umfasst die Vorarbeiten (einschließlich der schriftlich ausgearbeiteten Predigt und Liturgie), den
                     gehaltenen Gottesdienst und ein sich an den Gottesdienst anschließendes Reflexionsgespräch. Die Vorarbeiten sind in gedruckter
                     und digitaler Form zu fertigen und dürfen einschließlich der Anmerkungen nicht mehr als 20 Seiten umfassen (insgesamt nicht
                     mehr als 42.000 Zeichen inkl. Leerzeichen).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Prüfungsgottesdienst wird in der Regel am Dienstort des betreffenden Bewerbers oder der Bewerberin gehalten. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Prüfungsamt genehmigt auf Vorschlag des Dekanatamtes zuvor Termin und Ort des Prüfungsgottesdienstes und die Zusammensetzung
                     der Prüfungskommission.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die vom Prüfungsamt genehmigte Prüfungskommission bewertet getrennt die Vorarbeiten und den gehaltenen Prüfungsgottesdienst (Predigt und Liturgie). Unter Berücksichtigung des sich an den Gottesdienst anschließenden Reflexionsgesprächs kann die Note des gehaltenen Gottesdienstes um eine halbe
                     Note verändert werden; die Veränderung ist zu begründen. Die Vorarbeiten werden außerdem von einem oder einer von dem oder
                     der Vorsitzenden des Prüfungsausschusses bestellten Korrektor oder Korrektorin bewertet. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Endnote für die Vorarbeiten wird aus dem Durchschnitt der Noten errechnet, die der oder die von dem oder der Vorsitzenden
                     bestellte Korrektor oder Korrektorin und die Prüfungskommission erteilt haben. Dabei wird die Note der oder des bestellten
                     Korrektors oder Korrektorin doppelt gewertet. Die Fachnote für den Prüfungsgottesdienst wird aus dem Durchschnitt der Endnote
                     für die Vorarbeiten und der Note für den gehaltenen Gottesdienst errechnet. Dabei wird die Endnote für die Vorarbeiten einfach
                     und die Note für den gehaltenen Gottesdienst doppelt gewertet. Wird der gehaltene Gottesdienst mit „nicht ausreichend“ (5)
                     bewertet, so lautet auch die Fachnote für den Prüfungsgottesdienst „nicht ausreichend“ (5).
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Zu § 6

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              6.1 Der Text für die Prüfungspredigt ist in der Regel die aufgrund des Perikopengesetzes festgelegte Perikope für den Sonn- bzw. Feiertag, an dem die Prüfungspredigt gehalten wird.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              6.2 Der Prüfungskommission für den Prüfungsgottesdienst gehören an: der zuständige Dekan oder die Dekanin und zwei weitere Personen,
                                 von denen mindestens eine die I. und II. Evangelisch-theologische Dienstprüfung abgelegt haben und ordiniert sein muss sowie
                                 die Mindestzeit im unständigen Dienst im Pfarramt absolviert haben muss. Vorsitzender oder Vorsitzende der Prüfungskommission ist der
                                 Dekan oder die Dekanin. Auf Anregung oder bei Verhinderung des Dekans oder der Dekanin kann das Prüfungsamt einen anderen
                                 Theologen oder eine andere Theologin, der oder die die I. und II. Evangelisch-theologische Dienstprüfung abgelegt hat, ordiniert
                                 ist und die Mindestzeit im unständigen Dienst im Pfarramt absolviert hat, berufen. Pfarrerinnen und Pfarrer dürfen nicht Mitglied
                                 sein, wenn diese unmittelbar vor Ort ander Ausbildung des Bewerbers oder der Bewerberin beteiligt waren. Keines der anderen
                                 Mitglieder darf Glied der Kirchengemeinde sein, in der der Bewerber oder die Bewerberin Dienst tut.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              6.3 Die Prüfungskommission bewertet die Vorarbeiten ohne die schriftlich ausgearbeitete Predigt; der bestellte Korrektor oder die Korrektorin hingegen bezieht die schriftlich ausgearbeitete Predigt in die Bewertung der Vorarbeiten ein.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 7
Prüfungslehrprobe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Prüfungslehrprobe umfasst in ihrem ersten Teil eine mündliche Präsentation zur Unterrichtsplanung und die daran anschließend
                     gehaltene Unterrichtsstunde. Im Anschluss an den Unterricht kann der Prüfling zu dessen Ablauf Stellung nehmen. Unterrichtsplanung
                     und gegebenenfalls die jeweilige Stellungnahme werden in der Beurteilung berücksichtigt. Der zweite Teil der Prüfungslehrprobe
                     ist ein fachdidaktisches Kolloquium.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Prüfungslehrprobe wird in der Regel am Dienstort des betreffenden Bewerbers oder der Bewerberin gehalten. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Prüfungsamt genehmigt zuvor Thema, Termin und Ort der Lehrprobe und die Zusammensetzung der Prüfungskommission. Das zuständige
                     Dekanatamt (Schuldekan oder Schuldekanin) macht hierfür einen Vorschlag. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die vom Prüfungsamt genehmigte Prüfungskommission erteilt im Anschluss an den ersten Teil der Lehrprobe (Präsentation der
                     Unterrichtsplanung, Unterrichtsstunde, Stellungnahme) eine Note für die bis dahin erfolgten Prüfungsleistungen. Die Note ist durch einen kurzen Beurteilungstext zu begründen,
                     der die tragenden Gründe für die Notenfindung nennt. Sollte der erste Teil der Prüfungslehrprobe nicht mindestens „ausreichend“
                     sein, findet der zweite Teil der Prüfung nicht statt. Die Prüfung wird für diesen Fall insgesamt mit „nicht ausreichend“ bewertet.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Im Anschluss an die Notenfindung für den ersten Teil der Lehrprobe findet ein Prüfungsgespräch im Umfang von 20 Minuten (fachdidaktisches
                     Kolloquium) statt. Anschließend an das Kolloquium legt die Prüfungskommission hierfür eine Note fest.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Fachnote für die Prüfungslehrprobe wird aus dem Durchschnitt der Noten der beiden Prüfungsteile errechnet, wobei die
                     Note für den ersten Teil der Lehrprobe dreifach und die Note für das fachdidaktische Kolloquium einfach gewertet werden.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Zu § 7

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              7.1 Als Dienstort gilt der Ort, an dem der Bewerber oder die Bewerberin in der Regel Religionsunterricht erteilt.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              7.2 Das Thema der Prüfungslehrprobe wird in der Regel aus der Unterrichtseinheit genommen, die zur Zeit der Lehrprobe in der
                                 betreffenden Klasse behandelt wird.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              7.3 Der Prüfungskommission für die Prüfungslehrprobe gehören an: der oder die für den Dienstort des Bewerbers oder der Bewerberin
                                 zuständige Schuldekan oder Schuldekanin oder dessen Vertreter oder Vertreterin als Vorsitzender oder Vorsitzende, ein oder
                                 eine in der Religionspädagogik erfahrener oder erfahrene ordinierter oder ordinierte Theologe oder Theologin und ein oder
                                 eine in der staatlichen Schulverwaltung oder im staatlichen Prüfungswesen erfahrener oder erfahrene Lehrer oder Lehrerin,
                                 der oder die der evangelischen Kirche angehören. Darüber hinaus kann das Prüfungsamt einen Beisitzer oder eine Beisitzerin
                                 berufen, der oder die an den Prüfungslehrproben teilnimmt, aber nicht an der Notenfindung mitwirkt. Außer dem Schuldekan oder
                                 der Schuldekanin dürfen der Kommission keine Personen angehören, die unmittelbar vor Ort an der Ausbildung des Bewerbers oder
                                 der Bewerberin unmittelbar beteiligt waren. 
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 8
Praktisch-theologische Fachprüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die praktisch-theologische Fachprüfung umfasst eine Hausarbeit zu einer Kasualie in ihrem Zusammenhang („case study“) und
                     ein Kolloquium.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Hausarbeit dokumentiert eine von der Bewerberin oder dem Bewerber selbst vollzogene Kasualie und reflektiert sie aus
                     praktisch-theologischer Perspektive. Die Hausarbeit soll wissenschaftlichem Niveau entsprechen. Die Bewerberin oder der Bewerber
                     soll in der Hausarbeit nachweisen, dass sie oder er eine Kasualie aus der pfarramtlichen Praxis reflektieren und seinen oder
                     ihren eigenen Standpunkt biblisch reflektieren und theologisch begründen kann.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Hausarbeit ist in gedruckter und digitaler Form zu fertigen und darf einschließlich der Anmerkungen nicht mehr als 20
                     Seiten umfassen (insgesamt nicht mehr als 42.000 Zeichen, inkl. Leerzeichen). Überschreitet die Hausarbeit diesen Umfang um
                     mehr als 10%, so kann der Korrektor oder die Korrektorin die Bewertung um bis zu einer vollen Note herabsetzen. Die Hausarbeit
                     ist in gedruckter und digitaler Form abzugeben. Die gedruckte Form ist die für die Bewertung maßgebliche Fassung. Der Hausarbeit
                     muss eine Erklärung darüber beigefügt werden, dass ihr eine von dem Bewerber oder der Bewerberin selbst vollzogene Kasualie
                     zugrunde liegt, dass sie ohne fremde Hilfe angefertigt wurde und dass keine anderen als die angegebenen Hilfsmittel verwendet
                     wurden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Hausarbeit wird von zwei vom Prüfungsamt bestimmten Korrektoren oder Korrektorinnen bewertet. Die Note der Hausarbeit
                     ist der Durchschnitt der beiden Noten. Liegen die beiden Noten um mehr als drei halbe Noten auseinander, so wird vom Prüfungsamt
                     ein dritter Korrektor oder Korrektorin bestimmt.
                  

                  Aus dem Durchschnitt dieser drei Noten ergibt sich die Endnote der Hausarbeit.

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Wahl der darzustellenden Kasualie ist auf höchstens einer halben Seite kurz zu umreißen und beim Prüfungsamt zu beantragen.
                     Das Prüfungsamt gibt zu Beginn des Vorbereitungsdienstes die Termine bekannt, zu denen der Gegenstand beantragt und die Darstellung
                     abgegeben werden muss. Das Prüfungsamt genehmigt das Vorhaben.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Das Kolloquium nimmt die Einsichten und Themen aus der Hausarbeit auf. Dafür kann der Bewerber oder die Bewerberin einen
                     Themenschwerpunkt im Anschluss an die in der Hausarbeit behandelte Kasualie benennen. Darüber hinaus können pastoraltheologische
                     oder kasualtheologische Fragen angesprochen werden. 
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Die Prüfungskommission für das Kolloquium besteht aus einem Vertreter oder einer Vertreterin des Oberkirchenrats, der oder
                     die den Vorsitz führt, und zwei weiteren Fachprüfern oder Fachprüferinnen, von denen der oder die jeweils Nichtprüfende protokolliert.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Die Fachnote für die praktisch-theologische Fachprüfung wird aus dem Durchschnitt der Endnote für die Hausarbeit sowie der
                     Note für das Kolloquium errechnet. Dabei wird die Note für die Hausarbeit doppelt und die Note für das Kolloquium einfach
                     gewertet.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Zu § 8

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              8.1 Der Termin für die Abgabe der praktisch-theologischen Hausarbeit kann vom Prüfungsamt in Ausnahmefällen, insbesondere bei
                                 Erkrankung, verlängert werden. Im Fall der Erkrankung ist ein ärztliches Zeugnis vorzulegen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              8.2 Das Literaturverzeichnis und ein Dokumentationsteil, der unveröffentlichte Quellen und unzugängliche Texte enthalten kann,
                                 wird bei der Feststellung des Umfangs der Arbeit nicht mitgezählt. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              8.3 Die Hausarbeit hat das Seelsorgegeheimnis zu wahren, Personen sind anonymisiert einzuführen. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              8.4 Die Dauer des praktisch-theologischen Kolloquiums beträgt 20 Minuten. Der erste Teil des Kolloquiums bezieht sich auf die
                                 vorgelegte Arbeit; der zweite Teil bezieht das Thema der vorgelegten Arbeit auf den praktisch-theologischen Fachdiskurs zur
                                 Gattung der darin bearbeiteten Kasualie. Hierfür können bis zu drei Titel aus der dazu relevanten wissenschaftlichen Literatur
                                 aus dem Fachbereich Praktische Theologie auf Vorschlag des Bewerbers oder der Bewerberin zu Grunde gelegt werden.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 9
Die Klausur
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Im Prüfungsfach Kirchenrecht/Kirchliche Verwaltung ist eine Klausur zu schreiben. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Klausuraufgabe für das Fach Kirchenrecht/Kirchliche Verwaltung und die Hilfsmittel für die Klausur werden in einer Sitzung des Prüfungsausschusses festgelegt. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Bearbeitungszeit im Fach Kirchenrecht/Kirchliche Verwaltung beträgt vier Stunden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Klausur wird von jeweils zwei Korrektoren oder Korrektorinnen getrennt bewertet. Sie sollen sich auf eine gemeinsame Note einigen, die zu begründen ist. Können sich die Korrektoren oder Korrektorinnen nicht
                     auf eine gemeinsame Note einigen, so haben sie ihre Bewertungen dem Prüfungsamt mitzuteilen, das einen dritten Korrektor oder
                     Korrektorin bestellt. Aus dem Durchschnitt dieser drei Noten ergibt sich die Fachnote. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Wird die Klausurarbeit nicht abgegeben, so wird die nicht abgegebene Prüfungsleistung als nicht erbrachte Prüfungsleistung mit „nicht ausreichend“ (5) bewertet. 
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Zu § 9

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              9.1 Der Prüfungsausschuss kann für jeden der beiden Teilbereiche zwei Themen zur Wahl festlegen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              9.2 Im Fach Kirchenrecht/Kirchliche Verwaltung muss aus den Teilbereichen Kirchenrecht und Kirchliche Verwaltung jeweils ein
                                 Thema bearbeitet werden. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              9.3 Das Prüfungsamt verlängert bei Bewerbern oder Bewerberinnen, die beim Schreiben stark behindert sind, auf Antrag die Bearbeitungszeit
                                 der Klausur angemessen. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              9.4 Die Aufsicht bei der Ausarbeitung der Klausur im Fach Kirchenrecht/Kirchliche Verwaltung wird von einem vom Prüfungsamt bestimmten Pfarrer oder Pfarrerin oder einem anderen kirchlichen Mitarbeiter oder einer Mitarbeiterin
                                 der Landeskirche geführt. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              9.5 Auf der ersten Seite jeder Klausurreinschrift hat der Bewerber oder die Bewerberin Fach, Aufgabe und den ihm oder ihr zugewiesenen
                                 Decknamen zu schreiben. Auf jedem weiteren Bogen sind das Fach und der Deckname zu wiederholen. Auch wenn keine Klausuraufgabe
                                 bearbeitet wird, muss der für diese Klausur bestimmte Bogen abgegeben werden. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              9.6 Die vom Prüfungsausschuss bestimmten Hilfsmittel werden zur Verfügung gestellt. Nur diese dürfen für die Bearbeitung der
                                 Klausur verwendet werden. Der Bewerber oder die Bewerberin darf keine Hilfsmittel mit sich führen. Etwa vorgefundene unerlaubte Hilfsmittel sind unverzüglich wegzunehmen. Die Aufsichtsführenden
                                 haben hiervon und von sonstigen Verstößen gemäß § 12 unverzüglich dem oder der Vorsitzenden des Prüfungsausschusses Mitteilung zu machen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              9.7 Vor Beginn der Prüfung sind die Bewerber und Bewerberinnen durch die Aufsichtsführenden auf die Folgen einer Täuschung und
                                 eines Ordnungsverstoßes sowie die Folge der Nichtabgabe einer Arbeit durch Verlesen der betreffenden Vorschriften hinzuweisen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              9.8 Die Aufsichtführenden erhalten jeweils die Themen für die Klausur in verschlossenem Umschlag zugestellt. Sie öffnen den Umschlag
                                 in Gegenwart der Bewerber und Bewerberinnen, verteilen die in schriftlicher Form vorliegenden Themen an die Bewerber und Bewerberinnen
                                 und geben die Zeit der Abgabe der Arbeit bekannt. Die Aufsichtsführenden oder deren Stellvertreter oder Stellvertreterinnen
                                 haben die ganze Zeit über unausgesetzt anwesend zu sein. Sie haben darauf zu achten, dass nicht mehrere Personen gleichzeitig
                                 während der Prüfungszeit den Raum verlassen. Eine halbe Stunde und zehn Minuten vor Ablauf erinnern sie an die Abgabefrist. Nach Ablauf der Bearbeitungszeit sind die Arbeiten abzuliefern, auch wenn sie unvollendet sind.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              9.9 Die Aufsichtführenden nehmen die Arbeiten von den einzelnen Bewerbern und Bewerberinnen vor ihrem Weggang in Empfang und stellen sie unverzüglich dem Prüfungsamt zu. Nach Abgabe der Arbeiten an die Aufsichtsführenden
                                 darf an ihnen nichts mehr geändert werden. 
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              9.10 Über den Verlauf jeder schriftlichen Prüfung wird von den Aufsichtführenden eine Niederschrift gefertigt.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 10
(aufgehoben)
                     

                  

               

               
                     § 11
(aufgehoben)
                     

                  

               

               
                     § 12
Täuschung und Ordnungsverstoß
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Unternimmt es ein Bewerber oder eine Bewerberin, das Ergebnis einer Prüfungsleistung durch Täuschung oder Benutzung nicht
                     zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, so wird die betreffende Prüfungsleistung mit „nicht ausreichend“ (5) bewertet. Auf
                     die in Satz 1 vorgesehenen Folgen kann auch erkannt werden, wenn ein Bewerber oder eine Bewerberin nach Ausgabe der Prüfungsaufgabe unerlaubte
                     Hilfsmittel mit sich führt. Hat der Bewerber oder eine Bewerberin bei einer Prüfung getäuscht oder nicht zugelassene Hilfsmittel
                     benützt und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so kann die ergangene Prüfungsentscheidung nachträglich widerrufen werden. Das Prüfungszeugnis ist einzuziehen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Von der jeweiligen Prüfungsleistung kann ausgeschlossen werden, wer den geordneten Ablauf der Prüfung empfindlich stört. Die betreffende Prüfungsleistung gilt als nicht erbracht und wird mit „nicht ausreichend“
                     (5) bewertet. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Entscheidungen gemäß Abs. 1 trifft der Prüfungsausschuss. Soweit erforderlich, wird ein neues Prüfungszeugnis ausgestellt.
                     Für die Wiederholung der Prüfung gilt § 16; die Frist für die Wiederholung der Prüfung beginnt mit dem Zeitpunkt des Widerrufs. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die jeweilige Prüfungskommission bzw. der oder die jeweilige Aufsichtsführende können in Fällen von Abs. 2 einen Ausschluss
                     verfügen. Gegen die Entscheidung kann der Bewerber oder die Bewerberin innerhalb von 48 Stunden bei dem oder der Vorsitzenden
                     des Prüfungsausschusses Einwendungen erheben. Wird diesen stattgegeben, so ist die Prüfung zu wiederholen. 
                  

               

               
                     § 13
Versäumnis und Rücktritt von der Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Bleibt ein Bewerber oder eine Bewerberin ohne wichtigen Grund einem einzelnen Prüfungstermin fern, so wird die versäumte
                     Prüfungsleistung mit „nicht ausreichend“ (5) bewertet. Dasselbe gilt, wenn die praktisch-theologische Fachprüfung (§ 8) ohne wichtigen Grund nicht oder nicht fristgerecht abgelegt wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Abs. 1 gilt auch für Prüfungsleistungen, die der Bewerber oder die Bewerberin als Folge eines vom Prüfungsamt nicht genehmigten
                     Rücktritts nicht erbringt. Genehmigt das Prüfungsamt den Rücktritt, so gilt die Prüfung als nicht unternommen. Die Genehmigung
                     zum Rücktritt kann nur erteilt werden, wenn der Bewerber oder die Bewerberin aus wichtigem Grund am Ablegen der Prüfung verhindert ist. Die für das Versäumnis oder den Rücktritt geltend gemachten Gründe müssen unverzüglich
                     schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Im Falle der Erkrankung kann der Rücktritt nur genehmigt werden, wenn der Bewerber oder die Bewerberin unverzüglich
                     eine ärztliche Untersuchung herbeigeführt hat. 
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 13

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 13.1 Das Zeugnis eines Amtsarztes oder einer Amtsärztin oder eines Vertrauensarztes oder einer Vertrauensärztin der Landeskirche
                                    kann verlangt werden. 
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 13.2 Aus wichtigem Grund versäumte Prüfungstermine sind nachzuholen. Das Prüfungsamt bestimmt einen neuen Prüfungstermin.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 14
Bewertung und Prüfungszeugnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Bewertung wird folgende Notenskala zugrunde gelegt:
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 1

                              
                              	
                                 = 

                              
                              	
                                 Eine Leistung, die den Anforderungen in besonderem Maße entspricht („sehr gut“)

                              
                           

                           
                              	
                                 2

                              
                              	
                                 = 

                              
                              	
                                 Eine Leistung, die den Anforderungen voll entspricht („gut“)

                              
                           

                           
                              	
                                 3

                              
                              	
                                 = 

                              
                              	
                                 Eine Leistung, die im Allgemeinen den Anforderungen entspricht („befriedigend“)

                              
                           

                           
                              	
                                 4

                              
                              	
                                 = 

                              
                              	
                                 Eine Leistung, die zwar Mängel aufweist, aber im Ganzen den Anforderungen noch entspricht („ausreichend“)

                              
                           

                           
                              	
                                 5

                              
                              	
                                 = 

                              
                              	
                                 Eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anforderungen nicht mehr genügt („nicht ausreichend“).

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Es können halbe Noten gegeben werden, jedoch nur bis zur Notenstufe 4,0.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Endnoten, die Fachnoten der einzelnen Fächer und die Gesamtnote lauten:
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 bei einem

                              
                              	
                                 Durchschnitt bis 1,25

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 sehr gut

                              
                           

                           
                              	
                                 bei einem

                              
                              	
                                 Durchschnitt von 1,26 bis 1,75

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 sehr gut bis gut

                              
                           

                           
                              	
                                 bei einem

                              
                              	
                                 Durchschnitt von 1,76 bis 2,25

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 gut

                              
                           

                           
                              	
                                 bei einem

                              
                              	
                                 Durchschnitt von 2,26 bis 2,75

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 gut bis befriedigend

                              
                           

                           
                              	
                                 bei einem

                              
                              	
                                 Durchschnitt von 2,76 bis 3,25

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 befriedigend

                              
                           

                           
                              	
                                 bei einem

                              
                              	
                                 Durchschnitt von 3,26 bis 3,75

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 befriedigend bis ausreichend

                              
                           

                           
                              	
                                 bei einem

                              
                              	
                                 Durchschnitt von 3,76 bis 4,00

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 ausreichend

                              
                           

                           
                              	
                                 bei einem

                              
                              	
                                 Durchschnitt unter 4,00

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 nicht ausreichend.

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Bewertung der einzelnen Prüfungsleistungen ist gleichzeitig die Fachnote. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Bewerber und Bewerberinnen, die die Prüfung bestanden haben, erhalten ein Zeugnis. Dieses enthält die Gesamtnote. Zur Feststellung
                     der Gesamtnote wird aus der Summe der Fachnoten für die einzelnen Prüfungsleistungen bei doppeltem Gewicht der Fachnoten für
                     den Prüfungsgottesdienst (§ 6) und die Prüfungslehrprobe (§ 7) der Durchschnitt gebildet. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Auf dem Zeugnis der Examensteilnehmenden, die von einem Kirchenbezirk als Gastvikare oder Gastvikarinnen angestellt sind, wird vermerkt, dass sie gastweise an der II. Evangelisch-theologische Dienstprüfung teilgenommen haben. 
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Die Absätze 1, 2 und 3 gelten auch für die Bewertung der Vorarbeiten für den Prüfungsgottesdienst und für die Bewertung des
                     gehaltenen Gottesdienstes und des ersten Teils der Prüfungslehrprobe. 
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Die Ergebnisse der einzelnen Prüfungsleistungen, die Fachnoten und die Gesamtnote werden in eine Liste eingetragen.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 14

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 14.1 Das Zeugnis enthält die Gesamtnote und die Fachnoten der einzelnen Fächer.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 14.2 Das Prüfungszeugnis wird von dem oder der Vorsitzenden des Prüfungsausschusses und vom Landesbischof oder der Landesbischöfin
                                    unterzeichnet.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 14.3 Die Namen der Bewerber und Bewerberinnen, die die Prüfung bestanden haben, werden veröffentlicht.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 15
Bestehen der Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Prüfung hat bestanden:
                  

                  
                     
                        	
                           wer einen Durchschnitt der Fachnoten in den einzelnen Prüfungsleistungen von mindestens 4,0 erreicht, und 

                        

                        	
                           wer in der Prüfungspredigt und in der Prüfungslehrprobe jeweils eine Fachnote von mindestens 4,0 erreicht, und 

                        

                        	
                           wer bei nicht mehr als einer Prüfungsleistung die Fachnote „nicht ausreichend“ (5) erhalten hat, wenn er diese Prüfungsleistung
                              durch mindestens einmal die Fachnote „befriedigend“ (3) ausgleichen kann.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Wer die Prüfung nicht bestanden hat, erhält hierüber schriftlich Bescheid.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 15

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 15.1 Ist die Prüfung nicht bestanden, so erhält der Bewerber oder die Bewerberin auf schriftlichen Antrag vom Prüfungsamt eine Bescheinigung, die die erbrachten Prüfungsleistungen und deren Noten enthält. Sie muss erkennen
                                    lassen, dass die Prüfung nicht bestanden ist. 
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 16
Wiederholung einzelner Prüfungsleistungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Wer im Prüfungsgottesdienst oder in der Prüfungslehrprobe die Fachnote 4,0 in einem Fach nicht erreicht hat, jedoch einen
                     Durchschnitt der Fachnoten von mindestens 4,0, hat die Prüfung bestanden, wenn er innerhalb eines Jahres nach Abschluss der
                     Prüfung bei der Wiederholung der Prüfungsleistung die Endnote 4,0 erreicht hat. Hat er die Endnote 4,0 nicht erreicht, so
                     ist die gesamte Prüfung nicht bestanden. Sie kann nicht wiederholt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         In besonderen Härtefällen kann der Oberkirchenrat eine zweite Wiederholung gestatten. Sie muss innerhalb eines Jahres nach Abschluss der ersten Wiederholung erfolgen.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 16

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 16.1 Ist der Prüfungsgottesdienst oder die Prüfungslehrprobe zu wiederholen, so teilt der oder die Vorsitzende des Prüfungsausschusses
                                    dem Bewerber oder der Bewerberin schriftlich mit, in welchem Zeitraum dies möglich ist. 
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 17
Wiederholung der gesamten Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Hat der Bewerber oder die Bewerberin die Prüfung nicht bestanden, so ist eine Wiederholung spätestens nach zwei Jahren möglich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         In besonderen Härtefällen kann der Oberkirchenrat eine zweite Wiederholung gestatten. Sie muss ein Jahr nach der ersten Wiederholung erfolgen. 
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Zu § 17

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              17.1 Ist die Prüfung nicht bestanden, so teilt der oder die Vorsitzende des Prüfungsausschusses dem Bewerber oder der Bewerberin
                                 schriftlich mit, wann die Prüfung wiederholt werden kann. 
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 18
Einwendungen gegen das Prüfungsverfahren und das Prüfungsergebnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Erscheint das Prüfungsverfahren nicht ordnungsgemäß, so können bei dem oder der Vorsitzenden des Prüfungsausschusses innerhalb
                     von 48 Stunden nach Beendigung des betreffenden Prüfungsvorganges Einwendungen erhoben werden. Der oder die Vorsitzende des
                     Prüfungsausschusses entscheidet innerhalb weiterer 48 Stunden nach Zugang der Einwendung. Wird der Einwendung stattgegeben,
                     so hat das Prüfungsamt einen zeitnahen Termin für die Wiederholung der betreffenden Prüfungsleistung zu bestimmen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Werden gegen einen Bewerber oder Bewerberin Entscheidungen nach § 12 Abs. 1 getroffen, kann er oder sie dagegen innerhalb einer Frist von 48 Stunden nach Bekanntgabe den Oberkirchenrat anrufen. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Gegen Entscheidungen des Prüfungsausschusses nach §§ 14 und 15 Abs. 2 kann der Oberkirchenrat innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe angerufen werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Gegen Entscheidungen des Oberkirchenrats nach Absatz 2 und 3 sowie gegen andere Entscheidungen des Oberkirchenrats im Prüfungsverfahren
                     (§§ 4, 13 Abs. 2, 16 Abs. 2, 17 Abs. 1) kann der Bewerber oder die Bewerberin innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung Klage beim Verwaltungsgericht
                     der Evangelischen Landeskirche in Württemberg erheben.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 18

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 18.1 Handelt es sich bei der zu wiederholenden Prüfungsleistung um den Prüfungsgottesdienst oder die Prüfungslehrprobe, so soll
                                    eine neue Prüfungskommission bestimmt werden. Beziehen sich die Einwendungen auf die Klausur, so wird die Wiederholung dieser Prüfungsleistung in der Regel auf
                                    die Person des Einwendenden beschränkt.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 19
Einsicht in die Prüfungsakten
                     

                  

                  Innerhalb eines Jahres nach Abschluss der Prüfung ist dem Bewerber oder der Bewerberin auf schriftlichen Antrag Einsicht in
                     die ihn betreffenden Prüfungsakten zu gewähren.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Zu § 19

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              19.1 Die Prüfung ist mit dem Tag abgeschlossen, an dem der Prüfungsausschuss die Zeugnisse festsetzt. 
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 20
Übergangsregelungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Personen, die vor dem 1. April 2012 mit dem Vorbereitungsdienst begonnen haben, legen ihre Prüfungsleistungen nach den Bestimmungen
                     der II. Evangelisch-theologischen Dienstprüfung (PO II) vom 28. Juni 1994 (Abl. 56 S. 137), zuletzt geändert durch Kirchliche Verordnung vom 25. November 2008 (Abl. 63 S. 263), ab. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Abweichend von Absatz 1 gilt in den Fällen, in denen nicht alle Prüfungsleistungen nach § 9 und § 10 der in Absatz 1 genannten
                     Prüfungsordnung vor dem 16. Dezember 2013 erbracht wurden, diese Verordnung mit folgenden Maßgaben:
                  

                  
                     
                        	
                           Wurde die Prüfungspredigt nach § 6 der in Absatz 1 genannten Prüfungsordnung gehalten, gilt die Prüfungspredigt nach § 6 dieser
                              Prüfungsordnung als gehalten; die Fachnote wird übernommen.
                           

                        

                        	
                           Wurde die Prüfungslehrprobe nach § 7 der in Absatz 1 genannten Prüfungsordnung gehalten, gilt die Prüfungslehrprobe nach §
                              7 dieser Prüfungsordnung als gehalten; die Fachnote wird übernommen.
                           

                        

                        	
                           Die Hausarbeit wird nach § 8 der in Absatz 1 genannten Prüfungsordnung angefertigt. Die praktisch-theologische Hausarbeit
                              nach § 8 dieser Prüfungsordnung gilt als angefertigt; die Fachnote der Hausarbeit wird übernommen. Die mündliche Prüfung im
                              Prüfungsfach Leitung (Kybernetik oder Gemeindeentwicklung) nach § 11 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe d) dieser Prüfungsordnung gilt
                              als abgelegt; sie wird mit der Fachnote der Hausarbeit bewertet.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Personen, die vor dem 1. April 2025 mit dem Vorbereitungsdienst begonnen haben, legen ihre Prüfungsleistungen nach den Bestimmungen
                     der II. Evangelisch-theologischen Dienstprüfung (PO II) vom 30. Januar 2012 (Abl. 65 S. 73), zuletzt geändert durch Kirchliche Verordnung vom 20. Januar 2020 (Abl. 69 S. 25), ab.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Abweichend von Absatz 3 gilt in den Fällen, in denen nicht alle Prüfungsleistungen nach § 10 und § 11 der in Absatz 3 genannten
                     Prüfungsordnung vor dem 17. Dezember 2026 erbracht wurden, diese Verordnung.
                  

               

               
                     § 21
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Verordnung tritt am 1. April 2012 in Kraft.

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu §§ 20 und 21

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 20, 21 Dieser Erlass tritt am 1. April 2012 in Kraft. Für Personen, die vor dem 1. April 2012 mit dem Vorbereitungsdienst begonnen
                                    haben, finden die Ausführungsbestimmungen in der bis 31. März 2012 geltenden Fassung Anwendung.6 Für Personen, die vor dem 1. April 2024 mit dem Vorbereitungsdienst begonnen haben, finden die Ausführungsbestimmungen in
                                    der bis 31. März 2025 geltenden Fassung Anwendung.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

      

      
            Anhang7

         

         
                  Regelung der Besonderheiten 
bei der Zweiten Evangelisch-theologischen Dienstprüfung 
im Jahre 2022
                  

               

               
                  
                     
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Vom 4. Februar 2022 
(Abl. 70 S. 83)
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 1 
Allgemeines
                     

                  

                  Für die Durchführung der Zweiten Evangelisch-Theologischen Dienstprüfung im Kalenderjahr 2022 findet die Prüfungsordnung II
                     vom 30. Januar 2012 (Abl. 65 S. 73), zuletzt geändert durch Kirchliche Verordnung vom 20. Januar 2020 (Abl. 69 S. 25), unter Maßgabe der in diesem Artikel geregelten Besonderheiten für Prüflinge, die vor dem 1. Oktober 2020 oder bis zum 1.
                     April 2021 den Vorbereitungsdienst begonnen haben, Anwendung.
                  

               

               
                     § 2 
Art und Umfang der Lehrprobe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Lehrprobe findet grundsätzlich nach § 7 PO II statt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Sollte eine Lehrprobe nach Absatz 1 im Erstversuch durch pandemiebedingte Einschränkungen nicht möglich sein, ist die Prüfung
                     im alternativen Prüfungsformat nach Absatz 4 und 5 abzulegen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Vikarinnen und Vikare, die den Vorbereitungsdienst im Frühjahr 2020 aufgenommen haben und deren Vorbereitungsdienst nach
                     § 43 Abs. 2 Württ. PfG verlängert wurde, legen die Lehrprobe in jedem Fall im alternativen Prüfungsformat nach Absatz 4 und 5 ab.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         In der mündlichen Präsentation einer geplanten Unterrichtsstunde mit Reflexionsgespräch (alternatives Prüfungsformat) stellt
                     der Prüfling ein lehrplankonformes Unterrichtsthema vor.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Im alternativen Prüfungsformat soll die mündliche Präsentation 15 Minuten nicht überschreiten. Der Unterrichtsentwurf ist
                     dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses eine Woche vor Beginn der mündlichen Präsentation vorzulegen. Im Anschluss findet
                     für die Dauer von etwa 30 Minuten ein Reflexionsgespräch statt. Die Gesamtdauer der Prüfung beträgt 45 Minuten.
                  

               

               
                     § 3 
Bewertung und Wiederholung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Prüfungsleistungen fließen entsprechend den Vorgaben der Prüfungsordnung II in die Gesamtnote mit ein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für die Berechnung der Fach- und Gesamtnote gilt: Soweit die Lehrprobe im alternativen Prüfungsformat nach § 2 Absatz 4 und 5 durchgeführt wurde, fließt deren Note an Stelle der Note der gehaltenen Lehrprobe in der entsprechenden Gewichtung nach § 7 Absatz 5 Satz 3 bis 5 Prüfungsordnung II in die Fachnote für die Prüfungslehrprobe ein. Ansonsten wird die End-, Fach- und  Gesamtnote wie in der Prüfungsordnung
                     II vorgesehen berechnet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für die Wiederholung der Prüfung oder einzelner Prüfungsleistungen gelten die Bestimmungen der Prüfungsordnung II. Die Wiederholung der in diesem Artikel geregelten Prüfungsleistungen nach § 2 Absatz 2 und 3 soll in demselben Prüfungsformat
                     wie die nicht bestandene Prüfungsleistung erfolgen. Erfolgte der Erstversuch nach § 7 Prüfungsordnung II und ist eine Wiederholung in diesem Format durch pandemiebedingte Einschränkungen nicht möglich, erfolgt die Wiederholung
                     im alternativen Prüfungsformat nach § 2 Absätze 2 und 3.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Regelung der Besonderheiten bei der Zweiten Evangelisch-theologischen Dienstprüfung im Jahre 2022 vom 4. Februar
               2022 (Abl. 70 S. 83), abgedruckt im redaktionellen Anhang am Ende der Kirchlichen Verordnung (Prüfungsordnung II – PO II).
            

         

      

      2
            Die Ausführungsbestimmungen zur Prüfungsordnung II vom 30. Januar 2012 werden wie folgt gefasst:

         

      

      3
            Red. Anm.: Die Bestimmungen sind zwischen den §§ – jeweils eingerückt – abgedruckt.

         

      

      4
            Red. Anm.: Elektronisch verfügbar unter Nr. 441_Archiv dieser Sammlung.
            

         

      

      5
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 1 dieser Sammlung.
            

         

      

      6
            Red. Anm.: Elektronisch im Archiv unter Nr. 460 u. 461 dieser Sammlung verfügbar.
            

         

      

      7
            Red. Anm.: Anhang redaktionell abgedruckt, dieser ist nicht Bestanteil der Kirchlichen Verordnung (Prüfungsordnung II – PO
               II) oder ihrer Ausführungsbestimmungen.
            

         

      

   
      

      
         464. Verordnung des Oberkirchenrats über die berufsbegleitende Ausbildung im Pfarrdienst

      

      
         Vom 24. Oktober 2006

      

      
         (Abl. 62 S. 150), geändert durch Verordnung vom 11. November 2008 (Abl. 63 S. 296), vom 10. Dezember 2013 (Abl. 66 S. 1, 2) und durch Kirchl. Gesetz vom 30. November 2024 (Abl. 71 Nr. 91)
         

      

      
                     § 1
Grundbestimmung
                     

                  

                  Die berufsbegleitende Ausbildung im Pfarrdienst ist ein Ausbildungsweg, auf dem bewährte und für den Pfarrdienst besonders
                     geeignete hauptberufliche kirchliche Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen oder aufgrund ihrer Ausbildung nach dem Ermessen des
                     Oberkirchenrats geeignete Personen für den pfarramtlichen Dienst in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg vorbereitet
                     werden (vgl. § 4 Absatz 1 Württ. Pfarrergesetz1). Sie nimmt die in der früheren Ausbildung und im bisherigen Beruf erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten auf und soll dazu
                     befähigen, den im Ordinationsgelübde ausgesprochenen und in §§ 5 und 8 Württ. Pfarrergesetz2 beschriebenen Auftrag eines evangelischen Pfarrers bzw. einer evangelischen Pfarrerin selbständig und in theologischer Verantwortung
                     wahrzunehmen. Die berufsbegleitende Ausbildung im Pfarrdienst geschieht in Ausübung pfarramtlicher Dienste auf einer Pfarrstelle
                     einerseits und durch Teilnahme an Ausbildungsveranstaltungen andererseits. Am Ende dieses Ausbildungsweges steht die Anstellungsprüfung.
                  

               

               
                     § 2
Voraussetzungen für die Begründung des Dienstverhältnisses
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In die berufsbegleitende Ausbildung im Pfarrdienst kann aufgenommen werden, wer die Voraussetzungen von § 4 Absatz 1 Württ. Pfarrergesetz3 erfüllt und wer
                     
                        	
                           mindestens einen mittleren Bildungsabschluss nachweist,

                        

                        	
                           die Voraussetzungen von § 3 Abs. 3–5 des Diakonengesetzes4 erfüllt,
                           

                        

                        	
                           mindestens fünf Jahre als Diakon oder Diakonin im Dienst der Evangelischen Landeskirche in Württemberg oder in einer mit ihr
                              verbundenen Einrichtung tätig war und
                           

                        

                        	
                           das 40. Lebensjahr noch nicht vollendet hat.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Von den in Abs. 1 Nr. 2 bis 4 genannten Voraussetzungen kann in Ausnahmefällen abgesehen werden.
                  

               

               
                     § 3
Vorschlag
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kirchliche Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen, die die Voraussetzungen des § 2 erfüllen und für den Pfarrdienst besonders geeignet
                     erscheinen, können dem Oberkirchenrat vom zuständigen Dekanatamt oder der Leitung der zuständigen landeskirchlichen oder mit
                     der Landeskirche verbundenen Einrichtung vorgeschlagen werden. Vorschläge können in der Regel nur einmal gemacht werden; über
                     Ausnahmen entscheidet der Oberkirchenrat. Die zuständige übergeordnete Personalstelle (z. B. das Evangelische Jugendwerk,
                     der oder die Beauftragte für die Gemeindediakone und -diakoninnen, der Oberkirchenrat) nimmt dazu Stellung. Empfehlung und
                     Stellungnahme sind zu begründen. Dabei ist auf die folgenden für den Pfarrberuf erforderlichen Fähigkeiten und Bereiche einzugehen:
                     
                        	
                           Fähigkeit, das eigene bzw. gemeinsame Handeln theologisch zu reflektieren,

                        

                        	
                           Wahrnehmungsfähigkeit,

                        

                        	
                           Dialogfähigkeit,

                        

                        	
                           kybernetische Fähigkeit,

                        

                        	
                           rollenorientiertes Verhalten.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Dem Vorschlag geht ein Beratungsgespräch des Dekans oder der Dekanin oder des Leiters oder der Leiterin der Einrichtung mit
                     dem oder der Vorzuschlagenden voraus. In diesem Beratungsgespräch soll geklärt werden,
                     
                        	
                           welche Fortbildungen der kirchliche Mitarbeiter oder die kirchliche Mitarbeiterin bisher wahrgenommen hat und auf welchen
                              Arbeitsfeldern sich weitere Erfahrungen bzw. Qualifikationen empfehlen,
                           

                        

                        	
                           welche möglichen Alternativen beruflicher Fort- und Weiterbildung bestehen.

                        

                     

                  

               

               
                     § 4
Aufnahme
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Über die Aufnahme in die berufsbegleitende Ausbildung im Pfarrdienst entscheidet das Kollegium des Oberkirchenrats auf Empfehlung
                     einer Aufnahmekommission.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Aufnahmekommission gehören vier Mitglieder an: der oder die für die Ausbildung zuständige Dezernent oder Dezernentin,
                     zwei weitere Vertreter oder Vertreterinnen des Oberkirchenrats und der Leiter oder die Leiterin der berufsbegleitenden Ausbildung
                     im Pfarrdienst. Der Oberkirchenrat beruft die Mitglieder und ihre Stellvertreter oder Stellvertreterinnen. Den Vorsitz hat
                     der oder die für die Ausbildung zuständige Dezernent oder Dezernentin.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Aufnahmekommission führt zunächst ein Gespräch mit allen Vorgeschlagenen und entscheidet über ihre Zulassung zum Aufnahmeverfahren.
                     Es können im Vergleich zur Zahl derer, die aufgenommen werden können, bis zu doppelt so viele Personen zugelassen werden.
                     Das Aufnahmeverfahren besteht aus einem begutachteten Predigtgottesdienst und einer begutachteten religionspädagogischen Unterrichtseinheit
                     sowie dem – nach dem Vorliegen von Gutachten zu Predigtgottesdienst und religionspädagogischer Unterrichtseinheit – mit dem
                     oder der Zugelassenen durch die Aufnahmekommission zu führenden Kolloquium.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Für den Predigtgottesdienst, die Unterrichtseinheit und das Kolloquium gelten folgende Bestimmungen:
                     
                        	
                           Der Dekan bzw. die Dekanin oder der Leiter bzw. die Leiterin der zuständigen landeskirchlichen oder mit der Landeskirche verbundenen
                              Einrichtung – oder ein von ihm beauftragter landeskirchlicher Pfarrer bzw. eine beauftragte landeskirchliche Pfarrerin – sowie
                              eine weitere vom Oberkirchenrat beauftragte Person besuchen den Gottesdienst, führen mit dem Kandidaten oder der Kandidatin
                              ein Nachgespräch und geben ein gemeinsames Gutachten ab.
                           

                        

                        	
                           Der Schuldekan bzw. die Schuldekanin – oder ein von ihm bzw. ihr beauftragter landeskirchlicher Pfarrer bzw. eine beauftragte
                              landeskirchliche Pfarrerin oder ein von ihm oder ihr beauftragter Religionspädagoge bzw. eine beauftragte Religionspädagogin
                              – und ein weiterer vom Oberkirchenrat beauftragter Pfarrer oder Religionspädagoge oder eine weitere vom Oberkirchenrat beauftragte
                              Pfarrerin oder Religionspädagogin besuchen eine Religions- oder Konfirmandenunterrichtsstunde, führen mit dem Kandidaten oder
                              der Kandidatin ein Nachgespräch und geben ein gemeinsames Gutachten ab.
                           

                        

                        	
                           Die Aufnahmekommission führt mit den Zugelassenen ein etwa halbstündiges Kolloquium über ein theologisches Thema. Die Kommission
                              entscheidet darüber, ob allen Kandidaten und Kandidatinnen dasselbe Thema vorgegeben wird oder ob die Kandidaten und Kandidatinnen
                              das Thema in Absprache mit dem Leiter oder der Leiterin der Ausbildung jeweils selbst bestimmen können. Die Gutachten zu Predigtgottesdienst
                              und religionspädagogischer Einheit erhalten die Mitglieder der Aufnahmekommission vor dem Kolloquium zur Kenntnis. Im Anschluss
                              an das Kolloquium erstellt die Aufnahmekommission eine Liste derjenigen, die sie dem Kollegium des Oberkirchenrats für die
                              Aufnahme in die berufsbegleitende Ausbildung im Pfarrdienst empfiehlt.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 5
Ausbildung und Dienstauftrag
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Angehörigen der berufsbegleitenden Ausbildung im Pfarrdienst versehen selbständig den ihnen zugewiesenen Dienstauftrag
                     im Gemeindepfarrdienst. Bei der Zuweisung des Dienstauftrags wird der Aufwand für Ausbildung und Einarbeitung in den Pfarrberuf
                     berücksichtigt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Religionsunterricht ist im ersten Jahr auf vier Wochenstunden begrenzt, zwei davon entstammen dem Deputat einer hauptamtlichen
                     Religionslehrkraft und werden mentoriert. Die Unterrichtsverpflichtung beträgt ab dem zweiten Jahr in der Regel und unter
                     Berücksichtigung des übrigen Dienstauftrags vier bis sechs Wochenstunden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Angehörigen der berufsbegleitenden Ausbildung im Pfarrdienst nehmen an den nach Ausbildungsplan vorgesehenen Kursen im
                     Pfarrseminar teil. Das zuständige Dekanatamt sorgt für die dienstliche Vertretung während der Kurswochen.
                  

               

               
                     § 6
Beratung und Beurteilung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Den Angehörigen der berufsbegleitenden Ausbildung im Pfarrdienst steht eine im Gemeindepfarrdienst erfahrene und dafür geeignete
                     Person als Ansprechpartnerin zur Seite. Sie wird vom Dekanatamt bestimmt und dem Oberkirchenrat und dem Pfarrseminar genannt.
                     Sie soll ihren Dienstauftrag in der Regel nicht in der gleichen Gemeinde wie der oder die Angehörige der berufsbegleitenden
                     Ausbildung im Pfarrdienst versehen. Sie führt regelmäßige Gespräche mit dem oder der Angehörigen der berufsbegleitenden Ausbildung
                     im Pfarrdienst über anstehende Fragen, begleitet und berät ihn oder sie und kann bei Bedarf konsultiert werden. Sie kann in
                     Verbindung mit dem Dekanatamt eine besondere Förderung empfehlen. Die Ansprechpartner oder -partnerinnen werden von dem Leiter
                     oder der Leiterin der berufsbegleitenden Ausbildung im Pfarrdienst in ihre Aufgabe eingeführt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Im Religionsunterricht steht der oder die hauptamtliche Religionslehrer oder -lehrerin als Mentor oder Mentorin zur Verfügung,
                     aus dessen oder deren Deputat der Religionsunterricht erteilt wird. Der Schuldekan oder die Schuldekanin begleitet die religionspädagogische
                     Ausbildung in der Schule.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Nach zwei Jahren in der berufsbegleitenden Ausbildung im Pfarrdienst gibt das Dekanatamt eine Beurteilung ab. Die Beurteilung
                     erfolgt nach den Bestimmungen der Kirchlichen Verordnung über die dienstliche Beurteilung der Angehörigen der berufsbegleitenden
                     Ausbildung im Pfarrdienst.
                  

               

               
                     § 7
Gegenstand der Ausbildung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die berufsbegleitende Ausbildung im Pfarrdienst vollzieht sich in der Ausübung und Einübung pfarramtlicher Praxis einerseits
                     und in der theologischen Reflexion der pfarramtlichen Praxis einschließlich ihrer Voraussetzungen andererseits.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ziel der Ausbildung ist die Weiterentwicklung der in der vorausgehenden Berufsausbildung und -ausübung bereits grundgelegten
                     Kenntnisse, Einsichten und Fähigkeiten, die für die Ausübung des Pfarrdienstes erforderlich sind. Ihr Gegenstand ist die Bildung
                     der Person und der Erwerb der für die pfarramtlichen Arbeitsfelder erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Bildung der Person erstreckt sich dabei insbesondere auf das im Ordinationsversprechen Ausgesagte und auf folgende für
                     den Pfarrberuf erforderliche Fähigkeiten und Bereiche:
                     
                        	
                           Fähigkeit, das eigene bzw. gemeinsame Handeln theologisch zu reflektieren,

                        

                        	
                           Wahrnehmungsfähigkeit,

                        

                        	
                           Dialogfähigkeit,

                        

                        	
                           kybernetische Fähigkeit,

                        

                        	
                           rollenorientiertes Verhalten.

                        

                     

                  

                  Besonderes Gewicht soll auf die Einübung und Reflexion der neuen Berufsrolle gelegt werden.

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Erwerb der für den Pfarrdienst erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten erstreckt sich vor allem auf folgende Arbeitsfelder
                     oder Inhalte, die in den Ausbildungsveranstaltungen zu berücksichtigen sind:
                     
                        	
                           Gottesdienst und Predigt, Hymnologie, Sprecherziehung,

                        

                        	
                           Religions- und Konfirmandenunterricht,

                        

                        	
                           Seelsorge und Kasualien,

                        

                        	
                           Biblische Theologie, Dogmatik, Ethik, Kirchengeschichte,

                        

                        	
                           Kirchenrecht und Verwaltung,

                        

                        	
                           Pastoraltheologie und Gemeindeaufbau.

                        

                     

                  

                  Die Kurse umfassen einschließlich zweier Wochen zur Prüfungsvorbereitung insgesamt etwa 19 Kalenderwochen.

                  
                        (
                        5
                        )
                        Näheres regelt ein Erlass.
                  

               

               
                     § 8
Inkrafttreten, Übergangsbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Diese Verordnung tritt am 1. Dezember 2006 in Kraft. Die Bestimmungen des Erlasses des Oberkirchenrats vom 10. August 1978
                     über die „Aufnahme in den pfarramtlichen Hilfsdienst“ (Abl. 48 S. 157) treten zu diesem Zeitpunkt außer Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für diejenigen, die bereits vor dem 1. Dezember 2006 in den pfarramtlichen Hilfsdienst aufgenommen wurden, sind die Bestimmungen
                     der §§ 5  bis 7 anzuwenden.
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         465. Kirchliche Verordnung über die Anstellungsprüfung 
für Angehörige der berufsbegleitenden Ausbildung 
im Pfarrdienst (Prüfungsordnung III – PO III)1

      

      
         Vom 19. Dezember 2006

      

      
         (Abl. 62 S. 342), geändert durch Verordnung des Oberkirchenrats vom 10. Dezember 2013 (Abl. 66 S. 1, 3), vom 5. November 2015 (Abl. 66 S. 497), durch Kirchliche Verordnung vom 5. Februar 2021 (Abl. 69 S. 374) und vom 10. Februar 2025 (Abl. 71 Nr. 126)
         

      

      und 

      466. Ausführungsbestimmungen zur Prüfungsordnung III2, 3

      Erlass des Oberkirchenrats vom 19. Dezember 2006 (Abl. 62 S. 347), geändert durch Erlass des Oberkirchenrats vom 5. November 2015 (Abl. 66 S. 498) und vom 7. Oktober 2025 (Abl. 71 Nr. 193)
      

      ____________________

      Gemäß §§ 7 Abs. 2 Nr. 3, 75 Abs. 1 Satz 1 Württembergisches Pfarrergesetz wird verordnet:

      
                     § 1
Zweck der Prüfung
                     

                  

                  Die Anstellungsprüfung für Angehörige der berufsbegleitenden Ausbildung im Pfarrdienst dient dem Nachweis, dass der Bewerber
                     oder die Bewerberin entsprechend seiner oder ihrer Ausbildung die für den Pfarrdienst erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten,
                     insbesondere theologisches Urteilsvermögen, erworben hat.
                  

               

               
                     § 2
Prüfungsausschuss
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Prüfungsausschuss setzt sich zusammen aus einem theologischen Mitglied des Oberkirchenrats, dem Leiter oder der Leiterin
                     des Lehrgangs für Angehörige der berufsbegleitenden Ausbildung im Pfarrdienst und dem Leiter oder der Leiterin des Prüfungsamts
                     des Oberkirchenrats. Der oder die Vorsitzende kann weitere Mitglieder in den Prüfungsausschuss berufen und an der Prüfung
                     beteiligen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Oberkirchenrat beruft die Mitglieder des Prüfungsausschusses und deren Vertretung für die Dauer von vier Jahren. Den Vorsitz
                     führt das Mitglied des Oberkirchenrats.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Prüfungsausschuss bestimmt die Klausuraufgaben und setzt die Endnoten, die Fachnoten und die Gesamtnote in der Schlusssitzung
                     fest.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Für die Organisation und Durchführung der Prüfung ist das Prüfungsamt zuständig.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Das Prüfungsamt kann im Einvernehmen mit dem oder der Vorsitzenden des Prüfungsausschusses weitere Pfarrer oder Pfarrerinnen
                     und Kirchenbeamte oder Kirchenbeamtinnen zu Prüfenden und Korrigierenden bestellen.
                  

               

               
                     § 3
Zeitpunkt und Anmeldung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Nach Abschluss der prüfungsrelevanten Kurse eines Lehrgangs wird die Anstellungsprüfung durchgeführt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Prüfungsamt setzt alle die Prüfung betreffenden Termine fest und gibt sie in angemessener Frist bekannt. Die Anmeldung
                     hat auf dem vom Prüfungsamt vorgesehenen Formblatt über den Dienstweg zu erfolgen.
                  

               

               
                     § 4
Zulassung zur Prüfung
                     

                  

                  Zur Anstellungsprüfung kann zugelassen werden, wer zum Zeitpunkt der Klausur im Fach Kirchenrecht/Kirchliche Verwaltung mindestens
                     20 Monate in der berufsbegleitenden Ausbildung im Pfarrdienst war und die angeordneten Ausbildungsveranstaltungen wahrgenommen
                     hat.
                  

               

               
                     § 5
Prüfungsleistungen
                     

                  

                  Es sind folgende Prüfungsleistungen zu erbringen:
                     
                        	
                           ein Prüfungsgottesdienst (§ 6),
                           

                        

                        	
                           eine Prüfungslehrprobe (§ 7),
                           

                        

                        	
                           eine systematisch-theologische Fachprüfung (§ 8),
                           

                        

                        	
                           eine praktisch-theologische Hausarbeit (§ 9),
                           

                        

                        	
                           eine Klausur im Fach Kirchenrecht/Kirchliche Verwaltung (§ 10),
                           

                        

                        	
                           zwei mündliche Prüfungen in den Fächern Biblische Theologie, Liturgik und Hymnologie (§ 11).
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 6
Prüfungsgottesdienst
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Prüfungsgottesdienst umfasst die Vorarbeiten (einschließlich der schriftlich ausgearbeiteten Predigt und Liturgie), den gehaltenen Gottesdienst und ein sich an den Gottesdienst anschließendes Reflexionsgespräch.
                     
                  

                  Die Vorarbeiten sind in gedruckter und digitaler Form zu fertigen und dürfen einschließlich der Anmerkungen nicht mehr als
                     20 Seiten umfassen (insgesamt nicht mehr als 42.000 Zeichen inkl. Leerzeichen).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Prüfungsgottesdienst wird in der Regel am Dienstort des Bewerbers oder der Bewerberin gehalten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Prüfungskommission für den Prüfungsgottesdienst gehören an: der zuständige Dekan oder die zuständige Dekanin und zwei
                     weitere Personen, von denen mindestens eine aus dem ständigen Pfarrdienst des bestreffenden Kirchenbezirks stammen muss. Den
                     Vorsitz in der Prüfungskommission führt der Dekan oder die Dekanin. Keines der Mitglieder darf der Kirchengemeinde angehören,
                     in der der Bewerber oder die Bewerberin Dienst tut. Das Prüfungsamt genehmigt auf Vorschlag des Dekanatamtes Text, Termin
                     und Ort der Predigt und die Zusammensetzung der Prüfungskommission.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Prüfungskommission bewertet getrennt die Vorarbeiten und den gehaltenen Prüfungsgottesdienst (Predigt und Liturgie). Unter
                     Berücksichtigung des sich an den Gottesdienst anschließenden Reflexionsgesprächs kann die Note des gehaltenen Gottesdienstes
                     um eine halbe Note verändert werden; die Veränderung ist zu begründen. Die Vorarbeiten werden außerdem von einem von dem oder
                     der Vorsitzenden des Prüfungsausschusses bestellten Korrektor oder einer bestellten Korrektorin bewertet.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Endnote für die Vorarbeiten wird aus dem Durchschnitt der Noten errechnet, die der bestellte Korrektor oder die bestellte
                     Korrektorin und die Prüfungskommission erteilt haben. Dabei wird die Note des bestellten Korrektors oder der bestellten Korrektorin
                     doppelt gewertet. Die Fachnote für den Prüfungsgottesdienst wird aus dem Durchschnitt der Endnote für die Vorarbeiten und
                     der Note für den gehaltenen Gottesdienst errechnet. Dabei wird die Endnote für die Vorarbeiten einfach und die Note für den
                     gehaltenen Gottesdienst doppelt gewertet. Wird der gehaltene Gottesdienst mit „nicht ausreichend“ (5) bewertet, so lautet
                     auch die Fachnote für den Prüfungsgottesdienst „nicht ausreichend“ (5).
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 6:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 6.1 Der Text für die Prüfungspredigt ist in der Regel die aufgrund des Perikopengesetzes festgelegte Perikope für den Sonn- bzw.
                                    Feiertag, an dem die Prüfungspredigt gehalten wird.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 6.2 Die Prüfungskommission bewertet die Vorarbeiten ohne die schriftlich ausgearbeitete Predigt; der bestellte Korrektor oder
                                    die Korrektorin hingegen bezieht die schriftlich ausgearbeitete Predigt in die Bewertung der Vorarbeiten ein.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 7
Prüfungslehrprobe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Prüfungslehrprobe umfasst einen Unterrichtsentwurf und die gehaltene Lehrprobe.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Prüfungslehrprobe wird in der Regel am Dienstort des Bewerbers oder der Bewerberin gehalten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Prüfungskommission für die Prüfungslehrprobe gehören drei Personen an: der Schuldekan oder die Schuldekanin, der oder
                     die für den Dienstort des Bewerbers oder der Bewerberin zuständig ist, ein in der Religionspädagogik erfahrener ordinierter
                     Theologe oder eine erfahrene ordinierte Theologin und ein in der Schulverwaltung oder im staatlichen Prüfungswesen erfahrener
                     Lehrer oder eine erfahrene Lehrerin, der oder die der Landeskirche angehört und die Vocatio besitzt. Der Schuldekan oder die
                     Schuldekanin führt den Vorsitz der Prüfungskommission. Außer dem Schuldekan oder der Schuldekanin dürfen der Kommission keine
                     Personen angehören, die an der Ausbildung des Bewerbers oder der Bewerberin unmittelbar beteiligt waren. Das Prüfungsamt genehmigt
                     auf Vorschlag des zuständigen Dekanatamtes (Schuldekan oder Schuldekanin) Thema, Termin und Ort der Lehrprobe und die Zusammensetzung
                     der Prüfungskommission.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Prüfungskommission bewertet getrennt den Unterrichtsentwurf und die gehaltene Lehrprobe. Die Fachnote setzt sich zu einem
                     Drittel aus der Beurteilung des Unterrichtsentwurfs und zu zwei Dritteln aus der Beurteilung der gehaltenen Lehrprobe zusammen.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 7:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 7.1 Als Dienstort gilt der Ort, an dem der Bewerber oder die Bewerberin in der Regel Religionsunterricht hält.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 7.2 Das Thema der Lehrprobe wird in der Regel aus dem Themenfeld genommen, das zur Zeit der Lehrprobe in der betreffenden Klasse
                                    behandelt wird.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 7.3 Dem Bewerber oder der Bewerberin ist Gelegenheit zu geben, zu Anfang der Beratung der Prüfungskommission zu dem Unterrichtsentwurf
                                    und zu der gehaltenen Lehrprobe Stellung zu nehmen.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 8
Systematisch-theologische Fachprüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die systematisch-theologische Fachprüfung umfasst eine Hausarbeit und eine mündliche Prüfung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Bewerber oder die Bewerberin fertigt eine Hausarbeit zu einem vom Prüfungsausschuss vorgegebenen Thema. Es werden in der
                     Regel vier Themen zur Auswahl gestellt. Die Hausarbeit ist spätestens 48 Stunden nach Bekanntgabe der Themen abzugeben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Hausarbeit ist in gedruckter und digitaler Form zu fertigen und darf einschließlich der Anmerkungen nicht mehr als sieben
                     Seiten umfassen (insgesamt nicht mehr als 14.700 Zeichen inkl. Leerzeichen). Die gedruckte Fassung ist die für die Bewertung
                     maßgebliche Fassung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die mündliche Prüfung hat die vorgelegte Hausarbeit zum Gegenstand. Sie dauert 30 Minuten, ansonsten gelten die Bestimmungen für die mündlichen Prüfungen gemäß § 11 Abs. 3 und 4 dieser Ordnung.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Prüfungskommission erteilt für die Hausarbeit und die mündliche Prüfung eine gemeinsame Note für die systematisch-theologische
                     Fachprüfung.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 8:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 8.1 Das Prüfungsamt gibt rechtzeitig Ort und Zeitpunkt der Bekanntgabe der Themen sowie der Abgabe der Hausarbeit bekannt.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 8.2 Die Hausarbeit muss eine Erklärung darüber enthalten, dass sie selbständig und ohne fremde Hilfe angefertigt wurde, Zitate
                                    als solche gekennzeichnet sind und verwendete Literatur ausgewiesen ist.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 9
Praktisch-theologische Hausarbeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die praktisch-theologische Hausarbeit umfasst die schriftliche Darstellung einer Kasualie in ihrem Zusammenhang.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die schriftliche Darstellung dokumentiert eine von dem Bewerber oder der Bewerberin selbst vollzogene Kasualie und reflektiert
                     sie aus praktisch-theologischer Perspektive.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die praktisch-theologische Hausarbeit ist in gedruckter und digitaler Form zu fertigen und darf einschließlich der Anmerkungen
                     nicht mehr als 20 Seiten umfassen (insgesamt nicht mehr als 42.000 Zeichen, inkl. Leerzeichen). Überschreitet die praktisch-theologische
                     Hausarbeit diesen Umfang um mehr als 10%, so kann der Korrektor oder die Korrektorin die Bewertung um bis zu einer vollen
                     Note herabsetzen. Die Hausarbeit ist in gedruckter und digitaler Form abzugeben. Die gedruckte Fassung ist die für die Bewertung
                     maßgebliche Fassung.
                  

                  Der Praktisch-theologischen Hausarbeit muss eine Erklärung darüber beigefügt werden, dass ihr eine von dem Bewerber oder der
                     Bewerberin selbst vollzogene Kasualie zugrunde liegt, dass sie ohne fremde Hilfe angefertigt wurde und dass keine anderen
                     als die angegebenen Hilfsmittel verwendet wurden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die praktisch-theologische Hausarbeit wird von zwei vom Prüfungsamt bestimmten Korrektoren oder Korrektorinnen bewertet. Die
                     Fachnote ist der Durchschnitt der beiden Noten. Liegen die beiden Noten um mehr als drei halbe Noten auseinander, so wird
                     vom Prüfungsamt ein dritter Korrektor oder eine Korrektorin bestimmt. Aus dem Durchschnitt dieser drei Noten ergibt sich die
                     Fachnote.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Wahl der darzustellenden Kasualie ist auf höchstens einer halben Seite kurz zu umreißen und beim Prüfungsamt zu beantragen.
                     Das Prüfungsamt gibt spätestens mit der Zulassung zur Prüfung die Termine bekannt, zu denen der Gegenstand beantragt und die
                     Darstellung abgegeben werden muss. Das Prüfungsamt genehmigt das Vorhaben.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 9:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 9.1 Die praktisch-theologische Hausarbeit hat4 das Seelsorgegeheimnis zu wahren, Personen sind anonymisiert einzuführen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 9.2 Das in der schriftlichen Darstellung einer Amtshandlung zum Ausdruck kommende Verständnis von Amt und Pfarrberuf kann zum
                                    Gegenstand der mündlichen Prüfung gemacht werden.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 10
Klausur im Fach Kirchenrecht/Kirchliche Verwaltung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Im Fach Kirchenrecht/Kirchliche Verwaltung ist im Zeitraum von vier Stunden eine Klausur zu schreiben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Klausurthemen werden in einer Sitzung des Prüfungsausschusses festgelegt. Aus den Bereichen Kirchenrecht und Kirchliche
                     Verwaltung muss jeweils eine Aufgabe bearbeitet werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Prüfungsausschuss legt die Hilfsmittel fest.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Klausuren der Teilbereiche Kirchenrecht und Kirchliche Verwaltung werden gesondert von jeweils zwei Korrektoren oder Korrektorinnen
                     getrennt bewertet. Die beiden Korrektoren oder Korrektorinnen sollen sich auf eine gemeinsame Note einigen, die zu begründen
                     ist. Können sie sich nicht auf eine gemeinsame Note einigen, so haben sie ihre Bewertungen dem Prüfungsamt mitzuteilen, das
                     einen dritten Korrektor oder eine dritte Korrektorin bestellt; aus dem Durchschnitt dieser drei Noten ergibt sich die Endnote
                     des Teilbereichs. Die Fachnote ergibt sich aus dem Durchschnitt der Noten beider Teilbereiche.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Wird eine Klausurarbeit nicht abgegeben, so wird sie als nicht erbrachte Prüfungsleistung mit „nicht ausreichend“ (5) bewertet.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 10:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 10.1 Der Prüfungsausschuss kann für jeden der beiden Teilbereiche zwei Themen zur Wahl festlegen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 10.2 Das Prüfungsamt verlängert bei Bewerbern oder Bewerberinnen, die beim Schreiben stark behindert sind, auf Antrag die Bearbeitungszeit
                                    angemessen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 10.3 Die Aufsicht bei der Ausarbeitung der Klausuren wird von einem vom Prüfungsamt bestimmten Pfarrer oder einer Pfarrerin der
                                    Landeskirche geführt.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 10.4 Auf der ersten Seite jeder Klausurreinschrift hat der Bewerber oder die Bewerberin Fach, Aufgabe und den zugewiesenen Decknamen
                                    zu schreiben. Auf jedem weiteren Bogen sind das Fach und der Deckname zu wiederholen. Auch wenn keine Klausuraufgabe bearbeitet
                                    wird, muss der für diese Klausur bestimmte Bogen abgegeben werden.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 10.5 Die vom Prüfungsausschuss bestimmten Hilfsmittel werden zur Verfügung gestellt. Nur diese dürfen für die Bearbeitung der
                                    Klausuren verwendet werden. Der Bewerber oder die Bewerberin darf keine Hilfsmittel mit sich führen. Etwa vorgefundene unerlaubte
                                    Hilfsmittel sind unverzüglich wegzunehmen. Die Aufsicht führende Person hat hiervon und von sonstigen Verstößen gemäß § 12
                                    unverzüglich dem  oder der Vorsitzenden des Prüfungsausschusses Mitteilung zu machen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 10.6 Vor Beginn der Prüfung sind die Bewerber und Bewerberinnen durch die Aufsicht führende Person auf die richtige Form der Ausarbeitung
                                    (Nr. 10.4), auf das Verbot des Gebrauchs unerlaubter Hilfsmittel (Nr. 10.5) und die Folgen einer Täuschung und eines Ordnungsverstoßes
                                    (§ 12) sowie die Folge der Nichtabgabe einer Arbeit (Absatz 5) durch Verlesen der betreffenden Vorschriften hinzuweisen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 10.7 Die Aufsicht führende Person erhält die Klausurthemen in verschlossenem Umschlag zugestellt. Sie oder er öffnet den Umschlag
                                    in Gegenwart der Bewerber und Bewerberinnen, verteilt die in schriftlicher Form vorliegenden Themen und gibt die Zeit der
                                    Abgabe der Arbeit bekannt. Die Aufsicht führende Person oder ihre Stellvertretung hat die ganze Zeit über unausgesetzt anwesend
                                    zu sein. Sie hat darauf zu achten, dass nicht mehrere Personen gleichzeitig während der Prüfungszeit den Raum verlassen. Eine
                                    halbe Stunde und zehn Minuten vor Ablauf erinnert sie an die Abgabefrist. Nach Ablauf der Bearbeitungszeit sind die Arbeiten
                                    abzuliefern, auch wenn sie unvollendet sind.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 10.8 Die Aufsicht führende Person nimmt die Arbeiten von den einzelnen Bewerbern und Bewerberinnen vor ihrem Weggang in Empfang
                                    und stellt sie unverzüglich dem Prüfungsamt zu. Nach Abgabe der Arbeiten an die Aufsicht führende Person darf an ihnen nichts
                                    mehr geändert werden.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 10.9 Über den Verlauf jeder schriftlichen Prüfung wird von der Aufsicht führenden Person eine Niederschrift gefertigt, die unverzüglich
                                    dem Prüfungsamt abzugeben ist. Sie enthält die Angaben über die Ausführung der Nr. 10.6 und 10.7, die Zeit der Abgabe der
                                    letzten Arbeit, etwaige besondere Vorkommnisse, z. B. das Ausbleiben einzelner Bewerber oder Bewerberinnen, Zuwiderhandlungen
                                    gegen Nr. 10.5 und Täuschungen.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 11
Mündliche Prüfungen in den Fächern Biblische Theologie und Liturgik und Hymnologie
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In folgenden Prüfungsfächern findet jeweils eine mündliche Prüfung statt:
                     
                        	
                           Biblische Theologie

                        

                        	
                           Liturgik und Hymnologie

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Im Zusammenhang der Anmeldung zur Prüfung gibt der Bewerber oder die Bewerberin für jedes der in Absatz 1 genannten Fächer
                     einen Schwerpunkt an. Die vom Prüfungsamt genehmigten Schwerpunkte werden im Gesamtzusammenhang des Faches berücksichtigt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die mündlichen Prüfungen finden als Einzelprüfungen statt. Sie dauern jeweils 20 Minuten. Im Fach Liturgik und Hymnologie
                     verlängert sich die Prüfung auf 25 Minuten, wenn ein musikalischer Vortrag dargeboten wird. Soll ein musikalischer Vortrag
                     dargeboten werden, so ist dies bei der Anmeldung anzugeben.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Prüfungskommission für die mündliche Prüfung besteht aus einem Vertreter oder einer Vertreterin des Oberkirchenrats, der
                     oder die den Vorsitz führt, und zwei Fachprüfenden, von denen der oder die jeweils Nichtprüfende protokolliert. Der Leiter
                     oder die Leiterin des Lehrgangs für die berufsbegleitende Ausbildung im Pfarrdienst ist beratendes Mitglied der Prüfungskommission.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 11:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 11.1 Hebräische, griechische und lateinische Sprachkenntnisse werden nicht vorausgesetzt.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 11.2 Die mündliche Prüfung im Fach Biblische Theologie berücksichtigt das Alte und das Neue Testament.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 11.3 Die Prüfungsleistung wird von allen Mitgliedern der Prüfungskommission bewertet. Sie sollen sich auf eine Note einigen. Können
                                    sie sich nicht auf eine Note einigen, so bildet der Durchschnitt der abgegebenen Noten die Fachnote.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 11.4 Über jede mündliche Prüfung wird ein Protokoll gefertigt. Es hält die Gegenstände der Prüfung und die Note fest und wird
                                    von den Mitgliedern der Prüfungskommission unterzeichnet.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 12
Täuschung und Ordnungsverstoß
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Unternimmt es ein Bewerber oder eine Bewerberin, das Ergebnis einer Prüfungsleistung durch Täuschung oder Benutzung nicht
                     zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, so wird die betreffende Prüfungsleistung mit „nicht ausreichend“ (5) bewertet. Auf
                     die in Satz 1 vorgesehenen Folgen kann auch erkannt werden, wenn ein Bewerber oder eine Bewerberin nach Ausgabe der Prüfungsaufgabe unerlaubte
                     Hilfsmittel mit sich führt. Hat ein Bewerber oder eine Bewerberin bei einer Prüfung getäuscht oder nicht zugelassene Hilfsmittel
                     benützt und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so kann die ergangene Prüfungsentscheidung
                     nachträglich widerrufen werden. Das Prüfungszeugnis ist einzuziehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Von der jeweiligen Prüfungsleistung kann ausgeschlossen werden, wer den geordneten Ablauf der Prüfung empfindlich stört. Die
                     betreffende Prüfungsleistung gilt als nicht erbracht und wird mit „nicht ausreichend“ (5) bewertet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Entscheidungen gemäß Absatz 1 trifft der Prüfungsausschuss. Soweit erforderlich, wird ein neues Prüfungszeugnis ausgestellt.
                     Für die Wiederholung der Prüfung gelten §§ 16 und 17, die Frist für die Wiederholung der Prüfung beginnt mit dem Zeitpunkt
                     des Widerrufs.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die jeweilige Prüfungskommission bzw. der oder die jeweilige Aufsichtführende können in Fällen von Absatz 2 einen Ausschluss
                     verfügen. Gegen die Entscheidung kann der Bewerber oder die Bewerberin innerhalb von 48 Stunden bei dem oder der Vorsitzenden
                     des Prüfungsausschusses Einwendungen erheben. Wird diesen stattgegeben, so ist die Prüfung zu wiederholen.
                  

               

               
                     § 13
Versäumnis und Rücktritt
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bleibt ein Bewerber oder eine Bewerberin ohne wichtigen Grund einem einzelnen Prüfungstermin fern, so wird die versäumte Prüfungsleistung
                     mit „nicht ausreichend“ (5) bewertet. Dasselbe gilt, wenn die schriftlichen Arbeiten gemäß § 8 Abs. 2 und § 9 Abs. 2 ohne
                     wichtigen Grund nicht oder nicht fristgerecht eingereicht werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Absatz 1 gilt auch für Prüfungsleistungen, die der Bewerber oder die Bewerberin als Folge eines vom Prüfungsamt nicht genehmigten
                     Rücktritts nicht erbringt. Genehmigt das Prüfungsamt den Rücktritt, so gilt die Prüfung als nicht unternommen. Die Genehmigung
                     zum Rücktritt kann nur erteilt werden, wenn der Bewerber oder die Bewerberin aus wichtigem Grund am Ablegen der Prüfung verhindert
                     ist. Die für das Versäumnis oder den Rücktritt geltend gemachten Gründe müssen unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft
                     gemacht werden. Im Falle der Erkrankung kann der Rücktritt nur genehmigt werden, wenn der Bewerber oder die Bewerberin unverzüglich
                     eine ärztliche Untersuchung herbeigeführt hat.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 13:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 13.1 Das Zeugnis eines Amtsarztes oder eines Vertrauensarztes der Landeskirche kann verlangt werden.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 13.2 Aus wichtigem Grund versäumte Prüfungstermine sind nachzuholen. Die Prüfungsleistungen müssen spätestens vier Wochen vor
                                    der  Schlusssitzung abgelegt werden. Das Prüfungsamt bestimmt einen neuen Prüfungstermin. Ist ein Nachholen innerhalb dieser
                                    Frist nicht möglich, so müssen bereits abgelegte Klausuren oder mündliche Prüfungen beim nächsten Prüfungstermin wiederholt
                                    werden.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 14
Bewertung und Prüfungszeugnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Bewertung wird folgende Notenskala zugrunde gelegt:
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 1

                              
                              	
                                 = 

                              
                              	
                                 Eine Leistung, die den Anforderungen in besonderem Maße entspricht („sehr gut“)

                              
                           

                           
                              	
                                 2

                              
                              	
                                 = 

                              
                              	
                                 Eine Leistung, die den Anforderungen voll entspricht („gut“)

                              
                           

                           
                              	
                                 3

                              
                              	
                                 = 

                              
                              	
                                 Eine Leistung, die im Allgemeinen den Anforderungen entspricht („befriedigend“)

                              
                           

                           
                              	
                                 4

                              
                              	
                                 = 

                              
                              	
                                 Eine Leistung, die zwar Mängel aufweist, aber im Ganzen den Anforderungen noch entspricht („ausreichend“)

                              
                           

                           
                              	
                                 5

                              
                              	
                                 = 

                              
                              	
                                 Eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anforderungen nicht mehr genügt („nicht ausreichend“).

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Es können halbe Noten gegeben werden, jedoch nur bis zur Notenstufe 4,0.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Endnoten gemäß § 6 Abs. 5 und § 10 Abs. 4 Satz 3, die Fachnoten und die Gesamtnote lauten:
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 bei einem Durchschnitt bis 1,25

                              
                              	
                                 sehr gut,

                              
                           

                           
                              	
                                 bei einem Durchschnitt von 1,26 bis 1,75

                              
                              	
                                 sehr gut bis gut,

                              
                           

                           
                              	
                                 bei einem Durchschnitt von 1,76 bis 2,25

                              
                              	
                                 gut,

                              
                           

                           
                              	
                                 bei einem Durchschnitt von 2,26 bis 2,75

                              
                              	
                                 gut bis befriedigend,

                              
                           

                           
                              	
                                 bei einem Durchschnitt von 2,76 bis 3,25

                              
                              	
                                 befriedigend,

                              
                           

                           
                              	
                                 bei einem Durchschnitt von 3,26 bis 3,75

                              
                              	
                                 befriedigend bis ausreichend,

                              
                           

                           
                              	
                                 bei einem Durchschnitt von 3,76 bis 4,00

                              
                              	
                                 ausreichend,

                              
                           

                           
                              	
                                 bei einem Durchschnitt unter 4,0

                              
                              	
                                 nicht ausreichend.

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Bewertung einer einzelnen Prüfungsleistung ist gleichzeitig die Fachnote.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Ist die Prüfung bestanden, so wird eine Gesamtnote erstellt. Zur Feststellung der Gesamtnote wird die Summe der Fachnoten
                     gebildet, bei doppeltem Gewicht des Prüfungsgottesdienstes, der Prüfungslehrprobe und der praktisch-theologischen Hausarbeit.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die Absätze 1 bis 3 gelten für alle Bewertungen im Rahmen der Anstellungsprüfung einschließlich der Berechnung von End- und
                     Fachnoten gemäß § 6 Abs. 4 und 5, § 7 Abs. 4 und § 10 Abs. 4.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Die Endnoten gemäß § 6 Abs. 5 und § 10 Abs. 4 Satz 3, die Fachnoten und die Gesamtnote werden in eine Liste eingetragen. Die
                     an der Schlusssitzung beteiligten Mitglieder des Prüfungsausschusses setzen mit ihrer Unterschrift die in der Liste eingetragenen
                     Noten fest.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Bewerber und Bewerberinnen, die die Prüfung bestanden haben, erhalten ein Zeugnis.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 14:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 14.1 Das Zeugnis enthält die Gesamtnote und die Fachnoten. Es trägt das Datum der Schlusssitzung, in der der Prüfungsausschuss
                                    die Ergebnisse gemäß Absatz 7 feststellt. Es wird von dem oder der Vorsitzenden des Prüfungsausschusses und vom Landesbischof
                                    oder von der Landesbischöfin unterzeichnet.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 14.2 Die Namen der Personen, die die Prüfung bestanden haben, werden veröffentlicht.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 15
Bestehen der Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Prüfung hat bestanden
                     
                        	
                           wer in allen Prüfungsleistungen mindestens die Fachnote „ausreichend“ (4) erhalten hat oder

                        

                        	
                           wer im Prüfungsgottesdienst5 und in der Prüfungslehrprobe jeweils eine Fachnote von mindestens ausreichend (4,0) erreicht und bei nicht mehr als einer
                              Prüfungsleistung gemäß § 5 Nr. 3 bis 6 die Fachnote „nicht ausreichend“ (5) erhalten hat, wenn diese Prüfungsleistung entweder
                              durch mindestens einmal die Fachnote „gut“ (2) oder mindestens zweimal die Fachnote „befriedigend“ (3) ausgeglichen wird.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wer die Prüfung nicht bestanden hat, erhält hierüber schriftlich Bescheid.
                  

               

               
                     § 16
Wiederholung einzelner Prüfungsleistungen
                     

                  

                  Wer im Prüfungsgottesdienst oder in der Prüfungslehrprobe die Fachnote 4,0 nicht erreicht hat, jedoch einen Durchschnitt der
                     Fachnoten von mindestens 4,0, hat die Prüfung bestanden, wenn er innerhalb eines Jahres nach Abschluss der Prüfung bei der
                     Wiederholung der betreffenden Prüfungsleistung die Fachnote 4,0 erreicht hat. Wurde die Fachnote 4,0 nicht erreicht, so ist
                     die gesamte Prüfung nicht bestanden. Sie kann nicht wiederholt werden.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 16:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 16. Ist der Prüfungsgottesdienst oder die Prüfungslehrprobe zu wiederholen, so teilt das Prüfungsamt dem Bewerber oder der Bewerberin
                                    schriftlich mit, in welchem Zeitraum dies möglich ist. Der Prüfungstermin wird vom Prüfungsamt auf Vorschlag des Dekanatamtes
                                    festgelegt.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 17
Wiederholung der gesamten Prüfung
                     

                  

                  Hat der Bewerber oder die Bewerberin die Prüfung nicht bestanden, so ist eine Wiederholung frühestens nach einem Jahr, spätestens
                     nach zwei Jahren möglich.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 17:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 17. Wurde die Prüfung nicht bestanden, so teilt der oder die Vorsitzende des Prüfungsausschusses dem Bewerber oder der Bewerberin
                                    schriftlich mit, wann die Prüfung wiederholt werden kann.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 18
Einwendungen gegen das Prüfungsverfahren und das Prüfungsergebnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Erscheint das Prüfungsverfahren nicht ordnungsgemäß, so können bei dem oder der Vorsitzenden des Prüfungsausschusses innerhalb
                     von 48 Stunden nach Beendigung des betreffenden Prüfungsvorganges Einwendungen erhoben werden. Der oder die Vorsitzende des
                     Prüfungsausschusses entscheidet innerhalb weiterer 48 Stunden nach Zugang der Einwendung. Wird der Einwendung stattgegeben,
                     so hat das Prüfungsamt einen zeitnahen Termin für die Wiederholung der betreffenden Prüfungsleistung zu bestimmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Werden gegen einen Bewerber oder eine Bewerberin Entscheidungen gemäß § 12 Abs. 1 oder 2 getroffen, kann er oder sie dagegen innerhalb einer Frist von 48 Stunden nach Bekanntgabe den Oberkirchenrat anrufen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Gegen Entscheidungen des Prüfungsausschusses gemäß §§ 14 und 15 Abs. 2 kann der Oberkirchenrat innerhalb eines Monats nach
                     Bekanntgabe angerufen werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Gegen Entscheidungen des Oberkirchenrats gemäß Absatz 2 und 3 sowie gegen andere Entscheidungen des Oberkirchenrats im Prüfungsverfahren
                     (§§ 4, 13 Abs. 2, 16, 17) kann der Bewerber oder die Bewerberin innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung Klage
                     beim Verwaltungsgericht der Evangelischen Landeskirche in Württemberg erheben.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 18:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 18.1 Handelt es sich bei der zu wiederholenden Prüfungsleistung um den Prüfungsgottesdienst, die Prüfungslehrprobe oder um eine
                                    Prüfungsleistung gemäß § 5 Nr. 3, 4 oder 6, so wird eine neue Prüfungskommission bestimmt.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 18.2 Beziehen sich die Einwendungen auf die Klausur im Fach Kirchenrecht/Kirchliche Verwaltung, so wird die Wiederholung dieser
                                    Prüfungsleistung in der Regel auf die Person des oder der Einwendenden beschränkt.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 19
Einsicht in die Prüfungsakten
                     

                  

                  Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Prüfungsverfahrens ist dem Bewerber oder der Bewerberin auf schriftlichen Antrag
                     Einsicht in die ihn oder sie betreffenden Prüfungsakten zu gewähren.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 19:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 19. Das Prüfungsverfahren ist mit dem Tage abgeschlossen, an dem der Prüfungsausschuss die Zeugnisse feststellt.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 20
Inkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Diese Prüfungsordnung tritt am 1. April 2007 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Prüfungsordnung III vom 5. Oktober 1999 (Abl. 58 S. 311), geändert durch Kirchliches Gesetz vom 13. Juli 2001 (Abl. 59 S. 335), und die Ausführungsbestimmungen vom 5. Oktober 1999 (Abl. 58 S. 315) treten am 31. März 2007 außer Kraft.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Regelung der Besonderheiten bei der Anstellungsprüfung für Angehörige der berufsbegleitenden Ausbildung im Pfarrdienst
               im Jahre 2021 vom 5. Februar 2021 (Abl. 69 S. 374):
            

            Regelung der Besonderheiten bei der Anstellungsprüfung für Angehörige der berufsbegleitenden Ausbildung im Pfarrdienst 
im Jahre 2021

            § 1

            Allgemeines

            Für die Durchführung der Anstellungsprüfung für Angehörige der berufsbegleitenden Ausbildung im Pfarrdienst im Kalenderjahr
               2021 findet die Prüfungsordnung III vom 19. Dezember 2006 (Abl. 62 S. 342), zuletzt geändert durch Verordnung des Oberkirchenrats vom 5. November 2015 (Abl. 66 S. 497), unter Maßgabe der in diesem Artikel geregelten Besonderheiten für Prüflinge, die am 1. September 2019 die berufsbegleitende
               Ausbildung begonnen haben, Anwendung.
            

            § 2

            Lehrprobe

            (1) Die gehaltene Lehrprobe findet als einzelne Prüfungsleistung im alternativen Prüfungsformat nach den Absätzen 2 und 3
               statt. 
            

            (2) In der mündlichen Präsentation einer geplanten Unterrichtsstunde mit Reflexionsgespräch (alternatives Prüfungsformat)
               stellt die Bewerberin oder der Bewerber ein lehrplankonformes Unterrichtsthema vor.
            

            (3) Im alternativen Prüfungsformat soll die mündliche Darstellung 15 Minuten nicht überschreiten. Der Unterrichtsentwurf ist
               dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses eine Woche vor Beginn der mündlichen Präsentation vorzulegen. Im Anschluss findet
               für die Dauer von etwa 30 Minuten ein Reflexionsgespräch statt. Die Gesamtdauer der Prüfung beträgt 45 Minuten.
            

            § 3

            Bewertung und Wiederholung

            (1) Die Prüfungsleistungen fließen entsprechend den Vorgaben der Prüfungsordnung III in die Gesamtnote mit ein.

            (2) Für die Berechnung der Fach- und Gesamtnote gilt: Die Note für die mündliche Präsentation der geplanten Unterrichtsstunde
               mit Reflexionsgespräch ersetzt die Note für die gehaltene Lehrprobe. Deren Note fließt an Stelle der Note der gehaltenen Lehrprobe
               in der entsprechenden Gewichtung nach § 7 Absatz 4 Satz 2 Prüfungsordnung III in die Fachnote für die Prüfungslehrprobe ein. Ansonsten wird die Fach- und Gesamtnote wie in der Prüfungsordnung III vorgesehen
               berechnet.
            

            (3) Die Wiederholung der in diesem Artikel geregelten Prüfungsleistungen nach § 2 Absatz 2 und 3 soll in demselben Prüfungsformat
               wie die nicht bestandene Prüfungsleistung erfolgen.
            

         

      

      2
            Zur Ausführung der Prüfungsordnung III vom 19. Dezember 2006 wird bestimmt:

         

      

      3
            Red. Anm.: Text der Ausführungsbestimmungen ist in das Gesetz eingerückt abgedruckt.

         

      

      4
            Red. Anm.: Der Änderungsbefehl in Art. 1 Erlass zur Änderung der Ausführungsbestimmungen zur Prüfungsordnung III vom 5. November
               2015 (Abl. 66 S. 498) ist von der Redaktion in diesem Sinne ausgelegt worden.
            

         

      

      5
            Red. Anm.: Der Änderungsbefehl aus Art. 3 Nr. 7 Kirchliche Verordnung zur Änderung von Ordnungen über Theologische Dienstprüfungen
               sowie die Auswertung und Beurteilung im Vorbereitungsdienst vom 10. Februar 2025 (Abl. 71 Nr. 126) wurde von der Redaktion dahingehend ausgelegt.
            

         

      

   
      

      
         468. Verordnung des Oberkirchenrats über die I. Kirchliche Dienstprüfung für Teilnehmer am Lehrgang für den Pfarrdienst (PO IV)

      

      
         Vom 18. Juli 1979

      

      
         (Abl. 48 S. 473)

      

      und

      469. Ausführungsbestimmungen1

      vom 8. Oktober 1979 (Abl. 48 S. 473)

       

      Aufgrund von § 75 i. V. m. § 4 Abs. 1 Nr. 2 des Württ. Pfarrergesetzes vom 3. Juni 19772 wird nach Beratung gemäß § 39 Abs. 1 der Kirchenverfassung3 verordnet:
      

      
                     § 1
Zweck und Zahl der Prüfungen
                     

                  

                  Die I. Kirchliche Dienstprüfung für Teilnehmer am Lehrgang für den Pfarrdienst dient dem Nachweis, daß der Bewerber entsprechend
                     seiner Ausbildung im Lehrgang die für den Vorbereitungsdienst erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten erworben hat. Sie
                     wird gegen Ende eines jeden Lehrgangs abgehalten.
                  

                  
                     
                        
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Ausführungsbestimmungen

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (zu PO IV § 1)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 
                                    
                                       	
                                          In der Prüfung soll der Lehrgangsteilnehmer nachweisen, daß er die grundlegenden Fachkenntnisse und Fähigkeiten erworben hat
                                             und selbständig theoretisch arbeiten kann.
                                          

                                       

                                       	
                                          Die Prüfung wird im letzten Jahr des Lehrgangs abgehalten. Sie beginnt in der Regel mit der Prüfung im Fach Kirchengeschichte
                                             und endet mit der Prüfung in den Fächern Altes Testament, Neues Testament und Systematische Theologie. In den dazwischen liegenden
                                             Monaten werden die Prüfungspredigt in einem öffentlichen Gottesdienst sowie die Prüfungskatechese im Rahmen einer Schulstunde
                                             gehalten. Der Prüfungsausschuß setzt die Termine fest.
                                          

                                       

                                       	
                                          Die Termine der einzelnen Prüfungen werden vom Oberkirchenrat im Benehmen mit dem Leiter des Lehrgangs für den Pfarrdienst
                                             festgesetzt.
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 2
Prüfungsort und Prüfungsausschuß
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Prüfung findet in der Regel in Stuttgart statt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zum Prüfungsausschuß gehören neben Vertretern des Oberkirchenrats die hauptamtlichen Lehrer am Lehrgang sowie die nebenamtlichen
                     Lehrkräfte, sofern sie an der Prüfung beteiligt sind. In Ausnahmefällen kann der Vorsitzende weitere Mitglieder in den Prüfungsausschuß
                     berufen und an der Prüfung beteiligen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Den Vorsitz im Prüfungsausschuß führt ein Vertreter des Oberkirchenrats. Die Geschäftsführung liegt beim Leiter des Lehrgangs.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Oberkirchenrat beruft für die mündliche Prüfung einen Beisitzer, der der jeweiligen Prüfungskommission mit beratender
                     Stimme angehört und an der Schlußsitzung des Prüfungsausschusses beratend teilnehmen soll. Er muß gehört werden und hat das
                     Recht, die schriftlichen Arbeiten einzusehen. Der Beisitzer muß die II. Evang.-theol. Dienstprüfung oder die II. Kirchl. Dienstprüfung
                     für ehemalige Teilnehmer am Lehrgang für den Pfarrdienst abgelegt haben und im Dienst der Landeskirche stehen. Das gleiche
                     gilt für einen ersten sowie einen weiteren Stellvertreter, der im Verhinderungsfalle an seine Stelle tritt. Die Teilnehmer
                     am Lehrgang können Vorschläge für die Berufung machen.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (zu PO IV § 2)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 
                                    
                                       	4.

                                       	
                                          Zum Prüfungsausschuß gehören zwei Mitglieder des Oberkirchenrats. In den Sitzungen des Prüfungsausschusses und bei einzelnen
                                             Prüfungsvorgängen können sie sich vertreten lassen.
                                          

                                       

                                       	5.

                                       	
                                          Der Prüfungsausschuß und der Leiter des Lehrgangs nehmen die ihnen nach der Prüfungsordnung und den hierzu erlassenen Ausführungsbestimmungen
                                             übertragenen Aufgaben wahr. Im übrigen ist für die Organisation der Prüfung und für alle Entscheidungen im Rahmen des Prüfungsverfahrens
                                             der Oberkirchenrat zuständig.
                                          

                                       

                                       	6.

                                       	
                                          Der Beisitzer für die mündliche Prüfung wird vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zur mündlichen Prüfung und zur Schlußsitzung
                                             des Prüfungsausschusses eingeladen. Die Prüfung kann auch ohne den Beisitzer oder einen seiner Stellvertreter stattfinden,
                                             wenn diese ordnungsgemäß eingeladen waren.
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 3
Meldung zur Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Leiter des Lehrgangs meldet die Teilnehmer an einem Lehrgang mit den erforderlichen Unterlagen beim Oberkirchenrat zur
                     Prüfung an. Der Anmeldung geht ein Lehrerkonvent voraus, zu dem der Vorsitzende des Prüfungsausschusses eingeladen wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Oberkirchenrat entscheidet über die Zulassung zur Prüfung.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (zu PO IV § 3)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 
                                    
                                       	7.

                                       	
                                          Der Leiter des Lehrgangs fordert die Lehrgangsteilnehmer rechtzeitig auf, um Zulassung zur Prüfung nachzusuchen. Das Gesuch
                                             ist an den Oberkirchenrat zu richten. Ihm ist ein Studienbericht beizufügen. Der Leiter des Lehrgangs gibt das Gesuch mit
                                             einer Stellungnahme das Lehrerkonvents an den Oberkirchenrat weiter.
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 4
Prüfungsfächer
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Geprüft wird in folgenden Fächern:
                     
                        	
                           Altes Testament

                        

                        	
                           Neues Testament

                        

                        	
                           Kirchengeschichte

                        

                        	
                           Systematische Theologie

                        

                        	
                           Praktische Theologie (Predigt)

                        

                        	
                           Praktische Theologie (Katechese)

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In den Prüfungsfächern nach Absatz 1 Nr. 1 bis 4 findet eine schriftliche und eine mündliche Prüfung statt. In der schriftlichen
                     Prüfung werden mindestens drei Themen zur Wahl gestellt, von denen eines zu bearbeiten ist. In der mündlichen Prüfung werden
                     die vom Prüfungsteilnehmer genannten Schwerpunkte berücksichtigt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        In den Prüfungsfächern des Absatzes 1 Nr. 5 und 6 ist vor der praktischen Prüfung je eine schriftliche Ausarbeitung vorzulegen.
                  

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (zu PO IV § 4)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 
                                    
                                       	8.

                                       	
                                          Die zum Prüfungausschuß gehörenden Mitglieder des Lehrerkollegiums schlagen dem Oberkirchenrat die Aufgabenstellung für die
                                             schriftlichen und praktischen Prüfungen vor.
                                          

                                       

                                       	9.

                                       	
                                          Vor Beginn der Prüfung sind die Teilnehmer durch den Aufsichtführenden auf die richtige Form der Ausarbeitung und insbesondere
                                             auf das Verbot des Gebrauchs unerlaubter Hilfsmittel hinzuweisen.
                                          

                                       

                                       	10.

                                       	
                                          Der Prüfungsausschuß bestimmt, welche Hilfsmittel gestattet sind. Nur die so bestimmten Hilfsmittel dürfen in den Prüfungsraum
                                             mitgebracht werden, soweit sie nicht vom Prüfungsausschuß zur Verfügung gestellt werden. Die Bücher, die  benützt werden,
                                             dürfen keine schriftlichen Einträge enthalten.
                                          

                                       

                                       	11.

                                       	
                                          Die Bearbeitungszeit für die schriftlichen Prüfungen beträgt in der Regel drei Stunden. Die Aufsicht führt der Leiter des
                                             Lehrgangs oder ein von ihm beauftragter Fachlehrer. Jeweils eine halbe Stunde und zehn Minuten vor Ablauf erinnert er an die
                                             Frist. Nach deren Ablauf sind die Arbeiten abzuliefern, auch wenn sie nicht abgeschlossen sind.
                                          

                                       

                                       	12.

                                       	
                                          Der Aufsichtführende nimmt die Arbeiten von den einzelnen Teilnehmern vor ihrem Weggang in Empfang und stellt sie unverzüglich
                                             dem Erstberichterstatter zu.
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	13.

                                       	
                                          Die schriftlichen Arbeiten werden von je zwei Berichterstattern gemeinsam benotet. Erstberichterstatter ist der betreffende
                                             Fachlehrer, Zweitberichterstatter ist der Lehrgangsleiter oder ein im Einzelfall vom Oberkirchenrat bestimmter Berichterstatter.
                                             Die Berichterstatter sollen sich nach Möglichkeit auf eine gemeinsame Note einigen (vgl. auch Ziffer 21). Ergibt sich keine
                                             Übereinstimmung, so entscheidet der Oberkirchenrat, ob ein weiterer Berichterstatter zu bestellen ist; die Note wird in diesem
                                             Fall vom Prüfungsausschuß im Rahmen der Vorschläge endgültig festgesetzt.
                                          

                                       

                                       	14.

                                       	
                                          Der Oberkirchenrat legt die möglichen Schwerpunktgebiete auf Vorschlag des Lehrerkollegiums für jede mündliche Prüfung fest.
                                             Der Prüfungsteilnehmer kann für jede mündliche Prüfung ein Schwerpunktgebiet nennen. Der Teilnehmer muß in der Lage sein,
                                             seine Kenntnisse in den Gesamtzusammenhang des betreffenden Fachs einzuordnen.
                                          

                                       

                                       	15.

                                       	
                                          Hat ein Teilnehmer bei der schriftlichen Prüfung im Fach Systematische Theologie ein Thema aus dem Bereich der Dogmatik gewählt,
                                             so muß das Schwerpunktgebiet für die mündliche Prüfung dem Bereich der Ethik entnommen sein; hat er umgekehrt bei der schriftlichen
                                             Prüfung ein Thema aus dem Bereich der Ethik gewählt, so muß das Schwerpunktgebiet für die mündliche Prüfung dem Bereich der
                                             Dogmatik entnommen sein.
                                          

                                       

                                       	16.

                                       	
                                          An der mündlichen Prüfung nehmen teil der Fachlehrer als Erstprüfer, sowie als weitere Prüfer der Lehrgangsleiter oder ein
                                             im Einzelfall vom Oberkirchenrat bestimmter weiterer Prüfer, außerdem ein Vertreter des Oberkirchenrats. Den Vorsitz führt
                                             der Vertreter des Oberkirchenrats. Die Prüfungsdauer beträgt in der Regel 20 Minuten. Die Teilnehmer werden einzeln geprüft.
                                             Gruppenprüfungen sind im Einverständnis mit den Teilnehmern bei entsprechender Verlängerung der Prüfungsdauer möglich.
                                          

                                       

                                       	17.

                                       	
                                          Die Prüfer bewerten die Prüfungsleistungen der mündlichen Prüfung gemeinsam mit einer Note nach § 6 (vgl. auch Ziffer 21).
                                             Können sich die Prüfer nicht einigen, so entscheidet der Prüfungsausschuß im Rahmen der Notenvorschläge.
                                          

                                       

                                       	18.

                                       	
                                          Der Lehrgangsleiter gibt den Teilnehmern den Text für die Predigt zehn Tage vor dem festgesetzten Predigttermin bekannt. Der
                                             Teilnehmer fertigt eine schriftliche Ausarbeitung, zu der eine Exegese, eine Meditation und eine Predigtskizze gehören. Diese
                                             übergibt er dem Lehrgangsleiter zwei Tage vor dem Predigttermin in dreifacher Ausfertigung. Die wörtlich ausgeschriebene Predigt
                                             ist unmittelbar vor Beginn des Gottesdienstes in dreifacher Ausfertigung abzugeben; sie bindet für die Ausführung selbst nicht.
                                             Für die Zusammensetzung der Prüfungskommission gilt Ziffer 16 Satz 1 und 2 entsprechend, wobei mindestens zwei Mitglieder
                                             der Kommission ordinierte Pfarrer sein müssen. Die Prüfer bewerten die Predigt gemeinsam mit einer Note nach § 6, wobei der
                                             praktischen Durchführung gegenüber der schriftlichen Ausarbeitung doppeltes Gewicht zugemessen werden soll. Ziffer 17 Satz
                                             2 findet Anwendung.
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	19.

                                       	
                                          Die Aufgabenstellung für die Katechese gibt der Lehrgangsleiter den Teilnehmern zehn Tage vor dem festgesetzten Unterrichtstermin
                                             bekannt. Der Teilnehmer fertigt eine schriftliche Ausarbeitung (Text- bzw. Themeninterpretation, didaktische Analyse und Stundenskizze),
                                             die er dem Lehrgangsleiter zwei Tage vor dem Unterrichtstermin in dreifacher Ausfertigung übergibt. Ein genaues Stundenbild
                                             ist unmittelbar vor Unterrichtsbeginn in dreifacher Ausfertigung abzugeben; es bindet für die Durchführung nicht. Für die
                                             Zusammensetzung der Prüfungskommission gilt Ziffer 16 Satz 1 und 2 entsprechend. Die Prüfer bewerten die Katechese gemeinsam
                                             mit einer Note nach § 6, wobei der praktischen Durchführung gegenüber der schriftlichen Ausarbeitung doppeltes Gewicht zugemessen
                                             werden soll. Ziffer 17 Satz 2 findet Anwendung. Der Vorsitzende kann den Religionslehrer der Schulklasse zu der Prüfungskatechese
                                             einladen und ihn an der Notengebung mit beratender Stimme beteiligen.
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 5
Ordnungsverstoß, Versäumnis und Rücktritt
                     

                  

                  Hinsichtlich der Folgen einer Täuschung oder eines sonstigen Ordnungsverstoßes, der Versäumnis und des Rücktritts, finden
                     die §§ 9 und 10 der Verordnung über die I. Evang.-theol. Dienstprüfung vom 15. März 1977 (PO I; Abl. 47 S. 435 ff.) entsprechende Anwendung.
                  

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (zu PO IV § 5)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 
                                    
                                       	20.

                                       	
                                          Entsprechend anzuwenden sind auch die Ziffern 29, 39 bis 43 der Ausführungsbestimmungen zur PO I, wobei an die Stelle des Ephorats der Evang. Oberkirchenrat tritt.
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 6
Bewertung und Prüfungszeugnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Prüfungsleistungen werden wie folgt bewertet:
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 sehr gut

                              
                              	
                                 (1)

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 eine besonders hervorragende Leistung

                              
                           

                           
                              	
                                 gut

                              
                              	
                                 (2)

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 eine erheblich über dem Durchschnitt liegende Leistung

                              
                           

                           
                              	
                                 befriedigend

                              
                              	
                                 (3)

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 eine Leistung, die in jeder Hinsicht durchschnittlichen Anforderungen entspricht

                              
                           

                           
                              	
                                 ausreichend

                              
                              	
                                 (4)

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 eine Leistung, die trotz ihrer Mängel durchschnittlichen Anforderungen entspricht

                              
                           

                           
                              	
                                 nicht ausreichend

                              
                              	
                                 (5)

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 eine Leistung mit erheblichen Mängeln.

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In den einzelnen Prüfungsfächern werden Fachnoten erteilt. Besteht die Fachprüfung aus einem schriftlichen und einem mündlichen
                     Teil, so wird hieraus der Durchschnitt errechnet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Ist die Prüfung bestanden, so wird eine Gesamtnote erteilt. Zur Feststellung der Gesamtnote wird aus den nach Absatz 2 errechneten
                     Durchschnittswerten der Gesamtdurchschnitt errechnet. Der Prüfungsausschuß kann die gesamten Studienleistungen des Bewerbers
                     zu dessen Gunsten berücksichtigen. Zu diesem Zweck kann er die Summe der einzelnen Durchschnittswerte höchstens um die Zahl
                     zwei vermindern.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Fachnoten und die Gesamtnote lauten:
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 bei einem Durchschnitt bis 1,50

                              
                              	
                                 sehr gut

                              
                           

                           
                              	
                                 bei einem Durchschnitt von 1,51 bis 2,50

                              
                              	
                                 gut

                              
                           

                           
                              	
                                 bei einem Durchschnitt von 2,51 bis 3,50

                              
                              	
                                 befriedigend

                              
                           

                           
                              	
                                 bei einem Durchschnitt von 3,51 bis 4,00

                              
                              	
                                 ausreichend

                              
                           

                           
                              	
                                 bei einem  Durchschnitt unter 4,00 lautet die Fachnote

                              
                              	
                                 „nicht ausreichend“.

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Bewerber, die die Prüfung bestanden haben, erhalten ein Zeugnis. Ihre Namen werden amtlich veröffentlicht.
                  

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (zu PO IV § 6)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 
                                    
                                       	21.

                                       	
                                          Die einzelnen Prüfungsleistungen können mit Zwischennoten (halben Noten) bewertet werden.

                                       

                                       	22.

                                       	
                                          Die Ergebnisse der einzelnen Prüfungsleistungen, die Fachnoten und die Gesamtnote werden in eine Liste eingetragen, welche
                                             die an der Schlußsitzung beteiligten Mitglieder des Prüfungsausschusses unterzeichnen.
                                          

                                       

                                       	23.

                                       	
                                          Das Prüfungszeugnis wird vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses und vom Landesbischof unterzeichnet.

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 7
Nichtbestehen der Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Prüfung ist nicht bestanden, wenn der Bewerber zweimal weniger als die Fachnote „ausreichend“ erreicht hat. Hat er einmal
                     die Fachnote „ausreichend“ nicht erreicht, so ist die Prüfung bestanden, wenn eine der Noten mindestens „befriedigend“ lautet,
                     und der Prüfungsausschuß nicht eine Nachprüfung in dem betreffenden Fach anordnet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wer die Prüfung nicht bestanden hat, erhält hierüber schriftlichen Bescheid.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Ist die Prüfung nicht bestanden, so entscheidet der Oberkirchenrat, ob und gegebenenfalls wann die Prüfung oder einzelne Prüfungsleistungen
                     wiederholt werden können. Wird die Wiederholung einzelner Prüfungsleistungen zugelassen, so ist die Prüfung bestanden, wenn
                     der Bewerber in jeder dieser Prüfungsleistungen mindestens die Fachnote „ausreichend“ erreicht hat; in die Errechnung der
                     Gesamtnote werden die bisher mit mindestens „ausreichend“ bewerteten Prüfungsleistungen eingerechnet.
                  

               

               
                     § 8
Einwendungen gegen das Prüfungsverfahren
                     

                  

                  Erscheint das Prüfungsverfahren nicht ordnungsgemäß, so können dagegen beim Vorsitzenden des Prüfungsausschusses oder seinem
                     Stellvertreter innerhalb 48 Stunden nach Beendigung des Prüfungsvorgangs Einwendungen erhoben werden. Der Vorsitzende bzw.
                     sein Stellvertreter entscheidet innerhalb weiterer 24 Stunden über den Einspruch. Wird ihm stattgegeben, so ist der entsprechende
                     Prüfungsvorgang möglichst bald zu wiederholen.
                  

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (zu PO IV § 8)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 
                                    
                                       	24.

                                       	
                                          Handelt es sich bei dem zu wiederholenden Prüfungsvorgang um eine mündliche Prüfung, so sollen neue Prüfer bestimmt werden.
                                             Wird eine Klausur beanstandet, so wird die Wiederholung dieser Prüfungsleistung in der Regel auf die Person des Beschwerdeführers
                                             beschränkt.
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 9
Einsicht in die Prüfungsakten
                     

                  

                  Innerhalb eines Jahres nach Abschluß des Prüfungsverfahrens ist dem Bewerber auf schriftlichen Antrag Einsicht in die ihn
                     betreffenden Prüfungsakten zu gewähren.
                  

               

               
                     § 10
Aufnahme in den Kirchendienst
                     

                  

                  Das Bestehen der Prüfung begründet keinen Anspruch auf Aufnahme in den Kirchendienst. Über die Aufnahme entscheidet der Oberkirchenrat
                     nach bestandener Prüfung.
                  

               

               
                     § 11
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Prüfungsordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft.

               

            

         

      

      

      1
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         470. Verordnung des Oberkirchenrats über die „Prüfung für den Pfarrdienst im Ehrenamt“ (PO V)

      

      
         Vom 11. November 1997

      

      
         (Abl. 58 S. 6), geändert durch Kirchl. Gesetz vom 13. Juli 2001 (Abl. 59 S. 314, 335)
         

      

      und

      471. Ausführungsbestimmungen1

      Vom 11. November 1997 (Abl. 58 S. 6)

      
                     § 1
Zweck und Zeitpunkt der Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die „Prüfung für den Pfarrdienst im Ehrenamt“ dient dem Nachweis, daß die Prüflinge die für pfarramtliche Tätigkeiten erforderlichen
                     Kenntnisse und Fähigkeiten, insbesondere theologisches Urteilsvermögen, erworben haben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Teilprüfungen erfolgen am Ende der jeweiligen Ausbildungsabschnitte. Die schriftlichen und mündlichen Prüfungsleistungen
                     der Schlußprüfung werden im Rahmen der II. Evang.-theol. Dienstprüfung durchgeführt.
                  

               

               
                     § 2
Prüfungsausschuß
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Prüfungsausschuß für die „Prüfung für den Pfarrdienst im Ehrenamt“ setzt sich zusammen aus den Mitgliedern des Prüfungsausschusses
                     für die II. Evang.-theol. Dienstprüfung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Prüfungsausschuß ist beschlußfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglieder anwesend sind.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Prüfungsausschuß bestimmt die Klausuraufgaben und setzt die Fachnoten der einzelnen Prüfungsleistungen und die Gesamtnote
                     in der Schlußsitzung fest.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Für die Organisation und die Durchführung der Prüfung ist das Prüfungsamt zuständig. Der Leiter oder die Leiterin des Prüfungsamtes
                     kann im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden oder der Vorsitzenden des Prüfungsausschusses weitere Pfarrer oder Pfarrerinnen,
                     Kirchenbeamte oder Kirchenbeamtinnen und in besonders begründeten Fällen andere kirchliche Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen
                     zu Prüfern und Prüferinnen und Korrektoren und Korrektorinnen bestellen, die nicht Mitglieder des Prüfungsausschusses sind.
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (Zu § 2)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              2.1 Soweit nichts anderes bestimmt ist, ist der Prüfungsausschuß für alle Entscheidungen im Rahmen des Prüfungsverfahrens zuständig.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              2.2 Der Leiter oder die Leiterin des Prüfungsamtes bestellt die Prüfer und Prüferinnen und Korrektoren und Korrektorinnen aus
                                 dem Kreis der Mitglieder des Prüfungsausschusses und dem Personenkreis nach § 2 Abs. 4.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 3
Meldung und Zulassung zur Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Prüfungsamt setzt fest, bis zu welchem Termin die Meldung zu den jeweiligen Teilprüfungen und zur Schlußprüfung zu erfolgen
                     hat. Die Meldung hat auf dem vom Prüfungsamt vorgesehenen Formblatt über das zuständige Dekanatamt zu erfolgen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei der Meldung zu den jeweiligen Teilprüfungen und zur Schlußprüfung hat der Prüfling für die mündlichen Prüfungen ein Spezialgebiet
                     anzugeben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Zu den einzelnen Teilprüfungen kann nur zugelassen werden, wer die übertragenen Aufgaben und die vorgeschriebenen Ausbildungsveranstaltungen
                     wahrgenommen hat.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Zur Schlußprüfung kann nur zugelassen werden, wer die vorgeschriebenen Teilprüfungen bestanden hat und sich zu Beginn der
                     Klausuren nicht länger als fünf Jahre in der Ausbildung befindet.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Der Oberkirchenrat kann in besonderen Ausnahmefällen die Frist nach Abs. 4 verlängern.
                  

               

               
                     § 4
Prüfungsleistungen
                     

                  

                  Die „Prüfung für den Pfarrdienst im Ehrenamt“ setzt sich aus drei Teilprüfungen und einer Schlußprüfung zusammen.

                  
                     	
                        Teilprüfung in den Fächern Prüfungspredigt, Homiletik und Liturgik/Hymnologie;

                     

                     	
                        Teilprüfung im Fach Seelsorge/Diakonie;

                     

                     	
                        Teilprüfung in den Fächern Gemeindepädagogische Lehrprobe und Gemeindepädagogik;

                     

                     	
                        Schlußprüfung in den Fächern Biblische Theologie, Systematische Theologie und Pastoraltheologie.

                     

                  

               

               
                     § 5
Teilprüfung in den Fächern Prüfungspredigt, Homiletik und Liturgik/Hymnologie
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Prüfungsleistung im Fach Prüfungspredigt umfaßt die Vorarbeiten (einschließlich der schriftlich angefertigten Predigt)
                     und die gehaltene Predigt und in den Fächern Homiletik und Liturgik/Hymnologie je eine mündliche Prüfung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Prüfungspredigt wird in der Regel in der Kirchengemeinde gehalten, in der der Prüfling die Ausbildung macht.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Prüfungskommission für die Prüfungspredigt setzt sich zusammen aus einem Vertreter oder einer Vertreterin des Oberkirchenrats,
                     der oder die den Vorsitz hat, dem zuständigen Dekan oder der zuständigen Dekanin und einem Vertreter oder einer Vertreterin
                     des Bezirks.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Das Prüfungsamt genehmigt auf Vorschlag des Dekanatamtes zuvor Text, Termin und Ort der Predigt und bestellt die Mitglieder
                     der Prüfungskommission.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Prüfungskommission für die Prüfungspredigt bewertet getrennt die Vorarbeiten und die gehaltene Predigt. Unter Berücksichtigung
                     der Gestaltung des gesamten Gottesdienstes kann die Note der gehaltenen Predigt um eine halbe Note verändert werden; die Veränderung
                     ist zu begründen. Die Fachnote für die Prüfungspredigt ergibt sich aus dem Durchschnitt der Note für die Vorarbeiten und der
                     gehaltenen Predigt, wobei die Note für die gehaltene Predigt doppelt gewertet wird.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die Dauer der mündlichen Prüfungen im Fach Homiletik umfaßt 20 Minuten. Das vom Prüfling genannte und vom Prüfungsamt genehmigte
                     Spezialgebiet wird berücksichtigt.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Die Dauer der mündlichen Prüfung im Fach Liturgik/Hymnologie beträgt 20 Minuten. Sie verlängert sich auf 25 Minuten, sofern
                     auf Wunsch des Prüflings auf einem Instrument vorgespielt wird. In der ersten Hälfte der Prüfung wird Grundwissen aus den
                     Bereichen der Liturgik und Hymnologie geprüft. In der zweiten Hälfte wird nach Wahl des Prüflings ein Spezialgebiet aus dem
                     Bereich der Liturgik oder der Hymnologie geprüft.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Die Prüfungskommissionen für die mündlichen Prüfungen bestehen aus einem Vertreter oder einer Vertreterin des Oberkirchenrats,
                     der oder die den Vorsitz führt, und zwei Fachprüfenden, von denen jeweils der oder die Nichtprüfende protokolliert.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                        Bei den mündlichen Prüfungen ergibt sich die jeweilige Fachnote aus dem Durchschnitt der Bewertungen der Prüfungskommissionsmitglieder.
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (zu § 5)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              5.1 Der Text für die Prüfungspredigt ist in der Regel die aufgrund des Perikopengesetzes festgelegte Perikope für den Sonn- bzw.
                                 Feiertag, an dem die Prüfungspredigt gehalten wird.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              5.2 Keines der Mitglieder der Prüfungskommission für die  Prüfungspredigt darf Pfarrer oder Pfarrerin oder Glied der Kirchengemeinde
                                 sein, in der der Prüfling eingesetzt ist oder wohnt. Bei vorhersehbarer Verhinderung des Dekans oder der Dekanin beruft das
                                 Prüfungsamt einen anderen Theologen oder eine andere Theologin, der oder die die I. und II. Evang.-theol. Dienstprüfung abgelegt
                                 hat und ordiniert ist.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              5.3 Dem Prüfling ist Gelegenheit zu geben, zu Anfang der Beratungen der Prüfungskommission für die Prüfungspredigt zu den Vorarbeiten,
                                 zu der gehaltenen Predigt und zur Gestaltung des Gottesdienstes Stellung zu nehmen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              5.4 Das Protokoll über die mündlichen Prüfungen, das die angesprochenen Themen kurz kennzeichnet und die Bewertung enthält, wird
                                 von den Mitgliedern der Prüfungskommission unterzeichnet.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              5.5 Das Nähere wird in einem Erlaß geregelt.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 6
Teilprüfung im Fach Seelsorge/Diakonie
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Prüfungsleistung im Fach Seelsorge/Diakonie umfaßt die schriftliche Ausarbeitung eines praktischen Falls und eine mündliche
                     Prüfung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die schriftliche Ausarbeitung hat die Beschreibung, die Analyse und die Beurteilung eines Falls aus der Praxis zu enthalten.
                     Der Prüfling soll dabei nachweisen, daß er in der Lage ist, seine Erfahrungen im Bereich der Seelsorge/Diakonie zu analysieren
                     und zu reflektieren. Die Darstellung ist in maschinenschriftlicher Form zu fertigen und soll einschließlich der Anmerkungen
                     nicht mehr als 20 Seiten umfassen (35 Zeilen pro Seite, durchschnittlich 60 Anschläge pro Zeile).
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Dauer der mündlichen Prüfung beträgt 20 Minuten. Sie knüpft an den dargestellten praktischen Fall an und erstreckt sich
                     auf den dort behandelten Themenbereich.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die beiden die Ausarbeitung eines praktischen Falls Korrigierenden bilden zusammen mit einem Vertreter oder einer Vertreterin
                     des Oberkirchenrats, der oder die den Vorsitz führt, die Prüfungskommission für die mündliche Prüfung. Der nichtprüfende Fachprüfer
                     oder die nichtprüfende Fachprüferin protokolliert.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Beide Korrigierende bewerten getrennt die schriftliche Ausarbeitung. Die Note für die Ausarbeitung ergibt sich aus dem Durchschnitt
                     dieser beiden Bewertungen. Vor der mündlichen Prüfung tauschen sie sich über ihre Beurteilungen aus, die zur Bewertung geführt
                     haben. Die Note der mündlichen Prüfung wird aus dem Durchschnitt der Bewertungen der Prüfungskommissionsmitglieder gebildet.
                     Die Fachnote ergibt sich aus dem Durchschnitt der Noten für die schriftliche Darstellung und der mündlichen Prüfung.
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (zu § 6)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              6.1 Das Prüfungsamt setzt fest, bis zu welchem Termin die schriftliche Darstellung dem Oberkirchenrat vorzuliegen hat.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              6.2 Das Literaturverzeichnis und ein Dokumentationsteil wird bei der Feststellung des Umfangs der schriftlichen Ausarbeitung
                                 nicht mitgezählt.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              6.3 Die schriftliche Ausarbeitung muß eine Erklärung darüber enthalten, daß sie ohne fremde Hilfe angefertigt worden ist.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              6.4 Das Protokoll über die mündliche Prüfung, das die angesprochenen Themen kurz kennzeichnet und die Note enthält, wird von
                                 den Mitgliedern der Prüfungskommission unterzeichnet.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 7
Teilprüfung in den Fächern Gemeindepädagogische Lehrprobe und Gemeindepädagogik
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Prüfungsleistungen im Fach Gemeindepädagogische Lehrprobe umfaßt einen schriftlichen Entwurf und die praktische Ausführung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die praktische Ausführung erfolgt in der Regel in der Kirchengemeinde, in der der Prüfling die Ausbildung macht.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Prüfungskommission für die Gemeindepädagogische Lehrprobe setzt sich zusammen aus einem Vertreter oder einer Vertreterin
                     des Oberkirchenrats, der oder die den Vorsitz hat, sowie einem Schuldekan oder einer Schuldekanin und einer im jeweiligen
                     Praxisfeld erfahrenen Person.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Das Prüfungsamt genehmigt auf Vorschlag des Dekanatamtes zuvor Thema, Termin und Ort der praktischen Prüfung und bestellt
                     die Mitglieder der Prüfungskommission.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Prüfungskommission bewertet getrennt den Entwurf und die praktische Ausführung. Die Fachnote dieser Prüfungsleistung ergibt
                     sich aus dem Durchschnitt der Noten für den Entwurf und die praktische Ausführung, wobei die Note für die praktische Ausführung
                     doppelt gewertet wird.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die Dauer der mündlichen Prüfung im Fach Gemeindepädagogik umfaßt 20 Minuten. Das vom Prüfling genannte und vom Prüfungsamt
                     genehmigte Spezialgebiet wird berücksichtigt.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Die Prüfungskommission für die mündliche Prüfung besteht aus einem Vertreter oder einer Vertreterin des Oberkirchenrats, der
                     oder die den Vorsitz führt, und zwei Fachprüfenden, von denen jeweils der oder die Nichtprüfende protokolliert.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Die Fachnote im Fach Gemeindepädagogik wird aus dem Durchschnitt der Bewertungen der Prüfungskommissionsmitglieder gebildet.
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              (zu § 7)

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              7.1 Zu Anfang der Beratungen der Prüfungskommission für die Gemeindepädagogische Lehrprobe ist dem Prüfling Gelegenheit zu geben,
                                 zu dem Entwurf und zur praktischen Ausführung Stellung zu nehmen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              7.2 Über die mündliche Prüfung im Fach wird ein Protokoll angefertigt, das die angesprochenen Themen kurz kennzeichnet und die
                                 Note enthält. Es wird von den Mitgliedern der Prüfungskommission unterzeichnet.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              7.3 Das Nähere wird in einem Erlaß geregelt.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 8
Schlußprüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Schlußprüfung umfaßt zwei Klausuren in den Fächern Biblische Theologie und Systematische Theologie und eine mündliche
                     Prüfung im Fach Pastoraltheologie.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Prüfungsausschuß legt die Klausuraufgaben und die Hilfsmittel fest.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Bearbeitungszeit für die Klausuren beträgt drei Stunden. Das Prüfungsamt verlängert bei Prüflingen, die beim Schreiben
                     behindert sind, auf deren Antrag die Bearbeitungszeit angemessen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Klausuren werden von jeweils zwei Korrigierenden getrennt bewertet. Sie sollen sich auf eine gemeinsame Note einigen,
                     die zu begründen ist. Können sich die beiden Korrigierenden nicht auf eine gemeinsame Note einigen, so haben sie ihre Benotung
                     dem Prüfungsamt mitzuteilen, das dann einen Drittkorrektor oder eine Drittkorrektorin bestellt. Aus dem Durchschnitt dieser
                     drei Noten ergibt sich die Fachnote.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Wird eine Klausurarbeit nicht abgegeben, so wird sie als nicht erbrachte Prüfungsleistung mit „nicht ausreichend“ (5) bewertet.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Für die mündliche Prüfung im Fach Pastoraltheologie legt der Prüfling bis zu einem vom Prüfungsamt genannten Termin einen
                     Bericht über seine im pfarramtlichen Dienst während seiner Ausbildung gemachten Erfahrungen vor und bündelt sie zu pastoraltheologischen
                     Leitsätzen. Der Bericht ist in maschinenschriftlicher Form zu fertigen und darf nicht mehr als 20 Seiten umfassen (35 Zeilen
                     pro Seite, durchschnittlich 60 Anschläge pro Zeile).
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Gegenstand der mündlichen Prüfung sind die aus diesem Bericht resultierenden Leitsätze. Die Dauer der mündlichen Prüfung beträgt
                     30 Minuten.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Die Prüfungskommission  für die mündliche Prüfung setzt sich aus einem Vertreter oder einer Vertreterin des Oberkirchenrats,
                     der oder die den Vorsitz führt, und zwei Fachprüfenden zusammen, von denen jeweils der oder die Nichtprüfende protokolliert.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                        Die Fachnote ergibt sich aus dem Durchschnitt der Bewertungen der Prüfungskommissionsmitglieder.
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	(zu § 8)
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              8.1 Für die Klausuren werden jeweils vier Themen zur Wahl festgelegt. In der Klausur im Fach Biblische Theologie wird die Fähigkeit
                                 vorausgesetzt, Texte (Urtext) auszulegen und in übergreifende biblische Zusammenhänge einzuordnen. Eine Bibel in deutscher
                                 Sprache wird zur Verfügung gestellt.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              8.2 Die Aufsicht bei der Ausarbeitung der Klausuren wird von einem oder einer vom Prüfungsamt bestimmten Pfarrer oder Pfarrerin
                                 der Landeskirche geführt.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              8.3 Auf der ersten Seite jeder Klausurreinschrift hat der Prüfling Fach, Aufgabe und den ihm zugewiesenen Decknamen zu schreiben.
                                 Auf jedem weiteren Bogen sind das Fach und der Deckname zu wiederholen. Auch wenn keine Klausuraufgabe bearbeitet wird, muß
                                 der für diese Klausur bestimmte Bogen abgegeben werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              8.4 Die vom Prüfungsausschuß bestimmten Hilfsmittel werden zur Verfügung gestellt. Nur diese dürfen für die Bearbeitung der Klausuren
                                 verwendet werden. Der Prüfling darf keine Hilfsmittel mit sich führen. Etwa vorgefundene unerlaubte Hilfsmittel sind unverzüglich
                                 wegzunehmen. Die Aufsichtsführenden haben hiervon und von sonstigen Verstößen gemäß § 9 unverzüglich dem Vorsitzenden oder
                                 der Vorsitzenden des Prüfungsausschusses Mitteilung zu machen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              8.5 Vor Beginn der Prüfung sind die Prüflinge durch die Aufsichtsführenden auf die richtige Form der Ausarbeitung (Nr. 8.3),
                                 auf das Verbot des Gebrauchs unerlaubter Hilfsmittel (Nr. 8.4) und die Folgen einer Täuschung und eines Ordnungsverstoßes gemäß § 9 sowie die Folge der Nichtabgabe einer Arbeit (§ 8 Abs.
                                 5) durch Verlesen der betreffenden Vorschriften hinzuweisen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              8.6 Die Aufsichtsführenden erhalten jeweils die Themen für eine Klausur in verschlossenem Umschlag zugestellt. Sie öffnen den
                                 Umschlag in Gegenwart der Prüflinge, verteilen die in schriftlicher Form vorliegenden Themen an die Prüflinge und geben die
                                 Zeit der Abgabe der Arbeit bekannt. Die Aufsichtsführenden oder deren Stellvertreter oder Stellvertreterinnen haben die ganze
                                 Zeit über unausgesetzt anwesend zu sein. Sie haben darauf zu achten, daß nicht mehrere Personen gleichzeitig während der Prüfungszeit
                                 den Raum verlassen. Eine halbe Stunde und 10 Minuten vor Ablauf erinnern sie an die Abgabefrist. Nach Ablauf der Bearbeitungszeit
                                 sind die Arbeiten abzuliefern, auch wenn sie unvollendet sind.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              8.7 Die Aufsichtsführenden nehmen die Arbeiten von den einzelnen Prüflingen vor ihrem Weggang in Empfang und stellen sie unverzüglich
                                 dem Prüfungsamt zu. Nach Abgabe der Arbeiten an die Aufsichtsführenden darf an ihnen nichts mehr geändert werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              8.8 Über den Verlauf jeder schriftlichen Prüfung wird von den Aufsichtsführenden eine Niederschrift gefertigt, die unverzüglich
                                 dem Prüfungsamt abzugeben ist. Sie enthält die Angabe darüber, daß ein Hinweis entsprechend Nr. 8.5 erfolgt ist, die Zeit
                                 der Abgabe der letzten Arbeit, etwaige besondere Vorkommnisse, zum Beispiel Ausbleiben einzelner Prüflinge, Zuwiderhandlungen
                                 gegen Nr. 8.4 und Täuschungen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              8.9 Das Protokoll über die mündliche Prüfung, das die angesprochenen Themen kurz kennzeichnet und die Bewertung enthält, wird
                                 von den Mitgliedern der Prüfungskommission unterzeichnet.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 9
Täuschung und Ordnungsverstoß
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Unternimmt es ein Prüfling, das Ergebnis einer Prüfungsleistung durch Täuschung oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel
                     zu beeinflussen, so wird die betreffende Prüfungsleistung mit „nicht ausreichend“ (5) bewertet. Auf die in Satz 1 vorgesehenen
                     Folgen kann auch erkannt werden, wenn ein Prüfling nach Ausgabe der Prüfungsaufgabe unerlaubte Hilfsmittel mit sich führt.
                     Hat ein Prüfling bei einer Prüfung getäuscht oder nicht zugelassene Hilfsmittel benützt und wird diese Tatsache erst nach
                     Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so kann die ergangene Prüfungsentscheidung nachträglich widerrufen werden. Das Prüfungszeugnis
                     ist einzuziehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Von der jeweiligen Prüfungsleistung kann ausgeschlossen werden, wer den geordneten Ablauf der Prüfung empfindlich stört. Die
                     betreffende Prüfungsleistung gilt als nicht erbracht und wird mit „nicht ausreichend“ (5) bewertet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Entscheidungen gemäß Abs. 1 trifft der Prüfungsausschuß. Soweit erforderlich, wird ein neues Prüfungszeugnis erstellt. Der
                     Prüfungsausschuß entscheidet, ob eine Wiederholung möglich ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die jeweilige Prüfungskommission bzw. der oder die jeweilige Aufsichtsführende können in Fällen von Abs. 2 einen Ausschluß
                     verfügen. Gegen die Entscheidung kann der Prüfling innerhalb von 48 Stunden bei dem Vorsitzenden oder der Vorsitzenden des
                     Prüfungsausschusses Einwendungen erheben. Wird diesen stattgegeben, so ist die Prüfung zu wiederholen.
                  

               

               
                     § 10
Versäumnis und Rücktritt von der Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bleibt ein Prüfling ohne wichtigen Grund einem einzelnen Prüfungstermin fern, so wird die versäumte Prüfungsleistung mit „nicht
                     ausreichend“ (5) bewertet. Dasselbe gilt, wenn die Darstellung des praktischen Falls oder der Bericht über die während der
                     gesamten Ausbildung gemachten Erfahrungen ohne wichtigen Grund nicht oder nicht fristgerecht eingereicht wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Abs. 1 gilt auch für Prüfungsleistungen, die der Prüfling als Folge eines vom Prüfungsamt nicht genehmigten Rücktritts nicht
                     erbringt. Genehmigt das Prüfungsamt den Rücktritt, so gilt die Prüfung als nicht unternommen. Die Genehmigung zum Rücktritt
                     kann nur erteilt werden, wenn der Prüfling aus wichtigem Grund am Ablegen der Prüfung verhindert ist. Die für das Versäumnis
                     oder den Rücktritt geltend gemachten Gründe müssen unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Im Falle
                     der Erkrankung kann der Rücktritt nur genehmigt werden, wenn der Bewerber unverzüglich eine ärztliche Untersuchung herbeigeführt
                     hat.
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	(zu § 10)
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              10.1 Das Zeugnis eines Amtsarztes kann verlangt werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              10.2 Aus wichtigem Grund versäumte Prüfungstermine sind nachzuholen. Die Prüfungsleistungen müssen spätestens vier Wochen vor
                                 der Schlußsitzung beendet werden. Das Prüfungsamt bestimmt einen neuen Prüfungstermin. Ist ein Nachholen innerhalb dieser
                                 Frist nicht möglich, so muß die betreffende Teilprüfung oder die Abschlußprüfung innerhalb eines Jahres wiederholt werden.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 11
Bewertung und Prüfungszeugnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Bewertung wird folgende Notenskala zugrunde gelegt:
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Sehr gut (1)

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 eine besonders hervorragende Leistung,

                              
                           

                           
                              	
                                 gut (2)

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 eine Leistung, die die Anforderungen deutlich übertrifft,

                              
                           

                           
                              	
                                 befriedigend (3)

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 eine Leistung, die den Anforderungen entspricht,

                              
                           

                           
                              	
                                 ausreichend (4)

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 eine Leistung, die trotz ihrer Mängel den Anforderungen noch entspricht,

                              
                           

                           
                              	
                                 nicht ausreichend (5)

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 eine Leistung, die den Anforderungen nicht entspricht.

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Es können halbe Noten gegeben werden, jedoch nur bis zur Notenstufe 4,00.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen, die Fachnoten und die Gesamtnote lauten:
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Bei einem Durchschnitt bis 1,25

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 = sehr gut,

                              
                           

                           
                              	
                                 bei einem Durchschnitt von 1,26 bis 1,75

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 = sehr gut bis gut,

                              
                           

                           
                              	
                                 bei einem Durchschnitt von 1,76 bis 2,25

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 = gut,

                              
                           

                           
                              	
                                 bei einem Durchschnitt von 2,26 bis 2,75

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 = gut bis befriedigend,

                              
                           

                           
                              	
                                 bei einem Durchschnitt von 2,76 bis 3,25

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 = befriedigend,

                              
                           

                           
                              	
                                 bei einem Durchschnitt von 3,26 bis 3,75

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 = befriedigend bis ausreichend,

                              
                           

                           
                              	
                                 bei einem Durchschnitt von 3,76 bis 4,00

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 = ausreichend,

                              
                           

                           
                              	
                                 bei einem Durchschnitt unter 4,00

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 = nicht ausreichend.

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Prüflinge, die die Prüfung bestanden haben, erhalten ein Zeugnis. Dieses enthält die einzelnen Fachnoten und die Gesamtnote.
                     Zur Feststellung der Gesamtnote wird aus der Summe der Noten für die einzelnen Fachnoten der Durchschnitt gebildet.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die einzelnen Fachnoten und die Gesamtnote werden in eine Liste eingetragen. Die an der Schlußsitzung beteiligten Mitglieder
                     des Prüfungsausschusses setzen mit ihrer Unterschrift die in der Liste eingetragenen Noten fest.
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	(zu § 11)
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              11.1 Das Prüfungszeugnis wird von dem Vorsitzenden oder der Vorsitzenden des Prüfungsausschusses und vom Landesbischof oder der
                                 Landesbischöfin unterzeichnet.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              11.2 Die Namen der Prüflinge, die die Prüfung bestanden haben, werden veröffentlicht.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              11.3 Wer die Prüfung nicht bestanden hat, erhält hierüber schriftlich Bescheid.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 12
Bestehen der Prüfung
                     

                  

                  Die Prüfung hat bestanden, wer jede Prüfungsleistung mindestens mit der Note „ausreichend“ abgelegt hat

               

               
                     § 13
Wiederholung einzelner Prüfungsleistungen
                     

                  

                  Ist eine Teilprüfung oder die Schlußprüfung nicht bestanden, so besteht die Möglichkeit, diesen Prüfungsteil innerhalb eines
                     Jahres zu wiederholen. Eine zweite Wiederholung ist nicht möglich.
                  

               

               
                     § 14
Einwendungen gegen das Prüfungsverfahren und das Prüfungsergebnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Erscheint das Prüfungsverfahren nicht ordnungsgemäß, so können bei dem Vorsitzenden oder der Vorsitzenden des Prüfungsausschusses
                     innerhalb von 48 Stunden nach Beendigung des betreffenden Prüfungsvorganges Einwendungen erhoben werden. Der oder die Vorsitzende
                     des Prüfungsausschusses entscheidet innerhalb weiterer 48 Stunden nach Zugang der Einwendungen. Wird der Einwendung stattgegeben,
                     so hat das Prüfungsamt einen zeitnahen Termin für die Wiederholung der betreffenden Prüfungsleistung zu bestimmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Werden gegen einen Prüfling Entscheidungen nach § 9 Abs. 1 getroffen, kann er dagegen innerhalb einer Frist von 48 Stunden nach Bekanntgabe den Oberkirchenrat anrufen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Gegen Entscheidungen des Prüfungsausschusses nach §§ 11 und 12 kann der Oberkirchenrat innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe angerufen werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Gegen Entscheidungen des Oberkirchenrats nach Absatz 2 und 3 sowie gegen andere Entscheidungen des Oberkirchenrats im Prüfungsverfahren
                     (§§ 3 Abs. 3, 10 Abs. 2, 12 Abs. 2) kann der Prüfling innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung Klage beim Verwaltungsgericht der Evangelischen
                     Landeskirche in Württemberg erheben.
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	(Zu § 14)
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              14.1 Handelt es sich bei der zu wiederholenden Prüfungsleistung um die Prüfungspredigt, die Gemeindepädagogische Lehrprobe oder
                                 eine mündliche Prüfung, so soll eine neue Prüfungskommission bestimmt werden. Beziehen sich die Einwendungen auf eine Klausur,
                                 so wird die Wiederholung dieser Prüfungsleistung in der Regel auf die Person des oder der Einwendenden beschränkt.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 15
Einsicht in die Prüfungsakten
                     

                  

                  Innerhalb eines Jahres nach Abschluß der Prüfung ist dem Prüfling auf schriftlichen Antrag Einsicht in die ihn betreffenden
                     Prüfungsakten zu gewähren.
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	(Zu § 15)
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              15.1 Die Prüfung ist mit dem Tag abgeschlossen, an dem der Prüfungsausschuß die Zeugnisse festsetzt.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 16
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Prüfungsordnung tritt zum 1. Januar 1998 in Kraft.

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Die Bestimmungen sind jeweils zwischen den §§ - jeweils eingerückt - abgedruckt.

         

      

   
      

      
         472. Richtlinien für die Ausbildung zum Pfarrdienst im Ehrenamt

      

      
         Erlaß des Oberkirchenrats vom 11. November 1997 (Abl. 58 S. 12)

      

      
            
               
               
               
            
            
               
                  	
                     1

                  
                  	
                     Allgemeines

                  
               

               
                  	
                     1.1

                  
                  	
                     Mit § 74 a Württembergisches Pfarrergesetz1 wurde die Möglichkeit geschaffen, den Pfarrdienst auch im Ehrenamt auszuüben. Gedacht ist dabei insbesondere an geeignete
                        Theologen und Theologinnen, die als württembergische Pfarramtsbewerber und -bewerberinnen ohne Anstellung geblieben sind.
                     

                  
               

               
                  	
                     1.2

                  
                  	
                     Um zu einem selbstverantworteten und eigenständig wahrgenommenen Pfarrdienst im Ehrenamt zu befähigen, ist eine Ausbildung
                        erforderlich im Sinne eines Vikariats im Ehrenamt, die sich an der Vikarsausbildung orientiert.
                     

                  
               

               
                  	
                     1.3

                  
                  	
                     Der oder die zur Ausbildung Zugelassene führt die Bezeichnung Vikar im Ehrenamt oder Vikarin im Ehrenamt.

                  
               

               
                  	
                     1.4

                  
                  	
                     Zum pfarramtlichen Dienst, für den ausgebildet werden soll, gehören alle in § 13 Württembergisches Pfarrergesetz2 genannten Aufgaben, mit Ausnahme des Religionsunterrichts an Schulen. Für die zur Ausbildung Zugelassenen finden die für
                        Pfarrer und Pfarrerinnen geltenden Bestimmungen entsprechende Anwendung, soweit sie nicht das Bestehen eines entgeltlichen
                        Dienstverhältnisses voraussetzen. Insbesondere müssen die zur Ausbildung zugelassenen Theologen und Theologinnen erwarten
                        lassen, daß sie ihren Dienst an Schrift und Bekenntnis ausrichten und in ihrem ganzen Verhalten, besonders in ihrem öffentlichen
                        Auftreten, dem Auftrag zum ehrenamtlichen Pfarrdienst verpflichtet bleiben.
                     

                  
               

               
                  	
                     2

                  
                  	
                     Zulassung zur Ausbildung für den ehrenamtlichen Pfarrdienst

                  
               

               
                  	
                     2.1

                  
                  	
                     Über die Zulassung zur Ausbildung für den ehrenamtlichen Pfarrdienst entscheidet der Oberkirchenrat.

                  
               

               
                  	
                     2.2

                  
                  	
                     Zugelassen kann werden, wer die I. Evang.-theol. Dienstprüfung der Württembergischen Landeskirche abgelegt hat. In Ausnahmefällen
                        kann auch zugelassen werden, wer eine andere vergleichbare, akademisch-theologische Ausbildung nachweist.
                     

                  
               

               
                  	
                     2.3

                  
                  	
                     Die in § 74 a Abs. 1 Nr. 3 Württembergisches Pfarrergesetz3 genannten Voraussetzungen müssen für die Zeit der Ausbildung gegeben sein. Das bedeutet z. B., daß eine Erklärung des Bewerbers
                        oder der Bewerberin vorliegen muß, aus der hervorgeht, daß ein angemessener Lebensunterhalt anderweitig gesichert ist. Die
                        Zulassung setzt weiter voraus, daß der Bewerber oder die Bewerberin nicht Mitglied des Kirchengemeinderats in der Gemeinde
                        ist, in der die Ausbildung stattfinden soll.
                     

                  
               

               
                  	
                     2.4

                  
                  	
                     Der oder die zur Ausbildung Zugelassene wird vom Oberkirchenrat einer Gemeinde und einem Pfarrer oder einer Pfarrerin zugewiesen,
                        der oder die für die Ausbildung vor Ort zuständig ist.
                     

                  
               

               
                  	
                     2.5

                  
                  	
                     Vor einer Entscheidung über den Ausbildungsort und den Ausbildungspfarrer oder die Ausbildungspfarrerin werden der zuständige
                        Kirchengemeinderat und der zuständige Pfarrer oder die zuständige Pfarrerin gehört. Die Zustimmung des Kirchengemeinderats
                        zur Übernahme der mit dem Dienst zusammenhängenden Sachkosten muß vorliegen.
                     

                  
               

               
                  	
                     2.6

                  
                  	
                     Der oder die zur Ausbildung Zugelassene wird mit der öffentlichen Wortverkündigung und der Verwaltung der Sakramente vorläufig,
                        und zwar entsprechend der Ausbildungsstufe und unter Anleitung und Verantwortung des Ausbildungspfarrers oder der Ausbildungspfarrerin,
                        beauftragt (vgl. § 2 Abs. 5 Einführungsordnung4).
                     

                  
               

               
                  	
                     2.7

                  
                  	
                     Der oder die zur Ausbildung Zugelassene wird der Gemeinde, der er oder sie zugewiesen ist, vorgestellt. Die Vorstellung geschieht
                        in der Regel in einem öffentlichen Gottesdienst. Auf die Verpflichtung und Beauftragung des oder der Zugelassenen ist dabei
                        hinzuweisen.
                     

                  
               

               
                  	
                     2.8

                  
                  	
                     Für die Ausbildung und die mit der Ausbildung übertragenen Dienste untersteht der Vikar i. E. oder die Vikarin i. E. der Aufsicht
                        des Oberkirchenrats und des Dekanatamtes. Die unmittelbare Aufsicht wird von dem Ausbildungspfarrer oder der Ausbildungspfarrerin
                        wahrgenommen (vgl. Nr. 1.4 der Richtlinien5).
                     

                  
               

               
                  	
                     2.9

                  
                  	
                     Vikare und Vikarinnen i. E. sollen zu den Sitzungen des Kirchengemeinderats beratend hinzugezogen werden.

                  
               

               
                  	
                     3

                  
                  	
                     Organisation und Struktur der Ausbildung zum Pfarrdienst im Ehrenamt

                  
               

               
                  	
                     3.1

                  
                  	
                     Die Ausbildung zum Pfarrdienst im Ehrenamt ist in vier Abschnitte gegliedert:

                  
               

               
                  	
                  	
                     1. Abschnitt:

                  
                  	
                     Homiletik, Liturgik und Hymnologie

                  
               

               
                  	
                  	
                     2. Abschnitt:

                  
                  	
                     Seelsorge und Diakonie

                  
               

               
                  	
                  	
                     3. Abschnitt:

                  
                  	
                     Gemeindepädagogik

                  
               

               
                  	
                  	
                     4. Abschnitt:

                  
                  	
                     Vertiefung und Festigung der Praxiserfahrung in der Ausübung pfarramtlicher Dienste

                  
               

               
                  	
                  	
                     Von der aufgeführten Reihenfolge der Ausbildungsabschnitte eins bis drei kann auch abgewichen werden.

                  
               

               
                  	
                     3.2

                  
                  	
                     In den Ausbildungsabschnitten eins bis drei werden die spezifisch pastoraltheologischen Fragen im Hinblick auf den Pfarrdienst
                        im Ehrenamt und im Hinblick auf die theologische Existenz im weltlichen Beruf und in der Gesellschaft behandelt.
                     

                  
               

               
                  	
                     3.3

                  
                  	
                     Die Kenntnis und die Anwendung rechtlicher Vorschriften und Ordnungen der Württembergischen Landeskirche werden in den Ausbildungsabschnitten
                        eins bis drei vermittelt.
                     

                  
               

               
                  	
                     3.4

                  
                  	
                     Der vierte Ausbildungsabschnitt dient der weiteren Einübung in die pfarramtliche Praxis zur Vertiefung und Festigung der praktischen
                        Kenntnisse und Erfahrungen.
                     

                  
               

               
                  	
                     3.5

                  
                  	
                     Eine religionspädagogische Ausbildung für den Unterricht an öffentlichen Schulen ist nicht vorgesehen. Durch diese Ausbildung
                        wird keine Lehrbefähigung für die Erteilung von Religionsunterricht an öffentlichen Schulen erworben.
                     

                  
               

               
                  	
                     3.6

                  
                  	
                     Die Ausbildung geschieht sowohl vor Ort durch angeleiteten Dienst in der Gemeinde als auch durch Ausbildungsveranstaltungen.
                        Der Vikar i. E. oder die Vikarin i. E. sind zu beidem verpflichtet.
                     

                  
               

               
                  	
                     3.7

                  
                  	
                     Die Ausbildung vor Ort in der Gemeinde

                  
               

               
                  	
                  	
                     Der Ausbildungspfarrer oder die Ausbildungspfarrerin führt den Vikar i. E. oder die Vikarin i. E. entsprechend des Ausbildungsabschnittes
                        in die jeweils vorgesehenen Praxisfelder und Dienste ein, begleitet ihn oder sie dabei und steht ihm oder ihr beratend zur
                        Seite. Dazu treffen sie sich regelmäßig zur Planung, Vorbereitung und Auswertung der für die Ausbildung übertragenen Dienste
                        und Aufgaben. Sie besprechen dabei sowohl die organisatorische als auch die inhaltliche Seite der Ausbildungsaufgaben und
                        der Dienste in der Gemeinde sowie gemeinsam betreffende Vorhaben der Ausbildung. Die zeitliche Beanspruchung für die Ausbildung
                        in der Gemeinde einschließlich der übertragenen Dienste soll ca. 10 Stunden je Woche umfassen. Ausbildungsveranstaltungen
                        (insbesondere Wochenenden) sind bei der zeitlichen Beanspruchung zu berücksichtigen.
                     

                  
               

               
                  	
                     3.8

                  
                  	
                     Zu den verpflichtenden Ausbildungsveranstaltungen gehören für jeden Ausbildungsabschnitt zwei Kurswochen (ggf. auch aufgeteilt)
                        und fünf Wochenenden, die vom Pfarrseminar und von den anderen beauftragten Ausbildungseinrichtungen durchgeführt werden.
                        Die Ausbildungsveranstaltungen dienen der theologischen Besinnung, der Vorbereitung und der kritischen Reflexion des Dienstes
                        in Kirche, Gemeinde und Gesellschaft.
                     

                  
               

               
                  	
                     3.9

                  
                  	
                     Das Nähere der Ausbildung regelt ein Ausbildungsplan. Dieser wird vom Pfarrseminar aufgestellt, vom Kuratorium des Pfarrseminars
                        beschlossen und dem Oberkirchenrat zur Genehmigung vorgelegt.
                     

                  
               

               
                  	
                     3.10

                  
                  	
                     Im übrigen gelten die in den Richtlinien für die Ausbildung im Vorbereitungsdienst unter Nrn. 6 und 8 aufgeführten Grundsätze und Grundlinien über inhaltliche Gestaltung und Durchführung der Ausbildung entsprechend,
                        und zwar im Rahmen des Ausbildungsplans für die Ausbildung zum Pfarrdienst im Ehrenamt, soweit nicht das Bestehen eines entgeltlichen
                        Dienstverhältnisses vorausgesetzt wird.
                     

                  
               

               
                  	
                     4

                  
                  	
                     Ausbildungszeit

                  
               

               
                  	
                  	
                     Die Ausbildung umfaßt einen Zeitraum von etwa fünf Jahren. Für die ersten drei Ausbildungsabschnitte ist jeweils ein Jahr
                        vorgesehen. Für den vierten Abschnitt sind zwei Jahre vorgesehen. In besonderen Ausnahmefällen kann der Oberkirchenrat eine
                        Verkürzung des vierten Abschnittes beschließen.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     In Ausnahmefällen ist eine Unterbrechung der Ausbildung nach Abschluß eines Ausbildungsabschnittes möglich. Bevor der Oberkirchenrat
                        einer späteren Fortsetzung der Ausbildung zustimmt, ist von ihm zu überprüfen, ob die Zulassungsvoraussetzungen noch vorliegen.
                        Ein Anspruch auf Fortsetzung der Ausbildung nach einer Unterbrechung besteht nicht. Die Ausbildung muß innerhalb von sieben
                        Jahren seit Antritt der Ausbildung abgeschlossen sein. In besonderen Ausnahmefällen kann der Oberkirchenrat diese Frist um
                        zwei Jahre verlängern.
                     

                  
               

               
                  	
                     5

                  
                  	
                     Beendigung der Ausbildung zum Pfarrdienst im Ehrenamt

                  
               

               
                  	
                     5.1

                  
                  	
                     Nach den Ausbildungsabschnitten eins bis drei ist jeweils eine Teilprüfung, nach Abschluß des dritten Ausbildungsabschnittes
                        ist die Schlußprüfung abzulegen. Diese Prüfung dient dem Nachweis der erforderlichen praktischtheologischen Kenntnisse im
                        Sinne von § 74 a Abs. 2 Württembergisches Pfarrergesetz6, d. h. die Prüflinge müssen nachweisen, daß sie die für die pfarramtlichen Tätigkeiten erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten,
                        insbesondere theologisches Urteilsvermögen, erworben haben.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     Das Nähere regelt eine Prüfungsordnung (PO V7).
                     

                  
               

               
                  	
                     5.2

                  
                  	
                     Am Ende des ersten und zweiten Ausbildungsabschnittes findet eine Auswertung der Ausbildung des zurückliegenden Abschnittes
                        durch den Ausbildungspfarrer oder die Ausbildungspfarrerin zusammen mit dem Pfarrseminar statt.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     Am Ende des dritten Ausbildungsabschnittes findet eine Auswertung der gesamten zurückliegenden Ausbildungszeit statt. Diese
                        Auswertung wird unter Beteiligung des Vikars i. E. oder der Vikarin i. E. von dem zuständigen Ausbildungspfarrer oder der
                        zuständigen Ausbildungspfarrerin sowie von dem Dekan oder der Dekanin vorgenommen. Sie hat eine Beurteilung der Eignung für
                        den Pfarrdienst im Ehrenamt zu enthalten. In dieser Auswertung ist darüber hinaus zum zukünftigen Einsatz während des vierten
                        Ausbildungsabschnittes Stellung zu nehmen.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     In der Mitte des vierten Ausbildungsabschnittes ist von dem Dekan oder der Dekanin unter Beteiligung des Vikars i. E. oder
                        der Vikarin i. E. und des Ausbildungspfarrers oder der Ausbildungspfarrerin eine Beurteilung vorzulegen, aus der hervorzugehen
                        hat, ob der Vikar i. E. oder die Vikarin i. E. erwarten läßt, daß er oder sie die in § 74 a Württembergisches Pfarrergesetz8 aufgeführten Voraussetzungen für die Aufnahme in den Pfarrdienst im Ehrenamt erfüllt. Darüber hinaus ist zum zukünftigen
                        Dienstauftrag im Pfarrdienst im Ehrenamt Stellung zu nehmen.
                     

                  
               

               
                  	
                     5.3

                  
                  	
                     Die Ausbildung endet nach Ablauf des vierten Ausbildungsabschnittes.

                  
               

               
                  	
                     6

                  
                  	
                     Pfarrdienst im Ehrenamt

                  
               

               
                  	
                  	
                     Der Landesbischof kann in den Pfarrdienst im Ehrenamt aufnehmen, wer den Nachweis der praktisch-theologischen Kenntnisse durch
                        Bestehen der vorgesehenen Prüfung (PO V9) erbracht hat sowie sich im vierten Ausbildungsabschnitt bewährt hat und die weiteren in § 74 a Württembergisches Pfarrergesetz10 genannten Voraussetzungen erfüllt.
                     

                  
               

               
                  	
                     7

                  
                  	
                     Diese Richtlinien treten mit Wirkung vom 1. Januar 1998 in Kraft.

                  
               

            
         

      

      

      1
            Red. Anm.: Jetzt § 111 PfDG.EKD (Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung).
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Jetzt § 5 WürttPfG (Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung).
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Verweis veraltet. Elektronisch verfügbar unter 441_Archiv dieser Sammlung. 
            

         

      

      4
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 400 u. 401 dieser Sammlung.
            

         

      

      5
            Red. Anm.: Vgl. jetzt § 2 Abs. 5 Studienordnung (Nr. 453 dieser Sammlung).
            

         

      

      6
            Red. Anm.: Verweis veraltet. Elektronisch verfügbar unter 441_Archiv dieser Sammlung. 
            

         

      

      7
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 470 u. 471 dieser Sammlung.
            

         

      

      8
            Red. Anm.: Jetzt § 111 PfDG.EKD (Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung).
            

         

      

      9
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 470 u. 471 dieser Sammlung.
            

         

      

      10
            Red. Anm.: Jetzt § 111 PfDG.EKD (Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung).
            

         

      

   
      

      
         473. Kirchliche Verordnung für den Studiengang Evangelische Theologie und die Kirchliche Dienstprüfung für Berufsqualifizierte
            (Prüfungsordnung VI – PO VI)
         

      

      
         Vom 24. Juni 2021 

      

      
         (Abl. 69 S. 441), geändert durch Kirchl. Verordnung vom 15. September 2025 (Abl. 71 Nr. 183)
         

      

      und

      474. Ausführungsbestimmungen zur Prüfungsordnung VI1

      Erlass des Oberkirchenrats vom 24. Juni 2021 

      (Abl. 69 S. 455)
      

      


      


      


      


      


      Aufgrund von § 25 Absatz 4 Kirchenverfassungsgesetz, § 117 Absatz 1 und 2 Pfarrdienstgesetz der EKD und § 35 Absatz 1 Satz 2 Württembergisches Pfarrergesetz wird gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Pfarrdienstgesetz der EKD nach Beratung gemäß § 39 Absatz 1 Kirchenverfassungsgesetz verordnet:
      

      
                     Präambel

                  

                  Der Studiengang Evangelische Theologie entspricht der „Rahmenstudienordnung und Rahmenprüfungsordnung für den Weiterbildungsstudiengang
                     Evangelische Theologie mit dem Abschluss »Master of Theological Studies«“ in ihrer vom Evangelisch-theologischen Fakultätentag
                     am 6. Oktober 2018 beschlossenen und am 7./8. Oktober 2018 von der Kirchenkonferenz der Gliedkirchen der EKD verabschiedeten
                     Fassung. 
                  

                  Der durch diesen Studiengang erreichte Abschluss entspricht daher nicht demjenigen der Kirchlichen Verordnung für den Studiengang „Evangelische Theologie: Kirchlicher Abschluss“ (Prüfungsordnung I – PO I).
                  

               

               
                     § 1
Geltungsbereich
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Diese Prüfungsordnung regelt das Studium und die Prüfungen des Studiengangs „Evangelische Theologie“ mit dem kirchlichen
                     Abschluss Kirchliche Dienstprüfung für Personen mit überwiegend nichttheologischem akademischem Erststudium an der Evangelisch-theologischen
                     Fakultät der Eberhard Karls Universität Tübingen. Die Zugangsvoraussetzungen des § 59 LHG gelten entsprechend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Dieser Studiengang bildet einen berufsqualifizierenden Abschluss. Durch den Studiengang weisen die Kandidatinnen und Kandidaten
                     ihre Qualifikation als Theologinnen und Theologen nach. Er dient dem Nachweis der für den Vorbereitungsdienst erforderlichen
                     wissenschaftlichen Kenntnisse und Fähigkeiten und ist Voraussetzung für die Aufnahme in den Vorbereitungsdienst der Evangelischen
                     Landeskirche in Württemberg (§ 37 Absatz 1 Nummer 2 Württ. Pfarrergesetz).
                  

               

               
                     § 2
Regelstudienzeit, Studienaufbau, Umfang des Studiums
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Studiengang hat eine Regelstudienzeit von insgesamt vier Semestern und umfasst 120 Leistungspunkte (1 LP entspricht 30
                     Arbeitsstunden).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Über Verlängerungen der Studiendauer und über die Verlängerung von Prüfungsfristen entscheidet der Prüfungsausschuss auf
                     schriftlichen Antrag. Der Prüfungsausschuss entscheidet insbesondere über die Inanspruchnahme der Schutzfristen des Mutterschutzgesetzes,
                     über die Fristen für die Elternzeit nach Maßgabe des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes, über Fristen, die die besonderen
                     Bedürfnisse von Studierenden mit Kindern oder pflegebedürftigen Angehörigen im Sinne von § 7 Absatz 3 des Pflegezeitgesetzes
                     oder die besonderen Belange Studierender mit Behinderung oder chronischer Erkrankung zur Wahrung ihrer Chancengleichheit betreffen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Studium ist modular aufgebaut. Die zu absolvierenden Module und die Prüfungsvorgaben werden durch diese Prüfungsordnung
                     geregelt. Inhalte und Titel der zugehörigen Module, gegebenenfalls Zugangsvoraussetzungen sowie Prüfungsvorgaben im einzelnen
                     werden durch das Modulhandbuch geregelt, das vom Prüfungsausschuss erlassen wird 
                  

                  Die in den Modulen ausgewiesenen Lehrveranstaltungen können durch Lehrveranstaltungen vergleichbaren Typs und Umfangs nach
                     Maßgabe des Modulhandbuchs ersetzt werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Unterrichts- und Prüfungssprache ist grundsätzlich deutsch. Lehrveranstaltungen können auch in englischer Sprache abgehalten
                     werden; dies bezieht sich auch auf die Erbringung der zugehörigen Prüfungsleistung.
                  

               

               
                     § 3
Module
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ein Modul ist eine thematisch und zeitlich abgeschlossene Lehr- und Lerneinheit, die sich aus verschiedenen Lehrveranstaltungen
                     zusammensetzen kann. Es besteht aus den im Modulhandbuch näher beschriebenen zu besuchenden Lehrveranstaltungen und den zu
                     erbringenden Studien- und Prüfungsleistungen, die für die erfolgreiche Absolvierung eines Moduls notwendig sind. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Module dieses Studiengangs sind zum Teil Pflichtmodule, welche von allen Studierenden absolviert werden müssen. Ein Teil
                     der Module sind Wahlpflichtmodule, die der Vertiefung und Schwerpunktbildung in allen Fächern dienen und sich an den Ergebnissen
                     des Qualifikationsfeststellungsgesprächs nach § 6 orientieren sollen.
                  

               

               
                     § 4
Prüfungsausschuss, Prüfende und Beisitzende
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für die Organisation der Prüfungen und die durch diese Prüfungsordnung zugewiesenen Aufgaben ist der Prüfungsausschuss zuständig.
                     Ständige Mitglieder des Prüfungsausschusses sind neben Vertreterinnen und Vertretern des Oberkirchenrats die Professorinnen
                     und Professoren der Evangelisch theologischen Fakultät der Universität Tübingen sowie die Ephora oder der Ephorus, die Direktorin
                     oder der Direktor des Evangelischen Stifts und die Leiterin oder der Leiter des Prüfungsamtes. 
                  

                  Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses kann mit Zustimmung des Prüfungsausschusses weitere promovierte Theologinnen
                     und Theologen auch als ständige Mitglieder in den Prüfungsausschuss berufen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Dem Prüfungsausschuss gehören zwei Mitglieder des Oberkirchenrats an. Sie können sich bei den Sitzungen des Prüfungsausschusses
                     durch ihre Stellvertreterinnen und Stellvertreter vertreten lassen. Der Oberkirchenrat betraut eines seiner Mitglieder mit
                     dem Vorsitz des Prüfungsausschusses. Im Verhinderungsfall übernimmt ein anderes Mitglied des Oberkirchenrats die Vertretung.
                     Die Geschäftsführung obliegt, soweit nichts anderes bestimmt ist, dem Ephorat des Evangelischen Stifts. Die Funktion der Geschäftsführerin
                     oder des Geschäftsführers und die Leitung der Geschäftsstelle für die Prüfungen wird von der Ephora oder dem Ephorus oder
                     der Studieninspektorin oder dem Studieninspektor wahrgenommen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Prüfungsausschuss bestimmt die Klausuraufgaben für die Kirchliche Dienstprüfung dieser Ordnung, er bestimmt die zulässigen
                     Hilfsmittel und stellt die Fachnoten und die Gesamtnote für den Abschlussdieses Studiengangs fest. Er ist, soweit nichts anderes
                     bestimmt ist, für alle Entscheidungen im Rahmen der Prüfungsverfahren zuständig. Aus dem Kreis der Professorinnen und Professoren
                     der Evangelisch- theologischen Fakultät und weiterer promovierter Theologinnen und Theologen bestellt er die jeweiligen Prüferinnen
                     und Prüfer.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Für die Organisation und Durchführung der Kirchlichen Dienstprüfung nach dieser Ordnung ist die Geschäftsstelle für die Prüfungen
                     in Absprache mit dem Prüfungsamt zuständig.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Mitglieder des Prüfungsausschusses und die Prüfenden unterliegen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im öffentlichen
                     Dienst stehen, sind sie durch die oder den Vorsitzenden zur Verschwiegenheit zu verpflichten.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Geschäftsstelle für die Prüfungen gibt den Kandidatinnen und Kandidaten die Namen der Prüferinnen und Prüfer für die
                     mündlichen Prüfungen in angemessener Frist bekannt.
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Zu § 4

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              4.1 Professorinnen und Professoren im Sinne dieser Prüfungsordnung sind die gemäß § 48 Absatz 2 Satz 1 LHG berufenen Professorinnen
                                 und Professoren, die gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 LHG Mitglied der Universität Tübingen sind und nicht nur vorübergehend oder gastweise hauptberuflich an der Evangelisch-theologischen
                                 Fakultät tätig sind.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 5
Zulassung zum Studiengang und Anerkennung von Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zum Studiengang nach dieser Ordnung kann zugelassen werden, wer
                  

                  
                     
                        	
                           einen berufsqualifizierenden Hochschulabschluss (mindestens Bachelorabschluss) mit 180 LP (1 LP entspricht 30 Arbeitsstunden)
                              erworben hat, bei dem nicht mehr als 90 LP im Bereich der Studienfächer evangelische oder katholische Theologie erworben sein
                              dürfen,
                           

                        

                        	
                           den Prüfungsanspruch in einem anderen theologischen Studiengang, namentlich in einem theologischen Vollstudium mit kirchlichem
                              oder akademischem Abschluss (Diplomstudiengang) oder dem Lehramtsstudiengang »Evangelische Religion«, nicht verwirkt hat,
                           

                        

                        	
                           eine mindestens fünfjährige Berufstätigkeit in einem nicht auf den Studiengang dieser Ordnung bezogenen einschlägigen Beruf
                              ausgeübt hat,
                           

                        

                        	
                           den Besuch einer Veranstaltung Althebräisch (12 LP) oder das Hebraicum nachweist,

                        

                        	
                           den Besuch einer Veranstaltung (Griechisch I; 12 LP) oder das Graecum nachweist,

                        

                        	
                           die fachbezogene Eignung nach dem Aufnahmeverfahren gemäß § 6 dieser PO nachweist,
                           

                        

                        	
                           Mitglied einer Gliedkirche der EKD ist.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Studienzeiten, Studien- und Prüfungsleistungen in demselben Studiengang, mit derselben Rahmenstudienordnung an einer Universität
                     oder einer gleichgestellten Hochschule im Geltungsbereich des Grundgesetzes werden anerkannt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Werden Studien- und Prüfungsleistungen angerechnet, sind die Noten – soweit die Notensysteme vergleichbar sind – zu übernehmen
                     und nach Maßgabe dieser Studien- und Prüfungsordnung ggf. in die Berechnung der Gesamtnote einzubeziehen. Bei unvergleichbaren
                     Notensystemen wird der Vermerk bestanden“ ins Zeugnis aufgenommen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Über die Zulassungsvoraussetzung nach Absatz 1 Nummer 3 und 6 befindet der Prüfungsausschuss. 
                  

                  Auf Antrag können Zeiten der Berufstätigkeit gemäß Absatz 1 Nummer 3 bis zu zweieinhalb Jahre erlassen werden, wenn eine entsprechende
                     ehrenamtliche Tätigkeit oder Zeiten nach Maßgabe des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes, oder Zeiten, die die besonderen
                     Bedürfnisse von Studierenden mit Kindern oder pflegebedürftigen Angehörigen im Sinne von § 7 Absatz 3 des Pflegezeitgesetzes
                     betreffen, oder besondere Belange Studierender mit Behinderung oder chronischer Erkrankung nachgewiesen werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Nachweise nach Absatz 1 Nummer 4 und 5 können auch studienbegleitend während der ersten beiden Semester erbracht werden.
                     aus den 24 LP können 4 LP auf die Gesamtzahl von 120 LP in den Studiengang eingebracht werden.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Über Anerkennungen nach Absatz 2 entscheidet der Studiendekan oder die Studiendekanin im Einvernehmen mit dem Dekan oder
                     der Dekanin der Evangelisch-theologischen Fakultät der Universität Tübingen binnen vier Monaten, sofern die für die Anerkennung
                     erforderlichen Unterlagen vollständig vorliegen.
                  

               

               
                     § 6
Aufnahmeverfahren für die fachbezogene Eignung zum Studiengang
                     

                  

                  Das Aufnahmeverfahren für die fachbezogene Eignung für den Studiengang nach § 1 besteht aus einer Bibelkundeprüfung in Anlehnung an die Richtlinien zur Prüfung in Bibelkunde (Biblicum) in der Fassung von
                     2011, der Abfassung eines Essays nach einem vorgegebenen Thema und einem Qualifikationsfeststellungsgespräch, an dem der Studiendekan
                     oder die Studiendekanin, ein weiterer Vertreter oder eine weitere Vertreterin der Fakultät und ein Vertreter oder eine Vertreterin
                     des Dezernats Theologische Ausbildung und Pfarrdienst des Evangelischen Oberkirchenrats beteiligt sind. Ziel des Qualifikationsfeststellungsgesprächs
                     ist die Festlegung eines Studienplans.
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Zu § 6

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              6.1 Durch die Prüfung in Bibelkunde werden bibelkundliche Kenntnisse des Alten und Neuen Testaments nachgewiesen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Mit dem Essay wird die Fähigkeit zur theologischen Reflexion anhand eines vorgegebenen Themas nachgewiesen. Für den Essay
                                 werden vom Prüfungsamt zwei Themen vorgegeben, von denen eines innerhalb einer Woche zu bearbeiten ist. Er soll einen Umfang
                                 von sieben Seiten (14.700 Zeichen inkl. Leerzeichen) nicht überschreiten. Der Essay wird von den in § 6 genannten Beteiligten am Qualifikationsfeststellungsgespräch korrigiert und mit „bestanden“ bzw. „nicht bestanden“ bewertet.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Das Qualifikationsfeststellungsgespräch setzt den Nachweis des bestandenen Biblicums und einen von mindestens zwei der drei
                                 Korrektoren bzw. Korrektorinnen als „bestanden“ bewerteten Essay voraus. Es dient dazu, den Studienplan des Kandidaten bzw.
                                 der Kandidatin auf die im ersten berufsqualifizierenden Hochschulabschluss erworbenen Kompetenzen wissenschaftlichen Arbeitens
                                 abzustimmen und Module im Pflichtbereich sowie im Schwerpunktbereich so auszuwählen, dass Methoden und Inhalte evangelischer
                                 Theologie berücksichtigt und zugleich eine individuelle theologische Profilbildung gefördert wird.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Im Qualifikationsfeststellungsgespräch werden Kandidatinnen und Kandidaten über Förderungsmöglichkeiten und Begleitangebote
                                 im Zusammenhang mit diesem Studiengang informiert. Im Hinblick auf die Aufnahme in den Vorbereitungsdienst der Evangelischen
                                 Landeskirche in Württemberg sollen sie im Anschluss an die Zulassung ihre Aufnahme in die Liste der württembergischen Theologiestudierenden
                                 beantragen.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 7
Studien- und Prüfungsleistungen während der Studienphase
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Verlangt werden folgende Studien und Prüfungsleistungen (Pflichtbereich):
                  

                  
                     
                        	
                           Besuch des Moduls Exegetisch-Historische Grundlagen (KAB 1), eine Modulprüfung (Proseminararbeit) ist abzulegen.

                        

                        	
                           Besuch des Moduls Exegetisch-Historische Vertiefung (KAB 2), eine Modulprüfung (Vorlesungsprüfung) ist abzulegen. 

                           Die Vorlesungsprüfung und die Proseminararbeit in den unter Nummern 1 und 2 genannten Fächern dürfen nicht aus demselben Fach
                              stammen.
                           

                        

                        	
                           Besuch entweder der Module Praktische Theologie und Religionswissenschaft (mit Prüfung) (KAB 3a) und Systematische Theologie
                              (KAB 4b) oder der Module Praktische Theologie und Religionswissenschaft (KAB 3b) und Systematische Theologie (mit Prüfung)
                              (KAB 4a).
                           

                        

                        	
                           Besuch von Schwerpunkt-Modulen in zwei verschiedenen Disziplinen, Modul Schwerpunktbereich 1 (KAB 5), eine Modulprüfung (Seminararbeit)
                              ist abzulegen, Modul Schwerpunktbereich 2 (KAB 6), eine Modulprüfung (Vorlesungsprüfung) ist abzulegen.
                           

                        

                        	
                           Besuch einer Veranstaltung im Fach Praktische Theologie, Fachbereich Homiletik, in deren Anschluss ein benoteter Predigtentwurf
                              zu verfassen ist.
                           

                        

                        	
                           Besuch einer Veranstaltung im Fach Praktische Theologie, Fachbereich Religionspädagogik, in deren Anschluss ein benoteter
                              Unterrichtsentwurf für eine Religionsstunde zu verfassen ist.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Studien- und Prüfungsleistungen in den Schwerpunktbereichen 1 (KAB 5) und 2 (KAB 6) werden im Anschluss an das Qualifikationsfeststellungsgespräch
                     nach § 6 ausgewählt.
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Zu § 7

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              7.1 Studierende, die aus vorherigen Studiengängen einschlägige pädagogische Kenntnisse nachweisen, können die Prüfungsleistung
                                 unter Absatz 1 Nummer 7 durch eine andere Prüfungsleistung aus dem Bereich Praktische Theologie ersetzen.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 8
Kirchliche Dienstprüfung
                     

                  

                  Die kirchliche Dienstprüfung besteht aus folgenden Prüfungsleistungen:

                  
                     
                        	
                            einer wissenschaftlichen Hausarbeit (§ 11), 
                           

                        

                        	
                            zwei Klausuren in den Fächern Altes Testament oder Neues Testament und Kirchengeschichte oder Systematische Theologie (§ 12),
                           

                        

                        	
                            vier mündlichen Prüfungen in vier von fünf der Fächer Altes Testament, Neues Testament, Kirchengeschichte, Systematische
                              Theologie und Praktische Theologie (§ 13), wobei das für die wissenschaftliche Hausarbeit gewählte Fach nicht erneut gewählt werden kann.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 9
Zulassungsvoraussetzung zur Kirchlichen Dienstprüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Anmeldung zur Kirchlichen Dienstprüfung erfolgt jeweils am Ende eines Wintersemesters für die Prüfung des darauf folgenden
                     Wintersemesters bzw. am Ende eines Sommersemesters für die Prüfung des darauf folgenden Sommersemesters zu dem von der Geschäftsstelle
                     für die Prüfungen bekannt gegebenen Termin.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zur kirchlichen Dienstprüfung kann nur zugelassen werden, wer seinen Prüfungsanspruch im Studiengang nach dieser Ordnung
                     nicht verloren hat.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für die Zulassung zur Kirchlichen Dienstprüfung sind folgende Bescheinigungen vorzulegen: 
                  

                  
                     
                        	
                            eine beglaubigte Kopie des Reifezeugnisses oder der Nachweis einer gleichwertigen Vorbildung,

                        

                        	
                            der Nachweis eines ordnungsgemäßen Studiums im Sinne dieser Ordnung, sowie der Studien- und Prüfungsleistungen in den Modulen
                              KAB 1-4 nach § 7,
                           

                        

                        	
                            eine Erklärung über die Wahl der Prüfungsfächer (§§ 11 bis 13); in jedem Prüfungsfach sind jeweils zwei Schwerpunkte für die mündliche Prüfung anzugeben (vgl. § 13 Absatz 2 und 3),
                           

                        

                        	
                            eine Bescheinigung des zuständigen Pfarramts über die Zugehörigkeit zu einer Gliedkirche der EKD, deren Ausstellungsdatum
                              nicht länger als drei Monate zurückliegt,
                           

                        

                        	
                            eine Erklärung über Art, Umfang und Ergebnis bereits früher abgelegter oder begonnener kirchlicher oder akademischer Abschlussprüfungen
                              im Studienfach Evangelische Theologie,
                           

                        

                        	
                            eine Erklärung darüber, ob die Kandidatin oderder Kandidat mit der Zulassung der Öffentlichkeit zu den mündlichen Prüfungen
                              einverstanden ist, 
                           

                        

                        	
                            eine Darstellung des Lebens- und Bildungswegs (mit 3 Lichtbildern),

                        

                        	
                            der Nachweis über die Aufnahme auf die Liste der Württembergischen Theologiestudierenden,

                        

                        	
                            eine Erklärung, dass sich die Kandidatin oder der Kandidat um die Aufnahme in den Pfarrdienst der Evangelischen Landeskirche
                              in Württemberg bewirbt,
                           

                        

                        	
                            ein erweitertes polizeiliches Führungszeugnis nach § 30a BZRG, dessen Ausstellungsdatum nicht länger als drei Monate zurückliegt.

                        

                     

                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Zu § 9

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              9.1 Die Meldung zur Prüfung ist mit den erforderlichen Unterlagen über die Geschäftsstelle für die Prüfungen beim Oberkirchenrat
                                 einzureichen. Die derzeitige Anschrift, unter der Mitteilungen erfolgen können, ist anzugeben.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              9.2 Die Darstellung des Lebens- und Bildungswegs soll nicht mehr als fünf Seiten umfassen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              9.3 Die Studiendauer wird durch Vorlage des Studienbuches, oder der Unterlagen, die an seine Stelle getreten sind, nachgewiesen.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 10
Zulassung zur Kirchlichen Dienstprüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Oberkirchenrat entscheidet über die Zulassung zur Prüfung. In Ausnahmefällen kann er von einzelnen Erfordernissen des
                     § 9 befreien. Die Geschäftsstelle für die Prüfungen teilt der Kandidatin oder dem Kandidaten, in der Regel zu Beginn des Prüfungssemesters,
                     die Zulassung mit. Die Prüfung beginnt mit der Zulassung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Zulassung darf nur verweigert werden, wenn
                  

                  
                     
                        	
                            die in § 9 Absatz 2 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt sind oder
                           

                        

                        	
                            die Unterlagen nach § 9 Absatz 3 unvollständig sind und keine Befreiung nach Absatz 1 vorliegt oder
                           

                        

                        	
                            der Kandidat oder die Kandidatin die Kirchliche Dienstprüfung in demselben oder einem nach Maßgabe des Landesrechts verwandten
                              Studiengang endgültig nicht bestanden hat, oder
                           

                        

                        	
                            der Kandidat oder die Kandidatin sich in demselben oder einem vergleichbaren Prüfungsverfahren befindet.

                        

                     

                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Zu § 10

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              10.1 Vor der Entscheidung über die Nichtzulassung von Kandidatinnen und Kandidaten gibt der Oberkirchenrat dem Prüfungsausschuss
                                 Gelegenheit zur Äußerung.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              10.2 Der Oberkirchenrat teilt dem Prüfungsausschuss die Namen der Zugelassenen mit.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 11
Wissenschaftliche Hausarbeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die wissenschaftliche Hausarbeit soll zeigen, dass die Kandidatin oder der Kandidat in der Lage ist, innerhalb eines begrenzten
                     Zeitraums ein Thema selbstständig nach wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die wissenschaftliche Hausarbeit wird in der Regel im Anschluss an ein Hauptseminar im Semester nach der Anmeldung zur Kirchlichen
                     Dienstprüfung angefertigt. Das Thema der Arbeit muss einem der Hauptfächer Altes Testament, Neues Testament, Kirchengeschichte,
                     Systematische Theologie oder Praktische Theologie zugeordnet sein.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Genehmigung des Themas der wissenschaftlichen Hausarbeit wird bei der Geschäftsstelle für die Prüfungen beantragt. 
                  

                  Der Antrag enthält:

                  
                     
                        	
                            das Thema der wissenschaftlichen Hausarbeit.

                        

                        	
                            eine schriftliche Erklärung der Studentin oder des Studenten darüber, dass sie oder er über dieses oder ein benachbartes
                              Thema nicht bereits eine Arbeit geschrieben hat,
                           

                        

                        	
                            einen Nachweis über die Erfüllung der Voraussetzungen nach Absatz 2.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die wissenschaftliche Hausarbeit ist innerhalb von 12 Wochen anzufertigen. Die Einhaltung der Fristen überwacht die Geschäftsstelle
                     für die Prüfungen. Der Zeitpunkt der Abgabe wird aktenkundig gemacht. Die wissenschaftliche Hausarbeit muss spätestens vier
                     Wochen vor Beginn der schriftlichen Prüfungen (Klausuren § 12) abgegeben sein.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Thema, Aufgabenstellung und Umfang der wissenschaftlichen Hausarbeit sind so zu begrenzen, dass die Frist zur Bearbeitung
                     eingehalten werden kann.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Wer in der wissenschaftlichen Hausarbeit die Note „ausreichend“ (4) nicht erreicht, jedoch einen Durchschnitt der Fachnoten
                     von mindestens 4,0 hat, hat die Kirchliche Dienstprüfung bestanden, wenn er oder sie innerhalb eines halben Jahres nach Abschluss
                     der Prüfung bei der Wiederholung der wissenschaftlichen Hausarbeit über ein anderes Thema die Endnote 4,0 erreicht. Hat er
                     oder sie die Endnote 4,0 nicht erreicht, so ist die gesamte Prüfung nicht bestanden. Sie kann nicht wiederholt werden.
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Zu § 11

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              11.1 Die wissenschaftliche Hausarbeit ist in ausgedruckter und digitaler Form abzuliefern und soll einschließlich der Anmerkungen
                                 nicht mehr 144.000 Zeichen, 1,5 zeilig, Schriftgröße 12 pt inklusive Leerzeichen umfassen. Es sind zwei gedruckte Exemplare abzugeben; die digitale Version ist als pdf-Datei per E-Mail
                                 an die Geschäftsstelle für die Prüfungen zu schicken. Das Inhaltsverzeichnis und das Literaturverzeichnis werden dabei nicht
                                 mitgezählt. Die Kandidatin oder der Kandidat hat schriftlich zu versichern, dass sie oder er die Arbeit ohne fremde Hilfe
                                 selbst verfasst, keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt und Zitate als solche ausgewiesen hat.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              11.2 Die wissenschaftliche Hausarbeit wird von zwei Personen bewertet. In der Regel ist die Leiterin oder der Leiter des Seminars,
                                 in dessen Zusammenhang die wissenschaftliche Hausarbeit geschrieben wird, eine oder einer der beiden Korrektorinnen oder Korrektoren.
                                 Die andere Korrektorin oder der andere Korrektor muss eine oder einer der dem Prüfungsausschuss angehörenden Professorinnen
                                 oder Professoren sein. Aus den Notenvorschlägen (gemäß § 15 Absatz 1 und 2) wird der Durchschnitt gebildet. Hält die eine Korrektorin oder der eine Korrektor die wissenschaftliche Hausarbeit für „nicht
                                 ausreichend“ (5), die oder der andere aber für „ausreichend“ (4) oder besser, so wird eine Person für die Drittkorrektur bestellt.
                                 Bewertet diese die Arbeit mit „ausreichend“ (4) oder besser, so wird die Note aus dem Durchschnitt aller drei Bewertungen
                                 gebildet, mindestens aber auf „ausreichend“ (4,0) festgesetzt.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 12
Klausuren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         In den Klausuren soll die Kandidatin oder der Kandidat nachweisen, dass sie oder er auf der Basis des notwendigen Grundwissens
                     in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln mit den gängigen Methoden des jeweiligen Faches eines von mehreren zur
                     Auswahl gestellten Themen bearbeiten kann.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Kandidatin oder der Kandidat wählt zwei Prüfungsfächer gemäß § 8 Nummer 2, in denen sie oder er die Klausuren schreiben will.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Klausuraufgaben werden vom Prüfungsausschuss auf Vorschlag der einzelnen Abteilungen der Evangelisch-theologischen Fakultät
                     bestimmt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Bearbeitungszeit beträgt vier Stunden. Kandidatinnen und Kandidaten mit Schwerbehinderung kann diese Frist auf Antrag
                     bis zu einer Stunde verlängert werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Klausuren werden jeweils von zwei Korrektorinnen oder Korrektoren getrennt bewertet. Sie sollen sich auf eine gemeinsame
                     Note einigen, die zu begründen ist. Können sich die Korrektorinnen oder Korrektoren nicht auf eine gemeinsame Note einigen,
                     so errechnet die Geschäftsstelle für die Prüfungen das Mittel der beiden Notenvorschläge entsprechend § 15 Absatz 3.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Spätestens nach Ablauf der Bearbeitungszeit gemäß Absatz 4 müssen alle Kandidatinnen und Kandidaten alle beschriebenen Bogen
                     abgeben, auch wenn sie die Aufgabe nicht vollständig oder gar nicht bearbeitet haben. Wird eine Klausurarbeit nicht abgegeben,
                     so wird sie als nicht erbrachte Prüfungsleistung mit „nicht ausreichend“ (5) bewertet.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Die Noten der einzelnen Klausuren werden, sofern sämtliche Korrekturen bis dahin abgeschlossen sind, den Kandidatinnen und
                     Kandidaten auf Nachfrage von der Geschäftsstelle für die Prüfungen vor Beginn der mündlichen Prüfungen bekannt gegeben.
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Zu § 12

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              12.1 Die Termine für die Klausuren werden von der Geschäftsstelle für die Prüfungen durch Aushang und durch Veröffentlichung auf
                                 der Homepage der Geschäftsstelle bekannt gemacht.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              12.2 In den einzelnen Hauptfächern werden jeweils mindestens drei Klausurthemen zur Wahl gestellt.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              12.3 Die Aufsicht bei der Ausarbeitung der Klausuren wird von Repetentinnen oder Repetenten des Evangelischen Stifts oder Assistentinnen
                                 oder Assistenten der Evangelisch-theologischen Fakultät geführt.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              12.4 Jeder Kandidatin und jedem Kandidaten wird ein Kennwort zugewiesen. Die Klausuren werden anonymisiert korrigiert.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              12.5 Auf den ersten Papierbogen jeder Klausurreinschrift hat die Kandidatin oder der Kandidat das Fach, die Aufgabe und das zugewiesene
                                 Kennwort zu schreiben. Auf jedem weiteren Bogen sind das Fach und das Kennwort zu wiederholen. Auch wenn eine Aufgabe nicht
                                 bearbeitet wird, muss ein Bogen mit den Angaben zu Fach, Aufgabe und Kennwort abgegeben werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              12.6 Die vom Prüfungsausschuss bestimmten Hilfsmittel werden zur Verfügung gestellt. Nur diese dürfen für die Bearbeitung der
                                 Klausuren verwendet werden. Die Kandidatin oder der Kandidat darf keine Hilfsmittel mit sich führen. Etwa vorgefundene unerlaubte
                                 Hilfsmittel sind unverzüglich wegzunehmen. Hiervon und von sonstigen Verstößen gemäß § 14 ist unverzüglich der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses Mitteilung zu machen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              12.7 Vor Beginn der Prüfung sind die Teilnehmerinnen und Teilnehmer durch die Aufsicht führende Person auf die Form (Nummer 12.5),
                                 auf das Verbot des Gebrauchs unerlaubter Hilfsmittel (Nummer 12.6) und die Folgen einer Täuschung und eines Ordnungsverstoßes
                                 (§ 14) sowie die Folge der Nichtabgabe einer Arbeit (§ 12 Absatz 6) hinzuweisen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              12.8 Die Aufsicht führende Person erhält jeweils die Themen für eine Klausur von der Geschäftsstelle für die Prüfungen in verschlossenem
                                 Umschlag zugestellt.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Sie öffnet den Umschlag zu Beginn der Prüfung in Gegenwart der Kandidatinnen und Kandidaten, verteilt die in schriftlicher
                                 Form vorliegenden Aufgaben und gibt den Abgabezeitpunkt bekannt. Die Aufsicht führende Person hat die ganze Zeit über anwesend
                                 zu sein. Sie hat darauf zu achten, dass nicht mehrere Personen gleichzeitig während der Prüfungszeit den Raum verlassen. Jeweils
                                 eine halbe Stunde und zehn Minuten vor Ablauf erinnert sie an die Abgabefrist. Nach deren Ablauf sind die Arbeiten abzuliefern.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              12.9 Die Aufsicht führende Person nimmt die Arbeiten von den einzelnen Teilnehmerinnen und Teilnehmern vor ihrem Weggang in Empfang
                                 und stellt sie unverzüglich der Geschäftsstelle für die Prüfungen zu. Nach Abgabe der Arbeiten an die Aufsicht führende Person
                                 darf an ihnen nichts mehr geändert werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              12.10 Über den Verlauf jeder schriftlichen Fachprüfung wird von der Aufsicht führenden Person eine Niederschrift gefertigt, die
                                 nach Schluss der Fachprüfung bei der Geschäftsstelle für die Prüfungen abzugeben ist. Sie enthält die Angaben über die Ausführung
                                 der Nummer 12.7, die Zeit der Abgabe der letzten Arbeit, etwaige besondere Vorkommnisse, z.B. das Ausbleiben einzelner Teilnehmerinnen
                                 oder Teilnehmer, Täuschungen und Ordnungsverstöße nach § 14.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 13
Mündliche Prüfungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Durch die mündlichen Prüfungen soll die Kandidatin oder der Kandidat nachweisen, dass sie oder er über ein dem Studienziel
                     entsprechendes Grundwissen verfügt, die Zusammenhänge des Prüfungsgebietes erkennt und ein von ihm oder ihr gewähltes Spezialgebiet
                     mit seinen Fragestellungen in diese Zusammenhänge einzuordnen und kritisch zu beurteilen vermag.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         In den mündlichen Prüfungen werden die nach § 9 Absatz 3 Nummer 3 gewählten Schwerpunkte berücksichtigt, wobei der Kandidatin oder dem Kandidaten – soweit nicht bereits im Rahmen der schriftlichen
                     Prüfungsleistung geschehen – Gelegenheit gegeben wird, über die im Studium erworbenen besonderen Kenntnisse Auskunft zu geben.
                     Die Kandidatin oder der Kandidat muss in der Lage sein, ihre oder seine Kenntnisse in den gesamten Bereich des Hauptfachs
                     einzuordnen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Im Fach Systematische Theologie müssen im Verlauf der Prüfung die Bereiche Dogmatik und Ethik geprüft werden. Wenn der Bereich
                     Ethik in der wissenschaftlichen Hausarbeit oder in der Klausur bearbeitet worden ist, beschränkt sich die mündliche Prüfung
                     auf den Bereich Dogmatik; wenn der Bereich Dogmatik schriftlich bearbeitet worden ist, ist einer der beiden mündlichen Schwerpunkte
                     aus dem Bereich Ethik zu wählen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Prüfungskommission besteht aus zwei Fachprüferinnen und Fachprüfern, von denen eine oder einer Mitglied des Prüfungsausschusses
                     sein muss, einer Vertreterin oder einem Vertreter des Oberkirchenrats und, soweit sie oder er nicht als Fachprüferin oder
                     Fachprüfer beteiligt ist, der Ephora oder dem Ephorus des Evangelischen Stifts. Diese oder dieser kann sich durch die Direktorin
                     oder den Direktor des Evangelischen Stifts oder die Leiterin oder den Leiter des Prüfungsamtes vertreten lassen. Den Vorsitz
                     führt die Vertreterin oder der Vertreter des Oberkirchenrats. Sofern der Leiter oder die Leiterin des Prüfungsamtes nicht
                     als Vertreter oder Vertreterin des Ephorus oder der Ephora beteiligt ist, kann er oder sie als Vertreter oder Vertreterin
                     des Oberkirchenrats den Vorsitz führen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Jedes Mitglied der Prüfungskommission bewertet die Prüfungsleistung mit einer Note gemäß § 18 Absatz 1 und 2. Zunächst gibt
                     diejenige Fachprüferin oder derjenige Fachprüfer, die oder der nicht selbst geprüft hat, ihre oder seine Bewertung ab, zuletzt
                     die oder der Vorsitzende. Kann sich die Kommission nicht auf eine gemeinsame Note einigen, wird die Note aus dem Durchschnitt
                     der abgegebenen Bewertungen gebildet.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Über jede mündliche Prüfung wird ein Protokoll gefertigt. Das Protokoll hält die Gegenstände der Prüfung und die Note fest.
                     Es ist von den Mitgliedern der Prüfungskommission zu unterzeichnen.
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Zu § 13

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              13.1 Der Plan für die mündliche Prüfung wird nach Absprache mit den verschiedenen Abteilungen von der Geschäftsstelle für die
                                 Prüfungen festgesetzt und durch Aushang und Veröffentlichung auf der Homepage der Geschäftsstelle bekannt gemacht.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              13.2 Die Kandidatinnen und Kandidaten werden einzeln geprüft. Die Prüfungsdauer beträgt 20 Minuten. Außer den Prüferinnen und
                                 Prüfern sind auch die Vorsitzenden berechtigt, Fragen an die Kandidatin oder den Kandidaten zu richten.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              13.3 Hat die Kandidatin oder der Kandidat bei der Meldung zur Prüfung nicht den Ausschluss der Öffentlichkeit von der mündlichen
                                 Prüfung beantragt (§ 9 Absatz 3 Nummer 6), so werden Studierende der Evangelischen Theologie, die die Zwischenprüfung abgelegt haben oder die im Studiengang nach
                                 dieser PO VI eingeschrieben sind, im Rahmen der vorhandenen Plätze, insgesamt jedoch nicht mehr als zehn Personen als Zuhörerinnen oder
                                 Zuhörer zugelassen. Dabei ist denjenigen Studierenden Vorrang zu gewähren, die im Studiengang nach dieser PO VI eingeschrieben
                                 sind, oder die die Erste Evangelisch-theologische Dienstprüfung oder die Akademische Abschlussprüfung demnächst ablegen wollen.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 14
Täuschung und Ordnungsverstoß bei Prüfungsleistungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Versucht eine Kandidatin oder ein Kandidat, das Ergebnis ihrer oder seiner Prüfungsleistungen durch Täuschung oder Benutzung
                     nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, so wird die betreffende Prüfungsleistung mit „nicht ausreichend“ (5) bewertet.
                     Auf die in Satz 1 vorgesehenen Folgen kann auch erkannt werden, wenn eine Kandidatin oder ein Kandidat nach Ausgabe der Prüfungsaufgabe
                     unerlaubte Hilfsmittel mit sich führt. Etwa vorgefundene unerlaubte Hilfsmittel sind unverzüglich wegzunehmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Hat eine Teilnehmerin oder ein Teilnehmer bei einer Prüfung getäuscht oder nicht zugelassene Hilfsmittel benützt und wird
                     diese Tatsache erst nach Aushändigung des benoteten Leistungsnachweises bzw. des Zeugnisses bekannt, so kann die ergangene
                     Prüfungsentscheidung nachträglich widerrufen werden. Der Leistungsnachweis bzw. das Prüfungszeugnis ist einzuziehen. Das Prüfungszeugnis
                     ist gegebenenfalls neu zu erteilen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Waren die Voraussetzungen für die Abnahme einer Prüfungsleistung nicht erfüllt, ohne dass die Kandidatin oder der Kandidat
                     hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des benoteten Leistungsnachweises bzw. des Zeugnisses
                     bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen der Modul(teil)prüfung bzw. der Prüfungsleistung im Rahmen der Kirchlichen
                     Dienstprüfung geheilt. Hat die Kandidatin oder der Kandidat vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, dass sie oder er die Modul(teil)prüfung
                     bzw. die Prüfungsleistung im Rahmen der Kirchlichen Dienstprüfung ablegen konnte, so kann die ergangene Prüfungsentscheidung
                     nachträglich widerrufen werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Von der jeweiligen Prüfungsleistung kann ausgeschlossen werden, wer den geordneten Ablauf der Prüfung empfindlich stört.
                     Die betreffende Prüfungsleistung gilt in diesem Fall als nicht erbracht und wird mit „nicht ausreichend“ (5) bewertet.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Wird die Prüfungsentscheidung nach Absatz 2 oder Absatz 3 Satz 2 widerrufen, so kann bei Modul(teil)prüfungen die Prüfung
                     einmal wiederholt werden. Bei Prüfungsleistungen im Rahmen der Kirchlichen Dienstprüfung entscheidet der Prüfungsausschuss,
                     ob eine einzelne Prüfungsleistung mit „nicht ausreichend“ (5) zu bewerten ist oder die Prüfung insgesamt für nicht bestanden
                     erklärt wird. Das Prüfungszeugnis ist einzuziehen und gegebenenfalls ist ein neues Prüfungszeugnis auszustellen. Für die Wiederholung
                     gelten §§ 21 und 22 wobei für die dort gesetzten Fristen auf den Zeitpunkt des Widerrufs abzustellen ist.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die jeweilige Prüfungskommission beziehungsweise die Aufsicht führende Person kann in Fällen von Absatz 4 einen Ausschluss
                     verfügen. Gegen diese Entscheidung kann die Kandidatin oder der Kandidat bei Leistungen im Rahmen der Kirchlichen Dienstprüfung
                     innerhalb von 48 Stunden bei der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses Einwendungen erheben. Wird diesen stattgegeben,
                     so ist die Prüfung zu wiederholen. Belastende Entscheidungen werden in diesem Fall der Kandidatin oder dem Kandidaten unverzüglich
                     schriftlich mitgeteilt, begründet und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung versehen.
                  

               

               
                     § 15
Einwendungen gegen das Prüfungsverfahren und das Prüfungsergebnis der Kirchlichen Dienstprüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Erscheint das Prüfungsverfahren nicht ordnungsgemäß, so können bei der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses innerhalb
                     von 48 Stunden nach Beendigung des betreffenden Prüfungsvorganges Einwendungen erhoben werden. Die oder der Vorsitzende des
                     Prüfungsausschusses entscheidet innerhalb weiterer 48 Stunden nach Zugang der Einwendung. Wird der Einwendung stattgegeben,
                     so hat die Geschäftsstelle für die Prüfungen einen zeitnahen Termin für die Wiederholung der betreffenden Prüfungsleistung
                     zu bestimmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Werden gegen eine Kandidatin oder einen Kandidaten Entscheidungen nach § 14 Absatz 1 getroffen, kann sie oder er dagegen innerhalb einer Frist von 48 Stunden nach Bekanntgabe den Oberkirchenrat anrufen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Gegen Entscheidungen des Prüfungsausschusses nach §§ 17 und 20 kann der Oberkirchenrat innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe angerufen werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Gegen Entscheidungen des Oberkirchenrats nach Absatz 2 und 3 sowie gegen andere Entscheidungen des Oberkirchenrats im Prüfungsverfahren
                     kann die Prüfungsteilnehmerin oder der Prüfungsteilnehmer innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung Klage beim
                     Verwaltungsgericht der Evangelischen Landeskirche in Württemberg erheben.
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Zu § 15

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              15.1 Bei einer Klausur wird die Wiederholung dieser Prüfungsleistung in der Regel auf die Person beschränkt, die den Einwand erhoben
                                 hat.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 16
Versäumnis einer Prüfungsleistung und Rücktritt von der Kirchlichen Dienstprüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Bleibt eine Kandidatin oder ein Kandidat ohne wichtigen Grund einem Prüfungstermin fern oder erbringt sie oder er eine schriftliche
                     Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorgegebenen Bearbeitungszeit, so wird die entsprechende Prüfungsleistung mit „nicht
                     ausreichend“ (5) bewertet. Aus wichtigem Grund versäumte Prüfungsleistungen sind nachzuholen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Kandidatin oder der Kandidat kann bis zu Beginn der ersten Prüfungsleistung der Kirchlichen Dienstprüfung von der Prüfung
                     zurücktreten. In diesem Fall gilt die Prüfung als nicht unternommen.
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Zu § 16

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              16.1 Die für das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen der Geschäftsstelle für die Prüfungen unverzüglich schriftlich angezeigt
                                 und glaubhaft gemacht werden. Als wichtiger Grund für ein Fernbleiben gilt insbesondere, wenn die Kandidatin oder der Kandidat
                                 durch Krankheit an der Ablegung einer oder mehrerer Prüfungsleistungen verhindert ist. Die Krankheit ist durch ärztliches
                                 Zeugnis zu belegen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              16.2 Werden die für ein Versäumnis geltend gemachten Gründe anerkannt, so gilt: Versäumte Klausuren sind vor Beginn der mündlichen
                                 Prüfungen nachzuholen. Ist dies nicht möglich, so sind sämtliche Klausuren und die mündlichen Prüfungen im Rahmen der Kirchlichen
                                 Dienstprüfung des darauf folgenden Semesters abzulegen. Nachzuholende mündliche Prüfungen müssen vor der Schlusssitzung des
                                 laufenden Prüfungsverfahrens abgelegt werden. Ist dies nicht möglich, so sind alle mündlichen Prüfungen im Rahmen der Kirchlichen
                                 Dienstprüfung des darauf folgenden Semesters abzulegen; eine Wiederholung der schriftlichen Prüfungsleistungen ist in diesem
                                 Fall nicht möglich.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 17
Bewertung der Prüfungsleistungen während der Studienphase
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen werden von den jeweiligen Prüfenden beziehungsweise Korrigierenden festgesetzt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Bewertung erfolgt gemäß § 18 Absatz 1 und 2.
                  

               

               
                     § 18
Bewertung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Bewertung wird folgende Notenskala zugrunde gelegt:
                  

                  
                     
                        
                           
                              	
                                 sehr gut 

                              
                              	
                                 (1) =

                              
                              	
                                 eine hervorragende Leistung,

                              
                           

                           
                              	
                                 gut

                              
                              	
                                 (2) =

                              
                              	
                                 eine Leistung, die erheblich über den durchschnittlichen Anforderungen liegt,

                              
                           

                           
                              	
                                 befriedigend

                              
                              	
                                 (3) =

                              
                              	
                                 eine Leistung, die durchschnittlichen Anforderungen entspricht,

                              
                           

                           
                              	
                                 ausreichend 

                              
                              	
                                 (4) =

                              
                              	
                                 eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den Anforderungen genügt,

                              
                           

                           
                              	
                                 nicht ausreichend

                              
                              	
                                 (5) =

                              
                              	
                                 eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anforderungen nicht mehr genügt.

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Es können zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistungen Zwischennoten durch Verringern oder Erhöhen der einzelnen
                     Noten um 0,5 gebildet werden. Die Note 0,5 und Zwischennoten über 4,0 sind ausgeschlossen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Bei Modulen, in denen mehrere benotete Leistungsnachweise erbracht wurden, sowie bei der Kirchlichen Dienstprüfung lauten
                     die Noten für die einzelnen Prüfungsfächer und die Gesamtnote:
                  

                  
                     
                        
                           
                              	
                                 bei einem Durchschnitt

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 bis 1,49:

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 sehr gut,

                              
                           

                           
                              	
                                 bei einem Durchschnitt

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 von 1,50 bis 2,49:

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 gut,

                              
                           

                           
                              	
                                 bei einem Durchschnitt

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 von 2,50 bis 3,49:

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 befriedigend,

                              
                           

                           
                              	
                                 bei einem Durchschnitt

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 von 3,50 bis 4,00:

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 ausreichend,

                              
                           

                           
                              	
                                 bei einem Durchschnitt

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 über 4,00:

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 nicht ausreichend.

                              
                           

                        
                     

                  

                  Bei der Gesamtnote der Kirchlichen Dienstprüfung wird zusätzlich die erzielte Note in Ziffern mit einer Stelle nach dem Komma
                     in Klammern hinter dem Wortlaut der erzielten Note angegeben.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Ergebnisse der einzelnen Prüfungsleistungen, die Fachnoten und die Gesamtnote bei der Kirchlichen Dienstprüfung werden
                     in eine Liste eingetragen. Die Mitglieder des Prüfungsausschusses stellen mit ihrer Unterschrift die in der Liste eingetragenen
                     Noten fest.
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Zu § 18

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              18.1 Bei der Angabe der Gesamtnote in Ziffern hinter dem Wortlaut der erzielten Note werden alle Stellen außer der ersten hinter
                                 dem Komma ohne Rundung gestrichen.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 19
Erteilung der Fachnoten und der Gesamtnote bei der Kirchlichen Dienstprüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für die Prüfungsleistungen gemäß § 8 werden Noten gemäß § 18 erteilt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ist die Prüfung bestanden, so wird eine Gesamtnote erteilt. Zur Feststellung der Gesamtnote wird aus der Summe der Noten
                     für die einzelnen Prüfungsleistungen der Durchschnitt gebildet, wobei die Note für die wissenschaftliche Hausarbeit doppelt
                     zählt. Näheres regelt § 18.

               

               
                     § 20
Bestehen der Kirchlichen Dienstprüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Kirchliche Dienstprüfung ist bestanden, wenn in der wissenschaftlichen Hausarbeit sowie in allen Einzelnoten mindestens
                     die Note „ausreichend“ (4) erreicht worden ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für die wissenschaftliche Hausarbeit gilt § 11 Absatz 6.

               

               
                     § 21
Wiederholung einzelner Prüfungsleistungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Hat eine Kandidatin oder ein Kandidat bei einer Note in der Kirchlichen Dienstprüfung nicht mindestens die Note „ausreichend“
                     (4) erreicht, so besteht die Möglichkeit, bei der Kirchlichen Dienstprüfung des darauf folgenden Semesters die Prüfungsleistung
                     in dem mit „nicht ausreichend“ (5) bewerteten Fach zu wiederholen. Wird bei der Wiederholung die Fachnote „ausreichend“ (4)
                     nicht erreicht, ist die gesamte Kirchliche Dienstprüfung nicht bestanden. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Macht die Teilnehmerin oder der Teilnehmer von der Möglichkeit der Wiederholung keinen Gebrauch, so ist die gesamte Prüfung
                     nicht bestanden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für die Wiederholung der wissenschaftlichen Hausarbeit gilt § 11 Absatz 6.

               

               
                     § 22
Wiederholung der Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Wurde die Prüfung nicht bestanden, so kann sie einmal, frühestens nach einem Jahr, spätestens nach zwei Jahren wiederholt
                     werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         In besonderen Härtefällen kann der Oberkirchenrat eine zweite Wiederholung gestatten. Sie muss ein Jahr nach der ersten Wiederholung
                     erfolgen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Fehlversuche bei anderen Gliedkirchen der EKD oder bei anderen von der EKD anerkannten Evangelisch-theologischen Fakultäten
                     oder Theologischen Hochschulen sind dabei anzurechnen.
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Zu § 22

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              22.1 Wurde die Prüfung nicht bestanden, so teilt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses der Teilnehmerin oder dem Teilnehmer
                                 schriftlich mit, zu welchem Zeitpunkt die Prüfung wiederholt werden kann.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              22.2 Absatz 2 ist auch anzuwenden, wenn die Prüfung nach § 14 Absatz 5 für nicht bestanden erklärt wird.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 23
Zeugnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Kandidatinnen und Kandidaten, die die Kirchliche Dienstprüfung bestanden haben, erhalten binnen vier Wochen nach Feststellung
                     der Noten durch den Prüfungsausschuss ein Zeugnis. Das Zeugnis trägt das Datum der Sitzung, in der der Prüfungsausschuss die
                     Fach- und Gesamtnoten feststellt. Es enthält die Gesamtnote und die Fachnoten. Bei der wissenschaftlichen Hausarbeit wird
                     zusätzlich zur Note das Thema unter Angabe Faches, dem die Hausarbeit zugeordnet wurde, angegeben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Studierenden, die die Kirchliche Dienstprüfung erfolgreich abgelegt haben, erhalten zusätzlich zu der Gesamtnote nach
                     dem European Credit Transfer System (ECTS) eine relative Note entsprechend der nachfolgenden Bewertungsskala:
                  

                  
                     
                        
                           
                              	
                                 A

                              
                              	
                                 die besten 10%

                              
                           

                           
                              	
                                 B

                              
                              	
                                 die nächsten 25%

                              
                           

                           
                              	
                                 C

                              
                              	
                                 die nächsten 30%

                              
                           

                           
                              	
                                 D

                              
                              	
                                 die nächsten 25%

                              
                           

                           
                              	
                                 E

                              
                              	
                                 die nächsten 10%

                              
                           

                        
                     

                  

                  Als Grundlage für die Berechnung der relativen Note sind je nach Größe des Abschlussjahrgangs nach Festlegung der Geschäftsstelle
                     für die Prüfungen erforderlichenfalls außer dem Abschlussjahrgang so viele vorhergehende Jahrgänge als Kohorten zu erfassen,
                     dass die Abschlussergebnisse von mindestens 20 Personen die Vergleichsgrundlage bilden. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für einzelne Module kann die ECTS-Note nach Absatz 2 – soweit dies möglich und ein entsprechender Bedarf gegeben ist – fakultativ
                     ausgewiesen werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Dem Zeugnis wird ein „Diploma Supplement“ in deutscher und englischer Sprache beigefügt, das ergänzende Informationen über
                     Studieninhalte und Studienverlauf enthält und sich inhaltlich an den im „European Diploma Supplement Model“ festgelegten Rahmen
                     hält.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Dem Zeugnis wird eine Bescheinigung der Evangelisch-theologischen Fakultät beigelegt, aus der hervorgeht, dass die nach dieser
                     Ordnung abgelegte Kirchliche Dienstprüfung dem akademischen Grad eines »Master of Theological Studies« nach der „Rahmenstudienordnung
                     und Rahmenprüfungsordnung für den Weiterbildungsstudiengang Evangelische Theologie mit dem Abschluss »Master of Theological
                     Studies«“ in ihrer vom Evangelisch-theologischen Fakultätentag am 6. Oktober 2018 beschlossenen und am 7./8. Oktober 2018 von der Kirchenkonferenz der Gliedkirchen der EKD verabschiedeten Fassung entspricht.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Das Nichtbestehen der Kirchlichen Dienstprüfung wird schriftlich mitgeteilt. Die erbrachten Prüfungsleistungen und deren
                     Benotung werden schriftlich bescheinigt. Der schriftliche Bescheid über die nicht bestandene Prüfung gibt auch Auskunft darüber,
                     ob und gegebenenfalls in welchem Umfang und innerhalb welcher Frist Prüfungsleistungen wiederholt werden können.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Der Bescheid über die nicht bestandene Prüfung ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen.
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Zu § 23

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              23.1 Das Prüfungszeugnis der Kirchlichen Dienstprüfung wird von der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses und von der
                                 Landesbischöfin oder dem Landesbischof oder ihrer oder seiner Stellvertretung unterzeichnet.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              23.2 Die Namen der Absolventinnen und Absolventen der Kirchlichen Dienstprüfung werden veröffentlicht.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 24
Einsicht in die Prüfungsakten
                     

                  

                  Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Prüfungsverfahrens ist dem Prüfungsteilnehmer oder der Prüfungsteilnehmerin auf
                     schriftlichen Antrag hin Einsicht in die ihn oder sie betreffenden Prüfungsakten zu gewähren.
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Zu § 24

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              24.1 Die Prüfung ist mit dem Tag abgeschlossen, an dem der Prüfungsausschuss nach § 18 Absatz 4 die Noten feststellt.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 25
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Prüfungsordnung tritt zum 1. September 2021 in Kraft.

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Die Bestimmungen sind zwischen den §§ – jeweils eingerückt – abgedruckt.
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      Aufgrund des Artikels 10 Buchstabe a der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland1 hat die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland das folgende Kirchengesetz beschlossen:
      

      
            Abschnitt I
Allgemeine Bestimmung
            

         

         
                     § 1
Grundbestimmung
                     

                  

                  Auf der Grundlage von Artikel 17 der Grundordnung2 nimmt die Evangelische Kirche in Deutschland als Teil der weltweiten Gemeinschaft christlicher Kirchen ihre ökumenischen
                     Aufgaben in Fühlungnahme mit ihren Gliedkirchen, deren Vereinigungen sowie den kirchlichen Werken, Verbänden und Einrichtungen
                     wahr. Deren Beziehungen und Verpflichtungen bleiben unberührt. Sie berücksichtigt dabei bestehende Regelungen für die Diakonie
                     (Artikel 15 der Grundordnung3), die Mission und die Diaspora (Artikel 16 der Grundordnung4).
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt II
Aufgaben der Evangelischen Kirche in Deutschland in der Ökumene
            

         

         
                     § 2
Mitgliedschaft in ökumenischen Gemeinschaften
                     

                  

                  Die Evangelische Kirche in Deutschland beteiligt sich an der Förderung der Einheit der christlichen Kirchen in Zeugnis und
                     Dienst, insbesondere durch ihre Mitgliedschaft im Ökumenischen Rat der Kirchen, in der Konferenz Europäischer Kirchen und
                     in der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Deutschland e. V.
                  

               

               
                     § 3
Beziehungen zu sonstigen ökumenischen Partnern
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland kann auch ohne mitgliedschaftsrechtliche Bindungen außer zu den in § 2 genannten auch zu sonstigen ökumenischen Partnern Beziehungen pflegen. Ökumenische Partner im Sinne dieses Gesetzes sind
                     
                        	
                           ökumenische Gemeinschaften, insbesondere nationale oder regionale kirchliche Zusammenschlüsse,

                        

                        	
                           Kirchen und Kirchengemeinden, insbesondere evangelische Kirchen und Kirchengemeinden deutscher Sprache oder Herkunft im Ausland.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Erwachsen aus den in Absatz 1 genannten Beziehungen nicht nur vorübergehende Verpflichtungen, insbesondere personeller und
                     finanzieller Art, soll eine schriftliche Vereinbarung, für deren Abschluß der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     zuständig ist, geschlossen werden. Bestehen vertragliche Beziehungen des ökumenischen Partners zu einer Gliedkirche der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland, so ist vor Abschluß einer Vereinbarung nach Satz 1 Einvernehmen mit der betreffenden Gliedkirche herzustellen.
                  

               

               
                     § 4
Kirchliche Entwicklungsarbeit
                     

                  

                  Die Evangelische Kirche in Deutschland beteiligt sich an der kirchlichen Entwicklungsarbeit. Sie nimmt dabei insbesondere
                     den Kirchlichen Entwicklungsdienst als eine gemeinsame Aufgabe der Gliedkirchen wahr, unterstützt die gemeinsame Ausrichtung
                     der Arbeit der Gliedkirchen auf diesem Gebiet und pflegt die Zusammenarbeit mit den kirchlichen Hilfs- und Missionswerken.
                  

               

               
                     § 5
Dienst an evangelischen Christen deutscher Sprache oder Herkunft im Ausland
                     

                  

                  Die Evangelische Kirche in Deutschland fördert den Dienst an evangelischen Christen deutscher Sprache oder Herkunft im Ausland.
                     Dies geschieht grundsätzlich in Zusammenarbeit mit den beteiligten ökumenischen Partnern.
                  

               

               
                     § 6
Dienst an Christen fremder Sprache oder Herkunft im Inland
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland fördert den Dienst ihrer Gliedkirchen an evangelischen Christen fremder Sprache oder
                     Herkunft in Deutschland.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland vertritt die Belange des Dienstes an evangelischen Christen fremder Sprache oder Herkunft
                     in Grundsatzfragen gegenüber der Bundesrepublik Deutschland sowie gegenüber nationalen und internationalen Organisationen.
                     Sie arbeitet in internationalen kirchlichen Fachgremien mit.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland kann im Einvernehmen mit ihren Gliedkirchen auch Kirchen, Gemeinden oder Gemeindeverbände
                     in Deutschland von Christen fremder Sprache oder Herkunft und anderer Konfession fördern. Das setzt voraus, daß die Evangelische
                     Kirche in Deutschland mit Kirchen dieser Konfession durch die gemeinsame Mitgliedschaft im Ökumenischen Rat der Kirchen oder
                     in der Konferenz Europäischer Kirchen oder in der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Deutschland e. V. verbunden
                     ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland nimmt bei Erfüllung ihrer Aufgaben nach den Absätzen 1 bis 3 die Beziehungen zu den
                     Kirchen der Herkunftsländer im Einvernehmen mit den beteiligten Gliedkirchen wahr. Sie berücksichtigt Belange anderer Mitgliedskirchen
                     der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Deutschland e. V.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt III
Entsendungen
            

         

         
                     § 7
Entsendungsverhältnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland kann Pfarrer und Pfarrerinnen oder andere Personen, die in einem öffentlich-rechtlichen
                     Dienstverhältnis einer Gliedkirche stehen, in den Dienst ökumenischer Partner entsenden und dadurch Entsendungsverhältnisse
                     begründen. Sie kann auch solche Personen entsenden, die nicht in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis einer Gliedkirche
                     stehen. Im Fall des Satzes 2 gelten die nachfolgenden Vorschriften entsprechend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In der Regel nimmt die Evangelische Kirche in Deutschland Entsendungen zur Förderung des Dienstes an evangelischen Christen
                     deutscher Sprache oder Herkunft im Ausland vor. Entsendungen zu anderen Diensten nimmt die Evangelische Kirche in Deutschland
                     im Einvernehmen mit den jeweils beteiligten Gliedkirchen, gliedkirchlichen Vereinigungen, kirchlichen Werken, Verbänden und
                     Einrichtungen vor.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Ein Entsendungsverhältnis wird durch den Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland oder die von ihm benannte Stelle begründet.
                     Es beginnt mit dem Tag der Beurlaubung durch die Gliedkirche.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Das Entsendungsverhältnis umfaßt
                     
                        	
                           die Zeit der Vorbereitung auf den vorgesehenen Dienst, wenn sie nach Beginn der Beurlaubung stattfindet (Vorbereitungszeit),

                        

                        	
                           die Dauer des Anstellungsverhältnisses (Entsendungszeit).

                        

                     

                  

                  Es kann sich verlängern um eine unvermeidbare Zeit des Überganges zwischen dem Ende der Entsendungszeit und der Wiederaufnahme
                     des Dienstes in der beurlaubenden Gliedkirche, höchstens jedoch um drei Monate (Übergangszeit).
                  

               

               
                     § 8
Voraussetzungen der Entsendung
                     

                  

                  Eine Entsendung durch die Evangelische Kirche in Deutschland setzt voraus, daß
                     
                        	
                           die Anforderung eines ökumenischen Partners vorliegt, außer bei Entsendungen nach § 17 Abs. 3 Satz 1, erste Alternative, 
                           

                        

                        	
                           der Pfarrer oder die Pfarrerin nach Feststellung der Evangelischen Kirche in Deutschland für den vorgesehenen Dienst geeignet
                              ist; das Kirchenamt kann die Eignung von dem Ergebnis einer ärztlichen Untersuchung abhängig machen,
                           

                        

                        	
                           der Pfarrer oder die Pfarrerin mit der Entsendung einverstanden ist,

                        

                        	
                           die Gliedkirche den Pfarrer oder die Pfarrerin für den vorgesehenen Dienst beurlaubt hat und bereit ist, auch während der
                              Zeit des Entsendungsverhältnisses Kontakt zu halten,
                           

                        

                        	
                           der Pfarrer oder die Pfarrerin die Zusage hat, daß die Gliedkirche spätestens drei Monate nach dem Ende der Entsendungszeit
                              nach § 9 oder nach einer vorzeitigen Beendigung des Entsendungsverhältnisses nach § 10 die Beurlaubung beendet,
                           

                        

                        	
                           die bisherigen Versorgungsanwartschaften des Pfarrers oder der Pfarrerin erhalten bleiben und für die Dauer des Entsendungsverhältnisses
                              fortgeführt werden,
                           

                        

                        	
                           die Gliedkirche die Zeit der Beurlaubung auf das Besoldungsdienstalter oder die Erfahrungszeit des Pfarrers oder der Pfarrerin
                              anrechnet,
                           

                        

                        	
                           das Anstellungsverhältnis des Pfarrers oder der Pfarrerin zum ökumenischen Partner begründet worden ist.

                        

                     

                  

               

               
                     § 9
Dauer der Entsendungszeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Entsendung erfolgt befristet, Die Dauer der Entsendungszeit ist vor der Entsendung schriftlich festzulegen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei einer Entsendung in den Dienst ökumenischer Partner im Ausland beträgt die Entsendungszeit in der Regel sechs Jahre. Die
                     Evangelische Kirche in Deutschland kann die Entsendungszeit verlängern. Eine Verlängerung der Entsendungszeit über neun Jahre
                     hinaus kann nur aus wichtigem dienstlichem Grund erfolgen. Die Höchstdauer der Entsendungszeit beträgt zwölf Jahre. Für Verlängerungen
                     ist das Einvernehmen aller Beteiligten erforderlich. Die Entscheidung über eine Verlängerung trifft der Rat der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland oder die von ihm benannte Stelle. Die Entscheidung über eine Verlängerung von bis zu drei Monaten kann
                     das Kirchenamt treffen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Entsendungszeit endet mit dem Ende der Laufzeit einer Vereinbarung nach § 3 Abs. 2, wenn nicht vorher eine Übergangsregelung getroffen wurde.
                  

               

               
                     § 10
Beendigung der Entsendung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Entsendungsverhältnis endet mit dem Zeitpunkt, an dem
                     
                        	
                           die Beurlaubung durch die Gliedkirche endet oder vorzeitig beendet wird,

                        

                        	
                           der Pfarrer oder die Pfarrerin aus dem Dienst der beurlaubenden Gliedkirche entlassen wird,

                        

                        	
                           der Pfarrer oder die Pfarrerin vor Ablauf der Entsendungszeit in den Ruhestand tritt, in diesen versetzt wird oder stirbt.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Entsendungsverhältnis kann aus wichtigem Grund vorzeitig beendet werden, insbesondere wenn ein ökumenischer Partner die
                     vorzeitige Beendigung des Anstellungsverhältnisses begehrt. Den Beteiligten ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Über
                     das Ende der Beurlaubung ist mit der beurlaubenden Gliedkirche Einvernehmen herzustellen. Die Entscheidung darüber trifft
                     der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland oder die von ihm benannte Stelle. Die Entscheidung über eine Kürzung der ursprünglichen
                     Entsendungszeit von bis zu drei Monaten kann das Kirchenamt treffen.
                  

               

               
                     § 11
Fürsorge
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die Dauer des Entsendungsverhältnisses ist die Evangelische Kirche in Deutschland den Pfarrern und Pfarrerinnen gegenüber
                     zur Fürsorge verpflichtet, insbesondere
                     
                        	
                           zur Beratung und Begleitung,

                        

                        	
                           zu finanziellen Leistungen,

                        

                        	
                           zur Unfallfürsorge nach Maßgabe des § 16,

                        

                        	
                           zur Unterstützung bei der Beendigung des Entsendungsverhältnisses,

                        

                        	
                           zu geeigneten Maßnahmen in Krisenfällen.

                        

                     

                  

                  Das Nähere regelt der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland durch Rechtsverordnung.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland kann durch Rechtsverordnung regeln, dass entsandte Pfarrer und Pfarrerinnen
                     einen Auslandspfarrerrat wählen können. Dieser vertritt die beruflichen, wirtschaftlichen und sozialen Belange der Entsandten
                     und die mit der Entsendung zusammenhängenden Belange der mit ausgereisten Angehörigen gegenüber der Evangelischen Kirche in
                     Deutschland. Versammlungen des Auslandspfarrerrats werden für die Entsandten im Rahmen von Fortbildungskonferenzen der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland durchgeführt.
                  

               

               
                     § 12
Pflichten des Pfarrers oder der Pfarrerin
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Pfarrer oder die Pfarrerin hat die Pflicht
                     
                        	
                           den Dienst, zu dem er oder sie entsandt ist, wahrzunehmen,

                        

                        	
                           alle Angelegenheiten, die das Entsendungsverhältnis betreffen, unverzüglich der Evangelischen Kirche in Deutschland anzuzeigen
                              und den diesbezüglichen Schriftverkehr mit der beurlaubenden Gliedkirche über die Evangelische Kirche in Deutschland zu leiten,
                           

                        

                        	
                           an den für ihn oder sie vorgesehenen Veranstaltungen der Evangelischen Kirche in Deutschland teilzunehmen,

                        

                        	
                           nach dem Ende der Entsendungszeit unverzüglich in den Dienst der beurlaubenden Gliedkirche zurückzukehren,

                        

                        	
                           in der Übergangszeit für dienstliche Aufträge zur Verfügung zu stehen,

                        

                        	
                           sich auf Anordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland nach Ablauf der Entsendungszeit oder aus besonderem Grund während
                              der Entsendungszeit auf Dienstfähigkeit ärztlich untersuchen zu lassen.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Während der Dauer des Entsendungsverhältnisses soll der Pfarrer oder die Pfarrerin den Kontakt zur beurlaubenden Gliedkirche
                     aufrechterhalten.
                  

               

               
                     § 13
Dienstaufsicht
                     

                  

                  Vor der Entsendung legt die Evangelische Kirche in Deutschland im Einvernehmen mit dem ökumenischen Partner fest, wer die
                     Dienstaufsicht über den entsandten Pfarrer oder die entsandte Pfarrerin ausübt.
                  

               

               
                     § 14
Disziplinargewalt und Lehraufsicht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Pfarrer und Pfarrerinnen bleiben während der Zeit des Entsendungsverhältnisses der Disziplinargewalt und der Lehraufsicht
                     der sie beurlaubenden Gliedkirche unterstellt, unbeschadet der aus dem Anstellungsverhältnis folgenden Rechte und Pflichten
                     des Anstellungsträgers.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland kann der Gliedkirche in Disziplinarsachen Verwaltungshilfe leisten.
                  

               

               
                     § 15
Versorgung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die Dauer des Entsendungsverhältnisses erstattet die Evangelische Kirche in Deutschland die Beiträge zur Sicherstellung
                     der Ruhestands- und Hinterbliebenenversorgung. Ist dies nicht möglich, erstattet die Evangelische Kirche in Deutschland nach
                     Eintritt des Versorgungsfalls den Anteil der Versorgungsbezüge, der dem Anteil der Dauer des Entsendungsverhältnisses an der
                     gesamten ruhegehaltfähigen Dienstzeit entspricht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland kann für Personen im privatrechtlichen Anstellungsverhältnis Anwartschaften bei Trägern
                     der sozialen Sicherung in Deutschland begründen oder fortführen und die erforderlichen Beiträge leisten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Versorgungsanwartschaften gegenüber der Evangelischen Kirche in Deutschland nach früheren Bestimmungen bleiben bestehen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland regelt das Nähere durch Rechtsverordnung.
                  

               

               
                     § 16
Dienstunfallfürsorge
                     

                  

                  Erleidet ein Pfarrer oder eine Pfarrerin während des Entsendungsverhältnisses einen Dienstunfall, gewährt die Evangelische
                     Kirche in Deutschland Dienstunfallfürsorge nach Maßgabe der für die Pfarrer und Pfarrerinnen der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     geltenden Vorschriften, jedoch unter Ausschluß von Unfallruhegehalt, Unterhaltsbeitrag und Unfall-Hinterbliebenenversorgung,
                     längstens jedoch bis zum Ende des Entsendungsverhältnisses.
                  

               

               
                     § 17
Anstellungsverhältnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zwischen dem Pfarrer oder der Pfarrerin und dem ökumenischen Partner im Ausland wird für die Dauer der Entsendungszeit nach
                     § 7 Abs. 4 Nr. 2 ein Anstellungsverhältnis begründet. Die Anstellungsbedingungen werden in einer schriftlichen Vereinbarung (Anstellungsvereinbarung)
                     zwischen dem ökumenischen Partner und dem Pfarrer oder der Pfarrerin im Einvernehmen mit der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     festgelegt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Eingeschränkte Anstellungsverhältnisse sind möglich.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Ist eine Anstellung nach Absatz 1 nicht möglich oder erklärt sich der ökumenische Partner damit einverstanden, kann die Evangelische
                     Kirche in Deutschland ein Dienstverhältnis auf Zeit nach § 2 Absatz 2 Nr. 2 des Pfarrdienstgesetzes der EKD5 oder nach § 6 Absatz 1 Nr. 4 des Kirchenbeamtengesetzes der EKD6 oder ein privatrechtliches Anstellungsverhältnis begründen. Ist ein solches Dienstverhältnis auf Zeit begründet worden, treten
                     an die Stelle des Besoldungs- und Versorgungsgesetzes der EKD die Bestimmungen dieses Kirchengesetzes. § 8 Nr. 2 bis 7 ist sinngemäß anzuwenden. Ein Dienstverhältnis auf Zeit kann im Einvernehmen mit der beurlaubenden Gliedkirche in sinngemäßer
                     Anwendung des § 10 Abs. 2 aus wichtigem Grund vorzeitig durch Entlassung enden. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn der Rat der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland oder die von ihm benannte Stelle feststellt, dass eine nachhaltige Störung in der Wahrnehmung des Dienstes
                     am Einsatzort vorliegt. Einer Entlassung steht eine vorübergehende Verwendung in einem anderen, der Ausbildung entsprechenden
                     Auftrag oder in einem Amt mit mindestens demselben Endgrundgehalt im Dienstbereich der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     nicht entgegen.
                  

               

               
                     § 18
Rechtsweg
                     

                  

                  Für Streitigkeiten aus dem Entsendungsverhältnis von Pfarrern und Pfarrerinnen ist der für die Pfarrer und Pfarrerinnen der
                     Evangelischen Kirche in Deutschland vorgesehene Rechtsweg eröffnet.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt IV
Dienst anderer Personen
            

         

         
                     § 19
Vermittlung und Förderung von Auslandsvikariaten
                     

                  

                  Die Evangelische Kirche in Deutschland kann Vikariate bei ökumenischen Partnern im Ausland vermitteln und fördern.

               

               
                     § 20
Beauftragung zu besonderen Diensten
                     

                  

                  Die Evangelische Kirche in Deutschland kann Personen mit besonderen Diensten beauftragen und dafür die Kosten übernehmen.
                     Sofern davon Belange einer Gliedkirche berührt sind, ist Einvernehmen herzustellen. Das Nähere regelt der Rat der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland durch Rechtsverordnung.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt V
Übergangs- und Schlußbestimmungen
            

         

         
                     § 21
Übergangsbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Verträge nach Abschnitt I des Kirchengesetzes über das Verhältnis der Evangelischen Kirche in Deutschland und ihrer Gliedkirchen
                     zu evangelischen Kirchengemeinschaften und Gemeinden, Pfarrern und Gemeindegliedern deutscher Herkunft außerhalb Deutschlands
                     vom 18. März 1954 sowie andere auf Grund des genannten Kirchengesetzes bestehende Rechtsbeziehungen und Regelungen bleiben
                     in Geltung, sofern sie beim Außerkrafttreten des genannten Kirchengesetzes bestanden haben und danach nicht aufgehoben oder
                     geändert worden sind. Dies gilt insbesondere für die Ausführungsbestimmungen zum genannten Kirchengesetz.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Soweit in weitergeltenden Bestimmungen auf nach § 22 Abs. 2 aufgehobene Bestimmungen verwiesen ist, treten die Vorschriften dieses Kirchengesetzes an ihre Stelle.
                  

               

               
                     § 22
Inkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 1997 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gleichzeitig tritt außer Kraft das Kirchengesetz über das Verhältnis der Evangelischen Kirche in Deutschland und ihrer Gliedkirchen
                     zu evangelischen Kirchengemeinschaften und Gemeinden, Pfarrern und Gemeindegliedern deutscher Herkunft außerhalb Deutschlands
                     vom 18. März 1954 (ABl. EKD 1954 S. 110).
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 40 dieser Sammlung.
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 40 dieser Sammlung.
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 40 dieser Sammlung.
            

         

      

      4
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 40 dieser Sammlung.
            

         

      

      5
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 440 dieser Sammlung. 
            

         

      

      6
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 650 dieser Sammlung. 
            

         

      

   
      

      
         480. Kirchliche Verordnung über die Verpflichtung 
der Pfarrer zur Erteilung von Religionsunterricht 
an den Schulen
         

      

      
         Vom 23. Februar und 28. Juni 1988

      

      
         (Abl. 53 S. 298), geändert durch Kirchl. Verordnung vom 26. Juni 1994 (Abl. 56 S. 144), vom 23. Mai 1995 (Abl. 56 S. 395), vom 11. Juli 2000 (Abl. 59 S. 118), vom 11. Februar 2014 (Abl. 66 S. 24), vom 30. Mai 2016 (Abl. 67 S. 82) und vom 26. Mai 2025 (Abl. 71 Nr. 156)
         

      

      Zur Ausführung von § 30 Abs. 3 i. V. m. § 75 Abs. 1 des Kirchlichen Gesetzes über das Dienstverhältnis der Pfarrer der Evang.
         Landeskirche in Württemberg (Württ. Pfarrergesetz) vom 2. Juni 1977 (Abl. 47 S. 511) in der Fassung vom 23. Februar 1983 (Abl.
         50 S. 363)1 wird nach Beratung gemäß § 39 Abs. 1 der Kirchenverfassung2 folgendes verordnet:
      

      
                     § 1
Festsetzung des Unterrichtsauftrags
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ständige Pfarrer und unständige Pfarrer im Pfarrdienst, deren Tätigkeit überwiegend einer oder mehreren Kirchengemeinden gilt
                     (Gemeindepfarrer), sind zur Erteilung von Religionsunterricht in folgendem Umfang verpflichtet:
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Bei einem Seelsorgebezirk
bis zu 1 000 Gemeindegliedern
                                 

                              
                              	
                                 8 Wochenstunden,

                              
                           

                           
                              	
                                 bei einem Seelsorgebezirk
über 1 000 bis zu 2 000 Gemeindegliedern
                                 

                              
                              	
                                 6 Wochenstunden,

                              
                           

                           
                              	
                                 bei einem Seelsorgebezirk
über 2 000 Gemeindeglieder
                                 

                              
                              	
                                 4 Wochenstunden,

                              
                           

                           
                              	
                                 bei einem Seelsorgebezirk
über 3000 Gemeindeglieder
                                 

                              
                              	
                                 2 Wochenstunden.

                              
                           

                        
                     

                  

                  Gemeindeglieder nach dieser Verordnung sind diejenigen, die Kirchengemeindeglieder nach § 6 Abs. 1 und 2 KGO in dem Seelsorgebezirk sind.
                  

                  
                        (
                        1a
                        )
                         Inhaber einer Pfarrstelle mit eingeschränktem Dienstauftrag nach § 24 Württ. Pfarrergesetz sind zur Erteilung von Religionsunterricht in folgendem Umfang verpflichtet:
                  

                  Bei einer Einschränkung auf 75 v.H. eines vollen Dienstauftrags und

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 
                                    
                                       	
                                          Bei einem Seelsorgebezirk
bis zu 1 000 Gemeindegliedern
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                              	
                                 6 WoStd.

                              
                           

                           
                              	
                                 
                                    
                                       	
                                          bei einem Seelsorgebezirk
über 1 000 bis zu 2 000 Gemeindegliedern
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                              	
                                 4 WoStd.

                              
                           

                           
                              	
                                 
                                    
                                       	
                                          bei einem Seelsorgebezirk
über 2 000 Gemeindeglieder
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                              	
                                 3 WoStd.

                              
                           

                           
                              	
                                 
                                    
                                       	
                                          bei einem Seelsorgebezirk
über 3000 Gemeindeglieder
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                              	
                                 2 Wochenstunden.

                              
                           

                        
                     

                  

                  Bei einer Einschränkung auf 50 v. H. eines vollen Dienstauftrags und

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 
                                    
                                       	
                                          Bei einem Seelsorgebezirk
bis zu 1 000 Gemeindegliedern
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                              	
                                 4 WoStd.

                              
                           

                           
                              	
                                 
                                    
                                       	
                                          bei einem Seelsorgebezirk
über 1 000 bis zu 2 000 Gemeindegliedern
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                              	
                                 3 WoStd.

                              
                           

                           
                              	
                                 
                                    
                                       	
                                          bei einem Seelsorgebezirk
über 2 000 Gemeindeglieder
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                              	
                                 2 WoStd.

                              
                           

                        
                     

                  

                  Satz 1 gilt entsprechend bei Gemeindepfarrstellen, die mit einem Sonderauftrag im Nebenamt verbunden sind (§ 5 PfstBG). Dieser findet bei der Berechnung der zu erteilenden Wochenstunden jedoch keine Berücksichtigung.
                  

                  
                        (
                        1b
                        )
                         Die zu erteilenden Wochenstunden können auch an Schulen außerhalb des eigenen Seelsorgebezirks, in begründeten Ausnahmefällen
                     auch außerhalb des eigenen Kirchenbezirks, zugewiesen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Unständige Pfarrer im Pfarrdienst ohne eigenen Seelsorgebezirk haben in der Regel acht Wochenstunden zu erteilen. Unständige
                     Pfarrer im Pfarramtlichen Hilfsdienst haben in der Regel vier Wochenstunden zu erteilen. Unständige Pfarrer im Vorbereitungsdienst
                     werden unter Berücksichtigung der Erfordernisse der Ausbildung mit der Erteilung von Religionsunterricht beauftragt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Dekane sind nicht verpflichtet, Religionsunterricht zu erteilen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Ab Beginn des Schuljahres, in dem ein Pfarrer das 60. Lebensjahr vollendet, ermäßigt sich sein Unterrichtsauftrag nach Absatz
                     1 um zwei Wochenstunden, nach Absatz 1 a um eine Wochenstunde.3

                  
                        (
                        5
                        )
                        Pfarrern mit besonderem Dienstauftrag kann ein Unterrichtsauftrag im Religionsunterricht erteilt werden.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Bei Bedarf kann ein höherer Unterrichtsauftrag als nach Abs. 1 oder 2 vorgesehen zugewiesen werden.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Der gesamte Unterrichtsauftrag im Kirchenbezirk ergibt sich aus den Unterrichtsverpflichtungen der Pfarrer nach den Absätzen
                     1 bis 6, wobei Befreiungen vom Religionsunterricht, die der Oberkirchenrat aufgrund eines amts-, vertrauens- oder fachärztlichen
                     Zeugnisses erteilt, abzurechnen sind.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Der Schuldekan kann im Einvernehmen mit dem Dekan und den Betroffenen eine jeweils auf ein Schuljahr befristete Änderung
                     der jeweiligen Verpflichtung zur Erteilung von Religionsunterricht gemäß Absatz 1 oder 1 a von Inhabern benachbarter Pfarrstellen
                     oder Pfarrstellen von Verbundkirchengemeinden vornehmen. Im Benehmen mit dem Schuldekan oder der Schuldekanin kann in den
                     durch den Oberkirchenrat zu erlassenden Geschäftsordnungen mehrerer Pfarrämter festgelegt werden, dass Teile der jeweiligen
                     Verpflichtung zur Erteilung von Religionsunterricht gemäß Absatz 1 oder 1 a einem jeweils anderen Pfarramt zugeordnet werden.
                     Die Summe der Regeldeputate bleibt unberührt. Dabei soll in der Regel ein Deputat von zwölf Wochenstunden nicht überschritten
                     werden.
                  

               

               
                     § 2
Herabsetzung und Erlaß von Unterrichtsaufträgen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Dekanatamt (Schuldekan in Abstimmung mit dem Dekan) kann auf Antrag eines Pfarrers seinen Unterrichtsauftrag
                     
                        	
                           aus dienstlichen Gründen (insbesondere wegen Wahrnehmung größerer Sonderaufträge und umfangreicher Bezirksämter und wegen
                              der Einarbeitung in neue oder besonders schwierige Unterrichtsaufträge) oder
                           

                        

                        	
                           aus persönlichen Gründen4

                        

                     

                  

                  herabsetzen oder erlassen. Die Entscheidung wird jeweils für ein Schuljahr getroffen. Der Antrag und die Entscheidung ist
                     jeweils zum Ende eines Schuljahres zurücknehmbar. Wird dem Antrag nicht stattgegeben oder eine bisherige Entscheidung vom
                     Dekanatamt zurückgenommen, so ist dem Antragsteller hierüber ein mit Gründen versehener Bescheid zu erteilen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Unterrichtsauftrag kann wegen eines Sonderauftrags oder Bezirksamts nur herabgesetzt werden, wenn dieses nicht innerhalb
                     des Dienstauftrags wahrgenommen werden kann und dadurch eine zusätzliche Beanspruchung vorhanden ist, die mindestens einem
                     halben Tag pro Woche entspricht. Der Nachlaß soll in der Regel zwei Wochenstunden nicht überschreiten. Sonderaufgaben und
                     Dienstaufträge, die durch eine Zulage oder eine höhere besoldungsmäßige Einstufung berücksichtigt werden (z. B. Geschäftsführung),
                     können keinen Nachlaß im Religionsunterricht begründen. Ein Nachlass zur Einarbeitung in neue oder besonders schwierige Unterrichtsaufträge
                     (z.B. bei Schulartwechsel, Wiedereinstieg in den RU) kann gewährt werden (in der Regel ein Schuljahr, in besonderen Fällen
                     bis zu zwei Schuljahren). Der Nachlaß soll in der Regel zwei Wochenstunden nicht überschreiten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Gesamtumfang der vom Dekanatamt gewährten Herabsetzungen und Erlässe aus dienstlichen Gründen darf 15 v. H. des gesamten
                     Unterrichtsauftrags des Kirchenbezirks nur mit Genehmigung des Oberkirchenrats übersteigen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Jeder Kirchenbezirk kann einen oder mehrere Gemeindepfarrer mit dessen bzw. deren Zustimmung als Springer mit einem Unterrichtsauftrag
                     bis zu insgesamt 8 Wochenstunden einsetzen, die bei Krankheits-, Fortbildungs-, Urlaubs- und Vakaturvertretungen für den Religionsunterricht
                     zur Verfügung stehen. Mit Genehmigung des Oberkirchenrats kann der Unterrichtsauftrag von insgesamt 8 Wochenstunden überschritten
                     werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Verpflichtung zur Erteilung von Religionsunterricht kann aus persönlichen Gründen in begründeten Fällen herabgesetzt oder
                     erlassen werden. Der Antrag ist vor Beginn des Schuljahres, in der Regel spätestens bis zum 1. April, auf dem Dienstweg für
                     ein Schuljahr beim Evangelischen Oberkirchenrat einzureichen. Die Dienstbezüge vermindern sich entsprechend (vgl. § 4 Pfarrbesoldungsgesetz5), falls die Befreiung nicht wegen nachweisbarer gesundheitlicher Beeinträchtigungen aufgrund eines amts- oder vertrauensärztlichen
                     Zeugnisses durch den Oberkirchenrat erfolgt ist; im Ausnahmefall kann auch ein fachärztliches Zeugnis als Nachweis anerkannt
                     werden.6

               

               
                     § 3
[aufgehoben]
                     

                  

               

               
                     § 4
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Verordnung tritt am 1. August 1988 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Kirchliche Verordnung über die Verpflichtung der
                     Gemeindepfarrer zur Erteilung von Religionsunterricht an den Schulen vom 28. Februar 1978 (Abl. 48 S. 82) außer Kraft.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Elektronisch verfügbar unter Nr. 441_Archiv dieser Sammlung.
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 1 dieser Sammlung.
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Vgl. Übergangsregelung aus Artikel 2 Kirchliche Verordnung zur Änderung der Kirchlichen Verordnung über die Verpflichtung
               der Pfarrer zur Erteilung von Religionsunterricht an den Schulen vom 26. Mai 2025 (Abl. 71 Nr. 156): „Diese Verordnung tritt am 1. August 2025 in Kraft. Für Pfarrer, deren Deputat bei Inkrafttreten bereits wegen Alters ermäßigt
               ist, gilt § 1 Absatz 4 in der bis zum 31. Juli 2024 geltenden Fassung* fort.“; * elektronisch verfügbar unter 480_Archiv dieser Sammlung.
            

         

      

      4
            Red. Anm.: Siehe Anm. 2) auf S. 4.

         

      

      5
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 550 dieser Sammlung.
            

         

      

      6
            Red. Anm.: Vgl. Übergangsbestimmung in § 2 Abs. 2 der Änderungsverordnung vom 23. Mai 1995 (Abl. 56 S. 395):
„(2) Herabsetzungen und Erlässe vom Religionsunterricht, die aufgrund des Alters eines Pfarrers vor dem Schuljahr 1994/95
               gewährt wurden, bleiben bis zum ausdrücklichen Widerruf unberührt.“
            

         

      

   
      

      
         520. Amtskleidung der Pfarrerinnen und Pfarrer

      

      
         Erlaß des Oberkirchenrats vom 6. April 19931 (Abl. 55 S. 530), geändert durch Erlass vom 8. Oktober 2002 (Abl. 60 S. 179)
         

      

      
                     § 1
Talar
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Vorgeschriebene Amtskleidung der Pfarrerinnen und Pfarrer (§ 26 Württ. Pfarrergesetz2) ist der schwarze Talar mit weißem Beffchen in der in Württemberg herkömmlichen Form (vgl. Beiblatt zum Abl. 34 Nr. 25 S.
                     39 ff.). Als Kopfbedeckung im Freien darf dazu nur das Barett getragen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die örtliche Gottesdienstordnung kann zulassen, daß über dem schwarzen Talar eine Stola (§ 3 Abs. 23) getragen wird.
                  

               

               
                     § 2
Chorhemd
                     

                  

                  Die örtliche Gottesdienstordnung4 kann bestimmen, daß bei Sakramentsgottesdiensten, bei Trauungen, Konfirmationen, Ordinationen und Investituren über dem schwarzen
                     Talar das herkömmliche weiße Chorhemd getragen werden kann (vgl. Beiblatt zum Abl. 34 Nr. 7 S. 15).
                  

               

               
                     § 3
Mantelalbe und Stola
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die örtliche Gottesdienstordnung5 kann darüber hinaus die Möglichkeit eröffnen, anstelle der in den §§ 1 und 2 vorgesehenen Amtskleidung die Mantelalbe mit einer Stola zu tragen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Mantelalbe ist aus naturweißem Stoff gefertigt, knöchellang, und wird vorne geschlossen. Sie hat weder Kapuze noch Rollkragen
                     noch Verzierungen. Die Stola reicht zu beiden Seiten bis mindestens in Kniehöhe. Sie wird in den liturgischen Farben des Kirchenjahres
                     getragen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wirken mehrere evangelische Pfarrerinnen oder Pfarrer in einem Gottesdienst zusammen, so sollen sie eine einheitliche Amtstracht,
                     im Zweifelsfall den schwarzen Talar, tragen.
                  

               

               
                     § 4
Einführung und Geltungsdauer
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bevor der Kirchengemeinderat eine entsprechende Änderung der örtlichen Gottesdienstordnung (§ 17 KGO6) beim Oberkirchenrat beantragt, soll die Gemeinde angemessen unterrichtet werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Nach Einführung von Sonderregelungen gemäß den vorstehenden Bestimmungen sollen diese nicht nur kurzfristig Geltung haben.
                     Mit der Zulassung einer besonderen Amtskleidung ist diese in der Gemeinde auch eingeführt. Der Oberkirchenrat geht davon aus,
                     daß die Zulassung nicht nur für eine vorübergehende Zeit gelten soll.
                  

               

               
                     § 5
Sonderregelung
                     

                  

                  Wird bei Abendmahlsfeiern am Krankenbett nicht die Amtskleidung gemäß § 1 getragen, so kann über der schwarzen Bekleidung die Stola getragen werden.
                  

               

               
                     § 6
Inkrafttreten
                     

                  

                  Die vorstehenden Bestimmungen treten mit ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt in Kraft.

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Für die ab 1. Juli 1993 geltenden Bestimmungen gibt das diesbezügliche Rundschreiben des Oberkirchenrats vom 1. Juni 1993, AZ 21.02-2 Nr. 63, weitere Hinweise.

         

      

      2
            Red. Anm.: Vgl. jetzt § 36 PfDG.EKD.
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Vgl. § 17 KGO (Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung).
            

         

      

      4
            Red. Anm.: Vgl. § 17 KGO (Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung).
            

         

      

      5
            Red. Anm.: Vgl. § 17 KGO (Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung).
            

         

      

      6
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung.
            

         

      

   
      

      
         525. Kirchliche Verordnung über die Auswertung des Vorbereitungsdienstes und die dienstliche Beurteilung 
der unständigen Pfarrer und Pfarrerinnen 
im Vorbereitungsdienst
         

      

      
         Vom 20. November 2001

      

      
         (Abl. 59 S. 421), geändert durch Kirchliche Verordnung vom 21. Mai 2012 (Abl. 65 S. 87), vom 11. Februar 2014 (Abl. 66 S. 24), vom 16. Oktober 2017 (Abl. 67 S. 443), vom 20. Januar 2020 (Abl. 69 S. 25), vom 10. Februar 2025 (Abl. 71 Nr. 126) und vom 15. September 2025 (Abl. 71 Nr. 184)
         

      

      Nach Beratung gemäß § 39 Abs. 1 der Kirchenverfassung1 wird aufgrund von § 45 b des Württ. Pfarrergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. März 1989 (Abl. 54 S. 38), zuletzt geändert durch Kirchliches Gesetz vom 25. Oktober 2001 (Abl. 59 S. 403)2, verordnet:
      

      
                     Nr. 1
Aufgaben der Auswertung und der Beurteilung
                     

                  

                  Das Auswertungsverfahren und die dienstliche Beurteilung im Vorbereitungsdienst dienen den in § 19 Absatz 3 Württ. Pfarrergesetz3 genannten Zielen. Die zu Beurteilenden sollen ermutigt werden, ihre Gaben zu entfalten und behebbare Defizite zu überwinden.
                  

               

               
                     Nr. 2
Zuständigkeit
                     

                  

                  Die Beurteilung wird vom Dekanatamt (Dekan oder Dekanin und Schuldekan oder Schuldekanin) in Verbindung mit dem Ausbildungspfarrer
                     oder der Ausbildungspfarrerin vorgenommen. Ist der Dekan oder die Dekanin zugleich Ausbildungspfarrer bzw. Ausbildungspfarrerin
                     des zu beurteilenden Vikars oder der zu beurteilenden Vikarin, dann tritt an seine bzw. ihre Stelle der Stellvertreter oder
                     die Stellvertreterin im Dekanatamt.
                  

                  Die Zuständigkeit für die in dieser Verordnung vorgesehenen Zwischenauswertungen wird vom Dekanatamt teilweise an den Direktor
                     oder die Direktorin des Pfarrseminars delegiert.
                  

               

               
                     Nr. 3
Zwischenauswertungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In der Regel wird nach 6 Monaten eine Zwischenauswertung „Religionsunterricht“ und nach 9 Monaten eine Zwischenauswertung
                     „Gemeinde“ durchgeführt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Anhand der vom Oberkirchenrat herausgegebenen Auswertungsbögen und Arbeitshilfen werten der Vikar oder die Vikarin und – für
                     die Zwischenauswertung „Religionsunterricht“ – der schulische Mentor oder die schulische Mentorin, sowie – für die Zwischenauswertung „Gemeinde“ – der Ausbildungspfarrer oder die Ausbildungspfarrerin gemeinsam die zurückliegende Ausbildungsphase aus. Kommt es in einem Bereich zu keiner gemeinsamen Einschätzung, werden beide
                     Perspektiven festgehalten.
                  

                  Anschließend wird auf dieser Grundlage jeweils ein Auswertungsgespräch geführt, an dem neben allen in Satz 1 genannten Personen
                     für die Zwischenauswertung „Schule“ eine Vertreterin oder ein Vertreter des Pädagogisch-theologischen Zentrums (Gesprächsleitung)
                     und der Schuldekan oder die Schuldekanin und für die Zwischenauswertung „Gemeinde“ der Direktor oder die Direktorin des Pfarrseminars
                     (Gesprächsleitung) und der Dekan oder die Dekanin teilnehmen. Danach stellt der Direktor oder die Direktorin des Pfarrseminars
                     gegebenenfalls im Benehmen mit dem Vertreter des Pädagogisch-Theologischen Zentrums fest, ob die in Nummer 4 Absatz 3 genannten Fähigkeiten vorhanden sind oder noch verbessert werden müssen und wo gegebenenfalls
                     ein besonderer Förderungsbedarf besteht. Die entsprechenden Protokolle und die Zwischenauswertungsbögen werden im Pfarrseminar
                     aufbewahrt. Der Oberkirchenrat erhält eine Abschrift.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Ist nach Auffassung des Ausbildungspfarrers oder der Ausbildungspfarrerin die Versetzung des Vikars oder der Vikarin erforderlich,
                     so verständigt er oder sie das Dekanatamt. Teilt dieses die Auffassung des Ausbildungspfarrers oder der Ausbildungspfarrerin,
                     so verständigt es den Oberkirchenrat.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Ergeben sich anlässlich einer Zwischenauswertung oder zu einem anderen Zeitpunkt während des Vorbereitungsdienstes schwerwiegende
                     Bedenken hinsichtlich der Eignung für den Pfarrdienst, setzt der Dekan oder die Dekanin oder der Direktor oder die Direktorin
                     des Pfarrseminars einen Termin für eine Ausbildungskonferenz fest, an dem – neben Dekan oder Dekanin und Direktor oder Direktorin
                     des Pfarrseminars – ein Vertreter oder eine Vertreterin des Oberkirchenrats und der Ausbildungspfarrer oder die Ausbildungspfarrerin
                     sowie – bei Bedenken im schulischen Bereich – der Schuldekan oder die Schuldekanin und ein Vertreter des Pädagogisch-theologischen
                     Zentrums, teilnehmen.
                  

                  Alle Beteiligten sind von den aufgetretenen Bedenken im Voraus schriftlich in Kenntnis zu setzen. Anschließend wird von Dekan
                     oder Dekanin oder dem Direktor oder der Direktorin des Pfarrseminars ein Protokoll erstellt und gegebenenfalls weiterhin bestehende
                     Eignungszweifel begründet. Der Oberkirchenrat erhält eine Abschrift. Der Vikar oder die Vikarin erhält ebenfalls schriftlich
                     Kenntnis. Er oder sie kann gegenüber dem Oberkirchenrat dazu auf dem Dienstweg innerhalb von drei Wochen Stellung nehmen. Der Oberkirchenrat entscheidet gemäß Nummer 6.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Nach der Schlussbeurteilung werden die Zwischenauswertungsbögen (einschließlich aller Abschriften) vernichtet.
                  

               

               
                     Nr. 4
Schlussbeurteilung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In der Regel nach neunzehn Monaten im Vorbereitungsdienst findet eine Schlussbeurteilung statt, die ebenfalls anhand der vom
                     Oberkirchenrat dafür herausgegebenen Auswertungs- und Beurteilungsbögen vorzunehmen ist und ein Votum des Direktors des Pfarrseminars
                     enthält.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Vor dem Beurteilungsgespräch, zu dem das Dekanatamt alle Beteiligten einlädt, trägt der Vikar oder die Vikarin auf dem vom
                     Oberkirchenrat dafür ausgegebenen Beurteilungsbogen für den Vorbereitungsdienst die Angaben zur Person, zur Beschreibung des
                     Dienstauftrags und zur Beschreibung des Lernprozesses während des Vorbereitungsdienstes ein.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Danach trägt der Ausbildungspfarrer oder die Ausbildungspfarrerin die Beurteilung in den Beurteilungsbogen ein. Gegenstand
                     der Beurteilung sind folgende Qualifikationen:
                     
                        	
                           Fähigkeit, das eigene bzw. gemeinsame Handeln theologisch zu reflektieren,

                        

                        	
                           Wahrnehmungsfähigkeit,

                        

                        	
                           Dialogfähigkeit,

                        

                        	
                           kybernetische Fähigkeit,

                        

                        	
                           rollenorientiertes Verhalten.

                        

                     

                  

                  Der Beurteilung können Vorschläge für Schwerpunkte der Förderung im künftigen unständigen Dienst im Pfarramt angefügt werden.

                  
                        (
                        4
                        )
                        Vor der Beurteilung des Dekans oder der Dekanin und des Schuldekans oder der Schuldekanin lädt das Dekanatamt alle Beteiligten
                     zu einem Gespräch ein. Gegenstand des Gesprächs ist der gesamte Dienst des Vikars oder der Vikarin, wobei insbesondere auf
                     die in Absatz 3 genannten Gesichtspunkte zu achten ist.
                  

               

               
                     Nr. 5
Beurteilungsergebnis und weiteres Verfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Jede für die Beurteilung zuständige Person erstellt ihre Beurteilung selbständig, trägt sie in den Beurteilungsbogen ein und
                     gibt sie der außerdem zuständigen Person und der zu beurteilenden Person zur Unterschrift und mit der Aufforderung, gegebenenfalls
                     eine abweichende Stellungnahme abzugeben. Dekan oder Dekanin sowie Schuldekan oder Schuldekanin fügen ihrer Beurteilung nach
                     Nr. 4 Abs. 3 auch eine Äußerung darüber an, ob die zu beurteilende Person die persönliche Klarheit im Blick auf eine Berufung
                     zum Dienst an Wort und Sakrament gewonnen hat, wie es im Ordinationsversprechen erwartet wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Vor der Abgabe der Beurteilung an den Prälaten oder die Prälatin zur Weiterleitung an den Oberkirchenrat wird, wenn eine der
                     beteiligten Personen dies wünscht, ein gemeinsames Nachgespräch zur Klärung von Missverständnissen und Meinungsverschiedenheiten
                     geführt.
                  

               

               
                     Nr. 6
Entscheidung des Oberkirchenrats
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Nach Eingang der Beurteilung (Nr. 5) beim Oberkirchenrat bestätigt dieser die Beurteilung, wenn keine Bedenken bestehen. Der
                     Vikar oder die Vikarin erhält darüber eine schriftliche Mitteilung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bestehen Bedenken gegen die Eignung, hört der Oberkirchenrat den Vikar oder die Vikarin zu der nach Absatz 3 beabsichtigten
                     Entscheidung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Oberkirchenrat entscheidet, ob
                     
                        	
                           die Bedenken zurückgestellt werden können und die Aufnahme in den unständigen Dienst im Pfarramt vollzogen werden kann,

                        

                        	
                           der Vorbereitungsdienst nach § 43 Absatz 2 Württ. Pfarrergesetz4 verlängert wird oder
                           

                        

                        	
                           der Vikar oder die Vikarin nach Beendigung des Vorbereitungsdienstes nicht in den unständigen Dienst im Pfarramt übernommen
                              wird und aus dem Pfarrdienst ausscheidet (§ 43 Absatz 2 Württ. Pfarrergesetz5),
                           

                        

                        	
                           der Vikar oder die Vikarin bereits vor Beendigung des Vorbereitungsdienstes aus dem Pfarrdienst entlassen wird (§ 41 Absatz 1 Satz 1 Nr. 5 Württ.PfG6).
                           

                        

                     
Die Entscheidung nach den Buchstaben a bis c trifft der Oberkirchenrat nach Abschluss der II. Evang.-theol. Dienstprüfung.
                     Vor einer Entscheidung nach Buchstabe d ist eine Versetzung oder die Durchführung von Fördermaßnahmen zu prüfen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Wird der Vorbereitungsdienst verlängert, so fordert der Oberkirchenrat rechtzeitig vor Ablauf der Verlängerung eine weitere
                     Schlussbeurteilung vom Dekanatamt an. Bestehen weiterhin Bedenken, so wird der Vikar oder die Vikarin nicht in den unständigen
                     Dienst im Pfarramt übernommen und scheidet nach Ablauf der Verlängerungsfrist aus dem Pfarrdienst aus.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Mitteilungen sowie andere Vorgänge im Zusammenhang mit der Schlussbeurteilung sowie die Schlussbeurteilung selbst werden zu
                     den Personalakten genommen.
                  

               

               
                     Nr. 7
Rechtsweg
                     

                  

                  Gegen Entscheidungen des Oberkirchenrats nach Nr. 6 Abs. 3 kann der Vikar oder die Vikarin innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe
                     der Entscheidung Klage beim Verwaltungsgericht der Evangelischen Landeskirche in Württemberg erheben.
                  

               

               
                     Nr. 8
Beurteilung Schwerbehinderter
                     

                  

                  Bei der Beurteilung der Leistung Schwerbehinderter sind die Richtlinien des Oberkirchenrats über die Fürsorge für schwerbehinderte
                     kirchliche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im Bereich der Evang. Landeskirche in Württemberg in der jeweils geltenden Fassung
                     zu beachten.
                  

               

               
                     Nr. 9
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2002 in Kraft. Für Vikare und Vikarinnen, die vor dem 1. März 2002 in den Vorbereitungsdienst
                     aufgenommen worden sind, findet die Verordnung des Oberkirchenrats über die dienstliche Beurteilung der unständigen Pfarrer
                     und Pfarrerinnen im Vorbereitungsdienst vom 24. August 1987 (Abl. 52 S. 412) Anwendung.
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         526. Kirchliche Verordnung über die dienstliche Beurteilung der Pfarrer und Pfarrerinnen im unständigen Dienst im Pfarramt

      

      
         Vom 20. November 2001

      

      
         (Abl. 59 S. 420) geändert durch Kirchl. Verordnung vom 11. Februar 2014 (Abl. 66 S. 24)
         

      

      Nach Beratung gemäß § 39 Abs. 1 der Kirchenverfassung1 wird aufgrund von § 45 b des Württ. Pfarrergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. März 1989 (Abl. 54 S. 38), zuletzt geändert durch Kirchliches Gesetz vom 25. Oktober 2001 (Abl. 59 S. 403)2, verordnet:
      

      
                     Nr. 1
Aufgaben der Beurteilung
                     

                  

                  Die dienstliche Beurteilung der Pfarrer zur Anstellung (z. A.) und der Pfarrerinnen zur Anstellung (z. A.) dient den in § 19 Absatz 2 Württ. Pfarrergesetz3 genannten Zielen.
                  

               

               
                     Nr. 2
Zuständigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Beurteilung erfolgt für die in einer Gemeinde tätigen Pfarrer z. A. und Pfarrerinnen z. A. durch das Dekanatamt (Dekan
                     oder Dekanin und Schuldekan oder Schuldekanin). Der Dekan oder die Dekanin hört vor der Erstellung der Beurteilung den oder
                     die mit der unmittelbaren Dienstaufsicht betrauten Pfarrer oder Pfarrerin oder, sofern es sich um eine Vakaturvertretung handelt,
                     den Vorsitzenden oder die Vorsitzende des Kirchengemeinderats. Der Dekan oder die Dekanin kann außerdem in Abwesenheit des
                     Pfarrers oder der Pfarrerin den Kirchengemeinderat hören.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die Pfarrer z. A. und die Pfarrerinnen z. A. mit Sonderaufträgen ist der dienstaufsichtsführende Pfarrer oder die dienstaufsichtsführende
                     Pfarrerin (§ 20 Württ. Pfarrergesetz4) bzw. der Dienststellenleiter oder die Dienststellenleiterin für die Beurteilung zuständig. Die Nummern 3 bis 5 finden entsprechende
                     Anwendung.
                  

               

               
                     Nr. 3
Vorlagetermin für die Beurteilung
                     

                  

                  Die Beurteilung erfolgt in der Regel im zweiten Jahr nach der Aufnahme in den unständigen Dienst im Pfarramt. Im Zusammenhang
                     mit der ersten Bewerbung auf eine ständige Stelle kann der Oberkirchenrat eine zweite Beurteilung anfordern. Auf Antrag des
                     Pfarrers z. A. oder der Pfarrerin z. A. wird eine zweite Beurteilung erstellt.
                  

               

               
                     Nr. 4
Beurteilungsgespräch
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Vor der Beurteilung findet ein Gespräch statt, an dem der zu beurteilende Pfarrer z. A. oder die zu beurteilende Pfarrerin
                     z. A., der Dekan oder die Dekanin teilnehmen. Der Schuldekan oder die Schuldekanin sollen ebenfalls teilnehmen. Der Dekan
                     oder die Dekanin setzt Zeit und Ort des Gesprächs fest.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gegenstand der Besprechung ist der gesamte Dienst des Pfarrers z. A. oder der Pfarrerin z. A.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Grundlage für die Besprechung ist der vom Oberkirchenrat erstellte Beurteilungsbogen. Der Dekan oder die Dekanin sendet den
                     übrigen Gesprächsteilnehmern, zusammen mit der Einladung, je ein Exemplar des Beurteilungsbogens.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Das Beurteilungsgespräch und die anschließende Beurteilung sollen sich insbesondere auf folgende Bereiche erstrecken:
                     
                        	
                           Dienst des Pfarrers z. A. oder der Pfarrerin z. A.:
                              
                                 	
                                    Fähigkeit das eigene bzw. gemeinsame Handeln theologisch zu reflektieren,

                                 

                                 	
                                    Wahrnehmungsfähigkeit,

                                 

                                 	
                                    Dialogfähigkeit,

                                 

                                 	
                                    kybernetische Fähigkeit,

                                 

                                 	
                                    rollenorientiertes Verhalten,

                                 

                                 	
                                    Fort- und Weiterbildung.

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Person des Pfarrers z. A. oder der Pfarrerin z. A.:
                              
                                 	
                                    besondere Begabungen und Kenntnisse,

                                 

                                 	
                                    weitere Tätigkeiten und Ämter innerhalb und außerhalb des kirchlichen Dienstes,

                                 

                                 	
                                    gegebenenfalls persönliche und familiäre Situation und gesundheitliche Verhältnisse und Belastbarkeit.

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Nach dem Beurteilungsgespräch erstellt der Dekan oder die Dekanin unter Benutzung des vom Oberkirchenrat herausgegebenen Beurteilungsbogens
                     die Beurteilung. Er oder sie leitet diese dem Schuldekan oder der Schuldekanin zur Kenntnisnahme und ggf. zu einer abweichenden
                     Stellungnahme zu. Die Beurteilung kann auch gemeinsam erfolgen. Der oder die Beurteilte kann danach innerhalb von drei Wochen
                     zur Beurteilung und zur Stellungnahme des Schuldekans oder der Schuldekanin seinerseits bzw. ihrerseits Stellung nehmen.
                  

               

               
                     Nr. 5
Beurteilungsergebnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Nach Ablauf der in Nr. 4 Abs. 5 genannten Frist leitet der Dekan oder die Dekanin die Unterlagen über den Prälaten oder die
                     Prälatin dem Oberkirchenrat zu.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bestehen seitens des Dekans oder der Dekanin oder des Schuldekans oder der Schuldekanin keine Bedenken hinsichtlich der Eignung
                     und Bewährung des Pfarrers z. A. oder der Pfarrerin z. A. für den Pfarrdienst und teilt der Oberkirchenrat diese Bewertung,
                     so erhält der Pfarrer z. A. oder die Pfarrerin z. A. darüber eine Mitteilung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bestehen beim Oberkirchenrat Bedenken im Hinblick auf die Bewährung oder die sonstige Eignung für den Pfarrdienst, so werden
                     diese dem Pfarrer z. A. oder der Pfarrerin z. A. mitgeteilt; zugleich ergeht die Ladung zu einem Gespräch. Bestehen weiterhin
                     Bedenken, werden Verabredungen bezüglich Förderungsmaßnahmen getroffen. Nach Ablauf von in der Regel sechs Monaten wird der
                     Pfarrer z. A. oder die Pfarrerin z. A. erneut zum Gespräch eingeladen. Nach dem Gespräch teilt der Oberkirchenrat den Beteiligten
                     das Ergebnis der Beurteilung mit.
                  

               

               
                     Nr. 6
Beurteilung Schwerbehinderter
                     

                  

                  Bei der Beurteilung der Leistung Schwerbehinderter sind die Richtlinien des Oberkirchenrats über die Fürsorge für schwerbehinderte
                     kirchliche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen im Bereich der Evangelischen Landeskirche in Württemberg in der jeweils geltenden
                     Fassung zu beachten.
                  

               

               
                     Nr. 7
Inkrafttreten
                     

                  

                  Die Verordnung tritt am 1. Januar 2002 in Kraft. Für Pfarrer z. A. und Pfarrerinnen z. A., die vor dem 1. März 2002 in den
                     unständigen Dienst im Pfarramt aufgenommen worden sind, findet die Verordnung des Oberkirchenrats über die dienstliche Beurteilung
                     der Pfarrer und Pfarrerinnen im unständigen Dienst im Pfarramt vom 22. Dezember 1992 (Abl. 55 S. 369) Anwendung.
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         527. Kirchliche Verordnung über die dienstliche Beurteilung der Pfarrerinnen und Pfarrer 
im ständigen Dienst 
         

      

      
         Vom 20. November 2001

      

      
         (Abl. 59 S. 418) geändert durch Kirchliche Verordnung vom 11. Februar 2014 
(Abl. 66 S. 24)
         

      

      Nach Beratung gemäß § 39 Abs. 1 der Kirchenverfassung1 wird aufgrund von § 45 b des Württ. Pfarrergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. März 1989 (Abl. 54 S. 38), zuletzt geändert durch Kirchliches Gesetz vom 25. Oktober 2001 (Abl. 59 S. 403)2, verordnet:
      

      
                     Nr. 1
Aufgaben der Beurteilung
                     

                  

                  Die dienstliche Beurteilung dient den in § 19 Absatz 1 Württ. Pfarrergesetz3 genannten Zielen. Sie soll insbesondere dazu beitragen, daß Begabungen, Neigungen und Fähigkeiten der einzelnen Pfarrer und
                     Pfarrerinnen klarer erkannt, erworbene Amtserfahrung bestätigt und etwaige Defizite nach Möglichkeit behoben werden. Die bei
                     der Beurteilung zu führenden Gespräche sollen den zu beurteilenden Personen helfen, ihre Gaben zu entfalten, vorhandene Lücken
                     zu schließen und ggf. nicht zu behebende Schwächen anzunehmen.
                  

               

               
                     Nr. 2
Zuständigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Beurteilung erfolgt für die in einer Kirchengemeinde tätigen Pfarrer und Pfarrerinnen durch das Dekanatamt (Dekan oder
                     Dekanin und Schuldekan oder Schuldekanin). Dekane und Dekaninnen sowie Pfarrer und Pfarrerinnen, die mit dem Dekan oder der
                     Dekanin in derselben Gemeinde Dienst tun, werden von dem zuständigen Prälaten oder der Prälatin beurteilt. Dasselbe gilt für
                     Schuldekane und Schuldekaninnen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für Pfarrer und Pfarrerinnen mit Sonderaufträgen ist der dienstaufsichtsführende Pfarrer oder die dienstaufsichtsführende
                     Pfarrerin (§ 20 Württ. Pfarrergesetz4) oder der Dienststellenleiter bzw. die Dienststellenleiterin für die Beurteilung zuständig.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für beurlaubte oder freigestellte Pfarrer und Pfarrerinnen werden Sonderregelungen entsprechend den Bestimmungen dieser Verordnung
                     getroffen.
                  

               

               
                     Nr. 3
Regelbeurteilung, Anlaßbeurteilung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Eignung, Befähigung und Leistung der Pfarrer und Pfarrerinnen sind regelmäßig alle vier Jahre – in der Regel zusammen mit
                     einer Visitation – zu beurteilen. Ist die Beurteilung im Zusammenhang mit einer Visitation nicht möglich, fordert der Oberkirchenrat
                     eine Beurteilung innerhalb von eineinhalb Jahren an. Dazu erstellt der Oberkirchenrat jährliche Übersichten, aus denen ersichtlich
                     ist, wann und wer zum letzten Mal beurteilt worden und in den kommenden beiden Jahren zu beurteilen ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Nach Vollendung des 55. Lebensjahrs kann im Einvernehmen zwischen der beurteilenden Person und dem Pfarrer oder der Pfarrerin
                     von der Regelbeurteilung abgesehen werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Außer den in Absatz 1 genannten Fällen können Pfarrer und Pfarrerinnen auch anläßlich eines Stellenwechsels oder der Übertragung
                     von Aufgaben eines besonderen Amtes sowie bei Vorliegen eines besonderen dienstlichen oder persönlichen Bedürfnisses beurteilt
                     werden. Dazu fordert der Oberkirchenrat bei der nach Nr. 2 zuständigen Stelle die Beurteilung an.
                  

               

               
                     Nr. 4
Vorbereitung des Beurteilungsgesprächs
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Vor dem Beurteilungsgespräch, zu dem die beurteilende Person einlädt, erstellt der Pfarrer oder die Pfarrerin einen Bericht
                     über seine bzw. ihre Tätigkeit, die Arbeitsfelder und die Schwerpunkte seiner bzw. ihrer Arbeit. Dazu erhält die zu beurteilende
                     Person den Beurteilungsbogen für die Beschreibung des Dienstauftrags und die Darstellung der eigenen Erfahrungen und Perspektiven.
                     Die beigefügten Raster und Handreichungen für die Regelbeurteilung sollen beachtet werden. Erfolgt die Beurteilung im Zusammenhang
                     mit einer Visitation, so ist der Bericht zugleich der Visitationsbericht des Pfarrers oder der Pfarrerin.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Erfolgt die Regelbeurteilung nicht im Zusammenhang mit einer Visitation, kann die beurteilende Person nach Erhalt des Berichts
                     nach Absatz 1 Satz 1 ein Gespräch mit dem oder der gewählten Vorsitzenden des Kirchengemeinderats oder mit anderen Personen
                     führen, die im jeweiligen Arbeitsbereich Leitungsverantwortung haben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei einer Anlaßbeurteilung können die in Absatz 2 vorgesehenen Gespräche unterbleiben.
                  

               

               
                     Nr. 5
Beurteilungsgespräch
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Gespräch der beurteilenden Person findet, auch wenn mehrere beurteilende Personen zuständig sind (z. B. Dekan oder Dekanin
                     und Schuldekan oder Schuldekanin) stets als Einzelgespräch der beurteilenden mit der zu beurteilenden Person statt. Grundlage
                     des Gesprächs sind insbesondere die Unterlagen und Ergebnisse der Visitation oder der Bericht nach Nr. 4 Abs. 1 Satz 1 und
                     ggf. die Gesprächsergebnisse nach Nr. 4 Abs. 2 oder Abs. 3. Darüber hinaus kann der gesamte Dienst des Pfarrers oder der Pfarrerin
                     Gegenstand des Gesprächs sein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Beurteilungsgespräch und die anschließende Beurteilung sollen sich insbesondere auf folgende Fähigkeiten und Bereiche
                     erstrecken:
                     
                        	
                           Dienst des Pfarrers oder der Pfarrerin:
                              
                                 	
                                    Fähigkeit, das eigene bzw. gemeinsame Handeln theologisch zu reflektieren,

                                 

                                 	
                                    Wahrnehmungsfähigkeit,

                                 

                                 	
                                    Dialogfähigkeit,

                                 

                                 	
                                    kybernetische Fähigkeit,

                                 

                                 	
                                    rollenorientiertes Verhalten,

                                 

                                 	
                                    Fort- und Weiterbildung.

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Person des Pfarrers oder der Pfarrerin:
                              
                                 	
                                    Besondere Begabungen und Kenntnisse,

                                 

                                 	
                                    weitere Tätigkeiten und Ämter innerhalb und außerhalb des kirchlichen und diakonischen Dienstes,

                                 

                                 	
                                    gegebenenfalls persönliche und familiäre Situation und gesundheitliche Verhältnisse und Belastbarkeit.

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Beurteilungen sind in die dafür vom Oberkirchenrat herausgegebenen Beurteilungsbögen einzutragen.
                  

               

               
                     Nr. 6
Beurteilungsergebnis und weiteres Verfahren
                     

                  

                  Jede für die Beurteilung zuständige Person erstellt ihre Beurteilung selbständig und gibt sie der außerdem zuständigen Person
                     und der zu beurteilenden Person zur Unterschrift und mit der Aufforderung, ggf. eine abweichende Stellungnahme abzugeben.
                     Vor der Abgabe der Beurteilung an die Prälatur zur Weiterleitung an den Oberkirchenrat ist, wenn eine der beteiligten Personen
                     dies wünscht, ein gemeinsames Nachgespräch zur Klärung von Mißverständnissen und Meinungsverschiedenheiten zu führen.
                  

               

               
                     Nr. 7
Beschwerde
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Hält der Pfarrer oder die Pfarrerin die Beurteilung für unzutreffend, so kann innerhalb eines Monats nach Mitteilung der Beurteilung
                     Beschwerde beim Oberkirchenrat erhoben werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Nach der Entscheidung des Oberkirchenrats oder sechs Monate nach Stellung des Antrags gemäß Absatz 1 kann der Pfarrer oder
                     die Pfarrerin das Verwaltungsgericht der Evangelischen Landeskirche in Württemberg anrufen und geltend machen, er oder sie
                     sei durch die Entscheidung des Oberkirchenrats oder infolge Unterlassung der Entscheidung in eigenen Rechten verletzt.
                  

               

               
                     Nr.  8
Beurteilung Schwerbehinderter
                     

                  

                  Bei der Beurteilung der Leistung Schwerbehinderter sind die Richtlinien des Oberkirchenrats über die Fürsorge für schwerbehinderte
                     kirchliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Bereich der Evang. Landeskirche in Württemberg in der jeweils geltenden Fassung
                     zu beachten.
                  

               

               
                     Nr. 9
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2003 in Kraft.
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         528. Kirchliche Verordnung über die dienstliche Beurteilung der unständigen Pfarrer und Pfarrerinnen 
der berufsbegleitenden Ausbildung im Pfarramt
         

      

      
         Vom 29. November 2006

      

      
         (Abl. 62 S. 171) geändert durch Kirchliche Verordnung vom 11. Februar 2014 
(Abl. 66 S. 24)
         

      

      Nach Beratung gemäß § 39 Abs. 1 der Kirchenverfassung1 wird aufgrund von § 45 b Württ. Pfarrergesetzes in der Fassung vom 2. März 1989 (Abl. 54 S. 38), zuletzt geändert durch Gesetz
         vom 23. November 2005 (Abl. 61 S. 408)2, verordnet:
      

      
                     Nr. 1
Aufgaben der Beurteilung
                     

                  

                  Die dienstliche Beurteilung der unständigen Pfarrerinnen und Pfarrer der berufsbegleitenden Ausbildung im Pfarramt dient den
                     in § 19 Absatz 3 Württ. Pfarrergesetz3 genannten Zielen.
                  

               

               
                     Nr. 2
Zuständigkeit
                     

                  

                  Die Beurteilung erfolgt durch das Dekanatamt (Dekan oder Dekanin und Schuldekan oder Schuldekanin). Der Dekan oder die Dekanin
                     hört vor der Erstellung der Beurteilung den Vorsitzenden oder die Vorsitzende des Kirchengemeinderats und den im Gemeindepfarrdienst
                     erfahrenen Ansprechpartner oder die im Gemeindepfarrdienst erfahrene Ansprechpartnerin gemäß § 6 Abs. 1 Verordnung des Oberkirchenrats
                     über die berufsbegleitende Ausbildung im Pfarramt.
                  

               

               
                     Nr. 3
Vorlagetermin für die Beurteilung
                     

                  

                  Die Beurteilung erfolgt in der Regel zwei Jahre nach der Aufnahme in die berufsbegleitende Ausbildung im Pfarramt4.
                  

               

               
                     Nr. 4
Beurteilungsgespräch und Beurteilung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Auf Einladung des Dekanatamts findet ein Beurteilungsgespräch statt, an dem der oder die zu beurteilende Angehörige der berufsbegleitenden
                     Ausbildung im Pfarramt, der Dekan oder die Dekanin und der Schuldekan oder die Schuldekanin teilnehmen. Gegenstand des Beurteilungsgesprächs
                     ist der gesamte Dienst des oder der Angehörigen der berufsbegleitenden Ausbildung im Pfarramt, wobei insbesondere auf die
                     in Absatz 3 genannten Gesichtspunkte zu achten ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Vor dem Beurteilungsgespräch macht der oder die Angehörige der berufsbegleitenden Ausbildung im Pfarramt auf dem vom Oberkirchenrat
                     vorgegebenen Beurteilungsbogen Angaben zur Person, zum Dienstauftrag und zum Lernprozess während der berufsbegleitenden Ausbildung
                     im Pfarramt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Beurteilungsgespräch und die anschließende Beurteilung sollen sich insbesondere auf folgende Bereiche erstrecken:
                     
                        	
                           Fähigkeit das eigene bzw. gemeinsame Handeln theologisch zu reflektieren,

                        

                        	
                           Wahrnehmungsfähigkeit,

                        

                        	
                           Dialogfähigkeit,

                        

                        	
                           kybernetische Fähigkeit,

                        

                        	
                           rollenorientiertes Verhalten im Pfarrdienst.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Nach dem Beurteilungsgespräch erstellt der Dekan oder die Dekanin und der Schuldekan oder die Schuldekanin ihre Beurteilung
                     selbständig, trägt sie in den Beurteilungsbogen ein und gibt sie der außerdem zuständigen Person und der zu beurteilenden
                     Person zur Unterschrift und mit der Aufforderung, gegebenenfalls eine abweichende Stellungnahme abzugeben. Dekan oder Dekanin
                     und Schuldekan oder Schuldekanin fügen ihrer Beurteilung nach Abs. 3 auch eine Äußerung darüber an, ob die zu beurteilende
                     Person die persönliche Klarheit im Blick auf eine Berufung zum Dienst an Wort und Sakrament gewonnen hat, wie es im Ordinationsversprechen
                     erwartet wird. Die Beurteilung kann auch gemeinsam erfolgen. Der Beurteilung können Vorschläge für die zukünftige Arbeit und
                     Schwerpunkte der Förderung im künftigen unständigen Dienst im Pfarramt angefügt werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Vor der Abgabe der Beurteilung an den Oberkirchenrat wird, wenn eine der beteiligten Personen dies wünscht, ein gemeinsames
                     Nachgespräch zur Klärung von Missverständnissen und Meinungsverschiedenheiten geführt. Die Prälatin oder der Prälat erhält
                     eine Abschrift der Beurteilung.
                  

               

               
                     Nr. 5
Beurteilungsergebnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bestehen seitens des Dekans oder der Dekanin oder des Schuldekans oder der Schuldekanin keine Bedenken hinsichtlich der Eignung
                     und Bewährung und teilt der Oberkirchenrat diese Bewertung, so erhält der oder die Angehörige der berufsbegleitenden Ausbildung
                     im Pfarramt nach Abschluss der Anstellungsprüfung darüber eine schriftliche Mitteilung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bestehen im Zusammenhang der Beurteilung oder zu einem anderen Zeitpunkt während der berufsbegleitenden Ausbildung im Pfarramt
                     Bedenken gegen die Eignung, so sind diese schriftlich zu begründen und dem oder der Angehörigen der berufsbegleitenden Ausbildung
                     im Pfarramt und dem Oberkirchenrat mitzuteilen. Der Oberkirchenrat holt ein Votum beim Leiter oder bei der Leiterin der Ausbildung
                     in der berufsbegleitenden Ausbildung im Pfarramt ein. Nach Eingang der Stellungnahme hört der Oberkirchenrat den Angehörigen
                     oder die Angehörige der berufsbegleitenden Ausbildung im Pfarramt. Der Oberkirchenrat entscheidet nach Abschluss der Anstellungsprüfung,
                     ob
                     
                        	
                           die Bedenken zurückgestellt werden können und die Aufnahme in den unständigen Dienst im Pfarramt vollzogen werden kann,

                        

                        	
                           die berufsbegleitende Ausbildung im Pfarramt gemäß § 43 Absatz 2 Württ. Pfarrergesetz5 verlängert wird und welche Fördermaßnahmen ggf. zu treffen sind oder
                           

                        

                        	
                           der oder die Angehörige der berufsbegleitenden Ausbildung im Pfarramt nach Beendigung der berufsbegleitenden Ausbildung im
                              Pfarramt nicht in den unständigen Dienst im Pfarramt übernommen wird und aus dem Pfarrdienst ausscheidet (§ 43 Absatz 2  Württ. Pfarrergesetz6).
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wird die berufsbegleitende Ausbildung im Pfarramt verlängert, so fordert der Oberkirchenrat rechtzeitig vor Ablauf der Verlängerung
                     eine weitere Beurteilung vom Dekanatamt an. Der Oberkirchenrat lädt den oder die Angehörige der berufsbegleitenden Ausbildung
                     im Pfarramt erneut zum Gespräch ein und teilt ihm oder ihr darin das Ergebnis der weiteren Beurteilung mit. Bestehen nach
                     diesem Gespräch weiterhin Bedenken, so wird der oder die Betroffene nicht in den unständigen Dienst im Pfarramt übernommen
                     und scheidet nach Ablauf der Verlängerungsfrist aus dem Pfarrdienst aus.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die dienstliche Beurteilung wird zu den Personalakten genommen.
                  

               

               
                     Nr. 6
Rechtsweg
                     

                  

                  Gegen Entscheidungen des Oberkirchenrats nach Nr. 5 Abs. 2 kann der oder die Angehörige der berufsbegleitenden Ausbildung
                     im Pfarramt innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung Klage beim Verwaltungsgericht der Evangelischen Landeskirche
                     in Württemberg erheben.
                  

               

               
                     Nr. 7
Beurteilung Schwerbehinderter
                     

                  

                  Bei der Beurteilung der Leistung Schwerbehinderter sind die Richtlinien des Oberkirchenrats über die Fürsorge für schwerbehinderte
                     kirchliche Mitarbeiter  und Mitarbeiterinnen im Bereich der Evangelischen Landeskirche in Württemberg in der jeweils geltenden
                     Fassung zu beachten.
                  

               

               
                     Nr. 8
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Verordnung tritt am 1. Dezember 2006 in Kraft.
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         531. Verordnung des Oberkirchenrats über die Fortbildung in den ersten Amtsjahren im Pfarrdienst

      

      
         vom 15. November 2011

      

      
         (Abl. 64 S. 527, 533), geändert durch Verordnung des Oberkirchenrats vom 10. Dezember 2013 (Abl. 66 S. 1, 3)
         

      

      Auf Grund der §§ 75 Abs. 1 Satz 1, 17 Württembergisches Pfarrergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Dezember 1989
         (Abl. 54 S. 38), zuletzt geändert durch Kirchliches Gesetz vom 24. November 2010 (Abl. 64 S. 234, 240)1, wird verordnet:
      

      
                     § 1
Grundsätzliches
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die erste und zweite Phase der theologischen Ausbildung legen den Grund für einen im weiteren Berufsleben von einer Pfarrerin
                     oder einem Pfarrer selbstverantwortlich zu gestaltenden Bildungsprozess. Die Fortbildung in den ersten Amtsjahren im Pfarrdienst
                     (FEA)
                  

                  
                     
                        	
                           vertieft die bisher erworbene theologische Kompetenz und befördert insbesondere die theologische Reflexion der mit dem jeweiligen
                              Dienstauftrag gegebenen Anforderungen,
                           

                        

                        	
                           achtet auf Fragen und Formen des geistlichen Lebens, 

                        

                        	
                           vergewissert die Pfarrerinnen und Pfarrer in ihrem mit der Ordination übertragenen Auftrag, 

                        

                        	
                           unterstützt sie in der Entwicklung einer eigenen Fortbildungsperspektive und in der Einübung in ein selbstgesteuertes lebenslanges
                              Lernen, 
                           

                        

                        	
                           berücksichtigt einen ressourcenorientierten Umgang mit Stärken und Schwächen, 

                        

                        	
                           beachtet inhaltlich in besonderer Weise die Bereiche Führen und Leiten sowie Diakonie und 

                        

                        	
                           fördert die Nachhaltigkeit von Fortbildung. 

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Oberkirchenrat bestimmt eine Pfarrerin oder einen Pfarrer zur oder zum FEA-Beauftragten und überträgt ihr oder ihm die
                     Durchführung der FEA, insbesondere der unter § 2 Nr. 1 bis 3 genannten Elemente der FEA sowie der FEA-Tage (vgl. § 6 Absatz 2). 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Fortbildung in den ersten Amtsjahren umfasst die Zeit des unständigen Dienstes im Pfarramt und die ersten beiden Jahre
                     des ständigen Pfarrdienstes. Pfarrerinnen und Pfarrer werden zum Zeitpunkt ihrer Aufnahme in den unständigen Dienst im Pfarramt
                     zur Teilnahme an der FEA aufgefordert. In begründeten Ausnahmen kann der oder die für die FEA Verantwortliche von einzelnen
                     Elementen der FEA befreien.
                  

               

            

         

      

      
                     § 2
Elemente der FEA
                     

                  

                  Die FEA besteht aus folgenden Elementen: 

                  
                     
                        	
                           Tagung zur Vorbereitung der Ordination, 

                        

                        	
                           kollegiale Beratung, 

                        

                        	
                           Fortbildungsberatung und 

                        

                        	
                           Fortbildungen und andere Personalentwicklungsmaßnahmen. 

                        

                     

                  

               

               
                     § 3 
Tagung zur Vorbereitung der Ordination 
                     

                  

                  Pfarrerinnen und Pfarrer werden vom Oberkirchenrat zur Teilnahme an einer Tagung zur Vorbereitung auf die Ordination einberufen.
                     Die Tagung umfasst in der Regel zwei bis drei Tage. Die Teilnahme ist verpflichtend und wird nicht auf den Tagungsurlaub angerechnet.
                  

               

               
                     § 4
Kollegiale Beratung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Im Anschluss an die Tagung zur Vorbereitung der Ordination verabreden sich die FEA-Pflichtigen zu kollegialen Beratungsgruppen.
                     Die Beratungsgruppen werden von einem oder einer dafür qualifizierten und von dem oder der für die FEA Verantwortlichen berufenen
                     Begleiter oder Begleiterin moderiert. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die kollegiale Beratung erstreckt sich über einen Zeitraum von zwei bis drei Jahren. Die Gruppen haben in der Regel eine
                     Größe von vier bis sechs Personen. Jedem oder jeder FEA-Pflichtigen sollen mindestens fünf Gesprächseinheiten zu je anderthalb
                     Stunden zur Verfügung stehen. Die Teilnahme ist verpflichtend. Im begründeten Ausnahmefall kann der oder die für die FEA Verantwortliche
                     davon befreien. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Begleiterinnen und Begleiter der kollegialen Beratungsgruppen bringen in der Regel die folgenden Voraussetzungen mit:
                     
                  

                  
                     
                        	
                           eigene Erfahrung im Gemeindepfarramt,

                        

                        	
                           Supervisionsausbildung, Fortbildung zur geistlichen Begleiterin bzw. zum geistlichen Begleiter oder vergleichbare Qualifikation,

                        

                        	
                           Bereitschaft zu kollegialer Fortbildung und

                        

                        	
                           Fähigkeit zur Anleitung theologischer Reflexion.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der oder die für die FEA Verantwortliche lädt die Begleiterinnen und Begleiter regelmäßig zu einem kollegialen Austausch
                     ein.
                  

               

               
                     § 5
Fortbildungsberatung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         FEA-Pflichtige nehmen in der zweiten Hälfte des ersten Jahres des unständigen Dienstes eine Fortbildungsberatung in Anspruch.
                     Die Fortbildungsberatung wird von dem oder der für die FEA Verantwortlichen angeboten. Der Oberkirchenrat kann weitere Personen
                     mit der Fortbildungsberatung beauftragen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Fortbildungsberatung orientiert sich an § 1 Absatz 1 dieser Verordnung und berücksichtigt dabei die Lebenssituation und Lernpräferenzen des oder der zu Beratenden. Sie hat zum
                     Ziel, Gesichtspunkte und Empfehlungen für die berufliche Fortbildung des oder der FEA-Pflichtigen zu finden. Die Fortbildungsberatung
                     wird von dem oder der zu Beratenden anhand eines Fragebogens vorbereitet. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Inhalte des Beratungsgesprächs sind sowohl der aktuelle Dienstauftrag und die dafür benötigten Kompetenzen, als auch die
                     Stärken und Schwächen des oder der zu Beratenden bezogen auf den allgemeinen Dienstauftrag eines württembergischen Pfarrers
                     oder einer württembergischen Pfarrerin gemäß § 5 Württembergisches Pfarrergesetz2. Die Kernaufgaben der Leitung und der Diakonie werden dabei in herausgehobener Weise in ihrer Relevanz für den aktuellen
                     Dienstauftrag angesprochen. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Teilnahme am Beratungsgespräch wird schriftlich bescheinigt. Die Bescheinigung hält gemeinsame Empfehlungen fest. Sie
                     sind Gegenstand des Personalentwicklungsgesprächs mit der oder dem Dienstvorgesetzten. Das Personalentwicklungsgespräch wird
                     gemäß § 3 Absatz 2 Personalentwicklungsverordnung in der Regel jährlich geführt. In ihm werden unter anderem Vereinbarungen über Fortbildungen getroffen. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Auf Wunsch kann in der Zeit des unständigen Dienstes sowie im zweiten Halbjahr des ständigen Dienstes jeweils eine weitere
                     Fortbildungsberatung in Anspruch genommen werden. FEA-Pflichtige werden auf dieses Angebot schriftlich hingewiesen. Ziel dieses
                     Gesprächs beziehungsweise dieser Gespräche ist es, die Ziele der ersten Beratung kritisch zu reflektieren und fortzuschreiben
                     oder gegebenenfalls zu korrigieren. 
                  

               

               
                     § 6
Fortbildungen und andere Personalentwicklungsmaßnahmen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die FEA-Pflichtigen nehmen in der Regel jährlich bis zu zehn Tage Tagungsurlaub in Anspruch. Die Auswahl der Fortbildungen
                     erfolgt aufgrund der im Personalentwicklungsgespräch getroffenen Vereinbarung unter Beachtung der Fortbildungsberatung. FEAPflichtige
                     können wie alle landeskirchlichen Pfarrerinnen und Pfarrer zur Teilnahme an Schulungen oder Fortbildungen verpflichtet werden.
                     
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Neben den Fortbildungen werden den FEAPflichtigen FEA-Tage im Umfang von in der Regel vier bis fünf Tagen angeboten. Die
                     FEA-Tage orientieren sich insbesondere an § 1 Absatz 1 und 2 dieser Verordnung, können darüber hinaus aber auch ein Schwerpunktthema vorsehen. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Ergänzend zu Fortbildungen und FEA-Tagen können andere Personalentwicklungsmaßnahmen wie insbesondere Supervision, Coaching,
                     geistliche Begleitung oder Mentoring beantragt oder angeordnet werden. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Für die Teilnahme an landeskirchlichen Fortbildungen, Fortbildungen anderer Anbieter und für die Inanspruchnahme anderer
                     Personalentwicklungsmaßnahmen gelten die Bestimmungen der Urlaubs- und Stellvertretungsordnung und der aktuellen Richtlinien
                     für die Fortbildung im Pfarrdienst.
                  

               

               
                     § 7
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Verordnung tritt zum 1. Januar 2012 in Kraft.
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         535. Kirchliche Verordnung 
über die Führung der Pfarramtskasse
         

      

      
         Vom 30. April 2002

      

      
         (Abl. 60 S. 85), geändert durch Kirchliche Verordnung vom 18. Oktober 2021 (Abl. 69 S. 641) und vom 13. Mai 2024 (Abl. 71 Nr. 39)
         

      

      Gemäß § 75 der Haushaltsordnung1 wird in Abweichung von der Haushaltsordnung für die Führung und Verwaltung von Pfarramtskassen gemäß § 39 Abs. 1 Kirchenverfassungsgesetz2 verordnet:
      

      
                     § 1
Verwaltung der Pfarramtskasse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In der Pfarramtskasse dürfen nur verwaltet werden:
                     
                        	
                           Zuwendungen Dritter (Spenden) für diakonische Zwecke, über die die Pfarrerin oder der Pfarrer nach dem Willen der Spenderin
                              oder des Spenders bezüglich ihrer Verwendung frei verfügen kann;
                           

                        

                        	
                           Mittel, die der Pfarrerin oder dem Pfarrer von der Kirchengemeinde oder einer anderen Stelle für diakonische Zwecke in der
                              Kirchengemeinde zur Verfügung gestellt werden.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Es empfiehlt sich, größere Spenden auch dann über die Kirchenpflege oder im Fall einer Übertragung von Kassengeschäften gemäß
                     § 41 Absatz 4 Satz 3 Nummer 4 Kirchengemeindeordnung3 über die Regionalverwaltung abzuwickeln, wenn der Pfarrerin oder dem Pfarrer die alleinige Verfügung darüber zusteht. Bei
                     Einzelspenden über 2.500 Euro ist die Visitatorin oder der Visitator unverzüglich zu unterrichten. Die gezielte Werbung von
                     Spenden zu Gunsten der Pfarramtskasse ist ohne Ausnahme unzulässig. Spenden, die nicht erkennbar dazu bestimmt sind, dass
                     die Pfarrerin oder der Pfarrer bezüglich ihrer Verwendung frei verfügen kann, sind der Kirchengemeinde zur Verwendung für
                     ihre Zwecke zuzuführen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Einnahmen und Ausgaben, die die Kirchengemeinde und ihre Einrichtungen betreffen oder bei Veranstaltungen der Kirchengemeinde
                     anfallen sowie zweckbestimmte Spenden, die an andere kirchliche Werke und Einrichtungen weitergeleitet werden, sind über die
                     Kirchenpflege oder im Fall einer Übertragung von Kassengeschäften gemäß § 41 Absatz 4 Satz 3 Nummer 4 Kirchengemeindeordnung4 über die Regionalverwaltung abzuwickeln.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Gelder aus der Pfarramtskasse dürfen auch nicht vorübergehend für andere, z. B. private Zwecke verwendet werden.
                  

               

               
                     § 1a
Pfarramtskasse bei gemeinsamer Versehung einer Pfarrstelle
                     

                  

                  Im Falle der gemeinsamen Versehung einer Pfarrstelle führt jede Stellenpartnerin und jeder Stellenpartner eine Pfarramtskasse
                     nach den Vorschriften dieser Verordnung.
                  

               

               
                     § 2
Kassen-(Zeit-)buch
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Einnahmen und Ausgaben der Pfarramtskasse sind in einem Kassen-(Zeit-)buch nachzuweisen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Kassen-(Zeit-)buch ist nach den jeweiligen Bedürfnissen einzurichten, es muss mindestens folgende Angaben enthalten:
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                              	
                                 Tag der Zahlung;

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Einzahler oder Empfänger, Zahlungsgrund;

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Betrag der Zahlung getrennt nach Einnahmen und Ausgaben.

                              
                           

                        
                     

                  

                  Auf die Angaben Einzahler, Empfänger und Zahlungsgrund kann nur ausnahmsweise zur Wahrung des Seelsorgegeheimnisses verzichtet
                     werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Es empfiehlt sich, durchlaufende Beträge zur leichteren Überwachung in besonderen Betragsspalten auszuweisen.
                  

               

               
                     § 3
Kassensturz
                     

                  

                  In regelmäßigen, höchstens halbjährlichen Abständen ist der tatsächliche Kassenbestand zu ermitteln und im Kassen-(Zeit-)buch
                     dem buchmäßigen Bestand gegenüberzustellen. Unstimmigkeiten sind möglichst aufzuklären.
                  

               

               
                     § 4
Belege
                     

                  

                  Die Einnahmen und Ausgaben sind soweit als möglich zu belegen. Bei Spenden ist auf Wunsch eine Zuwendungsbestätigung nach
                     amtlich vorgeschriebenem Muster auszustellen. Ein Doppel der Zuwendungsbestätigung ist aufzubewahren. Bei der Ausstellung
                     der Zuwendungsbestätigungen sind die jeweils geltenden steuerrechtlichen Vorschriften anzuwenden. Über die ausgestellten Zuwendungsbestätigungen
                     ist ein Verzeichnis zu führen. Die Belege sind in der Reihenfolge des Eintrags in das Kassen-(Zeit-)buch zu sammeln. Bücher
                     und Belege sind jahrgangsweise geordnet mindestens zehn Jahre aufzubewahren.
                  

               

               
                     § 5
Barkasse und Girokonto
                     

                  

                  Zur Erleichterung des Zahlungsverkehrs und zur Sicherheit sollte für die Pfarramtskasse ein Girokonto auf den Namen des Pfarramts
                     bei einem Geldinstitut eingerichtet werden. Der Barbestand ist unter Verschluss aufzubewahren.
                  

               

               
                     § 6
Keine Vermögensansammlung
                     

                  

                  Die Pfarramtskasse darf kein Vermögen ansammeln. Die Mittel dürfen nur auf einem Girokonto und als Barkasse geführt werden.
                     Übersteigt der Bestand der Pfarramtskasse (bar und auf Konto) nicht nur vorübergehend den Betrag von 1.000 Euro, so ist der
                     Mehrbetrag an die Kirchenpflege oder im Fall einer Übertragung von Kassengeschäften gemäß § 41 Absatz 4 Satz 3 Nummer 4 Kirchengemeindeordnung5 an die Regionalverwaltung abzuführen und dort bestimmungsgemäß treuhänderisch zu verwalten. Das Verfügungsrecht der Pfarrstelleninhaberin
                     oder des Pfarrstelleninhabers wird dadurch nicht berührt.
                  

               

               
                     § 7
Wechsel der Verwalterin oder des Verwalters
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Beim Wechsel der Verwalterin oder des Verwalters der Pfarramtskasse ist das Kassen-(Zeit-)buch abzuschließen und ein Kassensturz
                     durchzuführen. Die Niederschrift über den Kassensturz ist von der bisherigen Kassenverwalterin oder von dem bisherigen Kassenverwalter
                     und von der Übernehmerin oder von dem Übernehmer zu unterzeichnen. Ein Kassenfehlbetrag ist zu ersetzen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Kasse mit Kassen-(Zeit-)buch und Belegen ist der neuen Stelleninhaberin oder dem neuen Stelleninhaber bzw. der Stellvertreterin
                     oder dem Stellvertreter im Pfarramt zu übergeben.
                  

               

               
                     § 8
Prüfung
                     

                  

                  Die Visitatorin oder der Visitator prüft anlässlich der Haupt- und Zwischenvisitation die Pfarramtskasse. Gleiches gilt, wenn
                     Zweifel an der ordnungsgemäßen Führung der Pfarramtskasse auftreten (vgl. auch Nr. 20 der Ausführungsbestimmungen zur Visitationsordnung)6. Die Prüfung beschränkt sich auf die ordnungsgemäße Verwaltung. Über die Prüfung wird ein Bericht nach amtlichem Muster erstellt.
                     Das Ergebnis der Prüfung ist im Visitationsbescheid festzuhalten.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Jetzt § 88 HHO (Nr. 850 dieser Sammlung).
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 1 dieser Sammlung.
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Abgedruckt unte Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung.
            

         

      

      4
            Red. Anm.: Abgedruckt unte Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung.
            

         

      

      5
            Red. Anm.: Abgedruckt unte Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung.
            

         

      

      6
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 91 in dieser Sammlung.
            

         

      

   
      

      
         540. Verordnung des Oberkirchenrats über Urlaub, Dienstbefreiung und Stellvertretung der Pfarrer 
(Urlaubs- und Stellvertretungsverordnung)
         

      

      
         Vom 21. Februar 1978

      

      
         (Abl. 48 S. 74) in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. August 1993 (Abl. 55 S. 645), geändert durch Verordnung vom 16. Februar
            1995 (Abl. 56 S. 336), vom 25. Februar 1997 (Abl. 57 S. 230), vom 2. Mai 2000 (Abl. 59 S. 79, 81), vom 8. September 2009 (Abl. 63 S. 551), vom 22. September 2012 (Abl. 65 S. 257), vom 28. Oktober 2014 (Abl. 66 S. 278), vom 28. Juni 2016 (Abl. 67 S. 122), vom 17. April 2018 (Abl. 68 S. 56), vom 16. Oktober 2018 (Abl. 68 S. 313), vom 16. Juli 2019 (Abl. 68 S. 485), vom 23. Februar 2021 (Abl. 69 S. 3781), vom 3. September 2024 (Abl. 71 Nr. 92) und vom 12. August 2025 (Abl. 71 Nr. 171) und durch Kirchl. Verordnung vom 15. September 2025 (Abl. 71 Nr. 183)
         

      

      Aufgrund § 25 der Kirchenverfassung2 und § 75 des Pfarrergesetzes3 wird in Ausführung der §§ 17, 18, 28, 32, 33, 39 und 63 des Pfarrergesetzes4 folgendes verordnet:
      

      
            Erster Abschnitt: Erreichbarkeit 
(zu §§ 13 Absatz 1 und § 7 Absatz 2 Württembergisches Pfarrergesetz5)
            

         

         
            	
               Grundsatz der Erreichbarkeit
                  
                     	1.1

                     	
                        Die Verpflichtung, für den Dienstbereich in angemessener Frist erreichbar zu sein, gilt für folgende Pfarrer:

                        Gemeindepfarrer,
hauptamtliche Krankenhauspfarrer,
hauptamtliche Pfarrer in Alten- und Altenpflegeheimen,
hauptamtliche Bezirksjugendpfarrer,
hauptamtliche Studentenpfarrer,
Direktoren der Akademie Bad Boll,
theologischer Leiter der Evang. Tagungsstätte Löwenstein,
Ephorus oder Direktor am Evang. Stift, soweit der Ephorus nicht in der Dienstwohnung wohnt,
Repetenten an den Evang.-theol. Seminaren.
                        

                        Gemeindepfarrer im Sinne dieser Bestimmung sind ständige und unständige Pfarrer, deren Dienstauftrag überwiegend in der Wahrnehmung
                           des Pfarrdienstes in einer oder mehreren Kirchengemeinden besteht.
                        

                     

                     	1.2

                     	
                        Ist ein zur Erreichbarkeit verpflichteter Pfarrer nicht in seinem Dienstbereich anzutreffen, so soll dafür gesorgt sein, daß
                           er zur Wahrnehmung dringender seelsorgerlicher Verpflichtungen herbeigerufen werden kann. Mindestens soll ein Besucher oder
                           Anrufer erfahren können, wie der Pfarrer erreichbar ist und wer ihn vertritt.
                        

                     

                     	1.3

                     	
                        Um sicherzustellen, daß Pfarrämter in dringenden Fällen in angemessener Zeit erreichbar sind, sollen in den Kirchenbezirken
                           Wochenend- und Feiertagsbereitschaftsdienste festgelegt werden.
                        

                     

                     	1.4

                     	
                        Nummer 1.2 gilt nicht in den nachfolgend geregelten Fällen der Abwesenheit oder dienstlichen Verhinderung (Urlaub, dienstliche
                           Abwesenheit, Dienstbefreiung und Dienstverhinderung bei Krankheit). In allen diesen Fällen muß für Vertretung gesorgt sein.
                        

                     

                  

               

            

         

      

      
            Zweiter Abschnitt: Urlaub 
(zu § 53 Pfarrdienstgesetz der EKD, § 17 Württembergisches Pfarrergesetz6)
            

         

         
            	2.

            	
               Erholungsurlaub
                  
                     	2.1

                     	
                        Für Pfarrerinnen und Pfarrer wird bei der Urlaubsberechnung, soweit im Folgenden nichts Abweichendes geregelt ist, unabhängig
                           vom Dienstumfang eine Sieben-Tage-Woche zugrunde gelegt. Der Jahresurlaub beträgt in diesem Fall 46 Kalendertage. Pfarrerinnen
                           und Pfarrer, deren Dienst in der Regel auf bis zu fünf Tage in der Kalenderwoche (Arbeitstage) verteilt ist, und die damit
                           eine Dienstzeit haben, die der einer Kirchenbeamtin oder eines Kirchenbeamten in entsprechender Stellung vergleichbar ist,
                           erhalten Erholungsurlaub entsprechend den für Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten geltenden Bestimmungen. Ändert sich die
                           Anzahl der Tage des in der Regel in der Kalenderwoche zu leistenden Dienstes während des Kalenderjahres, wird anlässlich der
                           Änderung für jeden dadurch begründeten Zeitabschnitt der Anteil am Jahresurlaub anhand der Arbeitstage im Zeitabschnitt ermittelt.
                           Der Jahresurlaub ergibt sich in diesen Fällen aus der Addition der jeweiligen Urlaubsanteile aus den Zeitabschnitten. Danach
                           verbleibende Bruchteile von Urlaubstagen und von Urlaubstagen nach Nummer 2.4 Satz 3 werden zusammengerechnet und einmal im
                           Jahr auf einen vollen Urlaubstag aufgerundet.
                        

                     

                     	2.2

                     	
                        Pfarrerinnen und Pfarrer nach Nummer 2.1 Satz 1 mit einem Grad der Behinderung von mindestens 50 v.H. (Schwerbehinderung)
                           erhalten nach dem für alle geltenden staatlichen Recht einen Zusatzurlaub von sieben Kalendertagen. Einen Zusatzurlaub von
                           vier Kalendertagen erhalten Pfarrerinnen und Pfarrer nach Nummer 2.1 Satz 1, 
                        

                        
                           
                              	
                                  deren Grad der Behinderung weniger als 50, aber mindestens 30 oder 

                              

                              	
                                  deren Grad der Schädigungsfolgen weniger als 50, aber mindestens 25 

                              

                           

                        

                        beträgt. 

                        Der Grad der Behinderung oder der Grad der Schädigungsfolgen ist nachzuweisen, im Zweifelsfall auf Verlangen durch ein ärztliches
                           Zeugnis. 
                        

                        Pfarrerinnen und Pfarrer mit einer Schwerbehinderung nach Nummer 2.1 Satz 3 erhalten Zusatzurlaub entsprechend den für die Kirchenbeamten geltenden Bestimmungen. 

                        Wird der Grad der Behinderung rückwirkend festgestellt, finden für die Übertragbarkeit des Zusatzurlaubs in das nächste Kalenderjahr
                           die allgemeinen urlaubsrechtlichen Regelungen Anwendung. Dies gilt für den Zusatzurlaub auch im Übrigen, soweit sich aus den
                           Regelungen des Neunten Buches Sozialgesetzbuch nichts anderes ergibt.
                        

                     

                     	2.3

                     	
                        
                           
                              	
                                 Aus dem Dienstverhältnis ausgeschiedenen Pfarrerinnen und Pfarrern sind von Amts wegen nicht verfallene Tage an Jahresurlaub
                                    nach Maßgabe von Satz 2 zu vergüten, die sie wegen Dienstunfähigkeit infolge Krankheit bis zur Beendigung des Dienstverhältnisses
                                    bzw. bis zum Eintritt in den Ruhestand tatsächlich nicht nehmen konnten. Zu vergüten sind danach im Kalenderjahr 28 Urlaubstage
                                    vermindert um die im jeweiligen Kalenderjahr genommenen und aus demselben Kalenderjahr oder aus einem vorangegangenen Kalenderjahr
                                    stammenden Tage an Jahresurlaub. Bei einer Änderung der Anzahl der in der Regel in der Kalenderwoche zu leistenden Arbeitstage
                                    während des Kalenderjahres, erhöhen oder vermindern sich die nach Satz 2 zu vergütenden Urlaubstage entsprechend anteilig
                                    für jeden dadurch begründeten Zeitabschnitt. Nummer 2.1 Satz 4 und 5 gelten entsprechend.
                                 

                              

                              	
                                 Ein Urlaubstag wird mit einem Dreizehntel der Summe der Bezüge für die letzten drei Monate vor der Beendigung des Dienstverhältnisses
                                    vergütet, geteilt durch die Anzahl der Kalendertage in der Kalenderwoche. Geht ein zu vergütender Urlaubstag auf den anteiligen
                                    Urlaubsanspruch aus einem Zeitabschnitt zurück, in dem bis zur Änderung des Dienstumfangs höhere Bezüge gezahlt wurden, tritt
                                    dieser Zeitpunkt an die Stelle der Beendigung des Dienstverhältnisses.
                                 

                              

                              	
                                 Der Vergütungsanspruch entsteht mit dem Ablauf des Tages, an dem die Pfarrerin oder der Pfarrer aus dem Dienstverhältnis ausscheidet
                                    oder in den Ruhestand tritt. Im Hinblick auf die Verjährung gilt § 6 LBesGBW entsprechend.
                                 

                              

                              	
                                 Pfarrerinnen und Pfarrer sind von Amts wegen diejenigen Tage an Jahresurlaub zusätzlich zu vergüten, die in einem Zeitabschnitt
                                    nach einer Reduzierung des Dienstauftrages genommen werden, aber noch aus dem Zeitabschnitt vor der Reduzierung stammen. Zusätzlich
                                    zu vergüten sind für ein Kalenderjahr höchstens 28 Urlaubstage; hiervon sind die vor der Reduzierung des Dienstauftrags im
                                    Kalenderjahr tatsächlich genommenen Erholungsurlaubstage, die aus demselben Kalenderjahr stammen, in Abzug zu bringen. Gleiches
                                    gilt für die tatsächlich genommenen Erholungsurlaubstage, die aus einem vorausgegangenen Kalenderjahr stammen und über 28
                                    Urlaubstage hinausgehen. Nr. 2.4 gilt für die Berechnung der höchstens zusätzlich zu vergütenden Urlaubstage entsprechend.
                                 

                              

                              	
                                 Bei einer Reduzierung der Anzahl der in der Kalenderwoche regelmäßig zu leistenden Arbeitstage im jeweiligen Kalenderjahr
                                    vermindert sich die Anzahl der höchstens zusätzlich zu vergütenden Urlaubstage nach Buchstabe d) Satz 2 für jeden zusätzlichen
                                    arbeitsfreien Tag um vier Tage. Bei einem Wechsel der in der Kalenderwoche gemäß Nummer 2.1 Satz 1 oder Satz 3 zu leistenden
                                    Arbeitstage während des Kalenderjahres erhöht oder vermindert sich die Anzahl der höchstens zu vergütenden Urlaubstage entsprechend
                                    anteilig nach den Zeitabschnitten mit der gleichen Anzahl an Regelarbeitstagen in der Kalenderwoche.
                                 

                              

                              	
                                 Die sich aus den Buchstaben d) und e) ergebende Anzahl der höchstens zusätzlich zu vergütenden Urlaubstage ist anteilig auf
                                    jeden Zeitabschnitt mit einer unterschiedlichen dienstlichen Inanspruchnahme zu verteilen. Zur Ermittlung der durchschnittlichen
                                    laufenden Monatsbezüge der Monate des Zeitabschnitts, aus dem der Urlaubsanspruch stammt, werden die Zeitabschnitte in zeitlich
                                    aufsteigender Reihenfolge herangezogen.
                                 

                              

                              	
                                 Die zusätzliche Vergütung für einen Urlaubstag beträgt:

                                 
                                    
                                       	
                                          drei Dreizehntel der Bezüge für einen Monat, die sich aus den durchschnittlichen laufenden Monatsbezügen der Monate des Zeitabschnitts
                                             errechnen, aus dem der Urlaubsanspruch stammt,
                                          

                                       

                                       	
                                          geteilt durch die Anzahl der Kalenderoder Arbeitstage in der Kalenderwoche nach Nummer 2.1 Satz 1 oder 3 im Zeitabschnitt,
                                             aus dem der Urlaubsanspruch stammt,
                                          

                                       

                                       	
                                          multipliziert mit dem auf zwei Nachkommastellen gerundeten Prozentsatz der Reduzierung des Dienstauftrages. 

                                       

                                    

                                 

                                 Laufende Monatsbezüge sind Bezüge nach §§ 2, 9 Absatz 2 Pfarrbesoldungsgesetz7, die in festen Monatsbeträgen gezahlt werden. § 7 Satz 2 Pfarrbesoldungsgesetz8 ist nicht anzuwenden. Die Berechnung erfolgt im Wege kaufmännischer Rundung auf zwei Nachkommastellen.
                                 

                                 Der Anspruch auf zusätzliche Vergütung entsteht mit Ablauf des Tages, an dem die Pfarrerin oder der Pfarrer Jahresurlaub nach
                                    Buchstabe d) tatsächlich genommen hat und wird frühestens mit Ablauf des 31. Mai des auf das jeweilige Urlaubsjahr folgenden
                                    Kalenderjahres fällig. § 6 LBesGBW gilt entsprechend.
                                 

                              

                           

                        

                     

                     	2.4

                     	
                        Beginnt oder endet das aktive Dienstverhältnis im Laufe des Kalenderjahres, so steht der Pfarrerin oder dem Pfarrer für jeden
                           angebrochenen oder vollen Kalendermonat des Dienstes ein Zwölftel des jährlichen Erholungsurlaubes zu. 
                        

                        Der Erholungsurlaub wird für jeden vollen Kalendermonat einer Unterbrechung des Dienstes während des Kalenderjahres durch

                        
                           
                              	
                                 Einbringung eines Freistellungsanspruch aus einer Sabbatzeit (§ 26 Württ.PfG9),
                                 

                              

                              	
                                 Sonderurlaub nach § 53 Abs. 2 PfDG.EKD10 ohne Fortzahlung der Bezüge oder unter Belassung der Bezüge über einen Monat Dauer,
                                 

                              

                              	
                                 eine Beurlaubung ohne Bezüge nach §§ 69 oder 71 PfDG.EKD11 oder
                                 

                              

                              	
                                 Elternzeit ohne Bezüge 

                              

                           

                        

                        um ein Zwölftel gekürzt. Danach verbleibende Bruchteile von Urlaubstagen und von Urlaubstagen nach Nummer 2.1 Satz 6 werden
                           zusammengerechnet und einmal im Jahr auf einen vollen Urlaubstag aufgerundet.
                        

                     

                  

               

            

            	3.

            	
               Tagungsurlaub
Ohne Anrechnung auf den Erholungsurlaub erhalten die Pfarrer in jedem Kalenderjahr bis zu zehn Kalendertage Tagungsurlaub
                  für Kurse, Tagungen, andere dienstlich nicht angeordnete Fortbildungsveranstaltungen (Nummer 11.2) und ähnliche Veranstaltungen,
                  bei denen erwartet werden kann, daß die Teilnahme für den Dienst des Pfarrers förderlich ist.
               

            

            	4.

            	
               Anrechnung
Ist für das laufende Urlaubsjahr in einem anderen kirchlichen oder sonstigen öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis Urlaub
                  gewährt worden, so wird dieser auf den nach dieser Verordnung zu gewährenden Erholungs- und Tagungsurlaub angerechnet.
               

            

            	5.

            	
               (aufgehoben)

            

            	6.

            	
               Schulferien
Der Erholungsurlaub von Pfarrern, die Religionsunterricht an den Schulen halten, soll möglichst in die Zeit der Schulferien
                  gelegt werden.
               

            

            	7.

            	
               Erlöschen des Urlaubsanspruchs
                  
                     	7.1

                     	
                        Der Erholungsurlaub soll grundsätzlich in dem Kalenderjahr, in dem der Anspruch entsteht, genommen werden. Noch nicht genommener
                           Erholungsurlaub aus mehreren Kalenderjahren wird in zeitlich aufsteigender Reihenfolge des Entstehens des Anspruchs verbraucht.
                           Errechnet sich ein Urlaubsanspruch aus Zeitabschnitten mit unterschiedlicher Anzahl an in der Regel in der Kalenderwoche zu
                           leistenden Arbeitstagen oder ist der Urlaubsanspruch in einem Zeitabschnitt mit einer höheren Dienstumfang entstanden, gilt
                           Satz 1 mit der Maßgabe, dass anstelle des Kalenderjahres der jeweilige Zeitabschnitt tritt.
                        

                     

                     	7.2

                     	
                        Der Anspruch auf Erholungsurlaub verfällt zum 30. September des nächsten Jahres, wenn er bis zu diesem Zeitpunkt hätte genommen
                           werden können; war dies bis zu diesem Zeitpunkt tatsächlich nicht möglich, verfällt er zum 31. März des übernächsten Jahres. Er verfällt nicht, solange es unterlassen wurde, die Pfarrerin oder den Pfarrer tatsächlich in die
                           Lage zu versetzen, Erholungsurlaub in Anspruch zu nehmen; dies gilt insbesondere, wenn keine Aufklärung über den bestehenden
                           Urlaubsanspruch und den Verfall desselben bei Nichtinanspruchnahme sowie die Aufforderung, den Erholungsurlaub zu nehmen,
                           erfolgt. Für Erholungsurlaub, der nach Satz 2 nicht verfallen ist, gelten die Sätze 1 und 2 entsprechend.
                        

                     

                     	7.3

                     	
                        Erholungsurlaub, der vor Beginn der Beschäftigungsverbote oder der Elternzeit ohne Bezüge nicht genommen wurde, kann nach
                           Ablauf der Beschäftigungsverbote oder nach Ende der Elternzeit ohne Bezüge im laufenden oder nächsten Kalenderjahr genommen
                           werden. Nummer 7.2 Satz 2 gilt entsprechend.
                        

                     

                     	7.4

                     	
                        Der Anspruch auf Tagungsurlaub erlischt, wenn er nicht im Urlaubsjahr angetreten wird.

                     

                  

               

            

            	8.

            	
               Genehmigung des Urlaubs, Urlaubsvertretung
                  
                     	8.1

                     	
                        Jeder Urlaub bedarf der Genehmigung. Er darf vor Erteilung der Genehmigung nicht angetreten werden.

                     

                     	8.2

                     	
                        Zuständig für die Genehmigung ist die unmittelbar dienstvorgesetzte Stelle. Dies ist für Gemeinde- und Bezirkspfarrer das
                           Dekanatamt. Sonderurlaub bedarf in jedem Fall der Genehmigung des Oberkirchenrats.
                        

                     

                     	8.3

                     	
                        Nicht rechtzeitig angemeldete Urlaubswünsche stehen hinsichtlich des Anspruchs auf Vertretungsregelung durch das Dekanatamt
                           (Nummer 8.8) den rechtzeitig gemeldeten nach.
                        

                     

                     	8.4

                     	
                        Das Dekanatamt stellt in der Regel zum Jahresbeginn für seinen Bezirk einen Urlaubsplan auf.

                     

                     	8.5

                     	
                        Urlaubsgesuche sind unter Angabe der Urlaubsanschrift und der gewünschten Urlaubszeit in der Regel mindestens zwei Wochen
                           vor dem beabsichtigten Urlaubsantritt der zuständigen Stelle vorzulegen. Bei Tagungs- und Sonderurlaub ist auch der Urlaubszweck
                           anzugeben. Dem Urlaubsgesuch ist ein Vorschlag des Pfarrers zur Regelung der Stellvertretung beizufügen (vgl. im übrigen Nummer 16).
                        

                     

                     	8.6

                     	
                        Der Urlaub kann nur genehmigt werden, wenn die Stellvertretung geregelt ist und keine besonderen dienstlichen Gründe entgegenstehen.
                           Er gilt als genehmigt, wenn ein Urlaubsgesuch innerhalb zwei Wochen weder schriftlich noch mündlich abgelehnt worden ist.
                        

                     

                     	8.7

                     	
                        Die Urlaubsgenehmigung kann widerrufen werden, wenn zwingende dienstliche Gründe dies erfordern. Entstehen dem Pfarrer infolge
                           des Widerrufs besondere Kosten, so werden diese von der Landeskirche erstattet.
                        

                     

                     	8.8

                     	
                        In der Regel vertreten sich die Pfarrer gegenseitig. Für die Sicherung der Stellvertretung infolge einer plötzlich auftretenden
                           Notlage ist das Dekanatamt zuständig. Das gleiche gilt, wenn die Stellvertretung infolge einer plötzlich auftretenden Notlage
                           erforderlich wird und der Antragsteller darlegt, daß er die Notlage nicht zu vertreten hat.
                        

                     

                     	8.9

                     	
                        Vertretungen im Religionsunterricht durch zusätzliche Vertretungskräfte werden nur angeordnet, wenn mehr als vier Unterrichtsstunden
                           hintereinander ausfallen würden.
                        

                     

                  

               

            

            	9.

            	
               Krankheit während des Erholungsurlaubs
Wird ein Pfarrer während seines Erholungsurlaubs durch Krankheit dienstunfähig und zeigt er dies unverzüglich an, so wird
                  ihm die Zeit der Dienstunfähigkeit nicht auf den Erholungsurlaubsanspruch angerechnet. Hierauf beruhender nachträglicher Erholungsurlaub
                  bedarf der erneuten Genehmigung. Die Dienstunfähigkeit ist durch ein ärztliches, auf Verlangen des Oberkirchenrats durch ein
                  fachärztliches Zeugnis nachzuweisen.
               

            

         

      

      
            Dritter Abschnitt: Dienstbefreiung, dienstliche Abwesenheit und dienstfreier Tag 
(zu §§ 52 und 53 Pfarrdienstgesetz der EKD, §§ 13 Absatz 1 und 7 Absatz 2 Württembergisches Pfarrergesetz)12

         

         
            	10.

            	
               Dienstbefreiung
                  
                     	10.1

                     	
                        Dienstbefreiung ist zu gewähren
                           
                              	
                                 zur Ausübung ehrenamtlicher Tätigkeiten im öffentlichen Leben und in berufsständischen Vereinigungen, soweit hierfür Dienstbefreiung
                                    erforderlich ist;
                                 

                              

                              	
                                 zur Teilnahme an und zur Vorbereitung auf eine theologische Dienstprüfung.

                              

                           

                        

                     

                     	10.2

                     	
                        Die Gewährung von Dienstbefreiung zur Prüfungsvorbereitung (Nummer 10. 1 Buchstabe b) setzt voraus, daß der Antragsteller zur Prüfung zugelassen ist. Die Dienstbefreiung zur Prüfungsvorbereitung
                           beträgt höchstens eine Woche, zuzüglich zweier Tage zum Abschluss der praktisch-theologischen Hausarbeit und zwar am Montag
                           und Dienstag derjenigen Woche, in der die Auswertungstage des Ausbildungsabschnittes gemäß § 10 Studienordnung13 liegen, sowie eines weiteren Tages am Tag der letzten mündlichen Prüfung.14 Für die Anstellungsprüfung (PO III15) beträgt die Dienstbefreiung zur Prüfungsvorbereitung höchstens vier Wochen. Die Dienstbefreiung für die Teilnahme an der
                           Prüfung umfaßt eine Woche einschließlich des vorangehenden und des nachfolgenden Sonntags.
                        

                     

                     	10.3

                     	
                        Bei einem dringenden persönlichen oder familiären Anlaß soll Dienstbefreiung gewährt werden. Zur Beaufsichtigung, Betreuung
                           oder Pflege eines erkrankten Kindes, welches das 12. Lebensjahr noch nicht vollendet hat oder behindert und auf Hilfe angewiesen
                           ist, ist für die notwendige Dauer der Abwesenheit Dienstbefreiung zu gewähren. Der Anspruch besteht längstens für 14 Tage im Kalenderjahr für jedes Kind, jedoch für nicht
                           mehr als 35 Tage im Kalenderjahr. Für alleinerziehende Pfarrerinnen und Pfarrer besteht der Anspruch längstens für 28 Tage
                           im Kalenderjahr für jedes Kind, jedoch für nicht mehr als 70 Tage im Kalenderjahr. Pfarrerinnen und Pfarrer, deren Dienst
                           in der Regel auf bis zu fünf Tage in der Kalenderwoche (Arbeitstage) verteilt ist, und die damit eine Dienstzeit haben, die
                           der einer Kirchenbeamtin oder eines Kirchenbeamten in entsprechender Stellung vergleichbar ist, erhalten Dienstbefreiung entsprechend den für Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten geltenden Bestimmungen, jedoch unter Fortzahlung der Dienstbezüge. Die Beaufsichtigungs-, Betreuungs- oder Pflegebedürftigkeit des Kindes ist auf Verlangen
                           durch ein ärztliches Zeugnis nachzuweisen; ein ärztliches Zeugnis ist stets vorzulegen, wenn die Dauer der Krankheit voraussichtlich eine Woche übersteigen wird, es sei denn, dass auf die
                           Vorlage des ärztlichen Zeugnisses ausnahmsweise verzichtet wird.
                        

                     

                     	10.4

                     	
                        Die Bestimmungen der Nummer 8 gelten entsprechend. Für die Regelung der Stellvertretung vgl. Nummern 1.3, 16 und 17. Im Falle
                           einer Dienstbefreiung wegen der  Erkrankung eines Kindes nach Nummer 10.3 Sätze 2 bis 5 sind Nummer 8, 16.7 und 16.8 nicht
                           anzuwenden.
                        

                     

                  

               

            

            	11.

            	
               Dienstliche Abwesenheit
                  
                     	11.1

                     	
                        Der Dienstbefreiung bedarf es nicht, wenn die Abwesenheit des Pfarrers aus dienstlichen Gründen erforderlich ist (dienstliche
                           Abwesenheit).
                        

                     

                     	11.2

                     	
                        Dienstliche Abwesenheit ist anzunehmen insbesondere bei
                           
                              	
                                 Wahrnehmung von Bezirksämtern, auswärtigen Unterrichtsaufträgen u. ä.,

                              

                              	
                                 Leitung von Freizeiten und Fahrten mit Jugend- oder sonstigen Gemeindegruppen des Dienstbereichs des Pfarrers,

                              

                              	
                                 Teilnahme an vom Oberkirchenrat angeordneten Veranstaltungen zur theologischen und praktischen Aus- und Fortbildung. Hierzu
                                    gehören:
Landeskirchliche Vikarkurse
Kurse für den pfarramtlichen Hilfsdienst
Lehrgänge des Pastoralkollegs
Pfarrkonvent
Veranstaltungen der kirchl.-theologischen Arbeitsgemeinschaften.
                                 

                              

                              	
                                 Erfüllung der Aufgaben eines Mitglieds der Landessynode und der Synode der Evang. Kirche in Deutschland,

                              

                              	
                                 Erfüllung der Aufgaben eines Mitglieds der Pfarrervertretung,

                              

                              	
                                 Teilnahme an landeskirchlichen Prüfungen als Prüfer,

                              

                              	
                                 Teilnahme an Sitzungen von kommunalen oder anderen öffentlichen Gremien, bei denen nach der einschlägigen Ordnung ein Vertreter
                                    der Kirche teilnahmeberechtigt ist.
                                 

                              

                           

                        

                     

                     	11.3

                     	
                        Eine Abwesenheit nach Nummer 11.2 Buchstabe a-g ist dem nächsten Dienstvorgesetzten mitzuteilen. Überschreitet die Abwesenheit
                           für Freizeiten und Fahrten (Buchstabe b) vierzehn Tage im Jahr, so ist die Genehmigung des Oberkirchenrats erforderlich. Sie
                           kann bei Pfarrern mit besonderen Dienstaufträgen generell erteilt werden.
                        

                     

                     	11.4

                     	
                        Freizeiten und Fahrten mit Gruppen, die nicht zum Dienstbereich des Pfarrers gehören, und andere Dienste außerhalb des Dienstbereichs
                           können vom Dekanatamt bis zur Gesamtdauer von sieben Tagen im Jahr als Dienst anerkannt werden.
                        

                     

                     	11.5

                     	
                        Die Übernahme von Diensten in der Urlauber- oder Kurseelsorge und anderen vergleichbaren Diensten bedarf der Genehmigung des
                           Oberkirchenrats. Der Oberkirchenrat bestimmt im Einzelfall, ob und inwieweit die Zeit der Abwesenheit als Dienst anerkannt
                           wird.
                        

                     

                     	11.6

                     	
                        Die dienstliche Abwesenheit des Pfarrers wegen der Veranstaltung von Freizeiten u. ä. (Nummer 11.2 Buchstabe b und Nummer 11.4), wegen der Teilnahme an angeordneten Fortbildungsveranstaltungen (Nummer
                           11.2 Buchstabe c) und wegen der Übernahme von Diensten in der Urlauber- oder Kurseelsorge (Nummer 11.5) ist auf den Tagungsurlaub
                           (Nummer 3) anzurechnen, soweit sie insgesamt vierzehn Tage übersteigt. Über die in Nummer 11.2 Buchstabe c) Satz 2 genannten
                           Fortbildungsveranstaltungen hinaus dienstlich angeordneten Fortbildungen werden vollumfänglich auf den Tagungsurlaub angerechnet.
                        

                     

                     	11.7

                     	
                        Für die Regelung der Stellvertretung vgl. Nummern 1.3, 16 und 17.

                     

                  

               

            

            	12.

            	
               Dienstfreier Tag
                  
                     	12.1

                     	
                        Ein Gemeindepfarrer mit regelmäßigem sonntäglichen Predigtdienst ist berechtigt, jeden vierten Sonntag von dienstlichen Verpflichtungen
                           freizuhalten. Hat er mindestens einen Hauptgottesdienst oder eine vergleichbare dienstliche Verpflichtung am Sonntag oder
                           an einem kirchlichen Feiertag zu halten, so ist er berechtigt, einen Tag der darauffolgenden Woche von dienstlichen Verpflichtungen
                           freizuhalten. Die Verpflichtung zur Erreichbarkeit in angemessener Frist bleibt bestehen. Das Dekanatamt kann auch von dieser
                           Verpflichtung befreien, wenn ein Abwesenheitsbereitschaftsdienst besteht. In diesem Falle ist dem Dekanatamt das Verlassen
                           des Dienstbereichs unter Angabe der Stunde anzuzeigen. Die Dauer des dienstfreien Tages beträgt 24 Stunden, gerechnet vom
                           Verlassen des Dienstbereichs an.
                        

                     

                     	12.2

                     	
                        Kann der dienstfreie Tag oder der dienstfreie Sonntag in einer Woche nicht genommen werden, so kann er nur in der darauffolgenden
                           Woche nachgeholt werden, auch vor oder nach einem anderen dienstfreien Tag oder Erholungsurlaubstag. Im Anschluß an die Weihnachtsfeiertage
                           und an die Oster- oder Pfingstfeiertage können bis zu drei dienstfreie Tage zusammenhängend genommen werden, jedoch nur innerhalb des Monats, in den der erste der Feiertage fällt, oder des folgenden Monats.
                        

                     

                     	12.3

                     	
                        Tage, an denen Pfarrkonferenzen, Pfarrkonvente oder andere dienstlich angeordnete Veranstaltungen stattfinden, können nicht
                           als dienstfreie Tage genommen werden. Gleiches gilt für Tage, an denen wichtige Dienstaufgaben persönlich zu erledigen sind.
                           Insbesondere dürfen Religions- oder Konfirmandenunterricht nicht ausfallen.
                        

                     

                     	12.4

                     	
                        Für Pfarrer, deren Tätigkeit überwiegend einem besonderen Arbeitsbereich gilt und sich wie bei Gemeindepfarrern in der Regel
                           über die ganze Woche erstreckt, gelten die Nummern 12.1 bis 12.3 sinngemäß.
                        

                     

                  

               

            

         

      

      
            Vierter Abschnitt: Dienstverhinderung bei Krankheit 
(zu § 14 Württembergisches Pfarrergesetz)16

         

         
            	13.

            	
               Krankheit
                  
                     	13.1

                     	
                        Kann ein Pfarrer wegen Krankheit seinen Dienst nicht ausüben, so ist dies unter Angabe der voraussichtlichen Dauer der Erkrankung
                           der unmittelbar dienstvorgesetzten Stelle mitzuteilen.
                        

                     

                     	13.2

                     	
                        Dauert die Erkrankung länger als eine Woche, so ist ein ärztliches Zeugnis vorzulegen. Ist die Wiederherstellung der Dienstfähigkeit
                           in absehbarer Zeit fraglich, so teilt das Dekanatamt dies dem Oberkirchenrat mit.
                        

                     

                     	13.3

                     	
                        Macht die Erkrankung eine Krankenhausbehandlung von länger als einer Woche erforderlich, so teilt das Dekanatamt dies dem
                           Oberkirchenrat mit. Die voraussichtliche Dauer der Behandlung ist anzugeben. Dem Bericht ist eine ärztliche Äußerung beizufügen.
                        

                     

                  

               

            

            	14.

            	
               Heilkur und Genesungsurlaub
                  
                     	14.1

                     	
                        Die Zeit der Abwesenheit für eine Heilkur, deren Notwendigkeit durch ein ärztliches Zeugnis nachgewiesen oder die von der
                           Versorgungsbehörde verordnet ist, wird nicht auf den Erholungsurlaub angerechnet. Auf Verlangen ist eine ärztliche Äußerung
                           eines vom Oberkirchenrat zu bestimmenden Arztes vorzulegen.
                        

                     

                     	14.2

                     	
                        Auf ärztliche Empfehlung kann nach überstandener Krankheit vom Oberkirchenrat Sonderurlaub zum Zwecke der vollständigen Erholung
                           (Genesungsurlaub) gewährt werden. Der Genesungsurlaub kann ganz oder teilweise auf den Erholungsurlaub angerechnet werden.
                        

                     

                  

               

            

            	15.

            	
               Krankheitsvertretung
Für die Regelung der Stellvertretung in den Fällen der Nummern 13 und 14 vgl. die Nummern 1.3, 16 und 17. Im Fall der Krankheit
                  ist Nummer 16.7 nur anzuwenden, wenn der Pfarrer zu den entsprechenden Bemühungen in der Lage ist und ihm diese zugemutet
                  werden können.
               

            

         

      

      
            Fünfter Abschnitt: Stellvertretung 
(zu § 9 Absatz 2 Satz 4 Württembergisches Pfarrergesetz17)
            

         

         
            	16.

            	
               Regelung der Stellvertretung
                  
                     	16.1

                     	
                        Die Regelung der Stellvertretung obliegt der unmittelbar dienstvorgesetzten Stelle. Bei den Inhabern von Gemeinde- und Bezirkspfarrämtern
                           ist dies das Dekanatamt. Innerhalb des Dekanatamts ist bei Pfarrern, die Religionsunterricht zu halten haben, jeweils der
                           Schuldekan zu beteiligen. Die Regelung erfolgt auf Vorschlag oder nach Anhörung des Vertretenen.
                        

                     

                     	16.2

                     	
                        Für jedes Pfarramt ist ein Pfarrer zum ordentlichen Stellvertreter zu bestimmen, der bei Verhinderung oder Ausscheiden des
                           Amtsinhabers die pfarramtlichen Pflichten und Rechte allgemein wahrnimmt. Bei Gemeindepfarrämtern ist der Kirchengemeinderat
                           zu hören.
                        

                     

                     	16.3

                     	
                        Die Regelung der ordentlichen Stellvertretung im Dekanatamt erfolgt auf Vorschlag des Dekans nach Anhörung des Kirchenbezirksausschusses
                           durch den Oberkirchenrat; dabei kann die ordentliche Stellvertretung im Pfarramt und im Dekanatamt geteilt werden.
                        

                     

                     	16.4

                     	
                        Alle Pfarrer sind verpflichtet, Vertretungsdienste zu übernehmen. Bei Pfarrern mit eingeschränktem Dienstauftrag muß die Belastung
                           durch die Vertretung jedoch im Verhältnis zur Einschränkung des Dienstes gemindert sein. Der unmittelbare Dienstvorgesetzte
                           kann die Übernahme der allgemeinen Stellvertretung und die vertretungsweise Wahrnehmung einzelner Dienste durch einen bestimmten
                           Pfarrer anordnen. Dieser ist vorher zu hören.
                        

                     

                     	16.5

                     	
                        Wird eine Pfarrstelle von einem Theologenehepaar oder anderen Stellenpartnern gemeinsam versehen, so sind beide in der Regel
                           zur gegenseitigen Stellvertretung verpflichtet. Nr. 16.4 Satz 2 gilt entsprechend. Die Sätze 1 und 2 gelten für Theologenehepaare
                           nicht bei dienstfreien Tagen (Nr. 12), während des gemeinsamen Erholungs- oder des Tagungsurlaubs sowie bei dienstlich angeordneten
                           Veranstaltungen. Bei der Erkrankung eines Stellenteilers, die länger als eine Woche dauert oder während des Mutterschutzes
                           regelt das Dekanatamt die Vertretung.
                        

                     

                     	16.6

                     	
                        Zur vertretungsweisen Wahrnehmung von Predigt- und Kasualdiensten können außer den Pfarrern auch Prädikanten und andere von
                           der Landeskirche hierzu ermächtigte Personen herangezogen werden.
                        

                     

                     	16.7

                     	
                        Der Pfarrer hat sich in jedem Fall der Abwesenheit, die eine Vertretung notwendig macht (vgl. Nummer 1.4), rechtzeitig zu
                           versichern, daß der ordentliche Stellvertreter die Vertretung übernehmen kann. Ist dies nicht der Fall, hat er sich um eine
                           anderweitige Regelung zu bemühen. Das Ergebnis seiner Bemühungen ist in Form eines Vorschlags (Nummer 8.5) dem Urlaubsgesuch
                           oder dem Antrag auf Dienstbefreiung beizufügen. Im Falle der dienstlichen Abwesenheit ist dem unmittelbaren Dienstvorgesetzten
                           (Nummer 16.1) rechtzeitig Mitteilung zu machen. Ist eine befriedigende Regelung der Stellvertretung nicht möglich, so können
                           Urlaub und Dienstbefreiung verweigert und eine dienstliche Abwesenheit untersagt werden.
                        

                     

                     	16.8

                     	
                        Bei Pfarrern, die Religionsunterricht zu halten haben, muß die Regelung der Stellvertretung auch die Vertretung im Religionsunterricht
                           umfassen. Der nach Nummern 8.5 und 16.7 vorzulegende Vorschlag ist mit der Schulleitung abzusprechen und dem Schuldekan mitzuteilen.
                        

                     

                     	16.9

                     	
                        Stößt die Regelung der Stellvertretung innerhalb des Dekanatbezirks auf besondere Schwierigkeiten, so ist zu prüfen, ob eine Regelung unter Einbeziehung des Nachbarbezirks möglich ist. Sie bedarf
                           der Zustimmung beider Dekanatämter.
                        

                     

                  

               

            

            	17.

            	
               Entschädigung
                  
                     	17.1

                     	
                        Für die Wahrnehmung der allgemeinen Stellvertretung im Gemeindepfarramt, der Urlaubsvertretung und der vertretungsweisen Übernahme
                           einzelner Dienste wird keine Entschädigung gewährt.
                        

                     

                     	17.2

                     	
                        Abweichend von Nummer 17.1 erhält ein Pfarrer mit eingeschränktem Dienstauftrag für eine mindestens vierwöchige vertretungsweise
                           Wahrnehmung eines vom Oberkirchenrat übertragenen Dienstauftrags eine dem Umfang seiner dienstlichen Inanspruchnahme und der haushaltsmäßigen
                           Bewertung des wahrgenommenen Dienstauftrags entsprechende Vergütung.
                        

                     

                     	17.3

                     	
                        Bei Pfarrern mit Sonderaufträgen (§ 7 Absatz 2 Württ.PfG18) trifft der Oberkirchenrat eine Regelung im Einzelfall.
                        

                     

                     	17.4

                     	
                        Reisekosten werden dem Stellvertreter nach den hierfür geltenden Bestimmungen erstattet.

                     

                     	17.5

                     	
                        Ein Pfarrer im Ruhestand erhält für eine mindestens vierwöchige vertretungsweise Wahrnehmung eines Dienstauftrags im Umfang
                           von 25 Prozent eine monatliche Pauschalvergütung in Höhe von 400,00 Euro, bei Wahrnehmung eines halben Dienstauftrags eine
                           monatliche Pauschalvergütung in Höhe von 800,00 Euro, bei Wahrnehmung eines vollen Dienstauftrags eine Pauschalvergütung in Höhe von 1600,00 Euro.
                        

                     

                  

               

            

         

      

      
            Sechster Abschnitt: Schlußbestimmungen

         

         
            	18.

            	
               Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1978 in Kraft. Entgegenstehende Bestimmungen, insbesondere der Erlaß des Oberkirchenrats
                  über Urlaub und Dienstbefreiung der Pfarrer in der Fassung der Bekanntmachung vom 6. März 1975 (Abl. 46 S. 286), treten gleichzeitig
                  außer Kraft.
               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Übergangs- und Anwendungsbestimmungen gemäß Artikel 2 der Verordnung des Oberkirchenrats zur Änderung der Urlaubs-
               und Stellvertretungsverordnung vom 23. Februar 2021 (Abl. 69 S. 378, 380): „§ 52 Absatz 6 bis 9 der Arbeitszeit- und Urlaubsverordnung des Landes Baden-Württemberg gilt entsprechend.“
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 1 dieser Sammlung.
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Elektronisch verfügbar unter Nr. 441_Archiv dieser Sammlung.
            

         

      

      4
            Red. Anm.: Elektronisch verfügbar unter Nr. 441_Archiv dieser Sammlung.
            

         

      

      5
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung.
            

         

      

      6
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung.
            

         

      

      7
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 550 dieser Sammlung.
            

         

      

      8
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 550 dieser Sammlung.
            

         

      

      9
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung.
            

         

      

      10
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung.
            

         

      

      11
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung.
            

         

      

      12
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung.
            

         

      

      13
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 453 dieser Sammlung.
            

         

      

      14
            Red. Anm.: Für Vikarinnen und Vikare, deren Pfarrdienstverhältnis auf Widerruf vor dem 1. April 2012 begonnen hat, findet
               Nr. 10.2 Satz 2 in der bis zum 31. Dezember 2013 geltenden Fassung Anwendung: "Die Dienstbefreiung zur Prüfungsvorbereitung beträgt
               höchstens vier Wochen." (vgl. Art. 2 Verordnung zur Änderung der Urlaubs- und Stellvertretungsverordnung vom 22. September
               2012 [Abl. 65 S. 257]).
            

         

      

      15
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 465 u. 466 dieser Sammlung.
            

         

      

      16
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung.
            

         

      

      17
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung.
            

         

      

      18
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung.
            

         

      

   
      

      
         550. Kirchliches Gesetz über die Besoldung der Pfarrerinnen und Pfarrer (Pfarrbesoldungsgesetz)

      

      
         Vom 25. November 1996

      

      
         (Abl. 57 S. 171), geändert durch Anordnung gem. § 29 KirchVerf. vom 17. Juni 1997 (Abl. 57 S. 334), Gesetz vom 24. November 1998 (Abl. 58 S. 158), vom 29. Juni 2000 (Abl. 59 S. 116), vom 25. Oktober 2001 (Abl. 59 S. 403, 405), vom 25. November 2002 (Abl. 60 S. 160), Anordnung gem. § 29 KirchVerf. vom 29. Oktober 2003 (Abl. 60 S. 336), Gesetz vom 10. März 2005 (Abl. 61 S. 285, 286), vom 30. November 2006 (Abl. 62 S. 319, 321), vom 16. März 2007 (Abl. 62 S. 360, 362), vom 24. November 2008 (Abl. 63 S. 262), vom 25. November 2009 (Abl. 63 S. 568), vom 22. November 2011 (Abl. 64 S. 527, 529), vom 27. November 2012 (Abl. 65 S. 269, 278), vom 22. Oktober 2013  (Abl. 65 S. 669), vom 23. November 2016 (Abl. 67 S. 272), vom 27. November 2017 (Abl. 68 S. 1, geändert durch Gesetz vom 6. Juli 2019 [Abl. 68 S. 482]), vom 27. November 2018 (Abl. 68 S. 307, 309), vom 6. Juli 2019 (Abl. 68 S. 482), vom 27. November 2020 (Abl. 69 S. 309), vom 24. November 2022 (Abl. 70 S. 423) und vom 29. November 2024 (Abl. 71 Nr. 89 u. Nr. 90)
         

      

      Die Landessynode hat das folgende kirchliche Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird:

      
            Abschnitt I
Allgemeine Vorschriften
            

         

         
                     § 1
Geltungsbereich
                     

                  

                  Die ständigen und unständigen Pfarrerinnen und Pfarrer der Evangelischen Landeskirche in Württemberg erhalten Bezüge nach
                     diesem Gesetz.
                  

               

               
                     § 2
Arten der Bezüge
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bezüge sind
                     
                        	
                           Gehalt (§§ 16 bis 18 und 21),
                           

                        

                        	
                           freie Dienstwohnung (§§ 19 und 22),
                           

                        

                        	
                           Zulagen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Gehalt besteht aus dem Grundgehalt (§ 16) und dem Familienzuschlag (§ 18).
                  

               

               
                     § 3
Pfarrerinnen und Pfarrer mit eingeschränktem Dienstauftrag
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bei einer Pfarrerin oder einem Pfarrer mit eingeschränktem Dienstauftrag vermindern sich die Dienstbezüge in dem Verhältnis,
                     in welchem die dienstliche Inanspruchnahme zur Inanspruchnahme einer Pfarrerin oder eines Pfarrers mit vollem Dienstauftrag
                     steht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         (aufgehoben)

               

               
                     § 4
Eingeschränkter oder fehlender Unterrichtsauftrag
                     

                  

                  Bei einer Gemeindepfarrerin oder einem Gemeindepfarrer, deren Verpflichtung zum Religionsunterricht auf Antrag aus persönlichen Gründen herabgesetzt oder erlassen wird, entspricht jede nicht erteilte Wochenstunde
                     einer Einschränkung des Dienstauftrages gemäß § 3 Absatz 1 um 3 %. Das gilt nicht, wenn dies aus Krankheits- oder Altersgründen
                     erfolgt.
                  

               

               
                     § 5
Beginn und Ende des Anspruchs auf Bezüge
                     

                  

                  Der Anspruch auf Bezüge entsteht mit Beginn des Tages, an dem die Aufnahme in den kirchlichen Dienst, eine Ernennung oder
                     ein Aufsteigen in den Stufen wirksam werden. Der Anspruch endet mit Ablauf des Tages, an dem eine Pfarrerin oder ein Pfarrer
                     aus dem aktiven Dienst der Landeskirche ausscheidet.
                  

               

               
                     § 6
Verzicht auf Dienstbezüge
                     

                  

                  Eine Pfarrerin oder ein Pfarrer kann durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Oberkirchenrat mit dessen Genehmigung auf einen Teil der Dienstbezüge verzichten. Der Verzicht kann jederzeit widerrufen werden.

               

               
                     § 7
Zahlung der Bezüge
                     

                  

                  Die Bezüge werden monatlich im voraus ausbezahlt. Sind die Bezüge nur für einen Teil eines Monats zu bezahlen, so wird nur
                     der Teil der Bezüge gezahlt, der auf den Anspruchszeitraum entfällt. Wird nach dem Tage der Fälligkeit gezahlt, so kann hieraus
                     kein Anspruch auf Verzugszinsen abgeleitet werden.
                  

               

               
                     § 8
Sonderzahlungen
                     

                  

                  [gestrichen]
                  

               

               
                     § 9
Jubiläumsgabe, vermögenswirksame Leistungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Pfarrerinnen und Pfarrer erhalten eine Jubiläumsgabe nach 25, 40 und 50 Dienstjahren. Das Nähere regelt eine Verordnung1.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Vermögenswirksame Leistungen werden entsprechend den jeweils geltenden Bestimmungen für vergleichbare Beamte des Landes Baden-Württemberg2 (I. Nr. 2 der Anlage zum Pfarrbesoldungsgesetz) gewährt.
                  

               

               
                     § 10
Sachbezüge und Nebentätigkeit
                     

                  

                  Sachbezüge der Pfarrerinnen oder des Pfarrers, die mit der Stelle verbunden sind, sowie Vergütungen für Nebenämter und Nebenbeschäftigungen,
                     die mit dem Dienst zusammenhängen, können auf die Bezüge angerechnet werden.
                  

               

               
                     § 11
Rückerstattung
                     

                  

                  Auf die Rückerstattung zuviel bezahlter Dienstbezüge kann aus Billigkeitsgründen verzichtet werden.

               

               
                     § 12
Rentenanrechnung3

                  

                  Wenn eine Pfarrerin oder ein Pfarrer bei einer gesetzlichen Rentenversicherung oder bei einer zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung
                     für Angehörige des kirchlichen und sonstigen öffentlichen Dienstes versichert war, so werden die Leistungen aus diesen Versicherungen
                     auf die kirchlichen Bezüge angerechnet. Dabei bleibt der Teil der Rente, der auf freiwilliger Weiterversicherung oder Selbstversicherung
                     oder auf einer Höherversicherung beruht, außer Ansatz, soweit der Arbeitgeber nicht mindestens die Hälfte der Beiträge oder
                     Zuschüsse in dieser Höhe geleistet hat. Ersatzweise kann die Abtretung der entsprechenden Ansprüche verlangt werden.
                  

               

               
                     § 12 a
Zusammentreffen von Versorgungsbezügen aus sonstigem öffentlichen Dienst 
und kirchlichem Verwendungseinkommen
                     

                  

                  Bei Zusammentreffen von Versorgungsbezügen aus sonstigem öffentlichen Dienst mit kirchlichem Verwendungseinkommen wird § 68
                     des Landesbeamtenversorgungsgesetzes Baden-Württemberg derart angewendet, daß das kirchliche Verwendungseinkommen entsprechend gekürzt wird.
                  

               

               
                     § 13
Anrechnung von Versorgungsbezügen und Übergangsgeld 
aus der Mitgliedschaft in Parlamenten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Auf die Besoldung werden Versorgungsbezüge aus der früheren Mitgliedschaft im Europäischen Parlament, im Deutschen Bundestag
                     oder in einem Landtag in Höhe von 50 v.H. des Betrages angerechnet, um den die Besoldung und die genannten Versorgungsbezüge die volle Abgeordnetenentschädigung
                     übersteigen, höchstens jedoch in Höhe der Besoldung nach diesem Kirchengesetz.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Übergangsgeld nach dem Ausscheiden aus dem Deutschen Bundestag oder einem Landtag wird auf die Besoldung angerechnet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für frühere Mitglieder zwischenstaatlicher oder überstaatlicher gesetzgebender Körperschaften.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Bei Anwendung des Absatzes 1 sind ein Unfallgeld und Aufwandsentschädigungen außer Betracht zu lassen.
                  

               

               
                     § 14
Ausführungsverordnungen
                     

                  

                  Nähere Regelungen zur Ausführung dieses Gesetzes werden vom Oberkirchenrat nach § 39 Abs. 1 der Kirchenverfassung4 im Verordnungswege5 getroffen.
                  

               

               
                     § 15
Landesrechtliche Bestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In Ergänzung zu den Bestimmungen dieses Gesetzes sind die für die Beamten des Landes Baden-Württemberg jeweils geltenden Vorschriften
                     anzuwenden, soweit nicht kirchliche Bestimmungen entgegenstehen oder die Anwendung wegen der Besonderheit des kirchlichen
                     Dienstes ausgeschlossen ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Oberkirchenrat kann durch Verordnung gemäß § 39 Abs. 1 der Kirchenverfassung6 bestimmen, daß Änderungen der Besoldungsbezüge der Beamten des Landes Baden-Württemberg nicht oder nur teilweise oder zu
                     einem späteren Zeitpunkt für die Pfarrerschaft wirksam werden oder wieder ausgesetzt werden7. Die Verordnung kann auch bestimmen, daß Stellenzulagen abweichend von den Besoldungsordnungen des Landes nicht oder in geringerer
                     Höhe gewährt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Versorgungsrücklage gemäß § 17 Landesbesoldungsgesetz Baden-Württemberg wird durch Zuführung entsprechender Beträge an
                     die Stiftung Evangelischer Versorgungsfonds Württemberg gebildet.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt II
Bezüge der ständigen Pfarrerinnen und Pfarrer
            

         

         
                     § 16
Grundgehalt
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die ständigen Pfarrerinnen und Pfarrer erhalten Grundgehalt nach den in der Anlage zu diesem Gesetz aufgeführten Besoldungsgruppen.
                     Das Grundgehalt wird nach Stufen bemessen. Das Aufsteigen in den Stufen bestimmt sich nach Zeiten mit dienstlicher Erfahrung
                     (Erfahrungszeiten) entsprechend den Regelungen für Beamtinnen und Beamte des Landes Baden-Württemberg.8

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Anspruch auf das Aufsteigen in den Stufen ruht, solange die Pfarrerin oder der Pfarrer gemäß § 33 des Disziplinargesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland vom 9. November 1995 (ABl. EKD S. 561)9 vorläufig beurlaubt ist. Führt ein Disziplinarverfahren zur Entfernung aus dem Dienst, so erlischt der Anspruch auch für
                     die Zeit des Ruhens. Während des Wartestands und der Zeit der Zahlung eines Übergangsgeldes steigt die Pfarrerin oder der
                     Pfarrer in die nächsthöhere Stufe nur, wenn und solange sie oder er mindestens einen auf die Hälfte eingeschränkten Dienstauftrag
                     wahrnimmt. Für die Fälle und die Zeiträume, in denen dies nicht der Fall ist, ruht der Anspruch auf das Aufsteigen in den
                     Stufen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Als Erfahrungszeiten gelten auch Zeiten mit Anspruch auf Besoldung, Bezüge oder sonstiges Entgelt aus einer hauptberuflichen
                     Tätigkeit im unmittelbaren und mittelbaren kirchlichen Dienst sowie im Dienst der Diakonie und der Mission. Zeiten eines pfarramtlichen
                     Dienstes im Ausland mit Anspruch auf Besoldung, Bezüge oder sonstiges Entgelt aus einer hauptberuflichen Tätigkeit werden
                     gleichgestellt. Zeiten eines Wartestands, der Zahlung von Übergangsgeld und der Beurlaubung nach § 35 des Pfarrdienstgesetzes der EKD10 können auf die Erfahrungszeiten angerechnet werden. Zeiten des Wartestandes und die Zeit der Zahlung von Übergangsgeld werden
                     angerechnet, wenn die Pfarrerin oder der Pfarrer mindestens einen auf die Hälfte eingeschränkten Dienstauftrag wahrnimmt.
                     Soweit es die Besonderheiten des kirchlichen Dienstes nahelegen, können zugunsten der Pfarrerinnen und Pfarrer weitere Ausnahmen von den landesrechtlichen Bestimmungen zugelassen werden. 
                  

               

               
                     § 17
Wahrung des Besitzstands bei Stellenwechsel, bei Rückstufung einer Pfarrstelle 
oder bei Ablauf der Amtszeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wird die Inhaberin oder der Inhaber einer Pfarrstelle auf eine andere Stelle mit niedrigerem Grundgehalt ernannt, so behält
                     sie oder er das bisherige Grundgehalt, wenn sie oder er mindestens acht Jahre eine Stelle dieser Besoldungsgruppe oder einer
                     höheren bekleidet und das 57. Lebensjahr vollendet hat.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei Stellenwechsel im dienstlichen Interesse erhält die Pfarrerin oder der Pfarrer das bisherige Grundgehalt weiter, auch
                     wenn die neue Pfarrstelle in eine niedrigere Besoldungsgruppe eingestuft ist.
                  

                  (2a)  Nach Verlust der Pfarrstelle infolge einer Elternzeit oder einer Beurlaubung aus Gründen der Pflege gemäß § 54 Absatz 2 oder § 69 Absatz 1 Nr. 2, § 75 Absatz 1 Satz 1 Pfarrdienstgesetz der EKD11 behält die Pfarrerin oder der Pfarrer im Falle der Ernennung auf eine Pfarrstelle mit niedrigerem Grundgehalt das Grundgehalt
                     der bisherigen Besoldungsgruppe. Bei Ernennung auf eine Pfarrstelle mit niedrigerem Grundgehalt infolge einer Bewerbung ohne
                     schriftliche Aufforderung gemäß § 28 Absatz 2 Satz 5 WürttPfG12 findet Satz 1 keine Anwendung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wird eine Pfarrstelle wegen der Veränderung der tatsächlichen Verhältnisse zurückgestuft, so behält die Stelleninhaberin oder
                     der Stelleninhaber bis zu einem Stellenwechsel das Grundgehalt der bisherigen Besoldungsgruppe.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Landesbischöfin oder Landesbischof, Prälatinnen und Prälaten sowie die übrigen geistlichen Mitglieder des Oberkirchenrats
                     behalten im Fall des § 1 Absatz 7 Württembergisches Pfarrergesetz13 das bisherige Grundgehalt, wenn sie oder er das 57. Lebensjahr vollendet haben. Die Landesbischöfin oder der Landesbischof
                     hat mindestens Anspruch auf Grundgehalt und Familienzuschlag in Höhe des ihr oder ihm zustehenden Ruhegehalts. Prälatinnen
                     und Prälaten sowie die übrigen geistlichen Mitglieder des Oberkirchenrats haben mindestens Anspruch auf Grundgehalt und Familienzuschlag
                     in Höhe des einem vergleichbaren weltlichen Mitglied des Oberkirchenrats zustehenden Ruhegehalts. § 19 Abs. 2 Pfarrbesoldungsgesetz findet Anwendung.
                  

               

               
                     § 18
Familienzuschlag
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Pfarrerinnen und Pfarrern steht ein Familienzuschlag entsprechend den für Beamte des Landes Baden-Württemberg geltenden Regelungen
                     zu. Ein Familienzuschlag wird auch gewährt, wenn das Kindergeld deshalb ganz oder teilweise entfällt, weil aus anderen öffentlichen Kassen des In- oder Auslandes entsprechende Leistungen gewährt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Leistet das Kind einer Pfarrerin oder eines Pfarrers ein kirchliches Vorpraktikum ab und wird der Pfarrerin oder dem Pfarrer
                     das Kindergeld für dieses Kind nicht gezahlt, so wird das Kind beim Familienzuschlag berücksichtigt, soweit die Einkünfte
                     und Bezüge des Kindes die für die Gewährung des Kindergeldes geltenden Grenzen nicht überreichen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei der Gewährung von Familienzuschlag an Pfarrerinnen und Pfarrer, deren Ehegatte im kirchlichen oder einem vergleichbaren
                     Dienst steht, oder aus einem solchen Dienst nach beamtenrechtlichen Grundsätzen oder nach einer Ruhelohnordnung versorgungsberechtigt
                     ist, werden die staatlichen Bestimmungen über den Familienzuschlag angewandt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Besoldungs- und versorgungsberechtigte Pfarrerinnen und Pfarrer, deren Ehegatten im nichtkirchlichen öffentlichen oder einem
                     dem öffentlichen oder kirchlichen Dienst vergleichbaren Dienst stehen, oder aus einem solchen Dienst nach beamtenrechtlichen Grundsätzen oder nach einer Ruhelohnordnung versorgungsberechtigt
                     sind, erhalten Familienzuschlag höchstens in dem Umfang, dass die Familienzuschläge oder entsprechende Zuschläge beider Ehegatten zusammengerechnet nicht
                     höher sind als der Betrag, der den beiden Ehegatten nach § 41 Landesbesoldungsgesetz Baden-Württemberg in der jeweiligen Fassung
                     zustehen würde, wenn sie beide im nichtkirchlichen öffentlichen Dienst stünden. Entsprechendes gilt, wenn einer anderen Person
                     der kinderbezogene Teil des Familienzuschlags ab dem zweiten Kind zustünde.
                  

               

               
                     § 19
Dienstwohnung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ständige Pfarrerinnen und Pfarrer, die eine für eine Kirchengemeinde oder einen Kirchenbezirk errichtete oder ihr oder ihm
                     zugeordnete Pfarrstelle innehaben oder mit deren Versehung beauftragt sind und verpflichtet sind, in ihrem Dienstbereich in
                     angemessener Frist erreichbar zu sein (§ 37 Absatz 1 PfDG.EKD14, § 7 Absatz 2 WürttPfG15), haben in der Regel Anspruch auf eine freie Dienstwohnung.16 Ein Anspruch auf freie Dienstwohnung besteht jedoch, außer in den Fällen der §§ 69a, 69b PfDG.EKD17, in der Regel nicht, wenn der Umfang des Dienstauftrages weniger als 50 Prozent beträgt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei Pfarrerinnen und Pfarrern, denen eine Dienstwohnung zur Verfügung gestellt wird oder die mit ihrem Ehegatten in einer
                     diesem zur Verfügung gestellten Dienstwohnung wohnen, vermindert sich das Grundgehalt um den Dienstwohnungsausgleich. Dies
                     gilt auch, wenn die Pfarrerin oder der Pfarrer aus persönlichen Gründen gemäß § 38 Absatz 1 PfDG.EKD18 von der Verpflichtung befreit ist, in der für sie oder ihn bestimmten Dienstwohnung zu wohnen. Das Nähere wird durch eine
                     Verordnung geregelt, die der Mitwirkung des Ständigen Ausschusses nach § 39 Abs. 1 der Kirchenverfassung19 bedarf.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Ist auch der Ehegatte der Pfarrerin oder des Pfarrers im kirchlichen Dienst tätig und hat Anspruch auf freie Dienstwohnung,
                     so erhalten beide Ehegatten gemeinsam in der Regel nur eine Dienstwohnung. Die Grundgehälter beider Ehegatten vermindern sich
                     um den Dienstwohnungsausgleich.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Trägt die Kirchengemeinde die Wohnungslast, so ist sie zur Erfüllung der Ansprüche aus den Absätzen 1 und 3 verpflichtet.
                     Der Oberkirchenrat kann die Kirchengemeinde auf Antrag des Kirchengemeinderats im Benehmen mit dem Visitator von der Verpflichtung,
                     eine Dienstwohnung zur Verfügung zu stellen, befreien; eine Befreiung von dieser Verpflichtung ist in der Regel nur bei Pfarrerinnen
                     und Pfarrern mit eingeschränktem Dienstauftrag ohne Vorsitz im Kirchengemeinderat (§§ 23, 24 Kirchengemeindeordnung20) möglich. Wird eine Dienstwohnung nicht zur Verfügung gestellt, erstattet die Kirchengemeinde der Landeskirche den Betrag,
                     der dem jeweiligen Dienstwohnungsausgleich entspricht. Sätze 1 bis 3 gelten für andere Träger der Wohnungslast entsprechend.
                  

               

               
                     § 20
Wohnungsausgleichszulage
                     

                  

                  Ist einer Pfarrerin oder einem Pfarrer infolge der Übertragung eines Sonderauftrags (§ 7 WürttPfG21) und des Umzugs aus einer Dienstwohnung in eine angemietete Wohnung ein erheblicher finanzieller Nachteil entstanden, so
                     kann der Oberkirchenrat auf Antrag eine Zulage bis zu einer Höhe von 30 v.H. des Dienstwohnungsausgleichs gewähren. Haben
                     sich die Tatsachen, die zur Gewährung der Zulage geführt haben, wesentlich verändert, so kann die Zulage ganz oder teilweise
                     widerrufen werden.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt III
Bezüge der unständigen Pfarrerinnen und Pfarrer
            

         

         
                     § 21
Bezüge
                     

                  

                  Unständige Pfarrerinnen und Pfarrer erhalten Bezüge nach den in der Anlage aufgeführten Sätzen.

               

               
                     § 22
Dienstwohnung
                     

                  

                  Pfarrerinnen und Pfarrer im unständigen Dienst im Pfarramt, die eine für eine Kirchengemeinde oder einen Kirchenbezirk errichtete
                     oder ihr oder ihm zugeordnete Pfarrstelle versehen,22 haben das Recht auf freie Dienstwohnung.23 Die Vorschriften der §§ 19 und 20 sind entsprechend anzuwenden.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt IV
Übergangs- und Schlußbestimmungen
            

         

         
                     § 23
Gewährleistung der bisherigen Bezüge
                     

                  

                  Durch das Inkrafttreten dieses Gesetzes tritt eine Verminderung der Bezüge und Versorgungsanwartschaften, die einer Pfarrerin
                     oder einem Pfarrer aufgrund der bisher geltenden Vorschriften zustehen, nicht ein.
                  

               

               
                     § 23 a 
Übergangsregelungen aus Anlass des Dienstrechtsreformgesetzes 
des Landes Baden-Württemberg vom 9. November 2010
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Übergangsregelungen des § 100 LBesG BW gelten entsprechend, mit der Maßgabe, dass in § 100 Absatz 1 Satz 5 LBesG BW der
                     31. Dezember 2010 durch den 31. Dezember 2011 und in § 100 Absatz 1 Satz 6 LBesG BW der 1. Januar 2011 durch den 1. Januar 2012 ersetzt wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Übergangsregelung des § 101 LBesG BW gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass Ausgleichszulagen im Sinne des Absatz 2 nicht
                     die Zulagen gemäß Artikel 3 des Kirchlichen Gesetzes zur Änderung des Pfarrbesoldungsgesetzes und des Pfarrerversorgungsgesetzes
                     vom 15. Juli 1995 (Abl. 56 S. 417) sind.
                  

               

               
                     § 23 b 
Zuschüsse zu Krankenversicherungsbeiträgen
                     

                  

                  Personen, die bisher Leistungen der Krankheitshilfe des Evangelischen Pfarrvereins in Württemberg e.V. erhalten haben, kann
                     nach der Einstellung von deren Geschäftstätigkeit und dem Eintritt in eine Krankenversicherung im Rahmen der Fürsorge ein
                     Zuschuss zu den Krankenversicherungsbeiträgen gewährt werden, wenn eine Verordnung des Oberkirchenrats dies vorsieht.
                  

               

               
                     § 24
Inkrafttreten
                     

                  

                  Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1997 in Kraft. Abweichend hiervon treten die §§ 8 und 9 mit Wirkung vom 1. Januar 1996 in
                     Kraft.
                  

               

            

         

      

      
            Anlage zum Pfarrbesoldungsgesetz24,25

         

         
               I. Bezüge der ständigen Pfarrerinnen und Pfarrer

            

            
               	
                  Die ständigen Pfarrerinnen und Pfarrer erhalten im Regelfall Grundgehalt nach den Pfarrbesoldungsgruppen 1 oder 2, in Ausnahmefällen
                     (Pfarrstellen mit gesteigerten Anforderungen) nach den Pfarrbesoldungsgruppen 3 und 4. Für die vorübergehende Wahrnehmung
                     von Geschäftsführungsaufgaben in Kirchen- oder Gesamtkirchengemeinden, die der Pfarrerin oder dem Pfarrer mit Zustimmung der
                     Dekanin oder des Dekans übertragen wurden, oder bei Pfarrstellen nach Pfarrbesoldungsgruppe 2 mit gesteigerten Anforderungen
                     kann der Stelleninhaberin oder dem Stelleninhaber eine nichtruhegehaltfähige Zulage gewährt werden. Das Nähere wird durch
                     eine Verordnung geregelt, die der Mitwirkung des Ständigen Ausschusses nach § 39 Abs. 1 der Kirchenverfassung26 bedarf. Nach dieser Verordnung richtet sich auch die Einstufung von Pfarrstellen, mit denen kein Gemeindepfarramt verbunden
                     ist und die Besoldung der ordinierten Mitglieder des Oberkirchenrats.
                  

               

               	
                  Die Pfarrbesoldungsgruppen 1, 2, 3 und 4 entsprechen den Besoldungsgruppen A 13 bis A 16 der für die Beamten des Landes Baden-Württemberg
                     geltenden Besoldungsordnung27. Die Zulage für Pfarrstellen nach Pfarrbesoldungsgruppe 2 mit gesteigerten Anforderungen entspricht der Hälfte des Unterschiedsbetrags
                     zwischen Pfarrbesoldungsgruppe 2 und 3 in der jeweiligen Stufe.28 Bei der Übernahme in den ständigen Dienst erhalten alle Pfarrerinnen und Pfarrer Bezüge der Pfarrbesoldungsgruppe 1. Bei
                     Erreichen der 5. Stufe erhalten sie die Bezüge der Pfarrbesoldungsgruppe, in die ihre Stelle eingestuft ist. Nehmen die Pfarrerinnen
                     oder die Pfarrer einen Dienstauftrag wahr, der mindestens in Pfarrbesoldungsgruppe 2 eingestuft ist, kann eine Zulage gewährt
                     werden. Das Nähere wird durch eine Verordnung geregelt, die der Mitwirkung des Ständigen Ausschusses nach § 39 Abs. 1 der Kirchenverfassung29 bedarf.
                  

               

            

         

         
               II. Bezüge der unständigen Pfarrerinnen und Pfarrer

            

            
               	
                  Unständige Pfarrerinnen und Pfarrer im Vorbereitungsdienst erhalten Anwärterbezüge und Familienzuschlag wie vergleichbare
                     Beamte auf Widerruf des Landes Baden-Württemberg. Zusätzlich erhalten sie eine unveränderliche Zulage in Höhe von 120,00 Euro. Der im Familienzuschlag für jedes zu berücksichtigende Kind enthaltene Erhöhungsbetrag wird verdoppelt und für das dritte
                     und jedes weitere zu berücksichtigende Kind mit dem Faktor 0,76 multipliziert30. Anstelle einer Dienstwohnung erhalten sie zusätzlich einen Betrag, der dem Dienstwohnungsausgleich bei Pfarrerinnen und
                     Pfarrern entspricht31. Zu den während der Ausbildung im Pfarrseminar aufzuwendenden Kosten für die Betreuung von Kindern wird auf Antrag und Nachweis
                     ein Zuschuss gezahlt. Die Höhe wird durch Bekanntmachung festgelegt.32

               

               	
                  Personen in der berufsbegleitenden Ausbildung im Pfarrdienst erhalten im Vorbereitungsdienst 87 v.H. des Grundgehalts der
                     Pfarrbesoldungsgruppe 1 entsprechend der jeweiligen Stufe und Familienzuschlag. § 19 Abs. 2 Pfarrbesoldungsgesetz gilt entsprechend.
                  

               

               	
                  Unständige Pfarrerinnen und Pfarrer im Pfarramt erhalten Grundgehalt nach der Pfarrbesoldungsgruppe 1. § 19 Abs. 2 Pfarrbesoldungsgesetz gilt entsprechend.
                  

               

               	
                  Für die Ermittlung der Stufen gilt § 16 Absatz 3 entsprechend.
                  

               

            

         

         
               III. Zeitweilige Absenkung der Bezüge

            

            Wenn die Haushaltslage der Landeskirche es erfordert, können die Bezüge der Pfarrerinnen und Pfarrer um bis zu 10 v.H. vom
               Grundgehalt (einschließlich Besitzstandszulagen) für die Dauer von höchstens vier Jahren durch Verordnung des Oberkirchenrats
               gesenkt werden. Familienstand und Unterhaltsverpflichtungen der Pfarrerin oder des Pfarrers sind angemessen zu berücksichtigen. Die Verordnung
               bedarf der Zustimmung der Landessynode.
            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 595 dieser Sammlung.
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Vgl. §§ 85 und 86 Landesbesoldungsgesetz Baden-Württemberg.

         

      

      3
            Red. Anm.: Hierzu bestimmt Art. 6 Nr. 2 des Kirchlichen Gesetzes zur Änderung dienstrechtlicher, besoldungs- und versorgungsrechtlicher
               Vorschriften der Pfarrer und Kirchenbeamten vom 21. Oktober 1982 (Abl. 50 S. 199):
„Soweit sich durch Artikel 2 Nr. 3 und Artikel 3 Nr. 3 die Bezüge vermindern, erhalten die am Tage vor dem Inkrafttreten dieses
               Gesetzes vorhandenen Besoldungs- und Versorgungsempfänger einen Ausgleich in Höhe des Unterschiedsbetrags zu ihren bisherigen
               Bezügen. Der Ausgleich verringert sich um jeweils die Hälfte des Betrages, um den sich die Bezüge aufgrund einer allgemeinen
               Erhöhung der Besoldungs- und Versorgungsbezüge erhöhen; er verringert sich ferner um jede sonstige Erhöhung der Bezüge. Vermindert
               sich eine für die Berechnung des Ausgleichs berücksichtigte Rente, ist vom gleichen Zeitpunkt an der Ausgleich um den Betrag
               zu verringern, um den sich der Anrechnungsbetrag vermindert.“
            

         

      

      4
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 1 dieser Sammlung.
            

         

      

      5
            Red. Anm.: Die Verordnung ist abgedruckt unter Nr. 551 dieser Sammlung.
            

         

      

      6
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 1 dieser Sammlung.
            

         

      

      7
            Red. Anm.: Vgl.: Kirchliche Verordnung zur Anwendung des Bundesbesoldungs- und -versorgungsanpassungsgesetzes 1999 vom 14.
               Dezember 1999 (Abl. 59 S. 10).
            

            Kirchliche Verordnung zur Anwendung des Gesetzes zur Neuordnung der Versorgungsabschläge vom 13. Juli 2001 (Abl. 59 S. 336).
            

            Kirchliche Verordnung zur Anwendung des sechsten Gesetzes zur Änderung besoldungsrechtlicher Vorschriften vom 30. April 2002
               (Abl. 60 S. 93).
            

         

      

      8
            Red. Anm.: Vgl. § 31 Landesbesoldungsgesetz Baden-Württemberg.

         

      

      9
            Red. Anm.: Jetzt § 44 DG.EKD (abgedruckt unter Nr. 610 dieser Sammlung).
            

         

      

      10
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung.
            

         

      

      11
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung.
            

         

      

      12
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung.
            

         

      

      13
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung.
            

         

      

      14
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung.
            

         

      

      15
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung.
            

         

      

      16
            Red. Anm.: Übergangsregelung gemäß Artikel 4 Absatz 3 Kirchliches Gesetz zur Änderung des Pfarrbesoldungsgesetzes und weiterer
               Regelungen vom 29. November 2024 (Abl. 71 Nr. 89): „Für bestehende Dienstwohnungsverhältnisse gilt das Pfarrbesoldungsgesetz in der bis 31. Dezember 2024 geltenden Fassung.“;
               elektronisch im Archiv dieser Sammlung unter Nr. 550_Archiv verfügbar.
            

         

      

      17
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung.
            

         

      

      18
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung.
            

         

      

      19
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 1 dieser Sammlung.
            

         

      

      20
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung.
            

         

      

      21
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung.
            

         

      

      22
            Red. Anm.: Das Satzzeichen wurde redaktionell ergänzt.

         

      

      23
            Red. Anm.: Übergangsregelung gemäß Artikel 4 Absatz 3 Kirchliches Gesetz zur Änderung des Pfarrbesoldungsgesetzes und weiterer
               Regelungen vom 29. November 2024 (Abl. 71 Nr. 89): „Für bestehende Dienstwohnungsverhältnisse gilt das Pfarrbesoldungsgesetz in der bis 31. Dezember 2024 geltenden Fassung.“;
               elektronisch im Archiv dieser Sammlung unter Nr. 550_Archiv verfügbar.
            

         

      

      24
            Red. Anm.: Vgl. Übergangsbestimmungen in Art. 3 des Kirchlichen Gesetzes zur Änderung des Pfarrbesoldungsgesetzes und des
               Pfarrversorgungsgesetzes vom 15. 7. 1995 (Abl. 56 S. 417):
            

            „(1) Dieses Gesetz tritt am 1. September 1995 in Kraft.

            (2) Die bisherigen Pfarrbesoldungsgruppen und Tätigkeitszulagen werden mit Wirkung vom 1. September 1995 wie folgt übergeleitet:
Pfarrbesoldungsgruppe 1, 1 und Zulage A nach Pfarrbesoldungsgruppe 1,
Pfarrbesoldungsgruppe 2, 2 und Zulage A nach Pfarrbesoldungsgruppe 2,
Pfarrbesoldungsgruppe 2 und Zulage B nach Pfarrbesoldungsgruppe 3,
Pfarrbesoldungsgruppe 2 und Zulage C, D oder E nach Pfarrbesoldungsgruppe 4,
Pfarrbesoldungsgruppe 2 und Zulage F nach Pfarrbesoldungsgruppe 5.
            

            (3) Art. 1 Nr. 5 (Anlage zum Pfarrbesoldungsgesetz Abschnitt I Nr. 3) gilt nicht für Pfarrer, die bei Inkrafttreten dieses
               Gesetzes die 11. Dienstaltersstufe bereits erreicht haben.
            

            (4) Pfarrer, deren Bezüge sich durch das Inkrafttreten dieses Gesetzes einschließlich der dazu ergehenden Ausführungsbestimmungen
               vermindern, erhalten den Unterschiedsbetrag zwischen ihrem bisherigen Grundgehalt (einschließlich Tätigkeitszulage) und dem
               neuen Grundgehalt als ruhegehaltsfähige Zulage. Diese Zulage nimmt an allgemeinen Besoldungsanpassungen nicht teil. Die Zulage
               vermindert sich um den Unterschiedsbetrag, wenn der Pfarrer Bezüge aus einer höheren Besoldungsgruppe erhält. Entsprechendes
               gilt für Pfarrer, die mit Wirkung vom 1. September 1995 oder später auf eine Pfarrstelle ernannt werden, die aufgrund der
               Neuregelung zurückgestuft wurde, wenn im Ausschreibungstext die Pfarrstelle mit einer höheren Besoldung ausgeschrieben war.“*) **)

            *) Übergangsbestimmungen vgl. Abl. 55 S. 724 (Artikel 2 des Gesetzes zur Änderung des Pfarrbesoldungsgesetzes vom 24. 11. 1993).
            

            **) Vgl. die Übergangsbestimmung in Art. 2 Abs. 1 des Kirchlichen Gesetzes zur Änderung des Pfarrbesoldungsgesetzes vom 17. Juni 1997 (Abl. 57 S. 334):
„(1) Die ruhegehaltfähige Zulage zum Ausgleich des Wegfalls der letzten Dienstaltersstufe gemäß Artikel 3 Abs. 4 des kirchlichen
               Gesetzes zur Änderung des Pfarrbesoldungsgesetzes und des Pfarrerversorgungsgesetzes vom 15. Juli 1995 (Abl. 56 S. 417) entfällt.“
            

         

      

      25
            Red. Anm.: Vgl. die Übergangsbestimmung in Art. 2 Abs. 2 des Kirchlichen Gesetzes zur Änderung des Pfarrbesoldungsgesetzes
               vom 17. Juni 1997 (Abl. 57 S. 334):
„(2) Verringerungen des Grundgehaltes aufgrund dieses Gesetzes werden durch eine ruhegehaltfähige Überleitungszulage ausgeglichen.
               Sie wird in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen dem nach bisherigem Recht zustehenden Grundgehalt, Mietzinsentschädigung
               bis zur Höhe des Ortszuschlags der Stufe 1 und allgemeiner Stellenzulage und dem nach diesem Gesetz zustehenden Grundgehalt
               und allgemeiner Stellenzulage gewährt. Die Überleitungszulage verringert sich vom Tage nach Inkrafttreten dieses Gesetzes
               bei Erhöhungen des Grundgehaltes durch Aufsteigen in den Stufen sowie durch die Verleihung eines anderen Amtes mit höherem
               Endgrundgehalt (Grundgehalt) bis zur vollen Höhe der Bezügeverbesserung, bei allgemeinen Erhöhungen der Dienstbezüge zu einem
               Drittel des Erhöhungsbetrages.“
            

         

      

      26
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 1 dieser Sammlung. Die Verordnung ist abgedruckt unter Nr. 551 dieser Sammlung.
            

         

      

      27
            Red. Anm.: Vgl. Anlage 5 Landesbesoldungsgesetz Baden-Württemberg - Landesbesoldungsordung A.

         

      

      28
            Red. Anm.: Übergangsregelung gemäß Artikel 2 Absatz 2 Kirchliches Gesetz zur Änderung des Pfarrbesoldungsgesetzes vom 29. November 2024 (Abl. 71 Nr. 90): „Pfarrer, die mit Ablauf des 31. Dezember 2024 bereits eine Pfarrstelle der Pfarrbesoldungsgruppe 3 bekleiden, erhalten
               die Zulage nach Abschnitt I Nummer 2 Satz 2 der Anlage zum Pfarrbesoldungsgesetz ruhegehaltsfähig. Für die Anwendung von §
               4 Absatz 2 des Pfarrerversorgungsgesetzes, der unberührt bleibt, und für Versorgungsempfänger wird die Pfarrbesoldungsgruppe
               3 durch die Pfarrbesoldungsgruppe 2 und eine ruhegehaltfähige Zulage nach Abschnitt I Nummer 2 Satz 2 der Anlage zum Pfarrbesoldungsgesetz
               ersetzt.“
            

         

      

      29
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 1 dieser Sammlung. Die Verordnung ist abgedruckt unter Nr. 551 dieser Sammlung.
            

         

      

      30
            Red. Anm.: Geändert mit Wirkung vom 1. April 2003 (Abl. 60 S. 336).
            

         

      

      31
            
               
                  
                     
                        	
                           Red. Anm.: Vgl. Übergangsbestimmung in Art. 2 Abs. 2 des Kirchlichen Gesetzes zur Änderung des Pfarrbesoldungsgesetzes vom
                              24. November 1998 (Abl. 58 S. 158):
„(2) Unständige Pfarrerinnen und Pfarrer im Vorbereitungsdienst, die sich am 31. Dezember 1998 in einem Pfarrdienstverhältnis
                              auf Widerruf befinden, erhalten Anwärterbezüge nach dem bis zum 31. Dezember 1998 geltenden Vorschriften.“
II Nr. 1 der Anlage zum Pfarrbesoldungsgesetz lautete i.d.F. vom 17. Juni 1997 (Abl. 57 S. 334):
                           

                           
                              
                                 	„1.

                                 	
                                    Unständige Pfarrerinnen und Pfarrer im Vorbereitungsdienst erhalten Anwärterbezüge (Anwärtergrundbetrag und Verheiratetenzuschlag)
                                       wie vergleichbare Beamte auf Widerruf des Landes Baden-Württemberg und Familienzuschlag abzüglich des Betrages der Stufe 1
                                       des Familienzuschlages. Wird eine Dienstwohnung nicht zur Verfügung gestellt, so erhalten sie zusätzlich einen Betrag, der
                                       dem Dienstwohnungsausgleich entspricht.“
                                    

                                 

                              

Siehe auch Anm. *) auf S. 11.
                           

                        
                     

                  
               

            

         

      

      32
            Red. Anm.: Vgl. Bekanntmachung mit Wirkung vom 1. April 2014 (Abl. 66 S. 32).
            

         

      

   
      

      
         551. Kirchliche Verordnung zur Ausführung 
des Pfarrbesoldungsgesetzes
         

      

      
         Vom 8. August 1995

      

      
         (Abl. 56 S. 419), geändert durch Kirchl. Verordnung vom 12. November 1996 (Abl. 57 S. 176), vom 17. Juni 1997 (Abl. 57 S. 337, ber. durch Kirchl. Verordnung vom 25. September 1997 [Abl. 57 S. 355]), vom 24. April 1998 (Abl. 58 S. 84), vom 24. November 1998 (Abl. 58 S. 158), vom 14. Dezember 1999 (Abl. 59 S. 10), vom 11. April 2000 (Abl. 59 S. 76), vom 11. Juli 2000 (Abl. 59 S. 118), vom 28. November 2000 (Abl. 59 S. 200), vom 31. März 2001 (Abl. 60 S. 35), vom 25. September 2002 (Abl. 60 S. 146), vom 26. November 2003 (Abl. 60 S. 351), vom 28. Juni 2005 (Abl. 61 S. 315), vom 29. November 2006 (Abl. 62 S. 173), vom 16. Oktober 2007 (Abl. 62 S. 609), vom 20. Oktober 2008 (Abl. 63 S. 256), vom 1. Juli 2009 (Abl. 63 S. 384), vom 23. November 2009 (Abl. 63 S. 568), vom 18. Oktober 2010 (Abl. 64 S. 224), vom 7. Februar 2011 (Abl. 64 S. 300), vom 4. Februar 2013 (Abl. 65 S. 441), durch Kirchl. Gesetz vom 6. Juli 2013 (Abl. 65 S. 538, 540), durch Kirchl. Verordnung vom 22. Oktober 2013 (Abl. 65 S. 693, 697), vom 20. Oktober 2014 (Abl. 66 S. 268), vom 16. Dezember 2015 (Abl. 67 S. 8), vom 17. Oktober 2016 (Abl. 67 S. 246), vom 16. Oktober 2017 (Abl. 67 S. 442), vom 14. Mai 2018 (Abl. 68 S. 95), vom 15. Oktober 2018 (Abl. 68 S. 289), durch Kirchl. Gesetz vom 27. November 2018 (Abl. 68 S. 305, 306), durch Kirchl. Verordnung vom 1. Februar 2019 (Abl. 68 S. 382), durch Kirchl. Gesetz vom 23. März 2019 (Abl. 68 S. 718, 719), durch Kirchl. Verordnung vom 20. September 2019 (Abl. 68 S. 644), durch Kirchl. Gesetz vom 19. Oktober 2019 (Abl. 68 S. 726, 728), durch Kirchl. Verordnung vom 11. Dezember 2019 (Abl. 69 S. 2), vom 18. Mai 2020 (Abl. 69 S. 88), vom 5. Februar 2021 (Abl. 69 S. 372), vom 21. Juni 2021 (Abl. 69 S. 450), vom 16. November 2021 (Abl. 70 S. 49), vom 4. Februar 2022 (Abl. 70 S. 82), vom 14. Oktober 2022 (Abl. 70 S. 389),  vom 10. Februar 2023 (Abl. 70 S. 498), vom 11. September 2023 (Abl. 70 S. 713), vom 16. Oktober 2023 (Abl. 70 S. 717), durch Kirchl. Gesetz vom 2. Dezember 2023 (Abl. 71 Nr. 3), durch Kirchl. Verordnung vom 2. Februar 2024 (Abl. 71 Nr. 30), durch Kirchl. Gesetz vom 28. Juni 2024 (Abl. 71 Nr. 54), durch Kirchl. Verordnung vom 7. Oktober 2024 (Abl. 71 Nr. 69), durch Kirchl. Gesetz vom 28. November 2024  (Abl. 71 Nr. 100 u. 101), vom 29. November 2024 (Abl. 71 Nr. 103, Nr. 104 u. Nr. 105),  vom 30. November 2024 (Abl. 71 Nr. 109), durch Kirchl. Verordnung vom 10. Februar 2025 (Abl. 71 Nr. 127) und vom 26. Mai 2025 (Abl. 71 Nr. 157), durch Kirchl. Gesetz vom 24. Juli 2025 (Abl. 71 Nr. 169), durch Kirchl. Verordnung vom 15. September 2025 (Abl. 71 Nr. 181) und vom 24. Oktober 2025 (Abl. 71 Nr. 201)
         

      

      Nach Beratung gemäß § 39 Abs. 1 Kirchenverfassung1 wird verordnet:
      

      
                     § 12

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Grundgehalt nach den Pfarrbesoldungsgruppen 1 oder 2 erhalten, soweit in den Absätzen 3 bis 5 nichts anderes bestimmt ist,
                     Inhaber von Gemeindepfarrstellen, deren Stellen nach einem in Anlage 1 festgelegten Punktesystem entsprechend eingestuft wurden.
                     Der Oberkirchenrat kann nach Maßgabe des landeskirchlichen Haushaltsplans weitere Gemeindepfarrstellen in Pfarrbesoldungsgruppe
                     2 einstufen, wenn dies die besondere Aufgabenstellung oder der besondere Schwierigkeitsgrad der Stelle oder ein besonderes
                     kirchliches Interesse erfordert. Hat der Stelleninhaber einer nach Pfarrbesoldungsgruppe 2 eingestuften Pfarrstelle die stellenentsprechende
                     Besoldung noch nicht erreicht, erhält er eine ruhegehaltsfähige Zulage in Höhe der Hälfte des Unterschiedsbetrages zwischen
                     dem durch die Strukturzulage ergänzten Grundgehalt der Pfarrbesoldungsgruppe 1 und dem Grundgehalt der Pfarrbesoldungsgruppe
                     2.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        (aufgehoben)

                  
                        (
                        3
                        )
                        Eine nicht ruhegehaltsfähige Zulage gemäß Abschnitt I Nummer 2 Satz 2 der Anlage zum Pfarrbesoldungsgesetz erhalten Inhaber
                     der in Anlage 1 aufgeführten Gemeindepfarrstellen mit gesteigerten Anforderungen sowie Inhaber von Gemeindepfarrstellen, die mit dem Dekanatamt
                     nicht geschäftsführend verbunden sind (Codekane oder Codekaninnen und nicht geschäftsführende Dekane und Dekaninnen), in Dekanaten
                     mit bis zu 40 ständigen Gemeindepfarrstellen oder gemeindebezogenen Sonderpfarrstellen oder Stellen zur Dienstaushilfe beim
                     Dekan oder der Dekanin gemäß Anlage 1. Berücksichtigungsfähige Gesichtspunkte für die Bewertung der Pfarrstellen mit gesteigerten Anforderungen sind insbesondere
                     die Gemeindegliederzahl, die Anzahl der Pfarrstellen in der Kirchengemeinde und die Geschäftsführung. Hat der Stelleninhaber
                     die stellenentsprechende Besoldung noch nicht erreicht, erhält er eine ruhegehaltfähige Zulage in Höhe der Hälfte des Unterschiedsbetrages
                     zwischen dem durch die Strukturzulage ergänzten Grundgehalt der Pfarrbesoldungsgruppe 1 und dem Grundgehalt der Pfarrbesoldungsgruppe
                     2.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Grundgehalt nach Pfarrbesoldungsgruppe 3 erhalten Inhaber von Gemeindepfarrstellen, die mit dem Dekanatamt verbunden sind,
                     in Dekanaten mit bis zu 30 ständigen Gemeindepfarrstellen oder gemeindebezogenen Sonderpfarrstellen oder Stellen zur Dienstaushilfe
                     beim Dekan oder der Dekanin sowie Inhaber von Gemeindepfarrstellen, die mit dem Dekanatamt nicht geschäftsführend verbunden
                     sind (Codekane oder Codekaninnen und nicht geschäftsführende Dekane und Dekaninnen), in Dekanaten mit mehr als 40 ständigen
                     Gemeindepfarrstellen oder gemeindebezogenen Sonderpfarrstellen oder Stellen zur Dienstaushilfe beim Dekan oder der Dekanin
                     gemäß Anlage 1. Hat der Stelleninhaber die stellenentsprechende Besoldung noch nicht erreicht, erhält er eine ruhegehaltfähige Zulage in
                     Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen dem durch die Strukturzulage ergänzten Grundgehalt der Pfarrbesoldungsgruppe 1 und
                     dem Grundgehalt der Pfarrbesoldungsgruppe 2.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Grundgehalt nach Pfarrbesoldungsgruppe 4 erhalten Inhaber von Gemeindepfarrstellen, die mit dem Dekanatamt verbunden sind,
                     in Dekanaten mit mehr als 30 ständigen Gemeindepfarrstellen oder gemeindebezogenen Sonderpfarrstellen oder Stellen zur Dienstaushilfe
                     beim Dekan oder der Dekanin gemäß Anlage 1. Abs. 4 Satz 2 gilt entsprechend.
                  

               

               
                     § 1 a3

                  

                  Liegen die Voraussetzungen des § 1 Abs. 3 Satz 3 vor und hat der Stelleninhaber mit Zustimmung des Dekans die Geschäftsführungsaufgaben in der Kirchen- oder Gesamtkirchengemeinde
                     übertragen bekommen, so erhält er für die Dauer dieser Tätigkeit eine nichtruhegehaltfähige Zulage in Höhe der Hälfte des
                     Unterschiedsbetrags zwischen Pfarrbesoldungsgruppe 2 und 3.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  Änderungen in den Voraussetzungen, die zur Höher- oder zur Herabstufung einer Pfarrstelle zwischen den Pfarrbesoldungsgruppen
                     1 und 2 führen, werden im Rahmen des landeskirchlichen Haushaltsplans, soweit Änderungen der Anzahl der Gemeindeglieder während
                     des laufenden Jahres ausschlaggebend sind, die nicht durch eine Veränderung der Geschäftsordnung für das Pfarramt verursacht
                     wurden, jeweils zum 1. März des Folgejahres, im Übrigen mit Ablauf des auf die Festlegung einer Änderung der Geschäftsordnung
                     folgenden Monats, berücksichtigt.
                  

               

               
                     § 3

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Grundgehalt der Inhaber von Pfarrstellen, die mit einem Sonderauftrag verbunden sind, sowie die Einstufung ordinierter
                     Mitglieder des Oberkirchenrats ergibt sich aus der Anlage 2 zu dieser Verordnung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        § 1 Absatz 3 Satz 3, Absatz 4 Satz 2 und Absatz 5 Satz 2 gilt entsprechend.
                  

               

               
                     § 4

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Dienstwohnungsausgleich beträgt bei Pfarrerinnen und Pfarrern ohne Familienzuschlag 687,13 Euro, mit Familienzuschlag
                     817,09 Euro. Die Beträge nach Satz 1 erhöhen sich um den Vomhundertsatz einer allgemeinen Besoldungserhöhung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        § 3 Pfarrbesoldungsgesetz4 gilt entsprechend. Falls Ehegatten im Pfarrdienst gemeinsam in einer Dienstwohnung wohnen und gemeinsam mehr als einen vollen
                     Dienstauftrag wahrnehmen, beträgt der Dienstwohnungsausgleich gemäß § 19 Absatz 2 Satz 1 Pfarrbesoldungsgesetz5 und § 19 Absatz 3 Satz 2 Pfarrbesoldungsgesetz6 abweichend von Satz 1 bei jedem Ehegatten die Hälfte des Betrags nach Absatz 1.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für ordinierte Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte, denen eine Dienstwohnung zugewiesen ist, tritt an die Stelle des Dienstwohnungsausgleichs
                     nach Absatz 1 die Dienstwohnungsvergütung nach § 16 Allgemeine Verwaltungsvorschrift über kirchliche Dienstwohnungen (Anlage 5 der Wohnungsfürsorge-Verordnung7). Für deren Ehegatten, die in derselben Dienstwohnung wohnen, finden die Absätze 1 und 2 keine Anwendung. Der Dienstwohnungsausgleich
                     ergibt sich im Falle des Satzes 2 aus der Differenz zwischen der nach Satz 1 festgesetzten Dienstwohnungsvergütung und dem
                     Betrag des Dienstwohnungsausgleichs mit Familienzuschlag nach Absatz 1, falls letzterer die Dienstwohnungsvergütung übersteigt;
                     anderenfalls beträgt der Dienstwohnungsausgleich 0,00 Euro.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Hat der Pfarrer Anspruch auf ein Amtszimmer und kann ihm ein solches nicht zur Verfügung gestellt werden, so erhält er für
                     das in der angemieteten Wohnung befindliche Amtszimmer eine Aufwandsentschädigung in Höhe der auf das Amtszimmer entfallenden
                     Kaltmiete. Satz 1 gilt entsprechend, wenn sich die Wohnung im Eigentum des Pfarrers befindet.
                  

               

               
                     § 5

                  

                  Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. September 1995 in Kraft; zugleich tritt die Verordnung zur Ausführung des Kirchlichen
                     Gesetzes über die Besoldung der Pfarrer vom 23. Juni 1971 (Abl. 44 S. 406), zuletzt geändert durch Verordnung vom 11. März
                     1994 (Abl. 56 S. 46), außer Kraft.
                  

               

            

         

      

      
            Anlage 1

         

         
               I.

            

            Zu § 1 Abs. 1

            Einstufungskriterien für Gemeindepfarrstellen sind:

            Gemeindeglieder nach § 6 Absatz 1 und 2 KGO

            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        je 22 Gemeindeglieder

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        1 Punkt

                     
                  

               
            

            Je Geschäftsführung/Vorsitz im Kirchengemeinderat

            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        in Kirchengemeinden bis 399 Gemeindeglieder

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        5 Punkte

                     
                  

                  
                     	
                        in Kirchengemeinden ab 400 Gemeindeglieder

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        10 Punkte

                     
                  

                  
                     	
                        in Kirchengemeinden ab 2.800 Gemeindeglieder

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        15 Punkte

                     
                  

                  
                     	
                        in Kirchengemeinden ab 5.600 Gemeindeglieder

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        20 Punkte

                     
                  

               
            

            Religionsunterricht

            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        pro Wochenstunde

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        3,5 Punkte

                     
                  

               
            

            Wahrnehmung eines Sonderauftrags im Nebenamt

            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        Dienstumfang mind. 25 v. H.

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        20 Punkte

                     
                  

                  
                     	
                        Dienstumfang mind. 50 v. H.

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        40 Punkte

                     
                  

               
            

            Eine Pfarrstelle mit vollem Dienstauftrag ist nach Pfarrbesoldungsgruppe 2 einzustufen, wenn eine Gesamtpunktzahl von 100 Punkten erreicht ist.
            

            Wird diese Punktzahl nicht erreicht, ist die Stelle nach Pfarrbesoldungsgruppe 1 einzustufen.
            

            Bei einer Pfarrstelle mit eingeschränktem Dienstauftrag vermindert sich die erforderliche Punktzahl in dem Verhältnis, in dem die tatsächliche dienstliche Inanspruchnahme zur Inanspruchnahme
               durch einen vollen Dienstauftrag steht.
            

         

         
               II.

            

            Zu § 1 Abs. 3

            Pfarrstellen mit gesteigerten Anforderungen (geordnet nach Prälatursprengel und Kirchenbezirkszugehörigkeit) sind:

            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        Prälatur Heilbronn

                     
                  

                  
                     	
                        Murrhardt Klosterhof

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Backnang)

                     
                  

                  
                     	
                        Crailsheim Johanneskirche Mitte

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Crailsheim-Blaufelden)

                     
                  

                  
                     	
                        Böckingen-Auferstehungskirche Sonnenberg

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Heilbronn-Brackenheim)

                     
                  

                  
                     	
                        Pfedelbach

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Hohenlohe)

                     
                  

                  
                     	
                        Remshalden West

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Schorndorf)

                     
                  

                  
                     	
                        Rudersberg

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Schorndorf)

                     
                  

                  
                     	
                        Welzheimer Wald West

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Schorndorf)

                     
                  

                  
                     	
                        Fellbach-Lutherkirche Mitte

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Waiblingen)

                     
                  

                  
                     	
                        Korb I

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Waiblingen)

                     
                  

                  
                     	
                        Neustadt

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Waiblingen)

                     
                  

                  
                     	
                        Rommelshausen Ost

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Waiblingen)

                     
                  

                  
                     	
                        Schmiden I

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Waiblingen)

                     
                  

                  
                     	
                        Winnenden-Stadtkirche Ost

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Waiblingen)

                     
                  

                  
                     	
                        Bretzfeld West

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Weinsberg-Neuenstadt)

                     
                  

                  
                     	
                        Kochendorf I

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Weinsberg-Neuenstadt)

                     
                  

                  
                     	
                        Neckarsulm-Stadtkirche

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Weinsberg-Neuenstadt)

                     
                  

               
            

            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        Prälatur Reutlingen

                     
                  

                  
                     	
                        Dettingen an der Erms I

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Bad Urach-Münsingen)

                     
                  

                  
                     	
                        Metzingen-Martinskirche West

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Bad Urach-Münsingen)

                     
                  

                  
                     	
                        Ebingen-Martinskirche I

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Balingen)

                     
                  

                  
                     	
                        Holzgerlingen I

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Böblingen)

                     
                  

                  
                     	
                        Sindelfingen-Martinskirche Nord

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Böblingen)

                     
                  

                  
                     	
                        Althengstett

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Calw-Nagold)

                     
                  

                  
                     	
                        Herrenberg Süd-Haslach

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Herrenberg)

                     
                  

                  
                     	
                        Leonberg Nord I

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Leonberg)

                     
                  

                  
                     	
                        Birkenfeld I

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Neuenbürg)

                     
                  

                  
                     	
                        Emmaus 1 Reutlingen

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Reutlingen)

                     
                  

                  
                     	
                        Pfullingen-Martinskirche Mitte

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Reutlingen)

                     
                  

                  
                     	
                        Reutlingen Süd I

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Reutlingen)

                     
                  

                  
                     	
                        Reutlingen Leonhardskirche I

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Reutlingen)

                     
                  

                  
                     	
                        Sonnenbühl 3

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Reutlingen)

                     
                  

                  
                     	
                        Trochtelfingen Christuskirche

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Reutlingen)

                     
                  

                  
                     	
                        Rottweil Mitte

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Rottweil)

                     
                  

                  
                     	
                        Schwenningen-Stadtkirche I

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Rottweil)

                     
                  

                  
                     	
                        Trossingen West

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Rottweil)

                     
                  

                  
                     	
                        Tuttlingen Mitte

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Rottweil)

                     
                  

                  
                     	
                        Mössingen Peter und Paulskirche

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Tübingen)

                     
                  

                  
                     	
                        Rottenburg Süd

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Tübingen)

                     
                  

               
            

            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        Prälatur Stuttgart

                     
                  

                  
                     	
                        Parksiedlung Dietrich Bonhoeffer-Kirche

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Bernhausen)

                     
                  

                  
                     	
                        Bietigheim-Stadtkirche I

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Besigheim)

                     
                  

                  
                     	
                        Bissingen-Kilianskirche I

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Besigheim)

                     
                  

                  
                     	
                        Lauffen a. N. Ost

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Besigheim)

                     
                  

                  
                     	
                        Wäldenbronn

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Esslingen)

                     
                  

                  
                     	
                        Kirchheim unter Teck Auferstehungskirche

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Kirchheim unter Teck)

                     
                  

                  
                     	
                        Freiberg a.N. Nikolauskirche

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Ludwigsburg)

                     
                  

                  
                     	
                        Hochberg am Neckar

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Ludwigsburg)

                     
                  

                  
                     	
                        Hoheneck

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Ludwigsburg)

                     
                  

                  
                     	
                        Kornwestheim Martinskirche I

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Ludwigsburg)

                     
                  

                  
                     	
                        Neckarrems

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Ludwigsburg)

                     
                  

                  
                     	
                        Wendlingen Nord

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Nürtingen)

                     
                  

                  
                     	
                        Bad-Cannstatt Leonore Volz I

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenkreis Stuttgart)

                     
                  

                  
                     	
                        Feuerbach Mitte

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenkreis Stuttgart)

                     
                  

                  
                     	
                        Hohenheim

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenkreis Stuttgart)

                     
                  

                  
                     	
                        Möhringen-Martinskirche Nord

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenkreis Stuttgart)

                     
                  

                  
                     	
                        Stuttgart Johanneskirche

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenkreis Stuttgart)

                     
                  

                  
                     	
                        Stuttgart Lukaskirche

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenkreis Stuttgart)

                     
                  

                  
                     	
                        Stuttgart Magdalenen I

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenkreis Stuttgart)

                     
                  

                  
                     	
                        Stuttgart Nord I Erlöserkirche

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenkreis Stuttgart)

                     
                  

                  
                     	
                        Stuttgart Sarah I

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenkreis Stuttgart)

                     
                  

                  
                     	
                        Stuttgart-Stiftskirche

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenkreis Stuttgart)

                     
                  

                  
                     	
                        Vaihingen Stadtkirche Mitte

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenkreis Stuttgart)

                     
                  

                  
                     	
                        Weilimdorf-Oswaldkirche I

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenkreis Stuttgart)

                     
                  

                  
                     	
                        Ditzingen-Mitte

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Vaihingen-Ditzingen)

                     
                  

                  
                     	
                        Gerlingen Petrus und Lukas Mitte

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Vaihingen-Ditzingen)

                     
                  

                  
                     	
                        Großsachsenheim Süd

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Vaihingen-Ditzingen)

                     
                  

                  
                     	
                        Markgröningen I

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Vaihingen-Ditzingen)

                     
                  

               
            

            Prälatur Ulm

            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        Ellwangen I

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Aalen)

                     
                  

                  
                     	
                        Biberach Stadtpfarrkirche II

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Biberach)

                     
                  

                  
                     	
                        Geislingen Ost

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Geislingen-Göppingen)

                     
                  

                  
                     	
                        Ebersbach West

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Geislingen-Göppingen)

                     
                  

                  
                     	
                        Eislingen Christuskirche

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Geislingen-Göppingen)

                     
                  

                  
                     	
                        Uhingen Mitte

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Geislingen-Göppingen)

                     
                  

                  
                     	
                        Giengen an der Brenz Mitte

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Heidenheim)

                     
                  

                  
                     	
                        Kißlegg

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Ravensburg)

                     
                  

                  
                     	
                        Wangen i.A. I 

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Ravensburg)

                     
                  

                  
                     	
                        Weingarten I

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Ravensburg)

                     
                  

                  
                     	
                        Langenau-Martinskirche Süd

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Ulm)

                     
                  

                  
                     	
                        Wiblingen Versöhnungskirche I

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        (Kirchenbezirk Ulm)

                     
                  

               
            

         

         
               III.

            

            Zu § 1 Abs. 4 und 5

            Pfarrstellen, die mit dem Dekanatamt verbunden sind, werden wie folgt eingestuft:

            1) In Pfarrbesoldungsgruppe 3, Dekanatamt

            Backnang, Bernhausen, Besigheim, Freudenstadt, Heidenheim, Herrenberg, Kirchheim/Teck, Leonberg, Marbach, Mühlacker, Neuenbürg,
               Schorndorf.
            

            2) In Pfarrbesoldungsgruppe 4, Dekanatamt

            Bad Urach-Münsingen, Balingen, Biberach, Böblingen, Calw-Nagold, Crailsheim-Blaufelden, Esslingen, Freudenstadt, Geislingen-Göppingen,
               Heilbronn-Brackenheim, Hohenlohe, Ludwigsburg, Nürtingen, Ostalb, Ravensburg, Reutlingen, Rottweil, Schwäbisch Hall - Gaildorf,
               Stuttgart, Tübingen, Ulm/Alb-Donau, Vaihingen-Ditzingen, Waiblingen, Weinsberg-Neuenstadt8.
            

         

         
               IV.

            

            Zu § 1 Absatz 4

            Pfarrstellen, die mit dem Dekanatamt nicht geschäftsführend verbunden sind (Codekane oder Codekaninnen und nicht geschäftsführende
               Dekane und Dekaninnen) werden eingestuft in
            

            Pfarrbesoldungsgruppe 3, Dekanatamt:

            Brackenheim,9 Cannstatt, Degerloch, Friedrichshafen, Neuenstadt, Münsingen, Nagold, Öhringen,10 Sigmaringen, Zuffenhausen.
            

         

      

      
            Anlage 2

         

         
               I.

            

            Zu § 3

            Grundgehalt nach Pfarrbesoldungsgruppe 1 erhalten der Inhaber der Pfarrstelle Ev. Medienhaus, Pressestelle, aub, Eintrittstelefon, Inhaber von Pfarrstellen im Religionsunterricht
               sowie Inhaber von Pfarrstellen an Krankenhäusern mit Regel- oder Grundversorgung und gemeindebezogene Sonderpfarrstellen,
               sofern sie nicht einer anderen Pfarrbesoldungsgruppe zugeordnet sind.
            

            In Pfarrbesoldungsgruppe 2 sind eingestuft:
Diakoniepfarrer des Kirchenkreises Stuttgart
Gemeindebezogene Sonderpfarrstelle Aulendorf Schulseelsorge
Gemeindebezogene Sonderpfarrstelle Biberach Diakonie
Gemeindebezogene Sonderpfarrstelle Böblingen Betriebsseelsorge
Gemeindebezogene Sonderpfarrstelle Esslingen Jugend
Gemeindebezogene Sonderpfarrstelle Heilbronn Citykirche und Erwachsenenbildung Kirchenbezirk
Gemeindebezogene Sonderpfarrstelle Heilbronn Jugend
Gemeindebezogene Sonderpfarrstelle Hohenheim Hochschulseelsorge
Gemeindebezogene Sonderpfarrstelle Ludwigsburg Jugend
Gemeindebezogene Sonderpfarrstelle Stuttgart Jugend
Gemeindebezogene Sonderpfarrstelle Ulm Haus der Begegnung
Gemeindebezogene Sonderpfarrstelle Ulm Jugend
Gemeindebezogene Sonderpfarrstelle Weingarten Hochschulseelsorge.
                  

                  Darüber hinaus erhalten Grundgehalt nach Pfarrbesoldungsgruppe 2 Inhaber von Pfarrstellen, mit denen kein Gemeindepfarramt
                     verbunden ist, soweit sie nicht nach den Pfarrbesoldungsgruppen 1 oder Pfarrbesoldungsgruppen 2 mit gesteigerten Anforderungen
                     bis Pfarrbesoldungsgruppe 4 eingestuft sind.
                  

               

               Pfarrstellen nach Pfarrbesoldungsgruppe 2 mit gesteigerten Anforderungen gemäß Abschnitt I Nummer 2 Satz 2 der Anlage zum Pfarrbesoldungsgesetz sind:
Ständiger Vertreter des geschäftsführenden Direktors der Evangelischen Akademie Bad Boll
Co-Schuldekan in den Kirchenbezirken Reutlingen und Bad Urach-Münsingen
Landesjugendpfarrer
Gemeindebezogene Sonderpfarrstelle Diakonie Ravensburg
Pfarrer für Mission, Ökumene und Entwicklung in der Prälatur Stuttgart
Geschäftsführender Krankenhauspfarrer Stuttgart
Geschäftsführender Krankenhauspfarrer Ulm
Leitung Kirchliche Polizeiarbeit und Notfallseelsorge Bereich Nord
Fachstelle Gottesdienst
Fachreferent berufliche Schulen
Leiter Geschäftsstelle Kollegium, Koordination und Planung und persönlicher Referent der Direktorin
Leitung des Projekts Vernetzte Beratung
Stabstelle Visitation
Fachreferenten im Oberkirchenrat11.
                  

               

               In Pfarrbesoldungsgruppe 3 sind eingestuft: 
Schuldekane 
Leiter der Fortbildung für Gemeinde und Diakonie 
Leiter Bildungsarbeit Hospitalhof Stuttgart 
Leitender Referent im Evang. Jugendwerk in Württemberg 
Rundfunkbeauftragter der Landeskirche 
Geschäftsführer der Evang. Medienhaus GmbH 
Leiter des Zentrums Einkehr und Geistliches Leben in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg 
Geschäftsführer des Diakonieverbandes Ulm/Alb – Donau 
Referatsleiter im Oberkirchenrat12  
Dozenten an der Evang. Hochschule Ludwigsburg13, 14  
Leiter des Zentrums Diakonat 
Leiter des Bischofbüros und persönlicher Referent des Landesbischofs
Beauftragter bei Landtag und Landesregierung
Leiter des Pastoralkollegs
                  

               

               In Pfarrbesoldungsgruppe 4 sind eingestuft:
Geschäftsführender Direktor der Evang. Akademie Bad Boll
Geschäftsführer des Evangelischen Landesverbandes Tageseinrichtungen für Kinder in Württemberg
Geschäftsführer im Diakonischen Werk Württemberg
Ephorus des Evang. Stifts Tübingen
Leiter des Pädagogisch-Theologischen Zentrums
Leiter des Pfarrseminars
Rektor der Evangelischen Hochschule Ludwigsburg
Referatsleiter im Oberkirchenrat als Stellvertreter des Dezernenten15  
Referatsleitung 5.2 Medienpolitik und Publizistik im Oberkirchenrat
                  

               

            

         

         
               II.

            

            Ordinierte Mitglieder des Oberkirchenrats erhalten Grundgehalt entsprechend der Besoldung für die Beamten des Landes Baden-Württemberg.

            In die Beamtenbesoldungsgruppe B 3 sind eingestuft:
Ordinierte Mitglieder des Oberkirchenrats
Prälaten
Vorstandsvorsitzender des Diakonischen Werkes der evangelischen Kirche in Württemberg
            

            In die Beamtenbesoldungsgruppe B 9 ist eingestuft:
Landesbischof
            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 1 dieser Sammlung.
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Vgl. Übergangsbestimmungen in Art. 2 Kirchliche Verordnung zur Änderung der Kirchlichen Verordnung zur Ausführung
               des Pfarrbesoldungsgesetzes vom 14. Mai 2018 (Abl. 68 S. 95): 
„(1) Die Auszahlung der Dienstbezüge gemäß Artikel 1 erfolgt spätestens bis 31. Dezember 2018.
(2) Pfarrerinnen und Pfarrer, deren Bezüge sich durch Artikel 1 Nummer 1 dieser Verordnung verringern, erhalten den Unterschiedsbetrag
               als ruhegehaltfähige Zulage. Diese verringert sich bei Erhöhungen der Bezüge durch Aufsteigen in den Stufen entsprechend.“
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Vergleiche für die Zeit vom 1. Januar 2004 bis 31. Dezember 2006 Artikel 2 Nr. 2 der Kirchl. Verordnung zur Änderung
               der Kirchl. Verordnung zur Ausführung des Pfarrbesoldungsgesetzes vom 26. November 2003 (Abl. 60 S. 351): „Mit Ablauf des 31. Dezember 2006 tritt Artikel 1 Nr. 2 dieser Verordnung außer Kraft. Einzelregelungen, die aufgrund dieser
               Verordnung getroffen worden sind, bleiben unberührt.“ Art. 1 Nr. 2 dieser Verordnung lautet: „§ 1a wird wie folgt gefasst:
               ,Hat der Stelleninhaber mit Zustimmung des Dekans die Geschäftsführungsaufgaben in der Kirchen- oder Gesamtkirchengemeinde
               übertragen bekommen, so erhält er für die Dauer dieser Tätigkeit eine nichtruhegehaltfähige Zulage in Höhe des Unterschiedsbetrags
               zwischen den Pfarrbesoldungsgruppen 2 und 3 der Stufe 11.‘“
            

         

      

      4
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 550 dieser Sammlung.
            

         

      

      5
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 550 dieser Sammlung.
            

         

      

      6
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 550 dieser Sammlung.
            

         

      

      7
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 415-Anlage 5 dieser Sammlung.
            

         

      

      8
            Red. Anm.: Der Änderungsbefehl in Artikel 4 Nr. 1 Kirchliches Gesetz über den Zusammenschluss der Evangelischen Kirchenbezirke
               Weinsberg und Neuenstadt vom 23. März 2019 (Abl. 68 S. 718, 719) ist von der Redaktion in diesem Sinne ausgelegt worden.
            

         

      

      9
            Red. Anm.: Gemäß Artikel 7 Absatz 2 Kirchliches Gesetz über den Zusammenschluss der Evangelischen Kirchenbezirke Brackenheim
               und Heilbronn vom 29. November 2024 (Abl. 71 Nr. 103) tritt Artikel 4 Nummer 2 mit dem ersten Freiwerden der Pfarrstelle Brackenheim-Dürrenzimmern I außer Kraft.
            

         

      

      10
            Red. Anm.: Gemäß Artikel 7 Absatz 2 Kirchliches Gesetz über den Zusammenschluss der Evangelischen Kirchenbezirke Künzelsau,
               Öhringen und Weikersheim vom 28. November 2024 (Abl. 71 Nr. 100) tritt Artikel 4 Nummer 2 mit dem ersten Freiwerden der Pfarrstelle Weikersheim I außer Kraft.
            

         

      

      11
            Soweit nicht in Pfarrbesoldungsgruppe 2. [Red. Anm.: Amtliche Fußnotenzahl 3]

         

      

      12
            Soweit nicht in Pfarrbesoldungsgruppe 2. [Red. Anm.: Amtliche Fußnotenzahl 3]

         

      

      13
            Soweit nicht in Pfarrbesoldungsgruppe 2. [Red. Anm.: Amtliche Fußnotenzahl 3]

         

      

      14
            Red. Anm.: Amtliche Fußnote 4 aufgehoben durch Artikel 1 Kirchliche Verordnung zur Änderung der Kirchlichen Verordnung zur
               Ausführung des Pfarrbesoldungsgesetzes vom 21. Juni 2021 (Abl. 69 S. 450).
            

         

      

      15
            Soweit nicht in Pfarrbesoldungsgruppe 2 oder 4. [Red. Anm.: Amtliche Fußnotenzahl 2]

         

      

   
      

      
         552. Kirchliche Verordnung zur Ausführung 
von §§ 19 und 22 Pfarrbesoldungsgesetz1

      

      
         Vom 8. November 1983

      

      
         (Abl. 50 S. 699), geändert durch Kirchliche Verordnung vom 17. November 1987 (Abl. 52 S. 459), vom 23. Mai 1995 (Abl. 56 S. 429), vom 11. April 2000 (Abl. 59 S. 76), vom 20. Oktober 2008 (Abl. 63 S. 275), vom 20. September 2019 (Abl. 68 S. 646), 
vom 11. Dezember 2019 (Abl. 69 S. 2) und vom 2. Februar 2024 (Abl. 71 Nr. 21)
         

      

      Der Evang. Oberkirchenrat hat nach Beratung gemäß § 39 Abs. 1 der Kirchenverfassung2 folgende Verordnung beschlossen, die hiermit verkündet wird:
         

         
                     § 1

                  

                  Für den Inhalt des Dienstwohnungsanspruchs der ständigen und unständigen Pfarrer der Landeskirche gelten die Regelungen der
                     Pfarrhausrichtlinien 2024, die nachstehend abgedruckt werden. Die Pfarrhausrichtlinien sind Teil dieser Verordnung.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  Der Oberkirchenrat kann die Pfarrhausrichtlinien an Änderungen des Baurechts, der Bautechnik oder der allgemeinen Verhältnisse
                     im Wohnungswesen anpassen.
                  

               

               
                     § 3

                  

                  Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1984 in Kraft. Gleichzeitig treten alle Bestimmungen, die ihrem Inhalt entsprechen oder
                     widersprechen, insbesondere die Pfarrhausrichtlinien 1978 (Abl. Bd. 48 Nr. 1), außer Kraft.
                  

               

            

         

      

      
            Pfarrhausrichtlinien 2024

         

         
                  Allgemeines; Geltungsbereich

               

               Pfarrerinnen oder Pfarrer mit Dienstwohnungsberechtigung gemäß §§ 19 und 22  Pfarrbesoldungsgesetz3 haben Anspruch auf eine geeignete Dienstwohnung. Die Dienstwohnung für ständige Pfarrstellen befindet sich in der Regel im
                  Pfarrhaus (Pfarramt und Dienstwohnung unter einem Dach).
               

               Als Dienstwohnung kommt auch eine Wohnung in einer Wohnanlage, einem Mehrfamilienhaus, einem Reihenhaus oder in einer gemischt
                  genutzten Immobilie in Betracht.
               

               Zur Bereitstellung einer Dienstwohnung ist im Gemeindepfarrdienst die Kirchengemeinde, bei Pfarrerinnen oder Pfarrern, deren
                  Dienstauftrag einem Kirchenbezirk zugeordnet ist, der Kirchenbezirk, bei anderen Dienstwohnungsberechtigten die Landeskirche
                  verpflichtet, soweit diese Pflicht nicht aufgrund besonderer Rechtsverhältnisse anderen Verpflichteten, insbesondere – bei
                  sog. Staatspfarrhäusern – dem Land Baden-Württemberg, obliegt.
               

               Bei der Entscheidung über die Eignung einer Wohnung als Dienstwohnung ist die landeskirchliche Wohnungsfürsorge-Verordnung4 heranzuziehen, wobei von einer Wohnfläche von mindestens 70 m² auszugehen ist. Entsprechendes gilt auch bei angemieteten
                  Dienstwohnungen.
               

               Angemietete Wohnungen und Dienstwohnungen für unständige Pfarrerinnen oder Pfarrer können hinsichtlich der Ausstattung einen
                  anderen Standard aufweisen als den Standard, den die Pfarrhausrichtlinien beschreiben. Auch vom Raumprogramm, das die Pfarrhausrichtlinien
                  für einen Neubau vorsehen, kann abgewichen werden.
               

               Bei Meinungsverschiedenheiten entscheidet der Oberkirchenrat. Die Dienstwohnungsberechtigten sind verpflichtet, die Regelungen
                  (Rechte und Pflichten) des Mietvertrages und ggfls. der Hausordnung anzuerkennen und die entsprechenden Leistungen für den
                  Wohnlastpflichtigen zu bewirken. Dies gilt nicht hinsichtlich der Schönheitsreparaturen und der Regelung bei Kleinreparaturen,
                  insoweit gelten die Pfarrhausrichtlinien vorrangig.
               

               Es ist auf eine dauerhaft wirtschaftliche und ökologische Ausführung zu achten, das heißt sie soll insbesondere klimafreundlich,
                  zweckmäßig, haltbar, wartungs- und pflegefreundlich sein.
               

               Besonderer Wert ist auf die Auswahl der Baustoffe nach den folgenden Gesichtspunkten der Ressourcenschonung zu legen, wobei
                  bauliche und technische Lösungen, die sich in der Praxis bewährt haben, zur Ausführung kommen sollen. Zu berücksichtigen sind:
                  Primärenergiebedarf bei Herstellung und Transport (Regionalität), Umweltbelastung, baubiologische Auswirkungen, das heißt Schadstoffarmut und umweltschonende Abbaufähigkeit.
               

               Die Pfarrhausrichtlinien legen als Bestandteil der Kirchlichen Verordnung zur Ausführung von §§ 19 und 22  Pfarrbesoldungsgesetz verbindlich für den Neubau und für die Instandsetzung und Modernisierung sowie für die Nutzung von Pfarrhäusern die maßgeblichen
                  Bestimmungen fest. Die Bestimmungen der Pfarrhausrichtlinien sind sowohl bei der Rechtsaufsicht über die Kirchengemeinden
                  und Kirchenbezirke und bei der Dienstaufsicht über die Pfarrer oder Pfarrerinnen als auch bei der Bezuschussung aus Kirchensteuermitteln
                  zu beachten.
               

               Durch die Bestimmungen der Pfarrhausrichtlinien werden die Obergrenzen der Wohnungsgröße und -ausstattung geregelt. Ein Rechtsanspruch
                  auf Erfüllung dieser Obergrenzen besteht im Einzelfall nicht.
               

               Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Wohnlastpflichtigen ist zu berücksichtigen.

               Bestehende abweichende Regelungen, insbesondere die Baulastrichtlinien des Landes Baden-Württemberg (in der jeweils geltenden Fassung) bleiben unberührt.

            

            
                  Neubau von Pfarrhäusern

               

               
                     Allgemeines

                  

                  Die Planung und die Gestaltung sind darauf auszurichten, dass das Pfarrhaus im Regelfall Funktionen als Amtsgebäude und als
                     Pfarrwohnung für wechselnden Wohnbedarf zu erfüllen hat; es soll den Dienstwohnungsberechtigten ein zeitgemäßes, nachhaltiges
                     Wohnen im mittleren Wohnungsbaustandard ermöglichen.
                  

                  Eine behindertengerechte Wohnraumgestaltung kann hergestellt werden, wenn die Finanzierung hierfür gesichert ist.

                  Bei der Planung und Ausführung ist auf eine kostengünstige Unterhaltung und Bewirtschaftung zu achten. Energetische und ökologische
                     Aspekte, insbesondere solche des Klimaschutzes, sind beim Bau und der Unterhaltung der Gebäude zu beachten. 
                  

                  Um dem wechselnden Wohnraumbedarf Rechnung zu tragen, können abtrennbare Wohnungsteile (mit eigenem Sanitärbereich und der
                     Anschlussmöglichkeit für eine Kochgelegenheit und separater Verbrauchserfassung) vorgesehen werden, soweit dies die baurechtlichen
                     und baulich-konstruktiven Voraussetzungen zulassen und der Aufwand vertretbar ist.
                  

                  Abstriche im Raumprogramm und der Ausstattung im Wohnbereich können nur in begründeten Ausnahmefällen gemacht werden.

                  Der Amtsbereich und der Wohnbereich sollen voneinander getrennt ausgewiesen werden. Ein gemeinsamer Zugang kann vorgesehen
                     werden. Dabei ist für den Amtsbereich ein barrierefreier Zugang für Besucher vorzusehen.
                  

                  Entsprechend den örtlichen Gegebenheiten kann der Amtsbereich auch an anderer Stelle als im Pfarrhaus nachgewiesen werden.

               

               
                     Planung

                  

                  Es ist ein zentraler und nach Möglichkeit ruhiger Standort im Zuständigkeitsbereich des Wohnlastpflichtigen anzustreben. Der
                     Oberkirchenrat kann hiervon Ausnahmen zulassen. Gegen Lärmzonen (Hauptverkehrsstraßen u. ä.) soll die Pfarrwohnung mit Amtsbereich
                     abgeschirmt werden.
                  

                  Als Pfarrwohnung mit Amtsbereich kann je nach örtlichen oder gemeindlichen Gegebenheiten ein freistehendes Einfamilienhaus
                     erstellt werden.
                  

                  Soll die Pfarrwohnung in einer Wohnanlage, einem Mehrfamilienhaus, einem Reihenhaus oder in einer gemischt genutzten Immobilie
                     untergebracht werden können Abstriche im Raumprogramm und der Ausstattung gemacht werden.
                  

                  Der Bauplatz soll nach den örtlichen Verhältnissen bemessen werden; er soll bei freistehenden Einfamilienhäusern nach Möglichkeit nicht kleiner als 4 a, höchstens aber 6 a groß sein.

               

               
                     Raumprogramm

                  

                  
                     
                        	a)

                        	
                           Hauseingang

                           Ein Hauseingang mit Windfang, der getrennten Zugang zu Amtsräumen und Wohnung ermöglicht, ist vorzusehen (Besucher oder Besucherinnen
                              der Amtsräume sollen die Wohnung nicht betreten müssen).
                           

                        

                     

                  

                  
                     
                        	b)

                        	
                           Amtsbereich

                           Die Amtsräume (im Gemeindepfarrdienst) sind insgesamt mit bis zu 50 m² zuzüglich Erschließungsbereich vorzusehen.

                           Für das Amtszimmer (Normalbedarf) sind mit insgesamt bis zu 20 m² vorzusehen. Die Hauptfenster sind möglichst nicht zur Öffentlichkeit
                              oder zum Familienbereich gerichtet.
                           

                           Ein Arbeitsplatz für eine Assistenz der Gemeindeleitung, Registratur, Raum für Bürotechnik und Warteraum in insgesamt möglichst zwei getrennten Räumen; zusammen bis zu 30 m², sind vorzusehen.

                           Ein WC mit Handwaschbecken, barrierefrei, ist vorzusehen.

                           Der Bedarf für zusätzliche Räume im Amtsbereich von Dekanatämtern (z. B. Besprechungsraum) und ihnen gleichzusetzenden Pfarrämtern
                              sowie Sonderpfarrämtern wird im Einzelfall festgelegt.
                           

                           Stehen Amtsräume an anderer Stelle zur Verfügung, so wird in Verbindung mit der Wohnung kein zweites Amts-/Dienstzimmer zuerkannt.

                        

                     

                  

                  
                     
                        	c)

                        	
                           Wohnung

                           Das Raumprogramm bzw. die Planung ist auf die nachstehenden Normgrößen auszurichten, insgesamt bis 125 m² Wohnfläche nach
                              Wohnflächenverordnung:
                           

                           Wohnzimmer 20-22 m²

                           Esszimmer ca. 14 m²

                           Wohn- und Esszimmer zusammen nicht über 36 m²

                           Küche ca. 10-12 m² (innerhalb der Gesamtwohnfläche),

                           Stellmöglichkeit für Spüle, Arbeitsplatte, Herd, Kühlschrank, Spülmaschine, eingepasste Möbel (Ausstattung s. Nummer 2.6 lit.
                              k). Die Küche kann bis zu 15 m² groß sein, wenn der Hauswirtschaftsraum als solcher entfällt.
                           

                           Hauswirtschaftsraum ggf. im UG ca. 6 m² 

                           Strom-, Netzwerk, Wasser- und Abwasser-Anschlüsse für Waschmaschine, Trockner etc.

                           Flur oder Diele mit Platz für eine Garderobe

                           Hauptschlafzimmer mind. 15 m²

                           Bis zu drei weiteren Zimmern (z. B. für Kinder oder Gäste) je mindestens 11 m²

                           Hauptschlafzimmer und die drei weiteren Zimmer, zusammen nicht über 54 m².

                        

                     

                  

                  
                     
                        	d)

                        	
                           Sanitärräume

                           Das Bad soll mindestens mit Badewanne, und / oder Dusche, Waschbecken und WC ausgestattet sein.

                           Ein Gäste-WC ist vorzusehen.

                           Erstreckt sich die Dienstwohnung über mehrere Stockwerke, kann in dem vom Bad getrennten Stockwerk ein Duschbad (Dusche, WC,
                              Waschbecken) oder ein WC eingerichtet werden.
                           

                        

                     

                  

                  
                     
                        	e)

                        	
                           Nebenräume,

                           Vorratskeller/Vorratsraum, Abstellraum, auch für Fahrräder und Kinderwagen, Heiz- und Technikraum mit ausreichendem Platz
                              für Energiespeicher; ggf. weiterer Mehrzweckraum, der als Waschküche, Trocken- oder Abstellraum genutzt werden kann, falls
                              kein Hauswirtschaftsraum geschaffen wird. Bei Häusern ohne nutzbaren Dachraum zusätzliche Abstellfläche im Untergeschoss.
                           

                        

                     

                  

                  
                     
                        	f)

                        	
                           Garage

                           Es gelten die Vorgaben der Garagenverordnung des Landes Baden-Württemberg in der jeweils gültigen Fassung.

                           Die übliche Garagengröße beträgt im Außenmaß höchstens 6 × 3 m bei einer lichten Durchfahrtshöhe von ca. 2,10 m. Sie kann,
                              wenn anderer Abstellraum für Fahrräder und Gartengeräte fehlt, um ca. 2,0 m länger ausgeführt werden und mit einem separaten
                              Zugang zu der Abstellfläche versehen werden. Kann in diesen Fällen ein separater Zugang nicht geschaffen werden, so kann die
                              Garage ca. 1,0 m breiter als die übliche Garagengröße ausgeführt werden. Neben einer üblichen Stromversorgung für Licht, Netzwerk,
                              Strom und Garagentorantrieb, wird vom Wohnlastpflichtigen zusätzlich eine Anschlussmöglichkeit für Elektromobilität mit Ladestation
                              bereitgestellt.
                           

                        

                     

                  

                  
                     
                        	g)

                        	
                           Freisitz

                           Es soll außer dem Programm für die Wohnung nach 2.3 lit. c) ein Freisitz vorgesehen werden. Kann ein solcher nicht angelegt
                              werden, so kann ein Balkon mit einer Fläche von maximal 15 m² vorgesehen werden.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     Brutto-Rauminhalt

                  

                  Ohne Garage bis 1.150 m³ gemäß DIN 277 Teil 1, Punkt 5.6.1 Regelfall der Raumumschließung (Einfamilienhäuser).

               

               
                     Bauweise und Ausstattung

                  

                  Pfarrwohnungen sollen solide und nachhaltig gebaut werden, so dass sie wirtschaftlich in der Bauunterhaltung und einfach zu
                     pflegen sind.
                  

                  Die nachstehend aufgeführten Ausführungsarten und Baustoffe sind nicht nur als Bauvorschrift, sondern auch als Maßstab für
                     die obere Kostengrenze gedacht. Sie sollen ferner als Maßstab für alle Ausführungsarten und Einzelkosten dienen, die nicht
                     besonders erwähnt oder näher beschrieben sind.
                  

                  
                     
                        	a)

                        	
                            Außenwände, Außenhaut, Dach

                           Ausreichende Dachüberstände an Traufen und Ortgängen sind vorzusehen.

                           Des Weiteren witterungsbeständige Ausführung mit möglichst geringem Unterhaltungsaufwand, keine kostspieligen Verkleidungen,
                              keine Holzverschalungen. Eine gute bis sehr gute Wärmedämmung ist vorzusehen. Konstruktiver Holzschutz soll Vorrang vor chemischem
                              Holzschutz haben.
                           

                        

                     

                  

                  
                     
                        	b)

                        	
                           Heizung

                           Hinsichtlich der Wärmeerzeugung sind die Vorgaben des Klimaschutzgesetzes der Landeskirche einzuhalten. In der Regel ist eine
                              zentrale Wärmeerzeugung vorzusehen, die ausschließlich mit klimaneutralen Energien betrieben wird. Die Art der Wärmeerzeugung
                              ist im Rahmen eines Gebäudeenergiekonzeptes festzulegen. Wenn örtlich vorhanden, ist Fernwärmebezug möglich, sofern die Wärmeerzeugung
                              zukünftig den Anforderungen des Klimaschutzgesetzes der Landeskirche entspricht; bei der Vertragsgestaltung ist darauf zu
                              achten, dass die Investitions- und Betriebskosten getrennt berechnet und nicht mit dem Wärmepreis abgerechnet werden.
                           

                           Ein Heizsystem mit getrennt regelbaren Heizkreisen, in der Regel mit einzeln oder raumweise regelbaren Heizköpern oder Flächenheizungen,
                              ist vorzusehen.
                           

                           Eine zusätzliche dezentrale Beheizung mit festen Brennstoffen ist nicht vorzusehen.

                           Bei gemeinsamen Wärmeerzeugern sind getrennte Stränge oder Regelkreise sowie Messeinrichtungen zur Erfassung des jeweiligen
                              Energieverbrauchs vorzusehen. Für Photovoltaikanlagen ist ein Betriebskonzept unter Beachtung der gesetzlichen Vorgaben vorzulegen.
                           

                        

                     

                  

                  
                     
                        	c)

                        	
                           Sanitäre Installationen

                           Die Brauchwarmwasserversorgung ist im Rahmen des Gebäudeenergiekonzepts zu erarbeiten.

                           Es ist pro Wohneinheit ein Waschmaschinenanschluss vorzusehen.

                           Zudem ein Kaltwasseranschluss an der Außenwand des Gebäudes (Gartenhahn).

                           Sanitärgegenstände mit Armaturen in wassersparender und stabiler Normalausführung (Standard des durchschnittlichen Wohnungsbaus,
                              Sanitärgegenstände in neutraler Standardausführung) sowie Zubehör sind vorzusehen. Weiterhin eine Badewanne und / oder Dusche,
                              ein Waschbecken in Standardgrößen, ein WC wandhängend.
                           

                        

                     

                  

                  
                     
                        	d)

                        	
                           Elektroinstallation

                           Die Elektroinstallation wird nach den VDE-Vorschriften ausgeführt.

                           Brennstellen und Stromabnahmestellen: Diese werden nach objektivem Bedarf von der Kirchengemeinde ermittelt und eine ausreichende
                              Anzahl an Stromabnahmestellen innen und außen (im Außenbereich ggf. abschaltbar) geschaffen.
                           

                           Ein Stromanschluss in der Garage/beim Stellplatz mit Wallbox ist vorzusehen.

                           Zur Grundausstattung des Hauses gehören Baufassungen mit Leuchtmitteln in allen Räumen. 

                           Die Beleuchtung im Amtsbereich, in Feuchträumen, in Abstell- und Technikräumen, die Garagenbeleuchtung sowie die Außenleuchten
                              samt Bewegungsmelder werden vom Träger der Wohnlast gestellt.
                           

                           Je Wohneinheit ist ein LAN-Anschluss vorzusehen: pro Geschoss bzw. pro 100m² eine zusätzliche Netzwerkdose.

                           In Technikräumen wird ein LAN-Anschluss nach Erfordernis eingerichtet.

                           Kombinierte Türöffnungsanlagen nach dem Stand der Technik sind vorzusehen.

                           Die Wohneinheiten und der Amtsbereich sollen je eine eigene Strommesseinrichtung erhalten. Sonstige Strommesseinrichtungen
                              sind auf das Betriebskonzept der PV-Anlage abzustimmen.
                           

                        

                     

                  

                  
                     
                        	e)

                        	
                           Fenster

                           Größe und Aufteilung der Fenster sind so zu wählen, dass ausreichende Belichtung und Belüftung, leichte Handhabung und Reinigung,
                              sowie variable Möblierung der Räume gewährleistet sind. Auf Lärm- und Wärmeschutz ist zu achten.
                           

                        

                     

                  

                  
                     
                        	f)

                        	
                           Sonnenschutz und Einbruchschutz

                           Im Allgemeinen sind Kunststoff-Rollläden an allen bewohnten und dienstlich genutzten Räumen, in der Regel mit elektrischem
                              Antrieb, vorzusehen. Eine Steuerung über das Netzwerk kann vorgesehen werden. 
                           

                           Mechanischer Einbruchschutz ist an Fenstern und Türen möglich.

                           Leicht zugängliche Fenster bis zu einer Fensterunterkante von 2.00 m können in der Widerstandsklasse RC 2 N ausgeführt werden, Haustüren und Nebeneingangstüren in RC 2 (entsprechend DIN EN 1627).

                        

                     

                  

                  
                     
                        	g)

                        	
                           Türen

                           Die Türen zum Amtszimmer sind in schallgedämmter Ausführung (Prüfstandswert 42 dB) vorzusehen. Außentüren sind wettergeschützt
                              anzuordnen, ein Vordach kann vorgesehen werden. Auf die Beachtung der Schallnebenwege (Türfutter u. ä.) bei den Zugängen zum
                              Amtszimmer wird hingewiesen.
                           

                        

                     

                  

                  
                     
                        	h)

                        	
                           Bodenbeläge

                           In Wohn- und Esszimmer wird Parkett (versiegelt) empfohlen.

                           Für die übrigen Wohnräume und für die Amtsräume ist eine strapazierfähige, pflegeleichte Qualität in neutralen Mustern und
                              Farbtönen zu wählen.
                           

                           Wegen der hygienischen Bedenken bei einem Bewohnerwechsel und der geringeren Lebenserwartung dürfen Textilbodenbeläge (s.
                              auch Nummer 3.6) nicht vorgesehen werden.
                           

                        

                     

                  

                  
                     
                        	i)

                        	
                           Innenwände und Decken

                           Innenwände und Decken werden verputzt, tapeziert und gestrichen (Ausnahmen: Nebenräume lt. Raumprogramm, Sanitärräume).

                        

                     

                  

                  
                     
                        	j)

                        	
                           Küche

                           Die Möblierung und Einrichtung der Küche nehmen die Dienstwohnungsberechtigten auf ihre Kosten vor. In der Küche sind Anschlüsse
                              für Herd, Backofen, Kühlschrank, Spülmaschine und Dunstabzugshaube einschließlich Wanddurchbruch vorzusehen.
                           

                        

                     

                  

                  
                     
                        	k)

                        	
                           Einrichtung und Ausstattung

                           Möblierung, Vorhangschienen und Vorhänge in allen zur Wohnung gehörenden Räumen sowie im Amtszimmer werden nicht gestellt.

                           Die Ausstattung der übrigen Räume im Amtsbereich erfolgt entsprechend dem Bedarf durch den Wohnlastpflichtigen.

                        

                     

                  

                  
                     
                        	l)

                        	
                           Außenanlagen

                           Die Außenanlagen sollen so geplant und angelegt werden, dass sie in der Herstellung und Unterhaltung möglichst wenig Aufwand
                              erfordern (Rasenflächen, Ziersträucher, Baumbepflanzung). Gleichzeitig sollen die Flächen möglichst wenig versiegelt werden.
                           

                           Treppen und Wege sind in gehsicherem, frostbeständigem und wasserdurchlässigem Material (z. B. Beton-Verbundpflaster) auszuführen.

                           Gartenlaube, Wasserbecken, Spielgeräte und sonstige Aufbauten können – mit besonderer Zustimmung des Wohnlastpflichtigen –
                              auf eigene Kosten errichtet werden. Beim Auszug ist der ursprüngliche Zustand wiederherzustellen.
                           

                           Eine Zisterne (für die Gartenbewässerung) kann errichtet werden. Evtl. Vorgaben des Bebauungsplans zur Regenwasserrückhaltung
                              sind zu berücksichtigen.
                           

                           Eine Müllbox kann vom Wohnlastpflichtigen erstellt werden.

                        

                     

                  

                  
                     
                        	m)

                        	
                           Einfriedung

                           Die Einfriedung des Pfarranwesens wird empfohlen und richtet sich nach den örtlichen Gegebenheiten. Sie ist in Herstellung
                              und Unterhaltung möglichst wirtschaftlich und wartungsgünstig vorzunehmen (Stabmattenzaun o. ä.). Maßnahmen zum Sichtschutz
                              sind Sache der Dienstwohnungsberechtigten.
                           

                        

                     

                  

               

            

            
                  Instandsetzung, Verbesserung und Umbau

               

               
                     Allgemeines

                  

                  Die Nummer 2 dieser Richtlinien gilt grundsätzlich nicht für den Umbau und die Instandsetzung hinsichtlich Ausstattung sowie
                     der Größe und Lage der vorhandenen Räume bzw. des Gebäudes.
                  

                  Bei Instandsetzungen, Aus- und Umbauten von Häusern bzw. Wohnungen, die als Pfarrhäuser oder Pfarrwohnungen genutzt werden,
                     ist es nicht erforderlich, das Neubauprogramm (Nummer 2 dieser Richtlinien) voll zu verwirklichen. Der Ausstattungsstandard
                     kann übernommen werden, sofern der Bedarf vom Träger der Wohnlast bestätigt wird, bautechnisch sinnvoll und unter baulichem
                     sowie finanziellem Aufwand verhältnismäßig ist.
                  

               

               
                     Festlegung des Umfangs

                  

                  Der Kirchengemeinderat legt den Umfang der Baumaßnahmen gemäß der Pfarrhausrichtlinien fest. Er berücksichtigt dabei Instandsetzungs-
                     und Verbesserungsvorschläge des Kämmererberichts, ggf. des Berichts oder der Stellungnahme der Bauberatung des Oberkirchenrats.
                  

                  Bei Pfarrhäusern unter staatlicher Baulast ist das von der staatlichen Hochbauverwaltung angefertigte Bauschauprotokoll zu
                     berücksichtigen.
                  

                  Bei „Wichtigen Bauvorhaben“ (§ 50 Abs. 1 Nr. 10 KGO) beantragt die Kirchengemeinde die Genehmigung des Oberkirchenrats.
                  

               

               
                     Verlegung der Amtsräume

                  

                  Die Amtsräume sollen nach Möglichkeit von den Wohnräumen getrennt werden und im Erdgeschoss liegen, wenn dort geeigneter Raum
                     zur Verfügung steht. Auf ausreichenden Schallschutz ist zu achten. Die Amtsräume können in anderen Geschossen belassen werden,
                     wenn sie ohne wesentliche Beeinträchtigung des Wohnbereichs zugänglich sind oder deren Verlegung einen hohen Kostenaufwand
                     verursachen würde.
                  

                  Wenn ein Amtszimmer außerhalb des Pfarrhauses oder der Pfarrwohnung zur Verfügung steht, ist die Nutzung eines weiteren Raumes
                     als Amtszimmer, auch innerhalb des Pfarrhauses oder der Pfarrwohnung, nicht vorgesehen.
                  

               

               
                     Verbesserung der Heizungsverhältnisse und der Wärmedämmung

                  

                  Die Verbesserung unzulänglicher Heizungsverhältnisse und die Senkung eines unverhältnismäßig hohen Energieverbrauchs sind
                     unter Beachtung des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit durchzuführen. Die Vorgaben der staatlichen Regelungen zur Energieeinsparung
                     und der Klimaschutzgesetze dienen als Regel.
                  

                  Soweit diese Maßnahmen im bewohnten Zustand durchgeführt werden können, ist eine kurzfristige Ausführung möglich. Andernfalls
                     müssen diese Maßnahmen bei einer Generalinstandsetzung oder bei einem Stellenwechsel ausgeführt werden.
                  

                  Vorhandene funktionierende Heizanlagen dürfen nur dann erneuert oder durch andere Systeme ersetzt werden, wenn sie mindestens
                     20 Jahre alt sind oder ein wichtiger Grund vorliegt.
                  

                  Gründe für einen vorzeitigen Austausch des Wärmeerzeugers können sein: Angebot einer Fernwärmeversorgung, größere bauliche
                     Veränderungen im Rahmen einer energetischen Sanierung, größerer Defekt des Wärmeerzeugers, Probleme mit dem Brennstofflager
                     (z.B. Abgängigkeit des Öltanks).
                  

                  In diesen Fällen ist das Betriebskonzept für die Wärmeerzeugung im Rahmen eines Gebäudeenergiekonzepts zu entwickeln.

                  Der Einsatz von fester Biomasse ist auf schwer zu sanierende oder denkmalgeschützte Gebäude begrenzt.

               

               
                     Maler- und Tapezierarbeiten

                  

                  Beim Bezug der Pfarrwohnung werden die zu diesem Zeitpunkt erforderlichen Maler- und Tapezierarbeiten (sog. Schönheitsreparaturen)
                     auf Kosten des Wohnlastpflichtigen ausgeführt. Von künftigen Dienstwohnungsberechtigten stillgelegte Räume bleiben hierbei
                     unberücksichtigt.
                  

                  Im Bereich der Staatspfarrhäuser können sich abweichende Regelungen ergeben.

                  Für die erforderlichen Maler- und Tapezierarbeiten sollen helle Farben gewählt werden.

                  Sofern es durch die Aufbringung intensiver Farbanstriche auf Wunsch der Dienstwohnungsberechtigten zu Mehrkosten kommt, gehen
                     diese zu Lasten der Verursachenden. Dies gilt auch für Türen und Fenster.
                  

                  Während des Bewohnens des Pfarrhauses haben die Dienstwohnungsberechtigten die Kosten für eventuelle Schönheitsreparaturen
                     im Wohnbereich zu tragen. Der Wohnlastpflichtige ist von der Durchführung von Schönheitsreparaturen während der Wohndauer
                     zu unterrichten. Es ist freigestellt, die Maler- und Tapezierarbeiten an Decken und Wänden in Eigenleistung fachgerecht zu
                     erbringen.
                  

                  Für die Durchführung von Schönheitsreparaturen während der Bewohndauer im Amtsbereich (Amtszimmer, Registratur, Sekretariat
                     und Erschließungsbereich) ist der Wohnlastpflichtige zuständig.
                  

               

               
                     Sonstige Instandsetzungs- und Verbesserungsmaßnahmen

                  

                  Elektrische Leitungen dürfen nur im Zusammenhang mit ohnehin erforderlichen Maler- und Tapezierarbeiten unter Putz verlegt
                     werden, soweit dies nicht aus Sicherheitsgründen zwingend vorgeschrieben ist. Hauseigene Ausstattungs- und Einrichtungsgegenstände
                     dürfen nur im Rahmen der Festlegungen dieser Richtlinien (Neubauprogramm) ersetzt oder ergänzt werden; dies gilt insbesondere
                     für den Ersatz abgängiger Türen und Bodenbeläge. Dies gilt nicht, wenn die Denkmalschutzbehörde anderweitige Anordnungen getroffen
                     hat.
                  

                  Abgängige Bodenbeläge sind entsprechend Nummer 2.5 lit. h zu ersetzen. Vorhandene von der oder dem Dienstwohnungsberechtigten
                     eingebrachte Textilbodenbeläge müssen im Falle des Stellenwechsels auf Kosten des Veranlassers entfernt werden. Dies gilt
                     nicht, wenn zwischen der ausziehenden Wohnungsinhaberin oder dem ausziehenden Wohnungsinhaber und ihren Nachfolgern in der
                     Dienstwohnung die Übernahme schriftlich vereinbart wird und eine Weiterverwendung der vorhandenen Textilbodenbeläge wirtschaftlich
                     geboten erscheint. Die oder der neue Dienstwohnungsberechtigte ist dann zur Beseitigung verpflichtet.
                  

                  Für abgängige Klappläden können, wo dies gestalterisch vertretbar ist, Rollläden vorgesehen werden. Bereits vorhandene Duschräume,
                     welche den Ausstattungsstandard nach Nummer 2.5 lit. c überschreiten, werden auf Kosten des Wohnlastpflichtigen auch künftig
                     unterhalten (Bestandsschutz), soweit deren weitere Nutzung aufgrund der gelebten Familienverhältnisse vertretbar ist.
                  

               

            

            
                  Rückgabe und Übergabe der Pfarrwohnung einschließlich des Amtsbereichs

               

               Die Wohnung ist vollständig geräumt und besenrein zurückzugeben.

               Nach Räumung der Wohnung findet auf Veranlassung des Wohnlastpflichtigen ein Durchgang durch die Pfarrwohnung und den Amtsbereich
                  statt, an dem die oder der bisherige Dienstwohnungsberechtigte und eine Vertretung des Wohnlastpflichtigen teilnehmen.
               

               Die Vertretung des Wohnlastpflichtigen erstellt dabei das Übergabeprotokoll, in dem der Zustand der Pfarrwohnung und des Amtsbereiches
                  (ggf. einschließlich Garten) und das zurückgegebene Zubehör festgehalten werden (Abnahme).
               

               Weiter ist ein Kämmererdurchgang durchzuführen, zu dem auch Vertreter der Evangelischen Regionalverwaltung hinzugezogen werden
                  können. Der Kämmererbericht ist von allen Beteiligten zu unterzeichnen und dem Oberkirchenrat vorzulegen.
               

               Die Wohnungsübergabe und der Kämmererdurchgang können zum selben Zeitpunkt stattfinden. In diesem Fall kann das Übergabeprotokoll
                  Bestandteil des Kämmererberichts sein.
               

               Sowohl die Vertretung des Wohnlastpflichtigen als auch die oder der abziehende bzw. übernehmende Dienstwohnungsberechtigte
                  haben die Niederschrift(en) zu unterzeichnen.
               

               Bei der Rückgabe und Übergabe sind Schäden sowie etwaige Pflege- und Unterhaltungsversäumnisse, auch im Innen- und Außen-
                  sowie Gartenbereich, spezifiziert festzustellen. Etwaige Einwendungen der bisherigen bzw. künftigen Dienstwohnungsberechtigten
                  sind festzuhalten. Um spätere Meinungsverschiedenheiten hinsichtlich von Pflege- und Unterhaltungsversäumnissen der Dienstwohnungsberechtigten
                  bei der Unterhaltung des Außen- und Gartenbereiches zu vermeiden, empfiehlt es sich, bei der Rückgabe und Übergabe den Zustand
                  des Gartens fotografisch zu dokumentieren.
               

               Die Kosten für die Behebung von Schäden und von Pflege- und Unterhaltungsversäumnissen sind durch die abziehenden Dienstwohnungsberechtigten
                  zu ersetzen. Ersatzansprüche verjähren mit dem Ende des drittnächsten auf den Zeitpunkt der Rückgabe folgenden Kalenderjahres.
               

               Ausnahmen von der Rückbauverpflichtung von Einbauten zur Herstellung der Barrierefreiheit können zugelassen werden, sofern
                  der Erhalt den nachfolgenden Dienstwohnungsberechtigten zugemutet werden kann. Die Entscheidung hierüber obliegt dem Oberkirchenrat.
               

            

            
                  Pflichten der Dienstwohnungsberechtigten

               

               
                     Betriebskosten und Kleinreparaturen

                  

                  Den Dienstwohnungsberechtigten obliegen zudem die mit dem Betrieb (Nutzung des Pfarrhauses und -gartens) zusammenhängenden
                     Leistungen und Maßnahmen sowie die mit dem Betrieb zusammenhängenden Kleinreparaturen.
                  

                  Der Wohnlastpflichtige kann nach Rücksprache mit den Dienstwohnungsberechtigten notwendige Wartungsmaßnahmen und Kleinreparaturen
                     veranlassen. Die Dienstwohnungsberechtigten haben die Kosten zu ersetzen.
                  

                  Der Abschluss bzw. die Kündigung von Wartungsverträgen erfolgt durch den Wohnlastpflichtigen in Abstimmung mit den Dienstwohnungsberechtigten.

                  Der Nachweis für die Durchführung erforderlicher Wartungsarbeiten ist durch die Dienstwohnungsberechtigten zu erbringen.

                  Der Wohnlastpflichtige erhebt von den Dienstwohnungsberechtigten für den Bereich der Wohnung – nicht für den Amtsbereich –
                     die Zahlung aller Betriebskosten nach der Betriebskostenverordnung in der jeweils aktuellen Fassung.
                  

                  Gehört die Pfarrwohnung zu einer Wohnungseigentümergemeinschaft nach dem Wohnungseigentumsgesetz, trägt der Dienstwohnungsberechtigte
                     die umlagefähigen Kosten entsprechend der Abrechnung der Verwaltung.
                  

                  Zu den voll zu übernehmenden Leistungen und Maßnahmen gehören insbesondere, mit Ausnahme des Amtsbereichs und dessen Erschließungsbereich:

                  
                     
                        	
                            die Verhinderung von Frostschäden an Wasserleitungen, Heizkörpern und sanitären Einrichtungen, auch in stillgelegten Räumen,

                        

                        	
                            die Reinigung der Geruchsverschlüsse an Spültischen, Badewannen, Duschen, Waschbecken, Ausgussbecken und dergleichen,

                        

                        	
                            die regelmäßige Entkalkung von Elektroboilern und Warmwasserspeichern,

                        

                        	
                            die Erneuerung der Dichtungen an Wasserhähnen,

                        

                        	
                            Beseitigung von Verstopfungen in Entwässerungsleitungen innerhalb des Hauses mit Ausnahme der Hauptfallstränge und Grundleitungen,

                        

                        	
                            die Befestigung loser Beschlagteile an Fenstern und Klappläden,

                        

                        	
                            die regelmäßige Prüfung, Wartung und Reinigung der Heizungs- und Warmwasserbereitungsanlagen, Lüftungsanlagen, Feuerlöscher, ggf. der Antennenanlage; Wartung der Zisterne,

                        

                        	
                            Emissionsmessung der Feuerungsanlagen,

                        

                        	
                            die Beseitigung von Glasbruchschäden, die im Verantwortungsbereich der Dienstwohnungsberechtigten erfolgen und

                        

                        	
                            der Ersatz der Leuchtmittel in den nach Nummer 2.5 lit. d zur festen Ausstattung zählenden Beleuchtungskörpern.

                        

                     

                  

                  Die unter h) bis j) aufgeführten Leistungen und Maßnahmen sind ohne Kostenbeschränkung die ausschließliche Angelegenheit der
                     Dienstwohnungsberechtigten.
                  

                  Alle weiteren Maßnahmen und Leistungen mit Kosten bis zu 500 € im Einzelfall, die durch Benutzung und Betrieb der Dienstwohnung
                     entstehen und nicht Maßnahmen in Dach und Fach sind oder den Amtsbereich betreffen, sind Kleinreparaturen. An diesen müssen
                     sich die Dienstwohnungsberechtigten mit einem Betrag von bis zu 100 € im Einzelfall und bis zu insgesamt 950 € pro Kalenderjahr
                     beteiligen, es sei denn das Bauteil ist altersbedingt abgängig.
                  

                  Die Kosten für auch ohne Verschulden notwendige Kleinreparaturen an Gegenständen, welche dem häufigen und unmittelbarem Zugriff
                     der Dienstwohnungsberechtigten ausgesetzt sind, insbesondere an Zentralheizungs- und Warmwasserversorgungsanlagen, Öfen, Türen,
                     Schlössern, Schlüsseln, Fenstern, Fensterläden, Rollläden, Jalousien, Markisen einschließlich der Instandhaltung der Gurte,
                     Rollen und Schnüre an Rollläden und Jalousien, an Badeeinrichtungen, Handwaschbecken, WC-Spüler, WC-Sitz und WC-Schüssel,
                     an Bodenbelägen, elektrischen Einrichtungen tragen die Dienstwohnungsberechtigten bis zur Grenze von 100 Euro im Einzelfall
                     und bis zu insgesamt 950 € pro Kalenderjahr beteiligen.
                  

                  Die Bestimmungen in § 27 Baulastrichtlinien (Abl. 40 S. 273) bleiben unberührt.

                  Die Dienstwohnungsberechtigten haben gegenüber der Landeskirche entsprechend den jeweiligen vom Oberkirchenrat zu erlassenden
                     Regelungen zur Erfassung von Energieverbräuchen die notwendigen Daten des Energieverbrauches des Pfarrhauses und ggf. weiterer
                     Angaben zur Größe und Ausstattung des Amtsbereichs mit Energieträgern mitzuteilen.
                  

                  Die Regelungen des Gesetzes zur Aufteilung der Kohlendioxidkosten findet zwischen dem Wohnlastpflichtigen und den Dienstwohnungsberechtigten
                     entsprechende Anwendung.
                  

               

               
                      

                  

                  Gehört zur Pfarrwohnung ein Amtsbereich, für dessen Reinigung, Heizung und Stromverbrauch eine sogenannte Amtszimmerpauschale bezahlt wird, so werden die anteiligen Kosten hierfür im Rahmen der Amtszimmerpauschale erstattet.

               

               
                      

                  

                  Die Wartung einer Blitzschutzanlage ist Aufgabe des Wohnlastpflichtigen, ebenso die Reinigung der Dachrinnen und Zisternen.

               

               
                      

                  

                  Das Halten von Tieren bedarf der vorherigen Zustimmung des Wohnlastpflichtigen. Diese kann aus wichtigem Grund widerrufen
                     werden.
                  

               

               
                     Gartenunterhaltung

                  

                  Die oder der Dienstwohnungsberechtigte hat das Recht auf Nutzung eines eventuell vorhandenen Hausgartens und die Pflicht zur
                     Pflege und Unterhaltung des Gartens einschließlich des Schneidens von Hecken und Sträuchern. Zur Pflege zählt auch das Mähen
                     des Rasens und die Vermeidung der Verwilderung. Erforderlichenfalls ist im Sinne von Nummer 4 Abs. 5 zu verfahren. Wesentliche
                     Veränderungen von Gärten und des Baumbestandes bedürfen der Zustimmung des Wohnlastpflichtigen und des Kämmerers. 
                  

                  Der Garten kann mit Zustimmung des Wohnlastpflichtigen, des Eigentümers und des Kämmerers ganz oder teilweise Dritten überlassen
                     werden, wenn die ordnungsgemäße Pflege und Unterhaltung gesichert sind.
                  

                  Bei der Umgestaltung von Gärten sowie bei der Überlassung an Dritte ist auf die eventuell abweichende Interessenlage künftiger Dienstwohnungsberechtigter Rücksicht zu nehmen.

                  Es dürfen bei der Pflege und Unterhaltung von Pfarrgärten keine Herbizide und Insektizide verwendet werden. Auf eine umweltverträgliche
                     Bewirtschaftung ist zu achten.
                  

                  Soll die Kirchengemeinde einen Gartenteil nutzen, ohne dass dieser auf Dauer aus der Widmung als Pfarrgarten genommen wird,
                     so steht den Dienstwohnungsberechtigten die herausgenommene Fläche nicht zur Nutzung zu und ist erkennbar abzugrenzen.
                  

               

               
                     Beseitigung von Schäden, allgemeine Sorgfaltspflicht und Betretungsrecht

                  

                  Die Dienstwohnungsberechtigten haben die ihnen überlassene Wohnung samt Amtsbereich mit allem Zubehör schonend und pfleglich zu behandeln. Für von ihren Haushaltsangehörigen verursachten Schäden oder nachteilige Veränderungen haften sie entsprechend den Bestimmungen des Mietrechts.

                  Der Wohnlastpflichtige und dessen Beauftragte sind befugt, die Dienstwohnung bei berechtigtem Anlass nach rechtzeitiger vorheriger
                     Ankündigung zu betreten.
                  

                  Schäden im Haus, an hauseigenen Einrichtungs- und Ausstattungsgegenständen sowie am Zubehör haben die Dienstwohnungsberechtigten,
                     sofern die Behebung nicht ihre Sache ist, unverzüglich dem Wohnlastpflichtigen anzuzeigen. Im regelmäßigen, höchstens jährlichen,
                     Turnus können bis zu zwei Vertreterinnen oder Vertreter des Wohnlastpflichtigen das Gebäude besichtigen und festgestellte
                     Mängel auflisten, damit entschieden werden kann, welche Arbeiten im Rahmen der laufenden Bauunterhaltung durchgeführt werden
                     müssen (Bauschau).
                  

                  Die Dienstwohnungsberechtigten haften für Schäden, die durch Verletzung der ihm oder ihr obliegenden Sorgfalts- und Anzeigepflicht
                     verursacht werden, insbesondere wenn technische Anlagen, der Garten und sonstige Einrichtungen nicht gewartet und gepflegt
                     oder unsachgemäß behandelt, die überlassenen Räume offensichtlich unzureichend belüftet, geheizt oder nicht genügend gegen
                     Frost geschützt wurden. Die Haftung umfasst auch Schäden, die durch Angehörige, Besucher, usw. verursacht werden.
                  

               

               
                     Verkehrssicherungspflicht

                  

                  Die Dienstwohnungsberechtigten sind dafür verantwortlich, dass sich das von ihnen genutzte Dienstwohnungsgrundstück stets
                     in verkehrssicherem Zustand befindet. Zur Verkehrssicherungspflicht gehören insbesondere die Reinigung der Gehwege und des
                     Hofraums, die Schneebeseitigung, das Streuen bei Schneeglätte und Glatteis sowie die Beleuchtung des Zugangs und der Treppen
                     und Flure. Beim Streuen ist auf die Belange der Umwelt Rücksicht zu nehmen. Die Regelungen in der jeweiligen Kommune, in der
                     sich das Dienstwohnungsgrundstück befindet, bleiben hiervon unberührt.
                  

                  Ist die Pfarrstelle nicht besetzt, so hat der Wohnlastpflichtige dafür zu sorgen, dass die zur Verkehrssicherungspflicht und
                     zur allgemeinen Sorgfaltspflicht zählenden Obliegenheiten zuverlässig erfüllt werden. Dies gilt auch für Pfarrhäuser unter
                     staatlicher Baulast.
                  

                  Bei gemischt genutzten Gebäuden ist eine Aufteilung der Räum- und Streupflicht nach dem Maß der über die Nutzung als Pfarramt
                     und Pfarrwohnung hinausgehenden Nutzung vorzusehen (z. B. bei kirchengemeindlich genutzten Räumen im Pfarrhaus).
                  

                  Die Dienstwohnungsberechtigten können vom Wohnlastpflichtigen eine entsprechende Regelung verlangen.

               

               
                     Kostenerstattung

                  

                  
                     
                        	a)

                        	
                           Überschreitung des Standards der Pfarrhausrichtlinien

                           Wenn der Standard dieser Richtlinien bei Neubauten oder Instandsetzungen auf Veranlassung oder mit Billigung der Dienstwohnungsberechtigten
                              oder der zukünftigen Dienstwohnungsberechtigten überschritten worden ist, ohne dass dies durch den Dienstwohnungsanspruch
                              begründet ist, haben die Dienstwohnungsberechtigten die Mehrkosten hierfür zu übernehmen.
                           

                           Beschlüssen des Kirchengemeinderats, die eine ungerechtfertigte Überschreitung des Standards der Pfarrhausrichtlinien beinhalten,
                              muss der Vorsitzende oder die Vorsitzende widersprechen. Soweit die künftigen Dienstwohnungsberechtigten von der Beschlussfassung
                              Kenntnis haben, müssen diese ergänzend widersprechen (§ 24 KGO). Der Widerspruch ist im Protokoll zu belegen. Dieser ist anschließend dem Oberkirchenrat vorzulegen. Wer die Dienstwohnung innehat, darf an der Beschlussfassung über die Ausgestaltung der Dienstwohnung nicht
                              mitwirken, ist jedoch zu hören (§ 27 KGO).
                           

                        

                     

                  

                  
                     
                        	b)

                        	
                           Garagen

                           Werden eine Zweitgarage oder ein zweiter (Garagen-)Stellplatz bereitgestellt, so ist hierfür grundsätzlich die ortsübliche
                              Miete zu erheben. Eine Zweitgarage oder Zweitstellplatz ist vorrangig den Dienstwohnungsberechtigten zur Anmietung anzubieten.
                           

                        

                     

                  

                  
                     
                        	c)

                        	
                           Empfangsanlagen für TV und Internet

                           Sämtliche Betriebskosten und Gebühren für digitale und analoge Empfangsanlagen tragen die Dienstwohnungsberechtigten. Die
                              einmalige Gebühr für die Schaffung dieser Anschlüsse (Anschlusskosten) trägt der Wohnlastpflichtige.
                           

                        

                     

                  

                  
                     
                        	d)

                        	
                           Zusätzliche technische und bauliche Ausstattung

                           Zusätzliche technische und bauliche Ausstattung (ohne Thermosolaranlagen und Heizung), wie z. B. Sauna, Gartenhäuser, Markisen
                              oder Vergleichbares, können nicht vom Wohnlastpflichtigen eingebaut werden. Auf Kosten der Dienstwohnungsberechtigten können
                              mit Zustimmung des Wohnlastpflichtigen entsprechende Anlagen errichtet werden. 
                           

                        

                     

                  

                  Hinsichtlich der Durchführung von Kleinreparaturen wird auf Nummer 5.1 verwiesen.

               

            

            
                  Überlassung der Dienstwohnung oder von Teilen derselben an Dritte
sowie eine andere Nutzung
                  

               

               
                     Grundsatz

                  

                  Weist eine zugewiesene Dienstwohnung nach den Familienverhältnissen Übergröße auf, so verbleibt sie den Dienstwohnungsberechtigten
                     grundsätzlich dennoch ganz, wenn eine Abtretung der Übermaßräume baulich und betrieblich nicht möglich oder unzumutbar ist.
                  

               

               
                     Überlassung einzelner oder mehrerer Räume

                  

                  
                     
                        	a)

                        	
                           Die Überlassung von Einzelräumen der Dienstwohnung zur Nutzung an nahe Angehörige der Dienstwohnungsberechtigten und ihrer
                              Ehegatten ist diesen grundsätzlich gestattet. Ein Entgelt wird nicht erhoben, eine Zustimmung des Oberkirchenrats und des
                              Wohnlastpflichtigen ist nicht erforderlich.
                           

                           Der Wohnlastpflichtige ist hiervon zu unterrichten; er kann Einspruch erheben, über den der Oberkirchenrat nach Anhörung der
                              Dienstwohnungsberechtigten und des Kämmerers entscheiden wird.
                           

                           Die Überlassung von Einzelräumen der Dienstwohnung zur Nutzung an andere Personen ist den Dienstwohnungsberechtigten nur mit
                              vorheriger Einwilligung des Wohnlastpflichtigen erlaubt und vertraglich zwischen den Dienstwohnungsberechtigten und den Dritten
                              zu regeln. Die Dienstwohnungsberechtigten sind verpflichtet, für die Überlassung von Einzelräumen ein Entgelt in ortsüblicher
                              Höhe zu erheben. Ein Entgelt verbleibt den Dienstwohnungsberechtigten zur Hälfte und ist zu versteuern; die andere Hälfte
                              steht dem Wohnlastpflichtigen zu.
                           

                           Die Dienstwohnungsberechtigten sind verpflichtet, dafür zu sorgen, dass die von ihnen überlassenen bzw. die von ihnen vermieteten
                              Räume spätestens mit Ende des Dienstwohnungsanspruchs auf dieser Stelle frei sind.
                           

                        

                     

                  

                  
                     
                        	b)

                        	
                           Die Überlassung bzw. Vermietung von Räumen außerhalb der Dienstwohnung oder einer Einliegerwohnung im Pfarrhaus sind dem Oberkirchenrat
                              durch Übersendung des unterzeichneten Mietvertrags anzuzeigen.
                           

                           Den Mietvertrag schließt der Wohnlastpflichtige ab, die Miete steht dem Wohnlastpflichtigen zu.

                           Bei Pfarrhäusern unter staatlicher Baulast muss außerdem die staatliche Hochbauverwaltung zustimmen. Den Mietvertrag schließt
                              bei Staatspfarrhäusern der Eigentümer des Gebäudes ab.
                           

                           Die Miete steht bei Einliegerwohnungen, die auf Kosten des Landes Baden-Württemberg ausgebaut wurden, je hälftig der staatlichen Liegenschaftsverwaltung und der Kirchengemeinde zu.

                        

                     

                  

                  
                     
                        	c)

                        	
                           Eine andere Nutzung (z. B. gewerblich oder freiberuflich) von Räumen in der Dienstwohnung durch die Dienstwohnungsberechtigten
                              oder ihre Angehörigen, bedarf der vorherigen Genehmigung des Oberkirchenrats.
                           

                           Dem Antrag auf Genehmigung ist ggf. die Erlaubnis zur Aufnahme einer Nebentätigkeit beizufügen. Die Genehmigung kann mit Nebenbestimmungen versehen werden. Bei der Erteilung der Genehmigung ist darauf
                              zu achten, dass die angestrebte weitere Nutzung mit dem Charakter als Wohn- und Dienstgebäude vereinbar ist. Im Einzelfall
                              kann dabei eine Nutzungsentschädigung, die der Kirchengemeinde zufließt, festgesetzt werden. Steuerrechtliche Fragen sind
                              gesondert zu klären.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     Vermietung eines Pfarrhauses oder einer Pfarrwohnung im Ganzen

                  

                  Die Vermietung eines Pfarrhauses oder einer Pfarrwohnung im Ganzen ist möglich, wenn das Gebäude nicht zur Erfüllung der Wohnlastpflicht
                     für residenzpflichtige Dienstwohnungsberechtigte zur Verfügung stehen muss. Sie obliegt der Kirchengemeinde und ist dem Oberkirchenrat
                     durch Vorlage des unterzeichneten Mietvertrags anzuzeigen.
                  

                  Bei Pfarrhäusern, die einem kirchlichen Rechtsträger als Wohnlastpflichtigem gehören, steht die Miete dem Wohnlastpflichtigen
                     zu.
                  

                  Bei Pfarrhäusern unter staatlicher Baulast ist das Staatliche Liegenschaftsamt zuständig.

                  Bei Pfarrhäusern unter staatlicher Baulast steht die Hälfte der Mieteinnahmen dem Land Baden-Württemberg, die andere Hälfte
                     der Pfarreistiftung der Evangelischen Landeskirche in Württemberg zu.
                  

               

               
                     Entgelt für die Überlassung von Pfarrgärten und Pfarrscheuern im Ganzen

                  

                  Entgelte für die Überlassung von Pfarrgärten, Pfarrscheunen usw. stehen grundsätzlich der Kirchengemeinde zu.
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         555. Verordnung über die Aufgaben der Kämmerer (Kämmererordnung)

      

      
         Verordnung des Oberkirchenrats vom 17. September 1990 

      

      
         (Abl. 54 S. 258), geändert durch Kirchl. Verordnung vom 2. Februar 2024 (Abl. 71 Nr. 21)
         

      

      Aufgrund von § 75 Pfarrergesetz1 und § 60 Kirchengemeindeordnung2 wird verordnet:
      

      
                     § 1
Amt des Kämmerers
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Kämmerer wird von den Pfarrern seines Kirchenbezirks gewählt. Wahlberechtigt sind die ständigen dienstwohnungsberechtigten
                     Pfarrer im Kirchenbezirk. Die Wahl bedarf der Bestätigung durch den Oberkirchenrat.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Kämmerer ist in gleicher Weise Sachwalter der Belange der Pfarrer wie der ortskirchlichen und der landeskirchlichen Belange.
                     Er wirkt auf die Einhaltung der geltenden Dienstwohnungsvorschriften hin und hilft, bei Meinungsverschiedenheiten zwischen
                     den Dienstwohnungsberechtigten und den Wohnlastpflichtigen eine einvernehmliche Lösung zu finden. Dabei wahrt er die Interessen
                     der Pfarrstelle. Er ist in seinem Amt unabhängig.
                  

               

               
                     § 2
Aufgaben des Kämmerers bezüglich des baulichen Zustandes 
der Pfarrhäuser und Pfarrwohnungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Kämmerer wirkt beratend im Sinne der Pfarrhausrichtlinien bei Neubau oder Kauf von Pfarrhäusern und Pfarrwohnungen für
                     die ständigen Pfarrer, bei ihrer Instandsetzung und bei ihrer Anmietung mit, ferner bei allen sonstigen wesentlichen Maßnahmen,
                     die sich auf die Wohnqualität und den baulichen Bestand dieser Pfarrhäuser/Pfarrwohnungen sowie auf den Bestand von Hausgärten
                     auswirken. Dies gilt auch hinsichtlich baulicher Maßnahmen von Angrenzern. Der Kämmerer ist dazu im Rahmen seiner Mitwirkung
                     von der Kirchengemeinde oder vom Oberkirchenrat zu informieren und zu Besichtigungen einzuladen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wird eine ständige Pfarrstelle frei, so verschafft sich der Kämmerer möglichst frühzeitig Kenntnis vom Zustand des Pfarrhauses
                     bzw. der Dienstwohnung einschließlich Außenanlage. Ein Beauftragter des Wohnlastpflichtigen soll, ein Vertreter der Evangelischen
                     Regionalverwaltung kann hinzugezogen werden. Steht der Wohnungsnachfolger fest, soll auch er dazu eingeladen werden. Der Kämmerer
                     schlägt dem Träger der Wohnungslast hiernach erforderliche Instandsetzungs-, Erneuerungs- und Verbesserungsmaßnahmen vor.
                     Seinen Bericht erstattet er der Kirchengemeinde und dem Pfarramt, dem Dekanatamt und dem Oberkirchenrat.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei Freiwerden einer Pfarrstelle, für deren Pfarrgebäude das Land baulastpflichtig ist, nimmt der Kämmerer an der Bauschau
                     des Staatl. Hochbauamts teil; dessen Protokoll wird von ihm mit unterzeichnet.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Durchgang nach Absatz 2 kann mit der Rückgabe einer Dienstwohnung verbunden und das Übergabeprotokoll als Bestandteil
                     des Kämmererberichts erstellt werden. An der Übergabe einer Dienstwohnung nimmt der Kämmerer auf Wunsch der Kirchengemeinde
                     oder des künftigen Stelleninhabers teil. Auf Nr. 4 der Pfarrhausrichtlinien 20243,4 wird verwiesen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Der Kämmerer ist zu Bauabnahmen einzuladen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Er kann darüber hinaus im Benehmen mit dem Stelleninhaber Besichtigungen vornehmen.
                  

               

               
                     § 3
Aufgaben des Kämmerers hinsichtlich der Nutzung 
der Pfarrhäuser/Pfarrwohnungen
                     

                  

                  Der Kämmerer soll gutachterlich bei Streitfragen bezüglich der Eignung von Pfarrhäusern/Pfarrwohnungen auch für unständige
                     Pfarrer, bezüglich der Nutzung von Pfarrhäusern/Pfarrwohnungen und bei Fragen der Nutzungsentschädigung oder des Schadenersatzes
                     gehört werden. Bei Änderungen der Pfarrhausrichtlinien sollen die Kämmerer gehört werden.
                  

               

               
                     § 4
Privatabrechnung
                     

                  

                  Der Kämmerer soll bei Bedarf zwischen den bei einer Privatabrechnung Beteiligten vermitteln.

               

               
                     § 5
Schriftverkehr und Aktenverwaltung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Berichte des Kämmerers, die sich aus den vorstehenden Bestimmungen ergeben, gehen dem Oberkirchenrat über das Dekanatamt
                     zu. Die abschließende Beurteilung des Oberkirchenrats in Pfarrhausfragen geht dem Kämmerer ebenfalls über das Dekanatamt zu.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Nach Durchführung von wesentlichen Baumaßnahmen an Pfarrhäusern bzw. Pfarrwohnungen erhält der Kämmerer vom Wohnlastpflichtigen
                     einen Kurzbericht. Über Bauabnahmen von Pfarrhäusern/Pfarrwohnungen durch die Landeskirchliche Bauberatung erhält der Kämmerer
                     vom Oberkirchenrat jeweils eine Mehrfertigung der Niederschrift.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Mehrfertigungen der Kämmererberichte und der entsprechenden Schreiben des Oberkirchenrats und der Kirchengemeinde sind
                     zu den Kämmererakten zu nehmen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Soweit erforderlich, beschafft sich der Kämmerer die jeweiligen Pläne. Die Gebäudebeschreibung, die von der Kirchengemeinde
                     geführt wird, ist von ihr im Bedarfsfall zur Verfügung zu stellen.
                  

               

               
                     § 6
Kosten des Kämmerers
                     

                  

                  Fahrtauslagen des Kämmerers und sonstige notwendige Auslagen für die Beschaffung von Plänen usw. werden dem Kämmerer vom Oberkirchenrat
                     erstattet. Für alle sonstigen Auslagen erhält der Kämmerer vom Oberkirchenrat einen pauschalierten Aufwendungsersatz, dessen
                     Höhe vom Oberkirchenrat festgesetzt wird.
                  

               

               
                     § 7
Inkrafttreten der Kämmererordnung
                     

                  

                  Die Kämmererordnung tritt am 1. Januar 1991 in Kraft. Gleichzeitig treten alle Bestimmungen, die ihr entsprechen oder widersprechen,
                     außer Kraft.
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         556. Verordnung des Oberkirchenrats über die Prüfung der Pfarramtsausstattung bei Stellenwechsel

      

      
         Vom 17. September 1990

      

      
         (Abl. 54 S. 260), geändert durch Verordnung des Oberkirchenrats vom 10. Dezember 2013 (Abl. 66 S. 1, 4) und vom 6. August 2024 (Abl. 71 Nr. 60)
         

      

      
               (
               1
               )
               Gemäß § 15 des Pfarrergesetzes1 hat der abziehende Pfarrer die in seinem Besitz befindlichen dienstlichen Schriftstücke und sonstigen Gegenstände unverzüglich
            dem Nachfolger oder dem bestellten Vertreter zu übergeben. Die Übergabe ist von der für die unmittelbare Dienstaufsicht zuständigen
            Stelle zu überwachen und in einer Niederschrift zu beurkunden.
         

         Bei Gemeindepfarrstellen erstreckt sich die Übergabepflicht auf die Pfarramtsausstattung insgesamt, insbesondere auf Dienstsiegel,
            Pfarramtskasse, Archiv einschließlich der Kirchenbücher, Registratur und auf die vasa sacra.
         

         Abweichend von § 15 Pfarrergesetz2 nimmt die Kontrolle entweder der Laienvorsitzende des Kirchengemeinderats oder in dessen Auftrag ein anderes Mitglied des
            Kirchengemeinderats oder die Assistenz der Gemeindeleitung vor. Eine Fertigung des Protokolls über die Übergabe ist dem Dekanatamt
            zuzuleiten.
         

         
               (
               2
               )
               Diese Verordnung tritt zusammen mit der Kämmererordnung3 am 1. Januar 1991 in Kraft.
         

      

      

      1
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung. 
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            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung. 
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            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 555 dieser Sammlung.
            

         

      

   
      

      
         560. Kirchliches Gesetz über die Versorgung der Pfarrer und ihrer Hinterbliebenen (Pfarrerversorgungsgesetz)

      

      
         Vom 26. Oktober 1977

      

      
         (Abl. 48 S. 18), geändert durch Kirchl. Gesetz vom 18. Juli 1979 (Abl. 48 S. 386), vom 26. November 1981 (Abl. 49 S. 463), vom 21. Oktober 1982 (Abl. 50 S. 199, 200), vom 14. Juni 1985 (Abl. 51 S. 420), vom 9. Juli 1985 (Abl. 51
            S. 421), vom 2. März 1989 (Abl. 53 S. 603), vom 12. März 1992 (Abl. 55 S. 257), vom 11. März 1995 (Abl. 56 S. 354, 356), vom
            15. Juli 1995 (Abl. 56 S. 417, 418), vom 25. November 1996 (Abl. 57 S. 175), vom 17. Juni 1997 (Abl. 57 S. 336), vom 24. April 1998,
            (Abl. 58 S. 83), vom 25. Oktober 2001 (Abl. 59 S. 403, 405), vom 25. November 2002 (Abl. 60 S. 160), vom 10. März 2005 (Abl. 61 S. 285, 287), vom 30. November 2006 (Abl. 62 S. 319, 322), vom 22. November 2011 (Abl. 64 S. 527, 530), vom 27. November 2012 (Abl. 65 S. 269, 278), vom 22. Oktober 2013 (Abl. 65 S. 670), vom 27. November 2017 (Abl. 68 S. 1, 2, geändert durch Gesetz vom 6. Juli 2019 [Abl. 68 S. 482]), vom 27. November 2018 (Abl. 68 S. 307, 309), vom 8. Juli 2023 (Abl. 70 S. 700) und vom 28. März 2025 (Abl. 71 Nr. 143)
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      Die Landessynode hat das folgende kirchliche Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird:

      
            Erster Abschnitt:
Einleitende Bestimmungen
            

         

         
                     § 1
Geltungsbereich
                     

                  

                  Dieses Gesetz regelt die Versorgung der Pfarrer und Pfarrerinnen der Landeskirche und ihrer Hinterbliebenen.

               

               
                     § 2
Arten der Versorgung
                     

                  

                  Versorgungsbezüge sind
                     
                        	
                           Ruhegehalt

                        

                        	
                           Unterhaltsbeiträge

                        

                        	
                           Hinterbliebenenversorgung

                        

                        	
                           Bezüge bei Verschollenheit

                        

                        	
                           Versorgung bei Dienstbeschädigung

                        

                        	
                           Übergangsgeld

                        

                        	
                           Familienbezogene Leistungen nach den §§ 66 und 67 LBeamtVG BW sowie der kinderbezogene Teil des Familienzuschlags nach § 65 LBeamtVG BW.

                        

                     

                  

               

            

         

      

      
            Zweiter Abschnitt:
Ruhegehalt
            

         

         
                     § 3
Anspruch auf Ruhegehalt
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Mit Eintritt in den Ruhestand (§ 87 ff. PfDG.EKD1) hat der Pfarrer Anspruch auf Ruhegehalt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Ruhegehalt wird auf der Grundlage der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge und der ruhegehaltfähigen Dienstzeit berechnet.
                  

               

               
                     § 4
Ruhegehaltfähige Dienstbezüge2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ruhegehaltfähige Dienstbezüge sind
                     
                        	
                           das Grundgehalt, das dem Pfarrer nach dem Pfarrbesoldungsrecht zuletzt zugestanden hat, oder das Grundgehalt derjenigen Pfarrbesoldungsgruppe,
                              für die ihm eine Versorgungszusage erteilt worden ist,
                           

                        

                        	
                           der ehebezogene Teil des Familienzuschlags nach den besoldungsrechtlichen Regelungen für Beamte des Landes Baden-Württemberg,

                        

                        	
                           sonstige Dienstbezüge, die im Pfarrbesoldungsrecht als ruhegehaltfähig bezeichnet sind.

                        

                     

                  

                  Ruhegehaltfähige Dienstbezüge nach Satz 1 Nummer 1 und 3 werden mit dem Faktor 0,984 vervielfältigt.

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Ruhegehalt eines Pfarrers, der früher eine mit höheren Dienstbezügen (einschließlich ehemaliger Tätigkeitszulagen) verbundene
                     Pfarrstelle innehatte, wird nach der Besoldungsgruppe der von ihm innegehabten Pfarrstelle mit der höchsten Einstufung berechnet,
                     wenn er mindestens acht Jahre eine Pfarrstelle dieser oder einer höheren Besoldungsgruppe bekleidet und daraus ein stellenentsprechendes
                     Grundgehalt erhalten hat. Dies gilt auch, sofern der Pfarrer diese Bezüge mindestens zwei Jahre erhalten hat und auf eine
                     mit geringeren Dienstbezügen verbundene Pfarrstelle nicht lediglich auf seinen im eigenen Interesse gestellten Antrag gewechselt
                     ist. Sein Ruhegehalt wird in diesem Fall nach den höheren ruhegehaltfähigen Dienstbezügen der früheren Pfarrstelle und der
                     gesamten ruhegehaltfähigen Dienstzeit berechnet. In die Zweijahresfrist einzurechnen ist die innerhalb dieser Frist liegende
                     Zeit einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge, soweit sie als ruhegehaltfähig anerkannt worden ist und eine entsprechende Versorgungsberechtigung
                     eingeräumt wurde. Zeiten des Bezuges einer höheren ehemaligen Tätigkeitszulage werden Zeiten des Bezugs einer niedrigeren
                     zugerechnet. Das Ruhegehalt darf jedoch die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge der letzten Pfarrstelle nicht übersteigen. Entsprechendes
                     gilt, wenn ein Pfarrer, dem eine Versorgungszusage erteilt worden ist, in den unmittelbaren landeskirchlichen Dienst zurückkehrt.
                  

                  (2a)  Die bisherigen Pfarrbesoldungsgruppen und Tätigkeitszulagen werden mit Wirkung vom 1. September 1995 wie folgt übergeleitet:
Pfarrbesoldungsgruppe 1, 1 und Zulage A nach Pfarrbesoldungsgruppe 1,
Pfarrbesoldungsgruppe 2, 2 und Zulage A nach Pfarrbesoldungsgruppe 2,
Pfarrbesoldungsgruppe 2 und Zulage B nach Pfarrbesoldungsgruppe 3,
Pfarrbesoldungsgruppe 2 und Zulage C, D oder E nach Pfarrbesoldungsgruppe 4,
Pfarrbesoldungsgruppe 2 und Zulage F nach Pfarrbesoldungsgruppe 5.
                  

                  Das Ruhegehalt errechnet sich aus dem übergeleiteten Grundgehalt und dem Unterschiedsbetrag zum bisherigen ruhegehaltfähigen
                     Grundgehalt einschließlich der Tätigkeitszulage. Dieser Unterschiedsbetrag wird auf dem Stand vom 31. August 1995 als unveränderliche
                     Zulage gewährt.
                  

                  (2b) Ist ein Pfarrer mit einem Grundgehalt in den Ruhestand getreten oder versetzt worden, das Pfarrbesoldungsgruppe 1 übersteigt
                     und hat er das Grundgehalt dieser Pfarrerbesoldungsgruppe vor dem Eintritt oder der Versetzung in den Ruhestand nicht mindestens
                     zwei Jahre erhalten, ist nur das Grundgehalt der vorherigen Pfarrbesoldungsgruppe ruhegehaltfähiger Dienstbezug. Hat der Pfarrer
                     vorher eine Pfarrstelle nicht bekleidet, setzt der Oberkirchenrat die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bis zur Höhe der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der nächstniedrigeren Pfarrbesoldungsgruppe
                     fest. Absatz 2 Satz 4 gilt entsprechend.
                  

                  (2c) Absatz 2b gilt nicht, wenn der Pfarrer vor Ablauf der Frist infolge von Krankheit, Verwundung oder sonstiger Beschädigung,
                     die er sich ohne grobes Verschulden bei Ausübung oder aus Veranlassung des Dienstes zugezogen hat, in den Ruhestand versetzt
                     worden ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Ist der Pfarrer wegen Dienstunfähigkeit aufgrund eines Dienstunfalles in den Ruhestand getreten, so ist das Grundgehalt der
                     nach Absatz 1 Nr. 1 maßgebenden Besoldungsgruppe nach der Stufe zugrunde zu legen, die er bis zum Eintritt in den Ruhestand
                     wegen Erreichens der Altersgrenze hätte erreichen können.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Bei Ruhegehaltsempfängern, deren Ehegatten im nichtkirchlichen öffentlichen oder einem vergleichbaren Dienst stehen oder aus
                     einem solchen Dienst nach beamtenrechtlichen Grundsätzen oder nach einer Ruhelohnordnung versorgungsberechtigt sind, ist der
                     Familienzuschlag höchstens in dem Umfang ruhegehaltfähig, als die Familienzuschläge oder vergleichbare Zuschläge beider Ehegatten
                     zusammengerechnet nicht höher sind als der Betrag, der den beiden Ehegatten nach den für die Beamten des Landes Baden-Württemberg
                     jeweils geltenden Bestimmungen zustehen würde, wenn sie beide im nichtkirchlichen öffentlichen Dienst stünden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Hat ein Pfarrer während seiner Dienstzeit eingeschränkte Dienstaufträge wahrgenommen, so gelten als ruhegehaltfähige Dienstbezüge
                     die der letzten Pfarrstelle entsprechenden vollen ruhegehaltfähigen Dienstbezüge. Absätze 1 und 2 gelten entsprechend.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Ein Verzicht auf Dienstbezüge nach § 6 Pfarrbesoldungsgesetz3 und eine zeitweilige Absenkung der Dienstbezüge nach Abschnitt III der Anlage zum Pfarrbesoldungsgesetz4 haben keine Auswirkung auf die Ansprüche des Pfarrers und seiner Hinterbliebenen nach diesem Gesetz.
                  

               

               
                     § 5
Regelmäßige ruhegehaltfähige Dienstzeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ruhegehaltfähig ist die im öffentlich-rechtlichen Pfarrdienstverhältnis der Evangelischen Landeskirche in Württemberg verbrachte
                     Zeit.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Nicht ruhegehaltfähig sind Zeiten
                     
                        	
                           des Ruhe- oder Wartestandes,

                        

                        	
                           in denen ein Anspruch auf Übergangsgeld gemäß § 28 Absatz 2 WürttPfG5 bestand,
                           

                        

                        	
                           einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge,

                        

                        	
                           für die eine Abfindung nach § 21 gewährt worden ist, 
                           

                        

                        	
                           in einem Pfarrdienstverhältnis, das durch ein Disziplinarurteil oder eine Entscheidung im Lehrbeanstandungsverfahren beendet
                              worden ist, oder Zeiten im Pfarrdienst auf Probe oder auf Widerruf, wenn der Pfarrer entlassen worden ist, weil er eine Handlung
                              begangen hat, die bei einem ständigen Pfarrer mindestens eine Kürzung der Dienstbezüge zur Folge hätte. Dies gilt auch dann
                              wenn der Pfarrer, dem ein Verfahren mit der Folge des Verlusts des Amtes oder der Entfernung aus dem Dienst drohte, auf seinen
                              Antrag entlassen worden ist. Der Oberkirchenrat kann Ausnahmen zulassen. Die Bestimmungen des § 17 Lehrbeanstandungsordnung6 bleiben unberührt.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Dienstzeiten mit eingeschränktem Dienstauftrag sind nur zu dem Teil ruhegehaltfähig, der dem Verhältnis der ermäßigten zur
                     regelmäßigen Arbeitszeit entspricht.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Zeiten im Pfarrdienst der Landeskirche stehen solche Zeiten gleich, für die dem Pfarrer die Versorgungsberechtigung bei der
                     Landeskirche eingeräumt worden ist.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Ruhegehaltfähig sind über einen Monat hinausgehende Zeiten, in denen ein Warte- oder Ruhestandspfarrer oder ein Pfarrer, der
                     Anspruch auf Übergangsgeld gemäß § 28 Absatz 2 WürttPfG7 hat, einen Dienstauftrag wahrnimmt, in dem Umfang, der der dienstlichen Inanspruchnahme entspricht. Für Pfarrer, denen ohne
                     eigenen Antrag kein dem bisherigen Beschäftigungsumfang entsprechender Dienstauftrag übertragen werden konnte, sind diese
                     Zeiten in dem Umfang ruhegehaltfähig, der der dienstlichen Inanspruchnahme vor der Versetzung in den Wartestand entspricht.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Als ruhegehaltfähig können ganz oder teilweise anerkannt werden
                     
                        	
                           Zeiten eines Wartestands, des Bezuges von Übergangsgeld oder einer Beurlaubung nach § 35 PfDG.EKD8 und
                           

                        

                        	
                           Zeiten einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge, wenn spätestens bei Beendigung des Urlaubs schriftlich zugestanden worden ist,
                              dass dieser kirchlichen Interessen dient und für die Zeit ein Versorgungsbeitrag entrichtet oder mit Zustimmung des Oberkirchenrats
                              von der Erhebung eines Versorgungsbeitrags ganz oder teilweise abgesehen wird.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Dienstzeiten in einem Pfarrerdienstverhältnis, das durch ein Disziplinarurteil oder eine Entscheidung im Lehrbeanstandungsverfahren
                     beendet worden ist, sind nicht ruhegehaltfähig. Das gleiche gilt, wenn der Pfarrer, dem ein Verfahren mit der Folge des Verlustes
                     des Amtes oder der Entfernung aus dem Dienst drohte, auf seinen Antrag entlassen worden ist. Der Oberkirchenrat kann Ausnahmen
                     zulassen. Die Bestimmungen des § 17 Lehrbeanstandungsordnung9 bleiben unberührt.
                  

               

               
                     § 6
Einrechnung weiterer Zeiten in die ruhegehaltfähige Dienstzeit
                     

                  

                  Als ruhegehaltfähig werden auch alle Zeiten berücksichtigt, die über die in § 5  geregelten Zeiten hinaus, entsprechend den Regelungen für Beamte des Landes Baden-Württemberg, als ruhegehaltfähig gelten oder zu berücksichtigen
                     sind. 
                  

               

               
                     § 7
Ruhegehalt im Regelfall
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Ruhegehalt beträgt für jedes Jahr ruhegehaltfähiger Dienstzeit 1,79375 vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge
                     (§ 4), insgesamt jedoch höchstens 71,75 vom Hundert. Der Ruhegehaltssatz ist auf zwei Dezimalstellen auszurechnen. Dabei ist die
                     zweite Dezimalstelle um eins zu erhöhen, wenn in der dritten Stelle eine der Ziffern fünf bis neun verbleiben würde. Zur Ermittlung
                     der gesamten ruhegehaltfähigen Dienstjahre sind etwa anfallende Tage unter Benutzung des Nenners dreihundertfünfundsechzig
                     umzurechnen; die Sätze 2 und 3 gelten entsprechend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        10Das Ruhegehalt vermindert sich um 3,6 vom Hundert für jedes Jahr, um das der Pfarrer
                     
                        	
                           vor Ablauf des Monats, in dem er das 65. Lebensjahr vollendet, nach § 88 Absatz 1 Nummer 2 PfDG.EKD11 in den Ruhestand versetzt wird,
                           

                        

                        	
                           vor Ablauf des Monats, in dem er die für ihn geltende gesetzliche Altersgrenze erreicht, nach § 88 Absatz 1 Nummer 1 PfDG.EKD12 in den Ruhestand versetzt wird,
                           

                        

                        	
                           vor Ablauf des Monats, in dem er das 65. Lebensjahr vollendet, wegen Dienstunfähigkeit, die nicht auf einem Dienstunfall beruht,
                              in den Ruhestand versetzt wird,
                           

                        

                        	
                           vor Ablauf des Monats, in dem er das 65. Lebensjahr vollendet, in unmittelbarem Anschluss an einen Wartestand in den Ruhestand
                              versetzt wird.
                           

                        

                     

                  

                  Die Minderung des Ruhegehaltes darf 10,8 vom Hundert in den Fällen des Satzes 1 Nummer 1, 3 und 4 sowie 14,4 vom Hundert in den Fällen des Satzes 1 Nummer 2 nicht übersteigen.

                  
                        (
                        3
                        )
                        Als Ruhegehalt wird mindestens ein Betrag in Höhe des Mindestruhegehalts nach den für die Beamten des Landes Baden-Württemberg
                     jeweils geltenden Bestimmungen gewährt.
                  

               

               
                     § 7 a
Ruhegehalt der Pfarrer auf Zeit
                     

                  

                  Für die Versorgung der Pfarrer auf Zeit und ihrer Hinterbliebenen gelten die Vorschriften für die Versorgung der ständigen
                     Pfarrer und ihrer Hinterbliebenen entsprechend.
                  

               

            

         

      

      
            Dritter Abschnitt:
Hinterbliebenenversorgung
            

         

         
                     § 8
Bezüge für den Sterbemonat
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Den Erben eines verstorbenen Pfarrers verbleiben für den Sterbemonat die Dienstbezüge, das Ruhegehalt oder der Unterhaltsbeitrag
                     des Verstorbenen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        An den Verstorbenen noch nicht gezahlte Teile von Bezügen für den Sterbemonat können statt an die Erben auch an die in § 9 Abs. 1 bezeichneten Hinterbliebenen gezahlt werden.
                  

               

               
                     § 9
Sterbegeld
                     

                  

                  Sterbegeld wird entsprechend den Vorschriften für Beamtinnen und Beamte des Landes Baden-Württemberg gewährt.

               

               
                     § 10
Dienstwohnung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Dienstwohnung des verstorbenen Pfarrers steht seiner Familie, mit der er in häuslicher Gemeinschaft gewohnt hat, zwei
                     Monate nach dem Sterbemonat unentgeltlich zur Verfügung. Hat der Pfarrer anstelle einer Dienstwohnung Mietzinsentschädigung
                     bezogen, so hat die Familie Anspruch auf Mietzinsentschädigung für die gleiche Zeit.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Machen dienstliche Bedürfnisse die frühere volle oder teilweise Räumung der Dienstwohnung erforderlich, so ist die Familie
                     verpflichtet, die benötigten Räume zur Verfügung zu stellen. Sie erhält dafür von der Landeskirche oder, wenn die Wohnungslast
                     der Kirchengemeinde obliegt, von dieser eine angemessene Entschädigung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Diensträume sind unverzüglich und ohne Entschädigung zur Verfügung zu stellen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Im übrigen gilt § 38 Absatz 4 PfDG.EKD i.V.m. § 13 Absatz 2 WürttPfG13 entsprechend.
                  

               

               
                     § 11
Anspruch auf Witwengeld
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Witwe eines ständigen Pfarrers, eines Pfarrers im Wartestand oder eines Ruhestandspfarrers erhält Witwengeld. Dies gilt
                     nicht, wenn
                     
                        	
                           die Ehe mit dem Verstorbenen nicht mindestens ein Jahr gedauert hat, es sei denn, daß nach den besonderen Umständen des Falles
                              die Annahme nicht gerechtfertigt ist, daß es der alleinige oder überwiegende Zweck der Heirat war, der Witwe eine Versorgung
                              zu verschaffen, oder
                           

                        

                        	
                           die Ehe erst nach dem Eintritt des Pfarrers in den Ruhestand geschlossen worden ist und der Ruhestandspfarrer zur Zeit der
                              Eheschließung das fünfundsechzigste Lebensjahr bereits vollendet hatte.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Absatz 1 gilt auch für die Witwe eines unständigen Pfarrers im Pfarramt, der an den Folgen einer Krankheit, Verletzung oder
                     sonstigen Beschädigung im Sinne des § 13 Absatz 1 PfDG.EKD14 verstorben ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Sind bei einer Witwe eines unständigen Pfarrers im Pfarramt die Voraussetzungen des Absatzes 2 nicht erfüllt, so kann ein
                     Anspruch auf Witwengeld eingeräumt werden.
                  

               

               
                     § 12
Höhe des Witwengeldes
                     

                  

                  Das Witwengeld beträgt 55 vom Hundert des Ruhegehalts, das der Verstorbene erhalten hat oder erhalten hätte, wenn er am Todestag
                     in den Ruhestand getreten wäre. In den Fällen einer zuzuordnenden Kindererziehungszeit bestimmt sich die daraus ergebende
                     Erhöhung des Witwengeldes nach den für die Beamten des Landes Baden-Württemberg jeweils geltenden Bestimmungen. Änderungen des Mindestruhegehaltes (§ 7 Abs. 3) sind zu berücksichtigen.
                  

               

               
                     § 13
Witwengeld bei großem Altersunterschied der Ehegatten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        War die Witwe mehr als zwanzig Jahre jünger als der Verstorbene, und ist aus der Ehe ein Kind nicht hervorgegangen, so wird
                     das Witwengeld für jedes angefangene Jahr des Altersunterschiedes über zwanzig Jahre um fünf vom Hundert gekürzt, jedoch höchstens
                     um fünfunddreißig vom Hundert. Das Witwengeld darf nicht hinter dem Mindestwitwengeld zurückbleiben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Von dem nach Absatz 1 gekürzten Witwengeld ist auch bei der Anwendung des § 17 auszugehen.
                  

               

               
                     § 14
Witwenabfindung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Eine Witwe, die Anspruch auf Witwengeld oder auf einen Unterhaltsbeitrag hat, erhält im Falle einer Wiederverheiratung eine
                     Witwenabfindung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Witwenabfindung beträgt das Vierundzwanzigfache des für den Monat, in dem sich die Witwe wiederverheiratet, nach Anwendung
                     der Anrechnungs-, Kürzungs- und Ruhensvorschriften zu zahlenden Betrages des Witwengeldes oder Unterhaltsbeitrages; eine Kürzung
                     nach § 17 bleibt jedoch außer Betracht. Die Abfindung ist in einer Summe zu zahlen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Lebt der Anspruch auf Witwengeld oder auf Unterhaltsbeitrag nach § 28 Abs. 4 wieder auf, so ist die Witwenabfindung, soweit sie für eine Zeit berechnet ist, die nach dem Wiederaufleben des Anspruchs
                     auf Witwengeld oder Unterhaltsbeitrag liegt, in angemessenen monatlichen Teilbeträgen einzubehalten.
                  

               

               
                     § 15
Anspruch auf Waisengeld
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die leiblichen und die an Kindesstatt angenommenen Kinder eines verstorbenen ständigen Pfarrers, eines verstorbenen Pfarrers im Wartestand oder eines verstorbenen Ruhestandspfarrers erhalten Waisengeld.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Absatz 1 gilt auch für die leiblichen und an Kindesstatt angenommenen Kinder eines unständigen Pfarrers im Pfarramt, der an
                     den Folgen einer Krankheit, Verletzung oder sonstigen Beschädigung im Sinne des § 13 Absatz 1 PfDG.EKD15 verstorben ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Den leiblichen und den an Kindesstatt angenommenen Kindern eines verstorbenen unständigen Pfarrers im Pfarramt, bei denen
                     die Voraussetzungen des Absatzes 2 nicht erfüllt sind, kann ein Anspruch auf Waisengeld eingeräumt werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Kein Waisengeld erhalten die an Kindesstatt angenommenen Kinder eines verstorbenen Ruhestandspfarrers, wenn dieser im Zeitpunkt der Begründung des Kindschaftsverhältnisses bereits im Ruhestand war und die Regelaltersgrenze nach § 61 Absatz 1 Württembergisches Pfarrergesetz16 erreicht hatte. 
                  

               

               
                     § 16
Höhe des Waisengeldes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Waisengeld beträgt für die Halbwaise zwölf vom Hundert und für die Vollwaise zwanzig vom Hundert des Ruhegehaltes, das
                     der Verstorbene erhalten hat oder erhalten hätte, wenn er am Todestag in den Ruhestand getreten wäre. Änderungen des Mindestruhegehalts
                     nach § 7 Abs. 3 sind zu berücksichtigen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Waisen von Theologenehepaaren erhalten als Halbwaisen die Versorgung, die sie erhalten würden, wenn der verstorbene Elternteil
                     während der Zeit der Begrenzung des Dienstauftrages des Theologenehepaares nach § 2 Anstellungserweiterungsgesetz einen vollen
                     Dienstauftrag wahrgenommen hätte. Als Vollwaisen erhalten sie mindestens die Versorgung, die sie als Vollwaisen aus der Versorgung
                     des Elternteils erhalten würden, dessen Ruhegehalt, das der Berechnung des Waisengeldes zugrunde zu legen ist, höher ist,
                     wobei bei der Berechnung des Ruhegehalts Zeiten einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge oder der Wahrnehmung eines eingeschränkten
                     Dienstauftrages wegen der Begrenzung des Dienstauftrages für Theologenehepaare gemäß § 2 Anstellungserweiterungsgesetz als
                     Zeiten der Wahrnehmung eines vollen Dienstauftrages berücksichtigt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wenn die Mutter des Kindes des Verstorbenen nicht zum Bezuge von Witwengeld berechtigt ist und auch keinen Unterhaltsbeitrag
                     in Höhe des Witwengeldes erhält, wird das Waisengeld nach dem Satz für Vollwaisen gezahlt. Es darf zuzüglich des Unterhaltsbeitrags den Betrag des Witwengeldes und des Waisengeldes nach dem Satz für Halbwaisen nicht übersteigen.
                  

               

               
                     § 17
Zusammentreffen von Witwengeld, Waisengeld und Unterhaltsbeiträgen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Witwen- und Waisengeld dürfen weder einzeln noch zusammen den Betrag des ihrer Berechnung zugrundezulegenden Ruhegehalts übersteigen.
                     Ergibt sich an Witwen- und Waisengeld zusammen ein höherer Betrag, so werden die einzelnen Bezüge im gleichen Verhältnis gekürzt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Nach dem Ausscheiden eines Witwen- oder Waisengeldberechtigten erhöht sich das Witwen- oder Waisengeld der verbleibenden Berechtigten
                     vom Beginn des folgenden Monats an insoweit, als sie nach Absatz 1 nicht den vollen Betrag nach § 12 oder § 16 erhalten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn neben Witwen- und Waisengeld ein Unterhaltsbeitrag nach § 22 oder § 23 gewährt wird.
                  

               

               
                     § 18
Beginn der Zahlung von Witwen- und Waisengeld
                     

                  

                  Die Zahlung des Witwen- oder Waisengeldes beginnt mit Ablauf des Sterbemonats. Kinder, die nach diesem Zeitpunkt geboren werden, erhalten Waisengeld vom Ersten des Geburtsmonats an.

               

            

         

      

      
            Vierter Abschnitt:
Sonstige Arten der Versorgung
            

         

         
                     § 19
Bezüge bei Verschollenheit
                     

                  

                  Ein verschollener Pfarrer oder Versorgungsempfänger erhält die ihm zustehenden Dienst- und Versorgungsbezüge bis zum Ablauf
                     des Monats, in dem der Evangelische Oberkirchenrat feststellt, daß sein Ableben mit Wahrscheinlichkeit anzunehmen ist. Im übrigen finden die für die Beamten des Landes Baden-Württemberg
                     jeweils geltenden Bestimmungen entsprechende Anwendung.
                  

               

               
                     § 20
Unfallfürsorge
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wird ein Empfänger von Bezügen nach dem Pfarrbesoldungsgesetz durch einen Dienstunfall verletzt, so wird ihm Unfallfürsorge
                     nach den für die Beamten des Landes Baden-Württemberg geltenden Bestimmungen gewährt, soweit sich nicht aus den folgenden
                     Absätzen etwas anderes ergibt. Dies gilt für Empfänger von Versorgungsbezügen entsprechend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Unfallfürsorgeansprüche sind innerhalb einer Ausschlußfrist von zwei Jahren nach Eintritt des Dienstunfalls beim Oberkirchenrat
                     anzumelden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Tritt während der Beurlaubung zu einem anderen Dienstherrn oder einer selbständigen diakonischen, missionarischen oder sonstigen
                     kirchlichen Einrichtung oder Stelle der Versorgungsfall infolge eines Dienstunfalls ein, so wird Versorgung nach den Grundsätzen
                     der Unfallfürsorge gewährt, soweit nicht Ansprüche gegen diese oder Dritte bestehen.
                  

               

               
                     § 21
Unterhaltsbeitrag bei Verlust des Anspruchs auf Versorgung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Wird ein Dienstverhältnis unter Verlust des Anspruchs auf Versorgung beendet, so kann der Oberkirchenrat einen laufenden,
                     jederzeit widerruflichen Unterhaltsbeitrag auf die Dauer von höchstens fünf Jahren bis zur Höhe von 75 v. H., darüber hinaus
                     bis zur Höhe von 50 v. H. des Ruhegehalts bewilligen, das im Zeitpunkt der Beendigung des Dienstverhältnisses erdient gewesen
                     wäre; daneben kann ein Familienzuschlag bewilligt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Im Interesse des Dienstherrn kann demjenigen, dessen Dienstverhältnis ohne eigenen Antrag unter Verlust des Anspruchs auf
                     Versorgung endet, und seinen Hinterbliebenen auch auf Lebenszeit ein laufender, jederzeit widerruflicher Unterhaltsbeitrag
                     in Höhe der fiktiven aus einer Nachversicherung erwachsenden gesetzlichen Alters- oder Hinterbliebenenrentenanwartschaft gewährt werden.
                  

               

               
                     § 22
Unterhaltsbeitrag für nichtversorgungsberechtigte Hinterbliebene von Ruhestandspfarrern
                     

                  

                  Witwen von Ruhestandspfarrern, die aufgrund der Bestimmung des § 11 Abs. 1 Nr. 2 kein Witwengeld erhalten, kann ein Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe des Witwengeldes bewilligt werden. Das gleiche gilt für
                     Waisen, die aufgrund des § 15 Abs. 4 kein Waisengeld erhalten. Die Bestimmungen des § 17 finden entsprechende Anwendung.
                  

               

               
                     § 23
Unterhaltsbeitrag für Ehegatten und Kinder nach Ehescheidung
                     

                  

                  In außergewöhnlichen Härtefällen kann der Oberkirchenrat dem geschiedenen oder getrennt lebenden Ehegatten oder den Kindern
                     aus dieser Ehe einen jederzeit widerruflichen Unterhaltsbeitrag gewähren. Die Abtretung des Unterhaltsanspruchs in Höhe der
                     gewährten Leistung kann verlangt werden. Der abgetretene Anspruch kann nicht zum Nachteil des Ehegatten oder der Kinder geltend
                     gemacht werden.
                  

               

               
                     § 24
Unterhaltsbeitrag für unständige Pfarrer und deren Hinterbliebene
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Einem unständigen Pfarrer, der gemäß § 14 Absatz 2 PfDG.EKD17 aus dem Dienst entlassen ist, kann ein jederzeit widerruflicher Unterhaltsbeitrag für die Dauer eines Jahres bis zur Höhe
                     von 75 v.H. der bisherigen Dienstbezüge bewilligt werden. Eigene Einkünfte sind in angemessenem Umfang anzurechnen. Der Unterhaltsbeitrag
                     ist zu widerrufen, wenn der Bezugsempfänger aus der Kirche ausgetreten ist oder durch sein Verhalten das Ansehen der Kirche
                     erheblich schädigt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Einem unständigen Pfarrer, der nach § 14 Absatz 3 PfDG.EKD18 aus dem Dienst entlassen ist, kann ein Unterhaltsbeitrag längstens für fünf Jahre gewährt werden. Absatz 1 Sätze 2 und 3
                     gelten entsprechend.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Einem unständigen Pfarrer, der wegen Dienstunfähigkeit oder wegen Erreichens der Altersgrenze aus dem Dienst entlassen ist
                     (§ 40 Absatz 2 WürttPfG19), kann ein Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe des Ruhegehalts bewilligt werden; der Unterhaltsbeitrag kann auf einen bestimmten
                     Zeitraum begrenzt werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Witwe, der früheren Ehefrau und den Kindern eines verstorbenen unständigen Pfarrers, dem im Zeitpunkt seines Todes ein
                     Unterhaltsbeitrag bewilligt war oder hätte bewilligt werden können, kann ein Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe des Witwengeldes
                     beziehungsweise des Waisengeldes bewilligt werden.
                  

               

               
                     § 25
Beginn der Zahlung von Unterhaltsbeiträgen
                     

                  

                  Die Zahlung eines Unterhaltsbeitrages nach § 23 beginnt mit dem Ersten des Monats, in dem eine der in § 23 Abs. 1 Satz 2 genannten Voraussetzungen eintritt, frühestens jedoch mit Ablauf des Sterbemonats. Im übrigen beginnt die Zahlung eines Unterhaltsbeitrags
                     mit dem im Bewilligungsbescheid genannten Zeitpunkt. Enthält der Bewilligungsbescheid den Zeitpunkt des Zahlungsbeginns nicht,
                     so beginnt die Zahlung mit dem Ersten des Monats, in dem der Bewilligungsbescheid zugeht.
                  

               

               
                     § 25 a

                  

                  (aufgehoben)

               

            

         

      

      
            Fünfter Abschnitt:
Gemeinsame Bestimmungen
            

         

         
                     § 26
Familienzuschlag, Ausgleichsbetrag
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die nach diesem Gesetz versorgungsberechtigten Personen erhalten den Familienzuschlag nach den für die Beamten des Landes
                     Baden-Württemberg jeweils geltenden Bestimmungen. Das gleiche gilt für versorgungsberechtigte Waisen hinsichtlich des neben
                     dem Waisengeld zu zahlenden Ausgleichsbetrags.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        § 18 Absatz 2 Pfarrbesoldungsgesetz20 gilt entsprechend.
                  

               

               
                     § 27
Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen oder weiteren Versorgungsbezügen
                     

                  

                  Beim Zusammentreffen von kirchlichen Versorgungsbezügen mit Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen oder weiteren Versorgungsbezügen
                     gelten die Anrechnungs- und Ruhensvorschriften für Beamte des Landes Baden-Württemberg entsprechend, mit der Maßgabe, dass der kirchliche Versorgungsbezug entsprechend
                     gekürzt wird.
                  

               

               
                     § 27 a
Gleichstellung
                     

                  

                  Dem kirchlichen Dienst im Sinne des § 27 steht die Tätigkeit im Dienst eines Arbeitgebers gleich, wenn dieser von der Evangelischen Landeskirche in Württemberg, einem
                     Kirchenbezirk, einer Kirchengemeinde oder einer sonstigen der Aufsicht der Landeskirche unterstehenden Körperschaft, Anstalt
                     oder Stiftung unmittelbar oder mittelbar Zuschüsse zu den Betriebskosten erhält oder wenn für ihn von der Evangelischen Landeskirche
                     in Württemberg eine Gewährsträgerschaft gegenüber der Zusatzversorgungskasse des Kommunalen Versorgungsverbandes Baden-Württemberg
                     übernommen wurde. Das gleiche gilt hinsichtlich der Evangelischen Kirche in Deutschland einschließlich ihrer Gliedkirchen.
                  

               

               
                     § 27 b
Anrechnung von Abgeordnetenentschädigung und von Versorgungsbezügen 
aus der Mitgliedschaft in Parlamenten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bezieht ein Versorgungsberechtigter eine Entschädigung aus der Mitgliedschaft im Europäischen Parlament, im Deutschen Bundestag
                     oder in einem Landtag, so ruhen die Versorgungsbezüge zu 50 vom Hundert, höchstens jedoch um 50 vom Hundert der Entschädigung aus der Mitgliedschaft in diesen gesetzgebenden Körperschaften. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Versorgungsbezüge nach diesem Gesetz ruhen neben Versorgungsbezügen aus einer Mitgliedschaft im Europäischen Parlament, im
                     Deutschen Bundestag oder in einem Landtag zu 50 vom Hundert des Betrages, um den die Versorgungsbezüge nach diesem Gesetz
                     und die Versorgungsbezüge aus der Mitgliedschaft in diesen gesetzgebenden Körperschaften die Abgeordnetenentschädigungen übersteigen.
                     
                  

               

               
                     § 28
Erlöschen des Versorgungsanspruchs
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Anspruch auf Ruhegehalt erlischt, wenn das Dienstverhältnis endet oder der Pfarrer wieder auf eine Pfarrstelle ernannt wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung erlischt
                     
                        	
                           für jeden Berechtigten mit dem Ende des Monats, in dem er stirbt,

                        

                        	
                           für die Witwe außerdem mit dem Ende des Monats, in dem sie sich verheiratet,

                        

                        	
                           für die Waise außerdem mit dem Ende des Monats, in dem sie das achtzehnte Lebensjahr vollendet.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Waisengeld wird nach Vollendung des achtzehnten Lebensjahres auf Antrag nach den für die Beamten des Landes Baden-Württemberg
                     und deren Hinterbliebenen jeweils geltenden Bestimmungen gewährt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Einer Witwe, die Anspruch auf Witwengeld hat, kann im Falle ihrer Wiederverheiratung auf Antrag ein widerruflicher Unterhaltsbeitrag bewilligt werden, falls dies mit Rücksicht auf die Einkommensverhältnisse
                     ihres neuen Ehemannes der Billigkeit entspricht. Der Antrag darauf kann nur bis zum Ende des sechsten Monats nach dem Ende
                     des Monats, in dem sie sich wiederverheiratet hat, gestellt werden. Der Widerruf ist nur bei einer wesentlichen Veränderung
                     der Verhältnisse zulässig.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Hat eine Witwe sich wieder verheiratet, und stirbt der Ehemann, so lebt der Anspruch auf das Witwengeld wieder auf. Ein von
                     der Witwe infolge des Todes ihres Ehemannes erworbener Versorgungs- oder Rentenanspruch ist auf das Witwengeld anzurechnen.
                     Wird die neue Ehe geschieden, aufgehoben oder für nichtig erklärt, so kann der Witwe ein Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe des früheren Witwengeldes gewährt werden.
                  

               

               
                     § 29
Witwenversorgung
                     

                  

                  Die für die Witwe oder die frühere Ehefrau eines verstorbenen Pfarrers oder Ruhestandspfarrers geltenden Bestimmungen finden
                     entsprechende Anwendung auf den Witwer und auf den früheren Ehemann einer verstorbenen Pfarrerin oder Ruhestandspfarrerin.
                  

               

               
                     § 30

                  

                  (aufgehoben)

               

               
                     § 30 a 
Verzicht auf Versorgungsbezüge
                     

                  

                  Ein nach diesem Gesetz Versorgungsberechtigter kann durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Oberkirchenrat mit dessen Genehmigung auf einen Teil seiner Versorgungsbezüge verzichten. Der Verzicht auf Versorgungsbezüge
                     hat keine Auswirkungen auf andere Ansprüche nach diesem Gesetz. Er kann jederzeit widerrufen werden.
                  

               

               
                     § 31
Unterrichtungspflicht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Versorgungsberechtigte ist verpflichtet, den Evangelischen Oberkirchenrat über die für den Versorgungsanspruch erheblichen
                     Umstände zu unterrichten. Hierzu gehören insbesondere
                     
                        	
                           Bezug und Höhe von Einkünften im Sinne des § 27 und Änderung derselben,
                           

                        

                        	
                           Verheiratung einer Witwe und

                        

                        	
                           Abschluß oder Unterbrechung der Schul- und Berufsausbildung einer Waise.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kommt der Versorgungsberechtigte seiner Verpflichtung nach Absatz 1 schuldhaft nicht rechtzeitig nach, so kann ihm die Versorgung
                     ganz oder teilweise auf Zeit oder auf Dauer entzogen werden.
                  

               

               
                     § 32
Zahlungsweise
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Versorgungsbezüge werden monatlich im voraus gezahlt. Der Oberkirchenrat kann aus begründetem Anlaß abweichende Regelungen
                     treffen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Werden Versorgungsbezüge nach dem Tag der Fälligkeit gezahlt, so besteht kein Anspruch auf Verzugszinsen.
                  

               

               
                     § 33
Anwendung von Bestimmungen des Landesrechts
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In Ergänzung zu diesem Gesetz finden die für Beamte des Landes Baden-Württemberg jeweils geltenden versorgungsrechtlichen
                     Bestimmungen sinngemäße Anwendung21. Dies gilt nicht, wenn dieses Gesetz ausdrücklich etwas anderes bestimmt oder wenn besondere kirchliche Gesichtspunkte der
                     Anwendung entgegenstehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Oberkirchenrat kann durch Verordnung gemäß § 39 Abs. 1 der Kirchenverfassung22 bestimmen, daß Änderungen der Versorgungsbezüge der Beamten des Landes Baden-Württemberg nicht oder nur teilweise oder zu einem späteren Zeitpunkt für die Pfarrer wirksam werden oder wieder ausgesetzt werden.
                  

               

            

         

      

      
            Sechster Abschnitt: 
Trennung der Alterssicherungssysteme
            

         

         
                     § 33 a 
Alters- und Hinterbliebenengeld
                     

                  

                  Die Vorschriften des Landes Baden-Württemberg zum Alters- und Hinterbliebenengeld finden entsprechende Anwendung.

               

            

         

      

      
            Siebter Abschnitt:
Übergangs- und Schlußbestimmungen
            

         

         
                     § 34
Ausführung des Gesetzes
                     

                  

                  Allgemeine Regelungen und Einzelentscheidungen zur Ausführung dieses Gesetzes trifft der Evangelische Oberkirchenrat.

               

               
                     § 35
Besitzstandswahrung
                     

                  

                  Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes vorhandenen Versorgungsempfänger, die nach diesem Gesetz keinen oder einen geringeren Versorgungsanspruch hätten, behalten ihre Versorgungsansprüche nach dem bisherigen Recht.

               

               
                     § 35a
Übergangsregelung aus Anlass des Außerkrafttretens des Kirchlichen Gesetzes zur zeitweisen Erweiterung der Anstellungsmöglichkeiten
                        im Pfarrdienst
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zeiten einer Beurlaubung im unständigen Dienst im Pfarramt nach § 4 Absatz 2 Kirchliches Gesetz zur zeitweisen Erweiterung
                     der Anstellungsmöglichkeiten im Pfarrdienst23 sind uneingeschränkt ruhegehaltfähig. § 5 Absatz 2 Nummer 3 findet keine Anwendung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zeiten eines eingeschränkten Dienstauftrages nach § 4 Absatz 1 Kirchliches Gesetz zur zeitweisen Erweiterung der Anstellungsmöglichkeiten
                     im Pfarrdienst24 ab 1. Januar 1997 sind uneingeschränkt ruhegehaltfähig. § 5 Absatz 3 findet keine Anwendung.
                  

               

               
                     § 35 b
Übergangsregelung für Versorgungsfälle aufgrund von Dienstunfähigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für Versorgungsfälle, die vor dem 1. Juli 1998 eingetreten sind, finden § 4 Abs. 3, § 6 Abs. 2 Nummer 1 und Absatz 4 in der
                     bis zum 30. Juni 1998 geltenden Fassung Anwendung. Satz 1 gilt entsprechend für künftige Hinterbliebene eines vor dem 1. Juli
                     1998 vorhandenen Versorgungsempfängers.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Auf Versorgungsfälle, die nach dem 30. Juni 1998 und vor dem 1. Januar 2004 eingetreten sind, sind § 6 Abs. 4 und § 7 Abs.
                     2 in der bis zum 31. Dezember 2003 geltenden Fassung anzuwenden. Satz 1 gilt entsprechend für künftige Hinterbliebene eines
                     vor dem 1. Januar 2004 vorhandenen Versorgungsempfängers.
                  

               

               
                     § 35 c
Übergangsregelungen aus Anlass 
des Versorgungsänderungsgesetzes 2001 (BGBl. I S. 3926)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Rechtsverhältnisse der am 1. Januar 2003 vorhandenen Ruhestandspfarrer, Witwen, Waisen und sonstigen Versorgungsempfänger regeln sich nach dem bis zum 31. Dezember 2002 geltenden Recht mit folgender Maßgabe: Die Absätze 2 und 3 dieser Bestimmung sind anzuwenden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ab der ersten auf 31. Dezember 2002 folgenden allgemeinen Anpassung der Dienstbezüge der Pfarrer im aktiven Dienst werden
                     die der Berechnung zugrunde liegenden ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bis zur siebten allgemeinen Anpassung der Dienstbezüge
                     der Pfarrer im aktiven Dienst durch einen Anpassungsfaktor nach Maßgabe der folgenden Tabelle vermindert:
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Anpassung nach dem 31. Dezember 2002

                              
                              	
                                 Anpassungsfaktor

                              
                           

                        
                        
                           
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 0,99458

                              
                           

                           
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 0,98917

                              
                           

                           
                              	
                                 3.

                              
                              	
                                 0,98375

                              
                           

                           
                              	
                                 4.

                              
                              	
                                 0,97833

                              
                           

                           
                              	
                                 5.

                              
                              	
                                 0,97292

                              
                           

                           
                              	
                                 6.

                              
                              	
                                 0,96750

                              
                           

                           
                              	
                                 7.

                              
                              	
                                 0,96208

                              
                           

                        
                     

                  

                  Dies gilt nicht für das Ruhegehalt, das durch Anwendung des § 7 Abs. 3 ermittelt ist.

                  
                        (
                        3
                        )
                        In Versorgungsfällen, die vor dem 1. Januar 2012 eingetreten sind, wird der den Versorgungsbezügen zugrundeliegende Ruhegehaltssatz
                     mit Ablauf des 31. Dezember 2011 mit dem Faktor 0,95667 vervielfältigt. § 7 Absatz 1 Satz 2 und 3 ist anzuwenden. Der nach Satz 1 verminderte Ruhegehaltssatz gilt als neu festgesetzt. Er ist ab 1. Januar 2012 der Berechnung
                     der Versorgungsbezüge zugrunde zu legen. § 7 Absatz 1 Satz 2 und 3 ist anzuwenden. Dies gilt nicht beim Bezug von Mindestversorgung nach § 7 Absatz 3.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        (aufgehoben)

               

               
                     § 35 d 
Übergangsvorschriften aus Anlass des Dienstrechtsreformgesetztes 
des Landes Baden-Württemberg vom 9. November 2010 (GBl. S. 793)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Übergangsregelungen der §§ 99 Absatz 3 bis 5, 100 Absatz 1 und 3 bis 7, 101, 102, 103, 104 Absatz 1 sowie 105 bis 108
                     des Landesbeamtenversorgungsgesetzes Baden-Württemberg sind sinngemäß anzuwenden. Eine Rentenanrechnung entsprechend der Vorschrift
                     des § 108 Landesbeamtenversorgungsgesetz Baden-Württemberg findet auch für erst ab dem 1. Januar 2012 vorhandene Pfarrerinnen
                     und Pfarrer Anwendung, falls Zeiten, für die ein gesetzlicher Rentenanspruch erworben wurde und für die ein kirchlicher Dienstherr
                     die gesamten Beitragsleistungen erbracht hat, als ruhegehaltfähig berücksichtigt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Anstelle des § 100 Absatz 2 Landesbeamtenversorgungsgesetzes Baden-Württemberg findet § 69 h Absatz 1 BeamtVG entsprechende
                     Anwendung.
                  

               

               
                     § 35 e
Übergangsbestimmungen zu § 4 Pfarrbesoldungsgesetz
                     

                  

                  Die bis zum 31. Juli 2017 erfolgten Verminderungen der Dienstbezüge aufgrund vollständiger oder teilweiser Befreiung von der
                     Verpflichtung zur Erteilung von Religionsunterricht aus persönlichen Gründen haben keine Auswirkung auf die Ansprüche des
                     Pfarrers und seiner Hinterbliebenen nach diesem Gesetz.
                  

               

               
                     § 35 f
Zuschüsse zu Krankenversicherungsbeiträgen
                     

                  

                  Personen, die bisher Leistungen der Krankheitshilfe des Evangelischen Pfarrvereins in Württemberg e.V. erhalten haben, kann
                     nach der Einstellung von deren Geschäftstätigkeit und dem Eintritt in eine Krankenversicherung im Rahmen der Fürsorge ein
                     Zuschuss zu den Krankenversicherungsbeiträgen gewährt werden, wenn eine Verordnung des Oberkirchenrats dies vorsieht. 
                  

               

               
                     § 36
Inkrafttreten
                     

                  

                  Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1978 in Kraft. Frühere, die Versorgung der Pfarrer und Pfarrerinnen der Landeskirche betreffende
                     Bestimmungen treten gleichzeitig außer Kraft. Das gilt insbesondere für das Kirchliche Gesetz betreffend die Versetzung der
                     Geistlichen in den Ruhestand (Ruhegehaltsgesetz von 1951 – Abl. 34 S. 294) mit den späteren Änderungen und das Kirchliche Gesetz betreffend die Fürsorge für die Hinterbliebenen von Geistlichen (Witwenkassengesetz von 1951 –
                     Abl. 34 S. 302) mit den späteren Änderungen.
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         566. Satzung der Stiftung 
Evangelischer Versorgungsfonds Württemberg
         

      

      
         Bekanntmachung des Oberkirchenrats vom 14. Januar 2022 (Abl. 70 S. 52)
         

      

      
               Präambel

            

            Die Stiftung Evangelischer Versorgungsfonds Württemberg ist rechtsidentisch mit der am 9. März 1700 durch Fürstliches Generalreskript
               errichteten Geistlichen Witwenkasse (Gen. Rescript, betr. die Gründung des geistliche Wittwen-Fiskus vom 9. März 1700, in:
               A[ugust] L[udwig] Reyscher [Hg.], Vollständige, historisch und kritisch bearbeitete Sammlung der württembergischen Gesetze,
               8. Bd., Tübingen 1834, S. 513 ff.). Die Geistliche Witwenkasse wurde vom Kultministerium als rechtsfähige kirchliche Stiftung
               des öffentlichen Rechts anerkannt (Bekanntmachung des Oberkirchenrats vom 26. Januar 1925, Abl. 22 S. 7).
            

            Ihre Aufgabe war die Versorgung von Hinterbliebenen der Geistlichen. Diese Aufgabe wurde auch im Synodalausschreiben, betreffend
               die zur Fürsorge für die Witwen und Waisen von evangelischen Geistlichen bestehenden Einrichtungen vom 11. Dezember 1871 (Abl.
               5 S. 1997), und im Kirchlichen Gesetz, betreffend die Fürsorge für die Hinterbliebenen von Geistlichen (Witwenkassengesetz)
               vom 23. Dezember 1907 (Abl. 14 S. 419), das nach Änderungen am 2. Juli 1927 (Abl. 23 S. 92 [93]) und am 11. Juni 1951 (Abl. 34 S. 294 [302]) neu bekannt gemacht
               wurde, niedergelegt. Am 1. Januar 1978 wurde das Witwenkassengesetz durch das Pfarrerversorgungsgesetz abgelöst (vgl. § 36
               Pfarrerversorgungsgesetz). Der Oberkirchenrat hat mit Verfügung vom 20. Januar 1983 den Zweck der Stiftung Geistliche Witwenkasse
               teilweise geändert: Die Stiftung dient seitdem der Pfarrerversorgung insgesamt. Die Stiftung Geistliche Witwenkasse erhielt
               den neuen Namen „Evangelischer Versorgungsfonds Württemberg“ (vgl. Abl. 50 S. 304).
            

            Die Landeskirche hat im Jahr 1999 ihre Beteiligung bei der Evangelischen Ruhegehaltskasse in Darmstadt (ERK) erhöht, um künftig
               die Versorgungsansprüche der Pfarrerinnen und Pfarrer weitgehend durch Leistungen der ERK abzudecken. Aus der Stiftung wurden
               mit Zustimmung des Stiftungsrates Mittel zur Finanzierung des Einmalbetrags an die ERK entnommen. Im Zuge der Erhöhung der
               Beteiligung der Landeskirche bei der Evangelischen Ruhegehaltskasse in Darmstadt im Jahr 1999 wurde die Satzung der Stiftung
               neu gefasst (Bekanntmachung des Oberkirchenrats vom 15. April 2000 [Abl. 59 S. 77]). Nach § 15 Abs. 3 Pfarrbesoldungsgesetz wurde, die nach § 14 a Bundesbesoldungsgesetz und § 17 Landesbesoldungsgesetz Baden-Württemberg vorgesehene Versorgungsrücklage durch Zuführung des Unterschiedsbetrags zwischen
               der unverminderten Besoldungs- und Versorgungsanpassung an die Stiftung Evangelischer Versorgungsfonds Württemberg gebildet.
               Die Stiftung verfolgt weiterhin das Ziel, die Entlastung künftiger Generationen von Aufwendungen für Versorgungsempfänger,
               zu denen auch die Beihilfeleistungen im Ruhestand gehören, nachhaltig zu erreichen und finanzielle Handlungsspielräume der
               Evangelischen Landeskirche in Württemberg auch in Zeiten rückläufiger Kirchensteuer zu erhalten.
            

            
                     § 1
Name, Sitz und Rechtsform
                     

                  

                  Die Stiftung trägt den Namen „Evangelischer Versorgungsfonds Württemberg“ und hat ihren Sitz in Stuttgart. Sie ist eine kirchliche
                     Stiftung des öffentlichen Rechts.
                  

               

               
                     § 2
Stiftungszweck
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Stiftung hat den Zweck, mit ihren Erträgen zur Deckung der Aufwendungen der Evangelischen Landeskirche in Württemberg
                     für die Versorgung und die Beihilfe ihrer versorgungsempfangenden Pfarrerinnen und Pfarrer und deren Hinterbliebenen beizutragen
                     und diese zu sichern.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Stiftung bildet gesonderte Vermögensmassen für die Mittel nach § 4 Nr. 3 und 4 und die sonstigen Mittel, die jeweils getrennt voneinander ausgewiesen werden und nur entsprechend dem jeweiligen
                     Zweck verwendet werden dürfen. Die Bildung weiterer gesonderter Vermögensmassen im Rahmen des Stiftungszwecks, insbesondere
                     durch Zustiftungen, ist zulässig.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Stiftung schüttet die Erträge des Stiftungsvermögens, mit Ausnahme der Erträge nach § 4 Nr. 4 jährlich an die Landeskirche aus. Der Oberkirchenrat kann mit Zustimmung des Stiftungsrats darauf ganz oder teilweise
                     verzichten. In diesem Fall stehen die nicht ausgeschütteten Erträge für spätere Ausschüttungen zur Verfügung oder werden,
                     wenn der Oberkirchenrat mit Zustimmung des Stiftungsrats auch hierauf verzichtet, dem Stamm des Vermögens zugeführt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Im Falle der Nachversicherung der ständigen und unständigen Pfarrerinnen und Pfarrer in der gesetzlichen Rentenversicherung
                     kann die Stiftung den hierfür notwendigen Betrag im Rahmen ihrer Möglichkeiten ganz oder teilweise zur Verfügung stellen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Falls erforderlich, ist die Stiftung mit Zustimmung des Stiftungsrats berechtigt, den Stamm des Vermögens (§ 4 Nr. 1) anzugreifen. Dies gilt insbesondere, wenn die Landeskirche in eine finanzielle Notlage gerät, die die Erfüllung der
                     laufenden Versorgungsverpflichtungen in Frage stellt.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Mittel nach § 4 Nr. 3 und 4 dürfen nur zu Finanzierung von Versorgungsausgaben verwendet werden.
                  

               

               
                     § 3
Steuerbegünstigung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar kirchliche und mildtätige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte
                     Zwecke“ der Abgabenordnung. Sie ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Mittel der Stiftung dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Stiftung darf keine Person durch Ausgaben, die dem Stiftungszweck fremd sind oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütung
                     begünstigen.
                  

               

               
                     § 4
Mittel
                     

                  

                  Zur Erfüllung ihrer Aufgaben sammelt die Stiftung die erforderlichen Mittel an. Sie bestehen aus

                  
                     
                        	
                           dem Stiftungskapital,

                        

                        	
                           den Erträgen des Stiftungskapitals, soweit sie nicht ausgeschüttet werden,

                        

                        	
                           den Zuführungen des Unterschiedsbetrags zwischen der unverminderten und der verminderten Besoldungs- und Versorgungsanpassung
                              nach § 15 Abs. 3 Pfarrbesoldungsgesetz,
                           

                        

                        	
                           den Erträgen aus den Zuführungen gemäß Nummer 3,

                        

                        	
                           Zuwendungen der Landeskirche oder Dritter.

                        

                     

                  

               

               
                     § 5
Vermögensverwaltung und Haushaltsplan
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Stiftungsvermögen muß für die satzungsmäßige Verwendung in angemessener Zeit verfügbar sein. Es ist so anzulegen, daß
                     ein angemessener Ertrag gewährleistet wird. Das Anlagerisiko ist nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu verteilen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Es ist ein Haushaltsplan aufzustellen.
                  

               

               
                     § 6
Organe
                     

                  

                  Organe der Stiftung sind

                  
                     
                        	
                           der Vorstand,

                        

                        	
                           der Stiftungsrat.

                        

                     

                  

               

               
                     § 7
Vorstand
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Mit den Aufgaben des Vorstands wird der Evangelische Oberkirchenrat in Stuttgart betraut. Er ist von den Beschränkungen des
                     § 181 BGB befreit.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Vorstand nimmt alle Angelegenheiten der Stiftung wahr, die nicht dem Stiftungsrat zugewiesen sind.
                  

               

               
                     § 8
Stiftungsrat
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Stiftungsrat besteht aus acht Mitgliedern, die von der Landessynode für sechs Jahre gewählt werden. Mindestens sechs
                     Mitglieder werden aus der Mitte der Landessynode gewählt. Die beiden weiteren Mitglieder müssen Mitglied einer Gliedkirche
                     der EKD sein. Nach Ablauf der Amtszeit bleiben die Mitglieder bis zu einer Neuwahl im Amt. Wiederbenennung bzw. Wiederwahl
                     ist möglich. Scheidet ein Stiftungsratsmitglied vorzeitig aus seinem Amt aus, wird die Nachfolgerin oder der Nachfolger lediglich
                     für die verbliebene Amtszeit des ausscheidenden Stiftungsratsmitglieds benannt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Mitglieder des Stiftungsrats sind grundsätzlich ehrenamtlich tätig. Sie haben Anspruch auf Ersatz der ihnen entstandenen
                     notwendigen und nachgewiesen Auslagen und Aufwendungen
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Stiftungsrat ist zuständig für 
                  

                  
                     
                        	
                           die Erteilung der Zustimmung nach § 2 Abs. 3 Satz 2 und 3 
und 
                           

                        

                        	
                           die Erteilung der Zustimmung nach § 2 Abs. 5.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der Stiftungsrat wählt einen Vorsitzenden und dessen Stellvertreter aus seiner Mitte.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Der Stiftungsrat versammelt sich mindestens einmal jährlich auf Einladung des Vorsitzenden, ferner, wenn mindestens zwei
                     Mitglieder dies schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe verlangen. Der Stiftungsrat ist beschlussfähig, wenn mehr
                     als die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Die Anwesenheit kann auch fernmündlich oder mittels einer sonstigen technischen
                     Einrichtung hergestellt werden. Er beschließt mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Enthaltungen zählen als nicht
                     abgegebene Stimmen. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Beschlussfassung kann, wenn kein Mitglied widerspricht, schriftlich, fernmündlich oder elektronisch im Umlaufverfahren
                     erfolgen. Das Ergebnis ist in der nächsten Sitzung des Stiftungsrats mitzuteilen.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Über Beschlüsse des Stiftungsrats wird von dem vom Stiftungsrat bestellten Schriftführer, der nicht dem Stiftungsrat angehören
                     muss, eine Niederschrift gefertigt, die von ihm und dem Vorsitzenden zu unterzeichnen ist.
                  

               

               
                     § 9
Änderung der Satzung, Heimfall
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Oberkirchenrat kann Änderungen der Satzung beschließen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Aufhebung der Stiftung und die Änderung des Stiftungszwecks können, außer aus den gesetzlich vorgesehenen Gründen, durch
                     kirchliches Gesetz erfolgen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Bei einer Auflösung der Stiftung geht das vorhandene Vermögen auf die Evangelische Landeskirche in Württemberg über mit der
                     Verpflichtung, es im Sinne des Stiftungszwecks zu verwenden.
                  

               

               
                     § 10
Rechnungsprüfung
                     

                  

                  Die Rechnung der Stiftung wird durch das Rechnungsprüfamt der Evangelischen Landeskirche in Württemberg geprüft.

               

            

         

      

      

   
      

      
         570. Kirchliches Gesetz über die Pfarrervertretung in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg (Pfarrervertretungsgesetz)

      

      
         Vom 1. Juli 1983

      

      
         (Abl. 50 S. 507), in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Februar 1990 (Abl. 54 S. 73), geändert durch Kirchl. Gesetz vom 23. Oktober 1995 (Abl. 56 S. 519), vom 13. Juli 2001 (Abl. 59 S. 314, 333), vom 25. Oktober 2001 (Abl. 59 S. 408), vom 27. November 2012 (Abl. 65 S. 269, 278), vom 22. Oktober 2013 (Abl. 65 S. 669, ber. Abl. 66 S. 8) und vom 28. November 2024 (Abl. 71 Nr. 88)
         

      

      
            Erster Abschnitt
Bildung einer Pfarrervertretung
            

         

         
                     § 1
Grundsatz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die Aufgaben, die sich aus der Dienstgemeinschaft zwischen den Pfarrern und der Kirchenleitung ergeben, insbesondere zur
                     Wahrnehmung der Interessen der Pfarrerschaft in dienstrechtlichen Fragen und zur Unterstützung, Beratung und Vertretung einzelner
                     Pfarrer in besonderen dienstrechtlichen Fällen, wird für den Bereich der Landeskirche eine Pfarrervertretung gebildet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Pfarrer im Sinne dieses Gesetzes sind alle Personen, die in einem Dienstverhältnis nach § 2 und § 108 PfDG.EKD1 sowie § 1 WürttPfG2 stehen. Als Pfarrer gelten auch ordinierte Kirchenbeamte sowie Pfarrer anderer Kirchen, die im Auftrag und im Bereich der
                     Landeskirche als Pfarrer tätig sind.
                  

               

               
                     § 2
Zusammensetzung der Pfarrervertretung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Pfarrervertretung besteht aus neun Mitgliedern.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Pfarrervertretung setzt sich wie folgt zusammen:
                     
                        	
                           sechs Vertreter der ständigen Pfarrer sowie der Pfarrer im Ruhe- und Wartestand,

                        

                        	
                           zwei Vertreter der unständigen Pfarrer,

                        

                        	
                           ein Vertreter des Evang. Pfarrvereins in Württemberg e. V.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Vertreter der in Absatz 2 Nr. 1 und 2 genannten Gruppen der Pfarrerschaft werden in gleicher, freier und geheimer Wahl
                     gewählt.
                  

               

               
                     § 3
Wahlberechtigung
                     

                  

                  Wahlberechtigt sind alle Pfarrer im Sinne des § 1 Abs. 2. Ausgenommen sind freigestellte, beurlaubte oder im Ruhestand befindliche Pfarrer, wenn sie ihren Wohnsitz außerhalb der
                     Landeskirche haben.
                  

               

               
                     § 4
Wählbarkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wählbar ist jeder Wahlberechtigte, der am Wahltag seit mindestens sechs Monaten, bei unständigen Pfarrern seit mindestens
                     drei Monaten, in einem Dienstverhältnis zur Landeskirche steht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Nicht wählbar sind Mitglieder des Oberkirchenrats und des Landeskirchenausschusses.
                  

               

               
                     § 5
Wahlverfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Mitglieder der Pfarrervertretung aus der Gruppe des § 2 Abs. 2 Nr. 1 werden durch eine Versammlung von Wahl- und Kontaktpersonen, die Mitglieder aus der Gruppe des § 2 Abs. 2 Nr. 2 unmittelbar durch Briefwahl gewählt. Der Vertreter des Evang. Pfarrvereins in Württemberg e. V. und sein Stellvertreter werden
                     vom Pfarrverein bestellt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In jedem Kirchenbezirk wählen die Pfarrer nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 eine Wahl- und Kontaktperson, bei mehr als vierzig Wahlberechtigten zwei bei mehr als 100 Wahlberechtigten drei, bei mehr
                     als 160 Wahlberechtigten vier, bei mehr als 220 Wahlberechtigten fünf, bei mehr als 280 Wahlberechtigten sechs Wahl- und Kontaktpersonen.
                     Pfarrer, die keiner Kirchengemeinde und keinem Kirchenbezirk zugeordnet sind, üben ihr Wahlrecht in dem Kirchenbezirk aus,
                     in dem sie wohnen oder vor ihrem Wegzug aus dem Bereich der Landeskirche gewohnt haben.
                  

               

               
                     § 6
Wahl, Amtszeit und Aufgaben der Wahl- und Kontaktpersonen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der geschäftsführende Dekan des Kirchenbezirks bestellt zur Vorbereitung und Durchführung der Wahl nach § 5 Abs. 2 aus dem Kreis der Wahlberechtigten einen Wahlausschuß, der aus fünf Mitgliedern besteht. Diese dürfen weder für die Wahl
                     nach § 5 Abs. 2 noch für die Wahl nach § 5 Abs. 1 Wahlbewerber sein. Der Wahlausschuß wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vorsitzenden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die Vorbereitung und Durchführung der Wahl der Wahl- und Kontaktpersonen gilt sinngemäß die Wahlordnung zum Mitarbeitervertretungsgesetz
                     nach Maßgabe folgender Bestimmungen:
                     
                        	
                           Der Vorsitzende des Wahlausschusses lädt die wahlberechtigten Pfarrer schriftlich unter Übersendung der alphabetisch zusammengestellten
                              Wahlvorschläge zur Wahl der Wahl- und Kontaktpersonen ein. Wahlberechtigte Pfarrer, die freigestellt oder beurlaubt sind und
                              ihren Wohnsitz außerhalb des Kirchenbezirks haben, werden unter Übersendung der Wahlunterlagen zur Wahl nur eingeladen, wenn
                              sie rechtzeitig gemäß § 3 Satz 2 die Wahlunterlagen angefordert haben.
                           

                        

                        	
                           Wahlvorschläge für die Wahl der Wahl- und Kontaktpersonen müssen jeweils von fünf wahlberechtigten Pfarrern unterzeichnet
                              sein. Die Frist für die Einreichung der Wahlvorschläge beträgt einen Monat; sie beginnt mit der Ausschreibung der Neuwahl
                              der Pfarrervertretung der Landeskirche (§ 11 Abs. 3).
                           

                        

                        	
                           Die Wahl der Wahl- und Kontaktpersonen findet in Anwesenheit von mindestens drei Mitgliedern des Wahlausschusses statt.

                        

                        	
                           Der Vorsitzende des Wahlausschusses teilt Namen und Anschrift der gewählten Wahl- und Kontaktpersonen unverzüglich dem Vorsitzenden
                              des Wahlausschusses nach § 7 Abs. 1 mit.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Amtszeit der Wahl- und Kontaktpersonen beträgt sechs Jahre. Die Amtszeit beginnt mit dem rechtskräftigen Abschluß des
                     Wahlverfahrens. Sie endet mit dem Verlust der Wählbarkeit, mit der Niederlegung des Amtes oder durch Wegzug aus dem Kirchenbezirk.
                     An die Stelle der ausgeschiedenen Wahl- und Kontaktperson tritt als Ersatzperson der Bewerber oder die Bewerberin mit der
                     nächstniedrigeren Stimmenzahl. Sind keine Ersatzpersonen vorhanden, so sind beim Ausscheiden einer Wahl- und Kontaktperson
                     für die restliche Amtszeit Wahl- und Kontaktpersonen nachzuwählen. Die Nachwahl ist entsprechend der Bestimmungen der Absätze
                     1 und 2 durchzuführen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Für das Ruhen des Amtes gilt § 13 Abs. 1 entsprechend.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Wahl- und Kontaktpersonen wählen die Pfarrervertretung (§ 7 Abs. 2), nehmen die Tätigkeitsberichte der Pfarrervertretung entgegen (§ 15 Abs. 4) und berichten der Pfarrerschaft ihres Kirchenbezirks.
                  

               

               
                     § 7
Wahl der Pfarrervertretung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Pfarrervertretung bestellt zur Vorbereitung und Durchführung der Wahlen nach § 5 Abs. 1 einen Wahlausschuß, der aus zehn Mitgliedern besteht, die nicht Wahlbewerber sein dürfen. Der Wahlausschuß wählt aus seiner
                     Mitte einen Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vorsitzenden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Im übrigen gilt für die Vorbereitung und Durchführung der Wahlen sinngemäß die Wahlordnung zum Mitarbeitervertretungsgesetz
                     nach Maßgabe folgender Bestimmungen:
                     
                        	
                           Auf Einladung des Vorsitzenden des Wahlausschusses treten die Wahl- und Kontaktpersonen (§ 6) zu einer Wahlversammlung zusammen, in der die Pfarrervertretung gewählt wird.
                           

                        

                        	
                           Wahlvorschläge für die Gruppen nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 und 2 müssen jeweils von  zehn wahlberechtigten Pfarrern unterzeichnet sein. In den Wahlvorschlägen sollen die Pfarrer mit Sonderaufträgen,
                              freigestellte Pfarrer, die nach § 4 Abs. 1 in Verbindung mit § 3 wählbar sind, sowie Pfarrer im Ruhe- und Wartestand in angemessener Weise berücksichtigt werden. Die Frist für die Einreichung
                              der Wahlvorschläge beträgt zwei Monate, sie beginnt mit der Ausschreibung der Neuwahl der Pfarrervertretung im Amtsblatt der
                              Landeskirche (§ 11 Abs. 3).
                           

                        

                        	
                           Wahlvorschläge können auch von Vereinigungen eingereicht werden, die satzungsgemäß Standesangelegenheiten von Pfarrern nach
                              § 1 Abs. 2 im Bereich der Landeskirche wahrnehmen.
                           

                        

                        	
                           Der Gesamtwahlvorschlag ist für die beiden Gruppen nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 und 2 getrennt zusammenzustellen.
                           

                        

                        	
                           Enthält der Gesamtwahlvorschlag für eine Gruppe nicht mehr Namen als die Zahl der zu Wählenden, unterbleibt die Wahl; die
                              im Gesamtwahlvorschlag genannten Wahlbewerber gelten als gewählt.
                           

                        

                        	
                           Die Wahlen nach § 5 Abs. 1 finden in Anwesenheit von mindestens drei Mitgliedern des Wahlausschusses statt. Die Ermittlung des Ergebnisses der Briefwahl
                              durch die unständigen Pfarrer findet in Anwesenheit von mindestens fünf Mitgliedern des Wahlausschusses statt.
                           

                        

                        	
                           Das Wahlergebnis für die Pfarrervertretung ist unverzüglich dem Oberkirchenrat schriftlich mitzuteilen. Es wird bekanntgegeben.

                        

                     

                  

               

               
                     § 8
Wahlschutz, Wahlkosten
                     

                  

                  Die Bestimmungen des Mitarbeitervertretungsgesetzes über den Wahlschutz gelten sinngemäß. Die Kosten der Wahlen trägt die
                     Landeskirche.
                  

               

               
                     § 9
Wahlergebnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Gewählt sind diejenigen Bewerber, die innerhalb ihrer Gruppe die meisten Stimmen erhalten. Bei Stimmengleichheit entscheidet
                     das Los. Wiederwahl ist zulässig.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Lehnt ein Bewerber die Annahme der Wahl ab oder scheidet ein gewähltes Mitglied aus der Pfarrervertretung aus, so rückt der
                     jeweilige Wahlbewerber mit der nächstniedrigen Stimmenzahl nach. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los.
                  

               

               
                     § 10
Wahlanfechtung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Mindestens zehn wahlberechtigte Pfarrer oder der Oberkirchenrat können binnen einer Frist von zwei Wochen, vom Tage der Bekanntmachung
                     des Wahlergebnisses an gerechnet, die Wahl beim Verwaltungsgericht der Evangelischen Landeskirche in Württemberg anfechten,
                     wenn gegen wesentliche Vorschriften des Wahlrechts, die Wählbarkeit oder das Wahlverfahren verstoßen worden und eine Berichtigung
                     nicht erfolgt ist, es sei denn, daß durch den Verstoß das Wahlergebnis nicht geändert oder beeinflußt werden konnte. Die Anfechtung
                     hat schriftlich zu erfolgen und ist zu begründen. Entsprechendes gilt für die Anfechtung der Wahl der Wahl- und Kontaktpersonen
                     nach § 5 Abs. 2, wobei die Anfechtungsfrist eine Woche beträgt. Das Verwaltungsgericht entscheidet endgültig. Die Anfechtung hat aufschiebende
                     Wirkung. § 11 Abs. 2 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Stellt das Verwaltungsgericht fest, daß die Anfechtung begründet ist, so ist die Wahl ungültig und unverzüglich zu wiederholen.
                  

               

               
                     § 11
Amtszeit der Pfarrervertretung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Amtszeit der ständigen Pfarrer in der Pfarrervertretung beträgt sechs Jahre, die der unständigen Pfarrer drei Jahre. Im
                     letzteren Fall endet die Amtszeit jedoch mit dem Ablauf der Amtszeit der ständigen Pfarrer. Die Amtszeit beginnt mit dem rechtskräftigen
                     Abschluß des Wahlverfahrens, jedoch nicht vor Ablauf der Amtszeit einer noch bestehenden Pfarrervertretung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die bisherige Pfarrervertretung führt die Geschäfte auch nach Ablauf ihrer Amtszeit bis zur Übernahme durch die neugewählte
                     Pfarrervertretung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Spätestens sechs Monate vor Ablauf der Amtszeit schreibt der Oberkirchenrat je nach dem betreffenden Wahlverfahren allgemeine
                     Neuwahlen für die betreffenden Gruppen der Pfarrervertretung aus. Das Wahlverfahren zur Bildung der neuen Pfarrervertretung
                     ist sodann unverzüglich einzuleiten.
                  

               

               
                     § 12
Vorzeitige Beendigung der Amtszeit
                     

                  

                  Sinkt die Zahl der Mitglieder nach Eintritt aller Wahlbewerber (§ 9 Abs. 2) insgesamt unter fünf, so endet die Amtszeit vorzeitig. In diesem Fall sind unverzüglich Neuwahlen durchzuführen.
                  

               

               
                     § 13
Ruhen und Erlöschen der Mitgliedschaft
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ist einem Mitglied der Pfarrervertretung die Führung der Dienstgeschäfte untersagt, so ruht seine Mitgliedschaft. Für die
                     Dauer des Ruhens der Mitgliedschaft tritt an seine Stelle der nächste Wahlbewerber gemäß § 9 Abs. 2. Dies gilt entsprechend bei einer anderen, voraussichtlich länger als drei Monate dauernden Verhinderung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Mitgliedschaft endet mit dem Verlust der Wählbarkeit oder mit der Niederlegung des Amtes. Die Mitgliedschaft der Vertreter
                     der unständigen Pfarrer endet nicht durch die Übernahme in den ständigen Dienst.
                  

               

            

         

      

      
            Zweiter Abschnitt
Rechtsstellung der Mitglieder der Pfarrervertretung und Geschäftsführung
            

         

         
                     § 14

                  

                  Auf die Rechtsstellung der Mitglieder und auf die Geschäftsführung der Pfarrervertretung finden die Bestimmungen des Mitarbeitervertretungsgesetzes
                     sinngemäß Anwendung mit der Maßgabe:
                     
                        	
                           Die durch die Tätigkeit in der Pfarrervertretung und in deren Geschäftsstelle notwendige Dienstbefreiung ist beim Dienstauftrag
                              des betreffenden Pfarrers zu berücksichtigen. Die Pfarrervertretung kann für ihre Mitglieder die Freistellung von ihrer beruflichen
                              Tätigkeit von insgesamt 200 v. H. eines uneingeschränkten Dienstauftrages beanspruchen. Die Freistellung eines Mitglieds darf
                              nicht mehr als die Hälfte eines Dienstauftrags betragen. Das Nähere wird durch eine Dienstvereinbarung zwischen Pfarrervertretung
                              und Oberkirchenrat geregelt.
                           

                        

                        	
                           Der Vorsitzende des Wahlausschusses (§ 7 Abs. 1) beruft die neugewählte Pfarrervertretung binnen zwei Wochen nach Rechtskraft der Wahl zu ihrer ersten Sitzung ein und leitet
                              diese bis zum Abschluß der Wahl des Vorsitzenden der Pfarrervertretung.
                           

                        

                        	
                           Dienststellenleitung ist der Oberkirchenrat.

                        

                        	
                           Für die Pfarrervertretung wird eine Geschäftsstelle eingerichtet.

                        

                        	
                           Die Kosten der Geschäftsführung einschließlich der Kosten für die erforderlichen Tagungen und sachkundige Beratung trägt die
                              Landeskirche.
                           

                        

                     

                  

               

            

         

      

      
            Dritter Abschnitt
Aufgaben und Rechte der Pfarrervertretung
            

         

         
                     § 15
Allgemeine Aufgaben der Pfarrervertretung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Pfarrervertretung arbeitet im Geiste Jesu Christi mit den zuständigen Stellen der Landeskirche zusammen, nimmt ihre Aufgaben
                     im Gespräch mit diesen Stellen wahr und unterstützt die beruflichen und sozialen Anliegen der Pfarrer gegenüber der Kirchenleitung.
                     Hiervon bleibt das Recht des einzelnen Pfarrers unberührt, seine Anliegen den zuständigen Stellen der Landeskirche selbst
                     vorzutragen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Pfarrervertretung nimmt Anregungen und Beschwerden der Pfarrer der Landeskirche auf und wirkt beim Oberkirchenrat auf
                     ihre Erledigung hin. Jeder Pfarrer hat das Recht, sich an die  Pfarrervertretung zu wenden und ihre Hilfe in Anspruch zu nehmen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        In den in diesem Gesetz vorgesehenen Fällen wirkt die Pfarrervertretung an Entscheidungen der zuständigen Stellen mit. Sie
                     kann die Meinung von Zusammenschlüssen von Pfarrern einholen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Pfarrervertretung berichtet mindestens einmal im Jahr der Versammlung der Wahl- und Kontaktpersonen (§ 6 Abs. 5) über ihre Tätigkeit. Einer Versammlung der unständigen Pfarrer ist ebenfalls einmal im Jahr über die Tätigkeit der Pfarrervertretung
                     zu berichten.
                  

               

               
                     § 16
Mitwirkung bei Regelungen allgemeiner Art
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Pfarrervertretung wirkt mit
                     
                        	
                           bei der Vorbereitung kirchengesetzlicher und sonstiger allgemeiner Regelungen, die das Dienstverhältnis, die Besoldung, Vergütung,
                              Versorgung, Aus- und Fortbildung der Pfarrer sowie deren sozialen Belangen betreffen,
                           

                        

                        	
                           bei Entscheidungen der Kirchenleitung über Grundsätze der Personal- und Stellenplanung und

                        

                        	
                           bei der Bestimmung von Vertrauensärzten.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Pfarrervertretung wird gehört bei der Vorbereitung allgemeiner Regelungen durch die Arbeitsrechtliche Kommission der Landeskirche,
                     die das Anstellungs- und Dienstverhältnis der privatrechtlich angestellten Mitarbeiter und Kirchenbeamten im Bereich der Landeskirche
                     betreffen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Pfarrervertretung hat das Recht, zur Regelung der in den Absätzen 1 und 2 genannten Gegenstände Anregungen zu geben und
                     Vorschläge zu machen.
                  

               

               
                     § 17
Beteiligungsverfahren bei Regelungen allgemeiner Art
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In den Fällen der Mitwirkung oder Anhörung nach § 16 Abs. 1 und 2 ist die Pfarrervertretung rechtzeitig zu unterrichten und zur Stellungnahme innerhalb einer Frist von sechs Wochen aufzufordern.
                     Die Frist kann vom Oberkirchenrat in begründeten Fällen auf Antrag verlängert werden oder auf zwei Wochen verkürzt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Will der Oberkirchenrat in den Fällen des § 16 Abs. 1 Nr. 1 und 2 die Stellungnahme der Pfarrervertretung ganz oder teilweise nicht berücksichtigen, so überweist er die Vorlage unter Angabe
                     der Gründe zur erneuten Beratung an die Pfarrervertretung. Läßt sich auch dann kein Einvernehmen erreichen, so entscheidet
                     der Oberkirchenrat.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei Gesetzesvorhaben legt der Oberkirchenrat die Stellungnahme der Pfarrervertretung, sofern sie ganz oder teilweise abweichend
                     ist, mit deren Begründung den damit befaßten synodalen Organen als Material vor.
                  

               

               
                     § 18
Mitwirkung in Personalangelegenheiten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Pfarrervertretung wirkt mit in folgenden personellen und sozialen Angelegenheiten einzelner Pfarrer auf deren Antrag
                     
                        	
                           bei Versetzung auf eine andere Stelle, soweit nicht das Württembergische Pfarrergesetz eine Versetzbarkeit ohne besondere
                              Voraussetzungen vorsieht,
                           

                        

                        	
                           bei Versetzung in den Wartestand,

                        

                        	
                           bei vorzeitiger Versetzung in den Ruhestand,

                        

                        	
                           bei ordentlicher Kündigung eines Pfarrers im Angestelltenverhältnis,

                        

                        	
                           bei Widerruf des Dienstverhältnisses im Vorbereitungsdienst,

                        

                        	
                           bei der Entlassung aus dem unständigen Dienst im Pfarramt,

                        

                        	
                           bei der Gewährung von Beihilfen, Unterstützung, Darlehen und sonstigen Zuwendungen, auf die kein Rechtsanspruch besteht,

                        

                        	
                           bei der Versagung und dem Widerruf der Genehmigung einer Nebentätigkeit,

                        

                        	
                           beim Geltendmachen von Ersatzansprüchen gegen einen Pfarrer,

                        

                        	
                           bei Ermittlungen nach dem Disziplinargesetz,

                        

                        	
                           beim Verfahren nach § 45 Absatz 3 WürttPfG3,
                           

                        

                        	
                           bei einer Beurlaubung oder Einschränkung des Dienstauftrages ohne Antrag oder Zustimmung des Pfarrers.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei der außerordentlichen Kündigung eines Pfarrers im Angestelltenverhältnis ist die Pfarrervertretung auf Antrag des Pfarrers
                     unverzüglich zu verständigen und nach Möglichkeit vorher zu hören.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Kann ein Pfarrer in einem rechtsförmlich geordneten Wahl-, Besetzungs-, Disziplinar-, Wartestands- oder sonstigen Verfahren
                     eine Vertrauensperson aus der Pfarrerschaft zuziehen oder ist ein Vertreter der Pfarrerschaft zu beteiligen, so wird auf Antrag
                     des betreffenden Pfarrers die Vertrauensperson von der Pfarrervertretung benannt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        In Personalangelegenheiten, die nicht unter die Absätze 1 bis 3 fallen, kann die Pfarrervertretung auf Antrag des betroffenen
                     Pfarrers eine Stellungnahme abgeben.
                  

               

               
                     § 19
Beteiligungsverfahren in Personalangelegenheiten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wenn die Pfarrervertretung an Entscheidungen oder in Verfahren nach § 18 Abs. 1 und 3 auf Antrag des betroffenen Pfarrers mitwirkt, ist ihr der Sachverhalt mit den erforderlichen Unterlagen bekanntzugeben und
                     auf Verlangen mit ihr zu erörtern. Auf Antrag des Pfarrers ist die von der Pfarrervertretung benannte Vertrauensperson zu
                     den Gesprächen mit dem Pfarrer zuzuziehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kommt keine Einigung zustande, gibt der Oberkirchenrat der Pfarrervertretung die Entscheidung schriftlich unter Angabe der
                     Gründe bekannt.
                  

               

               
                     § 20
Überprüfung durch das Verwaltungsgericht
                     

                  

                  Das Verwaltungsgericht der Evangelischen Landeskirche in Württemberg entscheidet auf Antrag der Pfarrervertretung, unbeschadet
                     der Rechte des einzelnen Pfarrers, über Streitigkeiten, die sich aus der Anwendung dieses Gesetzes ergeben.
                  

               

            

         

      

      
            Vierter Abschnitt
Schwerbehindertenvertretung
            

         

         
                     § 21
Vertrauensperson der Schwerbehinderten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Vertrauensperson der Schwerbehinderten vertritt die Interessen der schwerbehinderten Pfarrer und Pfarrerinnen und steht
                     ihnen beratend zur Seite. § 15 Abs. 1 bis 3 und §§ 16 bis 18 gelten entsprechend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Vertrauensperson hat das Recht, an allen Sitzungen der Pfarrervertretung beratend teilzunehmen. Sie wird von der Pfarrervertretung
                     bei der Beratung von Angelegenheiten, die der Mitwirkung der Pfarrervertretung nach § 16 unterliegen und die Schwerbehinderten in der Pfarrerschaft als Gruppe betreffen, rechtzeitig vor einer Stellungnahme gehört.
                     Nehmen Pfarrervertretung und die Vertrauensperson der Schwerbehinderten bei einer Angelegenheit unterschiedliche Positionen
                     ein, so gibt die Pfarrervertretung das abweichende Votum der Schwerbehindertenvertretung gesondert weiter.
                  

               

               
                     § 22
Wahl
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Vertrauensperson und ein 1. und 2. Stellvertreter, die diese im Fall der Verhinderung vertreten, werden unmittelbar durch
                     Briefwahl gewählt. Für die Vorbereitung und Durchführung der Wahl gelten sinngemäß die Regelungen der Wahlordnung zum Mitarbeitervertretungsgesetz.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wahlberechtigt sind alle nach § 3 wahlberechtigten schwerbehinderten Pfarrer und Pfarrerinnen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Wählbarkeit richtet sich nach § 4.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Wahlen finden alle sechs Jahre statt. Endet die Amtszeit der Vertrauensperson vorzeitig gemäß § 13 Abs. 2 und rückt kein Stellvertreter nach, so werden unverzüglich Neuwahlen durchgeführt.
                  

               

               
                     § 23
Wahlschutz, Wahlanfechtung, Wahlkosten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Bestimmungen des Mitarbeitervertretungsgesetzes über den Wahlschutz gelten sinngemäß.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die Anfechtung der Wahl gelten sinngemäß die Bestimmungen über die Anfechtung der Wahl zur Pfarrervertretung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Kosten der Wahl trägt die Landeskirche.
                  

               

               
                     § 24
Amtszeit
                     

                  

                  Die Amtszeit der Vertrauensperson und des Stellvertreters beträgt sechs Jahre. Die Regelungen des § 11 gelten  sinngemäß.
                  

               

            

         

      

      
            Fünfter Abschnitt
Übergangs- und Schlußbestimmung
            

         

         
                     § 25
Inkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dieses Gesetz tritt am 1. September 1983 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bis zur Aufnahme der Tätigkeit durch die erste Pfarrervertretung der Landeskirche nach diesem Gesetz nimmt die durch Erlaß
                     des Oberkirchenrats vom 23. Dezember 1974, AZ 21.90 Nr. 27, Abl. 46 S. 229, mit Zustimmung der Landessynode eingesetzte vorläufige
                     Pfarrervertretung die Aufgaben und Rechte der Pfarrervertretung nach diesem Gesetz wahr.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung.
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung.
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Richtig: § 47 Absatz 3 WürttPfG (Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung).
            

         

      

   
      

      
         595. Kirchliche Verordnung über die Gewährung von Jubiläumsgaben an Pfarrer

      

      
         Vom 22. Dezember 1969

      

      
         (Abl. 44 S. 45) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Juli 1980 (Abl. 49 S. 181)1 , geändert durch Kirchl. Verordnung vom 11. April 2000 (Abl. 59 S. 76)
         

      

      
                     § 1

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Pfarrer der Evang. Landeskirche in Württemberg erhalten bei Dienstjubiläen vom Oberkirchenrat eine Jubiläumsgabe.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Pfarrer im Sinne dieser Verordnung sind Pfarrer und Pfarrerinnen im ständigen und unständigen Dienst der Landeskirche. Ihnen
                     sind nicht im Dienst der Landeskirche stehende Pfarrer und Pfarrerinnen gleichgestellt, denen die Versorgungsberechtigung
                     bei der Landeskirche ohne Beitragsleistung durch den Anstellungsträger eingeräumt wurde.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Jubiläumsgabe beträgt bei einer Dienstzeit
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 von 25 Jahren
von 40 Jahren
von 50 Jahren
                                 

                              
                              	
                                 300,00 Euro
400,00 Euro
500,00 Euro
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die für die Gewährung von Jubiläumsgaben maßgebende Dienstzeit beginnt mit dem Tage des Eintritts in den unständigen Dienst
                     der Landeskirche.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Von den vor dem Eintrittstag liegenden Zeiten werden berücksichtigt:
                     
                        	
                           Zeiten eines Kriegsdienstes, einer Kriegsgefangenschaft, eines kriegsbedingten Notdienstes ohne Begründung eines einem Arbeitsvertrag
                              entsprechenden Beschäftigungsverhältnisses und Zeiten eines nichtberufsmäßigen Reichsarbeits- oder Wehrdienstes oder eines
                              anstelle des Wehrdienstes abgeleisteten Ersatzdienstes;
                           

                        

                        	
                           Zeiten einer Internierung oder eines Gewahrsams der nach § 9 des Heimkehrergesetzes oder § 9 Abs. 1 des Häftlingshilfegesetzes
                              berechtigten Personen;
                           

                        

                        	
                           Zeiten, die im Anschluß an die in den Buchstaben a und b genannten Zeiten wegen einer gesundheitlichen Schädigung i. S. des
                              § 1 des Bundesversorgungsgesetzes arbeitsunfähig in Heilbehandlung verbracht worden sind.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Zeiten einer hauptberuflichen Tätigkeit bei kirchlichen Dienstherrn sind voll, bei nichtkirchlichen Dienstherren insoweit
                     anzurechnen, als der Pfarrer einen auf seiner Eigenschaft als Theologe beruhenden Dienst ausgeübt hat. Hierzu gehören insbesondere
                     der Dienst als Universitätslehrer, als Religionslehrer und als Gefängnispfarrer.
                  

               

               
                     § 3

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Zeiten einer Beurlaubung ohne Bezüge sind nur zu berücksichtigen, wenn die Beurlaubung im dienstlichen Interesse erfolgt
                     ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Zeiten einer Tätigkeit während eines Wartestands oder im Ruhestand sind zu berücksichtigen, wenn es sich um eine hauptberufliche
                     Tätigkeit im Sinne von § 2 Abs. 3 handelt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Eine mehrfache Anrechnung des gleichen Zeitraums ist unzulässig.
                  

               

               
                     § 4

                  

                  Für die Berechnung der Dienstzeit wird ein bei Eintritt des Versorgungsfalls verbleibender Rest von mehr als 182 Tagen als
                     vollendetes Dienstjahr gezählt.
                  

               

               
                     § 5

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Hat ein Pfarrer vor dem 1. Oktober 1969 nach den Vorschriften dieses Gesetzes eine Dienstzeit von 25, 40 oder 50 Jahren vollendet
                     und erreicht er bis zum Beginn des Ruhestands kein Dienstjubiläum mehr, für das eine Jubiläumsgabe gewährt wird, so erhält
                     er bei Beginn des Ruhestands die Jubiläumsgabe für das von ihm zuletzt erreichte Dienstjubiläum. Erreicht ein Pfarrer während
                     einer hauptberuflichen Tätigkeit im Ruhestand (§ 3 Abs. 2) ein Dienstjubiläum, so ist auf die zu gewährende Jubiläumsgabe
                     die nach Satz 1 ausbezahlte Jubiläumsgabe anzurechnen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Stirbt der Berechtigte vor Beginn des Ruhestands, wird die Jubiläumsgabe den Hinterbliebenen gewährt, wenn ihnen Anspruch
                     auf Hinterbliebenenversorgung zusteht.
                  

               

               
                     § 6

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Gewährung der Jubiläumsgabe ist zurückzustellen, wenn am Tage des Dienstjubiläums gegen den Pfarrer disziplinarrechtliche
                     Ermittlungen geführt werden oder gegen ihn ein förmliches Disziplinarverfahren schwebt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Jubiläumsgabe kann verweigert werden, wenn gegen den Pfarrer eine Disziplinarstrafe verhängt worden ist und am Tage des
                     Dienstjubiläums seit Rechtskraft der Entscheidung weniger als fünf Jahre vergangen sind. In den Fällen des § 5 tritt anstelle
                     des Dienstjubiläums der Tag des Beginns des Ruhestands bzw. der Todestag.
                  

               

               
                     § 7

                  

                  Die Verordnung tritt rückwirkend am 1. Oktober 1969 in Kraft.

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm: Gilt in der derzeitigen Fassung als Verordnung gemäß § 39 Abs. 1 der Kirchenverfassung i. V. m. §§ 9 und 14 des Pfarrbesoldungsgesetzes (Nr. 550 dieser Sammlung).
            

         

      

   
      

      
         610. Disziplinargesetz der Evangelischen Kirche in Deutschland (DG.EKD)

      

      
         Vom 28. Oktober 2009

      

      
         (ABl. EKD S. 316, ber. ABl. EKD 2010 S. 263), 
in Fassung der Bekanntmachung vom 15. Januar 2021 (ABl. EKD S. 2, ber. S. 66), geändert durch gesetzesvertretende Verordnung vom 24. Juni 2021 (ABl. EKD S. 158, 159), durch Kirchengesetz vom 9. November 2022 (ABl. EKD S. 157) und vom 13. November 2024 (ABl. EKD S. 148)
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      Die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland hat mit Zustimmung der Kirchenkonferenz auf Grund des Artikels 10 Abs. 1 und Abs. 2 Buchstabe a und des Artikels 10a Abs. 1 und Abs. 2 Buchstabe c der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland1 das folgende Kirchengesetz beschlossen:
      

      
            Teil 1 
Allgemeine Bestimmungen
            

         

         
                     § 1
Zweck kirchlicher Disziplinarverfahren
                     

                  

                  Kirchlicher Dienst ist durch den Auftrag zur Verkündigung des Evangeliums in Wort und Tat bestimmt. Das Verhalten der in der
                     Kirche mitarbeitenden Menschen kann die Glaubwürdigkeit der Kirche und ihrer Verkündigung beeinträchtigen. Ein kirchliches
                     Disziplinarverfahren soll auf ein solches Verhalten reagieren und dazu beitragen, das Ansehen der Kirche, die Funktionsfähigkeit
                     ihres Dienstes, eine auftragsgemäße Amtsführung und das Vertrauen in das Handeln der in der Kirche mitarbeitenden Menschen
                     zu sichern.
                  

               

               
                     § 2
Geltungsbereich
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dieses Kirchengesetz gilt für Amtspflichtverletzungen von Pfarrerinnen, Pfarrern, Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten und
                     anderen Personen, die in einem öffentlichrechtlichen Dienst- und Treueverhältnis zu einem kirchlichen Dienstherrn stehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist, findet dieses Kirchengesetz auf folgende Personen entsprechende Anwendung:
                     
                        	
                           Ordinierte, die nicht in einem Dienstverhältnis nach Absatz 1 stehen,

                        

                        	
                           Personen im Vorbereitungsdienst, die im Dienst eines kirchlichen Dienstherrn, aber nicht in einem Dienstverhältnis nach Absatz
                              1 stehen.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen oder gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kann die Anwendbarkeit
                     dieses Kirchengesetzes für die in Absatz 2 genannten Personen abweichend regeln und die Anwendbarkeit auch für sonstige Mitarbeiterinnen
                     und Mitarbeiter, insbesondere für Personen, die mit der öffentlichen Verkündigung beauftragt sind, vorsehen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Dieses Kirchengesetz gilt auch für Amtspflichtverletzungen, die Personen, auf die dieses Gesetz anwendbar ist, in einem früheren
                     kirchlichen Dienstverhältnis begangen haben. Ein Wechsel des kirchlichen Dienstherrn steht der Anwendung dieses Kirchengesetzes
                     nicht entgegen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Kirchliche Dienstherren und kirchliche Anstellungsträger sind die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und
                     die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse sowie Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, über die die
                     Evangelische Kirche in Deutschland, eine Gliedkirche oder ein gliedkirchlicher Zusammenschluss die Aufsicht führt. Sie begründen
                     kirchliche Dienstverhältnisse.
                  

               

               
                     § 3
Amtspflichten und Abgrenzungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Amtspflichten ergeben sich aus dem für die jeweilige Person geltenden Dienst-, Arbeits- oder Auftragsrecht. Personen im Sinne
                     des § 2 verletzen ihre Amtspflicht, wenn sie innerhalb oder außerhalb des Dienstes schuldhaft gegen ihnen obliegende Pflichten verstoßen.
                     Pfarrerinnen, Pfarrer und andere Ordinierte verletzen ihre Amtspflicht auch, wenn sie schuldhaft gegen die in der Ordination
                     begründeten Pflichten verstoßen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Eine Verletzung der Lehrverpflichtung ist keine Amtspflichtverletzung im Sinne dieses Kirchengesetzes. Dies schließt die Durchführung
                     eines Disziplinarverfahrens nicht aus, wenn eine Amtspflichtverletzung im Zusammenhang mit einer Verletzung der Lehrverpflichtung
                     begangen wurde.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Seelsorge und Maßnahmen der Dienstaufsicht bleiben von der Einleitung eines Disziplinarverfahrens unberührt. Seelsorgliches
                     Handeln ist von Maßnahmen der Dienstaufsicht und des Disziplinarrechts zu trennen.
                  

               

               
                     § 4
Disziplinaraufsichtführende Stelle
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Disziplinaraufsichtführende Stelle für Personen in einem öffentlichrechtlichen Dienstverhältnis ist die nach dem Recht des
                     jeweiligen Dienstherrn zuständige oberste Dienstbehörde.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Disziplinaraufsichtführende Stelle für Ordinierte, denen bei Einleitung des Disziplinarverfahrens ein Auftrag zur regelmäßigen
                     öffentlichen Wortverkündigung obliegt, ohne in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis zu stehen, ist die Behörde, die
                     in der Gliedkirche, zu deren Bereich der Anstellungsträger gehört, als oberste Dienstbehörde für Pfarrerinnen und Pfarrer
                     bestimmt wurde.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Disziplinaraufsichtführende Stelle für Ordinierte, denen bei Einleitung des Disziplinarverfahrens kein Auftrag zur regelmäßigen
                     öffentlichen Wortverkündigung eines kirchlichen Dienstherrn oder Anstellungsträgers obliegt, ist die oberste Dienstbehörde
                     für Pfarrerinnen und Pfarrer der Gliedkirche, in deren Bereich sie zuletzt einen Auftrag zur regelmäßigen öffentlichen Wortverkündigung
                     wahrgenommen haben. Ist nie ein Auftrag zur regelmäßigen öffentlichen Wortverkündigung übertragen worden, ist disziplinaraufsichtführende
                     Stelle die oberste Dienstbehörde für Pfarrerinnen und Pfarrer der Gliedkirche, in deren Bereich sie ordiniert wurden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können je für ihren Bereich
                     andere Zuständigkeitsregelungen treffen.
                  

               

               
                     § 5
Disziplinaraufsichtführende Stelle bei mehreren Ämtern
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Gegen eine Person, die zwei oder mehrere Ämter innehat, die zueinander im Verhältnis von Haupt- zu Nebenamt stehen, kann nur
                     die disziplinaraufsichtführende Stelle ein Disziplinarverfahren einleiten, die für das Hauptamt zuständig ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Hat eine Person zwei oder mehrere Ämter oder Dienstaufträge inne, die nicht im Verhältnis von Haupt- und Nebenamt stehen,
                     so bestimmen die disziplinaraufsichtführenden Stellen der Ämter und Dienstaufträge, welche von ihnen die Funktion der disziplinaraufsichtführenden
                     Stelle wahrnehmen soll.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Zuständigkeiten nach § 4 und nach den Absätzen 1 und 2 werden durch eine Beurlaubung, eine Freistellung, eine Abordnung oder eine Zuweisung nicht
                     berührt.
                  

               

               
                     § 6
Amts- und Rechtshilfe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Dienststellen und Kirchengerichte der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse
                     leisten in Disziplinarverfahren einander Amts- und Rechtshilfe. Sie kooperieren mit den staatlichen Strafverfolgungsbehörden.
                     Sie können diese im Falle des Verdachts einer Straftat informieren und ihnen insbesondere die in einem Disziplinarverfahren
                     angelegten und beigezogenen Akten zur Verfügung stellen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Alle vorgesetzten und aufsichtführenden Personen, Organe und Stellen einer Person im Geltungsbereich dieses Kirchengesetzes
                     sind verpflichtet, der disziplinaraufsichtführenden Stelle Anhaltspunkte, die den Verdacht einer Amtspflichtverletzung rechtfertigen,
                     mitzuteilen und sie in Disziplinarangelegenheiten zu unterstützen. Dasselbe gilt für
                     
                        	
                           die disziplinaraufsichtführende Stelle der Gliedkirche, in deren Bereich eine ordinierte Person ohne regelmäßigen Dienstauftrag
                              im Sinne des § 4 Abs. 3 wohnt,
                           

                        

                        	
                           die disziplinaraufsichtführende Stelle eines Nebenamtes gemäß § 5 sowie für Personen, Organe und Stellen, die im Rahmen des Nebenamtes Vorgesetzte oder Aufsichtführende sind, und
                           

                        

                        	
                           die vorgesetzten und aufsichtführenden Personen, Organe und Stellen einer beurlaubten, freigestellten, abgeordneten oder zugewiesenen
                              Person im Sinne des § 5 Abs. 3.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Staatliche Amts- und Rechtshilfe, insbesondere im Rahmen der Beweiserhebung, kann nach Maßgabe der jeweils anwendbaren staatskirchenrechtlichen
                     Bestimmungen in Anspruch genommen werden. Das behördliche und gerichtliche Verfahren nach der Eröffnung des Disziplinarverfahrens
                     nach diesem Kirchengesetz steht dem förmlichen Verfahren nach bisherigem Recht gleich. Verweigern Zeuginnen oder Zeugen ohne
                     Vorliegen eines der in § 32 bezeichneten Gründe die Aussage, kann ein staatliches Gericht um die Vernehmung ersucht werden, soweit die jeweils anwendbaren
                     staatskirchenrechtlichen Bestimmungen dies vorsehen. In dem Ersuchen sind der Gegenstand der Vernehmung darzulegen sowie die
                     Namen und Anschriften der Beteiligten anzugeben.
                  

               

               
                     § 7
Ergänzende Anwendung des Verwaltungsverfahrensrechts und der Verwaltungsgerichtsordnung, Anfechtungsklage
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zur Ergänzung dieses Kirchengesetzes sind die Bestimmungen des Verwaltungsverfahrens- und -zustellungsgesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland2 und der staatlichen Verwaltungsgerichtsordnung in der jeweils geltenden Fassung entsprechend anzuwenden, soweit sie nicht
                     zu den Bestimmungen dieses Kirchengesetzes in Widerspruch stehen oder soweit nicht in diesem Kirchengesetz oder anderen Kirchengesetzen
                     der Gliedkirchen oder gliedkirchlichen Zusammenschlüsse etwas anderes bestimmt ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die §§ 55b und 55c der Verwaltungsgerichtsordnung finden bis zum 31. Dezember 2026 keine Anwendung. Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland kann durch Rechtsverordnung und die Gliedkirchen und gliedkirchlichen
                     Zusammenschlüsse können durch Kirchengesetz oder aufgrund eines Kirchengesetzes für ihren Bereich eine abweichende Regelung
                     treffen. Dabei kann die Anwendung der genannten Vorschriften eingeschränkt oder modifiziert werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die §§ 55a und 55d der Verwaltungsgerichtsordnung und die dazu ergangene Rechtsverordnung finden entsprechende Anwendung,
                     soweit der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland durch Rechtsverordnung und die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse
                     durch Kirchengesetz oder aufgrund eines Kirchengesetzes dies für ihren Bereich bestimmen.3 Dabei kann die Anwendung der genannten Vorschriften eingeschränkt oder modifiziert werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Eines Vorverfahrens vor Erhebung der Klage gegen einen Verwaltungsakt nach Teil 3 Kapitel 3 und gegen eine Entscheidung nach § 19 Absatz 3 dieses Kirchengesetzes bedarf es nicht.
                  

               

               
                     § 8
Gebot der Beschleunigung
                     

                  

                  Disziplinarverfahren sind beschleunigt durchzuführen.

               

            

         

      

      
            Teil 2 
Disziplinarmaßnahmen
            

         

         
                     § 9
Arten der Disziplinarmaßnahmen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Disziplinarmaßnahmen sind:
                     
                        	
                           Verweis (§ 10),
                           

                        

                        	
                           Geldbuße (§ 11),
                           

                        

                        	
                           Kürzung der Bezüge (§ 12),
                           

                        

                        	
                           Zurückstufung (§ 13),
                           

                        

                        	
                           Amtsenthebung zur Versetzung auf eine andere Stelle (§ 14),
                           

                        

                        	
                           Amtsenthebung unter Versetzung in den Wartestand (§ 15),
                           

                        

                        	
                           Amtsenthebung unter Versetzung in den Ruhestand (§ 16),
                           

                        

                        	
                           Entzug der Rechte aus der Ordination (§ 17),
                           

                        

                        	
                           Entfernung aus dem Dienst (§ 18).
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Disziplinarmaßnahmen gegen Personen gemäß § 2 Abs. 1, die sich im Wartestand oder Ruhestand befinden, sind Verweis, Geldbuße, Kürzung der Bezüge, Zurückstufung und Entfernung
                     aus dem Dienst. Disziplinarmaßnahme gegen Personen im Wartestand ist auch die Versetzung in den Ruhestand.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Disziplinarmaßnahmen gegen Personen im Dienstverhältnis auf Probe oder auf Widerruf oder im Vorbereitungsdienst sind Verweis
                     und Geldbuße. Ihre Entlassung wegen einer Amtspflichtverletzung regeln die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen
                     und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse durch ihre Dienst- und Anstellungsgesetze.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Disziplinarmaßnahmen gegen Ordinierte, die in einem privatrechtlichen Arbeitsverhältnis stehen, sind Verweis, Geldbuße, Amtsenthebung
                     zur Versetzung auf eine andere Stelle und Entzug der Rechte aus der Ordination. Die Möglichkeit, arbeitsrechtliche Maßnahmen
                     zu ergreifen, bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Disziplinarmaßnahmen gegen Ordinierte, die weder in einem besoldeten öffentlichrechtlichen Dienst- und Treueverhältnis noch
                     in einem privatrechtlichen Arbeitsverhältnis stehen, sind Verweis und Geldbuße. Die Entlassung und den Entzug der Rechte aus
                     der Ordination wegen einer Amtspflichtverletzung regeln die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen
                     Zusammenschlüsse durch ihre Dienst- und Anstellungsgesetze.
                  

               

               
                     § 10
Verweis
                     

                  

                  Der Verweis ist der schriftliche Tadel eines bestimmten Verhaltens. Missbilligende Äußerungen im Rahmen der Dienstaufsicht
                     sind keine Disziplinarmaßnahmen.
                  

               

               
                     § 11
Geldbuße
                     

                  

                  Die Geldbuße kann bis zur Höhe der monatlichen Bezüge im Sinne des § 12 Abs. 1 zugunsten des Dienstherrn auferlegt werden. Wird keine der genannten Leistungen bezogen, darf die Geldbuße bis zu
                     dem Betrag von 500 Euro auferlegt werden. Die Geldbuße kann – auch in Teilbeträgen – durch Aufrechnung von den Bezügen einbehalten
                     werden.
                  

               

               
                     § 12
Kürzung der Bezüge
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kürzung der Bezüge ist die bruchteilmäßige Verminderung der monatlichen Dienstbezüge, der Anwärterbezüge, der Wartestandsbezüge
                     oder des Ruhegehaltes (Bezüge) um höchstens ein Fünftel auf längstens fünf Jahre. Sie erstreckt sich auf alle Ämter, die die
                     beschuldigte Person bei Eintritt der Unanfechtbarkeit der Entscheidung innehat. Versorgungsansprüche aus früheren kirchlichen
                     oder öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen bleiben von der Kürzung der Bezüge unberührt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Kürzung der Bezüge beginnt mit dem Kalendermonat, der auf den Eintritt der Unanfechtbarkeit der Entscheidung folgt. Im
                     Falle des Wechsels zwischen aktivem Dienst, Warte- oder Ruhestand vor Eintritt der Unanfechtbarkeit oder während der Dauer
                     der Kürzung werden die hieraus jeweils zustehenden Bezüge für den restlichen Zeitraum entsprechend gekürzt. Sterbegeld sowie
                     Witwen- und Waisengeld werden nicht gekürzt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Kürzung der Bezüge wird während einer Beurlaubung ohne Bezüge gehemmt. Der Kürzungsbetrag kann jedoch für die Dauer der
                     Beurlaubung an den Dienstherrn entrichtet werden; die Dauer der Kürzung der Bezüge nach der Beendigung der Beurlaubung verringert
                     sich entsprechend.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Solange die Bezüge gekürzt werden, ist eine Beförderung unzulässig. Der Zeitraum kann in der Entscheidung abgekürzt werden,
                     sofern dies im Hinblick auf die Dauer des Disziplinarverfahrens angezeigt ist.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Rechtsfolgen der Kürzung der Bezüge erstrecken sich auch auf ein neues öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis bei einem
                     anderen kirchlichen Dienstherrn. Hierbei steht bei Anwendung des Absatzes 4 die Einstellung oder Anstellung in einem höheren
                     als dem bisherigen Amt der Beförderung gleich.
                  

               

               
                     § 13
Zurückstufung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Zurückstufung ist die Versetzung in ein Amt derselben Laufbahn mit geringerem Endgrundgehalt. Sie hat den Verlust aller
                     Rechte aus dem bisherigen Amt einschließlich der damit verbundenen Bezüge und der Befugnis, die bisherige Amtsbezeichnung
                     zu führen, zur Folge. Soweit in der Entscheidung nichts anderes bestimmt ist, enden mit der Zurückstufung auch die Ehrenämter
                     und die Nebentätigkeiten, die im Zusammenhang mit dem bisherigen Amt oder auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung einer
                     vorgesetzten oder aufsichtführenden Person oder der obersten Dienstbehörde übernommen wurden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Personen gemäß § 2 Absatz 1, die sich im ersten Einstiegsamt der Laufbahn oder in einem laufbahnfreien Amt befinden, werden zurückgestuft, indem für
                     einen Zeitraum von fünf Jahren Bezüge aus einer vom Disziplinargericht zu bestimmenden niedrigeren Besoldungsgruppe gezahlt
                     werden. Der Zeitraum kann in der Entscheidung abgekürzt werden, sofern dies im Hinblick auf die Dauer des Disziplinarverfahrens
                     angezeigt ist. Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Personen gemäß § 2 Absatz 1, die sich im Ruhestand oder Wartestand befinden, werden zurückgestuft, indem Versorgungs- oder Wartestandsbezüge befristet
                     oder unbefristet aus einer vom Disziplinargericht zu bestimmenden niedrigeren Besoldungsgruppe gezahlt werden. Absatz 1 Satz
                     3 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Bezüge aus dem neuen Amt oder aus der niedrigeren Besoldungsgruppe werden von dem Kalendermonat an gezahlt, der dem Eintritt
                     der Unanfechtbarkeit der Entscheidung folgt. Im Falle des Ruhestandes vor Unanfechtbarkeit der Entscheidung bestimmen sich
                     die Versorgungsbezüge nach der in der Entscheidung festgesetzten Besoldungsgruppe.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Eine Beförderung ist frühestens fünf Jahre nach Eintritt der Unanfechtbarkeit der Entscheidung zulässig. Der Zeitraum kann
                     in der Entscheidung verkürzt werden, sofern dies im Hinblick auf die Dauer des Disziplinarverfahrens angezeigt ist.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die Rechtsfolgen der Zurückstufung erstrecken sich auch auf ein neues kirchliches Dienstverhältnis auch bei einem anderen
                     kirchlichen Dienstherrn. Hierbei steht bei Anwendung des Absatzes 5 die Einstellung oder Anstellung in einem höheren Amt als
                     dem, in welches zurückgestuft wurde, der Beförderung gleich.
                  

               

               
                     § 14
Amtsenthebung zur Versetzung auf eine andere Stelle
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Amtsenthebung zur Versetzung auf eine andere Stelle bewirkt den Verlust der übertragenen Stelle. In der Entscheidung wird
                     bestimmt, ob mit der Amtsenthebung der Verlust eines Aufsichtsamtes oder kirchenleitenden Amtes verbunden ist. § 13 Abs. 1 Satz 3 gilt entsprechend. Der Dienstherr kann aufgrund der Amtsenthebung auch eine Stelle bei einem anderen kirchlichen Dienstherrn
                     derselben obersten Dienstbehörde übertragen, ohne dass es der Zustimmung der amtsenthobenen Person bedarf. Bei Pfarrerinnen
                     und Pfarrern ist die Übertragung einer Pfarrstelle in der bisherigen Kirchengemeinde ausgeschlossen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In der Entscheidung über die Amtsenthebung zur Versetzung auf eine andere Stelle kann festgestellt werden, dass die ausgesprochene
                     Versetzung bereits durch einen zuvor erfolgten Stellenwechsel als vollzogen gilt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Ist die Versetzung auf eine andere Stelle nach Eintritt der Unanfechtbarkeit der Entscheidung nicht möglich, so tritt die
                     amtsenthobene Person nach Ablauf von sechs Monaten in den Wartestand. Die disziplinaraufsichtführende Stelle stellt diese
                     Rechtsfolge fest. Der Beschluss ist unanfechtbar. Der Dienstherr bleibt verpflichtet, der amtsenthobenen Person eine andere
                     Stelle zu übertragen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Hat die Entscheidung den Verlust eines Aufsichtsamtes oder kirchenleitenden Amtes bestimmt, so sind der Berechnung der Wartestandsbezüge
                     entsprechend verringerte Bezüge zu Grunde zu legen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kann die Disziplinarmaßnahme
                     der Amtsenthebung zur Versetzung auf eine andere Stelle ausschließen.
                  

               

               
                     § 15
Amtsenthebung unter Versetzung in den Wartestand
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Amtsenthebung unter Versetzung in den Wartestand bewirkt den Verlust der übertragenen Stelle einschließlich eines etwa
                     bekleideten Aufsichtsamtes oder kirchenleitenden Amtes und die Versetzung in den Wartestand. § 13 Abs. 1 Satz 3 und § 14 Abs. 2 gelten entsprechend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Entscheidung kann bestimmen, dass vor Ablauf einer Frist von höchstens fünf Jahren nach Eintritt der Unanfechtbarkeit
                     der Entscheidung eine neue Stelle nicht übertragen werden darf. Sie kann die Ruhegehaltfähigkeit der Zeit eines Wartestandes
                     nach einer Amtsenthebung unter Versetzung in den Wartestand für den Fall ausschließen, dass kein Wartestandsauftrag erteilt
                     wird.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Mit Beginn des Kalendermonats, der dem Eintritt der Rechtskraft der Entscheidung folgt, erhält die amtsenthobene Person Wartestandsbezüge
                     in Höhe von 80 Prozent der kirchengesetzlichen Wartestandsbezüge. Mit der erneuten Übertragung einer Stelle, spätestens jedoch
                     nach Ablauf von fünf Jahren nach Rechtskraft der Entscheidung, erhält sie die üblichen Bezüge.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Wird die amtsenthobene Person aus dem Wartestand in den Ruhestand versetzt, darf ihr Ruhegehalt bis zum Ablauf von fünf Jahren
                     nach Rechtskraft der Entscheidung, längstens aber bis zur Vollendung des für sie maßgeblichen gesetzlichen Ruhestandsalters
                     den Betrag nach Absatz 3 nicht übersteigen. Satz 1 gilt entsprechend bei Versetzung in den Ruhestand vor Rechtskraft der Entscheidung.
                     Sterbegeld sowie Witwen- und Waisengeld werden nicht gekürzt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kann die Disziplinarmaßnahme
                     der Amtsenthebung unter Versetzung in den Wartestand ausschließen.
                  

               

               
                     § 16
Amtsenthebung unter Versetzung in den Ruhestand
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Amtsenthebung unter Versetzung in den Ruhestand bewirkt den Verlust der übertragenen Stelle einschließlich eines etwa
                     bekleideten Aufsichtsamtes oder kirchenleitenden Amtes und die Versetzung in den Ruhestand. § 13 Abs. 1 Satz 3 und § 14 Abs. 2 gelten entsprechend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Mit Beginn des Kalendermonats, der dem Eintritt der Rechtskraft der Entscheidung folgt, erhält die amtsenthobene Person ein
                     Ruhegehalt, welches für jedes Jahr, um das die Versetzung in den Ruhestand vor Erreichen der Regelaltersgrenze erfolgt, um
                     3,6 Prozent, höchstens aber um 14,4 Prozent, vermindert wird. Im Falle einer Schwerbehinderung im Sinne des Neunten Buches
                     Sozialgesetzbuch wird das Ruhegehalt für jedes Jahr, um das die Versetzung in den Ruhestand vor Erreichen des 65. Lebensjahres
                     erfolgt, um 3,6 Prozent, höchstens aber um 10,8 Prozent gemindert. Die Rundungsvorschriften des Beamtenversorgungsgesetzes
                     zur Höhe des Ruhegehaltes gelten entsprechend. Von dem so berechneten Ruhegehalt erhält die amtsenthobene Person 80 Prozent,
                     mindestens aber das Mindestruhegehalt. Sterbegeld sowie Witwen- und Waisengeld werden nicht gekürzt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wird die beschuldigte Person vor Rechtskraft der Entscheidung in den Ruhestand versetzt, so gelten die Bestimmungen des Absatzes
                     2 entsprechend.
                  

               

               
                     § 17
Entzug der Rechte aus der Ordination
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Entzug der Rechte aus der Ordination bewirkt den Verlust des Auftrags und des Rechts zur öffentlichen Wortverkündigung
                     und Sakramentsverwaltung sowie des Rechts, die Amtskleidung zu tragen und kirchliche Amtsbezeichnungen oder Titel zu führen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Entzug der Rechte aus der Ordination kann gegen Personen in einem öffentlichrechtlichen Dienstverhältnis nicht als selbständige
                     Disziplinarmaßnahme verhängt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Ein privatrechtliches Dienst- oder Auftragsverhältnis, für dessen Begründung die Ordination Voraussetzung war, ist nach dem
                     Entzug der Rechte aus der Ordination unverzüglich zu beenden. Der Entzug der Rechte aus der Ordination ist ein wichtiger Grund
                     zur außerordentlichen Kündigung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Vorschriften des Pfarrdienstrechts über den Umgang mit den Rechten aus der Ordination bleiben unberührt.
                  

               

               
                     § 18
Entfernung aus dem Dienst
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Mit der Entfernung aus dem Dienst enden das Dienst- oder Auftragsverhältnis und alle damit verbundenen Nebentätigkeiten im
                     kirchlichen Dienst. Die Entfernung aus dem Dienst hat den Entzug der Rechte aus der Ordination und den Verlust sämtlicher
                     Ansprüche aus dem Dienstverhältnis einschließlich des Anspruchs auf Versorgung zur Folge. § 13 Abs. 1 Satz 3 gilt entsprechend. Wer aus dem Dienst entfernt wurde, kann einen Unterhaltsbeitrag nach Maßgabe der §§ 81 und 82 erhalten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Zahlung der Bezüge wird mit dem Ende des Kalendermonats eingestellt, in dem die Entscheidung unanfechtbar wird.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wer aus dem Dienst entfernt wurde, darf nicht wieder in ein öffentlich-rechtliches oder privatrechtliches Dienst- oder Auftragsverhältnis
                     bei einem kirchlichen Dienstherrn oder Anstellungsträger berufen werden.
                  

               

               
                     § 19
Nebenmaßnahmen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Neben einer Disziplinarmaßnahme kann, vorbehaltlich entgegenstehender Bestimmungen der Evangelischen Kirche in Deutschland,
                     der Gliedkirchen oder gliedkirchlichen Zusammenschlüsse ganz oder teilweise, befristet oder unbefristet untersagt werden,
                  

                  
                     
                        	
                            eine Nebentätigkeit (Nebenamt, Nebenbeschäftigung oder ein öffentliches oder kirchliches Ehrenamt) auszuüben,

                        

                        	
                            in bestimmten Teilbereichen des Dienstes tätig zu sein, insbesondere

                           
                              
                                 	
                                     den Vorsitz und die Geschäftsführung in Organen und Leitungsgremien wahrzunehmen,

                                 

                                 	
                                     im Rahmen der dienstlichen Tätigkeit fremde Gelder zu verwalten oder

                                 

                                 	
                                     in bestimmten Arbeitsbereichen oder mit bestimmten Zielgruppen tätig zu sein.

                                 

                              

                           

                        

                     
Es können weitere Weisungen erteilt werden, die geeignet sind, künftige Amtspflichtverletzungen zu verhindern, insbesondere
                     solche nach § 31b Absatz 2 des Pfarrdienstgesetzes der EKD4 oder nach § 24b Absatz 2 des Kirchenbeamtengesetzes der EKD5. Als Weisungen kommen insbesondere die Teilnahme an Fortbildungen und Coachings in Betracht. In Fällen besonderer Wiederholungsgefahr
                     kann das Disziplinargericht abweichend von § 23 Abs. 1 eine längere Frist bis zum Eintritt des Verwertungsverbots bestimmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ordinierten Personen ohne öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis oder im Warte- oder Ruhestand können neben einer Disziplinarmaßnahme
                     vorbehaltlich entgegenstehender Bestimmungen der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen oder gliedkirchlichen
                     Zusammenschlüsse ganz oder teilweise, befristet oder unbefristet Beschränkungen in der Ausübung von Auftrag und Recht zur
                     öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung, zum Führen der Amtsbezeichnung und etwaiger kirchlicher Titel und
                     zum Tragen der Amtskleidung auferlegt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die disziplinaraufsichtführende Stelle kann auf Antrag der Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren gerichtet hat,
                     oder auf Antrag einer dienstaufsichtführenden Stelle eine Nebenmaßnahme aufheben oder abändern. Der Antrag kann frühestens
                     nach Ablauf von fünf Jahren nach Eintritt der Unanfechtbarkeit der Disziplinarverfügung oder nach Rechtskraft des Urteils,
                     womit die Nebenmaßnahme verhängt wurde, gestellt werden. Nach Ablehnung eines Antrags nach Satz 1 kann frühestens fünf Jahre
                     nach Unanfechtbarkeit oder Rechtskraft der hierzu ergangenen Entscheidung ein erneuter Antrag gestellt werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        In der Disziplinarentscheidung wird die Dauer der Weisung oder der Zeitpunkt, zu dem frühestens ein Antrag auf Aufhebung oder
                     Abänderung gestellt werden kann, bestimmt. Die disziplinaraufsichtführende Stelle kann die Weisung von Amts wegen beenden,
                     wenn sie zu der Überzeugung gelangt, dass die Weisung für die ordnungsgemäße Erfüllung der Dienstpflichten nicht mehr erforderlich
                     ist.
                  

               

               
                     § 20
Bemessung der Disziplinarmaßnahme
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Entscheidung über eine Disziplinarmaßnahme ergeht unter Berücksichtigung des Zwecks eines kirchlichen Disziplinarverfahrens
                     nach pflichtgemäßem Ermessen. Sie ist nach der Schwere der Amtspflichtverletzung zu bemessen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei der Bemessung einer Disziplinarmaßnahme sollen insbesondere angemessen berücksichtigt werden:
                     
                        	
                           das Persönlichkeitsbild der beschuldigten Person und ihr Verhalten während des Disziplinarverfahrens,

                        

                        	
                           ihr bisheriges dienstliches und außerdienstliches Verhalten,

                        

                        	
                           der Umfang, in dem die beschuldigte Person das Vertrauen des Dienstherrn in die Amtsführung, die Glaubwürdigkeit der Wahrnehmung
                              des kirchlichen Auftrags und das Ansehen der Kirche beeinträchtigt hat,
                           

                        

                        	
                           die Auswirkungen einer Amtspflichtverletzung für die betroffene Person oder Stelle (§ 33a), insbesondere in Fällen von Verstößen gegen das Abstands- und Abstinenzgebot,
                           

                        

                        	
                           der Beitrag, den die beschuldigte Person zur Verhinderung weiterer Amtspflichtverletzungen oder zu deren Aufklärung oder Schadensbegrenzung
                              geleistet hat,
                           

                        

                        	
                           die besonderen dienstrechtlichen Verhältnisse einer Beurlaubung oder Freistellung, sowie des Warte- oder Ruhestandes.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wer durch eine schwere Amtspflichtverletzung das Vertrauen des Dienstherrn in die Amtsführung endgültig verloren hat oder
                     wessen Verbleiben im Dienst geeignet wäre, der Glaubwürdigkeit der Wahrnehmung des kirchlichen Auftrages oder dem Ansehen
                     der Kirche erheblich zu schaden, ist aus dem Dienst zu entfernen. Das gilt in gleicher Weise, wenn sich die beschuldigte Person
                     im Ruhestand befindet, unabhängig davon, ob eine Amtspflichtverletzung vor oder nach Beginn des Ruhestandes begangen wurde.
                     Die Voraussetzungen der Sätze 1 und 2 liegen in der Regel vor, wenn in einem Disziplinarverfahren eine Straftat, die nach
                     dem Achten Buch Sozialgesetzbuch zu einem Ausschluss von Aufgaben in der Kinder- und Jugendhilfe führt, festgestellt wird.
                  

               

               
                     § 21
Zulässigkeit von Disziplinarmaßnahmen 
nach staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ist in einem staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren unanfechtbar eine Strafe, Geldbuße oder Ordnungsmaßnahme verhängt worden
                     oder kann eine Tat nach den Bestimmungen der Strafprozessordnung nach der Erfüllung von Auflagen und Weisungen nicht mehr
                     als Vergehen verfolgt werden, darf wegen desselben Sachverhalts ein Verweis, eine Geldbuße oder eine Kürzung der Bezüge nur
                     ausgesprochen werden, wenn dies zusätzlich erforderlich ist, um die beschuldigte Person zur Pflichterfüllung anzuhalten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Nach einem rechtskräftigen Freispruch in einem staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren darf wegen des Sachverhalts, der Gegenstand
                     dieser Entscheidung war, eine Disziplinarmaßnahme nur ausgesprochen werden, wenn der Sachverhalt eine Amtspflichtverletzung
                     darstellt, ohne den Tatbestand einer Straf- oder Bußgeldvorschrift zu erfüllen.
                  

               

               
                     § 22
Disziplinarmaßnahmeverbot wegen Zeitablaufs
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Sind seit der Vollendung einer Amtspflichtverletzung mehr als vier Jahre vergangen, darf ein Verweis, eine Geldbuße oder eine
                     Kürzung der Bezüge nicht mehr ausgesprochen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Frist des Absatzes 1 beginnt erneut, wenn
                     
                        	
                           ein Disziplinarverfahren eingeleitet oder ausgedehnt oder

                        

                        	
                           eine Disziplinarklage oder Nachtragsdisziplinarklage erhoben wird oder

                        

                        	
                           Ermittlungen gegen eine Person im Dienstverhältnis auf Probe, auf Widerruf oder im Vorbereitungsdienst angeordnet oder ausgedehnt
                              werden wegen eines Verhaltens, das im Dienstverhältnis auf Lebenszeit mindestens eine Kürzung der Bezüge oder Amtsenthebung
                              zur Versetzung auf eine andere Stelle zur Folge hätte.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Frist des Absatzes 1 ist für die Dauer des gerichtlichen Disziplinarverfahrens, für die Dauer einer Aussetzung des Disziplinarverfahrens
                     nach § 29 oder für die Dauer einer gesetzlich vorgesehenen Beteiligung der Mitarbeiter- oder Pfarrvertretung gehemmt. Ist vor Ablauf
                     der Frist wegen desselben Sachverhalts ein Lehrbeanstandungsverfahren, ein Verfahren wegen nachhaltiger Störung in der Wahrnehmung
                     des Dienstes oder ein staatliches Straf- oder Bußgeldverfahren eingeleitet oder eine Klage aus dem Dienstverhältnis erhoben
                     worden, ist die Frist für die Dauer dieses Verfahrens gehemmt.
                  

               

               
                     § 23
Verwertungsverbot, Entfernung aus der Personalakte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ein Verweis, eine Geldbuße und eine Kürzung der Bezüge dürfen, unbeschadet des § 19 Abs. 1 Satz 4, nach vier Jahren bei weiteren Disziplinarmaßnahmen und bei sonstigen Personalmaßnahmen nicht mehr berücksichtigt werden
                     (Verwertungsverbot). Die Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren gerichtet hat, gilt nach dem Eintritt des Verwertungsverbots
                     als von der Disziplinarmaßnahme nicht betroffen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Frist für das Verwertungsverbot beginnt, sobald die Entscheidung über die Disziplinarmaßnahme unanfechtbar ist. Sie endet
                     nicht, solange gegen die Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren gerichtet hat,
                     
                        	
                           ein staatliches Strafverfahren oder ein Disziplinarverfahren nicht unanfechtbar abgeschlossen ist,

                        

                        	
                           eine andere Disziplinarmaßnahme berücksichtigt werden darf,

                        

                        	
                           eine Entscheidung über die Kürzung der Bezüge noch nicht vollstreckt ist,

                        

                        	
                           ein gerichtliches Verfahren über die Beendigung des Dienstverhältnisses, die Versetzung in den Ruhestand oder Wartestand oder
                              über die Geltendmachung von Schadenersatz anhängig ist oder
                           

                        

                        	
                           eine Nebenmaßnahme oder Weisung nach § 19 wirksam ist.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Eintragungen in der Personalakte über die Disziplinarmaßnahme sind nach Eintritt des Verwertungsverbots auf Antrag der Person,
                     gegen die sich das Disziplinarverfahren gerichtet hat, zu entfernen und zu vernichten. Die disziplinaraufsichtführende Stelle
                     oder eine von ihr beauftragte Stelle weist auf das Antragsrecht und den frühestmöglichen Zeitpunkt der Entfernung hin.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für Disziplinarvorgänge, die nicht zu einer Disziplinarmaßnahme geführt haben. Die
                     Frist für das Verwertungsverbot beträgt vier Jahre. Die Frist beginnt mit dem Eintritt der Unanfechtbarkeit der Entscheidung,
                     die das Disziplinarverfahren abschließt, im Übrigen mit dem Tag, an dem die disziplinaraufsichtführende Stelle zureichende
                     tatsächliche Anhaltspunkte erhält, die den Verdacht einer Amtspflichtverletzung rechtfertigen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Disziplinarvorgänge, die den Verdacht sexualisierter Gewalt betreffen, werden dauerhaft aufbewahrt. Wird keine Disziplinarmaßnahme
                     verhängt, endet die Aufbewahrung als Teil der Personalakte nach Ablauf der Frist des Absatzes 4. Bei Verhängung einer Disziplinarmaßnahme
                     bleibt der Vorgang so lange Teil der Personalakte, wie eine entsprechende strafrechtliche Verurteilung in ein Führungszeugnis
                     aufzunehmen wäre. Nach der Entnahme aus der Personalakte werden die Unterlagen nach Maßgabe der Bestimmungen der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse zum Zwecke der institutionellen und individuellen
                     Aufarbeitung sexualisierter Gewalt in der evangelischen Kirche einer vertraulich zu behandelnden Sachakte oder einem Archiv
                     zugeführt.
                  

               

            

         

      

      
            Teil 3 
Behördliches Disziplinarverfahren
            

         

         
               Kapitel 1
Einleitung, Ausdehnung und Beschränkung
               

            

            
                     § 24
Einleitung eines Disziplinarverfahrens
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Liegen zureichende tatsächliche Anhaltspunkte vor, die den Verdacht einer Amtspflichtverletzung begründen, so ist die disziplinaraufsichtführende
                     Stelle verpflichtet, ein Disziplinarverfahren einzuleiten. Die Einleitung ist aktenkundig zu machen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ist zu erwarten, dass nach den §§ 21 und 22 eine Disziplinarmaßnahme nicht in Betracht kommt, wird ein Disziplinarverfahren nicht eingeleitet. Die Gründe sind aktenkundig
                     zu machen und der Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren gerichtet hätte, bekannt zu geben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Person, gegen die sich ein Disziplinarverfahren richten kann, kann bei der obersten kirchlichen Dienstbehörde die Einleitung
                     eines Disziplinarverfahrens gegen sich selbst beantragen, um sich von dem Verdacht einer Amtspflichtverletzung zu entlasten.
                     Der Antrag darf nur abgelehnt werden, wenn keine zureichenden tatsächlichen Anhaltspunkte vorliegen, die den Verdacht einer
                     Amtspflichtverletzung rechtfertigen. Die Entscheidung ist der betroffenen Person mitzuteilen.
                  

               

               
                     § 25
Ausdehnung und Beschränkung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Disziplinarverfahren kann bis zum Erlass einer Entscheidung nach den §§ 38 bis 41 auf neue Handlungen ausgedehnt werden, die den Verdacht einer Amtspflichtverletzung begründen. Die Ausdehnung ist aktenkundig
                     zu machen und der beschuldigten Person mitzuteilen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Disziplinarverfahren kann bis zum Erlass einer Entscheidung nach den §§ 38 bis 41 beschränkt werden, indem solche Handlungen ausgeschieden werden, die für die Art und Höhe der zu erwartenden Disziplinarmaßnahme
                     voraussichtlich nicht ins Gewicht fallen. Die Beschränkung ist aktenkundig zu machen und der beschuldigten Person mitzuteilen.
                     Die ausgeschiedenen Handlungen können nicht wieder in das Disziplinarverfahren einbezogen werden, es sei denn, die Voraussetzungen
                     für die Beschränkung entfallen nachträglich. Werden die ausgeschiedenen Handlungen nicht wieder einbezogen, können sie nach
                     dem unanfechtbaren Abschluss des Disziplinarverfahrens nicht Gegenstand eines neuen Disziplinarverfahrens sein.
                  

               

            

         

         
               Kapitel 2
Durchführung
               

            

            
                     § 26
Unterrichtung, Belehrung und Anhörung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren richtet, ist über die Einleitung und Ausdehnung des Disziplinarverfahrens
                     unverzüglich zu unterrichten, sobald dies ohne Gefährdung der Aufklärung des Sachverhalts möglich ist. Hierbei ist ihr zu
                     eröffnen, welche Amtspflichtverletzung ihr zur Last gelegt wird. Es ist gleichzeitig darauf hinzuweisen, dass es ihr freisteht,
                     sich zu äußern oder nicht zur Sache auszusagen und sich jederzeit einer beistehenden oder bevollmächtigten Person gemäß § 27 zu bedienen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die beschuldigte Person und die beistehenden oder bevollmächtigten Personen haben ein Recht auf Einsicht in die Akten des
                     Disziplinarverfahrens und die beigezogenen Schriftstücke sowie ein Recht auf Unterrichtung über die Erhebung und Speicherung
                     personenbezogener Daten für diese Akten, soweit dies ohne Gefährdung des Ermittlungszwecks möglich ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für die Abgabe einer schriftlichen Äußerung wird eine Frist von einem Monat und für die Abgabe der Erklärung, sich mündlich
                     äußern zu wollen, eine Frist von zwei Wochen gesetzt. Ist die beschuldigte Person aus zwingenden Gründen gehindert, eine Frist
                     nach Satz 1 einzuhalten oder einer Ladung zur mündlichen Verhandlung Folge zu leisten, und hat sie dies unverzüglich mitgeteilt,
                     ist die maßgebliche Frist zu verlängern oder erneut zu laden. Zur Feststellung, ob zwingende Gründe vorliegen, kann ein amts-
                     oder vertrauensärztliches Gutachten angefordert werden. Die Fristsetzungen und Ladungen sind zuzustellen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Ist die nach Absatz 1 Satz 2 und 3 vorgeschriebene Belehrung unterblieben oder unrichtig erfolgt, darf die Aussage der beschuldigten
                     Person nicht zu ihrem Nachteil verwertet werden.
                  

               

               
                     § 27
Beistände und Bevollmächtigte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren richtet, kann sich im Disziplinarverfahren beistehender und bevollmächtigter
                     Personen bedienen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Als beistehende und bevollmächtigte Personen kann die disziplinaraufsichtführende Stelle höchstens insgesamt zwei Personen
                     zulassen. Beide müssen einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland angehören und zu kirchlichen Ämtern wählbar
                     sein. Wer die Dienstaufsicht über die beschuldigte Person führt oder geführt hat, darf nicht Beistand oder bevollmächtigte
                     Person sein.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Gegen die Nichtzulassung als Beistand oder bevollmächtigte Person durch die disziplinaraufsichtführende Stelle ist die Beschwerde
                     zum Disziplinargericht zulässig, über die das vorsitzende Mitglied abschließend entscheidet.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Beistände und Bevollmächtigte sind verpflichtet, über Kenntnisse, die sie bei Wahrnehmung dieser Tätigkeit erlangen, Verschwiegenheit
                     zu bewahren.
                  

               

               
                     § 28
Aufklärung des Sachverhalts
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zur Aufklärung des Sachverhalts sind die erforderlichen Ermittlungen durchzuführen. Dabei sind die belastenden, die entlastenden
                     und die Umstände zu ermitteln, die für die Bemessung einer Disziplinarmaßnahme bedeutsam sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Von Ermittlungen ist abzusehen, soweit der Sachverhalt auf Grund der tatsächlichen Feststellungen eines rechtskräftigen Urteils
                     in einem staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren oder in einem verwaltungsgerichtlichen Verfahren, durch das über den Verlust
                     der Besoldung bei schuldhaftem Fernbleiben vom Dienst entschieden worden ist, feststeht. Von Ermittlungen kann auch abgesehen
                     werden, soweit der Sachverhalt auf Grund eines anderen gesetzlich geordneten Verfahrens oder auf sonstige Weise aufgeklärt
                     ist.
                  

               

               
                     § 29
Zusammentreffen von Disziplinarverfahren 
mit staatlichen Strafverfahren oder anderen Verfahren, Aussetzung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ist gegen die beschuldigte Person wegen des Sachverhalts, der dem Disziplinarverfahren zugrunde liegt, das Ermittlungsverfahren
                     einer staatlichen Strafverfolgungsbehörde eröffnet oder die öffentliche Klage im staatlichen Strafverfahren erhoben worden,
                     kann das Disziplinarverfahren ausgesetzt werden. Das Disziplinarverfahren kann auch ausgesetzt werden, wenn in einem anderen
                     gesetzlich geordneten Verfahren über eine Frage zu entscheiden ist, deren Beurteilung für die Entscheidung im Disziplinarverfahren
                     von wesentlicher Bedeutung ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ein ausgesetztes Disziplinarverfahren kann jederzeit von Amts wegen fortgesetzt werden; es ist spätestens mit dem rechtskräftigen
                     Abschluss eines Verfahrens nach Absatz 1 fortzusetzen.
                  

               

               
                     § 30
Bindung an tatsächliche Feststellungen 
aus staatlichen Strafverfahren oder anderen Verfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die tatsächlichen Feststellungen eines rechtskräftigen Urteils im staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren sind im Disziplinarverfahren,
                     das denselben Sachverhalt zum Gegenstand hat, bindend. Dasselbe gilt für tatsächliche Feststellungen in verwaltungsgerichtlichen
                     Verfahren, in denen über den Verlust der Bezüge bei schuldhaftem Fernbleiben vom Dienst entschieden worden ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die in einem anderen gesetzlich geordneten Verfahren getroffenen tatsächlichen Feststellungen sind nicht bindend, können aber
                     der Entscheidung im Disziplinarverfahren ohne nochmalige Prüfung zugrunde gelegt werden.
                  

               

               
                     § 31
Beweiserhebung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die erforderlichen Beweise sind zu erheben. Hierbei können insbesondere
                     
                        	
                           schriftliche dienstliche Auskünfte eingeholt werden,

                        

                        	
                           Zeuginnen, Zeugen und Sachverständige vernommen oder ihre schriftliche Äußerung eingeholt werden,

                        

                        	
                           Urkunden und Akten beigezogen werden sowie

                        

                        	
                           der Augenschein eingenommen werden.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Niederschriften oder Aufzeichnungen über Aussagen von Personen, die schon in einem anderen gesetzlich geordneten Verfahren
                     vernommen worden sind, sowie Niederschriften über einen richterlichen Augenschein können ohne erneute Beweiserhebung verwertet
                     werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Über einen Beweisantrag der beschuldigten Person ist nach pflichtgemäßem Ermessen gemäß seiner Bedeutung für die Tat- oder
                     Schuldfrage oder für die Bemessung der Art und Höhe einer Disziplinarmaßnahme zu entscheiden. Er kann insbesondere abgelehnt
                     werden, wenn ein Ablehnungsgrund nach den Bestimmungen der Strafprozessordnung vorliegt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Beteiligte und befragte Personen sind vor einer Vernehmung darauf hinzuweisen, dass die Niederschriften oder Aufzeichnungen
                     im gerichtlichen Disziplinarverfahren verwertet werden können.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Der beschuldigten Person und ihrer beistehenden oder bevollmächtigten Person ist Gelegenheit zu geben, an der Vernehmung von
                     Zeuginnen, Zeugen und Sachverständigen sowie an der Einnahme des Augenscheins teilzunehmen und hierbei sachdienliche Fragen
                     zu stellen. Die beschuldigte Person kann, auch gemeinsam mit der beistehenden oder bevollmächtigten Person, von der Teilnahme
                     ausgeschlossen werden, soweit dies bei der Vernehmung von Minderjährigen oder aus einem wichtigen Grund, insbesondere zur
                     Wahrung schutzwürdiger Interessen von Zeuginnen und Zeugen, mit Rücksicht auf den Ermittlungszweck oder zum Schutz der Rechte
                     Dritter, erforderlich ist. Aus denselben Gründen kann die Vernehmung an einem anderen Ort angeordnet werden. Die Entscheidung
                     trifft die die Vernehmung leitende Person; die Entscheidung ist unanfechtbar. Der ausgeschlossenen beschuldigten Person ist
                     das Ergebnis der Vernehmung mitzuteilen. Die Vernehmung an einem anderen Ort wird den übrigen an der Vernehmung Beteiligten
                     zeitgleich in Bild und Ton übertragen. Ihr Recht, Fragen zu stellen, bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Ein schriftliches Gutachten ist der beschuldigten Person und ihrer beistehenden oder bevollmächtigten Person zugänglich zu
                     machen, soweit nicht zwingende Gründe dem entgegenstehen.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Wenn eine Aussage für das Disziplinarverfahren voraussichtlich eine besondere Bedeutung erlangt, kann die disziplinaraufsichtführende
                     Stelle das zuständige Disziplinargericht ersuchen, möglichst zeitnah eine Zeugin, einen Zeugen, eine Sachverständige oder
                     einen Sachverständigen richterlich zu vernehmen. Das vorsitzende Mitglied des Disziplinargerichts entscheidet über das Ersuchen
                     durch unanfechtbaren Beschluss. Im Falle der Bewilligung überträgt es die Durchführung der Vernehmung sich selbst oder dem
                     berichterstattenden rechtskundigen Mitglied als Einzelrichterin oder Einzelrichter. Im Falle der Ablehnung begründet es den
                     Beschluss.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Eine Aussage kann eine besondere Bedeutung im Sinne des Absatzes 7 Satz 1 haben, wenn
                  

                  
                     
                        	
                           insbesondere minderjährigen Zeuginnen oder Zeugen, die Opfer von Gewalt- oder Sexualtaten geworden sind, wiederholte Vernehmungen
                              erspart bleiben sollen,
                           

                        

                        	
                           die Aufklärung des Sachverhaltes wesentlich von der Zeugenaussage abhängt, insbesondere wenn eine eidliche Vernehmung, soweit
                              diese zulässig ist, zur Herbeiführung einer wahrheitsgemäßen Aussage erforderlich erscheint,
                           

                        

                        	
                           zu befürchten oder nicht auszuschließen ist, dass der Beweiswert sonst in der mündlichen Verhandlung vor dem Disziplinargericht
                              gemindert sein könnte oder
                           

                        

                        	
                           die Zeugin oder der Zeuge besonders schutzwürdige Interessen geltend und glaubhaft macht.

                        

                     

                  

               

               
                     § 32
Zeuginnen, Zeugen und Sachverständige
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zeuginnen und Zeugen sind zur Aussage und Sachverständige zur Erstattung von Gutachten verpflichtet. Für sie gelten die Bestimmungen
                     der Strafprozessordnung über die Pflicht auszusagen oder ein Gutachten zu erstatten, über die Ablehnung von Sachverständigen
                     sowie über die Vernehmung von Angehörigen des öffentlichen Dienstes entsprechend. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zur Verweigerung des Zeugnisses sind ferner berechtigt
                     
                        	
                           Personen, die einen bestimmten kirchlichen Seelsorgeauftrag erhalten haben, über das, was ihnen in der Eigenschaft als Seelsorgerin
                              oder Seelsorger anvertraut worden oder bekannt geworden ist,
                           

                        

                        	
                           Beraterinnen und Berater in einer Stelle für besondere Beratungsaufgaben, die von einer Körperschaft, Anstalt oder Stiftung
                              des öffentlichen Rechts anerkannt ist, über das, was ihnen in der Eigenschaft als Beraterin oder Berater anvertraut worden
                              oder bekannt geworden ist,
                           

                        

                        	
                           Zeugenbeistände, Beistände und Bevollmächtigte nach diesem Kirchengesetz über das, was ihnen in dieser Eigenschaft anvertraut
                              worden oder bekannt geworden ist.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Den in Absatz 2 Genannten stehen ihre Gehilfinnen und Gehilfen und die Personen gleich, die zur Vorbereitung auf den Beruf
                     an der berufsmäßigen Tätigkeit teilnehmen. Über die Ausübung des Rechts dieser Hilfspersonen, das Zeugnis zu verweigern, entscheiden
                     die in Absatz 2 Genannten, es sei denn, dass diese Entscheidung in absehbarer Zeit nicht herbeigeführt werden kann.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die in den Absätzen 2 und 3 Genannten dürfen das Zeugnis nicht verweigern, wenn sie von der Verpflichtung zur Verschwiegenheit
                     entbunden sind. Die Bestimmungen der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse
                     über das Beicht- und Seelsorgegeheimnis bleiben unberührt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die in den Absätzen 1 bis 3 bezeichneten Personen sind vor jeder Vernehmung über ihr Recht zur Verweigerung des Zeugnisses
                     zu belehren. Von der Belehrung über Auskunfts- oder Zeugnisverweigerungsrechte, die im konkreten Fall nicht ernsthaft in Betracht
                     kommen, kann abgesehen werden.
                  

               

               
                     § 33
Zeugenbeistand
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zeuginnen und Zeugen können sich bei ihrer Vernehmung von einem Zeugenbeistand begleiten lassen, soweit dies ohne Gefährdung
                     des Ermittlungszwecks möglich ist. Die Entscheidung trifft die die Vernehmung leitende Person; die Entscheidung ist unanfechtbar.
                     Die Gründe einer Ablehnung sind aktenkundig zu machen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Zeugenbeistand kann für Zeuginnen und Zeugen Fragen beanstanden oder gemäß § 31 Absatz 5 den Ausschluss einer Person beantragen. Zeuginnen und Zeugen sind in der Ladung zur Vernehmung auf die Möglichkeit eines
                     Zeugenbeistandes hinzuweisen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Zeugenbeistand ist verpflichtet, über die Kenntnisse, die er bei Wahrnehmung seiner Tätigkeit als Zeugenbeistand erlangt,
                     Verschwiegenheit zu bewahren. Er ist hierüber zu belehren.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die notwendigen Kosten eines Zeugenbeistandes werden auf Antrag der Zeugin oder des Zeugen erstattet, wenn die die Vernehmung
                     leitende Person die Zuziehung für notwendig erklärt. Die Entscheidung ist unanfechtbar. Die §§ 43 und 79 gelten entsprechend.
                  

               

               
                     § 33a 
Betroffene Person oder Stelle
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         In einem Disziplinarverfahren ist auf die schutzwürdigen Belange einer Person, die durch eine Amtspflichtverletzung, ihre
                     Begehung unterstellt oder rechtskräftig festgestellt, in ihren Rechtsgütern unmittelbar beeinträchtigt wurde oder unmittelbar
                     einen Schaden erlitten hat (betroffene Person) oder einer geschädigten Stelle (betroffene Stelle), Rücksicht zu nehmen. Sie
                     wird von der disziplinaraufsichtführenden Stelle frühzeitig auf ihre Rechte nach den folgenden Absätzen hingewiesen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Soweit dies ohne Gefährdung des Ermittlungszwecks möglich ist, können in einem Disziplinarverfahren
                  

                  
                     
                        	
                           eine betroffene Person sich einer Vertrauensperson, einer Begleitperson und eines bevollmächtigten Beistandes,

                        

                        	
                           eine betroffene Stelle sich eines Beistandes bedienen.

                        

                     

                  

                  Die Vertrauensperson und der bevollmächtigte Beistand können jeweils Zeugenbeistand i.S.d. § 33 Abs. 1 Satz 1 sein. § 33 Absatz 1 Satz 2 und 3 und § 33 Absatz 2 und 3 gelten für die Vertrauensperson und den Beistand entsprechend.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Auf Antrag werden die notwendigen Kosten
                  

                  
                     
                        	
                           einer betroffenen Person für einen Zeugenbeistand bzw. bevollmächtigte Person, die Vertrauensperson und einer Begleitperson,

                        

                        	
                           einer betroffenen Stelle für einen Beistand erstattet.

                        

                     

                  

                  Die §§ 43 und 79 gelten entsprechend.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die disziplinaraufsichtführende Stelle hat von Amts wegen einer betroffenen Person oder Stelle Auskunft über den Stand, den
                     Fortgang und das Ergebnis eines Disziplinarverfahrens zu geben, soweit dies ohne Gefährdung des Ermittlungszwecks möglich
                     ist und schutzwürdige Interessen der beschuldigten Person nicht entgegenstehen. Die Auskunftserteilung soll nach jedem wesentlichen
                     Verfahrensfortschritt erfolgen, insbesondere nach Einstellung des Verfahrens, Erlass einer Disziplinarverfügung oder Erhebung
                     der Disziplinarklage.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Betroffene Personen können durch einen Rechtsanwalt oder eine Rechtsanwältin die Akten, die dem Gericht vorliegen oder diesem
                     im Falle der Erhebung der Disziplinarklage vorzulegen wären, einsehen sowie amtlich verwahrte Beweisstücke besichtigen, soweit
                     sie hierfür ein berechtigtes Interesse darlegen. Die Akteneinsicht ist schriftlich zu beantragen. Vor der Entscheidung über
                     den Antrag ist die Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren richtet, hierzu anzuhören. Die Akteneinsicht ist zu versagen,
                     soweit überwiegende schutzwürdige Interessen der beschuldigten Person oder anderer Personen entgegenstehen oder der Ermittlungszweck,
                     auch in einem anderen Disziplinarverfahren oder staatlichem Strafverfahren, gefährdet erscheint. Die Akteneinsicht kann versagt
                     werden, wenn durch sie das Verfahren erheblich verzögert würde, es sei denn, dass die disziplinaraufsichtführende Stelle den
                     Abschluss der Ermittlungen in den Akten vermerkt hat. Der Ermittlungszweck gilt regelmäßig dann als nicht gefährdet, wenn
                     die disziplinaraufsichtführende Stelle beabsichtigt, das Verfahren nach § 38 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 einzustellen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Betroffenen Personen, die nicht anwaltlich vertreten sind, kann in entsprechender Anwendung des Absatzes 5 unter Berücksichtigung
                     der nachstehenden Maßgaben gestattet werden, unter Aufsicht Akten einzusehen und amtlich verwahrte Beweisstücke zu besichtigen.
                     Vor der Entscheidung über den Antrag sollen neben der beschuldigten Person auch Personen angehört werden, die in den betreffenden
                     Aktenteilen namentlich erwähnt sind. Werden die Akten nicht elektronisch geführt, können der betroffenen Person an Stelle
                     der Einsichtnahme in die Akten Kopien aus den Akten übermittelt werden. Die Akteneinsicht ist zu versagen, soweit zur Einsicht
                     infrage kommende Informationen mit Daten, insbesondere personenbezogenen Daten der beschuldigten Person oder anderer Personen,
                     in die nach Maßgabe des Satzes 1 keine Einsicht gewährt werden darf, derart verbunden sind, dass ihre Trennung nicht oder
                     nur mit unverhältnismäßig großem Aufwand möglich ist. In diesem Fall kann der betroffenen Person Auskunft über die zur Einsicht
                     freigegebenen Akteninhalte erteilt werden.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Akteneinsicht gemäß Absatz 5 und 6 kann auch nach rechtskräftigem Abschluss des Verfahrens gewährt werden. Der Ermittlungszweck
                     gilt in diesem Fall stets als nicht gefährdet.
                  

               

               
                     § 34
Herausgabe von Unterlagen
                     

                  

                  Die beschuldigte Person hat Schriftstücke, Zeichnungen, bildliche Darstellungen und Aufzeichnungen einschließlich technischer
                     Aufzeichnungen, die einen dienstlichen Bezug aufweisen, auf Verlangen für das Disziplinarverfahren zur Verfügung zu stellen.
                     Das Disziplinargericht kann auf Antrag der disziplinaraufsichtführenden Stelle die Herausgabe durch Beschluss anordnen und
                     zur Durchsetzung der Herausgabe ein Zwangsgeld zugunsten des Dienstherrn festsetzen. Der Beschluss ist unanfechtbar. Der Dienstherr
                     kann das festgesetzte Zwangsgeld durch Aufrechnung von den Bezügen einbehalten.
                  

               

               
                     § 35
Protokoll
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bei allen Anhörungen und Beweiserhebungen ist eine Niederschrift anzufertigen, die alle rechtserheblichen Tatsachen enthalten
                     muss.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Niederschrift kann insbesondere durch Wortprotokoll oder unmittelbare Aufnahme sowie vorläufig durch eine Tonbandaufnahme
                     erstellt werden. Ein Protokoll ist von den beteiligten Personen gegenzuzeichnen. Ein Diktat ist den beteiligten Personen vorzulesen;
                     eine Tonbandaufnahme ist ihnen vorzuspielen. Die beteiligten Personen können darauf verzichten. Eine vorläufige Tonbandaufnahme
                     ist unverzüglich in eine Niederschrift zu übertragen; dazu kann eine Hilfsperson herangezogen werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei der Einholung von dienstlichen Auskünften sowie der Beiziehung von Urkunden und Akten genügt die Aufnahme eines Aktenvermerks.
                  

               

               
                     § 36
Innerdienstliche Informationen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Vorlage von Personalakten und anderen Behördenunterlagen mit personenbezogenen Daten sowie die Erteilung von Auskünften
                     aus diesen Akten und Unterlagen an die mit Disziplinarvorgängen befassten Stellen und die Verarbeitung oder Nutzung der so
                     erhobenen personenbezogenen Daten im Disziplinarverfahren sind, soweit nicht andere Rechtsvorschriften dem entgegenstehen,
                     auch gegen den Willen der beschuldigten Person oder anderer Betroffener zulässig, wenn und soweit die Durchführung des Disziplinarverfahrens
                     dies erfordert und überwiegende Belange der beschuldigten Person, anderer Betroffener oder der ersuchten Stellen nicht entgegenstehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zwischen den Dienststellen eines oder verschiedener Dienstherren sowie zwischen den Teilen einer Dienststelle sind Mitteilungen
                     über Disziplinarverfahren, über Tatsachen aus Disziplinarverfahren und über Entscheidungen der Disziplinarorgane sowie die
                     Vorlage von Akten zulässig, wenn und soweit dies zur Durchführung des Disziplinarverfahrens, im Hinblick auf die gegenwärtige
                     Wahrnehmung von Aufgaben oder Ämtern durch die beschuldigte Person und die künftige Übertragung an sie oder im Einzelfall
                     aus besonderen dienstlichen Gründen erforderlich ist. Dasselbe gilt für die Information eines Rechtsträgers, bei dem die beschuldigte
                     Person einen kirchlichen Dienst versieht, zu dem sie aufgrund der Amtspflichtverletzung nicht mehr geeignet erscheint. Die
                     Belange der beschuldigten Person oder anderer Betroffener sind zu berücksichtigen.
                  

               

               
                     § 37
Abschließende Anhörung
                     

                  

                  Nach der Beendigung der Ermittlungen ist der beschuldigten Person Gelegenheit zu geben, sich abschließend zu äußern; § 26 Abs. 3 gilt entsprechend. Die Anhörung kann unterbleiben, wenn das Disziplinarverfahren nach § 38 Abs. 2 Nr. 2 oder 3 eingestellt werden soll. Einleitende und abschließende Anhörung können zusammenfallen, wenn keine neuen Ermittlungen in der
                     Sache stattgefunden haben.
                  

               

            

         

         
               Kapitel 3
Abschlussentscheidung
               

            

            
                     § 38
Einstellungsverfügung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Disziplinarverfahren wird eingestellt, wenn
                     
                        	
                           eine Amtspflichtverletzung nicht erwiesen ist,

                        

                        	
                           eine Amtspflichtverletzung zwar erwiesen ist, eine Disziplinarmaßnahme jedoch nicht angezeigt erscheint,

                        

                        	
                           nach den §§ 21 oder 22 eine Disziplinarmaßnahme nicht ausgesprochen werden darf oder
                           

                        

                        	
                           das Disziplinarverfahren oder eine Disziplinarmaßnahme aus sonstigen Gründen unzulässig ist.

                        

                     

                  

                  Die Einstellungsverfügung ist zu begründen und zuzustellen.

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Disziplinarverfahren ist ferner eingestellt, wenn
                     
                        	
                           die beschuldigte Person stirbt,

                        

                        	
                           das Dienstverhältnis der beschuldigten Person endet oder

                        

                        	
                           eine ordinierte Person die Rechte aus der Ordination aus einem anderem Grund dauerhaft verliert.

                        

                     

                  

               

               
                     § 39
Einstellung gegen Auflagen oder Weisungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Mit Zustimmung der beschuldigten Person kann die disziplinaraufsichtführende Stelle das Disziplinarverfahren vorläufig einstellen
                     und der beschuldigten Person Auflagen oder Weisungen erteilen, die der Schwere der Amtspflichtverletzung, dem Persönlichkeitsbild
                     und dem bisherigen dienstlichen und außerdienstlichen Verhalten entsprechen und geeignet sind, die Zwecke eines kirchlichen
                     Disziplinarverfahrens ohne Verhängung einer Disziplinarmaßnahme zu erreichen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zur Erfüllung der Auflagen oder Weisungen ist eine angemessene Frist zu setzen, die höchstens sechs Monate betragen soll.
                     Werden die Auflagen nicht erfüllt, so werden Leistungen, die zu ihrer Erfüllung erbracht wurden, nicht erstattet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei Erfüllung der Auflagen oder Weisungen stellt die disziplinaraufsichtführende Stelle das Disziplinarverfahren endgültig
                     ein. § 38 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. Die Amtspflichtverletzung kann dann nicht mehr Gegenstand eines neuen Disziplinarverfahrens sein.
                  

               

               
                     § 40
Disziplinarverfügung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die disziplinaraufsichtführende Stelle kann durch Disziplinarverfügung einen Verweis erteilen, eine Geldbuße auferlegen oder
                     eine Kürzung der Bezüge vornehmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Disziplinarverfügung ist zu begründen und zuzustellen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die disziplinaraufsichtführende Stelle kann die von ihr erlassene Disziplinarverfügung oder eine Nebenmaßnahme jederzeit aufheben
                     und die Sache neu entscheiden. Eine Verschärfung der Disziplinarmaßnahme nach Art und Höhe oder die Erhebung der Disziplinarklage
                     ist nur zulässig, wenn nach Erlass der Disziplinarverfügung wegen desselben Sachverhalts ein rechtskräftiges Urteil auf Grund
                     von tatsächlichen Feststellungen ergeht, die von den der Disziplinarverfügung zugrunde liegenden tatsächlichen Feststellungen
                     abweichen.
                  

               

               
                     § 41
Erhebung der Disziplinarklage
                     

                  

                  Die Disziplinarmaßnahmen Zurückstufung, Amtsenthebung zur Versetzung auf eine andere Stelle, Amtsenthebung unter Versetzung
                     in den Wartestand, Amtsenthebung unter Versetzung in den Ruhestand, Entzug der Rechte aus der Ordination und Entfernung aus
                     dem Dienst können nur durch das Disziplinargericht verhängt werden. Sie setzen eine Disziplinarklage der disziplinaraufsichtführenden
                     Stelle voraus.
                  

               

               
                     § 42
Verfahren bei nachträglicher Entscheidung 
im staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ergeht nach dem Eintritt der Unanfechtbarkeit der Disziplinarverfügung in einem staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren,
                     das wegen desselben Sachverhalts eingeleitet worden ist, unanfechtbar eine Entscheidung, nach der gemäß § 21 die Disziplinarmaßnahme nicht zulässig wäre, ist auf Antrag der Person, gegen die sich die Disziplinarverfügung gerichtet
                     hat, die Disziplinarverfügung aufzuheben und das Disziplinarverfahren einzustellen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Antragsfrist beträgt drei Monate. Sie beginnt mit dem Tag, an dem die Person, gegen die sich die Disziplinarverfügung
                     gerichtet hat, von der in Absatz 1 bezeichneten Entscheidung Kenntnis erhalten hat.
                  

               

               
                     § 43
Kostentragungspflicht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Person, gegen die eine Disziplinarmaßnahme verhängt wird, können die entstandenen Auslagen auferlegt werden. Bildet die
                     zur Last gelegte Amtspflichtverletzung nur zum Teil die Grundlage für die Disziplinarverfügung werden die Auslagen in verhältnismäßigem
                     Umfang auferlegt; dasselbe gilt, wenn durch Ermittlungen besondere Kosten entstanden sind, deren Ergebnis zugunsten der Person,
                     gegen die sich das Disziplinarverfahren gerichtet hat, ausgefallen ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wird das Disziplinarverfahren eingestellt, trägt der Dienstherr die entstandenen Auslagen. Erfolgt die Einstellung trotz Vorliegens
                     einer Amtspflichtverletzung, können die Auslagen der Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren gerichtet hat, ganz oder
                     teilweise auferlegt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei einem Antrag nach § 42 gilt im Falle der Ablehnung des Antrags Absatz 1 und im Falle seiner Stattgabe Absatz 2 entsprechend.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Soweit der Dienstherr die entstandenen Auslagen trägt, hat er der Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren gerichtet
                     hat, auch die Aufwendungen zu erstatten, die zu ihrer zweckentsprechenden Rechtsverfolgung notwendig waren. Hat sich die Person
                     einer bevollmächtigten Person bedient, sind auch deren Gebühren und Auslagen erstattungsfähig. Aufwendungen, die durch das
                     Verschulden der Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren gerichtet hat, entstanden sind, hat diese selbst zu tragen;
                     das Verschulden einer Vertreterin oder eines Vertreters ist ihr zuzurechnen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Das behördliche Disziplinarverfahren ist gebührenfrei. Auslagen werden, vorbehaltlich abweichender Bestimmungen der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse, nach den Bestimmungen des Bundesgebührengesetzes
                     in der jeweils geltenden Fassung erhoben.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die Kosten, die der Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren gerichtet hat, auferlegt sind, können durch Aufrechnung
                     von ihren Bezügen einbehalten werden.
                  

               

            

         

         
               Kapitel 4
Vorläufige Dienstenthebung und Einbehaltung von Bezügen
               

            

            
                     § 44
Zulässigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die disziplinaraufsichtführende Stelle kann die beschuldigte Person gleichzeitig mit oder nach der Einleitung des Disziplinarverfahrens
                     vorläufig des Dienstes entheben, wenn im Disziplinarverfahren voraussichtlich auf Entfernung aus dem Dienst erkannt werden
                     wird oder wenn im Falle des Vorbereitungsdienstes oder eines Dienstverhältnisses auf Probe oder auf Widerruf voraussichtlich
                     eine Entlassung erfolgen wird. Sie kann die beschuldigte Person außerdem vorläufig ganz oder zum Teil des Dienstes entheben,
                     wenn ihr Verbleiben im Dienst geeignet ist, die Glaubwürdigkeit der Wahrnehmung des kirchlichen Auftrages, das Ansehen der
                     Kirche, den Dienstbetrieb oder die Ermittlungen wesentlich zu beeinträchtigen; sie kann ihr insbesondere ganz oder teilweise
                     
                        	
                           die öffentliche Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung sowie die Vornahme von Amtshandlungen untersagen,

                        

                        	
                           vorbehaltlich entgegenstehender Bestimmungen der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen oder gliedkirchlichen
                              Zusammenschlüsse
                              
                                 	
                                    den Vorsitz und die Geschäftsführung im Kirchenvorstand sowie die Geschäftsführung des Pfarramts entziehen,

                                 

                                 	
                                    die Wahrnehmung von Mitgliedschaften in kirchlichen Organen und Leitungsgremien solcher Körperschaften, Anstalten und Stiftungen
                                       untersagen, die der Aufsicht der obersten kirchlichen Verwaltungsbehörde unterstehen und
                                    

                                 

                                 	
                                    die Verwaltung fremder Gelder verbieten.

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die disziplinaraufsichtführende Stelle kann gleichzeitig mit oder nach der vorläufigen Dienstenthebung anordnen, dass der
                     beschuldigten Person bis zu 50 Prozent der monatlichen Bezüge einbehalten werden, wenn im Disziplinarverfahren voraussichtlich
                     auf Entfernung aus dem Dienst erkannt werden wird oder im Falle des Vorbereitungsdienstes oder eines Dienstverhältnisses auf
                     Probe oder auf Widerruf voraussichtlich eine Entlassung erfolgen wird. In den übrigen Fällen der vorläufigen Dienstenthebung
                     können die Bezüge bis auf den Betrag der Wartestandsbezüge herabgesetzt werden, die zustehen würden, wenn die beschuldigte
                     Person zum Zeitpunkt der vorläufigen Dienstenthebung in den Wartestand versetzt worden wäre.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Richtet sich das Disziplinarverfahren gegen eine Person im Ruhestand oder Wartestand, kann die disziplinaraufsichtführende
                     Stelle gleichzeitig mit oder nach der Einleitung des Disziplinarverfahrens anordnen, dass bis zu 30 Prozent der Bezüge einbehalten
                     werden, wenn voraussichtlich auf Entfernung aus dem Dienst erkannt werden wird.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die disziplinaraufsichtführende Stelle kann die vorläufige Dienstenthebung sowie die Einbehaltung von Bezügen jederzeit ganz
                     oder teilweise aufheben.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Das Verfahren der Aussetzung der vorläufigen Dienstenthebung und der Einbehaltung von Bezügen richtet sich nach § 67.
                  

               

               
                     § 45
Rechtswirkungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die vorläufige Dienstenthebung wird mit der Zustellung, die Einbehaltung von Bezügen mit dem auf die Zustellung folgenden
                     Fälligkeitstag wirksam und vollziehbar. Sie erstrecken sich auf alle Ämter, die die vorläufig dienstenthobene Person innehat.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die Dauer der vorläufigen Dienstenthebung ruhen die im Zusammenhang mit dem Amt entstandenen Ansprüche auf Aufwandsentschädigung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Im Falle einer vorläufigen Dienstenthebung während eines schuldhaften Fernbleibens vom Dienst dauert der durch das Fernbleiben
                     begründete Verlust der Bezüge fort. Er endet mit dem Zeitpunkt, zu dem die dienstenthobene Person ihren Dienst aufgenommen
                     hätte, wenn sie hieran nicht durch die vorläufige Dienstenthebung gehindert worden wäre. Der Zeitpunkt ist von der disziplinaraufsichtführenden
                     Stelle festzustellen und der dienstenthobenen Person mitzuteilen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die vorläufige Dienstenthebung und die Einbehaltung von Bezügen enden mit dem rechtskräftigen Abschluss des Disziplinarverfahrens.
                  

               

               
                     § 46
Verfall und Nachzahlung der einbehaltenen Beträge
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die nach § 44 Abs. 2 und 3 einbehaltenen Bezüge verfallen, wenn
                     
                        	
                           im Disziplinarverfahren auf Entfernung aus dem Dienst erkannt worden oder im Falle des Vorbereitungsdienstes oder eines Dienstverhältnisses
                              auf Probe oder auf Widerruf eine Entlassung erfolgt ist,
                           

                        

                        	
                           in einem wegen desselben Sachverhalts eingeleiteten staatlichen Strafverfahren eine Strafe verhängt worden ist, die die Entlassung
                              aus dem Dienstverhältnis zur Folge hat,
                           

                        

                        	
                           das Disziplinarverfahren auf Grund des § 38 Abs. 1 Nr. 3 eingestellt worden ist und ein neues Disziplinarverfahren, das innerhalb von drei Monaten nach der Einstellung wegen desselben
                              Sachverhalts eingeleitet worden ist, zur Entfernung aus dem Dienst geführt hat oder
                           

                        

                        	
                           das Disziplinarverfahren aus den Gründen des § 38 Abs. 2 Nr. 2 oder 3 eingestellt worden ist und die disziplinaraufsichtführende Stelle festgestellt hat, dass die Entfernung aus dem Dienst gerechtfertigt
                              gewesen wäre,
                           

                        

                        	
                           die Bezüge gemäß § 44 Absatz 2 Satz 2 herabgesetzt wurden und im Disziplinarverfahren auf Amtsenthebung
                           

                           
                              
                                 	
                                    unter Versetzung in den Wartestand oder

                                 

                                 	
                                    unter Versetzung in den Ruhestand

                                 

                              

                           

                           erkannt worden ist.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wird das Disziplinarverfahren auf andere Weise als in den Fällen des Absatzes 1 unanfechtbar abgeschlossen, sind die nach
                     § 44 Abs. 2 und 3 einbehaltenen Bezüge nachzuzahlen. Auf die nachzuzahlenden Bezüge können Einkünfte aus genehmigungspflichtigen Nebentätigkeiten
                     angerechnet werden, die aus Anlass der vorläufigen Dienstenthebung und der Einbehaltung der Bezüge ausgeübt wurden, wenn eine
                     Disziplinarmaßnahme verhängt worden ist oder die disziplinaraufsichtführende Stelle feststellt, dass eine Amtspflichtverletzung
                     erwiesen ist. Die dienstenthobene Person ist verpflichtet, über die Höhe solcher Einkünfte Auskunft zu geben.
                  

               

            

         

      

      
            Teil 4 
Gerichtliches Disziplinarverfahren
            

         

         
               Kapitel 1
Disziplinargerichtsbarkeit
               

            

            
                     § 47 
Disziplinargerichte, Errichtung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse bilden eigene oder gemeinsame Disziplinargerichte des ersten Rechtszuges,
                     sofern sie nicht die Zuständigkeit des Disziplinargerichts der Evangelischen Kirche in Deutschland bestimmen. Die Aufgaben
                     des Disziplinargerichts der Evangelischen Kirche in Deutschland werden vom Kirchengericht der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     ausgeübt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Disziplinargericht für den Berufungsrechtszug ist für alle Disziplinargerichte der Disziplinarhof der Evangelischen Kirche
                     in Deutschland. Die Aufgaben des Disziplinarhofs der Evangelischen Kirche in Deutschland nimmt der Kirchengerichtshof der
                     Evangelischen Kirche in Deutschland wahr.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Bei den Disziplinargerichten können Kammern, beim Disziplinarhof der Evangelischen Kirche in Deutschland können Senate gebildet
                     werden. Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland errichtet die erforderliche Anzahl an Senaten und beschließt unter
                     Berücksichtigung der Stellungnahmen der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse, inwieweit das Bekenntnis der beschuldigten
                     Person bei der Bildung zu berücksichtigen ist.
                  

               

               
                     § 47a 
Unabhängigkeit der Disziplinargerichte
                     

                  

                  Die Mitglieder sind an Schrift und Bekenntnis sowie an das in der Kirche geltende Recht gebunden. Sie üben ihr Amt unparteiisch
                     und in richterlicher Unabhängigkeit aus; sie sind zur Verschwiegenheit, auch nach Beendigung ihres Amtes, verpflichtet.
                  

               

               
                     § 47b 
Zusammensetzung der Disziplinargerichte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Disziplinargerichte bestehen aus den rechtskundigen Vorsitzenden und weiteren Mitgliedern in der erforderlichen Anzahl.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Rechtskundige Mitglieder müssen die Befähigung zum Richteramt nach dem Deutschen Richtergesetz haben, sofern nicht das Recht
                     einer Gliedkirche oder eines gliedkirchlichen Zusammenschlusses etwas Abweichendes bestimmt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Ordinierte Mitglieder müssen ordinierte Pfarrer oder Pfarrerinnen im Sinne von § 7 Absatz 1 oder 2 des Pfarrdienstgesetzes der EKD sein, sofern nicht das Recht einer Gliedkirche oder eines gliedkirchlichen Zusammenschlusses etwas Abweichendes bestimmt.
                  

               

               
                     § 48 
Berufung und Amtszeit der Mitglieder der Disziplinargerichte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Mitglieder des Disziplinargerichts der Evangelischen Kirche in Deutschland werden vom Rat der Evangelischen Kirche in
                     Deutschland berufen. Das Recht der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse regelt die Berufung der Mitglieder ihrer
                     Disziplinargerichte.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Mitglieder des Disziplinarhofs der Evangelischen Kirche in Deutschland werden vom Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     unter Berücksichtigung von Vorschlägen der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse berufen, bei denen das Bekenntnis
                     der Vorgeschlagenen angegeben ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Mitglieder der Disziplinargerichte müssen einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland angehören und zu
                     kirchlichen Ämtern wählbar sein. Zu Mitgliedern der Disziplinargerichte können nur Personen berufen werden, die bei Beginn
                     der Amtszeit das 66. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. Die Tätigkeit der Mitglieder ist ehrenamtlich. Bei der Berufung
                     der Mitglieder sollen Frauen und Männer in gleicher Weise berücksichtigt werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Amtszeit der Disziplinargerichte beträgt sechs Jahre. Eine erneute Berufung ist zulässig. Solange eine Neuberufung nicht
                     erfolgt ist, bleiben die bisherigen Mitglieder im Amt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Ein Mitglied kann mehreren Kammern und Senaten angehören. Die Angehörigkeit ist bei der Berufung festzulegen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Für die Mitglieder der Disziplinargerichte sollen mindestens zwei stellvertretende Mitglieder berufen werden.
                  

               

               
                     § 48a 
Verpflichtung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Vor Beginn ihrer Tätigkeit werden die Mitglieder der Disziplinargerichte durch die Stellen, die sie berufen haben, mit nachfolgendem
                     Richtergelöbnis verpflichtet: 
                  

                  „Ich gelobe vor Gott, mein Amt in Bindung an die Heilige Schrift und an das Bekenntnis meiner Kirche und getreu dem in der
                     Kirche geltenden Recht auszuüben, nach bestem Wissen und Gewissen ohne Ansehen der Person zu urteilen und Verschwiegenheit
                     über alles zu wahren, was mir in meinem Amt bekannt geworden ist.“
                  

                  Mit dem Richtergelöbnis wird die Annahme des Amtes erklärt.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Verpflichtung kann auf andere Stellen delegiert werden. Sie ist schriftlich festzuhalten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Namen der Mitglieder der Disziplinargerichte werden bekannt gegeben.
                  

               

               
                     § 49 
Besetzung der Disziplinargerichte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Disziplinargerichte entscheiden in der Besetzung mit einem rechtskundigen vorsitzenden Mitglied, einem beisitzenden rechtskundigen
                     und einem beisitzenden ordinierten Mitglied, wenn nicht ein rechtskundiges Mitglied als Einzelrichterin oder Einzelrichter
                     entscheidet. Bei Beschlüssen außerhalb der mündlichen Verhandlung und bei Gerichtsbescheiden bedarf es nicht der Unterschrift
                     der beisitzenden Mitglieder.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ist das vorsitzende Mitglied in einem laufenden Verfahren verhindert, wird die Vertretung durch das beisitzende rechtskundige
                     Mitglied des laufenden Verfahrens wahrgenommen. Dieses wird durch sein stellvertretendes Mitglied nach § 48 Absatz 6 vertreten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Recht der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kann eine Besetzung mit einem rechtskundigen vorsitzenden,
                     zwei ordinierten beisitzenden und zwei nichtordinierten beisitzenden Mitgliedern, davon mindestens einem rechtskundigen Mitglied,
                     vorsehen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Sofern der Disziplinarhof der Evangelischen Kirche in Deutschland in Senate gegliedert ist, die sich am Bekenntnis der beschuldigten
                     Person orientieren, sollen die Mitglieder in Verfahren vor dem Disziplinarhof jeweils demselben Bekenntnis angehören wie die
                     beschuldigte Person.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         In Verfahren gegen nicht ordinierte Personen tritt an die Stelle des ordinierten beisitzenden Mitglieds ein beisitzendes
                     Mitglied aus der Laufbahngruppe der beschuldigten Person.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Bei einer Besetzung nach Absatz 3 treten an die Stelle der ordinierten beisitzenden Mitglieder zwei beisitzende Mitglieder
                     aus der Laufbahngruppe der beschuldigten Person. Das Recht der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kann abweichend
                     von Satz 1 vorsehen, dass eines dieser beisitzenden Mitglieder ordiniert ist.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Das Recht der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kann für Verfahren gegen nicht ordinierte Personen, die
                     im Vorbereitungsdienst oder Probedienst für den Pfarrdienst stehen, bestimmen, dass sich die Besetzung der Disziplinargerichte
                     nach den Bestimmungen für Verfahren gegen ordinierte Personen richtet.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Das vorsitzende Mitglied bestimmt das berichterstattende Mitglied und stellt den Mitwirkungsplan auf, wenn dem Gericht mehr
                     Mitglieder angehören als für die Besetzung erforderlich ist.
                  

               

               
                     § 49a 
Einzelrichterin oder Einzelrichter
                     

                  

                  Für die Übertragung des Rechtsstreits auf die Einzelrichterin oder den Einzelrichter gilt § 6 der Verwaltungsgerichtsordnung.
                     In dem Verfahren der Disziplinarklage, der Anfechtungsklage gegen eine Disziplinarverfügung und im Verfahren vor dem Disziplinarhof
                     ist eine Übertragung auf das vorsitzende Mitglied als Einzelrichterin oder Einzelrichter ausgeschlossen.
                  

               

               
                     § 49b 
Einzelentscheidungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das vorsitzende Mitglied entscheidet 
                  

                  
                     
                        	
                           über die Aussetzung und das Ruhen des Verfahrens,

                        

                        	
                           bei Zurücknahme der Klage, des Antrags oder eines Rechtsmittels,

                        

                        	
                           bei Erledigung des gerichtlichen Disziplinarverfahrens in der Hauptsache,

                        

                        	
                           über den Gegenstandswert für die Rechtsanwaltsvergütung und

                        

                        	
                           über die Kosten.

                        

                     
Das gilt nicht, wenn die Entscheidung in der mündlichen Verhandlung oder im Anschluss an sie ergeht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Im Einverständnis der Beteiligten kann das vorsitzende Mitglied auch sonst anstelle der Kammer entscheiden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Ist ein berichterstattendes Mitglied bestimmt, kann ihm die Entscheidung übertragen werden.
                  

               

               
                     § 50 
Ausscheiden aus dem Amt
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Scheidet ein Mitglied während der Amtszeit aus, erfolgt eine Nachberufung bis zum Ablauf der regelmäßigen Amtszeit.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ein Mitglied kann jederzeit sein Amt niederlegen. Das Amt endet mit Zugang der schriftlichen Mitteilung bei der Stelle, die
                     das Mitglied berufen hat.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Amt eines Mitglieds ist von der Stelle, die das Mitglied berufen hat, für beendet zu erklären, wenn
                  

                  
                     
                        	
                           die rechtlichen Voraussetzungen der Berufung nicht vorlagen oder weggefallen sind,

                        

                        	
                           es infolge gesundheitlicher Beeinträchtigungen oder infolge Verlegung seines ständigen Wohnsitzes in das Ausland zur Ausübung
                              seines Amtes nicht mehr in der Lage ist,
                           

                        

                        	
                           es seine Pflichten gröblich verletzt hat oder

                        

                        	
                           das Ergebnis eines straf-, disziplinar- oder berufsgerichtlichen Verfahrens eine weitere Ausübung des Amtes nicht mehr zulässt.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Stelle, die das Mitglied berufen hat, kann bis zu ihrer Entscheidung nach Absatz 3 das vorläufige Ruhen des Amtes anordnen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Vor den Entscheidungen nach den Absätzen 3 und 4 ist das Mitglied zu hören.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die kirchengerichtliche Überprüfung der Entscheidungen nach den Absätzen 3 und 4 richtet sich nach dem Recht der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Die Zuständigkeiten nach den Absätzen 2 bis 5 können auf eine andere Stelle übertragen werden.
                  

               

               
                     § 51 
Ausschluss von der Mitwirkung
                     

                  

                  Ein Mitglied des Disziplinargerichts ist von der Ausübung des Richteramtes kraft Gesetzes ausgeschlossen, wenn

                  
                     
                        	
                           es durch die Amtspflichtverletzung verletzt ist,

                        

                        	
                           es gesetzliche Vertretung oder angehörige Person im Sinne des § 41 Nummer 2 bis 3 der Zivilprozessordnung einer durch die
                              Amtspflichtverletzung verletzten Person oder der beschuldigten Person ist oder war,
                           

                        

                        	
                           es als Zeugin oder Zeuge gehört wurde, als sachverständige Person ein Gutachten erstellt hat oder sonst in dem Disziplinarverfahren
                              bereits tätig war, soweit es nicht als Mitglied des Gerichts eine Zeugenvernehmung gemäß § 31 Absatz 7 durchgeführt hat,
                           

                        

                        	
                           es in einem wegen desselben Sachverhalts eingeleiteten staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren gegen die beschuldigte Person
                              beteiligt war,
                           

                        

                        	
                           es ein Leitungs- oder Aufsichtsamt gegenüber der beschuldigten Person ausübt oder ausgeübt hat oder mit der Bearbeitung von
                              Personalangelegenheiten dieser Person befasst ist,
                           

                        

                        	
                           es als Mitglied einer Mitarbeiter- oder Pfarrvertretung oder sonstigen Personalvertretung in dem Disziplinarverfahren gegen
                              die beschuldigte Person mitgewirkt hat,
                           

                        

                        	
                           es auf der mittleren kirchlichen Ebene demselben Pfarrkonvent wie die beschuldigte Person angehört,

                        

                        	
                           gegen das Mitglied ein straf-, disziplinar- oder berufsgerichtliches Verfahren eingeleitet wurde oder es vorläufig des Dienstes
                              enthoben ist oder
                           

                        

                        	
                           es beistehende oder bevollmächtigte Person der beschuldigten Person war.

                        

                     

                  

               

               
                     § 52 
Ablehnung von Mitgliedern der Disziplinargerichte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ein Mitglied eines Disziplinargerichts kann wegen Besorgnis der Befangenheit von jedem oder jeder Beteiligten abgelehnt werden,
                     wenn ein Grund vorliegt, der geeignet ist, Misstrauen gegen die Unparteilichkeit des Mitglieds zu rechtfertigen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das abgelehnte Mitglied hat sich zu dem Ablehnungsgrund zu äußern.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Über die Ablehnung eines Mitglieds entscheidet das Disziplinargericht durch unanfechtbaren Beschluss. Dabei wirkt anstelle
                     des Mitglieds seine Stellvertretung mit.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Einen Ablehnungsantrag kann nicht stellen, wer sich in Kenntnis eines Ablehnungsgrundes in eine Verhandlung eingelassen oder
                     Anträge gestellt hat.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Auch ohne Ablehnungsantrag ergeht eine Entscheidung nach Absatz 3, wenn ein Mitglied einen Sachverhalt mitteilt, der seine
                     Ablehnung nach Absatz 1 rechtfertigen könnte, oder wenn Zweifel darüber entstehen, ob es von der Ausübung seines Richteramtes
                     nach § 51 ausgeschlossen ist.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Im Übrigen gelten die §§ 42 bis 49 der Zivilprozessordnung über die Ablehnung von Gerichtspersonen entsprechend.
                  

               

               
                     § 53 
Zuständigkeit
                     

                  

                  Örtlich zuständig ist auch im Falle eines zwischenzeitlichen Dienstherrnwechsels das Disziplinargericht der disziplinaraufsichtführenden
                     Stelle, die das Disziplinarverfahren eingeleitet hat.
                  

               

               
                     § 54 
Geschäftsstellen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Bei den Disziplinargerichten werden Geschäftsstellen gebildet, zu deren Aufgaben auch die Protokollführung gehört. Das Nähere
                     regeln die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die mit der Protokollführung beauftragte Person wird vor Beginn ihrer Tätigkeit durch das vorsitzende Mitglied wie folgt
                     verpflichtet:
                  

                  „Ich gelobe vor Gott, das mir anvertraute Amt treu, unparteiisch und gewissenhaft zu erfüllen und Verschwiegenheit über alles
                     zu wahren, was mir in ihm bekannt geworden ist.“
                  

               

            

         

         
               Kapitel 2
Disziplinarverfahren vor dem Disziplinargericht
               

            

            
                  Abschnitt 1 
Klageverfahren
                  

               

               
                     § 55
Disziplinarklage
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Disziplinarklage ist schriftlich zu erheben. Die Klageschrift muss den persönlichen und beruflichen Werdegang und das
                     Bekenntnis der Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren richtet, den bisherigen Gang des Disziplinarverfahrens, die
                     Tatsachen, in denen eine Amtspflichtverletzung gesehen wird, und die anderen Tatsachen und Beweismittel, die für die Entscheidung
                     bedeutsam sind, geordnet darstellen. Liegen die Voraussetzungen des § 30 Abs. 1 vor, kann wegen der Tatsachen, in denen eine Amtspflichtverletzung gesehen wird, auf die bindenden Feststellungen der ihnen
                     zugrunde liegenden Urteile verwiesen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Disziplinarklage muss den Antrag enthalten, den die disziplinaraufsichtführende Stelle in der mündlichen Verhandlung zu
                     stellen beabsichtigt.
                  

               

               
                     § 56
Nachtragsdisziplinarklage
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Neue Handlungen, die nicht Gegenstand einer anhängigen Disziplinarklage sind, können nur durch Erhebung einer Nachtragsdisziplinarklage
                     in das Disziplinarverfahren einbezogen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Hält die disziplinaraufsichtführende Stelle die Einbeziehung neuer Handlungen für angezeigt, teilt sie dies dem Disziplinargericht
                     unter Angabe der konkreten Anhaltspunkte mit, die den Verdacht einer Amtspflichtverletzung rechtfertigen. Das Disziplinargericht
                     setzt das Disziplinarverfahren vorbehaltlich des Absatzes 3 aus und bestimmt eine Frist, bis zu der die Nachtragsdisziplinarklage
                     erhoben werden kann. Die Frist kann auf einen vor ihrem Ablauf gestellten Antrag der disziplinaraufsichtführenden Stelle verlängert
                     werden, wenn sie diese aus Gründen, die sie nicht zu vertreten hat, voraussichtlich nicht einhalten kann. Die Fristsetzung
                     und ihre Verlängerung erfolgen durch Beschluss. Der Beschluss ist unanfechtbar.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Disziplinargericht kann von einer Aussetzung des Disziplinarverfahrens nach Absatz 2 absehen, wenn die neuen Handlungen
                     für die Art und Höhe der zu erwartenden Disziplinarmaßnahme voraussichtlich nicht ins Gewicht fallen oder ihre Einbeziehung
                     das Disziplinarverfahren erheblich verzögern würde; Absatz 2 Satz 4 und 5 gilt entsprechend. Ungeachtet einer Fortsetzung
                     des Disziplinarverfahrens nach Satz 1 kann wegen der neuen Handlungen bis zur Zustellung der Ladung zur mündlichen Verhandlung
                     oder bis zur Zustellung eines Beschlusses nach § 63 Nachtragsdisziplinarklage erhoben werden. Die neuen Handlungen können auch Gegenstand eines neuen Disziplinarverfahrens sein.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Wird nicht innerhalb der nach Absatz 2 bestimmten Frist Nachtragsdisziplinarklage erhoben, setzt das Disziplinargericht das
                     Disziplinarverfahren ohne Einbeziehung der neuen Handlungen fort; Absatz 3 Satz 2 und 3 gilt entsprechend.
                  

               

               
                     § 57
Belehrung, Beistände und Bevollmächtigte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die beschuldigte Person wird gleichzeitig mit der Zustellung der Disziplinarklage oder der Nachtragsdisziplinarklage auf die
                     Fristen des § 58 Abs. 1 und des § 62 Abs. 2 sowie auf die Folgen der Fristversäumung hingewiesen. Sie wird ferner darauf hingewiesen, dass vor dem Disziplinargericht
                     als beistehende oder bevollmächtigte Person auftreten kann, wer die Voraussetzungen des § 27 Abs. 2 erfüllt und zum sachgemäßen Vortrag und zur Begleitung der beschuldigten Person in der Lage ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der beschuldigten Person ist mit der Ladung die Besetzung des Disziplinargerichts mit dem Hinweis bekannt zu geben, dass die
                     etwaige Ablehnung eines Mitglieds des Disziplinargerichts unverzüglich zu erfolgen hat.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        § 26 Abs. 2 und § 27 gelten entsprechend.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die §§ 33 und 33a gelten mit Ausnahme der Pflicht zur Verschwiegenheit entsprechend. Beistände der betroffenen Person und Zeugenbeistände können
                     den Ausschluss der Öffentlichkeit von der mündlichen Verhandlung oder Teilen davon beantragen.
                  

               

               
                     § 58
Mängel des behördlichen Disziplinarverfahrens oder der Klageschrift
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bei einer Disziplinarklage hat die beschuldigte Person wesentliche Mängel des behördlichen Disziplinarverfahrens oder der
                     Klageschrift innerhalb zweier Monate nach Zustellung der Klage oder der Nachtragsdisziplinarklage geltend zu machen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wesentliche Mängel, die nicht oder nicht innerhalb der Frist des Absatzes 1 geltend gemacht werden, kann das Disziplinargericht
                     unberücksichtigt lassen, wenn ihre Berücksichtigung nach seiner freien Überzeugung die Erledigung des Disziplinarverfahrens
                     verzögern würde und die beschuldigte Person über die Folgen der Fristversäumung belehrt worden ist; dies gilt nicht, wenn
                     zwingende Gründe für die Verspätung glaubhaft gemacht werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Disziplinargericht kann der disziplinaraufsichtführenden Stelle zur Beseitigung eines wesentlichen Mangels, den die beschuldigte
                     Person rechtzeitig geltend gemacht hat oder dessen Berücksichtigung es unabhängig davon für angezeigt hält, eine Frist setzen.
                     § 56 Abs. 2 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend. Wird der Mangel innerhalb der Frist nicht beseitigt, wird das Disziplinarverfahren durch Beschluss des
                     Disziplinargerichts eingestellt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die rechtskräftige Einstellung nach Absatz 3 steht einem rechtskräftigen Urteil gleich.
                  

               

               
                     § 59
Beschränkung des Disziplinarverfahrens
                     

                  

                  Das Disziplinargericht kann das Disziplinarverfahren beschränken, indem es solche Handlungen ausscheidet, die für die Art
                     und Höhe der zu erwartenden Disziplinarmaßnahme nicht oder voraussichtlich nicht ins Gewicht fallen. Die ausgeschiedenen Handlungen
                     können nicht wieder in das Disziplinarverfahren einbezogen werden, es sei denn, die Voraussetzungen für die Beschränkung entfallen
                     nachträglich. Werden die ausgeschiedenen Handlungen nicht wieder einbezogen, können sie nach dem unanfechtbaren Abschluss
                     des Disziplinarverfahrens nicht Gegenstand eines neuen Disziplinarverfahrens sein.
                  

               

               
                     § 60
Bindung an tatsächliche Feststellungen aus anderen Verfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die tatsächlichen Feststellungen eines rechtskräftigen Urteils im staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren oder im verwaltungsgerichtlichen
                     Verfahren, durch das über den Verlust der Bezüge bei schuldhaftem Fernbleiben vom Dienst entschieden worden ist, sind im Disziplinarverfahren,
                     das denselben Sachverhalt zum Gegenstand hat, für das Disziplinargericht bindend. Es hat jedoch die erneute Prüfung solcher
                     Feststellungen zu beschließen, die offenkundig unrichtig sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die in einem anderen gesetzlich geordneten Verfahren getroffenen tatsächlichen Feststellungen sind nicht bindend, können aber
                     der Entscheidung ohne erneute Prüfung zugrunde gelegt werden.
                  

               

               
                     § 61
Mündliche Verhandlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die mündliche Verhandlung vor dem Disziplinargericht ist öffentlich. Sie kann mit einer geistlichen Besinnung eröffnet werden.
                     
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Regelungen des Gerichtsverfassungsgesetzes zum Ausschluss der Öffentlichkeit finden Anwendung. Ferner kann auf Antrag
                     der beschuldigten Person, einer betroffenen Person, einer Zeugin oder eines Zeugen die Öffentlichkeit für die mündliche Verhandlung
                     oder einen Teil davon ausgeschlossen werden. Der Beschluss des Disziplinargerichts über den Ausschluss der Öffentlichkeit
                     ist unanfechtbar.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Verkündung des Urteils oder eines das Disziplinarverfahren abschließenden Beschlusses erfolgt in jedem Falle öffentlich.
                     Durch einen besonderen Beschluss des Disziplinargerichts kann unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 auch für die Verkündung
                     der Entscheidungsgründe oder eines Teiles davon die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden. Der Beschluss ist unanfechtbar.
                     
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Bei Ausschluss der Öffentlichkeit kann das Disziplinargericht Vertreterinnen und Vertreter kirchlicher Stellen oder einer
                     betroffenen Stelle und ihren Beistand sowie eine betroffene Person und ihren Zeugenbeistand und Beistand für die mündliche
                     Verhandlung oder einen Teil davon zulassen. Der Beschluss ist unanfechtbar.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Das Disziplinargericht kann den in einer nichtöffentlichen mündlichen Verhandlung anwesenden Personen die Geheimhaltung von
                     Tatsachen, die durch die Verhandlung oder durch ein die Sache betreffendes amtliches Schriftstück zu ihrer Kenntnis gelangen,
                     durch Beschluss und Belehrung zur Pflicht machen. Das gilt insbesondere für persönliche Lebensumstände der beschuldigten Person,
                     einer betroffenen Person und der Zeuginnen und Zeugen. Der Beschluss ist unanfechtbar.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Ton-, Bild- und Filmaufnahmen dürfen auch in öffentlichen Verhandlungen ausschließlich im Auftrag des Disziplinargerichts
                     gefertigt und nicht öffentlich vorgeführt oder veröffentlicht werden.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Dem vorsitzenden Mitglied obliegt die Aufrechterhaltung der Ordnung in der Sitzung.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Durch Beschluss des Disziplinargerichts können die beschuldigte Person, Zeuginnen und Zeugen, Beistände oder Bevollmächtigte,
                     Zeugenbeistände, Sachverständige und bei der Verhandlung nicht beteiligte Personen aus dem Verhandlungsraum verwiesen werden,
                     wenn sie den zur Aufrechterhaltung der Ordnung erlassenen Weisungen nicht Folge leisten.
                  

               

               
                     § 62
Beweisaufnahme
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Disziplinargericht erhebt die erforderlichen Beweise. Die Regelung des § 31 Absatz 3 gilt entsprechend. Niederschriften oder Aufzeichnungen von Beweiserhebungen des behördlichen Disziplinarverfahrens können
                     in der mündlichen Verhandlung wiedergegeben und verwertet werden, wenn die beteiligten und befragten Personen vor der Anhörung
                     darauf hingewiesen wurden, dass die Niederschriften oder Aufzeichnungen verwertet werden können.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei einer Disziplinarklage sind Beweisanträge von der disziplinaraufsichtführenden Stelle in der Klageschrift und von der
                     beschuldigten Person innerhalb zweier Monate nach Zustellung der Klage oder der Nachtragsdisziplinarklage zu stellen. Ein
                     verspäteter Antrag kann abgelehnt werden, wenn seine Berücksichtigung nach der freien Überzeugung des Disziplinargerichts
                     die Erledigung des Disziplinarverfahrens verzögern würde und die beschuldigte Person über die Folgen der Fristversäumung belehrt
                     worden ist; dies gilt nicht, wenn zwingende Gründe für die Verspätung glaubhaft gemacht werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Disziplinargericht kann eine schriftliche Beantwortung der Beweisfrage anordnen, wenn es dies im Hinblick auf den Inhalt
                     der Beweisfrage und die Person der Zeugin oder des Zeugen für ausreichend erachtet. Die Zeugin oder der Zeuge sind darauf
                     hinzuweisen, dass sie zur Vernehmung geladen werden können. Das Disziplinargericht ordnet die Ladung an, wenn es dies zur
                     weiteren Klärung der Beweisfrage für notwendig erachtet.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Aus wichtigen Gründen, insbesondere zur Wahrung schutzwürdiger Interessen von Zeuginnen und Zeugen oder zur Sicherung des
                     Ermittlungszwecks, kann die beschuldigte Person für die Dauer der Vernehmung von der Teilnahme an der Verhandlung ausgeschlossen
                     oder die Vernehmung an einem anderen Ort angeordnet werden. Die Entscheidung trifft die die Vernehmung leitende Person; die
                     Entscheidung ist unanfechtbar. Der ausgeschlossenen beschuldigten Person ist das Ergebnis der Vernehmung mitzuteilen. Die
                     Vernehmung an einem anderen Ort wird den übrigen an der Verhandlung Beteiligten zeitgleich in Bild und Ton übertragen. Ihr
                     Recht, Fragen zu stellen, bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Zeuginnen und Zeugen sowie Sachverständige können vereidigt werden, soweit das Recht der Gliedkirche oder des gliedkirchlichen
                     Zusammenschlusses der disziplinaraufsichtführenden Stelle eine Vereidigung zulässt. § 6 Abs. 3 Satz 2 findet entsprechende Anwendung.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Vor der Vernehmung werden die Zeuginnen und Zeugen zur Wahrheit ermahnt. Wenn sie nach Absatz 5 vereidigt werden können, werden
                     sie auf die Möglichkeit der Vereidigung hingewiesen und über die strafrechtlichen Folgen einer unrichtigen oder unvollständigen
                     Aussage belehrt.
                  

               

               
                     § 63
Entscheidung durch Beschluss
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bei einer Disziplinarklage kann das Disziplinargericht, auch nach der Eröffnung der mündlichen Verhandlung, mit Zustimmung
                     der Beteiligten durch Beschluss
                     
                        	
                           auf die erforderliche Disziplinarmaßnahme (§ 9) erkennen, wenn nur ein Verweis, eine Geldbuße oder eine Kürzung der Bezüge verwirkt ist, oder
                           

                        

                        	
                           die Disziplinarklage abweisen.

                        

                     

                  

                  Zur Erklärung der Zustimmung kann den Beteiligten von dem Disziplinargericht oder dem vorsitzenden Mitglied eine Frist gesetzt
                     werden, nach deren Ablauf die Zustimmung als erteilt gilt, wenn nicht widersprochen wurde.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der rechtskräftige Beschluss nach Absatz 1 steht einem rechtskräftigen Urteil gleich.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das vorsitzende Mitglied des Disziplinargerichts entscheidet unter Berücksichtigung schutzwürdiger Interessen über die Veröffentlichung
                     des Beschlusses. In Fällen sexualisierter Gewalt ist der Beschluss zu veröffentlichen, soweit schutzwürdige Interessen der
                     Beteiligten oder betroffener Personen nicht entgegenstehen.
                  

               

               
                     § 64
Entscheidung durch Urteil
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Disziplinargericht entscheidet über Klagen nach den Absätzen 2 und 3, wenn das Disziplinarverfahren nicht auf andere Weise
                     abgeschlossen wird, auf Grund mündlicher Verhandlung durch Urteil.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei einer Disziplinarklage dürfen nur die Handlungen zum Gegenstand der Urteilsfindung gemacht werden, die der beschuldigten
                     Person in der Klage oder der Nachtragsdisziplinarklage als Amtspflichtverletzung zur Last gelegt werden. Das Disziplinargericht
                     ist an die Fassung der Anträge nicht gebunden und kann über das Klagebegehren der disziplinaraufsichtführenden Stelle nach
                     § 55 Abs. 2 hinausgehen. Es kann in dem Urteil
                  

                  
                     
                        	
                           auf die erforderliche Disziplinarmaßnahme und Nebenmaßnahmen erkennen oder

                        

                        	
                           die Disziplinarklage abweisen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei der Klage gegen eine Disziplinarverfügung und gegen eine Entscheidung nach § 19 Absatz 3 und 4 prüft das Disziplinargericht neben der Rechtmäßigkeit auch die Zweckmäßigkeit der angefochtenen Entscheidung. Das Disziplinargericht
                     darf die angefochtene Entscheidung nicht zum Nachteil der beschuldigten Person abändern; es ist aber an die Fassung der Anträge
                     nicht gebunden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        § 63 Absatz 3 gilt entsprechend.
                  

               

               
                     § 65
Grenzen der erneuten Ausübung der Disziplinarbefugnisse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Soweit die disziplinaraufsichtführende Stelle die Disziplinarklage zurückgenommen hat, können die ihr zugrunde liegenden Handlungen
                     nicht mehr Gegenstand eines Disziplinarverfahrens sein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Hat das Disziplinargericht unanfechtbar über die Klage gegen eine Disziplinarverfügung entschieden, ist hinsichtlich der dieser
                     Entscheidung zugrunde liegenden Handlungen eine erneute Ausübung der Disziplinarbefugnisse nur wegen solcher erheblicher Tatsachen
                     und Beweismittel zulässig, die keinen Eingang in das gerichtliche Disziplinarverfahren gefunden haben.
                  

               

            

            
                  Abschnitt 2 
Besondere Verfahren
                  

               

               
                     § 66
Antrag auf gerichtliche Fristsetzung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ist ein behördliches Disziplinarverfahren nicht innerhalb von zwölf Monaten seit der Einleitung durch Einstellung oder vorläufige
                     Einstellung gegen Auflagen, durch Erlass einer Disziplinarverfügung oder durch Erhebung der Disziplinarklage abgeschlossen
                     worden, kann die beschuldigte Person bei dem Disziplinargericht die gerichtliche Bestimmung einer Frist zum Abschluss des
                     Disziplinarverfahrens beantragen. Die Frist des Satzes 1 ist gehemmt, solange das Disziplinarverfahren nach § 29 ausgesetzt oder ein Ersuchen nach § 31 Absatz 7 anhängig ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Liegt ein zureichender Grund für den fehlenden Abschluss des behördlichen Disziplinarverfahrens innerhalb von zwölf Monaten
                     nicht vor, bestimmt das Disziplinargericht eine Frist, in der es abzuschließen ist. Anderenfalls lehnt es den Antrag ab. § 56 Abs. 2 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wird das behördliche Disziplinarverfahren innerhalb der nach Absatz 2 bestimmten Frist nicht abgeschlossen, ist es durch Beschluss
                     des Disziplinargerichts einzustellen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der rechtskräftige Beschluss nach Absatz 3 steht einem rechtskräftigen Urteil gleich.
                  

               

               
                     § 67
Antrag auf Aussetzung 
der vorläufigen Dienstenthebung und der Einbehaltung von Bezügen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die beschuldigte Person kann die Aussetzung der vorläufigen Dienstenthebung und der Einbehaltung von Bezügen beim Disziplinargericht
                     beantragen. Der Antrag ist beim Disziplinarhof zu stellen, wenn bei ihm in derselben Sache ein Disziplinarverfahren anhängig
                     ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die vorläufige Dienstenthebung und die Einbehaltung von Bezügen sind auszusetzen, wenn ernstliche Zweifel an ihrer Rechtmäßigkeit
                     bestehen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für die Änderung oder Aufhebung von Beschlüssen über Anträge nach Absatz 1 gelten die Bestimmungen der Verwaltungsgerichtsordnung
                     zur Änderung und Aufhebung von Beschlüssen über Anträge zur Anordnung der aufschiebenden Wirkung entsprechend.
                  

               

            

         

         
               Kapitel 3
Disziplinarverfahren vor dem Disziplinarhof
               

            

            
                  Abschnitt 1 
Berufung
                  

               

               
                     § 68
Statthaftigkeit, Form und Frist der Berufung, Vertretung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Gegen das Urteil des Disziplinargerichts über eine Disziplinarklage steht den Beteiligten die Berufung zum Disziplinarhof
                     zu. Die Berufung ist bei dem Disziplinargericht innerhalb eines Monats nach Zustellung des vollständigen Urteils schriftlich
                     einzulegen und zu begründen. Die Begründungsfrist kann auf einen vor ihrem Ablauf gestellten Antrag von dem vorsitzenden Mitglied
                     verlängert werden. Die Begründung muss einen bestimmten Antrag sowie die im Einzelnen anzuführenden Gründe der Anfechtung
                     (Berufungsgründe) enthalten. Mangelt es an einem dieser Erfordernisse, ist die Berufung unzulässig.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Im Übrigen steht den Beteiligten die Berufung gegen das Urteil des Disziplinargerichts nur zu, wenn sie von dem Disziplinargericht
                     oder dem Disziplinarhof zugelassen wird. Die Vorschriften der Verwaltungsgerichtsordnung über die Zulassung zur Berufung gelten
                     entsprechend.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Vor dem Disziplinarhof müssen sich die Beteiligten, soweit sie einen Antrag stellen, durch eine Person mit Befähigung zum
                     Richteramt oder vergleichbarer juristischer Qualifikation vertreten lassen. Dies gilt auch für die Einlegung der Berufung
                     und für den Antrag auf Zulassung der Berufung sowie für Beschwerden und sonstige Nebenverfahren, bei denen in der Hauptsache
                     Vertretungszwang besteht. § 26 Abs. 2 und § 27 Abs. 2 bis 4 gelten entsprechend.
                  

               

               
                     § 69
Berufungsverfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für das Berufungsverfahren gelten die Bestimmungen über das Disziplinarverfahren vor dem Disziplinargericht entsprechend,
                     soweit sich aus diesem Kirchengesetz nichts anderes ergibt. Die §§ 56 und 57 Abs. 1 werden nicht angewandt. Zeuginnen und Zeugen sowie Sachverständige können vereidigt werden, soweit das Recht der Gliedkirche
                     oder des gliedkirchlichen Zusammenschlusses der disziplinaraufsichtführenden Stelle eine Vereidigung zulässt. § 6 Abs. 3 Satz 2 findet entsprechende Anwendung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wesentliche Mängel des behördlichen Disziplinarverfahrens, die nach § 58 Abs. 2 unberücksichtigt bleiben durften, bleiben auch im Berufungsverfahren unberücksichtigt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Ein Beweisantrag, der vor dem Disziplinargericht nicht innerhalb der Frist des § 62 Abs. 2 gestellt worden ist, kann abgelehnt werden, wenn seine Berücksichtigung nach der freien Überzeugung des Disziplinarhofes
                     die Erledigung des Disziplinarverfahrens verzögern würde und die beschuldigte Person im ersten Rechtszug über die Folgen der
                     Fristversäumung belehrt worden ist; dies gilt nicht, wenn zwingende Gründe für die Verspätung glaubhaft gemacht werden. Beweisanträge,
                     die das Disziplinargericht zu Recht abgelehnt hat, bleiben auch im Berufungsverfahren ausgeschlossen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die durch das Disziplinargericht erhobenen Beweise können der Entscheidung ohne erneute Beweisaufnahme zugrunde gelegt werden.
                  

               

               
                     § 70
Mündliche Verhandlung, Entscheidung durch Urteil
                     

                  

                  Der Disziplinarhof entscheidet über die Berufung, wenn das Disziplinarverfahren nicht auf andere Weise abgeschlossen wird,
                     auf Grund mündlicher Verhandlung durch Urteil.
                  

               

            

            
                  Abschnitt 2 
Beschwerde
                  

               

               
                     § 71
Statthaftigkeit, Form und Frist der Beschwerde
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die Statthaftigkeit, Form und Frist der Beschwerde gelten die Vorschriften der Verwaltungsgerichtsordnung entsprechend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gegen Beschlüsse des Disziplinargerichts, durch die nach § 63 Abs. 1 über eine Disziplinarklage entschieden wird, kann die Beschwerde nur auf das Fehlen der Zustimmung der Beteiligten gestützt
                     werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für das Beschwerdeverfahren gegen Beschlüsse des Disziplinargerichts, mit denen über einen Antrag auf Aussetzung nach § 67 entschieden wurde, gelten die Vorschriften der Verwaltungsgerichtsordnung über die Beschwerde gegen Beschlüsse im Verfahren
                     des vorläufigen Rechtsschutzes entsprechend.
                  

               

               
                     § 72
Entscheidung des Disziplinarhofes
                     

                  

                  Der Disziplinarhof entscheidet über die Beschwerde durch Beschluss.

               

            

         

         
               Kapitel 4
Wiederaufnahme des gerichtlichen Disziplinarverfahrens
               

            

            
                     § 73
Wiederaufnahmegründe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wiederaufnahme des durch rechtskräftiges Urteil abgeschlossenen Disziplinarverfahrens ist zulässig, wenn
                     
                        	
                           in dem Urteil eine Disziplinarmaßnahme ausgesprochen worden ist, die nach Art oder Höhe im Gesetz nicht vorgesehen ist,

                        

                        	
                           Tatsachen oder Beweismittel beigebracht werden, die erheblich und neu sind,

                        

                        	
                           das Urteil auf dem Inhalt einer unechten oder verfälschten Urkunde oder auf einem vorsätzlich oder fahrlässig falsch abgegebenen
                              Zeugnis oder Gutachten beruht,
                           

                        

                        	
                           ein Urteil, auf dessen tatsächlichen Feststellungen das Urteil im Disziplinarverfahren beruht, durch ein anderes rechtskräftiges
                              Urteil aufgehoben worden ist,
                           

                        

                        	
                           an dem Urteil ein Mitglied des Disziplinargerichts mitgewirkt hat, das sich in dieser Sache einer schweren Verletzung seiner
                              Pflichten als kirchliche Richterin oder kirchlicher Richter schuldig gemacht hat,
                           

                        

                        	
                           an dem Urteil ein Mitglied des Disziplinargerichts mitgewirkt hat, das von der Ausübung des Richteramts kraft Gesetzes ausgeschlossen
                              war, es sei denn, dass die Gründe für den gesetzlichen Ausschluss bereits erfolglos geltend gemacht worden waren,
                           

                        

                        	
                           die Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren richtet, nachträglich glaubhaft eine Amtspflichtverletzung eingesteht,
                              die in dem Disziplinarverfahren nicht hat festgestellt werden können, oder
                           

                        

                        	
                           im Verfahren der Disziplinarklage nach dessen rechtskräftigem Abschluss in einem wegen desselben Sachverhalts eingeleiteten
                              staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren unanfechtbar eine Entscheidung ergeht, nach der gemäß § 21 die Disziplinarmaßnahme nicht zulässig wäre.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Erheblich im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 sind Tatsachen und Beweismittel, wenn sie allein oder in Verbindung mit den früher
                     getroffenen Feststellungen geeignet sind, eine andere Entscheidung zu begründen, die Ziel der Wiederaufnahme des Disziplinarverfahrens
                     sein kann. Neu im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 sind Tatsachen und Beweismittel, die dem Disziplinargericht bei seiner Entscheidung
                     nicht bekannt gewesen sind. Ergeht nach Eintritt der Rechtskraft des Urteils im Disziplinarverfahren in einem wegen desselben
                     Sachverhalts eingeleiteten staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren ein rechtskräftiges Urteil auf Grund von tatsächlichen
                     Feststellungen, die von denjenigen tatsächlichen Feststellungen des Urteils im Disziplinarverfahren abweichen, auf denen es
                     beruht, gelten die abweichenden Feststellungen des Urteils im staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren als neue Tatsachen
                     im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 3 und 5 ist die Wiederaufnahme des Disziplinarverfahrens nur zulässig, wenn wegen der behaupteten
                     Handlung eine rechtskräftige Verurteilung durch ein staatliches Strafgericht erfolgt ist oder wenn ein staatliches strafgerichtliches
                     Verfahren aus anderen Gründen als wegen Mangels an Beweisen nicht eingeleitet oder nicht durchgeführt werden kann.
                  

               

               
                     § 74
Unzulässigkeit der Wiederaufnahme
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Wiederaufnahme des durch rechtskräftiges Urteil abgeschlossenen Disziplinarverfahrens ist unzulässig, wenn nach dem Eintritt
                     der Rechtskraft
                     
                        	
                           ein Urteil im staatlichen Straf- oder Bußgeldverfahren ergangen ist, das sich auf denselben Sachverhalt gründet und diesen
                              ebenso würdigt, solange dieses Urteil nicht rechtskräftig aufgehoben worden ist, oder
                           

                        

                        	
                           ein Urteil in einem staatlichen Strafverfahren ergangen ist, das zu einer Entlassung aufgrund einer Straftat geführt hat oder
                              bei Fortbestehen des Dienstverhältnisses geführt hätte.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Wiederaufnahme des Disziplinarverfahrens zuungunsten der Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren gerichtet hat,
                     ist außerdem unzulässig, wenn seit dem Eintritt der Rechtskraft des Urteils drei Jahre vergangen sind.
                  

               

               
                     § 75
Frist und Verfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Antrag auf Wiederaufnahme des Disziplinarverfahrens muss bei dem Disziplinargericht, dessen Entscheidung angefochten wird,
                     binnen drei Monaten schriftlich eingereicht werden. Die Frist beginnt mit dem Tag, an dem die oder der Antragsberechtigte
                     von dem Grund für die Wiederaufnahme Kenntnis erhalten hat. In dem Antrag ist das angefochtene Urteil zu bezeichnen und anzugeben,
                     inwieweit es angefochten wird und welche Änderungen beantragt werden; die Anträge sind unter Bezeichnung der Beweismittel
                     zu begründen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für das weitere Verfahren gelten die Bestimmungen über das gerichtliche Disziplinarverfahren entsprechend, soweit sich aus
                     diesem Kirchengesetz nichts anderes ergibt.
                  

               

               
                     § 76
Entscheidung durch Beschluss
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Disziplinargericht kann den Antrag, auch nach der Eröffnung der mündlichen Verhandlung, durch Beschluss verwerfen, wenn
                     es die gesetzlichen Voraussetzungen für seine Zulassung nicht für gegeben oder ihn für offensichtlich unbegründet hält.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Disziplinargericht kann vor der Eröffnung der mündlichen Verhandlung mit Zustimmung der disziplinaraufsichtführenden Stelle
                     durch Beschluss das angefochtene Urteil aufheben und die Disziplinarklage abweisen oder die Disziplinarverfügung aufheben.
                     Der Beschluss ist unanfechtbar.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der rechtskräftige Beschluss nach Absatz 1 sowie der Beschluss nach Absatz 2 stehen einem rechtskräftigen Urteil gleich.
                  

               

               
                     § 77
Mündliche Verhandlung, Entscheidung des Disziplinargerichts
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Disziplinargericht entscheidet, wenn das Wiederaufnahmeverfahren nicht auf andere Weise abgeschlossen wird, auf Grund
                     mündlicher Verhandlung durch Urteil.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gegen das Urteil des Disziplinargerichts kann Berufung nach den §§ 68 bis 70 dieses Kirchengesetzes eingelegt werden.
                  

               

               
                     § 78
Rechtswirkungen, Entschädigung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wird in einem Wiederaufnahmeverfahren das angefochtene Urteil zugunsten der Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren
                     gerichtet hat, aufgehoben, erhält diese von dem Eintritt der Rechtskraft des aufgehobenen Urteils an die Rechtsstellung, die
                     sie erhalten hätte, wenn das aufgehobene Urteil der Entscheidung entsprochen hätte, die im Wiederaufnahmeverfahren ergangen
                     ist. Wurde in dem aufgehobenen Urteil auf Entfernung aus dem Dienst erkannt, gilt § 78 des Kirchenbeamtengesetzes der EKD entsprechend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren gerichtet hat, und die Personen, denen sie kraft Gesetzes unterhaltspflichtig
                     ist, können im Falle des Absatzes 1 neben den hiernach nachträglich zu gewährenden Bezügen in entsprechender Anwendung des
                     Gesetzes über die Entschädigung für Strafverfolgungsmaßnahmen in der jeweils geltenden Fassung Ersatz des sonstigen Schadens
                     vom Dienstherrn verlangen. Der Anspruch ist innerhalb von drei Monaten nach dem rechtskräftigen Abschluss des Wiederaufnahmeverfahrens
                     bei der disziplinaraufsichtführenden Stelle geltend zu machen.
                  

               

            

         

         
               Kapitel 5
Kostenentscheidung im gerichtlichen Disziplinarverfahren
               

            

            
                     § 79
Kostentragung und erstattungsfähige Kosten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die Kostentragungspflicht der Beteiligten und die Erstattungsfähigkeit von Kosten gelten die Bestimmungen der Verwaltungsgerichtsordnung
                     entsprechend, sofern sich aus den nachfolgenden Vorschriften nichts anderes ergibt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wird eine Disziplinarverfügung trotz Vorliegens einer Amtspflichtverletzung aufgehoben, können die Kosten ganz oder teilweise
                     der Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren gerichtet hat, auferlegt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        In Verfahren über den Antrag auf gerichtliche Fristsetzung (§ 66) ist zugleich mit der Entscheidung über den Fristsetzungsantrag über die Kosten des Verfahrens zu befinden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Kosten im Sinne dieser Vorschrift sind auch die Kosten des behördlichen Disziplinarverfahrens.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Kosten, die der Person, gegen die sich das Disziplinarverfahren gerichtet hat, auferlegt sind, können durch Aufrechnung
                     von ihren Bezügen einbehalten werden.
                  

               

               
                     § 80
Gerichtskosten
                     

                  

                  Gerichtliche Disziplinarverfahren sind gebührenfrei. Auslagen werden nach den Bestimmungen des Gerichtskostengesetzes erhoben.

               

            

         

      

      
            Teil 5 
Unterhaltsbeitrag, Begnadigung
            

         

         
                     § 81
Unterhaltsbeitrag
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wird auf Entfernung aus dem Dienst erkannt, so kann die Entscheidung des Disziplinargerichts bestimmen, dass der aus dem Dienstverhältnis
                     entfernten Person, soweit sie dessen würdig erscheint und bedürftig ist, für die Dauer von sechs Monaten ein Unterhaltsbeitrag
                     in Höhe von höchstens 70 Prozent der Bezüge, die ihr bei Eintritt der Unanfechtbarkeit der Entscheidung zustanden, gewährt
                     wird. Eine Einbehaltung von Bezügen im Zusammenhang mit einer vorläufigen Dienstenthebung nach § 44 Abs. 2 bleibt unberücksichtigt. Personen, die sich bei Eintritt der Rechtskraft der Entscheidung im Ruhestand befinden, erhalten
                     keinen Unterhaltsbeitrag, soweit sie aufgrund ihrer Beschäftigung im kirchlichen Dienstverhältnis in der gesetzlichen Rentenversicherung
                     versichert waren.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Entscheidung kann die Gewährung des Unterhaltsbeitrags über sechs Monate hinaus auf längstens ein Jahr verlängern, soweit
                     dies notwendig ist, um eine unbillige Härte zu vermeiden; die Umstände sind durch die Empfängerin oder den Empfänger glaubhaft
                     zu machen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Dienstherr kann der aus dem Dienstverhältnis entfernten Person zur Vermeidung einer Nachversicherung in der gesetzlichen
                     Rentenversicherung unwiderruflich einen Unterhaltsbeitrag in Höhe der gesetzlichen Rente gewähren, die aufgrund einer Nachversicherung
                     zustehen würde.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Anspruch auf den Unterhaltsbeitrag erlischt, wenn die aus dem Dienstverhältnis entfernte Person wieder in ein öffentlich-rechtliches
                     Amts- oder Dienstverhältnis berufen wird.
                  

               

               
                     § 82
Zahlung des Unterhaltsbeitrags
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Zahlung des Unterhaltsbeitrags nach § 81 beginnt, soweit in der Entscheidung nichts anderes bestimmt ist, zum Zeitpunkt des Verlustes der Bezüge.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Zahlung des Unterhaltsbeitrags an Personen im Ruhestand steht unter dem Vorbehalt der Rückforderung, soweit für denselben
                     Zeitraum eine Rente auf Grund der Nachversicherung gewährt wird. Zur Sicherung des Rückforderungsanspruchs ist eine entsprechende
                     Abtretungserklärung abzugeben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        In der Entscheidung kann bestimmt werden, dass ein Unterhaltsbeitrag ganz oder teilweise an Personen gezahlt wird, zu deren
                     Unterhalt die aus dem Dienstverhältnis entfernte Person verpflichtet ist. Nach Rechtskraft der Entscheidung kann dies die
                     disziplinaraufsichtführende Stelle bestimmen. § 81 Abs. 2 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Auf den Unterhaltsbeitrag werden Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen im Sinne der gemeinsamen Vorschriften für die Sozialversicherung
                     angerechnet. Die aus dem Dienst entfernte Person ist verpflichtet, der obersten Dienstbehörde alle Änderungen in ihren Verhältnissen,
                     die für die Zahlung des Unterhaltsbeitrags bedeutsam sein können, unverzüglich anzuzeigen. Wird gegen diese Pflicht schuldhaft
                     verstoßen, soll der Unterhaltsbeitrag ganz oder teilweise mit Wirkung für die Vergangenheit entzogen werden. Die Entscheidung
                     trifft die oberste Dienstbehörde.
                  

               

               
                     § 83
Unterhaltsleistung bei Mithilfe zur Aufdeckung 
von Amtspflichtverletzungen oder Straftaten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die zuletzt disziplinaraufsichtführende Stelle kann einer aus dem Dienst entfernten Person die Gewährung einer monatlichen
                     Unterhaltsleistung zusagen, wenn die Person ihr Wissen über Tatsachen offenbart hat, deren Kenntnis dazu beigetragen hat,
                     Amtspflichtverletzungen oder Straftaten zu verhindern oder über ihren eigenen Tatbeitrag hinaus aufzuklären. Die Nachversicherung
                     ist durchzuführen, sofern nicht § 81 Abs. 3 eingreift.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Anspruch auf die Unterhaltsleistung erlischt bei erneutem Eintritt in den öffentlichen oder kirchlichen Dienst sowie bei
                     späterer Verwirklichung eines Tatbestandes der §§ 76, 77 und 79 Abs. 1 Nr. 3 des Kirchenbeamtengesetzes der EKD. Hinterbliebene versorgungsberechtigte Angehörige im Sinne des § 9 Abs. 4 Nr. 2 und 3 des Verwaltungsverfahrens- und -zustellungsgesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland erhalten 55 Prozent der Unterhaltsleistung, wenn zum Zeitpunkt der Entfernung aus dem Dienst das den Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung
                     begründende Rechtsverhältnis bereits bestanden hat. Die Zusage einer Unterhaltsleistung an andere unterhaltsberechtigte, bedürftige
                     Personen steht im Ermessen der obersten Dienstbehörde.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Unterhaltsberechtigten Personen, die eine Amtspflichtverletzung einer ihnen unterhaltsverpflichteten Person anzeigen, kann
                     die disziplinaraufsichtführende Stelle zusagen, ihnen und weiteren unterhaltsberechtigten Personen im Falle der Entfernung
                     der unterhaltsverpflichteten Person aus dem Dienst eine monatliche Unterhaltsleistung oder einmalige oder anlassbezogene Hilfen
                     zu erbringen, solange sie diese Unterstützung benötigen. § 82 Absatz 4 gilt entsprechend.
                  

               

               
                     § 84
Begnadigung
                     

                  

                  Durch Begnadigung können getroffene Disziplinarmaßnahmen gemildert oder erlassen werden. Die Evangelische Kirche in Deutschland,
                     die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse bestimmen je für ihren Bereich, wer das Begnadigungsrecht ausübt.
                  

               

            

         

      

      
            Teil 6 
Übergangs- und Schlussbestimmungen
            

         

         
                     § 85
Anwendung der Vorschriften über den Wartestand
                     

                  

                  Bestehen in einer Gliedkirche keine Vorschriften über Pfarrerinnen und Pfarrer oder Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im
                     Wartestand, so sind in Anwendung dieses Kirchengesetzes die Bestimmungen des Kirchenbeamtengesetzes der Evangelischen Kirche
                     in Deutschland über den Wartestand entsprechend anzuwenden.
                  

               

               
                     § 86
Übergangsbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die nach bisherigem Recht eingeleiteten Disziplinarverfahren und Wiederaufnahmeverfahren werden bis zur Vollstreckung nach
                     bisherigem Recht fortgeführt. Eine nach diesem Kirchengesetz zulässige Disziplinarmaßnahme darf wegen einer vor dem Inkrafttreten
                     dieses Kirchengesetzes begangenen Amtspflichtverletzung nur verhängt werden, wenn sie auch nach dem zur Zeit ihrer Begehung
                     geltenden Recht zulässig war.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die Wiederaufnahme von Disziplinarverfahren nach dem Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes, gelten die Bestimmungen dieses
                     Gesetzes.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Frist für das Verwertungsverbot nach § 23 und ihre Berechnung für die Disziplinarmaßnahmen, die vor dem Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes verhängt worden sind,
                     bestimmen sich nach diesem Gesetz.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Bestehende Disziplinargerichte, die vor dem Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes besetzt wurden, bleiben bis zum Ablauf ihrer
                     Amtszeit unverändert im Amt. Für sie gelten die bisherigen Vorschriften für die Besetzung, Zuständigkeiten und Abstimmungsverhältnisse
                     fort. Wird die Zuständigkeit des Disziplinargerichts der Evangelischen Kirche in Deutschland erklärt oder zusammen mit anderen
                     Gliedkirchen oder gliedkirchlichen Zusammenschlüssen die Zuständigkeit eines gemeinsamen Disziplinargerichts begründet, so
                     gelten die Sätze 1 und 2 nur für solche Verfahren, die bei Änderung der Zuständigkeit bereits gerichtshängig waren.
                  

               

               
                     § 87
Inkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Juli 2010 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gleichzeitig tritt das Disziplinargesetz der Evangelischen Kirche in Deutschland vom 9. November 1995 (ABl.EKD S. 561, 1996
                     S. 82), zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom 6. November 2003 (ABl.EKD S. 408) außer Kraft. Soweit in weiter geltenden Bestimmungen auf nach Satz 1 aufgehobene Bestimmungen verwiesen ist, treten die
                     Vorschriften dieses Kirchengesetzes an deren Stelle.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Dieses Kirchengesetz tritt für die Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche Deutschlands und ihre Gliedkirchen in Kraft,
                     nachdem die Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche Deutschlands ihre Zustimmung erklärt hat. Den Zeitpunkt, zu dem dieses
                     Kirchengesetz in Kraft tritt, bestimmt der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland durch Verordnung.
                  

               

               
                     § 88
Außerkrafttreten
                     

                  

                  Die Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche Deutschlands kann dieses Kirchengesetz jederzeit für sich und ihre Gliedkirchen
                     außer Kraft setzen. Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland stellt durch Verordnung fest, dass und zu welchem Zeitpunkt
                     das Kirchengesetz außer Kraft getreten ist.
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         612. Kirchliches Gesetz 
zur Ausführung des Disziplinargesetzes 
der Evangelischen Kirche in Deutschland 
(Ausführungsgesetz Disziplinargesetz – AG DG)
         

      

      
         Vom 2. Juli 2011 

      

      
         (Abl. 64 S. 395)
         

      

      Die Landessynode hat das folgende kirchliche Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird:

      
                  Artikel 1

               

               Gemäß §§ 47 Absatz 1, 49 Absatz 1, 54 Absatz 1 und 84 des Disziplinargesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland (DG.EKD)1 vom 28. Oktober 2009 (EKD S. 316) wird bestimmt:
               

               
                     § 1

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für die Evangelische Kirche in Württemberg ist eine Disziplinarkammer gebildet. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Disziplinarkammer besteht aus einem oder einer rechtskundigen Vorsitzenden sowie aus zwei ordinierten und zwei nicht
                     ordinierten beisitzenden Mitgliedern.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  Die Mitglieder der Disziplinarkammer und die stellvertretenden Mitglieder werden vom Geschäftsführenden Ausschuss der Landessynode
                     gewählt und vom Landesbischof oder von der Landesbischöfin berufen. Mitglieder des Oberkirchenrats werden nicht in die Disziplinarkammer
                     berufen.
                  

               

               
                     § 3

                  

                  Disziplinaraufsicht führende Stelle im Sinne der §§ 4 f. Disziplinargesetz der Evang. Kirche in Deutschland2 ist für Pfarrerinnen und Pfarrer sowie Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte der Evangelischen Kirche in Württemberg der Oberkirchenrat,
                     für Mitglieder des Oberkirchenrats der Landeskirchenausschuss. Für Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte der Kirchenbezirke
                     ist der Kirchenbezirksausschuss, für Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte der Kirchengemeinden der Kirchengemeinderat zuständig.
                  

               

               
                     § 4

                  

                  Die Disziplinarmaßnahme Amtsenthebung zur Versetzung auf eine andere Stelle (§ 14 Disziplinargesetz der Evang. Kirche in Deutschland3) wird für Pfarrerinnen und Pfarrer im ständigen Dienst und für Mitglieder des Oberkirchenrats ausgeschlossen.
                  

               

               
                     § 5

                  

                  Bei Vikarinnen und Vikaren findet § 54 Absatz 2 DG.EKD4 keine Anwendung.
                  

               

               
                     § 6

                  

                  Zuständig zur Ausübung des Begnadigungsrechts (§ 84 Disziplinargesetz der Evang. Kirche in Deutschland5) ist der Landesbischof oder die Landesbischöfin.
                  

               

               
                     § 7

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Geschäftsstelle der Disziplinarkammer ist beim Oberkirchenrat errichtet. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der oder die Vorsitzende der Disziplinarkammer kann zur Unterstützung eine kirchliche Mitarbeiterin oder einen kirchlichen
                     Mitarbeiter heranziehen.
                  

               

            

            
                  Artikel 2
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
                  

               

               Dieses Gesetz tritt rückwirkend zum 1. Juli 2010 in Kraft. Gleichzeitig tritt das Kirchliche Gesetz zur Ausführung des Disziplinargesetzes
                  der Evangelischen Kirche in Deutschland (Ausführungsgesetz Disziplinargesetz – AG DG) vom 11. April 1997 (Abl. 57 S. 286),
                  zuletzt geändert durch das Kirchliche Gesetz vom 30. November 2006 (Abl. 62 S. 319, 322), außer Kraft.
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         620. Lehrbeanstandungsordnung der Evangelischen Landeskirche in Württemberg

      

      
         Vom 10. April 1959

      

      
         (Abl. 38 S. 378), in der Fassung vom 27. März 1999 (Abl. 58 S. 214), geändert durch Kirchl. Gesetz vom 13. Juli 2001 (Abl. 59 S. 314, 334) und vom 30. November 2006 (Abl. 62 S. 319, 322)
         

      

      und

      621. Ausführungsbestimmungen1

      Vom 14. Juli 1959 (Abl. 38 S. 385) in der Fassung vom 10. Juni 1999 (Abl. 58 S. 229), geändert durch Kirchliches Gesetz vom
         30. November 2006 (Abl. 62 S. 319, 322)
      

      Die Evangelische Landeskirche in Württemberg trägt die Verantwortung dafür, daß in ihrer Arbeit und Gemeinschaft das Evangelium
         lauter und rein bezeugt werde. Daraus erwächst ihr die Verpflichtung, falscher Verkündigung und Lehre zu wehren. Diesem Anliegen
         dient auch die nachstehende Ordnung.
      

      Die Evangelische Landeskirche in Württemberg ist sich dabei bewußt, daß uns Menschen das Urteil über den persönlichen Glauben
         eines anderen letztlich entzogen ist und allein Gott vorbehalten bleibt. Der Vielfalt der inneren Entwicklung zu Christus
         hin tritt die Ordnung nicht entgegen. Sie hindert nicht die Entfaltung des Reichtums der einen evangelischen Wahrheit, wie sie auch die Möglichkeit bestehen läßt, die unverrückbare Botschaft von Jesus Christus, dem alleinigen
         Herrn der Kirche, in mancherlei Begriffe zu fassen. Deshalb beschränkt sich die Ordnung darauf, in solchen Fällen Abhilfe
         zu schaffen, in welchen es offenkundig zur Frage geworden ist, ob nicht eine Amtsträgerin oder ein Amtsträger die Grundlage
         ihres beziehungsweise seines kirchlichen Auftrags preisgegeben hat.
      

      Hierzu hat die Landessynode das folgende kirchliche Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird.

      
                     § 1
Die Grundlage der Kirche
                     

                  

                  Die evangelisch-lutherische Kirche in Württemberg, getreu dem Erbe der Väter, steht auf dem in der Heiligen Schrift gegebenen,
                     in den Bekenntnissen der Reformation bezeugten Evangelium von Jesus Christus, unserem Herrn. Dieses Evangelium ist für die
                     Arbeit und Gemeinschaft der Kirche unantastbare Grundlage (§ 1 des Kirchenverfassungsgesetzes2).
                  

               

               
                     § 2
Bereinigung von Anstößen im Lehrgespräch
                     

                  

                  Liegen Tatsachen vor, welche die Annahme begründen, daß eine Pfarrerin, ein Pfarrer, eine andere kirchliche Amtsträgerin oder
                     ein anderer kirchlicher Amtsträger das biblische, reformatorisch verstandene Evangelium von Jesus Christus in entscheidenden
                     Grundzügen preisgibt oder menschlichen Ansprüchen und Gedanken unterstellt, so soll in einem Lehrgespräch mit Amtsträgerinnen
                     oder Amtsträgern und Gemeindegliedern versucht werden, den vorliegenden Anstoß zu bereinigen. Erforderlichenfalls kann das
                     Gespräch von den kirchlichen Amtsträgerinnen und Amtsträgern geführt werden, die nach der Ordnung der Kirche zur Aufsicht
                     berufen sind.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 2 (Bereinigung von Anstößen im Lehrgespräch):

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 1. Entsteht durch eine kirchliche Amtsträgerin oder einen kirchlichen Amtsträger ein Anstoß im Sinne des § 2, so werden diejenigen
                                    Amtsträgerinnen oder Amtsträger oder Gemeindeglieder, die davon wissen, zunächst selbst versuchen oder durch andere den Versuch
                                    machen lassen, daß der Anstoß in persönlicher und seelsorgerlicher Weise bereinigt wird.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 2.Gelingt dies nicht, so ist das Dekanatamt oder die Prälatin oder der Prälat zu Rate zu ziehen, in deren beziehungsweise dessen
                                    Bezirk die Amtsträgerin oder der Amtsträger wohnt, die beziehungsweise der zu dem Anstoß Anlaß gegeben hat. Bei der Auswahl
                                    derer, die das Lehrgespräch führen sollen, ist zu beachten, daß zunächst in sachlicher Weise der Tatbestand zu klären ist
                                    und daß versucht werden soll, einen vorliegenden Anstoß möglichst außerhalb eines Spruchverfahrens (§ 9) zu bereinigen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 3. Zeigt sich, daß bei dem Lehrgespräch der Tatbestand nicht ohne Schwierigkeiten zweifelsfrei geklärt werden kann, so ist dem
                                    Oberkirchenrat hierüber alsbald zu berichten.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 4. Kirchliche Amtsträgerinnen oder Amtsträger, die zur Aufsicht berufen sind, entscheiden nach pflichtgemäßem Ermessen, ob es
                                    erforderlich ist (§ 2 Satz 2), daß sie das Gespräch selbst führen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 5. Wegen der näheren Bestimmungen dessen, worin eine Preisgabe der Grundlage der Kirche gesehen wird, vergleiche Nrn. 36 bis
                                    38 zu § 16.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 3
Ermittlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Führt das Lehrgespräch nicht zur Bereinigung des Anstoßes, so kann der Oberkirchenrat Ermittlungen einleiten oder das Spruchverfahren
                     eröffnen. Er muß Ermittlungen einleiten, wenn der Geschäftsführende Ausschuß der Landessynode dies beschließt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ist die oder der Betroffene ein Mitglied des Oberkirchenrats, so bestimmt der Geschäftsführende Ausschuß der Landessynode,
                     ob Ermittlungen einzuleiten sind. In diesem Fall hat er die Ermittlungen einzuleiten und alle Aufgaben wahrzunehmen, welche
                     in dieser Ordnung dem Oberkirchenrat übertragen sind. In den Fällen der §§ 6, 18 und 23 entscheidet der Landeskirchenausschuß.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Ermittlungen sollen so geführt werden, daß sich dabei ein Bild der gesamten Verkündigung und der Persönlichkeit der oder
                     des Betroffenen ergibt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die einleitende Stelle bestimmt, durch wen die Ermittlungen zu führen sind. Mit den Ermittlungen ist eine Theologin oder ein
                     Theologe zu beauftragen, die beziehungsweise der der Landeskirche angehört. Ihr oder ihm kann ein rechtskundiges Glied der
                     Landeskirche zur Unterstützung beigeordnet werden. Keine der oben genannten Personen darf Mitglied des Spruchkollegiums sein.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 3 (Ermittlung):

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 6. Ob das Lehrgespräch zur Bereinigung des Anstoßes geführt hat, wird im Zweifel vom Dekanatamt oder endgültig vom Oberkirchenrat
                                    festgestellt.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 7.Der Beschluß des Oberkirchenrats, durch den Ermittlungen eingeleitet werden, ist zu begründen. Dasselbe gilt für einen Beschluß
                                    des Geschäftsführenden Ausschusses der Landessynode, mit dem er die Einleitung von Ermittlungen verlangt. Die oder der Betroffene
                                    erhält Abschrift des Beschlusses des Oberkirchenrats.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 8.Die Ermittlungen beziehen sich in erster Linie auf die gesamte Verkündigung der oder des Betroffenen. Die Ermittlungen über
                                    ihre oder seine Persönlichkeit haben auch die Verhältnisse zu klären, die für eine Entscheidung nach § 17 Abs. 2 bedeutsam  sind.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 9. Die Ermittlungsführerin oder der Ermittlungsführer ist an Weisungen des Oberkirchenrats gebunden.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 4
Vorschriften für die Ermittlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Ermittlungen können schriftlich oder mündlich durchgeführt werden. Über mündliche Ermittlungen ist eine Niederschrift
                     aufzunehmen. Die oder der Betroffene erhält eine Abschrift der Ermittlungen. Auf Verlangen ist ihr oder ihm Gelegenheit zu
                     geben, auch mündlich Stellung zu nehmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Leistet die oder der Betroffene einer Einladung zu einer Anhörung keine Folge oder unterläßt es, eine verlangte schriftliche
                     Äußerung abzugeben, so hindert dies den Fortgang der Ermittlungen nicht.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Handelt es sich um eine Betroffene oder einen Betroffenen, die beziehungsweise der ein Amt in einer Kirchengemeinde bekleidet,
                     so ist auch der Kirchengemeinderat zu hören.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 4 (Vorschriften für die Ermittlung):

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 10. Der oder dem Betroffenen ist Gelegenheit zu geben, zu jedem Sachverhalt Stellung zu nehmen, der für die Beurteilung ihrer
                                    oder seiner Verkündigung und Persönlichkeit bedeutsam ist.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 11.Zu mündlichen Ermittlungen ist die oder der Betroffene und, sobald durch schriftliche Vollmacht ausgewiesen (Nr. 15), ihr
                                    oder sein Beistand zu laden. Bleibt die oder der Betroffene und ihr oder sein Beistand oder eine oder einer von ihnen aus,
                                    so hindert dies den Fortgang der mündlichen Ermittlungen nicht.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 12. Die oder der Betroffene kann verlangen, Zeuginnen oder Zeugen und Sachverständigen gegenübergestellt zu werden, die in ihrer
                                    beziehungsweise seiner Abwesenheit gehört worden sind, sofern dem nicht wichtige Hindernisse (z. B. weite Entfernung, Krankheit)
                                    entgegenstehen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 13.Die Niederschrift über mündliche Verhandlungen soll sämtliche daran beteiligte Personen nennen. Personen, deren Aussagen die
                                    Niederschrift enthält, werden nach Name, Vorname, Alter, Stand, Beruf und Wohnung bezeichnet; stehen sie zur Betroffenen oder
                                    zum Betroffenen in verwandtschaftlicher oder schwägerschaftlicher Beziehung, so wird dies vermerkt. Die Niederschrift wird
                                    der oder dem, deren oder dessen Aussage sie enthält, vorgelesen oder zum Durchlesen übergeben. Sie oder er soll sie auch unterzeichnen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 14.Der Kirchengemeinderat wird zunächst in Abwesenheit seiner geistlichen Mitglieder gehört. Das Ergebnis wird im Verhandlungsbuch
                                    des Kirchengemeinderats festgehalten. Zu den Ermittlungsakten wird ein beglaubigter Auszug aus dem Verhandlungsbuch genommen.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 5
Beistand
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die oder der Betroffene kann sich bei der Ermittlung und im Spruchverfahren eines theologischen und auch eines juristischen
                     Beistands bedienen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Beistand soll der Landeskirche angehören. Als Beistand kann außerdem auftreten, wer einer anderen Gliedkirche der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland angehört.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der theologische Beistand muß den Abschluß des theologischen Universitätsstudiums, der juristische die Befähigung zum Richteramt
                     nachweisen. Sie müssen ferner nachweisen, daß sie in der Landeskirche oder einer anderen Gliedkirche der Evangelischen Kirche
                     in Deutschland die Voraussetzungen für das passive Wahlrecht besitzen.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 5 (Beistand):

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 15.Der Beistand muß sich durch schriftliche Vollmacht der oder des Betroffenen ausweisen. Ermittlungen können auch dann durchgeführt
                                    werden, wenn kein Beistand erschienen ist.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 6
Einstweilige Maßnahmen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Oberkirchenrat kann bei oder nach Einleitung der Ermittlungen die Betroffene oder den Betroffenen vom Dienst beurlauben.
                     In besonders gelagerten Fällen kann das Diensteinkommen um einen Teilbetrag, höchstens jedoch um ein Viertel, gekürzt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Im übrigen bleibt es bei den Bestimmungen des Württembergischen Pfarrergesetzes zum Wartestand, die sinngemäß auch auf andere
                     kirchliche Amtsträgerinnen oder Amtsträger Anwendung finden. Eine Beschwerde gegen eine Versetzung in den Wartestand ist ausgeschlossen,
                     wenn Ermittlungen auf Grund dieser Ordnung eingeleitet sind oder gleichzeitig eingeleitet werden.
                  

               

               
                     § 7
Gutachten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Oberkirchenrat kann, auch im Spruchverfahren, Gutachten, insbesondere von der Evangelisch-theologischen Fakultät der Universität
                     Tübingen, einholen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ebenso kann die Landessynode durch einen ihrer Ausschüsse ein Gutachten zur Sache abgeben lassen. Die Ermittlungsakten sind
                     diesem zugänglich zu machen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Auch die oder der Betroffene kann Gutachten beibringen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Eine unangemessene Verzögerung des Verfahrens darf dadurch nicht eintreten.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 7 (Gutachten):

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 16. Hält die Ermittlungsführerin oder der Ermittlungsführer (Nr. 9) die Einholung eines theologischen Gutachtens für angebracht,
                                    so hat sie oder er dies auf Grund eines Berichts über den Stand ihrer oder seiner Ermittlungen beim Oberkirchenrat zu beantragen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 17. Droht durch die Einholung von Gutachten eine unangemessene Verzögerung des Verfahrens einzutreten, so kann, solange über
                                    den Abschluß der Ermittlungen (§ 3) noch nicht entschieden ist, vom Oberkirchenrat, im Spruchverfahren vom Spruchkollegium, eine Frist für die Vorlage eines
                                    Gutachtens gesetzt werden.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 8
Abschluß der Ermittlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Nach Abschluß der Ermittlungen hat der Oberkirchenrat unter Angabe der Gründe festzustellen, ob der Anstoß als bereinigt anzusehen
                     oder die Sache nicht weiter zu verfolgen oder das Spruchverfahren zu eröffnen ist. Sind Ermittlungen nicht erforderlich, so
                     kann nach Abschluß des Lehrgesprächs das Spruchverfahren eröffnet werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Beabsichtigt der Oberkirchenrat, das Spruchverfahren nicht zu eröffnen, so hat er hiervon die Landessynode zu unterrichten.
                     Die Landessynode kann die Eröffnung des Spruchverfahrens verlangen. Sieht die Landessynode hiervon ab, so teilt der Oberkirchenrat
                     seinen Beschluß der oder dem Betroffenen mit. § 18 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Eröffnet der Oberkirchenrat das Spruchverfahren, so unterrichtet er hiervon die Landessynode.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Eröffnungsbeschluß hat die geltendgemachte Lehrbeanstandung zu bezeichnen. Er ist der oder dem Betroffenen abschriftlich
                     mitzuteilen.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 8 (Abschluß der Ermittlung):

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 18.Erachtet die Ermittlungsführerin oder der Ermittlungsführer ihre oder seine Erhebungen für abgeschlossen, so übergibt sie
                                    oder er sämtliche Akten ohne eigene Stellungnahme zur Sache dem Oberkirchenrat. Der Oberkirchenrat kann die Ermittlungsführerin
                                    oder den Ermittlungsführer zur Ergänzung der Ermittlungen veranlassen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 19.Der Oberkirchenrat kann seine Beschlüsse auf Grund der Akten fassen. Er kann aber auch nach seinem Ermessen die Betroffene
                                    oder den Betroffenen und ihren oder seinen Beistand zu  einer mündlichen Verhandlung in eine Sitzung  des Oberkirchenrats
                                    oder vor eine Kommission von Mitgliedern des Oberkirchenrats laden. Die Beschlußfassung erfolgt in Abwesenheit der oder des
                                    Betroffenen und ihres oder seines Beistandes.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 20. Von der Beratung und Beschlußfassung sind Mitglieder des Oberkirchenrats ausgeschlossen, bei denen die Voraussetzungen des
                                    § 11 Abs. 1 gegeben sind.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 21. Der Eröffnungsbeschluß wird der oder dem Betroffenen und ihrem oder seinem Beistand (Nr. 15) gegen Zustellungsurkunde oder
                                    gegen Empfangsbescheinigung mitgeteilt.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 9
Spruchverfahren
                     

                  

                  Das Spruchverfahren wird in mündlicher Verhandlung vor dem Spruchkollegium durchgeführt.

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 9 (Spruchverfahren):

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 22. Wird vom Oberkirchenrat das Spruchverfahren eröffnet, so sind der oder dem Vorsitzenden des Spruchkollegiums sämtliche Akten
                                    der Ermittlungen zu übergeben.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 23. Die oder der Vorsitzende des Spruchkollegiums macht sämtlichen Mitgliedern des Spruchkollegiums die Akten zugänglich; sie
                                    oder er kann für die Weitergabe der Akten eine Frist setzen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 24. Die oder der Vorsitzende des Spruchkollegiums bestimmt alsbald ein Mitglied des Spruchkollegiums zur Berichterstatterin oder
                                    zum Berichterstatter.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 25. Zur Vorbereitung der mündlichen Verhandlung kann die oder der Vorsitzende ein Mitglied des Spruchkollegiums oder mehrere
                                    Mitglieder desselben beauftragen, weitere Ermittlungen anzustellen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 26. Nach Abschluß der weiteren Ermittlungen erhalten die Verfahrensbeteiligten auf Antrag Gelegenheit, die Akten, die dem Spruchkollegium
                                    vorliegen, im Oberkirchenrat einzusehen.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 10
Spruchkollegium
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dem Spruchkollegium gehören an:
                     
                        	
                           die Landesbischöfin oder der Landesbischof als Vorsitzende beziehungsweise Vorsitzender,

                        

                        	
                           zwei von der Landesbischöfin oder vom Landesbischof auf Vorschlag der der Universität angehörenden ständigen Mitglieder des
                              Prüfungsausschusses für die erste evangelisch-theologische Dienstprüfung berufene Professorinnen oder Professoren der Evangelisch-theologischen
                              Fakultät der Universität Tübingen,
                           

                        

                        	
                           fünf von der Landessynode gewählte Mitglieder,

                        

                        	
                           ein von der Landesbischöfin oder vom Landesbischof berufenes weiteres Kirchengemeindeglied.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Mindestens ein Mitglied des Spruchkollegiums muß die Befähigung zum Richteramt besitzen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Landesbischöfin oder der Landesbischof bestellt im Einvernehmen mit dem Landeskirchenausschuß für sich eine erste und
                     zweite Stellvertretung aus dem Kreis der theologischen Mitglieder des Oberkirchenrats.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Für die Professorinnen oder Professoren der Evangelisch-theologischen Fakultät der Universität Tübingen beruft die Landesbischöfin
                     oder der Landesbischof auf Vorschlag der der Universität angehörenden ständigen Mitglieder des Prüfungsausschusses für die
                     erste evangelisch-theologische Dienstprüfung jeweils eine erste und zweite Stellvertretung, die ebenfalls Professorinnen oder
                     Professoren der Evangelisch-theologischen Fakultät der Universität Tübingen sind.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Landessynode wählt zwei theologische und drei nichttheologische Mitglieder und für jedes Mitglied eine erste und zweite
                     Stellvertretung. Sie müssen nicht Mitglieder der Landessynode sein. Soweit sie Mitglieder der Landessynode sind, wirken sie
                     bei Abstimmungen der Landessynode oder ihres Geschäftsführenden Ausschusses gemäß den §§ 3, 7 Abs. 2 und § 8 nicht mit.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Für das Kirchengemeindeglied beruft die Landesbischöfin oder der Landesbischof jeweils ein Kirchengemeindeglied als erste
                     und als zweite Stellvertretung.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Das Spruchkollegium wird nach Zusammentritt einer neugewählten Landessynode für deren Amtszeit gebildet. Die bisherigen Mitglieder
                     führen die Geschäfte weiter bis zur Bestellung der neuen Mitglieder. Beim Spruchkollegium anhängige Verfahren werden von diesem
                     Spruchkollegium zu Ende geführt, auch wenn die Amtszeit inzwischen abgelaufen ist.
                  

               

               
                     § 11
Mitwirkung im Spruchkollegium
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Von der Mitwirkung im Spruchkollegium ist ausgeschlossen, wer
                     
                        	
                           mit der oder dem Betroffenen verheiratet ist oder gewesen ist;

                        

                        	
                           Vormund, Betreuerin oder Betreuer der oder des Betroffenen ist oder gewesen ist;

                        

                        	
                           mit der oder dem Betroffenen in gerader Linie oder in der Seitenlinie bis zum dritten Grade verwandt oder verschwägert ist,
                              auch wenn die Ehe, durch welche die Schwägerschaft begründet ist, nicht mehr besteht.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Über Einwendungen gegen die Mitwirkung eines Mitglieds des Spruchkollegiums wegen Ausschließung (Absatz 1) oder wegen Besorgnis
                     der Befangenheit entscheidet dieses ohne Beteiligung des betreffenden Mitglieds endgültig.
                  

               

               
                     § 12
Verfahrensbeteiligte
                     

                  

                  Verfahrensbeteiligte sind außer der oder dem Betroffenen mit ihren beziehungsweise seinen Beiständen auch die Vertreterinnen
                     und Vertreter der das Spruchverfahren eröffnenden Stelle.
                  

               

               
                     § 13
Mündliche Verhandlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In der mündlichen Verhandlung ist die geltend gemachte Lehrbeanstandung im Rahmen der gesamten Verkündigung der oder des Betroffenen
                     in geistlicher Beurteilung einer umfassenden theologischen Würdigung zu unterziehen. Gegenstand der mündlichen Verhandlung
                     darf nur die im Eröffnungsbeschluß bezeichnete Lehrbeanstandung sein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die mündliche Verhandlung ist öffentlich. Das Spruchkollegium kann aus besonderen Gründen die Öffentlichkeit ausschließen.
                     Die oder der Vorsitzende kann zur Aufrechterhaltung der Ordnung Zuhörende aus dem Verhandlungsgebäude verweisen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die oder der Vorsitzende leitet die Verhandlung. Sie oder er kann ein Mitglied des Spruchkollegiums ganz oder zeitweise mit
                     der Verhandlungsführung beauftragen. Die oder der Vorsitzende hat jedem Mitglied des Spruchkollegiums auf Verlangen zu gestatten,
                     Fragen zu stellen.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 13 (Mündliche Verhandlung):

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 27. Ist die mündliche Verhandlung vor dem Spruchkollegium genügend vorbereitet, so bestimmt die oder der Vorsitzende einen Termin
                                    zur mündlichen Verhandlung.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 28.Die oder der Vorsitzende lädt die Mitglieder des Spruchkollegiums zur Sitzung ein mit der Aufforderung, ihr oder ihm alsbald
                                    den Empfang der Einladung zu bestätigen. Ist ein Mitglied des Spruchkollegiums verhindert, an der Sitzung teilzunehmen, so
                                    hat es hiervon die Vorsitzende oder den Vorsitzenden unverzüglich zu benachrichtigen. Die oder der Vorsitzende sorgt dafür,
                                    daß die Stellvertreterin oder der Stellvertreter eingeladen wird.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 29.Die Vorsitzende oder der Vorsitzende bestellt eine landeskirchliche Beamtin oder einen landeskirchlichen Beamten als Schriftführerin
                                    oder Schriftführer, die beziehungsweise der über den Gang der Verhandlung eine Niederschrift aufnimmt, die von der oder dem
                                    Vorsitzenden und von der Schriftführerin oder dem Schriftführer zu unterzeichnen ist. Aussagen werden auf Anordnung der oder
                                    des Vorsitzenden protokolliert. Tonbandaufnahmen ersetzen die Niederschrift nicht. Für die Schriftführerin oder den Schriftführer
                                    gilt § 11entsprechend.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 30.Zu Beginn der Verhandlung werden die Zeuginnen, Zeugen und Sachverständigen aufgerufen und über ihre Pflichten belehrt. Die
                                    Zeuginnen und Zeugen treten danach ab, bis sie wieder aufgerufen werden.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 31. Der Beschluß über die Eröffnung des Spruchverfahrens ist zu verlesen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 32.Danach wird die oder der Betroffene zur Person und zur Sache gehört. Ist sie oder er nicht erschienen, so kann ihr oder sein
                                    Beistand für sie oder ihn eine Erklärung abgeben.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 14
Ladung der Verfahrensbeteiligten
                     

                  

                  Die Verfahrensbeteiligten werden von der oder dem Vorsitzenden mindestens drei Wochen vor dem Termin zu der mündlichen Verhandlung
                     eingeladen. Gleichzeitig ist ihnen mitzuteilen,
                     
                        	
                           welche Personen als Zeuginnen oder Zeugen oder Sachverständige zur mündlichen Verhandlung geladen werden;

                        

                        	
                           welche sonstigen Beweismittel benannt werden;

                        

                        	
                           daß beim Ausbleiben von Beteiligten auch ohne diese verhandelt und entschieden werden kann.

                        

                     

                  

               

               
                     § 15
Beweisaufnahme
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Verfahrensbeteiligten können bei der oder dem Vorsitzenden die Ladung von Zeuginnen oder Zeugen und Sachverständigen beantragen,
                     wobei anzugeben ist, worüber sie gehört werden sollen. Die Ladung liegt im pflichtgemäßen Ermessen der oder des Vorsitzenden;
                     lehnt sie oder er ab, so ist die Antragstellerin oder der Antragsteller zu benachrichtigen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Verfahrensbeteiligten können Zeuginnen oder Zeugen und Sachverständige zur mündlichen Verhandlung mitbringen. Über ihre
                     Vernehmung entscheidet das Spruchkollegium nach pflichtgemäßem Ermessen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Den Verfahrensbeteiligten ist nach jeder Aussage von Zeuginnen oder Zeugen und Sachverständigen und nach jeder Verlesung schriftlicher
                     Beweismittel Gelegenheit zu Fragen an Zeuginnen oder Zeugen und Sachverständige sowie zur Stellungnahme zu geben. Unsachliche
                     und nicht zum Gegenstand der Verhandlung gehörende Äußerungen und Fragen kann die oder der Vorsitzende zurückweisen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Nach Schluß der Beweisaufnahme erhalten die Verfahrensbeteiligten das Wort zu Schlußausführungen und zu Anträgen. Die oder
                     der Betroffene hat das Recht, sich zuletzt zu äußern.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 15 (Beweisaufnahme):

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 33. Beweis wird erhoben durch Vernehmung der anwesenden Zeuginnen, Zeugen und Sachverständigen und durch Verlesung von Niederschriften
                                    über Aussagen nicht anwesender Zeuginnen, Zeugen und Sachverständiger sowie von Gutachten und Urkunden.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 16
Entscheidung des Spruchkollegiums
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Spruchkollegium hat nach dem Ergebnis der mündlichen Verhandlung zu entscheiden, ob festgestellt werden kann, daß die
                     oder der Betroffene das biblische, reformatorisch verstandene Evangelium von Jesus Christus in entscheidenden Grundzügen preisgibt
                     oder menschlichen Ansprüchen und Gedanken unterstellt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kann diese Feststellung nicht getroffen werden, so ist das Verfahren einzustellen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Entscheidung ist zu begründen. Sie ist vor der Gemeinde der oder des Betroffenen zu erklären.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Bei der Entscheidung des Spruchkollegiums dürfen Mitglieder nur in der gesetzlich bestimmten Anzahl mitwirken. Die Entscheidung
                     kann nur von denjenigen Mitgliedern getroffen werden, welche der der Entscheidung zugrunde liegenden Verhandlung beigewohnt
                     haben. Die Feststellung nach Absatz 1 kann nur mit Zweidrittelmehrheit getroffen werden.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 16 (Entscheidung des Spruchkollegiums):

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 34. Das Spruchkollegium berät und entscheidet in Abwesenheit der Verfahrensbeteiligten und der Schriftführerin oder des Schriftführers
                                    in nichtöffentlicher Sitzung.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 35. Gegenstand der Entscheidung kann nur sein, was auch Gegenstand der mündlichen Verhandlung war.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 36. Preisgeben ist insbesondere ein Bekämpfen, krasses Entstellen oder Fallenlassen dessen, was in § 1 des Kirchenverfassungsgesetzes als die unantastbare Grundlage der kirchlichen Arbeit und Gemeinschaft bezeichnet wird.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 37. Das Unterstellen des biblischen, reformatorisch verstandenen Evangeliums von Jesus Christus unter menschliche Ansprüche und
                                    Gedanken wird beispielsweise in Lehren und Verhaltensweisen sichtbar, wie sie in der Theologischen Erklärung von Barmen vom
                                    31. Mai 1934 verworfen werden.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 38.Die entscheidenden Grundzüge des Evangeliums von Jesus Christus kennzeichnen die Arbeit und Gemeinschaft der Evangelischen
                                    Kirche. Als entscheidend ist anzusehen, was die Verkündigung und Lehre einer Amtsträgerin oder eines Amtsträgers als evangelisch
                                    kennzeichnet. Dazu gehört, daß sie vereinbar ist mit der reformatorischen Wertung der Heiligen Schrift (sola scriptura), daß
                                    in ihr das Bekenntnis zu Jesus Christus als dem Herrn und dem alleinigen Heilsmittler zum Ausdruck kommt (sola gratia) und
                                    daß sie die Gewißheit bezeugt, daß wir allein durch den Glauben gerecht werden (sola fide).
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 39.Die Entscheidung des Spruchkollegiums wird schriftlich festgelegt. Sie ist von der oder dem Vorsitzenden und mindestens einem
                                    weiteren Mitglied des Spruchkollegiums zu unterzeichnen. Die Entscheidung wird mit ihrer gegen Zustellungsurkunde oder Empfangsbescheinigung
                                    vollzogenen Bekanntgabe an die Betroffene oder den Betroffenen oder, wenn dies nicht möglich ist, spätestens mit ihrer Bekanntgabe
                                    im Amtsblatt der Landeskirche oder mit ihrer Bekanntgabe vor der Gemeinde, in der die oder der Betroffene tätig war, wirksam.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 17
Folgen einer Preisgabe der Grundlage der Kirche
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Trifft das Spruchkollegium die Feststellung nach § 16 Abs. 1, so verliert die oder der Betroffene die Rechte, die ihr oder ihm deshalb zustehen, weil sie oder er bisher oder früher ein
                     kirchliches Amt bekleidet hat. Handelt es sich um eine Pfarrerin oder einen Pfarrer, so verliert sie oder er auch die durch
                     die Ordination vermittelten Rechte.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wenn nicht besondere Umstände entgegenstehen, soll der oder dem Betroffenen ein widerruflicher Unterhaltszuschuß in Höhe des
                     erdienten Ruhegehalts bewilligt werden. Das Spruchkollegium hat darüber in dem Spruch zu bestimmen; es entscheidet dabei mit
                     einfacher Stimmenmehrheit.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für die nähere Regelung des Unterhaltszuschusses und für den Widerruf ist der Oberkirchenrat zuständig. Der Unterhaltszuschuß
                     soll nur aus schwerwiegenden Gründen widerrufen werden; diese sind der oder dem Betroffenen mitzuteilen. Der Oberkirchenrat
                     kann insbesondere auch bestimmen, daß auf den Unterhaltszuschuß Einkünfte aus jedem Erwerb der oder des Betroffenen angerechnet
                     werden, die sie oder er macht oder ungerechtfertigterweise zu machen unterläßt.
                  

               

               
                     § 18
Folgen einer Einstellung des Verfahrens
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wird das Verfahren eingestellt, so hat der Oberkirchenrat eine etwa verfügte Beurlaubung aufzuheben, es sei denn, daß gemäß
                     Absatz 4 ein Verfahren zur Versetzung in den Wartestand eingeleitet wird. War eine Gehaltskürzung angeordnet, so ist vom Oberkirchenrat
                     eine angemessene Entschädigung festzusetzen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ist die oder der Betroffene gemäß § 6 Abs.  2 in den Wartestand versetzt worden, so kann ihr beziehungsweise ihm wieder ein Dienstauftrag erteilt werden. Die oder der
                     Betroffene kann sich um eine ausgeschriebene Pfarrstelle bewerben. Eine Entschädigung für Gehaltsminderung während des Wartestandes
                     kann gewährt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Einstellung eines nach dieser Ordnung durchgeführten Verfahrens steht der Einleitung eines Wartestandsverfahrens nach
                     den Bestimmungen des Württembergischen Pfarrergesetzes3 nicht entgegen, wenn die Voraussetzungen hierfür vorliegen.
                  

               

               
                     § 19
Sonderfälle
                     

                  

                  Wird ein Verfahren nach dieser Ordnung gegen eine Amtsträgerin oder einen Amtsträger durchgeführt, die oder der im Staatsdienst,
                     im Dienst einer sonstigen Körperschaft, einer Anstalt, einer Stiftung, einer Einrichtung, eines Werkes oder eines Vereins
                     steht, und trifft das Spruchkollegium die Entscheidung nach § 16 Abs. 1, so verliert die oder der Betroffene damit die durch die Ordination vermittelten Rechte. Soweit sie oder er mit kirchlicher
                     Ermächtigung tätig ist, erlischt diese Ermächtigung. Versorgungsrechte gegenüber der Evangelischen Landeskirche in Württemberg
                     fallen weg; § 17 Abs. 2 und 3 gelten in diesem Fall entsprechend.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 19 (Sonderfälle):

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 40. Bei den Ermittlungen (§ 4) wird einer kirchlichen Körperschaft, einer Anstalt, einer Stiftung, einer Einrichtung, einem Werk oder einem Verein, in
                                    deren Dienst die oder der Betroffene steht, Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 41. Trifft das Spruchkollegium die Feststellung nach § 16 Abs. 1, so sind in der Begründung die eintretenden Rechtsfolgen im einzelnen zu bezeichnen.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 20
Beendigung des Dienstverhältnisses
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die oder der Betroffene kann jederzeit um die Entlassung aus dem Dienst der Landeskirche nachsuchen. Im Fall der Entlassung
                     oder des Ausscheidens aus dem Dienst unterbleibt das Verfahren oder es wird eingestellt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Mit der Entlassung oder dem Ausscheiden verliert die oder der Betroffene die mit der Ordination verbundenen Rechte sowie das
                     Recht auf Gehalt und Versorgung und das Recht auf Führung einer kirchlichen Amtsbezeichnung.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 20 (Beendigung des Dienstverhältnisses):

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 42. Die Einstellung des Verfahrens wird bis zur Eröffnung des Spruchverfahrens vom Oberkirchenrat verfügt, danach von der oder
                                    dem Vorsitzenden des Spruchkollegiums.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 21
Auslagen
                     

                  

                  Die Auslagen des Verfahrens trägt die Landeskirche. Dies gilt nicht für die Auslagen von Betroffenen; das Spruchkollegium
                     kann sie jedoch ganz oder teilweise auf die Landeskirche übernehmen.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 21 (Auslagen):

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 43. In Notfällen kann der Oberkirchenrat der oder dem Betroffenen für ihre oder seine Auslagen eine Beihilfe geben.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 22
Persönlicher Geltungsbereich
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Pfarrerinnen und Pfarrer im Sinne dieser Ordnung sind unabhängig von der Amtsbezeichnung und der Art des Anstellungsverhältnisses
                     alle Amtsträgerinnen beziehungsweise Amtsträger der Landeskirche, die ordiniert sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Andere kirchliche Amtsträgerin oder anderer kirchlicher Amtsträger im Sinne dieser Ordnung ist, wer, ohne Pfarrerin oder Pfarrer
                     im Sinne vom Absatz 1 zu sein, ein kirchliches Amt bekleidet, dessen Übertragung auf sie beziehungsweise ihn nicht frei widerruflich
                     ist. Kirchliche Amtsträgerinnen oder Amtsträger, deren Amt nach den Bestimmungen eines Widerrufsdienstverhältnisses oder der
                     Vokationsordnung widerruflich ist, gelten nicht als andere kirchliche Amtsträgerinnen oder Amtsträger im Sinne dieser Ordnung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Diese Ordnung findet sinngemäß Anwendung auf Pfarrerinnen und Pfarrer im Sinne von Absatz 1 und andere kirchliche Amtsträgerinnen
                     oder Amtsträger im Sinne von Absatz 2, die im Staatsdienst, im Dienst einer sonstigen Körperschaft, einer Anstalt, einer Stiftung,
                     einer Einrichtung, eines Werks oder eines Vereins stehen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Diese Ordnung gilt auch für Amtsträgerinnen und Amtsträger (Absatz 1 bis 3), die sich in einer Beurlaubung, im Wartestand
                     oder im Ruhestand befinden.
                  

               

               
                     § 23
Verhältnis zum Disziplinarverfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Maßnahmen, die aufgrund des Disziplinarrechts durch Disziplinarverfügung verhängt werden können, sind neben einem Verfahren
                     aufgrund dieser Ordnung zulässig, wenn die Voraussetzungen einer Disziplinarverfügung vorliegen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei einem Tatbestand, der die Erwartung, daß Maßnahmen, die aufgrund des Disziplinarrechts nur durch gerichtliches Urteil
                     verhängt werden können, verhängt werden, als begründet und zugleich ein Verfahren nach dieser Ordnung als möglich erscheinen
                     läßt, kann der Oberkirchenrat entscheiden, welches der beiden Verfahren zuerst eingeleitet werden soll.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Treten in dem zuerst durchgeführten Verfahren sämtliche Rechtsfolgen der Entfernung aus dem Dienst ein, so unterbleibt die
                     Durchführung des anderen Verfahrens. Andernfalls kann der Oberkirchenrat entscheiden, ob das zunächst nicht durchgeführte
                     Verfahren eingeleitet werden soll.
                  

               

               
                     § 24
Ausführungsbestimmungen
                     

                  

                  Der Oberkirchenrat erläßt nach Beratung gemäß § 39 des Kirchenverfassungsgesetzes4 Ausführungsbestimmungen zu dieser Ordnung.
                  

               

            

         

      

      
            ANLAGE ZU NR. 37 DER AUSFÜHRUNGSBESTIMMUNGEN:

         

         
               Theologische Erklärung zur gegenwärtigen Lage 
der Deutschen Evangelischen Kirche
               

            

            Die Deutsche Evangelische Kirche ist nach den Eingangsworten ihrer Verfassung vom 11. Juli 1933 ein Bund der aus der Reformation erwachsenen, gleichberechtigt nebeneinanderstehenden Bekenntniskirchen. Die theologische
               Voraussetzung der Vereinigung dieser Kirchen ist in Artikel 1 und Artikel 2, 1 der von der Reichsregierung am 14. Juli 1933
               anerkannten Verfassung der Deutschen Evangelischen Kirche angegeben:
               
                  
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                        	
                           Art. 1: Die unantastbare Grundlage der Deutschen Evangelischen Kirche ist das Evangelium von Jesus Christus, wie es in der
                              Heiligen Schrift bezeugt und in den Bekenntnissen der Reformation neu ans Licht getreten ist. Hierdurch werden die Vollmachten,
                              deren die Kirche für ihre Sendung bedarf, bestimmt und begrenzt.
                           

                        
                     

                     
                        	
                        	
                           Art. 2, 1: Die Deutsche Evangelische Kirche gliedert sich in Kirchen (Landeskirchen).

                        
                     

                  
               

            

            Wir, die zur Bekenntnissynode der Deutschen Evangelischen Kirche vereinigten Vertreter lutherischer, reformierter und unierter
               Kirchen, freier Syn- oden, Kirchentage und Gemeindekreise erklären, daß wir gemeinsam auf dem Boden der Deutschen Evangelischen
               Kirche als eines Bundes der deutschen Bekenntniskirchen stehen. Uns fügt dabei zusammen das Bekenntnis zu dem einen Herrn
               der einen, heiligen, allgemeinen und apostolischen Kirche.
            

            Wir erklären vor der Öffentlichkeit aller evangelischen Kirchen Deutschlands, daß die Gemeinsamkeit dieses Bekenntnisses und
               damit auch die Einheit der Deutschen Evangelischen Kirche aufs schwerste gefährdet ist. Sie ist bedroht durch die in dem ersten
               Jahr des Bestehens der Deutschen Evangelischen Kirche mehr und mehr sichtbar gewordene Lehr- und Handlungsweise der herrschenden
               Kirchenpartei der Deutschen Christen und des von ihr getragenen Kirchenregiments. Diese Bedrohung besteht darin, daß die theologische
               Voraussetzung, in der die Deutsche Evangelische Kirche vereinigt ist, sowohl seitens der  Führer und Sprecher der Deutschen
               Christen, als auch seitens des Kirchenregiments dauernd und grundsätzlich durch fremde Voraussetzungen durchkreuzt und unwirksam
               gemacht wird. Bei deren Geltung hört die Kirche nach allen bei uns in Kraft stehenden Bekenntnissen auf, Kirche zu sein. Bei
               deren Geltung wird also auch die Deutsche Evangelische Kirche als Bund der Bekenntniskirchen innerlich unmöglich.
            

            Gemeinsam dürfen und müssen wir als Glieder lutherischer, reformierter und unierter Kirchen heute in dieser Sache reden. Gerade
               weil wir unseren verschiedenen Bekenntnissen treu sein und bleiben wollen, dürfen wir nicht schweigen, da wir glauben, daß
               uns in einer Zeit gemeinsamer Not und Anfechtung ein gemeinsames Wort in den Mund gelegt ist. Wir befehlen es Gott, was dies
               für das Verhältnis der Bekenntniskirchen untereinander bedeuten mag.
            

            Wir bekennen uns angesichts der die Kirche verwüstenden und damit auch die Einheit der Deutschen Evangelischen Kirche sprengenden
               Irrtümer der „Deutschen Christen“ und der gegenwärtigen Reichskirchenregierung zu folgenden evangelischen Wahrheiten:
               
                  	
                     „Ich bin der Weg und die Wahrheit und das Leben; niemand kommt zum Vater denn durch mich.“ (Joh. 14, 6.)

                     „Wahrlich, wahrlich, ich sage euch: Wer nicht zur Tür hineingeht in den Schafstall, sondern steigt anderswo hinein, der ist
                           ein Dieb und ein Mörder. Ich bin die Tür; so jemand durch mich eingeht, der wird selig werden.“ (Joh. 10, 1. 9.)

                  

               

            

            Jesus Christus, wie er uns in der Heiligen Schrift bezeugt wird, ist das eine Wort Gottes, das wir zu hören, dem wir im Leben
               und im Sterben zu vertrauen und zu gehorchen haben.
            

            Wir verwerfen die falsche Lehre, als könne und müsse die Kirche als Quelle ihrer Verkündigung außer und neben diesem einen
               Worte Gottes auch noch andere Ereignisse und Mächte, Gestalten und Wahrheiten als Gottes Offenbarung anerkennen.
            

            
               	2.

               	
                  „Jesus Christus ist uns gemacht von Gott zur Weisheit und zur Gerechtigkeit und zur Heiligung und zur Erlösung.“ (1. Kor.
                        1, 30.)

               

            

            Wie Jesus Christus Gottes Zuspruch der Vergebung aller unserer Sünden ist, so und mit gleichem Ernst ist er auch Gottes kräftiger
               Anspruch auf unser ganzes Leben; durch ihn widerfährt uns frohe Befreiung aus den gottlosen Bindungen dieser Welt zu freiem,
               dankbarem Dienst an seinen Geschöpfen.
            

            Wir verwerfen die falsche Lehre, als gebe es Bereiche unseres Lebens, in denen wir nicht Jesus Christus, sondern anderen Herren
               zu eigen wären, Bereiche, in denen wir nicht der Rechtfertigung und Heiligung durch ihn bedürften.
            

            
               	3.

               	
                  „Lasset uns aber rechtschaffen sein in der Liebe und wachsen in allen Stücken an dem, der das Haupt ist, Christus, von welchem
                        aus der ganze Leib zusammengefügt ist. (Eph. 4, 15-16.)

               

            

            Die christliche Kirche ist die Gemeinde von Brüdern, in der Jesus Christus in Wort und Sakrament durch den Heiligen Geist
               als der Herr gegenwärtig handelt. Sie hat mit ihrem Glauben wie mit ihrem Gehorsam, mit ihrer Botschaft wie mit ihrer Ordnung
               mitten in der Welt der Sünde als die Kirche der begnadigten Sünder zu bezeugen, daß sie allein sein Eigentum ist, allein von
               seinem Trost und von seiner Weisung in Erwartung seiner Erscheinung lebt und leben möchte.
            

            Wir verwerfen die falsche Lehre, als dürfe die Kirche die Gestalt ihrer Botschaft und ihrer Ordnung ihrem Belieben oder dem
               Wechsel der jeweils herrschenden weltanschaulichen und politischen Überzeugungen überlassen.
            

            
               	4.

               	
                  „Ihr wisset, daß die weltlichen Fürsten herrschen und die Oberherren haben Gewalt. So soll es nicht sein unter euch; sondern
                        so jemand will unter euch gewaltig sein, der sei euer Diener.“ (Matth. 20, 25-26.)

               

            

            Die verschiedenen Ämter in der Kirche begründen keine Herrschaft der einen über die anderen, sondern die Ausübung des der
               ganzen Gemeinde anvertrauten und befohlenen Dienstes.
            

            Wir verwerfen die falsche Lehre, als könne und dürfe sich die Kirche abseits von diesem Dienst besondere, mit Herrschaftsbefugnissen
               ausgestattete Führer geben oder geben lassen.
            

            
               	5.

               	
                  „Fürchtet Gott, ehret den König!“ (1. Petr. 2, 17.)

               

            

            Die Schrift sagt uns, daß der Staat nach göttlicher Anordnung die Aufgabe hat, in der noch nicht erlösten Welt, in der auch
               die Kirche steht, nach dem Maß menschlicher Einsicht und menschlichen Vermögens unter Androhung und Ausübung von Gewalt für
               Recht und Frieden zu sorgen. Die Kirche erkennt in Dank und Ehrfurcht gegen Gott die Wohltat dieser seiner Anordnung an. Sie
               erinnert an Gottes Reich, an Gottes Gebot und Gerechtigkeit und damit an die Verantwortung der Regierenden und Regierten.
               Sie vertraut und gehorcht der Kraft des Wortes, durch das Gott alle Dinge trägt.
            

            Wir verwerfen die falsche Lehre, als solle und könne der Staat über seinen besonderen Auftrag hinaus die einzige und totale
               Ordnung menschlichen Lebens werden und also auch die Bestimmung der Kirche erfüllen.
            

            Wir verwerfen die falsche Lehre, als solle und könne sich die Kirche über ihren besonderen Auftrag hinaus staatliche Art,
               staatliche Aufgaben und staatliche Würde aneignen und damit selbst zu einem Organ des Staates werden.
            

            
               	6.

               	
                  „Siehe, ich bin bei euch alle Tage bis an der Welt Ende.“ (Matth. 28, 20.) „Gottes Wort ist nicht gebunden.“ (2. Tim. 2, 9.)

               

            

            Der Auftrag der Kirche, in welchem ihre Freiheit gründet, besteht darin, an Christi Statt und also im Dienst seines eigenen
               Wortes und Werkes durch Predigt und Sakrament die Botschaft von der freien Gnade Gottes auszurichten an alles Volk.
            

            Wir verwerfen die falsche Lehre, als könne die Kirche in menschlicher Selbstherrlichkeit das Wort und Werk des Herrn in den
               Dienst irgendwelcher eigenmächtig gewählter Wünsche, Zwecke und Pläne stellen.
            

            Die Bekenntnissynode der Deutschen Evangelischen Kirche erklärt, daß sie in der Anerkennung dieser Wahrheiten und in der Verwerfung
               dieser Irrtümer die unumgängliche theologische Grundlage der Deutschen Evangelischen Kirche als eines Bundes der Bekenntniskirchen
               sieht. Sie fordert alle, die sich ihrer Erklärung anschließen können, auf, bei ihren kirchenpolitischen Entscheidungen dieser
               theologischen Erkenntnisse eingedenk zu sein. Sie bittet alle, die es angeht, in die Einheit des Glaubens, der Liebe und der
               Hoffnung zurückzukehren.
            

            Verbum Dei manet in aeternum.

            Wuppertal-Barmen, den 31. Mai 1934.

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Der Text der Ausführungsbestimmungen ist eingerückt bei der jeweiligen Bestimmung abgedruckt.

         

      

      2
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 1 dieser Sammlung.
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Vgl. jetzt § 51 WürttPfG (Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung). 
            

         

      

      4
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 1 dieser Sammlung.
            

         

      

   
      

      
         635. Verordnung des Oberkirchenrats 
über die Auswirkungen von Familienzeit 
im Pfarrdienst- und Kirchenbeamtenrecht 
(Familienzeitverordnung – FamZVO)
         

      

      
         Vom 29. Januar 2019

      

      
         (Abl. 68 S. 382), geändert durch Verordnung vom 8. Januar 2020 (Abl. 69 S. 26) und vom 6. August 2024 (Abl. 71 Nr. 62)
         

      

      Aufgrund von § 25 Abs. 4 Kirchenverfassungsgesetz1, § 117 Absatz 1 Pfarrdienstgesetz der EKD2, § 35 Absatz 1 Satz 1 Württembergisches Pfarrergesetz3 und § 8 Satz 2 Kirchenbeamtenausführungsgesetz4 wird in Ausführung von § 9 Absatz 1 Satz 3, § 12 Absatz 4, § 54, § 68, § 69 und § 69a Pfarrdienstgesetz der EKD5, § 4, § 6, § 18 und § 37 Württembergisches Pfarrergesetz6 und § 39 Absatz 1 Satz 2 Kirchenbeamtengesetz der EKD7 verordnet:
      

      
            Erster Abschnitt:
Schwangerschaft und Mutterschutz im Pfarrdienst
            

         

         

         
                     § 1
Familienzeit
                     

                  

                  Familienzeit im Sinne dieser Verordnung sind Zeiten der Schwangerschaft und Stillzeit, des Mutterschutzes, der Elternzeit,
                     der Familienpflegezeit sowie der Beurlaubung oder des Teildienstes nach § 69 PfDG.EKD8.
                  

               

               
                     § 2 
Begründung eines Pfarrerdienstverhältnisses 
während Schwangerschaft und Mutterschutzfrist
                     

                  

                  Bewerberinnen, die schwanger sind oder sich im Mutterschutz befinden, können auf Antrag in das Pfarrerdienstverhältnis (§ 1 Württembergisches Pfarrergesetz9) übernommen werden, wenn im Übrigen die Voraussetzungen für die Übernahme in das Dienstverhältnis gegeben sind.
                  

               

               
                     § 3 
Sonn-, Feiertags- und Nachtarbeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Nachtarbeit bis 22 Uhr gemäß § 35 Absatz 3 Satz 2 Arbeitszeit- und Urlaubsverordnung des Landes Baden-Württemberg gilt als
                     nach § 28 Mutterschutzgesetz genehmigt, wenn nach ärztlichem Zeugnis nichts gegen die Beschäftigung der Frau bis 22 Uhr spricht
                     und insbesondere eine unverantwortbare Gefährdung für die schwangere Frau oder ihr Kind durch Alleinarbeit ausgeschlossen
                     ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Sonn- und Feiertagsarbeit gemäß § 35 Absatz 4, § 7 Absatz 2 Satz 3 Arbeitszeit- und Urlaubsverordnung des Landes Baden-Württemberg
                     ist im liturgischen Bereich zulässig, wenn der Frau in jeder Woche im Anschluss an eine ununterbrochene Nachtruhezeit von
                     mindestens 11 Stunden ein Ersatzruhetag gewährt wird und insbesondere eine unverantwortbare Gefährdung für die schwangere
                     Frau oder ihr Kind durch Alleinarbeit ausgeschlossen ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Unständige Pfarrerinnen im Vorbereitungsdienst können nach § 35 Absatz 5 Arbeitszeit- und Urlaubsverordnung des Landes Baden-Württemberg
                     an Ausbildungsveranstaltungen bis 22 Uhr teilnehmen, wenn die Teilnahme zu Ausbildungszwecken zu dieser Zeit erforderlich
                     ist und insbesondere eine unverantwortbare Gefährdung für die schwangere Frau oder ihr Kind durch Alleinarbeit ausgeschlossen
                     ist. Sie können nach § 35 Absatz 5 Arbeitszeit- und Urlaubsverordnung des Landes Baden-Württemberg an liturgischen Ausbildungsveranstaltungen
                     an Sonn- und Feiertagen teilnehmen, wenn die Teilnahme zu Ausbildungszwecken zu dieser Zeit erforderlich ist, der Frau in
                     jeder Woche im Anschluss an eine ununterbrochene Nachtruhezeit von mindestens 11 Stunden ein Ersatzruhetag gewährt wird und
                     insbesondere eine unverantwortbare Gefährdung für die schwangere Frau oder ihr Kind durch Alleinarbeit ausgeschlossen ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         § 36 Absätze 2 und 3 Arbeitszeit- und Urlaubsverordnung des Landes Baden-Württemberg finden mit der Maßgabe Anwendung, dass
                     für die Kontrolle und Überwachung der Einhaltung der dem Gesundheitsschutz dienenden mutterschutzrechtlichen Vorschriften
                     der Oberkirchenrat zuständig ist. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Eine nicht zu verantwortende Gefährdung der schwangeren Frau und ihres Kindes durch eine Tätigkeit nach 20 Uhr oder am Sonntag
                     ist durch geeignete Maßnahmen auszuschließen. Auf die regelmäßige Gewährung der dienstfreien Tage gemäß Nr. 12.1 Urlaubs-
                     und Stellvertretungsverordnung und auf eine un unterbrochene Nachruhezeit von mindestens 11 Stunden ist auch durch den unmittelbaren
                     Dienstvorgesetzten besonders zu achten. Nr. 12.1 Satz 3 Urlaubs- und Stellvertretungsverordnung findet auf schwangere und
                     stillende Pfarrerinnen keine Anwendung. 
                  

               

               
                     § 4
Auswirkung mutterschutz- oder schwangerschaftsbedingter Ausfallzeiten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Mutterschutz- oder schwangerschaftsbedingte Ausfallzeiten führen nicht zur Verlängerung des Vorbereitungsdienstes, wenn sie
                     zusammen mit anderen Ausfallzeiten einen Zeitraum von vier Monaten nicht überschreiten. Darüber hinausgehende Ausfallzeiten
                     führen zu einer entsprechenden Verlängerung des Vorbereitungsdienstes.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Während der Ausfallzeiten versäumte Kurse sollen auch im Falle des Absatzes 1 während des ersten Jahres im unständigen Dienst
                     im Pfarramt nachgeholt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Mutterschutz- oder schwangerschaftsbedingte Ausfallzeiten während des unständigen Dienstes im Pfarramt führen nicht zu einer
                     Verlängerung der Mindestzeit.
                  

               

            

         

      

      
            Zweiter Abschnitt:
Elternzeit, Familienpflegezeit und unterhälftiger Teildienst im Pfarrdienst
            

         

         
                     § 5 
Übertragung eines Anteils der Elternzeit
                     

                  

                  Wird beabsichtigt, einen Anteil der Elternzeit von bis zu 24 Monaten auf die Zeit zwischen der Vollendung des dritten und
                     des achten Lebensjahres des Kindes zu übertragen, muss dies spätestens sechs Monate vor Beginn schriftlich beantragt werden.
                     Bei dringenden Gründen ist ausnahmsweise auch eine angemessene kürzere Frist möglich.
                  

               

               
                     § 6 
Dienstauftrag
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Auf Antrag kann während der Elternzeit ein Dienstauftrag im Umfang von bis zu drei Viertel der regelmäßigen dienstlichen
                     Inanspruchnahme bewilligt werden. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Im Vorbereitungsdienst darf der Dienstauftrag drei Viertel der regelmäßigen dienstlichen Inanspruchnahme nicht unterschreiten.
                  

               

               
                     § 7 
Zusicherung der Aufnahme in den unständigen Dienst im Pfarramt
                     

                  

                  Wenn Elternzeit ohne Übernahme eines Dienstauftrages gleichzeitig mit der Aufnahme in den unständigen Dienst im Pfarramt erstrebt
                     wird, so wird, bei Vorliegen der übrigen Aufnahmevoraussetzungen und sofern nicht ausnahmsweise eine Aufnahme erfolgt, eine
                     spätere Aufnahme nach Ablauf der geplanten Elternzeit zugesagt. Diese Aufnahmezusage kann, wenn die Voraussetzungen für die
                     Gewährung von Elternzeit gegeben sind, insgesamt bis zu maximal 12 Jahren verlängert werden.
                  

               

               
                     § 8 
Beendigung des Dienstauftrags im unständigen Dienst im Pfarramt
                     

                  

                  Wird während des unständigen Dienstes Antrag auf Elternzeit gestellt, so ist gleichzeitig mit dessen Gewährung darüber zu
                     entscheiden, ob der bisherige Dienstauftrag beendet wird. 
                  

               

               
                     § 9 
Verlust der Pfarrstelle
                     

                  

                  Die Gewährung von Elternzeit führt unter den Bedingungen von § 54 Absatz 2 Satz 1 PfDG.EKD10 nicht zum Verlust der bisherigen Pfarrstelle. Mit Zustimmung des Besetzungsgremiums kann die Stelle auch bei Überschreitung
                     dieser Frist belassen werden.
                  

               

               
                     § 10 
Gemeinsam versehene Pfarrstellen
                     

                  

                  Wird eine Pfarrstelle durch ein Theologenehepaar gemeinsam versehen, so ist jeder Ehepartner verpflichtet, während der Eltern-
                     oder Familienpflegezeit des anderen den vollen Dienstauftrag zu versehen. Er hat Anspruch auf volle Dienstbezüge. Soweit dienstliche
                     Belange nicht entgegenstehen, kann der Dienstauftrag auf Antrag bei entsprechender Verminderung der Dienstbezüge eingeschränkt
                     werden. 
                  

               

               
                     § 11 
Dienstwohnungsanspruch
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Führt die Inanspruchnahme von Elternzeit zum Verlust des Anspruchs auf freie Dienstwohnung, nicht aber zum Verlust der bisherigen
                     Pfarrstelle oder des bisherigen Dienstauftrages, so kann die Dienstwohnung gegen eine entsprechende Nutzungsentschädigung
                     weiter bewohnt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Wird eine Pfarrstelle von einem Theologenehepaar versehen, so bleibt die Dienstwohnungsregelung während der Elternzeit eines
                     der Ehepartner bestehen.
                  

               

               
                     § 12 
Verlängerung des Vorbereitungsdienstes
                     

                  

                  Der Vorbereitungsdienst verlängert sich um die Zeit der Elternzeit oder einer Beurlaubung nach §§ 69, 69 b PfDG.EKD11. Wird während der Elternzeit oder der Familienpflegezeit Teildienst geleistet, verlängert sich der Vorbereitungsdienst um
                     bis zu fünf Monate.
                  

               

               
                     § 13 
Mindestzeit im unständigen Dienst im Pfarramt
                     

                  

                  Elternzeit, unterhälftiger Teildienst oder eine Beurlaubung nach § 69 b PfDG.EKD12 werden bis zu einem Jahr voll auf die Mindestzeit im Unständigen Dienst im Pfarramt angerechnet. Weitere sechs Monate unterhälftiger
                     Teildienst werden zur Hälfte auf die Mindestzeit angerechnet. Darüber hinausgehende Zeiten der Beurlaubung, der Elternzeit
                     oder des unterhälftigen Teildienstes verlängern die Mindestzeit entsprechend, wenn nicht für insgesamt mindestens 21 Monate
                     ein die Kernaufgaben des Pfarrdienstes umfassender Dienstauftrag im Umfang von mindestens 50 v.H. wahr genommen wurde. Sofern
                     bereits im Vorbereitungsdienst mehr als ein halbes Jahr Teildienst geleistet wurde, soll im Probedienst in der Regel ein Jahr
                     lang ein uneingeschränkter Dienstauftrag wahrgenommen werden.
                  

               

               
                     § 14 
Dienstauftrag unständiger Pfarrerinnen und Pfarrer nach Beendigung der Elternzeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Unständigen Pfarrerinnen und Pfarrern im Pfarramt, deren Dienstauftrag mit Beginn der Elternzeit beendet wurde, ohne dass
                     ihnen ein neuer Dienstauftrag übertragen wurde, soll nach dem Ende der Elternzeit ein neuer Dienstauftrag übertragen werden.
                     Dabei wird auf die persönlichen Verhältnisse insoweit Rücksicht genommen, als dies mit den dienstlichen Belangen zu vereinbaren
                     ist. Ein Anspruch auf einen bestimmten Einsatzort oder eine bestimmte Tätigkeit besteht nicht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Kann unständigen Pfarrerinnen und Pfarrern im Pfarramt bei Beendigung der Elternzeit ein Dienstauftrag nicht übertragen werden,
                     so gilt § 28 Absatz 3 Württembergisches Pfarrergesetz13. Als angemessene Frist im Sinne des § 28 Absatz 3 Satz 2 Württembergisches Pfarrergesetz14 gilt der Zeitraum eines Jahres. In besonders begründeten Fällen ist eine Verlängerung der Frist möglich.
                  

               

               
                     § 15 
Bewerbung auf Pfarrstellen
                     

                  

                  Ständigen Pfarrerinnen und Pfarrern, die infolge Gewährung von Elternzeit die Pfarrstelle verloren haben, sollen sich rechtzeitig
                     vor Beendigung der Beurlaubung auf Pfarrstellen bewerben. Kann ihnen bis zur Beendigung der Elternzeit keine Pfarrstelle übertragen
                     werden, so gilt § 28 Absatz 2 Württembergisches Pfarrergesetz15.
                  

               

            

         

      

      
            Dritter Abschnitt:
Kirchenbeamte
            

         

         
                     § 16 
Aufsichtsbehörden
                     

                  

                  Für die Kontrolle und Überwachung der Einhaltung der dem Gesundheitsschutz dienenden mutterschutzrechtlichen Vorschriften
                     ist bei Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten der Oberkirchenrat zuständig.
                  

               

            

         

      

      
            Vierter Abschnitt:
Schlussbestimmung
            

         

         

         
                     § 17 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
                     

                  

                  Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 12. Juni 2018 in Kraft, soweit in Satz 2 nichts anderes bestimmt ist. § 3 Abs. 4 und
                     § 16 treten mit Wirkung vom 1. Dezember 2018 in Kraft. Die Verordnung des Oberkirchenrats über die Auswirkungen von Schwangerschaft, Mutterschutz, Familienpflegezeit und Elternzeit
                        im Pfarrdienstrecht16 vom 7. November 1990 (Abl. 54 S. 279), zuletzt geändert durch Verordnung des Oberkirchenrats vom 27. Juli 2016 (Abl. 67 S. 125), tritt mit Wirkung vom 12. Juni 2018 außer Kraft. 
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         645. Verordnung des Oberkirchenrats über die Vergütung aus Nebentätigkeiten der Pfarrer und Kirchenbeamten

      

      
         Vom 8. Juli 1986

      

      
         (Abl. 52 S. 143), geändert durch Verordnung vom 11. März 1996 (Abl. 57 S. 60) und vom 2. Mai 2000 (Abl. 59 S. 79, 81)
         

      

      Auf Grund von § 22 Abs. 5 des Kirchlichen Gesetzes über das Dienstverhältnis der Pfarrer in der Evang. Landeskirche in Württemberg
         (Württembergisches Pfarrgesetz) vom 3. Juni 1977 (Abl. 47, S. 511), zuletzt geändert durch das kirchliche Gesetz vom 23. Februar
         1983 (Abl. 50, S. 364)1 und von § 40 Abs. 3 des Kirchlichen Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der beamtenrechtlich angestellten Mitarbeiter und
         Mitarbeiterinnen (Kirchenbeamte) in der Evang. Landeskirche in Württemberg (Kirchenbeamtengesetz vom 26. März 1968 (Abl. 43,
         S. 75), zuletzt geändert durch das kirchliche Gesetz vom 27. Mai 1986 (Abl. 52 S. 97, 98)2 und unter Mitwirkung der Arbeitsrechtlichen Kommission sowie der Pfarrervertretung wird folgendes verordnet:
      

      
                     § 1
Nebentätigkeit
                     

                  

                  Nebentätigkeit eines Pfarrers und eines Kirchenbeamten der Landeskirche, der Kirchenbezirke und Kirchengemeinden sowie der
                     sonstigen, der Aufsicht der Landeskirche unterstehenden Körperschaften des öffentlichen Rechts, ist die Ausübung eines Nebenamtes
                     oder einer Nebenbeschäftigung.
                  

               

               
                     § 2
Vergütung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Vergütung für eine Nebentätigkeit ist jede Gegenleistung in Geld oder entsprechenden Sachwerten, auch wenn kein Rechtsanspruch
                     auf sie besteht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Eine Vergütung im Sinne des Absatzes 1 sind nicht der Ersatz von Fahrtkosten, Tage- und Übernachtungsgeldern sowie der Ersatz
                     sonstiger barer Auslagen nach der kirchlichen Reisekostenordnung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Pauschalierte Aufwandsentschädigungen gelten als Vergütung, soweit sie die Erstattung nach Absatz 2 übersteigen.
                  

               

               
                     § 3
Erklärung über die ausgeübten Nebentätigkeiten
                     

                  

                  Der Mitarbeiter hat nach Ablauf eines jeden laufenden Kalenderjahres, spätestens jedoch bis 31. März des folgenden Kalenderjahres,
                     seinem Vorgesetzten oder dem Anstellungsträger einer Erklärung über die von ihm ausgeübten Nebentätigkeiten und eine Abrechnung
                     über die ihm hieraus zugeflossenen Vergütungen vorzulegen, wenn die Vergütungen für die ausgeübten Nebentätigkeiten insgesamt
                     den Betrag von 4 300,00 Euro (Bruttobetrag) im Jahr übersteigen. In den Fällen des § 4 Abs. 4 sind auch Mitarbeiter im Ruhestand und frühere Mitarbeiter
                     hierzu verpflichtet.
                  

               

               
                     § 4
Abführung von Vergütungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Soweit die Vergütungen für eine oder mehrere Nebentätigkeiten, die der Mitarbeiter im kirchlichen Dienst im Sinne von § 1
                     oder auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung seines Dienstvorgesetzten ausübt, im Kalenderjahr insgesamt den Betrag von
                     4 300,00 Euro (Bruttobetrag) übersteigen, ist der Mehrbetrag zur Hälfte an die für die Gehaltszahlungen zuständige Kasse abzuführen. Dies
                     gilt auch für Vergütungen, die der Mitarbeiter für Nebentätigkeiten erhält,
                     
                        	
                           die ihm mit Rücksicht auf seine dienstliche Stellung übertragen wurden,

                        

                        	
                           für die er unter Fortzahlung der Bezüge vom Dienst freigestellt wird,

                        

                        	
                           die er im Einvernehmen mit seinem Dienstvorgesetzten im Rahmen seines Hauptamtes ausübt.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei der Ermittlung des nach Abs. 1 abzuführenden Betrags sind von den Vergütungen, die im Zusammenhang mit den Nebentätigkeiten
                     entstandenen Fahrtkosten, Aufwendungen für Unterkunft und Verpflegung sowie alle sonstigen notwendigen Auslagen abzusetzen,
                     soweit diese nicht anderweitig ersetzt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei Pfarrern und Kirchenbeamten mit eingeschränktem Dienstauftrag erhöht sich der Betrag nach Abs. 1 um den Unterschiedsbetrag
                     zwischen den gewährten Dienstbezügen und den vollen Dienstbezügen des Amtes.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Verpflichtungen nach Abs. 1 treffen auch Ruhestandspfarrer und Kirchenbeamte im Ruhestand sowie frühere Pfarrer und Kirchenbeamte
                     insoweit, als die Vergütungen für vor der Beendigung des aktiven Pfarrerdienst- oder Kirchenbeamtenverhältnisses ausgeübte
                     Nebentätigkeiten gewährt sind. Die Bestimmungen des § 27 Pfarrerversorgungsgesetz3 und des § 5 des Kirchenbeamtenbesoldungs- und -versorgungsgesetzes4 vom 4. März 1994 (Abl. 56 S. 57), zuletzt geändert am 22. September 1994 (Abl. 56 S. 181) in Verbindung mit § 53 Beamtenversorgungsgesetz
                     bleiben hiervon unberührt.
                  

               

               
                     § 5
Ausnahmen von der Abführung und vom Höchstbetrag
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        § 4 ist nicht anzuwenden auf Vergütungen für Tätigkeiten, die während eines unter Fortfall der Dienstbezüge gewährten Urlaubs
                     ausgeübt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Oberkirchenrat kann in besonderen Ausnahmefällen festlegen, daß auch auf andere Vergütungen § 4 Abs. 1 nicht anzuwenden
                     ist.
                  

               

               
                     § 6
Genehmigung der Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal und Material
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Genehmigung der Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal und Material der Dienststelle bei der Ausübung von Nebentätigkeiten
                     darf nur erteilt werden, wenn dienstliche Interessen nicht beeinträchtigt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Genehmigung ist jederzeit widerruflich. In besonderen Fällen kann die Genehmigung für die Zeit der Wahrnehmung eines bestimmten
                     Amtes erteilt werden; Widerruf aus dienstlichen Gründen bleibt zulässig.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        In der Genehmigung ist der Umfang der Inanspruchnahme anzugeben. Bei der Genehmigung oder nachträglich kann bestimmt werden,
                     daß über den Umfang der Inanspruchnahme Aufzeichnungen geführt werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Für die Berechnung des Entgelts für die Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal und Material kann der Oberkirchenrat Richtlinien
                     erlassen.
                  

               

               
                     § 7
Inkrafttreten und Übergangsregelung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1987 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Verpflichtungen nach den §§ 3 und 4 gelten insoweit nicht, als die Vergütungen und Entgelte für die bis zum 31. Dezember
                     1986 ausgeübten Nebentätigkeiten gewährt oder zu entrichten sind.
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         650. Kirchengesetz über die
Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte 
in der Evangelischen Kirche in Deutschland 
(Kirchenbeamtengesetz der EKD – KBG.EKD)
         

      

      
         Vom 10. November 2005

      

      
         (ABl. EKD S. 551), i. d. Fassung d. Bekanntmachung vom 15. März 2021 
(ABl. EKD S. 70, ber. ABl. EKD S. 118, ber. ABl. EKD S. 222), geändert durch gesetzesvertretende Verordnung vom 24. Juni 2021 (ABl. EKD S. 158, 159), durch Kirchengesetz vom 5. Dezember 2023 (ABl. EKD S. 165) und vom 12. November 2025 (ABl. EKD S. 147)
         

      

      und

      651. Kirchliches Gesetz zur Ausführung des Kirchenbeamtengesetzes der EKD 
(Kirchenbeamtenausführungsgesetz – AG KBG.EKD)1

      Vom 30. November 2006 
(ABl. 62 S. 166) – geändert durch Kirchliches Gesetz vom 30. November 2006  (Abl. 62 S. 319, 322; dieses geändert durch Kirchliches Gesetz vom 25. Oktober 2007 [Abl. 62 S. 607]), vom 23. November 2010 (Abl. 64 S. 233), vom 24. November 2010 (Abl. 64, 234, 241), durch Anordnung gemäß § 29 Kirchenverfassungsgesetz vom 7. Februar 2011 (Abl. 64, 299), durch Kirchliches Gesetz vom 22. November 2011 (Abl. 64, 527, 533), vom 27. November 2018 (Abl. 68 S. 307, 309), durch Anordnung gemäß § 29 Absatz 1 Kirchenverfassungsgesetz vom 11. Dezember 2019 (Abl. 69 S. 1) und durch Kirchliches Gesetz vom 25. November 2021 (Abl. 70 S. 1, 4)
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            Teil 1
Allgemeine Bestimmungen
            

         

         
                     § 1
Dienst im Kirchenbeamtenverhältnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Dienst der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten gründet auf dem Auftrag, den die Kirche von ihrem Herrn Jesus Christus
                     erhalten hat. Alle in den Dienst der Kirche Berufenen wirken an der Erfüllung dieses Auftrages mit.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte stehen in einem öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhältnis (Kirchenbeamtenverhältnis).
                  

               

               
                     § 2
Geltungsbereich, Dienstherrnfähigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dieses Kirchengesetz gilt für die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen
                     und der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse. Es gilt ferner für die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten der Körperschaften,
                     Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, über die die Evangelische Kirche in Deutschland, eine Gliedkirche oder ein
                     gliedkirchlicher Zusammenschluss die Aufsicht führt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die in Absatz 1 genannten Rechtsträger (Dienstherren) besitzen das Recht, Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte zu haben (Dienstherrnfähigkeit),
                     soweit das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen oder der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich nicht Einschränkungen vorsieht.
                  

               

               
                     § 3
Funktionsvorbehalt
                     

                  

                  In das Kirchenbeamtenverhältnis soll berufen werden, wer überwiegend kirchliche Aufsichtsbefugnisse ausüben oder überwiegend
                     andere Aufgaben von besonderer kirchlicher Verantwortung wahrnehmen soll.
                  

               

            

         

      

      
            Teil 2
Das Kirchenbeamtenverhältnis
            

         

         
               Kapitel 1
Allgemeines
               

            

            
                     § 4
Dienstherr, oberste Dienstbehörde, Dienstvorgesetzte, Vorgesetzte, Dienstaufsicht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dienstherr der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten sind jeweils die in § 2 Abs. 1 genannten Rechtsträger. Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten eines Dienstherrn nach § 2 Abs. 1 Satz 2 gewährt nach Maßgabe des Rechts der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse
                        neben dem Dienstherrn auch die aufsichtsführende Kirche Fürsorge und Schutz; die Treuepflicht dieser Kirchenbeamtinnen und
                        Kirchenbeamten besteht auch gegenüber der aufsichtsführenden Kirche2.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die oberste Dienstbehörde der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten ist die oberste Behörde ihres Dienstherrn, in dessen Dienstbereich
                     sie ein Amt bekleiden oder zuletzt bekleidet haben. § 72 Absatz 4 bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Dienstvorgesetzte sind diejenigen, die für kirchenbeamtenrechtliche Entscheidungen über die persönlichen Angelegenheiten der
                     ihnen nachgeordneten Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten zuständig sind. Vorgesetzte sind diejenigen, die ihnen für ihre
                     dienstliche Tätigkeit Anordnungen erteilen können.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Dienstvorgesetzten und die oberste Dienstbehörde üben die Dienstaufsicht nach Maßgabe dieses Kirchengesetzes und der Regelungen
                     aus, die die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich
                     treffen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Dienstvorgesetzte und Vorgesetzte unterstützen insbesondere die disziplinaraufsichtführende Stelle gemäß § 6 Absatz 2 des Disziplinargesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland3 und ziehen aus festgestellten Amtspflichtverletzungen die erforderlichen Konsequenzen zur Vermeidung vergleichbarer Pflichtverletzungen
                     im jeweiligen Verantwortungsbereich.
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 1 (Zu § 4) 
Dienstvorgesetzte, Vorgesetzte, Dienstaufsicht

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (1) § 4 Abs. 1 Satz 2 Kirchenbeamtengesetz der EKD findet keine Anwendung.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (2) Wer Dienstvorgesetzter und wer Vorgesetzter ist, ergibt sich aus der Verfassung und dem Verwaltungsaufbau der Landeskirche;
                                 in Zweifelsfällen entscheidet der Oberkirchenrat.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 5
Dienst bei mehreren Rechtsträgern
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Besteht eine mit einer Kirchenbeamtin oder einem Kirchenbeamten besetzbare Stelle für mehrere Rechtsträger nach § 2 Abs. 1, so können die Rechtsträger einvernehmlich regeln, wer Dienstherr sein soll. Treffen die Rechtsträger keine einvernehmliche
                     Regelung, so ist der Dienstherr derjenige Rechtsträger, für den überwiegend Aufgaben wahrzunehmen sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Dienstherr nach Absatz 1 übt die Rechte der oder des Dienstvorgesetzten im Einvernehmen mit den anderen beteiligten Rechtsträgern
                     aus. Die beteiligten Rechtsträger können gemeinsam eine Dienstanweisung erlassen; im Übrigen obliegt die Dienstaufsicht jedem
                     Rechtsträger für seinen Bereich.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Erhält eine Kirchenbeamtin oder ein Kirchenbeamter im Einverständnis des Dienstherrn von einem anderen Rechtsträger nach § 2 Abs. 1 einen besonderen Auftrag, so gilt Absatz 2 entsprechend.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Ergeben sich Meinungsverschiedenheiten zwischen den beteiligten Rechtsträgern und unterstehen diese derselben obersten Dienstbehörde,
                     so entscheidet diese.
                  

               

               
                     § 6
Arten des Kirchenbeamtenverhältnisses
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ein Kirchenbeamtenverhältnis kann begründet werden
                     
                        	
                           auf Lebenszeit, wenn dauernd Aufgaben nach § 3 übernommen werden sollen,
                           

                        

                        	
                           auf Probe zur Ableistung einer Probezeit

                           
                              
                                 	
                                    zur späteren Verwendung im Kirchenbeamtenverhältnis auf Lebenszeit oder

                                 

                                 	
                                    zur Übertragung eines Amtes mit leitender Funktion,

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           auf Widerruf, wenn ein Vorbereitungsdienst abzuleisten ist oder vorübergehend Aufgaben nach § 3 übernommen werden sollen, oder
                           

                        

                        	
                           auf Zeit für die Dauer einer Beurlaubung aus einem bereits bestehenden öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis, wenn aufgrund
                              besonderer kirchenrechtlicher Bestimmungen Aufgaben nach § 3 für eine bestimmte Zeit übernommen werden sollen.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Zeit gelten die Vorschriften über das Kirchenbeamtenverhältnis auf Lebenszeit
                     entsprechend, sofern nicht die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen oder die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse
                     je für ihren Bereich anderes durch Kirchengesetz bestimmen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Zur ehrenamtlichen, unentgeltlichen Wahrnehmung von Aufgaben nach § 3 kann ein Kirchenbeamtenverhältnis im Ehrenamt begründet werden. Es kann nicht in ein Kirchenbeamtenverhältnis anderer Art
                     und ein solches kann nicht in ein Kirchenbeamtenverhältnis im Ehrenamt umgewandelt werden. Das Nähere zu den Kirchenbeamtenverhältnissen
                     im Ehrenamt regeln die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich durch Kirchengesetz.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Gliedkirchliche Regelungen können die Begründung mittelbarer Kirchenbeamtenverhältnisse und öffentlich-rechtlicher Ausbildungsverhältnisse
                     vorsehen.
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 2 (Zu § 6) 
Kirchenbeamtenverhältnis auf Zeit und im Ehrenamt

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (1) Die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte auf Zeit tritt nach Ablauf ihrer bzw. seiner Amtszeit in den Ruhestand, wenn
                                 sie oder er
                                 
                                    	
                                       eine ruhegehaltfähige Dienstzeit im Sinne des § 21 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes Baden-Württemberg von achtzehn Jahren
                                          erreicht und das 47. Lebensjahr vollendet hat oder
                                       

                                    

                                    	
                                       als Kirchenbeamtin oder Kirchenbeamter auf Zeit eine Gesamtdienstzeit von zwölf Jahren erreicht hat oder

                                    

                                    	
                                       das 63. Lebensjahr vollendet und als Kirchenbeamtin oder Kirchenbeamter auf Zeit eine Gesamtdienstzeit von sechs Jahren erreicht
                                          hat oder
                                       

                                    

                                    	
                                       als Mitglied des Oberkirchenrats eine Amtszeit von zehn Jahren erreicht hat.

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (2) Die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte auf Zeit tritt nicht nach Absatz 1 in den Ruhestand, wenn sie oder er der Aufforderung
                                 zu der Erklärung, dass sie oder er bereit ist, nach Ablauf der Amtszeit das Amt im Falle eines entsprechenden Beschlusses
                                 unter nicht ungünstigeren Bedingungen weiter zu versehen, nicht oder nicht fristgerecht nachkommt. Die Aufforderung erfolgt
                                 unter Bestimmung einer angemessenen Frist durch die oberste Dienstbehörde oder bei Mitgliedern des Oberkirchenrats durch den
                                 Landeskirchenausschuss. Satz 1 gilt nicht für Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Zeit, die am Tag der Beendigung der
                                 Amtszeit das 63. Lebensjahr vollendet haben.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (2a) Wird die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte auf Zeit im Anschluss an ihre oder seine Amtszeit erneut in dasselbe Amt
                                 für eine weitere Amtszeit berufen, so gilt das Beamtenverhältnis als nicht unterbrochen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (3) Für Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Zeit finden die Vorschriften über die Laufbahnen und die Probezeit keine Anwendung.

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (4) Rechte und Pflichten der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten als einer Ehrenbeamtin bzw. eines Ehrenbeamten werden
                                 durch Art und Inhalt ihres bzw. seines Dienstverhältnisses begrenzt; nicht anzuwenden sind insbesondere die Bestimmungen der
                                 § 8 Abs. 2 Nr. 3, § 28, § 30, § 32, §§ 43-47, §§ 56-58, §§ 60-65 und § 76 Abs. 1 Nr. 3 Kirchenbeamtengesetz der EKD. Anzuwenden sind insbesondere § 8 Absatz 2a Satz 1, §§ 24, 24a und 24b Kirchenbeamtengesetz der EKD und, abhängig von Art, Intensität und Dauer des Kontakts mit Kindern, Jugendlichen und erwachsenen
                                 Schutzbefohlenen, § 8 Absatz 2a Sätze 2 und 3 Kirchenbeamtengesetz der EKD und § 2a.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (5) Wird eine Kirchenbeamtin oder ein Kirchenbeamter von einem anderen kirchlichen Dienstherrn in ein Ehrenbeamtenverhältnis berufen, so hat sie oder er dies ihrem bzw. seinem Dienstherrn anzuzeigen.

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (6) Kirchenbeamtinnen als Ehrenbeamtinnen und Kirchenbeamte als Ehrenbeamte haben Anspruch auf Ersatz ihrer Auslagen. Es kann
                                 eine Dienstaufwandsentschädigung gewährt werden. Anspruch auf Versorgung besteht nicht; bei Dienstunfällen besteht Anspruch
                                 auf ein Heilverfahren, außerdem kann mit Zustimmung des Oberkirchenrats ein Unterhaltsbeitrag gewährt werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (7) Für die Entlassung von Kirchenbeamtinnen bzw. Kirchenbeamten als Ehrenbeamtinnen bzw. Ehrenbeamten gilt § 83 Kirchenbeamtengesetz der EKD. In den Fällen des § 77 Absatz 1 KBG.EKD sind Kirchenbeamtinnen bzw. Kirchenbeamte4 als Ehrenbeamtinnen bzw. Ehrenbeamte gemäß § 83 Kirchenbeamtengesetz der EKD zu entlassen. Das Ehrenbeamtenverhältnis endet mit Ablauf der Amtszeit.
                              

                           
                        

                     
                  

               

            

         

         
               Kapitel 2
Ernennung
               

            

            
                     § 7
Begründung und Veränderung des Kirchenbeamtenverhältnisses
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Einer Ernennung bedarf es zur
                     
                        	
                           Begründung des Kirchenbeamtenverhältnisses,

                        

                        	
                           Umwandlung des Kirchenbeamtenverhältnisses in ein solches anderer Art,

                        

                        	
                           Verleihung eines anderen Amtes mit anderer Amtsbezeichnung und mit anderem Endgrundgehalt,

                        

                        	
                           Verleihung eines anderen Amtes mit anderer Amtsbezeichnung beim Wechsel der Laufbahngruppe.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Ernennung erfolgt durch Aushändigung einer Ernennungsurkunde. Die Urkunde muss enthalten:
                     
                        	
                           bei der Begründung des Kirchenbeamtenverhältnisses die Worte„unter Berufung in das Kirchenbeamtenverhältnis“ mit dem die Art
                              des Kirchenbeamtenverhältnisses bestimmenden Zusatz „auf Lebenszeit“, „auf Probe“, „auf Widerruf“, „auf Zeit“ mit der Angabe
                              der Zeitdauer der Berufung, „im Ehrenamt“, „im mittelbaren Dienstverhältnis“ oder „im öffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnis“.
                           

                        

                        	
                           bei der Umwandlung des Kirchenbeamtenverhältnisses in ein solches anderer Art den diese Art bestimmenden Zusatz nach Nummer
                              1,
                           

                        

                        	
                           bei der Verleihung eines Amtes die Amtsbezeichnung.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Mit der Begründung eines Kirchenbeamtenverhältnisses auf Probe, auf Lebenszeit und auf Zeit wird gleichzeitig ein Amt verliehen.
                  

               

               
                     § 8
Voraussetzungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bewerberinnen und Bewerber sind nach Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung unter Berücksichtigung der Besonderheiten
                     des kirchlichen Dienstes auszuwählen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In das Kirchenbeamtenverhältnis darf nur berufen werden, wer
                     
                        	
                           Mitglied einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland oder einer der Evangelischen Kirche in Deutschland angeschlossenen
                              Gemeinschaft (Artikel 21 Abs. 4 der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland5) ist,
                           

                        

                        	
                           die Gewähr dafür bietet, sich innerhalb und außerhalb des Dienstes so zu verhalten, dass das Vertrauen in seine pflichtgemäße
                              Amtsführung gewahrt und die Glaubwürdigkeit der Wahrnehmung des kirchlichen Auftrages nicht beeinträchtigt wird,
                           

                        

                        	
                           die für die Laufbahn vorgeschriebene Vorbildung besitzt und die vorgeschriebenen Prüfungen mit Erfolg abgelegt hat,

                        

                        	
                           das 40. Lebensjahr noch nicht vollendet hat,

                        

                        	
                           nicht infolge des körperlichen Zustands oder aus gesundheitlichen Gründen bei der Erfüllung der Dienstpflichten wesentlich
                              beeinträchtigt ist und
                           

                        

                        	
                           erwarten lässt, nicht vorzeitig wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzt zu werden.

                        

                     

                  

                  (2a)  Für eine Einstellung kommt gemäß Absatz 2 Nummer 2 insbesondere nicht in Betracht, wer wegen einer Straftat, die nach
                     dem Achten Buch Sozialgesetzbuch zum Ausschluss von Aufgaben in der Kinder- und Jugendhilfe führt, rechtskräftig verurteilt
                     worden ist. Über die Einleitung eines Strafverfahrens, das die Eignung für diese Aufgaben in Frage stellen kann, ist Auskunft
                     zu geben. Vor der Einstellung ist ein erweitertes Führungszeugnis nach § 30a des Bundeszentralregistergesetzes vorzulegen.
                     Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können je für ihren Bereich
                     die regelmäßige Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses vorsehen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die oberste Dienstbehörde kann, wenn ein dienstliches Interesse besteht und es mit der künftigen Amtsstellung vereinbar ist,
                     von den Voraussetzungen nach Absatz 2 Nummer 1 und 3 Befreiung erteilen. Befreiung darf nur erteilt werden im Falle des
                     
                        	
                           Absatzes 2 Nr. 1, wenn die sich bewerbende Person einer Kirche angehört, die mit der Evangelischen Kirche in Deutschland,
                              einer Gliedkirche oder einem gliedkirchlichen Zusammenschluss in Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft steht,
                           

                        

                        	
                           Absatzes 2 Nr. 3, wenn keine geeigneten Laufbahnbewerberinnen oder Laufbahnbewerber zur Verfügung stehen, die sich bewerbende
                              Person die erforderliche Befähigung durch Lebens- und Berufserfahrung erworben hat und ein besonderes dienstliches Interesse
                              an ihrer Einstellung besteht.
                           

                        

                     

                  

                  In besonders begründeten Fällen kann von den Voraussetzungen des Absatzes 2 Nummer 4 abgewichen werden. Ein besonders begründeter Fall liegt insbesondere vor, wenn das 40. Lebensjahr aufgrund Mutterschutz,
                     Elternzeit oder Pflege von Angehörigen überschritten wurde. Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können je für ihren Bereich durch Kirchengesetz ein höheres Höchstalter für die Aufnahme in das Kirchenbeamtenverhältnis
                     festsetzen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Auf Lebenszeit kann nur ernannt werden, wer sich in einer Probezeit in vollem Umfang bewährt hat. Für die Feststellung der
                     Bewährung gilt ein strenger Maßstab. Von dem Erfordernis der Probezeit kann abgesehen werden, wenn dieses im kirchlichen Interesse
                     liegt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Ein Kirchenbeamtenverhältnis auf Probe ist spätestens nach fünf Jahren in ein solches auf Lebenszeit umzuwandeln, wenn die
                     kirchenbeamtenrechtlichen Voraussetzungen hierfür erfüllt sind. Die Frist verlängert sich um die Zeit, um die sich die Probezeit
                     wegen Elternzeit oder einer Beurlaubung unter Wegfall der Besoldung verlängert.
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 2a (zu § 8 Absatz 2a KBG.EKD)
Führungszeugnis

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Die erneute Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses nach § 30a Bundeszentralregistergesetz auf Kosten des Dienstherrn
                                 erfolgt in regelmäßigen Abständen von fünf Jahren, sofern eine berufliche oder ehrenamtliche Beaufsichtigung, Betreuung, Erziehung
                                 oder Ausbildung von Kindern, Jugendlichen und erwachsenen Schutzbefohlenen oder eine Tätigkeit, die in einer vergleichbaren
                                 Weise geeignet ist, Kontakt zu diesen aufzunehmen, ausgeübt wird.
                              

                           
                        

                     
                  

                  

               

               
                     § 9
Wirksamkeit der Ernennung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Ernennung wird mit dem Tage der Aushändigung der Ernennungsurkunde wirksam, wenn nicht in der Urkunde ausdrücklich ein späterer Tag bestimmt ist. Eine Ernennung auf einen zurückliegenden Zeitpunkt
                     ist unzulässig und insoweit unwirksam.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Mit der Ernennung erlischt ein privatrechtliches Arbeitsverhältnis zum Dienstherrn.
                  

               

               
                     § 10
Nichtigkeit der Ernennung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Ernennung ist nichtig, wenn 
                  

                  
                     
                        	
                            sie nicht der in § 7 Absatz 2 vorgeschriebenen Form entspricht, 
                           

                        

                        	
                            sie von einer unzuständigen Stelle ausgesprochen wurde, 

                        

                        	
                            sie ohne die kirchengesetzlich vorgeschriebene Mitwirkung einer anderen Stelle ausgesprochen wurde, 

                        

                        	
                            die ernannte Person zum Zeitpunkt der Ernennung nicht Mitglied einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland
                              oder einer der Evangelischen Kirche in Deutschland angeschlossenen Gemeinschaft (Artikel 21 Abs. 4 der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland6) war und eine Befreiung nach § 8 Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 nicht erteilt worden ist, 
                           

                        

                        	
                            die ernannte Person zum Zeitpunkt der Ernennung ganz oder teilweise unter Betreuung stand. 

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Ernennung ist von Anfang an als wirksam anzusehen, wenn 
                  

                  
                     
                        	
                            im Fall des Absatzes 1 Nummer 1 aus der Urkunde oder aus dem Akteninhalt eindeutig hervorgeht, dass die für die Ernennung
                              zuständige Stelle ein bestimmtes Kirchenbeamtenverhältnis begründen oder ein bestehendes Kirchenbeamtenverhältnis in ein solches
                              anderer Art umwandeln wollte, für das die sonstigen Voraussetzungen vorliegen. Das Gleiche gilt, wenn die Angabe der Zeitdauer
                              fehlt, durch Rechtsvorschrift aber die Zeitdauer bestimmt ist, 
                           

                        

                        	
                            im Fall des Absatzes 1 Nummer 2 die zuständige Stelle die Ernennung bestätigt oder 

                        

                        	
                            im Fall des Absatzes 1 Nummer 3 die andere Stelle die Ernennung bestätigt. 

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Sobald der Grund für die Nichtigkeit bekannt wird, ist dieser der ernannten Person mitzuteilen und ihr, wenn es sich um eine
                     erstmalige Ernennung handelt, jede weitere Ausübung des Dienstes zu untersagen, bei Nichtigkeit nach Absatz 1 Nummer 2 und
                     3 aber erst, wenn die Bestätigung versagt worden ist.
                  

               

               
                     § 11
Rücknahme der Ernennung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Ernennung ist mit Wirkung auch für die Vergangenheit zurückzunehmen, wenn
                     
                        	
                           sie durch Zwang, arglistige Täuschung oder Bestechung herbeigeführt wurde,

                        

                        	
                           dem Dienstherrn nicht bekannt war, dass die ernannte Person ein Verbrechen oder ein Vergehen begangen hatte, das sie für die
                              Berufung in das Kirchenbeamtenverhältnis unwürdig erscheinen lässt oder
                           

                        

                        	
                           die ernannte Person im Zeitpunkt der Ernennung nicht die Fähigkeit zur Bekleidung kirchlicher oder anderer öffentlicher Ämter
                              hatte.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Ernennung soll, soweit sie nicht bereits nach § 10 nichtig ist, zurückgenommen werden, wenn nicht bekannt war, dass die ernannte Person in einem rechtlich geordneten Verfahren
                     aus einem kirchlichen oder anderen öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis entfernt worden war oder ihr die Versorgungsbezüge
                     oder die mit der Ordination verliehenen Rechte aberkannt worden waren.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die für die Ernennung zuständige Stelle nimmt die Ernennung innerhalb von sechs Monaten zurück, nachdem sie von ihr und dem
                     Grund der Rücknahme Kenntnis erlangt hat. Der Rücknahmebescheid wird zugestellt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Sobald der Grund für die Rücknahme bekannt wird, ist er der berufenen Person mitzuteilen. Jede weitere Ausübung des Dienstes
                     kann untersagt werden, wenn es sich um die erstmalige Ernennung handelt. 
                  

               

               
                     § 12
Rechtsfolgen von Nichtigkeit und Rücknahme, Amtshandlungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Nichtigkeit und die Rücknahme haben zur Folge, dass die Ernennung von Anfang an unwirksam ist. Die gezahlte Besoldung
                     kann belassen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ist eine Ernennung nichtig oder ist sie zurückgenommen worden, so sind die bis zu der Untersagung (§ 10 Abs. 3) oder bis zur Zustellung der Rücknahmeerklärung (§ 11 Abs. 3) vorgenommenen Amtshandlungen der ernannten Person in gleicher Weise gültig, als wenn sie eine Kirchenbeamtin oder ein Kirchenbeamter
                     ausgeführt hätte.
                  

               

            

         

         
               Kapitel 3
Beförderung, Laufbahnen, Amtsbezeichnungen
               

            

            
                     § 13
Beförderung, Durchlaufen von Ämtern
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Beförderung ist eine Ernennung, durch die ein anderes Amt mit höherem Endgrundgehalt und anderer Amtsbezeichnung verliehen
                     wird. Einer Beförderung steht es gleich, wenn ohne Änderung der Amtsbezeichnung ein anderes Amt mit höherem Endgrundgehalt
                     übertragen wird; dies gilt auch, wenn kein anderes Amt übertragen wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Beförderungen sind nach den Grundsätzen des § 8 Abs. 1 vorzunehmen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Eine Beförderung ist unzulässig vor Ablauf eines Jahres 
                  

                  
                     
                        	
                            seit der Einstellung in das Kirchenbeamtenverhältnis auf Probe oder

                        

                        	
                            seit der letzten Beförderung, es sei denn, das bisherige Amt musste nicht regelmäßig durchlaufen werden.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Ämter, die nach der Gestaltung der Laufbahn regelmäßig zu durchlaufen sind, sollen nicht übersprungen werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Ein Rechtsanspruch auf Beförderung besteht nicht.
                  

               

               
                     § 14
Laufbahnbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Nähere über Laufbahnen, Beförderungsmöglichkeiten, Aus- und Vorbildung, Prüfungen und Probezeiten im Sinne des Laufbahnrechts
                     können die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse durch Rechtsverordnung7 je für ihren Bereich regeln.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wenn Regelungen nach Absatz 1 nicht getroffen werden, sind die Vorschriften der Bundeslaufbahnverordnung in der jeweils geltenden
                     Fassung entsprechend anzuwenden.
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 3 (Zu § 14) 
Laufbahnbestimmungen

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Die Laufbahnbestimmungen für die Beamtinnen und Beamten des Landes Baden-Württemberg8 finden entsprechende Anwendung, soweit sich nicht nach kirchlichem Recht etwas anderes ergibt.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 15
Amtsbezeichnungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Amtsbezeichnungen der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten werden von der Evangelischen Kirche in Deutschland, den Gliedkirchen
                     und den gliedkirchlichen Zusammenschlüssen je für ihren Bereich geregelt.9

                  
                        (
                        2
                        )
                        Eine Amtsbezeichnung, die herkömmlich für ein Amt verwendet wird, das eine bestimmte Befähigung voraussetzt und einen bestimmten
                     Aufgabenkreis umfasst, darf nur Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten verliehen werden, die ein solches Amt bekleiden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im Ruhestand führen die Amtsbezeichnung mit dem Zusatz "im Ruhestand" ("i. R.").
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Bei Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnisses erlischt das Recht zur Fortführung der Amtsbezeichnung, es sei denn, dass dieses
                     Recht ausdrücklich belassen wird. In diesem Falle darf die bisherige Amtsbezeichnung nur mit dem Zusatz "außer Dienst" ("a.
                     D.") geführt werden. Das Recht zur Fortführung der Amtsbezeichnung kann entzogen werden, wenn sich die frühere Kirchenbeamtin
                     oder der frühere Kirchenbeamte dessen als nicht würdig erweist. Endet ein kirchliches Leitungs- und Aufsichtsamt ohne gleichzeitigen
                     Eintritt in den Ruhestand, so gelten die Sätze 1 bis 3 entsprechend.
                  

               

            

         

         
               Kapitel 4
Personalakten
               

            

            
                     § 16
Personalaktenführung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Über jede Kirchenbeamtin und jeden Kirchenbeamten ist eine Personalakte zu führen. Sie ist vertraulich zu behandeln und vor
                     unbefugter Einsicht zu schützen. Die Akte kann in Teilen oder vollständig automatisiert geführt werden. Das Nähere über die
                     Behandlung von Personalakten regeln im Rahmen der folgenden Bestimmungen die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zur Personalakte gehören alle Unterlagen, die die Kirchenbeamtin oder den Kirchenbeamten betreffen, soweit sie mit dem Dienstverhältnis
                     in einem unmittelbaren inneren Zusammenhang stehen; hierzu gehören auch in Dateien gespeicherte, personenbezogene Daten (Personalaktendaten).
                     Unterlagen, die besonderen, von der Person und dem Dienstverhältnis sachlich zu trennenden Zwecken dienen, insbesondere Prüfungsakten,
                     sind nicht Bestandteil der Personalakten. Wird die Personalakte in Grund- und Teilakten gegliedert, so ist in die Grundakte
                     ein vollständiges Verzeichnis aller Teilakten aufzunehmen. Nebenakten enthalten Unterlagen, die sich auch in der Grundakte
                     oder in Teilakten befinden. Ist die Führung von Nebenakten erforderlich, ist auch dies in der Grundakte zu vermerken. Teil-
                     und Nebenakten dürfen bei anderen Stellen geführt werden, soweit sie Aufgaben der Personalverwaltung und Personalwirtschaft,
                     insbesondere der Dienstaufsicht und Personalplanung, wahrnehmen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Personalaktendaten dürfen nur für Zwecke der Personalverwaltung oder Personalwirtschaft und in den im Datenschutzgesetz der
                     Evangelischen Kirche in Deutschland genannten Fällen erwendet werden. Verarbeitung und Nutzung sowie die Übermittlung der
                     Personalaktendaten richten sich nach dem Kirchengesetz über den Datenschutz in der Evangelischen Kirche in Deutschland in
                     der jeweils geltenden Fassung, soweit in diesem Kirchengesetz nicht etwas anderes bestimmt ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind zu Beschwerden, Behauptungen und Bewertungen, die für sie ungünstig sind oder ihnen
                     nachteilig werden können, vor deren Aufnahme in die Personalakte zu hören; ihre Äußerung ist zur Personalakte zu nehmen. Anonyme
                     Schreiben werden in der Regel nicht in die Personalakte aufgenommen. Sie können nur dann ausnahmsweise aufgenommen werden,
                     wenn darin enthaltene, substantielle Behauptungen zu weiteren Ermittlungen oder Erhebungen Anlass geben.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Unterlagen über Beschwerden, Behauptungen und Bewertungen sind, falls sie
                     
                        	
                           sich als unbegründet oder falsch erwiesen haben, mit Zustimmung der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten unverzüglich aus
                              der Personalakte zu entfernen und zu vernichten,
                           

                        

                        	
                           für die Kirchenbeamtin oder den Kirchenbeamten ungünstig sind oder ihr oder ihm nachteilig werden können, auf eigenen Antrag
                              nach drei Jahren zu entfernen und zu vernichten; dies gilt nicht für dienstliche Beurteilungen.
                           

                        

                     

                  

                  Die Frist nach Satz 1 Nr. 2 wird durch neue Sachverhalte im Sinne dieser Vorschrift oder durch die Einleitung eines Straf-,
                     Disziplinar- oder Lehrbeanstandungsverfahrens unterbrochen. Stellt sich der neue Vorwurf als unbegründet oder falsch heraus,
                     gilt die Frist als nicht unterbrochen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Absatz 5 gilt entsprechend für Mitteilungen in Strafsachen und Auskünfte aus dem Bundeszentralregister, soweit sie nicht Bestandteil
                     einer Disziplinarakte sind. Dauerhaft aufbewahrt werden
                  

                  
                     
                        	
                           erweiterte Führungszeugnisse nach § 30a des Bundeszentralregistergesetzes, wenn diese eine Verurteilung wegen einer Straftat
                              enthalten, die nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch zum Ausschluss von Aufgaben in der Kinder- und Jugendhilfe führt,
                           

                        

                        	
                           Mitteilungen rechtskräftiger Verurteilungen, die sexualisierte Gewalt betreffen, sowie

                        

                        	
                           weitere Vorgänge, die sexualisierte Gewalt enthalten, soweit sich zugrundeliegende Behauptungen nicht als falsch erwiesen
                              haben. 
                           

                        

                     
Die Aufbewahrung in der Personalakte endet für Unterlagen nach
                  

                  
                     
                        	
                           Satz 2 Nummer 2, sobald eine Verurteilung nach dem Bundeszentralregistergesetz nicht mehr in ein Führungszeugnis aufgenommen
                              wird,
                           

                        

                        	
                           Satz 2 Nummer 3, nachdem in einem Vermerk die Feststellung begründet wurde, dass eine weitere Klärung des Vorgangs zunächst
                              nicht möglich ist, spätestens aber nach Ablauf der Frist des Absatzes 5.
                           

                        

                     
Nach der Entnahme aus der Personalakte werden die Unterlagen nach Satz 3 nach Maßgabe der Bestimmungen der Evangelischen Kirche
                     in Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse einer vertraulich zu behandelnden Sachakte oder einem
                     Archiv zum Zwecke der institutionellen und individuellen Aufarbeitung sexualisierter Gewalt in der evangelischen Kirche zugeführt.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können je für ihren Bereich
                     die Frist nach Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 durch Kirchengesetz verlängern.
                  

               

               
                     § 17
Einsichts- und Auskunftsrecht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben, auch nach Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnisses, ein Recht auf Einsicht in
                     ihre vollständige Personalakte. Dies gilt ebenso für die von ihnen beauftragten Angehörigen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ihren Bevollmächtigten ist Einsicht zu gewähren, soweit dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. Dies gilt auch für Hinterbliebene,
                     Erbinnen und Erben, wenn ein berechtigtes Interesse glaubhaft gemacht wird, und für deren Bevollmächtigte.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben ein Recht auf Einsicht auch in andere Schriftstücke, die personenbezogene Daten
                     über sie enthalten und für ihr Dienstverhältnis verarbeitet oder genutzt werden, soweit kirchengesetzlich nichts anderes bestimmt
                     ist. Die Einsichtnahme ist unzulässig, wenn die Daten der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten mit Daten Dritter oder mit
                     Daten, die nicht personenbezogen sind und deren Kenntnis die Wahrnehmung des kirchlichen Auftrages gefährden könnte, derart
                     verbunden sind, dass ihre Trennung nicht oder nur mit unverhältnismäßig großem Aufwand möglich ist. In diesem Fall ist den
                     Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten Auskunft zu erteilen. Das Recht auf Einsicht in die Ausbildungs- und Prüfungsakten regeln
                     die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die personalaktenführende Stelle bestimmt, wo die Einsicht gewährt wird. Soweit dienstliche Gründe nicht entgegenstehen, können
                     auf Kosten der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten Kopien, Auszüge, Ausdrucke oder Abschriften gefertigt werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Das Recht auf Auskunft steht dem Recht auf Einsicht gleich; insoweit gelten die Absätze 1 bis 4 entsprechend.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Kenntnisse, die durch Akteneinsicht erlangt sind, unterliegen der Amtsverschwiegenheit nach § 24.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Die Einsicht in Ermittlungsakten eines Disziplinarverfahrens und die Unterrichtung über die Erhebung und Speicherung personenbezogener
                     Daten für diese Akten regelt das Disziplinarrecht.
                  

               

            

         

      

      
            Teil 3
Amt und Rechtsstellung
            

         

         
               Kapitel 1
Pflichten
               

            

            
                     § 18
Grundbestimmung
                     

                  

                  Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben ihren Dienst in Bindung an Schrift und Bekenntnis und nach den Ordnungen der Kirche
                     auszuüben. Sie haben die ihnen obliegenden Pflichten mit vollem persönlichen Einsatz, treu, uneigennützig und gewissenhaft
                     zu erfüllen. Sie haben sich innerhalb und außerhalb des Dienstes so zu verhalten, dass das Vertrauen in ihre pflichtgemäße
                     Amtsführung gewahrt und die Glaubwürdigkeit der Wahrnehmung des kirchlichen Auftrages nicht beeinträchtigt wird.
                  

               

               
                     § 19
Gelöbnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben folgendes Gelöbnis abzulegen:
                  

                  „Ich gelobe vor Gott, den mir anvertrauten Dienst in Bindung an Schrift und Bekenntnis und nach den Ordnungen der Kirche auszuüben,
                     die mir obliegenden Pflichten mit vollem persönlichen Einsatz, treu, uneigennützig und gewissenhaft zu erfüllen und mein Leben
                     so zu führen, dass das Vertrauen in meine pflichtgemäße Amtsführung gewahrt und die Glaubwürdigkeit der Wahrnehmung des kirchlichen
                     Auftrages nicht beeinträchtigt wird.“
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Gelöbnis soll bei der erstmaligen Ernennung abgelegt werden.
                  

               

               
                     § 20
Beratungs- und Gehorsamspflicht
                     

                  

                  Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben ihre Vorgesetzten zu beraten und zu unterstützen. Sie sind verpflichtet, die von
                     diesen erlassenen Anordnungen und allgemeinen Richtlinien zu befolgen. Dies gilt nicht für Anordnungen, deren Ausführung erkennbar
                     Schrift und Bekenntnis widersprechen würde oder erkennbar strafbar oder ordnungswidrig ist. Es gilt ferner nicht in Fällen,
                     in denen Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte nach besonderer gesetzlicher Vorschrift nur dem Gesetz unterworfen und an Anordnungen
                     nicht gebunden sind.
                  

               

               
                     § 21
Verantwortlichkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind für die Rechtmäßigkeit ihrer dienstlichen Handlungen verantwortlich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit dienstlicher Anordnungen unverzüglich bei der
                     oder dem unmittelbaren Vorgesetzten geltend zu machen. Wird die Anordnung aufrechterhalten, so haben sie sich, wenn ihre Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit fortbestehen,
                     an die nächsthöhere Vorgesetzte oder den nächsthöheren Vorgesetzten zu wenden. Bestätigt diese oder dieser die Anordnung schriftlich,
                     so muss sie ausgeführt werden; § 20 bleibt unberührt. Von der eigenen Verantwortung sind die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten in diesem Fall befreit.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Verlangt die oder der unmittelbare Vorgesetzte die sofortige Ausführung der Anordnung mit der Begründung, diese sei wegen
                     Gefahr im Verzuge unaufschiebbar, so gilt Absatz 2 Satz 3 und 4 entsprechend.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte, die von einem der in § 2 Abs. 1 Satz 2 genannten Dienstherren ernannt sind, genügen ihrer Pflicht nach Absatz 2 Satz 2, indem sie ihre Bedenken demjenigen Organ vortragen,
                     das ihren Dienstherrn im Rechtsverkehr vertritt.
                  

               

               
                     § 22
Befreiung von Amtshandlungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind von Amtshandlungen zu befreien, die sich gegen sie selbst oder Angehörige richten
                     würden, zu deren Gunsten ihnen wegen familienrechtlicher Beziehungen im Strafverfahren das Zeugnisverweigerungsrecht zusteht.
                     
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Gesetzliche Vorschriften, nach denen Kirchenbeamtinnen oder Kirchenbeamte von einzelnen Amtshandlungen ausgeschlossen sind,
                     bleiben unberührt. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für geistliche Amtshandlungen. 
                  

               

               
                     § 23
Verbot der Weiterführung von Dienstgeschäften
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle kann einer Kirchenbeamtin oder einem Kirchenbeamten aus zwingenden
                     dienstlichen Gründen die Führung der Dienstgeschäfte ganz oder teilweise verbieten. Das Verbot erlischt, wenn nicht bis zum
                     Ablauf von drei Monaten gegen die Kirchenbeamtin oder den Kirchenbeamten ein Disziplinarverfahren oder ein auf Rücknahme der Ernennung oder auf Veränderung des Kirchenbeamtenverhältnisses oder Entlassung gerichtetes Verfahren
                     eingeleitet worden ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Möglichkeit, aufgrund anderer kirchengesetzlicher Vorschriften die Ausübung des Dienstes zu untersagen, bleibt unberührt.
                     
                  

               

               
                     § 24 
Amtsverschwiegenheit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben über die ihnen bei oder bei Gelegenheit ihrer amtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen
                     dienstlichen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt auch über den Bereich eines Dienstherrn hinaus sowie
                     nach Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnisses.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Absatz 1 gilt nicht, soweit 
                  

                  
                     
                        	
                           Mitteilungen im dienstlichen Verkehr geboten sind, 

                        

                        	
                           Tatsachen mitgeteilt werden, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen, 

                        

                        	
                           Informationen unter den Voraussetzungen des Hinweisgeberschutzgesetzes an eine zuständige Meldestelle weitergegeben oder offengelegt
                              werden oder
                           

                        

                        	
                           gegenüber einer von der obersten Dienstbehörde bestimmten Stelle ein durch Tatsachen begründeter Verdacht mitgeteilt wird, dass beruflich oder ehrenamtlich in der Kirche Mitarbeitende

                           
                              
                                 	
                                    für die Dienstausübung oder das Unterlassen einer Diensthandlung einen Vorteil für sich oder einen Dritten gefordert, sich
                                       versprechen lassen oder angenommen haben, ohne die Genehmigung der zuständigen Stelle zuvor oder unverzüglich nach Empfang
                                       eingeholt zu haben,
                                    

                                 

                                 	
                                    eine Vorteilsgewährung oder Bestechung im Sinne des Strafgesetzbuches begangen haben oder 

                                 

                                 	
                                    sexualisierte Gewalt ausgeübt oder eine Straftat gegen die sexuelle Selbstbestimmung im Sinne des Strafgesetzbuches begangen
                                       haben.
                                    

                                 

                              
Dasselbe gilt im Falle eines Versuches.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dürfen ohne Genehmigung der obersten Dienstbehörde, der letzten obersten Dienstbehörde
                     oder der von ihr bestimmten Stelle über Angelegenheiten nach Absatz 1 Satz 1 weder vor Gericht noch außergerichtlich aussagen
                     oder Erklärungen abgeben. Die Genehmigung kann versagt werden, wenn durch die Aussage besondere kirchliche Interessen gefährdet
                     würden. Hat sich der Vorgang, der den Gegenstand der Äußerung bildet, bei einem früheren Dienstherrn ereignet, darf die Genehmigung nur mit dessen Zustimmung erteilt werden.
                  

               

               
                     § 24a 
Meldepflicht und Beratungsrecht
                     

                  

                  Zureichende tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht einer Verletzung des Abstinenz- und Abstandsgebotes oder sexualisierter
                     Gewalt durch beruflich oder ehrenamtlich in der Kirche Mitarbeitende haben Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte unverzüglich
                     einer vom Dienstherrn bestimmten Stelle mitzuteilen. Sie sind berechtigt und verpflichtet, zur Einschätzung eines unklaren
                     Vorfalls Beratung durch eine vom Dienstherrn benannte Stelle zu suchen. § 90 Satz 2 bleibt unberührt.
                  

               

               
                     § 24b 
Abstinenz- und Abstandsgebot
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben bei ihrer beruflichen und ehrenamtlichen Tätigkeit das Nähe- und Distanzempfinden
                     des Gegenübers zu achten (Abstandsgebot). Sexuelle Kontakte zu Personen, die zu ihnen in einem Obhutsverhältnis, in einer
                     Seelsorgebeziehung oder in einer vergleichbaren Vertrauensbeziehung stehen, sind ihnen untersagt. Macht- und Abhängigkeitsverhältnisse
                     dürfen Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte nicht zur Befriedigung eigener Interessen und Bedürfnisse, für sexuelle Kontakte
                     oder andere grenzüberschreitende Verhaltensweisen missbrauchen (Abstinenzgebot).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Im Rahmen von § 20 können Anordnungen ergehen, ein Verhalten zu unterlassen, das geeignet ist, die notwendige Distanz zu verletzen. Die Anordnungen
                     können insbesondere darauf abzielen, sich nicht an bestimmten Orten aufzuhalten oder Kontakte zu bestimmten Personen oder
                     Gruppen zu meiden.
                  

               

               
                     § 25
Übergabe amtlicher Unterlagen und Gegenstände
                     

                  

                  Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben, auch nach Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnisses, auf Verlangen der oder des
                     Dienstvorgesetzten, der oder des letzten Dienstvorgesetzten oder der von dieser oder diesem bestimmten Stelle amtliche Schriftstücke,
                     Aufzeichnungen jeder Art über dienstliche Vorgänge und Gegenstände mit Bezug zu dienstlichen Vorgängen herauszugeben. Die
                     gleiche Verpflichtung trifft ihre Hinterbliebenen, Erbinnen und Erben.
                  

               

               
                     § 26
Geschenke und Vorteile
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten ist es mit Rücksicht auf ihre Unabhängigkeit und das Ansehen des Amtes untersagt, 
                  

                  
                     
                        	
                            Belohnungen, Geschenke, sonstige Zuwendungen oder Vorteile jedweder Art für sich oder ihre Angehörigen zu fordern, sich versprechen
                              zu lassen oder anzunehmen, 
                           

                        

                        	
                            Belohnungen, Geschenke, sonstige Zuwendungen oder Vorteile für einen Dritten zu fordern, sich versprechen zu lassen oder
                              anzunehmen, soweit dies bei ihnen oder ihren Angehörigen zu einem wirtschaftlichen oder sonstigen Vorteil führt. 
                           

                        

                     

                  

                  Satz 1 gilt auch für erbrechtliche Begünstigungen. 

                  
                        (
                        2
                        )
                         Absatz 1 ist nicht anzuwenden 
                  

                  
                     
                        	
                            für Zuwendungen, die im Familien- und Freundeskreis üblich sind und keinen Bezug zum Dienst der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten
                              haben, 
                           

                        

                        	
                            für Erbschaften oder Vermächtnisse, soweit die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte zu den gesetzlichen Erben gehört. 

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         In besonders begründeten Fällen kann der Dienstherr die Annahme von Zuwendungen im Sinne des Absatzes 1 genehmigen. Die Genehmigung
                     ist vor der Annahme der Zuwendung einzuholen. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Wer gegen das in Absatz 1 genannte Verbot verstößt, hat auf Verlangen das aufgrund des pflichtwidrigen Verhaltens Erlangte
                     dem Dienstherrn herauszugeben, soweit nicht im Strafverfahren der Verfall angeordnet worden oder es auf andere Weise auf den
                     Staat übergegangen ist. Für den Umfang des Herausgabeanspruchs gelten die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches über
                     die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung entsprechend. Die Herausgabepflicht nach Satz 1 umfasst auch die Pflicht,
                     dem Dienstherrn Auskunft über Art, Umfang und Verbleib des Erlangten zu geben. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Absätze 1 bis 4 gelten auch nach Eintritt in den Ruhestand und Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnisses. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Das Nähere können die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für
                     ihren Bereich regeln.
                  

               

               
                     § 27
Politische Betätigung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben bei politischer Betätigung und bei Äußerungen zu Fragen des öffentlichen Lebens
                     die Mäßigung und Zurückhaltung zu üben, welche die Rücksicht auf ihr Amt gebietet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dürfen eine Vereinigung nicht unterstützen, wenn sie dadurch in Widerspruch zu ihrem Amt
                     treten oder in der Ausübung des Dienstes wesentlich behindert werden.
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 4 (Zu § 27) 
Ehrenamtliche Tätigkeit und Ausübung eines Mandats oder Wahlamts

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (1) Zur Ausübung des Amts als Mitglied verfassungsmäßiger kirchlicher Organe sowie einer ehrenamtlichen Tätigkeit in der Vertretungskörperschaft
                                 einer Gemeinde, eines Landkreises oder einer sonstigen Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts ist der
                                 Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten der erforderliche Urlaub unter Belassung der Dienstbezüge zu gewähren. Dasselbe gilt
                                 für eine ehrenamtliche Tätigkeit in einer Einrichtung der Diakonie und ähnlichen Einrichtungen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (2) Nimmt eine Kirchenbeamtin oder ein Kirchenbeamter eine Kandidatur für eine auf allgemeinen Wahlen beruhende Vertretungskörperschaft
                                 an oder gibt sie oder er eine Zusage zur Annahme einer Kandidatur, so teilt sie oder er dies dem Dienstherrn unverzüglich
                                 mit.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (3) Nach der Annahme der Kandidatur kann die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte für die Zeit der Wahlvorbereitung ganz
                                 oder teilweise von seinem Dienstauftrag entbunden werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (4) Bei Wahlen zum Europäischen Parlament, zu Bundes- oder Landtag gilt die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte während
                                 der letzten drei Monate vor der Wahl als beurlaubt. Ihr oder ihm kann auch schon vorher die Wahrnehmung einzelner Dienstaufgaben
                                 innerhalb des Wahlkreises untersagt werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (5) Nimmt die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte eine Wahl an, so hat sie oder er dies dem Dienstherrn unverzüglich mitzuteilen.

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (6) Die Absätze 2 bis 5 gelten entsprechend für Kandidatinnen oder Kandidaten bei Wahlen für das Amt eines Wahlbeamten.

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (7) Im Übrigen gelten die Bestimmungen für Mandatsträger, die Angehörige des öffentlichen Dienstes sind, entsprechend.

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 27a
Mandatsbewerbung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Beabsichtigt eine Kirchenbeamtin oder ein Kirchenbeamter, sich um die Aufstellung als Kandidatin oder Kandidat für die Wahl
                     zum Europäischen Parlament, zum Deutschen Bundestag, zu einem gesetzgebenden Organ eines Bundeslandes oder zu einem kommunalen
                     Amt oder Mandat zu bewerben, so ist diese Absicht unverzüglich, jedenfalls vor Annahme der Kandidatur, anzuzeigen. Die Kirchenbeamtin
                     oder der Kirchenbeamte ist zur Mitteilung über Ausgang und Annahme der Wahl verpflichtet. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte, die als Kandidatinnen oder Kandidaten für die Wahl zum Europäischen Parlament, zum Deutschen
                     Bundestag oder zu einem gesetzgebenden Organ eines Bundeslandes aufgestellt worden sind, sind innerhalb der letzten zwei Monate
                     vor dem Wahltag und am Wahltag beurlaubt. Im Übrigen gilt § 54. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Mit der Annahme der Wahl nach Absatz 2 ist die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte beurlaubt. Es gilt § 54. Die Beurlaubung endet mit Ablauf der Wahlperiode oder mit einer vorzeitigen Beendigung des Mandats. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Für die Mandatsbewerbung und Mandatsausübung in einer kommunalen Vertretungskörperschaft oder in anderen als den in den Absatz
                     2 genannten politischen Ämtern gelten die Vorschriften des Bundesbeamtengesetzes entsprechend. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können je für ihren Bereich von den Absätzen 2 bis 4 abweichende Regelungen treffen.
                  

               

               
                     § 28
Arbeitszeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Arbeitszeit regeln die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse
                     je für ihren Bereich10. Telearbeit darf das berufliche Fortkommen nicht beeinträchtigen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind verpflichtet, ohne Vergütung über die regelmäßige Arbeitszeit hinaus Dienst zu tun,
                     wenn dienstliche Verhältnisse dies erfordern und sich die Mehrarbeit auf Ausnahmefälle beschränkt. Ein Ausgleich von Mehrarbeit
                     kann im Rahmen der Bestimmungen nach Absatz 1 vorgesehen werden.
                  

               

               
                     § 29
Fernbleiben vom Dienst
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dürfen dem Dienst nicht ohne Genehmigung ihrer Dienstvorgesetzten fernbleiben. Dienstunfähigkeit
                     infolge von Krankheit ist auf Verlangen nachzuweisen; es kann insbesondere die Vorlage eines ärztlichen, amts- oder vertrauensärztlichen Attestes verlangt werden.
                     
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Bleiben Kirchenbeamtinnen oder Kirchenbeamte schuldhaft ihrem Dienst fern, so verlieren sie für die Dauer der Abwesenheit
                     den Anspruch auf Besoldung. Der Verlust der Besoldung ist festzustellen und der Kirchenbeamtin und dem Kirchenbeamten mitzuteilen.
                     Die Möglichkeit, ein Disziplinarverfahren einzuleiten, bleibt unberührt. 
                  

               

               
                     § 30
Wohnung und Aufenthalt
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben ihre Wohnung so zu nehmen, dass sie in der ordnungsgemäßen Wahrnehmung ihrer Dienstgeschäfte
                     nicht beeinträchtigt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wenn dienstliche Verhältnisse es erfordern, so können sie angewiesen werden, ihre Wohnung innerhalb einer bestimmten Entfernung
                     von ihrer Dienststelle zu nehmen oder eine Dienstwohnung zu beziehen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wenn dienstliche Verhältnisse es dringend erfordern, so können sie angewiesen werden, sich während der dienstfreien Zeit so in der Nähe ihres Dienstortes aufzuhalten, dass sie leicht erreicht werden können.
                  

               

               
                     § 31
Mitteilungen in Strafsachen
                     

                  

                  Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben ihrer oder ihrem Dienstvorgesetzten mitzuteilen, wenn in einem strafrechtlichen Verfahren Anklage gegen sie erhoben oder Strafbefehl erlassen wird. Sie haben das Ergebnis
                     eines solchen Verfahrens anzuzeigen und die strafgerichtliche Entscheidung vorzulegen.
                  

               

               
                     § 32
Amtspflichtverletzung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte verletzen ihre Amtspflicht, wenn sie innerhalb oder außerhalb des Dienstes schuldhaft
                     gegen ihnen obliegende Pflichten verstoßen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Rechtsfolgen der Amtspflichtverletzung und das Verfahren ihrer Feststellung richten sich nach dem Disziplinarrecht11, soweit nicht in diesem Kirchengesetz etwas anderes bestimmt wird.
                  

               

               
                     § 33
Schadensersatz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Verletzen Kirchenbeamtinnen oder Kirchenbeamte vorsätzlich oder grob fahrlässig ihnen obliegende Pflichten, so haben sie dem
                     Dienstherrn, dessen Aufgaben sie wahrgenommen haben, den daraus entstehenden Schaden zu ersetzen. Dasselbe gilt, wenn der
                     Dienstherr einem Anderen Schadensersatz zu leisten hat, weil eine Kirchenbeamtin oder ein Kirchenbeamter die Amtspflicht verletzt
                     hat.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Haben mehrere Kirchenbeamtinnen oder Kirchenbeamte den Schaden gemeinsam verursacht, so haften sie gesamtschuldnerisch.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Hat der Dienstherr Dritten Schadensersatz geleistet, gilt als Zeitpunkt, zu dem der Dienstherr Kenntnis im Sinne der Verjährungsvorschriften
                     des Bürgerlichen Gesetzbuches erlangt, der Zeitpunkt, zu dem der Ersatzanspruch gegenüber Dritten vom Dienstherrn anerkannt
                     oder dem Dienstherrn gegenüber rechtskräftig festgestellt wird.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Leistet die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte dem Dienstherrn Ersatz und hat dieser einen Ersatzanspruch gegen einen Dritten,
                     so ist dieser Anspruch an die Kirchenbeamtin oder den Kirchenbeamten abzutreten.
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 5 (Zu § 33) 
Schadensersatz

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Auf Ansprüche nach § 33 Abs. 1 Kirchenbeamtengesetz der EKD kann in Härtefällen mit Zustimmung des Oberkirchenrats ganz oder teilweise verzichtet werden.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 33a
Rückforderung zu viel gezahlter Geldleistungen
                     

                  

                  Die Rückforderung zu viel gezahlter Geldleistungen, die der Dienstherr auf Grund beamtenrechtlicher Vorschriften geleistet
                     hat, richtet sich nach den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung.
                     Der Kenntnis des Mangels des rechtlichen Grundes der Zahlung steht es gleich, wenn der Mangel so offensichtlich war, dass
                     die Empfängerin oder der Empfänger ihn hätte erkennen müssen. Von der Rückforderung kann aus Billigkeitsgründen ganz oder
                     teilweise abgesehen werden.
                  

               

            

         

         
               Kapitel 2
Rechte
               

            

            
                     § 34
Fürsorgepflicht des Dienstherrn
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben ein Recht auf Fürsorge für sich und ihre Familie. Sie sind gegen Behinderungen ihres
                     Dienstes und ungerechtfertigte Angriffe auf ihre Person in Schutz zu nehmen, insbesondere auch gegen politisch motivierte
                     Angriffe und sexualisierte Gewalt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Geschlecht, Abstammung, Rasse oder ethnische Herkunft dürfen sich bei der Begründung eines Kirchenbeamtenverhältnisses und dem beruflichen Fortkommen nicht nachteilig auswirken. Staatskirchenrechtliche Regelungen
                     über die Staatsangehörigkeit kirchlicher Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bleiben unberührt.
                  

               

               
                     § 35
Unterhalt
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben Anspruch auf angemessenen Unterhalt für sich und ihre Familie, insbesondere durch
                     Gewährung von Besoldung und Versorgung sowie von Beihilfen in Krankheits- und Pflege- und Geburtsfällen. Das Nähere sowie
                     die Erstattung von Reise- und Umzugskosten regeln die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen
                     Zusammenschlüsse je für ihren Bereich. Die Regelung der Besoldung und Versorgung bedarf eines Kirchengesetzes.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte können, wenn gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, Ansprüche auf Dienstbezüge nur insoweit
                     abtreten, als sie der Pfändung unterliegen. Der Dienstherr kann ein Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrecht gegenüber Ansprüchen
                     auf Dienstbezüge nur insoweit geltend machen, als sie pfändbar sind. Diese Einschränkung gilt nicht, soweit ein Anspruch auf
                     Schadensersatz wegen vorsätzlicher unerlaubter Handlung besteht.
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 6 (Zu § 35) 
Unterhalt

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Die Gewährung des angemessenen Unterhalts von Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten, insbesondere durch Besoldung und Versorgung,
                                 wird durch das Kirchliche Gesetz über die Besoldung und Versorgung der Kirchenbeamten in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg12 geregelt.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 36
Abtretung von Schadensersatzansprüchen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Werden Kirchenbeamtinnen oder Kirchenbeamte oder deren Angehörige körperlich verletzt oder getötet, so werden Leistungen,
                     zu denen der Dienstherr während einer auf der Körperverletzung beruhenden Aufhebung der Dienstfähigkeit oder infolge der Körperverletzung
                     oder der Tötung verpflichtet ist, nur gewährt, wenn gesetzliche Ansprüche gegen Dritte auf Schadensersatz wegen der Körperverletzung
                     oder der Tötung bis zur Höhe der Leistung des Dienstherrn Zug um Zug abgetreten werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Nach Absatz 1 abgetretene Ansprüche dürfen nicht zum Nachteil der verletzten Person oder ihrer Hinterbliebenen geltend gemacht
                     werden.
                  

               

               
                     § 37
Schäden bei Ausübung des Dienstes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Sind bei Ausübung des Dienstes, ohne dass ein Dienstunfall eingetreten ist, Kleidungsstücke oder sonstige Gegenstände, die
                     üblicherweise bei Wahrnehmung des Dienstes mitgeführt werden, beschädigt oder zerstört worden oder abhanden gekommen, so kann
                     gegen Abtretung etwaiger Ersatzansprüche Ersatz geleistet werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ersatz wird nicht gewährt, wenn der Schaden durch ein vorsätzliches oder grob fahrlässiges Verhalten der Kirchenbeamtin oder
                     des Kirchenbeamten herbeigeführt worden ist.
                  

               

               
                     § 38
Urlaub
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten steht jährlich Erholungsurlaub unter Fortgewährung der Leistungen des Dienstherrn zu.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Aus besonderen Anlässen kann ihnen Sonderurlaub gewährt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Zur Ausübung des Amtes als Mitglied verfassungsmäßiger kirchlicher Organe bedürfen sie keines Urlaubs. Müssen sie zur Ausübung eines solchen Amtes dem Dienst fernbleiben, so haben sie dies der oder dem Dienstvorgesetzten
                     vorher anzuzeigen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Das Nähere regeln die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für
                     ihren Bereich durch Rechtsverordnung.
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 7 (Zu § 38) 
Urlaub

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Die Bestimmungen für die Beamtinnen und Beamten des Landes Baden-Württemberg finden entsprechende Anwendung13. Der Oberkirchenrat wird ermächtigt, die für den kirchlichen Dienst notwendigen abweichenden Regelungen durch Rechtsverordnung
                                 zu treffen.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 39
Mutterschutz, Elternzeit, Jugendarbeitsschutz, Arbeitsschutz, Rehabilitation 
und Teilhabe behinderter Menschen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die allgemeinen Vorschriften über Mutterschutz, Elternzeit, Jugendarbeitsschutz, Arbeitsschutz, Rehabilitation und Teilhabe
                     behinderter Menschen sind anzuwenden, soweit diese unmittelbar gelten. Im Übrigen gelten die Regelungen für Bundesbeamtinnen
                     und Bundesbeamte entsprechend, soweit nicht die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen oder die gliedkirchlichen
                     Zusammenschlüsse je für ihren Bereich andere Regelungen treffen. Die §§ 76, 77, 79, § 82 Absatz 1, § 82a, § 83 Absatz 1 Satz 3 bleiben während Schwangerschaft, Schutzfristen, Stillzeiten und Elternzeit unberührt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte, die Elternzeit in Anspruch nehmen, erhalten Beihilfe in Krankheits-, Pflege- und Geburtsfällen
                     nach den Regelungen des § 54 Absatz 3. 

                  
                        (
                        3
                        )
                         Schwangerschaft, Mutterschutz, Elternzeit und Pflege von Angehörigen dürfen sich bei der Begründung eines Kirchenbeamtenverhältnisses
                     und dem beruflichen Fortkommen nicht nachteilig auswirken. Das gilt auch für Behinderung, wenn nicht zwingende sachliche Gründe,
                     insbesondere Gründe nach § 8 Absatz 2 Nummer 4, 5 und 6 vorliegen.
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 8 (Zu § 39) 
Mutterschutz, Elternzeit, Jugendarbeitsschutz, 
Arbeitsschutz, Schwerbehindertenrecht

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Die Bestimmungen für die Beamtinnen und Beamten des Landes Baden-Württemberg finden entsprechende Anwendung14. Der Oberkirchenrat wird ermächtigt, die für den kirchlichen Dienst notwendigen abweichenden Regelungen durch Rechtsverordnung15 zu treffen.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 40
Dienstzeugnis
                     

                  

                  Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben nach Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnisses, im Übrigen bei Nachweis eines berechtigten
                     Interesses, einen Anspruch auf Erteilung eines Dienstzeugnisses über die Art und Dauer der von ihnen bekleideten Ämter durch
                     die letzte Dienstvorgesetzte oder den letzten Dienstvorgesetzten. Das Dienstzeugnis muss auf Verlangen auch über die ausgeübte
                     Tätigkeit und die Leistungen Auskunft geben.
                  

               

            

         

         
               Kapitel 3
Personalentwicklung
               

            

            
                     § 41
Personalentwicklung und Fortbildung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind berechtigt und verpflichtet, die für ihren Dienst erforderliche Kompetenz durch
                     Teilnahme an Maßnahmen der Personalentwicklung und regelmäßige Fortbildung fortzuentwickeln. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Maßnahmen der Personalentwicklung sollen Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte in ihrem Dienst würdigen und helfen, die für
                     den Dienst erforderlichen Gaben zu entdecken, zu fördern und zu entwickeln. Im Rahmen der Personalentwicklung können insbesondere
                     regelmäßige Gespräche nach einer festen Ordnung durchgeführt und verbindliche Vereinbarungen über Ziele der Arbeit und über
                     Maßnahmen der Personalentwicklung getroffen werden. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Maßnahmen der Fortbildung sollen helfen, die für den Dienst erforderlichen Kenntnisse, Einsichten und Fertigkeiten fortzuentwickeln.
                     Maßnahmen sind insbesondere die Teilnahme an Fortbildungsangeboten. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Das Nähere regeln die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für
                     ihren Bereich. 
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 9 (Zu § 41) 
Personalentwicklung

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              (1) Personalentwicklung ist ein fortdauernder, systematisch gestalteter Prozess, der es ermöglicht, die Gaben und Fähigkeiten
                                 der Mitarbeitenden zu erkennen, zu erhalten und in Abstimmung mit den Anforderungen und dem Bedarf der gesamten Landeskirche
                                 verwendungs- und 
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              entwicklungsbezogen zu fördern. Personalentwicklung dient damit gleichermaßen dem Ziel der Auftragserfüllung der Kirche und
                                 den Bedürfnissen und Interessen der Mitarbeitenden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (2) Personalentwicklung, der das biblische Menschenbild zu Grunde liegt, wird von folgenden Grundprinzipien bestimmt:
                                 
                                    	
                                       Achtung der Persönlichkeit der einzelnen Mitarbeitenden,

                                    

                                    	
                                       gleiche Zugangs- und Entwicklungschancen für Frauen und Männer,

                                    

                                    	
                                       Förderung der Gaben und Fähigkeiten der Mitarbeitenden für ihre berufliche Tätigkeit in der Landeskirche,

                                    

                                    	
                                       Stärkung der Leistungsfähigkeit durch Förderung der Eigeninitiative und Kreativität.

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (3) Das von der oder dem Dienstvorgesetzten jährlich mit der Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten zu führende Personalentwicklungsgespräch
                                 dient neben dem Rückblick auf die Zeit seit dem letzten Personalentwicklungsgespräch und der Analyse des gegenwärtigen Stands
                                 der Arbeit insbesondere der Vereinbarung von Zielen für die kommenden zwölf Monate und der Festlegung von Personalentwicklungsmaßnahmen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (4) Durch Verordnung gemäß § 39 Abs. 1 Kirchenverfassungsgesetz16 sind die weiteren Grundsätze der Personalentwicklung und des Verfahrens festzulegen17. In der Verordnung können die Möglichkeit der Delegation und Ausnahmen zugelassen werden.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 42
Beurteilung
                     

                  

                  Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte werden nach Maßgabe des Rechts der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen
                     oder der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse beurteilt.
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 10 (Zu § 42) 
Beurteilung

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (1) Eignung, Befähigung und fachliche Leistung der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten sind in regelmäßigen Zeitabständen
                                 zu beurteilen. Durch Verordnung des Oberkirchenrats sind die Grundsätze der Beurteilung, des Verfahrens, insbesondere die
                                 Zeitabstände der regelmäßigen Beurteilung festzulegen18; für bestimmte Gruppen von Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten können Ausnahmen zugelassen werden. In der Verordnung kann
                                 außerdem bestimmt werden, dass die Kirchenbeamtinnen oder Kirchenbeamten auch anlässlich bestimmter Personalmaßnahmen beurteilt
                                 werden können.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (2) Die Beurteilung ist der Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten bekannt zu geben und auf Verlangen mit ihr oder ihm zu
                                 besprechen. Schriftliche Äußerungen der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten zu der Beurteilung sind zu den Personalakten
                                 zu nehmen.
                              

                           
                        

                     
                  

               

            

         

         
               Kapitel 4
Nebentätigkeiten
               

            

            
                     § 43
Grundbestimmung
                     

                  

                  Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dürfen eine Nebentätigkeit (Nebenamt, Nebenbeschäftigung oder ein öffentliches oder kirchliches
                     Ehrenamt) nur übernehmen, wenn dies mit ihrem Amt und mit der sorgfältigen Erfüllung ihrer Dienstpflichten vereinbar ist und
                     kirchliche Interessen nicht entgegenstehen.
                  

               

               
                     § 44
Angeordnete Nebentätigkeiten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind verpflichtet, auf Verlangen der oder des Dienstvorgesetzten oder der obersten Dienstbehörde
                     eine Nebentätigkeit im kirchlichen Interesse auch ohne Vergütung zu übernehmen, soweit sie die erforderliche Eignung dafür
                     besitzen und die Übernahme ihnen zugemutet werden kann.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Mit dem Beginn des Ruhestandes oder des Wartestandes oder mit der Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnisses endet die Nebentätigkeit
                     nach Absatz 1, wenn im Einzelfall nichts anderes bestimmt wird.
                  

               

               
                     § 45
Haftung aus angeordneter Nebentätigkeit
                     

                  

                  Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte, die aus einer auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung ihrer oder ihres Dienstvorgesetzten
                     oder ihrer obersten Dienstbehörde übernommenen Tätigkeit in einem Leitungs- oder Aufsichtsorgan einer juristischen Person
                     haftbar gemacht werden, haben gegen den Dienstherrn Anspruch auf Ersatz eines ihnen entstandenen Schadens. Ist der Schaden
                     vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt worden, so ist der Dienstherr nur dann ersatzpflichtig, wenn die Kirchenbeamtin
                     oder der Kirchenbeamte auf Verlangen einer oder eines Vorgesetzten gehandelt hat.
                  

               

               
                     § 46
Genehmigungspflichtige Nebentätigkeiten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte bedürfen zur Übernahme einer Nebentätigkeit der Genehmigung durch die oberste Dienstbehörde
                     oder die von ihr bestimmte Stelle. Die Genehmigung kann bedingt, befristet, widerruflich oder mit Auflagen versehen erteilt
                     werden. Jede wesentliche Änderung der Nebentätigkeit ist unverzüglich anzuzeigen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Genehmigung ist zu versagen oder zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen des § 43 nicht oder nicht mehr vorliegen. Ein Versagungs- oder Widerrufsgrund liegt insbesondere vor, wenn zu besorgen ist, dass die
                     Nebentätigkeit geeignet ist, 
                  

                  
                     
                        	
                            nach Art und Umfang die Kirchenbeamtin oder den Kirchenbeamten so stark in Anspruch zu nehmen, dass die sorgfältige Erfüllung
                              der Dienstpflichten behindert werden kann, 
                           

                        

                        	
                            die Kirchenbeamtin oder den Kirchenbeamten in einen Widerstreit mit den Dienstpflichten zu bringen, 

                        

                        	
                            dem Ansehen der Kirche und der Glaubwürdigkeit ihres Dienstes zu schaden. 

                        

                     

                  

               

               
                     § 47
Genehmigungsfreie Nebentätigkeiten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Keiner Genehmigung und keiner Anzeige bedürfen folgende Nebentätigkeiten:
                     
                        	
                           die unentgeltliche Vormundschaft, Betreuung oder Pflegschaft bei Angehörigen,

                        

                        	
                           eine Testamentsvollstreckung nach dem Tod von Angehörigen,

                        

                        	
                           die Verwaltung eigenen oder der Nutznießung der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten unterliegenden Vermögens,

                        

                        	
                           die Tätigkeit in Vereinigungen zur Wahrung von Berufsinteressen oder anderen Berufsverbänden,

                        

                        	
                           die Übernahme von Ehrenämtern,

                        

                        	
                           eine nur gelegentlich ausgeübte schriftstellerische, wissenschaftliche, künstlerische oder Vortragstätigkeit,

                        

                        	
                           eine nur gelegentlich ausgeübte selbstständige Gutachtertätigkeit.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Keiner Genehmigung, aber einer Anzeige bedürfen Nebentätigkeiten nach Absatz 1 Nr. 6 und 7, wenn sie nicht nur gelegentlich ausgeübt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle kann aus begründetem Anlass verlangen, dass die Kirchenbeamtin
                     oder der Kirchenbeamte über eine Nebentätigkeit nach Absatz 1 oder 2, insbesondere über deren Art und Umfang, schriftlich
                     Auskunft erteilt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Übernahme oder Fortführung einer Nebentätigkeit nach Absatz 1 und 2 ist von der obersten Dienstbehörde oder der von ihr
                     bestimmten Stelle zu untersagen, wenn ein Versagungsgrund nach § 46 Abs. 2 gegeben ist. Sofern es zur sachgerechten und sorgfältigen Erfüllung der Dienstpflichten erforderlich ist, kann die Nebentätigkeit
                     auch bedingt, befristet, widerruflich oder unter Auflagen gestattet werden.
                  

               

               
                     § 48
Rechtsverordnungen über Nebentätigkeiten
                     

                  

                  Die zur Ausführung der §§ 43 bis 47 notwendigen Regelungen können die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse
                     je für ihren Bereich durch Rechtsverordnung19 treffen. In der Rechtsverordnung kann insbesondere bestimmt werden,
                     
                        	
                           ab welcher zeitlichen Inanspruchnahme durch eine oder mehrere Nebentätigkeiten die Voraussetzung des § 46 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 in der Regel als erfüllt gilt,
                           

                        

                        	
                           ob und inwieweit Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte mit Dienstbezügen verpflichtet sind, die Vergütungen aus Nebentätigkeiten
                              ganz oder teilweise an den Dienstherrn abzuführen;
                           

                        

                        	
                           dass Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte dem Dienstherrn unverzüglich nach Ablauf eines jeden Kalenderjahres eine Abrechnung
                              über die Vergütungen und geldwerten Vorteile aus Nebentätigkeiten vorzulegen haben;
                           

                        

                        	
                           unter welchen Voraussetzungen Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte zur Ausübung von Nebentätigkeiten Einrichtungen, Personal
                              oder Material des Dienstherrn in Anspruch nehmen dürfen und in welcher Höhe ein Entgelt hierfür zu entrichten ist.
                           

                        

                     

                  

               

            

         

      

      
            Teil 4
Veränderungen des Kirchenbeamtenverhältnisses
            

         

         
               Kapitel 1
Freistellung (Beurlaubung und Teildienst)
               

            

            
                     § 49
Grundbestimmung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte können nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen auf ihren Antrag ohne Besoldung von
                     der Pflicht zur Dienstleistung ganz freigestellt werden (Beurlaubung).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ihnen kann nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen auf ihren Antrag die Arbeitszeit bis zur Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit
                     ermäßigt werden (Teildienst).
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Nach Maßgabe der Stellenplanung der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse
                     kann der Dienstumfang auf Antrag der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten im kirchlichen Interesse für begrenzte Zeit unter
                     das nach Absatz 2 zulässige Mindestmaß ermäßigt werden (unterhälftiger Teildienst).
                  

               

               
                     § 50
Beurlaubung und Teildienst aus familiären Gründen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Zeit, auf Lebenszeit oder auf Probe sind, soweit besondere kirchliche oder dienstliche
                     Interessen nicht entgegenstehen, auf Antrag zu beurlauben, wenn sie
                     
                        	
                           mindestens ein Kind unter achtzehn Jahren oder

                        

                        	
                           pflegebedürftige oder an einer Erkrankung nach § 3 Absatz 6 Satz 1 des Pflegezeitgesetzes leidende sonstige Angehörige

                        

                     

                  

                  tatsächlich betreuen oder pflegen. Unter denselben Voraussetzungen ist Teildienst zu bewilligen. Die Pflegebedürftigkeit oder
                     Erkrankung nach § 3 Absatz 6 Satz 1 des Pflegezeitgesetzes ist durch ärztliches Gutachten, Bescheinigung der Pflegekasse,
                     des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung oder einer privaten Pflegeversicherung nachzuweisen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Beurlaubung nach Absatz 1 darf, auch wenn sie mehrfach gewährt wird, auch in Verbindung mit einer Beurlaubung nach § 51 und unterhälftigem Teildienst die Dauer von fünfzehn Jahren nicht überschreiten. Ausnahmen hiervon sind in besonders begründeten
                     Fällen zulässig.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Beurlaubung oder der Teildienst nach Absatz 1 sollen auf Antrag widerrufen oder abgeändert werden, wenn sie der Kirchenbeamtin
                     oder dem Kirchenbeamten nicht mehr zugemutet werden können und dienstliche Gründe nicht entgegenstehen. Soweit zwingende kirchliche
                     oder dienstliche Interessen dies erfordern, kann nachträglich die Dauer der Beurlaubung oder des Teildienstes beschränkt oder
                     der Umfang des zu leistenden Teildienstes erhöht werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Während einer Beurlaubung nach Absatz 1 sollen die Verbindung zum Dienst und der berufliche Wiedereinstieg durch geeignete
                     Maßnahmen erleichtert werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können durch Kirchengesetz
                     je für ihren Bereich abweichende Regelungen treffen.
                  

               

               
                     § 51
Beurlaubung und Teildienst aus anderen Gründen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Zeit, auf Lebenszeit oder auf Probe können
                     
                        	
                           bis zur Dauer von insgesamt sechs Jahren oder

                        

                        	
                           für einen Zeitraum, der sich bis zum Beginn des Ruhestandes erstrecken muss,

                        

                     

                  

                  beurlaubt werden, soweit kirchliche oder dienstliche Interessen nicht entgegenstehen. Die Beurlaubung darf, auch in Verbindung
                     mit einer Beurlaubung nach § 50 und unterhälftigem Teildienst, die Dauer von fünfzehn Jahren nicht überschreiten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten auf Zeit, auf Lebenszeit oder auf Probe kann auf Antrag Teildienst bewilligt werden,
                     soweit kirchliche oder dienstliche Interessen nicht entgegenstehen. Soweit zwingende kirchliche oder dienstliche Interessen
                     dies erfordern, kann nachträglich die Dauer der Beurlaubung oder des Teildienstes beschränkt oder der Umfang des zu leistenden
                     Teildienstes erhöht werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Beurlaubung und der Teildienst nach den Absätzen 1 und 2 sollen auf Antrag widerrufen oder abgeändert werden, wenn sie
                     der Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten nicht mehr zugemutet werden können und dienstliche Gründe nicht entgegenstehen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können durch Kirchengesetz
                     je für ihren Bereich Regelungen über den Altersteildienst und über eine Sabbatzeit treffen. 
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 10 a 
(Zu § 51 Absatz 2) Sabbatzeit

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten auf Zeit, auf Lebenszeit oder auf Probe kann auf Antrag Teildienst in der Weise bewilligt
                                 werden, dass die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte für den Zeitraum von dreieinhalb Jahren bei verringerten Dienstbezügen
                                 den Dienst in vollem Umfang weiter versieht. Nach Ablauf der dreieinhalb Jahre erfolgt eine Freistellung vom Dienst für die
                                 Dauer eines halben Jahres. Die oberste Dienstbehörde kann die Freistellung auch zu einem früheren Zeitpunkt gewähren. Während
                                 des Gesamtzeitraums von vier Jahren erhält die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte 87,5 v. H. der jeweils zustehenden Dienstbezüge.
                              

                           
                        

                     
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 11 (Zu § 51 Abs. 4) 
Altersteildienst für Schwerbehinderte

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Die Bestimmungen für die Beamtinnen und Beamten des Landes Baden-Württemberg, bei denen die Schwerbehinderteneigenschaft im
                                 Sinne des § 2 Abs. 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch festgestellt ist, finden entsprechende Anwendung20. Der Oberkirchenrat wird ermächtigt, die für den kirchlichen Dienst notwendigen abweichenden Regelungen durch Rechtsverordnung
                                 zu treffen.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 51a 
Familienpflegezeit mit Vorschuss
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten, die Anspruch auf Besoldung haben, wird auf Antrag für längstens 24 Monate Teildienst
                     mit einer regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von mindestens 15 Stunden als Familienpflegezeit bewilligt, wenn 
                  

                  
                     
                        	
                           sie eine nahe Angehörige oder einen nahen Angehörigen nach § 7 Absatz 3 des Pflegezeitgesetzes tatsächlich betreuen oder pflegen,
                              die oder der pflegebedürftig ist nach einer Bescheinigung der Pflegekasse oder des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung,
                              einer entsprechenden Bescheinigung einer privaten Pflegeversicherung oder einem ärztlichen Gutachten oder an einer Erkrankung
                              nach § 3 Absatz 6 Satz 1 des Pflegezeitgesetzes leidet, und 
                           

                        

                        	
                           keine dringenden dienstlichen Belange entgegenstehen. 

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ist die Familienpflegezeit für weniger als 24 Monate bewilligt worden, kann sie nachträglich bis zur Dauer von 24 Monaten
                     verlängert werden. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Familienpflegezeit und Pflegezeit dürfen zusammen nicht länger als 24 Monate für jede pflegebedürftige nahe Angehörige oder
                     jeden pflegebedürftigen nahen Angehörigen dauern. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte haben jede Änderung der Tatsachen mitzuteilen, die für die Bewilligung maßgeblich sind.
                     
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Liegen die Voraussetzungen für die Bewilligung der Familienpflegezeit nicht mehr vor, so ist die Bewilligung zu widerrufen,
                     und zwar mit Ablauf des zweiten Monats, der auf den Wegfall der Voraussetzungen folgt, sofern nicht einvernehmlich eine andere
                     Regelung getroffen wird. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Ist der Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten der Teildienst im bisherigen Umfang nicht mehr zumutbar, ist die Bewilligung
                     zu widerrufen, wenn keine dringenden dienstlichen Belange entgegenstehen. 
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Die Regelungen des Bundesbesoldungsgesetzes zur Besoldung bei Familienpflegezeit und die Beamten-Pflegezeitvorschuss-Verordnung
                     in der jeweils geltenden Fassung sind entsprechend anzuwenden. 
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können durch Kirchengesetz
                     die Absätze 1 bis 6 von der Anwendung ausschließen oder durch Kirchengesetz oder aufgrund Kirchengesetzes eine abweichende
                     Regelung zu Absatz 7 erlassen.
                  

               

               
                     § 51b
Pflegezeit mit Vorschuss
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Unter den Voraussetzungen des § 51a Absatz 1 wird auf Antrag für längstens sechs Monate Teildienst mit einer regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von weniger als 15
                     Stunden oder Urlaub ohne Besoldung als Pflegezeit bewilligt. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ist die Pflegezeit für weniger als sechs Monate bewilligt worden, kann sie nachträglich bis zur Dauer von sechs Monaten verlängert
                     werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         § 51a Absatz 3 bis 8 gilt entsprechend.
                  

               

               
                     § 51c
Beurlaubung im kirchlichen Interesse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte können auf Antrag im kirchlichen Interesse beurlaubt werden. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Zeit der Beurlaubung kann nach Maßgabe des jeweils anwendbaren Versorgungsrechts als ruhegehaltfähige Dienstzeit angerechnet
                     werden. Im Falle eines besonderen Interesses des Dienstherrn an der Beurlaubung kann die Besoldung belassen werden. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Beurlaubung soll auf Antrag widerrufen werden, wenn sie der Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten nicht mehr zugemutet
                     werden kann und dienstliche Belange nicht entgegenstehen. Sie kann von Amts wegen aus kirchlichen oder dienstlichen Interessen
                     beendet werden.
                  

               

               
                     § 52
Informationspflicht und Benachteiligungsverbot
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wird eine Beurlaubung oder ein Teildienst beantragt, so sind die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten in Textform auf die
                     sich daraus ergebenden Rechtsfolgen hinzuweisen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Beurlaubung aus familiären Gründen und Teildienst dürfen sich bei dem beruflichen Fortkommen nicht nachteilig auswirken, wenn
                     nicht zwingende sachliche Gründe vorliegen. 
                  

               

               
                     § 53
Nebentätigkeit während der Freistellung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Während einer Beurlaubung oder eines Teildienstes dürfen nur solche Nebentätigkeiten ausgeübt werden, die dem Zweck der Beurlaubung
                     oder des Teildienstes nicht zuwiderlaufen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Regelungen über Nebentätigkeiten finden entsprechende Anwendung.
                  

               

               
                     § 54
Allgemeine Rechtsfolgen einer Beurlaubung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Mit dem Beginn einer Beurlaubung verlieren die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten die mit dem ihnen verliehenen Amt verbundenen
                     oder persönlich übertragenen Aufgaben. Es ruht die Pflicht der beurlaubten Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten zur Dienstleistung.
                     Das Dienstverhältnis dauert fort. Die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten unterliegen insbesondere weiterhin den Pflichten
                     aus § 18 und der Disziplinaraufsicht ihres Dienstherrn. Alle Anwartschaften, die im Zeitpunkt der Beurlaubung erworben waren, bleiben
                     gewahrt. Die besoldungs- und versorgungsrechtlichen Vorschriften über die Berücksichtigung von Zeiten einer Beurlaubung ohne
                     Besoldung bleiben unberührt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sollen an Fortbildungsveranstaltungen und Maßnahmen der Personalentwicklung im Sinne des
                     § 41 teilnehmen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Während der Zeit der Beurlaubung nach den §§ 50 und 51b besteht Anspruch auf Leistungen der Krankheitsfürsorge in entsprechender Anwendung der Beihilferegelungen für Kirchenbeamtinnen
                     und Kirchenbeamte mit Anspruch auf Besoldung. Dies gilt nicht, wenn die Kirchenbeamtinnen oder Kirchenbeamten 
                  

                  
                     
                        	
                           berücksichtigungsfähige Angehörige einer beihilfeberechtigten Person werden oder 

                        

                        	
                           nach den Bestimmungen des Fünften Buches Sozialgesetzbuch über die Familienversicherung krankenversichert sind oder 

                        

                        	
                           einen Anspruch auf zusätzliche Leistungen bei Pflegezeit als Zuschuss zur Kranken- und Pflegeversicherung nach dem Elften
                              Buch Sozialgesetzbuch haben. 
                           

                        

                     

                  

                  Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte, die die Voraussetzungen des § 3 Absatz 1 des Pflegezeitgesetzes erfüllen, erhalten für
                     die Dauer der Pflegezeit nach § 4 des Pflegezeitgesetzes Leistungen entsprechend § 44a Absatz 1 des Elften Buches Sozialgesetzbuch.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Im Falle einer Beurlaubung nach § 51c Absatz 2 kann ein Anspruch auf Leistungen der Krankheitsfürsorge in entsprechender Anwendung der Beihilferegelungen für Kirchenbeamtinnen
                     und Kirchenbeamte mit Anspruch auf Besoldung gewährt werden. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können je für ihren Bereich
                     von den Bestimmungen der Absätze 3 und 4 abweichende oder ergänzende Regelungen treffen.
                  

               

               
                     § 55
Verfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Über eine Beurlaubung oder einen Teildienst und die damit verbundenen Regelungen entscheidet die oberste Dienstbehörde oder
                     die von ihr bestimmte Stelle.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Beurlaubung oder der Teildienst beginnen, wenn kein anderer Tag festgesetzt wird, mit dem Ablauf des Monats, in dem der
                     Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten die Verfügung bekannt gegeben wird. Bei Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten im Schul-
                     und Hochschuldienst sollen der Beginn und das Ende einer Freistellung oder eine Änderung derselben jeweils auf den Beginn
                     und das Ende eines Schulhalbjahres oder eines Semesters festgesetzt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Ein Antrag auf Verlängerung einer Beurlaubung oder eines Teildienstes soll spätestens drei Monate vor Ablauf der Freistellung
                     gestellt werden.
                  

               

            

         

         
               Kapitel 2
Abordnung, Zuweisung, Versetzung und Umwandlung
               

            

            
                     § 56
Abordnung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Eine Abordnung ist die vorübergehende Übertragung einer dem Amt der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten entsprechenden
                     Tätigkeit bei einer anderen Dienststelle desselben oder eines anderen Dienstherrn unter Beibehaltung der Zugehörigkeit zur
                     bisherigen Dienststelle. Die Abordnung erfolgt im dienstlichen Interesse. Die Abordnung kann ganz oder teilweise erfolgen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte können ganz oder teilweise auch zu einer nicht ihrem Amt entsprechenden Tätigkeit abgeordnet
                     werden, wenn ihnen die Wahrnehmung der neuen Tätigkeit auf Grund ihrer Vorbildung oder Berufsausbildung zuzumuten ist. Dabei
                     ist auch die Abordnung zu einer Tätigkeit, die nicht ihrem Amt mit demselben Endgrundgehalt entspricht, zulässig. Die Abordnung
                     nach den Sätzen 1 und 2 bedarf der Zustimmung der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten und der Genehmigung der obersten
                     Dienstbehörde, wenn sie die Dauer von zwei Jahren übersteigt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Abordnung zu einem anderen Dienstherrn bedarf der Zustimmung der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten und der Genehmigung
                     der obersten Dienstbehörde. Abweichend von Satz 1 ist die Abordnung auch ohne Zustimmung der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten zulässig, wenn die neue Tätigkeit einem
                     Amt mit demselben Endgrundgehalt auch einer gleichwertigen oder anderen Laufbahn entspricht und die Abordnung die Dauer von
                     zwei Jahren nicht übersteigt.
                  

                  (3a)  Die Abordnung zu einem anderen Dienstherrn wird von dem abgebenden im Einverständnis mit dem aufnehmenden Dienstherrn
                     verfügt. Das Einverständnis ist schriftlich zu erklären.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Für die abgeordneten Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten sind, soweit zwischen den Dienstherren nichts anderes vereinbart
                     ist, die für den Bereich des aufnehmenden Dienstherrn geltenden Vorschriften über die Rechte und Pflichten der Kirchenbeamtinnen
                     und Kirchenbeamten entsprechend anzuwenden mit Ausnahme der Regelungen über die Amtsbezeichnung (§ 15), die Zahlung von Bezügen, von Beihilfen in Krankheits-, Pflege- und Geburtsfällen und von Versorgung (§ 35 Absatz 1). Die Verpflichtung zur Zahlung der Besoldung hat auch der Dienstherr, zu dem die Abordnung erfolgt ist.
                  

               

               
                     § 57
Zuweisung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Eine Zuweisung ist die befristete oder unbefristete Übertragung einer dem Amt der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten entsprechenden
                     Tätigkeit bei einer Einrichtung oder einem Dienstherrn außerhalb des Geltungsbereichs dieses Kirchengesetzes. Die Zuweisung
                     kann ganz oder teilweise erfolgen. Die Rechtsstellung der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten bleibt unberührt. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Zuweisung erfolgt im kirchlichen Interesse. Sie bedarf der Zustimmung der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten und
                     der Genehmigung der obersten Dienstbehörde. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten einer Dienststelle, die ganz oder teilweise in eine privatrechtlich organisierte Einrichtung
                     der Kirche oder der Diakonie umgebildet wird, kann auch ohne ihre Zustimmung im kirchlichen Interesse eine ihrem Amt entsprechende
                     Tätigkeit bei dieser Einrichtung zugewiesen werden. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Zuweisung endet mit Ablauf der festgelegten Dauer. Sie kann im dienstlichen oder kirchlichen Interesse beendet werden.
                     
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Bei der Zuweisung ist zu entscheiden, ob die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte die Planstelle verliert. Im Falle der
                     Zuweisung unter Verlust der Planstelle erfolgt nach Beendigung der Zuweisung eine Einweisung in eine der früheren entsprechenden
                     Planstelle.
                  

               

               
                     § 58
Versetzung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Eine Versetzung ist die auf Dauer angelegte Übertragung eines anderen Amtes bei einer anderen Dienststelle bei demselben oder
                     einem anderen Dienstherrn. Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte können versetzt werden, wenn sie dies beantragen oder ein dienstliches
                     Interesse besteht. Eine Versetzung bedarf nicht ihrer Zustimmung, wenn das neue Amt
                     
                        	
                           zum Bereich desselben Dienstherrn gehört und

                        

                        	
                           derselben oder einer gleichwertigen Laufbahn angehört wie das bisherige Amt und

                        

                        	
                           mit mindestens demselben Endgrundgehalt verbunden ist; Stellenzulagen gelten dabei nicht als Bestandteile des Grundgehalts.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Einer Einwilligung der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten bei einer Versetzung im Bereich desselben Dienstherrn bedarf
                     es auch nicht, wenn wegen
                     
                        	
                           der Auflösung einer kirchlichen Körperschaft oder

                        

                        	
                           einer wesentlichen Änderung des Aufbaus oder der Aufgaben einer kirchlichen Körperschaft oder Dienststelle oder bei Zusammenlegungen

                        

                     

                  

                  das bisherige Aufgabengebiet berührt wird. Satz 1 gilt auch, wenn das neue Amt einer anderen Laufbahn derselben Laufbahngruppe
                     angehört als das bisherige Amt oder die Versetzung zu einem anderen Dienstherrn innerhalb der Zuständigkeit der obersten Dienstbehörde
                     erfolgt. § 60 Abs. 1 bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei einem Wechsel des Dienstherrn in den Fällen der Absätze 1 und 2 wird die Versetzung von dem abgebenden im Einverständnis
                     mit dem aufnehmenden Dienstherrn und mit Genehmigung der obersten Dienstbehörde verfügt; das Einverständnis ist schriftlich
                     zu erklären. Das Kirchenbeamtenverhältnis wird mit dem neuen Dienstherrn fortgesetzt; dieser tritt an die Stelle des bisherigen.
                     Auf die Rechtsstellung der Versetzten sind die im Bereich des neuen Dienstherrn geltenden Vorschriften anzuwenden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Besitzen die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten nicht die Befähigung für die andere Laufbahn, so haben sie an Maßnahmen
                     für den Erwerb der neuen Befähigung teilzunehmen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können je für ihren Bereich
                     abweichende Regelungen der Absätze 1 bis 4 erlassen.
                  

               

               
                     § 59
Umwandlung des Kirchenbeamtenverhältnisses
                     

                  

                  Das Kirchenbeamtenverhältnis Ordinierter kann in ein Pfarrdienstverhältnis umgewandelt werden, wenn ein dienstliches Interesse
                     besteht. In diesem Fall wird das Kirchenbeamtenverhältnis als Pfarrdienstverhältnis fortgesetzt. 
                  

               

            

         

         
               Kapitel 3
Wartestand
               

            

            
                     § 60
Voraussetzungen für die Versetzung in den Wartestand
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebenszeit oder auf Zeit können in den Wartestand versetzt werden, wenn kirchliche
                     Körperschaften oder Dienststellen aufgelöst, in ihrem Aufbau oder in ihren Aufgaben wesentlich geändert oder mit anderen zusammengelegt
                     werden und die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte weder weiterverwendet noch nach § 58 Abs. 2 versetzt werden kann.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Versetzung in den Wartestand ist nur innerhalb von drei Monaten nach dem Inkrafttreten der Maßnahme nach Absatz 1 zulässig.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kann vorsehen,
                     dass Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebenszeit oder auf Zeit in den Wartestand versetzt werden können, wenn in ihrem
                     bisherigen Amt eine nachhaltige Störung in der Wahrnehmung des Dienstes festgestellt wird und sie weder weiterverwendet noch
                     versetzt werden können.
                  

               

               
                     § 61
Allgemeine Rechtsfolgen und Verfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Versetzung in den Wartestand wird von der obersten Dienstbehörde oder der von ihr bestimmten Stelle verfügt. Die Verfügung
                     ist der Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten zuzustellen. Sie kann bis zum Beginn des Wartestandes zurückgenommen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Wartestand beginnt, wenn nicht in der Verfügung ein späterer Zeitpunkt bestimmt wird, mit dem Ende des Monats, in dem
                     der Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten die Versetzung in den Wartestand zugestellt worden ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Kirchenbeamtenverhältnis wird durch die Versetzung in den Wartestand nicht beendet. Die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte
                     verliert jedoch mit dem Beginn des Wartestandes die Planstelle. In den Wartestand Versetzte erhalten Wartestandsbezüge nach
                     Maßgabe der jeweils geltenden kirchengesetzlichen Bestimmungen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Mit Beginn des Wartestands tritt für Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte nach § 2 Abs. 1 Satz 2 an die Stelle des bisherigen Dienstherrn die aufsichtsführende Kirche21.
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 12 (Zu § 61)
 Wartestand, Allgemeine Rechtsfolgen und Verfahren

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              § 61 Abs. 4 Kirchenbeamtengesetz der EKD findet keine Anwendung.

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 62
Verwendung im Wartestand
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die oberste Dienstbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle kann Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten im Wartestand jederzeit
                     einen Auftrag zur Wahrnehmung dienstlicher Aufgaben, die ihrer Vorbildung entsprechen, erteilen (Wartestandsauftrag). Die
                     Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten sind verpflichtet, diesem Auftrag Folge zu leisten. Auf die persönlichen Verhältnisse
                     ist in angemessenen Grenzen Rücksicht zu nehmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bleiben sie entgegen der Verpflichtung nach Absatz 1 Satz 2 schuldhaft dem Dienst fern, so verlieren sie für die Zeit des
                     Fernbleibens den Anspruch auf etwaige Bezüge aus diesem Dienst und auf Wartestandsbezüge.
                  

               

               
                     § 63
Wiederverwendung
                     

                  

                  Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im Wartestand können vor Vollendung des 63. Lebensjahres jederzeit wieder zum Dienst berufen werden. Sie sind verpflichtet, einer erneuten Berufung zum Dienst Folge zu leisten, wenn
                     ihnen Besoldung nach der Besoldungsgruppe gewährt wird, aus der sich die Wartestandsbezüge errechnen. § 62 Abs. 1 Satz 3 gilt entsprechend.
                  

               

               
                     § 64
Versetzung in den Ruhestand
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebenszeit im Wartestand können mit ihrer Zustimmung jederzeit in den Ruhestand versetzt
                     werden. In den Fällen des § 60  Abs. 1 können sie mit dem Ablauf des Monats, in dem eine dreijährige Wartestandszeit endet, auch gegen ihren Willen in den Ruhestand
                     versetzt werden. In den Fällen des § 60 Abs. 3 sind sie mit dem Ablauf des Monats, in dem eine dreijährige Wartestandszeit endet, in den Ruhestand zu versetzen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Lauf der Fristen nach Absatz 1 wird durch einen Auftrag nach § 62 Abs. 1 gehemmt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        §§ 65 bis 74 bleiben unberührt.
                  

               

               
                     § 65
Ende des Wartestandes
                     

                  

                  Der Wartestand endet
                     
                        	
                           mit der erneuten Berufung zum Dienst (§ 63),
                           

                        

                        	
                           mit der Versetzung oder dem Eintritt in den Ruhestand (§§ 64, 66 ff.) oder
                           

                        

                        	
                           mit der Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnisses (§ 75).
                           

                        

                     

                  

               

            

         

         
               Kapitel 4
Ruhestand
               

            

            
                     § 66
Eintritt in den Ruhestand22

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebenszeit oder auf Zeit treten mit dem Ende des Monats in den Ruhestand, in dem sie
                     die Regelaltersgrenze erreichen. Sie erreichen die Regelaltersgrenze mit Vollendung des 67. Lebensjahres. Kirchenbeamtinnen
                     und Kirchenbeamte im Schul- und Hochschuldienst treten mit Ablauf des Schulhalbjahres oder des Semesters in den Ruhestand,
                     in dem sie die Regelaltersgrenze erreichen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebenszeit oder auf Zeit, die vor dem 1. Januar 1947 geboren sind, erreichen die Regelaltersgrenze mit Vollendung des 65. Lebensjahres. Für Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte
                     auf Lebenszeit oder auf Zeit, die nach dem 31. Dezember 1946 geboren sind, wird die Regelaltersgrenze wie folgt angehoben:
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Geburtsjahr

                              
                              	
                                 Anhebung um Monate

                              
                              	
                                 Altersgrenze

                              
                           

                           
                              	
                                 Jahr

                              
                              	
                                 Monat

                              
                           

                        
                        
                           
                              	
                                 1947

                              
                              	
                                   1

                              
                              	
                                 65

                              
                              	
                                   1

                              
                           

                           
                              	
                                 1948

                              
                              	
                                   2

                              
                              	
                                 65

                              
                              	
                                   2

                              
                           

                           
                              	
                                 1949

                              
                              	
                                   3

                              
                              	
                                 65

                              
                              	
                                   3

                              
                           

                           
                              	
                                 1950

                              
                              	
                                   4

                              
                              	
                                 65

                              
                              	
                                   4

                              
                           

                           
                              	
                                 1951

                              
                              	
                                   5

                              
                              	
                                 65

                              
                              	
                                   5

                              
                           

                           
                              	
                                 1952

                              
                              	
                                   6

                              
                              	
                                 65

                              
                              	
                                   6

                              
                           

                           
                              	
                                 1953

                              
                              	
                                   7

                              
                              	
                                 65

                              
                              	
                                   7

                              
                           

                           
                              	
                                 1954

                              
                              	
                                   8

                              
                              	
                                 65

                              
                              	
                                   8

                              
                           

                           
                              	
                                 1955

                              
                              	
                                   9

                              
                              	
                                 65

                              
                              	
                                   9

                              
                           

                           
                              	
                                 1956

                              
                              	
                                 10

                              
                              	
                                 65

                              
                              	
                                 10

                              
                           

                           
                              	
                                 1957

                              
                              	
                                 11

                              
                              	
                                 65

                              
                              	
                                 11

                              
                           

                           
                              	
                                 1958

                              
                              	
                                 12

                              
                              	
                                 66

                              
                              	
                                   0

                              
                           

                           
                              	
                                 1959

                              
                              	
                                 14

                              
                              	
                                 66

                              
                              	
                                   2

                              
                           

                           
                              	
                                 1960

                              
                              	
                                 16

                              
                              	
                                 66

                              
                              	
                                   4

                              
                           

                           
                              	
                                 1961

                              
                              	
                                 18

                              
                              	
                                 66

                              
                              	
                                   6

                              
                           

                           
                              	
                                 1962

                              
                              	
                                 20

                              
                              	
                                 66

                              
                              	
                                   8

                              
                           

                           
                              	
                                 1963

                              
                              	
                                 22

                              
                              	
                                 66

                              
                              	
                                 10

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können je für ihren Bereich durch Kirchengesetz eine abweichende Regelaltersgrenze
                     festsetzen.
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 13 (Zu § 66 Abs. 1 Satz 2) 
Eintritt in den Ruhestand

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Lehrkräfte oder Erzieherinnen und Erzieher treten in den Ruhestand wie beamtete Lehrkräfte des Landes Baden-Württemberg23.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 66a 
Hinausschieben des Ruhestandes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Wenn es im dienstlichen Interesse liegt, kann die für die Ernennung zuständige Stelle mit Zustimmung der Kirchenbeamtin oder
                     des Kirchenbeamten den Eintritt in den Ruhestand um bis zu drei Jahre hinausschieben. Bei Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten
                     im Schul- oder Hochschuldienst geschieht dies unter Berücksichtigung des Ablaufs des Schulhalbjahres oder des Semesters.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Dauer des Hinausschiebens des Eintritts in den Ruhestand kann im dienstlichen Interesse und bei Vorliegen der Voraussetzungen
                     des Absatzes 3 um jeweils längstens zwei weitere Jahre, jedoch insgesamt nicht über das Ende des Monats, in dem das 75. Lebensjahr
                     vollendet wird, verlängert werden. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Hinausschieben des Eintritts in den Ruhestand nach Absatz 1 und 2 setzt voraus, dass
                  

                  
                     
                        	
                           ein Dienst mit mindestens der Hälfte eines vollen Dienstumfangs übernommen wird,

                        

                        	
                           eine dem persönlichen Qualifikationsprofil entsprechende Stelle vorhanden ist,

                        

                        	
                           kirchliche Interessen nicht entgegenstehen,

                        

                        	
                           an der fortbestehenden Eignung der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten keine Zweifel bestehen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         § 67 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können ein abweichendes Höchstalter
                     im Sinne des Absatzes 2 festsetzen.
                  

               

               
                     § 67
Ruhestand vor Erreichen der Regelaltersgrenze
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebenszeit oder auf Zeit können auf eigenen Antrag in den Ruhestand versetzt werden,
                     wenn 
                  

                  
                     
                        	
                           sie das 63. Lebensjahr vollendet haben oder 

                        

                        	
                           ihnen ein Grad der Behinderung von wenigstens 50 im Sinne des Neunten Buches Sozialgesetzbuch zuerkannt worden ist und sie
                              das 62. Lebensjahr vollendet haben.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebenszeit oder auf Zeit, denen ein Grad der Behinderung von wenigstens 50 im Sinne
                     des Neunten Buches Sozialgesetzbuch zuerkannt worden ist und die vor dem 1. Januar 1952 geboren sind, können auf ihren Antrag
                     in den Ruhestand versetzt werden, wenn sie das 60. Lebensjahr vollendet haben. Für Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebenszeit oder auf Zeit, denen ein Grad der Behinderung von
                     wenigstens 50 im Sinne des Neunten Buches Sozialgesetzbuch zuerkannt worden ist und die nach dem 31. Dezember 1951 geboren
                     sind, wird die Altersgrenze wie folgt angehoben:
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Geburtsjahr Geburtsmonat

                              
                              	
                                 Anhebung um Monate

                              
                              	
                                 Altersgrenze

                              
                           

                           
                              	
                                 Jahr

                              
                              	
                                 Monat

                              
                           

                        
                        
                           
                              	
                                 1952

                              
                              	
                              	
                              	
                           

                           
                              	
                                 Januar

                              
                              	
                                   1

                              
                              	
                                 60

                              
                              	
                                   1

                              
                           

                           
                              	
                                 Februar

                              
                              	
                                   2

                              
                              	
                                 60

                              
                              	
                                   2

                              
                           

                           
                              	
                                 März

                              
                              	
                                   3

                              
                              	
                                 60

                              
                              	
                                   3

                              
                           

                           
                              	
                                 April

                              
                              	
                                   4

                              
                              	
                                 60

                              
                              	
                                   4

                              
                           

                           
                              	
                                 Mai

                              
                              	
                                   5

                              
                              	
                                 60

                              
                              	
                                   5

                              
                           

                           
                              	
                                 Juni–Dezember

                              
                              	
                                   6

                              
                              	
                                 60

                              
                              	
                                   6

                              
                           

                           
                              	
                                 1953

                              
                              	
                                   7

                              
                              	
                                 60

                              
                              	
                                   7

                              
                           

                           
                              	
                                 1954

                              
                              	
                                   8

                              
                              	
                                 60

                              
                              	
                                   8

                              
                           

                           
                              	
                                 1955

                              
                              	
                                   9

                              
                              	
                                 60

                              
                              	
                                   9

                              
                           

                           
                              	
                                 1956

                              
                              	
                                 10

                              
                              	
                                 60

                              
                              	
                                 10

                              
                           

                           
                              	
                                 1957

                              
                              	
                                 11

                              
                              	
                                 60

                              
                              	
                                 11

                              
                           

                           
                              	
                                 1958

                              
                              	
                                 12

                              
                              	
                                 61

                              
                              	
                                   0

                              
                           

                           
                              	
                                 1959

                              
                              	
                                 14

                              
                              	
                                 61

                              
                              	
                                   2

                              
                           

                           
                              	
                                 1960

                              
                              	
                                 16

                              
                              	
                                 61

                              
                              	
                                   4

                              
                           

                           
                              	
                                 1961

                              
                              	
                                 18

                              
                              	
                                 61

                              
                              	
                                   6

                              
                           

                           
                              	
                                 1962

                              
                              	
                                 20

                              
                              	
                                 61

                              
                              	
                                   8

                              
                           

                           
                              	
                                 1963

                              
                              	
                                 22

                              
                              	
                                 61

                              
                              	
                                 10

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können je für ihren Bereich
                     durch Kirchengesetz Altersgrenzen festsetzen, die von den in den Absätzen 1 und 2 genannten Altersgrenzen abweichen.
                  

               

               
                     § 68
Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit, Verpflichtung zur Rehabilitation
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Lebenszeit oder auf Zeit sind in den Ruhestand zu versetzen, wenn sie in Folge ihres
                     körperlichen Zustandes oder aus gesundheitlichen Gründen zur Erfüllung ihrer Dienstpflichten dauernd unfähig (dienstunfähig)
                     sind. Dienstunfähigkeit kann auch dann angenommen werden, wenn wegen Krankheit innerhalb von sechs Monaten mehr als drei Monate
                     kein Dienst geleistet wurde und keine Aussicht besteht, dass innerhalb weiterer sechs Monate wieder volle Dienstfähigkeit
                     erlangt wird.
                  

                  (1a)  Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind zur Vermeidung einer drohenden Dienstunfähigkeit verpflichtet, an geeigneten
                     und zumutbaren gesundheitlichen und beruflichen Rehabilitationsmaßnahmen teilzunehmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Von einer Versetzung in den Ruhestand soll abgesehen werden, wenn ein anderes Amt derselben oder einer gleichwertigen Laufbahn
                     mit mindestens demselben Endgrundgehalt übertragen werden kann und wenn zu erwarten ist, dass die Kirchenbeamtin oder der
                     Kirchenbeamte den gesundheitlichen Anforderungen des neuen Amtes genügt; zum Endgrundgehalt gehören auch Amtszulagen und ruhegehaltfähige
                     Stellenzulagen. Zur Vermeidung der Versetzung in den Ruhestand kann unter Beibehaltung des Amtes auch eine geringerwertige
                     Tätigkeit innerhalb derselben Laufbahngruppe übertragen werden, wenn eine anderweitige Verwendung nicht möglich ist und die
                     Wahrnehmung der neuen Aufgaben unter Berücksichtigung der bisherigen Tätigkeit zuzumuten ist.
                  

               

               
                     § 69
Verfahren bei Dienstunfähigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Beantragt eine Kirchenbeamtin oder ein Kirchenbeamter die Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit, so wird die
                     Dienstunfähigkeit in der Regel aufgrund eines ärztlichen Gutachtens festgestellt, das die Kirchenbeamtin oder den Kirchenbeamten
                     für dauernd unfähig hält, die Dienstpflichten zu erfüllen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Soll die Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit ohne Antrag erfolgen, so wird der Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten
                     unter Angabe der Gründe mitgeteilt, dass eine Versetzung in den Ruhestand beabsichtigt ist. Die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte
                     kann innerhalb eines Monats Einwendungen erheben. Nach Ablauf der Frist wird von der für die Versetzung in den Ruhestand zuständigen
                     Stelle mit Genehmigung der obersten Dienstbehörde über die Versetzung in den Ruhestand entschieden. Während des Verfahrens
                     kann angeordnet werden, dass die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte die Dienstgeschäfte ruhen lässt. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte kann verpflichtet werden, ein ärztliches Gutachten über die Dienstfähigkeit vorzulegen
                     und sich, falls dies für erforderlich gehalten wird, ärztlich beobachten zu lassen. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Entzieht sich die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte trotz zweimaliger schriftlicher Aufforderung ohne hinreichenden Grund
                     der Verpflichtung, sich untersuchen oder beobachten zu lassen, so kann sie oder er so behandelt werden, als ob die Dienstunfähigkeit
                     ärztlich bestätigt worden wäre.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Besoldung wird mit dem Ende des Monats, in dem die Versetzung in den Ruhestand bekannt gegeben wird, einbehalten, soweit
                     sie das Ruhegehalt übersteigt.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Gutachten, Untersuchungen und Beobachtungen sollen, soweit nicht im Einzelfall die Dienstunfähigkeit zweifelsfrei feststeht,
                     durch Vertrauens- oder Amtsärztinnen und -ärzte erfolgen, wenn nicht die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen
                     oder gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich etwas anderes bestimmt haben. Gutachten entfalten keine verbindliche
                     Wirkung. Sie schließen die Erhebung weiterer Beweise nicht aus. 
                  

               

               
                     § 70
Begrenzte Dienstfähigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Soweit das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse nichts
                     anderes bestimmt, soll von der Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit abgesehen werden, wenn die Kirchenbeamtin
                     oder der Kirchenbeamte unter Beibehaltung des Amtes ihre oder seine Dienstpflichten noch während mindestens der Hälfte der
                     regelmäßigen Arbeitszeit erfüllen kann (begrenzte Dienstfähigkeit).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Arbeitszeit der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten ist entsprechend der begrenzten Dienstfähigkeit herabzusetzen.
                     Mit Zustimmung der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten ist auch eine eingeschränkte Verwendung in einer nicht dem bisherigen
                     Amt entsprechenden Tätigkeit möglich.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Von einer eingeschränkten Verwendung der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten nach Absatz 2 soll abgesehen werden, wenn
                     nach § 68 Abs. 2 ein anderes Amt oder eine geringerwertige Tätigkeit übertragen werden kann.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        § 69 Abs. 2 bis 6 und § 72 gelten entsprechend.
                  

               

               
                     § 71
Allgemeine Voraussetzung
                     

                  

                  Eintritt und Versetzung in den Ruhestand setzen voraus, dass ein Anspruch auf Ruhegehalt nach Maßgabe der jeweils geltenden
                     kirchengesetzlichen Bestimmungen gegeben ist.
                  

               

               
                     § 72
Verfahren und Rechtsfolgen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Versetzung in den Ruhestand wird von der für die Ernennung zuständigen Stelle verfügt. Im Rahmen einer Abordnung nach
                     § 56 erfolgt die Versetzung in den Ruhestand durch den abordnenden Dienstherrn im Einvernehmen mit dem aufnehmenden Dienstherrn.
                     Im Falle der Zuweisung nach § 57 wird das Einvernehmen mit der Einrichtung oder dem Dienstherrn hergestellt. Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Zeit
                     werden von dem freistellenden Dienstherrn nach Maßgabe des bei ihm geltenden Rechts im Einvernehmen mit dem Dienstherrn, bei
                     dem das Kirchenbeamtenverhältnis auf Zeit besteht, in den Ruhestand versetzt. Die Sätze 2 bis 4 gelten für den Eintritt in
                     den Ruhestand entsprechend. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Verfügung kann bis zum Beginn des Ruhestandes zurückgenommen werden. Sie ist in den Fällen der § 64 Absatz 1 Satz 2 und 3 und § 69 Absatz 2 zuzustellen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Soweit in der Verfügung nach Absatz 2 kein Zeitpunkt bestimmt ist, beginnt der Ruhestand mit dem Ende des Monats, in dem die
                     Verfügung zugestellt worden ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Mit Beginn des Ruhestandes tritt für Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte nach § 2 Abs. 1 Satz 2 an die Stelle des bisherigen Dienstherrn die aufsichtsführende Kirche24.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Mit Beginn des Ruhestandes endet die Pflicht der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten zur Dienstleistung. Sie erhalten Versorgungsbezüge
                     nach den jeweils geltenden kirchengesetzlichen Bestimmungen des Versorgungsrechts. Im Übrigen bleibt ihnen ihre Rechtsstellung
                     erhalten. Sie unterstehen insbesondere weiterhin den Pflichten nach § 18 und der Disziplinaraufsicht ihres Dienstherrn. Ihnen kann mit ihrer Zustimmung widerruflich ein kirchlicher Dienst übertragen
                     werden (Dienst im Ruhestand).
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Regelungen über Nebentätigkeiten finden entsprechende Anwendung. Die Genehmigung gilt als erteilt, wenn nicht innerhalb
                     von sechs Wochen seit Antragstellung eine Versagung zugeht oder nähere Auskunft über die Nebentätigkeit verlangt wird. 
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 14 (Zu § 72 Abs. 4) 
Verfahren und Rechtsfolgen

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              § 72 Abs. 4 Kirchenbeamtengesetz der EKD findet keine Anwendung.

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 72a 
Dienst im Ruhestand
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Geeigneten Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten im Ruhestand kann mit ihrer Zustimmung im kirchlichen Interesse im Rahmen
                     ihres fortbestehenden Dienstverhältnisses widerruflich ein Dienst im Ruhestand übertragen werden. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Dienst im Ruhestand kann die einmalige, mehrmalige oder regelmäßige Wahrnehmung eines kirchlichen Dienstes beinhalten. Regelmäßiger
                     Dienst mit mindestens der Hälfte eines vollen Dienstumfangs soll jeweils auf längstens ein Jahr befristet werden. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können je für ihren Bereich
                     durch Rechtsverordnung Regelungen zur Besoldung neben Versorgung bei Dienst im Ruhestand erlassen. 
                  

               

               
                     § 73
Wiederverwendung nach Versetzung in den Ruhestand
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im Ruhestand können vor Vollendung des 63. Lebensjahres, als Schwerbehinderte im Sinne des staatlichen Schwerbehindertenrechts vor Vollendung der Altersgrenze nach § 67 Abs. 1 und 2, jederzeit wieder zum Dienst berufen werden, wenn die Gründe für die Versetzung in den Ruhestand weggefallen sind; das Gleiche
                     gilt für Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im Ruhestand, die nach § 64 in den Ruhestand versetzt wurden, wenn die Gründe für die Versetzung in den Wartestand weggefallen sind. Sie sind verpflichtet,
                     einer erneuten Berufung in den Dienst Folge zu leisten, wenn ihnen ein gleichwertiges Amt übertragen werden soll und zu erwarten
                     ist, dass sie den gesundheitlichen Anforderungen des neuen Amtes genügen. Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten kann auch ein
                     Amt ihrer früheren Laufbahn mit einer geringerwertigen Tätigkeit übertragen werden, wenn eine anderweitige Verwendung nicht
                     möglich ist und ihnen die Wahrnehmung der neuen Aufgabe unter Berücksichtigung ihrer früheren Tätigkeit zuzumuten ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Vorliegen der Dienstunfähigkeit kann in regelmäßigen Abständen überprüft werden. Zur Prüfung ihrer Dienstfähigkeit sind
                     Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte verpflichtet, sich nach Weisung ärztlich untersuchen zu lassen. § 69 Absatz 3 und 6 ist anzuwenden. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind auf Weisung verpflichtet, zur Wiederherstellung ihrer Dienstfähigkeit an geeigneten
                     und zumutbaren gesundheitlichen und beruflichen Rehabilitationsmaßnahmen teilzunehmen. 
                  

               

               
                     § 73a 
Wiederverwendung nach Beginn des Ruhestandes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können bestimmen, dass Kirchenbeamtinnen
                     und Kirchenbeamte, die wegen Erreichens einer Altersgrenze in den Ruhestand getreten sind, nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen
                     wiederverwendet werden können. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Mit ihrer Zustimmung kann die für die Ernennung zuständige Stelle Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte im Ruhestand im dienstlichen
                     Interesse unter Beendigung des Ruhestandes wiederverwenden, wenn 
                  

                  
                     
                        	
                           ein Dienst mit mindestens der Hälfte eines vollen Dienstumfangs für insgesamt mindestens die Dauer eines Jahres übernommen
                              wird,
                           

                        

                        	
                           konkreter Bedarf vorliegt,

                        

                        	
                           kirchliche Interessen nicht entgegenstehen,

                        

                        	
                           an der Eignung der Kirchenbeamtin oder des Kirchenbeamten keine Zweifel bestehen.

                        

                     
Die Wiederverwendung erfolgt zunächst für die Dauer von bis zu drei Jahren. Für ihre Verlängerung findet § 66a Absatz 2 und 5 entsprechende Anwendung, auch wenn sie vor Erreichen der Regelaltersgrenze erfolgt. § 67 gilt entsprechend.
                  

               

               
                     § 74
Ruhestand beim Kirchenbeamtenverhältnis auf Probe wegen Dienstunfähigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Probe sind in den Ruhestand zu versetzen, wenn sie infolge Krankheit, Verletzung oder
                     sonstiger Beschädigung, die sie sich ohne grobes Verschulden bei Ausübung oder aus Veranlassung des Dienstes zugezogen haben,
                     dienstunfähig (§ 68) geworden sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sie können in den Ruhestand versetzt werden, wenn sie aus anderen Gründen dienstunfähig geworden sind. Die Entscheidung trifft
                     die oberste Dienstbehörde.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        §§ 68, 69, 72 und 73 finden entsprechende Anwendung.
                  

               

            

         

      

      
            Teil 5
Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnisses
            

         

         
                     § 75
Grundbestimmung
                     

                  

                  Das Kirchenbeamtenverhältnis endet außer durch den Tod durch
                     
                        	
                           Entlassung oder

                        

                        	
                           Entfernung aus dem Dienst.

                        

                     

                  

               

               
                     § 76
Entlassung kraft Gesetzes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind kraft Gesetzes entlassen, wenn sie
                     
                        	
                           den Austritt aus der Kirche erklären,

                        

                        	
                           den Dienst ohne Genehmigung des Dienstherrn aufgeben oder nach Ablauf einer Beurlaubung trotz Aufforderung durch den Dienstherrn
                              nicht wieder aufnehmen,
                           

                        

                        	
                           in ein öffentlich-rechtliches Amts- oder Dienstverhältnis zu einem anderen Dienstherrn treten, sofern gesetzlich nichts anderes
                              bestimmt ist oder die für die Ernennung zuständige Stelle keine andere Regelung trifft,
                           

                        

                        	
                           nach dem Pfarrdienstrecht Auftrag und Recht zur öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung verloren haben, soweit
                              die Ordination Voraussetzung für ihr bisheriges Amt war.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die für die Ernennung zuständige Stelle entscheidet darüber, ob die Voraussetzungen nach Absatz 1 vorliegen, und stellt den
                     Tag der Beendigung des Kirchenbeamtenverhältnisses fest.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Abs. 1 Nr. 1 findet keine Anwendung, wenn die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte mit Genehmigung der obersten Dienstbehörde
                     im unmittelbaren Zusammenhang mit der Erklärung des Kirchenaustritts Mitglied einer Kirche wird, die mit der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland, einer Gliedkirche oder einem gliedkirchlichen Zusammenschluss in Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft
                     steht.
                  

               

               
                     § 77
Entlassung wegen einer Straftat
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind kraft Gesetzes entlassen, wenn sie in einem ordentlichen Strafverfahren durch Urteil
                     eines deutschen Gerichts wegen einer vorsätzlichen Tat zu einer Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr oder wegen einer
                     Straftat, die nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch zu einem Ausschluss von Aufgaben in der Kinder- und Jugendhilfe führt,
                     rechtskräftig verurteilt worden sind. Die Entlassung aus dem Dienst wird einen Monat nach amtlicher Kenntnis der disziplinaraufsichtführenden
                     Stelle von der Rechtskraft des strafgerichtlichen Urteils rechtswirksam, spätestens einen Monat nach Zugang der amtlichen
                     Mitteilung bei der disziplinaraufsichtführenden Stelle. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Eine Entlassung nach Absatz 1 erfolgt nicht, wenn vor Ablauf der Frist nach Absatz 1 Satz 2 aus kirchlichem Interesse ein Disziplinarverfahren eingeleitet oder die Fortsetzung eines bereits eingeleiteten Disziplinarverfahrens
                     beantragt oder beschlossen wird. Ein Anspruch auf Einleitung oder Fortsetzung eines Disziplinarverfahrens besteht nicht.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wird ein Disziplinarverfahren eingeleitet oder fortgesetzt, so tritt die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte mit der Einleitung
                     oder Fortsetzung dieses Verfahrens in den Wartestand, soweit sie oder er sich nicht bereits auf Grund anderer Regelungen im
                     Warte- oder Ruhestand befindet.
                  

               

               
                     § 78
Wirkungen eines Wiederaufnahmeverfahrens
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wird eine Entscheidung, durch die die Entlassung aus dem Dienst nach § 77 bewirkt worden ist, in einem strafgerichtlichen Wiederaufnahmeverfahren rechtskräftig durch eine Entscheidung ersetzt, die
                     diese Wirkungen nicht hat, so gilt das Kirchenbeamtenverhältnis als nicht unterbrochen. Die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte
                     wird, sofern die Altersgrenze noch nicht erreicht ist und zumindest begrenzte Dienstfähigkeit vorliegt, nach Möglichkeit entsprechend
                     der früheren Tätigkeit verwendet. Bis zur Einweisung in eine Stelle werden die bisherigen Dienstbezüge gezahlt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ist auf Grund des im Wiederaufnahmeverfahren festgestellten Sachverhalts ein Disziplinarverfahren eingeleitet worden, so verliert
                     die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte den Anspruch auf Dienstbezüge nach Absatz 1, wenn auf Entfernung aus dem Dienst
                     erkannt wird. Bis zur Rechtskraft des Disziplinarurteils können die Ansprüche nicht geltend gemacht werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Kirchenbeamtin oder der Kirchenbeamte muss sich auf die ihr oder ihm nach Absatz 1 zustehenden Dienstbezüge ein anderes
                     Arbeitseinkommen oder einen Unterhaltsbeitrag anrechnen lassen; hierüber ist Auskunft zu geben.
                  

               

               
                     § 79
Entlassung ohne Antrag
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind zu entlassen, wenn sie
                     
                        	
                           sich weigern, das Gelöbnis nach § 19 abzulegen,
                           

                        

                        	
                           nicht in den Ruhestand eintreten können oder versetzt werden können, weil eine versorgungsrechtliche Wartezeit nicht erfüllt
                              ist,
                           

                        

                        	
                           sich einer anderen Kirche oder Religionsgemeinschaft anschließen, die nicht mit der Evangelischen Kirche in Deutschland, einer
                              Gliedkirche oder einem gliedkirchlichen Zusammenschluss in Kanzel- und Abendmahlsgemeinschaft steht.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Entlassung nach Absatz 1 Nr. 1 und 3 wird mit der Zustellung der Entlassungsverfügung wirksam. Die Entlassung nach Absatz
                     1 Nr. 2 wird mit Ablauf des Monats, der auf den Monat folgt, in dem die Entlassungsverfügung der Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten
                     zugestellt worden ist, wirksam.
                  

               

               
                     § 80
Entlassung auf Verlangen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte sind zu entlassen, wenn sie gegenüber dem Dienstherrn schriftlich ihre Entlassung verlangen.
                     Die Erklärung kann zurückgenommen werden, solange die Entlassungsverfügung der Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten noch
                     nicht zugegangen ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Entlassung ist für den beantragten Zeitpunkt auszusprechen. Mit Rücksicht auf dienstliche Belange kann sie längstens bis
                     drei Monate – bei Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten im Schul- und Hochschuldienst längstens bis zum Ablauf des Schulhalbjahres
                     oder des Semesters – hinausgeschoben werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Kirchenbeamtin oder dem Kirchenbeamten kann mit der Entlassung die Möglichkeit eingeräumt werden, in das Kirchenbeamtenverhältnis
                     zurückzukehren. Die Möglichkeit kann befristet werden und setzt voraus, dass im Zeitpunkt der Rückkehr die für die Übertragung
                     eines Amtes erforderlichen persönlichen Voraussetzungen gegeben sind. Das Nähere regeln die Evangelische Kirche in Deutschland,
                     die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich.
                  

               

               
                     § 81
Entlassung aus dem Kirchenbeamtenverhältnis auf Zeit25

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Zeit sind kraft Gesetzes entlassen, wenn sie nach Ablauf ihrer Amtszeit nicht für
                     eine weitere Amtszeit berufen werden und wenn das bisherige Kirchenbeamtenverhältnis nicht in ein solches anderer Art umgewandelt
                     wird. Sie sind auch entlassen, wenn sie in dem neben dem Kirchenbeamtenverhältnis auf Zeit fortbestehenden öffentlich-rechtlichen
                     Dienstverhältnis bei einem anderen Dienstherrn in den Ruhestand treten oder in den Ruhestand versetzt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Zeit können im Einvernehmen mit dem freistellenden Dienstherrn vorzeitig entlassen
                     werden, wenn die oberste Dienstbehörde des Dienstherrn, bei dem ein Kirchenbeamtenverhältnis auf Zeit besteht, feststellt,
                     dass die Voraussetzungen einer Versetzung in den Wartestand nach § 60 vorliegen.
                  

               

               
                     § 82
Entlassung aus dem Kirchenbeamtenverhältnis auf Probe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Erreichen Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Probe die Regelaltersgrenze, so sind sie mit dem Ende des Monats, in den
                     dieser Zeitpunkt fällt, entlassen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Probe sind, soweit nicht durch Rechtsvorschrift der Evangelischen Kirche in Deutschland,
                     der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse etwas anderes bestimmt ist, zu entlassen, wenn
                     
                        	
                           sie sich in der Probezeit nicht bewähren;

                        

                        	
                           sie eine Amtspflichtverletzung begehen, die im Kirchenbeamtenverhältnis auf Lebenszeit mindestens eine Kürzung der Bezüge
                              zur Folge hätte, 
                           

                        

                        	
                           sie dienstunfähig sind und nicht in den Ruhestand versetzt werden.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Probe können entlassen werden, wenn kirchliche Körperschaften oder Dienststellen aufgelöst,
                     in ihrem Aufbau oder in ihren Aufgaben wesentlich geändert oder mit anderen zusammengelegt werden und die Kirchenbeamtinnen
                     und der Kirchenbeamten auf Probe weder weiterverwendet noch nach § 58 Abs. 2 versetzt werden können.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        In den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1 und 3 und des Absatzes 3 ist eine Frist einzuhalten, und zwar bei einer Beschäftigungszeit
                     von
                     
                        	
                           bis zu drei Monaten zwei Wochen zum Monatsschluss und

                        

                        	
                           von mehr als drei Monaten sechs Wochen zum Schluss eines Kalendervierteljahres.

                        

                     

                  

                  Als Beschäftigungszeit gilt die Zeit ununterbrochener Tätigkeit im Kirchenbeamtenverhältnis auf Probe im Bereich derselben
                     obersten Dienstbehörde.
                  

               

               
                     § 82a
Entlassung aus dem Amt mit leitender Funktion auf Probe
                     

                  

                  Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte in Ämtern mit leitender Funktion auf Probe sind 

                  
                     
                        	
                            mit Ablauf der Probezeit nach § 91a Absatz 1,
                           

                        

                        	
                            mit Beendigung des Kirchenbeamten- oder Pfarrdienstverhältnisses auf Lebenszeit oder

                        

                        	
                            mit Versetzung zu einem anderen Dienstherrn 

                        

                     

                  

                  aus dem Kirchenbeamtenverhältnis auf Probe nach § 91a entlassen. Die §§ 76 bis 80 bleiben unberührt. § 82 Absatz 1 bis 3 gilt entsprechend.
                  

               

               
                     § 83
Entlassung aus dem Kirchenbeamtenverhältnis auf Widerruf
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte auf Widerruf können jederzeit entlassen werden. Die Entlassung ist ohne Einhaltung einer
                     Frist möglich. § 82 Absatz 1 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten auf Widerruf im Vorbereitungsdienst soll Gelegenheit gegeben werden, den Vorbereitungsdienst
                     abzuleisten und die für ihre Laufbahn vorgeschriebene Prüfung abzulegen. Mit der Ablegung der Prüfung endet das Kirchenbeamtenverhältnis,
                     soweit nichts anderes bestimmt ist.
                  

               

               
                     § 84
Verfahren und Rechtsfolgen der Entlassung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Entlassung wird von der für die Ernennung zuständigen Stelle verfügt. Sie wird mit dem in der Entlassungsverfügung angegebenen
                     Zeitpunkt, jedoch frühestens mit ihrer Zustellung wirksam. In den Fällen der Entlassung nach den §§ 76 und 77 wird der durch das Kirchengesetz bestimmte Zeitpunkt der Entlassung mitgeteilt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ist das Kirchenbeamtenverhältnis durch Entlassung beendet worden, haben die früheren Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten
                     keinen Anspruch mehr auf Besoldung, Versorgung oder sonstige Leistungen, soweit nicht die Evangelischen Kirche in Deutschland,
                     die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich gesetzlich etwas anderes bestimmt haben. Wird
                     die Entlassung im Laufe eines Kalendermonats wirksam, so kann ihnen die für den Entlassungsmonat gezahlte Besoldung oder Versorgung
                     belassen werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Ein Unterhaltsbeitrag kann widerruflich, befristet oder unter Auflagen als laufende oder als Einmalzahlung gewährt werden.
                     Die Amts- oder Dienstbezeichnung und die im Zusammenhang mit dem Amt oder Dienst verliehenen Titel dürfen nur weitergeführt
                     werden, wenn die Erlaubnis nach § 15 Abs. 4 hierzu erteilt worden ist.
                  

               

               
                     § 85
Entfernung aus dem Dienst
                     

                  

                  Die Entfernung aus dem Dienst wird durch das Disziplinarrecht geregelt.

               

            

         

      

      
            Teil 6
Rechtsschutz und Verfahren
            

         

         
                     § 85a 
Verwaltungsverfahren
                     

                  

                  Für die öffentlich-rechtliche Verwaltungstätigkeit nach diesem Kirchengesetz gelten ergänzend die Bestimmungen des Verwaltungsverfahrens-
                     und -zustellungsgesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland, soweit diese nicht zu den Bestimmungen dieses Kirchengesetzes
                     in Widerspruch stehen oder soweit nicht in diesem Kirchengesetz oder anderen Kirchengesetzen der Evangelischen Kirche in Deutschland,
                     der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse etwas anderes bestimmt ist.
                  

               

               
                     § 86
Allgemeines Beschwerderecht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte können Anträge und Beschwerden vorbringen. Dabei haben sie den Dienstweg einzuhalten.
                     Der Beschwerdeweg steht ihnen bis zur obersten Dienstbehörde offen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Richtet sich die Beschwerde gegen die unmittelbare Vorgesetzte oder den unmittelbaren Vorgesetzten, so kann sie bei dem nächsthöheren
                     Vorgesetzten unmittelbar eingelegt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte, die eine Meldung oder Offenlegung nach dem Hinweisgeberschutzgesetz vornehmen, sind von
                     der Einhaltung des Dienstwegs befreit.
                  

               

               
                     § 87
Rechtsweg, Vorverfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bei Rechtsstreitigkeiten aus dem Dienstverhältnis ist nach Maßgabe des in der Evangelischen Kirche in Deutschland, den Gliedkirchen
                     und den gliedkirchlichen Zusammenschlüssen jeweils geltenden Rechts der Rechtsweg zu den kirchlichen Verwaltungsgerichten
                     eröffnet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse regeln je für ihren Bereich,
                     ob vor Eröffnung des Rechtswegs ein Vorverfahren erforderlich ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Widerspruch und Anfechtungsklage gegen folgende Maßnahmen haben keine aufschiebende Wirkung: 
                  

                  
                     
                        	
                           Untersagung der Dienstausübung nach § 10 Absatz 3, § 11 Absatz 4 und § 23 Absatz 1,
                           

                        

                        	
                           Abordnung nach § 56,
                           

                        

                        	
                           Zuweisung nach § 57,
                           

                        

                        	
                           Versetzung nach § 58,
                           

                        

                        	
                           Versetzung in den Wartestand nach § 60 Absatz 1 und 3,
                           

                        

                        	
                           Versetzung in den Ruhestand nach § 64 Absatz 1 Satz 2 und 3 und § 69 Absatz 2 und 4,
                           

                        

                        	
                           Anordnung von Teildienst wegen begrenzter Dienstfähigkeit nach § 70,
                           

                        

                        	
                           Entlassung nach den §§ 76 und 77,
                           

                        

                        	
                           Entlassung aus dem Kirchenbeamtenverhältnis auf Probe nach § 82,
                           

                        

                        	
                           Entlassung aus dem Kirchenbeamtenverhältnis auf Widerruf nach § 83.
                           

                        

                     
In den Fällen nach den Nummern 3 bis 8 kann eine bisher innegehabte Stelle einer anderen Kirchenbeamtin oder einem anderen
                     Kirchenbeamten erst übertragen werden, wenn die angefochtene Maßnahme bestandskräftig geworden ist.
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 15 (Zu § 87) 
Rechtsweg, Vorverfahren

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (1) Vermögensrechtliche Ansprüche sind vor staatlichen Verwaltungsgerichten geltend zu machen. Insoweit werden gemäß § 135
                                 Beamtenrechtsrahmengesetz die Vorschriften des Kapitels II Abschnitt II Beamtenrechtsrahmengesetz für anwendbar erklärt.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (2) Für Klagen aus dem Kirchenbeamtenverhältnis, die nicht unter Absatz 1 fallen, einschließlich der Leistungs- und Feststellungsklagen,
                                 gelten die Vorschriften des Teils III des Verwaltungsverfahrens- und -zustellungsgesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland26, der § 14 bis 17 des Verwaltungsverfahrens- und -zustellungsausführungs- und -ergänzungsgesetzes27 und des Teils II Abschnitts 2 des Kirchlichen Verwaltungsgerichtsgesetzes28 mit folgenden Maßgaben:
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              
                                 
                                    	
                                       Eines Vorverfahrens bedarf es auch dann, wenn die Maßnahme vom Oberkirchenrat getroffen worden ist.

                                    

                                    	
                                       Eines Vorverfahrens bedarf es nicht, wenn ein Kirchengesetz dies bestimmt29.
                                       

                                    

                                 

                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 88
Leistungsbescheid
                     

                  

                  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können nach Maßgabe ihres Rechts
                     Ansprüche aus Kirchenbeamtenverhältnissen durch Leistungsbescheid geltend machen. Die Möglichkeit, einen Anspruch durch Erhebung
                     einer Klage zu verfolgen, bleibt unberührt.
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 16 (Zu § 88) 
Leistungsbescheid

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Die Dienstherren nach § 2 Abs. 1 Kirchenbeamtengesetz der EKD können Ansprüche aus Kirchenbeamtenverhältnissen durch Leistungsbescheid
                                 geltend machen.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 89
(weggefallen)
                     

                  

               

            

         

      

      
            Teil 7
Sondervorschriften
            

         

         
                     § 90
Ordinierte Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte
                     

                  

                  Die allgemeinen Vorschriften des Pfarrdienstrechts über die Ordination gelten für Ordinierte im Kirchenbeamtenverhältnis unmittelbar.
                     Das gilt insbesondere für die Vorschriften über das Beicht- und Seelsorgegeheimnis. Im Übrigen gelten für Ordinierte im Kirchenbeamtenverhältnis
                     diejenigen Vorschriften des Pfarrdienstrechts entsprechend, durch die nähere Regelungen über die Wahrnehmung von Auftrag und
                     Recht zur öffentlichen Wortverkündigung und zur Sakramentsverwaltung sowie über Beschränkungen in der Ausübung dieses Auftrages
                     und Rechts getroffen werden.
                  

               

               
                     § 91
Kirchenleitende Organe und Ämter
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die Mitglieder kirchenleitender Organe sowie für Inhaberinnen und Inhaber kirchenleitender Ämter, die in einem Kirchenbeamtenverhältnis
                     stehen, können die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren
                     Bereich durch Kirchengesetz abweichende Regelungen treffen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse bestimmt für den
                     jeweiligen Bereich, wer Mitglied eines kirchenleitenden Organs ist und wer ein kirchenleitendes Amt innehat.
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 17 (Zu § 91) 
Kirchenleitende Organe und Ämter

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Für Mitglieder des Oberkirchenrats wird für die Dauer der jeweiligen Amtszeit ein Kirchenbeamtenverhältnis auf Zeit begründet;
                                 Kirchenbeamte sind mit der Ernennung zum Kirchenbeamten auf Zeit aus einem anderen Kirchenbeamtenverhältnis entlassen. Soweit
                                 kirchengesetzlich nichts anderes bestimmt ist, finden die Vorschriften dieses Gesetzes und des Kirchenbeamtengesetzes der
                                 EKD auf die Mitglieder des Oberkirchenrats Anwendung. Die dem Oberkirchenrat zukommenden Entscheidungen trifft dabei der Landeskirchenausschuss.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 91a
Amt mit leitender Funktion auf Probe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können bestimmen, dass ein
                     Amt mit leitender Funktion zunächst im Kirchenbeamtenverhältnis auf Probe übertragen wird. Die regelmäßige Probezeit beträgt
                     zwei Jahre, die Mindestprobezeit ein Jahr. Sie verlängert sich um die Dauer einer Beurlaubung ohne Bezüge oder einer Beschäftigung
                     mit weniger als der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit. Zeiten, in denen eine gleichwertige Funktion bereits übertragen war,
                     können auf die regelmäßige Probezeit angerechnet werden. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         In ein Kirchenbeamtenverhältnis auf Probe zur Wahrnehmung eines Amtes mit leitender Funktion darf nur berufen werden, wer
                  

                  
                     
                        	
                           sich in einem Kirchenbeamten- oder Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit zu demselben oder zu einem anderen Dienstherrn befindet
                              und
                           

                        

                        	
                           in dieses Amt auch in einem Kirchenbeamtenverhältnis auf Lebenszeit berufen werden könnte.

                        

                     

                  

                  Wer sich nicht in einem Kirchenbeamten- oder Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit befindet, kann mit Berufung in das Kirchenbeamtenverhältnis
                     auf Probe nach Absatz 1 gleichzeitig in ein Kirchenbeamten- oder Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit berufen werden. Für
                     die Dauer der Probezeit ruhen die Rechte und Pflichten aus dem mit dem Kirchenbeamten- oder Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit
                     übertragenen Amt mit Ausnahme der Pflicht zur Verschwiegenheit und des Verbotes der Annahme von Belohnungen, Geschenken und
                     sonstigen Vorteilen sowie der Verpflichtungen aus § 90. Das Kirchenbeamten- oder Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit besteht fort. Amtspflichtverletzungen, die mit Bezug auf das
                     Kirchenbeamten- oder Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit oder das Kirchenbeamtenverhältnis auf Probe begangen worden sind,
                     werden so verfolgt, als bestünde ausschließlich ein Kirchenbeamten- oder Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Ausnahmsweise kann die oberste Dienstbehörde ein Kirchenbeamtenverhältnis auf Probe ohne zuvor bestehendes oder gleichzeitig
                     begründetes Kirchenbeamten- oder Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit zulassen. Besteht nur ein Kirchenbeamtenverhältnis auf
                     Probe nach Absatz 1, beträgt die regelmäßige Probezeit drei Jahre und die Mindestprobezeit zwei Jahre. Die für Kirchenbeamtenverhältnisse
                     auf Probe geltenden Vorschriften des Disziplinargesetzes der EKD bleiben unberührt. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Mit erfolgreichem Abschluss der Probezeit (Bewährung) soll das Amt nach Absatz 1 auf Dauer im Kirchenbeamtenverhältnis auf
                     Lebenszeit übertragen werden. Eine erneute Berufung in ein Kirchenbeamtenverhältnis auf Probe zur Übertragung dieses Amtes
                     innerhalb eines Jahres ist nicht zulässig. Wird das Amt nicht auf Dauer übertragen, erlischt der Anspruch auf Besoldung aus
                     diesem Amt. Weiter gehende Ansprüche bestehen nicht. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Während des Kirchenbeamtenverhältnisses auf Probe werden ausschließlich die Amtsbezeichnungen des nach Absatz 1 übertragenen
                     Amtes geführt. Wird das Amt nach Absatz 1 nicht auf Dauer übertragen, darf die Amtsbezeichnung des Amtes nach Absatz 1 nicht
                     weiter geführt werden. § 15 Absatz 4 findet keine Anwendung. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können je für ihren Bereich
                     durch Kirchengesetz abweichende Regelungen über die Dauer der Probezeit und die Anwendung des Absatzes 3 erlassen. Sie regeln
                     das Nähere je für ihren Bereich und bestimmen insbesondere, welche Ämter mit leitender Funktion zur Wahrnehmung im Kirchenbeamtenverhältnis
                     auf Probe übertragen werden können. § 91 Absatz 1 bleibt unberührt.
                  

               

               
                     § 92
Kirchenbeamtenvertretungen
                     

                  

                  Bei der Vorbereitung kirchenbeamtenrechtlicher Vorschriften sind nach Maßgabe des jeweils geltenden Rechts der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse Vertreterinnen und Vertreter der Kirchenbeamtenschaft
                     zu beteiligen. Zu diesem Zweck können Kirchenbeamtenvertretungen gebildet werden. Das Nähere regeln die Evangelische Kirche
                     in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich.
                  

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 18 (Zu § 92) 
Kirchenbeamtenvertretung

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (1) Der Oberkirchenrat und die Mitarbeiter- und Berufsvereinigungen, denen für die Wahrnehmung der Belange der Kirchenbeamtinnen
                                 und Kirchenbeamten im Bereich der Evangelischen Landeskirche in Württemberg wesentliche Bedeutung zukommt, wirken nach Maßgabe
                                 der folgenden Bestimmungen bei der Gestaltung des auf öffentlich-rechtlicher Grundlage zu regelnden Kirchenbeamtenrechts in
                                 einer laufenden, umfassenden und vertrauensvollen Zusammenarbeit mit. Von wesentlicher Bedeutung im Sinne des Satzes 1 sind
                                 Vereinigungen, in denen mindestens ein Zehntel der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten zusammengeschlossen ist.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (2) Die in Absatz 1 genannten Vereinigungen benennen für die Gespräche insgesamt drei ständige Beauftragte für die Dauer von
                                 fünf Jahren; für jede Beauftragte und jeden Beauftragten wird eine Vertreterin oder ein Vertreter benannt. Die Verteilung
                                 erfolgt auf die Vereinigungen nach Maßgabe ihrer Mitgliederzahl. Die Sitzverteilung kann von einer im Bereich der Evangelischen
                                 Landeskirche in Württemberg bestehenden Mitarbeiter- oder Berufsvereinigung (Abs. 1) mit Beschwerde an den Schlichtungsausschuss
                                 nach dem Mitarbeitervertretungsgesetz angefochten werden. Der Schlichtungsausschuss entscheidet entgültig.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (3) Die entsendenden Vereinigungen können die von ihnen benannten Beauftragten abberufen, indem sie neue Beauftragte für die
                                 laufende Amtszeit benennen.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (4) Die Beauftragten der Vereinigungen nach Absatz 1 und die Vertreterinnen oder Vertreter des Oberkirchenrats kommen regelmäßig,
                                 jedoch mindestens einmal im Jahr zu Gesprächen über allgemeine Regelungen kirchenbeamtenrechtlicher Verhältnisse zusammen.
                                 Darüber hinaus kann jede Seite aus besonderem Anlass innerhalb einer Frist von einem Monat ein Gespräch verlangen. Ziel der
                                 Gespräche ist eine sachgerechte Einigung, unbeschadet der Rechtsetzungsbefugnisse der kirchenleitenden Organe. Soweit Vertraulichkeit
                                 vereinbart wird oder der Sache nach erforderlich ist, unterliegt der Inhalt der Gespräche der Schweigepflicht. Die Unterrichtung
                                 des Vorstandes der Vereinigungen nach § 68 Abs. 1 wird davon nicht berührt.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              (5) Entwürfe von Kirchengesetzen und Verordnungen, die allgemeine Regelungen enthalten, die das Dienstverhältnis, die Besoldung
                                 und Versorgung, die Aus- und Fortbildung sowie die Wahrnehmung der sozialen Belange der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten
                                 betreffen, werden den Beauftragten der in Absatz 1 genannten Vereinigungen zur Stellungnahme innerhalb einer angemessenen
                                 Frist zugeleitet. Die Stellungnahme ist in einem Gespräch nach Absatz 4 zu erörtern, falls die Beauftragten der Vereinigung dies wünschen. Weicht der Oberkirchenrat vom Ergebnis eines nach Satz
                                 2 geführten Gespräches ab, so ist dies den Beauftragten mitzuteilen. Die Vereinigungen können bei Gesetzesvorhaben verlangen,
                                 dass ihre Vorschläge, soweit sie in den Entwürfen keine Berücksichtigung gefunden haben, mit Begründung und einer Stellungnahme
                                 des Oberkirchenrats der Landessynode vorgelegt werden.
                              

                           
                        

                     
                  

               

            

         

      

      
            Teil 8
Übergangs- und Schlussvorschriften
            

         

         
                     § 93
Zuständigkeiten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Soweit in diesem Kirchengesetz keine andere Zuständigkeit bestimmt ist, ist die jeweilige oberste kirchliche Verwaltungsbehörde
                     zuständig. Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können die in
                     diesem Kirchengesetz bestimmten Zuständigkeiten je für ihren Bereich in anderer Weise regeln.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Unbeschadet der in diesem Kirchengesetz geregelten Zuständigkeiten können die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen
                     und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich die Rechtsstellung der Dienstherren im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 2 in eigener Weise regeln und insbesondere bestimmen, dass bestimmte Maßnahmen und Entscheidungen nur mit Genehmigung der aufsichtsführenden
                     Kirche nach § 2 Abs. 1 getroffen werden dürfen.
                  

               

               
                     § 94
Bestehende Kirchenbeamtenverhältnisse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Mit Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes erhalten die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten den Rechtsstand nach diesem Kirchengesetz.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Erworbene Rechte bleiben unberührt. Das Nähere regeln die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen
                     Zusammenschlüsse je für ihren Bereich.
                  

               

               
                     § 95
(Inkrafttreten)
                     

                  

               

               
                     § 96
(Außerkrafttreten)
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         652. Verordnung über die Beurteilung und Beförderung der Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen

      

      
         Vom 4. Oktober 2012 

      

      
         (Abl. 65 S. 258), geändert durch Verordnung des Oberkirchenrats vom 20. Juni 2017 (Abl. 67 S. 401), vom 23. Juni 2021 (Abl. 69 S. 453, ber. Abl. 69 S. 634) und vom 3. September 2024 (Abl. 71 Nr. 70)
         

      

      Aufgrund der §§ 14 und 42 des Kirchenbeamtengesetzes der EKD in Verbindung mit § 10 des Kirchlichen Gesetzes zur Regelung
         des Kirchenbeamtenrechts, § 40 der Kirchengemeindeordnung und § 24 der Kirchenbezirksordnung wird folgendes verordnet:
      

      
            I. Beurteilung

         

         
                     § 1
Dienstliche Beurteilungen
                     

                  

                  Dienstliche Beurteilungen sind die Regelbeurteilung, die Anlassbeurteilung und die Probezeitbeurteilung. Die Bewertung erfolgt
                     jeweils im Vergleich zu den anderen Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen desselben Amtes.
                  

               

               
                     § 2
Regelbeurteilung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Eignung, Befähigung und Leistung der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten sind regelmäßig alle vier Jahre zu beurteilen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Regelbeurteilung kann zurückgestellt werden, wenn
                  

                  
                     
                        	
                            gegen die Kirchenbeamtin oder den Kirchenbeamten ein gerichtliches Strafverfahren, ein Disziplinarverfahren, Vorermittlungen
                              oder ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren eingeleitet worden ist oder 
                           

                        

                        	
                            im Einzelfall ein dringender Grund vorliegt. 

                        

                     

                  

                  Nach dem rechtskräftigen Abschluss des Verfahrens, der Einstellung der Ermittlungen oder dem Wegfall des dringenden Grundes
                     im Einzelfall ist die periodische Beurteilung nachzuholen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Keine Regelbeurteilung erhalten
                  

                  
                     
                        	
                            Kirchenbeamte und Kirchenbeamtinnen in einem Amt der Besoldungsgruppe A 16,

                        

                        	
                            Kirchenbeamte und Kirchenbeamtinnen, die das 58. Lebensjahr vollendet haben,

                        

                        	
                            Kirchenbeamte und Kirchenbeamtinnen auf Widerruf im Vorbereitungsdienst,

                        

                        	
                            Kirchenbeamte und Kirchenbeamtinnen, die am Beurteilungsstichtag bereits länger als ein Jahr

                           
                              
                                 	
                                     beurlaubt,

                                 

                                 	
                                     zu einem anderen Dienstherrn abgeordnet,

                                 

                                 	
                                     zu einer Einrichtung oder einem Dienstherrn außerhalb des Geltungsbereichs des KBG.EKD zugewiesen oder,

                                 

                                 	
                                     von ihrer dienstlichen Tätigkeit freigestellt sind,

                                 

                              

                           

                        

                        	
                            Kirchenbeamte und Kirchenbeamtinnen während der Probezeit,

                        

                        	
                            weitere Fallgruppen von Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen nach Festlegung des Oberkirchenrats.

                        

                     

                  

               

               
                     § 3
Anlassbeurteilung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Außer in regelmäßigen Zeitabständen können Kirchenbeamte und Kirchenbeamtinnen auch vor Entscheidungen über eine Versetzung,
                     Beförderung oder die Übertragung eines höherwertigen Amtes sowie bei Vorliegen eines besonderen dienstlichen oder persönlichen
                     Bedürfnisses dienstlich beurteilt werden. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ein besonderes dienstliches Bedürfnis liegt insbesondere dann vor, wenn das Gesamturteil einer Regelbeurteilung nicht den
                     Anforderungen entspricht. In diesem Fall erfolgt ein Jahr nach Ablauf des letzten Beurteilungszeitraums und bei unverändertem
                     Gesamturteil ggf. fortlaufend jährlich eine Anlassbeurteilung.
                  

               

               
                     § 4
Probezeitbeurteilung
                     

                  

                  Bei der Probezeitbeurteilung wird das Gesamtergebnis abweichend von § 5 so zusammengefasst, dass festgestellt wird, ob sich
                     der Kirchenbeamte oder die Kirchenbeamtin während der Probezeit bewährt hat und ob er oder sie für die Übernahme in das Kirchenbeamtenverhältnis
                     auf Lebenszeit geeignet ist. 
                  

               

               
                     § 5
Gesamturteil
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Gesamtergebnis der Regel- und der Anlassbeurteilung ist in einer der im Folgenden genannten Beurteilungen zusammenzufassen:
                     
                  

                  hervorragend

                  übertrifft erheblich die Anforderungen 

                  übertrifft die Anforderungen

                  entspricht voll den Anforderungen

                  entspricht noch den Anforderungen

                  entspricht nicht den Anforderungen.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Den in Absatz 1 genannten Beurteilungen von „übertrifft erheblich die Anforderungen“ bis „entspricht voll den Anforderungen“
                     darf gegebenenfalls der Zusatz „mit deutlicher Tendenz nach oben“ beigefügt werden. Anderslautende Zusätze sind unzulässig.
                  

               

               
                     § 6
Zuständigkeit, Beurteilungskommission, Verfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Verantwortlich für die Durchführung der Beurteilung ist
                  

                  
                     
                        	
                            der Direktor oder die Direktorin im Oberkirchenrat für die dort tätigen Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen,

                        

                        	
                            der zuständige Dezernent oder die zuständige Dezernentin im Oberkirchenrat für die außerhalb des Oberkirchenrats tätigen
                              Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen der Landeskirche einschließlich der Leiter und Leiterinnen der dem Oberkirchenrat nachgeordneten
                              Dienststellen, 
                           

                        

                        	
                            der Leiter oder die Leiterin des Rechnungsprüfungsamts der Landeskirche für die dort tätigen Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen
                              sowie der Präsident oder die Präsidentin der Landessynode für die Beurteilung des Leiters oder der Leiterin des Rechnungsprüfungsamtes
                              und seiner Stellvertretung,
                           

                        

                        	
                            der oder die Vorsitzende des vertretungsberechtigten Organs des Dienstherrn für die sonstigen Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen.
                              
                           

                        

                     

                  

                  Eine Delegation der Befugnisse ist nur mit Zustimmung des Oberkirchenrats möglich.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Beurteilungen der Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen (Absatz 1) werden auf der Grundlage von Entwürfen gefertigt, die
                     der oder die unmittelbare Vorgesetzte (z.B. Dezernent oder Dezernentin, Referent oder Referentin, Leiter oder Leiterin einer
                     Dienststelle) erstellt und auf dem Dienstweg den Verantwortlichen nach Absatz 1 zuleitet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Um einen möglichst einheitlichen Maßstab für die Beurteilung der Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen zu gewährleisten, bedürfen
                     die gemäß Absatz 1 erstellten Beurteilungen zu ihrer Wirksamkeit der Bestätigung einer vom Oberkirchenrat berufenen Kommission.
                     Wird eine Beurteilung nicht von der Mehrheit der Mitglieder der Kommission bestätigt, entscheidet der Direktor oder die Direktorin
                     im Oberkirchenrat, bei Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen des Rechnungsprüfungsamtes der Präsident oder die Präsidentin
                     der Landessynode.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Kommission besteht aus dem Direktor oder der Direktorin im Oberkirchenrat als dem oder der Vorsitzenden, dem Dezernenten
                     oder der Dezernentin des Oberkirchenrats für Recht, den Leitern oder Leiterinnen der Referate Dienstrecht und Personal, und
                     zwei von der Kirchenbeamtenvertretung benannten Kirchenbeamten oder Kirchenbeamtinnen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die von der Kirchenbeamtenvertretung, den benannten Mitglieder der Kommission werden für die Dauer von sechs Jahren bestellt.
                     Für den gleichen Zeitraum ist jeweils eine Person als erste und zweite Stellvertretung zu benennen. Die in Absatz 4 Satz 1 genannten Personen werden im Falle der Verhinderung durch ihre ordentlichen Stellvertretungen vertreten. Dies gilt auch für
                     den Fall, dass ein Kommissionsmitglied als der oder die unmittelbare Vorgesetzte den Beurteilungsentwurf nach Absatz 2 erstellt
                     hat.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Beurteilungen sind spätestens bis zum 31. August (Beurteilungsstichtag 30. Juni) oder 28. Februar des Folgejahres (Beurteilungsstichtag
                     31. Dezember) dem Oberkirchenrat vorzulegen, der sie nach Vorprüfung unverzüglich an die nach Absatz 4 zuständige Kommission
                     zur Bestätigung weiterleitet.
                  

               

               
                     § 7
Beurteilung von Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen, 
die beurlaubt, abgeordnet oder zugewiesen sind
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Kirchenbeamte und Kirchenbeamtinnen, die beurlaubt, abgeordnet oder zugewiesen sind, werden gegebenenfalls auf Veranlassung
                     ihres Dienstherrn von dem Leiter oder der Leiterin der Dienststelle oder Einrichtung beurteilt, zu der sie beurlaubt, abgeordnet
                     oder zugewiesen sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Beurteilungen bedürfen der Bestätigung nach § 6 Absatz 3.
                  

               

               
                     § 8
Beurteilungsgespräch, Tätigkeits- und Aufgabenbeschreibung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Bevor eine Beurteilung weitergeleitet wird, führt der oder die Vorgesetzte mit dem oder der zu Beurteilenden ein eingehendes
                     Gespräch über alle für die Beurteilung wichtigen Gesichtspunkte, insbesondere über die Aufgabenbeschreibung, und teilt dem
                     oder der zu Beurteilenden den Beurteilungsentwurf mit. Der oder die zu Beurteilende kann während des Gesprächs gegen den Inhalt
                     des Beurteilungsentwurfs Einwendungen erheben, die der oder die Vorgesetzte prüft und falls sie von ihm oder ihr für gerechtfertigt
                     gehalten werden, berücksichtigt. Der Vorschlag für das Gesamturteil wird auf einem gesonderten Blatt der Beurteilung erst
                     bei der Weiterleitung an die nach §§ 2 und 3 zuständigen Stellen beigefügt. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Sofern kein Geschäftsverteilungsplan und keine Aufgabenbeschreibung vorhanden sind, soll der Kirchenbeamte oder die Kirchenbeamtin
                     eine Aufstellung der ihm oder ihr übertragenen Aufgaben erstellen. Diese Aufstellung wird dem Beurteilungsentwurf beigefügt
                     und muss Äußerungen des oder der Vorgesetzten für die Anforderungen und Schwierigkeiten des Arbeitsgebietes des oder der zu
                     Beurteilenden enthalten.
                  

               

               
                     § 9
Eröffnung der Beurteilung
                     

                  

                  Die Beurteilungen werden den Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen eröffnet, wenn sie gemäß §§ 6 Absatz 3, 11 Absatz 4 oder
                     7 Absatz 2 bestätigt sind.
                  

               

               
                     § 10
Beurteilung Schwerbehinderter
                     

                  

                  Bei der Beurteilung der Leistung Schwerbehinderter sind die Richtlinien des Oberkirchenrats über die Fürsorge für Schwerbehinderte
                     kirchliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Bereich der Evangelischen Landeskirche in Württemberg in der jeweils geltenden
                     Fassung zu beachten.
                  

               

               
                     § 11
Beurteilung von Lehrkräften an Schulen – unbeschadet ihrer Trägerschaft
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für die Beurteilung der Lehrkräfte an kirchlichen Schulen gilt die Verwaltungsvorschrift „Beratungsgespräch und dienstliche
                     Beurteilung der Lehrkräfte an öffentlichen Schulen des Landes Baden-Württemberg“ vom 21. Juli 2000 (K. u. U. 2000 S. 280,
                     zuletzt geändert durch VwV vom 10. August 2009, K. u. U. 2009 S. 200) in der jeweils geltenden Fassung entsprechend, soweit
                     sich nicht aus Kirchengesetzen oder aus dieser Verordnung etwas anderes ergibt. Lehrkräfte an kirchlichen Schulen sind jeweils
                     in dem Jahr dienstlich zu beurteilen, in dem auch die Lehrkräfte an Schulen des Landes Baden-Württemberg periodisch beurteilt
                     werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Verantwortlich für die Durchführung der Beurteilung der kirchlichen Lehrkräfte an Schulen ist der oder die Vorsitzende des
                     vertretungsberechtigten Organs des Schulträgers. Der Schulleiter oder die Schulleiterin erstellt die Beurteilung. Der oder
                     die Vorsitzende des vertretungsberechtigten Organs des Schulträgers und der Schulleiter oder die Schulleiterin verantworten
                     die Beurteilung gemeinsam durch Unterschrift. Der oder die Vorsitzende des vertretungsberechtigten Organs des Schulträgers
                     hat das Recht, die Beurteilung des Schulleiters oder der Schulleiterin nach dessen oder deren Anhörung unter Anfügung einer
                     schriftlichen Begründung abzuändern. Der oder die Vorsitzende des vertretungsberechtigten Organs des Schulträgers kann seine
                     oder ihre Befugnisse auf ein anderes Mitglied des Organs übertragen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Zuständig für die Beurteilung der Lehrkräfte im Kirchenbeamtenverhältnis an öffentlichen Schulen ist der Schuldekan oder
                     die Schuldekanin. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Beurteilungen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Bestätigung einer Kommission, die aus den Dezernenten oder den Dezernentinnen
                     des Oberkirchenrats für Kirche und Bildung und Recht, dem Leiter oder der Leiterin des Referats Dienstrecht, zwei vom Oberkirchenrat
                     benannten Schulleitern oder Schulleiterinnen, zwei von der Evangelischen Schulstiftung in Württemberg benannten Lehrkräften
                     und einer von der Evangelischen Schulstiftung in Württemberg benannten Vertretung besteht. Die Kommission kann Beurteilungen
                     einschließlich des Gesamturteils abändern. Eine abgeänderte Beurteilung ist der Lehrkraft durch den Schulleiter bzw. die Schulleiterin
                     nochmals zu eröffnen. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         § 6 Absatz 5 gilt entsprechend. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Lehrkräfte, die ohne Dienstbezüge zu kirchlichen Schulen beurlaubt oder abgeordnet sind, werden nach Maßgabe dieser Verordnung
                     beurteilt. Für beurlaubte oder abgeordnete Lehrkräfte im Kirchenbeamtenverhältnis gilt § 7 Absatz 1 entsprechend. 
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Schulleiter und Schulleiterinnen an kirchlichen Schulen werden nicht beurteilt. 
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Bei Lehrkräften, deren Dienstherr die Evangelische Schulstiftung in Württemberg ist, erfolgt die Vorlage der Beurteilung
                     auf dem Dienstweg über die Evangelische Schulstiftung.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                         Die Vorschriften der §§ 2, 5, 6 Absätze 1 bis 4 und 7 Absatz 2 finden auf Lehrkräfte an kirchlichen Schulen keine Anwendung.
                  

               

               
                     § 12
Beschwerde
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Hält der Kirchenbeamte oder die Kirchenbeamtin die Beurteilung für unzutreffend, so kann innerhalb eines Monats nach Eröffnung
                     der Beurteilung Beschwerde beim Oberkirchenrat erhoben werden. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Nach Entscheidung des Oberkirchenrats oder sechs Monate nach Stellung des Antrags gemäß Absatz 1 kann der Kirchenbeamte oder
                     die Kirchenbeamtin das Verwaltungsgericht der Evangelischen Landeskirche in Württemberg anrufen und geltend machen, er oder
                     sie sei durch die Entscheidung des Oberkirchenrats oder infolge Unterlassung der Entscheidung in seinen oder ihren Rechten
                     verletzt. 
                  

               

            

         

      

      
            II. Beförderung

         

         
                     § 13
Laufbahnrecht
                     

                  

                  Das Laufbahnrecht für die Beamten und Beamtinnen des Landes Baden-Württemberg gilt für die Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen
                     entsprechend, soweit sich nicht nach kirchlichem Recht etwas anderes ergibt.
                  

               

               
                     § 14
Besoldungsgruppen und Dienstpostenbewertung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Kirchenbeamte und Kirchenbeamtinnen sind in Besoldungsgruppen einzuweisen, die der staatlichen Besoldungsordnung entsprechen,
                     sofern die laufbahnrechtlichen Voraussetzungen und die entsprechenden Beförderungszeiten erfüllt sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für die Besoldung ist – vorbehaltlich besonderer Festlegung im Haushaltsgesetz – die jeweilige Bewertung des Dienstpostens
                     maßgebend. Die Bewertung der Dienstposten der Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen erfolgt, sofern nichts anderes bestimmt
                     ist, nach einem Punktesystem, in welchem die dem Kirchenbeamten oder der Kirchenbeamtin übertragenen Dienstaufgaben entsprechend
                     zu berücksichtigen sind. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Dienstpostenbewertung nach Absatz 2 erfolgt durch eine Kommission, die beim Oberkirchenrat gebildet wird. Der Kommission
                     gehören die Leiter oder Leiterinnen der Referate Dienstrecht, Arbeitsrecht und Personal des Oberkirchenrats, sowie je ein
                     Vertreter oder eine Vertreterin des Rechnungsprüfungsamtes und der Kirchenbeamtenvertretung an. Den Vorsitz in der Kommission
                     führt der Leiter oder die Leiterin des Referats Dienstrecht. Das Ergebnis der Dienstpostenbewertung bedarf bei landeskirchlichen
                     Dienstposten der Bestätigung durch den Oberkirchenrat, bei den übrigen Dienstposten durch das für Dienstrecht zuständige Dezernat.
                  

               

               
                     § 15
Beförderungsvoraussetzungen, Aufstieg
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Voraussetzungen für die Beförderung sind zum einen die Erfüllung der Mindestanforderungen nach den beamtenrechtlichen Laufbahnbestimmungen
                     des Landes Baden-Württemberg, die Erfüllung der sich aus der Anlage ergebenden Mindestbeförderungszeiten seit der letzten
                     Verleihung eines Amtes, eine entsprechend positive dienstliche Beurteilung und die stellenrechtliche Möglichkeit. Längere
                     Beförderungszeiten sind möglich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Beförderung soll nicht innerhalb von zwei Jahren vor Erreichen der Altersgrenze ausgesprochen werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Dienstzeiten, die nach den Mindestanforderungen gemäß Absatz 1 Satz 1 insgesamt Voraussetzung für eine Beförderung oder für
                     den Aufstieg sind, rechnen von der ersten Verleihung eines Amtes in der Laufbahngruppe. Zeiten, die nach dem Bestehen der
                     Laufbahnprüfung beim Land, bei einer Gemeinde, bei einem Landkreis, bei einer sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden
                     Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts oder bei einem kommunalen Landesverband oder im kirchlichen Dienst
                     im Angestelltenverhältnis zurückgelegt wurden, können angerechnet werden, wenn die Tätigkeit nach Art und Bedeutung mindestens
                     der Tätigkeit in einem Amt der betreffenden Laufbahn entsprochen hat und nicht schon auf die Probezeit angerechnet worden
                     ist. 
                  

                  Als Beförderungszeit gilt auch die Zeit eines Urlaubs

                  
                     
                        	
                            ohne Bezüge, wenn dieser überwiegend dienstlichen Interessen oder kirchlichen Belangen dient und dies bei Gewährung des Urlaubs
                              von der obersten Dienstbehörde oder der von ihr bestimmten Stelle schriftliche festgestellt worden ist, bis zu insgesamt zwei
                              Jahren, 
                           

                        

                        	
                            für die Tätigkeit in öffentlichen zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Organisationen oder zur Übernahme von Aufgaben
                              der Entwicklungshilfe 
                           

                        

                        	
                            wegen tatsächlicher

                           
                              
                                 	
                                     Betreuung und Pflege eines Kindes unter 18 Jahren

                                 

                                 	
                                     Pflege eines nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen sonstigen nahen Angehörigen, insbesondere aus dem Kreis der Eltern,
                                       Schwiegereltern, Ehegatten, Geschwister sowie volljährigen Kinder
                                    

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

                  bis zu zwei Jahren; der Zeitraum vermindert sich um Zeiten, die auf die Probezeit angerechnet worden sind. Das Nähere regelt
                     der Evangelische Oberkirchenrat im Einzelfall.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Dienstposten, die einer nächsthöheren Laufbahn zugeordnet sind, können, wenn sie nicht höchstens im Endamt des gehobenen
                     Dienstes besetzt werden, nur im Zusammenhang mit einem Laufbahnwechsel übertragen werden. Vor dem Laufbahnwechsel ist, nach
                     der Eignungsfeststellung, die erfolgreiche überwiegende Wahrnehmung von Aufgaben der nächsthöheren Laufbahn für die Dauer
                     von mindestens 18 Monaten erforderlich. Die Feststellung der Eignung erfolgt auf Antrag der jeweiligen Dienststellenleitung
                     durch die beim Oberkirchenrat gebildete Beurteilungskommission (§§ 6 und 11). Diese legt die Bewertungsmaßstäbe fest. Sie
                     kann den Laufbahnwechsel von der Erfüllung bestimmter Voraussetzungen abhängig machen. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Für den Aufstieg in den höheren Dienst ist mindestens das Gesamturteil „übertrifft erheblich die Anforderungen“ in den beiden
                     letzten periodischen Beurteilungen oder, mit Zustimmung der gemäß § 6 Absatz 1 verantwortlichen Person, in der letzten periodischen
                     Beurteilung und in einer, frühestens nach Ablauf eines weiteren achtzehnmonatigen Beurteilungszeitraums erstellten, Anlassbeurteilung
                     erforderlich. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         In den höheren Dienst kann ohne Eignungsfeststellung auch aufsteigen, wer einen vom Oberkirchenrat fachspezifisch anerkannten
                     Masterabschluss berufsbegleitend erworben und die erfolgreiche überwiegende Wahrnehmung von Aufgaben der nächsthöheren Laufbahn
                     für die Dauer mindestens eines Jahres erbracht hat. 
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Ein Kirchenbeamter oder eine Kirchenbeamtin kann mit Rückwirkung von höchstens drei Monaten, gerechnet vom Ersten des Monats,
                     in dem die Beförderung wirksam wird, in eine besetzbare Planstelle eingewiesen werden, wenn er oder sie während dieser Zeit
                     die Obliegenheiten dieses oder eines gleichwertigen Amtes wahrgenommen und die beamtenrechtlichen Voraussetzungen für die
                     Beförderung erfüllt hat. Die Zeit nach Satz 1 wird voll auf die Wartezeit für eine eventuelle Beförderung angerechnet. 
                  

               

               
                     § 16
Genehmigungsvorbehalt
                     

                  

                  Beschlüsse eines Kirchengemeinderats oder eines Kirchenbezirksausschusses über die Beförderung eines Kirchenbeamten oder einer
                     Kirchenbeamtin in eine höhere Besoldungsgruppe sowie über die Gewährung einer Zulage bedürfen der Genehmigung durch den Oberkirchenrat.
                     Dasselbe gilt für die Anstellung eines Kirchenbeamten oder einer Kirchenbeamtin durch eine Kirchengemeinde oder einen Kirchenbezirk.
                     Entsprechende Anträge auf Genehmigung der Beschlüsse sind rechtzeitig vor dem möglichen Anstellungszeitpunkt, bei Beförderungen
                     spätestens drei Monate vorher, auf dem Dienstweg beim Oberkirchenrat einzureichen. Mit dem Antrag ist eine Beurteilung nach
                     Abschnitt I dieser Verordnung vorzulegen.
                  

               

               
                     § 17
Inkrafttreten, Außer-Kraft-Treten,
Übergangsbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Diese Verordnung tritt zum 1. November 2012 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zum gleichen Zeitpunkt tritt die bisherige Verordnung über die Beurteilung und die Beförderung der Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen
                     vom 29. September 1998 (Abl. 58 S. 169), zuletzt geändert am 10. Juli 2007 (Abl. 62 S. 508) außer Kraft.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung auf Grund der letzten vorliegenden Beurteilung (Regel- oder Anlassbeurteilung)
                     laufenden Beförderungszeiten dürfen nicht überschritten werden.
                  

               

            

         

      

      
            Anlage

         

         
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Gesamturteil nach § 5  
                                 

                              
                              	
                                 Punkte

                              
                           

                           
                              	
                                 hervorragend

                              
                              	
                                 9

                              
                           

                           
                              	
                                 übertrifft erheblich die Anforderungen mit deutlicher Tendenz nach oben

                              
                              	
                                 8

                              
                           

                           
                              	
                                 übertrifft erheblich die Anforderungen

                              
                              	
                                 7

                              
                           

                           
                              	
                                 übertrifft die Anforderungen mit deutlicher Tendenz nach oben

                              
                              	
                                 6

                              
                           

                           
                              	
                                 übertrifft die Anforderungen

                              
                              	
                                 5

                              
                           

                           
                              	
                                 entspricht voll den Anforderungen mit deutlicher Tendenz nach oben

                              
                              	
                                 4

                              
                           

                           
                              	
                                 entspricht voll den Anforderungen

                              
                              	
                                 3

                              
                           

                           
                              	
                                 entspricht noch den Anforderungen

                              
                              	
                                 2

                              
                           

                           
                              	
                                 entspricht nicht den Anforderungen

                              
                              	
                                 1

                              
                           

                        
                     

                  

                  Mindestbeförderungszeiten ab dem Zeitpunkt der letzten Verleihung eines Amtes entsprechend § 15 der Verordnung über die Beurteilung und Beförderung der Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen1

                  
                     
                        
                           
                              	
                                 Gesamturteil nach § 5/
Punkte
                                 

                              
                              	
                                 9

                              
                              	
                                 8

                              
                              	
                                 7

                              
                              	
                                 6

                              
                              	
                                 5

                              
                              	
                                 4

                              
                              	
                                 3

                              
                              	
                                 2 und 1

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Jahre/Monate

                              
                              	
                                 Jahre /Monate

                              
                              	
                                 Jahre/Monate

                              
                              	
                                 Jahre/Monate

                              
                              	
                                 Jahre/Monate

                              
                              	
                                 Jahre/Monate

                              
                              	
                                 Jahre/Monate

                              
                              	
                                 Keine Beförderung

                              
                           

                           
                              	
                                 A 8

                              
                              	
                                 1

                              
                              	
                                 1/3

                              
                              	
                                 1/6

                              
                              	
                                 2

                              
                              	
                                 2/6

                              
                              	
                                 3

                              
                              	
                                 3/6

                              
                              	
                                 -

                              
                           

                           
                              	
                                 A 9 m.D. 

                              
                              	
                                 1

                              
                              	
                                 1/5

                              
                              	
                                 1/10

                              
                              	
                                 2/5

                              
                              	
                                 3

                              
                              	
                                 3/9

                              
                              	
                                 4/6

                              
                              	
                                 -

                              
                           

                           
                              	
                                 A 10 m.D. 

                              
                              	
                                 1

                              
                              	
                                 1/8

                              
                              	
                                 2/4

                              
                              	
                                 3

                              
                              	
                                 3/8

                              
                              	
                                 4/7

                              
                              	
                                 5/6

                              
                              	
                                 -

                              
                           

                           
                              	
                                 A 11

                              
                              	
                                 1

                              
                              	
                                 1

                              
                              	
                                 1

                              
                              	
                                 1

                              
                              	
                                 1

                              
                              	
                                 1

                              
                              	
                                 1

                              
                              	
                                 -

                              
                           

                           
                              	
                                 A 12

                              
                              	
                                 1

                              
                              	
                                 1/7

                              
                              	
                                 2/2

                              
                              	
                                 2/9

                              
                              	
                                 3/4

                              
                              	
                                 4/2

                              
                              	
                                 5

                              
                              	
                                 -

                              
                           

                           
                              	
                                 A 13 g.D.

                              
                              	
                                 1/6

                              
                              	
                                 2/2

                              
                              	
                                 2/10

                              
                              	
                                 3/6

                              
                              	
                                 4/2

                              
                              	
                                 5/1

                              
                              	
                                 6

                              
                              	
                                 -

                              
                           

                           
                              	
                                 A 14 g.D.

                              
                              	
                                 3

                              
                              	
                                 4

                              
                              	
                                 5

                              
                              	
                                 6 

                              
                              	
                                 7

                              
                              	
                                 8/3

                              
                              	
                                 9/6

                              
                              	
                                 -

                              
                           

                           
                              	
                                 A 14 h.D.

                              
                              	
                                 1

                              
                              	
                                 1/5

                              
                              	
                                 1/10

                              
                              	
                                 2/5

                              
                              	
                                 3

                              
                              	
                                 3/9

                              
                              	
                                 4/6

                              
                              	
                                 -

                              
                           

                           
                              	
                                 A 15

                              
                              	
                                 1

                              
                              	
                                 1/10

                              
                              	
                                 2/8

                              
                              	
                                 3/6

                              
                              	
                                 4/4

                              
                              	
                                 5/5

                              
                              	
                                 6/6

                              
                              	
                                 -

                              
                           

                           
                              	
                                 A 16

                              
                              	
                                 2/6

                              
                              	
                                 3/5

                              
                              	
                                 4/4

                              
                              	
                                 5/3

                              
                              	
                                 6/2

                              
                              	
                                 7/4

                              
                              	
                                 8/6

                              
                              	
                                 -

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Zur Vermeidung einer Doppelung des Textes wurde der Änderungsbefehl aus Artikel 1 der Verordnung des Oberkirchenrats
               zur Änderung der Verordnung über die Beurteilung und Beförderung der Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen vom 3. September
               2024 (Abl. 71 Nr. 70) von der Redaktion entsprechend ausgelegt.
            

         

      

   
      

      
         654. Arbeitszeit der Kirchenbeamten

      

      
         Verordnung des Oberkirchenrats vom 16. Januar 1989 (Abl. 53 S. 402), geändert durch Verordnung vom 15. Januar 1990 (Abl. 54
            S. 35), vom 13. November 1991 (Abl. 55 S. 9), vom 8. Januar 1996 (Abl. 57 S. 33), vom 11. Dezember 1996 (Abl. 57 S. 196),
            vom 10. Dezember 1997 (Abl. 58 S. 18), vom 19. Dezember 2000 (Abl. 59 S. 214), vom 30. September 2003 (Abl. 60 S. 331), vom 27. Oktober 2020 (Abl. 69 S. 2781) und vom 8. November 2021 (Abl. 69 S. 649).
         

      

      Aufgrund von § 42 Abs. 1 des Kirchenbeamtengesetzes2 wird folgendes verordnet:
      

      
                     § 1
Regelmäßige Arbeitszeit
                     

                  

                  
                     
                        	1.

                        	
                           


                           
                              
                                 	
                                    Die regelmäßige Arbeitszeit der beamtenrechtlich angestellten Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen beträgt ausschließlich der
                                       Pausen durchschnittlich 42,5 Stunden wöchentlich. Für die Berechnung des Durchschnitts der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit
                                       ist in der Regel ein Zeitraum von acht Wochen zugrunde zu legen. Bei Beamten, die ständig Wechselschicht- oder Schichtarbeit
                                       zu leisten haben, kann ein längerer Zeitraum zugrunde gelegt werden. Durch eine Dienstvereinbarung zwischen Dienststellenleitung
                                       und Mitarbeitervertretung nach den Bestimmungen des Mitarbeitervertretungsgesetzes kann im Rahmen der Bestimmungen des Arbeitszeitgesetzes
                                       der in Satz 2 genannte Zeitraum als Ausgleichszeitraum auch abweichend festgelegt werden. Regelungen zur Soll- und Regelarbeitszeit
                                       und zum zulässigen Umfang eines Über- und Unterschreitens der Regelarbeitszeit sind aufzunehmen.
                                    

                                 

                                 	
                                    Für die beamtenrechtlich angestellten Lehrkräfte gelten anstelle von Nummer 1 Buchstabe a) die Verordnung der Landesregierung
                                       über die Arbeitszeit der beamteten Lehrkräfte an öffentlichen Schulen in Baden-Württemberg (Lehrkräfte-ArbeitszeitVO) in der
                                       jeweils geltenden Fassung, soweit sich nicht nach kirchlichem Recht etwas anderes ergibt.
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	2.

                        	
                           


                           
                              
                                 	
                                    Durch eine Dienstvereinbarung nach den Bestimmungen des Mitarbeitervertretungsgesetzes zwischen Dienststellenleitung und Mitarbeitervertretung
                                       kann vereinbart werden, daß anstelle der Regelung nach Ziffer 1 a die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit 41 Stunden beträgt.
                                       In dieser Dienstvereinbarung sind auch Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit und der Pausen sowie die Verteilung der Arbeitszeit
                                       auf die einzelnen Wochentage (abgesehen von betrieblich bedingten kurzfristigen Abweichungen) zu regeln.
                                    

                                 

                                 	
                                    Können sich Dienststellenleitung und Mitarbeitervertretung über die Ausgestaltung der Dienstvereinbarung nicht einigen, gilt
                                       die unter Ziffer 1 a genannte Regelung.
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	3.

                        	
                           An Samstagen, Sonntagen und gesetzlichen Feiertagen ist dienstfrei, sofern nicht die dienstlichen Verhältnisse bei den einzelnen
                              Dienststellen und Einrichtungen etwas anderes erfordern.
                           

                        

                        	4.

                        	
                           


                           
                              
                                 	
                                    Die Arbeitszeit beginnt und endet an der Dienststelle.

                                 

                                 	
                                    Befinden sich Mitarbeitende auf Dienstreisen oder dienstlich angeordneten Fortbildungen außerhalb der üblichen Arbeitsstätte,
                                       wird an Dienstreise- oder Fortbildungstagen die tatsächliche Dauer der Veranstaltung und die Dauer der An- und Abreise angerechnet.
                                       An Dienstreise- oder Fortbildungstagen, die mit einer Übernachtung verbunden sind, wird der Anreisetag bis 24:00 Uhr angerechnet
                                       und der Folgetag ab 0:00 Uhr bis zum tatsächlichen Ende der Dienstreise oder, wenn eine weitere Übernachtung ansteht, wiederum
                                       bis 24:00 Uhr.
                                    

                                    Zur Abgeltung der Pausenzeiten gilt in diesen Fällen jedoch eine pauschale Begrenzung auf maximal 10 Stunden pro Arbeitstag.

                                    Befinden sich Mitarbeitende auf dienstlich angeordneten Fortbildungen innerhalb ihrer Dienststelle, wird die tatsächliche
                                       Dauer der Fortbildung angerechnet. Wird davor und/oder danach gearbeitet, wird die tatsächliche Arbeitszeit angerechnet. Zur
                                       Abgeltung der Pausenzeiten gilt auch hier eine pauschale Begrenzung auf maximal 10 Stunden pro Arbeitstag.
                                    

                                    Bei nicht dienstlich angeordneten, aber überwiegend dienstlich veranlassten Fortbildungen wird demgegenüber in jedem Fall
                                       maximal die Sollarbeitszeit angerechnet und an dienstfreien Tagen erfolgt keine Anrechnung auf die Arbeitszeit.
                                    

                                 

                                 	
                                    Der Dienstherr kann Telearbeit für Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte in entsprechender Anwendung der Arbeitsrechtlichen
                                       Regelung zur Telearbeit – Dienstzimmer im Privatbereich sowie Vereinbarung über die Einrichtung eines Telearbeitsplatzes vom
                                       16. Juli 2021 – Anlage 1.3.2 zur KAO – gewähren. Anstelle einer Vereinbarung gemäß §§ 8 und 9 der Anlage 1.3.2 zur KAO tritt
                                       eine Anordnung des Dienstvorgesetzen auf Antrag des oder der und im Einvernehmen mit dem Kirchenbeamten oder der Kirchenbeamtin.
                                       Die Gewährung der Aufwandsentschädigungen gemäß § 6 Absatz 6 der Anlage 1.3.2 zur KAO erfolgt im Rahmen des § 1 Absatz 1 KBVG,
                                       § 19 LBesGBW.3

                                 

                              

                           

                        

                        	5.

                        	
                           Bis zu zwei Arbeitszeitverkürzungstage im Kalenderhalbjahr können auch zum Arbeitszeitausgleich verwendet werden; im Übrigen
                              kann der Anspruch auf Freistellung nicht abgegolten werden.
                           

                        

                        	6.

                        	
                           Die Mittagspause beträgt täglich mindestens 30 Minuten, sie wird ebenso wie sonstige Pausen nicht auf die Arbeitszeit angerechnet.
                              Bei einer täglichen Arbeitszeit von mehr als neun Stunden ist eine Pause von mindestens 45 Minuten einzuhalten. Die Ruhepausen
                              können in Zeitabschnitten von jeweils mindestens 15 Minuten aufgeteilt werden.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 2
Arbeitszeitverkürzung durch freie Tage
                     

                  

                  
                     	
                        Der Mitarbeiter mit einer regelmäßigen Arbeitszeit nach § 1 Ziffer 1 a wird im ersten Kalenderhalbjahr an vier Arbeitstagen und im zweiten Kalenderhalbjahr an fünf Arbeitstagen unter Zahlung der
                           Dienstbezüge von der Arbeit freigestellt. Beginnt oder endet das Dienstverhältnis im Laufe des Kalenderhalbjahres, so beträgt
                           der Freistellungsanspruch 1/6 für jeden vollen Beschäftigungsmonat. Bruchteile von arbeitsfreien Tagen werden auf volle Stunden
                           aufgerundet.
                        

                     

                     	
                        Mitarbeiter, für die § 1 Ziffer 2 a Anwendung findet, werden in jedem Kalenderjahr an einem Arbeitstag unter Zahlung der Dienstbezüge von der Arbeit freigestellt.
                        

                     

                     	
                        Die Dauer der Freistellung beträgt bei der Fünftage-Woche höchstens 1/5 der für den Mitarbeiter geltenden durchschnittlichen
                           wöchentlichen Arbeitszeit. Ist die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit regelmäßig oder dienstplanmäßig
                           auf mehr oder weniger als fünf Arbeitstage in der Kalenderwoche verteilt, erhöht oder vermindert sich die Höchstdauer der
                           Freistellung nach Satz 1 entsprechend. Teilzeitbeschäftigte Mitarbeiter erhalten die arbeitsfreien Tage in gleichem Umfang
                           entsprechend dem Grad ihrer dienstlichen Inanspruchnahme.
                        

                     

                     	
                        Bei der zeitlichen Festlegung der arbeitsfreien Tage sind die Wünsche des Mitarbeiters zu berücksichtigen, es sei denn, daß
                           ihrer Berücksichtigung dringende dienstliche Belange oder Wünsche anderer Mitarbeiter, die unter sozialen Gesichtspunkten
                           Vorrang verdienen, entgegenstehen. Wird der Mitarbeiter an dem für die Freistellung vorgesehenen Tag aus dienstlichen Gründen
                           zur Arbeit herangezogen, ist die Freistellung innerhalb des gleichen Kalenderhalbjahres nachzuholen. Ist dies aus dienstlichen
                           Gründen nicht möglich, kann die Freistellung noch innerhalb der ersten zwei Monate des folgenden Kalenderjahres nachgeholt
                           werden. Eine Nachholung in anderen Fällen ist nicht zulässig.
                        

                     

                     	
                        Der Anspruch auf Freistellung kann nicht abgegolten werden.

                     

                     	
                        Diese Bestimmungen finden auf Lehrkräfte an Schulen keine Anwendung. Sie erhalten in jedem Schuljahr unterrichtsfreie Tage
                           nach Maßgabe der jeweils geltenden Bestimmungen über die Arbeitszeit der Lehrer an öffentlichen Schulen in Baden-Württemberg.
                        

                     

                  

               

               
                     § 3
Dienstfreie Tage
                     

                  

                  Der Gründonnerstag, der Heilige Abend sowie der 31. Dezember sind dienstfrei. Am Reformationsfest (31. Oktober) endet der
                     Dienst um 12 Uhr.
                  

               

               
                     § 4
Inkrafttreten/Übergangsbestimmungen
                     

                  

                  
                     	
                        Diese Regelungen treten zum 1. April 1989 in Kraft.

                     

                     	
                        Für das erste Halbjahr 1989 beträgt der Anspruch nach § 2 Ziffer 1 einschließlich der seit 1. Januar 1987 gewährten arbeitsfreien
                           Tage im Kalenderjahr 2 ½, für das erste Halbjahr 1990 4 ½ arbeitsfreie Tage.
                        

                     

                     	
                        Gleichzeitig treten die Bekanntmachungen des Oberkirchenrats vom 19. November 1985 (Abl. 51 S. 488) und vom 21. November 1986
                           (Abl. 52 S. 239) außer Kraft.
                        

                     

                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Entsprechend der Übergangsbestimmung aus Artikel 2 der Verordnung des Oberkirchenrats zur Änderung der Verordnung
               Arbeitszeit der Kirchenbeamten vom 27. Oktober 2020 (Abl. 69 S. 278) findet auf das Wochendeputat der vor Inkrafttreten dieser Verordnung beamtenrechtlich angestellten Religionspädagogen §
               1 Nummer 1 Buchstabe c) in der bis 31. August 2020 geltenden Fassung Anwendung: 
            

            „Das Wochendeputat der sonstigen beamtenrechtlich angestellten Lehrkräfte beträgt 25 Unterrichtsstunden. Bei Mitarbeitern
               nach Satz 1, deren Wochendeputat 16 oder mehr Wochenstunden beträgt und die an mehreren Schulen unterrichten, wird ihr Regelstundendeputat
               wie folgt ermäßigt:
            

            - wenn sie an drei Schulen unterrichten: um eine Wochenstunde,
- wenn sie an vier oder mehr Schulen unterrichten: um zwei Wochenstunden.
            

            Deputatsermäßigungen, die für Schwerbehinderte oder aus Altersgründen nach den folgenden Bestimmungen zusätzlich gewährt werden,
               bleiben hierbei außer Betracht.
            

            Unterricht an mehreren Schulen liegt vor, wenn die in Frage kommenden Schulen getrennten Schulleitungen unterstehen.

            Das Regelstundenmaß der vollbeschäftigten Lehrer – einschließlich der Teilzeitbeschäftigten mit einer Reduzierung um bis zu
               2 Wochenstunden – ermäßigt sich zu Beginn des Schuljahres, in dem sie das 60. Lebensjahr vollenden, um 2 Wochenstunden.
            

            Bei teilzeitbeschäftigten Lehrern mit mindestens einem halben Lehrauftrag ermäßigt sich das Regelstundenmaß zu Beginn des
               Schuljahres, in dem sie das 60. Lebensjahr vollenden, um 1 Wochenstunde.
            

            Bei schwerbehinderten Lehrkräften werden die Bestimmungen des Landes Baden-Württemberg über die Stundenermäßigung schwerbehinderter
               Lehrer in der jeweils geltenden Fassung sinngemäß angewandt. Das Nähere hierzu wird vom Oberkirchenrat bestimmt. Die Deputatsermäßigung
               wird anstelle des nach dem Schwerbehindertengesetz zustehenden Zusatzurlaubs gewährt.“
            

            Red. Anm.: Vgl. insoweit auch Übergangsbestimmung zum Regelstundenmaß (Abl. 57 S. 33):
„Bei vollbeschäftigten Lehrern, die vor dem 1. August 1996 das 55. Lebensjahr vollendet haben, bleibt das Wochendeputat weiterhin
               um zwei Wochenstunden ermäßigt, bei teilzeitbeschäftigten Lehrern mit mindestens einem halben Lehrauftrag beträgt die Ermäßigung
               eine Wochenstunde.“
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 650 dieser Sammlung. 
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Entsprechend der Übergangsbestimmung aus Artikel 2 der Verordnung des Oberkirchenrats zur Änderung der Verordnung
               Arbeitszeit der Kirchenbeamten vom 8. November 2020 (Abl. 69 S. 649, 650) bleiben Dienstvereinbarungen gemäß § 1 Nummer 4 Buchstabe c) der Verordnung Arbeitszeit der Kirchenbeamten in der bis zum 30. September 2021 geltenden Fassung bis zu deren
               Außerkrafttreten aufgrund wirksamer Kündigung in Kraft; § 36 Absatz 4 MVG.Württemberg bleibt unberührt.
            

         

      

   
      

      
         657. Kirchliche Verordnung über die Zuordnung 
der Ämter der Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen 
zu den Besoldungsgruppen 
sowie über die Amtsbezeichnungen 
der Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen
(Ämterzuordnungsverordnung – ÄZV)
         

      

      
         Vom 12. November 1996

      

      
         (Abl. 57 S. 194), geändert durch Kirchl. Verordnung vom 7. Februar 2011 (Abl. 64 S. 301), vom 4. Oktober 2012 (Abl. 65 S. 257), vom 15. Oktober 2018 (Abl. 68 S. 292), vom 20. September 2019 (Abl. 68 S. 645), vom 16. November 2022 (Abl. 70 S. 405)1,  vom 13. Mai 2024 (Abl. 71 Nr. 40) und vom 7. Oktober 2024 (Abl. 71 Nr. 68)
         

      

      Zur Ausführung von § 2 Kirchenbeamtenbesoldungs- und -versorgungsgesetz2 und von § 47 Kirchenbeamtengesetz3 wird nach Beratung gemäß § 39 Abs. 1 der Kirchenverfassung4 verordnet:
      

      
                     § 1
Allgemeine Ämterzuordnung
                     

                  

                  Die Ämter der Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen werden wie folgt zugeordnet:
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Besoldungsordnung A

                              
                           

                           
                              	
                                 1. Mittlerer Dienst

                              
                              	
                           

                           
                              	
                                 Besoldungsgruppe A 8:

                              
                              	
                                 Kirchenverwaltungshauptsekretär, Kirchenverwaltungshauptsekretärin

                              
                           

                           
                              	
                                 Besoldungsgruppe A 9:

                              
                              	
                                 Kirchenamtsinspektor, Kirchenamtsinspektorin

                              
                           

                           
                              	
                                 Besoldungsgruppe A 10:

                              
                              	
                                 Erster Kirchenamtsinspektor, Erste Kirchenamtsinspektorin

                              
                           

                           
                              	
                                 2. Gehobener Dienst

                              
                              	
                           

                           
                              	
                                 Besoldungsgruppe A 10:

                              
                              	
                                 Kirchenverwaltungsoberinspektor, Kirchenverwaltungsoberinspektorin

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Kirchenarchivoberinspektor, Kirchenarchivoberinspektorin

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Kirchenforstoberinspektor, Kirchenforstoberinspektorin

                              
                           

                           
                              	
                                 Besoldungsgruppe A 11:

                              
                              	
                                 Kirchenverwaltungsamtmann, Kirchenverwaltungsamtfrau

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Kirchenarchivamtmann, Kirchenarchivamtfrau

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Kirchenforstamtmann, Kirchenforstamtfrau

                              
                           

                           
                              	
                                 Besoldungsgruppe A 12:

                              
                              	
                                 Kirchenverwaltungsamtsrat, Kirchenverwaltungsamtsrätin

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Kirchenarchivamtsrat, Kirchenarchivamtsrätin

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Kirchenforstamtsrat, Kirchenforstamtsrätin

                              
                           

                           
                              	
                                 Besoldungsgruppe A 13:

                              
                              	
                                 Kirchenverwaltungsoberamtsrat, Kirchenverwaltungsoberamtsrätin

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Kirchenarchivoberamtsrat, Kirchenarchivoberamtsrätin

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Kirchenforstoberamtsrat, Kirchenforstoberamtsrätin

                              
                           

                           
                              	
                                 Besoldungsgruppe A 14:

                              
                              	
                                 Erster Kirchenverwaltungsoberamtsrat, Erste Kirchenverwaltungsoberamtsrätin

                                 Erster Kirchenarchivoberamtsrat, Erste Kirchenarchivoberamtsrätin

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Schuldekan, Schuldekanin5

                              
                           

                           
                              	
                                 3. Höherer Dienst

                              
                              	
                           

                           
                              	
                                 Besoldungsgruppe A 13:

                              
                              	
                                 Kirchenrechtsrat, Kirchenrechtsrätin

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Kirchenverwaltungsrat, Kirchenverwaltungsrätin

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Kirchenarchivrat, Kirchenarchivrätin

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Kirchenbibliotheksrat, Kirchenbibliotheksrätin

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Kirchenbaurat, Kirchenbaurätin

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Schulrat, Schulrätin

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Dozent, Dozentin6

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Studienleiter, Studienleiterin

                              
                           

                           
                              	
                                 Besoldungsgruppe A 14:

                              
                              	
                                 Kirchenoberrechtsrat, Kirchenoberrechtsrätin

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Kirchenoberverwaltungsrat, Kirchenoberverwaltungsrätin

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Kirchenoberarchivrat, Kirchenoberarchivrätin

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Kirchenoberbibliotheksrat, Kirchenoberbibliotheksrätin

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Kirchenoberbaurat, Kirchenoberbaurätin

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Kirchenoberschulrat, Kirchenoberschulrätin

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Dozent, Dozentin7

                              
                           

                           
                              	
                                 Besoldungsgruppe A 15:

                              
                              	
                                 Kirchenrechtsdirektor, Kirchenrechtsdirektorin

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Kirchenverwaltungsdirektor, Kirchenverwaltungsdirektorin

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Kirchenarchivdirektor, Kirchenarchivdirektorin

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Kirchenbibliotheksdirektor, Kirchenbibliotheksdirektorin

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Kirchenbaudirektor, Kirchenbaudirektorin

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Schuldekan, Schuldekanin8

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Dozent, Dozentin9

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Landeskirchenmusikdirektor, Landeskirchenmusikdirektorin10

                              
                           

                           
                              	
                                 Besoldungsgruppe A 16:

                              
                              	
                                 Kirchenoberrechtsdirektor, Kirchenoberrechtsdirektorin

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Kirchenoberverwaltungsdirektor, Kirchenoberverwaltungsdirektorin

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Kirchenoberarchivdirektor, Kirchenoberarchivdirektorin

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Kirchenoberbibliotheksdirektor, Kirchenoberbibliotheksdirektorin

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Kirchenoberbaudirektor, Kirchenoberbaudirektorin

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Landeskirchenmusikdirektor, Landeskirchenmusikdirektorin11

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Rektor, Rektorin der Evangelischen Hochschule Ludwigsburg

                              
                           

                           
                              	
                                 Besoldungsordnung B

                              
                           

                           
                              	
                                 Besoldungsgruppe B 3:

                              
                              	
                                 Oberkirchenrat, Oberkirchenrätin12

                              
                           

                           
                              	
                                 Besoldungsgruppe B 6:

                              
                              	
                                 Direktor im Oberkirchenrat, Direktorin im Oberkirchenrat

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 1a
Ämterzuordnung im Schuldienst
                     

                  

                  Die Ämter der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten als Lehrkräfte im Schuldienst werden entsprechend den Regelungen des Landes
                     Baden-Württemberg zugeordnet.
                  

               

               
                     § 2
Zusatz zur Amtsbezeichnung
                     

                  

                  Soweit nicht aus der Bezeichnung des Amtes der kirchliche Bezug deutlich wird, ist die Amtsbezeichnung mit dem Zusatz „i.
                     K.“ (im Kirchendienst) zu führen.
                  

               

               
                     § 3
Inkrafttreten, Übergangsbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1997 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In den Besoldungsgruppen A 9 und A 13 entscheidet der Oberkirchenrat über die Laufbahnzugehörigkeit des Kirchenbeamten oder
                     der Kirchenbeamtin. Solange die Entscheidung nicht getroffen wurde, bleibt der Kirchenbeamte oder die Kirchenbeamtin in der  Endbesoldungsgruppe seiner/ihrer bisherigen
                     Laufbahn.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        In den übrigen Ämtern führen alle Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen mit Inkrafttreten dieser Verordnung die nunmehr geltenden Amtsbezeichnungen.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Übergangsbestimmungen gemäß Artikel 2 Kirchliche Verordnung zur Änderung der Ämterzuordnungsverordnung vom 16. November 2022 (Abl. 70 S. 405) mit der Überleitungsübersicht in Anlage (zu Art. 2), (Abl. 70 S. 405, 406).
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 670 dieser Sammlung.
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 650 dieser Sammlung.
            

         

      

      4
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 1 dieser Sammlung.
            

         

      

      5
            Soweit nicht in Besoldungsgruppe A 15. [Red. Anm.: Amtliche Fußnotenzahl 1)]

         

      

      6
            Soweit nicht in Besoldungsgruppe A 14 oder A 15. [Red. Anm.: Amtliche Fußnotenzahl 2)]

         

      

      7
            Soweit nicht in Besoldungsgruppe A 13 oder A 15. [Red. Anm.: Amtliche Fußnotenzahl 3)]

         

      

      8
            Soweit nicht in Besoldungsgruppe A 14. [Red. Anm.: Amtliche Fußnotenzahl 4)]

         

      

      9
            Soweit nicht in Besoldungsgruppe A 13 oder A 14. [Red. Anm.: Amtliche Fußnotenzahl 5)]

         

      

      10
            Soweit nicht in Besoldungsgruppe A 16. [Red. Anm.: Amtliche Fußnotenzahl 6)]  
            

         

      

      11
            Soweit nicht in Besoldungsgruppe A 15. [Red. Anm.: Amtliche Fußnotenzahl 7)]

         

      

      12
            Mitglied des Oberkirchenrats gemäß § 36 Absatz 2 Kirchenverfassungsgesetz. [Red. Anm.: Amtliche Fußnotenzahl 8)]

         

      

   
      

      
         670. Kirchliches Gesetz über die Besoldung 
und Versorgung der Kirchenbeamten 
in der Evang. Landeskirche in Württemberg (Kirchenbeamtenbesoldungs- und 
-versorgungsgesetz – KBVG)
         

      

      
         Vom 4. März 1994

      

      
         (Abl. 56 S. 57), geändert durch Kirchl. Gesetz vom 22. September 1994 (Abl. 56 S. 181), vom 15. Juli 1995 (Abl. 56 S. 422),
            vom 29. Juni 2000 (Abl. 59 S. 116), vom 25. Oktober 2001 (Abl. 59 S. 403, 406), vom 30. November 2006 (Abl. 62 S. 166, 170) vom 30. November 2006 (Abl. 62 S. 319, 323), vom 25. Oktober 2007 (Abl. 62 S. 607), vom 22. November 2011 (Abl. 64 S. 527, 533), vom 8. Juli 2023 (Abl. 70 S. 699) und vom 28. März 2025 (Abl. 71 Nr. 143)
         

      

      Die Landessynode hat das folgende kirchliche Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird:

      
                     § 1
Grundbestimmung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kirchenbeamten der Evang. Landeskirche in Württemberg und der ihrer Aufsicht unterstehenden Körperschaften, Anstalten
                     oder Stiftungen des öffentlichen Rechts sowie ihre Hinterbliebenen erhalten Besoldung und Versorgung nach den für die Beamten
                     des Landes Baden-Württemberg jeweils geltenden Bestimmungen1, soweit durch Kirchengesetz oder aufgrund eines Kirchengesetzes nichts anderes bestimmt ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Oberkirchenrat kann durch Verordnung gemäß § 39 Abs. 1 der Kirchenverfassung2 bestimmen, daß Änderungen des Besoldungs- und Versorgungsrechts der Beamten des Landes Baden-Württemberg nicht oder nur teilweise
                     oder zu einem späteren Zeitpunkt für die Kirchenbeamten wirksam oder wieder ausgesetzt werden.3 Die Verordnung kann auch bestimmen, daß Stellenzulagen abweichend von den Besoldungsordnungen des Landes nicht oder in geringerer
                     Höhe gewährt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Besoldung und Versorgung von ordinierten Kirchenbeamten richtet sich nach den für die Pfarrer geltenden Bestimmungen.
                  

               

               
                     § 2
Grundgehalt
                     

                  

                  Der Kirchenbeamte erhält ein Grundgehalt. Die Einreihung in die Besoldungsordnungen A und B des Landesbesoldungsgesetzes Baden-Württemberg
                     sowie die Zuordnung der Ämter zu den einzelnen Besoldungsgruppen wird durch Verordnung gemäß § 39 Abs. 1 der Kirchenverfassung4 geregelt5.
                  

               

               
                     § 3
Grundsatz der funktionsgerechten Besoldung
                     

                  

                  Die Funktionen der Kirchenbeamten sind nach den mit ihnen verbundenen Anforderungen sachgerecht zu bewerten und Ämtern zuzuordnen.

               

               
                     § 4
Familienzuschlag
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für besoldungs- und versorgungsberechtigte Kirchenbeamte, deren Ehegatten Bezüge nach dem Pfarrbesoldungsgesetz erhalten,
                     sind die Bezüge so zu berechnen, wie wenn ihre Ehegatten Familienzuschlag erhalten würden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Besoldungs- und versorgungsberechtigte Kirchenbeamte, deren Ehegatten im nichtkirchlichen öffentlichen oder einem dem öffentlichen
                     oder kirchlichen Dienst vergleichbaren Dienst stehen, oder aus einem solchen Dienst nach beamtenrechtlichen Grundsätzen oder
                     nach einer Ruhelohnordnung versorgungsberechtigt sind, erhalten Familienzuschlag höchstens in dem Umfang, daß die Familienzuschläge
                     oder entsprechende Zuschläge beider Ehegatten zusammengerechnet nicht höher sind als der Betrag, der den beiden Ehegatten
                     nach § 41 Landesbesoldungsgesetz Baden-Württemberg in der jeweiligen Fassung zustehen würde, wenn sie beide im nichtkirchlichen
                     öffentlichen Dienst stünden. Entsprechendes gilt, wenn einer anderen Person der kinderbezogene Teil des Familienzuschlags
                     ab dem zweiten Kind zustünde.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Leistet das Kind eines Kirchenbeamten ein kirchliches Vorpraktikum ab und wird dem Kirchenbeamten das Bundeskindergeld für
                     dieses Kind nicht gezahlt, so wird dem Kirchenbeamten während dieser Zeit der erhöhte Familienzuschlag gewährt, soweit die
                     Einkünfte und Bezüge des Kindes die für die Gewährung des Kindergeldes geltenden Grenzen nicht überschreiten.
                  

               

               
                     § 4 a
Vermögenswirksame Leistungen
                     

                  

                  Die Kirchenbeamten und Empfänger von Versorgungsbezügen erhalten vermögenswirksame Leistungen. Die für die vergleichbaren
                     Beamten des Landes Baden-Württemberg6 jeweils geltenden Bestimmungen sind entsprechend anzuwenden.
                  

               

               
                     § 4 b
Reise- und Umzugskosten, Wohnungsfürsorge, Beihilfen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Kirchenbeamte erhält bei Umzügen und Reisen aus dienstlichem Anlass Umzugs- und Reisekostenvergütungen sowie bei Abordnung
                     und Versetzung Trennungsgeld nach Vorschriften, die der Oberkirchenrat durch Verordnung7 erlässt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die Wohnungsfürsorge gelten die vom Oberkirchenrat erlassenen Bestimmungen8.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Beihilfen in Geburts-, Krankheits-, Pflege- und Todesfällen werden nach den für die Beamten des Landes Baden-Württemberg geltenden
                     Vorschriften9 gewährt. Im Rahmen der allgemeinen Sorge für das Wohl des Kirchenbeamten und seiner Familie erhält der Kirchenbeamte Notstandsbeihilfen.
                     Der Oberkirchenrat kann hierfür Richtlinien erlassen.
                  

               

               
                     § 4 c
Jubiläumsgabe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kirchenbeamten erhalten anlässlich des 25-, 40- und 50-jährigen Dienstjubiläums eine Jubiläumsgabe.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die für die Beamten des Landes Baden-Württemberg geltenden Vorschriften10 sind entsprechend anzuwenden. Die Höhe der Jubiläumsgabe wird vom Oberkirchenrat allgemein festgesetzt.
                  

               

               
                     § 4 d
Prämien
                     

                  

                  Kirchenbeamten können für die Anwerbung von neuen Beschäftigten der Evangelischen Landeskirche in Württemberg und der Körperschaften,
                     Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, über die diese die Aufsicht führt, nach Maßgabe einer Dienstvereinbarung
                     gemäß § 36 Mitarbeitervertretungsgesetz11 im Rahmen einer Verordnung des Oberkirchenrats12 Prämien gewährt werden.
                  

               

               
                     § 5
Zusammentreffen von Versorgungsbezügen mit Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen, Renten oder Versorgungsbezügen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Bei Zusammentreffen von kirchlichen Versorgungsbezügen mit Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen oder Versorgungsbezügen gelten die Anrechnungs- und Ruhensvorschriften des Landes Baden-Württemberg entsprechend, mit der Maßgabe, dass öffentlicher Dienst im Sinne der Vorschriften auch die Beschäftigung bei öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaften und ihren Verbänden ist. Eine Rentenanrechnung entsprechend der Vorschrift des § 108 Landesbeamtenversorgungsgesetz Baden-Württemberg findet auch für erst ab dem 1. Januar 2012
                     vorhandene Kirchenbeamte Anwendung, falls Zeiten, für die ein gesetzlicher Rentenanspruch erworben wurde und für die ein kirchlicher
                     Dienstherr die gesamten Beitragsleistungen erbracht hat, als ruhegehaltfähig berücksichtigt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Bei Zusammentreffen von Versorgungsbezügen aus sonstigem öffentlichen Dienst mit kirchlichem Verwendungseinkommen wird jeweils
                     das kirchliche Verwendungseinkommen entsprechend gekürzt. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Wendet der frühere Dienstherr die Vorschriften über das Zusammentreffen von mehreren Versorgungsbezügen nicht an, so wird
                     jeweils der kirchliche Versorgungsbezug entsprechend gekürzt. 
                  

               

               
                     § 6

                  

                  (aufgehoben)

               

               
                     § 7
Gleichstellung
                     

                  

                  Dem kirchlichen Dienst im Sinne des § 5 steht die Tätigkeit im Dienst eines Arbeitgebers gleich, wenn dieser von der Evang. Landeskirche in Württemberg, einem Kirchenbezirk,
                     einer Kirchengemeinde oder einer sonstigen der Aufsicht der Landeskirche unterstehenden Körperschaft, Anstalt oder Stiftung
                     unmittelbar oder mittelbar Zuschüsse zu den Betriebskosten erhält oder wenn für ihn von der Evangelischen Landeskirche in
                     Württemberg eine Gewährsträgerschaft gegenüber der Zusatzversorgungskasse des Kommunalen Versorgungsverbandes Baden-Württemberg
                     übernommen wurde.
                  

                  Das gleiche gilt hinsichtlich der Evangelischen Kirche in Deutschland einschließlich ihrer Gliedkirchen.

               

               
                     § 8
Zusammentreffen von kirchlichen Bezügen mit Entschädigungen für Abgeordnete
                     

                  

                  Bei einem Zusammentreffen von kirchlichen Bezügen mit Entschädigungen oder Ruhegeldern für Abgeordnete des Europäischen Parlaments,
                     des Deutschen Bundestages oder des Parlaments eines Landes gilt § 5 Absätze 1 bis 3 entsprechend. Entschädigungen oder vergleichbare Bezüge gelten als Verwendungseinkommen, Ruhegelder oder entsprechende Bezüge
                     gelten als Versorgungsbezüge.
                  

               

               
                     § 8 a
Versorgung des Landesbischofs und der weltlichen Oberkirchenräte13

                  

                  Tritt der Landesbischof oder ein weltliches Mitglied des Oberkirchenrats nach einer Amtszeit von mindestens zehn Jahren in
                     den Ruhestand, wird den Versorgungsbezügen der Höchstruhegehaltssatz zu Grunde gelegt.
                  

               

               
                     § 9
Wartestand
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Kirchenbeamte im Wartestand erhält für den Monat, in dem ihm die Versetzung in den Wartestand zugegangen ist und die folgenden
                     sechs Monate noch seine bisherigen Dienstbezüge. Anschließend erhält er Wartestandsbezüge in Höhe von 80 v. H. seiner zuletzt
                     bezogenen Dienstbezüge.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zeiten des Wartestands sind nicht ruhegehaltfähig, können aber ganz oder teilweise als ruhegehaltfähig anerkannt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Ruhegehaltfähig sind über einen Monat hinausgehende Zeiten, in denen ein Wartestandsbeamter einen Dienstauftrag wahrnimmt,
                     in dem Umfang, der der dienstlichen Inanspruchnahme entspricht. Für Kirchenbeamte, denen ohne eigenen Antrag kein dem bisherigen
                     Beschäftigungsumfang entsprechender Dienstauftrag übertragen werden konnte, sind diese Zeiten in dem Umfang ruhegehaltsfähig,
                     der der dienstlichen Inanspruchnahme vor der Versetzung in den Wartestand entspricht.
                  

               

               
                     § 10
Verfügung über Dienstbezüge
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ein Kirchenbeamter kann durch schriftliche Erklärung gegenüber seinem Dienstherrn mit dessen Genehmigung auf einen Teil seiner
                     Dienstbezüge verzichten. Der Verzicht hat keine Auswirkungen auf die Versorgungsbezüge oder auf andere Ansprüche des Kirchenbeamten.
                     Der Verzicht kann jederzeit widerrufen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Dienstherr kann ein Aufrechnungs- oder Zurückbehaltungsrecht gegenüber Ansprüchen auf Dienstbezüge nur insoweit geltend
                     machen, als sie pfändbar sind. Diese Einschränkung gilt nicht, soweit gegen den Empfänger Ansprüche auf Schadensersatz wegen
                     vorsätzlicher unerlaubter Handlung gegeben sind.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Rückforderung zu viel gezahlter Dienst- oder Versorgungsbezüge richtet sich nach den allgemeinen Vorschriften über die
                     Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung. Der Kenntnis des Mangels des rechtlichen Grundes steht es gleich, wenn der
                     Mangel so offensichtlich war, daß der Empfänger ihn hätte erkennen müssen. Von der Rückforderung kann aus Billigkeitsgründen
                     mit Zustimmung des Oberkirchenrats ganz oder teilweise abgesehen werden.
                  

               

               
                     § 11
Zeitweilige Absenkung der Bezüge
                     

                  

                  Wenn die Haushaltslage der Landeskirche, der Kirchenbezirke und Kirchengemeinden es erfordert, können die Bezüge der Kirchenbeamten
                     einschließlich der Sonderzuwendung um bis zu 10 v. H. vom Grundgehalt für die Dauer von höchstens vier Jahren durch Verordnung
                     des Oberkirchenrats gesenkt werden. Familienstand und Unterhaltsverpflichtungen des Kirchenbeamten sind angemessen zu berücksichtigen.
                     Die Verordnung bedarf der Zustimmung der Landessynode.
                  

               

               
                     § 12
Übergangsbestimmungen
                     

                  

                  Waren die bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes gezahlten Dienst- und Versorgungsbezüge eines Anspruchsberechtigten höher
                     als die Bezüge, die ihm nach diesem Gesetz zustehen würden, so erhält er den Unterschiedsbetrag als persönliche Zulage solange,
                     bis seine Bezüge hinter den bisherigen nicht mehr zurückbleiben.
                  

               

               
                     § 13
Inkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1994 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Kirchliche Gesetz zur Änderung des Besoldungs- und Versorgungsrechts der Kirchenbeamten und der Pfarrer vom 20. Juli 1976
                     (Abl. 47 S. 106), zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom 2. März 1989 (Abl. 53 S. 594), tritt zu dem in Absatz 1 genannten
                     Zeitpunkt außer Kraft.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Vgl. Landesbesoldungsgesetz Baden-Württemberg und Landesbeamtenversorgungsgesetz Baden-Württemberg.

         

      

      2
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 1 dieser Sammlung.
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Gemäß Kirchlicher Verordnung vom 15. Mai 2013 (Abl. 65 S. 523) „wird bestimmt, dass Artikel 5 Nummer 1 des Haushaltsbegleitgesetzes 2013/14 des Landes Baden-Württemberg vom 18. Dezember
               2012 (GBl. S. 677) für Kirchenbeamte und Kirchenbeamtinnen nicht wirksam wird.“ Diese Verordnung trat am 1. Januar 2013 in
               Kraft und wurde durch Artikel 2 Kirchliches Gesetz zur wirkungsgleichen Übertragung des Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts
               vom 16. Oktober 2018 – 2 BvL 2/17 – in das kirchliche Besoldungsrecht vom 6. Juli 2019 (Abl. 68 S. 482) mit Wirkung vom 1. Januar 2013 aufgehoben.
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            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 1 dieser Sammlung.
            

         

      

      5
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 657 dieser Sammlung.
            

         

      

      6
            Red. Anm.: Vgl. § 85 und § 86 Landesbesoldungsgesetz Baden-Württemberg

         

      

      7
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 410 u. 411 und Nr. 416 u. 417 dieser Sammlung.
            

         

      

      8
            Red. Anm.: Abgedruckt unter  Nr. 415 dieser Sammlung.
            

         

      

      9
            Red. Anm.: Vgl. Beihilfeverordnung.

         

      

      10
            Red. Anm.: Vgl. § 82 Landesbeamtengesetz, Jubiläumsgabenverordnung.

         

      

      11
            Red. Anm.: Abgedruckt unter  Nr. 420 u. 421 dieser Sammlung.
            

         

      

      12
            Red. Anm.: Abgedruckt unter  Nr. 671 dieser Sammlung.
            

         

      

      13
            Red. Anm.: § 8a tritt zum 1. Januar 2008 in Kraft (Abl. 62 S. 319, 323): vgl. dort Übergangsbestimmung in Art. 14 Kirchliches Gesetz zur Änderung des Kirchenverfassungsgesetzes und anderer Gesetzes
               vom 30. November 2006.
            

         

      

   
      

      
         671. Verordnung des Oberkirchenrats über die Gewährung einer Prämie zur Mitarbeiterwerbung

      

      
         Vom 1. August 2023

      

      
         (Abl. 70 S. 701)
         

      

      Aufgrund von § 25 Absatz 4 Kirchenverfassungsgesetz1 wird gemäß § 4d Kirchenbeamtenbesoldungs- und -versorgungsgesetz2 verordnet:
      

      
                     § 1
Höhe der Prämie
                     

                  

                  Die Prämie zur Gewinnung neuer Beschäftigter kann für die Gewinnung von privatrechtlich angestellten Beschäftigten oder Kirchenbeamtinnen
                     und -beamten in einem Dienstverhältnis auf Probe, auf Zeit oder auf Lebenszeit in Höhe von maximal 1000 € und für die Gewinnung
                     von Auszubildenden oder Kirchenbeamtinnen oder Kirchenbeamten in einem Dienstverhältnis auf Widerruf in Höhe von maximal 500
                     € gewährt werden.
                  

               

               
                     § 2
Verfahren
                     

                  

                  Die Gewährung erfolgt nur nach Maßgabe einer Dienstvereinbarung gemäß § 36 Mitarbeitervertretungsgesetz3 entsprechend § 23 Absatz 5 KAO4 in Verbindung mit Anlage 1.2.6 zur KAO5.
                  

               

               
                     § 3
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 2023 in Kraft
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            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 1 dieser Sammlung.
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            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 670 dieser Sammlung.
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Abgedruckt unter  Nr. 420 u. 421 dieser Sammlung.
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         680. Kirchengesetz über das Verfahren zur Regelung der Arbeitsverhältnisse der privatrechtlich angestellten Mitarbeiter im
            kirchlichen Dienst (Arbeitsrechtsregelungsgesetz – ARRG)
         

      

      
         Vom 27. Juni 1980

      

      
         (Abl. 49 S. 125), geändert durch Kirchl. Gesetz vom 30. Juni 1983 (Abl. 50 S. 579, 610), vom 13. Juli 2001 (Abl. 59 S. 314, 334), vom 16. März 2007 (Abl. 62 S. 359)  vom 11. März 2016 (Abl. 67 S. 78)1, vom 25. November 2021 (Abl. 70 S. 1, 3) und vom 28. März 2025 (Abl. 71 Nr. 151)
         

      

      
            Abschnitt 1
Allgemeine Bestimmungen
            

         

         
                     § 1
Grundsatz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Kirchlicher Dienst ist durch den Auftrag der Verkündigung des Evangeliums in Wort und Tat bestimmt und auf ihn ausgerichtet.
                     Die Erfüllung dieses Auftrags erfordert von Mitarbeitenden und Leitungsorganen der Kirche, ihrer Diakonie und ihrer Mission
                     eine vertrauensvolle, partnerschaftliche Zusammenarbeit.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die gemeinsame Verantwortung für den Dienst der Kirche, ihrer Diakonie und ihrer Mission verbindet Dienstgeber und Mitarbeitende
                     zu einer Dienstgemeinschaft, die auch in der Gestaltung der verbindlichen Verfahren zur Regelung der Arbeitsbedingungen ihren
                     Ausdruck findet. Die Arbeitsbedingungen der Mitarbeitenden werden in einem kirchengemäßen Verfahren in Anlehnung an die §§ 2 bis 14 Arbeitsrechtsregelungsgrundsätzegesetz der EKD geregelt. Konflikte werden in einem neutralen und verbindlichen Schlichtungsverfahren und nicht durch Arbeitskampf
                     gelöst. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Gewerkschaften und gegnerfreie, nicht von Dienstgebern finanzierte Mitarbeiterverbände können sich in der Arbeitsrechtlichen
                     Kommission und in den Dienststellen sowie Einrichtungen koalitionsmäßig betätigen.
                  

               

               
                     § 2
Bildung und Aufgaben einer Arbeitsrechtlichen Kommission
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die Ordnung und Fortentwicklung der arbeitsrechtlichen Bedingungen der privatrechtlich angestellten Mitarbeiter im Haupt-
                     und Nebenberuf und der nichtbeamteten Mitarbeiter in der Ausbildung wird für den Bereich der Evang. Landeskirche in Württemberg
                     eine Arbeitsrechtliche Kommission gebildet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Kommission hat die Aufgabe, im Rahmen der Ordnung der Landeskirche arbeitsrechtliche Regelungen zu beschließen, die den
                     Inhalt, den Abschluß und die Beendigung von Arbeitsverträgen betreffen. Sie kann hierzu auf entsprechenden Antrag nach § 14 auch allgemein, in aufgrund allgemeiner Kriterien näher bestimmten Fällen oder im Einzelfall anderweitige kirchliche Arbeitsrechtsregelungen
                     oder sonstige tarifliche Regelungen, wie zum Beispiel die Arbeitsvertragsrichtlinien der Diakonie Deutschland oder den Tarifvertrag
                     für den öffentlichen Dienst, in der jeweils geltenden oder der zu einem bestimmten Zeitpunkt geltenden Fassung für anwendbar
                     erklären. Kommt ein Beschluss nach Satz 2 nicht zustande, kann der Schlichtungsausschuss (§ 16) angerufen werden, der endgültig entscheidet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Kommission wirkt darüber hinaus bei sonstigen Regelungen von arbeitsrechtlicher Bedeutung mit.
                  

               

               
                     § 3
Anwendung im Bereich des Diakonischen Werks
                     

                  

                  Dieses Gesetz gilt auch für den Bereich des Diakonischen Werks der evang. Kirche in Württemberg e. V., welches dies in seiner
                     Satzung vorsieht. Ausgenommen sind Werke, Anstalten und Einrichtungen selbständiger diakonischer Rechtsträger im Bereich der
                     Landeskirche, die überwiegend im Bereich der Äußeren Mission tätig sind oder deren Arbeit überwiegend durch Spenden ermöglicht
                     wird.
                  

               

               
                     § 4
Verbindlichkeit der arbeitsrechtlichen Regelungen, Anstellungsvoraussetzungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Nicht mehr anfechtbare Beschlüsse der Kommission und Entscheidungen des Schlichtungsausschusses zu § 2 Abs. 2 sind verbindlich. Sie gelten unmittelbar und können im Einzelfall nicht abbedungen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Es dürfen nur Arbeitsverträge abgeschlossen oder Änderungen bestehender Arbeitsverträge vorgenommen werden, die den auf diesen
                     Beschlüssen und Entscheidungen beruhenden Regelungen in der jeweils geltenden Fassung entsprechen. Abweichende Abmachungen
                     sind nur zulässig, soweit sie durch diese Beschlüsse und Entscheidungen gestattet sind.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Abschluss von Arbeits- oder Ausbildungsverträgen mit Mitarbeitenden, die wegen einer Straftat, die nach dem Achten Buch
                     Sozialgesetzbuch zum Ausschluss von Aufgaben in der Kinder- und Jugendhilfe führt, rechtskräftig verurteilt worden sind, kommt
                     nicht in Betracht. Über die Einleitung eines Strafverfahrens, das die Eignung für diese Aufgaben in Frage stellen kann, ist
                     Auskunft einzuholen. Vor der Anstellung hat sich der Dienstgeber ein erweitertes Führungszeugnis nach § 30a des Bundeszentralregistergesetzes
                     vorlegen zu lassen. In begründeten Ausnahmefällen kann eine Einstellung erfolgen, wenn ein beruflich bedingter Kontakt zu
                     Minderjährigen oder zu Volljährigen in Abhängigkeitsverhältnissen auszuschließen ist.
                  

               

               
                     § 5
Mitwirkung der Arbeitsrechtlichen Kommission bei der Fortentwicklung des kirchlichen Beamtenrechts und des Pfarrerdienstrechts
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Arbeitsrechtliche Kommission wirkt beratend mit bei der Vorbereitung allgemeiner Regelungen für das Dienstverhältnis der
                     Kirchenbeamten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei der Vorbereitung allgemeiner Regelungen für das Dienstverhältnis der Pfarrer wird die Arbeitsrechtliche Kommission gehört.
                  

               

               
                     § 6
Mitarbeiter
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Mitarbeiter im kirchlichen Dienst im Sinne der nachfolgenden Bestimmungen sind die von den Kirchengemeinden, den Kirchenbezirken,
                     ihren Verbänden und der Landeskirche sowie ihren rechtlich unselbständigen Einrichtungen und Werken privatrechtlich angestellten
                     Mitarbeiter und die Kirchenbeamten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Mitarbeiter im diakonischen Dienst im Sinne der nachfolgenden Bestimmungen sind die von den Mitgliedern des Diakonischen Werks
                     der evang. Kirche in Württemberg e. V. und von diesem selbst angestellten Mitarbeiter, soweit sie nicht unter Absatz 1 fallen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die besondere Rechtsstellung und die Ordnungen der Bruder- und Schwesternschaften werden durch dieses Gesetz nicht berührt.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 2
Arbeitsrechtliche Kommission
            

         

         
                     § 7
Zusammensetzung der Arbeitsrechtlichen Kommission
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Arbeitsrechtlichen Kommission gehören an:
                     
                        	
                           sechs Vertreter der Mitarbeiter im kirchlichen Dienst, und gegebenenfalls ein weiterer Vertreter gemäß § 8 Absatz 4 Satz 1 oder nach Buchstabe e Satz 1,
                           

                        

                        	
                           sechs Vertreter der Mitarbeiter im diakonischen Dienst, und gegebenenfalls ein weiterer Vertreter gemäß § 8 Absatz 4 Satz 3 oder nach Buchstabe e Satz 1,
                           

                        

                        	
                           sechs Vertreter von Leitungsorganen kirchlicher Körperschaften der Evangelischen Landeskirche in Württemberg und gegebenenfalls
                              ein weiterer Vertreter nach Buchstabe e Satz 2 und
                           

                        

                        	
                           sechs Vertreter von Leitungsorganen aus dem Bereich des Diakonischen Werks und gegebenenfalls ein weiterer Vertreter nach
                              Buchstabe e Satz 2.
                           

                        

                        	
                           Im Falle einer Mehrheit der Vertreter der Mitarbeitenden im diakonischen Dienst gegenüber den Vertretern der Mitarbeitenden
                              im kirchlichen Dienst oder umgekehrt infolge der Entsendung eines Vertreters nach § 8 Absatz 4 Satz 1 oder 3, wird die Parität durch Bestimmung eines Vertreters der jeweils anderen Seite gemäß § 8 Absatz 1 oder 2 wieder hergestellt. Im Falle einer Mehrheit der Vertreter der Mitarbeitenden im kirchlichen und diakonischen Dienst gegenüber
                              den Vertretern von Leitungsorganen infolge der Entsendung von Vertretern nach § 8 Absatz 4 und nach Satz 1 wird die Parität durch Bestimmung je eines zusätzlichen Vertreters gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe b und f wieder hergestellt.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für jedes Mitglied ist ein persönlicher Stellvertreter zu bestimmen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Mitglied der Kommission und Stellvertreter kann sein, wer
                     
                        	
                           zum Kirchengemeinderat in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg – oder bei freikirchlichen Rechtsträgern des Diakonischen
                              Werks zu entsprechenden Ämtern der jeweiligen Freikirche – wählbar ist und
                           

                        

                        	
                           beruflich oder ehrenamtlich im kirchlichen oder diakonischen Dienst eines Rechtsträgers steht, der nach § 2 Absatz 2 beschlossene arbeitsrechtliche Regelungen anwendet. Dies gilt nicht für nach § 8 Absatz 3 und 4 entsandte Vertreter.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 8
Vertreter der Mitarbeiter im kirchlichen und diakonischen Dienst
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Vertreter der Mitarbeiter im kirchlichen Dienst und ihre Stellvertreter werden von den Mitgliedern der Landeskirchlichen
                     Mitarbeitervertretung und ihren Stellvertretern (§ 54 MVG.Württemberg2) aus den nach §§ 6 und 7 Abs. 3 wählbaren Mitarbeitern gewählt. Das Wahlgremium soll nach Möglichkeit die verschiedenen kirchlichen Berufsgruppen berücksichtigen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Vertreter der Mitarbeiter im diakonischen Dienst und ihre Stellvertreter werden von der Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeitervertretungen
                     im Diakonischen Werk Württemberg (§ 54 c MVG.Württemberg3) aus den nach §§ 6 und 7 Abs. 3 wählbaren Mitarbeitern gewählt. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Gewerkschaften und nach ihrer Satzung allen Mitarbeitenden zugängliche, gegnerfreie und nicht von Dienstgebern finanzierte
                     Mitarbeiterverbände können ebenfalls Vertreter der Mitarbeitenden im kirchlichen oder diakonischen Dienst in die Arbeitsrechtliche
                     Kommission entsenden. Die Anzahl der von Gewerkschaften oder Mitarbeiterverbänden entsandten Vertreter an der Gesamtzahl der
                     Vertreter der Mitarbeitenden richtet sich nach dem jeweiligen zahlenmäßigen Verhältnis der im Zeitpunkt der Entsendung in
                     den Gewerkschaften und Mitarbeiterverbänden zusammengeschlossenen Mitarbeitenden gemäß § 7 Absatz 1 Buchstabe a oder b im Verhältnis zur jeweiligen Gesamtzahl der Mitarbeitenden gemäß § 7 Absatz 1 Buchstabe a oder b (Organisationsgrad). Für jeden Sitz ist ein Organisationsgrad ab einem Sechstel beziehungsweise
                     des entsprechenden Vielfachen hiervon erforderlich. Die Anzahl der in den Gewerkschaften oder Mitarbeiterverbänden zusammengeschlossenen
                     Mitarbeitenden ist gegenüber dem Vorsitzenden des Schlichtungsausschusses glaubhaft zu machen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Erreicht keine Gewerkschaft und kein Mitarbeiterverband einen Organisationsgrad von einem Sechstel, so kann eine Gewerkschaft
                     oder ein Mitarbeiterverband, in der oder dem mindestens 500 Mitarbeitende des kirchlichen Dienstes zusammengeschlossen sind,
                     abweichend von Absatz 3 Satz 2 und 3 zusätzlich zu den nach Absatz 1 und 2 Entsandten insgesamt einen Vertreter gemäß § 7 Absatz 1 Buchstabe a entsenden. Erreichen mehrere Gewerkschaften oder Mitarbeiterverbände die erforderliche Anzahl organisierter Mitarbeitender,
                     geht der Sitz an die Gewerkschaft oder den Mitarbeiterverband, in welcher oder welchem die meisten Mitarbeitenden zusammengeschlossen
                     sind. Satz 1 und 2 gelten für die Entsendung eines Vertreters gemäß § 7 Absatz 1 Buchstabe b und einem Zusammenschluss von jeweils mindestens 500 Mitarbeitenden des diakonischen Dienstes entsprechend.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Gewerkschaften und Mitarbeiterverbände können im gegenseitigen Einvernehmen gemeinsame Vertreter nach Absatz 3 oder 4 entsenden,
                     wenn sie gemeinsam den jeweils erforderlichen Organisationsgrad oder die erforderliche Anzahl organisierter Mitarbeitender
                     glaubhaft machen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Bei höchstens je einem Drittel der gewählten Vertreter der Mitarbeiter des kirchlichen und diakonischen Dienstes ist von den
                     Voraussetzungen nach § 7 Abs. 3 Buchst. a) abzusehen, wenn der Gewählte Glied einer christlichen Kirche oder Gemeinschaft ist, die der Arbeitsgemeinschaft Christlicher
                     Kirchen in Baden-Württemberg angeschlossen ist.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Gewerkschaften oder Mitarbeiterverbände nach Absatz 3, denen mindestens dreihundert Mitglieder aus dem kirchlichen und diakonischen
                     Dienst im Bereich der Landeskirche angehören, können den Wahlgremien (Absatz 1 und 2) Kandidaten vorschlagen.
                  

               

               
                     § 9
Vertreter von Leitungsorganen des kirchlichen und diakonischen Bereichs
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Aus dem Bereich der Leitungsorgane werden in die Arbeitsrechtliche Kommission entsandt:
                     
                        	
                           ein von der Landessynode gewählter Landessynodaler, der nicht Mitglied des Landeskirchenausschusses sein darf,

                        

                        	
                           zwei Vertreter des Oberkirchenrats, die von diesem bestimmt werden,

                        

                        	
                           ein Vertreter der Kirchenbezirke, der vom Oberkirchenrat mit Zustimmung des Landeskirchenausschusses berufen wird,

                        

                        	
                           ein Vertreter der Kirchengemeinden, der vom Oberkirchenrat mit Zustimmung des Landeskirchenausschusses berufen wird,

                        

                        	
                           ein Vertreter der Dienststellenleitungen kirchlicher Werke, Schulen und sonstiger landeskirchlicher Einrichtungen, der vom
                              Oberkirchenrat mit Zustimmung des Landeskirchenausschusses berufen wird,
                           

                        

                        	
                           sechs Vertreter von Leitungsorganen aus dem Bereich des Diakonischen Werks, die von einer Versammlung der Träger diakonischer
                              Einrichtungen gewählt werden.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Stellvertreter werden auf entsprechende Weise bestimmt.
                  

               

               
                     § 10
Amtsdauer
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission und ihre Stellvertreter werden zum 1. Januar nach den regelmäßigen Mitarbeitervertretungswahlen
                     (§ 15 Absatz 2 MVG.Württemberg4) für die Dauer von vier Jahren entsandt. Sie bleiben bis zur Bildung einer neuen Kommission im Amt. Das Mitglied gemäß § 9 Absatz 1 Buchstabe a und sein Stellvertreter werden zu Beginn der Amtszeit der Landessynode für deren Dauer entsandt. Sie bleiben bis zur Wahl
                     nach § 9 Absatz 1 Buchstabe a im Amt. Eine erneute Entsendung der bisherigen Mitglieder und ihrer Stellvertreter ist möglich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Amt eines Mitglieds oder Stellvertreters endet bei Wegfall einer Voraussetzung der Mitgliedschaft.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, so wird von dem Gremium oder der Stelle, die den Ausscheidenden gewählt oder berufen
                     hat, für den Rest der Amtszeit unverzüglich ein neues Mitglied entsandt; dasselbe gilt für die Stellvertreter. Bis zur Entsendung
                     des neuen Mitglieds tritt an die Stelle des ausgeschiedenen Mitglieds dessen Stellvertreter.
                  

               

               
                     § 11
Rechtsstellung der Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission sind unabhängig und an Weisungen nicht gebunden. Sie handeln in Bindung an
                     den Auftrag der Kirche und im Rahmen des in der Evangelischen Landeskirche und des in ihrer Freikirche geltenden Rechtes.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zur Sicherung der Unabhängigkeit der Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission gelten § 13 Absatz 1 bis 3 und 5; § 19 Absatz 1 bis 3 und §§ 20 bis 22 MVG. Württemberg5 entsprechend. An die Stelle der Mitarbeitervertretung tritt hierbei die Arbeitsrechtliche Kommission, an die Stelle des Kirchengerichts
                     in mitarbeitervertretungsrechtlichen Streitigkeiten der Schlichtungsausschuß nach diesem Gesetz, an die Stelle des Ersatzmitglieds
                     der Stellvertreter und an die Stelle der Dienststellenleitung der Oberkirchenrat oder der Vorstand des Diakonischen Werkes.
                     Die Schutzfrist im Falle des § 21 Absatz 2 MVG. Württemberg6 beträgt zwei Jahre; während dieser Zeit ist ausreichend Gelegenheit zur Wiedereingliederung und Anpassungsfortbildung zu
                     gewähren.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Anstelle der Dienstbefreiung nach § 19 Abs. 1 und § 19 Absatz 2 und 3 und § 20 MVG. Württemberg7 haben die Vertreter der kirchlichen und diakonischen Mitarbeiter Anspruch darauf, bis zur Hälfte vom Dienst freigestellt
                     zu werden. Über weitergehende Freistellungen und über die Freistellung von Stellvertretern beschließt die Arbeitsrechtliche
                     Kommission. Das Nähere regelt die Geschäftsordnung (§ 12 Abs. 9). Die Vertreter von Leitungsorganen erhalten für die Teilnahme an Sitzungen im erforderlichen Umfang Dienstbefreiung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Tätigkeit in der Kommission ist ehrenamtlich; sie gilt als Dienst im Sinne der Unfallfürsorgebestimmungen, die für das
                     jeweilige Mitglied gelten.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Mitglieder der Kommission werden vom Kirchenpräsidenten (Landesbischof) bei der ersten Sitzung verpflichtet.
                  

               

               
                     § 12
Geschäftsführung und Kosten der Arbeitsrechtlichen Kommission
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Vorsitzende des Schlichtungsausschusses beruft die Arbeitsrechtliche Kommission zu ihrer ersten Sitzung ein und leitet
                     diese bis zur Wahl des Vorsitzenden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Arbeitsrechtliche Kommission wählt aus ihrer Mitte für die Dauer eines Jahres einen Vorsitzenden und einen stellvertretenden
                     Vorsitzenden. Der Vorsitzende ist im jährlichen Wechsel aus der Gruppe der als Vertreter der Mitarbeiter im kirchlichen und
                     diakonischen Dienst entsandten Mitglieder (§ 7 Abs. 1 Buchst. a und b) bzw. aus der Gruppe der anderen Mitglieder der Kommission (§ 7 Abs. 1 Buchst. c und d) zu wählen. Der stellvertretende Vorsitzende ist aus der jeweils anderen Gruppe zu wählen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Arbeitsrechtliche Kommission wird durch den Vorsitzenden nach Bedarf unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Kommission
                     muß einberufen werden, wenn mindestens sechs Mitglieder es unter Angabe der Beratungsgegenstände beantragen. Die Einladungsfrist
                     beträgt – abgesehen von Eilfällen – drei Wochen. Die erforderlichen Arbeitsunterlagen sind mit der Einladung zu versenden.
                     Sie werden gleichzeitig der Landeskirchlichen Mitarbeitervertretung und der Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeitervertretungen
                     des Diakonischen Werks Württemberg überlassen; für die Vertraulichkeit gilt § 22 MVG.Württemberg8.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Vorsitzende stellt die Tagesordnung auf. Jedes Mitglied der Arbeitsrechtlichen Kommission hat das Recht, Gegenstände für
                     die Tagesordnung der Sitzungen vorzuschlagen. Auf Antrag von mindestens sechs Mitgliedern muß ein Gegenstand in die Tagesordnung
                     aufgenommen werden. Über Gegenstände, die nicht auf der Tagesordnung stehen, kann nur beraten und beschlossen werden, wenn
                     alle Erschienenen einverstanden sind.
                  

                  
                        (
                        4a
                        )
                        Ist ein Mitglied an der Sitzungsteilnahme verhindert, benachrichtigt es seinen Stellvertreter und die Geschäftsstelle. Ist
                     auch der Stellvertreter verhindert, lädt die Geschäftsstelle nach einer von jeder Gruppe (§ 7 Absatz 1) aus den Stellvertretern ihrer Mitglieder zu erstellenden Liste einen Stellvertreter.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Arbeitsrechtliche Kommission ist beschlußfähig, wenn mindestens sechzehn, im Falle einer Entsendung von Mitgliedern nach
                     § 8 Absatz 4 neunzehn Mitglieder oder deren Stellvertreter, darunter mindestens je die Hälfte der Mitglieder nach § 7 Abs. 1 Buchst. a und b und § 7 Abs. 1 Buchst. c und d einschließlich des Vorsitzenden oder seines Stellvertreters anwesend sind. Die Kommission kann im Einzelfall Beschlüsse ausnahmsweise
                     im schriftlichen Verfahren fassen, wenn dem Verfahren mindestens die Anzahl der für die Beschlussfähigkeit erforderlichen
                     Mitglieder zustimmen; Stellvertretung ist ausgeschlossen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Beschlüsse der Arbeitsrechtlichen Kommission bedürfen einer Mehrheit von vierzehn, im Falle einer Entsendung von Mitgliedern
                     nach § 8 Absatz 4 sechzehn Stimmen. Auf Antrag von drei Mitgliedern wird geheim  abgestimmt.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Über die Beschlüsse der Arbeitsrechtlichen Kommission ist eine Niederschrift zu fertigen. Diese ist vom Vorsitzenden und vom
                     Schriftführer, der nicht Mitglied der Kommission zu sein braucht, zu unterzeichnen und den Mitgliedern und ihren Stellvertretern
                     zu übermitteln.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Die Sitzungen der Kommission, der in ihr vertretenen Gruppen und etwa von ihr eingesetzten Ausschüsse sind nicht öffentlich.
                     Die Kommission kann zu diesen Sitzungen sachkundige Berater hinzuziehen.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                        Zur Regelung weiterer Einzelheiten der Geschäftsführung gibt sich die Arbeitsrechtliche Kommission eine Geschäftsordnung.
                  

                  
                        (
                        10
                        )
                        ,9Notwendige Kosten, die durch die Tätigkeit der Arbeitsrechtlichen Kommission entstehen, werden von der Landeskirche und vom
                     Diakonischen Werk je in ihrem Bereich getragen. Dazu gehören insbesondere die Kosten für die Vertretung freigestellter Mitglieder
                     der Kommission sowie die Kosten, die durch Hinzuziehung von Beratern entstehen, und die Kosten der Geschäftsführung. Für die
                     Tätigkeit der Vertreter der Leitungsorgane des kirchlichen und diakonischen Bereichs und deren Stellvertretungen erhält der
                     Anstellungsträger einen anteiligen pauschalen Kostenersatz pro Jahr. Der Oberkirchenrat und das Diakonische Werk legen diesen
                     jeweils für ihren Bereich fest. Die Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission erhalten Reisekostenvergütung nach den für
                     die Landessynode geltenden Bestimmungen. Bei Zweifeln über die Notwendigkeit entscheidet die Kommission.
                  

               

               
                     § 13
Geschäftsstelle der Arbeitsrechtlichen Kommission
                     

                  

                  Für die Tätigkeit der Arbeitsrechtlichen Kommission wird am Sitz des Oberkirchenrats eine Geschäftsstelle eingerichtet. Sie
                     untersteht dem Vorsitzenden der Kommission.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 3
Verfahren der Arbeitsrechtsregelung
            

         

         
                     § 14
Tätigkeit der Arbeitsrechtlichen Kommission
                     

                  

                  Im Rahmen ihrer Zuständigkeit wird die Arbeitsrechtliche Kommission tätig auf Antrag 

                  
                     
                        	
                           des Oberkirchenrats,

                        

                        	
                           der Landessynode,

                        

                        	
                           des Diakonischen Werks Württemberg, 

                        

                        	
                           der Landeskirchlichen Mitarbeitervertretung, 

                        

                        	
                           der Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeitervertretungen im Diakonischen Werk Württemberg, 

                        

                        	
                           einer Gewerkschaft oder eines Mitarbeiterverbands, die in der Arbeitsrechtlichen Kommission mitwirken oder in § 8 Absatz 7 genannt sind, im Falle des § 8 Absatz 5 auf entsprechenden gemeinsamen Antrag, 
                           

                        

                        	
                           oder auf eigenen Beschluss.

                        

                     

                  

               

               
                     § 15
Verfahren bei arbeitsrechtlichen Regelungen (§ 2 Abs. 2)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Beschlüsse der Arbeitsrechtlichen Kommission werden dem Oberkirchenrat und dem Diakonischen Werk zugestellt und von diesen,
                     sofern keine Einwendungen nach Absatz 2 erhoben werden, nach Maßgabe der für den jeweiligen Bereich geltenden Bestimmungen
                     veröffentlicht. Die Beschlüsse sind gleichzeitig dem Antragsteller, der Landeskirchlichen Mitarbeitervertretung und der Arbeitsgemeinschaft
                     der Mitarbeitervertretungen im Diakonischen Werk Württemberg mitzuteilen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gegen einen Beschluß der Arbeitsrechtlichen Kommission können mindestens sechs ihrer Mitglieder gemeinsam, die Landeskirchliche
                     Mitarbeitervertretung, die Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeitervertretungen im Diakonischen Werk Württemberg, eine in der Arbeitsrechtlichen
                     Kommission mitwirkende Gewerkschaft oder ein in der Arbeitsrechtlichen Kommission mitwirkender Mitarbeiterverband sowie die
                     in Absatz 1 Satz 1 genannten Stellen binnen einer Frist von einem Monat schriftlich Einwendungen erheben. Sie sind dem Vorsitzenden
                     der Kommission zuzustellen. Die Frist beginnt mit dem der Beschlußfassung folgenden Arbeitstag, für den Oberkirchenrat und
                     das Diakonische Werk mit Zugang des Beschlusses.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Werden Einwendungen erhoben, so beruft der Vorsitzende der Kommission unverzüglich eine Sitzung ein, in der erneut beraten
                     und beschlossen wird.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Mindestens sechs Mitglieder der Kommission oder die Landeskirchliche Mitarbeitervertretung, die Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeitervertretungen
                     im Diakonischen Werk Württemberg, eine in der Arbeitsrechtlichen Kommission mitwirkende Gewerkschaft oder ein in der Arbeitsrechtlichen
                     Kommission mitwirkender Mitarbeiterverband sowie eine der in Absatz 1 Satz 1 genannten Stellen können nach erneuter Beratung
                     und Beschlußfassung durch die Arbeitsrechtliche Kommission den Schlichtungsausschuß (§ 16) anrufen. Absatz 2 gilt entsprechend. Wird der Schlichtungsausschuß nicht angerufen, so ist der Beschluß nach Absatz 1 zu
                     veröffentlichen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Werden Einwendungen erhoben oder der Schlichtungsausschuß angerufen, so wird dadurch das Inkrafttreten der betreffenden Regelung
                     ausgesetzt.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Kommt in der Arbeitsrechtlichen Kommission kein Beschluß (§ 12 Abs. 6) zustande, so ist über diesen Gegenstand in einer weiteren Sitzung erneut zu beraten. Kommt auch in dieser Sitzung ein Beschluß
                     nicht zustande, so gilt Absatz 4 entsprechend.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 4
Schlichtungsausschuß
            

         

         
                     § 16
Zusammensetzung und Bildung des Schlichtungsausschusses
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zur Entscheidung in den Fällen des § 15 Abs. 4 und 6 wird ein Schlichtungsausschuß aus einem Vorsitzenden und acht Beisitzern gebildet. Die Mitglieder müssen zum Kirchengemeinderat
                     oder zu einem entsprechenden Amt in einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland oder in ihrer Freikirche wählbar
                     sein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Vorsitzende des Schlichtungsausschusses und sein Stellvertreter müssen die Befähigung zum Richteramt haben. Sie dürfen
                     weder haupt- noch nebenberuflich im kirchlichen oder diakonischen Dienst stehen, noch während der Dauer ihrer Amtszeit dem
                     Leitungsorgan einer kirchlichen Körperschaft oder eines anderen Trägers kirchlicher oder diakonischer Einrichtungen angehören.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Jede der in der Arbeitsrechtlichen Kommission vertretenen Gruppen (§ 7 Abs. 1) benennt zwei Beisitzer sowie einen ersten und einen zweiten Stellvertreter. Die Stellvertreter vertreten beide Beisitzer
                     der Gruppe. Beisitzer und Stellvertreter dürfen nicht Mitglied oder sachkundige Berater (§ 12 Absatz 8 Satz 2) der Arbeitsrechtlichen Kommission sein. Sie müssen seit mindestens einem Jahr im Dienst der Kirche oder Diakonie stehen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Vorsitzende des Schlichtungsausschusses und sein Stellvertreter werden von der Arbeitsrechtlichen Kommission mit einer
                     Mehrheit von drei Vierteln ihrer Mitglieder gewählt und vom Landesbischof ernannt. Wird der Schlichtungsausschuß oder sein
                     Vorsitzender angerufen, ohne daß Vorsitzender oder Stellvertreter ernannt sind, so werden sie vom Landeskirchenausschuß bestimmt,
                     jedoch nur für die zur Entscheidung anstehende Angelegenheit.
                  

               

               
                     § 17
Amtsdauer
                     

                  

                  Die Amtszeit der Mitglieder des Schlichtungsausschusses und ihrer Stellvertreter beträgt vier Jahre. Sie bleiben bis zur Bildung
                     des neuen Schlichtungsausschusses im Amt. Scheidet ein Mitglied oder ein stellvertretendes Mitglied vorzeitig aus, so wird
                     für den Rest der Amtszeit in entsprechender Anwendung von § 10 Abs. 3 Satz 1 ein neues Mitglied bzw. ein neuer Stellvertreter berufen oder ernannt. Das gleiche gilt, wenn bei einem Mitglied eine Voraussetzung
                     der Mitgliedschaft nicht vorlag oder weggefallen ist.
                  

               

               
                     § 18
Rechtsstellung der Mitglieder des Schlichtungsausschusses
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Mitglieder des Schlichtungsausschusses sind in ihrer Entscheidung unabhängig und an Weisungen nicht gebunden. Sie handeln
                     in Bindung an den Auftrag der Kirche und im Rahmen des geltenden Rechts.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die Beisitzer, soweit sie im kirchlichen oder diakonischen Dienst sind, gilt § 11 Abs. 2 entsprechend.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Mitglieder des Schlichtungsausschusses üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. Sie erhalten Reisekostenvergütung,  nach
                     den für die Mitglieder der Landessynode geltenden Bestimmungen. Der Vorsitzende und sein Stellvertreter erhalten eine Aufwandsentschädigung,
                     die vom Oberkirchenrat allgemein festgesetzt wird.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Vorsitzende und sein Stellvertreter werden vom Landesbischof, die Beisitzer vom Vorsitzenden des Schlichtungsausschusses
                     zur gewissenhaften Amtsführung verpflichtet.
                  

               

               
                     § 19
Verfahren und Geschäftsführung des Schlichtungsausschusses
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Schlichtungsausschuß hat die allgemeinen Grundsätze des gerichtlichen Verfahrens zu beachten. Er kann Einzelheiten in
                     einer Geschäftsordnung10 regeln.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Schlichtungsausschuß beschließt nach Anhörung der Beteiligten mit Stimmenmehrheit der Mitglieder in geheimer Beratung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Wortlaut der Entscheidungen des Schlichtungsausschusses ist in eine Niederschrift aufzunehmen, die vom Vorsitzenden zu
                     unterschreiben ist. In den Entscheidungen ist der Zeitpunkt des Inkrafttretens der Regelungen zu bestimmen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Entscheidungen des Schlichtungsausschusses werden dem Oberkirchenrat und dem Diakonischen Werk zugeleitet und von diesen
                     entsprechend § 15 Abs. 1 Satz 1 veröffentlicht.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Für den Schlichtungsausschuß wird beim Oberkirchenrat ein besonderes Sekretariat eingerichtet, das dem Vorsitzenden des Schlichtungsausschusses
                     untersteht. Das Sekretariat stellt den Schriftführer.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die Kosten der Arbeit des Schlichtungsausschusses einschließlich der Kosten des besonderen Sekretariats trägt die Landeskirche;
                     über die Notwendigkeit entscheidet der Vorsitzende.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 5
Übergangs- und Schlußbestimmungen
            

         

         
                     § 20
Nachprüfung der Mitgliedschaft
                     

                  

                  Bestehen Bedenken, ob die Voraussetzungen der Mitgliedschaft vorliegen, so entscheidet bei Mitgliedern der Arbeitsrechtlichen
                     Kommission der Schlichtungsausschuß, bei Mitgliedern des Schlichtungsausschusses das Verwaltungsgericht der Evangelischen
                     Landeskirche in Württemberg.
                  

               

               
                     § 21
Weitergeltung des kirchlichen Arbeitsrechts
                     

                  

                  Das im Bereich der Landeskirche und des Diakonischen Werks geltende Arbeitsrecht einschließlich des Vergütungsrechts gilt
                     weiter, bis abändernde Beschlüsse der Arbeitsrechtlichen Kommission oder Entscheidungen des Schlichtungsausschusses zu § 2 Abs. 2 in Kraft treten.
                  

               

               
                     § 22
Inkrafttreten
                     

                  

                  Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1981 in Kraft. § 23 Abs. 3 tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft.

               

            

         

      

      

      1
            [Red. Hinweis: Die bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes geltende Fassung des MVG.Württemberg ist als Nr. 420 u. 421_Archiv-2, die bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes geltende Fassung des ARRG Württemberg ist als Nr. 680_Archiv elektronisch archiviert; die Texte sind online verfügbar unter www.kirchenrecht-elk-wue.de].

            

            Red. Anm.: Gem. Artikel 3 des Kirchlichen Gesetzes zur Änderung der Gestaltung der arbeitsrechtlichen Regelung im Bereich
               der Evang. Landeskirche in Württemberg und des Diakonischen Werks der evang. Kirche in Württemberg e.V. (Arbeitsrechtsregelungsänderungsgesetz)
               gelten folgende Übergangsbestimmungen:
            

            

            § 1 Arbeitsrecht

            (1) Das im Bereich der Landeskirche und des Diakonischen Werks geltende Arbeitsrecht einschließlich des Vergütungsrechts gilt
               nach Maßgabe der Absätze 2 bis 4 weiter, bis abändernde Beschlüsse der Arbeitsrechtlichen Kommission oder Entscheidungen des
               Schlichtungsausschusses zu § 2 Absatz 2 ARRG in Kraft treten. 
(2) Wenn die Arbeitsrechtliche Kommission nichts anderes beschließt, gelten die bislang nach den Beschlüssen der Arbeitsrechtlichen
               Kommission zulässigen Vertragsgrundlagen, die durch eine nach § 36a Satz 1 erster Halbsatz MVG.Württemberg in der bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung getroffene Dienstvereinbarung festgelegt wurden, für die Einzelarbeitsverhältnisse
               mit der Dienststelle weiter. 
(3) Soweit in der bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung der Arbeitsvertragsrichtlinien Württemberg (AVR-WÜ)
               für die Anwendung bestimmter Arbeitsrechtsregelungen der Abschluss einer Dienstvereinbarung nach § 36 a MVG.Württemberg in der bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung notwendige Voraussetzung war, legt künftig die Arbeitsrechtliche
               Kommission auf entsprechenden Antrag nach § 14 fest, welche der in Betracht kommenden Arbeitsrechtsregelungen jeweils gilt. Kommt ein Beschluss nach Satz 1 nicht zustande,
               kann der Schlichtungsausschuss (§ 16) angerufen werden, der endgültig entscheidet. 
(4) Für Werke, Anstalten und Einrichtungen selbständiger diakonischer Rechtsträger im Bereich der Landeskirche und deren Dienststellenteile,
               die als Dienststelle gelten, welche Dienstvereinbarungen nach § 36 a Satz 1 zweiter Halbsatz MVG Württemberg in Verbindung mit § 4 Absatz 3 ARRG Württemberg in der bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung abgeschlossen haben, ist, unabhängig vom Zeitpunkt des Abschlusses
               der Dienstvereinbarung, ab Inkrafttreten dieses Gesetzes die Arbeitsrechtliche Kommission gemäß § 16 ARGG-EKD zuständig. Satz 1 gilt auch für Einrichtungen, die eine Dienstvereinbarung nach § 36 a Satz 1 erster Halbsatz MVG Württemberg abgeschlossen haben, in welcher eine Anwendung der Bücher III und IV AVR-Wü festgelegt ist; diese gelten fort, bis die Arbeitsrechtliche
               Kommission gemäß § 16 ARGG-EKD etwas anderes beschließt.
            

            § 2 Amtszeit 

            (1) Die erste Amtszeit der nach diesem Gesetz gebildeten Arbeitsrechtlichen Kommission und des Schlichtungsausschusses beginnt
               mit Ablauf der Amtszeit der zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes amtierenden Arbeitsrechtlichen Kommission nach
               dem Arbeitsrechtsregelungsgesetz in der bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung. 
(2) Bis zur Bildung der ersten Arbeitsrechtlichen Kommission nach diesem Gesetz werden deren Aufgaben von der nach dem Arbeitsrechtsregelungsgesetz
               in der bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fassung gebildeten Arbeitsrechtlichen Kommission der Landeskirche wahrgenommen.
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            Red. Anm.: Vgl. hierzu die Richtlinien zur Kostenbeteiligung für Aufgaben der Arbeitsrechtlichen Kommission vom 1. Oktober
               2004 (Abl. 61 S. 207).
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            Red. Anm.: Beschluss des Schlichtungsausschusses nach dem ARRG vom 8. Februar 2013. Bekanntmachung des Oberkirchenrats vom
               30. August 2013 (Abl. 65 S. 535), abgedruckt unter Nr. 683 dieser Sammmlung.
            

         

      

   
      

      
         683. Ergänzende Geschäftsordnung 
zu § 19 Abs. 1 ARRG1

      

      
         Bekanntmachung des Oberkirchenrats vom 30. August 2013 

      

      
          (Abl. 65 S. 535)
         

      

      

            
                  I. Einleitung und Gang des Schlichtungsverfahrens

               

               

               
                     § 1

                  

                  Anträge an den Schlichtungsausschuss nach dem ARRG bedürfen der Schriftform und sind von der Geschäftsstelle der Gegenseite
                     unter Setzung einer angemessenen Erwiderungsfrist von mindestens drei Wochen unverzüglich zuzustellen. Weitere Schriftsätze
                     müssen spätestens zwei Wochen vor dem anberaumten Termin der Geschäftsstelle zugegangen sein.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         In der Regel wird einer der ordentlichen (im Voraus festgelegten) Termine des Schlichtungsausschusses nach dem ARRG als Verhandlungstermin
                     festgesetzt. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Vorsitzende bzw. sein Stellvertreter kann, insbesondere bei Eilanträgen, eine außerordentliche Sitzung des Schlichtungsausschusses
                     nach dem ARRG einberufen, wenn anders eine angemessen zeitnahe Erledigung nicht zu erwarten ist.
                  

               

               
                     § 3

                  

                  Sachverständige können auf Antrag im Schriftsatz gemäß § 1 durch ausdrücklichen Beschluss des Vorsitzenden oder seines Stellvertreters zugelassen werden.
                  

               

            

            
                  II. Entscheidung im Schlichtungsverfahren

               

               

               
                     § 4

                  

                  Das Protokoll des Schlichtungsausschusses nach dem ARRG wird im Umlaufverfahren genehmigt bzw. korrigiert. Bei Nichtäußerung
                     innerhalb einer Frist von zwei Wochen gilt das Protokoll als genehmigt. 
                  

               

               
                     § 5

                  

                  Korrekturen bedürfen einer erneuten Versendung und Genehmigung im Umlaufverfahren, soweit nicht grundsätzliche Differenzen
                     auftreten, die eine erneute Beratung im Schlichtungsausschuss nach dem ARRG notwendig machen. Bei Nichtäußerung innerhalb
                     einer Frist von zwei Wochen gilt das Protokoll als genehmigt.
                  

               

               
                     § 6

                  

                  Auf Antrag des Antragstellers kann das Ruhen des Verfahrens angeordnet werden.

               

               Inkrafttreten: 8. Februar 2013

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Beschluss des Schlichtungsausschusses nach dem ARRG vom  8. Februar 2013.

         

      

   
      

      
         700. Kirchliche Anstellungsordnung (KAO)1

      

      
         Vom 10. November 2006

      

      
         (Abl. 62 S. 253), geändert durch Beschluss der Arbeitsrechtlichen Kommission vom 10. November 2006 (Abl. 62 S. 309), vom 8. Dezember 2006 (Abl. 62 S. 328), vom 16. Februar 2007 (Abl. 62 S. 380 und S. 399), vom 20. April 2007 (Abl. 62 S. 463), vom 22. Juni 2007 (Abl. 62 S. 519 und 521), vom 27. Juli 2007 (Abl. 62 S. 595), vom 5. Oktober 2007 (Abl. 62 S. 629, 631), vom 30. November 2007 (Abl. 63 S. 28), vom 29. Februar 2008 (Abl. 63 S. 94), vom 6. Juni 2008 (Abl. 63 S. 132), vom 18. Juli 2008 (Abl. 63 S. 144), vom 25. Juli 2008 (Abl. 63 S. 160), vom 28. August 2008 (Abl. 63 S. 149), vom 5. Dezember 2008 (Abl. 63 S. 302), vom 3. April 2009 (Abl. 63 S. 368), vom 24. Juli 2009 (Abl. 63 S. 565), vom 17. August 2009 (Abl. 63 S. 411), vom 4. Dezember 2009 (Abl. 64 S. 14), vom 12. Februar 2010 (Abl. 64 S. 64), vom 24. März 2010 (Abl. 64 S. 78), vom 16. Juli 2010 (Abl. 64 S. 177), vom 22. Oktober 2010 (Abl. 64 S. 286), vom 10. Dezember 2010  (Abl. 64 S. 312), vom 25. März 2011 (Abl. 64 S. 391), vom 20. Mai 2011 (Abl. 64 S. 398), vom 15. Juli 2011 (Abl. 64 S. 424, 429), vom 14. Oktober 2011 (Abl. 64 S. 538), vom 9. Dezember 2011 (Abl. 65 S. 13), vom 30. März 2012 (Abl. 65 S. 129), vom 19. Oktober 2012 (Abl. 65 S. 359), vom 18. Oktober 2013 (Abl. 65 S. 704), vom 21. Februar 2014 (Abl. 66 S. 90), vom 9. Mai 2014 (Abl. 66 S. 109 und S. 110), vom 11. Juli 2014 (Abl. 66 S. 146), vom 5. Dezember 2014 (Abl. 66 S. 305), vom 27. Februar 2015 (Abl. 66 S. 343), vom 10. Juli 2015 (Abl. 66 S. 481), vom 29. Februar 2016 (Abl. 67 S. 25, 26, 27), vom 22. April 2016 (Abl. 67 S. 88, 99), vom 15. Juli 2016 (Abl. 67 S. 110, 112 ff.), (Abl. 67 S. 150), vom 28. Oktober 2016 (Abl. 67 S. 312), vom 9. Dezember 2016 (Abl. 67 S. 355), vom 29. April 2016 (ABl. 67 S. 382), vom 7. Februar 2017 (Abl. 68 S. 102 und 104), vom 14. Juli 2017 (Abl. 67 S. 432, 434), vom 17. Juli 2017 (Abl. 68 S. 103, 104 und 105), vom 27. Oktober 2017 (Abl. 67 S. 546), vom 23. Februar 2018  (Abl. 68 S. 28), vom 30. Mai 2018 (Abl. 68 S. 60, 61, 68 und 74ff.), vom 4. Mai 2018 (Abl. 68 S. 152), vom 13. Juli 2018 (Abl. 68 S. 166), vom 19. Oktober 2018 (Abl. 68 S. 319 ff., ber. S. 402), vom 7. Dezember 2018 (Abl. 68 S. 367 f.), vom 22. Februar 2019 (Abl. 68 S. 488 ff.  u. 492), vom 19. Juli 2019 (Abl. 68 S. 513 ff., 525 ff. u. 527), vom 11. Oktober 2019 (Abl. 68 S. 741 ff.  u. 747 f.), vom 19. März 2020 (Abl. 69 S. 70f.), vom 23. April 2020 (Abl. 69 S. 82), vom 30. April 2020 (Abl. 69 S. 99), vom 15. Mai 2020 (Abl. 69 S. 102  u. Abl. 69 S. 108 ff.) vom 17. Juli 2020 (Abl. 69 S. 233), vom 6. Dezember 2019 (Abl. 69 S. 242 ff.), vom 7. Februar 2020 (Abl. 69 S. 245), vom 17. Juli 2020 (Abl. 69 S. 248 ff.), vom 9. Oktober 2020 (Abl. 69 S. 299 ff.), vom 11. Dezember 2020 (Abl. 69 S. 337), vom 29. Januar 2020 (Abl. 69 S. 397 und 398), vom 19. Februar 2021 (Abl. 69 S. 418 ff.), vom 23. April 2021 (Abl. 69 S. 432), vom 21. Mai 2021 (Abl. 69 S. 439), vom 21. Mai 2021 (Abl. 69 S. 459 ff.), durch Bekanntmachung von Tarifverträgen vom 25. Oktober 2020 (Abl. 69 S. 583 ff.), durch Beschluss der Arbeitsrechtlichen Kommission vom 16. Juli 2021 (Abl. 69 S. 612, 619 ff.), vom 15. Oktober 2021 (Abl 69 S. 646), durch Bekanntmachung von Tarifverträgen vom 25. Oktober 2020 (Abl. 69 S. 583, ber. S. 651; Abl. 69 S. 591), durch Beschluss der Arbeitsrechtlichen Kommission vom 10. Dezember 2021 (Abl. 70 S. 58, 59 f.), vom 18. Februar 2022 (Abl. 70 S. 113), vom 20. Mai 2022 (Abl. 70 S. 350, 354), vom 15. Juli 2022 (Abl. 70 S. 379  u. 387), vom 14. Oktober 2022 (Abl. 70 S. 409), vom 9. Dezember 2022 (Abl. 70 S. 463, 467), vom 23. Dezember 2022 (Abl. 70 S. 470), vom 17. Februar 2023 (Abl. 70 S. 516  u. 519), vom 12. Mai 2023 (Abl. 70 S. 691 u. 693), vom 14. Juli 2023 (Abl. 70 S. 708, u. 709), vom 20. Oktober 2023 (Abl. 70 S. 724 u. 725 u. 726), vom 8. Dezember 2023 (Abl. 71 Nr. 18), vom 16. Februar 2024 (Abl. 71 Nr. 32 u. Nr. 33), vom 17. Mai 2024 (Abl. 71 Nr. 49 u. Nr. 50 u. Nr. 51 u. Nr. 52 u. Nr. 53), vom 12. Juli 2024 (Abl. 71 Nr. 74 u. Nr. 75 u. Nr. 76), vom 18. Oktober 2024 (Abl. 71 Nr. 114 u. Nr. 115  u. Nr. 116), vom 13. Dezember 2024 (Abl. 71 Nr. 117 u. Nr. 118 u. Nr. 119 u. Nr. 120), vom 14. Februar 2025 (Abl. 71 Nr. 136 u. Nr. 137 u. Nr. 138 u. Nr. 139), vom 16. Mai 2025 (Abl.71 Nr. 163), vom 11. Juli 2025 (Abl. 71 Nr. 177) und vom 17. Oktober 2025 (Abl. 71 Nr. 220 u. Nr. 221 u. 222 u. 223 u. 224)
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      Die Arbeitsrechtliche Kommission hat gemäß § 2 Abs. 2 des Arbeitsrechtsregelungsgesetzes (ARRG2) vom 27. Juni 1980 (Abl. 49 S. 125 ff.) die folgende Anstellungs- und Vergütungsordnung für die privatrechtlich angestellten
         Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (nachstehend Beschäftigte genannt) im kirchlichen Dienst im Bereich der Evangelischen Landeskirche
         in Württemberg beschlossen:
      

      
            Abschnitt I
Allgemeine Vorschriften
            

         

         
                     § 1
Grundlegung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der kirchliche Dienst wird durch den Auftrag bestimmt, den die Kirche von ihrem Herrn erhalten hat und wie er in § 1 der Verfassung der Evangelischen Landeskirche in Württemberg beschrieben ist3. Die Beschäftigten haben den ihnen anvertrauten Dienst treu und gewissenhaft zu versehen und sich um fachliche Fortbildung
                     zu bemühen. In ihrem gesamten Verhalten innerhalb und außerhalb des Dienstes haben sie sich der besonderen Verantwortung bewusst
                     zu sein, die sie als beruflich im Dienst der Kirche stehende Beschäftigte übernommen haben. Je nach Aufgabenbereich übernehmen
                     die Beschäftigten Verantwortung für die glaubwürdige Erfüllung kirchlicher Aufgaben. Sie haben sich daher loyal gegenüber
                     der evangelischen Kirche zu verhalten, Schrift und Bekenntnis zu achten und die ihnen übertragenen Aufgaben im Sinne der Kirche
                     zu erfüllen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Rechte und Pflichten der Beschäftigten ergeben sich aus ihrem Arbeitsvertrag, der Dienstanweisung und aus den für ihren Dienst
                     geltenden Ordnungen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Treue und Gewissenhaftigkeit, die von den Beschäftigten erwartet wird, entspricht auf Seiten des Dienstgebers die Fürsorge
                     für sie, nämlich die Rechte und Belange der Beschäftigten zu wahren und ihnen die Erfüllung ihrer Dienstaufgaben im Rahmen
                     des Möglichen zu erleichtern.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Beschäftigte haben bei ihrer beruflichen und ehrenamtlichen Tätigkeit das Nähe- und Distanzempfinden des Gegenübers zu achten
                     (Abstandsgebot). Sexuelle Kontakte zu Personen, die zu ihnen in einem Obhutsverhältnis, in einer Seelsorgebeziehung oder in
                     einer vergleichbaren Vertrauensbeziehung stehen, sind ihnen untersagt. Macht- und Abhängigkeitsverhältnisse dürfen Beschäftigte
                     nicht zur Befriedigung eigener Interessen und Bedürfnisse, für sexuelle Kontakte oder andere grenzüberschreitende Verhaltensweisen
                     missbrauchen (Abstinenzgebot). Gleiches gilt für Beschäftigte, die im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit Kinder, Jugendliche
                     oder erwachsene Schutzbefohlene beaufsichtigen, betreuen, erziehen, unterrichten, ausbilden, pflegen oder die sonst auf Grund
                     der Art ihrer Tätigkeit mit Kindern, Jugendlichen oder erwachsenen Schutzbefohlenen Kontakt haben. Näheres regelt hierzu die
                     Anlage 1.1.3 zur KAO.
                  

                  

                  Protokollnotiz (KAO) zu § 1 Absatz 4:

                  Die allgemeinen Pflichten der Dienststellenleitungen ergeben sich aus § 2 Allgemeine Gewaltschutzbestimmungen und aus § 4 Absatz 2 Nr. 12 Satzung des Diakonischen Werks der evangelischen Kirche in Württemberg e. V.

               

               
                     § 1 a
Geltungsbereich
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Anstellungs- und Vergütungsordnung einschließlich der Anlagen ist auf alle privatrechtlichen Dienstverhältnisse der Beschäftigten anzuwenden, die von der Landeskirche, einer Kirchengemeinde oder von sonstigen
                     Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, die der Aufsicht der Landeskirche unterstehen, durch Dienstvertrag
                     angestellt sind oder angestellt werden.
                  

                  (1 a) Abweichend von Absatz 1 finden für die Beschäftigten der Stiftung Kirchliches Rechenzentrum Südwestdeutschland aufgrund
                     des Sitzes der Stiftung im Bereich der Evangelischen Landeskirche in Baden die von der Arbeitsrechtlichen Kommission der Evangelischen
                     Landeskirche in Baden beschlossenen Arbeitsrechtsregelungen Anwendung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Werden Pfarrer/Pfarrerinnen ausnahmsweise im Angestelltenverhältnis (§ 108 Abs. 1 Pfarrdienstgesetz der EKD4) beschäftigt, gelten die für die Pfarrer/Pfarrerinnen geltenden Bestimmungen entsprechend, soweit nicht staatliches Recht
                     entgegensteht oder kirchengesetzlich etwas anderes bestimmt ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Werden Kirchenbeamte/Kirchenbeamtinnen ausnahmsweise auf Zeit im Angestelltenverhältnis beschäftigt, gelten die für die Kirchenbeamten/Kirchenbeamtinnen
                     geltenden Bestimmungen entsprechend, soweit nicht staatliches Recht entgegensteht oder kirchengesetzlich etwas anderes bestimmt
                     ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Anstelle der Bestimmungen dieser Ordnung mit Ausnahme der § 1 Absatz 4, § 1 d und der Anlage 1.1.3 zur KAO finden für das Dienstverhältnis der Lehrkräfte an kirchlichen Schulen einschließlich Fachhochschulen und Hochschulen die
                     Bestimmungen des Landes Baden-Württemberg für vergleichbare Lehrkräfte in der jeweils geltenden Fassung sinngemäß Anwendung,
                     soweit für sie nicht Abs. 5 oder die von der Arbeitsrechtlichen Kommission beschlossene Regelung über den Umfang der Lehrverpflichtungen für die Lehrkräfte an der Hochschule für Kirchenmusik der Evangelischen Landeskirche
                        in Württemberg5 gilt. Für Lehrkräfte an kirchlichen Schulen, die die Anstellungsfähigkeit nach dem Kirchenbeamtengesetz erfüllen, gelten,
                     wenn sie die Übernahme in ein Kirchenbeamtenverhältnis beantragen, bis zur Übernahme in ein Kirchenbeamtenverhältnis auf Lebenszeit
                     die von der Arbeitsrechtlichen Kommission beschlossenen besonderen Vergütungsregelungen.6

                  
                        (
                        5
                        )
                        Werden beurlaubte oder zugewiesene Landesbeamte/Landesbeamtinnen während der Zeit ihrer Beurlaubung oder Zuweisung für den
                     Dienst in einer kirchlichen Dienststelle im Sinne von Absatz 1 beschäftigt, finden für ihr Dienstverhältnis anstelle dieser
                     Ordnung, mit Ausnahme des § 1 d, die für die Kirchenbeamten/Kirchenbeamtinnen auf Zeit geltenden Bestimmungen sinngemäß Anwendung. Satz 1 gilt bezüglich
                     der Versorgung mit der Maßgabe, dass der Versorgungsanspruch nur in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen den Versorgungsbezügen
                     des Landes und den entsprechenden Versorgungsbezügen der Kirchenbeamten/Kirchenbeamtinnen auf Zeit mit ruhegehaltsfähigen
                     Dienstbezügen in Höhe der zuletzt während der Beurlaubung bezahlten Vergütungen entsteht.
                  

                  Für ordinierte beurlaubte Landesbeamte/Landesbeamtinnen gelten die Sätze 1 und 2 mit der Maßgabe, dass für sie anstelle der
                     Dienst- und Versorgungsbezüge eines Kirchenbeamten/einer Kirchenbeamtin auf Zeit die Dienst- und Versorgungsbezüge eines Pfarrers/einer
                     Pfarrerin auf Zeit treten.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die nicht beamtenrechtlich angestellten Beschäftigten einer Körperschaft des öffentlichen Rechts im Anwendungsbereich dieser
                     Ordnung, die vollständig in eine ebensolche Körperschaft eingegliedert wird, treten mit der Umbildung kraft dieser Bestimmung
                     in den Dienst der aufnehmenden Körperschaft. Satz 1 gilt entsprechend, wenn im Rahmen des Anwendungsbereichs dieser Ordnung
                     eine Körperschaft mit einer oder mehreren anderen Körperschaften zu einer neuen Körperschaft zusammengeschlossen wird, wenn
                     aus einer Körperschaft oder aus Teilen einer Körperschaft eine oder mehrere neue Körperschaften gebildet werden oder wenn
                     Aufgaben einer Körperschaft vollständig oder teilweise auf eine oder mehrere andere Körperschaften übergehen. Die Sätze 1
                     und 2 gelten entsprechend für Stiftungen und Anstalten des öffentlichen Rechts, auf die diese Ordnung Anwendung findet.
                  

               

               
                     § 1 b
Ausnahmen vom Geltungsbereich
                     

                  

                  Diese Ordnung – mit Ausnahme des § 1 Absatz 4, § 1 d und der Anlage 1.1.3 zur KAO – ist nicht anzuwenden auf:
                     
                        	
                           Kirchenbeamtenverhältnisse.

                        

                        	
                           Volontärinnen/Volontäre

                        

                        	
                           (unbesetzt)

                        

                        	
                           (unbesetzt)

                        

                        	
                           Leiharbeitnehmerinnen/Leiharbeitnehmer von Personal-Service-Agenturen, sofern deren Rechtsverhältnisse durch Tarifvertrag
                              geregelt sind.
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte, für die Eingliederungsleistungen gewährt werden.

                        

                        	
                           Personen, die zu ihrer Rehabilitation oder Resozialisierung durch Beschäftigungs- und Arbeitstherapiemaßnahmen beschäftigt
                              werden, weil sie infolge einer körperlichen, geistigen, seelischen oder sonstigen Behinderung in ihrer Leistungsfähigkeit
                              beeinträchtigt sind.
                           

                        

                        	
                           Personen, die nicht in erster Linie aus Gründen der Erwerbstätigkeit beschäftigt werden, sondern überwiegend zu ihrer Betreuung.

                        

                        	
                           Geringfügig Beschäftigte im Sinne von § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV mit Ausnahme der Anlage 1.2.3 zur KAO.
                           

                        

                     

                  

                  Soweit und solange von der Arbeitsrechtlichen Kommission keine besonderen Regelungen getroffen sind, können für Beschäftigungsverhältnisse
                     nach den Buchstaben e) bis h) gemäß § 40 Buchstabe p) MVG.Württemberg7 zwischen Dienststellenleitung und Mitarbeitervertretung Stundenvergütungen vereinbart werden, die sich an den örtlich für
                     den öffentlichen Dienst geltenden Bestimmungen orientieren.
                  

               

               
                     § 1 c
Anwendung tariflicher Bestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Auf die Dienstverhältnisse der Beschäftigten nach § 1 a dieser Ordnung finden die Bestimmungen des Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst (TVöD) vom 13. September 2005 in der
                     für den Bereich der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände (Tarifgebiet West – Landesbezirk Baden-Württemberg) jeweils geltenden Fassung, sowie die Vergütungstarifverträge zum TVöD und
                     die den TVöD ergänzenden Tarifverträge entsprechende Anwendung. Dies gilt nicht, wenn in dieser Ordnung etwas anderes bestimmt
                     ist oder im Fall künftiger Änderungen oder Ergänzungen der genannten Tarifverträge bestimmt wird.
                  

                  § 1 TVöD sowie die besonderen Teile zum TVöD finden keine Anwendung.

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Tarifverträge werden der Geschäftsstelle der Arbeitsrechtlichen Kommission durch den Evangelischen Oberkirchenrat oder
                     die Landeskirchliche Mitarbeitervertretung schnellstmöglich nach der Veröffentlichung der rechtswirksam unterzeichneten Tarifverträge
                     (z. B. durch die Gewerkschaft Ver.di oder die Vereinigung Kommunaler Arbeitgeberverbände – Landesbezirk Baden-Württemberg)
                     zur Zustellung an die in § 15 Abs. 1 Arbeitsrechtsregelungsgesetz (ARRG)8 Genannten zugeleitet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Haben sechs Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission oder eine der in § 15 Abs. 1 ARRG9 genannten Stellen Bedenken, neue Tarifverträge ganz oder teilweise zu übernehmen (Abs. 1 Satz 2), ist binnen einer Frist
                     von 2 Monaten nach Zustellung des Textes des jeweiligen Tarifvertrages durch die Geschäftsstelle der Arbeitsrechtlichen Kommission
                     die Behandlung dieses Tarifvertrags in der Arbeitsrechtlichen Kommission gem. § 15 ARRG10 zu beantragen und zu begründen.
                  

                  Ein Verzicht auf die Einspruchsfrist ist möglich. Bis zur rechtskräftigen Entscheidung der Arbeitsrechtlichen Kommission oder
                     des Schlichtungsausschusses nach dem ARRG11 gilt das bisherige Recht.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Nach Ablauf der in den Absätzen 1 und 3 genannten Tarifverträge oder Teile derselben gelten diese solange weiter, bis sie
                     durch andere tarifliche Vereinbarungen oder entsprechende Beschlüsse der Arbeitsrechtlichen Kommission oder des Schlichtungsausschusses
                     nach dem ARRG12 ersetzt werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         unbesetzt
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Beschäftigte, auf deren Antrag die steuerlichen Abgaben nach den gesetzlichen Bestimmungen (z. Zt. § 40 a Einkommensteuergesetz) pauschaliert werden, tragen die pauschalierten steuerlichen Abgaben aus dem
                     steuerpflichtigen Teil des Entgelts. In begründeten Fällen kann diese Pauschalsteuerabgabe vom Dienstgeber getragen werden.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Für Beschäftigte, die unregelmäßig als Aushilfen oder Vertretungskräfte eingesetzt werden, gilt unter folgenden Voraussetzungen
                     die Anlage 1.2.4 zur KAO:
                  

                  
                     
                        	
                           Der Einsatz als Aushilfs- oder Vertretungskraft erfolgt im Rahmen einer steuer-, sozialversicherungs- und zusatzversorgungsfreien
                              nebenberuflichen Tätigkeit gemäß § 3 Nr. 26 bzw. § 3 Nr. 26 a EStG und die Freibeträge werden nicht überschritten.
                           

                        

                        	
                           Liegen die Voraussetzungen gemäß Buchst. a) nicht vor oder werden die Freibeträge überschritten, so kann die Anlage 1.2.4 zur KAO nur (weiter) zur Anwendung kommen, wenn eine Abrechnung als sozialversicherungsfreie kurzfristige Beschäftigung aus sozialversicherungsrechtlichen
                              Gründen nicht möglich ist, weil die Tätigkeit berufsmäßig ausgeübt wird (insbesondere bei Personen in Elternzeit oder bei
                              Arbeitslosigkeit).
                           

                        

                        	
                           Im Fall b) ist Voraussetzung für die (weitere) Anwendbarkeit der Anlage 1.2.4 zur KAO, dass ein Einsatz an maximal 70 Arbeitstagen im Kalenderjahr erfolgt. Bei der Berechnung der 70 Arbeitstage sind die im Rahmen
                              der Freibeträge geleisteten Arbeitstage mitzuzählen.
                           

                        

                     

                  

                  Die Anlage 1.2.4 zur KAO gilt trotz Vorliegen der vorgenannten Voraussetzungen nicht bei einem Einsatz als Aushilfs- oder Vertretungskraft in vorhersehbarem
                     regelmäßigem Umfang. In diesem Fall ist ein Arbeitsvertrag nach Anlage 1.1.1 zur KAO abzuschließen.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         (aufgehoben)
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                         Für Auszubildende, Schüler/innen in der Gesundheits- und Krankenpflege, Gesundheits- und Kinderkrankenpflege, Entbindungspflege
                     und Altenpflege gelten die Bestimmungen der Anlage 2.1.1 zur KAO.
                  

                  
                        (
                        10
                        )
                         Für Beschäftigte in der Forstwirtschaft gelten die Bestimmungen der Anlage 3.3.1 zur KAO.
                  

                  
                        (
                        11
                        )
                         Für Praktikanten und Praktikantinnen gelten die Bestimmungen der Anlagen 2.2.1, 2.2.2 und 2.2.3 zur KAO.
                  

                  
                        (
                        12
                        )
                         Für Beschäftigte im Erziehungsdienst gelten die Bestimmungen der Anlage 3.2.2 zur KAO.
                  

                  
                        (
                        13
                        )
                         Für Beschäftigte in Waldheimen gelten die Bestimmungen der Anlage 3.10.1 zur KAO.
                  

               

               
                     § 1 d
Anstellungsfähigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Anstellung im kirchlichen Dienst setzt voraus, dass der/die Beschäftigte
                     
                        	
                           Mitglied einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland ist,

                        

                        	
                           den für die übertragenen Aufgaben vorgeschriebenen Ausbildungsgang zurückgelegt und die erforderlichen Prüfungen mit Erfolg
                              abgelegt hat.
                           

                        

                     

                  

                  Die Anstellung einer/s Beschäftigten, der/die wegen einer Straftat, die nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch zum Ausschluss
                     von Aufgaben in der Kinder- und Jugendhilfe führt, rechtskräftig verurteilt worden ist, kommt nicht in Betracht. In begründeten
                     Ausnahmefällen kann eine Einstellung erfolgen, wenn ein beruflich bedingter Kontakt zu Minderjährigen oder zu Volljährigen
                     in Abhängigkeitsverhältnissen auszuschließen ist. Gleiches gilt für Praktikanten/Praktikantinnen und Auszubildende. Hierzu
                     ist eine Stellungnahme des Fachreferats im Evangelischen Oberkirchenrats einzuholen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kirchenpfleger/Kirchenpflegerinnen bzw. Kirchenbezirksrechner/Kirchenbezirksrechnerinnen müssen die Voraussetzungen des § 37 der Kirchengemeindeordnung (KGO)13 bzw. des § 22 der Kirchenbezirksordnung (KBO)14 erfüllen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Ausnahmen von dem Erfordernis des Absatz 1 Satz 1 Buchstabe a) sind nur mit Genehmigung des Evangelischen Oberkirchenrats
                     zulässig. Der Antrag ist in Textform an den Evangelischen Oberkirchenrat zu stellen. Ihm ist die Stellungnahme der Mitarbeitervertretung
                     beizufügen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Unberührt bleiben Vorschriften über die Eignung, Vorbildung und Anstellungsfähigkeit sowie über die Dienstobliegenheiten kirchlicher
                     Amtsträger/Amtsträgerinnen, die nach den kirchlichen Ordnungen für diese allgemein oder für einzelne Gruppen von ihnen (z.
                     B. Gemeindediakone/Gemeindediakoninnen, Religionspädagogen/Religionspädagoginnen oder Kirchenmusiker/Kirchenmusikerinnen)
                     ohne Rücksicht auf die Rechtsform ihrer Anstellung gelten.
                  

               

               
                     § 1 e
Sonderregelungen
                     

                  

                  In Ausnahmefällen können für das Arbeitsverhältnis einzelvertraglich Sonderregelungen getroffen werden, die von dieser Ordnung
                     abweichen; sie bedürfen der Genehmigung eines von der Arbeitsrechtlichen Kommission beauftragten Gremiums. Der Antrag ist
                     rechtzeitig in Textform an die Geschäftsstelle der Arbeitsrechtlichen Kommission zu stellen und ausführlich zu begründen.
                     Ihm ist die Stellungnahme der Mitarbeitervertretung beizufügen.
                  

               

               
                     § 2
Arbeitsvertrag, Nebenabreden, Probezeit
                     

                  

                  Anstelle von § 2 Abs. 1 und 2 TVöD wird bestimmt:

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Arbeitsvertrag wird schriftlich nach dem Muster der Anlage 1.1.1 zur KAO abgeschlossen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Mehrere Arbeitsverhältnisse zu demselben Arbeitgeber dürfen nur begründet werden, wenn die jeweils übertragenen Tätigkeiten
                     nicht in einem unmittelbaren Sachzusammenhang stehen. Andernfalls gelten sie als ein Arbeitsverhältnis. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart werden. Sie können gesondert gekündigt werden, soweit dies
                     einzelvertraglich vereinbart ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die ersten sechs Monate der Beschäftigung gelten als Probezeit, soweit nicht eine kürzere Zeit vereinbart ist. Bei Übernahme
                     von Auszubildenden im unmittelbaren Anschluss an das Ausbildungsverhältnis in ein Arbeitsverhältnis entfällt die Probezeit.
                  

                  Ergänzend zu § 2 TVöD wird bestimmt:

                  
                        (
                        5
                        )
                        Wird von einem/einer unkündbaren Beschäftigten (§ 34 Abs. 2) bei einem anderen kirchlichen Dienstgeber ein neues Arbeitsverhältnis begründet, so entfällt die Probezeit, wenn das bisherige
                     Arbeitsverhältnis nicht aus personen- oder verhaltensbedingten Gründen beendet wurde.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Wurde einem/einer noch nicht unkündbaren Beschäftigten aus den in § 34 a (unkündbare Beschäftigte) genannten Gründen von seinem/ihrem bisherigen Dienstgeber gekündigt, soll der künftige kirchliche
                     Dienstgeber die Probezeit angemessen verkürzen, sofern nicht auf eine Probezeit ganz verzichtet wird.
                  

               

               
                     § 3
Allgemeine Arbeitsbedingungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Beschäftigten haben über Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch gesetzliche Vorschriften vorgesehen oder vom Arbeitgeber
                     angeordnet ist, Verschwiegenheit zu wahren; dies gilt auch über die Beendigung des Arbeitsverhältnisses hinaus. Satz 1 gilt
                     nicht für die Mitteilung eines durch Tatsachen begründeten Verdachts an die in § 5 Absatz 1 der Anlage 1.1.3 zur KAO genannten Melde- und Ansprechstelle, dass sexualisierte Gewalt ausgeübt oder eine Straftat gegen die sexuelle Selbstbestimmung
                     im Sinne des Strafgesetzbuches begangen wurde. Dasselbe gilt im Falle eines Versuches.
                  

                  Anstelle von § 3 Abs. 2 TVöD wird bestimmt:

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die Annahme von Zuwendungen (Belohnungen, Geschenken, Provisionen oder sonstigen Vergünstigungen) gelten die Bestimmungen
                     der Anlage 1.1.2 zur KAO.
                  

                  Anstelle von § 3 Abs. 3 TVöD wird bestimmt:

                  
                        (
                        3
                        )
                         Nebentätigkeiten gegen Entgelt haben die Beschäftigten ihrem Arbeitgeber rechtzeitig vorher in Textform anzuzeigen. Der Arbeitgeber
                     kann die Nebentätigkeit untersagen oder mit Auflagen versehen, wenn diese geeignet ist, die Erfüllung der arbeitsvertraglichen
                     Pflichten der Beschäftigten oder berechtigte Interessen des Arbeitgebers zu beeinträchtigen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Arbeitgeber ist bei begründeter Veranlassung berechtigt, die Beschäftigte/den Beschäftigten zu verpflichten, durch ärztliche
                     Bescheinigung nachzuweisen, dass sie/er zur Leistung der arbeitsvertraglich geschuldeten Tätigkeit in der Lage ist. Bei der
                     beauftragten Ärztin/dem beauftragten Arzt kann es sich um eine Betriebsärztin/einen Betriebsarzt, eine Personalärztin/einen
                     Personalarzt oder eine Amtsärztin/einen Amtsarzt handeln, soweit sich die Betriebsparteien nicht auf eine andere Ärztin/einen
                     anderen Arzt geeinigt haben. Die Kosten dieser Untersuchung trägt der Arbeitgeber.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Beschäftigten haben ein Recht auf Einsicht in ihre vollständigen Personalakten. Sie können das Recht auf Einsicht auch
                     durch eine/einen hierzu schriftlich Bevollmächtigte/Bevollmächtigten ausüben lassen. Sie können Auszüge oder Kopien aus ihren
                     Personalakten erhalten.
                  

                  Anstelle von § 3 Abs. 6 TVöD wird bestimmt:

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die Schadenshaftung der Beschäftigten ist bei dienstlich oder betrieblich veranlassten Tätigkeiten auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit
                     beschränkt.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         - nicht abgedruckt -

               

               
                     § 4
Versetzung, Abordnung, Zuweisung, Personalgestellung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Beschäftigte können aus dienstlichen oder betrieblichen Gründen versetzt oder abgeordnet werden. Sollen Beschäftigte an eine
                     Dienststelle oder einen Betrieb außerhalb des bisherigen Arbeitsortes versetzt oder voraussichtlich länger als drei Monate
                     abgeordnet werden, so sind sie vorher zu hören.
                  

                  

                  Protokollerklärungen zu Abs. 1:
                     
                        	
                           Abordnung ist die Zuweisung einer vorübergehenden Beschäftigung bei einer anderen Dienststelle oder einem anderen Betrieb
                              desselben oder eines anderen Arbeitgebers unter Fortsetzung des bestehenden Arbeitsverhältnisses.
                           

                        

                        	
                           Versetzung ist die Zuweisung einer auf Dauer bestimmten Beschäftigung bei einer anderen Dienststelle oder einem anderen Betrieb
                              desselben Arbeitgebers unter Fortsetzung des bestehenden Arbeitsverhältnisses.
                           

                        

                     

                  

                  

                  Niederschriftserklärung zu Abs. 1:

                  Der Begriff „Arbeitsort“ ist ein generalisierter Oberbegriff; die Bedeutung unterscheidet sich nicht von dem bisherigen Begriff
                     „Dienstort“.
                  

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Beschäftigten kann im dienstlichen/betrieblichen oder öffentlichen Interesse mit ihrer Zustimmung vorübergehend eine mindestens
                     gleich vergütete Tätigkeit bei einem Dritten zugewiesen werden. Die Zustimmung kann nur aus wichtigem Grund verweigert werden.
                     Die Rechtsstellung der Beschäftigten bleibt unberührt. Bezüge aus der Verwendung nach Satz 1 werden auf das Entgelt angerechnet.
                  

                  

                  Protokollerklärung zu Abs. 2:

                  Zuweisung ist – unter Fortsetzung des bestehenden Arbeitsverhältnisses – die vorübergehende Beschäftigung bei einem Dritten
                     im In- und Ausland, bei dem der Allgemeine Teil des TVöD nicht zur Anwendung kommt.
                  

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Werden Aufgaben der Beschäftigten zu einem Dritten verlagert, ist auf Verlangen des Arbeitgebers bei weiter bestehendem Arbeitsverhältnis
                     die arbeitsvertraglich geschuldete Arbeitsleistung bei dem Dritten zu erbringen (Personalgestellung). § 613a BGB sowie gesetzliche
                     Kündigungsrechte bleiben unberührt.
                  

                  

                  Protokollerklärung zu Abs. 3:

                  Personalgestellung ist – unter Fortsetzung des bestehenden Arbeitsverhältnisses – die auf Dauer angelegte Beschäftigung bei
                     einem Dritten. Die Modalitäten der Personalgestellung werden zwischen dem Arbeitgeber und dem Dritten vertraglich geregelt.
                  

                  

               

               
                     § 5
Qualifizierung
                     

                  

                  Anstelle von § 5 TVöD wird bestimmt:

                  § 5 TVöD findet keine Anwendung. An seiner Stelle gelten die Anlagen 1.4.1 und 1.4.2 zur KAO (Fortbildung und Personalentwicklung).
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt II
Arbeitszeit
            

         

         
                     § 6
Regelmäßige Arbeitszeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die regelmäßige Arbeitszeit beträgt ausschließlich der Pausen für
                  

                  
                     
                        	
                           (nicht besetzt),

                        

                        	
                           die Beschäftigten im Tarifgebiet West durchschnittlich 39 Stunden wöchentlich; im Tarifgebiet Ost durchschnittlich 40 Stunden
                              wöchentlich,
                           

                           
                              
                                 	
                                    ab dem 1. Januar 2022 durchschnittlich 39,5 Stunden wöchentlich und

                                 

                                 	
                                    ab dem 1. Januar 2023 durchschnittlich 39,0 Stunden wöchentlich.

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

                  Bei Wechselschichtarbeit werden die gesetzlich vorgeschriebenen Pausen in die Arbeitszeit eingerechnet. Die regelmäßige Arbeitszeit
                     kann auf fünf Tage, aus notwendigen betrieblichen/ dienstlichen Gründen auch auf sechs Tage verteilt werden.
                  

                  
                        (
                        1a
                        )
                        Die Beschäftigten haben die Möglichkeit, ihre Arbeitszeit nach Maßgabe der Anlage 1.2.5 zur KAO flexibel zu gestalten. Weitergehende Möglichkeiten der flexiblen Arbeitszeitgestaltung nach Maßgabe anderer Vorschriften
                     der KAO bleiben unberührt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die Berechnung des Durchschnitts der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit ist ein Zeitraum von bis zu einem Jahr zugrunde
                     zu legen. Abweichend von Satz 1 kann bei Beschäftigten, die ständig Wechselschicht- oder Schichtarbeit zu leisten haben, ein
                     längerer Zeitraum zugrunde gelegt werden.
                  

                  

                  Protokollnotiz (KAO) zu § 6 Abs. 2:

                  Hausmeister-/Mesnerdienst siehe Regelung in § 39.

                  

                  Ergänzend zu § 6 Abs. 2 TVöD wird bestimmt:

                  
                        (
                        2a
                        )
                        Das Wochendeputat der Religionspädagogen/Religionspädagoginnen und der sonstigen privatrechtlich angestellten Lehrkräfte beträgt
                     26 Unterrichtsstunden. Bei Beschäftigten nach Satz 1, deren Wochendeputat 16 oder mehr Wochenstunden beträgt und die an mehreren
                     Schulen unterrichten, wird das Regelstundendeputat wie folgt ermäßigt:
                  

                  
                     
                        	
                           wenn sie an zwei oder drei Schulen unterrichten: um eine Wochenstunde,

                        

                        	
                           wenn sie an vier oder mehr Schulen unterrichten: um zwei Wochenstunden.

                        

                     

                  

                  Deputatsermäßigungen, die für Schwerbehinderte oder aus Altersgründen nach den nachfolgenden Bestimmungen zusätzlich gewährt
                     werden, bleiben hierbei außer Betracht. Unterricht an mehreren Schulen liegt vor, wenn die in Frage kommenden Schulen getrennten
                     Schulleitungen unterstehen. Das Regelstundenmaß der Vollbeschäftigten nach Satz 1 ermäßigt sich zu Beginn des Schuljahres,
                     in dem sie das 60. Lebensjahr vollenden, um zwei Wochenstunden.
                  

                  Bei Teilzeitbeschäftigten ermäßigt sich das Regelstundenmaß zu Beginn des Schuljahres, in dem sie das 60. Lebensjahr vollenden,
                     entsprechend ihrem Beschäftigungsumfang. Entstehen bei anteiliger Altersermäßigung Ansprüche auf Stundenbruchteile, so werden
                     diese angespart und auf nachfolgende Schuljahre übertragen. Kann eine anteilige Altersermäßigung insbesondere durch Beendigung
                     des Dienstverhältnisses nicht in Zeit gewährt werden, so ist diese zu vergüten.
                  

                  Bei schwerbehinderten Religionspädagogen/Religionspädagoginnen und sonstigen privatrechtlich angestellten Lehrkräften werden die Bestimmungen des Landes Baden-Württemberg über die Stundenermäßigung schwerbehinderter
                     Lehrer/Lehrerinnen in der jeweils geltenden Fassung sinngemäß angewandt. Die Deputatsermäßigung wird anstelle des nach dem
                     SGB IX zustehenden Zusatzurlaubs gewährt.
                  

                  

                  Übergangsregelung zu Abs. 2 a KAO:

                  Erhalten Beschäftigte bereits eine Deputatsermäßigung aufgrund Alters um eine Wochenstunde, erhalten sie diese ab dem 1. August
                     2025 auch weiterhin.
                  

                  

                  
                        (
                        2b
                        )
                        Ergeben sich bei teilzeitbeschäftigten Religionspädagoginnen und Religionspädagogen bei der Berechnung der arbeitsvertraglich
                     vereinbarten dienstlichen Inanspruchnahme für das Unterrichtsdeputat Stundenanteile, ist diesen anzubieten, die arbeitsvertraglich
                     vereinbarte dienstliche Inanspruchnahme so zu erhöhen, dass sich volle Stundendeputate ergeben. 
Auf Antrag der Beschäftigten können die Stundenanteile auch abgerundet werden.
                  

                  
                        (
                        2c
                        )
                        Ergeben sich zwischen der arbeitsvertraglich vereinbarten dienstlichen Inanspruchnahme und dem für das jeweilige Schuljahr
                     maßgebenden Wochendeputat Zeitguthaben oder Zeitschulden von 1 Wochenstunde bei teilzeitbeschäftigten Religionspädagoginnen
                     und Religionspädagogen mit einer dienstlichen Inanspruchnahme bis zu 50 v. H. oder bis zu 2 Wochenstunden bei Religionspädagogen
                     und Religionspädagoginnen mit einer dienstlichen Inanspruchnahme von über 50 %, werden diese auf einem Arbeitszeitkonto gebucht.
                     Bei dem Zeitguthaben nach Satz 1 handelt es sich nicht um zuschlagspflichtige Überstunden im Sinne von § 7 Abs. 7 in Verbindung mit § 8 Abs. 1 Buchst. a) KAO. 
                  

                  Für das Arbeitszeitkonto gelten folgende Bedingungen: Die im Arbeitszeitkonto gebuchten Zeitguthaben bzw. Zeitschulden sind
                     bis zum Ende des auf das Schuljahr des Entstehens der Zeitguthaben bzw. Zeitschulden folgenden Schuljahres durch entsprechende
                     Festlegungen des Unterrichtsdeputats durch den Schuldekan bzw. die Schuldekanin auszugleichen. 
                  

                  
                        (
                        2d
                        )
                        Absatz 2 c) findet nur für Religionspädagoginnen und Religionspädagogen Anwendung, die nicht in den Geltungsbereich einer
                     Dienstvereinbarung über ein Arbeitszeitkonto gemäß § 10 KAO fallen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Soweit es die betrieblichen/dienstlichen Verhältnisse zulassen, wird die/der Beschäftigte am 24. Dezember und am 31. Dezember
                     unter Fortzahlung des Entgelts nach § 21 von der Arbeit freigestellt. Kann die Freistellung nach Satz 1 aus betrieblichen/dienstlichen Gründen nicht erfolgen, ist
                     entsprechender Freizeitausgleich innerhalb von drei Monaten zu gewähren. Die regelmäßige Arbeitszeit vermindert sich für jeden
                     gesetzlichen Feiertag sowie für den 24. Dezember und 31. Dezember, sofern sie auf einen Werktag fallen, um die dienstplanmäßig
                     ausgefallenen Stunden.
                  

                  

                  Protokollerklärung zu Abs. 3 Satz 3:

                  Die Verminderung der regelmäßigen Arbeitszeit betrifft die Beschäftigten, die wegen des Dienstplans am Feiertag frei haben
                     und deshalb ohne diese Regelung nacharbeiten müssten.
                  

                  

                  Ergänzend zu § 6 Abs. 3 TVöD wird bestimmt:

                  
                        (
                        3a
                        )
                        Freistellung von der Arbeit nach Maßgabe des Abs. 3 wird auch gewährt am Gründonnerstag ganztägig. Für den Reformationstag
                     erhält jede/r Beschäftigte, für die/den an diesem Tag eine Arbeitsverpflichtung besteht, eine Arbeitszeitgutschrift; diese
                     beträgt die Hälfte der Arbeitszeit, die sich ergibt, wenn man die arbeitsvertraglich vereinbarte regelmäßige durchschnittliche
                     wöchentliche Arbeitszeit durch die Anzahl der Arbeitstage teilt, die die/der Beschäftigte pro Woche zu leisten hat.
                  

                  

                  Protokollnotiz (KAO) zu Abs. 3 a KAO:

                  Soweit die betrieblichen/dienstlichen Verhältnisse es zulassen, können Beschäftigte, die am Reformationstag ganztägig frei
                     nehmen möchten, auf Antrag Mehrarbeit bzw. Überstunden abbauen.
                  

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Aus dringenden betrieblichen/dienstlichen Gründen kann auf der Grundlage einer Betriebs-/Dienstvereinbarung im Rahmen des
                     § 7 Abs. 1, 2 und des § 12 ArbZG von den Vorschriften des Arbeitszeitgesetzes abgewichen werden.
                  

                  

                  Protokollerklärung zu Abs. 4:

                  In vollkontinuierlichen Schichtbetrieben kann an Sonn- und Feiertagen die tägliche Arbeitszeit auf bis zu zwölf Stunden verlängert werden, wenn dadurch zusätzliche freie Schichten an Sonn- und Feiertagen erreicht
                     werden.
                  

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Beschäftigten sind im Rahmen begründeter betrieblicher/dienstlicher Notwendigkeiten zur Leistung von Sonntags-, Feiertags-,
                     Nacht-, Wechselschicht-, Schichtarbeit sowie – bei Teilzeitbeschäftigung aufgrund arbeitsvertraglicher Regelung oder mit ihrer Zustimmung – zu Bereitschaftsdienst,
                     Rufbereitschaft, Überstunden und Mehrarbeit verpflichtet.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Durch Betriebs-/Dienstvereinbarung kann ein wöchentlicher Arbeitszeitkorridor von bis zu 45 Stunden eingerichtet werden. Die
                     innerhalb eines Arbeitszeitkorridors geleisteten zusätzlichen Arbeitsstunden werden im Rahmen des nach Abs. 2 Satz 1 festgelegten
                     Zeitraums ausgeglichen.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Durch Betriebs-/Dienstvereinbarung kann in der Zeit von 6 bis 20 Uhr eine tägliche Rahmenzeit von bis zu zwölf Stunden eingeführt
                     werden. Die innerhalb der täglichen Rahmenzeit geleisteten zusätzlichen Arbeitsstunden werden im Rahmen des nach Abs. 2 Satz
                     1 festgelegten Zeitraums ausgeglichen.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Die Absätze 6 und 7 gelten nur alternativ und nicht bei Wechselschicht- und Schichtarbeit.
                  

                  

                  Protokollerklärung zu § 6:

                  Gleitzeitregelungen sind unter Wahrung der jeweils geltenden Mitbestimmungsrechte unabhängig von den Vorgaben zu Arbeitszeitkorridor
                     und Rahmenzeit (Absätze 6 und 7) möglich. Sie dürfen keine Regelungen nach Abs. 4 enthalten.
                  

                  

                  Ergänzend zu § 6 TVöD wird bestimmt:

                  
                        (
                        9
                        )
                        § 6 Abs. 9 TVöD findet keine Anwendung.
                  

                  
                        (
                        10
                        )
                        Der Dienstplan ist spätestens 14 Tage im Voraus aufzustellen.
                  

               

               
                     § 7
Sonderformen der Arbeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wechselschichtarbeit ist die Arbeit nach einem Schichtplan, der einen regelmäßigen Wechsel der täglichen Arbeitszeit in Wechselschichten
                     vorsieht, bei denen Beschäftigte durchschnittlich längstens nach Ablauf eines Monats erneut zur Nachtschicht herangezogen
                     werden. 
                  

                  Wechselschichten sind wechselnde Arbeitsschichten, in denen ununterbrochen bei Tag und Nacht, werktags, sonntags und feiertags
                     gearbeitet wird. Nachtschichten sind Arbeitsschichten, die mindestens zwei Stunden Nachtarbeit umfassen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Schichtarbeit ist die Arbeit nach einem Schichtplan, der einen regelmäßigen Wechsel des Beginns der täglichen Arbeitszeit
                     um mindestens zwei Stunden in Zeitabschnitten von längstens einem Monat vorsieht, und die innerhalb einer Zeitspanne von mindestens
                     13 Stunden geleistet wird.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bereitschaftsdienst leisten Beschäftigte, die sich auf Anordnung des Arbeitgebers außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit an
                     einer vom Arbeitgeber bestimmten Stelle aufhalten, um im Bedarfsfall die Arbeit aufzunehmen.
                  

                  

                  Protokollnotiz (KAO) zu § 7 Abs. 3:

                  Hausmeister-/Mesnerdienst siehe Regelung in § 39.

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Rufbereitschaft leisten Beschäftigte, die sich auf Anordnung des Arbeitgebers außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit an einer dem Arbeitgeber anzuzeigenden Stelle aufhalten, um auf Abruf die Arbeit aufzunehmen.
                     Rufbereitschaft wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass Beschäftigte vom Arbeitgeber mit einem Mobiltelefon oder einem vergleichbaren
                     technischen Hilfsmittel ausgestattet sind.
                  

                  

                  Protokollnotiz (KAO) zu § 7 Abs. 4:

                  Hausmeister-/Mesnerdienst siehe Regelung in § 39.
                  

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Nachtarbeit ist die Arbeit zwischen 21 Uhr und 6 Uhr.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Mehrarbeit sind die Arbeitsstunden, die Teilzeitbeschäftigte über die vereinbarte regelmäßige Arbeitszeit hinaus bis zur regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von Vollbeschäftigten (§ 6 Abs. 1 Satz 1) leisten.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Überstunden sind die auf Anordnung des Arbeitgebers geleisteten Arbeitsstunden, die über die im Rahmen der regelmäßigen Arbeitszeit
                     von Vollbeschäftigten (§ 6 Abs. 1 Satz 1) für die Woche dienstplanmäßig bzw. betriebsüblich festgesetzten Arbeitsstunden hinausgehen und nicht bis zum Ende der folgenden
                     Kalenderwoche ausgeglichen werden.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Abweichend von Abs. 7 sind nur die Arbeitsstunden Überstunden, die
                     
                        	
                           im Falle der Festlegung eines Arbeitszeitkorridors nach § 6 Abs. 6 über 45 Stunden oder über die vereinbarte Obergrenze hinaus,
                           

                        

                        	
                           im Falle der Einführung einer täglichen Rahmenzeit nach § 6 Abs. 7 außerhalb der Rahmenzeit,
                           

                        

                        	
                           im Falle von Wechselschicht- oder Schichtarbeit über die im Schichtplan festgelegten täglichen Arbeitsstunden einschließlich
                              der im Schichtplan vorgesehenen Arbeitsstunden, die bezogen auf die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit im Schichtplanturnus
                              nicht ausgeglichen werden,
                           

                        

                     

                  

                  angeordnet worden sind.

               

               
                     § 8
Ausgleich für Sonderformen der Arbeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der/Die Beschäftigte erhält neben dem Entgelt für die tatsächliche Arbeitsleistung Zeitzuschläge, soweit sich aus den nachfolgenden
                     Bestimmungen nichts anderes ergibt. Die Zeitzuschläge betragen – auch bei Teilzeitbeschäftigten – je Stunde
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 a)

                              
                              	
                                 für Überstunden

                              
                              	
                           

                           
                              	
                              	
                                 in den Entgeltgruppen 1 bis 9b

                              
                              	
                                 30 v. H.,

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 in den Entgeltgruppen 9c bis 15

                              
                              	
                                 15 v. H.,

                              
                           

                           
                              	
                                 b)

                              
                              	
                                 für Nachtarbeit

                              
                              	
                                 20 v. H.,

                              
                           

                           
                              	
                                 c)

                              
                              	
                                 für Sonntagsarbeit

                              
                              	
                                 25 v. H.,

                              
                           

                           
                              	
                                 d)

                              
                              	
                                 bei Feiertagsarbeit

                              
                              	
                           

                           
                              	
                              	
                                 – ohne Freizeitausgleich

                              
                              	
                                 135 v. H.,

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 – mit Freizeitausgleich

                              
                              	
                                 35 v. H.,

                              
                           

                           
                              	
                                 e)

                              
                              	
                                 für Arbeit am 24. Dezember und am 31. Dezember jeweils ab 6 Uhr

                              
                              	
                                 35 v. H.,

                              
                           

                           
                              	
                                 f)

                              
                              	
                                 für Arbeit an Samstagen von 13 bis 21 Uhr, soweit diese nicht im Rahmen von Wechselschicht- oder Schichtarbeit anfällt

                              
                              	
                                 20 v. H.

                              
                           

                        
                     

                  

                  des auf eine Stunde entfallenden Anteils des Tabellenentgelts der Stufe 3 der jeweiligen Entgeltgruppe. Beim Zusammentreffen
                     von Zeitzuschlägen nach Satz 2 Buchst. c) bis f) wird nur der höchste Zeitzuschlag gezahlt. Auf Wunsch der/des Beschäftigten
                     können, soweit ein Arbeitszeitkonto (§ 10) eingerichtet ist und die betrieblichen/dienstlichen Verhältnisse es zulassen, die nach Satz 2 zu zahlenden Zeitzuschläge
                     entsprechend dem jeweiligen Vomhundertsatz einer Stunde in Zeit umgewandelt und ausgeglichen werden. Dies gilt entsprechend
                     für Überstunden als solche.
                  

                  

                  Protokollerklärung zu Abs. 1 Satz 1:

                  Bei Überstunden richtet sich das Entgelt für die tatsächliche Arbeitsleistung nach der jeweiligen Entgeltgruppe und der individuellen
                     Stufe, höchstens jedoch nach der Stufe 4.
                  

                  

                  Protokollerklärung zu Abs. 1 Satz 2 Buchstabe d):

                  Der Freizeitausgleich muss im Dienstplan besonders ausgewiesen und bezeichnet werden. Falls kein Freizeitausgleich gewährt
                     wird, werden als Entgelt einschließlich des Zeitzuschlags und des auf den Feiertag entfallenden Tabellenentgelts höchstens
                     235 v. H. gezahlt.
                  

                  

                  Ergänzend zu § 8 Abs. 1 wird bestimmt:

                  Zusätzlich zu den Zuschlägen nach Abs. 1 Satz 2 wird ein Aufschlag in Höhe von 14,5 % der Zeitzuschläge (ohne Überstunden)
                     gezahlt. Damit sind die Zeitzuschläge in Entgeltfortzahlungsfällen, in der Urlaubsvergütung und in der Jahressonderzahlung
                     pauschal abgegolten (KAO-Aufschlag).
                  

                  

                  
                        (
                        1a
                        )
                        ersatzlos gestrichen.

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für Arbeitsstunden, die keine Überstunden sind und die aus betrieblichen/dienstlichen Gründen nicht innerhalb des nach § 6 Abs. 2 Satz 1 oder 2 festgelegten Zeitraums mit Freizeit ausgeglichen werden, erhält die/der Beschäftigte je Stunde 100 v. H. des auf eine Stunde
                     entfallenden Anteils des Tabellenentgelts der jeweiligen Entgeltgruppe und Stufe.
                  

                  

                  Protokollerklärung zu Abs. 2:

                  Mit dem Begriff „Arbeitsstunden“ sind nicht die Stunden gemeint, die im Rahmen von Gleitzeitregelungen im Sinne der Protokollerklärung
                     zu § 6 anfallen, es sei denn, sie sind angeordnet worden.
                  

                  

                  
                        (
                        2a
                        )
                        Die von geringfügig Beschäftigten im Sinne des § 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV über die vereinbarte Arbeitszeit hinaus zusätzlich
                     geleisteten Arbeitsstunden (Mehrarbeitsstunden) sind im Einvernehmen mit dem Dienstgeber durch eine entsprechende Arbeitsbefreiung
                     zeitnah auszugleichen. Ist dies aus dienstlichen oder betrieblichen Gründen nicht möglich, so sind die über die vereinbarte
                     Arbeitszeit hinaus geleisteten Mehrarbeitsstunden zu vergüten. Diese dürfen nicht abgerechnet oder ausbezahlt werden, wenn
                     der/die geringfügig Beschäftigte nicht in jedem einzelnen Fall vorher seine Zustimmung erteilt hat. Liegt keine Zustimmung
                     der/des Beschäftigten vor, so hat der/die Beschäftigte zwei Monate nach Leistung der Mehrarbeit einen Anspruch auf Freizeitausgleich.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für die Rufbereitschaft wird eine tägliche Pauschale je Entgeltgruppe bezahlt. Sie beträgt für die Tage Montag bis Freitag
                     das Zweifache, für Samstag, Sonntag sowie für Feiertage das Vierfache des tariflichen Stundenentgelts nach Maßgabe der Entgelttabelle.
                     Maßgebend für die Bemessung der Pauschale nach Satz 2 ist der Tag, an dem die Rufbereitschaft beginnt. Für die Arbeitsleistung
                     innerhalb der Rufbereitschaft außerhalb des Aufenthaltsortes im Sinne des § 7 Abs. 4 wird die Zeit jeder einzelnen Inanspruchnahme einschließlich der hierfür erforderlichen Wegezeiten jeweils auf eine volle
                     Stunde gerundet und mit dem Entgelt für Überstunden sowie mit etwaigen Zeitzuschlägen nach Absatz 1 bezahlt. Wird die Arbeitsleistung
                     innerhalb der Rufbereitschaft am Aufenthaltsort im Sinne des § 7 Abs. 4 telefonisch (z. B. in Form einer Auskunft) oder mittels technischer Einrichtungen erbracht, wird abweichend von Satz 4 die
                     Summe dieser Arbeitsleistungen auf die nächste volle Stunde gerundet und mit dem Entgelt für Überstunden sowie mit etwaigen
                     Zeitzuschlägen nach Absatz 1 bezahlt. Absatz 1 Satz 4 gilt entsprechend, soweit die Buchung auf das Arbeitszeitkonto nach
                     § 10 Abs. 3 Satz 2 zulässig ist. Satz 1 gilt nicht im Falle einer stundenweisen Rufbereitschaft. Eine Rufbereitschaft im Sinne von Satz 7 liegt
                     bei einer ununterbrochenen Rufbereitschaft von weniger als zwölf Stunden vor. 
                  

                  In diesem Fall wird abweichend von den Sätzen 2 und 3 für jede Stunde der Rufbereitschaft 12,5 v. H. des tariflichen Stundenentgelts nach Maßgabe der Entgelttabelle gezahlt.

                  

                  Protokollerklärung zu Abs. 3:

                  Zur Ermittlung der Tage einer Rufbereitschaft, für die eine Pauschale gezahlt wird, ist auf den Tag des Beginns der Rufbereitschaft
                     abzustellen.
                  

                  

                  Niederschriftserklärung zu Abs. 3:

                  Zur Erläuterung von § 8 Abs. 3 und der dazugehörigen Protokollerklärung sind sich die Tarifvertragsparteien über folgendes Beispiel einig: „Beginnt eine
                     Wochenendrufbereitschaft am Freitag um 15 Uhr und endet am Montag um 7 Uhr, so erhalten Beschäftigte folgende Pauschalen:
                     Zwei Stunden für Freitag, je vier Stunden für Samstag und Sonntag, keine Pauschale für Montag. Sie erhalten somit zehn Stundenentgelte.“
                  

                  

                  Anstelle von § 8 Abs. 4 TVöD wird bestimmt:

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Arbeitgeber darf Bereitschaftsdienst nur anordnen, wenn zu erwarten ist, dass zwar Arbeit anfällt, erfahrungsgemäß aber
                     die Zeit ohne Arbeitsleistung überwiegt. Die Zeit des Bereitschaftsdienstes wird mit 25 % als Arbeitszeit gewertet und vergütet.
                     Die Arbeitszeit für tatsächlich geleistete Einsätze wird in Stunden und Minuten gesondert gewertet und vergütet. Die Zeit
                     jeder einzelnen Inanspruchnahme wird jeweils auf eine volle Stunde gerundet und mit dem Entgelt für Überstunden bezahlt. Zusätzlich
                     zur Vergütung der während des Bereitschaftsdienstes geleisteten Einsätze gemäß Satz 3 werden Zeitzuschläge nach Absatz 1 Satz
                     2 und zusätzlich der KAO-Aufschlag gezahlt.
                  

                  

                  Protokollnotiz (KAO) zu § 8 Abs. 4:

                  Hausmeister-/Mesnerdienst siehe Regelung in § 39.
                  

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Beschäftigte, die ständig Wechselschichtarbeit leisten, erhalten eine Wechselschichtzulage von 105 Euro monatlich. Beschäftigte,
                     die nicht ständig Wechselschichtarbeit leisten, erhalten eine Wechselschichtzulage von 0,63 Euro pro Stunde.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Beschäftigte, die ständig Schichtarbeit leisten, erhalten eine Schichtzulage von 40 Euro monatlich. Beschäftigte, die nicht
                     ständig Schichtarbeit leisten, erhalten eine Schichtzulage von 0,24 Euro pro Stunde.
                  

                  

                  Ergänzend zu § 8 TVöD wird bestimmt:

                  
                        (
                        7
                        )
                        Abs. 1 Buchstaben b) bis f) finden nur Anwendung für Beschäftigte in Diakonie-/Sozialstationen, in der Alten- und Krankenpflege,
                     in der Hauswirtschaft, in Tagungsstätten, in Mutter-Kind- und Mütter-Kurheimen sowie -häusern, in der Familienpflege, in der
                     Nachbarschaftshilfe, bei Dorfhelferinnen sowie sonstigen Beschäftigten, die gemäß § 6 Abs. 5 bzw. 6 dienstplanmäßig an Wochenenden bzw. Wochenfeiertagen zu arbeiten haben.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Anstelle der Zuschläge nach Abs. 1 Buchstaben b) bis f) erhalten Beschäftigte, denen im Zusammenhang mit Gottesdiensten Aufgaben
                     übertragen sind, bei regelmäßiger Feiertagsarbeit bzw. regelmäßiger Sonntagsarbeit jeden sechsten Sonntag bzw. Feiertag unter
                     Fortzahlung der Bezüge dienstfrei. Diese Regelung gilt entsprechend für den regelmäßigen Dienst an Samstagen.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                        Die Gewährung von Nachtarbeitszuschlägen nach Abs. 1 Buchstabe b) setzt eine dienstliche Inanspruchnahme innerhalb der Nachtzeit
                     (vgl. § 7 Abs. 5 TVöD) von mindestens drei Stunden voraus.
                  

                  
                        (
                        10
                        )
                         Dienstreisen werden mit ihrer tatsächlichen Dauer als Arbeitszeit angerechnet, höchstens jedoch mit zehn Stunden täglich.
                     Die tatsächliche Dauer der Dienstreise im Sinne von Satz 1 umfasst die gesamte Zeit zwischen der Abreise und der Ankunft an
                     der Wohnung. Wird die Dienstreise von der Dienststelle oder einer anderen Stelle aus angetreten oder beendet, so tritt diese
                     an die Stelle der Wohnung.
                  

                  
                        (
                        11
                        )
                         Beschäftigte, die dienstplanmäßig vom Arbeitgeber eingesetzt werden, können aus dringenden betrieblichen Gründen im Rahmen
                     billigen Ermessens zu geteiltem Dienst herangezogen werden. Sind geteilte Dienste nicht vermeidbar, sind diese auf ein Minimum
                     zu begrenzen. Geteilter Dienst ist die Anordnung einer Arbeitsunterbrechung durch den Arbeitgeber, die über 90 Minuten pro
                     Tag hinausgeht.
                  

                  Ordnet der Arbeitgeber geteilten Dienst an, so haben Beschäftigte für jeden Tag, an dem sie geteilten Dienst leisten, einen
                     Anspruch auf eine Zulage in Höhe von 35 v. H. des auf eine Stunde entfallenden Anteils der Stufe 3 der jeweiligen Entgeltgruppe.
                     Ab dem achten geteilten Dienst, der in einem Kalendermonat geleistet wird, erhöht sich die Zulage auf 50 v. H. des auf eine Stunde entfallenden Anteils der Stufe 3 der jeweiligen Entgeltgruppe.
                  

                  Die Arbeitsunterbrechung beginnt und endet am arbeitsvertraglichen Dienstort. Der Arbeitgeber kann anordnen, dass Beschäftigte
                     direkt von der letzten Einsatzstelle nach Hause bzw. direkt von zu Hause zur ersten Einsatzstelle fahren und die Arbeitsunterbrechung
                     damit zu Hause beginnt bzw. endet.
                  

                  Für die durch den geteilten Dienst verursachten Fahrten nach Hause und zurück haben die Beschäftigten Anspruch auf Fahrtkostenerstattung
                     entsprechend den landeskirchlichen Bestimmungen.
                  

               

               
                     § 8 a 
Arbeitszeit Fahrer/Fahrerinnen in Vertrauensstellung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Arbeitszeit der Fahrer/ Fahrerinnen in Vertrauensstellung umfasst Dienst am Steuer, Vor- und Abschlussarbeiten, Wartezeiten,
                     Wagenpflege, Wartungsarbeiten und sonstige Arbeit. Die höchstzulässige Arbeitszeit richtet sich grundsätzlich nach den Vorschriften
                     des Arbeitszeitgesetzes. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Wenn der Fahrer/die Fahrerin in Vertrauensstellung schriftlich einwilligt und geeignete Maßnahmen zur Gewährleistung des
                     Gesundheitsschutzes getroffen sind, wie insbesondere das Recht des Fahrers/der Fahrerin in Vertrauensstellung zu einer jährlichen,
                     für den Beschäftigten kostenfreien arbeitsmedizinischen Untersuchung bei einem vom Arbeitgeber bestimmten Arzt (unbeschadet
                     der Pflicht aus anderen Rechtsvorschriften) und/oder der Gewährung eines Freizeitausgleichs möglichst durch ganze Tage oder
                     durch zusammenhängende arbeitsfreie Tage zur Regenerationsförderung, kann die höchstzulässige Arbeitszeit im Hinblick auf
                     die in ihr enthaltenen Wartezeiten auf bis zu 15 Stunden täglich ohne Ausgleich verlängert werden; sie darf 268 Stunden im
                     Kalendermonat ohne Ausgleich nicht übersteigen. Gemäß § 7 Absatz 1 Nr. 3 in Verbindung mit Absatz 2 a Arbeitszeitgesetz wird zugleich die Ruhezeit auf bis zu 9 Stunden verkürzt, wenn die ordnungsgemäße
                     Durchführung des betreffenden Fahrdienstes dies erfordert. Die Kürzung der Ruhezeit ist grundsätzlich bis zum Ende der folgenden
                     Woche auszugleichen. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Muss die höchstzulässige monatliche Arbeitszeit nach Absatz 2 Satz 1 aus zwingenden dienstlichen oder betrieblichen Gründen
                     ausnahmsweise überschritten werden, so sind die über 268 Stunden hinausgehenden Stunden im Laufe des kommenden oder des darauf
                     folgenden Monats durch Erteilung entsprechender Freizeit auszugleichen, ferner ist der Zeitzuschlag für Überstunden nach § 8 Absatz 1 Buchstabe a zu zahlen. Die Zahlung einer geldlichen Entschädigung anstelle der Erteilung entsprechender Freizeit ist aus Gründen des
                     Gesundheitsschutzes unzulässig.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Bei der Prüfung, ob die höchstzulässige monatliche Arbeitszeit nach Absatz 2 Satz 1 erreicht ist, sind Ausfallzeiten sowie
                     Zeiten eines Freizeitausgleichs einzurechnen; für einen Ausfalltag sind höchstens 10 Stunden anzusetzen.
                  

                  

                  Protokollnotiz (KAO) zu § 8 a:

                  Als Beschäftigte in besonderer Vertrauensstellung gelten Beschäftigte, die Prälaten oder Prälatinnen oder den Landesbischof
                     oder die Landesbischöfin oder den Direktor/die Direktorin fahren.
                  

                  

               

               
                     § 9
Bereitschaftszeiten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bereitschaftszeiten sind die Zeiten, in denen sich die/der Beschäftigte am Arbeitsplatz oder einer anderen vom Arbeitgeber
                     bestimmten Stelle zur Verfügung halten muss, um im Bedarfsfall die Arbeit selbständig, ggf. auch auf Anordnung, aufzunehmen
                     und in denen die Zeiten ohne Arbeitsleistung überwiegen. Für Beschäftigte, in deren Tätigkeit regelmäßig und in nicht unerheblichem
                     Umfang Bereitschaftszeiten fallen, gelten folgende Regelungen:
                     
                        	
                           Bereitschaftszeiten werden zur Hälfte als tarifliche Arbeitszeit gewertet (faktorisiert).

                        

                        	
                           Sie werden innerhalb von Beginn und Ende der regelmäßigen täglichen Arbeitszeit nicht gesondert ausgewiesen.

                        

                        	
                           Die Summe aus den faktorisierten Bereitschaftszeiten und der Vollarbeitszeit darf die Arbeitszeit nach § 6 Abs. 1 nicht überschreiten.
                           

                        

                        	
                           Die Summe aus Vollarbeits- und Bereitschaftszeiten darf durchschnittlich 48 Stunden wöchentlich nicht überschreiten.

                        

                     

                  

                  Ferner ist Voraussetzung, dass eine nicht nur vorübergehend angelegte Organisationsmaßnahme besteht, bei der regelmäßig und
                     in nicht unerheblichem Umfang Bereitschaftszeiten anfallen.
                  

                  Anstelle von § 9 Abs. 2 und 3 TVöD wird bestimmt:

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Anwendung von § 9 Abs. 1 TVöD bedarf des Abschlusses einer Dienstvereinbarung nach § 36 MVG.Württemberg15.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        § 9 Abs. 3 TVöD und der Anhang zu § 9 TVöD finden keine Anwendung.
                  

                  

                  Protokollerklärung zu § 9:

                  Diese Regelung gilt nicht für Wechselschicht- und Schichtarbeit.

               

               
                     § 10
Arbeitszeitkonto
                     

                  

                  Anstelle von § 10 Abs. 1 TVöD wird bestimmt:

                  
                        (
                        1
                        )
                        Durch Dienstvereinbarung gemäß § 36 MVG.Württemberg16 kann ein Arbeitszeitkonto eingerichtet werden. Soweit ein Arbeitszeitkorridor (§ 6 Abs. 6) oder eine Rahmenzeit (§ 6 Abs. 7) vereinbart wird, ist ein Arbeitszeitkonto einzurichten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In der Betriebs-/Dienstvereinbarung wird festgelegt, ob das Arbeitszeitkonto im ganzen Betrieb/in der ganzen Verwaltung oder Teilen davon eingerichtet wird. Alle Beschäftigten der Betriebs-/Verwaltungsteile,
                     für die ein Arbeitszeitkonto eingerichtet wird, werden von den Regelungen des Arbeitszeitkontos erfasst.
                  

                  

                  Protokollnotiz (KAO) zu § 10 Abs. 1 und 2:

                  Für die Beschäftigten im Mesner- und Hausmeisterdienst ist der Abschluss einer Dienstvereinbarung nicht erforderlich. Für
                     sie gilt das verbindliche Jahresarbeitszeitkonto gemäß § 39 Abs. 5 KAO.
                  

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Auf das Arbeitszeitkonto können Zeiten, die bei Anwendung des nach § 6 Abs. 2 festgelegten Zeitraums als Zeitguthaben oder als Zeitschuld bestehen bleiben, nicht durch Freizeit ausgeglichene Zeiten nach
                     § 8 Abs. 1 Satz 5 und Abs. 2 sowie in Zeit umgewandelte Zuschläge nach § 8 Abs. 1 Satz 4 gebucht werden. Weitere Kontingente (z. B. Rufbereitschafts-/Bereitschaftsdienstentgelte) können durch Betriebs-/Dienstvereinbarung
                     zur Buchung freigegeben werden. Die/Der Beschäftigte entscheidet für einen in der Betriebs-/Dienstvereinbarung festgelegten
                     Zeitraum, welche der in Satz 1 genannten Zeiten auf das Arbeitszeitkonto gebucht werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Im Falle einer unverzüglich angezeigten und durch ärztliches Attest nachgewiesenen Arbeitsunfähigkeit während eines Zeitausgleichs
                     vom Arbeitszeitkonto (Zeiten nach Abs. 3 Satz 1 und 2) tritt eine Minderung des Zeitguthabens nicht ein.
                  

                  

                  Niederschriftserklärung zu Abs. 4:

                  Durch diese Regelung werden aus dem Urlaubsrecht entlehnte Ansprüche nicht begründet.

                  
                        (
                        5
                        )
                        In der Betriebs-/Dienstvereinbarung sind insbesondere folgende Regelungen zu treffen:
                     
                        	
                           Die höchstmögliche Zeitschuld (bis zu 40 Stunden) und das höchstzulässige Zeitguthaben (bis zu einem Vielfachen von 40 Stunden),
                              die innerhalb eines bestimmten Zeitraums anfallen dürfen;
                           

                        

                        	
                           nach dem Umfang des beantragten Freizeitausgleichs gestaffelte Fristen für das Abbuchen von Zeitguthaben oder für den Abbau von Zeitschulden durch die/den Beschäftigten;

                        

                        	
                           die Berechtigung, das Abbuchen von Zeitguthaben zu bestimmten Zeiten (z. B. an so genannten Brückentagen) vorzusehen;

                        

                        	
                           die Folgen, wenn der Arbeitgeber einen bereits genehmigten Freizeitausgleich kurzfristig widerruft.

                        

                     

                  

                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Der Arbeitgeber kann mit der/dem Beschäftigten die Einrichtung eines Langzeitkontos vereinbaren. In diesem Fall ist der Betriebs-/Personalrat
                     zu beteiligen und – bei Insolvenzfähigkeit des Arbeitgebers – eine Regelung zur Insolvenzsicherung zu treffen.
                  

               

               
                     § 11
Teilzeitbeschäftigung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Mit Beschäftigten soll auf Antrag eine geringere als die vertraglich festgelegte Arbeitszeit vereinbart werden, wenn sie
                     
                        	
                           mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder

                        

                        	
                           einen nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen sonstigen Angehörigen

                        

                     

                  

                  tatsächlich betreuen oder pflegen und dringende dienstliche bzw. betriebliche Belange nicht entgegenstehen. Die Teilzeitbeschäftigung
                     nach Satz 1 ist auf Antrag bis zu fünf Jahre zu befristen. Sie kann verlängert werden; der Antrag ist spätestens sechs Monate
                     vor Ablauf der vereinbarten Teilzeitbeschäftigung zu stellen. Bei der Gestaltung der Arbeitszeit hat der Arbeitgeber im Rahmen
                     der dienstlichen bzw. betrieblichen Möglichkeiten der besonderen persönlichen Situation der/des Beschäftigten nach Satz 1
                     Rechnung zu tragen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Beschäftigte, die in anderen als den in Abs. 1 genannten Fällen eine Teilzeitbeschäftigung vereinbaren wollen, können von
                     ihrem Arbeitgeber verlangen, dass er mit ihnen die Möglichkeit einer Teilzeitbeschäftigung mit dem Ziel erörtert, zu einer
                     entsprechenden Vereinbarung zu gelangen.
                  

                  

                  Protokollerklärung zu Abschnitt II:

                  Bei In-Kraft-Treten dieses Tarifvertrages bestehende Gleitzeitregelungen bleiben unberührt.

                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt III
Eingruppierung, Entgelt und sonstige Leistungen
            

         

         Anstelle der §§ 12 und 13 TVöD wird bestimmt:

               
                     § 12 
Eingruppierung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Eingruppierung der/des Beschäftigten richtet sich nach den Tätigkeitsmerkmalen der Anlage 1.2.1 zur KAO – Entgeltordnung zur Kirchlichen Anstellungsordnung. Die/Der Beschäftigte erhält Entgelt nach der Entgeltgruppe, in der sie/er
                     eingruppiert ist. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die/Der Beschäftigte ist in der Entgeltgruppe eingruppiert, deren Tätigkeitsmerkmalen die gesamte von ihr/ihm nicht nur vorübergehend
                     auszuübende Tätigkeit entspricht. Die gesamte auszuübende Tätigkeit entspricht den Tätigkeitsmerkmalen einer Entgeltgruppe,
                     wenn zeitlich mindestens zur Hälfte Arbeitsvorgänge anfallen, die für sich genommen die Anforderungen eines Tätigkeitsmerkmals
                     oder mehrerer Tätigkeitsmerkmale dieser Entgeltgruppe erfüllen. Kann die Erfüllung einer Anforderung in der Regel erst bei
                     der Betrachtung mehrerer Arbeitsvorgänge festgestellt werden (z. B. vielseitige Fachkenntnisse), sind diese Arbeitsvorgänge
                     für die Feststellung, ob diese Anforderung erfüllt ist, insoweit zusammen zu beurteilen. Werden in einem Tätigkeitsmerkmal
                     mehrere Anforderungen gestellt, gilt das in Satz 2 bestimmte Maß, ebenfalls bezogen auf die gesamte auszuübende Tätigkeit,
                     für jede Anforderung. Ist in einem Tätigkeitsmerkmal ein von den Sätzen 2 bis 4 abweichendes zeitliches Maß bestimmt, gilt
                     dieses. Ist in einem Tätigkeitsmerkmal als Anforderung eine Voraussetzung in der Person der/des Beschäftigten bestimmt, muss
                     auch diese Anforderung erfüllt sein.
                  

                  

                  Protokollnotiz (KAO) zu Absatz 2:

                  Arbeitsvorgänge sind Arbeitsleistungen (einschließlich Zusammenhangsarbeiten), die, bezogen auf den Aufgabenkreis der/des
                     Beschäftigten, zu einem bei natürlicher Betrachtung abgrenzbaren Arbeitsergebnis führen (z. B. unterschriftsreife Bearbeitung
                     eines Aktenvorgangs, eines Widerspruchs oder eines Antrags, Fertigung einer Bauzeichnung, Bearbeitung eines Antrags auf eine
                     Sozialleistung, Betreuung einer Person oder Personengruppe, Durchführung einer Unterhaltungs- oder Instandsetzungsarbeit).
                     Jeder einzelne Arbeitsvorgang ist als solcher zu bewerten und darf dabei hinsichtlich der Anforderungen zeitlich nicht aufgespalten
                     werden. Eine Anforderung im Sinne der Sätze 2 und 3 ist auch das in einem Tätigkeitsmerkmal geforderte Herausheben der Tätigkeit
                     aus einer niedrigeren Entgeltgruppe.
                  

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Entgeltgruppe der/des Beschäftigten ist im Arbeitsvertrag anzugeben.
                  

               

               
                     § 13 
Eingruppierung in besonderen Fällen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ist der/dem Beschäftigten eine andere, höherwertige Tätigkeit nicht übertragen worden, hat sich aber die ihr/ihm übertragene
                     Tätigkeit (§ 12 Abs. 2 Satz 1) nicht nur vorübergehend derart geändert, dass sie den Tätigkeitsmerkmalen einer höheren als ihrer/seiner bisherigen Entgeltgruppe
                     entspricht (§ 12 Abs. 2 Sätze 2 bis 6), und hat die/ der Beschäftigte die höherwertige Tätigkeit ununterbrochen sechs Monate lang ausgeübt, ist sie/er mit Beginn
                     des darauffolgenden Kalendermonats in der höheren Entgeltgruppe eingruppiert. Für die zurückliegenden sechs Kalendermonate
                     gilt § 14 Abs. 1 sinngemäß.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ist die Zeit der Ausübung der höherwertigen Tätigkeit durch Urlaub, Arbeitsbefreiung, Arbeitsunfähigkeit, Kur- oder Heilverfahren
                     oder Vorbereitung auf eine Fachprüfung für die Dauer von insgesamt nicht mehr als sechs Wochen unterbrochen worden, wird die
                     Unterbrechungszeit in die Frist von sechs Monaten eingerechnet. Bei einer längeren Unterbrechung oder bei einer Unterbrechung
                     aus anderen Gründen beginnt die Frist nach der Beendigung der Unterbrechung von neuem.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wird der/dem Beschäftigten vor Ablauf der sechs Monate wieder eine Tätigkeit zugewiesen, die den Tätigkeitsmerkmalen ihrer/seiner
                     bisherigen Entgeltgruppe entspricht, gilt § 14 Abs. 1 sinngemäß.
                  

                  

                  Protokollnotiz (KAO) zu §§ 12, 13 (VKA):

                  Die Grundsätze der korrigierenden Rückgruppierung bleiben unberührt.

                  

               

               
                     § 14
Vorübergehende Ausübung einer höherwertigen Tätigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wird der/dem Beschäftigten vorübergehend eine andere Tätigkeit übertragen, die den Tätigkeitsmerkmalen einer höheren als ihrer/seiner
                     Eingruppierung entspricht, und hat sie/er diese mindestens einen Monat ausgeübt, erhält sie/er für die Dauer der Ausübung
                     eine persönliche Zulage rückwirkend ab dem ersten Tag der Übertragung der Tätigkeit.
                  

                  

                  Niederschriftserklärungen zu Abs. 1:

                  
                     
                        	
                           Ob die vorübergehend übertragene höherwertige Tätigkeit einer höheren Entgeltgruppe entspricht, bestimmt sich nach den gemäß
                              § 18 Abs. 3 TVÜ-VKA fortgeltenden Regelungen des §§ 22 Abs. 2 BAT/BAT-O bzw. den entsprechenden Regelungen für Arbeiterinnen
                              und Arbeiter. Die Tarifvertragsparteien stellen klar, dass diese Niederschriftserklärung im Zusammenhang mit der neuen Entgeltordnung
                              überprüft wird. 
                           

                        

                        	
                           Die Tarifvertragsparteien stellen klar, dass die vertretungsweise Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit ein Unterfall
                              der vorübergehenden Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit ist.
                           

                        

                     

                  

                  

                  Anstelle von § 14 Abs. 2 TVöD wird bestimmt:

                  
                        (
                        2
                        )
                        Durch eine separate Regelung der Arbeitsrechtlichen Kommission im Rahmen eines Kataloges, der die hierfür in Frage kommenden
                     Tätigkeiten aufführt, wird bestimmt, dass die Voraussetzung für die Zahlung einer persönlichen Zulage bereits erfüllt ist,
                     wenn die vorübergehend übertragene Tätigkeit mindestens drei Arbeitstage angedauert hat und der/die Beschäftigte ab dem ersten
                     Tag der Vertretung in Anspruch genommen worden ist.
                  

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die persönliche Zulage bemisst sich nach dem jeweiligen Unterschiedsbetrag zu dem Tabellenentgelt, das sich bei dauerhafter
                     Übertragung nach § 17 Abs. 4 Satz 1 für Beschäftigte im Bereich der VKA und nach § 17 Abs. 5 Satz 1 für Beschäftigte des Bundes ergeben hätte.
                  

                  

                  Protokollnotiz (KAO) zu § 14:

                  Beschäftigten, die in Vergütungsgruppenplan 5 der Anlage 1.2.1 zur KAO in Entgeltgruppe 10 eingruppiert sind, kann für maximal
                     drei aufeinanderfolgende Jahre eine Zulage nach § 14 KAO für die vorübergehende Ausübung einer Tätigkeit nach Entgeltgruppe
                     11 gezahlt werden, wenn die Einsatzplanung der Schuldekanin/des Schuldekans dies erfordert. Innerhalb des Zeitraums von drei
                     Jahren ist maximal zwei Mal eine Unterbrechung der Zulagenzahlung zulässig. Durch eine Unterbrechung der Zulagenzahlung verlängert
                     sich der höchstzulässige Gesamtzeitraum nicht.
                  

                  Zeiten der Unterbrechung des Arbeitsverhältnisses, z. B. zwischen befristeten Verträgen oder bei Beurlaubung, werden nicht
                     auf den Zeitraum von drei Jahren angerechnet.
                  

                  Werden nach Ablauf des vorgenannten Zeitraums von drei Jahren weiterhin oder erneut Tätigkeiten nach Entgeltgruppe 11 übertragen,
                     erfolgt automatisch eine Höhergruppierung in die Entgeltgruppe 11, sofern diese nicht bereits erfolgt ist.
                  

                  Die Gewährung der Zulage nach § 14 KAO aus anderen sachlichen Gründen, z. B. Vertretung, bleibt unberührt.

               

               
                     § 14 a
Zulagen für besondere Vertretungssituationen und zusätzliche Tätigkeiten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wird dem/der Beschäftigten im Rahmen einer besonderen Vertretungssituation (z. B. Krankheitsfall) eine weitere Tätigkeit übertragen,
                     die den Tätigkeitsmerkmalen der gleichen oder einer niedrigeren Eingruppierung entspricht und wird diese mindestens zwei Monate
                     ausgeübt, erhält der/die Beschäftigte für die Dauer der Ausübung eine persönliche Zulage in Höhe von 150 € monatlich rückwirkend
                     ab dem ersten Tag der Übertragung der Tätigkeit. Ab dem siebten Monat erhöht sich die Zulage auf 250 € monatlich. Teilzeitbeschäftigte
                     erhalten die Zulage anteilig gemäß ihrem Beschäftigungsumfang. Die Zulage ist keine Abgeltung für Mehrarbeit und Überstunden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wird dem/der Beschäftigten vorübergehend eine zusätzliche Tätigkeit übertragen, die nicht den Tätigkeiten der Stellenbeschreibung
                     entspricht und die nicht unter § 14 Absatz 1 fällt, und wird diese mindestens drei Monate ausgeübt, erhält der/die Beschäftigte für die Dauer der Ausübung eine persönliche
                     Zulage in Höhe von 100 € monatlich rückwirkend ab dem ersten Tag der Übertragung der Tätigkeit. Teilzeitbeschäftigte erhalten
                     die Zulage anteilig gemäß ihrem Beschäftigungsumfang. Von dieser Regelung sind Leitungskräfte in den Entgeltgruppen 13 bis
                     15 ausgenommen.
                  

                  

                  Protokollnotizen (KAO) zu § 14 a:

                  
                     
                        	
                           Von den Regelungen des § 14 a nicht umfasst sind Beschäftigte im Bereich der Vergütungsgruppenpläne 21, 26, 54, 54 a und 63.

                        

                        	
                           Zusätzliche Tätigkeiten im Sinne von Absatz 2 sind z. B die Mitarbeit in landeskirchlichen Arbeits- und Projektgruppen, Mitarbeit
                              in Pilotierungen.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 15
Tabellenentgelt
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die/Der Beschäftigte erhält monatlich ein Tabellenentgelt. Die Höhe bestimmt sich nach der Entgeltgruppe, in die sie/er eingruppiert
                     ist, und nach der für sie/ihn geltenden Stufe.
                  

                  

                  Protokollnotiz zu § 15 Abs. 1:

                  Die Protokollerklärungen zu Abs. 1 TVöD finden keine Anwendung.

                  Siehe ggf. § 3 AR-Ü.

                  

                  Anstelle von § 15 Abs. 2 TVöD wird bestimmt:

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Entgelt richtet sich nach Maßgabe des § 1 c Abs. 1 KAO und des Beschlusses der Arbeitsrechtlichen Kommission – Landeskirche und Diakonie Württemberg – vom 25. Juli 2008 nach der
                     Anlage A – VKA Tarifgebiet (West).
                  

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Im Rahmen von landesbezirklichen bzw. für den Bund in bundesweiten tarifvertraglichen Regelungen können für an- und ungelernte
                     Tätigkeiten in von Outsourcing und/oder Privatisierung bedrohten Bereichen in den Entgeltgruppen 1 bis 4 Abweichungen von
                     der Entgelttabelle bis zu einer dort vereinbarten Untergrenze vorgenommen werden. Die Untergrenze muss im Rahmen der Spannbreite
                     des Entgelts der Entgeltgruppe 1 liegen. Die Umsetzung erfolgt durch Anwendungsvereinbarung, für den Bund durch Bundestarifvertrag.
                  

                  Protokollnotiz (KAO) zu § 15 Abs. 3:

                  An die Stelle von landesbezirklichen tarifvertraglichen Regelungen treten die von der Arbeitsrechtlichen Kommission beschlossenen Regelungen.

                  

               

               
                     § 16 (VKA) 
Stufen der Entgelttabelle
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Entgeltgruppen 2 bis 15 umfassen sechs Stufen. Die Abweichungen von Satz 1 sind im Anhang zu § 16 (VKA) geregelt.
                  

                  

                  Protokollnotiz (KAO) zu § 16 Abs. 1:

                  [aufgehoben]

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei Einstellung werden die Beschäftigten der Stufe 1 zugeordnet, sofern keine einschlägige Berufserfahrung vorliegt. Verfügt
                     die/der Beschäftigte über eine einschlägige Berufserfahrung von mindestens einem Jahr, erfolgt die Einstellung in die Stufe
                     2; verfügt sie/er über eine einschlägige Berufserfahrung von mindestens drei Jahren, erfolgt in der Regel eine Zuordnung zur
                     Stufe 3. Unabhängig davon kann der Arbeitgeber bei Neueinstellungen zur Deckung des Personalbedarfs Zeiten einer vorherigen
                     beruflichen Tätigkeit ganz oder teilweise für die Stufenzuordnung berücksichtigen, wenn diese Tätigkeit für die vorgesehene
                     Tätigkeit förderlich ist.
                  

                  

                  Niederschriftserklärung zu Abs. 2 Satz 2:

                  Die Tarifvertragsparteien sind sich darüber einig, dass stichtagsbezogene Verwerfungen zwischen übergeleiteten Beschäftigten
                     und Neueinstellungen entstehen können.
                  

                  

                  Protokollerklärung zu Abs. 2: 

                  Ein Berufspraktikum nach dem Tarifvertrag für Praktikantinnen/Praktikanten des öffentlichen Dienstes (TVPöD) vom 27. Oktober
                     2009 gilt grundsätzlich als Erwerb einschlägiger Berufserfahrung.
                  

                  

                  Protokollnotiz (KAO) zu § 16 Abs. 2:

                  
                     
                        	
                           Die Protokollerklärung zu Abs. 2 gilt entsprechend für das Praktikum im kirchenmusikalischen Dienst und das Anerkennungsjahr
                              in der Gemeindediakonie, der Jugendarbeit sowie der Religionspädagogik für Absolventen und Absolventinnen kirchlich anerkannter
                              Ausbildungsstätten gem. § 3 Abs. 4 Diakonen- und Diakoninnengesetz.
                           

                        

                        	
                           Für ab 1. März 2009 neu begründete Arbeitsverhältnisse von Lehrkräften wird die zur Vorbereitung auf den Lehrerberuf abgeleistete
                              Zeit des Referendariats oder des Vorbereitungsdienstes im Umfang von 6 Monaten auf die Stufenlaufzeit der Stufe 1 angerechnet.
                           

                        

                        	
                           Als Erwerb einer einjährigen einschlägigen Berufserfahrung gilt entsprechend auch die fachpraktische Ausbildung im Rahmen
                              einer abgeschlossenen praxisintegrierten Ausbildung zur Erzieherin/zum Erzieher nach landesrechtlichen Regelungen und im Rahmen
                              einer abgeschlossenen praxisintegrierten Ausbildung zur Heilerziehungspflegerin/zum Heilerziehungspfleger nach landesrechtlichen
                              Regelungen.
                           

                        

                     

                  

                  Anstelle von § 16 Abs. 2 a TVöD wird bestimmt:

                  
                        (
                        2a
                        )
                        Bei Einstellung von Beschäftigten in unmittelbarem Anschluss an ein Arbeitsverhältnis im öffentlichen Dienst (§ 34 Abs. 3 Satz 5 und 6 KAO) oder zu einem Arbeitgeber, der einen dem TVöD vergleichbaren Tarifvertrag anwendet, kann die in dem vorhergehenden Arbeitsverhältnis
                     erworbene Stufe bei der Stufenzuordnung ganz oder teilweise berücksichtigt werden. Dies gilt auch für kirchliche Arbeitsrechtsregelungen,
                     die auf dem TVöD oder dem TV-L basieren. § 16 Abs. 2 Satz 3 TVöD bleibt unberührt.
                  

                  

                  Niederschriftserklärung zu § 16 Abs. 2a:

                  Die Tarifvertragsparteien sind sich darüber einig, dass die erworbene Stufe im Sinne des § 16 Abs. 2 a auch eine individuelle
                     Endstufe im Sinne des § 6 Abs. 4 Satz 1, § 7 Abs. 2 erste Alternative oder § 8 Abs. 2 Satz 3 TVÜ-Bund/VKA oder eine individuelle
                     Zwischenstufe im Sinne des § 7 Abs. 3 Satz 1 oder § 8 Abs. 3 Satz 2 TVÜ-Bund/VKA sein kann.
                  

                  

                  Ergänzend zu § 16 TVöD wird bestimmt:

                  
                        (
                        2b
                        )
                        Ununterbrochene Zeiten einer gleichartigen und mindestens gleichwertigen beruflichen Tätigkeit im Geltungsbereich dieser Ordnung
                     werden auf die Stufenlaufzeit angerechnet. Unterbrechungen bis zu einer Dauer von 6 Monaten sowie in den Fällen des § 4 Abs.
                     3 und 4 und des § 9 Abs. 3 der Sicherungsordnung sind unschädlich.
                  

                  Als gleichartige berufliche Tätigkeiten im Sinne von Satz 1 gelten wechselseitig auch mindestens gleichwertige Tätigkeiten
                     in verschiedenen Vergütungsgruppenplänen für Diakone und Diakoninnen.
                  

                  Als mindestens gleichwertige vorherige berufliche Tätigkeiten im Sinne von Satz 1 und 3 gelten auch Tätigkeiten, die vor der
                     Neufassung von Vergütungsgruppenplänen ausgeübt wurden und die bis zu einer Entgeltgruppe niedriger bewertet waren.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Beschäftigten erreichen – von Stufe 3 an die jeweils nächste Stufe in Abhängigkeit von ihrer Leistung gemäß § 17 Abs. 2 – nach folgenden Zeiten einer ununterbrochenen Tätigkeit innerhalb derselben Entgeltgruppe bei ihrem Arbeitgeber (Stufenlaufzeit):
                     
                        	
                           Stufe 2 nach einem Jahr in Stufe 1,

                        

                        	
                           Stufe 3 nach zwei Jahren in Stufe 2,

                        

                        	
                           Stufe 4 nach drei Jahren in Stufe 3,

                        

                        	
                           Stufe 5 nach vier Jahren in Stufe 4 und

                        

                        	
                           Stufe 6 nach fünf Jahren in Stufe 5.

                        

                     
Die Abweichungen von Satz 1 sind im Anhang zu § 16 (VKA) geregelt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Entgeltgruppe 1 umfasst fünf Stufen. Einstellungen erfolgen in der Stufe 2 (Eingangsstufe). Die jeweils nächste Stufe
                     wird nach vier Jahren in der vorangegangenen Stufe erreicht; § 17 Abs. 2 bleibt unberührt.
                  

                  

                  Protokollnotiz (KAO) zu § 16

                  Siehe ggf. § 3 AR-Ü.

                  

               

               
                     § 17
Allgemeine Regelungen zu den Stufen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Beschäftigten erhalten vom Beginn des Monats an, in dem die nächste Stufe erreicht wird, das Tabellenentgelt nach der neuen Stufe.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei Leistungen der/des Beschäftigten, die erheblich über dem Durchschnitt liegen, kann die erforderliche Zeit für das Erreichen
                     der Stufen 4 bis 6 jeweils verkürzt werden. Bei Leistungen, die erheblich unter dem Durchschnitt liegen, kann die erforderliche
                     Zeit für das Erreichen der Stufen 4 bis 6 jeweils verlängert werden. Bei einer Verlängerung der Stufenlaufzeit hat der Arbeitgeber
                     jährlich zu prüfen, ob die Voraussetzungen für die Verlängerung noch vorliegen. Für die Beratung von schriftlich begründeten
                     Beschwerden von Beschäftigten gegen eine Verlängerung nach Satz 2 bzw. 3 ist eine betriebliche Kommission zuständig. Die Mitglieder
                     der betrieblichen Kommission werden je zur Hälfte vom Arbeitgeber und vom Betriebs-/Personalrat benannt; sie müssen dem Betrieb/der
                     Dienststelle angehören. Der Arbeitgeber entscheidet auf Vorschlag der Kommission darüber, ob und in welchem Umfang der Beschwerde
                     abgeholfen werden soll.
                  

                  

                  Ergänzend zu § 17 Abs. 2 TVöD wird bestimmt:

                  
                        (
                        2a
                        )
                        Für Dienststellen, für die gemeinsame Mitarbeitervertretungen nach dem MVG.Württemberg17 gebildet sind, werden die Kommissionsmitglieder jeweils von der gemeinsamen MAV und den beteiligten Dienststellenleitungen
                     benannt. Solange keine solche Kommission gebildet ist, ist eine Verlängerung der Stufenlaufzeit nicht möglich.
                  

                  

                  Protokollerklärung zu Abs. 2:

                  Die Instrumente der materiellen Leistungsanreize (§ 18) und der leistungsbezogene Stufenaufstieg bestehen unabhängig voneinander und dienen unterschiedlichen Zielen. Leistungsbezogene Stufenaufstiege unterstützen
                     insbesondere die Anliegen der Personalentwicklung.
                  

                  

                  Protokollerklärung zu Abs. 2 Satz 2:

                  Bei Leistungsminderungen, die auf einem anerkannten Arbeitsunfall oder einer Berufskrankheit gemäß §§ 8 und 9 SGB VII beruhen,
                     ist diese Ursache in geeigneter Weise zu berücksichtigen.
                  

                  

                  Protokollerklärung zu Abs. 2 Satz 6:

                  Die Mitwirkung der Kommission erfasst nicht die Entscheidung über die leistungsbezogene Stufenzuordnung.

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Den Zeiten einer ununterbrochenen Tätigkeit im Sinne des § 16 (VKA) Abs. 3 stehen gleich:
                     
                        	
                           Zeiten von Beschäftigungsverboten nach dem Mutterschutzgesetz,

                        

                        	
                           Zeiten einer Arbeitsunfähigkeit nach § 22 bis zu 39 Wochen,
                           

                        

                        	
                           Zeiten eines bezahlten Urlaubs,

                        

                        	
                           Zeiten eines Sonderurlaubs, bei denen der Arbeitgeber vor dem Antritt schriftlich ein dienstliches bzw. betriebliches Interesse
                              anerkannt hat,
                           

                        

                        	
                           Zeiten einer sonstigen Unterbrechung von weniger als einem Monat im Kalenderjahr,

                        

                        	
                           Zeiten der vorübergehenden Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit.

                        

                     

                  

                  Zeiten der Unterbrechung bis zu einer Dauer von jeweils drei Jahren, die nicht von Satz 1 erfasst werden, und Elternzeit bis
                     zu jeweils fünf Jahren sind unschädlich, werden aber nicht auf die Stufenlaufzeit angerechnet. Bei einer Unterbrechung von
                     mehr als drei Jahren, bei Elternzeit von mehr als fünf Jahren, erfolgt eine Zuordnung zu der Stufe, die der vor der Unterbrechung
                     erreichten Stufe vorangeht, jedoch nicht niedriger als bei einer Neueinstellung; die Stufenlaufzeit beginnt mit dem Tag der
                     Arbeitsaufnahme. Zeiten, in denen Beschäftigte mit einer kürzeren als der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit eines entsprechenden
                     Vollbeschäftigten beschäftigt waren, werden voll angerechnet.
                  

                  

                  Anstelle von § 17 Abs. 4 TVöD wird bestimmt:

                  
                        (
                        4
                        )
                        Bei Eingruppierung in eine höhere Entgeltgruppe aus den Entgeltgruppen 2 bis 14 der Anlage A (VKA) oder P 5 bis P 15 der Anlage
                     E (VKA) werden die Beschäftigten der gleichen Stufe zugeordnet, die sie in der niedrigeren Entgeltgruppe erreicht haben. Die
                     in der bisherigen Stufe zurückgelegte Stufenlaufzeit wird auf die Stufenlaufzeit in der höheren Entgeltgruppe angerechnet.
                     
                  

                  Bei einer Eingruppierung in eine niedrigere Entgeltgruppe ist die/der Beschäftige der in der höheren Entgeltgruppe erreichten
                     Stufe zuzuordnen; die in der bisherigen Stufe zurückgelegte Stufenlaufzeit wird auf die Stufenlaufzeit in der niedrigeren
                     Entgeltgruppe angerechnet. 
                  

                  Die/Der Beschäftigte erhält vom Beginn des Monats an, in dem die Veränderung wirksam wird, das entsprechende Tabellenentgelt
                     aus der in Satz 1 oder Satz 4 festgelegten Stufe der betreffenden Entgeltgruppe.
                  

                  

                  Protokollnotizen (KAO) zu § 17 Absatz 4 :

                  
                     
                        	
                           Höhergruppierungen von Beschäftigten aufgrund der Übertragung der neuen Entgeltordnung TVöD (VKA) in die KAO erfolgen auf
                              der Grundlage der §§ 29 ff. AR-Ü (Anlage 1.2.2 zur KAO) in Verbindung mit § 17 Abs. 4 KAO in der bis zum 31. August 2017 geltenden Fassung: 
                           

                           Fassung des Absatz 4 bis zum 31. August 2017: 

                           „(4) Bei Eingruppierung in eine höhere Entgeltgruppe werden die Beschäftigten im Bereich der VKA derjenigen Stufe zugeordnet,
                              in der sie mindestens ihr bisheriges Tabellenentgelt erhalten, mindestens jedoch der Stufe 2. Beträgt der Unterschiedsbetrag
                              zwischen dem derzeitigen Tabellenentgelt und dem Tabellenentgelt nach Satz 1
                           

                           
                              
                                 	
                                    in den Entgeltgruppen 1 bis 8 vom 1. Februar 2017 an weniger als 58,98 Euro,

                                 

                                 	
                                    in den Entgeltgruppen 9 bis 15 vom 1. Februar 2017 an weniger als 94,39 Euro,

                                 

                              

                           

                           so erhält die/der Beschäftigte während der betreffenden Stufenlaufzeit anstelle des Unterschiedsbetrages den vorgenannten
                              jeweils zustehenden Garantiebetrag. 
                           

                           Wird die/der Beschäftigte nicht in die nächsthöhere, sondern in eine darüber liegende Entgeltgruppe höhergruppiert, ist das
                              Tabellenentgelt für jede dazwischen liegende Entgeltgruppe nach Satz 1 zu berechnen; Satz 2 gilt mit der Maßgabe, dass auf
                              das derzeitige Tabellenentgelt und das Tabellenentgelt der Entgeltgruppe abzustellen ist, in die die/der Beschäftigte höhergruppiert
                              wird.
                           

                           Die Stufenlaufzeit in der höheren Entgeltgruppe beginnt mit dem Tag der Höhergruppierung. Bei einer Eingruppierung in eine
                              niedrigere Entgeltgruppe ist die/der Beschäftige der in der höheren Entgeltgruppe erreichten Stufe zuzuordnen.
                           

                           Die/Der Beschäftigte erhält vom Beginn des Monats an, in dem die Veränderung wirksam wird, das entsprechende Tabellenentgelt
                              aus der in Satz 1 oder Satz 5 festgelegten Stufe der betreffenden Entgeltgruppe, ggf. einschließlich des Garantiebetrags.
                              
                           

                           

                           Protokollerklärung zu Absatz 4 Satz 2:

                           Die Garantiebeträge nehmen an allgemeinen Entgeltanpassungen teil. 

                           

                           Protokollerklärung zu Absatz 4 Satz 3: 

                           Satz 3 gilt bis zum Inkrafttreten der Eingruppierungsvorschriften des TVöD (Entgeltordnung) nicht für Beschäftigte, wenn sie
                              von der Entgeltgruppe 3 in die Entgeltgruppe 5 oder von der Entgeltgruppe 6 in die Entgeltgruppe 8 höhergruppiert werden.“
                           

                           § 17 Absatz 4 Satz 3 in der bis zum 31. August 2017 geltenden Fassung gilt bei Überleitungen in neue Vergütungsgruppenpläne
                              nicht, wenn Entgeltgruppen bei der Höhergruppierung nur deshalb übersprungen werden, weil die dazwischen liegenden Entgeltgruppen
                              im neuen Vergütungsgruppenplan nicht vorkommen.
                           

                        

                        	
                           Bei Eingruppierung in eine Entgeltgruppe, die einer anderen als der bisherigen Entgelttabelle zugeordnet ist, nehmen die Beschäftigten
                              ihre bisherigen Erfahrungsmonate mit und werden entsprechend diesen der Stufe zugeordnet, die nach der neuen Tabelle maßgebend
                              ist, mindestens jedoch der bisherigen Stufe.
                           

                        

                     

                  

                  Ergänzend zu § 17 KAO wird bestimmt:

                  
                        (
                        4a
                        )
                        (aufgehoben)
                  

                  

                  
                        (
                        4b
                        )
                        Bei Eingruppierung in eine höhere Entgeltgruppe der Anlage C werden die Beschäftigten der gleichen Stufe zugeordnet, die sie in der niedrigeren Entgeltgruppe erreicht haben. Beträgt
                     bei Höhergruppierungen innerhalb der Anlage C (VKA) der Unterschiedsbetrag zwischen dem derzeitigen Tabellenentgelt und dem
                     Tabellenentgelt nach § 17 Abs. 4 Satz 1 in der höheren Entgeltgruppe
                  

                  
                     
                        	
                           in den Entgeltgruppen S 2 bis S 8 b

                           
                              
                                 	
                                    bis 29. Februar 2024 weniger als 65,46 Euro und

                                 

                                 	
                                    ab 1. März 2024 weniger als 72,99 Euro,

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           in den Entgeltgruppen S 9 bis S 18

                           
                              
                                 	
                                    bis 29. Februar 2024 weniger als 104,74 Euro und

                                 

                                 	
                                    ab 1. März 2024 weniger als 116,79 Euro,

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

                  so erhält die/der Beschäftigte während der betreffenden Stufenlaufzeit anstelle des Unterschiedsbetrages den vorgenannten
                     jeweils zustehenden Garantiebetrag. Die in der bisherigen Entgeltgruppe zurückgelegte Stufenlaufzeit wird auf die Stufenlaufzeit
                     in der höheren Entgeltgruppe angerechnet. Bei einer Eingruppierung in eine niedrigere Entgeltgruppe ist die/der Beschäftigte
                     der in der höheren Entgeltgruppe erreichten Stufe zuzuordnen; die in der bisherigen Stufe zurückgelegte Stufenlaufzeit wird
                     auf die Stufenlaufzeit in der niedrigeren Entgeltgruppe angerechnet. Die/der Beschäftigte erhält vom Beginn des Monats an,
                     in dem die Veränderung wirksam wird, das entsprechende Tabellenentgelt aus der in Satz 1 oder Satz 4 festgelegten Stufe der
                     betreffenden Entgeltgruppe. § 17 Absatz 4 findet keine Anwendung.
                  

                  

                  Protokollnotiz (KAO) zu § 17 Absatz 4 b:

                  Die Garantiebeträge nehmen an allgemeinen Entgeltanpassungen teil.

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Nicht abgedruckt, da im Bereich der KAO nicht einschlägig.
                  

                  

                  Ergänzend zu § 17 TVöD wird bestimmt:

                  
                        (
                        6
                        )
                        Würde die Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit zur Eingruppierung in dieselbe oder in eine niedrigere Entgeltgruppe führen,
                     so verbleibt der/die Beschäftigte in der bisherigen Entgeltgruppe und Stufe. Der weitere Stufenaufstieg richtet sich nach
                     § 16 Abs. 3.

               

               
                     § 18 (VKA) 
Leistungsentgelt
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die leistungs- und/oder erfolgsorientierte Bezahlung soll dazu beitragen, die öffentlichen Dienstleistungen zu verbessern.
                     Zugleich sollen Motivation, Eigenverantwortung und Führungskompetenz gestärkt werden.
                  

                  

                  Anstelle von § 18 Abs. 2 TVöD (VKA) wird bestimmt:

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ab dem 1. Januar 2008 wird ein Leistungsentgelt eingeführt. Das Leistungsentgelt ist eine variable und leistungsorientierte
                     Bezahlung zusätzlich zum Tabellenentgelt.
                  

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Ausgehend von einer vereinbarten Zielgröße von 8 v. H. entspricht bis zu einer Vereinbarung eines höheren Vomhundertsatzes
                     das für das Leistungsentgelt zur Verfügung stehende Gesamtvolumen 2,00 v. H. der ständigen Monatsentgelte des Vorjahres aller
                     unter den Geltungsbereich des TVöD fallenden Beschäftigten des jeweiligen Arbeitgebers. Das für das Leistungsentgelt zur Verfügung
                     stehende Gesamtvolumen ist zweckentsprechend zu verwenden; es besteht die Verpflichtung zu jährlicher Auszahlung der Leistungsentgelte.
                  

                  

                  Protokollerklärung zu Abs. 3 Satz 1:

                  Ständige Monatsentgelte sind insbesondere das Tabellenentgelt (ohne Sozialversicherungsbeiträge des Arbeitgebers und dessen
                     Kosten für die betriebliche Altersvorsorge), die in Monatsbeträgen festgelegten Zulagen einschließlich Besitzstandszulagen
                     sowie Entgelt im Krankheitsfall (§ 22) und bei Urlaub, soweit diese Entgelte in dem betreffenden Kalenderjahr ausgezahlt worden sind; nicht einbezogen sind dagegen
                     insbesondere Abfindungen, Aufwandsentschädigungen, Einmalzahlungen, Jahressonderzahlungen, Leistungsentgelte, Strukturausgleiche,
                     unständige Entgeltbestandteile und Entgelte der außertariflichen Beschäftigten. Unständige Entgeltbestandteile können betrieblich
                     einbezogen werden.
                  

                  

                  Niederschriftserklärung zu § 18 Abs. 3:

                  Das als Zielgröße zu erreichende Gesamtvolumen von 8 v. H. wird wie folgt finanziert

                  
                     
                        	
                           Anteil aus auslaufenden Besitzständen in pauschalierter Form,

                        

                        	
                           im Rahmen zukünftiger Tarifrunden.

                        

                     

                  

                  Die Tarifvertragsparteien führen erstmals Mitte 2008 Gespräche über den Anteil aus auslaufenden Besitzständen und über eine
                     mögliche Berücksichtigung von Effizienzgewinnen.
                  

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Das Leistungsentgelt wird zusätzlich zum Tabellenentgelt als Leistungsprämie, Erfolgsprämie oder Leistungszulage gewährt;
                     das Verbinden verschiedener Formen des Leistungsentgelts ist zulässig. Die Leistungsprämie ist in der Regel eine einmalige
                     Zahlung, die im Allgemeinen auf der Grundlage einer Zielvereinbarung erfolgt; sie kann auch in zeitlicher Abfolge gezahlt
                     werden. Die Erfolgsprämie kann in Abhängigkeit von einem bestimmten wirtschaftlichen Erfolg neben dem gemäß Abs. 3 vereinbarten
                     Startvolumen gezahlt werden. Die Leistungszulage ist eine zeitlich befristete, widerrufliche, in der Regel monatlich wiederkehrende
                     Zahlung. Leistungsentgelte können auch an Gruppen von Beschäftigten gewährt werden. Leistungsentgelt muss grundsätzlich allen Beschäftigten zugänglich sein. Für Teilzeitbeschäftigte
                     kann von § 24 Abs. 2 abgewichen werden.
                  

                  

                  Protokollnotiz (KAO) zu § 18 Abs. 4 TVöD (VKA):

                  Anstelle der Protokollerklärung Nr. 1 zu § 18 Abs. 4 TVöD (VKA) gilt:
                  

                  Zur Einführung eines betrieblichen Systems der leistungsabhängigen Bezahlung bedarf es des Abschlusses einer die Anforderungen
                     des § 18 TVöD erfüllenden Dienstvereinbarung zwischen Dienststellenleitung und Mitarbeitervertretung gemäß § 36 MVG.Württemberg18. Diese kann nur jeweils im laufenden Kalenderjahr mit Wirkung ab dem darauf folgenden Kalenderjahr abgeschlossen werden.
                     
                  

                  Soweit zwischen Dienststellenleitung und Mitarbeitervertretung keine Dienstvereinbarung über das Leistungsentgelt gem. § 18 TVöD abgeschlossen wird, gilt Folgendes:
                  

                  Alle Beschäftigten erhalten das Leistungsentgelt in Form einer monatlich auszuzahlenden pauschalen Zulage in Höhe von ab 1.
                     Januar 2010 1,25 %, ab 1. Januar 2011 1,50 %, ab 1. Januar 2012 1,75 % und ab 1. Januar 2013 2,00 % ihres jeweiligen Bruttomonatsentgelts.
                     Erhöht sich das Leistungsentgelt gem. § 18 TVöD, erhöht sich die maßgebliche Prozentzahl der pauschalen Zulage automatisch
                     entsprechend. Bruttomonatsentgelt im Sinne dieser Protokollnotiz ist insbesondere das Tabellenentgelt (ohne Sozialversicherungsbeiträge
                     des Arbeitgebers und dessen Kosten für die betriebliche Altersvorsorge), die in Monatsbeträgen festgelegten Zulagen einschließlich
                     Besitzstandszulagen sowie Entgelt im Krankheitsfall (§ 22) und bei Urlaub. Nicht einbezogen sind dagegen insbesondere Abfindungen, Aufwandsentschädigungen, Einmalzahlungen, Jahressonderzahlungen,
                     Leistungsentgelte, Strukturausgleiche und unständige Entgeltbestandteile.
                  

                  

                  Protokollerklärung Nr. 2 zu Abs. 4:

                  Die Tarifvertragsparteien bekennen sich zur weiteren Stärkung der Leistungsorientierung im öffentlichen Dienst. 

                  

                  Protokollerklärung zu Abs. 4 Satz 3:

                  
                     
                        	
                           Die wirtschaftlichen Unternehmensziele legt die Verwaltungs-/Unternehmensführung zu Beginn des Wirtschaftsjahres fest. Der
                              wirtschaftliche Erfolg wird auf der Gesamtebene der Verwaltung/des Betriebes festgestellt. 
                           

                        

                        	
                           Soweit Beschäftigte im Sinne von § 38 Abs. 5 Satz 1 eine Tätigkeit ausüben, bei der Beamte im Vollstreckungsdienst eine Vollstreckungsdienstzulage nach der Vollstreckungsvergütungsverordnung
                              vom 6. Januar 2003 (BGBI. 1 S. 8) in der jeweils gültigen Fassung beanspruchen können, erhalten sie eine entsprechende Leistung
                              als Erfolgsprämie, die neben dem im Übrigen nach § 18 zustehenden Leistungsentgelt zu zahlen ist. Erhalten Beamte im Vollstreckungsdienst
                              eine entsprechende Zulage aufgrund einer landesrechtlichen Regelung, bestimmt sich die Höhe der Erfolgsprämie nach Satz 1
                              nach dieser landesrechtlichen Regelung. Dies gilt auch, wenn ein System der leistungsbezogenen Bezahlung betrieblich nicht
                              vereinbart ist. Bei der Bemessung für die Entgeltfortzahlung (§ 21) wird die Erfolgsprämie nur berücksichtigt, wenn und soweit sie bei den entsprechenden Bezügen der Beamten berücksichtigt
                              wird. Darüber hinaus bleibt die Zahlung höherer Erfolgsprämien bei Überschreiten vereinbarter Ziele möglich.
                           

                        

                     

                  

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Feststellung oder Bewertung von Leistungen geschieht durch das Vergleichen von Zielerreichungen mit den in der Zielvereinbarung
                     angestrebten Zielen oder über eine systematische Leistungsbewertung. Zielvereinbarung ist eine freiwillige Abrede zwischen
                     der Führungskraft und einzelnen Beschäftigten oder Beschäftigtengruppen über objektivierbare Leistungsziele und die Bedingungen
                     ihrer Erfüllung. Leistungsbewertung ist die auf einem betrieblich vereinbarten System beruhende Feststellung der erbrachten
                     Leistung nach möglichst messbaren oder anderweitig objektivierbaren Kriterien oder durch aufgabenbezogene Bewertung. 
                  

                  

                  Niederschriftserklärungen zu § 18 Abs. 5 Satz 2:

                  Die Tarifvertragsparteien stimmen darin überein, dass aus Motivationsgründen die Vereinbarung von Zielen freiwillig geschieht.
                     Eine freiwillige Zielvereinbarung kann auch die Verständigung auf zum Teil vorgegebene oder übergeordnete Ziele sein, z. B.
                     bei der Umsetzung gesetzlicher oder haushaltsrechtlicher Vorgaben, Grundsatzentscheidungen der Verwaltungs-/Unternehmensführung.
                  

                  

                  Niederschriftserklärungen zu § 18 Abs. 5 Satz 3:

                  Die systematische Leistungsbewertung entspricht nicht der Regelbeurteilung.

                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Das jeweilige System der leistungsbezogenen Bezahlung wird betrieblich vereinbart. Die individuellen Leistungsziele von Beschäftigten
                     bzw. Beschäftigtengruppen müssen beeinflussbar und in der regelmäßigen Arbeitszeit erreichbar sein. Die Ausgestaltung geschieht durch Betriebsvereinbarung oder einvernehmliche Dienstvereinbarung, in der insbesondere geregelt werden:
                  

                  
                     
                        	
                           Verfahren der Einführung von leistungs- und/oder erfolgsorientierten Entgelten, 

                        

                        	
                           zulässige Kriterien für Zielvereinbarungen,

                        

                        	
                           Ziele zur Sicherung und Verbesserung der Effektivität und Effizienz, insbesondere für Mehrwertsteigerungen (z.B. Verbesserung
                              der Wirtschaftlichkeit, - der Dienstleistungsqualität, - der Kunden-/ Bürgerorientierung) 
                           

                        

                        	
                           Auswahl der Formen von Leistungsentgelten, der Methoden sowie Kriterien der systematischen Leistungsbewertung und der aufgabenbezogenen
                              Bewertung (messbar, zählbar oder anderweitig objektivierbar), ggf. differenziert nach Arbeitsbereichen, u. U. Zielerreichungsgrade,
                           

                        

                        	
                           Anpassung von Zielvereinbarungen bei wesentlichen Änderungen von Geschäftsgrundlagen, Vereinbarung von Verteilungsgrundsätzen,

                        

                        	
                           Überprüfung und Verteilung des zur Verfügung stehenden Finanzvolumens, ggf. Begrenzung individueller Leistungsentgelte aus
                              umgewidmetem Entgelt,
                           

                        

                        	
                           Dokumentation und Umgang mit Auswertungen über Leistungsbewertungen.

                        

                     

                  

                  

                  Protokollerklärung zu Abs. 6:

                  Besteht in einer Dienststelle/in einem Unternehmen kein Personal- oder Betriebsrat, hat der Dienststellenleiter/Arbeitgeber
                     die jährliche Ausschüttung der Leistungsentgelte im Umfang des Vomhundertsatzes der Protokollerklärung Nr. 1 zu Abs. 4 sicherzustellen,
                     solange eine Kommission im Sinne des Abs. 7 nicht besteht.
                  

                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Bei der Entwicklung und beim ständigen Controlling des betrieblichen Systems wirkt eine betriebliche Kommission mit, deren
                     Mitglieder je zur Hälfte vom Arbeitgeber und vom Betriebs-/Personalrat aus dem Betrieb benannt werden. Die betriebliche Kommission
                     ist auch für die Beratung von schriftlich begründeten Beschwerden zuständig, die sich auf Mängel des Systems bzw. seiner Anwendung
                     beziehen. Der Arbeitgeber entscheidet auf Vorschlag der betrieblichen Kommission, ob und in welchem Umfang der Beschwerde
                     im Einzelfall abgeholfen wird. Folgt der Arbeitgeber dem Vorschlag nicht, hat er seine Gründe darzulegen. Notwendige Korrekturen
                     des Systems bzw. von Systembestandteilen empfiehlt die betriebliche Kommission. Die Rechte der betrieblichen Mitbestimmung
                     bleiben unberührt.
                  

                  Niederschriftserklärung zu § 18 Abs. 7:

                  
                     
                        	
                            Die Mitwirkung der Kommission erfasst nicht die Vergabeentscheidung über Leistungsentgelte im Einzelfall.

                        

                        	
                            Die nach Abs. 7 und die für Leistungsstufen nach § 17 Abs. 2 gebildeten betrieblichen Kommissionen sind identisch.
                           

                        

                     

                  

                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Die ausgezahlten Leistungsentgelte sind zusatzversorgungspflichtiges Entgelt.
                  

                  

                  Protokollerklärungen zu § 18:
                     
                        	
                           Eine Nichterfüllung der Voraussetzungen für die Gewährung eines Leistungsentgelts darf für sich genommen keine arbeitsrechtlichen
                              Maßnahmen auslösen. Umgekehrt sind arbeitsrechtliche Maßnahmen nicht durch Teilnahme an einer Zielvereinbarung bzw. durch
                              Gewährung eines Leistungsentgelts ausgeschlossen.
                           

                        

                        	
                           Leistungsgeminderte dürfen nicht grundsätzlich aus Leistungsentgelten ausgenommen werden. Ihre jeweiligen Leistungsminderungen
                              sollen angemessen berücksichtigt werden.
                           

                        

                        	
                           Die Vorschriften des § 18 sind sowohl für die Parteien der betrieblichen Systeme als auch für die Arbeitgeber und Beschäftigten unmittelbar geltende
                              Regelungen.
                           

                        

                        	
                           (nicht besetzt)

                        

                        	
                           Die landesbezirklichen Regelungen in Baden-Württemberg, in Nordrhein-Westfalen und im Saarland zu Leistungszuschlägen zu § 20
                              BMT-G bleiben unberührt.
                           

                        

                     

                  

                  

                  Niederschriftserklärung zu § 18 Abs. 8:

                  Die Tarifvertragsparteien wirken darauf hin, dass der ATV, der ATV-K sowie die Satzungen der VBL und der kommunalen Zusatzversorgungskassen bis spätestens 31. Dezember 2006 entsprechend angepasst werden.

                  

                  Niederschriftserklärung zu § 18:

                  Die Tarifvertragsparteien gehen davon aus, dass Leistungselemente Bezüge im Sinne des § 4 TV ATZ sind.

               

               
                     § 19
Erschwerniszuschläge
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Erschwerniszuschläge werden für Arbeiten gezahlt, die außergewöhnliche Erschwernisse beinhalten. Dies gilt nicht für Erschwernisse,
                     die mit dem der Eingruppierung zugrunde liegenden Berufs- oder Tätigkeitsbild verbunden sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Außergewöhnliche Erschwernisse im Sinne des Abs. 1 ergeben sich grundsätzlich nur bei Arbeiten
                     
                        	
                           mit besonderer Gefährdung,

                        

                        	
                           mit extremer nicht klimabedingter Hitzeeinwirkung,

                        

                        	
                           mit besonders starker Schmutz- oder Staubbelastung,

                        

                        	
                           mit besonders starker Strahlenexposition oder

                        

                        	
                           unter sonstigen vergleichbar erschwerten Umständen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Zuschläge nach Abs. 1 werden nicht gewährt, soweit der außergewöhnlichen Erschwernis durch geeignete Vorkehrungen, insbesondere
                     zum Arbeitsschutz, ausreichend Rechnung getragen wird.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Zuschläge betragen in der Regel 5 bis 15 v. H. – in besonderen Fällen auch abweichend – des auf eine Stunde entfallenden
                     Anteils des monatlichen Tabellenentgelts der Stufe 2 der Entgeltgruppe 2. Teilzeitbeschäftigte erhalten Erschwerniszuschläge,
                     die nach Stunden bemessen werden, in voller Höhe; sofern sie pauschaliert gezahlt werden, gilt dagegen § 24 Abs. 2.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die zuschlagspflichtigen Arbeiten und die Höhe der Zuschläge werden im Bereich der VKA landesbezirklich – für den Bund durch
                     einen Tarifvertrag auf Bundesebene – vereinbart. Für den Bund gelten bis zum In-Kraft-Treten eines entsprechenden Tarifvertrages
                     die bisherigen tarifvertraglichen Regelungen des Bundes fort.
                  

                  

                  Niederschriftserklärung zu § 19 Abs. 5 Satz 2:

                  - nicht abgedruckt - 

                  

                  Ergänzend zu § 19 TVöD wird bestimmt:

                  
                        (
                        6
                        )
                        Beschäftigte der Münsterbauhütte Ulm erhalten anstelle der Erschwerniszuschläge nach § 19 Abs. 1 bis 5 folgende Zuschläge:
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 a)

                              
                              	
                                 Arbeiten mit Staubmaske

                              
                              	
                                 1,40 Euro/Stunde

                              
                           

                           
                              	
                                 b)

                              
                              	
                                 Außergewöhnliche Schmutzarbeiten

                              
                              	
                                 0,86 Euro/Stunde

                              
                           

                           
                              	
                                 c)

                              
                              	
                                 Gefahren- und Höhenzulage bei Arbeiten auf Gerüst über 20 Meter Höhe

                              
                              	
                                 1,84 Euro/Stunde

                              
                           

                           
                              	
                                 d)

                              
                              	
                                 Bildhauerzulage

                              
                              	
                                 0,51 Euro/Stunde

                              
                           

                           
                              	
                                 e)

                              
                              	
                                 Arbeiten mit Chemikalien

                              
                              	
                                 0,97 Euro/Stunde

                              
                           

                        
                     

                  

                  Die Zuschläge erhöhen sich jeweils um die nach dem 1. Januar 2009 vereinbarten Prozentsätze der allgemeinen Entgeltanpassungen des Tabellenentgelts nach § 15 KAO.

                  

                  Protokollnotiz (KAO) zu § 19 Abs. 6:

                  Zu a):
„Schmutzarbeiten“ mit starker Staubentwicklung, bei denen eine Staubmaske getragen werden muss, z. B. Flexen.
                  

                  Zu b):
Arbeiten, bei denen eine Halbmaske mit austauschbarem Filter verwendet wird, z. B. quarzhaltige Staubbelastung bei Reinigungsarbeiten.
                  

                  Zu c):
Hohe Arbeiten, Auf- und Abbau von Gerüsten; Arbeiten auf Brüstungen, deren Belagsfläche weniger als 90 cm breit ist; Abbrucharbeiten;
                     Mitfahren auf dem Betonkübel, an dem Vorrichtungen für die Personenaufnahme vorhanden sind, am Kran; Arbeiten von Arbeitskörben
                     aus einer Höhe von mehr als 20 Metern.
                  

                  Zu d):
Bildhauerarbeiten wie z. B. Fialen, Kreuzblumen, Wimperge, Krabben etc.
                  

                  Zu e):
Arbeiten mit Chemikalien, bei denen das Tragen von Schutzkleidung vorgeschrieben ist.
                  

               

               
                     § 20 (VKA)19
Jahressonderzahlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Beschäftigte, die am 1. Dezember im Arbeitsverhältnis stehen, haben Anspruch auf eine Jahressonderzahlung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Jahressonderzahlung beträgt 
                  

                  in den Entgeltgruppen 1 bis 8 
bis eischließlich Kalenderjahr 2021
79,51 Prozent 
                  

                  ab dem Kalenderjahr 2022
84,51 Prozent
                  

                  in den Entgeltgruppen 9 a bis 12 
70,28 Prozent 
                  

                  in den Entgeltgruppen 13 bis 15 
51,78 Prozent 
                  

                  des der/dem Beschäftigten in den Kalendermonaten Juli, August und September durchschnittlich gezahlten monatlichen Entgelts;
                     unberücksichtigt bleiben hierbei das zusätzlich für Überstunden und Mehrarbeit gezahlte Entgelt (mit Ausnahme der im Dienstplan
                     vorgesehenen Überstunden und Mehrarbeit), Leistungszulagen, Leistungs- und Erfolgsprämien. Der Bemessungssatz bestimmt sich
                     nach der Entgeltgruppe am 1. September. Bei Beschäftigten, deren Arbeitsverhältnis nach dem 30. September begonnen hat, tritt
                     an die Stelle des Bemessungszeitraums der erste volle Kalendermonat des Arbeitsverhältnisses. In den Fällen, in denen im Kalenderjahr
                     der Geburt des Kindes während des Bemessungszeitraums eine elterngeldunschädliche Teilzeitbeschäftigung ausgeübt wird, bemisst
                     sich die Jahressonderzahlung nach dem Beschäftigungsumfang am Tag vor dem Beginn der Elternzeit.
                  

                  

                  Protokollerklärung zu Absatz 2:

                  Bei der Berechnung des durchschnittlich gezahlten monatlichen Entgelts werden die gezahlten Entgelte der drei Monate addiert
                     und durch drei geteilt; dies gilt auch bei einer Änderung des Beschäftigungsumfangs. Ist im Bemessungszeitraum nicht für alle
                     Kalendertage Entgelt gezahlt worden, werden die gezahlten Entgelte der drei Monate addiert, durch die Zahl der Kalendertage
                     mit Entgelt geteilt und sodann mit 30,67 multipliziert. Zeiträume, für die Krankengeldzuschuss gezahlt worden ist, bleiben
                     hierbei unberücksichtigt. Besteht während des Bemessungszeitraums an weniger als 30 Kalendertagen Anspruch auf Entgelt, ist
                     der letzte Kalendermonat, in dem für alle Kalendertage Anspruch auf Entgelt bestand, maßgeblich.
                  

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        (aufgehoben)

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Anspruch nach den Absätzen 1 bis 3 vermindert sich um ein Zwölftel für jeden Kalendermonat, in dem Beschäftigte keinen
                     Anspruch auf Entgelt oder Fortzahlung des Entgelts nach § 21 haben. Die Verminderung unterbleibt für Kalendermonate,
                  

                  
                     
                        	
                           für die Beschäftigte kein Tabellenentgelt erhalten haben wegen 

                           
                              
                                 	
                                    Ableistung von Grundwehrdienst oder Zivildienst, wenn sie diesen vor dem 1. Dezember beendet und die Beschäftigung unverzüglich wieder aufgenommen haben,

                                 

                                 	
                                    Beschäftigungsverboten nach dem Mutterschutzgesetz, 

                                 

                                 	
                                    Inanspruchnahme der Elternzeit nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz bis zum Ende des Kalenderjahres, in dem das
                                       Kind geboren ist, wenn am Tag vor Antritt der Elternzeit Entgeltanspruch bestanden hat;
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           in denen Beschäftigten Krankengeldzuschuss gezahlt wurde oder nur wegen der Höhe des zustehenden Krankengelds ein Krankengeldzuschuss
                              nicht gezahlt worden ist.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Jahressonderzahlung wird mit dem Tabellenentgelt für November ausgezahlt. Ein Teilbetrag der Jahressonderzahlung kann
                     zu einem früheren Zeitpunkt ausgezahlt werden.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Beschäftigte erhalten die Jahressonderzahlung auch dann, wenn das Arbeitsverhältnis wegen Erreichen der Regelaltersgrenze
                     gemäß § 33 Absatz 1 Buchstabe a) KAO vor dem 1. Dezember endet. In diesem Falle treten an die Stelle des Bemessungszeitraums gemäß Absatz 2 die letzten drei Kalendermonate
                     vor Beendigung des Arbeitsverhältnisses. Der Anspruch vermindert sich um ein Zwölftel für jeden Kalendermonat, in dem Beschäftigte
                     keinen Anspruch auf Entgelt oder Fortzahlung nach § 21 KAO haben. Die Verminderung unterbleibt für Kalendermonate, in denen Beschäftigten Krankengeldzuschuss gezahlt wurde oder wegen
                     der Höhe des zustehenden Krankengelds ein Krankengeldzuschuss nicht gezahlt worden ist. Die Auszahlung der Jahressonderzahlung
                     erfolgt mit dem Tabellenentgelt des letzten Monats des Arbeitsverhältnisses.
                  

                  

                  Protokollnotiz (KAO) zu § 20:

                  Wechseln Beschäftigte im Geltungsbereich dieser Ordnung ohne zeitliche Unterbrechung den Anstellungsträger, werden sie hinsichtlich
                     der Jahressonderzahlung beim neuen Arbeitgeber so behandelt, als ob ein Wechsel des Anstellungsträgers nicht stattgefunden
                     hätte und die volle Beschäftigungszeit beim neuen Arbeitgeber erbracht worden wäre.
                  

               

               
                     § 21
Bemessungsgrundlage für die Entgeltfortzahlung
                     

                  

                  In den Fällen der Entgeltfortzahlung nach § 6 Abs. 3 Satz 1, § 22 Abs. 1, § 26, § 27 und § 29 werden das Tabellenentgelt sowie die sonstigen in Monatsbeträgen festgelegten Entgeltbestandteile weitergezahlt. 
                  

                  Anstelle von § 21 Satz 2 TVöD wird bestimmt:

                  Die Berücksichtigung der nicht in Monatsbeträgen festgelegten Entgeltbestandteile bei der Entgeltfortzahlung ist durch den
                     Aufschlag nach § 8 Abs. 1 abgegolten.
                  

                  Ausgenommen hiervon sind das zusätzlich für Überstunden und Mehrarbeit gezahlte Entgelt (mit Ausnahme der im Dienstplan vorgesehenen Überstunden und Mehrarbeit), Jahressonderzahlungen sowie besondere Zahlungen nach § 23 Abs. 2 und 3.
                  

                  

                  Protokollerklärung zu Satz 1:

                  Tritt die Fortzahlung des Entgelts nach einer allgemeinen Entgeltanpassung ein, ist die/der Beschäftigte so zu stellen, als
                     sei die Entgeltanpassung bereits mit Beginn des Berechnungszeitraums eingetreten.
                  

                  

                  Protokollnotiz (KAO) zu § 21:

                  Die Protokollerklärungen zu den Sätzen 2 und 3 des § 21 TVöD finden im Geltungsbereich dieser Ordnung keine Anwendung.

               

               
                     § 22
Entgelt im Krankheitsfall
                     

                  

                  Anstelle von § 22 Abs. 1 TVöD wird bestimmt:

                  
                        (
                        1
                        )
                        Werden Beschäftigte durch Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit an der Arbeitsleistung verhindert, ohne dass sie ein Verschulden
                     trifft, erhalten sie bis zur Dauer von sechs Wochen das Entgelt nach § 21 Satz 1. Bei erneuter Arbeitsunfähigkeit infolge derselben Krankheit sowie bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses gelten die gesetzlichen
                     Bestimmungen. Als unverschuldete Arbeitsunfähigkeit im Sinne der Sätze 1 und 2 gilt auch die Arbeitsverhinderung in Folge
                     einer Maßnahme der medizinischen Vorsorge und Rehabilitation im Sinne von § 9 EFZG.
                  

                  

                  Protokollerklärung zu Abs. 1 Satz 1:

                  Ein Verschulden liegt nur dann vor, wenn die Arbeitsunfähigkeit vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt wurde.

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Nach Ablauf des Zeitraums gemäß Abs. 1 erhalten die Beschäftigten für die Zeit, für die ihnen Krankengeld oder entsprechende
                     gesetzliche Leistungen gezahlt werden, einen Krankengeldzuschuss in Höhe des Unterschiedsbetrags zwischen den tatsächlichen
                     Barleistungen des Sozialleistungsträgers und dem Nettoentgelt. Nettoentgelt ist das um die gesetzlichen Abzüge verminderte
                     Entgelt im Sinne des § 21 (mit Ausnahme der Leistungen nach § 23 Abs. 1); bei freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung versicherten Beschäftigten ist dabei deren Gesamtkranken- und Pflegeversicherungsbeitrag
                     abzüglich Arbeitgeberzuschuss zu berücksichtigen. Für Beschäftigte, die nicht der Versicherungspflicht in der gesetzlichen
                     Krankenversicherung unterliegen und bei einem privaten Krankenversicherungsunternehmen versichert sind, ist bei der Berechnung
                     des Krankengeldzuschusses der Krankengeldhöchstsatz, der bei Pflichtversicherung in der gesetzlichen Krankenversicherung zustünde,
                     zugrunde zu legen. Bei Teilzeitbeschäftigten ist das nach Satz 3 bestimmte fiktive Krankengeld entsprechend § 24 Abs. 2 zeitanteilig umzurechnen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Krankengeldzuschuss wird bei einer Beschäftigungszeit (§ 34 Abs. 3)
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                              	
                                 von mehr als einem Jahr längstens bis zum Ende der 13. Woche und

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 von mehr als drei Jahren längstens bis zum Ende der 39. Woche

                              
                           

                        
                     

                  

                  seit dem Beginn der Arbeitsunfähigkeit infolge derselben Krankheit gezahlt. Maßgeblich für die Berechnung der Fristen nach
                     Satz 1 ist die Beschäftigungszeit, die im Laufe der krankheitsbedingten Arbeitsunfähigkeit vollendet wird.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Entgelt im Krankheitsfall wird nicht über das Ende des Arbeitsverhältnisses hinaus gezahlt; § 8 EFZG bleibt unberührt. Krankengeldzuschuss
                     wird zudem nicht über den Zeitpunkt hinaus gezahlt, von dem an Beschäftigte eine Rente oder eine vergleichbare Leistung auf
                     Grund eigener Versicherung aus der gesetzlichen Rentenversicherung, aus einer zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung
                     oder aus einer sonstigen Versorgungseinrichtung erhalten, die nicht allein aus Mitteln der Beschäftigten finanziert ist. Innerhalb
                     eines Kalenderjahres kann das Entgelt im Krankheitsfall nach Absatz 1 und 2 insgesamt längstens bis zum Ende der in Absatz
                     3 Satz 1 genannten Fristen bezogen werden; bei jeder neuen Arbeitsunfähigkeit besteht jedoch mindestens der sich aus Absatz
                     1 ergebende Anspruch. Überzahlter Krankengeldzuschuss und sonstige Überzahlungen gelten als Vorschuss auf die in demselben
                     Zeitraum zustehenden Leistungen nach Satz 2; soweit es sich nicht um öffentlichrechtliche Sozialversicherungsansprüche auf
                     Rente handelt, gehen die Ansprüche der Beschäftigten insoweit auf den Arbeitgeber über.
                  

               

               
                     § 23
Besondere Zahlungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Nach Maßgabe des Vermögensbildungsgesetzes in seiner jeweiligen Fassung haben Beschäftigte, deren Arbeitsverhältnis voraussichtlich
                     mindestens sechs Monate dauert, einen Anspruch auf vermögenswirksame Leistungen. Für Vollbeschäftigte beträgt die vermögenswirksame Leistung für jeden vollen Kalendermonat
                     6,65 Euro. Der Anspruch entsteht frühestens für den Kalendermonat, in dem die/der Beschäftigte dem Arbeitgeber die erforderlichen
                     Angaben schriftlich mitteilt, und für die beiden vorangegangenen Monate desselben Kalenderjahres; die Fälligkeit tritt nicht
                     vor acht Wochen nach Zugang der Mitteilung beim Arbeitgeber ein. Die vermögenswirksame Leistung wird nur für Kalendermonate
                     gewährt, für die den Beschäftigten Tabellenentgelt, Entgeltfortzahlung oder Krankengeldzuschuss zusteht. Für Zeiten, für die Krankengeldzuschuss zusteht, ist die vermögenswirksame Leistung Teil des Krankengeldzuschusses.
                     Die vermögenswirksame Leistung ist kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Beschäftigte erhalten ein Jubiläumsgeld bei Vollendung einer Beschäftigungszeit (§ 34 Abs. 3)
                  

                  
                     
                        
                           
                              	
                                 a)

                              
                              	
                                 von 25 Jahren

                              
                              	
                                 in Höhe von

                              
                              	
                                 350 Euro,

                              
                           

                           
                              	
                                 b)

                              
                              	
                                 von 40 Jahren

                              
                              	
                                 in Höhe von

                              
                              	
                                 500 Euro.

                              
                           

                        
                     

                  

                  Teilzeitbeschäftigte erhalten das Jubiläumsgeld in voller Höhe. Im Bereich der VKA können durch Betriebs-/Dienstvereinbarung günstigere Regelungen getroffen werden.

                  

                  Protokollnotiz (KAO) zu § 23 Abs. 2 TVöD:

                  Bei Altersteilzeit im Blockmodell besteht der Anspruch auf das Jubiläumsgeld auch dann, wenn das Dienstjubiläum in die Zeit
                     der Freistellungsphase der Altersteilzeit fällt.
                  

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Beim Tod von Beschäftigten, deren Arbeitsverhältnis nicht geruht hat, wird der Ehegattin/dem Ehegatten oder der Lebenspartnerin/dem
                     Lebenspartner im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes oder den Kindern ein Sterbegeld gewährt. Als Sterbegeld wird für die
                     restlichen Tage des Sterbemonats und - in einer Summe - für zwei weitere Monate das Tabellenentgelt der/des Verstorbenen gezahlt.
                     
                  

                  Die Zahlung des Sterbegeldes an einen der Berechtigten bringt den Anspruch der Übrigen gegenüber dem Arbeitgeber zum Erlöschen;
                     die Zahlung auf das Gehaltskonto hat befreiende Wirkung. Für den Bereich der VKA können betrieblich eigene Regelungen getroffen werden.
                  

                  

                  Ergänzend zu § 23 TVöD wird bestimmt:

                  
                        (
                        4
                        )
                        Im Wege einer Dienstvereinbarung nach § 36 MVG.Württemberg kann zwischen Dienststellenleitung und MAV vereinbart werden, dass der Arbeitgeber Leistungen zur Gesundheitsförderung im
                     Sinne von § 3 Nr. 34 EStG bis zu 500 Euro jährlich pro Beschäftigtem oder Beschäftigter gewährt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Im Wege einer Dienstvereinbarung nach § 36 MVG.Württemberg kann gemäß der Anlage 1.2.6 zur KAO zwischen Dienststellenleitung und MAV vereinbart werden, dass der Arbeitgeber eine Prämie zur Gewinnung neuen Personals (Beschäftigte
                     werben Beschäftigte) bis zu 1.000 Euro pro Beschäftigtem oder Beschäftigter und 500 Euro pro Auszubildendem oder Auszubildender
                     gewährt.
                  

               

               
                     § 23 a
Dienstreisen/Reisekosten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Beschäftigten erhalten bei Reisen aus dienstlichem Anlass Reisekostenvergütung sowie bei Abordnungen und Versetzungen
                     Trennungsgeld nach der Verordnung des Oberkirchenrats zur Regelung der Reisekosten, der Anerkennung und Beschaffung von Kraftfahrzeugen und der Erstattung
                        für kirchliche Mitarbeiter (Reisekostenordnung)20 sowie den dazu erlassenen Ausführungsbestimmungen in der am 6. August 2024 geltenden Fassung. Die Beschäftigten erhalten
                     bei Umzügen aus dienstlichem Anlass Umzugsvergütung nach der Verordnung des Oberkirchenrats zur Regelung der Erstattung von Umzugskosten (Umzugskostenverordnung)21 sowie den hierzu erlassenen Ausführungsbestimmungen in der am 1. Juli 2025 geltenden Fassung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Aus Gründen des Umweltschutzes und zur Personalgewinnung kann im Wege einer Dienstvereinbarung nach § 36 MVG.Württemberg22 zwischen Dienststellenleitung und Mitarbeitervertretung vereinbart werden, dass Beschäftigten, die für ihren Weg zur Arbeit
                     öffentliche Verkehrsmittel nutzen, unabhängig von ihrem Anstellungsumfang ein monatlicher pauschaler Zuschuss von mindestens
                     10 Euro gezahlt wird. Soweit der Fahrtkostenzuschuss nicht steuerfrei ausgezahlt werden kann, erfolgt im Rahmen der gesetzlichen
                     Möglichkeiten eine pauschale Versteuerung.
                  

               

               
                     § 24
Berechnung und Auszahlung des Entgelts
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bemessungszeitraum für das Tabellenentgelt und die sonstigen Entgeltbestandteile ist der Kalendermonat, soweit tarifvertraglich
                     nicht ausdrücklich etwas Abweichendes geregelt ist. Die Zahlung erfolgt am letzten Tag des Monats (Zahltag) für den laufenden Kalendermonat auf ein von der/dem Beschäftigten
                     benanntes Konto innerhalb eines Mitgliedstaats der Europäischen Union. Fällt der Zahltag auf einen Samstag, einen Wochenfeiertag
                     oder den 31. Dezember, gilt der vorhergehende Werktag, fällt er auf einen Sonntag, gilt der zweite vorhergehende Werktag als
                     Zahltag. Entgeltbestandteile, die nicht in Monatsbeträgen festgelegt sind, sowie der Tagesdurchschnitt nach § 21, sind am Zahltag des zweiten Kalendermonats, der auf ihre Entstehung folgt, fällig.
                  

                  

                  Protokollerklärungen zu Abs. 1:
                     
                        	
                           Teilen Beschäftigte ihrem Arbeitgeber die für eine kostenfreie bzw. kostengünstigere Überweisung in einen anderen Mitgliedstaat
                              der Europäischen Union erforderlichen Angaben nicht rechtzeitig mit, so tragen sie die dadurch entstehenden zusätzlichen Überweisungskosten.
                           

                        

                        	
                           Soweit Arbeitgeber die Bezüge am 15. eines jeden Monats für den laufenden Monat zahlen, können sie jeweils im Dezember eines
                              Kalenderjahres den Zahltag vom 15. auf den letzten Tag des Monats gemäß Abs. 1 Satz 1 verschieben.
                           

                        

                     

                  

                  

                  Protokollnotiz (KAO) zur Protokollerklärung zu Abs. 1 Ziffer 2

                  Die Zahl „15“ wird durch die Zahl „16“ ersetzt.

                  

                  Ergänzend zu § 24 TVöD wird bestimmt:

                  § 24 Abs. 1 Satz 1 TVöD gilt auch für den KAO-Aufschlag gem. § 8 Abs. 1. Die Worte „sowie der Tagesdurchschnitt nach § 21“ finden keine Anwendung“.
                  

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Soweit tarifvertraglich nicht ausdrücklich etwas anderes geregelt ist, erhalten Teilzeitbeschäftigte das Tabellenentgelt (§ 15) und alle sonstigen Entgeltbestandteile in dem Umfang, der dem Anteil ihrer individuell vereinbarten durchschnittlichen Arbeitszeit
                     an der regelmäßigen Arbeitszeit vergleichbarer Vollzeitbeschäftigter entspricht.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Besteht der Anspruch auf das Tabellenentgelt oder die sonstigen Entgeltbestandteile nicht für alle Tage eines Kalendermonats,
                     wird nur der Teil gezahlt, der auf den Anspruchszeitraum entfällt. Besteht nur für einen Teil eines Kalendertags Anspruch
                     auf Entgelt, wird für jede geleistete dienstplanmäßige oder betriebsübliche Arbeitsstunde der auf eine Stunde entfallende
                     Anteil des Tabellenentgelts sowie der sonstigen in Monatsbeträgen festgelegten Entgeltbestandteile gezahlt. Zur Ermittlung
                     des auf eine Stunde entfallenden Anteils sind die in Monatsbeträgen festgelegten Entgeltbestandteile durch das 4,348 fache
                     der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit (§ 6 Abs. 1 und entsprechende Sonderregelungen) zu teilen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Ergibt sich bei der Berechnung von Beträgen ein Bruchteil eines Cents von mindestens 0,5, ist er aufzurunden; ein Bruchteil von weniger als 0,5 ist abzurunden. Zwischenrechnungen werden jeweils auf zwei Dezimalstellen
                     durchgeführt. Jeder Entgeltbestandteil ist einzeln zu runden. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Entfallen die Voraussetzungen für eine Zulage im Laufe eines Kalendermonats, gilt Abs. 3 entsprechend.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Einzelvertraglich können neben dem Tabellenentgelt zustehende Entgeltbestandteile (z. B. Zeitzuschläge, Erschwerniszuschläge)
                     pauschaliert werden.
                  

               

               
                     § 25
Betriebliche Altersversorgung
                     

                  

                  Die Beschäftigten haben Anspruch auf Versicherung unter eigener Beteiligung zum Zwecke einer zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung
                     nach Maßgabe des Tarifvertrages über die betriebliche Altersversorgung der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes (Tarifvertrag
                     Altersversorgung - ATV) bzw. des Tarifvertrages über die zusätzliche Altersvorsorge der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes
                     - Altersvorsorge-TV-Kommunal - (ATV-K) in ihrer jeweils geltenden Fassung.
                  

                  

                  Ergänzend zu § 25 TVöD wird bestimmt:

                  Die an die Zusatzversorgungskasse zu zahlende Umlage hat der Dienstgeber bis zu einem Betrag von monatlich 146 € pauschal
                     zu versteuern, solange die Pauschalversteuerung rechtlich möglich ist.
                  

                  

                  Niederschriftserklärung zu Abschnitt III:

                  (gestrichen)

               

            

         

      

      
            Abschnitt IV
Urlaub und Arbeitsbefreiung
            

         

         
                     § 26
Erholungsurlaub
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Beschäftigte haben in jedem Kalenderjahr Anspruch auf Erholungsurlaub unter Fortzahlung des Entgelts (§ 21). Bei Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit auf fünf Tage in der Kalenderwoche beträgt der Urlaubsanspruch in jedem Kalenderjahr
                     30 Arbeitstage. Bei einer anderen Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit als auf fünf Tage in der Woche erhöht oder vermindert
                     sich der Urlaubsanspruch entsprechend. Verbleibt bei der Berechnung des Urlaubs ein Bruchteil, der mindestens einen halben
                     Urlaubstag ergibt, wird er auf einen vollen Urlaubstag aufgerundet; Bruchteile von weniger als einem halben Urlaubstag bleiben
                     unberücksichtigt. Der Erholungsurlaub muss im laufenden Kalenderjahr gewährt und kann auch in Teilen genommen werden. 
                  

                  

                  Protokollerklärung zu Abs. 1 Satz 5:

                  Der Urlaub soll grundsätzlich zusammenhängend gewährt werden; dabei soll ein Urlaubsteil von zwei Wochen Dauer angestrebt
                     werden.
                  

                  

                  Niederschriftserklärung zu § 26 Abs. 1:

                  (gestrichen)

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Im Übrigen gilt das Bundesurlaubsgesetz mit folgenden Maßgaben:
                     
                        	
                           Im Falle der Übertragung muss der Erholungsurlaub in den ersten drei Monaten des folgenden Kalenderjahres angetreten werden.
                              Kann der Erholungsurlaub wegen Arbeitsunfähigkeit oder aus betrieblichen/dienstlichen Gründen nicht bis zum 31. März angetreten
                              werden, ist er bis zum 31. Mai anzutreten.
                           

                        

                        	
                           Beginnt oder endet das Arbeitsverhältnis im Laufe eines Jahres, erhält die/der Beschäftigte als Erholungsurlaub für jeden
                              vollen Monat des Arbeitsverhältnisses ein Zwölftel des Urlaubsanspruchs nach Abs. 1; § 5 BUrlG bleibt unberührt.
                           

                        

                        	
                           Ruht das Arbeitsverhältnis, so vermindert sich die Dauer des Erholungsurlaubs einschließlich eines etwaigen Zusatzurlaubs
                              für jeden vollen Kalendermonat um ein Zwölftel. 
                           

                        

                        	
                           Das nach Abs. 1 Satz 1 fort zu zahlende Entgelt wird zu dem in § 24 genannten Zeitpunkt gezahlt.
                           

                        

                     

                  

                  

                  Protokollnotiz (KAO) zu § 26 Absatz 2 Buchst. a) TVöD:

                  In Dienststellen, in denen sowohl Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte als auch privatrechtlich angestellte Mitarbeiterinnen
                     und Mitarbeiter beschäftigt werden, kann durch Dienstvereinbarung nach § 36 MVG.Württemberg23 zwischen der zuständigen Mitarbeitervertretung und der Dienststellenleitung in Abweichung von § 26 Abs. 2 Buchst. a) TVöD
                     vereinbart werden, dass in der Dienststelle einheitlich für die Übertragung von Urlaub in das auf das Jahr der Entstehung
                     des Urlaubs folgende Kalenderjahr die für Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamte für die Übertragung von Urlaub maßgeblichen
                     Regelungen angewendet werden.
                  

               

               
                     § 27
Zusatzurlaub
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Beschäftigte, die ständig Wechselschichtarbeit nach § 7 Abs. 1 oder ständig Schichtarbeit nach § 7 Abs. 2 leisten und denen die Zulage nach § 8 Abs. 5 Satz 1 oder Abs. 6 Satz 1 zusteht, erhalten
                     
                        	
                           bei Wechselschichtarbeit für je zwei zusammenhängende Monate und

                        

                        	
                           bei Schichtarbeit für je vier zusammenhängende Monate

                        

                     

                  

                  einen Arbeitstag Zusatzurlaub.

                  
                        (
                        2
                        )
                        Im Falle nicht ständiger Wechselschicht- oder Schichtarbeit (z. B. ständige Vertreter) erhalten Beschäftigte des Bundes, denen
                     die Zulage nach § 8 Abs. 5 Satz 2 oder Abs. 6 Satz 2 zusteht, einen Arbeitstag Zusatzurlaub für
                     
                        	
                           je drei Monate im Jahr, in denen sie überwiegend Wechselschichtarbeit geleistet haben, und

                        

                        	
                           je fünf Monate im Jahr, in denen sie überwiegend Schichtarbeit geleistet haben.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Im Falle nicht ständiger Wechselschichtarbeit und nicht ständiger Schichtarbeit im Bereich der VKA soll bei annähernd gleicher
                     Belastung die Gewährung zusätzlicher Urlaubstage durch Betriebs-/Dienstvereinbarung geregelt werden
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Zusatzurlaub nach diesem Tarifvertrag und sonstigen Bestimmungen mit Ausnahme des gesetzlichen zusätzlichen Urlaubs für schwerbehinderte
                     Menschen wird nur bis zu insgesamt sechs Arbeitstagen im Kalenderjahr gewährt. Erholungsurlaub und Zusatzurlaub (Gesamturlaub)
                     dürfen im Kalenderjahr zusammen 35 Arbeitstage nicht überschreiten. Satz 2 ist für Zusatzurlaub nach den Absätzen 1 und 2
                     hierzu nicht anzuwenden. Bei Beschäftigten, die das 50. Lebensjahr vollendet haben, gilt abweichend von Satz 2 eine Höchstgrenze
                     von 36 Arbeitstagen; maßgebend für die Berechnung der Urlaubsdauer ist das Lebensjahr, das im Laufe des Kalenderjahres vollendet
                     wird.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Im Übrigen gilt § 26 mit Ausnahme von Abs. 2 Buchst. b) entsprechend.
                  

                  

                  Protokollerklärung zu den Absätzen 1 und 2:

                  Der Anspruch auf Zusatzurlaub bemisst sich nach der abgeleisteten Schicht- oder Wechselschichtarbeit und entsteht im laufenden
                     Jahr, sobald die Voraussetzungen nach Satz 1 und 2 erfüllt sind. Für die Feststellung, ob ständige Wechselschichtarbeit oder
                     ständige Schichtarbeit vorliegt, ist eine Unterbrechung durch Arbeitsbefreiung, Freizeitausgleich, bezahlten Urlaub oder Arbeitsunfähigkeit
                     in den Grenzen des § 22 unschädlich.
                  

                  

                  Ergänzend zu § 27 TVöD wird bestimmt:

                  
                        (
                        6
                        )
                        § 23 der Arbeitszeit- und Urlaubsverordnung für Beamtinnen, Beamte, Richterinnen und Richter des Landes Baden-Württemberg24 findet in der jeweils geltenden Fassung entsprechende Anwendung.
                  

               

               
                     § 28
Sonderurlaub
                     

                  

                  Beschäftigte können bei Vorliegen eines wichtigen Grundes unter Verzicht auf die Fortzahlung des Entgelts Sonderurlaub erhalten.

                  

                  Ergänzend zu § 28 TVöD wird bestimmt: 

                  Ein wichtiger Grund ist auch eine Beurlaubung zum Zwecke der beruflichen Weiterbildung.

                  Bei Beschäftigten im Schuldienst oder in Kindertagesstätten soll der Bewilligungszeitraum jeweils bis zum Ende des laufenden
                     Schulhalbjahres bzw. des Kindergartenjahres ausgedehnt werden.
                  

                  Während des Zeitraums, für den Urlaub gewährt worden ist, ist eine Rückkehr aus dem Urlaub nur mit Zustimmung der zuständigen
                     Dienststelle zulässig, insbesondere dann, wenn dem/der Beschäftigten die Fortsetzung des Urlaubs nicht zugemutet werden kann.
                     Hat der Dienstgeber eine Ersatzkraft eingestellt, ist eine Rückkehr aus dem Urlaub erst zu dem Zeitpunkt möglich, zu dem der
                     Dienstgeber das Arbeitsverhältnis mit der Ersatzkraft frühestens beenden kann.
                  

               

               
                     § 29
Arbeitsbefreiung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Als Fälle nach § 616 BGB, in denen Beschäftigte unter Fortzahlung des Entgelts nach § 21 im nachstehend genannten Ausmaß von der Arbeit freigestellt werden, gelten nur die folgenden Anlässe:
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 a)

                              
                              	
                                 Niederkunft der Ehefrau, Lebenspartnerin im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes oder der in ehe- oder lebenspartnerschaftsähnlicher
                                    Gemeinschaft lebenden Lebensgefährtin
                                 

                              
                              	
                                 ein Arbeitstag,

                              
                           

                           
                              	
                                 b)

                              
                              	
                                 Tod der Ehegattin/des Ehegatten, der Lebenspartnerin/des Lebenspartners im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes oder der/des
                                    in ehe- oder lebenspartnerschaftsähnlicher Gemeinschaft lebenden Lebensgefährtin/Lebensgefährten, eines Kindes oder Elternteils
                                 

                              
                              	
                                 zwei Arbeitstage,

                              
                           

                           
                              	
                                 c)

                              
                              	
                                 Umzug aus dienstlichem oder betrieblichem Grund an einen anderen Ort

                              
                              	
                                 ein Arbeitstag,

                              
                           

                           
                              	
                                 d)

                              
                              	
                                 25- und 40-jähriges Arbeitsjubiläum

                              
                              	
                                 ein Arbeitstag

                              
                           

                           
                              	
                                 e)

                              
                              	
                                 schwere Erkrankung

                              
                              	
                           

                           
                              	
                              	
                                 aa)

                              
                              	
                                 einer/eines Angehörigen, soweit sie/er in demselben Haushalt lebt

                              
                              	
                                 ein Arbeitstag im Kalenderjahr,

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 bb)

                              
                              	
                                 eines Kindes, das das 12. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, wenn im laufenden Kalenderjahr kein Anspruch nach § 45 SGB
                                    V besteht oder bestanden hat,
                                 

                              
                              	
                                 bis zu vier Arbeitstage im Kalenderjahr,

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 cc)

                              
                              	
                                 einer Betreuungsperson, wenn Beschäftigte deshalb die Betreuung ihres Kindes, das das 8. Lebensjahr noch nicht vollendet hat
                                    oder wegen körperlicher, geistiger oder seelischer Behinderung dauernd pflegebedürftig ist, übernehmen müssen,
                                 

                              
                              	
                                 bis zu vier Arbeitstage im Kalenderjahr,

                              
                           

                           
                              	
                                 

                                 Ergänzend zu § 29 Abs. 1 Buchstabe e, aa) bis cc) TVöD wird bestimmt: 
                                 

                                 Arbeitsbefreiung nach Maßgabe von Buchstabe e) wird auch gewährt bei schwerer Erkrankung:

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 dd)

                              
                              	
                                 eines Kindes nach Vollendung des 12. Lebensjahres, das wegen körperlicher, geistiger oder seelischer Behinderung dauernd pflegebedürftig
                                    ist und in demselben Haushalt lebt. § 29 Abs. 1 Buchstabe e) Sätze 2 und 3 TVöD finden entsprechende Anwendung.
                                 

                              
                              	
                                 bis zu vier Arbeitstage im Kalenderjahr

                              
                           

                        
                     

                  

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 f)

                              
                              	
                                 Ärztliche Behandlung von Beschäftigten, wenn diese während der Arbeitszeit erfolgen muss,

                              
                              	
                                 erforderliche nachgewiesene Abwesenheitszeit einschließlich erforderlicher Wegezeiten.

                              
                           

                        
                     
Eine Freistellung nach Satz 1 Buchstabe e) erfolgt nur, soweit eine andere Person zur Pflege oder Betreuung nicht sofort zur
                     Verfügung steht und die Ärztin/der Arzt in den Fällen des Doppelbuchstaben aa) und bb) die Notwendigkeit der Anwesenheit der/des
                     Beschäftigten zur vorläufigen Pflege bescheinigt. Die Freistellung nach Satz 1 Buchstabe e) darf insgesamt fünf Arbeitstage im Kalenderjahr nicht überschreiten.
                  

                  

                  Niederschriftserklärung zu § 29 Abs. 1 Buchst. f:

                  Die ärztliche Behandlung erfasst auch die ärztliche Untersuchung und die ärztlich verordnete Behandlung.

                  

                  Ergänzend zu § 29 Abs. 1 TVöD wird bestimmt:

                  Arbeitsbefreiung nach Maßgabe von Abs. 1 wird auch gewährt:

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 g)

                              
                              	
                                 in den Fällen von § 2 Abs. 1 Pflegezeitgesetz

                              
                              	
                                 bis zu drei Arbeitstage im Kalenderjahr

                              
                           

                           
                              	
                                 h)

                              
                              	
                                 in den Fällen von § 2 Abs. 1 des Gesetzes zur Stärkung des Ehrenamtes in der Jugendarbeit des Landes Baden-Württemberg

                              
                              	
                                 bis zu fünf Arbeitstage im Kalenderjahr 

                              
                           

                           
                              	
                                 i)

                              
                              	
                                 in den Fällen des Buchstaben h), wenn es sich um evangelische Jugendarbeit handelt 

                              
                              	
                                 bis zu zehn Arbeitstage im Kalenderjahr 

                              
                           

                        
                     

                  

                  

                  Protokollnotiz (KAO) zu § 29 Abs. 1 Buchstaben h) und i):

                  Im Gegensatz zu § 2 Abs. 1 des Gesetzes zur Stärkung des Ehrenamtes in der Jugendarbeit des Landes Baden-Württemberg regeln
                     die Buchstaben h) und i) die Freistellung von der Arbeit mit Entgeltfortzahlung. Sie finden nur Anwendung, wenn die Mitarbeit
                     unentgeltlich erfolgt. Im Falle der Zahlung einer Aufwandsentschädigung finden die Buchstaben h) und i) nur Anwendung, wenn
                     glaubhaft gemacht wird, dass ein der Zahlung entsprechender tatsächlicher finanzieller Aufwand vorhanden ist und es sich nicht
                     um eine Entschädigung für geleistete Arbeit handelt. Die Gesamtdauer der Freistellung auf der Grundlage des § 2 Abs. 1 des
                     Gesetzes zur Stärkung des Ehrenamtes in der Jugendarbeit des Landes Baden-Württemberg und der Buchstaben h) und i) beträgt
                     höchstens 10 Arbeitstage im Kalenderjahr.
                  

                  

                  
                        (
                        1a
                        )
                        Der/Die Beschäftigte wird ferner für je einen Arbeitstag unter Fortzahlung des Entgelts nach § 21 und der in Monatsbeträgen
                     festgelegten Zulagen von der Arbeit freigestellt:
                  

                  
                     
                        	
                           bei der Taufe eines Kindes des/der Beschäftigten,

                        

                        	
                           bei der kirchlichen Eheschließung des/der Beschäftigten oder bei dem Gottesdienst des/der Beschäftigten anlässlich der bürgerlichen
                              Eheschließung zwischen zwei Personen gleichen Geschlechtes, der bürgerlichen Eheschließung zwischen zwei Personen, von denen
                              zumindest eine Person weder dem männlichen noch dem weiblichen Geschlecht angehört, der Begründung einer eingetragenen Lebenspartnerschaft
                              oder der Umwandlung einer eingetragenen Lebenspartnerschaft in eine Ehe,
                           

                        

                        	
                           bei der Konfirmation bzw. Erstkommunion eines Kindes des/der Beschäftigten

                        

                     

                  

                  oder am Tag vor oder nach dem Ereignis.

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei Erfüllung allgemeiner staatsbürgerlicher Pflichten nach deutschem Recht, soweit die Arbeitsbefreiung gesetzlich vorgeschrieben
                     ist und soweit die Pflichten nicht außerhalb der Arbeitszeit, gegebenenfalls nach ihrer Verlegung, wahrgenommen werden können,
                     besteht der Anspruch auf Fortzahlung des Entgelts nach § 21 nur insoweit, als Beschäftigte nicht Ansprüche auf Ersatz des Entgelts geltend machen können. Das fortgezahlte Entgelt gilt
                     in Höhe des Ersatzanspruchs als Vorschuss auf die Leistungen der Kostenträger. Die Beschäftigten haben den Ersatzanspruch
                     geltend zu machen und die erhaltenen Beträge an den Arbeitgeber abzuführen.
                  

                  

                  Ergänzend zu § 29 Abs. 2 TVöD wird bestimmt:

                  
                        (
                        2a
                        )
                        §§ 29 Abs. 2 findet auch Anwendung zur Ausübung kirchlicher Ehrenämter bzw. zur Ausübung des kirchlichen Wahl- und Stimmrechts und zur
                     Beteiligung an kirchlichen Wahlausschüssen.
                  

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Arbeitgeber kann in sonstigen dringenden Fällen Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts nach § 21 bis zu drei Arbeitstagen gewähren. In begründeten Fällen kann bei Verzicht auf das Entgelt kurzfristige Arbeitsbefreiung
                     gewährt werden, wenn die dienstlichen oder betrieblichen Verhältnisse es gestatten.
                  

                  

                  Protokollerklärung zu Abs. 3 Satz 2:

                  Zu den „begründeten Fällen“ können auch solche Anlässe gehören, für die nach Abs. 1 kein Anspruch auf Arbeitsbefreiung besteht (z. B. Umzug aus persönlichen Gründen).
                  

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Zur Teilnahme an Tagungen kann den gewählten Vertreterinnen/Vertretern der Bezirksvorstände, der Landesbezirksvorstände, der
                     Landesbezirksfachbereichsvorstände, der Bundesfachbereichsvorstände, der Bundesfachgruppenvorstände sowie des Gewerkschaftsrates
                     bzw. entsprechender Gremien anderer vertragsschließender Gewerkschaften auf Anfordern der Gewerkschaften Arbeitsbefreiung
                     bis zu acht Werktagen im Jahr unter Fortzahlung des Entgelts nach § 21 erteilt werden, sofern nicht dringende dienstliche oder betriebliche Interessen entgegenstehen. Zur Teilnahme an Tarifverhandlungen
                     mit dem Bund und der VKA oder ihrer Mitgliedverbände kann auf Anfordern einer der vertragsschließenden Gewerkschaften Arbeitsbefreiung
                     unter Fortzahlung des Entgelts nach § 21 ohne zeitliche Begrenzung erteilt werden.
                  

                  

                  Ergänzend zu § 29 Abs. 4 TVöD wird bestimmt:

                  
                        (
                        4a
                        )
                        Abs. 4 Satz 1 gilt entsprechend auch für die Mitglieder leitender Gremien von kirchlichen Berufsverbänden oder -vereinigungen
                     zur Teilnahme an Sitzungen oder Tagungen dieser Verbände. Satz 1 gilt entsprechend auch für stellvertretende Mitglieder der
                     Landeskirchlichen Mitarbeitervertretung. Dienstbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts wird auch gewährt für die Teilnahme
                     an Sitzungen von Projekt- oder Arbeitsgruppen, die vom Oberkirchenrat oder in seinem Auftrag gebildet werden. 
                  

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Zur Teilnahme an Sitzungen von Prüfungs- und von Berufsbildungsausschüssen nach dem Berufsbildungsgesetz sowie für eine Tätigkeit
                     in Organen von Sozialversicherungsträgern kann den Mitgliedern Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts nach § 21 gewährt werden, sofern nicht dringende dienstliche oder betriebliche Interessen entgegenstehen.
                  

                  

                  Ergänzend zu § 29 TVöD wird bestimmt:

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 
                                       (
                                       6
                                       )
                                       

                              
                              	
                                 a)

                              
                              	
                                 Nach einer Beschäftigungszeit von sechs Monaten erhalten die Beschäftigten auf Antrag Dienstbefreiung unter Fortzahlung des
                                    Entgelts von bis zu fünf Arbeitstagen (bei dienstplanmäßiger Verteilung der Wochenarbeitszeit auf 6 Tage 6 Arbeitstage) im
                                    Kalenderjahr zur Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen, die auf den Berufsbereich bezogen sind. Der Anspruch von zwei Kalenderjahren
                                    kann zusammengezogen werden.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 b)

                              
                              	
                                 Findet die Fortbildungsveranstaltung an Samstagen, Sonntagen oder Wochenfeiertagen statt, erhalten die Beschäftigten in der
                                    vorhergehenden oder nachfolgenden Woche Zeitausgleich höchstens jedoch in Höhe der regelmäßigen durchschnittlichen täglichen
                                    Arbeitszeit.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 c)

                              
                              	
                                 Für Beschäftigte, deren Dienstverhältnis voraussichtlich nicht länger als ein Jahr dauert, gilt die oben genannte Regelung
                                    nicht. Ihnen ist in gleichem zeitlichem Umfang Fortbildung innerhalb der Einrichtung zu gewähren.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 d)

                              
                              	
                                 Veranstaltungen, zu denen die Beschäftigten abgeordnet werden, fallen nicht unter diese Regelung.

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 e)

                              
                              	
                                 Für die Supervision der kirchlichen Beschäftigten gelten die Bestimmungen der Anlage 1.4.1 zur KAO (Fortbildung).

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Religionspädagoginnen und Religionspädagogen, Gemeindediakoninnen und Gemeindediakone mit religionspädagogischem Hauptauftrag
                     sowie sonstige kirchliche Lehrkräfte an staatlichen oder kirchlichen Schulen einschließlich Hochschulen sind verpflichtet,
                     ihren Urlaub während der unterrichtsfreien Zeit zu nehmen; außerhalb des Urlaubs können sie während der unterrichtsfreien
                     Zeit zur Teilnahme an Fortbildungslehrgängen, Arbeitsgemeinschaften oder Freizeiten oder sonstiger, berufsbezogener Arbeit
                     herangezogen werden. Für die restlichen, über den zustehenden Erholungsurlaub (§ 26) hinausgehenden Tage der Schulferien wird Arbeitsbefreiung zur persönlichen Fortbildung und zur Vorbereitung des neuen Schuljahres
                     gewährt.
                  

                  Wird der/die Beschäftigte während der Schulferien durch Unfall oder Krankheit arbeitsunfähig, so hat er oder sie dies unverzüglich
                     anzuzeigen. Die Fristen für das Entgelt im Krankheitsfall nach § 22 beginnen mit dem Tage der Arbeitsunfähigkeit. Der/die Beschäftigte hat sich nach Ende der Schulferien oder, wenn die Krankheit
                     länger dauert, nach Wiederherstellung der Arbeitsfähigkeit zur Arbeitsleistung zur Verfügung zu stellen.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Abs. 7 gilt sinngemäß für Beschäftigte in Kindertagesstätten für die Tage, an denen ihre Kindertagesstätte geschlossen ist
                     (Kindergartenferien).
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt V
Befristung und Beendigung des Arbeitsverhältnisses
            

         

         
                     § 30
Befristete Arbeitsverträge
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Befristete Arbeitsverträge sind nach Maßgabe des Teilzeit- und Befristungsgesetzes sowie anderer gesetzlicher Vorschriften
                     über die Befristung von Arbeitsverträgen zulässig. Für Beschäftigte, auf die die Regelungen des Tarifgebiets West Anwendung
                     finden und deren Tätigkeit vor dem 1. Januar 2005 der Rentenversicherung der Angestellten unterlegen hätte, gelten die in
                     den Absätzen 2 bis 5 geregelten Besonderheiten; dies gilt nicht für Arbeitsverhältnisse, für die die §§ 57 a ff. HRG, das
                     Gesetz über befristete Arbeitsverträge in der Wissenschaft (Wissenschaftszeitvertragsgesetz) oder gesetzliche Nachfolgeregelungen
                     unmittelbar oder entsprechend gelten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kalendermäßig befristete Arbeitsverträge mit sachlichem Grund sind nur zulässig, wenn die Dauer des einzelnen Vertrages fünf
                     Jahre nicht übersteigt; weitergehende Regelungen im Sinne von § 23 TzBfG bleiben unberührt. Beschäftigte mit einem Arbeitsvertrag
                     nach Satz 1 sind bei der Besetzung von Dauerarbeitsplätzen bevorzugt zu berücksichtigen, wenn die sachlichen und persönlichen
                     Voraussetzungen erfüllt sind.
                  

                  

                  Ergänzend zu § 30 Abs. 2 TVöD wird bestimmt:

                  
                        (
                        2a
                        )
                        Abs. 2 findet keine Anwendung für Kirchenpfleger/Kirchenpflegerinnen nach § 37 Abs. 1 KGO und Kirchenbezirksrechner/Kirchenbezirksrechnerinnen nach § 22 Abs. 1 KBO.
                  

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Ein befristeter Arbeitsvertrag ohne sachlichen Grund soll in der Regel zwölf Monate nicht unterschreiten; die Vertragsdauer
                     muss mindestens sechs Monate betragen. Vor Ablauf des Arbeitsvertrages hat der Arbeitgeber zu prüfen, ob eine unbefristete
                     oder befristete Weiterbeschäftigung möglich ist. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Bei befristeten Arbeitsverträgen ohne sachlichen Grund gelten die ersten sechs Wochen und bei befristeten Arbeitsverträgen
                     mit sachlichem Grund die ersten sechs Monate als Probezeit. Innerhalb der Probezeit kann der Arbeitsvertrag mit einer Frist
                     von zwei Wochen zum Monatsschluss gekündigt werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Eine ordentliche Kündigung nach Ablauf der Probezeit ist nur zulässig, wenn die Vertragsdauer mindestens zwölf Monate beträgt. Nach Ablauf der Probezeit beträgt die Kündigungsfrist in einem oder mehreren aneinandergereihten
                     Arbeitsverhältnissen bei demselben Arbeitgeber
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                              	
                                 von insgesamt mehr als sechs Monaten

                              
                              	
                                 vier Wochen,

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 von insgesamt mehr als einem Jahr

                              
                              	
                                 sechs Wochen

                              
                           

                           
                              	
                                 zum Schluss eines Kalendermonats,

                              
                              	
                           

                           
                              	
                              	
                                 von insgesamt mehr als zwei Jahren

                              
                              	
                                 drei Monate,

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 von insgesamt mehr als drei Jahren

                              
                              	
                                 vier Monate

                              
                           

                           
                              	
                                 zum Schluss eines Kalendervierteljahres.

                              
                              	
                           

                        
                     

                  

                  Eine Unterbrechung bis zu drei Monaten ist unschädlich, es sei denn, dass das Ausscheiden von der/dem Beschäftigten verschuldet
                     oder veranlasst war. Die Unterbrechungszeit bleibt unberücksichtigt.
                  

                  

                  Protokollerklärung zu Abs. 5:

                  Bei mehreren aneinandergereihten Arbeitsverhältnissen führen weitere vereinbarte Probezeiten nicht zu einer Verkürzung der Kündigungsfrist.

                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die §§ 31 und 32 bleiben von den Regelungen der Absätze 3 bis 5 unberührt.
                  

                  

                  Protokollnotiz (KAO) zu § 30 KAO:

                  Bei kirchlichen Lehrkräften, die bereits eine entsprechende Beauftragung im Rahmen eines befristeten Arbeitsverhältnisses
                     hatten, ist die Aussparung der Schulferien bei Anschlussbefristungen unzulässig. Ein-Jahresverträge sind bis zum 31. Juli
                     zu befristen.
                  

               

               
                     § 31
Führung auf Probe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Führungspositionen können als befristetes Arbeitsverhältnis bis zur Gesamtdauer von zwei Jahren vereinbart werden. Innerhalb
                     dieser Gesamtdauer ist eine höchstens zweimalige Verlängerung des Arbeitsvertrages zulässig. Die beiderseitigen Kündigungsrechte
                     bleiben unberührt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Führungspositionen sind die ab Entgeltgruppe 10 zugewiesenen Tätigkeiten mit Weisungsbefugnis, die vor Übertragung vom Arbeitgeber
                     ausdrücklich als Führungsposition auf Probe bezeichnet worden sind.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Besteht bereits ein Arbeitsverhältnis mit demselben Arbeitgeber, kann der/dem Beschäftigten vorübergehend eine Führungsposition
                     bis zu der in Abs. 1 genannten Gesamtdauer übertragen werden. Der/Dem Beschäftigten wird für die Dauer der Übertragung eine
                     Zulage in Höhe des Unterschiedsbetrags zwischen den Tabellenentgelten nach der bisherigen Entgeltgruppe und dem sich bei Höhergruppierung
                     nach § 17 Abs. 4 Satz 1 im Bereich der VKA und nach § 17 Abs. 5 Satz 1 im Bereich des Bundes ergebenden Tabellenentgelt gewährt. Nach Fristablauf
                     endet die Erprobung. Bei Bewährung wird die Führungsfunktion auf Dauer übertragen; ansonsten erhält die/der Beschäftigte eine
                     der bisherigen Eingruppierung entsprechende Tätigkeit.
                  

               

               
                     § 32
Führung auf Zeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Führungspositionen können als befristetes Arbeitsverhältnis bis zur Dauer von vier Jahren vereinbart werden. Folgende Verlängerungen
                     des Arbeitsvertrages sind zulässig:
                     
                        	
                           in den Entgeltgruppen 10 bis 12 eine höchstens zweimalige Verlängerung bis zu einer Gesamtdauer von acht Jahren,

                        

                        	
                           ab Entgeltgruppe 13 eine höchstens dreimalige Verlängerung bis zu einer Gesamtdauer von zwölf Jahren.

                        

                     

                  

                  Zeiten in einer Führungsposition nach Buchstabe a bei demselben Arbeitgeber können auf die Gesamtdauer nach Buchstabe b zur
                     Hälfte angerechnet werden. Die allgemeinen Vorschriften über die Probezeit (§ 2 Abs. 4) und die beiderseitigen Kündigungsrechte bleiben unberührt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Führungspositionen sind die ab Entgeltgruppe 10 zugewiesenen Tätigkeiten mit Weisungsbefugnis, die vor Übertragung vom Arbeitgeber
                     ausdrücklich als Führungsposition auf Zeit bezeichnet worden sind.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Besteht bereits ein Arbeitsverhältnis mit demselben Arbeitgeber, kann der/dem Beschäftigten vorübergehend eine Führungsposition
                     bis zu den in Abs. 1 genannten Fristen übertragen werden. Der/Dem Beschäftigten wird für die Dauer der Übertragung eine Zulage
                     gewährt in Höhe des Unterschiedsbetrags zwischen den Tabellenentgelten nach der bisherigen Entgeltgruppe und dem sich bei
                     Höhergruppierung nach § 17 Abs. 4 Satz 1 im Bereich der VKA und nach § 17 Abs. 5 Satz 1 im Bereich des Bundes ergebenden Tabellenentgelt, zuzüglich eines Zuschlags
                     von 75 v. H. des Unterschiedsbetrags zwischen den Entgelten der Entgeltgruppe, die der übertragenen Funktion entspricht, zur
                     nächsthöheren Entgeltgruppe nach § 17 Abs. 4 Satz 1 im Bereich der VKA und nach § 17 Abs. 5 Satz 1 im Bereich des Bundes. Nach Fristablauf erhält die/der Beschäftigte eine der bisherigen Eingruppierung entsprechende Tätigkeit;
                     der Zuschlag entfällt.
                  

               

               
                     § 33
Beendigung des Arbeitsverhältnisses ohne Kündigung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Arbeitsverhältnis endet, ohne dass es einer Kündigung bedarf,
                     
                        	
                           mit Ablauf des Monats, in dem die/der Beschäftigte das gesetzlich festgelegte Alter zum Erreichen der Regelaltersrente vollendet
                              hat, es sei denn, zwischen dem Arbeitgeber und dem/der Beschäftigten ist während des Arbeitsverhältnisses vereinbart worden,
                              den Beendigungszeitpunkt nach § 41 Satz 3 SGB VI hinauszuschieben,
                           

                        

                        	
                           jederzeit im gegenseitigen Einvernehmen (Auflösungsvertrag).

                        

                     

                  

                  

                  Ergänzend zu § 33 Abs. 1 Buchstabe b) TVöD wird bestimmt:

                  
                        (
                        1a
                        )
                        Bei Auflösungsverträgen ist der/dem Beschäftigten vor Unterzeichnung eine Bedenkzeit von drei Arbeitstagen einzuräumen. Die
                     Frist beginnt mit der Aushändigung des ersten Vertragsangebots.
                  

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Arbeitsverhältnis endet ferner, sofern der/dem Beschäftigten der Bescheid eines Rentenversicherungsträgers (Rentenbescheid)
                     zugestellt wird, wonach die/der Beschäftigte eine Rente auf unbestimmte Dauer wegen voller oder teilweiser Erwerbsminderung
                     erhält. Die/der Beschäftigte hat den Arbeitgeber von der Zustellung des Rentenbescheids unverzüglich zu unterrichten. Das
                     Arbeitsverhältnis endet mit Ablauf des dem Rentenbeginn vorangehenden Tages; frühestens jedoch zwei Wochen nach Zugang der
                     schriftlichen Mitteilung des Arbeitgebers über den Zeitpunkt des Eintritts der auflösenden Bedingung. Liegt im Zeitpunkt der
                     Beendigung des Arbeitsverhältnisses eine nach § 175 SGB IX erforderliche Zustimmung des Integrationsamtes noch nicht vor,
                     endet das Arbeitsverhältnis mit Ablauf des Tages der Zustellung des Zustimmungsbescheids des Integrationsamtes; jedoch auch
                     hier frühestens zwei Wochen nach Zugang der schriftlichen Mitteilung im Sinne von Satz 3. Das Arbeitsverhältnis endet nicht,
                     wenn nach dem Bescheid des Rentenversicherungsträgers eine Rente auf Zeit gewährt wird. In diesem Fall ruht das Arbeitsverhältnis
                     für den Zeitraum, für den eine Rente auf Zeit gewährt wird; für den Beginn des Ruhens des Arbeitsverhältnisses gilt Satz 3
                     entsprechend.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Im Falle teilweiser Erwerbsminderung endet bzw. ruht das Arbeitsverhältnis nicht, wenn die/der Beschäftigte nach ihrem/seinem
                     vom Rentenversicherungsträger festgestellten Leistungsvermögen auf ihrem/seinem bisherigen oder einem anderen geeigneten und
                     freien Arbeitsplatz weiterbeschäftigt werden könnte, soweit dringende dienstliche bzw. betriebliche Gründe nicht entgegenstehen,
                     und die/der Beschäftigte innerhalb von zwei Wochen nach Zugang des Rentenbescheids ihre/seine Weiterbeschäftigung schriftlich
                     beantragt. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Verzögert die/der Beschäftigte schuldhaft den Rentenantrag oder bezieht sie/er Altersrente nach § 236 oder § 236a SGB VI oder
                     ist sie/er nicht in der gesetzlichen Rentenversicherung versichert, so tritt an die Stelle des Rentenbescheids das Gutachten
                     einer Amtsärztin/eines Amtsarztes oder einer/eines nach § 3 Abs. 4 Satz 2 bestimmten Ärztin/Arztes. Das Arbeitsverhältnis endet in diesem Fall mit Ablauf des Monats, in dem der/dem Beschäftigten
                     das Gutachten bekannt gegeben worden ist; frühestens jedoch zwei Wochen nach Zugang der schriftlichen Mitteilung des Arbeitgebers
                     über den Zeitpunkt des Eintritts der auflösenden Bedingung.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Soll die/der Beschäftigte, deren/dessen Arbeitsverhältnis nach Abs. 1 Buchst. a geendet hat, weiterbeschäftigt werden, ist
                     ein neuer schriftlicher Arbeitsvertrag abzuschließen. Das Arbeitsverhältnis kann jederzeit mit einer Frist von vier Wochen
                     zum Monatsende gekündigt werden, wenn im Arbeitsvertrag nichts anderes vereinbart ist.
                  

                  

                  Ergänzend zu § 33 TVöD wird bestimmt:

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die Weiterbeschäftigung endet spätestens, ohne dass es einer Kündigung bedarf, mit dem Ablauf des Monats, in dem der/die Beschäftigte
                     das 73. Lebensjahr vollendet hat. Dies gilt entsprechend für Beschäftigte, die nach Vollendung des gesetzlich festgelegten
                     Alters zum Erreichen der Regelaltersrente eingestellt werden.
                  

               

               
                     § 34
Kündigung des Arbeitsverhältnisses
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bis zum Ende des sechsten Monats seit Beginn des Arbeitsverhältnisses beträgt die Kündigungsfrist zwei Wochen zum Monatsschluss.
                     Im Übrigen beträgt die Kündigungsfrist bei einer Beschäftigungszeit (Abs. 3 Satz 1 und 2)
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                              	
                                 bis zu einem Jahr

                              
                              	
                                 ein Monat zum Monatsschluss,

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 von mehr als einem Jahr

                              
                              	
                                 6 Wochen,

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 von mindestens 5 Jahren

                              
                              	
                                 3 Monate,

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 von mindestens 8 Jahren

                              
                              	
                                 4 Monate,

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 von mindestens 10 Jahren

                              
                              	
                                 5 Monate,

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 von mindestens 12 Jahren

                              
                              	
                                 6 Monate

                              
                           

                        
                     

                  

                  zum Schluss eines Kalendervierteljahres.

                  

                  Ergänzend zu § 34 Abs. 1 TVöD wird bestimmt:

                  
                        (
                        1a
                        )
                        Anstelle des Endes des in Abs. 1 genannten Kalendervierteljahres tritt bei Religionspädagogen/Religionspädagoginnen sowie
                     sonstigen privatrechtlich angestellten Lehrkräften an Schulen das Ende des Schulhalbjahres.
                  

                  

                  Anstelle von § 34 Abs. 2 TVöD wird bestimmt:

                  
                        (
                        2
                        )
                        Nach einer Beschäftigungszeit (Abs. 3) von 20 Jahren, frühestens jedoch nach Vollendung des 45. Lebensjahres, ist eine ordentliche
                     Kündigung ausgeschlossen. Nach einer Beschäftigungszeit von 15 Jahren bei demselben Dienstgeber, frühestens jedoch nach Vollendung
                     des 40. Lebensjahres, ist der/die Beschäftige unkündbar.
                  

                  Soweit Beschäftigte nach den bis zum 30. September 2006 geltenden Regelungen der KAO unkündbar waren, verbleibt es dabei.

                  
                        (
                        3
                        )
                        Beschäftigungszeit ist die bei demselben Arbeitgeber im Arbeitsverhältnis zurückgelegte Zeit, auch wenn sie unterbrochen ist.
                     Unberücksichtigt bleibt die Zeit eines Sonderurlaubs gemäß § 28, es sei denn, der Arbeitgeber hat vor Antritt des Sonderurlaubs schriftlich ein dienstliches oder betriebliches Interesse
                     anerkannt.
                  

                  

                  Anstelle von § 34 Abs. 3 Sätze 3 und 4 TVöD wird bestimmt:

                  Wechseln Beschäftigte zwischen Dienstgebern, die vom Geltungsbereich der KAO erfasst werden, werden die Zeiten bei den anderen
                     Dienstgebern als Beschäftigungszeit anerkannt. 
                  

                  Satz 3 gilt entsprechend bei einem Wechsel von einem diakonischen Anstellungsträger im Bereich der Evangelischen Landeskirche
                     in Württemberg, der eine nach den Beschlüssen der Arbeitsrechtlichen Kommission zulässige Arbeitsvertragsgrundlage anwendet.
                  

                  

                  Ergänzend zu § 34 Abs. 3 TVÖD wird bestimmt:

                  Wechseln Beschäftigte zwischen Arbeitgebern, die vom Geltungsbereich des TVöD erfasst werden, werden die Zeiten in den Fällen
                     der §§ 22 Abs. 3 TVöD (Krankengeldzuschuss) und 23 Abs. 2 TVöD (Jubiläumsgeld) bei den anderen Arbeitgebern als Beschäftigungszeit
                     anerkannt.
                  

                  Satz 5 gilt entsprechend bei einem Wechsel von einem anderen öffentlichrechtlichen Arbeitgeber.

                  

                  Ergänzend zu § 34 wird bestimmt:

                  
                        (
                        4
                        )
                        Ein wichtiger Grund zur Kündigung im Sinne von § 626 BGB ist der Austritt aus der evangelischen Kirche oder ein Verhalten
                     der/des Beschäftigten, das eine grobe Missachtung der evangelischen Kirche, ihrer Lehre, ihres Gottesdienstes oder ihrer kirchlichen
                     Ordnungen erkennbar macht.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Ein wichtiger Grund zur Kündigung im Sinne von § 626 BGB ist die rechtskräftige Verurteilung wegen einer Straftat, die nach
                     dem Achten Buch Sozialgesetzbuch zu einem Ausschluss von Aufgaben in der Kinder- und Jugendhilfe führt.
                  

               

               
                     § 34 a
Unkündbare Beschäftigte
                     

                  

                  Einem/einer unkündbaren Beschäftigten kann mit dem Ziel, das Arbeitsverhältnis aufzuheben, gekündigt werden, wenn die Dienststelle
                     oder Einrichtung, in der er/sie bisher tätig war, wesentlich eingeschränkt oder aufgelöst wird. Voraussetzung ist, dass dem/der
                     Beschäftigten eine zumutbare, im Wesentlichen gleichwertige Beschäftigungsmöglichkeit angeboten wurde und das Entgelt nicht
                     mehr als eine Entgeltgruppe unter den Sätzen der bisherigen Entgeltgruppe liegt.
                  

                  Die Kündigungsfrist beträgt in diesem Fall 6 Monate zum Schluss eines Kalendervierteljahres; bei Lehrkräften an Schulen tritt
                     an die Stelle des Quartalsendes das Ende eines Schulhalbjahres.
                  

               

               
                     § 35
Zeugnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses haben die Beschäftigten Anspruch auf ein schriftliches Zeugnis über Art und Dauer
                     ihrer Tätigkeit, das sich auch auf Führung und Leistung erstrecken muss (Endzeugnis).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Aus triftigen Gründen können Beschäftigte auch während des Arbeitsverhältnisses ein Zeugnis verlangen (Zwischenzeugnis).
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei bevorstehender Beendigung des Arbeitsverhältnisses können die Beschäftigten ein Zeugnis über Art und Dauer ihrer Tätigkeit
                     verlangen (vorläufiges Zeugnis).
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Zeugnisse gemäß den Absätzen 1 bis 3 sind unverzüglich auszustellen.
                  

               

               
                     § 36 (VKA)
Anwendung weiterer Tarifverträge
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Neben diesem Tarifvertrag sind die nachfolgend aufgeführten Tarifverträge in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden:
                     
                        	
                           Tarifvertrag über die Bewertung der Personalunterkünfte vom 16. März 1974,

                        

                        	
                           Tarifverträge über den Rationalisierungsschutz vom 9. Januar 1987,

                        

                        	
                           Tarifvertrag zur sozialen Absicherung (TVsA) vom 13. September 2005,

                        

                        	
                           Tarifvertrag zur Regelung der Altersteilzeitarbeit (TV ATZ) vom 5. Mai 1998,

                        

                        	
                           Altersteilzeittarifvertrag vom 27. Februar 2010, 

                        

                        	
                           Tarifvertrag zur Regelung des Übergangs in den Ruhestand für Angestellte im Flugverkehrskontrolldienst durch Altersteilzeitarbeit
                              vom 26. März 1999,
                           

                        

                        	
                           Tarifvertrag zur Entgeltumwandlung für Arbeitnehmer/Arbeitnehmerinnen im kommunalen öffentlichen Dienst (TV-EUmw/VKA) vom 18. Februar 2003,

                        

                        	
                           Rahmentarifvertrag zur Regelung der Arbeitszeit der Beschäftigten des Feuerwehr- und Sanitätspersonals an Flughäfen vom 8.
                              September 2004.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        [Absatz 2 findet im Geltungsbereich der KAO keine Anwendung.]
                  

                  

                  § 36 TVöD findet mit folgender Maßgabe Anwendung:

                  Abs. 1 Buchstaben a) bis c) und f) bis h) und Abs. 2 finden im Geltungsbereich dieser Ordnung keine Anwendung.

               

               
                     § 37
Ausschlussfrist
                     

                  

                  Anstelle von § 37 Abs. 1 TVöD wird bestimmt:

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis verfallen, wenn sie nicht innerhalb einer Ausschlussfrist von zwölf Monaten nach Fälligkeit
                     von dem/der Beschäftigten oder vom Dienstgeber in Textform geltend gemacht werden. Für denselben Sachverhalt reicht die einmalige
                     Geltendmachung des Anspruchs auch für später fällige Leistungen aus.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Absatz 1 gilt nicht für Ansprüche aus einem Sozialplan sowie für Ansprüche, soweit sie kraft Gesetzes einer Ausschlussfrist
                     entzogen sind.
                  

               

               
                     § 38
Begriffsbestimmungen
                     

                  

                  Anstelle von § 38 TVöD wird bestimmt:

                  Leistungsgeminderte Beschäftigte sind Beschäftigte, die ausweislich einer Bescheinigung des beauftragten Arztes (§ 3 Abs.
                     4) nicht mehr in der Lage sind, auf Dauer die vertraglich geschuldete Arbeitsleitung in vollem Umfang zu erbringen, ohne deswegen
                     zugleich teilweise oder in vollem Umfang erwerbsgemindert im Sinne des SGB VI zu sein. 
                  

               

               
                     § 38 a (VKA)
Übergangsvorschriften
                     

                  

                  § 38 a TVöD findet keine Anwendung.

               

            

         

      

      
            Abschnitt VI
Besondere Bestimmungen
            

         

         Anstelle von § 39 TVöD wird bestimmt:

         
                     § 39
Arbeitszeit, Eingruppierung und Bewertung der Stellen der Beschäftigten 
im Mesner- und/oder Hausmeisterdienst, Vergütung besonderer Dienste
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die arbeitsvertraglich vereinbarte Arbeitszeit ist nach dem Erhebungsbogen zur Ermittlung der Arbeitszeit und zur Bewertung
                     der Stellen in der von der Arbeitsrechtlichen Kommission beschlossenen Fassung (Abs. 3 Buchst. a) zu ermitteln und im Arbeitsvertrag
                     zu vereinbaren. Abweichungen von den dort vorgegebenen Richtsätzen sind nur im Einzelfall möglich. Sie sind in dem vorgesehenen Erhebungsbogen zur Ermittlung der Arbeitszeit zu begründen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Alle Beschäftigten, denen Mesner- und/oder Hausmeistertätigkeiten übertragen sind, sind in den Vergütungsgruppenplan 16 der Anlage 1.2.1 zur KAO einzugruppieren, soweit sie nicht in den Vergütungsgruppenplan 31 der Anlage 1.2.1 zur KAO einzugruppieren sind.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für die Einstufung der Stelle ist die jeweilige Bewertung nach den folgenden Grundsätzen maßgebend:
                     
                        	
                           Die Bewertung der Mesner- oder Hausmeisterstellen erfolgt nach einem Bewertungssystem, in dem die dem Mesner/der Mesnerin
                              oder dem Hausmeister/der Hausmeisterin übertragenen Dienstaufgaben entsprechend berücksichtigt sind. Zur Ermittlung ist der
                              Erhebungsbogen zur Ermittlung der Arbeitszeit und zur Bewertung der Stelle zu verwenden.
                           

                        

                        	
                           Ändern sich nicht nur vorübergehend die der Bewertung zu Grunde gelegten Aufgaben um oder werden neue Aufgaben nicht nur vorübergehend
                              übertragen, die bisher nicht bei der Bewertung berücksichtigt wurden, so ist eine Neubewertung nach Buchstabe a) durchzuführen.
                           

                        

                        	
                           Die Einstufung der Mesner- und Hausmeisterstellen erfolgt in den Gruppen 1, 2, 3 und 4 nach Maßgabe der folgenden Punktezahlen:
Gruppe 1: bis 109,99 %-Punkte,
Gruppe 2: 110,00 bis 130,49 %-Punkte,
Gruppe 3: 130,50 bis 134,99 %-Punkte und höher,
Gruppe 4: 135,00 %-Punkte und höher.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Für Mesner/Mesnerinnen und Hausmeister/Hausmeisterinnen wird anstelle von § 7 Abs. 3 (Bereitschaftsdienst) und Abs. 4 (Rufbereitschaft) sowie § 8 Abs. 4 TVöD bestimmt: 
                  

                  Beschäftigte nach Satz 1 sind verpflichtet, sich auf Anordnung des Dienstgebers außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit zum
                     Bereitschaftsdienst zur Verfügung zu halten. Die Arbeitsleistung während des Bereitschaftsdienstes muss sich auf die Behebung
                     von Störungen und auf Notfälle beschränken.
                  

                  Zum Zwecke der Berechnung des Entgelts wird die Zeit des Bereitschaftsdienstes mit 20 % als Arbeitszeit gewertet und mit dem sich nach § 8 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe a) ergebenden Überstundenentgelt vergütet.
                  

                  Werden die Zeiten nach Unterabs. 1 nicht einzeln erfasst oder durch Nebenabrede zum Arbeitsvertrag durch eine Pauschalvergütung
                     abgegolten, so gelten zum Ausgleich des in der Dienstordnung für Mesner/Mesnerinnen und Hausmeister/Hausmeisterinnen vorgesehenen
                     Bereitschaftsdienstes folgende Zeiten pro Woche als angeordnet und sind nach Unterabs. 2 zu vergüten:
                  

                  bis 9,75 Wochenstunden dienstliche Inanspruchnahme:
3 Stunden Bereitschaftsdienst = 0,6 des Überstundenentgelts
                  

                  bis 19,5 Wochenstunden dienstliche Inanspruchnahme:
4 Stunden Bereitschaftsdienst = 0,8 des Überstundenentgelts
                  

                  bis 29,25 Wochenstunden dienstliche Inanspruchnahme:
5 Stunden Bereitschaftsdienst = 1,0 des Überstundenentgelts
                  

                  über 29,25 Wochenstunden dienstliche Inanspruchnahme:
6 Stunden Bereitschaftsdienst = 1,2 des Überstundenentgelts
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Für die Beschäftigten im Mesner- und Hausmeisterdienst, die im Vergütungsgruppenplan 16 der Anlage 1.2.1 zur KAO eingruppiert sind, ist ein Jahresarbeitszeitkonto nach der Anlage 3.4.1 zur KAO einzurichten. Hierauf ist die gesamte geleistete Arbeitszeit zu verbuchen und nach den Bestimmungen der Anlage 3.4.1 zur KAO auszugleichen. Wird die nach Absatz 1 ermittelte und im Arbeitsvertrag festgelegte Arbeitszeit im Jahresdurchschnitt am Ende
                     des Ausgleichszeitraums in zwei Jahren in Folge um mindestens 10 % überschritten, ist eine neue Ermittlung der Arbeitszeit
                     nach Absatz 1 durchzuführen. Hierbei sind alle im vergangenen Jahr zugewiesene Aufgaben abzubilden. Ergibt sich hierbei ebenfalls
                     eine Überschreitung der bisherigen vertraglichen Arbeitszeit, hat der Arbeitgeber dem oder der Beschäftigten eine Erhöhung
                     der vertraglichen Arbeitszeit um den entsprechenden Prozentsatz anzubieten.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt VII
Übergangs- und Schlussbestimmungen
            

         

         
                     § 43
In-Kraft-Treten, Übergangsbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Diese Ordnung tritt mit Ausnahme des Abschnitts VII am 1. Oktober 2006 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Abschnitt VII tritt am 1. Januar 2007 in Kraft. Bis dahin gilt für die Beschäftigten nach Abschnitt VII, die KAO in der am 30. September 2006 geltenden Fassung weiter.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Ergänzend zu dieser Ordnung gelten die Bestimmungen der Arbeitsrechtlichen Regelung zur Überleitung der unter den Geltungsbereich
                     der KAO fallenden Beschäftigten in das ab 1. Oktober 2006 geltende kirchliche Arbeitsvertragsrecht (AR-Ü).
                  

               

            

         

      

      
            [Anhang zu § 6 (VKA)]

         

         Anstelle des Anhangs zu § 6 TVöD (VKA)
wird bestimmt:

                  Anstelle des Anhangs zu § 6 TVöD (VKA) (Arbeitszeit von Cheffahrerinnen und Cheffahrern) findet § 8 a KAO Anwendung.
                  

               

            

         

      

      
            Anhang zu § 16 (Bund)

         

         
                     Besondere Stufenregelungen 
für vorhandene und neu eingestellte Beschäftigte (Bund)
                     

                  

                  Abweichend von § 16 (Bund) Abs. 1 ist Endstufe

                  
                     
                        	
                            in der Entgeltgruppe 9 die Stufe 4 bei Tätigkeiten entsprechend

                           
                              
                                 	
                                     Vergütungsgruppe Va ohne Aufstieg nach IVb BAT/BAT-O, 

                                 

                                 	
                                     Vergütungsgruppe Vb ohne Aufstieg nach IVb BAT/BAT-O, 

                                 

                                 	
                                     Vergütungsgruppe Vb nach Aufstieg aus Vc BAT/BAT-O (vorhandene Beschäftigte), 

                                 

                                 	
                                     Lohngruppe 9 MTArb/MTArb-O; 

                                 

                              

                           

                        

                        	
                            in der Entgeltgruppe 3 die Stufe 5 bei Tätigkeiten entsprechend der

                           
                              
                                 	
                                     Vergütungsgruppe VIII mit und ohne Aufstieg nach VII BAT sowie nach Aufstieg aus IX/IXb BAT/BAT-O, 

                                 

                                 	
                                     Lohngruppe 3 nach Aufstieg aus Lohngruppe 2 und 2a MTArb/MTArb-O (vorhandene Beschäftigte),

                                 

                                 	
                                     Lohngruppe 2a nach Aufstieg aus Lohngruppe 2 MTArb/MTArb-O (vorhandene Beschäftigte),

                                 

                                 	
                                     Lohngruppe 2 mit Aufstiegen nach Lohngruppe 2a und 3 MTArb/MTArb-O;

                                 

                              

                           

                        

                        	
                            in der Entgeltgruppe 2 die Stufe 5 bei Tätigkeiten entsprechend der 

                           
                              
                                 	
                                     Vergütungsgruppe IXb nach Aufstieg aus X BAT/BAT-O (vorhandene Beschäftigte),

                                 

                                 	
                                     Vergütungsgruppe X mit Aufstieg nach IXb BAT/BAT-O,

                                 

                                 	
                                     Vergütungsgruppe X BAT/BAT-O (vorhandene Beschäftigte),

                                 

                                 	
                                     Lohngruppe 1a MTArb/MTArb-O (vorhandene Beschäftigte),

                                 

                                 	
                                     Lohngruppe 1 mit Aufstieg nach Lohngruppe 1a MTArb/MTArb-O.

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

                  Protokollerklärung:

                  Vorhandene Beschäftigte sind Beschäftigte im Sinne des § 1 Abs. 1 TVÜ-Bund.

                  

                  Abweichend von § 16 (Bund) Abs. 4 Satz 1 gelten für die Stufenlaufzeiten folgende Sonderregelungen:

                  In der Entgeltgruppe 9 (Bund) wird die Stufe 3 nach fünf Jahren in Stufe 2 und die Stufe 4 nach neun Jahre in Stufe 3 bei Tätigkeiten entsprechend der

                  
                     
                        	
                            Vergütungsgruppe Va ohne Aufstieg nach IVb BAT/BAT-O,

                        

                        	
                            Vergütungsgruppe Vb ohne Aufstieg nach IVb BAT/BAT-O (einschließlich in Vergütungsgruppe Vb vorhandener Aufsteiger aus Vergütungsgruppe
                              Vc BAT/BAT-O)
                           

                        

                     

                  

                  erreicht; bei Tätigkeiten entsprechend der Lohngruppe 9 MTArb/MTArb-O wird die Stufe 3 nach zwei Jahren in Stufe 2 und die Stufe 4 nach sieben Jahren in Stufe 3 erreicht.

               

            

         

      

      
            Anhang zu § 16 (VKA)

         

         
                     Besondere Stufenregelungen 
für vorhandene und neu eingestellte Beschäftigte (VKA)
                     

                  

               

               
                     I.

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Abweichend von § 16 (VKA) Abs. 1 Satz 1 ist Endstufe
                  

                  
                     
                        	a)

                        	
                           in der Entgeltgruppe 2 die Stufe 5 bei Tätigkeiten entsprechend

                           
                              
                                 	
                                     Vergütungsgruppe X BAT/BAT-O/BAT-Ostdeutsche Sparkassen,

                                 

                                 	
                                     Vergütungsgruppe IX BAT/BAT-O/BAT-Ostdeutsche Sparkassen nach Aufstieg aus X,

                                 

                                 	
                                     Lohngruppe 1 BMT-G/BMT-G-O mit ausstehendem Aufstieg nach 1a, 

                                 

                                 	
                                     Lohngruppe 1a BMT-G/BMT-G-O,

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

                  
                     
                        	b)

                        	
                            in der Entgeltgruppe 9 die Stufe 4 bei Tätigkeiten entsprechend

                           
                              
                                 	
                                     Lohngruppe 9 BMT-G/BMT-G-O, 

                                 

                              

                           

                        

                        	c)

                        	
                            in der Entgeltgruppe 9 die Stufe 5 bei Tätigkeiten entsprechend

                           
                              
                                 	
                                    Vergütungsgruppe Vb BAT/BAT-O/BAT-Ostdeutsche Sparkassen 
ohne Aufstieg nach IVb,
                                    

                                 

                                 	
                                    Vergütungsgruppe Vb BAT/BAT-O/BAT-Ostdeutsche Sparkassen
nach Aufstieg aus Vc,
                                    

                                 

                                 	
                                    Vergütungsgruppe Vb BAT/BAT-O 
nach Aufstieg aus VIb (Lehrkräfte),
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	d)

                        	
                            in der Entgeltgruppe 15 die Stufe 5 bei Tätigkeiten entsprechend 

                           
                              
                                 	
                                     Vergütungsgruppe Ib BAT/BAT-O/BAT-Ostdeutsche Sparkassen 
mit ausstehendem Aufstieg nach Ia.
                                    

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Abweichend von § 16 (VKA) Abs. 2 werden Beschäftigte mit Tätigkeiten entsprechend der Vergütungsgruppe Vb BAT/ BAT-O/BAT-Ostdeutsche
                     Sparkassen mit ausstehendem Aufstieg nach IVb und IVa der Stufe 1 zugeordnet. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Abweichend von § 16 (VKA) Abs. 3 Satz 1 gelten für die Stufenlaufzeiten folgende Sonderregelungen:
                  

                  
                     
                        	
                            In der Entgeltgruppe 9 wird die Stufe 4 nach sieben Jahren in Stufe 3 bei Tätigkeiten entsprechend der Lohngruppe 9 BMT-G/BMT-G-O
                              erreicht. 
                           

                        

                        	
                            In der Entgeltgruppe 9 wird die Stufe 5 nach neun Jahren in Stufe 4 bei Tätigkeiten entsprechend der Vergütungsgruppe Vb
                              BAT/BAT-O/BAT-Ostdeutsche Sparkassen ohne Aufstieg nach IVb und der Vergütungsgruppe Vb BAT/BAT-O/BAT-Ostdeutsche Sparkassen
                              nach Aufstieg aus Vc erreicht. 
                           

                        

                     

                  

               

               
                     II.

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Abweichend von § 16 (VKA) Abs. 1 Satz 1 ist für die Beschäftigten im Pflegedienst (Anlage 1b zum BAT/ BAT-O) Eingangsstufe
                     
                  

                  
                     
                        	
                            in den Entgeltgruppen 9 und 11 die Stufe 4 bei Tätigkeiten entsprechend 

                           
                              
                                 	
                                     Kr. XI mit Aufstieg nach Kr. XII 

                                 

                                 	
                                     Kr. VIII mit Aufstieg nach Kr. IX

                                 

                                 	
                                     Kr. VII mit Aufstieg nach Kr. VIII (9 b)

                                 

                              

                           

                        

                        	
                            in den Entgeltgruppen 7 und 9 bis 12 die Stufe 3 bei Tätigkeiten entsprechend 

                           
                              
                                 	
                                     Kr. XII mit Aufstieg nach Kr. XIII

                                 

                                 	
                                     Kr. X mit Aufstieg nach Kr. XI

                                 

                                 	
                                     Kr. IX mit Aufstieg nach Kr. X

                                 

                                 	
                                     Kr. VI mit Aufstieg nach Kr. VII

                                 

                                 	
                                     Kr. VII ohne Aufstieg 

                                 

                                 	
                                     Kr. VI ohne Aufstieg

                                 

                              

                           

                        

                        	
                            in der Entgeltgruppe 7 die Stufe 2 bei Tätigkeiten entsprechend

                           
                              
                                 	
                                     Kr. Va mit Aufstieg nach Kr. VI

                                 

                                 	
                                     Kr. V mit Aufstieg nach Kr. Va und weiterem Aufstieg nach Kr. VI 

                                 

                                 	
                                     Kr. V mit Aufstieg nach Kr. Va

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Abweichend von § 16 (VKA) Abs. 1 Satz 1 ist für die Beschäftigten im Pflegedienst (Anlage 1b zum BAT/ BAT-O) Endstufe in
                     den Entgeltgruppen 7 und 9 bis 11 die Stufe 5 bei Tätigkeiten entsprechend
                  

                  
                     
                        	
                            Kr. X mit Aufstieg nach Kr. XI

                        

                        	
                            Kr. IX mit Aufstieg nach Kr. X

                        

                        	
                            Kr. VI mit Aufstieg nach Kr. VII

                        

                        	
                            Kr. VII ohne Aufstieg 

                        

                        	
                            Kr. VI ohne Aufstieg

                        

                        	
                            Kr. IV mit Aufstieg nach Kr. V

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Abweichend von § 16 (VKA) Abs. 3 Satz 1 gelten für die Beschäftigten im Pflegedienst (Anlage 1b zum BAT/ BAT-O) für die Stufenlaufzeiten
                     folgende Sonderregelungen:
                  

                  
                     
                        	
                           in der Entgeltgruppe 12 wird die Stufe 4 nach zwei Jahren in Stufe 3 und die Stufe 5 nach drei Jahren in Stufe 4 bei Tätigkeiten
                              entsprechend der Vergütungsgruppe Kr. XII mit Aufstieg nach Kr. XIII ,
                           

                        

                        	
                           in der Entgeltgruppe 11 wird die Stufe 4 nach zwei Jahren in Stufe 3 und die Stufe 5 nach fünf Jahren in Stufe 4 bei Tätigkeiten
                              entsprechend der Vergütungsgruppe Kr. X mit Aufstieg nach Kr. XI ,
                           

                        

                        	
                           in der Entgeltgruppe 10 wird die Stufe 4 nach zwei Jahren in Stufe 3 und die Stufe 5 nach drei Jahren in Stufe 4 bei Tätigkeiten
                              entsprechend der Vergütungsgruppe Kr. IX mit Aufstieg nach Kr. X , 
                           

                        

                        	
                           in der Entgeltgruppe 9 wird die Stufe 6 nach zwei Jahren in Stufe 5 bei Tätigkeiten entsprechend der Vergütungsgruppe Kr.
                              VIII mit Aufstieg nach Kr. IX ,
                           

                        

                        	
                           in der Entgeltgruppe 9 (9b) wird die Stufe 5 nach fünf Jahren in Stufe 4 bei Tätigkeiten entsprechend der Vergütungsgruppe
                              Kr. VII mit Aufstieg nach Kr. VIII ,
                           

                        

                        	
                           in der Entgeltgruppe 9 wird die Stufe 4 nach fünf Jahren in Stufe 3 und die Stufe 5 (9b) nach fünf Jahren in Stufe 4 bei Tätigkeiten
                              entsprechend der Vergütungsgruppen Kr. VI mit Aufstieg nach VII, Kr. VII ohne Aufstieg ,
                           

                        

                        	
                           in der Entgeltgruppe 9 wird die Stufe 4 (9b) nach fünf Jahren in Stufe 3 und die Stufe 5 (9b) nach fünf Jahren in Stufe 4 bei Tätigkeiten entsprechend der Vergütungsgruppe Kr. VI ohne Aufstieg

                        

                     

                  

                  erreicht. 

               

            

         

      

      
            Anhang zu Anlage A (VKA)

         

         [aufgehoben]

      

      
            Anhang 1 
Anlage A (Bund)
            

         

         
                     Tabelle TVöD Bund25
gültig bis 29. Februar 2024
(monatlich in Euro)
                     

                  

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Entgelt­gruppe

                              
                              	
                                 Grundentgelt

                              
                              	
                                 Entwicklungsstufen

                              
                           

                           
                              	
                                 Stufe 1

                              
                              	
                                 Stufe 2

                              
                              	
                                 Stufe 3

                              
                              	
                                 Stufe 4

                              
                              	
                                 Stufe 5

                              
                              	
                                 Stufe 6

                              
                           

                           
                              	
                                 15

                              
                              	
                                 5.017,06

                              
                              	
                                 5.358,22

                              
                              	
                                 5.738,77

                              
                              	
                                 6.258,28

                              
                              	
                                 6.792,69

                              
                              	
                                 7.144,27

                              
                           

                           
                              	
                                 14

                              
                              	
                                 4.542,98

                              
                              	
                                 4.851,90

                              
                              	
                                 5.255,33

                              
                              	
                                 5.703,01

                              
                              	
                                 6.202,05

                              
                              	
                                 6.560,31

                              
                           

                           
                              	
                                 13

                              
                              	
                                 4.187,45

                              
                              	
                                 4.526,02

                              
                              	
                                 4.911,44

                              
                              	
                                 5.329,90

                              
                              	
                                 5.822,30

                              
                              	
                                 6.089,52

                              
                           

                           
                              	
                                 12

                              
                              	
                                 3.752,91

                              
                              	
                                 4.142,50

                              
                              	
                                 4.597,79

                              
                              	
                                 5.102,97

                              
                              	
                                 5.695,74

                              
                              	
                                 5.977,00

                              
                           

                           
                              	
                                 11

                              
                              	
                                 3.622,16

                              
                              	
                                 3.980,48

                              
                              	
                                 4.317,18

                              
                              	
                                 4.682,47

                              
                              	
                                 5.182,41

                              
                              	
                                 5.463,69

                              
                           

                           
                              	
                                 10

                              
                              	
                                 3.492,26

                              
                              	
                                 3.773,01

                              
                              	
                                 4.092,18

                              
                              	
                                 4.438,33

                              
                              	
                                 4.823,79

                              
                              	
                                 4.950,36

                              
                           

                           
                              	
                                 9 c

                              
                              	
                                 3.361,34

                              
                              	
                                 3.604,55

                              
                              	
                                 3.908,13

                              
                              	
                                 4.238,90

                              
                              	
                                 4.597,52

                              
                              	
                                 4.712,64

                              
                           

                           
                              	
                                 9 b

                              
                              	
                                 3.230,42

                              
                              	
                                 3.341,54

                              
                              	
                                 3.619,82

                              
                              	
                                 3.925,18

                              
                              	
                                 4.261,26

                              
                              	
                                 4.542,51

                              
                           

                           
                              	
                                 9 a

                              
                              	
                                 3.099,50

                              
                              	
                                 3.306,81

                              
                              	
                                 3.363,83

                              
                              	
                                 3.556,55

                              
                              	
                                 3.909,66

                              
                              	
                                 4.049,38

                              
                           

                           
                              	
                                 8

                              
                              	
                                 2.910,37

                              
                              	
                                 3.104,82

                              
                              	
                                 3.239,51

                              
                              	
                                 3.373,97

                              
                              	
                                 3.518,19

                              
                              	
                                 3.587,54

                              
                           

                           
                              	
                                 7

                              
                              	
                                 2.733,87

                              
                              	
                                 2.957,90

                              
                              	
                                 3.091,36

                              
                              	
                                 3.226,04

                              
                              	
                                 3.353,07

                              
                              	
                                 3.421,28

                              
                           

                           
                              	
                                 6

                              
                              	
                                 2.683,45

                              
                              	
                                 2.867,82

                              
                              	
                                 2.997,10

                              
                              	
                                 3.125,04

                              
                              	
                                 3.250,70

                              
                              	
                                 3.314,71

                              
                           

                           
                              	
                                 5

                              
                              	
                                 2.576,29

                              
                              	
                                 2.755,14

                              
                              	
                                 2.875,93

                              
                              	
                                 3.003,85

                              
                              	
                                 3.122,72

                              
                              	
                                 3.184,15

                              
                           

                           
                              	
                                 4

                              
                              	
                                 2.456,51

                              
                              	
                                 2.637,49

                              
                              	
                                 2.789,34

                              
                              	
                                 2.883,87

                              
                              	
                                 2.978,39

                              
                              	
                                 3.033,74

                              
                           

                           
                              	
                                 3

                              
                              	
                                 2.418,66

                              
                              	
                                 2.613,29

                              
                              	
                                 2.660,65

                              
                              	
                                 2.768,92

                              
                              	
                                 2.850,16

                              
                              	
                                 2.924,58

                              
                           

                           
                              	
                                 2

                              
                              	
                                 2.242,16

                              
                              	
                                 2.439,13

                              
                              	
                                 2.486,89

                              
                              	
                                 2.555,05

                              
                              	
                                 2.704,86

                              
                              	
                                 2.861,58

                              
                           

                           
                              	
                                 1

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 2.015,52

                              
                              	
                                 2.048,86

                              
                              	
                                 2.090,55

                              
                              	
                                 2.129,42

                              
                              	
                                 2.229,47

                              
                           

                        
                     

                  

                  

               

               
                     Tabelle TVöD Bund26  
gültig ab 1. März 2024 
(monatlich in Euro)
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Entgelt­gruppe

                              
                              	
                                 Grundentgelt

                              
                              	
                                 Entwicklungsstufen

                              
                           

                           
                              	
                                 Stufe 1

                              
                              	
                                 Stufe 2

                              
                              	
                                 Stufe 3

                              
                              	
                                 Stufe 4

                              
                              	
                                 Stufe 5

                              
                              	
                                 Stufe 6

                              
                           

                           
                              	
                                 15

                              
                              	
                                 5.504,00

                              
                              	
                                 5.863,92

                              
                              	
                                 6.265,40

                              
                              	
                                 6.813,49

                              
                              	
                                 7.377,29

                              
                              	
                                 7.748,20

                              
                           

                           
                              	
                                 14

                              
                              	
                                 5.003,84

                              
                              	
                                 5.329,75

                              
                              	
                                 5.755,37

                              
                              	
                                 6.227,68

                              
                              	
                                 6.754,16

                              
                              	
                                 7.132,13

                              
                           

                           
                              	
                                 13

                              
                              	
                                 4.628,76

                              
                              	
                                 4.985,95

                              
                              	
                                 5.392,57

                              
                              	
                                 5.834,04

                              
                              	
                                 6.353,53

                              
                              	
                                 6.635,44

                              
                           

                           
                              	
                                 12

                              
                              	
                                 4.170,32

                              
                              	
                                 4.581,34

                              
                              	
                                 5.061,67

                              
                              	
                                 5.594,63

                              
                              	
                                 6.220,01

                              
                              	
                                 6.516,74

                              
                           

                           
                              	
                                 11

                              
                              	
                                 4.032,38

                              
                              	
                                 4.410,41

                              
                              	
                                 4.765,62

                              
                              	
                                 5.151,01

                              
                              	
                                 5.678,44

                              
                              	
                                 5.975,19

                              
                           

                           
                              	
                                 10

                              
                              	
                                 3.895,33

                              
                              	
                                 4.191,53

                              
                              	
                                 4.528,25

                              
                              	
                                 4.893,44

                              
                              	
                                 5.300,10

                              
                              	
                                 5.433,63

                              
                           

                           
                              	
                                 9 c

                              
                              	
                                 3.757,21

                              
                              	
                                 4.013,80

                              
                              	
                                 4.334,08

                              
                              	
                                 4.683,04

                              
                              	
                                 5.061,38

                              
                              	
                                 5.182,84

                              
                           

                           
                              	
                                 9 b

                              
                              	
                                 3.619,09

                              
                              	
                                 3.736,32

                              
                              	
                                 4.029,91

                              
                              	
                                 4.352,06

                              
                              	
                                 4.706,63

                              
                              	
                                 5.003,35

                              
                           

                           
                              	
                                 9 a

                              
                              	
                                 3.480,97

                              
                              	
                                 3.699,68

                              
                              	
                                 3.759,84

                              
                              	
                                 3.963,16

                              
                              	
                                 4.335,69

                              
                              	
                                 4.483,10

                              
                           

                           
                              	
                                 8

                              
                              	
                                 3.281,44

                              
                              	
                                 3.486,59

                              
                              	
                                 3.628,68

                              
                              	
                                 3.770,54

                              
                              	
                                 3.922,69

                              
                              	
                                 3.995,85

                              
                           

                           
                              	
                                 7

                              
                              	
                                 3.095,23

                              
                              	
                                 3.331,58

                              
                              	
                                 3.472,38

                              
                              	
                                 3.614,47

                              
                              	
                                 3.748,49

                              
                              	
                                 3.820,45

                              
                           

                           
                              	
                                 6

                              
                              	
                                 3.042,04

                              
                              	
                                 3.236,55

                              
                              	
                                 3.372,94

                              
                              	
                                 3.507,92

                              
                              	
                                 3.640,49

                              
                              	
                                 3.708,02

                              
                           

                           
                              	
                                 5

                              
                              	
                                 2.928,99

                              
                              	
                                 3.117,67

                              
                              	
                                 3.245,11

                              
                              	
                                 3.380,06

                              
                              	
                                 3.505,47

                              
                              	
                                 3.570,28

                              
                           

                           
                              	
                                 4

                              
                              	
                                 2.802,62

                              
                              	
                                 2.993,55

                              
                              	
                                 3.153,75

                              
                              	
                                 3.253,48

                              
                              	
                                 3.353,20

                              
                              	
                                 3.411,60

                              
                           

                           
                              	
                                 3

                              
                              	
                                 2.762,69

                              
                              	
                                 2.968,02

                              
                              	
                                 3.017,99

                              
                              	
                                 3.132,21

                              
                              	
                                 3.217,92

                              
                              	
                                 3.296,43

                              
                           

                           
                              	
                                 2

                              
                              	
                                 2.582,16

                              
                              	
                                 2.784,28

                              
                              	
                                 2.834,67

                              
                              	
                                 2.906,58

                              
                              	
                                 3.064,63

                              
                              	
                                 3.229,97

                              
                           

                           
                              	
                                 1

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 2.355,52

                              
                              	
                                 2.388,86

                              
                              	
                                 2.430,55

                              
                              	
                                 2.469,42

                              
                              	
                                 2.569,47

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

      

      
            Anhang 2 
Anlage A (VKA)
            

         

         
                     Tabelle TVöD VKA
gültig bis 29. Februar 2024 
(monatlich in Euro)
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Entgelt­gruppe

                              
                              	
                                 Grundentgelt

                              
                              	
                                 Entwicklungsstufen

                              
                           

                           
                              	
                                 Stufe 1

                              
                              	
                                 Stufe 2

                              
                              	
                                 Stufe 3

                              
                              	
                                 Stufe 4

                              
                              	
                                 Stufe 5

                              
                              	
                                 Stufe 6

                              
                           

                           
                              	
                                 15

                              
                              	
                                 5.017,06

                              
                              	
                                 5.358,22

                              
                              	
                                 5.738,77

                              
                              	
                                 6.258,28

                              
                              	
                                 6.792,69

                              
                              	
                                 7.144,27

                              
                           

                           
                              	
                                 14

                              
                              	
                                 4.542,98

                              
                              	
                                 4.851,90

                              
                              	
                                 5.255,33

                              
                              	
                                 5.703,01

                              
                              	
                                 6.202,05

                              
                              	
                                 6.560,31

                              
                           

                           
                              	
                                 13

                              
                              	
                                 4.187,45

                              
                              	
                                 4.526,02

                              
                              	
                                 4.911,44

                              
                              	
                                 5.329,90

                              
                              	
                                 5.822,30

                              
                              	
                                 6.089,52

                              
                           

                           
                              	
                                 12

                              
                              	
                                 3.752,91

                              
                              	
                                 4.142,50

                              
                              	
                                 4.597,79

                              
                              	
                                 5.102,97

                              
                              	
                                 5.695,74

                              
                              	
                                 5.977,00

                              
                           

                           
                              	
                                 11

                              
                              	
                                 3.622,16

                              
                              	
                                 3.980,48

                              
                              	
                                 4.317,18

                              
                              	
                                 4.682,47

                              
                              	
                                 5.182,41

                              
                              	
                                 5.463,69

                              
                           

                           
                              	
                                 10

                              
                              	
                                 3.492,26

                              
                              	
                                 3.773,01

                              
                              	
                                 4.092,18

                              
                              	
                                 4.438,33

                              
                              	
                                 4.823,79

                              
                              	
                                 4.950,36

                              
                           

                           
                              	
                                 9 c

                              
                              	
                                 3.390,37

                              
                              	
                                 3.640,83

                              
                              	
                                 3.913,20

                              
                              	
                                 4.206,69

                              
                              	
                                 4.522,19

                              
                              	
                                 4.748,36

                              
                           

                           
                              	
                                 9 b

                              
                              	
                                 3.180,94

                              
                              	
                                 3.415,70

                              
                              	
                                 3.563,00

                              
                              	
                                 3.998,95

                              
                              	
                                 4.257,27

                              
                              	
                                 4.556,50

                              
                           

                           
                              	
                                 9 a

                              
                              	
                                 3.069,16

                              
                              	
                                 3.271,39

                              
                              	
                                 3.468,21

                              
                              	
                                 3.906,05

                              
                              	
                                 4.005,11

                              
                              	
                                 4.258,04

                              
                           

                           
                              	
                                 8

                              
                              	
                                 2.910,37

                              
                              	
                                 3.104,82

                              
                              	
                                 3.239,51

                              
                              	
                                 3.373,97

                              
                              	
                                 3.518,19

                              
                              	
                                 3.587,54

                              
                           

                           
                              	
                                 7

                              
                              	
                                 2.733,87

                              
                              	
                                 2.957,90

                              
                              	
                                 3.091,36

                              
                              	
                                 3.226,04

                              
                              	
                                 3.353,07

                              
                              	
                                 3.421,28

                              
                           

                           
                              	
                                 6

                              
                              	
                                 2.683,45

                              
                              	
                                 2.867,82

                              
                              	
                                 2.997,10

                              
                              	
                                 3.125,04

                              
                              	
                                 3.250,70

                              
                              	
                                 3.314,71

                              
                           

                           
                              	
                                 5

                              
                              	
                                 2.576,29

                              
                              	
                                 2.755,14

                              
                              	
                                 2.875,93

                              
                              	
                                 3.003,85

                              
                              	
                                 3.122,72

                              
                              	
                                 3.184,15

                              
                           

                           
                              	
                                 4

                              
                              	
                                 2.456,51

                              
                              	
                                 2.637,49

                              
                              	
                                 2.789,34

                              
                              	
                                 2.883,87

                              
                              	
                                 2.978,39

                              
                              	
                                 3.033,74

                              
                           

                           
                              	
                                 3

                              
                              	
                                 2.418,66

                              
                              	
                                 2.613,29

                              
                              	
                                 2.660,65

                              
                              	
                                 2.768,92

                              
                              	
                                 2.850,16

                              
                              	
                                 2.924,58

                              
                           

                           
                              	
                                 2

                              
                              	
                                 2.242,16

                              
                              	
                                 2.439,13

                              
                              	
                                 2.486,89

                              
                              	
                                 2.555,05

                              
                              	
                                 2.704,86

                              
                              	
                                 2.861,58

                              
                           

                           
                              	
                                 1

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 2.015,52

                              
                              	
                                 2.048,86

                              
                              	
                                 2.090,55

                              
                              	
                                 2.129,42

                              
                              	
                                 2.229,47

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     Tabelle TVöD VKA 
gültig ab 1. März 2024 
(monatlich in Euro)
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Entgelt­gruppe

                              
                              	
                                 Grundentgelt

                              
                              	
                                 Entwicklungsstufen

                              
                           

                           
                              	
                                 Stufe 1

                              
                              	
                                 Stufe 2

                              
                              	
                                 Stufe 3

                              
                              	
                                 Stufe 4

                              
                              	
                                 Stufe 5

                              
                              	
                                 Stufe 6

                              
                           

                           
                              	
                                 15

                              
                              	
                                 5.504,00

                              
                              	
                                 5.863,92

                              
                              	
                                 6.265,40

                              
                              	
                                 6.813,49

                              
                              	
                                 7.377,29

                              
                              	
                                 7.748,20

                              
                           

                           
                              	
                                 14

                              
                              	
                                 5.003,84

                              
                              	
                                 5.329,75

                              
                              	
                                 5.755,37

                              
                              	
                                 6.227,68

                              
                              	
                                 6.754,16

                              
                              	
                                 7.132,13

                              
                           

                           
                              	
                                 13

                              
                              	
                                 4.628,76

                              
                              	
                                 4.985,95

                              
                              	
                                 5.392,57

                              
                              	
                                 5.834,04

                              
                              	
                                 6.353,53

                              
                              	
                                 6.635,44

                              
                           

                           
                              	
                                 12

                              
                              	
                                 4.170,32

                              
                              	
                                 4.581,34

                              
                              	
                                 5.061,67

                              
                              	
                                 5.594,63

                              
                              	
                                 6.220,01

                              
                              	
                                 6.516,74

                              
                           

                           
                              	
                                 11

                              
                              	
                                 4.032,38

                              
                              	
                                 4.410,41

                              
                              	
                                 4.765,62

                              
                              	
                                 5.151,01

                              
                              	
                                 5.678,44

                              
                              	
                                 5.975,19

                              
                           

                           
                              	
                                 10

                              
                              	
                                 3.895,33

                              
                              	
                                 4.191,53

                              
                              	
                                 4.528,25

                              
                              	
                                 4.893,44

                              
                              	
                                 5.300,10

                              
                              	
                                 5.433,63

                              
                           

                           
                              	
                                 9 c

                              
                              	
                                 3.787,84

                              
                              	
                                 4.052,08

                              
                              	
                                 4.339,43

                              
                              	
                                 4.649,06

                              
                              	
                                 4.981,91

                              
                              	
                                 5.220,52

                              
                           

                           
                              	
                                 9 b

                              
                              	
                                 3.566,89

                              
                              	
                                 3.814,56

                              
                              	
                                 3.969,97

                              
                              	
                                 4.429,89

                              
                              	
                                 4.702,42

                              
                              	
                                 5.018,11

                              
                           

                           
                              	
                                 9 a

                              
                              	
                                 3.448,96

                              
                              	
                                 3.662,32

                              
                              	
                                 3.869,96

                              
                              	
                                 4.331,88

                              
                              	
                                 4.436,39

                              
                              	
                                 4.703,23

                              
                           

                           
                              	
                                 8

                              
                              	
                                 3.281,44

                              
                              	
                                 3.486,59

                              
                              	
                                 3.628,68

                              
                              	
                                 3.770,54

                              
                              	
                                 3.922,69

                              
                              	
                                 3.995,85

                              
                           

                           
                              	
                                 7

                              
                              	
                                 3.095,23

                              
                              	
                                 3.331,58

                              
                              	
                                 3.472,38

                              
                              	
                                 3.614,47

                              
                              	
                                 3.748,49

                              
                              	
                                 3.820,45

                              
                           

                           
                              	
                                 6

                              
                              	
                                 3.042,04

                              
                              	
                                 3.236,55

                              
                              	
                                 3.372,94

                              
                              	
                                 3.507,92

                              
                              	
                                 3.640,49

                              
                              	
                                 3.708,02

                              
                           

                           
                              	
                                 5

                              
                              	
                                 2.928,99

                              
                              	
                                 3.117,67

                              
                              	
                                 3.245,11

                              
                              	
                                 3.380,06

                              
                              	
                                 3.505,47

                              
                              	
                                 3.570,28

                              
                           

                           
                              	
                                 4

                              
                              	
                                 2.802,62

                              
                              	
                                 2.993,55

                              
                              	
                                 3.153,75

                              
                              	
                                 3.253,48

                              
                              	
                                 3.353,20

                              
                              	
                                 3.411,60

                              
                           

                           
                              	
                                 3

                              
                              	
                                 2.762,69

                              
                              	
                                 2.968,02

                              
                              	
                                 3.017,99

                              
                              	
                                 3.132,21

                              
                              	
                                 3.217,92

                              
                              	
                                 3.296,43

                              
                           

                           
                              	
                                 2

                              
                              	
                                 2.582,16

                              
                              	
                                 2.784,28

                              
                              	
                                 2.834,67

                              
                              	
                                 2.906,58

                              
                              	
                                 3.064,63

                              
                              	
                                 3.229,97

                              
                           

                           
                              	
                                 1

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 2.355,52

                              
                              	
                                 2.388,86

                              
                              	
                                 2.430,55

                              
                              	
                                 2.469,42

                              
                              	
                                 2.569,47

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     Tabelle TVöD VKA 
gültig bis 29. Februar 2024
(für Beschäftigte, die noch nicht in die neue EGO übergeleitet sind) 
(monatlich in Euro)
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Entgelt­gruppe

                              
                              	
                                 Grundentgelt

                              
                              	
                                 Entwicklungsstufen

                              
                           

                           
                              	
                                 Stufe 1

                              
                              	
                                 Stufe 2

                              
                              	
                                 Stufe 3

                              
                              	
                                 Stufe 4

                              
                              	
                                 Stufe 5

                              
                              	
                                 Stufe 6

                              
                           

                           
                              	
                                 15

                              
                              	
                                 5.017,06

                              
                              	
                                 5.358,22

                              
                              	
                                 5.738,77

                              
                              	
                                 6.258,28

                              
                              	
                                 6.792,69

                              
                              	
                                 7.144,27

                              
                           

                           
                              	
                                 14

                              
                              	
                                 4.542,98

                              
                              	
                                 4.851,90

                              
                              	
                                 5.255,33

                              
                              	
                                 5.703,01

                              
                              	
                                 6.202,05

                              
                              	
                                 6.560,31

                              
                           

                           
                              	
                                 13

                              
                              	
                                 4.187,45

                              
                              	
                                 4.526,02

                              
                              	
                                 4.911,44

                              
                              	
                                 5.329,90

                              
                              	
                                 5.822,30

                              
                              	
                                 6.089,52

                              
                           

                           
                              	
                                 12

                              
                              	
                                 3.752,91

                              
                              	
                                 4.142,50

                              
                              	
                                 4.597,79

                              
                              	
                                 5.102,97

                              
                              	
                                 5.695,74

                              
                              	
                                 5.977,00

                              
                           

                           
                              	
                                 11

                              
                              	
                                 3.622,16

                              
                              	
                                 3.980,48

                              
                              	
                                 4.317,18

                              
                              	
                                 4.682,47

                              
                              	
                                 5.182,41

                              
                              	
                                 5.463,69

                              
                           

                           
                              	
                                 10

                              
                              	
                                 3.492,26

                              
                              	
                                 3.773,01

                              
                              	
                                 4.092,18

                              
                              	
                                 4.438,33

                              
                              	
                                 4.823,79

                              
                              	
                                 4.950,36

                              
                           

                           
                              	
                                 9

                              
                              	
                                 3.180,94

                              
                              	
                                 3.415,70

                              
                              	
                                 3.563,00

                              
                              	
                                 3.998,95

                              
                              	
                                 4.257,27

                              
                              	
                                 4.556,50

                              
                           

                           
                              	
                                 8

                              
                              	
                                 2.910,37

                              
                              	
                                 3.104,82

                              
                              	
                                 3.239,51

                              
                              	
                                 3.373,97

                              
                              	
                                 3.518,19

                              
                              	
                                 3.587,54

                              
                           

                           
                              	
                                 7

                              
                              	
                                 2.733,87

                              
                              	
                                 2.957,90

                              
                              	
                                 3.091,36

                              
                              	
                                 3.226,04

                              
                              	
                                 3.353,07

                              
                              	
                                 3.421,28

                              
                           

                           
                              	
                                 6

                              
                              	
                                 2.683,45

                              
                              	
                                 2.867,82

                              
                              	
                                 2.997,10

                              
                              	
                                 3.125,04

                              
                              	
                                 3.250,70

                              
                              	
                                 3.314,71

                              
                           

                           
                              	
                                 5

                              
                              	
                                 2.576,29

                              
                              	
                                 2.755,14

                              
                              	
                                 2.875,93

                              
                              	
                                 3.003,85

                              
                              	
                                 3.122,72

                              
                              	
                                 3.184,15

                              
                           

                           
                              	
                                 4

                              
                              	
                                 2.456,51

                              
                              	
                                 2.637,49

                              
                              	
                                 2.789,34

                              
                              	
                                 2.883,87

                              
                              	
                                 2.978,39

                              
                              	
                                 3.033,74

                              
                           

                           
                              	
                                 3

                              
                              	
                                 2.418,66

                              
                              	
                                 2.613,29

                              
                              	
                                 2.660,65

                              
                              	
                                 2.768,92

                              
                              	
                                 2.850,16

                              
                              	
                                 2.924,58

                              
                           

                           
                              	
                                 2

                              
                              	
                                 2.242,16

                              
                              	
                                 2.439,13

                              
                              	
                                 2.486,89

                              
                              	
                                 2.555,05

                              
                              	
                                 2.704,86

                              
                              	
                                 2.861,58

                              
                           

                           
                              	
                                 1

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 2.015,52

                              
                              	
                                 2.048,86

                              
                              	
                                 2.090,55

                              
                              	
                                 2.129,42

                              
                              	
                                 2.229,47

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

            
                     Tabelle TVöD VKA 
gültig ab 1. März 2024 
(für Beschäftigte, die noch nicht in die neue EGO übergeleitet sind 
(monatlich in Euro)
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Entgelt­gruppe

                              
                              	
                                 Grundentgelt

                              
                              	
                                 Entwicklungsstufen

                              
                           

                           
                              	
                                 Stufe 1

                              
                              	
                                 Stufe 2

                              
                              	
                                 Stufe 3

                              
                              	
                                 Stufe 4

                              
                              	
                                 Stufe 5

                              
                              	
                                 Stufe 6

                              
                           

                           
                              	
                                 15

                              
                              	
                                 5.504,00

                              
                              	
                                 5.863,92

                              
                              	
                                 6.265,40

                              
                              	
                                 6.813,49

                              
                              	
                                 7.377,29

                              
                              	
                                 7.748,20

                              
                           

                           
                              	
                                 14

                              
                              	
                                 5.003,84

                              
                              	
                                 5.329,75

                              
                              	
                                 5.755,37

                              
                              	
                                 6.227,68

                              
                              	
                                 6.754,16

                              
                              	
                                 7.132,13

                              
                           

                           
                              	
                                 13

                              
                              	
                                 4.628,76

                              
                              	
                                 4.985,95

                              
                              	
                                 5.392,57

                              
                              	
                                 5.834,04

                              
                              	
                                 6.353,53

                              
                              	
                                 6.635,44

                              
                           

                           
                              	
                                 12

                              
                              	
                                 4.170,32

                              
                              	
                                 4.581,34

                              
                              	
                                 5.061,67

                              
                              	
                                 5.594,63

                              
                              	
                                 6.220,01

                              
                              	
                                 6.516,74

                              
                           

                           
                              	
                                 11

                              
                              	
                                 4.032,38

                              
                              	
                                 4.410,41

                              
                              	
                                 4.765,62

                              
                              	
                                 5.151,01

                              
                              	
                                 5.678,44

                              
                              	
                                 5.975,19

                              
                           

                           
                              	
                                 10

                              
                              	
                                 3.895,33

                              
                              	
                                 4.191,53

                              
                              	
                                 4.528,25

                              
                              	
                                 4.893,44

                              
                              	
                                 5.300,10

                              
                              	
                                 5.433,63

                              
                           

                           
                              	
                                 9

                              
                              	
                                 3.566,89

                              
                              	
                                 3.814,56

                              
                              	
                                 3.969,97

                              
                              	
                                 4.429,89

                              
                              	
                                 4.702,42

                              
                              	
                                 5.018,11

                              
                           

                           
                              	
                                 8

                              
                              	
                                 3.281,44

                              
                              	
                                 3.486,59

                              
                              	
                                 3.628,68

                              
                              	
                                 3.770,54

                              
                              	
                                 3.922,69

                              
                              	
                                 3.995,85

                              
                           

                           
                              	
                                 7

                              
                              	
                                 3.095,23

                              
                              	
                                 3.331,58

                              
                              	
                                 3.472,38

                              
                              	
                                 3.614,47

                              
                              	
                                 3.748,49

                              
                              	
                                 3.820,45

                              
                           

                           
                              	
                                 6

                              
                              	
                                 3.042,04

                              
                              	
                                 3.236,55

                              
                              	
                                 3.372,94

                              
                              	
                                 3.507,92

                              
                              	
                                 3.640,49

                              
                              	
                                 3.708,02

                              
                           

                           
                              	
                                 5

                              
                              	
                                 2.928,99

                              
                              	
                                 3.117,67

                              
                              	
                                 3.245,11

                              
                              	
                                 3.380,06

                              
                              	
                                 3.505,47

                              
                              	
                                 3.570,28

                              
                           

                           
                              	
                                 4

                              
                              	
                                 2.802,62

                              
                              	
                                 2.993,55

                              
                              	
                                 3.153,75

                              
                              	
                                 3.253,48

                              
                              	
                                 3.353,20

                              
                              	
                                 3.411,60

                              
                           

                           
                              	
                                 3

                              
                              	
                                 2.762,69

                              
                              	
                                 2.968,02

                              
                              	
                                 3.017,99

                              
                              	
                                 3.132,21

                              
                              	
                                 3.217,92

                              
                              	
                                 3.296,43

                              
                           

                           
                              	
                                 2

                              
                              	
                                 2.582,16

                              
                              	
                                 2.784,28

                              
                              	
                                 2.834,67

                              
                              	
                                 2.906,58

                              
                              	
                                 3.064,63

                              
                              	
                                 3.229,97

                              
                           

                           
                              	
                                 1

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 2.355,52

                              
                              	
                                 2.388,86

                              
                              	
                                 2.430,55

                              
                              	
                                 2.469,42

                              
                              	
                                 2.569,47

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

            
                     Tabelle TVöD VKA
Anlage E (Pflegedienst)
gültig bis 29. Februar 2024 
(monatlich in Euro)
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Entgelt­gruppe

                              
                              	
                                 Grundentgelt

                              
                              	
                                 Entwicklungsstufen

                              
                           

                           
                              	
                                 Stufe 1

                              
                              	
                                 Stufe 2

                              
                              	
                                 Stufe 3

                              
                              	
                                 Stufe 4

                              
                              	
                                 Stufe 5

                              
                              	
                                 Stufe 6

                              
                           

                           
                              	
                                 P 16

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 4.490,85

                              
                              	
                                 4.648,28

                              
                              	
                                 5.156,63

                              
                              	
                                 5.749,20

                              
                              	
                                 6.010,59

                              
                           

                           
                              	
                                 P 15

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 4.394,40

                              
                              	
                                 4.538,47

                              
                              	
                                 4.898,67

                              
                              	
                                 5.329,75

                              
                              	
                                 5.494,38

                              
                           

                           
                              	
                                 P 14

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 4.288,08

                              
                              	
                                 4.428,68

                              
                              	
                                 4.780,16

                              
                              	
                                 5.257,71

                              
                              	
                                 5.344,85

                              
                           

                           
                              	
                                 P 13

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 4.181,78

                              
                              	
                                 4.318,89

                              
                              	
                                 4.661,64

                              
                              	
                                 4.909,13

                              
                              	
                                 4.973,03

                              
                           

                           
                              	
                                 P 12

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 3.969,12

                              
                              	
                                 4.099,27

                              
                              	
                                 4.424,61

                              
                              	
                                 4.624,46

                              
                              	
                                 4.717,41

                              
                           

                           
                              	
                                 P 11

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 3.756,50

                              
                              	
                                 3.879,67

                              
                              	
                                 4.187,58

                              
                              	
                                 4.392,07

                              
                              	
                                 4.485,03

                              
                           

                           
                              	
                                 P 10

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 3.545,85

                              
                              	
                                 3.660,42

                              
                              	
                                 3.985,40

                              
                              	
                                 4.142,26

                              
                              	
                                 4.241,02

                              
                           

                           
                              	
                                 P 9

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 3.373,96

                              
                              	
                                 3.545,85

                              
                              	
                                 3.660,42

                              
                              	
                                 3.880,82

                              
                              	
                                 3.973,77

                              
                           

                           
                              	
                                 P 8

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 3.108,44

                              
                              	
                                 3.257,43

                              
                              	
                                 3.448,44

                              
                              	
                                 3.602,71

                              
                              	
                                 3.818,50

                              
                           

                           
                              	
                                 P 7

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 2.932,41

                              
                              	
                                 3.108,44

                              
                              	
                                 3.379,29

                              
                              	
                                 3.514,69

                              
                              	
                                 3.654,17

                              
                           

                           
                              	
                                 P 6

                              
                              	
                                 2.473,40

                              
                              	
                                 2.634,68

                              
                              	
                                 2.797,02

                              
                              	
                                 3.142,31

                              
                              	
                                 3.230,33

                              
                              	
                                 3.392,79

                              
                           

                           
                              	
                                 P 5

                              
                              	
                                 2.376,30

                              
                              	
                                 2.596,81

                              
                              	
                                 2.661,62

                              
                              	
                                 2.769,93

                              
                              	
                                 2.851,19

                              
                              	
                                 3.042,09

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     Tabelle TVöD VKA 
Anlage E (Pflegedienst) 
gültig ab 1. März 2024 
(monatlich in Euro)
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Entgelt­gruppe

                              
                              	
                                 Grundentgelt

                              
                              	
                                 Entwicklungsstufen

                              
                           

                           
                              	
                                 Stufe 1

                              
                              	
                                 Stufe 2

                              
                              	
                                 Stufe 3

                              
                              	
                                 Stufe 4

                              
                              	
                                 Stufe 5

                              
                              	
                                 Stufe 6

                              
                           

                           
                              	
                                 P 16

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 4.948,85

                              
                              	
                                 5.114,94

                              
                              	
                                 5.651,24

                              
                              	
                                 6.276,41

                              
                              	
                                 6.552,17

                              
                           

                           
                              	
                                 P 15

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 4.847,09

                              
                              	
                                 4.999,09

                              
                              	
                                 5.379,10

                              
                              	
                                 5.833,89

                              
                              	
                                 6.007,57

                              
                           

                           
                              	
                                 P 14

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 4.734,92

                              
                              	
                                 4.883,26

                              
                              	
                                 5.254,07

                              
                              	
                                 5.757,88

                              
                              	
                                 5.849,82

                              
                           

                           
                              	
                                 P 13

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 4.622,78

                              
                              	
                                 4.767,43

                              
                              	
                                 5.129,03

                              
                              	
                                 5.390,13

                              
                              	
                                 5.457,55

                              
                           

                           
                              	
                                 P 12

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 4.398,42

                              
                              	
                                 4.535,73

                              
                              	
                                 4.878,96

                              
                              	
                                 5.089,81

                              
                              	
                                 5.187,87

                              
                           

                           
                              	
                                 P 11

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 4.174,11

                              
                              	
                                 4.304,05

                              
                              	
                                 4.628,90

                              
                              	
                                 4.844,63

                              
                              	
                                 4.942,71

                              
                           

                           
                              	
                                 P 10

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 3.951,87

                              
                              	
                                 4.072,74

                              
                              	
                                 4.415,60

                              
                              	
                                 4.581,08

                              
                              	
                                 4.685,28

                              
                           

                           
                              	
                                 P 9

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 3.770,53

                              
                              	
                                 3.951,87

                              
                              	
                                 4.072,74

                              
                              	
                                 4.305,27

                              
                              	
                                 4.403,33

                              
                           

                           
                              	
                                 P 8

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 3.490,40

                              
                              	
                                 3.647,59

                              
                              	
                                 3.849,10

                              
                              	
                                 4.011,86

                              
                              	
                                 4.239,52

                              
                           

                           
                              	
                                 P 7

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 3.304,69

                              
                              	
                                 3.490,40

                              
                              	
                                 3.776,15

                              
                              	
                                 3.919,00

                              
                              	
                                 4.066,15

                              
                           

                           
                              	
                                 P 6

                              
                              	
                                 2.820,44

                              
                              	
                                 2.990,59

                              
                              	
                                 3.161,86

                              
                              	
                                 3.526,14

                              
                              	
                                 3.619,00

                              
                              	
                                 3.790,39

                              
                           

                           
                              	
                                 P 5

                              
                              	
                                 2.718,00

                              
                              	
                                 2.950,63

                              
                              	
                                 3.019,01

                              
                              	
                                 3.133,28

                              
                              	
                                 3.219,01

                              
                              	
                                 3.420,40

                              
                           

                        
                     

                  

               

               

            

         

      

      
            Anlage zu § 1 Abs. 1 der Anlage zu
Abschnitt VIII Sonderregelungen (VKA)
§ 56 Anlage C (VKA)27

         

         
                     Tabelle TVöD VKA
Anlage C (Sozial- und Erziehungsdienst)
gültig bis 29. Februar 2024
(monatlich in Euro)
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Entgelt- gruppe

                              
                              	
                                 Grundentgelt

                              
                              	
                                 Entwicklungsstufen

                              
                           

                           
                              	
                                 Stufe 1

                              
                              	
                                 Stufe 2

                              
                              	
                                 Stufe 3

                              
                              	
                                 Stufe 4

                              
                              	
                                 Stufe 5

                              
                              	
                                 Stufe 6

                              
                           

                           
                              	
                                 S 18

                              
                              	
                                 4.025,78

                              
                              	
                                 4.133,45

                              
                              	
                                 4.666,83

                              
                              	
                                 5.066,83

                              
                              	
                                 5.666,85

                              
                              	
                                 6.033,52

                              
                           

                           
                              	
                                 S 17

                              
                              	
                                 3.696,23

                              
                              	
                                 3.966,79

                              
                              	
                                 4.400,13

                              
                              	
                                 4.666,83

                              
                              	
                                 5.200,16

                              
                              	
                                 5.513,51

                              
                           

                           
                              	
                                 S 16

                              
                              	
                                 3.616,47

                              
                              	
                                 3.880,13

                              
                              	
                                 4.173,46

                              
                              	
                                 4.533,47

                              
                              	
                                 4.933,48

                              
                              	
                                 5.173,50

                              
                           

                           
                              	
                                 S 15

                              
                              	
                                 3.481,65

                              
                              	
                                 3.733,42

                              
                              	
                                 4.000,14

                              
                              	
                                 4.306,81

                              
                              	
                                 4.800,16

                              
                              	
                                 5.013,48

                              
                           

                           
                              	
                                 S 14

                              
                              	
                                 3.446,47

                              
                              	
                                 3.695,15

                              
                              	
                                 3.991,52

                              
                              	
                                 4.292,99

                              
                              	
                                 4.626,36

                              
                              	
                                 4.859,69

                              
                           

                           
                              	
                                 S 13

                              
                              	
                                 3.361,11

                              
                              	
                                 3.603,41

                              
                              	
                                 3.933,46

                              
                              	
                                 4.200,11

                              
                              	
                                 4.533,47

                              
                              	
                                 4.700,14

                              
                           

                           
                              	
                                 S 12

                              
                              	
                                 3.351,74

                              
                              	
                                 3.593,37

                              
                              	
                                 3.909,61

                              
                              	
                                 4.189,61

                              
                              	
                                 4.536,30

                              
                              	
                                 4.682,97

                              
                           

                           
                              	
                                 S 11 b

                              
                              	
                                 3.304,79

                              
                              	
                                 3.542,98

                              
                              	
                                 3.710,32

                              
                              	
                                 4.137,01

                              
                              	
                                 4.470,35

                              
                              	
                                 4.670,36

                              
                           

                           
                              	
                                 S 11 a

                              
                              	
                                 3.242,17

                              
                              	
                                 3.475,77

                              
                              	
                                 3.641,71

                              
                              	
                                 4.066,80

                              
                              	
                                 4.400,13

                              
                              	
                                 4.600,14

                              
                           

                           
                              	
                                 S 10

                              
                              	
                                 [nicht besetzt]

                              
                           

                           
                              	
                                 S 9

                              
                              	
                                 2.995,63

                              
                              	
                                 3.211,18

                              
                              	
                                 3.463,08

                              
                              	
                                 3.831,49

                              
                              	
                                 4.179,82

                              
                              	
                                 4.446,86

                              
                           

                           
                              	
                                 S 8 b

                              
                              	
                                 2.995,63

                              
                              	
                                 3.211,18

                              
                              	
                                 3.463,08

                              
                              	
                                 3.831,49

                              
                              	
                                 4.179,82

                              
                              	
                                 4.446,86

                              
                           

                           
                              	
                                 S 8 a

                              
                              	
                                 2.931,61

                              
                              	
                                 3.142,47

                              
                              	
                                 3.360,03

                              
                              	
                                 3.566,15

                              
                              	
                                 3.767,64

                              
                              	
                                 3.979,52

                              
                           

                           
                              	
                                 S 7

                              
                              	
                                 2.855,54

                              
                              	
                                 3.060,84

                              
                              	
                                 3.265,12

                              
                              	
                                 3.469,36

                              
                              	
                                 3.622,58

                              
                              	
                                 3.853,46

                              
                           

                           
                              	
                                 S 6

                              
                              	
                                 [nicht besetzt]

                              
                           

                           
                              	
                                 S 5

                              
                              	
                                 [nicht besetzt]

                              
                           

                           
                              	
                                 S 4

                              
                              	
                                 2.730,63

                              
                              	
                                 2.926,79

                              
                              	
                                 3.105,53

                              
                              	
                                 3.226,82

                              
                              	
                                 3.341,72

                              
                              	
                                 3.520,72

                              
                           

                           
                              	
                                 S 3

                              
                              	
                                 2.572,41

                              
                              	
                                 2.756,99

                              
                              	
                                 2.928,70

                              
                              	
                                 3.086,37

                              
                              	
                                 3.158,51

                              
                              	
                                 3.244,68

                              
                           

                           
                              	
                                 S 2

                              
                              	
                                 2.377,38

                              
                              	
                                 2.490,44

                              
                              	
                                 2.574,07

                              
                              	
                                 2.664,88

                              
                              	
                                 2.767,00

                              
                              	
                                 2.869,15

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     Tabelle TVöD VKA
Anlage C (Sozial- und Erziehungsdienst)
gültig vom 1. März 2024 bis 30. September 2024
(monatlich in Euro)
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Entgelt-gruppe

                              
                              	
                                 Grundentgelt

                              
                              	
                                 Entwicklungsstufen

                              
                           

                           
                              	
                                 Stufe 1

                              
                              	
                                 Stufe 2

                              
                              	
                                 Stufe 3

                              
                              	
                                 Stufe 4

                              
                              	
                                 Stufe 5

                              
                              	
                                 Stufe 6

                              
                           

                           
                              	
                                 S 18

                              
                              	
                                 4.458,20

                              
                              	
                                 4.571,79

                              
                              	
                                 5.134,51

                              
                              	
                                 5.556,51

                              
                              	
                                 6.189,53

                              
                              	
                                 6.576,36

                              
                           

                           
                              	
                                 S 17

                              
                              	
                                 4.110,52

                              
                              	
                                 4.395,96

                              
                              	
                                 4.853,14

                              
                              	
                                 5.134,51

                              
                              	
                                 5.697,17

                              
                              	
                                 6.027,75

                              
                           

                           
                              	
                                 S 16

                              
                              	
                                 4.026,38

                              
                              	
                                 4.304,54

                              
                              	
                                 4.614,00

                              
                              	
                                 4.993,81

                              
                              	
                                 5.415,82

                              
                              	
                                 5.669,04

                              
                           

                           
                              	
                                 S 15

                              
                              	
                                 3.884,14

                              
                              	
                                 4.149,76

                              
                              	
                                 4.431,15

                              
                              	
                                 4.754,68

                              
                              	
                                 5.275,17

                              
                              	
                                 5.500,22

                              
                           

                           
                              	
                                 S 14

                              
                              	
                                 3.847,03

                              
                              	
                                 4.109,38

                              
                              	
                                 4.422,05

                              
                              	
                                 4.740,10

                              
                              	
                                 5.091,81

                              
                              	
                                 5.337,97

                              
                           

                           
                              	
                                 S 13

                              
                              	
                                 3.756,97

                              
                              	
                                 4.012,60

                              
                              	
                                 4.360,80

                              
                              	
                                 4.642,12

                              
                              	
                                 4.993,81

                              
                              	
                                 5.169,65

                              
                           

                           
                              	
                                 S 12

                              
                              	
                                 3.747,09

                              
                              	
                                 4.002,01

                              
                              	
                                 4.335,64

                              
                              	
                                 4.631,04

                              
                              	
                                 4.996,80

                              
                              	
                                 5.151,53

                              
                           

                           
                              	
                                 S 11 b

                              
                              	
                                 3.697,55

                              
                              	
                                 3.948,84

                              
                              	
                                 4.125,39

                              
                              	
                                 4.575,55

                              
                              	
                                 4.927,22

                              
                              	
                                 5.138,23

                              
                           

                           
                              	
                                 S 11 a

                              
                              	
                                 3.631,49

                              
                              	
                                 3.877,94

                              
                              	
                                 4.053,00

                              
                              	
                                 4.501,47

                              
                              	
                                 4.853,14

                              
                              	
                                 5.064,15

                              
                           

                           
                              	
                                 S 10

                              
                              	
                                 [nicht besetzt]

                              
                           

                           
                              	
                                 S 9

                              
                              	
                                 3.371,39

                              
                              	
                                 3.598,79

                              
                              	
                                 3.864,55

                              
                              	
                                 4.253,22

                              
                              	
                                 4.620,71

                              
                              	
                                 4.902,44

                              
                           

                           
                              	
                                 S 8 b

                              
                              	
                                 3.371,39

                              
                              	
                                 3.598,79

                              
                              	
                                 3.864,55

                              
                              	
                                 4.253,22

                              
                              	
                                 4.620,71

                              
                              	
                                 4.902,44

                              
                           

                           
                              	
                                 S 8 a

                              
                              	
                                 3.303,85

                              
                              	
                                 3.526,31

                              
                              	
                                 3.755,83

                              
                              	
                                 3.973,29

                              
                              	
                                 4.185,86

                              
                              	
                                 4.409,39

                              
                           

                           
                              	
                                 S 7

                              
                              	
                                 3.223,59

                              
                              	
                                 3.440,19

                              
                              	
                                 3.655,70

                              
                              	
                                 3.871,17

                              
                              	
                                 4.032,82

                              
                              	
                                 4.276,40

                              
                           

                           
                              	
                                 S 6

                              
                              	
                                 [nicht besetzt]

                              
                           

                           
                              	
                                 S 5

                              
                              	
                                 [nicht besetzt]

                              
                           

                           
                              	
                                 S 4

                              
                              	
                                 3.091,81

                              
                              	
                                 3.298,76

                              
                              	
                                 3.487,33

                              
                              	
                                 3.615,30

                              
                              	
                                 3.736,51

                              
                              	
                                 3.925,36

                              
                           

                           
                              	
                                 S 3

                              
                              	
                                 2.924,89

                              
                              	
                                 3.119,62

                              
                              	
                                 3.300,78

                              
                              	
                                 3.467,12

                              
                              	
                                 3.543,23

                              
                              	
                                 3.634,14

                              
                           

                           
                              	
                                 S 2

                              
                              	
                                 2.719,14

                              
                              	
                                 2.838,41

                              
                              	
                                 2.926,64

                              
                              	
                                 3.022,45

                              
                              	
                                 3.130,19

                              
                              	
                                 3.237,95

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     Tabelle TVöD VKA
Anlage C (Sozial- und Erziehungsdienst)
gültig ab 1. Oktober 2024
(monatlich in Euro)
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Entgelt-gruppe

                              
                              	
                                 Grundentgelt

                              
                              	
                                 Entwicklungsstufen

                              
                           

                           
                              	
                                 Stufe 1

                              
                              	
                                 Stufe 2

                              
                              	
                                 Stufe 3

                              
                              	
                                 Stufe 4

                              
                              	
                                 Stufe 5

                              
                              	
                                 Stufe 6

                              
                           

                           
                              	
                                 S 18

                              
                              	
                                 4.458,20

                              
                              	
                                 4.571,79

                              
                              	
                                 5.134,51

                              
                              	
                                 5.556,51

                              
                              	
                                 6.189,53

                              
                              	
                                 6.576,36

                              
                           

                           
                              	
                                 S 17

                              
                              	
                                 4.110,52

                              
                              	
                                 4.395,96

                              
                              	
                                 4.853,14

                              
                              	
                                 5.134,51

                              
                              	
                                 5.697,17

                              
                              	
                                 6.027,75

                              
                           

                           
                              	
                                 S 16

                              
                              	
                                 4.026,38

                              
                              	
                                 4.304,54

                              
                              	
                                 4.614,00

                              
                              	
                                 4.993,81

                              
                              	
                                 5.415,82

                              
                              	
                                 5.669,04

                              
                           

                           
                              	
                                 S 15

                              
                              	
                                 3.884,14

                              
                              	
                                 4.149,76

                              
                              	
                                 4.431,15

                              
                              	
                                 4.754,68

                              
                              	
                                 5.275,17

                              
                              	
                                 5.500,22

                              
                           

                           
                              	
                                 S 14

                              
                              	
                                 3.847,03

                              
                              	
                                 4.109,38

                              
                              	
                                 4.422,05

                              
                              	
                                 4.740,10

                              
                              	
                                 5.091,81

                              
                              	
                                 5.337,97

                              
                           

                           
                              	
                                 S 13

                              
                              	
                                 3.756,97

                              
                              	
                                 4.012,60

                              
                              	
                                 4.360,80

                              
                              	
                                 4.642,12

                              
                              	
                                 4.993,81

                              
                              	
                                 5.169,65

                              
                           

                           
                              	
                                 S 12

                              
                              	
                                 3.747,09

                              
                              	
                                 4.002,01

                              
                              	
                                 4.335,64

                              
                              	
                                 4.631,04

                              
                              	
                                 4.996,80

                              
                              	
                                 5.151,53

                              
                           

                           
                              	
                                 S 11 b

                              
                              	
                                 3.697,55

                              
                              	
                                 3.948,84

                              
                              	
                                 4.125,39

                              
                              	
                                 4.575,55

                              
                              	
                                 4.927,22

                              
                              	
                                 5.138,23

                              
                           

                           
                              	
                                 S 11 a

                              
                              	
                                 3.631,49

                              
                              	
                                 3.877,94

                              
                              	
                                 4.053,00

                              
                              	
                                 4.501,47

                              
                              	
                                 4.853,14

                              
                              	
                                 5.064,15

                              
                           

                           
                              	
                                 S 10

                              
                              	
                                 [nicht besetzt]

                              
                           

                           
                              	
                                 S 9

                              
                              	
                                 3.439,30

                              
                              	
                                 3.671,40

                              
                              	
                                 3.935,15

                              
                              	
                                 4.325,50

                              
                              	
                                 4.694,75

                              
                              	
                                 4.979,60

                              
                           

                           
                              	
                                 S 8 b

                              
                              	
                                 3.371,39

                              
                              	
                                 3.598,79

                              
                              	
                                 3.864,55

                              
                              	
                                 4.253,22

                              
                              	
                                 4.620,71

                              
                              	
                                 4.902,44

                              
                           

                           
                              	
                                 S 8 a

                              
                              	
                                 3.303,85

                              
                              	
                                 3.526,31

                              
                              	
                                 3.755,83

                              
                              	
                                 3.973,29

                              
                              	
                                 4.185,86

                              
                              	
                                 4.409,39

                              
                           

                           
                              	
                                 S 7

                              
                              	
                                 3.223,59

                              
                              	
                                 3.440,19

                              
                              	
                                 3.655,70

                              
                              	
                                 3.871,17

                              
                              	
                                 4.032,82

                              
                              	
                                 4.276,40

                              
                           

                           
                              	
                                 S 6

                              
                              	
                                 [nicht besetzt]

                              
                           

                           
                              	
                                 S 5

                              
                              	
                                 [nicht besetzt]

                              
                           

                           
                              	
                                 S 4

                              
                              	
                                 3.091,81

                              
                              	
                                 3.298,76

                              
                              	
                                 3.487,33

                              
                              	
                                 3.615,30

                              
                              	
                                 3.736,51

                              
                              	
                                 3.925,36

                              
                           

                           
                              	
                                 S 3

                              
                              	
                                 2.924,89

                              
                              	
                                 3.119,62

                              
                              	
                                 3.300,78

                              
                              	
                                 3.467,12

                              
                              	
                                 3.543,23

                              
                              	
                                 3.634,14

                              
                           

                           
                              	
                                 S 2

                              
                              	
                                 2.719,14

                              
                              	
                                 2.838,41

                              
                              	
                                 2.926,64

                              
                              	
                                 3.022,45

                              
                              	
                                 3.130,19

                              
                              	
                                 3.237,95

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

      

      
            Anhang zur KAO

         

         
                     Anhang zur KAO: Anlagenverzeichnis

                  

                  
                     
                        
                           
                              	
                                 1

                              
                              	
                                 Allgemeine Regelungen

                              
                           

                           
                              	
                                 1.1

                              
                              	
                                 Arbeitsvertrag

                              
                           

                           
                              	
                                 1.1.1 
                                 

                              
                              	
                                 Arbeitsvertragsmuster KAO

                              
                           

                           
                              	
                                 1.1.2

                              
                              	
                                 Arbeitsrechtliche Regelung über die Annahme von Zuwendungen

                              
                           

                           
                              	
                                 1.1.3

                              
                              	
                                 Arbeitsrechtliche Regelung zum Schutz vor sexualisierter Gewalt

                              
                           

                           
                              	
                                 1.2 

                              
                              	
                                 Vergütung, Überleitung

                              
                           

                           
                              	
                                 1.2.1

                              
                              	
                                 Vergütungsgruppenpläne

                              
                           

                           
                              	
                                 1.2.2 
                                 

                              
                              	
                                 Arbeitsrechtliche Regelung zur Überleitung der unter den Geltungsbereich der KAO fallenden Beschäftigten in das ab 1. Oktober
                                    2006 geltende kirchliche Arbeitsvertragsrecht (AR-Ü)
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 1.2.3

                              
                              	
                                 Arbeitsrechtliche Regelung über die Stundenentgeltsätze für kurzfristig beschäftigte Aushilfen und Vertretungskräfte

                              
                           

                           
                              	
                                 1.2.4

                              
                              	
                                 Arbeitsrechtliche Regelung zur Festlegung der Rahmenbedingungen für den Einsatz unregelmäßig beschäftigter Aushilfs- und Vertretungskräfte

                              
                           

                           
                              	
                                 1.2.5

                              
                              	
                                 Arbeitsrechtliche Regelung zur Flexibilisierung der Arbeitszeit

                              
                           

                           
                              	
                                 1.2.6

                              
                              	
                                 Beschäftigte werben Beschäftigte

                              
                           

                           
                              	
                                 1.2.7

                              
                              	
                                 Arbeitsrechtliche Regelung über Sonderzahlungen zur Abmilderung der gestiegenen Verbraucherpreise (AR Inflationsausgleich)

                              
                           

                           
                              	
                                 1.2.8

                              
                              	
                                 Arbeitsrechtliche Regelung über arbeitsmarktbedingte Zulagen

                              
                           

                           
                              	
                                 1.3 

                              
                              	
                                 Arbeitssicherheit, Gesundheitsschutz, Gestaltung von Arbeitsbedingungen

                              
                           

                           
                              	
                                 1.3.1

                              
                              	
                                 Ordnung über die Arbeitsbedingungen an Bildschirmgeräten (Bildschirmordnung)

                              
                           

                           
                              	
                                 1.3.2

                              
                              	
                                 Arbeitsrechtliche Regelung zur Telearbeit – Dienstzimmer im Privatbereich

                              
                           

                           
                              	
                                 1.4

                              
                              	
                                 Fortbildung

                              
                           

                           
                              	
                                 1.4.1

                              
                              	
                                 Arbeitsrechtliche Regelung zu Fortbildungen und anderen Mitarbeiterfördermaßnahmen

                              
                           

                           
                              	
                                 1.4.2

                              
                              	
                                 Arbeitsrechtliche Regelung über die Durchführung der Personalentwicklung für die privatrechtlich angestellten kirchlichen
                                    Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Bereich der Evang. Landeskirche in Württemberg
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 1.5 

                              
                              	
                                 Datenschutz

                              
                           

                           
                              	
                                 1.5.1

                              
                              	
                                 Arbeitsrechtliche Regelung zum Schutz personenbezogener Daten im Zusammenhang mit Qualitätssicherung, Leistungsabrechnung
                                    und Statistiken
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 1.5.2

                              
                              	
                                 Arbeitsrechtliche Regelung zum Schutz personenbezogener Daten kirchlicher Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen bei der Anwendung
                                    von Personalerfassungs- und Informationssystemen
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 1.5.3

                              
                              	
                                 Arbeitsrechtliche Regelung zum Schutz personenbezogener Daten kirchlicher Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen bei der Anwendung
                                    von Finanzsystemen, z. B. Navision-K; Navision-S; Infoma-newsystem
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 1.5.4

                              
                              	
                                 Arbeitsrechtliche Regelung zum Schutz personenbezogener Daten kirchlicher Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen bei der Anwendung
                                    von Informations- und Kommunikationstechnik, z. B. Software im Bereich Bürokommunikation, Cloud-Computing, Client-/Serverbetriebssysteme
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 1.6

                              
                              	
                                 Altersvorsorge

                              
                           

                           
                              	
                                 1.6.1

                              
                              	
                                 Arbeitsrechtliche Regelung zur Entgeltumwandlung zum Zwecke des Leasings von Fahrrädern in der Evangelischen Landeskirche
                                    Württemberg
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 1.6.2

                              
                              	
                                 Arbeitsrechtliche Regelung zur Übernahme des TV Flex AZ

                              
                           

                           
                              	
                                 1.6.3

                              
                              	
                                 Arbeitsrechtliche Regelung zur Entgeltumwandlung für die freiwillige betriebliche Altersvorsorge 

                              
                           

                           
                              	
                                 1.7 

                              
                              	
                                 Veränderung von Arbeitsbereichen

                              
                           

                           
                              	
                                 1.7.1

                              
                              	
                                 Arbeitsrechtliche Regelung zur Vermeidung einer wirtschaftlichen Notlage

                              
                           

                           
                              	
                                 1.7.2

                              
                              	
                                 Sicherung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei Rationalisierungsmaßnahmen, bei Personalabbau und Einschränkung bzw. Schließung
                                    von Einrichtungen und Dienststellen (Sicherungsordnung – KAO)
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 1.7.3

                              
                              	
                                 Arbeitsrechtliche Regelung betreffend Kurzarbeit in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg

                              
                           

                           
                              	
                                 2

                              
                              	
                                 Ausbildung, Praktikum

                              
                           

                           
                              	
                                 2.1

                              
                              	
                                 Auszubildende

                              
                           

                           
                              	
                                 2.1.1

                              
                              	
                                 Arbeitsrechtliche Regelung über die Rechtsverhältnisse der Auszubildenden und Schüler/Schülerinnen im kirchlichen Dienst 

                              
                           

                           
                              	
                                 2.1.2

                              
                              	
                                 Arbeitsrechtliche Regelung über die Eingruppierung von Studierenden

                              
                           

                           
                              	
                                 2.1.3

                              
                              	
                                 Arbeitsrechtliche Regelung über die Rechtsverhältnisse für Studierende in ausbildungsintegrierten dualen Studiengängen

                              
                           

                           
                              	
                                 2.1.4

                              
                              	
                                 Arbeitsrechtliche Regelung über die Rechtsverhältnisse der Auszubildenden im Rahmen der praxisintegrierten Ausbildung zum
                                    sozialpädagogischen Assistenten/zur sozialpädagogischen Assistentin (PIA SPA)
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 2.2

                              
                              	
                                 Praktikantinnen und Praktikanten

                              
                           

                           
                              	
                                 2.2.1

                              
                              	
                                 Arbeitsrechtliche Regelung über Orientierungspraktika und Praktikumsverhältnisse vor Beginn oder während einer Schul- oder
                                    Hochschulausbildung (Orientierung- und Vor- und Zwischenpraktikumsordnung)
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 2.2.2

                              
                              	
                                 Arbeitsrechtliche Regelung über Anerkennungspraktika (Anerkennungspraktikumsordnung)

                              
                           

                           
                              	
                                 3 

                              
                              	
                                 Regelungen für einzelne Arbeitsbereiche

                              
                           

                           
                              	
                                 3.1

                              
                              	
                                 Diakonenamt

                              
                           

                           
                              	
                                 3.1.1

                              
                              	
                                 Ordnung für den Berufseinstieg von Diakonen und Diakoninnen

                              
                           

                           
                              	
                                 3.1.2

                              
                              	
                                 Ordnung für das Anerkennungsjahr in der Gemeindediakonie, der Jugendarbeit und der Religionspädagogik für Absolventen und
                                    Absolventinnen der kirchlich anerkannten Ausbildungsstätten gemäß § 3 Abs. 4 Diakonen- und Diakoninnengesetz
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 3.1.3

                              
                              	
                                 Arbeitsrechtliche Regelung zur Dienstbefreiung und zur Kostenübernahme der Aufbauausbildung sowie der Fortbildung der Diakone
                                    und Diakoninnen
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 3.2 

                              
                              	
                                 Erziehungsdienst

                              
                           

                           
                              	
                                 3.2.1

                              
                              	
                                 Dienstordnung für die erzieherisch tätigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in kirchlichen Tageseinrichtungen für Kinder im
                                    Bereich der Evang. Landeskirche in Württemberg
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 3.2.2

                              
                              	
                                 Besondere Regelungen für Beschäftigte im Erziehungsdienst

                              
                           

                           
                              	
                                 3.2.3

                              
                              	
                                 Sonderregelung für Beschäftigte im Erziehungsdienst im Evangelischen Kirchenkreis Stuttgart

                              
                           

                           
                              	
                                 3.3

                              
                              	
                                 Forstwirtschaft

                              
                           

                           
                              	
                                 3.3.1

                              
                              	
                                 Arbeitsrechtliche Regelung über die Rechtsverhältnisse von Beschäftigten in der Forstwirtschaft

                              
                           

                           
                              	
                                 3.4 

                              
                              	
                                 Hausmeister- und Mesnerdienst

                              
                           

                           
                              	
                                 3.4.1

                              
                              	
                                 Jahresarbeitszeit im Mesner- und Hausmeisterdienst gemäß § 39 Abs. 5 KAO

                              
                           

                           
                              	
                                 3.5 

                              
                              	
                                 Kirchenmusik

                              
                           

                           
                              	
                                 3.5.1

                              
                              	
                                 Pauschalierte Festlegung der Arbeitszeit auf kirchenmusikalischen C-Stellen und bei Vertretungs- und Aushilfsdiensten nach
                                    Anlage 1.2.3 zur KAO
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 3.5.2

                              
                              	
                                 Arbeitsrechtliche Regelung zur Bewertung der Dienstaufträge der Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker

                              
                           

                           
                              	
                                 3.6

                              
                              	
                                 Kirchenpflege

                              
                           

                           
                              	
                                 3.6.1

                              
                              	
                                 Arbeitsrechtliche Regelung über die Vergütung nebenberuflicher Kirchenpflegerinnen und Kirchenpfleger für das Führen eines
                                    Baubuches
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 3.7

                              
                              	
                                 Kranken- und Altenpflege

                              
                           

                           
                              	
                                 3.7.1

                              
                              	
                                 Dienstordnung für die Mitarbeiter in der Gemeindekrankenpflege

                              
                           

                           
                              	
                                 3.7.3

                              
                              	
                                 Besondere Regelungen für Beschäftigte in der Kranken- und Altenpflege

                              
                           

                           
                              	
                                 3.7.4

                              
                              	
                                 Besondere Regelungen für Beschäftigte in der Nachbarschaftshilfe

                              
                           

                           
                              	
                                 3.8

                              
                              	
                                 Unterricht

                              
                           

                           
                              	
                                 3.8.1

                              
                              	
                                 Dienstordnung für Religionspädagogen, Religionspädagoginnen und sonstige kirchliche Religionslehrkräfte, die nicht in das
                                    Amt der Diakonin/des Diakons berufen sind
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 3.8.3

                              
                              	
                                 Arbeitsrechtliche Regelung über die Vergütung von Lehrern/Lehrerinnen an kirchlichen Schulen, deren Übernahme in ein Kirchenbeamtenverhältnis
                                    vorgesehen ist
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 3.8.4

                              
                              	
                                 Arbeitsrechtliche Regelung über den Umfang der Lehrverpflichtungen für die Lehrkräfte an der Hochschule für Kirchenmusik der
                                    Evang. Landeskirche in Württemberg (Lehrverpflichtungsordnung – LVO)
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 3.8.5

                              
                              	
                                 Arbeitsrechtliche Regelung über die befristete Anstellung und Vergütung von Studierenden des Masterstudiengangs Religionspädagogik
                                    für die Erteilung von Religionsunterricht an Beruflichen Schulen
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 3.9

                              
                              	
                                 Verwaltung/Sekretariat
– zurzeit nicht belegt –

                              
                           

                           
                              	
                                 3.10

                              
                              	
                                 Waldheim

                              
                           

                           
                              	
                                 3.10.1

                              
                              	
                                 Arbeitsrechtliche Regelung für Beschäftigte in Waldheimen

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

      

      

      1
            Anstelle der im TVöD verwendeten Begriffe gelten die kirchlichen Begriffe.

         

      

      2
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 680 dieser Sammlung.
            

         

      

      3
            § 1 der Kirchenverfassung lautet: „Die evangelisch-lutherische Kirche in Württemberg, getreu dem Erbe der Väter, steht auf dem in der Heiligen Schrift
               gegebenen, in den Bekenntnissen der Reformation bezeugten Evangelium von Jesus Christus, unserem Herrn. Dieses Evangelium
               ist für die Arbeit und Gemeinschaft der Kirche unantastbare Grundlage.“
            

         

      

      4
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung.
            

         

      

      5
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 700-Anlage 3.8.4 dieser Sammlung.
            

         

      

      6
            Siehe Anlage 3.8.3.
            

         

      

      7
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 420 u. 421 dieser Sammlung.
            

         

      

      8
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 680 dieser Sammlung.
            

         

      

      9
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 680 dieser Sammlung.
            

         

      

      10
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 680 dieser Sammlung.
            

         

      

      11
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 680 dieser Sammlung.
            

         

      

      12
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 680 dieser Sammlung.
            

         

      

      13
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 der Kirchlichen Rechtssammlung.
            

         

      

      14
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 60 u. 61 der Kirchlichen Rechtssammlung.
            

         

      

      15
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 420 u. 421 dieser Sammlung.
            

         

      

      16
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 420 u. 421 dieser Sammlung.
            

         

      

      17
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 420 u. 421 dieser Sammlung.
            

         

      

      18
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 420 u. 421 dieser Sammlung.
            

         

      

      19
            Red. Anm.: Titel ergänzt im Sinne des Änderungsbefehls (Abl. 67 S. 313).
            

         

      

      20
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 410 u. 411 dieser Sammlung.
            

         

      

      21
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 416 u. 417 dieser Sammlung.
            

         

      

      22
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 420 u. 421 dieser Sammlung.
            

         

      

      23
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 420 u. 421 dieser Sammlung.
            

         

      

      24
            § 23 AzUVO lautet wie folgt:

            § 23 
Zusatzurlaub in sonstigen Fällen

            (1) Einen Zusatzurlaub von drei Arbeitstagen erhalten Beamtinnen und Beamte,

            
               
                  	
                     deren Grad der Behinderung weniger als 50, aber mindestens 30 oder

                  

                  	
                     deren Grad der Schädigungsfolgen weniger als 50, aber mindestens 25

                  

               
beträgt. Der Grad der Behinderung oder der Grad der Schädigungsfolgen ist nachzuweisen, im Zweifelsfall auf Verlangen durch
               ein ärztliches Zeugnis. § 208 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 und Absatz 2 und 3 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch (SGB IX) gilt
               entsprechend.
            

            (2) Soweit in § 208 SGB IX nichts anderes bestimmt ist, sind für den Zusatzurlaub für schwerbehinderte Beamtinnen und Beamte
               die Bestimmungen dieses Unterabschnitts entsprechend anzuwenden.
            

            (3) Beamtinnen und Beamte, die bei den Zentren für Psychiatrie Baden-Württemberg überwiegend und nicht nur vorübergehend in
               unmittelbarem Kontakt mit psychisch kranken Menschen stehen, erhalten im Kalenderjahr einen Arbeitstag Zusatzurlaub.
            

         

      

      25
            Im Geltungsbereich der KAO ist die Stufe 6 in den Entgeltgruppen 9 bis 15 nicht einschlägig. 

         

      

      26
            Im Geltungsbereich der KAO ist die Stufe 6 in den Entgeltgruppen 9 bis 15 nicht einschlägig. 

         

      

      27
            Red. Anm.: Die derzeit geltende Fassung der Anlage C (VKA) zum TVöD ist nachrichtlich abgedruckt.

         

      

   
      

      
         Anlage 1.1.1 zur KAO

Arbeitsvertrag
         

      

      Zwischen ____________________

         Adresse: ____________________

         vertreten durch ____________________

         nachstehend Dienstgeber genannt,

         und

         Frau/Herrn1  ____________________, geboren am ____________________
         

         Adresse: ____________________

         nachstehend Beschäftigte/Beschäftigter2 genannt, wird folgender Arbeitsvertrag geschlossen:
         

         
                     § 1 
Art des Anstellungsverhältnisses
                     

                  

                  Frau/Herrn3  ____________________, wird ab ____________________
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              [image: a7bd3913f431bb2b25c4bd2161f1b485c2cdfa8d]

                           
                           	
                              auf unbestimmte Zeit

                           
                        

                        
                           	
                              [image: a7bd3913f431bb2b25c4bd2161f1b485c2cdfa8d]

                           
                           	
                              für die Zeit bis zum ____________________

                              Grund: ____________________

                           
                        

                        
                           	
                              [image: a7bd3913f431bb2b25c4bd2161f1b485c2cdfa8d]

                           
                           	
                              als Beschäftigte/Beschäftigter4 mit einer dienstlichen Inanspruchnahme von   ____________________ v. H.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              [image: a7bd3913f431bb2b25c4bd2161f1b485c2cdfa8d]

                           
                           	
                              als geringfügig Beschäftigte/Beschäftigter5 mit einer dienstlichen Inanspruchnahme von ____________________ v. H. Sofern eine Überschreitung der in § 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV festgelegten Entgeltgrenze absehbar ist, verpflichten sich die Vertragsparteien, über eine Anpassung des Arbeitsvertrages
                                 zu verhandeln.
                              

                           
                        

                     
                  

                  in der Tätigkeit als ____________________

                  bei ____________________ angestellt.

               

               
                     § 2 
Anstellungsgrundlagen
                     

                  

                  Für das Arbeitsverhältnis gelten die Bestimmungen der Kirchlichen Anstellungsordnung (KAO) sowie der auf ihrer Grundlage abgeschlossenen
                     Dienstvereinbarungen nach § 36 MVG.Württemberg in der jeweils geltenden Fassung. Im Übrigen gelten die Beschlüsse der Arbeitsrechtlichen Kommission der Evangelischen Landeskirche
                     und Diakonie in Württemberg.
                  

               

               
                     § 3 
Ausschlussfrist
                     

                  

                  Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis verfallen, wenn sie nicht innerhalb einer Ausschlussfrist von zwölf Monaten nach Fälligkeit
                     von dem/der Beschäftigten oder vom Dienstgeber in Textform geltend gemacht werden. Für denselben Sachverhalt reicht die einmalige
                     Geltendmachung des Anspruchs auch für später fällige Leistungen aus. 
                  

                  Eine Verkürzung der Geltendmachungsfrist gem. § 4 Abs. 5 Satz 1 der Reisekostenordnung (RKO) ist abweichend von § 4 Abs. 5 Satz 2 RKO nur durch Dienstvereinbarung gem. § 36 MVG.Württemberg möglich.
                  

               

               
                     § 4 
Entgelt
                     

                  

                  Die Eingruppierung erfolgt gemäß Anlage 1.2.1 KAO in Entgeltgruppe ____________________ Stufe ____________________ (Vergütungsgruppenplan ____________________, Fallgruppe ____________________).
                  

               

               
                     § 5 
Probezeit
                     

                  

                  Die Probezeit beträgt ____________________. Während der Probezeit kann das Arbeitsverhältnis von jeder Seite mit einer Frist von 2 Wochen zum Monatsschluss gekündigt
                     werden (§ 34/§ 30 KAO6).
                  

               

               
                     § 6 
Besondere Vereinbarungen
                     

                  

                  ____________________

                  ____________________

               

               
                     § 7 
Änderungen und Ergänzungen
                     

                  

                  Änderungen und Ergänzungen dieses Arbeitsvertrags sind nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart werden.

               

               
                     § 7
Sonstiges
                     

                  

                  Die/Der Beschäftigte7 erhält
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              [image: aae72ab1e08e901e56beb83876eff8e9a8041ea8]

                           
                           	
                              eine Ausfertigung dieses Arbeitsvertrags

                           
                        

                     
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              ____________________

                           
                           	
                              ____________________

                           
                        

                        
                           	
                              (Ort, Datum)

                           
                           	
                              (Dienstgeber)

                           
                        

                        
                           	
                              ____________________

                           
                           	
                              ____________________

                           
                        

                        
                           	
                              (Ort, Datum)

                           
                           	
                              (Beschäftigte/Beschäftigter8 )
                              

                           
                        

                     
                  

                  

                  

                  Ich bestätige den Empfang einer Ausfertigung des Arbeitsvertrages und der weiteren in § 7 genannten Dokumente:

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              ____________________

                           
                           	
                              ____________________

                           
                        

                        
                           	
                              (Ort, Datum)

                           
                           	
                              (Beschäftigte/Beschäftigter9)
                              

                           
                        

                     
                  

               

            

         

      

      

      1
            Nicht Zutreffendes bitte streichen

         

      

      2
            Nicht Zutreffendes bitte streichen

         

      

      3
            Nicht Zutreffendes bitte streichen

         

      

      4
            Nicht Zutreffendes bitte streichen

         

      

      5
            Nicht Zutreffendes bitte streichen

         

      

      6
            Nicht Zutreffendes bitte streichen

         

      

      7
            Nicht Zutreffendes bitte streichen

         

      

      8
            Nicht Zutreffendes bitte streichen

         

      

      9
            Nicht Zutreffendes bitte streichen

         

      

   
      

      
         Anlage 1.1.2 zur KAO

Arbeitsrechtliche Regelung über die Annahme von Zuwendungen
         

      

      
                     § 1 
Grundsatz und Begriffsbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Beschäftigten dürfen von Dritten Belohnungen, Geschenke, Provisionen oder sonstige Vergünstigungen in Bezug auf ihre
                     Tätigkeit nicht annehmen. Ausnahmen sind nur mit Zustimmung des Arbeitgebers möglich. Werden den Beschäftigten derartige Vergünstigungen
                     angeboten, haben sie dies dem Arbeitgeber unverzüglich anzuzeigen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         „Belohnungen“ oder „Geschenke“ sind nicht nur Geld oder Sachwerte, sondern auch alle anderen Zuwendungen einschließlich Dienstleistungen,
                     auf die Beschäftigte keinen Rechtsanspruch haben und die ihnen einen Vorteil verschaffen, sie also objektiv besserstellen.
                     Ein derartiger Vorteil kann insbesondere liegen in
                  

                  
                     
                        	
                           der Überlassung von Gutscheinen (z. B. Eintrittskarten), Telefon-, Geld- oder Kreditkarten 

                           oder

                        

                        	
                           der Überlassung von Gegenständen (z. B. Baumaschinen, Fahrzeugen) zum privaten Gebrauch oder Verbrauch, besonderen Vergünstigungen
                              bei Privatgeschäften (z. B. zinslosen oder zinsgünstigen Darlehen, Bürgschaften),
                           

                        

                        	
                           der Gewährung von Preisnachlässen, die nicht allen Angehörigen des öffentlichen oder kirchlichen Dienstes, Mitgliedern berufsständischer
                              oder gewerkschaftlicher Vereinigungen oder einer allgemeinen Berufsgruppe, der die bzw. der Beschäftigte angehört, generell
                              eingeräumt werden,
                           

                        

                        	
                           der Überlassung von Fahrkarten oder Flugtickets oder der Mitnahme auf Reisen (z. B. Urlaubsreisen), 

                        

                        	
                           Bewirtungen oder der Gewährung von Unterkunft,

                        

                        	
                           erbrechtlichen Begünstigungen (z. B. der Einsetzung als Erbe oder dem Bedenken mit einem Vermächtnis).

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Ein Vorteil kann auch dann gegeben sein, wenn Beschäftigte zwar einen Anspruch auf eine Gegenleistung haben (z. B. aus einer
                     genehmigten privaten Nebentätigkeit), ihre Leistung aber in keinem angemessenen Verhältnis zur gewährten Gegenleistung steht.
                  

                  Es kommt nicht darauf an, ob der Vorteil von der zuwendenden Person unmittelbar oder in ihrem Auftrag von Dritten gewährt
                     wird. Für die Anwendbarkeit der Vorschrift ist es auch ohne Bedeutung, ob der Vorteil der oder dem Beschäftigten unmittelbar
                     oder – zum Beispiel bei Zuwendungen an Angehörige oder Vereine, denen er angehört – nur mittelbar zugutekommt. Die beabsichtigte
                     Weitergabe von Vorteilen an Dritte (z. B. Verwandte, Bekannte, andere Bedienstete, Gemeinschaftseinrichtungen oder soziale
                     Einrichtungen) oder für Gemeinschaftsveranstaltungen rechtfertigt nicht deren Annahme.
                  

               

               
                     § 2
Anzeige- und Zustimmungsverfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Werden Beschäftigten von Personen, mit denen sie dienstlich zu tun haben, Belohnungen, Geschenke, Provisionen oder sonstige
                     Vergünstigungen angeboten, ist davon auszugehen, dass ein Zusammenhang mit ihrem Amt oder ihrer dienstlichen Tätigkeit besteht.
                     Vor der Annahme haben sie die Zustimmung des Arbeitgebers einzuholen, sofern nicht die Annahme nach § 3 allgemein genehmigt ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Kann die Zustimmung nicht rechtzeitig vor der Annahme eingeholt werden, dürfen Beschäftigte die Zuwendung zwar ausnahmsweise
                     vorläufig annehmen, die Zustimmung muss jedoch unverzüglich beantragt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Zustimmung ist in Textform zu beantragen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Zustimmung zur Annahme kann nur im Ausnahmefall und unter folgenden Voraussetzungen erteilt werden:
                  

                  
                     
                        	
                           durch die Zuwendung darf das dienstliche Handeln nicht beeinflusst werden.

                        

                        	
                           die Annahme der Zuwendung darf die objektive Amtsführung nicht beeinträchtigen.

                        

                        	
                           die Annahme der Zuwendung darf bei Dritten nicht den Eindruck hervorrufen, dass die Zuwendung dienstliches Handeln beeinflussen
                              oder die objektive Amtsführung beeinträchtigen könnte.
                           

                        

                        	
                           die Zuwendung darf nicht als Anerkennung für ein bestimmtes Verwaltungshandeln verstanden werden können.

                        

                     

                  

               

               
                     § 3
Allgemeine Zustimmung zur Annahme
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Zustimmung gilt für die Annahme von Zuwendungen bis zu einer Wertgrenze von 20 € im Einzelfall allgemein als erteilt,
                     ohne dass es eines Antrags nach § 2 bedarf. Diese Wertgrenze gilt auch für nach allgemeiner Auffassung nicht zu beanstandende geringwertigen Aufmerksamkeiten
                     (z. B. Massenwerbeartikel wie Kalender, Kugelschreiber, Schreibblocks).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Wiederholte Zuwendungen durch dieselben natürlichen oder juristischen Personen dürfen im Kalenderjahr einen Gesamtbetrag
                     von 60 € nicht überschreiten. Bestehen über den Wert von Zuwendungen Zweifel, ist entweder die Zustimmung nach § 2 einzuholen oder die Annahme des Vorteils ist abzulehnen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Zustimmung gilt weiterhin als allgemein erteilt für die Annahme
                  

                  
                     
                        	
                           von Vorteilen, die Durchführung eines Dienstgeschäfts erleichtern oder beschleunigen (z. B. die Abholung mit einem Fahrzeug
                              vom Bahnhof),
                           

                        

                        	
                           üblicher und angemessener Bewirtung aus Anlass oder bei Gelegenheit dienstlicher Handlungen, Besprechungen, Besichtigungen
                              oder dergleichen, wenn sie ihren Grund in den Regeln des Verkehrs und der Höflichkeit haben, denen sich auch Beschäftigte
                              nicht entziehen können, ohne gegen gesellschaftliche Normen zu verstoßen,
                           

                        

                        	
                           üblicher und angemessener Bewirtung bei allgemeinen Veranstaltungen, an denen Beschäftigte im Rahmen ihres Amtes, in dienstlichem
                              Auftrag teilnehmen (z. B. Einführung und Verabschiedung von Amtspersonen, offiziellen Empfängen, gesellschaftlichen und kulturellen
                              Veranstaltungen, die der Pflege dienstlicher Interessen dienen, Jubiläen, Grundsteinlegungen, Richtfesten, Einweihungen, Eröffnungen
                              von Ausstellungen und Betriebsbesichtigungen).
                           

                        

                     

                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Anlage 1.1.3 zur KAO

Arbeitsrechtliche Regelung zum Schutz 
vor sexualisierter Gewalt
         

      

      
                     § 1
Begriffsbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Eine Verhaltensweise ist sexualisierte Gewalt, wenn ein unerwünschtes sexuell bestimmtes Verhalten bezweckt oder bewirkt,
                     dass die Würde der betroffenen Person verletzt wird. Sexualisierte Gewalt kann verbal, nonverbal, durch Aufforderung oder
                     durch Tätlichkeiten geschehen. Sie kann auch in Form des Unterlassens geschehen, wenn die Täterin oder der Täter für deren
                     Abwendung einzustehen hat. Sexualisierte Gewalt ist immer bei Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung nach dem 13.
                     Abschnitt des Strafgesetzbuches und § 201a Absatz 3 oder §§ 232 bis 233a des Strafgesetzbuches in der jeweils geltenden Fassung
                     gegeben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Gegenüber Minderjährigen kann sexuell bestimmtes Verhalten im Sinne des Absatzes 1 insbesondere unerwünscht sein, wenn eine
                     körperliche, seelische, geistige, sprachliche oder strukturelle Unterlegenheit und damit eine gegenüber der Täterin oder dem
                     Täter fehlende Fähigkeit zur sexuellen Selbstbestimmung gegeben ist. Bei Kindern, das heißt bei Personen unter 14 Jahren,
                     ist das sexuell bestimmte Verhalten stets als unerwünscht anzusehen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Gegenüber Volljährigen kann sexuell bestimmtes Verhalten im Sinne des Absatzes 1 insbesondere unerwünscht sein, wenn die
                     Person auf Grund ihres körperlichen oder psychischen Zustands in der Bildung oder Äußerung des Willens erheblich eingeschränkt
                     ist.
                  

               

               
                     § 2
Abstinenz- und Abstandsgebot
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Beschäftigte haben bei ihrer beruflichen und ehrenamtlichen Tätigkeit das Nähe- und Distanzempfinden des Gegenübers zu achten
                     (Abstandsgebot). Sexuelle Kontakte zu Personen, die zu ihnen in einem Obhutsverhältnis, in einer Seelsorgebeziehung oder in
                     einer vergleichbaren Vertrauensbeziehung stehen, sind ihnen untersagt. Macht- und Abhängigkeitsverhältnisse dürfen Beschäftigte
                     nicht zur Befriedigung eigener Interessen und Bedürfnisse, für sexuelle Kontakte oder andere grenzüberschreitende Verhaltensweisen
                     missbrauchen (Abstinenzgebot).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Gleiches gilt für Beschäftigte, die im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit Kinder, Jugendliche oder erwachsene Schutzbefohlene
                     beaufsichtigen, betreuen, erziehen, unterrichten, ausbilden, pflegen oder die sonst auf Grund der Art ihrer Tätigkeit mit
                     Kindern, Jugendlichen oder erwachsenen Schutzbefohlenen Kontakt haben. Hierunter fallen insbesondere: 
                  

                  
                     
                        	
                            Beschäftigte, die bei Freizeiten oder in Waldheimen mitwirken

                        

                        	
                            Beschäftigte im Erziehungsdienst

                        

                        	
                            Beschäftigte im Sozialdienst (Vergütungsgruppenplan 25)

                        

                        	
                            Beschäftigte in ambulanten, teilstationären und stationären Pflegeeinrichtungen

                        

                        	
                            Beschäftigte in der Bildungsarbeit

                        

                        	
                            Chorleiter und Chorleiterinnen

                        

                        	
                            Diakone und Diakoninnen im Seelsorgedienst

                        

                        	
                            Führungskräfte

                        

                        	
                            Gemeindediakone und Gemeindediakoninnen

                        

                        	
                            Jugendreferenten und Jugendreferentinnen

                        

                        	
                            Kirchenmusiker und Kirchenmusikerinnen

                        

                        	
                            Lehrkräfte an kirchlichen Schulen und Hochschulen

                        

                        	
                            Mesner und Mesnerinnen und Hausmeister und Hausmeisterinnen

                        

                        	
                            Nachbarschaftshelfer und Nachbarschaftshelferinnen

                        

                        	
                            Religionspädagogen und Religionspädagoginnen

                        

                     

                  

               

               
                     § 3
Führungszeugnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Beschäftigte nach § 2 Absatz 2, die im Rahmen ihrer dienstlichen Tätigkeit Kinder oder Jugendliche beaufsichtigen, betreuen,
                     erziehen, unterrichten, ausbilden oder die sonst auf Grund der Art ihrer Tätigkeit mit Kindern und Jugendlichen Kontakt haben,
                     sind auf Verlangen des Dienstgebers in regelmäßigen Abständen – und gemäß § 4 Absatz 3 Satz 3 ARRG künftige Beschäftigten
                     nach § 2 Absatz 1 vor der Einstellung – zur Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses im Sinne des § 30a BZRG verpflichtet.
                     
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Absatz 1 gilt auch für Beschäftigte, die Aufgaben in der Arbeit mit erwachsenen Schutzbefohlenen im Sinne des § 75 Absatz
                     2 SGB XII, Artikel 11 BTHG wahrnehmen sowie für eine Vorlagepflicht nach sonstigen Bundes- oder landesgesetzlichen Regelungen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Absatz 1 gilt auch für Beschäftigte, die Pflegebedürftige nach §14 SGB XI ambulant oder in stationären Einrichtungen versorgen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Wiedervorlage des erweiterten Führungszeugnisses muss spätestens nach fünf Jahren verlangt werden. Die Kosten hierfür trägt der Dienstgeber.
                  

               

               
                     § 4
Selbstverpflichtungserklärung, Selbstauskunft
                     

                  

                  Alle Beschäftigten sind verpflichtet, die Erklärungen zum grenzachtenden Umgang gemäß Anhang 1 und 2 anzuerkennen und zu unterzeichnen.

               

               
                     § 5
Meldepflicht, Beratungsrecht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Alle Beschäftigten haben unverzüglich die zuständige Person der Leitungsebene der Institution, bei der sie beschäftigt sind,
                     und die nach § 3 Absatz 1 Satz 1 AGSB eingerichtete Melde- und Ansprechstelle über zureichende tatsächliche Anhaltspunkte
                     für den Verdacht einer Verletzung des Abstinenz- und Abstandsgebotes oder sexualisierter Gewalt durch beruflich oder ehrenamtlich
                     in der Kirche Mitarbeitende zu informieren. Sie sind berechtigt und verpflichtet, zur Einschätzung eines unklaren Vorfalls
                     Beratung durch eine vom Dienstgeber benannte Stelle zu suchen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Pflicht zur Weiterleitung gemäß Absatz 1 besteht auch bei anonymen Hinweisen, wenn sie tatsächliche Anhaltspunkte für
                     Ermittlungen beinhalten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Etwaige gesetzliche Verschwiegenheitspflichten oder Mitteilungspflichten gegenüber staatlichen Stellen (zum Beispiel Jugendamt,
                     Schulaufsicht) sowie gegenüber Dienstvorgesetzten bleiben hiervon unberührt.
                  

               

            

         

      

      
            Anhang 1
Selbstverpflichtung zum Umgang mit Verletzungen gegen die sexuelle Selbstbestimmung (sexualisierte Gewalt) innerhalb der Evangelischen
               Landeskirche in Württemberg 
            

         

         Die Evangelische Landeskirche in Württemberg ist sich bewusst, dass sexualisierte Gewalt, Grenzverletzungen und Missbrauch
            überall geschehen, in einer Kultur des Schweigens, des Verleugnens und des Wegschauens aber „gedeihen“ können. 
         

         Wer Angebote in der Evangelischen Kirche in Württemberg wahrnimmt oder in ihr mitarbeitet ist vor allen Formen sexualisierter
            Gewalt zu schützen. Jede Handlung und jedes Verhalten, das die Achtung und Würde eines anderen Menschen und dessen Entwicklung
            verletzt, widersprechen dem Grundgedanken kirchlichen Handelns. 
         

         Verpflichtung des/der Beschäftigten

         Ich,

         
            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        ____________________

                     
                  

                  
                     	
                        (Nachname, Vorname) 

                     
                     	
                        (Geburtsdatum)

                     
                  

               
            

         

         bin in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg als

         
            
               
                  
               
               
                  
                     	
                        ____________________

                     
                  

                  
                     	
                        (Bezeichnung der Tätigkeit)

                     
                  

               
            

         

         

         in

         
            
               
                  
               
               
                  
                     	
                        ____________________

                     
                  

                  
                     	
                        (Einrichtung, Dienstort)

                     
                  

               
            

         

         tätig.

         Ich verpflichte mich, alles in meinen Möglichkeiten Stehende zu tun, damit Kirche ein Schutz- und Kompetenzort für Menschen
            ist. Besonders in der Zeit, in der ich für Personen verantwortlich bin, trage ich dazu bei, dass sie vor sexualisierter Gewalt,
            körperlichem und seelischen Schaden geschützt sind.
         

         
            
               	
                   Ich bin mir meiner besonderen Vertrauens- und Autoritätsstellung gegenüber den mir anvertrauten Personen bewusst und handle
                     nachvollziehbar und ehrlich.
                  

               

               	
                   Die Leitlinien zum sicheren Umgang mit Nähe und Distanz wurden mir ausgehändigt. Ich habe sie gelesen, verstanden und werde
                     sie als Grundlage meiner Haltung im Kontext meiner Arbeit beachten und in meinem Verantwortungsbereich regelmäßig thematisieren.
                     
                  

               

               	
                   Ich beteilige mich aktiv bei der Entwicklung und Implementierung von Schutz- und Präventionskonzepten in meinem Verantwortungsbereich
                     und spreche aktiv das Thema in Dienstgruppen und Teams an. 
                  

               

               	
                   Mir unterstellte ehrenamtlich und hauptberuflich Mitarbeitende unterstütze ich bei der Wahrnehmung des Themas, gebe Informationen
                     weiter und vereinbare Verantwortlichkeiten. 
                  

               

               	
                   Ich informiere mich über 

                  
                     
                        	•

                        	
                            den Umgang mit sexualisierter Gewalt innerhalb der Landeskirche in Württemberg mittels der Online-Information und bespreche
                              ggf. meine Fragen mit meiner Vorgesetzten/meinem Vorgesetzten. 
                           

                        

                        	•

                        	
                            die Verfahrenswege zur Intervention bei sexualisierter Gewalt und die entsprechenden (Erst-) Ansprechpartner für meine Dienststelle,
                              meinen Verband oder meinen Träger. 
                           

                        

                        	•

                        	
                            Möglichkeiten der Prävention und nehme an Fortbildungsangeboten gemäß der Schulungsverpflichtung der Evangelischen Landeskirche
                              in Württemberg teil. 
                           

                        

                     

                  

               

            

         

         
            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        ____________________

                     
                  

                  
                     	
                        (Ort, Datum) 

                     
                     	
                        (Unterschrift)

                     
                  

               
            

         

      

      
            Anhang 2
Selbstauskunftserklärung
            

         

         Ich

         
            
               
                  
               
               
                  
                     	
                        ____________________

                     
                  

                  
                     	
                        Name, Vorname

                     
                  

               
            

         

         
            
               
            
            
               
                  	
                     geboren am

                  
               

               
                  	
                     ____________________

                  
               

            
         

         

         
            
               
                  
               
               
                  
                     	
                        Wohnhaft in ____________________

                     
                  

                  
                     	
                        ____________________

                     
                  

                  
                     	
                        Straße, Wohnort

                     
                  

               
            

         

         versichere, dass ich nicht wegen einer Straftat gegen die sexuelle Selbstbestimmung nach dem 13. Abschnitt des Strafgesetzbuches und § 201a Absatz 3
            oder §§ 232 bis 233a des Strafgesetzbuches in der jeweils geltenden Fassung rechtskräftig verurteilt worden bin und auch insoweit
            keine Kenntnis von der Einleitung eines Ermittlungsverfahrens gegen mich habe.
         

         
            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        ____________________

                     
                  

                  
                     	
                        Ort und Datum

                     
                     	
                        Unterschrift

                     
                  

               
            

         

      

      

   
      

      
         Anlage 1.2.1 zur KAO

Entgeltordnung zur Kirchlichen Anstellungsordnung1

      

      
               Vorbemerkungen

            

            
               	
                  Die nachfolgenden Bestimmungen gelten für die in § 1 a KAO genannten Beschäftigten. Sie können auch für die Beschäftigten einer diakonischen Einrichtung im Bereich der Landeskirche übernommen werden.
                  

               

               	
                  Die Entgeltordnung besteht aus Vergütungsgruppenplänen.

               

               	
                  Beschäftigte, deren Tätigkeiten mehreren Vergütungsgruppenplänen zuzuordnen sind, werden nach dem Vergütungsgruppenplan (VGP)
                     eingruppiert, dessen Tätigkeiten überwiegen. Ein Ausweichen auf den VGP 01 ist nur dann möglich, wenn die Tätigkeiten der
                     Stelle nicht eindeutig einem anderen spezielleren Vergütungsgruppenplan zugeordnet werden können (Spezialitätsgrundsatz).
                     Ist die überwiegende Tätigkeit einem speziellen VGP zugewiesen und erfüllt der/die Beschäftigte lediglich die persönlichen
                     Voraussetzungen des spezielleren Vergütungsgruppenplans nicht, ist ein Ausweichen auf den VGP 01 unzulässig. In diesen Fällen
                     ist ein Antrag an den Ausschuss nach § 1 e KAO an die Arbeitsrechtliche Kommission zu stellen, dass eine Eingruppierung in den spezielleren VGP ausnahmsweise erfolgen kann.
                  

               

               	
                  Enthält ein Tätigkeitsmerkmal nur eine Funktionsbezeichnung (z. B. Prüfer/Prüferinnen im Rechnungsprüfungsamt), so sind alle
                     zu dieser Funktion gehörenden Tätigkeiten pauschal bewertet. Somit ist es nicht nötig, den zeitlichen Anteil jeder Einzeltätigkeit zu ermitteln, sondern alle
                     zu diesem Aufgabenbereich gehörenden Einzeltätigkeiten sind zu einem Arbeitsvorgang zusammenzufassen. Für die Eingruppierung
                     nach einem Funktionsmerkmal kommt es nicht formal auf die Bezeichnung der Tätigkeit oder der Funktion des Beschäftigten an,
                     sondern inhaltlich gem. § 12 Abs. 2 TVöD (VKA) auf die Art und den Charakter der auszuübenden Tätigkeit.
                  

                  Übt der/die Beschäftigte neben ihrer/seiner eigentlichen Funktion auch Arbeitsvorgänge aus, die nicht dem Funktionsmerkmal
                     zugeordnet werden können, so sind diese nach § 12 Abs. 2 TVöD (VKA) gesondert zu bewerten, wobei die funktionsbezogene Tätigkeit
                     als ein zu wertender Arbeitsvorgang anzusehen ist. Umfasst die Tätigkeit in der betreffenden Funktion mindestens die Hälfte
                     der Arbeitszeit der/des Beschäftigten, ist der/die Beschäftigte stets in der Entgeltgruppe eingruppiert, die das Funktionsmerkmal
                     enthält. Beträgt die Tätigkeit in der betreffenden Funktion weniger als die Hälfte der Arbeitszeit, ist für jeden anfallenden
                     Arbeitsvorgang des übrigen Teils des Aufgabenbereichs der Zeitaufwand festzustellen und die tarifliche Beurteilung vorzunehmen.
                  

                  Ist das Funktionsmerkmal als Leitung beschrieben, ist es unschädlich, wenn die leitende Person auch selbst in dem Tätigkeitsbereich
                     mitarbeitet, in dem sie die Leitung innehat (Beispiele: Kindergartenleitung arbeitet auch selbst in der Gruppe mit; leitender
                     Jugendreferent ist selbst in der Jugendarbeit tätig). Hier sind die Leitungstätigkeit und die sonstige Tätigkeit nicht zu
                     trennen und zählen insgesamt als Ausübung der Leitungsfunktion (ein Arbeitsvorgang).
                  

                  Wenn die ausgeübte fachliche Tätigkeit höher bewertet ist als die Leitung einer Abteilung oder eines Bereichs, dann ist für
                     die Eingruppierung die fachliche Tätigkeit maßgebend.
                  

               

               	
                  Soweit in einem Vergütungsgruppenplan Mindesteingruppierungen von Beschäftigten in bestimmten Tätigkeitsfeldern normiert sind
                     (Beispiel: VGP 60: Beschäftigte in der Geschäftsstelle der Arbeitsrechtlichen Kommission), entbindet dies nicht von der Notwendigkeit,
                     Arbeitsvorgänge zu bilden und diese zu bewerten, da zu prüfen ist, ob ggf. eine höhere Entgeltgruppe (Heraushebungsmerkmal)
                     einschlägig ist. Eine niedrigere Bewertung als die festgelegte Mindesteingruppierung ist hingegen nicht möglich.
                  

               

               	
                  Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung liegt vor, wenn das Studium an einer staatlichen Hochschule im Sinne
                     des § 1 Hochschulrahmengesetz (HRG) oder einer nach § 70 HRG stattlich anerkannten Hochschule
                  

                  
                     
                        	
                           mit einer nicht an einer Fachhochschule abgelegten ersten Staatsprüfung, Magisterprüfung oder Diplomprüfung oder

                        

                        	
                           mit einer Masterprüfung

                        

                     

                  

                  beendet worden ist. 

                  Diese Prüfungen steht eine Promotion oder die Akademische Abschlussprüfung (Magisterprüfung) einer Philosophischen Fakultät
                     nur in den Fällen gleich, in denen die Ablegung einer ersten Staatsprüfung, einer Masterprüfung oder einer Diplomprüfung nach
                     den einschlägigen Ausbildungsvorschriften nicht vorgesehen ist. Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung im
                     Sinne des Satzes 1 Buchstabe a setzt voraus, dass die Abschlussprüfung in einem Studiengang abgelegt wurde, der seinerseits
                     mindestens das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine Hochschulreife der einschlägige fachgebundene Hochschulreife) oder eine
                     andere landesrechtliche Hochschulzugangsberechtigung als Zugangsvoraussetzung erfordert, und für den Abschluss eine Regelstudienzeit
                     von mindestens acht Semestern – ohne etwaige Praxissemester, Prüfungssemester o.Ä. – vorschreibt. Ein Bachelorstudiengang
                     erfüllt diese Voraussetzung auch dann nicht, wenn mehr als sechs Semester für den Abschluss vorgeschrieben sind. Der Masterstudiengang
                     muss nach den Regelungen des Akkreditierungsrats akkreditiert sein. Ein Abschluss an einer ausländischen Hochschule gilt als
                     abgeschossene wissenschaftliche Hochschulbildung, wenn er von der zuständigen staatlichen Stelle als dem deutschen Hochschulabschluss
                     vergleichbar bewertet wurde.
                  

                  Protokollnotiz (KAO) zu Satz 5:

                  Das Akkreditierungserfordernis ist bis zum 31. Dezember 2024 ausgesetzt.

               

               	
                  Eine abgeschlossene Hochschulbildung liegt vor, wenn von einer staatlichen Hochschule im Sinne des § 1 HRG oder einer nach
                     § 70 HRG staatlich anerkannten Hochschule ein Diplomgrad mit dem Zusatz „Fachhochschule“ („FH“), ein anderer nach § 18 HRG
                     gleichwertiger Abschlussgrad oder ein Bachelorgrad verliehen wurde. Die Abschlussprüfung muss in einem Studiengang abgelegt
                     worden sein, der seinerseits mindestens das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine Hochschulreife oder einschlägige fachgebundene
                     Hochschulreife) oder eine andere landesrechtliche Hochschulzugangsberechtigung als Zugangsvoraussetzung erfordert, und für
                     den Abschluss eine Regelstudienzeit von mindestens sechs Semestern – ohne etwaige Praxissemester, Prüfungssemester o.Ä. –
                     vorschreibt. Der Bachelorstudiengang muss nach den Regelungen des Akkreditierungsrats akkreditiert sein. Dem gleichgestellt
                     sind Abschlüsse in akkreditierten Bachelorausbildungsgängen an Berufsakademien. Ziffer 6 Satz 6 gilt entsprechend. 
                  

                  Protokollnotiz (KAO) zu Satz 3 und 4:

                  Das Akkreditierungserfordernis ist bis zum 31. Dezember 2024 ausgesetzt.

               

               	
                  Aufgrund des Artikels 37 des Einigungsvertrages und der Vorschriften hierzu als gleichwertig festgestellte Abschlüsse, Prüfungen
                     und Befähigungsnachweise stehen ab dem Zeitpunkt ihres Erwerbs den in den Tätigkeitsmerkmalen geforderten entsprechenden Anforderungen gleich. Ist die Gleichwertigkeit erst nach Erfüllung zusätzlicher Erfordernisse festgestellt worden,
                     gilt die Gleichstellung ab der Feststellung.
                  

                  Facharbeiterinnen und Facharbeiter mit einem im Beitrittsgebiet erworbenen Facharbeiterzeugnis, das nach Artikel 37 des Einigungsvertrages
                     und der Vorschriften hierzu dem Prüfungszeugnis in einem anerkannten Ausbildungsberuf mit einer Ausbildungsdauer von mindestens
                     drei Jahren bzw. mit einer kürzeren Ausbildungsdauer gleichgestellt ist, werden bei entsprechender Tätigkeit wie Beschäftigte
                     mit erfolgreich abgeschlossener Ausbildung in einem solchen Ausbildungsberuf eingruppiert.
                  

               

               	
                  
                     
                        	
                           Beschäftigte können, wenn sie nicht die Anforderungen einer Entgeltgruppe bezüglich der Ausbildung/Qualifikation erfüllen,
                              auch dann in die entsprechende Entgeltgruppe eingruppiert werden, wenn sie die der jeweiligen Entgeltgruppe entsprechende
                              Tätigkeit ausüben und mit Erfolg ein entsprechendes Kolloquium, soweit dies der entsprechende Vergütungsgruppenplan zulässt,
                              zum Nachweis der erforderlichen Fachkenntnisse abgelegt haben.
                           

                        

                        	
                           Hat eine Beschäftigte/ein Beschäftigter das für ihre/seine Eingruppierung nach Buchstabe a) vorgeschriebene Kolloquium nicht
                              abgelegt, ist ihm/ihr alsbald die Möglichkeit zu geben, das Kolloquium nachzuholen. Besteht hierzu aus Gründen, die der/die
                              Beschäftigte nicht zu vertreten hat, keine Möglichkeit, erhält er/sie mit Wirkung vom Ersten des siebten Monats nach Eingang
                              der Anmeldung zum Kolloquium eine persönliche Zulage. Soweit die Kolloquiumsordnung eine Antragsfrist vorsieht, tritt diese
                              an die Stelle des Antragseingangs. Diese Zulage wird in Höhe des Unterschiedes zwischen dem Entgelt das er/sie jeweils erhalten
                              würde, wenn er/sie zu diesem Zeitpunkt in der ihrer/seiner Tätigkeit entsprechenden Entgeltgruppe eingruppiert wäre und dem
                              jeweiligen Entgelt ihrer/seiner bisherigen Entgeltgruppe gewährt. Sonstige Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis, die von der
                              Entgeltgruppe abhängen, richten sich während der Zeit, für die die Zulage zu zahlen ist, nach der der Tätigkeit der/des Beschäftigten
                              entsprechenden Entgeltgruppe.
                           

                        

                        	
                           Die Zulage entfällt vom Ersten des folgenden Monats an, wenn der/die Beschäftigte

                           
                              
                                 	aa)

                                 	
                                    das Kolloquium, auch im Wiederholungsfalle nicht bestanden hat

                                    oder

                                 

                                 	bb)

                                 	
                                    am Kolloquium nicht teilnimmt, nachdem ihm/ihr die Möglichkeit hierzu geboten worden ist.

                                 

                              

                           

                           Sie entfällt ferner, wenn der/die Beschäftigte nach bestandenem Kolloquium in der ihrer/seiner Tätigkeit entsprechenden Entgeltgruppe
                              eingruppiert ist. In diesem Falle erhält der/die Beschäftigte das Entgelt, das er/sie erhalten hätte, wenn er/sie in dem in
                              Buchstabe b) Satz 2 genannten Zeitpunkt in der höheren Entgeltgruppe eingruppiert wäre.
                           

                        

                        	
                           Teilnehmende der Aufbauausbildung im Bereich Diakonat erhalten eine Zulage wenn sie aus Gründen, die sie nicht zu vertreten
                              haben, trotz rechtzeitiger Anmeldung zur Aufbauausbildung später als vorgesehen in das Diakonenamt berufen werden. Die Zulage
                              bemisst sich nach der Differenz zwischen der derzeitigen Eingruppierung und der nach der Berufung zustehenden Eingruppierung.
                              Die Zahlung der Zulage beginnt mit dem Monat, in dem die Berufung erfolgt wäre und endet mit der Berufung ins Amt. 
                           

                           Die Zulage entfällt ebenfalls vom Ersten des folgenden Monats an, wenn der/die Beschäftigte

                           
                              
                                 	aa)

                                 	
                                    die zweite Dienstprüfung nicht bestanden hat oder

                                 

                                 	bb)

                                 	
                                    an der zweiten Dienstprüfung oder der Berufung ins Amt nicht teilnimmt, nachdem ihm/ihr die Möglichkeit hierzu geboten worden
                                       ist.
                                    

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

               

               	
                  Soweit die Eingruppierung von der Zahl der unterstellten oder in der Regel unterstellten Beschäftigten abhängig ist, rechnen
                     hierzu auch Beamtinnen und Beamte der vergleichbaren Besoldungsgruppen.
                  

                  Für diesen Zweck ist vergleichbar:

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Entgeltgruppe

                              
                              	
                                 Besoldungsgruppe

                              
                           

                        
                        
                           
                              	
                                 2

                              
                              	
                                 A 2

                              
                           

                           
                              	
                                 3

                              
                              	
                                 A 3

                              
                           

                           
                              	
                                 4

                              
                              	
                                 A 4

                              
                           

                           
                              	
                                 5

                              
                              	
                                 A 5

                              
                           

                           
                              	
                                 6

                              
                              	
                                 A 6

                              
                           

                           
                              	
                                 7

                              
                              	
                                 A 7

                              
                           

                           
                              	
                                 8

                              
                              	
                                 A 8

                              
                           

                           
                              	
                                 9 a, 9 b, 9 c

                              
                              	
                                 A 9

                              
                           

                           
                              	
                                 10

                              
                              	
                                 A 10

                              
                           

                           
                              	
                                 11

                              
                              	
                                 A 11

                              
                           

                           
                              	
                                 12

                              
                              	
                                 A 12

                              
                           

                           
                              	
                                 13 

                              
                              	
                                 A 13

                              
                           

                           
                              	
                                 14

                              
                              	
                                 A 14

                              
                           

                           
                              	
                                 15

                              
                              	
                                 A 15

                              
                           

                        
                     

                  

                  Diese Tabelle lässt keine Rückschlüsse auf die Bewertung von Beamtenstellen zu.

               

               	
                  Ständige Vertreter und Vertreterinnen sind nicht die Vertreter und Vertreterinnen in Urlaubs- und sonstigen Abwesenheitsfällen.

               

            

            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        Übersicht über die Einzelvergütungsgruppenpläne

                     
                  

                  
                     	
                        01.

                     
                     	
                        Allgemeine Eingruppierungsmerkmale

                     
                  

                  
                     	
                        03.

                     
                     	
                        Diakone/Diakoninnen in der Tätigkeit als Gemeindediakone/Gemeindediakoninnen

                     
                  

                  
                     	
                        04.

                     
                     	
                        Diakone/Diakoninnen in der Tätigkeit als Jugendreferenten/Jugendreferentinnen

                     
                  

                  
                     	
                        05.

                     
                     	
                        Diakone/Diakoninnen in der Tätigkeit als Religionspädagogen/Religionspädagoginnen und sonstige kirchliche Religionslehrkräfte

                     
                  

                  
                     	
                        06.

                     
                     	
                        Diakone/Diakoninnen im Seelsorgedienst

                     
                  

                  
                     	
                        07.

                     
                     	
                        Diakone/Diakoninnen in Sonderdiensten

                     
                  

                  
                     	
                        10.

                     
                     	
                        Kirchenmusiker, Kirchenmusikerinnen

                     
                  

                  
                     	
                        11.2

                     
                     	
                        Medien und Kommunikation

                     
                  

                  
                     	
                        15.

                     
                     	
                        Beschäftigte in der Bildungsarbeit

                     
                  

                  
                     	
                        16.

                     
                     	
                        Mesner/Mesnerinnen und Hausmeister/Hausmeisterinnen

                     
                  

                  
                     	
                        21.

                     
                     	
                        Beschäftigte im Erziehungsdienst

                     
                  

                  
                     	
                        25.

                     
                     	
                        Beschäftigte im Sozialdienst (Sozialarbeiter/-arbeiterinnen und Sozialpädagogen/-pädagoginnen, Sozialdiakone/-diakoninnen,
                           Diakone/Diakoninnen, Eheberater/-beraterinnen, Psychologen/Psychologinnen, Psychotherapeuten und -therapeutinnen)
                        

                     
                  

                  
                     	
                        26.

                     
                     	
                        Beschäftigte in der offenen diakonischen Arbeit, insbesondere in der Hauswirtschaft, Familienpflege, Nachbarschaftshilfe Alltagsbegleitung,
                           Tagespflege sowie im ambulanten Hospizdienst
                        

                     
                  

                  
                     	
                        30.

                     
                     	
                        Beschäftigte in den Bereichen Hauswirtschaft, Küche, Reinigung, Service und Wäscherei

                     
                  

                  
                     	
                        31.

                     
                     	
                        Beschäftigte im handwerklichen, gärtnerischen, landwirtschaftlichen oder technischen Bereich

                     
                  

                  
                     	
                        32.

                     
                     	
                        Beschäftigte im Fahrdienst

                     
                  

                  
                     	
                        33.

                     
                     	
                        Beschäftigte der Münsterbauhütte Ulm

                     
                  

                  
                     	
                        40.

                     
                     	
                        Ärzte und Ärztinnen

                     
                  

                  
                     	
                        41.

                     
                     	
                        Masseure und medizinische Bademeister, Masseurinnen und medizinische Bademeisterinnen sowie Physiotherapeuten und Physiotherapeutinnen

                     
                  

                  
                     	
                        42.

                     
                     	
                        Ergotherapeuten und Ergotherapeutinnen

                     
                  

                  
                     	
                        43.

                     
                     	
                        Diätassistenten und Diätassistentinnen

                     
                  

                  
                     	
                        54.

                     
                     	
                        Gesundheits- und Krankenpflegerinnen und -pfleger, Altenpflegerinnen und Altenpfleger, Pflegediakoninnen und Pflegediakone sowie andere Pflegekräfte insbesondere in Diakonie-/Sozialstationen und im
                           Bereich Hospiz
                        

                     
                  

                  
                     	
                        54 a.

                     
                     	
                        Geschäftsführer und Geschäftsführerinnen von Diakonie-/Sozialstationen und stationären Hospizdiensten

                     
                  

                  
                     	
                        60.

                     
                     	
                        Beschäftigte in der Verwaltung

                     
                  

                  
                     	
                        60 a.

                     
                     	
                        Beschäftigte in der Informations- und Kommunikationstechnik

                     
                  

                  
                     	
                        62.

                     
                     	
                        Bibliotheks- und Archivdienst

                     
                  

                  
                     	
                        63.

                     
                     	
                        Kirchenpfleger/Kirchenpflegerinnen, Kirchenbezirksrechner/Kirchenbezirksrechnerinnen

                     
                  

               
            

         

      

      
            01. Allgemeine Eingruppierungsmerkmale

         

         
                     Entgeltgruppe 2

                  

                  Beschäftigte mit einfachen Tätigkeiten. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 1)

               

               
                     Entgeltgruppe 3

                  

                  Beschäftigte, deren Tätigkeit sich dadurch aus der Entgeltgruppe 2 heraushebt, dass sie eine eingehende fachliche Einarbeitung
                     erfordert. 
                  

               

               
                     Entgeltgruppe 4

                  

                  Beschäftigte mit schwierigen Tätigkeiten. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 2) 

               

               
                     Entgeltgruppe 5

                  

                  Beschäftigte, deren Tätigkeit gründliche Fachkenntnisse erfordert. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 3)

               

               
                     Entgeltgruppe 6

                  

                  
                     
                        	
                           Beschäftigte mit erfolgreich abgeschlossener Ausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf mit einer Ausbildungsdauer von
                              mindestens 3 Jahren und entsprechender Tätigkeit. 
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte mit gründlichen und vielseitigen Fachkenntnissen. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 4)

                        

                     

                  

               

               
                     Entgeltgruppe 7

                  

                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 6 Fallgruppe 1, deren Tätigkeit mindestens zu einem Fünftel selbständige Leistungen erfordert.
                     (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 5)
                  

               

               
                     Entgeltgruppe 8

                  

                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 6 Fallgruppe 1, deren Tätigkeit mindestens zu einem Drittel selbständige Leistungen erfordert.
                     (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 5)
                  

               

               
                     Entgeltgruppe 9 a

                  

                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 6 Fallgruppe 1, deren Tätigkeit selbständige Leistungen erfordert. (Hierzu Protokollnotiz (KAO)
                     Nr. 5) 
                  

               

               
                     Entgeltgruppe 9 b

                  

                  Beschäftigte, deren Tätigkeit gründliche, umfassende Fachkenntnisse und selbstständige Leistungen erfordert. (Hierzu Protokollnotiz
                     (KAO) Nr. 6)
                  

               

               
                     Entgeltgruppe 9 c

                  

                  
                     
                        	
                           Beschäftigte mit abgeschlossener Hochschulbildung und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger
                              Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben. 
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 b, deren Tätigkeit sich dadurch aus der Entgeltgruppe 9 b heraushebt, dass sie besonders
                              verantwortungsvoll ist. 
                           

                        

                     

                  

               

               
                     Entgeltgruppe 10

                  

                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c Fallgruppe 1, deren Tätigkeit sich mindestens zu einem Drittel durch besondere Schwierigkeit
                     und Bedeutung aus der Entgeltgruppe 9 c heraushebt. 
                  

               

               
                     Entgeltgruppe 11

                  

                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c Fallgruppe 1, deren Tätigkeit sich durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung aus der
                     Entgeltgruppe 9 c heraushebt. 
                  

               

               
                     Entgeltgruppe 12

                  

                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c Fallgruppe 1, deren Tätigkeit sich durch das Maß der damit verbundenen Verantwortung erheblich
                     aus der Entgeltgruppe 11 heraushebt. 
                  

               

               
                     Entgeltgruppe 13

                  

                  
                     
                        	
                           Beschäftigte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte,
                              die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrung entsprechende Tätigkeiten ausüben. 
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte in kirchlichen Einrichtungen, deren Tätigkeit wegen der Schwierigkeit der Aufgaben und der Größe ihrer Verantwortung
                              ebenso zu bewerten ist wie Tätigkeiten nach Fallgruppe 1.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     Entgeltgruppe 14

                  

                  
                     
                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 13 Fallgruppe 1, deren Tätigkeit sich mindestens zu einem Drittel 

                           
                              
                                 	
                                    durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung oder 

                                 

                                 	
                                    durch das Erfordernis hochwertiger Leistungen bei besonders schwierigen Aufgaben 

                                 

                              
aus der Entgeltgruppe 13 Fallgruppe 1 heraushebt. 
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte in kirchlichen Einrichtungen, deren Tätigkeit wegen der Schwierigkeit der Aufgaben und der Größe ihrer Verantwortung
                              ebenso zu bewerten ist wie Tätigkeiten nach Fallgruppe 1. 
                           

                        

                     

                  

               

               
                     Entgeltgruppe 15

                  

                  
                     
                        	
                            Beschäftigte der Entgeltgruppe 13 Fallgruppe 1, deren Tätigkeit sich durch 

                           
                              
                                 	
                                     besondere Schwierigkeit und Bedeutung sowie 

                                 

                                 	
                                     erheblich durch das Maß der damit verbundenen Verantwortung 

                                 

                              
aus der Entgeltgruppe 13 Fallgruppe 1 heraushebt. 
                           

                        

                        	
                            Beschäftigte in kirchlichen Einrichtungen, deren Tätigkeit wegen der Schwierigkeit der Aufgaben und der Größe ihrer Verantwortung
                              ebenso zu bewerten ist wie Tätigkeiten nach Fallgruppe 1.
                           

                        

                     

                  

                  Protokollnotizen (KAO):

                  
                     
                        	
                           Einfache Tätigkeiten sind Tätigkeiten, die keine Vor- oder Ausbildung, aber eine fachliche Einarbeitung erfordern, die über
                              eine sehr kurze Einweisung oder Anlernphase hinausgeht. Einarbeitung dient dem Erwerb derjenigen Kenntnisse und Fertigkeiten,
                              die für die Beherrschung der Arbeitsabläufe als solche erforderlich sind. 
                           

                        

                        	
                           Schwierige Tätigkeiten sind Tätigkeiten, die mehr als eine eingehende fachliche Einarbeitung im Sinne der Entgeltgruppe 3
                              erfordern. Danach müssen Tätigkeiten anfallen, die an das Überlegungsvermögen oder das fachliche Geschick Anforderungen stellen,
                              die über das Maß dessen hinausgehen, was üblicherweise von Beschäftigten der Entgeltgruppe 3 verlangt werden kann. 
                           

                        

                        	
                           Gründliche Fachkenntnisse erfordern nähere Kenntnisse von Rechtsvorschriften oder näheres kaufmännisches oder technisches
                              Fachwissen usw. des Aufgabenkreises. 
                           

                        

                        	
                           Die gründlichen und vielseitigen Fachkenntnisse brauchen sich nicht auf das gesamte Gebiet der Verwaltung (des Betriebes),
                              bei der die/der Beschäftigte tätig ist, zu beziehen. Der Aufgabenkreis der/des Beschäftigten muss aber so gestaltet sein,
                              dass er nur beim Vorhandensein gründlicher und vielseitiger Fachkenntnisse ordnungsgemäß bearbeitet werden kann. 
                           

                        

                        	
                           Selbstständige Leistungen erfordern ein den vorausgesetzten Fachkenntnissen entsprechendes selbstständiges Erarbeiten eines
                              Ergebnisses unter Entwicklung einer eigenen geistigen Initiative. 
                           

                        

                        	
                           Gründliche, umfassende Fachkenntnisse bedeuten gegenüber den in den Entgeltgruppen 6 bis 9 a geforderten gründlichen und vielseitigen
                              Fachkenntnissen eine Steigerung der Tiefe und der Breite nach.
                           

                        

                     

                  

               

            

         

      

      
            03. Diakone/Diakoninnen in der Tätigkeit 
als Gemeindediakone/Gemeindediakoninnen
            

         

         
                     Entgeltgruppe 9 c

                  

                  
                     
                        	
                           Absolventen und Absolventinnen von diakonischmissionarischen Ausbildungsstätten, die von der Landeskirche anerkannt sind,
                              während des Anerkennungsjahres und der Aufbauausbildung bis zum Abschluss der Zweiten Dienstprüfung und Berufung in das Diakonen-/Diakoninnenamt.
                           

                        

                        	
                           Studierende der Evangelischen Hochschule Ludwigsburg, die bereits den Bachelor in Religionspädagogik, Religions- und Gemeindepädagogik
                              oder Diakoniewissenschaft haben, während des Studiums und bis zum Abschluss des zweiten Bachelors Soziale Arbeit und Berufung
                              in das Diakonen-/Diakoninnenamt.
                           

                        

                        	
                           Absolventen und Absolventinnen von anderen evangelischen Hochschulen mit einem Bachelorabschluss in Religionspädagogik, Religions-
                              und Gemeindepädagogik oder Diakoniewissenschaft während des Studiums und bis zum Abschluss des zweiten Bachelors Soziale Arbeit
                              und Berufung in das Diakonen-/Diakoninnenamt.
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte, die in anderen Landeskirchen in das Amt der Diakonin/des Diakons berufen wurden, aber nur über einen Bachelorabschluss
                              in Religionspädagogik, Religions- und Gemeindepädagogik oder Diakoniewissenschaft verfügen, während des Studiums und bis zum
                              Abschluss des zweiten Bachelors Soziale Arbeit.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     Entgeltgruppe 10

                  

                  Diakone und Diakoninnen in der Tätigkeit als Gemeindediakone/Gemeindediakoninnen mit abgeschlossener Ausbildung gemäß § 3 des Diakonen- und Diakoninnengesetzes. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 1).
                  

               

               
                     Entgeltgruppe 11

                  

                  
                     
                        	
                            Beschäftigte der Entgeltgruppe 10, denen die Funktion als leitende oder geschäftsführende Gemeindediakone/Gemeindediakoninnen
                              übertragen ist. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 2)
                           

                        

                        	
                            Beschäftigte der Entgeltgruppe 10 als Leiter/Leiterinnen eines Mehrgenerationenhauses, eines Familienzentrums oder einer
                              vergleichbaren Einrichtung.
                           

                        

                        	
                            Beschäftigte der Entgeltgruppe 10, denen die Funktion als Fachkraft im Bereich Kindeswohlgefährdung gem. SGB VIII übertragen
                              ist.
                           

                        

                        	
                            Beschäftigte der Entgeltgruppe 10 mit Zuständigkeit in mindestens zwei selbstständigen Arbeitsbereichen (jeweils mindestens
                              30 % des Beschäftigungsumfangs).
                           

                           Ein selbstständiger Arbeitsbereich kann z. B. sein:

                           
                              
                                 	
                                    Tätigkeit außerhalb der Institution Kirche, z. B. in Verbindung mit einem Landkreis, einer Kommune, einer diakonischen Einrichtung
                                       oder in der Schule
                                    

                                 

                                 	
                                    Flüchtlings-/Asylarbeit

                                 

                                 	
                                    Schulungs-/Bildungsarbeit

                                 

                                 	
                                    Waldheim

                                 

                                 	
                                    Beratungstätigkeit im Bereich Bezirks-/Kreisdiakonie

                                 

                                 	
                                    alleinige Verantwortlichkeit für die Jugendarbeit in einer Kirchengemeinde

                                 

                                 	
                                    Arbeit mit Kindern

                                 

                                 	
                                    Arbeit mit Jugendlichen

                                 

                                 	
                                    Arbeit mit jungen Erwachsenen

                                 

                                 	
                                    Arbeit mit Familien

                                 

                                 	
                                    Notfallseelsorge

                                 

                                 	
                                    Arbeit mit Senioren und Seniorinnen

                                 

                                 	
                                    Seelsorge in Einrichtungen, z. B. in Altenheimen und Krankenhäusern.

                                 

                              
Als ein selbstständiger Arbeitsbereich gilt auch die Erteilung von Religionsunterricht unabhängig vom Stundendeputat.
                           

                        

                        	
                            Beschäftigte der Entgeltgruppe 10, deren Tätigkeit sich entsprechend Fallgruppe 1) bis 4) durch besondere Schwierigkeit und
                              Bedeutung aus der Entgeltgruppe 10 heraushebt.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     Entgeltgruppe 12

                  

                  
                     
                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 10 als leitende oder geschäftsführende Gemeindediakone/Gemeindediakoninnen mit mehr als fünf
                              inhaltlich arbeitenden Beschäftigten (andere Diakone/Diakoninnen oder Beschäftigte mit vergleichbarem Hochschulabschluss).
                              (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 3)
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 10 als Leiter/Leiterinnen eines Mehrgenerationenhauses, eines Familienzentrums oder einer vergleichbaren
                              Einrichtung bei Zuständigkeit (Fachaufsicht) für mindestens fünf inhaltlich arbeitende Beschäftigte (andere Diakone/Diakoninnen
                              oder Beschäftigte mit vergleichbarem Hochschulabschluss). (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 3)
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 10 mit sonstiger Tätigkeit, die sich entsprechend der Entgeltgruppe 12 Fallgruppe 1) bzw. 2)
                              durch das Maß der damit verbundenen Verantwortung erheblich aus der Entgeltgruppe 11 heraushebt.
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 10 in der Tätigkeit als Beauftragter/Beauftragte für Gemeindediakone/Gemeindediakoninnen.

                        

                     

                  

               

               
                     Entgeltgruppe 13

                  

                  
                     
                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 10 als leitende oder geschäftsführende Gemeindediakone/Gemeindediakoninnen mit mehr als fünfzehn
                              inhaltlich arbeitenden Beschäftigten (andere Diakone/Diakoninnen oder Beschäftigte mit vergleichbarem Hochschulabschluss).
                              (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 3)
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 10 in der Tätigkeit als Beauftragter/Beauftragte für Gemeindediakone/Gemeindediakoninnen mit
                              Auftrag in der Fortbildungsarbeit.
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 10 mit sonstiger Tätigkeit, deren Tätigkeit wegen der Schwierigkeit der Aufgaben und der Größe
                              ihrer Verantwortung ebenso zu bewerten ist wie Tätigkeiten nach Fallgruppe 2.
                           

                        

                     

                  

                  

                  Protokollnotiz (KAO) zu Vergütungsgruppenplan 03:

                  
                     
                        	
                           Gleichgestellt sind gemäß § 2 Abs. 2 Diakonen- und Diakoninnengesetz als gleichwertig anerkannte Ausbildungen.
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte, die aufgrund ihres Arbeitsbereiches schon vor der Übertragung der Leitung beim gleichen Arbeitgeber in EG 11
                              eingruppiert waren, erhalten eine dynamische Zulage in Höhe der Hälfte der Differenz zwischen den Tabellenwerten in EG 11
                              Stufe 5 und EG 12 Stufe 5. Die Zulage nimmt an Tarifsteigerungen teil.
                           

                        

                        	
                           Hierzu zählt auch der/die leitende oder geschäftsführende Gemeindediakon/-diakonin bzw. der Leiter/die Leiterin der Einrichtung.

                        

                     

                  

               

            

         

      

      
            04. Diakone/Diakoninnen in der Tätigkeit 
als Jugendreferenten/Jugendreferentinnen 
            

         

         
                     Entgeltgruppe 9 c

                  

                  
                     
                        	
                           Absolventen und Absolventinnen von diakonischmissionarischen Ausbildungsstätten, die von der Landeskirche anerkannt sind,
                              während des Anerkennungsjahres und der Aufbauausbildung bis zum Abschluss der Zweiten Dienstprüfung und Berufung in das Diakonen-/Diakoninnenamt.
                           

                        

                        	
                           Studierende der Evangelischen Hochschule Ludwigsburg, die bereits den Bachelor in Religionspädagogik, Religions- und Gemeindepädagogik
                              oder Diakoniewissenschaft haben, während des Studiums und bis zum Abschluss des zweiten Bachelors Soziale Arbeit und Berufung
                              in das Diakonen-/Diakoninnenamt.
                           

                        

                        	
                           Absolventen und Absolventinnen von anderen evangelischen Hochschulen mit einem Bachelorabschluss in Religionspädagogik, Religions-
                              und Gemeindepädagogik oder Diakoniewissenschaft während des Studiums und bis zum Abschluss des zweiten Bachelors Soziale Arbeit
                              und Berufung in das Diakonen-/Diakoninnenamt.
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte, die in anderen Landeskirchen in das Amt der Diakonin/des Diakons berufen wurden, aber nur über einen Bachelorabschluss
                              in Religionspädagogik, Religions- und Gemeindepädagogik oder Diakoniewissenschaft verfügen, während des Studiums und bis zum
                              Abschluss des zweiten Bachelors Soziale Arbeit.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     Entgeltgruppe 10

                  

                  Diakone und Diakoninnen in der Tätigkeit als Jugendreferenten/Jugendreferentinnen mit abgeschlossener Ausbildung gemäß § 3 des Diakonen- und Diakoninnengesetzes. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 1
                  

               

               
                     Entgeltgruppe 11

                  

                  
                     
                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 10 als leitende oder geschäftsführende Jugendreferenten/Jugendreferentinnen in einem Bezirksjugendwerk
                              oder einer vergleichbaren Struktur. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 2)
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 10 als stellvertretende leitende oder geschäftsführende Jugendreferenten/Jugendreferentinnen
                              in einem Jugendwerk oder einer vergleichbaren Struktur mit mehr als fünf inhaltlich arbeitenden Beschäftigten (andere Jugendreferenten/Jugendreferentinnen
                              oder Beschäftigte mit vergleichbarem Hochschulabschluss). (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 3)
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 10, denen die Funktion als Fachkraft im Bereich Kindeswohlgefährdung gemäß SGB VIII übertragen
                              ist.
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 10 mit Zuständigkeit in mindestens zwei selbstständigen Arbeitsbereichen (jeweils mindestens
                              30 % des Beschäftigungsumfangs).
                           

                           Ein selbstständiger Arbeitsbereich kann z. B. sein:

                           
                              
                                 	
                                    Einsatzbereich außerhalb der Institution Kirche, z. B. bei einem Landkreis, einer Kommune, einer diakonischen Einrichtung
                                       oder in der Schule
                                    

                                 

                                 	
                                    Flüchtlings-/Asylarbeit

                                 

                                 	
                                    Schulungs-/Bildungsarbeit

                                 

                                 	
                                    Waldheim

                                 

                                 	
                                    Beratungstätigkeit im Bereich Bezirks-/Kreisdiakonie

                                 

                                 	
                                    Arbeit mit Kindern

                                 

                                 	
                                    Arbeit mit Jugendlichen

                                 

                                 	
                                    Arbeit mit jungen Erwachsenen

                                 

                                 	
                                    Arbeit mit Familien

                                 

                                 	
                                    Notfallseelsorge.

                                 

                              

                           

                           Als ein selbstständiger Arbeitsbereich gilt auch die Erteilung von Religionsunterricht unabhängig vom Stundendeputat.

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 10, die bei der Landeskirche oder einem landeskirchlichen Werk oder Dienst, Einrichtungen oder
                              Träger konzeptionell beraten und begleiten.
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 10, deren Tätigkeit sich durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung entsprechend Fallgruppe
                              1) bis 5) aus der Entgeltgruppe 10 heraushebt.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     Entgeltgruppe 12

                  

                  
                     
                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 10 als leitende oder geschäftsführende Jugendreferenten/Jugendreferentinnen in einem Jugendwerk
                              oder einer vergleichbaren Struktur mit mehr als fünf inhaltlich arbeitenden Beschäftigten (andere Diakone/Diakoninnen oder
                              Beschäftigte mit vergleichbarem Hochschulabschluss). (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 3)
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 10 als stellvertretende leitende oder geschäftsführende Jugendreferenten/Jugendreferentinnen
                              in einem Jugendwerk oder einer vergleichbaren Struktur mit mehr als fünfzehn inhaltlich arbeitenden Beschäftigten (andere
                              Diakone/Diakoninnen oder Beschäftigte mit vergleichbarem Hochschulabschluss). (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 3)
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 10, die bei der Landeskirche oder einem landeskirchlichen Werk oder Dienst einen abgeschlossenen
                              Arbeitsbereich abschließend verantworten. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 4)
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 10 mit sonstiger Tätigkeit, die sich entsprechend der Entgeltgruppe 12 Fallgruppe 1) bis 3)
                              durch das Maß der damit verbundenen Verantwortung erheblich aus der Entgeltgruppe 11 heraushebt.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     Entgeltgruppe 13

                  

                  
                     
                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 10 als leitende oder geschäftsführende Jugendreferenten/Jugendreferentinnen in einem Jugendwerk
                              oder einer vergleichbaren Struktur mit mehr als fünfzehn inhaltlich arbeitenden Beschäftigten (andere Diakone/Diakoninnen
                              oder Beschäftigte mit vergleichbarem Hochschulabschluss). (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 3)
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 12 Fallgruppe 3 im Evangelischen Jugendwerk in Württemberg mit mind. 2 inhaltlich3 arbeitenden Beschäftigten (andere Diakone/Diakoninnen oder Beschäftigte mit vergleichbarem Hochschulabschluss).
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 10 mit sonstiger Tätigkeit, deren Tätigkeit wegen der Schwierigkeit der Aufgaben und der Größe
                              ihrer Verantwortung ebenso zu bewerten ist wie Tätigkeiten nach Fallgruppe 1. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 5)
                           

                        

                     

                  

               

               
                     Entgeltgruppe 14

                  

                  
                     
                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 10 als leitende oder geschäftsführende Jugendreferenten/Jugendreferentinnen in einem Jugendwerk
                              oder einer vergleichbaren Struktur mit mehr als dreißig inhaltlich arbeitenden Beschäftigten (andere Diakone/Diakoninnen oder
                              Beschäftigte mit vergleichbarem Hochschulabschluss). (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 3).
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 10 in der Tätigkeit als fachlicher Leiter/fachliche Leiterin des Evangelischen Jugendwerks
                              in Württemberg.
                           

                        

                     

                  

                  

                  Protokollnotiz (KAO) zu Vergütungsgruppenplan 04: 

                  
                     
                        	
                           Gleichgestellt sind gemäß § 2 Abs. 2 Diakonen- und Diakoninnengesetz als gleichwertig anerkannte Ausbildungen.
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte, die aufgrund ihres Arbeitsbereiches schon vor der Übertragung der Leitung beim gleichen Arbeitgeber in EG 11
                              eingruppiert waren, erhalten eine dynamische Zulage in Höhe der Hälfte der Differenz zwischen den Tabellenwerten in EG 11
                              Stufe 5 und EG 12 Stufe 5. Die Zulage nimmt an Tarifsteigerungen teil.
                           

                        

                        	
                           Hierzu zählt auch der/die leitende oder geschäftsführende Jugendreferent/-referentin und ihre/seine Stellvertretung.

                        

                        	
                           In der Landesstelle des Evangelischen Jugendwerks in Württemberg sind dies z. B. die Arbeitsfelder „Arbeit mit Kindern“, „Jugendliche“,
                              „Junge Erwachsene“
                           

                        

                        	
                           Hierunter fallen z. B. Landesjugendreferent/Landesjugendreferentin oder Landesreferent/Landesreferentin im Werks- und Personalbereich.

                        

                     

                  

               

            

         

      

      
            05. Diakone/Diakoninnen in der Tätigkeit 
als Religionspädagogen/Religionspädagoginnen 
und sonstige kirchliche Religionslehrkräfte
            

         

         
                     Entgeltgruppe 9 c

                  

                  
                     
                        	
                           Absolventen und Absolventinnen von diakonischmissionarischen Ausbildungsstätten, die von der Landeskirche anerkannt sind,
                              während des Anerkennungsjahres und der Aufbauausbildung bis zum Abschluss der Zweiten Dienstprüfung und Berufung in das Diakonen-/Diakoninnenamt.
                           

                        

                        	
                           Studierende der Evangelischen Hochschule Ludwigsburg, die bereits den Bachelor in Religionspädagogik, Religions- und Gemeindepädagogik
                              oder Diakoniewissenschaft haben, während des Studiums und bis zum Abschluss des zweiten Bachelors Soziale Arbeit und Berufung
                              in das Diakonen-/Diakoninnenamt.
                           

                        

                        	
                           Absolventen und Absolventinnen von anderen evangelischen Hochschulen mit einem Bachelorabschluss in Religionspädagogik, Religions-
                              und Gemeindepädagogik oder Diakoniewissenschaft während des Studiums und bis zum Abschluss des zweiten Bachelors Soziale Arbeit
                              und Berufung in das Diakonen-/Diakoninnenamt.
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte, die in anderen Landeskirchen in das Amt der Diakonin/des Diakons berufen wurden, aber nur über einen Bachelorabschluss
                              in Religionspädagogik, Religions- und Gemeindepädagogik oder Diakoniewissenschaft verfügen, während des Studiums und bis zum
                              Abschluss des zweiten Bachelors Soziale Arbeit.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     Entgeltgruppe 10

                  

                  
                     
                        	
                           Diakone und Diakoninnen in der Tätigkeit als Religionspädagogen/Religionspädagoginnen mit abgeschlossener Ausbildung gemäß
                              § 3 des Diakonen- und Diakoninnengesetzes. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 1)
                           

                        

                        	
                           Lehrkräfte mit beiden Staatsprüfungen oder Lehrkräfte mit Masterprüfung und Zweiter Staatsprüfung.

                        

                     

                  

               

               
                     Entgeltgruppe 11

                  

                  
                     
                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 10, die an mindestens zwei Schulstufen oder Schularten tätig sind. (Hierzu Protokollnotiz (KAO)
                              Nr. 2)
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 10, denen im Umfang von mindestens sechs Unterrichtsstunden (bei Teilzeitbeschäftigung entsprechend
                              anteilig) Aufgaben übertragen sind, die besondere Fachkenntnisse erfordern, z. B. eine regelmäßige Tätigkeit in der Aus- und
                              Fortbildung, in der Notfall- oder Schulseelsorge.
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 10, deren Tätigkeit sich durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung sich entsprechend Fallgruppe
                              1) und 2) aus der Entgeltgruppe 10 heraushebt.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     Entgeltgruppe 12

                  

                  
                     
                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 10, denen im Umfang von mindestens sechs Unterrichtsstunden (bei Teilzeitbeschäftigung entsprechend
                              anteilig) die Funktion einer Studienleiterin/eines Studienleiters übertragen ist.
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 10 mit sonstiger Tätigkeit, die sich entsprechend der Entgeltgruppe 12 Fallgruppe 1) durch
                              das Maß der damit verbundenen Verantwortung erheblich aus der Entgeltgruppe 11 heraushebt.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     Entgeltgruppe 13

                  

                  
                     
                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 10 mit Masterprüfung in Religionspädagogik und überwiegender Tätigkeit in Sekundarstufe II.

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 10 mit sonstiger Tätigkeit, deren Tätigkeit wegen der Schwierigkeit der Aufgaben und der Größe
                              ihrer Verantwortung ebenso zu bewerten ist wie Tätigkeiten nach Fallgruppe 1.
                           

                        

                     

                  

                  

                  Protokollnotiz (KAO) zu Vergütungsgruppenplan 05: 

                  
                     
                        	
                           Gleichgestellt sind gemäß § 2 Abs. 2 Diakonen- und Diakoninnengesetz als gleichwertig anerkannte Ausbildungen.
                           

                        

                        	
                           Übersicht über die Schulstufen/Schularten:

                           Schulstufe

                           
                              
                                 	

                                 	
                                    Schulart

                                 

                              

                           

                           Primarstufe, z. B.

                           
                              
                                 	

                                 	
                                    Grundschule

                                 

                                 	

                                 	
                                    Waldorfschule, Unterstufe

                                 

                                 	

                                 	
                                    Sonderpädagogische Bildungs- und Beratungszentren bis Klasse 4

                                 

                              

                           

                           Sekundarstufe I, z. B.

                           
                              
                                 	

                                 	
                                    Hauptschule

                                 

                                 	

                                 	
                                    Werkrealschule

                                 

                                 	

                                 	
                                    Realschule

                                 

                                 	

                                 	
                                    Gemeinschaftsschule Klasse 5 bis Klasse 10

                                 

                                 	

                                 	
                                    Gymnasium bis Klasse 9 bzw. 10

                                 

                                 	

                                 	
                                    Waldorfschule, Mittelstufe

                                 

                                 	

                                 	
                                    Sonderpädagogische Bildungs- und Beratungszentren bis Klasse 10

                                 

                                 	

                                 	
                                    Berufliche Schulen wie z. B. 
Berufsvorbereitungsjahr, Berufsfachschule, Teilzeitberufsschule
                                    

                                 

                              

                           

                           Sekundarstufe II, z. B.

                           
                              
                                 	

                                 	
                                    Gymnasium (Kursstufe)

                                 

                                 	

                                 	
                                    Waldorfschule, Oberstufe

                                 

                                 	

                                 	
                                    Berufliche Schulen wie z. B. 
berufliche Gymnasien, Berufskolleg, Fachschulen
                                    

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

               

            

         

      

      
            06. Diakone/Diakoninnen im Seelsorgedienst

         

         
                     Entgeltgruppe 9 c

                  

                  
                     
                        	
                           Absolventen und Absolventinnen von diakonisch-missionarischen Ausbildungsstätten, die von der Landeskirche anerkannt sind,
                              während des Anerkennungsjahres und der Aufbauausbildung bis zum Abschluss der Zweiten Dienstprüfung und Berufung in das Diakonen-/Diakoninnenamt.
                           

                        

                        	
                           Studierende der Evangelischen Hochschule Ludwigsburg, die bereits den Bachelor in Religionspädagogik, Religions- und Gemeindepädagogik
                              oder Diakoniewissenschaft haben, während des Studiums und bis zum Abschluss des zweiten Bachelors Soziale Arbeit und Berufung
                              in das Diakonen-/Diakoninnenamt.
                           

                        

                        	
                           Absolventen und Absolventinnen von anderen evangelischen Hochschulen mit einem Bachelorabschluss in Religionspädagogik, Religions-
                              und Gemeindepädagogik oder Diakoniewissenschaft während des Studiums und bis zum Abschluss des zweiten Bachelors Soziale Arbeit
                              und Berufung in das Diakonen-/Diakoninnenamt.
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte, die in anderen Landeskirchen in das Amt der Diakonin/des Diakons berufen wurden, aber nur über einen Bachelorabschluss
                              in Religionspädagogik, Religions- und Gemeindepädagogik oder Diakoniewissenschaft verfügen, während des Studiums und bis zum
                              Abschluss des zweiten Bachelors Soziale Arbeit.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     Entgeltgruppe 10

                  

                  Diakone und Diakoninnen als Seelsorger/Seelsorgerinnen im Krankenhaus, im Altenheim, in Kur-, Behinderten- oder sonstigen
                     Einrichtungen mit abgeschlossener Ausbildung gemäß § 3 des Diakonen- und Diakoninnengesetzes. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 1)
                  

               

               
                     Entgeltgruppe 11

                  

                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 10, deren Tätigkeit sich durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung sich) aus der Entgeltgruppe
                     10 heraushebt. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 2)
                  

               

               
                     Entgeltgruppe 12

                  

                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 10, deren Tätigkeit sich durch das Maß der damit verbundenen Verantwortung erheblich aus der
                     Entgeltgruppe 11 heraushebt. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 3)
                  

               

               
                     Entgeltgruppe 13

                  

                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 10, deren Tätigkeit sich wegen der Schwierigkeit der Aufgaben und der Größe ihrer Verantwortung
                     aus der Entgeltgruppe 12 heraushebt.
                  

                  

                  Protokollnotiz (KAO) zu Vergütungsgruppenplan 06: 

                  
                     
                        	
                           Gleichgestellt sind gemäß § 2 Abs. 2 Diakonen- und Diakoninnengesetz als gleichwertig anerkannte Ausbildungen.
                           

                        

                        	
                           Das Tätigkeitsmerkmal ist z. B. erfüllt bei Diakonen/Diakoninnen mit abgeschlossener Zusatzausbildung und entsprechender Tätigkeit
                              oder bei Diakonen/Diakoninnen mit einem Tätigkeitsschwerpunkt in der Notfallseelsorge von mindestens 30 % des Beschäftigungsumfangs.
                              Eine Zusatzausbildung im Sinne des Tätigkeitsmerkmals liegt vor, wenn sie durch eine kirchlich oder staatlich anerkannte Ausbildung
                              bei von Dachverbänden (z. B. Deutsche Gesellschaft für Supervision – DGSv) anerkannten Institutionen vermittelt wird, z. B.
                              Klinische Seelsorgeausbildung (KSA), Fortbildung seelsorgerlicher Praxis (FSP), Supervisionsausbildung oder Clinical Pastoral
                              Training (CPT) oder psycho-therapeutische Ausbildung.
                           

                        

                        	
                           Das Tätigkeitsmerkmal ist z. B. erfüllt bei:

                           
                              
                                 	
                                    Tätigkeit in der Krankenhausseelsorge bei Krankenhäusern mit Maximal- oder Zentralversorgung

                                 

                                 	
                                    Tätigkeit im Bereich stationärer oder ambulanter Palliative Care

                                 

                                 	
                                    Leitung/Vorstandsmitglied einer Ethikkommission

                                 

                                 	
                                    Tätigkeit in Chemotherapie-Ambulanzen oder onkologischen Ambulanzen

                                 

                                 	
                                    regelmäßiger Durchführung von Bestattungen.

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

               

            

         

      

      
            07. Diakone/Diakoninnen in Sonderdiensten

         

         
                     Entgeltgruppe 9 c

                  

                  
                     
                        	
                           Absolventen und Absolventinnen von diakonisch-missionarischen Ausbildungsstätten, die von der Landeskirche anerkannt sind,
                              während des Anerkennungsjahres und der Aufbauausbildung bis zum Abschluss der Zweiten Dienstprüfung und Berufung in das Diakonen-/Diakoninnenamt.
                           

                        

                        	
                           Studierende der Evangelischen Hochschule Ludwigsburg, die bereits den Bachelor in Religionspädagogik, Religions- und Gemeindepädagogik
                              oder Diakoniewissenschaft haben, während des Studiums und bis zum Abschluss des zweiten Bachelors Soziale Arbeit und Berufung
                              in das Diakonen-/Diakoninnenamt.
                           

                        

                        	
                           Absolventen und Absolventinnen von anderen evangelischen Hochschulen mit einem Bachelorabschluss in Religionspädagogik, Religions-
                              und Gemeindepädagogik oder Diakoniewissenschaft während des Studiums und bis zum Abschluss des zweiten Bachelors Soziale Arbeit
                              und Berufung in das Diakonen-/Diakoninnenamt.
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte, die in anderen Landeskirchen in das Amt der Diakonin/des Diakons berufen wurden, aber nur über einen Bachelorabschluss
                              in Religionspädagogik, Religions- und Gemeindepädagogik oder Diakoniewissenschaft verfügen, während des Studiums und bis zum
                              Abschluss des zweiten Bachelors Soziale Arbeit.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     Entgeltgruppe 10

                  

                  Diakone und Diakoninnen in Sonderdiensten mit abgeschlossener Ausbildung gemäß § 3 des Diakonen- und Diakoninnengesetzes. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 1)
                  

               

               
                     Entgeltgruppe 11

                  

                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 10, deren Tätigkeit sich durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung sich aus der Entgeltgruppe
                     10 heraushebt. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 2)
                  

               

               
                     Entgeltgruppe 12

                  

                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 10, deren Tätigkeit sich durch das Maß der damit verbundenen Verantwortung erheblich aus der
                     Entgeltgruppe 11 heraushebt. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 3)
                  

               

               
                     Entgeltgruppe 13

                  

                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 10, deren Tätigkeit sich wegen der Schwierigkeit der Aufgaben und der Größe ihrer Verantwortung
                     aus der Entgeltgruppe 12 heraushebt. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 4)
                  

               

               
                     Entgeltgruppe 14

                  

                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 10, deren Tätigkeit sich mindestens zu einem Drittel

                  
                     
                        	
                           durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung oder

                        

                        	
                           durch das Erfordernis hochwertiger Leistungen bei besonders schwierigen Aufgaben

                        

                     

                  

                  aus der Entgeltgruppe 13 heraushebt. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 5)

               

               
                     Entgeltgruppe 15

                  

                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 10, deren Tätigkeiten sich durch

                  
                     
                        	
                           besondere Schwierigkeit und Bedeutung sowie

                        

                        	
                           erheblich durch das Maß der damit verbundenen Verantwortung

                        

                     
aus der Entgeltgruppe 13 herausheben. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 6)
                  

                  

                  Protokollnotiz (KAO) zu Vergütungsgruppenplan 07: 

                  
                     
                        	
                           Gleichgestellt sind gemäß § 2 Abs. 2 Diakonen- und Diakoninnengesetz als gleichwertig anerkannte Ausbildungen.
                           

                        

                        	
                           Das Tätigkeitsmerkmal ist z. B. erfüllt bei Diakonen/Diakoninnen, die bei der Landeskirche oder einem landeskirchlichen Werk
                              oder Dienst Einrichtungen oder Träger konzeptionell beraten und begleiten
                           

                        

                        	
                           Das Tätigkeitsmerkmal ist z. B. erfüllt bei Diakonen/Diakoninnen, die bei der Landeskirche oder einem landeskirchlichen Werk
                              oder Dienst Einrichtungen oder Träger konzeptionell beraten und begleiten sowie einen abgeschlossenen Arbeitsbereich verantworten
                              und bei Diakonen/Diakoninnen als Beauftragte/r für Diakone/Diakoninnen in Diakonischen Diensten und Einrichtungen im Zentrum
                              Diakonat.
                           

                        

                        	
                           Das Tätigkeitsmerkmal ist z. B. erfüllt bei Diakonen/Diakoninnen, denen die Geschäftsführung eines landeskirchlichen Werkes
                              oder Dienstes übertragen ist.
                           

                        

                        	
                           Das Tätigkeitsmerkmal ist z. B. erfüllt bei Diakonen/Diakoninnen, die im Evangelischen Oberkirchenrat wichtige Grundsatzfragen
                              für den Diakonat verantworten und bei Diakonen/Diakoninnen als Leiter/Leiterin des Zentrums Diakonat.
                           

                        

                        	
                           Das Tätigkeitsmerkmal ist z. B. erfüllt bei Diakonen/Diakoninnen in der Tätigkeit als Leiter/Leiterin des Referats Diakonat
                              im Evangelischen Oberkirchenrat.
                           

                        

                     

                  

               

            

         

      

      
            10. Kirchenmusiker/Kirchenmusikerinnen

         

         Entgeltgruppe 5

         Instrumentalisten/Instrumentalistinnen (Orgel/Klavier/Keyboard/Gitarre) und Chorleiter/Chorleiterinnen (Chöre/Ensembles/Orchester)
            ohne  Befähigungsnachweis.
         

         Entgeltgruppe 6

         
            
               	
                  Instrumentalisten/Instrumentalistinnen (Orgel/Klavier/Keyboard/Gitarre) und Chorleiter/Chorleiterinnen (Chöre/Ensembles/Orchester)
                     mit Befähigungsnachweis.
                  

               

               	
                  Kirchenmusiker und Kirchenmusikerinnen mit C-Prüfung auf C-Stellen, wenn die Fachrichtung, in der die C-Prüfung abgelegt wurde,
                     sich von der ausgeübten Tätigkeit wesentlich unterscheidet (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 1).
                  

               

               	
                  Instrumentalisten/Instrumentalistinnen (Orgel/Klavier/Keyboard/Gitarre) und Chorleiter/Chorleiterinnen (Chöre/Ensembles/Orchester)
                     ohne Befähigungsnachweis bei Vertretung auf Kirchenmusikstellen der Gruppen G 1 - G 3 oder BK 1 oder BK 2.
                  

               

            

         

         Entgeltgruppe 7

         
            
               	
                  Kirchenmusiker und Kirchenmusikerinnen mit C-Prüfung auf C-Stellen, wenn einzelne Teilqualifikationen der Fachrichtung, in
                     der die C- Prüfung abgelegt wurde mit der ausgeübten Tätigkeit übereinstimmen (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 1).
                  

               

               	
                  Instrumentalisten/Instrumentalistinnen (Orgel/Klavier/Keyboard/Gitarre) und Chorleiter/Chorleiterinnen (Chöre/Ensembles/Orchester)
                     mit Befähigungsnachweis bei Vertretung auf Kirchenmusikstellen der Gruppen G 1 - G 3 oder BK 1 oder BK 2.
                  

               

               	
                  Kirchenmusiker und Kirchenmusikerinnen mit C-Prüfung bei Vertretung auf Kirchenmusikstellen der Gruppen G 1 – G 3 oder BK
                     1 oder BK 2, wenn die Fachrichtung, in der die C-Prüfung abgelegt wurde, sich von der ausgeübten Tätigkeit wesentlich unterscheidet
                     (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 2).
                  

               

            

         

         Entgeltgruppe 8

         
            
               	
                  Kirchenmusiker und Kirchenmusikerinnen mit C-Prüfung auf C-Stellen, wenn wesentliche Teilqualifikationen der Fachrichtung,
                     in der die C- Prüfung abgelegt wurde, mit der ausgeübten Tätigkeit übereinstimmen (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 1).
                  

               

               	
                  Kirchenmusiker und Kirchenmusikerinnen mit C-Prüfung bei Vertretung auf Kirchenmusikstellen der Gruppen G 1 – G 3 oder BK
                     1 oder BK 2, wenn einzelne Teilqualifikationen der Fachrichtung, in der die C-Prüfung abgelegt wurde mit der ausgeübten Tätigkeit
                     übereinstimmen (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 2).
                  

               

               	
                  Musiker und Musikerinnen ohne staatlich anerkannten musikalischen Hochschulabschluss (BA/MA) und ohne C-Prüfung in der Tätigkeit
                     als Musikreferent/-referentin (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 3).
                  

               

            

         

         Entgeltgruppe 9 a

         
            
               	
                  Kirchenmusiker und Kirchenmusikerinnen mit C-Prüfung auf C-Stellen wenn die Fachrichtung, in der die C-Prüfung abgelegt wurde
                     und die ausgeübte Tätigkeit übereinstimmen (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 1).
                  

               

               	
                  Kirchenmusiker und Kirchenmusikerinnen mit C-Prüfung bei Vertretung auf Kirchenmusikstellen der Gruppen G1 – G 3 oder BK 1
                     oder BK 2 wenn wesentliche Teilqualifikationen der Fachrichtung, in der die C-Prüfung abgelegt wurde, mit der ausgeübten Tätigkeit
                     übereinstimmen (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 2).
                  

               

            

         

         Entgeltgruppe 9 c

         Musiker und Musikerinnen ohne staatlich anerkannten musikalischen Hochschulabschluss (BA/MA) und mit C-Prüfung in der Tätigkeit
            als Musikreferent/-referentin (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 3).
         

         Entgeltgruppe 10

         
            
               	
                  Musiker und Musikerinnen mit einem staatlich anerkannten musikalischen Hochschulabschluss (BA/MA) auf C-Stellen, wenn die
                     Fachrichtung und die ausgeübte Tätigkeit wesentlich übereinstimmen (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 4).
                  

               

               	
                  Kirchenmusiker und Kirchenmusikerinnen mit C-Prüfung bei Vertretung auf Kirchenmusikstellen der Gruppen G 1 - G 3, BK 1 oder
                     BK 2, wenn die Fachrichtung, in der die C-Prüfung abgelegt wurde und die ausgeübte Tätigkeit übereinstimmen (Hierzu Protokollnotiz
                     (KAO) Nr. 2).
                  

               

               	
                  Kirchenmusiker/Kirchenmusikerinnen mit Diplomprüfung (A oder B/BA oder MA) auf C-Stellen.

               

               	
                  Musiker und Musikerinnen mit einem staatlich anerkannten musikalischen Hochschulabschluss in der Tätigkeit als Musikreferent/-
                     referentin auf Kirchengemeindeebene (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 3).
                  

               

            

         

         Entgeltgruppe 11

         
            
               	
                  Kirchenmusiker und Kirchenmusikerinnen mit Diplomprüfung (A oder B/BA oder MA) auf Stellen der Gruppe G 1.

               

               	
                  Musiker und Musikerinnen mit einem staatlich anerkannten musikalischen Hochschulabschluss in der Tätigkeit als Musikreferent/-
                     referentin auf Kirchenbezirksebene (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 3).
                  

               

            

         

         Entgeltgruppe 12

         
            
               	
                  Kirchenmusiker und Kirchenmusikerinnen mit Diplomprüfung (A oder B/BA oder MA) auf Stellen der Gruppe G 2 oder Bezirkskantoratsstellen
                     der Gruppe BK 1.
                  

               

               	
                  Musiker und Musikerinnen mit einem staatlich anerkannten musikalischen Hochschulabschluss in der Tätigkeit als Assistent/Assistentin
                     der Leitung der Stuttgarter Hymnus-Chorknaben.
                  

               

               	
                  Musiker und Musikerinnen mit einem staatlich anerkannten musikalischen Hochschulabschluss in der Tätigkeit als Bläserreferent/-referentin
                     im Evangelischen Kirchenkreis Stuttgart.
                  

               

               	
                  Musiker und Musikerinnen mit einem staatlich anerkannten musikalischen Hochschulabschluss in der Tätigkeit als Musikreferent/-referentin
                     auf Landesebene (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 3).
                  

               

               	
                  Beschäftigte/Beschäftigter als Glockensachverständige/-verständiger.

               

            

         

         Entgeltgruppe 13

         
            
               	
                  Kirchenmusiker und Kirchenmusikerinnen mit Diplomprüfung (A oder B/BA oder MA) oder Musiker und Musikerinnen mit vergleichbarer
                     akademischer Ausbildung in der Tätigkeit als Dozent/in an der Evangelischen Hochschule für Kirchenmusik in Tübingen.
                  

               

               	
                  Kirchenmusiker und Kirchenmusikerinnen mit Diplomprüfung (A oder B/BA oder MA) oder Musiker und Musikerinnen mit vergleichbarer
                     akademischer Ausbildung in der Tätigkeit als Studienleitung C-Pop auf Landesebene (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 4).
                  

               

               	
                  Kirchenmusiker und Kirchenmusikerinnen mit Diplomprüfung (A oder B/BA oder MA) oder Musiker und Musikerinnen mit vergleichbarer
                     akademischer Ausbildung in der Tätigkeit als Teamleitung Musikplus im Evangelischen Jugendwerk.
                  

               

            

         

         Entgeltgruppe 14

         
            
               	
                  Kirchenmusiker und Kirchenmusikerinnen mit Diplomprüfung (A oder B/BA oder MA) auf Stellen der Gruppe G 3 oder Bezirkskantoratsstellen
                     der Gruppe BK 2.
                  

               

               	
                  Kirchenmusiker und Kirchenmusikerinnen mit Diplomprüfung (A oder B/BA oder MA) oder Musiker und Musikerinnen mit vergleichbarer
                     akademischer Ausbildung in der Tätigkeit als Leitung der Stuttgarter Hymnus-Chorknaben (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 4).
                  

               

               	
                  Kirchenmusiker und Kirchenmusikerinnen mit Diplomprüfung (A oder B/BA oder MA) in der Tätigkeit als Musikdirektor/-direktorin
                     am Evangelischen Stift Tübingen.
                  

               

               	
                  Kirchenmusiker und Kirchenmusikerinnen mit Diplomprüfung (A oder B/BA oder MA) oder Musiker und Musikerinnen mit vergleichbarer
                     akademischer Ausbildung in der Tätigkeit als Landesposaunenwart/-wartin.
                  

               

               	
                  Kirchenmusiker und Kirchenmusikerinnen mit Diplomprüfung (A oder B/BA oder MA) oder Musiker und Musikerinnen mit vergleichbarer
                     akademischer Ausbildung in der Tätigkeit als Dozent/Dozentin mit Fachgruppenleitung an der Evangelischen Hochschule für Kirchenmusik
                     in Tübingen (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 4).
                  

               

            

         

         Entgeltgruppe 15

         1. Kirchenmusiker und Kirchenmusikerinnen mit Diplomprüfung (A oder B/BA oder MA) in der Tätigkeit als Landeskirchenmusikdirektor/-direktorin.

         2. Kirchenmusiker und Kirchenmusikerinnen der Entgeltgruppe 14 Fallgruppe 1 an der Stiftskirche in Stuttgart.

         3. Kirchenmusiker und Kirchenmusikerinnen mit Diplomprüfung (A oder MA) oder Musiker und Musikerinnen mit vergleichbarer akademischer
            Ausbildung als Rektor/Rektorin der Evangelischen Hochschule für Kirchenmusik in Tübingen.
         

         

         Protkollnotizen (KAO):

         
            
               	
                  Fachrichtungen der C-Prüfung sind Orgel, Chorleitung Pop, Chorleitung Klassik, Kinderchorleitung, Posaunenchorleitung, Gitarre
                     und Keyboard. Die Eingruppierung erfolgt entsprechend der nachfolgend aufgeführten auszuübenden Tätigkeit:
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 C-Abschluss

                              
                              	
                                 Tätigkeit

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Orgel

                              
                              	
                                 Chorleitung
Pop

                              
                              	
                                 Chorleitung
Klassik

                              
                              	
                                 Kinderchorleitung

                              
                              	
                                 Posaunenchorleitung

                              
                              	
                                 Gitarre

                              
                              	
                                 Keyboard

                              
                           

                           
                              	
                                 Orgel

                              
                              	
                                 EG 9 a

                              
                              	
                                 EG 6

                              
                              	
                                 EG 6

                              
                              	
                                 EG 6

                              
                              	
                                 EG 6

                              
                              	
                                 EG 6

                              
                              	
                                 EG 8

                              
                           

                           
                              	
                                 Chorleitung
Pop
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                                 EG 8

                              
                              	
                                 EG 7
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                                 EG 8

                              
                              	
                                 EG 9 a

                              
                              	
                                 EG 8

                              
                              	
                                 EG 7

                              
                              	
                                 EG 6

                              
                              	
                                 EG 7

                              
                           

                           
                              	
                                 Kinderchorleitung

                              
                              	
                                 EG 6

                              
                              	
                                 EG 8

                              
                              	
                                 EG 8

                              
                              	
                                 EG 9 a

                              
                              	
                                 EG 7

                              
                              	
                                 EG 6

                              
                              	
                                 EG 6

                              
                           

                           
                              	
                                 Posaunenchorleitung

                              
                              	
                                 EG 6

                              
                              	
                                 EG 7

                              
                              	
                                 EG 7

                              
                              	
                                 EG 7

                              
                              	
                                 EG 9 a

                              
                              	
                                 EG 6

                              
                              	
                                 EG 6

                              
                           

                           
                              	
                                 Gitarre

                              
                              	
                                 EG 7

                              
                              	
                                 EG 6

                              
                              	
                                 EG 6

                              
                              	
                                 EG 6

                              
                              	
                                 EG 6

                              
                              	
                                 EG 9 a

                              
                              	
                                 EG 8

                              
                           

                           
                              	
                                 Keyboard

                              
                              	
                                 EG 8

                              
                              	
                                 EG 6

                              
                              	
                                 EG 6

                              
                              	
                                 EG 6

                              
                              	
                                 EG 6

                              
                              	
                                 EG 8

                              
                              	
                                 EG 9 a

                              
                           

                        
                     

                  

               

               	
                  Wenn Kirchenmusiker und Kirchenmusikerinnen mit C-Prüfung auf Kirchenmusikstellen der Gruppen G 1 - G 3 oder BK 1 oder BK
                     2 Vertretungsdienste ausüben gilt folgende Zuordnung:
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 C-Abschluss

                              
                              	
                                 Tätigkeit

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Orgel

                              
                              	
                                 Chorleitung
Pop

                              
                              	
                                 Chorleitung
Klassik

                              
                              	
                                 Kinderchorleitung

                              
                              	
                                 Posaunenchorleitung

                              
                              	
                                 Gitarre

                              
                              	
                                 Keyboard

                              
                           

                           
                              	
                                 Orgel

                              
                              	
                                 EG 10

                              
                              	
                                 EG 7

                              
                              	
                                 EG 7

                              
                              	
                                 EG 7

                              
                              	
                                 EG 7
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                                 EG 10

                              
                              	
                                 EG 8

                              
                              	
                                 EG 7

                              
                              	
                                 EG 7

                              
                           

                           
                              	
                                 Posaunenchorleitung

                              
                              	
                                 EG 7

                              
                              	
                                 EG 8

                              
                              	
                                 EG 8

                              
                              	
                                 EG 8

                              
                              	
                                 EG 10

                              
                              	
                                 EG 7

                              
                              	
                                 EG 7

                              
                           

                           
                              	
                                 Gitarre

                              
                              	
                                 EG 8

                              
                              	
                                 EG 7

                              
                              	
                                 EG 7

                              
                              	
                                 EG 7

                              
                              	
                                 EG 7

                              
                              	
                                 EG 10

                              
                              	
                                 EG 9 a

                              
                           

                           
                              	
                                 Keyboard

                              
                              	
                                 EG 9 a

                              
                              	
                                 EG 7

                              
                              	
                                 EG 7

                              
                              	
                                 EG 7

                              
                              	
                                 EG 7

                              
                              	
                                 EG 9 a

                              
                              	
                                 EG 10

                              
                           

                        
                     

                  

               

               	
                  Musikreferenten und Musikreferentinnen sind in musikalischen und musikpädagogischen Teilbereichen tätig. Das kann z. B. die
                     Fachberatung, Aus-, Fort- und Weiterbildung oder die Leitung von kirchenmusikalischen Chören und Ensembles umfassen.
                  

               

               	
                  Die Prüfung und Anerkennung des akademischen Musikdiploms (BA/MA) ist durch das Amt für Kirchenmusik vorzunehmen.

               

            

         

      

      
            11. Medien und Kommunikation

         

         
                     EG 9 a

                  

                  Beschäftigte im Bereich Medien und Kommunikation mit entsprechender Ausbildung oder entsprechenden Fähigkeiten und Erfahrungen.

               

               
                     EG 9 b

                  

                  
                     
                        	
                           Beschäftigte der EG 9 a deren Tätigkeit gründliche, umfassende Fachkenntnisse und selbstständige Leistungen erfordert. (Hierzu
                              Protokollnotiz (KAO) Nr. 1)
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte mit abgeschlossenem Volontariat als Jungredakteur oder Jungredakteurin. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 2 a))

                        

                     

                  

               

               
                     EG 9 c

                  

                  
                     
                        	
                           Beschäftigte mit abgeschlossener Hochschulbildung sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und
                              ihrer Erfahrungen, entsprechende Tätigkeiten ausüben.
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte, deren Tätigkeit sich dadurch aus der Entgeltgruppe 9 b heraushebt, dass sie besonders verantwortungsvoll ist.
                              (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 3)
                           

                        

                     

                  

               

               
                     EG 10

                  

                  
                     
                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c Fallgruppe 1, deren Tätigkeit sich mindestens zu einem Drittel durch besondere Schwierigkeit
                              und Bedeutung aus der Entgeltgruppe 9 c heraushebt. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 4)
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c Fallgruppe 1 ohne Volontariat als Jungredakteur oder Jungredakteurin. (Hierzu Protokollnotiz
                              (KAO) Nr. 2 b))
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 a als Mediengestalter oder Mediengestalterin in der Evangelischen Medienhaus GmbH

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c Fallgruppe 1 in der Tätigkeit als Referent oder Referentin für Öffentlichkeitsarbeit.

                        

                     

                  

               

               
                     EG 11

                  

                  
                     
                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe EG 9 c Fallgruppe 1, deren Tätigkeit sich durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung aus der
                              Entgeltgruppe 9 c heraushebt. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 5)
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe EG 9 c Fallgruppe 1 als Referent oder Referentin für Öffentlichkeitsarbeit im Kirchenbezirk
                              oder einem kirchlichen Verband.
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe EG 9 c Fallgruppe 1 als Redakteur oder Redakteurin.

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe EG 9 c Fallgruppe 1 als Producer oder Producerin.

                        

                     

                  

               

               
                     EG 12

                  

                  
                     
                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c Fallgruppe 1, deren Tätigkeit sich durch das Maß der damit verbundenen Verantwortung erheblich
                              aus der Entgeltgruppe 11 heraushebt.
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe EG 9 c Fallgruppe 1 als Bereichsleitung.

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe EG 9 c Fallgruppe 1 als Redakteure oder Redakteurinnen im Sprecherbüro der Landeskirche.

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe EG 9 c Fallgruppe 1 als Redakteur oder Redakteurin vom Dienst.

                        

                     

                  

               

               
                     EG 13

                  

                  
                     
                        	
                           Beschäftigte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte,
                              die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrung entsprechende Tätigkeiten ausüben.
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe EG 9 c Fallgruppe 1 als Bereichsleitung von mehreren Bereichen.

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe EG 9 c Fallgruppe 1 als Geschäftsführer oder Geschäftsführerin von Tochtergesellschaften.

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe EG 9 c Fallgruppe 1 als Chef oder Chefin vom Dienst.

                        

                        	
                           Beschäftigte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und entsprechender Tätigkeit als Referent oder Referentin
                              für Öffentlichkeitsarbeit.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     EG 14

                  

                  
                     
                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 13 Fallgruppe 1, deren Tätigkeit sich mindestens zu einem Drittel

                           
                              
                                 	
                                    durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung oder

                                 

                                 	
                                    durch das Erfordernis hochwertiger Leistungen bei besonders schwierigen Aufgaben aus der Entgeltgruppe 13 Fallgruppe 1 heraushebt.

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c Fallgruppe 1 als stellvertretender Sprecher oder stellvertretende Sprecherin der Landeskirche.

                        

                     

                  

               

               
                     EG 15

                  

                  
                     
                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 13 Fallgruppe 1 als Geschäftsführer oder Geschäftsführerin der Evangelischen Medienhaus GmbH.

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 13 Fallgruppe 1 als Sprecher oder Sprecherin der Landeskirche.

                        

                     

                  

                  

                  Protokollnotizen (KAO):

                  
                     
                        	
                           Gründliche und umfassende Fachkenntnisse bedeuten gegenüber den in der Entgeltgruppe 9 a geforderten gründlichen und vielseitigen
                              Fachkenntnissen eine Steigerung der Tiefe und der Breite nach. Diese liegen z. B. vor bei der Tätigkeit als Produktions- oder
                              Redaktionsassistenz.
                           

                        

                        	
                           Die Eingruppierung als Jungredakteur oder Jungredakteurin ist höchstens 3 Jahre möglich. 

                           Sie setzt voraus, dass der Stelleninhaber oder die Stelleninhaberin

                           
                              
                                 	
                                    kein Studium abgeschlossen hat, da er/sie z. B. direkt nach dem Schulabschluss in ein Volontariat eingestiegen ist oder

                                 

                                 	
                                    nach dem abgeschlossenen Studium kein Volontariat absolviert hat.

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Mindestens in der Entgeltgruppe 9 c eingruppiert sind z. B.:

                           
                              
                                 	
                                    Beschäftigte in der Tätigkeit als Redaktionsmanager oder Redaktionsmanagerin.

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Mindestens in der Entgeltgruppe 10 eingruppiert sind z. B.:

                           
                              
                                 	
                                    Beschäftigte als Medienmanager oder Medienmanagerin oder Medienpädagoge oder Medienpädagogin.

                                 

                                 	
                                    Beschäftigte als Konzeptioner oder Konzeptionerin

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Mindestens in der Entgeltgruppe 11 eingruppiert sind z. B.: Beschäftigte als Referent oder Referentin für Öffentlichkeitsarbeit
                              in der Evangelischen Hochschule Ludwigsburg.
                           

                        

                     

                  

               

            

         

      

      
            15. Beschäftigte in der Bildungsarbeit

         

         Entgeltgruppe 6

         Beschäftigte in der Erwachsenenbildung ohne entsprechende Ausbildung.

         Entgeltgruppe 9 a

         
            
               	
                  Beschäftigte in der Erwachsenenbildung mit pädagogischer Ausbildung und entsprechender Tätigkeit.

               

               	
                  Beschäftigte als Geschäftsführer oder Geschäftsführerin eines Bildungswerks, einer Familienbildungsstätte oder eines Hauses
                     der Begegnung oder einer vergleichbaren Einrichtung.
                  

               

            

         

         Entgeltgruppe 9 b

         Beschäftigte, die Pflegeschulungen für examinierte Pflegefachkräfte durchführen.

         Entgeltgruppe 9 c

         
            
               	
                  Beschäftigte in der Bildungsarbeit mit abgeschlossener Hochschulbildung oder mit gleichwertigen Fähigkeiten und Erfahrungen.

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 a Fallgruppe 2 mit abgeschlossener Hochschulbildung oder mit gleichwertigen Fähigkeiten und
                     Erfahrungen.
                  

               

            

         

         Entgeltgruppe 10

         
            
               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c Fallgruppe 1 mit Zuständigkeit in mindestens zwei selbständigen Arbeitsbereichen (jeweils
                     mindestens ein Drittel des Beschäftigungsumfangs). (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 1)
                  

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c Fallgruppe 1, denen mindestens zu einem Drittel schwierige Tätigkeiten übertragen sind.
                     (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 2).
                  

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c Fallgruppe 1 mit abgeschlossener Zusatzausbildung und entsprechender Tätigkeit. (Hierzu
                     Protokollnotiz (KAO) Nr. 3)
                  

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c Fallgruppe 2 die mindestens 3.000 Unterrichtseinheiten pro Jahr melden. (Hierzu Protokollnotiz
                     (KAO) Nr. 4)
                  

               

            

         

         Entgeltgruppe 11

         
            
               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c Fallgruppe 2, die mindestens 6.000 Unterrichtseinheiten pro Jahr melden. (Hierzu Protokollnotiz
                     (KAO) Nr. 4)
                  

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c, denen zu mindestens einem Drittel Tätigkeiten von besonderer Schwierigkeit und besonderer
                     Bedeutung übertragen sind. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 5).
                  

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c, die bei der Landeskirche oder einem landeskirchlichen Werk oder Dienst Einrichtungen oder
                     Träger konzeptionell beraten und begleiten.
                  

               

            

         

         Entgeltgruppe 12

         Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c Fallgruppe 2, die mindestens 9.000 Unterrichtseinheiten pro Jahr melden. (Hierzu Protokollnotiz
            (KAO) Nr. 4)
         

         Entgeltgruppe 13

         
            
               	
                  Beschäftigte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung als Geschäftsführer oder Geschäftsführerin eines Bildungswerks,
                     einer Familienbildungsstätte oder eines Hauses der Begegnung oder einer vergleichbaren Einrichtung,
                  

                  
                     
                        	
                           die mindestens 12.000 Unterrichtseinheiten pro Jahr melden.

                           oder

                        

                        	
                           die als überwiegende Tätigkeit Themen wissenschaftlich aufarbeiten und die Veranstaltungen selber durchführen. (Hierzu Protokollnotiz
                              (KAO) Nr. 4)
                           

                        

                     

                  

               

               	
                  Beschäftigte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung in der Tätigkeit als Geschäftsführung eines landeskirchlichen
                     Werkes oder Dienstes.
                  

               

               	
                  Beschäftigte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung in der Tätigkeit als Studienleitung in der Ev. Akademie
                     Bad Boll und vergleichbaren Einrichtungen
                  

               

               	
                  Beschäftigte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte,
                     die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrung entsprechende Tätigkeiten ausüben.
                  

               

            

         

         Entgeltgruppe 14

         
            
               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 13 Fallgruppe 1 die

                  
                     
                        	
                           mindestens 16.000 Unterrichtseinheiten pro Jahr melden

                           oder

                        

                        	
                           zusätzlich4 die Geschäftsführung einer weiteren Familienbildungsstätte, eines Hauses der Begegnung oder einer vergleichbaren Einrichtung
                              übernommen haben. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 4)
                           

                        

                     

                  

               

               	
                  Beschäftigte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung in der Tätigkeit als stellvertretender Direktor oder
                     stellvertretende Direktorin der Ev. Akademie Bad Boll.
                  

               

               	
                  Beschäftigte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung in der Tätigkeit als Leitung der Landesstelle für Erwachsenen-
                     und Familienbildung.
                  

               

            

         

         Entgeltgruppe 15

         Beschäftigte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung, deren Tätigkeit sich durch besondere Schwierigkeit und
            Bedeutung sowie erheblich durch das Maß der damit verbundenen Verantwortung aus dem Niveau der Entgeltgruppe 14 heraushebt,
            wie z. B. der geschäftsführende Direktor oder die geschäftsführende Direktorin der Ev. Akademie Bad Boll.
         

         

         Protokollnotizen (KAO):

         
            
               	
                  Eigene Arbeitsgebiete können z. B. sein:

                  Geschichte, Gesellschaft, Politik, Recht, Pädagogik, Psychologie, Anthropologie, Philosophie, Theologie, Literatur, Kunst,
                     Musik, Medien und Kommunikation, Mathematik, Naturwissenschaften, Technik, Heimat- und Länderkunde, Europakunde, Deutsch und
                     Fremdsprachen, Musisches Arbeiten, Gesundheits- und Körperpflege, Wirtschaft (Volks- und Betriebswirtschaft), Verwaltung,
                     Organisation, Haushaltsführung, Hauswirtschaft, Statistik, Datenverarbeitung, Umweltschutz.
                  

               

               	
                  Schwierige Aufgaben liegen vor, wenn die Anforderungen an die Bildungsveranstaltung bedingt durch die Besonderheiten der Zielgruppe
                     über die üblichen Anforderungen einer außerschulischen Bildungsveranstaltung hinaus gehen. Aufgaben in o. g. Sinne sind z.
                     B.:
                  

                  
                     
                        	
                           Bildungsveranstaltungen mit ausdrücklichem Schwerpunkt Inklusion

                        

                        	
                           Bildungsveranstaltungen für Zielgruppen mit hohem Migrationsanteil.

                        

                     

                  

               

               	
                  Eine Zusatzausbildung im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals ist eine mindestens 160 Unterrichtseinheiten umfassende Fort- oder
                     Weiterbildung z. B. in Medienpädagogik oder Betriebswirtschaft.
                  

               

               	
                  Bei den Unterrichtseinheiten zählen die Einheiten von landeskirchlichen und ähnlichen Bildungseinrichtungen wie z. B. Hospitalhof
                     Stuttgart, Ev. Akademie Bad Boll, Stift Urach, Ev. Tagungsstätte Löwenstein und Ev. Tagungsstätte Haus Bittenhalde nicht mit.
                  

                  Für die Ermittlung der Unterrichtseinheiten ist jeweils das vorherige Kalenderjahr maßgeblich.

                  Die Eingruppierung anhand der Unterrichtseinheiten ist jährlich zum 1. April zu prüfen.

                  Eine Unterschreitung führt erst dann zur Herabgruppierung, wenn die maßgebliche Zahl der gemeldeten Unterrichtseinheiten drei
                     Jahre hintereinander unterschritten wird.
                  

                  Führt die Ermittlung der Unterrichtseinheiten zu einer Höher- oder Herabgruppierung, so wird diese tarifautomatisch zum 1.
                     Juni des laufenden Kalenderjahres wirksam.
                  

                  Für die Betrachtung, ob eine Stelle herabgruppiert wird, werden die Jahre 2020-2022 ausgespart. Die Zählung der Unterschreitung
                     beginnt erstmals wieder am 1. April 2023. Für Neuanstellungen werden bis einschließlich 31.03.2024 die Zahlen aus dem Jahr
                     2019 herangezogen.
                  

               

               	
                  Tätigkeiten von besonderer Schwierigkeit und Bedeutung sind gegeben, wenn durch die Tätigkeit eine deutlich höhere Reichweite
                     und Bedeutung der Evangelischen Bildungsarbeit erreicht wird oder eine besondere gesellschaftliche Herausforderung durch die
                     Bildungsarbeit bearbeitet wird. Auch ein Alleinstellungsmerkmal eines Arbeitsbereichs im Bereich der Bildung in der Öffentlichkeit
                     kann eine besondere Bedeutung begründen, z. B.:
                  

                  
                     
                        	
                           Vertretung der Dienststelle in der Öffentlichkeit und in kommunalen Gremien

                        

                        	
                           Erweiterung der Reichweite der Bildungsarbeit durch die Betreuung von sozialen Netzwerken wie z. B. Twitter, Instagram und
                              Facebook inkl. Nutzerinteraktion und digitale Zielgruppenarbeit.
                           

                        

                     

                  

               

            

         

      

      
            16. Mesner/Mesnerinnen und Hausmeister/Hausmeisterinnen

         

         EG 3

         
            	1.

            	
               Mesner/Mesnerinnen oder Hausmeister/Hausmeisterinnen ohne abgeschlossene mindestens zweijährige Berufsausbildung oder Abschluss des Grund- und Aufbaulehrgangs für Mesner/Mesnerinnen und/oder Hausmeister/Hausmeisterinnen auf Stellen der Gruppe 1 (bis 109,99 Punkte).
(Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 1)
               

            

         

         EG 4

         
            	2.

            	
               Mesner/Mesnerinnen oder Hausmeister/Hausmeisterinnen mit abgeschlossener mindestens zweijähriger Berufsausbildung oder Abschluss des Grund- und Aufbaulehrgangs für Mesner/Mesnerinnen und/oder Hausmeister/Hausmeisterinnen auf Stellen der Gruppe 1.
(Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 1)
               

            

            	3.

            	
               Mesner/Mesnerinnen oder Hausmeister/Hausmeisterinnen ohne abgeschlossene mindestens zweijährige Berufsausbildung oder Abschluss des Grund- und Aufbaulehrgangs für Mesner/Mesnerinnen und/oder Hausmeister/Hausmeisterinnen auf Stellen der Gruppe 2 (110 bis 130,49 Punkte).
(Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 1)
               

            

         

         EG 5

         
            	4.

            	
               Mesner/Mesnerinnen und Hausmeister/Hausmeisterinnen mit abgeschlossener mindestens zweijähriger Berufsausbildung oder Abschluss des Grund- und Aufbaulehrgangs für Mesner/Mesnerinnen und/oder Hausmeister/Hausmeisterinnen auf Stellen der Gruppe 2.
(Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 1)
               

            

            	5.

            	
               Mesner/Mesnerinnen und Hausmeister/Hausmeisterinnen ohne abgeschlossene mindestens zweijährige Berufsausbildung oder Abschluss des Grund- und Aufbaulehrgangs für Mesner/Mesnerinnen und/oder Hausmeister/Hausmeisterinnen auf Stellen der Gruppe 3 (130,5 Punkte bis 134,99 Punkte).
(Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 1)
               

            

         

         EG 6

         
            	6.

            	
               Mesner/Mesnerinnen und Hausmeister/Hausmeisterinnen mit abgeschlossener mindestens zweijähriger Berufsausbildung oder Abschluss des Grund- und Aufbaulehrgangs für Mesner/Mesnerinnen und/oder Hausmeister/Hausmeisterinnen auf Stellen der Gruppe 3.
(Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 1)
               

            

            	7.

            	
               Mesner/Mesnerinnen und Hausmeister/Hausmeisterinnen ohne abgeschlossene mindestens dreijährige Berufsausbildung und  ohne Abschluss des Grund- und Aufbaulehrgangs für Mesner/Mesnerinnen und/oder Hausmeister/Hausmeisterinnen auf Stellen der Gruppe 4 (135 Punkte und höher).
(Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 1)
               

            

         

         EG 7

         
            	8.

            	
               Mesner/Mesnerinnen und Hausmeister/Hausmeisterinnen mit abgeschlossener mindestens zweijähriger Berufsausbildung oder Abschluss des Grund- und Aufbaulehrgangs für Mesner/Mesnerinnen und/oder Hausmeister/Hausmeisterinnen auf Stellen der Gruppe 3 bei besonderer Schwierigkeit und Bedeutung der Stelle. 
(Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nr. 1 und Nr. 2)
               

            

            	9.

            	
               Mesner/Mesnerinnen und Hausmeister/Hausmeisterinnen mit abgeschlossener mindestens dreijähriger Berufsausbildung oder Abschluss des Grund- und Aufbaulehrgangs für Mesner/Mesnerinnen und/oder Hausmeister/Hausmeisterinnen auf Stellen der Gruppe 4. 
(Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 1)
               

            

         

         EG 8

         
            	10.

            	
               Mesner/Mesnerinnen und Hausmeister/Hausmeisterinnen mit abgeschlossener mindestens dreijähriger Berufsausbildung und Abschluss des Grund- und Aufbaulehrgangs für Mesner/Mesnerinnen und/oder Hausmeister/Hausmeisterinnen auf Stellen der Gruppe 4 bei besonderer Schwierigkeit und Bedeutung der Stelle. 
(Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nr. 1 und Nr. 2)
               

            

         

         

         Protokollnotizen (KAO) zu VPG 16:

         
            
               	1.

               	
                  Die Einstufung der Mesner- und Hausmeisterstellen in den Gruppen 1, 2, 3 oder 4 erfolgt nach dem Erhebungsbogen zur Ermittlung
                     der Arbeitszeit und zur Bewertung der Mesner- und Hausmeisterstellen (abgedruckt in Abl. 61 S. 84) in der jeweils geltenden Fassung.
                  

               

               	2.

               	
                  Eine besondere Schwierigkeit und Bedeutung der Stelle liegt insbesondere vor:

                  
                     
                        	
                           bei Verantwortung für Gebäude von herausgehobener kirchlicher Bedeutung

                           

                           oder

                           

                        

                        	
                           bei Unterstellung von anderen Mesner/Mesnerinnen oder Hausmeister/Hausmeisterinnen oder Reinigungskräften

                        

                     

                  

               

            

         

      

      
            21. Beschäftigte im Erziehungsdienst5678

         

         
                     S 2

                  

                  Beschäftigte in der Tätigkeit von Kinderpflegerinnen/Kinderpflegern mit staatlicher Anerkennung, Sozialassistentinnen/Sozialassistenten
                     und Heilerziehungspflegehelferinnen/Heilerziehungspflegehelfern mit staatlicher Anerkennung oder mit staatlicher Prüfung.
                  

                  (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 3)

               

               
                     S 3

                  

                  Kinderpflegerinnen/Kinderpfleger mit staatlicher Anerkennung, Sozialassistentinnen/Sozialassistenten und Heilerziehungspflegehelferinnen/Heilerziehungspflegehelfer mit staatlicher Anerkennung oder mit staatlicher Prüfung und
                     entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende
                     Tätigkeiten ausüben. 
                  

                  (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 3 und Protokollnotiz (KAO) Nr. 1)

               

               
                     S 4

                  

                  
                     
                        	
                           Kinderpflegerinnen/Kinderpfleger mit staatlicher Anerkennung, Sozialassistentinnen/Sozialassistenten und Heilerziehungspflegehelferinnen/Heilerziehungspflegehelfer
                              mit staatlicher Anerkennung oder mit staatlicher Prüfung und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund
                              gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, mit schwierigen fachlichen Tätigkeiten.
                           

                           (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 2 und 3 sowie Protokollnotizen (KAO) Nrn. 1 und 2)

                        

                        	
                           Kinderpflegerinnen/Kinderpfleger mit staatlicher Anerkennung sowie sonstige Beschäftigte, bei denen es sich nicht um Fachkräfte
                              nach dem Kindertagesbetreuungsgesetz (KiTaG)9 handelt, sowie Fachkräfte gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 10 KiTaG10 während der Qualifizierung (25 Fortbildungstage innerhalb von zwei Jahren oder einjähriges Berufspraktikum), in der Tätigkeit
                              als Zusatzkraft für pädagogische und begleitende Hilfen für behinderte Kinder nach § 54 SGB XII oder zur Betreuung von Kindern
                              nach § 27 SGB VIII (Hilfe zur Erziehung) oder § 35 a SGB VIII (Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder) sowie in
                              der Tätigkeit als Zusatzkraft in Sprachfördermaßnahmen.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     S 5

                  

                  [nicht besetzt]

               

               
                     S 6

                  

                  [nicht besetzt] 

               

               
                     S 7

                  

                  
                     
                        	
                           Erzieherinnen/Erzieher mit staatlicher Anerkennung in der Tätigkeit als pädagogische Fachkraft zur Unterstützung der Leitungskräfte
                              in der Gruppe (Zweitkraft) sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende
                              Tätigkeiten ausüben. 
                           

                           (Hierzu Protokollerklärung Nr. 1 sowie Protokollnotizen (KAO) Nrn. 1, 1a und 3)
                           

                        

                        	
                           Erzieherinnen/Erzieher mit staatlicher Anerkennung sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und
                              ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, in der Tätigkeit als Zusatzkraft für pädagogische und begleitende Hilfen
                              für behinderte Kinder nach § 54 SGB XII oder zur Betreuung von Kindern nach § 27 SGB VIII (Hilfe zur Erziehung) oder § 35 a SGB VIII (Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder) sowie in der Tätigkeit als
                              Zusatzkraft in Sprachfördermaßnahmen. 
                           

                           (Hierzu Protokollerklärung Nr. 1 sowie Protokollnotizen (KAO) Nrn. 1, 1a und 3)
                           

                        

                     

                  

               

               
                     S 8 a

                  

                  Erzieherinnen/Erzieher mit staatlicher Anerkennung und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund
                     gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben. 
                  

                  (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 3 und 5 sowie Protokollnotizen (KAO) Nrn. 1, 1 a, 3 b) und 4)
                  

               

               
                     S 8 b

                  

                  Erzieherinnen/Erzieher mit staatlicher Anerkennung und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund
                     gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, mit besonders schwierigen fachlichen Tätigkeiten.
                     
                  

                  (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1, 3 und 6 sowie Protokollnotizen (KAO) Nrn. 1 und 1 a)
                  

               

               
                     S 9

                  

                  
                     
                        	
                           Erzieherinnen/Erzieher, mit entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten
                              und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, mit fachlich koordinierenden Aufgaben für mindestens drei Beschäftigte
                              mindestens der Entgeltgruppe S 8b Fallgruppe 1. 
                           

                           (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 3 sowie Protokollnotizen (KAO) Nrn. 1 und 1 a)
                           

                        

                        	
                           Heilpädagoginnen/Heilpädagogen mit staatlicher Anerkennung und entsprechender Tätigkeit. 

                           (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 1 und 7 sowie Protokollnotiz (KAO) Nr. 1 a)
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte als Leiterinnen/Leiter von Kindertagesstätten. 

                           (Hierzu Protokollerklärung Nr. 8 sowie Protokollnotiz (KAO) Nr. 1 a)
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen/Vertreter von Leiterinnen/Leitern von Kindertagesstätten
                              mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 40 Plätzen bestellt sind. 
                           

                           (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 4 und 8 sowie Protokollnotizen (KAO) Nrn. 1 a und 5)
                           

                        

                     

                  

               

               
                     S 10 bis S 12

                  

                  [nicht besetzt]

               

               
                     S 13

                  

                  
                     
                        	
                           Beschäftigte als Leiterinnen/Leiter von Kindertagesstätten mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 40 Plätzen. 

                           (Hierzu Protokollerklärung Nr. 8 sowie Protokollnotizen (KAO) Nrn. 1 a und 5)
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen/Vertreter von Leiterinnen/Leitern von Kindertagesstätten
                              mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 70 Plätzen bestellt sind. 
                           

                           (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 4 und 8 sowie Protokollnotizen (KAO) Nrn. 1 a und 5)
                           

                        

                     

                  

               

               
                     S 14

                  

                  [nicht besetzt]

               

               
                     S 15

                  

                  
                     
                        	
                           Beschäftigte als Leiterinnen/Leiter von Kindertagesstätten mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 70 Plätzen. 

                           (Hierzu Protokollerklärung Nr. 8 sowie Protokollnotizen (KAO) Nrn. 1 a und 5)
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen/Vertreter von Leiterinnen/Leitern von Kindertagesstätten
                              mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 100 Plätzen bestellt sind. 
                           

                           (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 4 und 8 sowie Protokollnotizen (KAO) Nrn. 1 a und 5)
                           

                        

                        	
                           Erzieherinnen/Erzieher mit staatlicher Anerkennung, denen die Fachberatung in Tageseinrichtungen für Kinder übertragen ist.

                        

                        	
                            Erzieherinnen/Erzieher mit staatlicher Anerkennung, denen die fachliche Leitung von Tageseinrichtungen für Kinder übertragen
                              ist.
                           

                           (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 7)
                           

                        

                     

                  

               

               
                     S 16

                  

                  
                     
                        	
                           Beschäftigte als Leiterinnen/Leiter von Kindertagesstätten mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 100 Plätzen. 

                           (Hierzu Protokollerklärung Nr. 8 sowie Protokollnotizen (KAO) Nrn. 1 a und 5)
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen/Vertreter von Leiterinnen/Leitern von Kindertagesstätten
                              mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 130 Plätzen bestellt sind. 
                           

                           (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 4 und 8 sowie Protokollnotizen (KAO) Nrn. 1 a und 5)
                           

                        

                        	
                           Diplom-Sozialarbeiterinnen/Diplom-Sozialarbeiter, Diplom-Sozialpädagoginnen/Diplom-Sozialpädagogen (auch mit Abschluss Bachelor
                              of Arts Soziale Arbeit) oder Beschäftigte mit vergleichbarem Hochschulabschluss (z. B. Bachelor of Arts Frühkindliche Bildung
                              und Erziehung), denen die fachliche Leitung von Tageseinrichtungen für Kinder übertragen ist.
                           

                           (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 7)
                           

                        

                     

                  

               

               
                     S 17

                  

                  
                     
                        	
                           Beschäftigte als Leiterinnen/Leiter von Kindertagesstätten mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 130 Plätzen. 

                           (Hierzu Protokollerklärung Nr. 8 sowie Protokollnotizen (KAO) Nrn. 1 a und 5)
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen/Vertreter von Leiterinnen/Leitern von Kindertagesstätten
                              mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 180 Plätzen bestellt sind. 
                           

                           (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 4 und 8 sowie Protokollnotizen (KAO) Nrn. 1 a und 5) 
                           

                        

                        	
                           Diplom-Sozialarbeiterinnen / Diplom-Sozialarbeiter, Diplom-Sozialpädagoginnen/Diplom-Sozialpädagogen (auch mit Abschluss Bachelor
                              of Arts Soziale Arbeit) oder Beschäftigte mit vergleichbarem Hochschulabschluss (z. B. Bachelor of Arts Frühkindliche Bildung
                              und Erziehung) oder sonstige Beschäftigte mit gleichwertigen Fähigkeiten und Erfahrungen, denen die Fachberatung in Tageseinrichtungen für Kinder übertragen ist.
(Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 8)
                           

                        

                        	
                           Diplom-Sozialarbeiterinnen /Diplom-Sozialarbeiter, Diplom-Sozialpädagoginnen/Diplom-Sozialpädagogen (auch mit Abschluss Bachelor
                              of Arts Soziale Arbeit) oder Beschäftigte mit vergleichbarem Hochschulabschluss (z. B. Bachelor of Arts Frühkindliche Bildung
                              und Erziehung) oder sonstige Beschäftigte mit gleichwertigen Fähigkeiten und Erfahrungen, denen die fachliche Leitung von Tageseinrichtungen für Kinder in mindestens 10 Einrichtungen übertragen
                              ist.
(Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 7 und 9)
                           

                        

                     

                  

               

               
                     S 18

                  

                  
                     
                        	
                           Beschäftigte als Leiterinnen/Leiter von Kindertagesstätten mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 180 Plätzen. 

                           (Hierzu Protokollerklärung Nr. 8 sowie Protokollnotizen (KAO) Nrn. 1 a und 5)
                           

                        

                        	
                           Diplom-Sozialarbeiterinnen/Diplom-Sozialarbeiter, Diplom-Sozialpädagoginnen/Diplom-Sozialpädagogen (auch mit Abschluss Bachelor
                              of Arts Soziale Arbeit) oder Beschäftigte mit vergleichbarem Hochschulabschluss (z. B. Bachelor of Arts Frühkindliche Bildung
                              und Erziehung), denen die Fachberatung in Tageseinrichtungen für Kinder übertragen ist, deren Tätigkeit sich durch das Maß
                              an Verantwortung erheblich aus der Entgeltgruppe S 17 heraushebt und die mit Landesaufgaben betraut sind. 
                           

                           (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 6)
                           

                        

                        	
                           Diplom-Sozialarbeiterinnen /Diplom-Sozialarbeiter, Diplom-Sozialpädagoginnen/Diplom-Sozialpädagogen (auch mit Abschluss Bachelor
                              of Arts Soziale Arbeit) oder Beschäftigte mit vergleichbarem Hochschulabschluss (z. B. Bachelor of Arts Frühkindliche Bildung
                              und Erziehung) oder sonstige Beschäftigte mit gleichwertigen Fähigkeiten und Erfahrungen, denen die Fachberatung von Tageseinrichtungen für Kinder in mindestens 40 Einrichtungen übertragen
                              ist.
(Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 8)
                           

                        

                        	
                           Diplom-Sozialarbeiterinnen /Diplom-Sozialarbeiter, Diplom-Sozialpädagoginnen/Diplom-Sozialpädagogen (auch mit Abschluss Bachelor
                              of Arts Soziale Arbeit) oder Beschäftigte mit vergleichbarem Hochschulabschluss (z. B. Bachelor of Arts Frühkindliche Bildung
                              und Erziehung) oder sonstige Beschäftigte mit gleichwertigen Fähigkeiten und Erfahrungen, denen die fachliche Leitung von Tageseinrichtungen für Kinder in mindestens 22 Einrichtungen übertragen
                              ist.
(Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 7 und 9)
                           

                        

                     

                  

                  Protokollerklärungen11

                  
                     
                        	1.

                        	
                           Die Beschäftigten – ausgenommen die in Entgeltgruppe S 4 bei Tätigkeiten der Fallgruppe 2, Entgeltgruppe S 7, Entgeltgruppe
                              S 8 a bei Tätigkeiten der Fallgruppe 2 und Entgeltgruppe S 8 b bei Tätigkeiten der Fallgruppe 2 eingruppierten Beschäftigten
                              – erhalten für die Dauer der Tätigkeit in einer besonderen Wohnform (insbesondere stationäre Einrichtungen, Wohngruppen für
                              Menschen mit Behinderung im Sinne von SGB IX, Kinder- und Jugendwohnheimen oder vergleichbaren Einrichtungen [Heim]) oder
                              in der ambulant unterstützten Einzel- oder Gruppenbetreuung, wenn diese als Präsenzleistung durchgängig für 24 Stunden täglich
                              erfolgt, oder in der Heimerziehung nach § 34 SGB VIII eine Zulage in Höhe von 100,00 Euro monatlich, wenn dort ein überwiegender
                              Teil der Menschen mit durchgängigem Unterstützungs- oder Betreuungsbedarf untergebracht ist bzw. betreut wird; überwiegt der
                              Teil der Menschen mit durchgängigem Unterstützungs- oder Betreuungsbedarf nicht, beträgt die Zulage 50,00 Euro monatlich.
                              Für die in Entgeltgruppe S 15 bei Tätigkeiten der Fallgruppe 5, S 16 bei Tätigkeiten der Fallgruppen 5 und 6, S 17 bei Tätigkeiten
                              der Fallgruppe 5 und S 18 bei Tätigkeiten der Fallgruppe 3 eingruppierten Beschäftigten gilt Satz 1 für die Dauer der Tätigkeit
                              in einem Wohnheim für erwachsene Menschen mit Behinderung entsprechend. Für die in Entgeltgruppe S 4 bei Tätigkeiten der Fallgruppe
                              2, Entgeltgruppe S 7, Entgeltgruppe S 8 a bei Tätigkeiten der Fallgruppe 2 und Entgeltgruppe S 8b bei Tätigkeiten der Fallgruppe
                              2 eingruppierten Beschäftigten in einem Heim im Sinne des Satzes 1 erster Halbsatz beträgt die Zulage 65,00 Euro monatlich.
                              Die Zulage wird nur für Zeiträume gezahlt, in denen Beschäftigte einen Anspruch auf Entgelt oder Fortzahlung des Entgelts
                              nach § 21 haben. Sie ist bei der Bemessung des Sterbegeldes (§ 23 Abs. 3) zu berücksichtigen.
                           

                        

                        	1a.

                        	
                           Nicht abgedruckt, da nicht in die KAO übernommen.
                           

                        

                        	2.

                        	
                           Schwierige fachliche Tätigkeiten sind z. B.

                           
                              
                                 	
                                    Tätigkeiten in Einrichtungen für behinderte Menschen im Sinne des § 2 SGB IX und in psychiatrischen Kliniken, 

                                 

                                 	
                                    alleinverantwortliche Betreuung von Gruppen z. B. in Randzeiten,

                                 

                                 	
                                    Tätigkeiten in Integrationsgruppen (Erziehungsgruppen, denen besondere Aufgaben in der gemeinsamen Förderung behinderter und
                                       nicht behinderter Kinder zugewiesen sind) mit einem Anteil von mindestens einem Drittel von behinderten Menschen im Sinne
                                       des § 2 SGB IX in Einrichtungen der Kindertagesbetreuung, 
                                    

                                 

                                 	
                                    Tätigkeiten in Gruppen von behinderten Menschen im Sinne des § 2 SGB IX oder in Gruppen von Kindern und Jugendlichen mit wesentlichen
                                       Erziehungsschwierigkeiten, 
                                    

                                 

                                 	
                                    Tätigkeiten in geschlossenen (gesicherten) Gruppen.

                                 

                              

                           

                        

                        	3.

                        	
                           Als entsprechende Tätigkeit von Erzieherinnen/Erziehern oder Kinderpflegerinnen/Kinderpflegern gilt auch die Tätigkeit in
                              Schulkindergärten, Ganztagsangeboten für Schulkinder, Vorklassen oder Vermittlungsgruppen für nicht schulpflichtige Kinder
                              und die Betreuung von über 18jährigen Personen (z. B. in Einrichtungen für behinderte Menschen im Sinne des § 2 SGB IX oder
                              für Obdachlose).
                           

                        

                        	4.

                        	
                           Ständige Vertreterinnen/Vertreter sind nicht Vertreterinnen/Vertreter in Urlaubs- und sonstigen Abwesenheitsfällen. Je Kindertagesstätte
                              soll eine ständige Vertreterin oder ein ständiger Vertreter der Leiterin oder des Leiters bestellt werden.
                           

                        

                        	5.

                        	
                           Nicht abgedruckt, da nicht in die KAO übernommen.12  
                           

                        

                        	6.

                        	
                           Besonders schwierige fachliche Tätigkeiten sind z. B. die

                           
                              
                                 	
                                    Tätigkeiten in Integrationsgruppen (Erziehungsgruppen, denen besondere Aufgaben in der gemeinsamen Förderung behinderter und
                                       nicht behinderter Kinder zugewiesen sind) mit einem Anteil von mindestens einem Drittel von behinderten Menschen im Sinne
                                       des § 2 SGB IX in Einrichtungen der Kindertagesbetreuung,
                                    

                                 

                                 	
                                    Tätigkeiten in Gruppen von behinderten Menschen im Sinne des § 2 SGB IX oder von Kindern und Jugendlichen mit wesentlichen
                                       Erziehungsschwierigkeiten, 
                                    

                                 

                                 	
                                    Tätigkeiten in Jugendzentren/Häusern der offenen Tür,

                                 

                                 	
                                    Tätigkeiten in geschlossenen (gesicherten) Gruppen,

                                 

                                 	
                                    fachlichen Koordinierungstätigkeiten für mindestens vier Beschäftigte mindestens der Entgeltgruppe S 8 a,
                                    

                                 

                                 	
                                    Tätigkeiten einer Facherzieherin/eines Facherziehers mit entsprechender abgeschlossener Fort- bzw. Weiterbildung im Umfang
                                       von mindestens 160 Stunden,
                                    

                                 

                                 	
                                    Tätigkeiten in Gruppen mit einem Anteil von mindestens 15 Prozent von Kindern und Jugendlichen mit einem erhöhten Förderbedarf,

                                 

                                 	
                                    Tätigkeiten von Beschäftigten, die vom Arbeitgeber zur insoweit erfahrenen Fachkraft nach § 8 a SGB VIII (Kinderschutzfachkraft)
                                       bestellt worden sind.
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	7.

                        	
                           Unter Heilpädagoginnen/Heilpädagogen mit staatlicher Anerkennung sind Beschäftigte zu verstehen, die einen nach Maßgabe der Rahmenvereinbarung über die Ausbildung und Prüfung an Fachschulen (Beschluss
                              der Kultusministerkonferenz vom 7. November 2002) gestalteten Ausbildungsgang für Heilpädagoginnen/Heilpädagogen mit der vorgeschriebenen
                              Prüfung erfolgreich abgeschlossen und die Berechtigung zur Führung der Berufsbezeichnung „staatlich anerkannte Heilpädagogin/staatlich
                              anerkannter Heilpädagoge“ erworben haben.
                           

                        

                        	8.

                        	
                           Kindertagesstätten im Sinne dieses Tarifmerkmals sind Krippen, Kindergärten, Horte, Kinderbetreuungsstuben, Kinderhäuser und Kindertageseinrichtungen der örtlichen Kindererholungsfürsorge.

                        

                        	9.

                        	
                           Nicht abgedruckt, da nicht in die KAO übernommen.13  
                           

                        

                        	10.

                        	
                           Erziehungsheime sind Heime, in denen überwiegend behinderte Kinder oder Jugendliche im Sinne des § 2 SGB IX oder Kinder oder
                              Jugendliche mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten ständig untergebracht sind.
                           

                        

                        	11.

                        	
                           Nicht abgedruckt, da nicht in die KAO übernommen.14  
                           

                        

                        	12.

                        	
                           nicht abgedruckt, da nicht in die KAO übernommen.
                           

                        

                        	13.

                        	
                           Nicht abgedruckt, da nicht in die KAO übernommen.15

                        

                        	14.

                        	
                           Nicht abgedruckt, da nicht in die KAO übernommen.16

                        

                        	15.

                        	
                           Eine abgeschlossene Hochschulbildung liegt vor, wenn von einer Hochschule im Sinne des § 1 HRG ein Diplomgrad mit dem Zusatz
                              „Fachhochschule“ („FH“), ein anderer nach § 18 HRG gleichwertiger Abschlussgrad oder ein Bachelorgrad verliehen wurde. Die
                              Abschlussprüfung muss in einem Studiengang abgelegt worden sein, der seinerseits mindestens das Zeugnis der Hochschulreife
                              (allgemeine Hochschulreife oder einschlägige fachgebundene Hochschulreife) oder eine andere landesrechtliche Hochschulzugangsberechtigung
                              als Zugangsvoraussetzung erfordert, und für den Abschluss eine Regelstudienzeit von mindestens sechs Semestern – ohne etwaige
                              Praxissemester, Prüfungssemester o. Ä. – vorschreibt. Der Bachelorstudiengang muss nach den Regelungen des Akkreditierungsrats
                              akkreditiert sein. Dem gleichgestellt sind Abschlüsse in akkreditierten Bachelorausbildungsgängen an Berufsakademien. Ein
                              Abschluss an einer ausländischen Hochschule gilt als abgeschlossene Hochschulbildung, wenn er von der zuständigen staatlichen
                              Anerkennungsstelle als dem deutschen Hochschulabschluss gleichwertig anerkannt wurde.
                           

                        

                        	16.

                        	
                           Nicht abgedruckt, da nicht in die KAO übernommen.17

                        

                     

                  

                  Protokollnotizen (KAO)

                  
                     
                        	1.

                        	
                           Als sonstige Beschäftigte gelten auch Beschäftigte, die einen entsprechenden Berufsabschluss in einem anderen Bundesland erworben
                              haben, welcher von den zuständigen staatlichen Stellen in Baden-Württemberg als gleichwertiger Abschluss anerkannt wird.
                           

                        

                        	1a.

                        	
                           Beschäftigte, denen entsprechende Tätigkeiten als Praxisanleiterin/Praxisanleiter in der Ausbildung von Erzieherinnen/Erziehern,
                              von Kinderpflegerinnen/Kinderpflegern, von sozialpädagogischen Assistentinnen/sozialpädagogischen Assistenten oder von Heilerziehungspflegerinnen/Heilerziehungspflegern
                              sowie für Personen, die am Programm Direkteinstieg Kita teilnehmen, übertragen sind und die die Praxisanleitung regelmäßig
                              ausüben, erhalten für die Dauer dieser Tätigkeit eine Zulage in Höhe von 70,00 Euro monatlich. Die Zulage wird nur für Zeiträume
                              gezahlt, in denen Beschäftigte einen Anspruch auf Entgelt oder Fortzahlung des Entgelts nach § 21 haben. 
                           

                           Die Praxisanleitung muss mindestens folgende Aufgaben umfassen:

                           
                              
                                 	
                                     regelmäßige Anleitungsgespräche

                                 

                                 	
                                     Ansprechpartner/Ansprechpartnerin für zu klärende Fragen mit der Fachschule

                                 

                                 	
                                     Vorbereitung auf die Prüfungen.

                                 

                              

                           

                        

                        	2.

                        	
                           Schwierige fachliche Tätigkeiten im Sinne der Entgeltgruppe S 4 liegen ergänzend zu Protokollerklärung Nr. 2 z. B. auch vor, wenn dem oder der Beschäftigten einzelne Tätigkeitsbereiche
                              zur eigenverantwortlichen Ausübung übertragen sind. Einzelne Tätigkeitsbereiche können z. B. sein:
                           

                           
                              
                                 	
                                    die Durchführung komplexer Beobachtungsverfahren,

                                 

                                 	
                                    die Übernahme von einzelnen Projekten oder

                                 

                                 	
                                    die Übernahme einzelner Funktionsbereiche im Rahmen eines offenen Konzeptes. Der eigenverantwortlichen Ausübung steht es nicht
                                       entgegen, wenn andere Beschäftigte (in der Regel Erzieherinnen/Erzieher mit staatlicher Anerkennung) die Letztverantwortung
                                       haben.
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	3.

                        	
                           
                              
                                 	
                                    Als sonstige Beschäftigte im Sinne der Entgeltgruppe S 7 gelten nicht Kinderpflegerinnen/Kinderpfleger mit staatlicher Anerkennung.
                                    

                                 

                                 	
                                    Eine Eingruppierung von Beschäftigten gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 10 KiTaG in Entgeltgruppe S 7 oder S 8 a erfolgt erst nach Abschluss der Qualifizierung (25 Fortbildungstage innerhalb von zwei Jahren
                                       oder einjähriges Berufspraktikum).
                                    

                                 

                              
 
                           

                        

                        	4.

                        	
                           Als entsprechende Tätigkeit von Erzieherinnen/Erziehern mit staatlicher Anerkennung gilt insbesondere die Wahrnehmung der
                              Gruppenleitung oder das gleichberechtigte Arbeiten.
                           

                        

                        	5.

                        	
                           Der Ermittlung der Durchschnittsbelegung ist für das jeweilige Kalenderjahr die Zahl der am 1. März des laufenden Kalenderjahres
                              vergebenen, je Tag gleichzeitig belegbaren Plätze zugrunde zu legen. Eine Unterschreitung der maßgeblichen gleichzeitig belegbaren
                              Plätze von nicht mehr als 7,5 v. H. führt nicht zur Herabgruppierung. Eine Unterschreitung um mehr als 7,5 v. H. führt erst
                              dann zur Herabgruppierung, wenn die maßgebliche Platzzahl drei Jahre hintereinander unterschritten wird. Eine Unterschreitung
                              auf Grund vom Arbeitgeber verantworteter Maßnahmen (z. B. Qualitätsverbesserungen) führt ebenfalls nicht zur Herabgruppierung.
                              
                           

                           Hiervon bleiben organisatorische Maßnahmen infolge demografischer Handlungsnotwendigkeiten unberührt.

                           Bei der Ermittlung der Zahl der vergebenen, je Tag gleichzeitig belegbaren Plätze erfolgt eine Faktorisierung für die einzelnen
                              Angebotsformen wie folgt:
                           

                           
                              
                                 	
                                     Regelgruppe 1,00

                                 

                                 	
                                     Gruppe mit verlängerten Öffnungszeiten 1,15

                                 

                                 	
                                     Gruppe mit Ganztagesbetreuung 1,25

                                 

                                 	
                                     Hortgruppe 1,25

                                 

                                 	
                                     Waldkindergartengruppe 1,25

                                 

                                 	
                                     Krippengruppe/Kleinkindgruppe/Spielgruppe 2,50

                                 

                              

                           

                           Der Faktor gilt jeweils für alle belegten Plätze einer Gruppe mit der o. g. Angebotsform, unabhängig davon wie viele Kinder
                              der Gruppe tatsächlich entsprechend der jeweiligen Angebotsform der Gruppe betreut werden. 
                           

                           Belegte Plätze durch Kinder unter drei Jahren (Kleinkinder) oder durch Kinder mit Behinderung (Integrationskinder) in den
                              oben genannten Angebotsformen (außer Krippengruppen/Kleinkindgruppen/Spielgruppen) zählen jeweils als zwei mit dem Faktor
                              der jeweiligen Angebotsform zu verrechnende Plätze. Durch Kinder mit Behinderung (Integrationskinder) belegte Plätze in Krippengruppen/Kleinkindgruppen/Spielgruppen
                              zählen jeweils als zwei mit dem Faktor 2,50 zu verrechnende Plätze. Führt die Ermittlung der Plätze zu einer Höher- oder Herabgruppierung,
                              so wird diese tarifautomatisch zum 1. Mai des laufenden Kalenderjahres wirksam.
                           

                        

                        	6.

                        	
                           Darunter fallen insbesondere die pädagogischen Referenten/Referentinnen beim Ev. Landesverband.

                        

                        	7.

                        	
                           Die Wahrnehmung der fachlichen Leitung in Tageseinrichtungen für Kinder umfasst insbesondere die pädagogische Gesamtverantwortung,
                              die Fachaufsicht für das pädagogische Personal und die Entwicklung und Fortschreibung des Leitbildes und der Einrichtungskonzeption.
                           

                        

                        	8.

                        	
                           Sonstige Beschäftigte mit gleichwertigen Fähigkeiten und Erfahrungen für die Tätigkeit als Fachberatung sind Erzieherinnen/Erzieher mit staatlicher Anerkennung mit mindestens achtjähriger einschlägiger Berufserfahrung
                              als Fachberatung.
                           

                        

                        	9.

                        	
                           Sonstige Beschäftigte mit gleichwertigen Fähigkeiten und Erfahrungen für die Tätigkeit als fachlichen Leitung sind Erzieherinnen/Erzieher mit staatlicher Anerkennung mit mindestens achtjähriger einschlägiger
                              Berufserfahrung als fachliche Leitung.
                           

                        

                     

                  

                  Besondere Regelungen 

                  (aufgehoben)

               

            

         

      

      
            VGP 21 a. Beschäftigte im Fachdienst Sprache

         

         
                     S 13

                  

                  Erzieherinnen/Erzieher mit staatlicher Anerkennung, die als Fachkräfte zur Umsetzung des Programms „SprachFit“ des Kultusministeriums
                     (Fachdienst Sprache) eingesetzt sind
                  

                  (Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 1 und 2)
                  

               

               
                     S 15

                  

                  Diplom-Sozialarbeiterinnen/Diplom-Sozialarbeiter, Diplom-Sozialpädagoginnen/Diplom-Sozialpädagogen (auch mit Abschluss Bachelor
                     of Arts Soziale Arbeit) oder Beschäftigte mit vergleichbarem Hochschulabschluss (z. B. Bachelor of Arts Frühkindliche Bildung
                     und Erziehung), die als Fachkräfte zur Umsetzung des Programms „SprachFit“ des Kulturministeriums (Fachdienst Sprache) eingesetzt
                     sind
                  

                  (Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 1 und 2)
                  

                  

                  Protokollnotizen (KAO)

                  
                     
                        	
                           Zum Aufgabenbereich der Fachkraft zur Umsetzung des Programms „SprachFit“ des Kultusministeriums (Fachdienst Sprache) gehört
                              insbesondere die einrichtungsübergreifende Begleitung und Beratung von Tageseinrichtungen für Kinder im Bereich Sprache, die
                              Beratung von Trägern, Leitungen und Teams im Kontext Sprache, z. B. bei der Weiterentwicklung des Konzepts der sprachlichen
                              Bildung und Förderung, die Unterstützung bei der Qualitätsentwicklung und Evaluation der alltagsintegrierten sprachlichen
                              Bildung und die Beratung zur Koordination und Durchführung von Maßnahmen der sprachlichen Bildung und Förderung.“
                           

                        

                        	
                           Nach S 13 sind auch sonstige Beschäftigte eingruppiert, die nicht über einen vergleichbaren Hochschulabschluss im Sinne von
                              S 15 verfügen. 
                           

                           Voraussetzung für eine Eingruppierung sowohl in S 13 als auch in S 15 ist, dass die Qualifikation in der Verwaltungsvorschrift
                              des Kultusministeriums zur Förderung eines Fachdiensts Sprache zur fachlichen Beratung und Prozessbegleitung von Kindertageseinrichtungen
                              im Bereich Sprache (Fachdienst Sprache – VwV) als förderfähig anerkannt wird.
                           

                        

                     

                  

               

            

         

      

      
            25. Beschäftigte im Sozialdienst 
(Sozialarbeiter/-arbeiterinnen und Sozialpädagogen/-pädagoginnen, 
Sozialdiakone/-diakoninnen, Diakone/Diakoninnen, Eheberater/-beraterinnen, 
Psychologen/Psychologinnen, Psychotherapeuten und -therapeutinnen)
            

         

         
                     Entgeltgruppe 9 a

                  

                  Beschäftigte im Sozialdienst mit dreijähriger pädagogischer Ausbildung. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nummer 1)

               

               
                     Entgeltgruppe 9 c

                  

                  
                     
                        	
                           Dipl.-Sozialarbeiter/-arbeiterinnen und Dipl.-Sozialpädagogen/-pädagoginnen (FH) mit staatlicher Anerkennung, staatlich anerkannte
                              Sozialarbeiter/-arbeiterinnen bzw. Sozialpädagogen/-pädagoginnen (Bachelor of Arts (B. A.)) mit entsprechender Tätigkeit.
                              (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 2)
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 a, welche neben einer entsprechend dreijährigen Ausbildung im Sinne der Entgeltgruppe 9 a
                              eine Weiterbildung von in der Regel mindestens 18 Monaten oder 400 Unterrichtseinheiten bei einer anerkannten Fortbildungseinrichtung
                              absolviert haben und über eine förderliche Berufserfahrung von mindestens drei Jahren verfügen, die nach Abschluss der Weiterbildung
                              erworben wurde.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     Entgeltgruppe 10

                  

                  
                     
                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c Fallgruppe 1 mit abgeschlossener, erforderlicher Zusatzausbildung und entsprechender Tätigkeit.
                              (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 3) 
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c Fallgruppe 1, denen zu mindestens einem Drittel schwierige Tätigkeiten übertragen sind.
                              (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 4) 
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c Fallgruppe 1 in der Tätigkeit als Referentin oder Referent für Prävention im Bereich sexualisierter
                              Gewalt auf Kirchengemeindeebene.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     Entgeltgruppe 11

                  

                  
                     
                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c Fallgruppe 1, denen zu mindestens einem Drittel Tätigkeiten von besonderer Schwierigkeit
                              und Bedeutung übertragen sind. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 5) 
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c Fallgruppe 1, denen die Leitung mindestens eines Fachbereichs übertragen ist. (Hierzu Protokollnotizen
                              (KAO) Nrn. 6 a) und b), 7 und 9)  
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c Fallgruppe 1 als Fachreferentinnen/-referenten in landeskirchlichen Werken oder Diensten,
                              die Einrichtungen und Träger konzeptionell beraten. 
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c Fallgruppe 1, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen/Vertreter von
                              Geschäftsführerinnen/-führern bzw. Leitungen von Diakonischen Bezirksstellen oder vergleichbaren Beratungsstellen der Entgeltgruppe
                              12 bestellt sind. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 8) 
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c Fallgruppe 1 in der Tätigkeit als Referentin oder Referent für Prävention im Bereich sexualisierter
                              Gewalt im Kirchenbezirk oder in vergleichbaren Einrichtungen, Werken und Diensten.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     Entgeltgruppe 12 

                  

                  
                     
                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c Fallgruppe 1 als Landesreferentinnen/-referenten, die aufgrund ausdrücklicher Anordnung
                              ihr Handlungsfeld gegenüber staatlichen und/oder kirchlichen Institutionen vertreten oder Beschäftigte der Entgeltgruppe 9
                              c Fallgruppe 1 denen Landesaufgaben übertragen sind. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 10) 
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c Fallgruppe 1 als Geschäftsführerinnen/-führer oder Leitungen von Diakonischen Bezirksstellen
                              oder vergleichbaren Beratungsstellen von Kirchenbezirken oder innerhalb von Kreisdiakonieverbänden. (Hierzu Protokollnotiz
                              (KAO) Nr. 8)
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c Fallgruppe 1, denen die Leitung mindestens eines Fachbereichs übertragen ist, wenn ihnen
                              für insgesamt mindestens 5 Fachkräfte ständig die Fachaufsicht übertragen ist. (Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 6 a, 7
                              und 9) 
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c Fallgruppe 1, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen/Vertreter von
                              Geschäftsführerinnen/-führern von Kreisdiakonieverbänden der Entgeltgruppe 13 bestellt sind. (Hierzu Protokollnotiz (KAO)
                              Nr. 8) 
                           

                        

                     

                  

               

               
                     Entgeltgruppe 13

                  

                  
                     
                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c Fallgruppe 1 Geschäftsführerinnen/-führer oder Leitungen von Diakonischen Bezirksstellen
                              oder vergleichbaren Beratungsstellen von Kirchenbezirken oder innerhalb von Kreisdiakonieverbänden mit mindestens 20 Beschäftigten.
                              (Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 8, 9 ,11 und 12) 
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c Fallgruppe 1, denen die Leitung mindestens eines Fachbereichs übertragen ist, wenn ihnen
                              für insgesamt mindestens 10 Fachkräfte ständig die Fachaufsicht übertragen ist. (Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 6 a, 7,
                              9, 11 und 12) 
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c Fallgruppe 1, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen/Vertreter von
                              Geschäftsführerinnen/-führer oder Leitungen von Diakonischen Bezirksstellen oder vergleichbaren Beratungsstellen von Kirchenbezirken
                              oder innerhalb von Kreisdiakonieverbänden der Entgeltgruppe 14 bestellt sind. (Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 8, 9, 11
                              und 12) 
                           

                        

                        	
                           Psychologen/-Psychologinnen mit Masterabschluss und entsprechender Tätigkeit. 

                        

                        	
                           Beschäftigte als ständige stellvertretende Leitung einer Psychologischen Beratungsstelle. 

                        

                     

                  

               

               
                     Entgeltgruppe 14

                  

                  
                     
                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c Fallgruppe 1 als Geschäftsführerinnen/-führer oder Leitungen von Diakonischen Bezirksstellen
                              oder vergleichbaren Beratungsstellen von Kirchenbezirken oder innerhalb von Kreisdiakonieverbänden mit mindestens 40 Beschäftigten.
                              (Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 8, 9, 11 und 12) 
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c Fallgruppe 1, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen/Vertreter von
                              Geschäftsführerinnen/-führer oder Leitungen von Diakonischen Bezirksstellen oder vergleichbaren Beratungsstellen von Kirchenbezirken
                              oder innerhalb von Kreisdiakonieverbänden der Entgeltgruppe 15 bestellt sind. (Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 8, 9, 11
                              und 12) 
                           

                        

                        	
                           Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutinnen und -therapeuten mit Approbation und entsprechender Tätigkeit sowie Psychagoginnen/Psychagogen
                              mit staatlicher Anerkennung oder staatlich anerkannter Prüfung und entsprechender Tätigkeit. 
                           

                        

                        	
                           Psychologische Psychotherapeuten und -therapeutinnen mit Approbation und entsprechender Tätigkeit.

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 13 Fallgruppe 4 als Leitung einer Psychologischen Beratungsstelle. 

                        

                        	
                           Beschäftigte als ständige stellvertretende Leitung einer Psychologischen Beratungsstelle mit mindestens 15 unterstellten Beschäftigten.
                              (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 9) 
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c Fallgruppe 1 in der Tätigkeit als Referentin oder Referent für Prävention im Bereich sexualisierter
                              Gewalt in der Fachstelle zum Umgang mit sexualisierter Gewalt im Evangelischen Oberkirchenrat.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     Entgeltgruppe 15

                  

                  
                     
                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c Fallgruppe 1 als Geschäftsführerinnen/-führer oder Leitungen von Diakonischen Bezirksstellen
                              oder vergleichbaren Beratungsstellen von Kirchenbezirken oder innerhalb von Kreisdiakonieverbänden mit mindestens 85 Beschäftigten.
                              (Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 8, 9 und 11) 
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 13 Fallgruppe 4 oder Entgeltgruppe 14 Fallgruppe 4 als Leitung einer Psychologischen Beratungsstelle
                              mit mindestens 15 unterstellten Beschäftigten. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 9) 
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte Entgeltgruppe 13 Fallgruppe 4 oder Entgeltgruppe 14 Fallgruppe 4 als Leitung der Landesstelle der Psychologischen
                              Beratungsstellen 
                           

                        

                     

                  

                  Protokollnotizen (KAO) zu Vergütungsgruppenplan 25:

                  
                     
                        	
                           Für Stellen in der Schuldnerberatung ist der dreijährigen pädagogischen Ausbildung eine dreijährige kaufmännische oder vergleichbare
                              Verwaltungsausbildung gleichgestellt. 
                           

                        

                        	
                           Den Dipl.-Sozialarbeitern/-arbeiterinnen und Dipl.-Sozialpädagogen/-pädagoginnen (FH) mit staatlicher Anerkennung, den staatlich
                              anerkannten Sozialarbeitern/-arbeiterinnen, den Sozialpädagogen/-pädagoginnen (Bachelor of Arts (B. A.)) sind gleichgestellt:
                              
                           

                           
                              
                                 	
                                    Sozialarbeiter/-arbeiterinnen und Sozialpädagogen/-pädagoginnen einer Berufsakademie (Diplom-Sozialpädagoge/-pädagogin/Diplom-Sozialarbeiter/arbeiterin
                                       Berufsakademie (BA)) 
                                    

                                 

                                 	
                                    Sozialarbeiter/-arbeiterinnen und Sozialpädagogen/-pädagoginnen mit staatlicherAnerkennung 

                                 

                                 	
                                    Heilpädagogen/-pädagoginnen mit abgeschlossener Hochschulbildung (B. A.) 

                                 

                                 	
                                    Sozialwirte/-wirtinnen (B. A.) 

                                 

                                 	
                                    Dipl.-Pädagogen/-Padägoginnen, Pädagogen/Pädagoginnen (B. A.), B. A. Bildungs- und Erziehungswissenschaft

                                 

                                 	
                                    Diakone/Diakoninnen mit abgeschlossener, kirchlich anerkannter Fachausbildung entsprechend § 3 des Diakonen- und Diakoninnengesetzes  
                                    

                                 

                                 	
                                    Psychologen/Psychologinnen (B. A.)

                                 

                                 	
                                    Studienabschlüsse, die in vergleichbarer Weise wie die Abschlüsse der Buchstaben a) bis g) zu sozialpädagogischer Arbeit befähigen.
                                       
                                    

                                 

                                 	
                                    Auf Stellen in der Migrationsberatung und Flüchtlingssozialarbeit sind darüber hinaus kulturwissenschaftliche, sozialwissenschaftliche
                                       und religionswissenschaftliche Studienabschlüsse gleichstellt. 
                                    

                                 

                                 	
                                    Ebenfalls gleichgestellt werden Beschäftigte in der Schuldnerberatung, welche neben einer entsprechend dreijährigen Ausbildung
                                       im Sinne der Entgeltgruppe 9 a eine Weiterbildung von in der Regel mindestens 18 Monaten oder 400 Unterrichtseinheiten bei
                                       einer anerkannten Fortbildungseinrichtung absolviert haben und über eine förderliche Berufserfahrung von mindestens drei Jahren
                                       verfügen, die nach Abschluss der Weiterbildung erworben wurde.
                                    

                                 

                              

                           

                           Bei der Beschäftigung auf staatlich geförderten Stellen ist die Gleichstellung nur für Ausbildungs- und Studienabschlüsse
                              möglich, die staatlich anerkannt sind. 
                           

                        

                        	
                           Eine Zusatzausbildung im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals liegt vor, wenn sie durch einen mehrmoduligen Lehrgang oder in einer
                              mindestens einjährigen berufsbegleitenden Ausbildung oder durch eine andere kirchlich als gleichwertig anerkannte Ausbildung
                              vermittelt wird, z. B. heilpädagogische, sozialtherapeutische oder sozialpsychologische Ausbildung, Ausbildung als Familienberater/-beraterin
                              oder als Supervisor/-visorin. 
                           

                        

                        	
                           Schwierige Tätigkeiten sind z. B.: 

                           
                              
                                 	
                                    Suchtberatung,

                                 

                                 	
                                    Psychologische Beratung

                                 

                                 	
                                    Tätigkeiten in der Unterstützung/Assistenz von behinderten Menschen im Sinne des § 2 SGB IX, bei denen in mindestens vier
                                       der neun Lebensbereiche im Sinne von § 118 SGB IX nicht nur vorübergehende Beeinträchtigungen der Aktivität und Teilhabe vorliegen,
                                    

                                 

                                 	
                                    Tätigkeiten in der Schulsozialarbeit,

                                 

                                 	
                                    Sozialpsychiatrische Dienste/Tätigkeiten in der Unterstützung/Assistenz von Menschen mit (multiplen) psychosozialen Beeinträchtigungen,

                                 

                                 	
                                    Beratung für Langzeitarbeitslose

                                 

                                 	
                                    Schwangeren- und Schwangerschaftskonfliktberatung

                                 

                                 	
                                    Leitung von Diakonie- und/oder Tafelläden mit Anleitung von mindestens zwei Personen in Maßnahmen nach §§ 16 ff. SGB II

                                 

                                 	
                                    Ehe-, Familien- und Lebensberatung

                                 

                                 	
                                    Ehe-, Familien- und Lebensberatung in Mütterkurheimen

                                 

                                 	
                                    Beratung und Betreuung HIV-Infizierter und AIDS-Erkrankter

                                 

                                 	
                                    Rechtsdienstleistungen nach §§ 6 und 8 Rechtsdienstleistungsgesetz (RDG)

                                 

                                 	
                                    Schuldner- und Insolvenzberatung

                                 

                                 	
                                    begleitende Fürsorge für Heimbewohnerinnen/Heimbewohner und nachgehende Fürsorge für ehemalige Heimbewohnerinnen/Heimbewohner,

                                 

                                 	
                                    begleitende Fürsorge für Strafgefangene und nachgehende Fürsorge für ehemalige Strafgefangene,

                                 

                              

                           

                           Als schwierige Tätigkeiten gelten auch: 

                           
                              
                                 	
                                    
                                       
                                          	
                                             Ausländer-, Aussiedler- und Asylberatung 

                                          

                                          	
                                             Sozial- und Lebensberatung, 

                                          

                                       
wenn die Beratung auf einen zielgerichteten, länger andauernden Prozess angelegt ist und Veränderungen im Verhalten des Hilfesuchenden
                                       herbeiführen soll und auch die Beratung in psychosozialen sowie Ehe-, Familien- und Lebensfragen von der Fachkraft selbst
                                       durchgeführt wird.
                                    

                                 

                                 	
                                    Tätigkeit in Informations-, Anlauf- und Vermittlungsstellen (IAV-Stellen), wenn Aufgaben und Verantwortung entsprechend der
                                       Aufgabenbeschreibung des Diakonischen Werkes Württemberg für IAV-Stellen übertragen worden sind.
                                    

                                 

                                 	
                                    Beratung, die üblicherweise durch Fachberatung oder Supervision begleitet wird und die auf einen zielgerichteten, länger andauernden
                                       Prozess angelegt ist, der Veränderungen des Verhaltens bei Hilfesuchenden herbeiführen soll.
                                    

                                 

                                 	
                                    Gemeinwesenarbeit zur Integration von Randgruppen.

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Tätigkeiten von besonderer Schwierigkeit und Bedeutung sind z. B.: 

                           
                              
                                 	
                                    Supervision von haupt- und ehrenamtlich Mitarbeitenden (Befähigungsnachweis erforderlich) 

                                 

                                 	
                                    Tätigkeit als Therapeut/Therapeutin mit anerkannter Ausbildung nach DRV 

                                 

                                 	
                                    Qualifikation von ehrenamtlichen Leitungen sozialdiakonischer Gruppen 

                                 

                                 	
                                    Vertretung der Dienststelle in der Öffentlichkeit und in kommunalen Entscheidungsgremien (z. B. Jugendhilfeausschuss, Sozialausschuss).
                                       
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           
                              
                                 	
                                    Fachbereiche sind z. B. die in Protokollnotiz Nr. 4 genannten Arbeitsgebiete. 

                                 

                                 	
                                    Beschäftigte, die aufgrund ihres Arbeitsbereiches schon vor der Übertragung der Leitung beim gleichen Arbeitgeber in EG 11
                                       eingruppiert waren, erhalten eine dynamische Zulage in Höhe der Hälfte der Differenz zwischen den Tabellenwerten in EG 11 Stufe 5 und EG 12 Stufe 5.
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Fachkräfte sind Beschäftigte im Sinne dieses Vergütungsgruppenplanes. 

                        

                        	
                           Diakonische Bezirksstellen und vergleichbare Beratungsstellen mit anderer Bezeichnung sind in der Regel auf Ebene eines Kirchenbezirks
                              tätig. Kreisdiakonieverbände und vergleichbare Zusammenschlüsse nach dem kirchlichen Verbandsgesetz mit anderer Bezeichnung
                              umfassen mehrere Diakonische Bezirksstellen nach Satz 1 und sind in der Regel auf Landkreisebene tätig. 
                           

                        

                        	
                           Soweit die Eingruppierung von der Zahl der unterstellten oder in dem betreffenden Bereich beschäftigten Personen abhängt,
                              zählen teilzeitbeschäftigte Personen entsprechend dem Verhältnis der mit ihnen im Arbeitsvertrag vereinbarten Arbeitszeit
                              zur regelmäßigen Arbeitszeit eines entsprechenden Vollbeschäftigten. Personen, die nur zu einem Teil ihrer Arbeitszeit unterstellt
                              oder zu einem Teil ihrer Arbeitszeit in einem Bereich beschäftigt sind, zählen entsprechend dem Verhältnis dieses Anteils
                              zur regelmäßigen Arbeitszeit eines entsprechenden Vollbeschäftigten. Praktikantinnen/Praktikanten sowie sonstige in Ausbildung
                              befindliche Personen bleiben außer Betracht, ebenso Personen, die nicht in den Geltungsbereich der KAO fallen, z. B. Beschäftigte
                              in Freiwilligendiensten (z. B.: FSJ/BFD). 
                           

                        

                        	
                           Landesaufgaben im Sinne des Tätigkeitsmerkmals liegen dann vor, wenn dem/der Beschäftigten aufgrund ausdrücklicher Anordnung
                              ein Aufgabengebiet zur abschließenden Bearbeitung übertragen wird, das sich auf den gesamten Bereich der Evangelischen Landeskirche
                              in Württemberg erstreckt und sich durch das Maß der Verantwortung erheblich auszeichnet. Die Einstufungsvoraussetzung „ein
                              Aufgabengebiet abschließend zu bearbeiten“ ist auch dann erfüllt, wenn der/die Beschäftigte nicht die letzte Entscheidungsbefugnis
                              besitzt. 
                           

                        

                        	
                           Voraussetzung für die Eingruppierung in Entgeltgruppe 13, Fallgruppen 1 – 4, Entgeltgruppe 14, Fallgruppen 1 und 2, Entgeltgruppe
                              15, Fallgruppe 1 ist der erfolgreiche Abschluss eines wissenschaftlichen Hochschulstudiums (insbesondere Diplom oder Masterabschluss)
                              in einem der in Protokollnotiz Nr. 2 genannten Bereiche. 
                           

                        

                        	
                           Den Beschäftigten mit abgeschlossenem wissenschaftlichem Hochschulstudium (Master) sind Beschäftigte gleichgestellt, die aufgrund
                              gleichwertiger Fähigkeiten und Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben.
                           

                        

                     

                  

               

            

         

      

      
            26. Beschäftigte in der offenen diakonischen Arbeit, 
insbesondere in der Hauswirtschaft, Familienpflege, Nachbarschaftshilfe, Alltagsbegleitung, Tagespflege sowie im ambulanten
               Hospizdienst
            

         

         
                     EG 2

                  

                  Beschäftigte in der offenen diakonischen Arbeit ohne Ausbildung mit ausschließlich einfachen Tätigkeiten. (Hierzu Protokollnotiz
                     (KAO) Nr. 1 a) und b))
                  

               

               
                     EG 3

                  

                  
                     
                        	
                           Beschäftigte in der offenen diakonischen Arbeit ohne Ausbildung, mit nicht nur einfachen Tätigkeiten. (Hierzu Protokollnotiz
                              (KAO) Nr. 1 b) und c))
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 2 mit einer förderlichen Fortbildung von mindestens 160 Unterrichtseinheiten. (Hierzu Protokollnotiz
                              (KAO) Nr. 1 a) und b))
                           

                        

                        	
                           Fahrer/Fahrerinnen im Mahlzeitendienst. 

                        

                     

                  

               

               
                     EG 4

                  

                  Beschäftigte in der offenen diakonischen Arbeit mit mindestens einjähriger förderlicher Ausbildung (Hierzu Protokollnotiz
                     (KAO) Nr. 2)
                  

               

               
                     EG 5

                  

                  
                     
                        	
                            Beschäftigte in der offenen diakonischen Arbeit, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten
                              von Fachhauswirtschafterinnen/Fachhauswirtschaftern für ältere Menschen ausüben. (Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 3 und
                              4)
                           

                        

                        	
                            Beschäftigte in der Tätigkeit von Einsatzleiterinnen/Einsatzleitern. 

                        

                     

                  

               

               
                     EG 6

                  

                  
                     
                        	
                            Fachhauswirtschafterinnen/Fachhauswirtschafter für ältere Menschen oder Hauswirtschafterinnen/Hauswirtschafter mit entsprechender
                              Tätigkeit. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 4)
                           

                        

                        	
                            Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten von Familienpflegerinnen/Familienpflegern
                              oder Dorfhelferinnen/Dorfhelfern ausüben. (Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 3 und 5)
                           

                        

                        	
                            Beschäftigte in der Tätigkeit von Einsatzleiterinnen/Einsatzleitern mit mindestens einjähriger förderlicher Ausbildung sowie
                              Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben. (Hierzu Protokollnotiz
                              (KAO) Nr. 3)
                           

                        

                     

                  

               

               
                     EG 7

                  

                  Familienpflegerinnen/Familienpfleger und Dorfhelferinnen/Dorfhelfer mit staatlicher Anerkennung und entsprechender Tätigkeit.
                     (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 5)
                  

               

               
                     EG 8

                  

                  Beschäftigte in der Tätigkeit von Einsatzleiterinnen/Einsatzleitern mit mindestens dreijähriger förderlicher Ausbildung sowie
                     Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben. (Hierzu Protokollnotiz
                     (KAO) Nr. 3)
                  

               

               
                     EG 9 a

                  

                  Beschäftigte in der Tätigkeit von Einsatzleiterinnen/Einsatzleitern mit mindestens dreijähriger förderlicher Ausbildung, denen
                     in der Regel mindestens 5 Beschäftigte ständig unterstellt sind, sowie Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten
                     und Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben. (Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 3 und 6)
                  

               

               
                     EG 9 b

                  

                  
                     
                        	
                            Beschäftigte in der Tätigkeit von Einsatzleiterinnen/Einsatzleitern mit mindestens dreijähriger förderlicher Ausbildung,
                              denen in der Regel mindestens 8 Beschäftigte ständig unterstellt sind, sowie Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten
                              und Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben. (Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 3 und 6)
                           

                        

                        	
                            Beschäftigte auf Informations-, Anlauf- und Vermittlungsstellen (IAV Stellen), soweit nicht in VGP 25 eingruppiert, mit mindestens
                              dreijähriger förderlicher Ausbildung. 
                           

                        

                        	
                            Beschäftigte als stellvertretende Hospizfachkraft im ambulanten Hospizdienst. 

                        

                     

                  

               

               
                     EG 9 c

                  

                  
                     
                        	
                            Beschäftigte in der Tätigkeit von Einsatzleiterinnen/Einsatzleitern mit mindestens dreijähriger förderlicher Ausbildung,
                              denen in der Regel mindestens 10 Beschäftigte ständig unterstellt sind, sowie Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten
                              und Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben. (Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 3 und 6)
                           

                        

                        	
                            Beschäftigte als Hospizfachkraft im ambulanten Hospizdienst.

                        

                     

                  

               

               
                     EG 10

                  

                  Beschäftigte in der Tätigkeit von Einsatzleiterinnen/Einsatzleitern mit mindestens dreijähriger förderlicher Ausbildung, denen
                     in der Regel mindestens 15 Beschäftigte ständig unterstellt sind, sowie Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten
                     und Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben. (Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 3 und 6)
                  

                  Protokollnotizen (KAO) zu VGP 26:

                  
                     
                        	1.

                        	
                           
                              
                                 	
                                    Einfache Tätigkeiten der Entgeltgruppe 2 liegen vor, wenn ein konkreter hauswirtschaftlicher Arbeitsauftrag abgearbeitet wird
                                       und keine betreuerisch-pädagogischen Aspekte bei der Tätigkeit anfallen.
                                    

                                    Dies sind insbesondere:

                                    
                                       
                                          	
                                             Reinigen der Wohnung oder des Zimmers nach Anweisung

                                          

                                          	
                                             Einkaufen oder Besorgungen nach Anweisung

                                          

                                       

                                    

                                 

                                 	
                                    Beschäftigte, die regelmäßig und nicht nur im Ausnahmefall im Touren- bzw. Dienstplan vorgesehene körperbezogene Pflegemaßnahmen
                                       erbringen, sind im Vergütungsgruppenplan 54 einzugruppieren.
                                    

                                 

                                 	
                                    Nicht nur einfache Tätigkeiten der Entgeltgruppe 3 sind Tätigkeiten, die eigenständige Entscheidungen im Rahmen der Planung
                                       der Arbeit (in der Vorbereitung oder während der Leistungserbringung) erfordern oder Tätigkeiten, die gemeinsam mit den Klienten
                                       verrichtet werden, oder die Betreuung der Klientin/des Klienten.
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	2.

                        	
                           Förderlich ist eine mindestens einjährige Ausbildung z. B. im Bereich Hauswirtschaft, Kranken- oder Altenpflege oder Betreuung
                              Demenzkranker 
                           

                        

                        	3.

                        	
                           Als Beschäftigte mit entsprechenden Erfahrungen und Fähigkeiten gelten 

                           
                              
                                 	
                                    Beschäftigte mit entsprechender Ausbildung unter drei Jahren und zweijähriger einschlägiger Berufserfahrung, 

                                 

                                 	
                                    Beschäftigte mit sonstiger mindestens dreijähriger Ausbildung und zweijähriger einschlägiger Berufserfahrung und 

                                 

                                 	
                                    Beschäftigte ohne entsprechende Ausbildung und ohne mindestens dreijährige sonstige Ausbildung, jedoch mit vierjähriger einschlägiger
                                       Berufserfahrung 
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	4.

                        	
                           Eine entsprechende Tätigkeit von Fachhauswirtschafterinnen/Fachhauswirtschaftern für ältere Menschen oder Hauswirtschafterinnen/Hauswirtschaftern
                              liegt dann vor, wenn der/die Beschäftigte im Rahmen seines/ihres Arbeitsauftrages Haushalte von Alleinlebenden, Ehepaaren
                              oder Familien weitgehend selbstständig versorgt. Dabei müssen ihm/ihr die Haushaltsorganisation und die Steuerungsaufgaben
                              des Haushalts übertragen sein, wie Planung der Einkäufe, Planung und Durchführung der Nahrungszubereitung, Planung und Durchführung
                              von Reinigungsaufgaben, Vergabe von Dienstleistungen an Dritte, Bestellung und Bevorratung von Verbrauchsgütern. 
                           

                        

                        	5.

                        	
                           Eine entsprechende Tätigkeit von Familienpflegerinnen/Familienpflegern oder Dorfhelferinnen/Dorfhelfern liegt vor, wenn der
                              Einsatz überwiegend in der Familienpflege erfolgt. 
                           

                        

                        	6.

                        	
                           Sofern die Eingruppierung von der Zahl der unterstellten Beschäftigten abhängt: 

                           
                              
                                 	
                                    zählen Teilzeitbeschäftigte entsprechend dem Verhältnis ihres vertraglich vereinbarten Beschäftigungsumfangs zur regelmäßigen
                                       Arbeitszeit eines entsprechenden Vollbeschäftigten (dabei sind auch Mitarbeitende, die nach den Anlagen 1.2.4 und 3.7.2 zur
                                       KAO beschäftigt sind, entsprechend zu berücksichtigen), 
                                    

                                 

                                 	
                                    ist es für die Eingruppierung unschädlich, wenn im Organisations- und Stellenplan zur Besetzung ausgewiesene Stellen vorübergehend
                                       (bis zu einem Jahr) nicht besetzt sind, 
                                    

                                 

                                 	
                                    bleiben Auszubildende, Schülerinnen und Schüler, Praktikantinnen und Praktikanten und Personen im Freiwilligen Sozialen Jahr
                                       und im Bundesfreiwilligendienst außer Betracht. 
                                    

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

               

            

         

      

      
            30. Beschäftigte in den Bereichen Hauswirtschaft, 
Küche, Reinigung, Service und Wäscherei
            

         

         Entgeltgruppe 2

         
            
               	
                  Beschäftigte im Bereich Küche mit ausschließlich einfachen Tätigkeiten. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 1)

               

               	
                  Beschäftigte im Bereich Reinigung oder Wäscherei mit ausschließlich einfachen Tätigkeiten. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr.
                     1)
                  

               

            

         

         Entgeltgruppe 3

         
            
               	
                  Beschäftigte im Bereich Küche mit nicht nur einfachen Tätigkeiten. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 2)

               

               	
                  Beschäftigte im Bereich Reinigung oder Wäscherei mit nicht nur einfachen Tätigkeiten. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 2)

               

               	
                  Beschäftigte im Bereich Service.

               

            

         

         Entgeltgruppe 4

         
            
               	
                  Beschäftigte im Bereich Hauswirtschaft. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 3)

               

               	
                  Beschäftigte im Bereich Küche mit schwierigen Tätigkeiten. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 4)

               

               	
                  Beschäftigte im Bereich Reinigung mit schwierigen Tätigkeiten. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 4)

               

               	
                  Beschäftigte im Bereich Service mit schwierigen Tätigkeiten. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 4)

               

            

         

         Entgeltgruppe 5

         
            
               	
                  Beschäftigte im Bereich Hauswirtschaft mit zweijähriger Ausbildung und entsprechenden Tätigkeiten oder Beschäftigte mit entsprechenden
                     Fähigkeiten und Erfahrungen. (Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nr. 3 und 5)
                  

               

               	
                  Beschäftigte ohne Ausbildung in der Tätigkeit eines Kochs/einer Köchin.

               

               	
                  Beschäftigte ohne Ausbildung in der Tätigkeit einer Serviceleitung.

               

               	
                  Beschäftigte ohne Ausbildung in der Tätigkeit einer Schichtleitung. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 4 a)

               

               	
                  Beschäftigte in der Tätigkeit als Küchenleitung in einem Waldheim, wenn der Einsatz ausschließlich für die Dauer einer Freizeit
                     (einschließlich Vor- und Nacharbeit) erfolgt, ohne Verantwortung für das Hygienemanagement.
                  

               

            

         

         Entgeltgruppe 6

         
            
               	
                  Beschäftigte in der Tätigkeit als Koch/Köchin mit abgeschlossener dreijähriger Ausbildung und entsprechender Tätigkeit oder
                     Beschäftigte mit entsprechenden Fähigkeiten und Erfahrungen. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 5)
                  

               

               	
                  Beschäftigte in der Tätigkeit einer Serviceleitung mit abgeschlossener dreijähriger Ausbildung und entsprechender Tätigkeit
                     oder Beschäftigte mit entsprechenden Fähigkeiten und Erfahrungen. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 5)
                  

               

               	
                  Beschäftigte in der Tätigkeit einer Schichtleitung mit abgeschlossener dreijähriger Ausbildung und entsprechender Tätigkeit
                     oder Beschäftigte mit entsprechenden Fähigkeiten und Erfahrungen. (Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nr. 4 a und 5)
                  

               

               	
                  Beschäftigte der Fallgruppe 1 in der Tätigkeit als Küchenleitung in einem Waldheim, wenn folgende Voraussetzungen vorliegen:

                  
                     
                        	
                           der Einsatz erfolgt ausschließlich für die Dauer einer Freizeit (einschließlich Vor- und Nacharbeit)

                        

                        	
                           die Hauptkomponenten (z. B. Mittagessen) werden geliefert

                        

                        	
                           die Verantwortung für das Hygienemanagement ist übertragen.

                        

                     

                  

               

            

         

         Entgeltgruppe 7

         
            
               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 5 Fallgruppe 1 als Stellvertretung einer Hauswirtschaftsleitung der EG 8

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 5 Fallgruppe 1 mit abgeschlossener Meisterprüfung und entsprechender Tätigkeit.

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 6 Fallgruppe 1, die hochwertige Arbeiten verrichten. (Hierzu Protokollnotiz KAO Nr. 6)

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 6 Fallgruppe 1 als Stellvertretung einer Küchenleitung der Entgeltgruppe 8.

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 6 Fallgruppe 2 als Serviceleitung, denen mindestens 4 Beschäftigte oder eine andere Beschäftigtenzahl mit mindestens 125 % Anstellungsumfang ständig unterstellt sind. (Hierzu Protokollnotiz
                     (KAO) Nr. 7)
                  

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 6 Fallgruppe 1 in der Tätigkeit als Küchenleitung in einem Waldheim, wenn folgenden Voraussetzungen
                     vorliegen:
                  

                  
                     
                        	
                           der Einsatz erfolgt ausschließlich für die Dauer einer Freizeit (einschließlich Vor- und Nacharbeit)

                        

                        	
                           es werden weniger als 300 Essen pro Mahlzeit angeboten

                        

                        	
                           alle Mahlzeiten werden vor Ort hergestellt

                        

                        	
                           die Verantwortung für das Hygienemanagement ist übertragen.

                        

                     

                  

               

            

         

         Entgeltgruppe 8

         
            
               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 5 Fallgruppe 1 als Hauswirtschaftsleitung.

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 5 Fallgruppe 1 als Stellvertretung einer Hauswirtschaftsleitung der Entgeltgruppe 9 a.

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 6 Fallgruppe 1 in der Tätigkeit als Küchenleitung. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 8)

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 6 Fallgruppe 1 in der Tätigkeit als Stellvertretung einer Küchenleitung der Entgeltgruppe 9
                     a
                  

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 6 Fallgruppe 2 als Serviceleitung denen mindestens 8 Beschäftigte oder eine andere Beschäftigtenzahl
                     mit mindestens 250 % Anstellungsumfang ständig unterstellt sind. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 7)
                  

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 6 Fallgruppe 1 in der Tätigkeit als Küchenleitung in einem Waldheim, wenn folgenden Voraussetzungen
                     vorliegen:
                  

                  
                     
                        	
                           der Einsatz erfolgt ausschließlich für die Dauer einer Freizeit (einschließlich Vor- und Nacharbeit)

                        

                        	
                           es werden mindestens 300 Essen pro Mahlzeit angeboten

                        

                        	
                           alle Mahlzeiten werden vor Ort hergestellt

                        

                        	
                           die Verantwortung für das Hygienemanagement ist übertragen.

                        

                     

                  

               

            

         

         Entgeltgruppe 9 a

         
            
               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 5 Fallgruppe 1 als Hauswirtschaftsleitung, denen mindestens 8 Beschäftigte oder eine andere
                     Beschäftigtenzahl mit mindestens 250 % Anstellungsumfang ständig unterstellt sind. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 7)
                  

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 5 Fallgruppe 1 als Stellvertretung einer Hauswirtschaftsleitung der Entgeltgruppe 9 b.

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 6 Fallgruppe 1 in der Tätigkeit als Küchenleitung. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 9)

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 6 Fallgruppe 1 in der Tätigkeit als Stellvertretung einer Küchenleitung der Entgeltgruppe 9
                     b.
                  

               

            

         

         Entgeltgruppe 9 b

         
            
               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 7 Fallgruppe 2 als Hauswirtschaftsleitung, denen mindestens 15 Beschäftigte oder eine andere
                     Beschäftigtenzahl mit mindestens 500 % Anstellungsumfang ständig unterstellt sind. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 7)
                  

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 7 Fallgruppe 2 als Stellvertretung einer Hauswirtschaftsleitung der Entgeltgruppe 9 c.

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 6 Fallgruppe 1 in der Tätigkeit als Küchenleitung. (Hierzu Protokollnotiz KAO Nr. 10)

               

            

         

         Entgeltgruppe 9 c

         
            
               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 7 Fallgruppe 2 als Hauswirtschaftsleitung, denen mindestens 25 Beschäftigte oder eine andere
                     Beschäftigtenzahl mit mindestens 800% Anstellungsumfang ständig unterstellt sind. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 7)
                  

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 7 Fallgruppe 2 als Stellvertretung einer Hauswirtschaftsleitung der Entgeltgruppe 10.

               

            

         

         Entgeltgruppe 10

         Beschäftigte der Entgeltgruppe 7 Fallgruppe 2 als Hauswirtschaftsleitung, denen mindestens 40 Beschäftigte oder eine andere
            Beschäftigtenzahl mit mindestens 1200 % Anstellungsumfang ständig unterstellt sind.
         

         

         Protokollnotizen (KAO):

         
            
               	1.

               	
                  Einfache Tätigkeiten sind Tätigkeiten, die keine Vor- oder Ausbildung aber eine fachliche Einarbeitung erfordern. Die Einarbeitung
                     dient dem Erwerb derjenigen Kenntnisse und Fertigkeiten, die für die Beherrschung der Arbeitsabläufe als solche erforderlich
                     sind.
                  

               

               	2.

               	
                  Nicht nur einfache Tätigkeiten sind Tätigkeiten mit Eigenverantwortung, die nicht ausschließlich im Arbeiten nach detaillierter
                     Vorgabe mit abschließender Endkontrolle durch Vorgesetzte bestehen. 
                  

                  Nicht nur einfache Tätigkeiten sind im Bereich Küche z. B. die sachgerechte Bedienung, Reinigung, Überwachung und Pflege von
                     Industriespülmaschinen und anderen Großküchengeräten, 
                  

                  Nicht nur einfache Tätigkeiten sind im Bereich Reinigung z. B. Tätigkeiten, die besondere Kenntnisse erfordern, z. B.

                  
                     
                        	
                            Beachtung von besonderen Hygienevorschriften (z. B. Reinigung in Kindertagesstätten und Pflegeeinrichtungen),

                        

                        	
                            Bedienung von Reinigungsmaschinen mit eigenem Antrieb,

                        

                     

                  

                  Nicht nur einfache Tätigkeiten sind im Bereich Wäscherei z. B. die sachgerechte Bedienung, Reinigung, Überwachung und Pflege
                     von Industriewaschmaschinen und anderen Wäschereimaschinen.
                  

               

               	3.

               	
                  Beschäftigte im Bereich Hauswirtschaft sind Beschäftigte, die in mehreren Bereichen tätig sind (z. B. Reinigung und Küche;
                     Service und Reinigung; Reinigung und Wäscherei; Reinigung, Service und Küche). Dies gilt nur dann ausnahmsweise nicht, wenn
                     neben der Reinigung einer Kindertagesstätte als einzige weitere Tätigkeit die Aufgabe als Spülhilfe in derselben Einrichtung
                     übernommen wird. In diesem Fall erfolgt abweichend von Satz 1 eine Eingruppierung im Bereich Reinigung.
                  

               

               	4.

               	
                  Schwierige Tätigkeiten sind im Bereich Küche z. B.:

                  
                     
                        	
                           Anrichten des Frühstücks, Mittagessens oder Abendessens

                        

                        	
                           Zubereiten von Speisen auf fachliche Anweisung 

                        

                        	
                           Fachgerechte Lagerung von Lebensmitteln

                        

                     

                  

                  Schwierige Tätigkeiten im Bereich Reinigung liegen z. B. vor bei fachlicher Weisungsbefugnis für andere Reinigungskräfte

                  Schwierige Tätigkeiten im Bereich Service liegen z. B. vor bei

                  
                     
                        	
                           Verkauf von Waren mit Abrechnung einer eigenen Kasse

                        

                        	
                           Vorbereitung und Bereitstellen von Sitzungs- und Tagungsbewirtungen

                        

                     

                  

               

               	4 a.

               	
                  Die Tätigkeit als Schichtleitung setzt insbesondere folgende Aufgaben voraus:

                  
                     
                        	
                           organisatorische Planung der Arbeitsabläufe, Vor- und Nachbereitung von Arbeitsaufträgen,

                        

                        	
                           Einteilung des Abteilungsteams und Verteilung der Aufgaben im Team,

                        

                        	
                           Überprüfung der ausgeführten Arbeiten,

                        

                        	
                           Ansprechperson für alle Fragen von Beschäftigten des eigenen und gegebenenfalls anderer Abteilungsteams,

                        

                        	
                           Begleitung des Tagesablaufs der Gäste und

                        

                        	
                           Begleitung des Ablaufs von Veranstaltungen.

                        

                     

                  

               

               	5.

               	
                  Als Beschäftigte mit entsprechenden Erfahrungen und Fähigkeiten gelten

                  
                     
                        	
                           Beschäftigte mit entsprechender Ausbildung unter drei Jahren und zweijähriger einschlägiger Berufserfahrung,

                        

                        	
                           Beschäftigte mit sonstiger mindestens dreijähriger Ausbildung und zweijähriger einschlägiger Berufserfahrung und

                        

                        	
                           Beschäftigte ohne entsprechende Ausbildung und ohne mindestens dreijährige sonstige Ausbildung, jedoch mit vierjähriger einschlägiger
                              Berufserfahrung
                           

                        

                     
Bei Beschäftigten in der Tätigkeit als Küchenleitung in einem Waldheim, wenn der Einsatz ausschließlich für die Dauer einer
                     Freizeit (einschließlich Vor- und Nacharbeit) erfolgt, wird je geleisteter Freizeitwoche eine einschlägige Berufserfahrung
                     von zwei Monaten anerkannt.
                  

               

               	6.

               	
                  Hochwertige Arbeiten sind Arbeiten, die an das Überlegungsvermögen oder das fachliche Geschick der/des Beschäftigten Anforderungen
                     stellen, die über das Maß dessen hinausgehen, was üblicherweise von Beschäftigten der Entgeltgruppe 6 erwartet werden kann.
                     
                  

                  Dieses Merkmal ist erfüllt, wenn zusätzlich zum Beispiel die Funktion

                  
                     
                        	
                           als Diätassistent/Diätassistentin mit staatlich anerkannter Ausbildung

                        

                        	
                           als Beauftragte/Beauftragter für die Abwehr von Schädlingen, 

                        

                     

                  

                  erfüllt wird.

               

               	7.

               	
                  Unterstellte Beschäftigte sind alle in diesem Bereich tatsächlich eingesetzten Personen. Auszubildende, Schüler und Schülerinnen,
                     Praktikanten und Praktikantinnen und Personen im Freiwilligen Sozialen Jahr und im Bundesfreiwilligendienst bleiben hierbei
                     außer Betracht. 
                  

                  Die Anzahl der Beschäftigten bemisst sich nach der Zahl der Beschäftigten, unabhängig von deren Anstellungsumfängen. 

                  Die genannte Prozentzahl bemisst sich nach der Summe der Anstellungsumfänge der unterstellten Beschäftigten. 

                  Es ist für die Eingruppierung unschädlich, wenn im Organisations- und Stellenplan zur Besetzung ausgewiesene Stellen vorübergehend
                     (bis zu einem Jahr) nicht besetzt sind.
                  

               

               	8.

               	
                  Hierunter fallen Küchenleitungen einer Ausgabeküche (reine Ausgabe von Speisen, die z. B. nach dem cook & chill- bzw. cook
                     & freeze-Verfahren hergestellt wurden). 
                  

               

               	9.

               	
                  Hierunter fallen Küchenleitungen einer produzierenden Küche

               

               	10.

               	
                  Hierunter fallen Küchenleitungen einer produzierenden Küche, die alle Mahlzeiten einer Tagesverpflegung herstellt.

               

            

         

      

      
            31. Beschäftigte im handwerklichen, gärtnerischen, landwirtschaftlichen 
oder technischen Bereich
            

         

         Entgeltgruppe 5

         Beschäftigte im handwerklichen, gärtnerischen, landwirtschaftlichen oder technischen Bereich ohne entsprechende Ausbildung.
            (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 1)
         

         Entgeltgruppe 6

         Beschäftigte im handwerklichen, gärtnerischen, landwirtschaftlichen oder technischen Bereich mit abgeschlossener dreijähriger
            Ausbildung und entsprechender Tätigkeit oder Beschäftigte mit entsprechenden Fähigkeiten und Erfahrungen. (Hierzu Protokollnotizen
            (KAO) Nrn. 1 und 2)
         

         Entgeltgruppe 7

         Beschäftigte der Entgeltgruppe 6, die hochwertige Arbeiten verrichten. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 3)

         Entgeltgruppe 8

         
            
               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 6, deren Tätigkeiten sich aufgrund erhöhter technischer Anforderung aus der Entgeltgruppe 7
                     herausheben. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 4)
                  

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 6 mit Meisterprüfung oder staatlich geprüfte Techniker und Technikerinnen mit entsprechender
                     Tätigkeit.
                  

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 6 als Bereichsleitung. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 5)

               

            

         

         Entgeltgruppe 9 a

         
            
               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 8 Fallgruppe 2, die selbständig tätig sind. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 6)

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 6 als Bereichsleitung, denen mindestens 4 Beschäftigte oder eine andere Beschäftigtenzahl mit
                     mindestens 125 % Anstellungsumfang ständig unterstellt sind. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 7)
                  

               

            

         

         Entgeltgruppe 9 b

         
            
               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 8 Fallgruppe 2, die schwierige Aufgaben erfüllen. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 8)

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 6 als Bereichsleitung, denen mindestens 8 Beschäftigte oder eine andere Beschäftigtenzahl mit
                     mindestens 250 % Anstellungsumfang ständig unterstellt sind. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 7)
                  

               

            

         

         Entgeltgruppe 9 c

         Beschäftigte der Entgeltgruppe 6 als Bereichsleitung, denen mindestens 12 Beschäftigte oder eine andere Beschäftigtenzahl
            mit mindestens 375 % Anstellungsumfang ständig unterstellt sind. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 7)
         

         Entgeltgruppe 10

         Ingenieurinnen und Ingenieure mit entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten
            und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 9)
         

         Entgeltgruppe 11

         Beschäftigte der Entgeltgruppe 10, deren Tätigkeit sich mindestens zu einem Drittel durch besondere Leistungen aus der Entgeltgruppe
            10 heraushebt. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 10)
         

         Entgeltgruppe 12

         Beschäftigte der Entgeltgruppe 10 mit langjähriger praktischer Erfahrung, deren Tätigkeit sich mindestens zu einem Drittel
            durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung oder durch künstlerische oder Spezialaufgaben aus der Entgeltgruppe 11 heraushebt.
         

         Entgeltgruppe 13

         Beschäftigte der Entgeltgruppe 10, deren Tätigkeit sich mindestens zu einem Drittel durch das Maß der Verantwortung erheblich
            aus der Entgeltgruppe 12 heraushebt.
         

         Entgeltgruppe 14

         
            
               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 13, deren Tätigkeit sich mindestens zu einem Drittel 

                  
                     
                        	
                           durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung oder

                        

                        	
                           durch das Erfordernis hochwertiger Leistungen bei besonders schwierigen Aufgaben 

                        

                     

                  

                  aus der Entgeltgruppe 13 heraushebt.

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 13, denen die Leitung mindestens einer Abteilung mit mindestens 9 Beschäftigten übertragen
                     wurde oder denen mindestens 3 Beschäftigte mindestens der Entgeltgruppe 13 durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt
                     sind. (Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 11 und 12)
                  

               

            

         

         Entgeltgruppe 15

         
            
               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 13, deren Tätigkeiten sich durch

                  
                     
                        	
                           besondere Schwierigkeit und Bedeutung sowie

                        

                        	
                           erheblich durch das Maß der damit verbundenen Verantwortung

                        

                     

                  

                  aus der Entgeltgruppe 13 herausheben.

               

               	
                  Beschäftigte in kirchlichen Einrichtungen, deren Tätigkeit wegen der Schwierigkeit der Aufgaben und der Größe ihrer Verantwortung
                     ebenso zu bewerten ist wie Tätigkeiten nach Fallgruppe 1.
                  

               

               	
                  Beschäftigte mit der Entgeltgruppe 13, denen mindestens 5 Beschäftigte mindestens der Entgeltgruppe 13 durch ausdrückliche
                     Anordnung ständig unterstellt sind. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 12)
                  

               

            

         

         Protokollnotizen (KAO):

         
            
               	
                  Hierzu gehören auch Hausmeister/Hausmeisterinnen mit handwerklich-technischem Schwerpunkt, sowie Hausmeister/Hausmeisterinnen
                     in Schulen, Tagungsstätten, im Ev. Oberkirchenrat oder vergleichbaren Einrichtungen und Beschäftigte in Bauhöfen.
                  

               

               	
                  Als Beschäftigte mit entsprechenden Erfahrungen und Fähigkeiten gelten

                  
                     
                        	
                           Beschäftigte mit entsprechender Ausbildung unter drei Jahren und zweijähriger einschlägiger Berufserfahrung,

                        

                        	
                           Beschäftigte mit sonstiger mindestens dreijähriger Ausbildung und zweijähriger einschlägiger Berufserfahrung und

                        

                        	
                           Beschäftigte ohne entsprechende Ausbildung und ohne mindestens dreijährige sonstige Ausbildung, jedoch mit vierjähriger einschlägiger
                              Berufserfahrung:
                           

                        

                     

                  

               

               	
                  Hochwertige Arbeiten verrichten Beschäftigte, die z. B. für die eigenverantwortliche Betreuung der Medien- und Seminartechnik
                     zuständig sind.
                  

               

               	
                  Arbeiten mit erhöhten technischen Anforderungen verrichten Beschäftigte, die z. B. für die eigenverantwortliche Betreuung
                     und Konfigurierung der
                  

                  
                     
                        	
                           Medien- und Seminartechnik,

                        

                        	
                           Zugangskontrolle,

                        

                        	
                           Sicherheitsanlagen,

                        

                        	
                           Brandschutzanlagen oder

                        

                        	
                           Heizungsanlagen

                        

                     

                  

                  zuständig sind.

               

               	
                  Ein Bereich ist eine inhaltlich abgegrenzte Organisationseinheit, bei der der Bereichsleitung mindestens eine Person unterstellt
                     sein muss.
                  

               

               	
                  Technikerinnen und Techniker sind selbstständig tätig, wenn sie bei technischen Arbeitsabläufen in Ausführung technischer,
                     mehr routinemäßiger Entwurfs-, Leitungs- und Planungsarbeiten eigene technische Entscheidungen zu treffen haben. Dass das
                     Arbeitsergebnis einer Kontrolle, einer fachlichen Anleitung und Überwachung durch Vorgesetzte unterworfen wird, berührt die
                     Selbstständigkeit der Tätigkeit nicht. Anhand der nach der Ausbildung vorauszusetzenden Kenntnisse sind der zur Erfüllung
                     der Aufgabe einzuschlagende Weg und die anzuwendende Methode zu finden.
                  

               

               	
                  Unterstellte Beschäftigte sind alle in diesem Bereich tatsächlich eingesetzten Personen. Auszubildende, Schüler und Schülerinnen,
                     Praktikanten und Praktikantinnen und Personen im Freiwilligen Sozialen Jahr und im Bundesfreiwilligendienst bleiben hierbei
                     außer Betracht. 
                  

                  Die Anzahl der Beschäftigten bemisst sich nach der Zahl der Beschäftigten, unabhängig von deren Anstellungsumfängen. 

                  Die genannte Prozentzahl bemisst sich nach der Summe der Anstellungsumfänge der unterstellten Beschäftigten. 

                  Es ist für die Eingruppierung unschädlich, wenn im Organisations- und Stellenplan zur Besetzung ausgewiesene Stellen vorübergehend
                     (bis zu einem Jahr) nicht besetzt sind.
                  

               

               	
                  Schwierige Aufgaben sind Aufgaben, die in dem betreffenden Fachgebiet im oberen Bereich der Schwierigkeitsskala liegen oder
                     die in konkreten Einzelfällen wegen der Besonderheiten Leistungen erfordern, die über das im Regelfall erforderliche Maß an
                     Kenntnissen und Fähigkeiten wesentlich hinausgehen, z. B. durch die Breite des geforderten fachlichen Wissens und Könnens,
                     die geforderten Spezialkenntnisse, außergewöhnliche Erfahrungen oder sonstige Qualifizierungen vergleichbarer Wertigkeit.
                  

               

               	
                  Entsprechende Tätigkeiten sind z. B.:

                  
                     
                        	
                           Aufstellung oder Prüfung von Entwürfen nicht nur einfacher Art einschließlich Massen , Kosten- und statischen Berechnungen
                              und Verdingungsunterlagen, Bearbeitung der damit zusammenhängenden laufenden technischen Angelegenheiten - auch im technischen
                              Rechnungswesen-, örtliche Leitung oder Mitwirkung bei der Leitung von Bauten und Bauabschnitten sowie deren Abrechnung.
                           

                        

                     

                  

               

               	
                  Besondere Leistungen sind z. B.:

                  
                     
                        	
                           Aufstellung oder Prüfung von Entwürfen, deren Bearbeitung besondere Fachkenntnisse und besondere praktische Erfahrung oder
                              künstlerische Begabung voraussetzt, sowie örtliche Leitung bzw. Mitwirkung bei der Leitung von schwierigen Bauten und Bauabschnitten
                              und deren Abrechnung.
                           

                        

                     

                  

               

               	
                  Eine Abteilung ist eine abgegrenzte Organisationseinheit mit mehreren Beschäftigten. Darunter fallen z. B. Referate und Sachgebiete.

               

               	
                  Sofern die Eingruppierung von der Zahl der unterstellten Beschäftigten abhängt:

                  
                     
                        	
                           zählen Teilzeitbeschäftigte entsprechend dem Verhältnis ihres vertraglich vereinbarten Beschäftigungsumfangs zur regelmäßigen
                              Arbeitszeit eines entsprechenden Vollbeschäftigten,
                           

                        

                        	
                           ist es für die Eingruppierung unschädlich, wenn im Organisations- und Stellenplan zur Besetzung ausgewiesene Stellen vorübergehend
                              (bis zu einem Jahr) nicht besetzt sind,
                           

                        

                        	
                           bleiben Auszubildende, Schüler und Schülerinnen, Praktikanten und Praktikantinnen und Personen im Freiwilligen Sozialen Jahr
                              und im Bundesfreiwilligendienst außer Betracht.
                           

                        

                     

                  

               

            

         

      

      
            32. Beschäftigte im Fahrdienst

         

         Entgeltgruppe 4

         Beschäftigte im Fahrdienst ohne Personentransport.

         Entgeltgruppe 5

         
            
               	
                  Beschäftigte im Fahrdienst mit Personentransport.

               

               	
                  Beschäftigte im Fahrdienst für Fahrzeuge, die über 3,5 Tonnen zulässiges Gesamtgewicht haben.

               

            

         

         Entgeltgruppe 6

         Beschäftigte im Fahrdienst in einer besonderen Vertrauensstellung. (Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 1 und 2)

         

         Protokollnotizen (KAO):

         1. Als Beschäftigte in besonderer Vertrauensstellung gelten Beschäftigte, die Prälaten oder Prälatinnen oder den Landesbischof
            oder die Landesbischöfin oder den Direktor/ die Direktorin fahren.
         

         2. Der/die Beschäftigte als Fahrerin oder Fahrer der Landesbischöfin oder des Landesbischofs erhält eine Zulage in Höhe von
            1.550 Euro monatlich. Der/die Beschäftigte als Fahrerin oder Fahrer des Direktors/der Direktorin oder des Prälaten oder der
            Prälatin erhält eine Zulage in Höhe von 550 Euro monatlich. Die Zulage nimmt an Tarifsteigerungen teil. Mit der Zahlung der
            Zulage ist das Entgelt für Überstunden und Zeitzuschläge für Überstunden, die Zuschläge für Sonntage, gesetzliche Feiertage,
            Nacht und Samstage nach § 8 Absatz 1 KAO abgegolten. Für Stunden, die nicht über die maximale Stundenzahl hinausgehen, kann kein Freizeitausgleich gewährt werden.
            Für den Fahrer/die Fahrerin, der den Fahrer oder die Fahrerin des Landesbischofs oder der Landesbischöfin für die Zeit eines
            vollen Kalendermonats vertritt, erhöht sich die Zulage für die Dauer der Vertretung auf die Höhe der Zulage für den Fahrer
            bzw. die Fahrerin des Landesbischofs/der Landesbischöfin. Teilzeitbeschäftigte erhalten die Zulage anteilig gemäß ihres Beschäftigungsumfanges.
         

      

      
            33. Beschäftigte der Münsterbauhütte Ulm

         

         Entgeltgruppe 3

         Bauhelfer/Bauhelferinnen ohne Ausbildung.

         Entgeltgruppe 5

         Bauhelfer/Bauhelferinnen mit abgeschlossener Fachausbildung.

         Entgeltgruppe 6

         Baufacharbeiter/Baufacharbeiterinnen, Schreiner/Schreinerinnen oder Zimmerer/Zimmererinnen oder sonstige Beschäftigte mit
            entsprechenden Fähigkeiten und Erfahrungen. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 1)
         

         Entgeltgruppe 9 b

         Steinmetze/Steinmetzinnen und/oder Steinbildhauer/Steinbildhauerinnen mit abgeschlossener Fachausbildung in der Tätigkeit
            als Steinmetz/Steinmetzin.
         

         Entgeltgruppe 9 c

         
            
               	
                  Schreinermeister/Schreinermeisterinnen oder Holztechniker/Holztechnikerinnen mit entsprechender Tätigkeit.

               

               	
                  Beschäftige der Entgeltgruppe 9 b mit Ausbildereignung, als verantwortliche Ausbildungsleiter an der Münsterbauhütte Ulm.

               

            

         

         Entgeltgruppe 10

         
            
               	
                  Steinrestauratoren/Steinrestauratorinnen, Steintechniker/Steintechnikerinnen mit entsprechender Tätigkeit.

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 b mit Zusatzqualifikation die Fachbereiche „Restaurierung“ oder „Baustelle/Werkstatt“ verantworten.
                     (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 2)
                  

               

            

         

         Entgeltgruppe 13 

         Hüttenmeister/Hüttenmeisterin (Leiter/in der Münsterbauhütte).

         Entgeltgruppe 15

         Münsterbaumeister/Münsterbaumeisterin mit einschlägiger abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulausbildung. Gleichgestellt
            sind Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und Erfahrungen eine entsprechende Qualifikation vorweisen.
         

         Protokollnotizen (KAO):

         
            
               	
                  Als Beschäftigte mit entsprechenden Erfahrungen und Fähigkeiten gelten

                  
                     
                        	
                           Beschäftigte mit entsprechender Ausbildung unter drei Jahren und zweijähriger einschlägiger Berufserfahrung,

                        

                        	
                           Beschäftigte mit sonstiger mindestens dreijähriger Ausbildung und zweijähriger einschlägiger Berufserfahrung und

                        

                        	
                           Beschäftigte ohne entsprechende Ausbildung und ohne mindestens dreijährige sonstige Ausbildung, jedoch mit vierjähriger einschlägiger
                              Berufserfahrung.
                           

                        

                     

                  

               

               	
                  Eine Zusatzausbildung im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals liegt vor bei Restauratoren/innen im Steinmetzhandwerk bzw. absolvierter
                     Meisterprüfung.
                  

               

            

         

      

      
            40. Ärzte und Ärztinnen

         

         Entgeltgruppe 14

         Ärzte und Ärztinnen mit entsprechender Tätigkeit.

         Entgeltgruppe 15

         Fachärzte und Fachärztinnen mit entsprechender Tätigkeit.

      

      
            41. Masseure und medizinische Bademeister, Masseurinnen und medizinische Bademeisterinnen sowie Physiotherapeuten und Physiotherapeutinnen

         

         Entgeltgruppe 6

         Masseure und medizinische Bademeister sowie Masseurinnen und medizinische Bademeisterinnen mit entsprechender Tätigkeit.

         Entgeltgruppe 7

         Physiotherapeuten und Physiotherapeutinnen mit staatlicher Anerkennung und entsprechender Tätigkeit.

         Entgeltgruppe 8

         Beschäftigte der Entgeltgruppe 7, die mindestens zu einem Viertel schwierige Aufgaben erfüllen. (Hierzu Protokollnotiz KAO)

         Entgeltgruppe 9 a

         Beschäftigte der Entgeltgruppe 7, die schwierige Aufgaben erfüllen. (Hierzu Protokollnotiz KAO)

         Entgeltgruppe 9 b

         
            
               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 7, die Physiotherapie bei Patienten oder Patientinnen mit Demenz oder auf einer Intensivstation
                     nach einem Polytrauma durchführen.
                  

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 7 mit Gesamtverantwortung für den physiotherapeutischen Bereich einer Einrichtung.

               

            

         

         Protokollnotiz (KAO):

         Schwierige Aufgaben sind z. B. Physiotherapie nach Lungen- oder Herzoperationen, nach Herzinfarkten, bei Querschnittslähmungen,
            in Kinderlähmungsfällen, mit spastisch Gelähmten, in Fällen von Dysmelien, in der Psychiatrie oder Geriatrie, nach Einsatz
            von Endoprothesen, nach Verbrennungen zweiten oder dritten Grades oder bei Kleinkindern bis sechs Jahren.
         

      

      
            42. Ergotherapeuten und Ergotherapeutinnen

         

         Entgeltgruppe 7

         Ergotherapeuten und Ergotherapeutinnen mit staatlicher Anerkennung und entsprechender Tätigkeit.

         Entgeltgruppe 8

         Beschäftigte der Entgeltgruppe 7, die mindestens zu einem Viertel schwierige Aufgaben erfüllen. (Hierzu Protokollnotiz KAO)

         Entgeltgruppe 9 a

         Beschäftigte der Entgeltgruppe 7, die schwierige Aufgaben erfüllen. (Hierzu Protokollnotiz KAO) 

         Entgeltgruppe 9 b

         
            
               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 7, die Ergotherapie bei Patienten oder Patientinnen mit Demenz leisten.

               

               	
                  Beschäftigte als leitende Ergotherapeutin oder als leitender Ergotherapeut.

               

            

         

         Protokollnotiz (KAO):

         Schwierige Aufgaben sind z. B. Ergotherapie bei Querschnittslähmungen, in Kinderlähmungsfällen, bei Schlaganfällen, mit spastisch
            Gelähmten, in Fällen von Dysmelien, in der Psychiatrie oder Geriatrie oder bei Kleinkindern bis sechs Jahren, Durchführung
            von Präventionskursen (u.a. Sturzprophylaxe, Gedächtnistraining); Ergotherapie im häuslichen Umfeld.
         

      

      
            43. Diätassistenten und Diätassistentinnen

         

         Entgeltgruppe 7

         Staatlich anerkannte Diätassistenten und Diätassistentinnen mit entsprechender Tätigkeit.

         Entgeltgruppe 8

         Beschäftigte der Entgeltgruppe 7, die mindestens zu einem Viertel schwierige Aufgaben erfüllen. (Hierzu Protokollnotiz KAO)

         Entgeltgruppe 9 a

         Beschäftigte der Entgeltgruppe 7, die schwierige Aufgaben erfüllen. (Hierzu Protokollnotiz KAO)

         Entgeltgruppe 9 b

         Beschäftigte der Entgeltgruppe 7 mit Fortbildung zur Ernährungsberaterin oder zum Ernährungsberater oder mit vergleichbarer
            Fortbildung (z. B. Diabetesberaterin oder Diabetesberater) und entsprechender Tätigkeit.
         

         

         Protokollnotiz (KAO):

         Schwierige Aufgaben sind z. B. Diätberatung von einzelnen Patientinnen oder Patienten, selbstständige Durchführung von Ernährungserhebungen,
            Mitarbeit bei Grundlagenforschung im Fachbereich klinische Ernährungslehre, Herstellung und Berechnung spezifischer Diätformen
            bei dekompensierten Leberzirrhosen, Niereninsuzzienz, Hyperlipidämien, Stoffwechsel- Bilanz-Studien, Maldigestion und Malabsorption,
            nach Shuntoperationen, Kalzium-Test-Diäten, spezielle Anfertigung von Sonderernährung für Patienten auf Intensiv- und Wachstationen.
         

      

      
            54. Gesundheits- und Krankenpflegerinnen und -pfleger, Altenpflegerinnen 
und Altenpfleger, Pflegediakoninnen und Pflegediakone sowie andere Pflegekräfte 
insbesondere in Diakonie-/Sozialstationen und im Bereich Hospiz
            

         

         P 5

         
            	1.

            	
               Beschäftigte in der Pflege ohne Ausbildung.
(Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 1)
               

            

         

         P 6

         
            	2.

            	
               Pflegehelferinnen und Pflegehelfer mit mindestens einjähriger Ausbildung und entsprechender Tätigkeit.
(Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 2 und 3)
               

            

         

         P 8

         
            	3.

            	
               Pflegefachkräfte mit mindestens dreijähriger Ausbildung und entsprechender Tätigkeit.
(Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 4 und 5)
               

            

         

         P 9

         
            	4.

            	
               Beschäftigte wie zu 3. in besonders schwierigen Aufgabenbereichen und mit entsprechender Aus- oder Fachweiterbildung, z. B.
                  in den Bereichen Praxisanleitung von Auszubildenden und Schülerinnen und Schülern, Hygiene, Gerontopsychiatrie, Pflegeberatung,
                  Wundmanagement, Palliativpflege oder Qualitätsmanagement sowie Pflegediakone/Pflegediakoninnen, denen die Seelsorge an Klienten/Klientinnen,
                  Angehörigen und Beschäftigten übertragen ist.
               

            

            	4. a)

            	
               Beschäftigte wie zu 3. als Leitung einer Tagespflege.

            

            	5.

            	
               Beschäftigte wie zu 3., denen die ständige Stellvertretung einer Pflegedienstleitung der Entgeltgruppe P 10 übertragen ist.

            

         

         P 10

         
            	6.

            	
               Beschäftigte wie zu 3. als Teamleitung, denen in der Regel mindestens 6 Beschäftigte ständig unterstellt sind.
(Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 7 und 8)
               

            

            	7.

            	
               Beschäftigte wie zu 3. als Pflegedienstleitung.
(Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 6)
               

            

            	8.

            	
               Beschäftigte wie zu 3., denen die ständige Stellvertretung einer Pflegedienstleitung der Entgeltgruppe P 11 übertragen ist.

            

            	8. a)

            	
               Beschäftigte wie zu 4. a), denen in der Regel mindestens 6 Beschäftigte ständig unterstellt sind. (Hierzu Protokollnotiz (KAO)
                  Nr. 8)
               

            

         

         P 11

         
            	9.

            	
               Beschäftigte wie zu 3. als Teamleitung, denen in der Regel mindestens 9 Beschäftigte ständig unterstellt sind.
(Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 7 und 8)
               

            

            	10.

            	
               Beschäftigte wie zu 3. als Pflegedienstleitung, denen in der Regel mindestens 6 Beschäftigte ständig unterstellt sind.
(Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 6 und 8)
               

            

            	11.

            	
               Beschäftigte wie zu 3., denen die ständige Stellvertretung einer Pflegedienstleitung der Entgeltgruppe P 12 übertragen ist.

            

         

         P 12

         
            	12.

            	
               Beschäftigte wie zu 3. als Teamleitung, denen in der Regel mindestens 15 Beschäftigte ständig unterstellt sind.
(Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 7 und 8)
               

            

            	13.

            	
               Beschäftigte wie zu 3. als Pflegedienstleitung, denen in der Regel mindestens 9 Beschäftigte ständig unterstellt sind.
(Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 6 und 8)
               

            

            	14.

            	
               Beschäftigte wie zu 3., denen die ständige Stellvertretung einer Pflegedienstleitung der Entgeltgruppe P 13 übertragen ist.

            

         

         P 13

         
            	15.

            	
               Beschäftigte wie zu 3. als Teamleitung, denen in der Regel mindestens 25 Beschäftigte ständig unterstellt sind.
(Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 7 und 8)
               

            

            	16.

            	
               Beschäftigte wie zu 3. als Pflegedienstleitung, denen in der Regel mindestens 15 Beschäftigte ständig unterstellt sind.
(Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 6 und 8)
               

            

            	17.

            	
               Beschäftigte wie zu 3., denen die ständige Stellvertretung einer Pflegedienstleitung der Entgeltgruppe P 14 übertragen ist.

            

         

         P 14

         
            	18.

            	
               Beschäftigte wie zu 3. als Pflegedienstleitung, denen in der Regel mindestens 25 Beschäftigte ständig unterstellt sind.
(Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 6 und 8)
               

            

            	19.

            	
               Beschäftigte wie zu 3., denen die ständige Stellvertretung einer Pflegedienstleitung der Entgeltgruppe P 15 übertragen ist.

            

         

         P 15

         
            	20.

            	
               Beschäftigte wie zu 3. als Pflegedienstleitung, denen in der Regel mindestens 35 Beschäftigte ständig unterstellt sind.
(Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 6 und 8)
               

            

            	21.

            	
               Beschäftigte wie zu 3., denen die ständige Stellvertretung einer Pflegedienstleitung der Entgeltgruppe P 16 übertragen ist.

            

         

         P 16

         
            	22.

            	
               Beschäftigte wie zu 3. als Pflegedienstleitung, denen in der Regel mindestens 50 Beschäftigte ständig unterstellt sind.
(Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 6 und 8)
               

            

         

         

         Protokollnotizen (KAO) zu VGP 54:

         
            
               	1.

               	
                  In P 5 sind Beschäftigte in der Pflege eingruppiert, die über keine den Protokollnotizen 2 und 3 oder 4 entsprechende Ausbildung
                     verfügen.
                  

               

               	2.

               	
                  Die Bezeichnung „Pflegehelferinnen und Pflegehelfer“ umfasst Gesundheits- und Krankenpflegehelferinnen und -helfer sowie Altenpflegehelferinnen
                     und -helfer mit abgeschlossener staatlich anerkannter Ausbildung.
                  

               

               	3.

               	
                  Als Pflegehelferinnen und Pflegehelfer mit mindestens einjähriger förderlicher Ausbildung und entsprechender Tätigkeit sind
                     auch medizinische Fachangestellte, Arzthelfer und Arzthelferinnen, Heilerziehungspflegerinnen und -pfleger, Rettungsassistenten
                     und Rettungsassistentinnen, Notfallsanitäter und Notfallsanitäterinnen, Haus- und Familienpfleger und Haus- und Familienpflegerinnen
                     sowie Hebammen und Entbindungspfleger mit abgeschlossener staatlich anerkannter Ausbildung eingruppiert.
                  

               

               	4.

               	
                  Die Bezeichnung „Pflegefachkraft“ umfasst Gesundheits- und Krankenpflegerinnen und -pfleger, Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerinnen
                     und -pfleger sowie Altenpflegerinnen und -pfleger in allen Fachrichtungen bzw. Spezialisierungen mit abgeschlossener staatlich
                     anerkannter Ausbildung.
                  

                  Als Pflegefachkraft mit mindestens dreijähriger Ausbildung sind auch Pflegediakoninnen und Pflegediakone eingruppiert, sofern
                     sie keine Leitungsfunktion ausüben.
                  

               

               	5.

               	
                  Pflegefachkräfte wie zu 3., die zu weniger als 50 % ihrer Tätigkeit in besonders schwierigen Aufgabenbereichen gemäß Fallgruppe
                     4 eingesetzt werden und die über eine entsprechende Aus- oder Fachweiterbildung verfügen, erhalten monatlich eine Zulage in
                     Höhe von 100 Euro brutto, die an künftigen Tarifsteigerungen teilnimmt.
                  

                  Dies gilt auch für Pflegediakone/Pflegediakoninnen, denen zu weniger als 50 % ihrer Tätigkeit Seelsorge an Klienten/Klientinnen,
                     Angehörigen und Beschäftigten übertragen ist.
                  

                  Die Zulage gemäß Satz 1 erhalten auch Teamleitungen, denen weniger als 6 Beschäftigte ständig unterstellt sind. 
(Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 7 und 8).
                  

               

               	6.

               	
                  Das Tätigkeitsmerkmal „Pflegedienstleitung“ ist erfüllt, wenn nach einer abgeschlossenen, anerkannten Weiterbildung (derzeit
                     mindestens 460 Stunden) zur Pflegedienstleitung für Diakonie- und Sozialstationen Leitungsaufgaben in einer Diakonie-/Sozialstation
                     übertragen werden.
                  

                  Der Weiterbildung zur Pflegedienstleitung sind z. B. gleichgestellt ein abgeschlossenes Studium „Pflegemanagement“ bzw. sonstige
                     abgeschlossene anerkannte Weiterbildungen zur Pflegedienstleitung.
                  

               

               	7.

               	
                  Das Tätigkeitsmerkmal „Teamleitung“ ist erfüllt, wenn eine fachliche Weisungsbefugnis gegenüber Beschäftigten übertragen wird,
                     aber die Pflegedienstleitung als gesamtverantwortliche Leitung gegenüber der Teamleitung weisungsbefugt ist.
                  

               

               	8.

               	
                  Sofern die Eingruppierung von der Zahl der unterstellten Beschäftigten abhängt:

                  
                     
                        	
                           zählen Teilzeitbeschäftigte entsprechend dem Verhältnis ihres vertraglich vereinbarten Beschäftigungsumfangs zur regelmäßigen
                              Arbeitszeit eines entsprechenden Vollbeschäftigten (dabei sind auch Mitarbeitende, die nach den Anlagen 1.2.4 und 3.7.2 zur
                              KAO beschäftigt sind, entsprechend zu berücksichtigen),
                           

                        

                        	
                           ist es für die Eingruppierung unschädlich, wenn im Organisations- und Stellenplan zur Besetzung ausgewiesene Stellen vorübergehend
                              (bis zu einem Jahr) nicht besetzt sind,
                           

                        

                        	
                           bleiben Auszubildende, Schülerinnen und Schüler, Praktikantinnen und Praktikanten und Personen im Freiwilligen Sozialen Jahr
                              und im Bundesfreiwilligendienst außer Betracht.
                           

                        

                     

                  

               

            

         

      

      
            54 a. Geschäftsführer und Geschäftsführerinnen von Diakonie-/Sozialstationen 
und stationären Hospizdiensten
            

         

         EG 9 b

         
            
               	1.

               	
                  Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen/Vertreter von Geschäftsführerinnen/Geschäftsführern
                     von Diakonie-/Sozialstationen und stationären Hospizdiensten bestellt sind.
                  

               

            

         

         EG 9 c

         
            
               	2.

               	
                  Beschäftigte als Geschäftsführer/Geschäftsführerinnen von Diakonie-/Sozialstationen und stationären Hospizdiensten.

               

               	3.

               	
                  Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen/Vertreter von Geschäftsführerinnen/Geschäftsführern
                     von Diakonie-/Sozialstationen und stationären Hospizdiensten der Entgeltgruppe 10 bestellt sind.
                  

               

            

         

         EG 10

         
            
               	4.

               	
                  Beschäftigte als Geschäftsführer/Geschäftsführerinnen von Diakonie-/Sozialstationen und stationären Hospizdiensten mit in
                     der Regel mindestens 10 Beschäftigten.
                  

               

               	5.

               	
                  Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen/Vertreter von Geschäftsführerinnen/Geschäftsführern
                     von Diakonie-/Sozialstationen und stationären Hospizdiensten der Entgeltgruppe 11 bestellt sind.
                  

               

            

         

         EG 11

         
            
               	6.

               	
                  Beschäftigte als Geschäftsführer/Geschäftsführerinnen von Diakonie-/Sozialstationen und stationären Hospizdiensten mit in
                     der Regel mindestens 20 Beschäftigten.
                  

               

               	7.

               	
                  Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen/Vertreter von Geschäftsführerinnen/Geschäftsführern
                     von Diakonie-/Sozialstationen und stationären Hospizdiensten der Entgeltgruppe 12 bestellt sind.
                  

               

            

         

         EG 12

         
            
               	8.

               	
                  Beschäftigte als Geschäftsführer/Geschäftsführerinnen von Diakonie-/Sozialstationen und stationären Hospizdiensten mit in
                     der Regel mindestens 30 Beschäftigten.
                  

               

               	9.

               	
                  Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen/Vertreter von Geschäftsführerinnen/Geschäftsführern
                     von Diakonie-/Sozialstationen und stationären Hospizdiensten der Entgeltgruppe 13 bestellt sind.
                  

               

            

         

         EG 13

         
            
               	10.

               	
                  Beschäftigte als Geschäftsführer/Geschäftsführerinnen von Diakonie-/Sozialstationen und stationären Hospizdiensten mit in
                     der Regel mindestens 45 Beschäftigten.
                  

               

               	11.

               	
                  Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen/Vertreter von Geschäftsführerinnen/Geschäftsführern
                     von Diakonie-/Sozialstationen und stationären Hospizdiensten der Entgeltgruppe 14 bestellt sind.
                  

               

            

         

         EG 14

         
            
               	12.

               	
                  Beschäftigte als Geschäftsführer/Geschäftsführerinnen von Diakonie-/Sozialstationen und stationären Hospizdiensten mit in
                     der Regel mindestens 80 Beschäftigten.
                  

               

               	13.

               	
                  Beschäftigte, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreterinnen/Vertreter von Geschäftsführerinnen/Geschäftsführern
                     von Diakonie-/Sozialstationen und stationären Hospizdiensten der Entgeltgruppe 15 bestellt sind.
                  

               

            

         

         EG 15

         
            
               	14.

               	
                  Beschäftigte als Geschäftsführer/Geschäftsführerinnen von Diakonie-/Sozialstationen und stationären Hospizdiensten mit in
                     der Regel mindestens 150 Beschäftigten.
                  

               

            

         

         

         Protokollnotizen (KAO) zu VGP 54 a:

         
            
               	1.

               	
                  Sofern die Eingruppierung von der Zahl der unterstellten Beschäftigten abhängt:

                  
                     
                        	
                           zählen Teilzeitbeschäftigte entsprechend dem Verhältnis ihres vertraglich vereinbarten Beschäftigungsumfangs zur regelmäßigen
                              Arbeitszeit eines entsprechenden Vollbeschäftigten (dabei sind auch Mitarbeitende, die nach den Anlagen 1.2.4 und 3.7.2 zur
                              KAO beschäftigt sind, entsprechend zu berücksichtigen),
                           

                        

                        	
                           ist es für die Eingruppierung unschädlich, wenn im Organisations- und Stellenplan zur Besetzung ausgewiesene Stellen vorübergehend
                              (bis zu einem Jahr) nicht besetzt sind,
                           

                        

                        	
                           bleiben Auszubildende, Schülerinnen und Schüler, Praktikantinnen und Praktikanten und Personen im Freiwilligen Sozialen Jahr
                              und im Bundesfreiwilligendienst außer Betracht.
                           

                        

                     

                  

               

               	2.

               	
                  Voraussetzung für die Eingruppierung in den Fallgruppen 1, 2 und 3 ist eine abgeschlossene qualifizierte kaufmännische Ausbildung
                     (z. B. Industriekauffrau/Industriekaufmann, Bankkauffrau/Bankkaufmann, Bankfachwirt/Bankfachwirtin, Betriebswirt/Betriebswirtin) oder eine abgeschlossene Ausbildung
                     in der Verwaltung (z. B. Fachprüfung 1 oder Befähigung für den mittleren oder gehobenen Verwaltungs-, Finanz- oder Notariatsdienst)
                     oder gleichwertige Ausbildungen.
                  

               

               	3.

               	
                  Voraussetzung für die Eingruppierung in den Fallgruppen 4 bis 13 ist eine abgeschlossene Hochschulbildung (insbesondere FHDiplom
                     oder Bachelorabschluss) der Fachrichtung Verwaltung, Finanzen, Steuern oder Betriebswirtschaft oder gleichwertige bzw. höherwertige
                     Ausbildungen. Gleichwertige Ausbildungen sind z. B. das abgeschlossene Studium der Betriebswirtschaft an einer Dualen Hochschule
                     oder Verwaltungs- und Wirtschaftsakademie (VWA).
                  

                  Soweit in den Fallgruppen 4 bis 11 keine entsprechende Ausbildung im Sinne der Sätze 1 und 2 vorliegt, aber mindestens die
                     fachlichen Voraussetzungen der Protokollnotiz Nr. 2 gegeben sind, sind die Fachkenntnisse in einem Kolloquium für den gehobenen
                     Dienst nachzuweisen, das vom Oberkirchenrat unter Beteiligung der Kirchenpflegervereinigung und des Evang. Landesverbandes
                     für Diakonie-/Sozialstationen abgehalten wird.
                  

                  Von der Kolloquiumspflicht sind befreit:

                  
                     
                        	
                           Beschäftigte, die neben einer entsprechenden dreijährigen Ausbildung i. S. der Protokollnotiz Nr. 2 eine Weiterbildung von
                              in der Regel 18 Monaten bei der VWA, IHK oder einer vergleichbaren Studieneinrichtung (z. B. Betriebswirt/-wirtin, Bilanzbuchhalter/-halterin, Wirtschaftsfachwirt/-wirtin, Bankfachwirt/-wirtin, Sparkassenbetriebswirt/-wirtin, Verwaltungsfachwirt/-wirtin (Angestelltenprüfung II)) absolviert haben und über eine förderliche Berufserfahrung von mindestens fünf Jahren verfügen,
                              die nach Abschluss der Weiterbildung erworben wurde.
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte, bei denen neben einer entsprechenden dreijährigen Ausbildung im Sinne der Protokollnotiz Nr. 2 eine mindestens
                              zehnjährige förderliche Berufserfahrung, davon mindestens 8 Jahre bei einem kirchlichen oder diakonischen Arbeitgeber, vorliegt.
                           

                        

                     

                  

                  Für eine Eingruppierung in den Fallgruppen 12 und 13 müssen die fachlichen Voraussetzungen im Sinne der Sätze 1 und 2 vorliegen.
                     Die Ablegung eines Kolloquiums ist nicht möglich.
                  

               

               	4.

               	
                  Voraussetzung für die Eingruppierung in Fallgruppe 14 ist der erfolgreiche Abschluss eines wissenschaftlichen Hochschulstudiums
                     (insbesondere Diplom oder Masterabschluss) im Bereich Finanzwesen, z. B. Betriebswirtschaft, Verwaltungswissenschaften, Wirtschaftswissenschaften
                     oder die Befähigung für den höheren Verwaltungsdienst.
                  

                  Für eine Eingruppierung in Fallgruppe 14 müssen die fachlichen Voraussetzungen im Sinne von Satz 1 vorliegen. Die Ablegung
                     eines Kolloquiums ist nicht möglich.
                  

               

            

         

      

      
            60. Beschäftigte in der Verwaltung

         

         Entgeltgruppe 3

         Beschäftigte, deren Tätigkeit eine fachliche Einarbeitung erfordert. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 1)

         Entgeltgruppe 5

         Beschäftigte im Bereich der Verwaltung ohne entsprechende Ausbildung. (Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 2 und 3)

         Entgeltgruppe 6

         Beschäftigte im Bereich der Verwaltung mit entsprechender Ausbildung oder entsprechenden Fähigkeiten und Erfahrungen. (Hierzu
            Protokollnotizen (KAO) Nrn. 2, 3, 4 und 5)
         

         Entgeltgruppe 7

         Beschäftigte der Entgeltgruppe 6, deren Tätigkeit mindestens zu einem Fünftel selbstständige Leistungen erfordert. (Hierzu
            Protokollnotizen (KAO) Nrn. 6 und 7)
         

         Entgeltgruppe 8

         Beschäftigte der Entgeltgruppe 6, deren Tätigkeit mindestens zu einem Drittel selbstständige Leistungen erfordert. (Hierzu
            Protokollnotizen (KAO) Nrn. 6 und 8)
         

         Entgeltgruppe 9 a

         
            
               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 6, deren Tätigkeit selbstständige Leistungen erfordert. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 6)

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 6 beim Landesbischof/bei der Landesbischöfin oder beim Direktor/bei der Direktorin des Evangelischen
                     Oberkirchenrats.
                  

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 6 als Personalsachbearbeiter/-bearbeiterinnen.

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 6 als Gehaltssachbearbeiter/-bearbeiterinnen in der Zentralen Gehaltsabrechnungsstelle (ZGASt).

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 6 in der Tätigkeit als Kitakoordinatorin und Kitakoordinator.

               

            

         

         Entgeltgruppe 9 b

         
            
               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 6, deren Tätigkeit gründliche, umfassende Fachkenntnisse und selbstständige Leistungen erfordert.
                     (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 9)
                  

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 6 in der Tätigkeit als Kitakoordinatorin und Kitakoordinator mit überwiegender Tätigkeit in
                     der Personalsachbearbeitung.
                  

               

            

         

         Entgeltgruppe 9 c

         
            
               	
                  Beschäftigte mit abgeschlossener Hochschulbildung und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger
                     Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr.10) 
                  

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 6, deren Tätigkeit sich dadurch aus der Entgeltgruppe 9 b heraushebt, dass sie besonders verantwortungsvoll ist.

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 6 in der Tätigkeit als Kitakoordinatorin und Kitakoordinator mit überwiegender Tätigkeit in
                     der Arbeitssicherheit und dem Gesundheitsschutz.
                  

               

            

         

         Entgeltgruppe 10

         
            
               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c Fallgruppe 1, deren Tätigkeit sich mindestens zu einem Drittel durch besondere Schwierigkeit
                     und Bedeutung aus der Entgeltgruppe 9 c heraushebt. (Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 10 und 11 Buchstabe a))
                  

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c Fallgruppe 1, denen die Leitung mindestens einer Abteilung oder eines Bereichs mit weniger
                     als 2 Beschäftigten übertragen wurde. (Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 10, 12, 13 und 14) 
                  

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c Fallgruppe 1 als ständige Stellvertretung von Abteilungs- oder Bereichsleitungen oder Geschäftsführung
                     von Kindertagesstätten der Entgeltgruppe 11. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nrn. 10 und 11 Buchstabe b))
                  

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c Fallgruppe 1 in der Tätigkeit als Kitakoordinatorin und Kitakoordinator mit überwiegender
                     Tätigkeit in der Personalsachbearbeitung und mit mindestens einem Drittel Tätigkeiten im Personalrecruiting.
                  

               

            

         

         Entgeltgruppe 11

         
            
               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c Fallgruppe 1, deren Tätigkeit sich durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung aus der
                     Entgeltgruppe 9 c heraushebt. (Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 10 und 11 Buchstabe a))
                  

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c Fallgruppe 1, denen die Leitung mindestens einer Abteilung oder eines Bereichs mit mindestens
                     2 Beschäftigten übertragen wurde. (Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 10, 13,14 und 15) 
                  

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c Fallgruppe 1 als ständige Stellvertretung von Abteilungs- oder Bereichsleitungen oder Geschäftsführung
                     von Kindertagesstätten der Entgeltgruppe 12. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nrn. 10 und 11 Buchstabe b))
                  

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c Fallgruppe 1 in der Tätigkeit als Geschäftsführerin und Geschäftsführer von Kindertagesstätten.
                     (Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 10, 11 Buchstabe b))
                  

               

            

         

         Entgeltgruppe 12

         
            
               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c Fallgruppe 1, deren Tätigkeit sich durch das Maß der damit verbundenen Verantwortung erheblich
                     aus der Entgeltgruppe 11 heraushebt. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 10) 
                  

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c Fallgruppe 1, denen die Leitung mindestens einer Abteilung oder eines Bereichs mit mindestens
                     4 Beschäftigten übertragen wurde. (Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 10, 14 und 15) 
                  

               

               	
                  Beschäftigte als ständige Stellvertretung von Abteilungs- oder Bereichsleitungen oder Geschäftsführung von Kindertagesstätten
                     der Entgeltgruppe 13. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nrn. 10 und 11 Buchstabe b)) 
                  

               

               	
                  Prüfer/Prüferinnen im Rechnungsprüfamt. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 10)

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c Fallgruppe 1 in der Tätigkeit als Geschäftsführerin bzw. Geschäftsführer von Kindertagesstätten
                     von mindestens 10 Einrichtungen. (Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 10, 11 Buchstabe b))
                  

               

            

         

         Entgeltgruppe 13

         
            
               	
                  Beschäftigte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte,
                     die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrung entsprechende Tätigkeiten ausüben. 
                  

               

               	
                  Beschäftigte in kirchlichen Einrichtungen, deren Tätigkeit wegen der Schwierigkeit der Aufgaben und der Größe ihrer Verantwortung
                     ebenso zu bewerten ist wie Tätigkeiten nach Fallgruppe 1. 
                  

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c Fallgruppe 1, denen die Leitung mindestens einer Abteilung oder eines Bereichs mit mindestens
                     6 Beschäftigten übertragen wurde. (Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 10, 14 und 15) 
                  

               

               	
                  Beschäftigte als ständige Stellvertretung von Abteilungs- oder Bereichsleitungen oder Geschäftsführung von Kindertagesstätten
                     der Entgeltgruppe 14. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nrn. 10 und 11 Buchstabe b)) 
                  

               

               	
                  Leitung der Geschäftsstelle der Arbeitsrechtlichen Kommission, der Kirchengerichte, Kollegium und Synode. (Hierzu Protokollnotiz
                     (KAO) Nr. 10)
                  

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 c in der Tätigkeit als Geschäftsführerin bzw. Geschäftsführer von Kindertagesstätten von
                     mindestens 18 Einrichtungen. (Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 10, 11 Buchstabe b))
                  

               

            

         

         Entgeltgruppe 14

         
            
               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 13 Fallgruppe 1, deren Tätigkeit sich mindestens zu einem Drittel 

                  
                     
                        	
                           durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung oder 

                        

                        	
                           durch das Erfordernis hochwertiger Leistungen bei besonders schwierigen Aufgaben 

                        

                     
aus der Entgeltgruppe 13 Fallgruppe 1 heraushebt. 
                  

               

               	
                  Beschäftigte in kirchlichen Einrichtungen, deren Tätigkeit wegen der Schwierigkeit der Aufgaben und der Größe ihrer Verantwortung
                     ebenso zu bewerten ist wie Tätigkeiten nach Fallgruppe 1. 
                  

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 13 Fallgruppe 1, denen die Leitung mindestens einer Abteilung oder eines Bereichs mit mindestens
                     9 Beschäftigten übertragen wurde oder denen mindestens 3 Beschäftigte mindestens der Entgeltgruppe 13 durch ausdrückliche
                     Anordnung ständig unterstellt sind. (Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn. 14 und 15) 
                  

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 13 Fallgruppe 1 als ständige Stellvertretung von in Entgeltgruppe 15 eingruppierten Leitungen.

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 13 Fallgruppe 1 in der Tätigkeit als Geschäftsführerin bzw. Geschäftsführer von Kindertagesstätten
                     von mindestens 26 Einrichtungen. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 11 Buchstabe b)).
                  

               

            

         

         Entgeltgruppe 15

         
            
               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 13 Fallgruppe 1, deren Tätigkeiten sich durch

                  
                     
                        	
                           besondere Schwierigkeit und Bedeutung sowie

                        

                        	
                           erheblich durch das Maß der damit verbundenen Verantwortung

                        

                     

                  

                  aus der Entgeltgruppe 13 Fallgruppe 1 herausheben. 

               

               	
                  Beschäftigte in kirchlichen Einrichtungen, deren Tätigkeit wegen der Schwierigkeit der Aufgaben und der Größe ihrer Verantwortung
                     ebenso zu bewerten ist wie Tätigkeiten nach Fallgruppe 1.
                  

               

               	
                  Beschäftigte mit der Entgeltgruppe 13 Fallgruppe 1, denen mindestens 5 Beschäftigte mindestens der Entgeltgruppe 13 durch
                     ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 15)
                  

               

            

         

         

         Protokollnotizen (KAO):

         
            
               	
                  Tätigkeiten der Entgeltgruppe 3 können sein:

                  
                     
                        	
                           Postabfertigung

                        

                        	
                           Ablage von Belegen

                        

                        	
                           Einsortieren von Loseblattsammlungen.

                        

                     

                  

               

               	
                  Beschäftigte im Bereich der Verwaltung, die nicht nur mit Entgeltgruppe 3 bewertete Tätigkeiten ausüben.

               

               	
                  Als entsprechende Ausbildung gilt insbesondere eine Verwaltungsausbildung oder eine kaufmännische Ausbildung oder eine vergleichbare
                     Ausbildung mit einer Ausbildungsdauer von mindestens drei Jahren. Als entsprechende Ausbildung gilt auch die Weiterbildung
                     zum Pfarramtssekretär/zur Pfarramtssekretärin.
                  

               

               	
                  Zu den Beschäftigten im Bereich der Verwaltung gehören auch Beschäftigte im Sekretariats- und Pfarramtssekretariatsdienst.

               

               	
                  Als Beschäftigte mit entsprechenden Erfahrungen und Fähigkeiten gelten

                  
                     
                        	
                           Beschäftigte, die ihre Fachkenntnisse in einem Kolloquium (Kolloquium I gemäß der Rechtsverordnung des Evangelischen Oberkirchenrats
                              über das Kolloquium für Verwaltungsmitarbeiterinnen und -mitarbeiter18) für die Fachausbildung nachgewiesen haben,
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte mit entsprechender Ausbildung unter drei Jahren und zweijähriger einschlägiger Berufserfahrung,

                        

                        	
                           Beschäftigte mit sonstiger mindestens dreijähriger Ausbildung und zweijähriger einschlägiger Berufserfahrung und

                        

                        	
                           Beschäftigte ohne entsprechende Ausbildung und ohne mindestens dreijährige sonstige Ausbildung, jedoch mit vierjähriger einschlägiger
                              Berufserfahrung.
                           

                        

                     

                  

               

               	
                  Selbstständige Leistungen erfordern ein den vorausgesetzten Fachkenntnissen entsprechendes selbstständiges Erarbeiten eines
                     Ergebnisses unter Entwicklung einer eigenen geistigen Initiative, eine leichte geistige Arbeit kann diese Anforderung nicht
                     erfüllen.
                  

                  Selbstständige Leistungen liegen z. B. vor bei:

                  
                     
                        	
                           Tätigkeiten, die Fremdsprachenkenntnisse erfordern

                        

                        	
                           organisatorischen Vor- und Nachbereitungen von Fortbildungsveranstaltungen

                        

                        	
                           Seminarmanagement

                        

                        	
                           Belegungsmanagement in Tagungshäusern

                        

                        	
                           Erstkontakt mit Menschen in schwierigen Lebenslagen, z. B. Suizidgefährdung, Suchtabhängige, Traumata, Opfer sexualisierter
                              Gewalt.
                           

                        

                     

                  

                  Selbstständige Leistungen liegen im Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen z. B. vor bei:

                  
                     
                        	
                           Debitoren-Mahnverfahren

                        

                        	
                           Kreditoren-Mahnverfahren

                        

                        	
                           Nebenkostenabrechnungen

                        

                        	
                           Beantwortung von Prüfbemerkungen

                        

                        	
                           Kalkulation des Kassenbestandes

                        

                        	
                           Abrechnung von Drittmitteln (Zuschüssen) mit Verwendungsnachweis

                        

                        	
                           Beratung der Kirchengemeinden in Fragen der Haushaltssystematik und Buchungsvorgänge

                        

                        	
                           Rechnungsabschlüsse (z. B. Erstellung der Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung (GuV), Lagebericht).

                        

                     

                  

                  Selbstständige Leistungen liegen im Bereich Bau- und Liegenschaften z. B. vor bei:

                  
                     
                        	
                           Begleitung von Bauvorhaben z. B. durch Erstellen von Finanzierungsplänen oder Sitzungsvorlagen

                        

                        	
                           Beantragung von Zuschüssen für Baumaßnahmen z. B. aus dem Investitionsfonds, Ausgleichsstock, Pfarrhausverfügungsfonds, Landesamt
                              für Denkmalpflege
                           

                        

                        	
                           Abschluss von Baubüchern einschließlich Fortschreibung der Anlagenbuchhaltung

                        

                        	
                           fachliche Prüfung der Architektenrechnungen

                        

                        	
                           Abwicklung von Schadensfällen von Bauvorhaben ohne Genehmigung des Oberkirchenrats i. S. d. § 50 KGO19 mit der Gebäudeversicherung.
                           

                        

                     

                  

               

               	
                  Mindestens in Entgeltgruppe 7 eingruppiert sind:

                  
                     
                        	
                            Beschäftigte der Entgeltgruppe 6 im Dekanatamt oder beim Schuldekan/bei der Schuldekanin 

                        

                        	
                            Beschäftigte der Entgeltgruppe 6, die mindestens zwei Pfarrämter betreuen, unabhängig davon, ob es sich hierbei gemäß der
                              Kirchengemeindeordnung (KGO) um das geschäftsführende Pfarramt handelt 
                           

                        

                        	
                            Beschäftigte der Entgeltgruppe 6 in der Tätigkeit als Assistenz der Gemeindeleitung. Eine Tätigkeit als Assistenz der Gemeindeleitung
                              liegt vor, wenn das Merkmal der Anlaufstelle für die Gemeindeglieder (Anfragen, Anliegen, Kasualien) und das Merkmal des Bindeglieds
                              zwischen der Gemeindeleitung und der Regionalverwaltung in den Fachbereichen Finanzwesen, Liegenschaften oder Personalwesen
                              erfüllt sind. Hierzu gehören beispielsweise die beratende Teilnahme an den Sitzungen des Kirchengemeinderates, Abwicklung
                              der Beschäftigung von Aushilfskräften, Bewirtschaftungsbefugnis, Vorstellung und Erläuterungen von Themen im Kirchengemeinderat
                              und Bearbeiten von Anfragen aus diesen Fachbereichen.
                           

                        

                     

                  

               

               	
                  Mindestens in Entgeltgruppe 8 eingruppiert sind Beschäftigte der Entgeltgruppe 6

                  
                     
                        	
                           bei den Prälaten/Prälatinnen

                        

                        	
                           bei den Oberkirchenräten/rätinnen

                        

                     

                  

                  oder in der Geschäftsstelle

                  
                     
                        	
                           der Arbeitsrechtlichen Kommission (AK)

                        

                        	
                           der Kirchlichen Gerichte

                        

                        	
                           der Landeskirchlichen Mitarbeitervertretung (LakiMAV)

                        

                        	
                           der Württembergischen Landessynode.

                        

                     

                  

               

               	
                  Gründliche, umfassende Fachkenntnisse bedeuten gegenüber den in den Entgeltgruppen 6 bis 9 a geforderten gründlichen und vielseitigen
                     Fachkenntnissen eine Steigerung der Tiefe und der Breite nach.
                  

                  Diese liegen im Bereich Personalwesen vor z. B. bei Personalsachbearbeitern und Personalsachbearbeiterinnen:

                  
                     
                        	
                           im Evangelischen Oberkirchenrat

                        

                        	
                           in Evangelischen Regionalverwaltungen

                        

                        	
                           in sonstigen vergleichbaren Einrichtungen.

                        

                     

                  

                  Diese liegen im Bereich Bau- und Liegenschaften z. B. vor bei:

                  
                     
                        	
                           Bearbeitung von Miet- und Pachtangelegenheiten (hierzu gehören z. B. das Erstellen von Mietverträgen und Beilegung von Mietstreitigkeiten;
                              Teilnahme an den Eigentümerversammlungen mit Stimmrecht; Mietwertbesteuerung der Pfarrhäuser und Pfarrwohnungen)
                           

                        

                        	
                           Feststellung der Mängel und Beauftragung von Instandsetzungsmaßnahmen an den Immobilien, z. B. Planung, Vergabe oder Begleitung
                              der Maßnahme
                           

                        

                        	
                           Beurteilung und Freigabe von Rechnungen über Bauleistungen

                        

                        	
                           Verhandlungen mit Energieversorgern und PV-Anlagenbetreibern

                        

                        	
                           Angebotseinholungen und -auswertung der Vergleichbarkeit

                        

                        	
                           Bauschau und langfristige Planung von Gebäudeerhaltungsmaßnahmen.

                        

                     

                  

               

               	
                  Voraussetzung für die Eingruppierung ist eine abgeschlossene Hochschulbildung z. B. der Fachrichtung Verwaltung, Finanzen, Steuern, Bau- und Immobilienwesen oder Betriebswirtschaft.

                  Soweit keine entsprechende Hochschulbildung vorliegt, sind die Fachkenntnisse im Rahmen eines Kolloquiums (Kolloquium II gemäß
                     der Rechtsverordnung des Evangelischen Oberkirchenrats über das Kolloquium für Verwaltungsmitarbeiterinnen und mitarbeiter20) nachzuweisen.
                  

                  Von der Kolloquiumspflicht sind befreit

                  
                     
                        	
                           Beschäftigte, die neben einer entsprechenden dreijährigen Ausbildung i. S. der Protokollnotiz Nr. 3 eine Weiterbildung von
                              in der Regel 18 Monaten bei der VWA, IHK oder einer vergleichbaren Studieneinrichtung (z. B. Betriebswirt/-wirtin, Bilanzbuchhalter/-halterin, Personalkauffrau/-kaufmann, Immobilienfachwirt21/-wirtin, Wirtschaftsfachwirt/-wirtin, Bankfachwirt/-wirtin, Sparkassenbetriebswirt/-wirtin, Verwaltungsfachwirt/-wirtin (Angestelltenprüfung II), Bautechniker/-technikerin, Vermessungstechniker/-technikerin) absolviert haben und über eine förderliche Berufserfahrung
                              von mindestens fünf Jahren verfügen, die nach Abschluss der Weiterbildung erworben wurde.
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte, bei denen neben einer entsprechenden dreijährigen Ausbildung im Sinne der Protokollnotiz Nr. 3 eine mindestens
                              zehnjährige förderliche Berufserfahrung, davon mindestens 8 Jahre bei einem kirchlichen oder diakonischen Arbeitgeber vorliegt.
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte, die in einem Spezialgebiet wie z. B. Fachkräfte für Arbeitssicherheit oder Beauftragte/Beauftragter für den
                              Datenschutz besondere Fachkenntnisse aufweisen und in diesem Spezialgebiet beschäftigt werden.
                           

                        

                     

                  

                  Für Stellen der Geschäftsführung Kindertagesstätten ist den oben genannten Abschlüssen der Abschluss Bachelor of Arts - Sozialwirtschaftsmanagement
                     gleichgestellt. Ebenfalls gleichgestellt werden Beschäftigte, welche neben dem Abschluss B.A. im Bereich Pädagogik, frühkindliche
                     Bildung, Bildungsmanagement oder Erziehungswissenschaften eine Weiterbildung im Bereich der Verwaltung von in der Regel mindestens
                     18 Monaten oder 400 Unterrichtseinheiten bei einer anerkannten Fortbildungseinrichtung absolviert haben.
                  

               

               	
                  
                     
                        	
                           Die besondere Schwierigkeit und Bedeutung ist im Bereich der Personalsachbearbeitung sowie der ZGASt. z. B. gegeben bei Verantwortung
                              für einen fachlichen Schwerpunkt.
                           

                           Die Verantwortung eines fachlichen Schwerpunkts liegt im Bereich der Personalsachbearbeitung dann vor, wenn dem/der Beschäftigten
                              z. B. in folgenden Arbeitsbereichen die fachliche Weisungsbefugnis übertragen worden ist:
                           

                           
                              
                                 	
                                    Anstellung von Lehrpersonal (TV-L und beurlaubte Landesbeamte/-beamtinnen)

                                 

                                 	
                                    Abmahnungs- und Kündigungsverfahren

                                 

                                 	
                                    Überleitungsverfahren

                                 

                                 	
                                    Bearbeitung von BAT-Altfällen.

                                 

                              

                           

                           Die Verantwortung eines fachlichen Schwerpunkts liegt im Bereich der ZGASt dann vor, wenn dem/der Beschäftigten z. B. in folgenden
                              Arbeitsbereichen die fachliche Weisungsbefugnis übertragen worden ist:
                           

                           
                              
                                 	
                                    Sozialversicherung

                                 

                                 	
                                    Steuern

                                 

                                 	
                                    Brutto-Bereich

                                 

                                 	
                                    Entgeltumwandlung

                                 

                                 	
                                    Durchführung von Fortbildungen.

                                 

                              

                           

                           Die besondere Schwierigkeit und Bedeutung im Bereich Bau- und Liegenschaften liegt z. B. vor bei:

                           
                              
                                 	
                                    Konzeption von Bauvorhaben (z. B. Gremienarbeit, Bauzeitenplan, Umfang, Ablauf, Finanzierung, Abwicklung Ausgleichsstock)

                                 

                                 	
                                    Abwicklung von Schadensfällen von wichtigen Bauvorhaben i. S. d. § 50 KGO22 mit der Gebäudeversicherung
                                    

                                 

                                 	
                                    Bearbeitung rechtlicher Fragen bezüglich des Erbbaurechts

                                 

                                 	
                                    Abnahme der veranlassten Maßnahme und Bauabschlussbestätigung

                                 

                                 	
                                    Erstellen der Bauübersicht

                                 

                                 	
                                    Ausschreibungen nach VOB.

                                 

                              

                           

                           Die besondere Schwierigkeit und Bedeutung im Bereich Finanzwesen liegt z. B. vor bei:

                           
                              
                                 	
                                    Auswertung von Haushaltsplänen zur Beurteilung der Genehmigungsfähigkeit durch den/die Vorgesetzten.

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Geschäftsführung von Kindertageseinrichtungen setzt folgende Aufgaben voraus: 

                           
                              
                                 	
                                    Personalverantwortung für und Personalführung des Personals der Kindertageseinrichtungen

                                 

                                 	
                                    Übernahme der Trägerverantwortung in den Bereichen Betriebssicherheit, Betreiberpflichten, Mindestpersonalschlüssel, Kinderschutz
                                       und Prävention. Einhaltung aller dafür vorgesehenen staatlichen und kirchlichen Regelungen. Verantwortliche Führung der Kommunikation
                                       und des Schriftverkehrs mit kirchlichen und staatlichen Stellen
                                    

                                 

                                 	
                                    verantwortliches und selbständiges Führen von Verhandlungen und Gesprächen mit Kommunen in den Bereichen örtliche Bedarfsplanung,
                                       Investitionen, Gruppenänderungen/-erweiterung, Betriebskostenverträgen.
                                    

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

               

               	
                  Beschäftigte, die aufgrund ihres Arbeitsbereiches schon vor der Übertragung der Leitung in EG 10 eingruppiert waren, erhalten
                     eine dynamische Zulage in Höhe der Hälfte der Differenz zwischen den Tabellenwerten in EG 10 Stufe 6 und EG 11 Stufe 6.
                  

               

               	
                  Beschäftigte, die aufgrund ihres Arbeitsbereiches schon vor der Übertragung der Leitung in EG 11 eingruppiert waren, erhalten
                     eine dynamische Zulage in Höhe der Hälfte der Differenz zwischen den Tabellenwerten in EG 11 Stufe 5 und EG 12 Stufe 5.
                  

               

               	
                  Eine Abteilung oder ein Bereich ist eine abgegrenzte Organisationseinheit mit mehreren Beschäftigten. Darunter fallen z. B. Referate, Prüfgebiete, Sachgebiete, Regionalverwaltungen, Verwaltungszentren.

               

               	
                  Sofern die Eingruppierung von der Zahl der unterstellten Beschäftigten abhängt:

                  
                     
                        	
                           zählen Teilzeitbeschäftigte entsprechend dem Verhältnis ihres vertraglich vereinbarten Beschäftigungsumfangs zur regelmäßigen
                              Arbeitszeit eines entsprechenden Vollbeschäftigten,
                           

                        

                        	
                           ist es für die Eingruppierung unschädlich, wenn im Organisations- und Stellenplan zur Besetzung ausgewiesene Stellen vorübergehend
                              (bis zu einem Jahr) nicht besetzt sind,
                           

                        

                        	
                           bleiben Auszubildende, Schüler und Schülerinnen, Praktikanten und Praktikantinnen und Personen im Freiwilligen Sozialen Jahr
                              und im Bundesfreiwilligendienst außer Betracht.
                           

                        

                     

                  

               

            

         

      

      
            VGP 60 a. Beschäftigte in der Informations- und Kommunikationstechnik

         

         Entgeltgruppe 6

         Beschäftigte mit einschlägiger abgeschlossener Berufsausbildung (z.B. Fachinformatikerinnen und -informatiker der Fachrichtungen
            Anwendungsentwicklung oder Systemintegration, Technische Systeminformatikerinnen und -informatiker, IT-System-Kaufleute oder
            IT-Systemelektronikerinnen und -elektroniker) und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und
            ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben.
         

         Entgeltgruppe 7

         Beschäftigte der Entgeltgruppe 6, die ohne Anleitung tätig sind.

         Entgeltgruppe 8

         Beschäftigte der Entgeltgruppe 7, deren Tätigkeit über die Standardfälle hinaus Gestaltungsspielraum erfordert.

         Entgeltgruppe 9 a

         Beschäftigte der Entgeltgruppe 8, deren Tätigkeit zusätzliche Fachkenntnisse erfordert.

         Entgeltgruppe 9 b

         Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 a, deren Tätigkeit umfassende Fachkenntnisse erfordert. (Umfassende Fachkenntnisse bedeuten gegenüber den in der Entgeltgruppe 9 a geforderten Fachkenntnissen eine Steigerung der Tiefe und
            der Breite nach.)
         

         

         

         Entgeltgruppe 10

         Beschäftigte mit einschlägiger abgeschlossener Hochschulbildung (z. B. in der Fachrichtung Informatik) und entsprechender
            Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten
            ausüben. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 1)
         

         Entgeltgruppe 11

         Beschäftigte der Entgeltgruppe 10, deren Tätigkeit sich mindestens zu einem Drittel durch besondere Leistungen aus der Entgeltgruppe
            10 heraushebt. 
(Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 2)
         

         Entgeltgruppe 12

         
            
               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 10, deren Tätigkeit sich mindestens zu einem Drittel durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung
                     oder durch Spezialaufgaben aus der Entgeltgruppe 11 heraushebt. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 3)
                  

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 10, die durch ausdrückliche Anordnung als Teamleiterin oder Teamleiter bestellt sind und denen
                     mindestens
                  

                  
                     
                        	
                           zwei Beschäftigte dieses Vergütungsgruppenplans mindestens der Entgeltgruppe 11 oder

                        

                        	
                           drei Beschäftigte dieses Vergütungsgruppenplans mindestens der Entgeltgruppe 10

                        

                     

                  

                  durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind. 
(Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 4)
                  

               

            

         

         Entgeltgruppe 13

         
            
               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 10, deren Tätigkeit sich mindestens zu einem Drittel durch das Maß der Verantwortung erheblich
                     aus der Entgeltgruppe 12 Fallgruppe 1. heraushebt.
                  

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 10, die durch ausdrückliche Anordnung als Teamleiterin oder Teamleiter bestellt sind und denen
                     mindestens
                  

                  
                     
                        	
                           zwei Beschäftigte dieses Vergütungsgruppenplans mindestens der Entgeltgruppe 12 oder

                        

                        	
                           drei Beschäftigte dieses Vergütungsgruppenplans mindestens der Entgeltgruppe 11

                        

                     

                  

                  durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind.
(Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 4)
                  

               

            

         

         Entgeltgruppe 14

         Beschäftigte der Entgeltgruppe 10, die sich durch das Maß der Verantwortung erheblich aus der Entgeltgruppe 13 heraushebt.

         Entgeltgruppe 15

         Beschäftigte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und entsprechender Tätigkeit mit Verantwortung für Themen
            von besonderer Bedeutung und Entscheidungsbefugnissen in Grundsatzfragen.
         

         

         Protokollnotizen (KAO) zu VGP 60 a:

         
            
               	
                  Einschlägige Hochschulbildung ist z. B. der Abschluss in der Fachrichtung Informatik, Wirtschaftsinformatik, Mathematik oder
                     Elektrotechnik.
                  

               

               	
                  Besondere Leistungen sind Tätigkeiten, deren Bearbeitung besondere Fachkenntnisse und besondere praktische Erfahrung voraussetzt,
                     beispielsweise in der System- und Anwendungsbetreuung durch
                  

                  
                     
                        	
                           Benutzerbetreuung und Betreuung client- und serverbasierter Software in einem großen Netzwerk (> 1.000 Clients/Anwender) oder

                        

                        	
                           Betreuung Hard- und Software in einem großen Netzwerk (> 1.000 Clients/Anwender)

                        

                     

                  

                  oder die eine fachliche Weisungsbefugnis beinhalten.

               

               	
                  Tätigkeiten von besonderer Schwierigkeit und Bedeutung liegen beispielsweise in der Netzwerkadministration in einem großen
                     Netzwerk (> 1.000 Clients/Anwender) vor durch
                  

                  
                     
                        	
                           Installation und Betreuung von Servern, aktiven Netzwerkkomponenten, LAN-Infrastrukturtechnik, strukturierter Verkabelung,

                        

                        	
                           Betreuung und Pflege von Benutzerstrukturen und -berechtigungen, Systemüberwachung und Pflege,

                        

                        	
                           Sicherstellung Daten- und Systemverfügbarkeit

                        

                     

                  

                  oder in der Dienstleistersteuerung durch

                  
                     
                        	
                           technische Projektleitung oder

                        

                        	
                           durch IT-technische Begleitung von Projekten (z. B. Zentralisierungs-/Digitalisierungsprojekte) oder

                        

                        	
                           im laufenden Betrieb durch Steuerung von Dienstleistern zur Sicherstellung der Servicequalität.

                        

                     

                  

               

               	
                  Das Tätigkeitsmerkmal Teamleitung ist erfüllt, wenn eine fachliche Weisungsbefugnis gegenüber Beschäftigten übertragen wird.

                  Sofern die Eingruppierung von der Zahl der unterstellten Beschäftigten abhängt:

                  
                     
                        	
                           zählen Teilzeitbeschäftigte entsprechend dem Verhältnis ihres vertraglich vereinbarten Beschäftigungsumfangs zur regelmäßigen
                              Arbeitszeit eines entsprechenden Vollbeschäftigten, 
                           

                        

                        	
                           ist es für die Eingruppierung unschädlich, wenn im Organisations- und Stellenplan zur Besetzung ausgewiesene Stellen vorübergehend
                              (bis zu einem Jahr) nicht besetzt sind.
                           

                        

                     

                  

               

               	
                  Die Beschäftigten in den Entgeltgruppen 10 bis 13 erhalten zur Deckung des Personalbedarfs eine Zulage in Höhe von 250 € monatlich.
                     Die Fachkräftezulage wird bei der Entgeltfortzahlung gemäß § 21 KAO sowie der Jahressonderzahlung gemäß § 20 KAO berücksichtigt.
                  

               

            

         

      

      
            62. Bibliotheks- und Archivdienst

         

         Entgeltgruppe 6

         Fachangestellte für Medien- und Informationswissenschaften mit entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund
            gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben.
         

         Entgeltgruppe 7

         Beschäftigte der Entgeltgruppe 6, deren Tätigkeit mindestens zu einem Fünftel selbstständige Leistungen erfordert. (Hierzu
            Protokollnotiz (KAO) Nr.1)
         

         Entgeltgruppe 8

         Beschäftigte der Entgeltgruppe 6, deren Tätigkeit mindestens zu einem Drittel selbstständige Leistungen erfordert. (Hierzu
            Protokollnotiz (KAO) Nr.1)
         

         Entgeltgruppe 9 a

         Beschäftigte der Entgeltgruppe 6, deren Tätigkeit selbstständige Leistungen erfordert. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr.1)

         Entgeltgruppe 9 b

         Beschäftigte, deren Tätigkeit gründliche, umfassende Fachkenntnisse und selbstständige Leistungen erfordert. (Hierzu Protokollnotiz
            (KAO) Nr. 2 a)
         

         Entgeltgruppe 9 c

         Beschäftigte der Entgeltgruppe 6 als fachliche Leitung einer Bibliothek oder eines Archivs. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr.
            2 b)
         

         Entgeltgruppe 10

         Beschäftigte im Bibliotheks- oder Archivdienst mit abgeschlossener Hochschulbildung und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige
            Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben. (Hierzu Protokollnotiz
            (KAO) Nr. 3)
         

         Entgeltgruppe 11

         
            
               	
                  Beschäftigte, deren Tätigkeit sich durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung aus der Entgeltgruppe 10 heraushebt.

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 10 mit Zusatzqualifikation (z. B. Musik, Informationstechnologie, alte Schriften, Buchwissenschaften)
                     und mindestens einem Drittel entsprechender Tätigkeit.
                  

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 10, denen mindestens 2 Beschäftigte ständig unterstellt sind. (Hierzu Protokollnotiz (KAO)
                     Nr. 4)
                  

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 10 mit überörtlichen Aufgaben. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 5)

               

            

         

         Entgeltgruppe 12

         
            
               	
                  Beschäftigte, deren Tätigkeit sich durch das Maß der damit verbundenen Verantwortung erheblich aus der Entgeltgruppe 11 Fallgruppe
                     1 heraushebt.
                  

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 10, denen mindestens 4 Beschäftigte ständig unterstellt sind. (Hierzu Protokollnotiz (KAO)
                     Nr. 4)
                  

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 10., deren Tätigkeit mindestens zwei Fallgruppen der Entgeltgruppe 11 mit jeweils mindestens
                     30 % ihrer Tätigkeit umfasst.
                  

               

            

         

         Entgeltgruppe 13

         
            
               	
                  Beschäftigte mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Beschäftigte,
                     die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben.
                  

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 10, deren Tätigkeit wegen der Schwierigkeit der Aufgaben und der Größe ihrer Verantwortung
                     ebenso zu bewerten ist wie Tätigkeiten nach Fallgruppe 1. (Hierzu Protokollnotiz (KAO) Nr. 6)
                  

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 10, denen mindestens 6 Beschäftigte ständig unterstellt sind. (Hierzu Protokollnotiz (KAO)
                     Nr. 3)
                  

               

            

         

         Entgeltgruppe 14

         
            
               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 13 Fallgruppe 1, deren Tätigkeit sich mindestens zu einem Drittel

                  
                     
                        	
                           durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung oder

                        

                        	
                           durch das Erfordernis hochwertiger Leistungen bei besonders schwierigen Aufgaben

                        

                     

                  

                  aus der Entgeltgruppe 13 Fallgruppe 1 heraushebt.

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 10, deren Tätigkeit wegen der Schwierigkeit der Aufgaben und der Größe ihrer Verantwortung
                     ebenso zu bewerten ist wie Tätigkeiten nach Fallgruppe 1.
                  

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 13 Fallgruppe 1, denen mindestens 9 Beschäftigte ständig unterstellt sind. (Hierzu Protokollnotiz
                     (KAO) Nr. 4)
                  

               

            

         

         Entgeltgruppe 15

         
            
               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 13 Fallgruppe 1, deren Tätigkeiten sich durch

                  
                     
                        	
                           besondere Schwierigkeit und Bedeutung sowie

                        

                        	
                           erheblich durch das Maß der damit verbundenen Verantwortung

                        

                     

                  

                  aus der Entgeltgruppe 13 Fallgruppe 1 herausheben.

               

               	
                  Beschäftigte der Entgeltgruppe 10, deren Tätigkeit wegen der Schwierigkeit der Aufgaben und der Größe ihrer Verantwortung
                     ebenso zu bewerten ist wie Tätigkeiten nach Fallgruppe 1.
                  

               

            

         

         

         Protokollnotizen (KAO) zu Vergütungsgruppenplan 62:

         
            
               	
                  Selbstständige Leistungen erfordern ein den vorausgesetzten Fachkenntnissen entsprechendes selbstständiges Erarbeiten eines Ergebnisses unter Entwicklung einer eigenen geistigen Initiative; eine leichte
                     geistige Arbeit kann diese Anforderung nicht erfüllen.
                  

               

               	
                  
                     
                        	
                           Gründliche, umfassende Fachkenntnisse bedeuten gegenüber den in den Entgeltgruppen 6 bis 9 a geforderten gründlichen und vielseitigen
                              Fachkenntnissen eine Steigerung der Tiefe und der Breite nach.
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte als fachliche Leitung einer Bibliothek können auch in EG 10 eingruppiert werden, wenn für die Tätigkeit ein entsprechender
                              Studienabschluss gem. Protokollnotiz Nr. 3 erforderlich ist und eine entsprechende Tätigkeit (z.B. selbständige Literaturauswahl,
                              Schülerbetreuung, Lehrerberatung, usw.) vorliegt.
                           

                        

                     

                  

               

               	
                  Als abgeschlossene Hochschulbildung gilt die Fachausbildung für den gehobenen Archivdienst, der Bachelor Archiv, der Bachelor
                     in Geschichte, Kulturwissenschaften, Rechtswissenschaft, Diplombibliothekar/-bibliothekarin und Bachelor Bibliotheks-/Informationsmanagement
                     oder vergleichbare Abschlüsse.
                  

               

               	
                  Sofern die Eingruppierung von der Zahl der unterstellten Beschäftigten abhängt:

                  
                     
                        	
                           zählen Teilzeitbeschäftigte entsprechend dem Verhältnis ihres vertraglich vereinbarten Beschäftigungsumfangs zur regelmäßigen
                              Arbeitszeit eines entsprechenden Vollbeschäftigten,
                           

                        

                        	
                           ist es für die Eingruppierung unschädlich, wenn im Organisations- und Stellenplan zur Besetzung ausgewiesene Stellen vorübergehend
                              (bis zu einem Jahr) nicht besetzt sind,
                           

                        

                        	
                           bleiben Auszubildende, Schüler und Schülerinnen, Praktikanten und Praktikantinnen und Personen im Freiwilligen Sozialen Jahr
                              und im Bundesfreiwilligendienst außer Betracht.
                           

                        

                     

                  

               

               	
                  Überörtliche Aufgaben sind z. B. die Beratung von ehrenamtlich oder nebenamtlich verwalteten Bibliotheken oder Archiven, Mitarbeit
                     in Ausbildungsseminaren und Fortbildungsveranstaltungen des Archiv- und Bibliothekswesens.
                  

               

               	
                  Hierzu zählen z. B. Aufgaben mit Verantwortung in der digitalen Langzeitarchivierung.

               

            

         

      

      
            63. Kirchenpfleger/Kirchenpflegerinnen, 
Kirchenbezirksrechner/Kirchenbezirksrechnerinnen
            

         

         Entgeltgruppe 6

         
            
               	1. 

               	
                  
                     
                        	
                           Kirchenpfleger und Kirchenpflegerinnen ohne entsprechende fachliche Ausbildung auf Stellen der Gruppe A. (Hierzu Protokollnotiz
                              (KAO) Nr.1)
                           

                        

                        	
                           Kirchenpfleger und Kirchenpflegerinnen von Kirchengemeinden, die Teil einer Gesamtkirchengemeinde sind (Teilkirchenpfleger/-innen)

                        

                     

                  

               

            

         

         Entgeltgruppe 8

         
            
               	2. 

               	
                  
                     
                        	
                           Kirchenpfleger und Kirchenpflegerinnen auf Stellen der Gruppe A. (Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn.1 und 2)

                        

                        	
                           Kirchenpfleger und Kirchenpflegerinnen ohne entsprechende fachliche Ausbildung auf Stellen der Gruppe B. (Hierzu Protokollnotiz
                              (KAO) Nr.1)
                           

                        

                     

                  

               

            

         

         Entgeltgruppe 9 b

         
            
               	3. 

               	
                  
                     
                        	
                           Kirchenpfleger und Kirchenpflegerinnen auf Stellen der Gruppe B. (Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn.1 und 2) 

                        

                        	
                           Kirchenpfleger und Kirchenpflegerinnen ohne entsprechende fachliche Ausbildung auf Stellen der Gruppe C. (Hierzu Protokollnotizen
                              (KAO) Nrn.1 und 2)
                           

                        

                     

                  

               

            

         

         Entgeltgruppe 10

         
            
               	4. 

               	
                  
                     
                        	
                           Kirchenpfleger und Kirchenpflegerinnen auf Stellen der Gruppe C. (Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn.1 und 3)

                        

                        	
                           Kirchenpfleger und Kirchenpflegerinnen ohne entsprechende fachliche Ausbildung auf Stellen der Gruppe D. (Hierzu Protokollnotizen
                              (KAO) Nrn.1 und 2)
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte, denen die ständige Stellvertretung eines Kirchenpflegers oder einer Kirchenpflegerin auf Stellen der Gruppe
                              E 1 übertragen ist ohne entsprechende fachliche Ausbildung. (Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn.1, 2 und 5)
                           

                        

                     

                  

               

            

         

         Entgeltgruppe 11

         
            
               	5. 

               	
                  
                     
                        	
                           Kirchenpfleger und Kirchenpflegerinnen auf Stellen der Gruppe D. (Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn.1 und 3) 

                        

                        	
                           Kirchenpfleger und Kirchenpflegerinnen ohne entsprechende fachliche Ausbildung auf Stellen der Gruppe E 1. (Hierzu Protokollnotizen
                              (KAO) Nrn.1 und 2)
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte, denen die ständige Stellvertretung eines Kirchenpflegers oder einer Kirchenpflegerin auf Stellen der Gruppe
                              E 1 übertragen ist. (Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn.1, 3 und 5)
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte, denen die ständige Stellvertretung eines Kirchenpflegers oder einer Kirchenpflegerin auf Stellen der Gruppe
                              E 2 übertragen ist ohne entsprechende fachliche Ausbildung. (Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn.1, 2 und 5)
                           

                        

                     

                  

               

            

         

         Entgeltgruppe 12

         
            
               	6. 

               	
                  
                     
                        	
                           Kirchenpfleger und Kirchenpflegerinnen auf Stellen der Gruppe E 1. (Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn.1 und 3) 

                        

                        	
                           Kirchenpfleger und Kirchenpflegerinnen ohne entsprechende fachliche Ausbildung auf Stellen der Gruppe E 2. (Hierzu Protokollnotizen
                              (KAO) Nrn.1 und 2)
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte, denen die ständige Stellvertretung eines Kirchenpflegers oder einer Kirchenpflegerin auf Stellen der Gruppe
                              E 2 übertragen ist. (Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn.1, 3 und 5)
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte, denen die ständige Stellvertretung eines Kirchenpflegers oder einer Kirchenpflegerin auf Stellen der Gruppe
                              F 1 übertragen ist ohne entsprechende fachliche Ausbildung. (Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn.1, 2 und 5)
                           

                        

                     

                  

               

            

         

         Entgeltgruppe 13

         
            
               	7. 

               	
                  
                     
                        	
                           Kirchenpfleger und Kirchenpflegerinnen auf Stellen der Gruppe E 2. (Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn.1 und 3) 

                        

                        	
                           Kirchenpfleger und Kirchenpflegerinnen ohne entsprechende fachliche Ausbildung auf Stellen der Gruppe F 1. (Hierzu Protokollnotizen
                              (KAO) Nrn.1 und 2)
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte, denen die ständige Stellvertretung eines Kirchenpflegers oder einer Kirchenpflegerin auf Stellen der Gruppe
                              F 1 übertragen ist. (Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn.1, 3 und 5)
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte, denen die ständige Stellvertretung eines Kirchenpflegers oder einer Kirchenpflegerin auf Stellen der Gruppe
                              F 2 übertragen ist ohne entsprechende fachliche Ausbildung. (Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn.1, 3 und 5)
                           

                        

                     

                  

               

            

         

         Entgeltgruppe 14

         
            
               	8. 

               	
                  
                     
                        	
                           Kirchenpfleger und Kirchenpflegerinnen auf Stellen der Gruppe F 1. (Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn.1 und 3)

                        

                        	
                           Kirchenpfleger und Kirchenpflegerinnen ohne entsprechende fachliche Ausbildung auf Stellen der Gruppe F 2. (Hierzu Protokollnotizen
                              (KAO) Nrn.1 und 3)
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte, denen die ständige Stellvertretung eines Kirchenpflegers oder einer Kirchenpflegerin auf Stellen der Gruppe
                              F 2 übertragen ist. (Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn.1, 4 und 5)
                           

                        

                     

                  

               

            

         

         Entgeltgruppe 15

         
            
               	9. 

               	
                  Kirchenpfleger und Kirchenpflegerinnen auf Stellen der Gruppe F 2. (Hierzu Protokollnotizen (KAO) Nrn.1 und 4)

               

            

         

         

         Protokollnotizen (KAO) zu Vergütungsgruppenplan 63:

         
            
               	
                  Für die Einstufung der Stelle ist die jeweilige Bewertung nach den folgenden Grundsätzen maßgebend:

                  
                     
                        	
                           Die Bewertung der Kirchenpfleger- und Kirchenpflegerinnenstelle erfolgt nach einem Punktesystem, in dem die dem Kirchenpfleger
                              oder der Kirchenpflegerin übertragenen Dienstaufgaben entsprechend berücksichtigt sind. Zur Ermittlung der Punktezahl ist
                              der als Anlage zu Vergütungsgruppenplan 63 veröffentlichte Bewertungsbogen zu verwenden.
                           

                        

                        	
                           Ändern sich nicht nur vorübergehend die der Bewertung zugrunde gelegten Punktezahlen aufgrund einer Veränderung der Dienstaufgaben,
                              so ist eine Neubewertung nach Buchstabe a) durchzuführen.
                           

                        

                        	
                           Die Einstufung der Kirchenpfleger- und Kirchenpflegerinnenstellen erfolgt in den Gruppen A, B, C, D, E 1, E 2, F 1 und F 2
                              nach Maßgabe der folgenden Punktezahlen:
                           

                           
                              
                                 
                                    
                                    
                                    
                                 
                                 
                                    
                                       	
                                          unter 55 Punkten:

                                       
                                       	
                                          

                                       
                                       	
                                          Gruppe A 

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          55 bis 69,9 Punkte:

                                       
                                       	
                                          

                                       
                                       	
                                          Gruppe B

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          70 bis 84,9 Punkte:

                                       
                                       	
                                          

                                       
                                       	
                                          Gruppe C

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          85 bis 99,9 Punkte:

                                       
                                       	
                                          

                                       
                                       	
                                          Gruppe D

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          100 bis 114,9 Punkte:

                                       
                                       	
                                          

                                       
                                       	
                                          Gruppe E 1

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          115 bis 129,9 Punkte:

                                       
                                       	
                                          

                                       
                                       	
                                          Gruppe E 2 

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          130 bis 144,9 Punkten:

                                       
                                       	
                                          

                                       
                                       	
                                          Gruppe F 1

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          ab 145 Punkten:

                                       
                                       	
                                          

                                       
                                       	
                                          Gruppe F 2

                                       
                                    

                                 
                              

                           

                        

                        	
                           Stellen der Gruppen D, E 1, E 2, F 1 und F 2 bedürfen für die Einstufung der Bestätigung durch eine Kommission, die beim Oberkirchenrat
                              gebildet wird. Der Kommission gehören an:
                           

                           
                              
                                 	
                                    Zwei Vertreter oder Vertreterinnen, die von der Vereinigung evangelischer Kirchenpfleger und Kirchenpflegerinnen benannt werden,

                                 

                                 	
                                    ein Vertreter oder eine Vertreterin, der oder die von der Landeskirchlichen Mitarbeitervertretung benannt wird,

                                 

                                 	
                                    ein Vertreter oder eine Vertreterin aus dem Kreis der Evangelischen Regionalverwaltungen und

                                 

                                 	
                                    ein Vertreter oder eine Vertreterin aus dem Referat Arbeitsrecht des Oberkirchenrats.

                                 

                              

                           

                           Für die Mitglieder der Kommission ist je eine Stellvertretung zu benennen.

                           Bei Stellen der Gruppen A, B und C ist die Bewertung dann der Kommission zur Entscheidung vorzulegen, wenn zwischen Stelleninhaber
                              bzw. Stelleninhaberin, Anstellungsträger und Kirchlicher Verwaltungsstelle kein Einvernehmen über die Bewertung erzielt werden
                              kann. Die Kommission kann von jedem der Beteiligten angerufen werden.
                           

                           Die Stellenbewertungskommission stellt die Punktezahl und damit die Eingruppierung abschließend fest.

                           Das Ergebnis der Bewertungskommission ist allen Beteiligten mitzuteilen.

                        

                     

                  

               

               	
                  Voraussetzung für die Eingruppierung ist eine abgeschlossene Ausbildung in der Verwaltung (z. B. Fachprüfung 1 oder Befähigung für den mittleren oder gehobenen Verwaltungs-, Finanz- oder Notariatsdienst)
                     oder eine abgeschlossene qualifizierte kaufmännische Ausbildung (z. B. Industriekauffrau/Industriekaufmann, Bankkauffrau/Bankkaufmann,
                     Bankwirt/Bankwirtin, Betriebswirt/Betriebswirtin) oder gleichwertige Ausbildungen.
                  

                  Soweit keine entsprechende Ausbildung vorliegt, sind die Fachkenntnisse in einem Kolloquium für die Fachausbildung nachzuweisen,
                     das vom Oberkirchenrat unter Beteiligung der Kirchenpflegervereinigung abgehalten wird.
                  

               

               	
                  Voraussetzung für die Eingruppierung ist eine abgeschlossene Fachhochschulausbildung (insbesondere Diplom oder Bachelorabschluss)
                     der Fachrichtung Verwaltung, Finanzen, Steuern oder Betriebswirtschaft oder gleichwertige bzw. höherwertige Ausbildungen.
                  

                  Gleichwertige Ausbildungen im Sinne des Satzes 1 sind z. B. das abgeschlossene Studium der Betriebswirtschaft an einer Dualen Hochschule oder Verwaltungs- und Wirtschaftsakademie (VWA).

                  Soweit keine entsprechende Ausbildung im Sinne der Sätze 1 und 2 vorliegt, aber mindestens die fachlichen Voraussetzungen
                     der Protokollnotiz Nr. 2, Satz 1 gegeben sind, sind die Fachkenntnisse in einem Kolloquium für den gehobenen Dienst nachzuweisen,
                     das vom Oberkirchenrat unter Beteiligung der Kirchenpflegervereinigung abgehalten wird.
                  

               

               	
                  Voraussetzung für die Eingruppierung ist der erfolgreiche Abschluss eines wissenschaftlichen Hochschulstudiums (insbesondere
                     Diplom oder Masterabschluss) im Bereich Finanzwesen, z. B. Betriebswirtschaft, Verwaltungswissenschaften, Wirtschaftswissenschaften
                     oder die Befähigung für den höheren Verwaltungsdienst.
                  

                  Soweit kein entsprechender Studienabschluss im Sinne von Satz 1 vorliegt, aber mindestens die fachlichen Voraussetzungen der
                     Protokollnotiz Nr. 3, Satz 1 oder 2 gegeben sind, sind die Fachkenntnisse in einem Kolloquium für den höheren Dienst nachzuweisen,
                     das vom Oberkirchenrat unter Beteiligung der Kirchenpflegervereinigung abgehalten wird.
                  

               

               	
                  Bei der ständigen Stellvertretung handelt es sich nicht um eine Verhinderungsstellvertretung (Urlaubs- oder sonstigen Abwesenheitsfällen).
                     Von der ständigen Stellvertretung werden Aufgaben eines Kirchenpflegers/einer Kirchenpflegerin wahrgenommen.
                  

                  Die Funktion eines „ständigen Vertreters/-in“ erfordert, dass die/der Beschäftigte vom Arbeitgeber auf Dauer und zur Gesamtvertretung
                     bestellt ist.
                  

               

               	
                  Die Überleitung in den Vergütungsgruppenplan 63 in der ab 1. Juli 2016 geltenden Fassung erfolgt mit folgenden Maßgaben:

                  
                     
                        	
                           Beschäftigte, die am 30. Juni 2016 in den Vergütungsgruppenplan 63 eingruppiert sind, werden am 1. Juli 2016 der Entgeltgruppe,
                              die sich nach dem Vergütungsgruppenplan 63 in der ab 1. Juli 2016 geltenden Fassung und den ab diesem Zeitpunkt maßgeblichen
                              Stellenbewertungskriterien ergibt, zugeordnet.
                           

                        

                        	
                           Ergibt die Zuordnung eine höhere als die am 30. Juni 2016 maßgebliche Entgeltgruppe, so werden die Beschäftigten zum 1. Juli
                              2016 gemäß § 17 Abs. 4 KAO höhergruppiert. Ab dem 1. Juli 2016 gilt in diesem Fall für die Beschäftigten die Anlage A (VKA) zum TVöD. Der Unterschiedsbetrag
                              zum bisherigen Entgelt wird gemäß § 12 Abs. 5 AR-Ü auf einen zustehenden Strukturausgleich angerechnet. Es gilt Besitzstand bezüglich aller bisherigen Entgeltbestandteile.
                           

                        

                        	
                           Ergibt die Zuordnung die gleiche wie die am 30. Juni 2016 maßgebliche Entgeltgruppe, so bleiben die Entgeltgruppe und die
                              Stufenzuordnung unverändert. Ab dem 1. Juli 2016 gilt für die Beschäftigten die Anlage A (VKA) zum TVöD.
                           

                           Bei Beschäftigten, die am 1. Oktober 2006 in die auf dem TVöD basierende Fassung der KAO übergeleitet wurden und aufgrund
                              der Überleitungsbestimmungen bislang nicht alle Stufen der Entgelttabelle erreichen konnten, ist die Stufenlaufzeit für das
                              Erreichen der nach der Anlage A (VKA) zum TVöD möglichen weiteren Stufen auf der Basis der am 1. Oktober 2008 erreichten regulären
                              Stufe zu ermitteln. Abweichend davon ist bei Beschäftigten, die am 1. Oktober 2006 direkt in eine individuelle Endstufe übergeleitet
                              wurden, die Stufenlaufzeit für das Erreichen der nach der Anlage A (VKA) zum TVöD möglichen weiteren Stufen auf der Basis
                              der am 1. Oktober 2006 zugeordneten individuellen Endstufe zu ermitteln. Dabei sind die regulären Stufenlaufzeiten zu Grunde
                              zu legen; verlängerte Stufenlaufzeiten aufgrund von Überleitungsbestimmungen finden keine Berücksichtigung. Es gilt Besitzstand
                              bezüglich aller bisherigen Entgeltbestandteile.
                           

                        

                        	
                           Ergibt die Zuordnung eine niedrigere als die am 30. Juni 2016 maßgebliche Entgeltgruppe, bleiben die Beschäftigten in ihrer
                              seitherigen Entgeltgruppe und Stufe. Es gilt Besitzstand bezüglich aller bisherigen Entgeltbestandteile. Auch die Zuordnung
                              zur Anlage A (Bund) oder Anlage A (VKA) bleibt in diesem Fall unverändert. Der weitere Stufenaufstieg wird vollzogen, als
                              ob eine Überleitung nicht stattgefunden hätte.
                           

                        

                        	
                           § 8 Ab s. 3 AR-Ü findet für dem Vergütungsgruppenplan 63 zugeordnete Beschäftigte ab 1. Juli 2016 keine Anwendung mehr.
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      1
            Red. Anm.: Vergleiche hierzu § 2 Abs. 1 AR-Ü (Anlage 1.2.2).
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Der Änderungsbefehl in Artikel 1 Nr. 6 Vierte Änderung der Kirchlichen Anstellungsordnung für das Jahr 2022 vom
               15. Juli 2022 (Abl. 70 S. 379, 381) ist von der Redaktion in diesem Sinne ausgelegt worden.
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Redaktionsversehen „inhaltlichen“ in Abl. 70 S. 522 von der Redaktion dahingehend berichtigt.
            

         

      

      4
            Red. Anm.: Rechtschreibfehler (Abl. 69 S. 459, 461) wurde von der Redaktion berichtigt.

         

      

      5
            Beschäftigte im Erziehungsdienst müssen – mit Ausnahme der in S 2 eingruppierten Beschäftigten in der Tätigkeit von Kinderpflegerinnen/Kinderpflegern mit staatlicher Anerkennung und mit Ausnahme
               der in S 4, Fgr. 2 eingruppierten sonstigen Beschäftigten in der Tätigkeit als Zusatzkraft und mit Ausnahme von Beschäftigten, denen
               die Fachberatung in Tageseinrichtungen für Kinder übertragen ist – Fachkräfte im Sinne des Kindertagesbetreuungsgesetzes (KiTaG) sein.
            

         

      

      6
            Ergänzend zu den hier aufgeführten Eingruppierungsmerkmalen finden folgende Eingruppierungsmerkmale des Anhangs zur Anlage
               C (VKA) zum TVöD Anwendung: 
            

            S 4 Fallgruppe 2

            S 7

            S 8 b Fallgruppe 2

            S 9 Fallgruppe 3

            S 11 a

            S 11 b, S 12, S 15 Fallgruppe 6, S 17 Fallgruppe 6 und S 18 Fallgruppe 4 im Hinblick auf die Eingruppierung von Heilpädagoginnen/Heilpädagogen
               mit abgeschlossener Hochschulbildung
            

            S 15 Fallgruppen 3 bis 5

            S 16 Fallgruppen 3 bis 6

            S 17 Fallgruppen 3 bis 5

            S 18 Fallgruppen 2 und 3

         

      

      7
            Soweit in diesem Vergütungsgruppenplan auf Protokollerklärungen Bezug genommen wird, handelt es sich um die Protokollerklärungen
               des Anhangs zur Anlage C (VKA) zum TVöD in der jeweils geltenden Fassung. Die dortigen Protokollerklärungen Nr. 5, 9, 11,
               12 a) bis d), 13, 14 und 16 finden keine Anwendung.
            

         

      

      8
            Red. Anm.: Zum rückwirkenden Inkrafttreten der Neufassung des Vergütungsgruppenplans 21 zum 1. Juli 2015 vgl. (ABl. 67 112, 119):
            

            „(1) [...]

            (2) Für Beschäftigte, die spätestens mit Ablauf des 30. September 2015 aus dem Arbeitsverhältnis ausgeschieden sind, gelten
               diese Regelungen nur, wenn sie dies bis 31. Oktober 2016 schriftlich beantragen.
            

            (3) Für Beschäftigte, die spätestens mit Ablauf des 30. September 2015 aufgrund eigenen Verschuldens ausgeschieden sind, gelten
               diese Regelungen nicht.“
            

         

      

      9
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 795 dieser Sammlung.
            

         

      

      10
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 795 dieser Sammlung.
            

         

      

      11
            Es handelt sich um die Protokollerklärungen des Anhangs zur Anlage C (VKA) zum TVöD in der jeweils geltenden Fassung. Die
               Protokollerklärungen Nr. 5, 9, 11 und 12 a) bis d), 13, 14 und 16 finden keine Anwendung.
            

         

      

      12
            Es handelt sich um die Protokollerklärungen des Anhangs zur Anlage C (VKA) zum TVöD in der jeweils geltenden Fassung. Die
               Protokollerklärungen Nr. 5, 9, 11 und 12 a) bis d), 13, 14 und 16 finden keine Anwendung.
            

         

      

      13
            Es handelt sich um die Protokollerklärungen des Anhangs zur Anlage C (VKA) zum TVöD in der jeweils geltenden Fassung. Die
               Protokollerklärungen Nr. 5, 9, 11 und 12 a) bis d), 13, 14 und 16 finden keine Anwendung.
            

         

      

      14
            Es handelt sich um die Protokollerklärungen des Anhangs zur Anlage C (VKA) zum TVöD in der jeweils geltenden Fassung. Die
               Protokollerklärungen Nr. 5, 9, 11 und 12 a) bis d), 13, 14 und 16 finden keine Anwendung.
            

         

      

      15
            Es handelt sich um die Protokollerklärungen des Anhangs zur Anlage C (VKA) zum TVöD in der jeweils geltenden Fassung. Die
               Protokollerklärungen Nr. 5, 9, 11 und 12 a) bis d), 13, 14 und 16 finden keine Anwendung.
            

         

      

      16
            Es handelt sich um die Protokollerklärungen des Anhangs zur Anlage C (VKA) zum TVöD in der jeweils geltenden Fassung. Die
               Protokollerklärungen Nr. 5, 9, 11 und 12 a) bis d), 13, 14 und 16 finden keine Anwendung.
            

         

      

      17
            Es handelt sich um die Protokollerklärungen des Anhangs zur Anlage C (VKA) zum TVöD in der jeweils geltenden Fassung. Die
               Protokollerklärungen Nr. 5, 9, 11 und 12 a) bis d), 13, 14 und 16 finden keine Anwendung.
            

         

      

      18
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 702 dieser Sammlung.
            

         

      

      19
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung.
            

         

      

      20
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 702 dieser Sammlung.
            

         

      

      21
            Red. Anm.: Der Änderungsbefehl in Art. 1 Nr. 2 a) Vierte Änderung der Kirchlichen Anstellungsordnung für das Jahr 2025 (Änderungen
               Vergütungsgruppenpläne 54 a, 60 und 60 a der Anlage 1.2.1 zur KAO) vom 14. Februar 2025 (Abl. 71 Nr. 139) wurde von der Redaktion dahingehend ausgelegt.
            

         

      

      22
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 50 u. 51 dieser Sammlung.
            

         

      

   
      

      
         Anlage 1.2.2 zur KAO

Arbeitsrechtliche Regelung zur Überleitung der unter den 
Geltungsbereich der KAO fallenden Beschäftigten 
in das ab 1. Oktober 2006 geltende 
kirchliche Arbeitsvertragsrecht (AR-Ü)
         

      

      Hinweis: 
      

      Die in dieser Druckfassung zur besseren Übersichtlichkeit mit # gekennzeichneten Fristen und Termine verschieben sich um jeweils
         ein Jahr (§ 3 Abs. 2 Satz 2 AR-Ü).
      

      
               Abschnitt I
Allgemeine Vorschriften
               

            

            

            Abweichend von § 1 TVÜ-Bund bzw. TVÜ-VKA gilt:

            
                     § 1
Geltungsbereich
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Diese Arbeitsrechtliche Regelung gilt für alle Beschäftigten, die in einem privatrechtlichen Arbeitsverhältnis, auf welches
                     die KAO in der bis 30. September 2006 geltenden Fassung Anwendung findet, zur Evangelischen Landeskirche in Württemberg, zu
                     einer Kirchengemeinde oder sonstigen Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts, die der Aufsicht der Landeskirche
                     untersteht, stehen, welches über den 1. Oktober 2006 hinaus fortbesteht, für die Dauer des ununterbrochen fortbestehenden
                     Arbeitsverhältnisses. Unterbrechungen im Sinne von § 3 Abs. 8 sind unschädlich.
                  

                  Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für Werke, Anstalten und Einrichtungen selbstständiger diakonischer oder sonstiger Rechtsträger
                     im Bereich der Landeskirche, die die Anwendung der Kirchlichen Anstellungsordnung durch Dienstvereinbarung oder durch Inbezugnahme
                     im Dienstvertrag festgelegt haben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für Beschäftigte, deren Arbeitsverhältnis zu einem Dienstgeber im Sinne von Abs. 1 nach dem 30. September 2006 beginnt und
                     die unter den Geltungsbereich der KAO in der ab 1. Oktober 2006 geltenden Fassung fallen, gelten die Vorschriften dieser Arbeitsrechtsregelung
                     nur soweit dies nachfolgend ausdrücklich bestimmt ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für Beschäftigte im Sinne des Abschnitts III der KAO, in der bis 30. September 2006 geltenden Fassung bzw. des Abschnitts
                     VII in der ab 1. Oktober 2006 geltenden Fassung findet diese Arbeitsrechtsregelung mit der Maßgabe Anwendung, dass an die
                     Stelle des 1. Oktober 2006 der 1. Januar 2007 tritt. Bis zum 31. Dezember 2006 gilt für diese Beschäftigten die KAO in der bis zum 30. September 2006
                     geltenden Fassung fort. Dies gilt auch für Beschäftigte im Sinne von § 1 Abs. 2, die unter Abschnitt VII der KAO fallen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Bestimmungen der KAO in der ab 1. Oktober 2006 geltenden Fassung gelten soweit diese Arbeitsrechtsregelung keine abweichenden
                     Regelungen trifft.
                  

                  

                  Abweichend von § 2 TVÜ-Bund bzw. TVÜ-VKA gilt:

               

               
                     § 2 
Weitergeltung anderer Arbeitsrechtsregelungen/
Übergangsbestimmungen zur Arbeitszeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Andere von der Arbeitsrechtlichen Kommission oder dem Schlichtungsausschuss nach dem Arbeitsrechtsregelungsgesetz (ARRG)
                     beschlossenen Arbeitsrechtsregelungen sowie Anlage 1 zu § 17 Abs. 1 KAO in der bis zum 30. September 2006 geltenden Fassung
                     bleiben wirksam, soweit in dieser Arbeitsrechtsregelung keine anderen Bestimmungen getroffen werden. Dies gilt auch für Beschäftigte
                     im Sinne von § 1 Abs. 2.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Abweichend von § 6 Abs. 1 a KAO gilt bezüglich der Arbeitszeit für das Jahr 2006 folgende Übergangsregelung: Beschäftigte im Sinne von § 1 Abs. 1 erhalten
                     für das zweite Halbjahr 2006 vier AZV-Tage. Beschäftigte, im Sinne von § 1 Abs. 2 erhalten für das vierte Quartal 2006 zwei
                     AZV-Tage. Dies gilt nicht, wenn sie nach den bis 30. September 2006 geltenden Bestimmungen der KAO bereits vier AZV-Tage in
                     Anspruch genommen haben. Falls für die Beschäftigten bis zum 30. September 2006 per Dienstvereinbarung oder aufgrund von §
                     12 Abs. 1 Nr. 1 a KAO in der bis 30. September 2006 geltenden Fassung eine Wochenarbeitszeit von 38,5 Stunden galt, erhalten
                     diese bei Umstellung zum 1. Oktober 2006 auf die Wochenarbeitszeit gemäß § 6 Abs. 1 KAO für das zweite Halbjahr 2006 zum Ausgleich zwei AZV-Tage. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die am 1. Oktober 2006 in Kraft getretene Erhöhung der Arbeitszeit sowie die am 1. September 2006 in Kraft getretene Erhöhung des Wochendeputats der Religionspädagogen/Religionspädagoginnen betrifft nicht zu dem jeweiligen
                     Zeitpunkt bereits in der Freistellungsphase befindliche Altersteilzeitarbeitsverhältnisse sowie vor dem Inkrafttreten der
                     Arbeitszeiterhöhung zurückgelegte Zeiten in der Altersteilzeitarbeit.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Beschäftigten, mit denen am 30. September 2006 im Dienstvertrag eine feste Stundenzahl vereinbart ist und bei denen sich
                     am 1. Oktober 2006 das Entgelt wegen einer anderen Relation von ermäßigter zur vollen Arbeitszeit vermindert, ist anzubieten,
                     die Stundenzahl so aufzustocken, dass die Höhe ihres bisherigen Brutto-Entgeltes erreicht wird.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Abs. 4 gilt sinngemäß auch für die am 1. September 2006 in Kraft getretene Erhöhung des Wochendeputats der Religionspädagogen/Religionspädagoginnen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Änderungskündigungen aufgrund der Erhöhung der Arbeitszeit sind ausgeschlossen.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Beschäftigte, die im Zeitpunkt der Überleitung bereits eine Beschäftigungszeit von 40 Jahren erreicht haben, erhalten ergänzend
                     zu der Regelung des § 23 Abs. 2 TVöD bei Erreichen einer Beschäftigungszeit von 50 Jahren ein Jubiläumsgeld von 511,29 €.
                  

               

            

         

         
               Abschnitt II
Überleitungsregelungen
               

            

            

            Abweichend von § 3 TVÜ-Bund bzw. TVÜ-VKA gilt:

            
                     § 3
Überleitung in die KAO in der ab 1. Oktober 2006 geltenden Fassung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die von § 1 Abs. 1 erfassten Beschäftigten werden mit Wirkung vom 1. Oktober 2006 gemäß den nachfolgenden Regelungen übergeleitet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Überleitung erfolgt zum 1. Oktober 2006 nach dem Tarifvertrag zur Überleitung der Beschäftigten des Bundes in den TVöD
                     und zur Regelung des Überleitungsrechts (TVÜ-Bund) vom 13. September 2005, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist.
                     Die im TVÜ-Bund genannten Fristen und Termine verschieben sich um jeweils ein Jahr, soweit in dieser Arbeitsrechtlichen Regelung
                     nichts anderes bestimmt ist. An die Stelle des Geltungsbereichs BAT/BAT-O tritt jeweils der Geltungsbereich der KAO. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Beschäftigte, die nach den vorstehenden Bestimmungen übergeleitet wurden, erhalten entsprechend § 16 TVöD-VKA in Verbindung
                     mit Anlage 1 des TVÜ-VKA dann Entgelt nach Stufe 6, wenn bei der Überleitung (Vergleichsentgelt) nur die Grundeingruppierung
                     berücksichtigt wurde. Dies gilt auch, wenn nach den bis 30. September 2006 geltenden Bestimmungen nur ein Bewährungsaufstieg
                     möglich war und dieser bei der Überleitung berücksichtigt wurde.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Für Beschäftigte, deren Dienstverhältnis nach dem 30. September 2006 zu einem Arbeitgeber nach § 1 Abs. 1 begonnen hat, gelten
                     die Vorschriften des Tarifvertrags zur Überleitung der Beschäftigten der kommunalen Arbeitgeber in den TVöD und zur Regelung des Übergangsrechts (TVÜ-VKA) vom 13. September 2005, soweit in dieser Arbeitsrechtlichen Regelung nichts anderes bestimmt
                     ist. Abs. 2 Sätze 2 und 3 finden entsprechende Anwendung. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Wechseln Beschäftigte im Sinne von § 1 Abs. 1 nach dem 30. September 2006 innerhalb des Geltungsbereichs der KAO den Dienstgeber
                     und würde dies nach den Bestimmungen der KAO bzw. dieser Arbeitsrechtlichen Regelung zu einer Behandlung als Neueinstellung
                     führen, werden diese bei dem neuen Dienstgeber so gestellt, als ob ein Wechsel des Dienstgebers nicht eingetreten wäre*, wenn
                     dies von einem Gremium der Arbeitsrechtlichen Kommission entsprechend § 1 e KAO für den betreffenden Fall so entschieden wird. Antragsberechtigt ist der einstellende Dienstgeber. In den Fällen, in denen
                     der Wechsel in der Zeit vom 1. Oktober 2006 bis zum 31. Januar 2007 erfolgt, können auch die betroffenen Beschäftigten den
                     Antrag stellen. Weitergehende Regelungen zur Anerkennung von Stufenlaufzeiten gem. § 16 TVöD bleiben unberührt.
                  

                  

                  *Protokollnotiz AR-Ü: 

                  Soweit bei dem neuen Dienstgeber eine höher- oder geringwertigere Tätigkeit ausgeübt wird, gelten ebenfalls die allgemeinen
                     Regelungen, die auch ohne einen Wechsel des Dienstgebers gelten würden.
                  

                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         In den Fällen des § 4 Abs. 3 und 4 und des § 9 Abs. 3 der Sicherungsordnung ist ein Antrag nicht erforderlich. Hier sind die Beschäftigten bei dem neuen Dienstgeber
                     so zu stellen, als ob ein Wechsel des Dienstgebers nicht stattgefunden hätte, ohne dass das Verfahren gemäß Abs. 5 durchzuführen
                     ist. 
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Ein Antrag ist auch nicht erforderlich im Fall der Fortsetzung oder des Neuabschlusses eines befristeten Arbeitsverhältnisses
                     bei demselben Dienstgeber.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         In den Fällen der Abs. 6 und 7 ist eine zeitliche Unterbrechung zu dem vorhergehenden Arbeitsverhältnis bis zu einer Dauer
                     von 6 Monaten unschädlich. Dies gilt auch, wenn das Arbeitsverhältnis bereits vor dem 1. Oktober 2006 geendet hat und danach
                     fortgesetzt wird.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                         Die Abs. 6, 7 und Abs. 8 Satz 1 gelten sinngemäß auch für Beschäftigte im Sinne von § 1 Abs. 2.
                  

                  
                        (
                        10
                        )
                         Abweichend von § 37 KAO können Ansprüche im Zusammenhang mit der Überleitung der Beschäftigten in die neue KAO bis zum 30. Juni 2008 rückwirkend
                     zum 1. Oktober 2006 bzw. bei Beschäftigten nach Abschnitt VII KAO rückwirkend zum 1. Januar 2007 geltend gemacht werden. Ab dem 1. Juli 2008 gilt auch für diese Ansprüche wieder die reguläre
                     Ausschlussfrist des § 37 KAO.
                  

               

               
                     § 4 (TVÜ-Bund)
Zuordnung der Vergütungs- und Lohngruppen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für die Überleitung der Beschäftigten wird ihre Vergütungs- bzw. Lohngruppe (§ 22 BAT/BAT-O bzw. entsprechende Regelungen
                     für Arbeiterinnen und Arbeiter bzw. besondere tarifvertragliche Vorschriften für bestimmte Berufsgruppen) nach der Anlage 2 TVÜ-Bund den Entgeltgruppen des TVÖD zugeordnet.
                  

                  Ergänzend zu § 4 TVÜ-Bund/VKA wird bestimmt:

                  (1 a) Für Beschäftigte, deren Vergütung sich nach den Vergütungsgruppenplänen 53 und 54 der Anlage 1.2.1 zur KAO bemisst, erfolgt die Zuordnung zu den Entgeltgruppen nach den Bestimmungen des TVÜ (VKA).
                  

                  

                  Protokollnotiz (AR-Ü) zu § 4 Abs. 1 a AR-Ü

                  Anstelle der Protokollerklärung zu § 4 Abs. 1 TVÜ-VKA gilt: Bis zum In-Kraft-Treten der neuen Entgeltordnung verständigt sich
                     die Arbeitsrechtliche Kommission zwecks besserer Übersichtlichkeit für die Zuordnung der Beschäftigten, deren Vergütung sich
                     nach den Vergütungsgruppenplänen 53 und 54 der Anlage 1.2.1 zur KAO bemisst, auf folgende Anwendungstabelle: Anlage 4 TVÜ-VKA – Kr-Anwendungstabelle – (Geltungsbereich § 40 BT-K bzw. § 40 BT-B); dies gilt auch für Beschäftigte im Sinne des § 1 Abs. 2. Die Arbeitsrechtliche Kommission ist sich
                     darin einig, dass diese Anwendungstabelle - insbesondere die Bezeichnung der Entgeltgruppen - keinen Vorgriff auf die Verhandlungen
                     zur neuen Entgeltordnung darstellen. Es gilt der in der Anlage genannte Gültigkeitsbeginn, eine Verschiebung um 1 Jahr gemäß
                     § 3 Abs. 2 AR-Ü erfolgt nicht.
                  

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Beschäftigte, die im Oktober 2005#  bei Fortgeltung des bisherigen Tarifrechts die Voraussetzungen für einen Bewährungs-, Fallgruppen- oder Tätigkeitsaufstieg
                     erfüllt hätten, werden für die Überleitung so behandelt, als wären sie bereits im September 2005# höhergruppiert bzw. höher eingereiht worden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Beschäftigte, die im Oktober 2005# bei Fortgeltung des bisherigen Tarifrechts in eine niedrigere Vergütungs- bzw. Lohngruppe eingruppiert bzw. eingereiht worden
                     wären, werden für die Überleitung so behandelt, als wären sie bereits im September 2005# herabgruppiert bzw. niedriger eingereiht worden.
                  

               

               
                     § 5 TVÜ (Bund)
Vergleichsentgelt
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für die Zuordnung zu den Stufen der Entgelttabelle des TVöD wird für die Beschäftigten nach § 4 ein Vergleichsentgelt auf
                     der Grundlage der im September 2005# erhaltenen Bezüge gemäß den Absätzen 2 bis 7 gebildet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Bei Beschäftigten aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-O setzt sich das Vergleichsentgelt aus Grundvergütung, allgemeiner
                     Zulage und Ortszuschlag der Stufe 1 oder 2 zusammen. lst auch eine andere Person im Sinne von § 29 Abschnitt B Abs. 5 BAT/BAT-O ortszuschlagsberechtigt oder nach beamtenrechtlichen
                     Grundsätzen familienzuschlagsberechtigt, wird nur die Stufe 1 zugrunde gelegt; findet der TVöD am 1. Oktober 2005# auch auf die andere Person Anwendung, geht der jeweils individuell zustehende Teil des Unterschiedsbetrages zwischen den
                     Stufen 1 und 2 des Ortszuschlags in das Vergleichsentgelt ein. Ferner fließen im September 2005# tarifvertraglich zustehende Funktionszulagen insoweit in das Vergleichsentgelt ein, als sie nach dem TVöD nicht mehr vorgesehen
                     sind. Erhalten Beschäftigte eine Gesamtvergütung (§ 30 BAT/BAT-O), bildet diese das Vergleichsentgelt. Bei Lehrkräften im
                     Sinne der Vorbemerkung Nr. 5 zu allen Vergütungsgruppen der Anlage 1 a zum BAT/BAT-O wird die Zulage nach § 2 Absatz 3 des
                     Tarifvertrages über Zulagen an Angestellte in das Vergleichsentgelt eingerechnet. Abweichend von Satz 5 wird bei Lehrkräften,
                     die am 30. September 2005 einen Anspruch auf die Zulage nach dem Erlass des Bundesministeriums der Verteiligung vom 31. März
                     1998 – PSZ II 4 (SII 3) – Az 18-20-02 haben, die Zulage nach § 2 Abs. 2 Buchst. c des Tarifvertrages über Zulagen an Angestellte,
                     und bei Lehrkräften, die einen arbeitsvertraglichen Anspruch auf Zahlung einer allgemeinen Zulage wie die unter die Anlage
                     1a zum BAT/BAT-O fallenden Angestellten haben, diese Zulage in das Vergleichsentgelt eingerechnet.
                  

                  Anstelle von § 5 Abs. 2 Satz 2 erster Halbsatz TVÜ-Bund gilt:

                  Ist auch eine andere Person im Sinne von § 29 Abschnitt B Abs. 5 BAT/BAT-O ortszuschlagsberechtigt oder nach beamtenrechtlichen
                     Grundsätzen familienzuschlagsberechtigt, wird dem Vergleichsentgelt die Stufe 1 und der jeweilige Anteil des Unterschiedsbetrages
                     zwischen den Stufen 1 und 2 der Ortszuschlagsstufe 1 und 2 bzw. des Familienzuschlags der Stufe 1, den die andere Person aufgrund
                     von Teilzeitbeschäftigung nicht mehr erhält, zu Grunde gelegt; (…)
                  

                  

                  Protokollerklärungen zu Absatz 2 Satz 2:

                  
                     
                        	
                            Findet der TVöD am 1. Oktober 2005 für beide Beschäftigte Anwendung und hat einer der beiden im September 2005# keine Bezüge erhalten wegen Elternzeit, Wehr- oder Zivildienstes, unbezahlten Sonderurlaubs aufgrund von Familienpflichten
                              im Sinne des § 4 Abs. 2 BGleiG, Sonderurlaubs, bei dem der Arbeitgeber vor Antritt ein dienstliches oder betriebliches Interesse
                              an der Beurlaubung anerkannt hat, Bezuges einer Rente auf Zeit wegen verminderter Erwerbsfähigkeit oder wegen Ablaufs der
                              Krankenbezugsfristen, erhält die/der andere Beschäftigte zusätzlich zu ihrem/seinem Entgelt den Differenzbetrag zwischen dem
                              ihr/ihm im September 2005# individuell zustehenden Teil des Unterschiedsbetrages zwischen der Stufe 1 und 2 des Ortszuschlags und dem vollen Unterschiedsbetrag
                              als Besitzstandszulage.
                           

                        

                        	
                            Hat die andere ortszuschlagsberechtigte oder nach beamtenrechtlichen Grundsätzen familienzuschlagsberechtigte Person im September
                              2005# aus den in Nr. 1 genannten Gründen keine Bezüge erhalten, erhält die/der in den TVöD übergeleitete Beschäftigte zusätzlich
                              zu ihrem/seinem Entgelt den vollen Unterschiedsbetrag zwischen der Stufe 1 und der Stufe 2 des Ortszuschlags als Besitzstandszulage.
                           

                        

                        	
                            Ist die andere ortszuschlagsberechtigte oder familienzuschlagsberechtigte Person im September 2005# aus dem öffentlichen Dienst ausgeschieden, ist das Tabellenentgelt ab dem 1. Juli 2008# auf Antrag neu zu ermitteln. Basis ist dabei die Stufenzuordnung nach § 6 Abs. 1 Satz 2, die sich zum 1. Oktober 2007# ergeben hätte, wenn das Vergleichsentgelt unter Berücksichtigung der Stufe 2 des Ortszuschlags gebildet worden wäre. 
                           

                        

                        	
                           Siehe Protokollnotiz zu § 5 Abs. 2 Satz 2 TVÜ-Bund.

                        

                        	
                            In den Fällen der Nrn. 1 und 2 wird bei Stufensteigerungen und Höhergruppierungen der Unterschiedsbetrag zum bisherigen Entgelt
                              auf die Besitzstandszulage angerechnet. Die/Der Beschäftigte hat das Vorliegen der Voraussetzungen der Nrn. 1 und 2 nachzuweisen
                              und Änderungen anzuzeigen. Die Besitzstandszulage nach den Nrn. 1 und 2 entfällt mit Ablauf des Monats, in dem die/der andere
                              Beschäftigte die Arbeit wieder aufnimmt.
                           

                        

                     

                  

                  

                  Protokollnotiz (AR-Ü) zu § 5 Abs. 2 Satz 2 TVÜ-Bund:

                  Anstelle der Protokollerklärung Nr. 4 zu § 5 Abs. 2 Satz 2 TVÜ-Bund gilt:

                  Die Besitzstandszulage nach den Nrn. 1 und 2 oder das neu ermittelte Tabellenentgelt nach Nr. 3 wird auf einen bis zum 30. April 2010 zu stellenden schriftlichen Antrag (Ausschlussfrist) auch rückwirkend im Rahmen der Ausschlussfrist des § 37 KAO gezahlt.

                  

                  Protokollerklärung zu Absatz 2 Satz 3:

                  Vorhandene Beschäftigte erhalten bis zum In-Kraft-Treten der neuen Entgeltordnung ihre Techniker-, Meister- und Programmiererzulagen
                     unter den bisherigen Voraussetzungen als persönliche Besitzstandszulage.
                  

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Nicht besetzt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Beschäftigte, die im Oktober 2005# bei Fortgeltung des bisherigen Rechts die Grundvergütung bzw. den Monatstabellenlohn der nächsthöheren Lebensalters- bzw.
                     Lohnstufe erhalten hätten, werden für die Bemessung des Vergleichsentgelts so behandelt, als wäre der Stufenaufstieg bereits
                     im September 2005# erfolgt. § 4 Abs. 2 und 3 gilt bei der Bemessung des Vergleichsentgelts entsprechend.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Bei Teilzeitbeschäftigten wird das Vergleichsentgelt auf der Grundlage eines vergleichbaren Vollzeitbeschäftigten bestimmt. 
                  

                  

                  Protokollerklärung zu § 5 Abs. 5:

                  Lediglich das Vergleichsentgelt wird auf der Grundlage eines entsprechenden Vollzeitbeschäftigten ermittelt; sodann wird nach
                     der Stufenzuordnung das zustehende Entgelt zeitratierlich berechnet. Diese zeitratierliche Kürzung des auf den Ehegattenanteil
                     im Ortszuschlag entfallenden Betrages (§ 5 Abs. 2 Satz 2 zweiter Halbsatz) unterbleibt nach Maßgabe des § 29 Abschnitt B Abs.
                     5 Satz 2 BAT/BAT-O.
                  

                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Für Beschäftigte, die nicht für alle Tage im September 2005# oder für keinen Tag dieses Monats Bezüge erhalten, wird das Vergleichsentgelt so bestimmt, als hätten sie für alle Tage dieses
                     Monats Bezüge erhalten; in den Fällen des § 27 Abschnitt A Abs. 7 und Abschnitt B Abs. 3 Unterabs. 4 BAT/BAT-O bzw. der entsprechenden
                     Regelungen für Arbeiterinnen und Arbeiter werden die Beschäftigten für das Vergleichsentgelt so gestellt, als hätten sie am
                     1. September 2005# die Arbeit wieder aufgenommen.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Abweichend von den Absätzen 2 bis 6 wird bei Beschäftigten, die gemäß § 27 Abschnitt A Abs. 8 oder Abschnitt B Abs. 7 BAT/BAT-O
                     bzw. den entsprechenden Regelungen für Arbeiterinnen und Arbeiter den Unterschiedsbetrag zwischen der Grundvergütung bzw.
                     dem Monatstabellenlohn ihrer bisherigen zur nächsthöheren Lebensalters- bzw. Lohnstufe im September 2005# nur zur Hälfte erhalten, für die Bestimmung des Vergleichsentgelts die volle Grundvergütung bzw. der volle Monatstabellenlohn
                     aus der nächsthöheren Lebensalters- bzw. Lohnstufe zugrunde gelegt.
                  

                  Ergänzend zu § 5 wird bestimmt:

                  Zulagen nach § 19 Abs. 1 der KAO in der bis 30. September 2006 geltenden Fassung werden in das Vergleichsentgelt einbezogen.
                  

               

               
                     § 6 TVÜ (Bund)
Stufenzuordnung der Angestellten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Beschäftigte aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-O werden einer ihrem Vergleichsentgelt entsprechenden individuellen Zwischenstufe
                     der gemäß § 4 bestimmten Entgeltgruppe zugeordnet. Zum 1. Oktober 2007# steigen diese Beschäftigten in die dem Betrag nach nächsthöhere reguläre Stufe ihrer Entgeltgruppe auf. Der weitere Stufenaufstieg
                     richtet sich nach den Regelungen des TVöD. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Werden Beschäftigte vor dem 1. Oktober 2007# höhergruppiert (nach § 8 Abs. 1 und 3 1. Alternative, § 9 Abs. 3 Buchst. a oder aufgrund Übertragung einer mit einer höheren Entgeltgruppe bewerteten Tätigkeit), so erhalten sie in der höheren Entgeltgruppe
                     Entgelt nach der regulären Stufe, deren Betrag mindestens der individuellen Zwischenstufe entspricht, jedoch nicht weniger
                     als das Entgelt der Stufe 2; der weitere Stufenaufstieg richtet sich nach den Regelungen des TVöD. In den Fällen des Satzes
                     1 gilt § 17 Abs. 4 Satz 2 TVöD entsprechend. Werden Beschäftigte vor dem 1. Oktober 2007# herabgruppiert, werden sie in der niedrigeren Entgeltgruppe derjenigen individuellen Zwischenstufe zugeordnet, die sich bei
                     Herabgruppierung im September 2005# ergeben hätte; der weitere Stufenaufstieg richtet sich nach Absatz 1 Satz 2 und 3.
                  

                  Anstelle von § 6 Abs. 3 TVÜ-Bund wird bestimmt:

                  
                        (
                        3
                        )
                         Liegt das Vergleichsentgelt über der höchsten Stufe der gemäß § 4 bestimmten Entgeltgruppe, werden die Beschäftigten abweichend
                     von Absatz 1 einer dem Vergleichsentgelt entsprechenden individuellen Endstufe zugeordnet; bei Lehrkräften im Sinne der Vorbemerkung
                     Nr. 5 zu allen Vergütungsgruppen der Anlage 1 a zum BAT/BAT-O gilt dabei die Entgelttabelle des TVöD (Bund) mit den Maßgaben
                     des § 19 Abs. 2 a. 
                  

                  Das Entgelt aus der individuellen Endstufe gilt als Tabellenentgelt im Sinne des § 15 TVöD. Bei einer Höhergruppierung aus
                     einer individuellen Endstufe werden die Beschäftigten entsprechend § 17 Abs. 4 TVöD der Endstufe der höheren Entgeltgruppe
                     zugeordnet. Beträgt das Tabellenentgelt nach Satz 3 weniger als die Summe aus dem Entgelt der bisherigen individuellen Endstufe
                     und 2 Prozent der Endstufe der höheren Entgeltgruppe, wird die/der Beschäftigte in der höheren Entgeltgruppe erneut einer
                     individuellen Endstufe zugeordnet. Das Entgelt der neuen individuellen Endstufe wird dabei festgesetzt auf die Summe aus dem
                     Entgelt der bisherigen individuellen Endstufe und 2 Prozent des Tabellenentgelts der Endstufe der höheren Entgeltgruppe. Der
                     Betrag der individuellen Endstufe verändert sich um denselben Prozentsatz bzw. in demselben Umfang wie die höchste Stufe der
                     jeweiligen Entgeltgruppe.
                  

                  

                  Protokollnotiz (AR-Ü) zu Absatz 3 Satz 6:

                  Die Beträge der individuellen Endstufen erhöhen sich ab dem 1. März 2024 um 200,00 Euro und anschließend um 5,5 Prozent, mindestens
                     aber um 340,00 Euro.
                  

                  Ergänzend zu § 6 TVÜ-Bund/VKA wird bestimmt:

                  (3 a) § 6 Abs. 3 TVÜ-VKA findet mit der Maßgabe Anwendung, dass er sich auf Beschäftigte bezieht, deren Vergütung sich nach
                     den Vergütungsgruppenplänen 53 und 54 der Anlage 1.2.1 zur KAO bemisst.
                  

                  § 6 Abs. 3 TVÜ-VKA lautet:

                  Ist bei Beschäftigten, deren Eingruppierung sich nach der Vergütungsordnung für Angestellte im Pflegedienst (Anlage 1 b zum
                     BAT) richtet, das Vergleichsentgelt niedriger als das Entgelt der Stufe 3, entspricht es aber mindestens dem Mittelwert aus
                     den Beträgen der Stufen 2 und 3 und ist die/der Beschäftigte am Stichtag mindestens drei Jahre in einem Arbeitsverhältnis
                     bei dem selben Arbeitgeber beschäftigt, wird sie/er abweichend von Absatz 1 bereits zum 1. Oktober 2005# in die Stufe 3 übergeleitet. Der weitere Stufenaufstieg richtet sich nach den Regelungen des TVöD.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Beschäftigte, deren Vergleichsentgelt niedriger ist als das Entgelt in der Stufe 2, werden abweichend von Absatz 1 der Stufe
                     2 zugeordnet. Der weitere Stufenaufstieg richtet sich nach den Regelungen des TVöD. Abweichend von Satz 1 werden Beschäftigte,
                     denen am 30. September 2005# eine in der Allgemeinen Vergütungsordnung (Anlage l a) durch die Eingruppierung in Vergütungsgruppe V a BAT/BAT-O mit Aufstieg
                     nach lV b und IV a BAT/BAT-O abgebildete Tätigkeit übertragen ist, der Stufe 1 der Entgeltgruppe 10 zugeordnet.
                  

                  

                  Protokollnotiz (AR-Ü) zu §§ 4 und 6 TVÜ-Bund/VKA:

                  Die Protokollerklärung zu §§ 4 und 6 TVÜ-VKA findet mit der Maßgabe Anwendung, dass sie sich auf Beschäftigte bezieht, deren
                     Vergütung sich nach den Vergütungsgruppenplänen 53 und 54 der Anlage 1.2.1 zur KAO bemisst.
                  

                  

                  Protokollerklärung zu §§ 4 und 6 TVÜ-VKA:

                  Für die Überleitung in die Entgeltgruppe 8 a gemäß Anlagen 4 und 5 TVÜ-VKA gilt für übergeleitete Beschäftigte

                  
                     
                        	
                           der Vergütungsgruppe Kr. V vier Jahre, Kr. V a zwei Jahre Kr. VI

                        

                        	
                           der Vergütungsgruppe Kr. V a drei Jahre Kr. VI

                        

                        	
                           der Vergütungsgruppe Kr. V a fünf Jahre Kr. VI

                        

                        	
                           der Vergütungsgruppe Kr. V sechs Jahre Kr. VI

                        

                     

                  

                  mit Ortszuschlag der Stufe 2 Folgendes:

                  
                     
                        	
                            Zunächst erfolgt die Überleitung nach den allgemeinen Grundsätzen.

                        

                        	
                            Die Verweildauer in Stufe 3 wird von drei Jahren auf zwei Jahre verkürzt.

                        

                        	
                            Der Tabellenwert der Stufe 4 wird nach der Überleitung um 100 Euro erhöht.

                        

                     

                  

                  

               

               
                     § 7 (TVÜ-Bund/VKA)
Stufenzuordnung der Arbeiterinnen und Arbeiter
                     

                  

                  - (nicht abgedruckt) -

               

               
                     § 8 
Bewährungs- und Fallgruppenaufstiege
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-O in eine der Entgeltgruppen 3, 5, 6 oder 8 übergeleitete Beschäftigte, die am 1. Oktober
                     2005# bei Fortgeltung des bisherigen Tarifrechts die für eine Höhergruppierung erforderliche Zeit der Bewährung oder Tätigkeit
                     zur Hälfte erfüllt haben, sind zu dem Zeitpunkt, zu dem sie nach bisherigem Recht höhergruppiert wären, in die nächsthöhere
                     Entgeltgruppe des TVöD eingruppiert. Abweichend von Satz 1 erfolgt die Höhergruppierung in die Entgeltgruppe 5, wenn die Beschäftigten
                     aus der Vergütungsgruppe VIII BAT/BAT-O mit ausstehendem Aufstieg nach Vergütungsgruppe VII BAT/BAT-O übergeleitet worden
                     sind; sie erfolgt in die Entgeltgruppe 8, wenn die Beschäftigten aus der Vergütungsgruppe VI b BAT/BAT-O mit ausstehendem Aufstieg nach Vergütungsgruppe V c BAT/BAT-O
                     übergeleitet worden sind. Voraussetzung für die Höhergruppierung nach Satz 1 und 2 ist, dass 
                  

                  
                     
                        	
                           zum individuellen Aufstiegszeitpunkt keine Anhaltspunkte vorliegen, die bei Fortgeltung des bisherigen Rechts einer Höhergruppierung
                              entgegengestanden hätten, und
                           

                        

                        	
                           bis zum individuellen Aufstiegszeitpunkt nach Satz 1 weiterhin eine Tätigkeit auszuüben ist, die diesen Aufstieg ermöglicht
                              hätte.
                           

                        

                     

                  

                  Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht in den Fällen des § 4 Abs. 2. Erfolgt die Höhergruppierung vor dem 1. Oktober 2007#, gilt - gegebenenfalls unter Berücksichtigung des Satzes 2 - § 6 Abs. 2 Satz 1 und 2 entsprechend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-O in eine der Entgeltgruppen 2 sowie 9 bis 15 übergeleitete Beschäftigte, die am 1. Oktober
                     2005# bei Fortgeltung des bisherigen Tarifrechts die für eine Höhergruppierung erforderliche Zeit der Bewährung oder Tätigkeit
                     zur Hälfte erfüllt haben und in der Zeit zwischen dem 1. November 2005# und dem 30. September 2007# höhergruppiert wären, erhalten ab dem Zeitpunkt, zu dem sie nach bisherigem Recht höhergruppiert wären, in ihrer bisherigen
                     Entgeltgruppe Entgelt nach derjenigen individuellen Zwischen- bzw. Endstufe, die sich ergeben hätte, wenn sich ihr Vergleichsentgelt
                     (§ 5) nach der Vergütung aufgrund der Höhergruppierung bestimmt hätte. Voraussetzung für diesen Stufenaufstieg ist, dass 
                  

                  
                     
                        	
                           zum individuellen Aufstiegszeitpunkt keine Anhaltspunkte vorliegen, die bei Fortgeltung des bisherigen Rechts einer Höhergruppierung
                              entgegengestanden hätten, und
                           

                        

                        	
                           bis zum individuellen Aufstiegszeitpunkt nach Satz 1 weiterhin eine Tätigkeit auszuüben ist, die diesen Aufstieg ermöglicht
                              hätte.
                           

                        

                     

                  

                  Ein etwaiger Strukturausgleich wird ab dem individuellen Aufstiegszeitpunkt nicht mehr gezahlt. Der weitere Stufenaufstieg
                     richtet sich bei Zuordnung zu einer individuellen Zwischenstufe nach § 6 Abs. 1. § 4 Abs. 2 bleibt unberührt.
                  

                  

                  Niederschriftserklärung zu Abs. 2:

                  Die Neuberechnung des Vergleichsentgelts führt nicht zu einem Wechsel der Entgeltgruppe.

                  

                  Anstelle von § 8 Absatz 3 TVÜ-Bund/VKA wird bestimmt:

                  
                        (
                        3
                        )
                        Abweichend von Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 gelten die Absätze 1 bzw. 2 von Amts wegen entsprechend für übergeleitete
                     Beschäftigte, die bei Fortgeltung des BAT/BAT-O bis spätestens zum 28. Februar 2015 wegen Erfüllung der erforderlichen Zeit
                     der Bewährung oder Tätigkeit höhergruppiert worden wären, unabhängig davon, ob die Hälfte der erforderlichen Bewährungs- oder
                     Tätigkeitszeit am Stichtag erfüllt ist. In den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 erhalten Beschäftigte, die in der Zeit zwischen
                     dem 1. Oktober 2008 und dem 28. Februar 2015 bei Fortgeltung des BAT/BAT-O höhergruppiert worden wären, in ihrer bisherigen
                     Entgeltgruppe Entgelt nach derjenigen individuellen Zwischen- oder Endstufe, die sich aus der Summe des bisherigen Tabellenentgelts
                     und dem nach Absatz 2 ermittelten Höhergruppierungsgewinn nach bisherigem Recht ergibt; die Stufenlaufzeit bleibt hiervon unberührt. Bei Beschäftigten
                     mit individueller Endstufe erhöht sich in diesen Fällen ihre individuelle Endstufe um den nach bisherigem Recht ermittelten
                     Höhergruppierungsgewinn. § 6 Abs. 3 Satz 6 gilt entsprechend.
                  

                  Die Sätze 1 bis 3 gelten entsprechend auf schriftlichen Antrag in der Zeit vom 1. März 2015 bis 28. Februar 2017.

                  

                  Tritt die Entgeltordnung vor dem 1. März 2017 in Kraft, tritt in Satz 1 und 2 jeweils an die Stelle des Datums „28. Februar
                     2015“ und in Satz 5 an die Stelle des Datums „28. Februar 2017 das Datum des Inkrafttretens der Entgeltordnung im Geltungsbereich
                     der KAO. § 3 Abs. 2 AR-Ü findet keine Anwendung.
                  

                  

                  Protokollerklärungen zu Absatz 3: 

                  
                     
                        	
                           Wäre die/der Beschäftigte bei Fortgeltung des BAT/BAT-O in der Zeit vom 1. Oktober 2007# bis 31. Dezember 2007# wegen Erfüllung der Voraussetzungen des Absatzes 3 höhergruppiert worden, findet Absatz 3 auf schriftlichen Antrag vom 1.
                              Januar 2008# an Anwendung. 
                           

                        

                        	
                           Die Beträge der individuellen Zwischenstufe verändern sich bei allgemeinen Entgeltanpassungen um den von den Tarifvertragsparteien
                              für die jeweilige Entgeltgruppe festgelegten Prozentsatz; sie erhöhen sich ab dem 1. März 2024 um 200,00 Euro und anschließend
                              um 5,5 Prozent, mindestens aber um 340,00 Euro.
                           

                        

                     

                  

                  

                  Protokollnotiz (AR-Ü) zu Nr. 2 der Protokollerklärungen zu Absatz 3:

                  Der in Nr. 2 der Protokollerklärungen zu Absatz 3 genannte Termin bleibt unverändert, § 3 Abs. 2 AR-Ü findet hierauf keine Anwendung.

                  

                  Ergänzend zu § 8 TVÜ-Bund/VKA wird bestimmt:

                  (3 a) § 8 Abs. 4 TVÜ-VKA findet mit der Maßgabe Anwendung, dass er sich auf Beschäftigte bezieht, deren Vergütung sich nach
                     den Vergütungsgruppenplänen 53 und 54 der Anlage 1.2.1 zur KAO bemisst.
                  

                  § 8 Abs. 4 TVÜ-VKA lautet:

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Absätze 1 bis 3 finden auf übergeleitete Beschäftigte, deren Eingruppierung sich nach der Vergütungsordnung für Angestellte
                     im Pflegedienst (Anlage 1 b zum BAT) richtet, und auf unter § 51 Abs. 1 bis 5 BT-K fallende Ärztinnen und Ärzte keine Anwendung.
                  

                  § 8 Abs. 4 TVÜ-Bund lautet:

                  
                        (
                        4
                        )
                         Ist bei einer Lehrkraft, die gemäß Nr. 5 der Vorbemerkungen zu allen Vergütungsgruppen nicht unter die Anlage 1a zum BAT
                     fällt, eine Höhergruppierung nur vom Ablauf einer Bewährungszeit und von der Bewährung abhängig und ist am Stichtag die Hälfte
                     der Mindestdauerzeit für einen solchen Aufstieg erfüllt oder wäre unabhängig von der Erfüllung der Hälfte der Mindestzeitdauer
                     am Stichtag die Lehrkraft bei Fortgeltung des BAT/BAT-O bis spätestens zum 31. Dezember 2009 wegen Erfüllung der erforderlichen
                     Zeit der Bewährung höhergruppiert, erfolgt in den Fällen der Absätze 1 und 3 unter den weiteren dort genannten Voraussetzungen
                     zum individuellen Aufstiegszeitpunkt der Aufstieg in die nächsthöhere Entgeltgruppe. Absatz 1 Satz 2 und Höhergruppierungsmöglichkeiten
                     durch entsprechende Anwendung beamtenrechtlicher Regelungen bleiben unberührt. Im Fall der Absätze 2 und 3 gilt Satz 1 mit
                     der Maßgabe, dass anstelle der Höhergruppierung eine Neuberechnung des Vergleichsentgelts /entgelts der individuellen Zwischen-
                     bzw. Endstufe nach Absatz 2 beziehungsweise Absatz 3 Satz 2 und 3 erfolgt.
                  

               

               
                     § 9 (TVÜ-Bund)
Vergütungsgruppenzulagen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-O übergeleitete Beschäftigte, denen am 30. September 2005# nach der Vergütungsordnung zum BAT/BAT-O eine Vergütungsgruppenzulage zusteht, erhalten in der Entgeltgruppe, in die sie
                     übergeleitet werden, eine Besitzstandszulage in Höhe ihrer bisherigen Vergütungsgruppenzulage.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-O übergeleitete Beschäftigte, die bei Fortgeltung des bisherigen Rechts nach dem 30.
                     September 2005# eine Vergütungsgruppenzulage ohne vorausgehenden Fallgruppenaufstieg erreicht hätten, erhalten ab dem Zeitpunkt, zu dem ihnen
                     die Zulage nach bisherigem Recht zugestanden hätte, eine Besitzstandszulage. Die Höhe der Besitzstandszulage bemisst sich
                     nach dem Betrag, der als Vergütungsgruppenzulage zu zahlen gewesen wäre, wenn diese bereits am 30. September 2005# zugestanden hätte. Voraussetzung ist, dass
                  

                  
                     
                        	
                           am 1. Oktober 2005# die für die Vergütungsgruppenzulage erforderliche Zeit der Bewährung oder Tätigkeit nach Maßgabe des § 23b Abschn. A BAT/BAT-O
                              zur Hälfte erfüllt ist,
                           

                        

                        	
                           zu diesem Zeitpunkt keine Anhaltspunkte vorliegen, die bei Fortgeltung des bisherigen Rechts der Vergütungsgruppenzulage entgegengestanden
                              hätten und
                           

                        

                        	
                           bis zum individuellen Zeitpunkt nach Satz 1 weiterhin eine Tätigkeit auszuüben ist, die zu der Vergütungsgruppenzulage geführt
                              hätte.
                           

                        

                     

                  

                  (2 a) Absatz 2 gilt auf schriftlichen Antrag entsprechend für übergeleitete Beschäftigte, die bei Fortgeltung des BAT/BAT-O
                     bis spätestens zum 29. Februar 2012# wegen Erfüllung der erforderlichen Zeit der Bewährung oder Tätigkeit die Voraussetzungen der Vergütungsgruppenzulage erfüllt
                     hätten, unabhängig davon, ob die Hälfte der erforderlichen Zeit der Bewährung oder Tätigkeit am Stichtag erfüllt ist. Die
                     Protokollerklärung Nr. 1 zu § 8 Abs. 3 gilt entsprechend. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-O übergeleitete Beschäftigte, die bei Fortgeltung des bisherigen Rechts nach dem
                     30. September 2005# im Anschluss an einen Fallgruppenaufstieg eine Vergütungsgruppenzulage erreicht hätten, gilt Folgendes:
                  

                  
                     
                        	
                           In eine der Entgeltgruppen 3, 5, 6 oder 8 übergeleitete Beschäftigte, die den Fallgruppenaufstieg am 30. September 2005# noch nicht erreicht haben, sind zu dem Zeitpunkt, zu dem sie nach bisherigem Recht höhergruppiert worden wären, in die nächsthöhere
                              Entgeltgruppe des TVöD eingruppiert; § 8 Abs. 1 Satz 2 bis 5 gilt entsprechend. Eine Besitzstandszulage für eine Vergütungsgruppenzulage steht nicht zu.
                           

                        

                        	
                           Ist ein der Vergütungsgruppenzulage vorausgehender Fallgruppenaufstieg am 30. September 2005# bereits erfolgt, gilt Absatz 2 mit der Maßgabe, dass am 1. Oktober 2005# die Hälfte der Gesamtzeit für den Anspruch auf die Vergütungsgruppenzulage einschließlich der Zeit für den vorausgehenden
                              Aufstieg zurückgelegt sein muss oder die Vergütungsgruppenzulage bei Fortgeltung des bisherigen Rechts bis zum 29. Februar
                              2012# erworben worden wäre. Im Fall des Satzes 1 2. Alternative wird die Vergütungsgruppenzulage auf schriftlichen Antrag gewährt.
                              Die Protokollerklärung zu § 8 Abs. 3 gilt entsprechend.
                           

                        

                        	
                           Wäre im Fall des Buchstaben a nach bisherigem Recht der Fallgruppenaufstieg spätestens am 30. September 2007# erreicht worden, gilt Absatz 2 mit der Maßgabe, dass am 1. Oktober 2007# die Hälfte der Gesamtzeit für den Anspruch auf die Vergütungsgruppenzulage einschließlich der Zeit für den vorausgehenden
                              Aufstieg erreicht worden sein muss und die Vergütungsgruppenzulage bei Fortgeltung des bisherigen Rechts bis zum 28. Februar
                              2014# erworben worden wäre. Die Protokollerklärung zu § 8 Abs. 3 gilt entsprechend. 
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Besitzstandszulage nach den Absätzen 1, 2 und 3 Buchst. b wird so lange gezahlt, wie die anspruchsbegründende Tätigkeit
                     ununterbrochen ausgeübt wird und die sonstigen Voraussetzungen für die Vergütungsgruppenzulage nach bisherigem Recht weiterhin
                     bestehen. Sie verändert sich bei allgemeinen Entgeltanpassungen um den von den Tarifvertragsparteien für die jeweilige Entgeltgruppe
                     festgelegten Vomhundertsatz.
                  

                  

                  Protokollerklärungen zu Absatz 4 Sätze 1 und 2: 

                  
                     
                        	
                           Unterbrechungen wegen Elternzeit, Wehr- oder Zivildienstes, unbezahlten Sonderurlaubs aufgrund von Familienpflichten im Sinne
                              des § 4 Abs. 2 BGleiG, Sonderurlaubs, bei dem der Arbeitgeber vor Antritt ein dienstliches oder betriebliches Interesse an
                              der Beurlaubung anerkannt hat, Bezuges einer Rente auf Zeit wegen verminderter Erwerbsfähigkeit oder wegen Ablaufs der Krankenbezugsfristen
                              sowie wegen vorübergehender Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit sind unschädlich. In den Fällen, in denen eine Unterbrechung
                              aus den in Satz 1 genannten Gründen nach dem 30. September 2005# und vor dem 1. Juli 2008# endet, wird eine Besitzstandszulage nach § 9 Abs. 1, 2 oder 3 Buchst. b oder c vom 1. Juli 2008# an gezahlt, wenn bis zum 30. September 2008# ein entsprechender schriftlicher Antrag (Ausschlussfrist) gestellt worden ist. Ist eine entsprechende Leistung bis zum 31. März 2008# schriftlich geltend gemacht worden, erfolgt die Zahlung vom 1. Juni 2008# an. 
                           

                        

                        	
                           Die Besitzstandszulage erhöht sich am 1. März 2024 um 11,5 Prozent.

                           

                        

                     

                  

                  Niederschriftserklärung zu § 8 Abs. 1 S. 3 und Abs. 2 S. 2 sowie § 9 Abs. 2 bis 4:

                  Eine missbräuchliche Entziehung der Tätigkeit mit dem ausschließlichen Ziel, eine Höhergruppierung bzw. eine Besitzstandszulage zu verhindern, ist nicht zulässig.

                  

               

               
                     § 10 (TVÜ-Bund)
Fortführung vorübergehend übertragener höherwertiger Tätigkeit
                     

                  

                  Beschäftigte, denen am 30. September 2005# eine Zulage nach § 24 BAT/BAT-O zusteht, erhalten nach Überleitung in den TVöD eine Besitzstandszulage in Höhe ihrer bisherigen
                     Zulage, solange sie die anspruchsbegründende Tätigkeit weiterhin ausüben und die Zulage nach bisherigem Recht zu zahlen wäre.
                     Wird die anspruchsbegründende Tätigkeit über den 30. September 2007# hinaus beibehalten, finden mit Wirkung ab dem 1. Oktober 2007# die Regelungen des TVöD über die vorübergehende Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit Anwendung. Für eine vor dem 1.
                     Oktober 2005# vorübergehend übertragene höherwertige Tätigkeit, für die am 30. September 2005# wegen der zeitlichen Voraussetzungen des § 24 Abs. 1 bzw. 2 BAT/BAT O noch keine Zulage gezahlt wird, gilt Satz 1 und 2 ab
                     dem Zeitpunkt entsprechend, zu dem nach bisherigem Recht die Zulage zu zahlen gewesen wäre. 
                  

                  Sätze 1 bis 3 gelten in den Fällen des § 9 MTArb/MTArb-O entsprechend; bei Vertretung einer Arbeiterin/eines Arbeiters bemisst
                     sich die Zulage nach dem Unterschiedsbetrag zwischen dem Lohn nach § 9 Abs. 2 Buchst. a MTArb/MTArb-O und dem im September
                     2005# ohne Zulage zustehenden Lohn. Sätze 1 bis 4 gelten bei besonderen tarifvertraglichen Vorschriften über die vorübergehende
                     Übertragung höherwertiger Tätigkeiten entsprechend. Ist Beschäftigten, die eine Besitzstandszulage nach Satz 1 erhalten, die
                     anspruchsbegründende Tätigkeit bis zum 30. September 2007# dauerhaft übertragen worden, erhalten sie eine persönliche Zulage. Die Zulage nach Satz 6 wird für die Dauer der Wahrnehmung
                     dieser Tätigkeit auf einen bis zum 30. September 2008# zu stellenden schriftlichen Antrag (Ausschlussfrist) der/des Beschäftigten vom 1. Juli 2008# an gezahlt. Die Höhe der Zulage bemisst sich nach dem Unterschiedsbetrag zwischen dem am 1. Oktober 2005# nach § 6 oder § 7 zustehenden Tabellenentgelt oder Entgelt nach einer individuellen Zwischen- oder Endstufe einschließlich der Besitzstandszulage
                     nach Satz 1 und dem Tabellenentgelt nach der Höhergruppierung. Allgemeine Entgeltanpassungen, Erhöhungen des Entgelts durch
                     Stufenaufstiege und Höhergruppierungen sowie Zulagen gemäß § 14 Abs. 3 TVöD sind auf die persönliche Zulage in voller Höhe
                     anzurechnen. 
                  

                  

                  Niederschriftserklärung zu § 10:

                  Die Tarifvertragsparteien stellen klar, dass die vertretungsweise Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit ein Unterfall
                     der vorübergehenden Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit ist. 
                  

                  

                  Ergänzend zu § 10 TVÜ-Bund wird bestimmt:

                  § 10 TVÜ-Bund gilt sinngemäß auch für Zulagen nach § 19 Abs. 3 KAO in der bis 30. September 2006 geltenden Fassung.
                  

               

               
                     § 11 (TVÜ-Bund)
Kinderbezogene Entgeltbestandteile
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für im September 2005# zu berücksichtigende Kinder werden die kinderbezogenen Entgeltbestandteile des BAT/BAT-O oder MTArb/MTArb-O in der für September
                     2005# zustehenden Höhe als Besitzstandszulage fortgezahlt, solange für diese Kinder Kindergeld nach dem Einkommensteuergesetz (EStG)
                     oder nach dem Bundeskindergeldgesetz (BKGG) ununterbrochen gezahlt wird oder ohne Berücksichtigung des § 64 oder § 65 EStG
                     oder des § 3 oder § 4 BKGG gezahlt würde. Die Besitzstandszulage entfällt ab dem Zeitpunkt, zu dem einer anderen Person, die
                     im öffentlichen Dienst steht oder auf Grund einer Tätigkeit im öffentlichen Dienst nach beamtenrechtlichen Grundsätzen oder
                     nach einer Ruhelohnordnung versorgungsberechtigt ist, für ein Kind, für welches die Besitzstandszulage gewährt wird, das Kindergeld
                     gezahlt wird; die Änderung der Kindergeldberechtigung hat die/der Beschäftigte dem Arbeitgeber unverzüglich schriftlich anzuzeigen.
                     Unterbrechungen wegen Ableistung von Grundwehrdienst, Zivildienst oder Wehrübungen sowie die Ableistung eines freiwilligen
                     sozialen oder ökologischen Jahres sind unschädlich; soweit die unschädliche Unterbrechung bereits im Monat September 2005# vorliegt, wird die Besitzstandszulage ab dem Zeitpunkt des Wiederauflebens der Kindergeldzahlung gewährt.
                  

                  

                  Protokollnotiz (AR-Ü) zu § 11 Abs. 1 Satz 1 TVÜ-Bund:

                  Anstelle der Protokollerklärung zu § 11 Abs. 1 TVÜ-Bund gilt:

                  
                     
                        	
                           Die Unterbrechung der Entgeltzahlung im September 2006 bei Ruhen des Arbeitsverhältnisses wegen Elternzeit, Rente auf Zeit
                              oder Ablauf der Krankenbezugsfristen ist für das Entstehen des Anspruchs auf die Besitzstandszulage unschädlich. 
                           

                        

                        	
                           Nr. 1 gilt auch für Unterbrechungen aufgrund von Wehr- oder Zivildienst, unbezahltem Sonderurlaub aufgrund Familienpflichten
                              und Sonderurlaub bei dem der Arbeitgeber vor Antritt ein dienstliches oder betriebliches Interesse an der Beurlaubung anerkannt
                              hat.
                           

                        

                        	
                           Bei späteren Unterbrechungen der Entgeltzahlung in den Fällen von Nrn. 1 und 2 wird die Besitzstandszulage nach Wiederaufnahme
                              der Beschäftigung weiter gezahlt. Die Höhe der Besitzstandszulage nach Nr. 1 und Nr. 2 richtet sich nach § 5 Abs. 6. Diejenigen Beschäftigten, die im September 2006 nicht kindergeldberechtigt waren und deshalb keinen kinderbezogenen Ortszuschlagsanteil
                              erhalten haben und bis zum 28. Februar 2007 einen Berechtigtenwechsel beim Kindergeld vornehmen, haben Anspruch auf die Besitzstandszulage nach Nr. 1. Die Höhe
                              der Besitzstandszulage ist so zu bemessen, als hätte der/die Beschäftigte bereits im September 2006 Anspruch auf Kindergeld
                              gehabt.
                           

                           Unschädlich ist auch die Unterbrechung der Auszahlung des Kindergeldes, wenn ggf. auch erst im Nachhinein festgestellt wird,
                              dass ein ununterbrochener Zahlungsanspruch bestand.
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte mit mehr als zwei Kindern, die im September 2006 für das dritte und jedes weitere Kind keinen kinderbezogenen
                              Entgeltanteil erhalten haben, weil sie nicht zum Kindergeldberechtigten bestimmt waren, haben Anspruch auf die Besitzstandszulage
                              für das dritte und jedes weitere Kind, sofern und solange sie für diese Kinder Kindergeld erhalten, wenn sie bis zum 31. Dezember
                              2009 einen Berechtigtenwechsel beim Kindergeld zu ihren Gunsten vornehmen und der Beschäftigungsumfang der kindergeldberechtigten
                              anderen Person am 30. September 2006 30 Wochenstunden nicht überstieg. Die Höhe der Besitzstandszulage ist so zu bemessen,
                              als hätte die/der Beschäftigte bereits im September 2006 Anspruch auf Kindergeld gehabt. 
                           

                        

                        	
                           Ist die andere Person im September 2006 aus dem öffentlichen Dienst ausgeschieden und entfiel aus diesem Grund der kinderbezogene
                              Entgeltbestandteil, entsteht der Anspruch auf die Besitzstandszulage bei dem/der in den TVöD übergeleiteten Beschäftigten.
                           

                        

                        	
                           Bei Tod der/des Kindergeldberechtigten wird ein Anspruch nach Abs. 1 für den anderen in den TVöD übergeleiteten Beschäftigten
                              auch nach dem 1. Oktober 2006 begründet. Die Höhe der Besitzstandszulage ist so zu bemessen, als hätte er/sie bereits im September
                              2006 Anspruch auf Kindergeld gehabt.
                           

                        

                        	
                           In den Fällen der Nrn. 4 ,5 und 6 wird die Besitzstandszulage nur auf schriftlichen Antrag gezahlt. Ansprüche können auch
                              rückwirkend im Rahmen der Ausschlussfrist des § 37 KAO geltend gemacht werden. In den Fällen der Nrn. 4 und 5 ist der Antrag
                              bis spätestens 30. April 2010 zu stellen (Ausschlussfrist) 
                           

                        

                     

                  

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         § 24 Abs. 2 TVöD ist anzuwenden. Die Besitzstandszulage nach Absatz 1 Satz 1 verändert sich bei allgemeinen Entgeltanpassungen
                     um den von den Tarifvertragsparteien für die jeweilige Entgeltgruppe festgelegten Vomhundertsatz. Ansprüche nach Absatz 1
                     können für Kinder ab dem vollendeten 16. Lebensjahr durch Vereinbarung mit der/dem Beschäftigten abgefunden werden.
                  

                  

                  Protokollerklärung zu Absatz 2 Satz 2:

                  Die Besitzstandszulage erhöht sich am 1. März 2024 um 11,5 Prozent.

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für
                  

                  
                     
                        	
                            zwischen dem 1. Oktober 2005# und dem 31. Dezember 2005# geborene Kinder der übergeleiteten Beschäftigten,
                           

                        

                        	
                            die Kinder von bis zum 31. Dezember 2005# in ein Arbeitsverhältnis übernommenen Auszubildenden, Schülerinnen/Schüler in der Gesundheits- und Krankenpflege, Gesundheits-
                              und Kinderkrankenpflege und in der Entbindungspflege sowie Praktikantinnen und Praktikanten aus tarifvertraglich geregelten
                              Beschäftigungsverhältnissen, soweit diese Kinder vor dem 1. Januar 2006# geboren sind.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 12 (TVÜ-Bund)
Strukturausgleich
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-O übergeleitete Beschäftigte erhalten ausschließlich in den in Anlage 3 TVÜ-Bund aufgeführten
                     Fällen zusätzlich zu ihrem monatlichen Entgelt einen nicht dynamischen Strukturausgleich. Maßgeblicher Stichtag für die anspruchsbegründenden
                     Voraussetzungen (Vergütungsgruppe, Lebensalterstufe, Ortszuschlag, Aufstiegszeiten) ist der 1. Oktober 2005#, sofern in Anlage 3 TVÜ-Bund nicht ausdrücklich etwas anderes geregelt ist.
                  

                  

                  Protokollnotiz (AR-Ü) zu § 12 Abs. 1 TVÜ-Bund:

                  
                     
                        	
                            Soweit in der Anlage 3 TVÜ-Bund in der 2. Spalte die „Vergütungsgruppe bei In-Kraft-Treten TVÜ“ genannt wird, ist hiermit die BAT-Vergütungsgruppe gemeint,
                              aus der am 1. Oktober 2006 die Überleitung in die ab 1. Oktober 2006 geltende Fassung der KAO erfolgt ist. Dies ist nicht
                              zwingend die Grundeingruppierung.
                           

                        

                        	
                            Soweit in der Anlage 3 TVÜ-Bund bei den Vergütungsgruppen (Spalte 2 - Vergütungsgruppe bei Inkrafttreten TVÜ) in der 3. Spalte („Aufstieg“)
                           

                           
                              
                                 
                                    
                                    
                                 
                                 
                                    
                                       	
                                          V b 

                                       
                                       	
                                          die Worte „ nach 6 Jahren“ genannt werden, umfasst dies auch Aufstiege nach 8 Jahren,

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          V b 

                                       
                                       	
                                          die Worte „…nach 2, 3, 4, 6 Jahren“ genannt werden, umfasst dies auch Aufstiege nach 1 und 8 Jahren,

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          IV b 

                                       
                                       	
                                          die Worte „… nach 2, 4, 6 Jahren“ genannt werden, umfasst dies auch Aufstiege nach 8 Jahren,

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          IV a 

                                       
                                       	
                                          die Worte „... nach 4, 6, 8 Jahren“ genannt werden, umfasst dies auch Aufstiege nach 10 Jahren,

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          III 

                                       
                                       	
                                          die Worte „… nach 5 Jahren“ oder „ … nach 5 u. 6 Jahren“ genannt werden, umfasst dies auch Aufstiege nach 2 Jahren.

                                       
                                    

                                 
                              

                           

                        

                        	
                            Bezugspunkt bei der Angabe „nach … Jahren“ in der 7. Spalte der Anlage 3 TVÜ-Bund ist der 1. Oktober 2006. So wird z. B.
                              bei der Angabe „nach 4 Jahren“ der Zahlungsbeginn auf den 1. Oktober 2010 festgelegt.
                           

                        

                        	
                            Zum 1. Januar 2007 gemäß § 1 Abs. 3 AR-Ü in die ab 1. Oktober 2006 geltende Fassung der KAO übergeleitete geringfügige Beschäftigte
                              erhalten keinen Strukturausgleich.
                           

                           Zum 1. Oktober 2006 gem. § 1 Abs. 1 AR-Ü übergeleitete Beschäftigte, die nach dem 1. Oktober 2006 aus den Abschnitten II bis
                              VI in den Abschnitt VII KAO gewechselt sind oder noch wechseln, erhalten den Strukturausgleich nach § 12 TVÜ anteilig entsprechend
                              ihrem neuen Beschäftigungsumfang. 
                           

                        

                        	
                            Zeiten der Unterbrechung der Zahlung des Entgelts z.B. wegen des Ablaufs der Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall, wegen
                              der Inanspruchnahme von Elternzeit oder wegen Sonderurlaubs (§ 28 KAO) sind unschädlich, jedoch besteht für die Zeit der Unterbrechung, kein Anspruch auf Zahlung eines Strukturausgleichs. Ist
                              in Spalte 7 der Tabelle eine zeitlich begrenzte Bezugsdauer angegeben, wird dieser Kalenderzeitraum nicht um die Unterbrechungszeiten
                              verlängert, sondern rechnet unverändert ab dem Monat des Beginns des Strukturausgleichs. Zeiten der vorübergehenden Ausübung
                              einer niedriger einzugruppierenden Tätigkeit werden wie Zeiten der Unterbrechung nach den Sätzen 1 und 2 dieser Ziffer behandelt.
                           

                        

                     

                  

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Zahlung des Strukturausgleichs beginnt im Oktober 2007#, sofern in Anlage 3 TVÜ-Bund nicht etwas anderes bestimmt ist.
                  

                  

                  Es wird folgender Absatz 3 eingefügt:

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für Beschäftigte, deren Vergütung sich nach den Vergütungsgruppenplänen 53 und 54 der Anlage 1.2.1 zur KAO bemisst, gelten Abs. 1 und 2 mit der Maßgabe, dass anstelle der Anlage 3 zum TVÜ-Bund die Anlage 2 zum TVÜ-VKA anzuwenden
                     ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Bei Teilzeitbeschäftigung steht der Strukturausgleich anteilig zu (§ 24 Abs. 2 TVöD). 
                  

                  

                  Protokollerklärung zu Absatz 4:

                  Bei späteren Veränderungen der individuellen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit der/des Beschäftigten ändert sich der
                     Strukturausgleich entsprechend.
                  

                  

                  Anstelle von § 12 Abs. 5 TVÜ-Bund wird bestimmt:

                  
                        (
                        5
                        )
                         Bei Höhergruppierungen wird der Unterschiedsbetrag zum bisherigen Entgelt auf den Strukturausgleich angerechnet. Für die
                     Dauer der vorübergehenden Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit wird die Zulage nach § 14 Abs. 3 KAO auf den Strukturausgleich angerechnet. Entsprechendes gilt für die Zulage in den Fällen der Übertragung einer Führungsposition
                     auf Probe nach § 31 KAO oder auf Zeit nach § 32 KAO.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Einzelvertraglich kann der Strukturausgleich abgefunden werden.
                  

                  

                  Protokollerklärung zu § 12:

                  Aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-O übergeleitete Lehrkräfte des Bundes erhalten rückwirkend (ab dem 1. Oktober 2007 beziehungsweise
                     den Zeitpunkten der Anlage 3 TVÜ-Bund) entsprechend den Voraussetzungen und Bedingungen des § 12 i.V.m. der Anlage 3 TVÜ-Bund einen Strukturausgleich. Aufgrund des rückwirkenden Überleitungszeitpunkts zum 1. Oktober 2005 kommt es damit für Spalte
                     2 der Anlage 3 TVÜ-Bund auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens des TVÜ-Bund an.
                  

                  

                  Niederschriftserklärungen zu § 12:

                  
                     
                        	
                           Die Tarifvertragsparteien sind sich angesichts der Fülle der denkbaren Fallgestaltungen bewusst, dass die Festlegung der Strukturausgleiche
                              je nach individueller Fallgestaltung in Einzelfällen sowohl zu überproportional positiven Folgen als auch zu Härten führen
                              kann. Sie nehmen diese Verwerfungen im Interesse einer für eine Vielzahl von Fallgestaltungen angestrebten Abmilderung von
                              Exspektanzverlusten hin.
                           

                        

                        	
                           Die Tarifvertragsparteien erkennen unbeschadet der Niederschriftserklärung Nr. 1 an, dass die Strukturausgleiche in einem
                              Zusammenhang mit der zukünftigen Entgeltordnung stehen. Die Tarifvertragsparteien werden nach einer Vereinbarung der Entgeltordnung
                              zum TVöD, rechtzeitig vor Ablauf des 30. September 2007# prüfen, ob und in welchem Umfang sie neben den bereits verbindlich vereinbarten Fällen, in denen Strukturausgleichsbeträge
                              festgelegt sind, für einen Zeitraum bis längstens Ende 2014# in weiteren Fällen Regelungen, die auch in der Begrenzung der Zuwächse aus Strukturausgleichen bestehen können, vornehmen
                              müssen. Sollten zusätzliche Strukturausgleiche vereinbart werden, sind die sich daraus ergebenden Kostenwirkungen in der Entgeltrunde
                              2008 zu berücksichtigen.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 13 (TVÜ-Bund)
Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Bei Beschäftigten, für die bis zum 30. September 2005## § 71 BAT gegolten hat, wird abweichend von § 22 Abs. 2 TVöD für die Dauer des über den 30. September 2005# hinaus ununterbrochen fortbestehenden Arbeitsverhältnisses der Krankengeldzuschuss in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen
                     dem festgesetzten Nettokrankengeld oder der entsprechenden gesetzlichen Nettoleistung und dem Nettoentgelt (§ 22 Abs. 2 Satz
                     2 und 3 TVöD) gezahlt. Nettokrankengeld ist das um die Arbeitnehmeranteile zur Sozialversicherung reduzierte Krankengeld.
                     Für Beschäftigte, die nicht der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Krankenversicherung unterliegen, ist bei der Berechnung
                     des Krankengeldzuschusses der Höchstsatz des Nettokrankengeldes, der bei Pflichtversicherung in der gesetzlichen Krankenversicherung
                     zustünde, zugrunde zu legen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Beschäftigte im Sinne des Absatzes 1 erhalten längstens bis zum Ende der 26. Woche seit dem Beginn ihrer über den 30. September
                     2005# hinaus ununterbrochen fortbestehenden Arbeitsunfähigkeit infolge derselben Krankheit oder Arbeitsverhinderung infolge einer
                     Maßnahme der medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation ihr Entgelt nach § 21 TVöD fortgezahlt. Tritt nach dem 1. Oktober
                     2005# Arbeitsunfähigkeit infolge derselben Krankheit ein, werden die Zeiten der Entgeltfortzahlung nach Satz 1 auf die Fristen
                     gemäß § 22 TVöD angerechnet.
                  

                  

                  Protokollerklärung zu § 13:

                  - nicht abgedruckt -

                  

                  Ergänzend zu § 13 TVÜ-Bund wird bestimmt:

                  Beschäftigte, die am 30.September 2006 Anspruch auf Beihilfe gemäß § 23 c der KAO in der bis dahin geltenden Fassung haben,
                     erhalten auch über diesen Zeitpunkt hinaus Beihilfe nach den bis zum 30. September 2006 geltenden Bestimmungen.
                  

                  § 23 c in der bis zum 30. September 2006 geltenden Fassung lautet:

                  „§ 23 c
Beihilfen

                  Mitarbeiter erhalten bei Geburts- , Krankheits- und Todesfällen Beihilfen nach den Beihilferichtlinien für Angestellte im
                        öffentlichen Dienst des Landes Baden-Württemberg. Auch in sonstigen Unterstützungsfällen sollen die für den öffentlichen Dienst
                        des Landes Baden Württemberg geltenden Bestimmungen entsprechend angewendet werden. Mitarbeiter, die in ihrem vor dem 1. Januar
                        1998 bestehenden Arbeitsverhältnis im Sinne von § 15 Abs. 1 bereits Anspruch auf Beihilfe hatten, behalten ihren Anspruch
                        im Geltungsbereich der Kirchlichen Anstellungsordnung, wenn sich das Arbeitsverhältnis unmittelbar anschließt.“

               

               
                     § 14 (TVÜ-Bund)
Beschäftigungszeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für die Dauer des über den 30. September 2005# hinaus fortbestehenden Arbeitsverhältnisses werden die vor dem 1. Oktober 2005# nach Maßgabe der jeweiligen tarifrechtlichen Vorschriften anerkannten Beschäftigungszeiten als Beschäftigungszeit im Sinne
                     des § 34 Abs. 3 TVöD berücksichtigt. Abweichend von Satz 1 bleiben bei § 34 Abs. 2 TVöD für Beschäftigte Zeiten, die vor dem
                     3. Oktober 1990 im Beitrittsgebiet (Art. 3 des Einigungsvertrages vom 31. August 1990) zurückgelegt worden sind, bei der Beschäftigungszeit
                     unberücksichtigt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für die Anwendung des § 23 Abs. 2 TVöD werden die bis zum 30. September 2005# zurückgelegten Zeiten, die nach Maßgabe
                  

                  
                     
                        	
                           des BAT anerkannte Dienstzeit,

                        

                        	
                           des BAT-O bzw. MTArb-O anerkannte Beschäftigungszeit,

                        

                        	
                           des MTArb anerkannte Jubiläumszeit

                        

                     

                  

                  sind, als Beschäftigungszeit im Sinne des § 34 Abs. 3 TVöD berücksichtigt.

                  Ergänzend zu § 14 TVÜ-Bund wird bestimmt:

                  
                        (
                        3
                        )
                         § 14 TVÜ-Bund findet entsprechende Anwendung auch auf Beschäftigungszeiten und Dienstzeiten im Sinne der KAO in der bis zum
                     30. September 2006 geltenden Fassung.
                  

               

               
                     § 15 (TVÜ-Bund)
Urlaub
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für die Dauer und die Bewilligung des Erholungsurlaubs bzw. von Zusatzurlaub für das Urlaubsjahr 2005# gelten die im September 2005# jeweils maßgebenden Vorschriften bis zum 31. Dezember 2005# fort. Die Regelungen des TVöD gelten für die Bemessung des Urlaubsentgelts sowie für eine Übertragung von Urlaub auf das
                     Kalenderjahr 2006#.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-O übergeleitete Beschäftigte der Vergütungsgruppen I und la, die für das Urlaubsjahr
                     2005# einen Anspruch auf 30 Arbeitstage Erholungsurlaub erworben haben, behalten bei einer Fünftagewoche diesen Anspruch für die
                     Dauer des über den 30. September 2005# hinaus ununterbrochen fortbestehenden Arbeitsverhältnisses. Die Urlaubsregelungen des TVöD bei abweichender Verteilung der
                     Arbeitszeit gelten entsprechend.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         § 49 Abs. 1 und 2 MTArb/MTArb-O i. V. m. dem Tarifvertrag über Zusatzurlaub für gesundheitsgefährdende Arbeiten für Arbeiter
                     des Bundes gelten bis zum Inkrafttreten eines entsprechenden Tarifvertrags des Bundes fort; im Übrigen gilt Absatz 1 entsprechend.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         In den Fällen des § 48 a BAT/BAT-O oder § 48a MTArb/MTArb-O wird der nach der Arbeitsleistung im Kalenderjahr 2005# zu bemessende Zusatzurlaub im Kalenderjahr 2006# gewährt. Die nach Satz 1 zustehenden Urlaubstage werden auf den nach den Bestimmungen des TVöD im Kalenderjahr 2006# zustehenden Zusatzurlaub für Wechselschichtarbeit und Schichtarbeit angerechnet. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.
                  

               

               
                     § 16 (TVÜ-Bund)
Abgeltung
                     

                  

                  Durch Vereinbarung mit der/dem Beschäftigten können Entgeltbestandteile aus Besitzständen, ausgenommen für Vergütungsgruppenzulagen,
                     pauschaliert bzw. abgefunden werden. § 11 Abs. 2 Satz 3 und § 12 Abs. 6 bleiben unberührt.
                  

               

               
                     § 16 a (Bund)
Leistungsgeminderte Beschäftigte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         §§ 25 und 37 MTArb/MTArb-O finden auf Beschäftigte, die nach Tätigkeitsmerkmalen eingruppiert sind, welche im Anhang zu Nrn.
                     21, 22 und 23 der Anlage 1 Teil B aufgelistet sind, entsprechend Anwendung, und zwar auch auf Beschäftigte im Sinne des §
                     1 Abs. 2. Bei der Anwendung der nach Satz 1 fortgeltenden Bestimmungen wird § 37 MTArb/MTArb-O auch auf die Zulage für Vorarbeiterinnen
                     und Vorarbeiter sowie Vorhandwerkerinnen und Vorhandwerker nach § 15 Tarifvertrag über die Entgeltordnung des Bundes und die
                     Ausbildungszulage nach § 16 Tarifvertrag über die Entgeltordnung des Bundes angewendet. § 56 BAT/BAT-O findet auf Beschäftigte,
                     die nicht nach Tätigkeitsmerkmalen eingruppiert sind, welche im Anhang zu Nrn. 21, 22 und 23 der Anlage 1 Teil B aufgelistet
                     sind, entsprechend Anwendung, und zwar auch auf Beschäftigte im Sinne des § 1 Abs. 2. Für die Beschäftigten nach Satz 3, für
                     die die Regelungen des Tarifgebiets West Anwendung finden, bleibt § 55 Abs. 2 Unterabs. 2 Satz 2 BAT in seinem bisherigen
                     Geltungsbereich unberührt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die in Absatz 1 genannten Regelungen des MTArb/MTArb-O und BAT/BAT-O ergeben sich aus dem Anhang zu § 16 a.
                  

               

               
                     § 17
Eingruppierung
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 TVÜ-Bund

                              
                              	
                                 TVÜ-VKA

                              
                           

                        
                        
                           
                              	
                                 (1) Bis zum In-Kraft-Treten der Eingruppierungsvorschriften des TVöD (mit Entgeltordnung) gelten die §§ 22, 23 BAT/BAT-O einschließlich
                                    der Vergütungsordnung, die §§ 1, 2 Absätze 1 und 2 und § 5 des Tarifvertrages über das Lohngruppenverzeichnis des Bundes zum
                                    MTArb (TVLohngrV) einschließlich des Lohngruppenverzeichnisses mit Anlagen 1 und 2 sowie die entsprechenden Regelungen für
                                    das Tarifgebiet Ost über den 30. September 2005# hinaus fort. Diese Regelungen finden auf übergeleitete und ab dem 1. Oktober 2005# neu eingestellte Beschäftigte im jeweiligen bisherigen Geltungsbereich nach Maßgabe dieses Tarifvertrages Anwendung. An die
                                    Stelle der Begriffe Vergütung und Lohn tritt der Begriff Entgelt.
                                 

                              
                              	
                                 (1) Bis zum In-Kraft-Treten der Eingruppierungsvorschriften des TVöD (mit Entgeltordnung) gelten die §§ 22, 23, 25 BAT und
                                    Anlage 3 zum BAT, §§ 22, 23 BAT-O/BAT-Ostdeutsche Sparkassen einschließlich der Vergütungsordnung sowie die landesbezirklichen
                                    Lohngruppenverzeichnisse gemäß Rahmentarifvertrag zu § 20 BMT-G und des Tarifvertrages zu § 20 Abs. 1 BMT-G-O (Lohngruppenverzeichnis)
                                    über den 30. September 2005# hinaus fort. In gleicher Weise gilt Nr. 2a SR 2x i. V. m. § 11 Satz 2 BAT/BAT-O fort. Diese Regelungen finden auf übergeleitete
                                    und ab dem 1. Oktober 2005# neu eingestellte Beschäftigte im jeweiligen bisherigen Geltungsbereich nach Maßgabe dieses Tarifvertrages Anwendung. An die
                                    Stelle der Begriffe Vergütung und Lohn tritt der Begriff Entgelt. 
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 (2) Abweichend von Absatz 1
                                    
                                       	
                                          gelten Vergütungsordnung und Lohngruppenverzeichnis nicht für ab dem 1. Oktober 2005# in Entgeltgruppe 1 TVöD neu eingestellte Beschäftigte,
                                          

                                       

                                       	
                                          gilt die Vergütungsgruppe 1 der Vergütungsordnung zum BAT/BAT-O ab dem 1. Oktober 2005# nicht fort; die Ausgestaltung entsprechender Arbeitsverhältnisse erfolgt außertariflich.
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                              	
                                 (2) Abweichend von Absatz 1
                                    
                                       	
                                          gelten Vergütungsordnungen und Lohngruppenverzeichnisse nicht für ab dem 1. Oktober 2005# in Entgeltgruppe 1 TVöD neu eingestellte Beschäftigte,
                                          

                                       

                                       	
                                          gilt die Vergütungsgruppe I der Vergütungsordnung zum BAT/BAT-O/BAT-Ostdeutsche Sparkassen ab dem 1. Oktober 2005# nicht fort; die Ausgestaltung entsprechender Arbeitsverhältnisse erfolgt außertariflich,
                                          

                                       

                                       	
                                          gilt die Entgeltordnung für Ärztinnen und Ärzte gemäß § 51 BT-K bzw. § 51 BT-B.

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 (3) Mit Ausnahme der Eingruppierung in die Entgeltgruppe 1 sind alle zwischen dem 1. Oktober 2005# und dem In-Kraft-Treten der neuen Entgeltordnung stattfindenden Eingruppierungsvorgänge (Neueinstellungen und Umgruppierungen)
                                    vorläufig und begründen keinen Vertrauensschutz und keinen Besitzstand. Dies gilt nicht für Aufstiege gemäß § 8 Abs. 1 Satz
                                    1 und 2 und Abs. 3.
                                 

                              
                              	
                                 (3) Mit Ausnahme der Eingruppierung in die Entgeltgruppe 1 und der Eingruppierung der Ärztinnen und Ärzte sind alle zwischen
                                    dem 1. Oktober 2005# und dem In-Kraft-Treten der neuen Entgeltordnung stattfindenden Eingruppierungsvorgänge (Neueinstellungen und Umgruppierungen)
                                    vorläufig und begründen keinen Vertrauensschutz und keinen Besitzstand. Dies gilt nicht für Aufstiege gemäß § 8 Abs. 1 Satz
                                    1 und 2 und Abs. 3 1. Alternative.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 (4) Anpassungen der Eingruppierung aufgrund des In-Kraft-Tretens der neuen Entgeltordnung erfolgen mit Wirkung für die Zukunft.
                                    Bei Rückgruppierungen, die in diesem Zusammenhang erfolgen, sind finanzielle Nachteile im Wege einer nicht dynamischen Besitzstandszulage
                                    auszugleichen, solange die Tätigkeit ausgeübt wird. Die Besitzstandszulage vermindert sich nach dem 30. September 2008# bei jedem Stufenaufstieg um die Hälfte des Unterschiedsbetrages zwischen der bisherigen und der neuen Stufe; bei Neueinstellungen
                                    (§ 1 Abs. 2) vermindert sich die Besitzstandszulage jeweils um den vollen Unterschiedsbetrag. Die Grundsätze korrigierender
                                    Rückgruppierung bleiben unberührt
                                 

                              
                              	
                                 (4) Anpassungen der Eingruppierung aufgrund des In-Kraft-Tretens der neuen Entgeltordnung erfolgen mit Wirkung für die Zukunft.
                                    Bei Rückgruppierungen, die in diesem Zusammenhang erfolgen, sind finanzielle Nachteile im Wege einer nicht dynamischen Besitzstandszulage
                                    auszugleichen, solange die Tätigkeit ausgeübt wird. Die Besitzstandszulage vermindert sich nach dem 30. September 2008# bei jedem Stufenaufstieg um die Hälfte des Unterschiedsbetrages zwischen der bisherigen und der neuen Stufe; bei Neueinstellungen
                                    (§ 1 Abs. 2) vermindert sich die Besitzstandszulage jeweils um den vollen Unterschiedsbetrag. Die Grundsätze korrigierender
                                    Rückgruppierung bleiben unberührt.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Protokollerklärung zu Absatz 4:

                                 Dies gilt auch im Hinblick auf die Problematik des § 2 Abs. 4 des Rahmentarifvertrages zu § 20 Abs. 1 BMT-G (Eckeingruppierung
                                    in Lohngruppe 5 Fallgruppe 1 im Bereich des Kommunalen Arbeitgeberverbandes Nordrhein-Westfalen) mit folgenden Maßgaben:
                                 

                                 Neueinstellungen werden anstelle der Entgeltgruppe 5 zunächst der Entgeltgruppe 6 zugeordnet.

                                 Über deren endgültige Zuordnung wird im Rahmen der Verhandlungen über die neue Entgeltordnung entschieden, die insoweit zunächst
                                    auf landesbezirklicher Ebene geführt werden.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 (5) Bewährungs-, Fallgruppen- und Tätigkeitsaufstiege gibt es ab dem 1. Oktober 2005# nicht mehr; §§ 8 und 9 bleiben unberührt. Satz 1 gilt auch für Vergütungsgruppenzulagen, es sei denn, dem Tätigkeitsmerkmal
                                    einer Vergütungsgruppe der Allgemeinen Vergütungsordnung (Anlage l a) ist eine Vergütungsgruppenzulage zugeordnet, die unmittelbar
                                    mit Übertragung der Tätigkeit zusteht; bei Übertragung einer entsprechenden Tätigkeit wird diese bis zum In-Kraft-Treten der
                                    neuen Entgeltordnung unter den Voraussetzungen des bisherigen Tarifrechts als Besitzstandszulage in der bisherigen Höhe gezahlt;
                                    § 9 Abs. 4 gilt entsprechend.
                                 

                              
                              	
                                 (5) Bewährungs-, Fallgruppen- und Tätigkeitsaufstiege gibt es ab dem 1. Oktober 2005# nicht mehr; §§ 8 und 9 bleiben unberührt. Satz 1 gilt auch für Vergütungsgruppenzulagen, es sei denn, dem Tätigkeitsmerkmal
                                    einer Vergütungsgruppe der Vergütungsordnung (Anlage 1 a zum BAT) ist eine Vergütungsgruppenzulage zugeordnet, die unmittelbar
                                    mit Übertragung der Tätigkeit zusteht; bei Übertragung einer entsprechenden Tätigkeit wird diese bis zum In-Kraft-Treten der
                                    neuen Entgeltordnung unter den Voraussetzungen des bisherigen Tarifrechts als Besitzstandszulage in der bisherigen Höhe gezahlt;
                                    § 9 Abs. 4 gilt entsprechend. 
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 (6) In der Zeit zwischen dem 1. Oktober 2005# und dem In-Kraft-Treten der neuen Entgeltordnung erhalten Beschäftigte, denen ab dem 1. Oktober 2005# eine anspruchsbegründende Tätigkeit übertragen wird, eine persönliche Zulage, die sich betragsmäßig nach der entfallenen
                                    Techniker-, Meister- und Programmiererzulage bemisst, soweit die Anspruchsvoraussetzungen nach bisherigem Tarifrecht erfüllt
                                    sind.
                                 

                              
                              	
                                 (6) In der Zeit zwischen dem 1. Oktober 2005# und dem In-Kraft-Treten der neuen Entgeltordnung erhalten Beschäftigte, denen ab dem 1. Oktober 2005# eine anspruchsbegründende Tätigkeit übertragen wird, eine persönliche Zulage, die sich betragsmäßig nach der entfallenen
                                    Techniker-, Meister- und Programmiererzulage bemisst, soweit die Anspruchsvoraussetzungen nach bisherigem Tarifrecht erfüllt
                                    sind.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 (7) Für Eingruppierungen zwischen dem 1. Oktober 2005# und dem In-Kraft-Treten der neuen Entgeltordnung werden die Vergütungsgruppen der Allgemeinen Vergütungsordnung (Anlage l
                                    a) und die Lohngruppen des Lohngruppenverzeichnisses gemäß Anlage 4 TVÜ-Bund den Entgeltgruppen des TVöD zugeordnet. In den
                                    Fällen des § 16 (Bund) Abs. 3 a TVöD kann die Eingruppierung unter Anwendung der Anlage 2 TVÜ-Bund in die in dem unmittelbar
                                    vorhergehenden Arbeitsverhältnis gem. § 4 Abs. 1 i. V. m. Anlage 2 TVÜ-Bund, § 8 Abs. 1 und 3 oder durch vergleichbare Regelungen
                                    erworbene Entgeltgruppe erfolgen, sofern das unmittelbar vorhergehende Arbeitsverhältnis vor dem 1. Oktober 2005# begründet worden ist. Absatz 1 Satz 2 bleibt unberührt. 
                                 

                                 

                                 Protokollerklärung zu Absatz 7 Satz 2: 

                                 Im vorhergehenden Arbeitsverhältnis noch nicht vollzogene Bewährungs-, Tätigkeits- oder Zeitaufstiege werden in dem neuen
                                    Arbeitsverhältnis nicht weitergeführt.
                                 

                              
                              	
                                 (7) Für Eingruppierungen zwischen dem 1. Oktober 2005# und dem In-Kraft-Treten der neuen Entgeltordnung werden die Vergütungsgruppen der Vergütungsordnung (Anlage 1 a) und die
                                    Lohngruppen der Lohngruppenverzeichnisse gemäß Anlage 3 den Entgeltgruppen des TVöD zugeordnet. In den Fällen des § 16 (VKA)
                                    Abs. 2 a TVöD kann die Eingruppierung unter Anwendung der Anlage 1 TVÜ-VKA in die in dem unmittelbar vorhergehenden Arbeitsverhältnis
                                    gem. § 4 Abs. 1 i. V. m. Anlage 1 TVÜ-VKA, § 8 Abs. 1 und 3 oder durch vergleichbare Regelungen erworbene Entgeltgruppe erfolgen,
                                    sofern das unmittelbar vorhergehende Arbeitsverhältnis vor dem 1. Oktober 2005# begründet worden ist. Absatz 1 Satz 2 bleibt unberührt.
                                 

                                 

                                 Protokollerklärung zu Absatz 7 Satz 2: 

                                 Im vorhergehenden Arbeitsverhältnis noch nicht vollzogene Bewährungs-, Tätigkeits- oder Zeitaufstiege werden in dem neuen
                                    Arbeitsverhältnis nicht weitergeführt
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 (8) Beschäftigte, die zwischen dem 1. Oktober 2005# und dem In-Kraft-Treten der neuen Entgeltordnung in Entgeltgruppe 13 eingruppiert werden und die nach der Allgemeinen Vergütungsordnung
                                    (Anlage l a) in Vergütungsgruppe Il a BAT/BAT-O mit fünf- bzw. sechsjährigem Aufstieg nach Vergütungsgruppe I b BAT/BAT-O
                                    eingruppiert wären, erhalten bis zum In-Kraft-Treten der neuen Entgeltordnung eine persönliche Zulage in Höhe des Unterschiedsbetrages
                                    zwischen dem Entgelt ihrer Stufe nach Entgeltgruppe 13 und der entsprechenden Stufe der Entgeltgruppe 14. Von Satz 1 werden
                                    auch Fallgruppen der Vergütungsgruppe I b BAT/BAT-O erfasst, deren Tätigkeitsmerkmale eine bestimmte Tätigkeitsdauer voraussetzen.
                                    Die Sätze 1 und 2 gelten auch für Beschäftigte im Sinne des § 1 Abs. 2.
                                 

                              
                              	
                                 (8) Beschäftigte, die zwischen dem 1. Oktober 2005# und dem In-Kraft-Treten der neuen Entgeltordnung in Entgeltgruppe 13 eingruppiert werden und die nach der Vergütungsordnung
                                    (Anlage 1a) in Vergütungsgruppe II BAT/BAT-O/BAT-Ostdeutsche Sparkassen mit fünf- bzw. sechsjährigem Aufstieg nach Vergütungsgruppe
                                    I b BAT/BAT-O/BAT-Ostdeutsche Sparkassen eingruppiert wären, erhalten bis zum In-Kraft-Treten der neuen Entgeltordnung eine
                                    persönliche Zulage in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen dem Entgelt ihrer Stufe nach Entgeltgruppe 13 und der entsprechenden
                                    Stufe der Entgeltgruppe 14. Von Satz 1 werden auch Fallgruppen der Vergütungsgruppe I b BAT/BAT-O/BAT-Ostdeutsche Sparkassen
                                    erfasst, deren Tätigkeitsmerkmale eine bestimmte Tätigkeitsdauer voraussetzen. Die Sätze 1 und 2 gelten auch für Beschäftigte
                                    im Sinne des § 1 Abs. 2.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 (9) Nicht abgedruckt

                              
                              	
                                 (9) Nicht abgedruckt

                              
                           

                           
                              	
                                 (10) Beschäftigte mit Tätigkeiten nach Teil II Abschnitt G der Vergütungsordnung (Sozial- und Erziehungsdienst) erhalten bis
                                    zum Inkrafttreten der neuen Entgeltordnung für die Dauer der Ausübung ihrer Tätigkeit eine Zulage in Höhe von 130,00 Euro
                                    monatlich. § 24 Abs. 2 TVöD gilt entsprechend. Satz 1 gilt auch für Beschäftigte im Sinne des § 1 Abs. 2.
                                 

                              
                              	
                                 (10) Die Absätze 1 bis 9 gelten für besondere tarifvertragliche Vorschriften über die Eingruppierungen entsprechend.

                              
                           

                           
                              	
                                 (11) Die Absätze 1 bis 9 gelten für besondere tarifvertragliche Vorschriften über die Eingruppierungen entsprechend.

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Protokollerklärung zu § 17:

                                 Die Tarifvertragsparteien sind sich darin einig, dass in der noch zu verhandelnden Entgeltordnung die bisherigen unterschiedlichen
                                    materiellen Wertigkeiten aus Fachhochschulabschlüssen (einschließlich Sozialpädagogen/innen und Ingenieuren/innen) auf das
                                    Niveau der vereinbarten Entgeltwerte der Entgeltgruppe 9 ohne Mehrkosten (unter Berücksichtigung der Kosten für den Personenkreis,
                                    der nach der Übergangsphase nicht mehr in eine höhere bzw. niedrigere Entgeltgruppe eingruppiert ist) zusammengeführt werden;
                                    die Abbildung von Heraushebungsmerkmalen oberhalb der Entgeltgruppe 9 bleibt hiervon unberührt.
                                 

                              
                              	
                                 Protokollerklärung zu § 17: 

                                 Die Tarifvertragsparteien sind sich darin einig, dass in der noch zu verhandelnden Entgeltordnung die bisherigen unterschiedlichen
                                    materiellen Wertigkeiten aus Fachhochschulabschlüssen (einschließlich Sozialpädagogen/innen und Ingenieuren/innen) auf das
                                    Niveau der vereinbarten Entgeltwerte der Entgeltgruppe 9 ohne Mehrkosten (unter Berücksichtigung der Kosten für den Personenkreis,
                                    der nach der Übergangsphase nicht mehr in eine höhere bzw. niedrigere Entgeltgruppe eingruppiert ist) zusammengeführt werden;
                                    die Abbildung von Heraushebungsmerkmalen oberhalb der Entgeltgruppe 9 bleibt davon unberührt. 
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  

                  Protokollnotiz (AR-Ü) zu § 17 Abs. 1 TVÜ-Bund und TVÜ-VKA

                  Vergleiche hierzu § 2 Abs. 1 AR-Ü.

                  

                  Protokollnotiz (AR-Ü) zu § 17 Abs. 7 TVÜ-Bund/VKA

                  Die Protokollerklärung zu § 17 Abs. 7 TVÜ-VKA findet mit der Maßgabe Anwendung, dass sie sich auf Beschäftigte bezieht, deren
                     Vergütung sich nach den Vergütungsgruppenplänen 53 und 54 der Anlage 1.2.1 zur KAO bemisst.
                  

                  

                  Protokollnotiz (AR-Ü) zu § 17 Abs. 9 Satz 1 und 2:

                  Der in der Protokollerklärung zu § 17 Abs. 9 Satz 1 und 2 genannte Termin bleibt unverändert, § 3 Abs. 2 AR-Ü findet hierauf keine Anwendung.
                  

                  

                  Niederschriftserklärung zu § 17 Abs. 8:

                  Mit dieser Regelung ist keine Entscheidung über Zuordnung und Fortbestrand/Besitzstand der Zulage im Rahmen der neuen Entgeltordnung
                     verbunden.
                  

                  

               

               
                     § 18
Vorübergehende Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit 
nach dem 30. September 2005
                     

                  

                  TVÜ-Bund:

                  
                        (
                        1
                        )
                         Wird aus dem Geltungsbereich des BAT/BAT-O übergeleiteten Beschäftigten in der Zeit zwischen dem 1. Oktober 2005# und dem 30. September 2007# erstmalig außerhalb von § 10 eine höherwertige Tätigkeit vorübergehend übertragen, findet der TVöD Anwendung. Ist die/der
                     Beschäftigte in eine individuelle Zwischenstufe übergeleitet worden, gilt für die Bemessung der persönlichen Zulage § 6 Abs. 2 Satz 1 und 2 entsprechend. Bei Überleitung in eine individuelle Endstufe gilt § 6 Abs. 3 Satz 2 entsprechend. In den Fällen des § 6 Abs. 4 bestimmt sich die Höhe der Zulage nach den Vorschriften des TVöD über die vorübergehende Übertragung einer höherwertigen
                     Tätigkeit.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         - (nicht abgedruckt) -

                  TVÜ-Bund/VKA:

                  
                        (
                        3
                        )
                         Bis zum In-Kraft-Treten der Eingruppierungsvorschriften des TVöD gilt - auch für Beschäftigte im Sinne des § 1 Abs. 2 - die Regelung des § 14 TVöD zur vorübergehenden Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit mit der Maßgabe, dass sich die
                     Voraussetzungen für die übertragene höherwertige Tätigkeit nach § 22 Abs. 2 BAT/BAT-O bzw. den entsprechenden Regelungen für
                     Arbeiter bestimmen.
                  

                  

                  Niederschriftserklärungen zu § 18:

                  
                     
                        	
                            Abweichend von der Grundsatzentscheidung des TVöD über eine persönliche Zulage bei vorübergehender Übertragung einer höherwertigen
                              Tätigkeit ist durch einen Tarifvertrag für den Bund (einen landesbezirklichen Tarifvertrag) im Rahmen eines Katalogs, der
                              die hierfür in Frage kommenden Tätigkeiten aufführt, zu bestimmen, dass die Voraussetzung für die Zahlung einer persönlichen
                              Zulage bereits erfüllt ist, wenn die vorübergehend übertragene Tätigkeit mindestens drei Arbeitstage angedauert hat und die/der
                              Beschäftigte ab dem ersten Tag der Vertretung in Anspruch genommen ist. Der Tarifvertrag soll spätestens am 1. Juli 2007# in Kraft treten. 
                           

                        

                        	
                            Die Niederschriftserklärung zu § 10 gilt entsprechend.

                        

                     

                  

               

               
                     § 19 (TVÜ-Bund)
Entgeltgruppen 2 Ü und 15 Ü
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                          - (nicht abgedruckt) -

                  
                        (
                        2
                        )
                         Übergeleitete Beschäftigte der Vergütungsgruppe I zum BAT/BAT-O unterliegen dem TVöD. Sie werden in die Entgeltgruppe 15
                     Ü übergeleitet. Für sie gelten folgende Tabellenwerte:
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Stufe 1

                              
                              	
                                 Stufe 2

                              
                              	
                                 Stufe 3

                              
                              	
                                 Stufe 4

                              
                              	
                                 Stufe 5

                              
                           

                           
                              	
                                 gültig bis 
29. Februar 2024
                                 

                              
                              	
                                 6.122,68 €

                              
                              	
                                 6.795,14 €

                              
                              	
                                 7.432,17 €

                              
                              	
                                 7.856,88 €

                              
                              	
                                 7.955,98 €

                              
                           

                           
                              	
                                 gültig ab 
1. März 2024
                                 

                              
                              	
                                 6.670,43 €

                              
                              	
                                 7.379,87 €

                              
                              	
                                 8.051,94 €

                              
                              	
                                 8.500,01 €

                              
                              	
                                 8.604,56 €

                              
                           

                        
                     

                  

                  Die Verweildauer in den Stufen 2 bis 5 beträgt jeweils fünf Jahre. § 6 Abs. 4 findet keine Anwendung.
                  

                  (2a) - aufgehoben -

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         - aufgehoben -
                  

                  

                  Protokollnotiz (AR-Ü) zu § 19 TVÜ-Bund :

                  Die in § 19 TVÜ-Bund genannten Termine bleiben unverändert, § 3 Abs. 2 AR-Ü findet hierauf keine Anwendung.
                  

                  

                  Anstelle der §§ 20 bis 24 TVÜ-Bund und §§ 20 bis 34 TVÜ-VKA wird bestimmt:

               

               
                     § 20

                  

                  [aufgehoben]

               

               
                     § 21

                  

                  [aufgehoben]

               

               
                     § 22
Abrechnung unständiger Bezügebestandteile
                     

                  

                  Bezüge im Sinne des § 36 Abs. 1 Unterabs. 2 BAT für Arbeitsleistungen bis zum 30. September 2006 werden nach den bis dahin jeweils geltenden Regelungen abgerechnet, als ob das Arbeitsverhältnis mit Ablauf des 30.
                     September 2006 beendet worden wäre.
                  

               

               
                     § 23
Anrechnung von Wege- und Umkleidezeiten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Bestehende Regelungen zur Anrechnung von Wege- und Umkleidezeiten auf die Arbeitszeit bleiben durch das In-Kraft-Treten des
                     TVöD unberührt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         - nicht abgedruckt - 

               

            

         

         
               Abschnitt III
Besondere Regelungen für Beschäftigte im Erziehungsdienst1

            

            
                     § 24
Überleitung der Beschäftigten in die ab 1. Juli 2011 geltende Fassung 
des Vergütungsgruppenplans 21 der Anlage 1.2.1 zur KAO

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Beschäftigten, die am 30. Juni 2011 in die Vergütungsgruppenpläne 21. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Erziehungsdienst,
                     22 a. Kindergartenhelferinnen und 22 b. Kinderpflegerinnen der Anlage 1.2.1 zur KAO eingruppiert sind, werden am 1. Juli 2011 in die Entgeltgruppe, der sie nach dem Vergütungsgruppenplan 21. Beschäftigte im
                     Erziehungsdienst in der ab 1. Juli 2011 geltenden Fassung zuzuordnen sind, übergeleitet. Die Stufenzuordnung in der neuen
                     Entgeltgruppe bestimmt sich nach Absatz 2, das der/dem Beschäftigten in der neuen Entgeltgruppe und Stufe zustehende Entgelt
                     nach den Absätzen 3 und 4. Die Absätze 5 bis 10 bleiben unberührt.
                  

                  

                  Protokollnotiz (AR-Ü) zu § 24 Abs. 1:

                  Soweit für die Eingruppierung im Vergütungsgruppenplan 21 auf Platzzahlen Bezug genommen wird, sind für die Überleitung die
                     Platzzahlen am 1. März 2011 nach Maßgabe der Protokollnotiz (KAO) Nr. 5 zum Vergütungsgruppenplan 21 ohne Berücksichtigung
                     der 5%- Klausel maßgeblich. Plätze, die aufgrund vom Träger veranlasster Maßnahmen (z.B. Qualitätsverbesserungen) nicht belegt
                     werden können, werden dabei entsprechend als belegte Plätze gezählt. Damit sind nicht Maßnahmen infolge demografischer Handlungsnotwendigkeiten
                     gemeint.
                  

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Beschäftigten werden wie folgt einer Stufe und innerhalb dieser Stufe dem Jahr der Stufenlaufzeit ihrer Entgeltgruppe,
                     in die sie gemäß Absatz 1 übergeleitet werden, zugeordnet.
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 bisherige Stufe und Jahr 
innerhalb der Stufe 
                                 

                              
                              	
                                 neue Stufe und Jahr 

                              
                           

                        
                        
                           
                              	
                                 1 

                              
                              	
                                 1 

                              
                           

                           
                              	
                                 2/1 

                              
                              	
                                 2/1 

                              
                           

                           
                              	
                                 2/2 

                              
                              	
                                 2/2 

                              
                           

                           
                              	
                                 3/1 

                              
                              	
                                 2/3 

                              
                           

                           
                              	
                                 3/2 

                              
                              	
                                 3/1 

                              
                           

                           
                              	
                                 3/3 

                              
                              	
                                 3/2 

                              
                           

                           
                              	
                                 4/1 

                              
                              	
                                 3/3 

                              
                           

                           
                              	
                                 4/2 

                              
                              	
                                 3/4 

                              
                           

                           
                              	
                                 4/3 

                              
                              	
                                 4/1 

                              
                           

                           
                              	
                                 4/4 

                              
                              	
                                 4/2 

                              
                           

                           
                              	
                                 5/1 

                              
                              	
                                 4/3 

                              
                           

                           
                              	
                                 5/2 

                              
                              	
                                 4/4 

                              
                           

                           
                              	
                                 5/3 

                              
                              	
                                 5/1 

                              
                           

                           
                              	
                                 5/4 

                              
                              	
                                 5/2 

                              
                           

                           
                              	
                                 5/5 

                              
                              	
                                 5/3 

                              
                           

                           
                              	
                                 6/1 

                              
                              	
                                 5/4 

                              
                           

                           
                              	
                                 6/2 

                              
                              	
                                 5/5. 

                              
                           

                        
                     

                  

                  Beschäftigte, die in ihrer bisherigen Entgeltgruppe in der Stufe 6 mindestens zwei Jahre zurückgelegt haben, werden der Stufe
                     6 zugeordnet. Satz 3: unbesetzt. Für Beschäftigte der bisherigen Entgeltgruppe 8, die in der Entgeltgruppe S 8 eingruppiert sind, gilt Satz 1 mit der Maßgabe,
                     dass die verlängerte Stufenlaufzeit in den Stufen 4 und 5 gemäß § 1 Abs. 2 Satz 5 der Anlage 3.2.2. zur KAO bei der Stufenzuordnung zu berücksichtigen ist. 
                  

                  Abweichend von Satz 1 werden Beschäftigte der bisherigen Entgeltgruppe 9, die in der Entgeltgruppe S 8 eingruppiert sind,
                     wie folgt einer Stufe und innerhalb dieser Stufe dem Jahr der Stufenlaufzeit ihrer Entgeltgruppe zugeordnet:
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 bisherige Stufe und Jahr 
innerhalb der Stufe
                                 

                              
                              	
                                 neue Stufe und Jahr 

                              
                           

                        
                        
                           
                              	
                                 1 

                              
                              	
                                 1 

                              
                           

                           
                              	
                                 2/1 

                              
                              	
                                 2/1 

                              
                           

                           
                              	
                                 2/2 

                              
                              	
                                 2/2 

                              
                           

                           
                              	
                                 3/1 

                              
                              	
                                 2/3 

                              
                           

                           
                              	
                                 3/2 

                              
                              	
                                 3/1 

                              
                           

                           
                              	
                                 3/3 

                              
                              	
                                 3/2 

                              
                           

                           
                              	
                                 4/1 

                              
                              	
                                 3/3 

                              
                           

                           
                              	
                                 4/2 

                              
                              	
                                 3/4 

                              
                           

                           
                              	
                                 4/3 

                              
                              	
                                 4/1 

                              
                           

                           
                              	
                                 4/4 

                              
                              	
                                 4/2 

                              
                           

                           
                              	
                                 4/5 

                              
                              	
                                 4/3 

                              
                           

                           
                              	
                                 4/6 

                              
                              	
                                 4/4 

                              
                           

                           
                              	
                                 4/7 

                              
                              	
                                 4/5 

                              
                           

                           
                              	
                                 4/8 

                              
                              	
                                 4/6 

                              
                           

                           
                              	
                                 4/9 

                              
                              	
                                 4/7 

                              
                           

                           
                              	
                                 5/1 

                              
                              	
                                 4/8 

                              
                           

                           
                              	
                                 5/2 

                              
                              	
                                 5/1 

                              
                           

                           
                              	
                                 5/3 

                              
                              	
                                 5/2 

                              
                           

                           
                              	
                                 5/4 

                              
                              	
                                 5/3 

                              
                           

                           
                              	
                                 5/5 

                              
                              	
                                 5/4 

                              
                           

                           
                              	
                                 5/6 

                              
                              	
                                 5/5 

                              
                           

                           
                              	
                                 5/7 

                              
                              	
                                 5/6 

                              
                           

                           
                              	
                                 5/8 

                              
                              	
                                 5/7 

                              
                           

                           
                              	
                                 5/9 

                              
                              	
                                 5/8 

                              
                           

                           
                              	
                                 5/10 

                              
                              	
                                 5/9 

                              
                           

                           
                              	
                                 5/11 

                              
                              	
                                 5/10. 

                              
                           

                        
                     

                  

                  Beschäftigte, die in ihrer bisherigen Entgeltgruppe in der Stufe 5 mindestens elf Jahre zurückgelegt haben, werden der Stufe
                     6 zugeordnet. Für Beschäftigte der bisherigen Entgeltgruppe 9, die in der Entgeltgruppe S 9 eingruppiert sind, gilt Satz 4
                     mit der Maßgabe, dass die Stufenlaufzeiten gemäß § 1 Abs. 2 Satz 4 der Anlage 3.2.2. zur KAO bei der Stufenzuordnung zu berücksichtigen sind. 
                  

                  Maßgeblich sind dabei ausschließlich die in der bisherigen Entgeltgruppe erreichte Stufe und die in dieser Stufe zurückgelegte
                     Laufzeit. Innerhalb des nach Satz 1, Satz 4, Satz 5 oder Satz 7 zugeordneten Jahres der Stufenlaufzeit ist die in der bisherigen
                     Stufe unterhalb eines vollen Jahres zurückgelegte Zeit für den Aufstieg in das nächste Jahr der Stufenlaufzeit bzw. in eine
                     höhere Stufe zu berücksichtigen. Der weitere Stufenaufstieg richtet sich nach § 1 Abs. 2 Satz 4 und 5 der Anlage 3.2.2 zur KAO.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Es wird ein Vergleichsentgelt gebildet, das sich aus dem am 30. Juni 2011 zustehenden Tabellenentgelt oder aus dem Entgelt
                     einer individuellen Endstufe einschließlich eines nach § 17 Abs. 4 Satz 2 TVöD gegebenenfalls zustehenden Garantiebetrages
                     sowie einer am 30. Juni 2011 nach § 9 oder § 17 Abs. 5 Satz 2 zustehenden Besitzstandszulage zusammensetzt. In den Fällen des § 8 Abs. 3 Satz 2 tritt an die Stelle des Tabellenentgelts das Entgelt aus der individuellen Zwischenstufe. Bei Teilzeitbeschäftigten wird
                     das Vergleichsentgelt auf der Grundlage eines vergleichbaren Vollzeitbeschäftigten bestimmt, anschließend wird das zustehende
                     Entgelt nach § 24 Abs. 2 TVöD berechnet. Satz 4: unbesetzt. Für Beschäftigte, die nicht für alle Tage im Juni 2011 oder für keinen Tag dieses Monats Entgelt erhalten haben, wird das
                     Vergleichsentgelt so bestimmt, als hätten sie für alle Tage dieses Monats Entgelt erhalten. 
                  

                  Beschäftigte, die im Juli 2011 in ihrer bisherigen Entgeltgruppe bei Fortgeltung des bisherigen Rechts einen Stufenaufstieg
                     gehabt hätten, werden für die Bemessung des Vergleichsentgelts so behandelt, als wäre der Stufenaufstieg bereits im Juni 2011
                     erfolgt. Bei am 1. Oktober 2006 vom BAT in den TVöD übergeleiteten Beschäftigten, die aus den Stufen 2 bis 5 ihrer Entgeltgruppe,
                     in der sie am 30. Juni 2011 eingruppiert sind, übergeleitet werden, wird das Vergleichsentgelt um 2,65 v.H. erhöht. Bei Beschäftigten,
                     die am 1. Oktober 2006 vom BAT in den TVöD übergeleitet wurden und die nach dem Vergütungsgruppenplan 21 in der ab 1. Juli
                     2011 geltenden Fassung in Entgeltgruppe S 8 oder S 9 eingruppiert sind, erfolgt abweichend von Satz 7 eine Erhöhung des Vergleichsentgelts
                     um 2,65 v.H., wenn sie aus den Stufen 2 bis 4 der Entgeltgruppe 9 übergeleitet werden. Satz 9: unbesetzt.

                  
                        (
                        4
                        )
                         Ist das Vergleichsentgelt niedriger als das Tabellenentgelt der sich nach Absatz 2 ergebenden Stufe der Entgeltgruppe, in
                     der die/der Beschäftigte am 1. Juli 2011 eingruppiert ist, erhält die/der Beschäftigte das entsprechende Tabellenentgelt ihrer/seiner
                     Entgeltgruppe. Übersteigt das Vergleichsentgelt das Tabellenentgelt der sich nach Absatz 2 ergebenden Stufe, erhält die/der
                     Beschäftigte so lange das Vergleichsentgelt, bis das Tabellenentgelt unter Berücksichtigung der Stufenlaufzeiten nach § 1 Abs. 2 Satz 4 und 5 der Anlage 3.2.2 zur KAO das Vergleichsentgelt erreicht bzw. übersteigt. Liegt das Vergleichsentgelt über der höchsten Stufe der Entgeltgruppe, in
                     der die/der Beschäftigte nach dem Vergütungsgruppenplan 21 in der ab 1. Juli 2011 geltenden Fassung eingruppiert ist, wird
                     die/der Beschäftigte einer dem Vergleichsentgelt entsprechenden individuellen Endstufe zugeordnet. Erhält die/der Beschäftigte
                     am 30. Juni 2011 Entgelt nach einer individuellen Endstufe, wird sie/er in der Entgeltgruppe, in der sie/er nach dem Vergütungsgruppenplan
                     21 in der ab 1. Juli 2011 geltenden Fassung eingruppiert ist, derjenigen Stufe zugeordnet, deren Betrag mindestens der individuellen
                     Endstufe entspricht. Steht der/dem Beschäftigten am 30. Juni 2011 eine Besitzstandszulage nach § 9 oder § 17 Abs. 5 Satz 2 zu, ist diese bei Anwendung des Satzes 4 dem Betrag der individuellen Endstufe hinzuzurechnen. Liegt der Betrag der individuellen Endstufe - bei Anwendung des Satzes 5 erhöht um die Besitzstandszulage - über der höchsten Stufe, wird die/der Beschäftigte erneut einer dem Betrag der bisherigen individuellen Endstufe - bei Anwendung des Satzes 5 erhöht um die Besitzstandszulage - entsprechenden individuellen Endstufe zugeordnet. Das Vergleichsentgelt verändert sich um denselben Vomhundertsatz bzw.
                     in demselben Umfang wie die nächsthöhere Stufe; eine individuelle Endstufe nach Satz 3 und 6 verändert sich um denselben Vomhundertsatz
                     bzw. in demselben Umfang wie die höchste Stufe der jeweiligen Entgeltgruppe. Satz 8: unbesetzt.

                  

                  Protokollnotiz (AR-Ü) zu § 24 Absatz 4 Satz 7:

                  Die Vergleichsentgelte sowie die Beträge der individuellen Endstufen erhöhen sich am 1. März 2024 um 200,00 Euro und anschließend
                     um 5,5 Prozent, mindestens aber um 340,00 Euro.
                  

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Werden Beschäftigte, die nach dem 30. Juni 2011 das Vergleichsentgelt erhalten, höhergruppiert, erhalten sie in der höheren
                     Entgeltgruppe Entgelt nach der regulären Stufe, deren Betrag mindestens dem Vergleichsentgelt entspricht, jedoch nicht weniger
                     als das Entgelt der Stufe 2. Bei einer Höhergruppierung aus einer individuellen Endstufe werden die Beschäftigten entsprechend
                     § 17 Abs. 4 KAO der Endstufe der höheren Entgeltgruppe zugeordnet. Werden Beschäftigte, die das Vergleichsentgelt oder Entgelt
                     aus einer individuellen Endstufe erhalten, herabgruppiert, erhalten sie in der niedrigeren Entgeltgruppe Entgelt nach der
                     regulären Stufe, deren Betrag unterhalb des Vergleichsentgelts bzw. der individuellen Endstufe liegt, jedoch nicht weniger
                     als das Entgelt der Stufe 2. In den Fällen von Satz 1 bis 3 gilt Absatz 2 Satz 10 und in den Fällen von Satz 1 und Satz 2 gilt § 17 Abs. 4 b KAO entsprechend. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Das Vergleichsentgelt steht dem Tabellenentgelt im Sinne des § 15 Abs. 1 TVöD gleich. 
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Auf am 1. Oktober 2006 aus dem BAT in den TVöD übergeleitete Beschäftigte, die nach dem Vergütungsgruppenplan 21 in der ab
                     1. Juli 2011 geltenden Fassung in der Entgeltgruppe S 8 oder S 9 eingruppiert wären, finden die Absätze 1 bis 6 nur Anwendung,
                     wenn sie nicht bis zum 31. Dezember 2011 (Ausschlussfrist) ihrer Eingruppierung nach dem Vergütungsgruppenplan 21 in der ab
                     1. Juli 2011 geltenden Fassung schriftlich widersprechen. Der Arbeitgeber ist verpflichtet, auf die Widerspruchsfrist schriftlich
                     hinzuweisen.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Unbesetzt.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                         Unbesetzt.
                  

                  
                        (
                        10
                        )
                         §§ 8, 9 und § 17 Abs. 7 sowie die Anlagen 1 TVÜ-VKA bzw. 2 TVÜ-Bund und 3 TVÜ-VKA finden auf Beschäftigte, die nach dem Vergütungsgruppenplan 21
                     in der ab 1. Juli 2011 geltenden Fassung eingruppiert sind, keine Anwendung.
                  

                  
                        (
                        11
                        )
                         Ein am 30. Juni 2011 zustehender Strukturausgleich steht nach den Regelungen des § 12 auch nach der Überleitung in eine Entgeltgruppe nach dem Vergütungsgruppenplan 21 in der ab 1. Juli 2011 geltenden Fassung
                     zu; die Anrechnung des Unterschiedsbetrages bei Höhergruppierungen nach § 12 Abs. 4 bleibt unberührt. Ein am 1. Juli 2011 noch nicht zustehender Strukturausgleich, der nach Überleitung aus dem BAT aus der
                     Ortszuschlagsstufe 2 zu zahlen ist, wird um den Betrag gekürzt, der bei Überleitung aus dem BAT aus derselben Vergütungsgruppe
                     und derselben Stufe aus der Ortszuschlagsstufe 1 in der Anlage 3 TVÜ-Bund ausgewiesen ist. Die Kürzung erfolgt unabhängig
                     davon, ab welchem Zeitpunkt und für welche Dauer der Strukturausgleich den aus Ortszuschlagsstufe 1 übergeleiteten Beschäftigten
                     zusteht. Am 1. Juli 2011 noch nicht zustehende Strukturausgleiche für aus Ortszuschlagsstufe 1 übergeleitete Beschäftigte
                     entfallen.
                  

                  
                        (
                        12
                        )
                         Die sich aus der Eingruppierung der Beschäftigten nach dem Vergütungsgruppenplan 21 in der ab 1. Juli 2011 geltenden Fassung
                     ergebenden Entgeltsteigerungen gelten als allgemeine Entgeltanpassung im Sinne von § 10 Abs. 1 Satz 9.
                  

               

               
                     § 24 a2  
Überleitung der Beschäftigten in die ab 1. Juli 2015 geltende Fassung 
des Vergütungsgruppenplans 21 der Anlage 1.2.1 zur KAO
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Beschäftigte, die am 30. Juni 2015 in den Vergütungsgruppeplan 21. Beschäftigte im Erziehungsdienst der Anlage 1.2.1 zur
                     KAO eingruppiert sind, werden am 1. Juli 2015 in die Entgeltgruppe, der sie nach dem Vergütungsgruppenplan 21. Beschäftigte
                     im Erziehungsdienst in der ab 1. Juli 2015 geltenden Fassung zuzuordnen sind, übergeleitet.
                  

                  Beschäftigte, die nach dem Anhang zur Anlage C zum TVöD am 30. Juni 2015 in einer der folgenden Entgeltgruppen eingruppiert
                     sind und am 1. Juli 2015 in einer der folgenden Entgeltgruppen eingruppiert sind:
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Entgeltgruppe 
am 30. Juni 2015

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Entgeltgruppe 
am 1. Juli 2015

                              
                           

                        
                        
                           
                              	
                                 S 5

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 S 7

                              
                           

                           
                              	
                                 S 6

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 S 8 a

                              
                           

                           
                              	
                                 S 8 bei Tätigkeiten der Fallgruppe 1

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 S 8 b

                              
                           

                           
                              	
                                 S 7, S 8 bei Tätigkeiten der Fallgruppe 2

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 S 9

                              
                           

                        
                     

                  

                  werden stufengleich und unter Beibehaltung der in ihrer Stufe zurückgelegten Stufenlaufzeit in die am 1. Juli 2015 maßgebliche
                     Entgeltgruppe übergeleitet.
                  

                  

                  Protokollnotiz AR-Ü zu § 24 a Abs. 1:

                  
                     
                        	
                            Die Zuordnung zu einer individuellen Zwischen- oder Endstufe bleibt unberührt. § 24 Abs. 4 Satz 7 findet Anwendung.

                        

                        	
                            Für in Entgeltgruppe S 8 eingruppierte Beschäftigte, die den Entgeltgruppen S 8 b oder S 9 zugeordnet werden, gelten folgende
                              abweichende Vorschriften:
                           

                           
                              
                                 	
                                     Bei Erfüllung einer Stufenlaufzeit von mindestens sechs Jahren in Stufe 4 erfolgt in der Entgeltgruppe S 8 b die Zuordnung
                                       zu der Stufe 5.
                                    

                                 

                                 	
                                     Bei Erfüllung einer Stufenlaufzeit von mindestens acht Jahren in Stufe 5 erfolgt in der Entgeltgruppe S 8 b die Zuordnung
                                       zu der Stufe 6.
                                    

                                 

                                 	
                                     Bei Erfüllung einer Stufenlaufzeit von mindestens vier Jahren in Stufe 4 erfolgt in der Entgeltgruppe S 9 die Zuordnung zu
                                       der Stufe 5.
                                    

                                 

                                 	
                                     Bei Erfüllung einer Stufenlaufzeit von mindestens fünf Jahren in Stufe 5 erfolgt in der Entgeltgruppe S 9 die Zuordnung zu
                                       der Stufe 6.
                                    

                                 

                              
Die Stufenlaufzeit beginnt nach der Zuordnung zu der höheren Stufe nach Satz 1 neu.
                           

                        

                     

                  

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Beschäftigte, für die sich außerhalb von Absatz 1 am 1. Juli 2015 nach dem Anhang zur Anlage C zum TVöD eine Eingruppierung
                     in einer höheren Entgeltgruppe als am 30. Juni 2015 ergibt, werden entsprechend höhergruppiert. Sie können bis zum 31. Oktober 2016 (Ausschlussfrist) den Verbleib in ihrer
                     bisherigen Entgeltgruppe beantragen. Der Antrag wirkt auf den Juli 2015 zurück. Der Arbeitgeber ist verpflichtet, auf die
                     Antragsmöglichkeit und die Ausschlussfrist schriftlich hinzuweisen. Für diese Höhergruppierungen finden § 17 Abs. 4 TVöD und
                     § 24 Abs. 5 Satz 1 Anwendung. Fallen am 1. Juli 2015 ein Stufenaufstieg und die Höhergruppierung zusammen, erfolgt erst der
                     Stufenaufstieg und anschließend die Höhergruppierung.
                  

                  

                  Protokollnotiz AR-Ü zu § 24 a Abs. 2:

                  
                     
                        	
                           Für Beschäftigte, die über den 30. Juni 2015 hinaus in der Entgeltgruppe S 10 eingruppiert sind, weil sie einen Antrag nach
                              Absatz 2 Satz 1 gestellt haben, gelten abweichend von § 1 Abs. 1 Satz 2 der Anlage 3.2.2 zur KAO folgende Tabellenwerte:
                           

                           
                              
                                 
                                    
                                    
                                    
                                    
                                    
                                    
                                    
                                 
                                 
                                    
                                       	
                                          

                                       
                                       	
                                          Stufe 1

                                       
                                       	
                                          Stufe 2

                                       
                                       	
                                          Stufe 3

                                       
                                       	
                                          Stufe 4

                                       
                                       	
                                          Stufe 5

                                       
                                       	
                                          Stufe 6

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          gültig bis 
29. Februar 2024

                                       
                                       	
                                          3.017,83

                                       
                                       	
                                          3.324,40

                                       
                                       	
                                          3.477,70

                                       
                                       	
                                          3.935,68

                                       
                                       	
                                          4.309,24

                                       
                                       	
                                          4.616,08

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          gültig ab 
1. März 2024

                                       
                                       	
                                          3.394,81

                                       
                                       	
                                          3.718,24

                                       
                                       	
                                          3.879,97

                                       
                                       	
                                          4.363,14

                                       
                                       	
                                          4.757,25

                                       
                                       	
                                          5.080,96

                                       
                                    

                                 
                              

                           

                           Diese Tabellenwerte verändern sich bei allgemeinen Entgeltanpassungen um den von den Tarifvertragsparteien für die Entgeltgruppe
                              S 9 festgelegten Vomhundertsatz. Auch Beschäftigte, die aufgrund der Überleitung in der Entgeltgruppe S 10 sind, können eine
                              Zulage für Praxisanleitung gemäß der Protokollnotiz (KAO) Nr. 1 a. zum Vergütungsgruppenplan 21 erhalten.
                           

                        

                        	
                           Bei Höhergruppierungen aus der Entgeltgruppe S 9 bei Tätigkeiten der Fallgruppe 2 nach der Fassung vom 30. Juni 2015 in die
                              Entgeltgruppe S 11a gilt bei den Stufen 5 und 6 in entsprechender Anwendung von § 17 Abs. 4 Satz 3 TVöD die Entgeltgruppe
                              S 10 mit ihren am 30. Juni 2015 gültigen Tabellenwerten als dazwischen liegende Entgeltgruppe.
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte in Vergütungsgruppenplan 21 der Anlage 1.2.1 zur KAO, die aufgrund der Überleitung zum 1. Juli 2015 für den Zeitraum vom 1. Juli 2015 bis 30. Juni 2016 eine Rückzahlung leisten
                              mussten, können bis zum 30. Juni 2017 (Ausschlussfrist) gegenüber ihrem Arbeitgeber in Textform beantragen, dass ihnen diese
                              Rückzahlung erstattet wird. Die Beschäftigten erhalten in diesem Fall eine Einmalzahlung in Höhe des infolge der Überleitung
                              zurückgeforderten Bruttobetrages. Die Einmalzahlung ist spätestens am 16. September 2017 fällig.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Werden Beschäftigte zum 1. Juli 2015 aus einer individuellen Endstufe nach Absatz 1 einer höheren Entgeltgruppe zugeordnet oder nach Absatz 2 höhergruppiert, erhalten sie in der höheren Entgeltgruppe ein Entgelt,
                     das dem Entgelt ihrer bisherigen individuellen Endstufe zuzüglich des Zuordnungs- bzw. Höhergruppierungsgewinns, den die Beschäftigten
                     erhalten, die aus der Stufe 6 ihrer bisherigen Entgeltgruppe der höheren Entgeltgruppe zugeordnet oder in diese höhergruppiert
                     werden, entspricht. Soweit sich zum 1. Juli 2015 allein die Tabellenwerte der Entgeltgruppe der Anlage C (VKA) zum TVöD erhöhen, gilt: Die individuelle Endstufe verändert
                     sich um denselben Vomhundertsatz bzw. in demselben Umfang wie die höchste Stufe der jeweiligen Entgeltgruppe.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Für Beschäftigte der Entgeltgruppe S 9 bei Tätigkeiten der Fallgruppe 1, die am 30. Juni 2015 den Stufen 1 oder 2 zugeordnet sind, finden für die Dauer des Verbleibs in den Stufen 1 und 2 die Tabellenwerte der
                     Stufen 1 und 2 nach dem Stand vom 30. Juni 2015 Anwendung.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Ein am 30. Juni 2015 zustehender Strukturausgleich nach § 12 vermindert sich bei Höhergruppierung nach Absatz 2 um den sich daraus ergebenden Höhergruppierungsgewinn. Dies gilt auch
                     bei Höhergruppierungen aus einer individuellen Endstufe nach Absatz 3.
                  

               

               
                     § 24 b
Besondere Regelungen hinsichtlich der Stufenlaufzeit für Beschäftigte, die unter den Vergütungsgruppenplan 21 fallen und weitere Regelungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Beschäftigte, die im Vergütungsgruppenplan 21 eingruppiert sind und die am 1. Oktober 2024 in Stufe 2 eine Stufenlaufzeit
                     von mehr als zwei Jahren absolviert haben, werden zum 1. Oktober 2024 der Stufe 3 zugeordnet. Beschäftigte, die im Vergütungsgruppenplan 21 eingruppiert sind und die am 1. Oktober 2024 in Stufe 3 eine Stufenlaufzeit von mehr als drei Jahren absolviert haben, werden
                     zum 1. Oktober 2024 der Stufe 4 zugeordnet. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Beschäftigte mit Eingruppierung in der Entgeltgruppe S 8b, die am 1. Oktober 2024 in der Stufe 4 eine Stufenlaufzeit von
                     mehr als vier Jahren absolviert haben, werden zum 1. Oktober 2024 der Stufe 5 zugeordnet. Beschäftigte mit Eingruppierung
                     in der Entgeltgruppe S 8b, die am 1. Oktober 2024 in der Stufe 5 eine Stufenlaufzeit von mehr als fünf Jahren absolviert haben,
                     werden zum 1. Oktober 2024 der Stufe 6 zugeordnet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für die Stufenzuordnung gemäß den Absätzen 1 und 2 gilt, dass die ab dem 1. Oktober 2024 zugeordnete Stufe jeweils neu zu
                     laufen beginnt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Werte der Entgeltgruppe S 9 werden ab dem 1. Oktober 2024 neu gefasst. Dafür verändern sich die folgenden Tabellenwerte
                     bis zum 1. Oktober 2024 bei allgemeinen Entgeltanpassungen um den von den Tarifvertragsparteien für die Entgeltgruppe S 9
                     (in der bis zum 30. September 2024 geltenden Fassung) festgelegten Vomhundertsatz:
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 EG

                              
                              	
                                 Stufe 1

                              
                              	
                                 Stufe 2

                              
                              	
                                 Stufe 3

                              
                              	
                                 Stufe 4

                              
                              	
                                 Stufe 5

                              
                              	
                                 Stufe 6

                              
                           

                           
                              	
                                 S 9 in Euro 

                              
                              	
                                 3.060,00

                              
                              	
                                 3.280,00

                              
                              	
                                 3.530,00

                              
                              	
                                 3.900,00

                              
                              	
                                 4.250,00

                              
                              	
                                 4.520,00

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

         
               Abschnitt IV
Besondere Regelungen für Beschäftigte
in der Kranken- und Altenpflege
               

            

            

            
                     § 25
Überleitung von der Kr-Anwendungstabelle in die Anlage E
zum BT-K und zum BT-B (P-Tabelle)
                     

                  

                  Die unter die Kr-Anwendungstabelle in der bis 31. Dezember 2016 gültigen Fassung fallenden Beschäftigten der Vergütungsgruppenpläne
                     53 und 54 der Anlage 1.2.1 zur KAO sind zum 1. Januar 2017 stufengleich und unter Mitnahme der in ihrer Stufe zurückgelegten Stufenlaufzeit von der Entgeltgruppe
                     der Kr-Anwendungstabelle in die Entgeltgruppe der Anlage E (P-Tabelle)
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 KR 12 a

                              
                              	
                                 P 16

                              
                           

                           
                              	
                                 KR 11 b

                              
                              	
                                 P 15

                              
                           

                           
                              	
                                 KR 11 a

                              
                              	
                                 P 14

                              
                           

                           
                              	
                                 KR 10 a

                              
                              	
                                 P 13

                              
                           

                           
                              	
                                 KR 9 d

                              
                              	
                                 P 12

                              
                           

                           
                              	
                                 KR 9 c

                              
                              	
                                 P 11

                              
                           

                           
                              	
                                 KR 9 b

                              
                              	
                                 P 10

                              
                           

                           
                              	
                                 KR 9 a

                              
                              	
                                 P 9

                              
                           

                           
                              	
                                 KR 8 a

                              
                              	
                                 P 8

                              
                           

                           
                              	
                                 KR 7 a

                              
                              	
                                 P 7

                              
                           

                           
                              	
                                 KR 4 a

                              
                              	
                                 P 6

                              
                           

                           
                              	
                                 KR 3 a

                              
                              	
                                 P 5

                              
                           

                        
                     
übergeleitet.
                  

                  Aus der Stufe 1 der Entgeltgruppen KR 7a und KR 8a erfolgt die Überleitung in die Stufe 2 der Entgeltgruppe P 7 bzw. P 8 der Anlage E zum BT-K und zum BT-B unter Mitnahme der in der Stufe 1 zurückgelegten Stufenlaufzeit.
                     Erfolgt die Überleitung aus der Stufe 2 der Entgeltgruppen KR 7a und KR 8a, wird die Stufenlaufzeit der Stufe 1 auf die Stufenlaufzeit der Stufe 2 der Entgeltgruppe
                     P 7 bzw. P 8 der Anlage E zum BT-K und zum BT-B angerechnet. Ist durch eine Verkürzung der Stufenlaufzeit in der Anlage E
                     zum BT-K und zum BT-B am 1. Januar 2017 die Stufenlaufzeit zum Erreichen der nächsthöheren Stufe der jeweiligen Entgeltgruppe
                     erfüllt, beginnt in dieser nächsthöheren Stufe die Stufenlaufzeit neu. Haben am 31. Dezember 2016 einer der Entgeltgruppen
                     KR 9a bis KR 11a der Anlage 4 in der bis zum 31. Dezember 2016 gültigen Fassung (Kr-Anwendungstabelle) zugeordnete Beschäftigte in der Stufe
                     5 ihrer Entgeltgruppe eine Stufenlaufzeit von mindestens fünf Jahren zurückgelegt, erfolgt die Zuordnung zu der Stufe 6 der
                     Entgeltgruppe der Anlage E zum BT-K und zum BT-B, in die sie gemäß Satz 1 übergeleitet werden.
                  

                  Protokollnotiz (AR-Ü) zu § 25:

                  Für Beschäftigte, die unter die Arbeitsrechtliche Regelung über die Stundenentgeltsätze für kurzfristig beschäftigte Aushilfen
                     und Vertretungskräfte (Anlage 1.2.3 zur KAO) oder unter die Arbeitsrechtliche Regelung zur Festlegung der Rahmenbedingungen für den Einsatz unregelmäßig beschäftigter
                     Aushilfs- und Vertretungskräfte (Anlage 1.2.4 zur KAO) fallen, findet die Anlage E zum BT-K und zum BT-B (P-Tabelle) erst ab 1. Februar 2017 Anwendung.
                  

               

            

         

         
               Abschnitt V
Überleitung in die Entgeltordnung
zum TVöD für den Bereich der VKA
               

            

            
                     §§ 26 - 28
Nicht besetzt
                     

                  

               

               
                     § 29
Grundsatz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die in den TVöD übergeleiteten Beschäftigten (§ 1 Abs. 1) sowie für die zwischen dem Inkrafttreten des TVöD und dem 31.
                     Dezember 2016 neu eingestellten Beschäftigten (§ 1 Abs. 2), deren Arbeitsverhältnis über den 31. Dezember 2016 hinaus fortbesteht,
                     gelten ab dem 1. Januar 2017 für Eingruppierungen § 12 (VKA) und § 13 (VKA) TVöD in Verbindung mit der Anlage 1 – Entgeltordnung
                     (VKA) zum TVöD. Diese Beschäftigten sind zum 1. Januar 2017 – gemäß den nachfolgenden Regelungen, in die Anlage 1 – Entgeltordnung
                     (VKA) übergeleitet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Mit dem Inkrafttreten des § 12 (VKA) und des § 13 (VKA) TVöD in Verbindung mit der Anlage 1 – Entgeltordnung (VKA) zum TVöD
                        treten die allgemeinen Tätigkeitsmerkmale für Beschäftigte mit handwerklichen Tätigkeiten an die Stelle der bisherigen Oberbegriffe
                        in den Lohngruppenverzeichnissen. Soweit Tätigkeitsmerkmale in Lohngruppenverzeichnissen auf besondere körperliche Belastungen
                        oder besondere Verantwortung abstellen, bleiben diese unberührt. Spezielle Eingruppierungsregelungen in Lohngruppenvezeichnissen
                        gelten bis zur Vereinbarung neuer Regelungen auf der Bundesebene bzw. auf Ebene eines kommunalen Arbeitgeberverbandes fort.
                        Die Lohngruppen der Lohngruppenverzeichnisse sind gemäß Anlage 3 den Entgeltgruppen des TVöD zugeordnet.

                  

                  Protokollerklärung zu Absatz 2 Satz 3:

                  Satz 3 findet im Anwendungsbereich der Entgeltgruppe 1 (Teil A Abschnitt I Ziffer 1 der Anlage 1 zum TVöD – Entgeltordnung
                        (VKA)) keine Anwendung.

                  

                  Hinweis:
Im Geltungsbereich der KAO einschlägige Daten siehe Protokollnotiz (AR-Ü) zu den §§ 29 bis 29 c.
                  

               

               
                     § 29 a
Besitzstandsregelungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Überleitung erfolgt unter Beibehaltung der bisherigen Entgeltgruppe für die Dauer der unverändert auszuübenden Tätigkeit.
                     Eine Überprüfung und Neufeststellung der Eingruppierungen findet aufgrund der Überleitung in die Entgeltordnung für den Bereich
                     der VKA nicht statt. 
                  

                  

                  Protokollerklärung zu Absatz 1:

                  Die Zuordnung zu der Entgeltgruppe des TVöD nach der Anlage 1 oder 3 TVÜ-VKA in der bis zum 31. Dezember 2016 geltenden Fassung
                     gilt als Eingruppierung.
                  

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Hängt die Eingruppierung nach § 12 (VKA) und § 13 (VKA) TVöD in Verbindung mit der Anlage 1 – Entgeltordnung (VKA) zum TVöD
                     von der Zeit einer Tätigkeit oder Berufsausübung ab, wird die vor dem 1. Januar 2017 zurückgelegte Zeit so berücksichtigt,
                     wie sie zu berücksichtigen wäre, wenn § 12 (VKA) und § 13 (VKA) TVöD sowie die Anlage 1 – Entgeltordnung (VKA) zum TVöD bereits
                     seit dem Beginn des Arbeitsverhältnisses gegolten hätten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Beschäftigte, denen am 31. Dezember 2016 eine persönliche Besitzstandszulage nach der Protokollerklärung zu § 5 Abs. 2 Satz
                        3 oder eine persönliche Zulage nach § 17 Abs. 6 in der bis zum 31. Dezember 2016 geltenden Fassung zugestanden hat, erhalten eine Besitzstandszulage in Höhe ihrer bisherigen
                        Zulage, solange die anspruchsbegründende Tätigkeit unverändert auszuüben ist.

                  
                        (
                        4
                        )
                        Soweit an die Tätigkeit in der bisherigen Entgeltgruppe über Absatz 3 hinaus besondere Entgeltbestandteile geknüpft waren
                     und diese in der Anlage 1 – Entgeltordnung (VKA) zum TVöD nicht oder in geringerer Höhe entsprechend vereinbart sind, wird
                     die hieraus am 1. Januar 2017 bestehende Differenz unter den bisherige Voraussetzungen als Besitzstandszulage so lange gezahlt,
                     wie die anspruchsbegründende Tätigkeit unverändert auszuüben ist und die Voraussetzungen für den besonderen Entgeltbestandteil
                     nach bisherigem Recht weiterhin erfüllt sind. Die Differenz verändert sich bei allgemeinen Entgeltanpassungen um den von den
                     Tarifvertragsparteien für die jeweilige Entgeltgruppe festgelegten Prozentsatz.
                  

                  

                  Protokollerklärung zu Absatz 4:

                  
                     
                        	
                           Absatz 4 findet auf die Regelung in der Protokollerklärung Nr. 5 des Teils B Abschnitt XI Ziffer 1 der Anlage 1 – Entgeltordnung
                                 (VKA) sowie auf § 52 Abs. 4 BT-K in der bis zum 31. Dezember 2016 gültigen Fassung und die Protokollerklärungen Nr. 1 Abs. 2 der Abschnitte A und B der Anlage 1 b zum BAT keine Anwendung.

                        

                        	
                           Der Betrag der Differenz nach Satz 2 erhöht sich am 1. April 2021 um 1,40 Prozent und am 1. April 2022 um weitere 1,80 Prozent.

                        

                     

                  

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Abweichend von Absatz 4 bestimmt sich die Zahlung der Besitzstandszulage für eine Vergütungsgruppenzulage nach § 9.

                  
                        (
                        6
                        )
                        Bei Veränderungen der individuellen regelmäßigen Arbeitszeit der/des Beschäftigten ändert sich in den Fällen der Absätze 3
                     und 4 die Besitzstandszulage entsprechend.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Beschäftigte, die am 31. Dezember 2016 nach § 3 Absatz 1 Buchst. a der Anlage 3 zum BAT von der Ausbildungs- und Prüfungspflicht
                        befreit sind, bleiben für die Dauer ihres über den 31. Dezember 2016 hinaus zu demselben Arbeitgeber fortbestehenden Arbeitsverhältnisses
                        von der Ausbildungs- und Prüfungspflicht befreit.

                  

                  Hinweis:
Im Geltungsbereich der KAO einschlägige Daten siehe Protokollnotiz (AR-Ü) zu den §§ 29 bis 29 c.
                  

               

               
                     § 29 b
Höhergruppierungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ergibt sich nach der Anlage 1 – Entgeltordnung (VKA) zum TVöD eine höhere Entgeltgruppe, sind die Beschäftigten auf Antrag
                     in der Entgeltgruppe eingruppiert, die sich nach § 12 (VKA) TVöD ergibt. Der Antrag kann nur bis zum 31. Dezember 2017 gestellt
                     werden (Ausschlussfrist) und wirkt auf den 1. Januar 2017 zurück; nach dem Inkrafttreten der Anlage 1 – Entgeltordnung (VKA)
                     zum TVöD eingetretene Änderungen der Stufenzuordnung in der bisherigen Entgeltgruppe bleiben bei der Stufenzuordnung nach
                     den Absätzen 2 bis 5 unberücksichtigt. Ruht das Arbeitsverhältnis am 1. Januar 2017, beginnt die Frist von einem Jahr nach Satz 1 mit der Wiederaufnahme
                     der Tätigkeit; der Antrag wirkt auf den 1. Januar 2017 zurück.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Stufenzuordnung in der höheren Entgeltgruppe richtet sich nach den Regelungen für Höhergruppierungen (§ 17 Abs. 4 TVöD
                     in der bis zum 28. Februar 2017 geltenden Fassung). War die/der Beschäftigte in der bisherigen Entgeltgruppe der Stufe 1 zugeordnet,
                     wird sie/er abweichend von Satz 1 der Stufe 1 der höheren Entgeltgruppe zugeordnet; die bisher in Stufe 1 verbrachte Zeit
                     wird angerechnet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Sind Beschäftigte, die eine Besitzstandszulage nach § 9 erhalten, auf Antrag nach Absatz 1 höhergruppiert, entfällt die Besitzstandszulage
                        rückwirkend ab dem 1. Januar 2017. Abweichend von Absatz 2 Satz 1 wird für die Anwendung des § 17 Abs. 4 Satz 1 und 2 TVöD
                        in der bis zum 28. Februar 2017 geltenden Fassung zu dem jeweiligen bisherigen Tabellenentgelt die wegfallende Zulage hinzugerechnet
                        und anschließend der Unterschiedsbetrag ermittelt.

                  Protokollerklärung zu Absatz 3:

                  Im Falle einer Höhergruppierung über mehr als eine Entgeltgruppe wird die Besitzstandszulage nach § 9 nur in der Ausgangsentgeltgruppe
                        dem Tabellenentgelt hinzugerechnet.

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Sind Beschäftigte, die eine Besitzstandszulage nach § 29 a Abs. 3 erhalten, auf Antrag nach Absatz 1 höhergruppiert, entfällt
                        die Besitzstandszulage rückwirkend ab dem 1. Januar 2017. Ergibt sich durch die Höhergruppierung die Zuordnung zu einer niedrigeren Stufe als in der bisherigen Entgeltgruppe, wird
                        abweichend von Absatz 2 Satz 1 die in der bisherigen Stufe zurückgelegte Stufenlaufzeit auf die Stufenlaufzeit in der höheren
                        Entgeltgruppe angerechnet. Ist dadurch am Tag der Höhergruppierung in der höheren Entgeltgruppe die Stufenlaufzeit zum Erreichen
                        der nächsthöheren Stufe erfüllt, beginnt in dieser nächsthöheren Stufe die Stufenlaufzeit neu. § 29 a Abs. 4 findet keine
                        Anwendung.

                  
                        (
                        5
                        )
                        Sind Beschäftigte, die eine Besitzstandszulage nach § 9 und eine Besitzstandszulage nach § 29 a Abs. 3 erhalten, auf Antrag
                        nach Absatz 1 höhergruppiert, entfallen beide Besitzstandszulagen rückwirkend ab dem 1. Januar 2017. Abweichend von Absatz
                        2 Satz 1 werden für die Anwendung des § 17 Abs. 4 Satz 1 und 2 TVöD zu dem jeweiligen bisherigen Tabellenentgelt die beiden wegfallenden
                        Besitzstandszulagen hinzugerechnet und anschließend der Unterschiedsbetrag ermittelt. Ergibt sich durch die Höhergruppierung
                        die Zuordnung zu einer niedrigeren Stufe als in der bisherigen Entgeltgruppe, wird abweichend von Absatz 2 Satz 1 die in der
                        bisherigen Stufe zurückgelegte Stufenlaufzeit auf die Stufenlaufzeit in der höheren Entgeltgruppe angerechnet. Ist dadurch
                        am Tag der Höhergruppierung in der höheren Entgeltgruppe die Stufenlaufzeit zum Erreichen der nächsthöheren Stufe erfüllt, beginnt in dieser nächsthöheren
                        Stufe die Stufenlaufzeit neu. § 29 a Abs. 4 findet keine Anwendung.

                  

                  Hinweis:
Im Geltungsbereich der KAO einschlägige Daten siehe Protokollnotiz (AR-Ü) zu den §§ 29 bis 29 c.
                  

                  

                  Protokollerklärung zu Absatz 5 Satz 2:

                  Im Falle einer Höhergruppierung über mehr als eine Entgeltgruppe werden die Besitzstandszulagen nach § 9 und nach § 29 a Abs.
                        3 nur in der Ausgangsentgeltgruppe dem Tabellenentgelt hinzugerechnet.

                  Protokollerklärung zu den Absätzen 4 und 5:

                  Im Falle einer Höhergruppierung über mehr als eine Entgeltgruppe erfolgt die Mitnahme der Stufenlaufzeit nur bei der ersten
                        dazwischenliegenden Entgeltgruppe nach § 17 Abs. 4 Satz 3 Halbsatz 1 TVöD.

               

               
                     § 29 c
Besondere Überleitungsregelungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Beschäftigte mit einem Anspruch auf die bisherige Zulage nach § 17 Abs. 8 in der bis zum 31. Dezember 2016 geltenden Fassung
                     sind stufengleich und unter Mitnahme der in ihrer Stufe zurückgelegten Stufenlaufzeit in die Entgeltgruppe 14 übergeleitet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Beschäftigte der Entgeltgruppe 9, für die keine besonderen Stufenregelungen gelten, sind stufengleich und unter Mitnahme der
                     in ihrer Stufe zurückgelegten Stufenlaufzeit in die Entgeltgruppe 9 b übergeleitet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Beschäftigte der Entgeltgruppe 9, für die gemäß des Anhangs zu § 16 (VKA) TVöD in der bis zum 31. Dezember 2016 geltenden
                     Fassung die Stufe 5 Endstufe ist, sind unter Mitnahme der in ihrer Stufe zurückgelegten Stufenlaufzeit in die Stufe der Entgeltgruppe
                     9 a übergeleitet, deren Betrag dem Betrag ihrer bisherigen Stufe entspricht. Für Beschäftigte, die am 31. Dezember 2016 der
                     Stufe 2 zugeordnet sind, finden bis zum 31. Januar 2017 die Tabellenwerte der Stufe 2 nach dem Stand vom 31. Dezember 2016
                     Anwendung. Ist bei Beschäftigten, die am 31. Dezember 2016 der Stufe 4 zugeordnet sind, bei der Überleitung am 1. Januar 2017
                     in die Entgeltgruppe 9 a die Stufenlaufzeit zum Erreichen der Stufe 5 erfüllt, werden sie der Stufe 5 zugeordnet. Ist in der
                     bisherigen Stufe 4 eine über vier Jahre hinausgehende Stufenlaufzeit zurückgelegt, wird die darüber hinaus zurückgelegte Stufenlaufzeit
                     auf die Stufenlaufzeit in der Stufe 5 der Entgeltgruppe 9 a angerechnet.
                  

                  

                  Hinweis:
Im Geltungsbereich der KAO einschlägige Daten siehe Protokollnotiz (AR-Ü) zu den §§ 29 bis 29 c.
                  

                  

                  Protokollerklärung zu den Absätzen 2 und 3:

                  Die Zuordnung zu einer individuellen Zwischen- oder Endstufe bleibt unberührt.

                  

                  Protokollnotiz (KAO) zu § 29 c Abs. 3:

                  
                     
                        	
                           § 29 c Absatz 3 gilt für Beschäftigte, die aus Entgeltgruppe 9 V, Tarifwerk VKA in die Entgeltgruppe 9 a übergeleitet werden.
                              Dabei gilt Satz 2 bis 30. April 2019 mit der Maßgabe, dass für Beschäftigte, die der Entgeltgruppe 9 a, Stufe 2 zugeordnet
                              werden, für die Dauer des Verbleibs in Stufe 2 der Tabellenwert der EG 9 b, Stufe 2 gilt. Ab 1. Mai 2019 gelten die Sätze
                              1 und 2 des Absatzes 3 mit der Maßgabe, dass für Beschäftigte, die der Entgeltgruppe 9 a Stufen 1 bis 4 zugeordnet werden,
                              für die Dauer des Verbleibs in der jeweils maßgebenden Stufe 1 bis 4 der jeweils maßgebende Tabellenwert der Entgeltgruppe
                              9 b gilt.
                           

                        

                        	
                           Für Beschäftigte, die aus Entgeltgruppe 9 V, Tarifwerk Bund in die Entgeltgruppe 9 a übergeleitet werden, gilt nicht § 29
                              c Abs. 3, sondern folgende Überleitungsregelung:
                           

                           
                              
                                 	a)

                                 	
                                    Bis 30. April 2019 gilt: Beschäftigte der Entgeltgruppe 9, für die gemäß des Anhangs zu § 16 (Bund) TVöD besondere Stufenregelungen
                                       gelten, sind unter Beibehaltung der in ihrer Stufe zurückgelegten Stufenlaufzeit in die Stufe der Entgeltgruppe 9 a übergeleitet,
                                       deren Betrag dem Betrag ihrer bisherigen Stufe entspricht. Ist dadurch am Tag der Überleitung in die Entgeltgruppe 9 a die
                                       Stufenlaufzeit zum Erreichen der nächsthöheren Stufe erfüllt, beginnt in dieser nächsthöheren Stufe die Stufenlaufzeit von
                                       neuem.
                                    

                                 

                                 	b)

                                 	
                                    Ab 1. Mai 2019 gilt: Beschäftigte der Entgeltgruppe 9, für die gemäß des Anhangs zu § 16 (Bund) TVöD besondere Stufenregelungen
                                       gelten, sind unter Beibehaltung der in ihrer Stufe zurückgelegten Stufenlaufzeit in die gleiche Stufe der Entgeltgruppe 9
                                       a übergeleitet mit der Maßgabe, dass für die Dauer des Verbliebs in dieser Stufe der Tabellenwert der EG 9 b gilt. Ist durch
                                       die Anrechnung der Stufenlaufzeit am Tag der Überleitung in die Entgeltgruppe 9 a die Stufenlaufzeit zum Erreichen der nächsthöheren
                                       Stufe bereits erfüllt, beginnt in dieser nächsthöheren Stufe die Stufenlaufzeit von neuem.
                                    

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

                  Anstelle von § 29 c Abs. 4 TVÜ-VKA wird bestimmt:

                  
                        (
                        4
                        )
                        Beschäftigte der Entgeltgruppe 2, für die gemäß des Anhangs zu § 16 (VKA) TVöD in der bis zum 31. Dezember 2016 geltenden
                     Fassung die Stufe 5 Endstufe ist, sind unter Mitnahme der in ihrer Stufe zurückgelegten Stufenlaufzeit in die Stufe der Entgeltgruppe 2 übergeleitet, deren Betrag dem Betrag ihrer bisherigen Stufe entspricht. Ist bei Beschäftigten, die am 31. Dezember 2016
                     der Stufe 4 zugeordnet sind, bei der Überleitung am 1. Januar 2017 in die Entgeltgruppe 2 die Stufenlaufzeit zum Erreichen der Stufe 5 erfüllt, werden sie der Stufe 5 zugeordnet.
                     Ist in der bisherigen Stufe 4 eine über vier Jahre hinausgehende Stufenlaufzeit zurückgelegt, wird die darüber hinaus zurückgelegte
                     Stufenlaufzeit auf die Stufenlaufzeit in der Stufe 5 der Entgeltgruppe 2 angerechnet.
                  

                  

                  Hinweis:
Im Geltungsbereich der KAO einschlägige Daten siehe Protokollnotiz (AR-Ü) zu den §§ 29 bis 29 c.
                  

                  

                  Protokollnotiz (AR-Ü) zu § 29 c Abs. 4:

                  
                     
                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 2 , für die gemäß des Anhangs zu § 16 (Bund) TVöD die Stufe 5 Endstufe ist , sind unter Beibehaltung
                              der in ihrer Stufe zurückgelegten Stufenlaufzeit in die Stufe der Entgeltgruppen 2 übergeleitet, deren Betrag dem Betrag ihrer
                              bisherigen Stufe entspricht. Ist dadurch am Tag der Überleitung in die Entgeltgruppe 2 die Stufenlaufzeit zum Erreichen der
                              nächsthöheren Stufe erfüllt, beginnt in dieser nächsthöheren Stufe die Stufenlaufzeit von neuem.
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte der Entgeltgruppe 3, für die gemäß des Anhangs zu § 16 (Bund) TVöD die Stufe 5 Endstufe ist , sind unter Beibehaltung
                              der in ihrer Stufe zurückgelegten Stufenlaufzeit in die Stufe der Entgeltgruppe 3 übergeleitet, deren Betrag dem Betrag ihrer
                              bisherigen Stufe entspricht. Ist dadurch am Tag der Überleitung in die Entgeltgruppe 3 die Stufenlaufzeit zum Erreichen der
                              nächsthöheren Stufe erfüllt, beginnt in dieser nächsthöheren Stufe die Stufenlaufzeit von neuem.
                           

                        

                     

                  

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Fallen am 1. Januar 2017 ein Stufenaufstieg und die Höhergruppierung nach § 29 b Abs. 1 zusammen, erfolgt erst der Stufenaufstieg
                     und anschließend die Höhergruppierung.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Bei Höhergruppierungen nach § 29 b Abs. 1 wird der Unterschiedsbetrag zum bisherigen Entgelt auf den Strukturausgleich nach
                     § 12 angerechnet. Dies gilt auch für Höhergruppierungen in die Entgeltgruppe 9 c. Eine Überleitung in die Entgeltgruppen 9
                     a, 9 b oder 14 nach den Absätzen 1 bis 4 gilt nicht als Höhergruppierung.
                  

                  

                  Protokollnotiz (AR-Ü) zu den §§ 29 bis 29 c:

                  
                     
                        	
                           Die in Abschnitt V enthaltenen Überleitungsregelungen gelten nur für die im Folgenden aufgeführten Vergütungsgruppenpläne
                              der Anlage 1.2.1 zur KAO:
                           

                           
                              
                                 	a)

                                 	
                                    Für die Vergütungsgruppenpläne 16, 26 und 54 und bezüglich der Geschäftsführer und Geschäftsführerinnen von Diakonie-/Sozialstationen
                                       neu Vergütungsgruppenplan 54 a (seither 60) gilt Abschnitt V mit folgenden Maßgaben:
                                    

                                    
                                       
                                          	aa)

                                          	
                                             An Stelle des Datums „31. Dezember 2016“ tritt das Datum „30. April 2018“.

                                          

                                          	bb)

                                          	
                                             An Stelle des Datums „1. Januar 2017“ tritt das Datum „1. Mai 2018“.

                                          

                                          	cc)

                                          	
                                             An Stelle des Datums „31. Dezember 2017“ tritt das Datum „31. Juli 2019.“

                                          

                                          	dd)

                                          	
                                             Zulagen, die nach Vergütungsgruppenplan 54 in der bis 30. April 2018 geltenden Fassung zustanden, z. B. für die ständige Stellvertretung
                                                der Pflegedienstleitung, werden bei einer evtl. Höhergruppierung nach § 29 b zu dem bis zum 30. April 2018 zu zahlenden Tabellenentgelt
                                                hinzugerechnet. Die sich ergebende Summe gilt als bisheriges Tabellenentgelt im Sinne von § 17 Abs. 4 KAO in der bis zum 31.
                                                August 2017 geltenden Fassung.
                                             

                                          

                                          	ee)

                                          	
                                             Zulagen, die nach Vergütungsgruppenplan 54 in der bis 30. April 2018 geltenden Fassung zustanden, z. B. für die ständige Stellvertretung
                                                der Pflegedienstleitung, stehen in der seitherigen Form weiterhin zu, falls von der Überleitung in Vergütungsgruppenplan 54
                                                betroffene Beschäftigte keinen Antrag auf Höhergruppierung gemäß § 29 b stellen.
                                             

                                          

                                       

                                    

                                 

                                 	b)

                                 	
                                    Für den Vergütungsgruppenplan 25 gilt Abschnitt V mit folgenden Maßgaben: 

                                    
                                       
                                          	aa)

                                          	
                                             An Stelle des Datums „31. Dezember 2016“ tritt das Datum „30. April 2019“. 

                                          

                                          	bb)

                                          	
                                             An Stelle des Datums „1. Januar 2017“ tritt das Datum „1. Mai 2019“. 

                                          

                                          	cc)

                                          	
                                             An Stelle des Datums „31. Dezember 2017“ tritt das Datum „31. Juli 2020“.

                                          

                                       

                                    

                                 

                                 	c)

                                 	
                                    Für die Vergütungsgruppenpläne 60, 60 a und 62 gilt Abschnitt V mit folgenden Maßgaben:

                                    
                                       
                                          	aa)

                                          	
                                             An Stelle des Datums „31. Dezember 2016“ tritt das Datum „30. September 2019“.

                                          

                                          	bb)

                                          	
                                             An Stelle des Datums „1. Januar 2017“ tritt das Datum „1. Oktober 2019“.

                                          

                                          	cc)

                                          	
                                             An Stelle des Datums „31. Dezember 2017“ tritt das Datum „31. Dezember 2020“.

                                          

                                          	dd)

                                          	
                                             Diese Bestimmungen gelten auch für Überleitungen aus dem Vergütungsgruppenplan 60 in den Vergütungsgruppenplan 63 mit Wirkung
                                                ab 1. Oktober 2019.
                                             

                                          

                                          	ee)

                                          	
                                             Beschäftigte, die im Rahmen der Überleitung einen Antrag auf Höhergruppierung aufgrund der Protokollnotiz Nr. 7 des VGP 60
                                                in der durch die Arbeitsrechtliche Kommission am 19. Juli 2019 beschlossenen alten Fassung gestellt haben und dieser bis zum
                                                31. Dezember 2020 positiv beschieden worden ist, erhalten in der Entgeltgruppe 7 Besitzstand. Es erfolgt keine nachträgliche
                                                Herabgruppierung.
                                             

                                             Protokollnotiz Nr. 7 in der alten Fassung lautet:

                                             „Mindestens in Entgeltgruppe 7 eingruppiert sind z. B.

                                             
                                                
                                                   	
                                                      Beschäftigte der Entgeltgruppe 6 im Dekanatamt oder beim Schuldekan/bei der Schuldekanin

                                                   

                                                   	
                                                      Beschäftigte der Entgeltgruppe 6, denen mindestens zwei weisungsbefugte Personen Tätigkeiten übertragen.“

                                                   

                                                

                                             

                                          

                                       

                                    

                                 

                                 	d)

                                 	
                                    Für den Vergütungsgruppenplan 10 gilt Abschnitt V mit folgenden Maßgaben:

                                    
                                       
                                          	aa)

                                          	
                                             An Stelle des Datums „31. Dezember 2016“ tritt das Datum „29. Februar 2020“.

                                          

                                          	bb)

                                          	
                                             An Stelle des Datums „1. Januar 2017“ tritt das Datum „1. März 2020“.

                                          

                                          	cc)

                                          	
                                             An Stelle des Datums „31. Dezember 2017“ tritt das Datum „31. Mai 2021“.

                                          

                                          	dd)

                                          	
                                             Beschäftigte, die aufgrund der seit 1. Juli 2009 geltenden Übergangsbestimmung Nr. 3 b) des bis 29. Februar 2020 geltenden
                                                Vergütungsgruppenplans 10 eine Besitzstands- bzw. Ausgleichszulage erhalten, werden unter Fortzahlung dieser Zulage in den
                                                ab 1. März 2020 geltenden Vergütungsgruppenplan 10 übergeleitet. Die Zulage nimmt an Tariferhöhungen teil. Bei Beschäftigten,
                                                die aufgrund eines Antrags höhergruppiert werden erfolgt die betragsmäßige Höhergruppierung auf der Basis der Summe des bisherigen
                                                Tabellenentgelts und der Ausgleichszulage. 
                                             

                                             Sollte sich bei der Höhergruppierung ein niedrigerer Betrag ergeben, wird der Unterschiedsbetrag zu der neuen Entgeltgruppe
                                                als abbaubare Besitzstandszulage weiter gewährt. Bisher gewährte Strukturausgleichzahlungen werden auf die Höhergruppierung
                                                angerechnet. Sollte die abbaubare Besitzstandzulage niedriger sein als der maßgebende Garantiebetrag, ist ein Garantiebetrag
                                                nach Maßgabe des § 29 b Abs. 2 AR-Ü zu gewähren.
                                             

                                          

                                       

                                    

                                 

                                 	e)

                                 	
                                    Für die Vergütungsgruppenpläne 30, 31, 32, 33, 40, 41, 42 und 43 gilt Abschnitt V mit folgenden Maßgaben:

                                    
                                       
                                          	aa)

                                          	
                                             An Stelle des Datums „31. Dezember 2016“ tritt das Datum „30. September 2020“.

                                          

                                          	bb)

                                          	
                                             An Stelle des Datums „1. Januar 2017“ tritt das Datum „1. Oktober 2020“.

                                          

                                          	cc)

                                          	
                                             An Stelle des Datums „31. Dezember 2017“ tritt das Datum „31. Dezember 2021“.

                                          

                                       

                                    

                                 

                                 	f)

                                 	
                                    Für den Vergütungsgruppenplan 15 gilt Abschnitt V mit folgenden Maßgaben:

                                    
                                       
                                          	aa)

                                          	
                                             An Stelle des Datums „31. Dezember 2016“ tritt das Datum „30. Juni 2021“.

                                          

                                          	bb)

                                          	
                                             An Stelle des Datums „1. Januar 2017“ tritt das Datum „1. Juli 2021“.

                                          

                                          	cc)

                                          	
                                             An Stelle des Datums „31. Dezember 2017“ tritt das Datum „30. September 2022“.

                                          

                                       

                                    

                                 

                                 	g)

                                 	
                                    Für die Fallgruppe 2 b) des Vergütungsgruppenplans 26 gilt für Fahrer/innen im Mahlzeitendienst, die bisher bereits im VGP
                                       26 bzw. im VGP 01 oder VGP 32 eingruppiert waren, Abschnitt V mit folgenden Maßgaben:
                                    

                                    
                                       
                                          	aa)

                                          	
                                              Anstelle des Datums „31. Dezember 2016“ tritt das Datum „30. Juni 2021“.

                                          

                                          	bb)

                                          	
                                             Anstelle des Datums „1. Januar 2017“ tritt das Datum „1. Juli 2021“. 

                                          

                                          	cc)

                                          	
                                             Anstelle des Datums „31. Dezember 2017“ tritt das Datum „30. September 2022“.

                                          

                                       

                                    

                                 

                                 	h)

                                 	
                                    Für die Fallgruppen 4. a) und 8. a) des Vergütungsgruppenplans 54 gilt für Leitungen einer Tagespflege, die bisher im VGP
                                       26 eingruppiert waren, Abschnitt V mit folgenden Maßgaben:
                                    

                                    
                                       
                                          	aa)

                                          	
                                             aa) Anstelle des Datums „31. Dezember 2016“ tritt das Datum „31. März 2022“.

                                          

                                          	bb)

                                          	
                                             Anstelle des Datums „1. Januar 2017“ tritt das Datum „1. April 2022“.

                                          

                                          	cc)

                                          	
                                             Anstelle des Datums „31. Dezember 2017“ tritt das Datum „30. Juni 2023“.

                                          

                                       

                                    

                                 

                                 	i)

                                 	
                                    Für den Vergütungsgruppenplan 11 gilt der Abschnitt V mit folgenden Maßgaben:

                                    
                                       
                                          	aa)

                                          	
                                              An Stelle des Datums „31. Dezember 2016“ tritt das Datum „30. September 2022“.

                                          

                                          	bb)

                                          	
                                              An Stelle des Datums „1. Januar 2017“ tritt das Datum „1. Oktober 2022“.

                                          

                                          	cc)

                                          	
                                              An Stelle des Datums „31. Dezember 2017“ tritt das Datum „31. Dezember 2023“.

                                          

                                       

                                    

                                 

                                 	j)

                                 	
                                    Für den Vergütungsgruppenplan 01 gilt der Abschnitt V mit folgenden Maßgaben: 

                                    
                                       
                                          	aa)

                                          	
                                             An Stelle des Datums „31. Dezember 2016“ tritt das Datum „31. Dezember 2022“. 

                                          

                                          	bb)

                                          	
                                             An Stelle des Datums „1. Januar 2017“ tritt das Datum „1. Januar 2023“. 

                                          

                                          	cc)

                                          	
                                             An Stelle des Datums „31. Dezember 2017“ tritt das Datum „31. März 2024“.

                                          

                                       

                                    

                                 

                                 	k)

                                 	
                                    Unbesetzt.

                                    (Redaktioneller Hinweis: Hier folgen Absätze für weitere noch umzustellende Bereiche).

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Für alle gemäß Nr. 1 von Abschnitt V erfassten Vergütungsgruppenpläne gilt:

                           
                              
                                 	a)

                                 	
                                    Der Arbeitgeber ist verpflichtet, auf das Antragsrecht und die Ausschlussfrist in Textform hinzuweisen. Erfolgt dies nicht
                                       spätestens ein Jahr vor Ablauf der Antragsfrist, endet die Antragsfrist abweichend von § 29 b Absatz 1 AR-Ü in Verbindung
                                       mit Protokollnotiz Nr.1 erst ein Jahr nach Zugang des Unterrichtungsschreibens des Arbeitgebers.
                                    

                                 

                                 	b)

                                 	
                                    § 29 b Abs. 2 bezieht sich im Bereich der KAO auf § 17 Abs. 4 KAO in der bis 31. August 2017 geltenden Fassung.

                                 

                                 	c)

                                 	
                                    An Stelle der Formulierung „§ 12 (VKA) und § 13 (VKA) TVöD in Verbindung mit der Anlage 1 – Entgeltordnung (VKA) zum TVöD
                                       tritt die Formulierung „§§ 12 und § 13 KAO in Verbindung mit Anlage 1.2.1 zur KAO.
                                    

                                 

                                 	d)

                                 	
                                    Sofern nicht die Anlage E (VKA) oder die Anlage C (VKA) einschlägig sind, gilt für die von Abschnitt V erfassten Vergütungsgruppenpläne
                                       ab dem Tag der Überleitung die Anlage A (VKA) – Tabelle TVöD VKA mit den Entgeltgruppen 9 a, 9 b und 9 c, siehe Anlage zu Abschnitt V.
                                    

                                    Wird durch einen Wechsel in das Tarifwerk VKA ein weiterer Stufenaufstieg möglich, beginnt die Stufenlaufzeit für das Erreichen
                                       dieser weiteren Stufe am Tag der Überleitung. Die Zuordnung zu einer individuellen Zwischen- oder Endstufe bleibt unberührt.
                                    

                                    Beschäftigte der Entgeltgruppe 9 Stufe 5 (Bund) werden nach Maßgabe der Sätze 2 und 3 in Entgeltgruppe 9 b Stufe 5 (VKA) übergeleitet.

                                    Soweit die Tabellenwerte der Entgeltgruppe 9 Stufe 5 (Bund) höher sind als die Tabellenwerte der Entgeltgruppe 9 b Stufe 5
                                       (VKA) erhalten die Beschäftigten für die Dauer des Verbleibs in Stufe 5 eine Zulage in Höhe des Differenzbetrages.
                                    

                                    Alle noch nicht von der Überleitung in die neue Entgeltordnung betroffenen Beschäftigten verbleiben dagegen in ihren übrigen
                                       Tabellen (je nach Tarifwerk Tabelle TVöD Bund oder Tabelle TVöD VKA), in welchen nur eine Entgeltgruppe 9 ausgewiesen wird, die den Tabellenwerten der Entgeltgruppe 9 b entspricht. Bislang bestehende besondere Regelungen zu den
                                       Stufen bleiben bestehen.
                                    

                                    Sofern in allgemeinen Regelungen die Entgeltgruppen 9 a, 9 b und 9 c aufgeführt sind, ist für die noch nicht von der Überleitung
                                       betroffenen Beschäftigten in Entgeltgruppe 9 die für Entgeltgruppe 9 b zutreffende Regelung einschlägig.
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Die Vergütungsgruppenpläne 3 bis 7, 21 und 63 sind bereits Teil der neuen „Entgeltordnung (KAO)“. Die §§ 12 und 13 KAO sind
                              anwendbar. Da für diese Vergütungsgruppenpläne aber bereits eine Überleitung stattgefunden hat, findet Abschnitt V keine Anwendung.
                           

                           Beschäftigte dieser Vergütungsgruppenpläne in Entgeltgruppe 9 sind zum 1. Mai 2018 gemäß § 29 c Abs. 2 und 3 und der dazu
                              gehörenden Protokollnotiz (KAO) in die Entgeltgruppen 9 a oder 9 b überzuleiten.
                           

                           Zudem gilt ab 1. Mai 2018 für alle Beschäftigten dieser Vergütungsgruppenpläne gemäß Nr. 2 d) die Anlage A (VKA) – Tabelle
                              TVöD VKA, siehe Anlage zu Abschnitt V.
                           

                        

                     

                  

                  

               

               
                     § 29 d
Besondere Überleitungsregelungen im Bereich der Vergütungsgruppenpläne 3 bis 7
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Überleitung in die Vergütungsgruppenpläne 3 bis 7 in der ab 1. Juli 2016 geltenden Fassung erfolgt mit folgenden Maßgaben:
                     
                  

                  Beschäftigte, die am 30. Juni 2016 in den Vergütungsgruppenplänen 11 bis 14 eingruppiert sind, werden am 1. Juli 2016 der
                     Entgeltgruppe, die sich nach den Vergütungsgruppenplänen 3 bis 7 in der ab 1. Juli 2016 geltenden Fassung ergibt, zugeordnet.
                     
                  

                  Ergibt die Zuordnung eine höhere als die am 30. Juni 2016 maßgebliche Entgeltgruppe, so werden die Beschäftigten zum 1. Juli
                     2016 gemäß § 17 Abs. 4 KAO höhergruppiert. Ab dem 1. Juli 2016 gilt in diesem Fall für die Beschäftigten die Anlage A (VKA)
                     zum TVöD. Der Unterschiedsbetrag zum bisherigen Entgelt wird gemäß § 12 Abs. 5 AR-Ü auf einen zustehenden Strukturausgleich
                     angerechnet. Es gilt Besitzstand bezüglich aller bisherigen Entgeltbestandteile. 
                  

                  Ergibt die Zuordnung die gleiche wie die am 30. Juni 2016 maßgebliche Entgeltgruppe, so bleiben die Entgeltgruppe und die
                     Stufenzuordnung unverändert. Ab dem 1. Juli 2016 gilt für die Beschäftigten die Anlage A (VKA) zum TVöD.
                  

                  Bei Beschäftigten, die am 1. Oktober 2006 in die auf dem TVöD basierende Fassung der KAO übergeleitet wurden und aufgrund
                     der Überleitungsbestimmungen bislang nicht alle Stufen der Entgelttabelle erreichen konnten, ist die Stufenlaufzeit für das
                     Erreichen der nach der Anlage A (VKA) zum TVöD möglichen weiteren Stufen auf der Basis der am 1. Oktober 2008 erreichten regulären Stufe zu ermitteln. Abweichend davon ist bei Beschäftigten, die am 1. Oktober 2006 direkt
                     in eine individuelle Endstufe übergeleitet wurden, die Stufenlaufzeit für das Erreichen der nach der Anlage A (VKA) zum TVöD
                     möglichen weiteren Stufen auf der Basis der am 1. Oktober 2006 zugeordneten individuellen Endstufe zu ermitteln. Dabei sind
                     die regulären Stufenlaufzeiten zu Grunde zu legen; verlängerte Stufenlaufzeiten aufgrund von Überleitungsbestimmungen finden
                     keine Berücksichtigung. Es gilt Besitzstand bezüglich aller bisherigen Entgeltbestandteile. 
                  

                  Ergibt die Zuordnung eine niedrigere als die am 30. Juni 2016 maßgebliche Entgeltgruppe, bleiben die Beschäftigten in ihrer
                     seitherigen Entgeltgruppe und Stufe. Es gilt Besitzstand bezüglich aller bisherigen Entgeltbestandteile. Auch die Zuordnung
                     zur Anlage A (Bund) oder Anlage A (VKA) bleibt in diesem Fall unverändert. Der weitere Stufenaufstieg wird vollzogen, als
                     ob eine Überleitung nicht stattgefunden hätte.
                  

                  § 8 Abs. 3 AR-Ü findet für dem Vergütungsgruppenplan 3 zugeordnete Beschäftigte ab 1. Juli 2016 keine Anwendung mehr. 

                  
                        (
                        2
                        )
                         Beschäftigte, die bereits am 30. Juni 2016 in einem Arbeitsverhältnis nach der KAO standen und zum 1. Juli 2016 in die Vergütungsgruppenpläne
                     3 bis 7 übergeleitet wurden, gelten auch dann als Beschäftigte mit abgeschlossener Ausbildung gemäß § 3 Diakonen und Diakoninnengesetz,
                     wenn sie:
                  

                  
                     
                        	a)

                        	
                           zwar über die notwendige fachliche Qualifikation verfügen, aber keine Berufung in das Diakonen-/Diakoninnenamt vorliegt

                        

                     

                  

                  oder

                  
                     
                        	b)

                        	
                           bereits in das Diakonen-/Diakoninnenamt berufen sind, aber nur über einen Diplom- oder Bachelorabschluss in Religionspädagogik,
                              Religions- und Gemeindepädagogik oder Diakoniewissenschaft verfügen.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Gleichstellung gemäß Absatz 2 gilt auch bei einem unmittelbaren Arbeitgeberwechsel innerhalb der KAO. Unterbrechungen
                     von nicht mehr als sechs Monaten sind unschädlich.
                  

               

               
                     § 30
In-Kraft-Treten
                     

                  

                  Diese Arbeitsrechtsregelung tritt am 1. Oktober 2006 in Kraft.

               

            

         

      

      
            Anlage zu Abschnitt V:

         

         
            
               
                  
                     	
                        Tabelle TVöD-VKA

                        

                        (für Beschäftigte, die bereits in die neue Entgeltordnung (KAO) übergeleitet sind)

                        gültig ab 1. Februar 2017
(monatlich in Euro)
                        

                        

                     
                  

                  
                     	
                        Entgeltgruppe

                     
                     	
                        Grundentgelt

                     
                     	
                        Entwicklungsstufen

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        Stufe 1

                     
                     	
                        Stufe 2

                     
                     	
                        Stufe 3

                     
                     	
                        Stufe 4

                     
                     	
                        Stufe 5

                     
                     	
                        Stufe 6

                     
                  

                  
                     	
                        15

                     
                     	
                        4.380,63

                     
                     	
                        4.860,31

                     
                     	
                        5.038,90

                     
                     	
                        5.676,72

                     
                     	
                        6.161,47

                     
                     	
                        6.480,39

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        3.967,32

                     
                     	
                        4.401,04

                     
                     	
                        4.656,17

                     
                     	
                        5.038,90

                     
                     	
                        5.625,72

                     
                     	
                        5.944,61

                     
                  

                  
                     	
                        13

                     
                     	
                        3.657,34

                     
                     	
                        4.056,62

                     
                     	
                        4.273,50

                     
                     	
                        4.694,43

                     
                     	
                        5.281,25

                     
                     	
                        5.523,65

                     
                  

                  
                     	
                        12

                     
                     	
                        3.279,57

                     
                     	
                        3.635,65

                     
                     	
                        4.145,91

                     
                     	
                        4.592,40

                     
                     	
                        5.166,46

                     
                     	
                        5.421,59

                     
                  

                  
                     	
                        11

                     
                     	
                        3.168,10

                     
                     	
                        3.508,11

                     
                     	
                        3.763,23

                     
                     	
                        4.145,91

                     
                     	
                        4.700,83

                     
                     	
                        4.955,97

                     
                  

                  
                     	
                        10

                     
                     	
                        3.056,61

                     
                     	
                        3.380,51

                     
                     	
                        3.635,65

                     
                     	
                        3.890,80

                     
                     	
                        4.375,54

                     
                     	
                        4.490,35

                     
                  

                  
                     	
                        9 c

                     
                     	
                        2.965,63

                     
                     	
                        3.219,42

                     
                     	
                        3.523,40

                     
                     	
                        3.750,73

                     
                     	
                        4.091,71

                     
                     	
                        4.239,46

                     
                  

                  
                     	
                        9 b

                     
                     	
                        2.711,10

                     
                     	
                        2.994,70

                     
                     	
                        3.143,33

                     
                     	
                        3.546,35

                     
                     	
                        3.865,28

                     
                     	
                        4.120,39

                     
                  

                  
                     	
                        9 a

                     
                     	
                        2.711,10

                     
                     	
                        2.964,89

                     
                     	
                        3.143,33

                     
                     	
                        3.546,35

                     
                     	
                        3.636,31

                     
                     	
                        3.865,28

                     
                  

                  
                     	
                        8

                     
                     	
                        2.543,89

                     
                     	
                        2.808,91

                     
                     	
                        2.932,80

                     
                     	
                        3.044,26

                     
                     	
                        3.168,10

                     
                     	
                        3.246,12

                     
                  

                  
                     	
                        7

                     
                     	
                        2.387,86

                     
                     	
                        2.635,53

                     
                     	
                        2.796,54

                     
                     	
                        2.920,41

                     
                     	
                        3.013,29

                     
                     	
                        3.099,99

                     
                  

                  
                     	
                        6

                     
                     	
                        2.343,24

                     
                     	
                        2.586,00

                     
                     	
                        2.709,84

                     
                     	
                        2.827,51

                     
                     	
                        2.908,02

                     
                     	
                        2.988,53

                     
                  

                  
                     	
                        5

                     
                     	
                        2.249,11

                     
                     	
                        2.480,74

                     
                     	
                        2.598,39

                     
                     	
                        2.716,05

                     
                     	
                        2.802,74

                     
                     	
                        2.864,67

                     
                  

                  
                     	
                        4

                     
                     	
                        2.142,59

                     
                     	
                        2.363,07

                     
                     	
                        2.511,69

                     
                     	
                        2.598,39

                     
                     	
                        2.685,09

                     
                     	
                        2.735,85

                     
                  

                  
                     	
                        3

                     
                     	
                        2.109,19

                     
                     	
                        2.325,89

                     
                     	
                        2.387,86

                     
                     	
                        2.486,92

                     
                     	
                        2.561,25

                     
                     	
                        2.629,35

                     
                  

                  
                     	
                        2

                     
                     	
                        1.953,10

                     
                     	
                        2.152,51

                     
                     	
                        2.214,44

                     
                     	
                        2.276,39

                     
                     	
                        2.412,58

                     
                     	
                        2.555,04

                     
                  

                  
                     	
                        1

                     
                     	
                        ---

                     
                     	
                        1.751,25

                     
                     	
                        1.780,97

                     
                     	
                        1.818,14

                     
                     	
                        1.852,79

                     
                     	
                        1.941,97

                     
                  

               
            

         

      

      
            Anhang zu § 16 a

         

         Die in § 16 a in Bezug genommenen Tarifvorschriften lauten wie folgt:

         
                     „§ 25 MTArb/MTArb-O
Nicht voll leistungsfähige Arbeiter
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Mit dem Arbeiter, der bei seiner Einstellung nach amtsärztlichem Gutachten mehr als 20 v. H. erwerbsbeschränkt ist und infolgedessen
                     die ihm zu übertragende Arbeit nicht voll auszuführen vermag, kann entsprechend dem Grad seiner Leistungsfähigkeit ein geminderter
                     Lohn vereinbart werden. Der Arbeiter soll aber möglichst auf einem Arbeitsplatz verwendet werden, auf dem er die Leistung
                     eines voll leistungsfähigen Arbeiters erbringen kann.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ist nach Absatz 1 Satz 1 ein geminderter Lohn vereinbart worden, besteht bei Änderung der Leistungsfähigkeit für den Arbeitgeber
                     und den Arbeiter ein Anspruch auf Neufestsetzung des Lohnes.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Absatz 1 gilt nicht für den Arbeiter, dessen Leistungsfähigkeit durch Ereignisse im Sinne von § 1 des Bundesversorgungsgesetzes
                     oder von § 1 des Bundesgesetzes zur Entschädigung für Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung gemindert ist.
                  

               

               
                     § 37 MTArb/MTArb-O
Sicherung des Lohnstandes bei Leistungsminderung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ist der Arbeiter, der eine mindestens einjährige Beschäftigungszeit zurückgelegt hat, infolge eines Unfalls, den er in Ausübung
                     oder infolge seiner Arbeit ohne Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit erlitten hat, in seiner Lohngruppe nicht mehr voll leistungsfähig
                     und wird er deshalb in einer niedrigeren Lohngruppe weiterbeschäftigt, wird der Unterschiedsbetrag zwischen dem jeweiligen
                     Monatstabellenlohn der bisherigen und der neuen Lohngruppe als persönliche Zulage gewährt. Lohnzuschläge nach § 29, die der
                     Arbeiter bei Eintritt der Leistungsminderung mindestens fünf Jahre für mindestens drei Viertel der regelmäßigen Arbeitszeit
                     bezogen hat, erhält er in der zuletzt bezogenen Höhe weiter. Dies gilt unter den Voraussetzungen des Satzes 2 auch für Lohnzuschläge
                     nach § 29, die in einem Pauschalzuschlag oder in einem Gesamtpauschallohn gemäß § 30 Abs. 6 enthalten sind. Lohnzuschläge
                     nach § 29, die der Arbeiter in der niedrigeren Lohngruppe erhält, werden nur insoweit gezahlt, als sie über die Lohnzuschläge
                     nach Satz 2 hinausgehen. 
                  

                  Das Gleiche gilt bei einer Berufskrankheit im Sinne des § 9 SGB VII nach einer mindestens zweijährigen Beschäftigungszeit3.
                  

                  

                  Protokollnotiz zu Absatz 1 Unterabs. 1 Satz 2:

                  Ein Lohnzuschlag gilt auch dann als gewährt, wenn der Arbeiter den Lohnzuschlag vorübergehend wegen Arbeitsunfähigkeit, Erholungsurlaubs
                     oder Arbeitsbefreiung nicht erhalten hat.
                  

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Absatz 1 gilt entsprechend
                  

                  
                     
                        	
                            für Arbeiter nach zehnjähriger Beschäftigungszeit4, wenn die Leistungsminderung durch eine Gesundheitsschädigung hervorgerufen wurde, die durch fortwirkende schädliche Einflüsse
                              der Arbeit eingetreten ist,
                           

                        

                        	
                            für mindestens 53 Jahre alte Arbeiter nach fünfzehnjähriger Beschäftigungszeit5, wenn die Leistungsminderung durch Abnahme der körperlichen Kräfte und Fähigkeiten infolge langjähriger Arbeit verursacht
                              ist,
                           

                        

                        	
                            für mindestens 50 Jahre alte Arbeiter nach zwanzigjähriger Beschäftigungszeit6, wenn die Leistungsminderung durch Abnahme der körperlichen Kräfte und Fähigkeiten infolge langjähriger Arbeit verursacht
                              ist,
                           

                        

                        	
                            für Arbeiter nach fünfundzwanzigjähriger Beschäftigungszeit7, wenn die Leistungsminderung durch Abnahme der körperlichen Kräfte und Fähigkeiten infolge langjähriger Arbeit verursacht
                              ist.
                           

                        

                     

                  

                  Wenn der Arbeiter erst in den letzten zwei Jahren vor Eintritt der Leistungsminderung in seine Lohngruppe aufgerückt war,
                     erhält er den jeweiligen Monatstabellenlohn der Lohngruppe, in der er vorher war.
                  

                  

                  Protokollnotiz zu Absatz 2 Unterabs. 1:

                  Ist streitig, ob der erforderliche Ursachenzusammenhang vorliegt, soll auf Verlangen die Stellungnahme eines Arztes des beiderseitigen
                     Vertrauens eingeholt werden. Ist kein anderer Kostenträger zuständig, trägt die Kosten der Arbeitgeber, wenn der Anspruch
                     auf Lohnsicherung endgültig zuerkannt ist; anderenfalls trägt sie der Arbeiter.
                  

                  

               

               
                     § 56 BAT/BAT-O
Ausgleichszulage bei Arbeitsunfall und Berufskrankheit
                     

                  

                  Ist der Angestellte infolge eines Unfalls, den er nach mindestens einjähriger ununterbrochener Beschäftigung bei demselben
                     Arbeitgeber in Ausübung oder infolge seiner Arbeit ohne Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit erlitten hat, in seiner bisherigen
                     Vergütungsgruppe nicht mehr voll leistungsfähig und wird er deshalb in einer niedrigeren Vergütungsgruppe weiterbeschäftigt,
                     so erhält er eine Ausgleichszulage in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen der ihm in der neuen Vergütungsgruppe jeweils
                     zustehenden Grundvergütung zuzüglich der allgemeinen Zulage und der Grundvergütung zuzüglich der allgemeinen Zulage, die er
                     in der verlassenen Vergütungsgruppe zuletzt bezogen hat. Das Gleiche gilt bei einer Berufskrankheit im Sinne des § 9 SGB VII
                     nach mindestens dreijähriger ununterbrochener Beschäftigung.“
                  

               

            

         

      

      
            Anlage 3 TVÜ-VKA

         

         
            Vorläufige Zuordnung der Vergütungs- und Lohngruppen zu den Entgeltgruppen für zwischen dem 1. Oktober 2005# und dem In-Kraft-Treten der neuen Entgeltordnung stattfindende Eingruppierungs- und Einreihungsvorgänge (VKA)
            

         

         

         
            
               
                  
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        Entgeltgruppe

                     
                     	
                        Vergütungsgruppe

                     
                     	
                        Lohngruppe

                     
                  

               
               
                  
                     	
                        15

                     
                     	
                        Ia

                     
                     	
                        -

                     
                  

                  
                     	
                        Ib mit Aufstieg nach Ia (zwingend Stufe 1, keine Stufe 6)

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        Ib ohne Aufstieg nach Ia

                     
                     	
                        -

                     
                  

                  
                     	
                        13

                     
                     	
                        Beschäftigte mit Tätigkeiten, die eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulausbildung voraussetzen (II mit und ohne
                           Aufstieg nach Ib) 
[ggf. nach Zulagenregelung nach § 17 Abs. 8 TVÜ] und weitere Beschäftigte, die nach der Vergütungsordnung zum BAT/BAT-O/BAT-Ostdeutsche
                           Sparkassen unmittelbar in Verg.Gr. II eingruppiert sind 
                        

                     
                     	
                        -

                     
                  

                  
                     	
                        12

                     
                     	
                        III mit Aufstieg nach II

                     
                     	
                        -

                     
                  

                  
                     	
                        11

                     
                     	
                        III ohne Aufstieg nach II

                     
                     	
                        -

                     
                  

                  
                     	
                        IVa mit Aufstieg nach III

                     
                  

                  
                     	
                        10

                     
                     	
                        IVa ohne Aufstieg nach III

                     
                     	
                        -

                     
                  

                  
                     	
                        IVb mit Aufstieg nach IVa

                     
                  

                  
                     	
                        Vb in den ersten sechs Monaten der Berufsausübung, wenn danach IVb mit Aufstieg nach IVa

                     
                  

                  
                     	
                        9

                     
                     	
                        IVb ohne Aufstieg nach IVa

                     
                     	
                        9 (zwingend Stufe 1, Stufe 4 nach 7 Jahren in Stufe 3, keine Stufen 5 und 6)

                     
                  

                  
                     	
                        Vb mit Aufstieg nach IVb

                     
                  

                  
                     	
                        Vb ohne Aufstieg nach IVb (Stufe 5 nach 9 Jahren in Stufe 4, keine Stufe 6)

                     
                  

                  
                     	
                        8

                     
                     	
                        Vc mit Aufstieg nach Vb

                     
                     	
                        7 mit Aufstieg nach 8 und 8a

                     
                  

                  
                     	
                        Vc ohne Aufstieg nach Vb

                     
                  

                  
                     	
                        7

                     
                     	
                        Keine

                     
                     	
                        7 mit Aufstieg nach 7a

                     
                  

                  
                     	
                        6 mit Aufstieg nach 7 und 7a

                     
                  

                  
                     	
                        6

                     
                     	
                        VIb mit Aufstieg nach Vc

                     
                     	
                        6 mit Aufstieg nach 6a

                     
                  

                  
                     	
                        VIb ohne Aufstieg nach Vc

                     
                     	
                        5 mit Aufstieg nach 6 und 6a

                     
                  

                  
                     	
                        5

                     
                     	
                        VII mit Aufstieg nach VIb

                     
                     	
                        5 mit Aufstieg nach 5a

                     
                  

                  
                     	
                        VII ohne Aufstieg nach VIb

                     
                     	
                        4 mit Aufstieg nach 5 und 5a

                     
                  

                  
                     	
                        4

                     
                     	
                        Keine

                     
                     	
                        4 mit Aufstieg nach 4a

                     
                  

                  
                     	
                        3 mit Aufstieg nach 4 und 4a

                     
                  

                  
                     	
                        3

                     
                     	
                        VIII mit Aufstieg nach VII

                     
                     	
                        3 mit Aufstieg nach 3a

                     
                  

                  
                     	
                        VIII ohne Aufstieg nach VII

                     
                     	
                        2 mit Aufstieg nach 3 und 3a

                     
                  

                  
                     	
                        2Ü

                     
                     	
                        Keine

                     
                     	
                        2 mit Aufstieg nach 2a

                     
                  

                  
                     	
                        1 mit Aufstieg nach 2 und 2a

                     
                  

                  
                     	
                        2

                     
                     	
                        IXa mit Aufstieg nach VIII

                     
                     	
                        1 mit Aufstieg nach 1a (keine Stufe 6)

                     
                  

                  
                     	
                        IX mit Aufstieg nach IXa oder VIII

                     
                  

                  
                     	
                        X (keine Stufe 6)

                     
                  

                  
                     	
                        1

                     
                     	
                        Beschäftigte mit einfachsten Tätigkeiten, zum Beispiel

                     
                  

                  
                     	
                        
                           
                              	
                                  Essens- und Getränkeausgeber/innen

                              

                              	
                                  Garderobenpersonal

                              

                              	
                                  Spülen und Gemüseputzen und sonstige Tätigkeiten im Haus- und Küchenbereich

                              

                              	
                                  Reiniger/innen in Außenbereichen wie Höfe, Wege, Grünanlagen, Parks

                              

                              	
                                  Wärter/innen von Bedürfnisanstalten

                              

                              	
                                  Servierer/innen

                              

                              	
                                  Hausarbeiter/innen

                              

                              	
                                  Hausgehilfe/Hausgehilfin

                              

                              	
                                  Bote/Botin (ohne Aufsichtsfunktion)

                              

                           

                        

                     
                  

                  
                     	
                        Ergänzungen können durch landesbezirklichen Tarifvertrag geregelt werden.

                     
                  

                  
                     	
                        Hinweis: Diese Zuordnung gilt unabhängig von bisherigen tariflichen Zuordnungen zu Vergütungs-/Lohngruppen. 
                        

                     
                  

               
            

         

      

      
            Anlage 4 TVÜ-VKA

         

         [aufgehoben]

      

      
            Anlage 2 TVÜ-Bund 

         

         
            Zuordnung der Vergütungs- und Lohngruppen zu den Entgeltgruppen für am 30. September/1. Oktober 2005# vorhandene Beschäftigte für die Überleitung (Bund)
            

         

         
            
               
                  
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        Entgeltgruppe

                     
                     	
                        Vergütungsgruppe

                     
                     	
                        Lohngruppe

                     
                  

               
               
                  
                     	
                        15 Ü

                     
                     	
                        I

                     
                     	
                        Keine

                     
                  

                  
                     	
                        15

                     
                     	
                        Keine Stufe 6

                     
                     	
                        Keine

                     
                  

                  
                     	
                        Ia

                     
                  

                  
                     	
                        Ia nach Aufstieg aus Ib

                     
                  

                  
                     	
                        Ib mit ausstehendem Aufstieg nach Ia

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        Keine Stufe 6

                     
                     	
                        Keine

                     
                  

                  
                     	
                        Ib ohne Aufstieg nach Ia

                     
                  

                  
                     	
                        Ib nach Aufstieg aus IIa

                     
                  

                  
                     	
                        IIa mit ausstehendem Aufstieg nach Ib

                     
                  

                  
                     	
                        13

                     
                     	
                        Keine Stufe 6

                     
                     	
                        Keine

                     
                  

                  
                     	
                        IIa ohne Aufstieg nach Ib

                     
                  

                  
                     	
                        12

                     
                     	
                        Keine Stufe 6

                     
                     	Keine
                  

                  
                     	
                        IIa nach Aufstieg aus III

                     
                  

                  
                     	
                        III mit ausstehendem Aufstieg nach IIa

                     
                  

                  
                     	
                        11

                     
                     	
                        Keine Stufe

                     
                     	
                        Keine

                     
                  

                  
                     	
                        II b ohne Aufstieg nach IIa

                     
                  

                  
                     	
                        III ohne Aufstieg nach IIa

                     
                  

                  
                     	
                        III nach Aufstieg aus IVa

                     
                  

                  
                     	
                        IVa mit ausstehendem Aufstieg nach III

                     
                  

                  
                     	
                        10

                     
                     	
                        Keine Stufe 6

                     
                     	
                        Keine

                     
                  

                  
                     	
                        IVa ohne Aufstieg nach III

                     
                  

                  
                     	
                        IVa nach Aufstieg aus IVb

                     
                  

                  
                     	
                        IVb mit ausstehendem Aufstieg nach IVa

                     
                  

                  
                     	
                        Va in den ersten sechs Monaten der Berufsausübung, wenn danach IVb mit Aufstieg nach IVa (Zuordnung zu Stufe 1)

                     
                  

                  
                     	
                        V b in den ersten 6 Monaten der Einarbeitungszeit, wenn danach IV b mit Aufstieg nach IV a (Zuordnung zur Stufe 1)

                     
                  

                  
                     	
                        9

                     
                     	
                        IVb ohne Aufstieg nach IVa (keine Stufe 6)
IVb nach Aufstieg aus Va ohne weiteren Aufstieg nach IVa (keine Stufe 6)
IVb nach Aufstieg aus Vb (keine Stufe 6)
                        

                     
                     	
                        9 
(Stufe 4 nach 7 Jahren in Stufe 3, keine Stufen 5 und 6)
                        

                     
                  

                  
                     	
                        Va mit ausstehendem Aufstieg nach IVb ohne weiteren Aufstieg nach IVa (keine Stufe 6)

                     
                  

                  
                     	
                        Aufstieg nach IVa (keine Stufe 6)
Va ohne Aufstieg nach IVb (Stufe 3 nach 5 Jahren in Stufe 2, Stufe 4 nach 9 Jahren in der Stufe 3, keine Stufen 5 und 6)
                        

                     
                  

                  
                     	
                        Vb mit ausstehendem Aufstieg nach IVb (keine Stufe 6)
Vb ohne Aufstieg nach IVb (Stufe 3 nach 5 Jahren in Stufe 2, Stufe 4 nach 9 Jahren in der Stufe 3, keine Stufen 5 und 6)
                        

                        


                        Vb nach Aufstieg aus Vc (Stufe 3 nach 5 Jahren in Stufe 2, Stufe 4 nach 9 Jahren in der Stufe 3, keine Stufen 5 und 6)

                     
                  

                  
                     	
                        V b nach Aufstieg aus VI b (Stufe 3 nach 5 Jahren in Stufe 2, Stufe 4 nach 9 Jahren in Stufe 3, keine Stufe 5)

                     
                  

                  
                     	
                        8

                     
                     	
                        Vc mit ausstehendem Aufstieg nach Vb

                     
                     	
                        8a

                     
                  

                  
                     	
                        Vc ohne Aufstieg nach Vb

                     
                     	
                        

                     
                  

                  
                     	
                        Vc nach Aufstieg aus VIb

                     
                     	
                        8 mit ausstehendem Aufstieg nach 8a

                     
                  

                  
                     	
                        7

                     
                     	
                        Keine

                     
                     	
                        7a

                     
                  

                  
                     	
                        7 mit ausstehendem Aufstieg nach 7a

                     
                  

                  
                     	
                        7 nach Aufstieg aus 6

                     
                  

                  
                     	
                        6 mit ausstehendem Aufstieg nach 7und 7a

                     
                  

                  
                     	
                        6

                     
                     	
                        VI b mit ausstehendem Aufstieg nach V b

                     
                     	
                        

                     
                  

                  
                     	
                        VIb mit ausstehendem Aufstieg nach Vc

                     
                     	
                        6a

                     
                  

                  
                     	
                        VIb ohne Aufstieg nach Vc

                     
                     	
                        6 mit ausstehendem Aufstieg nach 6a

                     
                  

                  
                     	
                        VIb nach Aufstieg aus VII

                     
                     	
                        6 nach Aufstieg aus 5

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        5 mit ausstehendem Aufstieg nach 6 und 6a

                     
                  

                  
                     	
                        5

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        5a

                     
                  

                  
                     	
                        VII mit ausstehendem Aufstieg nach VIb

                     
                     	
                        5 mit ausstehendem Aufstieg nach 5a

                     
                  

                  
                     	
                        VII ohne Aufstieg nach VIb

                     
                     	
                        5 nach Aufstieg aus 4

                     
                  

                  
                     	
                        VII nach Aufstieg aus VIII

                     
                     	
                        

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        4 mit ausstehendem Aufstieg nach 5 und 5a

                     
                  

                  
                     	
                        4

                     
                     	
                        Keine

                     
                     	
                        4a

                     
                  

                  
                     	
                        4 mit ausstehendem Aufstieg nach 4a

                     
                  

                  
                     	
                        4 nach Aufstieg aus 3

                     
                  

                  
                     	
                        3 mit ausstehendem Aufstieg nach 4 und 4a

                     
                  

                  
                     	
                        3

                     
                     	
                        Keine Stufe 6

                     
                     	
                        


                        


                     
                  

                  
                     	
                        3a

                     
                  

                  
                     	
                        3 mit ausstehendem Aufstieg nach 3a

                     
                  

                  
                     	
                        VIII mit ausstehendem Aufstieg nach VII

                     
                     	
                        3 nach Aufstieg aus 2 und 2a mit ausstehendem Aufstieg nach 3a

                     
                  

                  
                     	
                        VIII ohne Aufstieg nach VII

                     
                     	
                        3 nach Aufstieg aus 2a mit ausstehendem Aufstieg nach 3a

                     
                  

                  
                     	
                        VIII nach Aufstieg aus IXb

                     
                     	
                        3 nach Aufstieg aus 2 und 2a (keine Stufe 6)

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        2a nach Aufstieg aus 2 mit ausstehendem Aufstieg nach 3 und 3a

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        2a mit ausstehendem Aufstieg nach 3 und 3a

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        2a nach Aufstieg aus 2 (keine Stufe 6)

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        2 mit ausstehendem Aufstieg nach 2a, 3 und 3a

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        2 mit ausstehendem Aufstieg nach 2a und 3 (keine Stufe 6)

                     
                  

                  
                     	
                        2Ü

                     
                     	
                        Keine

                     
                     	
                        2a

                     
                  

                  
                     	
                        2 mit ausstehendem Aufstieg nach 2a

                     
                  

                  
                     	
                        2 nach Aufstieg aus 1

                     
                  

                  
                     	
                        1 mit ausstehendem Aufstieg nach 2 und 2a

                     
                  

                  
                     	
                        2

                     
                     	
                        IXa

                     
                     	
                        

                     
                  

                  
                     	
                        IXb mit ausstehendem Aufstieg nach VIII

                     
                     	
                        1a (keine Stufe 6)

                     
                  

                  
                     	
                        IXb mit ausstehendem Aufstieg nach IXa

                     
                     	
                        1 mit ausstehendem Aufstieg nach 1a 
(keine Stufe 6)
                        

                     
                  

                  
                     	
                        IXb nach Aufstieg aus X (keine Stufe 6)

                     
                     	
                        

                     
                  

                  
                     	
                        X (keine Stufe 6)

                     
                     	
                        

                     
                  

                  
                     	
                        1

                     
                     	
                        Keine

                     
                     	
                        Keine

                     
                  

               
            

         

      

      
            Anlage 3 TVÜ-Bund 

         

         
            Strukturausgleiche für Angestellte (Bund)

         

         Angestellte, deren Ortszuschlag sich nach § 29 Abschnitt B Abs. 5 BAT/ BAT-O bemisst, erhalten den entsprechenden Anteil,
            in jedem Fall aber die Hälfte des Strukturausgleichs für Verheiratete. 
         

         Soweit nicht anders ausgewiesen, beginnt die Zahlung des Strukturausgleichs am 1. Oktober 2007#. Die Angabe „nach … Jahren“ bedeutet, dass die Zahlung nach den genannten Jahren ab dem Inkraftteten des TVöD beginnt; so
            wird z. B. bei dem Merkmal „nach 4 Jahren“ der Zahlungsbeginn auf den 1. Oktober 2009# festgelegt, wobei die Auszahlung eines Strukturausgleichs mit den jeweiligen Monatsbezügen er-folgt. Die Dauer der Zahlung
            ist ebenfalls angegeben; dabei bedeutet „dauerhaft“ die Zahlung während der Zeit des Arbeitsverhältnisses. 
         

         Ist die Zahlung „für“ eine bestimmte Zahl von Jahren angegeben, ist der Bezug auf diesen Zeitraum begrenzt (z. B. „für 5 Jahre“
            bedeutet Beginn der Zahlung im Oktober 2007# und Ende der Zahlung mit Ablauf September 2012#). Eine Ausnahme besteht dann, wenn das Ende des Zahlungszeitraumes nicht mit einem Stufenaufstieg in der jeweiligen Entgeltgruppe
            zeitlich zusammenfällt; in diesen Fällen wird der Strukturausgleich bis zum nächsten Stufenaufstieg fortgezahlt. Diese Ausnahmeregelung
            gilt nicht, wenn der Stufenaufstieg in die Endstufe erfolgt; in diesen Fällen bleibt es bei der festgelegten Dauer. 
         

         

         
            
               
                  
                  
                  
                  
                  
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        Entgeltgruppe

                     
                     	
                        Vergütungsgruppe bei In-Kraft-Treten TVÜ 

                     
                     	
                        Aufstieg

                     
                     	
                        Ortszuschlag 
Stufe 1,2
                        

                     
                     	
                        Lebensaltersstufe

                     
                     	
                        Höhe
 Ausgleichsbetrag
                        

                     
                     	
                        Dauer

                     
                  

                  
                     	
                        bei In-Kraft-Treten TVÜ

                     
                  

               
               
                  
                     	
                        2

                     
                     	
                        X

                     
                     	
                        IX b nach 2 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        23

                     
                     	
                          40 €

                     
                     	
                        für 4 Jahre

                     
                  

                  
                     	
                        2

                     
                     	
                        X

                     
                     	
                        IX b nach 2 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        29

                     
                     	
                          30 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        2

                     
                     	
                        X

                     
                     	
                        IX b nach 2 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        31

                     
                     	
                          30 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        2

                     
                     	
                        X

                     
                     	
                        IX b nach 2 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        33

                     
                     	
                          30 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        2

                     
                     	
                        X

                     
                     	
                        IX b nach 2 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        35

                     
                     	
                          20 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        3

                     
                     	
                        VIII

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        25

                     
                     	
                          35 €

                     
                     	
                        nach 4 Jahren dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        3

                     
                     	
                        VIII

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        27

                     
                     	
                          35 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        3

                     
                     	
                        VIII

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        29

                     
                     	
                          35 €

                     
                     	
                        nach 4 Jahren dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        3

                     
                     	
                        VIII

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        31

                     
                     	
                          35 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        3

                     
                     	
                        VIII

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        33

                     
                     	
                          35 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        3

                     
                     	
                        VIII

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        35

                     
                     	
                          35 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        3

                     
                     	
                        VIII

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        37

                     
                     	
                          20 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        6

                     
                     	
                        VI b

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        29

                     
                     	
                          50 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        6

                     
                     	
                        VI b

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        31

                     
                     	
                          50 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        6

                     
                     	
                        VI b

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        33

                     
                     	
                          50 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        6

                     
                     	
                        VI b

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        35

                     
                     	
                          50 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        6

                     
                     	
                        VI b

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        37

                     
                     	
                          50 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        6

                     
                     	
                        VI b

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        39

                     
                     	
                          50 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        8

                     
                     	
                        V c

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        37

                     
                     	
                          40 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        8

                     
                     	
                        V c

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        39

                     
                     	
                          40 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        9

                     
                     	
                        V b

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        29

                     
                     	
                          60 €

                     
                     	
                        für 12 Jahre

                     
                  

                  
                     	
                        9

                     
                     	
                        V b

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        31

                     
                     	
                          60 €

                     
                     	
                        nach 4 Jahren für 7 Jahre

                     
                  

                  
                     	
                        9

                     
                     	
                        V b

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        33

                     
                     	
                          60 €

                     
                     	
                        für 7 Jahre

                     
                  

                  
                     	
                        9

                     
                     	
                        V b

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        27

                     
                     	
                          90 €

                     
                     	
                        nach 4 Jahren für 7 Jahre

                     
                  

                  
                     	
                        9

                     
                     	
                        V b

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        29

                     
                     	
                          90 €

                     
                     	
                        für 7 Jahre

                     
                  

                  
                     	
                        9

                     
                     	
                        V b

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        35

                     
                     	
                          20 €

                     
                     	
                        nach 4 Jahren dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        9

                     
                     	
                        V b

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        37

                     
                     	
                          40 €

                     
                     	
                        nach 4 Jahren dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        9

                     
                     	
                        V b

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        37

                     
                     	
                          40 €

                     
                     	
                        nach 4 Jahren dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        9

                     
                     	
                        V b

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        39

                     
                     	
                          40 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        9

                     
                     	
                        V b

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        41

                     
                     	
                          40 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        9

                     
                     	
                        V b

                     
                     	
                        IV b nach 6 Jahren

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        29

                     
                     	
                          50 €

                     
                     	
                        für 3 Jahre

                     
                  

                  
                     	
                        9

                     
                     	
                        V b

                     
                     	
                        IV b nach 2, 3, 4, 6 Jahren

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        35

                     
                     	
                          60 €

                     
                     	
                        für 4 Jahre

                     
                  

                  
                     	
                        9

                     
                     	
                        V b

                     
                     	
                        IV b nach 2, 3, 4, 6 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        31

                     
                     	
                          50 €

                     
                     	
                        für 4 Jahre

                     
                  

                  
                     	
                        9

                     
                     	
                        V b

                     
                     	
                        IV b nach 2, 3, 4, 6 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        37

                     
                     	
                          60 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        9

                     
                     	
                        V b

                     
                     	
                        IV b nach 2, 3, 4, 6 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        39

                     
                     	
                          60 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        9

                     
                     	
                        V b

                     
                     	
                        IV b nach 2, 3, 4, 6 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        41

                     
                     	
                          60 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        9

                     
                     	
                        IV b

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        35

                     
                     	
                          60 €

                     
                     	
                        für 4 Jahre

                     
                  

                  
                     	
                        9

                     
                     	
                        IV b

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        31

                     
                     	
                          50 €

                     
                     	
                        für 4 Jahre

                     
                  

                  
                     	
                        9

                     
                     	
                        IV b

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        37

                     
                     	
                          60 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        9

                     
                     	
                        IV b

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        39

                     
                     	
                          60 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        9

                     
                     	
                        IV b

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        41

                     
                     	
                          60 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        10

                     
                     	
                        IV b

                     
                     	
                        IV a nach 2, 4, 6 Jahren

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        35

                     
                     	
                          40 €

                     
                     	
                        für 4 Jahre

                     
                  

                  
                     	
                        10

                     
                     	
                        IV b

                     
                     	
                        IV a nach 2, 4, 6 Jahren

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        41

                     
                     	
                          30 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        10

                     
                     	
                        IV b

                     
                     	
                        IV a nach 2, 4, 6 Jahren

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        43

                     
                     	
                          30 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        10

                     
                     	
                        IV b

                     
                     	
                        IV a nach 6 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        29

                     
                     	
                          70 €

                     
                     	
                        für 7 Jahre

                     
                  

                  
                     	
                        10

                     
                     	
                        IV b

                     
                     	
                        IV a nach 2, 4, 6 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        37

                     
                     	
                          60 €

                     
                     	
                        nach 4 Jahren dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        10

                     
                     	
                        IV b

                     
                     	
                        IV a nach 2, 4, 6 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        39

                     
                     	
                          60 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        10

                     
                     	
                        IV b

                     
                     	
                        IV a nach 2, 4, 6 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        41

                     
                     	
                          85 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        10

                     
                     	
                        IV b

                     
                     	
                        IV a nach 2, 4, 6 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        43

                     
                     	
                          60 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        10

                     
                     	
                        IV a

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        35

                     
                     	
                          40 €

                     
                     	
                        für 4 Jahre

                     
                  

                  
                     	
                        10

                     
                     	
                        IV a

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        41

                     
                     	
                          30 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        10

                     
                     	
                        IV a

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        43

                     
                     	
                          30 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        10

                     
                     	
                        IV a

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        37

                     
                     	
                          60 €

                     
                     	
                        nach 4 Jahren dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        10

                     
                     	
                        IV a

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        39

                     
                     	
                          60 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        10

                     
                     	
                        IV a

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        41

                     
                     	
                          85 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        10

                     
                     	
                        IV a

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        43

                     
                     	
                          60 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        11

                     
                     	
                        IV a

                     
                     	
                        III nach 4, 6, 8 Jahren

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        41

                     
                     	
                          40 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        11

                     
                     	
                        IV a

                     
                     	
                        III nach 4, 6, 8 Jahren

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        43

                     
                     	
                          40 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        11

                     
                     	
                        IV a

                     
                     	
                        III nach 4, 6, 8 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        37

                     
                     	
                          70 €

                     
                     	
                        nach 4 Jahren dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        11

                     
                     	
                        IV a

                     
                     	
                        III nach 4, 6, 8 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        39

                     
                     	
                          70 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        11

                     
                     	
                        IV a

                     
                     	
                        III nach 4, 6, 8 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        41

                     
                     	
                          85 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        11

                     
                     	
                        IV a

                     
                     	
                        III nach 4, 6, 8 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        43

                     
                     	
                          70 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        11

                     
                     	
                        III

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        41

                     
                     	
                          40 €

                     
                     	
                        nach 4 Jahren dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        11

                     
                     	
                        III

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        43

                     
                     	
                          40 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        11

                     
                     	
                        III

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        37

                     
                     	
                          70 €

                     
                     	
                        nach 4 Jahren dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        11

                     
                     	
                        III

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        39

                     
                     	
                          70 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        11

                     
                     	
                        III

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        41

                     
                     	
                          85 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        11

                     
                     	
                        III

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        43

                     
                     	
                          70 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        11

                     
                     	
                        II b

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        31

                     
                     	
                        60 €

                     
                     	
                        nach 4 Jahren für 2 Jahre8

                     
                  

                  
                     	
                        11

                     
                     	
                        II b

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        39

                     
                     	
                        60 €

                     
                     	
                        nach 4 Jahren dauerhaft9

                     
                  

                  
                     	
                        11

                     
                     	
                        II b

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        41

                     
                     	
                        80 €

                     
                     	
                        dauerhaft10

                     
                  

                  
                     	
                        11

                     
                     	
                        II b

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        29

                     
                     	
                        60 €

                     
                     	
                        nach 4 Jahren für 2 Jahre11

                     
                  

                  
                     	
                        11

                     
                     	
                        II b

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        35

                     
                     	
                        80 €

                     
                     	
                        nach 4 Jahren dauerhaft12

                     
                  

                  
                     	
                        11

                     
                     	
                        II b

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        37

                     
                     	
                        100 €

                     
                     	
                        nach 4 Jahren dauerhaft13

                     
                  

                  
                     	
                        11

                     
                     	
                        II b

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        39

                     
                     	
                        110 €

                     
                     	
                        dauerhaft14

                     
                  

                  
                     	
                        11

                     
                     	
                        II b

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        41

                     
                     	
                        80 €

                     
                     	
                        dauerhaft15

                     
                  

                  
                     	
                        12

                     
                     	
                        III

                     
                     	
                        II a nach 10 Jahren

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        33

                     
                     	
                          95 €

                     
                     	
                        für 5 Jahre

                     
                  

                  
                     	
                        12

                     
                     	
                        III

                     
                     	
                        II a nach 10 Jahren

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        35

                     
                     	
                          95 €

                     
                     	
                        für 4 Jahre

                     
                  

                  
                     	
                        12

                     
                     	
                        III

                     
                     	
                        II a nach 10 Jahren

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        39

                     
                     	
                          50 €

                     
                     	
                        nach 4 Jahren dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        12

                     
                     	
                        III

                     
                     	
                        II a nach 10 Jahren

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        41

                     
                     	
                          50 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        12

                     
                     	
                        III

                     
                     	
                        II a nach 10 Jahren

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        43

                     
                     	
                          50 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        12

                     
                     	
                        III

                     
                     	
                        II a nach 10 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        33

                     
                     	
                        100 €

                     
                     	
                        für 4 Jahre

                     
                  

                  
                     	
                        12

                     
                     	
                        III

                     
                     	
                        II a nach 10 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        37

                     
                     	
                        100 €

                     
                     	
                        nach 4 Jahren dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        12

                     
                     	
                        III

                     
                     	
                        II a nach 10 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        39

                     
                     	
                        100 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        12

                     
                     	
                        III

                     
                     	
                        II a nach 10 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        41

                     
                     	
                        100 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        12

                     
                     	
                        III

                     
                     	
                        II a nach 10 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        43

                     
                     	
                          85 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        12

                     
                     	
                        III

                     
                     	
                        II a nach 8 Jahren

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        35

                     
                     	
                          95 €

                     
                     	
                        für 4 Jahre

                     
                  

                  
                     	
                        12

                     
                     	
                        III

                     
                     	
                        II a nach 8 Jahren

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        39

                     
                     	
                          50 €

                     
                     	
                        nach 4 Jahren dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        12

                     
                     	
                        III

                     
                     	
                        II a nach 8 Jahren

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        41

                     
                     	
                          50 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        12

                     
                     	
                        III

                     
                     	
                        II a nach 8 Jahren

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        43

                     
                     	
                          50 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        12

                     
                     	
                        III

                     
                     	
                        II a nach 8 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        31

                     
                     	
                        100 €

                     
                     	
                        für 5 Jahre

                     
                  

                  
                     	
                        12

                     
                     	
                        III

                     
                     	
                        II a nach 8 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        33

                     
                     	
                        100 €

                     
                     	
                        für 4 Jahre

                     
                  

                  
                     	
                        12

                     
                     	
                        III

                     
                     	
                        II a nach 8 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        37

                     
                     	
                        100 €

                     
                     	
                        nach 4 Jahren dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        12

                     
                     	
                        III

                     
                     	
                        II a nach 8 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        39

                     
                     	
                        100 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        12

                     
                     	
                        III

                     
                     	
                        II a nach 8 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        41

                     
                     	
                        100 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        12

                     
                     	
                        III

                     
                     	
                        II a nach 8 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        43

                     
                     	
                          85 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        12

                     
                     	
                        III

                     
                     	
                        II a nach 5 Jahren

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        29

                     
                     	
                        100 €

                     
                     	
                        für 3 Jahre

                     
                  

                  
                     	
                        12

                     
                     	
                        III

                     
                     	
                        II a nach 5 u. 6 Jahren

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        35

                     
                     	
                          95 €

                     
                     	
                        für 4 Jahre

                     
                  

                  
                     	
                        12

                     
                     	
                        III

                     
                     	
                        II a nach 5 u. 6 Jahren

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        39

                     
                     	
                          50 €

                     
                     	
                        nach 4 Jahren dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        12

                     
                     	
                        III

                     
                     	
                        II a nach 5 u. 6 Jahren

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        41

                     
                     	
                          50 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        12

                     
                     	
                        III

                     
                     	
                        II a nach 5 u. 6 Jahren

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        43

                     
                     	
                          50 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        12

                     
                     	
                        III

                     
                     	
                        II a nach 5 u. 6 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        33

                     
                     	
                        100 €

                     
                     	
                        für 4 Jahre

                     
                  

                  
                     	
                        12

                     
                     	
                        III

                     
                     	
                        II a nach 5 u. 6 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        37

                     
                     	
                        100 €

                     
                     	
                        nach 4 Jahren dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        12

                     
                     	
                        III

                     
                     	
                        II a nach 5. u. 6 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        39

                     
                     	
                        100 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        12

                     
                     	
                        III

                     
                     	
                        II a nach 5 u. 6 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        41

                     
                     	
                        100 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        12

                     
                     	
                        III

                     
                     	
                        II a nach 5 u. 6 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        43

                     
                     	
                          85 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        13

                     
                     	
                        II a

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        39

                     
                     	
                          60 €

                     
                     	
                        nach 4 Jahren dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        13

                     
                     	
                        II a

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        41

                     
                     	
                          60 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        13

                     
                     	
                        II a

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        43

                     
                     	
                          60 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        II a

                     
                     	
                        I b nach 15 Jahren

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        39

                     
                     	
                          80 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        II a

                     
                     	
                        I b nach 15 Jahren

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        41

                     
                     	
                          80 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        II a

                     
                     	
                        I b nach 15 Jahren

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        43

                     
                     	
                          80 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        II a

                     
                     	
                        I b nach 15 Jahren

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        45

                     
                     	
                          60 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        II a

                     
                     	
                        I b nach 15 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        37

                     
                     	
                        110 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        II a

                     
                     	
                        I b nach 15 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        39

                     
                     	
                        110 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        II a

                     
                     	
                        I b nach 15 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        41

                     
                     	
                        110 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        II a

                     
                     	
                        I b nach 15 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        43

                     
                     	
                        110 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        II a

                     
                     	
                        I b nach 15 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        45

                     
                     	
                          60 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        II a

                     
                     	
                        I b nach 5 u. 6 Jahren

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        31

                     
                     	
                        100 €

                     
                     	
                        für 3 Jahre

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        II a

                     
                     	
                        I b nach 5 u. 6 Jahren

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        35

                     
                     	
                        100 €

                     
                     	
                        für 4 Jahre

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        II a

                     
                     	
                        I b nach 5 u. 6 Jahren

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        41

                     
                     	
                          80 €

                     
                     	
                        nach 4 Jahren dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        II b

                     
                     	
                        I b nach 5 u. 6 Jahren

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        43

                     
                     	
                          80 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        II a

                     
                     	
                        I b nach 5 u. 6 Jahren

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        45

                     
                     	
                          60 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        II a

                     
                     	
                        I b nach 5 u. 6 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        31

                     
                     	
                        110 €

                     
                     	
                        für 7 Jahre

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        II a

                     
                     	
                        I b nach 5 u. 6 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        33

                     
                     	
                          50 €

                     
                     	
                        für 4 Jahre

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        II a

                     
                     	
                        I b nach 5 u. 6 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        39

                     
                     	
                        110 €

                     
                     	
                        nach 4 Jahren dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        II a

                     
                     	
                        I b nach 5 u. 6 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        41

                     
                     	
                        110 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        II a

                     
                     	
                        I b nach 5 u. 6 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        43

                     
                     	
                        110 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        II a

                     
                     	
                        I b nach 5 u. 6 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        45

                     
                     	
                          60 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        II a

                     
                     	
                        I b nach 11 Jahren

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        33

                     
                     	
                          50 €

                     
                     	
                        nach 4 Jahren für 5 Jahre

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        II a

                     
                     	
                        I b nach 11 Jahren

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        35

                     
                     	
                          50 €

                     
                     	
                        für 5 Jahre

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        II a

                     
                     	
                        I b nach 11 Jahren

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        37

                     
                     	
                          80 €

                     
                     	
                        für 4 Jahre

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        II a

                     
                     	
                        I b nach 11 Jahren

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        41

                     
                     	
                          80 €

                     
                     	
                        nach 4 Jahren dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        II a

                     
                     	
                        I b nach 11 Jahren

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        43

                     
                     	
                          80 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        II a

                     
                     	
                        I b nach 11 Jahren

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        45

                     
                     	
                          60 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        II a

                     
                     	
                        I b nach 11 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        35

                     
                     	
                        110 €

                     
                     	
                        nach 3 Jahren für 3 Jahre

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        II a

                     
                     	
                        I b nach 11 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        37

                     
                     	
                        110 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        II a

                     
                     	
                        I b nach 11 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        39

                     
                     	
                        110 €

                     
                     	
                        nach 4 Jahren dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        II a

                     
                     	
                        I b nach 11 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        41

                     
                     	
                        110 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        II a

                     
                     	
                        I b nach 11 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        43

                     
                     	
                        110 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        II a

                     
                     	
                        I b nach 11 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        45

                     
                     	
                          60 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        I b

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        35

                     
                     	
                        100 €

                     
                     	
                        für 4 Jahre

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        I b

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        41

                     
                     	
                          80 €

                     
                     	
                        nach 4 Jahren dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        I b

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        43

                     
                     	
                          80 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        I b

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        45

                     
                     	
                          60 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        I b

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        33

                     
                     	
                          50 €

                     
                     	
                        für 4 Jahre

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        I b

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        39

                     
                     	
                        110 €

                     
                     	
                        nach 4 Jahren dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        I b

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        41

                     
                     	
                        110 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        I b

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        43

                     
                     	
                        110 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        14

                     
                     	
                        I b

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        45

                     
                     	
                        60 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        15

                     
                     	
                        I a

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        39

                     
                     	
                        110 €

                     
                     	
                        für 4 Jahre

                     
                  

                  
                     	
                        15

                     
                     	
                        I a

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        43

                     
                     	
                          50 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        15

                     
                     	
                        I a

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        45

                     
                     	
                          50 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        15

                     
                     	
                        I a

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        37

                     
                     	
                        110 €

                     
                     	
                        für 4 Jahre

                     
                  

                  
                     	
                        15

                     
                     	
                        I a

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        41

                     
                     	
                          50 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        15

                     
                     	
                        I a

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        43

                     
                     	
                          50 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        15

                     
                     	
                        I a

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        45

                     
                     	
                          50 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        15

                     
                     	
                        I b

                     
                     	
                        I a nach 8 Jahren

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        39

                     
                     	
                        110 €

                     
                     	
                        für 4 Jahre

                     
                  

                  
                     	
                        15

                     
                     	
                        I b

                     
                     	
                        I a nach 8 Jahren

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        43

                     
                     	
                          50 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        15

                     
                     	
                        I b

                     
                     	
                        I a nach 8 Jahren

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        45

                     
                     	
                          50 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        15

                     
                     	
                        I b

                     
                     	
                        I a nach 8 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        37

                     
                     	
                        110 €

                     
                     	
                        für 4 Jahre

                     
                  

                  
                     	
                        15

                     
                     	
                        I b

                     
                     	
                        I a nach 8 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        41

                     
                     	
                          50 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        15

                     
                     	
                        I b

                     
                     	
                        I a nach 8 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        43

                     
                     	
                          50 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        15

                     
                     	
                        I b

                     
                     	
                        I a nach 8 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        45

                     
                     	
                          50 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        15

                     
                     	
                        I b

                     
                     	
                        I a nach 4 Jahren

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        39

                     
                     	
                        110 €

                     
                     	
                        für 4 Jahre

                     
                  

                  
                     	
                        15

                     
                     	
                        I b

                     
                     	
                        I a nach 4 Jahren

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        43

                     
                     	
                          50 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        15

                     
                     	
                        I b

                     
                     	
                        I a nach 4 Jahren

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        45

                     
                     	
                          50 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        15

                     
                     	
                        I b

                     
                     	
                        I a nach 4 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        37

                     
                     	
                        110 €

                     
                     	
                        für 4 Jahre

                     
                  

                  
                     	
                        15

                     
                     	
                        I b

                     
                     	
                        I a nach 4 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        41

                     
                     	
                          50 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        15

                     
                     	
                        I b

                     
                     	
                        I a nach 4 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        43

                     
                     	
                          50 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        15

                     
                     	
                        I b

                     
                     	
                        I a nach 4 Jahren

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        45

                     
                     	
                          50 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        15 Ü

                     
                     	
                        I

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        43

                     
                     	
                          50 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

                  
                     	
                        15 Ü

                     
                     	
                        I

                     
                     	
                        ohne

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        45

                     
                     	
                          50 €

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                  

               
            

         

      

      
            Anlage 2 TVÜ-VKA 

         

         
            Strukturausgleiche für Angestellte (VKA) - Auszug

         

         Angestellte, deren Ortszuschlag sich nach § 29 Abschn. B Abs. 5 BAT/BAT-O/BAT-Ostdeutsche Sparkassen bemisst, erhalten den
            entsprechenden Anteil, in jedem Fall aber die Hälfte des Strukturausgleichs für Verheiratete. 
         

         Soweit nicht anders ausgewiesen, beginnt die Zahlung des Strukturausgleichs am 1. Oktober 2007#. Die Angabe „nach ... Jahren“ bedeutet, dass die Zahlung nach den genannten Jahren ab dem In-Kraft-Treten des TVöD beginnt;
            so wird z. B. bei dem Merkmal „nach 4 Jahren“ der Zahlungsbeginn auf den 1. Oktober 2009# festgelegt, wobei die Auszahlung eines Strukturausgleichs mit den jeweiligen Monatsbezügen erfolgt. Die Dauer der Zahlung
            ist ebenfalls angegeben; dabei bedeutet „dauerhaft“ die Zahlung während der Zeit des Arbeitsverhältnisses. 
         

         Ist die Zahlung „für“ eine bestimmte Zahl von Jahren angegeben, ist der Bezug auf diesen Zeitraum begrenzt (z. B. „für 5 Jahre“
            bedeutet Beginn der Zahlung im Oktober 2007# und Ende der Zahlung mit Ablauf September 2012#). Eine Ausnahme besteht dann, wenn das Ende des Zahlungszeitraumes nicht mit einem Stufenaufstieg in der jeweiligen Entgeltgruppe
            zeitlich zusammenfällt; in diesen Fällen wird der Strukturausgleich bis zum nächsten Stufenaufstieg fortgezahlt. Diese Ausnahmeregelung
            gilt nicht, wenn der Stufenaufstieg in die Endstufe erfolgt; in diesen Fällen bleibt es bei der festgelegten Dauer. 
         

         Betrifft die Zahlung eines Strukturausgleichs eine Vergütungsgruppe (Fallgruppe) mit Bewährungs- bzw. Zeitaufstieg, wird dies
            ebenfalls angegeben. Soweit keine Aufstiegszeiten angegeben sind, gelten die Ausgleichsbeträge für alle Aufstiege.
         

         Angestellte, die aus der Anlage 1b zum BAT/BAT-O übergeleitet werden

         
            
               
                  
                  
                  
                  
                  
                  
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        EG

                     
                     	
                        Vergütungsgruppe

                     
                     	
                        Ortszuschlag Stufe 1/2 

                     
                     	
                        Überleitung aus Stufe

                     
                     	
                        nach

                     
                     	
                        für

                     
                     	
                        Betrag Tarifgebiet West

                     
                     	
                        Betrag Tarifgebiet Ost

                     
                  

               
               
                  
                     	
                        12a

                     
                     	
                        Kr. XII 5 Jahre 
Kr. XIII
                        

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        6

                     
                     	
                        1 Jahr

                     
                     	
                        6 Jahre

                     
                     	
                        90,- €

                     
                     	
                        87,- €

                     
                  

                  
                     	
                        11b

                     
                     	
                        Kr. XI 5 Jahre 
Kr. XII
                        

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        6

                     
                     	
                        1 Jahr

                     
                     	
                        6 Jahre

                     
                     	
                        150,- €

                     
                     	
                        145,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        6

                     
                     	
                        1 Jahr

                     
                     	
                        6 Jahre

                     
                     	
                        90,- €

                     
                     	
                        87,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        7

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        5 Jahre

                     
                     	
                        130,- €

                     
                     	
                        126,- €

                     
                  

                  
                     	
                        11a

                     
                     	
                        Kr. X 5 Jahre 
Kr. XI
                        

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        4

                     
                     	
                        5 Jahren

                     
                     	
                        2 Jahre

                     
                     	
                        220,- €

                     
                     	
                        213,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        5

                     
                     	
                        3 Jahren

                     
                     	
                        4 Jahre

                     
                     	
                        300,- €

                     
                     	
                        291,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        5

                     
                     	
                        3 Jahren

                     
                     	
                        4 Jahre

                     
                     	
                        190,- €

                     
                     	
                        184,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        6

                     
                     	
                        1 Jahr

                     
                     	
                        6 Jahre

                     
                     	
                        260,- €

                     
                     	
                        252,- €

                     
                  

                  
                     	
                        10a

                     
                     	
                        Kr. IX 5 Jahre 
Kr. X
                        

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        5

                     
                     	
                        3 Jahren

                     
                     	
                        2 Jahre, 
danach dauerhaft
                        

                     
                     	
                        270,- € 
20,- €
                        

                     
                     	
                        261,- € 
19,- €
                        

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        6

                     
                     	
                        4 Jahren

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                     	
                        35,- €

                     
                     	
                        33,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        7

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                     	
                        35,- €

                     
                     	
                        33,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        8

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                     	
                        35,- €

                     
                     	
                        33,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        5

                     
                     	
                        3 Jahren

                     
                     	
                        2 Jahre

                     
                     	
                        170,- €

                     
                     	
                        164,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        6

                     
                     	
                        1 Jahr

                     
                     	
                        4 Jahre

                     
                     	
                        240,- €

                     
                     	
                        232,- €

                     
                  

                  
                     	
                        9d

                     
                     	
                        Kr. VIII 5 Jahre 
Kr. IX
                        

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        5

                     
                     	
                        6 Jahren

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                     	
                        15,- €

                     
                     	
                        14,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        6

                     
                     	
                        1 Jahr

                     
                     	
                        3 Jahre, 
danach dauerhaft
                        

                     
                     	
                        140,- € 
15,- €
                        

                     
                     	
                        135,- € 
14,- €
                        

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        7

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                     	
                        30,- €

                     
                     	
                        29,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        8

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                     	
                        20,- €

                     
                     	
                        19,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        6

                     
                     	
                        1 Jahr

                     
                     	
                        1 Jahr, 
danach für 
2 Jahre
                        

                     
                     	
                        200,- € 
60,- €
                        

                     
                     	
                        194,- € 
58,- €
                        

                     
                  

                  
                     	
                        9b

                     
                     	
                        Kr. VII

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        5

                     
                     	
                        4 Jahren

                     
                     	
                        3 Jahre

                     
                     	
                        45,- €

                     
                     	
                        43,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        6

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        2 Jahre, 
danach für 
3 Jahre
                        

                     
                     	
                        40,- € 
100,- €
                        

                     
                     	
                        38,- € 
97,- €
                        

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        7

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                     	
                        10,- €

                     
                     	
                        9,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        8

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                     	
                        10,- €

                     
                     	
                        9,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        6

                     
                     	
                        6 Jahren

                     
                     	
                        1 Jahr

                     
                     	
                        60,- €

                     
                     	
                        58,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        7

                     
                     	
                        4 Jahren

                     
                     	
                        3 Jahre

                     
                     	
                        60,- €

                     
                     	
                        58,- €

                     
                  

                  
                     	
                        9c

                     
                     	
                        Kr. VII 5 Jahre 
Kr. VIII
                        

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        4

                     
                     	
                        4 Jahren

                     
                     	
                        2 Jahre, 
danach für
4 Jahre
                        

                     
                     	
                        55,- € 
110,- €
                        

                     
                     	
                        53,- € 
106,- €
                        

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        5

                     
                     	
                        4 Jahren

                     
                     	
                        3 Jahre

                     
                     	
                        80,- €

                     
                     	
                        77,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        6

                     
                     	
                        1 Jahr

                     
                     	
                        6 Jahre

                     
                     	
                        140,- €

                     
                     	
                        135,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        5

                     
                     	
                        3 Jahren

                     
                     	
                        2 Jahre, 
danach für 
5 Jahre
                        

                     
                     	
                        150,- € 
60,- €
                        

                     
                     	
                        145,- € 
58,- €
                        

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        6

                     
                     	
                        1 Jahr

                     
                     	
                        9 Jahre

                     
                     	
                        150,- €

                     
                     	
                        145,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        7

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        5 Jahre

                     
                     	
                        100,- €

                     
                     	
                        97,- €

                     
                  

                  
                     	
                        9b

                     
                     	
                        Kr. VI 5 Jahre 
Kr. VII
                        

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        6

                     
                     	
                        1 Jahr

                     
                     	
                        6 Jahre

                     
                     	
                        90,- €

                     
                     	
                        87,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        7

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                     	
                        10,- €

                     
                     	
                        9,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        8

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                     	
                        10,- €

                     
                     	
                        9,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        5

                     
                     	
                        3 Jahren

                     
                     	
                        2 Jahre

                     
                     	
                        240,- €

                     
                     	
                        232,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        6

                     
                     	
                        1 Jahr

                     
                     	
                        1 Jahr

                     
                     	
                        200,- €

                     
                     	
                        194,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        7

                     
                     	
                        4 Jahren

                     
                     	
                        3 Jahre

                     
                     	
                        65,- €

                     
                     	
                        63,- €

                     
                  

                  
                     	
                        9b

                     
                     	
                        Kr. VI 7 Jahre 
Kr. VII
                        

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        6

                     
                     	
                        4 Jahren

                     
                     	
                        3 Jahre

                     
                     	
                        90,- €

                     
                     	
                        87,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        7

                     
                     	
                        1 Jahr

                     
                     	
                        1 Jahr 
danach für 
5 Jahre
                        

                     
                     	
                        200,- € 
120,- €
                        

                     
                     	
                        194,- €, 
116,- €
                        

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        8

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                     	
                        10,- €

                     
                     	
                        9,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        5

                     
                     	
                        4 Jahren

                     
                     	
                        4 Jahre

                     
                     	
                        50,- €

                     
                     	
                        48,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        7

                     
                     	
                        1 Jahr

                     
                     	
                        1 Jahr 
danach für
5 Jahre
                        

                     
                     	
                        190,- € 
20,- €
                        

                     
                     	
                        184,- € 
19,- €
                        

                     
                  

                  
                     	
                        9a

                     
                     	
                        Kr VI

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        4

                     
                     	
                        4 Jahren

                     
                     	
                        3 Jahre

                     
                     	
                        30,- €

                     
                     	
                        29,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        5

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        5 Jahre

                     
                     	
                        75,- €

                     
                     	
                        72,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        5

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        8 Jahre

                     
                     	
                        50,- €

                     
                     	
                        48,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        6

                     
                     	
                        4 Jahren

                     
                     	
                        3 Jahre

                     
                     	
                        40,- €

                     
                     	
                        38,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        7

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        5 Jahre

                     
                     	
                        60,- €

                     
                     	
                        58,- €

                     
                  

                  
                     	
                        8a

                     
                     	
                        Kr. Va 3 Jahre, 
Kr. VI
                        

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        3

                     
                     	
                        4 Jahren

                     
                     	
                        7 Jahre

                     
                     	
                        45,- €

                     
                     	
                        43,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        5

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        5 Jahre

                     
                     	
                        60,- €

                     
                     	
                        58,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        4

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        9 Jahre

                     
                     	
                        55,- €

                     
                     	
                        53,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        7

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        5 Jahre

                     
                     	
                        60,- €

                     
                     	
                        58,- €

                     
                  

                  
                     	
                        8a

                     
                     	
                        Kr. Va 5 Jahre 
Kr. VI
                        

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        3

                     
                     	
                        4 Jahren

                     
                     	
                        7 Jahre

                     
                     	
                        45,- €

                     
                     	
                        43,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        5

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        5 Jahre

                     
                     	
                        60,- €

                     
                     	
                        58,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        3

                     
                     	
                        4 Jahren

                     
                     	
                        3 Jahre

                     
                     	
                        55,- €

                     
                     	
                        53,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        4

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        9 Jahre

                     
                     	
                        55,- €

                     
                     	
                        53,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        7

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        5 Jahre

                     
                     	
                        60,- €

                     
                     	
                        58,- €

                     
                  

                  
                     	
                        8a

                     
                     	
                        Kr. V 6 Jahre 
Kr. VI
                        

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        2

                     
                     	
                        6 Jahren

                     
                     	
                        7 Jahre

                     
                     	
                        30,- €

                     
                     	
                        29,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        3

                     
                     	
                        4 Jahren

                     
                     	
                        7 Jahre

                     
                     	
                        35,- €

                     
                     	
                        33,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        5

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        5 Jahre

                     
                     	
                        60,- €

                     
                     	
                        58,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        3

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        7 Jahre

                     
                     	
                        120,- €

                     
                     	
                        116,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        4

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        9 Jahre

                     
                     	
                        55,- €

                     
                     	
                        53,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        7

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        5 Jahre

                     
                     	
                        60,- €

                     
                     	
                        58,- €

                     
                  

                  
                     	
                        8a

                     
                     	
                        Kr. V 4 Jahre, 
Kr. Va 2 Jahre,
Kr. VI
                        

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        2

                     
                     	
                        6 Jahren

                     
                     	
                        7 Jahre

                     
                     	
                        60,- €

                     
                     	
                        58,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        3

                     
                     	
                        4 Jahren

                     
                     	
                        7 Jahre

                     
                     	
                        60,- €

                     
                     	
                        58,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        4

                     
                     	
                        3 Jahren

                     
                     	
                        4 Jahre

                     
                     	
                        25,- €

                     
                     	
                        24,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        5

                     
                     	
                        1 Jahr

                     
                     	
                        2 Jahre, 
danach für 
4 Jahre
                        

                     
                     	
                        25,- € 
80,- €
                        

                     
                     	
                        24,- € 
77,- €
                        

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        7

                     
                     	
                        1 Jahr

                     
                     	
                        1 Jahr

                     
                     	
                        40,- €

                     
                     	
                        38,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        8

                     
                     	
                        1 Jahr

                     
                     	
                        1 Jahr

                     
                     	
                        40,- €

                     
                     	
                        38,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        3

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        5 Jahre

                     
                     	
                        55,- €

                     
                     	
                        53,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        4

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        4 Jahre, 
danach für 
5 Jahre
                        

                     
                     	
                        70,- €
20,- €
                        

                     
                     	
                        67,- €
19,- €
                        

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        7

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        5 Jahre

                     
                     	
                        55,- €

                     
                     	
                        53,- €

                     
                  

                  
                     	
                        7a

                     
                     	
                        Kr. V 4 Jahre 
Kr. Va
                        

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        3

                     
                     	
                        4 Jahren

                     
                     	
                        7 Jahre

                     
                     	
                        55,- €

                     
                     	
                        53,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        5

                     
                     	
                        4 Jahren

                     
                     	
                        3 Jahre

                     
                     	
                        70,- €

                     
                     	
                        67,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        7

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                     	
                        25,- €

                     
                     	
                        24,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        8

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                     	
                        20,- €

                     
                     	
                        19,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        5

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        9 Jahre

                     
                     	
                        45,- €

                     
                     	
                        43,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        7

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        5 Jahre

                     
                     	
                        40,- €

                     
                     	
                        38,- €

                     
                  

                  
                     	
                        7a

                     
                     	
                        Kr. V 5 Jahre 
Kr. Va
                        

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        3

                     
                     	
                        4 Jahren

                     
                     	
                        7 Jahre

                     
                     	
                        45,- €

                     
                     	
                        43,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        4

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        9 Jahre

                     
                     	
                        100,- €

                     
                     	
                        97,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        5

                     
                     	
                        4 Jahren

                     
                     	
                        3 Jahre

                     
                     	
                        90,- €

                     
                     	
                        87,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        7

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                     	
                        25,- €

                     
                     	
                        24,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        8

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                     	
                        20,- €

                     
                     	
                        19,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        5

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        9 Jahre

                     
                     	
                        45,- €

                     
                     	
                        43,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        7

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        5 Jahre

                     
                     	
                        40,- €

                     
                     	
                        38,- €

                     
                  

                  
                     	
                        7a

                     
                     	
                        Kr. IV 2 Jahre (Hebammen 1 Jahr, Altenpflegerinnen 3 Jahre) 
Kr. V 4 Jahre 
Kr. Va
                        

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        3

                     
                     	
                        2 Jahren
(Altenpflegerinnen nach 3 Jahren)  
                        

                     
                     	
                        9 Jahre 
(Altenpflegerinnen für 8 Jahre)
                        

                     
                     	
                        50,- €

                     
                     	
                        48,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        5

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        5 Jahre

                     
                     	
                        55,- €

                     
                     	
                        53,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        7

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                     	
                        25,- €

                     
                     	
                        24,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        8

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                     	
                        20,- €

                     
                     	
                        19,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        4

                     
                     	
                        4 Jahren

                     
                     	
                        2 Jahre

                     
                     	
                        20,- €

                     
                     	
                        19,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        5

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        9 Jahre

                     
                     	
                        55,- €

                     
                     	
                        53,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        6

                     
                     	
                        4 Jahren

                     
                     	
                        3 Jahre

                     
                     	
                        10.- €

                     
                     	
                        9,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        7

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        5 Jahre

                     
                     	
                        60,- €

                     
                     	
                        58,- €

                     
                  

                  
                     	
                        7a

                     
                     	
                        Kr. IV 4 Jahre 
Kr. V
                        

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        4

                     
                     	
                        4 Jahren

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                     	
                        25,- €

                     
                     	
                        24,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        5

                     
                     	
                        6 Jahren

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                     	
                        25,- €

                     
                     	
                        24,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        6

                     
                     	
                        4 Jahren

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                     	
                        35,- €

                     
                     	
                        33,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        7

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                     	
                        65,- €

                     
                     	
                        63,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        8

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                     	
                        40,- €

                     
                     	
                        38,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        3

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        3 Jahre

                     
                     	
                        100,- €

                     
                     	
                        97,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        6

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        4 Jahre

                     
                     	
                        40,- €

                     
                     	
                        38,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        7

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        4 Jahre

                     
                     	
                        90,- €

                     
                     	
                        87,- €

                     
                  

                  
                     	
                        4a

                     
                     	
                        Kr. III 4 Jahre 
Kr. IV
                        

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        3

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        2 Jahre 
danach für 
7 Jahre
                        

                     
                     	
                        20,- €
60,- €
                        

                     
                     	
                        19,- €
58,- €
                        

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        4

                     
                     	
                        4 Jahren

                     
                     	
                        3 Jahre

                     
                     	
                        40,- €

                     
                     	
                        38,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        5

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        5 Jahre

                     
                     	
                        60,- €

                     
                     	
                        58,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        7

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                     	
                        25,- €

                     
                     	
                        24,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        8

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                     	
                        35,- €

                     
                     	
                        33,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        5

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        9 Jahre

                     
                     	
                        55,- €

                     
                     	
                        53,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        7

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        5 Jahre

                     
                     	
                        40,- €

                     
                     	
                        38,- €

                     
                  

                  
                     	
                        4a

                     
                     	
                        Kr. II 2 Jahre 
Kr. III 4 Jahre 
Kr. IV
                        

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        3

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        9 Jahre

                     
                     	
                        40,- €

                     
                     	
                        38,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        4

                     
                     	
                        4 Jahren

                     
                     	
                        3 Jahre

                     
                     	
                        40,- €

                     
                     	
                        38,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        5

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        5 Jahre

                     
                     	
                        60,- €

                     
                     	
                        58,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        7

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                     	
                        25,- €

                     
                     	
                        24,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        8

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                     	
                        35,- €

                     
                     	
                        33,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        5

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        9 Jahre

                     
                     	
                        55,- €

                     
                     	
                        53,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        7

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        5 Jahre

                     
                     	
                        40,- €

                     
                     	
                        38,- €

                     
                  

                  
                     	
                        3a

                     
                     	
                        Kr. I 3 Jahre 
Kr. II
                        

                     
                     	
                        OZ 2

                     
                     	
                        2

                     
                     	
                        1 Jahr

                     
                     	
                        10 Jahre

                     
                     	
                        55,- €

                     
                     	
                        53,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        7

                     
                     	
                        4 Jahren

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                     	
                        15,- €

                     
                     	
                        14,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        8

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        dauerhaft

                     
                     	
                        25,- €

                     
                     	
                        24,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        OZ 1

                     
                     	
                        2

                     
                     	
                        1 Jahr

                     
                     	
                        3 Jahre

                     
                     	
                        30,- €

                     
                     	
                        29,- €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                     	
                        4

                     
                     	
                        2 Jahren

                     
                     	
                        9 Jahre

                     
                     	
                        35,- €

                     
                     	
                        33,- €

                     
                  

               
            

         

      

      

      1
            Die in Abschnitt III genannten Fristen und Termine verschieben sich nicht. § 3 Abs. 2 S. 2 AR-Ü findet insoweit keine Anwendung.
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Vgl. Übergangsebestimmungen (ABl. 67 112, 119).
            

         

      

      3
            Im Bereich des MTArb-O: Beschäftigungszeit (§ 6 – ohne die nach Nr. 3 der Übergangsvorschriften zu § 6 berücksichtigten Zeiten)

         

      

      4
            Im Bereich des MTArb-O: Beschäftigungszeit (§ 6 – ohne die nach Nr. 3 der Übergangsvorschriften zu § 6 berücksichtigten Zeiten)

         

      

      5
            Im Bereich des MTArb-O: Beschäftigungszeit (§ 6 – ohne die nach Nr. 3 der Übergangsvorschriften zu § 6 berücksichtigten Zeiten)

         

      

      6
            Im Bereich des MTArb-O: Beschäftigungszeit (§ 6 – ohne die nach Nr. 3 der Übergangsvorschriften zu § 6 berücksichtigten Zeiten)

         

      

      7
            Im Bereich des MTArb-O: Beschäftigungszeit (§ 6 – ohne die nach Nr. 3 der Übergangsvorschriften zu § 6 berücksichtigten Zeiten)

         

      

      8
            Der Strukturausgleich wird rückwirkend, jedoch frühestens ab dem 1. Februar 2008 geleistet.

         

      

      9
            Der Strukturausgleich wird rückwirkend, jedoch frühestens ab dem 1. Februar 2008 geleistet.

         

      

      10
            Der Strukturausgleich wird rückwirkend, jedoch frühestens ab dem 1. Februar 2008 geleistet.

         

      

      11
            Der Strukturausgleich wird rückwirkend, jedoch frühestens ab dem 1. Februar 2008 geleistet.

         

      

      12
            Der Strukturausgleich wird rückwirkend, jedoch frühestens ab dem 1. Februar 2008 geleistet.

         

      

      13
            Der Strukturausgleich wird rückwirkend, jedoch frühestens ab dem 1. Februar 2008 geleistet.

         

      

      14
            Der Strukturausgleich wird rückwirkend, jedoch frühestens ab dem 1. Februar 2008 geleistet.

         

      

      15
            Der Strukturausgleich wird rückwirkend, jedoch frühestens ab dem 1. Februar 2008 geleistet.

         

      

   
      

      
         Anlage 1.2.3 zur KAO 

Arbeitsrechtliche Regelung über die Stundenentgeltsätze 
für kurzfristig beschäftigte Aushilfen und Vertretungskräfte
         

      

      Kurzfristig im kirchlichen Dienst Beschäftigte (z. B. Aushilfen und Vertretungskräfte), die nicht unter die KAO fallen (§ 1 b Buchstabe j), erhalten je geleisteter Stunde ein Entgelt, das sich nach der jeweiligen Stufe 3 der zutreffenden Entgeltgruppe gemäß Anlage 1.2.1 zur KAO richtet.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Anlage 1.2.4 zur KAO 

Arbeitsrechtliche Regelung zur Festlegung der Rahmenbedingungen für den Einsatz unregelmäßig beschäftigter Aushilfs- und Vertretungskräfte
         

      

      
                     § 1
Allgemeine Bestimmungen 
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Diese Arbeitsrechtsregelung gilt für Beschäftigte, die Interesse daran haben, auf Anfrage des Dienstgebers einzelne Aushilfs-
                     oder Vertretungsdienste zu übernehmen, ohne sich für einen regelmäßigen Einsatz zu verpflichten. Für die auf der Basis dieser
                     Regelung zustande kommenden befristeten Arbeitsverhältnisse gelten die Bestimmungen der KAO, soweit nachfolgend nichts Abweichendes geregelt ist. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Wird mit Beschäftigten in unmittelbarem Anschluss an eine Rahmenvereinbarung nach Anlage 1.2.4 zur KAO ein Vertrag nach Anlage 1.1.1 zur KAO abgeschlossen, so ist der/die Beschäftigte so zu behandeln, als ob vom Tag des ersten Arbeitseinsatzes an ein Dauerbeschäftigungsverhältnis
                     nach der KAO bestanden hätte.
                  

               

               
                     § 2
Entgelt 
                     

                  

                  Die Beschäftigten nach § 1 erhalten je geleisteter Stunde ein Entgelt nach dem Stundensatz, der in der Anlage 1.2.3 zur KAO für die der Tätigkeit entsprechende Entgeltgruppe festgelegt ist. Werden Beschäftigte während der Elternzeit oder sonstigen
                     Beurlaubung beim gleichen Arbeitgeber als unregelmäßig beschäftigte Aushilfs- oder Vertretungskraft in einer ihrer Haupttätigkeit
                     entsprechenden Tätigkeit eingesetzt, so erhalten sie abweichend von Satz 1 das Stundenentgelt ihrer individuellen Entgeltgruppe
                     und Stufe, mindestens das Entgelt der Stufe 3. Weitere Vergütungsansprüche bestehen nicht.
                  

               

               
                     § 3
Vereinbarung 
                     

                  

                  Die Vereinbarung über die Festlegung der Rahmenbedingungen für die Übernahme einzelner Einsätze als Aushilfs- bzw. Vertretungskraft
                     ist nach dem als Anhang beigefügten Muster abzuschließen.
                  

               

               
                     § 4
Beteiligung der Mitarbeitervertretung 
                     

                  

                  Die Mitarbeitervertretung ist vor Abschluss einer Rahmenvereinbarung nach § 3 gemäß § 42 Mitarbeitervertretungsgesetz zu beteiligen.
                  

               

            

         

      

      
            Anhang zur Anlage 1.2.4 zur KAO

         

         
               Vereinbarung über die Festlegung der Rahmenbedingungen 
für die Übernahme einzelner Einsätze als Aushilfs- bzw. Vertretungskraft 
(Rahmenvereinbarung nach Anlage 1.2.4 zur KAO) 
               

            

            zwischen

            Frau/Herrn ____________________ , 

            geb. am ____________________ ,

            wohnhaft in ____________________ ,

            ____________________ ,

            Ausbildung/Qualifikation

            ____________________ ,

            Religion ____________________ ,

            nachfolgend Mitarbeiter/Mitarbeiterin genannt,

            und

            der/dem ____________________ ,

            vertreten durch ____________________ , 

            nachstehend Dienstgeber genannt.

            
                     § 1
Grundlagen für die Übernahme einzelner Einsätze
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Frau/Herr ____________________  
                  

                  erklärt sich bereit, nach Maßgabe dieser Vereinbarung und der Arbeitsrechtlichen Regelung zur Festlegung der Rahmenbedingungen
                     für den Einsatz unregelmäßig beschäftigter Aushilfs- und Vertretungskräfte nach § 1 c) Abs. 7 KAO in Verbindung mit Anlage 1.2.4 zur KAO auf Anfrage des Dienstgebers einzelne Aushilfs- oder Vertretungsdienste als ____________________  
                  

                  beim Dienstgeber zu übernehmen. 

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Einsätze erfolgen jeweils in Absprache zwischen Dienstgeber und Mitarbeiter/Mitarbeiterin im Rahmen eines jeweils für
                     einen bestimmten Zeitraum (Stunden oder Tage) begründeten befristeten Arbeitsverhältnisses. Durch den Abschluss dieser Vereinbarung
                     wird keine Verpflichtung des Mitarbeiters/der Mitarbeiterin begründet, Einsätze zu übernehmen. Diese Vereinbarung begründet
                     auch keine Verpflichtung des Dienstgebers, Einsätze anzubieten. Bindende vertragliche Verpflichtungen kommen erst im jeweiligen
                     Einzelfall für einen konkreten Einsatz zustande. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die unregelmäßige Mitarbeit als Aushilfe oder Vertretungskraft erfolgt, sofern die gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen,
                     im Rahmen einer steuer-, sozialversicherungs- und zusatzversorgungsfreien nebenberuflichen Tätigkeit gemäß § 3 Nr. 26 bzw.
                     § 3 Nr. 26 a EStG. Zur korrekten Abwicklung sind dafür vom Mitarbeiter/von der Mitarbeiterin die entsprechenden Formulare der Zentralen
                     Gehaltsabrechnungsstelle auszufüllen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Liegen die Voraussetzungen nach Absatz 3 nicht vor oder sind die Freibeträge ausgeschöpft, ist eine Beschäftigung bzw. Weiterbeschäftigung
                     als Aushilfs- oder Vertretungskraft nach dieser Rahmenvereinbarung gemäß § 1 c Abs. 7 KAO nur ausnahmsweise im Umfang von maximal 70 Arbeitstagen im Kalenderjahr möglich. In diesem Fall gelten die gesetzlichen oder
                     Satzungsbestimmungen zum Steuer-, Sozialversicherungs- und Zusatzversorgungsrecht.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Übernahme von Einsätzen an Wochenenden oder Feiertagen
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 [image: a7bd3913f431bb2b25c4bd2161f1b485c2cdfa8d]

                              
                              	
                                 ist grundsätzlich möglich. 

                              
                           

                           
                              	
                                 [image: a7bd3913f431bb2b25c4bd2161f1b485c2cdfa8d]

                              
                              	 
                                 ist grundsätzlich ausgeschlossen.

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Sofern eine vereinbarte Aushilfs- oder Vertretungstätigkeit nicht wahrgenommen werden kann, ist unverzüglich ____________________
                  

                  von der Verhinderung zu verständigen. 

                  
                        (
                        7
                        )
                         Der Mitarbeiter/die Mitarbeiterin kann jederzeit gegenüber dem Dienstgeber erklären, dass er/sie für bestimmte Zeiträume
                     oder bis auf weiteres nicht mehr für Einsätze angefragt werden möchte.
                  

               

               
                     § 2
Entgelt 
                     

                  

                  Für geleistete Einsätze erhält der Mitarbeiter/die Mitarbeiterin aufgrund eines Nachweises1 über die Dienstverträge zur Rahmenvereinbarung nach Anlage 1.2.4 zur KAO ein Entgelt nach dem Stundensatz, der in der Anlage 1.2.3 zur KAO für die der Tätigkeit entsprechende Entgeltgruppe, Stufe 3 festgelegt ist.
                  

                  Werden Beschäftigte während der Elternzeit oder sonstigen Beurlaubung beim gleichen Arbeitgeber als unregelmäßig beschäftigte
                     Aushilfs- oder Vertretungskraft in einer ihrer Haupttätigkeit entsprechenden Tätigkeit eingesetzt, so erhalten sie abweichend
                     von Satz 1 das Stundenentgelt ihrer individuellen Entgeltgruppe und Stufe, mindestens das Entgelt der Stufe 3. Weitere Vergütungsansprüche
                     bestehen nicht. 
                  

                  Für die aufgrund dieser Rahmenvereinbarung zustandekommenden Aushilfs- und Vertretungsdienste ist somit die im Folgenden angegebene
                     Eingruppierung gemäß Anlage 1.2.1 zur KAO maßgeblich
                  

                  Entgeltgruppe 

                  ____________________ ,

                  Stufe 

                  ____________________ ,

                  Vergütungsgruppenplan 

                  ____________________ ,

                  Fallgruppe 

                  ____________________ .

               

               
                     § 3
Versicherungsschutz 
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Dienstgeber meldet den Mitarbeiter/die Mitarbeiterin bei der zuständigen Berufsgenossenschaft an. Damit besteht Unfallversicherungsschutz
                     im gesetzlichen Rahmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Außerdem besteht während des Einsatzes Haftpflichtversicherungsschutz durch die vom Dienstgeber abgeschlossene Haftpflichtversicherung.
                  

               

               
                     § 4
Beendigung der Vereinbarung 
                     

                  

                  Diese Vereinbarung kann von beiden Seiten jederzeit ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist gekündigt werden. Für die Kündigung
                     der auf der Basis dieser Regelung zustande kommenden einzelnen Arbeitsverhältnisse gelten dagegen die Bestimmungen der Kirchlichen
                     Anstellungsordnung in der jeweils geltenden Fassung.
                  

               

               
                     § 5
Sonstige Vereinbarungen 
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Veränderungen und Ergänzungen dieser Vereinbarung bedürfen der Schriftform. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Weitere Vereinbarungen: 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Mitarbeiter/die Mitarbeiterin erhält eine Ausfertigung dieser Vereinbarung und der Anlage 1.2.4 zur KAO. 
                  

                  Ort, Datum 

                  ____________________

                  Unterschriften 

                  ____________________

                  

                  ____________________

               

            

         

      

      

      1
            Hinweis:

            Vgl. Empfehlungen der ZGASt.

         

      

   
      

      
         Anlage 1.2.5 zur KAO 

Arbeitsrechtliche Regelung 
zur Flexibilisierung der Arbeitszeit
         

      

      
                     § 1
Geltungsbereich
                     

                  

                  Diese Anlage gilt für alle Beschäftigten im Bereich der KAO, für welche es kein gesondertes Arbeitszeitkonto nach § 10 gibt und die nicht unter die Anlage 3.4.1 fallen.
                  

               

               
                     § 2
Flexibilisierung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Beschäftigte können am Monatsende bis zu 24 Plusstunden oder 8 Minusstunden ohne Genehmigung der oder des Vorgesetzten in
                     den folgenden Abrechnungsmonat übertragen. Mit vorheriger Genehmigung der oderdes Vorgesetzten können bis zu 48 Plusstunden
                     in den folgenden Abrechnungsmonat übertragen werden. Die Rückführung auf maximal 24 Plusstunden muss innerhalb von 3 Monaten erfolgen. Hierfür ist vorrangig Zeitausgleich zu gewähren, wenn dies aus dienstlichen
                     Gründen nicht möglich ist, erfolgt die Rückführung durch Auszahlung der Mehrarbeits- bzw. Überstunden. § 8 KAO bleibt hiervon unberührt.
                  

                  Bei Teilzeitbeschäftigten wird die höchstzulässige Zeitschuld bzw. das höchstzulässige Zeitguthaben entsprechend dem Verhältnis
                     der mit ihnen vereinbarten Arbeitszeit zur Arbeitszeit von Vollbeschäftigten reduziert.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Sofern die dienstlichen Belange dies zulassen, können Beschäftigte im Einvernehmen mit dem oder der Vorgesetzten ganze Arbeitstage
                     oder auf Wunsch der Beschäftigten einzelne Stunden Arbeitszeit ausgleichen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Vor Antritt einer Elternzeit oder sonstigen Beurlaubung sind die Minus- oder Plusstunden auszugleichen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Im Falle einer unverzüglich angezeigten und durch ärztliches Attest nachgewiesenen Arbeitsunfähigkeit während eines Zeitausgleichs
                     tritt eine Minderung des Zeitguthabens nicht ein.
                  

               

               
                     § 3
Arbeitszeitdokumentation
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Beschäftigte sind verpflichtet, die tägliche Arbeitszeit zu dokumentieren.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die monatliche Arbeitszeitdokumentation ist jeweils unmittelbar nach Ende des Kalendermonats dem oder der Vorgesetzten vorzulegen.
                  

                  Dieser oder diese überwacht die Einhaltung der Arbeitszeitregelungen. Der Arbeitszeitnachweis gilt als anerkannt, sofern innerhalb
                     von zwei Wochen kein Widerspruch erfolgt.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Anlage 1.2.6 zur KAO 

Beschäftigte werben Beschäftigte
         

      

      Zur Personalgewinnung kann nach Maßgabe von § 23 Absatz 5 KAO eine Dienstvereinbarung gemäß § 36 MVG.Württemberg nach folgendem Muster abgeschlossen werden:
      

      
                  „D I E N S T V E R E I N B A R U N G

               

               gemäß § 36 MVG.Württemberg

               über die

               Prämienzahlung 
„Beschäftigte werben Beschäftigte“

               zwischen

               (Arbeitgeber1) 
vertreten durch Frau/Herrn____________________
               

               und

               der Mitarbeitervertretung xxx 
vertreten durch die/den Vorsitzenden, 
Frau/Herrn____________________
               

               wird vereinbart:

               
                     Präambel

                  

                  Aufgrund des bestehenden Fachkräftemangels vereinbaren die Vertragsparteien, dass den Beschäftigten eine Erfolgsprämie für
                     die Gewinnung von neuem Personal gezahlt wird. Durch die gezielte Vermittlung geeigneter Bewerber oder Bewerberinnen profitiert
                     die Dienststelle. Es wird geeignetes Personal gefunden, und damit die Zufriedenheit der Beschäftigten erhöht.
                  

               

               
                     § 1
Geltungsbereich
                     

                  

                  Diese Dienstvereinbarung gilt für alle privatrechtlich angestellten Beschäftigten der (Arbeitgeber).
                  

               

               
                     § 2
Prämienzahlung
                     

                  

                  Der oder die Beschäftigte erhält pro gewonnenem Beschäftigten oder gewonnener Beschäftigter ____________________ Euro, pro gewonnenem Auszubildenden oder gewonnener Auszubildender ____________________ Euro.

               

               
                     § 3
Voraussetzungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Eine Prämienberechtigung entsteht nur, wenn die geworbene Person in Textform bestätigt, dass sie von dem oder der Prämienberechtigten
                     angeworben wurde. Dieser Nachweis muss vor oder spätestens mit der Bewerbung eingereicht werden. Eine Nachreichung des Empfehlungsnachweises
                     nach Eingang der Bewerbung ist nicht möglich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die sich bewerbende Person war innerhalb der letzten 15 Monate nicht bei dem Anstellungsträger beschäftigt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Prämienbezieher oder die Prämienbezieherin muss zum Zeitpunkt der Auszahlung bei dem Anstellungsträger beschäftigt sein.
                     Dies gilt nicht für Beschäftigte, die aufgrund des Renteneintritts ausgeschieden sind.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Ausgeschlossen von der Prämienzahlung sind Mitglieder in Leitungsgremien und Beschäftigte, die aktiv (gegebenenfalls auch
                     zeitweise) in der Personalgewinnung oder im Personalmarketing tätig sind. Gleiches gilt für Führungskräfte, Vorgesetzte, Beschäftigte
                     und Mitglieder der MAV, die im Auswahlverfahren und Entscheidungsprozess involviert sind.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Gleiches gilt bei der Vermittlung von Auszubildenden.
                  

               

               
                     § 4
Auszahlung der Prämie
                     

                  

                  Nach erfolgreich überstandener Probezeit der oder des geworbenen Beschäftigten wird der Betrag aus § 2 unter Beachtung steuer- und sozialversicherungsrechtlicher Bestimmungen ausgezahlt.
                  

               

               
                     § 5
Ablauf
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Beschäftigte können offene Stellenangebote an potenzielle Bewerber oder Bewerberinnen weitergeben. Bei Interesse kann die
                     digitale Empfehlungsfunktion genutzt oder das Formular „Empfehlungsbogen“ ausgefüllt und an den potenziellen Bewerber oder
                     die potenzielle Bewerberin weitergegeben werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der oder die Bewerberin muss den Empfehlungsbogen ihrer oder seiner Bewerbung beifügen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Sollte eine Anstellung erfolgen und die Voraussetzungen nach § 3 erfüllt sein, wird die Prämie nach Maßgabe des § 4 ausgezahlt.
                  

               

               
                     § 6
Bekanntgabe, Inkrafttreten, Geltungsdauer
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Dienstvereinbarung wird in geeigneter Form in der Dienststelle bekannt gegeben, z. B. durch E-Mail bzw. bei Beschäftigten,
                     die nicht über einen Dienst-PC verfügen, durch Aushändigung in Papierform.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Diese Dienstvereinbarung tritt am ____________________ in Kraft. Sie kann gemäß § 36 Abs. 5 MVG.Württemberg mit einer Frist von drei Monaten zum Ende eines Monats gekündigt werden. Für während der Geltungsdauer der Dienstvereinbarung
                     eingegangene Bewerbungen gelten die Bestimmungen dieser Dienstvereinbarung weiter.“
                  

               

            

         

      

      

      1
            Die farbig unterlegten Passagen sind Hinweis darauf, dass es hier vor Ort der konkreten Benennung bzw. der konkreten Ausgestaltung
               bedarf.
            

         

      

   
      

      
         Anlage 1.2.7 zur KAO 

Arbeitsrechtliche Regelung über Sonderzahlungen 
zur Abmilderung der gestiegenen Verbraucherpreise 
(AR Inflationsausgleich)
         

      

      
                     § 1 
Geltungsbereich
                     

                  

                  Diese Arbeitsrechtliche Regelung gilt für Beschäftigte nach § 1a Absatz 1 bis 3 KAO, die nicht unter § 1 b KAO fallen, für Auszubildende gemäß der Anlage 2.1.1 und 2.1.4 zur KAO, Studierende in ausbildungsintegrierten dualen Studiengängen gemäß der Anlage 2.1.3 zur KAO, Studierende in ausbildungsintegrierten dualen Studiengängen der DHWB und Anerkennungspraktikantinnen und Anerkennungspraktikanten
                     gemäß der Anlage 2.2.2 zur KAO.
                  

               

               
                     § 2 
Inflationsausgleich
                     

                  

                  Beschäftigte, die unter den Geltungsbereich dieser Anlage fallen, erhalten einen Inflationsausgleich für das Jahr 2023 und
                     2024 in drei Sonderzahlungen unter den folgenden Voraussetzungen:
                  

                  
                     
                        	
                           Die erste Sonderzahlung (Inflationsausgleich Juli 2023) erhalten Beschäftigte mit dem Entgelt für den Monat Juli 2023, wenn
                              ihr Arbeits-, Ausbildungs- und Studien- oder Praktikantenverhältnis am 1. Mai 2023 bestand und an mindestens einem Tag zwischen
                              dem 1. Januar 2023 und dem 31. Mai 2023 Anspruch auf Entgelt bestanden hat.
                           

                        

                        	
                           Die zweite Sonderzahlung (Inflationsausgleich Oktober 2023) erhalten Beschäftigte mit dem Entgelt für den Monat Oktober 2023,
                              wenn ihr Arbeits-, Ausbildungs- und Studien- oder Praktikantenverhältnis am 1. Oktober 2023 bestand und an mindestens einem
                              Tag zwischen 1. Juni 2023 und dem 31. Oktober 2023 Anspruch auf Entgelt bestanden hat.
                           

                        

                        	
                           Die dritte Sonderzahlung (Inflationsausgleich Februar 2024) erhalten Beschäftigte mit dem Entgelt für den Monat Februar 2024,
                              wenn ihr Arbeits-, Ausbildungs- und Studien- oder Praktikantenverhältnis am 1. Januar 2024 bestand und an mindestens einem
                              Tag zwischen dem 1. Oktober 2023 und dem 31. Januar 2024 Anspruch auf Entgelt bestanden hat.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 3 
Höhe des Inflationsausgleichs
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Höhe des Inflationsausgleichs beträgt, vorbehaltlich der Regelung in den Absätzen 2 und 3, für Beschäftigte:
                  

                  
                     
                        	
                           bei der ersten Sonderzahlung „Inflationsausgleich Juli 2023“ 1.500 Euro,

                        

                        	
                           bei der zweiten Sonderzahlung „Inflationsausgleich Oktober 2023“ 1.000 Euro und

                        

                        	
                           bei der dritten Sonderzahlung „Inflationsausgleich Februar 2024“ 500 Euro.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für Auszubildende, Studierende und Praktikantinnen/Praktikanten bemisst sich die Höhe der jeweiligen Sonderzahlung nach der
                     Hälfte des jeweiligen Inflationsausgleichs.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         § 24 Absatz 2 KAO gilt entsprechend. Maßgeblich sind die jeweiligen Verhältnisse am 1. Mai 2023, 1. Oktober 2023 und 1. Januar 2024.
                  

                  

                  Protokollnotiz (KAO) zu § 3 Absatz 1:

                  Beschäftigte, die unter den Anwendungsbereich der Anlage 1.6.2 zur KAO fallen und die sich an den jeweiligen Stichtagen 1. Mai, 1. Oktober und 1. Januar des Inflationsausgleichs in der Freistellungsphase
                     der Altersteilzeit (Blockmodell) befinden, haben einen Anspruch auf den Inflationsausgleich jeweils in Höhe der Hälfte des
                     jeweiligen Inflationsausgleichs, den sie jeweils erhalten würden, wenn sie mit der bisherigen (hypothetischen) wöchentlichen
                     Arbeitszeit weitergearbeitet hätten.
                  

               

               
                     § 4 
Weitere Bestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Inflationsausgleich wird zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Entgelt gewährt. Es handelt sich jeweils um einen Zuschuss
                     des Arbeitgebers zur Abmilderung der gestiegenen Verbraucherpreise im Sinne des § 3 Nummer 11c Einkommensteuergesetz.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Anspruch auf Entgelt im Sinne des § 2 sind auch der Anspruch auf Entgeltfortzahlung aus Anlass der in § 21 Satz 1 KAO genannten Ereignisse und der Anspruch auf Krankengeldzuschuss (§ 22 Absatz 2 und 3 KAO), auch wenn dieser wegen der Höhe der Barleistungen des Sozialversicherungsträgers nicht gezahlt wird. Anspruch auf Entgelt
                     im Sinne des § 2 sind ferner die Ansprüche auf Entgeltfortzahlung nach § 9 TVAöD - Besonderer Teil BBiG, § 9 TVAöD - Besonderer Teil Pflege,
                     §§ 12, 12 a TVAöD - Allgemeiner Teil, §§ 9, 12, 12 a TVSöD und §§ 10, 11, 12 TVPöD. Einem Anspruch auf Entgelt gleichgestellt
                     ist der Bezug von Krankengeld nach § 45 SGB V oder entsprechender gesetzlicher Leistungen, Leistungen nach § 56 IfSG, Kurzarbeitergeld
                     und Leistungen nach §§ 18 bis 20 MuSchG.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Inflationsausgleich ist kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der Inflationsausgleich ist bei der Bemessung sonstiger Leistungen nicht zu berücksichtigen.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Anlage 1.2.8 zur KAO 

Arbeitsrechtliche Regelung über arbeitsmarktbedingte Zulagen
         

      

      
                     § 1 
Allgemeine Voraussetzungen für die Gewährung von arbeitsmarktbedingten Zulagen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zur Personalgewinnung und Personalbindung können arbeitsmarktbedingte Zulagen gewährt werden, die sich nach den in den folgenden
                     Bestimmungen festgelegten Voraussetzungen für den jeweiligen Arbeitsbereich richten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Einführung von Zulagen für einzelne Anstellungsträger erfolgt durch Beschluss der Arbeitsrechtlichen Kommission. Die
                     Beschlüsse werden jeweils als Anhang zu dieser Anlage eingefügt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Anstellungsträger im Geltungsbereich der Kirchlichen Anstellungsordnung können auf den Oberkirchenrat zugehen und bitten,
                     dass dieser einen Antrag auf Einführung arbeitsmarktbedingter Zulagen bei der Arbeitsrechtlichen Kommission stellt. 
                  

                  Dieser Bitte an den Oberkirchenrat ist die Stellungnahme der Mitarbeitervertretung beizufügen. Zudem hat der Antrag Angaben
                     dazu zu enthalten, wie die Finanzierung der durch eine Beschlussfassung entstehenden zusätzlichen Kosten vom Anstellungsträger
                     sichergestellt wird. Dies kann bei Anträgen nach § 2 insbesondere durch einen Nachweis über die Finanzierung durch den jeweiligen kommunalen Kostenträger und bei Anträgen nach
                     § 3 durch Vorlage einer Stellungnahme der für die Wirtschaftsprüfung von Diakonie-Sozialstationen zuständigen Abteilung des Diakonischen Werks der evangelischen Kirche in Württemberg e. V. oder einer vom Diakonischen
                     Werk der evangelischen Kirche in Württemberg e. V. anerkannten Wirtschaftsprüfungsgesellschaft erfolgen.
                  

               

               
                     § 2 
Gewährung von arbeitsmarktbedingten Zulagen im Erziehungsdienst
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Arbeitsmarktbedingte Zulagen im Erziehungsdienst können auch für Teile von Anstellungsträgern im Bereich einer kommunalen
                     Gebietskörperschaft von der Arbeitsrechtlichen Kommission beschlossen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Beschäftigten im Erziehungsdienst in Vergütungsgruppenplan 21 der Anlage 1.2.1 zur KAO können alle oder einzelne der folgenden Zulagen gewährt werden:
                  

                  
                     
                        	
                           Beschäftigte in den Entgeltgruppen S 2 bis S 13, S 15 Fallgruppen 1 und 2 sowie S 16, S 17 Fallgruppen 1 und 2 und S 18 Fallgruppe
                              1 sowie alle SuE-Beschäftigten in der Schulkindbetreuung können eine monatliche Zulage in Höhe von bis zu 200 € brutto erhalten,
                              sofern sie sich mindestens in Stufe 2 und höchstens in Stufe 6 der S-Tabelle befinden. (Nicht erfasst sind Beschäftigte, die sich in Stufe 1 oder in einer individuellen Endstufe der S-Tabelle
                              befinden.)
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte in den Entgeltgruppen S 13, S 15 bis S 18 können eine monatliche Zulage in Höhe von bis zu 180 € brutto erhalten.

                        

                        	
                           Beschäftigte in Entgeltgruppe S 8 a können eine Zulage in Höhe der jeweiligen halben oder vollen Differenz zwischen ihrem
                              aktuellen Tabellenentgelt und dem Tabellenentgelt erhalten, das sie bei Höhergruppierung in die Entgeltgruppe S 8 b erhalten
                              würden.
                           

                        

                     
Zugunsten der Beschäftigten können zudem für Dienste, soweit diese zu Zeiten gemäß § 8 Abs. 1 Satz 2 Buchst. b) bis f) KAO erbracht werden, die dort genannten Prozentbeträge auf das Eineinhalbfache oder das Doppelte erhöht werden. 
                  

                  Ebenso können für die freiwillige und kurzfristige Übernahme eines Dienstes an dienstfreien Tagen auf Anfrage des Arbeitgebers
                     Zulagen zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Entgelt gewährt werden. Die Zulagenhöhe kann 40 € oder 60 € oder das Eineinhalbfache
                     oder das Doppelte dieser Sätze betragen.
                  

                  Eine kurzfristige Übernahme von Diensten ist gegeben, wenn die Anfrage des Dienstgebers zur Übernahme des Dienstes bis zu
                     96 Stunden vor dem zu übernehmenden Dienst erfolgt. Auf die Zulagen nach Satz 3 findet § 24 Absatz 2 KAO keine Anwendung. Satz 3 findet auf Beschäftigte, die gemäß der Anlage 1.2.3 oder der Anlage 1.2.4 zur KAO beschäftigt sind, keine Anwendung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Teilzeitbeschäftigte erhalten die Zulagen gemäß Absatz 2 Satz 1 Nrn. 1 bis 3 anteilig entsprechend dem Verhältnis der vertraglich
                     vereinbarten Arbeitszeit zur Arbeitszeit von Vollbeschäftigten.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Zulagen gemäß Absatz 2 Satz 1 Nrn. 1 bis 3 fließen nicht in die Bemessungsgrundlage für die Jahressonderzahlung und für
                     das Leistungsentgelt ein. Die Zulagen gemäß Absatz 2 Satz 1 Nrn. 1 und 2 nehmen nicht an den allgemeinen Entgelterhöhungen
                     teil.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Für die Zulagen gemäß Absatz 2 und die in Absatz 2 Satz 2 vorgesehene Erhöhung kann ein Enddatum und ein Abschmelzen über
                     einen befristeten Zeitraum vorgesehen werden.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Zulagen ruhen für Zeiten im Beschäftigungsverhältnis ohne Anspruch auf Arbeitsentgelt oder Entgeltfortzahlung, z. B.
                     bei Elternzeit, Pflegezeit, unbezahltem Sonderurlaub oder Arbeitsunfähigkeit ohne Anspruch auf Entgeltfortzahlung.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Wird die Funktion bzw. Tätigkeit, für die die Zulage gemäß Absatz 2 gewährt wird, tatsächlich nicht mehr ausgeübt, so entfällt
                     die Zulage. Dies gilt nicht, wenn die Veränderung der Funktion bzw. Tätigkeit Folge einer vom Arbeitgeber veranlassten organisatorischen
                     Veränderung der Kindertagesbetreuung ist. In diesem Fall wird die Zulage an die von der Organisationsänderung betroffenen
                     Beschäftigten als Besitzstand weitergewährt.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Beim Wechsel von einer zulageberechtigten Funktion bzw. Tätigkeit in eine andere, ebenfalls gemäß Absatz 2 zulageberechtigte
                     Funktion bzw. Tätigkeit erlischt im Zeitpunkt der Übernahme der neuen Funktion bzw. Tätigkeit der Anspruch auf die Zulage
                     für die bisherige Funktion bzw. Tätigkeit, für die neue entsteht eine neue, volle Zulagenberechtigung.
                  

               

               
                     § 3 
Gewährung von arbeitsmarktbedingten Zulagen in der Gemeindekranken- und Altenpflege und der offenen diakonischen Arbeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Beschäftigten in der Gemeindekranken- und Altenpflege in den Vergütungsgruppenplänen 26 und 54 der Anlage 1.2.1 zur KAO können alle oder einzelne der folgenden Zulagen gewährt werden:
                  

                  
                     
                        	
                           Beschäftigten in den Entgeltgruppen 2 bis 10 des Vergütungsgruppenplans 26 und in den Entgeltgruppen P 5 bis P 16 des Vergütungsgruppenplans 54 können eine monatliche Zulage in Höhe von bis zu 200 € brutto erhalten, sofern sie sich mindestens in Stufe 2 und höchstens
                              in Stufe 6 befinden. (Nicht erfasst sind Beschäftigte, die sich in Stufe 1 oder einer individuellen Endstufe befinden.)
                           

                        

                        	
                           Beschäftigten in den Entgeltgruppen 8 bis 10 des Vergütungsgruppenplans 26 und in den Entgeltgruppen P 9, Fallgruppen 4 a und 5 und P 10 bis P 16 des Vergütungsgruppenplans 54 können eine monatliche Zulage in Höhe von bis zu 180 € brutto erhalten.
                           

                        

                     

                  

                  Zugunsten der Beschäftigten können zudem für Dienste, soweit diese zu Zeiten gemäß § 8 Abs. 1 Satz 2 Buchst. b bis f KAO in Verbindung mit § 2 Absatz 3 der Anlage 3.7.3 zur KAO erbracht werden, die dort genannten Prozentbeträge auf das Eineinhalbfache oder das Doppelte erhöht werden. Die Beträge in
                     § 3 der Anlage 3.7.3 zur KAO und in § 1 der Anlage 3.7.4 zur KAO für die freiwillige und kurzfristige Übernahme eines Dienstes an dienstfreien Tagen können ebenfalls auf das Eineinhalbfache
                     oder das Doppelte erhöht werden. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Teilzeitbeschäftigte erhalten die Zulagen gemäß Absatz 1 Satz 1 Nrn. 1 und 2 anteilig entsprechend dem Verhältnis der vertraglich
                     vereinbarten Arbeitszeit zur Arbeitszeit von Vollbeschäftigten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Zulagen gemäß Absatz 1 Satz 1 Nrn. 1 und 2 fließen nicht in die Bemessungsgrundlage für die Jahressonderzahlung und für
                     das Leistungsentgelt ein und nehmen nicht an den allgemeinen Entgelterhöhungen teil.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Für die Zulagen gemäß Absatz 1 Satz 1 Nrn. 1 und 2 und für die in Absatz 1 Satz 2 und 3 vorgesehene Erhöhung kann ein Enddatum
                     und ein Abschmelzen über einen befristeten Zeitraum vorgesehen werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Zulagen ruhen für Zeiten im Beschäftigungsverhältnis ohne Anspruch auf Arbeitsentgelt oder Entgeltfortzahlung, z. B.
                     bei Elternzeit, Pflegezeit, unbezahltem Sonderurlaub oder Arbeitsunfähigkeit ohne Anspruch auf Entgeltfortzahlung.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Wird die Funktion bzw. Tätigkeit, für die die Zulage gemäß Absatz 1 gewährt wird, tatsächlich nicht mehr ausgeübt, so entfällt
                     die Zulage. Dies gilt nicht, wenn die Veränderung der Funktion bzw. Tätigkeit Folge einer vom Arbeitgeber veranlassten organisatorischen
                     Veränderung ist. In diesem Fall wird die Zulage an die von der Organisationsänderung betroffenen Beschäftigten als Besitzstand
                     weitergewährt.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Beim Wechsel von einer zulageberechtigten Funktion bzw. Tätigkeit in eine andere, ebenfalls gemäß Absatz 1 zulageberechtigte
                     Funktion bzw. Tätigkeit erlischt im Zeitpunkt der Übernahme der neuen Funktion bzw. Tätigkeit der Anspruch auf die Zulage
                     für die bisherige Funktion bzw. Tätigkeit, für die neue entsteht eine neue, volle Zulagenberechtigung.
                  

               

               
                     § 4 
– unbesetzt –
                     

                  

                  

                  


                  Redaktioneller Hinweis: Hier erfolgt ggf. die Regelung der Voraussetzungen für die Gewährung arbeitsmarktbedingter Zulagen
                        für weitere Arbeitsbereiche.

               

            

         

      

      
            I. Anhänge im Bereich des Erziehungsdienstes

         

         
               Erster Anhang zur Anlage 1.2.8 zu § 2 der KAO

            

            
                     Regelung über die Gewährung von arbeitsmarktbedingten Zulagen im Erziehungsdienst für die Ev. Kirchengemeinde Heilbronn

                  

                  Die Beschäftigten in Entgeltgruppe S 8 a der Ev. Kirchengemeinde Heilbronn erhalten ab 1. April 2024 eine Zulage in Höhe der
                     vollen Differenz zwischen ihrem aktuellen Tabellenentgelt und dem Tabellenentgelt, das sie bei Höhergruppierung in die Entgeltgruppe
                     S 8 b erhalten würden.
                  

               

            

         

         
               Zweiter Anhang zur Anlage 1.2.8 zu § 2 der KAO

            

            
                     Regelung über die Gewährung von arbeitsmarktbedingten Zulagen im Erziehungsdienst für die Ev. Kirchengemeinde Neuhausen auf den Fildern

                  

                  Die Beschäftigten der Kirchengemeinde Neuhausen auf den Fildern in den Entgeltgruppen S 2 bis S 13, S 15 Fallgruppen 1 und
                     2 sowie S 16, S 17 Fallgruppen 1 und 2 und S 18 Fallgruppe 1 sowie alle SuE-Beschäftigten in der Schulkindbetreuung erhalten
                     ab 1. April 2024 befristet bis 31. Dezember 2027 eine monatliche Zulage in Höhe von 150 € brutto, sofern sie sich mindestens
                     in Stufe 2 und höchstens in Stufe 6 der S-Tabelle befinden. (Nicht erfasst sind Beschäftigte, die sich in Stufe 1 oder in
                     einer individuellen Endstufe der S-Tabelle befinden.)
                  

               

            

         

         
               Dritter Anhang zur Anlage 1.2.8 zu § 2 der KAO

            

            
                     Regelung über die Gewährung von arbeitsmarktbedingten Zulagen 
im Erziehungsdienst für den Ev. Diakonieverband Ulm/Alb-Donau 
für die Bereiche Ulm, Neenstetten, Bernstadt und Blaustein
                     

                  

                  Die Beschäftigten in Entgeltgruppe S 8 a des Ev. Diakonieverband Ulm/Alb-Donau für die Bereiche Ulm, Neenstetten, Bernstadt
                     und Blaustein erhalten ab 1. September 2024 eine Zulage in Höhe der vollen Differenz zwischen ihrem aktuellen Tabellenentgelt
                     und dem Tabellenentgelt, das sie bei Höhergruppierung in die Entgeltgruppe S 8 b erhalten würden.
                  

               

            

         

         
               Vierter Anhang zur Anlage 1.2.8 zu § 2 der KAO

            

            
                     Regelung über die Gewährung von arbeitsmarktbedingten Zulagen 
im Erziehungsdienst für den Ev. Kirchenkreis Stuttgart
                     

                  

                  
                     
                        	
                           Beschäftigte, die in einer Kindertageseinrichtung bei einem Arbeitgeber im Evangelischen Kirchenkreis Stuttgart beschäftigt
                              sind und im Vergütungsgruppenplan 21 der Anlage 1.2.1 zur KAO in den Entgeltgruppen S 2 bis S 18 eingruppiert sind, Auszubildende
                              (Erzieher/innen, Kinderpfleger/innen, Jugend- und Heimerzieher/innen, jeweils auch bei praxisintegrierter Ausbildung sowie
                              im Vor- und Anerkennungspraktikum, dual Studierende) sowie alle Beschäftigten in der Schulkindbetreuung erhalten eine arbeitsmarktbedingte
                              monatliche Zulage in Höhe von 150 € brutto bei Vollbeschäftigung. Teilzeitbeschäftigte erhalten die Zulage anteilig entsprechend
                              ihrem Beschäftigungsgrad. 
                           

                           Die Zulage nimmt nicht an den allgemeinen Entgelterhöhungen teil. Die Zulage wird nur für Zeiträume gezahlt, in denen ein
                              Anspruch auf Entgelt oder Fortzahlung des Entgelts nach § 21 KAO besteht.
                           

                           Die Zulage ist jederzeit widerruflich und wird bis 31. Dezember 2028 gewährt.

                           Auf die arbeitsmarktbedingte Zulage werden die nach der Anlage 3.2.3 zur KAO (Sonderregelung für Beschäftigte im Erziehungsdienst)
                              im Evangelischen Kirchenkreis Stuttgart gewährten Zulagen Tarif Plus I und Tarif Plus II angerechnet.
                           

                           Redaktionelle Anmerkung: Unter Berücksichtigung der Anrechnung der nach Anlage 3.2.3 gewährten Zulagen ergeben sich folgende Zulagenansprüche:

                           
                              
                                 	
                                    Für Personen, die nur Anspruch auf die Zulage Tarif Plus I haben, beträgt die Zulagenhöhe ab 1.9.2024 gleichbleibend 150 €
                                          brutto; wegen der Abschmelzung der Zulage Tarif Plus I verschieben sich nur die Anteile von arbeitsmarktbedingter Zulage zu
                                          Tarif Plus I.

                                    
                                       
                                          
                                          
                                          
                                          
                                       
                                       
                                          
                                             	
                                                2024 (ab 1.9.)

                                             
                                             	
                                                100 € Tarif Plus I

                                             
                                             	
                                                50 € arbeitsmarktbedingte Zulage

                                             
                                             	
                                                Gesamt: 150 €

                                             
                                          

                                          
                                             	
                                                2025

                                             
                                             	
                                                100 € Tarif Plus I

                                             
                                             	
                                                50 € arbeitsmarktbedingte Zulage

                                             
                                             	
                                                Gesamt: 150 €

                                             
                                          

                                          
                                             	
                                                2026

                                             
                                             	
                                                50 € Tarif Plus I

                                             
                                             	
                                                100 € arbeitsmarktbedingte Zulage

                                             
                                             	
                                                Gesamt: 150 €

                                             
                                          

                                          
                                             	
                                                2027

                                             
                                             	
                                                25 € Tarif Plus I

                                             
                                             	
                                                125 € arbeitsmarktbedingte Zulage

                                             
                                             	
                                                Gesamt: 150 €

                                             
                                          

                                          
                                             	
                                                2028

                                             
                                             	
                                                ---

                                             
                                             	
                                                150 € arbeitsmarktbedingte Zulage

                                             
                                             	
                                                Gesamt: 150 €

                                             
                                          

                                       
                                    

                                    ____________________

                                 

                                 	
                                    Für Personen, die Anspruch auf die Zulage Tarif Plus I und die Zulage Tarif Plus II haben, ergibt sich aufgrund der Abschmelzung der Zulage Tarif Plus I und der Befristung der Zulage Tarif Plus II bis 31.12.2025
                                          folgende Zulagenhöhe:

                                    
                                       
                                          
                                          
                                          
                                          
                                          
                                       
                                       
                                          
                                             	
                                                2024 (ab 1.9.)

                                             
                                             	
                                                100 € Tarif Plus I

                                             
                                             	
                                                180 € Tarif Plus II 

                                             
                                             	
                                                -

                                             
                                             	
                                                Gesamt: 280 €

                                             
                                          

                                          
                                             	
                                                2025

                                             
                                             	
                                                100 € Tarif Plus I

                                             
                                             	
                                                180 € Tarif Plus II

                                             
                                             	
                                                -

                                             
                                             	
                                                Gesamt: 280 €

                                             
                                          

                                          
                                             	
                                                2026

                                             
                                             	
                                                50 € Tarif Plus I

                                             
                                             	
                                                -

                                             
                                             	
                                                100 € arbeitsmarktbedingte Zulage

                                             
                                             	
                                                Gesamt: 150 €

                                             
                                          

                                          
                                             	
                                                2027

                                             
                                             	
                                                25 € Tarif Plus I

                                             
                                             	
                                                -

                                             
                                             	
                                                125 € arbeitsmarktbedingte Zulage

                                             
                                             	
                                                Gesamt: 150 €

                                             
                                          

                                          
                                             	
                                                2028

                                             
                                             	
                                                -

                                             
                                             	
                                                -

                                             
                                             	
                                                150 € arbeitsmarktbedingte Zulage 

                                             
                                             	
                                                Gesamt: 150 €

                                             
                                          

                                       
                                    

                                    ____________________

                                 

                                 	
                                    Für Personen, die nur Anspruch auf die Zulage Tarif Plus II haben, ergibt sich aufgrund der Befristung der Zulage Tarif Plus II bis 31.12.2025 folgende Zulagenhöhe:

                                    
                                       
                                          
                                             
                                             
                                             
                                             
                                          
                                          
                                             
                                                	
                                                   2024 (ab 1.9.)

                                                
                                                	
                                                   180 € Tarif Plus II

                                                
                                                	
                                                   -

                                                
                                                	
                                                   Gesamt: 180 €

                                                
                                             

                                             
                                                	
                                                   2025

                                                
                                                	
                                                   180 € Tarif Plus II

                                                
                                                	
                                                   -

                                                
                                                	
                                                   Gesamt: 180 €

                                                
                                             

                                             
                                                	
                                                   2026

                                                
                                                	
                                                   -

                                                
                                                	
                                                   150 € arbeitsmarktbedingte Zulage

                                                
                                                	
                                                   Gesamt: 150 €

                                                
                                             

                                             
                                                	
                                                   2027

                                                
                                                	
                                                   -

                                                
                                                	
                                                   150 € arbeitsmarktbedingte Zulage

                                                
                                                	
                                                   Gesamt: 150 €

                                                
                                             

                                             
                                                	
                                                   2028

                                                
                                                	
                                                   -

                                                
                                                	
                                                   150 € arbeitsmarktbedingte Zulage

                                                
                                                	
                                                   Gesamt: 150 €

                                                
                                             

                                          
                                       

                                    

                                 

                              

                           

                           ____________________

                        

                        	
                           Beschäftigte, die bei einem Arbeitgeber im Evangelischen Kirchenkreis Stuttgart in Entgeltgruppe S 8 a eingruppiert sind,
                              erhalten ab 1. September 2024 eine Zulage in Höhe der vollen Differenz zwischen ihrem aktuellen Tabellenentgelt und dem Tabellenentgelt,
                              das sie bei Höhergruppierung in die Entgeltgruppe S 8 b erhalten würden.
                           

                        

                     

                  

               

            

         

         
               Fünfter Anhang zur Anlage 1.2.8 zu § 2 der KAO

            

            
                     Regelung über die Gewährung von arbeitsmarktbedingten Zulagen im Erziehungsdienst für die Ev. Kirchengemeinde Böblingen

                  

                  Die Beschäftigten der Ev. Kirchengemeinde Böblingen1 in den Entgeltgruppen S 2 bis S 13, S 15 Fallgruppen 1 und 2 sowie S 16, S 17 Fallgruppen 1 und 2 und S 18 Fallgruppe 1 sowie alle SuE-Beschäftigten in der Schulkindbetreuung erhalten ab 1. September 2024 befristet bis 31. Dezember 2025 eine monatliche Zulage in Höhe von 150 € brutto, sofern sie sich mindestens in Stufe 2 und
                     höchstens in Stufe 6 der S-Tabelle befinden. (Nicht erfasst sind Beschäftigte, die sich in Stufe 1 oder in einer individuellen
                     Endstufe der S-Tabelle befinden.)
                  

               

            

         

         
               Sechster Anhang zur Anlage 1.2.8 zu § 2 der KAO

            

            
                     Zweite Regelung über die Gewährung von arbeitsmarktbedingten Zulagen im Erziehungsdienst für die Ev. Kirchengemeinde Heilbronn

                  

                  Die Beschäftigten der Ev. Kirchengemeinde Heilbronn2 in den Entgeltgruppen S 13, S 15 bis S 18 erhalten ab 1. Januar 2025 eine monatliche Zulage in Höhe von 180 € brutto.
                  

               

            

         

         
               Siebter Anhang zur Anlage 1.2.8 zu § 2 der KAO

            

            
                     Regelung über die Gewährung von arbeitsmarktbedingten Zulagen im Erziehungsdienst für die Ev. Kirchengemeinde Böckingen-Klingenberg

                  

                  
                     
                        	
                           Die Beschäftigten in Entgeltgruppe S 8 a der Ev. Kirchengemeinde Böckingen-Klingenberg erhalten ab 1. April 2024 eine Zulage
                              in Höhe der vollen Differenz zwischen ihrem aktuellen Tabellenentgelt und dem Tabellenentgelt, das sie bei Höhergruppierung
                              in die Entgeltgruppe S 8 b erhalten würden.
                           

                        

                        	
                           Die Beschäftigten der Kirchengemeinde Böckingen-Klingenberg in den Entgeltgruppen S 13, S 15 bis S 18 erhalten ab 1. Januar
                              2025 eine monatliche Zulage in Höhe von 180 € brutto.
                           

                        

                     

                  

               

            

         

      

      
            II. Anhänge im Bereich der Gemeindekranken- und Altenpflege und der offenen diakonischen Arbeit

         

         
               Erster Anhang zu § 3 der Anlage 1.2.8 zur KAO

            

            
                     Regelung über die Gewährung von arbeitsmarktbedingten Zulagen in der Gemeindekranken- und Altenpflege und der offenen diakonischen Arbeit für die Diakoniestation Stuttgart

                  

                  Die Beschäftigten der Diakoniestation Stuttgart erhalten befristet für die Zeit von 1. Juli 2025 bis 30. Juni 2026 für Dienste,
                     soweit diese zu Zeiten gemäß § 8 Abs. 1 Satz 2 Buchst. b bis f KAO in Verbindung mit § 2 Absatz 3 der Anlage 3.7.3 zur KAO erbracht werden, die dort genannten Prozentbeträge auf das Eineinhalbfache erhöht.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Änderungsbefehl aus Artikel 1 Nr. 4 Sechste Änderung der KAO - Antrag auf Gewährung von arbeitsmarktbedingten Zulagen
               in der Gemeindekranken- und Altenpflege gemäß Anlage 1.2.8 zur KAO -  hier: Diakoniestation Stuttgart vom 11. Juli 2025 (Abl. 71 Nr. 177) wurde von der Redaktion entsprechend ausgelegt.
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Änderungsbefehl aus Artikel 1 Nr. 3 Sechste Änderung der KAO - Antrag auf Gewährung von arbeitsmarktbedingten Zulagen
               in der Gemeindekranken- und Altenpflege gemäß Anlage 1.2.8 zur KAO -  hier: Diakoniestation Stuttgart vom 11. Juli 2025 (Abl. 71 Nr. 177) wurde von der Redaktion entsprechend ausgelegt.
            

         

      

   
      

      
         Anlage 1.3.1 zur KAO 

Ordnung über die Arbeitsbedingungen 
an Bildschirmgeräten (Bildschirmordnung)
         

      

      
                     § 1
Allgemeine Bestimmungen
                     

                  

                  Zum Schutz der Beschäftigten, die mit Bildschirmgeräten arbeiten, sind die Bestimmungen der Verordnung über Sicherheit und
                     Gesundheitsschutz bei der Arbeit an Bildschirmgeräten (Bildschirmarbeitsverordnung – BildscharbV) sowie der Verordnung zur
                     arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV) in der jeweils geltenden Fassung bzw. die diese ergänzenden oder ersetzenden Bestimmungen
                     einzuhalten.
                  

               

               
                     § 2
Angebotsuntersuchungen
                     

                  

                  Alle Beschäftigten, die zur Erledigung ihrer Arbeiten ein Bildschirmgerät benutzen, haben Anspruch auf eine regelmäßige, angemessene
                     Untersuchung ihrer Augen und ihres Sehvermögens. Die Untersuchung ist vom Arbeitgeber anzubieten und beim betriebsärztlichen
                     Dienst durchzuführen.
                  

               

               
                     § 3
Bildschirmarbeitsplatzbrille
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Den in § 2 genannten Beschäftigten sind im erforderlichen Umfang spezielle Sehhilfen (Bildschirmarbeitsplatzbrillen) für ihre Arbeit
                     an Bildschirmgeräten zur Verfügung zu stellen, wenn Untersuchungsergebnis ist, dass spezielle Sehhilfen notwendig und normale
                     Sehhilfen nicht geeignet sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Arbeitgeber trägt durch Rahmenverträge mit Augenoptikern bzw. deren Dachverband dafür Sorge, dass die betroffenen Beschäftigten
                     ohne Zuzahlung eine spezielle Sehhilfe erhalten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Erstattung der Kosten der notwendigen und von Beschäftigten beschafften Bildschirmarbeitsplatzbrillen durch den Arbeitgeber
                     richtet sich nach dem durchschnittlich niedrigsten Marktpreis (bei Bestehen eines Rahmenvertrages entspricht dieser den Sätzen
                     nach dem Rahmenvertrag).
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Entscheidet sich der/die Beschäftigte für eine Brille, die nicht nur die Eigenschaften aufweist, die für die Arbeitsaufgabe
                     und die individuellen Gegebenheiten am Arbeitsplatz benötigt wird, sondern einen zusätzlichen privaten Nutzen hat, so hat
                     er/sie den Differenzbetrag zum durchschnittlich niedrigsten Marktpreis (bei Bestehen eines Rahmenvertrages entspricht dieser
                     den Sätzen nach dem Rahmenvertrag) selbst zu zahlen.
                  

               

               
                     § 4
Arbeitsunterbrechungen
                     

                  

                  Hat ein Beschäftigter/eine Beschäftigte länger als 60 Minuten ununterbrochen an einem Bildschirmgerät zu arbeiten (ständiger
                     Blickkontakt zum Bildschirm oder laufender regelmäßiger Blickwechsel zwischen Bildschirm und Vorlage), wird ihm/ihr ergänzend
                     zu den gesetzlichen Bestimmungen nach Ablauf von jeweils 50 Minuten ununterbrochener Arbeit Gelegenheit zu einer zehnminütigen
                     Arbeitsunterbrechung gegeben. Arbeitsunterbrechungen nach Satz 1 entfallen, wenn Pausen und sonstige Arbeitsunterbrechungen
                     sowie Tätigkeiten, die die Beanspruchungsmerkmale nach Satz 1 nicht aufweisen, anfallen. Die Unterbrechungen dürfen nicht
                     zusammengezogen und nicht an den Beginn oder das Ende einer Pause oder der täglichen Arbeitszeit der/des Beschäftigten gelegt
                     werden. Arbeitsunterbrechungen nach Satz 1 werden auf die Arbeitszeit angerechnet.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Anlage 1.3.2 zur KAO

Arbeitsrechtliche Regelung zur Telearbeit
- Dienstzimmer im Privatbereich -
         

      

      
            Präambel

         

         Mit dieser Vorgabe sollen die Möglichkeiten erweitert werden, die Arbeitsorganisation im kirchlichen Dienst zu flexibilisieren.
            Ziel des Wechsels zwischen Arbeit in der Dienststelle und Arbeit im Privatbereich ist es, durch die zeitliche und räumliche
            Flexibilisierung der Arbeitsorganisation
         

         
            
               	
                  die Arbeitsqualität und Arbeitsleistung zu verbessern,

               

               	
                  die Arbeitszufriedenheit der Beschäftigten durch mehr Selbstverantwortung zu fördern,

               

               	
                  den Beschäftigten eine bessere Vereinbarkeit von Beruf und individueller Lebensführung zu ermöglichen,

               

               	
                  einen Beitrag zum Umweltschutz zu leisten.

               

            

         

         
                     § 1 
Grundsätze
                     

                  

                  Unter Telearbeit bzw. Homeoffice versteht man die Erbringung der geschuldeten Arbeitsleistung regelmäßig im häuslichen Bereich
                     der/des Beschäftigten. Die arbeitsvertraglich vereinbarte regelmäßige Arbeitszeit wird somit ganz oder teilweise in der Wohnung
                     der/des Beschäftigten (häusliche Arbeitsstätte) und teilweise in der Dienststelle des Dienstgebers (betriebliche Arbeitsstätte)
                     erbracht. Telearbeit bzw. Homeoffice kann vom Arbeitgeber nicht angeordnet werden. 
                  

               

               
                     § 2
Voraussetzungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ab einer 3-Tage-Woche besteht ein Rechtsanspruch auf Einrichtung oder Beschäftigung auf einem häuslichen Telearbeitsplatz
                     im Umfang von einem Tag pro Woche, sofern die Tätigkeit für die Telearbeit geeignet ist.
                  

                  Dienstgeber und Beschäftigte können einvernehmlich eine höhere Anzahl von Tagen vereinbaren. Bei weniger als 3 Arbeitstagen
                     pro Woche soll eine individuelle Vereinbarung getroffen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die einzurichtende häusliche Arbeitsstätte muss in der Wohnung der/des Beschäftigten (keine Garage, kein Keller) in einem
                     Raum sein, der für den dauernden Aufenthalt zugelassen und vorgesehen sowie für die Aufgabenerledigung, unter Berücksichtigung
                     der allgemeinen Arbeitsplatzanforderungen, geeignet ist. Der/Die Beschäftigte hat das Vorliegen dieser Voraussetzungen darzulegen.
                     Dazu hat er/sie auf Verlangen ein Fotoprotokoll an den Dienstgeber zu übermitteln. Dieses Fotoprotokoll hat der Dienstgeber
                     der Mitarbeitervertretung weiterzuleiten. Der Dienstgeber oder von ihm Beauftragte können das Vorliegen der Voraussetzungen
                     auch mittels einer Begehung überprüfen. Die Mitarbeitervertretung hat die Möglichkeit, an der Begehung teilzunehmen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Außerhalb der häuslichen Arbeitsstätte und außerhalb des Büroarbeitsplatzes ist ein Arbeiten nach Rücksprache nur in folgenden
                     Fällen gestattet: 
                  

                  
                     
                        	
                           auf dem Hin- und Rückweg zur Arbeit

                        

                        	
                           während sonstiger Fahrtzeiten in öffentlichen Verkehrsmitteln

                        

                        	
                           in sonstigen Wohnräumen (z. B. bei Lebenspartner/innen, bei Eltern, in Hotelzimmern). 

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Eine Ablehnung durch den Dienstgeber kommt nur aus dringenden betrieblichen Gründen in Betracht. 
                  

               

               
                     § 3 
Aufteilung der Arbeitszeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die arbeitsvertraglich vereinbarte wöchentliche Arbeitszeit ist auf die betriebliche und auf die häusliche Arbeitsstätte
                     aufzuteilen. Im Einzelfall besteht auch die Möglichkeit die Arbeitszeit zu 100% auf die häusliche Arbeitsstätte zu verlagern.
                     Die Aufteilung der Arbeitszeit auf die häusliche und die betriebliche Arbeitsstätte, sowie die Verteilung der Arbeitszeit
                     ist mit dem oder der Vorgesetzten abzusprechen und schriftlich festzuhalten. Neben einvernehmlichen Abweichungen zwischen
                     Beschäftigten und Vorgesetzten bei Arbeitsort und Arbeitszeit kann im Einzelfall bei Vorliegen dringender betrieblicher Gründe
                     von der vereinbarten Regelung abgewichen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die gesetzlichen Bestimmungen und die Regelungen der KAO zur Arbeitszeit gelten auch für die Tätigkeit in der häuslichen
                     Arbeitsstätte. Arbeitszeit ist grundsätzlich die Zeit am Arbeitsplatz. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Grundsätzlich wird an Samstagen sowie in der Zeit von 20 Uhr bis 6 Uhr nicht gearbeitet. Sollte der/die Mitarbeitende aus
                     eigenem Antrieb zu diesen Zeiten arbeiten, entsteht dadurch kein Anspruch auf Zuschläge. Das gesetzliche Verbot der Sonn-
                     und Feiertagsarbeit gilt auch hier.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Fahrzeiten zwischen betrieblicher und häuslicher Arbeitsstätte gelten als nicht betriebsbedingt und finden keine Anrechnung
                     auf die Arbeitszeit. Dies gilt nicht bei Beschäftigten, die nach Absatz 1 ihre Arbeitszeit zu 100 % in der häuslichen Arbeitsstätte
                     erbringen oder in einem Fall von § 2 Abs. 3.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Im Falle von Systemstörungen hat der/die Beschäftigte die technische Störung im Bereich der häuslichen Arbeitsstätte dem
                     Dienstgeber oder dem von ihm Beauftragten unverzüglich anzuzeigen und das weitere Vorgehen mit ihm abzustimmen. Führt die
                     technische Störung dazu, dass die Arbeitsleistung in der häuslichen Arbeitsstätte nicht erbracht werden kann, kann der Dienstgeber
                     verlangen, dass die Arbeitsleistung in der Dienststelle erbracht wird. Dies gilt sinngemäß für Störungen, die die Erbringung
                     der Arbeitsleistung objektiv unmöglich machen.
                  

               

               
                     § 4
Zeiterfassung
                     

                  

                  Die Zeiterfassung sowohl der in der häuslichen Arbeitsstätte als auch in der Dienststelle geleisteten Arbeitszeiten erfolgt
                     durch Arbeitszeitnachweis. Diese Aufzeichnung ist dem jeweiligen Vorgesetzten unmittelbar nach jedem Abrechnungszeitraum vorzulegen.
                     In der Aufzeichnung sind auch Zeiten festzuhalten, in denen die zu leistende Arbeitszeit aufgrund von Arbeitsunfähigkeit,
                     Urlaub, Dienstbefreiung usw. nicht erbracht wurde. 
                  

               

               
                     § 5
Betriebliche Arbeitsstätte
                     

                  

                  Für die in der Dienststelle zu leistenden Arbeitszeiten wird dem/der Beschäftigten ein für die Aufgabenerledigung geeigneter
                     Arbeitsplatz zur Verfügung gestellt. Ein Anspruch auf einen persönlichen Arbeitsplatz besteht nicht.
                  

               

               
                     § 6
Kostentragung und Zuschüsse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Sofern die Arbeitszeit zwischen 50 % und 100 % in der häuslichen Arbeitsstätte erbracht wird, werden die notwendigen und
                     den Arbeitsschutzbestimmungen entsprechenden Arbeitsmittel für die häusliche Arbeitsstätte für die Zeit des Bestehens dieser
                     häuslichen Arbeitsstätte vom Dienstgeber zur Verfügung gestellt und verbleiben im Eigentum des Dienstgebers. Der Arbeitsplatz
                     soll dem Standard in der Dienststelle entsprechen. Auf Wunsch der/des Beschäftigten können private Büromöbel in der häuslichen
                     Arbeitsstätte eingesetzt werden, sofern diese den Arbeitsschutzbestimmungen entsprechen. Hierfür werden keine Kosten erstattet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Bei der Erbringung der Arbeitsleistung von weniger als 50 % der vertraglich geschuldeten Arbeitszeit in der häuslichen Arbeitsstätte
                     werden dem/der Beschäftigten ein mobiles Endgerät, zwei Bildschirme und eine Dockingstation vom Dienstgeber gestellt. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         In den Fällen von § 2 Abs. 3 wird vom Arbeitgeber ein mobiles Endgerät gestellt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die vom Dienstgeber gestellten Arbeitsmittel dürfen nicht für private Zwecke benutzt werden. Der Auf- und Abbau der vom Dienstgeber
                     gestellten Arbeitsmittel sowie eine evtl. Wartung erfolgt durch den Dienstgeber.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Ausdrucke werden in der Regel in der Dienststelle erstellt. In Ausnahmefällen ist auf Wunsch der/des Beschäftigten die Nutzung
                     eines privaten Druckers zulässig. Die Installation des Druckers ist mit dem zuständigen EDV-Dienstleister abzusprechen. Kosten
                     werden nicht erstattet.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Der Dienstgeber erstattet dem/der Beschäftigten pauschal für Internet und Telefon in den Fällen von Absatz 1 monatlich 25,00
                     Euro, in den Fällen von Absatz 2 monatlich 12,50 Euro. Falls die Kosten für Internet und Telefon niedriger sind als die entsprechende
                     Pauschale, gilt Folgendes: liegen die monatlichen Kosten unter 12,50 Euro, erfolgt keine Erstattung. Betragen die Kosten in
                     den Fällen von Absatz 1 mindestens 12,50 Euro aber weniger als 25,00 Euro monatlich, werden pauschal monatlich 12,50 Euro
                     erstattet.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Stellt der Dienstgeber in der betrieblichen Arbeitsstätte keinen Arbeitsplatz zur Verfügung und stellt der/die Beschäftigte
                     für die häusliche Arbeitsstätte ein separates Arbeitszimmer zur ausschließlich dienstlichen Nutzung zur Verfügung, wird zur
                     Abgeltung der Kosten für Miete, Heizung, Reinigung und Beleuchtung eine Entschädigung entsprechend dem Rundschreiben vom 10.
                     Dezember 2020 – AZ 20.30-3 Nr. 20.30-04-01-V02/3.1 gewährt. Dies gilt nicht, wenn der Dienstgeber einen Arbeitsplatz zur Verfügung
                     stellt und die Telearbeit auf Antrag der/des Beschäftigten vereinbart wird.
                  

               

               
                     § 7
Datenschutz und -sicherheit, Informationsschutz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Auf den Schutz von Daten und Informationen ist in der häuslichen Arbeitsstätte und in den Fällen von § 2 Abs. 3 besonders
                     zu achten. Jede/r Beschäftigte hat sicherzustellen, dass nur befugt auf gespeicherte dienstliche, geschäftliche oder personenbezogene
                     Daten zugegriffen wird. 
                  

                  Insbesondere hat er oder sie Maßnahmen zu treffen, die gewährleisten, dass

                  
                     
                        	
                           Dritte keine Einsicht und/oder keinen Zugriff auf Daten nehmen können. Um z. B. zu gewährleisten, dass der Monitor nicht eingesehen
                              werden kann, soll eine Blickschutzfolie verwendet werden
                           

                        

                        	
                           beim Verlassen des Arbeitsplatzes der Bildschirmschoner mit Kennwortschutz eingeschaltet ist 

                        

                        	
                           an ein dienstliches Gerät keine private Hardware (wie z. B. externe Festplatten oder USB-Sticks) angeschlossen werden

                        

                        	
                           mobile Endgeräte mindestens durch einen PIN oder ein Passwort geschützt sind; 

                        

                        	
                           dienstliche Telefonate in einem ungestörten Bereich bzw. bei geschlossener Tür geführt werden, damit Dritte keine Kenntnis
                              von dem Telefonat nehmen können
                           

                        

                        	
                           beim Transport dienstlicher mobiler Endgeräte und dienstlicher Unterlagen sichergestellt ist, dass die mobilen Endgeräte passwortgeschützt
                              sind und die Festplatte sowie externe Speichermedien verschlüsselt sind
                           

                        

                        	
                           Papierdokumente in einem verschließbaren Behälter (z. B. Aktentasche) transportiert werden und dass Papierdokumente genauso
                              wie elektronische Geräte während des Transports nicht unbeaufsichtigt sind
                           

                        

                        	
                           Dokumente, Datenträger oder Akten sowie Vorentwürfe und Notizen dazu sachgemäß verwahrt und entsorgt werden.

                        

                     

                  

                  Ein Datenverlust ist meldepflichtig. Der Verlust ist gegenüber der Datenschutzaufsicht und der betroffenen Person zu melden,
                     § 32 DSG-EKD. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Über die zu beachtenden Vorschriften zum Datenschutz und zur Datensicherheit für häusliche Arbeitsstätten wird der/die Beschäftigte
                     in geeigneter Weise informiert.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Nutzung von privaten Endgeräten für dienstliche Zwecke ist untersagt, soweit dies nicht durch eine gesonderte Arbeitsrechtsregelung
                     erlaubt ist.
                  

               

               
                     § 8
Schriftliche Vereinbarung
                     

                  

                  Die Einrichtung des häuslichen Telearbeitsplatzes erfolgt durch schriftliche Vereinbarung nach dem als Anhang beigefügten
                     Muster.
                  

               

               
                     § 9
Beendigung und Widerruf der häuslichen Telearbeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Vereinbarung kann von beiden Seiten mit einer Frist von 3 Monaten zum Monatsende gekündigt werden. Der Dienstgeber kann
                     nur aus dringenden betrieblichen Gründen kündigen. Die Kündigung bedarf der Schriftform.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Vereinbarung endet, ohne dass es eines Widerrufs bedarf, mit der Beendigung des Arbeitsverhältnisses. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Bei Aufgabe des häuslichen Telearbeitsplatzes und Rückkehr in die Dienststelle besteht für den Beschäftigten oder die Beschäftigte
                     kein Anspruch auf den vor Beginn bzw. während der häuslichen Telearbeit innegehabten betrieblichen Arbeitsplatz.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die vom Dienstgeber gestellten Arbeitsmittel sind mit Beendigung der Vereinbarung unverzüglich zurückzugeben. Dies gilt auch
                     auf Verlangen des Dienstgebers bei einer längerfristigen Freistellung von der Arbeit.
                  

               

               
                     § 10
Schlussbestimmungen
                     

                  

                  Diese Arbeitsrechtliche Regelung zur Telearbeit kann nicht durch Dienstvereinbarung geändert, ausgeweitet oder ergänzt werden.
                     Die übrigen Rechte nach dem Mitarbeitervertretungsgesetz bleiben unberührt, insbesondere hinsichtlich der Verteilung der Arbeitszeit.
                  

               

            

         

      

      
            Anhang zur Anlage 1.3.2 zur KAO

         

         
                  Vereinbarung über die Einrichtung eines Telearbeitsplatzes

               

               
                  
                     
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Zwischen

                           
                        

                        
                           	
                              ____________________

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                        

                        
                           	
                              und

                           
                        

                        
                           	
                              ____________________

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 1 
Grundlage
                     

                  

                  Grundlage dieser Vereinbarung ist die Arbeitsrechtliche Regelung zur Telearbeit - Anlage 1.3.2 zur KAO.

               

               
                     § 2
Telearbeitsplatz
                     

                  

                  Mit dieser Vereinbarung wird ab dem ____________________in der Wohnung der/des Beschäftigten ein Bildschirmarbeitsplatz zur Telearbeit nach Maßgabe der Bestimmungen der Anlage 1.3.2
                     zur KAO eingerichtet. Die Telearbeit beträgt 
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                              
                              	
                                 unter 50 % 

                              
                           

                           
                              	
                                 [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                              
                              	
                                 mindestens 50 % 

                              
                           

                           
                              	
                                 [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                              
                              	
                                 100 %

                              
                           

                        
                     

                  

                  Der/die Beschäftigte weist dem Arbeitgeber einmalig unaufgefordert gemäß § 6 Absatz 6 der Anlage 1.3.2 nach, dass Internet- und Telefonkosten in der angegebenen Höhe anfallen. Eine Aufteilung der Internet- und Telefonkosten
                     in einen privaten und dienstlichen Anteil erfolgt nicht. Ohne Vorlage des Nachweises wird der Zuschuss nicht gewährt. Jede
                     anspruchsverändernde Änderung dieser Kosten ist dem Arbeitgeber unverzüglich nachzuweisen.
                  

               

               
                     § 3
Arbeitszeit
                     

                  

                  Während der in Telearbeit erbrachten Arbeitszeit hat der/die Beschäftigte die telefonische Erreichbarkeit sowie die Erreichbarkeit
                     per E-Mail über den dienstlichen Account zu gewährleisten und die tägliche Arbeitszeit selbstständig zu erfassen.
                  

                  Die Aufteilung der Arbeitszeit auf die häusliche und die betriebliche Arbeitsstätte, sowie die Verteilung der Arbeitszeit
                     ist mit dem oder der Vorgesetzten abzusprechen.
                  

                  Der/die Beschäftigte verpflichtet sich, auch in der Telearbeit die Bestimmungen des Arbeitszeitgesetzes, insbesondere die
                     tägliche Höchstarbeitszeit von zehn Stunden gem. § 3 ArbZG, die tägliche Mindestpausenzeit gem. § 4 ArbZG und die mindestens elfstündige Mindestruhezeit zwischen zwei Arbeitstagen
                     gem. § 5 ArbZG zu beachten.
                  

               

               
                     § 4
Fahrtkosten
                     

                  

                  Die Kosten für den Weg zwischen häuslicher und betrieblicher Arbeitsstätte werden nicht erstattet. Dies gilt nicht, wenn 100
                     % Telearbeit vereinbart ist.
                  

               

               
                     § 5
Fotoprotokoll, Zutrittsrecht zu häuslichem Telearbeitsplatz
                     

                  

                  Der/Die Beschäftigte hat auf Verlangen ein Fotoprotokoll des häuslichen Telearbeitsplatzes zu erstellen und dem Arbeitgeber
                     zur Verfügung zu stellen, aus dem insbesondere die Raumgröße, die Büroausstattung und die Beleuchtungssituation ersichtlich
                     ist. Er/Sie ist außerdem verpflichtet, Beauftragten des Arbeitgebers und der Mitarbeitervertretung nach terminlicher Absprache
                     Zugang zum Telearbeitsplatz zu gewähren.
                  

               

               
                     § 6
Datenschutz und -sicherheit, Informationsschutz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Auf den Schutz von Daten und Informationen gegenüber Dritten ist in der häuslichen Arbeitsstätte besonders zu achten. Vertrauliche
                     Daten und Informationen sind von dem/der Beschäftigten so zu schützen, dass Dritte keine Einsicht und/oder Zugriff nehmen
                     können. Dabei ist insbesondere darauf zu achten, dass der Monitor nicht eingesehen werden kann. Um dies zu gewährleisten,
                     kann eine Blickschutzfolie verwendet werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Über die zu beachtenden Vorschriften zum Datenschutz und zur Datensicherheit für häusliche Arbeitsstätten wird der/die Beschäftigte
                     in geeigneter Weise informiert.
                  

                  Der/die Beschäftigte ist verpflichtet, diese Vorschriften zu beachten. Insbesondere hat sie oder er Maßnahmen zu treffen,
                     die gewährleisten, dass u. a.
                  

                  
                     
                        	
                           beim Verlassen des Arbeitsplatzes der Bildschirmschoner mit Kennwortschutz eingeschaltet ist;

                        

                        	
                           an ein dienstliches Gerät keine private Hardware (wie z. B. externe Festplatten oder USB-Sticks) angeschlossen werden;

                        

                        	
                           mobile Endgeräte mindestens durch einen PIN oder ein Passwort geschützt sind;

                        

                        	
                           nur befugt auf gespeicherte dienstliche, geschäftliche oder personenbezogene Daten zugegriffen werden kann;

                        

                        	
                           dienstliche Telefonate sind in einem ungestörten Bereich bzw. bei geschlossener Tür geführt werden, damit Dritte keine Kenntnis
                              von dem Telefonat nehmen können;
                           

                        

                        	
                           beim Transport dienstlicher mobiler Endgeräte und dienstlicher Unterlagen sichergestellt ist, dass die mobilen Endgeräte passwortgeschützt
                              sind und die Festplatte sowie externe Speichermedien verschlüsselt sind;
                           

                        

                        	
                           Papierdokumente in einem verschließbaren Behälter (z. B. Aktentasche) transportiert werden und dürfen genauso wie elektronische
                              Geräte während des Transports nicht unbeaufsichtigt sind; zu Hause ist dafür zu sorgen, dass Papierdokumente verschlossen
                              und gesichert aufbewahren;
                           

                        

                        	
                           Dokumente, Datenträger oder Akten sowie Vorentwürfe und Notizen dazu sachgemäß verwahrt und entsorgt werden.

                        

                     

                  

                  Ein Datenverlust ist meldepflichtig. Der Verlust ist gegenüber der Datenschutzaufsicht und der betroffenen Person zu melden,
                     § 32 DSG-EKD.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Nutzung von privaten Geräten für dienstliche Zwecke ist untersagt.
                  

               

               
                     § 7
Kündigung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Vereinbarung kann von beiden Seiten mit einer Frist von 3 Monaten zum Monatsende gekündigt werden. Der Dienstgeber kann
                     nur aus dringenden betrieblichen Gründen kündigen. Die Kündigung bedarf der Schriftform.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Vereinbarung endet, ohne dass es eines Widerrufs bedarf, mit der Beendigung des Arbeitsverhältnisses.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Bei Aufgabe des häuslichen Telearbeitsplatzes und Rückkehr in die Dienststelle besteht für den Beschäftigten oder die Beschäftigte
                     kein Anspruch auf den vor Beginn bzw. während der häuslichen Telearbeit innegehabten betrieblichen Arbeitsplatz.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die vom Dienstgeber gestellten Arbeitsmittel sind mit Beendigung der Vereinbarung unverzüglich zurückzugeben. Dies gilt auch
                     auf Verlangen des Dienstgebers bei einer längerfristigen Freistellung von der Arbeit.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Ort, Datum

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 ____________________

                              
                              	
                                 ____________________

                              
                           

                           
                              	
                                 (Dienstgeber)

                              
                              	
                                 (Beschäftigte/Beschäftigter)

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Anlage 1.4.1 zur KAO

Arbeitsrechtliche Regelung zu Fortbildungen und anderen Mitarbeiterfördermaßnahmen
         

      

      Es wird folgende Arbeitsrechtliche Regelung zu Fortbildungen und anderen Mitarbeiterfördermaßnahme erlassen:

      
                     § 1 
Geltungsbereich
                     

                  

                  Diese Arbeitsrechtsregelung gilt für alle Dienstverhältnisse der privatrechtlich angestellten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
                     bei kirchlichen und diakonischen Anstellungsträgern im Bereich der Evangelischen Landeskirche in Württemberg, in denen die
                     Kirchliche Anstellungsordnung (KAO) Anwendung findet. Die Sonderregelung ZRW 2 (ARR 8/2002) bleibt für Mitgliedseinrichtungen des Diakonischen Werks Württemberg
                     e. V. unberührt.
                  

                  Sie kann auch für Kirchenbeamte und Kirchenbeamtinnen sowie Pfarrer und Pfarrerinnen sinngemäß angewandt werden, sofern bzw.
                     solange für diesen Personenkreis keine eigenen Regelungen bestehen.
                  

               

            

         

      

      
               Abschnitt 1 
Fortbildungen
               

            

            
                     § 2 
Dienstbesprechungen, Arbeitstage, Informationsveranstaltungen
                     

                  

                  Die Vermittlung von notwendigen fachlichen Informationen im Dienst, z. B. im Rahmen von Arbeitstagen und Dienstbesprechungen,
                     an denen die Teilnahme des/der jeweiligen Mitarbeitenden vorausgesetzt wird oder sich aus dem jeweiligen Dienstauftrag oder
                     der Dienstanweisung/Aufgabenbeschreibung ergibt, sind keine Fortbildungen, sondern Arbeitssitzungen oder Informationsveranstaltungen,
                     die in der Regel in der Dienstzeit erfolgen. Findet die Besprechung oder die Information außerhalb der persönlichen Arbeitszeit
                     statt, gilt die aufgewendete Zeit ebenfalls als Arbeitszeit.
                  

               

               
                     § 3 
Angeordnete Fortbildungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zur Erfüllung des jeweiligen Dienstauftrags bzw. Arbeitsbereiches entsprechend den Anforderungen bzw. dem Qualitätsstandard
                     der Dienststelle ist regelmäßige Fortbildung erforderlich. Angeordnete Fortbildung im Sinne dieser Regelung ist die angeordnete
                     Teilnahme an einer Fortbildungsmaßnahme für den jeweiligen Mitarbeiter/die jeweilige Mitarbeiterin durch den Dienstgeber.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Fortbildungen nach Abs. 1 Satz 2 können sowohl durch den Dienstgeber als auch durch den Dienstnehmer vorgeschlagen werden.
                     Sie sind anzuordnen, wenn es nach allgemeinem Verständnis für das Berufsbild oder den Arbeitsbereich für die ordnungsgemäße
                     Erfüllung der Aufgaben oder aufgrund bestehender arbeitsrechtlicher Regelungen notwendig ist. Fortbildungen aller Beschäftigten
                     zum Nähe- und Distanzverhalten, zur grenzachtenden Kommunikation und zur Prävention zum Schutz vor sexualisierter Gewalt sind
                     dienstlich angeordnete Fortbildungen.
                  

                  Die angeordnete Fortbildung ist die Regel.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Wird eine Fortbildung angeordnet, so soll sie in der Regel in der in der Dienststelle üblichen Arbeitszeit durchgeführt werden.
                     Ist dies innerhalb der persönlichen Arbeitszeit nicht möglich, so gilt die aufgewendete Zeit als Arbeitszeit.
                  

                  Der Dienstgeber trägt die gesamten durch die Fortbildung anfallenden Kosten.

               

               
                     § 4 
Freiwillige Fortbildungen im Berufsbereich
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Fortbildungen, die nicht die Voraussetzungen des § 3 erfüllen, aber auf den Berufsbereich bezogen sind, können von dem Dienstnehmer ebenfalls bei dem Dienstgeber beantragt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Erfolgt keine Anordnung nach § 3 Abs. 2 kann der Dienstnehmer Dienstbefreiung nach § 29 Abs. 6 KAO in Anspruch nehmen. Die Dienstbefreiung ist von dem Dienstgeber zu gewähren, wenn der Teilnahme keine dienstlichen Gründe
                     entgegenstehen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Neben der Gewährung der Dienstbefreiung nach § 29 Abs. 6 KAO soll sich der Dienstgeber im Rahmen der zur Verfügung stehenden Mittel an den Kosten der Fortbildung und den Reisekosten
                     beteiligen. Die Einzelheiten der anteiligen Kostenübernahme bei Fortbildungen sollen in einer Dienstvereinbarung vor Ort geregelt
                     werden. 
                  

                  Eine Beteiligung an den Kosten ist auch möglich, wenn ein Anspruch nach § 29 Abs. 6 KAO nicht mehr besteht.
                  

               

               
                     § 5 
Sonstige Fortbildungen
                     

                  

                  Fortbildungen, die weder einen beruflichen Bezug, noch ein dienstliches Interesse haben, fallen weder unter die Vorschrift
                     des § 29 Abs. 6 KAO, noch sind sie vom Dienstgeber zu bezuschussen.
                  

               

               
                     § 6 
Fortbildungsvertrag
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Bei Fortbildungen, für die eine über § 29 Abs. 6 KAO hinausgehende Dienstbefreiung oder ein Zuschuss, der über den in der örtlichen Dienstvereinbarung niedergelegten Mindestzuschuss
                     hinausgeht, gewährt wird, ist zwischen Dienstgeber und Dienstnehmer ein Fortbildungsvertrag gemäß dem beigefügten Muster abzuschließen.
                     In dem Fortbildungsvertrag sind die Bedingungen für eine Rückzahlung verbindlich zu regeln.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Rückzahlungsverpflichtung gilt nicht, wenn die Mitarbeiterin wegen Schwangerschaft oder wegen Niederkunft oder die Mitarbeiterin/der
                     Mitarbeiter nach Ende der Elternzeit oder einer sonstigen Beurlaubung nach § 28 KAO gekündigt oder einen Auflösungsvertrag abgeschlossen hat. 
                  

               

            

         

         
               Abschnitt 2 
Weiterbildungen
               

            

            
                     § 7 
Weiterbildungen
                     

                  

                  Weiterbildungen sind wie Fortbildungen zu behandeln. Insbesondere kann ebenfalls eine anteilige Kostenübernahme erfolgen und
                     die Regelung des § 29 Abs. 6 KAO über Dienstbefreiung analog angewandt werden.
                  

               

            

         

         
               Abschnitt 3 
Supervision
               

            

            
                     § 8 
Angeordnete Supervision
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Supervision kann seitens des Dienstgebers aus der aktuellen Situation heraus angeordnet werden, wenn Supervisionsbedarf besteht
                     oder aufgrund von bestehenden gesetzlichen Regelungen Supervision zu erfolgen hat. Die Anordnung kann auch erfolgen, wenn
                     der/die Dienstnehmer/in Supervision beantragt. Bei angeordneten Supervisionen wird grundsätzlich keine Eigenbeteiligung des
                     Dienstnehmers fällig. Es soll eine einvernehmliche Auswahl des Supervisors/der Supervisorin zwischen Dienstgeber und Dienstnehmer
                     erfolgen, das letzte Entscheidungsrecht hat hier der Dienstgeber.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Inhaltlich gelten des Weiteren die zur Fortbildung getroffenen Regelungen.
                  

               

               
                     § 9 
Freiwillige Supervision
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Dienstnehmer kann eine Supervision beantragen, auch wenn die Voraussetzungen des § 8 nicht vorliegen. In diesem Falle kann der Anspruch nach § 29 Abs. 6 KAO als Dienstbefreiung für die Zeit der Supervision beantragt und herangezogen werden. Der Dienstgeber kann die Supervision
                     mit einem Zuschuss oder einer anteiligen Kostenübernahme unterstützen.
                  

                  In diesem Fall soll eine schriftliche Vereinbarung zu der Supervision zwischen dem Dienstgeber und dem Dienstnehmer getroffen
                     werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Inhaltlich gelten des Weiteren die zur Fortbildung getroffenen Regelungen.
                  

                  

                  Protokollnotiz (KAO) zu § 8 und § 9:

                  Es wird empfohlen, vorrangig auf die landeskirchliche Liste der Supervisoren zurückzugreifen.

               

            

         

         
               Abschnitt 4 
Sonstige Personalentwicklungsmaßnahmen
               

            

            
                     § 10 
 Coaching
                     

                  

                  Für Coaching gelten die Regelungen zur Supervision entsprechend.

                  Es ist darauf zu achten, dass nur Coaches beauftragt werden, die eine qualifizierte Coaching-Ausbildung erfolgreich absolviert
                     haben.
                  

               

            

            
                     § 11 
 Mentoring
                     

                  

                  Für Mentoring gelten die Regelungen für die Supervision entsprechend. 

               

            

            
                     § 12 
Sonstige Personalentwicklungsmaßnahmen
                     

                  

                  Bei Hospitation/Praktika, kollegialer Beratung, Lern- und Problemlösungsgruppen sowie sonstigen Personalentwicklungsmaßnahmen
                     sind die Bestimmungen der §§ 2 bis 4 sinngemäß anzuwenden.
                  

               

            

         

         
               Abschnitt 5 
Inkrafttreten, Übergangsbestimmungen
               

            

            
                     § 13 
Inkrafttreten, Übergangsbestimmungen
                     

                  

                  Diese Regelung tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 2005 in Kraft. 

                  Für Maßnahmen, die vor Inkrafttreten dieser Arbeitsrechtlichen Regelung begonnen bzw. vereinbart wurden, gelten die bisherigen
                     bzw. vereinbarten Grundsätze weiter. 
Dienstvereinbarungen, die den Bestimmungen dieser Arbeitsrechtlichen Regelung widersprechen, sind bis zum 31. Dezember 2005
                     anzupassen oder außer Kraft zu setzen.
                  

               

            

         

      

      
            Anhang 
zur Anlage 1.4.1 zur KAO: 
            

         

         
                     Vertrag über Mitarbeiterfördermaßnahmen 

                  

                  Zwischen ____________________

                  vertreten durch ____________________

                  nachstehend Dienstgeber genannt 

                  und

                  Frau/Herrn1  ____________________
                  

                  geboren am ____________________

                  nachstehend Beschäftigte/r2 genannt 
                  

                  

                  wird folgender Vertrag geschlossen:

               

               
                     § 1
Maßnahme
                     

                  

                  
                     
                        
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              1.

                           
                           	
                              Frau/Herr3____________________ nimmt in der Zeit vom ____________________ bis zum ____________________, längstens bis zum ____________________ an einer Fortbildung/Supervision/einem Coaching/einem Mentoring/ ____________________4 bei ____________________ zum Thema ____________________ teil.
                              

                              Ändern sich die in Satz 1 vereinbarten Zeiten, sind diese umgehend dem Dienstgeber mitzuteilen. Sie können auch im gegenseitigen
                                 Einvernehmen zwischen den Parteien verändert werden.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              2.

                           
                           	
                              [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                           
                           	
                              Die Maßnahme/Teilnahme erfolgt auf Wunsch der Beschäftigten/des Beschäftigten5 und dient der beruflichen Fort- und Weiterbildung.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                           
                           	
                              Die Maßnahme/Teilnahme erfolgt auf Anordnung des Dienstgebers.

                           
                        

                        
                           	
                              3.

                           
                           	
                              [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                           
                           	
                              Die Teilnahme an der Fortbildung dient der Erfüllung der Anstellungsvoraussetzungen und erfolgt im Einvernehmen der Parteien.

                           
                        

                        
                           	
                              4.

                           
                           	
                              Die Teilnahme an der Maßnahme/Fortbildung ist zeitnah nachzuweisen. Erstreckt sich die Maßnahme/Fortbildung über mehrere Kalenderjahre
                                 ist die Teilnahme jährlich nachzuweisen.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 2
Freistellung und Vergütung
                     

                  

                  
                     
                        
                        
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              1.

                           
                           	
                              Der Dienstgeber stellt den Beschäftigten/die Beschäftigte6 für die zur Durchführung der Maßnahme/den Besuch der Fortbildung nach § 1 Abs. 1 erforderliche Zeit unter Fortzahlung des
                                 Entgelts von der Arbeit frei. Das zu zahlende Entgelt wird nach dem zustehenden Urlaubsentgelt berechnet.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                           
                           	
                              Der Dienstgeber stellt den Beschäftigten/die Beschäftigte7 für die zur Durchführung der Maßnahme nach § 1 Abs. 1 erforderliche Zeit
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                           	
                              [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                           
                           	
                              unter Wegfall des Entgelts8

                           
                        

                        
                           	
                           	
                           	
                              [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                           
                           	
                              unter Anrechnung von ____________________ Tagen Erholungsurlaub9

                           
                        

                        
                           	
                           	
                           	
                              [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                           
                           	
                              unter Fortzahlung des Entgelts für ____________________ Tage10

                           
                        

                        
                           	
                           	
                           	
                              [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                           
                           	
                              unter Inanspruchnahme von ____________________ Tagen Fortbildungsurlaub gemäß § 29 Abs. 6 KAO11

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              frei.

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Durch die Teilnahme an der Fortbildung ausgefallene Arbeitsstunden können innerhalb eines Zeitrahmens von ____________________ Wochen durch Mehrstunden ausgeglichen werden12.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              2.

                           
                           	
                              Die Freistellung zur Teilnahme an der Maßnahme kann nur aus zwingenden dienstlichen Gründen seitens des Dienstgebers abgelehnt
                                 werden.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 3
Kosten der Maßnahme
                     

                  

                  
                     
                        
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              1.

                           
                           	
                              [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                           
                           	
                              Die Kosten der Maßnahme/Fortbildung (Fortbildungskosten, Honorare, Gebühren, Unterkunft und Verpflegung, Fahrtkosten) übernimmt
                                 der Dienstgeber in voller Höhe. Die Kostenerstattung erfolgt nach Abschluss der Maßnahme aufgrund einer Kostenzusammenstellung
                                 und Vorlage der Belege und der Teilnahmebescheinigung.
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                           
                           	
                              Zu den Kosten gewährt der Dienstgeber einen Zuschuss in Höhe von ____________________ €13/ in Höhe von ____________________ % der nachgewiesenen Kosten14. Die Auszahlung des Zuschusses erfolgt nach Abschluss der Maßnahme aufgrund einer Kostenzusammenstellung und Vorlage der
                                 Belege und der Teilnahmebescheinigung.
                              

                           
                        

                        
                           	
                              2.

                           
                           	
                              Abschlagszahlungen zu den Kosten werden in angemessener Höhe auf Antrag gewährt.

                           
                        

                        
                           	
                              3.

                           
                           	
                              Zur Ermittlung einer eventuellen Rückzahlungspflicht nach § 4 stellt der Dienstgeber alle ihm im Zusammenhang mit der Fortbildung
                                 entstandenen Kosten nach § 2 Abs. 1 (Entgeltfortzahlung) und § 3 Abs. 1 (Fortbildungskosten, Unterkunft und Verpflegung, Fahrtkosten) zusammen. Bei der Entgeltfortzahlung
                                 bleiben die Tage der Freistellung nach § 29 Abs. 6 KAO ohne Berucksichtigung. Diese Übersicht ist dem/der Beschäftigten15 spätestens drei Monate nach Vorlage der Belege und der Teilnahmebescheinigung (§ 3 Abs. 1) auszuhändigen.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 4
Rückzahlungspflicht16

                  

                  
                     	
                        Die vom Dienstgeber nach § 3 Abs. 3 für eine nicht angeordnete Fortbildung aufgewandten Kosten sind unter Beachtung der jeweils
                           gültigen Rechtsprechung dem Dienstgeber zu erstatten, wenn das Dienstverhältnis auf Wunsch der/des Beschäftigten17 oder aus einem von ihm/ihr18 zu vertretenden Grund vor Ablauf der Bindungsfrist von ____________________ Monaten19 nach Abschluss der Fortbildung endet.
                        

                     

                     	
                        Der Rückzahlungsbetrag vermindert sich für jeden vollen Monat der Beschäftigung nach Abschluss der Fortbildung um 1/____________________20 des Gesamtbetrages der Kosten nach § 3 Abs. 3. 
                        

                     

                     	
                        Die Rückzahlungspflicht entfällt in den Fällen des § 6 Abs. 2 der Arbeitsrechtlichen Regelung vom 30. September 2005.

                     

                  

               

               
                     § 5
Änderungen und Ergänzungen
                     

                  

                  Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrags sind nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart werden.

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              ____________________

                           
                        

                        
                           	
                              Ort, Datum

                           
                           	
                        

                        
                           	
                              ____________________

                           
                           	
                              ____________________

                           
                        

                        
                           	
                              Dienstgeber

                           
                           	
                              Beschäftigte/Beschäftigter

                           
                        

                     
                  

               

            

         

      

      

      1
            Nicht Zutreffendes bitte streichen

         

      

      2
            Nicht Zutreffendes bitte streichen

         

      

      3
            Nicht Zutreffendes bitte streichen

         

      

      4
            Nicht Zutreffendes bitte streichen

         

      

      5
            Nicht Zutreffendes bitte streichen

         

      

      6
            Nicht Zutreffendes bitte streichen

         

      

      7
            Nicht Zutreffendes bitte streichen

         

      

      8
            Nicht Zutreffendes bitte streichen

         

      

      9
            Nicht Zutreffendes bitte streichen

         

      

      10
            Nicht Zutreffendes bitte streichen

         

      

      11
            Nicht Zutreffendes bitte streichen

         

      

      12
            Nicht Zutreffendes bitte streichen

         

      

      13
            Nicht Zutreffendes bitte streichen

         

      

      14
            Nicht Zutreffendes bitte streichen

         

      

      15
            Nicht Zutreffendes bitte streichen

         

      

      16
            Nicht Zutreffendes bitte streichen

         

      

      17
            Nicht Zutreffendes bitte streichen

         

      

      18
            Nicht Zutreffendes bitte streichen

         

      

      19
            Details siehe Merkblatt (hier nicht abgedruckt)

         

      

      20
            Details siehe Merkblatt (hier nicht abgedruckt)

         

      

   
      

      
         Anlage 1.4.2 zur KAO

Arbeitsrechtliche Regelung über die Durchführung der Personalentwicklung für die privatrechtlich angestellten kirchlichen
            Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Bereich der Evang. Landeskirche in Württemberg
         

      

      Die Arbeitsrechtliche Kommission hat gemäß § 2 Abs. 2 des Arbeitsrechtsregelungsgesetzes (ARRG) folgende Arbeitsrechtliche Regelung beschlossen:
         

         
                     § 1
Grundsatz
                     

                  

                  Mit den privatrechtlich angestellten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sind jährlich Personalentwicklungsgespräche nach den
                     für die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten jeweils geltenden Bestimmungen zu führen.1

               

               
                     § 2 
Geltungsbereich, Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Arbeitsrechtsregelung gilt für alle Dienstverhältnisse der privatrechtlich angestellten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
                     bei kirchlichen Anstellungsträgern im Bereich der Evang. Landeskirche in Württemberg, in denen die Kirchliche Anstellungsordnung (KAO) Anwendung findet.
                  

                  Sie tritt am 1. Juli 2003 in Kraft. 

               

            

         

      

      

      1
            Bis die Arbeitsrechtliche Kommission etwas anderes beschließt, findet die Kirchliche Verordnung zur Durchführung des Personalentwicklungsgesetzes
               vom 20. Mai 2003 (Abl. 60 S. 282) zuletzt geändert durch kirchliche Verordnung vom 30. September 2009 (Abl. 63 S. 395) Anwendung. 
            

         

      

   
      

      
         Anlage 1.5.1 zur KAO

Arbeitsrechtliche Regelung zum Schutz personenbezogener Daten im Zusammenhang mit Qualitätssicherung, Leistungsabrechnung
            und Statistiken
         

      

      Die Arbeitsrechtliche Kommission hat gemäß § 2 Abs. 2 des Arbeitsrechtsregelungsgesetzes (ARRG) folgende Arbeitsrechtliche Regelung beschlossen:
      

      
                     § 1
Grundsatz
                     

                  

                  Der Dienstgeber darf personenbezogene Daten von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die zum Zwecke der Qualitätssicherung oder
                     für die Leistungsabrechnung mit Dritten (Kostenträger, Zuschussgeber, Heimbewohner/Patienten/Klienten oder deren Angehörige)
                     oder für vorgeschriebene Statistiken erhoben werden, nur nach Maßgabe von § 2 verwenden.
                  

               

               
                     § 2
Regelungsvorbehalt
                     

                  

                  Daten im Sinne von § 1 dürfen weder direkt noch indirekt zur Eingruppierung oder zur Bemessung der Vergütung verwendet oder
                     zu anderen als den gesetzlich vorgeschriebenen Zwecken zur Beurteilung der Arbeitsleistung des Mitarbeiters/der Mitarbeiterin
                     herangezogen werden, soweit und solange nicht entsprechende Arbeitsrechtsregelungen dies ausdrücklich zulassen. Abweichende
                     Vereinbarungen sind unwirksam.
                  

                  Die allgemeine Dienstaufsicht gegenüber Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern bleibt unberührt.

               

               
                     § 3
Geltungsbereich, Inkrafttreten
                     

                  

                  
                     
                        	
                           Diese Arbeitsrechtsregelung gilt für alle Dienstverhältnisse der privatrechtlich angestellten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
                              bei kirchlichen und diakonischen Anstellungsträgern im Bereich der Evang. Landeskirche in Württemberg.
                           

                        

                        	
                           Sie tritt am 1. Januar 1995 in Kraft.

                        

                     

                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Anlage 1.5.2 zur KAO

Arbeitsrechtliche Regelung 
zum Schutz personenbezogener Daten 
kirchlicher Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
bei der Anwendung von Personalerfassungs- und Informationssystemen
         

      

      
                     § 1

                  

                  Personalerfassungs- und Informationssysteme wie z. B. KIDICAP NEO werden in der jeweils aktuellen Version unter den Maßgaben
                     von § 2 verwendet.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die in den in § 1 genannten Systemen vorgehaltenen Daten werden ausschließlich für Zwecke der Personalabrechnung, der Personalverwaltung
                     sowie der Wirtschaftsplanung und betriebswirtschaftlichen Auswertung verwendet. Dazu gehören auch die Verwendung für innerbetriebliche
                     Meldungen (z. B. Geburtstagsliste, Jubiläumsliste) oder die Kostenabrechnung mit Kostenträgern oder Zuschussgebern.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die für die Lohn- und Gehaltsabrechnung erforderlichen personenbezogenen Daten werden ausschließlich von den Personen, die
                     mit der Personalverwaltung bzw. Personalbearbeitung beauftragt sind, vor Ort erfasst und per Datenfernübertragung an die Zentrale
                     Gehaltsabrechnungsstelle im Evangelischen Oberkirchenrat Stuttgart, an die Zentrale Gehaltsabrechnungsstelle des Diakonischen
                     Werks Württemberg oder an eine sonstige, mit der Lohn- und Gehaltsabrechnung beauftragte Einrichtung übertragen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Personenbezogene Daten jeglicher Art sowie Protokolle, Listen, Statistiken, Fehlzeitenübersichten usw. dürfen nicht für die
                     Verhaltens- und Leistungskontrolle verwendet werden. Dies gilt nicht, wenn in Einzelfällen Tatsachen bekannt werden, die den
                     Verdacht einer Dienst- bzw. Arbeitspflichtverletzung rechtfertigen. Vor Verwendung der Daten ist die Mitarbeitervertretung
                     zu beteiligen. Die zur Verwendung vorgesehenen Daten sind der Mitarbeitervertretung zur Kenntnis zu geben.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Selbstdefinierbare Masken für andere als die unter den Abs. 1 bzw. Abs. 3 definierten Zwecke dürfen nur mit Zustimmung der
                     Landeskirchlichen Mitarbeitervertretung bzw. der Mitarbeitervertretung benutzt werden. Der Zweck muss mitgeteilt werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Einem beauftragten Mitglied der Mitarbeitervertretung sind auf Anfrage die Auswertungsmöglichkeiten der mit den Personalerfassungs-
                     und Informationssystemen erfassten Daten zu erläutern.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Module und Programme zur Urlaubs- und Fehlzeitenverwaltung werden ausschließlich zur Verwaltung von gesetzlich, tariflich
                     oder aufgrund von Beschlüssen der Arbeitsrechtlichen Kommission vorgesehenen sowie für dienstvertraglich vereinbarte sonstige
                     Beurlaubungen oder Fehltage angewandt.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Die zugriffsberechtigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind auf Anfrage der Mitarbeitervertretung zu benennen.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Anlage 1.5.3 zur KAO

Arbeitsrechtliche Regelung 
zum Schutz personenbezogener Daten 
kirchlicher Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
bei der Anwendung von Finanzsystemen, 
z. B. Navision-K; Navision-S; Infoma-newsystem
         

      

      

      
                     § 1

                  

                  Die Finanzsysteme wie z.B. Navision-K; Navision-S; Infoma-newsystem werden in der jeweils aktuellen Version unter den Maßgaben
                     von § 2 und § 3 verwendet.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die in den in § 1 genannten Systemen vorgehaltenen Daten werden ausschließlich für Zwecke der Finanzbuchhaltung wie Haushaltsplanung, Bewirtschaftung
                     und Jahresabschluss verwendet. Dazu gehören auch die Verwendung von Elementen der Kosten- und Leistungsrechnung, wie Kostenstelle
                     und Kostenträger. Die Bildung der Kostenstellen und Kostenträger sind so vorzusehen, dass Rückschlüsse auf einzelne Personen
                     nicht möglich sind. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Personenbezogene Daten, die ausschließlich zu Zwecken der Datenschutzkontrolle, der Datensicherung oder zur Sicherstellung
                     eines ordnungsgemäßen Betriebs einer Datenverarbeitungsanlage gespeichert werden, dürfen nur für diese Zwecke verwendet werden.
                     
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die für die Finanzbuchhaltung erforderlichen personenbezogenen Daten werden ausschließlich von den Personen, die mit der
                     Finanzbuchhaltung beauftragt sind, vor Ort erfasst und per Datenübertragung an die Evangelische Regionalverwaltung, den Evangelischen
                     Oberkirchenrat oder an eine sonstige, mit der Finanzbuchhaltung beauftragte Einrichtung übertragen. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Personenbezogene Daten jeglicher Art sowie Protokolle, Listen und Statistiken usw. dürfen nicht für die Verhaltens- und Leistungskontrolle
                     verwendet werden. Dies gilt nicht, wenn in Einzelfällen Tatsachen bekannt werden, die den Verdacht einer Dienst- bzw. Arbeitspflichtverletzung
                     rechtfertigen. Vor Verwendung der Daten ist die Mitarbeitervertretung anzuhören. Die zur Verwendung vorgesehenen Daten sind
                     der Mitarbeitervertretung zur Kenntnis zu geben. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Einem beauftragten Mitglied der Mitarbeitervertretung sind auf Anfrage die Auswertungsmöglichkeiten der mit dem Finanzsystem
                     erfassten Daten zu erläutern. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die zugriffsberechtigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind auf Anfrage der Mitarbeitervertretung zu benennen.
                  

               

               
                     § 3
Geltungsbereich, Inkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Diese Arbeitsrechtsregelung gilt für alle Dienstverhältnisse der privatrechtlich angestellten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
                     bei kirchlichen und diakonischen Anstellungsträgern im Bereich der Evangelischen Landeskirche in Württemberg, in denen die
                     Kirchliche Anstellungsordnung Anwendung findet. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Sie tritt am 10. Dezember 2018 in Kraft.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Anlage 1.5.4 zur KAO

Arbeitsrechtliche Regelung zum Schutz personenbezogener Daten kirchlicher Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen bei der Anwendung
            von Informations- und Kommunikationstechnik, z. B. Software im Bereich Bürokommunikation, Cloud-Computing, 
Client-/Serverbetriebssysteme
         

      

      
                     § 1

                  

                  Informations- und Kommunikationstechnik, z. B. Software im Bereich Bürokommunikation, Cloud-Computing, Client-/Serverbetriebssysteme
                     werden in der jeweils aktuellen Version unter den Maßgaben von § 2 verwendet.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die in den in § 1 genannten Systemen vorgehaltenen Daten werden ausschließlich für Zwecke der Informations- und Kommunikationsverarbeitung
                     verwendet. Dazu gehören auch die Anlage, Verwaltung und Pflege von Benutzern und Benutzergruppen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Personenbezogene Daten, die ausschließlich zu Zwecken der Datenschutzkontrolle, der Datensicherung oder zur Sicherstellung
                     eines ordnungsgemäßen Betriebs der Informations- und Kommunikationstechnik gespeichert werden, dürfen nur für diese Zwecke
                     verwendet werden. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Personenbezogene Daten jeglicher Art sowie Protokolle, Listen und Statistiken usw. dürfen nicht für die Verhaltens- und Leistungskontrolle
                     verwendet werden. Dies gilt nicht, wenn in Einzelfällen Tatsachen bekannt werden, die den Verdacht einer Dienst- bzw. Arbeitspflichtverletzung
                     rechtfertigen. Vor Verwendung der Daten ist die Mitarbeitervertretung zu beteiligen. Die zur Verwendung vorgesehenen Daten
                     sind der Mitarbeitervertretung zur Kenntnis zu geben. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Einem beauftragten Mitglied der Landeskirchlichen Mitarbeitervertretung bzw. der Mitarbeitervertretung sind auf Anfrage die
                     Auswertungsmöglichkeiten der in der Informations- und Kommunikationstechnik erfassten Daten zu erläutern. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die zugriffsberechtigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind auf Anfrage der Landeskirchlichen Mitarbeitervertretung bzw.
                     der Mitarbeitervertretung zu benennen. 
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Anlage 1.6.1 zur KAO

Arbeitsrechtliche Regelung zur Entgeltumwandlung 
zum Zwecke des Leasings von Fahrrädern
in der Evangelischen Landeskirche Württemberg
         

      

      
                     § 1
Anwendungsbereich
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Diese Regelung gilt für Beschäftigte, die in einem ungekündigten, sozialversicherungspflichtigen Arbeitsverhältnis zu einem
                     Arbeitgeber stehen, der unter den Geltungsbereich dieser Ordnung fällt und über die Zentrale Gehaltsabrechnungsstelle des
                     Evangelischen Oberkirchenrates abgerechnet wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Arbeitgeber, deren Beschäftigte in einem ungekündigten, sozialversicherungspflichtigen Arbeitsverhältnis stehen, welches
                     unter den Geltungsbereich dieser Ordnung fällt, aber über eine andere Gehaltsabrechnungsstelle abgerechnet wird, können entsprechend
                     dieser Regelung Rahmenverträge mit Unternehmen für das Leasen von Fahrrädern abschließen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Diese Regelung gilt nicht für 
                  

                  
                     
                        	
                           Auszubildende, Schülerinnen und Schüler, Dual Studierende sowie Praktikantinnen und Praktikanten, 

                        

                        	
                           Beschäftigte, deren Arbeitsverhältnis aufgrund der Entgeltumwandlung sozialversicherungsfrei würde,

                        

                        	
                           befristet Beschäftigte,

                        

                        	
                            Beschäftigte, bei denen im Zeitpunkt der Antragstellung feststeht, dass sie vor Ablauf der Nutzungsdauer gemäß § 3 ausscheiden werden,
                           

                        

                        	
                            Beschäftigte, deren Arbeitsverhältnis ruht,

                        

                        	
                            Beschäftigte in der Probezeit.

                        

                     

                  

               

               
                     § 2
Grundsätze der Entgeltumwandlung zum Zwecke des Fahrradleasings
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Auf Antrag der/des Beschäftigten vereinbaren Arbeitgeber und der/die Beschäftigte einzelvertraglich, künftige monatliche
                     Entgeltbestandteile der Beschäftigten zum Zwecke des Leasings von Fahrrädern gemäß § 63 a Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung
                     sowie leasingfähigen Zubehörs umzuwandeln.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Werden Entgeltansprüche der/des Beschäftigten auf Basis einer Vereinbarung gemäß Absatz 1 umgewandelt, müssen für die Dauer
                     des Leasingvertrages des Arbeitgebers Entgeltbestandteile in Höhe der jeweiligen Leasingrate verwendet werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für die Zeit der Entgeltumwandlung gemäß Absatz 1 überlässt der Arbeitgeber, hier vertreten durch die Evangelische Landeskirche
                     in Württemberg, als Leasingnehmer dem/der Beschäftigten das Fahrrad zur dienstlichen und privaten Nutzung. Aus der Überlassungsvereinbarung
                     ergeben sich die Regelungen zum Überlassungsgegenstand und dessen Nutzung, sowie die Rechte und Pflichten der/des Beschäftigten.
                  

               

               
                     § 3
Nutzungsdauer
                     

                  

                  Die Beschäftigten sind an die Vereinbarungen gemäß § 2 für die Laufzeit des Leasingvertrages, von 36 Monaten (Überlassungszeitraum) gebunden, sofern dieser nicht aus wichtigem
                     Grund vorzeitig gekündigt wird.
                  

               

               
                     § 4
Ausgestaltung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zusammen mit dem Fahrrad können etwaige Zusatzleistungen des Leasinggebers und fest mit dem Fahrrad verbundenes Zubehör geleast
                     und überlassen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Kosten für die Rechtsschutz- und Haftpflichtversicherung und die Kosten für die Arbeitgeber-Ausfallversicherungen „Premium“
                     und „Premium Plus“ werden durch die Landeskirche übernommen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der/die Beschäftigte kann ein Fahrrad auswählen, das einschließlich des leasingfähigen Zubehörs den Preis in Höhe von 7.000,00
                     Euro nicht überschreitet. Maßgeblich für den Preis des Fahrrads ist die unverbindliche Preisempfehlung des Herstellers, Importeurs
                     oder Großhändlers einschließlich der Umsatzsteuer.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Umwandlungsraten umfassen die Raten für die Leistungen nach Absatz 1. Die Entgeltumwandlung beginnt mit der Entgeltzahlung
                     im Monat nach der Übernahme und endet mit dem Ablauf des auf den letzten Monat der vereinbarten Laufzeit folgenden Monats.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Jedem/Jeder Beschäftigten kann gleichzeitig nur ein Fahrrad überlassen werden.
                  

               

               
                     § 5
Inkrafttreten und Geltungsdauer
                     

                  

                  Diese Regelung tritt am 1. Januar 2022 in Kraft. Das Abschließen einer Vereinbarung ist bis 31. Juli 2026 möglich.

               

            

         

      

      

   
      

      
         Anlage 1.6.2 zur KAO

Arbeitsrechtliche Regelung 
zur Übernahme des TV Flex AZ
         

      

      
                     § 1

                  

                  Der Tarifvertrag zu flexiblen Arbeitszeitregelungen für ältere Beschäftigte - TV FlexAZ - vom 27. Februar 2010 findet für die Beschäftigten im Geltungsbereich der KAO in der jeweils geltenden Fassung Anwendung,
                     soweit im Folgenden nichts anderes bestimmt wird.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  An Stelle von § 15 Abs. 2 TV Flex AZ wird bestimmt:

                  
                        (
                        2
                        )
                         Diese Arbeitsrechtsregelung gilt für Beschäftigte im Geltungsbereich der KAO, die bis zum 31. Dezember 2023 die jeweiligen
                     tariflichen Voraussetzungen erfüllen und deren Altersteilzeitarbeitsverhältnis oder deren flexible Altersarbeitszeit vor dem
                     1. Januar 2024 begonnen hat.
                  

               

            

         

      

      
            Tarifvertrag
zu flexiblen Arbeitszeitregelungen für ältere Beschäftigte
(TV FlexAZ)
vom 27. Februar 2010
            

         

         in der Fassung des Änderungstarifvertrages Nr. 8 vom 22. April 2023

      

      
            I. Geltungsbereich

         

         
                     § 1
Geltungsbereich
                     

                  

                  Dieser Tarifvertrag gilt für Beschäftigte, die unter den Geltungsbereich des Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst (TVöD)
                        oder des Tarifvertrages Versorgungsbetriebe (TV-V) fallen. Er gilt unter Berücksichtigung gegebenenfalls abweichender Regelungen
                        in einzelnen TV-N in Nahverkehrsunternehmen.

               

            

         

      

      
            II. Altersteilzeit (ATZ)

         

         
                     § 2
Inanspruchnahme von Altersteilzeit
                     

                  

                  Auf der Grundlage des Altersteilzeitgesetzes (AltTZG) vom 23. Juli 1996 in der jeweils geltenden Fassung ist die Änderung
                        des Arbeitsverhältnisses in ein Altersteilzeitarbeitsverhältnis
                     
                        	
                            in Restrukturierungs- und Stellenabbaubereichen (§ 3) und

                        

                        	
                            im Übrigen im Rahmen einer Quote (§ 4) möglich.

                        

                     

                  

               

               
                     § 3
Altersteilzeit in Restrukturierungs- und Stellenabbaubereichen
                     

                  

                  Altersteilzeit im Sinne des Altersteilzeitgesetzes kann, ohne dass darauf ein Rechtsanspruch besteht, in Restrukturierungs-
                        und Stellenabbaubereichen bei dienstlichem oder betrieblichem Bedarf vereinbart werden, wenn die persönlichen Voraussetzungen
                        nach § 5 vorliegen. Die Festlegung der in Satz 1 genannten Bereiche und die Entscheidung, ob, in welchem Umfang und für welchen Personenkreis
                        dort Altersteilzeitarbeit zugelassen wird, erfolgt durch den Arbeitgeber.

               

               
                     § 4
Altersteilzeit im Übrigen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Den Beschäftigten wird im Rahmen der Quote nach Absatz 2 die Möglichkeit eröffnet, Altersteilzeit im Sinne des Altersteilzeitgesetzes
                        in Anspruch zu nehmen, wenn die persönlichen Voraussetzungen nach § 5 vorliegen.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Anspruch auf Vereinbarung eines Altersteilzeitarbeitsverhältnisses nach Absatz 1 ist ausgeschlossen, wenn und solange
                        2,5 v.H. der Beschäftigten (§ 1) der Verwaltung/des Betriebes von einer Altersteilzeitregelung im Sinne des Altersteilzeitgesetzes
                        Gebrauch machen. Maßgeblich für die Berechnung der Quote ist die Anzahl der Beschäftigten zum Stichtag 31. Mai des Vorjahres.

                  

                  Protokollerklärungen zu § 4 Absatz 2:

                  
                     
                        	
                           Betriebe im Sinne dieser Vorschrift sind auch rechtlich unselbstständige Regie- und Eigenbetriebe.

                        

                        	
                           In die Quote werden alle zum jeweiligen Stichtag bestehenden Altersteilzeitarbeitsverhältnisse einschließlich solcher nach
                                 § 3 dieses Tarifvertrages einbezogen. Die so errechnete Quote gilt für das gesamte Kalenderjahr; unterjährige Veränderungen bleiben
                                 unberücksichtigt. Die Quote wird jährlich überprüft.

                        

                     

                  

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Arbeitgeber kann ausnahmsweise die Vereinbarung eines Altersteilzeitarbeitsverhältnisses ablehnen, wenn dienstliche oder
                        betriebliche Gründe entgegenstehen.

               

               
                     § 5 
Persönliche Voraussetzungen für Altersteilzeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Altersteilzeit nach diesem Tarifvertrag setzt voraus, dass die Beschäftigten

                  
                     
                        	
                           das 60. Lebensjahr vollendet haben und

                        

                        	
                           innerhalb der letzten fünf Jahre vor Beginn der Altersteilzeitarbeit mindestens 1080 Kalendertage in einer versicherungspflichtigen Beschäftigung nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch gestanden haben.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Altersteilzeitarbeitsverhältnis muss sich zumindest bis zu dem Zeitpunkt erstrecken, ab dem eine Rente wegen Alters beansprucht
                        werden kann.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Vereinbarung von Altersteilzeit ist spätestens drei Monate vor dem geplanten Beginn des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses
                        schriftlich zu beantragen. Der Antrag kann frühestens ein Jahr vor Erfüllung der Voraussetzungen nach Absatz 1 gestellt werden.
                        Von den Fristen nach Satz 1 oder 2 kann einvernehmlich abgewichen werden.

               

               
                     § 6
Vereinbarung eines Altersteilzeitarbeitsverhältnisses
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Altersteilzeitarbeitsverhältnis muss ein versicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis im Sinne des Dritten Buches
                        Sozialgesetzbuch sein und darf die Dauer von fünf Jahren nicht überschreiten.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit während des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses beträgt die Hälfte der bisherigen
                        wöchentlichen Arbeitszeit. Für die Berechnung der bisherigen wöchentlichen Arbeitszeit gilt § 6 Abs. 2 AltTZG; dabei bleiben
                        Arbeitszeiten außer Betracht, die die tarifliche regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit überschritten haben.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die während der Dauer des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses zu leistende Arbeit kann so verteilt werden, dass sie

                  
                     
                        	
                           durchgehend erbracht wird (Teilzeitmodell) oder

                        

                        	
                           in der ersten Hälfte des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses geleistet und die Beschäftigten anschließend von der Arbeit unter
                                 Fortzahlung der Leistungen nach Maßgabe des § 7 freigestellt werden (Blockmodell).

                        

                     
Die Beschäftigten können vom Arbeitgeber verlangen, dass ihr Wunsch nach einer bestimmten Verteilung der Arbeitszeit mit dem
                        Ziel einer einvernehmlichen Regelung erörtert wird.

               

               
                     § 7
Entgelt und Aufstockungsleistungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Beschäftigte erhalten während der Gesamtdauer des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses im Teilzeitmodell (§ 6 Abs. 3 Satz 1 Buchst. a) das Tabellenentgelt und alle sonstigen Entgeltbestandteile in Höhe der sich für entsprechende Teilzeitbeschäftigte nach
                        § 24 Abs. 2 TVöD bzw. § 7 Abs. 3 TV-V ergebenden Beträge. Maßgebend ist die durchschnittliche wöchentliche Arbeitszeit nach § 6 Abs. 2. 

                  
                        (
                        2
                        )
                         Beschäftigte erhalten während der Arbeitsphase des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses im Blockmodell (§ 6 Abs. 3 Satz 1 Buchst b) das Tabellenentgelt und alle sonstigen Entgeltbestandteile in Höhe der Hälfte des Entgelts, das sie jeweils erhalten würden,
                        wenn sie mit der bisherigen wöchentlichen Arbeitszeit (§ 6 Abs. 2 Satz 2) weitergearbeitet hätten; die andere Hälfte des Entgelts fließt in das Wertguthaben (§ 7b SGB IV) und wird in der Freistellungsphase
                        ratierlich ausgezahlt. Das Wertguthaben erhöht sich bei allgemeinen Tariferhöhungen in der von den Tarifvertragsparteien jeweils
                        festzulegenden Höhe.

                  

                  Protokollerklärung zu § 7 Abs. 2 Satz 2:

                  Das Wertguthaben erhöht sich am 1. März 2024 um 11,5 Prozent.

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das den Beschäftigten nach Absatz 1 oder 2 zustehende Entgelt wird nach Maßgabe der Sätze 2 und 3 um 20 v.H. aufgestockt.
                        Bemessungsgrundlage für die Aufstockung ist das Regelarbeitsentgelt für die Teilzeitarbeit (§ 6 Abs. 1 AltTZG). Steuerfreie
                        Entgeltbestandteile und Entgelte, die einmalig (z.B. Jahressonderzahlung) oder die nicht für die vereinbarte Arbeitszeit (z.B.
                        Überstunden- oder Mehrarbeitsentgelt) gezahlt werden, sowie Sachbezüge, die während der Gesamtdauer des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses
                        unvermindert zustehen, gehören nicht zum Regelarbeitsentgelt und bleiben bei der Aufstockung unberücksichtigt. 4Sätze 1 bis
                        3 gelten für das bei Altersteilzeit im Blockmodell in der Freistellungsphase auszukehrende Wertguthaben entsprechend. 

                  
                        (
                        4
                        )
                         Neben den vom Arbeitgeber zu tragenden Sozialversicherungsbeiträgen für das nach Absatz 1 oder 2 zustehende Entgelt entrichtet
                        der Arbeitgeber zusätzliche Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung (Rentenaufstockung) nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b  i.V.m. § 6 Abs. 1 AltTZG. 2Für von der Versicherungspflicht befreite Beschäftigte im Sinne von § 4 Abs. 2 AltTZG gilt Satz 1 entsprechend.

                  
                        (
                        5
                        )
                         In Fällen krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit besteht ein Anspruch auf Leistungen nach Absätzen 1 bis 4 längstens für
                        die Dauer der Entgeltfortzahlung nach § 22 Abs. 1 Satz 1 TVöD bzw. § 13 Abs. 1 Satz 1 TV-V. Für die Zeit der Zahlung des Krankengeldzuschusses
                        (§ 22 Abs. 2 bis 4 TVöD bzw. § 13 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 bis 4 TV-V), längstens bis zum Ende der 26. Krankheitswoche, wird
                        der Aufstockungsbetrag gemäß Absatz 3 in Höhe des kalendertäglichen Durchschnitts des in den letzten drei abgerechneten Kalendermonaten
                        maßgebenden Aufstockungsbetrages gezahlt.

               

               
                     § 8
Verteilung des Urlaubs im Blockmodell
                     

                  

                  Für Beschäftigte, die Altersteilzeit im Blockmodell (§ 6 Abs. 3 Satz 1 Buchst. b) leisten, besteht kein Urlaubsanspruch für die Zeit der Freistellung von der Arbeit. Im Kalenderjahr des Übergangs von der
                        Beschäftigung zur Freistellung haben die Beschäftigten für jeden vollen Beschäftigungsmonat Anspruch auf ein Zwölftel des
                        Jahresurlaubs.

               

               
                     § 9
Nebentätigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Beschäftigte dürfen während des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses keine Beschäftigungen oder selbständigen Tätigkeiten ausüben,
                        die die Geringfügigkeitsgrenze des § 8 SGB IV überschreiten, es sei denn, diese Beschäftigungen oder selbständigen Tätigkeiten
                        sind bereits innerhalb der letzten fünf Jahre vor Beginn des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses ständig ausgeübt worden. Bestehende
                        tarifliche Regelungen über Nebentätigkeiten bleiben unberührt.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Anspruch auf die Aufstockungsleistungen ruht während der Zeit, in der Beschäftigte eine unzulässige Beschäftigung oder
                        selbstständige Tätigkeit im Sinne des Absatzes 1 ausüben oder über die Altersteilzeitarbeit hinaus Mehrarbeit oder Überstunden
                        leisten, die den Umfang der Geringfügigkeitsgrenze des § 8 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch übersteigen. 2Hat der Anspruch
                        auf die Aufstockungsleistungen mindestens 150 Tage geruht, erlischt er; mehrere Ruhenszeiträume werden zusammengerechnet.

               

               
                     § 10
Verlängerung der Arbeitsphase im Blockmodell bei Krankheit
                     

                  

                  Ist die/der Beschäftigte bei Altersteilzeitarbeit im Blockmodell während der Arbeitsphase über den Zeitraum der Entgeltfortzahlung
                        (§ 22 Abs. 1 Satz 1 TVöD; § 13 Abs. 1 Satz 1 TV-V) hinaus arbeitsunfähig erkrankt, verlängert sich die Arbeitsphase um die
                        Hälfte des den Entgeltfortzahlungszeitraum übersteigenden Zeitraums der Arbeitsunfähigkeit; in dem gleichen Umfang verkürzt
                        sich die Freistellungsphase.

               

               
                     § 11
Ende des Arbeitsverhältnisses
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Arbeitsverhältnis endet zu dem in der Altersteilzeitvereinbarung festgelegten Zeitpunkt.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Arbeitsverhältnis endet unbeschadet der sonstigen tariflichen Beendigungstatbestände

                  
                     
                        	
                           mit Ablauf des Kalendermonats vor dem Kalendermonat, von dem an die/der Beschäftigte eine abschlagsfreie Rente wegen Alters
                                 beanspruchen kann oder

                        

                        	
                           mit Beginn des Kalendermonats, für den die/der Beschäftigte eine Rente wegen Alters tatsächlich bezieht.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Endet bei einer/einem Beschäftigten, die/der im Rahmen der Altersteilzeit nach dem Blockmodell beschäftigt wird, das Arbeitsverhältnis
                        vorzeitig, hat sie/ er Anspruch auf eine etwaige Differenz zwischen den erhaltenen Entgelten und dem Entgelt für den Zeitraum
                        ihrer/seiner tatsächlichen Beschäftigung, die sie/er ohne Eintritt in die Altersteilzeit erzielt hätte, vermindert um die
                        vom Arbeitgeber gezahlten Aufstockungsleistungen. Bei Tod der/des Beschäftigten steht dieser Anspruch den Erben zu.

               

               
                     § 12
Dienst-/Betriebsvereinbarungen
                     

                  

                  In einer einvernehmlichen Dienstvereinbarung bzw. in einer freiwilligen Betriebsvereinbarung können von den §§ 2 bis 11 abweichende Regelungen vereinbart werden. Abweichende Regelungen sind nur zulässig, soweit die gesetzlichen Mindestvoraussetzungen
                        für Altersteilzeit nach dem AltTZG nicht unterschritten werden.

                  

                  Protokollerklärung:

                  Eine einvernehmliche Dienstvereinbarung liegt nur ohne Entscheidung der Einigungsstelle vor.

                  

               

            

         

      

      
            III. Flexible Altersarbeitszeit (FALTER)

         

         
                     § 13
Flexible Altersarbeitszeit
                     

                  

                  Älteren Beschäftigten wird in einem Modell der flexiblen Altersarbeitszeit (FALTER) ein gleitender Übergang in den Ruhestand
                        bei gleichzeitig längerer Teilhabe am Berufsleben ermöglicht. Das Modell sieht vor, dass die Beschäftigten über einen Zeitraum
                        von vier Jahren ihre Arbeitszeit auf die Hälfte der bisherigen Arbeitszeit reduzieren und gleichzeitig eine Teilrente in Höhe
                        von höchstens 50 v.H. der jeweiligen Altersrente beziehen. Die reduzierte Arbeitsphase beginnt zwei Jahre vor Erreichen des
                        Kalendermonats, für den die/der Beschäftigte eine abschlagsfreie Altersrente in Anspruch nehmen kann und geht zwei Jahre über
                        diese Altersgrenze hinaus. Die Beschäftigten erhalten nach Erreichen der Altersgrenze für eine abschlagsfreie Altersrente
                        einen Anschlussarbeitsvertrag für zwei Jahre unter der Bedingung, dass das Arbeitsverhältnis bei Inanspruchnahme einer mehr
                        als hälftigen Teilrente oder einer Vollrente endet. Die übrigen tariflichen Beendigungstatbestände bleiben unberührt. Auf
                        die Vereinbarung von flexibler Altersarbeitszeit besteht kein Rechtsanspruch.

               

            

         

      

      
            IV. Übergangs- und Schlussvorschriften

         

         
                     § 14
Übergangsvorschriften
                     

                  

                  Auf Altersteilzeitarbeitsverhältnisse, die vor dem 1. Januar 2010 begonnen haben, findet dieser Tarifvertrag keine Anwendung.

               

               
                     § 15
Inkrafttreten, Geltungsdauer
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2010 in Kraft. Bei Inkrafttreten bereits bestehende Dienst- oder Betriebsvereinbarungen
                        bleiben unberührt.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Dieser Tarifvertrag gilt für Beschäftigte, die bis zum 31. Dezember 2022 die jeweiligen tariflichen Voraussetzungen erfüllen
                        und deren Altersteilzeitarbeitsverhältnis oder deren flexible Altersarbeitszeit vor dem 1. Januar 2023 begonnen hat.

                  

                  Niederschriftserklärungen:

                  1. Zu § 4 Abs. 2: 
Die Tarifvertragsparteien sind sich darüber einig, dass in Verwaltungen/Betrieben mit weniger als 40 Beschäftigten kein Anspruch
                        auf Vereinbarung eines Altersteilzeitarbeitsverhältnisses besteht.

                  2. Zu § 7 Abs. 1 und 2: 
Die Tarifvertragsparteien wirken darauf hin, den ATV/ATV-K dahingehend anzupassen, dass als zusatzversorgungspflichtiges Entgelt
                        im Sinne des § 15 Abs. 2 ATV/ATV-K das 1,6fache des Entgelts nach § 7 Abs. 1 und 2 gilt.

               

            

         

      

      

   
      

      
         Anlage 1.6.3 zur KAO

Arbeitsrechtliche Regelung zur Entgeltumwandlung 
für die freiwillige betriebliche Altersvorsorge
         

      

      
                     § 1
Geltungsbereich
                     

                  

                  Diese Arbeitsrechtsregelung findet für alle Beschäftigten gemäß § 1 a Abs. 1 KAO, Auszubildende, Praktikantinnen und Praktikanten sowie sonstigen Beschäftigte (im folgenden Beschäftigte genannt) Anwendung,
                     die Entgeltumwandlung nach § 1 a i. V. m. § 17 des Gesetzes zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung (Betriebsrentengesetz)
                     beanspruchen können und die bei kirchlichen und diakonischen Anstellungsträgern im Bereich der Evang. Landeskirche in Württemberg
                     tätig sind, in denen die Kirchliche Anstellungsordnung Anwendung findet.
                  

               

               
                     § 2
Entgeltumwandlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Beschäftigte haben Anspruch darauf, dass künftige Entgeltansprüche durch Entgeltumwandlung für eine freiwillige Versicherung
                     in der betrieblichen Altersversorgung verwendet werden. Nach § 1 a BetrAVG können die Beschäftigten verlangen, dass von ihren
                     zukünftigen Entgeltansprüchen bis zu 4 % der jeweiligen Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung (West)
                     für die betriebliche Altersversorgung verwendet werden. Die Entgeltumwandlung darf 1/160 der Bezugsgröße nach § 18 Abs. 1
                     SGB IV nicht unterschreiten.
                  

                  (1 a)  Beschäftigte müssen im ersten Dienstverhältnis beschäftigt sein. Ein erstes Dienstverhältnis liegt vor, wenn für die
                     Beschäftigung Steuerklasse 1 bis 5 gewählt wird oder bei Pauschalversteuerung keine andere Beschäftigung mit Steuerklasse
                     1 bis 5 ausgeübt wird; werden nur pauschalversteuerte Beschäftigungen ausgeübt, muss der Beschäftigte schriftlich erklären,
                     dass es sich bei dem Beschäftigungsverhältnis um das erste Dienstverhältnis handelt.
                  

                  (1 b)  Berechtigt sind auch geringfügig entlohnte Beschäftigte, für die Versicherungsfreiheit in der gesetzlichen Rentenversicherung
                     besteht (z. B. wegen eines Antrags auf Befreiung von der Rentenversicherungspflicht).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Höchstbetrag für die Entgeltumwandlung nach Abs. 1 kann nur auf Antrag überschritten werden. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Beschäftigte, deren Arbeitgeber der Rechtsaufsicht der Landeskirche unterliegen, haben Anspruch, die Entgeltumwandlung zu
                     einem der folgenden Versicherungsgeber entsprechend den zwischen der Landeskirche und dem Versicherungsgeber für die Entgeltumwandlung
                     vereinbarten Bedingungen abzuschließen:
                  

                  
                     
                        	
                           zur Zusatzversorgungskasse des Kommunalen Versorgungsverbandes Baden-Württemberg und

                        

                        	
                           zu einem der mindestens vier Versicherungsgeber (Versicherungsunternehmen), mit dem die Evangelische Landeskirche in Württemberg
                              einen Rahmenvertrag zur freiwilligen betrieblichen Altersversorgung abgeschlossen hat.
                           

                        

                     
Der Abschluss, die Schließung oder Kündigung eines Rahmenvertrages durch den Evang. Oberkirchenrat erfolgt im Einvernehmen
                     mit der Landeskirchlichen Mitarbeitervertretung. Kann das Einvernehmen nicht hergestellt werden, entscheidet darüber die Arbeitsrechtliche
                     Kommission – Landeskirche und Diakonie in Württemberg auf Antrag.
                  

                  

                  Protokollnotiz (KAO) zu § 2 Abs. 1 und § 2 Abs. 3 b):

                  Verträge zur Entgeltumwandlung, die vor dem 1. September 2016 nach der Arbeitsrechtsregelung vom 27. September 2002 (Abl. 60 S.187) bzw. vom 1. August 2008 (Abl. 63 S.147) abgeschlossen wurden, bleiben unberührt. Dies gilt auch bei einem unmittelbaren Arbeitgeberwechsel innerhalb des Anwendungsbereichs
                     der Kirchlichen Anstellungsordnung gemäß § 1 a Absatz 1 KAO. Unterbrechungen von bis zu 6 Monaten sind unschädlich.
                  

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die auf Entgeltumwandlung beruhenden Versorgungsanwartschaften behält der Beschäftigte ab Beginn (sofortige Unverfallbarkeit).
                     Dies gilt auch für die auf Arbeitgeberzuschüssen zur Entgeltumwandlung beruhende Anwartschaft (vertragliche Unverfallbarkeit).
                     Anwartschaften, die aus dem (künftigen) gesetzlichen Mindestzuschuss resultieren, sind ebenfalls ab Beginn unverfallbar (sofortige
                     Unverfallbarkeit).
                  

               

               
                     § 2 a
Arbeitgeberzuschuss zur Entgeltumwandlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Beschäftigte, die einen Anspruch auf Entgeltumwandlung haben, erhalten auf den Brutto-Entgeltumwandlungsbetrag einen monatlichen
                     Arbeitgeberzuschuss. Dieser fließt direkt in die Direktversicherung bzw. direkt an den Versorgungsträger. Maximal erhalten
                     sie einen Zuschuss auf den Umwandlungsbetrag, der 8 % der Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung nicht
                     übersteigt. Es ist nicht erforderlich, dass die Entgeltumwandlung im Einzelfall tatsächlich zu einer Ersparnis von Sozialversicherungsbeiträgen
                     führt. Der Zuschuss beträgt 15 % des Betrages, der vom Beschäftigten monatlich brutto umgewandelt wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Anspruch auf den Arbeitgeberzuschuss entsteht frühestens für den Kalendermonat, für den der Beschäftigte die entsprechende
                     Entgeltumwandlung bis zum 15. des laufenden Monats schriftlich vereinbart hat. Der Arbeitgeberzuschuss wird nur für Kalendermonate
                     gewährt, für die dem Beschäftigten Entgeltansprüche zustehen, die umgewandelt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Zuschüsse werden ab dem 1. Januar 2019 geleistet. Das gilt für Entgeltumwandlungsvereinbarungen ab dem 1. Januar 2019. Das
                     gilt auch für am 1. Januar 2019 schon bestehende Entgeltumwandlungsvereinbarungen. Können Arbeitgeberzuschüsse zur Entgeltumwandlung
                     nicht beitragserhöhend in einen bestehenden Versicherungsvertrag (z. B. Direktversicherung) eingezahlt werden oder der Versicherer
                     arbeitet grundsätzlich nicht mit der Ecclesia zusammen, wird entweder
                  

                  
                     
                        	
                           der Entgeltumwandlungsbetrag bei gleichbleibendem Gesamtbeitrag um den Zuschuss reduziert (nämlich auf den bisherigen Gesamtbeitrag,
                              geteilt durch 1,15) oder wenn a) nicht möglich ist 
                           

                        

                        	
                           ein zweiter Einzelvertrag eingerichtet, in den die Arbeitgeberzuschüsse eingezahlt werden.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der nach dieser Arbeitsrechtsregelung vereinbarte Arbeitgeberzuschuss zur Entgeltumwandlung wird mit einem (künftigen) gesetzlichen
                     Mindest-Arbeitgeberzuschuss zur Entgeltumwandlung verrechnet. Ist der Arbeitgeberzuschuss nach dieser Arbeitsrechtsregelung
                     höher, wird insgesamt nur dieser gezahlt. Ist der gesetzliche Zuschuss höher, wird nur dieser gezahlt.
                  

               

               
                     § 3
Fortführung bestehender Entgeltumwandlungen und Übertragung 
von Versorgungsanwartschaften vorausgehender Beschäftigungsverhältnisse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Arbeitgeber kann aufgrund einer Einzelfallprüfung die Übernahme einer bestehenden Versorgungszusage im Einvernehmen der
                     Beteiligten zulassen, insbesondere wenn die Versorgung in einem schon bestehenden Rahmenvertrag weitergeführt werden kann.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Eine einvernehmliche Übertragung des gebildeten Kapitals auf einen Versicherungsvertrag beim Arbeitgeber ist zulässig. Der
                     gesetzliche Anspruch auf eine Übertragung des gebildeten Kapitals auf einen Versicherungsvertrag beim Arbeitgeber bleibt unberührt.
                  

               

               
                     § 4
Umwandelbare Arbeitsentgeltbestandteile
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Es können nur monatliche Beträge aus laufendem, regelmäßigem Entgelt umgewandelt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zusätzlich zu den monatlichen Beiträgen kann im Jahr des Beginns der Entgeltumwandlung die Umwandlung eines einmaligen Betrages
                     verlangt werden.
                  

               

               
                     § 5
Verfahren der Entgeltumwandlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Über die Entgeltumwandlung ist auf Antrag der Beschäftigten eine schriftliche Vereinbarung zu treffen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Anspruch auf Entgeltumwandlung ist mindestens einen Monat vor Beginn schriftlich beim Arbeitgeber geltend zu machen.
                     Dies gilt nicht bei Beginn des Beschäftigungs- oder Ausbildungsverhältnisses. Eine Änderung, Beendigung oder Beitragsfreistellung
                     der Entgeltumwandlung muss ebenfalls mindestens einen Monat vorher schriftlich beim Arbeitgeber eingegangen sein.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Bei der Geltendmachung nach Absatz 2 ist anzugeben
                  

                  
                     
                        	
                           in welchem Umfang die Entgeltansprüche umgewandelt werden sollen und 

                        

                        	
                           wann die Entgeltumwandlung beginnen soll. 

                        

                     

                        (
                        4
                        )
                         Die Beschäftigten sind für die Dauer von zwölf Monaten an ihre Entscheidung gebunden. Hiervon ausgenommen ist die Beendigung
                     oder Beitragsfreistellung einer Entgeltumwandlung.
                  

               

               
                     § 6
Inkrafttreten, Übergangsregelung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Diese Arbeitsrechtsregelung tritt am 1. Januar 2019 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die bisherige Arbeitsrechtliche Regelung zur Entgeltumwandlung für die freiwillige betriebliche Altersvorsorge tritt mit
                     Ablauf des 31. Dezember 2018 außer Kraft.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Anlage 1.7.1 zur KAO

Arbeitsrechtliche Regelung zur Vermeidung einer wirtschaftlichen Notlage
         

      

      
                     § 1
Voraussetzungen für die Einleitung von Maßnahmen zur Vermeidung einer wirtschaftlichen Notlage 
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Arbeitsrechtliche Kommission verhandelt auf Antrag des Oberkirchenrats über die Ausgestaltung von Maßnahmen im Sinne
                     von § 2 zur Vermeidung einer wirtschaftlichen Notlage, wenn die Landeskirche (Aufgaben der Landeskirche - RT 0002 -), nicht
                     mehr in der Lage ist  oder ohne strukturelle Veränderungen innerhalb eines mittelfristigen Zeitraums bzw. im Rahmen der mittelfristigen
                     Finanzplanung nicht mehr in der Lage sein wird, aus
                  

                  
                     
                        	
                           den voraussichtlich zu erwartenden Kirchensteuern, 

                        

                        	
                           zu erwirtschaftenden Einnahmen, 

                        

                        	
                           zu erwartenden Zuschüssen oder Zuwendungen, 

                        

                        	
                           dem Einsatz der in Absatz 2 genannten Rücklagen und sonstigen Erträge 

                        

                     

                  

                  die laufenden Verpflichtungen einschließlich des Schuldendienstes sowie nicht vorhersehbare zusätzliche Aufwendungen zu erfüllen.
                     Hierbei sind auch im Haushaltsplan nicht geplante zusätzliche Einnahmen zu berücksichtigen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für die Berücksichtigung der Rücklagen und sonstigen Erträge der Landeskirche (RT 0002) im Blick auf die Vermeidung einer wirtschaftlichen Notlage ist Folgendes zu beachten:
                  

                  
                     
                        	
                            Die Zinserträge der Evang. Versorgungsstiftung Württemberg (EVW) - Abrechnungsbereich Landeskirche - abzüglich Kaufkraftausgleich
                              - müssen im Haushalt ausgeschüttet sein und dürfen nicht thesauriert werden.
                           

                        

                        	
                            Budgetrücklagen (§ 21 HHO1) müssen bis auf einen Anteil von 2 % des jeweiligen Budgets (Aufwandsbudget der Bausteine im RT 0002 nach § 1 Abs. 2 Haushaltsgesetz)
                              abgeschmolzen sein. Verpflichtungsermächtigungen bei den Budgetrücklagen sind zu berücksichtigen.
                           

                        

                        	
                            Die Ausgleichsrücklage (§ 74 Abs. 3 Nr. 2 HHO2) sinkt ohne die Maßnahmen nach § 2 innerhalb der nächsten 5 Jahre unter das gesetzlich vorgeschriebene Mindestmaß.
                           

                        

                        	
                            Es erfolgt keine gleichzeitige Aufstockung anderer Rücklagen mit Ausnahme der Pflichtrücklagen nach § 74 Abs. 3 HHO3 und der Pflichtrückstellungen nach § 75 Abs. 2 HHO4 im gesetzlich vorgeschriebenen Umfang.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Vorliegen der in den Absätzen 1 und 2 genannten Voraussetzungen ist durch Vorlage der erforderlichen Unterlagen (insbesondere
                     Rechnungsabschluss, aktualisierter Plan für die kirchliche Arbeit oder Wirtschaftsplan, Nachweis des Kirchensteuereingangs,
                     Steuergesetze über Wegfall von Kirchensteuer, Bescheide über Rücknahme von Zuschüssen oder Zuwendungen, Beurteilung der möglichen
                     Entwicklungssituation mit Perspektivplanung, Übersicht über sämtliche Rücklagen des Rechtsträgers RT 0002) nachzuweisen.
                  

                  Dabei ist auch aufzuzeigen, warum es keine besseren Möglichkeiten zur Vermeidung oder Überwindung der wirtschaftlichen Notlage
                     gibt. 
                  

                  Ebenfalls ist darzustellen, dass auch für die Pfarrerinnen und Pfarrer sowie die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten entsprechende
                     Kürzungen der Dienstbezüge oder Erhöhungen der Arbeitszeit in die Wege geleitet wurden bzw. schon erfolgt sind.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Vertretung der Beschäftigten im kirchlichen Dienst (§ 7 Abs. 1 lit. a) ARRG) in der Arbeitsrechtlichen Kommission hat
                     das Recht, Sachverständige zur Beurteilung der vom Oberkirchenrat dargestellten Finanzsituation hinzuzuziehen. Die erforderlichen
                     Kosten trägt die Arbeitsrechtliche Kommission.*
                  

                  

                  * Protokollnotiz: 

                  Die Stellungnahme des/der Sachverständigen soll in der Regel spätestens einen Monat nach Einbringung des Antrags in der Arbeitsrechtlichen
                     Kommission vorgelegt werden. Um dies zu ermöglichen soll die LakiMAV regelmäßige Informationen über die Finanzsituation der
                     Landeskirche erhalten.
                  

                  

               

               
                     § 2 
Vorübergehende Absenkung der Entgelte 
für den gesamten Geltungsbereich der KAO
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Stellt die Arbeitsrechtliche Kommission fest, dass die in § 1 genannten Voraussetzungen zur Einleitung von Maßnahmen zur
                     Vermeidung einer wirtschaftlichen Notlage vorliegen, wird bei allen unter den Geltungsbereich der Kirchlichen Anstellungsordnung
                     (KAO) fallenden Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen durch Beschluss der Arbeitsrechtlichen Kommission für einen Zeitraum von
                     bis zu 12 Monaten
                  

                  
                     
                        	
                            die Jahressonderzahlung nach § 20 KAO zwischen 50 % und 100 % der nach den jeweils  geltenden Bestimmungen über die Gewährung
                              einer Jahressonderzahlung maßgebenden Beträge gekürzt oder 
                           

                        

                        	
                            das Monatsbruttoentgelt um bis zu 10 % abgesenkt.

                        

                     

                  

                  Die Kürzung kann maximal für drei aufeinander folgende Kalenderjahre beantragt werden.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Dienstgeber verzichtet im Gegenzug für die nach Abs. 1 vereinbarte Zeit auf die Kündigung von Arbeitsverhältnissen aus
                     betrieblichen Gründen. Betriebsbedingte Änderungskündigungen sind nur zulässig, soweit sie keine negativen Auswirkungen auf
                     das Entgelt enthalten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Soweit die Beendigung oder Änderungskündigung von Arbeitsverhältnissen mit Auswirkungen auf das Entgelt im Rahmen einer Perspektivplanung
                     erforderlich ist, sind diese Arbeitsverhältnisse von den Maßnahmen nach Absatz 1 ausgenommen. Die Sicherungsordnung ist anzuwenden.
                  

               

               
                     § 3
Nachträgliche Auszahlung gekürzter Entgelte oder Jahressonderzahlungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Sollte das betriebswirtschaftliche Jahresergebnis der Rechnung der Landeskirche (RT 0002) positiver als im Plan für die Kirchliche Arbeit des Jahres der Kürzung veranschlagt sein, erhalten alle von der Kürzung
                     nach § 2 betroffenen Beschäftigten, die am 1. April des auf die Kürzung folgenden Jahres in einem Arbeits- oder Ausbildungsverhältnis innerhalb des Geltungsbereichs dieser Regelung
                     stehen, eine nachträgliche Auszahlung nach folgender Maßgabe: 
                  

                  
                     
                        	
                           das Ergebnis des der Notlage folgenden Kalenderjahres muss dem veranschlagten Planansatz mindestens entsprechen, 

                        

                        	
                           dies gilt nicht, wenn die Arbeitsrechtliche Kommission im Jahr der Auszahlung durch Beschluss feststellt, dass erneut die
                              Voraussetzungen gemäß § 1 dieser Regelung vorliegen. Die Mehreinnahmen sind in diesem Fall zur Abwendung oder Verringerung
                              der Notlage zu verwenden.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Auszahlungsbetrag bemisst sich nach der Differenz der im Jahr der Kürzung tatsächlich gezahlten Jahressonderzahlung oder
                     Entgeltzahlung und der Jahressonderzahlung oder der Entgeltzahlung, die ohne Kürzung gezahlt worden wäre.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Liegt der Mehrbetrag nach Abs. 1 unter dem durch die Kürzung bei den bei der Landeskirche privatrechtlich angestellten Beschäftigten
                     nach § 2 Abs. 1 eingesparten Betrag, wird an alle von der Kürzung Betroffenen nur der entsprechende anteilige Betrag ausgezahlt.
                     
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die nachträgliche Auszahlung erfolgt zum 30. Juni des übernächsten Jahres nach der Kürzung.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Endet das Arbeits- bzw. Ausbildungsverhältnis vor dem 1. April des Folgejahres der Kürzung, erhält der oder die Beschäftigte
                     den bei ihm gekürzten Betrag zum Zeitpunkt des Ausscheidens vollständig nachgezahlt. Satz 1 gilt nicht bei einem Wechsel zu
                     einem anderen Arbeitgeber innerhalb des Geltungsbereichs dieser Regelung, sowie bei einer rechtswirksamen außerordentlichen
                     Kündigung durch den Arbeitgeber aufgrund von § 34 Abs. 4 KAO bzw. § 626 BGB. 
                  

               

               
                     § 4 
Inkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Diese Arbeitsrechtsregelung tritt am 1. August 2008 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Arbeitsrechtsregelung gilt nicht für Mitglieder des Diakonischen Werks der evangelischen Kirche in Württemberg e. V.,
                     welche die Kirchliche Anstellungsordnung (KAO) anwenden, mit Ausnahme der Landesgeschäftsstelle des Diakonischen Werks der
                     evangelischen Kirche in Württemberg e. V.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Soweit auf die HHO Bezug genommen wird, ist damit die Fassung vom 14. November 2006 gemeint.

         

      

      2
            Soweit auf die HHO Bezug genommen wird, ist damit die Fassung vom 14. November 2006 gemeint.

         

      

      3
            Soweit auf die HHO Bezug genommen wird, ist damit die Fassung vom 14. November 2006 gemeint.

         

      

      4
            Soweit auf die HHO Bezug genommen wird, ist damit die Fassung vom 14. November 2006 gemeint.

         

      

   
      

      
         Anlage 1.7.2 zur KAO

Sicherung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
bei Rationalisierungsmaßnahmen, bei Personalabbau 
und Einschränkung bzw. Schließung von Einrichtungen und Dienststellen (Sicherungsordnung-KAO)
         

      

      
                     § 1
Grundlegung
                     

                  

                  Bei der Durchführung von Rationalisierungsmaßnahmen und anderen Einschränkungen - insbesondere der Aufgabe von Tätigkeitsfeldern
                     - sind die sich aus dem Arbeitsverhältnis ergebenden Belange der Beschäftigten zu berücksichtigen und soziale Härten möglichst
                     zu vermeiden. Dabei sind die wirtschaftlichen Möglichkeiten der Dienstgeber zu beachten. Diesen Zielen dienen die nachstehenden
                     Vorschriften.
                  

               

               
                     § 2
Begriffsbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Maßnahmen im Sinne dieser Ordnung sind:
                  

                  
                     
                        	
                           vom Dienstgeber veranlasste erhebliche Änderungen von Arbeitstechniken oder wesentliche Änderungen der Arbeitsorganisation
                              mit dem Ziel einer rationelleren Arbeitsweise oder
                           

                        

                        	
                            Abbau von Personalstellen oder

                        

                        	
                           Einschränkung oder Aufgabe von Tätigkeitsfeldern,

                        

                     

                  

                   wenn dies zu einer Änderung der dienstvertraglich vereinbarten Tätigkeit oder zur Beendigung des Dienstverhältnisses führt.

                  
                        (
                        2
                        )
                        Maßnahmen im Sinne des Absatzes 1 sind insbesondere:
                  

                  
                     
                        	
                           Streichung oder Reduzierung (mindestens 25 %) von Personalstellen,

                        

                        	
                           Stilllegung oder Auflösung von Dienststellen und Einrichtungen bzw. Teilen von diesen,

                        

                        	
                           Verlegung oder Ausgliederung von Dienststellen und Einrichtungen bzw. Teilen von diesen,

                        

                        	
                           Zusammenlegung von Dienststellen und Einrichtungen bzw. Teilen von diesen,

                        

                        	
                           Verlagerung von Aufgaben zwischen Dienststellen und Einrichtungen,

                        

                        	
                           Einführung anderer Arbeitsmethoden und Verfahren, auch soweit sie durch Nutzung technischer Veränderungen bedingt sind.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Maßnahmen, deren Ziel der Abbau von Arbeitsbelastungen ist (durch die z. B. die Lage der Arbeitszeit geändert oder die Dienstplangestaltung
                     oder äußere Umstände der Arbeit verbessert werden), sind keine Maßnahmen im Sinne des Abs. 1. Für das Vorliegen von Maßnahmen
                     ist es jedoch unerheblich, wenn dadurch auch zugleich Arbeitsbelastungen abgebaut werden. Eine Reduzierung der dienstlichen
                     Inanspruchnahme fällt nicht unter § 2.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Ein Angebot im Sinne der Sicherungsordnung ist gegeben, wenn dem/der Beschäftigten ein schriftlicher Arbeitsvertrag oder eine
                     entsprechende Anstellungszusage vorgelegt wird.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Diese Ordnung gilt nicht für Fälle des Betriebsübergangs nach § 613 a BGB.
                  

                  
                     
                        	

                        	
                           Anmerkungen zu § 2:

                           
                              
                                 	
                                    Ob bei einer Rationalisierungsmaßnahme nach Abs. 1 Buchst. a) eine Änderung in erheblichem bzw. in wesentlichem Umfang vorliegt,
                                       ist von der Auswirkung der Maßnahme her zu beurteilen.
                                    

                                    Eine Rationalisierungsmaßnahme liegt auch dann vor, wenn sich aus der begrenzten Anwendung einzelner Änderungen zunächst zwar
                                       keine erheblichen bzw. wesentlichen Auswirkungen ergeben, aber eine Fortsetzung der Änderungen beabsichtigt ist, die erhebliche
                                       bzw. wesentliche Änderungen haben wird.
                                    

                                    Ist eine Änderung erheblich bzw. wesentlich, ist es nicht erforderlich, dass sie für mehrere Beschäftigte zu einem Wechsel
                                       der Beschäftigung oder zur Beendigung des Dienstverhältnisses führt.
                                    

                                 

                                 	
                                    Eine wesentliche Änderung der Arbeitsorganisation kann auch vorliegen, wenn aufgrund von Dienstverträgen geleistete Arbeit
                                       künftig aufgrund von Werkverträgen durchgeführt werden soll.
                                    

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 3
Beteiligung der Mitarbeitervertretung und der Beschäftigten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Dienstgeber hat die zuständige Mitarbeitervertretung rechtzeitig und umfassend über die vorgesehenen Maßnahmen zu unterrichten.
                     Er hat die personellen und sozialen Auswirkungen mit der Mitarbeitervertretung zu beraten. Unbeschadet hiervon hat der Dienstgeber
                     die Mitarbeitervertretung nach Maßgabe der §§ 40  bis 46 MVG.Württemberg1 zu beteiligen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Unbeschadet des Abs. 1 soll der Dienstgeber die Beschäftigten, deren Arbeitsplätze von der vorgesehenen Maßnahme voraussichtlich
                     betroffen werden, rechtzeitig vor deren Durchführung unterrichten.
                  

               

               
                     § 4
Arbeitsplatzsicherung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Dienstgeber ist gegenüber den von einer Maßnahme im Sinne des § 2 Abs. 1 betroffenen Beschäftigten nach den Abs. 2 bis
                     4 zur Arbeitsplatzsicherung verpflichtet. Die Sicherung setzt erforderlichenfalls eine Fortbildung oder Umschulung voraus
                     (§ 5).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Dienstgeber ist verpflichtet, den Beschäftigten einen mindestens gleichwertigen Arbeitsplatz anzubieten. Ein Arbeitsplatz
                     ist gleichwertig, wenn sich durch die neue Tätigkeit die bisherige Eingruppierung nicht ändert und die Beschäftigten in der
                     neuen Tätigkeit im bisherigen Umfang beschäftigt bleiben. Bei dem Angebot eines gleichwertigen Arbeitsplatzes bei demselben
                     Dienstgeber gilt folgende Reihenfolge:
                  

                  
                     
                        	
                           Arbeitsplatz in derselben Dienststelle oder Einrichtung an demselben Ort,

                        

                        	
                           Arbeitsplatz in einer Dienststelle oder Einrichtung mit demselben Aufgabengebiet an einem anderen Ort oder in einer Dienststelle
                              oder Einrichtung mit einem anderen Aufgabengebiet an demselben Ort,
                           

                        

                        	
                           Arbeitsplatz in einer Dienststelle oder Einrichtung mit einem anderen Aufgabengebiet an einem anderen Ort.

                        

                     

                  

                  Von der vorstehenden Reihenfolge kann im Einvernehmen mit den Beschäftigten abgewichen werden.

                  Steht ein gleichwertiger Arbeitsplatz nach Maßgabe des Unterabs. 1 nicht zur Verfügung, sollen die betroffenen Beschäftigten
                     entsprechend fortgebildet oder umgeschult werden, wenn ihnen dadurch ein gleichwertiger Arbeitsplatz bei demselben Dienstgeber
                     zur Verfügung gestellt werden kann.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Kann den Beschäftigten kein gleichwertiger Arbeitsplatz im Sinne des Abs. 2 zur Verfügung gestellt werden, ist der Dienstgeber
                     verpflichtet, ihnen einen anderen Arbeitsplatz anzubieten.
                  

                  Abs. 2 Unterabs. 2 und 3 gelten entsprechend.

                  Falls innerhalb von zwei Jahren ein Arbeitsplatz nach Abs. 2 zu besetzen ist, muss dieser den betroffenen Beschäftigten angeboten
                     werden.
                  

                  Die spätere Bewerbung um einen gleichwertigen Arbeitsplatz ist im Rahmen der Auswahl unter gleich geeigneten Bewerbern bevorzugt
                     zu berücksichtigen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Kann kein Arbeitsplatz im Sinne der Abs. 2 und 3 zur Verfügung gestellt oder angeboten werden, ist der Dienstgeber verpflichtet,
                     sich um einen vergleichbaren freien oder in absehbarer Zeit frei werdenden Arbeitsplatz bei einem anderen Dienstgeber des
                     diakonischen, kirchlichen oder öffentlichen Dienstes in demselben Kirchenbezirk und bei Nichtvorhandensein eines Arbeitsplatzes
                     im Landkreis oder Stadtkreis zu bemühen. In begründeten Fällen können Mitarbeitervertretung und Dienststellenleitung einen
                     anderen räumlichen Umkreis vereinbaren. Sein Bemühen hat der Dienstgeber zu dokumentieren und auf Verlangen nachzuweisen,
                     indem er seine konkreten Anfragen und die erhaltenen Antworten vorlegt bzw. glaubhaft macht, dass er trotz Rückfrage keine
                     Antwort auf die jeweilige Anfrage erhalten hat.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Beschäftigten sind verpflichtet, einen ihnen angebotenen Arbeitsplatz im Sinne der Abs. 2 und 3 anzunehmen, es sei denn,
                     dass ihnen die Annahme nach ihren Kenntnissen und Fähigkeiten billigerweise nicht zugemutet werden kann. Satz 1 gilt in den
                     Fällen des Abs. 4 entsprechend, wenn ihnen von einem anderen Arbeitgeber ein gleichwertiger Arbeitsplatz angeboten wurde.
                  

               

               
                     § 5
Fortbildung, Umschulung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ist nach § 4 eine Fortbildung oder Umschulung erforderlich, hat sie der Dienstgeber rechtzeitig zu veranlassen oder selbst
                     durchzuführen. Soweit keine Ansprüche gegen andere Kostenträger bestehen, trägt der Dienstgeber die Kosten. In den Fällen
                     des § 2 Abs. 1 Buchst. b) und c) trägt der Dienstgeber die Kosten nur insoweit, als ihm dies wirtschaftlich zumutbar ist. Die Beschäftigten
                     dürfen ihre Zustimmung zu einer Fortbildungs- oder Umschulungsmaßnahme nicht willkürlich verweigern. Geben die Beschäftigten,
                     die das 55. Lebensjahr vollendet haben, ihre Zustimmung zu einer Fortbildungs- oder Umschulungsmaßnahme nicht, kann dies nicht
                     als willkürliche Verweigerung angesehen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die betroffenen Beschäftigten sind für die zur Fortbildung oder Umschulung erforderliche Zeit, längstens für zwölf Monate
                     unter Anrechnung des auf den Freistellungszeitraum entfallenden Erholungsurlaubs, von der Arbeit freizustellen. Für ganze
                     Arbeitstage der Freistellung ist die Urlaubsvergütung zu zahlen, im Übrigen sind die Bezüge fortzuzahlen. Wird durch die Fortbildung
                     oder Umschulung die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit überschritten, ist ein entsprechender Freizeitausgleich
                     bis zur Dauer der vereinbarten regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit zu gewähren.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Setzen die Betroffenen nach der Fortbildung oder Umschulung aus einem von ihnen zu vertretenden Grunde das Dienstverhältnis
                     nicht für mindestens einen der Dauer der Fortbildung oder Umschulung entsprechenden Zeitraum fort, ist der Dienstgeber berechtigt,
                     das nach Abs. 2 Satz 2 gezahlte Entgelt und die Kosten der Fortbildung oder Umschulung zurückzufordern.
                  

               

               
                     § 6
Besonderer Kündigungsschutz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ist den Beschäftigten eine andere Tätigkeit übertragen worden, darf das Dienstverhältnis während der ersten neun Monate dieser
                     Tätigkeit weder aus betriebsbedingten Gründen noch wegen mangelnder Einarbeitung gekündigt werden. Wird die andere Tätigkeit
                     bereits während der Fortbildung oder Umschulung ausgeübt, verlängert sich die Frist auf zwölf Monate.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Eine Kündigung mit dem Ziel der Beendigung des Dienstverhältnisses darf nur dann ausgesprochen werden, wenn den Beschäftigten
                     ein Arbeitsplatz nach § 4 Abs. 2 bis 4 nicht angeboten werden kann oder sie einen Arbeitsplatz entgegen § 4 Abs. 5 nicht annehmen. Die Kündigungsfrist beträgt drei Monate zum Schluss eines Kalendervierteljahres, soweit sich nicht
                     aus § 34 KAO eine längere Kündigungsfrist ergibt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für unkündbare Beschäftigte gilt § 34 a KAO.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Beschäftigte, die auf Veranlassung des Dienstgebers im gegenseitigen Einvernehmen oder aufgrund einer Kündigung durch den
                     Dienstgeber aus dem Dienstverhältnis ausgeschieden sind, sollen auf Antrag bevorzugt wieder eingestellt werden, wenn ein für
                     sie geeigneter Arbeitsplatz zur Verfügung steht.
                  

               

               
                     § 7
Entgeltsicherung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Haben Beschäftigte in den Fällen des § 4 Abs. 3 durch die Veränderungen der Beschäftigung und als Folge dessen eine Verminderung des Entgelt erlitten, jedoch eine
                     Beschäftigungszeit im Geltungsbereich des Arbeitsrechtsregelungsgesetzes der Evang. Landeskirche in Württemberg von mindestens
                     10 Jahren zurückgelegt, so erhalten sie in dem fortbestehenden Arbeitsverhältnis bei dem bisherigen Dienstgeber eine persönliche
                     Zulage in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen dem bisherigen und dem neuen Entgelt (15 KAO). Der Anteil des Entgelts, der nicht in Monatsbeträgen festgelegt ist, wird bei der Berechnung der Zulage nicht berücksichtigt.
                     Bemessungsgrundlage ist der letzte Kalendermonat vor Aufnahme der neuen Tätigkeit.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die persönliche Zulage vermindert sich, wenn der/die Beschäftigte beim Wechsel der Beschäftigung das 50. Lebensjahr vollendet
                     hat, jeweils um die Hälfte der sich aus einer allgemeinen Erhöhung der Vergütung ergebenden Mehrbeträge, in den übrigen Fällen
                     um die vollen Mehrbeträge aus einer allgemeinen Erhöhung der Vergütung. Die persönliche Zulage vermindert sich ferner um den
                     Erhöhungsbetrag aus einer späteren höheren Eingruppierung bzw. Höhergruppierung oder aus der Gewährung einer Zulage nach § 14 KAO für die Zeit der Ausübung einer höherwertigen Tätigkeit. Bei unkündbaren Beschäftigten, die das 55. Lebensjahr vollendet
                     haben, unterbleibt die Verminderung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei einer Beschäftigungszeit von weniger als zehn, aber mindestens drei Jahren gilt Abs. 1 mit der Einschränkung, dass die
                     Zulage für längstens sechs Monate gewährt wird.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Wird mit den Betroffenen für die neue Tätigkeit eine geringere durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit als
                     die bisherige vereinbart, ist die Zulage in demselben Verhältnis zu kürzen, wie die Arbeitszeit herabgesetzt worden ist.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die persönliche Zulage wird neben dem Entgelt aus der neuen Tätigkeit bezahlt. Sie ist eine in Monatsbeträgen festgelegte
                     Zulage im Sinne des § 21 KAO. § 24 Abs. 2 KAO gilt entsprechend. Die persönliche Zulage wird bei der Bemessung des Sterbegeldes (§ 23 Abs. 3 KAO) und der Jahressonderzahlung (§ 20 KAO) berücksichtigt.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die Abs. 2 bis 5 gelten nicht, wenn die Betroffenen ihre Zustimmung zu einer Fortbildungs- oder Umschulungsmaßnahme entgegen
                     § 5 verweigern oder die Fortbildung bzw. Umschulung aus einem von ihnen zu vertretenden Grund abgebrochen wird.
                  

                  Die persönliche Zulage entfällt ebenfalls, wenn die Übernahme einer höherwertigen Tätigkeit ohne triftige Gründe abgelehnt
                     wird.
                  

                  Die persönliche Zulage entfällt ferner, wenn der/die Beschäftigte einen Anspruch auf Bezug einer ungekürzten Altersrente nach
                     § 236, § 236 a oder § 237 a SGB VI oder einer entsprechenden Leistung einer berufsständischen Versorgungseinrichtung im Sinne
                     des § 6 Abs. 1 Nr. 1 SGB VI oder einer Zusatzversorgungseinrichtung hat.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Bei Entgeltsicherung nach den vorstehenden Absätzen finden die Vorschriften über die Änderungskündigung keine Anwendung.
                  

               

               
                     § 8
Abfindung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Beschäftigte, die aus einem der in § 2 dieser Ordnung genannten Gründe aufgrund einer Kündigung durch den Dienstgeber oder auf Veranlassung des Dienstgebers im
                     gegenseitigen Einvernehmen aus dem Arbeitsverhältnis ausscheiden und zu diesem Zeitpunkt eine Beschäftigungszeit im Geltungsbereich
                     des Arbeitsrechtsregelungsgesetzes der Evang. Landeskirche in Württemberg von mindestens drei Jahren zurückgelegt haben, erhalten
                     eine Abfindung nach Maßgabe folgender Tabelle:
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Beschäftigungszeit

                              
                              	
                                 Bis zum vollendeten 40. Lebensjahr

                              
                           

                           
                              	
                                  3 Jahre

                              
                              	
                                 -

                              
                           

                           
                              	
                                  5 Jahre

                              
                              	
                                  2 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                  7 Jahre

                              
                              	
                                  3 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                  9 Jahre

                              
                              	
                                  4 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                 11 Jahre

                              
                              	
                                  5 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                 13 Jahre

                              
                              	
                                  6 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                 15 Jahre

                              
                              	
                                  7 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                 Beschäftigungszeit bei 
demselben Dienstgeber

                              
                              	
                                 Bis zum vollendeten 40. Lebensjahr

                              
                           

                           
                              	
                                 17 Jahre

                              
                              	
                                  8 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                 19 Jahre

                              
                              	
                                  9 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                 21 Jahre

                              
                              	
                                 10 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                 Beschäftigungszeit

                              
                              	
                                 Nach dem vollendeten 40. Lebensjahr

                              
                           

                           
                              	
                                  3 Jahre

                              
                              	
                                  2 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                  5 Jahre

                              
                              	
                                  3 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                  7 Jahre

                              
                              	
                                  4 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                  9 Jahre

                              
                              	
                                  5 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                 11 Jahre

                              
                              	
                                  6 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                 13 Jahre

                              
                              	
                                  7 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                 15 Jahre

                              
                              	
                                  8 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                 Beschäftigungszeit bei 
demselben Dienstgeber

                              
                              	
                                 Nach dem vollendeten 40. Lebensjahr

                              
                           

                           
                              	
                                 17 Jahre

                              
                              	
                                  9 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                 19 Jahre

                              
                              	
                                 10 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                 21 Jahre

                              
                              	
                                 11 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                 23 Jahre

                              
                              	
                                 12 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                 25 Jahre

                              
                              	
                                 13 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                 Beschäftigungszeit

                              
                              	
                                 Nach dem vollendeten 45. Lebensjahr

                              
                           

                           
                              	
                                  3 Jahre

                              
                              	
                                  2 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                  5 Jahre

                              
                              	
                                  3 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                  7 Jahre

                              
                              	
                                  5 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                  9 Jahre

                              
                              	
                                  6 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                 11 Jahre

                              
                              	
                                  7 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                 13 Jahre

                              
                              	
                                  8 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                 15 Jahre

                              
                              	
                                  9 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                 Beschäftigungszeit bei 
demselben Dienstgeber

                              
                              	
                                 Nach dem vollendeten 45. Lebensjahr

                              
                           

                           
                              	
                                 17 Jahre

                              
                              	
                                 10 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                 19 Jahre

                              
                              	
                                 11 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                 21 Jahre

                              
                              	
                                 12 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                 23 Jahre

                              
                              	
                                 13 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                 25 Jahre

                              
                              	
                                 14 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                 Beschäftigungszeit

                              
                              	
                                 Nach dem vollendeten 50. Lebensjahr

                              
                           

                           
                              	
                                  3 Jahre

                              
                              	
                                  3 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                  5 Jahre

                              
                              	
                                  4 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                  7 Jahre

                              
                              	
                                  6 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                  9 Jahre

                              
                              	
                                  7 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                 11 Jahre

                              
                              	
                                  9 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                 13 Jahre

                              
                              	
                                 10 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                 15 Jahre

                              
                              	
                                 11 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                 Beschäftigungszeit bei 
demselben Dienstgeber

                              
                              	
                                 Nach dem vollendeten 50. Lebensjahr

                              
                           

                           
                              	
                                 17 Jahre

                              
                              	
                                 12 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                 19 Jahre

                              
                              	
                                 13 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                 21 Jahre

                              
                              	
                                 14 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                 23 Jahre

                              
                              	
                                 15 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                 25 Jahre

                              
                              	
                                 16 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                 Beschäftigungszeit

                              
                              	
                                 Nach dem vollendeten 55. Lebensjahr

                              
                           

                           
                              	
                                  3 Jahre

                              
                              	
                                  3 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                  5 Jahre

                              
                              	
                                  5 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                  7 Jahre

                              
                              	
                                  7 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                  9 Jahre

                              
                              	
                                  9 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                 11 Jahre

                              
                              	
                                 11 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                 13 Jahre

                              
                              	
                                 12 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                 15 Jahre

                              
                              	
                                 13 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                 Beschäftigungszeit bei 
demselben Dienstgeber

                              
                              	
                                 Nach dem vollendeten 55. Lebensjahr

                              
                           

                           
                              	
                                 17 Jahre

                              
                              	
                                 14 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                 19 Jahre

                              
                              	
                                 15 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                 21 Jahre

                              
                              	
                                 16 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                 23 Jahre

                              
                              	
                                 17 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                           
                              	
                                 25 Jahre

                              
                              	
                                 18 Bruttomonatsentgelte

                              
                           

                        
                     

                  

                  Bruttomonatsentgelt ist der Betrag, der den Beschäftigten gemäß § 15 KAO - ggf. i. V. m. den Vorschriften der AR-Ü - im letzten Kalendermonat vor dem Ausscheiden zugestanden hat oder zugestanden
                     hätte.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Anspruch auf Abfindung entsteht am Tag nach der Beendigung des Arbeitsverhältnisses. Hat der Dienstgeber das Dienstverhältnis
                     gekündigt, wird die Abfindung erst fällig, wenn die Frist zur Erhebung der Kündigungsschutzklage abgelaufen ist oder falls
                     Kündigungsschutzklage erhoben wurde, endgültig feststeht, dass die Beschäftigten ausgeschieden sind.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Abfindung steht nicht zu, wenn
                  

                  
                     
                        	
                            der/die Beschäftigte einen Anspruch auf Bezug einer ungekürzten Altersrente nach § 236, § 236 a oder § 237 a SGB VI oder einer entsprechenden Leistung einer berufsständischen Versorgungseinrichtung im Sinne des
                              § 6 Abs. 1 Nr. 1 SGB VI oder einer Zusatzversorgungseinrichtung hat.
                           

                        

                        	
                            die Kündigung aus einem von dem/der Beschäftigten zu vertretenden Grund (z. B. Ablehnung einer angebotenen zumutbaren Tätigkeit
                              beim selben, bei einem anderen diakonischen oder kirchlichen Arbeitgeber oder bei einem Arbeitgeber des öffentlichen Dienstes
                              entgegen § 4 Abs. 5, Ablehnung der Fortbildung bzw. Umschulung entgegen § 5) erfolgt ist oder
                           

                        

                        	
                            der/die Beschäftigte im Einvernehmen mit dem Dienstgeber aus dem Dienstverhältnis ausgeschieden ist, weil sie bzw. er in
                              unmittelbarem Anschluss von einem anderen diakonischen, kirchlichen oder öffentlichen Arbeitgeber übernommen wird.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Neben der Abfindung steht Übergangsgeld nicht zu.
                  

               

               
                     § 9
Persönliche Anspruchsvoraussetzungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ansprüche aus dieser Arbeitsrechtsregelung bestehen nicht, wenn die Mitarbeiter erwerbs- oder berufsunfähig im Sinne der gesetzlichen
                     Rentenversicherung sind oder die Voraussetzungen für den Bezug einer Rente wegen Alters aus der gesetzlichen Rentenversicherung
                     vor Vollendung des gesetzlich festgelegten Alters zum Erreichen der Regelaltersrente oder einer entsprechenden Leistung einer
                     berufsständischen Versorgungseinrichtung im Sinne des § 6 Abs. 1 SGB VI oder einer Zusatzversorgungseinrichtung erfüllen.
                  

                  Satz 1 gilt nicht für Beschäftigte, die die Voraussetzungen für den Bezug einer Altersrente nach § 236 a oder § 237 a SGB
                     VI erfüllen, solange ihre Versorgungsrente nach § 55 Abs. 6 der Satzung der ZVK oder entsprechenden Vorschriften ruhen würde.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Besteht ein Anspruch auf Abfindung und werden die Beschäftigten das gesetzlich festgelegte Alter zum Erreichen der Regelaltersrente
                     innerhalb eines Zeitraumes vollenden, der kleiner ist als die der Abfindung zu Grunde liegende Zahl der Monatsbezüge, oder
                     ist absehbar, dass innerhalb dieses Zeitraumes einer der Tatbestände des Abs. 1 eintritt, verringert sich die Abfindung entsprechend.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Treten die Beschäftigten innerhalb eines Zeitraumes, der kleiner ist als die der Abfindung zu Grunde liegende Zahl der Monatsbezüge,
                     in ein Arbeitsverhältnis bei einem diakonischen, kirchlichen oder öffentlichen Arbeitgeber ein, verringert sich die Abfindung
                     entsprechend. Der überzahlte Betrag ist zur Hälfte zurückzuzahlen.
                  

               

               
                     § 10
Sonstige Bestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Leistungen, die Beschäftigten nach anderen Bestimmungen zu den gleichen Zwecken gewährt werden, sind auf die Ansprüche nach
                     dieser Ordnung anzurechnen. Dies gilt insbesondere für gesetzliche oder durch Vertrag vereinbarte Abfindungsansprüche gegen
                     den Dienstgeber (z. B. §§ 9, 10 Kündigungsschutzgesetz).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Beschäftigten sind verpflichtet, die ihnen nach anderen Bestimmungen zu den gleichen Zwecken zustehenden Leistungen Dritter
                     zu beantragen. Sie haben den Dienstgeber von der Antragstellung und von den hierauf beruhenden Entscheidungen sowie von allen
                     ihnen gewährten Leistungen im Sinne des Abs. 1 unverzüglich zu unterrichten.
                  

                  Kommen die Beschäftigten ihren Verpflichtungen nach Unterabs. 1 trotz Belehrung nicht nach, stehen ihnen Ansprüche nach dieser
                     Ordnung nicht zu.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        In begründeten Einzelfällen kann durch Entscheidung der Arbeitsrechtlichen Kommission - Landeskirche und Diakonie in Württemberg
                     - hiervon teilweise oder ganz abgewichen werden.
                  

               

               
                     § 11
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Arbeitsrechtsregelung tritt am 1. Januar 2005 in Kraft.

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 420 u. 421 dieser Sammlung.
            

         

      

   
      

      
         Anlage 1.7.3 zur KAO

Arbeitsrechtliche Regelung betreffend Kurzarbeit 
in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg
         

      

      
                     § 1
Grund der Kurzarbeit
                     

                  

                  Diese Arbeitsrechtliche Regelung gilt im Falle von vollständigen und teilweisen Schließungen von Einrichtungen oder Teilen
                     von Einrichtungen in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg aufgrund von Covid-19. Ausgenommen von dieser Arbeitsrechtsregelung
                     sind die Personalverwaltung sowie Zentrale Dienste.
                  

               

               
                     § 2
Dauer und Umfang der Kurzarbeit, betroffener Personenkreis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Aufgrund der Ausbreitung von Covid-19 müssen Einrichtungen bis auf weiteres ganz oder teilweise schließen. Durch Dienstvereinbarung
                     gem. § 36 MVG.Württemberg mit der zuständigen Mitarbeitervertretung kann in diesen Fällen die Einführung von Kurzarbeit vereinbart werden. In der Dienstvereinbarung
                     sind insbesondere Beginn und Dauer der Kurzarbeit sowie der Umfang der Kürzung der Arbeitszeit zu regeln. Dabei muss zwischen
                     dem Abschluss der Dienstvereinbarung und dem Beginn der Kurzarbeit ein Zeitraum von mindestens einer Woche liegen. Für den
                     Monat April 2020 gilt Satz 4 mit der Maßgabe, dass die Einführung von Kurzarbeit mit einer Frist von drei Kalendertagen anzukündigen
                     ist. Die Kurzarbeit ist längstens auf den Zeitraum der vollständigen oder teilweisen Betriebsschließung beschränkt. Sie endet
                     spätestens mit Ende der Gültigkeit dieser Arbeitsrechtlichen Regelung. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Kurzarbeit betrifft alle Personen, die in diesen Einrichtungen oder Einrichtungsteilen tätig sind. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Von der Kurzarbeit ausgenommen sind: 
                  

                  
                     
                        	
                           Auszubildende, Praktikantinnen und Praktikanten, Schülerinnen und Schüler und dual Studierenden bzw. Werkstudenten sowie das
                              mit der Ausbildung beauftragte Personal 
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte, deren Arbeitsverhältnis während des Kurzarbeitszeitraums aufgrund Kündigung oder Aufhebungsvertrag endet 

                        

                        	
                           Befristet Beschäftigte, deren Arbeitsverträge im Zeitraum der Kurzarbeit verlängert werden (Anmerkung: vorbehaltlich einer
                              sich ändernden Rechtslage) 
                           

                        

                        	
                           Schwangere Frauen und werdende Väter, die Elterngeld in Anspruch nehmen werden, und bei denen der Bezug von Kurzarbeitergeld
                              in den Bemessungszeitraum des Elterngeldes gem. § 2 BEEG fällt 
                           

                        

                        	
                           Beschäftigte in Altersteilzeit 

                        

                        	
                           Geringfügig Beschäftigte 

                        

                        	
                           Arbeitnehmer, bei denen die persönlichen Voraussetzungen für den Bezug von Kurzarbeitergeld nach § 98 SGB III nicht vorliegen
                              
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Kurzarbeit kann bis zur Herabsetzung der Arbeitszeit auf null Stunden eingeführt werden. Bei der Herabsetzung der Arbeitszeit
                     ist diese gleichmäßig unter den Beschäftigten der betroffenen Einrichtung bzw. des betroffenen Einrichtungsteils zu verteilen.
                     Soweit aus dringenden betrieblichen Gründen eine unterschiedliche Verteilung der Arbeitszeit notwendig ist, ist diese mit
                     der Mitarbeitervertretung in der Dienstvereinbarung bzw. einer Anlage zur Dienstvereinbarung zu regeln. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Kurzarbeit kann für die sich aus dem SGB III ergebende maximale Bezugsdauer eingeführt werden.
                  

               

               
                     § 3
Veränderung und Beendigung der Kurzarbeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Kann der Betrieb früher als erwartet wieder aufgenommen werden, ist Kurzarbeit mit Zustimmung der Mitarbeitervertretung im
                     erforderlichen Maße zu reduzieren oder zu beenden. Den betroffenen Mitarbeitenden ist die Reduzierung oder Aufhebung der Kurzarbeit
                     spätestens zehn Kalendertage vorher mitzuteilen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Besteht die Notwendigkeit, die Kurzarbeit zu verlängern, bedarf es der erneuten Vereinbarung mit der Mitarbeitervertretung.1  
                  

               

               
                     § 4
Andere Kompensationsmaßnahmen
                     

                  

                  Vor der Einführung von Kurzarbeit sind alle weiteren Kompensationsmöglichkeiten (Abbau von Alturlaub, Arbeitszeitverkürzung,
                     Überstundenkontingenten oder sonstigen Zeitguthaben und Inanspruchnahme von neuem Urlaub in angemessenem Umfang unter Berücksichtigung
                     der Betriebserfordernisse), nach Maßgabe von § 96 SGB III auszuschöpfen.
                  

               

               
                     § 5
Zahlung des Kurzarbeitergeldes
                     

                  

                  Das Kurzarbeitergeld wird zum Zeitpunkt der üblichen monatlichen Entgeltzahlung durch den Arbeitgeber gezahlt. Dies gilt unabhängig
                     von dem Zahlungszeitpunkt durch die Agentur für Arbeit.
                  

               

               
                     § 6
Jahressonderzahlung, Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall, Urlaub
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für die Berechnung der Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall gemäß § 21 KAO gilt § 24 Absatz 2 KAO entsprechend. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für die Anwendung sonstiger Bestimmungen bleiben die Kürzung der arbeitsvertraglich vereinbarten Arbeitszeit und die sich
                     daraus ergebende Minderung des Entgelts außer Betracht. Die Jahressonderzahlung wird aus dem Entgelt, das ohne Kurzarbeit
                     zu gewähren wäre, bezahlt. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Auf Antrag erhalten einzelne Beschäftigte aus sozialen Gründen einen Zuschuss zum Kurzarbeitergeld. Soziale Gründe liegen
                     insbesondere vor, wenn Beschäftigte (z. B. Alleinerziehende, Beschäftigte, deren Entgelt infolge der Kurzarbeit den in § 8
                     Absatz 1 SGB IV genannten Betrag unterschreitet) durch die Kurzarbeit in eine existenzgefährdende Notlage geraten würden. Die Mitarbeitervertretung
                     ist in entsprechender Anwendung von § 40 m MVG.Württemberg zu beteiligen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der Arbeitgeber kann den Erholungsurlaub, der dem oder der Beschäftigten für das Urlaubsjahr zusteht, für jeden vollen Kalendermonat
                     der Kurzarbeit Null um ein Zwölftel kürzen. Die Kürzung vermindert sich um die entsprechenden Tage, die notwendig sind, um
                     einen Betriebsurlaub abzudecken. Die Kürzung des Erholungsurlaubs unterbleibt, wenn der oder die Beschäftigte während der
                     Kurzarbeit bei seinem oder ihrem Arbeitgeber stundenweise Arbeit leistet.
                  

               

               
                     § 7
Zuschuss zum Kurzarbeitergeld (Aufstockung)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Diejenigen Arbeitnehmer, die von der Kurzarbeit betroffen sind, erhalten vom Arbeitgeber neben dem verkürzten Entgelt eine
                     Aufstockung des von der Agentur für Arbeit zu erwartenden Kurzarbeitergeldes auf 95 % der Nettoentgeltdifferenz zwischen dem
                     pauschalierten Nettoentgelt aus dem Sollentgelt und dem pauschalierten Nettoentgelt aus dem Ist-Entgelt nach § 106 SGB III.
                     Der in Satz 1 genannte Aufstockungsbetrag von 95 % gilt rückwirkend für alle ab dem 20. März 2020 in Kraft getretenen Dienstvereinbarungen
                     zu Kurzarbeit. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Zuschuss zum Kurzarbeitergeld wird zusammen mit der üblichen Entgeltauszahlung gezahlt. Dies gilt unabhängig von dem
                     Zahlungszeitpunkt durch die Agentur für Arbeit. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Bei der Lohn- und Gehaltsabrechnung werden zu zahlende Vergütungen, Kurzarbeitergeld und Zuschuss gesondert ausgewiesen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Aufstockung zum Kurzarbeitergeld ist zusatzversorgungspflichtiges Entgelt.
                  

               

               
                     § 8
Anzeigepflicht
                     

                  

                  Die Dienststellenleitung bzw. die Mitarbeitervertretung haben den Arbeitsausfall der zuständigen Agentur für Arbeit nach Maßgabe
                     der gesetzlichen Vorschriften anzuzeigen, und den Antrag nach § 99 SGB III auf Kurzarbeitergeld unverzüglich zu stellen. Die
                     Dienststellenleitung hat der Mitarbeitervertretung, die für eine Stellungnahme gemäß § 99 Absatz 1 SGB III erforderlichen Informationen zu geben.
                  

               

               
                     § 9
Wirksamkeit der Dienstvereinbarungen
                     

                  

                  Die Wirksamkeit von auf der Grundlage dieser Regelung abgeschlossenen Dienstvereinbarungen steht unter dem Vorbehalt eines
                     Bescheides der Bundesagentur für Arbeit nach § 99 Absatz 3 SGB III, dass ein erheblicher Arbeitsausfall vorliegt und die betrieblichen
                     Voraussetzungen erfüllt sind. Zur Wirksamkeit der Dienstvereinbarungen sind diese ferner der Geschäftsstelle der Arbeitsrechtlichen
                     Kommission zuzuleiten. 
                  

               

               
                     § 10
Überstunden/Mehrarbeit
                     

                  

                  Während der Kurzarbeit darf gegenüber den von der Kurzarbeit betroffenen Beschäftigten keine Überstunden- oder Mehrarbeit
                     angeordnet, geduldet oder gebilligt werden. In Notfällen kann davon abgewichen werden, wenn Überstunden oder Mehrarbeit im
                     unmittelbaren zeitlichen Zusammenhang ausgeglichen werden. Das Mitbestimmungsrecht der Mitarbeitervertretung bleibt hiervon
                     unberührt.
                  

               

               
                     § 11
Betriebsbedingte Kündigungen, Wiedereinstellung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Ausspruch betriebsbedingter Beendigungskündigungen ist für die Dauer der angeordneten Kurzarbeit und von drei Monaten
                     nach deren Beendigung für diejenigen Beschäftigten ausgeschlossen, die sich aufgrund der Anordnung in Kurzarbeit befinden.
                     
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Beschäftigte, deren befristeter Arbeitsvertrag aufgrund der Kurzarbeit nicht verlängert wurde, sind bei entsprechender Eignung
                     vorrangig wiedereinzustellen, wenn ursprünglich vorhandene und infolge der Kurzarbeit abgebaute Arbeitsplätze wieder neu geschaffen
                     und zu besetzen sind.
                  

               

               
                     § 12
Inkrafttreten, Geltungsdauer
                     

                  

                  Diese Regelung tritt am 20. März 2020 in Kraft.

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Der Änderungsbefehl A Nr. 1 im Beschluss der Arbeitsrechtlichen Kommission vom 21. Mai 2021 zur Änderung der KAO
               – Änderung der Anlage 1.7.3 zur KAO (Abl. 69 S. 439) ist von der Redaktion in diesem Sinne ausgelegt worden.
            

         

      

   
      

      
         Anlage 2.1.1 zur KAO

Arbeitsrechtliche Regelung über die Rechtsverhältnisse der Auszubildenden und Schüler/Schülerinnen 
im kirchlichen Dienst
         

      

      
                     § 1
Geltungsbereich
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Diese Arbeitsrechtsregelung gilt
                  

                  
                     
                        	
                           für Personen, die von der Evang. Landeskirche in Württemberg, einer Kirchengemeinde oder sonstigen Körperschaften, Anstalten
                              und Stiftungen des öffentlichen Rechts, die der Aufsicht der Landeskirche unterstehen, in einem staatlichen oder kirchlich
                              anerkannten oder als staatlich oder kirchlich anerkannt geltenden Ausbildungsberuf ausgebildet werden.
                           

                        

                        	
                           Schülerinnen/Schüler in der Gesundheits- und Krankenpflege, Gesundheits- und Kinderkrankenpflege, Entbindungspflege und Altenpflege.

                        

                        	
                           Schüler/innen nach dem Notfallsanitätergesetz,

                        

                        	
                           Schüler/innen in praxisintegrierten Ausbildungsgängen zur Erzieherin/zum Erzieher nach landesrechtlichen Regelungen

                        

                        	
                           Schüler/innen für Auszubildende in der Pflege nach dem Gesetz über Pflegeberufe (Pflegeberufegesetz), 
                              
                                 	
                                    in praxisintegrierten Ausbildungsgängen zur Heilerziehungspflegerin/zum Heilerziehungspfleger nach landesrechtlichen Regelungen,

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Auszubildende der Münsterbauhütte Ulm zum Steinmetz/zur Steinmetzin und/oder zum Steinbildhauer/zur Steinbildhauerin

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Diese Arbeitsrechtsregelung gilt nicht für
                  

                  
                     
                        	
                           Schülerinnen/Schüler in der Krankenpflegehilfe und Altenpflegehilfe,

                        

                        	
                           Praktikantinnen/Praktikanten und Volontärinnen/Volontäre,

                        

                        	
                           Auszubildende, die in Ausbildungsberufen der Landwirtschaft, des Weinbaues oder der Forstwirtschaft ausgebildet werden, es
                              sei denn, dass die Beschäftigten des Ausbildenden unter den Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD) fallen,
                           

                        

                        	
                           körperlich, geistig oder seelisch behinderte Personen, die aufgrund ihrer Behinderung in besonderen Ausbildungswerkstätten,
                              Berufsförderungswerkstätten oder in Lebenshilfeeinrichtungen ausgebildet werden,
                           

                        

                        	
                           Studierende in einem ausbildungsintegrierten dualen Studium, die vom Geltungsbereich des Tarifvertrages für Studierende in
                              ausbildungsintegrierten dualen Studiengängen im öffentlichen Dienst (TVSöD) erfasst sind.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 2
Anwendung tariflicher Vorschriften
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Auf die Ausbildungsverhältnisse der in § 1 Absatz 1 genannten Personen findet der Tarifvertrag für Auszubildende des öffentlichen
                     Dienstes allgemeiner Teil (TVAöD-AT) und besonderer Teil BBiG (TVAöD-BT-BBiG) sowie besonderer Teil Pflege (TVAöD-BT-Pflege)
                     vom 13. September 2005 in der für den Bereich der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände (Tarifgebiet West – Landesbezirk
                     Baden-Württemberg) jeweils geltenden Fassung entsprechende Anwendung. Dies gilt nicht, wenn im Folgenden etwas anderes bestimmt
                     ist oder im Falle künftiger Änderungen oder Ergänzungen der genannten Tarifverträge bestimmt wird. Auf die Bestimmungen des § 1 c Abs. 1 bis 4 KAO wird Bezug genommen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Bestimmungen der §§ 7 und 8 KAO für Sonderformen der Arbeit finden mit der Maßgabe Anwendung, dass als Stundenentgelt im Sinne des § 8 KAO der auf die Stunde entfallende Anteil der Ausbildungsvergütung gilt. Zur Ermittlung des Anteils ist die jeweilige Ausbildungsvergütung
                     durch das 4,348fache der durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit zu teilen. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         § 19 TVAöD gilt mit der Maßgabe, dass an Stelle der Schriftform die Textform gilt und anstelle der Ausschlussfrist von 6
                     Monaten eine Ausschlussfrist von 12 Monaten.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Auszubildende der Münsterbauhütte Ulm zum Steinmetz/zur Steinmetzin und/oder zum Steinbildhauer/zur Steinbildhauerin (§ 1
                     Abs. 1 Buchstabe c) erhalten anstelle des Ausbildungsentgelts gemäß § 8 TVAöD-BT-BBiG eine Ausbildungsvergütung gemäß § 7 des Tarifvertrags zur Regelung der Löhne und Ausbildungsvergütungen im Baugewerbe im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland
                     mit Ausnahme der fünf neuen Bundesländer und des Landes Berlin (TV Lohn/West) in der jeweils geltenden Fassung.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Im Übrigen gelten die Bestimmungen der KAO.
                  

               

               
                     § 3
Inkrafttreten, Übergangsbestimmungen
                     

                  

                  
                     
                        	
                           Die Arbeitsrechtliche Regelung - Anlage 13 zur KAO - tritt rückwirkend zum 1. Oktober 2006 in Kraft.

                        

                        	
                           Die Arbeitsrechtliche Regelung der Auszubildenden im kirchlichen Dienst (Auszubildendenordnung) vom 3. Februar 1993 (Abl.
                              55 S. 485), zuletzt geändert durch Beschluss vom 16. Februar 2007 (Abl. 62 S. 405), tritt mit Ablauf des 30. September 2006 außer Kraft.
                           

                        

                        	
                           Der Manteltarifvertrag für Auszubildende (Mantel-TV Azubi) vom 6. Dezember 1974, zuletzt geändert durch 14. Änderungstarifvertrag
                              vom 31. Januar 2003 (Abl. 60, S. 311, 320), der Tarifvertrag über ein Urlaubsgeld für Auszubildende vom 16. März 1977, zuletzt geändert durch den Änderungstarifvertrag
                              vom 29. Oktober 2001 (Abl. 60, S. 183), der Tarifvertrag über vermögenswirksame Leistungen an Auszubildende vom 17. Dezember 1970, zuletzt geändert durch den 8.
                              Änderungstarifvertrag vom 31. Mai 1995 (Abl. 56, S. 536) und der Tarifvertrag über eine Zuwendung für Auszubildende vom 12.
                              Oktober 1973, zuletzt geändert durch Tarifvertrag vom 31. Januar 2003 (Abl. 60, S. 311, 323) finden ab 1. Oktober 2006 keine Anwendung mehr.“
                           

                        

                     

                  

                  

               

            

         

      

      
            Tarifvertrag für Auszubildende des öffentlichen Dienstes 
Allgemeiner Teil und Besonderer Teil BBiG (TVAöD-BBiG)
            

         

         vom 13. September 2005

         in der Fassung des Änderungstarifvertrages Nr. 13 zum TVAöD 
- Allgemeiner Teil -

         vom 22. April 2023

         und 

         des Änderungstarifvertrages Nr. 13 zum TVAöD 
Besonderer Teil BBiG

         vom 22. April 2023

         Der TVAöD-BBiG vereinigt die Vorschriften des Tarifvertrags für Auszubildende des öffentlichen Dienstes – Allgemeiner Teil
                  – mit denen des Tarifvertrags für Auszubildende des öffentlichen Dienstes – Besonderer Teil BBiG – in einer Textfassung.
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                     § 11  
Geltungsbereich
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Dieser Tarifvertrag gilt für

                  
                     
                        	
                           Personen, die in Verwaltungen und Betrieben, die unter den Geltungsbereich des TVöD fallen, in einem staatlich anerkannten
                                 oder als staatlich anerkannt geltenden Ausbildungsberuf ausgebildet werden,

                        

                        	
                           [nicht besetzt],

                        

                        	
                           [nicht besetzt],

                        

                        	
                           Auszubildende in Betrieben oder Betriebsteilen, auf deren Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer der TV-V oder der TV-WW/NW Anwendung
                                 findet,

                        

                        	
                           Auszubildende in Betrieben oder Betriebsteilen, auf deren Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer ein TV-N Anwendung findet, soweit
                                 und solange nicht eine anderweitige landesbezirkliche Regelung getroffen wurde 

                        

                     

                  

                  (Auszubildende).

                  
                        (
                        2
                        )
                         Dieser Tarifvertrag gilt nicht für

                  
                     
                        	
                           Schülerinnen/Schüler in der Krankenpflegehilfe und Altenpflegehilfe sowie Heilerziehungspflegeschüler/innen,

                        

                        	
                           Praktikantinnen/Praktikanten und Volontärinnen/Volontäre,

                        

                        	
                           Auszubildende, die in Ausbildungsberufen der Landwirtschaft, des Weinbaues oder der Forstwirtschaft ausgebildet werden, es
                                 sei denn, dass die Beschäftigten des Ausbildenden unter den Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD) fallen,

                        

                        	
                           körperlich, geistig oder seelisch behinderte Personen, die aufgrund ihrer Behinderung in besonderen Ausbildungswerkstätten,
                                 Berufsförderungswerkstätten oder in Lebenshilfeeinrichtungen ausgebildet werden sowie

                        

                        	
                           für Studierende in einem ausbildungsintegrierten dualen Studium, die vom Geltungsbereich des Tarifvertrages für Studierende
                                 in ausbildungsintegrierten dualen Studiengängen im öffentlichen Dienst (TVSöD) erfasst sind.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Soweit in diesem Tarifvertrag nichts anderes geregelt ist, gelten die jeweils einschlägigen gesetzlichen Vorschriften

               

               
                     § 2 
Ausbildungsvertrag, Nebenabreden
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Vor Beginn des Ausbildungsverhältnisses ist ein schriftlicher Ausbildungsvertrag zu schließen, der neben der Bezeichnung
                        des Ausbildungsberufs mindestens Angaben enthält über

                  
                     
                        	
                           die maßgebliche Ausbildungs- und Prüfungsordnung in der jeweils geltenden Fassung sowie Art, sachliche und zeitliche Gliederung
                                 der Ausbildung,

                        

                        	
                           Beginn und Dauer der Ausbildung,

                        

                        	
                           Dauer der regelmäßigen täglichen oder wöchentlichen Ausbildungszeit,

                        

                        	
                           Dauer der Probezeit,

                        

                        	
                           Zahlung und Höhe des Ausbildungsentgelts,

                        

                        	
                           Dauer des Urlaubs,

                        

                        	
                           Voraussetzungen, unter denen der Ausbildungsvertrag gekündigt werden kann,

                        

                        	
                           die Geltung des Tarifvertrages für Auszubildende im öffentlichen Dienst (TVAöD) sowie einen in allgemeiner Form gehaltenen
                                 Hinweis auf die auf das Ausbildungsverhältnis anzuwendenden Betriebs-/Dienstvereinbarungen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart werden. Sie können gesondert gekündigt werden, soweit dies
                        einzelvertraglich vereinbart ist.

               

               
                     § 3 
Probezeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Probezeit beträgt drei Monate.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Während der Probezeit kann das Ausbildungsverhältnis von beiden Seiten jederzeit ohne Einhalten einer Kündigungsfrist gekündigt
                        werden.

               

               
                     § 4 
Ärztliche Untersuchungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Auszubildende haben auf Verlangen des Ausbildenden vor ihrer Einstellung ihre gesundheitliche Eignung durch das Zeugnis einer
                        Betriebsärztin/eines Betriebsarztes, einer Personalärztin/eines Personalarztes oder einer Amtsärztin/eines Amtsarztes nachzuweisen,
                        soweit sich die Betriebsparteien nicht auf eine andere Ärztin/einen anderen Arzt geeinigt haben. Für Auszubildende, die unter
                        das Jugendarbeitsschutzgesetz fallen, ist ergänzend § 32 Abs. 1 JArbSchG zu beachten.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Ausbildende ist bei begründeter Veranlassung berechtigt, Auszubildende zu verpflichten, durch ärztliche Bescheinigung
                        nachzuweisen, dass sie in der Lage sind, die nach dem Ausbildungsvertrag übernommenen Verpflichtungen zu erfüllen. Bei der
                        beauftragten Ärztin/dem beauftragten Arzt kann es sich um eine Betriebsärztin/einen Betriebsarzt, eine Personalärztin/einen
                        Personalarzt oder eine Amtsärztin/ einen Amtsarzt handeln, soweit sich die Betriebsparteien nicht auf eine andere Ärztin/einen
                        anderen Arzt geeinigt haben. Die Kosten dieser Untersuchung trägt der Ausbildende.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Auszubildende, die besonderen Ansteckungsgefahren ausgesetzt, mit gesundheitsgefährdenden Tätigkeiten beschäftigt oder mit
                        der Zubereitung von Speisen beauftragt sind, sind in regelmäßigen Zeitabständen oder auf ihren Antrag bei Beendigung des Ausbildungsverhältnisses
                        ärztlich zu untersuchen.

               

               
                     § 5 
Schweigepflicht, Nebentätigkeiten, Schadenshaftung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Auszubildende haben in demselben Umfang Verschwiegenheit zu wahren wie die Beschäftigten des Ausbildenden.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Nebentätigkeiten gegen Entgelt haben Auszubildende ihrem Ausbildenden rechtzeitig vorher schriftlich anzuzeigen. Der Ausbildende
                        kann die Nebentätigkeit untersagen oder mit Auflagen versehen, wenn diese geeignet ist, die nach dem Ausbildungsvertrag übernommenen
                        Verpflichtungen der Auszubildenden oder berechtigte Interessen des Ausbildenden zu beeinträchtigen.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für die Schadenshaftung der Auszubildenden finden die für die Beschäftigten des Ausbildenden geltenden tariflichen Bestimmungen
                        entsprechende Anwendung.

               

               
                     § 6 
Personalakten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Auszubildenden haben ein Recht auf Einsicht in ihre vollständigen Personalakten. Sie können das Recht auf Einsicht durch
                        einen hierzu schriftlich Bevollmächtigten ausüben lassen. Sie können Auszüge oder Kopien aus ihren Personalakten erhalten.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Beurteilungen sind Auszubildenden unverzüglich bekannt zu geben. Die Bekanntgabe ist aktenkundig zu machen.

               

               
                     § 7 
Wöchentliche und tägliche Ausbildungszeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die regelmäßige durchschnittliche wöchentliche Ausbildungszeit und die tägliche Ausbildungszeit der Auszubildenden, die nicht
                        unter das Jugendarbeitsschutzgesetz fallen, richten sich nach den für die Beschäftigten des Ausbildenden maßgebenden Vorschriften
                        über die Arbeitszeit. Für Auszubildende der Mitglieder des Kommunalen Arbeitgeberverbandes Baden-Württemberg im Geltungsbereich
                        des BT-K ist eine abweichende Regelung vereinbart.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Wird das Führen von Berichtsheften (Ausbildungsnachweisen) verlangt, ist den Auszubildenden dazu Gelegenheit während der
                        Ausbildungszeit zu geben.

                  
                        (
                        3
                        )
                         An Tagen, an denen Auszubildende an einem theoretischen betrieblichen Unterricht von mindestens 270 tatsächlichen Unterrichtsminuten
                        teilnehmen, dürfen sie nicht zur praktischen Ausbildung herangezogen werden.

                  
                        (
                        4
                        )
                         Unterrichtszeiten einschließlich der Pausen gelten als Ausbildungszeit. Dies gilt auch für die notwendige Wegezeit zwischen
                        Unterrichtsort und Ausbildungsstätte, sofern die Ausbildung nach dem Unterricht fortgesetzt wird.

                  
                        (
                        5
                        )
                         Auszubildende dürfen an Sonn- und Wochenfeiertagen und in der Nacht zur Ausbildung nur herangezogen werden, wenn dies nach
                        dem Ausbildungszweck erforderlich ist.

                  
                        (
                        6
                        )
                         Auszubildende dürfen nicht über die nach Absatz 1 geregelte Ausbildungszeit hinaus zu Mehrarbeit herangezogen und nicht mit
                        Akkordarbeit beschäftigt werden. §§ 21, 23 JArbSchG und § 17 Abs. 7 BBiG bleiben unberührt.

               

               
                     § 8 
Ausbildungsentgelt
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das monatliche Ausbildungsentgelt beträgt:

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 bis 29. Februar 2024 

                              
                              	
                                 ab 1. März 2024

                              
                           

                           
                              	
                                 im ersten Ausbildungsjahr

                              
                              	
                                 1.068,26 Euro

                              
                              	
                                 1.218,26 Euro

                              
                           

                           
                              	
                                 im zweiten Ausbildungsjahr

                              
                              	
                                 1.118,20 Euro

                              
                              	
                                 1.268,20 Euro

                              
                           

                           
                              	
                                 im dritten Ausbildungsjahr

                              
                              	
                                 1.164,02 Euro

                              
                              	
                                 1.314,02 Euro

                              
                           

                           
                              	
                                 im vierten Ausbildungsjahr

                              
                              	
                                 1.227,59 Euro

                              
                              	
                                 1.377,59 Euro

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Ausbildungsentgelt ist zu demselben Zeitpunkt fällig wie das den Beschäftigten des Ausbildenden gezahlte Entgelt.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Im Geltungsbereich des TVöD – Besonderer Teil Sparkassen wird eine von Absatz 1 abweichende Regelung getroffen.

                  
                        (
                        4
                        )
                         Ist wegen des Besuchs einer weiterführenden oder einer berufsbildenden Schule oder wegen einer Berufsausbildung in einer
                        sonstigen Einrichtung die Ausbildungszeit verkürzt, gilt für die Höhe des Ausbildungsentgelts der Zeitraum, um den die Ausbildungszeit
                        verkürzt wird, als abgeleistete Ausbildungszeit.

                  
                        (
                        5
                        )
                         Wird die Ausbildungszeit

                  
                     
                        	
                           gemäß § 16 Abs. 1 Satz 2 verlängert oder

                        

                        	
                           auf Antrag der Auszubildenden nach § 8 Abs. 2 BBiG von der zuständigen Stelle oder nach § 27c Abs. 2 der Handwerksordnung
                                 von der Handwerkskammer verlängert, wenn die Verlängerung erforderlich ist, um das Ausbildungsziel zu erreichen,

                        

                     
wird während des Zeitraums der Verlängerung das Ausbildungsentgelt des letzten regelmäßigen Ausbildungsabschnitts gezahlt.

                  
                        (
                        6
                        )
                         In den Fällen des § 16 Abs. 2 erhalten Auszubildende bis zur Ablegung der Abschlussprüfung das Ausbildungsentgelt des letzten
                        regelmäßigen Ausbildungsabschnitts, bei Bestehen der Prüfung darüber hinaus rückwirkend von dem Zeitpunkt an, an dem das Ausbildungsverhältnis
                        geendet hat, den Unterschiedsbetrag zwischen dem ihnen gezahlten Ausbildungsentgelt und dem für das vierte Ausbildungsjahr
                        maßgebenden Ausbildungsentgelt.

               

               
                     § 8a 
Unständige Entgeltbestandteile
                     

                  

                  Für die Ausbildung an Samstagen, Sonntagen, Feiertagen und Vorfesttagen, für den Bereitschaftsdienst und die Rufbereitschaft,
                        für die Überstunden und für die Zeitzuschläge gelten die für die Beschäftigten des Ausbildenden geltenden Regelungen sinngemäß.

               

               
                     § 8b2
Sonstige Entgeltregelungen
                     

                  

                  (1a) [nicht besetzt].3

                  (1b) Auszubildenden, die in einem Ausbildungsverhältnis zu einem Ausbildenden stehen, der Mitglied eines Mitgliedverbandes
                        der VKA ist, können bei Vorliegen der geforderten Voraussetzungen 50 v.H. der Zulagen gewährt werden, die für Beschäftigte
                        im Sinne des § 38 Abs. 5 Satz 1 TVöD gemäß § 23 Abs. 1 Satz 1 dritter bzw. vierter Spiegelstrich TVÜ-VKA in Verbindung mit
                        § 33 Abs. 1 Buchst. c und Abs. 6 BAT/BAT-O jeweils vereinbart sind. 

                  (2a) [nicht besetzt].4

                  (2b) Auszubildenden, die in einem Ausbildungsverhältnis zu einem Ausbildenden stehen, der Mitglied eines Mitgliedverbandes
                        der VKA ist, und die im Rahmen ihrer Ausbildung in erheblichem Umfang mit Arbeiten beschäftigt werden, für die Beschäftigten
                        im Sinne des § 38 Abs. 5 Satz 2 TVöD nach Maßgabe des § 23 Abs. 1 Satz 1 erster bzw. zweiter Spiegelstrich TVÜ-VKA Erschwerniszuschläge
                        zustehen, kann im zweiten bis vierten Ausbildungsjahr ein monatlicher Pauschalzuschlag in Höhe von 10 Euro gezahlt werden.

               

               
                     § 9 
Urlaub
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Auszubildende erhalten Erholungsurlaub unter Fortzahlung ihres Ausbildungsentgelts (§ 8) in entsprechender Anwendung der für die Beschäftigten des Ausbildenden geltenden Regelungen mit der Maßgabe, dass der Urlaubsanspruch
                        bei Verteilung der wöchentlichen Ausbildungszeit auf fünf Tage in der Kalenderwoche in jedem Kalenderjahr 30 Ausbildungstage
                        beträgt.5

                  
                        (
                        2
                        )
                         Auszubildende in Betrieben oder Betriebsteilen, auf deren Arbeitnehmer der TV-V oder ein TV-N Anwendung findet, erhalten
                        abweichend von Absatz 1 Erholungsurlaub in entsprechender Anwendung der für die Arbeitnehmer des Ausbildenden geltenden Regelungen.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Erholungsurlaub ist nach Möglichkeit zusammenhängend während der unterrichtsfreien Zeit zu erteilen und in Anspruch zu
                        nehmen.

               

               
                     § 10 
Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der Ausbildungsstätte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Bei Dienstreisen und Reisen zur Ablegung der in den Ausbildungsordnungen vorgeschriebenen Prüfungen erhalten Auszubildende
                        eine Entschädigung in entsprechender Anwendung der für die Beschäftigten des Ausbildenden geltenden Reisekostenbestimmungen
                        in der jeweiligen Fassung.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Bei Reisen zur Teilnahme an überbetrieblichen Ausbildungsmaßnahmen im Sinne des § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 6 BBiG außerhalb der
                        politischen Gemeindegrenze der Ausbildungsstätte werden die entstandenen notwendigen Fahrtkosten bis zur Höhe der Kosten der
                        Fahrkarte der jeweils niedrigsten Klasse des billigsten regelmäßig verkehrenden Beförderungsmittels (im Bahnverkehr ohne Zuschläge)
                        erstattet; Möglichkeiten zur Erlangung von Fahrpreisermäßigungen (z.B. Schülerfahrkarten, Monatsfahrkarten, BahnCard) sind
                        auszunutzen. Beträgt die Entfernung zwischen den Ausbildungsstätten hierbei mehr als 100 km, werden im Bahnverkehr Zuschläge
                        bzw. besondere Fahrpreise (z.B. für ICE) erstattet. Die nachgewiesenen notwendigen Kosten einer Unterkunft am auswärtigen
                        Ort werden, soweit nicht eine unentgeltliche Unterkunft zur Verfügung steht, erstattet. Zu den Auslagen des bei notwendiger
                        auswärtiger Unterbringung entstehenden Verpflegungsmehraufwands wird für volle Kalendertage der Anwesenheit am auswärtigen
                        Ausbildungsort ein Verpflegungszuschuss in Höhe der TVAöD-BBiG nach der Sozialversicherungsentgeltverordnung maßgebenden Sachbezugswerte
                        für Frühstück, Mittagessen und Abendessen gewährt. Bei unentgeltlicher Verpflegung wird der jeweilige Sachbezugswert einbehalten.
                        Bei einer über ein Wochenende oder einen Feiertag hinaus andauernden Ausbildungsmaßnahme werden die dadurch entstandenen Mehrkosten
                        für Unterkunft und Verpflegungsmehraufwand nach Maßgabe der Sätze 3 bis 5 erstattet.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für den Besuch einer auswärtigen Berufsschule werden die notwendigen Fahrtkosten nach Maßgabe von Absatz 2 Satz 1 erstattet,
                        soweit sie monatlich 6 v.H. des Ausbildungsentgelts für das erste Ausbildungsjahr übersteigen. Satz 1 gilt nicht, soweit die
                        Fahrtkosten nach landesrechtlichen Vorschriften von einer Körperschaft des öffentlichen Rechts getragen werden. Die notwendigen
                        Auslagen für Unterkunft und Verpflegungsmehraufwand werden bei Besuch der regulären auswärtigen Berufsschule im Blockunterricht
                        entsprechend Absatz 2 Sätze 3 bis 6 erstattet. Leistungen Dritter sind anzurechnen.6

                  
                        (
                        4
                        )
                         Bei Abordnungen und Zuweisungen werden die Kosten nach Maßgabe des Absatzes 2 erstattet.

               

               
                     § 10a7  
Familienheimfahrten
                     

                  

                  Für Familienheimfahrten vom jeweiligen Ort der Ausbildungsstätte oder vom Ort der auswärtigen Berufsschule, deren Besuch vom
                        Ausbildenden veranlasst wurde, zum Wohnort der Eltern, der Erziehungsberechtigten oder der Ehegattin/des Ehegatten oder der
                        der Lebenspartnerin/des Lebenspartners werden den Auszubildenden monatlich einmal die im Bundesgebiet entstandenen notwendigen
                        Fahrtkosten bis zur Höhe der Kosten der Fahrkarte der jeweils niedrigsten Klasse des billigsten regelmäßig verkehrenden Beförderungsmittels
                        (im Bahnverkehr ohne Zuschläge) erstattet; Möglichkeiten zur Erlangung von Fahrpreisermäßigungen (z.B. Schülerfahrkarten,
                        Monatsfahrkarten, BahnCard) sind auszunutzen. Beträgt die Entfernung mehr als 300 km, können im Bahnverkehr Zuschläge bzw.
                        besondere Fahrpreise (z.B. für ICE) erstattet werden. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn aufgrund geringer Entfernung eine
                        tägliche Rückkehr möglich und zumutbar ist oder der Aufenthalt am jeweiligen Ort der Ausbildungsstätte oder der auswärtigen
                        Berufsschule weniger als vier Wochen beträgt.

               

               
                     § 118  
Schutzkleidung, Ausbildungsmittel, Lernmittelzuschuss
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Soweit das Tragen von Schutzkleidung gesetzlich vorgeschrieben oder angeordnet ist, wird sie unentgeltlich zur Verfügung
                        gestellt und bleibt Eigentum des Ausbildenden.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Ausbildende hat den Auszubildenden kostenlos die Ausbildungsmittel zur Verfügung zu stellen, die zur Berufsausbildung
                        und zum Ablegen von Zwischen- und Abschlussprüfungen erforderlich sind.

                  
                        (
                        3
                        )
                         In jedem Ausbildungsjahr erhalten die Auszubildenden einen Lernmittelzuschuss in Höhe von 50,00 Euro brutto. Absatz 2 bleibt
                        unberührt. Der Lernmittelzuschuss ist möglichst mit dem Ausbildungsentgelt des ersten Monats des jeweiligen Ausbildungsjahres
                        zu zahlen, er ist spätestens im Zahlungsmonat September des betreffenden Ausbildungsjahres fällig.

               

               
                     § 12 
Entgelt im Krankheitsfall
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Werden Auszubildende durch Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit ohne ihr Verschulden verhindert, ihre Verpflichtungen aus
                        dem Ausbildungsvertrag zu erfüllen, erhalten sie für die Zeit der Arbeitsunfähigkeit für die Dauer von bis zu sechs Wochen
                        sowie nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen bei Wiederholungserkrankungen das Ausbildungsentgelt (§ 8) in entsprechender Anwendung der für die Beschäftigten des Ausbildenden geltenden Regelungen fortgezahlt.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Im Übrigen gilt das Entgeltfortzahlungsgesetz.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Bei der jeweils ersten Arbeitsunfähigkeit, die durch einen bei dem Ausbildenden erlittenen Arbeitsunfall oder durch eine
                        bei dem Ausbildenden zugezogene Berufskrankheit verursacht ist, erhalten Auszubildende nach Ablauf des nach Absatz 1 maßgebenden
                        Zeitraums bis zum Ende der 26. Woche seit dem Beginn der Arbeitsunfähigkeit einen Krankengeldzuschuss in Höhe des Unterschiedsbetrages
                        zwischen dem Bruttokrankengeld und dem sich nach Absatz 1 ergebenden Nettoausbildungsentgelt, wenn der zuständige Unfallversicherungsträger
                        den Arbeitsunfall oder die Berufskrankheit anerkennt.

               

               
                     § 12a 
Entgeltfortzahlung in anderen Fällen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Auszubildenden ist das Ausbildungsentgelt (§ 8) für insgesamt fünf Ausbildungstage fortzuzahlen, um sich vor den in den Ausbildungsordnungen vorgeschriebenen Abschlussprüfungen
                        ohne Bindung an die planmäßige Ausbildung auf die Prüfung vorbereiten zu können; bei der Sechstagewoche besteht dieser Anspruch
                        für sechs Ausbildungstage.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Freistellungsanspruch nach Absatz 1 verkürzt sich um die Zeit, für die Auszubildende zur Vorbereitung auf die Abschlussprüfung
                        besonders zusammengefasst werden; es besteht jedoch mindestens ein Anspruch auf zwei Ausbildungstage.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Im Übrigen gelten die für die Beschäftigten des Ausbildenden maßgebenden Regelungen zur Arbeitsbefreiung entsprechend.

               

               
                     § 13 
Vermögenswirksame Leistungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Nach Maßgabe des Vermögensbildungsgesetzes in seiner jeweiligen Fassung erhalten Auszubildende eine vermögenswirksame Leistung
                        in Höhe von 13,29 Euro monatlich. Der Anspruch auf vermögenswirksame Leistungen entsteht frühestens für den Kalendermonat,
                        in dem den Ausbildenden die erforderlichen Angaben mitgeteilt werden, und für die beiden vorangegangenen Monate desselben
                        Kalenderjahres.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die vermögenswirksamen Leistungen sind kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der in Absatz 1 Satz 1 genannte Betrag gilt nicht für die Auszubildenden der Sparkassen.

               

               
                     § 149  
Jahressonderzahlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Auszubildende, die am 1. Dezember in einem Ausbildungsverhältnis stehen, haben Anspruch auf eine Jahressonderzahlung. Die
                        Jahressonderzahlung beträgt 90 v.H. des den Auszubildenden für November zustehenden Ausbildungsentgelts(§ 8).

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Anspruch ermäßigt sich um ein Zwölftel für jeden Kalendermonat, in dem Auszubildende keinen Anspruch auf Ausbildungsentgelt
                        (§ 8), Fortzahlung des Entgelts während des Erholungsurlaubs (§ 9) oder im Krankheitsfall (§ 12) haben.10 Die Verminderung unterbleibt für Kalendermonate, für die Auszubildende wegen Beschäftigungsverboten nach dem Mutterschutzgesetz
                        kein Ausbildungsentgelt erhalten haben. Die Verminderung unterbleibt ferner für Kalendermonate der Inanspruchnahme der Elternzeit
                        nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz bis zum Ende des Kalenderjahres, in dem das Kind geboren ist, wenn am Tag
                        vor Antritt der Elternzeit Entgeltanspruch bestanden hat.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Jahressonderzahlung wird mit dem für November zustehenden Ausbildungsentgelt ausgezahlt. Ein Teilbetrag der Jahressonderzahlung
                        kann zu einem früheren Zeitpunkt ausgezahlt werden.

                  
                        (
                        4
                        )
                         Auszubildende, die im unmittelbaren Anschluss an die Ausbildung von ihrem Ausbildenden in ein Arbeitsverhältnis übernommen
                        werden und am 1. Dezember noch in diesem Arbeitsverhältnis stehen, erhalten zusammen mit der anteiligen Jahressonderzahlung
                        aus dem Arbeitsverhältnis eine anteilige Jahressonderzahlung aus dem Ausbildungsverhältnis.

               

               
                     § 15 
Zusätzliche Altersversorgung
                     

                  

                  Die Versicherung zum Zwecke einer zusätzlichen Altersversorgung wird durch besonderen Tarifvertrag geregelt.

               

               
                     § 16 
Beendigung des Ausbildungsverhältnisses
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Ausbildungsverhältnis endet mit Ablauf der Ausbildungszeit; abweichende gesetzliche Regelungen bleiben unberührt. Im
                        Falle des Nichtbestehens der Abschlussprüfung verlängert sich das Ausbildungsverhältnis auf Verlangen der Auszubildenden bis
                        zur nächstmöglichen Wiederholungsprüfung, höchstens um ein Jahr.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Können Auszubildende ohne eigenes Verschulden die Abschlussprüfung erst nach beendeter Ausbildungszeit ablegen, gilt Absatz
                        1 Satz 2 entsprechend.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Beabsichtigt der Ausbildende keine Übernahme in ein befristetes oder unbefristetes Arbeitsverhältnis, hat er dies den Auszubildenden
                        drei Monate vor dem voraussichtlichen Ende der Ausbildungszeit schriftlich mitzuteilen.

                  
                        (
                        4
                        )
                         Nach der Probezeit (§ 3) kann das Ausbildungsverhältnis unbeschadet der gesetzlichen Kündigungsgründe nur gekündigt werden

                  
                     
                        	
                           aus einem sonstigen wichtigen Grund ohne Einhalten einer Kündigungsfrist,

                        

                        	
                           von Auszubildenden mit einer Kündigungsfrist von vier Wochen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Werden Auszubildende im Anschluss an das Ausbildungsverhältnis beschäftigt, ohne dass hierüber ausdrücklich etwas vereinbart
                        worden ist, so gilt ein Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit als begründet.

               

               
                     § 16 a 
Übernahme von Auszubildenden
                     

                  

                  Auszubildende werden nach erfolgreich bestandener Abschlussprüfung bei dienstlichem bzw. betrieblichem Bedarf im unmittelbaren
                        Anschluss an das Ausbildungsverhältnis für die Dauer von zwölf Monaten in ein Arbeitsverhältnis übernommen, sofern nicht im
                        Einzelfall personenbedingte, verhaltensbedingte, betriebsbedingte oder gesetzliche Gründe entgegenstehen. Im Anschluss daran
                        werden diese Beschäftigten bei entsprechender Bewährung in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis übernommen. Der dienstliche
                        bzw. betriebliche Bedarf muss zum Zeitpunkt der Beendigung der Ausbildung nach Satz 1 vorliegen und setzt zudem eine freie
                        und besetzbare Stelle bzw. einen freien und zu besetzenden Arbeitsplatz voraus, die/der eine ausbildungsadäquate Beschäftigung
                        auf Dauer ermöglicht. Bei einer Auswahlentscheidung sind die Ergebnisse der Abschlussprüfung und die persönliche Eignung zu
                        berücksichtigen. Bestehende Mitbestimmungsrechte bleiben unberührt.

                  Protokollerklärung zu § 16 a:

                  Besteht kein dienstlicher bzw. betrieblicher Bedarf für eine unbefristete Beschäftigung, ist eine befristete Beschäftigung
                        außerhalb von § 16 a möglich.

               

               
                     § 17
Abschlussprämie
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Bei Beendigung des Ausbildungsverhältnisses aufgrund erfolgreich abgeschlossener Abschlussprüfung bzw. staatlicher Prüfung
                        erhalten Auszubildende eine Abschlussprämie als Einmalzahlung in Höhe von 400 Euro. Die Abschlussprämie ist kein zusatzversorgungspflichtiges
                        Entgelt. Sie ist nach Bestehen der Abschlussprüfung bzw. der staatlichen Prüfung fällig.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Absatz 1 gilt nicht für Auszubildende, die ihre Ausbildung nach erfolgloser Prüfung aufgrund einer Wiederholungsprüfung abschließen.
                        Im Einzelfall kann der Ausbildende von Satz 1 abweichen.

               

               
                     § 18
Zeugnis
                     

                  

                  Der Ausbildende hat den Auszubildenden bei Beendigung des Berufsausbildungsverhältnisses ein Zeugnis auszustellen. Das Zeugnis
                        muss Angaben über Art, Dauer und Ziel der Berufsausbildung sowie über die erworbenen Fertigkeiten und Kenntnisse der Auszubildenden
                        enthalten. Auf deren Verlangen sind auch Angaben über Führung, Leistung und besondere fachliche Fähigkeiten aufzunehmen.

               

               
                     § 19
Ausschlussfrist
                     

                  

                  Ansprüche aus dem Ausbildungsverhältnis verfallen, wenn sie nicht innerhalb einer Ausschlussfrist von sechs Monaten nach Fälligkeit
                        von den Auszubildenden oder vom Ausbildenden schriftlich geltend gemacht werden.

               

               
                     § 20
Inkrafttreten, Laufzeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Oktober 2005 in Kraft.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Dieser Tarifvertrag kann mit einer Frist von drei Monaten zum Ende eines Kalenderhalbjahres schriftlich gekündigt werden.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Abweichend von Absatz 2 kann

                  
                     
                        	
                            § 8 Abs. 1 mit einer Frist von einem Monat zum Schluss eines Kalendermonats, frühestens jedoch zum 31. Dezember 2024,

                        

                        	
                            § 14 zum 31. Dezember eines jeden Jahres,

                        

                        	
                            § 17 gesondert zum 31. Dezember eines jeden Jahres

                        

                     

                  

                  schriftlich gekündigt werden.11

                  
                        (
                        4
                        )
                         [nicht besetzt].12

                  
                        (
                        5
                        )
                         Mit Inkrafttreten dieses Tarifvertrages finden im Bereich der Mitgliedverbände der VKA die in Anlage 3 aufgeführten Tarifverträge
                        auf die in § 1 Abs. 1 genannten Personen keine Anwendung mehr.

                  
                        (
                        6
                        )
                         § 16a tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2024 außer Kraft.

               

            

         

      

      
                     Anlage 1

                  

                  [aufgehoben]

               

               
                     Anlage 2

                  

                  [betrifft den Bund, § 20 Abs. 4]

               

               
                     Anlage 3 (zu § 20 Abs. 5 - VKA)
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                  Niederschriftserklärungen:

                  Niederschriftserklärung zu § 1:

                  Ausbildender im Sinne dieses Tarifvertrages ist, wer andere Personen zur Ausbildung einstellt.

                  Niederschriftserklärung zu § 8b:

                  § 8b Abs. 1 a und 1 b gelten für Auszubildende, die in Berufen ausgebildet werden, die vor dem 1. Januar 2005 der Rentenversicherung der Angestellten unterlegen hätten. § 8b Abs. 2 a und 2 b gelten für Auszubildende, die in Berufen ausgebildet werden, die vor dem 1. Januar 2005 der Rentenversicherung der Arbeiter unterlegen hätten.

                  Niederschriftserklärung zu § 10 a:

                  Die Fahrtkosten für Familienheimfahrten umfassen die Kosten für die Hin- und Rückfahrt.

                  Niederschriftserklärung zu § 14 Abs. 2 Satz 1:

                  Dem Entgeltanspruch steht der Anspruch auf Zuschuss zum Mutterschaftsgeld gleich.

                  

               

            

         

      

      
            Tarifvertrag für Auszubildende des öffentlichen Dienstes
Allgemeiner Teil und Besonderer Teil Pflege (TVAöD-Pflege)
            

         

         vom 13. September 2005

         in der Fassung des Änderungstarifvertrages Nr. 13 zum TVAöD 
- Allgemeiner Teil -

         vom 22. April 2023

         und 

         des Änderungstarifvertrages Nr. 17 zum TVAöD 
Besonderer Teil Pflege

         vom 22. April 2023

         
               Inhaltsverzeichnis

               
                  
                     
                        	
                           § 1

                        
                        	
                           Geltungsbereich

                        
                     

                     
                        	
                           § 2

                        
                        	
                           Ausbildungsvertrag, Nebenabreden

                        
                     

                     
                        	
                           § 3 

                        
                        	
                           Probezeit

                        
                     

                     
                        	
                           § 4

                        
                        	
                           Ärztliche Untersuchungen

                        
                     

                     
                        	
                           § 5

                        
                        	
                           Schweigepflicht, Nebentätigkeiten, Schadenshaftung

                        
                     

                     
                        	
                           § 6

                        
                        	
                           Personalakten

                        
                     

                     
                        	
                           § 7

                        
                        	
                           Wöchentliche und tägliche Ausbildungszeit

                        
                     

                     
                        	
                           § 8

                        
                        	
                           Ausbildungsentgelt

                        
                     

                     
                        	
                           § 8a

                        
                        	
                           Unständige Entgeltbestandteile

                        
                     

                     
                        	
                           § 8b

                        
                        	
                           Sonstige Entgeltregelungen

                        
                     

                     
                        	
                           § 9

                        
                        	
                           Urlaub

                        
                     

                     
                        	
                           § 10

                        
                        	
                           Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der Ausbildungsstätte

                        
                     

                     
                        	
                           § 10a

                        
                        	
                           Familienheimfahrten

                        
                     

                     
                        	
                           § 11

                        
                        	
                           Schutzkleidung, Ausbildungsmittel

                        
                     

                     
                        	
                           § 12

                        
                        	
                           Entgelt im Krankheitsfall

                        
                     

                     
                        	
                           § 12a

                        
                        	
                           Entgeltfortzahlung in anderen Fällen

                        
                     

                     
                        	
                           § 13

                        
                        	
                           Vermögenswirksame Leistungen

                        
                     

                     
                        	
                           § 14

                        
                        	
                           Jahressonderzahlung

                        
                     

                     
                        	
                           § 15

                        
                        	
                           Zusätzliche Altersversorgung

                        
                     

                     
                        	
                           § 16

                        
                        	
                           Beendigung des Ausbildungsverhältnisses

                        
                     

                     
                        	
                           § 16a

                        
                        	
                           Übernahme von Auszubildenden

                        
                     

                     
                        	
                           § 17

                        
                        	
                           Abschlussprämie

                        
                     

                     
                        	
                           § 18

                        
                        	
                           [nicht besetzt]

                        
                     

                     
                        	
                           § 19

                        
                        	
                           Ausschlussfrist

                        
                     

                     
                        	
                           § 20

                        
                        	
                           Inkrafttreten, Laufzeit

                        
                     

                     
                        	
                           Anlage 1

                        
                        	
                           [aufgehoben]

                        
                     

                     
                        	
                           Anlage 2

                        
                        	
                           [betrifft den Bund, § 20 Abs. 4]

                        
                     

                     
                        	
                           Anlage 3

                        
                        	
                           (zu § 20 Abs. 5 – VKA)

                        
                     

                     
                        	
                           Niederschriftserklärungen

                        
                     

                  
               

            

            

         

      

      
                     § 1
Geltungsbereich
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Dieser Tarifvertrag gilt für

                  
                     
                        	
                            [nicht besetzt],

                        

                        	
                            Schülerinnen/Schüler

                           
                              
                                 	
                                    in der Gesundheits- und Krankenpflege, Gesundheits- und Kinderkrankenpflege, Entbindungspflege und Altenpflege,

                                 

                                 	
                                    in der Operationstechnischen Assistenz und der Anästhesietechnischen Assistenz, die unter das Gesetz über den Beruf der Anästhesietechnischen
                                          Assistentin und des Anästhesietechnischen Assistenten und über den Beruf der Operationstechnischen Assistentin und des Operationstechnischen
                                          Assistenten (Anästhesietechnische- und Operationstechnische-Assistenten-Gesetz – ATAOTA-G) fallen,

                                 

                                 	
                                    nach dem Notfallsanitätergesetz,

                                 

                                 	
                                    in praxisintegrierten Ausbildungsgängen zur Erzieherin/zum Erzieher nach landesrechtlichen Regelungen und

                                 

                                 	
                                    für Auszubildende in der Pflege nach dem Gesetz über Pflegeberufe (Pflegeberufegesetz),

                                 

                                 	
                                    in praxisintegrierten Ausbildungsgängen zur Heilerziehungspflegerin/zum Heilerziehungspfleger nach landesrechtlichen Regelungen,

                                 

                              
die in Verwaltungen und Betrieben, die unter den Geltungsbereich des TVöD fallen, ausgebildet werden,

                        

                        	
                           Auszubildende in betrieblich-schulischen Gesundheitsberufen, die in Verwaltungen und Betrieben, die unter den Geltungsbereich
                                 des TVöD fallen, ausgebildet werden, nach folgenden Maßgaben:

                           
                              
                                 
                                    
                                    
                                    
                                 
                                 
                                    
                                       	
                                          

                                       
                                       	
                                          Berufsausbildung

                                       
                                       	
                                          Gesetzliche Vorschriften in der jeweils aktuellen Fassung

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          1.

                                       
                                       	
                                          Orthoptistinnen und Orthoptisten

                                       
                                       	
                                          Orthoptistengesetz vom 28. November 1989 (BGBl. I S. 2061) 

                                          Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für Orthoptistinnen und Orthoptisten vom 21. März 1990 (BGBl. I S. 563)

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          

                                       
                                       	
                                          Logopädinnen und Logopäden

                                       
                                       	
                                          Gesetz über den Beruf des Logopäden vom 7. Mai 1980 (BGBl. I S. 529) 

                                          Ausbildungs- und Prüfungsordnung für Logopäden vom 1. Oktober 1980 (BGBl. I S. 1892)

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          

                                       
                                       	
                                          
                                             
                                                	
                                                   Medizinisch-technische Laboratoriumsassistentinnen und Medizinisch-technische Laboratoriumsassistenten

                                                

                                                	
                                                   Medizinisch-technische Radiologieassistentinnen und Medizinisch-technische Radiologieassistenten

                                                

                                                	
                                                   Medizinisch-technische Assistentinnen für Funktionsdiagnostik und Medizinisch-technische Assistenten für Funktionsdiagnostik

                                                

                                             

                                          

                                       
                                       	
                                          MTA-Gesetz vom 2. August 1993 (BGBl. I S. 1402) 

                                          Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für technische Assistenten in der Medizin vom 25. April 1994 (BGBl. I S. 922)

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          

                                       
                                       	
                                          Ergotherapeutinnen und Ergotherapeuten

                                       
                                       	
                                          Ergotherapeutengesetz vom 25. Mai 1976 (BGBl. I S. 1246)

                                          Ergotherapeuten- Ausbildungs- und Prüfungsverordnung vom 2. August 1999 (BGBl. I S. 1731)

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          

                                       
                                       	
                                          Physiotherapeutinnen und Physiotherapeuten

                                       
                                       	
                                          Physiotherapeutinnen und Physiotherapeuten Masseur- und Physiotherapeutengesetz vom 26. Mai 1994 (BGBl. I S. 1084)

                                          Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für Physiotherapeuten vom 6. Dezember 1994 (BGBl. I S. 3786)

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          

                                       
                                       	
                                          Diätassistentinnen und Diätassistenten

                                       
                                       	
                                          Diätassistentengesetz vom 8. März 1994 (BGBl. I S. 446) 

                                          Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für Diätassistentinnen und Diätassistenten vom 1. August 1994 (BGBl. I S. 2088)

                                       
                                    

                                 
                              

                           

                        

                        	
                            [nicht besetzt],

                        

                        	
                            [nicht besetzt]

                        

                     
(Auszubildende).

                  

                  Protokollerklärung zu Abs. 1 Buchst. b zweiter Spiegelstrich:

                  Für Schülerinnen/Schüler, die ihre Ausbildung in der Operationstechnischen Assistenz und der Anästhesietechnischen Assistenz
                        vor dem 1. Januar 2022 begonnen haben, richtet sich diese jeweils nach der Empfehlung der Deutschen Krankenhausgesellschaft
                        vom 17. September 2013.

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Dieser Tarifvertrag gilt nicht für

                  
                     
                        	
                            Schülerinnen/Schüler in der Krankenpflegehilfe und Altenpflegehilfe,

                        

                        	
                            Praktikantinnen/Praktikanten und Volontärinnen/Volontäre,

                        

                        	
                            Auszubildende, die in Ausbildungsberufen der Landwirtschaft, des Weinbaues oder der Forstwirtschaft ausgebildet werden, es
                                 sei denn, dass die Beschäftigten des Ausbildenden unter den Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD) fallen,

                        

                        	
                            körperlich, geistig oder seelisch behinderte Personen, die aufgrund ihrer Behinderung in besonderen Ausbildungswerkstätten,
                                 Berufsförderungswerkstätten oder in Lebenshilfeeinrichtungen ausgebildet werden sowie

                        

                        	
                           für Studierende in einem ausbildungsintegrierten dualen Studium, die vom Geltungsbereich des Tarifvertrages für Studierende
                                 in ausbildungsintegrierten dualen Studiengängen im öffentlichen Dienst (TVSöD) erfasst sind.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Soweit in diesem Tarifvertrag nichts anderes geregelt ist, gelten die jeweils einschlägigen gesetzlichen Vorschriften.

               

               
                     § 2
Ausbildungsvertrag, Nebenabreden
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Vor Beginn des Ausbildungsverhältnisses ist ein schriftlicher Ausbildungsvertrag zu schließen, der neben der Bezeichnung
                        des Ausbildungsberufs mindestens Angaben enthält über

                  
                     
                        	
                            die maßgebliche Ausbildungs- und Prüfungsordnung in der jeweils geltenden Fassung sowie Art, sachliche und zeitliche Gliederung
                                 der Ausbildung,

                        

                        	
                            Beginn und Dauer der Ausbildung,

                        

                        	
                            Dauer der regelmäßigen täglichen oder wöchentlichen Ausbildungszeit,

                        

                        	
                            Dauer der Probezeit,

                        

                        	
                            Zahlung und Höhe des Ausbildungsentgelts,

                        

                        	
                            Dauer des Urlaubs,

                        

                        	
                            Voraussetzungen, unter denen der Ausbildungsvertrag gekündigt werden kann,

                        

                        	
                            die Geltung des Tarifvertrages für Auszubildende im öffentlichen Dienst (TVAöD) sowie einen in allgemeiner Form gehaltenen
                                 Hinweis auf die auf das Ausbildungsverhältnis anzuwendenden Betriebs-/Dienstvereinbarungen.

                        

                     

                  

                  Bei Auszubildenden in der Pflege nach dem Pflegeberufegesetz muss der Ausbildungsvertrag darüber hinaus folgende Angaben enthalten:

                  
                     
                        	
                            den gewählten Vertiefungseinsatz einschließlich einer Ausrichtung nach § 7 Abs. 4 Satz 2 Pflegeberufegesetz,

                        

                        	
                            Verpflichtung der Auszubildenden/des Auszubildenden zum Besuch der Ausbildungsveranstaltungen der Pflegeschule,

                        

                        	
                            Umfang etwaiger Sachbezüge,

                        

                        	
                            Hinweis auf die Rechte als Arbeitnehmerin/Arbeitnehmer im Sinne von § 5 des Betriebsverfassungsgesetzes oder von § 4 des
                                 Bundespersonalvertretungsgesetz des Trägers der praktischen Ausbildung.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart werden. Sie können gesondert gekündigt werden, soweit dies
                        einzelvertraglich vereinbart ist.

               

               
                     § 3
Probezeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Probezeit beträgt sechs Monate.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Während der Probezeit kann das Ausbildungsverhältnis von beiden Seiten jederzeit ohne Einhalten einer Kündigungsfrist gekündigt
                        werden.

               

               
                     § 4
Ärztliche Untersuchungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Auszubildende haben auf Verlangen des Ausbildenden vor ihrer Einstellung ihre gesundheitliche Eignung durch das Zeugnis einer
                        Betriebsärztin/eines Betriebsarztes, einer Personalärztin/eines Personalarztes oder einer Amtsärztin/eines Amtsarztes nachzuweisen,
                        soweit sich die Betriebsparteien nicht auf eine andere Ärztin/einen anderen Arzt geeinigt haben. Für Auszubildende, die unter
                        das Jugendarbeitsschutzgesetz fallen, ist ergänzend § 32 Abs. 1 JArbSchG zu beachten.

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Ausbildende ist bei begründeter Veranlassung berechtigt, Auszubildende zu verpflichten, durch ärztliche Bescheinigung
                        nachzuweisen, dass sie in der Lage sind, die nach dem Ausbildungsvertrag übernommenen Verpflichtungen zu erfüllen. Bei der
                        beauftragten Ärztin/dem beauftragten Arzt kann es sich um eine Betriebsärztin/einen Betriebsarzt, eine Personalärztin/einen
                        Personalarzt oder eine Amtsärztin/einen Amtsarzt handeln, soweit sich die Betriebsparteien nicht TVAöD-Pflege auf eine andere
                        Ärztin/einen anderen Arzt geeinigt haben. Die Kosten dieser Untersuchung trägt der Ausbildende.

                  
                        (
                        3
                        )
                        Auszubildende, die besonderen Ansteckungsgefahren ausgesetzt, mit gesundheitsgefährdenden Tätigkeiten beschäftigt oder mit
                        der Zubereitung von Speisen beauftragt sind, sind in regelmäßigen Zeitabständen oder auf ihren Antrag bei Beendigung des Ausbildungsverhältnisses
                        ärztlich zu untersuchen.

               

               
                     § 5
Schweigepflicht, Nebentätigkeiten, Schadenshaftung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Auszubildende haben in demselben Umfang Verschwiegenheit zu wahren wie die Beschäftigten des Ausbildenden.

                  
                        (
                        2
                        )
                        Nebentätigkeiten gegen Entgelt haben Auszubildende ihrem Ausbildenden rechtzeitig vorher schriftlich anzuzeigen. Der Ausbildende
                        kann die Nebentätigkeit untersagen oder mit Auflagen versehen, wenn diese geeignet ist, die nach dem Ausbildungsvertrag übernommenen
                        Verpflichtungen der Auszubildenden oder berechtigte Interessen des Ausbildenden zu beeinträchtigen.

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für die Schadenshaftung der Auszubildenden finden die für die Beschäftigten des Ausbildenden geltenden tariflichen Bestimmungen
                        entsprechende Anwendung.

               

               
                     § 6
Personalakten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Auszubildenden haben ein Recht auf Einsicht in ihre vollständigen Personalakten. Sie können das Recht auf Einsicht durch
                        einen hierzu schriftlich Bevollmächtigten ausüben lassen. Sie können Auszüge oder Kopien aus ihren Personalakten erhalten.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Beurteilungen sind Auszubildenden unverzüglich bekannt zu geben. Die Bekanntgabe ist aktenkundig zu machen.

               

               
                     § 7
Wöchentliche und tägliche Ausbildungszeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die regelmäßige durchschnittliche wöchentliche Ausbildungszeit und die tägliche Ausbildungszeit der Auszubildenden, die nicht
                        unter das Jugendarbeitschutzgesetz fallen, richten sich nach den für die Beschäftigten des Ausbildenden maßgebenden Vorschriften
                        über die Arbeitszeit. Für Auszubildende der Mitglieder des Kommunalen Arbeitgeberverbandes Baden-Württemberg im Geltungsbereich
                        des BT-K ist eine abweichende Regelung vereinbart.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Auszubildende dürfen im Rahmen des Ausbildungszwecks auch an Sonntagen und Wochenfeiertagen und in der Nacht ausgebildet
                        werden.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Eine über die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Ausbildungszeit hinausgehende Beschäftigung ist nur ausnahmsweise
                        zulässig.
                  

               

               
                     § 8
Ausbildungsentgelt
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das monatliche Ausbildungsentgelt beträgt für Auszubildende nach § 1 Abs. 1 Buchst. b:

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 bis 29. Februar 2024

                              
                              	
                                 ab 1. März 2024

                              
                           

                           
                              	
                                 im ersten Ausbildungsjahr

                              
                              	
                                 1.190,69 Euro

                              
                              	
                                 1.340,69 Euro

                              
                           

                           
                              	
                                 im zweiten Ausbildungsjahr

                              
                              	
                                 1.252,07 Euro

                              
                              	
                                 1.402,07 Euro

                              
                           

                           
                              	
                                 im dritten Ausbildungsjahr

                              
                              	
                                 1.353,38 Euro

                              
                              	
                                 1.503,38 Euro

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das monatliche Ausbildungsentgelt beträgt für Auszubildende nach § 1 Abs. 1 Buchst. c: 

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 bis 29. Februar 2024

                              
                              	
                                 ab 1. März 2024

                              
                           

                           
                              	
                                 im ersten Ausbildungsjahr

                              
                              	
                                 1.065,24 Euro

                              
                              	
                                 1.215,24 Euro

                              
                           

                           
                              	
                                 im zweiten Ausbildungsjahr

                              
                              	
                                 1.125,30 Euro

                              
                              	
                                 1.275,30 Euro

                              
                           

                           
                              	
                                 im dritten Ausbildungsjahr

                              
                              	
                                 1.222,03 Euro

                              
                              	
                                 1.372,03 Euro

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Ausbildungsentgelt ist zu demselben Zeitpunkt fällig wie das den Beschäftigten des Ausbildenden gezahlte Entgelt.

                  
                        (
                        4
                        )
                         Ist wegen des Besuchs einer weiterführenden oder einer berufsbildenden Schule oder wegen einer Berufsausbildung in einer sonstigen
                        Einrichtung die Ausbildungszeit verkürzt, gilt für die Höhe des Ausbildungsentgelts der Zeitraum, um den die Ausbildungszeit
                        verkürzt wird, als abgeleistete Ausbildungszeit.

               

               
                     § 8a
Unständige Entgeltbestandteile
                     

                  

                  Für die Ausbildung an Samstagen, Sonntagen, Feiertagen und Vorfesttagen, für den Bereitschaftsdienst und die Rufbereitschaft,
                        für die Überstunden und für die Zeitzuschläge gelten die für die Beschäftigten des Ausbildenden geltenden Regelungen sinngemäß.

               

               
                     § 8b 
Sonstige Entgeltregelungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         § 8a findet mit der Maßgabe Anwendung, dass der Zeitzuschlag für Nachtarbeit mindestens 1,28 Euro pro Stunde beträgt. Auszubildende
                        erhalten unter denselben Voraussetzungen wie die beim Ausbildenden Beschäftigten im Sinne des § 38 Abs. 5 Satz 1 TVöD 75 v.H.
                        der Zulagenbeträge gemäß § 8 Abs. 5 und 6 TVöD.

                  
                        (
                        2
                        )
                         [nicht besetzt].Soweit Beschäftigten im Sinne von § 38 Abs. 5 Satz 1 TVöD im Bereich der VKA gemäß der Protokollerklärung Nr. 1 zu Teil B
                        Abschnitt XI Ziffer 1 der Anlage 1 – Entgeltordnung (VKA) zum TVöD oder gemäß § 19 Abs. 5 Satz 2 TVöD bzw. § 23 Abs. 1 TVÜ-VKA in Verbindung mit § 33 Abs. 1 Buchst. c und Abs. 6 BAT/BAT-O eine Zulage zusteht, erhalten Auszubildende im Bereich
                        der VKA unter denselben Voraussetzungen 50 v.H. des entsprechenden Zulagenbetrages.

                  

                  Protokollerklärungen zu Absatz 2 Satz 2:

                  Für den Anspruch der Auszubildenden auf eine Zulage nach Satz 2 ist es unbeachtlich, wenn den Beschäftigten des Ausbildenden
                        aufgrund der Protokollerklärung Nr. 5 des Teil B Abschnitt XI Ziffer 1 (Beschäftigte in der Pflege) der Anlage 1 zum TVöD – Entgeltordnung (VKA), der Protokollerklärung zu
                        § 29a Abs. 4 TVÜ-VKA oder § 29d Abs. 2 TVÜ-VKA keine Zulage oder eine Zulage in verminderter Höhe zusteht.

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Falls im Bereich der Mitgliedverbände der VKA im Rahmen des Ausbildungsvertrages eine Vereinbarung über die Gewährung einer
                        Personalunterkunft getroffen wird, ist dies in einer gesondert kündbaren Nebenabrede (§ 2 Abs. 2) festzulegen. Der Wert der Personalunterkunft wird im Bereich der Mitgliedverbände der VKA im Tarifgebiet West nach dem Tarifvertrag
                        über die Bewertung der Personalunterkünfte für Angestellte vom 16. März 1974 in der jeweils geltenden Fassung auf das Ausbildungsentgelt mit der Maßgabe angerechnet, dass der nach § 3 Abs. 1 Unterabs.
                        1 des genannten Tarifvertrages maßgebende Quadratmetersatz um 15 v.H. zu kürzen ist.

               

               
                     § 9
Urlaub
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Auszubildende erhalten Erholungsurlaub unter Fortzahlung ihres Ausbildungsentgelts (§ 8) in entsprechender Anwendung der für die Beschäftigten des Ausbildenden geltenden Regelungen mit der Maßgabe, dass der Urlaubsanspruch
                        bei Verteilung der wöchentlichen Ausbildungszeit auf fünf Tage in der Kalenderwoche in jedem Kalenderjahr 30 Ausbildungstage
                        beträgt.

                  Im zweiten und dritten Ausbildungsjahr erhalten Auszubildende im Schichtdienst pauschal jeweils einen Tag Zusatzurlaub.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Erholungsurlaub ist nach Möglichkeit zusammenhängend während der unterrichtsfreien Zeit zu erteilen und in Anspruch zu
                        nehmen.

               

               
                     § 10
Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der Ausbildungsstätte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Bei Dienstreisen erhalten die Auszubildenden eine Entschädigung in entsprechender Anwendung der für die Beschäftigten des
                        Ausbildenden geltenden Reisekostenbestimmungen in der jeweiligen Fassung.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Bei Reisen zur vorübergehenden Ausbildung an einer anderen Einrichtung außerhalb der politischen Gemeindegrenze der Ausbildungsstätte
                        sowie zur Teilnahme an Vorträgen, an Arbeitsgemeinschaften oder an Übungen werden die entstandenen notwendigen Fahrtkosten
                        bis zur Höhe der Kosten für die Fahrkarte der jeweils niedrigsten Klasse des billigsten regelmäßig verkehrenden Beförderungsmittels
                        (im Bahnverkehr ohne Zuschläge) erstattet; Möglichkeiten zur Erlangung von Fahrpreisermäßigungen (z.B. Schülerfahrkarten,
                        Monatsfahrkarten, BahnCard) sind auszunutzen.

               

               
                     § 10a
Familienheimfahrten
                     

                  

                  Für Familienheimfahrten vom jeweiligen Ort der Ausbildungsstätte zum Wohnort der Eltern, der Erziehungsberechtigten oder der
                        Ehegattin/des Ehegatten oder der Lebenspartnerin/des Lebenspartners werden den Auszubildenden monatlich einmal die im Bundesgebiet
                        entstandenen notwendigen Fahrtkosten bis zur Höhe der Kosten der Fahrkarte der jeweils niedrigsten Klasse des billigsten regelmäßig
                        verkehrenden Beförderungsmittels (im Bahnverkehr ohne Zuschläge) erstattet; Möglichkeiten zur Erlangung von Fahrpreisermäßigungen
                        (z.B. Schülerfahrkarten, Monatsfahrkarten, BahnCard) sind auszunutzen. Satz 1 gilt nicht, wenn aufgrund geringer Entfernung
                        eine tägliche Rückkehr möglich und zumutbar ist oder der Aufenthalt am jeweiligen Ort der Ausbildungsstätte weniger als vier
                        Wochen beträgt.

               

               
                     § 11
Schutzkleidung, Ausbildungsmittel
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für die Gewährung von Schutzkleidung gelten die für die in dem Beruf beim Ausbildenden tätigen Beschäftigten jeweils maßgebenden
                        Bestimmungen, in dem die Auszubildenden ausgebildet werden.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Ausbildende hat den Auszubildenden kostenlos die Ausbildungsmittel zur Verfügung zu stellen, die zur Ausbildung und zum
                        Ablegen der staatlichen Prüfung erforderlich sind.

               

               
                     § 12
Entgelt im Krankheitsfall
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Werden Auszubildende durch Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit ohne ihr Verschulden verhindert, ihre Verpflichtungen aus
                        dem Ausbildungsvertrag zu erfüllen, erhalten sie für die Zeit der Arbeitsunfähigkeit für die Dauer von bis zu sechs Wochen
                        sowie nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen bei Wiederholungserkrankungen das Ausbildungsentgelt (§ 8) in entsprechender Anwendung der für die Beschäftigten des Ausbildenden geltenden Regelungen fortgezahlt.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Im Übrigen gilt das Entgeltfortzahlungsgesetz.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Bei der jeweils ersten Arbeitsunfähigkeit, die durch einen bei dem Ausbildenden erlittenen Arbeitsunfall oder durch eine
                        bei dem Ausbildenden zugezogene Berufskrankheit verursacht ist, erhalten Auszubildende nach Ablauf des nach Absatz 1 maßgebenden
                        Zeitraums bis zum Ende der 26. Woche seit dem Beginn der Arbeitsunfähigkeit einen Krankengeldzuschuss in Höhe des Unterschiedsbetrages
                        zwischen dem Bruttokrankengeld und dem sich nach Absatz 1 ergebenden Nettoausbildungsentgelt, wenn der zuständige Unfallversicherungsträger
                        den Arbeitsunfall oder die Berufskrankheit anerkennt.

               

               
                     § 12a
Entgeltfortzahlung in anderen Fällen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Auszubildenden ist das Ausbildungsentgelt (§ 8) für insgesamt fünf Ausbildungstage fortzuzahlen, um sich vor den in den Ausbildungsordnungen vorgeschriebenen Abschlussprüfungen
                        ohne Bindung an die planmäßige Ausbildung auf die Prüfung vorbereiten zu können; bei der Sechstagewoche besteht dieser Anspruch
                        für sechs Ausbildungstage.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Freistellungsanspruch nach Absatz 1 verkürzt sich um die Zeit, für die Auszubildende zur Vorbereitung auf die Abschlussprüfung
                        besonders zusammengefasst werden; es besteht jedoch mindestens ein Anspruch auf zwei Ausbildungstage.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Im Übrigen gelten die für die Beschäftigten des Ausbildenden maßgebenden Regelungen zur Arbeitsbefreiung entsprechend.
                  

               

               
                     § 13
Vermögenswirksame Leistungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Nach Maßgabe des Vermögensbildungsgesetzes in seiner jeweiligen Fassung erhalten Auszubildende eine vermögenswirksame Leistung
                        in Höhe von 13,29 Euro monatlich. Der Anspruch auf vermögenswirksame Leistungen entsteht frühestens für den Kalendermonat,
                        in dem den Ausbildenden die erforderlichen Angaben mitgeteilt werden, und für die beiden vorangegangenen Monate desselben
                        Kalenderjahres.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die vermögenswirksamen Leistungen sind kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt.
                  

               

               
                     § 14
Jahressonderzahlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Auszubildende, die am 1. Dezember in einem Ausbildungsverhältnis stehen, haben Anspruch auf eine Jahressonderzahlung. Im Bereich
                        des Bundes beträgt diese 90 v.H. des den Auszubildenden in den Kalendermonaten August, September und Oktober durchschnittlich
                        gezahlten Entgelts (Ausbildungsentgelt, in Monatsbeträgen gezahlte Zulagen und unständige Entgeltbestandteile gemäß § 8a und § 8b, soweit diese nicht gemäß § 20 (Bund) Abs. 3 Satz 1 TVöD von der Bemessung ausgenommen sind). Im Bereich der VKA beträgt
                        diese 90 v.H. des den Auszubildenden in den Kalendermonaten August, September und Oktober durchschnittlich gezahlten Entgelts
                        (Ausbildungsentgelt, in Monatsbeträgen gezahlte Zulagen und unständige Entgeltbestandteile gemäß § 8a und § 8b, soweit diese nicht gemäß § 20 (VKA) Abs. 2 Satz 1 TVöD von der Bemessung ausgenommen sind). Bei Auszubildenden, deren Ausbildungsverhältnis
                        nach dem 31. Oktober begonnen hat, tritt an die Stelle des Bemessungszeitraums nach Satz 2 bzw. Satz 3 der erste volle Kalendermonat.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Anspruch ermäßigt sich um ein Zwölftel für jeden Kalendermonat, in dem Auszubildende keinen Anspruch auf Ausbildungsentgelt
                        (§ 8), Fortzahlung des Entgelts während des Erholungsurlaubs (§ 9) oder im Krankheitsfall (§ 12) haben. Die Verminderung unterbleibt für Kalendermonate, für die Auszubildende wegen Beschäftigungsverboten nach dem Mutterschutzgesetz
                        kein Ausbildungsentgelt erhalten haben. Die Verminderung unterbleibt ferner für Kalendermonate der Inanspruchnahme der Elternzeit
                        nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz bis zum Ende des Kalenderjahres, in dem das Kind geboren ist, wenn am Tag
                        vor Antritt der Elternzeit Entgeltanspruch bestanden hat.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Jahressonderzahlung wird mit dem für November zustehenden Ausbildungsentgelt ausgezahlt. Ein Teilbetrag der Jahressonderzahlung
                        kann zu einem früheren Zeitpunkt ausgezahlt werden.

                  
                        (
                        4
                        )
                         Auszubildende, die im unmittelbaren Anschluss an die Ausbildung von ihrem Ausbildenden in ein Arbeitsverhältnis übernommen
                        werden und am 1. Dezember noch in diesem Arbeitsverhältnis stehen, erhalten zusammen mit der anteiligen Jahressonderzahlung
                        aus dem Arbeitsverhältnis eine anteilige Jahressonderzahlung aus dem Ausbildungsverhältnis.

               

               
                     § 15
Zusätzliche Altersversorgung
                     

                  

                  Die Versicherung zum Zwecke einer zusätzlichen Altersversorgung wird durch besonderen Tarifvertrag geregelt.

               

               
                     § 16
Beendigung des Ausbildungsverhältnisses
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Ausbildungsverhältnis endet mit Ablauf der Ausbildungszeit; abweichende gesetzliche Regelungen bleiben unberührt. Im
                        Falle des Nichtbestehens der Abschlussprüfung verlängert sich das Ausbildungsverhältnis auf Verlangen der Auszubildenden bis
                        zur nächstmöglichen Wiederholungsprüfung, höchstens um ein Jahr.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Können Auszubildende ohne eigenes Verschulden die Abschlussprüfung erst nach beendeter Ausbildungszeit ablegen, gilt Absatz
                        1 Satz 2 entsprechend.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Beabsichtigt der Ausbildende keine Übernahme in ein befristetes oder unbefristetes Arbeitsverhältnis, hat er dies den Auszubildenden
                        drei Monate vor dem voraussichtlichen Ende der Ausbildungszeit schriftlich mitzuteilen.

                  
                        (
                        4
                        )
                         Nach der Probezeit (§ 3) kann das Ausbildungsverhältnis unbeschadet der gesetzlichen Kündigungsgründe nur gekündigt werden

                  
                     
                        	
                           aus einem sonstigen wichtigen Grund ohne Einhalten einer Kündigungsfrist,

                        

                        	
                           von Auszubildenden mit einer Kündigungsfrist von vier Wochen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Werden Auszubildende im Anschluss an das Ausbildungsverhältnis beschäftigt, ohne dass hierüber ausdrücklich etwas vereinbart
                        worden ist, so gilt ein Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit als begründet.

               

               
                     § 16 a 
Übernahme von Auszubildenden
                     

                  

                  Auszubildende werden nach erfolgreich bestandener Abschlussprüfung bei dienstlichem bzw. betrieblichem Bedarf im unmittelbaren
                        Anschluss an das Ausbildungsverhältnis für die Dauer von zwölf Monaten in ein Arbeitsverhältnis übernommen, sofern nicht im
                        Einzelfall personenbedingte, verhaltensbedingte, betriebsbedingte oder gesetzliche Gründe entgegenstehen. Im Anschluss daran
                        werden diese Beschäftigten bei entsprechender Bewährung in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis übernommen. Der dienstliche
                        bzw. betriebliche Bedarf muss zum Zeitpunkt der Beendigung der Ausbildung nach Satz 1 vorliegen und setzt zudem eine freie
                        und besetzbare Stelle bzw. einen freien und zu besetzenden Arbeitsplatz voraus, die/der eine ausbildungsadäquate Beschäftigung
                        auf Dauer ermöglicht. Bei einer Auswahlentscheidung sind die Ergebnisse der Abschlussprüfung und die persönliche Eignung zu
                        berücksichtigen. Bestehende Mitbestimmungsrechte bleiben unberührt.

                  Protokollerklärung zu § 16 a:

                  Besteht kein dienstlicher bzw. betrieblicher Bedarf für eine unbefristete Beschäftigung, ist eine befristete Beschäftigung
                        außerhalb von § 16 a möglich.

               

               
                     § 17
Abschlussprämie
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Bei Beendigung des Ausbildungsverhältnisses aufgrund erfolgreich abgeschlossener Abschlussprüfung bzw. staatlicher Prüfung
                        erhalten Auszubildende eine Abschlussprämie als Einmalzahlung in Höhe von 400 Euro. Die Abschlussprämie ist kein zusatzversorgungspflichtiges
                        Entgelt. Sie ist nach Bestehen der Abschlussprüfung bzw. der staatlichen Prüfung fällig.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Absatz 1 gilt nicht für Auszubildende, die ihre Ausbildung nach erfolgloser Prüfung aufgrund einer Wiederholungsprüfung abschließen.
                        Im Einzelfall kann der Ausbildende von Satz 1 abweichen.
                  

               

               
                     § 18
[nicht besetzt]
                     

                  

               

               
                     § 19
Ausschlussfrist
                     

                  

                  Ansprüche aus dem Ausbildungsverhältnis verfallen, wenn sie nicht innerhalb einer Ausschlussfrist von sechs Monaten nach Fälligkeit
                        von den Auszubildenden oder vom Ausbildenden schriftlich geltend gemacht werden.

               

               
                     § 20
In-Kraft-Treten, Laufzeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Oktober 2005 in Kraft.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Dieser Tarifvertrag kann mit einer Frist von drei Monaten zum Ende eines Kalenderhalbjahres schriftlich gekündigt werden.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Abweichend von Absatz 2 kann 

                  
                     
                        	
                            § 8 Abs. 1 und Abs. 2 mit einer Frist von einem Monat zum Schluss eines Kalendermonats, frühestens jedoch zum 31. Dezember 2024,

                        

                        	
                            § 14 zum 31. Dezember eines jeden Jahres,

                        

                        	
                            § 17 gesondert zum 31. Dezember eines jeden Jahres schriftlich gekündigt werden

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         [nicht besetzt].
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Mit In-Kraft-Treten dieses Tarifvertrages finden im Bereich der Mitgliedverbände der VKA die in Anlage 3 aufgeführten Tarifverträge
                        auf die in § 1 Abs. 1 genannten Personen keine Anwendung mehr.

                  
                        (
                        6
                        )
                         § 16a tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2024 außer Kraft.

               

            

         

      

      
                     Anlage 1

                  

                  [aufgehoben]

               

               
                     Anlage 2

                  

                  [betrifft den Bund, § 20 Abs. 4]

               

               
                     Anlage 3 (zu § 20 Abs. 5 - VKA)

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 1. bis 11.

                              
                              	
                                 [nicht besetzt].

                              
                           

                           
                              	
                                 12.

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Tarifvertrag zur Regelung der Rechtsverhältnisse der Schülerinnen/Schüler, die nach Maßgabe des Krankenpflegegesetzes oder
                                       des Hebammengesetzes ausgebildet werden, vom 28. Februar 1986,

                              
                           

                           
                              	
                                 13.

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Tarifvertrag zur Regelung der Rechtsverhältnisse der Schülerinnen/Schüler, die nach Maßgabe des Krankenpflegegesetzes oder
                                       des Hebammengesetzes ausgebildet werden (Mantel-TV Schü-O), vom 5. März 1991,

                              
                           

                           
                              	
                                 14.

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Ausbildungsvergütungstarifvertrag Nr. 12 für Schülerinnen/Schüler, die nach Maßgabe des Krankenpflegegesetzes oder des Hebammengesetzes
                                       ausgebildet werden, vom 31. Januar 2003,

                              
                           

                           
                              	
                                 15.

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Ausbildungsvergütungstarifvertrag Nr. 7 für Schülerinnen/Schüler, die nach Maßgabe des Krankenpflegegesetzes oder des Hebammengesetzes
                                       ausgebildet werden (Ost), vom 31. Januar 2003,

                              
                           

                           
                              	
                                 16.

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Tarifvertrag über ein Urlaubsgeld für Schülerinnen/ Schüler, die nach Maßgabe des Krankenpflegegesetzes in der Krankenpflege
                                       oder in der Kinderkrankenpflege oder nach Maßgabe des Hebammengesetzes ausgebildet werden, vom 21. April 1986,

                              
                           

                           
                              	
                                 17.

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Tarifvertrag über ein Urlaubsgeld für Schülerinnen/ Schüler, die nach Maßgabe des Krankenpflegegesetzes in der Krankenpflege
                                       oder in der Kinderkrankenpflege oder nach Maßgabe des Hebammengesetzes ausgebildet werden (TV Urlaubsgeld Schü-O), vom 5. März 1991.

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

      

      

                  Niederschriftserklärungen:

                  Niederschriftserklärung zu § 1:

                  Ausbildender im Sinne dieses Tarifvertrages ist, wer andere Personen zur Ausbildung einstellt.

                  Niederschriftserklärung zu § 10a:

                  Die Fahrtkosten für Familienheimfahrten umfassen die Kosten für die Hin- und Rückfahrt.

                  Niederschriftserklärung zu § 14 Abs. 2 Satz 1:

                  Dem Entgeltanspruch steht der Anspruch auf Zuschuss zum Mutterschaftsgeld gleich.

               

            

         

      

      

      1
            Hierzu Niederschriftserklärung zu § 1, abgedruckt im Anschluss an den Tarifvertrag.

         

      

      2
            Hierzu Niederschriftserklärung zu § 8b, abgedruckt im Anschluss an den Tarifvertrag.

         

      

      3
            Betrifft nur den Bund. 

         

      

      4
            Betrifft nur den Bund. 

         

      

      5
            Geändert durch Änderungstarifvertrag Nr. 5 zum TVAöD-BT-BBiG vom 1. April 2014 mit Wirkung vom 1. Januar 2014, Änderungstarifvertrag
                  Nr. 6 zum TVAöD-BT-BBiG vom 29. April 2016 mit Wirkung vom 1. Januar 2016 und Änderungstarifvertrag Nr. 8 zum TVAöD-BT-BBiG vom 18. April 2018 mit Wirkung vom 1. Januar 2018.

         

      

      6
            Geändert durch Änderungstarifvertrag Nr. 6 zum TVAöD-BT-BBiG vom 29. April 2016 mit Wirkung vom 1. Januar 2016.

         

      

      7
            Hierzu Niederschriftserklärung zu § 10a, abgedruckt im Anschluss an den Tarifvertrag.

         

      

      8
            Geändert durch Änderungstarifvertrag Nr. 6 zum TVAöD-BT-BBiG vom 29. April 2016 mit Wirkung vom 1. Januar 2016.

         

      

      9
            Geändert durch Änderungstarifvertrag Nr. 6 zum TVAöD-BT-BBiG vom 29. April 2016 mit Wirkung vom 1. Januar 2016 und durch Änderungstarifvertrag
                  Nr. 12 zum TVAöD-BBiG vom 14. Juli 2022 mit Wirkung vom 1. November 2022.

         

      

      10
            Hierzu Niederschriftserklärung zu § 14 Abs. 2 Satz 1, abgedruckt im Anschluss an den Tarifvertrag.

         

      

      11
            Absatz 3 Buchst. a) bis c) redaktionelle Umsetzung des § 20a BT-BBiG.

         

      

      12
            Betrifft nur den Bund.

         

      

   
      

      
         Anlage 2.1.2 zur KAO

Arbeitsrechtliche Regelung 
über die Eingruppierung von Studierenden
         

      

      
                     § 1 
Geltungsbereich
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Diese Arbeitsrechtsregelung gilt für Personen, die mit der Ev. Landeskirche in Württemberg, einer Kirchengemeinde, einem
                     Kirchenbezirk oder sonstigen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, als Studierende einen Arbeitsvertrag
                     nach den Bestimmungen der KAO schließen und Tätigkeiten mit Bezug zu ihrem Studium ausführen. Falls die Beschäftigten bereits eine abgeschlossene Ausbildung
                     haben und eine entsprechende Tätigkeit ausüben, die eine höhere Eingruppierung ermöglicht, werden sie regulär nach der Anlage 1.2.1 zur KAO eingruppiert. Voraussetzung dafür, dass diese Regelung Anwendung findet, ist, dass das Studium im Vordergrund steht. Es wird
                     daher ein Beschäftigungsumfang von nicht mehr als 20 Stunden in der Woche empfohlen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Anwendung dieser Anlage ist ausgeschlossen, soweit die Anlage 2.1.3 zur KAO zur Anwendung kommt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Sofern in dieser Regelung ausdrücklich nichts anderes bestimmt ist, gelten die allgemeinen Vorschriften der KAO.
                  

               

               
                     § 2 
Eingruppierungen
                     

                  

                  Entgeltgruppe 3

                  Studierende, die zum Abschluss ihrer Bachelorarbeit angestellt werden.

                  Entgeltgruppe 5

                  Studierende im Bereich Verwaltung, Finanzen, Steuern, Bau- und Immobilienwesen oder Betriebswirtschaft.

                  Entgeltgruppe 6

                  
                     
                        	
                           Studierende der Religionspädagogik, Religions- und Gemeindepädagogik oder Diakoniewissenschaft ohne ersten Bachelorabschluss.

                        

                        	
                           Studierende im Bereich der frühkindlichen Bildung, Erziehungswissenschaften, Sozialen Arbeit (entsprechend Anlage 1.2.1 zur KAO, VGP 25, Protokollnotiz Nr. 2), Psychologie und Musik.
                           

                        

                     

                  

                  Entgeltgruppe 8

                  
                     
                        	
                           Studierende der Kirchenmusik.

                        

                        	
                           Studierende im Bereich Informations- und Kommunikationstechnik.

                        

                     

                  

                  Entgeltgruppe 9 a

                  Studierende der Kirchenmusik nach bestandener Zwischenprüfung bei Vertretung auf Kirchenmusikstellen der Gruppen G 2, G 3, BK 1 oder BK 2.

               

               
                     § 4 
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Arbeitsrechtliche Regelung tritt zum 1. Juli 2021 in Kraft.

               

            

         

      

      

   
      

      
         Anlage 2.1.3 zur KAO

Arbeitsrechtliche Regelung 
über die Rechtsverhältnisse für Studierende 
in ausbildungsintegrierten dualen Studiengängen
         

      

      
         

      

      
         

      

      Hinweis:

      Bei dem kursiv abgedruckten Text handelt es sich um den in Bezug genommenen Tarifvertrag.

      
                     § 1
Geltungsbereich
                     

                  

                  Diese Arbeitsrechtsregelung gilt für Personen, die mit der Evang. Landeskirche in Württemberg, einer Kirchengemeinde oder
                     sonstigen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, die der Aufsicht der Landeskirche unterstehen,
                     einen Vertrag für die Teilnahme an einem ausbildungsintegrierten dualen Studiengang schließen. Die Personen werden nachfolgend
                     Studierende genannt. Voraussetzung dafür, dass diese Regelung auf Studierende Anwendung findet, ist auch, dass die Studierenden
                     in einem Beruf ausgebildet werden, der von § 1 der Anlage 2.1.1 zur KAO erfasst wird.
                  

               

               
                     § 2
Anwendung tariflicher Vorschriften
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Auf die dualen Arbeits- und Studienverhältnisse der in § 1 Absatz 1 genannten Personen findet der Tarifvertrag für Studierende
                     in ausbildungsintegrierten dualen Studiengängen im öffentlichen Dienst vom 29. Januar 2020 in der für den Bereich der Vereinigung
                     der kommunalen Arbeitgeberverbände (Tarifgebiet West – Landesbezirk Baden-Württemberg) jeweils geltenden Fassung entsprechende
                     Anwendung. Dies gilt nicht, wenn im Folgenden etwas anderes bestimmt ist oder im Falle künftiger Änderungen oder Ergänzungen
                     der genannten Tarifverträge bestimmt wird. Auf die Bestimmungen des § 1 c Abs. 1 bis 4 KAO wird Bezug genommen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Bestimmungen der §§ 7 und 8 KAO für Sonderformen der Arbeit finden mit der Maßgabe Anwendung, dass als Stundenentgelt im Sinne des § 8 KAO der auf die Stunde entfallende Anteil der Ausbildungsvergütung gilt. Zur Ermittlung des Anteils ist die jeweilige Ausbildungsvergütung
                     durch das 4,348fache der durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit zu teilen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         § 20 TVSöD gilt mit der Maßgabe, dass an Stelle der Schriftform die Textform gilt und anstelle der Ausschlussfrist von 6
                     Monaten eine Ausschlussfrist von 12 Monaten.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Im Übrigen gelten die Bestimmungen der KAO.
                  

               

               
                     § 3
Inkrafttreten, Übergangsbestimmungen
                     

                  

                  Die Arbeitsrechtliche Regelung tritt zum 1. April 2021 in Kraft.

               

            

         

      

      
            Tarifvertrag für Studierende 
in ausbildungsintegrierten dualen Studiengängen im öffentlichen Dienst (TVSöD) 
Vom 29. Januar 2020
            

         

         In der Fassung des Änderungstarifvertrages 
Nr. 3 zum TVSöD

         vom 22. April 2023

         zwischen

         der Bundesrepublik Deutschland, 
vertreten durch das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat,

         und

         der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände (VKA), 
vertreten durch den Vorstand, einerseits

         und

         [den vertragsschließenden Gewerkschaften]1, andererseits

         wird Folgendes vereinbart:“

         
            
               
                  
                     	
                        Inhaltsverzeichnis

                     
                  

                  
                     	
                        § 1 

                     
                     	
                        Geltungsbereich, Begriffsbestimmungen

                     
                  

                  
                     	
                        § 2

                     
                     	
                        Ausbildungs- und Studienvertrag, Nebenabreden

                     
                  

                  
                     	
                        § 3

                     
                     	
                        Probezeit, Kündigung

                     
                  

                  
                     	
                        § 4

                     
                     	
                        Ärztliche Untersuchungen

                     
                  

                  
                     	
                        § 5

                     
                     	
                        Schweigepflicht, Nebentätigkeiten, Schadenshaftung

                     
                  

                  
                     	
                        § 6

                     
                     	
                        Nachweispflichten, Akteneinsichtsrecht

                     
                  

                  
                     	
                        § 7

                     
                     	
                        Wöchentliche und tägliche Ausbildungs- und Studienzeit

                     
                  

                  
                     	
                        § 8

                     
                     	
                        Studienentgelt und Studiengebühren

                     
                  

                  
                     	
                        § 8 a

                     
                     	
                        Unständige Entgeltbestandteile

                     
                  

                  
                     	
                        § 8 b

                     
                     	
                        Sonstige Entgeltregelungen

                     
                  

                  
                     	
                        § 9

                     
                     	
                        Urlaub

                     
                  

                  
                     	
                        § 10

                     
                     	
                        Ausbildungs- und Studienmaßnahmen außerhalb der Ausbildungsstätte

                     
                  

                  
                     	
                        § 10 a

                     
                     	
                        Familienheimfahrten

                     
                  

                  
                     	
                        § 11

                     
                     	
                        Schutzkleidung, Ausbildungsmittel, Lernmittelzuschuss

                     
                  

                  
                     	
                        § 12

                     
                     	
                        Entgelt im Krankheitsfall

                     
                  

                  
                     	
                        § 12 a

                     
                     	
                        Entgeltfortzahlung in sonstigen Fällen

                     
                  

                  
                     	
                        § 13

                     
                     	
                        Vermögenswirksame Leistungen

                     
                  

                  
                     	
                        § 14

                     
                     	
                        Jahressonderzahlung

                     
                  

                  
                     	
                        § 15

                     
                     	
                        Zusätzliche Altersversorgung

                     
                  

                  
                     	
                        § 16

                     
                     	
                        Beendigung, Verkürzung und Verlängerung des Vertragsverhältnisses

                     
                  

                  
                     	
                        § 17

                     
                     	
                        Abschlussprämie

                     
                  

                  
                     	
                        § 18

                     
                     	
                        Rückzahlungsgrundsätze

                     
                  

                  
                     	
                        § 19

                     
                     	
                        Zeugnis

                     
                  

                  
                     	
                        § 20

                     
                     	
                        Ausschlussfrist

                     
                  

                  
                     	
                        § 21

                     
                     	
                        Inkrafttreten und Laufzeit

                     
                  

               
            

         

         
                     § 1
Geltungsbereich, Begriffsbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Dieser Tarifvertrag gilt für Personen, die mit Verwaltungen und Betrieben einen Vertrag für die Teilnahme an einem ausbildungsintegrierten
                        dualen Studiengang schließen. Die Personen werden nachfolgend Studierende genannt. Voraussetzung dafür, dass dieser Tarifvertrag
                        auf Studierende Anwendung findet, ist auch, dass die Studierenden in einem Beruf ausgebildet werden, der

                  
                     
                        	
                           für Studierende im Bereich des Bundes von

                           
                              
                                 	
                                    § 1 Abs. 1 Buchst. a),

                                 

                                 	
                                    § 1 Abs. 1 Buchst. b) oder

                                 

                                 	
                                    § 1 Abs. 1 Buchst. c)

                                 

                              
und

                        

                        	
                           für Studierende, die in einem Ausbildungsverhältnis zu einem Ausbildenden stehen, der Mitglied eines Mitgliedverbands der
                                 VKA ist, von

                           
                              
                                 	
                                    § 1 Abs. 1 Buchst. a),

                                 

                                 	
                                    § 1 Abs. 1 Buchst. b),

                                 

                                 	
                                    § 1 Abs. 1 Buchst. c),

                                 

                                 	
                                    § 1 Abs. 1 Buchst. d) oder

                                 

                                 	
                                    § 1 Abs. 1 Buchst. e)

                                 

                              

                           

                        

                     
des Tarifvertrages für Auszubildende des öffentlichen Dienstes – Allgemeiner Teil (TVAöD – Allgemeiner Teil –) erfasst wird.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ausbildender ist, wer andere Personen zur Ausbildung einstellen darf. Die Ausbildereigenschaft bestimmt sich nach dem Aufbau
                        der Verwaltung.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das ausbildungsintegrierte duale Studium verbindet auf der Grundlage eines schriftlichen Ausbildungs- und Studienvertrags
                        eine betriebliche Ausbildung, die von Absatz 1 Satz 3 Buchstaben a) oder b) erfasst wird, mit einem Studium, das in einem
                        vom Ausbildenden vorgegebenen Studiengang an einer Hochschule absolviert wird. Das ausbildungsintegrierte duale Studium gliedert
                        sich in einen Ausbildungsteil und einen Studienteil, die beide jeweils dem Erreichen der entsprechenden Abschlussqualifikation
                        dienen. Dabei beinhaltet der Studienteil des ausbildungsintegrierten dualen Studiums fachtheoretische Studienabschnitte an
                        der Hochschule (Lehrveranstaltungen) und berufspraktische Studienabschnitte beim Ausbildenden oder einem von dem Ausbildenden
                        zu bestimmenden Dritten.

               

               
                     § 2
Ausbildungs- und Studienvertrag, Nebenabreden
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Vor Beginn des Ausbildungs- und Studienverhältnisses ist ein schriftlicher Ausbildungs- und Studienvertrag zu schließen,
                        der neben der Bezeichnung des beabsichtigten Studienabschlusses (Studienteil) und des integrierten Ausbildungsberufes (Ausbildungsteil)
                        mindestens folgende Angaben enthält:

                  
                     
                        	
                           die maßgebliche Studien- und Prüfungsordnung in der jeweils geltenden Fassung, die kooperierende Hochschule, den Aufbau und
                                 die sachliche Gliederung des ausbildungsintegrierten dualen Studiums, die maßgebliche Ausbildungs- und Prüfungsordnung in
                                 der jeweils geltenden Fassung sowie Art, sachliche und zeitliche Gliederung des Ausbildungsteils,

                        

                        	
                           Beginn, Dauer und Verteilung des Studienteils einschließlich berufspraktischer Studienabschnitte (Studienplan) und Festlegung
                                 der diesbezüglichen Teilnahmepflicht sowie Beginn, Dauer und Verteilung des Ausbildungsteils (Ausbildungsplan),

                        

                        	
                           Dauer der regelmäßigen täglichen oder wöchentlichen Ausbildungs- und Studienzeit,

                        

                        	
                           Dauer der Probezeit,

                        

                        	
                           Zahlung und Höhe des Studienentgelts sowie Studiengebühren,

                        

                        	
                           Dauer und Inanspruchnahme des Urlaubs,

                        

                        	
                           Voraussetzungen, unter denen das Vertragsverhältnis gekündigt werden kann,

                        

                        	
                           Bindungs- und Rückzahlungsbedingungen,

                        

                        	
                           die Geltung dieses Tarifvertrages sowie einen in allgemeiner Form gehaltenen Hinweis auf die Betriebs- und Dienstvereinbarungen,
                                 die auf das Ausbildungs- und Studienverhältnis anzuwenden sind,

                        

                        	
                           die Form des Ausbildungsnachweises nach dem Berufsbildungsgesetz (BBiG) für Studierende mit einem Ausbildungsteil nach § 1
                                 Abs. 1 Buchst. a) TVAöD – Allgemeiner Teil –.

                        

                     

                  

                  Bei Studierenden mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Buchst. b) TVAöD – Allgemeiner Teil – mit einer integrierten Ausbildung
                        nach dem Pflegeberufegesetz (PflBG) muss der Ausbildungs- und Studienvertrag darüber hinaus folgende Angaben enthalten:

                  
                     
                        	
                           den gewählten Vertiefungseinsatz einschließlich einer Ausrichtung nach § 7 Abs. 4 Satz 2 PlBG,

                        

                        	
                           Verpflichtung der Studierenden zum Besuch der Ausbildungsveranstaltungen der Pflegeschule,

                        

                        	
                           Umfang etwaiger Sachbezüge nach § 19 Abs. 2 PflBG,

                        

                        	
                           Hinweis auf die Rechte als Arbeitnehmerin/Arbeitnehmer im Sinne von § 5 Betriebsverfassungsgesetz oder des für den Ausbilder
                                 jeweils geltenden Landespersonalvertretungsgesetzes.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart werden. Sie können gesondert gekündigt werden, soweit dies
                        einzelvertraglich vereinbart ist.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Falls im Bereich der Mitgliedverbände der VKA im Rahmen des Ausbildungs- und Studienvertrages eine Vereinbarung über die
                        Gewährung einer Personalunterkunft getroffen wird, ist dies in einer gesondert kündbaren Nebenabrede festzulegen. Der Wert
                        der Personalunterkunft wird im Bereich der Mitgliedverbände der VKA im Tarifgebiet West nach dem Tarifvertrag über die Bewertung
                        der Personalunterkünfte für Angestellte vom 16. März 1974 in der jeweils geltenden Fassung auf das Studienentgelt mit der
                        Maßgabe angerechnet, dass der nach § 3 Abs. 1 Unterabs. 1 des genannten Tarifvertrages maßgebende Quadratmetersatz um 15 v.
                        H. zu kürzen ist.

               

               
                     § 3
Probezeit, Kündigung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Probezeit beträgt

                  
                     
                        	
                           drei Monate für Studierende mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Buchst. a), d) oder e) TVAöD – Allgemeiner Teil – und

                        

                        	
                           sechs Monate für Studierende mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Buchst. b) oder c) TVAöD – Allgemeiner Teil –.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Während der Probezeit kann das Vertragsverhältnis von beiden Seiten jederzeit ohne Einhalten einer Kündigungsfrist gekündigt
                        werden.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Nach der Probezeit kann das Vertragsverhältnis unbeschadet der gesetzlichen Kündigungsgründe nur gekündigt werden

                  
                     
                        	
                           aus einem sonstigen wichtigen Grund ohne Einhalten einer Kündigungsfrist,

                        

                        	
                           von den Studierenden mit einer Kündigungsfrist von vier Wochen.

                        

                     

                  

               

               
                     § 4
Ärztliche Untersuchungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Studierende haben auf Verlangen des Ausbildenden vor ihrer Einstellung ihre gesundheitliche Eignung durch das Zeugnis einer
                        Betriebsärztin/eines Betriebsarztes, einer Personalärztin/eines Personalarztes oder einer Amtsärztin/eines Amtsarztes nachzuweisen,
                        soweit sich die Betriebsparteien nicht auf eine andere Ärztin/einen anderen Arzt geeinigt haben. Für Studierende, die unter
                        das Jugendarbeitsschutzgesetz (JArbSchG) fallen, ist ergänzend § 32 Abs. 1 JArbSchG zu beachten.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Ausbildende ist bei begründeter Veranlassung berechtigt, Studierende zu verpflichten, durch ärztliche Bescheinigung nachzuweisen,
                        dass sie in der Lage sind, die nach dem Ausbildungs- und Studienvertrag übernommenen Verpflichtungen zu erfüllen. Bei der
                        beauftragten Ärztin/dem beauftragten Arzt kann es sich um eine Betriebsärztin/einen Betriebsarzt, eine Personalärztin/einen
                        Personalarzt oder eine Amtsärztin/einen Amtsarzt handeln, soweit sich die Betriebsparteien nicht auf eine andere Ärztin/einen
                        anderen Arzt geeinigt haben. Die Kosten dieser Untersuchung trägt der Ausbildende.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Studierende, die besonderen Ansteckungsgefahren ausgesetzt, mit gesundheitsgefährdenden Tätigkeiten beschäftigt oder mit
                        der Zubereitung von Speisen beauftragt sind, sind in regelmäßigen Zeitabständen oder auf ihren Antrag bei Beendigung des Ausbildungs-
                        und Studienverhältnisses ärztlich zu untersuchen.

               

               
                     § 5
Schweigepflicht, Nebentätigkeiten, Schadenshaftung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Studierende haben in demselben Umfang Verschwiegenheit zu wahren wie die Beschäftigten des Ausbildenden.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Nebentätigkeiten gegen Entgelt haben Studierende ihrem Ausbildenden rechtzeitig vorher schriftlich anzuzeigen. Der Ausbildende
                        kann die Nebentätigkeit untersagen oder mit Auflagen versehen, wenn diese geeignet ist, die nach dem Ausbildungs- und Studienvertrag
                        übernommenen Verpflichtungen der Studierenden oder berechtigte Interessen des Ausbildenden zu beeinträchtigen.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für die Schadenshaftung der Studierenden finden die für die Beschäftigten des Ausbildenden geltenden tariflichen Bestimmungen
                        entsprechende Anwendung.

               

               
                     § 6
Nachweispflichten, Akteneinsichtsrecht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Leistungsnachweise aus dem Studienteil des ausbildungsintegrierten dualen Studiums sind Bestandteil der Personalakte
                        der Studierenden. Hierzu haben die Studierenden die von den Hochschulen auszustellenden Leistungsübersichten nach den jeweiligen
                        Studien- und Prüfungsordnungen sowie eine Abschrift des Abschlusszeugnisses unverzüglich nach Aushändigung dem Ausbildenden
                        vorzulegen.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Studierenden haben ein Recht auf Einsicht in ihre vollständigen Personalakten. Sie können das Recht auf Einsicht durch
                        einen hierzu schriftlich Bevollmächtigten ausüben lassen. Sie können Auszüge oder Kopien aus ihren Personalakten erhalten.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Beurteilungen sind Studierenden unverzüglich bekannt zu geben. Die Bekanntgabe ist aktenkundig zu machen.

               

               
                     § 7
Wöchentliche und tägliche Ausbildungs- und Studienzeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die regelmäßige durchschnittliche wöchentliche Ausbildungs- und Studienzeit und tägliche Ausbildungs- und Studienzeit der
                        Studierenden richten sich während der fachtheoretischen Abschnitte nach der jeweiligen Ausbildungs-, Studien- und Prüfungsordnung.
                        Die regelmäßige durchschnittliche wöchentliche Ausbildungs- und Studienzeit der Studierenden, die nicht unter das Jugendarbeitsschutzgesetz
                        fallen, richtet sich während der berufspraktischen Abschnitte beim Ausbildenden nach den für die Beschäftigten des Ausbildenden
                        maßgebenden Vorschriften über die Arbeitszeit. Die Sätze 1 und 2 gelten auch bei der Durchführung von berufspraktischen Abschnitten
                        einschließlich der praktischen Ausbildung des Ausbildungsteils bei einem Dritten. In dem Ausbildungs- und Studienvertrag nach
                        § 2 werden die berufspraktischen Abschnitte verbindlich in einem Ausbildungs- und Studienplan vereinbart.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Wird das Führen von Berichtsheften (Ausbildungsnachweisen) verlangt, ist den Studierenden dazu während der Ausbildungs- und
                        Studienzeit Gelegenheit zu geben.

                  
                        (
                        3
                        )
                         An Tagen, an denen Studierende fachtheoretische Studienabschnitte an der Hochschule absolvieren, gilt die tägliche Ausbildungs-
                        und Studienzeit als erfüllt. Im Übrigen gelten für Studierende, die eine Ausbildung nach § 1 Abs. 1 Buchst. a), d) oder e)
                        TVAöD – Allgemeiner Teil – absolvieren, Unterrichtszeiten einschließlich der Pausen als Ausbildungs- und Studienzeit. Dies
                        gilt auch für die notwendige Wegezeit zwischen Unterrichtsort und Ausbildungsstätte, sofern die praktische Ausbildung oder
                        berufspraktische Studienabschnitte nach dem Unterricht fortgesetzt werden.

                  
                        (
                        4
                        )
                         Im Übrigen gilt für Studierende mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Buchst. a), d) oder e) TVAöD – Allgemeiner Teil
                        –, dass sie an Tagen, an denen sie im Rahmen ihres Ausbildungsteils an einem theoretisch betrieblichen Unterricht von mindestens
                        270 tatsächlichen Unterrichtsminuten teilnehmen, nicht zur praktischen Ausbildung herangezogen werden dürfen.

                  
                        (
                        5
                        )
                         Studierende dürfen im Rahmen des Ausbildungsund Studienzwecks auch an Sonntagen und Wochenfeiertagen und in der Nacht ausgebildet
                        werden.

                  
                        (
                        6
                        )
                         Eine Beschäftigung, die über die nach Absatz 1 geregelte Ausbildungs- und Studienzeit hinausgeht, ist nur ausnahmsweise zulässig.
                        §§ 21, 23 JArbSchG, § 17 Abs. 7 BBiG und § 19 Abs. 3 PflBG bleiben unberührt.

               

               
                     § 8
Studienentgelt und Studiengebühren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Studierende erhalten bis zum Ablauf des Kalendermonats, in dem die Abschlussprüfung des Ausbildungsteils erfolgreich abgelegt
                        wird, ein Studienentgelt, das sich aus einem monatlichen Entgelt und einer monatlichen Zulage zusammensetzt. Das monatliche
                        Entgelt beträgt

                  
                     
                        	
                           für Studierende nach § 1 Abs. 1 Buchst. a), d) oder e) TVAöD - Allgemeiner Teil -

                           
                              
                                 
                                    
                                    
                                    
                                 
                                 
                                    
                                       	
                                          

                                       
                                       	
                                          bis 29. Februar 2024

                                       
                                       	
                                          ab 1. März 2024

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          im ersten Ausbildungsjahr

                                       
                                       	
                                          1.068,26 Euro

                                       
                                       	
                                          1.218,26 Euro

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          im zweiten Ausbildungsjahr

                                       
                                       	
                                          1.118,20 Euro

                                       
                                       	
                                          1.268,20 Euro

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          im dritten Ausbildungsjahr

                                       
                                       	
                                          1.164,02 Euro

                                       
                                       	
                                          1.314,02 Euro

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          im vierten Ausbildungsjahr

                                       
                                       	
                                          1.227,59 Euro

                                       
                                       	
                                          1.377,59 Euro

                                       
                                    

                                 
                              

                           

                        

                        	
                           für Studierende nach § 1 Abs. 1 Buchst. b) TVAöD - Allgemeiner Teil -

                           
                              
                                 
                                    
                                    
                                    
                                 
                                 
                                    
                                       	
                                          

                                       
                                       	
                                          bis 29. Februar 2024

                                       
                                       	
                                          ab 1. März 2024

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          im ersten Ausbildungsjahr

                                       
                                       	
                                          1.190,69 Euro

                                       
                                       	
                                          1.340,69 Euro

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          im zweiten Ausbildungsjahr

                                       
                                       	
                                          1.252,07 Euro

                                       
                                       	
                                          1.402,07 Euro

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          im dritten Ausbildungsjahr

                                       
                                       	
                                          1.353,38 Euro

                                       
                                       	
                                          1.503,38 Euro

                                       
                                    

                                 
                              

                           

                        

                        	
                           für Studierende nach § 1 Abs. 1 Buchst. c) TVAöD - Allgemeiner Teil -

                           
                              
                                 
                                    
                                    
                                    
                                 
                                 
                                    
                                       	
                                          

                                       
                                       	
                                          bis 29. Februar 2024

                                       
                                       	
                                          ab 1. März 2024

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          im ersten Ausbildungsjahr

                                       
                                       	
                                          1.065,24 Euro

                                       
                                       	
                                          1.215,24 Euro

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          im zweiten Ausbildungsjahr

                                       
                                       	
                                          1.125,30 Euro

                                       
                                       	
                                          1.275,30 Euro

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          im dritten Ausbildungsjahr

                                       
                                       	
                                          1.222,03 Euro

                                       
                                       	
                                          1.372,03 Euro

                                       
                                    

                                 
                              

                           

                        

                     

                  

                  Die monatliche Zulage beträgt 150 Euro. Die Zulage erfolgt als monatliche Pauschale und damit unabhängig von der zeitlichen
                        Verteilung der Ausbildungs- und Studienteile.

                  
                        (
                        2
                        )
                        Nach dem Ablauf des Kalendermonats, in dem die Abschlussprüfung des Ausbildungsteils erfolgreich abgelegt wurde, erhalten
                        die Studierenden anstelle des Studienentgelts nach Absatz 1 bis zur Beendigung des ausbildungsintegrierten dualen Studiums
                        ein monatliches Studienentgelt. Das monatliche Studienentgelt nach Satz 1 beträgt 

                  
                     
                        	
                           bei einem ausbildungsintegrierten dualen Studiengang mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Buchst. a), d) oder e) TVAöD
                                 - Allgemeiner Teil -

                           
                              
                                 
                                    
                                    
                                 
                                 
                                    
                                       	
                                          bis 29. Februar 2024

                                       
                                       	
                                          ab 1. März 2024

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          1.325,00 Euro

                                       
                                       	
                                          1.475,00 Euro

                                       
                                    

                                 
                              

                           

                        

                        	
                           bei einem ausbildungsintegrierten dualen Studiengang mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Buchst. b) TVAöD - Allgemeiner
                                 Teil -

                           
                              
                                 
                                    
                                    
                                 
                                 
                                    
                                       	
                                          bis 29. Februar 2024

                                       
                                       	
                                          ab 1. März 2024

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          1.515,00 Euro

                                       
                                       	
                                          1.665,00 Euro

                                       
                                    

                                 
                              

                           

                        

                        	
                           und bei einem ausbildungsintegrierten dualen Studiengang mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Buchst. c) TVAöD - Allgemeiner
                                 Teil -

                           
                              
                                 
                                    
                                    
                                 
                                 
                                    
                                       	
                                          bis 29. Februar 2024

                                       
                                       	
                                          ab 1. März 2024

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          1.385,00 Euro

                                       
                                       	
                                          1.535,00 Euro

                                       
                                    

                                 
                              

                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Studienentgelt ist zu demselben Zeitpunkt fällig wie das den Beschäftigten des Ausbildenden gezahlte Entgelt.

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der Ausbildende übernimmt die notwendigen Studiengebühren.

                  
                        (
                        5
                        )
                         Ist wegen des Besuchs einer weiterführenden oder einer berufsbildenden Schule oder wegen einer Berufsausbildung in einer
                        sonstigen Einrichtung die Ausbildungszeit des Ausbildungsteils verkürzt, gilt für die Höhe des Studienentgelts nach Absatz
                        1 der Zeitraum, um den die Ausbildungszeit des Ausbildungsteils verkürzt wird, als abgeleistete Ausbildungszeit.

                  
                        (
                        6
                        )
                         Wird bei einem ausbildungsintegrierten dualen Studiengang mit einem Ausbildungsteil nach Maßgabe des § 1 Abs. 1 Buchst. a),
                        d) oder e) TVAöD – Allgemeiner Teil – die Ausbildungszeit des Ausbildungsteils

                  
                     
                        	
                           im Falle des Nichtbestehens der Abschlussprüfung auf Verlangen der Studierenden bis zur nächstmöglichen Wiederholungsprüfung,
                                 höchstens um ein Jahr, verlängert oder

                        

                        	
                           auf Antrag der Studierenden nach § 8 Abs. 2 BBiG von der zuständigen Stelle oder nach § 27 c Abs. 2 der Handwerksordnung (HwO)
                                 von der Handwerkskammer verlängert,

                        

                     
wird während des Zeitraums der Verlängerung das Studienentgelt nach Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit Satz 2 Buchst. a des
                        letzten regelmäßigen Ausbildungsabschnitts des Ausbildungsteils gezahlt.

                  
                        (
                        7
                        )
                         Können Studierende bei einem ausbildungsintegrierten dualen Studiengang mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Buchst.
                        a), d) oder e) TVAöD – Allgemeiner Teil – ohne eigenes Verschulden die Abschlussprüfung des Ausbildungsteils erst nach beendeter
                        Ausbildungszeit ablegen, erhalten die Studierenden bis zur Ablegung der Abschlussprüfung des Ausbildungsteils ein Studienentgelt
                        nach Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit Satz 2 Buchst. a) für den letzten regelmäßigen Ausbildungsabschnitt. Im Falle des Bestehens
                        der Prüfung erhalten die Studierenden darüber hinaus rückwirkend von dem Zeitpunkt an, an dem der Ausbildungsteil geendet
                        hat, den Unterschiedsbetrag zwischen dem ihnen gezahlten Studienentgelt nach Satz 1 und dem für das vierte Ausbildungsjahr
                        maßgebenden Studienentgelt nach Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit Satz 2 Buchst. a).

               

               
                     § 8 a
Unständige Entgeltbestandteile
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für Studierende, deren berufspraktische Abschnitte einschließlich der praktischen Ausbildung des Ausbildungsteils an Samstagen,
                        Sonntagen, Feiertagen und Vorfesttagen stattfinden, gelten die für die Beschäftigten des Ausbildenden geltenden Regelungen
                        sinngemäß. Dies gilt auch für den Bereitschaftsdienst und die Rufbereitschaft, für die Überstunden und für die Zeitzuschläge.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für Studierende mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Buchst. b) oder c) TVAöD – Allgemeiner Teil – beträgt der Zeitzuschlag
                        für Nachtarbeit mindestens 1,28 Euro pro Stunde. Studierende mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Buchst. b) oder c)
                        TVAöD – Allgemeiner Teil – erhalten unter denselben Voraussetzungen wie die beim Ausbildenden Beschäftigten im Sinne des §
                        38 Abs. 5 Satz 1 Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD) 75 v. H. der Zulagenbeträge gemäß § 8 Abs. 5 und 6 TVöD.

               

               
                     § 8 b
Sonstige Entgeltregelungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Studierenden im Bereich des Bundes mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Buchst. a) TVAöD – Allgemeiner Teil – können
                        bei Vorliegen der geforderten Voraussetzungen 50 v. H. der Zulagen gewährt werden, die für Beschäftigte im Sinne des § 38
                        Abs. 5 Satz 1 TVöD gemäß § 19 Abs. 5 TVöD in Verbindung mit § 33 Abs. 1 Buchst. c) und Abs. 6 BAT/BAT-O jeweils vereinbart
                        sind.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Studierenden mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Buchst. a), d) oder e) TVAöD – Allgemeiner Teil –, die in einem Ausbildungsverhältnis
                        zu einem Ausbildenden stehen, der Mitglied eines Mitgliedverbandes der VKA ist, können bei Vorliegen der geforderten Voraussetzungen
                        50 v. H. der Zulagen gewährt werden, die für Beschäftigte im Sinne des § 38 Abs. 5 Satz 1 TVöD gemäß § 23 Abs. 1 Satz 1 dritter
                        bzw. vierter Spiegelstrich TVÜ-VKA in Verbindung mit § 33 Abs. 1 Buchst. c) und Abs. 6 BAT/BAT-O jeweils vereinbart sind.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Studierenden im Bereich des Bundes mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Buchst. a) TVAöD – Allgemeiner Teil –, die in
                        erheblichem Umfang mit Arbeiten beschäftigt werden, für die Beschäftigten im Sinne des § 38 Abs. 5 Satz 2 TVöD nach Maßgabe
                        des § 19 Abs. 5 TVöD Erschwerniszuschläge zustehen, kann im zweiten bis vierten Ausbildungsjahr ein monatlicher Pauschalzuschlag
                        in Höhe von 10 Euro gezahlt werden.

                  
                        (
                        4
                        )
                         Studierenden mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Buchst. a), d) oder e) TVAöD – Allgemeiner Teil –, die in einem Ausbildungsverhältnis
                        zu einem Ausbildenden stehen, der Mitglied eines Mitgliedverbandes der VKA ist, und in erheblichem Umfang mit Arbeiten beschäftigt
                        werden, für die Beschäftigten im Sinne des § 38 Abs. 5 Satz 2 TVöD nach Maßgabe des § 23 Abs. 1 Satz 1 erster bzw. zweiter
                        Spiegelstrich TVÜ-VKA Erschwerniszuschläge zustehen, kann im zweiten bis vierten Ausbildungsjahr ein monatlicher Pauschalzuschlag
                        in Höhe von 10 Euro gezahlt werden.

                  
                        (
                        5
                        )
                         Soweit Beschäftigten des Bundes gemäß den Protokollerklärungen Nr. 1 bis 3 des Teils IV Abschnitt 25 Unterabschnitt 25.1
                        der Anlage 1 zum TV EntgO Bund oder gemäß § 19 Abs. 5 Satz 2 TVöD in Verbindung mit § 33 Abs. 1 Buchst. c) und Abs. 6 BAT/BAT-O eine Zulage zusteht, erhalten Studierende im Bereich des Bundes mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Buchst. b) oder
                        c) TVAöD – Allgemeiner Teil – unter denselben Voraussetzungen 50 v. H. des entsprechenden Zulagenbetrages.

                  
                        (
                        6
                        )
                         Soweit Beschäftigten im Sinne von § 38 Abs. 5 Satz 1 TVöD im Bereich der VKA gemäß der Protokollerklärung Nr. 1 zu Teil B
                        Abschnitt XI Ziffer 1 der Anlage 1 – Entgeltordnung (VKA) zum TVöD oder gemäß § 19 Abs. 5 Satz 2 TVöD bzw. § 23 Abs. 1 TVÜ-VKA
                        in Verbindung mit § 33 Abs. 1 Buchst. c) und Abs. 6 BAT/BAT-O eine Zulage zusteht, erhalten Studierende mit einem Ausbildungsteil
                        nach § 1 Abs. 1 Buchst. b) oder c) TVAöD – Allgemeiner Teil – im Bereich der VKA unter denselben Voraussetzungen 50 v. H.
                        des entsprechenden Zulagenbetrages. 

                  
                     
                        
                           
                              	
                                 Protokollerklärung zu Absatz 6:

                              
                           

                        
                     

                  

                  Für den Anspruch der Studierenden auf eine Zulage nach Absatz 6 ist es unbeachtlich, wenn den Beschäftigten des Ausbildenden
                        aufgrund der Protokollerklärung Nr. 5 des Teil B Abschnitt XI Ziffer 1 (Beschäftigte in der Pflege) der Anlage 1 zum TVöD - Entgeltordnung (VKA), der Protokollerklärung zu
                        § 29a Abs. 4 TVÜ-VKA oder § 29d Abs. 2 TVÜ-VKA keine Zulage oder eine Zulage in verminderter Höhe zusteht.

               

               
                     § 9
Urlaub
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Studierende erhalten Erholungsurlaub unter Fortzahlung ihres Studienentgelts in entsprechender Anwendung der für die Beschäftigten
                        des Ausbildenden geltenden Regelungen mit der Maßgabe, dass der Urlaubsanspruch bei Verteilung der wöchentlichen Ausbildungszeit
                        auf fünf Tage in der Kalenderwoche in jedem Kalenderjahr 30 Ausbildungstage beträgt.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Erholungsurlaub ist in der vorlesungs- und unterrichtsfreien Zeit in Anspruch zu nehmen. 

                  
                        (
                        3
                        )
                         Studierende mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Buchst. b) oder c) TVAöD – Allgemeiner Teil –, die im Ausbildungsteil
                        im Schichtdienst eingesetzt werden, erhalten im zweiten und dritten Jahr des Ausbildungsteils entsprechend § 9 Abs. 1 Satz
                        2 TVAöD – Besonderer Teil Pflege – jeweils einen Tag Zusatzurlaub. Absatz 2 gilt entsprechend.

               

               
                     § 10
Ausbildungs- und Studienmaßnahmen außerhalb der Ausbildungsstätte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Bei Dienstreisen, die im Rahmen des Ausbildungsteils oder der berufspraktischen Studienabschnitte erfolgen, erhalten die
                        Studierenden eine Entschädigung in analoger Anwendung der Reisekostenbestimmungen, die für die Beschäftigten des Ausbildenden
                        jeweils gelten. Gleiches gilt bei Reisen zur Ablegung der in den Ausbildungsordnungen bzw. in den Studien- und Prüfungsordnungen
                        vorgeschriebenen Prüfungen für Studierende mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Buchst. a), d) oder e) TVAöD – Allgemeiner
                        Teil –.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Bei Reisen von Studierenden mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Buchst. a), d) oder e) TVAöD – Allgemeiner Teil – zur
                        Teilnahme an überbetrieblichen Ausbildungsmaßnahmen im Sinne des § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 6 BBiG außerhalb der politischen Gemeindegrenze
                        der Ausbildungsstätte, werden die entstandenen notwendigen Fahrtkosten bis zur Höhe der Kosten der Fahrkarte der jeweils niedrigsten
                        Klasse des billigsten regelmäßig verkehrenden Beförderungsmittels (im Bahnverkehr ohne Zuschläge) erstattet; Möglichkeiten
                        zur Erlangung von Fahrpreisermäßigungen (z. B. Schülerfahrkarten, Monatsfahrkarten, BahnCard, Semesterticket) sind auszunutzen.
                        Beträgt die Entfernung zwischen den Ausbildungsstätten hierbei mehr als 100 km, werden im Bahnverkehr Zuschläge beziehungsweise
                        besondere Fahrpreise (z. B. für ICE) erstattet. Die nachgewiesenen notwendigen Kosten einer Unterkunft am auswärtigen Ort
                        werden, soweit nicht eine unentgeltliche Unterkunft zur Verfügung steht, erstattet. Zu den Auslagen des bei notwendiger auswärtiger
                        Unterbringung entstehenden Verpflegungsmehraufwands wird für volle Kalendertage der Anwesenheit am auswärtigen Ausbildungsort
                        ein Verpflegungszuschuss in Höhe der nach der Sozialversicherungsentgeltverordnung maßgebenden Sachbezugswerte für Frühstück,
                        Mittagessen und Abendessen gewährt. Bei unentgeltlicher Verpflegung wird der jeweilige Sachbezugswert einbehalten. Bei einer
                        über ein Wochenende oder einen Feiertag hinaus andauernden Ausbildungsmaßnahme werden die dadurch entstandenen Mehrkosten
                        für Unterkunft und Verpflegungsmehraufwand nach Maßgabe der Sätze 3 bis 5 erstattet. Die Sätze 1 bis 6 gelten auch für Reisen
                        im Rahmen der fachtheoretischen Studienabschnitte, die Bestandteil von Studien- und Prüfungsordnungen sind, wenn die Hochschule
                        außerhalb der politischen Gemeindegrenze der Ausbildungsstätte liegt.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Bei Reisen von Studierenden mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs.1 Buchst. b) oder c) TVAöD – Allgemeiner Teil – zur vorübergehenden
                        Ausbildung an einer anderen Einrichtung außerhalb der politischen Gemeindegrenze der Ausbildungsstätte sowie zur Teilnahme
                        an Vorträgen, an Arbeitsgemeinschaften oder an Übungen werden die entstandenen notwendigen Fahrtkosten bis zur Höhe der Kosten
                        für die Fahrkarte der jeweils niedrigsten Klasse des billigsten regelmäßig verkehrenden Beförderungsmittels (im Bahnverkehr
                        ohne Zuschläge) erstattet; Möglichkeiten zur Erlangung von Fahrpreisermäßigungen (z. B. Schülerfahrkarten, Monatsfahrkarten,
                        Bahn- Card, Semesterticket) sind auszunutzen.

                  
                        (
                        4
                        )
                         Bei Reisen von Studierenden mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Buchst. a), d) oder e) TVAöD – Allgemeiner Teil –,
                        die im Rahmen des Ausbildungsteils für den Besuch einer auswärtigen Berufsschule erfolgen, werden die notwendigen Fahrtkosten
                        erstattet, soweit sie monatlich 6 v. H. des Studienentgelts nach § 8 Abs. 1 für das erste Studienjahr übersteigen. Satz 1
                        gilt nicht, soweit die Fahrtkosten nach landesrechtlichen Vorschriften von einer Körperschaft des öffentlichen Rechts getragen
                        werden. Die notwendigen Auslagen für Unterkunft und Verpflegungsmehraufwand werden bei Besuch der regulären auswärtigen Berufsschule
                        im Blockunterricht entsprechend Absatz 2 Sätze 3 bis 6 erstattet. Leistungen Dritter sind anzurechnen.

                  
                        (
                        5
                        )
                         Bei Abordnungen und Zuweisungen von Studierenden mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Buchst. a), d) oder e) TVAöD –
                        Allgemeiner Teil –, die im Rahmen des Ausbildungsteils erfolgen, werden die Kosten nach Maßgabe des Absatzes 2 erstattet.

               

               
                     § 10 a
Familienheimfahrten
                     

                  

                  Für Familienheimfahrten vom jeweiligen Ort der Ausbildungsstätte oder vom Ort der auswärtigen Berufsschule/ Hochschule, deren
                        Besuch vom Ausbildenden veranlasst wurde, zum Wohnort der Eltern, der Erziehungsberechtigten oder der Ehegattin/des Ehegatten
                        oder der Lebenspartnerin/des Lebenspartners werden den Studierenden monatlich einmal die im Bundesgebiet entstandenen notwendigen
                        Fahrtkosten bis zur Höhe der Kosten der Fahrkarte der jeweils niedrigsten Klasse des billigsten regelmäßig verkehrenden Beförderungsmittels
                        (im Bahnverkehr ohne Zuschläge) erstattet; Möglichkeiten zur Erlangung von Fahrpreisermäßigungen (z. B. Schülerfahrkarten,
                        Monatsfahrkarten, Semesterticket, BahnCard) sind auszunutzen. Studierenden mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Buchst.
                        a), d) oder e) TVAöD – Allgemeiner Teil – können Zuschläge im Bahnverkehr bzw. besondere Fahrpreise (z. B. für ICE) erstattet
                        werden, wenn die Entfernung mehr als 300 km beträgt. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn aufgrund geringer Entfernung eine
                        tägliche Rückkehr möglich und zumutbar ist oder der Aufenthalt am jeweiligen Ort der Ausbildungsstätte oder der auswärtigen
                        Berufsschule/Hochschule weniger als vier Wochen beträgt.

               

               
                     § 11
Schutzkleidung, Ausbildungsmittel, Lernmittelzuschuss
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Studierende erhalten Schutzkleidung nach den Bestimmungen, die für die entsprechenden Beschäftigten des Ausbildenden maßgebend
                        sind. Diese wird unentgeltlich zur Verfügung gestellt, soweit das Tragen von Schutzkleidung gesetzlich vorgeschrieben oder
                        angeordnet ist. Die Schutzkleidung bleibt Eigentum des Ausbildenden.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Ausbildende hat den Studierenden im Rahmen des Ausbildungsteils kostenlos die Ausbildungsmittel zur Verfügung zu stellen,
                        die zur Berufsausbildung und zum Ablegen von Zwischen- und Abschlussprüfungen bzw. der staatlichen Prüfung erforderlich sind.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Studierende mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Buchst. a), d) oder e) TVAöD – Allgemeiner Teil – erhalten bis zum
                        Abschluss des Ausbildungsteils einmal jährlich einen Lernmittelzuschuss in Höhe von 50 Euro brutto. Absatz 2 bleibt unberührt.
                        Der Lernmittelzuschuss ist möglichst mit dem Ausbildungsentgelt des ersten Monats des jeweiligen Ausbildungsjahres zu zahlen,
                        er ist spätestens im Zahlungsmonat September des betreffenden Ausbildungsjahres fällig.

               

               
                     § 12
Entgelt im Krankheitsfall
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Werden Studierende durch Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit ohne ihr Verschulden verhindert, ihre Verpflichtungen aus dem
                        Ausbildungs- und Studienvertrag zu erfüllen, erhalten sie für die Zeit der Arbeitsunfähigkeit für die Dauer von bis zu sechs
                        Wochen sowie nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen bei Wiederholungserkrankungen das Studienentgelt (§ 8) in entsprechender
                        Anwendung der für die Beschäftigten des Ausbildenden geltenden Regelungen fortgezahlt.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Im Übrigen gilt das Entgeltfortzahlungsgesetz.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Bei der jeweils ersten Arbeitsunfähigkeit, die durch einen bei dem Ausbildenden erlittenen Arbeitsunfall oder durch eine
                        bei dem Ausbildenden zugezogene Berufskrankheit verursacht ist, erhalten Studierende nach Ablauf des nach Absatz 1 maßgebenden
                        Zeitraums bis zum Ende der 26. Woche seit dem Beginn der Arbeitsunfähigkeit einen Krankengeldzuschuss in Höhe des Unterschiedsbetrages
                        zwischen dem Bruttokrankengeld und dem sich nach Absatz 1 ergebenden Nettostudienentgelt, wenn der zuständige Unfallversicherungsträger
                        den Arbeitsunfall oder die Berufskrankheit anerkennt.

               

               
                     § 12 a
Entgeltfortzahlung in sonstigen Fällen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Studierenden ist das Studienentgelt nach § 8 Abs. 1 für insgesamt fünf Tage fortzuzahlen, um sich vor den in den Ausbildungsordnungen
                        für den Ausbildungsteil vorgeschriebenen Abschlussprüfungen ohne Bindung an die planmäßige Ausbildung auf die Prüfung vorbereiten
                        zu können; bei der Sechstagewoche besteht dieser Anspruch für sechs Tage.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Freistellungsanspruch nach Absatz 1 verkürzt sich um die Zeit, für die Studierende zur Vorbereitung auf die Abschlussprüfung
                        besonders zusammengefasst werden; es besteht jedoch mindestens ein Anspruch auf zwei Ausbildungstage.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Im Übrigen gelten die für die Beschäftigten des Ausbildenden maßgebenden Regelungen zur Arbeitsbefreiung entsprechend.

               

               
                     § 13
Vermögenswirksame Leistungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Nach Maßgabe des Vermögensbildungsgesetzes in seiner jeweiligen Fassung erhalten Studierende eine vermögenswirksame Leistung
                        in Höhe von 13,29 Euro monatlich. Der Anspruch auf vermögenswirksame Leistungen entsteht frühestens für den Kalendermonat,
                        in welchem dem Ausbildenden die erforderlichen Angaben mitgeteilt werden, und für die beiden vorangegangenen Monate desselben
                        Kalenderjahres.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die vermögenswirksamen Leistungen sind kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt.

               

               
                     § 14
Jahressonderzahlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Studierende, die am 1. Dezember in einem Ausbildungs- und Studienverhältnis stehen, haben Anspruch auf eine Jahressonderzahlung.
                        Die Jahressonderzahlung beträgt 90 v.H. des den Studierenden für November zustehenden Studienentgelts (§ 8 Abs. 1 und 2).

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Anspruch ermäßigt sich um ein Zwölftel für jeden Kalendermonat, in dem Studierende keinen Anspruch auf Studienentgelt
                        (§ 8), Fortzahlung des Entgelts während des Erholungsurlaubs (§ 9) oder im Krankheitsfall (§ 12) haben. Die Verminderung unterbleibt
                        für Kalendermonate, für die Studierende wegen Beschäftigungsverboten nach dem Mutterschutzgesetz kein Studienentgelt erhalten
                        haben. Die Verminderung unterbleibt ferner für Kalendermonate der Inanspruchnahme der Elternzeit nach dem Bundeselterngeld-
                        und Elternzeitgesetz bis zum Ende des Kalenderjahres, in dem das Kind geboren ist, wenn am Tag vor Antritt der Elternzeit
                        Entgeltanspruch bestanden hat.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Jahressonderzahlung wird mit dem für November zustehenden Studienentgelt ausgezahlt. Ein Teilbetrag der Jahressonderzahlung
                        kann zu einem früheren Zeitpunkt ausgezahlt werden.

                  
                        (
                        4
                        )
                         Studierende, die im unmittelbaren Anschluss an den ausbildungsintegrierten dualen Studiengang von ihrem Ausbildenden in ein
                        Beschäftigungsverhältnis übernommen werden und Anspruch auf eine Jahressonderzahlung nach §§ 20, 21 TVöD haben, erhalten einmalig
                        zusammen mit der anteiligen Jahressonderzahlung aus dem Beschäftigungsverhältnis die anteilige Jahressonderzahlung aus dem
                        Ausbildungs- und Studienverhältnis.

               

               
                     § 15
Zusätzliche Altersversorgung
                     

                  

                  Die Studierenden haben Anspruch auf eine zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung unter Eigenbeteiligung. Einzelheiten
                        bestimmen die Tarifverträge über die betriebliche Altersversorgung der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes (Tarifvertrag
                        Altersversorgung – ATV – und der Tarifvertrag Altersversorgung – ATV-K) in den jeweils geltenden Fassungen.

               

               
                     § 16
Beendigung, Verkürzung und Verlängerung des Vertragsverhältnisses
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Ausbildungs- und Studienverhältnis endet mit dem Ablauf der im Ausbildungs- und Studienvertrag vereinbarten Vertragslaufzeit.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Ausbildungs- und Studienverhältnis endet zudem:

                  
                     
                        	
                           bei wirksamer Kündigung (§ 3 Absätze 2 und 3) oder

                        

                        	
                           bei Exmatrikulation durch die Hochschule nach der jeweiligen Studien- und Prüfungsordnung oder

                        

                        	
                           bei endgültigem Nichtbestehen einer notwendigen Ausbildungsprüfung des Ausbildungsteils; dies gilt nicht, wenn sich im Falle
                                 des Nichtbestehens der Abschlussprüfung der Ausbildungsteil auf Verlangen der Studierenden bis zur nächstmöglichen Wiederholungsprüfung,
                                 höchstens um ein Jahr, verlängert oder die Abschlussprüfung ohne eigenes Verschulden erst nach beendeter Ausbildungszeit des
                                 Ausbildungsteils abgelegt wird.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Eine Verkürzung des Studienteils (Regelstudienzeit) kann in Abstimmung mit dem Ausbildenden beantragt werden, sofern eine
                        Verkürzung nach der Studien- und Prüfungsordnung für den ausbildungsintegrierten dualen Studiengang zulässig ist und die Vereinbarkeit
                        mit dem gleichzeitig zu absolvierenden Ausbildungsteil gewährleistet ist. Der Ausbildungsund Studienvertrag ist entsprechend
                        anzupassen.

                  
                        (
                        4
                        )
                         Beabsichtigt der Ausbildende keine Übernahme in ein Arbeitsverhältnis, hat er dies der Studierenden/dem Studierenden drei
                        Monate vor dem voraussichtlichen Ende des Vertragsverhältnisses schriftlich mitzuteilen.

                  
                        (
                        5
                        )
                         Werden Studierende im Anschluss an das Ausbildungs- und Studienverhältnis beschäftigt, ohne dass hierüber ausdrücklich etwas
                        vereinbart worden ist, so gilt ein Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit als begründet.

               

               
                     § 17
Abschlussprämie
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Bei Beendigung des Ausbildungsteils aufgrund erfolgreich abgeschlossener Abschlussprüfung bzw. staatlicher Prüfung erhalten
                        Studierende eine Abschlussprämie als Einmalzahlung in Höhe von 400 Euro. Die Abschlussprämie ist kein zusatzversorgungspflichtiges
                        Entgelt. Sie ist nach Bestehen der Abschlussprüfung bzw. der staatlichen Prüfung fällig.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Absatz 1 gilt nicht für Studierende, die den Ausbildungsteil des ausbildungsintegrierten dualen Studiums nach erfolgloser
                        Prüfung aufgrund einer Wiederholungsprüfung abschließen. Im Einzelfall kann der Ausbildende von Satz 1 abweichen.

               

               
                     § 18
Rückzahlungsgrundsätze
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Werden die Studierenden oder die ehemals Studierenden beim Ausbildenden nach Beendigung ihres ausbildungsintegrierten dualen
                        Studiums in ein Beschäftigungsverhältnis entsprechend ihrer erworbenen Abschlussqualifikation übernommen, sind sie verpflichtet,
                        dort für die Dauer von fünf Jahren beruflich tätig zu sein.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der vom Ausbildenden bis zur Beendigung oder zum Abbruch des ausbildungsintegrierten dualen Studiums gezahlte Gesamtbetrag,
                        bestehend aus der monatlichen Zulage nach § 8 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit Satz 3, dem Studienentgelt nach § 8 Abs. 2 und
                        den Studiengebühren (§ 8 Abs. 4), ist von den Studierenden oder den ehemals Studierenden zurückzuerstatten:

                  
                     
                        	
                           bei endgültigem Nichtbestehen einer notwendigen Ausbildungs- oder Studienprüfung, wenn die Erfolglosigkeit in den Verantwortungsbereich
                                 der Studierenden fällt, weil sie es schuldhaft unterlassen haben, den erfolgreichen Abschluss des ausbildungsintegrierten
                                 dualen Studiums im Rahmen des ihnen Möglichen zielstrebig zu verfolgen,

                        

                        	
                           bei Beendigung des ausbildungsintegrierten dualen Studiums durch Kündigung vom Ausbildenden aus einem von den Studierenden
                                 zu vertretenden Grund oder durch eine Eigenkündigung der Studierenden nach Ende der Probezeit, die nicht durch einen wichtigen
                                 Grund gemäß § 626 BGB gerechtfertigt ist,

                        

                        	
                           bei Ablehnung des Angebots, beim Ausbildenden im Anschluss an das erfolgreich bestandene ausbildungsintegrierte duale Studium
                                 entsprechend der erworbenen Abschlussqualifikation ein Beschäftigungsverhältnis zu begründen,

                        

                        	
                           soweit das Beschäftigungsverhältnis, das beim Ausbildenden im Anschluss an das erfolgreich bestandene ausbildungsintegrierte
                                 duale Studium entsprechend der erworbenen Abschlussqualifikation begründet wurde, aus einem von den ehemals Studierenden zu
                                 vertretenden Grund innerhalb der ersten fünf Jahre seines Bestehens endet.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Sofern berufspraktische Studienabschnitte beim Ausbildenden absolviert wurden, verringert sich der Rückzahlungsbetrag auf
                        75 v. H. des Gesamtbetrages nach Absatz 2.

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der zurückzuerstattende Gesamtbetrag nach Absatz 2 bzw. 3 wird für jeden vollen Monat, in dem nach Beendigung des ausbildungsintegrierten
                        dualen Studiums ein Beschäftigungsverhältnis bestand, um 1/60 vermindert.

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Rückzahlungspflicht in den Fällen des Absatzes 2 Buchstabe a) oder b) entfällt, wenn die Studierenden nach endgültigem
                        Nichtbestehen der notwendigen Studienprüfung oder nach Kündigung infolge des Abbruchs des Studiums in ein Beschäftigungsverhältnis
                        entsprechend der im Ausbildungsverhältnis erworbenen Qualifikation übernommen werden und dieses für die nach Satz 3 festgelegte
                        Bindungsdauer fortbesteht. Die Rückzahlungspflicht entfällt nicht, wenn das Beschäftigungsverhältnis innerhalb der Bindungsdauer
                        gemäß Satz 3 aus einem vom Beschäftigten zu vertretenden Grund endet. Abweichend zu Absatz 1 bemisst sich die Bindungsdauer
                        nach der Dauer des Ausbildungs- und Studienverhältnisses, wobei jeder volle Monat des Ausbildungs- und Studienverhältnisses
                        einem Monat Bindungsdauer entspricht. Zur Berechnung der Rückzahlungspflicht gilt Absatz 3; Absatz 4 ist sinngemäß anzuwenden.

                  
                        (
                        6
                        )
                         Auf die Rückzahlungspflicht kann ganz oder teilweise verzichtet werden, soweit sie für die Studierenden oder die ehemals
                        Studierenden eine besondere Härte bedeuten würde.

               

               
                     § 19
Zeugnis
                     

                  

                  Der Ausbildende hat den Studierenden bei Beendigung des Ausbildungsteils nach § 1 Abs. 1 Buchst. a), d) oder e) TVAöD – Allgemeiner Teil – ein Zeugnis gemäß § 16 BBiG auszustellen. Das Zeugnis muss Angaben über
                        Art, Dauer und Ziel der Ausbildung sowie über die erworbenen Fertigkeiten und Kenntnisse der Studierenden enthalten. Auf deren
                        Verlangen sind auch Angaben über Führung, Leistung und besondere fachliche Fähigkeiten aufzunehmen.

               

               
                     § 20
Ausschlussfrist
                     

                  

                  Ansprüche aus dem Ausbildungs- und Studienvertrag verfallen, wenn sie nicht innerhalb einer Ausschlussfrist von sechs Monaten
                        nach Fälligkeit von den Studierenden oder vom Ausbildenden schriftlich geltend gemacht werden.

               

               
                     § 21
Inkrafttreten und Laufzeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 1. August 2020 in Kraft.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Dieser Tarifvertrag kann mit einer Frist von drei Monaten zum Ende eines Kalenderhalbjahres schriftlich gekündigt werden,
                        frühestens jedoch zum 31. Dezember 2020.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Abweichend von Absatz 2 können ferner 

                  
                     
                        	
                           § 8 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 mit einer Frist von einem Monat zum Ende eines Kalendermonats, frühestens jedoch zum 31. Dezember
                                 2024; eine Kündigung nach Absatz 2 erfasst nicht den § 8 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2. 

                        

                        	
                           § 14 zum 31. Dezember eines jeden Jahres 

                        

                     
gesondert schriftlich gekündigt werden.

               

            

         

      

      

      1
            Mit den Gewerkschaften ver.di und dbb tarifunion wurden jeweils gleich lautende Tarifverträge geschlossen.

         

      

   
      

      
         Anlage 2.1.4 zur KAO

Arbeitsrechtliche Regelung über die Rechtsverhältnisse der Auszubildenden im Rahmen der praxisintegrierten Ausbildung zum
            sozialpädagogischen Assistenten/ zur sozialpädagogischen Assistentin (PIA SPA)
         

      

      
         

      

      
         

      

      
                     § 1
Geltungsbereich
                     

                  

                  Diese Regelung gilt für Personen, die im Rahmen der praxisintegrierten Ausbildung zum sozialpädagogischen Assistenten/zur
                     sozialpädagogischen Assistentin ausgebildet werden.
                  

               

               
                     § 2
Anwendung tariflicher Vorschriften
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Auf die Ausbildungsverhältnisse der in § 1 genannten Personen findet der Tarifvertrag für Auszubildende des öffentlichen
                     Dienstes Besonderer Teil Pflege (TVAöD-BT-Pflege) vom 13. September 2005 in der für den Bereich der Vereinigung der kommunalen
                     Arbeitgeberverbände (Tarifgebiet West – Landesbezirk Baden-Württemberg) geltenden Fassung entsprechende Anwendung. Dies gilt
                     nicht, wenn im Folgenden etwas anderes bestimmt ist oder im Falle künftiger Änderungen oder Ergänzungen des genannten Tarifvertrages
                     bestimmt wird. Auf die Bestimmungen des § 1 c Abs. 1 bis 4 KAO wird Bezug genommen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die §§ 1, 8, 8 b, 10, 10 a, 15, 16, 16 a und 17 TVA-öD-BT-Pflege finden keine Anwendung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         § 2 TVAöD-BT-Pflege findet mit der Maßgabe Anwendung, dass in Absatz 1 Buchst. h) an Stelle eines Hinweises auf die Geltung
                     des TVAöD ein Hinweis auf die Geltung dieser Arbeitsrechtsregelung tritt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Ergänzend zu § 8 a TVAöD-BT-Pflege wird bestimmt: Als Stundenentgelt im Sinne des § 8 a TVAöD – BT-Pflege gilt der auf die
                     Stunde entfallende Anteil der Ausbildungsvergütung. Zur Ermittlung des Anteils ist die jeweilige Ausbildungsvergütung durch
                     das 4,348fache der durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit zu teilen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         § 19 TVAöD gilt mit der Maßgabe, dass an Stelle der Schriftform die Textform gilt und anstelle der Ausschlussfrist von 6
                     Monaten eine Ausschlussfrist von 12 Monaten
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die §§ 1 d, 1 e und 29 Abs. 1 bis 5 und Abs. 7 und 8 KAO finden Anwendung.
                  

               

               
                     § 3
Ausbildungsvergütung
                     

                  

                  Das monatliche Ausbildungsentgelt beträgt 96,46 % der gemäß § 8 Abs. 1 TVAöD – BT Pflege -, festgelegten Ausbildungsvergütung
                     von Erzieherinnen und Erziehern in der Praxisintegrierten Erzieher- und Erzieherinnenausbildung.
                  

               

               
                     § 4
Erstattung von Reisekosten
                     

                  

                  Bei Dienstreisen erhalten Personen, die im Rahmen der praxisintegrierten Ausbildung zum sozialpädagogischen Assistenten/zur
                     sozialpädagogischen Assistentin ausgebildet werden, Reisekostenvergütung gemäß § 23 a KAO.
                  

                  Eine Entschädigung für Fahrten zur Fachschule wird nicht gewährt.

               

               
                     § 5 
Beendigung des Ausbildungsverhältnisses
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Ausbildungsverhältnis endet mit Ablauf der Ausbildungszeit. Im Falle des Nichtbestehens der Prüfung verlängert sichdie
                     praktische Ausbildung längstensumein Jahr, wenn dies von beiden Vertragspartnern im Einvernehmen mit der Fachschule gewollt
                     wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Können Auszubildende ohne eigenes Verschulden die Abschlussprüfung erst nach beendeter Ausbildungszeit ablegen, verlängert
                     sich die praktische Ausbildung auf Verlangen der Auszubildenden bis zur nächstmöglichen Wiederholungsprüfung, höchstens um
                     ein Jahr.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Nach Ablauf der Probezeit kann das Ausbildungsverhältnis nur gekündigt werden:
                  

                  
                     
                        	
                            ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist aus einem wichtigen Grund oder

                        

                        	
                            von dem/der Auszubildenden mit einer Kündigungsfrist von vier Wochen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Als wichtiger Grund im Sinne von Absatz 3 a) gilt insbesondere ein Ausschluss der/des Auszubildenden von der schulischen
                     Ausbildung.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Kündigung muss schriftlich, im Fall von Absatz 3 a) unter Angabe von Gründen erfolgen. Die Kündigung aus wichtigem Grund
                     ist unwirksam, wenn die ihr zugrunde liegenden Tatsachen den zur Kündigung Berechtigten länger als zwei Wochen bekannt sind.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Werden Auszubildende im Anschluss an das Ausbildungsverhältnis beschäftigt, ohne dass hierüber ausdrücklich etwas vereinbart
                     worden ist, so gilt ein Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit als begründet.
                  

               

            

         

      

      
            Anhang zur Anlage 2.1.4 zur KAO

         

         
                  Ausbildungsvertrag 
im Rahmen der praxisintegrierten Ausbildung zum
sozialpädagogischen Assistenten (PIA)/zur sozialpädagogischen Assistentin (PIA)
                  

               

               
                  
                     
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Zwischen

                           
                        

                        
                           	
                              ____________________

                           
                        

                        
                           	
                              vertreten durch Ausbildende/Ausbildender

                           
                        

                        
                           	
                              und

                           
                        

                        
                           	
                              Herrn/Frau ____________________

                           
                        

                        
                           	
                              wohnhaft in ____________________

                           
                        

                        
                           	
                              (Auszubildende/Auszubildender)

                           
                        

                        
                           	
                              geboren am: ____________________

                           
                        

                        
                           	
                              wird

                           
                        

                        
                           	
                              
                                 
                                    	
                                       unter Zustimmung ihrer Vertreter/ihrer Vertreterin/ihres Vertreters/seines Vertreters/seiner Vertreter/seiner Vertreterin/seines
                                          Vertreters
                                       

                                    

                                 

                              

                           
                        

                        
                           	
                              Herrn/Frau ____________________

                           
                        

                        
                           	
                              wohnhaft in ____________________

                           
                        

                        
                           	
                              folgender

                           
                        

                        
                           	
                              Ausbildungsvertrag

                           
                        

                        
                           	
                              geschlossen:

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 1
Gegenstand der Ausbildung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der/Die Auszubildende wird in dem staatlich anerkannten oder als staatlich anerkannt geltenden Ausbildungsberuf eines/einer
                     ____________________ ausgebildet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Ausbildung zum sozialpädagogischen Assistenten/zur sozialpädagogischen Assistentin an der Berufsfachschule für sozialpädagogische
                     Assistenz (praxisintegriert) beinhaltet eine praktische Ausbildung im Umfang von insgesamt mind. 1.500 Stunden über die gesamte
                     Ausbildungsdauer. Im Rahmen der Ausbildung müssen praktische Erfahrungen in der pädagogischen Arbeit mit mindestens zwei Altersgruppen
                     (unter Dreijährige, drei- bis sechsjährige Kinder, Schulkinder) gemacht werden. Gegenstand dieses Vertrages ist das Eckpunktepapier
                     des Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport sowie die Rechtsbeziehungen, die sich aus der Ableistung der praktischen Ausbildung
                     ergeben.
                  

               

               
                     § 2
Beginn und Dauer der Ausbildung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Ausbildung beginnt am ____________________ und endet unabhängig vom Zeitpunkt der staatlichen Prüfung am ____________________ (nach Ablauf von drei Jahren). 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die ersten sechs Monate der Ausbildung sind Probezeit.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Im Falle eines Nichtbestehens der Abschlussprüfung verlängert sich das Ausbildungsverhältnis auf Verlangen der/des Auszubildenden
                     und im Einvernehmen mit der Fachschule bis zur nächstmöglichen Wiederholungsprüfung, höchstens jedoch um insgesamt ein Jahr.
                     Der/Die Auszubildende hat sein/ihr Verlangen über die Verlängerung des Ausbildungsverhältnisses unverzüglich nach der Mitteilung
                     über das Nichtbestehen der Abschlussprüfung gegenüber dem Ausbildenden zu stellen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Kann der/die Auszubildende die Abschlussprüfung ohne eigenes Verschulden erst nach beendeter Ausbildungszeit ablegen, gilt
                     Absatz 3 entsprechend.
                  

               

               
                     § 3
Vertragsgrundlagen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Ausbildungsverhältnis bestimmt sich nach der Arbeitsrechtlichen Regelung über die Rechtsverhältnisse der Auszubildenden
                     im Rahmen der praxisintegrierten Ausbildung zur sozialpädagogischen Assistentin/zum sozialpädagogischen Assistenten (PIA SPA)
                     (Anlage 2.1.4 zur KAO) und der Arbeitsrechtlichen Regelung der Rechtsverhältnisse der Auszubildenden und Schüler/Schülerinnen
                     im kirchlichen Dienst mit den Vorschriften des Besonderen Teils Pflege (Anlage 2.1.1 zur KAO) in der jeweils geltenden Fassung.
                     Im Übrigen gelten die Beschlüsse der Arbeitsrechtlichen Kommission - Landeskirche und Diakonie in Württemberg, soweit sie
                     Auszubildende betreffen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für das Ausbildungsverhältnis gelten ferner die Schulordnung und die Hausordnung in der jeweiligen Fassung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Auf folgende auf das Ausbildungsverhältnis anzuwendende Dienstvereinbarungen wird hingewiesen:
                  

                  ____________________

               

               
                     § 4
Ausbildungsstätte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Ausbildung findet vorbehaltlich der in Absatz 2 geregelten Maßnahmen in ____________________ statt. Der Träger der Ausbildung behält sich eine Versetzung oder Abordnung an andere Einrichtungen vor, soweit dies zur
                     Erreichung des Ausbildungszieles erforderlich ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der/Die Auszubildende ist verpflichtet, die Teile der Ausbildung, die in einer anderen Einrichtung außerhalb der Ausbildungsstätte
                     durchgeführt werden, in dieser Einrichtung abzuleisten.
                  

               

               
                     § 5
Arbeitszeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Ausbildungszeit und die tägliche Ausbildungszeit sowie die Gewährung von Arbeitszeitverkürzungstagen
                     (AZV) richtet sich nach den für die Beschäftigten des Ausbildenden maßgebenden Vorschriften über die Arbeitszeit. Sie beträgt
                     zurzeit durchschnittlich 40 Stunden wöchentlich. § 8 Jugendarbeitsschutzgesetz (JArbSchG) bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Bezüglich der Arbeitsbefreiung aus besonderem Anlass gelten die für die Beschäftigten des Trägers maßgebenden Regelungen
                     (§ 29 Absatz 1 bis 5 der KAO) entsprechend.
                  

               

               
                     § 6
Vergütung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der/Die Auszubildende erhält ein monatliches Ausbildungsentgelt gemäß § 8 Abs. 1 TVAöD - Besonderer Teil Pflege -, hiervon
                     werden 96,46 v.H. als Höhe festgesetzt. Es beträgt zurzeit
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 im ersten Ausbildungsjahr

                              
                           

                           
                              	
                                 (bis 29. Februar 2024 

                              
                              	
                                  1.148,54 €,

                              
                           

                           
                              	ab 1. März 2024
                              	
                                 1.293,23 €)

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 im zweiten Ausbildungsjahr

                              
                           

                           
                              	
                                 (bis 29. Februar 2024

                              
                              	
                                 1.207,75 €

                              
                           

                           
                              	
                                 ab 1. März 2024 

                              
                              	
                                 1.352,44 €)

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Im dritten Ausbildungsjahr

                           
                        

                        
                           	
                              (bis 29. Februar 2024 

                           
                           	
                               1.305,47 €

                           
                        

                        
                           	
                              ab 1. März 2024 

                           
                           	
                               1.450,16 €).

                           
                        

                     
                  

                  Das monatliche Ausbildungsentgelt ist zu demselben Zeitpunkt fällig wie das den Beschäftigten des Ausbildenden gezahlte Entgelt,
                     d. h. zurzeit zum 16. eines Monats für den laufenden Monat.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Unter den Voraussetzungen des § 14 TVAöD-BTPflege wird eine Jahressonderzahlung gewährt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Nach Maßgabe des Vermögensbildungsgesetzes in seiner jeweiligen Fassung steht eine vermögenswirksame Leistung in Höhe von
                     13,29 Euro zu. Der Anspruch auf vermögenswirksame Leistungen entsteht frühestens für den Kalendermonat, in dem den Ausbildenden
                     die erforderlichen Angaben mitgeteilt werden und für die beiden vorangegangenen Monat desselben Kalenderjahres.
                  

               

               
                     § 7
Urlaub
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der/Die Auszubildende erhält Erholungsurlaub nach § 9 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 TVAöD - Besonderer Teil Pflege -. Hiernach
                     beträgt der Erholungsurlaub zurzeit
                  

                  
                     
                        
                           
                              	
                                 vom ****** bis 31.12.****

                                 
                                    
                                       	

                                       	
                                          ****** Ausbildungstage,

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 vom 01.01.**** bis 31.12.****

                                 
                                    
                                       	

                                       	
                                          30 Ausbildungstage,

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 vom 01.01.**** bis 31.12.****

                                 
                                    
                                       	

                                       	
                                          30 Ausbildungstage,

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 vom 01.01.**** bis ********

                                 
                                    
                                       	

                                       	
                                          ****** Ausbildungstage,

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Erholungsurlaub ist nach Möglichkeit zusammenhängend während der unterrichtsfreien Zeit zu erteilen und in Anspruch zu
                     nehmen.
                  

               

               
                     § 8
Kündigung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Während der Probezeit kann das Ausbildungsverhältnis nach Maßgabe von § 3 Absatz 2 TVAöD - Besonderer Teil Pflege - von beiden
                     Seiten jederzeit ohne Einhalten einer Kündigungsfrist gekündigt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Nach der Probezeit (§ 2 Absatz 2) kann das Ausbildungsverhältnis unbeschadet der gesetzlichen Kündigungsgründe nur gekündigt
                     werden
                  

                  
                     
                        	
                            aus einem sonstigen wichtigen Grund ohne Einhalten einer Kündigungsfrist,

                        

                        	
                            von dem/der Auszubildenden mit einer Kündigungsfrist von vier Wochen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Kündigung muss schriftlich und in den Fällen des Absatzes 2 unter Angabe der Kündigungsgründe erfolgen.
                  

               

               
                     § 9
Ausschlussfrist
                     

                  

                  Ansprüche aus dem Ausbildungsverhältnis sind innerhalb von zwölf Monaten nach Fälligkeit in Textform geltend zu machen. Ansprüche,
                     die nicht innerhalb dieser Frist in Textform gegenüber der jeweils anderen Vertragspartei geltend gemacht werden, verfallen.
                  

               

               
                     § 10
Vertragsänderungen, Nebenabreden, Vertragsausfertigungen
                     

                  

                  (1) Änderungen und Ergänzungen des Ausbildungsvertrages einschließlich von Nebenabreden sowie Vereinbarungen weiterer Nebenabreden
                     sind nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart werden. Dies gilt auch für die einvernehmliche Aufhebung des Schriftformerfordernisses.
                  

                  (2) Vorstehender Vertrag wird dreifach ausgefertigt. Beide Vertragspartner und die Fachschule erhalten jeweils eine Ausfertigung.

                  
                     
                        
                           
                              	
                                 ____________________

                                 (Ort, Datum)

                              
                           

                           
                              	
                                 ____________________

                                 (Stempel und Unterschrift Träger)

                              
                           

                           
                              	
                                 ____________________

                                 (Auszubildende/Auszubildender)

                              
                           

                           
                              	
                                 Die gesetzlichen Vertreter/der gesetzliche Vertreter/die gesetzliche Vertreterin der/des Auszubildenden:

                                 (Falls ein Elternteil verstorben ist, bitte vermerken.)

                              
                           

                           
                              	
                                 ____________________

                                 (Vater)

                              
                           

                           
                              	
                                 ____________________

                                 (Mutter)

                              
                           

                           
                              	
                                 ____________________

                                 (Vormund)/Pfleger/Pflegerin

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Anlage 2.2.1 zur KAO

Arbeitsrechtliche Regelung über Orientierungspraktika und Praktikumsverhältnisse vor Beginn oder während einer Schul- oder
            Hochschulausbildung 
(Orientierung- und Vor- und Zwischenpraktikumsordnung)
         

      

      Hinweis:

         Die kursiv abgedruckten Textteile der Anlage 2.2.1 sind Teile des in Bezug genommenen Tarifvertrages bzw. der in Bezug genommenen
               Richtlinien der VKA. Sie sind nur aus Gründen der besseren Lesbarkeit und Verständlichkeit mit abgedruckt.

         
                     § 1 
Geltungsbereich
                     

                  

                  Diese Regelungen gelten für Praktikantinnen und Praktikanten, die bei der Evangelischen Landeskirche in Württemberg, einer
                     Kirchengemeinde oder sonstigen Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts, die der Aufsicht der Landeskirche
                     unterstehen und nicht unter § 1 a Absatz 1 a KAO fallen, vor Beginn oder während ihrer Schul- oder Hochschulausbildung in einem Pflicht- oder Orientierungspraktikum beschäftigt
                     werden.
                  

               

               
                     § 2 
Grundlegung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der kirchliche Dienst wird durch den Auftrag bestimmt, den die Kirche von ihrem Herrn erhalten hat und wie er in § 1 Kirchenverfassungsgesetz der Evangelischen Landeskirche in Württemberg1 beschrieben ist. Die Beschäftigten (dies gilt auch für die in der Ausbildung Befindlichen) müssen daher in ihrem gesamten
                     Verhalten innerhalb und außerhalb des Dienstes sich der besonderen Verantwortung bewusst sein, die sie als beruflich im Dienst
                     der Kirche stehende Beschäftigte übernommen haben. Die Beschäftigten im Praktikum haben, unbeschadet der für sie geltenden
                     gesetzlichen Bestimmungen und der für sie geltenden Ausbildungs- und Prüfungsordnung, den ihnen anvertrauten Dienst treu und
                     gewissenhaft zu versehen und sich zu bemühen, ihr fachliches Können zu erweitern.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Treue und Gewissenhaftigkeit, die von den Beschäftigten erwartet wird, entspricht auf Seiten des Dienstgebers die Fürsorge
                     für sie, die Rechte und Belange der Beschäftigten zu wahren und ihnen den erfolgreichen Abschluss der Ausbildung im Rahmen
                     des Möglichen zu erleichtern.
                  

               

               
                     § 3 
Anwendung der Praktikanten-Richtlinien der VKA
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Rechte und Pflichten der Praktikanten und Praktikantinnen nach § 1 richten sich nach der VKA-Praktikums-Richtlinie (Praktikums-Richtlinie) vom 30. Dezember 2024 in der jeweils geltenden Fassung.
                     Dies gilt nicht, wenn im Folgenden etwas anderes bestimmt ist oder im Falle künftiger Änderungen, Ergänzungen oder Ersetzungen
                     der Praktikantenrichtlinien bestimmt wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die § 1 Abs. 4, §§ 1 d und 1 e KAO finden Anwendung.
                  

                   

               

               
                     § 4 
Ergänzende oder abweichende Bestimmungen zur VKA-Praktikums-Richtlinie
                     

                  

                  Abweichend von Nr. 2.1 der VKA-Praktikums-Richtlinie wird bestimmt:

                  
                     
                        	A.

                        	
                           Für Pflichtpraktika nach Ziff. 1 Buchst. a) der VKA-Praktikums-Richtlinie können folgende Aufwandsentschädigungen gezahlt werde2:
                           

                           
                              
                                 	
                                    für Vorpraktika (gilt entsprechend für Berufskollegiaten und Berufskollegiatinnen)
                                    

                                    
                                       
                                          	
                                             höchstens 450 Euro monatlich

                                          

                                          	
                                             höchstens das jeweilige Ausbildungsentgelt für das erste bzw. zweite Ausbildungsjahr nach § 8 Abs. 1 TVAöD – Besonderer Teil
                                                BBiG – wenn das Vorpraktikum länger als ein Jahr dauert
                                             

                                          

                                          	
                                             für Vorpraktika, die nach den Ausbildungsbestimmungen des Landes Bayern in Kindertageseirichtungen abgeleistet werden, eine Vergütung in Höhe von 25% bis 50 % der Vergütung einer Erzieherin/eines
                                                Erziehers im Anerkennungsjahr nach den von der Arbeitsrechtlichen Kommission in der Anerkennungspraktikumsordnung jeweils
                                                festgelegten Sätzen. Bei einer Vergütung, die den Mindestbetrag von 25 % übersteigt, ist Voraussetzung, dass die Vergütungssätze die von der örtlichen bürgerlichen
                                                Gemeinde für ihre Vorpraktika in den kommunalen Kindertagesstätten gewährte Vergütung nicht überschreiten
                                             

                                          

                                       

                                    

                                 

                                 	
                                    für Zwischenpraktika

                                    
                                       
                                          	
                                             von Erzieherinnen/Erziehern
höchstens 570 Euro monatlich
                                             

                                          

                                          	
                                             von hauswirtschaftlichen Betriebsleiterinnen/hauswirtschaftlichen Betriebsleitern
höchstens 570 Euro monatlich
                                             

                                          

                                          	
                                             von Kinderpflegerinnen/Kinderpflegern
höchstens 520 Euro monatlich
                                             

                                          

                                          	
                                             von Haus- und Familienpflegerinnen/Haus- und Familienpflegern
höchstens 520 Euro monatlich
                                             

                                          

                                       

                                    

                                 

                                 	
                                    für Studierende von Hochschulen für 
                                    

                                    
                                       
                                          	
                                             die berufspraktische Tätigkeit im ersten Praxissemester
höchstens 750 Euro monatlich
                                             

                                          

                                          	
                                             die berufspraktische Tätigkeit im zweiten Praxissemester höchstens 1.000 Euro monatlich

                                          

                                          	
                                             Praktika vor oder während des Studiums, die nach einer hochschulrechtlichen Bestimmung verpflichtend vorgeschrieben sind, höchstens 600 Euro monatlich

                                          

                                       

                                    

                                 

                              

                           

                           Die jeweiligen Sätze für die Aufwandsentschädigungen gemäß Nrn. I bis III sind einzelvertraglich unter Beachtung von § 40
                              Buchst. p) MVG.Württemberg zu vereinbaren. Dies gilt entsprechend für in den Nrn. I bis III nicht aufgeführte Pflichtpraktika unter Beachtung der in Ziff. 2.1
                              Abs. 1 festgelegten Obergrenze (redaktioneller Hinweis: von derzeit 1.000,00 Euro monatlich).
                           

                        

                        	B.

                        	
                           Für freiwillige Praktika nach Ziff. 1 Buchst. b) und c) der VKA-Praktikums-Richtlinie sind als angemessene Vergütung (§ 26 i. V. m. § 17 BBiG) zu bezahlen:
                           

                           
                              
                                 	
                                    mindestens 450 Euro und höchstens 600 Euro

                                 

                                 	
                                    bei Vorliegen einer abgeschlossenen Berufsausbildung oder eines abgeschlossenen Studiums, mindestens 550 Euro und höchstens
                                       800 Euro
                                    

                                 

                              

                           

                           Die Vergütung ist einzelvertraglich unter Beachtung von § 40 Buchst. p) MVG.Württemberg zu vereinbaren.

                           Die Regelung gilt nicht für Personen, die bereits eine für den Tätigkeitsbereich der Dienststelle oder Einrichtung erforderliche
                              abgeschlossene Berufs-, Schul- oder Hochschulausbildung besitzen.
                           

                        

                     

                  

                  

               

            

            VKA-Praktikums-Richtlinie 
(Praktikums-Richtlinie) 
vom 30. Dezember 2024

               


               
                  
                     	
                        Geltungsbereich

                        Diese Richtlinie gilt für Praktikantinnen/Praktikanten,

                        
                           
                              	
                                 die ein Praktikum auf Grund einer schulrechtlichen Bestimmung, einer Ausbildungsordnung, einer hochschulrechtlichen Bestimmung
                                       oder im Rahmen einer Ausbildung an einer gesetzlich geregelten Berufsakademie leisten (Pflichtpraktikum) oder

                              

                              	
                                 die ein Praktikum von bis zu drei Monaten zur Orientierung für eine Berufsausbildung oder für die Aufnahme eines Studiums
                                       leisten (freiwilliges Praktikum) oder 

                              

                              	
                                 die ein Praktikum von bis zu drei Monaten begleitend zu einer Berufs- oder Hochschulausbildung leisten, wenn nicht zuvor bereits
                                       ein solches Praktikumsverhältnis zwischen den Vertragsparteien dieses Praktikumsverhältnisses bestanden hat (freiwilliges
                                       Praktikum).

                              

                           

                        

                     

                     	
                         Aufwandsentschädigung/Vergütung

                        
                           
                              	2.1

                              	
                                 Höhe der Aufwandsentschädigung/Vergütung 

                                 (1) Praktikantinnen/Praktikanten, die ein Pflichtpraktikum nach Ziffer 1 Buchstabe a absolvieren, kann auf der Grundlage einer
                                       vertraglichen Regelung zum Ausgleich einer bestehenden finanziellen Belastung eine steuerpflichtige Aufwandsentschädigung gezahlt werden. Wird eine Aufwandsentschädigung gezahlt, kann diese bis zu 1.000,00 Euro monatlich betragen. In Teilzeit beschäftigte Praktikantinnen/Praktikanten erhalten die Aufwandsentschädigung in dem Umfang,
                                       der dem Anteil ihrer individuell vereinbarten durchschnittlichen Tätigkeitszeit an der regelmäßigen Arbeitszeit vergleichbarer
                                       Vollzeitbeschäftigter entspricht. 

                                 Redaktioneller Hinweis: Zur Höhe der Aufwandsentschädigung siehe § 4 der Anlage 2.2.1 zur KAO

                                 (2) Praktikantinnen/Praktikanten, die ein freiwilliges Praktikum nach Ziffer 1 Buchstabe b oder c absolvieren, haben Anspruch
                                       auf eine angemessene Vergütung entsprechend § 26 i. V. m. § 17 BBiG. Die Vergütung bemisst sich nach Monaten. Bei der Berechnung
                                       der Vergütung für einzelne Tage wird der Monat zu 30 Tagen gerechnet. 

                                 Redaktioneller Hinweis: Zur Höhe der Vergütung siehe § 4 der Anlage 2.2.1 zur KAO

                              

                              	2.2

                              	
                                  Fortzahlung der Vergütung/Aufwandsentschädigung 

                                 
                                    
                                       	2.2.1

                                       	
                                          Fortzahlung der Vergütung im Krankheitsfall Praktikantinnen/Praktikanten, die ein freiwilliges Praktikum nach Ziffer 1 Buchstabe
                                                b oder c absolvieren, haben Anspruch auf Fortzahlung der Vergütung bis zur Dauer von sechs Wochen, wenn sie infolge einer
                                                unverschuldeten Krankheit das Praktikum nicht durchführen können. Der Anspruch entsteht erst nach vierwöchiger ununterbrochener
                                                Dauer des Praktikumsverhältnisses. Gleiches gilt für einen unverschuldeten Unfall, medizinische Vorsorgemaßnahmen und sonstige medizinisch notwendige Eingriffe. Hinsichtlich der Anzeige- und Nachweispflichten der Arbeitsunfähigkeit
                                                gilt § 5 Entgeltfortzahlungsgesetz. 

                                       

                                       	2.2.2

                                       	
                                          Fortzahlung der Vergütung in sonstigen Fällen Praktikantinnen/Praktikanten, die ein freiwilliges Praktikum nach Ziffer 1 Buchstabe
                                                b oder c absolvieren, haben entsprechend § 26 i. V. m. § 19 BBiG Anspruch auf Fortzahlung der Vergütung bis zur Dauer von
                                                sechs Wochen, wenn sich die Praktikantin/der Praktikant für das Praktikum bereithält, dieses aber ausfällt. Ein Anspruch auf
                                                Fortzahlung der Vergütung bis zur Dauer von sechs Wochen besteht ebenfalls, wenn die Praktikantin/der Praktikant aus einem
                                                sonstigen, in ihrer/seiner Person liegendem Grund unverschuldet nicht an der Praktikantenausbildung teilnehmen kann. 

                                       

                                       	2.2.3

                                       	
                                          Fortzahlung der Aufwandsentschädigung Erhalten Praktikantinnen/Praktikanten, die ein Pflichtpraktikum nach Ziffer 1 Buchstabe
                                                a absolvieren, eine Aufwandsentschädigung, finden Ziffern 2.2.1 und 2.2.2 entsprechend Anwendung. 

                                       

                                    

                                 

                              

                           

                        

                     

                     	
                        Reisekosten usw. 

                        Bei Dienstreisen können Praktikantinnen/Praktikanten eine Entschädigung in entsprechender Anwendung der für die Beschäftigten
                              der Praktikumstelle geltenden Reisekostenbestimmungen in der jeweiligen Fassung erhalten. Für die erstmalige Anreise zu und
                              die letztmalige Abreise von der Praktikumsstelle kann eine Aufwandsentschädigung entsprechend der in § 10 Absatz 2 Satz 1
                              TVAöD - Besonderer Teil BBiG - enthaltenen Regelungen gezahlt werden. Für Familienheimfahrten kann in entsprechender Anwendung
                              von § 10a TVAöD - Besonderer Teil BBiG - verfahren werden.

                     

                     	
                        Erholungsurlaub

                        (1)  Praktikantinnen/Praktikanten, die ein Pflichtpraktikum nach Ziffer 1 Buchstabe a absolvieren, haben keinen Urlaubsanspruch,
                              hiervon kann im Einzelfall abgewichen werden. 

                        (2) Praktikantinnen/Praktikanten, die ein freiwilliges Praktikum nach Ziffer 1 Buchstabe b oder c absolvieren, haben Anspruch
                              auf Gewährung von Urlaub nach den Vorschriften des Bundesurlaubsgesetzes bzw. des Jugendarbeitsschutzgesetzes. 

                     

                     	
                        Steuerpflicht (Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag, Kirchensteuer) 

                        Aufwandsentschädigung, Vergütung sowie Sachbezüge sind von den Praktikantinnen/Praktikanten nach Maßgabe der einschlägigen
                              steuerlichen Bestimmungen gemäß den jeweiligen Lohnsteuerabzugsmerkmalen individuell zu versteuern. 

                        Die Pauschalversteuerung von Geld- und Nebenbezügen (§ 37b, §§ 40 bis 40b Einkommensteuergesetz) ist unzulässig. 

                     

                     	
                        Sozialversicherungspflicht 

                        Die Praktikumsstelle ist für die versicherungs- und beitragsrechtliche Beurteilung der Praktikantin/des Praktikanten verantwortlich.

                     

                     	
                        Schweigepflicht, Schadenshaftung 

                        (1)  Praktikantinnen/Praktikanten sind verpflichtet, über Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch gesetzliche Vorschriften
                              vorgesehen oder von der Praktikumsstelle angeordnet ist, Verschwiegenheit zu wahren, dies gilt auch über die Beendigung des
                              Praktikumsverhältnisses hinaus. 

                        (2)  Für die Haftung von Schäden, die Praktikantinnen/Praktikanten während des Praktikums verursachen, finden die für die
                              Beschäftigten der Praktikumsstelle geltenden tariflichen Bestimmungen entsprechende Anwendung. 

                     

                     	
                         Praktikumsvertrag, Zeugnis 

                        
                           
                              	8.1

                              	
                                 Praktikumsvertrag Mit Praktikantinnen/Praktikanten ist ein schriftlicher Praktikumsvertrag zu schließen. Der Praktikumsvertrag muss vor Beginn des Praktikums abgeschlossen werden und der Praktikantin/dem Praktikanten
                                       ausgehändigt werden. In den Praktikumsvertrag sind mindestens aufzunehmen: 

                                 
                                    
                                       	
                                          Name und Anschrift der Vertragsparteien 

                                       

                                       	
                                          Art des Praktikums 

                                       

                                       	
                                          die mit dem Praktikum verfolgten Lern- und Ausbildungsziele

                                       

                                       	
                                          Beginn und Dauer des Praktikums 

                                       

                                       	
                                          Dauer der regelmäßigen täglichen Praktikumszeit 

                                       

                                       	
                                          Zahlung und Höhe der Vergütung/Aufwandsentschädigung 

                                       

                                       	
                                          Dauer des Urlaubs 

                                       

                                       	
                                          ein in allgemeiner Form gehaltener Hinweis auf die Betriebs- oder Dienstvereinbarungen, die auf das Praktikumsverhältnis anzuwenden
                                                sind.

                                       

                                    

                                 

                              

                              	8.2

                              	
                                 Praktikumsbescheinigung, Zeugnis Praktikantinnen/Praktikanten haben Anspruch auf Ausstellung eines Zeugnisses. Dieses muss
                                       mindestens Angaben über Art und Dauer des Praktikums sowie über die erworbenen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten enthalten.
                                       Auf Wunsch der Praktikantin/des Praktikanten müssen darüber hinaus auch Angaben über Verhalten und Leistung aufgenommen werden.
                                       

                              

                           

                        

                     

                     	
                         Inkrafttreten/Außerkrafttreten 

                        (1) Diese Richtlinie tritt am 1. Januar 2025 in Kraft. 

                        (2) Gleichzeitig treten die Praktikanten-Richtlinien der VKA in der Fassung vom 21. November 2014 außer Kraft.

                     

                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 1 dieser Sammlung. 
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Richtig „werden“.

         

      

   
      

      
         Anlage 2.2.2 zur KAO

Arbeitsrechtliche Regelung über Anerkennungspraktika 
(Anerkennungspraktikumsordnung)
         

      

      Hinweis:

      Die kursiv abgedruckten Textteile der Anlagen 2.2.1 und 2.2.2 sind Teile des in Bezug genommenen Tarifvertrages bzw. der in
            Bezug genommenen Richtlinien der VKA. Sie sind nur aus Gründen der besseren Lesbarkeit und Verständlichkeit mit abgedruckt.

      
                     § 1 
Geltungsbereich
                     

                  

                  Diese Regelung der Arbeitsbedingungen gilt für Praktikanten und Praktikantinnen für den Beruf

                  
                     
                        	
                            der Sozialarbeiterin/des Sozialarbeiters, der Sozialpädagogin/des Sozialpädagogen, der Sozialdiakonin/des Sozialdiakons und
                              der Heilpädagogin/des Heilpädagogen während der praktischen Tätigkeit, die nach Abschluss des Fachhochschulstudiums der staatlichen
                              Anerkennung als Sozialarbeiter/Sozialarbeiterin, Sozialpädagoge/Sozialpädagogin, Sozialdiakon/Sozialdiakonin bzw. Heilpädagoge/Heilpädagogin
                              vorauszugehen hat,
                           

                        

                        	
                            der Erzieherin/des Erziehers während der praktischen Tätigkeit, die nach der geltenden Ausbildungsordnung der staatlichen
                              Anerkennung als Erzieher/Erzieherin vorauszugehen hat,
                           

                        

                        	
                            der Kinderpflegerin/des Kinderpflegers während der praktischen Tätigkeit, die nach der geltenden Ausbildungsordnung der staatlichen
                              Anerkennung als Kinderpfleger/Kinderpflegerin vorauszugehen hat,
                           

                        

                        	
                            der Religionspädagogin/des Religionspädagogen, der Gemeindediakonin/des Gemeindediakons und der Jugendreferentin/des Jugendreferenten
                              während der praktischen Tätigkeit, die nach der jeweils geltenden Ausbildungsordnung vorgeschrieben ist,
                           

                        

                        	
                            der Dorfhelferin/des Dorfhelfers, der Altenpflegerin/des Altenpflegers während der praktischen Tätigkeit, die nach der jeweils
                              geltenden Ausbildungsordnung vorgeschrieben ist oder der staatlichen bzw. kirchlichen Anerkennung vorauszugehen hat,
                           

                        

                        	
                            der Kirchenmusikerin/des Kirchenmusikers entsprechend den Richtlinien über das Praktikum im kirchenmusikalischen Dienst in
                              der Evangelischen Landeskirche Württemberg vom 30. Januar 1990,
                           

                        

                        	
                            sonstiger Berufe während der praktischen Tätigkeit, die nach der jeweils geltenden Ausbildungsordnung vorgeschrieben ist
                              oder der staatlichen bzw. kirchlichen Anerkennung vorauszugehen hat,
                           

                        

                     

                  

                  die in einem Praktikantenverhältnis bei der Evangelischen Landeskirche in Württemberg, einer Kirchengemeinde oder sonstigen
                     Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts, die der Aufsicht der Landeskirche unterstehen, beschäftigt werden.
                  

               

               
                     § 1 a 
Grundlegung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der kirchliche Dienst wird durch den Auftrag bestimmt, den die Kirche von ihrem Herrn erhalten hat und wie er in § 1 der Verfassung der Evangelischen Landeskirche in Württemberg beschrieben ist. Die Beschäftigten (dies gilt auch für die in der Ausbildung Befindlichen) müssen daher in ihrem gesamten
                     Verhalten innerhalb und außerhalb des Dienstes sich der besonderen Verantwortung bewusst sein, die sie als beruflich im Dienst
                     der Kirche stehende Beschäftigte übernommen haben. Die Beschäftigten im Praktikum haben, unbeschadet der für sie geltenden
                     Regelungen im Berufsbildungsgesetz und der für sie geltenden Ausbildungs- und Prüfungsordnung, den ihnen anvertrauten Dienst
                     treu und gewissenhaft zu versehen und sich zu bemühen, ihr fachliches Können zu erweitern.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Treue und Gewissenhaftigkeit, die von den Beschäftigten erwartet wird, entspricht auf Seiten des Dienstgebers die Fürsorge
                     für sie, die Rechte und Belange der Beschäftigten zu wahren und ihnen den erfolgreichen Abschluss der Ausbildung im Rahmen
                     des Möglichen zu erleichtern.
                  

               

               
                     § 1 b 
Anwendung des Tarifvertrags für Praktikanten/Praktikantinnen 
des öffentlichen Dienstes (TVPöD)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Auf das Ausbildungsverhältnis der in § 1 genannten Praktikanten/Praktikantinnen findet der Tarifvertrag für Praktikanten/Praktikantinnen des öffentlichen Dienstes
                     (TVPöD) vom 27. Oktober 2009 und die ihn ergänzenden Tarifverträge in der jeweils gültigen Fassung entsprechende Anwendung.
                     Dies gilt nicht, wenn im Folgenden etwas anderes bestimmt ist oder im Falle künftiger Änderungen, Ergänzungen oder Ersetzungen
                     der genannten Tarifverträge bestimmt wird. Die Bestimmungen des § 1 c Abs. 1 bis 4 KAO finden entsprechende Anwendung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die §§ 1 d und 1 e KAO finden Anwendung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         § 1 TVPöD findet keine Anwendung.
                  

               

               § 2
Praktikantenvertrag, Nebenabreden

                  
                        (
                        1
                        )
                         Vor Beginn des Praktikantenverhältnisses ist ein schriftlicher Praktikantenvertrag zu schließen.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart werden. Sie können gesondert gekündigt werden, soweit dies
                        einzelvertraglich vereinbart ist.

               

               § 3
Probezeit

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Probezeit beträgt drei Monate.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Während der Probezeit kann das Praktikantenverhältnis von beiden Seiten jederzeit ohne Einhalten einer Kündigungsfrist gekündigt
                        werden.

               

               § 4
Ärztliche Untersuchungen

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Arbeitgeber ist bei begründeter Veranlassung berechtigt, Praktikanten/Praktikantinnen zu verpflichten, durch ärztliche
                        Bescheinigung nachzuweisen, dass sie in der Lage sind, die nach § 1 Abs. 1 erforderliche praktische Tätigkeit auszuüben. Bei
                        der beauftragten Ärztin/dem beauftragten Arzt kann es sich um eine Betriebsärztin/einen Betriebsarzt, eine Personalärztin/einen
                        Personalarzt oder eine Amtsärztin/einen Amtsarzt handeln, soweit sich die Betriebsparteien nicht auf eine andere Ärztin/einen
                        anderen Arzt geeinigt haben.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Praktikanten/Praktikantinnen, die besonderen Ansteckungsgefahren ausgesetzt, mit gesundheitsgefährdenden Tätigkeiten beschäftigt
                        oder mit der Zubereitung von Speisen beauftragt sind, sind auf ihren Antrag bei Beendigung des Praktikantenverhältnisses ärztlich
                        zu untersuchen.

               

               § 5
Schweigepflicht, Nebentätigkeiten, Haftung, Schutzkleidung

                  
                        (
                        1
                        )
                         Praktikanten/Praktikantinnen haben in demselben Umfang Verschwiegenheit zu wahren wie die Beschäftigten des Arbeitgebers.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Nebentätigkeiten gegen Entgelt haben Praktikanten/Praktikantinnen ihrem Arbeitgeber rechtzeitig vorher schriftlich anzuzeigen.
                        Der Arbeitgeber kann die Nebentätigkeit untersagen oder mit Auflagen versehen, wenn diese geeignet ist, die nach § 1 Abs.
                        1 erforderliche praktische Tätigkeit der Praktikanten/Praktikantinnen oder berechtigte Interessen des Arbeitgebers zu beeinträchtigen.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für die Schadenshaftung der Praktikanten/Praktikantinnen finden die für die Beschäftigten des Arbeitgebers geltenden Bestimmungen
                        des TVöD entsprechende Anwendung.

                  
                        (
                        4
                        )
                         Soweit das Tragen von Schutzkleidung gesetzlich vorgeschrieben oder angeordnet ist, wird sie unentgeltlich zur Verfügung
                        gestellt und bleibt Eigentum des Arbeitgebers

               

               § 6
Personalakten

                  Die Praktikanten/Praktikantinnen haben ein Recht auf Einsicht in ihre vollständigen Personalakten. Sie können das Recht auf
                        Einsicht durch eine hierzu schriftlich Bevollmächtigte/einen hierzu schriftlich Bevollmächtigten ausüben lassen. Sie können
                        Auszüge oder Kopien aus ihren Personalakten erhalten.

                  

                  Anstelle von § 7 TVPöD wird bestimmt:

               

               
                     § 7 
Wöchentliche und tägliche Arbeitszeit
                     

                  

                  Die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit und die tägliche Arbeitszeit der Praktikanten/Praktikantinnen richten
                     sich nach den Bestimmungen, die für die Arbeitszeit der bei dem Arbeitgeber in dem künftigen Beruf der Praktikanten/Praktikantinnen
                     Beschäftigten gelten.
                  

               

               
                     § 8 
Entgelt
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das monatliche Entgelt beträgt für Praktikantinnen/Praktikanten für den Beruf der Sozialarbeiterin/des Sozialarbeiters, der
                        Sozialpädagogin/des Sozialpädagogen, der Heilpädagogin/des Heilpädagogen

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 bis 29. Februar 2024

                              
                              	
                                 ab 1. März 2024

                              
                           

                           
                              	
                                 1.876,21 Euro

                              
                              	
                                 2.026,21 Euro

                              
                           

                        
                     

                  

                  der pharmazeutisch-technischen Assistentin/des pharmazeutisch-technischen Assistenten, der Erzieherin/des Erziehers

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 bis 29. Februar 2024

                              
                              	
                                 ab 1. März 2024

                              
                           

                           
                              	
                                 1.652,02 Euro

                              
                              	
                                 1.802,02 Euro

                              
                           

                        
                     

                  

                  der Kinderpflegerin/des Kinderpflegers, der Masseurin und medizinischen Bademeisterin/des Masseurs und medizinischen Bademeisters,
                        der Rettungsassistentin/des Rettungsassistenten

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 bis 29. Februar 2024

                              
                              	
                                 ab 1. März 2024

                              
                           

                           
                              	
                                 1.595,36 Euro

                              
                              	
                                 1.745,36 Euro

                              
                           

                        
                     

                  

                  

                  Anstelle von § 8 Abs. 2 TVPöD wird bestimmt:

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das monatliche Entgelt für Praktikanten/Praktikantinnen im Anerkennungsjahr wird wie folgt geregelt:
                     
                        	
                           Praktikanten/Praktikantinnen im kirchenmusikalischen Dienst erhalten ein monatliches Entgelt in Höhe von 80 % des Monatsentgelts der Entgeltgruppe 9 b, Stufe 1.

                        

                        	
                           Praktikanten/Praktikantinnen im Anerkennungsjahr für den Beruf der Dorfhelferin/des Dorfhelfers, der Altenpflegerin/des Altenpflegers,
                              der Haus- und Familienpflegerin/des Haus- und Familienpflegers im Anerkennungsjahr erhalten ein monatliches Entgelt in gleicher
                              Höhe wie Erzieher/Erzieherinnen.
                           

                        

                        	
                            Die Vergütung für das Anerkennungsjahr sonstiger Berufe kann innerhalb der Dienststelle oder Einrichtung einzelvertraglich
                              unter Beachtung von § 40 Buchstabe p) MVG.Württemberg1 festgelegt werden. 
                           

                        

                        	
                           Die Praktikanten in den Vergütungsgruppenplänen 3 bis 7 erhalten im Anerkennungsjahr ein monatliches Entgelt in Höhe der Entgeltgruppe
                              9 c Stufe 1.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Entgelt nach den Absätzen 1 und 2 ist zu demselben Zeitpunkt fällig wie das den Beschäftigten des Arbeitgebers gezahlte
                     Entgelt.
                  

               

               
                     § 9 
Sonstige Entgeltregelungen
                     

                  

                  Anstelle von § 9 Abs. 1 und 2 TVPöD wird bestimmt: 

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für die Arbeit an Samstagen, Sonntagen, Feiertagen, Vorfesttagen und in der Nacht; für Überstunden, für Zeitzuschläge, für
                     Bereitschaftsdienst und Rufbereitschaft gelten die Regelungen sinngemäß, die jeweils für die beim Dienstgeber in dem zukünftigen
                     Beruf der Praktikantin/des Praktikanten Beschäftigten maßgebend sind. Dabei gilt als Stundenvergütung im Sinne des § 8 KAO der auf die Stunde entfallende Anteil der Praktikantenvergütung. Zur Ermittlung dieses Anteils ist die jeweilige Praktikantenvergütung
                     durch das 4,348fache der durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit zu teilen.
                  

                  Anstelle von § 9 Abs. 2 und 3 TVPöD wird bestimmt:

                  
                        (
                        2
                        )
                         Soweit Beschäftigten gemäß § 19 KAO Erschwerniszuschläge zustehen, erhalten Praktikanten und Praktikantinnen unter denselben Voraussetzungen die entsprechenden
                     Zuschläge in voller Höhe.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         § 9 Abs. 3 TVPöD findet keine Anwendung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Soweit Beschäftigten gemäß § 8 Abs. 5 bzw. 6 TVöD eine Wechselschicht bzw. Schichtzulage zusteht, erhalten Praktikanten und
                        Praktikantinnen unter denselben Voraussetzungen 75 v. H. des entsprechenden Zulagenbetrages.

                  
                        (
                        5
                        )
                         Falls im Bereich der Mitgliedsverbände der VKA im Rahmen des Praktikantenvertrages eine Vereinbarung über die Gewährung einer Personalunterkunft getroffen wird, ist dies in einer gesondert kündbaren Nebenabrede
                        (§ 2 Abs. 2) festzulegen. Der Wert der Personalunterkunft wird im Bereich der Mitgliedsverbände der VKA im Tarifgebiet West
                        nach dem Tarifvertrag über die Bewertung der Personalunterkünfte für Angestellte vom 16. März 1974 in der jeweils geltenden
                        Fassung auf das Entgelt (§ 8) mit der Maßgabe angerechnet, dass der nach § 3 Abs. 1 Unterabs. 1 des genannten Tarifvertrages
                        maßgebende Quadratmetersatz um 15 v. H. zu kürzen ist.

                  
                        (
                        6
                        )
                         [gestrichen]

               

               § 10
Urlaub

                  Praktikantinnen/Praktikanten erhalten Erholungsurlaub unter Fortzahlung ihres Entgelts (§ 8 Abs. 1) in entsprechender Anwendung
                        der für die Beschäftigten des Arbeitgebers geltenden Regelungen mit der Maßgabe, dass der Urlaubsanspruch bei Verteilung der
                        wöchentlichen Arbeitszeit auf fünf Tage in der Kalenderwoche in jedem Kalenderjahr 30 Arbeitstage beträgt.

               

               § 11
Entgelt im Krankheitsfall

                  
                        (
                        1
                        )
                         Werden Praktikanten/Praktikantinnen durch Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit ohne ihr Verschulden verhindert, die nach
                        § 1 Abs. 1 erforderliche praktische Tätigkeit auszuüben, erhalten sie für die Zeit der Arbeitsunfähigkeit für die Dauer von
                        bis zu sechs Wochen sowie nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen bei Wiederholungserkrankungen das Entgelt (§ 8 Abs. 1)
                        in entsprechender Anwendung der für die Beschäftigten des Arbeitgebers geltenden Regelungen fortgezahlt.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Im Übrigen gilt das Entgeltfortzahlungsgesetz.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Bei der jeweils ersten Arbeitsunfähigkeit, die durch einen bei dem Arbeitgeber erlittenen Arbeitsunfall oder durch eine bei
                        dem Arbeitgeber zugezogene Berufskrankheit verursacht ist, erhält der Praktikant/die Praktikantin nach Ablauf des nach Abs.
                        1 maßgebenden Zeitraums bis zum Ende der 26. Woche seit dem Beginn der Arbeitsunfähigkeit einen Krankengeldzuschuss in Höhe
                        des Unterschiedsbetrages zwischen dem Bruttokrankengeld und dem sich nach Abs. 1 ergebenden Nettoentgelt, wenn der zuständige
                        Unfallversicherungsträger den Arbeitsunfall oder die Berufskrankheit anerkennt.

               

               § 12
Entgeltfortzahlung in anderen Fällen

                  Praktikanten/Praktikantinnen haben Anspruch auf Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung ihres Entgelts (§ 8 Abs. 1) unter denselben
                        Voraussetzungen wie die Beschäftigten des Arbeitgebers.

               

               § 13
Vermögenswirksame Leistungen

                  Nach Maßgabe des Vermögensbildungsgesetzes in seiner jeweiligen Fassung erhalten Praktikanten/Praktikantinnen eine vermögenswirksame
                        Leistung in Höhe von 13,29 Euro monatlich. Der Anspruch auf vermögenswirksame Leistungen entsteht frühestens für den Kalendermonat,
                        in dem dem Arbeitgeber die erforderlichen Angaben mitgeteilt werden, und für die beiden vorangegangenen Monate desselben Kalenderjahres. 
                  

               

               § 14
Jahressonderzahlung

                  
                        (
                        1
                        )
                         Praktikanten/Praktikantinnen, die am 1. Dezember in einem Praktikantenverhältnis stehen, haben Anspruch auf eine Jahressonderzahlung.
                        Die Jahressonderzahlung beträgt 82,14 v.H. des den Praktikantinnen und Praktikanten für November zustehenden Entgelts (§ 8
                        Abs. 1).

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Anspruch ermäßigt sich um ein Zwölftel für jeden Kalendermonat, in dem Praktikanten/ Praktikantinnen keinen Anspruch
                        auf Entgelt (§ 8 Abs. 1), Fortzahlung des Entgelts während des Erholungsurlaubs (§10) oder im Krankheitsfall (§ 11) haben.
                        Die Verminderung unterbleibt für Kalendermonate, für die Praktikantinnen wegen Beschäftigungsverboten nach dem Mutterschutzgesetz
                        kein Entgelt erhalten haben, sowie für Kalendermonate der Inanspruchnahme der Elternzeit nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz
                        (BEEG) bis zum Ende des Kalenderjahres, in dem das Kind geboren ist, wenn am Tag vor Antritt der Elternzeit Entgeltanspruch
                        bestanden hat.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Jahressonderzahlung wird mit dem für November zustehenden Entgelt ausgezahlt.

                  
                        (
                        4
                        )
                         Praktikanten/Praktikantinnen, die im unmittelbaren Anschluss an das Praktikantenverhältnis von ihrem Arbeitgeber in ein Arbeitsverhältnis
                        übernommen werden und am 1. Dezember noch in diesem Arbeitsverhältnis stehen, erhalten zusammen mit der anteiligen Jahressonderzahlung aus dem Arbeitsverhältnis
                        eine anteilige Jahressonderzahlung aus dem Praktikantenverhältnis. Erfolgt die Übernahme im Laufe eines Kalendermonats, wird
                        für diesen Monat nur die anteilige Jahressonderzahlung aus dem Arbeitsverhältnis gezahlt.

               

               § 15
Beendigung des Praktikantenverhältnisses

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Praktikantenverhältnis endet mit dem im Praktikantenvertrag vereinbarten Zeitpunkt, ohne dass es einer Kündigung bedarf.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Nach der Probezeit (§ 3) kann das Praktikantenverhältnis unbeschadet der gesetzlichen Kündigungsgründe nur gekündigt werden

                  
                     
                        	
                            aus einem sonstigen wichtigen Grund ohne Einhalten einer Kündigungsfrist,

                        

                        	
                            von dem Praktikanten/der Praktikantin mit einer Kündigungsfrist von vier Wochen

                        

                     

                  

               

               § 16
Zeugnis

                  Der Arbeitgeber hat den Praktikanten/Praktikantinnen bei Beendigung des Praktikantenverhältnisses ein Zeugnis auszustellen.
                        Das Zeugnis muss Angaben über Art, Dauer und Ziel des Praktikums sowie über die erworbenen Fertigkeiten und Kenntnisse enthalten.
                        Auf Verlangen der Praktikanten/Praktikantinnen sind auch Angaben über Führung, Leistung und besondere fachliche Fähigkeiten
                        aufzunehmen.

                  

                  Anstelle von § 17 TVPöD wird bestimmt:

               

               
                     § 17 
Ausschlussfrist
                     

                  

                  Ansprüche aus dem Praktikantenverhältnis verfallen, wenn sie nicht innerhalb einer Ausschlussfrist von zwölf Monaten nach
                     Fälligkeit von dem Praktikanten/der Praktikantin oder vom Arbeitgeber in Textform geltend gemacht werden.
                  

                  

                  Anstelle von § 18 TVPöD wird bestimmt:

               

               
                     § 18 
Sonstige Bestimmungen
                     

                  

                  § 18 TVPöD findet keine Anwendung.

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 420 u. 421 dieser Sammlung.
            

         

      

   
      

      
         Anlage 3.1.1 zur KAO

Ordnung für den Berufseinstieg von Diakonen und Diakoninnen
         

      

      
                     § 1 
Geltungsbereich
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die nachstehenden Bestimmungen gelten für Absolventen und Absolventinnen von Evang. Hochschulen und Fachhochschulen, die
                     ins Amt des Diakons/der Diakonin gemäß § 3 Abs. 3 und 5 Diakonen- und Diakoninnengesetz berufen sind oder werden. Sie regeln die Begleitung in den ersten Berufsjahren.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für die Absolventen und Absolventinnen anerkannter diakonisch-missionarischer Ausbildungsstätten gemäß § 3 Abs. 4 Diakonen- und Diakoninnengesetz findet die Ordnung über die Aufbauausbildung Anwendung.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt I 
Arbeitsfelder Soziale Diakonie, Gemeindediakonie, Jugendarbeit und Seelsorge
            

         

         
                     § 2 
Verpflichtende Veranstaltungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Diakone und Diakoninnen nach § 1 Abs. 1 der Ordnung aus den Arbeitsfeldern Soziale Diakonie, Gemeindediakonie, Jugendarbeit und Seelsorge werden vom Evangelischen
                     Oberkirchenrat1 zu einem eintägigen Einführungsseminar einberufen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zusätzlich zum Einführungsseminar finden ein- oder mehrtägige Starthilfetage statt, die vom Evangelischen Jugendwerk2 in Württemberg, dem Diakonischen Werk Württemberg und der/dem Beauftragten für Gemeindediakoninnen und Gemeindediakone jeweils
                     für ihre Berufsgruppe angeboten und durchgeführt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Praxisbegleitung nach den Starthilfetagen findet als Einzel- oder Gruppenbegleitung im Umfang von mindestens 10 Sitzungen
                     statt. Sie wird vom Evangelischen Oberkirchenrat3 koordiniert.
                  

                  Entsprechend ihrer jeweiligen Zuständigkeiten werden die Evangelische Hochschule Ludwigsburg4, das Evangelische Jugendwerk5 in Württemberg, das Diakonische Werk Württemberg, die/der Beauftragte für die Gemeindediakoninnen und Gemeindediakone und
                     die Stiftung Karlshöhe einbezogen.
                  

                  Die Praxisbegleitung wird von dem Diakon/der Diakonin schriftlich ausgewertet. Diese Auswertung wird dem Evangelischen Oberkirchenrat6 als Nachweis vorgelegt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der Diakon/die Diakonin nimmt in dieser Zeit an einer geistlich-theologischen Fortbildung nach § 4 Abs. 8 Diakonen- und Diakoninnengesetz teil.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Nach dem Einführungsseminar, den Starthilfetagen, der Praxisbegleitung und der geistlich-theologischen Fortbildung findet
                     ein Auswertungsseminar unter der Leitung des Evangelischen Oberkirchenrats7 statt.
                  

               

               
                     § 3 
Kosten
                     

                  

                  Die Kosten für die in § 2 genannten Veranstaltungen trägt die Landeskirche. Die Reisekosten zu den Veranstaltungen trägt der jeweilige Anstellungsträger.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt II 
Arbeitsfeld Religionspädagogik
            

         

         
                     § 4 
Verpflichtende Veranstaltungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Diakone und Diakoninnen nach § 1 Abs. 1 dieser Ordnung aus dem Arbeitsfeld Religionspädagogik werden vom Evang. Oberkirchenrat zu einem eintägigen Einführungsseminar
                     einberufen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Es müssen mindestens zwei Kurse mit insgesamt zehn Kurstagen absolviert werden. Der erste Kurs findet unter der Leitung des
                     Pädagogisch-Theologischen Zentrums statt. Die weiteren Kurstage können frei aus dem Fortbildungsangebot für Religionspädagogen
                     und Religionspädagoginnen gewählt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die schulpraktische Beratung und Begleitung geschieht durch mindestens zwei Unterrichtsbesuche pro Schuljahr, die der zuständige
                     Schuldekan/die zuständige Schuldekanin oder in Ausnahmefällen deren/dessen Beauftragter/Beauftragte durchführt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Im ersten Schuljahr wird der Diakon/die Diakonin durch einen Mentor/eine Mentorin begleitet. Dieser/Diese soll an der gleichen
                     oder einer benachbarten Schule unterrichten. Er/Sie muss die Lehrbefähigung für das Fach evangelische Religionslehre besitzen
                     und wird von dem zuständigen Schuldekan oder der zuständigen Schuldekanin ausgewählt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Im zweiten Schuljahr findet eine Supervision im Umfang von zehn Sitzungen statt. Es wird empfohlen die Supervision danach
                     weiterzuführen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Der Diakon/die Diakonin nimmt in dieser Zeit an einer geistlich-theologischen Fortbildung nach § 4 Abs. 8 Diakonen- und Diakoninnengesetz teil.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Nach dem Einführungsseminar, den Fortbildungskursen, der schulpraktischen Beratung und Begleitung, der Supervision und der
                     geistlich-theologischen Fortbildung findet ein Auswertungsseminar unter der Leitung des Evang. Oberkirchenrats statt.
                  

               

               
                     § 5 
Deputatsnachlass
                     

                  

                  Für die erstmalige Vorbereitung aller Unterrichtseinheiten in allen Klassen und die schriftliche Vorbereitung der Unterrichtsbesuche
                     nach § 5 Absatz 3 erhält der Diakon/die Diakonin in den ersten beiden Schuljahren einen Deputatsnachlass von zwei Wochenstunden.
                  

               

               
                     § 6 
Kosten
                     

                  

                  Die Kosten (inkl. Reisekosten) für die in § 5 genannten Veranstaltungen trägt die Landeskirche.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Der Änderungsbefehl aus Art. 1 Nr. 2 Buchst. a) Doppelbuchstabe aa) Fünfzehnte Änderung der Kirchlichen Anstellungsordnung
               für das Jahr 2024 (Änderung der Regelungen FWB, Anlagen 1.4.1 zur KAO, 3.1.1 zur KAO, 3.1.3 zur KAO und 3.7.1 zur KAO) vom
               13. Dezember 2024 (Abl. 71 Nr. 118) wurde von der Redaktion dahingehend ausgelegt.
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Der Änderungsbefehl aus Art. 1 Nr. 2 Buchst. a) Doppelbuchstabe bb) Fünfzehnte Änderung der Kirchlichen Anstellungsordnung
               für das Jahr 2024 (Änderung der Regelungen FWB, Anlagen 1.4.1 zur KAO, 3.1.1 zur KAO, 3.1.3 zur KAO und 3.7.1 zur KAO) vom
               13. Dezember 2024 (Abl. 71 Nr. 118) wurde von der Redaktion dahingehend ausgelegt.
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Der Änderungsbefehl aus Art. 1 Nr. 2 Buchst. a) Doppelbuchstabe aa) Fünfzehnte Änderung der Kirchlichen Anstellungsordnung
               für das Jahr 2024 (Änderung der Regelungen FWB, Anlagen 1.4.1 zur KAO, 3.1.1 zur KAO, 3.1.3 zur KAO und 3.7.1 zur KAO) vom
               13. Dezember 2024 (Abl. 71 Nr. 118) wurde von der Redaktion dahingehend ausgelegt.
            

         

      

      4
            Red. Anm.: Der Änderungsbefehl aus Art. 1 Nr. 2 Buchst. a) Doppelbuchstabe cc) Fünfzehnte Änderung der Kirchlichen Anstellungsordnung
               für das Jahr 2024 (Änderung der Regelungen FWB, Anlagen 1.4.1 zur KAO, 3.1.1 zur KAO, 3.1.3 zur KAO und 3.7.1 zur KAO) vom
               13. Dezember 2024 (Abl. 71 Nr. 118) wurde von der Redaktion dahingehend ausgelegt.
            

         

      

      5
            Red. Anm.: Der Änderungsbefehl aus Art. 1 Nr. 2 Buchst. a) Doppelbuchstabe bb) Fünfzehnte Änderung der Kirchlichen Anstellungsordnung
               für das Jahr 2024 (Änderung der Regelungen FWB, Anlagen 1.4.1 zur KAO, 3.1.1 zur KAO, 3.1.3 zur KAO und 3.7.1 zur KAO) vom
               13. Dezember 2024 (Abl. 71 Nr. 118) wurde von der Redaktion dahingehend ausgelegt.
            

         

      

      6
            Red. Anm.: Der Änderungsbefehl aus Art. 1 Nr. 2 Buchst. a) Doppelbuchstabe aa) Fünfzehnte Änderung der Kirchlichen Anstellungsordnung
               für das Jahr 2024 (Änderung der Regelungen FWB, Anlagen 1.4.1 zur KAO, 3.1.1 zur KAO, 3.1.3 zur KAO und 3.7.1 zur KAO) vom
               13. Dezember 2024 (Abl. 71 Nr. 118) wurde von der Redaktion dahingehend ausgelegt.
            

         

      

      7
            Red. Anm.: Der Änderungsbefehl aus Art. 1 Nr. 2 Buchst. a) Doppelbuchstabe aa) Fünfzehnte Änderung der Kirchlichen Anstellungsordnung
               für das Jahr 2024 (Änderung der Regelungen FWB, Anlagen 1.4.1 zur KAO, 3.1.1 zur KAO, 3.1.3 zur KAO und 3.7.1 zur KAO) vom
               13. Dezember 2024 (Abl. 71 Nr. 118) wurde von der Redaktion dahingehend ausgelegt.
            

         

      

   
      

      
         Anlage 3.1.2 zur KAO

Ordnung für das Anerkennungsjahr 
in der Gemeindediakonie, der Jugendarbeit und der Religionspädagogik für Absolventen und Absolventinnen der kirchlich anerkannten
            Ausbildungsstätten 
gemäß § 3 Abs. 4 des Diakonen- und Diakoninnengesetzes
         

      

      Das Anerkennungsjahr in der Gemeindediakonie, der Jugendarbeit sowie der Religionspädagogik für Absolventen und Absolventinnen
         kirchlich anerkannter Ausbildungsstätten (§ 3 Abs. 4 Diakonen- und Diakoninnengesetz vom 23. Oktober 1995) richtet sich nach den folgenden Bestimmungen:
      

      
                     § 1
Das Anerkennungsjahr im Rahmen der Gesamtausbildung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Anerkennnungsjahr dauert ein Jahr und ist Teil der Gesamtausbildung. Ziel ist die kirchliche Anerkennung der Ausbildung.
                     Gleichzeitig stellt es eine Vorbereitung für die nachfolgende berufsbegleitende Aufbauausbildung dar, an deren Ende die Zweite
                     Dienstprüfung steht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Anerkennungsjahr muss spätestens zwei Jahre nach der theoretischen Ausbildung beendet sein. Es kann nur in Ausnahmefällen
                     auf Antrag und in Absprache mit der Ausbildungsstätte unterbrochen werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Anerkennungsjahr wird mit einem Kolloquium zur kirchlichen Anerkennung abgeschlossen.
                  

               

               
                     § 2
Ziele des Anerkennungsjahres
                     

                  

                  Das Anerkennungsjahr dient dem Anerkennungspraktikanten/der Anerkennungspraktikantin vor allem zur schrittweisen Erschließung
                     des Arbeitsfeldes im kirchlichen Bereich. Dabei geht es um zunehmende Selbständigkeit, zum Überdenken und Erproben einer christlichen
                     Ausrichtung des pädagogischen Handelns, um Erfahrung der Umsetzung von theoretischem Wissen in praktisches Handeln, um Entwicklung
                     eines eigenen sachgemäßen Arbeitsstils durch kritisches Reflektieren der angewandten Methoden und um Einübung der Bewältigung
                     von Konfliktsituationen.
                  

               

               
                     § 3
Aufgaben der Praktikumsstelle
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zwischen der Praktikumsstelle und dem Anerkennungspraktikanten/ der Anerkennungspraktikantin wird eine Vereinbarung nach
                     beiliegendem Muster abgeschlossen, die von der Ausbildungsstätte bestätigt wird. Von den darin festgelegten Regelungen kann
                     nur aus zwingenden Gründen und nur mit Zustimmung des Oberkirchenrats und der Ausbildungsstätte abgewichen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Praktikumsstelle erstellt im Einvernehmen mit der Ausbildungsstätte und dem Anerkennungspraktikanten/der Anerkennungspraktikantin
                     einen Ausbildungsplan. Dieser gilt während des Anerkennungsjahres als Dienstanweisung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Praktikumsstelle sorgt für die Freistellung des Anerkennungspraktikanten/der Anerkennungspraktikantin zur Studienzeit,
                     im Regelfall 20 % der durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit. Für Religionspädagogen/Religionspädagoginnen
                     im Anerkennungsjahr wird das Unterrichtsdeputat auf 18 Wochenstunden reduziert. Die verbleibende Studienzeit ist neben der
                     Vorbereitungszeit für den Unterricht bzw., die Arbeit im jeweiligen Arbeitsfeld dazu zu verwenden, das Arbeitsfeld kennenzulernen.
                     Diese Studienzeit gilt als Arbeitszeit.
                  

                  Im jeweiligen Arbeitsfeld soll der Anerkennungspraktikant/die Anerkennungspraktikantin mit dem/der Fachreferenten/-referentin
                     der Ausbildungsstätte oder mit einem/einer von der Ausbildungsstätte bestimmten Anleiter/Anleiterin (im Bereich Religionspädagogik
                     Mentor/Mentorin) zusammenarbeiten, um seine/ihre Arbeit planen und überprüfen zu können.
                  

                  Die Freistellung gilt ebenfalls für Starthilfetage, Studientage der Ausbildungsstätte und für regelmäßige Beratungen mit dem
                     Anleiter oder der Anleiterin bzw. der Ausbildungsstätte. Der Besuch der Studientage ist Pflicht.
                  

               

               
                     § 4
Bestellung der Anleitung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Anleitung wird von Dozenten/Dozentinnen der Ausbildungsstätte wahrgenommen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         In sonstigen Fällen wird die Anleitung vermittelt durch:
                  

                  
                     
                        	
                           den Oberkirchenrat – Personaldezernat (Personalreferat)

                        

                        	
                           das Evangelische Jugendwerk in Württemberg – Personalreferat.

                        

                     

                  

               

               
                     § 5
Aufgaben der Anleitung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Anleiter/die Anleiterin organisiert regelmäßig Beratungsgespräche mit dem Praktikanten/der Praktikantin. Außerdem achtet
                     er bzw. sie darauf, dass die in § 3 Abs. 3 erwähnte Studienzeit gewährt wird und gibt Hilfe, diese im Sinne eines effektiven
                     Lernens zu nutzen. Er/Sie hält Kontakt zur Ausbildungsstätte.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Anleiter/die Anleiterin erstellt einen Abschlussbericht (ein bis zwei A4-Seiten) und reicht ihn spätestens sechs Wochen
                     vor dem Kolloquium bei der Ausbildungsstätte bzw. beim Oberkirchenrat ein.
                  

                  Der Bericht ist mit dem Anerkennungspraktikanten/der Anerkennungspraktikantin zu besprechen.

               

               
                     § 6
Aufgaben des Anerkennungspraktikanten/der Anerkennungspraktikantin
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Aufgaben des Anerkennungspraktikanten/der Anerkennungspraktikantin im einzelnen sind durch den Ausbildungsplan geregelt
                     (§ 3 Abs. 2).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Spätestens sechs Wochen vor dem Kolloquium hat der Anerkennungspraktikant/die Anerkennungspraktikantin der Ausbildungsstätte
                     bzw. dem Oberkirchenrat (Ausbildungs-dezernat) seinen/ihren Tätigkeitsbericht einzureichen. Bei der Abfassung kann er/sie
                     durch den Anleiter/die Anleiterin beraten werden.
                  

                  In diesem Tätigkeitsbericht (15 bis 20 A4-Seiten) soll folgendes enthalten sein:

                  
                     
                        	
                           kurze Beschreibung des gesamten Arbeitsfeldes (z. B. Struktur der betreffenden Gemeinde), in dem der Auftrag des Anerkennungspraktikanten/der
                              Anerkennungspraktikantin angesiedelt ist
                           

                        

                        	
                           allgemeine Beschreibung des eigentlichen Dienstauftrags im Anerkennungsjahr

                        

                        	
                           Beschreibung eines diakonischen Aufgabenfeldes innerhalb des Dienstauftrags

                        

                        	
                           ausführliche kritische Reflektion eines Teilauftrags (Ausgangslage, Zielvorstellung und ihre Begründung, das methodische Vorgehen,
                              Konflikte und ihre angestrebte Lösung, Beurteilung der erreichten Ergebnisse, mögliche Weiterentwicklung). Damit soll die
                              Beschreibung des Prozesses einer von dem Anerkennungspraktikanten/der Anerkennungspraktikantin über einen längeren Zeitraum
                              hinweg geleiteten Gruppe oder Schulklasse verbunden sein.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 7
Abschluß des Anerkennungsjahres
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Einberufung zum Abschlusskolloquium erfolgt durch die Ausbildungsstätte bzw. den Oberkirchenrat.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Kolloquium findet entweder in der Ausbildungsstätte oder vor einem Ausschuss statt, der vom Oberkirchenrat berufen wird.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Kann der Abschluss des Anerkennungsjahres nicht bestätigt werden, ist eine einmalige Wiederholung des Kolloquium nach Verlängerung
                     des Anerkennungsjahres möglich.
                  

               

               
                     § 8
Anwendung der Anerkennungspraktikantenordnung
                     

                  

                  Für das Anerkennungsjahr findet die Anerkennungspraktikantenordnung vom 3. Februar 1993 (Abl. 55 S. 513) in der jeweils geltenden
                     Fassung Anwendung, soweit sie nicht den vorstehenden Bestimmungen der §§ 1 bis 7 widerspricht.
                  

               

               
                     § 9
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Ordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1997 in Kraft. Gleichzeitig treten die Richtlinien vom 30. Januar 1985 (Abl.
                     51 S. 339) außer Kraft.
                  

               

            

         

      

      
            Anlage 1 a)

         

         
                     PRAKTIKUMSVEREINBARUNG 
für Praktikanten in der Gemeindediakonie, der Jugendarbeit 
und der Religionspädagogik im Anerkennungsjahr
                     

                  

                  Zwischen ____________________

                  vertreten durch ____________________

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Praktikumsstelle)

                              
                           

                        
                     

                  

                  und

                  Herrn ____________________

                  geboren am ____________________ in ____________________

                  wohnhaft ____________________

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Praktikant)

                              
                           

                        
                     

                  

                  wird folgende Praktikumsvereinbarung geschlossen:

               

               
                     1. Vertragsgrundlage

                  

                  Für das Praktikum gelten die Bestimmungen der Ordnung für das Anerkennungsjahr in der Gemeindediakonie, der Jugendarbeit der
                     Religionspädagogik für Absolventen und Absolventinnen der kirchlich anerkannten Ausbildungsstätten gemäß § 3 Abs. 4 des Diakonen- und Diakoninnengesetzes in der jeweils geltenden Fassung.
                  

               

               
                     2. Praktikumszeit

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Praktikumszeit
                  

                  beginnt am ____________________ endet am ____________________

                  
                        (
                        2
                        )
                        Als Probezeit werden ____________________ Monate vereinbart (mindestens ein Monat, höchstens drei). Wird das Praktikum während der Probezeit um mehr als ein Drittel
                     dieser Zeit unterbrochen, verlängert sich die Probezeit um den Zeitraum der Unterbrechung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Besteht der Praktikant das Kolloquium zum Abschluss des Anerkennungsjahres nicht, so verlängert sich das Praktikum auf sein
                     Verlangen bis zum nächsten Wiederholungskolloquium.
                  

               

               
                     3. Pflichten der Praktikumsstelle

                  

                  Die Praktikumsstelle verpflichtet sich:
                     
                        	
                           dafür zu sorgen, dass dem Praktikanten die Kenntnisse, Fertigkeiten und beruflichen Erfahrungen vermittelt werden, die zum
                              Erreichen des Ziels des Praktikums erforderlich sind und das Praktikum nach dem Ausbildungsplan (Einsatzplan) so durchzuführen,
                              dass das Ziel in der vorgesehenen Zeit erreicht werden kann,
                           

                        

                        	
                           geeignete Personen mit der Anleitung während des Praktikums zu beauftragen.

                           Mit der Anleitung wird beauftragt:

                           Frau/Herr ____________________

                        

                        	
                           dem Praktikanten nur Tätigkeiten zu übertragen, die dem Ausbildungszweck dienen und seinen körperlichen Kräften angemessen
                              sind,
                           

                        

                        	
                           darauf hinzuwirken, dass die Unfallschutzbestimmungen beachtet werden. Insbesondere ist der Praktikant über die Unfall- und
                              Gesundheitsgefahren sowie über die Einrichtungen und Maßnahmen zur Abwehr dieser Gefahren zu belehren.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     4. Pflichten des Praktikanten

                  

                  Der Praktikant hat sich zu bemühen, die Kenntnisse, Fertigkeiten und beruflichen Erfahrungen zu erwerben, die erforderlich
                     sind, um das Ausbildungsziel zu erreichen. Er verpflichtet sich insbesondere:
                  

                  
                     
                        	
                           die ihm im Rahmen seines Praktikums übertragenen Aufgaben sorgfältig und gewissenhaft auszuführen,

                        

                        	
                           den Weisungen zu folgen, die ihm im Rahmen des Praktikums von weisungsberechtigten Personen erteilt werden,

                        

                        	
                           die für die Praktikumsstelle geltende Dienstordnung zu beachten,

                        

                        	
                           Ausbildungsmittel und Einrichtungen pfleglich zu behandeln und sie nur zu den ihm übertragenen Arbeiten zu verwenden,

                        

                        	
                           über Dienstgeheimnisse auch nach Beendigung des Praktikums Stillschweigen zu bewahren,

                        

                        	
                           beim Fernbleiben von der praktischen Ausbildung oder von sonstigen Ausbildungsveranstaltungen der Praktikumsstelle unter Angabe
                              von Gründen unverzüglich Nachricht zu geben und ihr bei Krankheit oder Unfall spätestens am dritten Tage eine ärztliche Bescheinigung
                              zuzusenden,
                           

                        

                        	
                           bei einer Aufnahme in die häusliche Gemeinschaft der Einrichtung die Hausordnung einzuhalten.

                        

                     

                  

               

               
                     5. Vergütung und sonstige Leistungen

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Praktikant erhält eine monatliche Praktikantenvergütung in Höhe der Entgeltgruppe 9 c Stufe 1.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sachleistungen
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                  1)

                              
                              	
                                 Die Praktikumsstelle gewährt dem Praktikanten Unterkunft gegen Entgelt

                              
                           

                           
                              	
                                 [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                              
                              	
                                 nach den jeweils geltenden Werten der Sachbezugsverordnung;

                              
                           

                           
                              	
                                 [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                              
                              	
                                 nach dem festgesetzten Mietwert, z. Z. ____________________ Euro.

                              
                           

                           
                              	
                                  2)

                              
                              	
                                 Der Praktikant

                              
                           

                           
                              	
                                 [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                              
                              	
                                 nimmt an der Gemeinschaftsverpflegung teil. Für die Berechnung des Entgelts werden die jeweils geltenden Werte nach der Sachbezugsverordnung
                                    zugrunde gelegt.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     6. Kündigung

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Während der Probezeit kann das Praktikum ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist und ohne Angabe von Gründen im Benehmen mit
                     der Ausbildungsstätte gekündigt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Nach der Probezeit kann das Praktikum im Benehmen mit der Ausbildungsstätte nur gekündigt werden
                     
                        	
                           aus einem wichtigen Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist,

                        

                        	
                           vom Praktikanten mit einer Kündigungsfrist von 1 Monat zum Monatsende, wenn er die Berufsausbildung aufgeben oder sich für
                              eine andere Berufstätigkeit ausbilden lassen will.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Kündigung muss schriftlich, im Falle des Absatzes 2 unter Angabe der Kündigungsgründe erfolgen:
                  

               

               
                     7. Zeugnis

                  

                  Die Praktikumsstelle stellt dem Praktikanten bei Beendigung des Praktikums ein Zeugnis aus. Es muss Angaben enthalten über
                     Art, Dauer und Ziel des Praktikums sowie über die erworbenen Kenntnisse und beruflichen Erfahrungen des Praktikanten, auch
                     Angaben über Führung und Leistung.
                  

               

               
                     8. Sonstige Vereinbarungen

                  

                  Die beiliegende Ordnung für das Anerkennungsjahr in der Gemeindediakonie, der Jugendarbeit und der Religionspädagogik (Anlage
                     ____________________) ist Bestandteil dieses Vertrags. Nebenabreden, die das Praktikum betreffen, können nur durch schriftliche Vereinbarung getroffen
                     werden.
                  

                  Vorstehender Vertrag ist in gleichlautenden Ausfertigungen ausgestellt und von den Vertragschließenden eigenhändig unterschrieben
                     worden.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              ____________________,

                           
                           	
                              den ____________________

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              

                           
                        

                        
                           	
                              (Stempel und Unterschrift der Einrichtung)
Praktikumsstelle
                              

                           
                           	
                              (Unterschrift, voller Vor- und 
Familienname) Praktikant
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              

                           
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              

                           
                        

                        
                           	
                              (Bestätigung der Ausbildungsstätte)

                           
                           	
                        

                        
                           	
                              

                           
                           	
                              

                           
                        

                     
                  

                  Eine Ausfertigung des Vertrags erhält der Evang. Oberkirchenrat

               

            

         

      

      
            Anlage 1 b)

         

         
                     PRAKTIKUMSVEREINBARUNG 
für Praktikantinnen in der  Gemeindediakonie, der Jugendarbeit 
und der Religionspädagogik im Anerkennungsjahr
                     

                  

                  Zwischen ____________________

                  vertreten durch ____________________

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Praktikumsstelle)

                              
                           

                        
                     

                  

                  und

                  Frau ____________________

                  geboren am ____________________ in ____________________

                  wohnhaft ____________________

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Praktikantin)

                              
                           

                        
                     

                  

                  wird folgende Praktikumsvereinbarung geschlossen:

               

               
                     1. Vertragsgrundlage

                  

                  Für das Praktikum gelten die Bestimmungen der Ordnung für das Anerkennungsjahr in der Gemeindediakonie, der Jugendarbeit und
                     der Religionspädagogik für Absolventen und Absolventinnen der kirchlich anerkannten Ausbildungsstätten gemäß § 3 Abs. 4 des Diakonen- und Diakoninnengesetzes in der jeweils geltenden Fassung.
                  

               

               
                     2. Praktikumszeit

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Praktikumszeit
                  

                  beginnt am ____________________
endet am ____________________
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Als Probezeit werden ____________________ Monate vereinbart (mindestens ein Monat, höchstens drei). Wird das Praktikum während der Probezeit um mehr als ein Drittel
                     dieser Zeit unterbrochen, verlängert sich die Probezeit um den Zeitraum der Unterbrechung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Besteht die Praktikantin das Kolloquium zum Abschluss des Anerkennungsjahres nicht, so verlängert sich das Praktikum auf
                     ihr Verlangen bis zum nächsten Wiederholungskolloquium.
                  

               

               
                     3. Pflichten der Praktikumsstelle

                  

                  Die Praktikumsstelle verpflichtet sich:
                     
                        	
                           dafür zu sorgen, dass der Praktikantin die Kenntnisse, Fertigkeiten und beruflichen Erfahrungen vermittelt werden, die zum
                              Erreichen des Ziels des Praktikums erforderlich sind und das Praktikum nach dem Ausbildungsplan (Einsatzplan) so durchzuführen,
                              dass das Ziel in der vorgesehenen Zeit erreicht werden kann,
                           

                        

                        	
                           geeignete Personen mit der Anleitung während des Praktikums zu beauftragen.

                        

                     

                  

                  Mit der Anleitung wird beauftragt:

                  Frau/Herr ____________________

                  
                     
                        	
                           der Praktikantin nur Tätigkeiten zu übertragen, die dem Ausbildungszweck dienen und ihren körperlichen Kräften angemessen
                              sind. 
                           

                        

                        	
                           darauf hinzuwirken, dass die Unfallschutzbestimmungen beachtet werden. Insbesondere ist die Praktikantin über die Unfall-
                              und Gesundheitsgefahren sowie über die Einrichtungen und Maßnahmen zur Abwehr dieser Gefahren zu belehren.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     4. Pflichten der Praktikantin

                  

                  Die Praktikantin hat sich zu bemühen, die Kenntnisse, Fertigkeiten und beruflichen Erfahrungen zu erwerben, die erforderlich
                     sind, um das Ausbildungsziel zu erreichen. Sie verpflichtet sich insbesondere:
                  

                  
                     
                        	
                           die ihr im Rahmen ihres Praktikums übertragenen Aufgaben sorgfältig und gewissenhaft auszuführen,

                        

                        	
                           den Weisungen zu folgen, die ihr im Rahmen des Praktikums von weisungsberechtigten Personen erteilt werden,

                        

                        	
                           die für die Praktikumsstelle geltende Dienstordnung zu beachten,

                        

                        	
                           Ausbildungsmittel und Einrichtungen pfleglich zu behandeln und sie nur zu den ihr übertrage- nen Arbeiten zu verwenden,

                        

                        	
                           über Dienstgeheimnisse auch nach Beendigung des Praktikums Stillschweigen zu bewahren,

                        

                        	
                           beim Fernbleiben von der praktischen Ausbildung oder von sonstigen Ausbildungsveranstalt- ungen der Praktikumsstelle unter
                              Angabe von Gründen unverzüglich Nachricht zu geben und ihr bei Krankheit oder Unfall spätestens am dritten Tage eine ärztliche
                              Bescheinigung zuzusenden,
                           

                        

                        	
                           bei einer Aufnahme in die häusliche Gemeinschaft der Einrichtung die Hausordnung einzuhalten.

                        

                     

                  

               

               
                     5. Vergütung und sonstige Leistungen

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Praktikantin erhält eine monatliche Praktikantenvergütung in Höhe der Entgeltgruppe 9 c Stufe 1.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sachleistungen
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                  1)

                              
                              	
                                 Die Praktikantenstelle gewährt der Praktikantin Unterkunft gegen Entgelt

                              
                           

                           
                              	
                                 [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                              
                              	
                                 nach den jeweils geltenden Werten der Sachbezugsverordnung;

                              
                           

                           
                              	
                                 [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                              
                              	
                                 nach dem festgesetzten Mietwert, z. Z. ____________________ Euro.

                              
                           

                           
                              	
                                  2)

                              
                              	
                                 Die Praktikantin

                              
                           

                           
                              	
                                 [image: ee1dbe36e30bb4213ebaf5c68971a5e5ce283777]

                              
                              	
                                 nimmt an der Gemeinschaftsverpflegung teil. Für die Berechnung des Entgelts werden die jeweils geltenden Werte nach der Sachbezugsverordnung
                                    zugrunde gelegt..
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     6. Kündigung

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Während der Probezeit kann das Praktikum ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist und ohne Angabe von Gründen im Benehmen mit
                     der Ausbildungsstätte gekündigt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Nach der Probezeit kann das Praktikum im Benehmen mit der Ausbildungsstätte nur gekündigt werden
                     
                        	
                           aus einem wichtigen Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist,

                        

                        	
                           von der Praktikantin mit einer Kündigungsfrist von 1 Monat zum Monatsende, wenn sie die Berufsausbildung aufgeben oder sich
                              für eine andere Berufstätigkeit ausbilden lassen will.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Kündigung muss schriftlich, im Falle des Absatzes 2 unter Angabe der Kündigungsgründe erfolgen.
                  

               

               
                     7. Zeugnis

                  

                  Die Praktikumsstelle stellt der Praktikantin bei Beendigung des Praktikums ein Zeugnis aus. Es muss Angaben enthalten über
                     Art, Dauer und Ziel des Praktikums sowie über die erworbenen Kenntnisse und beruflichen Erfahrungen der Praktikantin, auch
                     Angaben über Führung und Leistung.
                  

               

               
                     8. Sonstige Vereinbarungen

                  

                  Die beiliegende Ordnung für das Anerkennungsjahr in der Gemeindediakonie, der Jugendarbeit und der Religionspädagogik (Anlage
                     ____________________) ist Bestandteil dieses Vertrags. Nebenabreden, die das Praktikum betreffen, können nur durch schriftliche Vereinbarung getroffen
                     werden.
                  

                  Vorstehender Vertrag ist in gleichlautenden Ausfertigungen ausgestellt und von den Vertragschließenden eigenhändig unterschrieben
                     worden.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 ____________________,

                              
                              	
                                 den ____________________

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 (Stempel und Unterschrift der Einrichtung)
Praktikumsstelle
                                 

                              
                              	
                                 (Unterschrift, voller Vor- und 
Familienname) Praktikant
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 (Bestätigung der Ausbildungsstätte)

                              
                              	
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  Eine Ausfertigung des Vertrags erhält der Evang. Oberkirchenrat

               

            

         

      

      

   
      

      
         Anlage 3.1.3 zur KAO

Arbeitsrechtliche Regelung zur Kostenübernahme der Aufbauausbildung im Diakonat 
         

      

      
                     § 1
Aufbauausbildung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für Beschäftigte, die an der Aufbauausbildung gemäß § 3 Absatz 4 des Diakonen- und Diakoninnengesetzes entsprechend der Verordnung des Oberkirchenrats vom 11. März 1997 teilnehmen, richtet sich die Dienstbefreiung und die Kostenbeteiligung nach den folgenden Bestimmungen:
                  

                  
                     
                        	
                           Zur Teilnahme an den vorgeschriebenen Kursen der Aufbauausbildung wird Dienstbefreiung erteilt.

                        

                        	
                           Zur Vorbereitung auf die Zweite Dienstprüfung erhalten die Bewerber und Bewerberinnen auf Antrag zwei zusammenhängende Wochen
                              Dienstbefreiung.
                           

                        

                        	
                           Während der Aufbauausbildung besteht kein Anspruch auf Dienstbefreiung gemäß § 29 Abs. 6 KAO.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für Teilnehmer und Teilnehmerinnen an Kursen, die am Zentrum Diakonat durchgeführt werden, übernimmt die Landeskirche die
                     Kosten. Für die frei wählbaren Kurse und die Supervision zahlt die Landeskirche einen festgelegten Zuschuss, der den Kurs-
                     und Übernachtungskosten der vom Zentrum Diakonat durchgeführten Kurse entspricht. Die notwendigen Kosten für die An- und Abreise
                     zu den Kursen und zur Supervision und die restlichen Kosten der Supervision trägt der jeweilige Anstellungsträger.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Anlage 3.2.1 zur KAO

Dienstordnung 
für die erzieherisch tätigen Beschäftigten 
in kirchlichen Tageseinrichtungen für Kinder im Bereich der Evangelischen Landeskirche in Württemberg
         

      

      Die Dienstordnung in der jeweils geltenden Fassung ist Bestandteil des Dienstvertrags. Sie ist neu eingestellten Beschäftigten
         zusammen mit dem Dienstvertrag auszuhändigen.
      

      
            Präambel

         

         
               (
               1
               )
                Die kirchlichen Tageseinrichtungen für Kinder erfüllen den im Kinder- und Jugendhilfegesetz (KJHG) bestimmten Auftrag zur
            Förderung der Kinder (Förderung der Entwicklung zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit durch
            Betreuung, Bildung und Erziehung) in Unterstützung und Ergänzung zur Familie und den Erziehungsberechtigten. Ihre Arbeit gründet
            auf dem christlichen Glauben und dem christlichen Menschenbild. Sie stellt ein spezifisches Angebot innerhalb der Gesellschaft
            dar.
         

         
               (
               2
               )
                Die christliche Erziehung ist integrierender Bestandteil der ganzheitlichen Erziehung des Kindes in einer Atmosphäre von
            Vertrauen und Geborgenheit. Sie will hinführen zur Selbstständigkeit, Entscheidungsfähigkeit, Gemeinschaftsfähigkeit, Lernfreude
            und freien Entfaltung, in der das Kind sich selbst, seine Umwelt und Gott erfahren kann. Die kindgemäße Glaubensvermittlung
            geschieht auf der Grundlage der biblischen Botschaft, wie sie sich ausprägt im kirchlichen Bekenntnis und in der kirchlichen
            Praxis.
         

         
               (
               3
               )
                Es wird vorausgesetzt, dass die pädagogischen Beschäftigten eine in diesem Sinne verantwortbare pädagogische Arbeit in der
            Tageseinrichtung für Kinder bejahen und bereit sind, an der Verwirklichung mitzuarbeiten. Dies erfordert eine gute Zusammenarbeit
            von Tageseinrichtung, Elternhaus, evangelischem Träger und Öffentlichkeit.
         

      

      
                     § 1 
Geltungsbereich
                     

                  

                  Diese Dienstordnung gilt für alle evangelischen Tageseinrichtungen für Kinder in der Trägerschaft von Kirchengemeinden oder
                     sonstigen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts im Bereich der Evangelischen Landeskirche in Württemberg,
                     soweit sie der Aufsicht der Landeskirche unterstehen.
                  

               

               
                     § 2 
Auftrag
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Auftrag der Tageseinrichtungen für Kinder in evangelischer Trägerschaft ist es, auf der Grundlage des christlichen Glaubens
                     und Menschenbildes die Erziehung des Kindes in der Familie zu ergänzen und zu unterstützen und das Kind in seiner gesamten
                     Entwicklung zu fördern.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Beschäftigten wirken bei der Erfüllung dieses Auftrages verantwortlich mit. Das Gelingen der Arbeit mit den Kindern hängt
                     von der partnerschaftlichen Zusammenarbeit aller Beschäftigten der Tageseinrichtung ab und von der regelmäßigen fachlichen
                     Fortbildung sowie Planung und Reflexion der Arbeit. 
                  

               

               
                     § 3 
Elternbeteiligung
                     

                  

                  Die Arbeit mit den Eltern ist notwendiger Bestandteil der pädagogischen Aufgabe. Arbeit mit und für Eltern geschieht insbesondere
                     durch Einzelgespräche, Elternabende, Bildungsveranstaltungen und Herausgabe von Informationsschriften (z. B. Elternbriefe).
                     Die Beschäftigten sind zur Zusammenarbeit mit dem Elternbeirat verpflichtet.
                  

               

               
                     § 4 
Aufsicht
                     

                  

                  Beschäftigte haben die Aufsichtspflicht im Rahmen der Gesamtverantwortung des Trägers entsprechend ihrem dienstlichen Auftrag
                     für die der Tageseinrichtung anvertrauten Kinder verantwortlich zu erfüllen. Insbesondere ist Folgendes zu beachten:
                  

                  
                     
                        	
                            Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren sind entsprechend ihrem Entwicklungsstand zu beaufsichtigen.  Bei der Ausübung der
                              Aufsichtspflicht sind insbesondere kindes-, orts- und situationsbezogene Umstände in den Blick zu nehmen. Durch die Unterzeichnung
                              des Betreuungsvertrags wird die Aufsichtspflicht zeitlich begrenzt auf den Träger übertragen. Die Übertragung der Aufsichtspflicht
                              auf die Beschäftigten erfolgt im Rahmen des Arbeitsverhältnisses. 
                           

                        

                        	
                            Die mit der Aufsicht beauftragte Person hat dafür Sorge zu tragen, dass die beaufsichtigte Person sich nicht selbst schädigt,
                              nicht von anderen geschädigt wird und keine anderen schädigt.
                           

                        

                        	
                            Wer in zulässiger Weise die ihm obliegende Aufsichtspflicht an andere delegiert, muss verantwortungsvoll prüfen, ob diese
                              Person dafür geeignet ist.
                           

                        

                        	
                            Für den Weg zur und von der Tageseinrichtung ist/sind die personensorgeberechtigte/ berechtigten Personen verantwortlich.

                        

                        	
                            Die Aufsichtspflicht der Tageseinrichtung beginnt zum Zeitpunkt der bewussten Übernahme des Kindes durch die aufsichtsführende
                              Person. Sofern ein Kind den Weg zur Tageseinrichtung alleine beschreitet, beginnt die Aufsichtspflicht mit dem Betreten des
                              Kindergartengeländes. Der Träger hat sicherzustellen, dass die Ankunft des Kindes geregelt verlaufen kann. 
                           

                        

                        	
                            Die Aufsichtspflicht der Tageseinrichtung endet mit der Übergabe des Kindes an die personensorgeberechtigte Person. Sofern
                              ein Kind den Weg von der Tageseinrichtung nach Hause alleine beschreitet, endet die Aufsichtspflicht mit der geregelten Entlassung
                              aus dem Kindergartengelände. 
                           

                        

                        	
                            Eine Übergabe des Kindes an eine mit der Abholung beauftragten Person ist mit schriftlicher Einverständniserklärung möglich.
                              
                           

                        

                        	
                            Das Kind darf nur dann alleine aus der Tageseinrichtung entlassen werden, wenn eine schriftliche Einwilligungserklärung der/des
                              Personensorgeberechtigten vorliegt.
                           

                        

                        	
                            Im Zuge von gemeinsamen Veranstaltungen mit personensorgeberechtigten Personen obliegt diesen die Aufsichtspflicht.

                        

                        	
                            Finden Ausflüge, Spaziergänge und andere Aktivitäten der Einrichtung nicht auf dem Gelände der Einrichtung statt, ist ein
                              schriftliches Einverständnis einzuholen. Eine angemessene Information zu geplanten Aktivitäten hat rechtzeitig im Vorfeld
                              zu erfolgen.
                           

                        

                     

                  

                  Bevor eine vorübergehende Schließung oder Reduzierung von Öffnungszeiten in Erwägung gezogen wird, müssen Leitung und Träger
                     in Abstimmung mit dem KVJS verantwortungsvoll abwägen, ob die Personen in der Einrichtung (verbleibende Fachkräfte und ggf.
                     Zusatzkräfte) der Aufsichtspflicht nachkommen können, um den Betrieb aufrechtzuerhalten.
                  

               

               
                     § 5
 Arbeitszeit der Beschäftigten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die im Dienstvertrag festgelegte Arbeitszeit umfasst die Arbeit mit den Kindern und die Verfügungszeit. Der Dienstgeber legt
                     im Rahmen seines Weisungsrechtes den Ort der Erbringung der Verfügungszeit fest.
                  

                  In der Verfügungszeit sind die je nach Funktion gemäß den §§ 11  bis 14 übertragenen Aufgaben wahrzunehmen. Für die Aufgabenbeschreibung können die Arbeitshilfen des Evangelischen Landesverbandes
                     - Tageseinrichtungen für Kinder in Württemberg e. V. zugrunde gelegt werden. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Verfügungszeit beträgt für Beschäftige, die im pädagogischen Bereich tätig sind 23,08 % der Arbeitszeit. Leitungszeit
                     wird bei der Berechnung der Verfügungszeit nicht berücksichtigt. Zusatzkräfte nach § 18 haben einen Anspruch auf die entsprechend ihrer Aufgabenstellung notwendige Verfügungszeit. 
                  

                  Anstelle dieser Regelung kann durch Dienstvereinbarung nach § 36 MVG.Württemberg zwischen der Dienststellenleitung und der zuständigen Mitarbeitervertretung die Verfügungszeit wie folgt festgelegt werden:
                  

                  Der jeweiligen Einrichtung steht ein Gesamtbudget an Verfügungszeit in Höhe von 23,08 % des Gesamtstellenumfangs des Stellenplans der Beschäftigten nach Absatz 2 Satz 1 zur Verfügung.

                  Aus diesem Gesamtbudget ist diesen Beschäftigten ein Grundsockel von 15 % ihres Beschäftigungsumfanges als Verfügungszeit
                     zu gewähren. Die verbleibende Verfügungszeit ist entsprechend den zu übertragenden einrichtungsbezogenen Aufgaben hinzuzurechnen.
                  

                  Das der Einrichtung zustehende Gesamtbudget an Verfügungszeit, die von Absatz 2 Satz 1 abweichende Verfügungszeit und die
                     zu übertragenden Aufgaben sind in einer Dienstvereinbarung zu regeln.
                  

               

               
                     § 6 
Öffnungszeiten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Träger legt nach Anhörung der Leitung und des Elternbeirats unter Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse die täglichen
                     Öffnungszeiten fest.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die notwendige Zeit für die Vorbereitung der Einrichtung vor der Öffnung ist bei der Dienstplangestaltung als Verfügungszeit
                     einzuplanen.
                  

               

               
                     § 7 
Werbeverbot
                     

                  

                  Kommerzielle Werbung in der Tageseinrichtung ist grundsätzlich nicht gestattet. Über Ausnahmen entscheidet der Träger im Einzelfall.

               

               
                     § 8 
Urlaub
                     

                  

                  Teile des Erholungsurlaubs können vom Träger nach Zustimmung der Mitarbeitervertretung festgelegt werden. Dabei ist zu gewährleisten,
                     dass den Beschäftigten ausreichend Tage zur freien Verfügung bleiben. Ausreichend ist es, wenn mindestens ein Drittel bis
                     zwei Fünftel zur freien Verfügung bleiben.
                  

               

               
                     § 9 
Vertretung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Bei Erkrankung pädagogischer Fachkräfte soll der Träger unverzüglich für geeignete Vertretung sorgen. Ist dies unter Beachtung
                     der geltenden Rahmenbedingungen nach der KitaVO nicht möglich, ist die Einrichtung teilweise oder ganz zu schließen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Absatz 1 findet sinngemäß Anwendung bei Dienstbefreiung und Fortbildungsveranstaltungen.
                  

               

               
                     § 10 
Kassengeschäfte
                     

                  

                  Die Verwaltung der Gelder der Tageseinrichtung regelt der Träger. Die Entgegennahme von Bargeld durch die Beschäftigten ist
                     nicht zulässig.
                  

               

               
                     § 11 
Aufgaben der Leitung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Einrichtungsleitung ist dem Träger gegenüber vollumfänglich verantwortlich, dass im Rahmen der fachlichen und konzeptionellen
                     Verantwortung, des Personalmanagements, der Vorgaben für Finanzierung, Verwaltung und Betriebsführung, der relevanten Netzwerke
                     und dem gesellschaftlich bzw. evangelischen Auftrag
                  

                  
                     
                        	
                            der Schutzauftrag gegenüber den betreuten Kindern wahrgenommen wird,

                        

                        	
                            die Vorgaben des Orientierungsplanes und der pädagogischen Konzeption der Einrichtung umgesetzt werden,

                        

                        	
                            die pädagogische Qualität in der Einrichtung kontinuierlich weiterentwickelt wird,

                        

                        	
                            der Betreuungsbetrieb sichergestellt ist,

                        

                        	
                            alle personalrelevanten und administrativen Aufgaben adäquat erledigt sind,

                        

                        	
                            gesetzliche Grundlagen und Hygienevorgaben eingehalten werden,

                        

                        	
                            die Zusammenarbeit mit den Eltern und Institutionen organisiert wird.

                        

                     

                  

                  Auch wenn eine ständige Vertretung der Leitung bestellt ist, ist die Leitung dem Träger gegenüber letztverantwortlich für
                     die organisatorischen und betrieblichen Abläufe sowie für die Umsetzung der pädagogischen Konzeption.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Aufgaben im Einzelnen
                  

                  Fachliche und konzeptionelle Verantwortung

                  
                     
                        	
                            Entwicklung, Überprüfung und Fortschreibung der Einrichtungskonzeption 

                        

                        	
                            Umsetzung des Beobachtungsverfahrens 

                        

                        	
                            Verantwortung der Bildungs- und Entwicklungsdokumentation (Portfolio) 

                        

                        	
                            Verantwortung der regelmäßigen Gespräche mit den Eltern zur individuellen Entwicklung der Kinder (mindestens 1 x jährlich)
                              
                           

                        

                        	
                            Umsetzung der Kooperation Kindergarten - Grundschule 

                        

                        	
                            Umsetzung des Orientierungsplanes

                        

                        	
                            Qualitätssicherung und ggf. Umsetzung des Qualitätsmanagementsystems 

                        

                        	
                            Mitwirkung bei der Bedarfsabfrage der Eltern und Entwicklung neuer Leistungsangebote  

                        

                     

                  

                  Personalmanagement

                  
                     
                        	
                            Mitwirkung bei Personalplanung und -einsatz in der Einrichtung (z. B. Dienstplan, Urlaub, Beachtung von arbeitsrechtlichen
                              Bestimmungen, Arbeitszeitnachweise, Fehlzeiten) 
                           

                        

                        	
                            Mitwirkung bei der Festlegung der Schließtage unter Beteiligung der Beschäftigten und des Elternbeirats

                        

                        	
                            Beratende Mitwirkung bei der Stellenausschreibung

                        

                        	
                            Beratende Mitwirkung bei Besetzungsverfahren in der Einrichtung

                        

                        	
                            Einarbeitungsplan für pädagogische und hauswirtschaftliche Mitarbeitende 

                        

                        	
                            Organisatorische Sicherstellung der fachlich fundierten Ausbildung von Praktikanten/Auszubildenden 

                        

                        	
                            Rückmeldung an den Träger zur Beurteilung während der  Probezeit und Mitwirkung bei der Erstellung von Dienstzeugnissen und
                              Beurteilungen
                           

                        

                        	
                            Personalentwicklungsgespräche mit pädagogischen und hauswirtschaftlichen Mitarbeitenden

                        

                        	
                            Fortbildungsplanung und Begleitung der Teamentwicklung in der Einrichtung 

                        

                        	
                            Sicherstellung von Pflichtschulungen und -belehrungen 

                        

                        	
                            Mitwirkung bei Maßnahmen zur Personalbindung

                        

                     

                  

                  Soweit dies nicht durch den Träger anderweitig geregelt ist, übt die Leitung den Beschäftigten der Einrichtung gegenüber die
                     Fachaufsicht aus.
                  

                  Finanzen und Verwaltung

                  
                     
                        	
                            Verantwortung für bedarfsbezogene Sachausgaben zur Sicherstellung des Betriebsablaufs im Rahmen des Haushaltsplans nach örtlicher
                              Regelung 
                           

                        

                        	
                            Kontrolle von Rechnungen und Kassen 

                        

                        	
                            Unterstützung der Anträge für Eingliederungshilfe für Kinder, Berichte für Verwendungsnachweise 

                        

                        	
                            Information an den Träger für die Erhebung der Elternbeiträge 

                        

                        	
                            Einhaltung der Datenschutzbestimmungen

                        

                        	
                            Verwaltung der Betreuungsverträge (relevante Informationen zu Betreuungsverträgen bzw. Änderungen sind an die verantwortliche
                              Stelle weiterzugeben) 
                           

                        

                        	
                            Anwendung von KiTa-Verwaltungsprogrammen und Apps für die Kommunikation im Team bzw. mit Eltern nach Freigabe durch den Oberkirchenrat
                              und Zustimmung der Mitarbeitervertretung in Abstimmung mit dem Träger Betriebsführung 
                           

                        

                        	
                            Mitwirkung bei der Erstellung des Antrages auf Betriebserlaubnis 

                        

                        	
                            Abgabe der statistischen Daten zur Kinder- und Jugendhilfe an das Statistische Landesamt und Erfüllung der Meldepflicht nach
                              § 47 SGB VIII an den KVJS in Zusammenarbeit mit dem Träger
                           

                        

                        	
                            Mitwirkung bei Sicherheitsbegehungen, Aushänge mit Notfallnummern, Fluchtwege,

                        

                        	
                            Umsetzung der Brandschutzordnung und Notfallpläne

                        

                        	
                            Kontrolle und Sicherstellung der externen Gartenpflege, Reinigung, Wäsche- und Speiseversorgung 

                        

                        	
                            Mitwirkung bei der Gefährdungsbeurteilung 

                        

                        	
                            Erstellen und Weiterleitung von Schadensmeldungen und Unfallmeldungen

                        

                        	
                            Einhaltung des Verfahrens bei Kindeswohlgefährdung innerhalb und außerhalb der Einrichtung (gemäß § 8 a SGB VIII)

                        

                        	
                            Umsetzung des Hygieneplans

                        

                     

                  

                  Netzwerke, Zusammenarbeit mit Eltern, Kooperationen und Öffentlichkeitsarbeit

                  
                     
                        	
                            Umsetzung des Anmeldeverfahrens und der Aufnahmekriterien 

                        

                        	
                            Weitergabe der relevanten Informationen für die kommunale Bedarfsplanung an den Träger 

                        

                        	
                            Ermöglichung von und Teilnahme an Elternbeiratssitzungen 

                        

                        	
                            Beteiligung des Elternbeirats bei allen wesentlichen Entscheidungen (z. B. Leitbild,  Schließtage, Konzeption) 

                        

                        	
                            Teilnahme an Leitungskonferenzen 

                        

                        	
                            Mitwirkung bei der Öffentlichkeitsarbeit

                        

                     

                  

                  Gesellschaftlicher und evangelischer Auftrag

                  
                     
                        	
                            Verantwortung für die religionspädagogische Arbeit in der Einrichtung

                        

                        	
                            Kooperation mit der Kirchengemeinde vor Ort

                        

                        	
                            Kooperation mit Gruppen und Einrichtungen in der Kirchengemeinde 

                        

                        	
                            Gestaltung und Mitwirkung bei Familiengottesdiensten 

                        

                        	
                            Zusammenarbeit mit Ehrenamtlichen 

                        

                        	
                            Berichterstattung im Kirchengemeinderat

                        

                        	
                            Vermittlung von Kontakten zwischen Eltern und Beratungsstellen 

                        

                     

                  

               

               
                     § 12 
Aufgaben der ständigen Vertretung der Leitung
                     

                  

                  In Abgrenzung zur Vertretung der Leitung in Urlaubs- und sonstigen Abwesenheitsfällen übernimmt die ständige Vertretung der
                     Leitung vom Träger angeordnete Aufgaben aus dem Verantwortungsbereich der Leitung, unabhängig von deren dienstlicher An- bzw.
                     Abwesenheit. Neben der Wahrnehmung der übertragenen Aufgaben vertritt sie die Leitung bei deren Abwesenheit in allen Angelegenheiten.
                     Die ständige Vertretung der Leitung ist der Einrichtungsleitung unterstellt. 
                  

               

               
                     § 13 
Aufgaben der Fachkraft mit Leitungsaufgaben (Gruppenleitung)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Gruppenleitung ist für die pädagogische und organisatorische Arbeit in ihrer Gruppe verantwortlich. Sie vertritt  die
                     Leitung bei kurzzeitigen Abwesenheitszeiten, sofern keine ständige Vertretung der Leitung benannt ist. Bei mehreren Gruppenleitungen
                     ist die Reihenfolge der Stellvertretung vom Träger festzulegen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zu den Aufgaben der Gruppenleitung gehören insbesondere:
                  

                  Umsetzung der Konzeption und des Orientierungsplans

                  
                     
                        	
                            Mitwirkung an der Weiterentwicklung, Evaluation und Verschriftlichung der Konzeption

                        

                        	
                            Vermittlung von fachlichen Informationen im Team

                        

                        	
                            Mitwirkung am Beschwerdemanagement mit Eltern

                        

                        	
                            Mitwirkung an der Weiterentwicklung der Qualität (ggf. am Qualitätsmanagementsystem)

                        

                        	
                            Gestaltung der Eingewöhnung

                        

                        	
                            Planung, Durchführung und Reflexion des pädagogischen Angebots

                        

                        	
                            Gestaltung des Freispiels

                        

                        	
                            Organisation des Tagesablaufs

                        

                        	
                            Unterstützung der Kinder

                        

                        	
                            Gestaltung anregungsreicher Funktionsbereiche und deren Weiterentwicklung

                        

                        	
                            Durchführung des Beobachtungsverfahrens mit Dokumentation

                        

                        	
                            Planung und Durchführung der Bildungsanregung und Entwicklungsförderung

                        

                        	
                            Verantwortung für die alltagsintegrierte Sprachförderung

                        

                        	
                            Wahrnehmung des Schutzauftrags (Kinderschutz)

                        

                     

                  

                  Zusammenarbeit im Team

                  
                     
                        	
                            Mitwirkung an der Vorbereitung und Teilnahme an Teambesprechungen, Planungs- und Konzeptionstagen

                        

                     

                  

                  Kommunikation, Verwaltung und Organisation

                  
                     
                        	
                            Kenntnisnahme von Informationen über alle wichtigen Belange der Einrichtung 

                        

                        	
                            Meldung besonderer Vorkommnisse an die Leitung 

                        

                        	
                            Führen der Anwesenheitsliste der Kinder 

                        

                     

                  

                  Pflegerischer und hauswirtschaftlicher Bereich

                  
                     
                        	
                            Unterstützung bei der Pflege, Regulierung und Gesunderhaltung des Körpers der Kinder sowie Umsetzung einer beziehungsvollen Pflege 

                        

                        	
                            Umsetzung des Speiseversorgungskonzepts 

                        

                        	
                            Umsetzung von Maßnahmen zur Unfallverhütung

                        

                        	
                            Ordnung in den Räumen
Umsetzung und Einhaltung des Infektionsschutzes gemäß dem Hygieneplan (z. B. regelmäßige Reinigung, Pflege und Instandhaltung des Spiel-, sowie Außenspielbereichs; Übernahme alltäglicher hauswirtschaftlicher
                              Tätigkeiten)
                           

                        

                     

                  

                  Zusammenarbeit mit Eltern und Kooperation

                  
                     
                        	
                            Planung und Übernahme von einzelnen Aufgaben an Elternabenden 

                        

                        	
                            Durchführung von Tür- und Angelgesprächen 

                        

                        	
                            Durchführung von Elterngesprächen 

                        

                        	
                            Durchführung von erforderlichen Entwicklungsgesprächen mit Eltern 

                        

                        	
                            Teilnahme an Elternbeiratssitzungen in Absprache mit der Leitung

                        

                        	
                            Teilnahme an Sitzungen von Gremien und runden Tischen nach Beauftragung durch die Leitung

                        

                        	
                            Gestaltung der Kooperation mit der Grundschule

                        

                     

                  

                  Religionspädagogisches Handeln

                  
                     
                        	
                            Evaluation und Weiterentwicklung der religionspädagogischen Konzeption 

                        

                        	
                            Planung und Reflexion des religionspädagogischen Angebots 

                        

                        	
                            Durchführung religionspädagogischer Angebote 

                        

                        	
                            Zusammenarbeit mit der Kirchengemeinde bzw. Pfarrer/Pfarrerin 

                        

                        	
                            Mitgestaltung von Familiengottesdiensten 

                        

                     

                  

               

               
                     § 14 
Aufgaben der pädagogischen Fachkraft zur Unterstützung der Leitung in der Gruppe (Zweitkraft)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die pädagogische Fachkraft zur Unterstützung der Leitung in der Gruppe ist der jeweiligen Gruppenleitung zugeordnet und dieser
                     für die Arbeit in der Gruppe verantwortlich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Entsprechend ihrer Ausbildung wirkt sie mit an der pädagogischen Planung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Sie vertritt die Gruppenleitung bei Abwesenheit.
                  

                  Umsetzung der Konzeption und des Orientierungsplans

                  
                     
                        	
                            Durchführung der Eingewöhnung

                        

                        	
                            Planung, Durchführung und Reflexion des pädagogischen Angebots

                        

                        	
                            Gestaltung des Freispiels

                        

                        	
                            Organisation des Tagesablaufs

                        

                        	
                            Unterstützung der Kinder

                        

                        	
                            Gestaltung anregungsreicher Funktionsbereiche

                        

                        	
                            Weiterentwicklung eines Bildungs- oder Funktionsbereichs der Einrichtung

                        

                        	
                            Durchführung des Beobachtungsverfahrens mit Dokumentation

                        

                        	
                            Planung und Durchführung der Bildungsanregung und Entwicklungsförderung

                        

                        	
                            Durchführung der alltagsintegrierten Sprachförderung

                        

                        	
                            Wahrnehmung des Schutzauftrags (Kinderschutz)

                        

                     

                  

                  Zusammenarbeit im Team

                  
                     
                        	
                            Teilnahme an Teambesprechungen, Planungs- und Konzeptionstagen

                        

                     

                  

                  Kommunikation, Verwaltung und Organisation

                  
                     
                        	
                            Kenntnisnahme von Informationen über alle wichtigen Belange der Einrichtung 

                        

                        	
                            Meldung besonderer Vorkommnisse an die Gruppenleitung 

                        

                     

                  

                  Pflegerischer und hauswirtschaftlicher Bereich

                  
                     
                        	
                            Unterstützung bei der Pflege, Regulierung und Gesunderhaltung des Körpers der Kinder sowie Umsetzung einer beziehungsvollen Pflege 

                        

                        	
                            Umsetzung des Speiseversorgungskonzepts 

                        

                        	
                            Einhaltung von Maßnahmen zur Unfallverhütung 

                        

                        	
                            Umsetzung und Einhaltung des Infektionsschutzes gemäß dem Hygieneplan (z. B. regelmäßige Reinigung, Pflege und Instandhaltung
                              des Spiel-, sowie Außenspielbereichs; Übernahme alltäglicher hauswirtschaftlicher Tätigkeiten)
                           

                        

                        	
                            Ordnungshaltung in den Räumen

                        

                     

                  

                  Zusammenarbeit mit Eltern und Kooperation

                  
                     
                        	
                            Planung und Übernahme von einzelnen Aufgaben an Elternabenden 

                        

                        	
                            Durchführung von Tür- und Angelgesprächen 

                        

                        	
                            Teilnahme an Elterngesprächen 

                        

                     

                  

                  Religionspädagogisches Handeln

                  
                     
                        	
                            Planung und Reflexion des religionspädagogischen Angebots 

                        

                        	
                            Durchführung religionspädagogischer Angebote 

                        

                        	
                            Mitgestaltung von Familiengottesdiensten 

                        

                     

                  

               

               
                     § 15 
Gleichberechtigtes Arbeiten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Im Personalkonzept des gleichberechtigten Arbeitens übernehmen alle Fachkräfte gleichberechtigt die Aufgaben in ihrer Komplexität
                     und mit der entsprechenden Verantwortung aus § 13. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Wird gleichberechtigtes Arbeiten in einer Einrichtung neu eingeführt und können nicht alle Fachkräfte von Beginn an die Aufgaben
                     aus § 13 übernehmen, so ist durch Fortbildung und weitere Qualifikation dafür zu sorgen, dass diese entsprechend befähigt werden.
                  

               

               
                     § 16 
Anleitung
                     

                  

                  Die Aufgaben für die Anleitung in der Ausbildung von Erzieherinnen/Erziehern, von Kinderpflegerinnen/Kinderpflegern, von sozialpädagogischen
                     Assistentinnen/sozialpädagogischen Assistenten oder von Heilerziehungspflegerinnen/Heilerziehungspflegern sowie für Personen,
                     die am Programm Direkteinstieg Kita teilnehmen, ergeben sich aus der Absprache mit den Fachschulen und den entsprechenden
                     Verordnungen zu den Ausbildungsgängen. 
                  

                  Folgende Aufgaben sind grundsätzlich in der Praxisanleitung beinhaltet: 

                  
                     
                        	
                            regelmäßige Anleitungsgespräche 

                        

                        	
                            Anleitung und Beobachtung von Einzelangeboten

                        

                        	
                            Unterstützung, Beobachtung und Reflexion

                        

                        	
                            Erstellen eines Ausbildungsplans 

                        

                        	
                            Teilnahme an Anleiter-/innentreffen 

                        

                        	
                            Begleitung der Besuchsterminen der Fachschule in der Einrichtung 

                        

                        	
                            Unterstützung der/des Auszubildenden beim Erstellen von Berichten

                        

                        	
                            Unterstützung bei der Prüfungsvorbereitung

                        

                        	
                            Beurteilung der/des Auszubildenden 

                        

                     

                  

               

               
                     § 17 
Zusatzkraft
                     

                  

                  Die Zusatzkraft ist eine Nichtfachkraft, die die pädagogischen Fachkräfte unterstützt. Sie ist entsprechend der Art ihrer
                     Aufgaben der Leitung oder der jeweiligen Gruppenleitung, bzw. einer pädagogischen Fachkraft zugeordnet und dieser für ihre
                     Arbeit verantwortlich. Sie wirkt bei der Durchführung von pflegerischen und hauswirtschaftlichen Einzeltätigkeiten auf Anweisung
                     mit und hat teil am pädagogischen Betreuungsalltag.
                  

               

               
                     § 18 
Zusatzkraft für spezielle Aufgaben
                     

                  

                  Die Zusatzkraft für spezielle Aufgaben übernimmt Tätigkeiten für einzelne oder Gruppen von Kindern (z. B. Inklusion und Sprachförderung).

                  ____________________

               

            

         

      

      
                     Aushändigungsvermerk und Empfangsbescheinigung

                  

                  Die Dienstordnung für die erzieherisch tätigen Beschäftigten in Tageseinrichtungen für Kinder (Kindergärten) in der Evangelischen
                     Landeskirche in Württemberg vom 13. Dezember 2024 habe ich erhalten.
                  

                  

                  Ort, Datum

                  

                  Beschäftigte/Beschäftigter

               

            

         

      

      

   
      

      
         Anlage 3.2.2 zur KAO 

Besondere Regelungen für Beschäftigte 
im Erziehungsdienst1

      

      
                     § 1
Eingruppierung, Entgelt und sonstige Leistungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Beschäftigte im Erziehungsdienst in Vergütungsgruppenplan 21 der Anlage 1.2.1 zur KAO erhalten abweichend von § 15 Abs. 2 Entgelt nach der Anlage C (VKA).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Soweit im Allgemeinen Teil auf bestimmte Entgeltgruppen der Anlage A (VKA) Bezug genommen wird, entspricht
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 die Entgeltgruppe

                              
                              	
                                 der Entgeltgruppe

                              
                           

                           
                              	
                                 S 2

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 2

                              
                           

                           
                              	
                                 S 3

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 4

                              
                           

                           
                              	
                                 S 4

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 5

                              
                           

                           
                              	
                                 S 5

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 6

                              
                           

                           
                              	
                                 S 6 bis S 8 b

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 8

                              
                           

                           
                              	
                                 S 9 bis S 11 a

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 9 a

                              
                           

                           
                              	
                                 S 11 b bis S 13

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 9 b

                              
                           

                           
                              	
                                 S 14

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 9 c

                              
                           

                           
                              	
                                 S 15 und S 16

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 10

                              
                           

                           
                              	
                                 S 17

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 11

                              
                           

                           
                              	
                                 S 18

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 12

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Auf Beschäftigte der Entgeltgruppe S 9 findet der in § 20 KAO Abs. 2 Satz 1 für die Entgeltgruppen 1 bis 8 ausgewiesene Prozentsatz Anwendung.
                  

               

               
                     § 2
Zulage
                     

                  

                  Beschäftigte im Erziehungsdienst in Vergütungsgruppenplan 21 der Anlage 1.2.1 zur KAO in einer der Entgeltgruppen S 2 bis S 10 erhalten eine monatliche SuE-Zulage in Höhe von 130,00 Euro.
                  

               

               
                     § 3
Regenerationstage/Umwandlungstage
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Beschäftigte, die im Erziehungsdienst in Vergütungsgruppenplan 21 der Anlage 1.2.1 zur KAO in den Entgeltgruppen S2 bis S 13, S 15 Fallgruppe 1 und 2, S 16, S 17 Fallgruppe 1 und 2 oder S 18 Fallgruppe 1 eingruppiert sind, haben bei Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit auf fünf Tage in der Kalenderwoche
                     Anspruch auf zwei Arbeitstage Arbeitsbefreiung im Kalenderjahr unter Fortzahlung des Entgelts gemäß § 21 (Regenerationstage). Wird die wöchentliche Arbeitszeit an weniger als fünf Tagen in der Woche erbracht, vermindert sich der Anspruch auf die
                     Regenerationstage entsprechend. Maßgeblich für die Verminderung nach Satz 2 sind die jeweiligen Verhältnisse zum Zeitpunkt
                     der Antragstellung nach Absatz 2 Satz 2. Verändert sich im Zeitraum zwischen der Antragstellung und dem gewährten Regenerationstag
                     die Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit, erhöht oder vermindert sich der Anspruch auf die Regenerationstage entsprechend.
                     Verbleibt bei den Berechnungen nach den Sätzen 2 oder 4 ein Bruchteil, der mindestens einen halben Regenerationstag ergibt,
                     wird er auf einen vollen Regenerationstag aufgerundet; Bruchteile von weniger als einem halben Regenerationstag bleiben unberücksichtigt.
                     
                  

                  Protokollerklärung zu Absatz 1 Satz 1: 

                  Der Anspruch reduziert sich auf einen Regenerationstag, wenn in dem Kalenderjahr nicht für mindestens vier Kalendermonate
                     Anspruch auf Entgelt bestanden hat. Anspruch auf Entgelt im Sinne des Satz 1 sind auch der Anspruch auf Entgeltfortzahlung
                     aus Anlass der in § 21 Satz 1 TVöD genannten Ereignisse und der Anspruch auf Krankengeldzuschuss (§ 22 Absatz 2 und 3 TVöD),
                     auch wenn dieser wegen der Höhe der Barleistungen des Sozialversicherungsträgers nicht gezahlt wird. Einem Anspruch auf Entgelt
                     gleichgestellt ist der Bezug von Krankengeld nach § 45 SGB V oder entsprechender gesetzlicher Leistungen, Leistungen nach
                     § 56 IfSG, Kurzarbeitergeld und Leistungen nach §§ 18 bis 20 MuSchG. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Bei der Festlegung der Lage der Regenerationstage sind die Wünsche der/des Beschäftigten zu berücksichtigen, sofern dem keine
                     dringenden dienstlichen/betrieblichen Gründe entgegenstehen. Der/Die Beschäftigte hat den/die Regenerationstag/e spätestens
                     vier Wochen vor dem  gewünschten Zeitpunkt der Gewährung in Textform gegenüber dem Arbeitgeber geltend zu machen. Der Arbeitgeber
                     entscheidet über die Gewährung der Regenerationstage bis spätestens zwei Wochen vor diesen und teilt dies der/dem Beschäftigten
                     in Textform mit. Im gegenseitigen Einvernehmen ist unter Berücksichtigung der aktuellen dienstlichen/betrieblichen Verhältnisse
                     abweichend von den Sätzen 2 und 3 auch eine kurzfristige Gewährung von Regenerationstagen möglich. Regenerationstage, für
                     die im laufenden Kalenderjahr keine Arbeitsbefreiung nach Absatz 1 Satz 1 erfolgt ist, verfallen. Abweichend von Satz 5 verfallen
                     Regenerationstage, die wegen dringender betrieblicher/dienstlicher Gründe im laufenden Kalenderjahr nicht gewährt worden sind,
                     spätestens am 30. September des Folgejahres. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Beschäftigte, die Anspruch auf eine monatliche SuE-Zulage gemäß § 2 haben, können bis zum 31. Oktober des laufenden Kalenderjahres in Textform geltend machen, statt der ihnen zustehenden SuE-Zulage
                     im Folgejahr bis zu zwei Arbeitstage Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts gemäß § 21 in Anspruch zu nehmen (Umwandlungstage).
                     Beschäftigte, die erstmalig einen Anspruch auf eine SuE-Zulage gemäß § 2 erwerben, können nach Ablauf von drei Kalendermonaten
                     nach Aufnahme des Arbeitsverhältnisses (Neubegründung des Arbeitsverhältnisses oder Tätigkeitswechsel) die Geltendmachung
                     der Umwandlungstage für das laufende Kalenderjahr erklären. Die SuE-Zulage wird jeweils nach der erfolgten Arbeitsbefreiung
                     gekürzt. Der Kürzungsbetrag ergibt sich aus dem gemäß § 24 Absatz 3 Satz 3 KAO ermittelten Stundenentgelt. Die an dem Umwandlungstag
                     zu leistende Arbeitszeit ist dadurch zu ermitteln, dass die arbeitsvertraglich vereinbarte regelmäßige durchschnittliche wöchentliche
                     Arbeitszeit durch die Anzahl der von der/dem Beschäftigten festgelegten Arbeitstage zu teilen ist. Der/Die Beschäftigte hat
                     den/die Umwandlungstag/e spätestens vier Wochen vor dem gewünschten Zeitpunkt der Gewährung in Textform gegenüber dem Arbeitgeber
                     geltend zu machen. Der Arbeitgeber entscheidet über die Gewährung der Umwandlungstage bis spätestens zwei Wochen vor diesen
                     und teilt dies der/dem Beschäftigten in Textform mit. Bei der Festlegung der Lage der Umwandlungstage sind die Wünsche der/des
                     Beschäftigten zu berücksichtigen, sofern dem keine dringenden dienstlichen/betrieblichen Gründe entgegenstehen. Im gegenseitigen
                     Einvernehmen ist unter Berücksichtigung der aktuellen dienstlichen/betrieblichen Verhältnisse abweichend von den Sätzen 6
                     und 7 auch eine kurzfristige Gewährung von Umwandlungstagen möglich. Eine im Vorjahr nach Satz 1 oder im laufenden Kalenderjahr
                     nach Satz 2 beantragte Umwandlung der SuE-Zulage wirkt längstens bis zum Ende des laufenden Kalenderjahres. 
                  

                  Protokollerklärung zu § 3:

                  Bei den Regenerations- und Umwandlungstagen handelt es sich nicht um Urlaubs-/Zusatzurlaubstage. 

                  Protokollnotiz (KAO) zu § 3 Absatz 3: 

                  Die Geltendmachung der Umwandlungstage ist erstmalig bis 31.Oktober 2024 für das Jahr 2025 möglich. Erkrankt der/die Beschäftigte
                     am genehmigten Umwandlungstag, wird die SuE Zulage nicht gekürzt, der Tag der Arbeitsbefreiung kann jedoch nicht erneut beantragt
                     werden.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Vgl. Übergangsbestimmungen (Abl. 67 S. 112, 119).
            

         

      

   
      

      
         Anlage 3.2.3 zur KAO

Sonderregelung 
für Beschäftigte im Erziehungsdienst 
im Evangelischen Kirchenkreis Stuttgart
         

      

      
                     § 1
Berechtigter Personenkreis der Zulage Tarif Plus I
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Zulage Tarif Plus I erhalten Beschäftigte, die
                  

                  
                     
                        	
                           in einer Kindertageseinrichtung bei einem Arbeitgeber im Evangelischen Kirchenkreis Stuttgart beschäftigt sind und 

                        

                        	
                           in Vergütungsgruppenplan 21 der Anlage 1.2.1 zur KAO in den Entgeltgruppen S 2 bis S 13, S 15 Fallgruppen 1 und 2 sowie S 16, S 17 Fallgruppen 1 und 2 und S 18 Fallgruppe 1 eingruppiert
                              sind sowie alle SuE - Beschäftigten in der Schulkindbetreuung und
                           

                        

                        	
                           die sich mindestens in Stufe 2 und höchstens in Stufe 6 der S-Tabelle befinden. (Nicht erfasst sind Beschäftigte, die sich
                              in Stufe 1 oder in einer individuellen Endstufe der S-Tabelle befinden.)
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Zulage Tarif Plus I wird an alle Fachkräfte gemäß Absatz 1 gezahlt, die am 1. Januar 2015 in einem Arbeitsverhältnis zu einem Arbeitgeber im Evangelischen Kirchenkreis Stuttgart stehen oder bis zum 31. Dezember
                     2024 in ein solches Arbeitsverhältnis treten. Eine Umwandlung der Zulage in zusätzliche Umwandlungstage ist nicht möglich.
                  

               

               
                     § 2
Höhe und Dauer der Zulage Tarif Plus I
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Zulage Tarif Plus I beträgt für Vollzeitkräfte 100 € brutto monatlich. Teilzeitkräfte erhalten die Zulage anteilig entsprechend
                     dem Verhältnis der vertraglich vereinbarten Arbeitszeit zur Arbeitszeit von Vollzeitbeschäftigten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Zulage nimmt nicht an den allgemeinen Entgelterhöhungen teil.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Zulage fließt nicht in die Bemessungsgrundlage für die Jahressonderzahlung und für das Leistungsentgelt ein.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Zulage wird bis 31. Dezember 2024 in voller Höhe gewährt. Ab 1. Januar 2025 erfolgt eine Abschmelzung der Zulage um jährlich
                     25 %. Die Abschmelzung nach Satz 2 wird vom 1. Januar 2025 bis 31. Dezember 2025 ausgesetzt.
                  

               

               
                     § 3
Zulage Tarif Plus II
                     

                  

                  Beschäftigte in der Entgeltgruppen S 13, S 15, S 16, S 17 und S 18 erhalten eine monatliche Zulage in Höhe von 180 Euro. Eine
                     Umwandlung der Zulage in zusätzliche Umwandlungstage ist nicht möglich. Teilzeitkräfte erhalten die Zulage anteilig entsprechend
                     dem Verhältnis der vertraglich vereinbarten Arbeitszeit zur Arbeitszeit von Vollzeitbeschäftigten.
                  

                  Die Zulage wird bis 31. Dezember 2025 gewährt.

               

               
                     § 4
Ruhen der Zulagenzahlung
                     

                  

                  Die Zulagen ruhen für Zeiten im Beschäftigungsverhältnis ohne Anspruch auf Arbeitsentgelt oder Entgeltfortzahlung, z. B. bei
                     Elternzeit, Pflegezeit, unbezahltem Sonderurlaub oder Arbeitsunfähigkeit ohne Anspruch auf Entgeltfortzahlung.
                  

               

               
                     § 5
Wechsel der Funktion bzw. Tätigkeit, Höhergruppierung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Wird die Funktion bzw. Tätigkeit, für die die Zulage gemäß § 1 und § 3 gewährt wird, tatsächlich nicht mehr ausgeübt, so entfällt die Zulage. Dies gilt nicht, wenn die Veränderung in der Funktion
                     bzw. Tätigkeit Folge einer vom Arbeitgeber veranlassten organisatorischen Veränderung der Kindertagesbetreuung ist. In diesem
                     Fall wird die Zulage an die von der Organisationsänderung betroffenen Beschäftigten als Besitzstand weitergewährt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Beim Wechsel von einer zulageberechtigten Funktion bzw. Tätigkeit in eine andere, ebenfalls gemäß § 1 und § 3 zulageberechtigte Funktion bzw. Tätigkeit erlischt im Zeitpunkt der Übernahme der neuen Funktion bzw. Tätigkeit der Anspruch
                     auf die Zulage für die bisherige Funktion, für die neu übernommene entsteht eine neue, volle Zulageberechtigung.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Anlage 3.3.1 zur KAO

Arbeitsrechtliche Regelung über die Rechtsverhältnisse von Beschäftigten in der Forstwirtschaft
         

      

      
                     § 1
Geltungsbereich
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Diese Arbeitsrechtsregelung gilt für Beschäftigte, die bei der Evang. Landeskirche in Württemberg, einer Kirchengemeinde
                     oder einer sonstigen Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts, die der Aufsicht der Landeskirche untersteht,
                     angestellt und in der Forstwirtschaft beschäftigt sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Diese Arbeitsrechtsregelung gilt nicht für Revierleiter/Revierleiterinnen.
                  

               

               
                     § 2
Anwendung tariflicher Bestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Auf die Arbeitsverhältnisse der in § 1 Abs. 1 genannten Personen finden der Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst für die Beschäftigten der Mitglieder des Kommunalen
                     Arbeitgeberverbandes Baden-Württemberg in forstwirtschaftlichen Verwaltungen, Einrichtungen und Betrieben (TVöD-Wald BaWü)
                     vom 3. Februar 2009 sowie die diesen ergänzenden Tarifverträge in der jeweils geltenden Fassung entsprechende Anwendung.1 Dies gilt nicht, wenn im Folgenden etwas anderes bestimmt ist oder im Falle künftiger Änderungen oder Ergänzungen der genannten
                     Tarifverträge bestimmt wird. Die Bestimmungen des § 1 c Abs. 1 bis 4 KAO finden entsprechende Anwendung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Auf die Rechtsverhältnisse der Beschäftigten nach § 1 Abs. 1 finden anstelle der entsprechenden Bestimmungen des TVöD-Wald BaWü die §§ 1,  1 d,  1 e,  2,  3,  5,  6,  8,  25,  27,  33,  34 und 37 KAO sowie die Anlagen zur KAO Anwendung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         An Stelle von § 18 TVöD gilt § 18 KAO. § 3 Nr. 6 TVöD-Wald BaWü findet nur insoweit Anwendung, wie dieser die notwendige Berechnungsgrundlage für das Leistungsentgelt
                     aufgrund forstspezifischer Besonderheiten definiert. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         § 29 KAO findet ergänzend zu § 29 TVöD i. V. m. § 3 Nr. 10 TVöD-Wald BaWü (forstspezifische Regelung zu § 29 TVöD - Arbeitsbefreiung)
                     Anwendung.
                  

               

               
                     § 32
Überleitung in die Entgeltordnung zum TVöD-Wald BaWü
                     

                  

                  Die Überleitung in die neue Entgeltordnung erfolgt entsprechend den Bestimmungen des TVÜ-Wald BaWü zum 1. Januar 2018.

                  

                  Protokollnotizen (KAO) zu § 3:

                  
                     
                        	
                           Für den Antrag auf Höhergruppierung gemäß § 19 b Absatz 1 TVÜ-Wald BaWü gilt anstelle des Datums 31. Dezember 2018 das Datum
                              31. Juli 2019.
                           

                        

                        	
                           § 19 b Absatz 2 TVÜ-Wald BaWü bezieht sich im Bereich der KAO auf § 17 Absatz 4 KAO in der bis 31. August 2017 geltenden Fassung.

                        

                     

                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Gemäß § 1 c KAO in den Geltungsbereich der KAO übernommene Tarifverträge (Abl. 68 S. 113): 
Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst für die Beschäftigten der Mitglieder des Kommunalen Arbeitgeberverbandes Baden-Württemberg
               in forstwirtschaftlichen Verwaltungen, Einrichtungen und Betrieben (TVöD-Wald BaWü) vom 3. Februar 2009 in der Fassung des
               Änderungstarifvertrages Nr. 6 vom 6. Juli 2016 (Abl. 68 S. 113); 
            

            Änderungstarifvertrag Nr. 7 vom 23. Oktober 2017 zum Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst für die Beschäftigten der Mitglieder
               des Kommunalen Arbeitgeberverbandes Baden-Württemberg in forstwirtschaftlichen Verwaltungen, Einrichtungen und Betrieben (TVöD-Wald
               BaWü) vom 3. Februar 2009 (Abl. 68 S. 132).
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Tarifvertrag zur Überleitung der Beschäftigten des Kommunalen Arbeitgeberverbandes Baden-Württemberg aus dem Geltungsbereich
               des MTW und TV-Forst in den TVöDWald BaWü und zur Regelung des Übergangsrechts (TVÜ-Wald BaWü) vom 3. Februar 2009 in der
               Fassung des Änderungstarifvertrages Nr. 2 vom 16. Dezember 2014 (Abl. 68 S. 135).
            

            Änderungstarifvertrag Nr. 3 vom 23. Oktober 2017 zum Tarifvertrag zur Überleitung der Beschäftigten des Kommunalen Arbeitgeberverbandes
               Baden-Württemberg aus dem Geltungsbereich des MTW und TVForst in den TVöD-Wald BaWü und zur Regelung des Übergangsrechts (TVÜ-Wald
               BaWü) vom 3. Februar 2009 (Abl. 68 S. 150).
            

         

      

   
      

      
         Anlage 3.4.1 zur KAO 

Jahresarbeitszeit im Mesner- und Hausmeisterdienst gemäß § 39 Abs. 5 KAO
         

      

      
                     § 1
Geltungsbereich
                     

                  

                  Diese Anlage gilt für alle Beschäftigten im Mesner- und Hausmeisterdienst.

               

               
                     § 2
Grundsätzliches
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Wochenarbeitszeit Vollbeschäftigter beträgt 39 Stunden, verteilt auf 5 Tage (§ 6 Absatz 1 KAO).1 Die Sollarbeitszeit beträgt 7,8 Stunden pro Tag.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für Teilzeitbeschäftigte gilt die gleichmäßige Verteilung ihrer individuellen Arbeitszeit auf 5 Tage als Sollarbeitszeit,
                     es sei denn, es wurde eine andere Verteilung festgelegt.
                  

               

               
                     § 3
Ausgleichszeitraum
                     

                  

                  Der Ausgleichszeitraum gemäß § 6 Absatz 2 KAO für Zeitguthaben bzw. Zeitschuld ist zwischen dem 1. November und dem 31. Oktober des Folgejahres.
                  

               

               
                     § 4
Arbeitszeitkonto
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für alle vom Geltungsbereich dieser Anlage erfassten Beschäftigten wird ein Arbeitszeitkonto eingerichtet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ausgehend von der vertraglich vereinbarten Wochenarbeitszeit (= Nullsaldo) werden Zeitguthaben bzw. Zeitschuld auf dem Arbeitszeitkonto
                     verbucht.
                  

                  Die Beschäftigten tragen ihre tatsächlich geleistete Arbeitszeit unaufgefordert in den dafür vorgesehenen Arbeitszeitnachweis
                     (z. B. Arbeitszeitliste, elektronische Erfassung) ein und legen diesen nach Monatsende zeitnah ihrem oder ihrer Vorgesetzten
                     vor. Der Arbeitszeitnachweis gilt als anerkannt, sofern innerhalb von zwei Wochen kein Widerspruch erfolgt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die höchstzulässige Zeitschuld beträgt 20 Stunden für Vollbeschäftigte. Das höchstzulässige Zeitguthaben beträgt 80 Stunden
                     für Vollbeschäftigte.
                  

                  Bei Teilzeitbeschäftigten wird die höchstzulässige Zeitschuld bzw. das höchstzulässige Zeitguthaben entsprechend dem Verhältnis
                     der mit ihnen vereinbarten Arbeitszeit zur Arbeitszeit von Vollbeschäftigten reduziert. Dabei ist auf volle Stunden aufzurunden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Für das Arbeitszeitkonto gilt folgende Ampelregelung:
                  

                  
                     
                        	=>

                        	
                           Phase grün: Zeitguthaben zwischen 0 und 30 Stunden bzw. Zeitschuld bis 5 Stunden:

                           In dieser Phase besteht kein Handlungsbedarf.

                        

                        	=>

                        	
                           Phase gelb: Zeitguthaben zwischen 30 und 60 Stunden bzw. Zeitschuld zwischen 5 und 10 Stunden:

                           Gespräch zwischen Leitung und Beschäftigter oder Beschäftigtem mit dem Ziel des Abbaus des Zeitguthabens bzw. der Zeitschuld
                              in den grünen Bereich zu führen.
                           

                        

                        	=>

                        	
                           Phase rot: Zeitguthaben zwischen 60 und 80 Stunden bzw. Zeitschuld zwischen 10 und 20 Stunden:

                           Leitung und Beschäftigte oder Beschäftigter sind zum sofortigen Abbau verpflichtet. – Die Mitarbeitervertretung ist über die
                              Rotphase und die Rückführungsvereinbarung zwingend zu informieren.
                           

                        

                     

                  

                  Für Teilzeitbeschäftigte reduzieren sich die Stundenzahlen in den einzelnen Ampelphasen entsprechend dem Verhältnis der mit
                     ihnen vereinbarten Arbeitszeit zur Arbeitszeit von Vollbeschäftigten.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Ampelregelung gilt nicht für geringfügig Beschäftigte gem. § 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV. Hier gelten die gesetzlichen Bestimmungen für die Führung von Arbeitszeitkonten bei geringfügiger Beschäftigung.
                  

                  Redaktionelle Anmerkung zu Abs. 5:

                  Es dürfen monatlich nicht mehr als 50 % der vertraglich vereinbarten Arbeitszeit auf das Arbeitszeitkonto gebucht werden.
                        

                  Das beitragspflichtige Arbeitsentgelt (einschließlich des Werts des im Arbeitszeitkonto vorhandenen Zeitguthabens) darf nicht
                        mehr als der jährlich zulässige Betrag nach § 8 Abs. 1 a SGB IV innerhalb des in § 3 festgelegten jährlichen Ausgleichszeitraums betragen. 

                  Die geringfügig Beschäftigten dürfen nicht länger als 3 Monate Entgelt erhalten, ohne zu arbeiten. 

                  Die Stunden am Ende des Ausgleichszeitraums müssen komplett auszahlbar sein und auch tatsächlich ausgezahlt werden und das
                        beitragspflichtige Entgelt darf insgesamt die Grenze von § 8 Abs. 1 a SGB IV nicht übersteigen.

                  
                        (
                        6
                        )
                         Am Ende des Ausgleichszeitraums gemäß § 3 Absatz 1 muss das Arbeitszeitkonto ausgeglichen sein.
                  

                  Darauf zu achten, liegt in der Verantwortung der oder des Vorgesetzten und der/des Beschäftigten.

                  Der oder die Vorgesetzte sorgt dafür, dass das Zeitguthaben oder die Zeitschuld in den grünen Bereich zurückgeführt wird und
                     zum Ende des Ausgleichszeitraums ausgeglichen ist. Dabei sind die betrieblichen Notwendigkeiten unter Berücksichtigung der
                     persönlichen Belange der Beschäftigten zu berücksichtigen.
                  

                  Ein am Ende des Ausgleichszeitraums gemäß § 3 Absatz 1 noch vorhandenes Zeitguthaben ist gemäß § 8 Absatz 2 KAO zu vergüten. § 8 Absatz 2 a KAO bleibt unberührt.
                  

                  Eine am Ende des Ausgleichszeitraums gemäß § 3 Absatz 1 noch vorhandene Zeitschuld führt nicht zu einem Vergütungsrückzahlungsanspruch des Arbeitgebers.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Vor Antritt einer Elternzeit oder sonstigen Beurlaubung ist das Arbeitszeitkonto auszugleichen. Ist ein Ausgleich nicht möglich,
                     so wird ein vorhandenes Zeitguthaben bzw. eine Zeitschuld auf den Zeitraum nach Beendigung der Elternzeit bzw. Beurlaubung
                     übertragen.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Bei Tod der oder des Beschäftigten wird der Geldwert eines vorhandenen Zeitguthabens an die Erben ausgezahlt.
                  

               

               
                     § 5
Urlaub, Krankheit, Dienstbefreiung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Bei nicht vorhersehbaren Arbeitsverhinderungen, insbesondere Arbeitsunfähigkeit oder einer kurzfristigen Arbeitsbefreiung
                     gemäß § 29 KAO, werden für die Dauer des laufenden Dienstplans die in diesem festgelegten Arbeitsstunden dem Arbeitszeitkonto gutgeschrieben.
                     In den Fällen, in denen ein Dienstplan nicht vorhanden ist, ist Absatz 2 entsprechend anzuwenden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Bei Zeiten des Erholungsurlaubs, Zusatzurlaubs oder einer über den laufenden Dienstplanabschnitt hinausgehenden Arbeitsunfähigkeit
                     oder einer vorhersehbaren Arbeitsbefreiung gemäß § 29 KAO wird für jeden Arbeitstag die Sollarbeitszeit gemäß § 2 Absatz 1 und 2 gutgeschrieben.
                  

               

               
                     § 6
Abbuchung von Zeitguthaben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ein Zeitausgleich durch Arbeitsfreistellung erfolgt unter Berücksichtigung der betrieblichen Erfordernisse stundenweise,
                     in halben Tagen, in ganzen Tagen oder in mehreren zusammenhängenden Tagen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Antrag auf Zeitausgleich ist zu genehmigen, es sei denn, es stehen dringende betriebliche Gründe oder Interessen anderer
                     Beschäftigter, die unter sozialen Gesichtspunkten Vorrang verdienen, entgegen. Dringende betriebliche Gründe sind dann anzunehmen,
                     wenn die Vertretung der oder des Beschäftigten aus Gründen, die der Arbeitgeber nicht zu vertreten hat, nicht sichergestellt
                     werden kann. Arbeitgeber und Beschäftigte können abweichend von Satz 1 auch vereinbaren, dass Beschäftigte den Zeitausgleich
                     im eigenen Ermessen unter Berücksichtigung der betrieblichen Belange nehmen können.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Kann dem Antrag auf Zeitausgleich gemäß Absatz 2 Satz 1 aus den vorgenannten Gründen nicht stattgegeben werden, so ist dieser
                     Zeitausgleich nach erneuter Antragstellung innerhalb von zwei Monaten dem oder der Beschäftigten zu gewähren.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Im Falle einer unverzüglich angezeigten und durch ärztliches Attest nachgewiesenen Arbeitsunfähigkeit während eines Zeitausgleichs
                     vom Arbeitszeitkonto tritt eine Minderung des Zeitguthabens nicht ein (§ 10 Absatz 4 KAO).
                  

               

               
                     § 7
Folgen des Widerrufs eines bereits genehmigten Zeitausgleichs 
durch den Arbeitgeber
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Arbeitgeber kann einen bereits genehmigten Zeitausgleich aus dringenden betrieblichen oder dienstlichen Gründen widerrufen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Entstehen dem oder der Beschäftigten oder ihrem oder seinem Ehegatten oder Lebenspartner oder Lebenspartnerin im Sinne des
                     Lebenspartnerschaftsgesetzes durch den Widerruf Auslagen, z. B. bei einer bereits gebuchten Reise, so hat der Arbeitgeber
                     diese zu ersetzen.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Aus notwendigen betrieblichen/dienstlichen Gründen kann die Arbeitszeit auch auf sechs Tage verteilt werden (§ 6 Abs. 1 Satz 3 KAO). [Red. Hinweis: Die im Amtsblatt (Abl. 70 S. 379, 385) veröffentlichte Fußnotenzahl 2 wurde für die Fußnotenzählung in dieser Sammlung von der Redaktion insoweit angepasst.]
            

         

      

   
      

      
         Anlage 3.5.1 zur KAO 

Pauschalierte Festlegung der Arbeitszeit auf kirchenmusikalischen 
C-Stellen und bei Vertretungs- und Aushilfsdiensten nach Anlage 1.2.3 zur KAO
         

      

      
                     
                        	
                           Diese Anlage findet Anwendung auf die Festlegung der pauschalierten Arbeitszeit auf kirchenmusikalischen C-Stellen und bei
                              Vertretungs- und Aushilfsdiensten nach Anlage 1.2.3 zur KAO.
                           

                        

                        	
                           Als Zeit der dienstlichen Inanspruchnahme sind der Pauschalvergütung zugrunde zu legen (einschließlich Vorbereitungs- und
                              Übungszeit) für jeweils einen
                           

                           
                              
                                 	
                                    Abendmahlsgottesdienst oder Predigtgottesdienst mit kurzer Feier des Abendmahls im Anschluss 
3,50 Stunden
                                    

                                 

                                 	
                                    Predigtgottesdienst oder Gottesdienst in Altenheimen 
2,75 Stunden
                                    

                                 

                                 	
                                    Kindergottesdienst, Andacht bzw. Kurzgottesdienst bis zu 20 Minuten und kurze Feier des Abendmahls 
1,50 Stunden
                                    

                                 

                                 	
                                    Trauungsgottesdienst, selbständiger Taufgottesdienst, Bestattungsgottesdienst 
3,00 Stunden
                                    

                                 

                                 	
                                    Probe mit Chor oder Instrumentalkreis bei mindestens 90 Minuten Dauer (einschließlich öffentlichem Chordienst gemäß örtlicher
                                       Dienstanweisung) 
5,00 Stunden
                                    

                                 

                                 	
                                    Probe mit Chor oder Instrumentalkreis bei kürzerer Dauer (einschließlich öffentlicher Chordienst gemäß örtlicher Dienstanweisung)
                                       
3,50 Stunden
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Bei „Doppeldiensten“ beträgt die Zeit der dienstlichen Inanspruchnahme für den

                           
                              
                                 	
                                    2. Abendmahlsgottesdienst oder 2. Predigtgottesdienst mit kurzer Feier des Abendmahls im Anschluss 
2,50 Stunden
                                    

                                 

                                 	
                                    2. Predigtgottesdienst 
2,00 Stunden
                                    

                                 

                                 	
                                    2. Kindergottesdienst, Andacht und kurze Feier des Abendmahls 
1,00 Stunden.
                                    

                                 

                              

                           

                           Voraussetzung für die Berechnung der „Doppeldienste“ ist,

                           
                              
                                 	
                                    dass beide Gottesdienste oder Andachten dasselbe musikalische Programm beinhalten,

                                 

                                 	
                                    dass es sich um einander entsprechende Instrumente handelt und

                                 

                                 	
                                    dass die Gottesdienste oder Andachten innerhalb eines halben Tages stattfinden.

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Eine Andacht findet im Regelfall in Zusammenhang mit einer anderen Veranstaltung (z.B. Sitzung) statt. Sie dauert höchstens
                              20 Minuten.
                           

                        

                        	
                           Die Jahresarbeitszeit von Beschäftigten auf C-Stellen wird errechnet, in dem man die im Jahr anfallenden wöchentlichen Dienste
                              unter Berücksichtigung des Urlaubsanspruchs gem. §§ 26,  27 KAO addiert und mit der für die Tätigkeit einschlägigen Pauschalarbeitszeit multipliziert. Bei verschiedenen Arbeitsvorgängen
                              (z. B. Chorleitung und Instrumentalspiel in Gottesdiensten) werden die Ergebnisse addiert. Die monatliche Arbeitszeit beträgt
                              ein Zwölftel der nach Satz 1 und 2 errechneten Jahresarbeitszeit.
                           

                        

                        	
                           Die Stundenvergütung richtet sich bei einzelnen kirchenmusikalischen Dienstleistungen sowie bei Aushilfs- und Stellvertretungsdiensten
                              nach den Bestimmungen der Anlage 1.2.3 zur KAO und den im Vergütungsgruppenplan 10 festgelegten Entgeltgruppen.
                           

                        

                     

                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Anlage 3.5.2 zur KAO

Arbeitsrechtliche Regelung zur Bewertung der Dienstaufträge der Kirchenmusikerinnen 
und Kirchenmusiker
         

      

      
                     § 1
Geltungsbereich
                     

                  

                  Diese Arbeitsrechtsregelung gilt für Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker, die bei der Evangelischen Landeskirche in Württemberg,
                     einer Kirchengemeinde oder einer sonstigen Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts, die der Aufsicht der
                     Landeskirche untersteht, angestellt und auf Stellen der Gruppen BK 1, BK 2, G 1, G 2 oder G 3 beschäftigt sind. Für die Bewertung
                     der Dienstaufträge auf C-Stellen gilt die Richtsatztabelle (Anlage 3.5.1 zur KAO) in der jeweils geltenden Fassung. 
                  

               

               
                     § 2
Bewertung der Dienstaufträge der Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Dienstauftrag der Kirchenmusikerin/des Kirchenmusikers ist wie folgt zu bewerten: 
                  

                  
                     
                        	
                           Organistendienst

                           Organistendienst bei Gottesdiensten und Kasualien

                           
                              
                                 
                                    
                                    
                                    
                                 
                                 
                                    
                                       	
                                          –

                                       
                                       	
                                          durchschnittlich bis zu 
160 Dienste im Jahr
                                          

                                       
                                       	
                                          20 %

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          –

                                       
                                       	
                                          durchschnittlich bis zu
200 Dienste im Jahr
                                          

                                       
                                       	
                                          25 %

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          –

                                       
                                       	
                                          durchschnittlich bis zu
240 Dienste im Jahr
                                          

                                       
                                       	
                                          30 %

                                       
                                    

                                 
                              

                           

                           (Bei deutlich mehr als 240 Diensten im Jahr siehe Abs. 2.)

                        

                        	
                           Kantoren- und Kantorinnendienst

                           Chor oder Instrumentalkreis

                           
                              
                                 
                                    
                                    
                                    
                                 
                                 
                                    
                                       	
                                          aa)

                                       
                                       	
                                          wöchentliche Probenarbeit mit einfacher Zeiteinheit 
(mindestens 45 Minuten)
                                       
                                       	
                                          10 %

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          bb)

                                       
                                       	
                                          wöchentliche Probenarbeit mit doppelter Zeiteinheit
 (mindestens 90 Minuten)
                                       
                                       	
                                          20 %

                                       
                                    

                                 
                              

                           

                        

                        	
                           Kirchenmusikalische Veranstaltungen

                           
                              
                                 
                                    
                                    
                                    
                                 
                                 
                                    
                                       	
                                          –

                                       
                                       	
                                          bis zu sechs Veranstaltungen im Jahr
(davon mindestens 3 eigene)
                                          

                                       
                                       	
                                          10 %

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          –

                                       
                                       	
                                          bis zu zwölf Veranstaltungen im Jahr
(davon mindestens 6 eigene)
                                          

                                       
                                       	
                                          20 %

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          –

                                       
                                       	
                                          bis zu achtzehn Veranstaltungen im Jahr
(davon mindestens 9 eigene)
                                          

                                       
                                       	
                                          30 %

                                       
                                    

                                 
                              

                           

                        

                     

                  

                  Die Mindest-Üb- und -vorbereitungszeiten sind in allen genannten Prozentsätzen enthalten.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Abweichende Regelungen von den in Abs. 1 genannten Prozentsätzen aufgrund persönlicher oder örtlicher Gegebenheiten bedürfen
                     der vorherigen Genehmigung des Ausschusses nach § 1 e KAO der Arbeitsrechtlichen Kommission – Landeskirche und Diakonie Württemberg.
                     Dem Antrag an den Ausschuss gemäß § 1 e KAO ist neben der Stellungnahme der Mitarbeitervertretung die Stellungnahme des Amtes
                     für Kirchenmusik sowie ggf. des zuständigen Bezirkskantorats beizufügen. 
                  

               

               
                     § 3
Bewertung der Dienstaufträge der Bezirkskantorinnen und -kantoren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Dienstauftrag der Bezirkskantorin/des Bezirkskantors setzt sich in der Regel aus 40 % Bezirksaufgaben und 60 % örtlichen
                     Aufgaben zusammen.
                  

                  
                     
                        	
                            Bezirksauftrag

                           
                              
                                 
                                    
                                    
                                    
                                 
                                 
                                    
                                       	
                                          aa)

                                       
                                       	
                                          Unterrichtstätigkeit (C-Lehrgänge und Organistenkurse)

                                       
                                       	
                                          20 %

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          bb)

                                       
                                       	
                                          Begleitung und Betreuung der nebenberuflichen Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker im Kirchenbezirk

                                       
                                       	
                                          10 %

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          cc)

                                       
                                       	
                                          Sonstige Aufgaben der Bezirkskantorin/des Bezirkskantors laut Ordnung des kirchenmusikalischen Dienstes einschließlich Verwaltungsarbeit
                                             sowie Einberufung und Leitung der Bezirkskonferenz für Kirchenmusik
                                          

                                       
                                       	
                                          10 %

                                       
                                    

                                 
                              

                           

                        

                        	
                            Örtlicher kirchenmusikalischer Auftrag (siehe Dienstauftrag der Kirchenmusikerin/des Kirchenmusikers gemäß § 2 Abs. 1.)

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         In Ausnahmefällen ist unter Berücksichtigung der besonderen örtlichen Verhältnisse nach vorheriger Genehmigung durch den
                     Ausschuss gemäß § 1 e KAO eine andere Aufteilung des Dienstauftrags auf Bezirks- und Ortsaufgaben möglich. Dem Antrag an den
                     Ausschuss gemäß § 1 e KAO ist neben der Stellungnahme der Mitarbeitervertretung die Stellungnahme des Amtes für Kirchenmusik
                     beizufügen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die anteilige finanzielle Beteiligung des Kirchenbezirks an den Personalkosten der Bezirkskantorin/des Bezirkskantors erfolgt
                     entsprechend der Aufteilung des Dienstauftrags zwischen örtlichen Aufgaben und Bezirksaufgaben.
                  

               

               
                     § 4
Ausführungsbestimmungen
                     

                  

                  Die vorstehend genannten Kriterien für die Bewertung der Dienstaufträge der Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker auf Stellen
                     der Gruppen BK 1, BK 2, G 1, G 2 oder G 3 sind bei allen Änderungen, Neubesetzungen bzw. Neuerrichtung der o. g. Stellen im Bereich der Kirchenmusik, insbesondere
                     bei der Ermittlung des Grads der dienstlichen Inanspruchnahme und bei der Ausschreibung freigewordener Stellen im Bereich
                     der Kirchenmusik zu beachten.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Anlage 3.6.1 zur KAO

Arbeitsrechtliche Regelung über die Vergütung nebenberuflicher Kirchenpflegerinnen und Kirchenpfleger für das Führen eines
            Baubuches
         

      

      
                     § 1

                  

                  Kirchenpflegerinnen bzw. Kirchenpfleger, bei denen größere Bauvorhaben nicht in die Berechnung der dienstlichen Inanspruchnahme
                     eingerechnet sind (so genannte „nebenberufliche“ Kirchenpflegen) erhalten für die Führung eines Baubuches nach § 41 der Haushaltsordnung
                     der Landeskirche und für die verwaltungsmäßige Betreuung von Bauvorhaben mit einem Gesamtaufwand von mindestens 70.000 Euro
                     eine Sondervergütung. Diese berechnet sich wie folgt:
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                              	
                                 Für die ersten 200.000 Euro der Baukostensumme (Gesamtkosten)

                              
                              	
                                 3,0 o/oo

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Für die weiteren 300.000 Euro der Baukostensumme

                              
                              	
                                 2,0 o/oo

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Für die weiteren 500.000 Euro der Baukostensumme

                              
                              	
                                 1,0 o/oo

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Für alle weiteren Beträge der Baukostensumme

                              
                              	
                                 0,5 o/oo

                              
                           

                        
                     

                  

                  Die Vergütung wird in voller Höhe bezahlt, wenn alle erforderlichen Arbeiten von der Kirchenpflegerin bzw. dem Kirchenpfleger
                     selbst erledigt werden. Dazu gehört u. a. auch
                     
                        	
                           Nach Gewerken zugeordnetes Buchen oder Kontieren einschließlich Abstimmung der Kostenfeststellung des Architekten mit dem
                              Baubuch der Kirchengemeinde.
                           

                        

                        	
                           Vollständiges Erstellen des Vorberichts zum Baubuch.

                        

                     

                  

                  Wird eine dieser Arbeiten nicht selbst, sondern von Dritten z. B. durch die Evangelische Regionalverwaltung erledigt, wird
                     die Vergütung um 25 % gekürzt. 
                  

                  Die Sondervergütung ist nach Abschluss der Baumaßnahme (Schlussrechnung) auszubezahlen. Abschlagszahlungen können entsprechend
                     dem Stand des Baufortschritts und der Führung des Baubuchs erfolgen.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  § 1 tritt mit Wirkung vom 1. November 2003 in Kraft und ist für alle Bauprojekte anzuwenden, die nach dem 1. Januar 2003 abgeschlossen
                     (Datum der letzten Handwerkerrechnung) worden sind. Diese Arbeitsrechtsregelung tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2030 außer
                     Kraft.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Anlage 3.7.1 zur KAO

Dienstordnung für die Mitarbeiter in der Gemeindekrankenpflege
         

      

      Die Arbeitsrechtliche Kommission – Landeskirche und Diakonie Württemberg – hat gemäß § 2 Abs. 2 des Arbeitsrechtsregelungsgesetzes (ARRG) vom 27. Juni 1980 (Abl. 49 S. 125 ff.) die nachstehende Dienstordnung für die Mitarbeiter in der Gemeindekrankenpflege beschlossen,
         die ab sofort beim Abschluss neuer Anstellungsverträge mit Mitarbeitern in der Gemeindekrankenpflege als Bestandteil des einzelnen
         Anstellungsvertrags zu übernehmen ist.
      

      
            Dienstordnung für Mitarbeiter in der Gemeindekrankenpflege

         

         Der Dienst der Mitarbeiter in der Gemeindekrankenpflege (Diakoniestation/Sozialstation/Gemeindekrankenpflegestation) ist Diakonie
            unserer Kirche und somit Teil des Verkündigungs- und Dienstauftrags Jesu Christi. In seinem Namen und Auftrag arbeiten alle
            Mitarbeiter. Sie stellen ihren Dienst allen Menschen ohne Ansehen der Person und der Konfession zur Verfügung.
         

         
                     § 1
Aufgaben
                     

                  

                  Zu den Aufgaben des/der Mitarbeiter(in) gehören:
                     
                        	
                           Sachkundige Pflege und Beratung der kranken, alten und behinderten Menschen in ihrem häuslichen Bereich,

                        

                        	
                           Durchführung ärztlicher Verordnungen,

                        

                        	
                           eingehende Anleitung, Unterstützung und Beratung von Angehörigen in der Pflege,

                        

                        	
                           Seelsorge an den betreuten Menschen im Zusammenwirken mit dem zuständigen Pfarrer,

                        

                        	
                           Beistand bei Sterbenden und ihren Angehörigen (nicht Leichenbesorgung),

                        

                        	
                           fachliche Begleitung zugeordneter Pflegepersonen, eventuelle Anleitung von Krankenpflegeschüler/innen und Praktikanten,

                        

                        	
                           Durchführung oder Mithilfe bei Seminaren in häuslicher Krankenpflege,

                        

                        	
                           Ausleihen von Pflegehilfsmitteln,

                        

                        	
                           regelmäßige Vorlage eines Leistungs- und Arbeitszeitnachweises.

                        

                     

                  

               

               
                     § 2
Arbeitsbereich
                     

                  

                  Der/Die Mitarbeiter(in) ist in der Regel für einen bestimmten Pflegebezirk verantwortlich zuständig. Dieser wird wie folgt
                     festgelegt:
                  

                  ____________________

                  ____________________

                  (Nähere Bezeichnung des Pflegebezirks)

                  Bei Wochenenddienst, Urlaubs- oder Krankheitsvertretung, bei vermehrtem Arbeitsanfall oder aus sonstigen Gründen besteht die
                     Verpflichtung, auch in anderen Pflegebezirken mitzuarbeiten. Dies wird von der Pflegedienstleitung festgelegt.
                  

               

               
                     § 3
Zusammenarbeit
                     

                  

                  Alle Mitarbeiter in der Gemeindekrankenpflege sind zur Zusammenarbeit verpflichtet. Soweit ihre Tätigkeit im Rahmen einer
                     Diakonie-/Sozialstation geschieht, arbeiten sie mit allen Mitarbeitern derselben vertrauensvoll zusammen.
                  

                  Der/Die Mitarbeiter(in) ist bereit, eigene Erfahrungen und eigenes Wissen der Gruppe zur Verfügung zu stellen.

                  Er/Sie bemüht sich um einheitliche Pflegemethoden. Regelmäßige Dienstbesprechungen dienen der Regelung von Fragen der Zusammenarbeit
                     und der gegenseitigen Hilfe der Mitarbeiter. Die angeordnete Teilnahme an Dienstbesprechungen gilt als Arbeitszeit. Der/Die
                     Mitarbeiter(in) verpflichtet sich zu einer guten Zusammenarbeit mit Ärzten, Seelsorgern, Helfergruppen und anderen pflegerischen
                     Diensten. Auf die Arztwahl der Patienten hat der/die Mitarbeiter(in) keinen Einfluss zu nehmen.
                  

               

               
                     § 4
Schweigepflicht
                     

                  

                  Jede(r) Mitarbeiter(in) in der Gemeindekrankenpflege hat über alle ihm/ihr infolge seines/ihres Dienstes bekanntgewordenen
                     Angelegenheiten, deren Geheimhaltung ihrer Natur nach erforderlich ist, Stillschweigen zu bewahren. Diese Verpflichtung besteht
                     auch über die Beendigung des Dienstverhältnisses hinaus. Hierzu gehören insbesondere Mitteilungen über Angelegenheiten des
                     ärztlichen und pflegerischen Dienstes einschließlich familiärer und wirtschaftlicher Verhältnisse, Aktenvorgänge, Pläne, sowie
                     der Inhalt dienstlicher Besprechungen.
                  

                  Ein Verstoß gegen diese Schweigepflicht gilt als grobe Dienstverletzung und wird nach den strafrechtlichen Bestimmungen über
                     die Schweigepflicht für Krankenpflegepersonal geahndet (§ 203 StGB); außerdem kann dies zur außerordentlichen Kündigung führen
                     (§ 626 BGB).
                  

                  Darüber hinaus sind die Bestimmungen des jeweils gültigen kirchlichen bzw. staatlichen Datenschutzrechtes zu beachten.

                  Es liegt jedoch keine unbefugte Offenbarung des Berufsgeheimnisses vor,
                     
                        	
                           wenn sie in Erfüllung einer Rechtspflicht erfolgt, wie die Anzeigepflicht zur Verhinderung von Verbrechen (§§ 138, 139 StGB)
                              und die gesetzliche Meldepflicht über ansteckende Krankheiten,
                           

                        

                        	
                           wenn das Wissen über den Kranken dem behandelnden Arzt mitgeteilt wird,

                        

                        	
                           wenn die Wahrnehmung eigener, berechtigter Interessen eine Offenbarung erfordert, z. B. Verteidigung vor Gericht,

                        

                        	
                           wenn der Betroffene die Pflegeperson von der Schweigepflicht entbindet,

                        

                        	
                           wenn im Rahmen dienstlicher Besprechungen ein Fall ohne Namensnennung dargestellt wird.

                        

                     

                  

               

               
                     § 5
Dienst- und Fachaufsicht
                     

                  

                  Der/Die Mitarbeiter(in) untersteht der Dienstaufsicht des Anstellungsträgers. Er/Sie ist für seine/ihre Dienstführung dem
                     Träger verantwortlich und informiert ihn über die wesentlichen Angelegenheiten.
                  

                  Das besondere Verhältnis zu einem Mutterhaus wird hiervon nicht berührt. Die Fachaufsicht liegt bei der Pflegedienstleitung.

                  Die fachlichen Aufsichtsrechte des zuständigen Gesundheitsamtes sind hiervon nicht berührt.

               

               
                     § 6
Versicherungsschutz und Haftung
                     

                  

                  Der/Die Mitarbeiter(in) ist kraft Gesetzes unfall- und durch den Träger haftpflichtversichert. Arbeitsunfälle einschließlich
                     Wegeunfälle sind unverzüglich dem Anstellungsträger und der Pflegedienstleitung zu melden. Dasselbe gilt bei Schadensfällen,
                     die Haftungsansprüche auslösen können, auch im privaten Bereich. Strafrechtliche Verfahren sind dem Anstellungsträger zu melden,
                     soweit sie für das Dienstverhältnis von Bedeutung sind. Das gleiche gilt, wenn wegen eines dienstlichen Verhaltens der/die
                     Mitarbeiter(in) von dritter Seite zivilrechtlich in Anspruch genommen werden soll
                  

                  Der Träger haftet für Schäden, die der/die Mitarbeiter(in) in seiner Berufsausübung nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig
                     verursacht hat.
                  

               

               
                     § 7
Arbeitszeit und Urlaub
                     

                  

                  Arbeitszeit und Urlaub richten sich jeweils nach den vom Anstellungsträger übernommenen arbeitsrechtlichen Bestimmungen. Die
                     Arbeitszeit verteilt sich auf die den Erfordernissen des Dienstes entsprechenden Tagesstunden. Mehrarbeit wird grundsätzlich
                     durch Freizeit ausgeglichen. Mehrarbeits- bzw. Überstunden werden von der Pflegedienstleitung in Absprache mit dem Anstellungsträger
                     angeordnet. Im Krankheitsfall ist der Pflegedienstleitung unverzüglich Meldung zu erstatten. Der Urlaub ist rechtzeitig zu
                     beantragen und unter Berücksichtigung der dienstlichen Belange mit der Pflegedienstleitung und dem Anstellungsträger abzusprechen.
                  

               

               
                     § 8
Schutzkleidung
                     

                  

                  Der/Die Mitarbeiter(in) ist verpflichtet, in Ausübung seines/ihres Dienstes Schutzkleidung zu tragen (Rundschreiben des Oberkirchenrats
                     vom 1. 2. 1980 AZ 45.23 Nr. 3/8).
                  

               

               
                     § 9
Inventar
                     

                  

                  Der/Die Mitarbeiter(in) ist für die pflegliche Behandlung der Einrichtung der Station und die sachgerechte Lagerung und Aufbewahrung
                     der medizinischen Geräte verantwortlich. Es ist ein Inventarverzeichnis zu führen.
                  

               

               
                     § 10
Zuwendungen
                     

                  

                  Für die Annahme von Zuwendungen (Belohnungen, Geschenken, Provisionen oder sonstigen Vergünstigungen) gelten die Bestimmungen
                     der Anlage 1.1.2 zur KAO.
                  

               

               
                     § 11
Verwaltung
                     

                  

                  Sämtliche Gelder und Wertsachen sowie alle vertraulichen Unterlagen sind stets verschlossen aufzubewahren. Die Bestimmungen
                     des Datenschutzes sind anzuwenden.
                  

                  Die Verwaltung der Gelder der Diakonie-/Sozialstation obliegt dem Träger oder einem von diesem beauftragten Rechner. Geldbeträge
                     sind unverzüglich mit dem Träger oder Rechner abzurechnen und durch Belege nachzuweisen. Bei Nichtbeachtung kann der/die dafür
                     verantwortliche Mitarbeiter(in) zu Schadensersatz herangezogen werden.
                  

               

               
                     § 12
Dienstfahrten
                     

                  

                  Für Dienstfahrten sind die jeweils für die Dienststelle geltenden Reisekostenbestimmungen anzuwenden. Dienstfahrten innerhalb
                     des Pflegebezirks (§ 2) zur Erledigung der Dienstaufgaben (§ 1) gelten generell als genehmigt.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Ort, Datum)

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 (Anstellungsträger)

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (Mitarbeiter/in)

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Anlage 3.7.3 zur KAO

Besondere Regelungen 
für Beschäftigte in der Kranken- und Altenpflege
         

      

      
                     § 1
Eingruppierung, Entgelt und sonstige Leistungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Beschäftigte in der Kranken- und Altenpflege in Vergütungsgruppenplan 54 der Anlage 1.2.1 zur KAO erhalten abweichend von
                     § 15 Abs. 2 Entgelt nach der Anlage E (VKA) zum BT-K und zum BT-B (P-Tabelle). 
                  

                  Soweit im Allgemeinen Teil auf bestimmte Entgeltgruppen der Anlage A (VKA) Bezug genommen wird, entspricht
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 die Entgeltgruppe

                              
                              	
                                 der Entgeltgruppe

                              
                           

                           
                              	
                                 P 5

                              
                              	
                                 3

                              
                           

                           
                              	
                                 P 6

                              
                              	
                                 4

                              
                           

                           
                              	
                                 P 7

                              
                              	
                                 7

                              
                           

                           
                              	
                                 P 8

                              
                              	
                                 8

                              
                           

                           
                              	
                                 P 9, P 10

                              
                              	
                                 9 a

                              
                           

                           
                              	
                                 P 11

                              
                              	
                                 9 b

                              
                           

                           
                              	
                                 P 12

                              
                              	
                                 9 c

                              
                           

                           
                              	
                                 P 13

                              
                              	
                                 10

                              
                           

                           
                              	
                                 P 14, P15

                              
                              	
                                 11

                              
                           

                           
                              	
                                 P 16

                              
                              	
                                 12.

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Abweichend von § 16 (VKA) Abs. 1 Satz 1 ist für die Beschäftigten gemäß Absatz 1 Eingangsstufe in den Entgeltgruppen P 7
                     bis P 16 die Stufe 2.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Abweichend von § 16 (VKA) Abs. 3 Satz 1 wird von den Beschäftigten gemäß Absatz 1 in den Entgeltgruppen P 7 und P 8 die Stufe 3 nach drei Jahren in Stufe 2 erreicht.
                  

                  

                  Protokollnotiz (KAO) zu § 1 Absatz 3:

                  Absatz 3 findet keine Anwendung auf

                  
                     
                        	
                           Beschäftigte, die mindestens zur Hälfte eine oder mehrere der in der Protokollerklärung zu § 52 Absatz 3 TVöD Besonderer Teil
                              Krankenhäuser (BT-K) bzw. § 51 a Abs. 3 TVöD Besonderer Teil Pflege- und Betreuungseinrichtungen (BT-B) abgedruckten Tätigkeiten
                              auszuüben haben.
                           

                           

                           Redaktioneller Hinweis:
Aufzählung nicht abgedruckt, da im Geltungsbereich der KAO nicht einschlägig.

                           

                        

                        	
                           Beschäftigte, deren Arbeitsverhältnis in der Zeit vom 01.01.2017 bis 31.03.2017 begonnen hat.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Abweichend von § 20 (VKA) gilt § 20 Absatz 2 Satz 1 in folgender Fassung: Die Jahressonderzahlung beträgt bei Beschäftigten,
                     für die die Regelungen des Tarifgebiets West Anwendung finden, 
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 in den Entgeltgruppen P 5 bis P 8

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 bis einschließlich Kalenderjahr 2021 
79,74 Prozent
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 ab dem Kalenderjahr 2022 
84,74 Prozent
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 in den Entgeltgruppen P 9 bis P 16

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 70,48 Prozent

                              
                           

                        
                     

                  

                  des der/dem Beschäftigten in den Kalendermonaten Juli, August und September durchschnittlich gezahlten monatlichen Entgelts;
                     unberücksichtigt bleiben hierbei das zusätzlich für Überstunden und Mehrarbeit gezahlte Entgelt (mit Ausnahme der im Dienstplan
                     vorgesehenen Überstunden und Mehrarbeit), Leistungszulagen, Leistungs- und Erfolgsprämien.
                  

               

               
                     § 2 Besondere Entgeltbestandteile

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Beschäftigte, die in eine der Entgeltgruppe P 5 bis P 16 eingruppiert sind, erhalten ab dem März 2021 zuzüglich zu dem Tabellenentgelt
                     gemäß § 15 Absatz 1 KAO eine nicht dynamische Zulage in Höhe von 35,00 Euro. § 24 Absatz 2 KAO findet Anwendung. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Beschäftigte, die in eine der Entgeltgruppen P 5 bis P 16 eingruppiert sind, erhalten ab 1. März 2022 zuzüglich zu dem Tabellenentgelt
                     gemäß § 15 Absatz 1 KAO eine Pflegezulage in Höhe von monatlich 120,00 Euro. Die Pflegezulage gemäß Satz 1 erhöht sich ab dem 1. März 2024 auf monatlich
                     133,80 Euro. Ab dem 1. Januar 2025 verändert sich die Pflegezulage bei allgemeinen Entgeltanpassungen um den von den Tarifvertragsparteien
                     vereinbarten Vomhundertsatz. § 24 Absatz 2 KAO findet Anwendung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Abweichend von § 8 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe f) KAO beträgt der Zeitzuschlag für Arbeiten an Samstagen von 13 bis 21 Uhr - auch im Rahmen von Wechselschicht- und Schichtarbeit
                     - 20 v.H. des auf eine Stunde entfallenden Anteils des Tabellenentgelts der Stufe 3 der jeweiligen Entgeltgruppe. Auch in
                     diesen Fällen wird gemäß § 8 Absatz 1 KAO der KAO-Aufschlag gezahlt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Beschäftigte, die ständig Wechselschichtarbeit leisten, erhalten abweichend von § 8 Absatz 5 KAO eine Wechselschichtzulage von 155,00 Euro monatlich. Beschäftigte, die nicht ständig Wechselschichtarbeit leisten, erhalten
                     abweichend von § 8 Absatz 5 Satz 2 KAO eine Wechselschichtzulage von 0,93 Euro pro Stunde.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         § 8 Absatz 9 KAO findet keine Anwendung.
                  

               

               
                     § 3
Übernahme von Vertretungsdiensten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für die freiwillige und kurzfristige Übernahme eines Dienstes an dienstfreien Tagen auf Anfrage des Arbeitgebers, erhalten
                     Beschäftigte einen Zuschlag von jeweils 60 €. Dienstfreie Tage sind Tage, an denen der/die Beschäftigte nicht im Dienstplan
                     eingeplant ist. Eine kurzfristige Übernahme von Diensten ist gegeben, wenn die Anfrage des Dienstgebers zur Übernahme des
                     Dienstes bis zu 96 Stunden vor dem zu übernehmenden Dienst erfolgt. § 24 Absatz 2 KAO findet keine Anwendung. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Absatz 1 findet auf Beschäftigte, die gemäß der Anlage 1.2.3 oder der Anlage 1.2.4 zur KAO beschäftigt sind, keine Anwendung.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Anlage 3.7.4 zur KAO

Besondere Regelungen 
für Beschäftigte in der Nachbarschaftshilfe
         

      

      
                     § 1
Übernahme von Vertretungsdiensten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für die freiwillige und kurzfristige Übernahme eines Dienstes an dienstfreien Tagen auf Anfrage des Arbeitgebers, erhalten
                     Beschäftigte in der Nachbarschaftshilfe (Vergütungsgruppenplan 26 der Anlage 1.2.1 zur KAO) einen Zuschlag von jeweils 40 €. Eine kurzfristige Übernahme von Diensten ist gegeben, wenn die Anfrage des Dienstgebers
                     zur Übernahme des Dienstes bis zu 96 Stunden vor dem zu übernehmenden Dienst erfolgt. § 24 Absatz 2 KAO findet keine Anwendung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Absatz 1 findet auf Beschäftigte, die gemäß der Anlage 1.2.3, der Anlage 1.2.4 oder der Anlage 3.7.2 zur KAO beschäftigt sind, keine Anwendung.
                  

               

               
                     § 2
Entgelt
                     

                  

                  Das vereinbarte Stundenentgelt für die Tätigkeit in der Nachbarschaftshilfe muss mindestens so hoch sein, wie der jeweils
                     gültige gesetzliche Mindestlohn bzw. Pflegemindestlohn.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Anlage 3.8.1 zur KAO

Dienstordnung 
für Religionspädagogen, Religionspädagoginnen 
und sonstige kirchliche Religionslehrkräfte 
im Bereich der Evang. Landeskirche in Württemberg, 
die nicht in das Amt der Diakonin/des Diakons berufen sind
         

      

      Die Arbeitsrechtliche Kommission – Landeskirche und Diakonie Württemberg – hat gemäß § 2 Abs. 2 des Arbeitsrechtsregelungsgesetzes
         (ARRG) vom 27. Juni 1980 (Abl. 49 S. 125) die nachstehende Dienstordnung beschlossen. Sie ist neu eingestellten Lehrkräften
         zusammen mit dem Dienstvertrag auszuhändigen.
      

      Die Dienstordnung tritt am 1. Juli 1999 in Kraft. Die bestehenden Dienstordnungen sind Bestandteile der Dienstverträge und
         können nur im Rahmen des jeweiligen Dienstvertrags geändert werden. Besteht noch keine Dienstordnung, ist diese bis spätestens
         31. Dezember 1999 fertigzustellen.
      

      
                     § 1
Auftrag
                     

                  

                  Die kirchliche Lehrkraft ist aufgrund ihrer durch den Evangelischen Oberkirchenrat ausgesprochenen Bevollmächtigung mit der
                     Erteilung des Faches Evangelische Religionslehre an öffentlichen Schulen und/oder an Schulen in freier Trägerschaft (Privatschulen)
                     beauftragt. Im Religionsunterricht macht sie als Mitarbeiter/in der Kirche Kinder und Jugendliche mit dem Evangelium bekannt.
                     Sie nimmt in der öffentlichen Schule im Rahmen der staatlichen Schulordnung einen Dienst wahr, der in der besonderen Verantwortung
                     der Landeskirche für den Religionsunterricht begründet ist (Artikel 7, Absatz 3 Grundgesetz; Artikel 18 Landesverfassung sowie
                     §§ 96 bis 100 Schulgesetz). Die kirchlichen Lehrkräfte leisten einen spezifisch gesellschaftsdiakonischen Beitrag im Rahmen
                     des Erziehungs- und Bildungsauftrags der Schulen. Im Rahmen ihres Auftrags beteiligen sie sich am kirchlichen Dienst der Werteerziehung,
                     der religiös-ethischen Bildung, der Verkündigung und Seelsorge.
                  

               

               
                     § 2
Dienst– und Aufgabenbereich
                     

                  

                  Der Dienst- und Aufgabenbereich von

                  Herrn/Frau ____________________

                  umfasst die Tätigkeit als kirchliche Lehrkraft

                  im Kirchenbezirk ____________________

                  im Kirchlichen Verband

                  ____________________

                  im Distrikt

                  ____________________

                  in der Kirchengemeinde ____________________

                  Ihm/Ihr sind insbesondere folgende Aufgaben übertragen:

                  ____________________

                  ____________________

                  ____________________

                  Neben seiner/ihrer Unterrichtstätigkeit hat er/sie an Konferenzen, Konventen und anderen dienstlichen Veranstaltungen für
                     Lehrkräfte teilzunehmen.
                  

                  Für die Zuweisung des Lehrauftrags im Rahmen des Dienstvertrags ist der Schuldekan/die Schuldekanin zuständig. Der volle Unterrichtsauftrag
                     richtet sich nach den jeweils geltenden Bestimmungen.
                  

               

               
                     § 3
Dienst- und Fachaufsicht
                     

                  

                  Die Dienst- und Fachaufsicht hat der Schuldekan/die Schuldekanin.

               

               
                     § 4
Unterrichtsplanung – Tätigkeitsbericht
                     

                  

                  Zu Beginn jedes Schulhalbjahres ist im Einvernehmen mit der Fachlehrerkonferenz ein Stoffverteilungsplan zu erarbeiten, der
                     der Schulleitung und dem Schuldekan/der Schuldekanin vorzulegen ist.
                  

                  Am Ende des Schuljahres ist dem Schuldekan/der Schuldekanin ein schriftlicher Tätigkeitsbericht vorzulegen oder nach Rücksprache
                     mit dem Schuldekan/der Schuldekanin bei einer verpflichtenden Dienstbesprechung ein mündlicher Tätigkeitsbericht vorzutragen,
                     der protokolliert wird.
                  

               

               
                     § 5
Dienstfahrten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dienstreisen, die die kirchliche Lehrkraft zur Ausübung ihres Dienstes innerhalb des Dienstbereichs (siehe § 2 Abs. 1) unternimmt,
                     gelten als genehmigt. Dienstfahrten, die über den Dienstbereich hinausgehen, bedürfen einer besonderen vorherigen Genehmigung
                     durch die oder den Vorgesetzten. Im übrigen gelten die Bestimmungen der landeskirchlichen Reisekostenordnung in der jeweils
                     geltenden Fassung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Über alle im Rahmen des Dienstauftrages ausgeführten Fahrten ist ein Fahrtenbuch zu führen, das vierteljährlich
                  

                  Herrn/Frau ____________________ vorzulegen ist.

               

               
                     § 6
Dienstbesprechungen, Fortbildung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die kirchliche Lehrkraft nimmt an Dienstbesprechungen und im Rahmen der landeskirchlichen Regelungen an Fortbildungsmaßnahmen
                     in Absprache mit dem zuständigen Schuldekan/der zuständigen Schuldekanin teil. Darüber hinaus besteht die Verpflichtung (§
                     1 KAO), sich selbständig beruflich weiterzubilden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Dienstbefreiung wird gewährt für die Teilnahme an landeskirchlich beauftragten Gremien.
                  

               

               
                     § 7
Abwesenheit
                     

                  

                  Die Vertretung in Fällen dienstlich begründeter Abwesenheit regelt die kirchliche Lehrkraft im Einvernehmen mit dem Schuldekan/der
                     Schuldekanin.
                  

                  In Krankheitsfällen ist der Schuldekan/die Schuldekanin unverzüglich zu benachrichtigen. Die der kirchlichen Lehrkraft gegenüber
                     dem Anstellungsträger und der Schulleitung obliegenden Verpflichtungen bleiben unberührt. Ihren Urlaub nimmt sie während der
                     Schulferien.
                  

               

               
                     § 8
Sonstige Vereinbarungen
                     

                  

                  Der Dienstauftrag und die aufgrund dieser Dienstordnung notwendigen Einzelfestlegungen können im Rahmen des Dienstvertrags
                     nach Anhörung der Lehrkraft durch den Anstellungsträger geändert werden.
                  

                  ____________________

                  ____________________

               

               
                     § 9

                  

                  Eine Ausfertigung dieser Dienstordnung erhalten je:
                     
                        	
                           der Anstellungsträger

                        

                        	
                           der Mitarbeiter/die Mitarbeiterin

                        

                        	
                           der Schuldekan/die Schuldekanin

                        

                        	
                           der Evang. Oberkirchenrat

                        

                     

                  

                  ____________________

                  ____________________

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              ____________________

                           
                           	
                        

                        
                           	
                              Ort/Datum

                           
                           	
                        

                        
                           	
                              ____________________

                           
                           	
                              ____________________

                           
                        

                        
                           	
                              Anstellungsträger

                           
                           	
                              Mitarbeiter / Mitarbeiterin

                           
                        

                     
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Anlage 3.8.3 zur KAO

Arbeitsrechtliche Regelung 
über die Vergütung von Lehrern/Lehrerinnen 
an kirchlichen Schulen, deren Übernahme in ein Kirchenbeamtenverhältnis vorgesehen ist
         

      

      
                     § 1

                  

                  Lehrer/innen an kirchlichen Schulen, die die Anstellungsfähigkeit nach dem Kirchenbeamtengesetz erfüllen, erhalten, wenn sie
                     die Übernahme in ein Kirchenbeamtenverhältnis beantragt haben und die Übernahme nach acht Jahren im kirchlichen, schulischen
                     oder sonst gleichgestellten Dienst zugesagt ist, eine Vergütung und sonstige Leistungen nach den folgenden Bestimmungen:
                     
                        	
                           In Abweichung von den Bestimmungen des Landes Baden-Württemberg für vergleichbare Lehrkräfte erhalten die Lehrkräfte bis zur
                              Übernahme in ein Kirchenbeamtenverhältnis eine Vergütung nach Besoldungsgruppe A 12 BBO entsprechend den für beamtete Lehrkräfte
                              des Landes Baden-Württemberg geltenden Besoldungsregelungen.
                           

                        

                        	
                           Aufgrund der Gewährleistung der Anwartschaft auf lebenslängliche Versorgung und Hinterbliebenenversorgung nach beamtenrechtlichen
                              Vorschriften durch die Landeskirche entfällt die Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung.
                           

                        

                        	
                           Die Gewährung von Beihilfen in Krankheits-, Geburts- und Todesfällen richtet sich nach den Beihilfebestimmungen für die kirchlichen
                              Mitarbeiter im Bereich der Evang. Landeskirche in Württemberg in ihrer jeweiligen Fassung. Im Krankheitsfall wird die Vergütung
                              nach beamtenrechtlichen Regelungen fortbezahlt.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 2

                  

                  Diese Regelung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1995 in Kraft.

               

            

         

      

      

   
      

      
         Anlage 3.8.4 zur KAO

Arbeitsrechtliche Regelung über den Umfang 
der Lehrverpflichtungen für die Lehrkräfte an der 
Hochschule für Kirchenmusik der Evang. Landeskirche 
in Württemberg (Lehrverpflichtungsordnung – LVO)
         

      

      
                     § 1
Geltungsbereich
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Diese Arbeitsrechtsregelung gilt für alle Lehrkräfte an der Hochschule für Kirchenmusik der Evang. Landeskirche in Württemberg.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Soweit durch diese Ordnung nichts Abweichendes geregelt ist, gilt die Lehrverpflichtungsverordnung des Landes Baden-Württemberg
                     für Kunsthochschulen in der jeweils gültigen Fassung.
                  

               

               
                     § 2
Begriff der Lehrverpflichtung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Lehrverpflichtung wird in Lehrveranstaltungsstunden nach § 3 ausgedrückt. Sie umfasst neben den Lehrangeboten der Studiengänge
                     an der Hochschule für Kirchenmusik die Beratung und Begleitung der Studierenden in Projekten, die Studienfach- und Studienpraxisberatung
                     und die Betreuung von Diplomarbeiten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In der Regel findet bei Teilnahme an Prüfungen sowie die Mitarbeit in der Selbstverwaltung der Hochschule keine Ermäßigung
                     der Lehrverpflichtungen statt, da diese zu den Dienstpflichten aller Lehrkräfte gehören (mit Ausnahme der Lehrkräfte mit Werkvertrag).
                     Der Rektor hat auf eine möglichst gleichmäßige Verteilung der Aufgaben zu achten.
                  

               

               
                     § 3
Lehrveranstaltungsstunden
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Eine Lehrveranstaltungsstunde umfasst:
                     
                        	
                           45 Minuten Lehrzeit je Woche der Vorlesungszeit des Semesters für Seminare und Vorlesungen (S/V-Stunde) bzw.

                        

                        	
                           60 Minuten Lehrzeit je Woche der Vorlesungszeit des Semesters für Einzelunterricht und Unterricht in kleinen Gruppen (U-Stunde).

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Lehrkraft ist verpflichtet, darauf zu achten, dass sich in ihrem Lehrangebot Vorlesungen und Seminare in einem ausgewogenen
                     Verhältnis befinden. Bei der Planung eines jeden Semesters sind die Lehrangebote dem Rektor spätestens vier Monate vor Semesterbeginn
                     zur Genehmigung vorzulegen. Können sich Lehrkraft und Rektor in der Frage des Verhältnisses der Veranstaltungsformen (Seminar/Vorlesung)
                     nicht einigen, entscheidet der Hochschulrat nach § 10 Abs. 3 Satz 1 der Hochschulverfassung.
                  

               

               
                     § 4
Umfang der Lehrverpflichtung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die Lehrtätigkeit durch Vorlesungen oder Seminare, die erstmalig gehalten werden, beträgt die Lehrverpflichtung (volles
                     Deputat) acht Lehrveranstaltungsstunden. Wiederholungen von Vorlesungen oder Seminaren, die bereits gehalten wurden, werden
                     nach Abs. 3 berechnet. Bei umfangreicher, grundlegender Überarbeitung und Weiterentwicklung bereits gehaltener Vorlesungen oder Seminare
                     kann z. B. für eine einstündige Lehrveranstaltung eine einmalige Neubewertung durch den Rektor auf Antrag zwischen einer bis
                     maximal zwei Lehrveranstaltungsstunden für dieses Semester erfolgen. Dabei richtet sich die Neubewertung nach dem Grad der
                     Überarbeitung, die im Antrag detailliert nachzuweisen ist und begründet werden muss. In strittigen Fällen entscheidet auf
                     Antrag des Rektors der Hochschulrat nach § 10 Abs. 3 Satz 1 der Hochschulverfassung über die Neubewertung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Lehrverpflichtung wird in der Regel dann als erfüllt angesehen, wenn die Vorlesung bzw. das Seminar von mindestens acht
                     Studierenden zu Beginn des Semesters belegt wird. Über curricular bedingte Ausnahmen entscheidet der Rektor. In strittigen
                     Fällen entscheidet auf Antrag des Rektors der Hochschulrat nach § 10 Abs. 3 Satz 1 der Hochschulverfassung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für die Lehrtätigkeit im Rahmen von Einzelunterricht oder Unterricht in kleinen Gruppen (Gehörbildung, Tonsatz, Chorprobeübung,
                     aber auch in Fächern, die sonst als Einzelunterricht gegeben werden), beträgt die Lehrverpflichtung (volles Deputat) 20 Lehrveranstaltungsstunden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Für die Leitung des Hochschulchores mit in der Regel wöchentlichen Proben mit zwei Zeitstunden Dauer, der unter seinem Dirigenten
                     oder seiner Dirigentin in Gottesdiensten und/oder Konzerten öffentlich auftritt, werden vier Lehrveranstaltungsstunden nach
                     § 3 Abs. 1 Buchstabe b) angerechnet. Darin sind auch alle Proben sowie die Organisation und Durchführung der Veranstaltungen
                     enthalten. Dasselbe gilt auch für die Leitung des Hochschul-Kinderchores.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Leitung sonstiger Ensembles wird in der Regel mit drei Lehrveranstaltungsstunden nach § 3 Abs. 1 Buchstabe b) berücksichtigt.
                     Darin sind auch alle Proben sowie die Organisation und Durchführung der Veranstaltungen enthalten.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Exkursionen werden je Tag mit höchstens sechs Lehrveranstaltungsstunden angerechnet, die gemäß § 3 Abs. 1 Buchstabe b) (Lehrveranstaltungsstunde
                     zu 60 Minuten) umzurechnen sind. Über die Höhe der Anrechnung entscheidet der Rektor.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Die Betreuung einer Diplomarbeit (Ausgabe des Themas, Begleitung und Beratung des/der Studenten/Studentin während der Arbeit,
                     Korrektur und Rückmeldung an den/die Studenten/Studentin) oder einer anderen Studienabschlussarbeit wird für den Erstkorrektor
                     mit 0,4 Lehrveranstaltungsstunden angerechnet. Für den Zweitkorrektor werden 0,1 Lehrveranstaltungsstunden angerechnet.
                  

               

               
                     § 5
Umrechnung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Lehrveranstaltungen, die während der Vorlesungszeit nicht wöchentlich stattfinden, sondern z. B. als Kompaktseminare gehalten
                     werden, sind entsprechend umzurechnen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gemeinschaftliche Lehrveranstaltungen werden nach dem Maß der jeweiligen Lehrbeteiligung, ggf. bis zur vollen Höhe angerechnet.
                     Über die Anrechnung entscheidet der Rektor. In strittigen Fragen entscheidet auf Antrag des Rektors der Hochschulrat nach
                     § 10 Abs. 3 Satz 1 der Hochschulverfassung.
                  

               

               
                     § 6
Erfüllung der Lehrverpflichtung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kann eine Lehrperson in ihrem Aufgabenbereich aus nicht von ihr zu vertretenden Gründen die vorgesehene Lehrverpflichtung
                     nicht voll erfüllen, so verringert sich die Lehrverpflichtung im jeweiligen Semester insoweit. Der Rektor kann ihr andere
                     zumutbare Aufgaben zuteilen oder nach Abs. 2 verfahren.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zur Berücksichtigung eines wechselnden Lehrbedarfs kann der Rektor den Umfang der Lehrtätigkeit einer Lehrperson so festlegen,
                     dass bei Abweichung von der Lehrverpflichtung den einzelnen Semestern diese im Durchschnitt von vier Semestern erfüllt wird
                     (Einrichtung eines Stundenkontos). Die Lehrtätigkeit in jedem Semester soll jedoch die Hälfte der jeweiligen Lehrverpflichtung
                     nicht unterschreiten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Fällt der Unterricht wegen Krankheit des/der Studierenden aus und wird dies der Lehrkraft vom Studierenden oder der Hochschule
                     rechtzeitig (mindestens 24 Stunden vorher) angezeigt, so ist in der Regel der ausgefallene Unterricht nachzuholen. Dies gilt
                     auch, wenn der reguläre Unterricht auf Veranlassung der Hochschulleitung ausfallen muss und dies in der Regel mindestens einen
                     Monat vorher angezeigt wurde.
                  

               

               
                     § 7
Ermäßigung der Lehrverpflichtung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die Wahrnehmung folgender Funktionen innerhalb der Hochschule kann die Lehrverpflichtung auf Antrag der Hochschule durch
                     den Oberkirchenrat ermäßigt werden:
                  

                  
                     
                        	
                            Rektor bis zu 
10 Lehrveranstaltungsstunden nach § 3 Abs. 1 Buchstabe b)
                           

                        

                        	
                            Prorektor bis zu 
4 Lehrveranstaltungsstunden nach § 3 Abs. 1 Buchstabe b)
                           

                        

                        	
                            Leitung des Prüfungsamtes bis zu 
0,5 Lehrveranstaltungsstunden nach § 3 Abs. 1 Buchstabe b)
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei Minderung der Erwerbsfähigkeit kann auf Antrag die Lehrverpflichtung vom Oberkirchenrat ermäßigt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Nehmen Lehrkräfte Aufgaben außerhalb der Hochschule im kirchlichen Interesse wahr, die die Ausübung der Lehrtätigkeit ganz
                     oder teilweise ausschließen, kann der Oberkirchenrat für die Dauer der Wahrnehmung dieser Aufgaben die Lehrverpflichtung ermäßigen
                     oder von der Lehrverpflichtung freistellen. Die Vorschriften über die Gewährung von Urlaub und über die Abordnung bleiben
                     unberührt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Zur Gewinnung und Erhaltung von Lehrkräften, die im Musikleben als konzertierende Künstler eine hervorragende Position einnehmen,
                     kann die Regellehrverpflichtung vom Oberkirchenrat für eine bestimmte Zeitspanne ermäßigt werden. Die Ermäßigung darf die
                     Hälfte der Lehrverpflichtung nicht überschreiten.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Von dem Grundsatz der Erfüllung der Lehrverpflichtung können außer in den vorstehenden Absätzen genannten Fällen vom Oberkirchenrat
                     in besonders begründeten Einzelfällen Ausnahmen zugelassen werden.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Wo es im Interesse der Hochschule und ihrer Lehre ist, kann der Rektor auf Antrag der Lehrkräfte im Benehmen mit dem Oberkirchenrat
                     diese Personen zur Wahrnehmung von Praxis- und Forschungsaufgaben oder für die Anfertigung fachbezogener Publikationen auch
                     von Teilen der Lehrverpflichtung eines Semesters befreien.
                  

               

               
                     § 8
Urlaub
                     

                  

                  Der Jahresurlaub kann in der Regel nur in der vorlesungsfreien Zeit und außerhalb der Prüfungszeiten genommen werden. Es gelten
                     die landeskirchlichen Urlaubsvorschriften. In der übrigen Zeit der vorlesungsfreien Zeit stehen die Lehrkräfte (mit Ausnahme
                     der Lehrkräfte mit Werkverträgen) der Hochschule für zumutbare Tätigkeiten zur Verfügung. Diese Tätigkeiten werden nicht auf
                     die Lehrverpflichtungen während der Vorlesungszeit angerechnet. Der Rektor hat auf eine möglichst gleichmäßige Verteilung
                     der Aufgaben zu achten.
                  

               

               
                     § 9
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Regelung tritt rückwirkend zum 1. April 2005 in Kraft. Unberührt bleiben Vereinbarungen über die Lehrverpflichtungen,
                     die für das Sommersemester 2005 getroffen wurden.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         Anlage 3.8.5 zur KAO

Arbeitsrechtliche Regelung über die 
befristete Anstellung und Vergütung von Studierenden 
des Masterstudiengangs Religionspädagogik für die 
Erteilung von Religionsunterricht an Beruflichen Schulen
         

      

      
                     § 1
Allgemeine Bestimmungen
                     

                  

                  Diese Arbeitsrechtregelung gilt für Studierende des Masterstudiengangs Religionspädagogik der Evangelischen Hochschule Ludwigsburg
                     während der Zeit ihres Studiums, die nicht von den Fallgruppen 1 a) – d) des Vergütungsgruppenplans 5 umfasst werden und bei
                     denen von der Studienordnung die Erteilung eines Religionsunterrichts von bis zu 8 Wochenstunden vorgeschrieben wird. Für
                     die in Satz 1 benannten Beschäftigten gelten die Bestimmungen der KAO, soweit in den nachfolgenden Bestimmungen nichts anderes geregelt ist.
                  

               

               
                     § 2
Entgelt
                     

                  

                  Die Beschäftigten nach § 1 erhalten eine Vergütung nach Entgeltgruppe 9 b Stufe 1 TVöD-VKA.
                  

               

               
                     § 9
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Regelung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2018 in Kraft.

               

            

         

      

      

   
      

      
         Anlage 3.10.1 zur KAO

Arbeitsrechtliche Regelung 
für Beschäftigte in Waldheimen
         

      

      
                     § 1
Allgemeine Bestimmungen
                     

                  

                  Für Beschäftigte in Waldheimen finden die Bestimmungen der KAO Anwendung, soweit in den nachfolgenden Bestimmungen nichts
                     Abweichendes geregelt ist.
                  

               

               
                     § 2
Eingruppierung/Entgelt
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Beschäftigte in Waldheimen sind entsprechend ihrer auszuübenden Tätigkeit einzugruppieren. 
Es gelten die Bestimmungen der Anlage 1.2.1 zur KAO1.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Abweichend von Absatz 1 können Dienststellenleitung und Mitarbeitervertretung für die nichthauptamtliche Leitung von Waldheimen
                     gem. § 40 Buchstabe p) MVG.Württemberg ein Entgelt vereinbaren, das in dem betreffenden Kalenderjahr 1.200 Euro nicht unterschreitet
                     und 1.800 Euro nicht übersteigt. Beträgt die Dauer des Einsatzes weniger als drei Wochen, kann ein entsprechender anteiliger
                     Satz vereinbart werden. Eine nichthauptamtliche Leitung liegt vor, wenn die betreffende Person
                  

                  
                     
                        	
                            ausschließlich für die Dauer des Waldheims (mit Vor- und Nacharbeit) eingesetzt wird und

                        

                        	
                            keine andere Anstellung beim selben Anstellungsträger hat und

                        

                        	
                            eine übergeordnete hauptamtliche Leitung des Waldheims mit pädagogischer Qualifikation (z. B. Gemeindediakon/-diakonin, Jugendreferent/-referentin,
                              Sozialpädagoge/-pädagogin) vorhanden ist, die die Hauptverantwortung des Waldheims trägt und dieses inhaltlich tatsächlich
                              begleitet. Die übergeordnete hauptamtliche Leitung muss in ihrer Stellenbeschreibung einen definierten Stellenanteil für Waldheimarbeit
                              haben.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Ausnahmetatbestand des Absatzes 2 gilt ausschließlich für den genannten Personenkreis und ist nicht auf andere Tätigkeiten
                     im Waldheim oder andere kirchliche Tätigkeitsfelder außerhalb des Waldheims übertragbar.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Hinweis:

            Unberührt bleibt der Einsatz von ehrenamtlichen Helferinnen und Helfern. Die ehrenamtliche Tätigkeit erfolgt freiwillig, weisungsungebunden
               und unabhängig. Rechtlich gesehen handelt es sich hierbei um ein Auftragsverhältnis gem. § 622 BGB. Das wesentliche rechtliche
               Unterscheidungsmerkmal zum Arbeitsverhältnis ist die Unentgeltlichkeit. Die steuerrechtliche Unterschreitung der sog. „Ehrenamtspauschale“
               gem. § 3 Nr. 26 a EStG von z. Zt. 720,00 Euro pro Jahr ist nicht geeignet, um eine positive Aussage über den Rechtscharakter
               einer Tätigkeit als Ehrenamt in Abgrenzung zum Arbeitsverhältnis treffen zu können.
            

            Ohne dass damit ein Arbeitsverhältnis entsteht, kann Ersatz für im Rahmen der ehrenamtlichen Tätigkeit tatsächlich geleistete
               Aufwendungen (Bsp.: Fahrtkosten, Ersatz für eingebrachtes Material, kostenlose Übernachtung und Verpflegung) in der entstandenen
               Höhe gezahlt werden, vgl. hierzu § 670 BGB.
            

            Bei Zahlung eines Betrages von maximal 690,00 Euro (einschließlich Sachleistungen) pro Kalenderjahr wird im Waldheim bei folgenden Tätigkeiten:
            

            
               
                  	
                      als Küchenhilfen
(nicht: Küchenleitung und Reinigungspersonal)
                     

                  

                  	
                      als pädagogische Betreuer/Betreuerinnen
(nicht: Waldheimleitung)
                     

                  

                  	
                      als Mitarbeitende mit besonderen Aufgaben
(insbesondere Durchführung von Nachwuchsschulungen, Fahrdiensten und technischen Diensten)
                     

                  

               

            

            von der Arbeitsrechtlichen Kommission davon ausgegangen, dass es sich hierbei um eine pauschale Aufwandsentschädigung für
               ehrenamtliche Tätigkeit und nicht um ein Arbeitsverhältnis handelt und somit keine Eingruppierung nach der KAO erforderlich
               ist. Dieser Grundsatz gilt ausschließlich für die Tätigkeit im Waldheim und kann nicht auf andere Tätigkeitsfelder übertragen
               werden. Er gilt nur dann, wenn kein Arbeitsverhältnis zu demselben Arbeitgeber besteht.
            

            Mit den Ehrenamtlichen ist eine schriftliche Vereinbarung über ihre Tätigkeit als ehrenamtliche Helfer/Helferinnen abzuschließen.

         

      

   
      

      
         702. Verordnung des Oberkirchenrats
über das Kolloquium für 
Verwaltungsmitarbeiterinnen und -mitarbeiter
         

      

      
         Vom 23. Juli 2019

      

      
         (Abl. 68 S. 509), geändert durch Verordnung des Oberkirchenrats vom 6. August 2024 (Abl. 71 Nr. 60)
         

      

      Über die Durchführung des Kolloquiums für Verwaltungsmitarbeiterinnen und -mitarbeiter entsprechend Vergütungsgruppenplans 601 wird folgendes bestimmt:
      

      
                      § 1
Zweck des Kolloquiums
                     

                  

                  Das Kolloquium dient dem Nachweis, dass der Prüfungsteilnehmer oder die Prüfungsteilnehmerin die für einen Verwaltungsmitarbeiter
                     der Kasse einer Kirchengemeinde oder eines Kirchenbezirks, einer Regionalverwaltung, eines kirchlichen Verwaltungszentrums,
                     des Oberkirchenrats oder einer sonstigen Einrichtung geforderten Fachkenntnisse besitzt.
                  

               

               
                     § 2
Kolloquiumsausschuss
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Mitglieder des Kolloquiumsausschusses sind:
                  

                  
                     
                        	
                           zwei Vertreterinnen oder Vertreter des Oberkirchenrats

                        

                        	
                           eine Vertreterin oder ein Vertreter, die oder den der Verband der Verwaltungsmitarbeiterinnen und Verwaltungsmitarbeiter beruft

                        

                        	
                           eine Vertreterin oder ein Vertreter der Landeskirchlichen Mitarbeitervertretung

                        

                     

                  

                  Die Mitglieder des Kolloquiumsausschusses müssen mindestens die fachlichen Voraussetzungen der Zieleingruppierung der Prüfungsteilnehmer/innen
                     erfüllen. Sie müssen bei der Prüfung des Kolloquiums I eine mindestens dreijährige Ausbildung im Sinne der Protokollnotiz
                     Nummer 3 des VGP 602 und bei der Prüfung des Kolloquiums II mindestens eine abgeschlossene Hochschulbildung in dem zu prüfenden Bereich nachweisen.
                  

                  Die entsendende Stelle des Mitglieds kann auch anstelle des oben genannten Mitglieds eine fachkundige Person entsenden. Diese
                     muss im Bereich der Evangelischen Landeskirche in Württemberg beschäftigt sein.
                  

                  Den Vorsitz des Ausschusses führt eine Vertreterin oder ein Vertreter des Oberkirchenrats, die oder der von den Mitgliedern
                     des Kolloquiumsausschusses gewählt wird. Für den Fall der Verhinderung der oder des Vorsitzenden ist eine Stellvertretung
                     zu wählen.
                  

                  Für die Mitglieder werden von den jeweiligen Stellen Stellvertreterinnen und Stellvertreter benannt.

                  
                        (
                        2
                        )
                        Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit gefasst. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des/der Vorsitzenden. Beschlussfähig
                     ist der Kolloquiumsausschuss, wenn drei der Mitglieder anwesend sind.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Über die Beschlüsse des Kolloquiumsausschusses und das Ergebnis des Kolloquiums ist ein Protokoll zu führen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Soweit nichts anderes bestimmt ist, ist der Ausschuss für die Organisation des Kolloquiums und für alle Entscheidungen im
                     Rahmen des Kolloquiums zuständig.
                  

               

               
                     § 3
Differenzierung zwischen den Kolloquien
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Gemäß der Protokollnotiz Nr. 5 zum VGP 603 dient das Kolloquium zum Nachweis gleichwertiger Kenntnisse einer Fachausbildung (Kolloquium I). Gemäß der Protokollnotiz
                     Nr. 9 zum VGP 604 dient das Kolloquium zum Nachweis gleichwertiger Kenntnisse einer Hochschulbildung (Kolloquium II).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Bewerberin oder der Bewerber für das Kolloquium I soll im Kolloquium zeigen, dass sie oder er die Fähigkeit besitzt, Grundstrukturen
                     der unterschiedlichen Sach- und Rechtsgebiete in der kirchlichen Verwaltung zu erkennen, zu verbinden und die Bedeutung für
                     die praktische Anwendung darzustellen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Bewerberin oder der Bewerber für das Kolloquium II soll im Kolloquium zeigen, dass sie oder er die Fähigkeit besitzt,
                     die unterschiedlichen Sach- und Rechtsgebiete in der kirchlichen Verwaltung in Breite und Tiefe zu erfassen und rechtssicher
                     anzuwenden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Kolloquien I und II werden grundsätzlich umfassend in den Themengebieten
                  

                  
                     
                        	
                           Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen,

                        

                        	
                           Bauwesen und Liegenschaften und

                        

                        	
                           Personalwesen

                        

                     

                  

                  abgelegt.

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Kolloquien können auf Antrag auch fachbezogen über eines der genannten Themengebiete abgelegt werden. Die Prüfung gilt
                     dann nur für den abgelegten Fachbereich gemäß Absatz 4. Der Antrag ist zu begründen. Über die Zulassung entscheidet der Kolloquiumsausschuss.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Für spezielle Arbeitsbereiche können in Ausnahmefällen die Kenntnisse und Fähigkeiten in einem auf den Arbeitsbereich zugeschnittenen
                     Kolloquium II nachgewiesen werden.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Sollte in den Fällen der Absätze 5 und 6 aufgrund der beruflichen Weiterentwicklung das fachbezogene bzw. auf den speziellen
                     Arbeitsbereich bezogene Kolloquium nicht ausreichend sein, kann das umfassende Kolloquium nachträglich abgelegt werden.
                  

               

               
                     § 4
Zulassung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zum Kolloquium wird auf Antrag zugelassen, wer mindestens seit einem Jahr als Mitarbeiterin oder Mitarbeiter in der kirchlichen Verwaltung arbeitet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zu einem weiteren fachbezogenen Kolloquium kann nicht zugelassen werden, wer bereits ein fachbezogenes Kolloquium erfolgreich
                     abgeschlossen hat.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Zum Kolloquium II kann nur zugelassen werden, wer eine entsprechende Ausbildung gemäß der Protokollnotiz Nummer 3 zum VGP 605 hat.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Über die Zulassung zu den in § 3 genannten Kolloquien entscheidet der Kolloquiumsausschuss. Über Ausnahmen zur Zulassung zum Kolloquium entscheidet vorab
                     der Ausschuss nach § 1e KAO6.
                  

               

               
                     § 5
Antragstellung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Anmeldung zum Kolloquium ist über die Dienstvorgesetzte oder den Dienstvorgesetzten der Antragstellerin oder des Antragstellers
                     beim Referat Arbeitsrecht des Evangelischen Oberkirchenrates einzureichen. Ihr sind beizufügen:
                  

                  
                     
                        	
                           ein vollständiger Personalbogen

                        

                        	
                           eine Darstellung der bisherigen Berufstätigkeiten einschließlich erzielter Ausbildungsabschlüsse

                        

                        	
                           der Bericht nach § 6 und
                           

                        

                        	
                           eine Stellungnahme der Dienstvorgesetzten oder des Dienstvorgesetzten zur Tätigkeit und fachlichen Qualifikation des Antragstellers.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Anmeldungen müssen jeweils bis 31. März oder 30. September eines jeden Jahres dem Referat Arbeitsrecht eingegangen sein.
                     Das Kolloquium findet in der Regel im folgenden Halbjahr statt.
                  

               

               
                     § 6
Bericht
                     

                  

                  Der Antragsteller oder die Antragstellerin hat einen schriftlichen Bericht einzureichen, in dem die rechtliche Struktur, inhaltliche
                     und zahlenmäßige Darstellung der Dienststelle oder Organisationseinheit und die Beschreibung des Aufgabengebietes mit Zuständigkeiten
                     enthalten sind.
                  

                  Der Bericht ist übersichtlich gegliedert zu erstellen. Er sollte maximal zwei bis drei A4 Seiten umfassen. Er ist mit der
                     schriftlichen Erklärung zu versehen, dass die Kolloquiumsteilnehmerin oder der Kolloquiumsteilnehmer die Arbeit selbst verfasst
                     hat.
                  

               

               
                     § 7
Inhalt des Kolloquiums
                     

                  

                  Die Inhalte der Kolloquien werden in einem Merkblatt veröffentlicht.

               

               
                     § 8
Ergebnis des Kolloquiums
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Kolloquiumsausschuss stellt nach Abschluss des Kolloquiums fest, ob das Kolloquium bestanden oder nicht bestanden ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kolloquiumsteilnehmerinnen und Kolloquiumsteilnehmer, die das Kolloquium bestanden haben, erhalten ein Zertifikat über den
                     erfolgreichen Abschluss des Kolloquiums, das von der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden des Kolloquiumsausschusses unterzeichnet
                     wird.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Kolloquiumsteilnehmerinnen und Kolloquiumsteilnehmer, die das Kolloquium nicht bestanden haben, erhalten von der Vorsitzenden
                     oder dem Vorsitzenden des Kolloquiumsausschusses eine schriftliche Mitteilung.
                  

               

               
                     § 9
Wiederholung des Kolloquiums
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wer das Kolloquium nicht bestanden hat, kann dieses einmal – frühestens nach einem halben Jahr – wiederholen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Kolloquiumsausschuss kann der Kolloquiumsteilnehmerin oder dem Kolloquiumsteilnehmer für die Vorbereitung auf das Wiederholungskolloquium
                     Auflagen machen.
                  

               

               
                     § 10
Ausschluss vom Kolloquium
                     

                  

                  Versucht eine Kolloquiumsteilnehmerin oder ein Kolloquiumsteilnehmer auf unerlaubte Weise das Ergebnis des Kolloquiums zu
                     beeinflussen, so kann sie oder er vom Kolloquium ausgeschlossen werden. Das Kolloquium gilt als nicht bestanden. Die Entscheidung
                     trifft der Kolloquiumsausschuss.
                  

               

               
                     § 11
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Kolloquiumsordnung tritt am 1. Oktober 2019 in Kraft.
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         708. Beihilfevorschriften für die privatrechtlich angestellten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Bereich der Evangelischen
            Landeskirche in Württemberg
         

      

      
         Bekanntmachung des Oberkirchenrats vom 3. Februar 1998 (Abl. 58 S. 60), geändert durch Bekanntmachung vom 6. Juni 2000 (Abl. 59 S. 91)
         

      

      
            I.

         

         Die Beihilfegewährung an die hauptberuflichen kirchlichen Angestellten richtet sich gemäß § 23 c der Kirchlichen Anstellungsordnung (KAO1) i. V. m. § 40 des Bundesangestelltentarifvertrages (BAT) nach den für die Angestellten im Dienst des Landes Baden-Württemberg
            geltenden Regelungen (Beihilfeverordnung und tarifvertragliche Bestimmungen des Landes Baden-Württemberg).
         

         Das Finanzministerium hat die Hinweise zur Durchführung der Tarifverträge über die Gewährung von Beihilfen an Angestellte,
            Arbeiter und Auszubildende des Landes vom 4. Februar 1991 neu gefaßt (Gemeinsames Amtsblatt vom 22. Oktober 1997 Nr. 13 S. 553). Die hier auszugsweise abgedruckte Neufassung enthält
            die bis Dezember 1996 bekanntgegebenen Beihilfeänderungen und tritt in Abweichung vom Land nach Beschluß der Arbeitsrechtlichen
            Kommission erst mit Wirkung vom 1. Januar 1998 bzw. 1. April 1998 in Kraft.
         

         Die Neufassung berücksichtigt außerdem die durch das Zweite Gesetz zur Neuordnung der von Selbstverwaltung und Eigenverantwortung
            in der gesetzlichen Krankenversicherung (2. GKV – Neuordnungsgesetz) vom 23. Juni 1997 (BGBl. I S. 1520) eingetretenen Änderungen
            im Bereich der gesetzlichen Krankenversicherung, soweit sich hieraus Auswirkungen auf den Beihilfeanspruch der Arbeitnehmer
            ergeben. Die vom Gesetzgeber nunmehr auch den in der gesetzlichen Krankenversicherung Pflichtversicherten eröffnete Möglichkeit,
            anstelle der Sach- oder Dienstleistung Kostenerstattung in Anspruch zu nehmen, macht es erforderlich, daß freiwillig gesetzlich
            krankenversicherte Arbeitnehmer, die einen Beitragszuschuß des Arbeitgebers nach § 257 Sozialgesetzbuch Fünftes Buch (SGB V) erhalten, ab 1. April 1998 beihilferechtlich wie pflichtversicherte Arbeitnehmer behandelt werden.
         

         Als weitere wesentliche Änderung sehen die neu gefaßten Durchführungshinweise vor, daß die Beihilfetarifverträge auf Arbeitnehmer,
            die nach dem 1. Januar 1998 neu eingestellt werden, nicht mehr anzuwenden sind.
         

         In seinem Urteil vom 8. Oktober 1998 – B 12 KR 19/97 R – hat das Bundessozialgericht entschieden, daß ein Arbeitnehmer auf
            den Beitragszuschuß nach § 257 SGB V (Sozialgesetzbuch V) nicht rechtswirksam verzichten kann, um auf die Weise vom Arbeitgeber
            höhere Beihilfezahlungen zu verlangen. Aus dieser höchstrichterlichen Rechtsprechung hat das Land Baden-Württemberg zwischenzeitlich
            Folgerungen in beihilferechtlicher Sicht gezogen. Gleichzeitig hat das Finanzministerium für „Altfälle“ eine Vertrauensschutzregelung
            erlassen.
         

         Der Kommunale Arbeitgeberverband Baden-Württemberg hat in Abstimmung mit dem Kommunalen Versorgungsverband Baden-Württemberg
            (KVBW) beschlossen, dem Vorgehen des Landes Baden-Württemberg zu folgen. Der KVBW, der für den Bereich der Landeskirche nach
            den Vorschriften des Landes Baden-Württemberg die Beihilfen gewährt, setzt die geänderten Hinweise des Landes nunmehr wie
            folgt um:
         

         Freiwillig gesetzlich oder privat krankenversicherte Arbeitnehmer, die ihren Anspruch auf Beitragszuschuß nicht realisieren,
            werden beihilferechtlich den Arbeitnehmern gleichgestellt, die vom Arbeitgeber den Beitragszuschuß nach § 257 SGB V erhalten.
            Für „Altfälle“, das sind Arbeitnehmer, die bereits vor dem 1. April 2000 ihren bestehenden Anspruch auf Beitragszuschuß nicht
            verwirklicht haben, gilt eine Vertrauensschutzregelung; sie erhalten Beihilfe im bisherigen Umfang.
         

         Weiterhin wird darauf hingewiesen, daß der tarifvertragliche Beihilfeanspruch grundsätzlich auf die Dauer des jeweiligen Arbeitsverhältnisses
            beschränkt ist. Bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses – insbesondere bei Eintritt in den Ruhestand – sollte daher der Arbeitnehmer
            im Einzelfall prüfen, ob der bislang von der Beihilfe abgedeckte Aufwand ggf. in eine bestehende private Krankenversicherung
            einzubeziehen wäre.
         

      

      
            II.
Hinweise zur Durchführung der Tarifverträge über die Gewährung von Beihilfen 
an Angestellte, Arbeiter und Auszubildende des Landes
            

         

         Die Tarifverträge vom 26. Mai 1964 (GABl. S. 474 und S. 528) über die Gewährung von Beihilfen an Angestellte, Arbeiter, Lehrlinge
            und Anlernlinge des Landes (Arbeitnehmer) sind von den Gewerkschaften zum 30. September 1970 gekündigt worden. Da die Tarifverhandlungen
            bisher nicht zum Abschluß neuer Tarifverträge geführt haben, gelten die gekündigten Tarifverträge nach § 4 Abs. 5 Tarifvertragsgesetz
            (TVG) weiter, bis neue Vereinbarungen an ihre Stelle treten.
         

         Nach der Entschließung der Tarifgemeinschaft deutscher Länder wird bestimmt, daß die gekündigten Beihilfetarifverträge nur
            noch auf solche Arbeitnehmer angewandt werden dürfen, deren Arbeitsverhältnisse bereits vor dem 1. Januar 1998 begründet wurden,
            solange diese Arbeitsverhältnisse ununterbrochen fortbestehen.
         

         Bei der Weiteranwendung der Beihilfetarifverträge auf die anspruchsberechtigten Arbeitnehmer ist folgendes zu beachten:
            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        1

                     
                     	
                        Grundsätzlich sinngemäße Anwendung der für die Landesbeamten jeweils geltenden Beihilfevorschriften

                     
                  

                  
                     	
                        1.1

                     
                     	
                        Es wird auf die Verordnung des Finanzministeriums über die Gewährung von Beihilfe in Geburts-, Krankheits-, Pflege- und Todesfällen
                           (Beihilfeverordnung – BVO –) vom 28. Juli 1995 (GBl. S. 561 bzw. Abl. 56 Nr. 23 S. 500 vom 2. November 1995) in der jeweils geltenden Fassung und die im Landesbeamtengesetz bezüglich der Beihilfe enthaltenen Vorschriften verwiesen.
                           Diese und die Verwaltungsvorschriften dazu finden auch auf die Arbeitnehmer sinngemäß Anwendung, soweit sich aus den Beihilfetarifverträgen
                           und den nachfolgenden Hinweisen nichts Abweichendes ergibt.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        1.2

                     
                     	
                        Gewährung von Beihilfe an teilzeitbeschäftigte Arbeitnehmer

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        Seit 1. September 1994 finden die Beihilfetarifverträge auch auf unterhälftig teilzeitbeschäftigte Arbeitnehmer Anwendung,
                           es sei denn, diese Arbeitnehmer sind vom Geltungsbereich der Manteltarifverträge ausgenommen.
                        

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        Für seit dem 1. September 1994 entstandene Aufwendungen von teilzeitbeschäftigten Arbeitnehmern ist die errechnete Beihilfe
                           – das ist der Betrag, der an einen vollbeschäftigten Arbeitnehmer nach Anwendung des § 15 BVO zu zahlen wäre – anteilig entsprechend
                           der Wochenarbeitszeit zu gewähren, die im Einzelfall zum Zeitpunkt des Entstehens der Aufwendungen (vgl. § 5 Abs. 2 BVO) vereinbart
                           war (hierdurch unterliegen im Ergebnis auch alle pauschalen Beihilfen sowie die Kostendämpfungspauschale der Anteilsberechnung).
                        

                     
                  

                  
                     	
                        1.3

                     
                     	
                        Angestellte, die als Studierende nach § 6 Abs. 1 Nr. 3 SGB V in der gesetzlichen Krankenversicherung versicherungsfrei sind
                           oder die nebenberuflich tätig sind, erhalten, wenn mit ihnen bisher Arbeitsverträge abgeschlossen wurden, Beihilfe wie in
                           der gesetzlichen Krankenversicherung pflichtversicherte teilzeitbeschäftigte Arbeitnehmer.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        1.4

                     
                     	
                        Konkurrierende Beihilfeansprüche bei tariflicher Teilzeitbeschäftigung Im Falle einer vom Geltungsbereich der Manteltarifverträge
                           erfaßten Teilzeitbeschäftigung, die ein Beamter, Versorgungsempfänger oder in der Beihilfe berücksichtigungsfähiger Angehöriger
                           ausübt, ist die Regelung über den Nachrang des tariflichen Beihilfeanspruchs gegenüber dem beamtenrechtlichen Beihilfeanspruch
                           nach § 4 Abs. 5 BVO zu beachten:
                        

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        Besteht wegen Teilzeitbeschäftigung mit weniger als 80 v. H. der Arbeitszeit eines Vollbeschäftigten Anspruch auf eine arbeitszeitanteilig
                           gekürzte Beihilfe, so ist der Anspruch auf gekürzte Beihilfe aus dem Arbeitsverhältnis nachrangig.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        2

                     
                     	
                        Beihilfegewährung in Zeiten der Arbeitsunfähigkeit, des Mutterschutzes und des Erziehungsurlaubs

                     
                  

                  
                     	
                        2.1

                     
                     	
                        Nach § 2 Abs. 1 der Beihilfetarifverträge wird abweichend von § 2 Abs. 2 BVO auch Beihilfe über die Bezugszeit der tariflichen
                           Krankenbezüge hinaus sowie für die Bezugszeit des Mutterschaftsgeldes nach § 13 MuSchG gewährt. Das Finanzministerium ist
                           ferner damit einverstanden, daß auch zu Aufwendungen, die während einer nach § 45 Abs. 3 SGB V bewilligten unbezahlten Freistellung
                           von der Arbeit entstanden sind, Beihilfe gewährt wird.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        2.2

                     
                     	
                        Während der Zeit des Erziehungsurlaubs besteht keine Beihilfeberechtigung nach den Beihilfetarifverträgen.

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        Übt ein Arbeitnehmer während des Erziehungsurlaubs eine erziehungsgeldunschädliche Teilzeitbeschäftigung im öffentlichen oder
                           kirchlichen Dienst aus, bestimmt sich der Anspruch auf Beihilfe ausschließlich nach diesem Beschäftigungsverhältnis (vgl.
                           Teilziffer 1.2 und 1.3).
                        

                     
                  

                  
                     	
                        2.3

                     
                     	
                        Beihilfe für berücksichtigungsfähige Kinder

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        Die Beihilfefähigkeit von Aufwendungen für nicht selbst beihilfeberechtigte Kinder richtet sich gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 BVO
                           danach, ob die Kinder beim Ortszuschlag (Sozialzuschlag bei Arbeitern) bzw. Familienzuschlag berücksichtigungsfähig sind.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        3

                     
                     	
                        Gewährung von Beihilfe an pflichtversicherte Arbeitnehmer

                     
                  

                  
                     	
                        3.1

                     
                     	
                        Pflichtversicherte Arbeitnehmer, für die der Arbeitgeber Pflichtbeiträge leistet, sind ausschließlich auf die ihnen zustehenden
                           Sachleistungen angewiesen. Das gilt auch für ihre berücksichtigungsfähigen Angehörigen, die nach § 10 SGB V familienversichert
                           sind oder deshalb nicht familienversichert sind, weil sie selbst in der gesetzlichen Krankenversicherung pflichtversichert
                           oder freiwillig versichert sind. Für beihilfefähige Aufwendungen für berücksichtigungsfähige Angehörige, denen kein gesetzlicher
                           Versicherungsschutz gewährleistet ist, kann den pflichtversicherten Arbeitnehmern Beihilfe ebenso nur insoweit gewährt werden,
                           als sie selbst hierfür Beihilfe erhalten würden, wenn die Aufwendungen in ihrer eigenen Person entstanden wären.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        3.2

                     
                     	
                        Der Umfang des Versicherungsschutzes und die Art der Leistungen in der gesetzlichen Krankenversicherung werden durch das Dritte
                           Kapitel SGB V (§§ 11 ff.) bestimmt. Der Leistungsrahmen richtet sich jeweils nach dem Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse auf dem Gebiet der
                           Medizin. Auf diese Leistung hat der Versicherte einen Rechtsanspruch. Der Versicherte hat seinen Leistungsanspruch ggf. im
                           Rechtswege durchzusetzen.
                        

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        Der Pflichtversicherte ist nach den beihilfetarifvertraglichen Bestimmungen auf die Inanspruchnahme dieser Versicherungsleistungen
                           verwiesen.
                        

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        Aufwendungen, die dadurch entstanden sind, daß er (oder seine berücksichtigungsfähigen Angehörigen) die zustehenden Sachleistungen
                           nicht in Anspruch genommen hat (haben) oder sich anstelle einer möglichen Sachleistung eine Barleistung gewähren läßt (lassen),
                           sind daher nicht beihilfefähig. Dies gilt auch für den Fall, daß anstelle einer Sach- oder Dienstleistung Kostenerstattung
                           nach § 13 Abs. 2 SGB V in der durch das 2. GKV – Neuordnungsgesetz vom 23. Juni 1997 (BGBl. I S. 1520) ab 1. Juli 1997 geänderten
                           Fassung gewährt wurde. Nimmt z.B. der Pflichtversicherte anstelle der kassenärztlichen Behandlung eine privatärztliche Behandlung
                           oder die Behandlung eines Heilpraktikers in Anspruch, kann für die dadurch entstehenden Aufwendungen keine Beihilfe gewährt
                           werden.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        3.3

                     
                     	
                        Soweit dem pflichtversicherten Arbeitnehmer ein Anspruch auf eine Sachleistung nicht zusteht oder er vom Versicherungsträger
                           nur einen Zuschuß beanspruchen kann, ist Beihilfe für die ggf. um die zustehenden Versicherungsleistungen (Zuschüsse) gekürzten
                           beihilfefähigen Aufwendungen zu gewähren. Das gleiche gilt für Aufwendungen für berücksichtigungsfähige Angehörige, die familienversichert
                           oder selbst in der gesetzlichen Krankenversicherungspflicht- oder freiwillig versichert oder privatversichert sind.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        3.4

                     
                     	
                        Aufwendungen, für die der Versicherungsträger keine Sachleistung mehr erbringt, weil sie der Gesetzgeber nicht mehr als der
                           gesetzlichen Krankenfürsorge zugehörig betrachtet und daher aus dem Sachleistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung
                           gestrichen hat, sind nicht beihilfefähig.
                        

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        Hierzu zählen ab 1. Januar 1997 beispielsweise regelmäßig die Versorgung von Versicherten, die nach dem 31. Dezember 1978
                           geboren sind, mit Zahnersatz oder die Kosten für Brillengestelle.
                        

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        Erbringt die Krankenkasse erweiterte oder ausgeschlossene Leistungen im Sinne des durch das 2. GKV-Neuordnungsgesetz vom 23.
                           Juni 1997 neu gefaßten § 56 SGB V oder Leistungen im Rahmen von Modellvorhaben nach den gleichfalls neu gefaßten §§ 63, 64 SGB V, besteht für die diesen Leistungen
                           zugrundeliegenden Aufwendungen kein Anspruch auf Beihilfe.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        3.5

                     
                     	
                        Bei Aufwendungen für Zahnersatz und zahnkonservierende Maßnahmen gilt folgendes:

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        Die Aufwendungen für Zahnersatz werden im Rahmen der Beihilfevorschriften als beihilfefähig anerkannt. Die gewährten Leistungen
                           (Zuschüsse) der gesetzlichen Krankenkasse sind auf die beihilfefähigen Aufwendungen anzurechnen.
                        

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        Wegen des Ausschlusses der Beihilfefähigkeit von Aufwendungen, die im Zusammenhang mit der Versorgung von nach dem 31. Dezember
                           1978 Geborenen mit Zahnersatz entstehen, vgl. Ziffer 3.4.
                        

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        Bei pflichtversicherten Arbeitnehmern sind Aufwendungen für Edelmetall-, Keramik- und Kunststoff-Füllungen nicht beihilfefähig,
                           weil die zahnärztliche Versorgung mit Füllungen als Sachleistung gilt. Daher kann auch für Mehrkosten, die ein Pflichtversicherter
                           selbst zu tragen hat, weil er bei Zahnfüllungen eine über die vertragszahnärztlichen Richtlinien hinausgehende Versorgung
                           wählt und die Krankenkasse nur die vergleichbare preisgünstigste plastische Füllung als Sachleistung abrechnet, keine Beihilfe
                           gewährt werden.
                        

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        Für implantologische Leistungen, funktionsanalytische und funktionstherapeutische Maßnahmen im Sinne von § 28 Abs. 2 SGB V
                           können Pflichtversicherte nach wie vor keine Beihilfe erhalten.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        4

                     
                     	
                        Gewährung von Beihilfe bei Behandlung bzw. Rehabilitation in nicht als Krankenhaus zugelassenen Einrichtungen sowie bei Kuren

                        Als Sanatoriumsaufenthalt im Sinne dieser tarifvertraglichen Bestimmungen ist die Behandlung bzw. die Rehabilitation in nicht
                           als Krankenhaus zugelassenen Einrichtungen (§ 7 BVO) zu verstehen, als Heilkur eine Kur der in § 8 BVO genannten Art. In beiden
                           Fällen ist eine vorherige Anerkennung der Beihilfefähigkeit notwendig. Für Arbeitnehmer, die der Krankenversicherungspflicht
                           nicht unterliegen und für die der Arbeitgeber keinen Zuschuß nach § 257 SGB V gewährt, ist somit für die Anerkennung der Beihilfefähigkeit einer Behandlung bzw. einer Rehabilitation in nicht als Krankenhaus
                           zugelassenen Einrichtungen (§ 7 BVO) oder einer Kur (§ 8 BVO) lediglich die Vorlage des Bescheids des Rentenversicherungsträgers
                           (vorausgesetzt, daß sich  der Arbeitgeber an den Beiträgen zur gesetzlichen Rentenversicherung beteiligt) erforderlich, daß
                           die Bewilligung einer solchen Behandlung, Rehabilitation oder Kur abgelehnt oder die Gewährung eines Zuschusses zu den Kosten
                           zugesagt ist. Beteiligt sich der Arbeitgeber sowohl an den Beiträgen zur gesetzlichen Krankenversicherung als auch zur gesetzlichen
                           Rentenversicherung, ist Voraussetzung für die Anerkennung der Beihilfefähigkeit nach Maßgabe des § 7 bzw. des 
                        

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        § 8 BVO zunächst die Entscheidung des Trägers der Rentenversicherung, alsdann auch die Entscheidung des Trägers der gesetzlichen
                           Krankenversicherung. 
                        

                        Ist eine Anerkennung der Beihilfefähigkeit nicht möglich, sind bei in der gesetzlichen Krankenversicherung Pflichtversicherten
                           keine der in diesem Zusammenhang anfallenden Kosten beihilfefähig – insbesondere nicht Aufwendungen nach § 6 Abs. 1 Nr. 1
                           bis 3 BVO, weil diesen Personen die genannten Aufwendungen als Sachleistungen zustehen.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        5

                     
                     	
                        Keine Beihilfegewährung für Aufwendungen bei Pflegebedürftigkeit (§ 9 BVO)

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        Aufwendungen im Sinne des § 9 der Beihilfevorschriften sind nicht beihilfefähig.

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        Tariflichen Arbeitnehmern kann somit für Aufwendungen bei Pflegebedürftigkeit im Sinne der Sozialen Pflegeversicherung (SGB
                           XI) keine Beihilfe gewährt werden; sie sind nicht beihilfeberechtigt im Sinne des § 28 Abs. 2 SGB XI.
                        

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        Wegen der Beihilfefähigkeit von Aufwendungen im Zusammenhang mit vorübergehender häuslicher Krankenpflege, die von Ärzten
                           begründet als notwendig bescheinigt ist, sind nach § 6 Abs. 1 Nr. 7 BVO Fahrtkosten und eine Vergütung für nahe Angehörige
                           beihilfefähig.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        6

                     
                     	
                        Gewährung von Beihilfe an nicht pflichtversicherte Arbeitnehmer

                     
                  

                  
                     	
                        6.1

                     
                     	
                        Rechtslage ab 1. Juli 1997

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        Das Finanzministerium war bisher der Auffassung, daß die frühere Rechtsstellung der nicht pflichtversicherten Arbeitnehmer
                           bei der Gewährung von Beihilfen nicht unberücksichtigt bleiben konnte. Durch das Zweite GKV-Neuordnungsgesetz vom 23. Juni
                           1997 erfolgte insoweit eine Gleichstellung aller Mitglieder der gesetzlichen Krankenversicherung, als ab 1. Juli 1997 auch
                           Pflichtversicherte und ihre mitversicherten Familienangehörigen anstelle der Sach- und Dienstleistung Kostenerstattung für
                           Leistungen wählen konnten, die sie von den im Vierten Kapitel des SGB V genannten Leistungserbringern in Anspruch nahmen.
                           Diese Änderung ist durch das GKV-SolG vom 19. Dezember 1998 zwar dahingehend rückgängig gemacht worden, daß ab 1. Januar 1999
                           wieder die pflichtversicherten Mitglieder der gesetzlichen Krankenversicherung und ihre mitversicherten Familienangehörigen
                           auf die Sach- und Dienstleistungen der Krankenkassen verwiesen werden. Aufgrund der rückwirkend zum 1. Januar 1999 in Kraft
                           getretenen Änderung des GKV-SolG durch das Zweite Gesetz zur
                        

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        Änderung des Dritten Buches SGB und anderer Gesetze vom 21. Juli 1999 wird der ursprüngliche Rechtszustand aber insoweit aufrecht
                           erhalten, als denjenigen Pflichtversicherten, die vor dem 1. Januar 1999 rechtswirksam Kostenerstattung gewährt wurden, diese
                           Möglichkeit belassen wird. Die Rechtslage ab 1. Juli 1997 bzw. 1. Januar 1999 läßt es nicht mehr sachgerecht erscheinen, daß
                           freiwillig gesetzlich Versicherte, die Anspruch auf einen Beitragszuschuß nach § 257 SGB V haben, und Pflichtversicherte bezüglich der Beihilfe unterschiedlich behandelt werden.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        6.2

                     
                     	
                        Nicht pflichtversicherte Arbeitnehmer mit Anspruch auf Beitragszuschuß nach § 257 SGB V

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        Bei der Gewährung von Beihilfe an nicht pflichtversicherte Arbeitnehmer, die Anspruch auf Beitragszuschuß nach § 257 SGB V
                           haben, ist daher – abweichend von § 5 Abs. 3 BVO – wie folgt zu verfahren:
                        

                     
                  

                  
                     	
                        6.2.1

                     
                     	
                        Im Zeitraum des Zuschußanspruchs entstandene beihilfefähige Aufwendungen sind um die hierfür zustehenden Leistungen aus einer
                           gesetzlichen oder privaten Krankenversicherung zu mindern; Beihilfe kann nur für Restbetrag gewährt werden. Bei freiwillig
                           in der gesetzlichen Krankenversicherung versicherten Arbeitnehmern, die wegen der Inanspruchnahme eines an der Versorgung
                           der gesetzlichen Versicherten nicht teilnehmenden Behandlers (z. B. Behandlung durch einen Nicht-Kassenarzt oder Heilpraktiker)
                           keine Kassenleistungen erhalten, sind diejenigen Leistungen anzurechnen, die der Krankenkasse im Fall einer kassenärztlichen
                           Behandlung nach den jeweils geltenden gesetzlichen, satzungsmäßigen und vertraglichen Bestimmungen entstanden wären; kann
                           ein Nachweis darüber nicht erbracht werden, sind die beihilfefähigen Aufwendungen um 50 v. H. zu kürzen.
                        

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        Aufwendungen, die dadurch entstehen, daß der Versicherte eine beim Behandler mögliche Dienst- oder Sachleistung nicht in Anspruch
                           nimmt, gelten als nicht beihilfefähige Sachleistungen im Sinne des § 5 Abs. 4 Nr. 1 BVO. § 5 Abs. 3 Satz 4 Nr. 3 zweiter Halbsatz
                           BVO findet auf den beihilfeberechtigten Arbeitnehmer, der Anspruch auf Beitragszuschuß nach § 257 SGB V hat, keine Anwendung,
                           wohl aber auf die berücksichtigungsfähigen Angehörigen, die Zuschüsse, Arbeitgeberanteile oder dergleichen erhalten.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        6.2.2

                     
                     	
                        In den Fällen von freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung versicherten Arbeitnehmern, die einen Anspruch auf Beitragszuschuß
                           nach § 257 SGB V haben, gelten die vorstehend unter Teilziffer 6.2.1 genannten Regelungen nur noch für Aufwendungen, die in
                           der Zeit bis einschließlich 31. März 1998 (Übergangszeit) entstanden sind. Für Aufwendungen, die ab 1. April 1998 entstehen,
                           erhalten diese Arbeitnehmer Beihilfe wie Pflichtversicherte, d. h. die Ausführungen unter Ziff. 3 dieser Durchführungshinweise
                           gelten entsprechend.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        6.2.3

                     
                     	
                        Die dem Arbeitnehmer aus einer privaten Krankenversicherung zustehenden Leistungen sind auch dann auf die beihilfefähigen
                           Aufwendungen anzurechnen, wenn er anstelle dieser Leistungen Beitragsrückgewähr in Anspruch nimmt.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        6.2.4

                     
                     	
                        Leistungen aus bestehenden privaten Versicherungsverhältnissen, die nicht in die Zuschußberechnung nach § 257 SGB V einbezogen
                           wurden, sind auch nicht von den beihilfefähigen Aufwendungen abzusetzen. Außerdem unterbleibt eine Anrechnung der privaten
                           Versicherungsleistungen, wenn während der Zeit, in der die beihilfefähigen Aufwendungen entstanden sind, kein Anspruch auf
                           Beitragszuschuß nach § 257 SGB V bestanden hat (z. B. wegen Ablauf der Krankenbezugsfristen nach § 37 Abs. 2 BAT oder wegen
                           Bezugs von Mutterschaftsgeld nach § 13 Mutterschutzgesetz). Gleichwohl sind die auf die beihilfefähigen Aufwendungen angerechneten
                           Versicherungsleistungen bei der Begrenzung der Beihilfe (§ 15 Abs. 2 BVO) zu berücksichtigen.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        6.2.5

                     
                     	
                        Für die Bemessung der Beihilfe sind die Absätze 4 und 5 des § 14 BVO nicht anzuwenden. Der Bemessungssatz ergibt sich aus
                           § 14 Abs. 1 (ggf. Abs. 3) BVO.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        6.2.6

                     
                     	
                        Für künftige Fälle von freiwillig gesetzlich oder privat krankenversicherten Arbeitnehmern, die ihren bestehenden Anspruch
                           auf Beitragszuschuß nach § 257 SGB V nicht verwirklichen, gelten die Regelungen der vorstehenden Teilziffern 6.2.1 bis 6.2.5
                           entsprechend. Die Änderung, die im Zusammenhang mit der aktuellen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (Urteil vom 8. Oktober
                           1998 – B 12 KR 19/97 R zur Frage des Verzichts auf den Beitragszuschuß nach § 257 SGB V) steht, beruht auf einem entsprechenden
                           Beschluß der Mitgliederversammlung der Tarifgemeinschaft Deutscher Länder vom 1. Juni 1999. Es wird keine Einwendung erhoben,
                           wenn in Altfällen (das sind Arbeitnehmer, die bereits vor dem 1. April 2000 ihren Anspruch auf Beitragszuschuß nicht verwirklicht
                           haben) aus Vertrauensschutzgründen wie bisher nach der Regelung der Teilziffer 6.2 verfahren wird.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        6.3

                     
                     	
                        Nicht pflichtversicherte Arbeitnehmer ohne Anspruch auf Beitragszuschuß nach § 257 SGB V

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        Nicht pflichtversicherte Arbeitnehmer, die  keinen Anspruch auf Beitragszuschuß nach § 257 SGB V haben, erhalten unvermindert
                           Beihilfe nach Maßgabe der BVO.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        7

                     
                     	
                        Keine Beihilfe bei Ruhen des Arbeitsverhältnisses wegen Beteiligung an Arbeitskampfmaßnahmen

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        Beihilfe wird nicht zu Aufwendungen gewährt, die in einem Zeitpunkt entstanden sind, in dem das Arbeitsverhältnis des Arbeitnehmers
                           wegen Beteiligung an einer Arbeitskampfmaßnahme geruht hat und der Arbeitnehmer aus diesem Grunde keinen Anspruch auf Arbeitsentgelt
                           hatte. Dies gilt auch für sonstige Arbeitnehmer, die wegen einer Arbeitskampfmaßnahme keinen Anspruch auf Arbeitsentgelt haben.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        8

                     
                     	
                        Ausschlußfrist

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        Für die Beihilfeansprüche gilt die Ausschlußfrist des § 17 Abs. 10 BVO, d. h. die Beihilfe wird nur für Aufwendungen gewährt,
                           die bis zum Ablauf von 2 Kalenderjahren nach dem Jahr ihrer Entstehung beantragt werden.
                        

                     
                  

               
            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Vergleiche jetzt Ergänzung zu § 13 TVÜ-Bund (Nr. 700-Anlage 1.2.2 dieser Sammlung).
            

         

      

   
      

      
         742. Verordnung zur Förderung der Umweltarbeit 
in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg
         

      

      
         Vom 15. November 1994

      

      
         (Abl. 56 S. 283), geändert durch Kirchliche Verordnung vom 5. Februar 2021 (Abl. 69 S. 376)
         

      

      Gott, der Schöpfer der Welt, hat dem Menschen die Erde als seine Gabe anvertraut, damit er sie bebaue, sie als Lebensraum
         für künftige Generationen bewahre und so der ganzen Schöpfung diene. Um diesen Auftrag klarer zu erkennen und Wege zu finden,
         ihm gerecht zu werden, hat die Evangelische Landeskirche in Württemberg den Umweltrat, das Amt des oder der Umweltbeauftragten
         und den Vorstand des Umweltrates eingerichtet.
      

      Dementsprechend wird nach Beratung mit dem Ständigen Ausschuss der Landessynode gemäß § 39 Absatz 1 der Kirchenverfassung1 folgendes verordnet:
      

      
                     § 1
Allgemeines
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Umweltrat, dessen Vorstand und der oder die Umweltbeauftragte sollen dazu beitragen, dass der Auftrag zum Dienst an der
                     Schöpfung und die Verantwortung für die Mitwelt, die sich daraus ergibt, in allen Bereichen und auf allen Ebenen des Dienstes
                     der Kirche erkannt und möglichst wirksam wahrgenommen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die landeskirchlichen Dienststellen unterstützen den Umweltrat, dessen Vorstand und den Umweltbeauftragten oder die Umweltbeauftragte
                     bei der Erfüllung ihrer Aufgaben und erteilen ihnen die dafür notwendigen Auskünfte.
                  

               

            

         

      

      
            I. Umweltrat

         

         
                     § 2
Zusammensetzung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Umweltrat hat bis zu achtzehn berufene und entsandte Mitglieder:
                     
                        	
                           Bis zu zwölf Mitglieder beruft der Landesbischof. Kirchliche Dienststellen, Einrichtungen und Werke, auch aus dem Bereich
                              der Kirchengemeinden und Kirchenbezirke, sollen angemessen vertreten sein. Ebenso sollen sich darunter Fachleute befinden,
                              insbesondere aus Wissenschaft, Politik, Verwaltung, Wirtschaft, Landwirtschaft, Publizistik und Verbandswesen.
                           

                        

                        	
                           Ein Mitglied entsendet die Landessynode aus ihrer Mitte.

                        

                        	
                           Zwei Mitglieder entsendet der Oberkirchenrat und benennt je eine Stellvertretung.

                        

                        	
                           Ein Mitglied entsendet das Diakonische Werk der evangelischen Kirche in Württemberg.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Mitglieder kraft Amtes sind:
                     
                        	
                           Der oder die Umweltbeauftragte der Landeskirche,

                        

                        	
                           zwei Mitarbeitende des Oberkirchenrats aus dem Bereich der Theologie und aus dem technischen Bereich, die nach dem Geschäftsverteilungsplan
                              des Oberkirchenrats damit betraut sind.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Weitere Fachleute können zu den Sitzungen des Umweltrates hinzugezogen werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Amtszeit der Mitglieder nach Absatz 1 entspricht der Amtsperiode der Landessynode.
                  

               

               
                     § 3
Aufgaben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In Wahrnehmung des Auftrags nach § 1 unterrichtet sich der Umweltrat möglichst umfassend, reflektiert die gesammelten Informationen und versucht, sie für das
                     Leben der Christen und Christinnen und den Dienst der Kirche fruchtbar zu machen. Hieraus ergeben sich insbesondere folgende
                     Aufgaben:
                     
                        	
                           Der Umweltrat informiert und berät die Kirchenleitung, die Landessynode und die Leitung des Diakonischen Werkes der evangelischen
                              Kirche in Württemberg.
                           

                        

                        	
                           Er erarbeitet Leitlinien, Arbeitshilfen und Handreichungen für den kirchlichen Dienst.

                        

                        	
                           Er macht Vorschläge und gibt Anregungen für die Fortentwicklungen des kirchlichen Rechts, für die Praxis der kirchlichen Verwaltung
                              und für die Wirtschaftsführung in kirchlichen und diakonischen Einrichtungen.
                           

                        

                        	
                           Er erarbeitet öffentliche Stellungnahmen und Erklärungen.

                        

                        	
                           In dreijährigem Abstand berichtet er der Kirchenleitung schriftlich über seine Arbeit.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Veröffentlichung von Stellungnahmen und Erklärungen nach Absatz 1 Nummer 4 bedarf der Zustimmung des Oberkirchenrats. Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn der Oberkirchenrat drei Wochen nach seiner
                     Unterrichtung nicht widersprochen hat.
                  

               

               
                     § 4
Arbeitsweise
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Umweltrat wählt zwei Vorsitzende aus seiner Mitte und bestimmt, wer für welche Zeit den ersten Vorsitz führt. Die beiden
                     Vorsitzenden vertreten sich gegenseitig im Fall der Verhinderung und des Ausscheidens.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Geschäfte des Umweltrates führt das Referat Umwelt im Oberkirchenrat.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Umweltrat tritt in der Regel zweimal jährlich zusammen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Umweltrat sucht die Zusammenarbeit mit Stellen und Gremien der anderen Kirchen in Baden-Württemberg, die mit Umweltfragen
                     befasst sind, insbesondere mit dem Umweltbeirat der Evangelischen Landeskirche in Baden. Dasselbe gilt für die entsprechenden
                     Stellen in Staat und Gesellschaft.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Der Umweltrat kann beratende Ausschüsse berufen. Ihnen können auch Personen angehören, die nicht Mitglieder des Umweltrates
                     sind.
                  

               

            

         

      

      
            II. Der Vorstand des Umweltrates

         

         
                     § 5
Zusammensetzung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dem Vorstand des Umweltrates gehören an:
                     
                        	
                           Die beiden Vorsitzenden des Umweltrates,

                        

                        	
                           die beiden vom Oberkirchenrat entsandten Mitglieder des Umweltrates, im Verhinderungsfall deren Stellvertretung, und

                        

                        	
                           zwei weitere Mitglieder des Umweltrates, die dieser aus seiner Mitte wählt.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der oder die Umweltbeauftragte führt die Geschäfte des Vorstands des Umweltrates und nimmt an dessen Sitzungen teil.
                  

               

               
                     § 6
Aufgaben
                     

                  

                  In Wahrnehmung des Auftrags nach § 1 hat der Vorstand insbesondere folgende Aufgaben:
                     
                        	
                           Er bereitet die Sitzungen des Umweltrates vor.

                        

                        	
                           Er unterstützt den Umweltbeauftragten oder die Umweltbeauftragte bei der Ausführung der Beschlüsse des Umweltrates.

                        

                        	
                           Er nimmt die Aufgaben des Umweltrates wahr, wenn dessen rechtzeitiges Zusammentreten nicht möglich ist.

                        

                        	
                           Er begleitet die Arbeit des oder der Umweltbeauftragten.

                        

                        	
                           Er nimmt die Berichte des oder der Umweltbeauftragten entgegen und kann sie mit einer Stellungnahme dem Umweltrat und dem
                              Evangelischen Oberkirchenrat zuleiten.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 7
Arbeitsweise
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Vorsitzende des Vorstands sind die Vorsitzenden des Umweltrates.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Vorstand tritt mindestens einmal zwischen den Sitzungen des Umweltrates zusammen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Im übrigen gilt § 4 entsprechend.
                  

               

            

         

      

      
            III. Der oder die  Umweltbeauftragte

         

         
                     § 8
Person und Stellung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der oder die Umweltbeauftragte leitet das Referat Umwelt im Oberkirchenrat. Über die Besetzung der Stelle des oder der Umweltbeauftragten
                     entscheidet der Oberkirchenrat im Benehmen mit dem Vorstand des Umweltrates.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zum oder zur Umweltbeauftragten darf nur bestellt werden, wer der evangelischen Kirche angehört, die erforderliche Fachkunde
                     besitzt und bereit ist, den Dienst im Gehorsam gegen Jesus Christus nach der Ordnung der Landeskirche zu tun. Hierauf ist
                     er oder sie zu verpflichten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der oder die Umweltbeauftragte kann Entscheidungen kirchlicher Stellen schriftlich beanstanden, wenn er oder sie der Meinung
                     ist, dass gegen sie aus ökologischen Gründen erhebliche Bedenken bestehen. Er oder sie kann um Stellungnahme bitten und Alternativvorschläge
                     unterbreiten. Er oder sie kann Erklärungen an das Kollegium des Oberkirchenrats und an den Umweltrat richten.
                  

               

               
                     § 9
Aufgaben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In Wahrnehmung des Auftrags nach § 1 hat der oder die Umweltbeauftragte insbesondere folgende Aufgaben:
                     
                        	
                           Information und Beratung von Kirchenleitung, Landessynode, Leitung des Diakonischen Werks, Umweltrat, Kirchengemeinden und
                              Kirchenbezirken und kirchlichen Einrichtungen und Werken vor allem durch
                              
                                 	
                                    die Bereitstellung und Aufbereitung von Informations- und Arbeitsmaterial;

                                 

                                 	
                                    die Vorbereitung von Arbeitspapieren, Erklärungen, Stellungnahmen u. ä.;

                                 

                                 	
                                    Vorschläge und Anregungen für die kirchliche Verwaltung und die Wirtschaftsführung kirchlicher und diakonischer Einrichtungen
                                       und Werke;
                                    

                                 

                                 	
                                    die Beantwortung von Anfragen;

                                 

                                 	
                                    Publikationen in kirchlichen und nichtkirchlichen Medien;

                                 

                                 	
                                    Studientage und Seminare im Rahmen der Aus- und Fortbildung kirchlicher Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen;

                                 

                                 	
                                    öffentliche Vorträge und Seminare.

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Mitarbeit in den umweltbezogenen Arbeitsfeldern der Arbeitsbereiche Kirche und Gesellschaft sowie Aus-, Fort- und Weiterbildung.

                        

                        	
                           Förderung der Zusammenarbeit von im Bereich der Landeskirche tätigen ökologischen Gruppen untereinander und mit kirchlichen
                              Stellen und Stellen der Diakonie.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der oder die Umweltbeauftragte arbeitet in der Arbeitsgemeinschaft der Umweltbeauftragten der Gliedkirchen der Evangelischen
                     Kirche Deutschlands mit und hält Verbindung zu den Umweltbeauftragten der Kirchen in Baden-Württemberg.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der oder die Umweltbeauftragte pflegt den Kontakt zu den zuständigen staatlichen und kommunalen Stellen, zu den auf dem Gebiet
                     des Umwelt- und Naturschutzes tätigen Verbänden und zu den entsprechenden Einrichtungen in Wissenschaft und Bildung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der oder die Umweltbeauftragte kann vom Oberkirchenrat mit der längerfristigen Vertretung der Landeskirche in kirchlichen
                     und nichtkirchlichen Gremien und Institutionen beauftragt werden.
                  

               

            

         

      

      
            IV. Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen

         

         
                     § 10
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. Gleichzeitig treten außer Kraft:
                     
                        	
                           Ordnung für den Beirat für den Umweltbeauftragten der Evangelischen Landeskirche in Württemberg vom 21. November 1988, Abl.
                              53 S. 364;
                           

                        

                        	
                           Geschäftsordnung für den Umweltbeauftragten der Evangelischen Landeskirche in Württemberg vom 21. November 1988, Abl. 53 S.
                              365.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 11
Übergangsbestimmungen aus Anlass der Änderungen zum 1. März 2021
                     

                  

                  Die Mitglieder des Umweltrates und des Vorstands des Umweltrates bleiben bis zum Ende der Amtsperiode der 16. Württembergischen
                     Evangelischen Landessynode im Amt, sofern sich aus § 2 Absatz 1 Nummer 3 und Absatz 2 oder § 5 Absatz 1 nichts anderes ergibt.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 1 dieser Sammlung.
            

         

      

   
      

      
         743. Verordnung des Oberkirchenrats über ein Verfahren zum Umweltmanagement in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg
            
(Umweltmanagement-Verordnung – UMV)
         

      

      
         Vom 20. September 2005

      

      
         (Abl. 61 S. 392)
         

      

      
            Präambel

         

         Die Kirche hat aufgrund des befreienden Evangeliums von Jesus Christus den Auftrag für einen verantwortungsvollen Umgang mit
            Gottes Schöpfung als einer anvertrauten Gabe einzutreten. Sie muss sich auch in ihrem eigenen Handeln um einen solchen verantwortungsvollen
            Umgang bemühen. Auf europäischer Ebene ist eine Verordnung über die freiwillige Beteiligung von Organisationen an einem Gemeinschaftssystem
            für das Umweltmanagement und die Umweltbetriebsprüfung (EMAS) entstanden. Der Oberkirchenrat befürwortet die Beteiligung von
            kirchlichen Körperschaften, Werken und Einrichtungen einschließlich der kirchlichen Stiftungen an diesem Gemeinschaftssystem.
            Da diese nicht alle die praktischen Voraussetzungen für die Beteiligung an EMAS mitbringen, soll durch die nachfolgende Verordnung
            ein innerkirchliches System für das Umweltmanagement und die Umweltbetriebsprüfung eingerichtet werden, das sich in der Erwartung
            einer künftigen, noch weiteren Öffnung von EMAS für kleine und gemeinnützige Organisationen an den Bestimmungen von EMAS orientiert.
            Soweit ein Anwender des kirchlichen Umweltmanagements eine Teilnahme an EMAS anstrebt, soll versucht werden, die im Rahmen
            des kirchlichen Umweltmanagements erbrachten Leistungen, insbesondere die Ergebnisse des Umweltberichts und der Umweltbetriebsprüfung,
            seitens des EMAS-Gutachters soweit wie möglich anerkennen zu lassen.
         

         
                     § 1

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Evangelische Landeskirche in Württemberg richtet ein System ein für das Umweltmanagement und die Umweltbetriebsprüfung
                     und zur Bewertung und Verbesserung der Umweltleistung der Landeskirche, der Kirchengemeinden, der Kirchenbezirke und ihrer
                     Zusammenschlüsse und Untergliederungen sowie der kirchlichen Werke und Einrichtungen einschließlich der kirchlichen Stiftungen
                     (Anwender), an dem sich diese freiwillig beteiligen können (Kirchliches Umweltmanagement). Organisatorisch selbständige Einheiten
                     von Anwendern können sich eigenständig am Kirchlichen Umweltmanagement beteiligen, soweit sie eine Organisation oder einen
                     Standort im Sinne des Art. 2 Buchst. s der Verordnung (EG) Nr. 761/2001 des europäischen Parlaments und des Rates vom 19. März 2001 über die freiwillige Beteiligung von Organisationen an einem Gemeinschaftssystem für das Umweltmanagement und die Umweltbetriebsprüfung
                     (EMAS) darstellen. Soweit Anwender oder ihre Standorte als EMAS-Teilnehmer oder -Standorte eingetragen sind, und dies der
                     registerführenden Stelle nach § 3 nachweisen, sind sie ohne weitere Prüfung entsprechend § 5 berechtigt, das Zeichen für das
                     Kirchliche Umweltmanagement zu führen. Eine Streichung aus dem EMAS-Register ist der zuständigen kirchlichen Stelle unverzüglich
                     mitzuteilen und hat den Verlust der Berechtigung nach Satz 3 zur Folge.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ziel des kirchlichen Umweltmanagements ist die Förderung einer kontinuierlichen Verbesserung der Umweltleistung der Anwender
                     durch
                     
                        	
                           die Schaffung und Anwendung von Umweltmanagement-Systemen,

                        

                        	
                           eine systematische, objektive und regelmäßige Bewertung der Leistung dieser Systeme,

                        

                        	
                           die Information der innerkirchlichen und allgemeinen Öffentlichkeit über die Umweltleistung und einen offenen Dialog mit allen
                              von der Umweltleistung der Anwender Betroffenen,
                           

                        

                        	
                           die aktive Einbeziehung von Gemeindegliedern, haupt- und ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und anderen Personen,
                              mit denen die Anwender in Kontakt treten und ihre adäquate Aus- und Fortbildung, die die aktive Mitwirkung bei den unter a)
                              aufgeführten Aufgaben ermöglicht. Auf Antrag wird auch die Mitarbeitervertretung einbezogen.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das kirchliche Umweltmanagement soll nach Möglichkeit die Beteiligung von kirchlichen Körperschaften, Werken und Einrichtungen
                     einschließlich der kirchlichen Stiftungen an EMAS vorbereiten und ermöglichen.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Soweit sich die Anwender am kirchlichen Umweltmanagement beteiligen, werden sie in ein Verzeichnis eingetragen, wenn sie die
                     nachfolgend genannten Voraussetzungen erfüllen:
                  

                  Die Anwender müssen für die Eintragung
                     
                        	
                           ihre Tätigkeiten, Dienstleistungen und Produkte einer Umweltprüfung unterziehen und auf der Grundlage dieser Prüfung ein qualifiziertes
                              Umweltmanagement-System schaffen;
                           

                        

                        	
                           eine Umweltbetriebsprüfung durchführen oder durchführen lassen, bei welcher die Umweltleistung bewertet wird;

                        

                        	
                           einen Umweltbericht nach dem kirchlichen Umweltmanagement erstellen, der insbesondere darauf eingeht, welche Ergebnisse im
                              Hinblick auf die Umweltzielsetzungen und Einzelziele erzielt werden und der besonderen Wert auf eine kontinuierliche Verbesserung
                              der Umweltleistung legt, wobei das Informationsbedürfnis der vom Umweltverhalten des Anwenders Betroffenen zu berücksichtigen
                              ist;
                           

                        

                        	
                           die Umweltprüfung, das Umweltmanagement-System, das Verfahren für die Umweltbetriebsprüfung und den Umweltbericht nach dem
                              kirchlichen Umweltmanagement durch eine Kirchliche Umweltrevisorin oder einen kirchlichen Umweltrevisor (künftig Umweltrevisorin
                              oder Umweltrevisor) begutachten lassen, um festzustellen, ob die Voraussetzungen dieser Verordnung, ausführender Bestimmungen
                              hierzu sowie die Umweltrechtsvorschriften eingehalten werden und ferner diesen Umweltbericht durch die Umweltrevisorin oder
                              den Umweltrevisor für gültig erklären lassen. Bei der Erklärung über die Gültigkeit ist darauf hinzuweisen, dass das Kirchliche
                              Umweltmanagement sich inhaltlich an EMAS orientiert, die vorliegende Begutachtung jedoch nicht gewährleistet, dass die Anforderungen
                              nach der Verordnung (EG) Nr. 761/2001 (EMAS) erfüllt sind und die Teilnahme am kirchlichen Umweltmanagement hiermit nicht
                              identisch ist;
                           

                        

                        	
                           den geprüften Umweltbericht der zuständigen Stelle der Landeskirche übermitteln und nach der Eintragung öffentlich zugänglich
                              machen.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zur Aufrechterhaltung der Eintragung müssen die Anwender
                     
                        	
                           das Umweltmanagement-System und das Programm für die Umweltbetriebsprüfung in zeitlichen Abständen begutachten lassen, die
                              längstens drei, bei Anwendern, deren Tätigkeit nur geringe Umweltauswirkungen hat und die weniger als fünf Personen regelmäßig
                              voll beschäftigen, längstens sechs Jahre betragen und sich richten nach
                              
                                 	
                                    der Art, dem Umfang und der Komplexität der Tätigkeiten;

                                 

                                 	
                                    der Wesentlichkeit der damit verbundenen Umweltauswirkungen;

                                 

                                 	
                                    der Bedeutung und Dringlichkeit der bei früheren Prüfungen festgestellten Probleme;

                                 

                                 	
                                    der Vorgeschichte der Umweltprobleme,

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           den Umweltbericht jährlich aktualisieren, diese Aktualisierung der zuständigen Stelle übermitteln und sie öffentlich zugänglich
                              machen. Die Aktualisierung erfolgt unter Beteiligung einer Kirchlichen Umweltauditorin oder eines Kirchlichen Umweltauditors
                              (künftig Umweltauditorin oder Umweltauditor) oder von entsprechend ausgebildeten internen verantwortlichen Personen. Alle
                              drei Jahre ist der zuständigen Stelle ein konsolidierter und von einer Umweltrevisorin oder einem Umweltrevisor  für gültig
                              erklärter Umweltbericht zu übermitteln und öffentlich zugänglich zu machen.
                           

                           Soweit ein Anwender weniger als fünf Personen regelmäßig voll beschäftigt, beträgt der Zeitraum für die Aktualisierung längstens
                              drei Jahre, der Zeitraum für eine erneute Prüfung durch eine Umweltrevisorin oder einen Umweltrevisor längstens sechs Jahre.
                           

                        

                     

                  

                  Die Verlängerung der Zeiträume nach a) über drei Jahre hinaus und nach b) Satz 3 bedarf der Zustimmung der Umweltrevisorin
                     oder des Umweltrevisors.
                  

               

               
                     § 3

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Eintragung in das Verzeichnis der Anwender, die Aussetzung der Eintragung und die Streichung von Anwendern erfolgt durch
                     die zuständige kirchliche Stelle (§ 4 Abs. 1).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Eintragung erfolgt, wenn die zuständige kirchliche Stelle
                     
                        	
                           einen für gültig erklärten Umweltbericht mit den erforderlichen Angaben über die Organisation erhalten hat,

                        

                        	
                           aufgrund der vorgelegten Informationen und erforderlichenfalls eingeholten Erkundigungen bei den zuständigen Behörden davon
                              ausgehen kann, dass die Organisation alle Anforderungen dieser Verordnung erfüllt und
                           

                        

                        	
                           die Verwaltungsgebühren entrichtet sind.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Eintragung wird gestrichen,
                     
                        	
                           wenn die zuständige kirchliche Stelle aufgrund eines Aufsichtsberichts der Zulassungsstelle (§ 4) feststellt, dass die Tätigkeiten
                              der Umweltrevisorin oder des Umweltrevisors nicht ausreichend gründlich durchgeführt wurden, um zu gewährleisten, dass der
                              Anwender die Anforderungen dieser Verordnung erfüllt,
                           

                        

                        	
                           wenn der Anwender versäumt, der zuständigen kirchlichen Stelle innerhalb von drei Monaten nach einer entsprechenden Aufforderung
                              die jährliche beziehungsweise im Falle des § 2 Abs. 2 Buchstabe b Satz 4 bis zu dreijährliche Aktualisierung des Umweltberichts oder den dreijährlichen beziehungsweise im Falle des § 2 Abs. 2 Buchstabe b Satz 4 bis zu sechsjährlichen konsolidierten und für gültig erklärten Umweltbericht vorzulegen,
                           

                        

                        	
                           wenn die zuständige kirchliche Stelle sonst aufgrund der ihr vorliegenden Informationen zu dem Schluss kommt, dass der Anwender
                              eine oder mehrere Bedingungen dieser Verordnung nicht mehr erfüllt, insbesondere die im Umweltbericht festgelegten Ziele nicht
                              ernsthaft verfolgt.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Statt einer Streichung nach Absatz 3 kann die zuständige kirchliche Stelle die Eintragung aussetzen und den Anwender unter
                     angemessener Fristsetzung auffordern, die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um die Anforderung des Kirchlichen Umweltmanagements
                     zu erfüllen, wenn dies aussichtsreich erscheint.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Streichung oder Aussetzung einer Eintragung wird rückgängig gemacht, wenn die zuständige kirchliche Stelle hinreichend
                     darüber informiert ist, dass der Anwender die Vorschriften des kirchlichen Umweltmanagements einhält und dass hinreichende
                     Vorkehrungen getroffen sind, um sicherzustellen, dass die Situation, die zur Streichung oder Aussetzung geführt hat, nicht
                     erneut eintritt.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die zuständige kirchliche Stelle ist berechtigt, sich mit den zuständigen staatlichen Stellen und anderen, vom Umweltverhalten
                     des Anwenders betroffenen Personen in Verbindung zu setzen und die für die Prüfung des Umweltverhaltens des Anwenders erforderlichen
                     Daten auszutauschen.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Die zuständigen kirchlichen Stellen erstellen und führen ein Verzeichnis der in ihrem Bereich eingetragenen Anwender, das
                     regelmäßig aktualisiert wird. Sie informieren die Verantwortlichen der Anwender über eine Eintragung, deren Streichung und
                     Aussetzung sowie die Rückgängigmachung der Streichung oder Aussetzung.
                  

               

               
                     § 4

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Evangelische Landeskirche in Württemberg benennt Organisationen, die berechtigt sind, unabhängige Umweltrevisorinnen und
                     Umweltrevisoren, Umweltrevisorenorganisationen sowie Umweltauditorinnen und Umweltauditoren fachlich zuzulassen und ihre Tätigkeiten
                     fachlich zu beaufsichtigen. Sie kann damit bereits bestehende Zulassungsstellen oder die zuständigen Stellen der Landeskirche
                     für die Eintragung der Anwender beauftragen oder eine andere Stelle mit entsprechendem Status schaffen oder benennen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die für die fachliche Zulassung und Beaufsichtigung der Umweltrevisorinnen und Umweltrevisoren und Umweltrevisorenorganisationen
                     sowie Umweltauditorinnen und Umweltauditoren benannten Organisationen und beauftragten Stellen müssen aufgrund ihrer Zusammensetzung
                     Unabhängigkeit und Neutralität gewährleisten und die Bestimmungen dieser Verordnung und die Richtlinien des Oberkirchenrats
                     einheitlich anwenden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Umweltrevisorinnen und Umweltrevisoren und die Umweltauditorinnen und Umweltauditoren müssen die für Wahrnehmung ihrer
                     Aufgaben erforderliche Zuverlässigkeit, Unabhängigkeit und Fachkunde besitzen, die von den in Absatz 1 genannten Organisationen
                     festgestellt und überwacht wird. Sie üben außerdem ihre Aufgaben bei dem Anwender in gemeinsamer Wahrnehmung der christlichen
                     Verantwortung für die Schöpfung als Teil der kirchlichen Dienstgemeinschaft aus. Sie werden daher vom Oberkirchenrat für ihren
                     Dienst nochmals besonders zugelassen. Diese Zulassung kann vom Oberkirchenrat widerrufen werden, wenn die oder der Zugelassene
                     die daraus folgenden Pflichten zur Achtung von Schrift und Bekenntnis verletzt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die aufgrund des Umweltauditgesetzes für den Zulassungsbereich 91 des Anhangs zur UAG-Zulassungsverfahrensverordnung zugelassenen
                     Umweltgutachterinnen und Umweltgutachter werden auf Antrag ohne weitere Prüfung als Umweltrevisorinnen und Umweltrevisoren
                     und als Umweltauditoren und Umweltauditorinnen zugelassen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die nach Absatz 1 und 3 benannten Organisationen und beauftragten Stellen für die Zulassung von Umweltrevisorinnen und Umweltrevisoren
                     und Umweltrevisorenorganisationen sowie Umweltauditoren und Umweltauditorinnen erstellen, überarbeiten und aktualisieren eine
                     Liste der von ihnen zugelassenen Personen und machen diese öffentlich zugänglich.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Für die Zuverlässigkeit, Zulassung und Beaufsichtigung von Umweltrevisorinnen und Umweltrevisoren und Umweltrevisorenorganisationen
                     sowie für die Zulassung von Organisationen nach Absatz 1 und die Aufsicht über sie gelten im übrigen die Regelungen für Umweltgutachterinnen
                     und Umweltgutachter nach §§ 4 Abs. 1 bis 4, 5, 9 bis 18 und 29 UAG entsprechend, soweit sich aus dieser Verordnung nicht etwas
                     anderes ergibt.
                  

               

               
                     § 5

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Umweltrevisorinnen und Umweltrevisoren müssen die erforderliche Unabhängigkeit aufweisen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die erforderliche Unabhängigkeit bietet in der Regel keine Gewähr, wer neben seiner Tätigkeit als Umweltrevisorin und
                     Umweltrevisor
                     
                        	
                           Inhaber einer Organisation oder der Mehrheit der Anteile an einer Organisation ist, auf die sich ihre oder seine Tätigkeit
                              als Umweltrevisorin oder Umweltrevisor bezieht,
                           

                        

                        	
                           Angestellter oder Beamter einer Organisation ist, auf die sich seine Tätigkeit als Umweltrevisorin und Umweltrevisor bezieht,

                        

                        	
                           Weisungen auf Grund vertraglicher oder sonstiger Beziehungen bei der Tätigkeit als Umweltrevisorin und Umweltrevisor auch
                              dann zu befolgen hat, wenn sie ihn zu gutachterlichen Handlungen gegen seine Überzeugung verpflichten,
                           

                        

                        	
                           organisatorisch, wirtschaftlich, kapital- oder personalmäßig mit Dritten verflochten ist, wenn nicht deren Einflussnahme auf
                              die Wahrnehmung der Aufgaben als Umweltrevisorin und Umweltrevisor, insbesondere durch Festlegungen in Satzung, Gesellschaftsvertrag
                              oder Anstellungsvertrag ausgeschlossen ist.
                           

                        

                     

                  

                  Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a und b gilt nicht für den Fall einer Begutachtung des Umweltmanagementsystems einer Umweltrevisorin
                     oder Umweltrevisors oder einer Umweltrevisorenorganisation.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Vereinbar mit dem Beruf der Umweltrevisorin und des Umweltrevisors ist eine Beratungstätigkeit als Bediensteter einer Industrie-
                     und Handelskammer, Handwerkskammer, Berufskammer oder sonstigen Körperschaft des öffentlichen Rechts, die eine Selbsthilfeeinrichtung
                     für Unternehmen ist, die sich an dem Gemeinschaftssystem beteiligen können; dies gilt nicht, wenn der Bedienstete im Hinblick
                     auf seine Tätigkeit als Umweltrevisorin und Umweltrevisor für  Registrierungsaufgaben nach dieser Verordnung zuständig ist
                     oder Weisungen im Sinne des Absatzes 2 Nr. 2 unterliegt.
                  

               

               
                     § 6

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die erforderliche Fachkunde besitzt eine Umweltrevisorin oder ein Umweltrevisor, wenn sie oder er auf Grund ihrer oder seiner
                     Ausbildung, beruflichen Bildung und praktischen Erfahrung zur ordnungsgemäßen Erfüllung der ihm obliegenden Aufgaben geeignet
                     ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Fachkunde erfordert
                     
                        	
                           den Abschluss eines einschlägigen Studiums, insbesondere auf den Gebieten der Wirtschafts- oder Verwaltungswissenschaften,
                              der Naturwissenschaften oder Technik, der Biowissenschaften, Agrarwissenschaften, Forstwissenschaften, Geowissenschaften,
                              der Medizin oder des Rechts an einer Hochschule im Sinne des § 1 des Hochschulrahmengesetzes, soweit nicht die Voraussetzungen
                              des Absatzes 3 gegeben sind,
                           

                        

                        	
                           ausreichende Fachkenntnisse gemäß Anhang V Abschnitt 5.2.1 Buchstabe a bis g der Verordnung (EG) Nr. 761/2001, die in den
                              nachfolgenden Fachgebieten geprüft werden:
                              
                                 	
                                    Methodik, Durchführung und Beurteilung der Umweltbetriebsprüfung,

                                 

                                 	
                                    Umweltmanagement und die Begutachtung von Umweltinformationen (Umwelterklärung sowie Ausschnitte aus dieser),

                                 

                                 	
                                    zulassungsbereichsspezifische Angelegenheiten des Umweltschutzes, auch in Bezug auf die Umweltdimension der nachhaltigen Entwicklung,
                                       einschließlich der einschlägigen Rechts- und veröffentlichten Verwaltungsvorschriften und
                                    

                                 

                                 	
                                    Allgemeines Umweltrecht, nach Artikel 4 und Artikel 14 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 761/2001 erstellte Leitlinien der Kommission
                                       und einschlägige Normen zum Umweltmanagement,
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           eine ausreichend lange, eigenverantwortliche Tätigkeit, bei der praktische Kenntnisse über den betrieblichen Umweltschutz
                              erworben wurden.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Von der Anforderung eines Hochschulstudiums nach Absatz 2 Nr. 1 können Ausnahmen erteilt werden, wenn
                     
                        	
                           eine geeignete Fachschulausbildung vorliegt und

                        

                        	
                           Aufgaben im Bereich als Umweltrevisorin oder -revisor ausreichend lange regelmäßig wahrgenommen wurden und bei mindestens
                              einer Begutachtung durch eine Umweltrevisorin oder einen Umweltrevisor mitgewirkt wurde.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 7

                  

                  Die Anwender des Kirchlichen Umweltmanagements dürfen, solange sie in das Verzeichnis nach § 3 eingetragen sind und die Eintragung
                     nicht ausgesetzt ist, das Zeichen des Kirchlichen Umweltmanagements verwenden. Die Verwendung ist ausgeschlossen, soweit sie
                     mit Produktkennzeichnungen verwechselt werden kann.
                  

               

               
                     § 8

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die Eintragung nach § 3 Abs. 1, die Aufhebung einer Aussetzung der Eintragung und die erneute Eintragung kann jeweils
                     eine Gebühr von bis zu 60 € durch die zuständige kirchliche Stelle erhoben werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Kosten für die Schaffung und den Nachweis der Voraussetzungen und Aufrechterhaltung der Eintragung hat der Anwender selbst
                     zu tragen.
                  

               

               
                     § 9

                  

                  Die nähere Ausgestaltung des Verfahrens und die nähere Beschreibung der Voraussetzungen für die Eintragung erfolgt durch Richtlinien
                     des Oberkirchenrats.
                  

               

            

         

      

      
            Anhänge

         

         Begriffsbestimmungen

         Signet

         
               Begriffsbestimmungen

            

            Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck
               
                  	
                     „kontinuierliche Verbesserung der Umweltleistung“ einen Prozess jährlicher Verbesserungen der messbaren Ergebnisse des Umweltmanagementsystems,
                        bezogen auf die Managementmaßnahmen der Organisation hinsichtlich ihrer wesentlichen Umweltaspekte auf der Grundlage ihrer
                        Umweltpolitik und ihrer Umweltzielsetzungen und -einzelziele, wobei diese Verbesserungen nicht in allen Tätigkeitsbereichen
                        zugleich erfolgen müssen;
                     

                  

                  	
                     „Umweltleistung“ die Ergebnisse des Managements der Organisation hinsichtlich ihrer Umweltaspekte;

                  

                  	
                     „Umweltprüfung“ eine erste umfassende Untersuchung der Umweltfragen, der Umweltauswirkungen und der Umweltleistung im Zusammenhang
                        mit den Tätigkeiten einer Organisation;
                     

                  

                  	
                     „Umweltauswirkung“ jede positive oder negative Veränderung der Umwelt, die ganz oder teilweise aufgrund der Tätigkeiten, Produkte
                        oder Dienstleistungen einer Organisation eintritt;
                     

                  

                  	
                     „Umweltzielsetzung“ ein sich aus der Umweltpolitik ergebendes und nach Möglichkeit zu quantifizierendes Gesamtziel, das sich
                        eine Organisation gesetzt hat;
                     

                  

                  	
                     „Umwelteinzelziel“ eine detaillierte Leistungsanforderung, die nach Möglichkeit zu quantifizieren ist, für die gesamte Organisation
                        oder Teile davon gilt, sich aus den Umweltzielsetzungen ergibt und festgelegt und eingehalten werden muss, um diese Zielsetzungen
                        zu erreichen;
                     

                  

                  	
                     „Umweltmanagementsystem“ den Teil des gesamten Managementsystems, der die Organisationsstruktur, Planungstätigkeiten, Verantwortlichkeiten,
                        Verhaltensweisen, Vorgehensweisen, Verfahren und Mittel für die Festlegung, Durchführung, Verwirklichung, Überprüfung und
                        Fortführung der umweltbezogenen Gesamtziele und Handlungsgrundsätze betrifft;
                     

                  

                  	
                     „Umweltbetriebsprüfung“ ein Managementinstrument, das eine systematische, dokumentierte, regelmäßige und objektive Bewertung
                        der Umweltleistung der Organisation, des Managementsystems und der Verfahren zum Schutz der Umwelt umfasst und folgenden Zielen
                        dient:
                        
                           	
                              Erleichterung der Managementkontrolle von Verhaltensweisen, die eine Auswirkung auf die Umwelt haben können;

                           

                           	
                              Beurteilung der Übereinstimmung mit der Umweltpolitik der Organisation, einschließlich ihrer Umweltzielsetzungen und –einzelziele
                                 (Anhang II);
                              

                           

                        

                     

                  

                  	
                     „Umweltauditorin oder Umweltauditor“ eine Person oder eine Gruppe von Personen, die für die Beratung und Begleitung von Organisationen
                        bei der Einführung des kirchlichen Umweltmanagements und für die Durchführung von Umweltbetriebsprüfungen besonders ausgebildet
                        ist, in der Regel ehrenamtlich arbeitet und über die notwendige, fachliche Qualifikation, Zuverlässigkeit und Unabhängigkeit
                        verfügt, um die Umweltbetriebsprüfung durchzuführen;
                     

                  

                  	
                     „Interne verantwortliche Person“ eine Person oder eine Gruppe von Personen, die zur Belegschaft der Organisation gehört, im
                        Namen der Organisationsleitung handelt, wie Umweltauditorinnen und -auditoren über die fachliche Qualifikation und Zuverlässigkeit
                        verfügt, um eine Umweltbetriebsprüfung durchzuführen und deren Unabhängigkeit gegenüber den geprüften Tätigkeiten groß genug
                        ist, um eine objektive Beurteilung zu gestatten;
                     

                  

                  	
                     „Kirchliche Umweltrevisorinnen und -revisoren“ von der zu begutachtenden Organisation unabhängige Personen oder Organisationen,
                        die die Umweltprüfung, das Umweltmanagement-System, das Verfahren für die Umweltbetriebsprüfung und den Umweltbericht nach
                        dem kirchlichen Umweltmanagement begutachten und gemäß den Bedingungen und Verfahren der Verordnung zugelassen worden sind;
                     

                  

                  	
                     „Organisation“ einen Anwender, einen Verein, eine Gesellschaft, eine Körperschaft, einen Betrieb, ein Unternehmen, eine Behörde
                        oder eine Einrichtung bzw. einen Teil oder eine Kombination hiervon, mit oder ohne Rechtspersönlichkeit, öffentlich oder privat,
                        mit eigenen Funktionen und eigener Verwaltung. Die Frage, welche Einheit in das Verzeichnis für das Kirchliche Umweltmanagement
                        eingetragen wird, ist mit dem Umweltrevisor oder der Umweltrevisorin und gegebenenfalls der Eintragungsstelle abzusprechen.
                        Die kleinste Einheit, die eingetragen werden kann, ist der Standort oder eine Unterabteilung mit eigener Funktion.
                     

                  

                  	
                     „Standort“ das gesamte Gelände an einem geographisch bestimmten Ort, das der Kontrolle einer Organisation untersteht und an
                        dem Tätigkeiten ausgeführt, Produkte hergestellt und Dienstleistungen erbracht werden, einschließlich der gesamten Infrastruktur,
                        aller Ausrüstungen und aller Materialien;
                     

                  

                  	
                     „zuständige Stellen“ die gemäß dieser oder aufgrund dieser Verordnung zur Erfüllung der in ihr festgelegten Aufgaben benannten
                        Stellen.
                     

                     [image: b0e0efc7dbf8283aee51e234f0a2b0f5142beea3]

                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         750. Kirchengesetz zum Schutz des Seelsorgegeheimnisses
(Seelsorgegeheimnisgesetz – SeelGG)
         

      

      
         Vom 28. Oktober 2009

      

      
         (ABl. EKD S. 352)
         

      

      und

      Kirchliches Gesetz zur Ausführung des Seelsorgegeheimnisgesetzes (Seelsorgegeheimnisausführungsgesetz – AG SeelGG)1

      vom 24. November 2010

      (Abl. 64 S. 234)
      

      

         Die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland hat mit Zustimmung der Kirchenkonferenz aufgrund des Artikels 10 Absatz
            1 und des Artikels 10 a Absatz 2 der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland2 das folgende Kirchengesetz beschlossen:
         

      

      
            I. Grundsätze

         

         
                     § 1
Regelungsbereich
                     

                  

                  Dieses Kirchengesetz dient dem Schutz der in der Evangelischen Kirche in Deutschland, deren Gliedkirchen sowie den gliedkirchlichen
                     Zusammenschlüssen ausgeübten Seelsorge. Dieses Kirchengesetz soll damit auch zur Klärung des Begriffs der Seelsorge im staatlichen
                     Recht beitragen, insbesondere in den Prozessordnungen und im Recht der Gefahrenabwehr.
                  

               

               
                     § 2
Schutz des Seelsorgegeheimnisses
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Seelsorge im Sinne dieses Gesetzes ist aus dem christlichen Glauben motivierte und im Bewusstsein der Gegenwart Gottes vollzogene
                     Zuwendung. Sie gilt dem einzelnen Menschen, der Rat, Beistand und Trost in Lebens- und Glaubensfragen in Anspruch nimmt, unabhängig
                     von dessen Religions- bzw. Konfessionszugehörigkeit. Seelsorge ist für diejenigen, die sie in Anspruch nehmen, unentgeltlich.
                     
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die förmliche Beichte gilt als Seelsorge im Sinne des Absatzes 1. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Unbeschadet des Auftrags aller Getauften, Seelsorge zu üben, betraut die Kirche einzelne Personen mit einem besonderen Auftrag
                     zur Seelsorge. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Jede Person, die sich in einem Seelsorgegespräch einer Seelsorgerin oder einem Seelsorger anvertraut, muss darauf vertrauen
                     können, dass daraus ohne ihren Willen keine Inhalte Dritten bekannt werden. Das Beichtgeheimnis ist unverbrüchlich zu wahren.
                     
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Das Seelsorgegeheimnis steht unter dem Schutz der Kirche. Es zu wahren, ist Pflicht aller Getauften und aller kirchlichen
                     Stellen. Für kirchliche Mitarbeitende gehört es zu den dienstlichen Pflichten. Das Nähere regeln die Evangelische Kirche in
                     Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für ihren Bereich.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 1 
(Zu § 2) Schutz des Seelsorgegeheimnisses
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Seelsorgerinnen und Seelsorger haben über alles zu schweigen, was ihnen in Ausübung der Seelsorge anvertraut worden oder bekannt
                                 geworden ist. Werden sie von der Person, die sich ihnen anvertraut hat, von der Schweigepflicht entbunden, sollen sie gleichwohl
                                 sorgfältig prüfen, ob und inwieweit sie Aussagen oder Mitteilungen verantworten können.
                              

                           
                        

                     
                  

               

            

         

      

      
            II. Der Dienst in der Seelsorge

         

         
                     § 3
Besonderer Auftrag zur Seelsorge
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Besonders mit der Seelsorge beauftragt sind ordinierte Pfarrerinnen und Pfarrer. Die Ordination sowie der Dienst der Pfarrerinnen
                     und Pfarrer richtet sich nach den gesetzlichen Bestimmungen des Pfarrdienstrechtes der Evangelischen Kirche in Deutschland,
                     der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Weitere Personen können von der Evangelischen Kirche in Deutschland, den Gliedkirchen und den gliedkirchlichen Zusammenschlüssen
                     nach deren jeweiliger Ordnung und nach Maßgabe dieses Gesetzes zur ehren-, neben- oder hauptamtlichen Wahrnehmung einen bestimmten
                     Seelsorgeauftrag erhalten.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 2 
(Zu § 3) Besonderer Auftrag zur Seelsorge
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Der Oberkirchenrat kann nicht ordinierten Personen, die zur öffentlichen Wortverkündigung berufen sind, einen bestimmten Seelsorgeauftrag
                                 erteilen.
                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 4
Voraussetzungen für die Erteilung eines bestimmten Seelsorgeauftrags
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Einen bestimmten Seelsorgeauftrag nach § 3 Absatz 2 kann erhalten, wer 
                  

                  
                     
                        	
                            nach Maßgabe des § 5 eine Ausbildung für Personen mit einem bestimmten Seelsorgeauftrag erfolgreich abgeschlossen hat,

                        

                        	
                            sich persönlich und fachlich als geeignet erweist und

                        

                        	
                            die Gewähr dafür bietet, dass sie oder er das Seelsorgegeheimnis wahrt.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Erteilung eines bestimmten Seelsorgeauftrags gemäß § 3 Absatz 2 bedarf der Schriftform.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Personen, denen gemäß § 3 Absatz 2 ein bestimmter Seelsorgeauftrag erteilt wird, sind besonders auf das Seelsorgegeheimnis
                     zu verpflichten. Diese Verpflichtung ist aktenkundig zu machen.
                  

               

               
                     § 5
Ausbildung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Personen, denen gemäß § 3 Absatz 2 ein bestimmter Seelsorgeauftrag erteilt werden soll, sind in einer Ausbildung insbesondere
                     zu befähigen, aus dem christlichen Glauben heraus andere Menschen zu unterstützen, zu begleiten, ihnen Lösungswege in seelischen
                     Krisen aufzuzeigen und ihnen Trost und Hoffnung zu vermitteln.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse tragen dafür Sorge, dass
                     die Ausbildung nach vergleichbaren Standards erfolgt. Die Ausbildung umfasst
                  

                  
                     
                        	
                            theologische Grundlagen,

                        

                        	
                            Grundlagen der Psychologie,

                        

                        	
                            Fertigkeiten der Gesprächsführung,

                        

                        	
                            rechtliche Grundlagen der Ausübung der Seelsorge.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Nähere regeln die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse je für
                     ihren Bereich.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 3 
(Zu § 5) Ausbildung
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Nähere Bestimmungen zur Ausbildung trifft der Oberkirchenrat.

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 6
Wahrnehmung des bestimmten Seelsorgeauftrags
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Personen, denen gemäß § 3 Absatz 2 ein bestimmter Seelsorgeauftrag erteilt worden ist, sind in Ausübung dieses Dienstes unabhängig
                     und im Einzelfall keinen Weisungen unterworfen. Sie sind zur uneingeschränkten Wahrung des Seelsorgegeheimnisses verpflichtet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Sie sind bei der Ausübung dieses Dienstes an Schrift und Bekenntnis sowie die kirchliche Ordnung gebunden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Sie unterliegen der Aufsicht einer von der Evangelischen Kirche in Deutschland, der jeweiligen Gliedkirche oder dem gliedkirchlichen
                     Zusammenschluss bestimmten zuständigen Stelle. Das Seelsorgegeheimnis darf durch die Ausübung der Aufsicht nicht berührt werden.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              § 4 
(Zu § 6) Wahrnehmung des bestimmten Seelsorgeauftrags
                              

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              Die Aufsicht liegt, soweit nichts anderes bestimmt ist, beim Oberkirchenrat.

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 7
Schutz und Begleitung der Seelsorgerinnen und Seelsorger
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Seelsorgerinnen und Seelsorger stehen unabhängig von der Art ihres Auftrags oder ihres Dienstverhältnisses unter dem besonderen
                     Schutz und der besonderen Fürsorge der Kirche.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse sorgen für eine angemessene
                     Begleitung und Fortbildung der Seelsorgerinnen und Seelsorger.
                  

               

               
                     § 8
Widerruf des Seelsorgeauftrags
                     

                  

                  Der gemäß § 3 Absatz 2 erteilte Seelsorgeauftrag ist von der erteilenden Stelle zu widerrufen, wenn seine Voraussetzungen
                     nicht vorliegen oder nachträglich entfallen oder wenn die Seelsorgerin oder der Seelsorger erheblich gegen ihr oder ihm obliegende
                     Pflichten verstößt.
                  

               

            

         

      

      
            III. Äußerer Schutz des Seelsorgegeheimnisses

         

         
                     § 9
Grundsatz
                     

                  

                  Bei der Seelsorge ist dafür Sorge zu tragen, dass die geführten Gespräche vertraulich sind und nicht von Dritten mitgehört
                     werden können.
                  

               

               
                     § 10
Seelsorge in gewidmeten Räumen
                     

                  

                  Für die Wahrnehmung des Seelsorgeauftrags können besonders zu diesem Zweck Räume gewidmet werden. Deren Widmung richtet sich
                     nach den Vorschriften der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse.
                  

               

               
                     § 11
Seelsorge mit technischen Kommunikationsmitteln
                     

                  

                  Soweit Seelsorge mit technischen Kommunikationsmitteln ausgeübt wird, haben die jeweilige kirchliche Dienststelle oder Einrichtung
                     und die in der Seelsorge tätige Person dafür Sorge zu tragen, dass die Vertraulichkeit in höchstmöglichem Maß gewahrt bleibt.
                     
                  

               

               
                     § 12
Umgang mit Seelsorgedaten
                     

                  

                  Beim Umgang mit Seelsorgedaten jeglicher Art ist sicherzustellen, dass kirchliche und staatliche Bestimmungen zum Schutz des
                     Seelsorgegeheimnisses und die Anforderungen des kirchlichen Datenschutzrechts beachtet werden.
                  

               

            

         

      

      
            IV. Schlussvorschriften

         

         
                     § 13
Übergangsregelung
                     

                  

                  Zur Zeit des Inkrafttretens dieses Gesetzes seinen Anforderungen entsprechend bereits erteilte bestimmte Seelsorgeaufträge
                     bleiben bestehen. Personen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes in der Seelsorge tätig sind und die Eignung
                     dazu anderweitig erworben haben, kann ein Seelsorgeauftrag gemäß § 3 Absatz 2 erteilt werden.
                  

               

               
                     § 14
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung für die Evangelische Kirche in Deutschland am 1. Januar 2010 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung für die jeweilige Gliedkirche oder den jeweiligen gliedkirchlichen Zusammenschluss
                     in Kraft, nachdem diese oder dieser die Zustimmung erklärt hat. Die Zustimmung ist jederzeit möglich. Den Zeitpunkt, zu dem
                     dieses Kirchengesetz in den jeweiligen Gliedkirchen oder dem jeweiligen gliedkirchlichen Zusammenschluss in Kraft tritt, bestimmt
                     der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland durch Verordnung.3

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können dieses Kirchengesetz jederzeit je für ihren Bereich außer Kraft
                     setzen. Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland stellt durch Verordnung fest, dass und zu welchem Zeitpunkt das Kirchengesetz
                     jeweils außer Kraft getreten ist.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anmerkung: Der Text des Ausführungsgesetzes wird an den entsprechenden Stellen des SeelGG eingerückt und mittels kleinerer
               Schriftgröße dargestellt.
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 40 dieser Sammlung.
            

         

      

      3
            Red. Anm.: In Kraft getreten für die Evangelische Landeskirche in Württemberg am 1. Januar 2011 (Dritte VO über das Inkrafttreten
               des Kirchengesetzes zum Schutz der Seelsorgegeheimnisse (Seelsorgegeheimnisgesetz – SeelGG) vom 3. Dezember 2010; ABl. EKD 2010 S. 351).
            

         

      

   
      

      
         752. Verordnung über die Ausbildung für Personen mit bestimmtem Seelsorgeauftrag

      

      
         Vom 16. Oktober 2012

      

      
         (ABl. 65 S. 387)
         

      

      Aufgrund von § 3 Seelsorgegeheimnisausführungsgesetz vom 24. November 2010 (Abl. 64 S. 234) wird verordnet:
      

      
                     § 1
Ausbildung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Ausbildung für Personen, denen gemäß dem Seelsorgegeheimnisgesetz ein bestimmter Seelsorgeauftrag erteilt werden soll,
                     umfasst mindestens 80 Zeitstunden und wird durch Praxiseinheiten begleitet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         An den Kursen kann teilnehmen, wer vom Oberkirchenrat zugelassen wird.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Kursinhalte werden vom Oberkirchenrat festgelegt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Leistungen und praktische Erfahrungen, die im Rahmen einer Ausbildung, eines Studiums oder einer sonstigen Tätigkeit erbracht
                     oder gesammelt wurden, können auf Antrag auf die Ausbildung angerechnet werden. Die Entscheidung hierüber trifft der Oberkirchenrat.
                  

               

               
                     § 2
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Verordnung tritt am 1. März 2013 in Kraft.

               

            

         

      

      

   
      

      
         760. Verordnung des Oberkirchenrats 
für den Dienst der Prädikantinnen und Prädikanten (Prädikantenordnung – PrädO)
         

      

      
         Vom 2. September 2008

      

      
         (Abl. 63 S. 231), geändert durch Verordnung des Oberkirchenrats vom 16. Oktober 2012 (Abl. 65 S. 387), vom 10. Dezember 2013 (Abl. 66 S. 1, 4), vom 29. April 2014 (Abl. 66 S. 91) und vom 4. Juni 2024 (Abl. 71 Nr. 47)
         

      

      
                     § 1
Grundsätzliches
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Aus der göttlichen Stiftung des Predigtamtes (CA V) ergibt sich für die Kirche der Auftrag, das Menschen Mögliche zu tun,
                     dass das Wort Gottes, dem sie sich selbst verdankt, öffentlich verkündigt wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Kirche nimmt diesen göttlichen Auftrag wahr, indem sie Menschen in einem geordneten Verfahren zur öffentlichen Wortverkündigung
                     und Sakramentsverwaltung beruft (CA XIV). Dazu gehört notwendig eine entsprechende theologische Aus- und Fortbildung sowie
                     die Bekenntnisbindung und Visitation der Beauftragten. Die Regelform dieser Berufung ist die Ordination zum Pfarrdienst, die
                     lebenslange uneingeschränkte Beauftragung mit dem Amt der öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Kirche beauftragt darüber hinaus angemessen ausgebildete Frauen und Männer mit dem Prädikantendienst als einem räumlich
                     und zeitlich begrenzten ehrenamtlichen Auftrag zur Verkündigung des Wortes Gottes sowie bei Bedarf und nach entsprechender
                     Ausbildung zur Sakramentsverwaltung.
                  

               

               
                     § 2
Tätigkeit der Prädikantinnen und Prädikanten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Prädikantinnen und Prädikanten achten Kanzelrecht (§ 9 Württ. Pfarrergesetz1) und Parochialrecht (§ 10 Württ. Pfarrergesetz2) der Gemeindepfarrerinnen und -pfarrer. Sie tun ihren Dienst im Einvernehmen und in vertrauensvoller Zusammenarbeit mit diesen,
                     dem Kirchengemeinderat und dem Dekanatamt nach der Ordnung der Landeskirche.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Prädikantinnen und Prädikanten übernehmen in der Regel Predigtgottesdienste an Sonn- und Feiertagen, damit insbesondere
                     
                        	
                           in Gemeinden mit vakanter Pfarrstelle,

                        

                        	
                           in Urlaubs- und Krankheitszeiten sowie bei Sonderdiensten einer Pfarrerin oder eines Pfarrers und

                        

                        	
                           in Filialgemeinden

                        

                     

                  

                  regelmäßig und zu günstigen Zeiten Gottesdienste gefeiert werden können. Außerdem kann durch ihren Dienst Pfarrerinnen und
                     Pfarrern ein predigtfreier Sonntag ermöglicht werden.
                  

                  Andere Predigtgottesdienste (z. B. in Krankenhäusern, Alten- und Pflegeheimen) können Prädikantinnen und Prädikanten dann
                     übernehmen, wenn sie dazu besonders befähigt oder ausgebildet sind.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Zur Leitung von Sakramentsgottesdiensten können Prädikantinnen und Prädikanten vom Oberkirchenrat ermächtigt werden, wenn
                     sie an einem entsprechenden Kurs teilgenommen haben.3 Sakramentsgottesdienste können ihnen insbesondere dann übertragen werden, wenn der Predigtdienst auf einen Tauf- oder Abendmahlssonntag
                     der Gemeinde fällt. Für die Anmeldung und Zulassung von Taufen, sowie für das Taufgespräch bleibt das örtliche Pfarramt oder
                     dessen ordentliche Stellvertretung zuständig.
                  

                  Prädikantinnen und Prädikanten beraumen von sich aus keinen Sakramentsgottesdienst an und nehmen auch keine Anmeldungen zur
                     Taufe von Seiten der Gemeindeglieder entgegen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        In außergewöhnlichen Fällen ist die Übernahme von anderen kirchlichen Amtshandlungen (Trauung, Bestattung) durch Prädikantinnen
                     und Prädikanten möglich. Dazu ist eine besondere Ermächtigung durch den Oberkirchenrat im Benehmen mit dem Dekanatamt und
                     eine Einweisung durch das zuständige Pfarramt erforderlich.4 Gegebenenfalls kann ein Kasualgottesdienst von Prädikantin oder Prädikant und Pfarrerin oder Pfarrer gemeinsam geleitet werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Prädikantinnen und Prädikanten tragen keinen Talar. Sie können für den Dienst das liturgische Gewand der mit der öffentlichen
                     Wortverkündigung Beauftragten tragen.5

                  
                        (
                        6
                        )
                        Prädikantinnen und Prädikanten halten sich an die Gottesdienstordnung der Landeskirche. Die örtliche Gottesdienstordnung ist
                     zu beachten. Die Gottesdienste werden anhand des Gottesdienstbuches gehalten.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Als Vorlage für die Predigt dient den Prädikantinnen und Prädikanten in der Regel eine der Prädikantenpredigten, die der Evang.
                     Oberkirchenrat herausgibt. Die Prädikantinnen und Prädikanten eignen sich diese an. Dies kann auch so geschehen, dass sie
                     die Vorlage bearbeiten und sie in freier Weise wiedergeben. Bei der Erstellung der Liturgie orientieren sich die Prädikantinnen
                     und Prädikanten an den Liedern, Gebeten und Psalmen, die sie zusammen mit den Predigtvorlagen erhalten. Das Verfassen eigener
                     Predigten ohne Anleitung und Begleitung ist in der Regel im Prädikantendienst nicht vorgesehen.
                  

                  Für Prädikantinnen und Prädikanten mit langjähriger Erfahrung und entsprechender Begabung ist über das Dekanatamt eine Anmeldung
                     zu einer vom Landesprädikantenpfarramt angebotenen Ausbildung für die freie Wortverkündigung möglich. Die erfolgreiche Teilnahme
                     an dieser Ausbildung und die Beauftragung durch den Oberkirchenrat ist die Voraussetzung dafür, dass Prädikantinnen und Prädikanten
                     Predigten selbst verfassen.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Das Dekantamt regelt die Diensteinsätze der Prädikantinnen und Prädikanten im Einvernehmen mit dem Pfarramt der jeweiligen
                     Gemeinde.
                  

               

               
                     § 3
Ehrenamt
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Prädikantinnen und Prädikanten versehen ihren Dienst ehrenamtlich. Sie erhalten jährlich ein Büchergeld. Reisekosten und notwendige
                     Auslagen werden von der Kirchenbezirkskasse ersetzt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Während ihres Dienstes sind Prädikantinnen und Prädikanten von der Landeskirche unfall- und haftpflichtversichert. Die Fahrten
                     zum und vom Dienst gelten als Dienstfahrten im Sinne der Reisekostenordnung. Bei Sachschäden, die sie selbst zu tragen haben,
                     kann entsprechend den Bestimmungen, die für die Dienstunfallfürsorge für Pfarrerinnen und Pfarrer gelten, von der Landeskirche
                     Ersatz geleistet werden.
                  

               

               
                     § 4
Anmeldung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zum Prädikantendienst geeignete Frauen und Männer werden vom Pfarramt im Einvernehmen mit dem Kirchengemeinderat dem Dekanatamt
                     gemeldet. Die Dekanin oder der Dekan prüft die Meldung und leitet sie im Falle der Eignung an das Landesprädikantenpfarramt
                     weiter. In Zweifelsfällen kann sie oder er sich mit dem Kirchenbezirksausschuss beraten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Voraussetzungen für die Eignung sind:
                     
                        	
                           Kirchenmitgliedschaft in der Evangelische Landeskirche in Württemberg,

                        

                        	
                           Wählbarkeit gemäß § 3 Kirchliche Wahlordnung6,
                           

                        

                        	
                           Zustimmung zur Bekenntnisgrundlage der Evang. Landeskirche in Württemberg,

                        

                        	
                           Umgang mit der Bibel, aktive Beteiligung am kirchlichen und gottesdienstlichen Leben, Bewährung in anderen Diensten, Vertrauen
                              der Gemeinde,
                           

                        

                        	
                           Bereitschaft, den Prädikantendienst in der Volkskirche zu tun,

                        

                        	
                           Fähigkeit, Texte Sinn entsprechend und deutlich vorzutragen,

                        

                        	
                           Psychische Stabilität,

                        

                        	
                           Bereitschaft zur Teilnahme an den Aus- und Fortbildungskursen,

                        

                        	
                           ein Alter von in der Regel über 24 und unter 66 Jahren.

                        

                     

                  

               

               
                     § 5
Ausbildung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Ausbildung zum Prädikantendienst gliedert sich in drei Abschnitte, die jeweils mindestens 20 Stunden umfassen und wird
                     durch Praxiseinheiten ergänzt. Die Ausbildung umfasst insbesondere 
                  

                  
                     
                        	
                            theologische Grundlagen und

                        

                        	
                            Theologie und Praxis des Gottesdienstes.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        An den Kursen kann teilnehmen, wer vom Landesprädikantenpfarramt zugelassen wird.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Kursinhalte werden vom Landesprädikantenpfarramt im Einvernehmen mit dem Oberkirchenrat festgelegt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Leistungen und praktische Erfahrungen, die im Rahmen einer Ausbildung, eines Studiums oder einer sonstigen Tätigkeit erbracht
                     oder gesammelt wurden, können auf Antrag auf die Ausbildung angerechnet werden. Die Entscheidung hierüber trifft das Landesprädikantenpfarramt
                     im Einvernehmen mit dem Oberkirchenrat. 
                  

               

               
                     § 6
Beauftragung und Altersgrenze
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Nach dem ersten Ausbildungsabschnitt (§ 5 Absatz 1) können den Prädikantinnen und Prädikanten einzelne Dienste übertragen werden, bei denen sie eine Pfarrerin, ein Pfarrer,
                     eine erfahrene Prädikantin oder ein erfahrener Prädikant als Mentor begleitet. Nach der Teilnahme an den Ausbildungsabschnitten
                     zwei und drei können sie mit dem Prädikantendienst beauftragt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Prädikantinnen und Prädikanten werden von der Dekanin oder dem Dekan im Einvernehmen mit dem Kirchenbezirksausschuss beauftragt
                     und in einem Gottesdienst der Bezirkssynode oder einer Bezirksgemeinde in ihren Dienst eingeführt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Beauftragung wird vom Dekanatamt schriftlich bestätigt. Sie erfolgt jeweils auf sechs Jahre in widerruflicher Weise. Eine
                     erneute Beauftragung ist möglich.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Dienst der Prädikantinnen und Prädikanten endet mit der Vollendung des 75. Lebensjahres. In Ausnahmefällen kann eine Prädikantin
                     oder ein Prädikant auch danach für einzelne Gottesdienste durch das Dekanatamt angefragt werden.
                  

               

               
                     § 7
Fortbildung und Visitation
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die im Dienst befindlichen Prädikantinnen und Prädikanten nehmen innerhalb einer Beauftragungsperiode mindestens an einer
                     Fortbildungsmaßnahme (Aufbaukurs o. ä.) teil.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Inhalte der Fortbildungsmaßnahmen werden vom Landesprädikantenpfarramt im Einvernehmen mit dem Oberkirchenrat festgelegt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Dekanin oder der Dekan führt die Dienstaufsicht über die Prädikantinnen und Prädikanten und visitiert sie. Sie oder er
                     kann nach Maßgabe des § 5 Absatz 6 Visitationsordnung7 die Bezirksprädikantenpfarrerin oder den -pfarrer in einer Visitationsgruppe an der Visitation beteiligen.
                  

               

               
                     § 8
Landesprädikantenpfarramt
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Landesprädikantenpfarrerin bzw. der -pfarrer leitet die Prädikantenarbeit in der Württembergischen Landeskirche im Auftrag
                     des Oberkirchenrates und im Zusammenwirken mit diesem. Er oder sie führt die Ausbildungen auf Landesebene durch. Dazu gehört
                     auch die Ausrichtung von Landesprädikantentagen, Studientagen und von familienbezogenen Angeboten. Er oder sie koordiniert
                     die Arbeit an den Predigtvorlagen, berät die Dekaninnen und Dekane bei der Begleitung der Prädikantinnen und Prädikanten auf
                     Bezirksebene und hält Verbindung zur Prädikantenarbeit in anderen Landeskirchen.
                  

                  Zu den Aufgaben des Landesprädikantenpfarramtes gehört die theologische Besinnung über die Bedeutung des allgemeinen Priestertums
                     und sein Verhältnis zum besonderen Amt der öffentlichen Wortverkündigung und Sakramentsverwaltung ebenso wie über Fragen des
                     Gottesdienstes.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zu den Aufgaben gehört auch die theologische Begleitung des Mesnerbundes, insbesondere die Mitarbeit bei Grund- und Aufbaukursen
                     und den Fortbildungstagungen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Landesprädikantenpfarrerin oder der Landesprädikantenpfarrer arbeitet mit dem Referenten oder der Referentin im Zentrum
                     für Gemeindeentwicklung und missionale Kirche zusammen, zu deren oder dessen Aufgaben die Mitwirkung in der Prädikantenarbeit
                     gehört.
                  

               

               
                     § 9
Landesarbeitskreis (LAK)
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der LAK berät die grundlegenden Fragen der Prädikantenarbeit und begleitet die Arbeit des Landesprädikantenpfarramtes.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der LAK wird von der Gesamtheit der Prädikantinnen und Prädikanten auf die Dauer von sechs Jahren gewählt. Näheres regelt
                     die Wahlordnung in der Anlage zu dieser Verordnung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Außer den gewählten Mitgliedern gehören zum LAK kraft Amtes eine Vertreterin oder ein Vertreter des Oberkirchenrats, die Landesprädikantenpfarrerin
                     oder der Landesprädikantenpfarrer, die Referentin oder der Referent für die Prädikantenarbeit (§ 8 Absatz 3) und die Predigtredaktorinnen und Predigtredaktoren.
                  

               

               
                     § 10
Prädikantenrat
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der LAK wählt aus seiner Mitte den Prädikantenrat. Zu wählen sind acht Prädikantinnen und Prädikanten, eine Dekanin oder ein
                     Dekan und eine Bezirksprädikantenpfarrerin oder ein Bezirksprädikantenpfarrer. Kraft Amtes gehören ihm an: eine Vertreterin
                     oder ein Vertreter des Oberkirchenrats, die Landesprädikantenpfarrerin oder der Landesprädikantenpfarrer, die Referentin oder
                     der Referent für die Prädikantenarbeit (§ 8 Absatz 3) und die Predigtredaktorinnen und Predigtredaktoren.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Prädikantenrat begleitet die praktische Arbeit.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Prädikantenrat macht bei der Besetzung des Landesprädikantenpfarramtes aus der Zahl der in Betracht kommenden Bewerberinnen
                     und Bewerber einen Vorschlag. An den betreffenden Sitzungen wirken außerdem zwei Vertreterinnen oder Vertreter des Mesnerbundes
                     und die zuständige Referentin oder der zuständige Referent im Zentrum für Gemeindeentwicklung und missionale Kirche mit; alle
                     drei haben Stimmrecht. Bei der Besetzung der Stelle der Referentin oder des Referenten für die Prädikantenarbeit (§ 8 Absatz 3) wird der Prädikantenrat beteiligt.
                  

               

               
                     § 11
Prädikantensprecher
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Prädikantenrat wählt aus seiner Mitte eine Sprecherin oder einen Sprecher und dessen oder deren Stellvertreterin oder
                     Stellvertreter.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sie vertreten die Belange der Prädikantenschaft.
                  

               

               
                     § 12
Schlussbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Lektorinnen und Lektoren, die nach den Richtlinien für den Lektorendienst in ihr Amt berufen wurden, sind Prädikantinnen und
                     Prädikanten im Sinne dieser Verordnung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. Die Richtlinien für den Lektorendienst vom 6. Oktober
                     1994 (Abl. 56 S. 201), geändert am 26. August 1997 (Abl. 57 S. 351), treten gleichzeitig außer Kraft.
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         760-Anhang. Wahlordnung zum Landesarbeitskreis 
der Prädikantenarbeit und zum Prädikantenrat (PrädWahlordnung – PrädWO)
         

      

      Anhang zu § 9 Abs. 2 Verordnung des Oberkirchenrats für den Dienst der Prädikantinnen und Prädikanten.

      
                     § 1 
Wahltermin
                     

                  

                  Die Wahl zum Landesarbeitskreis (LAK) findet alle sechs Jahre bei einem Landesprädikantentag statt. Die Wahl wird ein halbes
                     Jahr zuvor im Prädikantenbrief ausgeschrieben.
                  

               

            

         

         
                     § 2 
Wahlberechtigung
                     

                  

                  Wahlberechtigt sind:

                  
                     
                        	
                            Prädikantinnen und Prädikanten, die den Dienst nach dem ersten Ausbildungsabschnitt aufgenommen haben,

                        

                        	
                            Diakoninnen und Diakone, Katechetinnen und Katecheten und Predigerinnen und Prediger, soweit sie Prädikantendienst tun und
                              in die Prädikantenliste aufgenommen sind, 
                           

                        

                        	
                            Dekaninnen und Dekane oder an deren Statt ihre ordentlichen Stellvertreterinnen und Stellvertreter, soweit sie mit der Prädikantenarbeit
                              beauftragt sind 
                           

                           sowie

                        

                        	
                            Bezirksprädikantenpfarrerinnen und Bezirksprädikantenpfarrer.

                        

                     

                  

                  Jede und jeder Wahlberechtigte wählt die Mitglieder des LAK aus dem Zuständigkeitsbereich der Prälatin oder des Prälaten,
                     in dem er beauftragt ist, und hat so viele Stimmen, wie Mitglieder zu wählen sind. Kumulation ist ausgeschlossen. Die Wahlberechtigten
                     erhalten von dem Landesprädikantenpfarramt einen Wahlberechtigungsschein.
                  

               

            

         

         
                     § 3 
Zusammensetzung des LAK
                     

                  

                  Zu wählen sind aus dem jeweiligen Zuständigkeitsbereich jeder Prälatin und jedes Prälaten: 

                  
                     
                        	
                            eine Prädikantin oder eine Prädikat1 je angefangener 50 Prädikantinnen und Prädikaten2 jeweils aus dem Zuständigkeitsbereichs jeder Prälatin und jedes Prälaten, 
                           

                        

                        	
                            eine Dekanin oder ein Dekan, 

                        

                        	
                            eine Bezirksprädikantenpfarrerin oder ein Bezirksprädikantenpfarrer. 

                        

                     
Scheidet ein Mitglied vor Ende der Amtszeit aus dem LAK aus, so wählt der LAK auf Vorschlag des Landesprädikantenpfarramtes
                     mit der Mehrheit der Stimmen ein Mitglied nach, so dass die Zusammensetzung nach Satz 1 wiederhergestellt ist.
                  

               

            

         

         
                     § 4 
Wahlvorschläge
                     

                  

                  Pro Prälatur wird vom Prädikantenrat eine Vertrauensperson aus den Reihen der Prädikanten berufen, die dafür sorgt, dass die
                     für die Wahl notwendigen Vorschläge eingehen. Die Wahlvorschläge müssen enthalten:
                  

                  
                     
                        	
                            den Namen, den Wohnort und das Dekanat der Kandidatin oder des Kandidaten und 

                        

                        	
                            die Unterschrift von fünf Wahlberechtigten aus dem jeweiligen Zuständigkeitsbereich der Prälatin oder des Prälaten, in dem
                              die Kandidatin oder der Kandidat beauftragt ist.
                           

                        

                     

                  

                  Wahlberechtigte dürfen mehrere Wahlvorschläge unterzeichnen. Die Vertrauensperson nimmt die Vorschläge entgegen und prüft
                     sie. Die oder der erste Unterzeichnende gilt als Einsenderin oder Einsender. Beanstandungen der eingereichten Wahlvorschläge
                     können innerhalb einer Woche ab Unterrichtung der Einsenderin oder des Einsenders abgestellt werden, sofern die Vertrauensperson
                     oder das Landesprädikantenpfarramt keine andere Frist gesetzt hat. Die Vertrauensperson leitet die gültigen Wahlvorschläge
                     an das Landesprädikantenpfarramt weiter.
                  

               

            

         

         
                     § 5 
Wahlvorbereitung
                     

                  

                  Im Landesprädikantenpfarramt werden die Wahlvorbereitungen koordiniert (z. B. Listen vorbereitet). Für jede Prälatur wird
                     eine Wählerliste erstellt. Die Wahlberechtigten werden dekanatsweise aufgeführt. Es ist je eine Spalte für persönliche Wahl
                     und für Briefwahl vorzusehen. Wer sich bis zu einem jeweils festgelegten Zeitpunkt zum Landesprädikantentag angemeldet hat,
                     erhält folgende Unterlagen:
                  

                  
                     
                        	
                            eine Wahlberechtigungsschein,

                        

                        	
                            einen Stimmzettel (Wahlvorschlag)

                        

                        	
                            die Vorstellungstexte mit Bildern der Kandidatinnen und den Kandidaten,

                           sowie

                        

                        	
                            eine Wahlanleitung.

                        

                     

                  

                  Wahlberechtigungsschein und Stimmzettel werden in prälaturbezogenen Farben ausgestellt.

               

            

         

         
                     § 6 
Briefwahl
                     

                  

                  Statt der persönlichen Wahl ist Briefwahl möglich: Jeder und jede Wahlberechtigte, die oder der sich nicht zum Landesprädikantentag
                     angemeldet hat, bekommt die unter Nr. 5 genannten Unterlagen sowie zwei Umschläge zugesandt. Ein Kuvert trägt den Aufdruck
                     „Wahlumschlag“. In ihn ist nur der ausgefüllte Stimmzettel zu legen. Dieser Umschlag wird verschlossen und zusammen mit dem
                     Wahlberechtigungsschein in den anderen Umschlag gesteckt. Der Wahlberechtigungsschein muss den Namen und die Adresse des Wahlberechtigten
                     enthalten und von ihm unterschrieben sein. Die Briefwahlunterlagen müssen bis spätestens eine Woche vor der Wahl im Landesprädikantenpfarramt
                     eingegangen sein. Die Stimmzettel der Briefwahl werden am Wahltag zusammen mit den persönlich abgegebenen Stimmzetteln ausgezählt.
                  

               

            

         

         
                     § 7 
Wahlausschuss
                     

                  

                  Für die Durchführung der Wahl und die Auszählung der Stimmen wird vom Prädikantenrat ein Wahlausschuss berufen und ein Vorsitzender
                     oder eine Vorsitzende bestimmt. Der Wahlausschuss trifft die für die Durchführung der Wahl erforderlichen Anordnungen, soweit
                     in dieser Verordnung nichts anderes geregelt ist. Der Wahlausschuss fertigt eine Niederschrift über das Wahlergebnis an. Bei
                     Stimmengleichheit hat er per Los zu klären, wer gewählt ist. Eine Kandidatur und die Mitarbeit als Vertrauensperson oder im
                     Wahlausschuss schließen sich aus.
                  

               

            

         

         
                     § 8 
Prädikantenrat
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Wahl zum Prädikantenrat findet in der Regel in der konstituierenden Sitzung des LAK statt. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der LAK stellt einen Gesamtwahlvorschlag auf, der die nach § 10 Absatz 1 Satz 2 der Prädikantenordnung zu wählenden Kandidatinnen
                     und Kandidaten enthält. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Gewählt sind die Kandidatinnen oder Kandidaten, die die meisten Stimmen auf sich vereinigen, soweit nachstehend nicht etwas
                     anderes geregelt ist. Abweichend von Satz 1 sind aus dem Zuständigkeitsbereich einer Prälatin oder eines Prälaten jeweils
                     diejenigen Prädikantinnen oder Prädikanten gewählt, die als Beauftragte im Zuständigkeitsbereich dieser Prälatin oder dieses
                     Prälaten, die meisten Stimmen auf sich vereinigen. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Beim Ausscheiden eines nach Absatz 3 Satz 2 gewählten Mitgliedes vor Ablauf der Amtszeit wählt der Prädikantenrat auf Vorschlag
                     des Landesprädikantenpfarramtes mit der Mehrheit seiner Stimmen ein Mitglied nach, das im Zuständigkeitsbereich der Prälatin
                     oder des Prälaten beauftragt ist, aus dem das ausgeschiedene Mitglied gewählt wurde. Beim Ausscheiden sonstiger Mitglieder
                     wählt der Prädikantenrat auf Vorschlag des Landesprädikantenpfarramtes mit der Mehrheit der Stimmen ein Mitglied nach, das
                     die jeweiligen Voraussetzungen des § 10 Absatz 1 Satz 2 erfüllt.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Richtig: ein Prädikant.

         

      

      2
            Red. Anm.: Richtig: Prädikanten.

         

      

   
      

      
         Kirchliches Gesetz 
über die Rechtsverhältnisse der Diakoninnen und Diakone 
in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg 
(Diakoninnen- und Diakonengesetz – DiakonG)
         

      

      
         vom 25. Oktober 2025

      

      
         (Abl. 71 Nr. 199)
         

      

      Die Landessynode hat das folgende Kirchliche Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird: 

      
                     Präambel

                  

                  Die Kirche lebt aus dem Evangelium Jesu Christi. Sie ist beauftragt, das Evangelium in allen seinen Dimensionen zu kommunizieren.
                     Alle Getauften sind in dieses eine Amt der Verkündigung berufen. Zur Erfüllung dieses Auftrages in Kirche und Gesellschaft
                     beruft die Kirche Menschen und beauftragt sie mit verschiedenen Diensten, die alle auf ihre Weise dazu beitragen, dieses Amt
                     auszuüben. Der Diakonat erfährt somit eine spezifische Berufung in einen geordneten Dienst der Kirche. 
                  

                  Diakonie ist gelebter Glaube der christlichen Gemeinde in Wort und Tat. Mit ihrem diakonischen Dienst übernimmt die Kirche
                     die Verantwortung dafür, dass alle Menschen das Evangelium und darin Gottes liebende Zuwendung erfahren können. 
                  

                  Dazu beruft die Kirche Menschen in den Dienst der Diakonin und des Diakons, die aufgrund ihrer Qualifikation sowie ihrer Bekenntnisbindung
                     und ihrer Bereitschaft zum Dienst in besonderer Weise befähigt sind.
                  

               

               
                     § 1 
Auftrag
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         In ihrer Arbeit bezeugen Diakoninnen und Diakone die in Jesus Christus sichtbar gewordene Liebe Gottes. Sie helfen damit
                     Menschen durch Wort und Tat, ihr Leben aus Gottes Hand anzunehmen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Diakoninnen und Diakone sind beauftragt, durch Bildung, Unterstützung und Verkündigung in Kirche, Diakonie und Gesellschaft
                     an Einzelnen und Gruppen zu wirken. Sie sind beauftragt materielle, leibliche, seelische und geistliche Not abzuwenden oder
                     zu mildern; sie gehen dabei auch den Ursachen der Not nach. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Im Rahmen ihrer Beauftragung beteiligen sich Diakoninnen und Diakone am kirchlichen Dienst der Verkündigung und Seelsorge.
                  

               

               
                     § 2 
Geltungsbereich
                     

                  

                  Diakoninnen und Diakone werden nach diesem Gesetz ausgebildet, berufen und in den Dienst genommen. 

               

               
                     § 3
Studien- und Ausbildungsgänge für sozialdiakonische, 
gemeindepädagogische und religionspädagogische Berufsfelder
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ziel der Studien- und Ausbildungsgänge für sozialdiakonische, gemeindepädagogische  und religionspädagogische Berufsfelder
                     ist es, Diakoninnen und Diakonen die erforderlichen Kompetenzen zu vermitteln. Das geschieht sowohl durch eine kirchlich geordnete,
                     theologische als auch durch eine staatlich anerkannte, soziale und pädagogische Ausbildung oder ein staatlich anerkanntes
                     Studium. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für die Ausbildung zur Diakonin oder zum Diakon sollen von den Ausbildungsstätten nur Bewerberinnen und Bewerber zugelassen
                     werden, die einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland angehören und die zur späteren Übernahme des Dienstes
                     einer Diakonin oder eines Diakons geeignet erscheinen. Sie sollen eine ehrenamtliche Tätigkeit in einer Kirchengemeinde, einer
                     diakonischen Einrichtung oder in der Jugendarbeit nachweisen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Vorausgesetzt werden die allgemeine oder fachgebundene Hochschulreife und eine mindestens sechsmonatige praktische Tätigkeit
                     oder Mittlere Reife und eine abgeschlossene, mindestens dreijährige Berufsausbildung. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Regelausbildung zur Diakonin oder zum Diakon besteht aus dem für das Berufsfeld qualifizierenden, erfolgreich abgeschlossenen
                     Studium an der Evangelischen Hochschule Ludwigsburg - staatlich anerkannte Hochschule für Angewandte Wissenschaften der Evangelischen
                     Landeskirche in Württemberg.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Der Evangelische Oberkirchenrat kann andere Ausbildungsgänge und Ausbildungswege anerkennen, wenn sie mit der in Absatz 1
                     bis 4 vorgesehenen Ausbildung nach den von der Evangelischen Kirche in Deutschland vorgegebenen Standards als gleichwertig
                     anzusehen sind oder wenn sie durch entsprechende Zusatzausbildung einer solchen gleichgestellt werden können. Die Anerkennung
                     kann generell oder im Einzelfall auf Antrag erfolgen und mit Auflagen verbunden sein. 
                  

               

               
                     § 4 
Studien- und Ausbildungsgänge für Berufsfelder 
im Bereich des Sozial- und Gesundheitswesens
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ziel der Studien- und Ausbildungsgänge für Berufsfelder im Bereich des Sozial- und Gesundheitswesens ist es, Diakoninnen
                     und Diakonen die erforderlichen Kompetenzen zu vermitteln. Das geschieht sowohl durch eine kirchlich geordnete, diakoniewissenschaftliche
                     oder religions-gemeindepädagogische als auch durch eine staatlich anerkannte einschlägige Ausbildung oder ein staatlich anerkanntes
                     einschlägiges Studium. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Fach- und Führungskräfte in diakonischen Einrichtungen und Diensten mit einem Studienabschluss oder einer staatlich anerkannten
                     Ausbildung können über durch den Oberkirchenrat anerkannte, kirchliche Diakonatsausbildungen die Voraussetzung für eine Berufung
                     erlangen. 
                  

               

               
                     § 5 
Berufung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Berufung zur Diakonin oder zum Diakon wird durch die Landeskirche verantwortet. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Berufen werden kann, wer
                  

                  
                     
                        	
                           Mitglied einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland ist, 

                        

                        	
                           nach Persönlichkeit und Befähigung erwarten lässt, den Anforderungen des Dienstes einer Diakonin oder eines Diakons zu genügen
                              und 
                           

                        

                        	
                           die vorgeschriebene wissenschaftliche und praktische Ausbildung für den Dienst einer Diakonin oder eines Diakons gemäß § 3 oder § 4 erhalten und die vorgeschriebenen Prüfungen bestanden hat. 
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für eine Berufung in den Dienst einer Diakonin oder eines Diakons kommt gemäß Absatz 2 Nummer 2 insbesondere nicht in Betracht,
                     wer wegen einer Straftat, die nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch zum Ausschluss von Aufgaben in der Kinder- und Jugendhilfe
                     führt, rechtskräftig verurteilt worden ist. Über die Einleitung eines Strafverfahrens, das die Eignung für diese Aufgaben
                     in Frage stellen kann, ist Auskunft zu geben. Vor der Berufung ist ein erweitertes Führungszeugnis nach § 30a Bundeszentralregistergesetz vorzulegen. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Mit der Berufung wird öffentlich bestätigt, dass der oder dem Berufenen die Rechte und Pflichten einer Diakonin oder eines
                     Diakons lebenslang übertragen sind. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Berufung wird durch eine vom Oberkirchenrat bestimmte Beauftragte oder einen vom Oberkirchenrat bestimmten Beauftragten
                     nach den Bestimmungen der Einführungsordnung und den hierzu ergangenen Ausführungsbestimmungen vorgenommen. Sie erfolgt nach
                     entsprechenden Vorbereitungstagen an einem vom Oberkirchenrat bestimmten Ort. Der Berufung geht die Amtsverpflichtung voraus.
                     
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Über die Berufung wird eine Urkunde ausgestellt. 
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Die Absätze 1 bis 6 gelten auch dann, wenn die oder der zu Berufende bereits von einer Gemeinschaft eingesegnet worden ist.
                     
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Ordnungsgemäße Berufungen anderer Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland oder diakonischer Gemeinschaften,
                     die durch eine Gliedkirche beauftragt sind, in den Diakonat können auf Antrag anerkannt werden, sofern die Voraussetzungen
                     nach § 3 oder § 4 erfüllt sind.
                  

               

               
                     § 6
 Anstellungsfähigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für die Tätigkeit als Gemeindediakonin oder Gemeindediakon, als Jugendreferentin oder Jugendreferent, als Religionspädagogin
                     oder Religionspädagoge, als Diakonin oder Diakon im Seelsorgedienst und in Sonderdiensten erhalten Diakoninnen und Diakone,
                     die ein Studium oder eine Ausbildung gemäß § 3 abgeschlossen haben, mit der Berufung die Anstellungsfähigkeit nach § 1 d Absatz 4 KAO1. Über die Anstellungsfähigkeit stellt der Oberkirchenrat eine Bescheinigung aus. Die Bescheinigung der Anstellungsfähigkeit
                     ist nicht mit einem Anspruch auf Anstellung verbunden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Diakoninnen und Diakone, die ein Studium oder eine Ausbildung gemäß § 4 abgeschlossen haben, erwerben mit der Berufung, sofern sie nicht auch die Voraussetzungen nach § 3 erfüllen, die Anstellungsfähigkeit für die Tätigkeit als Diakonin oder Diakon im Seelsorgedienst. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für andere als die in Absatz 1 Satz 1 genannte Tätigkeiten richtet sich die Anstellungsfähigkeit nach den jeweils einschlägigen
                     Regelungen. 
                  

               

               
                     § 7
Entzug der Berufung und Verlust der Anstellungsfähigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Berufung als Diakonin oder Diakon ist vom Oberkirchenrat zu entziehen, wenn 
                  

                  
                     
                        	
                           die Diakonin oder der Diakon aus der Evangelischen Landeskirche in Württemberg oder einer anderen Gliedkirche der Evangelischen
                              Kirche in Deutschland austritt oder zu einer anderen Religionsgemeinschaft übertritt oder
                           

                        

                        	
                           ein anderer schwerwiegender Verstoß gegen die Pflichten aus der Berufung, wie sie das Amtsversprechen ausdrückt, vorliegt.
                              
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Eine Diakonin oder ein Diakon, der oder dem die Berufung entzogen wird, verliert die Anstellungsfähigkeit nach § 6 und das Recht, sich Diakonin oder Diakon zu nennen. Sie oder er hat die Urkunde über die Berufung und die Bescheinigung über
                     die Anstellungsfähigkeit an den Oberkirchenrat zurückzugeben. Gehört eine Diakonin oder ein Diakon einer diakonischen Gemeinschaft an, so ist die Gemeinschaft auf Wunsch der oder des Betroffenen vor Entzug der Berufung
                     zu hören. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         In besonders begründeten Fällen kann der Oberkirchenrat einer ehemaligen Diakonin oder einem ehemaligen Diakon die Berufung
                     erneut verleihen. § 5 Absatz 6 und § 6 Absatz 1 Satz 2 gelten entsprechend. 
                  

               

               
                     § 8
Rechte und Pflichten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Diakoninnen und Diakone wirken an der Kommunikation des Evangeliums aufgrund ihrer Ausbildung und Berufung in besonderer
                     Weise mit und sind dadurch am kirchlichen Amt der Verkündigung und an der Seelsorge beteiligt. Der Oberkirchenrat kann Diakoninnen und Diakone im Rahmen ihres haupt-, neben- oder ehrenamtlichen Dienstes zudem zum Dienst der öffentlichen Wortverkündigung
                     und Sakramentsverwaltung ermächtigen und ihnen einen bestimmten Seelsorgeauftrag erteilen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Diakoninnen und Diakone nehmen an den vom Oberkirchenrat bereitgestellten Angeboten der geistlich-theologischen Fortbildung teil. 
                  

               

               
                     § 9 
Dienstordnung 
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Dienst der Diakonin und des Diakons nach § 6 Absatz 1 Satz 1 bestimmt sich nach einer Dienstordnung, soweit die Aufgaben nicht anderweitig festliegen (z. B. durch Geschäftsverteilung).
                     In der Dienstordnung wird geregelt, wer die Dienst- und Fachaufsicht wahrnimmt. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Dienstordnungen der Gemeindediakoninnen und Gemeindediakone sowie der Jugendreferentinnen und Jugendreferenten sind soweit
                     erforderlich mit den Geschäftsordnungen der Pfarrämter gemäß § 8 Absatz 1 Württembergisches Pfarrergesetz2 abzustimmen. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Dienstordnung ist der Diakonin oder dem Diakon zusammen mit dem Anstellungsvertrag auszuhändigen. 
                  

               

               
                     § 10
Diensteinführung und Beendigung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Diakonin oder der Diakon wird in einem Gottesdienst in den Dienst eingeführt (§ 1 Absatz 2 und 3 Einführungsordnung3).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Endet der Dienstauftrag einer Diakonin oder eines Diakons, wird sie oder er im Rahmen eines Gottesdienstes entpflichtet und
                     verabschiedet. 
                  

               

               
                     § 11
Begleitung und Beratung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die geistliche, fachliche und persönliche Begleitung im Dienst der Diakoninnen und Diakone wird durch die Gemeinschaften
                     der Diakoninnen und Diakone, den Diakoninnen- und Diakonentag, das Zentrum Diakonat und die Berufsgruppen wahrgenommen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Gemeinschaften der Diakoninnen und Diakone sind freiwillige Zusammenschlüsse von Diakoninnen und Diakonen mit dem Auftrag der geistlichen und persönlichen Begleitung. Sie verstehen sich als Dienst-,
                     Glaubens- und Interessengemeinschaften. Sie bedürfen der Anerkennung durch die Landeskirche und werden bei der Erfüllung ihrer
                     Aufgaben von der Landeskirche unterstützt. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Diakoninnen- und Diakonentag setzt sich aus den Berufsgruppen und den anerkannten Gemeinschaften der Diakoninnen und
                     Diakone zusammen. Er vertritt die Diakoninnen und Diakone in Fragen des Dienstes und wird bei der Vorbereitung allgemeiner Regelungen gehört. Bei der Erfüllung seiner
                     Aufgaben wird er von der Landeskirche unterstützt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Das Zentrum Diakonat führt fachliche und geistlich-theologische Fortbildungen durch und ist in der Ausbildung, Begleitung
                     und Beratung von Diakoninnen und Diakonen und Anstellungsträgern tätig. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Berufsgruppen und ihre Beauftragten fördern den fachlichen Austausch und unterstützen Diakoninnen und Diakone in ihrem Dienst.
                  

               

               
                     § 12 
Anstellungsträger
                     

                  

                  Anstellungsträger für Gemeindediakoninnen und Gemeindediakone, Jugendreferentinnen und Jugendreferenten ist in der Regel der
                     Kirchenbezirk. Anstellungsträger für Personen in einem privatrechtlichen Anstellungsverhältnis, die überwiegend als Religionspädagoginnen oder Religionspädagogen tätig sind, ist gemäß § 1 Religionslehrkräfteanstellungsgesetz die Evangelische Landeskirche in Württemberg,
                     soweit nichts Abweichendes geregelt ist. Für Ausnahmen ist die Zustimmung des Oberkirchenrats erforderlich. 
                  

               

               
                     § 13 
Übergangsbestimmungen4

                  

                  Gemeindediakoninnen und Gemeindediakone, Jugendreferentinnen und Jugendreferenten sowie Religionspädagoginnen und Religionspädagogen,
                     die bisher im Dienst einer (Gesamt-)Kirchengemeinde tätig sind, bleiben im Anstellungsverhältnis zu ihrem bisherigen Rechtsträger. 
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         766a. Verordnung des Oberkirchenrats über die Ausbildung von Diakoninnen und Diakonen an der Evangelischen Hochschule Ludwigsburg
            (Hochschulausbildungsverordnung der Diakoninnen und Diakone – DiakHochschulVO)
         

      

      
         Vom 12. Oktober 1999

      

      
         (Abl. 58 S. 300), geändert durch Kirchliche Verordnung vom 26. Mai 2014 
(Abl. 66 S. 112, 115)
         

      

      Zur Ausführung des § 3 Abs. 2 und 3 und des § 4 Abs. 4 des Kirchlichen Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der Diakone und Diakoninnen in der Evangelischen Landeskirche
            in Württemberg (Diakonen- und Diakoninnengesetz)1 vom 23. Oktober 1995 (Abl. 56 S. 520) wird gemäß § 25 Abs. 4 der Kirchenverfassung2 verordnet:
      

      
                     § 1
Aufnahmevoraussetzungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In die kirchliche Ausbildung von Diakoninnen und Diakonen auf der Karlshöhe in Ludwigsburg kann aufgenommen werden, wer die
                     Voraussetzungen gemäß des § 3 Abs. 2 des Diakonen- und Diakoninnengesetzes3 erfüllt und bereit ist, am gemeinsamen Leben auf der Karlshöhe teilzunehmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die Aufnahme in die Evangelische Hochschule Ludwigsburg gelten die Bestimmungen der Immatrikulationsordnung.
                  

               

               
                     § 2
Aufnahmeantrag
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Bewerbung um Aufnahme in die kirchliche Ausbildung von Diakoninnen und Diakonen erfolgt durch die Vorlage des Aufnahmeantrags.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Dem Aufnahmeantrag sind beizufügen:
                     
                        	
                           Tabellarischer Lebenslauf, Geburtsurkunde und polizeiliches Führungszeugnis;

                        

                        	
                           Nachweis der allgemeinen Hochschulreife oder Fachhochschulreife und einer mindestens einjährigen praktischen Tätigkeit oder
                              Berufstätigkeit;
                           

                        

                        	
                           Pfarramtliches Zeugnis und

                        

                        	
                           in der Regel Nachweis über eine mindestens einjährige ehrenamtliche Tätigkeit in einer Kirchengemeinde oder in einer diakonischen
                              Einrichtung oder in der kirchlichen Jugendarbeit durch die Stellungnahme eines kirchlichen oder diakonischen Mitarbeiters
                              oder einer Mitarbeiterin.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 3
Aufnahmekommission
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Über die Aufnahme von Bewerberinnen und Bewerbern in die kirchliche Ausbildung für Diakoninnen und Diakone entscheidet die
                     Aufnahmekommission.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Mitglieder der Aufnahmekommission, die ihr nicht kraft Amtes angehören, werden vom Kuratorium für die Evangelische Hochschule
                     Ludwigsburg auf Vorschlag der jeweiligen Gremien bzw. Institutionen berufen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Aufnahmekommission gehören an:
                     
                        	
                           Die Mitglieder des gemeinsamen Ausschusses für die Diakoninnen- und Diakonenausbildung gemäß § 9 Abs. 2.
                           

                        

                        	
                           Aus kirchlichen und diakonischen Institutionen:
                              
                                 	
                                    ein Vertreter oder eine Vertreterin des Pädagogisch-Theologischen Zentrums;

                                 

                                 	
                                    ein Vertreter oder eine Vertreterin des Evang. Jugendwerks in Württemberg;

                                 

                                 	
                                    ein Vertreter oder eine Vertreterin des Diakonischen Werks der evangelischen Kirche in Württemberg e.V.;

                                 

                                 	
                                    der Beauftragte oder die Beauftragte der Landeskirche für die Gemeindediakonie.

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Den Vorsitz führt der Vorsitzende oder die Vorsitzende des gemeinsamen Ausschusses. Der Ausbildungsleiter oder die Ausbildungsleiterin
                     gemäß § 11 ist stellvertretender Vorsitzender oder stellvertretende Vorsitzende der Aufnahmekommission.
                  

               

               
                     § 4
Arbeitsweise der Aufnahmekommission
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der oder die Vorsitzende bildet im Einvernehmen mit der Aufnahmekommission aus deren Mitgliedern einen geschäftsführenden
                     Ausschuß. Diesem obliegt die Vorauswahl der Bewerber und Bewerberinnen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Aufnahmekommission ist beschlußfähig, wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend ist. Beschlüsse werden mit einfacher
                     Mehrheit gefaßt. Die Mitglieder sind zu Verschwiegenheit bezüglich der behandelten Inhalte und Personen verpflichtet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der oder die Vorsitzende benennt einen Protokollanten oder eine Protokollantin.
                  

               

               
                     § 5
Ausbildung und Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die Tätigkeitsfelder des Religionsunterrichts und der Gemeindediakonie sowie der Jugend- und Bildungsarbeit der Kirche
                     besteht die Ausbildung der Diakoninnen und Diakone in dem Studium der Religionspädagogik und in dem Ergänzungsstudium der
                     Sozialpädagogik an der Evangelischen Hochschule Ludwigsburg. Der erfolgreiche Abschluß wird durch die beiden Diplomprüfungen
                     nachgewiesen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die Tätigkeitsfelder der sozialen Diakonie einschließlich der sozialdiakonischen Jugend- und Gemeindearbeit geschieht
                     die Ausbildung der Diakoninnen und Diakone in dem Studiengang Sozialarbeit/Soziale Diakonie an der Evangelischen Hochschule
                     Ludwigsburg. Der erfolgreiche Abschluß wird durch die Bachelorprüfung in Sozialarbeit und das Kirchliche Examen nachgewiesen.
                  

               

               
                     § 6
Gemeinschaft und geistliches Leben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Gemeinschaft gehört zur Gestalt der Ausbildung zum Diakonenamt wie seines Dienstes. Die Offenheit füreinander, das gemeinsame
                     geistliche Leben, die gegenseitige Begleitung und Unterstützung sind wesentlicher Bestandteil der Vorbereitung auf den Dienst
                     der Diakonin und des Diakons und kennzeichnen dessen Ausübung. Die Bereitschaft, sich mit den eigenen Gaben an dieser Gemeinschaft
                     zu beteiligen, ist Voraussetzung für die Aufnahme in die Ausbildung zum Diakonenamt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das gemeinsame Leben der Teilnehmerinnen und Teilnehmer an der Ausbildung zum Diakonenamt wird von der Stiftung Karlshöhe
                     gefördert. Dies geschieht insbesondere durch das Studienwohnheim und die Angebote des Karlshöher Diakonieverbands und seiner
                     Fachgruppen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer an der Ausbildung zum Diakonenamt sind eingeladen, Mitglieder im Karlshöher Diakonieverband
                     zu werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Das gemeinschaftliche Leben der Studierenden, die zum Diakonenamt ausgebildet werden, ist verbunden mit dem Leben der Studierendengemeinde
                     der Evangelischen Hochschule Ludwigsburg und der Karlshöher Gemeinde.
                  

               

               
                     § 7
Berufung und Einsegnung in das Amt der Diakonin und des Diakons
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die Absolventinnen und Absolventen der Studiengänge Religionspädagogik und Sozialpädagogik sowie Sozialarbeit/Soziale
                     Diakonie erfolgt die Berufung und Einsegnung nach dem erfolgreichen Abschluß des Studiums (§ 5) und nach der Teilnahme an
                     den Vorbereitungstagen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Berufung und Einsegnung findet in einem Gottesdienst auf der Karlshöhe statt und wird von der Landesbischöfin oder dem
                     Landesbischof oder in ihrer bzw. seiner Vertretung von dem Theologischen Leiter oder der Theologischen Leiterin der Stiftung
                     Karlshöhe  durchgeführt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Über Berufung und Einsegnung entscheidet auf Antrag der gemeinsame Ausschuß für die Ausbildung von Diakoninnen und Diakonen
                     (§ 9). Dem Antrag sind die Abschlußzeugnisse des Studiums und ggf. des Kirchlichen Examens beizufügen. Der Ausschuß kann vor
                     seiner Entscheidung mit den Antragstellern und Antragstellerinnen Gespräche führen.
                  

               

               
                     § 8
Zusammenarbeit zwischen der Stiftung Karlshöhe und der Evang. Hochschule Ludwigsburg
                     

                  

                  Die Verantwortung für die Zusammenarbeit zwischen der Evangelischen Hochschule Ludwigsburg und der Stiftung Karlshöhe Ludwigsburg
                     in der Ausbildung von Diakoninnen und Diakonen liegt bei den jeweils zuständigen Organen der4 Evangelischen Hochschule Ludwigsburg und der Stiftung. Für die Durchführung der Zusammenarbeit sind zuständig
                     
                        	
                           der gemeinsame Ausschuß für die Diakoninnen- und Diakonenausbildung (§ 9),
                           

                        

                        	
                           der Theologische Leiter bzw. die Theologische Leiterin der Stiftung Karlshöhe (§ 10) und

                        

                        	
                           der Ausbildungsleiter bzw. die Ausbildungsleiterin für die Diakoninnen- und Diakonenausbildung an der5 Evangelischen Hochschule Ludwigsburg (§ 11).
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 9
Gemeinsamer Ausschuß
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Aus Vertretern der Stiftung Karlshöhe und der Evangelischen Hochschule Ludwigsburg wird ein Gemeinsamer Ausschuß gebildet.
                     Ihm sind insbesondere die folgenden Aufgaben übertragen:
                     
                        	
                           Wahl des Ausbildungsleiters bzw. der Ausbildungsleiterin für die Diakoninnen- und Diakonenausbildung;

                        

                        	
                           Mitwirkung bei der Aufnahme der Bewerberinnen und Bewerber;

                        

                        	
                           Förderung der Gemeinschaft und des geistlichen Lebens;

                        

                        	
                           Klärung von Sonderfällen;

                        

                        	
                           Entscheidung über die Zulassung zur Berufung und Einsegnung;

                        

                        	
                           Arbeit an konzeptionellen Fragen der Diakoninnen- und Diakonenausbildung.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Dem gemeinsamen Ausschuß gehören an:
                     
                        	
                           der Theologische Leiter oder die Theologische Leiterin der Stiftung Karlshöhe als Vorsitzender oder Vorsitzende;

                        

                        	
                           der Rektor oder die Rektorin der Evangelischen Hochschule Ludwigsburg;

                        

                        	
                           der Studienwohnheimleiter oder die Studienwohnheimleiterin;

                        

                        	
                           der Geschäftsführer oder die Geschäftsführerin des Karlshöher Diakonieverbands;

                        

                        	
                           der Dekan oder die Dekanin des Fachbereichs Religionspädagogik;

                        

                        	
                           eine von der Fachhochschule benannte Lehrkraft des Studiengangs Sozialarbeit/Soziale Diakonie;

                        

                        	
                           (aufgehoben)

                        

                        	
                           ein Vertreter oder eine Vertreterin des Evangelischen Oberkirchenrats;

                        

                        	
                           ein Studierender oder eine Studierende des Studiengangs Religionspädagogik oder Sozialpädagogik;

                        

                        	
                           ein Studierender oder eine Studierende des Studiengangs Sozialarbeit/Soziale Diakonie.

                        

                     

                  

               

               
                     § 10
Theologischer Leiter bzw. Theologische Leiterin der Stiftung Karlshöhe
                     

                  

                  Der Theologische Leiter oder die Theologische Leiterin der Stiftung Karlshöhe ist zuständig für die Aufgaben der Diakoninnen-
                     und Diakonenausbildung, die die Evangelische Landeskirche der Stiftung Karlshöhe vertraglich zugewiesen hat.
                  

               

               
                     § 11
Ausbildungsleiter bzw. Ausbildungsleiterin
                     

                  

                  Der gemeinsame Ausschuss wählt eines der in § 9 Absatz 2 unter Buchstaben e) und f) aufgeführten Mitglieder zum Ausbildungsleiter
                     bzw. zur Ausbildungsleiterin für die Diakoninnen- und Diakonenausbildung an der Evangelischen Hochschule Ludwigsburg. Dieser
                     bzw. diese ist zuständig für die Diakoninnen- und Diakonenausbildung an der Evangelischen Hochschule Ludwigsburg. Seine bzw.
                     ihre Aufgaben sind u.a.
                     
                        	
                           die Koordinierung des Studiums der Diakoninnen und Diakone und die Vertretung seiner Belange in den Gremien der Evangelischen
                              Hochschule Ludwigsburg;
                           

                        

                        	
                           die Weiterentwicklung der Diakoninnen- und Diakonenausbildung und ihres Curriculums an der Evangelischen Hochschule Ludwigsburg;

                        

                        	
                           die Mitarbeit im gemeinsamen Ausschuß als stellvertretender Vorsitzender bzw. stellvertretende Vorsitzende;

                        

                        	
                           die regelmäßige Zusammenarbeit mit dem Theologischen Leiter bzw. der Theologischen Leiterin und die Mitarbeit in den Gremien
                              der Stiftung Karlshöhe und
                           

                        

                        	
                           im Auftrag der Stiftung Karlshöhe die Vertretung der Belange der Diakoninnen- und Diakonenausbildung der Evangelischen Hochschule
                              Ludwigsburg in der Konferenz der Ausbildungsleiter und Ausbildungsleiterinnen im Verband Evangelischer Diakonen- und Diakoninnengemeinschaften
                              in Deutschland e.V.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 12
Inkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Diese Verordnung tritt am 1. September 1999 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gleichzeitig wird Absatz 1 Satz 2 der Verordnung des Oberkirchenrats zur Ausführung von § 4 des Kirchlichen Gesetzes über
                     die Rechtsverhältnisse der Diakone und Diakoninnen in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg vom 11. März 1997 (Abl.
                     57 S. 245) gestrichen.
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         767. Verordnung des Oberkirchenrats zur Regelung 
der Aufbauausbildung für Diakone und Diakoninnen 
(Aufbauausbildungsordnung – AufbAO)
         

      

      
         Vom 15. September 2020

      

      
         Abl. 69 S. 266

      

      Zur Regelung der Aufbauausbildung erlässt der Oberkirchenrat die nachfolgende Aufbauausbildungsordnung:

      
                     § 1
Durchführung der Aufbauausbildung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Aufbauausbildung gemäß § 3 Absatz 4 des Diakonen- und Diakoninnengesetzes1 ist eine Ausbildung für kirchliche Aufgaben wie Verkündigung, Unterricht, Seelsorge und Diakonie. Sie verbindet theologische
                     und humanwissenschaftliche Studien. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Aufbauausbildung dauert in der Regel zwei Jahre. Sie wird berufsbegleitend durchgeführt. Über die Zulassung, eine Verlängerung,
                     Unterbrechung oder Wiederaufnahme entscheidet auf Antrag der Oberkirchenrat. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Während der Aufbauausbildung ist die Teilnahme an Kursen mit insgesamt 40 Ausbildungstagen verpflichtend. Ein Kurs umfasst
                     in der Regel fünf Ausbildungstage. Zeiten der Verhinderung müssen entschuldigt und kompensiert werden. Die Entscheidung über
                     die Art der Kompensation trifft der Leiter oder die Leiterin der Aufbauausbildung. Bis zu 10 Ausbildungstage können nach Genehmigung
                     durch das Zentrum Diakonat an anderen Weiter- und Fortbildungsstätten abgeleistet werden. Im Zweifel ist der Oberkirchenrat
                     zu beteiligen. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Teil der Aufbauausbildung ist Supervision. Die Wahl der Supervisorin oder des Supervisors ist durch das Zentrum Diakonat
                     zu genehmigen. Die Supervision umfasst 10 Sitzungen mit je 90 Minuten Dauer. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Im Rahmen der Aufbauausbildung der Religionspädagoginnen und Religionspädagogen zeichnet das im Oberkirchenrat für Religionsunterricht,
                     Schule und Bildung zuständige Referat im Zusammenwirken mit der zuständigen Schuldekanin oder dem zuständigen Schuldekan für
                     den Ausbildungsteil Religionsunterricht verantwortlich.
                  

               

               
                     § 2
Zulassung zur Aufbauausbildung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Voraussetzung zur Zulassung ist in der Regel ein auf höchstens die Hälfte reduzierter Dienstauftrag in einem Arbeitsgebiet
                     der Gemeindepädagogik (insbesondere Gemeindediakonat oder Jugendarbeit) innerhalb des Dienstbereichs der Evangelischen Landeskirche
                     in Württemberg. Die Teilnahme setzt die durchgängige Tätigkeit in einem Arbeitsverhältnis im Arbeitsgebiet voraus. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Antrag auf Zulassung zur Aufbauausbildung ist baldmöglichst, spätestens fünf Jahre nach Abschluss der Ersten Kirchlichen
                     Dienstprüfung, zu stellen. Über später eingereichte Anträge entscheidet der Oberkirchenrat. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Personen, die in einer anderen Gliedkirche der EKD in einem vergleichbaren Arbeitsgebiet tätig sind, kann der Oberkirchenrat
                     zulassen. Die Kosten der Ausbildung sind in diesem Fall von der Bewerberin oder dem Bewerber oder ihrem oder seinem Anstellungsträger
                     zu tragen. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Anmeldung zur Teilnahme erfolgt über den Anstellungsträger beim Oberkirchenrat. Der Anmeldung ist das Zeugnis über die
                     Erste Kirchliche Dienstprüfung, in den Fällen des § 3 Absatz 4 Diakonen- und Diakoninnengesetz2 eine Bescheinigung über den erfolgreichen Abschluss der Ausbildung und des Anerkennungsjahres, beizufügen. Die Zulassung
                     spricht der Oberkirchenrat aus. 
                  

               

               
                     § 3
Zweite Kirchliche Dienstprüfung
                     

                  

                  Die Aufbauausbildung schließt mit der Zweiten Kirchlichen Dienstprüfung ab. Eine Prüfungsordnung regelt die Zulassung, den
                     Inhalt und den Verlauf.
                  

               

               
                     § 4
Dienstbefreiung, Kosten der Aufbauausbildung
                     

                  

                  Zur Teilnahme an den Kursen der Aufbauausbildung und zur Vorbereitung auf die Zweite Kirchliche Dienstprüfung erhalten die
                     Teilnehmerinnen und Teilnehmer auf Antrag Dienstbefreiung nach den von der Arbeitsrechtlichen Kommission beschlossenen Regelungen.
                  

               

               
                     § 5
Ausschuss für landeskirchliche Aufbauausbildung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Oberkirchenrat beruft einen Ausschuss für landeskirchliche Aufbauausbildung. Diesem Ausschuss gehören an: 
                  

                  
                     
                        	
                           die Referentin oder der Referent für die Diakonenausbildung im Oberkirchenrat als Vorsitzende oder Vorsitzender, 

                        

                        	
                           die Leiterin oder der Leiter des für den Diakonat zuständigen Referats im Oberkirchenrat, 

                        

                        	
                           die oder der Vorsitzende des Ständigen Prüfungsausschusses für die Zweite Dienstprüfung der kirchlich ausgebildeten Religionspädagoginnen
                              und Religionspädagogen, 
                           

                        

                        	
                           die Direktorin oder der Direktor des Zentrums Diakonat, 

                        

                        	
                           eine Vertreterin oder ein Vertreter der kirchlich anerkannten Ausbildungsstätten auf dem Gebiet der Evangelischen Landeskirche
                              in Württemberg, 
                           

                        

                        	
                           die Personalreferentin oder der Personalreferent des Evangelischen Jugendwerks in Württemberg,

                        

                        	
                           der oder die landeskirchlich Beauftragte für Gemeindediakoninnen und Gemeindediakone in Württemberg,

                        

                        	
                           eine Vertreterin oder ein Vertreter des Pädagogisch-Theologischen Zentrums der Landeskirche als Vertretung der Anbieter fachlicher
                              Weiterbildungen in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg,
                           

                        

                        	
                           die Leiterin oder der Leiter der Aufbauausbildung im Zentrum Diakonat als geschäftsführendes Mitglied.

                        

                     

                  

                  Der oder die Vorsitzende kann Sachverständige zu den Sitzungen einladen.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Ausschuss berät den Oberkirchenrat
                  

                  
                     
                        	
                           über die Konzeption der Aufbauausbildung,

                        

                        	
                           über notwendige Ergänzungsmaßnahmen zur Gesamtausbildung,

                        

                        	
                           bei der Zulassung zur Aufbauausbildung.

                        

                     

                  

               

               
                     § 6
Übergangsbestimmung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Diese Verordnung ist erstmals anzuwenden auf Personen, die ihre Aufbauausbildung nach dem 15. September 2020 begonnen haben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Personen, die die Aufbauausbildung vor Inkrafttreten dieser Verordnung begonnen haben, können die Aufbauausbildung nach dieser
                     Verordnung weiterführen. Der Wechsel auf diese Verordnung ist beim Oberkirchenrat schriftlich zu beantragen und nach Zugang
                     der Entscheidung unwiderruflich. 
                  

               

               
                     § 7
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
                     

                  

                  Diese Verordnung tritt am 15. September 2020 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Aufbauausbildungsordnung vom 11. März 1997 (Abl. 57 S. 260), zuletzt geändert durch Verordnung vom 26. Mai 2014 (Abl. 66 S.
                        112, 115), außer Kraft.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 765 dieser Sammlung.
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 765 dieser Sammlung.
            

         

      

   
      

      
         768a. Verordnung des Oberkirchenrats 
über die Zweite Kirchliche Dienstprüfung 
der Absolventinnen und Absolventen 
der Aufbauausbildung am Zentrum Diakonat 
(Prüfungsordnung Aufbauausbildung – PrüfOAufbA)
         

      

      
         Vom 15. September 2020

      

      
         Abl. 69 S. 262

      

      Über die Zweite Kirchliche Dienstprüfung der Absolventinnen und Absolventen der Aufbauausbildung am Zentrum Diakonat wird
         verordnet:
      

      
                     § 1
Zweck und Zahl der Prüfungen
                     

                  

                  Die Zweite Kirchliche Dienstprüfung dient dem Nachweis, dass die Prüfungsteilnehmerin oder der Prüfungsteilnehmer die Aufbauausbildung
                     erfolgreich abgeschlossen hat. Sie wird in der Regel jährlich abgehalten.
                  

               

               
                     § 2
Prüfungsausschuss
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Evangelische Oberkirchenrat nimmt die Zweite Kirchliche Dienstprüfung ab. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Mitglieder des Prüfungsausschusses sind 
                  

                  
                     
                        	
                           die Referentin oder der Referent des für die Diakonenausbildung zuständigen Referats im Oberkirchenrat als Vorsitzende oder
                              Vorsitzender, 
                           

                        

                        	
                           die Leiterin oder der Leiter des für den Diakonat zuständigen Referats im Oberkirchenrat, im Verhinderungsfall als stellvertretende
                              Vorsitzende oder stellvertretender Vorsitzender, 
                           

                        

                        	
                           die Direktorin oder der Direktor des Zentrums Diakonat, 

                        

                        	
                           die Leiterin oder der Leiter der Aufbauausbildung, 

                        

                        	
                           je die landeskirchlich Beauftragte oder der landeskirchlich Beauftragte der Gemeindediakonie und der Jugendarbeit, 

                        

                        	
                           eine von dem oder der Vorsitzenden des Prüfungsausschusses bestimmte, fachlich geeignete Person.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei Drittel der Mitglieder anwesend sind. Beschlüsse werden mit
                     Stimmenmehrheit gefasst. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des oder der Vorsitzenden oder im Verhinderungsfall
                     des oder der stellvertretenden Vorsitzenden. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Soweit nichts anderes bestimmt ist, ist der Prüfungsausschuss für die Organisation der Prüfung und für alle Entscheidungen
                     im Rahmen des Prüfungsverfahrens zuständig.
                  

               

               
                     § 3
Meldung und Zulassung zur Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Meldung zur Zweiten Kirchlichen Dienstprüfung ist bis zum 1. Dezember unter Einbeziehung des Anstellungsträgers der Bewerberin
                     oder des Bewerbers beim Oberkirchenrat einzureichen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses entscheidet aufgrund der eingereichten Unterlagen (vgl. Absatz 3) über die
                     Zulassung. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Anmeldung beizufügen sind: 
                  

                  
                     
                        	
                           eine Bescheinigung über die Teilnahme an mindestens der Hälfte der erforderlichen Kurstage der Aufbauausbildung sowie über
                              die gegebenenfalls geleistete Kompensation (§ 1 Absatz 3 der Aufbauausbildungsordnung1), 
                           

                        

                        	
                           eine Bescheinigung über mindestens 5 Sitzungen Supervision mit je 90 Minuten Dauer (§ 1 Absatz 4 der Aufbauausbildungsordnung2), 
                           

                        

                        	
                           ein Tätigkeitsbericht, der neben den Angaben über Tätigkeitsfeld und Umfang der Tätigkeit eine theologische und humanwissenschaftliche
                              Würdigung der übertragenen Aufgaben bietet, 
                           

                        

                        	
                           eine Stellungnahme der oder des Dienstvorgesetzten zum Tätigkeitsbericht, die sich auf die fachliche Kompetenz der Prüfungsteilnehmerin
                              oder des Prüfungsteilnehmers bezieht und die ordnungsgemäße Erfüllung des Dienstauftrags bestätigt. 
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Prüfungsleistungen (vgl. § 4) müssen innerhalb eines Zeitraums von einem Jahr ab der Zulassung erbracht werden. Über Ausnahmen entscheidet der oder die
                     Vorsitzende des Prüfungsausschusses. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Teilnahme an den über Absatz 3 Buchstabe a und b hinaus erforderlichen Kurstagen der Aufbauausbildung und Sitzungen der
                     Supervision (§ 1 Absatz 3 und 4 der Aufbauausbildungsordnung3) ist dem Prüfungsausschuss bis spätestens zwei Monate vor Erbringung der letzten Prüfungsleistung nachzuweisen. 
                  

               

               
                     § 4
Prüfungsleistungen
                     

                  

                  Die Prüfung setzt sich zusammen aus der schriftlichen Hausarbeit und einem Kolloquium.

               

               
                     § 5
Schriftliche Hausarbeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         In der schriftlichen Hausarbeit bearbeitet der Prüfungsteilnehmer oder die Prüfungsteilnehmerin ein Thema mit theologischen
                     und humanwissenschaftlichen Bezügen aus dem eigenen Praxisfeld. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Thema der Hausarbeit wird von der Leiterin oder dem Leiter der Aufbauausbildung aufgrund eines Vorschlags der Prüfungsteilnehmerin
                     oder des Prüfungsteilnehmers festgelegt und von dem oder der Vorsitzenden des Prüfungsausschusses genehmigt. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Ausgabe des Themas erfolgt zu einem von der Leiterin oder dem Leiter der Aufbauausbildung festgelegten Zeitpunkt, spätestens
                     bis zum 31. Dezember eines Jahres. Die schriftliche Hausarbeit hat einen Umfang von 63.000 Zeichen inklusive Leerzeichen,
                     aber exklusive Deckblatt, Inhaltsverzeichnis, Literaturverzeichnis, Anlagen sowie der Erklärung nach Absatz 6. Über- oder
                     unterschreitet die Hausarbeit diesen Umfang um mehr als 10 Prozent, so kann die Bewertung um bis zu einer vollen Note herabgesetzt
                     werden. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Abgabe der Hausarbeit hat innerhalb von 14 Wochen ab Ausgabe des Themas zu erfolgen. Die Hausarbeit ist fristgerecht
                     in einem gedruckten Exemplar und elektronisch beim Oberkirchenrat sowie elektronisch beim Zentrum Diakonat einzureichen. Bei
                     Postzustellung ist das Datum des Poststempels maßgebend. Nicht fristgerecht eingereichte Hausarbeiten gelten als mit „nicht
                     ausreichend“ (§ 7 Absatz 1) bewertet. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Abgabefrist kann in Ausnahmefällen, insbesondere bei Erkrankung, verlängert werden. Die Fristverlängerung ist bei der
                     oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses schriftlich zu beantragen und zu begründen. Im Falle der Erkrankung ist ein
                     ärztliches Attest vorzulegen. Die Leiterin oder der Leiter der Aufbauausbildung ist von der Prüfungsteilnehmerin oder dem
                     Prüfungsteilnehmer unverzüglich über den Antrag zu informieren. Wird eine Fristverlängerung gewährt, richtet sich deren Dauer
                     nach der Dauer der Verhinderung.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Hausarbeit ist mit der schriftlichen Erklärung zu versehen, dass die Prüfungsteilnehmerin oder der Prüfungsteilnehmer
                     die Arbeit selbst verfasst und keine anderen als die angegebenen Hilfsmittel verwendet hat. Zudem ist der Umfang der Zeichenzahl
                     anzugeben. 
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Die Hausarbeit wird von zwei Korrektorinnen oder Korrektoren bewertet. Die Korrektorinnen oder Korrektoren werden von der
                     Leiterin oder dem Leiter der Aufbauausbildung im Einvernehmen mit dem oder der Vorsitzenden des Prüfungsausschusses bestimmt.
                     Vom Leiter oder der Leiterin der Aufbauausbildung können im Einvernehmen mit dem oder der Vorsitzenden des Prüfungsausschusses
                     Bewertungskriterien festgelegt werden.
                  

               

               
                     § 6
Kolloquium
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses legt den Termin für das Kolloquium fest. Die Prüfungsteilnehmerin oder der
                     Prüfungsteilnehmer gibt bis zum 1. Juli in Absprache mit der Leiterin oder dem Leiter der Aufbauausbildung zwei Literaturthemen
                     an. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Kolloquium dauert 30 Minuten. Es bezieht sich auf 
                  

                  
                     
                        	
                           Fragen zur Berufspraxis des Prüfungsteilnehmers oder der Prüfungsteilnehmerin unter Bezug auf seinen oder ihren Tätigkeitsbericht
                              (§ 3 Absatz 3 Buchstabe c) und 
                           

                        

                        	
                           ein von dem Prüfungsteilnehmer oder der Prüfungsteilnehmerin vorgeschlagenes Literaturthema (vgl. Absatz 1).

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der oder die Vorsitzende des Prüfungsausschusses bestimmt die Prüfungskommission für das jeweilige Kolloquium. Die Prüfungskommission
                     besteht jeweils aus fünf Personen, darunter mindestens ein Mitglied des Prüfungsausschusses. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Über jede mündliche Prüfung wird ein Protokoll gefertigt, das die Gegenstände der Prüfung und die Noten enthält. Es ist von
                     den Mitgliedern der Prüfungskommission zu unterzeichnen. Die Noten für die mündliche Prüfung werden von der Prüfungskommission
                     im Anschluss an die Prüfung festgelegt (vgl. § 7 Absatz 5).
                  

               

               
                     § 7
Bewertung der Prüfungsleistungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Hausarbeit und das Kolloquium werden mit je einer Note wie folgt bewertet: 
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 sehr gut 

                              
                              	
                                 (1)

                              
                           

                           
                              	
                                 gut 

                              
                              	
                                 (2)

                              
                           

                           
                              	
                                 befriedigend 

                              
                              	
                                 (3)

                              
                           

                           
                              	
                                 ausreichend 

                              
                              	
                                 (4)

                              
                           

                           
                              	
                                 nicht ausreichend 

                              
                              	
                                 (5)

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zur differenzierten Bewertung können einzelne Noten um 0,3 auf Zwischenwerte erhöht oder erniedrigt werden. Die Noten 0,7
                     und 5,3 sind ausgeschlossen. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für die Hausarbeit ergibt sich die Note aus dem Notendurchschnitt der Beurteilungen durch die beiden Korrektorinnen oder
                     Korrektoren. Liegen diese Beurteilungen um 1,5 oder mehr Notenstufen auseinander, so bestimmt der oder die Vorsitzende des
                     Prüfungsausschusses eine Drittkorrektorin oder einen Drittkorrektor, die oder dem die Benotungen der Erstkorrektorinnen oder
                     Erstkorrektoren nicht mitgeteilt werden. Über die Endnote entscheidet der oder die Vorsitzende des Prüfungsausschusses im
                     Rahmen aller Bewertungen. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Für das Kolloquium legt die Prüfungskommission nach Vorschlag der oder des Fachprüfenden je eine Note für die beiden Teile
                     des Kolloquiums (vgl. § 6 Absatz 2 Buchstabe a und b) einvernehmlich fest. Die Gesamtnote für das Kolloquium ergibt sich aus dem Durchschnitt der beiden Teilnoten. Ist bei der
                     Festlegung der Teilnoten kein Einvernehmen zu erzielen, so entscheidet der oder die Vorsitzende des Prüfungsausschusses.
                  

               

               
                     § 8
Versäumnis und Rücktritt von der Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Wird die Hausarbeit (§ 5) ohne wichtigen Grund nicht oder nicht fristgerecht eingereicht, wird die versäumte Prüfungsleistung mit „nicht ausreichend“
                     (§ 7 Absatz 1) bewertet. Dasselbe gilt, wenn eine Prüfungsteilnehmerin oder ein Prüfungsteilnehmer ohne wichtigen Grund dem Kolloquium
                     fernbleibt. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Absatz 1 gilt auch für Prüfungsleistungen, die die Prüfungsteilnehmerin oder der Prüfungsteilnehmer als Folge eines von der
                     oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses nicht genehmigten Rücktritts nicht erbringt. Die Genehmigung zum Rücktritt kann
                     nur erteilt werden, wenn die Prüfungsteilnehmerin oder der Prüfungsteilnehmer aus wichtigem Grund am Ablegen der Prüfung verhindert
                     ist. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die für das Versäumnis oder den Rücktritt geltend gemachten Gründe müssen der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses
                     unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Im Falle der Erkrankung ist ein ärztliches Attest vorzulegen.
                     
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Genehmigt die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses den Rücktritt, so gilt der Prüfungsversuch als nicht unternommen.
                  

               

               
                     § 9
Gesamtnote und Zeugnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Prüfungsausschuss ermittelt nach Abschluss beider Prüfungsleistungen in einer abschließenden Sitzung die Gesamtnote der
                     Zweiten Kirchlichen Dienstprüfung und stellt fest, ob die Prüfung bestanden ist oder nicht. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Gesamtnote ergibt sich aus dem Durchschnitt der Note der Hausarbeit (§ 7 Absatz 3) und der Gesamtnote des Kolloquiums (§ 7 Absatz 4). 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Gesamtnote lautet bei einem Mittelwert von: 
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 1, 0 bis 1,5

                              
                              	
                                 mit Auszeichnung bestanden,

                              
                           

                           
                              	
                                 1,6 bis 2,5

                              
                              	
                                 gut bestanden,

                              
                           

                           
                              	
                                 2,6 bis 3,5

                              
                              	
                                 befriedigend bestanden,

                              
                           

                           
                              	
                                 3,6 bis 4,0

                              
                              	
                                 bestanden, 

                              
                           

                           
                              	
                                 ab 4,1

                              
                              	
                                 nicht bestanden.

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Prüfung ist nicht bestanden, wenn nicht in jeder Prüfungsleistung mindestens die Endnote „ausreichend“ (§ 7 Absatz 1) erreicht wurde. § 10 bleibt unberührt. Die Prüfung ist ferner nicht bestanden, wenn der Nachweis nach § 3 Absatz 5 nicht erbracht worden ist. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilnehmer, die die Prüfung bestanden haben, erhalten ein Zeugnis, das von dem oder der
                     Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterzeichnet wird. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilnehmer, die die Prüfung nicht bestanden haben, erhalten von der oder dem Vorsitzenden
                     des Prüfungsausschusses einen schriftlichen Bescheid.
                  

               

               
                     § 10
Wiederholung der Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Wurde eine Prüfungsleistung nicht bestanden, so kann sie innerhalb eines Jahres nach Zustellung des Bescheides einmal wiederholt
                     werden. Wird die Frist zur Durchführung der Wiederholungsprüfung versäumt, erlischt der Prüfungsanspruch, es sei denn, das
                     Versäumnis ist von der Prüfungsteilnehmerin oder dem Prüfungsteilnehmer nicht zu vertreten. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Prüfungsausschuss kann der Prüfungsteilnehmerin oder dem Prüfungsteilnehmer für seine Vorbereitung auf die Wiederholungsprüfung
                     Auflagen machen. Für die Wiederholung der schriftlichen Hausarbeit ist ein neues Thema von dem oder der Vorsitzenden des Prüfungsausschusses
                     zu genehmigen; § 5 Absatz 2 gilt entsprechend.
                  

               

               
                     § 11
Endgültiges Nichtbestehen
                     

                  

                  Die Zweite Kirchliche Dienstprüfung ist endgültig nicht bestanden, wenn 

                  
                     
                        	
                           die schriftliche Hausarbeit im zweiten Versuch nicht bestanden ist,

                        

                        	
                           die Wiederholungsprüfung des Kolloquiums nicht bestanden ist oder

                        

                        	
                           der Prüfungsanspruch aufgrund einer Fristüberschreitung verloren wurde (vgl. § 10 Absatz 1 Satz 2).
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 12
Täuschung und Ordnungsverstoß
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Unternimmt es eine Prüfungsteilnehmerin oder ein Prüfungsteilnehmer, das Ergebnis einer Prüfungsleistung durch Täuschung
                     oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, so wird die betreffende Prüfungsleistung mit „nicht ausreichend“
                     (§ 7 Absatz 1)  bewertet. Auf die in Satz 1 vorgesehene Folge kann auch erkannt werden, wenn eine Prüfungsteilnehmerin oder ein Prüfungsteilnehmer
                     nach Ausgabe der Prüfungsaufgabe unerlaubte Hilfsmittel mit sich führt. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Von der jeweiligen Prüfungsleistung kann ausgeschlossen werden, wer den geordneten Ablauf der Prüfung empfindlich stört.
                     Die betreffende Prüfungsleistung gilt als nicht erbracht und wird mit „nicht ausreichend“ (§ 7 Absatz 1) bewertet. Die jeweilige Prüfungskommission kann in diesen Fällen einen Ausschluss verfügen. Gegen die Entscheidung kann
                     die Prüfungsteilnehmerin oder der Prüfungsteilnehmer innerhalb von 48 Stunden bei der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses
                     Einwendungen erheben. Wird diesen stattgegeben, so ist die Prüfungsleistung zu wiederholen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Hat eine Prüfungsteilnehmerin oder ein Prüfungsteilnehmer bei einer Prüfungsleistung getäuscht oder nicht zugelassene Hilfsmittel
                     benützt und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so kann die ergangene Prüfungsentscheidung
                     vom Prüfungsausschuss nachträglich widerrufen werden. Das Prüfungszeugnis ist einzuziehen und die Leiterin oder der Leiter
                     des für den Diakonat zuständigen Referats im Oberkirchenrat in Kenntnis zu setzen.
                  

               

               
                     § 13
Übergangsbestimmung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Diese Verordnung ist erstmals anzuwenden auf Personen, die ihre Aufbauausbildung nach dem 15. September 2020 begonnen haben.
                     
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Personen, die die Aufbauausbildung vor Inkrafttreten dieser Verordnung begonnen haben, können die Prüfung nach dieser Verordnung
                     ablegen. Der Wechsel auf diese Verordnung ist bei der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses schriftlich zu beantragen
                     und nach Zugang der Entscheidung unwiderruflich. 
                  

               

               
                     § 14
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
                     

                  

                  Diese Verordnung tritt am 15. September 2020 in Kraft. Gleichzeitig treten die Ordnung über die Zweite Dienstprüfung der Absolventinnen und Absolventen der Aufbauausbildung am Zentrum Diakonat (Bereich:
                        Gemeindediakoninnen und Gemeindediakone sowie Jugendreferentinnen und Jugendreferenten) vom 23. Juli 1986 (Abl. 52 S. 211), geändert durch Verordnung vom 26. Mai 2014 (Abl. 66 S. 112, 116), die Ordnung über die Zweite Dienstprüfung der Absolventinnen und Absolventen der Aufbauausbildung am Zentrum Diakonat (Bereich:
                        Sozialdiakoninnen und Sozialdiakone) vom 23. Juni 1987 (Abl. 52 S. 406), geändert durch Verordnung vom 26. Mai 2014 (Abl. 66 S. 112, 116), und die Ordnung über die Zweite Dienstprüfung der Absolventinnen und Absolventen der Aufbauausbildung am Zentrum Diakonat (Bereich:
                        Pflegediakoninnen und Pflegediakone) vom 17. Dezember 1993 (Abl. 56 S. 1), geändert durch Verordnung vom 26. Mai 2014 (Abl. 66 S. 112, 116), außer Kraft.
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         768d. Verordnung des Oberkirchenrats für die berufsbegleitende theologisch-diakonische Qualifizierung für das Amt des Diakons
            und der Diakonin
         

      

      
         Vom 23. Januar 2007

      

      
         (Abl. 62 S. 335), geändert durch Kirchliche Verordnung vom 26. Mai 2014 (Abl. 66 S. 112, 117)
         

      

      Die Evang. Landeskirche in Württemberg beruft Männer und Frauen in das Amt des Diakons und der Diakonin, die durch ihre Ausbildung
         und ihre Bereitschaft zum Dienst in besonderer Weise befähigt sind, beim Aufbau der Kirche und ihrer Diakonie verantwortlich
         mitzuwirken.
      

      Diakone und Diakoninnen setzen sich damit in Christi Namen für die unzähligen Bedürfnisse der Gesellschaft und von Personen
         ein und verdeutlichen die wechselseitige Abhängigkeit von Gottesdienst und Dienst im Leben der Kirche.
      

      Sie werden somit zu diakonischen Amtsträgern und Amtsträgerinnen, die als Vermittler und Vermittlerinnen von der Kirche berufen
         werden, indem sie die Nöte, Hoffnungen und Anliegen in der Kirche und Gesellschaft interpretieren und sich ihrer annehmen.
      

      Die Kirchen müssen offen sein für die Entwicklung neuer Formen des diakonischen Amtes/Dienstes, wenn die Bedürfnisse der Zeit
         es erfordern.
      

      Deshalb betritt die Evang. Landeskirche in Württemberg mit dieser Verordnung neue Wege und lässt zu dieser berufsbegleitenden
         theologischdiakonischen Qualifizierung Männer und Frauen zu, die aus verschiedenen Tätigkeitsbereichen diakonischer Handlungsfelder
         kommen und eine bestimmte Grundqualifikation mitbringen (entsprechend § 1 Abs. 1 Nr. 3).
      

      Gleichzeitig gilt, dass nichtkirchliche Anstellungsträger, die eine Empfehlung für Personen zur Teilnahme an der berufsbegleitenden
         theologisch-diakonischen Qualifizierung aussprechen, die Regelungen des Diakonen- und Diakoninnengesetzes (insbesondere § 4 Abs. 8 geistlich-theologische Fortbildung)1 für ihre Einrichtung übernehmen.
      

      Das Qualifizierungskursangebot, durchgeführt vom Zentrum Diakonat oder dem Evang. Diakoniewerk Schwäbisch Hall e.V., vermittelt
         eine berufsbegleitende kirchlich geordnete theologische Qualifizierung, solange die Evangelische Hochschule Ludwigsburg kein
         ähnliches Angebot wie diese Qualifizierung vorhält.
      

      Der erfolgreiche Abschluss der Qualifizierung wird als Voraussetzung zur Berufung in das Amt des Diakons und der Diakonin
         anerkannt (vgl. § 2 Abs. 2 und §§ 3 und 4 des Diakonen- und Diakoninnengesetzes der Evang. Landeskirche in Württemberg2).
      

      Zur Regelung der theologisch-diakonischen Qualifizierung als Voraussetzung für die Berufung in das Amt des Diakons und der
         Diakonin erlässt der Oberkirchenrat die nachfolgende Verordnung:
      

      
                     § 1
Teilnahmevoraussetzungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Voraussetzungen für die Teilnahme an der theologisch-diakonischen Qualifizierung sind:
                     
                        	
                           Mitgliedschaft in einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland. Bewerber oder Bewerberinnen, die zu einer anderen
                              Kirche der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen (ACK) gehören, können an der Qualifizierung teilnehmen. Die Voraussetzungen
                              für die Berufung in das Amt des Diakons oder der Diakonin durch die Evangelische Landeskirche in Württemberg bleiben davon
                              unberührt.
                           

                        

                        	
                           Bestehendes Anstellungsverhältnis in der Regel auf der mittleren oder gehobenen Führungsebene in kirchlichen und diakonischen
                              Einrichtungen.
                           

                        

                        	
                           Abgeschlossenes Studium an einer Hochschule oder Universität oder abgeschlossene staatlich anerkannte dreijährige Ausbildung
                              an einer Fachschule mit einer abgeschlossenen fachlichen Weiterbildung im jeweiligen Tätigkeitsbereich.
                           

                        

                        	
                           Dreijährige Berufserfahrung in der Regel in sozialen oder diakonischen Handlungsfeldern.

                        

                        	
                           Mindestalter in der Regel 35 Jahre.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die schriftliche Empfehlung des Anstellungsträgers muss vorgelegt werden. Die Freistellung sowie die Übernahme der Teilnahmebeiträge
                     und der Fahrtkosten sind von der Teilnehmerin oder vom Teilnehmer der Qualifizierungsmaßnahme mit dem Anstellungsträger zu
                     regeln.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Bewerbung zur Teilnahme an der theologisch-diakonischen Qualifizierung als Voraussetzung für die Berufung in das Amt des
                     Diakons und der Diakonin erfolgt beim Zentrum Diakonat oder bei dem Evang. Diakoniewerk Schwäbisch Hall e.V. Über die Aufnahme
                     zum Qualifizierungskurs entscheidet eine Aufnahmekommission (vgl. § 2).
                  

               

               
                     § 2
Aufnahmekommission
                     

                  

                  Die Aufnahmekommission unter Vorsitz des Oberkirchenrats entscheidet über die Zulassung zur theologisch-diakonischen Qualifizierung.
                     Mitglieder sind: ein Vertreter oder eine Vertreterin des Evangelischen Oberkirchenrats (Vorsitz), ein Vertreter oder eine
                     Vertreterin des Evang. Diakoniewerks Schwäbisch Hall e.V., ein Vertreter oder eine Vertreterin des Zentrums Diakonat, ein
                     stimmberechtigtes Mitglied der Diakonatsvertretung.
                  

               

               
                     § 3
Struktur der theologisch-diakonischen Qualifizierung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Qualifizierung wird in Form eines Kurssystems entweder vom Zentrum Diakonat oder dem Evang. Diakoniewerk Schwäbisch Hall
                     e.V. angeboten. Sie erfolgt berufsbegleitend über den Zeitraum von circa zwei Jahren mit mindestens 440 Lerneinheiten, Praxisprojekten vor Ort und mindestens 15 Stunden Supervision. Über eine Verlängerung oder Unterbrechung der Ausbildung
                     entscheidet auf Antrag der Oberkirchenrat.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Qualifizierungskurse dienen den Zielsetzungen,
                     
                        	
                           biblisch-theologisches Wissen zu erwerben sowie Grundaussagen des christlichen Glaubens zu verstehen und in diakonischen Handlungsfeldern
                              umzusetzen,
                           

                        

                        	
                           das geistlich-spirituelle Leben in diakonischen Einrichtungen und Kirchengemeinden, in Diakonie, Kirche und Gesellschaft aktiv
                              zu gestalten,
                           

                        

                        	
                           seelsorgerliche Gespräche zu führen und dabei die eigene Rolle zu reflektieren,

                        

                        	
                           die Geschichte der Diakonie in Grundzügen kennen zu lernen und gegenwärtige Herausforderungen zu erfassen,

                        

                        	
                           ethische Fragestellungen zu entdecken und biblisch-theologisch zu klären,

                        

                        	
                           die eigene Einrichtung in ihrem sozialen Kontext wahrzunehmen und insbesondere die Beziehung zu kirchlich-diakonischen Einrichtungen
                              vor Ort zu gestalten,
                           

                        

                        	
                           Leitbilder und Konzepte als Grundlage beruflichen Handelns zu verstehen und zu entwickeln,

                        

                        	
                           Veränderungsprozesse in Einrichtungen zu initiieren und zu gestalten,

                        

                        	
                           die interkonfessionelle, interreligiöse und interkulturelle Kompetenz zu erweitern,

                        

                        	
                           die eigene Sprachfähigkeit weiterzuentwickeln,

                        

                        	
                           das Amtsverständnis des Diakons und der Diakonin in der evangelischen Kirche zu reflektieren.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Qualifizierungskurse und die Abschlussprüfung werden gemäß § 2 Abs. 2 Diakonen- und Diakoninnengesetz3 anerkannt.
                  

               

               
                     § 4
Dozentinnen und Dozenten
                     

                  

                  Der jeweilige Leiter oder die jeweilige  Leiterin der Qualifizierung wird vom Direktor oder von der Direktorin des Zentrums
                     Diakonat oder vom Vorstand des Evang. Diakoniewerks Schwäbisch Hall e.V. im Einvernehmen mit dem Oberkirchenrat beauftragt.
                  

                  Er oder sie ist zuständig für die Ausbildungsinhalte, die Auswahl der Dozentinnen und Dozenten sowie die Bestätigung der Supervisorinnen
                     und Supervisoren. In der konzeptionellen Entwicklung und Umsetzung arbeiten die beiden Leiter oder Leiterinnen der Qualifizierung
                     mit der Evangelischen4 Hochschule Ludwigsburg und dem Weiterbildungsverbund des Diakonischen Werks Württemberg zusammen.
                  

               

               
                     § 5
Abschlussprüfung
                     

                  

                  Für die Abschlussprüfung beim Zentrum Diakonat findet die Verordnung des Oberkirchenrats über die Abschlussprüfung der berufsbegleitenden
                     theologisch-diakonischen Qualifizierung für das Amt des Diakons und der Diakonin am Zentrum Diakonat in der jeweils geltenden
                     Fassung Anwendung. Für die Abschlussprüfung beim Evang. Diakoniewerk Schwäbisch Hall e.V. gilt die Verordnung des Oberkirchenrats
                     über die Abschlussprüfung der berufsbegleitenden theologisch-diakonischen Qualifizierung für das Amt des Diakons und der Diakonin
                     im Evang. Diakoniewerk Schwäbisch Hall e.V. in der jeweils geltenden Fassung.
                  

               

               
                     § 6
Finanzierung
                     

                  

                  Für die Finanzierung der Qualifizierung ist das Zentrum Diakonat oder das Evang. Diakoniewerk Schwäbisch Hall e.V. zuständig.
                     Es werden Teilnehmerbeiträge erhoben. Für die Abschlussprüfung der Qualifizierung des Evang. Diakoniewerks Schwäbisch Hall
                     e.V. trägt die Evang. Landeskirche die Kosten, die über das Zentrum Diakonat im Rahmen der Diakonenausbildung abzurechnen
                     sind. Die Kosten für die Abschlussprüfung der Qualifizierung durch das Zentrum Diakonat trägt dieses im Rahmen seiner Zuständigkeit
                     für die Finanzierung der Qualifizierung.
                  

               

               
                     § 7
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 2007 in Kraft. Gleichzeitig treten die Verordnung des Oberkirchenrats für
                     den Ausbildungsgang in der Altenhilfe, Behindertenhilfe und Krankenpflege an der Stiftung Karlshöhe Ludwigsburg vom 17. August
                     2004 (Abl. 61 S. 173), geändert durch Verordnung vom 5. Juli 2005 (Abl. 61 S. 372), und die Verordnung des Oberkirchenrats für den Ausbildungsgang zur Pflegediakonin oder zum Pflegediakon für Führungskräfte
                     der Pflege im Evang. Diakoniewerk Schwäbisch Hall e.V. vom 13. August 2002 (Abl. 60 S. 199), geändert durch Verordnung vom 5. Juli 2005 (Abl. 61 S. 372), außer Kraft.
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         768e. Verordnung des Oberkirchenrats 
über die Abschlussprüfung der berufsbegleitenden theologisch-diakonischen Qualifizierung 
für das Amt des Diakons und der Diakonin 
im Evang. Diakoniewerk Schwäbisch Hall e.V.
         

      

      
         Vom 23. Januar 2007

      

      
         (Abl. 62 S. 337), geändert durch Kirchliche Verordnung vom 26. Mai 2014 (Abl. 66 S. 112, 117)
         

      

      
                     § 1
Zweck der Abschlussprüfung
                     

                  

                  Die Abschlussprüfung dient dem Nachweis, dass die Bewerberinnen und Bewerber durch die kirchlich geordnete theologische Qualifizierung
                     die für die Berufung in das Amt der Diakonin und des Diakons erforderlichen theologischen Kenntnisse und Fähigkeiten erworben
                     haben (vgl. § 2 Abs. 2 und § 3 Abs. 1 Diakonen- und Diakoninnengesetz1).
                  

               

               
                     § 2
Meldung und Zulassung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Anträge auf Zulassung zur Abschlussprüfung sind zu einem von der Ausbildungsstätte Evang. Diakoniewerk Schwäbisch Hall
                     e.V. in Absprache mit dem Zentrum Diakonat zu bestimmenden Zeitpunkt einzureichen. Die Ausbildungsstätte legt die Anträge
                     spätestens sechs Wochen vor der Abschlussprüfung dem oder der Vorsitzenden des Prüfungsausschusses vor.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die Zulassung zur Abschlussprüfung ist insbesondere vorausgesetzt:
                     
                        	
                           die erfolgreiche Teilnahme an den nach der Verordnung für die theologisch-diakonische Qualifizierung angebotenen Veranstaltungen,

                        

                        	
                           20 Stunden Supervision,

                        

                        	
                           eine methodisch reflektierte Auslegung eines Bibeltextes (Umfang 5-8 Seiten),

                        

                        	
                           eine Andacht mit Vorüberlegungen und Auswertung (Umfang 5-8 Seiten),

                        

                        	
                           eine benotete Hausarbeit (siehe § 4).
                           

                        

                     

                  

                  Die Nachweise nach Buchst. a) bis e) sind spätestens drei Wochen vor Beginn der Abschlussprüfung nachzureichen.

                  
                        (
                        3
                        )
                        Über die Zulassung zur Abschlussprüfung entscheidet die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses.
                  

               

               
                     § 3
Ort der Prüfung und Prüfungsausschuss
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Abschlussprüfung findet in der Regel am Evang. Diakoniewerk in Schwäbisch Hall statt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Mitglieder des Prüfungsausschusses sind
                     
                        	
                           eine Vertreterin oder ein Vertreter des Oberkirchenrates als Vorsitzende oder Vorsitzender,

                        

                        	
                           der Direktor oder die Direktorin des Zentrums Diakonat als Vertreter oder Vertreterin des Vorsitzenden oder der Vorsitzenden,

                        

                        	
                           die Leiterin oder der Leiter der Qualifizierung im Evangelischen Diakoniewerk Schwäbisch Hall e.V.,

                        

                        	
                           eine oder ein vom Zentrum Diakonat beauftragte Dozentin oder beauftragter Dozent in der theologisch-diakonischen Qualifizierung,

                        

                        	
                           die Fachdozentinnen und Fachdozenten der Qualifizierung.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Sind Mitglieder des Prüfungsausschusses verhindert, kann der oder die Vorsitzende Vertreter oder Vertreterinnen bestimmen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn der oder die Vorsitzende oder seine Vertreterin oder sein Vertreter und drei
                     weitere Mitglieder anwesend sind. Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit gefasst. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme
                     des oder der Vorsitzenden bzw. seiner Vertreterin oder seines Vertreters.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Soweit nichts anderes bestimmt ist, ist das Evang. Diakoniewerk Schwäbisch Hall in Absprache mit dem Zentrum Diakonat für
                     die Organisation der Abschlussprüfung zuständig. Alle Entscheidungen im Rahmen des Prüfungsverfahrens trifft der Prüfungsausschuss,
                     sofern keine andere Regelung vorgesehen ist.
                  

               

               
                     § 4
Hausarbeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Im letzten Jahr der Qualifizierung schreiben die Bewerberinnen und Bewerber eine Hausarbeit. Dabei kann ein Thema aus dem
                     Bereich Diakonie und Theologie gewählt werden. Die Hausarbeit soll Bezug zum Praxisfeld des Bewerbers oder der Bewerberin
                     haben. Sie kann die Form eines Tätigkeitsberichts mit theologisch-diakonischer Reflexion der eigenen Arbeit haben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Thema wird von der Bewerberin oder dem Bewerber in Absprache mit der Leiterin oder dem Leiter der Qualifizierung festgelegt
                     und von dem oder der Prüfungsausschussvorsitzenden genehmigt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Zeit von der Ausgabe des genehmigten Themas bis zur Abgabe der Arbeit beträgt 6 Monate. In Ausnahmefällen kann der oder
                     die Prüfungsausschussvorsitzende die Abgabefrist um höchstens drei Monate verlängern, wenn die Gründe dafür nicht von der
                     Bewerberin oder dem Bewerber zu vertreten sind.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Umfang der Hausarbeit soll zwischen 25 und 35 Seiten liegen. Das Literaturverzeichnis wird dabei nicht mitgezählt. Der
                     Bewerber oder die Bewerberin hat schriftlich zu versichern, dass die Arbeit ohne fremde Hilfe verfasst wurde und keine anderen
                     als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt wurden. Die Hausarbeit ist in zwei Exemplaren fristgerecht bei der Qualifizierungsleitung
                     einzureichen. Bei Postzustellung ist das Datum des Poststempels maßgebend.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Sie wird von einem Fachdozenten oder einer Fachdozentin und vom Leiter oder von der Leiterin der Qualifizierung bewertet.
                  

               

               
                     § 5
Abschlussprüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Abschlussprüfung dient dem Nachweis der diakonisch-theologischen Reflexions- und Sprachfähigkeit.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Abschlussprüfung erfolgt in Form einer Präsentation eines pflegediakonischen Themas (15 Minuten) und eines sich anschließenden
                     Kolloquiums (15 Minuten).
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Prüfungskommissionen, die jeweils aus mindestens drei und höchstens aus fünf Prüfenden bestehen, und deren Vorsitzende
                     werden vom Prüfungsausschuss bestellt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Themenvorschläge für die Präsentation müssen von den Teilnehmenden drei Monate vor der Abschlussprüfung beim Leiter oder
                     bei der Leiterin eingereicht werden. Die Themen sind vom Prüfungsausschuss zu bestätigen. Zwei Monate vor Beginn der Prüfung
                     erhalten die Teilnehmenden das endgültige Thema zur Bearbeitung ausgehändigt. Das Kolloquium ist nicht auf Themen der Präsentation
                     beschränkt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Zur Präsentation ist die Öffentlichkeit zugelassen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die Prüfungskommissionen legen die Noten der Abschlussprüfung einvernehmlich fest. Ist kein Einvernehmen zu erzielen, so entscheidet
                     der oder die Vorsitzende der Prüfungskommission.
                  

               

               
                     § 6
Ausschluss von der Abschlussprüfung
                     

                  

                  Bei den Prüfungsleistungen nach § 2 Abs. 2 sind die verwendeten Quellen vollständig anzugeben. Ein Verstoß dagegen wird von dem Vorsitzenden oder der Vorsitzenden des
                     Prüfungsausschusses als Täuschungsversuch gewertet und hat den Ausschluss von der Abschlussprüfung zur Folge.
                  

               

               
                     § 7
Rücktritt von der Abschlussprüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Tritt ein Teilnehmer oder eine Teilnehmerin vor oder während  der Abschlussprüfung ohne Genehmigung des oder der Prüfungsausschussvorsitzenden
                     von der Prüfung zurück, so gilt diese als nicht bestanden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Genehmigt der oder die Prüfungsausschussvorsitzende den Rücktritt, so gilt die Prüfung als nicht unternommen. Die Genehmigung
                     ist nur zu erteilen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, insbesondere, wenn der Teilnehmer oder die Teilnehmerin durch Krankheit
                     an der Ablegung der Prüfung verhindert ist. Die Krankheit ist durch ein ärztliches Attest zu belegen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Nimmt ein Teilnehmer oder eine Teilnehmerin einen zur Prüfung angesetzten Termin nicht wahr, so ist dies gleichbedeutend mit
                     einem nicht genehmigten Rücktritt.
                  

               

               
                     § 8
Prüfungszeugnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Teilnehmende an der berufsbegleitenden theologisch-diakonischen Qualifizierung, die die Abschlussprüfung bestanden haben,
                     erhalten ein Zeugnis. Dieses enthält
                     
                        	
                           den Nachweis über die erfolgreiche Teilnahme an den nach der Verordnung für die Qualifizierung angebotenen Veranstaltungen,

                        

                        	
                           die Stundenzahl der nachgewiesenen Supervision,

                        

                        	
                           die Note der Hausarbeit (vgl. § 4),
                           

                        

                        	
                           die Note der Auslegung eines Bibeltextes (vgl. § 2 Abs. 2),
                           

                        

                        	
                           die Note der Andacht mit Vorüberlegungen und Auswertung (vgl. § 2 Abs. 2),
                           

                        

                        	
                           die Note der Abschlussprüfung (vgl. § 5),
                           

                        

                        	
                           eine Gesamtnote, ermittelt aus den Noten nach Abs. 1 Buchst. c) bis f). Dabei werden die einzelnen Prüfungsleistungen wie
                              folgt gewichtet: Hausarbeit 4/10, Auslegung 2/10, Andacht 1/10, und Abschlussprüfung 3/10.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die Bewertung der einzelnen Prüfungsleistungen sind folgende Noten zu verwenden:
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 sehr gut

                              
                              	
                                 (1) =

                              
                              	
                                 eine hervorragende Leistung

                              
                           

                           
                              	
                                 gut

                              
                              	
                                 (2) =

                              
                              	
                                 eine erheblich über dem Durchschnitt liegende Leistung

                              
                           

                           
                              	
                                 befriedigend

                              
                              	
                                 (3) =

                              
                              	
                                 eine Leistung, die in jeder Hinsicht durchschnittlichen Anforderungen entspricht

                              
                           

                           
                              	
                                 ausreichend

                              
                              	
                                 (4) =

                              
                              	
                                 eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den Anforderungen genügt

                              
                           

                           
                              	
                                 nicht ausreichend

                              
                              	
                                 (5) =

                              
                              	
                                 eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anforderungen nicht mehr genügt

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Zur differenzierten Bewertung können einzelne Noten um 0,3 auf Zwischenwerte erhöht oder erniedrigt werden; die Noten 0,7
                     / 4,3 / 5,3 sind ausgeschlossen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Wird eine Prüfungsleistung von mehreren Prüfenden bewertet, so wird das arithmetische Mittel gebildet. Entscheidend ist die
                     erste Dezimale hinter dem Komma, die zweite Dezimale ist unbeachtlich. § 5 Abs. 6 bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die nach Abs. 1 Buchst. f) gebildeten Noten lauten:
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Bei einem Durchschnitt

                              
                              	
                                 bis einschließlich 1,5 = sehr gut

                              
                           

                           
                              	
                                 Bei einem Durchschnitt

                              
                              	
                                 von 1,6 bis einschließlich 2,5 = gut

                              
                           

                           
                              	
                                 Bei einem Durchschnitt

                              
                              	
                                 von 2,6 bis einschließlich 3,5 = befriedigend

                              
                           

                           
                              	
                                 Bei einem Durchschnitt

                              
                              	
                                 von 3,6 bis einschließlich 4,0 = ausreichend

                              
                           

                           
                              	
                                 Bei einem Durchschnitt

                              
                              	
                                 ab 4,1 = nicht ausreichend

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Der Prüfungsausschuss stellt in einer Schlusssitzung das Prüfungsergebnis aufgrund der erbrachten Leistungen fest.
                  

               

               
                     § 9
Bestehen der Abschlussprüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Prüfung ist bestanden, wenn sowohl die Note der Hausarbeit als auch die Gesamtnote der Abschlussprüfung je mindestens
                     4,0 ergeben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Prüfungszeugnis wird von dem oder der Vorsitzenden des Prüfungsausschusses, der Direktorin oder dem Direktor des Zentrums
                     Diakonat Ludwigsburg und von der Leiterin oder dem Leiter der Qualifizierung im Evang. Diakoniewerk Schwäbisch Hall e.V. unterschrieben.
                  

               

               
                     § 10
Wiederholung der Abschlussprüfung oder einzelner Prüfungsleistungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wer die Abschlussprüfung nicht bestanden hat, kann sie einmal wiederholen. In besonderen Härtefällen kann der Prüfungsausschuss
                     eine zweite Wiederholung der Abschlussprüfung zulassen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wurde nur eine Prüfungsleistung nicht erfolgreich erbracht, beschränkt sich die Wiederholungsprüfung auf diesen Teilbereich.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Prüfungsausschuss legt einen Wiederholungstermin fest, in der Regel im Abstand von mindestens einem halben Jahr.
                  

               

               
                     § 11
Ausführungsbestimmungen
                     

                  

                  Nähere Bestimmungen über die Ausführung dieser Verordnung treffen das Zentrum Diakonat zusammen mit der Ausbildungsstätte
                     im Einvernehmen mit dem Oberkirchenrat.
                  

               

               
                     § 12
Inkrafttreten, Übergangsbestimmung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 2007 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung des Oberkirchenrats über
                     das Kirchliche Examen als Abschluss der Ausbildung zur Pflegediakonin oder zum Pflegediakon für Führungskräfte der Pflege
                     im Evang. Diakoniewerk Schwäbisch Hall e.V. vom 13. August 2002 (Abl. 60 S. 201), geändert durch die Verordnung vom 5. Juli 2005 (Abl. 61 S. 373), außer Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für das Kirchliche Examen 2008 gilt die Verordnung des Oberkirchenrats über das Kirchliche Examen als Abschluss der Ausbildung
                     zur Pflegediakonin oder zum Pflegediakon für Führungskräfte der Pflege im Evang. Diakoniewerk Schwäbisch Hall e.V. vom 13.
                     August 2002 (Abl. 60 S. 201), geändert durch die Verordnung vom 5. Juli 2005 (Abl. 61 S. 373).
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         768g. Verordnung des Oberkirchenrats über die Abschlussprüfung der berufsbegleitenden theologisch-diakonischen Qualifizierung
            für das Amt des Diakons und der Diakonin am Zentrum Diakonat
         

      

      
         Vom 23. Januar 2007

      

      
         (Abl. 62 S. 340), geändert durch Kirchliche Verordnung vom 26. Mai 2014 (Abl. 66 S. 112, 117)
         

      

      
                     § 1
Zweck der Abschlussprüfung
                     

                  

                  Die Abschlussprüfung dient dem Nachweis, dass die Bewerberinnen und Bewerber durch die kirchlich geordnete theologische Qualifizierung
                     die für die Berufung in das Amt der Diakonin und des Diakons erforderlichen theologischen Kenntnisse und Fähigkeiten erworben
                     haben (vgl. § 2 Abs. 2 und § 3 Abs. 1 Diakonen- und Diakoninnengesetz1).
                  

               

               
                     § 2
Meldung und Zulassung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Anträge auf Zulassung zur Abschlussprüfung sind zu einem von der Ausbildungsstätte Zentrum Diakonat zu bestimmenden Zeitpunkt
                     einzureichen. Die Ausbildungsstätte legt die Anträge spätestens sechs Wochen vor der Abschlussprüfung dem oder der Vorsitzenden
                     des Prüfungsausschusses vor.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die Zulassung zur Abschlussprüfung ist insbesondere vorausgesetzt:
                     
                        	
                           die erfolgreiche Teilnahme an den nach der Verordnung für die theologisch-diakonische Qualifizierung angebotenen Veranstaltungen

                        

                        	
                           15 Stunden Supervision.

                        

                     

                  

                  Die Nachweise nach Buchst. a) und b) sind spätestens drei Wochen vor Beginn der Abschlussprüfung nachzureichen.

                  
                        (
                        3
                        )
                        Über die Zulassung zur Abschlussprüfung entscheidet die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses.
                  

               

               
                     § 3
Ort der Prüfung und Prüfungsausschuss
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Abschlussprüfung findet in der Regel beim Zentrum Diakonat statt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Mitglieder des Prüfungsausschusses sind
                     
                        	
                           eine Vertreterin oder ein Vertreter des Oberkirchenrates als Vorsitzende oder Vorsitzender,

                        

                        	
                           der Direktor oder Direktorin des Zentrums Diakonat als Vertreter oder Vertreterin des Vorsitzenden oder der Vorsitzenden,

                        

                        	
                           die Leiterin oder der Leiter der Qualifizierung,

                        

                        	
                           eine oder ein von der Leiterin oder vom Leiter beauftragte Dozentin oder beauftragter Dozent in der berufsbegleitenden Qualifizierung,

                        

                        	
                           eine Vertreterin oder ein Vertreter der Evangelische Hochschule Ludwigsburg,

                        

                        	
                           eine Vertreterin oder ein Vertreter des Evang. Diakoniewerks Schwäbisch Hall e.V.

                        

                        	
                           eine Vertreterin oder ein Vertreter des Karlshöher Diakonieverbands.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Sind Mitglieder des Prüfungsausschusses verhindert, kann der oder die Vorsitzende Vertreter oder Vertreterinnen bestimmen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn der oder die Vorsitzende oder seine Vertreterin oder sein Vertreter und drei
                     weitere Mitglieder anwesend sind. Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit gefasst. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme
                     des oder der Vorsitzenden bzw. seiner Vertreterin oder seines Vertreters.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Soweit nichts anderes bestimmt ist, ist das Zentrum Diakonat Ludwigsburg für die Organisation der Abschlussprüfung zuständig.
                     Alle Entscheidungen im Rahmen des Prüfungsverfahrens trifft der Prüfungsausschuss, sofern keine andere Regelung vorgesehen
                     ist.
                  

               

               
                     § 4
Prüfungsleistungen während der Qualifizierung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Während der Qualifizierung müssen vier Prüfungsleistungen erbracht werden, die sich aus drei Pflicht- und einer Wahlleistung
                     zusammensetzen (siehe Abs. 3 und 4).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Prüfungsleistungen werden von einem Fachdozenten oder einer Fachdozentin und vom Leiter oder von der Leiterin der Qualifizierung
                     bewertet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die drei Pflichtleistungen umfassen:
                     
                        	
                           methodisch reflektierte Auslegung eines Bibeltextes (Umfang 5-8 Seiten)

                        

                        	
                           Präsentation und schriftliche Dokumentation eines Diakonieprojekts (Umfang 15-20 Seiten)

                        

                        	
                           Andacht mit Vorüberlegungen und Auswertung (Umfang 5-8 Seiten).

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Eine Prüfungsleistung ist aus den Buchst. a) bis e) zu wählen:
                     
                        	
                           ein Essay zu einer ethischen Herausforderung im beruflichen Alltag (Umfang 5-10 Seiten)

                        

                        	
                           die Reflexion eines aus dem Leitbild einer diakonischen Einrichtung entwickelten Projekts (Umfang 5-10 Seiten)

                        

                        	
                           ein Referat über eine zentrale Person aus der Diakonie- oder Theologiegeschichte (Umfang 5-10 Seiten)

                        

                        	
                           der Entwurf und die Auswertung einer liturgischen Feier für eine besondere Situation im beruflichen Alltag unter Reflexion
                              der eigenen Rolle
                           

                        

                        	
                           ein Protokoll eines seelsorgerlichen Gesprächs mit Reflexion (Umfang 6-8 Seiten).

                        

                     

                  

               

               
                     § 5
Abschlussprüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Abschlussprüfung dient dem Nachweis der diakonisch-theologischen Reflexions- und Sprachfähigkeit.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Abschlussprüfung erfolgt in Form einer Präsentation eines pflegediakonischen Themas (15 Minuten) und eines sich anschließenden
                     Kolloquiums (15 Minuten).
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Prüfungskommissionen, die jeweils aus mindestens drei und höchstens fünf Prüfenden bestehen, und deren Vorsitzende werden
                     vom Prüfungsausschuss bestellt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Themenvorschläge für die Präsentation müssen von den Teilnehmenden drei Monate vor der Abschlussprüfung beim Leiter oder
                     der Leiterin der Qualifizierung eingereicht werden. Die Themen sind vom Prüfungsausschuss zu bestätigen. Zwei Monate vor Beginn
                     der Prüfung erhalten die Teilnehmenden das endgültige Thema zur Bearbeitung ausgehändigt. Das Kolloquium ist nicht auf Themen
                     der Präsentation beschränkt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Zur Präsentation ist die Öffentlichkeit zugelassen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die Prüfungskommissionen legen die Noten der Abschlussprüfung einvernehmlich fest. Ist kein Einvernehmen zu erzielen, so entscheidet
                     der oder die Vorsitzende der Prüfungskommission.
                  

               

               
                     § 6
Ausschluss von der Abschlussprüfung
                     

                  

                  Bei den Prüfungsleistungen nach § 4 Abs. 3 und 4 sind die verwendeten Quellen vollständig anzugeben. Ein Verstoß dagegen wird von dem Vorsitzenden oder der Vorsitzenden des
                     Prüfungsausschusses als Täuschungsversuch gewertet und hat den Ausschluss von der Abschlussprüfung zur Folge.
                  

               

               
                     § 7
Rücktritt von der Abschlussprüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Tritt ein Teilnehmer oder eine Teilnehmerin vor oder während der  Abschlussprüfung ohne Genehmigung des oder der Prüfungsausschussvorsitzenden
                     von der Prüfung zurück, so gilt diese als nicht bestanden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Genehmigt der oder die Prüfungsausschussvorsitzende den Rücktritt, so gilt die Prüfung als nicht unternommen. Die Genehmigung
                     ist nur zu erteilen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, insbesondere, wenn der Teilnehmer oder die Teilnehmerin durch Krankheit
                     an der Ablegung der Prüfung verhindert ist. Die Krankheit ist durch ein ärztliches Attest zu belegen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Nimmt ein Teilnehmer oder eine Teilnehmerin einen zur Prüfung angesetzten Termin nicht wahr, so ist dies gleichbedeutend mit
                     einem nicht genehmigten Rücktritt.
                  

               

               
                     § 8
Prüfungszeugnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Teilnehmende an der berufsbegleitenden theologisch-diakonischen Qualifizierung, die die Abschlussprüfung bestanden haben,
                     erhalten ein Zeugnis. Dieses enthält
                     
                        	
                           den Nachweis über die erfolgreiche Teilnahme an den nach der Verordnung für die Qualifizierung angebotenen Veranstaltungen,

                        

                        	
                           die Stundenzahl der nachgewiesenen Supervision,

                        

                        	
                           die Note der Abschlussprüfung (vgl. § 5),
                           

                        

                        	
                           die Noten der vier Prüfungsleistungen, die während der Qualifizierung zu erbringen sind (vgl. § 4),
                           

                        

                        	
                           eine Gesamtnote, ermittelt aus den Noten nach Buchst. c) und d). Dabei wird die Note nach Buchst. c) zu einem Drittel und
                              der Durchschnitt der Noten nach Buchst. d) zu zwei Dritteln gewichtet.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die Bewertung der einzelnen Prüfungsleistungen sind folgende Noten zu verwenden:
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 sehr gut

                              
                              	
                                 (1) =

                              
                              	
                                 eine hervorragende Leistung

                              
                           

                           
                              	
                                 gut

                              
                              	
                                 (2) =

                              
                              	
                                 eine erheblich über dem Durchschnitt liegende Leistung

                              
                           

                           
                              	
                                 befriedigend

                              
                              	
                                 (3) =

                              
                              	
                                 eine Leistung, die in jeder Hinsicht durchschnittlichen Anforderungen entspricht

                              
                           

                           
                              	
                                 ausreichend

                              
                              	
                                 (4) =

                              
                              	
                                 eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den Anforderungen genügt

                              
                           

                           
                              	
                                 nicht ausreichend

                              
                              	
                                 (5) =

                              
                              	
                                 eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel den Anforderungen nicht mehr genügt

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Zur differenzierten Bewertung können einzelne Noten um 0,3 auf Zwischenwerte erhöht oder erniedrigt werden; die Noten 0,7/4,3/5,3
                     sind ausgeschlossen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Wird eine Prüfungsleistung von mehreren Prüfenden bewertet, so wird das arithmetische Mittel gebildet. Entscheidend ist die
                     erste Dezimale hinter dem Komma, die zweite Dezimale ist unbeachtlich. § 5 Abs. 6 bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die nach Abs. 1 Buchst. f) gebildeten Noten lauten:
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Bei einem Durchschnitt

                              
                              	
                                 bis einschließlich 1,5 = sehr gut

                              
                           

                           
                              	
                                 Bei einem Durchschnitt

                              
                              	
                                 von 1,6 bis einschließlich 2,5 = gut

                              
                           

                           
                              	
                                 Bei einem Durchschnitt

                              
                              	
                                 von 2,6 bis einschließlich 3,5 = befriedigend

                              
                           

                           
                              	
                                 Bei einem Durchschnitt

                              
                              	
                                 von 3,6 bis einschließlich 4,0 = ausreichend

                              
                           

                           
                              	
                                 Bei einem Durchschnitt

                              
                              	
                                 ab 4,1 = nicht ausreichend

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Der Prüfungsausschuss stellt in einer Schlusssitzung das Prüfungsergebnis aufgrund der erbrachten Leistungen fest.
                  

               

               
                     § 9
Bestehen der Abschlussprüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Prüfung ist bestanden, wenn die Gesamtnote der Abschlussprüfung mindestens 4,0 ergibt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Prüfungszeugnis wird von dem oder der Vorsitzenden des Prüfungsausschusses, der Direktorin oder dem Direktor des Zentrums
                     Diakonat Ludwigsburg und von der Leiterin oder dem Leiter der Qualifizierung unterschrieben.
                  

               

               
                     § 10
Wiederholung der Abschlussprüfung oder einzelner Prüfungsleistungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Wer die Abschlussprüfung nicht bestanden hat, kann sie einmal wiederholen. In besonderen Härtefällen kann der Prüfungsausschuss
                     eine zweite Wiederholung der Abschlussprüfung zulassen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Im Fall der Wiederholung werden die Prüfungsleistungen gemäß § 4 Abs. 3 und 4 nach der theologisch-diakonischen Qualifizierung erbracht.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Prüfungsausschuss legt einen Wiederholungstermin fest, in der Regel im Abstand von mindestens einem halben Jahr.
                  

               

               
                     § 11
Ausführungsbestimmungen
                     

                  

                  Nähere Bestimmungen über die Ausführung dieser Verordnung trifft das Zentrum Diakonat im Einvernehmen mit dem Oberkirchenrat.

               

               
                     § 12
Inkrafttreten, Übergangsbestimmung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 2007 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung des Oberkirchenrats über
                     das Kirchliche Examen als Abschluss der Ausbildung in der Altenhilfe, Behindertenhilfe und Krankenpflege vom 17. August 2004
                     (Abl. 61 S. 175) außer Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für das Kirchliche Examen 2007 gilt die Verordnung des Oberkirchenrats über das Kirchliche Examen als Abschluss der Ausbildung
                     in der Altenhilfe, Behindertenhilfe und Krankenpflege vom 17. August 2004 (Abl. 61 S. 175).
                  

               

            

         

      

      

      1
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         769. Ordnung für die Arbeit der Beauftragten für Gemeindediakoninnen und Gemeindediakone in der Evangelischen Landeskirche
            in Württemberg
         

      

      
         Erlaß des Oberkirchenrats vom 13. Februar 1990 (Abl. 54 S. 118), geändert durch Kirchliche Verordnung vom 26. Mai 2014 (Abl. 66 S. 112, 118)
         

      

      
                     § 1
Bestellung der Beauftragten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zur Beratung der in der Landeskirche tätigen Gemeindediakoninnen und Gemeindediakone wird nach Anhörung des Beirats (§ 3) eine Landeskirchliche Beauftragte für Gemeindediakoninnen und Gemeindediakone durch den Oberkirchenrat bestellt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Beauftragte hat ihren Dienstsitz beim Evangelischen Oberkirchenrat in Stuttgart (Geschäftsstelle).
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Dienst- und Fachaufsicht liegt beim Oberkirchenrat.
                  

               

               
                     § 2
Aufgaben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Beauftragte vertritt die Interessen aller Gemeindediakoninnen und Gemeindediakone, unabhängig von deren Mitgliedschaft
                     in einer Gemeinschaft oder einem Verband.
                  

                  Sie hält Kontakt zu den Gemeinschaften und Berufsverbänden und arbeitet mit diesen zusammen.

                  Sie vertritt die Berufsgruppe in den zuständigen Gremien.

                  Sie informiert über Fort- und Weiterbildungsmöglichkeiten und hält zu den entsprechenden Einrichtungen Verbindung.

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zu den Aufgaben der Beauftragten gehören insbesondere:
                     
                        	
                           Besuch und Beratung der Gemeindediakoninnen und Gemeindediakone bei Stellensuche und Stellenwechsel;

                        

                        	
                           Besuch und Beratung der Anstellungsträger bei der Anstellung und bei der Ausgestaltung von Dienstaufträgen;

                        

                        	
                           Beratung der Gemeindediakoninnen und Gemeindediakone in fachlichen und persönlichen Fragen sowie Praxisberatung;

                        

                        	
                           Vorbereitung und Durchführung von Jahreskonvent, Studientagen und anderen Treffen sowie die Begleitung von Berufsanfängerinnen
                              und Berufsanfängern;
                           

                        

                        	
                           Anregungen zu Aus-, Fort- und Weiterbildung;

                        

                        	
                           Verbindung zu den Ausbildungs- und Fortbildungsstätten;

                        

                        	
                           Geschäftsführung im Arbeitskreis der Gemeindediakoninnen und Gemeindediakone (§ 6);

                        

                        	
                           Erstattung eines jährlichen Arbeitsberichtes gegenüber dem Beirat und dem Evangelischen Oberkirchenrat;

                        

                        	
                           Leitung der Geschäftsstelle.

                        

                     

                  

               

               
                     § 3
Beirat
                     

                  

                  Zur Beratung und Unterstützung der Beauftragten wird ein Beirat gebildet.

                  Diesem gehören an:
                     
                        	
                           ein/e Vertreter/in des Oberkirchenrats als Vorsitzende/r,

                        

                        	
                           ein/e Vertreter/in des Zentrums Diakonat,

                        

                        	
                           ein/e Vertreter/in der missionarischen Ausbildungsstätten im Bereich der Landeskirche,

                        

                        	
                           ein/e Vertreter/in des Pädagogisch Theologischen Zentrums (PTZ)“,

                        

                        	
                           ein/e Vertreter/in des Karlshöher Diakonieverbandes.

                        

                     

                  

                  Die in § 3 Abs. 1 genannten Mitglieder werden in Absprache mit den betreffenden Einrichtungen vom Oberkirchenrat berufen. Sie gehören dem Beirat
                     für die Dauer von vier Jahren an. Eine erneute Berufung ist möglich.
                  

                  Die Beauftragte nimmt mit beratender Stimme teil.

               

               
                     § 4
Aufgaben des Beirats
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        
                     
                        	
                           Fachliche Beratung der Beauftragten;

                        

                        	
                           Entgegennahme des Arbeitsberichts der Beauftragten;

                        

                        	
                           Anregungen und Vorschläge für den Dienst der Gemeindediakoninnen und Gemeindediakone;

                        

                        	
                           Beratung des Entwurfs des Haushaltsplanes;

                        

                        	
                           Vorschläge für die Besetzung der Stelle der Beauftragten;

                        

                        	
                           regelmäßige Gespräche mit Vertretern des Arbeitskreises der Gemeindediakoninnen und Gemeindediakone (§ 6).
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Oberkirchenrat kann dem Beirat weitere Aufgaben zuweisen.
                  

               

               
                     § 5
Sitzungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Beirat tritt nach Bedarf — mindestens jedoch zweimal im Jahr — zusammen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Er ist bei Anwesenheit von mehr als der Hälfte seiner Mitglieder beschlußfähig.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Über die Verhandlungen des Beirats ist ein Protokoll anzufertigen und den Mitgliedern zuzusenden.
                  

               

               
                     § 6
Arbeitskreis der Gemeindediakoninnen und Gemeindediakone
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zum Arbeitskreis gehören Gemeindediakoninnen und Gemeindediakone, die in einer der von der Württembergischen Landeskirche
                     anerkannten Ausbildungsstätten ausgebildet wurden. Sie sind entsprechend ihres zahlenmäßigen Anteils an der Gesamtzahl der
                     Berufsgruppe im Arbeitskreis vertreten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Arbeitskreis ist ein Beratungsgremium. Er nimmt Impulse von der Berufsgruppe auf und erhält Aufträge von seiten des Oberkirchenrats
                     und des Beirats.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Geschäftsführung liegt bei der Beauftragten (§ 2 Abs. 2 Buchst. g).
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        § 5 gilt entsprechend.
                  

               

               
                     § 7
Inkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Diese Ordnung tritt am 1. Januar 1990 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Ordnung vom 19. Mai 1980, AZ 59.30 Nr. 39 (Abl. 49 S. 113 f.) tritt zum 31. Dezember 1989 außer Kraft.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         770. Kirchliche Verordnung über die Ordnung 
für das Zentrum Diakonat der Evangelischen Landeskirche in Württemberg
(Zentrum Diakonat Ordnung – ZDO)
         

      

      
         Vom 26. Mai 2014

      

      
         (Abl. 66 S. 112)
         

      

      Gemäß § 25 Absatz 4 Kirchenverfassungsgesetz wird nach Beratung mit dem Geschäftsführenden Ausschuss der Landessynode gemäß
         § 39 Absatz 1 Kirchenverfassungsgesetz verordnet:
      

      
            Präambel

         

         Die Arbeit des Zentrums Diakonat geschieht auf der Grundlage des in der Heiligen Schrift gegebenen, in den Bekenntnissen der
            Reformation bezeugten Evangeliums von Jesus Christus. „Diakonie ist gelebter Glaube der christlichen Gemeinde in Wort und
            Tat. Mit ihrem diakonischen Dienst übernimmt die Kirche die Verantwortung dafür, dass alle Menschen das Evangelium und darin
            Gottes liebende Zuwendung erfahren können. Dazu beruft die Kirche in das Amt des Diakons und der Diakonin Männer und Frauen,
            die durch ihre Ausbildung und ihre Bereitschaft zum Dienst in besonderer Weise befähigt sind“.1

         
                     § 1
Errichtung des Zentrums Diakonat, Rechtsform und Sitz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Evangelische Landeskirche in Württemberg errichtet ein Zentrum für den Diakonat zur Aus-, Fort- und Weiterbildung sowie
                     für die berufliche Begleitung von Diakoninnen und Diakonen als unselbstständige nicht rechtsfähige Einrichtung der Evangelischen
                     Landeskirche in Württemberg.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Aufgaben ergeben sich aus der Verantwortung der Landeskirche für den Diakonat, für die Aus-, Fort- und Weiterbildung
                     sowie für die berufliche Begleitung der Diakoninnen und Diakone.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Einrichtung trägt den Namen „Zentrum Diakonat der Evangelischen Landeskirche in Württemberg (Zentrum Diakonat)“ und hat
                     ihren Sitz in Ludwigsburg.
                  

               

               
                     § 2
Aufgaben und Zusammenarbeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zu den Aufgaben des Zentrums Diakonat gehören jeweils im Bereich des Diakonats:
                  

                  
                     
                        	
                            die Durchführung der Landeskirchlichen Aufbauausbildung,

                        

                        	
                            die Durchführung der berufsbegleitenden Qualifizierung und die Wahrnehmung der Verantwortung für die berufsbegleitende Qualifizierung
                              im Diakoniewerk Schwäbisch Hall e. V.,
                           

                        

                        	
                            die Durchführung der geistlich-theologischen Fortbildung, auch in Zusammenarbeit mit den Gemeinschaften im Diakonenamt,

                        

                        	
                            die Durchführung von fachlichen und verpflichtenden Fortbildungen,

                        

                        	
                            die Weiterentwicklung der Aus- und Fortbildungen, unter Berücksichtigung der geltenden gesetzlichen Regelungen,

                        

                        	
                            die Beratung des Oberkirchenrats in Fragen der Anerkennung von Ausbildungen, Ausbildungsstandards und Weiterqualifikation,

                        

                        	
                            die Mitarbeit bei der konzeptionellen und strukturellen Weiterentwicklung des Diakonats,

                        

                        	
                            die Zusammenarbeit mit der Evangelischen Hochschule Ludwigsburg bei der wissenschaftlichen Begleitung und Evaluation und
                              in Fragen der Anschlussfähigkeit an Regelstudiengänge der Hochschule,
                           

                        

                        	
                            die interprofessionelle und interdisziplinäre Zusammenarbeit mit den Einrichtungen des Evangelischen Bildungszentrums,

                        

                        	
                            die Ausführung weiterer Aufträge, die dem Zentrum Diakonat vom Oberkirchenrat erteilt werden.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben arbeitet das Zentrum Diakonat mit dem Diakonischen Werk der evangelischen Kirche in Württemberg e. V., der Evangelischen Hochschule Ludwigsburg, der Stiftung Karlshöhe
                     Ludwigsburg, dem Evangelischen Jugendwerk, dem Evangelischen Bildungszentrum, den Personalreferenten und -referentinnen der Berufsgruppen im Diakonat, den Gemeinschaften
                     im Diakonenamt, den diakonisch-missionarischen Ausbildungsstätten und anderen diakonatsbezogenen Einrichtungen und Zusammenschlüssen
                     zusammen.
                  

               

               
                     § 3
Organe
                     

                  

                  Organe des Zentrums Diakonat sind:

                  
                     
                        	
                            die Direktorin oder der Direktor,

                        

                        	
                            das Kuratorium.

                        

                     

                  

               

               
                     § 4
Direktorin oder Direktor
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Zentrum Diakonat wird von einer Direktorin oder einem Direktor geleitet, die oder der an die Weisungen des Oberkirchenrats
                     und an die Beschlüsse des Kuratoriums gebunden ist. Die unmittelbare Dienstaufsicht obliegt dem Oberkirchenrat. Dem Oberkirchenrat
                     obliegt auch die Fachaufsicht, soweit diese die oder der Vorsitzende des Kuratoriums nicht unmittelbar wahrnimmt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Wird die Aufgabe der Direktorin oder des Direktors durch eine Pfarrerin oder einen Pfarrer wahrgenommen, erfolgt die Besetzung
                     der Stelle nach § 6 Absatz 3 des Pfarrstellenbesetzungsgesetzes2. Das Kuratorium wird durch den Oberkirchenrat vor der Besetzung der Stelle als Vertreter des Arbeitsbereiches angehört. Weitergehende
                     Rechte können dem Kuratorium eingeräumt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Direktorin oder der Direktor vertritt das Zentrum Diakonat nach außen und ist Vorgesetzte oder Vorgesetzter der übrigen
                     Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Sie oder er ist verantwortlich für die strategische Planung, die operativen Geschäfte, nebenamtlichen
                     Beauftragungen, die Öffentlichkeitsarbeit und für Anstellungen im Sekretariat. Weitere Aufgaben können der Direktorin oder
                     dem Direktor durch den Oberkirchenrat übertragen werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Direktorin oder der Direktor entwirft den Sonderhaushaltsplan (§ 11 Absatz 2) und legt dem Kuratorium einen Jahresbericht
                     vor.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Direktorin oder der Direktor ist für die interprofessionelle und interdisziplinäre Zusammenarbeit mit dem Evangelischen
                     Bildungszentrum und seinen Einrichtungen und den anderen Kooperationspartnern verantwortlich.
                  

               

               
                     § 5
Kuratorium
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Dem Kuratorium gehören stimmberechtigt an:
                  

                  
                     
                        	
                            die Bildungsdezernentin oder der Bildungsdezernent des Oberkirchenrats,

                        

                        	
                            die oder der Vorstandsvorsitzende des Diakonischen Werks der evangelischen Kirche in Württemberg e. V.,

                        

                        	
                            die Rektorin oder der Rektor der Evangelischen Hochschule Ludwigsburg,

                        

                        	
                            die Direktorin oder der Direktor der Stiftung Karlshöhe Ludwigsburg,

                        

                        	
                            die oder der Vorsitzende des Ausschusses für Bildung und Jugend der Landessynode.

                        

                     

                  

                  Die Direktorin oder der Direktor des Zentrums Diakonat nimmt beratend an den Sitzungen teil.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der oder die Vorsitzende des Kuratoriums kann zu den Kuratoriumssitzungen folgende Berater einladen, wenn Gegenstände ihres
                     Arbeitsbereiches behandelt werden:
                  

                  
                     
                        	
                            die Referentin oder der Referent für die Diakonenausbildung im Oberkirchenrat,

                        

                        	
                            die Referentin oder der Referent für den Diakonat im Oberkirchenrat,

                        

                        	
                            die oder der mit der wissenschaftlichen Beratung beauftragte Professorin oder Professor der Evangelischen Hochschule Ludwigsburg.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für jedes stimmberechtigte Mitglied nach Absatz 1 wird von der entsendenden Stelle oder Einrichtung eine Verhinderungsstellvertreterin
                     oder ein Verhinderungsstellvertreter benannt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die oder der Vorsitzende des Kuratoriums ist die Bildungsdezernentin oder der Bildungsdezernent des Oberkirchenrats. Die
                     Stellvertretung im Vorsitz nehmen die Direktorin oder der Direktor der Stiftung Karlshöhe Ludwigsburg und die Rektorin oder
                     der Rektor der Evangelischen Hochschule Ludwigsburg wahr. Die Geschäftsführung obliegt der Direktorin oder dem Direktor des
                     Zentrums Diakonat.
                  

               

               
                     § 6
Aufgaben des Kuratoriums
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Kuratorium hat folgende Aufgaben:
                  

                  
                     
                        	
                            es legt die Arbeitsziele des Zentrums Diakonat fest,

                        

                        	
                            es beschließt über die Dienstaufträge der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nach den Vorgaben des Stellenplans,

                        

                        	
                            es berät den Entwurf des Sonderhaushaltsplans (§ 11 Absatz 2) und legt diesen dem Oberkirchenrat vor,

                        

                        	
                            es wirkt bei der Besetzung der Stelle der Direktorin bzw. des Direktors (§ 4 Absatz 2) und der Dozentinnen und Dozenten des
                              Zentrums mit,
                           

                        

                        	
                            es nimmt den Jahresbericht der Direktorin oder des Direktors des Zentrums Diakonat entgegen und leitet diesen mit einer eigenen
                              Stellungnahme an den Oberkirchenrat weiter,
                           

                        

                        	
                            es wird unterrichtet über die Mitarbeit von nebenamtlich an den Aus- und Fortbildungen Beteiligten,

                        

                        	
                            es gibt sich eine Geschäftsordnung.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zur näheren Regelung der Arbeit des Zentrums Diakonat kann das Kuratorium eine Geschäftsordnung für das Zentrum Diakonat
                     beschließen, die dem Oberkirchenrat zur Kenntnisnahme zu übermitteln ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Kuratorium tritt mindestens zweimal jährlich auf Einladung durch seine Vorsitzende oder seinen Vorsitzenden oder im Fall
                     ihrer oder seiner Verhinderung auf Einladung durch die stellvertretende Vorsitzende oder den stellvertretenden Vorsitzenden
                     zusammen.
                  

               

               
                     § 7
Beirat
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Kuratorium richtet einen Beirat ein, der der Vernetzung und Kommunikation der diakonatsbezogenen Einrichtungen (vgl.
                     insbesondere § 2 Absatz 2) dient und das Zentrum Diakonat in Fragen der konzeptionellen Weiterentwicklung des Diakonats und
                     der Diakonenausbildung berät. Ihm können vor allem Vertreterinnen und Vertreter von diakonatsbezogenen Einrichtungen angehören.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Kuratorium gibt dem Beirat eine Geschäftsordnung.
                  

               

               
                     § 8
Mitarbeitende
                     

                  

                  Die für die Erfüllung der Aufgaben des Zentrums Diakonat erforderlichen Mitarbeitenden werden im Rahmen des Stellenplans des
                     Zentrums Diakonat angestellt.
                  

               

               
                     § 9
Wissenschaftliche Beratung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Evangelische Hochschule Ludwigsburg berät das Zentrum Diakonat wissenschaftlich mit dem Ziel, eine hohe Qualität der
                     Aus-, Fort- und Weiterbildung sicherzustellen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Evangelische Hochschule Ludwigsburg berät und unterstützt dabei insbesondere
                  

                  
                     
                        	
                            die wissenschaftliche Evaluation von Praxisprojekten,

                        

                        	
                            die Weiterentwicklung des Diakonats,

                        

                        	
                            bei Forschungsvorhaben und

                        

                        	
                            die konzeptionelle Weiterentwicklung von Ausbildungs- und Fortbildungsangeboten des Zentrums Diakonat.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Evangelische Hochschule und das Zentrum Diakonat arbeiten insbesondere zusammen
                  

                  
                     
                        	
                            in Fragen der Zertifizierung und staatlichen Anerkennung von Fortbildungs-, Studien- und Ausbildungsangeboten,

                        

                        	
                            bei Beratungen zu Fragen der Anerkennung von Ausbildungen, Ausbildungsstandards und Weiterqualifikation im Diakonat,

                        

                        	
                            bei der praxisbezogenen Ausbildung und anwendungsbezogenen Forschung,

                        

                        	
                            durch Mitwirkung in Fragen der theologischen und ekklesiologischen Weiterentwicklung von Amt und Profession.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die wissenschaftliche Beratung wird durch eine Professorin oder einen Professor der Evangelischen Hochschule Ludwigsburg
                     wahrgenommen, die oder der durch die Evangelische Hochschule Ludwigsburg im Einvernehmen mit dem Kuratorium des Zentrums Diakonat
                     benannt wird.
                  

               

               
                     § 10
Geistliche Begleitung und Beratung
                     

                  

                  Die Mitverantwortung für die Beratung und geistliche Begleitung im Diakonat kann Dritten übertragen werden.

               

               
                     § 11
Haushaltsführung und Verwaltung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für das Zentrum Diakonat wird ein Sonderhaushaltsplan geführt. Der Plan wird von der Direktorin oder dem Direktor entworfen,
                     vom Kuratorium beraten und dem Oberkirchenrat vorgelegt. Rechnungsjahr ist das Kalenderjahr.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Vollzug des Haushaltsplans obliegt der Direktorin oder dem Direktor.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Zentrum Diakonat nimmt die zentralen Dienste der Verwaltung der Landeskirche und ihrer Einrichtungen in Anspruch, soweit
                     der Oberkirchenrat dies festlegt.
                  

               

               
                     § 12
Anträge auf Änderung der Ordnung
                     

                  

                  Anträge an den Oberkirchenrat auf Änderungen dieser Ordnung bedürfen einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen
                     der anwesenden Mitglieder des Kuratoriums.
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         776. Richtlinien für die Ordnung des Mesnerdienstes in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg

      

      
         Bekanntmachung des Oberkirchenrats vom 18. September 2003 (Abl. 60 S. 332), geändert durch Erlass des Oberkirchenrats vom 6. August 2024 (Abl. 71 Nr. 63)
         

      

      Der Evangelische Oberkirchenrat in Stuttgart hat unter Beteiligung des Mesnerbunds in der Württembergischen Landeskirche e.
            V. die nachfolgenden Richtlinien für den Mesnerdienst in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg erlassen. Sie treten
            an die Stelle der Richtlinien in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juli 1981 (Beiblatt Nr. 4 zum Abl. 49).
         

         Den Kirchengemeinden wird empfohlen, nachstehende Richtlinien für die Ordnung des Mesnerdienstes der örtlichen Dienstanweisung
            für die Mesnerin/den Mesner zugrunde zu legen. Die örtliche Dienstanweisung wird durch schriftliche Vereinbarung Anlage und
            Bestandteil des einzelnen Dienstvertrags.
         

         
            
               
               
            
            
               
                  	
                     1.

                  
                  	
                     Das Mesneramt

                  
               

               
                  	
                     1.1

                  
                  	
                     Die Mesnerin/der Mesner versieht das Amt als einen Dienst in der Gemeinde. Das Amt ist dem Gottesdienst und den äußeren Belangen
                        der kirchlichen Gebäude zugeordnet. Es dient gottesdienstlichen Aufgaben, wie auch der Pflege und Erhaltung des Eigentums
                        der Kirchengemeinde.
                     

                  
               

               
                  	
                     1.2

                  
                  	
                     Die Mesnerin/der Mesner wird in einem Gottesdienst unter Fürbitte der Gemeinde in das Amt eingeführt. Dies soll nach der Einführungsordnung
                        der Landeskirche geschehen.
                     

                  
               

               
                  	
                     2.

                  
                  	
                     Das Mesneramt in der Dienstgemeinschaft

                  
               

               
                  	
                     2.1

                  
                  	
                     Die Einstellung der Mesnerin/des Mesners erfolgt auf Grund eines Anstellungsvertrags nach den Bestimmungen der Kirchlichen
                        Anstellungsordnung (KAO1) und entsprechend den Tätigkeitsmerkmalen des Vergütungsgruppenplans 16.
                     

                  
               

               
                  	
                     2.2

                  
                  	
                     Die örtlichen Regelungen für den Mesnerdienst einschließlich der Frage des Hausrechts, der Schlüsselgewalt und des Bereitschaftsdienstes
                        werden auf der Grundlage der Arbeitszeitermittlung in der Dienstanweisung zusammengefasst; sie wird Teil des Anstellungsvertrages.
                     

                  
               

               
                  	
                     2.3

                  
                  	
                     Die Dienstaufsicht hat der Kirchengemeinderat; sie wird vom zuständigen Vorsitzenden ausgeübt. Während eines Gottesdienstes
                        ist die Person weisungsbefugt, die den Gottesdienst leitet.
                     

                  
               

               
                  	
                     2.4

                  
                  	
                     Mesnerin/der Mesner bemüht sich um vertrauensvolle Zusammenarbeit mit allen, die in der Kirchengemeinde mitarbeiten.

                  
               

               
                  	
                     2.5

                  
                  	
                     Die Mesnerin/der Mesner nimmt an den regelmäßigen Dienstbesprechungen ihrer/seiner Dienststelle teil.

                  
               

               
                  	
                     2.6

                  
                  	
                     Zur Wahrnehmung und Förderung der beruflichen, wirtschaftlichen und sozialen Belange hat die Mesnerin/der Mesner das Recht,
                        sich vom Mesnerbund beraten und von der zuständigen Mitarbeitervertretung bei der Dienststellenleitung vertreten zu lassen.
                     

                  
               

               
                  	
                     3.

                  
                  	
                     Aufgaben

                  
               

               
                  	
                     3.1

                  
                  	
                     Die Mesnerin/der Mesner arbeitet mit allen Personen und Gruppen zusammen, die Gottesdienste, kirchenmusikalische und andere
                        Gemeindeveranstaltungen planen und durchführen. Die hierfür notwendigen Vorbereitungen sind rechtzeitig zu treffen. Während
                        der Veranstaltungen besteht in der Regel Anwesenheitspflicht. Auswärtige Personen oder Gruppen (z. B. Lektoren, Gastprediger,
                        Stellvertreter der Kirchenmusiker usw.) werden über Besonderheiten (Örtliche Gottesdienstordnung, Akustik, technische Einrichtungen,
                        Lautsprecheranlage usw.) informiert.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     Insbesondere ist die Mesnerin/der Mesner für folgendes verantwortlich:

                  
               

               
                  	
                     3.2

                  
                  	
                     Für das Läuten der Glocken. Dabei ist die vom Kirchengemeinderat beschlossene Läuteordnung zu beachten.

                  
               

               
                  	
                     3.3

                  
                  	
                     Für das Schmücken der Kirche, sofern keine anderen Abmachungen getroffen sind. Der finanzielle Bedarf für den Blumenschmuck
                        ist beim Kirchengemeinderat anzumelden.
                     

                  
               

               
                  	
                     3.4

                  
                  	
                     Für die Reinigung, Belüftung, Beleuchtung und Beheizung der benötigten Räume und die Ermöglichung des rechtzeitigen Zugangs
                        zu den Veranstaltungen.
                     

                  
               

               
                  	
                     3.5

                  
                  	
                     Für die Sauberkeit und Ordnung auf dem Kirchengrundstück. Der Verkehrssicherungspflicht ist beispielsweise durch rechtzeitiges
                        Laubbeseitigen, Schneeräumen bzw. Streuen bei Glätte entsprechend den örtlichen Vorschriften nachzukommen. Die Überwachung
                        der technischen Anlagen der Kirche sowie die pflegliche Behandlung des Inventars einschließlich der gottesdienstlichen Geräte
                        gehört ebenfalls zum Dienstauftrag.
                     

                  
               

               
                  	
                     3.6

                  
                  	
                     Schäden an Baulichkeiten, an technischen Einrichtungen und Kunstgegenständen sind unverzüglich bei der zuständigen Stelle
                        (Pfarramt, Vors. des Kirchengemeinderates, Kirchenpflege, sofern eine solche bestellt ist) zu melden. Bei akuten Schäden und
                        Gefahren ist der nächst erreichbare Gemeindepfarrer zu unterrichten. Besondere Sorgfalt ist der Sicherung von Kunstgegenständen
                        zuzuwenden.
                     

                  
               

               
                  	
                     3.7

                  
                  	
                     Der Umfang der Botengänge wird in der örtlichen Dienstanweisung (Ziff. 2.2) geregelt.

                  
               

               
                  	
                     4.

                  
                  	
                     Ausbildung und Fortbildung

                  
               

               
                  	
                     4.1

                  
                  	
                     Das Mesneramt erfordert eine besondere Aus- und Fortbildung. Sie geschieht durch Lehrgänge und Fortbildungstagungen, die vom
                        Mesnerbund zusammen mit dem Lektorenpfarramt der Evangelischen Landeskirche in Württemberg angeboten und durchgeführt werden.
                     

                  
               

               
                  	
                     4.2

                  
                  	
                     Die Kirchengemeinde ermöglicht und finanziert die Teilnahme an den Veranstaltungen des Mesnerbundes und des Lektorenpfarramts,
                        die für einzelne Kirchenbezirke oder für die Landeskirche insgesamt angeboten werden.
                     

                  
               

               
                  	
                     4.3

                  
                  	
                     Als praktischen Ratgeber für den Mesnerdienst erhält die Mesnerin/der Mesner beim Dienstantritt das Handbuch für den Mesner-
                        und Hausmeisterdienst in der aktuellen Fassung.
                     

                  
               

            
         

      

      

      1
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 700 dieser Sammlung.
            

         

      

   
      

      
         780. Kirchliche Verordnung über die Bevollmächtigung zur Erteilung von Religionsunterricht an den Schulen (Vokationsordnung)

      

      
         Vom 20. November 1990

      

      
         (Abl. 54 S. 589), geändert durch Kirchl. Verordnung vom 23. November 2010 (Abl. 64 S. 280)
         

      

      und

      781. Ausführungsbestimmungen zur Vokationsordnung1

      Vom 13. August 1991

      (Abl. 54 S. 592), geändert durch Erlass vom 29. 10. 1996 (Abl. 57 S. 184), vom 25. Juli 2001 (Abl. 59 S. 336), vom 7. September 2010 (Abl. 64 S. 281) und vom 9. Dezember 2025 (Abl. 71 Nr. 213)
      

      


      Nach gemeinsamer Beratung mit dem Ständigen Ausschuß der Evangelischen Landessynode gemäß § 39 Abs. 1 Kirchenverfassung2 wird verordnet:
         

         
                     § 1
Allgemeines
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der evangelische Religionsunterricht wird im Bereich der Evangelischen Landeskirche in Württemberg nach deren Grundsätzen
                     und von deren Beauftragten erteilt. Die Beauftragung zur Erteilung von Religionsunterricht setzt die Kirchliche Bevollmächtigung
                     voraus (vocatio). Sie wird in der Regel öffentlich bestätigt (§ 3 Abs. 1 Satz 2).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Vocatio begründet ein Verhältnis gegenseitigen Vertrauens und gegenseitiger Verpflichtung zwischen der Landeskirche und
                     den von ihr beauftragten Lehrerinnen und Lehrern. Die Landeskirche verpflichtet sich, für die Anliegen der als evangelische
                     Religionslehrer Bevollmächtigten gegenüber kirchlichen und staatlichen Stellen und in der Öffentlichkeit einzutreten und ihre
                     fachliche Fortbildung zu fördern. Kirchlich Bevollmächtigte sind verpflichtet, Lehraufträge in evangelischem Religionsunterricht
                     zu übernehmen und sie nach den Grundsätzen und der Ordnung der Evangelischen Landeskirche in Württemberg und nach den amtlichen
                     Lehrplänen zu erteilen. Sie sind darauf bedacht, daß ihr ganzes Verhalten mit ihrem Auftrag als evangelische Religionslehrer
                     in Einklang steht.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Als bevollmächtigt im Sinne dieser Ordnung gilt auch,
                     
                        	
                           wer durch Ordination zur öffentlichen Wortverkündigung, zur Sakramentsverwaltung und zur Vornahme von Amtshandlungen ermächtigt
                              ist,
                           

                        

                        	
                           wer als Katechet im Auftrag der Landeskirche in das Amt des Diakons berufen worden ist und

                        

                        	
                           wer von einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland zum Religionsunterricht bevollmächtigt worden ist und bereit
                              ist, diesen nach den Grundsätzen und der Ordnung der Evangelischen Landeskirche in Württemberg zu erteilen.
                           

                        

                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                              	
                                 Auf Grund § 6 der Kirchlichen Verordnung über die Bevollmächtigung zur Erteilung von Religionsunterricht an den Schulen (Vokationsordnung) vom 20. November 1990 erläßt der Oberkirchenrat die folgenden Bestimmungen:
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 1:

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 
                                    
                                       	
                                          Die Grundsätze der Evangelischen Landeskirche in Württemberg, nach denen der Religionsunterricht zu erteilen ist, ergeben
                                             sich aus § 2 Abs. 2 Vokationsordnung. Die wichtigsten Bekenntnisse der Reformation sind im Evangelischen Gesangbuch (Ausgabe für die Evangelische Landeskirche
                                             in Württemberg) abgedruckt. Die Barmer Theologische Erklärung ist für die Bestimmung des Inhalts der „Grundsätze der Evangelischen
                                             Landeskirche“ ebenfalls heranzuziehen.
                                          

                                       

                                       	
                                          Im einzelnen bedeutet die Bevollmächtigung für die Religionslehrer/die Religionslehrerin insbesondere, daß er/sie
                                             
                                                	
                                                   Lehraufträge in Evangelischer Religionslehre übernimmt,

                                                

                                                	
                                                   an der Vorbereitung und Durchführung von Schulgottesdiensten mitwirkt,

                                                

                                                	
                                                   sich fachlich fortbildet,

                                                

                                                	
                                                   mit den Eltern der ihm/ihr anvertrauten Kinder und Jugendlichen und anderen für deren Erziehung Verantwortlichen zusammenarbeitet
                                                      und
                                                   

                                                

                                                	
                                                   die Inhalte des Unterrichtsfaches Evangelische Religionslehre gegenüber der Schule, den Eltern und den Schülern nach Kräften
                                                      vertritt und auch sonst alles tut, was dem evangelischen Religionsunterricht in seinem Bereich förderlich ist.
                                                   

                                                

                                             

                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 2
Voraussetzungen der Vocatio
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bevollmächtigt kann werden, wer
                     
                        	
                           der evangelischen Kirche angehört,

                        

                        	
                           die für die Erteilung von Religionsunterricht erforderliche Vorbildung besitzt,

                        

                        	
                           bereit ist, die mit der Wahrnehmung eines Lehrauftrags im evangelischen Religionsunterricht verbundenen Verpflichtungen zu
                              übernehmen (vgl. § 1 Abs. 2) und
                           

                        

                        	
                           den Nachweis über die Teilnahme an den Pflichtveranstaltungen des Programms zur Kirchlichen Begleitung von Lehramtsstudierenden
                              im Fach Evangelische Theologie/Religionspädagogik erbringt.3

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Bereitschaft nach Absatz 1 Nr. 3 ist mit den folgenden Worten zu erklären und folgendermaßen schriftlich zu bestätigen:
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                              	
                                 „Im Aufsehen auf Jesus Christus, den alleinigen Herrn der Kirche, bin ich bereit, mein Amt als evangelischer Religionslehrer/als
                                    evangelische Religionslehrerin zu führen und mitzuhelfen, dass das Evangelium von Jesus Christus, wie es in der Heiligen Schrift
                                    gegeben und in den Bekenntnissen der Reformation bezeugt ist, aller Welt verkündigt wird. Ich will in meinem Teil dafür Sorge
                                    tragen, dass der evangelische Religionsunterricht auf dem Grund des Evangeliums geschehe, und will darauf Acht haben, dass
                                    falscher Lehre, der Unordnung und dem Ärgernis in der Kirche gewehrt werde. Ich will meinen Dienst als evangelischer Religionslehrer/als
                                    evangelische Religionslehrerin im Gehorsam gegen Jesus Christus nach der Ordnung unserer Landeskirche tun.“
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Zu § 2:

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              
                                 
                                    	3.

                                    	
                                       Voraussetzung für die Erteilung der Kirchlichen Bevollmächtigung (vocatio) ist die Mitgliedschaft in der Evangelischen Landeskirche
                                          in Württemberg, einer anderen Gliedkirche der EKD, einer evangelischen Kirche des Auslands oder ausnahmsweise die Mitgliedschaft
                                          in einer evangelischen Freikirche.
                                       

                                    

                                    	4.

                                    	
                                       Die erforderliche Vorbildung besitzt, wer die nach den jeweils geltenden staatlichen und kirchlichen Bestimmungen die für
                                          die Erlangung der Lehrbefähigung im Fach Evangelische Religionslehre erforderlichen Prüfungen mit Erfolg abgelegt oder auf
                                          andere Weise gegenüber der Landeskirche nachgewiesen hat, daß er/sie zu dem Personenkreis gehört, der nach § 97 Abs. 1 Schulgesetz
                                          für Baden-Württemberg zur Erteilung von Religionsunterricht zugelassen ist.
                                       

                                    

                                 

                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 3
Erteilung der Vocatio
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Bevollmächtigung erfolgt in der Regel nach Abschluß der erforderlichen Ausbildung auf Antrag durch ein Mitglied des Evangelischen
                     Oberkirchenrats oder eine andere vom Oberkirchenrat beauftragte Person. Sie findet in der Regel im Gottesdienst statt. Über
                     die Bevollmächtigung wird eine Urkunde ausgestellt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Verfahren und Form der Bevollmächtigung von Angehörigen evangelischer Freikirchen bleiben der zwischenkirchlichen Vereinbarung
                     vorbehalten.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Zu § 3:

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              
                                 
                                    	5.

                                    	
                                       Die Kirchliche Bevollmächtigung (vocatio) unterbleibt, wenn anzunehmen ist, daß in absehbarer Zeit ein Lehrauftrag in Evangelischer
                                          Religionslehre nicht erteilt werden wird.
                                       

                                    

                                    	6.

                                    	
                                       Der Antrag auf Erteilung der Kirchlichen Bevollmächtigung (vocatio) ist rechtzeitig vor Übernahme eines Lehrauftrags in Evangelischer
                                          Religionslehre beim Evangelischen Oberkirchenrat in Stuttgart zu stellen.
                                       

                                    

                                    	7.

                                    	
                                       Vor der Erteilung der Kirchlichen Bevollmächtigung (vocatio) führt der zuständige Schuldekan oder eine andere vom Oberkirchenrat
                                          beauftragte Person ein persönliches Gespräch mit den zu Bevollmächtigenden (Vokationsgespräch). Wenn möglich, soll eine gemeinsame
                                          Vorbereitung mit den zu Bevollmächtigenden stattfinden.
                                       

                                    

                                    	8.

                                    	
                                       Die Kirchliche Bevollmächtigung (vocatio) erfolgt in der Regel in einem Gottesdienst. In Frage kommen zum Beispiel ein Gottesdienst
                                          anläßlich der Vokationsvorbereitung im Pädagogisch-Theologischen Zentrum, ein Schulgottesdienst, ein Gottesdienst der Kirchengemeinde, in der der Lehrauftrag wahrgenommen wird, oder ein Gottesdienst der Heimatgemeinde. Die gottesdienstliche Einführung
                                          erfolgt nach den Ausführungsbestimmungen zur Einführungsordnung.4

                                       Auf die Kirchliche Bevollmächtigung (vocatio) im Gottesdienst kann ausnahmsweise verzichtet werden. Dies gilt insbesondere
                                          dann, wenn es sich um eine Wiedererteilung der Kirchlichen Bevollmächtigung (vocatio) handelt (vgl. § 4 Abs. 4 Vokationsordnung).
                                       

                                    

                                    	9.

                                    	
                                       Eine Vereinbarung im Sinne des § 3 Abs. 2 ist mit dem Bund Freier evangelischer Gemeinden, dem Bund Evangelisch-Freikirchlicher
                                          Gemeinden und der Evangelisch-methodistischen Kirche getroffen worden (Abl. 51 S. 245). Der Oberkirchenrat stimmt der Bevollmächtigung von Mitgliedern dieser Freikirchen zu, wenn die Voraussetzungen nach der
                                          Vereinbarung erfüllt sind. Die schriftliche Erklärung nach I A Nr. 4 der Vereinbarung beinhaltet die Verpflichtung, den Religionsunterricht nach dem Bekenntnis und der Ordnung der Evangelischen
                                          Landeskirche in Württemberg zu erteilen.
                                       

                                       Mitglieder anderer evangelischer Freikirchen, mit denen eine Vereinbarung im Sinne des § 3 Abs. 2 nicht vorliegt, können im
                                          Einzelfall bevollmächtigt werden, wenn sie sich verpflichten, den Religionsunterricht nach den gesetzlichen Bestimmungen,
                                          insbesondere nach dem Bekenntnis und der Ordnung der Evangelischen Landeskirche in Württemberg, zu erteilen. Die Bevollmächtigung
                                          geschieht zunächst nur für eine begrenzte Zeit. In der Regel wird vorausgesetzt, daß die evangelische Freikirche der Arbeitsgemeinschaft
                                          Christlicher Kirchen angehört.
                                       

                                    

                                    	10.

                                    	
                                       Die Vokationsurkunde wird vom Oberkirchenrat ausgestellt.

                                    

                                    	11.

                                    	
                                       Von der Kirchlichen Bevollmächtigung (vocatio) ist die für die Dienstaufsicht zuständige kirchliche oder staatliche Stelle
                                          zu benachrichtigen.
                                       

                                    

                                 

                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 4
Beendigung der Vocatio
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Bevollmächtigung erlischt, wenn
                     
                        	
                           Bevollmächtigte auf die sich aus ihr ergebenden Rechte verzichten,

                        

                        	
                           Bevollmächtigte aus der Landeskirche austreten oder die Mitgliedschaft in der evangelischen Kirche auf andere Weise verlieren
                              oder
                           

                        

                        	
                           der Evangelische Oberkirchenrat sie widerruft.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Bevollmächtigung kann widerrufen werden, wenn Bevollmächtigte ihren Pflichten (vgl. § 1) in erheblicher und nachhaltiger
                     Weise nicht nachkommen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Erlöschen der Bevollmächtigung ist dem oder der Bevollmächtigten schriftlich mitzuteilen und zu begründen. Die Vokationsurkunde
                     ist zurückzugeben.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Bevollmächtigung kann auf Antrag wieder erteilt werden.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Zu § 4:

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              
                                 
                                    	12.

                                    	
                                       Der Verzicht nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 ist gegenüber dem zuständigen Schuldekan oder dem Oberkirchenrat schriftlich zu erklären.

                                    

                                    	13.

                                    	
                                       Besteht Anlaß zur Prüfung, ob die Bevollmächtigung zu widerrufen ist, so ist der oder die Bevollmächtigte vom Schuldekan oder
                                          von einem anderen Vertreter des Oberkirchenrats zur Sache zu hören. Auf Antrag ist eine Vertrauensperson beizuziehen. Kommt
                                          eine Einigung nicht zustande, so ist auf Antrag eine Kommission zu berufen. Sie besteht aus
                                          
                                             	
                                                dem Schuldekan oder einem anderen Vertreter des Oberkirchenrats,

                                             

                                             	
                                                dem Schulleiter oder einem anderen Vertreter der Schulverwaltung,

                                             

                                             	
                                                einer Vertrauensperson des oder der Bevollmächtigten.

                                             

                                          

                                       

                                       Der Vertreter nach Satz 4 Buchstabe b sowie die Vertrauensperson nach Satz 2 und Satz 4 Buchstabe c müssen der evangelischen
                                          Kirche angehören.
                                       

                                       Die Kommission macht einen Vorschlag. Die Entscheidung trifft der Oberkirchenrat. Sie ist schriftlich zu begründen, mit einer
                                          Rechtsmittelbelehrung zu versehen und dem oder der Bevollmächtigten  zuzustellen.
                                       

                                    

                                    	14.

                                    	
                                       Zur Form der Wiedererteilung der Kirchlichen Bevollmächtigung nach § 4 Abs. 4 vgl. Nr. 8 Satz 4 und 5.

                                    

                                 

                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 5
Vorläufige Vocatio
                     

                  

                  Personen, die die Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 erfüllen, können für begrenzte Zeit zur Erteilung von Religionsunterricht
                     bevollmächtigt werden (vorläufige Vocatio). Die Bereitschaft nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 ist schriftlich zu erklären. Eine Befreiung
                     von der Voraussetzung des § 2 Abs. 1 Nr. 4 ist in Ausnahmefällen möglich6. Die vorläufige Vocatio wird in der Regel zum Zwecke des Abschlusses der Ausbildung erteilt. Sie kann mit weiteren Einschränkungen
                     und mit Auflagen verbunden und jederzeit widerrufen werden.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Zu § 5:

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              
                                 
                                    	15.

                                    	
                                       Die vorläufige Bevollmächtigung erteilt der Oberkirchenrat. Er kann den Schuldekan beauftragen. Sie erfolgt schriftlich.

                                    

                                    	16.

                                    	
                                       Die vorläufige Bevollmächtigung kann insbesondere auf bestimmte Schulen, Schularten und Klassenstufen eingeschränkt werden.

                                    

                                    	17.

                                    	
                                       Die vorläufige Bevollmächtigung endet mit der Erteilung der Kirchlichen Bevollmächtigung (vocatio), durch Widerruf oder mit
                                          Ablauf des Zeitraums, für den sie erteilt ist. Verlängerung für bestimmte Zeit ist möglich. Die vorläufige Bevollmächtigung
                                          zum Zwecke des Abschlusses der Ausbildung endet spätestens sechs Monate nach Bestehen der Abschlußprüfung oder endgültigem
                                          Nichtbestehen derselben.
                                       

                                    

                                 

                              

                           
                        

                     
                  

               

               
                     § 6
Ausführungsbestimmungen
                     

                  

                  Nähere Bestimmungen zur Ausführung dieser Verordnung erläßt der Oberkirchenrat.

               

               
                     § 7
Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Diese Ordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Bestimmungen dieser Verordnung über die Rechte und Pflichten der Bevollmächtigten und über das Erlöschen der Bevollmächtigung
                     gelten auch für Bevollmächtigungen, die vor Inkrafttreten dieser Verordnung erteilt worden sind.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Zu § 7:

                           
                        

                        
                           	
                           	
                              
                                 
                                    	18.

                                    	
                                       Lehrkräften, die bei Inkrafttreten der Vokationsordnung vom 20. November 1990 im Einverständnis mit dem Oberkirchenrat oder
                                          dem zuständigen Schuldekan ohne ausdrückliche Beauftragung, insbesondere ohne Aushändigung einer Urkunde, Evangelischen Religionsunterricht
                                          im Bereich der Landeskirche erteilen, wird auf Antrag eine Vokationsurkunde gemäß § 3 Abs. 1 Satz 3 ausgestellt, wenn die
                                          Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 vorliegen.
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         782. Vereinbarung zwischen dem Kultusministerium Baden-Württemberg und der Evangelischen Landeskirche in Württemberg vom 1.
            November 2017 über die Richtlinien für die Ausbildung und den Nachweis der Eignung und Lehrbefähigung der kirchlich ausgebildeten
            Religionslehrkräfte gemäß § 97 Abs. 1 und 2 des Schulgesetzes für Baden-Württemberg
         

      

      
         Inkraftgetreten am 1. November 2017

      

      
         (Abl. 68 S. 17, K.u.U. 2017 S. 226), geändert durch Vereinbarung 
vom 1. Oktober 2019 (Abl. 68 S. 736, K.u.U 2020 S. 17)
         

      

      Über die Richtlinien für die Ausbildung und den Nachweis der Eignung und Lehrbefähigung der kirchlich ausgebildeten Religionslehrkräfte
         wird zwischen dem Kultusministerium und der Evangelischen Landeskirche in Württemberg die folgende Vereinbarung getroffen.
      

      
            A.
Richtlinien für Religionslehrkräfte mit vollem Dienstauftrag
            

         

         
               I.
Lehrbefähigung
               

            

            Die Lehrbefähigung der kirchlich ausgebildeten Religionslehrkräfte mit vollem Dienstauftrag erstreckt sich auf die Erteilung
               des evangelischen Religionsunterrichts an den Schulen nach § 4 Abs. 1 Schulgesetz, wobei sie an Gymnasien und Gemeinschaftsschulen
               nur die Unter- und Mittelstufe umfasst und sich an beruflichen Schulen bis zum Abschluss des 10. Schuljahres erstreckt.
            

         

         
               II.
Ausbildung
               

            

            1. Zulassungsvoraussetzungen

            Voraussetzung für die Zulassung zur Bewerbung um die Ausbildung ist der Realschulabschluss oder ein gleichwertiger Abschluss.

            2. Gliederung der Ausbildung

            Die Ausbildung gliedert sich in die Grundausbildung, das Anerkennungsjahr und die Aufbauausbildung.

            
               	(1)

               	
                  Die Grundausbildung

                  besteht aus einer mindestens dreijährigen Vollzeitausbildung an der Evangelischen Missionsschule der Bahnauer Bruderschaft
                     Unterweissach und vermittelt eine pädagogische Grundbefähigung und eine religionspädagogische Schwerpunktausbildung.
                  

               

               	(2)

               	
                  Das Anerkennungsjahr

                  besteht aus einem einjährigen Berufspraktikum.

               

               	(3)

               	
                  Die Aufbauausbildung

                  besteht aus einer zweijährigen berufsbegleitenden Ausbildung, die Studienkurse, Praxisberatung und Supervision enthält. Die
                     Höhe des Unterrichtsdeputates während der Aufbauausbildung beträgt mindestens 12 Wochenstunden Religionsunterricht.
                  

               

            

         

         
               III.
Erste Kirchliche Dienstprüfung
               

            

            Der Oberkirchenrat erlässt eine Prüfungsordnung, in der die folgenden Bestimmungen berücksichtigt sind:

            1. Zweck der Prüfung

            In der Prüfung hat die Bewerberin oder der Bewerber nachzuweisen, dass sie beziehungsweise er die zur Erteilung des Religionsunterrichts
               an den in I genannten Schularten bzw. Klassenstufen erforderliche Ausbildung besitzt.
            

            2. Zulassung zur Prüfung

            Zur Ersten Dienstprüfung kann zugelassen werden, wer die erfolgreiche Teilnahme an der Grundausbildung nachgewiesen hat.

            3. Prüfungsausschuss
               
                  	(1)

                  	
                     Zur Durchführung der Prüfung wird ein Ausschuss gebildet. Diesem Ausschuss gehören an
                        
                           	
                              eine Vertreterin oder ein Vertreter des Oberkirchenrats als Vorsitzende oder Vorsitzender,

                           

                           	
                              die Leiterin oder der Leiter der zuständigen diakonisch-missionarischen Ausbildungsstätte gemäß A II.2.(1) als deren Vertreterin
                                 oder deren Vertreter,
                              

                           

                           	
                              das Dozentenkollegium der zuständigen diakonisch-missionarischen Ausbildungsstätte gemäß A II.2.(1).

                           

                        

                     

                     Es können bis zu drei weitere Mitglieder berufen werden.

                  

                  	(2)

                  	
                     Für die einzelnen Prüfungen werden Fachausschüsse gebildet, die aus einer oder einem Vorsitzenden, einer Prüferin oder einem
                        Prüfer und der Protokollführerin oder dem Protokollführer bestehen. An den Lehrproben kann außerdem die Schuldekanin oder
                        der Schuldekan, die oder der im Bereich der diakonischmissionarischen Ausbildungsstätte zuständig ist, teilnehmen.
                     

                  

               

            

            4. Prüfungsfächer

            Prüfungsfächer sind:
               
                  
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                        	
                           Biblische Theologie

                        
                     

                     
                        	
                        	
                           Systematische Theologie / Kirchengeschichte

                        
                     

                     
                        	
                        	
                           Kirchenkunde

                        
                     

                     
                        	
                        	
                           Mediales Gestalten

                        
                     

                     
                        	
                        	
                           Musische Bildung

                        
                     

                     
                        	
                        	
                           Pädagogik

                        
                     

                     
                        	
                        	
                           Sozialethik

                        
                     

                     
                        	
                        	
                           Religionspädagogik

                        
                     

                  
               

            

            5. Prüfungsteile

            Die Prüfung hat einen schriftlichen und einen schulpraktischen Teil. Der schulpraktische Teil enthält zwei Lehrproben, in
               der Regel in zwei Schulstufen.
            

            6. Prüfungszeugnis

            Das Ergebnis der Prüfung wird in einem Prüfungszeugnis festgehalten. Es wird von der oder dem Vorsitzenden und von der Leiterin
               oder dem Leiter der diakonisch-missionarischen Ausbildungsstätte unterzeichnet.
            

         

         
               IV.
Zweite Kirchliche Dienstprüfung und Anerkennung des Zweiten Kirchlichen Ausbildungsabschlusses
               

            

            Der Oberkirchenrat erlässt eine Prüfungsordnung, in der die folgenden Bestimmungen berücksichtigt sind:

            1. Zweck der Prüfung

            Durch die Zweite Kirchliche Dienstprüfung hat die Bewerberin oder der Bewerber nachzuweisen, dass sie beziehungsweise er die
               Befähigung zur Anstellung als kirchliche Religionslehrkraft (Religionspädagogin/Religionspädagoge) besitzt.
            

            2. Zulassung zur Prüfung

            Zur Prüfung kann zugelassen werden, wer innerhalb eines Zeitraums von fünf Jahren nach Abschluss des Anerkennungsjahres die
               erfolgreiche Teilnahme an den erforderlichen Kursen der Aufbauausbildung (Studienkurse, Praxisberatung und Supervision) nachgewiesen
               sowie eine anerkannte schriftliche Hausarbeit vorgelegt hat. Die erforderlichen Kurse werden in Kooperation mit den Seminaren
               für Ausbildung und Fortbildung der Lehrkräfte durchgeführt. Über Ausnahmen von der zeitlichen Bindung entscheidet der Oberkirchenrat.
            

            3. Art der Prüfung

            Die Prüfung besteht aus einer schulpraktischen Prüfung von zwei Lehrproben in unterschiedlichen Schulstufen und einem Abschlusskolloquium.
               Dieses wird in Form einer mündlichen Prüfung durchgeführt. Die Prüfungszeit beträgt 30 Minuten.
            

            4. Prüfungsausschuss
               
                  	(1)

                  	
                     Zur Durchführung des Abschlusskolloquiums und zur Anerkennung des Zweiten Kirchlichen Ausbildungsabschlusses wird ein Prüfungsausschuss
                        gebildet.
                     

                     Diesem gehören an
                        
                           	
                              eine Vertreterin oder ein Vertreter des Oberkirchenrats als Vorsitzende oder Vorsitzender,

                           

                           	
                              die Leiterin oder der Leiter der zuständigen diakonisch-missionarischen Ausbildungsstätte (vgl. Nr. 2),

                           

                           	
                              die zuständige Fachdozentin oder der zuständige Fachdozent der diakonisch-missionarischen Ausbildungsstätte (vgl. Nr. 2),

                           

                           	
                              eine Vertreterin oder ein Vertreter der staatlichen Schulverwaltung.

                           

                        

                     

                     Weitere Mitglieder können berufen werden.

                  

                  	(2)

                  	
                     Zur Durchführung des Kolloquiums werden Fachausschüsse gebildet, die aus einer oder einem Vorsitzenden, der Fachdozentin oder
                        dem Fachdozenten als Prüferin oder Prüfer, einer Vertreterin oder einem Vertreter der staatlichen Schulverwaltung und einer
                        Vertreterin oder einem Vertreter der Praxis als Protokollführerin oder Protokollführer bestehen.
                     

                  

                  	(3)

                  	
                     Zur Durchführung der schulpraktischen Prüfung werden Fachausschüsse gebildet, die aus einer oder einem Vorsitzenden, einer
                        Schuldekanin oder einem Schuldekan und einer Vertreterin oder einem Vertreter der staatlichen Schulverwaltung bestehen.
                     

                  

               

            

            5. Anerkennung des Zweiten Kirchlichen Ausbildungsabschlusses

            Nach der erfolgreichen Teilnahme am Abschlusskolloquium spricht der Prüfungsausschuss die Anerkennung des Zweiten Kirchlichen
               Ausbildungsabschlusses aus.
            

            6. Abschlusszeugnis

            Über das Ergebnis der Zweiten Kirchlichen Dienstprüfung und über die Anerkennung des Zweiten Kirchlichen Ausbildungsabschlusses
               wird ein Zeugnis ausgestellt. Dieses wird von der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses und von der Leiterin oder
               dem Leiter der Ausbildungsstätte (vgl. Nr. 2) unterzeichnet.
            

         

      

      
            B.
Richtlinien für Religionslehrkräfte mit einem Deputat bis zu 13 Wochenstunden
            

         

         
               I.
Lehrbefähigung
               

            

            Die Lehrbefähigung der kirchlich ausgebildeten Religionslehrkräfte mit einem Deputat bis zu 13 Wochenstunden erstreckt sich
               auf die Erteilung des evangelischen Religionsunterrichts an den Schulen nach § 4 Abs. 1 Schulgesetz, wobei sie an Gymnasien
               und Gemeinschaftsschulen nur die Unter- und Mittelstufe umfasst und sich an beruflichen Schulen bis zum Abschluss des 10.
               Schuljahres erstreckt.
            

         

         
               II.
Ausbildung
               

            

            1. Zulassungsvoraussetzungen

            Voraussetzung für die Zulassung zur Bewerbung um die Ausbildung ist der Realschulabschluss oder ein gleichwertiger Abschluss.

            2. Gliederung der Ausbildung

            Die Ausbildung gliedert sich in die Grundausbildung, das Anerkennungsjahr und die Aufbauausbildung.

            
               	(1)

               	
                  Die Grundausbildung

                  besteht aus einer mindestens dreijährigen Vollzeitausbildung an einer von der Evangelischen Landeskirche in Württemberg anerkannten
                     diakonisch- missionarischen Ausbildungsstätte und vermittelt eine pädagogische und religionspädagogische Grundbefähigung.
                  

               

               	(2)

               	
                  Das Anerkennungsjahr

                  besteht aus einem einjährigen Berufspraktikum.

               

               	(3)

               	
                  Die Aufbauausbildung

                  besteht aus einer zweijährigen berufsbegleitenden Ausbildung, die Studienkurse, Praxisberatung und Supervision enthält.

               

            

         

         
               III.
Erste Kirchliche Dienstprüfung
               

            

            Der Oberkirchenrat anerkennt als erste Kirchliche Dienstprüfung die Abschlussprüfungen der vom Oberkirchenrat anerkannten
               diakonisch-missionarischen Ausbildungsstätten, bei denen die folgenden Bestimmungen berücksichtigt sind:
            

            1. Zweck der Prüfung

            In der Prüfung hat die Bewerberin oder der Bewerber nachzuweisen, dass sie beziehungsweise er die zur Erteilung des Religionsunterrichts
               mit einem Deputat bis zu 13 Wochenstunden an den in I genannten Schularten bzw. Klassenstufen erforderliche Ausbildung besitzt.
            

            2. Zulassung zur Prüfung

            Zur Prüfung kann zugelassen werden, wer die erfolgreiche Teilnahme an der Grundausbildung nachgewiesen hat.

            3. Prüfungsfächer

            Prüfungsfächer sind:
               
                  
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                        	
                           Biblische Theologie

                        
                     

                     
                        	
                        	
                           Systematische Theologie / Kirchengeschichte

                        
                     

                     
                        	
                        	
                           Kirchenkunde

                        
                     

                     
                        	
                        	
                           Mediales Gestalten

                        
                     

                     
                        	
                        	
                           Musische Bildung

                        
                     

                     
                        	
                        	
                           Pädagogik

                        
                     

                     
                        	
                        	
                           Sozialethik

                        
                     

                     
                        	
                        	
                           Religionspädagogik

                        
                     

                  
               

            

            4. Prüfungsteile

            Die Prüfung hat einen schriftlichen und einen schulpraktischen Teil. Der schulpraktische Teil enthält zwei Lehrproben.

            5. Prüfungszeugnis

            Das Ergebnis der Prüfung wird in einem Prüfungszeugnis festgehalten. Es wird von der Leiterin oder dem Leiter der diakonisch-missionarischen
               Ausbildungsstätte unterzeichnet.
            

         

         
               IV.
Ergänzung der Zweiten Kirchlichen Dienstprüfung für den Bereich der Religionspädagogik
               

            

            Der Oberkirchenrat erlässt eine Prüfungsordnung, in der die folgenden Bestimmungen berücksichtigt sind:

            1. Zweck der Prüfung

            Durch die Ergänzung der Zweiten Dienstprüfung hat die Bewerberin oder der Bewerber nachzuweisen, dass sie beziehungsweise
               er die Befähigung zur Anstellung in einem Tätigkeitsbereich besitzt, in dem bis zu 13 Wochenstunden Religionsunterricht erteilt
               werden.
            

            2. Zulassung zur Prüfung

            Zur Prüfung kann zugelassen werden, wer innerhalb eines Zeitraums von fünf Jahren nach Abschluss des Anerkennungsjahres die
               erfolgreiche Teilnahme an den erforderlichen Kursen der Aufbauausbildung (Studienkurse, Praxisberatung und Supervision) nachgewiesen
               sowie eine anerkannte schriftliche Hausarbeit vorgelegt hat. Die erforderlichen Kurse werden in Kooperation mit den Seminaren
               für Ausbildung und Fortbildung der Lehrkräfte durchgeführt. Über Ausnahmen von der zeitlichen Bindung entscheidet der Oberkirchenrat.
            

            3. Art der Prüfung

            Die Prüfung besteht aus einer schulpraktischen Prüfung von zwei Lehrproben in unterschiedlichen Schulstufen.

            4. Prüfungsausschuss

            Zur Durchführung der schulpraktischen Prüfung wird ein Prüfungsausschuss gebildet.

            Diesem gehören an
               
                  	
                     eine Vertreterin oder ein Vertreter des Oberkirchenrats als Vorsitzende oder Vorsitzender,

                  

                  	
                     die zuständige Schuldekanin oder der zuständige Schuldekan,

                  

                  	
                     eine Vertreterin oder ein Vertreter der staatlichen Schulverwaltung.

                  

               

            

            Weitere Mitglieder können berufen werden.

            5. Abschlusszeugnis

            Über das Ergebnis der Ergänzung der Zweiten Kirchlichen Dienstprüfung wird ein Zeugnis ausgestellt. Dieses wird von der oder
               dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses unterzeichnet.
            

         

      

      
            C.
Graduierte Religionspädagogen
            

         

         Es besteht Einigkeit darüber, dass Absolventinnen oder Absolventen einer Evangelischen Fachhochschule, die ihr Studium mit
            dem Diplomgrad Diplom-Religionspädagoge (FH) abgeschlossen haben, zur Erteilung des Religionsunterrichts und zur religiösen
            Unterweisung als graduierte Religionspädagogen gemäß § 97 Abs. 1 Schulgesetz zugelassen sind.
         

      

      
            D.
Übergangsbestimmungen
            

         

         Die Zulassungen zur Erteilung des Religionsunterrichts und zur religiösen Unterweisung für die Absolventinnen oder Absolventen
            des Freiburger Oberseminars und des Karlshöher Seminars bleiben bestehen.
         

      

      
            E.
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
            

         

         Diese Vereinbarung tritt 1. November 2017 in Kraft.

         Gleichzeitig tritt die Vereinbarung zwischen dem Kultusministerium Baden-Württemberg und der Evangelischen Landeskirche in
            Württemberg vom 14. November 2000 über die Richtlinien für die Ausbildung und den Nachweis der Eignung und Lehrbefähigung
            der kirchlich ausgebildeten Religionslehrkräfte gemäß § 97 Abs. 1 und 2 des Schulgesetzes für Baden-Württemberg1 außer Kraft.
         

      

      

      1
            Red. Anm.: Elektronisch im Archiv unter Nr. 782_Archiv dieser Sammlung verfügbar.
            

         

      

   
      

      
         783. Verordnung des Oberkirchenrats über die Erste Kirchliche Dienstprüfung der kirchlich ausgebildeten Religionslehrerinnen
            und Religionslehrer1

      

      
         Vom 19. September 2001

      

      
         (Abl. 59 S. 381), geändert durch Verordnung des Oberkirchenrats vom 19. Mai 2020 (Abl. 69 S. 222)2  
         

      

      Entsprechend der Vereinbarung zwischen dem Kultusministerium Baden-Württemberg und der Evangelischen Landeskirche in Württemberg vom 14. November 2000 über die Richtlinien für die Ausbildung und den Nachweis der Eignung und Lehrbefähigung der kirchlich
         ausgebildeten Religionslehrkräfte gemäß § 97 Abs. 1 und 2 des Schulgesetzes für Baden-Württemberg (Abl. 59 S. 2113) wird über die Erste Kirchliche Dienstprüfung für kirchlich ausgebildete Religionslehrerinnen und Religionslehrer verordnet:
      

      
                     § 1
Zweck und Zahl der Prüfungen
                     

                  

                  Die Erste Kirchliche Dienstprüfung dient dem Nachweis, daß die Bewerberin oder der Bewerber die zur Erteilung des Religionsunterrichts
                     erforderliche Ausbildung besitzt. Sie wird in der Regel einmal im Jahr abgehalten.
                  

               

               
                     § 2
Prüfungsausschuß und Fachausschüsse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zur Durchführung der Prüfung wird beim Oberkirchenrat ein Ständiger Prüfungsausschuß gebildet. Soweit nichts anderes bestimmt
                     ist, ist der Prüfungsausschuß für die Organisation der Prüfung und für alle Entscheidungen im Rahmen des Prüfungsverfahrens
                     zuständig.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Dem Ständigen Prüfungsausschuß gehören an
                     
                        	
                           eine Vertreterin oder ein Vertreter des Oberkirchenrats als Vorsitzende oder als Vorsitzender,

                        

                        	
                           die Leiterin oder der Leiter der zuständigen diakonisch-missionarischen Ausbildungsstätte,

                        

                        	
                           das Kollegium der Dozentinnen und Dozenten der zuständigen diakonisch-missionarischen Ausbildungsstätte.

                           Bis zu drei weitere Mitglieder können vom Oberkirchenrat berufen werden.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Ständige Prüfungsausschuß ist beschlußfähig, wenn die oder der Vorsitzende, die Leiterin oder der Leiter der diakonisch-missionarischen
                     Ausbildungsstätte und mindestens eines der weiteren Ausschußmitglieder anwesend sind und die anderen Ausschußmitglieder ordnungsgemäß
                     zu der Sitzung eingeladen wurden. Die Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit entscheidet die
                     Stimme der oder des Ausschußvorsitzenden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Zur Durchführung der schulpraktischen Prüfung bildet der Oberkirchenrat Fachausschüsse, die aus einer oder einem Vorsitzenden,
                     einer Fachdozentin der diakonisch-missionarischen Ausbildungsstätte als Prüferin oder einem Fachdozenten der diakonisch-missionarischen
                     Ausbildungsstätte als Prüfer und einer Protokollführerin oder einem Protokollführer bestehen. An den Lehrproben kann außerdem
                     die Schuldekanin oder der Schuldekan, die oder der im Bereich der diakonisch-missionarischen Ausbildungsstätte zuständig ist,
                     mit Stimmrecht im Fachausschuß teilnehmen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Fachausschüsse sind beschlußfähig, wenn die oder der Ausschußvorsitzende und mindestens ein weiteres Ausschußmitglied
                     anwesend sind. Im übrigen gilt Absatz 3 entsprechend.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die Durchführung der schriftlichen Prüfung regelt die diakonisch-missionarische Ausbildungsstätte im Einvernehmen mit dem
                     Oberkirchenrat.
                  

               

               
                     § 3
Zulassungsvoraussetzungen
                     

                  

                  Zur Ersten Kirchlichen Dienstprüfung kann zugelassen werden, wer die erfolgreiche Teilnahme an der Grundausbildung nachgewiesen
                     hat.
                  

               

               
                     § 4
Meldung zur Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Meldung zur Prüfung ist über die für die Bewerberin oder den Bewerber zuständige diakonisch-missionarische Ausbildungsstätte
                     beim Oberkirchenrat einzureichen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Meldung zur Prüfung muß spätestens bis 15. Februar bei der oder dem Vorsitzenden des Ständigen Prüfungsausschusses eingehen.
                  

               

               
                     § 5
Zulassung zur Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Über die Zulassung zur Prüfung entscheidet die oder der Vorsitzende des Ständigen Prüfungsausschusses auf Grund der Nachweise
                     über die Grundausbildung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die oder der Vorsitzende des Ständigen Prüfungsausschusses teilt der Bewerberin oder dem Bewerber über die diakonisch-missionarische
                     Ausbildungsstätte die Entscheidung nach Absatz 1 mit.
                  

               

               
                     § 6
Prüfungsfächer
                     

                  

                  Prüfungsfächer sind:
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                              	
                                 Biblische Theologie

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Systematische Theologie/Kirchengeschichte

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Kirchenkunde

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Mediales Gestalten

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Musische Bildung

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Pädagogik

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Sozialethik

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Religionspädagogik

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 7
Prüfungsteile
                     

                  

                  Die Prüfung hat einen schriftlichen und einen schulpraktischen Teil. Der schulpraktische Teil enthält zwei Lehrproben, in
                     der Regel in zwei Schulstufen, und eine mündliche Prüfung im Fachbereich Religionspädagogik.
                  

               

               
                     § 8
Die schriftliche Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In der schriftlichen Prüfung soll die Bewerberin oder der Bewerber nachweisen, daß sie oder er in den in § 6 genannten Prüfungsfächern
                     die für die Erteilung des Religionsunterrichts erforderlichen Kenntnisse besitzt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die einzelnen Prüfungsleistungen des schriftlichen Prüfungsteils werden von zwei Korrektorinnen oder Korrektoren selbständig
                     und unabhängig gemäß § 12 bewertet. Zu Korrektorinnen oder Korrektoren bestellt die oder der Vorsitzende des Ständigen Prüfungsausschusses in der Regel
                     Dozentinnen oder Dozenten der zuständigen diakonisch-missionarischen Ausbildungsstätte.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Als schriftliche Prüfungsleistungen werden anerkannt: eine Seminararbeit, eine Klausur, eine Praxisprobe, eine schriftlich
                     verfaßte Hausarbeit, ein schriftlich verfaßtes Referat oder ein schriftlich verfaßter ausführlicher Unterrichtsentwurf zu
                     den Prüfungslehrproben. Die Leiterin oder der Leiter der diakonisch-missionarischen Ausbildungsstelle legt fest, welche Prüfungsleistung
                     in den Prüfungsfächern zu erbringen ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Schriftliche Prüfungsleistungen können innerhalb der Grundausbildung auch vor der Zulassung zur Prüfung erbracht werden.
                  

               

               
                     § 9
Die schulpraktische Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In der schulpraktischen Prüfung soll die Bewerberin oder der Bewerber nachweisen, daß sie oder er die Voraussetzung zur Übernahme
                     eines eigenen Unterrichtsdeputates im Fach Evangelische Religionslehre in dem für die Aufbauausbildung erforderlichen Rahmen
                     erfüllt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die schulpraktische Prüfung umfaßt Lehrproben in zwei Unterrichtsstunden, die die Bewerberin oder der Bewerber in der Regel
                     in zwei ihr oder ihm bekannten Klassen verschiedener Jahrgangsstufen und Schularten über zwei Themen zu halten hat. Sie umfaßt
                     weiter eine mündliche Prüfung von 30 Minuten Dauer im Fachbereich Religionspädagogik.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Klassen- und Themenvorschlag der Prüfungslehrproben legt die Leiterin oder der Leiter der diakonisch-missionarischen Ausbildungsstätte
                     rechtzeitig, spätestens vier Wochen vor den Lehrproben, der oder dem Vorsitzenden des Ständigen Prüfungsausschusses zur Genehmigung
                     vor. Die Prüfungstermine werden von der Fachdozentin oder dem Fachdozenten der diakonisch-missionarischen Ausbildungsstätte
                     mit den Schulleitungen vereinbart.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der geplante Verlauf der Unterrichtsstunden ist schriftlich darzustellen und zu begründen. Die Bewerberin oder der Bewerber
                     sendet die Unterrichtsentwürfe der oder dem Vorsitzenden des Fachausschusses (§ 2 Abs. 4) in vierfacher Ausfertigung eine Woche vor Beginn der schulpraktischen Prüfung zu.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Unterrichtsstunden werden nach ihrer Beendigung vom Fachausschuß gemäß § 12 bewertet.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        In der mündlichen Prüfung soll die Bewerberin oder der Bewerber nachweisen, daß sie oder er auf die theologischen, methodischen
                     und didaktischen Fragen des von ihr oder ihm gewählten praxisorientierten Themas eingehen kann. Beim praxisorientierten Thema
                     soll der Lehrplan der Klassenstufen berücksichtigt werden, an denen die schulpraktischen Prüfungen abgelegt wurden.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Das Prüfungsgespräch dauert 30 Minuten und wird vom Fachausschuß (§ 2 Abs. 4) gemäß § 12 bewertet.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Die Schwerpunkte des Prüfungsgesprächs und das Ergebnis der mündlichen Prüfung werden in einem Protokoll festgehalten, das
                     die anwesenden Ausschußmitglieder unterschreiben.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                        Schulpraktische Prüfungsteile können innerhalb der Grundausbildung auch vor der Zulassung zur Prüfung erbracht werden.
                  

                  
                        (
                        10
                        )
                         Der Verlauf und die Ergebnisse der schulpraktischen Prüfung insgesamt werden in einem Protokoll festgehalten, das die anwesenden
                     Ausschußmitglieder unterschreiben.
                  

               

               
                     § 10
Täuschung und Ordnungsverstoß
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Unternimmt es eine Bewerberin oder ein Bewerber, das Ergebnis einer Prüfungsleistung durch Täuschung oder Benutzung nicht
                     zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, so wird die betreffende Prüfungsleistung mit „nicht ausreichend“ (5) bewertet. Auf
                     die in Satz 1 vorgesehene Folge kann auch erkannt werden, wenn eine Bewerberin oder ein Bewerber nach Ausgabe der Prüfungsaufgabe unerlaubte
                     Hilfsmittel mit sich führt. Etwa vorgefundene unerlaubte Hilfsmittel sind unverzüglich wegzunehmen. Hat eine Bewerberin oder
                     ein Bewerber bei einer Prüfung getäuscht oder nicht zugelassene Hilfsmittel benützt und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung
                     des Zeugnisses bekannt, so kann die ergangene Prüfungsentscheidung nachträglich widerrufen werden. Das Prüfungszeugnis ist
                     einzuziehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Von der jeweiligen Prüfungsleistung kann ausgeschlossen werden, wer den geordneten Ablauf der Prüfung empfindlich stört. Die
                     betreffende Prüfungsleistung gilt als nicht erbracht und wird mit „nicht ausreichend“ (5) bewertet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wird die Prüfungsentscheidung nach Absatz 1 widerrufen, so entscheidet der Ständige Prüfungsausschuß, ob eine einzelne Prüfungsleistung
                     mit „nicht ausreichend“ (5) zu bewerten ist oder die Prüfung insgesamt für nicht bestanden erklärt wird. Im ersteren Fall
                     ist ein neues Prüfungszeugnis auszustellen. Für die Wiederholung gilt § 15, wobei für die dort gesetzten Fristen auf den Zeitpunkt des Widerrufs abzustellen ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die jeweilige Prüfungskommission beziehungsweise die aufsichtsführende Person können in Fällen von Absatz 2 einen Ausschluß
                     verfügen. Gegen die Entscheidung kann die Bewerberin oder der Bewerber innerhalb 48 Stunden bei der oder dem Vorsitzenden
                     des Prüfungsausschusses Einwendungen erheben. Wird diesen stattgegeben, so ist die Prüfung zu wiederholen.
                  

               

               
                     § 11
Versäumnis und Rücktritt von der Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bleibt eine Bewerberin oder ein Bewerber ohne wichtigen Grund einem Prüfungstermin fern, so wird die entsprechende Prüfungsleistung
                     mit „nicht ausreichend“ (5) bewertet. Aus wichtigem Grund versäumte Prüfungsleistungen sind nachzuholen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die für das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen der oder dem Vorsitzenden des Ständigen Prüfungsausschusses unverzüglich
                     schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Als wichtiger Grund für ein Fernbleiben gilt insbesondere, wenn die Bewerberin
                     oder der Bewerber durch Krankheit an der Ablegung einer oder mehrerer Prüfungsleistungen verhindert ist. Die Krankheit ist
                     durch ärztliches Zeugnis zu belegen. Die Vorlage eines amtsärztlichen Attestes oder das Attest des Vertrauensarztes der Landeskirche
                     kann verlangt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Versäumte schriftliche Prüfungen sind vor der abschließenden Sitzung des Ständigen Prüfungsausschusses nachzuholen. Ist dies
                     nicht möglich, so sind sämtliche schriftliche Prüfungen und die schulpraktische Prüfung im Rahmen der Ersten Kirchlichen Dienstprüfung
                     des darauffolgenden Jahres abzulegen. Eine nachzuholende mündliche Prüfung im Rahmen der schulpraktischen Prüfung muß vor
                     der abschließenden Sitzung des laufenden Prüfungsverfahrens abgelegt werden. Ist dies nicht möglich, so ist die schulpraktische
                     Prüfung im Rahmen der Ersten Kirchlichen Dienstprüfung des darauffolgenden Jahres abzulegen. Ein Nachholen der Lehrproben
                     im Rahmen der schulpraktischen Prüfungsleistungen ist nicht möglich; die schulpraktische Prüfung ist dann im Rahmen der Ersten
                     Kirchlichen Dienstprüfung des darauffolgenden Jahres abzulegen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Bewerberin oder der Bewerber kann bis zu Beginn der ersten Prüfungsleistung von der Prüfung zurücktreten. In diesem Fall
                     gilt die Prüfung als nicht unternommen.
                  

               

               
                     § 12
Bewertung der Prüfungsleistungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Prüfungsleistungen werden mit je einer Note wie folgt bewertet:
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                              	
                                 sehr gut

                              
                              	
                                 (1)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 gut

                              
                              	
                                 (2)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 befriedigend

                              
                              	
                                 (3)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 ausreichend

                              
                              	
                                 (4)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 nicht ausreichend

                              
                              	
                                 (5)

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zur differenzierten Bewertung können einzelne Noten um 0,3 auf Zwischenwerte erhöht oder erniedrigt werden. Die Noten 0,7
                     und 5,3 sind ausgeschlossen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Noten der einzelnen Prüfungsleistungen des schriftlichen Teils ergeben sich aus dem Notendurchschnitt der Beurteilungen
                     durch die beiden Korrektorinnen oder Korrektoren, wobei im Mittel zwischen einer halben und einer ganzen Note auf die halbe oder ganze Note auf- oder abgerundet wird. Liegen
                     diese Beurteilungen um 1,5 oder mehr Notenstufen auseinander, so bestimmt die oder der Vorsitzende des Ständigen Prüfungsausschusses
                     eine Drittkorrektorin oder einen Drittkorrektor, der oder dem die Benotung der Erstkorrektorinnen oder Erstkorrektoren nicht
                     mitgeteilt werden. Über die Note der einzelnen Prüfungsleistung entscheidet die oder der Vorsitzende des Ständigen Prüfungsausschusses
                     im Rahmen aller Bewertungen. Für den schriftlichen Teil ergibt sich die Endnote aus dem auf eine Dezimale berechneten Notendurchschnitt
                     der einzelnen Prüfungsleistungen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Für die einzelnen Prüfungsleistungen des schulpraktischen Teils ist jeweils der Durchschnitt der Bewertungen durch die einzelnen
                     Fachausschußmitglieder maßgebend. Die Endnote der schulpraktischen Prüfung ergibt sich aus dem auf eine Dezimale berechneten
                     Mittelwert der Beurteilungen der beiden Prüfungslehrproben und der Note aus dem mündlichen Prüfungsteil, wobei die Beurteilung
                     der Prüfungslehrproben je dreifach, die mündliche Note zweifach zählen.
                  

               

               
                     § 13
Prüfungsergebnis und Prüfungszeugnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Ständige Prüfungsausschuß ermittelt nach Abschluß der Prüfung in einer abschließenden Sitzung die Gesamtnote der Prüfung
                     und stellt fest, ob die Prüfung bestanden oder nicht bestanden ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Gesamtnote ergibt sich aus dem auf eine Dezimale berechneten Mittelwert der Endnoten aus den beiden Prüfungsteilen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Gesamtnote lautet bei einem Mittelwert von
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                              	
                                 1,0 bis 1,5

                              
                              	
                                 mit Auszeichnung bestanden,

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 1,6 bis 2,5

                              
                              	
                                 gut bestanden,

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 2,6 bis 3,5

                              
                              	
                                 befriedigend bestanden,

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 3,6 bis 4,0

                              
                              	
                                 bestanden,

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 ab 4,1

                              
                              	
                                 nicht bestanden.

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Prüfung ist nicht bestanden, wenn nicht in jedem Prüfungsteil mindestens die Endnote „ausreichend“ (4,0) erreicht wurde.
                     § 14 bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Über die abschließende Sitzung des Ständigen Prüfungsausschusses ist eine Niederschrift zu fertigen, in der festgehalten werden:
                  

                  die anwesenden Mitglieder des Ständigen Prüfungsausschusses,

                  die Endnoten der schulpraktischen Prüfung und der schriftlichen Prüfung und die Gesamtnoten aller Bewerberinnen oder Bewerber
                     sowie das Gesamtergebnis der Prüfung.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die Niederschrift wird von den anwesenden Mitgliedern des Ständigen Prüfungsausschusses unterzeichnet.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Bewerberinnen oder Bewerber, die die Prüfung bestanden haben, erhalten ein Zeugnis, das von der oder dem Vorsitzenden des
                     Ständigen Prüfungsausschusses und von der Leiterin oder dem Leiter der zuständigen diakonisch-missionarischen Ausbildungsstätte
                     unterzeichnet wird.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Bewerberinnen oder Bewerber, die die Prüfung nicht bestanden haben, erhalten von der Leiterin oder dem Leiter der zuständigen
                     diakonisch-missionarischen Ausbildungsstätte einen schriftlichen Bescheid.
                  

               

               
                     § 14
Wiederholung einzelner Prüfungsleistungen
                     

                  

                  Hat eine Bewerberin oder ein Bewerber nur in einem Prüfungsteil die Endnote „nicht ausreichend“ (5) erhalten, so besteht die
                     Möglichkeit, bei der Ersten Kirchlichen Dienstprüfung des darauffolgenden Jahres die Prüfungsleistungen in dem mit „nicht
                     ausreichend“ (5) bewerteten Prüfungsteil zu wiederholen. Wird bei der Wiederholung die Endnote „ausreichend“ (4) nicht erreicht,
                     ist die gesamte Erste kirchliche Dienstprüfung nicht bestanden. Macht die Bewerberin oder der Bewerber von der Möglichkeit
                     der Wiederholung keinen Gebrauch, so ist die gesamte Erste Kirchliche Dienstprüfung nicht bestanden.
                  

               

               
                     § 15
Wiederholung der Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Hat die Bewerberin oder der Bewerber die Prüfung nicht bestanden, so kann sie einmal, frühestens nach einem Jahr, spätestens
                     nach zwei Jahren, wiederholt werden. Ist die Prüfung nicht bestanden, so teilt die Leiterin oder der Leiter der diakonisch-missionarischen
                     Ausbildungsstätte in Absprache mit der oder dem Vorsitzenden des Ständigen Prüfungsausschusses der Bewerberin oder dem Bewerber
                     schriftlich mit, zu welchem Zeitpunkt die Prüfung wiederholt werden kann.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In besonderen Härtefällen kann der Oberkirchenrat eine zweite Wiederholung gestatten. Sie muß ein Jahr nach der ersten Wiederholung
                     erfolgen. Dies gilt auch, wenn die Prüfung nach § 10 Abs. 3 für nicht bestanden erklärt wird.
                  

               

               
                     § 16
Einwendung gegen das Prüfungsverfahren und das Prüfungsergebnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Erscheint das Prüfungsverfahren nicht ordnungsgemäß, so können bei der oder dem Vorsitzenden des Ständigen Prüfungsausschusses
                     innerhalb von 48 Stunden nach Beendigung des betreffenden Prüfungsvorganges Einwendungen erhoben werden. Die oder der Vorsitzende
                     des Ständigen Prüfungsausschusses entscheidet innerhalb weiterer 48 Stunden nach Zugang der Einwendung. Wird der Einwendung
                     stattgegeben, so hat der Ständige Prüfungsausschuß für die Erste Kirchliche Dienstprüfung einen zeitnahen Termin für die Wiederholung
                     der betreffenden Prüfungsleistungen zu bestimmen. Bei einer schriftlichen Prüfung wird die Wiederholung dieser Prüfungsleistung
                     in der Regel auf die Person der oder des Einwendenden beschränkt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Werden gegen eine Bewerberin oder einen Bewerber Entscheidungen nach § 10 Abs. 1 getroffen, kann sie oder er dagegen innerhalb einer Frist von 48 Stunden nach Bekanntgabe den Oberkirchenrat anrufen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Gegen die Entscheidung des Ständigen Prüfungsausschusses nach §§ 12 und 13 kann der Oberkirchenrat innerhalb eines Monats nach der Bekanntgabe angerufen werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Gegen die Entscheidung des Oberkirchenrats nach Absatz 2 und 3 sowie gegen andere Entscheidungen des Oberkirchenrats im Prüfungsverfahren
                     kann die Bewerberin oder der Bewerber innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung Klage beim Verwaltungsgericht
                     der Evangelischen Landeskirche in Württemberg erheben.
                  

               

               
                     § 17
Einsicht in die Prüfungsakten
                     

                  

                  Innerhalb eines Jahres nach Abschluß des Prüfungsverfahrens ist der Bewerberin oder dem Bewerber auf schriftlichen Antrag
                     Einsicht in die sie oder ihn betreffenden Prüfungsakten zu gewähren. Die Prüfung ist mit dem Tag abgeschlossen, an dem der
                     Prüfungsausschuß das Gesamtergebnis der Prüfung feststellt.
                  

               

               
                     § 18
Übergangsbestimmung
                     

                  

                  Diese Verordnung ist erstmals anzuwenden auf Bewerberinnen und Bewerber, die ihre Grundausbildung nach dem 1. September 2000
                     begonnen haben.
                  

               

               
                     § 19
Inkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Diese Verordnung tritt am 1. September 2001 in Kraft, soweit nicht in Absatz 2 etwas anderes bestimmt ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Abweichend von Absatz 1 tritt § 16 Abs. 4 am 1. Januar 2002 in Kraft.
                  

               

            

         

      

      
            Anhang4

         

         
                  Regelung der Besonderheiten bei der Prüfung 
der kirchlich ausgebildeten Religionslehrerinnen und Religionslehrer 
im Jahre 2022
                  

               

               Vom 21. Dezember 2021 
(Abl. 70 S.12)

               
                     § 1 
Allgemeines
                     

                  

                  Für die Durchführung der Ersten Kirchlichen Dienstprüfung der kirchlich ausgebildeten Religionslehrerinnen und Religionslehrer,
                     der Zweiten Kirchlichen Dienstprüfung der kirchlich ausgebildeten Religionslehrerinnen und Religionslehrer und die Ergänzung
                     der Zweiten Kirchlichen Dienstprüfung für den Bereich Religionspädagogik für Lehrkräfte mit einem Deputat von bis zu 13 Wochenstunden
                     Religionsunterricht im Kalenderjahr 2022 finden die jeweils geltenden Bestimmungen, nämlich die
                  

                  
                     
                        	
                            Verordnung des Oberkirchenrats über die Erste Kirchliche Dienstprüfung der kirchlich ausgebildeten Religionslehrerinnen und
                              Religionslehrer vom 19. September 2001 (Abl. 59 S. 381), geändert durch Verordnung des Oberkirchenrats vom 19. Mai 2020 (Abl. 69 S. 222), sowie
                           

                        

                        	
                            Verordnung des Oberkirchenrats über die Zweite Kirchliche Dienstprüfung und die Anerkennung des Zweiten kirchlichen Ausbildungsabschlusses
                              der kirchlich ausgebildeten Religionslehrerinnen und Religionslehrer vom 19. September 2001 (Abl. 59 S. 385), geändert durch Verordnung des Oberkirchenrats vom 19. Mai 2020 (Abl. 69 S. 222),
                           

                        

                     

                  

                  im Folgenden „Prüfungsordnungen“ genannt, unter der Maßgabe der in diesem Artikel geregelten Besonderheiten Anwendung.

               

               
                     § 2 
Besetzung der Prüfungsausschüsse
                     

                  

                  Bei der Besetzung der Prüfungsausschüsse kann von den Vorgaben der jeweiligen Prüfungsordnung abgewichen werden, mit Ausnahme
                     der Vertreterin oder des Vertreters der staatlichen Schulverwaltung. Die Vorgaben zur Anzahl und Eignung der Prüferinnen und
                     Prüfer in den Prüfungsausschüssen bleiben davon unberührt.
                  

               

               
                     § 3 
Art und Umfang der schulpraktischen Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Lehrproben als einzelne Prüfungsleistungen der schulpraktischen Prüfung finden grundsätzlich nach den Regelungen der
                     jeweiligen Prüfungsordnung statt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Sollte eine Lehrprobe nach Absatz 1 im Erstversuch durch pandemiebedingte Einschränkungen nicht möglich sein, ist diese im
                     alternativen Prüfungsformat nach den Absätzen 3 bis 5 abzulegen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         In der mündlichen Präsentation einer geplanten Unterrichtsstunde mit Reflexionsgespräch (alternatives Prüfungsformat) stellt
                     die Bewerberin oder der Bewerber ein lehrplankonformes Unterrichtsthema vor.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Im alternativen Prüfungsformat soll die mündliche Präsentation 15 Minuten nicht überschreiten. Die Unterrichtsskizze und
                     die Planung der der Unterrichtsstunde zugrunde liegenden Unterrichtseinheit sind bei der Ersten und Zweiten Kirchlichen Dienstprüfung
                     der oder dem Vorsitzenden des jeweiligen Fachausschusses und bei der Ergänzung der Zweiten Kirchlichen Dienstprüfung dem oder
                     der Vorsitzenden des Prüfungsausschusses eine Woche vor Beginn der mündlichen Präsentation vorzulegen. Im Anschluss findet
                     für die Dauer von etwa 30 Minuten ein Reflexionsgespräch statt. Die Gesamtdauer der Prüfung beträgt 45 Minuten.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Beurteilt und bewertet werden insbesondere die Planungs-, Analyse- und Reflexionskompetenz in Bezug auf das Unterrichtsthema
                     der Prüfung.
                  

               

               
                     § 4 
Bewertung und Wiederholung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Prüfungsleistungen fließen entsprechend den Vorgaben der jeweiligen Prüfungsordnung in die Gesamtnote mit ein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für die Berechnung der Gesamtnote gilt: Soweit die Lehrprobe als einzelne Prüfungsleistung der schulpraktischen Prüfung im
                     alternativen Prüfungsformat nach § 3 Absätze 3 bis 5 durchgeführt wurde, fließt deren Note an Stelle der Note der Lehrprobe in der entsprechenden Gewichtung in die Endnote der
                     schulpraktischen Prüfung ein. Ansonsten wird die Gesamtnote wie in den jeweiligen Prüfungsordnungen vorgesehen berechnet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für die Wiederholung der Prüfung oder einzelner Prüfungsleistungen gelten die bestehenden Prüfungsordnungen. Die Wiederholung
                     der in diesem Artikel geregelten Prüfungsleistungen nach § 3 Absätze 3 bis 5 soll in demselben Prüfungsformat wie die nicht bestandene Prüfungsleistung erfolgen. Erfolgte der Erstversuch nach den Regelungen
                     der jeweiligen Prüfungsordnung und ist eine Wiederholung in diesem Format durch pandemiebedingte Einschränkungen nicht möglich,
                     erfolgt die Wiederholung im alternativen Prüfungsformat nach § 3 Absätze 3 bis 5.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Siehe Artikel 1 der Verordnung des Oberkirchenrats zur Regelung der Besonderheiten bei der Prüfung der kirchlich
               ausgebildeten Religionslehrerinnen und Religionslehrer im Jahre 2022 vom 21. Dezember 2021 (Abl. 70 S.12), abgedruckt als redaktioneller Anhang am Ende dieser Verordnung.
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Gemäß Artikel 4 Abs. 2 der Verordnung des Oberkirchenrats zur Änderung der Vorschriften über die Erste und Zweite
               Kirchliche Dienstprüfung und die Anerkennung des Zweiten kirchlichen Ausbildungsabschlusses der kirchlich ausgebildeten Religionslehrerinnen
               und Religionslehrer vom 19. Mai 2020 (Abl. 69 S. 222, 223) gelten folgende Übergangsbestimmungen: „Artikel 1 Nummer 2 und 3 dieser Verordnung sind erstmals anzuwenden auf Bewerberinnen und Bewerber, die ihre Grundausbildung nach dem
               1. September 2020 begonnen haben“.
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 782 dieser Sammlung. 
            

         

      

      4
            Red. Anm.: Anhang redaktionell abgedruckt, dieser ist nicht Bestanteil der Verordnung.

         

      

   
      

      
         784. Verordnung des Oberkirchenrats über die Zweite Kirchliche Dienstprüfung und die Anerkennung des Zweiten kirchlichen Ausbildungsabschlusses
            der kirchlich ausgebildeten Religionslehrerinnen und Religionslehrer1

      

      
         Vom 19. September 2001

      

      
         (Abl. 59 S. 385), geändert durch Verordnung des Oberkirchenrats vom 19. Mai 2020 (Abl. 69 S. 222)2

      

      Entsprechend der Vereinbarung zwischen dem Kultusministerium Baden-Württemberg und der Evangelischen Landeskirche in Württemberg vom 14. November 2000 über die Richtlinien für die Ausbildung und den Nachweis der Eignung und Lehrbefähigung der kirchlich
         ausgebildeten Religionslehrkräfte gemäß § 97 Abs. 1 und 2 des Schulgesetzes für Baden-Württemberg (Abl. 59 S. 2113) wird über die Zweite Kirchliche Dienstprüfung für kirchlich ausgebildete Religionslehrerinnen und Religionslehrer verordnet:
      

      
            Abschnitt 1
Zweite Kirchliche Dienstprüfung und Anerkennung des Zweiten kirchlichen Ausbildungsabschlusses für kirchliche Lehrkräfte mit
               vollem Dienstauftrag
            

         

         
                     § 1
Zweck und Zahl der Prüfungen
                     

                  

                  Die Zweite Kirchliche Dienstprüfung dient dem Nachweis, daß die Bewerberin oder der Bewerber die Befähigung zur Anstellung
                     als kirchliche Religionslehrkraft (Religionspädagogin/Religionspädagoge) besitzt. Sie wird in der Regel einmal im Jahr abgehalten.
                  

               

               
                     § 2
Prüfungsausschuß und Fachausschüsse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zur Durchführung der Prüfung wird beim Oberkirchenrat ein Ständiger Prüfungsausschuß gebildet. Soweit nichts anderes bestimmt
                     ist, ist der Prüfungsausschuß für die Organisation der Prüfung und für alle Entscheidungen im Rahmen des Prüfungsverfahrens
                     zuständig.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Dem Ständigen Prüfungsausschuß gehören an
                     
                        	
                           eine Vertreterin oder ein Vertreter des Oberkirchenrats als Vorsitzende oder als Vorsitzender,

                        

                        	
                           die Leiterin oder der Leiter der zuständigen diakonisch-missionarischen Ausbildungsstätte,

                        

                        	
                           die zuständige Fachdozentin oder der zuständige Fachdozent der diakonisch-missionarischen Ausbildungsstätte,

                        

                        	
                           eine Vertreterin oder ein Vertreter der staatlichen Schulverwaltung.

                        

                     

                  

                  Bis zu drei weitere Mitglieder können vom Oberkirchenrat berufen werden.

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Ständige Prüfungsausschuß ist beschlußfähig, wenn die oder der Vorsitzende, die Leiterin oder der Leiter der diakonisch-missionarischen
                     Ausbildungsstätte und mindestens eines der weiteren Ausschußmitglieder anwesend sind und die anderen Ausschußmitglieder ordnungsgemäß
                     zu der Sitzung eingeladen wurden. Die Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit entscheidet die
                     Stimme der oder des Ausschußvorsitzenden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Zur Durchführung der schulpraktischen Prüfung bildet der Oberkirchenrat Fachausschüsse, die aus einer oder einem Vorsitzenden,
                     einer Schuldekanin oder einem Schuldekan und einer Vertreterin oder einem Vertreter der staatlichen Schulverwaltung bestehen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Zur Durchführung des Kolloquiums bildet der Oberkirchenrat Fachausschüsse, die aus einer oder einem Vorsitzenden, der Fachdozentin
                     oder dem Fachdozenten als Prüferin oder Prüfer, einer Vertreterin oder einem Vertreter der staatlichen Schulverwaltung und
                     einer Vertreterin oder einem Vertreter der Praxis als Protokollführerin oder Protokollführer bestehen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die Fachdozentin oder den Fachdozenten nach Absatz 5 bestimmt die Leiterin oder der Leiter der diakonisch-missionarischen
                     Ausbildungsstätte, die Schuldekanin oder den Schuldekan nach Absatz 4 bestimmt die oder der Vorsitzende des Ständigen Prüfungsausschusses.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Die Fachausschüsse sind beschlußfähig, wenn die oder der Ausschußvorsitzende und mindestens ein weiteres Ausschußmitglied
                     anwesend sind. Im übrigen gilt Absatz 3 entsprechend.
                  

               

               
                     § 3
Zulassungsvoraussetzungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zur Zweiten kirchlichen Dienstprüfung kann zugelassen werden, wer
                     
                        	
                           innerhalb eines Zeitraums von fünf Jahren nach Abschluß des Anerkennungsjahres erfolgreich an den Kursen der Aufbauausbildung
                              (Studienkurse, Praxisberatung und Supervision), die in Kooperation mit den Seminaren für Ausbildung und Fortbildung der Lehrkräfte
                              durchgeführt werden, teilgenommen hat,
                           

                        

                        	
                           im Verlauf der Aufbauausbildung durchgehend einen Dienstauftrag im Umfang von mindestens zwölf Unterrichtsstunden wahrgenommen
                              hat und
                           

                        

                        	
                           die nach § 4 Abs. 3 erforderlichen Unterlagen eingereicht hat.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zur Aufbauausbildung nach Abs. 1 Nr. 1 gehören Kurse im Umfang von 90 Stunden an den Seminaren für Ausbildung und Fortbildung
                     der Lehrkräfte, in der Regel an denen für Grund-, Haupt- oder Realschulen im Bereich Fachdidaktik Evangelische Religionslehre.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Über Ausnahmen von der zeitlichen Bindung nach Absatz 1 Nr. 1 entscheidet der Oberkirchenrat.
                  

               

               
                     § 4
Meldung zur Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Meldung zur Prüfung ist über die für die Bewerberin oder den Bewerber zuständige Schuldekanin oder den zuständigen Schuldekan
                     beim Oberkirchenrat einzureichen. Die Schuldekanin oder der Schuldekan schließt der Meldung den Vorschlag nach § 8 Abs. 3 sowie eine benotete Beurteilung der Bewerberin oder des Bewerbers an, aus der sich ihr oder sein Ausbildungsstand und die
                     ordnungsgemäße Erfüllung ihres oder seines Dienstauftrags ergibt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Meldung zur Prüfung muß spätestens bis 1. März bei der oder dem Vorsitzenden des Ständigen Prüfungsausschusses eingehen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Meldung sind beizufügen
                     
                        	
                           das Thema der schriftlichen Hausarbeit (§ 7),
                           

                        

                        	
                           eine Bescheinigung über die Teilnahme an den Kursen der Seminare für Ausbildung und Fortbildung für Lehrkräfte,

                        

                        	
                           eine Bescheinigung über die Teilnahme an der Supervision,

                        

                        	
                           eine Bescheinigung über die Teilnahme an der Praxisberatung,

                        

                        	
                           ein Arbeitsbericht in Form einer tabellarischen Übersicht, aus dem die Beschäftigungszeiten und -orte mit den jeweiligen Unterrichtsaufträgen
                              ersichtlich sind,
                           

                        

                        	
                           die Angabe eines praxisorientierten Themas und eines biblisch-theologischen Schwerpunktthemas mit Literaturangaben für das
                              Kolloquium.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 5
Zulassung zur Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Über die Zulassung zur Prüfung entscheidet die oder der Vorsitzende des Ständigen Prüfungsausschusses auf Grund der nach § 4 Abs. 1 und 3 eingereichten Unterlagen. Sie oder er kann Ausnahmen von der Voraussetzung eines durchgehenden Dienstauftrags nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 zulassen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die oder der Vorsitzende des Ständigen Prüfungsausschusses teilt der Bewerberin oder dem Bewerber die Entscheidung nach Abs.
                     1 und nach § 8 Abs. 3 spätestens drei Wochen vor Beginn der schulpraktischen Prüfung mit.
                  

               

               
                     § 6
Prüfungsteile
                     

                  

                  Die Prüfung gliedert sich in drei Teile:
                     
                        	
                           die schriftliche Hausarbeit (§ 7),
                           

                        

                        	
                           die schulpraktische Prüfung (§ 8),
                           

                        

                        	
                           die mündliche Prüfung (Kolloquium, § 9).
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 7
Die schriftliche Hausarbeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In der schriftlichen Hausarbeit soll die Bewerberin oder der Bewerber nachweisen, daß sie oder er ein auf die Praxis des Religionsunterrichts
                     bezogenes Thema unter theologischen und pädagogischen Gesichtspunkten selbständig durchdenken kann.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Thema ist mit einer oder einem an der Aufbauausbildung beteiligten Dozentin oder Dozenten oder mit der zuständigen Schuldekanin
                     oder dem zuständigen Schuldekan zu vereinbaren. Die Schuldekanin oder der Schuldekan legt es der oder dem Vorsitzenden des
                     Ständigen Prüfungsausschusses zur Genehmigung vor.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die schriftliche Hausarbeit ist bis spätestens 1. April in drei Exemplaren in maschinenschriftlicher Form bei der oder dem
                     Vorsitzenden des Ständigen Prüfungsausschusses einzureichen. Sie ist mit der schriftlichen Erklärung zu versehen, daß die
                     Bewerberin oder der Bewerber die Arbeit selbst verfaßt und keine anderen als die angegebenen Hilfsmittel benutzt hat.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die schriftliche Hausarbeit wird von zwei Korrektorinnen oder Korrektoren selbständig und unabhängig gemäß § 12 bewertet. Zu Korrektorinnen oder Korrektoren bestellt die oder der Vorsitzende des Ständigen Prüfungsausschusses in der Regel
                     eine Dozentin oder einen Dozenten der zuständigen diakonisch-missionarischen Ausbildungsstätte und eine Schuldekanin oder
                     einen Schuldekan.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Ein Exemplar der schriftlichen Hausarbeit wird mit den Beurteilungen zu den Prüfungsakten genommen, ein Exemplar erhält die
                     Bewerberin oder der Bewerber zurück.
                  

               

               
                     § 8
Die schulpraktische Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In der schulpraktischen Prüfung soll die Bewerberin oder der Bewerber nachweisen, dass sie oder er evangelischen Religionsunterricht
                     an den Schulen nach § 4 Abs. 1 Schulgesetz, an Gymnasien und Gemeinschaftsschulen nur in der Unter- und Mittelstufe sowie
                     an beruflichen Schulen bis zum Abschluss des 10. Schuljahres, erteilen kann.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die schulpraktische Prüfung umfaßt Lehrproben in zwei Unterrichtsstunden, die die Bewerberin oder der Bewerber in zwei ihr
                     oder ihm bekannten Klassen verschiedener Jahrgangsstufen und Schularten über zwei im Rahmen ihres oder seines Lehrauftrags
                     liegende Themen zu halten hat.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Klassen- und Themenvorschlag der Prüfungslehrproben legt die Schuldekanin oder der Schuldekan rechtzeitig, spätestens vier
                     Wochen vor den Lehrproben, der oder dem Vorsitzenden des Ständigen Prüfungsausschusses zur Genehmigung vor. Nach Rücksprache
                     mit der oder dem Vorsitzenden des Ständigen Prüfungsausschusses vereinbart die zuständige Schuldekanin oder der zuständige
                     Schuldekan mit den Schulleitungen den Prüfungstermin.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der geplante Verlauf der Unterrichtsstunden ist schriftlich darzustellen und zu begründen. Die Bewerberin oder der Bewerber
                     sendet die Unterrichtsentwürfe der oder dem Vorsitzenden des Fachausschusses (§ 2 Abs. 4) in vierfacher Ausfertigung eine Woche vor Beginn der schulpraktischen Prüfung zu.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Unterrichtsstunden werden nach ihrer Beendigung vom Fachausschuß gemäß § 12 bewertet.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Der Verlauf und die Ergebnisse der schulpraktischen Prüfung werden in einem Protokoll festgehalten, das die anwesenden Ausschußmitglieder
                     unterschreiben.
                  

               

               
                     § 9
Das Kolloquium
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Im Kolloquium soll die Bewerberin oder der Bewerber nachweisen, daß sie oder er auf die theologischen, methodischen und didaktischen
                     Fragen des von ihr oder ihm gewählten praxisorientierten Themas und des biblisch-theologischen Schwerpunktthemas eingehen
                     kann. Beim praxisorientierten Thema soll der Lehrplan der Klassenstufen berücksichtigt werden, an denen die schulpraktischen
                     Prüfungen abgelegt wurden. Ferner soll die Bewerberin oder der Bewerber nachweisen, daß sie oder er mit der Stellung und der
                     Aufgabe des Religionsunterrichts und der kirchlichen Religionslehrerin beziehungsweise des kirchlichen Religionslehrers an
                     der öffentlichen Schule sowie mit Fragen des Schulrechts, die für sie oder ihn als Religionslehrerin oder Religionslehrer
                     von Bedeutung sind, vertraut ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Prüfungsgespräch dauert 30 Minuten und wird vom Fachausschuß (§ 2 Abs. 5) gemäß § 12 bewertet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Schwerpunkte des Prüfungsgesprächs und das Ergebnis der mündlichen Prüfung werden in einem Protokoll festgehalten, das
                     die anwesenden Ausschußmitglieder unterschreiben.
                  

               

               
                     § 10
Täuschung und Ordnungsverstoß
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Unternimmt es eine Bewerberin oder ein Bewerber, das Ergebnis einer Prüfungsleistung durch Täuschung oder Benutzung nicht
                     zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, so wird die betreffende Prüfungsleistung mit „nicht ausreichend“ (5) bewertet. Auf
                     die in Satz 1 vorgesehene Folge kann auch erkannt werden, wenn eine Bewerberin oder ein Bewerber nach Ausgabe der Prüfungsaufgabe unerlaubte
                     Hilfsmittel mit sich führt. Etwa vorgefundene unerlaubte Hilfsmittel sind unverzüglich wegzunehmen. Hat eine Bewerberin oder
                     ein Bewerber bei einer Prüfung getäuscht oder nicht zugelassene Hilfsmittel benützt und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung
                     des Zeugnisses bekannt, so kann die ergangene Prüfungsentscheidung nachträglich widerrufen werden. Das Prüfungszeugnis ist
                     einzuziehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Von der jeweiligen Prüfungsleistung kann ausgeschlossen werden, wer den geordneten Ablauf der Prüfung empfindlich stört. Die
                     betreffende Prüfungsleistung gilt als nicht erbracht und wird mit „nicht ausreichend“ (5) bewertet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wird die Prüfungsentscheidung nach Absatz 1 widerrufen, so entscheidet der Ständige Prüfungsausschuß, ob eine einzelne Prüfungsleistung
                     mit „nicht ausreichend“ (5) zu bewerten ist oder die Prüfung insgesamt für nicht bestanden erklärt wird. Im ersteren Fall
                     ist ein neues Prüfungszeugnis auszustellen. Für die Wiederholung gilt § 15, wobei für die dort gesetzten Fristen auf den Zeitpunkt des Widerrufs abzustellen ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die jeweilige Prüfungskommission beziehungsweise die aufsichtsführende Person können in Fällen von Absatz 2 einen Ausschluß
                     verfügen. Gegen die Entscheidung kann die Bewerberin oder der Bewerber innerhalb 48 Stunden bei der oder dem Vorsitzenden
                     des Prüfungsausschusses Einwendungen erheben. Wird diesen stattgegeben, so ist die Prüfung zu wiederholen.
                  

               

               
                     § 11
Versäumnis und Rücktritt von der Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bleibt eine Bewerberin oder ein Bewerber ohne wichtigen Grund einem Prüfungstermin fern, so wird die entsprechende Prüfungsleistung
                     mit „nicht ausreichend“ (5) bewertet. Aus wichtigem Grund versäumte Prüfungsleistungen sind nachzuholen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die für das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen der oder dem Vorsitzenden des Ständigen Prüfungsausschusses unverzüglich
                     schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. Als wichtiger Grund für ein Fernbleiben gilt insbesondere, wenn die Bewerberin
                     oder der Bewerber durch Krankheit an der Ablegung einer oder mehrerer Prüfungsleistungen verhindert ist. Die Krankheit ist
                     durch ärztliches Zeugnis zu belegen. Die Vorlage eines amtsärztlichen Attestes oder das Attest des Vertrauensarztes der Landeskirche
                     kann verlangt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Eine bis 1. April nicht vorliegende schriftliche Hausarbeit ist vor Beginn der schulpraktischen Prüfung nachzureichen. Ist
                     dies nicht möglich, so sind schriftliche Hausarbeit, die schulpraktische Prüfung und das Kolloquium im Rahmen der Zweiten
                     Kirchlichen Dienstprüfung des darauffolgenden Jahres abzulegen. Ein nachzuholendes Kolloquium muß vor der abschließenden Sitzung
                     des laufenden Prüfungsverfahrens abgelegt werden. Ist dies nicht möglich, so ist das Kolloquium im Rahmen der Zweiten Kirchlichen
                     Dienstprüfung des darauffolgenden Jahres abzulegen. Ein Nachholen der Lehrproben im Rahmen der schulpraktischen Prüfungsleistungen
                     ist nicht möglich, die schulpraktische Prüfung und das Kolloquium sind dann im Rahmen der Zweiten Kirchlichen Dienstprüfung
                     des darauffolgenden Jahres abzulegen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Bewerberin oder der Bewerber kann bis zu Beginn der ersten Prüfungsleistung nach der Zulassung zur Prüfung von der Prüfung
                     zurücktreten. In diesem Fall gilt die Prüfung als nicht unternommen.
                  

               

               
                     § 12
Bewertung der Prüfungsleistungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Prüfungsleistungen werden mit je einer Note wie folgt bewertet:
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                              	
                                 sehr gut

                              
                              	
                                 (1)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 gut

                              
                              	
                                 (2)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 befriedigend

                              
                              	
                                 (3)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 ausreichend

                              
                              	
                                 (4)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 nicht ausreichend

                              
                              	
                                 (5)

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zur differenzierten Bewertung können einzelne Noten um 0,3 auf Zwischenwerte erhöht oder erniedrigt werden. Die Noten 0,7
                     und 5,3 sind ausgeschlossen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für die schriftliche Hausarbeit ergibt sich die Endnote aus dem Notendurchschnitt der Beurteilungen durch die beiden Korrektorinnen
                     oder Korrektoren, wobei im Mittel zwischen einer halben und einer ganzen Note auf die halbe oder ganze Note auf- oder abgerundet
                     wird. Liegen diese Beurteilungen um 1,5 oder mehr Notenstufen auseinander, so bestimmt die oder der Vorsitzende des Ständigen
                     Prüfungsausschusses eine Drittkorrektorin oder einen Drittkorrektor, der oder dem die Benotungen der Erstkorrektorinnen oder
                     Erstkorrektoren nicht mitgeteilt werden. Über die Endnote entscheidet die oder der Vorsitzende des Ständigen Prüfungsausschusses
                     im Rahmen aller Bewertungen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Für die einzelnen Prüfungsleistungen der schulpraktischen Prüfung ist jeweils der Durchschnitt der Bewertungen durch die einzelnen
                     Fachausschußmitglieder maßgebend. Die Endnote der schulpraktischen Prüfung ergibt sich aus dem auf eine Dezimale berechneten
                     Mittelwert der Beurteilungen der beiden Prüfungslehrproben und der Anmeldenote der Schuldekanin oder des Schuldekans (§ 4 Abs. 1), wobei die Beurteilungen der Prüfungslehrproben je dreifach, die Anmeldenote zweifach zählen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Für die mündliche Prüfung (Kolloquium) ist der auf eine Dezimale berechnete Durchschnitt der Bewertungen durch die einzelnen
                     Fachausschußmitglieder maßgebend.
                  

               

               
                     § 13
Prüfungsergebnis und Prüfungszeugnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Ständige Prüfungsausschuß ermittelt nach Abschluß der Prüfung in einer abschließenden Sitzung die Gesamtnote der Prüfung
                     und stellt fest, ob die Prüfung bestanden oder nicht bestanden ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Gesamtnote ergibt sich aus dem auf eine Dezimale berechneten Mittelwert der Endnoten aus den drei Prüfungsteilen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Gesamtnote lautet bei einem Mittelwert von
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                              	
                                 1,0 bis 1,5

                              
                              	
                                 mit Auszeichnung bestanden,

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 1,6 bis 2,5

                              
                              	
                                 gut bestanden,

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 2,6 bis 3,5

                              
                              	
                                 befriedigend bestanden,

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 3,6 bis 4,0

                              
                              	
                                 bestanden,

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 ab 4,1

                              
                              	
                                 nicht bestanden.

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Prüfung ist nicht bestanden, wenn nicht in jedem Prüfungsteil mindestens die Endnote „ausreichend“ (4,0) erreicht wurde.
                     § 14 bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Über die abschließende Sitzung des Ständigen Prüfungsausschusses ist eine Niederschrift zu fertigen, in der festgehalten werden:
                  

                  die anwesenden Mitglieder des Ständigen Prüfungsausschusses,

                  die Endnoten der schriftlichen Hausarbeit, der schulpraktischen Prüfung und der mündlichen Prüfung (Kolloquium) und die Gesamtnoten
                     aller Bewerberinnen oder Bewerber sowie das Gesamtergebnis der Prüfung.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die Niederschrift wird von den anwesenden Mitgliedern des Ständigen Prüfungsausschusses unterzeichnet.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Bewerberinnen oder Bewerber, die die Prüfung bestanden haben, erhalten ein Zeugnis, das von der oder dem Vorsitzenden des
                     Ständigen Prüfungsausschusses und von der Leiterin oder dem Leiter der zuständigen diakonisch-missionarischen Ausbildungsstätte
                     unterzeichnet wird. Gleichzeitig spricht der Ständige Prüfungsausschuß die Anerkennung des Zweiten kirchlichen Ausbildungsabschlusses
                     aus.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Bewerberinnen oder Bewerber, die die Prüfung nicht bestanden haben, erhalten von der oder dem Vorsitzenden des Ständigen Prüfungsausschusses
                     einen schriftlichen Bescheid.
                  

               

               
                     § 14
Wiederholung einzelner Prüfungsleistungen
                     

                  

                  Hat eine Bewerberin oder ein Bewerber nur in einem Prüfungsteil die Endnote „nicht ausreichend“ (5) erhalten, so besteht die
                     Möglichkeit, bei der Zweiten Kirchlichen Dienstprüfung des darauffolgenden Jahres die Prüfungsleistungen in dem mit „nicht
                     ausreichend“ (5) bewerteten Prüfungsteil zu wiederholen. Wird bei der Wiederholung die Endnote „ausreichend“ (4) nicht erreicht,
                     ist die gesamte Zweite Kirchliche Dienstprüfung nicht bestanden. Macht die Bewerberin oder der Bewerber von der Möglichkeit
                     der Wiederholung keinen Gebrauch, so ist die gesamte Zweite Kirchliche Dienstprüfung nicht bestanden.
                  

               

               
                     § 15
Wiederholung der Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Hat die Bewerberin oder der Bewerber die Prüfung nicht bestanden, so kann sie einmal, frühestens nach einem Jahr, spätestens
                     nach zwei Jahren, wiederholt werden. Ist die Prüfung nicht bestanden, so teilt die Leiterin oder der Leiter der diakonisch-missionarischen
                     Ausbildungsstätte in Absprache mit der oder dem Vorsitzenden des Ständigen Prüfungsausschusses der Bewerberin oder dem Bewerber
                     schriftlich mit, zu welchem Zeitpunkt die Prüfung wiederholt werden kann.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In besonderen Härtefällen kann der Oberkirchenrat eine zweite Wiederholung gestatten. Sie muß ein Jahr nach der ersten Wiederholung
                     erfolgen. Dies gilt auch, wenn die Prüfung nach § 10 Abs. 3 für nicht bestanden erklärt wird.
                  

               

               
                     § 16
Einwendung gegen das Prüfungsverfahren und das Prüfungsergebnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Erscheint das Prüfungsverfahren nicht ordnungsgemäß, so können bei der oder dem Vorsitzenden des Ständigen Prüfungsausschusses
                     innerhalb von 48 Stunden nach Beendigung des betreffenden Prüfungsvorganges Einwendungen erhoben werden. Die oder der Vorsitzende
                     des Ständigen Prüfungsausschusses entscheidet innerhalb weiterer 48 Stunden nach Zugang der Einwendung. Wird der Einwendung
                     stattgegeben, so hat der Ständige Prüfungsausschuß für die Zweite Kirchliche Dienstprüfung einen zeitnahen Termin für die
                     Wiederholung der betreffenden Prüfungsleistungen zu bestimmen. Bei einer schriftlichen Prüfung wird die Wiederholung dieser
                     Prüfungsleistung in der Regel auf die Person der oder des Einwendenden beschränkt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Werden gegen eine Bewerberin oder einen Bewerber Entscheidungen nach § 10 Abs. 1 getroffen, kann sie oder er dagegen innerhalb einer Frist von 48 Stunden nach Bekanntgabe den Oberkirchenrat anrufen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Gegen die Entscheidung des Ständigen Prüfungsausschusses nach §§ 12 und 13 kann der Oberkirchenrat innerhalb eines Monats nach der Bekanntgabe angerufen werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Gegen die Entscheidung des Oberkirchenrats nach Absatz 2 und 3 sowie gegen andere Entscheidungen des Oberkirchenrats im Prüfungsverfahren
                     kann die Bewerberin oder der Bewerber innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung Klage beim Verwaltungsgericht
                     der Evangelischen Landeskirche in Württemberg erheben.
                  

               

               
                     § 17
Einsicht in die Prüfungsakten
                     

                  

                  Innerhalb eines Jahres nach Abschluß des Prüfungsverfahrens ist der Bewerberin oder dem Bewerber auf schriftlichen Antrag
                     Einsicht in die sie oder ihn betreffenden Prüfungsakten zu gewähren. Die Prüfung ist mit dem Tag abgeschlossen, an dem der
                     Prüfungsausschuß das Gesamtergebnis der Prüfung feststellt.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 2
Ergänzung der Zweiten Kirchlichen Dienstprüfung für den Bereich Religionspädagogik für Lehrkräfte mit einem Deputat von bis
               zu 13 Wochenstunden Religionsunterricht (Ergänzungsprüfung)
            

         

         
                     § 18
Zweck der Prüfung
                     

                  

                  Die Ergänzung der Zweiten Kirchlichen Dienstprüfung für Gemeindediakoninnen und -diakone und für Jugendreferentinnen und Jugendreferenten dient dem Nachweis, daß die Bewerberin oder der Bewerber die Befähigung
                     zur Anstellung in einem Tätigkeitsbereich besitzt, in dem bis zu 13 Wochenstunden Religionsunterricht erteilt werden.
                  

               

               
                     § 19
Prüfungsausschuß
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zur Durchführung der Ergänzungsprüfung wird beim Oberkirchenrat ein Ständiger Prüfungsausschuß gebildet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Dem Ständigen Prüfungsausschuß gehören an:
                     
                        	
                           eine Vertreterin oder ein Vertreter des Oberkirchenrats als Vorsitzende oder Vorsitzender,

                        

                        	
                           die zuständige Schuldekanin oder der zuständige Schuldekan,

                        

                        	
                           eine Vertreterin oder ein Vertreter der staatlichen Schulverwaltung.

                        

                     

                  

                  Bis zu drei weitere Mitglieder können vom Oberkirchenrat berufen werden.

               

               
                     § 20
Zulassungsvoraussetzungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zur Ergänzungsprüfung kann zugelassen werden, wer
                     
                        	
                           innerhalb eines Zeitraumes von fünf Jahren nach Abschluß des Anerkennungsjahres erfolgreich an den erforderlichen Kursen der
                              Aufbauausbildung (Studienkurse, Praxisberatung, Supervision), die in Kooperation mit den Seminaren für Ausbildung und Fortbildung
                              der Lehrkräfte durchgeführt werden, teilgenommen hat,
                           

                        

                        	
                           eine anerkannte schriftliche Hausarbeit vorgelegt hat,

                        

                        	
                           über einen Zeitraum von mindestens zwei Jahren mit einem Deputat von mindestens vier Wochenstunden kontinuierlich Religionsunterricht
                              erteilt hat,
                           

                        

                        	
                           die nach § 21 Abs. 3 erforderlichen Unterlagen eingereicht hat.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Über Ausnahmen von der zeitlichen Bindung gemäß Absatz 1 Nr. 1 entscheidet der Oberkirchenrat.
                  

               

               
                     § 21
Meldung zur Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Meldung zur Prüfung ist über die für die Bewerberin oder den Bewerber zuständige Schuldekanin oder den zuständigen Schuldekan
                     beim Oberkirchenrat einzureichen. Die Schuldekanin oder der Schuldekan schließt der Meldung eine Beurteilung der Bewerberin
                     oder des Bewerbers an, aus der sich ihr oder sein Ausbildungsstand und die ordnungsgemäße Erfüllung ihres oder seines Deputats
                     ergibt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Meldung zur Prüfung muß spätestens bis 1. März bei der oder dem Vorsitzenden des Ständigen Prüfungsausschusses eingehen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Meldung sind beizufügen
                     
                        	
                           eine Bescheinigung über die Teilnahme an religionspädagogischen Kursen im Umfang von mindestens 10 Kurstagen,

                        

                        	
                           ein Arbeitsbericht in Form einer tabellarischen Übersicht, aus dem die Beschäftigungszeiten und -orte mit den jeweiligen Unterrichtsaufträgen
                              ersichtlich sind,
                           

                        

                        	
                           die schriftliche Hausarbeit,

                        

                        	
                           eine Ablichtung des Zeugnisses der Zweiten Kirchlichen Dienstprüfung.

                        

                     

                  

               

               
                     § 22
Zulassung zur Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Über die Zulassung zur Prüfung entscheidet die oder der Vorsitzende des Ständigen Prüfungsausschusses auf Grund der nach § 21 Abs. 1 und 3 eingereichten Unterlagen. Sie oder er kann Ausnahmen von der Voraussetzung eines durchgehenden Deputats nach § 20 Abs. 1 Nr. 3 zulassen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die oder der Vorsitzende des Ständigen Prüfungsausschusses teilt der Bewerberin oder dem Bewerber die Entscheidung nach Abs.
                     1 und nach § 23 Abs. 3 spätestens drei Wochen vor Beginn der schulpraktischen Prüfung mit.
                  

               

               
                     § 23
Art und Umfang der Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Prüfung besteht aus einer schulpraktischen Prüfung. In ihr soll die Bewerberin oder der Bewerber nachweisen, dass sie
                     oder er evangelischen Religionsunterricht an den Schulen nach § 4 Abs. 1 Schulgesetz, an Gymnasien und Gemeinschaftsschulen
                     nur in der Unter- und Mittelstufe sowie an beruflichen Schulen bis zum Abschluss des 10. Schuljahres, erteilen kann.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die schulpraktische Prüfung umfaßt Lehrproben in zwei Unterrichtsstunden, die die Bewerberin oder der Bewerber in zwei ihr
                     oder ihm bekannten Klassen verschiedener Jahrgangsstufen und Schularten über zwei im Rahmen ihres oder seines Lehrauftrags
                     liegende Themen zu halten hat.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Klassen- und Themenvorschlag der Prüfungslehrproben legt die Schuldekanin oder der Schuldekan rechtzeitig, spätestens vier
                     Wochen vor den Lehrproben, der oder dem Vorsitzenden des Ständigen Prüfungsausschusses zur Genehmigung vor. Nach Rücksprache
                     mit der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsauschusses vereinbart die zuständige Schuldekanin oder der zuständige Schuldekan
                     mit den Schulleitungen den Prüfungstermin.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der geplante Verlauf der Unterrichtsstunden ist schriftlich darzustellen und zu begründen. Die Bewerberin oder der Bewerber
                     sendet die Unterrichtsentwürfe der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses in vierfacher Ausfertigung eine Woche vor
                     Beginn der schulpraktischen Prüfung zu.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Unterrichtsstunden werden nach ihrer Beendigung vom Prüfungsausschuß gemäß § 24 bewertet.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Der Verlauf und die Ergebnisse der schulpraktischen Prüfung werden in einem Protokoll festgehalten, das die anwesenden Ausschußmitglieder
                     unterschreiben.
                  

               

               
                     § 24
Bewertung der Prüfungsleistungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Prüfungsleistungen werden mit je einer Note wie folgt bewertet:
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                              	
                                 sehr gut

                              
                              	
                                 (1)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 gut

                              
                              	
                                 (2)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 befriedigend

                              
                              	
                                 (3)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 ausreichend

                              
                              	
                                 (4)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 nicht ausreichend

                              
                              	
                                 (5)

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zur differenzierten Bewertung können einzelne Noten um 0,3 auf Zwischenwerte erhöht oder erniedrigt werden. Die Noten 0,7
                     und 5,3 sind ausgeschlossen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für die einzelnen Prüfungsleistungen der schulpraktischen Prüfung ist jeweils der Durchschnitt der Bewertungen durch die einzelnen
                     Prüfungsausschußmitglieder maßgebend. Die Endnote der schulpraktischen Prüfung ergibt sich aus dem auf eine Dezimale berechneten
                     Mittelwert der Beurteilungen der beiden Prüfungslehrproben.
                  

               

               
                     § 25
Prüfungsergebnis und Prüfungszeugnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Prüfungsausschuß ermittelt nach Abschluß der Prüfung in einer abschließenden Sitzung die Gesamtnote der Prüfung und stellt
                     fest, ob die Prüfung bestanden oder nicht bestanden ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Gesamtnote entspricht der Endnote der schulpraktischen Prüfung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Gesamtnote lautet bei einem Mittelwert von
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                              	
                                 1,0 bis 1,5

                              
                              	
                                 mit Auszeichnung bestanden,

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 1,6 bis 2,5

                              
                              	
                                 gut bestanden,

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 2,6 bis 3,5

                              
                              	
                                 befriedigend bestanden,

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 3,6 bis 4,0

                              
                              	
                                 bestanden,

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 ab 4,1

                              
                              	
                                 nicht bestanden.

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Prüfung ist nicht bestanden, wenn als Gesamtnote nicht mindestens „bestanden“ erreicht wurde.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Über die abschließende Sitzung des Ständigen Prüfungsausschusses ist eine Niederschrift zu fertigen, in der festgehalten werden:
                  

                  die anwesenden Mitglieder des Ständigen Prüfungsausschusses und

                  die Gesamtnoten aller Bewerberinnen und Bewerber sowie das Gesamtergebnis der Prüfung.

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die Niederschrift wird von den anwesenden Mitgliedern des Ständigen Prüfungsausschusses unterzeichnet.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Bewerberinnen oder Bewerber, die die Prüfung bestanden haben, erhalten ein Zeugnis, das von der oder dem Vorsitzenden des
                     Ständigen Prüfungsausschusses unterzeichnet wird.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Bewerberinnen oder Bewerber, die die Prüfung nicht bestanden haben, erhalten von der oder dem Vorsitzenden des Ständigen Prüfungsausschusses
                     einen schriftlichen Bescheid.
                  

               

               
                     § 26
Wiederholung der Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Hat die Bewerberin oder der Bewerber die Prüfung nicht bestanden, so kann sie einmal, frühestens nach einem Jahr, spätestens
                     nach zwei Jahren, wiederholt werden. Ist die Prüfung nicht bestanden, so teilt die oder der Vorsitzende des Ständigen Prüfungsausschusses
                     der Bewerberin oder dem Bewerber schriftlich mit, zu welchem Zeitpunkt die Prüfung wiederholt werden kann.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In besonderen Härtefällen kann der Oberkirchenrat eine zweite Wiederholung gestatten. Sie muß ein Jahr nach der ersten Wiederholung
                     erfolgen.
                  

               

               
                     § 27
Anzuwendende Vorschriften
                     

                  

                  § 2 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3, §§ 10, 11 Abs. 1, 2 und 4, § 15 Abs. 2 Satz 3, §§ 16 und 17 gelten entsprechend.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 3
Schlußbestimmungen
            

         

         
                     § 28
Übergangsbestimmungen
                     

                  

                  Abschnitt 1 dieser Verordnung ist erstmals anzuwenden auf Bewerberinnen und Bewerber, die ihre Aufbauausbildung nach dem 1.
                     September 1998 begonnen haben.
                  

               

               
                     § 29
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Diese Verordnung tritt am 1. September 2001 in Kraft, soweit nicht in Absatz 3 etwas anderes bestimmt ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gleichzeitig tritt die Verordnung des Oberkirchenrats vom 26. November 1980 (Abl. 49 S. 238), geändert durch Verordnung vom 3. Dezember 1991 (Abl. 55 S. 79), außer Kraft. Sie ist weiter nach Maßgabe der Aufbauausbildungsordnung
                     anzuwenden auf Bewerberinnen und Bewerber, die ihre Aufbauausbildung vor dem 1. September 1998 begonnen haben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Abweichend von Absatz 1 tritt § 16 Absatz 4 am 1. Januar 2002 in Kraft.
                  

               

            

         

      

      
            Anhang4

         

         
                  Regelung der Besonderheiten bei der Prüfung 
der kirchlich ausgebildeten Religionslehrerinnen und Religionslehrer 
im Jahre 2022
                  

               

               Vom 21. Dezember 2021 
(Abl. 70 S.12)

               
                     § 1 
Allgemeines
                     

                  

                  Für die Durchführung der Ersten Kirchlichen Dienstprüfung der kirchlich ausgebildeten Religionslehrerinnen und Religionslehrer,
                     der Zweiten Kirchlichen Dienstprüfung der kirchlich ausgebildeten Religionslehrerinnen und Religionslehrer und die Ergänzung
                     der Zweiten Kirchlichen Dienstprüfung für den Bereich Religionspädagogik für Lehrkräfte mit einem Deputat von bis zu 13 Wochenstunden
                     Religionsunterricht im Kalenderjahr 2022 finden die jeweils geltenden Bestimmungen, nämlich die
                  

                  
                     
                        	
                            Verordnung des Oberkirchenrats über die Erste Kirchliche Dienstprüfung der kirchlich ausgebildeten Religionslehrerinnen und
                              Religionslehrer vom 19. September 2001 (Abl. 59 S. 381), geändert durch Verordnung des Oberkirchenrats vom 19. Mai 2020 (Abl. 69 S. 222), sowie
                           

                        

                        	
                            Verordnung des Oberkirchenrats über die Zweite Kirchliche Dienstprüfung und die Anerkennung des Zweiten kirchlichen Ausbildungsabschlusses
                              der kirchlich ausgebildeten Religionslehrerinnen und Religionslehrer vom 19. September 2001 (Abl. 59 S. 385), geändert durch Verordnung des Oberkirchenrats vom 19. Mai 2020 (Abl. 69 S. 222),
                           

                        

                     

                  

                  im Folgenden „Prüfungsordnungen“ genannt, unter der Maßgabe der in diesem Artikel geregelten Besonderheiten Anwendung.

               

               
                     § 2 
Besetzung der Prüfungsausschüsse
                     

                  

                  Bei der Besetzung der Prüfungsausschüsse kann von den Vorgaben der jeweiligen Prüfungsordnung abgewichen werden, mit Ausnahme
                     der Vertreterin oder des Vertreters der staatlichen Schulverwaltung. Die Vorgaben zur Anzahl und Eignung der Prüferinnen und
                     Prüfer in den Prüfungsausschüssen bleiben davon unberührt.
                  

               

               
                     § 3 
Art und Umfang der schulpraktischen Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Lehrproben als einzelne Prüfungsleistungen der schulpraktischen Prüfung finden grundsätzlich nach den Regelungen der
                     jeweiligen Prüfungsordnung statt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Sollte eine Lehrprobe nach Absatz 1 im Erstversuch durch pandemiebedingte Einschränkungen nicht möglich sein, ist diese im
                     alternativen Prüfungsformat nach den Absätzen 3 bis 5 abzulegen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         In der mündlichen Präsentation einer geplanten Unterrichtsstunde mit Reflexionsgespräch (alternatives Prüfungsformat) stellt
                     die Bewerberin oder der Bewerber ein lehrplankonformes Unterrichtsthema vor.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Im alternativen Prüfungsformat soll die mündliche Präsentation 15 Minuten nicht überschreiten. Die Unterrichtsskizze und
                     die Planung der der Unterrichtsstunde zugrunde liegenden Unterrichtseinheit sind bei der Ersten und Zweiten Kirchlichen Dienstprüfung
                     der oder dem Vorsitzenden des jeweiligen Fachausschusses und bei der Ergänzung der Zweiten Kirchlichen Dienstprüfung dem oder
                     der Vorsitzenden des Prüfungsausschusses eine Woche vor Beginn der mündlichen Präsentation vorzulegen. Im Anschluss findet
                     für die Dauer von etwa 30 Minuten ein Reflexionsgespräch statt. Die Gesamtdauer der Prüfung beträgt 45 Minuten.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Beurteilt und bewertet werden insbesondere die Planungs-, Analyse- und Reflexionskompetenz in Bezug auf das Unterrichtsthema
                     der Prüfung.
                  

               

               
                     § 4 
Bewertung und Wiederholung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Prüfungsleistungen fließen entsprechend den Vorgaben der jeweiligen Prüfungsordnung in die Gesamtnote mit ein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für die Berechnung der Gesamtnote gilt: Soweit die Lehrprobe als einzelne Prüfungsleistung der schulpraktischen Prüfung im
                     alternativen Prüfungsformat nach § 3 Absätze 3 bis 5 durchgeführt wurde, fließt deren Note an Stelle der Note der Lehrprobe in der entsprechenden Gewichtung in die Endnote der
                     schulpraktischen Prüfung ein. Ansonsten wird die Gesamtnote wie in den jeweiligen Prüfungsordnungen vorgesehen berechnet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für die Wiederholung der Prüfung oder einzelner Prüfungsleistungen gelten die bestehenden Prüfungsordnungen. Die Wiederholung
                     der in diesem Artikel geregelten Prüfungsleistungen nach § 3 Absätze 3 bis 5 soll in demselben Prüfungsformat wie die nicht bestandene Prüfungsleistung erfolgen. Erfolgte der Erstversuch nach den Regelungen
                     der jeweiligen Prüfungsordnung und ist eine Wiederholung in diesem Format durch pandemiebedingte Einschränkungen nicht möglich,
                     erfolgt die Wiederholung im alternativen Prüfungsformat nach § 3 Absätze 3 bis 5.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Siehe Artikel 1 der Verordnung des Oberkirchenrats zur Regelung der Besonderheiten bei der Prüfung der kirchlich
               ausgebildeten Religionslehrerinnen und Religionslehrer im Jahre 2022 vom 21. Dezember 2021 (Abl. 70 S.12), abgedruckt als redaktioneller Anhang am Ende dieser Verordnung.
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Gemäß Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung des Oberkirchenrats zur Änderung der Vorschriften über die Erste und Zweite
               Kirchliche Dienstprüfung und die Anerkennung des Zweiten kirchlichen Ausbildungsabschlusses der kirchlich ausgebildeten Religionslehrerinnen
               und Religionslehrer vom 19. Mai 2020 (Abl. 69 S. 222, 223) gelten folgende Übergangsbestimmungen: „Artikel 2 Nummer 6, 7, 12 und 13 sind erstmals anzuwenden auf Bewerberinnen und Bewerber, die ihre Aufbauausbildung nach dem 1. September 2020 begonnen haben“.
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 782 dieser Sammlung. 
            

         

      

      4
            Red. Anm.: Anhang redaktionell abgedruckt, dieser ist nicht Bestanteil der Verordnung.

         

      

   
      

      
         785. Vereinbarung über die Erteilung des Unterrichtsfachs Evang. Religionslehre durch die Mitglieder einer Freikirche und
            über die Teilnahme von Schülern, die einer Freikirche angehören, am evangelischen Religionsunterricht
         

      

      
         Inkraftgetreten am 1. Januar 1984

      

      
         (Abl. 51 S. 24)

      

      
            Vereinbarung

         

         Zwischen

         dem Bund Freier evangelischer Gemeinden,
dem Bund Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden,
der Evangelisch-methodistischen Kirche
         

         und

         der Evangelischen Landeskirche in Württemberg

         über die Erteilung des Unterrichtsfachs Evang. Religionslehre durch die Mitglieder einer Freikirche und über die Teilnahme
            von Schülern, die einer Freikirche angehören, am evangelischen Religionsunterricht.
         

         Der Bund Freier evangelischer Gemeinden, der Bund Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden und die Evangelisch-methodistische
            Kirche — im folgenden „Freikirchen“ genannt — einerseits und die Evangelische Landeskirche in Württemberg andererseits sind
            übereingekommen, über die Erteilung des Unterrichtsfachs Evang. Religionslehre an öffentlichen Schulen im Bereich der Evangelischen
            Landeskirche in Württemberg durch Mitglieder einer Freikirche sowie über die Teilnahme am evang. Religionsunterricht durch
            Schüler, die einer Freikirche angehören, folgende Vereinbarung zu schließen:
         

      

      
            I. Erteilung des Faches Religionslehre

         

         Die Erteilung des Unterrichtsfachs Evang. Religionslehre durch Personen, die einer Freikirche angehören, setzt die Bevollmächtigung
            durch die Freikirche (Vocation) und die Zustimmung des Evangelischen Oberkirchenrats voraus.
         

         A Lehrer
            
               	
                  Lehrer, die Mitglied einer Freikirche sind, können die Bevollmächtigung (Vocation) zur Erteilung des Unterrichtsfachs Evang.
                     Religionslehre von ihrer Kirche erlangen.
                  

               

               	
                  Die betreffende Freikirche erteilt die Bevollmächtigung solchen Lehrern, die die staatliche Lehrbefähigung für das Unterrichtsfach
                     Evang. Religionslehre erworben und ihre Ausbildung mit der 2. Staatsprüfung für das Lehramt abgeschlossen haben und im Schuldienst
                     des Landes Baden-Württemberg stehen.
                  

               

               	
                  Unbeschadet der vorstehenden Regelung nimmt die Evangelische Landeskirche in Württemberg in Fragen des evangelischen Religionsunterrichts
                     gegenüber dem Staat die in der Verfassung und den Schulgesetzen des Landes vorgesehenen Zuständigkeiten wahr.
                  

               

               	
                  Lehrer, die von ihrer Freikirche die Bevollmächtigung für die Erteilung des evangelischen Religionsunterrichts (Vocation)
                     erhalten haben, erhalten auf Antrag die Zustimmung zur Erteilung des Unterrichtsfachs Religionslehre durch den Oberkirchenrat,
                     nachdem sie diesem gegenüber schriftlich erklärt haben, daß sie den Religionsunterricht nach den gesetzlichen Bestimmungen
                     unter der Aufsicht der Beauftragten der Evangelischen Landeskirche in Württemberg und unter Einhaltung der gültigen Lehrpläne
                     sowie unter Verwendung der genehmigten Lehr- und Lernmittel erteilen wollen. Der Antrag wird über die Leitung der Freikirche
                     an den Evangelischen Oberkirchenrat gerichtet.
                  

               

               	
                  Der Oberkirchenrat unterrichtet die Leitung der betreffenden Freikirche und die zuständigen staatlichen Stellen über die erteilte
                     Zustimmung. Der Einsatz im Religionsunterricht erfolgt in Absprache der zuständigen staatlichen und landeskirchlichen Stellen
                     (Oberschulamt — Oberkirchenrat, Staatliches Schulamt — Dekanatamt/Schuldekan).
                  

               

            

         

         B Ordinierte Pastoren

         Die Ordination von Pastoren der Freikirchen schließt die Vocation ein. Anträge auf Zustimmung zur Erteilung des evangelischen
            Religionsunterrichts werden über die Leitung der Freikirche an den Evangelischen Oberkirchenrat gerichtet.
         

      

      
            II. Teilnahme von Schülern am evang. Religionsunterricht

         

         Schüler, die einer Freikirche angehören, können an dem in den öffentlichen Schulen des Landes Baden-Württemberg eingerichteten
            evang. Religionsunterricht teilnehmen.
         

         Diese Vereinbarung tritt am 1. Januar 1984 in Kraft.

         
            
               
               
            
            
               
                  	
                     Für die Evangelische Landeskirche in Württemberg

                  
                  	
               

               
                  	
                     Landesbischof

                  
                  	
                     D. Hans v. Keler

                  
               

               
                  	
                     Für den Bund Freier evangelischer Gemeinden

                  
                  	
               

               
                  	
                     Bundesvorsteher

                  
                  	
                     Karl Heinz Knöppel

                  
               

               
                  	
                     Bundesgeschäftsführer

                  
                  	
                     Heinz-Adolf Ritter

                  
               

               
                  	
                     Für den Bund Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden

                  
                  	
               

               
                  	
                     Präsident

                  
                  	
                     Günter Hitzemann

                  
               

               
                  	
                     Generalsekretär

                  
                  	
                     Siegfried Kerstan

                  
               

               
                  	
                     Für die Evangelisch-methodistische Kirche

                  
                  	
               

               
                  	
                     Kirchenvorstand

                  
                  	
                     Hermann Sticher

                  
               

               
                  	
                     1. Schriftführer

                  
                  	
                     Albrecht Els

                  
               

            
         

      

      

   
      

      
         786. Dienstanweisung für Schuldekane

      

      
         Erlaß des Oberkirchenrats vom 11. März 1965

      

      
         (Abl. 41 S. 271), geändert durch Verordnung des Oberkirchenrats vom 9. Dezember 2025 (Abl. 71 Nr. 213)
         

      

      Die Dienstanweisung für Schuldekane wird unter Aufhebung der früheren Bestimmungen (Abl. 33 S. 280, Abl. 34 S. 89 und Abl.
         38 S. 193) wie folgt neu gefaßt:
      

      
                     § 1
Aufgabenkreis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Schuldekan soll dazu helfen, daß sich alle an der evangelischen Erziehung und Unterweisung der Jugend Beteiligten (Eltern,
                     Schule, Jugendwerk, Kindergarten, Leiter und Helfer im Kindergottesdienst und andere Dienstgruppen) als aufeinander angewiesene
                     Mitarbeiter an derselben Aufgabe, die nur in Zusammenarbeit erfüllt werden kann, verstehen lernen. Er soll dafür Anregungen
                     geben und von Zeit zu Zeit die Leiter solcher Gruppen zu gemeinsamen Beratungen einladen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Schuldekan hat die Aufsicht über den evangelischen Religionsunterricht der Pfarrer, Lehrer, Katecheten, Gemeindehelfer
                     und kirchlichen Hilfskräfte. Ausgenommen von seiner Aufsicht ist der Religionsunterricht, der von Dekanen und von Studienräten
                     bzw. Pfarrern für Religionsunterricht gegeben wird, sowie der Unterricht an Pädagogischen Hochschulen und kirchlichen Ausbildungsstätten.
                     Durch besondere Anordnung können Schuldekane vom Oberkirchenrat auch mit der Aufsicht über den Religionsunterricht von Pfarrern
                     bzw. Studienräten für Religionsunterricht beauftragt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Schuldekan soll im besonderen dafür sorgen:
                     
                        	
                           daß der Religionsunterricht ordnungsgemäß erteilt wird, wozu gehört, daß er mit den Bezirksschulämtern, den Schulvorständen,
                              den Lehrern und Pfarrern Fühlung hat und sie über wichtige Vorgänge auf dem Gebiet des Religionsunterrichts informiert;
                           

                        

                        	
                           daß die Fortbildung aller gefördert wird, die Religionsunterricht erteilen; dazu gehört die Pflege der Religionspädagogischen
                              Arbeitsgemeinschaften und entsprechender besonderer Zusammenkünfte, vor allem aber auch die Förderung der katechetischen Hilfskräfte,
                              die er regelmäßig anleiten und denen er auch sonst mit Rat und Tat beistehen soll;
                           

                        

                        	
                           daß das Verständnis der Eltern für die religiöse Erziehung ihrer Kinder geweckt und gefördert wird.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Schuldekan wirkt mit bei der Planung der Schulgottesdienste, deren Gestaltung und Durchführung, desgleichen bei der Vorbereitung
                     und Durchführung religiöser Schulwochen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Der Schuldekan pflegt insbesondere die Verbindung mit dem Katechetischen Amt und den katechetischen Ausbildungsstätten der
                     Landeskirche.
                  

               

               
                     § 2
Schulbesuche
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Schuldekan informiert sich über den Stand des Religionsunterrichts durch Besuche im Unterricht. In der Regel kündigt er
                     dem Unterrichtenden seinen Besuch an. Der Schulleiter ist vor dem Besuch zu verständigen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Jede Schule ist in dreijährigem Turnus zu besuchen. Schulleiter und Klassenlehrer sollen zu dem Besuch eingeladen werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Im Anschluß an den Besuch wird der Unterricht mit dem Religionslehrer besprochen.
                  

               

               
                     § 3
Berichte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Auf 1. Juni jeden Jahres legt der Schuldekan über den zuständigen Prälaten dem Oberkirchenrat einen Jahresbericht vor.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Den jährlichen Vikariatsberichten fügt der Schuldekan eine Äußerung bei über den Unterricht der unständigen Pfarrer und der
                     Vikarinnen.
                  

               

               
                     § 4
Dienstrechtliche Stellung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Aufgaben des Schuldekans sind Bestandteil des Aufgabenbereichs eines Dekanatamtes. Der Schuldekan und Dekan sind auf enge
                     Zusammenarbeit angewiesen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Dienstbereich des Schuldekans deckt sich mit den Grenzen eines oder mehrerer Dekanate.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Schuldekan führt sein Amt nach den Anweisungen des Oberkirchenrats. Er ist in seinem Aufgabenbereich selbständig. Visitation
                     und Inspektion des Schuldekans richten sich nach den für das Dekanatamt geltenden Bestimmungen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Ist der Schuldekan nicht Mitglied der Organe der Kirchengemeinde und des Kirchenbezirks, zu denen der Dekan kraft Amtes gehört,
                     so hat er in diesem beratende Stimme.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Der Schuldekan führt das Dienstsiegel:
                  

                  Evangelisches Dekanatamt

                  – Schuldekan –

                  
                        (
                        6
                        )
                        Ein ordinierter Schuldekan soll in regelmäßigem Turnus in den Gottesdienstplan einer Gemeinde eingereiht werden. Auch ein
                     nicht ordinierter Schuldekan kann vom Oberkirchenrat ermächtigt werden, Predigtgottesdienst (ohne Talar) zu halten.
                  

               

               
                     § 5
Verpflichtung
                     

                  

                  Die Verpflichtung des Schuldekans erfolgt in einem Gottesdienst durch den Prälaten des Sprengels. In diesem Gottesdienst macht
                     der Schuldekan die Gemeinde mit seinem Lebenslauf bekannt; ist er Theologe, so hält er die Predigt.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         788. Verordnung des Oberkirchenrats 
über die Zulassung von Schulbüchern 
für das Fach Evangelische Religionslehre 
(Schulbuchzulassungsverordnung – SchbZVO)
         

      

      
         Vom 30. Juni 2020

      

      
         (Abl. 69 S. 219), geändert durch Verordnung des Oberkirchenrats vom 7. August 2025 (Abl. 71 Nr. 170)
         

      

      Zur Ausführung von § 98 Schulgesetz für Baden-Württemberg wird verordnet:

      
                     § 1
Zulassungspflicht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Religionsgemeinschaft bestimmt die Religionsbücher für den Unterricht (§ 98 Schulgesetz für Baden-Württemberg). Religionsbücher
                     sind Schulbücher und ihnen gleichgestellte Unterrichtswerke und kirchliche Druckwerke. Schulbücher für das Fach Evangelische
                     Religionslehre dürfen deshalb an öffentlichen Schulen des Landes Baden-Württemberg und an anderen Schulen im Bereich der Evangelischen
                     Landeskirche in Württemberg, an denen Evangelische Religionslehre unterrichtet wird, nur verwendet werden, wenn sie von den
                     zuständigen Kirchen zum Gebrauch zugelassen wurden. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Absprachegemäß regeln die Evangelische Landeskirche in Baden und die Evangelische Landeskirche in Württemberg das Zulassungsverfahren
                     durch im Wesentlichen gleichlautende Bestimmungen und durch ein gemeinsames Gremium (§ 6 Abs. 2 Kooperationsvereinbarung).
                  

               

               
                     § 2
Koordinierungsausschuss
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zuständig für die Zulassung ist der Koordinierungsausschuss für das Lernmittelbegutachtungsverfahren der Evangelischen Landeskirche
                     in Baden und der Evangelischen Landeskirche in Württemberg.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Dem Koordinierungsausschuss gehören an: 
                  

                  
                     
                        	
                           das zuständige Mitglied des Evangelischen Oberkirchenrats Karlsruhe, 

                        

                        	
                           die zuständige Dezernentin oder der zuständige Dezernent des Evangelischen Oberkirchenrats Stuttgart, 

                        

                        	
                           je ein Mitglied des zuständigen Ausschusses der Landessynode der Evangelischen Landeskirche in Baden und der Württembergischen
                              Evangelischen Landessynode, 
                           

                        

                        	
                           die Leiterin oder der Leiter des Religionspädagogischen Instituts der Evangelischen Landeskirche in Baden oder eine andere
                              von der zuständigen Abteilungsleitung im Evangelischen Oberkirchenrat Karlsruhe benannte Person und 
                           

                        

                        	
                           die Leiterin oder der Leiter des Pädagogisch-Theologischen Zentrums der Evangelischen Landeskirche in Württemberg.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Koordinierungsausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung und hat eine Geschäftsstelle. Geschäftsstelle ist das Religionspädagogische
                     Institut der Evangelischen Landeskirche in Baden. 
                  

               

               
                     § 3
Schulbücher, Unterrichtswerke
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Schulbücher sind Druckwerke für die Hand der Schülerinnen und Schüler, die dazu dienen, die Bildungsstandards oder den Lehrplan
                     des Fachs Evangelische Religionslehre einer bestimmten Schulart oder eines bestimmten Schultyps nach dort benannten Zielen,
                     Kompetenzen und Inhalten zu erfüllen. Schulbücher müssen in der Regel gebunden sein. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Folgende Unterrichtswerke sind den Schulbüchern gleichgestellt:
                  

                  
                     
                        	
                           Textsammlungen und Ganzschriften;

                        

                        	
                           für die Hand der Schülerinnen und Schüler bestimmte Materialien, die Schulbücher begleiten, ergänzen oder ersetzen; 

                        

                        	
                           für die Hand der Lehrkräfte bestimmte Materialien, die Schulbücher ergänzen (Lehrermaterialien); 

                        

                        	
                           Liederbücher; 

                        

                        	
                           Bibelausgaben (Auswahlbibeln, Bibelübersetzungen); 

                        

                        	
                           Unterrichtswerke in digitaler Form einschließlich audiovisueller Medien.

                        

                     

                  

               

               
                     § 4
Zulassungsfreie kirchliche Druckwerke
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Keiner Zulassung bedürfen kirchliche Bücher, die von der jeweiligen Landessynode eingeführt oder abgeändert werden (z.B.
                     Evangelisches Gesangbuch, Katechismen). Sie können in der Lernmittelliste aufgeführt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Dasselbe gilt für kirchenamtliche Verlautbarungen (z.B. Denkschriften der Evangelischen Kirche in Deutschland, landeskirchliche
                     Erklärungen) sowie Arbeitsmaterialien der kirchlichen Werke (z. B. Diakonisches Werk, Missionswerk, Gustav-Adolf-Werk).
                  

               

               
                     § 5
Zulassungsvoraussetzungen
                     

                  

                  Zulassungsvoraussetzungen sind:

                  
                     
                        	
                           Übereinstimmung des eingereichten Schulbuchs oder Druckwerks mit den Bekenntnisgrundlagen und den Ordnungen der Evangelischen
                              Landeskirche in Baden beziehungsweise der Evangelischen Landeskirche in Württemberg; 
                           

                        

                        	
                           Übereinstimmung mit dem durch Grundgesetz, Landesverfassung und § 1 Schulgesetz für Baden-Württemberg vorgegebenen Erziehungs-
                              und Bildungsauftrag der Schule;
                           

                        

                        	
                           Übereinstimmung mit den Zielen, Kompetenzen und Inhalten des jeweiligen Bildungsstandards oder Lehr- beziehungsweise Bildungsplans
                              sowie angemessene didaktische Aufbereitung der Stoffe; 
                           

                        

                        	
                           auf die Zielgruppe bezogene, altersgemäße Aufbereitung der Inhalte sowie der sprachlichen und äußeren Form;

                        

                        	
                           Orientierung an gesicherten wissenschaftlichen Erkenntnissen;

                        

                        	
                           sachgemäße religionswissenschaftliche Darstellung von anderen Religionen und Weltanschauungen; 

                        

                        	
                           Eignung der äußeren Beschaffenheit für einen mehrjährigen, in der Regel fünfjährigen Gebrauch; die Verwendung ökologisch verträglichen
                              Papiers wird empfohlen; 
                           

                        

                        	
                           Einbindung von Druckbild, grafischer Gestaltung und Ausstattung in die jeweilige didaktische Zielsetzung.

                        

                     

                  

               

               
                     § 6
Zulassungsverfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Antrag eines Verlags (Antragssteller) auf Zulassung eines neuen Schulbuchs ist zum 1. Juni eines jeden Jahres an die
                     Geschäftsstelle des Koordinierungsausschusses für Lernmittelbegutachtung zu richten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Antrag auf Zulassung muss enthalten: 
                  

                  
                     
                        	
                           Angaben, für welche Schulart oder Schularten, gegebenenfalls für welchen Schultyp oder welche Schultypen (§ 4 Schulgesetz
                              für Baden-Württemberg) und welchen Bildungsstandard oder Lehrplan das Schulbuch bestimmt ist; Angaben darüber, ob die Zulassung
                              auch für weitere Schularten beantragt worden ist oder wird, und ob für dieses Schulbuch in gleicher oder ähnlicher Form schon
                              einmal eine Zulassung beantragt worden ist; 
                           

                        

                        	
                           bei Einreichung von Einzelbänden, die nur Teilbereiche des Bildungsstandards des Fachs Evangelische Religionslehre abdecken,
                              ein verbindliches Konzept, aus dem die geplante Weiterführung des Lehrwerks zur Erfüllung des zwei- bis dreijährigen Bildungsstandards
                              ersichtlich wird; 
                           

                        

                        	
                           die Bezeichnung der Auflage und des Erscheinungsjahres; 

                        

                        	
                           Angaben darüber, ob durch dieses Schulbuch ein anderes des Verlages ersetzt werden soll; 

                        

                        	
                           Angabe des Preises; 

                        

                        	
                           ein Exposé, aus dem hervorgeht, auf welche Kompetenzen oder Lehrplan- beziehungsweise Bildungsplaneinheiten die einzelnen
                              Inhalte des Schulbuchs beziehungsweise Unterrichtswerks jeweils schwerpunktmäßig ausgerichtet sind; 
                           

                        

                        	
                           die Versicherung, dass es sich bei dem vorgelegten Schulbuch um die redaktionelle Endfassung handelt;

                        

                        	
                           vier Prüfexemplare in drucktechnisch vorläufiger Fassung; die Fassung muss so ausgestaltet sein, dass überprüft werden kann,
                              ob die Zulassungsvoraussetzungen nach § 5 eingehalten sind; 
                           

                        

                        	
                           bei elektronischen Schulbüchern eine pdf-Datei oder ein audiovisuelles Speichermedium. 

                        

                     

                  

               

               
                     § 7
Entscheidung über die Zulassung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Entscheidung über die Zulassung ergeht auf der Grundlage von zwei durch den Koordinierungsausschuss in Auftrag gegebenen
                     Schulbuchgutachten. Sie bedarf der Schriftform. Die Zulassung kann an Bedingungen geknüpft und mit Nebenbestimmungen verbunden
                     werden. Insbesondere können notwendige Korrekturen vor der Veröffentlichung, dem Nachdruck oder der Neuauflage verlangt werden.
                     
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für die Zulassung im Bereich der beruflichen Schulen gilt: 
                  

                  
                     
                        	
                           Liegen gleiche Lehr- und Bildungspläne für verschiedene Bildungsgänge vor, wird nur ein Zulassungsverfahren durchgeführt.
                              
                           

                        

                        	
                           Es dürfen Schulbücher, die 

                           
                              
                                 	
                                    für eine der drei Schularten Berufsschule, Berufsfachschule oder Berufsoberschule (Mittelstufe) zugelassen sind, auch in den
                                       beiden anderen Schularten, 
                                    

                                 

                                 	
                                    für das berufliche Gymnasium oder für das Berufskolleg oder für die Berufsoberschule (Oberstufe) oder für die Fachschule zugelassen
                                       sind, auch in den anderen in Buchstabe a) genannten Schularten 
                                    

                                 

                              

                           

                           verwendet werden.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Zulassung ist zu versagen, wenn
                  

                  
                     
                        	
                           die Antragsunterlagen nach § 6 Abs. 2 nicht vollständig vorgelegt werden oder 
                           

                        

                        	
                           eine Überprüfung ergibt, dass die Voraussetzungen nach § 5 nicht erfüllt sind. 
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Über einen Widerspruch gegen die Nichtzulassung entscheidet der Evangelische Oberkirchenrat Stuttgart im Einvernehmen mit
                     dem Evangelischen Oberkirchenrat Karlsruhe. 
                  

               

               
                     § 8
Anzeigepflicht bei unveränderten Neuauflagen
                     

                  

                  Eine unveränderte oder nur unwesentlich veränderte Neuauflage ist dem Koordinierungsausschuss vom Verlag unter Übersendung
                     eines Belegexemplars und Angabe des Preises sowie der gegebenenfalls vorgenommenen Veränderungen lediglich anzuzeigen. Ein
                     Zulassungsverfahren entfällt, es sei denn, der Koordinierungsausschuss gewinnt den Eindruck, dass keine nur unwesentliche
                     Veränderung der bisherigen Auflage vorliegt.
                  

               

               
                     § 9
Mitteilung an das zuständige Ministerium
                     

                  

                  Über die Zulassung von Schulbüchern und Unterrichtswerken erhält das zuständige Ministerium durch den Koordinierungsausschuss
                     Mitteilung. 
                  

               

               
                     § 10
Kostenregelung
                     

                  

                  Für das Zulassungsverfahren wird ein Entgelt je Schulbuch und gleichgestelltem Druckwerk erhoben. Diese beträgt in der Regel
                     das Sechsfache des Ladenpreises.
                  

               

               
                     § 11
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Diese Verordnung tritt am 1. August 2020 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Gleichzeitig tritt die Schulbuchzulassungsverordnung vom 22. Januar 20081 (Abl. 63 S. 9) außer Kraft.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Elektronisch im Archiv unter Nr. 788 Archiv verfügbar.
            

         

      

   
      

      
         789. Kirchliches Gesetz über die zentrale Anstellung der Religionspädagogen und Religionspädagoginnen sowie der sonstigen
            Religionslehrkräfte (Religionslehrkräfteanstellungsgesetz)
         

      

      
         Vom 28. März 2003

      

      
         (Abl. 60 S. 263)
         

      

      
                     § 1
Anstellungsträger
                     

                  

                  Anstellungsträger für Personen in einem privatrechtlichen Anstellungsverhältnis, die überwiegend als Religionspädagogen oder
                     Religionspädagoginnen sowie als sonstige Religionslehrkräfte tätig sind, ist die Evang. Landeskirche in Württemberg.
                  

               

               
                     § 2
Dienst- und Fachaufsicht
                     

                  

                  Die unmittelbare Dienst- und Fachaufsicht über die in § 1 genannten Personen führt der oder die für die jeweiligen Unterrichtsorte zuständige Schuldekan oder Schuldekanin.
                  

               

               
                     § 3
Besetzung der Stellen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Stellen sind in der Regel auszuschreiben. Der Oberkirchenrat kann insbesondere dann von der Ausschreibung einer Stelle absehen,
                     wenn es sich um eine kurzfristig zur Vermeidung von Vakanzen notwendig werdende Wiederbesetzung handelt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei der Besetzung schlägt der Oberkirchenrat dem Besetzungsgremium mindestens zwei, höchstens drei für die Stelle in Betracht
                     kommende Bewerberinnen oder Bewerber im Benehmen mit der Schuldekanin oder dem Schuldekan vor, in deren oder dessen Zuständigkeitsbereich
                     die Bewerberin oder der Bewerber überwiegend tätig sein soll.
                  

                  Ist nur eine solche Bewerberin oder nur ein solcher Bewerber vorhanden, so wird nur diese Person vorgeschlagen. Gewählt ist,
                     wer mehr als die Hälfte der Stimmen der stimmberechtigten Mitglieder des Besetzungsgremiums erhält. Kommt eine Wahl in der
                     hierfür zu bestimmenden Frist nicht zustande, so legt der Oberkirchenrat, wenn möglich, einen weiteren Wahlvorschlag vor.
                     Hat der Oberkirchenrat erhebliche Bedenken gegen die Entscheidung des Besetzungsgremiums, kann er die Sache dem Landeskirchenausschuss
                     vorlegen, wenn die benannte Bewerberin oder der benannte Bewerber an ihrer oder seiner Bewerbung festhält. Der Landeskirchenausschuss
                     entscheidet nach Anhörung des Besetzungsgremiums, ob die benannte Bewerberin oder der benannte Bewerber auf die Stelle zu
                     ernennen ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Besetzungsgremium besteht aus der Schuldekanin oder dem Schuldekan und vier vom Kirchenbezirksausschuss ernannten Mitgliedern.
                     Der Kirchenbezirksausschuss regelt auch die Stellvertretung. Die Schuldekanin oder der Schuldekan führt den Vorsitz.
                  

               

               
                     § 4
Übernahme in ein Anstellungsverhältnis zur Landeskirche
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Personen nach § 1, die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes im Dienst einer (Gesamt)-Kirchengemeinde oder eines Kirchenbezirks tätig sind, werden
                     zum 1. August 2003 in ein Dienstverhältnis zur Evang. Landeskirche in Württemberg übernommen. Sie können der Übernahme innerhalb
                     eines Monats nach Zugang der schriftlichen Unterrichtung über diese Regelung durch den Oberkirchenrat diesem gegenüber schriftlich
                     widersprechen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Personen nach Absatz 1 werden mit der Übernahme Inhaber einer Stelle bei der Evang. Landeskirche in Württemberg. Diese
                     Stelle entsteht Kraft Gesetzes mit der Übernahme in Bindung an den bisherigen Dienstbereich; zugleich entfällt die Stelle
                     nach bisherigem Recht bei dem bisherigen Rechtsträger.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Personen, die der Übernahme in ein Dienstverhältnis zur Landeskirche nach Absatz 1 widersprochen haben, bleiben im Anstellungsverhältnis
                     zu ihrem bisherigen Rechtsträger. Eine Kündigung des Anstellungsverhältnisses aus personenbedingten oder betriebsbedingten
                     Gründen durch den bisherigen Anstellungsträger bleibt hiervon unberührt. Bei Freiwerden der Stelle geht diese auf die Evang.
                     Landeskirche in Württemberg über, bei gleichzeitigem Wegfall der Stelle beim bisherigen Rechtsträger.
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         794. Kirchliche Verordnung über die fachliche Begleitung evangelischer Kindertagesstätten

      

      
         Vom 20. November 1990

      

      
         (Abl. 54 S. 561)

      

      und

      794a. Ausführungsbestimmungen zur Kindergartenfachberatungsverordnung1

      Vom 19. Mai 1992

      (Abl. 55 S. 180)

      

         Aufgrund der §§ 39 Abs. 2 und 60 Kirchengemeindeordnung2, §§ 17 Abs. 1 Nr. 3 und 28 Kirchenbezirksordnung3, § 10 Kirchliches Verbandsgesetz4 und § 9 Diakoniegesetz5 wird unter Mitwirkung der Arbeitsrechtlichen Kommission der Evangelischen Landeskirche in Württemberg und nach Beratung gem.
            § 39 Abs. 1 Kirchenverfassung6 folgendes verordnet:
         

         
                     § 1
Allgemeines
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Evangelische Kindergartenarbeit geschieht in Kindertagesstätten (Kindergärten, Kinderkrippen, Kindertageseinrichtungen, Horten
                     und ähnlichen Einrichtungen) kirchlicher und anderer durch Mitgliedschaft im Evangelischen Landesverband für Kindertagesstätten
                     in Württemberg e. V. (im folgenden „Evangelischer Landesverband“) mit der Landeskirche verbundener Träger. Sie bedarf der
                     fachlichen Begleitung. Durch Beratung und Fortbildung sollen Träger und Mitarbeiter in allen Fragen der Arbeit unterstützt
                     und gefördert werden. Dies gilt in besonderer Weise für die pädagogische und religionspädagogische Arbeit. Dazu gehört auch
                     die Vertretung der Arbeit gegenüber anderen Institutionen und die Förderung der Zusammenarbeit mit diesen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die fachliche Begleitung evangelischer Kindertagesstätten im Bereich der Evangelischen Landeskirche in Württemberg wird von
                     den evangelischen Kirchenbezirken und vom Evangelischen Landesverband nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen wahrgenommen.
                  

               

               
                     § 2
Dienst der Fachberaterinnen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Aufgaben nach § 1 Abs. 1 werden, soweit sie nicht dem Evangelischen Landesverband unmittelbar vorbehalten sind (vgl. § 8), von Fachberaterinnen und Fachberatern (im folgenden Fachberaterinnen) wahrgenommen. Ihr Dienst gilt allen Trägern von Kindertagesstätten
                     ihres Dienstbereichs, die dem Evangelischen Landesverband angehören, und deren Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Fachberaterinnen haben insbesondere folgende Aufgaben:
                     
                        	
                           Beratung der Träger von Kindertagesstätten sowie ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in allen fachlichen Fragen,

                        

                        	
                           Fortbildung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und

                        

                        	
                           Gremien- und Öffentlichkeitsarbeit.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei der Erfüllung ihrer Aufgaben arbeiten die Fachberaterinnen mit den Kindergartenträgern und den örtlich zuständigen Pfarrern
                     zusammen. Sie nehmen bei Bedarf die Beratung des Evangelischen Landesverbands für Kindertagesstätten in Anspruch. In Fragen
                     der Religionspädagogik üben sie ihre Tätigkeit außerdem im Benehmen mit dem Schuldekan aus.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Fachberaterin soll eine abgeschlossene Ausbildung als Diplom-Sozialpädagogin, Erfahrung in der Kindertagesstättenarbeit
                     sowie Kenntnisse in evangelischer Religionspädagogik besitzen.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              

                           
                           	
                              Zur Ausführung der Kirchlichen Verordnung über die fachliche Begleitung evangelischer Kindertagesstätten vom 20. November 1990 (Abl. 54 S. 561) wird folgendes bestimmt:
                              

                           
                        

                     
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 1. Zu § 2 Abs. 2 Nr. 1:

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Die Fachberaterin berät alle kirchlichen und mit der Landeskirche verbundenen Träger von Kindertagesstätten ihres Dienstbereichs
                                    sowie deren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Außer den Kirchengemeinden und anderen kirchlichen Trägern gehören dazu bürgerliche
                                    Gemeinden und andere Träger, wenn sie Mitglied des Evangelischen Landesverbandes für Kindertagesstätten in Württemberg e.
                                    V. sind. Den nichtkirchlichen Trägern und ihren Mitarbeitern gegenüber wird die Fachberaterin nur auf Anforderung im Rahmen
                                    ihres Dienstauftrages tätig. Ist der Dienstauftrag der Fachberaterin nach bisheriger Regelung auf die Beratung der kirchlichen
                                    Träger beschränkt, so soll er zu einem möglichst frühen Zeitpunkt auf die Beratung der nichtkirchlichen Träger ausgedehnt
                                    werden. Die arbeitsrechtlichen Bestimmungen sind zu beachten. Die Beschränkung des Dienstauftrags auf die Beratung der kirchlichen
                                    Träger kann nicht über den Zeitpunkt des Ausscheidens der bei Inkrafttreten der Ausführungsbestimmungen tätigen Fachberaterin
                                    hinaus beibehalten werden. 
                                 

                              
                           

                        
                     

                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 2. Zu § 2 Abs. 4:

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Die Qualifikation als Diplomsozialpädagogin (Fachhochschule oder Berufsakademie) ist grundsätzlich Voraussetzung für den Dienst
                                    der Fachberaterin. In Ausnahmefällen kann davon abgewichen werden, wenn aufgrund anderer Ausbildungsgänge eine gleichwertige
                                    Befähigung nachgewiesen werden kann. 
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 3
Anstellungsträger der Fachberaterinnen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Fachberaterinnen werden in der Regel vom Kirchenbezirk angestellt. Abweichende Regelungen bedürfen der kirchenrechtlichen
                     Vereinbarung (§ 8 Kirchliches Verbandsgesetz7).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Erstreckt sich der Dienstbereich einer Fachberaterin über mehrere Kirchenbezirke, so übernimmt die Aufgabe der Anstellung
                     entweder ein von den beteiligten Kirchenbezirken gebildeter kirchlicher Verband oder einer der beteiligten Kirchenbezirke
                     aufgrund einer kirchenrechtlichen Vereinbarung.
                  

               

               
                     § 4
Anstellung und Entlassung der Fachberaterinnen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Anstellung und Entlassung der Fachberaterin erfolgt jeweils im Benehmen mit dem Evangelischen Landesverband und dem Schuldekan.
                     Fällt der Dienstbereich der Fachberaterin in den Dienstbereich mehrerer Schuldekane, so bestimmt der Oberkirchenrat, welcher
                     Schuldekan zu beteiligen ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Über die Anstellung und Entlassung der Fachberaterin entscheidet der Diakonische Bezirksausschuß, sofern die Bezirkssatzung
                     nichts anderes regelt. In den Fällen des § 3 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 ist die Zuständigkeit für Anstellung und Entlassung der Fachberaterin in der Verbandssatzung oder der kirchenrechtlichen
                     Vereinbarung zu regeln.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 3. Zu §§ 4 Abs. 2 und 5 Abs. 2:

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Die Entscheidungsbefugnis über die Anstellung und Entlassung der Fachberaterin und die Wahrnehmung der Fachaufsicht kann insbesondere
                                    auf einen beschließenden Ausschuß für Kindertagesstätten übertragen werden. Notwendig ist hierfür eine Bezirkssatzung. Sie
                                    bedarf der Genehmigung des Oberkirchenrats (vgl. §§ 14 Abs. 3 und 27 Kirchenbezirksordnung8). 
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 5
Dienst- und Fachaufsicht über die Fachberaterinnen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Anstellungsträger nimmt in wichtigen Fragen der Dienstaufsicht die Beratung des Landesverbands in Anspruch.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Ausübung der Fachaufsicht obliegt dem Diakonischen Bezirksausschuß, sofern die Bezirkssatzung nichts anderes regelt. Der
                     Schuldekan und der Evangelische Landesverband sind mit Stimmrecht zu beteiligen. Die Fachberaterin soll zur Beratung hinzugezogen
                     werden. § 27 Abs. 3 KGO9 bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        In den Fällen des § 3 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 ist die Zuständigkeit für die Ausübung der Fachaufsicht in der Verbandssatzung oder der kirchenrechtlichen Vereinbarung zu
                     regeln. Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend.
                  

               

               
                     § 6
Dienstanweisung der Fachberaterinnen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Anstellungsträger regelt den Dienstauftrag der Fachberaterin aufgrund der vom Oberkirchenrat im Benehmen mit dem Evangelischen
                     Landesverband zu erlassenden Richtlinien. Der Schuldekan ist zu beteiligen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In den Dienstvertrag ist folgende Bestimmung aufzunehmen: „Der Dienstgeber regelt im Benehmen mit dem Mitarbeiter/der Mitarbeiterin
                     den Dienstauftrag durch eine den Richtlinien des Oberkirchenrats entsprechende Dienstanweisung. Diese ist in ihrer jeweiligen
                     Fassung Bestandteil des Anstellungsvertrags.“
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 4. Zu § 6 Abs. 1:

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Die vom Anstellungsträger zu erlassende Dienstanweisung ist Teil des Dienstvertrags und ist diesem bei Abschluß als Anlage
                                    beizufügen. Bei bestehenden Dienstverträgen bedarf sie einer Zusatzvereinbarung. 
                                 

                                 
                                    
                                       	
                                           Die Dienstanweisung muß enthalten: 

                                          
                                             
                                                	
                                                    eine präzise Umschreibung des Dienst- und Aufgabenbereichs (vgl. dazu oben Nr. 1), 

                                                

                                                	
                                                    die im konkreten Fall geltende Regelung der Dienst- und Fachaufsicht, 

                                                

                                                	
                                                    die Festlegung einer regelmäßigen Berichtspflicht und 

                                                

                                                	
                                                    die Festlegung der Pflicht zur fachlichen Information und Fortbildung. 

                                                

                                             

                                          

                                       

                                       	
                                           Die Dienstanweisung soll enthalten: 

                                          
                                             
                                                	
                                                    eine nähere inhaltliche Umschreibung des allgemeinen Auftrags der Fachberaterin und 

                                                

                                                	
                                                    ggf. besondere, nur den Einzelfall betreffende Hinweise zum Dienstauftrag. 

                                                

                                             

                                          

                                       

                                    

                                 

                                 Eine Musterdienstanweisung ist in der Anlage beigefügt. 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 5. Aufgaben und Organisation des Evangelischen Landesverbandes für Kindertagesstätten sind in dessen Vereinssatzung geregelt.
                                    
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 7
Bezirkspfarrer für Kindertagesstätten
                     

                  

                  Im Einvernehmen mit dem Dekanatamt (Dekan und Schuldekan) und im Benehmen mit dem Evangelischen Landesverband kann das nach
                     § 5 Abs. 2 Satz 1 zuständige Gremium einen Pfarrer im Kirchenbezirk mit der religionspädagogischen Beratung der evangelischen
                     Kindertagesstätten beauftragen und ihm die Aufgaben des Schuldekans nach §§ 2 Abs. 3, 4 Abs. 1, 5 Abs. 2 und 6 Abs. 1 ganz
                     oder teilweise übertragen.
                  

               

               
                     § 8
Landesverband
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Im Evangelischen Landesverband sind Träger von Kindertagesstätten im Bereich der Landeskirche, welche auf evangelischer Grundlage
                     arbeiten, zusammengeschlossen. Er ist Fachverband des Diakonischen Werkes der evangelischen Kirche in Württemberg.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Neben der Landeskirche und dem Diakonischen Werk und in Zusammenarbeit mit ihnen vertritt der Evangelische Landesverband die
                     gemeinsamen Anliegen der in ihm zusammengeschlossenen Träger von Kindertagesstätten in pädagogischer, religiöser und wirtschaftlicher
                     Hinsicht. Im Rahmen der fachlichen Beratung der evangelischen  Kindertagesstätten und der Fortbildung ihrer Mitarbeiter nimmt
                     der Evangelische Landesverband folgende Aufgaben wahr:
                     
                        	
                           Entwicklung von Konzeptionen und Arbeitshilfen für die Arbeit evangelischer Kindertagesstätten,

                        

                        	
                           Vorbereitung und Durchführung überregionaler Fortbildungsveranstaltungen für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter evangelischer
                              Kindertagesstätten,
                           

                        

                        	
                           Beratung der Träger und Einrichtungen in Fragen von grundsätzlicher überörtlicher Bedeutung, insbesondere in den Fragen der
                              staatlichen Aufsicht,
                           

                        

                        	
                           Beratung und Fortbildung der Fachberaterinnen.

                        

                     

                  

                  Der Evangelische Landesverband arbeitet bei der Erfüllung dieser Aufgaben mit dem Pädagogisch-theologischen Zentrum der Landeskirche
                     und mit den Evangelischen Fachschulen für Sozialpädagogik im Bereich der Landeskirche zusammen.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 6. Zu § 8 Abs. 2 Nr. 4:

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Recht und Pflicht der Fachberaterin zur Fortbildung sind nicht auf die Fortbildungsangebote des Evangelischen Landesverbandes
                                    für Kindertagesstätten beschränkt. Die regelmäßig vom Landesverband veranstalteten Treffen für kirchliche Fachberaterinnen
                                    gelten nicht als Fortbildungsveranstaltungen im Sinne des § 29 Abs. 5 der Kirchlichen Anstellungsordnung10. 
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 9
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft.

               

            

         

      

      
            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        

                     
                     	
                        Anlage zu Nr. 4
der Ausführungsbestimmungen zur Kindergartenfachberatungsverordnung
Vom 19. Mai 1992

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        Dienstanweisung für Fachberaterinnen für Kindertagesstätten

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        § 1
Auftrag

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        (1) Die Arbeit in den evangelischen Kindertagesstätten ist ein Teil sowohl des pädagogischen und religionspädagogischen wie
                           des diakonischen Auftrages der Kirche. 
                        

                        Die Kindertagesstätten erfüllen in Ergänzung zur Familie einen öffentlichen Erziehungs- und Bildungsauftrag. Gleichzeitig
                           entlasten sie die Familie durch Betreuung der Kinder. 
                        

                        Fachberaterin und Fachberater (im folgenden Fachberaterin) sind beauftragt, die Arbeit in den kirchlichen und den mit der
                           Kirche verbundenen Kindertagesstätten zu fördern. Sie sind als kirchliche Mitarbeiter beteiligt an der Wahrnehmung des Auftrags
                           der Kirche.11  
                        

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        (2) Die Fachberaterin berät und begleitet die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Einrichtungen bei der Konzeption, Planung
                           und Durchführung der pädagogischen und insbesondere der religionspädagogischen Arbeit. Auch den Eltern der in einer Einrichtung
                           betreuten Kinder steht sie in Grundsatzfragen und bei Konflikten als Ansprechpartnerin zur Verfügung. Sie organisiert Fortbildungen
                           für die Mitarbeiterinnen in den Einrichtungen und führt solche durch. Sie fördert die Zusammenarbeit mit den anderen für die
                           Erziehung der Kinder wichtigen Institutionen. Sie unterstützt die Träger bei der Wahrnehmung der Aufsicht über die Einrichtungen
                           und wirkt im Bedarfsfall beratend bei Personalentscheidungen mit. Sie setzt sich dafür ein, daß das Verständnis für die evangelische
                           Kindergartenarbeit in der Öffentlichkeit geweckt und weiter vertieft wird.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        (3) Die Fachberaterin ist in der Wahrnehmung ihres Auftrags an das geltende staatliche und kirchliche Recht gebunden. 

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        § 2 
Dienst- und Aufgabenbereich

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        (1) Der Dienst- und Aufgabenbereich der Fachberaterin umfaßt die

                        
                           
                              
                                 
                                 
                              
                              
                                 
                                    	
                                       

                                    
                                    	
                                       im Kirchenbezirk ____________________

                                    
                                 

                                 
                                    	
                                       

                                    
                                    	
                                       in den Kirchenbezirken ____________________

                                    
                                 

                                 
                                    	
                                       

                                    
                                    	
                                       in der Gesamtkirchengemeinde ____________________

                                    
                                 

                                 
                                    	
                                       

                                    
                                    	
                                       im Verbandsgebiet des kirchlichen Verbands ____________________

                                    
                                 

                              
                           

                        

                         gelegenen kirchlichen und der Landeskirche verbundenen Kindertagesstätten und ihre Träger. 

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        Außer den Kirchengemeinden und anderen kirchlichen Trägern gehören dazu bürgerliche Gemeinden und andere Träger, wenn sie
                           Mitglied des Evangelischen Landesverbandes für Kindertagesstätten in Württemberg e. V. sind. Nichtkirchlichen Trägern und
                           ihren Mitarbeitern gegenüber wird sie auf Anforderung tätig. Kindertagesstätten im Sinne dieser Dienstanweisung sind Kindergärten,
                           Ganztagskindergärten, Kinderkrippen, Kinderhorte und ähnliche Einrichtungen der Jugendhilfe für Kinder bis zu 14 Jahren.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        (2) Zum Dienstauftrag der Fachberaterin gehört auch die Teilnahme an Gremien auf Landkreis- bzw. Kirchenbezirksebene in ihrem
                           Dienstbereich, in denen die Kindertagesstättenarbeit vertreten sein muß, sowie die Zusammenarbeit mit Institutionen auf Landkreis-
                           und Kirchenbezirksebene, die mit der Kindertagesstättenarbeit befaßt sind. Sie hält Kontakt zu Ausbildungsstätten, die für
                           ihre Arbeit von Belang sind. Dazu gehören insbesondere die evangelischen Ausbildungsstätten für Sozialpädagogik.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        (3) Die Fachberaterin arbeitet mit der für ihren Bereich zuständigen Referentin des Evangelischen Landesverbandes für Kindertagesstätten
                           zusammen. Sie informiert sie über wichtige Vorgänge ihres Arbeitsbereichs, soweit es die Pflicht zur Verschwiegenheit zuläßt.
                           Die Fachberaterin berücksichtigt bei ihrer Arbeit die vom Evangelischen Landesverband für Kindertagesstätten herausgegebenen
                           Empfehlungen und Unterlagen. 
                        

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        § 3
Dienst- und Fachaufsicht

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        (1) Die Dienstaufsicht obliegt dem 

                        
                           
                              
                                 
                                 
                              
                              
                                 
                                    	
                                       

                                    
                                    	
                                       Kirchenbezirksausschuß ____________________

                                    
                                 

                                 
                                    	
                                       

                                    
                                    	
                                       Gesamtkirchengemeinderat ____________________

                                    
                                 

                                 
                                    	
                                       

                                    
                                    	
                                       Engeren Rat ____________________

                                    
                                 

                                 
                                    	
                                       

                                    
                                    	
                                       Verbandsvorstand des kirchlichen Verbands ____________________

                                    
                                 

                              
                           

                        

                        Die laufenden Geschäfte der Dienstaufsicht nimmt der Vorsitzende wahr.

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        (2) Die Fachaufsicht obliegt dem

                        
                           
                              
                                 
                                 
                              
                              
                                 
                                    	
                                       

                                    
                                    	
                                       Diakonischen Bezirksausschuß ____________________

                                    
                                 

                                 
                                    	
                                       

                                    
                                    	
                                       Beschließenden Ausschuß für Kindertagesstätten ____________________

                                    
                                 

                                 
                                    	
                                       

                                    
                                    	
                                       Vorstand des kirchlichen Verbands ____________________

                                    
                                 

                              
                           

                        

                        Die laufenden Geschäfte der Fachaufsicht nimmt der Vorsitzende wahr.

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        (3) Die Fachberaterin ist verpflichtet, den Weisungen der Dienst- und Fachaufsichtführenden Folge zu leisten. 

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        § 4 
Tätigkeitsbericht

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        (1) Die Fachberaterin legt in der Regel im Zeitabstand eines Jahres dem 

                        
                           
                              
                                 
                                 
                              
                              
                                 
                                    	
                                       

                                    
                                    	
                                       Diakonischen Bezirksausschuß ____________________

                                    
                                 

                                 
                                    	
                                       

                                    
                                    	
                                       Beschließenden Ausschuß für Kindertagesstätten ____________________

                                    
                                 

                                 
                                    	
                                       

                                    
                                    	
                                       Vorstand des kirchlichen Verbands ____________________

                                    
                                 

                              
                           

                        

                        einen schriftlichen Tätigkeitsbericht vor. Eine Mehrfertigung des Berichts wird dem Evangelischen Landesverband zugeleitet.
                           
                        

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        (2) Die Fachberaterin soll von Zeit zu Zeit

                        
                           
                              
                                 
                                 
                              
                              
                                 
                                    	
                                       

                                    
                                    	
                                       der Bezirkssynode ____________________

                                    
                                 

                                 
                                    	
                                       

                                    
                                    	
                                       den Bezirkssynoden ____________________

                                    
                                 

                                 
                                    	
                                       

                                    
                                    	
                                       dem Gesamtkirchengemeinderat ____________________

                                    
                                 

                              
                           

                        

                        über ihre Tätigkeit mündlich berichten.

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        § 5 
Abwesenheit

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        (1) Urlaub und Dienstbefreiung beantragt die Fachberaterin bei der für die laufenden Geschäfte der Dienstaufsicht zuständigen
                           Person (§ 4 Abs. 1). Sie unterrichtet das für die Fachaufsicht zuständige Gremium (§ 4 Abs. 2). Dasselbe gilt für eine längere dienstliche Abwesenheit. 
                        

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        (2) Ist die Fachberaterin verhindert, ihren Dienst wahrzunehmen (z. B. wegen Krankheit), so hat sie dies unter Angabe des
                           Hinderungsgrundes unverzüglich den in Absatz 1 Genannten mitzuteilen. 
                        

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        § 6 
Dienstfahrten und Arbeitshilfen

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        (1) Alle im Rahmen des Dienstauftrags ausgeführten Fahrten im Dienstbereich nach § 2 gelten als genehmigt. Im übrigen bedürfen Dienstfahrten der Genehmigung der für die laufenden Geschäfte der Dienstaufsicht
                           zuständigen Person (§ 4 Abs. 1). 
                        

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        (2) Die Fachberaterin hat Anspruch auf ein Dienstzimmer.12

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        (3) Der Dienstgeber übernimmt die Kosten für die Anschaffung von Fachliteratur, die die Fachberaterin zur Wahrnehmung ihrer
                           Dienstaufgaben braucht. Entsprechende Anschaffungen bedürfen der Genehmigung. 
                        

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        (4) Die Fachberaterin hat die Möglichkeit, im Sekretariat des/der ____________________ dienstliche Schreiben fertigen zu lassen. 

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        (5) § 52 Kirchliche Anstellungsordnung bleibt unberührt.

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        § 7 
Besprechungen, Fortbildung

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        Die Fachberaterin nimmt an den Treffen für kirchliche Fachberaterinnen, die vom Evangelischen Landesverband für Kindertagesstätten
                           veranstaltet werden, teil sowie an Zusammenkünften von Fachberaterinnen verschiedener Institutionen in ihrem Dienstbereich.
                           Darüber hinaus ist die Fachberaterin verpflichtet, sich selbständig beruflich fortzubilden und wird darin im Rahmen der geltenden
                           Bestimmungen vom Anstellungsträger unterstützt. Erforderlichenfalls soll der Fachberaterin die Möglichkeit von Supervision
                           im Rahmen der geltenden landeskirchlichen Regelungen gegeben werden.13  
                        

                        Diese Dienstanweisung ist Bestandteil des Anstellungsvertrags zwischen 

                        
                           
                              
                                 
                                 
                              
                              
                                 
                                    	
                                       

                                    
                                    	
                                       dem Kirchenbezirk ____________________

                                    
                                 

                                 
                                    	
                                       

                                    
                                    	
                                       der Gesamtkirchengemeinde ____________________

                                    
                                 

                                 
                                    	
                                       

                                    
                                    	
                                       dem kirchlichen Verband ____________________

                                    
                                 

                              
                           

                        

                        und Frau/Herrn ____________________ (Fachberater/in).

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        ____________________ , den ____________________

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        
                           
                              
                                 
                                 
                              
                              
                                 
                                    	
                                       

                                    
                                    	
                                       ____________________

                                    
                                 

                                 
                                    	
                                       

                                    
                                    	
                                       (Unterschrift)

                                    
                                 

                              
                           

                        

                        Je eine Ausfertigung dieser Dienstanweisung erhalten:
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         795. Gesetz über die Betreuung und Förderung von Kindern in Kindergärten, anderen Tageseinrichtungen und der Kindertagespflege
            
(Kindertagesbetreuungsgesetz – KiTaG)
         

      

      
         vom 29. Februar 1972

      

      
         (GBl. S. 61) in der Fassung vom 19. März 2009 (GBl. S. 161), geändert durch Gesetz vom 19. Oktober 2010 (GBl. S. 748), vom 15. Mai 2013 (GBl. S. 93), vom 19. Dezember 2013 (GBl. 2014 S. 1, 8), vom 1. Dezember 2015 (GBl. S. 1040, 1044), vom 18. Dezember 2018 (GBl. S. 1549, 1551), vom 19. November
            2019 (GBl. S. 476)1, vom 11. Februar 2020 (GBl. S. 37, 41), vom 4. Juli 2023 (GBl. S. 258)2, vom 5. Dezember 2023 (GBl. S. 435), vom 12. November 2024 (GBl. Nr. 95) und vom 29. Juli 2025 (GBl. Nr. 81)3

      

      
                     § 1
Geltungsbereich
                     

                  

                  Dieses Gesetz gilt für Tageseinrichtungen sowie für die Kindertagespflege.

               

               
                     § 1a
Tageseinrichtung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Tageseinrichtungen sind
                  

                  
                     
                        	
                           Kindergärten, Tageseinrichtungen mit altersgemischten Gruppen und

                        

                        	
                           Einrichtungen zur Kleinkindbetreuung (Betreuung in Kinderkrippen).

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Kindergärten im Sinne dieses Gesetzes sind Einrichtungen von Trägern der Jugendhilfe, von Gemeinden und Zweckverbänden sowie
                     von privat-gewerblichen Trägern, die die rechtlichen und fachlichen Voraussetzungen für den Betrieb der Einrichtung erfüllen,
                     zur Förderung der Entwicklung von Kindern vom vollendeten dritten Lebensjahr bis zum Schuleintritt, soweit es sich nicht um
                     schulische Einrichtungen handelt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Tageseinrichtungen mit altersgemischten Gruppen im Sinne dieses Gesetzes sind Einrichtungen von Trägern der Jugendhilfe,
                     von Gemeinden und Zweckverbänden sowie von privat-gewerblichen Trägern, die die rechtlichen und fachlichen Voraussetzungen
                     für den Betrieb der Einrichtung erfüllen, zur Förderung der Entwicklung von Kindern im Alter von unter drei Jahren, vom vollendeten
                     dritten Lebensjahr bis zum Schuleintritt und im schulpflichtigen Alter, soweit es sich nicht um schulische Einrichtungen handelt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Einrichtungen mit integrativen Gruppen im Sinne dieses Gesetzes sind Einrichtungen, in denen Kinder, die aufgrund ihrer Behinderung
                     einer zusätzlichen Förderung bedürfen, in gemeinsamen Gruppen mit nicht behinderten Kindern betreut werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Kleinkindbetreuung im Sinne dieses Gesetzes (Betreuung in Kinderkrippen) zur Förderung der Entwicklung von Kindern bis
                     zur Vollendung des dritten Lebensjahres erfolgt in Einrichtungen von Trägern der Jugendhilfe, von Gemeinden und Zweckverbänden
                     sowie von privat-gewerblichen Trägern, die die rechtlichen und fachlichen Voraussetzungen für den Betrieb der Einrichtung
                     erfüllen und über eine Erlaubnis nach § 45 des Achten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VIII) verfügen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Gruppe im Sinne dieses Gesetzes ist die in den Einrichtungen gebildete, mit Fachkräften nach § 7 ausgestattete und durch Erlaubnis nach § 45 SGB VIII zugelassene Organisationsform, in der Kinder pädagogisch gefördert werden.
                  

               

               
                     § 1b
Kindertagespflege
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Kindertagespflege ist die Betreuung und Förderung von Kindern durch geeignete Kindertagespflegepersonen nach § 23 SGB VIII.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Kindertagespflege wird im Haushalt der Kindertagespflegeperson, im Haushalt eines Personensorgeberechtigten oder in anderen
                     geeigneten Räumen, einschließlich in Räumen von Tageseinrichtungen, geleistet. Näheres regelt die Verwaltungsvorschrift des
                     Kultusministeriums zur Kindertagespflege nach § 9 Absatz 1 Nummer 1.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Erlaubnis zur Kindertagespflege befugt zur Betreuung von bis zu fünf gleichzeitig anwesenden, fremden Kindern. Die Zahl
                     der zu betreuenden Kinder kann in der nach § 43 SGB VIII zu erteilenden Erlaubnis eingeschränkt werden, wenn das Wohl der
                     Kinder ansonsten nicht gewährleistet ist. Die Zahl der höchstmöglichen Betreuungsverhältnisse ist auf zehn Kinder je Kindertagespflegeperson
                     begrenzt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Schließen sich mehrere Kindertagespflegepersonen in einem Verbund zusammen (Großtagespflege), können insgesamt höchstens
                     zehn Kinder gleichzeitig durch mehrere Kindertagespflegepersonen betreut werden. Jede dieser Kindertagespflegepersonen bedarf
                     einer eigenständigen Erlaubnis zur Kindertagespflege. Ab dem achten zu betreuenden Kind muss eine Kindertagespflegeperson
                     Fachkraft im Sinne des § 7 Absatz 2 sein oder mindestens eine zweijährige praktische Tätigkeit nach vollständigem Abschluss der Qualifizierung zur Kindertagespflegeperson
                     nachweisen. Die Zahl der höchst möglichen Betreuungsverhältnisse je Verbund ist auf 17 Kinder begrenzt. Die vertragliche und
                     pädagogische Zuordnung des einzelnen Kindes zu einer bestimmten Kindertagespflegeperson ist stets zu gewährleisten.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Ist die vertragliche und pädagogische Zuordnung des einzelnen Kindes zu einer bestimmten Kindertagespflegeperson nicht gewährleistet
                     oder werden in der Großtagespflege elf oder mehr Kinder gleichzeitig betreut, so handelt es sich um eine betriebserlaubnispflichtige
                     Einrichtung und es gilt § 45 SGB VIII.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Den Beschäftigten und den Beauftragten des Jugendamts ist zum Schutz der betreuten Kinder der Zutritt zu den Räumen, die
                     zu ihrem Aufenthalt dienen, zu gestatten. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Absatz 1 des Grundgesetzes)
                     wird insoweit eingeschränkt.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Werden Kinder in der Kindertagespflege betreut, ohne dass die Kindertagespflegeperson über die erforderliche Erlaubnis zur
                     Kindertagespflege verfügt oder im Sinne des § 23 Absatz 3 SGB VIII geeignet ist, so hat das Jugendamt die weitere Betreuung
                     der Kinder zu untersagen.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Das Kultusministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung nähere Bestimmungen zur Kindertagespflege, insbesondere zur
                     notwendigen Qualifizierung der Kindertagespflegepersonen, zu treffen.
                  

               

               
                     § 2
Aufgaben und Ziele
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Tageseinrichtungen im Sinne von § 1a Absätze 2 bis 5 sowie die Tagespflegepersonen im Sinne von § 1b sollen die Entwicklung des Kindes zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit fördern, die Erziehung
                     und Bildung des Kindes in der Familie unterstützen und ergänzen und zur besseren Vereinbarkeit von Erwerbstätigkeit und Kindererziehung
                     beitragen. Diese Aufgaben umfassen die Erziehung, Bildung und Betreuung des Kindes nach § 22 Absatz 3 SGB VIII zur Förderung
                     seiner Gesamtentwicklung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kinder mit Behinderungen und Kinder ohne Behinderungen sollen gemeinsam gefördert werden. Die besonderen Bedürfnisse von Kindern
                     mit Behinderungen und von Kindern, die von Behinderungen bedroht sind, sind zu berücksichtigen. Dies ist auch im Rahmen der
                     kommunalen Bedarfsplanung nach § 3 Absatz 3 angemessen zu berücksichtigen. § 35 a SGB VIII und § 112 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch bleiben
                     unberührt.
                  

               

               
                     § 2 a
Förderauftrag und Qualität, Rechtsverordnungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Gemeinden sollen unbeschadet der Verpflichtung des örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe durch geeignete Maßnahmen
                     die Umsetzung des Förderauftrags in den Tageseinrichtungen gemäß § 22 a SGB VIII sicherstellen und weiterentwickeln.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Qualität in der Kindertagespflege wird durch die Vermittlung von geeigneten Tagespflegepersonen gemäß § 23 Absatz 3 SGB
                     VIII sichergestellt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Eine Förderung der Kinder in Tageseinrichtungen unter Berücksichtigung der Zielsetzungen des nach § 9 Absatz 2 erstellten Orientierungsplans für Bildung und Erziehung dient dem Förderauftrag nach § 22 SGB VIII.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Das Kultusministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung nähere Bestimmungen zu treffen über
                  

                  
                     
                        	
                           die verpflichtende Festlegung der personellen Ausstattung (Mindestpersonalschlüssel) von Tageseinrichtungen gemäß § 1a Absatz 1 und über eine, der Erreichung der in Absatz 3 genannten Ziele dienende, verpflichtende Erhöhung des Mindestpersonalschlüssels,
                           

                        

                        	
                           die Finanzierung einer der Erreichung der in Absatz 3 genannten Ziele dienenden weiteren Qualifizierung des in § 7 genannten pädagogischen Personals in Tageseinrichtungen gemäß § 1a Absatz 1 Nummer 1,
                           

                        

                        	
                           die Inhalte der von der Leitung von Tageseinrichtungen, in denen nicht ausschließlich Kinder im schulpflichtigen Alter gefördert
                              werden, wahrzunehmenden pädagogischen Leitungsaufgaben,
                           

                        

                        	
                           den zeitlichen Umfang der Gewährung von Leitungszeit für die Leitung der Tageseinrichtung zur Wahrnehmung der pädagogischen
                              Leitungsaufgaben,
                           

                        

                        	
                           die Höhe des Ausgleichs an Gemeinden für die gewährte Leitungszeit und die Verteilung dieser Mittel an die Gemeinden und

                        

                        	
                           die Betriebsformen und Öffnungszeiten.

                        

                     

                  

               

               
                     § 3
Aufgaben der Gemeinden und Beteiligung der Träger der freien Jugendhilfe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Gemeinden werden zur Durchführung von Aufgaben der Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und in der Kindertagespflege
                     herangezogen. Sie haben darauf hinzuwirken, dass für alle Kinder vom vollendeten dritten Lebensjahr bis zum Schuleintritt
                     ein Kindergartenplatz oder ein Platz in einer Tageseinrichtung mit altersgemischten Gruppen zur Verfügung steht. Ferner haben
                     sie darauf hinzuwirken, dass für diese Altersgruppe ein bedarfsgerechtes Angebot an Ganztagsplätzen oder ergänzend Förderung
                     in der Kindertagespflege zur Verfügung steht. Dies gilt unbeschadet der Verpflichtung des örtlichen Trägers der öffentlichen
                     Jugendhilfe. § 4 SGB VIII bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Gemeinden haben unbeschadet der Verpflichtung des Trägers der öffentlichen Jugendhilfe auf ein bedarfsgerechtes Angebot
                     an Plätzen in Tageseinrichtungen und in der Kindertagespflege für Kinder, die das erste Lebensjahr noch nicht vollendet haben,
                     nach § 24 Absatz 1 SGB VIII hinzuwirken. Sie haben ferner darauf hinzuwirken, dass für Kinder ab Vollendung des ersten Lebensjahres
                     bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres für deren frühkindliche Förderung ein Platz in einer Tageseinrichtung oder in
                     der Kindertagespflege nach § 24 Absatz 2 SGB VIII zur Verfügung steht.
                  

                  
                        (
                        2a
                        )
                        Die erziehungsberechtigten Personen haben die Gemeinde und bei einer gewünschten Betreuung durch eine Tagespflegeperson den
                     örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe mindestens sechs Monate vor der beabsichtigten Inanspruchnahme einer Leistung
                     nach Absatz 2 in Kenntnis zu setzen. Die Gemeinde und der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben dabei im Rahmen
                     ihrer Planung zu berücksichtigen, dass auch ein Bedarf gedeckt werden kann, der aus einem vom Personensorgeberechtigten nicht
                     zu vertretenden Grund kurzfristig entsteht.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Gemeinden beteiligen rechtzeitig die nach § 75 SGB VIII anerkannten Träger der freien Jugendhilfe und die privat-gewerblichen
                     Träger, die die rechtlichen und fachlichen Voraussetzungen für den Betrieb der Tageseinrichtung erfüllen, an ihrer Bedarfsplanung.
                     Diese ist dem örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe anzuzeigen.
                  

               

               
                     § 4
Ärztliche Untersuchung
                     

                  

                  Jedes Kind ist vor der Aufnahme in eine Tageseinrichtung oder in der Kindertagespflege ärztlich zu untersuchen.

               

               
                     § 5
Eltern, Elternbeirat
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Als Eltern gelten Erziehungsberechtigte nach § 7 Absatz 1 Nummer 6 SGB VIII.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Bei den Tageseinrichtungen werden von den Eltern, deren Kinder in der jeweiligen Tageseinrichtung gefördert und betreut werden,
                     Elternbeiräte gebildet. Das Wahlverfahren bestimmen die Eltern.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Elternbeirat hat die Aufgabe, die Arbeit in den Tageseinrichtungen zu unterstützen und die Zusammenarbeit zwischen Tageseinrichtung,
                     Elternhaus und Träger zu fördern. Der Elternbeirat setzt sich dafür ein, dass der Anspruch der Kinder auf Erziehung, Bildung
                     und Betreuung in der Tageseinrichtung verwirklicht wird.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der Elternbeirat arbeitet mit der Tageseinrichtung und dem Träger der Tageseinrichtung zusammen. Die Elternbeiräte sind an
                     Entscheidungen in wesentlichen Angelegenheiten der Erziehung, Bildung und Betreuung zu beteiligen.
                  

               

               
                     § 5a
Gesamtelternbeirat
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Elternbeiräte und Eltern, deren Kinder in den Tageseinrichtungen gefördert und betreut werden oder gefördert und betreut
                     werden könnten, können sich örtlich und überörtlich zu Gesamtelternbeiräten zusammenschließen, um die Interessen der Eltern
                     und der Kinder in Fragen der Erziehung, Bildung und Betreuung, die über die einzelne Tageseinrichtung hinausgehen, zu vertreten
                     und Anregungen im Bereich der Tageseinrichtungen einzubringen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Soweit ein Gesamtelternbeirat gebildet wurde, dient dieser für die jeweilig betroffene Gemeinde, die Träger der örtlichen
                     Tageseinrichtungen und den örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe als Ansprechpartner der Eltern bei übergreifenden
                     Fragen der Erziehung, Bildung und der Betreuung der Kinder in den Tageseinrichtungen.
                  

               

               
                     § 5b
Landeselternbeirat
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Landeselternbeirat Kindertagesbetreuung (LEBK) ist die Vertretung der Eltern auf Landesebene, deren Kinder in den Tageseinrichtungen
                     und in der Kindertagespflege gefördert und betreut werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Er vertritt die Interessen der Eltern der in den Tageseinrichtungen und in der Kindertagespflege geförderten und betreuten
                     Kinder sowie die Interessen der Kinder und berät das Kultusministerium in allgemeinen Fragen der Erziehung, Bildung und Betreuung
                     in Tageseinrichtungen und in der Kindertagespflege. Er ist über wesentliche Angelegenheiten betreffend die Erziehung, Bildung
                     und Betreuung in Tageseinrichtungen und in der Kindertagespflege auf der Ebene des Kultusministeriums zu informieren und anzuhören.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der LEBK besteht aus gewählten Vertreterinnen oder Vertretern der Eltern, deren Kinder in einer Kindertageseinrichtung gefördert
                     und betreut werden, und gegebenenfalls aus gewählten Vorstandsmitgliedern der Gesamtelternbeiräte sowie aus bis zu zwei Elternvertreterinnen
                     oder Elternvertretern, deren Kinder in der Kindertagespflege gefördert und betreut werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der LEBK wählt aus seiner Mitte die Vorsitzende oder den Vorsitzenden und zwei Personen, welche die Vorsitzende oder den
                     Vorsitzenden vertreten, und gibt sich eine Geschäfts- und eine Wahlordnung.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Das Kultusministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung nähere Vorschriften zu erlassen, insbesondere
                  

                  
                     
                        	
                           über die Zusammensetzung, Mitgliedschaft, Zuständigkeit, Wahl, Dauer der Amtszeit, Aufgaben und Geschäftsordnung des LEBK;

                        

                        	
                           unter welchen Voraussetzungen anstelle der Eltern andere Erziehungsberechtigte oder mit Erziehungsrechten Beauftragte deren
                              Befugnisse nach den §§ 5, 5a und 5b Absätzen 1 bis 3 wahrnehmen.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 6
Bemessung der Elternbeiträge
                     

                  

                  Die Träger der Tageseinrichtungen können Elternbeiträge so bemessen, dass der wirtschaftlichen Belastung durch den Besuch
                     der Tageseinrichtung sowie der Zahl der Kinder in der Familie angemessen Rechnung getragen wird. Für die Erhebung von Benutzungsgebühren
                     durch kommunale Träger der Tageseinrichtungen gelten an Stelle von Satz 1 die Regelungen des Kommunalabgabengesetzes.
                  

               

               
                     § 74  
Pädagogisches Personal und Zusatzkräfte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         In den Tageseinrichtungen sind die Kinder durch pädagogisch qualifizierte Fachkräfte zu betreuen, zu erziehen und zu bilden.
                     Die Fachkräfte können durch weitere geeignete Personen (Zusatzkräfte) unterstützt werden. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Fachkräfte in Tageseinrichtungen sind:
                  

                  
                     
                        	
                           staatlich anerkannte Erzieher und Erzieherinnen sowie staatlich anerkannte Erzieher und Erzieherinnen der Fachrichtung Jugend-
                              und Heimerziehung;
                           

                        

                        	
                           staatlich anerkannte Kindheitspädagogen und Kindheitspädagoginnen von Fachhochschulen, Pädagogischen Hochschulen oder sonstigen
                              Hochschulen;
                           

                        

                        	
                           staatlich anerkannte Sozialpädagogen und Sozialpädagoginnen, staatlich anerkannte Sozialarbeiter und Sozialarbeiterinnen,
                              Diplompädagogen und Diplompädagoginnen, Diplom-Erziehungswissenschaftler und Diplom-Erziehungswissenschaftlerinnen mit sozialpädagogischem
                              Schwerpunkt sowie Bachelor-Absolventen und Bachelor-Absolventinnen dieser Fachrichtungen;
                           

                        

                        	
                           Personen mit der Befähigung für das Lehramt an Grundschulen, Grund- und Hauptschulen sowie Sonderschulen; 

                        

                        	
                           Personen mit einem Studienabschluss im pädagogischen, erziehungswissenschaftlichen oder psychologischen Bereich mit mindestens
                              vier Semestern Pädagogik mit Schwerpunkt Kinder und Jugendliche oder Schwerpunkt Entwicklungspsychologie;
                           

                        

                        	
                           staatlich anerkannte Kinderpfleger und Kinderpflegerinnen, staatlich anerkannte sozialpädagogische Assistenten und sozialpädagogische
                              Assistentinnen;
                           

                        

                        	
                           staatlich anerkannte Heilpädagogen und Heilpädagoginnen;

                        

                        	
                           Personen mit einem Studienabschluss der Heilpädagogik;

                        

                        	
                           staatlich anerkannte Heilerziehungspfleger und Heilerziehungspflegerinnen sowie

                        

                        	
                           nach einer Qualifizierung in Pädagogik der Kindheit und Entwicklungspsychologie im Umfang von zusammen mindestens 25 Tagen,
                              die auch berufsbegleitend durchgeführt werden kann, oder nach einem einjährigen betreuten Berufspraktikum 
                           

                           
                              
                                 	
                                    Physiotherapeuten und Physiotherapeutinnen, Krankengymnasten und Krankengymnastinnen, Ergotherapeuten und Ergotherapeutinnen,
                                       Beschäftigungs- und Arbeitstherapeuten und Beschäftigungs- und Arbeitstherapeutinnen, Logopäden und Logopädinnen,
                                    

                                 

                                 	
                                    Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger und Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerinnen, Hebammen, Entbindungspfleger, Haus-
                                       und Familienpfleger und Haus- und Familienpflegerinnen sowie Dorfhelfer und Dorfhelferinnen,
                                    

                                 

                                 	
                                    Fachlehrer und Fachlehrerinnen für musisch-technische Fächer,

                                 

                                 	
                                    Personen, die die erste Staatsprüfung für das Lehramt an Grundschulen oder Grund- und Hauptschulen oder für das Lehramt an
                                       Sonderschulen erfolgreich bestanden haben.
                                    

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Eine Person, deren im Ausland erworbene Qualifikation von der zuständigen Stelle als gleichwertig mit einer Qualifikation
                     nach Absatz 2 anerkannt wurde, gilt als Fachkraft nach Absatz 2 mit entsprechender inländischer Qualifikation. Zuständige
                     Stelle ist, soweit spezialgesetzlich nicht anders geregelt, das Regierungspräsidium Stuttgart.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Als Fachkräfte im Sinne des § 1a Absatz 6 gelten auch Sozialpädagogen und Sozialpädagoginnen, Erzieher und Erzieherinnen, Kinderpfleger und Kinderpflegerinnen sowie
                     Personen nach Absatz 2 Nummer 10 jeweils während der Qualifizierung oder des Berufspraktikums. Das Landesjugendamt kann darüber
                     hinaus auf Antrag des jeweiligen Trägers ausnahmsweise weitere Personen als Fachkräfte zulassen, sofern sie nach Vorbildung
                     und Erfahrung geeignet sind. Absatz 9 bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Zusatzkräfte im Sinne dieses Gesetzes sind Personen, die auf Grund ihrer Qualifikation in anderen Feldern die pädagogische
                     Arbeit in einer Tageseinrichtung bereichern. Über die Eignung als Zusatzkraft entscheidet der jeweilige Träger der Tageseinrichtung.
                     Absatz 9 bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Zur Leitung befugte Fachkräfte (Leitungskräfte) sind: 
                  

                  
                     
                        	
                            für die Leitung einer Tageseinrichtung:

                           
                              
                                 	
                                    Fachkräfte nach Absatz 2 Nummer 1 bis 3 und

                                 

                                 	
                                    sonstige Fachkräfte nach Absatz 2 mit einer mindestens zweijährigen Bewährung als Gruppenleitung und einer Fortbildung zur
                                       Vorbereitung auf Leitungsaufgaben im Umfang von mindestens 160 Stunden;
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	
                            für die Leitung einer Gruppe:

                           
                              
                                 	
                                    Fachkräfte nach Absatz 2 Nummer 1 bis 5 und 8,

                                 

                                 	
                                    Fachkräfte nach Absatz 2 Nummer 7 und 9, die sich bei Vollzeitbeschäftigung über einen Zeitraum von mindestens einem Jahr
                                       als Fachkraft bewährt haben,
                                    

                                 

                                 	
                                    Fachkräfte nach Absatz 2 Nummer 6 und 10, die sich bei Vollzeitbeschäftigung über einen Zeitraum von zwei Jahren als Fachkraft
                                       bewährt und eine mindestens 60 Stunden umfassende Fortbildung zur Bildung und Pädagogik in Tageseinrichtungen absolviert haben.
                                    

                                 

                              

                           

                        

                     
Bei einer Teilzeitbeschäftigung verlängert sich der Zeitraum nach Nummer 1 Buchstabe b und Nummer 2 Buchstabe b und c entsprechend. Absatz 4 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Die Leitungskräfte haben die Aufgaben, 
                  

                  
                     
                        	
                           die Entwicklung des Kindes zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit zu fördern;

                        

                        	
                           die Erziehung und Bildung in der Familie zu unterstützen und zu ergänzen; 

                        

                        	
                           die Eltern im Hinblick auf die Vereinbarung von Erwerbstätigkeit und Kindererziehung zu unterstützen und

                        

                        	
                           andere bei der Erfüllung der Aufgaben nach den Nummern 1 bis 3 mitwirkende Fach- und Zusatzkräfte anzuleiten. 

                        

                     
Die Leitung einer Tageseinrichtung im Sinne des § 1a Absatz 1, in der Kinder im Alter bis zum Schuleintritt in einer der in § 1 Absatz 1 der Kindertagesstättenverordnung genannten Gruppen
                     gefördert werden, hat über die in Satz 1 genannten Aufgaben hinaus pädagogische Leitungsaufgaben nach § 1 Absatz 5 der Kindertagesstättenverordnung
                     wahrzunehmen. Die übrigen Fachkräfte unterstützen die Leitungskräfte in der Gruppe.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Fachkräfte im Sinne der Absätze 2 und 4 Satz 2 sowie Zusatzkräfte dürfen in Einrichtungen, auf die dieses Gesetz Anwendung
                     findet und die in Trägerschaft des Landes, eines Landkreises, einer Gemeinde, einer Verwaltungsgemeinschaft, eines Zweck-
                     oder Regionalverbandes stehen, keine politischen, religiösen, weltanschaulichen oder ähnliche äußeren Bekundungen abgeben,
                     die geeignet sind, die Neutralität des Trägers gegenüber Kindern und Eltern oder den politischen, religiösen oder weltanschaulichen
                     Frieden in Einrichtungen, auf die dieser Absatz Anwendung findet, zu gefährden oder zu stören. Insbesondere ist ein äußeres
                     Verhalten unzulässig, welches bei Kindern oder Eltern den Eindruck hervorrufen kann, dass eine Fachkraft oder eine andere
                     Betreuungs- und Erziehungsperson gegen die Menschenwürde, die Gleichberechtigung der Menschen nach Artikel 3 des Grundgesetzes5, die Freiheitsgrundrechte oder die freiheitlich-demokratische Grundordnung auftritt. Die Wahrnehmung des Auftrags nach Artikel 12
                     Abs. 1 der Verfassung des Landes Baden-Württemberg6 zur Erziehung der Jugend im Geiste der christlichen Nächstenliebe und zur Brüderlichkeit aller Menschen und die entsprechende
                     Darstellung derartiger Traditionen widerspricht nicht dem Verhaltensgebot nach Satz 1.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                        Die Einstellung einer Fachkraft im Sinne der Absätze 2 und 4 Satz 2 sowie Zusatzkräfte in Einrichtungen nach Absatz 8 Satz
                     1 setzt als persönliches Eignungsmerkmal voraus, dass sie die Gewähr für die Einhaltung des Absatzes 8 während der gesamten
                     Dauer ihres Arbeitsverhältnisses bietet. Die Einstellung bei einer Einrichtung eines öffentlichen oder privaten Trägers setzt
                     ferner voraus, dass sie über die für die Ausübung ihrer Tätigkeit erforderlichen deutschen Sprachkenntnisse verfügt.
                  

                  
                        (
                        10
                        )
                         Für die Ableistung eines Praktikums zur Ausbildung als Fachkraft kann im Einzelfall auf Antrag eine Ausnahme von Absatz 8
                     vorgesehen werden, soweit die Ausübung der Grundrechte es zwingend erfordert und zwingende öffentliche Interessen an der Wahrung
                     der amtlichen Neutralität und des Friedens in der Tageseinrichtung nicht entgegenstehen.
                  

               

               
                     § 7 a
Vorübergehende Dienstleistung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Vorbehaltlich spezialgesetzlicher Regelungen dürfen Staatsangehörige eines Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen
                     Wirtschaftsraum als Dienstleisterin oder Dienstleister im Sinne des Artikels 57 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen
                     Union vorübergehend und gelegentlich die Tätigkeit einer Fachkraft nach § 7 Absatz 2 ausüben, wenn
                  

                  
                     
                        	
                           sie zur Ausübung des Berufs einer Fachkraft in einer Kindertagesstätte in einem anderem Mitgliedstaat der Europäischen Union
                              oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum berechtigt sind,
                           

                        

                        	
                           sie in einem Mitgliedstaat rechtmäßig niedergelassen sind,

                        

                        	
                           sofern der Beruf der Fachkraft in einer Kindertagesstätte oder die Ausbildung zu diesem Beruf im Niederlassungsmitgliedstaat
                              nicht reglementiert ist, sie diesen Beruf während der vorangegangenen zehn Jahre mindestens zwei Jahre im Niederlassungsmitgliedstaat
                              rechtmäßig ausgeübt haben und 
                           

                        

                        	
                           ein Verfahren nach den Absätzen 3 bis 6 durchgeführt wurde.

                        

                     
Der vorübergehende und gelegentliche Charakter der Dienstleistungserbringung wird im Einzelfall beurteilt. In die Beurteilung
                     sind die Dauer, die Häufigkeit, die regelmäßige Wiederkehr und die Kontinuität der Dienstleistung einzubeziehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Absatz 1 gilt entsprechend für Staatsangehörige aus Drittstaaten, soweit sich hinsichtlich der Anerkennung von Ausbildungsnachweisen
                     nach dem Recht der Europäischen Union eine Gleichstellung ergibt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Wer Dienstleistungen im Sinne des Absatzes 1 erbringen will, hat dies dem Regierungspräsidium Stuttgart vorher schriftlich
                     oder elektronisch zu melden. Die Meldung ist einmal jährlich zu erneuern, wenn die Dienstleisterin oder der Dienstleister
                     beabsichtigt, während des betreffenden Jahres vorübergehend oder gelegentlich Dienstleistungen zu erbringen. Bei der erstmaligen
                     Meldung hat die Dienstleistungserbringerin oder der Dienstleistungserbringer folgende Bescheinigungen vorzulegen:
                  

                  
                     
                        	
                           Staatsangehörigkeitsnachweis,

                        

                        	
                           Berufsqualifikationsnachweis,

                        

                        	
                           Bescheinigung über die rechtmäßige Niederlassung im Beruf der Fachkraft in einer Kindertagesstätte in einem anderen Mitgliedstaat,
                              die sich auch darauf erstreckt, dass der Dienstleisterin oder dem Dienstleister die Ausübung seiner Tätigkeit zum Zeitpunkt
                              der Vorlage der Bescheinigung nicht, auch nicht vorübergehend, untersagt ist, oder im Falle des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 3
                              ein Nachweis in beliebiger Form darüber, dass die Dienstleisterin oder der Dienstleister eine dem Beruf der Fachkraft in einer
                              Kindertagesstätte entsprechende Tätigkeit während der vorhergehenden zehn Jahre mindestens zwei Jahre lang rechtmäßig ausgeübt
                              hat,
                           

                        

                        	
                           Bescheinigung, dass keine berufsbezogenen disziplinarischen oder strafrechtlichen Sanktionen vorliegen. 

                        

                     
Bei einer wiederholten Dienstleistung sind wesentliche Änderungen gegenüber der in den bisher vorgelegten Dokumenten bescheinigten
                     Situation mitzuteilen und nachzuweisen. Über Sätze 1 bis 4 hinaus bestehende Melde- und Nachweispflichten, insbesondere aus
                     dem Kinder- und Jugendhilferecht, die sich aus der Dienstleistungserbringung ergeben, bleiben unberührt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Das Regierungspräsidium Stuttgart ist berechtigt, für jede Dienstleistungserbringung von den zuständigen Behörden des Niederlassungsstaates
                     Informationen über die Rechtmäßigkeit der Niederlassung sowie darüber anzufordern, dass keine berufsbezogenen disziplinarischen
                     oder strafrechtlichen Sanktionen vorliegen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Das Regierungspräsidium Stuttgart prüft im Falle der erstmaligen Dienstleistungserbringung den Berufsqualifikationsnachweis.
                     Hierfür gelten §§ 9 und 12 des Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes Baden-Württemberg entsprechend mit der Maßgabe, dass
                     für wesentliche Unterschiede zwischen der beruflichen Qualifikation der Dienstleisterin oder des Dienstleisters und den Qualifikationen,
                     die nach § 7 Absatz 2 zur Tätigkeit als Fachkraft in einer Kindertagesstätte berechtigen, Ausgleichsmaßnahmen nur gefordert
                     werden dürfen, wenn die Unterschiede so groß sind, dass ohne Ausgleich der fehlenden Kenntnisse und Fähigkeiten die öffentliche
                     Gesundheit oder Sicherheit gefährdet wäre. Der Nachweis der erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten soll in Form einer Eignungsprüfung
                     erfolgen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Das Regierungspräsidium Stuttgart teilt der Dienstleisterin oder dem Dienstleister in der Regel innerhalb eines Monats nach
                     Eingang der Meldung und der Begleitdokumente das Ergebnis der Überprüfung der eingereichten Unterlagen mit. Ist eine Entscheidung
                     innerhalb eines Monats nicht möglich, unterrichtet es die Dienstleisterin oder den Dienstleister innerhalb eines Monats nach
                     Eingang der Unterlagen über die Gründe der Verzögerung und über den Zeitplan für eine Entscheidung, die vor Ablauf des zweiten
                     Monats ab Eingang der vollständigen Unterlagen ergehen muss. Stellt das Regierungspräsidium fest, dass die Dienstleisterin
                     oder der Dienstleister zusätzlich zu den vorgelegten Nachweisen über seine Qualifikation Kenntnisse und Fähigkeiten nachzuweisen
                     hat, gibt es ihm so rechtzeitig Gelegenheit für diesen Nachweis, dass die Dienstleistung innerhalb eines Monats nach Zustellung
                     der nach Satz 1 getroffenen Entscheidung erfolgen kann.
                  

               

               
                     § 7 b
(aufgehoben)
                     

                  

               

               
                     § 8
Förderung von Tageseinrichtungen freier Träger
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die Förderung von Tageseinrichtungen freier und privat-gewerblicher Träger im Sinne dieses Gesetzes sind die Gemeinden
                     zuständig. Die Träger von Tageseinrichtungen unterrichten die Standortgemeinde über die Zahl und den Betreuungsumfang auswärtiger
                     Kinder.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Träger von Tageseinrichtungen oder Gruppen nach § 1a Absätze 2 bis 4, die in die Bedarfsplanung nach § 3 Absatz 3 aufgenommen sind, erhalten von der Standortgemeinde einen Zuschuss in Höhe von mindestens 63 Prozent der Betriebsausgaben.
                     Die Erhöhung der Personalausgaben, die sich aus der Veränderung des Mindestpersonalschlüssels nach § 2a Absatz 4 Nummer 1 ergibt, ist den Trägern der Tageseinrichtungen im Sinne von § 1a Absatz 1 Nummer 1 zusätzlich zur Förderung nach Satz 1 in vollem Umfang zu erstatten. Dabei können die Zuschüsse zu den Betriebsausgaben Berücksichtigung
                     finden, die für eine Ausstattung mit pädagogischem Personal geleistet werden, deren Umfang den in der auf der Grundlage von
                     § 2a Absatz 4 Nummer 1 zu erlassenden Rechtsverordnung am 31. August 2010 geltenden Mindestpersonalschlüssel überschreitet. Abweichend von Satz 1 sind die Personalausgaben der für die nach der Kindertagesstättenverordnung
                     gewährten Leitungszeit für die Leitung einer Einrichtung zur Wahrnehmung von pädagogischen Leitungsaufgaben den Trägern der
                     Tageseinrichtungen im Sinne des § 1a Absatz 1 Nummer 1 in vollem Umfang, jedoch beschränkt auf den in dieser Verordnung geregelten
                     Mindestumfang der Leitungszeit zu erstatten. Dabei können die Zuschüsse zu den Betriebsausgaben angerechnet werden, die für
                     eine Ausstattung mit pädagogischem Personal geleistet werden, dessen Umfang den in der Kindertagesstättenverordnung geregelten
                     Umfang überschreitet, und soweit diese Zuschüsse nicht bereits nach Satz 3 angerechnet werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Träger von Tageseinrichtungen oder Gruppen nach § 1a Absatz 5, die in die Bedarfsplanung nach § 3 Absatz 3 aufgenommen sind, erhalten von der Standortgemeinde einen Zuschuss in Höhe von mindestens 68 Prozent der Betriebsausgaben.
                     Abweichend von Satz 1 sind die Personalausgaben der für die nach der Kindertagesstättenverordnung gewährten Leitungszeit für
                     die Leitung einer Einrichtung zur Wahrnehmung von pädagogischen Leitungsaufgaben den Trägern der Tageseinrichtungen im Sinne
                     des § 1a Absatz 1 Nummer 2 in vollem Umfang, jedoch beschränkt auf den in dieser Verordnung geregelten Mindestumfang der Leitungszeit zu erstatten.
                     Dabei können die Zuschüsse zu den Betriebsausgaben angerechnet werden, die für eine Ausstattung mit pädagogischem Personal
                     geleistet werden, deren Umfang den in der Kindertagesstättenverordnung festgelegten Umfang überschreitet.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Träger von Tageseinrichtungen oder Gruppen nach § 1a Absätze 2 bis 5, die nicht in die Bedarfsplanung nach § 3 Absatz 3 aufgenommen sind, erhalten für jeden belegten Platz von der Standortgemeinde einen Zuschuss mindestens in Höhe des sich je
                     Kind entsprechend der Betreuungszeit nach §§ 29 b und 29 c des Finanzausgleichsgesetzes (FAG) im Vorjahr ergebenden Betrags.
                     Zusätzlich sind die Personalausgaben für die nach der Kindertagesstättenverordnung gewährten Leitungszeit für die Leitung
                     einer Einrichtung zur Wahrnehmung von pädagogischen Leitungsaufgaben den Trägern der Tageseinrichtungen im Sinne des § 1a Absatz 1 in vollem Umfang, jedoch beschränkt auf den in dieser Verordnung geregelten Mindestumfang der Leitungszeit zu erstatten.
                     Erfolgt die Betreuung nicht während des ganzen Jahres, besteht ein Ausgleichsanspruch nur für die Monate, in denen für das
                     Kind in der Einrichtung ein Betreuungsverhältnis besteht.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Träger von Tageseinrichtungen oder Gruppen nach § 1a Absätze 2 bis 4 erhalten für jedes betreute Kind mit Behinderung oder mit drohender Behinderung ab Vollendung des dritten Lebensjahres bis
                     zum Schuleintritt mit einem besonderen Unterstützungsbedarf zur Teilhabe an frühkindlicher Bildung in einer Tageseinrichtung
                     im Sinne von Absatz 6 von der Standortgemeinde einen zusätzlichen Zuschuss mindestens in Höhe des sich je Kind entsprechend
                     der wöchentlichen Betreuungszeit nach § 29 b FAG im Vorjahr ergebenden Betrags. Erfolgt die Betreuung des Kindes nicht während
                     des ganzen Jahres, besteht ein Anspruch auf diesen zusätzlichen Zuschuss nur für die Monate, in denen für das Kind in der
                     Tageseinrichtung ein Betreuungsverhältnis besteht. Soweit dies zum Nachweis des Anspruchs gegenüber der Standortgemeinde erforderlich
                     ist, ist die Verarbeitung personenbezogener Daten der Kinder, für die ein Zuschuss nach Satz 1 beantragt wird, zulässig. Name,
                     Vorname, Geburtsdatum, der jeweils erfüllte Tatbestand nach Absatz 6 und Daten zum zeitlichen Umfang der Bildung, Erziehung
                     und Betreuung in der Tageseinrichtung werden der Standortgemeinde übermittelt, soweit der Nachweis anhand von Daten ohne Personenbezug
                     nach Einschätzung der Standortgemeinde im Einzelfall zur Überprüfung des Anspruchs nicht erbracht werden kann. Erfolgt eine
                     Verarbeitung personenbezogener Daten, sind die an der Datenverarbeitung Beteiligten besonders zu sensibilisieren, die Daten
                     zu verschlüsseln sowie der Zugang zu den personenbezogenen Daten zu beschränken. Die Träger der Tageseinrichtungen dürfen
                     andere Stellen oder Personen mit dieser Datenübermittlung beauftragen; die Standortgemeinde darf die personenbezogenen Daten
                     unter Wahrung insbesondere des besonderen Schutzniveaus von Gesundheitsdaten im Einzelfall weiterverarbeiten, soweit dies
                     für Zwecke der finanziellen Förderung nach diesem Absatz erforderlich ist.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Ein Kind mit einem besonderen Unterstützungsbedarf für eine Teilhabe an frühkindlicher Bildung in der Tageseinrichtung ist
                     ein Kind mit Behinderung oder mit drohender Behinderung, das
                  

                  
                     
                        	
                           interdisziplinäre Frühförderung oder sonderpädagogische Frühförderung oder heilpädagogische Maßnahmen mindestens seit sechs
                              Monaten in Anspruch nimmt oder für das eine solche Maßnahme vereinbart oder bewilligt ist und das diese voraussichtlich mindestens
                              sechs Monate in Anspruch nehmen wird und
                           

                        

                        	
                           nach der begründeten Feststellung der Leitung der Tageseinrichtung und entsprechender Fachdienste einen erhöhten Unterstützungsbedarf
                              durch die Fachkräfte in der Tageseinrichtung hat, der nicht durch Maßnahmen anderer Leistungsträger oder Stellen aufgrund
                              gesetzlicher Verpflichtung oder erbrachter Leistung abgedeckt ist.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Träger von Tageseinrichtungen nach § 1a Absätze 2 bis 4 erhalten von der Standortgemeinde für die Kooperation zwischen der Tageseinrichtung und der Grundschule einen zusätzlichen
                     Zuschuss in Höhe von mindestens 1.000 Euro pro Jahr ab 1. Oktober 2019.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Eine über die Absätze 2 bis 5 und 7 hinausgehende Förderung wird in einem Vertrag zwischen der jeweiligen Gemeinde und dem
                     Einrichtungsträger geregelt.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                        Die Kommunalen Landesverbände schließen mit den Kirchen und den Verbänden der sonstigen freien Träger der Jugendhilfe eine
                     Rahmenvereinbarung über Planung, Betrieb und Finanzierung. Die Rahmenvereinbarung bildet die Grundlage für die Verträge im
                     Sinne von Absatz 8.
                  

               

               
                     § 8 a
Interkommunaler Kostenausgleich für auswärtige Kinder
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Standortgemeinde hat für auswärtige Kinder bis zum Schuleintritt in Tageseinrichtungen im Sinne von § 1a Absätze 2 bis 5, die in die Bedarfsplanung aufgenommen sind, einen Anspruch auf Kostenausgleich gegenüber der Wohnsitzgemeinde der betreuten
                     Kinder. Erfolgt die Betreuung nicht während des ganzen Jahres, besteht ein Ausgleichsanspruch nur für die Monate, in denen
                     für das Kind in der Tageseinrichtung ein Betreuungsverhältnis besteht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für jedes auswärtige Kind unter drei Jahren errechnet sich der Kostenausgleich aus 75 Prozent der auf das auswärtige Kind entfallenden Betriebskosten abzüglich der sich entsprechend der Betreuungszeit nach § 29 c Absatz
                     2 FAG im Vorjahr ergebenden Zuweisung. Der Kostenausgleich wird höchstens bis zu den der Standortgemeinde tatsächlich entstehenden
                     Kosten gewährt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für jedes auswärtige Kind vom vollendeten dritten Lebensjahr bis zum Schuleintritt errechnet sich der Kostenausgleich aus
                     63 Prozent der auf das auswärtige Kind entfallenden Betriebskosten abzüglich der sich entsprechend der Betreuungszeit nach
                     § 29 b Absatz 2 FAG im Vorjahr ergebenden Zuweisung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Standortgemeinde hat die Gesamtfinanzierung der Tageseinrichtung gegenüber der Wohnsitzgemeinde auf deren Verlangen offen
                     zu legen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Der Kostenausgleich nach den Absätzen 2 und 3 ist am 1. Februar des jeweils folgenden Jahres fällig. Am 1. April und 1. September
                     des laufenden Kalenderjahres sind Abschlagszahlungen in Höhe von jeweils 50 Prozent des sich nach den Absätzen 2 und 3 ergebenden
                     Kostenausgleichs auf der Grundlage des Finanzierungsplans der Einrichtung zu leisten.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die Wohnsitzgemeinde und die Standortgemeinde können von den Absätzen 1 bis 3 und 5 abweichende Regelungen vereinbaren. Sie
                     können sich dabei insbesondere abweichend von der Berechnung des Kostenausgleichs nach Absatz 2 Satz 1 bzw. Absatz 3 Satz 1 auf Ausgleichsbeträge einigen, die in gemeinsamen Empfehlungen des Städtetags Baden-Württemberg und des Gemeindetags Baden-Württemberg
                     über die Höhe des interkommunalen Ausgleichs bei der Betreuung auswärtiger Kinder festgelegt sind oder eine andere Höhe des
                     Kostenausgleichs vereinbaren. Für Tageseinrichtungen in der Trägerschaft von Zweckverbänden gelten die Absätze 1 bis 3 nur
                     für Wohnsitzgemeinden, die nicht Mitglied des Zweckverbands sind.
                  

               

               
                     § 8 b
Förderung der Kindertagespflege
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die Förderung der Kindertagespflege im Sinne dieses Gesetzes sind die Landkreise, die Stadtkreise und die nach § 5 Kinder-
                     und Jugendhilfegesetz für Baden-Württemberg zu örtlichen Trägern bestimmten kreisangehörigen Gemeinden als örtliche Träger
                     der öffentlichen Jugendhilfe zuständig.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Eine laufende Geldleistung nach § 23 SGB VIII wird von örtlichen Trägern der öffentlichen Jugendhilfe an die Tagespflegeperson
                     für ein von ihr betreutes Kind gewährt, für das ein Betreuungsbedarf im Sinne von § 24 in Verbindung mit § 24 a SGB VIII festgestellt
                     ist. Maßgebend hierfür sind die in den jeweils geltenden Empfehlungen des Landkreistags Baden-Württemberg, des Städtetags
                     Baden-Württemberg sowie des Kommunalverbands für Jugend und Soziales Baden-Württemberg für die entsprechenden Betreuungszeiten
                     festgesetzten Beträge.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Für die Betreuung von Kindern unter drei Jahren sind bei der Bemessung der Kostenbeteiligung der Personensorgeberechtigten
                     die Zuweisungen nach § 29 c FAG zu berücksichtigen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe hat für die in der Kindertagespflege nach Absatz 2 auswärts betreuten Kinder
                     unter drei Jahren einen Anspruch auf Kostenausgleich gegenüber dem örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe, in dessen
                     Bereich das Kind betreut wird, in Höhe der für das Kind im laufenden Jahr gewährten Zuweisung nach § 29 c FAG. Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe können eine von Satz 1 abweichende Regelung vereinbaren.
                  

               

               
                     § 8 c
Förderung der Betreuungsangebote durch das Land
                     

                  

                  Das Land unterstützt die Gemeinden und örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe bei der Bereitstellung eines bedarfsgerechten
                     Betreuungsangebots in Tageseinrichtungen und in der Kindertagespflege durch Zuweisungen nach Maßgabe des Finanzausgleichsgesetzes.
                  

               

               
                     § 9
Verwaltungsvorschriften, Orientierungsplan für Bildung und Erziehung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Kultusministerium und das Sozialministerium erlassen im Einvernehmen mit dem jeweils berührten Ministerium Verwaltungsvorschriften
                     über
                     
                        	
                           die Ausgestaltung der Kindertagespflege und die Förderung der Strukturen in der Kindertagespflege durch das Land,

                        

                        	
                           die ärztliche Untersuchung nach § 4,
                           

                        

                        	
                           die Bildung und Aufgaben der Elternbeiräte nach § 5.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Kultusministerium entwickelt im Benehmen mit dem jeweils berührten Ministerium mit Beteiligung der Trägerverbände und
                     den kommunalen Landesverbänden Zielsetzungen für die Elementarerziehung, die in dem Orientierungsplan für Bildung und Erziehung
                     festgelegt werden. Dabei spielt die ganzheitliche Sprachförderung eine zentrale Rolle. Satz 1 gilt entsprechend für Änderungen
                     des Orientierungsplans für Bildung und Erziehung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Orientierungsplan für Bildung und Erziehung wird im Amtsblatt des Kultusministeriums bekannt gegeben.
                  

               

               
                     § 10
Übergangsregelung zu §§ 8 Abs. 4 und 8 a Abs. 2 und 3
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die sich aus § 29 b Abs. 2 Satz 1 und 3 FAG nach der Zahl der in Tageseinrichtungen auf dem Gebiet der Gemeinde betreuten
                     Kinder, die das dritte aber noch nicht das siebente Lebensjahr vollendet haben, ergebenden Beträge werden im Jahr 2009 mit
                     dem Faktor 2, im Jahr 2010 mit dem Faktor 1,67, im Jahr 2011 mit dem Faktor 1,43 und im Jahr 2012 mit dem Faktor 1,25 multipliziert.
                     Die Zuschüsse des Landes für die Kindergärten und Tageseinrichtungen mit altersgemischten Gruppen in den Gemeinden für das
                     Jahr 2002 im Sinne von § 29 b Abs. 2 Satz 2 FAG bleiben unberücksichtigt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Abweichend von § 8 Abs. 4 ergibt sich im Jahr 2009 der Zuschuss mindestens aus dem Betrag, der sich auf der Grundlage der ersten FAG-Teilzahlung 2009
                     für das ganze Jahr errechnet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Abweichend von § 8 a Abs. 2 und 3 ist für die Feststellung des Kostenausgleichs im Jahr 2009 ein Betrag nach dem Finanzausgleichsgesetz zu Grunde zu legen,
                     der sich auf der Grundlage der ersten FAG-Teilzahlung 2009 für das ganze Jahr ergibt.
                  

               

               
                     § 11
Erprobungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Träger von Tageseinrichtungen nach § 1a Absatz 1 können auf Antrag im Rahmen von Erprobungen von diesem Gesetz und der Kindertagesstättenverordnung abweichen. Das Achte Buch
                     Sozialgesetzbuch bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Antragsteller hat Betroffene zu beteiligen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Dem Antrag soll stattgegeben werden, wenn der Träger die Unterlagen nach Absatz 5 vorlegt und im Übrigen schriftlich versichert,
                     dass das Kindeswohl in der Tageseinrichtung auch im Rahmen der beantragten Erprobung gewährleistet ist und die Regelungen
                     des Achten Buchs Sozialgesetzbuch beachtet werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Über Anträge nach Absatz 1 und Absatz 6 Satz 2 entscheidet das Landesjugendamt. Notwendige Abstimmungen mit anderen aufsichtsführenden
                     Behörden erfolgen durch den Träger.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Dem Antrag sind das Konzept, die Dauer der geplanten Erprobung sowie eine Darstellung des Beteilungsprozesses auf örtlicher
                     Ebene beizufügen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Erprobungen können für die Dauer von bis zu drei Jahren genehmigt werden. Will der Träger das geprobte Modell im Anschluss
                     an den nach Satz 1 genehmigten Zeitraum fortführen, hat der dem Verlängerungsantrag eine Darstellung und Bewertung der Maßnahme
                     herbeizuführen, aus denen sich der Nachweis der Wirksamkeit der Maßnahme ergibt.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Gemäß Nummer 1 der Bekanntmachung des Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport über das Inkrafttreten des Gesetzes
               zur Änderung des Kindertagesbetreuungsgesetzes, des Finanzausgleichsgesetzes und der Kindertagesstättenverordnung vom 2. Dezember
               2019 (GBl. S. 524), geändert durch Artikel 13 Haushaltsbegleitgesetz 2023/2024 vom 16. Dezember 2022 (GBl. S. 649, 654) ist
               Artikel 1 des Gesetzes zur Änderung des Kindertagesbetreuungsgesetzes, des Finanzausgleichsgesetzes und der Kindertagesstättenverordnung
               vom 19. November 2019 (GBl. S. 476) zum 1. Januar 2020 und  Artikel 2 des Gesetzes zur Änderung des Kindertagesbetreuungsgesetzes,
               des Finanzausgleichsgesetzes und der Kindertagesstättenverordnung vom 19. November 2019 (GBl. S. 476) zum 1. Januar 2023 in
               Kraft getreten.
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Gemäß der Bekanntmachung des Kultusministeriums über den Zeitpunkt des Inkrafttretens von Artikel 1 und 3 Nummer
               1, 2 und 4 des Gesetzes zur Änderung des Kindertagesbetreuungsgesetzes, des Finanzausgleichsgesetzes und der Kindertagesstättenverordnung
               vom 11. August 2023 (GBl. S. 347) ist Artikel 1 des Gesetzes zur Änderung des Kindertagesbetreuungsgesetzes, des Finanzausgleichsgesetzes
               und der Kindertagesstättenverordnung vom 4. Juli 2023 (GBl. S. 258) zum 2. August 2023 in Kraft getreten. Gemäß Artikel 8
               Haushaltsbegleitgesetz 2025/2026 vom 17. Dezember 2024 (GBl. Nr. 114) sind die weiteren Änderungen des Kindertagesbetreuungsgesetzes
               aus Artikel 2 des Gesetzes zur Änderung des Kindertagesbetreuungsgesetzes, des Finanzausgleichsgesetzes und der Kindertagesstättenverordnung
               vom 4. Juli 2023 (GBl. S. 258, 259) zum 1. November 2025 in Kraft getreten.
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Gemäß der Bekanntmachung des Kultusministeriums über den Zeitpunkt des Inkrafttretens von Artikel 1 und 3 Nummern
               2, 3 und 5 des Gesetzes zur Änderung des Kindertagesbetreuungsgesetzes, des Finanzausgleichsgesetzes und der Kindertagesstättenverordnung
               vom 15. Oktober 2025 (GBl. Nr. 99) ist Artikel 1 des Gesetzes zur Änderung des Kindertagesbetreuungsgesetzes, des Finanzausgleichsgesetzes
               und der Kindertagesstättenverordnung und des Gesetzes zur Änderung des Kindertagesbetreuungsgesetzes, des Finanzausgleichsgesetzes
               und der Kindertagesstättenverordnung vom 29. Juli 2025 (GBl. Nr. 81) zum 1. November 2025 in Kraft getreten..
            

         

      

      4
            Red. Anm.: Gemäß Artikel 2 Nr. 2 des Gesetzes vom 15. Mai 2013 (GBl. S. 93, 94) ist zu beachten: „Personen, die zum Zeitpunkt
               des Inkrafttretens dieses Gesetzes die Voraussetzungen als Fachkraft oder Leitungskraft nach § 7 Absatz 1 bis 3 des Kindertagesbetreuungsgesetzes
               in der bis 4. Juni 2013 geltenden Fassung erfüllen, gelten als Fachkräfte oder Leitungskräfte im Sinne des Artikel 1 dieses
               Gesetzes.“
            

         

      

      5
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 10 dieser Sammlung.
            

         

      

      6
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 11 dieser Sammlung. 
            

         

      

   
      

      
         800. Ordnung des kirchenmusikalischen Dienstes in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg

      

      
         Verordnung des Oberkirchenrats vom 10. November 1987 (Abl. 53 S. 33), geändert durch Kirchl. Verordnung vom 4. Februar 2013 (Abl. 65 S. 436, ber. S. 524)
         

      

      und

      801. Ausführungsbestimmungen des Oberkirchenrats zur Ordnung des kirchenmusikalischen Dienstes in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg1,2

      Vom 23. Februar 1988

      (Abl. 53 S. 85), geändert durch Erlass des Oberkirchenrats vom 2. März 2004 (Abl. 61 S. 111) und vom 27. Juli 2021 (Abl. 69 S. 578)
      

      

         Nach Beratung mit dem Ständigen Ausschuß der Landessynode gemäß § 39 Abs. 1 der Kirchenverfassung3 wird verordnet:
         

      

      
            Präambel

         

         Die Kirchenmusik empfängt ihren Auftrag aus dem Wort Gottes und hat teil an der Verkündigung des Evangeliums von Jesus Christus.
            Sie vereinigt die Gemeinde zur Anbetung und zum Lobe Gottes, zu Klage und Trost.
         

         Die Evangelische Landeskirche in Württemberg beauftragt daher Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker, in ihren Gemeinden und
            Bezirken den Dienst der Kirchenmusik wahrzunehmen, insbesondere das Singen in der Gemeinde zu pflegen und zu entwickeln und
            die musikalischen Gaben und Kräfte in der Kirche zu fördern.
         

         
                     § 1
Geltungsbereich
                     

                  

                  Der kirchenmusikalische Dienst in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg umfasst die Ausübung und Pflege des Dienstes
                     als Kantorin oder Kantor und als Organistin oder Organist durch haupt- und nebenberuflich tätige Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Zu § 1 (Geltungsbereich)

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (1) Kirchenmusiker im Sinne dieser Bestimmungen sind alle im Dienste der Kirchenbezirke und Kirchengemeinden sowie deren Einrichtungen
                                    stehenden Kantoren, Organisten und Chorleiter. Sie sind hauptberuflich oder nebenberuflich tätig.
                                 

                                 (2) Hauptberuflich tätige Kirchenmusiker führen die Dienstbezeichnung „Kantor und Organist“/„Kantorin und Organistin“. Wird
                                    nur ein Dienstbereich versehen, führt der Kirchenmusiker die dem jeweiligen Dienst entsprechende Dienstbezeichnung. Inhaber
                                    einer Bezirkskantorenstelle führen die Dienstbezeichnung „Bezirkskantor“/„Bezirkskantorin“.
                                 

                                 (3) Nebenberuflich tätige Kirchenmusiker führen die Dienstbezeichnung „Organist und Chorleiter“/„Organistin und Chorleiterin“.
                                    Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.
                                 

                                 (4) Verdienten Kirchenmusikern kann durch den Landesbischof in Anerkennung besonderer, über die örtliche Kirchengemeinde hinausreichender
                                    Verdienste um die Kirchenmusik der Titel „Kirchenmusikdirektor“ beziehungsweise „Kirchenmusikdirektorin“ verliehen werden.
                                    Anderen Personen, die sich um die Entwicklung der landeskirchlichen Kirchenmusik in besonderer Weise verdient gemacht haben,
                                    kann der Titel „Kirchenmusikdirektor h. c.“ beziehungsweise „Kirchenmusikdirektorin h. c.“ verliehen werden.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

      

      
            I. Der Dienst der Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker

         

         
                     § 2
Aufgaben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker tragen nach Maßgabe der Allgemeinen Dienstanweisung für Kirchenmusiker Verantwortung
                     für die kirchenmusikalische Arbeit in der Gemeinde.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Aufgaben der Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker sind
                     
                        	
                           die Mitgestaltung von Gottesdiensten, Amtshandlungen und sonstigen Veranstaltungen der Gemeinde als Kantorin oder Kantor und
                              Organistin oder Organist;
                           

                        

                        	
                           die Durchführung von besonderen kirchenmusikalischen Veranstaltungen und Konzerten;

                        

                        	
                           die Anregung, Förderung und Koordinierung aller musikalischen Arbeit in der Gemeinde.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Nähere über Aufgaben, Rechte und Pflichten der Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker ist in einer Allgemeinen Dienstanweisung4 zu regeln.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Zu § 2 (Aufgaben)

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Auf die allgemeine Dienstanweisung, die nähere Ausführungen über den Umfang der Aufgaben sowie die Rechte und Pflichten des
                                    Kirchenmusikers enthält, ist im Anstellungsvertrag hinzuweisen. Örtliche Besonderheiten können ergänzend in der örtlichen
                                    Dienstanweisung geregelt werden.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 3
Persönliche Voraussetzungen
                     

                  

                  Als Kirchenmusikerin oder Kirchenmusiker können in der Regel nur Personen eingestellt werden, die ihre kirchenmusikalische
                     Befähigung nachgewiesen haben und die sonstigen Voraussetzungen als kirchliche Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter erfüllen.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Zu § 3 (Persönliche Voraussetzungen)

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (1) Der Nachweis der kirchenmusikalischen Befähigung für eine hauptberufliche Tätigkeit als Kirchenmusiker wird erworben durch
                                    die Ablegung der kirchenmusikalischen A- oder B-Prüfung vor einer kirchlichen Prüfungskommission oder bei einer staatlichen Musikhochschule im Bereich der Bundesrepublik
                                    Deutschland einschließlich Berlin-West. Bei staatlichen oder sonstigen Hochschulprüfungen ist Voraussetzung, daß die Prüfungen
                                    unter kirchlicher Mitwirkung durchgeführt werden. Im übrigen gelten die Bestimmungen der Kirchlichen Anstellungsordnung.
                                 

                                 (2) Der Oberkirchenrat kann im Einvernehmen mit dem Amt für Kirchenmusik eine andere Prüfung ganz oder zum Teil als gleichwertig
                                    anerkennen. Wird eine andere Prüfung nur teilweise anerkannt, so sind entsprechende Ergänzungsprüfungen abzulegen.
                                 

                                 (3) Für die Anstellungsfähigkeit als hauptberuflich tätiger Kirchenmusiker ist außerdem die Ableistung eines Praktikums im
                                    kirchenmusikalischen Dienst erforderlich. Umfang und Inhalt des Praktikums werden durch besondere Richtlinien5 geregelt.
                                 

                                 (4) Der Nachweis der kirchenmusikalischen Befähigung für eine nebenberufliche Tätigkeit als Kirchenmusiker wird in der Regel
                                    durch den erfolgreichen Abschluß der C-Prüfung erlangt. Die Ausbildung für nebenberuflichen kirchenmusikalischen Dienst erfolgt
                                    nach Richtlinien6, die das Amt für Kirchenmusik erstellt. Absatz 2 gilt entsprechend.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 4
Errichtung von Stellen
                     

                  

                  Die Stellen für Kirchenmusikerinnen oder Kirchenmusiker werden als haupt- und nebenberufliche Stellen errichtet.

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Zu § 4 (Errichtung von Stellen)7

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (1) Hauptberufliche Stellen für Kirchenmusiker bzw. Kirchenmusikerinnen sollen in der Regel für den jeweiligen Bezirkskantor
                                    bzw. die jeweilige Bezirkskantorin sowie in Kirchengemeinden errichtet werden, wenn die in der Anlage zu § 4 genannten Voraussetzungen
                                    erfüllt sind. Sie werden als Kirchenmusikstellen G 1, G 2 oder G 3 bzw. Bezirkskantorenstellen BK 1 oder BK 2 sowie als Sonderstellen
                                    mit besonderer Verantwortung eingestuft.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (2) Nebenberufliche Kirchenmusikerstellen werden in der Regel als C-Stellen ausgewiesen.

                                 (3) Die Einstufung der Kirchenmusik- bzw. Bezirkskantorenstellen erfolgt durch den Anstellungsträger unter Mitwirkung des
                                    Landeskirchenmusikdirektors. Sonstige Bestimmungen über die Genehmigung der Neuerrichtung, der Erweiterung oder Änderung von
                                    Stellen bleiben hiervon unberührt.
                                 

                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Anlage 1 [zu § 4]

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Für die Einstufung der Stelle ist die jeweilige Bewertung nach den folgenden Grundsätzen maßgebend:

                                 
                                    
                                       	a)

                                       	
                                          Die Einstufung der Kirchenmusikstellen erfolgt nach einem Punktesystem, das die übertragenen Dienstaufgaben berücksichtigt.
                                             Zur Ermittlung der Punktezahl ist der (nachfolgend als Anlage 2 veröffentlichte8) Erhebungsbogen zu verwenden.
                                          

                                       

                                       	b)

                                       	
                                          Die Einstufung der Kirchenmusikstellen erfolgt in die Gruppen G 1, G 2 und G 3 bzw. BK 1 und BK 2 nach Maßgabe der folgenden
                                             Punktezahlen:
                                          

                                          
                                             
                                                
                                                   
                                                   
                                                   
                                                
                                                
                                                   
                                                      	
                                                         –

                                                      
                                                      	
                                                         300 bis 599 Punkte

                                                      
                                                      	
                                                         G 1

                                                      
                                                   

                                                   
                                                      	
                                                         –

                                                      
                                                      	
                                                         600 bis 899 Punkte

                                                      
                                                      	
                                                         G 2 BK 1

                                                      
                                                   

                                                   
                                                      	
                                                         –

                                                      
                                                      	
                                                         900 Punkte und mehr

                                                      
                                                      	
                                                         G 3 BK 2

                                                      
                                                   

                                                
                                             

                                          

                                       

                                    

                                 

                                 
                                    
                                       	c)

                                       	
                                          Ändern sich nicht nur vorübergehend die der Einstufung zugrunde gelegten Punktezahlen aufgrund einer Änderung der Dienstaufgaben
                                             um mindestens 10 Prozent oder werden neue Aufgaben nicht nur vorübergehend übertragen, so ist eine Neueinstufung nach Buchstabe
                                             a) durchzuführen.
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 5
Anstellung und Vergütung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Anstellung und Vergütung der Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker erfolgt nach den Bestimmungen der Kirchlichen Anstellungsordnung (KAO) der Evangelischen Landeskirche in Württemberg.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Vor der Anstellung hat der Anstellungsträger die Stellungnahme der Bezirkskantorin oder des Bezirkskantors, bei der Anstellung
                     von Bezirkskantorinnen und Bezirkskantoren die Stellungnahme der Landesmusikdirektorin oder des Landeskirchenmusikdirektors
                     und der Pfarrerin oder des Pfarrers für Kirchenmusik im Kirchenbezirk einzuholen.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Zu § 5 (Anstellung und Vergütung)

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Zu Absatz 1:

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (1) Die Dienstaufgaben des Kirchenmusikers sind, soweit über die Allgemeine Dienstanweisung hinaus erforderlich, in einer
                                    örtlichen Dienstanweisung, die Bestandteil des Anstellungsvertrages ist, näher festzulegen.
                                 

                                 (2) Unbeschadet der Zuständigkeit des Kirchengemeinderats dürfen Chöre und Instrumentalkreise, die nicht der Leitung des Kirchenmusikers
                                    unterstehen sowie andere Kirchenmusiker, nur im Einvernehmen zwischen Kirchenmusiker und dem verantwortlichen Pfarrer bei
                                    Gottesdiensten und Amtshandlungen mit einem musikalischen Beitrag beteiligt werden; das gleiche gilt für die musikalische
                                    Mitwirkung von Einzelpersonen (z. B. Organisten, Sänger, Instrumentalisten).
                                 

                                 (3) Der Kirchenmusiker soll zu den Sitzungen des Kirchengemeinderats oder entsprechender Leitungsgremien eingeladen werden,
                                    wenn Gegenstände seines Arbeitsbereiches behandelt werden oder er beantragt hat, wichtige Fragen seines Arbeitsbereiches vorzutragen.
                                    Dies gilt auch für die Haushaltsberatungen, soweit es sich um die Bereitstellung von Mitteln für den Dienst der Kirchenmusik
                                    handelt.
                                 

                                 (4) Die Kirchengemeinde stellt im Rahmen ihres Haushaltsplanes Mittel für die kirchenmusikalische Arbeit bereit. Dazu gehören
                                    Mittel zur musikalischen Gestaltung von Gottesdiensten, zur Durchführung kirchenmusikalischer Veranstaltungen und zur Anschaffung
                                    von Orgel-, Chor- und Instrumentalliteratur.
                                 

                                 (5) Die Kirchengemeinde ist verpflichtet, für die Arbeit der kirchenmusikalischen Gruppen geeignete Räume (mit Instrumenten)
                                    zur Verfügung zu stellen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (6) Noten und Bücher sowie Instrumente sollen dem Kirchenmusiker kostenlos zur Verfügung gestellt werden.

                                 (7) Die dem Kirchenmusiker zur Verfügung gestellten Instrumente der Gemeinde können von Dritten nur benützt werden, wenn Kirchengemeinderat
                                    und Kirchenmusiker zustimmen.
                                 

                                 (8) Die Erteilung von Unterricht an der Orgel (oder an anderen gemeindeeigenen Instrumenten) und ihre Überlassung zu Übungszwecken
                                    an Schüler bedürfen der Genehmigung des Kirchengemeinderats, der auch über eine etwaige Erstattung entstehender Kosten entscheidet.
                                 

                                 (9) Der Erholungsurlaub ist rechtzeitig im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden des Kirchengemeinderats festzulegen. Er soll
                                    außerhalb der kirchlichen Festzeiten genommen werden und nicht mehr Samstage und Sonntage umfassen, als der Zahl der zustehenden
                                    Urlaubswochen entspricht.
                                 

                                 (10) Der Kirchenmusiker erhält für die Teilnahme an kirchlich anerkannten Fortbildungsmaßnahmen Tagungsurlaub im Rahmen der
                                    für kirchliche Mitarbeiter geltenden Bestimmungen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Zu Absatz 2:

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (11) Freiwerdende Kirchenmusikerstellen sollen in geeigneter Weise mit einer Bewerbungsfrist von mindestens vier Wochen ausgeschrieben
                                    werden. Über die Ausschreibung entscheidet der Kirchengemeinderat nach Anhörung des Bezirkskantors; bei Bezirkskantorenstellen
                                    sind der Kirchenbezirksausschuß und der Landeskirchenmusikdirektor zu beteiligen.
                                 

                                 (12) Die auf Grund der Ausschreibung eingegangenen Bewerbungen sind dem Bezirkskantor, bei Bezirkskantorenstellen dem Landeskirchenmusikdirektor
                                    zur Stellungnahme zu übersenden. Außerdem ist der Pfarrer für Kirchenmusik zu den eingegangenen Bewerbungen zu hören. Über
                                    die Besetzung der Stelle darf erst Beschluß gefaßt werden, wenn die Stellungnahme des Bezirkskantors bzw. des Landeskirchenmusikdirektors
                                    vorliegt und der Pfarrer für Kirchenmusik gehört wurde. Bei Kantoren ist vor der Entscheidung auch der Chor zu hören.
                                 

                                 (13) Zu den Vorstellungen der Bewerber mit Probespiel und Probedirigieren ist der Bezirkskantor, bei Bezirkskantorenstellen
                                    der Landeskirchenmusikdirektor einzuladen. Der Bezirkskantor bzw. der Landeskirchenmusikdirektor berät das Besetzungsgremium
                                    bei der anschließenden Beurteilung der fachlichen Qualifikation. § 3 der Ordnung ist zu beachten.
                                 

                                 (14) Die Kosten der Vertretung trägt während des Urlaubs, bei Dienstbefreiung, bei Arbeitsunfähigkeit (infolge Erkrankung
                                    oder eines Unfalles oder sonstiger unverschuldeter Dienstverhinderung des Kirchenmusikers) der Dienstgeber.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 6
Amtseinführung
                     

                  

                  Die Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker werden nach der Ordnung über die Einführung in kirchliche Dienste (Einführungsordnung)
                     in ihr Amt eingeführt.
                  

               

            

         

      

      
            II. Der Dienst der Bezirkskantorinnen und Bezirkskantoren

         

         
                     § 7
Aufgaben der Bezirkskantorinnen und Bezirkskantoren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Bezirkskantorinnen und Bezirkskantoren sind Fachberaterinnen und Fachberater für die kirchenmusikalische Arbeit im Kirchenbezirk.
                     In Fragen der Fachaufsicht sind sie vom Kirchenbezirksausschuss oder dem Kirchengemeinderat zu hören.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Bezirkskantorinnen und Bezirkskantoren haben die Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker im Kirchenbezirk zu fördern. Dazu
                     gehören insbesondere:
                     
                        	
                           Ausbildung und Fortbildung der nebenberuflich tätigen Chorleiterinnen und Chorleiter sowie Organistinnen und Organisten;

                        

                        	
                           Beratung von Chorleiterinnen und Chorleitern sowie Organistinnen und Organisten einschließlich Chorbesuchen;

                        

                        	
                           Durchführung von Chortreffen;

                        

                        	
                           Arbeitsbesprechungen mit der Pfarrerin oder dem Pfarrer für Kirchenmusik im Kirchenbezirk;

                        

                        	
                           Beratung der Kirchengemeinden in personellen Angelegenheiten der Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker und in kirchenmusikalischen
                              Fachfragen sowie Mitwirkung bei der Anstellung von Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusikern;
                           

                        

                        	
                           Einberufung von Bezirkskonferenzen für Kirchenmusik.

                        

                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Zu § 7 (Aufgaben des Bezirkskantors)

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (1) Der Bezirkskantor ist Ansprechpartner für alle mit der Kirchenmusik im Kirchenbezirk und die sie berührenden Bereiche
                                    beteiligten Personen und Einrichtungen und pflegt den Kontakt zu anderen Bezirkskantoren sowie zum Amt für Kirchenmusik und
                                    zum Landeskirchenmusikdirektor.
                                 

                                 (2) Der Bezirkskantor beruft mindestens einmal während einer Amtsperiode der Bezirkssynode eine Bezirkskonferenz für Kirchenmusik
                                    ein, zu welcher der Dekan, ein Mitglied des Kirchenbezirksausschusses, ein aus der Mitte der Bezirkssynode gewählter Vertreter,
                                    der Jugendpfarrer, der Bezirksposaunenwart, der Pfarrer für Kirchenmusik und alle Kirchenmusiker des Kirchenbezirks einzuladen
                                    sind. Diese Konferenz sollte möglichst vor der Sitzung der Bezirkssynode einberufen werden, in welcher der Bezirkskantor über
                                    die Kirchenmusik berichtet.
                                 

                                 (3) Der Bezirkskantor ist verpflichtet, an dem vom Landeskirchenmusikdirektor einberufenen Konvent der Bezirkskantoren in
                                    Verbindung mit dem Kolloquium der Pfarrer für Kirchenmusik und der Bezirkskantoren teilzunehmen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (4) Zu den wichtigsten Dienstaufgaben des Bezirkskantors gehört die Heranbildung von Nachwuchskräften für den Organisten-
                                    und Chorleiterdienst. Dabei bedarf es der Mitverantwortung der Pfarrämter und der Kirchengemeinderäte, welchen die Bereitstellung
                                    von musikalischen Nachwuchs- und Vertretungskräften angelegen sein muß.
                                 

                                 (5) Die kirchenmusikalische Ausbildung für den nebenamtlichen Dienst erfolgt innerhalb der Kirchenbezirke
                                    
                                       	
                                          als instrumentale Grundausbildung in Organistenkursen;

                                       

                                       	
                                          als weiterführende Organisten- und Chorleiterausbildung in C-Lehrgängen.

                                       

                                    

                                 

                                 (6) Über die Ausbildungsaktivitäten eines abgelaufenen Berichtzeitraumes (jeweils 1. Oktober bis 30. September des Folgejahres)
                                    berichten die Bezirkskantoren und die Ausbilder dem Oberkirchenrat über die Dekanatämter zum 15. Oktober eines jeden Jahres.
                                    Die Meldung erfolgt mittels der vom Oberkirchenrat ausgegebenen Formblätter.
                                 

                                 (7) Zur Abgeltung des Bezirkskantorendienstes leistet der Kirchenbezirk einen angemessenen Beitrag zur Vergütung des Kirchenmusikers.
                                    Reise- und Vertretungskosten für den Dienst als Bezirkskantor sind von der Kirchenbezirkskasse zu übernehmen.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 8
Dienstanweisung
                     

                  

                  Die Aufgaben der Bezirkskantorinnen und Bezirkskantoren sind in einer örtlichen Dienstanweisung im Einzelnen festzulegen.

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Zu § 8 (Dienstanweisung)

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Da der Dienstauftrag des Bezirkskantors in der Regel mit einem örtlichen kirchenmusikalischen Dienstauftrag verbunden ist,
                                    sollte die Aufteilung des örtlichen Dienstauftrags und der Bezirksaufgaben in einer Dienstanweisung näher geregelt werden.
                                    Außerdem ist im Anstellungsvertrag ein entsprechender Hinweis aufzunehmen.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 9
Anstellung, Dienst- und Fachaufsicht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Übertragung des Amtes einer Bezirkskantorin oder eines Bezirkskantors setzt den Nachweis eines erfolgreich abgeschlossenen
                     kirchenmusikalischen A- oder B-Studienganges sowie in der Regel eine angemessene Berufserfahrung und die Anstellungsfähigkeit
                     als kirchliche Mitarbeiterin oder kirchlicher Mitarbeiter voraus.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Dienstauftrag der Bezirkskantorinnen und Bezirkskantoren ist mit einem örtlichen kirchenmusikalischen Dienstauftrag verbunden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Bezirkskantorinnen und Bezirkskantoren unterstehen in der Bezirksarbeit der Dienstaufsicht des Kirchenbezirks; in Fragen
                     der Fachaufsicht ist die Landeskirchenmusikdirektorin oder der Landeskirchenmusikdirektor zu hören.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Zu § 9 (Anstellung, Dienst- und Fachaufsicht)

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (1) Auf die Ausführungsbestimmungen zu § 5 wird verwiesen.

                                 (2) Unmittelbarer Dienstvorgesetzter ist der Dekan oder ein von ihm beauftragtes Mitglied der Kirchenbezirkssynode.

                                 (3) Der Bezirkskantor berichtet der Bezirkssynode mindestens einmal während deren Amtsperiode über seine Arbeit und den Stand
                                    der Kirchenmusik im Kirchenbezirk. Der Bericht des Bezirkskantors ist gemäß § 7 Abs. 2 der Visitationsordnung dem Oberkirchenrat vorzulegen und ist Teil des Visitationsberichtes des Prälaten (§ 9 Abs. 2 in Verbindung mit § 16 Visitationsordnung).
                                 

                                 (4) Der Bezirkskantor soll zu den Sitzungen des Kirchenbezirksausschusses oder der Bezirkssynode eingeladen werden, wenn Gegenstände
                                    seines Arbeitsbereiches behandelt werden oder er beantragt hat, wichtige Fragen seines Arbeitsbereiches vorzutragen. Dies
                                    gilt auch für die Haushaltsberatungen, soweit es sich um die Bereitstellung von Mitteln für die Zwecke der Kirchenmusikpflege
                                    im Kirchenbezirk handelt.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

      

      
            III. Das Amt für Kirchenmusik

         

         
                     § 10
Aufgaben
                     

                  

                  Zur Pflege, Förderung und Ordnung der kirchenmusikalischen Arbeit und zur Mitwirkung bei der Fachaufsicht in der Evangelischen
                     Landeskirche in Württemberg ist beim Evangelischen Oberkirchenrat das Amt für Kirchenmusik eingerichtet.
                  

               

               
                     § 11
Gliederung
                     

                  

                  Das Amt für Kirchenmusik besteht aus dem Kuratorium und der Landeskirchenmusikdirektorin oder dem Landeskirchenmusikdirektor.

               

               
                     § 12
Aufgaben des Kuratoriums
                     

                  

                  Das Kuratorium des Amtes für Kirchenmusik beobachtet Stand und Entwicklung im Bereich der Kirchenmusik und berät den Oberkirchenrat
                     in Fragen der kirchenmusikalischen Arbeit. Es erarbeitet im Rahmen seiner Zuständigkeit Richtlinien für die Gestaltung der
                     Kirchenmusik und für den Dienst der Kirchenmusik in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg. Zu seinen Aufgaben gehören:
                     
                        	
                           Mitwirkung bei der Errichtung von Stellen für Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker und Beratung bei der Ausstattung mit
                              den erforderlichen Arbeitsmitteln;
                           

                        

                        	
                           Beratung bei der Regelung der allgemeinen und der besonderen Anstellungsverhältnisse der Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker;

                        

                        	
                           Überwachung der kirchenmusikalischen Studien- und Prüfungsordnungen sowie der Fortbildung und dauernden Zurüstung der Kirchenmusikerinnen
                              und Kirchenmusiker durch die zuständigen Organe und Einrichtungen;
                           

                        

                        	
                           Bewilligung von Beiträgen aus dem landeskirchlichen Verfügungsfonds für Kirchenmusik.

                        

                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Zu § 12 (Aufgaben des Kuratoriums des Amtes für Kirchenmusik)

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (1) Das Kuratorium des Amtes für Kirchenmusik empfängt seinen Auftrag vom Oberkirchenrat. Es gibt Anregungen, leistet Fachberatung
                                    und gibt regelmäßig Gelegenheit zum gegenseitigen Gespräch der auf dem Arbeitsfeld Kirchenmusik Tätigen und ihrer Vertreter.
                                    Im Rahmen seines Auftrags bearbeitet das Kuratorium des Amtes für Kirchenmusik die grundsätzlichen Fragen des kirchenmusikalischen
                                    Dienstes, insbesondere folgende Themen:
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	
                                          Gesangbuch und Gemeindegesang;

                                       

                                       	
                                          Pflege der Kirchenmusik durch Laien- und Berufsmusiker;

                                       

                                       	
                                          Vorbildung, Ausbildung, Prüfung, Anstellung, Amtsführung und Fortbildung der Kirchenmusiker;

                                       

                                       	
                                          Orgelpflege.

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (2) Bei der Erfüllung seiner Aufgaben steht das Kuratorium des Amtes für Kirchenmusik in enger Zusammenarbeit mit dem Verband
                                    EVANGELISCHE KIRCHENMUSIK IN WÜRTTEMBERG. Im Rahmen dieser Zusammenarbeit können dem Verband bestimmte Aufgaben zugewiesen
                                    werden.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 13
Zusammensetzung des Kuratoriums
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Dem Kuratorium des Amtes für Kirchenmusik gehören an 
                  

                  
                     
                        	
                            die oder der für kirchenmusikalische Fragen jeweils zuständige Dezernentin oder Dezernent des Oberkirchenrats als Vorsitzende
                              oder Vorsitzender; 
                           

                        

                        	
                            die Landeskirchenmusikdirektorin oder der Landeskirchenmusikdirektor mit stellvertretendem Vorsitz; 

                        

                        	
                            die Rektorin oder der Rektor der Hochschule für Kirchenmusik Tübingen; 

                        

                        	
                            zwei Vertreterinnen oder Vertreter des Verbands Evangelische Kirchenmusik in Württemberg e.V., die jeweils einen der beiden
                              Bereiche Chöre bzw. den gemeinsamen Bereich Orgel und Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker vertreten; 
                           

                        

                        	
                            zwei Vertreterinnen oder Vertreter des Evangelischen Jugendwerks, die jeweils einen der Bereiche Posaunenarbeit bzw. Popularmusik
                              im EJW repräsentieren; 
                           

                        

                        	
                            eine Schuldekanin oder ein Schuldekan, die oder der vom Oberkirchenrat benannt wird; 

                        

                        	
                            mindestens ein, maximal zwei vom Kuratorium zugewählte Mitglieder, von denen mindestens ein Mitglied Pfarrerin oder Pfarrer
                              der württembergischen Landeskirche ist. 
                           

                        

                     

                  

                  Die unter Nummern 6 und 7 genannten Mitglieder werden für die Dauer von fünf Jahren gewählt. 

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die oder der Vorsitzende kann Sachverständige zu den Sitzungen zuziehen. 
                  

               

               
                     § 14
Aufgaben der Landeskirchenmusikdirektorin 
oder des Landeskirchenmusikdirektors
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Landeskirchenmusikdirektorin oder der Landeskirchenmusikdirektor ist die landeskirchliche Fachberaterin oder der landeskirchliche
                     Fachberater für Kirchenmusik.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zu ihren oder seinen Aufgaben gehören die
                     
                        	
                           Mitwirkung bei der Fachaufsicht über die Bezirkskantorinnen und Bezirkskantoren (§ 9 Abs. 3);
                           

                        

                        	
                           Mitwirkung bei den Prüfungen der Hochschule für Kirchenmusik Tübingen sowie der Fachbereiche Evangelische Kirchenmusik an
                              den staatlichen Hochschulen für Musik in Stuttgart und Trossingen;
                           

                        

                        	
                           Verantwortung für die ordnungsgemäße Durchführung der kirchenmusikalischen C-Prüfungen;

                        

                        	
                           Mitwirkung als landeskirchliche Fachberaterin oder landeskirchlicher Fachberater bei der Besetzung der Stellen für Bezirkskantorinnen
                              und Bezirkskantoren;
                           

                        

                        	
                           Beratung des Oberkirchenrats, der Kirchenbezirke, der Kirchengemeinden und sonstiger kirchlicher Einrichtungen sowie der Bezirkskantorinnen
                              und Bezirkskantoren in kirchenmusikalischen Fragen;
                           

                        

                        	
                           Einberufung und Leitung der Konferenz der hauptberuflich tätigen Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker, des Konvents der
                              Bezirkskantorinnen und Bezirkskantoren und des Kolloquiums der Pfarrerinnen und Pfarrer für Kirchenmusik im Bereich der Landeskirche.
                              
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Landeskirchenmusikdirektorin oder der Landeskirchenmusikdirektor hält Verbindung zu
                     
                        	
                           Einrichtungen der Kirchenmusik im Bereich der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) und in der Ökumene;

                        

                        	
                           Einrichtungen für sonstige Musik;

                        

                        	
                           Ausbildungsstätten, die im musischen Bereich tätig sind oder deren Ausbildungsinhalte zur Kirchenmusik in Beziehung stehen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Landeskirchenmusikdirektorin oder der Landeskirchenmusikdirektor gehört von Amts wegen an
                     
                        	
                           dem Verbandsrat des Verbandes evangelische Kirchenmusik in Württemberg e. V.;

                        

                        	
                           der Konferenz der Leiter der kirchlichen und der staatlichen Ausbildungsstätten für Kirchenmusik und der Landeskirchenmusikdirektoren
                              in der Evangelischen Kirche in Deutschland (Direktorenkonferenz).
                           

                        

                        	
                           dem zuständigen Fachgremium für Posaunenarbeit und dem zuständigen Fachgremium für Popularmusik im Evangelischen Jugendwerk
                              gemäß dessen Satzung.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Der Landeskirchenmusikdirektorin oder dem Landeskirchenmusikdirektor können zur Erfüllung ihrer oder seiner Aufgaben Mitarbeiterinnen
                     und Mitarbeiter zugeordnet werden.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Zu § 14 (Aufgaben des Landeskirchenmusikdirektors)

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (1) Bei Wahrnehmung der eigenen Aufgaben führt der Landeskirchenmusikdirektor den Schriftverkehr unter der Bezeichnung „Amt
                                    für Kirchenmusik beim Oberkirchenrat der Evangelischen Landeskirche in Württemberg“ mit dem Zusatz „— Der Landeskirchenmusikdirektor
                                    —“. Bei Ausführung von Beschlüssen des Kuratoriums entfällt der Zusatz.
                                 

                                 (2) Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen Kirchenbezirken oder Kirchengemeinden und Kirchenmusikern kann der Landeskirchenmusikdirektor
                                    als Fachberater und Vermittler herangezogen werden.
                                 

                                 (3) Der Landeskirchenmusikdirektor beruft mindestens alle zwei Jahre die Konferenz der hauptberuflich tätigen Kirchenmusiker
                                    und den Konvent der Bezirkskantoren ein. Im Anschluß an den Bezirkskantorenkonvent hat er die Pfarrer für Kirchenmusik und
                                    Bezirkskantoren zu einem Kolloquium einzuladen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (4) Mitarbeiter im Sinne von § 14 Abs. 5 der Ordnung des kirchenmusikalischen Dienstes können insbesondere tätig werden bei
                                    
                                       	
                                          der Fortbildung der Bezirkskantoren im Blick auf ihre Ausbildungsarbeit an Organisten und Chorleitern;

                                       

                                       	
                                          der berufsbegleitenden Betreuung von hauptberuflich tätigen Berufsanfängern im kirchenmusikalischen Dienst;

                                       

                                       	
                                          der Ergänzung der Ausbildungsarbeit der Bezirkskantoren und des Verbandes EVANGELISCHE KIRCHENMUSIK IN WÜRTTEMBERG durch Kurse
                                             einschließlich Koordinierung und Verbindung zur Ausbildungsarbeit des Evangelischen Jugendwerks in Württemberg (Posaunenarbeit)
                                             und zum Referat für musisch-kulturelle Bildung des Evangelischen Landesjugendpfarramtes in Württemberg;
                                          

                                       

                                       	
                                          kirchenmusikalischen C-Prüfungen;

                                       

                                       	
                                          der Ausführung sonstiger vom Landeskirchenmusikdirektor übertragenen Aufträge.

                                       

                                    

                                 

                                 Voraussetzung für die Beauftragung eines Mitarbeiters mit den unter Nr. 1 bis 5 genannten Aufgaben ist in der Regel der Nachweis
                                    eines abgeschlossenen kirchenmusikalischen Studiums.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 15
Anstellung der Landeskirchenmusikdirektorin oder des Landeskirchenmusikdirektors
                     

                  

                  Die Landeskirchenmusikdirektorin oder der Landeskirchenmusikdirektor ist Mitarbeiterin oder Mitarbeiter des Evangelischen
                     Oberkirchenrats, der sie oder ihn beruft. Das Kuratorium ist berechtigt, geeignete Persönlichkeiten vorzuschlagen. Die oder
                     der Dienstvorgesetzte ist die oder der für die Kirchenmusik jeweils zuständige Dezernentin oder Dezernent des Oberkirchenrats.
                     Der Dienstsitz ist in Stuttgart.
                  

               

            

         

      

      
            IV. Die Pfarrerinnen und Pfarrer für Kirchenmusik

         

         
                     § 16
Wahl
                     

                  

                  In jedem Kirchenbezirk wird von den Pfarrerinnen und Pfarrern des Kirchenbezirks aus ihrer Mitte eine Pfarrerin oder ein Pfarrer
                     für Kirchenmusik gewählt.
                  

               

               
                     § 17
Aufgaben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Pfarrerinnen und Pfarrer für Kirchenmusik beraten die Bezirkskantorinnen und Bezirkskantoren, die Kirchenmusikerinnen
                     und Kirchenmusiker und die Pfarrerinnen und Pfarrer sowie die Kirchengemeinden des Kirchenbezirks in liturgischen, theologischen,
                     gemeindebezogenen und kirchenmusikalischen Fragen und vermitteln den Austausch von Erfahrungen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Bei Meinungsverschiedenheiten in kirchenmusikalischen Fragen sollen die Pfarrerinnen und Pfarrer für Kirchenmusik als Gesprächspartnerinnen
                     oder Gesprächspartner zugezogen werden. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Bei der Besetzung der hauptamtlichen Stellen für Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker im Kirchenbezirk sowie bei der Besetzung
                     von Stellen für Bezirkskantorinnen und Bezirkskantoren ist die Pfarrerin oder der Pfarrer für Kirchenmusik zu hören.
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Zu § 17 (Aufgaben des Pfarrers für Kirchenmusik)

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (1) Der Pfarrer für Kirchenmusik soll unter der Pfarrerschaft des Kirchenbezirks das Verständnis für liturgische und kirchenmusikalische
                                    Fragen fördern, z. B. durch
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	
                                          Berichte über liturgische und musikalische Erkenntnisse und Erfahrungen in der Landeskirche, in der Evangelischen Kirche in
                                             Deutschland und in der Ökumene;
                                          

                                       

                                       	
                                          praktische Anregung zur Gestaltung von Gottesdiensten und Gemeindeveranstaltungen;

                                       

                                       	
                                          Erfahrungsaustausch zwischen Kirchenmusikern und Pfarrern im Kirchenbezirk.

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (2) Der Pfarrer für Kirchenmusik soll unter den Kirchenmusikern des Kirchenbezirks und in deren Wirkungskreis das Verständnis
                                    für liturgische, theologische und gemeindebezogene Fragen fördern, z. B. durch
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	
                                          Berichte über liturgische und theologische Erkenntnisse und Erfahrungen;

                                       

                                       	
                                          Mitarbeit bei kirchenmusikalischen Fachtagungen, Singwochen und Gemeindeseminaren;

                                       

                                       	
                                          Mitwirkung bei Chortreffen und Kirchengesangstagen.

                                       

                                    
Diese Ausführungsbestimmungen treten am Tage ihrer Verkündung in Kraft.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

      

      
            V. Schlussbestimmungen

         

         
                     § 18
Inkrafttreten
                     

                  

                  Die Verordnung tritt am 1. Januar 1988 in Kraft. Sie ist für die Kirchengemeinden und Kirchenbezirke verbindlich. Gleichzeitig
                     tritt die Verordnung des Oberkirchenrats vom 3. November 1948 über das Amt für Kirchenmusik (Abl. 33 S. 216) außer Kraft.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Zur Ausführung der Ordnung des kirchenmusikalischen Dienstes in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg vom 10. November 1987 (Abl. 53 S. 33) wird unter Mitwirkung der Arbeitsrechtlichen Kommission folgendes bestimmt:

         

      

      2
            Red. Anmerkung: Der Text der Ausführungsbestimmungen wird an den entsprechenden Stellen des Gesetzes eingerückt und mittels
               kleinerer Schriftgröße dargestellt.
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 1 dieser Sammlung. 
            

         

      

      4
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 802 dieser Sammlung. 
            

         

      

      5
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 804 dieser Sammlung.
            

         

      

      6
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 808 und 809 dieser Sammlung. 
            

         

      

      7
            Red. Anm.: Hierzu bestimmt § 2 Abs. 2 des Erlasses des Oberkirchenrats vom 2. März 2004 (Abl. 61 S. 111): „Über die Gleichstellung von Kirchenmusikern und Kirchenmusikerinnen ohne Hochschulabschluss entscheidet der Oberkirchenrat
               im Einzelfall.
            

            Die bisherige Einstufung als A- oder B-Stelle bzw. Bezirkskantorenstelle der Gruppen 1, 2 oder 3 gilt bis längstens 31. Dezember
               2008. Bei Neubesetzungen, Veränderungen des Dienstumfangs und wesentlichen Veränderungen des Dienstauftrags ist eine Neueinstufung
               nach § 4 Abs. 1 durchzuführen.“
            

         

      

      8
            Red. Anm.: Abgedruckt in Abl. 61 S. 112 ff.

         

      

   
      

      
         802. Allgemeine Dienstanweisung für Kirchenmusiker

      

      
         Vom 23. Februar 1988

      

      
         (Abl. 53 S. 93)

      

      Auf Grund von § 2 Abs. 3 der Ordnung des kirchenmusikalischen Dienstes in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg vom 10. November 1987 (Abl. 53 S. 33)1 erläßt der Oberkirchenrat unter Mitwirkung der Arbeitsrechtlichen Kommission und nach Mitwirkung des Ständigen Ausschusses
         der Landessynode gemäß § 39 Abs. 2 Kirchenverfassung2 folgende Dienstanweisung:
      

      
                     § 1
Geltungsbereich
                     

                  

                  Die Allgemeine Dienstanweisung für Kirchenmusiker gilt für die hauptberuflich tätigen Kirchenmusiker. Sie gilt sinngemäß auch
                     für die nebenberuflich tätigen Kirchenmusiker entsprechend dem Grad ihrer kirchenmusikalischen Ausbildung und dem Umfang ihrer
                     Dienstaufgaben.
                  

               

               
                     § 2
Amt und Dienstaufgaben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Kirchenmusiker ist in seinem Amt mitverantwortlich für den Aufbau und das Leben der Gemeinde. Sein Auftrag umfaßt die
                     Ausübung und Pflege der Musik in der Gemeinde. Der Kirchenmusiker trägt im Rahmen der landeskirchlichen Ordnungen Verantwortung
                     für das gottesdienstliche Singen, für die Entfaltung der wortgebundenen Kirchenmusik, für das Orgel- und sonstige Instrumentalspiel.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Kirchenmusiker steht dafür ein, daß die Kirchenmusik ihren Auftrag in allen ihren Äußerungen erfüllt. In seinen Leistungen
                     ist er gleicherweise liturgischen wie musikalischen Kriterien verpflichtet. Dies erfordert das entsprechende Maß an Vorbereitung,
                     Organisation und Fortbildung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Kirchenmusiker ist nach Maßgabe seines Anstellungsvertrages und der örtlichen Dienstanweisung zur Mitwirkung als Kantor
                     und Organist bei den Gottesdiensten, Amtshandlungen und sonstigen Veranstaltungen der Gemeinde sowie zur Leitung des Chorgesangs
                     und von Instrumentalkreisen verpflichtet.
                  

               

               
                     § 3
Mitwirkung im Gottesdienst und bei Amtshandlungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die im amtlich eingeführten Gesangbuch — Ausgabe für die Evangelische Landeskirche in Württemberg — festgelegten Melodiefassungen
                     sind für den Kirchenmusiker bindend. Dasselbe gilt für die von der Landeskirche empfohlenen Beihefte.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Besonders gewünschte zusätzliche Leistungen bei Amtshandlungen können nur im Einvernehmen mit dem für die Leitung der Amtshandlungen
                     verantwortlichen Pfarrer ausgeführt werden.
                  

               

               
                     § 4
Gemeindegesang
                     

                  

                  Der Kirchenmusiker soll auf geeignete Möglichkeiten bedacht sein, den Gemeindegesang zu fördern und die Gemeinde mit Liedgut
                     und Gottesdienstformen vertraut zu machen. Auch das zeitgenössische geistliche Lied ist zu fördern.
                  

               

               
                     § 5
Orgelspiel
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Orgelspiel des Kirchenmusikers ist an der jeweiligen Gottesdienstform auszurichten: Beim Intonieren des Gemeindegesangs
                     soll das Wesen des Liedes (z. B. nach Tonart, Takt, Verlauf) vorgestellt werden:
                  

                  Freie oder liedbezogene Orgelmusik als Eingang und Beschluß des Gottesdienstes, als Zwischenspiel oder während der Austeilung
                     des Abendmahls, soll sich der jeweiligen Gestaltung des Gottesdienstes einfügen und darf in ihrer Ausdehnung den gottesdienstlichen
                     Rahmen nicht sprengen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Orgelspiel soll musikalischen Wertmaßstäben entsprechen. Der Kirchenmusiker gibt im Rahmen seiner Gesamttätigkeit neben
                     dem liturgischen auch dem künstlerischen Aspekt in angemessener Weise den nötigen Raum. Dazu zählt auch die Erarbeitung und
                     öffentliche Aufführung von Werken der Orgelliteratur aus Geschichte und Gegenwart.
                  

               

               
                     § 6
Chorarbeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Es ist Aufgabe des Kirchenmusikers, Chöre (einschließlich Jugend- und Kinderchöre) zu leiten, zu fördern oder, falls solche
                     nicht vorhanden sind, sie nach Möglichkeit zu bilden. Die Chöre sollen bei Gottesdiensten und kirchenmusikalischen Veranstaltungen
                     mitwirken. Eine regelmäßige Mitwirkung im sonntäglichen Hauptgottesdienst ist anzustreben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Kirchenmusiker berät auch andere musikalische Gruppen, die nicht unter seiner Leitung stehen, im Blick auf ihre Mitwirkung
                     im Gottesdienst und bei anderen kirchenmusikalischen Veranstaltungen (vgl. § 12, Abs. 4). Geeignete Maßnahmen und Veranstaltungen zur Förderung von Chören — z. B. Freizeiten, Geselligkeiten, Arbeitstagungen —
                     gehören zu den Aufgaben des Kirchenmusikers.
                  

               

               
                     § 7
Instrumentalkreis und Posaunenchor
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Es gehört in der Regel zu den Aufgaben des Kirchenmusikers, einen kirchlichen Instrumentalkreis zu bilden und zu leiten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Leitet der Kirchenmusiker den Posaunenchor der Gemeinde nicht selbst, so soll er um eine gute Zusammenarbeit mit dem Posaunenchor
                     bemüht sein.
                  

               

               
                     § 8
Kirchenmusikalische Veranstaltungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Kirchenmusiker kann Gottesdienste in besonderen Formen im Einvernehmen mit dem Pfarrer und dem Kirchengemeinderat musikalisch
                     ausgestalten (z. B. Sing- und Kantatengottesdienste, Motetten, Vespern).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Im Rahmen des allgemeinen Verkündigungsauftrags der Kirche und des damit verbundenen Auftrags der Kirche in der Öffentlichkeit
                     soll der Kirchenmusiker nach seinen Möglichkeiten regelmäßig besondere kirchenmusikalische Veranstaltungen (z. B. Kirchenkonzerte,
                     Stunden der Kirchenmusik, Kantaten- und Oratorienaufführungen, Orgelkonzerte) durchführen.
                  

               

               
                     § 9
Instrumente und Noten
                     

                  

                  Der Kirchenmusiker ist für die sorgfältige Behandlung und Pflege der gemeindeeigenen Instrumente sowie für die ordnungsgemäße
                     Verwaltung des Bestandes der Kirchengemeinde an Noten und kirchenmusikalischen Büchern verantwortlich. Er hat die Instrumente
                     unter Verschluß zu halten und festgestellte Schäden unverzüglich dem Vorsitzenden des Kirchengemeinderats oder einem Beauftragten
                     zu melden.
                  

               

               
                     § 10
Urheberrechtliche Verpflichtungen
                     

                  

                  Der Kirchenmusiker ist verpflichtet, die von der Kirchengemeinde auf Grund von Verträgen mit Verwertungsgesellschaften (z.
                     B. GEMA) beizubringenden Unterlagen über die Aufführung geschützter Musikwerke vollständig zusammenzustellen und für die ordnungsgemäße
                     Weitergabe zu sorgen.
                  

               

               
                     § 11
Dienstrechtliche Verhältnisse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Kirchenmusiker ist in seinen dienstlichen Angelegenheiten dem Kirchengemeinderat verantwortlich. Unmittelbarer Dienstvorgesetzter
                     des Kirchenmusikers ist der zuständige Vorsitzende des Kirchengemeinderats oder ein vom Kirchengemeinderat aus seiner Mitte
                     bestelltes Mitglied. Bei Bezirkskantoren sind außerdem die §§ 7 bis 9 der Ordnung des kirchenmusikalischen Dienstes zu beachten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In Fragen der Fachaufsicht und bei Meinungsverschiedenheiten über die kirchenmusikalische Arbeit zwischen Pfarrer, Kirchengemeinderat
                     und Kirchenmusiker ist der Bezirkskantor zu hören.
                  

               

               
                     § 12
Zusammenarbeit mit dem Pfarrer und dem Kirchengemeinderat
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Kirchenmusiker soll in regelmäßigen  Besprechungen mit dem geschäftsführenden Pfarrer und dem Kirchengemeinderat die kirchenmusikalische
                     Arbeit auf längere Sicht planen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Lieder für den Gemeindegesang bespricht der Pfarrer rechtzeitig mit dem Kirchenmusiker. Die sonstige kirchenmusikalische
                     Gestaltung des Gottesdienstes ist vom Kirchenmusiker rechtzeitig mit dem Pfarrer zu besprechen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Auswahl der kirchenmusikalischen Werke für Gottesdienste und Amtshandlungen trifft der Kirchenmusiker. Bei Werken besonderen
                     Charakters sucht er das Einvernehmen mit dem für den Gottesdienst oder die Amtshandlung verantwortlichen Pfarrer herbeizuführen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Kirchenmusiker ist verpflichtet, sich rechtzeitig darum zu bemühen, daß er während des Urlaubs, bei Dienstbefreiung oder
                     bei Dienstverhinderung vertreten wird; die Bestellung eines Vertreters bedarf der Zustimmung des Vorsitzenden des Kirchengemeinderats.
                     Ist eine Vertretung nicht möglich, so hat der Kirchenmusiker in Verbindung mit dem Vorsitzenden des Kirchengemeinderats dafür
                     zu sorgen, daß in der Zeit seiner Abwesenheit die anfallenden Dienste behelfsweise wahrgenommen werden.
                  

               

               
                     § 13
Zusammenarbeit mit kirchlichen Fachverbänden
                     

                  

                  Der Kirchenmusiker soll die Arbeit des Verbandes EVANGELISCHE KIRCHENMUSIK IN WÜRTTEMBERG, der sich der Pflege und Förderung
                     der Kirchenmusik widmet, unterstützen und sich seiner Hilfe bedienen.
                  

               

               
                     § 14
Fortbildung
                     

                  

                  Der Kirchenmusiker ist verpflichtet, an den vom Bezirkskantor sowie den vom Landeskirchenmusikdirektor einberufenen Kirchenmusikerkonferenzen
                     teilzunehmen.
                  

               

               
                     § 15
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Allgemeine Dienstanweisung tritt am 1. April 1988 in Kraft.

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 800 dieser Sammlung.
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 1 dieser Sammlung. 
            

         

      

   
      

      
         804. Richtlinien über das Praktikum im kirchenmusikalischen Dienst in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg (Praktikumsrichtlinien)

      

      
         Erlaß des Oberkirchenrats vom 30. Januar 1990 (Abl. 54 S. 87), geändert durch Erlaß vom 6. Mai 1992 (Abl. 55 S. 179) und vom 18. Februar 2020 (Abl. 69 S. 41)
         

      

      Aufgrund von § 3 der Ordnung des kirchenmusikalischen Dienstes in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg vom 10. November 1987 in Verbindung mit Abs. 3 der Ausführungsbestimmungen zu § 31 und unter Mitwirkung der Arbeitsrechtlichen Kommission werden folgende Richtlinien erlassen:
      

      
                     § 1
Allgemeines
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bewerber um eine Anstellung als hauptberuflich tätiger Kirchenmusiker haben als Voraussetzung für die Anstellungsfähigkeit
                     gemäß § 3 Abs. 3 der Ausführungsbestimmungen des Oberkirchenrats zur Ordnung des kirchenmusikalischen Dienstes in der Evangelischen
                        Landeskirche in Württemberg2 ein einjähriges Praktikum nach den folgenden Bestimmungen abzuleisten. Es wird mit einem Kolloquium abgeschlossen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bewerber um eine hauptamtliche Kirchenmusikerstelle, die kein gleichwertiges Praktikum abgeleistet haben, benötigen zur Anstellungsfähigkeit
                     den Nachweis einer mindestens fünfjährigen Berufstätigkeit als hauptberuflicher Kirchenmusiker.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die erforderlichen Praktikumsstellen werden vom Oberkirchenrat im Benehmen mit dem Kuratorium des Amtes für Kirchenmusik eingerichtet.
                     Dies geschieht aus organisatorischen Gründen nicht bei den jeweiligen Kirchenbezirken, sondern bei der Landeskirche nach Maßgabe
                     des landeskirchlichen Haushaltsplans.
                  

                  Die dafür anfallenden Kosten werden aus dem Kirchensteueranteil der Kirchengemeinden erstattet.

                  Voraussetzung dafür ist das Einverständnis des Kirchenbezirks sowie des jeweiligen anleitenden Kirchenmusikers/der anleitenden
                     Kirchenmusikerin.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Praktikumsstelle wird dem Praktikanten durch den Landeskirchenmusikdirektor zugeteilt. Berufliche und persönliche Interessen
                     des Praktikanten sind nach Möglichkeit zu berücksichtigen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Das Praktikum wird in der Regel bei einer Bezirkskantorenstelle abgeleistet.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Der Praktikant wird bei Beginn seines Praktikums in einem Gottesdienst der Gemeinde vorgestellt.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Die Bezeichnungen „Kirchenmusiker“, „Bewerber“ und „Praktikant“ gelten für Kirchenmusikerinnen und Kirchenmusiker.
                  

               

               
                     § 2
Ausbildungsinhalt und Ausbildungsziel
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zweck und Ziel des Praktikums sind die Einweisung in alle Arbeitszweige eines Gemeinde- und Bezirkskantors und der Ausbau
                     der praktischen Fertigkeit für den Dienst an der Orgel und im kantoralen Bereich, in der kirchenmusikalischen Ausbildung nebenberuflich
                     tätiger Mitarbeiter sowie in der Verwaltung und in der Organisation.
                  

                  Hierzu gehören insbesondere:
                     
                        	
                           Im Gesamtbereich des Gemeindelebens:
                              
                                 	
                                    Verbindung mit den haupt-, neben- und ehrenamtlichen Mitarbeitern der Kirchengemeinde

                                 

                                 	
                                    Kennenlernen des Gemeindelebens, der Gruppen und Kreise der Gemeinde

                                 

                                 	
                                    Gelegenheit zur Mitarbeit im Sinne von § 2 der Allgemeinen Dienstanweisung für Kirchenmusiker3

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Im Bereich des Organistendienstes:
                              
                                 	
                                    Einübung in die Gottesdienste der Gemeinde

                                 

                                 	
                                    Selbständiger Organistendienst

                                 

                                 	
                                    Gelegenheit zur Erweiterung des Repertoires durch regelmäßiges Üben

                                 

                                 	
                                    Gelegenheit sowohl zur selbständigen Durchführung von Veranstaltungen mit Orgelmusik als auch zur Mitwirkung als Solist oder
                                       Begleiter bei anderen Veranstaltungen
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Im Bereich des kantoralen Dienstes:
                              
                                 	
                                    Mitarbeit in den Vokal- und Instrumentalgruppen, sowohl unter Anleitung als auch selbständig

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Im Bereich des Kirchenbezirks:
                              
                                 	
                                    Beteiligung an der Aus- und Fortbildung

                                 

                                 	
                                    Beteiligung an und Mitarbeit in der Vorbereitung und Durchführung von Kirchenmusiker- und Chortreffen

                                 

                                 	
                                    Einführung in die Beratertätigkeit des Bezirkskantors

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Im Bereich der Verwaltung und Organisation:
                              
                                 	
                                    Einweisung in die Praxis der Planung, Organisation und Durchführung von Musik im Gottesdienst und kirchenmusikalischen Veranstaltungen

                                 

                                 	
                                    Anleitung in Fragen der Öffentlichkeitsarbeit, Medien und Presse sowie des Umgangs mit finanziellen Mitteln

                                 

                                 	
                                    Zusammenarbeit mit kulturellen Einrichtungen und Veranstaltern.

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der anleitende Kirchenmusiker ist für die ordnungsgemäße Durchführung des Praktikums verantwortlich. Er achtet auf eine gleichmäßige
                     Einführung und Einübung in die genannten Arbeitsbereiche und macht den Praktikanten mit allen Diensten und deren Vorbereitung
                     vertraut, gibt ihm Gelegenheit zur Hospitation, berät ihn, führt mit ihm regelmäßig Vor- und Nachgespräche über die zugewiesenen
                     Aufgaben und hilft ihm mit Anregungen zu selbständiger Arbeit.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Dem Praktikanten dürfen nur Aufgaben übertragen werden, die der Vorbereitung auf den Beruf des Kirchenmusikers förderlich
                     und den Kräften des Praktikanten angemessen sind. Für Vorbereitung und instrumentales Üben ist dem Praktikanten die erforderliche
                     Zeit zu gewähren.
                  

               

               
                     § 3
Studienseminare
                     

                  

                  Die Evangelische Landeskirche in Württemberg richtet in Verbindung mit dem Verband Evangelische Kirchenmusik in Württemberg
                     kirchenmusikalische Studienseminare zur praxis- und fachbezogenen Vertiefung ein. Die Teilnahme an den Seminarveranstaltungen
                     gehört zu den Dienstpflichten des Praktikanten. Daneben ist dem Praktikanten in angemessener Weise Gelegenheit zu geben, seinen
                     Ausbildungsstand durch Teilnahme an Kursen und Tagungen zu erweitern.
                  

               

               
                     § 4
Anmeldung zum Praktikum
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Berufspraktikum muß spätestens zwei Jahre nach Beendigung des kirchenmusikalischen Studiums begonnen werden (Beginn: 1.
                     April oder 1. Oktober).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         In begründeten Ausnahmefällen kann der Beginn des Berufspraktikums auf einen anderen Zeitpunkt festgelegt werden. Die Entscheidung
                     hierüber trifft der Landeskirchenmusikdirektor auf schriftlichen Antrag.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Anmeldungen sind bis spätestens 31. Januar (Beginn 1. April) oder 30. Juni (Beginn 1. Oktober) an den Landeskirchenmusikdirektor
                     zu richten. Dazu sind folgende Unterlagen einzureichen:
                     
                        	
                           Handgeschriebener Lebenslauf

                        

                        	
                           Taufbescheinigung

                        

                        	
                           Nachweis über bestandene B- oder A-Prüfung. Bei Bewerbern, die zum Anmeldetermin ihre Prüfung noch nicht abgeschlossen haben,
                              genügt eine Bescheinigung ihrer Ausbildungsstätte, daß die Prüfung voraussichtlich bis zum Beginn des Praktikums abgeschlossen
                              sein wird.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 5
Ausbildungsvertrag und Vergütung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die Dauer des Praktikums schließt die Landeskirche mit dem Praktikanten einen Ausbildungsvertrag ab.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Praktikumsvergütung richtet sich nach den von der Arbeitsrechtlichen Kommission der  Evangelischen Landeskirche in Württemberg
                     festgelegten Sätzen.
                  

               

               
                     § 6
Dienst- und Fachaufsicht
                     

                  

                  Die Dienstaufsicht übt der Landeskirchenmusikdirektor bzw. der/die von ihm Bevollmächtigte aus. Die fachliche Weisungsbefugnis
                     hat der anleitende Kirchenmusiker.
                  

               

               
                     § 7
Abschluß des Praktikums
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Praktikant legt dem anleitenden Kirchenmusiker zwei Monate vor Ablauf des Praktikums einen Bericht in zweifacher Fertigung
                     vor, der Auskunft gibt über
                     
                        	
                           die geleistete Arbeit

                        

                        	
                           den eigenen Lernprozeß

                        

                        	
                           die praxisbezogene Weiterbildung.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Im Zusammenhang mit der Vorlage einer Fertigung dieses Berichtes an den Landeskirchenmusikdirektor nimmt der anleitende Kirchenmusiker
                     spätestens einen Monat vor Ablauf des Praktikums in einem Gutachten Stellung zu den fachlichen Leistungen, dem Verhalten,
                     den Fähigkeiten und Neigungen des Praktikanten. Dieses Gutachten soll inhaltlich mit dem Praktikanten besprochen werden, bevor
                     es dem Landeskirchenmusikdirektor zugeht.
                  

               

               
                     § 8
Kolloquium
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Ergebnis des Praktikums wird durch ein in der Regel einstündiges Kolloquium festgestellt, das regelmäßig im letzten Monat
                     des Praktikums stattfindet. Grundlage des Kolloquiums ist der Arbeitsbericht (§ 7 Abs. 1).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Kolloquium wird vom Landeskirchenmusikdirektor, einem vom Verband Evangelische Kirchenmusik in Württemberg benannten A-Kirchenmusiker
                     und dem für Kirchenmusik zuständigen Referenten des Oberkirchenrats durchgeführt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Über das Ergebnis des Praktikums entscheidet das Gremium gemäß Absatz 2 in nichtöffentlicher Beratung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Kann der Abschluß des Praktikums nicht bestätigt werden, kann in begründeten Fällen eine einmalige Wiederholung des Kolloquiums
                     nach Verlängerung des Praktikums von mindestens sechs Monaten gestattet werden.
                  

               

               
                     § 9
Zeugnis
                     

                  

                  Nach erfolgreich abgeschlossenem Praktikum stellt der Oberkirchenrat ein Zeugnis über den erfolgreichen Abschluß des Praktikums
                     und des Kolloquiums aus. Es muß Angaben enthalten über Art, Dauer und Inhalt des Praktikums sowie über die erworbenen Kenntnisse
                     und beruflichen Erfahrungen des Praktikanten, auch Angaben über Führung und Leistung.
                  

               

               
                     § 10
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Richtlinien treten am 1. Januar 1991 in Kraft. § 1 Abs. 2 gilt nicht für Bewerber, die ihre Prüfung (§ 4 Abs. 2 Buchst.
                     c) in den Jahren 1986 bis 1990 abgelegt haben, wenn sie sich bis spätestens 1. Januar 1996 um eine hauptamtliche Kirchenmusikerstelle
                     im Bereich der Evangelischen Landeskirche in Württemberg bewerben.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 801 dieser Sammlung.
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 801 dieser Sammlung.
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 802 dieser Sammlung. 
            

         

      

   
      

      
         804a. Neufassung des Praktikantenvertrages für Kirchenmusiker/innen im Praktikum

      

      
         Bekanntmachung des Oberkirchenrats vom 6. August 1992 (Abl. 55 S. 302)

      

      Bedingt durch die zum 1. April 1992 erfolgte Änderung der Richtlinien über das Praktikum im kirchenmusikalischen Dienst in
         der Evangelischen Landeskirche in Württemberg (Praktikumsrichtlinien)1, (Abl. 55 S. 179) wurde der Praktikantenvertrag für Kirchenmusiker im Praktikum wie nachfolgend neu gefaßt:
      

      
            PRAKTIKANTENVERTRAG

         

         Zwischen der Evang. Landeskirche in Württemberg, vertreten durch den Evang. Oberkirchenrat, 7000 Stuttgart 1, Gänsheidestraße
            2—4
         

         und ____________________ wird nachstehender Ausbildungsvertrag (§ 5 Abs. 1 Praktikumsrichtlinien) abgeschlossen:

         
               1. Dauer

            

            Das Praktikantenverhältnis beginnt am ____________________ und endet am ____________________ Zu Beginn wird eine Probezeit von 6 Wochen vereinbart. Während der Probezeit kann das Vertragsverhältnis von den oben genannten
               Partnern unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von 2 Wochen auf Monatsende gelöst werden.
            

         

         
               2. Ziel und Inhalt des Praktikums

            

            Bei dem Praktikum handelt es sich um das Berufspraktikum, dessen Ableistung sich nach den Bestimmungen der Praktikumsrichtlinien
               richtet.
            

            Der/die Praktikant/in ist dem Evang. Kirchenbezirk ____________________ zugeteilt und wird von dem/der zuständigen Bezirkskantor/in angeleitet.

         

         
               3. Pflichten

            

            
               	
                  Der Kirchenbezirk verpflichtet sich,
                     
                        	
                           die erforderlichen Arbeitsmittel zur Verfügung zu stellen,

                        

                        	
                           Einsatzmöglichkeiten für den/die Praktikanten/in zu öffnen.

                        

                     

                  

               

               	
                  der/die anleitende Kirchenmusiker/in verpflichtet sich,
                     
                        	
                           den/die Praktikanten/in nach den Praktikumsrichtlinien anzuleiten,

                        

                        	
                           den/die Praktikanten/in zum Besuch von Studienseminaren (§ 3 Praktikumsrichtlinien) freizustellen,
                           

                        

                        	
                           dem/der Praktikanten/in nur Aufgaben zu übertragen, die der Vorbereitung auf den Beruf des Kirchenmusikers förderlich und
                              den körperlichen Kräften angemessen sind,
                           

                        

                        	
                           den/die Praktikanten/in über die Unfall- und Gesundheitsgefahren sowie über die Einrichtungen und Maßnahmen gegen diese Gefahren
                              zu belehren und die Jugendarbeitsschutz-, Arbeitsschutz- und Unfallschutzbestimmungen zu beachten.
                           

                        

                     

                  

               

               	
                  Der/die Praktikant/in verpflichtet sich,
                     
                        	
                           die übertragenen Arbeiten gemäß beiliegender Dienstanweisung sorgfältig auszuführen und den Weisungen zu folgen, die von weisungsberechtigten
                              Personen erteilt werden,
                           

                        

                        	
                           die in der Praktikumsstelle geltende Ordnung zu beachten,

                        

                        	
                           über interne Vorgänge der Praktikumsstelle sowie persönliche Angelegenheiten der zu Betreuenden und ihrer Erziehungsberechtigten
                              Stillschweigen zu bewahren,
                           

                        

                        	
                           an den Ausbildungsmaßnahmen und damit auch an den angebotenen Studienseminaren teilzunehmen,

                        

                        	
                           beim Fernbleiben von der Praktikumsstelle unter Angabe der Gründe unverzüglich dem/der anleitenden Kirchenmusiker/in Nachricht
                              zu geben und bei Krankheit spätestens am dritten Tag eine ärztliche Bescheinigung vorzulegen.
                           

                        

                     

                  

               

            

         

         
               4. Vergütung

            

            Es wird eine monatliche Praktikantenvergütung nach den von der Arbeitsrechtlichen Kommission — Landeskirche und Diakonie Württemberg
               — festgesetzten Vergütungssätzen für Praktikanten im kirchenmusikalischen Dienst vereinbart.
            

            Diese beträgt zur Zeit ____________________DM.

         

         
               5. Weitere Bestimmungen

            

            Arbeitszeit und Urlaub richten sich nach den geltenden Bestimmungen.

            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        Stuttgart, den

                     
                     	
                        ____________________, den

                     
                  

                  
                     	
                        Evangelischer Oberkirchenrat

                     
                     	
                  

                  
                     	
                        I. A.

                     
                     	
                  

                  
                     	
                        Landeskirchenmusikdirektor

                     
                     	
                        Praktikant/in

                     
                  

                  
                     	
                        ____________________, den

                     
                     	
                  

                  
                     	
                        Für den Kirchenbezirk

                     
                     	
                  

                  
                     	
                        Dekan/in

                     
                     	
                        Anleitende/r Kirchenmusiker/in

                     
                  

               
            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 804 dieser Sammlung. 
            

         

      

   
      

      
         808. Richtlinien für die kirchenmusikalische C-Ausbildung in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg

      

      
         Vom 18. November 1997

      

      
         (Abl. 57 S. 372), geändert durch Erlass vom 22. Oktober 2002 (Abl. 60 S. 178), durch Erlass des Oberkirchenrats vom 1. Juli 2014 (Abl. 66 S. 142), vom 13. September 2016 (Abl. 67 S. 238) und vom 29. September 2020 (Abl. 69 S. 270)1

      

      Aufgrund § 3 der Ordnung des kirchenmusikalischen Dienstes in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg vom 10. November 1987 (Abl. 53 S. 33) und der hierzu ergangenen Ausführungsbestimmungen2 erläßt der Oberkirchenrat im Einvernehmen mit dem Amt für Kirchenmusik die folgenden Richtlinien:
      

      
                     § 1
Ziel der Ausbildung
                     

                  

                  Durch die kirchenmusikalische C-Ausbildung werden die Kenntnisse und Fertigkeiten vermittelt, die Voraussetzung für den nebenberuflichen
                     Dienst als Kirchenmusiker/Kirchenmusikerin in einer evangelischen Kirchengemeinde sind. Entsprechend der Vielfalt der kirchenmusikalischen
                     Arbeit in den Kirchengemeinden gehören dazu Grundkenntnisse in den wesentlichen Fachgebieten der Kirchenmusik und vertiefte
                     Kenntnisse in mindestens einer der Fachrichtungen Orgel, Keyboard, Gitarre, Chorleitung, Chorleitung (Pop), Kinderchorleitung,
                     Bläserchorleitung oder Ensembleleitung (Pop). Die Ausbildung führt zur kirchenmusikalischen C-Prüfung in der Evang. Landeskirche
                     in Württemberg für die jeweilige Fachrichtung.
                  

               

               
                     § 2
Gestaltung und Dauer der Ausbildung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Ausbildung wird in Lehrgängen durchgeführt, deren Dauer zwei bis drei Jahre umfaßt. Diese werden als Veranstaltungen
                     der Kirchenbezirke von den Bezirkskantoren/Bezirkskantorinnen angeboten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ergänzend gibt es überregionale Fachkurse kirchlicher Werke, Einrichtungen und Personen, die hierzu vom Landeskirchenmusikdirektor
                     oder von der Landeskirchenmusikdirektorin beauftragt sind. Die Fachkurse können sich auch auf bestimmte Ausbildungsteile und
                     einzelne Fächer beziehen.
                  

               

               
                     § 3
Leitung und Lehrkräfte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die fachliche Verantwortung für die C-Ausbildung liegt beim Landeskirchenmusikdirektor/bei der Landeskirchenmusikdirektorin.
                     Alle an der Ausbildung Beteiligten sind ihm/ihr verantwortlich.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Unterricht in den Lehrgängen der Kirchenbezirke wird von den Bezirkskantoren und Bezirkskantorinnen erteilt. Mit der
                     Durchführung der Lehrgänge, zusätzlicher Lehrgänge und überregionaler Fachkurse können auch andere Kirchenmusiker und Kirchenmusikerinnen
                     und weitere Lehrkräfte beauftragt werden. Die Beauftragung erfolgt durch den Landeskirchenmusikdirektor/die Landeskirchenmusikdirektorin.
                  

               

               
                     § 4
Anmeldung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Anmeldung zur C-Ausbildung erfolgt bei den zuständigen Bezirkskantoraten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Anmeldung sind beizufügen:
                  

                  
                     
                        	
                           Ein kurzgefasster Lebenslauf mit Lichtbild;

                        

                        	
                           eine Stellungnahme des Heimatpfarramts, aus der die Mitgliedschaft in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg hervorgeht;

                        

                        	
                           ggfls. Bescheinigungen über anderweitige musikalische Ausbildungen.

                        

                     

                  

               

               
                     § 5
Voraussetzungen für die Aufnahme in die C-Ausbildung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Mindestalter für den Beginn der Ausbildung beträgt in der Regel fünfzehn Jahre. Ausnahmen bedürfen der Genehmigung des
                     Landeskirchenmusikdirektors oder der Landesmusikdirektorin.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Aufnahme in die Ausbildung findet in der Regel aufgrund einer Eignungsprüfung statt. In ihr sind die Grundkenntnisse
                     und die grundsätzlichen Fertigkeiten nachzuweisen, die Voraussetzung für die Ausbildung sind. Es ist zu prüfen, ob bei den
                     Kandidaten und Kandidatinnen aufgrund ihrer musikalischen Begabung das Bestehen der C-Prüfung erwartet werden kann. Die Eignungsprüfung
                     umfasst im Einzelnen folgende Fächer:
                  

                  
                     
                        	
                           Gehör:

                           Hören und Singen von Intervallen, Unterscheidung von Dur- und Moll-Dreiklängen, Nachklatschen von Rhythmen;

                        

                        	
                           Musiktheorie:

                           Grundkenntnisse;

                        

                        	
                           Singstimme:

                           Vortrag eines Kirchen- oder Volksliedes eigener Wahl;

                        

                        	
                           Fachrichtung Orgel:

                           Vortrag eines leichteren Orgelchorals 
(z. B. im Schwierigkeitsgrad eines leichten Stückes aus dem Orgelbüchlein von J S. Bach);
                           

                        

                        	
                           Fachrichtung Keyboard:

                           Vortrag eines mittelschweren Stückes, Liedbegleitung mit Intro und Begleitsatz;

                        

                        	
                           Fachrichtung Gitarre:

                           Vortrag eines mittelschweren Solostückes (Solo-Fingerstyle), Liedbegleitung mit Intro und Begleitsatz;

                        

                        	
                           Fachrichtungen Chorleitung, Kinderchorleitung, Bläserchorleitung, Chorleitung (Pop):

                           Grundkenntnisse in Dirigieren und Vom-Blatt-Singen;

                        

                        	
                           Fachrichtung Ensembleleitung (Pop):

                           Vortrag eines mittelschweren Stückes an Gitarre oder Klavier, Grundkenntnisse in der Ensembleleitung.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Nachweis der bestandenen Eignungsprüfung und die Mitgliedschaft in der Evang. Landeskirche in Württemberg sind Voraussetzung
                     für die Zulassung zur kirchenmusikalischen C-Ausbildung. Ausnahmen kann der Landeskirchenmusikdirektor oder die Landeskirchenmusikdirektorin
                     zulassen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Über die Aufnahme entscheidet der Bezirkskantor oder die Bezirkskantorin, der bzw. die die Eignungsprüfung abnimmt und die
                     vorzutragenden Stücke auswählt. Er oder sie können weitere Lehrkräfte zur Eignungsprüfung hinzuziehen. In Bereichen, in denen
                     der Bezirkskantor oder die Bezirkskantorin keine entsprechenden Kenntnisse besitzt, soll eine weitere Lehrkraft mit entsprechender
                     Ausbildung zugezogen werden. Die Eignungsprüfung ist gebührenfrei.
                  

               

               
                     § 6
Beginn des Unterrichts
                     

                  

                  Der Beginn der Lehrgänge wird von dem/der zuständigen Bezirkskantor/Bezirkskantorin festgelegt, der Beginn der Fachkurse von
                     den hierfür verantwortlichen Werken, Einrichtungen und Personen.
                  

               

               
                     § 7
Unterrichtsplan
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Unterrichtsplan wird von dem/der zuständigen Bezirkskantor/Bezirkskantorin oder dem/der sonst für den Kurs Verantwortlichen
                     in Absprache mit den weiteren Lehrkräften erstellt. Die Ferien richten sich in der Regel nach der Ferienordnung der allgemeinbildenden
                     Schulen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Unterrichtsorte legt der Bezirkskantor/die Bezirkskantorin fest, bei Fachkursen das Werk oder die Einrichtung. Dabei
                     achtet er/sie in gleicher Weise auf die örtlichen Gegebenheiten und auf eine sparsame Verwendung der kirchlichen Haushaltsmittel
                     (Fahrtkosten der Bezirkskantoren/der Bezirkskantorinnen und anderer Lehrkräfte).
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der im Unterrichtsplan vorgesehene Unterricht muß eine ausreichende Vorbereitung auf die Anforderungen der C-Prüfung ermöglichen.
                     Ein Anspruch auf eine bestimmte Stundenzahl in den einzelnen Fächern besteht nicht.
                  

               

               
                     § 8
Unterrichtsfächer
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Ausbildung umfaßt im Gruppenunterricht die Fächer Hymnologie, Liturgik, Theologische Information, Singen und Sprechen
                     einschließlich liturgisches Singen und Gemeindesingen, Gehörbildung, Musiktheorie, Kirchenmusikgeschichte, Chorleitung, Kinderchorleitung,
                     Bläserchorleitung, Chorleitung (Pop), Ensembleleitung (Pop), Stimmbildung, Chorpraktisches Instrumentalspiel, Orgelbaukunde
                     sowie fachbezogene Literatur- und Instrumentenkunde.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Gruppenunterricht kann in bestimmten Fächern durch vom Landeskirchenmusikdirektor/von der Landeskirchenmusikdirektorin
                     anerkannte Kurse oder sonstige zentrale Schulungen sowie E-Learning-Angebote ersetzt oder ergänzt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Ausbildung für die einzelnen Fachrichtungen umfaßt:
                     
                        	
                           Bei der Fachrichtung Orgel:

                           Einzelunterricht in Literaturspiel und Liturgischem Orgelspiel;

                        

                        	
                           Bei den Fachrichtungen Keyboard, Gitarre und Ensembleleitung (Pop): 

                           Einzelunterricht und/oder Kleingruppenunterricht im Fach Keyboard oder Gitarre (Literaturspiel und Improvisation);

                        

                        	
                           Während der C-Ausbildung für die Fachrichtungen Chorleitung, Kinderchorleitung, Bläserchorleitung, Chorleitung (Pop) und Ensembleleitung
                              (Pop) wird auf eigene Praxiserfahrung Wert gelegt. In Absprache mit dem oder der für die Ausbildung Zuständigen kann dies
                              die regelmäßige Teilnahme an den Proben eines Chores oder Ensembles, der oder das von einem oder einer in der C-Ausbildung
                              Beauftragten geleitet wird oder von diesem oder dieser als für die Zwecke der Ausbildung geeignet erachtet wird, oder die
                              leitende Mitarbeit oder eigenverantwortliche Leitung eines Chores oder Ensembles sein;
                           

                        

                        	
                           In den Popfachrichtungen: Stil- und Instrumentenkunde, Arrangement, Tontechnik, Praxis kirchlicher Popularmusik.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der Einzelunterricht kann auf Wunsch des Ausbildungsteilnehmers bei einer Person seiner Wahl genommen werden, wenn deren
                     Qualifikation ausreichend nachgewiesen ist und keine übergeordneten Gesichtspunkte des gesamten Lehrgangs entgegenstehen.
                  

               

               
                     § 9
Gebühren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für die Lehrgänge sind Gebühren zu bezahlen, die von den Kirchenbezirken festgesetzt werden. Für überregionale Fachkurse
                     fallen zusätzlich Gebühren an.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Fällt der nach dem Unterrichtsplan vorgesehene Unterricht aus Gründen, die der Veranstalter zu vertreten hat, für längere
                     Zeit aus, werden die Unterrichtsgebühren anteilig zurückerstattet. Kann ein Lehrgang aus solchen Gründen nicht zu Ende geführt
                     werden, werden die vollständigen Gebühren zurückerstattet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Wird der Einzelunterricht nicht vom Bezirkskantor/von der Bezirkskantorin oder dem/der sonst für den Lehrgang oder Fachkurs
                     Verantwortlichen und von keinem/keiner Lehrbeauftragten erteilt, sind die Kosten vom Ausbildungsteilnehmer zu tragen. Die
                     Gebühren für den Lehrgang werden ermäßigt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Kosten der Lehrmittel und der Fahrten zum Unterrichtsort sind von den Teilnehmern/Teilnehmerinnen zu tragen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Bei finanziellen Härten können die zuständigen Kirchenbezirke, nach Maßgabe der dafür vorgesehenen Haushaltsmittel, auf Antrag
                     die Gebühren ermäßigen.
                  

               

               
                     § 10
Probezeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Während der ersten 6 Monate der Ausbildung kann diese von seiten des/der für die Ausbildung Verantwortlichen beendet werden,
                     wenn nachträglich Zweifel an der Eignung des Kandidaten entstanden sind. Die bis dahin angefallenen Gebühren werden nicht
                     erstattet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Entscheidung nach Abs. 1 teilt der/die für den Kurs Verantwortliche dem Bewerber oder der Bewerberin vor Ablauf der sechsmonatigen
                     Frist mit. Eine erneute Eignungsprüfung findet nicht statt. Gegen die Entscheidung kann sich der Bewerber oder die Bewerberin
                     an den Landeskirchenmusikdirektor/die Landeskirchenmusikdirektorin wenden, der/die sie abändern kann. Die Anrufung des Landeskirchenmusikdirektors/der
                     Landeskirchenmusikdirektorin hat keine aufschiebende Wirkung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Statt der Beendigung der Ausbildung kann die Probezeit einmalig um 6 Monate verlängert werden.
                  

               

               
                     § 11
Ende des Unterrichts, Kündigung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Unterricht endet mit der C-Prüfung oder im Falle einer Kündigung oder Beendigung der Ausbildung nach § 10 mit deren Wirksamkeit.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Ausbildungsteilnahme kann mit einer Frist von 2 Wochen zum Schluß des Kalendermonats gekündigt werden. Die sofortige,
                     außerordentliche Kündigung aus einem besonderen, schwerwiegenden Grund von beiden Seiten bleibt vorbehalten. Sie ist insbesondere
                     beim Wegfall von Zulassungsvoraussetzungen möglich.
                  

               

               
                     § 12
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Richtlinien treten zum 1. Dezember 1997 in Kraft.3

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Vgl. hierzu Artikel 2 Absatz 1 des Erlasses des Oberkirchenrats zur Änderung der Richtlinien für die kirchenmusikalische
               C-Ausbildung in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg vom 29. September 2020 (Abl. 69 S. 270): „Dieser Erlass ist erstmals anzuwenden auf Personen, die ihre C-Ausbildung nach dem 1. Januar 2021 beginnen.“
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 800 u. 801 dieser Sammlung. 
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Vgl. hierzu Artikel 2 Absatz 2 des Erlasses zur Änderung der Richtlinien für die kirchenmusikalische C-Ausbildung
               in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg vom 1. Juli 2014 (Abl. 66 S. 142): „Auszubildende, die vor dem 1. Januar 2015 ihre C-Ausbildung begonnen haben, können wählen, ob sie nach den bisherigen
               Regelungen oder nach den Regelungen dieses Erlasses ausgebildet werden.“ 
            

         

      

   
      

      
         808a. Ordnung der kirchenmusikalischen C-Prüfung in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg (Prüfungsordnung C-Kirchenmusiker
            – PO C-Kirchenmusiker)
         

      

      
         Verordnung des Oberkirchenrats vom 18. November 1997 (Abl. 57 S. 367)1, geändert durch Verordnung vom 22. Oktober 2002 (Abl. 60 S. 177), vom 1. Juli 2014 (Abl. 66 S. 139), vom 13. September 2016 (Abl. 67 S. 237) und vom 29. September 2020 (Abl. 69 S. 268)2

      

      
                     § 1
Zweck der Prüfung
                     

                  

                  Die kirchenmusikalische C-Prüfung dient der Feststellung, ob die zu Prüfenden die Befähigung zum nebenberuflichen kirchenmusikalischen
                     Dienst in einer Kirchengemeinde erworben haben.
                  

               

               
                     § 2
Ort und Zeit der Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Prüfungsort ist in der Regel der Ort, an dem der Unterricht überwiegend stattgefunden hat.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Prüfungstermin wird in Rücksprache mit dem zuständigen Bezirkskantor/der zuständigen Bezirkskantorin vom Amt für Kirchenmusik
                     festgelegt.
                  

               

               
                     § 3
Einteilung der Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Prüfung besteht aus einem schriftlichen und einem praktischmündlichen Teil.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die schriftliche Prüfung umfaßt die Klausurarbeit
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 im Fach Gehörbildung

                              
                              	
                                 45 Min.

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die praktisch-mündliche Prüfung erstreckt sich auf die Fächer
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Gemeinsame Fächer aller Fachrichtungen

                              
                              	
                           

                           
                              	
                                 1. Hymnologie

                              
                              	
                                 10 Min.

                              
                           

                           
                              	
                                 2. Liturgik

                              
                              	
                                 10 Min.

                              
                           

                           
                              	
                                 3. Theologische Information

                              
                              	
                                 10 Min.

                              
                           

                           
                              	
                                 4. Kirchenmusikgeschichte und fachgebundene Literaturkunde

                              
                              	
                                 10 Min.

                              
                           

                           
                              	
                                 5. Gemeindesingen

                              
                              	
                                 10 Min.

                              
                           

                           
                              	
                                 6. Gehörbildung

                              
                              	
                                 10 Min.

                              
                           

                           
                              	
                                 7. Musiktheorie

                              
                              	
                                 10 Min.

                              
                           

                           
                              	
                                 8. Instrumentalspiel/Sologesang – freiwillig

                              
                              	
                                 max. 10 Min.

                              
                           

                           
                              	
                                 Fachrichtung Orgel

                              
                              	
                           

                           
                              	
                                 9. Orgelliteraturspiel

                              
                              	
                                 20 Min.

                              
                           

                           
                              	
                                 10. Liturgisches Orgelspiel

                              
                              	
                                 10 Min.

                              
                           

                           
                              	
                                 11. Orgelbaukunde

                              
                              	
                                 10 Min.

                              
                           

                           
                              	
                                 Fachrichtung, Chorleitung

                              
                              	
                           

                           
                              	
                                 12. Chorleitung (mit Stimmbildung und chorprakt. Instrumentalspiel)

                              
                              	
                                 30 Min.

                              
                           

                           
                              	
                                 13. Sologesang

                              
                              	
                                 10 Min.

                              
                           

                           
                              	
                                 14. Vortrag von Sprechtexten

                              
                              	
                                 5 Min.

                              
                           

                           
                              	
                                 Fachrichtung Chorleitung (Pop)

                              
                              	
                           

                           
                              	
                                 15. Chorleitung/Pop (mit Stimmbildung und chorprakt. Instr.spiel)

                              
                              	
                                 30 Min.

                              
                           

                           
                              	
                                 16. Sologesang

                              
                              	
                                 10 Min.

                              
                           

                           
                              	
                                 17. Vortrag von Sprechtexten

                              
                              	
                                 5 Min.

                              
                           

                           
                              	
                                 18. Instrumentenkunde/Tontechnik/Stilkunde/Arrangement

                              
                              	
                                 15 Min.

                              
                           

                           
                              	
                                 Fachrichtung Kinderchorleitung

                              
                              	
                           

                           
                              	
                                 19. Kinderchorleitung (mit Stimmbildung und chorprakt. Instr.spiel)

                              
                              	
                                 30 Min.

                              
                           

                           
                              	
                                 20. Sologesang

                              
                              	
                                 10 Min.

                              
                           

                           
                              	
                                 21. Vortrag von Sprechtexten

                              
                              	
                                 5 Min.

                              
                           

                           
                              	
                                 Fachrichtung Bläserchorleitung

                              
                              	
                           

                           
                              	
                                 22. Bläserchorleitung (mit chorischem Einblasen und Darstellung des Bläsersatzes)

                              
                              	
                                 30 Min.

                              
                           

                           
                              	
                                 23. Instrumentalspiel

                              
                              	
                                 10 Min.

                              
                           

                           
                              	
                                 24. Instrumentenkunde

                              
                              	
                                 10 Min.

                              
                           

                           
                              	
                                 Fachrichtung Keyboard (Pop)

                              
                              	
                           

                           
                              	
                                 25. Hauptfach Keyboard – Literaturspiel

                              
                              	
                                 10 Min.

                              
                           

                           
                              	
                                 26. Hauptfach Keyboard – Liedbegleitung

                              
                              	
                                 10 Min.

                              
                           

                           
                              	
                                 27. Nebenfach Ensembleleitung (Pop)

                              
                              	
                                 15 Min.

                              
                           

                           
                              	
                                 28. Instrumentenkunde/Tontechnik/Stilkunde/Arrangement

                              
                              	
                                 15 Min.

                              
                           

                           
                              	
                                 Fachrichtung Gitarre (Pop)

                              
                              	
                           

                           
                              	
                                 29. Hauptfach Gitarre – Literaturspiel (Solo-Fingerstyle)

                              
                              	
                                 10 Min.

                              
                           

                           
                              	
                                 30. Hauptfache Gitarre – Liedbegleitung

                              
                              	
                                 10 Min.

                              
                           

                           
                              	
                                 31. Nebenfach Ensembleleitung (Pop)

                              
                              	
                                 15 Min.

                              
                           

                           
                              	
                                 32. Instrumentenkunde/Tontechnik/Stilkunde/Arrangement

                              
                              	
                                 15 Min.

                              
                           

                           
                              	
                                 Fachrichtung Ensembleleitung (Pop)

                              
                              	
                           

                           
                              	
                                 33. Hauptfach Ensembleleitung

                              
                              	
                                 30 Min.

                              
                           

                           
                              	
                                 34. Nebenfach Instrumentalspiel (Keyboard oder Gitarre)

                              
                              	
                                 15 Min.

                              
                           

                           
                              	
                                 35. Instrumentenkunde/Tontechnik/Stilkunde/Arrangement

                              
                              	
                                 15 Min.

                              
                           

                           
                              	
                                 36. Sologesang

                              
                              	
                                 10 Min.

                              
                           

                           
                              	
                                 37. Vortrag von Sprechtexten

                              
                              	
                                 5 Min.

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die angegebenen Prüfungszeiten können aus besonderen Gründen um höchstens 10 Min. verlängert werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Prüfung kann in einer oder mehreren Fachrichtungen abgelegt werden. Wer die C-Prüfung in einer oder mehreren Fachrichtungen
                     bestanden hat, kann zu einem späteren Zeitpunkt Ergänzungsprüfungen in einer oder mehreren zusätzlichen Fachrichtungen ablegen.
                     Dabei werden dann nur noch die besonderen Inhalte der jeweiligen neuen Fachrichtungen geprüft.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die erstmalige Prüfung wird in der Regel im Zusammenhang abgelegt. In Ausnahmefällen darf der/die zu Prüfende mit Genehmigung
                     des Amtes für Kirchenmusik die Prüfung in zwei Teilen ablegen. Der zweite Teil muß jedoch spätestens 6 Monate nach dem ersten
                     Teil der Prüfung abgelegt werden. Ausnahmen bedürfen der Genehmigung des Landeskirchenmusikdirektors oder der Landeskirchenmusikdirektorin.
                  

               

               
                     § 4
Prüfungsausschuß
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die Prüfung wird ein Prüfungsausschuß gebildet. Dieser entscheidet über die abschließende Bewertung der Prüfungsleistung
                     und über das Bestehen der Prüfung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Prüfungsausschuß besteht aus
                     
                        	
                           dem Landeskirchenmusikdirektor/der Landeskirchenmusikdirektorin als Prüfungsvorsitzender/Prüfungsvorsitzende

                        

                        	
                           dem Pfarrer/der Pfarrerin für Hymnologie und Liturgik des Amtes für Kirchenmusik

                        

                        	
                           dem zuständigen Bezirkskantor/der zuständigen Bezirkskantorin bzw. dem Leiter/der Leiterin des Lehrgangs.

                        

                     

                  

               

               
                     § 5
Prüfungskommissionen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die einzelnen Fachprüfungen (§ 3 Abs. 2 und 3) werden Prüfungskommissionen gebildet, die für jedes Fach aus zwei Fachprüfern/Fachprüferinnen bestehen. Mindestens einer/eine
                     davon muß dem Prüfungsausschuß angehören. Der/Die Prüfungsvorsitzende bestellt die Fachprüfer/Fachprüferinnen aus dem Kreis
                     der an der C-Ausbildung beteiligten Lehrkräfte.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Fachprüfer/Fachprüferinnen haben Dritten gegenüber über alle Vorgänge bei der Bewertung Verschwiegenheit zu wahren.
                  

               

               
                     § 6
Prüfungsverlauf
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Landeskirchenmusikdirektor/Die Landeskirchenmusikdirektorin stellt die Aufgaben für die schriftliche Prüfung. Eine der
                     Prüfungskommissionen beaufsichtigt die Anfertigung der schriftlichen Arbeiten. Besondere Vorkommnisse bei der schriftlichen
                     Prüfung sind schriftlich festzuhalten. Die Korrektur und Bewertung findet unmittelbar nach der Prüfung statt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei der praktisch-mündlichen Prüfung prüfen in den einzelnen Fächern die Mitglieder der Prüfungskommission, von denen eines
                     das Protokoll führt. Sie legen unmittelbar nach der Prüfung die Note im betreffenden Fach fest. Können sich die Mitglieder
                     der Prüfungskommission nicht auf eine Bewertungsnote einigen, wird der Durchschnitt der beiden von ihnen erteilten Noten gebildet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Prüfungsvorgang ist in eine Niederschrift aufzunehmen. Diese enthält
                     
                        	
                           die Namen der Fachprüfer/Fachprüferinnen und des/der zu Prüfenden,

                        

                        	
                           Prüfungsort und Prüfungsdatum,

                        

                        	
                           die Gegenstände der Einzelprüfungen und die Bewertung,

                        

                        	
                           die Unterschrift der Fachprüfer/Fachprüferinnen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der/Die Prüfungsvorsitzende kann einer den Prüfungsverlauf nicht behindernden Zahl von Lehrkräften und Prüfungskandidaten/Prüfungskandidatinnen
                     die Anwesenheit bei der Prüfung gestatten, wenn die zu Prüfenden selbst damit einverstanden sind.
                  

               

               
                     § 7
Allgemeine Zulassungsvoraussetzungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Voraussetzung für die Zulassung zur Prüfung sind:
                     
                        	
                           in der Regel die Zugehörigkeit zur evangelischen Kirche und die Vollendung des 16. Lebensjahrs. Im Ausnahmefall kann von diesen Erfordernissen abgesehen werden. Die Entscheidung trifft der Landeskirchenmusikdirektor/die
                              Landeskirchenmusikdirektorin;
                           

                        

                        	
                           eine den geforderten Prüfungsleistungen entsprechende Ausbildung durch
                              
                                 	
                                    Unterricht in einem der Bezirkskantorate und in landeskirchlichen Werken oder Einrichtungen,

                                 

                                 	
                                    Studium an einem anderen Ausbildungsinstitut,

                                 

                                 	
                                    Privatstudium.

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

                  Zu einer solchen Ausbildung gehört in der Regel der Besuch einer für die Fachrichtung(en) einschlägigen Fortbildungsveranstaltung
                     des Verbandes „Evangelische Kirchenmusik in Württemberg“ oder des „Evangelischen Jugendwerks in Württemberg (Posaunenarbeit,
                     musikplus)“, für die Fachrichtung „Chorleitung“ der Besuch einer Fortbildungsveranstaltung „Kinderchorleitung“.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Haben Bewerber oder Bewerberinnen eine andere als die C-Prüfung bereits bestanden, können ihnen auf Antrag einzelne Prüfungsleistungen
                     angerechnet werden, wenn die Anforderungen der anderen Prüfung denen der C-Prüfung entsprochen haben und ein befriedigendes
                     Ergebnis (Note 3,0) erreicht wurde. Der Antrag auf Befreiung ist spätestens mit der Meldung zur Prüfung einzureichen. Die
                     Entscheidung trifft der/die Prüfungsvorsitzende.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Im Falle eines Privatstudiums muß der Bezirkskantor/die Bezirkskantorin oder ein anderer Leiter/eine andere Leiterin eines
                     Lehrgangs oder eines Fachkurses nach den Richtlinien der kirchenmusikalischen C-Ausbildung die Zulassung befürworten. Hierzu
                     führt der oder die Betreffende eine Eignungsprüfung durch.
                  

               

               
                     § 8
Prüfungsgebühr
                     

                  

                  Für die Prüfung wird eine einmalige Prüfungsgebühr erhoben. Diese wird vom Amt für Kirchenmusik festgesetzt.

               

               
                     § 9
Meldung zur Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Anmeldung zur C-Prüfung ist mit den entsprechenden Formblättern über das zuständige Bezirkskantorat an das Amt für Kirchenmusik
                     einzureichen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Anmeldung sind die Nachweise über das Vorliegen der Zulassungsvoraussetzungen nach § 7 beizufügen. Dies sind:
                     
                        	
                           ein Altersnachweis;

                        

                        	
                           ein Nachweis über die Zugehörigkeit zur Evang. Kirche;

                        

                        	
                           eine Bescheinigung des zuständigen Bezirkskantors/der zuständigen Bezirkskantorin über die abgeschlossene C-Ausbildung oder
                              ein Studiumsnachweis eines anderen Ausbilungsinstituts oder ein Nachweis der Privatstudien;
                           

                        

                        	
                           eine Liste der erarbeiteten Orgel-, Chor-, Ensemble-, Keyboard- und Gitarrenwerke;

                        

                        	
                           im Fall eines Antrags auf Anerkennung anderer Prüfungsleistungen das Prüfungszeugnis;

                        

                        	
                           im Falle eines Privatstudiums sind der Anmeldung ein Lebenslauf mit Angaben über Schul- und Fachausbildung sowie über die
                              kirchenmusikalische Tätigkeit, die Bescheinigung des zuständigen Bezirkskantors/der zuständigen Bezirkskantorin über die Eignungsprüfung
                              nach § 7 Abs. 3 und ein pfarramtliches Zeugnis.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 10
Zulassung zur Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Über die Zulassung zur Prüfung entscheidet der Landeskirchenmusikdirektor/die Landeskirchenmusikdirektorin. Er/Sie benachrichtigt
                     den Bewerber/die Bewerberin schriftlich spätestens sechs Wochen vor Beginn der jeweiligen Prüfung unter Angabe des Prüfungsortes
                     und der Prüfungszeit.
                  

                  Wird die Zulassung verweigert, so ist die Entscheidung schriftlich zu begründen. Gegen diese Entscheidung kann der Evang.
                     Oberkirchenrat angerufen werden. Dieser entscheidet endgültig.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Nach Erteilung der Zulassung ist die festgesetzte Prüfungsgebühr unverzüglich beim Amt für Kirchenmusik einzuzahlen.
                  

               

               
                     § 11
Inhalt der Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der schriftliche Teil der Prüfung besteht aus einer Klausur im Fach Gehörbildung:
                     
                        	
                           Einstimmiges Musikdiktat

                        

                        	
                           Zweistimmiges Musikdiktat

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der praktisch-mündliche Teil der Prüfung besteht aus den Fächern:
                  

                  Gemeinsame Fächer aller Fachrichtungen

                  
                     	
                        Hymnologie
                           
                              	
                                 Vertrautheit mit dem Evangelischen Gesangbuch und dem landeskirchlichen

                                 Beiheft

                              

                              	
                                 die wichtigsten Dichter/Dichterinnen und Komponisten/Komponistinnen und ihre Lieder

                              

                           

                        

                     

                     	
                        Liturgik
                           
                              	
                                 die Grundformen des christlichen Gottesdienstes

                              

                              	
                                 die württembergischen Gottesdienstformen und ihre Herkunft

                              

                              	
                                 das Kirchenjahr

                              

                              	
                                 Entwurf einer Gottesdienstordnung mit detaillierten Angaben zur musikalischen Gestaltung

                              

                           

                        

                     

                     	
                        Theologische Information
                           
                              	
                                 Gattungen biblischer Texte

                              

                              	
                                 Inhalt wichtiger biblischer Bücher in Stichworten

                              

                              	
                                 Glaubenslehre – Kirchenkunde im Überblick

                              

                           

                        

                     

                     	
                        Kirchenmusikgeschichte und fachgebundene Literaturkunde

                        
                           
                              	
                                 die wichtigsten Epochen und Namen der Kirchenmusik, Literaturkenntnisse

                              

                           

                        

                     

                     	
                        Gemeindesingen
                           
                              	
                                 Vermittlung und Einübung eines selbst gewählten Liedes oder Kanons aus dem EG oder dem landeskirchlichen Beiheft

                              

                           

                        

                     

                     	
                        Gehörbildung

                        
                           
                              	
                                 Diatonisches Hören/Stufenhören

                              

                              	
                                 Intervalle

                              

                              	
                                 Harmonien

                              

                              	
                                 Vomblattsingen einer einfachen Chorstimme

                              

                           

                        

                     

                     	
                        Musiktheorie

                        
                           
                              	
                                 Beherrschung der Elementartheorie

                              

                              	
                                 Spielen einfacher Kadenzen

                              

                              	
                                 Harmonische Analyse eines Liedsatzes 
Formale Analyse (freiwillig)
                                 

                              

                           

                        

                     

                     	
                        Freiwillig:

                        Ein Instrument, das in der Prüfung nicht gespielt wurde, oder Gesang.

                     

                  

                  Fachrichtung Orgel

                  
                     	9.

                     	
                        Orgelliteraturspiel
                           
                              	
                                 Vortrag einer oder mehrerer in der Ausbildung erarbeiteten Orgelkomposition(-en) aus der Literatur

                              

                              	
                                 Selbständige Einrichtung (technische und musikalische Erarbeitung und Registrierung) eines leichteren Orgelstücks

                              

                           

                        

                        Frist: 6 Wochen

                     

                  

                  
                     	10.

                     	
                        Liturgisches Orgelspiel
                           
                              	
                                 Intonation und zwei Orgelbegleitsätze unterschiedlicher Struktur nach Vorlage

                              

                              	
                                 improvisierte Intonation oder improvisiertes Choralvorspiel und dazu improvisierte Liedharmonisierung

                              

                              	
                                 eigene Intonation und improvisierte Liedharmonisierung

                              

                           

                        

                        Frist: 2 Wochen

                        ohne Vorbereitungszeit:

                     

                  

                  
                     
                        	

                        	
                           
                              
                                 	
                                    Intonation (auch mit Hilfe der Orgelbegleitsätze)

                                 

                                 	
                                    Orgelbegleitsatz oder Liedharmonisierung

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

                  
                     	11.

                     	
                        Orgelbaukunde
                           
                              	
                                 technischer Aufbau der Orgel

                              

                              	
                                 Register- und Registrierkunde

                              

                              	
                                 Orgelpflege (u. a. Stimmen von Zungenpfeifen)

                              

                           

                        

                     

                  

                  Fachrichtung Chorleitung

                  
                     	12.

                     	
                        Chorleitung
                           
                              	
                                 Probenarbeit an einem selbständig vorbereiteten leichteren vierstimmigen Chorsatz

                              

                              	
                                 Chorische Stimmbildung

                              

                              	
                                 Chorpraktisches Instrumentalspiel (Klavier)

                              

                           

                        

                        Frist: 6 Wochen

                     

                     	13.

                     	
                        Sologesang:

                        
                           
                              	
                                 Vortrag zweier verschiedenartiger Gesangstücke aus verschiedenen Epochen

                              

                              	
                                 Vortrag eines selbst gewählten Liedes und eines liturgischen Gesangs aus dem Evangelischen Gesangbuch
oder dem landeskirchlichen Beiheft
                                 

                              

                           

                        

                     

                     	14.

                     	
                        Sprechen:

                        
                           
                              	
                                 Vortrag eines selbst gewählten Sprech- und eines Liedtextes aus dem EG. 
oder dem landeskirchlichen Beiheft
                                 

                              

                           

                        

                     

                  

                  Fachrichtung Chorleitung (Pop)

                  
                     	15.

                     	
                        Chorleitung
                           
                              	
                                 Probenarbeit an einem selbständig vorbereiteten leichteren vierstimmigen Chorsatz

                              

                              	
                                 Chorische Stimmbildung

                              

                              	
                                 Chorpraktisches Instrumentalspiel (Klavier oder Gitarre)

                              

                           

                        

                        Frist: 6 Wochen

                     

                     	16.

                     	
                        Sologesang

                        
                           
                              	
                                 Vortrag zweier verschiedenartiger Gesangstücke (teilweise unbegleitet) aus verschiedenen Stilrichtungen, davon eines in englischer
                                    Sprache
                                 

                              

                              	
                                 Vortrag eines selbst gewählten Liedes und eines liturgischen Gesangs aus dem Evangelischen Gesangbuch 
oder dem landeskirchlichen Beiheft
                                 

                              

                           

                        

                     

                     	17.

                     	
                        Sprechen:

                        
                           
                              	
                                 Vortrag eines selbst gewählten Sprech- und eines Liedtextes aus dem EG 
oder dem landeskirchlichen Beiheft, 
davon einer in englischer Sprache 
                                 

                              

                           

                        

                     

                     	18.

                     	
                        Instrumentenkunde/Tontechnik/Stilkunde/Arrangement

                        
                           
                              	
                                 Erstellen eines eigenen Arrangements zu einem gegebenen Lied und gegebener Besetzung 

                                 Frist: 2 Wochen

                              

                           

                        

                     

                  

                  Fachrichtung Kinderchorleitung

                  
                     	19.

                     	
                        Kinderchorleitung
                           
                              	
                                 Probenarbeit an einem selbständig vorbereiteten Stück für Kinderchor

                              

                              	
                                 Chorische Stimmbildung

                              

                              	
                                 Kinderchorpraktisches Instrumentalspiel

                              

                           

                        

                        Frist: 6 Wochen

                     

                     	20. 

                     	
                        Sologesang

                        
                           
                              	
                                 Vortrag zweier verschiedenartiger Gesangstücke aus verschiedenen Epochen

                              

                              	
                                 Vortrag eines selbst gewählten Liedes und eines liturgischen Gesangs aus dem Evangelischen Gesangbuch 
oder dem landeskirchlichen Beiheft
                                 

                              

                           

                        

                     

                     	21.

                     	
                        Sprechen:

                        
                           
                              	
                                 Vortrag eines selbst gewählten Sprech- und eines Liedtextes aus dem EG 
oder dem landeskirchlichen Beiheft
                                 

                              

                           

                        

                     

                  

                  Fachrichtung Bläserchorleitung

                  
                     	22.

                     	
                        Bläserchorleitung
                           
                              	
                                 Probenarbeit an einem selbständig vorbereiteten Bläsersatz

                              

                              	
                                 Chorisches Einblasen

                              

                              	
                                 Darstellung des Bläsersatzes auf dem Klavier 

                                 oder aller Stimmen auf dem eigenen Instrument

                              

                           

                        

                        Frist: 6 Wochen

                     

                  

                  
                     	23. 

                     	
                        Instrumentalspiel
                           
                              	
                                 Vortrag eines mittelschweren Werks für ein Blechblasinstrument eigener Wahl (max. 10 Minuten)

                              

                              	
                                 Vortrag einer gegebenen mittelschweren Bläserstimme auf einem Blechblasinstrument eigener Wahl

                              

                           

                        

                        Frist: 2 Wochen

                     

                  

                  
                     
                        	

                        	
                           
                              
                                 	
                                    Vom-Blatt-Spiel einer Stimme aus dem Posaunenchoralbuch

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

                  
                     	24.

                     	
                        Instrumentenkunde
                           
                              	
                                 Geschichte, Bau und Charakteristika der Blechblasinstrumente

                              

                              	
                                 Instrumentenpflege

                              

                           

                        

                     

                  

                  Fachrichtung Keyboard (Pop)

                  
                     	25.

                     	
                        Hauptfach Keyboard – Literaturspiel

                        
                           
                              	
                                 Vortrag eines oder mehrerer in der Ausbildung erarbeiteter Literaturstücke

                              

                              	
                                 Selbständige Erarbeitung eines vorgegebenen Literaturstückes

                              

                           

                        

                     

                  

                  
                     	26.

                     	
                        Hauptfach Keyboard – Liedbegleitung

                        
                           
                              	
                                 Liedbegleitung mit langem Intro und zwei Begleitsätzen unterschiedlicher Struktur (Zwischenspiel ad lib.)

                              

                              	
                                 Liedbegleitung mit kurzem Intro und Begleitsatz (Vorlage mit Harmoniesymbolen)

                              

                              	
                                 Liedbegleitung mit kurzem Intro und Begleitsatz (Vorlage ohne Harmoniesymbole)

                              

                           

                        

                        Frist: 2 Wochen

                     

                     	

                     	
                        

                        ohne Vorbereitungszeit:

                        
                           
                              	
                                 Liedbegleitung mit kurzem Intro und Begleitsatz

                              

                           

                        

                     

                  

                  
                     	27.

                     	
                        Nebenfach Ensembleleitung (Pop)

                        
                           
                              	
                                 Probenarbeit mit einer Band an einem vorgegebenen Stück

                              

                           

                        

                        Frist: 2 Wochen

                     

                     	28.

                     	
                        Instrumentenkunde/Tontechnik/Stilkunde/Arrangement

                        
                           
                              	
                                 Erstellen eines Arrangements zu einem vorgegebenen Lied bestimmter Besetzung

                              

                           

                        

                        Frist: 2 Wochen

                     

                  

                  Fachrichtung Gitarre (Pop)

                  
                     	29.

                     	
                        Hauptfach Gitarre – Literaturspiel (Solo-Fingerstyle)

                        
                           
                              	
                                 Vortrag eines oder mehrerer in der Ausbildung erarbeiteter Literaturstücke

                              

                              	
                                 Selbständige Erarbeitung eines vorgegebenen Literaturstückes

                              

                           

                        

                        Frist: 6 Wochen

                     

                  

                  
                     	30.

                     	
                        Hauptfach Gitarre – Liedbegleitung

                        
                           
                              	
                                 Liedbegleitung mit langem Intro und zwei Begleitmustern unterschiedlicher Struktur (Zwischenspiel ad lib.)

                              

                              	
                                 Liedbegleitung mit kurzem Intro und Begleitmuster (Vorlage mit Harmoniesymbolen) 

                              

                              	
                                 Liedbegleitung mit kurzem Intro und Begleitmuster (Vorlage ohne Harmoniesymbole)

                              

                           

                        

                        Frist: 2 Wochen

                        ohne Vorbereitungszeit

                     

                     	

                     	
                        
                           
                              	
                                 Liedbegleitung mit kurzem Intro und Begleitmuster

                              

                           

                        

                     

                  

                  
                     	31.

                     	
                        Nebenfach Ensembleleitung (Pop)

                        
                           
                              	
                                 Probenarbeit mit einer Band an einem vorgegebenen Stück

                              

                           

                        

                        Frist: 2 Wochen

                     

                     	32.

                     	
                        Instrumentenkunde/Tontechnik/Stilkunde/Arrangement

                        
                           
                              	
                                 Erstellen eines Arrangements zu einem vorgegebenen Lied bestimmter Besetzung

                              

                           

                        

                        Frist: 2 Wochen

                     

                  

                  Fachrichtung Ensembleleitung (Pop)

                  
                     
                        	33.

                        	
                           Hauptfach Ensembleleitung (Pop)

                           
                              
                                 	
                                    Probenarbeit mit einer Band an einem vorgegebenen Arrangement

                                 

                              

                           

                           Frist: 6 Wochen

                        

                        	34.

                        	
                           Nebenfach Keyboard oder Gitarre (Solo-Fingerstyle)

                           
                              
                                 	
                                     Vortrag einer in der Ausbildung erarbeiteten Komposition

                                 

                                 	
                                     Liedbegleitung mit Intro und zwei Begleitsätzen unterschiedlicher Struktur (Zwischenspiel ad lib.)

                                 

                                 	
                                     Liedbegleitung mit kurzem Intro und Begleitsatz (Vorlage ohne Harmoniesymbole)

                                 

                              

                           

                           Frist: 2 Wochen

                           ohne Vorbereitungszeit:

                           
                              
                                 	
                                    Liedbegleitung mit kurzem Intro und Begleitsatz

                                 

                              

                           

                        

                        	35.

                        	
                           Instrumentenkunde/Tontechnik/Stilkunde/Arrangement

                           
                              
                                 	
                                    Erstellen zweier Arrangements, die sich in Techniken, Notation und Besetzung unterscheiden

                                 

                              

                           

                           Frist: 2 Wochen

                        

                        	36.

                        	
                           Sologesang

                           
                              
                                 	
                                     Vortrag zweier verschiedenartiger Gesangstücke (teilweise unbegleitet) aus verschiedenen Stilrichtungen, davon eines in englischer
                                       Sprache
                                    

                                 

                                 	
                                     Vortrag eines selbst gewählten Liedes und eines liturgischen Gesangs aus dem Evangelischen Gesangbuch oder dem landeskirchlichen
                                       Beiheft
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	36.

                        	
                           Vortrag von Sprechtexten

                           
                              
                                 	
                                     Vortrag eines selbst gewählten Sprech- und eines Liedtextes aus dem Evangelischen Gesangbuch oder dem landeskirchlichen Beiheft,
                                       davon einer in englischer Sprache
                                    

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 12
Ergebnis der Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Prüfungsleistungen werden mit folgenden Noten bewertet:
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 sehr gut

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 1

                              
                           

                           
                              	
                                 gut

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 2

                              
                           

                           
                              	
                                 befriedigend

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 3

                              
                           

                           
                              	
                                 ausreichend

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 4

                              
                           

                           
                              	
                                 mangelhaft

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 5

                              
                           

                           
                              	
                                 ungenügend

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 6

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zwischennoten (halbe Noten) sind zulässig.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei der Berechnung der Note in Gehörbildung wird die schriftliche, die mündliche und die Note im Vomblattsingen je einfach
                     gewertet.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Bei der Berechnung der Gesamtnote werden die in § 3 Abs. 3 genannten Fächer wie folgt gewertet:
                  

                  Gruppe 1 (dreifach):

                  Orgelliteraturspiel, Liturgisches Orgelspiel, Chorleitung, Hauptfach Keyboard (Literaturspiel und Liedbegleitung), Hauptfach
                     Gitarre (Literaturspiel und Liedbegleitung), Hauptfach Ensembleleitung (Pop)
                  

                  Gruppe 2 (zweifach):

                  Gehörbildung

                  Gruppe 3 (einfach):

                  Hymnologie, Liturgik, Theologische Grundlagen, Kirchenmusikgeschichte, Gemeindesingen, Sologesang, Sprechen, Musiktheorie,
                     Orgelbaukunde, Instrumentalspiel (Fachrichtung Bläserchorleitung), Instrumentenkunde/Tontechnik/Stilkunde/Arrangement, Nebenfach
                     Keyboard, Nebenfach Gitarre, Nebenfach Ensembleleitung (Pop), Instrumentalspiel/Gesang (freiwillig)
                  

                  Die Note des freiwilligen Instrumentalspiels oder des Gesangs wird nur gewertet, wenn das Ergebnis über dem Durchschnitt der
                     anderen Fächer liegt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Der Prüfungsausschuß legt die Gesamtnote fest. Diese ergibt sich aus dem Durchschnitt der gemäß Absatz 4 gewerteten Einzelnoten.
                     Von diesem Durchschnitt kann der Prüfungsausschuß aufgrund einer Würdigung der Gesamtleistung um bis zu 0,5 einer Note abweichen.
                     Ausgehend vom so erreichten Durchschnitt werden die Noten wie folgt erteilt:
                  

                  Bei einem Durchschnitt von:
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 1,00 bis 1,25:

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 sehr gut

                              
                           

                           
                              	
                                 über 1,25 bis 1,75:

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 sehr gut bis gut

                              
                           

                           
                              	
                                 über 1,75 bis 2,25:

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 gut

                              
                           

                           
                              	
                                 über 2,25 bis 2,75:

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 gut bis befriedigend

                              
                           

                           
                              	
                                 über 2,75 bis 3,25:

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 befriedigend

                              
                           

                           
                              	
                                 über 3,25 bis 3,75:

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 befriedigend – ausreichend

                              
                           

                           
                              	
                                 über 3,75 bis 4,00:

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 ausreichend

                              
                           

                           
                              	
                                 über 4,00 bis 6,00:

                              
                              	
                                 =

                              
                              	
                                 nicht ausreichend

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Um die Prüfung insgesamt zu bestehen, muß als Gesamtnote mindestens „ausreichend“ (4,0) erzielt werden.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Die Prüfung ist außerdem nicht bestanden, wenn
                     
                        	
                           in 3fach bewerteten Fächern nach Abs. 4 nicht die Note „ausreichend“ erreicht ist,

                        

                        	
                           die Leistung in mehr als einem anderen Fach nur mit der Note „mangelhaft“ bewertet ist,

                        

                        	
                           die Leistung in einem anderen Fach mit der Note „ungenügend“ bewertet ist.

                        

                     

                  

                  In diesen Fällen können innerhalb eines Jahres die entsprechenden Einzelprüfungen einmal wiederholt werden.

                  
                        (
                        8
                        )
                        Nach Abschluß der Beratung über das Ergebnis der Prüfung gibt der/die Prüfungsvorsitzende den Geprüften das Prüfungsergebnis
                     bekannt.
                  

               

               
                     § 13
Wiederholung der Prüfung
                     

                  

                  Eine insgesamt nicht bestandene Prüfung kann ein Mal wiederholt werden, wobei Ergebnisse der ersten nicht bestandenen Prüfung
                     in Fächern, die mindestens mit „befriedigend“ benotet wurden, angerechnet werden.
                  

               

               
                     § 14
Rücktritt von der Prüfung, Unterbrechung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Erklärt der/die zu  Prüfende vor Beginn der Prüfung dem Amt für Kirchenmusik schriftlich seinen/ihren Rücktritt von der Prüfung,
                     so gilt sie als nicht abgelegt. In diesem Fall wird die eingezahlte Prüfungsgebühr erstattet.
                  

                  Dasselbe gilt, wenn der/die zu Prüfende wegen Krankheit oder aus anderen Gründen, die er/sie nicht zu vertreten hat, von der
                     Prüfung zurücktritt. Als Nachweis einer Erkrankung kann eine ärztliche Bescheinigung verlangt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Eine Unterbrechung der Prüfung kann der Prüfungsausschuß in begründeten Fällen zulassen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Falls der/die zu Prüfende ohne ausreichende Begründung von der Prüfung zurücktritt, gilt die Prüfung als abgelegt und nicht
                     bestanden.
                  

                  Versäumt der/die zu Prüfende ohne ausreichende Begründung eine Teilprüfung, so wird diese mit „ungenügend“ bewertet.

               

               
                     § 15
Prüfungszeugnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der/Die Geprüfte erhält über die bestandene Prüfung ein Zeugnis, aus dem die Gesamtnote und die Einzelergebnisse zu ersehen
                     sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Besondere Leistungen können im Zeugnis hervorgehoben werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Zeugnis wird von dem/der Prüfungsvorsitzenden unterzeichnet und mit Siegel versehen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Hat der/die zu Prüfende die Prüfung nicht abgeschlossen oder nicht bestanden, so wird ihm/ihr auf Wunsch eine Bescheinigung
                     über die abgelegten Prüfungsteile und ihre Bewertung erteilt.
                  

               

               
                     § 16
Inkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Diese Prüfungsordnung tritt am 1. Dezember 1997 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Prüfungskandidaten/-kandidatinnen, die vor dem 1. Dezember 2002 ihre C-Ausbildung begonnen haben, können wählen, ob sie nach
                     den bisherigen Regelungen oder dieser Prüfungsordnung die Prüfung ablegen wollen.3

               

            

         

      

      

      1
            Hinweis:
Die nach dieser Ordnung abgelegten und bestandenen Prüfungen werden von allen Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland
               anerkannt. Die Prüfungsleistungen (vgl. § 11) stimmen mit den Anforderungen überein, welche die Rahmenordnung vom 20. April
               2010 der „Konferenz der Leiter der kirchlichen und der staatlichen Ausbildungsstätten für Kirchenmusik und der Landeskirchenmusikdirektoren
               in der Evangelischen Kirche in Deutschland“ empfiehlt.
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Vgl. hierzu Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung des Oberkirchenrats zur Änderung der Ordnung der kirchenmusikalischen
               C-Prüfung in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg vom 29. September 2020 (Abl. 69 S. 268): „Diese Verordnung ist erstmals anzuwenden auf Personen, die ihre C-Ausbildung nach dem 1. Januar 2021 beginnen.“
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Vgl. hierzu Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung des Oberkirchenrats zur Änderung der Prüfungsordnung C-Kirchenmusiker
               vom 1. Juli 2014 (Abl. 66 S. 139): „Prüfungskandidatinnen und Prüfungskandidaten, die vor dem 1. Januar 2015 ihre C-Ausbildung begonnen haben, können wählen,
               ob sie nach den bisherigen Regelungen oder nach den Regelungen dieser Prüfungsordnung die Prüfung ablegen wollen.“ 
            

         

      

   
      

      
         809. Richtlinien für die kirchenmusikalische Ausbildung in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg mit dem Abschluss
            eines „Befähigungsnachweises“ (D-Prüfung) für die Fachrichtungen Orgel, Keyboard, Gitarre, Chorleitung, Chorleitung (Pop),
            Kinderchorleitung, Bläserchorleitung, Ensembleleitung (Pop)
         

      

      
         Vom 12. April 2005

      

      
         (Abl. 61 S. 335), geändert durch Erlass des Oberkirchenrats vom 29. September 2020 (Abl. 69 S. 272)1

      

      Aufgrund § 3 der Ordnung des kirchenmusikalischen Dienstes in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg vom 10. November
            1987 (Abl. 53 S. 33) und der hierzu ergangenen Ausführungsbestimmungen2 erlässt der Oberkirchenrat im Einvernehmen mit dem Amt für Kirchenmusik die folgenden Richtlinien:
            
               	
                  Die Evangelische Landeskirche in Württemberg bietet neben der C-Ausbildung und C-Prüfung eine Ausbildung und Prüfung für Instrumentalisten,
                     Chorleiterinnen und Chorleiter sowie Ensembleleiterinnen und Ensembleleiter an, die mit einem Befähigungsnachweis (D-Prüfung)
                     abschließt.
                  

               

               	
                  Durchführende sind die Bezirkskantorinnen und Bezirkskantoren sowie andere vom Landeskirchenmusikdirektor oder von der Landeskirchenmusikdirektorin
                     beauftragte Lehrkräfte.
                  

               

               	
                  Die Ausbildung dauert in der Regel ein bis zwei Jahre und kann im Rahmen eines C-Kurses stattfinden.

               

               	
                  Zu den Ausbildungsinhalten aller Fachrichtungen gehören Grundlagen in Musiktheorie, Hymnologie, Liturgik, Kirchenmusikgeschichte
                     und theologische Information.
                  

               

               	
                  Zu den Ausbildungsinhalten der Fachrichtungen Orgel, Keyboard und Gitarre gehören außerdem: Literaturspiel* und Improvisation*,
                     Literaturkunde und Gehörbildung. (*Für den Unterricht in Keyboard und Gitarre werden geeignete Lehrkräfte vermittelt.)
                  

               

               	
                  Zu den Ausbildungsinhalten der Fachrichtungen Chorleitung, Chorleitung (Pop), Kinderchorleitung und Bläserchorleitung gehören
                     außerdem: Chorische Stimmbildung (in der Fachrichtung „Bläserchorleitung“: Chorisches Einblasen), Schlagtechnik, Probenmethodik,
                     Literaturkunde und Gehörbildung.
                  

               

               	
                  Zu den Ausbildungsinhalten der Fachrichtung Ensembleleitung (Pop) gehören außerdem: Umgang und Musizieren mit unterschiedlichsten
                     popular-musikalischen Ensembleformationen, spezifische Probenmethodik, Instrumentenkunde, Arrangement und Gehörbildung.
                  

               

               	
                  Die Prüfung besteht aus einem Kolloquium (30 Minuten) über die Inhalte der Grundlagenfächer.

                  Teilnehmer am Kolloquium sind der Kandidat oder die Kandidatin und in der Regel der Bezirkskantor oder die Bezirkskantorin
                     sowie der Dekan oder die Dekanin bzw. der Pfarrer oder die Pfarrerin für Kirchenmusik. Andere Teilnehmer oder Teilnehmerinnen
                     am Kolloquium können vom Landeskirchenmusikdirektor oder von der Landeskirchenmusikdirektorin beauftragt werden.
                  

               

               	
                  In den Fachrichtungen Orgel, Keyboard und Gitarre besteht die Prüfung außerdem in einem Probespiel, das folgende Teile umfasst:
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                              	
                                 Freies Instrumentalvorspiel

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Die Begleitung von 4 Gemeindeliedern mit Intonationen (Intros)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Die Begleitung der liturgischen Teile des Gottesdienstes

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 Choralspiel oder freies Instrumentalspiel (als Nachspiel)

                              
                           

                        
                     

                  

                  Das Probespiel soll darüber Auskunft geben, ob die Fähigkeiten zum gottesdienstlichen Instrumentalspiel in ausreichendem Maß
                     vorhanden sind.
                  

               

               	
                  In den Fachrichtungen Chorleitung, Chorleitung (Pop), Kinderchorleitung und Bläserchorleitung besteht die Prüfung außerdem
                     aus einer Chorprobe (30 Minuten) einschließlich Chorischer Stimmbildung (bzw. Chorischem Einblasen).
                  

               

               	
                  In der Fachrichtung Ensembleleitung (Pop) besteht die Prüfung außerdem aus einer Bandprobe (30 Minuten) oder einer Anspielprobe
                     und der musikalischen Aus- und Mitgestaltung eines Gottesdienstes mit einer Band oder einem Musikteam.
                  

               

               	
                  Über das bestandene Kolloquium wird ein Zeugnis ausgestellt, das vom Bezirkskantor oder von der Bezirkskantorin und dem Dekan
                     oder der Dekanin bzw. dem Pfarrer oder der Pfarrerin für Kirchenmusik bzw. von den vom Landeskirchenmusikdirektor oder von
                     der Landeskirchenmusikdirektorin beauftragten Personen unterzeichnet und vom Landeskirchenmusikdirektor oder von der Landeskirchenmusikdirektorin
                     gegengezeichnet wird. Die Fähigkeiten des Instrumentalisten oder der Instrumentalistin, des Chorleiters oder der Chorleiterin
                     oder des Ensembleleiters oder der Ensembleleiterin sollen in diesem Zeugnis beschrieben werden. Auf Noten wird verzichtet.
                  

               

               	
                  Dieses Zeugnis gilt als Befähigungsnachweis für Instrumentalspiel bzw. Chorleitung oder Ensembleleitung der entsprechenden
                     Fachrichtung.
                  

               

               	
                  Als Befähigungsnachweise gelten auch die D-Prüfungen anderer Landeskirchen in der EKD für die entsprechenden Fachrichtungen.

               

               	
                  Der Landeskirchenmusikdirektor oder die Landeskirchenmusikdirektorin kann auch andere Prüfungen als Befähigungsnachweis anerkennen.

               

               	
                  Diese Regelung tritt mit Wirkung vom 1. Juni 2005 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Bekanntmachung des Oberkirchenrats vom
                     2. Dezember 1992 (Abl. 55 S. 360) außer Kraft.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Vgl. Artikel 2 Absatz 1 des Erlasses des Oberkirchenrats zur Änderung der Richtlinien für die kirchenmusikalische
               Ausbildung in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg mit dem Abschluss eines „Befähigungsnachweises“ für die Fachrichtungen
               Orgel, Keyboard, Gitarre, Chorleitung, Chorleitung (Pop), Kinderchorleitung, Bläserchorleitung vom 29. September 2020 (Abl. 69 S. 272): „Dieser Erlass ist erstmals anzuwenden auf Personen, die ihre Ausbildung nach dem 1. Januar 2021 beginnen.“
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 800 u. 801 dieser Sammlung. 
            

         

      

   
      

      
         810. Pauschalvertrag 
über die Aufführung von Musikwerken  in Gottesdiensten und kirchlichen Feiern
         

      

      
         Vom 20. Januar / 17. Februar 2025

      

      
         (Abl. 71 Nr. 173)
         

      

      
                  Pauschalvertrag

               

               ____________________

               Zwischen

               ____________________

               der GEMA, Gesellschaft für musikalische Aufführungs- und mechanische Vervielfältigungsrechte,

               vertreten durch ihren Vorstand, Dr. Tobias Holzmüller (Vorstandsvorsitzender), Georg Oeller, Lorenzo Colombini und Ralph Kink, Keithstr. 7, 10787 Berlin, Rosenheimer Straße 11, 81667 München,

               

               - im nachstehenden Text kurz „GEMA“ genannt -

               ____________________

               und

               ____________________

               der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD), 

               vertreten durch den Präsidenten des Kirchenamtes der EKD, Dr. Hans Ulrich Anke, Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover,

               

               - im nachstehenden Text kurz „EKD“ genannt -

               ____________________

               wird folgender Pauschalvertrag geschlossen:

               


               ____________________

               Präambel

               
                     (
                     1
                     )
                      Die Vertragsparteien haben streitig die angemessene Vergütungshöhe für die öffentliche Wiedergabe von geschützten Musikwerken
                  im Rahmen von evangelischen Gottesdiensten und gottesdienstähnlichen Veranstaltungen diskutiert.
               

               
                     (
                     2
                     )
                      Die GEMA vertritt die Ansicht, dass die Vergütungshöhe u.a. vor dem Hintergrund einer im Jahr 2022 von der GEMA beauftragten
                  und durchgeführten empirischen Untersuchung und aufgrund der nicht umfassenden und zu klärenden Berücksichtigung des Gemeindegesangs
                  sich als unangemessen niedrig im Hinblick auf die Nutzung von Musik in evangelischen Gottesdiensten und gottesdienstähnlichen Veranstaltungen darstellt.
               

               
                     (
                     3
                     )
                      Die EKD widerspricht dieser Position ausdrücklich. Sie vertritt die Auffassung, dass die Daten der Studie für eine Bewertung
                  der vergütungspflichtigen Anteile keine valide Grundlage bieten. Eine abschließende Prüfung der Auswertung ist der EKD mangels
                  vorliegender Rohdaten nicht möglich. Nach Auffassung der EKD ließen sich die der GEMA zum Zwecke der Verteilung der Einnahmen
                  aus dem Pauschalvertrag an Rechteinhaber/innen übermittelten Daten aus der regelmäßigen Repräsentativerhebung dazu nutzen,
                  über eine angemessene Vergütung zu verhandeln. Dies wiederum lehnt die GEMA ab. Die Vertragsparteien sind sich über die Angemessenheit
                  der bisherigen Pauschalvergütung nicht einig. Die EKD vertritt die Auffassung, dass die bisherige Pauschalvergütung eine angemessene
                  Zahlung darstellt. Die EKD nimmt zur Kenntnis, dass die GEMA einen neuen Tarif für Musik in Gottesdiensten zu veröffentlicht
                  hat.
               

               
                     1. Vertragsdauer

                  

                  Der Vertrag wird für die Zeit vom 01.01.2025 bis zum 31.12.2026 geschlossen und endet ohne gesonderte Kündigung zum 31.12.2026.

                  Die Parteien werden rechtzeitig den Abschluss einer Folgevereinbarung verhandeln.

               

               
                     2. Berechtigte des Vertrages

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Dieser Pauschalvertrag wird mit der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) und für
                  

                  
                     
                        	
                           die Gliedkirchen der EKD, ihren Untergliederungen und den Kirchengemeinden, sowie deren Institutionen, Einrichtungen und Vereinigungen
                              und
                           

                        

                        	
                           den Mitgliedern der Zentralstelle für Evangelische Kirchenmusik angeschlossenen Organisationen, nämlich dem Verband evangelischer Kirchenmusiker Deutschlands, dem Verband evangelischer Kirchenchöre Deutschlands und dem
                              Posaunenwerk der Evangelischen Kirche in Deutschland
                           

                        

                     

                  

                  abgeschlossen.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Eine ausführliche Auflistung (Namen und Adressen) der Berichtigten ist seitens der EKD nicht möglich.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Bei Unklarheiten oder Unstimmigkeiten über den Berechtigtenkreis soll sich die jeweilige operative Geschäftsstelle der GEMA an die EKD zur Klärung wenden.
                  

               

               
                     3. Pauschal abgegoltene Musikaufführungen

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die GEMA gestattet den Berechtigten des Vertrag gemäß Ziffer 2. nach Maßgabe der Bestimmungen dieses Vertrages die öffentliche Wiedergabe geschützter Musikwerke, die zum Repertoire der GEMA gehören, im Rahmen von evangelischen
                     Gottesdiensten und kirchlichen Feiern gemäß § 15 Abs. 2, 19 Abs.2, 52 Abs. 2 UrhG.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Rechte für die zeitgleiche oder zeitversetzte öffentliche Zugänglichmachung von Gottesdiensten und gottesdienstähnlichen
                     Veranstaltungen via Internet (Social Media Plattformen, Homepage) sind zusätzlich mit inbegriffen.
                  

               

               
                     4. Pauschale

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die EKD zahlt zur Abgeltung der Vergütungsansprüche nach Ziffer 3. für die öffentliche Wiedergabe einen Pauschalbetrag (Vergütungssumme)
                     für das Jahr 2025 in Höhe von vrsl.: EUR XXX € netto.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Pauschalbetrag 2026 (Vergütungssumme)
                  

                  
                     
                        	
                           Der Pauschalbetrag (Vergütungssumme) für das Jahr 2026 wird mit Wirkung zum 01.01.2026 des Jahres t nach der folgenden Klausel
                              angepasst:
                           

                           


                           Änderung des Verbraucherpreisindex (VPI) für Deutschland des Jahres (t -1) 
gegenüber dem Wert des Jahres (t - 2) in % 
plus Änderung des Arbeitnehmerentgeltes nominal (Bruttolöhne und -gehälter 
einschließlich Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung, je Arbeitnehmer und Monat), Veränderung des Jahres (t - 2) gegenüber dem Jahr (t - 3) in %
                           

                           = Summe; diese geteilt durch zwei

                           = Anpassung.

                        

                        	
                           Die Anpassung wird dabei auf 2% Minimum und 2,5% Maximum gedeckelt.

                        

                        	
                           Die EKD wird rechtzeitig über die Anpassung für das Jahr 2026 informiert.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Vergütungssumme basiert gemäß Anlage 1 auf
                  

                  
                     
                        	
                            den Durchschnittswerten der Anzahl der Gottesdienste und gottesdienstähnlichen Veranstaltungen aus den Jahren 2020 - 2023 für das Jahr 2025 und aus den Jahren 2021- 2024 für das Jahr 2026, wobei die Annahme für die Anzahl der Gottesdienste betreffend das Jahr 2025 mit den zur Verfügung stehenden
                              Zahlen zum Stichtag 1. Juli 2025 der Vergütungssumme und für das Jahr 2026 zum Stichtag 1. Juli 2026 zu Grunde gelegt wird und
                           

                        

                        	
                            den folgenden Annahmen für Durchschnittswerte von 4 Jahren im Rahmen von relevanten Amtshandlungen für die Abgeltung von
                              Musikaufführungen in und bei
                           

                           
                              
                                 	
                                     79% der stattgefundenen Gottesdienste an Sonn- und Feiertagen

                                 

                                 	
                                     20% der stattgefundenen Taufen

                                 

                                 	
                                     75% der stattgefundenen Trauungen

                                 

                                 	
                                     85% der stattgefundenen Beerdigungen

                                 

                              

                           

                        

                        	
                            hochgerechneten Werten aus den ab dem 1. Januar 2025 geltenden, veröffentlichten Tarifbezugsgrößen des von der GEMA aufgestellten,
                              jedoch von der EKD explizit nicht anerkannten Tarifs WR-G in Bezug auf die Anzahl der Gottesdienste, angenommenen Musikminutenanteilen
                              und den Vergütungssatz in Höhe von 80% des Ausgangswerts.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der sich zum spätestens 01.07.2025 final ergebende Wert für die unter (1) vorläufig bezifferte Vergütungssumme für 2025 und
                     der sich zum spätestens 01.07.2026 final ergebende Wert für die unter (1) vorläufig bezifferte Vergütungssumme für 2026 wird
                     mit einer Nachvergütungs- / Rückvergütungsverpflichtung für die jeweilige Partei in Höhe von 20% auf den Anteil versehen,
                     welcher sich aufgrund des Ausgangs im voraussichtlichen Gesamtvertragsverfahren zum Tarif WR-G in Bezug auf den Vergütungssatz pro Gottesdienst ohne Einbeziehung der Musikminutenanteile für Gemeindegesang ergibt. Nach Ablauf von 3 Jahren zum 01.01.2028 (für das Jahr 2025) und zum 01.01.2029 (für das Jahr 2026) entfällt
                     die etwaig zu zahlende Nachvergütungs- / Rückvergütungsverpflichtung.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         In Bezug auf die zusätzlich sich durch die Erhöhung der Musikminuten ergebenden Anteile aufgrund des Gemeindegesangs bei
                     entsprechender Feststellung der Vergütungspflichtigkeit in einem letztinstanzlichen Urteil und die hieraus ggf. neu zu berechnende
                     Vergütung der Pauschalsumme wird für den Zeitraum ab 01.01.2025 eine volle Nachvergütungsverpflichtung aufgenommen. Nach Ablauf
                     von 5 Jahren (zum 01.01.2030 für das Jahr 2025 und zum 01.01.2031 für das Jahr 2026) entfällt diese etwaig zu zahlende Nachvergütungsverpflichtung.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die GEMA bemisst den sich durch die Erhöhung der Musikminuten ergebenden zusätzlichen Anteil für die Pauschalsumme aufgrund
                     des Gemeindegesangs im Falle der Feststellung der Vergütungspflichtigkeit für die Jahre 2025 und 2026 auf ca. XXX EUR pro
                     Jahr.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Zum Erwerb der Nutzungsrechte, die der GVL (Gesellschaft zur Verwertung von Leistungsrechten mbH, Hamburg), der VG Wort (Verwertungsgesellschaft
                     WORT, München) und der Corint Media von Sendeunternehmen und Presseverlegern mbH zustehen, gelten die Bestimmungen dieses
                     Vertrages entsprechend. Die Vergütungen, werden nach den jeweils gültigen Tarifen der jeweiligen Verwertungsgesellschaften
                     berechnet und sind im Pauschalbetrag gemäß Ziffer 4. (1) enthalten.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Der Jahrespauschalbetrag ist in zwei Raten jeweils zum 01.01. und 01.07. eines jedes Jahres und nach Rechnungsstellung durch
                     die GEMA zu entrichten.
                  

               

               
                     5. Stichprobenerhebung

                  

                  Die Parteien beabsichtigen, eine Stichprobenerhebung und / oder empirische Untersuchung zu den in Gottesdiensten aufgeführten
                     Musikwerken und bzgl. der Musiknutzungen in den Gottesdiensten durchzuführen. Bei einer Fortsetzung des Pauschalvertrages
                     wird die nächste Erhebung für das Jahr 2026 verbindlich festgelegt.
                  

                  Die Details hierzu sollen im Laufe des Jahres 2025 miteinander abgestimmt werden.

               

               
                     6. Schriftform und salvatorische Klausel

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Mündliche Nebenabreden sind nicht getroffen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Änderungen, Ergänzungen oder die Aufhebung dieses Pauschalvertrages bedürfen für ihre Rechtswirksamkeit der Textform.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Sollten Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise nicht rechtswirksam oder nicht durchführbar sein oder ihre Rechtswirksamkeit
                     oder Durchführbarkeit später verlieren, so soll hierdurch die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen des Vertrages nicht berührt
                     werden.
                  

                  ____________________

                  Hannover, 20.01.2025

                  München, 17.02.2025

               

            

         

      

      

   
      

      
         811. Pauschalvertrag 
über die Wiedergabe von Musikwerken  bei Kirchenkonzerten und Veranstaltungen  (Vereinbarung PV/1510161200)
         

      

      
         Vom 13.06. / 08.07.2025

      

      
         (Abl. 71 Nr. 174)
         

      

      

      
                  Pauschalvertrag

               

               ____________________

               Zwischen

               ____________________

               der GEMA, Gesellschaft für musikalische Aufführungs- und mechanische Vervielfältigungsrechte, Sitz Berlin, vertreten durch
                  ihren Vorstand, 
Dr. Tobias Holzmüller (Vorstandsvorsitzender), 
Georg Oeller, Lorenzo Colombini und Ralph Kink, 
Keithstr. 7, 10787 Berlin
Rosenheimer Straße 11, 81667 München
- im nachstehenden Text kurz GEMA genannt - 
               

               ____________________

               und

               ____________________

               der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD),
vertreten durch den Präsidenten des Kirchenamtes der EKD, Dr. Hans Ulrich Anke,
Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover,
- im nachstehenden Text kurz EKD genannt -
               

               ____________________

               wird folgender Pauschalvertrag geschlossen:

               


               
                     1. Vertragsdauer

                  

                  Der Vertrag wird für die Zeit vom 01.01.2025 bis zum 31.12.2026 geschlossen und endet ohne gesonderte Kündigung zum 31.12.2026.

                  Die Parteien werden rechtzeitig den Abschluss einer Folgevereinbarung verhandeln.

               

               
                     2. Vertragshilfe

                  

                  Die EKD gewährt der GEMA Vertragshilfe. Die Vertragshilfe besteht darin, dass die EKD die GEMA bei der Erfüllung der Aufgaben
                     der GEMA durch geeignete Aufklärungsarbeit und kooperative Zusammenarbeit weitestgehend unterstützt. Hierzu gehört insbesondere,
                     dass die Berechtigten des Vertrages gemäß Ziffer 3. dazu angehalten werden, ihre Veranstaltungen rechtzeitig bei der GEMA anzumelden, die Vergütungen bei
                     Fälligkeit zu zahlen, ihrer gesetzlichen Verpflichtung zur Einreichung von Setlists nachkommen sowie die für die Kommunikation
                     vorgesehenen Kanäle (Nutzung des Online-Portals) einhalten. Außerdem verpflichtet sich die EKD, den Berechtigten des Vertrages
                     regelmäßig über GEMA-relevante Themen zu informieren und der GEMA einen Nachweis zu erbringen.
                  

               

               
                     3. Berechtigte des Vertrages

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Dieser Pauschalvertrag wird mit der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) und für 
                  

                  
                     
                        	
                           die Gliedkirchen der EKD, ihren Untergliederungen und den Kirchengemeinden, sowie deren Institutionen, Einrichtungen und Vereinigungen
                              und 
                           

                        

                        	
                           den Mitgliedern der Zentralstelle für Evangelische Kirchenmusik angeschlossenen Organisationen, nämlich dem Verband evangelischer Kirchenmusiker Deutschlands, dem Verband evangelischer Kirchenchöre Deutschlands und dem
                              Posaunenwerk der Evangelischen Kirche in Deutschland
                           

                        

                     

                  

                  abgeschlossen.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Eine ausführliche Auflistung (Namen und Adressen) der Berechtigten ist seitens der EKD nicht möglich.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Bei Unklarheiten oder Unstimmigkeiten über den Berechtigtenkreis kann sich die jeweilige operative Geschäftsstelle der GEMA an die EKD zur Klärung wenden.
                  

               

               
                     4. Anmeldung

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Anmeldung der Veranstaltungen mit Musik, die durch den Jahrespauschalbetrag gemäß Ziffer 8. abgegolten sind, ist der
                     GEMA mit den jeweils zur Lizenzierung erforderlichen Angaben im GEMA Online-Portal bis spätestens 10 Tage nach Stattfinden
                     der Veranstaltung zu melden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Anmeldung hat, je nach Veranstaltungsform, folgende Angaben zu enthalten:
                  

                  
                     
                        	
                           Tag und Dauer der Veranstaltung

                        

                        	
                           genaue Anschrift der Berechtigten und Name des Verantwortlichen

                        

                        	
                           Art der Veranstaltung

                        

                        	
                           Ort der Veranstaltung mit genauer Adresse

                        

                        	
                           Name des Veranstaltungsortes

                        

                        	
                           Name und Größe des Veranstaltungsraumes in m² (von Wand zu Wand gemessen)

                        

                        	
                           Art der Musikwiedergabe (Live-Musik, Tonträger, Fernsehwiedergabe, Bildtonträger, etc.)

                        

                        	
                           höchstes Eintrittsgeld

                        

                        	
                           bei Konzerten der Unterhaltungsmusik (U-K) ist der Nettokartenumsatz und die Gesamtbesucherzahl zu melden

                        

                        	
                           bei Veranstaltungen im Freien ist die m²-Zahl zu melden und zusätzlich die Gesamtbesucherzahl

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Ausgenommen von der Anmeldung gemäß Ziffer 4. (1) – (2) sind folgende pauschal abgegoltenen Musikaufführungen gemäß Ziffer
                     5. (1) a) - d):
                  

                  
                     
                        	
                           Kindergartenfeste mit Tonträgerwiedergabe oder mit Livemusik,

                        

                        	
                           Seniorenveranstaltungen mit Tonträgerwiedergabe oder mit Livemusik,

                        

                        	
                           Adventliche Feiern mit Tonträgerwiedergabe oder mit Livemusik, 

                        

                     

                  

                  sofern die Ausübenden nicht jeweils gewerbliche Musiker sind, ohne Eintritt und ohne Tanz.

               

               
                     5. Pauschal abgegoltene Musikaufführungen und Vergütungssätze

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die GEMA gestattet den Berechtigten des Vertrages gemäß Ziffer 3. nach Maßgabe der Bestimmungen dieses Vertrages die Wiedergabe
                     von Werken des GEMA-Repertoires bei
                  

                  
                     
                        	
                           Konzerten mit ernster Musik

                           Die Lizenzierung erfolgt nach den GEMA-Vergütungssatz E für Ernste Musik

                        

                        	
                           Konzerten mit neuem geistlichen Liedgut

                           Die Lizenzierung erfolgt nach den GEMA-Vergütungssatz U-K für Konzerte der Unterhaltungsmusik

                        

                        	
                           Gospelkonzerte

                           Die Lizenzierung erfolgt nach den GEMA-Vergütungssatz U-K für Konzerte der Unterhaltungsmusik

                        

                        	
                           Musikaufführungen bei folgenden Veranstaltungen:

                           
                              
                                 	
                                    Pfarr-/ Gemeindefesten, sowie vergleichbare Feste der Berechtigten

                                 

                                 	
                                    Kindergartenfeste

                                 

                                 	
                                    adventliche Feiern, ohne Tanz

                                 

                                 	
                                    Seniorenveranstaltungen, ohne Tanz

                                 

                                 	
                                    Hintergrundmusik der Jugendarbeit

                                 

                              

                           

                        

                     
für die jeweils kein Eintrittsgeld oder sonstiger Kostenbeitrag erhoben wird.
                  

                  Die Lizenzierung erfolgt je nach Art der Veranstaltung nach den Vergütungssätzen M-V, U-V, U-ST und M-U.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Bei den Lizenzierungen nach Ziffer 5. (1) a) – d) werden 20% Gesamtvertragsnachlass für die geleistete Vertragshilfe, sowie weitere sich aus der Anwendung der Tarife ergebende Nachlässe berücksichtigt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Bei Veranstaltungen, für die kein Eintrittsgeld oder sonstiger Kostenbeitrag erhoben wird und bei denen keine wirtschaftlichen
                     Ziele verfolgt werden, wird die GEMA einen Kulturnachlass berücksichtigen, sofern die Veranstaltung diesen rechtfertigt. 
                  

               

               
                     6. Nicht durch Zahlung der Pauschale abgegoltene Musiknutzungen

                  

                  Durch die Zahlung nach Ziffer 8. sind nicht abgegolten:

                  
                        (
                        1
                        )
                         Veranstaltungen gemäß Ziffer 5., die nicht ordnungsgemäß über das GEMA Online-Portal und fristgerecht nach Ziffer 4. gemeldet
                     werden, es sei denn, die Berechtigten legen dar, dass sie eine Meldung über einen anderen Kommunikationsweg gewählt haben,
                     weil eine Meldung über das GEMA Online-Portal nicht möglich war.
                  

                  Bei Meldungen, die nicht ordnungsgemäß erfolgen, entfällt ferner der Gesamtvertragsnachlass. Die GEMA behält sich auch vor,
                     in diesen Fällen Schadenersatzansprüche mit 100% Zuschlag zur normalen tariflichen Vergütung geltend zu machen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Genehmigung der GEMA für die Veranstaltungen nach Ziffer 5. bezieht sich nicht auf
                  

                  
                     
                        	
                           Konzerte der Unterhaltungsmusik,

                        

                        	
                           Bühnenaufführungen mit Musik (Theater, Kabarett),

                        

                        	
                           Kirchentag,

                        

                        	
                           sonstige vergütungspflichtige Veranstaltungen,

                        

                        	
                           Tanzveranstaltungen (z.B. Discoabende, Karneval, Festival, Tanzkurse),

                        

                        	
                           Klanginstallationen,

                        

                        	
                           zeitgleiche oder zeitversetzte öffentliche Zugänglichmachung von Veranstaltungen via Internet (z.B. Homepage),

                        

                        	
                           Hintergrundmusikwiedergabe im Internet 

                        

                        	
                           Hintergrundmusik in anderen Bereichen (dauerhaft)

                        

                        	
                           weitere Veranstaltungen, die nicht unter der Ziffer 5. (1) aufgeführt sind.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Veranstaltungen, an denen sich die Berechtigten dieses Vertrages lediglich organisatorisch oder auf irgendeine andere Weise
                     (z.B. durch Mitwirkung) beteiligen, sind weder im Gesamten noch teilweise durch den Pauschalvertrag abgegolten. Die Lizenzierung
                     erfolgt vollständig durch den jeweils verantwortlichen Veranstalter.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Musikaufführungen, die nach Ziffer 6. (2) des Pauschalvertrages nicht abgegolten sind, werden nach den jeweiligen gültigen
                     Vergütungssätzen der GEMA unter Abzug eines Gesamtvertragsnachlasses von derzeit 20% berechnet, soweit sie im eigenen Namen
                     und auf eigene Rechnung eines Vertragsberechtigten erfolgen und die Einwilligung ordnungsgemäß und fristgerecht über das GEMA
                     Online-Portal erworben wurde.
                  

                  Ausgenommen von einem Gesamtvertragsnachlass ist Ziffer 6. (2) g) und h). 

                  
                        (
                        5
                        )
                         Bei Musikaufführungen, bei denen die Einwilligung nicht ordnungsgemäß erworben wurde oder nicht über das GEMA Online-Portal
                     erfolgt sind, entfällt der Gesamtvertragsnachlass. Die GEMA behält sich auch hier vor, in diesen Fällen Schadenersatzansprüche
                     mit 100% Zuschlag zur normalen tariflichen Vergütung geltend zu machen.
                  

               

               
                     7. Programme / Setlist

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Veranstalter von Live-Musik sind gesetzlich verpflichtet, bis spätestens 6 Wochen nach Stattfinden der Veranstaltung, eine
                     Aufstellung über die bei der Veranstaltung dargebotenen Werke (Setlist) über das GEMA Online-Portal einzureichen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ausgenommen von der Einreichung der Setlisten, gemäß Ziffer 7. (1) sind die in Ziffer 4. (3)  (a) - (c) aufgeführten Feiern mit Live-Musik. Die EKD verpflichtet sich hierzu eine Stichprobenerhebung zu den aufgeführten Musikwerken durchzuführen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Kommt der Veranstalter dieser Pflicht nicht innerhalb von 6 Wochen nach der Veranstaltung nach, werden zusätzlich 10% der
                     tariflichen Vergütung unter Berücksichtigung tariflicher Zu- und Abschläge in Rechnung gestellt. 
                  

                  Etwaige Gesamtvertragsnachlässe werden dabei von der Berechnungsbasis ausgenommen und nicht berücksichtigt. Der Anspruch der
                     GEMA auf Einreichung der Setlist bleibt hiervon unberührt.
                  

               

               
                     8. Pauschale

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die EKD zahlt zur Abgeltung der Vergütungsansprüche nach Ziffer 5. für die öffentliche Wiedergabe einen Pauschalbetrag
                  

                  für das Jahr 2025 in Höhe von EUR XXX netto.

                  Der Pauschalbetrag teilt sich dabei wie folgt, gemäß Anlage 1, auf:

                  
                     
                        	
                           Betrag Teil 1: Nicht-Meldepflichtige Veranstaltungen: EUR XXX netto

                           In den Betrag Teil 1 ist ein Pauschalvertragsnachlass in Höhe von 7,5% berücksichtigt.

                        

                        	
                           Betrag Teil 2: Meldepflichtige Veranstaltungen: EUR XXX netto
                           

                           In den Betrag Teil 2 ist ein Pauschalvertragsnachlass in Höhe von 7,5% berücksichtigt.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Pauschalbetrag 2026
                  

                  
                     
                        	
                           Betrag Teil 1: Nicht-Meldepflichtige Veranstaltungen
                           

                           In den Betrag Teil 1 ist ein Pauschalvertragsnachlass in Höhe von 7,5% berücksichtigt.

                           Der Betrag Teil 1 wird analog den Tariferhöhungen der GEMA und der Anzahl der Kirchengemeinden sowie Kindertagesstätten angepasst.

                        

                        	
                           Betrag Teil 2: Meldepflichtige Veranstaltungen
                           

                           In den Betrag Teil 2 ist ein Pauschalvertragsnachlass in Höhe von 7,5% berücksichtigt.

                           Basis für den Betrag Teil 2 ist die Hülsenauswertung 01.07.2024 – 30.06.2025 zuzgl. der Tariferhöhung der GEMA.

                        

                     

                  

                  Die EKD wird rechtzeitig über die Anpassung des Pauschalbetrages für das Jahr 2026 informiert.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Zum Erwerb der Nutzungsrechte, die der GVL (Gesellschaft zur Verwertung von Leistungsrechten mbH, Hamburg), der VG Wort (Verwertungsgesellschaft
                     WORT, München) und der Corint Media von Sendeunternehmen und Presseverlegern mbH zustehen, gelten die Bestimmungen dieses
                     Vertrages entsprechend. Die Vergütungen, werden nach den jeweils gültigen Tarifen der jeweiligen Verwertungsgesellschaften
                     berechnet und sind im Pauschalbetrag gemäß Ziffer 8. (1) und (2) enthalten.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der Jahrespauschalbetrag ist jeweils zum 01.01. eines jeden Jahres und nach Rechnungsstellung durch die GEMA zu entrichten.
                  

               

               
                     9. Monitorverfahren

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die GEMA wird der EKD jeweils zum 15.09. (01.01. - 30.06.) und 15.03. (01.07. - 31.12.) für den jeweiligen Zeitraum abschließende Auswertungen des jeweils ersten bzw. zweiten Halbjahres der Kalenderjahre 2025 und 2026 über die durchgeführten und diesem Vertrag zugeordneten Veranstaltungen zur Verfügung stellen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ergänzungen der Auswertung sind nach diesen Terminen für den vorgelegten Zeitraum jeweils ausgeschlossen. Ebenso werden Reklamationen
                     der Berechtigten nach diesen Terminen nicht mehr akzeptiert. Die GEMA sichert in diesem Zuge zu, dass eingehende Reklamationen
                     firstgerecht im jeweiligen Zeitrahmen bearbeitet werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die EKD wird die Daten innerhalb eines Monats nach Zugang auf Plausibilität prüfen und behält sich vor, Veranstaltungen aus
                     der Berechnung herauszunehmen, insbesondere wenn sie feststellt, dass eine Berechtigung aus dem Pauschalvertrag nicht besteht
                     oder die Veranstaltung nicht unter den Pauschalvertrag fällt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die von den Vertragspartnern gemeinsam festgestellten Summen bilden die Basis für die Berechnung des Betrages Teil 2 (Ziff. 8 (2) b)) und für die Festsetzung der endgültigen Zahlungsverpflichtung jeweils für die
                     Jahre 2025 und 2026.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Für den Fall, dass der für 2025 bzw. 2026 ermittelte Lizenzwert der gemeldeten und verbuchten Nutzungen höher bzw. niedriger
                     als der Pauschalbetrag für die meldepflichtigen Veranstaltungen gemäß Ziffer 8. (1) b) bzw. 8. (2) b) ist, erfolgt eine Nachberechnung
                     bzw. Rückerstattung an die EKD.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Nachberechnung bzw. Rückerstattung erfolgt nur auf den Pauschalbetrag für die meldepflichtigen Veranstaltungen gemäß
                     Ziffer 8. (1) b) und 8. (2) b) und beträgt maximal 25% für das Jahr 2025 und für das Jahr 2026.
                  

               

               
                     10. Schriftform und salvatorische Klausel 

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Mündliche Nebenabreden sind nicht getroffen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Änderungen, Ergänzungen oder die Aufhebung dieses Pauschalvertrages bedürfen für ihre Rechtswirksamkeit der Textform.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Sollten Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise nicht rechtswirksam oder nicht durchführbar sein oder ihre Rechtswirksamkeit
                     oder Durchführbarkeit später verlieren, so soll hierdurch die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen des Vertrages nicht berührt
                     werden.
                  

                  ____________________

                  München, 08.07.2025

                  


                  Hannover, 13.06.2025

                  


               

            

         

      

      

   
      

      
         812. Vertrag der EKD mit der GEMA, betreffend Herstellung und Verwendung von Tonbandaufnahmen

      

      
         Vom 6. Juni/17. Juli 1967

      

      
         (Abl. 48 S. 279; ABl. EKD S. 311)

      

      Zwischen der GEMA, Gesellschaft für musikalische Aufführungs- und mechanische Vervielfältigungsrechte, Berlin 30, Bayreuther
         Straße 37/38, vertreten durch ihren Vorstand Herrn Generaldirektor Dr. h. c. Erich Schulze,
      

      und

      der Evangelischen Kirche in Deutschland,
Hannover-Herrenhausen, Herrenhäuser Straße 2 A,
vertreten durch den Vorsitzenden ihres Rates und den Leiter der Kirchenkanzlei,
wird folgender Vertrag geschlossen:
      

      
            1.

         

         Die GEMA erteilt

         a) der Evangelischen Kirche in Deutschland, ihren Gliedkirchen und deren Gliederungen mit Körperschaftsrechten,

         b) den Ton- und Bildstellen der Evangelischen Kirche,

         c) den kirchlichen Werken und Verbänden

         für die Dauer dieses Vertrages die Genehmigung zur Inanspruchnahme des jeweils von ihr verwalteten Musikrepertoires bei der
            eigenen Herstellung von Tonbandaufnahmen und zur Verwendung dieser Tonbandaufnahmen im Rahmen der kirchlichen Arbeit.
         

      

      
            2.

         

         
               (
               1
               )
               Die Genehmigung nach Ziff. 1 schließt im Falle der Überspielung von Tonträgern oder des Mitschnitts von Rundfunksendungen
            die etwa von Dritten in Anspruch genommenen Rechte nicht ein.
         

         
               (
               2
               )
               Bei der Herstellung der Tonbandaufnahmen darf das Urheberpersönlichkeitsrecht nicht verletzt werden.
         

         
               (
               3
               )
               Die Genehmigung nach Ziff. 1 darf nicht auf Dritte übertragen werden.
         

         
               (
               4
               )
               Die Genehmigung zur Verwendung der Tonträger gilt nicht für reine Tanzveranstaltungen.
         

      

      
            3.

         

         Die Evangelische Kirche in Deutschland zahlt an die GEMA als Entgelt für die Genehmigung nach Ziff. 1 jährlich einen Pauschalbetrag
            von
         

         14 000,— DM

         (Vierzehntausend DM),

         fällig am 1. Oktober eines jeden Jahres.

      

      
            4.

         

         Die Vergütung nach Ziff. 3 ist während der Dauer des Vertrages ohne Rücksicht darauf zu zahlen, ob und in welchem Umfange
            von der erteilten Genehmigung Gebrauch gemacht wird.
         

      

      
            5.

         

         Der Vertrag wird zunächst für die Zeit vom

         1. Januar 1967 bis 31. Dezember 1968

         geschlossen; er verlängert sich jeweils um ein Jahr, falls er nicht drei Monate vor Ablauf schriftlich gekündigt wird.

      

      
            6.

         

         Gerichtsstand am Sitz der GEMA.

         
            
               
               
               
            
            
               
                  	
                     Berlin, den 6. Juni 1967

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     Hannover, den 17. Juli 1967
Berlin, den 17. Juli 1967
                     

                  
               

               
                  	
                     GEMA
Gesellschaft für musikalische Aufführungs- und mechanische Vervielfältigungsrechte
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     Evangelische Kirche in Deutschland 
Der stellvertretende Vorsitzende des 
Rates:
                     

                  
               

               
                  	
                     Der Vorstand
Schulze
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	D. Scharf
                     
Bischof
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     

                  
                  	
                     Der Präsident der Kirchenkanzlei
Hammer
                     

                  
               

            
         

      

      

   
      

      
         814. Vervielfältigen und Kopieren 
von Liedern für den Gemeindegesang 
– Pauschalvertrag der EKD mit der VG Musikedition – gültig ab 01.01.2026
         

      

      
         Vom 12. / 19.05.2025

      

      
         (Abl. 71 Nr. 175)
         

      

      

      

         
               Pauschalvertrag

            

            ____________________

            zwischen der

            ____________________

            VG MUSIKEDITION,

            Verwertungsgesellschaft - rechtsfähiger Verein kraft staatlicher Verleihung, 
Friedrich-Ebert-Straße 104, 34119 Kassel 
            

            vertreten durch ihren Präsidenten, Sebastian Mohr und ihren Geschäftsführer, Christian Krauß

            – nachstehend als „VG Musikedition“ bezeichnet –

            ____________________

            und der

            ____________________

            Evangelischen Kirche in Deutschland,

            Herrenhäuser Str. 12, 30419 Hannover, 

            diese vertreten durch ihren Rat, dieser vertreten durch den Präsidenten des Kirchenamtes, 
Dr. Hans Ulrich Anke
            

            – nachstehend als „EKD“ bezeichnet –

            ____________________

            
                  Präambel

               

               Diese Vereinbarung ersetzt mit Wirkung zum 01.01.2026 den Gesamtvertrag vom 11.09. / 06.10.2014 inkl. sämtlicher Nachträge,
                  zuletzt vom 20.12.2023 / 16.01.2024.
               

               
                     § 1
Rechtseinräumung
                     

                  

                  
                     
                        	1.

                        	
                           

                           
                              
                                 	
                                    Die VG Musikedition räumt – im Rahmen der ihr von ihren Mitgliedern übertragenen Rechte – der EKD das Recht ein, Vervielfältigungsstücke,
                                       insbesondere Fotokopien von einzelnen Liedtexten (mit oder ohne Noten), für den Gemeindegesang im Gottesdienst, in anderen
                                       kirchlichen Veranstaltungen gottesdienstähnlicher Art sowie in sonstigen gemeindlichen Veranstaltungen herzustellen oder herstellen
                                       zu lassen, sofern die Gemeinde alleiniger Veranstalter und die gemeindliche Veranstaltung nicht-kommerzieller Art ist (z.B.
                                       Seniorentreffen, Frauennachmittage etc.).
                                    

                                 

                                 	
                                    Ebenfalls eingeräumt wird der EKD das Recht, für die unter lit. a) genannten Veranstaltungen

                                    
                                       
                                          	i.

                                          	
                                             Vervielfältigungsstücke zum Zwecke der Sichtbarmachung von Liedtexten (mit oder ohne Noten) in Form von Folien oder ähnlichen
                                                Materialien mit Hilfe eines Overheadprojektors oder ähnlicher Apparaturen herzustellen oder herstellen zu lassen, 
                                             

                                          

                                          	ii.

                                          	
                                             einzelne Liedtexte (mit oder ohne Noten) zum Zwecke der Sichtbarmachung in Systeme der elektronischen Datenverarbeitung (z.B.
                                                PowerPoint-Format) einzubringen und mittels entsprechender technischer Einrichtungen (z.B. Beamer) sichtbar zu machen, und/oder
                                             

                                          

                                          	iii.

                                          	
                                             Liedtexte (mit und ohne Noten) sowie kleinere individuelle Sammlungen gemäß § 1 Abs. 1 lit. c) mittels eines vorübergehenden,
                                                auf den Ort und die Zeit sowie die Teilnehmer der jeweiligen konkreten Veranstaltung (gemäß § 1 Abs. 1 lit. a) beschränkten
                                                digitalen Zugangs zu einem Dokument über einen Barcode bzw. einen QR-Code in digitaler Form (zum Beispiel als PDF) bereitzustellen.
                                                Diese Rechtseinräumung erfolgt darüber hinaus nur unter der Voraussetzung, dass ein Download, eine dauerhafte Speicherung
                                                der Liedtexte (mit oder ohne Noten) auf den digitalen Endgeräten der Teilnehmenden, Änderungen oder Bearbeitungen sowie sonstige
                                                Nutzungen (soweit nicht nach diesem Vertrag zulässig) nicht möglich sind.
                                             

                                          

                                       

                                    

                                    Eingeräumt werden in diesem Fall auch die für die Ausführung der vorstehend genannten Rechte technisch notwendigen und unvermeidbaren
                                       Vervielfältigungsrechte (insbesondere notwendige Zwischenspeicherungen).
                                    

                                 

                                 	
                                    Des Weiteren wird der EKD das Recht eingeräumt, zur einmaligen Verwendung in einer einzelnen kirchlichen Veranstaltung (zum
                                       Beispiel Hochzeit etc.) kleinere – max. 8 Seiten –, individuelle Sammlungen (z.B. Liedhefte in Papierform) mit Liedern/Liedtexten in Papierform herzustellen (zu drucken). Sammlungen mit mehr als 8 Seiten, Sammlungen zur mehrfachen
                                       Verwendung oder die Zusammenstellung und Vervielfältigung solcher Sammlungen in digitaler Form einschließlich einer etwaigen
                                       öffentlichen Zugänglichmachung der Sammlung sind – sofern die gesetzlichen Voraussetzungen gegeben sind – im Rahmen von §
                                       46 UrhG gesondert zu lizenzieren; die Parteien stellen klar, dass die Rechteeinräumung nach § 1 Abs. 1 lit. b) sich nicht auf Sammlungen nach § 46 UrhG bezieht. 
                                    

                                 

                                 	
                                    Die Rechtseinräumungen nach diesem Vertrag umfassen ferner die Rechte von Außenstehenden i.S.v. § 7a VGG und nach Maßgabe
                                       der §§ 51, 51a VGG unter der Voraussetzung und der Bedingung, dass ein Außenstehender der Rechteeinräumung nicht widersprochen
                                       hat. 
                                    

                                    Über vorliegende und ggfs. zukünftig eingehende Widersprüche informiert die VG Musikedition aktuell auf ihrer Internetseite
                                       unter https://vg-musikedition.de/info-center/pflichtinformationen/pflichtinformation-51-ff-vgg. Die EKD ist verpflichtet, sich über eingegangene Widersprüche zu informieren.
                                    

                                    Die EKD verpflichtet sich, die Berechtigten nach § 2 dieses Vertrages über den Inhalt dieser erweiterten Rechtseinräumung
                                       zu informieren und über die in der EKD üblichen Kommunikationswege auf die o.g. Internetseite hinzuweisen, aus der Widersprüche
                                       und damit der Wegfall der entsprechenden Nutzungsrechte zu entnehmen sind. Die EKD wird die Berechtigten dieses Vertrages
                                       dazu anhalten, Nutzungen nach Bekanntgabe eines Widerspruches zu beenden. Soweit die EKD Kenntnis von einer Nutzung erhält,
                                       wird sie dafür Sorge tragen, dass entsprechende Nutzungen unverzüglich nach Bekanntgabe der Widersprüche beendet werden.
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	2.

                        	
                           

                           
                              
                                 	
                                    Die Vervielfältigungsstücke dürfen nicht außerhalb der genannten Veranstaltungen verwendet und nicht an unbefugte Dritte weitergegeben,
                                       verliehen oder vermietet werden (sei es gegen Entgelt oder unentgeltlich). 
                                    

                                 

                                 	
                                    Die Vervielfältigungsstücke müssen die Urheberbenennung (Komponist bzw. Textdichter, Bearbeiter, Verlag) enthalten.

                                 

                              

                           

                        

                        	3.

                        	
                           Weitere als die vorstehend unter § 1 Abs. 1 und Abs. 2 genannten Rechte, die von der nachfolgenden Aufzählung unberührt bleiben,
                              werden nicht eingeräumt. Insbesondere nicht eingeräumt werden: 
                           

                           
                              
                                 	
                                    Das Recht der Vervielfältigung vollständiger Ausgaben (Bände, Hefte, Bücher u.a.) und der Vervielfältigung von geliehenen
                                       oder gemieteten Ausgaben oder Teilen davon. Die Herstellung von gebundenen Liedheften oder ähnlichen festen Sammlungen ist
                                       nur im Rahmen von Abs. 1 c) erlaubt.
                                    

                                 

                                 	
                                    Das Recht, Vervielfältigungsstücke für öffentliche Werkwiedergaben (Aufführungen) durch Chöre, Solisten oder Instrumentalisten
                                       herzustellen und/oder zu verwenden, ausgenommen (kurze) Wendestellen. 
                                    

                                 

                                 	
                                    Das Recht, Liedtexte (mit oder ohne Noten) öffentlich zugänglich zu machen, sofern diese Rechteeinräumung nicht aufgrund einer
                                       anderen vertraglichen Vereinbarung zwischen der VG Musikedition und der EKD erfolgt.
                                    

                                 

                                 	
                                    Das Recht, Liedtexte (mit oder ohne Noten) im Zusammenhang mit der zeitgleichen und zeitversetzten Übertragung von Gottesdiensten
                                       und anderen Veranstaltungen gottesdienstlicher Art öffentlich zugänglich zu machen. 
                                    

                                 

                                 	
                                    Das Recht, Liedtexte (mit oder ohne Noten) über § 1 Abs. 1 lit. b) (iii) hinaus mittels QR-Code oder anderer Mittel auf mobilem
                                       Endgeräten den Teilnehmern von Veranstaltungen im Sinne von § 1 Abs.1 a) zugänglich zu machen. 
                                    

                                 

                                 	
                                    Das Recht, Liedtexte (mit oder ohne Noten) in eine andere Sprache zu übersetzen, Teile wegzulassen oder hinzuzufügen oder
                                       den Text in irgendeiner Art zu verändern. Das Gleiche gilt für die Bearbeitung der Musik.
                                    

                                 

                                 	
                                    Das Recht, Liedtexte (mit oder ohne Noten) auf Tonträger oder Bildtonträger aufzunehmen.

                                 

                              

                           

                        

                        	4.

                        	
                           Soweit nichts anderes in diesem Vertrag geregelt ist (§ 1 Abs. 1 lit. b), werden die Rechte der Einspeicherung bzw. Einspeisung
                              der vertragsgegenständlichen Liedtexte (mit oder ohne Noten) in elektronische Datenbanken, elektronische Datennetze etc. sowie das Recht, die Lieder/Liedtexte mittels digitaler oder anderweitiger Speicher- oder Übertragungstechnik einer Vielzahl von Nutzern auf Abruf zur Wiedergabe oder zum Ausdruck öffentlich zugänglich zu machen, ausdrücklich nicht übertragen. 
                           

                        

                        	5.

                        	
                           Großveranstaltungen mit mehr als 10.000 Vervielfältigungsstücken je Liedtext (mit oder ohne Noten) oder mit mehr als 10.000
                              Teilnehmern bei der Sichtbarmachung von Liedtexten (mit oder ohne Noten) mittels Beamer fallen nicht unter diesen Vertrag.
                              Für diese Vervielfältigungen müssen gesonderte Genehmigungen vor der Nutzung bei der VG Musikedition eingeholt werden.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 2
Rechtsübertragung
                     

                  

                  
                     
                        	
                           Die VG Musikedition ermächtigt die EKD, die nach § 1 eingeräumten Rechte weiter zu übertragen auf die Gliedkirchen in der
                              Bundesrepublik Deutschland, ihre gliedkirchlichen und gliedkirchenübergreifenden Institutionen und Einrichtungen, ihre Kirchengemeinden
                              und Kirchengemeindeverbände sowie die in deren Trägerschaft stehenden Vereinigungen, Institutionen und Einrichtungen.
                           

                        

                        	
                           Diese Übertragung darf jedoch nur mit der Maßgabe einer Verwendung aller Vervielfältigungen nur für Gottesdienste und andere
                              Veranstaltungen im Sinne des § 1 Abs. 1 a) erfolgen.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 3
Vergütung
                     

                  

                  
                     
                        	
                           Für die Gestattung der Vervielfältigungen nach diesem Pauschalvertrag zahlt die EKD an die VG Musikedition für

                            2026: EUR XXX

                            2027: EUR XXX

                            2028: EUR XXX

                            2029: EUR XXX

                            2030: EUR XXX

                            2031: EUR XXX

                            2032: EUR XXX

                           jeweils zzgl. USt., derzeit 7%. Die Zahlung der Vergütung ist jeweils zum 30. Juni eines Jahres fällig.

                        

                        	
                           Die Parteien vereinbaren, über die Vergütung ab dem 01.01.2033 rechtzeitig eine einvernehmliche Regelung zu erzielen. Verständigen
                              sich die Parteien nicht bis zum 31.12.2032 über eine neue Festsetzung der Vergütung, wird der Pauschalbetrag in Höhe von EUR
                              XXX (netto) pro Kalenderjahr bis zu einer Neuregelung weitergezahlt. 
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 4
Freistellung
                     

                  

                  
                     
                        	
                           In Bezug auf Vervielfältigungen, welche im Rahmen dieser Vereinbarung hergestellt werden, stellt die VG Musikedition die EKD
                              sowie die durch Rechtsübertragung nach § 2 sonstigen Berechtigten von allen etwaigen Ansprüchen der Urheber oder Inhaber von
                              Nutzungsrechten frei.
                           

                        

                        	
                           Die EKD wird diejenigen, die irgendwelche Ansprüche im Sinne nach Ziff. 1 stellen, an die VG Musikedition verweisen.

                        

                     

                  

               

               
                     § 5
Information
                     

                  

                  
                     
                        	
                           Vervielfältigungsstücke von mehr als 1.000 Exemplaren oder – bei der Sichtbarmachung von Liedtexten (mit oder ohne Noten)
                              – Veranstaltungen mit mehr als 1.000 Teilnehmern sind der VG Musikedition mit Übersendung eines Belegexemplares sowie Angabe
                              von Stückzahl (Anzahl der Teilnehmer), Urheber und Verlag vor der Nutzung zu melden. Erfolgt die Meldung nicht bis spätestens
                              drei Tage vor der Veranstaltung, ist die VG Musikedition berechtigt, eine gesonderte Lizenzierung vornehmen.
                           

                        

                        	
                           

                           
                              
                                 	a)

                                 	
                                    Die EKD wird für die Dauer eines Jahres (01.10.2026 bis 30.09.2027) eine repräsentative Erhebung bei mindestens 8% aller durch
                                       diesen Vertrag Berechtigten durchführen lassen, mit dem Ziel, eine Teilnahmequote von 4% im Ergebnis zu erreichen. Bei der
                                       Auswahl der Berechtigten ist ein repräsentativer Querschnitt in Abstimmung mit der VG Musikedition zu wählen. Einzelheiten
                                       zur Durchführung der Erhebung werden die Parteien spätestens im 1. Quartal 2026 regeln. 
                                    

                                 

                                 	b)

                                 	
                                    Eine weitere Erhebung im Sinne von lit. a) findet vom 01.10.2030 bis zum 30.09.2031 statt.

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 6
Meinungsverschiedenheiten
                     

                  

                  Bei Meinungsverschiedenheiten über Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag wird die VG Musikedition zur Vermeidung von Rechtsstreitigkeiten
                     die EKD benachrichtigen. Wird innerhalb von drei Monaten nach der Benachrichtigung eine gütliche Einigung nicht erreicht,
                     haben die Betroffenen das Recht zur gegebenen Rechtsverfolgung.
                  

               

               
                     § 7
Laufzeit
                     

                  

                  Dieser Vertrag tritt am 01.01.2026 in Kraft und läuft zunächst bis zum 31.12.2032. Eine Vertragsverlängerung um jeweils ein
                     Jahr tritt ein, wenn der Vertrag nicht mit einer Frist von sechs Monaten zum Kalenderjahresende von einem der Vertragspartner
                     gekündigt wird.
                  

               

               
                     § 8
Erfüllungsort, Gerichtsstand
                     

                  

                  
                     
                        	
                           Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen der Textform. Mündliche Nebenabreden bestehen nicht. Sollte eine Bestimmung
                              dieses Vertrages ganz oder teilweise unwirksam sein oder werden, wird dadurch die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen dieses
                              Vertrages nicht berührt. Die Parteien verpflichten sich, in einem solchen Fall eine Regelung zu treffen, die dem wirtschaftlichen
                              Zweck der unwirksamen Bestimmung so nahe wie möglich kommt.
                           

                        

                        	
                           Erfüllungsort und Gerichtsstand ist Kassel, es gilt deutsches Recht.

                        

                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Kassel, den 12.05.2025

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Hannover, den 19.05.2025

                              
                           

                           
                              	
                                 Sebastian Mohr
(Präsident)
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Dr. Hans Ulrich Anke
(Präsident)
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Christian Krauß
(Geschäftsführer)
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         815. Gesamtvertrag zwischen der Evangelischen Kirche in Deutschland und der VG Musikedition

      

      
         Vom 18./26. März 2003

      

      
         (ABl. EKD S. 132)
         

      

      
            Gesamtvertrag

         

         zwischen der

         VG Musikedition,

         – Verwertungsgesellschaft zur Wahrnehmung von Nutzungsrechten an Editionen von Musikwerken, rechtsfähiger Verein kraft staatlicher
            Verleihung –
         

         Königstor 1 a

         34117 Kassel

         vertreten durch ihren Präsidenten und ihren Geschäftsführer

         – nachstehend als »VG Musikedition« bezeichnet –

         und der

         Evangelischen Kirche in Deutschland

         Herrenhäuser Str. 12

         30419 Hannover

         vertreten durch den Präsidenten des Kirchenamtes

         – nachstehend als »EKD« bezeichnet –

         über die Verwertung urheberrechtlicher Nutzungsrechte im Rahmen der §§ 70 und 71 Urheberrechtsgesetz

         
                     § 1
Nutzungseinwilligung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die VG Musikedition erteilt
                  

                  
                     	
                        der EKD, den Gliedkirchen der EKD, ihren Untergliederungen und den Kirchengemeinden sowie deren Institutionen, Einrichtungen
                           und Vereinigungen, insbesondere diejenigen, die in der "Liste der Berechtigten" geführt werden,
                        

                     

                     	
                        den Mitgliedern der der Zentralstelle für Evangelische Kirchenmusik angeschlossenen Organisationen, nämlich

                        dem Verband evangelischer Kirchenmusiker Deutschlands,

                        dem Verband evangelischer Kirchenchöre Deutschlands und

                        dem Evangelischen Posaunendienst in Deutschland e.V.,

                     

                     	
                        den Bild- und Tonstellen der EKD und ihrer Gliedkirchen

                     

                     	
                        der Selbständigen Evangelisch-Lutherischen Kirche (SELK)

                     

                  

                  die Einwilligung zur öffentlichen Aufführung des jeweils ihrer Verwaltung unterstehenden Werkrepertoires, das dem Schutz der
                     §§ 70 und 71 Urheberrechtsgesetz unterliegt, nach Maßgabe dieses Vertrages.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Nutzungseinwilligung schließt die Berechtigung zur Aufnahme der Musikdarbietung auf Bild- oder Tonträger, zur mechanischen
                     und digitalen Vervielfältigung, Verbreitung und Wiedergabe für nicht kommerzielle Zwecke ein.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Nutzungseinwilligung ist an Dritte nicht übertragbar.
                  

               

               
                     § 2
Vergütung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die EKD zahlt als jährliche Vergütung für die nach § 1 erteilte Einwilligung mit Fälligkeit zum 1. August eines Jahres
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                              	
                                 für die Kalenderjahre 2003 bis 2007 einschließlich € 20 000,– (in Worten: zwanzigtausend Euro)

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 für die Kalenderjahre 2008, 2009 und 2010 je € 21 500,– (in Worten: einundzwanzigtausendfünfhundert Euro)

                              
                           

                        
                     

                  

                  zuzüglich Umsatzsteuer in der jeweils bei Fälligkeit gesetzlich festgelegten Höhe.

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Vergütung wird für das Jahr 2011 neu bestimmt, wenn sich der Preisindex für die Gesamtlebenshaltung aller privaten Haushalte
                     seit Inkrafttreten dieses Vertrages um mehr als zehn Punkte nach oben oder unten geändert hat. Die Parteien sind in diesem
                     Fall verpflichtet, die Vergütung nach billigem Ermessen neu festzusetzen.
                  

               

               
                     § 3
Sachlicher Geltungsbereich
                     

                  

                  Durch die Zahlung des Pauschalbetrages nach § 2 sind abgegolten:
                     
                        	
                           Musikaufführungen in Gottesdiensten, gottesdienstähnlichen Veranstaltungen und bei kirchlichen Feiern.

                        

                        	
                           Konzertveranstaltungen und Musikaufführungen bei kirchlichen Veranstaltungen, unabhängig von der Entrichtung eines Eintrittspreises,
                              wie z. B. Gemeindeabende, Gemeindefeste, regionale oder überregionale Kirchentage, Jugendveranstaltungen und ähnliche, die
                              die nach diesem Vertrag Berechtigten als alleinige Veranstalter im eigenen Namen und auf eigene Rechnung durchführen oder
                              die gemeinsam mit den aus dem Pauschalvertrag der katholischen Kirche Berechtigen durchgeführt werden.
                           

                        

                        	
                           Musikwiedergaben im Rahmen kirchlicher Arbeit.

                        

                     

                  

               

               
                     § 4
Schlussbestimmung
                     

                  

                  Diese Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Sie kann erstmals zum 31. Dezember 2010 mit einer Frist von sechs
                     Monaten zum Ende eines Kalenderjahres schriftlich gekündigt werden.
                  

                  
                     
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Kassel, den 26. März 2003

                           
                           	
                        

                        
                           	
                              Dr. Martin Bente

                           
                           	
                              Christian Krauß

                           
                        

                        
                           	
                              Präsident der VG Musikedition

                           
                           	
                              Geschäftsführer der VG Musikedition

                           
                        

                        
                           	
                              Hannover, den 18. März 2003

                           
                           	
                        

                        
                           	
                              Valentin Schmidt

                           
                           	
                        

                        
                           	
                              Präsident des Kirchenamtes der Evangelischen Kirche in Deutschland

                           
                           	
                        

                     
                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         816. Gesamtvertrag der VG Musikedition und der Evangelischen Kirche in Deutschland  über das Vervielfältigen von Noten und Liedtexten

      

      
         Vom 15. Mai/26. Mai 2021 

      

      
         (ABl. EKD S. 152 und Abl. 69 S. 579), geändert durch Nachtrag zum Gesamtvertrag vom 12. Juni/3. Juli 2023 (Abl. 71 Nr. 27)
         

      

      
            Gesamtvertrag 
über das Vervielfältigen 
von Noten und Liedtexten
            

         

         


         


         zwischen der

         VG MUSIKEDITION – Verwertungsgesellschaft – 
Rechtsfähiger Verein kraft Verleihung, 
Friedrich-Ebert-Str. 104, 34119 Kassel,
         

         


         vertreten durch den Geschäftsführer Christian Krauß 
und den Präsidenten Sebastian Mohr
         

         – nachstehend als ''VG Musikedition'' bezeichnet –

         


         und der

         Evangelischen Kirche in Deutschland 
Herrenhäuser Str. 12, 30419 Hannover
         

         


         diese vertreten durch ihren Rat, 
dieser vertreten durch den Präsidenten des Kirchenamtes, 
Dr. Hans Ulrich Anke,
         

         – nachstehend als ''EKD'' bezeichnet –

         
                     Präambel

                  

                  
                     
                        	
                           Die VG Musikedition ist eine urheberrechtliche Verwertungsgesellschaft, die für ihre Mitglieder - Verlage, Komponisten, Textdichter,
                              Herausgeber - als Treuhänderin zahlreiche grafische Vervielfältigungsrechte und gesetzliche Vergütungsansprüche verwaltet.
                           

                        

                        	
                           Die EKD ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts und vertritt die Gemeinschaft von 20 rechtlich selbstständigen Landeskirchen.

                        

                        	
                           Zwischen VG Musikedition und EKD existieren Pauschalverträge bzgl. des Vervielfältigens von Noten und Liedtexten für den Gemeindegesang
                              in Gottesdiensten und anderen kirchlichen Veranstaltungen sowie hinsichtlich der Nutzung von Ausgaben und Werken, die gem.
                              § 70 und § 71 Urhebergesetz (UrhG) geschützt sind.
                           

                        

                        	
                           Das Vervielfältigen von Noten (und Liedtexten) von geschützten Werken der Musik ist gem. § 53 Absatz 4a UrhG grundsätzlich
                              unzulässig bzw. nur mit Einwilligung des Berechtigten möglich. In den (u.a.) unter Ziffer 6 genannten Fällen ist dies die
                              VG Musikedition.
                           

                        

                        	
                           
                              
                                 	
                                    Berechtigte nach diesem Gesamtvertrag sind die EKD, die Gliedkirchen in der Bundesrepublik Deutschland, ihre gliedkirchlichen
                                       und gliedkirchenübergreifenden Institutionen und Einrichtungen, ihre Kirchengemeinden und Kirchengemeindeverbände sowie ihre
                                       Vereinigungen, Institutionen und Einrichtungen wie zum Beispiel kirchliche Stiftungen oder Vereine, die an der Verwirklichung
                                       des kirchlichen Auftrags im Sinne der evangelischen Kirche mitwirken, sowie sonstige Einrichtungen und Vereinigungen, die
                                       der evangelischen Kirche zugeordnet sind.
                                    

                                 

                                 	
                                    Ziel dieses Gesamtvertrages ist es, einerseits den Berechtigten nach Ziffer 5. a) eine legale und praktikable Möglichkeit
                                       zum begrenzten Vervielfältigen von Noten (und Liedtexten) von geschützten Werken der Musik zu geben, andererseits zu gewährleisten,
                                       dass die Rechteinhaber die im Urheberrechtsgesetz vorgesehene angemessene Vergütung für ihre kreative Leistung erhalten.
                                    

                                 

                                 	
                                    Unberührt von der in Ziffer 5. a) dieses Vertrages festgelegten Definition der "berechtigten Einrichtungen" der evangelischen
                                       Kirche bleiben die in weiteren Verträgen zwischen der VG Musikedition und der EKD vorgenommenen Definitionen der "berechtigten
                                       Einrichtungen"; eine Bezugnahme auf Ziffer 5. a) dieses Vertrages ist im Rahmen der Auslegung der genannten weiteren Verträge
                                       ausgeschlossen.
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Sofern Nutzungen nicht bereits durch bestehende Pauschalverträge oder durch Verträge mit Dritten abgedeckt sind, umfasst dieser
                              Gesamtvertrag die nachstehenden Bereiche, falls es sich um Nutzungen handelt, bei denen die erforderlichen Rechte von der
                              VG Musikedition wahrgenommen werden:
                           

                           
                              
                                 	
                                    Vervielfältigungen in Kinderbetreuungseinrichtungen,

                                 

                                 	
                                    Vervielfältigungen in Einrichtungen der Erwachsenenbildung,

                                 

                                 	
                                    Vervielfältigungen in nicht-gewerblichen Einrichtungen der Aus- und Weiterbildung,

                                 

                                 	
                                    Vervielfältigungen in und durch Kirchengemeinden, soweit die Vervielfältigungen nicht von Pauschalverträgen mit der VG Musikedition
                                       umfasst sind,
                                    

                                 

                                 	
                                    Vervielfältigungen in Musikschulen,

                                 

                                 	
                                    Vervielfältigungen in Familienbildungsstätten, Einrichtungen der Alten- und Wohlfahrtspflege, Krankenhäusern sowie sonstigen
                                       Heil- und Pflegeeinrichtungen,
                                    

                                 

                                 	
                                    Vervielfältigungen durch Musikpädagogen für den privaten Instrumental- und Gesangsunterricht.

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Nach Abschluss eines einfachen Lizenzvertrages mit der VG Musikedition ist es den Berechtigten gestattet, im vertraglich bestimmten
                              Umfang Vervielfältigungen von Noten (und Liedtexten) anzufertigen und zu verwenden. Für die Bereiche "Vervielfältigungen in
                              Musikschulen und in Kinderbetreuungseinrichtungen" erfolgt der Abschluss eines einfachen Lizenzvertrages mit der GEMA, die
                              für diese Bereiche von der VG Musikedition ein lnkassomandat erhalten hat.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     1. Vertragshilfe

                  

                  
                     
                        	
                           Die EKD leistet Vertragshilfe. Sie besteht darin, dass

                           
                              
                                 	aa)

                                 	
                                    sie die gem. Ziffer 5. a) Berechtigten regelmäßig und vollumfänglich darüber informiert, dass ein Lizenzvertrag mit der VG
                                       Musikedition abzuschließen ist, falls nach dem geltenden Urheberrecht lizenz- und vergütungspflichtige Vervielfältigungen
                                       auf Papier oder in elektronischer Form (z.B. Fotokopien, pdf und Scans oder andere Vervielfältigungen) von Noten und Liedtexten
                                       geschützter Werke hergestellt und verwendet werden und die Rechte von der VG Musikedition vertreten werden;
                                    

                                 

                                 	bb)

                                 	
                                    sie die gem. Ziffer 5 a) Berechtigten zur sorgfältigen Erfüllung der sich aus dem Gesamtvertrag für sie ergebenden Verpflichtungen
                                       anhält;
                                    

                                 

                                 	cc)

                                 	
                                    sie den Gliedkirchen eine jährlich von der VG Musikedition erstellte Information zur Weitergabe an die Kirchengemeinden weiterleitet.
                                       Eine entsprechende Weiterleitung erfolgt auch, wenn die Vertragspartner einvernehmlich einen darüberhinausgehenden Informationsbedarf
                                       feststellen;
                                    

                                 

                                 	dd)

                                 	
                                    sie die gem. Ziffer 5. a) Berechtigten regelmäßig - mindestens aber einmal pro Jahr - schriftlich (bzw. in Textform) über
                                       die rechtlichen Grundlagen zur grafischen Vervielfältigung von Werken der Musik (§ 53 Abs. 4a UrhG), den Inhalt dieses Gesamtvertrages
                                       sowie der Einzellizenzverträge sachgerecht und in geeigneter Form und in angemessenem Umfang informiert. Dies kann zum Beispiel
                                       erfolgen über Hinweise auf Homepages der EKD oder der berechtigten Einrichtungen, Broschüren, Newsletter, Intranets und andere
                                       Medienkanäle.
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Die VG Musikedition erhält unaufgefordert eine Nachricht über Umfang und Inhalt der jeweils erfolgten Vertragshilfe.

                        

                        	
                           Die VG Musikedition verpflichtet sich in Bezug auf sämtliche Daten, die der EKD, ihren Landeskirchen, Gemeinden und sonstigen
                              Einrichtungen gem. Ziffer 5. a) übermitteln, die datenschutzrechtlichen Vorschriften einzuhalten.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     2. Meldebogen

                  

                  
                     
                        	
                           Die EKD verpflichtet sich, den sog. "Meldebogen" (Anlage 1 - nicht abgedruckt), der Bestandteil dieser Vereinbarung ist, auf
                              ihrer Homepage in der jeweils aktuellsten, von der VG Musikedition bereitgestellten Fassung zu veröffentlichen und zum Download
                              anzubieten, verbunden mit dem Hinweis, den "Meldebogen" für alle Nutzungen nach Ziffer 6 der Präambel anzuwenden.
                           

                        

                        	
                           Die EKD wird die Gliedkirchen über die in der EKD üblichen Informationswege über den Gesamtvertrag und den "Meldebogen" informieren.
                              Sie wird die Gliedkirchen um eine Weiterleitung der Informationen sowie um einen Hinweis auf die vertraglichen Bestimmungen
                              und den Meldebogen an die in den Gliedkirchen gem. Ziffer 5. a) Berechtigten bitten und die Hinweise auf ihrer Homepage veröffentlichen.
                           

                        

                        	
                           Seitens der Gemeinden ist der "Meldebogen" wiederum an die Rechtsträger und Einrichtungen weiterzuleiten, die den Gemeinden
                              zuzuordnen sind.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     3. Vergütung /Nachlass

                  

                  
                     
                        	
                           Für die jeweiligen Nutzungen gelten die von der VG Musikedition auf ihrer Website veröffentlichten Tarife inkl. der jeweiligen
                              allgemeinen Bedingungen.
                           

                        

                        	
                           Auf sämtliche Beträge werden 20% Gesamtvertragsnachlass gewährt. Dieser Nachlass wird nur dann gewährt, wenn die Einholung
                              der Lizenzen durch die Berechtigten ordnungs- und fristgemäß im Sinne der jeweils aktuell gültigen Tarife inkl. ihrer allgemeinen
                              Bedingungen erfolgt und die für die Verteilung der Vergütungen erforderliche Titellisten (Musikfolgen) fristgerecht übermittelt
                              werden, die EKD der vereinbarten Vertragshilfe gemäß Ziffer 1 und 2 in vollem Umfang nachkommt und die entsprechenden Nutzungen
                              auf eigene Rechnung der Berechtigten gem. Ziffer 5. a) erfolgen. 
                           

                        

                        	
                           Berechtigte dieses Gesamtvertrages, die die Höhe der veröffentlichten Tarife bestreiten, so dass Verfahren bei der Schiedsstelle
                              des Deutschen Patent- und Markenamts oder vor ordentlichen Gerichten eingeleitet werden, haben keinen Anspruch auf den Gesamtvertragsnachlass.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     4. Vertragsdauer

                  

                  
                     
                        	
                           Dieser Vertrag tritt rückwirkend zum 1. Mai 2021 in Kraft. Er endet automatisch zum 31.12.2023, ohne dass es einer gesonderten
                              Kündigung bedarf.
                           

                        

                        	
                           Es besteht Einvernehmen, dass für vor dem 1. Mai 2021 gestellte Rechnungen, die den Zeitraum ab dem 1. Mai 2021 betreffen,
                              aufgrund des unverhältnismäßigen Verwaltungsaufwandes kein rückwirkender Gesamtvertragsnachlass gewährt wird.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     5. Meinungsverschiedenheiten

                  

                  lm Falle von Meinungsverschiedenheiten kann die VG Musikedition die EKD zur Vermeidung von Rechtsstreitigkeiten um Vermittlung
                     bitten. Dies gilt umgekehrt in gleicher Weise.
                  

               

               
                     6. Gerichtsstand /Salvatorische Klausel

                  

                  
                     
                        	
                           Gerichtsstand ist Kassel.

                        

                        	
                           Änderungen und Ergänzungen dieser Vereinbarung bedürfen der Schriftform, mündliche Nebenabreden bestehen nicht Sollte eine
                              der Bestimmungen dieses Vertrages ungültig werden, so bleibt der Vertrag im Übrigen aufrechterhalten.
                           

                        

                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Kassel, 26. Mai 2021 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Hannover, 15. Mai 2021

                              
                           

                           
                              	
                                 Christian Krauß
Sebastian Mohr

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Dr. Hans Ulrich Anke

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

      

      
            1. Nachtrag zum GESAMTVERTRAG vom 12. Mai/26. Mai 2021

         

         zwischen der 

         VG MUSIKEDITION, 
         

         Verwertungsgesellschaft, rechtsfähiger Verein kraft staatlicher Verleihung, 
Friedrich-Ebert-Straße 104, 34119 Kassel
  
         

         vertreten durch ihren Präsidenten und ihren Geschäftsführer

         – nachstehend als „VG MUSIKEDITION“ bezeichnet –

         und der

         Evangelischen Kirche in Deutschland, 
         

         Herrenhäuser Str. 12, 30419 Hannover,
diese vertreten durch ihren Rat, dieser vertreten durch den Präsidenten des Kirchenamtes, Dr. Hans Ulrich Anke
         

         – nachstehend als „EKD“ bezeichnet –

         In Fortsetzung des o.g. Gesamtvertrages werden nachstehend genannte vertraglichen Regelungen und Vereinbarungen wie folgt
            geändert bzw. ergänzt. Im Übrigen bleibt der Gesamtvertrag vom 12.05./26.05. unverändert bestehen.
         

         
                     Präambel

                  

                  1. Die VG Musikedition ist eine urheberrechtliche Verwertungsgesellschaft, die für ihre Mitglieder – Verlage, Komponisten,
                     Textdichter, Herausgeber – und ggfs. Außenstehende i. S. v. § 7a VGG (nach Maßgabe der §§ 51, 51a VGG) als Treuhänderin zahlreiche
                     grafische Vervielfältigungsrechte und gesetzliche Vergütungsansprüche verwaltet.
                  

               

               
                     1. Vertragshilfe

                  

                  
                     
                        	
                            Die EKD leistet Vertragshilfe. Sie besteht darin, dass

                           
                              
                                 	dd)

                                 	
                                    sie die gem. Ziffer 5 a) Berechtigten regelmäßig - mindestens aber einmal pro Jahr - schriftlich (bzw. in Textform) über die
                                       rechtlichen Grundlagen zur grafischen Vervielfältigung von Werken der Musik (§ 53 Abs. 4a UrhG), den Inhalt dieses Gesamtvertrages
                                       sowie der Einzellizenzverträge sachgerecht und in geeigneter Form und in angemessenem Umfang informiert. Dies kann zum Beispiel
                                       erfolgen über Hinweise auf Homepages der EKD oder der berechtigten Einrichtungen, Broschüren, Newsletter, Intranets und andere
                                       Medienkanäle. 
                                    

                                 

                                 	ee)

                                 	
                                    Sofern die Vertragshilfe durch die Landeskirchen erfolgt, wird die EKD die Landeskirchen darauf hinweisen, dass die Vertragshilfe
                                       Bestandteil dieses Gesamtvertrages und Voraussetzung für die Gewährung des Nachlasses gem. Ziffer 3. b) ist.
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	
                            Die VG Musikedition erhält unaufgefordert eine Nachricht über Umfang und Inhalt der jeweils erfolgten Vertragshilfe. Bei
                              Informationen, die nicht öffentlich zugänglich sind, erhält die VG Musikedition eine Kopie der Information.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     4. Vertragsdauer

                  

                  
                     
                        	
                            Dieser Vertrag tritt mit Unterzeichnung in Kraft und läuft zunächst bis zum 31.12.2024. Eine Vertragsverlängerung um jeweils
                              ein Jahr tritt ein, wenn der Vertrag nicht mit einer Frist von sechs Monaten zum Kalenderjahresende von einem der Vertragspartner
                              gekündigt wird.
                           

                        

                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Kassel, den 03.07.2023

                                 

                              
                              	
                                 Hannover, den 12.06.2023

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Christian Krauß

                              
                              	
                                 Dr. Hans Ulrich Anke

                              
                           

                           
                              	
                                 Sebastian Mohr  
                                 

                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         818. Pauschalvertrag 
zwischen der Evangelischen Kirche in Deutschland 
und der VG WORT und der VG Bild-Kunst 
über Fotokopien und sonstige Vervielfältigungen
         

      

      
         Vom 10./24. Juli 2018

      

      
         (Abl. 68 S. 293, ABl. EKD S. 210)
         

      

      
            

         

         Zwischen

         
            
               	1)

               	
                  der Evangelischen Kirche in Deutschland, Herrenhäuser Str. 12, 30419 Hannover, vertreten durch den Rat der EKD, dieser vertreten durch den Präsidenten des Kirchenamtes der EKD, Dr. Hans Ulrich Anke,

               

            

         

         im Folgenden „EKD“

         

         und

         

         
            
               	2)

               	
                  den Verwertungsgesellschaften Verwertungsgesellschaft WORT (VG WORT), rechtsfähiger Verein kraft staatlicher Verleihung, München, gleichzeitig handelnd für die 
Verwertungsgesellschaft Bild-Kunst (VG Bild-Kunst), rechtsfähiger Verein kraft staatlicher Verleihung vertreten durch die geschäftsführenden Vorstandsmitglieder der VG WORT, Herrn Dr. Robert Staats und Herrn Rainer Just,
                  

               

            

         

         im Folgenden „Verwertungsgesellschaften“

         

         - gemeinsam nachfolgend „die Parteien“ und/oder „die Vertragsparteien“ genannt -

         

         wird folgender Vertrag geschlossen:

         

         
                     Präambel

                  

                  Die Verwertungsgesellschaften nehmen Vervielfältigungsrechte und Vergütungsansprüche für Urheber und Verlage von Schrift- und Bildwerken wahr.

                  Dieser Vertrag ersetzt die Vereinbarungen über Vervielfältigungen im kirchlichen Gebrauch vom 19. Februar 1988, vom 4. Juni 1991 (1. Ergänzungsvereinbarung), insbesondere vor dem Hintergrund des UrhWissG.

                  Es besteht Unklarheit, inwieweit die Kirchengemeinden als Betreiber im Sinne des § 54c UrhG anzusehen sind. Soweit dies der
                     Fall ist, richtet sich die Vergütung nach § 54c UrhG. Soweit dies nicht der Fall ist, ist die Vergütung vertraglicher Natur.
                  

                  Bei der Herleitung der Vergütungspauschalen finden unter anderem die bestehenden Tarife der VG Wort und VG Bild-Kunst zur
                     Betreibervergütung sowie die Anzahl der Kirchengemeinden der Gliedkirchen der EKD Berücksichtigung. Zwischen den Vertragsparteien
                     besteht Einigkeit, dass die Struktur der Kirchengemeinden in den Gliedkirchen unterschiedlich ist und nicht in allen Kirchengemeinden urheberrechtlich relevante Vervielfältigungen erstellt werden.
                  

                  Vor diesem Hintergrund einigen sich die Parteien auf die folgenden Regelungen:

               

               
                     § 1
Vertragsgegenstand
                     

                  

                  
                     	
                        Dieser Vertrag regelt die Vergütung für Kopien, die von urheberrechtlich geschützten Schriftwerken und Bildwerken (z.B. Werke
                           der Bildenden Kunst, Fotografien und Illustrationen) in der EKD, den Gliedkirchen der EKD, den Gemeinden und den gemeindeübergreifenden Vereinigungen (Berechtigte) zum sonstigen eigenen Gebrauch im Sinne der § 53 Absatz 2 Satz 1 Nr. 4 UrhG, d.h. insbesondere zu Zwecken des Einsatzes in Gottesdiensten, bei nichtkommerziellen
                           Veranstaltungen, in der Gemeindearbeit, im Konfirmandenunterricht, in Gemeindegruppen, Seminaren und in der Senioren- und Bibelarbeit, angefertigt werden. Der Vertrag
                           regelt auch die Vergütung für Vervielfältigungen im Umfang des nach § 53 Absatz 2 Satz 1 Nr. 4 UrhG erlaubten, soweit nicht nur einzelne Vervielfältigungen
                           hergestellt werden.
                        

                     

                     	
                        Dieser Vertrag erfasst nicht Vervielfältigungen urheberrechtlich geschützter Text- und Bildwerke, die

                        
                           
                              	
                                 gemäß §§ 53, 60a, 60c, 54c UrhG in kirchlichen Schulen, Hochschulen, Bildungs- und Forschungseinrichtungen, die eigene Forschungsaufgaben
                                    erfüllen, sowie in öffentlichen Bibliotheken angefertigt werden. Betreiber von Vervielfältigungsgeräten in diesen Einrichtungen können – soweit erforderlich – mit den Verwertungsgesellschaften mit Wirkung ab dem 1. Januar 2018 Einzelverträge auf Basis der Gesamtverträge mit den Ländern oder den weiteren Rahmenverträgen
                                    zur Betreibervergütung abschließen.
                                 

                              

                              	
                                 gemäß §§ 53, 60a, 54c UrhG in kirchlichen Einrichtungen der Berufs- sowie sonstigen Aus- und Weiterbildung (auch der Pfarrerinnen- und Pfarrerausbildung) angefertigt werden. Die Abgeltungsansprüche der Verwertungsgesellschaften
                                    für Kopien an diesen Einrichtungen bleiben einer gesonderten Regelung vorbehalten.
                                 

                              

                           

                        

                     

                     	
                        Die VG WORT übernimmt – auch für die VG Bild-Kunst – die Entgegennahme und Kontrolle der Meldungen sowie das Inkasso.

                     

                     	
                        Die Vertragsparteien prüfen derzeit, ob eine gesonderte Vereinbarung und Tarif über die Abgeltung für Kopien an Kindergärten,
                           Kindertagesstätten und andere frühkindliche Bildungseinrichtungen vor dem Hintergrund der rechtlichen Änderungen durch das UrhWissG (§ 60a Absatz 4 UrhG) erforderlich ist.
                        

                     

                  

               

               
                     § 2
Einräumung von Nutzungsrechten
                     

                  

                  Die Verwertungsgesellschaften räumen den Berechtigten Rechte zur Vervielfältigung im Umfang des § 53 Absatz 2 Satz 1 Nr. 4
                     UrhG ein, soweit es sich nicht um einzelne Vervielfältigungen gem. § 53 UrhG handelt. Die Verwertungsgesellschaften stellen die Berechtigten im Umfang dieses Vertrags von Ansprüchen Dritter
                     frei.
                  

               

               
                     § 3
Erfasste Geräte
                     

                  

                  
                     
                        	
                           Dieser Vertrag erfasst Vervielfältigungshandlungen bei den Berechtigten, die mit Hilfe folgender Geräte vorgenommen werden:

                           
                              
                                 	
                                    herkömmliche Fotokopiergeräte sowie Multifunktionsgeräte, die die Funktionen von mehreren, ansonsten getrennt anzuschaffenden
                                       Geräten in einem Gehäuse vereinen, solange sie über ein festes Vorlagenglas verfügen. Stand-alone-Scanner und Gerätekombinationen,
                                       die Scanner und Drucker in einer Funktionseinheit, aber nicht in einem Gehäuse vereinen, sind nicht Gegenstand dieses Vertrages.
                                    

                                 

                                 	
                                    Digitaldrucker: Drucker, die digitale Vorlagen auf Papier vervielfältigen können, unabhängig davon, ob dies im Wege des Tintenstrahldrucks,
                                       des Laserdrucks oder durch LED-, Gel-, Wachs oder Festtintentechnologien geschieht. Digitaldrucker unterfallen der Vergütungspflicht,
                                       wenn sie Papier mindestens im Format DIN A4 und nicht größer als im Format DIN A3 verarbeiten können.
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Von der Vergütungspflicht nach diesem Vertrag ausgeschlossen sind insbesondere Vervielfältigungen, die mit folgenden Maschinen
                              und Geräte der Druckindustrie gefertigt werden:
                           

                           
                              
                                 	
                                    Flachdruckmaschinen 
(z.B. Offsetdruck, Blechdruck)
                                    

                                 

                                 	
                                    Hochdruckmaschinen 
(z.B. Buchdruck, Flexodruck)
                                    

                                 

                                 	
                                    Tiefdruckmaschinen 
(z.B. Rakeltiefdruck – Rollendruck und Bogendruck)
                                    

                                 

                                 	
                                    Großformatkopiergeräte ab DIN A2

                                 

                                 	
                                    Durchdruckmaschinen 
(z.B. Siebdruck, Filmdruck, Schablonendruckgeräte) sowie
                                    

                                 

                                 	
                                    Mikrofilmaufnahmegeräte.

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Eine Abgrenzung der Vervielfältigungshandlungen mit überwiegend verwaltungsintern genutzten Geräten (also Geräten, die nicht öffentlich zugänglich sind und kaum für Vervielfältigungen von urheberrechtlich
                              geschütztem Material verwendet werden) ist wegen der pauschalen Abgeltung der Vergütungsansprüche nach diesem Vertrag nicht
                              erforderlich.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 4
Vergütung
                     

                  

                  
                     
                        	
                           Die Parteien sind unterschiedlicher Auffassung über den Zeitpunkt, zu dem die bisher bestehenden Verträge aufgrund der Kündigung
                              der Verwertungsgesellschaften endeten. Unstreitig wurde eine Vergütung für Nutzungen der Berechtigten über Nutzungshandlungen zwischen dem 1. Januar und dem 31. Dezember 2017 bisher nicht an die Verwertungsgesellschaften gezahlt. Für diesen Zeitraum
                              vereinbaren die Vertragsparteien für sämtliche Nutzungen, die unter die bisherigen Verträge fielen, nun eine Pauschalvergütung von
                           

                           
                              
                                 
                                    
                                    
                                    
                                 
                                 
                                    
                                       	
                                          xxx.xxx,xx EUR netto

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                       	
                                          zzgl. der geltenden Umsatzsteuer.

                                       
                                    

                                 
                              

                           

                        

                        	
                           Für den Zeitraum vom 1. Januar 2018 bis zum 31. Dezember 2020 gilt eine jährliche pauschale Vergütung wie folgt:

                           in EUR/netto

                           
                              
                                 	
                                    Jahr 2018: xxx.xxx,xx

                                 

                                 	
                                    Jahr 2019: xxx.xxx,xx

                                 

                                 	
                                    Jahr 2020: xxx.xxx,xx

                                    jeweils zzgl. der jeweils geltenden Umsatzsteuer.

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Die vereinbarten Vergütungen berücksichtigen einen Gesamtvertragsrabatt von 20%, der für die Verwaltungserleichterungen der
                              Verwertungsgesellschaften durch Einhaltung der Vertragsbedingungen gewährt wird.
                           

                        

                        	
                           Den Parteien ist bewusst, dass mit Urteil vom 18. Januar 2017 in der Rechtssache C-37/16 des „Minister Finansów“ (Polen) gegen
                              die polnische Verwertungsgesellschaft SAWP (Künstlervereinigung von Aufführenden musikalischer Werke mit oder ohne Text) der EuGH entschieden hat, dass für urheberrechtliche
                              Gerätevergütungen keine Mehrwertsteuer nach der Mehrwertsteuerrichtlinie geschuldet ist. Unklar ist derzeit, welche Auswirkungen
                              diese Entscheidung auf die Rechtslage in Deutschland und auf die Zahlungen nach diesem Vertrag hat. Die Verwertungsgesellschaften
                              bemühen sich seit Vorliegen des Urteils um Klarstellung bei den Finanzbehörden und führen weiterhin die Umsatzsteuer ab, die
                              in § 3 Absatz 9 UStG derzeit ausdrücklich vorgesehen ist. Sollte sich die Rechtslage während der Laufzeit des Vertrages dahingehend
                              klären, dass für vertragsgegenständliche Leistungen – ganz oder teilweise – die Umsatzsteuer nicht abzuführen ist, werden
                              die Verwertungsgesellschaften gegenüber der EKD ab Inkrafttreten einer Neuregelung so abrechnen, dass die Rechtslage und die
                              Rechtsauffassung der zuständigen Finanzbehörden nach dem maßgeblichen Leistungszeitpunkt jeweils korrekt abgebildet werden.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 5
Zahlungsweise und Fälligkeit
                     

                  

                  
                     
                        	
                           Die Vergütung für das Jahr 2017 gem. § 3 Absatz 1 ist 14 Tage nach Vertragsabschluss fällig.

                        

                        	
                           Die Vergütung für die vertragsgegenständlichen Nutzungen ab 1. Januar 2018 ist für jedes Nutzungsjahr vollständig fällig und
                              zahlbar nach Rechnungsstellung.
                           

                        

                        	
                           Zahlungen sind auf folgendes Konto vorzunehmen:

                           Kontoinhaber: Verwertungsgesellschaft WORT

                           IBAN: xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx

                           BIC: xxxxxxxxxx

                        

                        	
                           Die Zahlung hat befreiende Wirkung gegenüber beiden Verwertungsgesellschaften.

                        

                        	
                           Im Falle eines unterjährigen Vertragsendes findet eine anteilige Anrechnung der Jahresvergütung statt, jedoch nur für ganze vertragsfreie Monate (Zwölftelung der Jahresvergütung).

                        

                     

                  

               

               
                     § 6
Vertragshilfe
                     

                  

                  
                     
                        	
                           Die EKD unterstützt die Verwertungsgesellschaften beim Inkasso der Vergütung für Kopien von urheberrechtlich geschütztem Schrift-
                              und Bildwerken durch geeignete Information der kirchlichen Hochschulen und Büchereien unter Hinweis auf die Melde- und Zahlungspflichten bei der VG WORT.
                           

                        

                        	
                           Die Vertragspartner haben gemeinsam ein Merkblatt für Nutzungen in Kirchengemeinden, an Schulen, Hochschulen, Öffentlichen Bibliotheken, Bildungswerken der Kirchen, kirchlichen Kitas und Kindergärten erarbeitet,
                              das die Vertragspartner jeweils verbreiten und gegebenenfalls in Abstimmung ändern und ergänzen werden.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 7
Laufzeit
                     

                  

                  
                     
                        	
                           Dieser Vertrag tritt am 1. Januar 2018 in Kraft und läuft mindestens bis zum 31. Dezember 2020 (Grundlaufzeit), sofern er nicht außerordentlich gekündigt wird. Er ersetzt den Vertrag und die Ergänzungsvereinbarungen
                              vom 19. Februar 1988, vom 4. Juni 1991 (1. Ergänzungsvereinbarung) vorbehaltlich der Regelung in § 3 Absatz 1.
                           

                        

                        	
                           Die ordentliche Kündigung kann schriftlich mit einer sechsmonatigen Kündigungsfrist zum Ende eines Kalenderjahres, frühestens
                              zum 31. Dezember 2020 erklärt werden. Wird der Vertrag nicht gekündigt, verlängert er sich jeweils um ein weiteres Kalenderjahr.
                           

                        

                        	
                           Sollten weitere Geräte, weitere Nutzungshandlungen oder weitere Vergütungsschuldner durch eine Gesetzesänderung oder durch höchstrichterliches Urteil während der Laufzeit dieses Vertrags von der Betreibervergütung
                              gem. § 54c UrhG erfasst werden oder wegfallen, können die Verwertungsgesellschaften diesen Vertrag außerordentlich, auch bereits
                              vor dem 31. Dezember 2020, kündigen und die unverzügliche Aufnahme von Vergütungsverhandlungen verlangen („Änderungskündigung“).
                           

                        

                        	
                           Verlängert sich dieser Vertrag über die Grundlaufzeit hinaus sowie im Falle einer Änderungskündigung ist die vertraglich vereinbarte Vergütung als Abschlagszahlung weiterhin zu zahlen. Es gilt die letzte vereinbarte Jahresvergütung
                              als Abschlagszahlung. Die Parteien nehmen in diesem Fall Verhandlungen über die Vergütungshöhe auf.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 8
Präjudizausschluss
                     

                  

                  
                     
                        	
                           Zwischen den Parteien besteht Einvernehmen, dass diese Vergütungssätze im Verhandlungswege auf Basis der bisherigen gemeinsamen Kenntnisse von der Nutzung von Kopierern und Digitaldruckern ermittelt wurden.

                        

                        	
                           Die vereinbarten Vergütungssätze stellen deshalb keine Berechnungsgrundlage oder ein Präjudiz für künftige Verhandlungen dar.
                              Insbesondere stellen die vereinbarten Vergütungssätze auch kein Präjudiz für die angemessene Vergütung für Vervielfältigungen dar, die im Zusammenhang mit Nutzungen nach § 60e Absatz 4 UrhG angefertigt werden.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 9
Schlussbestimmungen
                     

                  

                  
                     
                        	
                           Mündliche Nebenabreden sind nicht getroffen.

                        

                        	
                           Änderungen, Ergänzungen oder die Aufhebung dieses Vertrages bedürfen der Schriftform. Dies gilt auch für die Änderung, Ergänzung oder Aufhebung dieses Schriftformerfordernisses.

                        

                        	
                           Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam oder undurchführbar sein, so wird die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen
                              hiervon nicht berührt. § 139 BGB ist nicht anwendbar. Statt der unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung gilt diejenige
                              wirksame und durchführbare Bestimmung als vereinbart, die dem wirtschaftlichen Zweck der unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung am nächsten kommt. Entsprechendes gilt im Fall von Lücken; hier gilt
                              diejenige Bestimmung als vereinbart, welche die Parteien sinnvollerweise vereinbart hätten, wenn sie die Lücke gesehen hätten.
                           

                        

                        	
                           Erfüllungsort und Gerichtsstand sind am Sitz der VG Wort.

                        

                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Hannover,

                              
                              	
                                 10. Juli 2018

                              
                           

                           
                              	
                                 Dr. Hans Ulrich Anke

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 EKD

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 München,

                              
                              	
                                 24. Juli 2018

                              
                           

                           
                              	
                                 Dr. Robert Staats

                              
                              	
                                 Rainer Just

                              
                           

                           
                              	
                                 VG WORT

                              
                              	
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

      

      

   
      

      
         820. Verordnung über die Stellenbewertung 
der Kirchenpflegerinnen und Kirchenpfleger 
im öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis
         

      

      
         Verordnung des Oberkirchenrats vom 27. Oktober 2016

      

      
         (Abl. 67 S. 257)
         

      

      Aufgrund von § 40 Kirchengemeindeordnung wird verordnet:
      

      
                     § 1

                  

                  Kirchenpflegerinnen und Kirchenpfleger im öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis werden nach den Grundsätzen besoldet, die
                     sich aus den Bestimmungen für die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten im Bereich der Evang. Landeskirche in Württemberg ergeben,
                     sofern nicht nachfolgend etwas anderes bestimmt ist.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für die Einstufung der Stelle ist die jeweilige Bewertung nach den folgenden Grundsätzen maßgebend:
                  

                  
                     
                        	
                           Die Bewertung der Kirchenpflegerinnen- und Kirchenpflegerstelle erfolgt nach einem Punktesystem, in dem die der Kirchenpflegerin
                              oder dem Kirchenpfleger übertragenen Dienstaufgaben entsprechend berücksichtigt sind. Zur Ermittlung der Punktezahl ist der
                              zu dieser Verordnung veröffentlichte Bewertungsbogen gemäß der Anlage1 zu verwenden.
                           

                        

                        	
                           Ändern sich nicht nur vorübergehend die der Bewertung zugrunde gelegten Punktezahlen aufgrund einer erheblichen Veränderung
                              der Dienstaufgaben, die bisher nicht bei der Bewertung berücksichtigt sind, so ist eine Neubewertung nach Nr. 1 durchzuführen.
                           

                        

                        	
                           Die Einstufung der Kirchenpflegerinnen- und Kirchenpflegerstellen erfolgt in den Gruppen A, B, C, D, E 1, E 2, F 1 und F 2
                              nach Maßgabe der folgenden Punktezahlen:
                           

                           
                              
                                 
                                    
                                    
                                    
                                 
                                 
                                    
                                       	
                                          unter 55 Punkten:

                                       
                                       	
                                          

                                       
                                       	
                                          Gruppe A

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          55 bis 69,9 Punkte: 

                                       
                                       	
                                          

                                       
                                       	
                                          Gruppe B

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          70 bis 84,9 Punkte: 

                                       
                                       	
                                          

                                       
                                       	
                                          Gruppe C

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          85 bis 99,9 Punkte: 

                                       
                                       	
                                          

                                       
                                       	
                                          Gruppe D

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          100 bis 114,9 Punkte: 

                                       
                                       	
                                          

                                       
                                       	
                                          Gruppe E 1

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          115 bis 129,9 Punkte: 

                                       
                                       	
                                          

                                       
                                       	
                                          Gruppe E 2

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          130 bis 144,9 Punkte: 

                                       
                                       	
                                          

                                       
                                       	
                                          Gruppe F 1

                                       
                                    

                                    
                                       	
                                          ab 145 Punkten: 

                                       
                                       	
                                          

                                       
                                       	
                                          Gruppe F 2

                                       
                                    

                                 
                              

                           

                        

                        	
                           Stellen der Gruppen D, E 1, E 2, F 1 und F 2 bedürfen für die Einstufung der Bestätigung durch eine Stellenbewertungskommission,
                              die beim Oberkirchenrat gebildet wird. Der Kommission gehören an:
                           

                        

                     

                     
                        	
                           Zwei Vertreterinnen oder Vertreter, die von der Vereinigung evangelischer Kirchenpflegerinnen und Kirchenpfleger benannt werden,

                        

                        	
                           eine Vertreterin oder ein Vertreter, die oder der von der Landeskirchlichen Mitarbeitervertretung benannt wird,

                        

                        	
                           eine Vertreterin oder ein Vertreter aus dem Kreis der Kirchlichen Verwaltungsstellen und

                        

                        	
                           eine Vertreterin oder ein Vertreter aus dem Referat Arbeitsrecht des Oberkirchenrats.

                        

                     

                  

                  Für die Mitglieder der Kommission ist je eine Stellvertretung zu benennen.

                  Bei Stellen der Gruppen A, B und C, ist die Bewertung dann der Kommission zur Entscheidung vorzulegen, wenn zwischen Stelleninhaberin
                     bzw. Stelleninhaber, Anstellungsträger und Kirchlicher Verwaltungsstelle kein Einvernehmen über die Bewertung erzielt werden
                     kann. Die Kommission kann von jedem der Beteiligten angerufen werden. 
                  

                  Die Stellenbewertungskommission stellt die Punktezahl und damit die Einstufung der Stelle abschließend fest. 

                  Das Ergebnis der Bewertungskommission ist allen Beteiligten mitzuteilen.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Kirchenpflegerinnen- und Kirchenpflegerstellen werden den folgenden Besoldungsgruppen zugeordnet:
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Gruppe 
Kirchenpflege
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Erreichbare Besoldungsgruppe

                              
                           

                        
                        
                           
                              	
                                 A

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 A 8 mittlerer Dienst

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 A 9 gehobener Dienst

                              
                           

                           
                              	
                                 B

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 A 9 mittlerer Dienst

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 A 10 gehobener Dienst

                              
                           

                           
                              	
                                 C

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 A 11

                              
                           

                           
                              	
                                 D

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 A 12

                              
                           

                           
                              	
                                 E 1

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 A 13 gehobener Dienst

                              
                           

                           
                              	
                                 E 2

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 A 13 höherer Dienst

                              
                           

                           
                              	
                                 F 1

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 A 14

                              
                           

                           
                              	
                                 F 2 

                              
                              	
                                 

                              
                              	
                                 A 15 / A 16

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Bei Kirchenpflegen ab Stellen der Gruppe F 1, die in die Besoldungsgruppen A 14, A 15 oder A 16 eingestuft werden sollen,
                     erfolgt die abschließende Stellenbewertung nach den Kriterien nach § 14 Absatz 2 der Verordnung über die Beurteilung und Beförderung der Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten2 durch die nach § 14 Abs. 3 dieser Verordnung3 gebildete Stellenbewertungskommission.
                  

               

               
                     § 3

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. September 2016 in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Verordnung über die Bezüge der beamtenrechtlich angestellten Kirchenpflegerinnen und Kirchenpfleger vom 28. März 2001
                     (Abl. 59 S. 278), geändert durch Verordnung vom 5. Oktober 2004 (Abl. 61 S. 181) tritt mit Ablauf des 31. August 2016 außer Kraft.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Die Anlage zur Verordnung über die Stellenbewertung der Kirchenpfleger und Kirchenpflegerinnen im öffentlich-rechtlichen
               Dienstverhältnis „Bewertungsbogen für Kirchenpfleger/innen-, Kirchenbezirksrechner/innen-, Verbandsrechner/innen im verbundenen
               Amt und Geschäftsführer/innen-Stellen“ ist abgedruckt in Abl. 67 S. 259 ff.

         

      

      2
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 652 dieser Sammlung.

         

      

      3
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 652 dieser Sammlung.

         

      

   
      

      
         830. Dienstordnung für die gebärdensprachliche Gemeindearbeit der Evangelischen Landeskirche in Württemberg

      

      
         Vom 19. Dezember 2023

      

      
         (Abl. 71 Nr. 7)
         

      

      Es werden folgende Regelungen getroffen:

      
                     Artikel 1
Dienstordnung für die gebärdensprachliche Gemeindearbeit der Evangelischen Landeskirche in Württemberg
                     

                  

                  
                     
                        	
                            Grundsätzliches

                           
                              
                                 	1.1

                                 	
                                    Gebärdensprachliche Gemeindearbeit ist der Dienst der Kirche an Gebärdensprache nutzenden Menschen. Er geschieht unbeschadet
                                       der Zuständigkeit der Kirchengemeinden und Kirchenbezirke im Auftrag der Landeskirche.
                                    

                                 

                                 	1.2

                                 	
                                    Gebärdensprachliche Gemeindearbeit soll Menschen, die die Gebärdensprache verwenden, vor Isolierung in Kirche und Gesellschaft
                                       bewahren, ihnen die Botschaft des Evangeliums sowie psychosoziale Hilfen vermitteln. Die gebärdensprachliche Gemeindearbeit
                                       geschieht im Einklang mit dem Inklusionsgedanken. Gemäß der UN-Behindertenrechtskonvention sind die Sprache und die Kultur
                                       der Gebärdensprache nutzenden Menschen als unverzichtbare Voraussetzung einzustufen und zu schützen.
                                    

                                 

                                 	1.3

                                 	
                                    Die mit der gebärdensprachlichen Seelsorge Beauftragten sind zur Amtsverschwiegenheit und zur Einhaltung des Seelsorgegeheimnisses
                                       verpflichtet und an die datenschutzrechtlichen Bestimmungen der Evangelischen Kirche in Deutschland und des Landes Baden-Württemberg
                                       gebunden.
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	
                            Gebärdensprachliche Gemeindearbeit auf der Ebene der Landeskirche

                           
                              
                                 	2.1

                                 	
                                    Gebärdensprachliche Gemeindearbeit auf der Ebene der Landeskirche wird durch Mitarbeitende im Oberkirchenrat wahrgenommen.
                                       Die Dienst- und Fachaufsicht über diese Mitarbeitenden liegt bei der Leitung des für Planung, Einsatz, Verwaltung und Pfarrdienst
                                       zuständigen Referats im Oberkirchenrat.
                                    

                                 

                                 	2.2

                                 	
                                    Zu den Aufgaben der gebärdensprachlichen Gemeindearbeit auf der Ebene der Landeskirche gehören insbesondere:

                                    
                                       
                                          	
                                              Unterstützung und Vertretung der nebenamtlichen und ehrenamtlichen Mitarbeitenden bei den Aufgaben der Verkündigung und Seelsorge;

                                          

                                          	
                                              Organisation und Durchführung von Landestreffen, Freizeiten, regionalen Zusammenkünften;

                                          

                                          	
                                              Schulung und Begleitung von Mitarbeitenden;

                                          

                                          	
                                              Vorschlag von Fortbildungen für nebenamtliche Mitarbeitende;

                                          

                                          	
                                              Förderung des ehrenamtlichen Engagements;

                                          

                                          	
                                              Öffentlichkeitsarbeit und Publikationen.

                                          

                                       

                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	
                            Gebärdensprachliche Gemeindearbeit in den Kirchenbezirken

                           
                              
                                 	3.1

                                 	
                                    Die Aufgaben der Seelsorge und Verkündigung an Gebärdensprache nutzenden Menschen in den Kirchenbezirken werden auf Gemeindepfarrerinnen
                                       und Gemeindepfarrer im Rahmen des Dienstauftrags beziehungsweise auf Diakoninnen und Diakone im Rahmen der Dienstordnung übertragen.
                                       Sie erhalten dafür eine Einführung in die Arbeit und eine Ausbildung in der Deutschen Gebärdensprache. Ersatz des finanziellen
                                       Aufwands für entsprechende Aus- und Fortbildungen kann über die Landespfarrerin oder den Landespfarrer im Oberkirchenrat bei
                                       dem für Planung, Einsatz, Verwaltung und Pfarrdienst zuständigen Referat beantragt werden. Die mit Gebärdensprache in der
                                       Seelsorge Beauftragten sind für Gebärdensprache nutzende Menschen in ihrem Kirchenbezirk (und gegebenenfalls weiteren ihnen
                                       zugeordneten Bezirken) zuständig.
                                    

                                 

                                 	3.2

                                 	
                                    Die mit der gebärdensprachlichen Seelsorge Beauftragten werden in einer gottesdienstlichen Feier von der zuständigen Landespfarrerin
                                       oder vom zuständigen Landespfarrer in Zusammenarbeit mit der Dekanin oder dem Dekan in ihr Amt eingeführt.
                                    

                                    Zu den Aufgaben der gebärdensprachlichen Seelsorgerinnen und Seelsorger gehören vor allem:

                                    
                                       
                                          	
                                              Gottesdienste für Gebärdensprache nutzende Menschen;

                                          

                                          	
                                              Seelsorge;

                                          

                                          	
                                              Übernahme von Kasualien;

                                          

                                          	
                                              Verständnis schaffen für Gebärdensprache nutzende Menschen;

                                          

                                          	
                                              Teilnahme am Konvent.

                                          

                                       

                                    

                                 

                                 	3.3

                                 	
                                    Gottesdienste für Gebärdensprache nutzende Menschen können auch von Prädikantinnen und Prädikanten mit entsprechender Ausbildung
                                       und Gebärdensprachkompetenz durchgeführt werden.
                                    

                                 

                                 	3.4

                                 	
                                    Der Ersatz des finanziellen Aufwands für die gebärdensprachliche Gemeindearbeit kann über die Landespfarrerin oder den Landespfarrer
                                       im Oberkirchenrat beim für Planung, Einsatz, Verwaltung und Pfarrdienst zuständigen Referat beantragt werden. 
                                    

                                    Die Kirchenbezirke werden gebeten, die gebärdensprachliche Gemeindearbeit zu unterstützen.

                                 

                              

                           

                        

                        	
                            Konvent

                           Die im Bereich der Landeskirche in der gebärdensprachlichen Gemeindearbeit Tätigen bilden den „Konvent für gebärdensprachliche
                              Gemeindearbeit in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg“. Mit dem Konvent ist eine kontinuierliche Fortbildung der
                              Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter verbunden. Die Seelsorgerinnen und Seelsorger, die die Gebärdensprache nutzen, sind verpflichtet,
                              an der Jahrestagung des Konvents teilzunehmen. Es handelt sich dabei um Fortbildungen im Sinne von § 55 Pfarrdienstgesetz der EKD1 und § 1 Absatz 1 Satz 2 Kirchliche Anstellungsordnung2. 
                           

                        

                     

                  

               

               
                     Artikel 2
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
                     

                  

                  Dieser Erlass tritt am 1. Januar 2024 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Ordnung für den kirchlichen Dienst an Gehörlosen vom
                     29. Juni 1999 (Abl. 58 S. 263), geändert durch Erlass des Oberkirchenrats vom 27. Januar 2014 (Abl. 66 S. 310), außer Kraft. 
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung.
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 700 dieser Sammlung.
            

         

      

   
      

      
         831. Dienstordnung für die Hochschulseelsorge 
der Evangelischen Landeskirche in Württemberg
         

      

      
         Erlass des Oberkirchenrats vom 3. März 2020 (Abl. 69 S. 54), geändert durch Erlass vom 6. August 2024 (Abl. 71 Nr. 63) und vom 24. Juni 2025 (Abl. 71 Nr. 165)
         

      

      

      
            
               	
                   Grundsätzliches

                  
                     
                        	1.1

                        	
                           Hochschulseelsorge ist Dienst der Kirche an Studierenden und Mitarbeitenden im Bereich der Universitäten und Hochschulen.
                              Er geschieht unbeschadet der Zuständigkeiten der Kirchengemeinden und Kirchenbezirke im Auftrag der Landeskirche.
                           

                        

                        	1.2

                        	
                           Hochschulseelsorge geschieht im Kontext autonomer Universitäten und Hochschulen und soll in ökumenischer Verbundenheit geschehen.

                        

                        	1.3

                        	
                           Die mit der Hochschulseelsorge Beauftragten sind zur Amtsverschwiegenheit und zur Einhaltung des Seelsorgegeheimnisses verpflichtet
                              und an die datenschutzrechtlichen Bestimmungen der Evangelischen Kirche in Deutschland und des Landes Baden-Württemberg gebunden.
                           

                        

                     

                  

               

               	
                   Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen

                  
                     
                        	2.1

                        	
                           Der Dienst der Hochschulseelsorge wird von Pfarrerinnen und Pfarrern im Haupt- und im Nebenamt sowie von anderen dafür geeigneten
                              Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern wahrgenommen.
                           

                        

                        	2.2

                        	
                           Die Pfarrstellen der hauptamtlichen Hochschulseelsorgerinnen und Hochschulseelsorger werden vom Oberkirchenrat einer Kirchengemeinde
                              oder einem Kirchenbezirk zugeordnet. Die Kirchengemeinde oder der Kirchenbezirk sind an der Besetzung der Hochschulpfarrstellen
                              beteiligt (vgl. unten Nummer 3). Sie stellen die für den Dienst der ihnen zugeordneten Hochschulpfarrerinnen und Hochschulpfarrer
                              notwendigen finanziellen Mittel für die sächlichen Kosten zur Verfügung (vgl. Nummer 6) und tragen die Wohnungslast (vgl.
                              Nummer 1 Ausführungsverordnung zur Kirchengemeindeordnung1 und Nummer 1 Ausführungsverordnung zur Kirchenbezirksordnung2). 
                           

                        

                        	2.3

                        	
                           Ist mit einem Gemeindepfarramt oder mit einem Bezirkspfarramt ein nebenamtlicher Dienstauftrag in der Hochschulseelsorge verbunden,
                              so trifft der Oberkirchenrat eine Entscheidung über die Tragung der sächlichen Kosten in Anlehnung an Nummer 2.2. 
                           

                        

                        	2.4

                        	
                           Andere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Hochschulseelsorge werden in der Regel von Kirchengemeinden oder Kirchenbezirken
                              nach Maßgabe der Kirchlichen Anstellungsordnung3 angestellt.
                           

                        

                     

                  

               

               	
                   Stellenbesetzung

                  
                     
                        	3.1

                        	
                           Für die Besetzung der haupt- und nebenamtlichen Hochschulpfarrstellen gelten die Bestimmungen der §§ 5 und 6 Pfarrstellenbesetzungsgesetz4 und der dazu ergangenen Ausführungsverordnung. 
                           

                        

                        	3.2

                        	
                           Bei der Besetzung einer haupt- oder nebenamtlichen Hochschulpfarrstelle kommen als Vertreterinnen und Vertreter des Arbeitsbereichs
                              nach §§ 5 und 6 Absatz 2 Pfarrstellenbesetzungsgesetz5 insbesondere folgende Personen in Frage: 
                           

                           
                              
                                 	
                                     eine Vertreterin oder ein Vertreter der Universität oder Hochschule, 

                                 

                                 	
                                     Vertreterinnen oder Vertreter der örtlichen Hochschulgemeinde oder der Studierendenschaft, 

                                 

                                 	
                                     die Sprecherin oder der Sprecher des Konvents der Hochschulpfarrer und Hochschulpfarrerinnen oder eine von ihm oder ihr benannte
                                       Vertreterin oder Vertreter, soweit nicht eine andere Vertreterin oder ein anderer Vertreter nach §§ 5 und 6 Pfarrstellenbesetzungsgesetz6 bereits beteiligt ist. 
                                    

                                 

                              

                           

                           Bei der Besetzung einer mit der Geschäftsführung verbundenen Pfarrstelle (vgl. unten Nummer 5) werden auch die in der örtlichen
                              Hochschulseelsorge tätigen Pfarrerinnen und Pfarrer gehört. 
                           

                        

                        	3.3

                        	
                           Bei der Besetzung von Stellen für privatrechtlich angestellte, hauptberufliche Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter in der Hochschulseelsorge
                              wird dem Anstellungsträger empfohlen, den in Nummer 3.2 genannten Personen Gelegenheit zur Äußerung zu geben.
                           

                        

                     

                  

               

               	
                   Dienst- und Fachaufsicht

                  
                     
                        	4.1

                        	
                           Die unmittelbare Dienstaufsicht über die Hochschulpfarrerinnen und Hochschulpfarrer liegt beim zuständigen Dekanatamt. Die
                              Dienstaufsicht über die privatrechtlich angestellten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wird vom Anstellungsträger im Benehmen
                              mit dem Dekanatamt ausgeübt. 
                           

                        

                        	4.2

                        	
                           Die Fachaufsicht über hauptamtliche, privatrechtlich angestellte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wird im Einzelfall vom Anstellungsträger
                              im Benehmen mit dem Oberkirchenrat ausgeübt.
                           

                        

                     

                  

               

               	
                   Geschäftsführung

                  
                     
                        	5.1

                        	
                           Sind einer Kirchengemeinde oder einem Kirchenbezirk mehrere Hochschulpfarrstellen zugeordnet, so kann mit einer Stelle die
                              Geschäftsführung für das Hochschulpfarramt am Standort verbunden werden. Die geschäftsführende Hochschulpfarrerin oder der
                              geschäftsführende Hochschulpfarrer führt regelmäßige Dienstbesprechungen mit den Mitarbeitenden durch und koordiniert die
                              Arbeit. Sie oder er vertritt die Belange des Hochschulpfarramts gegenüber Dekanatamt, Kirchenbezirk und Kirchengemeinden,
                              gegenüber der Hochschulleitung und der Öffentlichkeit.
                           

                        

                        	5.2

                        	
                           Die Zuordnung der Geschäftsführung zu einer Hochschulpfarrstelle wird vom Oberkirchenrat durch Geschäftsordnung festgelegt.

                        

                     

                  

               

               	
                   Finanzierung

                  
                     
                        	6.1

                        	
                           Die (geschäftsführende) Hochschulpfarrerin oder der (geschäftsführende) Hochschulpfarrer stellt in Zusammenarbeit mit den
                              anderen Mitarbeitenden den finanziellen Bedarf für das Hochschulpfarramt fest und stellt einen entsprechenden Antrag an die
                              Kirchengemeinde oder den Kirchenbezirk (vgl. Nummer 2.2). 
                           

                        

                        	6.2

                        	
                           Jeder Mitarbeitende führt Buch über die ihm zur Verfügung gestellten Mittel. Kassenbuch und Belege sind auf Ende des Haushaltsjahres
                              der Kasse der Kirchengemeinde, der Kirchenbezirkskasse oder der beauftragten Verwaltung vorzulegen. Für die Führung einer Pfarramtskasse gelten die für Gemeindepfarrer getroffenen Regelungen sinngemäß.7

                        

                        	6.3

                        	
                           Über die Verwendung von nicht bereits zuvor festgelegten Kollekten aus Hochschulgottesdiensten entscheidet das in Kirchengemeinde
                              oder Kirchenbezirk zuständige Gremium nach Anhörung der (geschäftsführenden) Hochschulpfarrerin oder des (geschäftsführenden)
                              Hochschulpfarrers. 
                           

                        

                     

                  

               

               	
                   Geschäftsordnung

                  
                     
                        	7.1

                        	
                           Der Dienstauftrag der Hochschulpfarrerin oder des Hochschulpfarrers wird für jedes Hochschulpfarramt vom Oberkirchenrat in
                              einer Geschäftsordnung festgelegt. Das zuständige Dekanatamt legt dazu einen die örtlichen Gegebenheiten berücksichtigenden
                              Entwurf vor. Sind mehrere Pfarrer und Pfarrerinnen in der Hochschulseelsorge tätig, so können die Dienstaufträge in einer
                              gemeinsamen Geschäftsordnung zusammengefasst werden. 
                           

                        

                        	7.2

                        	
                           In der Geschäftsordnung soll insbesondere Folgendes geregelt sein: 

                           
                              
                                 	
                                     Art und Größe und bei mehreren Mitarbeitenden Aufteilung der Seelsorgebereiche (Anzahl und Art der Hochschulstandorte und
                                       gegebenenfalls Fakultäten, Studierendenzahlen, Art der angebotenen Beratung oder Seelsorge an der Hochschule inklusive Zielgruppen
                                       (zum Beispiel ausländische Studierende, Seelsorge an Lehrenden oder Studierenden), 
                                    

                                 

                                 	
                                     die Gottesdienste, die für die Hochschulgemeinde gehalten werden, 

                                 

                                 	
                                     vom Hochschulpfarramt betreute evangelische oder ökumenische Studierendengemeinden, 

                                 

                                 	
                                     fest mit der Stelle verbundene Lehrbeauftragungen an der Universität oder Hochschule, 

                                 

                                 	
                                     Zusammenarbeit mit weiteren christlichen Hochschulgruppen, 

                                 

                                 	
                                     Predigtaufträge der Hochschulpfarrer oder der Hochschulpfarrerinnen in den Kirchengemeinden oder Kirchenbezirken, 

                                 

                                 	
                                     die Mitarbeit in kirchlichen Gremien, Gremien der Universität oder Hochschule, soweit sie mit dem Dienstauftrag verbunden
                                       sind.
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	7.3

                        	
                           Wird die Hochschulseelsorge von einer Pfarrerin oder einem Pfarrer geschäftsordnungsmäßig im Nebenamt wahrgenommen, so ist
                              dies bei der Festlegung ihres oder seines gesamten Dienstauftrags zu berücksichtigen (§ 25 Absatz 3 Pfarrdienstgesetz der EKD)8.
                           

                        

                     

                  

               

               	
                   Erreichbarkeit

                  
                     
                        	8.1

                        	
                           Hochschulpfarrerinnen oder Hochschulpfarrer sind verpflichtet, vollbeschäftigte, privatrechtlich angestellte Mitarbeiterinnen
                              oder Mitarbeiter sind zu verpflichten, für ihren Dienstbereich in angemessener Frist erreichbar zu sein (§ 37 Absatz 1 Pfarrdienstgesetz der EKD9 in Verbindung mit Nummer 1 der Urlaubs- und Stellvertretungsverordnung10). In die Sicherstellung der Erreichbarkeit können im Einvernehmen mit deren Anstellungsträgern die mit der Seelsorge von der Landeskirche beauftragten privatrechtlich angestellten
                              Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einbezogen werden. 
                           

                        

                        	8.2

                        	
                           Haupt- und nebenamtliche Hochschulpfarrer und Hochschulpfarrerinnen sowie privatrechtlich angestellte Mitarbeiterinnen und
                              Mitarbeiter legen im Einvernehmen mit der zuständigen Dienstaufsicht Präsenzzeiten an der Universität oder Hochschule fest
                              und geben diese der Hochschulöffentlichkeit in geeigneter Weise bekannt. Nr. 8.1 Satz 2 gilt entsprechend.
                           

                        

                     

                  

               

               	
                   Bezug der Hochschulseelsorge zur Kirchengemeinde

                  
                     
                        	9.1

                        	
                           Die in der Hochschulseesorge Tätigen suchen und pflegen die Verbindung mit den Pfarrämtern und Kirchengemeinden des Kirchenbezirks.
                              
                           

                        

                        	9.2

                        	
                           Hochschulpfarrerinnen und Hochschulpfarrer sind Mitglieder der Bezirkssynode des Kirchenbezirks, dem ihre Stelle zugeordnet
                              ist (§ 3 Abs. 2 Nr. 3 Kirchenbezirksordnung)11. Das gleiche gilt für Hochschulpfarrerinnen und Hochschulpfarrer, deren Stelle einer Kirchengemeinde des Kirchenbezirks zugeordnet
                              ist (§ 3 Abs. 2 Nr. 2 Kirchenbezirksordnung)12. Hochschulpfarrerinnen und Hochschulpfarrer, deren Stelle einer Gesamtkirchengemeinde zugeordnet ist, sind Mitglieder des
                              Gesamtkirchengemeinderats (§ 52 Abs. 1 Kirchengemeindeordnung)13. Im Übrigen sind Hochschulpfarrerinnen oder Hochschulpfarrer, deren Stelle einer Kirchengemeinde zugeordnet ist, Mitglieder
                              des Kirchengemeinderats, wenn sie einen ständigen Predigtauftrag in der Gemeinde wahrnehmen (§ 11 Absatz 1 Nummer 2 der Kirchengemeindeordnung in Verbindung mit Nummer 7 der Ausführungsverordnung zur Kirchengemeindeordnung)14. 
                           

                        

                        	9.3

                        	
                           Kasualvertretung in Kirchengemeinden soll durch Hochschulpfarrerinnen und Hochschulpfarrer möglichst nur im Einzelfall übernommen
                              werden.
                           

                        

                        	9.4

                        	
                           Hochschulpfarrerinnen oder Hochschulpfarrer nehmen an Pfarrkonventen und Dienstbesprechungen des Kirchenbezirks teil.

                        

                     

                  

               

               	
                   Visitation

                  
                     
                        	10.1

                        	
                           Hochschulpfarrämter werden im Rahmen der Visitation der kirchlichen Körperschaft visitiert, der ihre Stelle zugeordnet ist
                              (§§ 4 ff. Visitationsordnung)15. Entsprechend geschieht die Visitation der weiteren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Hochschulseelsorge im Rahmen
                              der Visitation ihres jeweiligen Anstellungsträgers. 
                           

                        

                        	10.2

                        	
                           Zur Vorbereitung der Hauptvisitation erstellen die Hochschulpfarrerinnen und Hochschulpfarrer jeweils einen Bericht über ihre
                              Arbeit (vgl. § 7 Absatz 2 Visitationsordnung in Verbindung mit Ziffer 7.2 der dazu ergangenen Ausführungsbestimmungen)16. 
                           

                        

                        	10.3

                        	
                           Im Rahmen der Visitation führt der Visitator in der Regel Gespräche mit den Hochschulpfarrern und Hochschulpfarrerinnen und
                              weiteren mit der Seelsorge beauftragten Hauptamtlichen sowie mit der Leitung der Universität oder Hochschule. Er kann sachverständige
                              Berater oder Beraterinnen beiziehen (vgl. § 5 Absatz 5 Visitationsordnung)17.
                           

                        

                     

                  

               

               	
                   Konvent und Dienstbesprechungen

                  
                     
                        	11.1

                        	
                           Die Hochschulpfarrerinnen und Hochschulpfarrer sowie weitere mit der Seelsorge an Hochschulen beauftragte Personen bilden
                              den „Konvent der Hochschulseelsorgerinnen und Hochschulseelsorger“. Er trifft sich mindestens jährlich. 
                           

                        

                        	11.2

                        	
                           Der Konvent wählt eine Sprecherin oder einen Sprecher. Im Übrigen wird die Arbeit des Konvents in einer von diesem zu beschließenden
                              Satzung geregelt, die der Genehmigung des Oberkirchenrats bedarf. 
                           

                        

                        	11.3

                        	
                           Der Oberkirchenrat lädt mindestens einmal jährlich zu einer Dienstbesprechung in den Oberkirchenrat ein. Zur Vorbereitung
                              der Dienstbesprechung erstellen alle Hochschulseelsorgestandorte einen Jahresbericht. Er ist dem Oberkirchenrat mindestens
                              vier Wochen vor der Dienstbesprechung einzureichen. 
                           

                        

                        	11.4

                        	
                           Hochschulpfarrerinnen und Hochschulpfarrer sind verpflichtet, an den Veranstaltungen des Konvents, den Dienstbesprechungen
                              sowie der Tagung der Landesarbeitsgemeinschaft Hochschulseelsorge Baden-Württemberg teilzunehmen (vgl. § 55 Pfarrdienstgesetz der EKD)18. 
                           

                        

                        	11.5

                        	
                           Der Oberkirchenrat hört die Sprecherin oder den Sprecher in wichtigen Fragen der Hochschulseelsorge.
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         833. Dienstordnung für die Krankenhausseelsorge 
der Evangelischen Landeskirche in Württemberg
         

      

      
         Vom 8. August 1989

      

      
         (Abl. 53 S. 857), geändert durch Erlass des Oberkirchenrats vom 3. März 2020 (Abl. 69 S. 54, 57), vom 6. August 2024 (Abl. 71 Nr. 63) und vom 24. Juni 2025 (Abl. 71 Nr. 165)
         

      

      
            
               
               
               
               
            
            
               
                  	
                     1.

                  
                  	
                     Grundsätzliches

                  
               

               
                  	
                  	
                     1.1

                  
                  	
                     Die Krankenhausseelsorge ist der besondere Dienst der Kirche an Patienten und Mitarbeitern im Krankenhaus. Er geschieht unbeschadet
                        der Zuständigkeit der Kirchengemeinden und Kirchenbezirke im Auftrag der Landeskirche.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     1.2

                  
                  	
                     Nach Artikel 140 Grundgesetz1 haben die mit der Krankenhausseelsorge Beauftragten in öffentlichen Krankenhäusern zur Ausübung ihres Dienstes Zugang zu
                        deren Patienten und Mitarbeitern.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     1.3

                  
                  	
                     Die mit der Krankenhausseelsorge Beauftragten sind zur Amtsverschwiegenheit und zur Einhaltung des Seelsorgegeheimnisses verpflichtet
                        und an die datenschutzrechtlichen Bestimmungen gebunden. Dies gilt insbesondere für die von den Krankenhausverwaltungen erteilten
                        Auskünfte, auf die die Krankenhausseelsorge angewiesen ist.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     1.4

                  
                  	
                     Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Dienstordnung sind unabhängig vom Geschlecht der Bezeichneten.

                  
               

               
                  	
                     2.

                  
                  	
                     Mitarbeitende

                  
               

               
                  	
                  	
                     Der Dienst der Krankenhausseelsorge wird von Pfarrerinnen und Pfarrern im Haupt- und im Nebenamt sowie von anderen dafür geeigneten
                        Mitarbeitenden wahrgenommen.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     2.1

                  
                  	
                     Die Pfarrstellen der hauptamtlichen Krankenhauspfarrer (Krankenhauspfarrstellen) werden vom Oberkirchenrat einer Kirchengemeinde
                        (Gesamtkirchengemeinde) oder einem Kirchenbezirk zugeordnet. Die Kirchengemeinde oder der Kirchenbezirk sind an der Besetzung
                        der Krankenhauspfarrstellen beteiligt (vgl. unten Nummer 3). Sie stellen die für den Dienst der ihnen zugeordneten Krankenhauspfarrer
                        notwendigen finanziellen Mittel für die sächlichen Kosten zur Verfügung (vgl. unten Nummer 6) und tragen die Wohnungslast
                        (vgl. Nummer 1 Ausführungsverordnung zur Kirchengemeindeordnung2 und Nummer 1  Ausführungsverordnung zur Kirchenbezirksordnung3).
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     2.2

                  
                  	
                     Ist mit einem Gemeinde- oder mit einem Bezirkspfarramt ein nebenamtlicher Dienstauftrag in der Krankenhausseelsorge verbunden,
                        trifft der Oberkirchenrat eine Entscheidung über die Tragung der sächlichen Kosten in Anlehnung an Nummer 2.1.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     2.3

                  
                  	
                     Andere Mitarbeiter in der Krankenhausseelsorge werden in der Regel von Kirchengemeinden oder Kirchenbezirken nach Maßgabe
                        der Kirchlichen Anstellungsordnung4 angestellt.
                     

                  
               

               
                  	
                     3.

                  
                  	
                     Stellenbesetzung

                  
               

               
                  	
                  	
                     3.1

                  
                  	
                     Für die Besetzung der haupt- und nebenamtlichen Krankenhauspfarrstellen gelten die Bestimmungen der §§ 5 und 6 Pfarrstellenbesetzungsgesetz und der dazu ergangenen Ausführungsverordnung5.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     3.2

                  
                  	
                     Bei der Besetzung einer haupt- oder nebenamtlichen Krankenhauspfarrstelle kommen als Vertreter des Arbeitsbereichs nach §§ 5 und 6 Abs. 2 Pfarrstellenbesetzungsgesetz6 insbesondere folgende Personen in Frage:
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                  	
                     3.21

                  
                  	
                     Vertreter des Krankenhauses oder gegebenenfalls der Krankenhäuser (medizinische Leitung, Pflegedienstleitung, Verwaltung),

                  
               

               
                  	
                  	
                  	
                     3.22

                  
                  	
                     Mitglieder des Ausschusses oder Arbeitskreises für Krankenhausseelsorge des Kirchenbezirks oder der Kirchengemeinde, wenn
                        ein solcher vorhanden ist (vgl. Nr. 9.3),
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                  	
                     3.23

                  
                  	
                     ein Krankenhauspfarrer, soweit ein solcher nicht nach §§ 5 und 6 Pfarrstellenbesetzungsgesetz7 oder nach Nr. 3.22 Mitglied des Besetzungsgremiums ist.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                  	
                     Bei der Besetzung einer mit der Geschäftsführung verbundenen Pfarrstelle werden die im Kirchenbezirk oder in der Kirchengemeinde
                        in der Krankenhausseelsorge tätigen Pfarrer und anderen Mitarbeiter gehört.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     3.3

                  
                  	
                     Der Oberkirchenrat gibt dem Vorsitzenden des Konvents für Krankenhausseelsorge vor der Ausschreibung einer hauptamtlichen
                        Krankenhauspfarrstelle Gelegenheit zur Äußerung.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     3.4

                  
                  	
                     Bei der Besetzung von Stellen für privatrechtlich angestellte hauptberufliche Krankenhausseelsorger wird dem Anstellungsträger
                        empfohlen, den in Nummer 3.2 und 3.3 genannten Personen Gelegenheit zur Äußerung zu geben.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     3.5

                  
                  	
                     Die Besetzung der Stellen der Krankenhauspfarrer bei den rechtlich selbständigen kirchlichen Werken geschieht nach deren Ordnung.
                        Soll ein landeskirchlicher Pfarrer freigestellt werden, so ist rechtzeitig mit dem Oberkirchenrat Fühlung aufzunehmen.
                     

                  
               

               
                  	
                     4.

                  
                  	
                     Dienst- und Fachaufsicht

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     4.1

                  
                  	
                     Die unmittelbare Dienstaufsicht über die Krankenhauspfarrer liegt beim zuständigen Dekanatamt. Die Dienstaufsicht über die
                        privatrechtlich angestellten Krankenhausseelsorger wird vom Anstellungsträger im Benehmen mit dem Dekanatamt ausgeübt.
                     

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     4.2

                  
                  	
                     Die Fachaufsicht über hauptamtlich, privatrechtlich angestellte Mitarbeiter wird im Einzelfall vom Anstellungsträger im Benehmen
                        mit dem Oberkirchenrat ausgeübt.
                     

                  
               

               
                  	
                     5.

                  
                  	
                     Geschäftsführung

                  
               

               
                  	
                  	
                     5.1

                  
                  	
                     Sind mehrere Krankenhauspfarrstellen einem Kirchenbezirk oder einer Kirchengemeinde zugeordnet, so kann mit einer derselben
                        die Geschäftsführung für die Krankenhausseelsorge im Kirchenbezirk oder in der Kirchengemeinde verbunden werden. Der geschäftsführende
                        Krankenhauspfarrer führt regelmäßige Arbeitsbesprechungen mit den Mitarbeitern durch und koordiniert die Arbeit. Er vertritt
                        die Belange der Krankenhausseelsorge gegenüber Dekanatamt, Kirchenbezirk und Kirchengemeinden, gegenüber den Krankenhausleitungen
                        und der Öffentlichkeit.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     5.2

                  
                  	
                     Bestehen in einem Kirchenbezirk oder in einer Kirchengemeinde mehrere Krankenhäuser und sind in einem dieser Krankenhäuser
                        mehrere Mitarbeiter in der evangelischen Krankenhausseelsorge tätig, so wird einer dieser Mitarbeiter zum Sprecher bestimmt,
                        der die evangelische Krankenhausseelsorge in diesem Krankenhaus im Einvernehmen mit dem geschäftsführenden Krankenhauspfarrer
                        vertritt und die Arbeit im Haus koordiniert.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     5.3

                  
                  	
                     Die Verbindung der Geschäftsführung mit einer Krankenhauspfarrstelle (Nr. 5.1) verfügt der Oberkirchenrat im Benehmen mit
                        dem Dekanatamt. Die Bestimmung des Sprechers nach Nr. 5.2 obliegt dem Dekanatamt im Benehmen mit dem geschäftsführenden Krankenhauspfarrer.
                     

                  
               

               
                  	
                     6.

                  
                  	
                     Finanzierung

                  
               

               
                  	
                  	
                     6.1

                  
                  	
                     Der (geschäftsführende) Krankenhauspfarrer stellt in Zusammenarbeit mit den anderen Mitarbeitern den finanziellen Bedarf für
                        die Krankenhausseelsorge fest und stellt einen entsprechenden Antrag an den Kirchenbezirk oder an die Kirchengemeinde (vgl.
                        Nummer 2.1).
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     6.2

                  
                  	
                     Jeder Mitarbeiter führt Buch über die ihm zur Verfügung gestellten Mittel. Kassenbuch und Belege sind auf Ende des Haushaltsjahres
                        der Kasse der Kirchengemeinde, der Kirchenbezirkskasse oder der beauftragten Verwaltung vorzulegen. Für die Führung einer Pfarramtskasse gelten die für Gemeindepfarrer getroffenen Regelungen sinngemäß.8

                  
               

               
                  	
                  	
                     6.3

                  
                  	
                     Über die Verwendung von Kollekten aus Krankenhausgottesdiensten entscheidet das in Kirchenbezirk oder Kirchengemeinde zuständige
                        Gremium nach Anhörung des (geschäftsführenden) Krankenhauspfarrers.
                     

                  
               

               
                  	
                     7.

                  
                  	
                     Geschäftsordnung

                  
               

               
                  	
                  	
                     7.1

                  
                  	
                     Der Dienstauftrag des Krankenhauspfarrers wird für jedes Krankenhauspfarramt vom Oberkirchenrat aufgrund eines Vorschlags
                        des Kirchenbezirksausschusses oder Kirchengemeinderats in einer Geschäftsordnung festgelegt (§ 7 Abs. 1 Württ. Pfarrergesetz)9. Vertreter des Arbeitsbereichs sollen dazu gehört werden. Sind mehrere Mitarbeiter in einem Kirchenbezirk oder in einer Kirchengemeinde
                        in der Krankenhausseelsorge tätig, so können die Dienstaufträge in einer gemeinsamen Geschäftsordnung zusammengefaßt werden.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     7.2

                  
                  	
                     Aus der Geschäftsordnung soll insbesondere folgendes ersichtlich sein:

                  
               

               
                  	
                  	
                  	
                     7.21

                  
                  	
                     Art und Größe und bei mehreren Mitarbeitern Aufteilung des Seelsorgebereichs (Anzahl und Art der Krankenhäuser, ihre Fachabteilungen,
                        deren Bettenzahl und Zahl der Mitarbeiter),
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                  	
                     7.22

                  
                  	
                     die Gottesdienste, die im Krankenhaus gehalten werden,

                  
               

               
                  	
                  	
                  	
                     7.23

                  
                  	
                     bestehende und vom Krankenhauspfarrer betreute Patienten- und Mitabeitergruppen und ähnliche Gruppen,

                  
               

               
                  	
                  	
                  	
                     7.24

                  
                  	
                     der vom Krankenhauspfarrer zu haltende Unterricht an Krankenpflegeschulen oder vergleichbaren Einrichtungen,

                  
               

               
                  	
                  	
                  	
                     7.25

                  
                  	
                     der Predigtauftrag des Krankenhauspfarrers in der Kirchengemeinde oder im Kirchenbezirk,

                  
               

               
                  	
                  	
                  	
                     7.26

                  
                  	
                     die Mitarbeit in kirchlichen oder kommunalen Gremien, soweit sie mit seinem Dienstauftrag verbunden sind.

                  
               

               
                  	
                  	
                     7.3

                  
                  	
                     Wird die Krankenhausseelsorge von einem Pfarrer geschäftsordnungsmäßig im Nebenamt wahrgenommen, so ist dies bei der Festlegung
                        seines gesamten Dienstauftrags zu berücksichtigen (§ 25 Absatz 3 Pfarrerdienstgesetz der EKD)10.
                     

                  
               

               
                  	
                     8.

                  
                  	
                     Erreichbarkeit

                  
               

               
                  	
                  	
                     8.1

                  
                  	
                     Haupt- und nebenamtliche Krankenhauspfarrer mit vollem Dienstauftrag als Pfarrer sind verpflichtet und vollbeschäftigte, privatrechtlich
                        angestellte Krankenhausseelsorger sind zu verpflichten, für ihren Dienstbereich in angemessener Frist erreichbar zu sein (§ 37 Absatz 1 Pfarrerdienstgesetz der EKD11 in Verbindung mit Nummer 1 der Urlaubs- und Stellvertretungsverordnung12).
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     8.2

                  
                  	
                     Im Falle der Krankheit oder Abwesenheit (Urlaub, dienstliche Abwesenheit, Dienstbefreiung) teilen die in der Krankenhausseelsorge
                        Tätigen den von ihnen betreuten Krankenhäusern, gegebenenfalls auch einzelnen Stationen, mit, wann und wie lange sie nicht
                        erreichbar sind und wie die Stellvertretung geregelt ist.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     8.3

                  
                  	
                     Nummer 8.1 und 8.2 sind auf Krankenhauspfarrer mit eingeschränktem Dienstauftrag und andere teilzeitbeschäftigte Mitarbeiter
                        sinngemäß anzuwenden.
                     

                  
               

               
                  	
                     9.

                  
                  	
                     Krankenhausseelsorge in Kirchengemeinden und Kirchenbezirken

                  
               

               
                  	
                  	
                     9.1

                  
                  	
                     Die in der Krankenhausseelsorge Tätigen suchen und pflegen, soweit möglich, die Verbindung mit den Pfarrämtern und Gemeinden
                        des Kirchenbezirks, mit der Diakonischen Bezirksstelle und den Diakoniestationen.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     9.2

                  
                  	
                     Krankenhauspfarrer sind Mitglieder der Bezirkssynode des Kirchenbezirks, dem ihre Stelle zugeordnet ist (§ 3 Abs. 2 Nr. 3 Kirchenbezirksordnung)13. Das gleiche gilt für Krankenhauspfarrer, deren Stelle einer Kirchengemeinde des Kirchenbezirks zugeordnet ist (§ 3 Abs. 2 Nr. 2 Kirchenbezirksordnung)14. Krankenhauspfarrer, deren Stelle einer Gesamtkirchengemeinde zugeordnet ist, sind Mitglieder des Gesamtkirchengemeinderats
                        (§ 52 Abs. 1 Kirchengemeindeordnung)15. Im übrigen sind Krankenhauspfarrer, deren Stelle einer Kirchengemeinde zugeordnet ist, Mitglieder des Kirchengemeinderats,
                        wenn sie einen ständigen Predigtauftrag in der Gemeinde wahrnehmen (§ 11 Abs. 1 Nr. 2 Kirchengemeindeordnung in Verbindung mit der dazu ergangenen Ausführungsverordnung)16.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     9.3

                  
                  	
                     Zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben in der Krankenhausseelsorge, insbesondere zur Begleitung des Dienstes der Krankenhauspfarrer
                        und der anderen in der Krankenhausseelsorge tätigen Mitarbeiter und um die gegenseitige Verbindung von Krankenhausseelsorge
                        und übriger kirchlicher Arbeit in Kirchengemeinde und Kirchenbezirk zu fördern, legt es sich nahe, daß beratende Ausschüsse
                        gebildet werden (vgl. §§ 14 Abs. 2 Kirchenbezirksordnung17, 56 Abs. 2 Kirchengemeindeordnung18). Ihnen sollen außer Kirchengemeinderäten und Bezirkssynodalen die Mitarbeiter der Krankenhausseelsorge sowie Vertreter der
                        Ärzteschaft, des Pflegedienstes und der Verwaltung des Krankenhauses angehören.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     9.4

                  
                  	
                     Die Krankenhauspfarrer nehmen am Pfarrkonvent des Kirchenbezirks teil.

                  
               

               
                  	
                     10.

                  
                  	
                     Visitation

                  
               

               
                  	
                  	
                     10.1

                  
                  	
                     Die Krankenhauspfarrer werden im Rahmen der Visitation der kirchlichen Körperschaft visitiert, der ihre Stelle zugeordnet
                        ist (§§ 4 ff. Visitationsordnung)19. Entsprechend geschieht die Visitation der weiteren Mitarbeiter in der Krankenhausseelsorge im Rahmen der Visitation ihres
                        jeweiligen Anstellungsträgers.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     10.2

                  
                  	
                     Zur Vorbereitung der Hauptvisitation erstellen die Krankenhausseelsorger jeweils einen Bericht über ihre Arbeit (vgl. § 7 Abs. 2 Visitationsordnung in Verbindung mit Ziffer 7.2 der dazu ergangenen Ausführungsbestimmungen)20.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     10.3

                  
                  	
                     Im Rahmen der Visitation führt der Visitator in der Regel Gespräche mit den Krankenhausseelsorgern und mit der Leitung des
                        Krankenhauses. Er kann sachverständige Berater beiziehen (vgl. § 5 Abs. 5 Visitationsordnung)21.
                     

                  
               

               
                  	
                     11.

                  
                  	
                     Konvent

                  
               

               
                  	
                  	
                     11.1

                  
                  	
                     Die im Bereich der Landeskirche in der Krankenhausseelsorge Tätigen bilden den „Konvent für Krankenhausseelsorge in der Evangelischen
                        Landeskirche in Württemberg“. Der Konvent wählt seinen Vorsitzenden. Im übrigen wird die Arbeit des Konvents in einer von
                        diesem zu beschließenden Satzung geregelt, die der Genehmigung des Oberkirchenrats bedarf.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     11.2

                  
                  	
                     Soweit erforderlich können Regionalkonvente gebildet werden.

                  
               

               
                  	
                  	
                     11.3

                  
                  	
                     Die hauptamtlichen Krankenhauspfarrer und die anderen hauptberuflichen Mitarbeiter sind verpflichtet, an den Veranstaltungen
                        des Konvents (Jahrestagung und Jahresversammlung) und gegebenenfalls des Regionalkonvents teilzunehmen (vgl. § 55 Pfarrerdienstgesetz der EKD)22.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     11.4

                  
                  	
                     Der Oberkirchenrat hört den Vorsitzenden in wichtigen Fragen der Krankenhausseelsorge.
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         834. Ordnung für die Altenheimseelsorge der Evangelischen Landeskirche in Württemberg

      

      
         Erlaß des Oberkirchenrats vom 7. April 1998 (Abl. 58 S. 91)

      

      
            1. Grundlage

         

         Altenheimseelsorge ist ein eigenes Arbeitsfeld des kirchlichen Dienstes. Sie soll der besonderen Aufgabenstellung der Kirche
            in Einrichtungen der Altenhilfe Rechnung tragen.
         

      

      
            2. Ziele

         

         Die Altenheimseelsorge hat den Auftrag, die Botschaft des Evangeliums von Jesus Christus unter den Lebensbedingungen des Heimes
            erfahrbar zu machen. Sie sucht nach Formen und Wegen, auch geistig und psychisch veränderte alte Menschen die Zuwendung und
            Liebe Gottes spüren zu lassen.
         

         Die Altenheimseelsorge tritt für die ganzheitlich seelsorgerlichen Belange aller Menschen in den stationären und teilstationären
            Einrichtungen ein und arbeitet mit den anderen Berufsgruppen im Heim sowie mit anderen Einrichtungen und Werken zusammen.
         

         Altenheimseelsorge geschieht im Zusammenwirken mit den örtlichen Kirchengemeinden. Dabei ist eine ökumenische Zusammenarbeit
            wünschenswert.
         

      

      
            3. Beauftragung zur Altenheimseelsorge

         

         Zur Altenheimseelsorge beauftragt sind Pfarrerinnen und Pfarrer mit haupt- und nebenamtlichem Auftrag, Pfarrerinnen und Pfarrer
            innerhalb ihres Gemeindepfarramtes, Diakoninnen und Diakone mit Voll- oder Teilzeitauftrag sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
            mit besonderer Beauftragung.
         

         Bei der Festlegung des Dienstauftrages sollen die Zahl der Bewohnerinnen und Bewohner und die Zahl der zu betreuenden Häuser
            berücksichtigt werden.
         

      

      
            4. Aufgabenbereiche

         

         Im Heim
            
               	
                  
                     	
                        Besuch der Heimbewohnerinnen und Heimbewohner sowie von Gästen der Tages- und Kurzzeitpflege in regelmäßigen Abständen und
                           Begleitung bei besonderen Anlässen (persönliche Krisen, Trauer).
                        

                     

                     	
                        Begleitung Sterbender mit Unterstützung der Angehörigen, der Pflegenden und eventuell Sitzwachengruppen.

                     

                     	
                        Begleitung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie Fortbildungsangebote in Absprache mit Heimleitung oder Pflegedienstleitung.

                     

                     	
                        Kontakte zur Leitung des Heimes.

                     

                     	
                        Kontakte zu Angehörigen der Heimbewohnerinnen und Heimbewohner.

                     

                     	
                        Teilnahme am Leben des Heimes (bei Veranstaltungen u. ä.).

                     

                  

               

               	
                  
                     	
                        Gottesdienste, Andachten, Bibelstunden.

                     

                     	
                        Aussegnungen und andere Formen des Abschiednehmens.

                     

                     	
                        Abendmahlsfeiern im Gottesdienst, auf Pflegestationen oder bei einzelnen.

                     

                     	
                        Beerdigungen im Rahmen der Aufgaben und nach Maßgabe der jeweiligen landeskirchlichen Ordnungen.

                     

                  

                  Die Einzelaufgaben sind im konkreten Fall festzulegen.

               

            

         

         Außerhalb des Heims
            
               	
                  Stärkung der Verbindung zwischen Heim und Gemeinde, um durch Anregung thematischer Gottesdienste, Konfirmandenpraktika, Mitwirkung
                     bei Veranstaltungen der Gemeinde, Mitarbeit in der Öffentlichkeitsarbeit.
                  

               

               	
                  Organisation und Begleitung ehrenamtlicher Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Sitzwachengruppen und des Besuchsdienstes.

               

               	
                  Kontaktpflege zu Gruppen und Dienststellen, die die Anliegen älterer Menschen vertreten (Hospizdienst, Sozialstation, Informations-,
                     Anlauf- und Vermittlungsstellen u. a).
                  

               

            

         

      

      
            5. Fachliche Kompetenz

         

         Wer einen Auftrag in der Altenheimseelsorge übernimmt, soll eine Ausbildung in der Seelsorge mitbringen oder bereit sein,
            sie zu erwerben. Als hilfreich wird auch ein Pflegepraktikum angesehen.
         

      

      
            6. Konvent

         

         Die in der Altenheimseelsorge Tätigen sind, unabhängig von Ausbildung und Form der Anstellung, Mitglied im Konvent der Altenheimseelsorgerinnen
            und Altenheimseelsorger und nehmen an den Konventsversammlungen und dazugehörigen Fortbildungsveranstaltungen teil.
         

      

      

   
      

      
         835. Der Dienst der Kirche am Kurort

      

      
         Bekanntmachung des Oberkirchenrats vom 7. August 1979 (Abl. 48 S. 401)

      

      Die im Ausschuß für Kurseelsorge zusammenarbeitenden Kirchen in Baden-Württemberg (Evangelische Landeskirche in Württemberg,
         Evangelische Landeskirche in Baden, Erzdiözese Freiburg, Diözese Rottenburg-Stuttgart, Evangelisch-methodistische Kirche —
         Süddeutsche Konferenz — Freudenstadt) haben die nachfolgenden gemeinsamen Richtlinien für Kurseelsorge in ihrem Bereich vereinbart.
      

      
            1. Die besondere Situation des Kurgastes

         

         
            	1.1

            	
               Millionen Menschen suchen jährlich als Kurgäste Heilung in einem deutschen Kurort oder Heilbad. Sie sind während dieser Zeit
                  nicht nur herausgelöst aus Beruf und Familie, sondern geraten oft durch ihren gesundheitlichen Zustand in eine Krise, die
                  sie nötigt, über ihre Lebensweise, aber auch ihre Lebensziele neu nachzudenken. Mit der Hoffnung auf Genesung verbindet sich
                  nicht selten der Wunsch nach einer Lösung unbewältigter Schwierigkeiten, nach einer neuen Lebensführung und ein Suchen nach
                  dem Lebenssinn. Insofern bedeutet die Zeit einer Kur für viele auch eine besondere Chance.
               

               Diese Ausrichtung auf eine neue Lebensführung wird unterstützt durch Erkenntnisse der Kurmedizin, die im Gesundwerden einen
                  umfassenden körperlich-seelisch-geistigen Prozeß sieht und den Kurpatienten motivieren will zu einer Änderung seiner Lebensweise.
               

            

            	1.2

            	
               Von Kurpatienten, Ärzten und Kurverwaltungen werden am Kurort Erwartungen an die Kirche herangetragen, die unmittelbar auf
                  ihren seelsorgerlichen Auftrag zielen. Dabei muß bedacht werden, daß aus biblischer Sicht Heilung und Heil in engem Zusammenhang
                  stehen, daß Heilung alle Bezüge unseres Menschseins umfaßt und insbesondere auch das Verhältnis zu Gott und den Nächsten einschließt.
               

               So bedeutet die Situation an Kurorten für Ortsgemeinde und Kirche eine besondere Herausforderung und Möglichkeit des Dienstes.

            

         

      

      
            2. Christliche Gemeinde am Kurort

         

         
            	2.1

            	
               Verantwortlich für den kirchlichen Dienst am Kurort ist die Ortsgemeinde mit ihren hauptamtlichen Mitarbeitern, aber auch
                  mit allen ihren Gliedern. Dies muß der Ortsgemeinde immer wieder bewußt gemacht werden. So wie sie selbst von der Liebe Gottes
                  lebt, kann sie in Einzelbegegnung, aber auch durch ihre Gemeinschaftsformen leidende und unter Isolierung lebende Menschen
                  die Zuwendung Gottes erfahren lassen. Liebe hat therapeutische Kraft.
               

            

            	2.2

            	
               Das erfordert Zurüstung der Gemeindeglieder zur Mitarbeit am heilenden Handeln, aber auch Offenheit in den Formen der Gemeindearbeit,
                  die immer wieder unter dem Gesichtspunkt des Dienstes an den Gästen überprüft werden muß. Dies gilt insbesondere für den Gottesdienst,
                  für Predigtnachgespräch, Gemeindeabende, kirchenmusikalische Veranstaltungen, Gemeindebibliothek, Information und Werbung.
                  Der Kurpatient soll in dieser Zeit Gemeinde erleben und erfahren.
               

            

            	2.3

            	
               Die Verantwortung der Gemeinde für den kirchlichen Dienst an Kurorten wird u. a. dadurch bewußt gemacht, daß Aufgaben und
                  Veranstaltungen der Kurseelsorge vom Kirchen- bzw. Pfarrgemeinderat geplant und mitverantwortet werden und daß die Kurseelsorge
                  in die Visitation einbezogen wird. Ein Arbeitskreis für Kurseelsorge, dem auch Mitglieder des Kirchen- bzw. Pfarrgemeinderates
                  angehören, sollte eingesetzt werden.
               

            

            	2.4

            	
               Eine enge ökumenische Zusammenarbeit aller am Ort befindlichen Gemeinden ist die Voraussetzung für einen glaubwürdigen kirchlichen
                  Dienst am Kurgast. Dabei muß überlegt werden, was gemeinsam getan werden kann (Einladungen, Veranstaltungen, Abstimmung des
                  Programms, Werbung und Öffentlichkeitsarbeit usw.). Es empfiehlt sich die Bildung eines ökumenischen Beirates für Kurseelsorge,
                  dem außer den Pfarrern auch Gemeindeglieder, Vertreter der Kurverwaltung und Ärzte angehören sollten.
               

            

         

      

      
            3. Die Aufgaben der Kurseelsorge

         

         
            	3.1

            	
               Zu den Aufgaben der Kurseelsorge gehören insbesondere Einzel- und Gruppenseelsorge,

               Gespräche über Glaubens- und Lebensfragen,

               geeignete Veranstaltungen der Erwachsenenbildung (Anleitung zur Meditation, Aktivierung der kreativen Fähigkeit, Musik und
                  Singen), theologische Information,
               

               Öffentlichkeitsarbeit u. a. m.

            

            	3.2

            	
               Eine wichtige Aufgabe ist das regelmäßige Gespräch mit Ärzten, mit medizinisch-therapeutischem Personal, mit Kurverwaltung
                  und Fremdenbeherbergungsgewerbe.
               

            

            	3.3

            	
               Mit den Veranstaltungen und Gemeinschaftsformen einer Ortsgemeinde werden die vielfältigen und speziellen Aufgaben der Kirche
                  am Kurort nicht abgedeckt. Es bedarf ergänzender und auch kurortspezifischer Angebote, die für Ortsgemeinde und ihre Mitarbeiter,
                  insbesondere den Pfarrer, eine zusätzliche Aufgabe und Belastung darstellen.
               

            

            	3.4

            	
               Die Arbeit im Bereich geschlossener Kuren (Kurkliniken und Sanatorien) hat zunehmende Bedeutung gewonnen. Es handelt sich
                  dabei um eine Aufgabe besonderer Art, die nur innerhalb der Einrichtungen und in enger Zusammenarbeit mit Ärzten und therapeutischem
                  Personal bewältigt werden kann.
               

            

         

      

      
            4. Der Gemeindepfarrer am Kurort

         

         
            	4.1

            	
               Kurseelsorge gehört zum Dienstauftrag des Pfarrers der Ortsgemeinde am Kurort. Dies muß im Blick auf seine Befähigung, Arbeitsbelastung,
                  Zeiteinteilung und Weiterbildung berücksichtigt werden.
               

            

            	4.2

            	
               Für die Aufgaben in Gemeinden mit größeren Kurgastzahlen muß ein Pfarrer durch entsprechende Mitarbeiter (Schreibkraft, Gemeindediakon
                  usw.) entlastet werden. Oder es wird in der Ortsgemeinde eine weitere Gemeindepfarrstelle errichtet, der die Kurseelsorge
                  als besonderer Schwerpunkt zugeordnet wird.
               

               Bei der Dienstverteilung ist auf die Integration der Kurseelsorge in die Gemeindearbeit zu achten. Auch der Pfarrer mit dem
                  Schwerpunkt Kurseelsorge bleibt Gemeindepfarrer mit bestimmten Diensten (z. B. Seelsorgebereich, Gottesdienste usw.) und mit
                  Sitz und Stimme im Kirchen- bzw. Pfarrgemeinderat.
               

            

            	4.3

            	
               Bei der Stellenbesetzung sollen neben fachlicher Eignung insbesondere auch Erfahrungen, wenn möglich auch eine besondere Ausbildung
                  in der Seelsorge und Befähigung zur Zusammenarbeit vorausgesetzt werden können. Von den in der Kurseelsorge tätigen hauptamtlichen
                  Mitarbeitern der Kirche wird erwartet, daß sie den Erfahrungsaustausch und ihre Weiterbildung als selbstverständliche Pflicht
                  ansehen.
               

            

         

      

      
            5. Räume und Finanzen

         

         
            	5.1

            	
               Für den kirchlichen Dienst in Kurorten werden sowohl Räume in kirchlichen Gebäuden wie in Kurzentren benutzt. Wichtig dabei
                  ist, daß diese Räume gut erreichbar sind, daß die psychologische Schwelle zum Besuch niedrig bleibt und der Besucher sich
                  darin wohl fühlt. Entsprechende technische Vorrichtungen (Projektor, Filmvorführer, Lichtschreiber, Magnetband usw.) sollten
                  vorhanden  sein.
               

            

            	5.2

            	
               Die Kirchen sorgen im Rahmen ihrer Möglichkeiten dafür, daß im Haushalt der Ortsgemeinde am Kurort angemessene finanzielle
                  Mittel für die Kurseelsorge vorgesehen sind.
               

            

         

      

      
            6. Zusammenarbeit mit der Kurverwaltung

         

         
            	6.1

            	
               Der kirchliche Dienst am Kurort geht über die Grenzen der Gemeinde hinaus und erreicht Menschen, die oft seit Jahren nicht
                  mehr Kontakt mit der Kirche hatten. Kurseelsorge muß sich also hineinbegeben in den Kurbetrieb und in ein Arbeitsfeld, daß
                  außerhalb der Reichweite einer Ortsgemeinde liegt.
               

            

            	6.2

            	
               Bei diesem Dienst ist die Kirche auf Zustimmung und enge Zusammenarbeit mit der Kurverwaltung, mit Ärzten, mit therapeutischem
                  Personal, Hotellerie usw. angewiesen. Dies setzt eine sorgfältige Information aller Beteiligten, regelmäßige Kontakte, Absprachen
                  und rechtzeitige Planungen voraus.
               

            

         

      

      
            7. Ausschuß für Kurseelsorge

         

         
            	7.1

            	
               Die christlichen Kirchen in Baden-Württemberg arbeiten im Ausschuß für Kurseelsorge eng zusammen und stimmen sich über ihre
                  Ziele und Aufgaben darin gemeinsam ab.
               

            

            	7.2

            	
               Der Ausschuß für Kurseelsorge führt in regelmäßigen Abständen Veranstaltungen für Pfarrer, Ärzte, therapeutisches Personal
                  usw. auf Landesebene und auf regionaler Ebene durch.
               

            

            	7.3

            	
               Die gemeinsamen Maßnahmen werden von den beteiligten Kirchen anteilig finanziert.

            

         

         Ordinariat der Erzdiözese Freiburg

         Ordinariat der Diözese Rottenburg/Stuttgart

         Evangelischer Oberkirchenrat Karlsruhe

         Evangelischer Oberkirchenrat Stuttgart

         Evangelisch-methodistische Kirche (Süddeutsche Konferenz) Freudenstadt.

      

      

   
      

      
         837. Kirchengesetz zur Regelung der Evangelischen Seelsorge im Bundesgrenzschutz (Bundesgrenzschutzseelsorgegesetz der EKD
            – BGSSG.EKD)
         

      

      
         Vom 6. November 2003

      

      
         (ABl. EKD S. 407)
         

      

      Die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland hat mit Zustimmung der Kirchenkonferenz aufgrund des Artikels 10 a Abs. 2 Buchstabe a der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland1 das folgende Kirchengesetz beschlossen:
      

      
            Abschnitt 1 Grundsätze

         

         
                     § 1

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Auf der Grundlage von Artikel 18 der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland2 nimmt die Evangelische Kirche in Deutschland im Zusammenwirken mit den Gliedkirchen die Seelsorge im Bundesgrenzschutz als
                     Gemeinschaftsaufgabe wahr. Sie wird unter der Leitung eines oder einer Beauftragten des Rates der Evangelischen Kirche in
                     Deutschland – im folgenden Beauftragter oder Beauftragte genannt –, der ordinierter Geistlicher oder die ordinierte Geistliche
                     ist, für die Evangelische Seelsorge im Bundesgrenzschutz durchgeführt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Vertretung der kirchlichen Aufgaben gegenüber der Bundesrepublik wird für die Seelsorge im Bundesgrenzschutz durch die
                     Evangelische Kirche in Deutschland wahrgenommen. Sie ist dabei nach den Vorschriften dieses Gesetzes an die Mitwirkung der
                     Gliedkirchen gebunden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Seelsorge im Bundesgrenzschutz als Teil der kirchlichen Arbeit wird im Auftrag und unter der Aufsicht der Kirche von Geistlichen
                     ausgeübt, die mit dieser Aufgabe hauptamtlich oder nebenamtlich beauftragt sind. In dem Dienst an Wort und Sakrament und in
                     der Seelsorge sind die zum Dienst berufenen Geistlichen im Rahmen der kirchlichen Ordnung selbstständig. Sie stehen in einem
                     geistlichen Auftrag, in dessen Erfüllung sie von staatlichen Weisungen unabhängig sind.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Wahrnehmung von Aufgaben in der Seelsorge im Bundesgrenzschutz, einschließlich der Leitungsaufgaben wird in der Regel
                     befristet.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 2 Der Dienst der Seelsorge im Bundesgrenzschutz

         

         
                     § 2

                  

                  Der Dienst der Seelsorge im Bundesgrenzschutz ist innerhalb des Bereichs der Gliedkirchen an deren Bekenntnis gebunden.

               

               
                     § 3

                  

                  Für Gottesdienste und Amtshandlungen in der Seelsorge im Bundesgrenzschutz ist die Ordnung der Gliedkirche, auf deren Boden
                     die Gottesdienste oder Amtshandlungen vollzogen werden, maßgebend.
                  

               

               
                     § 4

                  

                  Sollen Amtshandlungen in der Seelsorge im Bundesgrenzschutz vorgenommen werden, so ist hierbei für Dimissoriale, Anzeige oder
                     Abmeldung und Eintragung in die Kirchenbücher nach dem Recht der Gliedkirche zu verfahren, in deren Zuständigkeitsbereich
                     die Amtshandlung vollzogen werden soll.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 3 Die Leitung der Seelsorge im Bundesgrenzschutz

         

         
                     § 5

                  

                  Der oder die Beauftragte übt die Leitung der Seelsorge im Bundesgrenzschutz und die kirchliche Dienstaufsicht über die Geistlichen
                     aus. Er oder sie kann ihm oder ihr obliegende Aufgaben auf den Evangelischen Grenzschutzdekan oder die Evangelische Grenzschutzdekanin
                     übertragen und sich durch ihn oder sie vertreten lassen.
                  

               

               
                     § 6

                  

                  Zur Benennung eines oder einer für das Amt des oder der Beauftragten in Aussicht genommenen Geistlichen gegenüber dem Bundesminister
                     des Innern bedarf der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland der Zustimmung der Kirchenkonferenz. Der oder die Beauftragte
                     hat sein oder ihr Amt zur Verfügung zu stellen, wenn der Rat nach Anhörung der Kirchenkonferenz es verlangt.
                  

               

               
                     § 7

                  

                  Der oder die Beauftragte unterrichtet den Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland laufend über seine oder ihre Tätigkeit.
                     Er oder sie hält mit den Gliedkirchen Fühlung und berichtet ihnen jährlich über die Tätigkeit der Seelsorge im Bundesgrenzschutz.
                  

               

               
                     § 8

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der oder die Beauftragte führt die Geistlichen in ihr kirchliches Amt ein. Die Gliedkirchen sind in angemessener Weise an
                     den Einführungen zu beteiligen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Entsprechendes gilt für die Einweihung gottesdienstlicher Räume.
                  

               

               
                     § 9

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zur Beratung des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland und des oder der Beauftragten in den Angelegenheiten der Seelsorge
                     im Bundesgrenzschutz entsenden die Gliedkirchen der EKD die für die Evangelische Seelsorge im Bundesgrenzschutz zuständigen
                     Personen in eine mindestens einmal jährlich einzuberufende Arbeitsbesprechung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Mitglieder der Arbeitsbesprechung, der Beauftragte oder die Beauftragte und der Evangelische Grenzschutzdekan oder die
                     Evangelische Grenzschutzdekanin wirken mit bei der Aufstellung des kirchlichen Haushaltes für die Seelsorge im Bundesgrenzschutz
                     und nehmen die Jahresrechnungen und die Prüfberichte des Oberrechnungsamtes der Evangelischen Kirche in Deutschland zur Kenntnis
                     und veranlassen die von der EKD geforderten Maßnahmen.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 4 Seelsorger und Seelsorgerinnen im Bundesgrenzschutz

         

         
                     § 10

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Geistlichen bleiben an ihr Ordinationsgelübde und das Bekenntnis ihrer Gliedkirche gebunden. Sie haben die Gemeinschaft
                     mit ihr aufrechtzuerhalten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Geistlichen bleiben Geistliche ihrer Gliedkirche. Die allgemeinen Rechte und Pflichten der Geistlichen als kirchliche
                     Amtsträger oder Amtsträgerinnen richten sich nach den Ordnungen ihrer entsendenden Gliedkirchen. Die Disziplinargewalt verbleibt
                     bei ihren Gliedkirchen. Während der Amtsdauer der mit der Wahrnehmung der Seelsorge im Bundesgrenzschutz beauftragten Geistlichen
                     ruht ihre Bindung an die Weisungen der Vorgesetzten ihrer Gliedkirchen.
                  

               

               
                     § 11

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Gliedkirchen sollen durch geeignete Maßnahmen dazu beizutragen, dass die Seelsorge im Bundesgrenzschutz und die in ihr
                     tätigen Geistlichen Teil des kirchlichen Lebens der Gliedkirche sind. Die mit der Wahrnehmung der Seelsorge im Bundesgrenzschutz
                     beauftragten Geistlichen sind ihrerseits gehalten, am Leben der örtlichen Gliedkirche und ihrer Untergliederungen teilzunehmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der oder die Beauftragte sorgt dafür, dass die Gemeinschaft zwischen der Leitung der Seelsorge im Bundesgrenzschutz, den Seelsorgern
                     und Seelsorgerinnen im Bundesgrenzschutz und den Gliedkirchen aufrechterhalten bleibt.
                  

               

               
                     § 12

                  

                  In der Seelsorge im Bundesgrenzschutz sollen in erster Linie Geistliche der Gliedkirche verwendet werden, in deren Zuständigkeitsbereich
                     die Seelsorger und Seelsorgerinnen tätig werden sollen.  Soweit dies nicht möglich ist, setzt sich der Beauftragte oder die
                     Beauftragte oder in seinem Auftrag der Evangelische Grenzschutzdekan oder die Evangelische Grenzschutzdekanin bei der Verwendung
                     der Geistlichen mit den betreffenden Gliedkirchen ins Benehmen.
                  

               

               
                     § 13

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Gliedkirchen schlagen dem oder der Beauftragten die für die Seelsorge im Bundesgrenzschutz benötigten hauptamtlichen Geistlichen
                     in der erforderlichen Zahl vor und stellen sie für diesen Dienst frei. Sie benennen geeignete Pfarrerinnen und Pfarrer zur
                     nebenamtlichen Ausübung der Seelsorge im Bundesgrenzschutz. Nebenamtlich in der Seelsorge im Bundesgrenzschutz tätige Geistliche
                     werden von dem oder der Beauftragten im Einvernehmen mit den jeweiligen Gliedkirchen beauftragt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Gliedkirchen können die Freistellung widerrufen, wenn die Verwendung des oder der Geistlichen im Dienst der Gliedkirche
                     aus wichtigen Gründen geboten erscheint. Der Widerruf kann auch erfolgen, wenn die Gliedkirche mit dem oder der Beauftragten
                     darin übereinstimmt, dass die weitere Verwendung des oder der Geistlichen für die Seelsorge im Bundesgrenzschutz untunlich
                     ist. Wird die Freistellung widerrufen, so stellt der oder die Beauftragte bei dem Bundesministerium des Innern entsprechend
                     § 15 der Vereinbarung vom 12. August 19653 (Kündigung in besonderen Fällen) Antrag auf Kündigung des oder der Geistlichen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wenn der oder die Geistliche auf Wunsch seiner oder ihrer Gliedkirche nach § 15 der Vereinbarung vom 12. August 19654 entlassen wird, ist diese verpflichtet, ihn oder sie unter Anrechnung seiner oder ihrer in der Seelsorge im Bundesgrenzschutz
                     verbrachten Dienstzeit wiederzuverwenden.
                  

               

               
                     § 14

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die nach § 13 Abs. 3 der Vereinbarung vom 12. August 19655 zunächst probeweise für drei Monate einzustellenden Geistlichen werden auf Antrag des oder der Beauftragten von ihrer Gliedkirche
                     für die Erprobungszeit beurlaubt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die in das Dienstverhältnis eines oder einer Angestellten des Bundes berufenen Geistlichen treten nach Ablauf ihrer in der
                     Seelsorge im Bundesgrenzschutz abgeleisteten Dienstzeit entsprechend § 13 Abs. 4 der Vereinbarung vom 12. August 19656 in den Dienst ihrer Gliedkirche zurück. Diese ist verpflichtet, ihn oder sie unter Anrechnung seiner oder ihrer in der Seelsorge
                     im Bundesgrenzschutz verbrachten Dienstzeit wiederzuverwenden.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt 5 Schlussvorschrift

         

         
                     § 15

                  

                  Den Zeitpunkt, zu dem dieses Gesetz für alle Gliedkirchen in Kraft tritt, bestimmt der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     durch Verordnung7. Das Kirchenamt der EKD wird ermächtigt für die Veröffentlichung im Amtsblatt der EKD redaktionelle Veränderungen vornehmen
                     zu können.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 40 dieser Sammlung.
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 40 dieser Sammlung.
            

         

      

      3
            Red. Anm.: GMBl. 1965 S. 374.

         

      

      4
            Red. Anm.: GMBl. 1965 S. 374.

         

      

      5
            Red. Anm.: GMBl. 1965 S. 374.

         

      

      6
            Red. Anm.: GMBl. 1965 S. 374.

         

      

      7
            Red. Anm.: Gemäß Verordnung des Rates der EKD vom 1. Juli 2005 (ABl. EKD S. 415) ist das Gesetz am 1. August 2005 in Kraft getreten. 
            

         

      

   
      

      
         839. Kirchengesetz zu dem Vertrag mit der Bundesrepublik Deutschland zur Regelung der evangelischen Militärseelsorge

      

      
         Vom 7. März 1957

      

      
         (Beiblatt zu Abl. 38 S. 4; ABl. EKD 1957, Nr. 162, Sonderheft)

      

      Gemäß dem Auftrag der Kirche zur Seelsorge an allen ihren Gliedern hat die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland
         auf Grund des Artikels 10 Buchstabe b der Grundordnung1 das folgende Kirchengesetz beschlossen:
      

      
                     § 1

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dem am 22. Februar 1957 in Bonn unterzeichneten Vertrag zwischen der Evangelischen Kirche in Deutschland und der Bundesrepublik
                     Deutschland zur Regelung der evangelischen Militärseelsorge2 wird zugestimmt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Vertrag wird nachstehend mit Gesetzeskraft veröffentlicht.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft3.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 40 dieser Sammlung. 
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 840 dieser Sammlung. 
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Das kirchengesetz wurde am 20. Juli 1957 verkündet. 

         

      

   
      

      
         840. Vertrag der Evangelischen Kirche in Deutschland mit der Bundesrepublik Deutschland zur Regelung der evangelischen Militärseelsorge

      

      
         Vom 22. Februar 1957

      

      
         (Beiblatt zu Abl. 38 S. 4; ABl. EKD 1957, Nr. 162, Sonderheft)

      

      Die Evangelische Kirche in Deutschland
und
die Bundesrepubik Deutschland,
in dem Bestreben, die freie religiöse Betätigung und die Ausübung der Seelsorge in der Bundeswehr zu gewährleisten,
in dem Bewußtsein der gemeinsamen Verantwortung für diese Aufgabe und in dem Wunsche, eine förmliche Übereinkunft über die
         Regelung der evangelischen Militärseelsorge zu treffen,
sind über folgende Artikel übereingekommen:
      

      
            Abschnitt I
Grundsätze
            

         

         
                     Artikel 1

                  

                  Für die Bundeswehr wird eine ständige evangelische Militärseelsorge eingerichtet.

               

               
                     Artikel 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Militärseelsorge als Teil der kirchlichen Arbeit wird im Auftrag und unter der Aufsicht der Kirche ausgeübt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Staat sorgt für den organisatorischen Aufbau der Militärseelsorge und trägt ihre Kosten.
                  

               

               
                     Artikel 3

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Militärseelsorge wird von Geistlichen ausgeübt, die mit dieser Aufgabe hauptamtlich beauftragt sind (Militärgeistliche).
                     Für je eintausendfünfhundert evangelische Soldaten (Artikel 7 Absatz 1 Nr. 1 bis 3) wird ein Militärgeistlicher berufen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In besonderen Fällen können auch im Dienst der Gliedkirchen stehende Geistliche nebenamtlich mit Aufgaben der Militärseelsorge
                     betraut werden (Militärgeistliche im Nebenamt).
                  

               

               
                     Artikel 4

                  

                  Aufgabe des Militärgeistlichen ist der Dienst am Wort und Sakrament und die Seelsorge. In diesem Dienst ist der Militärgeistliche
                     im Rahmen der kirchlichen Ordnung selbständig. Als kirchlicher Amtsträger bleibt er in Bekenntnis und Lehre an seine Gliedkirche
                     gebunden.
                  

               

               
                     Artikel 5

                  

                  Den Soldaten ist im Rahmen der dienstlichen Möglichkeiten Gelegenheit zu geben, sich am kirchlichen Leben zu beteiligen.

               

            

         

      

      
            Abschnitt II
Personale Seelsorgebereiche und Militärkirchengemeinden
            

         

         
                     Artikel 6

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Militärseelsorge wird in personalen Seelsorgebereichen ausgeübt. Die personalen Seelsorgebereiche werden von den beteiligten
                     Gliedkirchen gebildet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Den Gliedkirchen bleibt es überlassen, für die Militärseelsorge Militärkirchengemeinden als landeskirchliche Personalgemeinden
                     zu errichten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Bildung, Errichtung und Änderung der einzelnen personalen Seelsorgebereiche und der Militärkirchengemeinden wird zwischen
                     dem Militärbischof und den beteiligten Gliedkirchen nach vorheriger Verständigung mit dem Bundesminister für Verteidigung
                     vereinbart.
                  

               

               
                     Artikel 7

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zu den personalen Seelsorgebereichen oder den Militärkirchengemeinden gehören
                     
                        	
                           die Berufssoldaten,

                        

                        	
                           die Soldaten auf Zeit,

                        

                        	
                           die Wehrpflichtigen während des Grundwehrdienstes,

                        

                        	
                           im Verteidigungsfall auch die auf unbestimmte Zeit einberufenen Soldaten,

                        

                        	
                           die in der Bundeswehr tätigen Beamten und Angestellten, die der Truppe im Verteidigungsfall zu folgen haben,

                        

                        	
                           die Ehefrauen und die unter elterlicher Gewalt stehenden Kinder der in Nummern 1, 2 und 5 genannten Personen, sofern sie deren
                              Hausstand am Standort angehören.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Aus den personalen Seelsorgebereichen oder den Militärkirchengemeinden scheiden aus
                     
                        	
                           Personen, die ihren Kirchenaustritt rechtswirksam erklärt haben,

                        

                        	
                           Personen, bei denen das die Zugehörigkeit zu den personalen Seelsorgebereichen oder zu den Militärkirchengemeinden bedingte
                              Rechtsverhältnis zum Bund endet,
                           

                        

                        	
                           die in den Ruhestand versetzten Personen sowie ihre Ehefrauen und unter elterlicher Gewalt stehenden Kinder,

                        

                        	
                           die Ehefrauen und unter elterlicher Gewalt stehenden Kinder verstorbener Angehöriger der personalen Seelsorgebereiche oder
                              der Militärkirchengemeinden.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Militärbischof und der Bundesminister für Verteidigung können eine andere Abgrenzung des in Absatz 1 Nr. 5 und 6 genannten
                     Personenkreises vereinbaren.
                  

               

               
                     Artikel 8

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Angehörigen der personalen Seelsorgebereiche sind Glieder der Ortskirchengemeinden, bei denen die personalen Seelsorgebereiche
                     gebildet werden. Die Angehörigen der Militärkirchengemeinden gehören Ortskirchengemeinden nicht an.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der für den personalen Seelsorgebereich bestellte Militärgeistliche ist für kirchliche Amtshandlungen in seinem Seelsorgebereich
                     zuständig. Mit den Militärkirchengemeinden sind Parochialrechte verbunden.
                  

               

               
                     Artikel 9

                  

                  Die Militärseelsorge nimmt sich auch der Soldaten an, die nicht Angehörige der personalen Seelsorgebereiche oder der Militärkirchengemeinden
                     sind.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt III
Militärbischof
            

         

         
                     Artikel 10

                  

                  Die kirchliche Leitung der Militärseelsorge obliegt dem Militärbischof.

               

               
                     Artikel 11

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Militärbischof wird vom Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland ernannt. Vor der Ernennung tritt der Rat der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland mit der Bundesregierung in Verbindung, um sich zu versichern, daß vom staatlichen Standpunkt aus gegen
                     den für das Amt des Militärbischofs vorgesehenen Geistlichen keine schwerwiegenden Einwendungen erhoben werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland kann den Militärbischof aus wichtigen kirchlichen Gründen abberufen. Er unterrichtet
                     die Bundesregierung angemessene Zeit zuvor von einer dahingehenden Absicht und teilt ihr zugleich die Person des in Aussicht
                     genommenen neuen Amtsträgers mit.
                  

               

               
                     Artikel 12

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Militärbischof ist zuständig für alle kirchlichen Angelegenheiten im Zusammenhang mit der Militärseelsorge, insbesondere
                     für
                     
                        	
                           die Einführung der Militärgeistlichen in ihr kirchliches Amt in der Militärseelsorge,

                        

                        	
                           die oberste kirchliche Dienstaufsicht über die Militärgeistlichen mit Ausnahme der Lehrzucht und der Disziplinargewalt, die
                              bei den Gliedkirchen verbleiben,
                           

                        

                        	
                           den Erlaß von Richtlinien für die Ausbildung der Militärgeistlichen und die Überwachung ihrer Durchführung,

                        

                        	
                           die Abhaltung von wiederkehrenden dienstlichen Versammlungen der Militärgeistlichen,

                        

                        	
                           die Visitation der personalen Seelsorgebereiche und der Militärkirchengemeinden,

                        

                        	
                           den Erlaß einer  Feldagende,

                        

                        	
                           das religiöse Schrifttum in der Militärseelsorge,

                        

                        	
                           das kirchliche Urkunden- und Berichtswesen und die Führung von Kirchenbüchern,

                        

                        	
                           die Einweihung von gottesdienstlichen Räumen der Militärseelsorge,

                        

                        	
                           das kirchliche Sammlungswesen in der Militärseelsorge,

                        

                        	
                           den Erlaß von Richtlinien für die seelsorgerische Zusammenarbeit mit kirchlichen Stellen des zivilen Bereichs und mit der
                              Militärseelsorge fremder Staaten,
                           

                        

                        	
                           die Seelsorge für evangelische Kriegsgefangene.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Im Rahmen der Militärseelsorge kann sich der Militärbischof in Ansprachen sowie mit Verfügungen und anderen schriftlichen
                     Verlautbarungen an die personalen Seelsorgebereiche und die Militärkirchengemeinden sowie die Militärgeistlichen wenden.
                  

               

               
                     Artikel 13

                  

                  Vorschriften und Richtlinien des Militärbischofs müssen sich im Rahmen des allgemeinen kirchlichen Rechts halten. Soweit sie
                     auch staatliche Verhältnisse betreffen, bedürfen sie der Zustimmung des Bundesministers für Verteidigung.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt IV
Kirchenamt
            

         

         
                     Artikel 14

                  

                  Zur Wahrnehmung der zentralen Verwaltungsaufgaben der evangelischen Militärseelsorge wird am Sitz des Bundesministeriums für
                     Verteidigung ein „Evangelisches Kirchenamt für die Bundeswehr“ eingerichtet, das dem Bundesminister für Verteidigung unmittelbar
                     nachgeordnet ist.
                  

               

               
                     Artikel 15

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zum Leiter des Evangelischen Kirchenamtes für die Bundeswehr wird auf Vorschlag des Militärbischofs ein Militärgeneraldekan
                     berufen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Militärgeneraldekan untersteht dem Militärbischof. Soweit er mit der Militärseelsorge zusammenhängende staatliche Verwaltungsaufgaben
                     wahrnimmt, untersteht er dem Bundesminister für Verteidigung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Militärbischof kann den Militärgeneraldekan im Einzelfall mit der Wahrnehmung der ihm nach Artikel 12 Absatz 1 zustehenden
                     Befugnisse beauftragen.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt V
Militärgeistliche
            

         

         
                     Artikel 16

                  

                  Die Militärgeistlichen stehen in einem geistlichen Auftrage, in dessen Erfüllung sie von staatlichen Weisungen unabhängig
                     sind. Im übrigen wird ihre Rechtsstellung nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen geordnet.
                  

               

               
                     Artikel 17

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Militärgeistlichen müssen
                     
                        	
                           ein mindestens dreijähriges theologisches Studium an einer deutschen staatlichen Hochschule zurückgelegt haben,

                        

                        	
                           zur Ausübung des Pfarramts in einer Gliedkirche berechtigt sein,

                        

                        	
                           mindestens drei Jahre in der landeskirchlichen Seelsorge tätig gewesen sein.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sie sollen bei ihrer Einstellung in den Militärseelsorgedienst das fünfunddreißigste Lebensjahr noch nicht überschritten haben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei Einverständnis zwischen dem Bundesminister für Verteidigung und dem Militärbischof kann von den Erfordernissen des Absatzes
                     1 Nr. 1 und 3 abgesehen werden.
                  

               

               
                     Artikel 18

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Militärgeistlichen werden auf Vorschlag des Militärbischofs, der sich zuvor des Einverständnisses der zuständigen Gliedkirchen
                     versichert, zunächst für die Dauer von drei Monaten probeweise in den Militärseelsorgedienst eingestellt. Die Erprobungszeit
                     kann mit Zustimmung der zuständigen Gliedkirche verlängert werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Militärgeistlichen stehen während der Erprobungszeit im Angestelltenverhältnis und erhalten eine Vergütung mindestens
                     entsprechend ihren kirchlichen Dienstbezügen.
                  

               

               
                     Artikel 19

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Nach der Erprobungszeit werden die Militärgeistlichen in das Beamtenverhältnis auf Zeit berufen; soweit sie dauernd für leitende
                     Aufgaben in der Militärseelsorge verwendet werden sollen, werden sie in das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit berufen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Auf Militärgeistliche, die in das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit berufen werden, finden die für Bundesbeamte auf Lebenszeit
                     geltenden Vorschriften Anwendung, soweit nicht in diesem Vertrage etwas anderes bestimmt ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die übrigen Militärgeistlichen werden für sechs bis acht Jahre in das Beamtenverhältnis berufen. Mit Ablauf der festgesetzten
                     Amtszeit endet das Beamtenverhältnis. Die Amtszeit kann um höchstens vier Jahre verlängert werden; in diesem Falle gilt das
                     Beamtenverhältnis als nicht unterbrochen. Auf diese Militärgeistlichen finden die für Bundesbeamte auf Lebenszeit geltenden
                     Vorschriften sinngemäß Anwendung, soweit nicht in diesem Vertrage etwas anderes bestimmt ist.
                  

               

               
                     Artikel 20

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Vorschläge zur Ernennung und Beförderung sowie Versetzungen der Militärgeistlichen bedürfen des Einverständnisses des Militärbischofs.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Vor sonstigen wichtigen Entscheidungen in personellen Angelegenheiten der Militärgeistlichen ist vom Bundesminister für Verteidigung
                     die Stellungnahme des Militärbischofs einzuholen.
                  

               

               
                     Artikel 21

                  

                  Für die Ämter vom Militärdekan an aufwärts besteht keine regelmäßige Dienstlaufbahn.

               

               
                     Artikel 22

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        In kirchlichen Angelegenheiten unterstehen die Militärgeistlichen der Leitung und der Dienstaufsicht des Militärbischofs (Artikel 12
                     Absatz 1 Nr. 2) sowie der Dienstaufsicht des Militärgeneraldekans und der übrigen vom Militärbischof mit der Dienstaufsicht
                     betrauten Militärgeistlichen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die Militärgeistlichen als Bundesbeamte sind
                     
                        	
                           oberste Dienstbehörde der Bundesminister für Verteidigung,

                        

                        	
                           unmittelbarer Dienstvorgesetzter der Militärgeneraldekan.

                        

                     

                  

               

               
                     Artikel 23

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Militärgeistliche ist zu entlassen
                     
                        	
                           bei Verlust der durch die Ordination erworbenen Rechte oder bei dienststrafrechtlicher Entfernung aus dem kirchlichen Amt,

                        

                        	
                           auf Antrag des Militärbischofs, wenn seine Verwendung im Dienst der Kirche im wichtigen Interesse der Kirche liegt.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ein nach Absatz 1 entlassener Militärgeistlicher hat vorbehaltlich der Regelung in den Absätzen 3 und 4 keinen Anspruch auf
                     Versorgung aus dem Beamtenverhältnis. § 154 des Bundesbeamtengesetzes bleibt mit der Maßgabe unberührt, daß Absatz 5 auch
                     bei Wiederverwendung des Militärgeistlichen im Dienst der Kirche gilt. Ferner finden für einen durch Dienstunfall verletzten
                     Militärgeistlichen im Falle seiner Entlassung nach Absatz 1 Nr. 1 die §§ 143 und 147 des Bundesbeamtengesetzes und im Falle
                     seiner Entlassung nach Absatz 1 Nr. 2 der Artikel 25 Absatz 1 Satz 3 dieses Vertrages Anwendung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Einem Militärgeistlichen mit einer Dienstzeit im Sinne des § 106 Absatz 2 des Bundesbeamtengesetzes von mindestens zehn Jahren
                     kann im Falle seiner Entlassung nach Absatz 1 Nr. 1 an Stelle des Übergangsgeldes ein Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe des Ruhegehalts
                     bewilligt werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Wird ein Militärgeistlicher, der im Zeitpunkt der Übernahme in das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit als Militärgeistlicher
                     Beamter zur Wiederverwendung im Sinne des Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des Grundgesetzes
                     fallenden Personen war und entsprechend seiner früheren Rechtsstellung untergebracht ist, nach Absatz 1 entlassen, so leben
                     die Rechte nach dem genannten Gesetz wieder auf.
                  

               

               
                     Artikel 24

                  

                  Die Zeit, die ein Militärgeistlicher vor der Berufung in das Beamtenverhältnis im Dienst der Kirche als Geistlicher verbracht
                     hat, ist ruhegehaltfähig.
                  

               

               
                     Artikel 25

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ein Militärgeistlicher mit der Rechtsstellung eines Beamten auf Zeit, dessen Beamtenverhältnis durch Ablauf der festgesetzten
                     Amtszeit endet, hat keinen Anspruch auf Versorgung aus dem Beamtenverhältnis. § 154 des Bundesbeamtengesetzes bleibt mit der
                     Maßgabe unberührt, daß Absatz 5 auch bei Wiederverwendung des Militärgeistlichen im Dienst der Kirche gilt. Ferner behält
                     der durch Dienstunfall verletzte Militärgeistliche die sich aus dem Beamten-Unfallfürsorgerecht ergebenden Ansprüche, die
                     sich bei seiner Wiederverwendung im Dienst der Kirche gegen den kirchlichen Dienstherrn nach dessen Recht richten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wird im Falle des Absatzes 1 der Geistliche wieder im Dienst der Kirche verwendet, so tragen bei Eintritt des Versorgungsfalles
                     der Bund und der kirchliche Dienstherr die Versorgungsbezüge anteilig nach den ruhegehaltfähigen Dienstzeiten, die der Geistliche
                     bei ihnen abgeleistet hat. Bei der Berechnung der Dienstzeiten werden nur volle Jahre zugrunde gelegt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Ist der Geistliche bei oder nach seiner Übernahme in den Dienst der Kirche befördert worden, so bemißt sich der Anteil des
                     Bundes an den Versorgungsbezügen so, wie wenn der Geistliche in dem Amt verblieben wäre, in dem er sich vor der Übernahme
                     befand.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der kirchliche Dienstherr hat die vollen Versorgungsbezüge auszuzahlen. Ihm steht gegen den Bund ein Anspruch auf anteilige
                     Erstattung zu. Die Bezüge für den Sterbemonat und das Sterbegeld fallen, sofern sie sich nach den Dienstbezügen des Geistlichen
                     bemessen, dem kirchlichen Dienstherrn in voller Höhe zur Last.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt VI
Hilfskräfte
            

         

         
                     Artikel 26

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Den Militärgeistlichen werden vom Staat die zur Unterstützung bei gottesdienstlichen Handlungen und Verwaltungsaufgaben im
                     Zusammenhang mit der Militärseelsorge erforderlichen Hilfskräfte zur Verfügung gestellt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Hilfskräfte bei den dienstaufsichtführenden Militärgeistlichen werden in das Beamtenverhältnis übernommen.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt VII
Schlußvorschriften
            

         

         
                     Artikel 27

                  

                  Die Vertragschließenden werden eine etwa in Zukunft zwischen ihnen entstehende Meinungsverschiedenheit über die Auslegung
                     einer Bestimmung dieses Vertrages auf freundschaftliche Weise beseitigen. In gleicher Weise werden sie sich über etwa notwendig
                     werdende Sonderregelungen verständigen.
                  

               

               
                     Artikel 28

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dieser Vertrag soll ratifiziert und die Ratifikationsurkunden sollen in Bonn ausgetauscht werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Er tritt am Tage des Austausches der Ratifikationsurkunden in Kraft.
                  

                  Zu Urkund dessen ist dieser Vertrag unterzeichnet worden.

                  Geschehen zu Bonn am 22. Februar 1957 in zwei Urschriften.

                  
                     
                        
                        
                        
                     
                     
                        
                           	
                              Für die Evangelische Kirche in Deutschland:
Der Vorsitzende des Rates 
gez. D. Dibelius
Der Leiter der Kirchenkanzlei 
gez. D. Brunotte
                              

                           
                           	
                              

                           
                           	
                              Für die Bundesrepublik Deutschland:
Der Bundeskanzler gez. Adenauer
Der Bundesminister für Verteidigung 
gez. Strauß
                              

                           
                        

                     
                  

               

            

         

      

      
            Schlußprotokoll

         

         Bei der Unterzeichnung des am heutigen Tage zwischen der Evangelischen Kirche in Deutschland und der Bundesrepublik Deutschland
            geschlossenen Vertrages zur Regelung der evangelischen Militärseelsorge haben die Unterzeichneten folgende übereinstimmende
            Erklärungen abgegeben, die einen Bestandteil dieses Vertrages bilden:
         

         Zu Artikel 3 Absatz 2:

         Die Aufgaben, Rechte und Pflichten des Militärgeistlichen im Nebenamt werden durch Vereinbarung zwischen dem Militärbischof
            und dem Bundesminister für Verteidigung geregelt.
         

         Zu Artikel 6 Absatz 3:

         Die Vereinbarungen über die Bildung, Errichtung und Änderung der personellen Seelsorgebereiche und der Militärkirchengemeinden
            werden im Verordnungsblatt des Militärbischofs veröffentlicht.
         

         Zu Artikel 7:

         Die Angehörigen der personellen Seelsorgebereiche und der Militärkirchengemeinden sind verpflichtet, kirchliche Abgaben zu
            entrichten; den zuständigen Stellen bleibt eine nähere Regelung vorbehalten.
         

         Zu Artikel 10:

         Der Militärbischof erhält vom Staat eine angemessene Dienstaufwandsentschädigung. Die ihm im Zusammenhang mit der kirchlichen
            Leitung der Militärseelsorge entstehenden Sachausgaben werden erstattet. Er erhält Reisekosten nach der Reisekostenstufe I
            a.
         

         Zu Artikel 11:

         Die Bundesregierung wird auf Wunsch die Gründe mitteilen, aus denen sie ihre Bedenken gegen den für die Ernennung zum Militärbischof
            vorgeschlagenen Geistlichen herleitet. Desgleichen wird der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland die Gründe mitteilen,
            die ihn zur Abberufung des Militärbischofs bestimmen.
         

         Es besteht außerdem Einverständnis darüber, daß der Name des in Aussicht genommenen Militärbischofs vertraulich behandelt
            wird, bis seine Ernennung durch den Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland veröffentlicht ist.
         

         Zu Artikel 12 Absatz 1 Nr. 1:

         Behält sich eine Gliedkirche vor, einem Militärgeistlichen das kirchliche Amt durch einen anderen Geistlichen zu übertragen,
            so beteiligt sich der Militärbischof an der Einführung, indem er den Militärgeistlichen begrüßt und ihm die kirchliche Anstellungsurkunde
            übergibt.
         

         Zu Artikel 12 Absatz 1 Nr. 8:

         Die abgeschlossenen Kirchenbücher werden beim Evangelischen Kirchenamt für die Bundeswehr verwaltet.

         Zu Artikel 13:

         Vorschriften und Richtlinen des Militärbischofs werden im Verordnungsblatt des Militärbischofs veröffentlicht.

         Zu Artikel 15:

         Der Militärgeneraldekan ist berechtigt, im Auftrag des Militärbischofs dem Bundesminister für Verteidigung unmittelbar Vortrag
            zu halten.
         

         Zu Artikel 16 bis 25:

         Die kirchliche Amtstracht der Militärgeistlichen wird durch den Militärbischof bestimmt.

         Vor Einführung einer Dienstkleidung für die Militärgeistlichen ist die Zustimmung des Militärbischofs einzuholen.

         Zu Artikel 26:

         Jedem Militärgeistlichen mit Ausnahme der Militärgeistlichen im „Evangelischen Kirchenamt für die Bundeswehr“ wird eine Hilfskraft
            zugeteilt.
         

         Die Hilfskräfte der Militärgeistlichen müssen evangelischen Bekenntnisses sein. Sie müssen die Befähigung für den Hilfsdienst
            in der Militärseelsorge erforderlichenfalls durch eine Prüfung nachweisen, die unter Beteiligung des Militärgeneraldekans
            oder eines von ihm beauftragten Militärgeistlichen abgehalten wird.
         

         Geschehen zu Bonn am 22. Februar 1957.

         
            
               
               
               
            
            
               
                  	
                     Für die Evangelische Kirche in Deutschland:
Der Vorsitzende des Rates 
gez. D. Dibelius
Der Leiter der Kirchenkanzlei 
gez. D. Brunotte
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     Für die Bundesrepublik Deutschland:
Der Bundeskanzler gez. Adenauer
Der Bundesminister für Verteidigung 
gez. Strauß
                     

                  
               

            
         

      

      

   
      

      
         841. Kirchengesetz zur Regelung der evangelischen Seelsorge in der Bundeswehr

      

      
         Vom 8. März 1957

      

      
         (Beiblatt zu Abl. 38 S. 15; ABl. EKD 1957 S. 257), geändert durch Kirchengesetz vom 7. November 2002 (ABl. EKD S. 387)
         

      

      Auf Grund des Artikels 10 Buchstabe b der Grundordnung hat die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland1 das folgende Kirchengesetz beschlossen:
      

      
            Abschnitt I
Grundsätze
            

         

         
                     § 1

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Auf der Grundlage von Artikel 18 der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland2 nimmt die Evangelische Kirche in Deutschland im Zusammenwirken mit den Gliedkirchen die Seelsorge in der Bundeswehr (Militärseelsorge)
                     als Gemeinschaftsaufgabe wahr. Sie wird gemäß dem zwischen der Evangelischen Kirche in Deutschland und der Bundesrepublik
                     Deutschland am 22. Februar 1957 geschlossenen Vertrag (ABl. EKD Nr. 162) (Staatsvertrag3) unter der Leitung eines Bischofs oder einer Bischöfin erfüllt, der oder die nach Artikel 10 des Staatsvertrages4 die Amtsbezeichnung »Militärbischof« oder »Militärbischöfin« führt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Seelsorge in der Bundeswehr als Teil der kirchlichen Arbeit wird im Auftrag und unter der Aufsicht der Kirche von Geistlichen
                     ausgeübt, die mit dieser Aufgabe hauptamtlich oder nebenamtlich beauftragt sind. In dem Dienst an Wort und Sakrament und in
                     der Seelsorge sind die zum Dienst berufenen Geistlichen im Rahmen der kirchlichen Ordnung selbständig. Sie stehen in einem
                     geistlichen Auftrag, in dessen Erfüllung sie von staatlichen Weisungen unabhängig sind.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Wahrnehmung von Aufgaben der Seelsorge in der Bundeswehr, einschließlich der Leitungsaufgaben, wird in der Regel befristet.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  Der Dienst der Seelsorge in der Bundeswehr ist innerhalb des Bereichs der Gliedkirchen an deren Bekenntnis gebunden.

               

               
                     § 3

                  

                  Die Vertretung der kirchlichen Aufgaben gegenüber der Bundesrepublik wird für die Seelsorge in der Bundeswehr durch die Evangelische
                     Kirche in Deutschland wahrgenommen. Sie ist dabei nach den Vorschriften dieses Gesetzes an die Mitwirkung der Gliedkirchen
                     gebunden.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt II
Personale Seelsorgebereiche, Gemeinden nach Artikel 6 Abs. 2 des Staatsvertrages
            

         

         
                     § 4

                  

                  Für Gottesdienste und Amtshandlungen in den personalen Seelsorgebereichen und den Gemeinden nach Artikel 6 Abs. 2 des Staatsvertrages5 ist die Ordnung der zuständigen Gliedkirche maßgebend.
                  

               

               
                     § 5

                  

                  Zu Vereinbarungen nach Artikel 7 Abs. 3 des Staatsvertrages6 über eine von Artikel 7 Abs. 1 Ziffer 5 und 6 des Staatsvertrages abweichende Abgrenzung des Personenkreises der personalen Seelsorgebereiche und der Gemeinden nach Artikel 6 Abs. 2 des Staatsvertrages7 bedarf der Bischof oder die Bischöfin der Zustimmung des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland. Der Rat nimmt vorher
                     mit der Kirchenkonferenz Fühlung.
                  

               

               
                     § 6

                  

                  Auf die Gemeinden nach Artikel 6 Abs. 2 des Staatsvertrages8 finden die Ordnungen der Gliedkirchen entsprechende Anwendung, soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt.
                  

               

               
                     § 7

                  

                  Soll eine Amtshandlung an Gliedern des personalen Seelsorgebereichs oder der Gemeinden nach Artikel 6 Abs. 2 des Staatsvertrages9 an Stelle des oder der zuständigen Geistlichen durch einen anderen Geistlichen vorgenommen werden, so ist hierbei für Dimissoriale,
                     Anzeige oder Abmeldung nach dem Recht der Gliedkirchen zu verfahren. Statt eines Dimmenissoriales oder einer Abmeldung genügt
                     eine Anzeige, wenn ein anderer Geistlicher aus Gründen des Bekenntnisstandes in Anspruch genommen wird.
                  

               

               
                     § 8

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die von den Angehörigen der personalen Seelsorgebereiche oder der Gemeinden nach Artikel 6 Abs. 2 des Staatsvertrages10 erhobenen Kirchensteuern werden von der Evangelischen Kirche in Deutschland zentral eingenommen und entsprechend dem durch
                     ihren Haushaltsplan festgestellten Bedarf der Seelsorge in der Bundeswehr zugeführt. Der verbleibende Betrag wird nach einem
                     durch die Evangelische Kirche in Deutschland unter Beteiligung der Kirchenkonferenz zu regelnden Verfahren an die Gliedkirchen
                     verteilt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Soweit in den Gliedkirchen Kirchensteuern von Angehörigen der personalen Seelsorgebereiche oder der Gemeinden nach Artikel 6
                     Abs. 2 des Staatsvertrages11 eingehen, sind die Gliedkirchen verpflichtet, zu den durch staatliche Mittel nicht gedeckten Kosten der Seelsorge in der
                     Bundeswehr entsprechend beizutragen.
                  

               

               
                     § 9

                  

                  Der Bischof oder die Bischöfin vereinbart mit dem Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland, in welcher Form Amtshandlungen
                     in die Kirchenbücher einzutragen sind, die bei den personalen Seelsorgebereichen und Gemeinden nach Artikel 6 Abs. 2 des Staatsvertrages12 sowie im Ausland geführt werden.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt III
Leitung der Seelsorge in der Bundeswehr
            

         

         
                     § 10

                  

                  Der Bischof oder die Bischöfin übt die Leitung der Seelsorge in der Bundeswehr und die kirchliche Dienstaufsicht über die
                     Geistlichen aus. Das Amt des Bischofs oder der Bischöfin kann haupt- oder nebenamtlich wahrgenommen werden.
                  

               

               
                     § 11

                  

                  Zur Benennung eines für das Amt des Bischofs in Aussicht genommenen Geistlichen oder einer für das Amt der Bischöfin in Aussicht
                     genommenen Geistlichen gegenüber der Bundesregierung und zur Benennung des Leiters oder der Leiterin des Evangelischen Kirchenamtes
                     für die Bundeswehr bedarf der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland der Zustimmung der Kirchenkonferenz. Der Bischof
                     oder die Bischöfin hat sein oder ihr Amt zur Verfügung zu stellen, wenn der Rat nach Anhörung der Kirchenkonferenz es verlangt.
                     Die Leitung des Evangelischen Kirchenamtes für die Bundeswehr kann mit einer Person, welche die Befähigung zum Richteramt
                     hat, besetzt werden.
                  

               

               
                     § 12

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Bischof oder die Bischöfin unterrichtet den Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland laufend über seine beziehungsweise
                     ihre Tätigkeit. Er oder sie hält mit den Gliedkirchen Fühlung und berichtet ihnen jährlich über die Tätigkeit der Seelsorge
                     in der Bundeswehr.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Bischof oder die Bischöfin wird zu den Tagungen der Synode und der Kirchenkonferenz der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     eingeladen und berichtet der Synode regelmäßig.
                  

               

               
                     § 13

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Bischof oder die Bischöfin führt die Geistlichen und den Leiter oder die Leiterin des  Evangelischen Kirchenamtes für
                     die Bundeswehr in ihr kirchliches Amt ein. Die Gliedkirchen sind in angemessener Weise an den Einführungen zu beteiligen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Mit der Einführung nach Absatz 1 kann der Bischof oder die Bischöfin einen dienstaufsichtführenden Geistlichen oder eine dienstaufsichtsführende
                     Geistliche beauftragen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Entsprechendes gilt für die Einweihung gottesdienstlicher Räume.
                  

               

               
                     § 14

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zur Beratung des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland und des Bischofs oder der Bischöfin in den Angelegenheiten
                     der Seelsorge in der Bundeswehr wird vom Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland im Benehmen mit der Kirchenkonferenz
                     ein Beirat berufen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zu dem Erlass der Agende nach Artikel 12 Abs. 1 Nummer 6 des Staatsvertrages13 und des Gesang- oder Gebetbuches für Soldaten und Soldatinnen bedarf der Bischof oder die Bischöfin der Zustimmung des Rates
                     der Evangelischen Kirche in Deutschland. Dieser nimmt vorher mit der Kirchenkonferenz Fühlung. Zu dem Erlass der Agende nach
                     Artikel 12 Abs. 1 Nummer 6 des Staatsvertrages14, des Gesang- oder Gebetbuches für Soldaaten und Soldatinnen sowie allgemeiner Vorschriften und Richtlinien bedarf der Bischof
                     oder die Bischöfin der Zustimmung des Beirates.
                  

               

            

         

      

      
            Abschnitt IV
Mit der Wahrnehmung der Seelsorge in der Bundeswehr beauftragte Geistliche
            

         

         
                     § 15

                  

                  Die Geistlichen bleiben an ihr Ordinationsgelübde und das Bekenntnis ihrer Gliedkirche gebunden. Sie haben die Gemeinschaft
                     mit ihr aufrechtzuerhalten.
                  

               

               
                     § 16

                  

                  Die Geistlichen bleiben Geistliche ihrer Gliedkirche. Die allgemeinen Rechte und Pflichten der Geistlichen als kirchliche
                     Amtsträger oder Amtsträgerinnen richten sich nach den Ordnungen ihrer Gliedkirche. Während der Amtsdauer der mit der Wahrnehmung
                     der Seelsorge in der Bundeswehr beauftragten Geistlichen ruht ihre Bindung an die Weisungen der Vorgesetzten ihrer Gliedkirchen.
                  

               

               
                     § 17

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Gliedkirchen sollen durch geeignete Maßnahmen dazu beitragen, dass die Seelsorge in der Bundeswehr und die mit ihrer Wahrnehmung
                     beauftragten Geistlichen Teil des kirchlichen Lebens der Gliedkirche sind. Die mit der Wahrnehmung der Seelsorge in der Bundeswehr
                     beauftragten Geistlichen sind ihrerseits gehalten, am Leben der örtlichen Gliedkirche und ihrer Untergliederungen teilzunehmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Bischof oder die Bischöfin sorgt dafür, dass die Gemeinschaft zwischen der Seelsorge in der Bundeswehr und den mit ihrer
                     Wahrnehmung beauftragten Geistlichen und den Gliedkirchen aufrechterhalten bleibt.
                  

               

               
                     § 18

                  

                  In den personalen Seelsorgebereichen und den Gemeinden nach Artikel 6 Abs. 2 des Staatsvertrages15 sind in erster Linie Geistliche der Gliedkirche zu verwenden, zu deren Bereich die personalen Seelsorgebereiche und die Gemeinden
                     nach Artikel 6 des Staatsvertrages16 gehören. Soweit dies nicht möglich ist, setzt sich der Bischof oder der Bischöfin bei der Verwendung anderer Geistlicher
                     mit der betreffenden Gliedkirche ins Benehmen.
                  

               

               
                     § 19

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Gliedkirchen schlagen dem Bischof oder der Bischöfin die für die Seelsorge in der Bundeswehr benötigten hauptamtlichen
                     Geistlichen in der erforderlichen Zahl vor und stellen sie für diesen Dienst frei. Sie benennen geeignete Pfarrerinnen und
                     Pfarrer zur nebenamtlichen Ausübung der Seelsorge in der Bundeswehr. Nebenamtlich in der Seelsorge in der Bundeswehr tätige
                     Geistliche werden vom Bischof oder der Bischöfin im Einvernehmen mit den jeweiligen Gliedkirchen beauftragt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Gliedkirchen können die Freistellung widerrufen, wenn die Verwendung des Geistlichen im Dienst der Gliedkirche aus wichtigen
                     Gründen geboten erscheint. Der Widerruf kann auch erfolgen, wenn die Gliedkirche mit dem Bischof oder der Bischöfin darin
                     übereinstimmt, dass die weitere Verwendung des oder der Geistlichen für die Seelsorge in der Bundeswehr untunlich ist. Wird
                     die Freistellung widerrufen, so stellt der Bischof oder die Bischöfin bei dem Bundesministerium der Verteidigung den in Artikel 23 Abs. 1 Ziffer 2 des Staatsvertrages17 vorgesehenen Antrag auf Entlassung des oder der Geistlichen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wenn der oder die Geistliche auf Wunsch seiner oder ihrer Gliedkirche entlassen wird, ist diese verpflichtet, ihn oder sie
                     unter Anrechnung seiner oder ihrer in der Seelsorge in der Bundeswehr verbrachten Dienstzeit wiederzuverwenden. Die Gliedkirche
                     übernimmt in diesem Falle die Versorgung des oder der Geistlichen unter Anrechnung seiner oder ihrer Dienstzeit in der Seelsorge
                     in der Bundeswehr.
                  

               

               
                     § 20

                  

                  Die nach Artikel 18 Abs. 1 des Staatsvertrages18 zunächst probeweise einzustellenden Geistlichen werden auf Antrag des Bischofs oder der Bischöfin von ihrer Gliedkirche für
                     die Erprobungszeit beurlaubt.
                  

               

               
                     § 21

                  

                  Die in das Dienstverhältnis eines Bundesbeamten oder einer Bundesbeamtin oder eines oder einer Bundesangestellten auf Zeit
                     berufenen Geistlichen treten nach Ablauf ihrer in der Seelsorge in der Bundeswehr abgeleisteten Dienstzeit in den Dienst ihrer
                     Gliedkirche zurück. § 19 Abs. 3 gilt entsprechend.
                  

               

               
                     § 22

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Werden gegen einen Geistlichen oder eine Geistliche sowohl als kirchlichen Amtsträger beziehungsweise als kirchliche Amtsträgerin
                     als auch als Bundesbeamten beziehungsweise Bundesbeamtin Disziplinarverfahren eröffnet, so kann das kirchliche Verfahren bis
                     zum Vorliegen des Ergebnisses des Verfahrens vor dem zuständigen Disziplinargericht ausgesetzt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wird ein Geistlicher oder eine Geistliche durch das kirchliche Disziplinargericht zur Entfernung aus dem Dienst oder zur Amtsenthebung
                     verurteilt, so hat der Bischof oder die Bischöfin unverzüglich gemäß Artikel 23 Abs. 1 Ziffer 1 des Staatsvertrages19 die Entlassung des oder der Geistlichen aus dem Bundesbeamtenverhältnis herbeizuführen.
                  

               

               
                     § 23

                  

                  Den Zeitpunkt, zu dem dieses Gesetz für die beteiligten Gliedkirchen in Kraft tritt, bestimmt der Rat der Evangelischen Kirche
                     in Deutschland durch Verordnung20.
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         842. Verordnung des Oberkirchenrats zur Durchführung der Militärseelsorge im Bereich der Evang. Landeskirche in Württemberg

      

      
         Vom 4. April 1978

      

      
         (Abl. 48 S. 125)

      

      Zur Durchführung der Kirchengesetze zur Regelung der evangelischen Militärseelsorge vom 7. und 8. März 1957 (Beiblatt Nr.
         1 zum Amtsblatt Bd. 38 S. 4 und 151) und aufgrund von § 6 Abs. 5 und § 65 der Kirchengemeindeordnung2 wird verordnet:
      

      
                     § 1

                  

                  Die Militärseelsorge wird in personalen Seelsorgebereichen oder in Militärkirchengemeinden nach Maßgabe des Vertrags der Evangelischen Kirche in Deutschland mit der Bundesrepublik Deutschland zur Regelung der evangelischen Militärseelsorge vom 22. 2. 19573 und des Kirchengesetzes der EKD zur Regelung der evangelischen Militärseelsorge in der Bundesrepublik Deutschland vom 8. 3. 19574 sowie nach den folgenden Bestimmungen ausgeübt.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Militärseelsorge wird in der Regel in personalen Seelsorgebereichen ausgeübt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Militärkirchengemeinden werden nur errichtet, wenn der kirchliche Auftrag in einem personalen Seelsorgebereich nicht ausreichend
                     wahrgenommen werden kann.
                  

               

               
                     § 3

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Personale Seelsorgebereiche und Militärkirchengemeinden werden durch Vereinbarung mit dem Militärbischof (Artikel 6 Abs. 3 des Militärseelsorgevertrags5) gebildet, errichtet, aufgehoben und verändert.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Vor Abschluß der Vereinbarung werden die beteiligten Kirchenbezirke und Kirchengemeinden gehört.
                  

               

               
                     § 4

                  

                  Die Kirchengemeinden stellen ihre kirchlichen Gebäude und Einrichtungen für den Dienst der Militärseelsorge zu Gottesdiensten,
                     Amtshandlungen, Unterricht und sonstigen kirchlichen Veranstaltungen gegen die Übernahme der Kosten für Beleuchtung, Heizung
                     und Reinigung zur Verfügung.
                  

               

               
                     § 5

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zum personalen Seelsorgebereich gehören alle Personen im Sinne des Artikels 7 des Militärseelsorgevertrags6, die im Bereich der Kirchengemeinden ihren Wohnsitz haben, auf die sich die Vereinbarung nach § 3 dieser Verordnung erstreckt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der personale Seelsorgebereich wird einer Kirchengemeinde zugeordnet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Angehörigen des personalen Seelsorgebereichs sind Mitglieder der Kirchengemeinde, der der personale Seelsorgebereich zugeordnet
                     ist. Ihre Mitgliedschaft in der Kirchengemeinde ihres Wohnsitzes bleibt unberührt. Insbesondere üben sie in der Kirchengemeinde
                     ihres Wohnsitzes das kirchliche Wahlrecht aus.
                  

               

               
                     § 6

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Militärpfarrer ist als Pfarrer der Kirchengemeinde, der der personale Seelsorgebereich zugeordnet ist, Mitglied des Kirchengemeinderats.
                     Er kann nicht Vorsitzender oder zweiter Vorsitzender eines Kirchengemeinderats sein. Der Militärpfarrer ist Mitglied der Bezirkssynode
                     (§ 3 Abs. 2 Nr. 2 KBO7).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Militärpfarrer nimmt in der Regel einen Predigtauftrag in der Kirchengemeinde wahr, der der personale Seelsorgebereich
                     zugeordnet ist. Das Nähere regelt die Geschäftsordnung der Pfarrämter.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Militärpfarrer ist berechtigt, an den Sitzungen der Kirchengemeinderäte anderer Kirchengemeinden, über die sich der personale
                     Seelsorgebereich erstreckt, mit beratender Stimme teilzunehmen. Er wird zu den Sitzungen dieser Kirchengemeinderäte unter
                     Übersendung der Tagesordnung eingeladen, wenn Fragen behandelt werden, die für die Durchführung der Militärseelsorge von Bedeutung
                     sind oder die Angelegenheiten eines Angehörigen des personalen Seelsorgebereichs betreffen. Ein Versäumnis der Einladung berührt
                     die Wirksamkeit gefaßter Beschlüsse nicht.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Absatz 3 gilt entsprechend auch für Militärpfarrer im Nebenamt.
                  

               

               
                     § 7

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Militärpfarrer ist für die Amtshandlungen zuständig, die bei Angehörigen des personalen Seelsorgebereichs vorzunehmen
                     sind. Wird der Militärpfarrer um den Vollzug einer Amtshandlung bei anderen Gemeindegliedern gebeten, so bedarf es hierzu
                     eines Erlaubnisscheins des für das betreffende Gemeindeglied zuständigen Pfarrers. Das gleiche gilt für einen Ortspfarrer,
                     der von einem Angehörigen des personalen Seelsorgebereichs um die Vornahme einer Amtshandlung gebeten wird. Auf die entsprechenden
                     Kasualordnungen und auf den Konsistorialerlaß betr. die Ausstellung eines Erlaubnisscheins vom 9. Mai 1913 (Abl. 16 S. 306)8 wird verwiesen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Unbeschadet der Zuständigkeit des Militärpfarrers nach Abs. 1 konfirmiert der jeweilige Ortspfarrer die Kinder von Angehörigen
                     des personalen Seelsorgebereichs und bereitet sie auf die Konfirmation vor. Mit Zustimmung des Ortspfarrers und der Eltern
                     kann der Militärpfarrer die Konfirmation und die Vorbereitung hierzu übernehmen, sofern gewährleistet ist, daß er nach den
                     Bestimmungen der Landeskirche sowohl den Konfirmandenunterricht in vollem Umfang selbst erteilt als auch die Konfirmationsfeier
                     hält.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Über alle Amtshandlungen benachrichtigt der Militärpfarrer das Pfarramt der Kirchengemeinde, in der das Gemeindeglied seinen
                     Wohnsitz hat bzw. hatte.
                  

               

               
                     § 8

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kirchenbucheintragungen, die Angehörige personaler Seelsorgebereiche betreffen, sind mit Nummer in das Kirchenbuch der Kirchengemeinde
                     des Wohnsitzes einzutragen. Das Pfarramt dieser Kirchengemeinde ist zuständig für die Erteilung von Auszügen aus den kirchlichen
                     Registern und für Angelegenheiten der kirchlichen Statistik.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Im übrigen bleibt die Zuständigkeit des Militärbischofs, für die Führung von Kirchenbüchern in personalen Seelsorgebereichen
                     und Militärkirchengemeinden Regelungen zu treffen, unberührt (Artikel 12 Abs. 1 Ziff. 8 des Militärseelsorgevertrags9).
                  

               

            

         

      

      
            Militärkirchengemeinden

         

         
                     § 9

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Militärkirchengemeinden sind landeskirchliche Personalgemeinden, deren Mitgliederkreis sich nach Artikel 7 des Militärseelsorgevertrags10 bestimmt und deren räumliche Begrenzung bei der Errichtung festgelegt wird. Die Mitglieder einer Militärkirchengemeinde gehören
                     einer örtlichen Kirchengemeinde nicht an.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Soweit nichts anderes bestimmt ist, gelten für Militärkirchengemeinden sinngemäß die für Kirchengemeinden bestehenden Vorschriften.
                  

               

            

         

      

      
            Militärpfarrer

         

         
                     § 10

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Militärpfarrer erhalten vom Oberkirchenrat alle Mitteilungen, die auch den landeskirchlichen Pfarrämtern zugehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Wehrbereichsdekan nimmt an den  Dienstbesprechungen der Dekane und den Dekanskonventen der Landeskirche teil.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Militärpfarrer und Gemeindepfarrer unterstützen sich in ihrem Dienst gegenseitig. Die Dekanatämter laden die Militärpfarrer,
                     die in ihrem Bezirk tätig sind, ein, an Begegnungen der Pfarrerschaft des Bezirks teilzunehmen. Das gleiche gilt für Veranstaltungen
                     des Kirchenbezirks.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Militärpfarrer im Nebenamt nehmen an den Pfarrkonferenzen des Wehrbereichsdekans und, soweit sie innerhalb des Wehrbereichs
                     stattfinden, an den Gesamtkonferenzen des Militärpfarrerkonvents teil.
                  

               

               
                     § 11

                  

                  Diese Verordnung tritt an die Stelle der Bekanntmachung des Oberkirchenrats vom 10. Mai 1958, Beiblatt Nr. 1 zu Abl. Bd. 38 S. 2.
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         844. Betreuung von Kriegsdienstverweigerern 
und Ersatzdienstleistenden
         

      

      
         Erlaß des Oberkirchenrats vom 21. Januar 1971 (Abl. 44 S. 316)

      

      Der Erlaß des Oberkirchenrats vom 2. Januar 1962 Nr. A. 16938/61 (Abl. Bd. 40 S. 6) wird durch folgende Bestimmungen ersetzt:

      Zum Vollzug des Beschlusses des Landeskirchentags vom 23. März 1961 wird verfügt was folgt:

      
            1.

         

         Pfarrer handeln im Rahmen ihrer Zuständigkeit, wenn sie zu ihrer Parochie gehörende Gemeindeglieder, die den Kriegsdienst
            verweigern wollen, seelsorgerlich beraten, ihnen bei der Klärung ihrer Gewissensfrage helfen und mit ihnen als Beistände im
            Anerkennungsverfahren auftreten.
         

      

      
            2.

         

         Vom Oberkirchenrat werden außerdem für einzelne oder für mehrere Kirchenbezirke Pfarrer bestimmt, die im Rahmen landeskirchlicher
            Zuständigkeit handeln, wenn sie Kriegsdienstverweigerern seelsorgerlich beistehen, ihnen bei der Klärung ihrer Gewissensfrage
            helfen und mit ihnen als Beistände im Anerkennungsverfahren auftreten.
         

      

      
            3.

         

         Der Oberkirchenrat beruft im Benehmen mit der Evangelischen Arbeitsgemeinschaft zur Betreuung der Kriegsdienstverweigerer
            in Württemberg (EAK) einen Pfarrer als Beauftragten der Evang. Landeskirche für Fragen der Kriegsdienstverweigerer und Ersatzdienstleistenden.
            Dieser informiert und berät die in Ziff. 1 und 2 genannten Pfarrer und betreut die Ersatzdienstleistenden im Bereich der Landeskirche.
         

      

      
            4.

         

         Eine Werbung für die Kriegsdienstverweigerung liegt nicht im Bereich der in den Ziffern 1—3 genannten Sonderaufgaben.

      

      

   
      

      
         846. Vereinbarung zwischen 
dem Innenministerium Baden-Württemberg 
und dem Evangelischen Oberkirchenrat Karlsruhe, 
dem Evangelischen Oberkirchenrat Stuttgart, 
dem Erzbischöflichen Ordinariat Freiburg 
und dem Bischöflichen Ordinariat Rottenburg 
über die Kirchliche Arbeit in der Polizei 
des Landes Baden-Württemberg 
(Vereinbarung Kirchliche Arbeit)
         

      

      
         Bekanntmachung des Oberkirchenrats vom 13. Januar 2017

      

      
         (Abl. 67 S. 351)

      

      
            Präambel

         

         
               (
               1
               )
                Polizei und Kirchen stehen im Dienst der Menschen und sind in unterschiedlicher Weise wichtige Stützen der Gesellschaft.
            Beide spüren gesellschaftliche Veränderungen im direkten Kontakt mit den Bürgerinnen und Bürgern und müssen darauf angemessen
            antworten.
         

         
               (
               2
               )
                Polizeiliches Handeln, das Eingriffe in die Grund- und Menschenrechte einschließt, kann mit Konflikten zwischen den persönlichen
            Entscheidungskriterien der Bediensteten der Polizei und rechtlichen und organisatorischen Vorgaben verbunden sein. Die Kirchliche
            Arbeit in der Polizei trägt dazu bei, einen ethischen und spirituellen Orientierungsrahmen zu schaffen und Hilfestellungen
            in Konfliktfällen anzubieten.
         

         
               (
               3
               )
                Die Vertragspartner setzen die bewährte, von Artikel 16 Evangelischer Kirchenvertrag Baden-Württemberg1 gestützte Zusammenarbeit im Rahmen der Kirchlichen Arbeit in der Polizei des Landes Baden-Württemberg fort und treffen auf
            dieser Basis die folgende Vereinbarung.
         

      

      
            § 1 
Grundsätze der Kirchlichen Arbeit in der Polizei
            

         

         
               (
               1
               )
                Die Kirchliche Arbeit in der Polizei wird in Baden-Württemberg in enger ökumenischer Kooperation wahrgenommen. Sie umfasst
            Seelsorge in Einzel- und Gruppengesprächen, spirituelle Angebote sowie verschiedene Formen der Bildungsarbeit. Mit ihrem gesamten
            Aufgabenspektrum leistet sie einen Beitrag zur inneren Kultur der Polizei. Mit dem berufsethischen Unterricht wirkt sie an
            der Stärkung der ethischen Orientierung und Haltung der Polizei mit. Sie leistet nach ihren Möglichkeiten Krisenintervention
            (z. B. Betreuung nach traumatischen Ereignissen). Sie versteht sich als seelsorglicher und tatkräftiger Beistand, der die
            Polizeibediensteten in allen Anliegen, in denen sie sich an sie wenden, unterstützt.
         

         
               (
               2
               )
                Die Kirchliche Arbeit in der Polizei führt ihren Auftrag im Geist der Partnerschaft aus und ist der polizeilichen Arbeit
            solidarisch und kritisch verbunden.
         

         
               (
               3
               )
                Die Kirchliche Arbeit in der Polizei wird grundsätzlich von Frauen und Männern wahrgenommen, die über eine seelsorgliche
            Berufsausbildung verfügen und von den Kirchen für diesen Dienst beauftragt sind. Die Kirchen benennen dem Innenministerium-Landespolizeipräsidium,
            im Einzelfall auch den Polizeidienststellen und Einrichtungen für den Polizeivollzugsdienst, die Personen, die mit der Kirchlichen
            Arbeit in der Polizei betraut werden.
         

         
               (
               4
               )
                Die Kirchen sorgen für eine qualifizierte Vorbereitung ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf den spezifischen Dienst
            in der Polizei und eine entsprechende Einführung in den polizeilichen Alltag. Die Polizeidienststellen und Einrichtungen für
            den Polizeivollzugsdienst unterstützen die Kirchen dabei, die Beauftragten der Kirchen in die Polizei einzuführen und sie
            mit dem polizeilichen Alltag vertraut zu machen.
         

         
               (
               5
               )
                Die Polizei verpflichtet sich, die organisatorischen Voraussetzungen dafür zu schaffen bzw. zu erhalten, dass eine aufgabengerechte
            Ausübung der Kirchlichen Arbeit in der Polizei möglich ist und die Beauftragten der Kirchen zu geeigneten Veranstaltungen
            eingeladen werden. Die Beauftragten der Kirchen können sich zur Wahrnehmung ihres Dienstes im Arbeitsbereich und in den Gebäuden
            der Polizei in Absprache mit den Verantwortlichen frei bewegen, sich informieren sowie Bedienstete der Polizei zu Gesprächen
            einladen.
         

         
               (
               6
               )
                Die Beauftragten der Kirchen erfüllen ihre Aufgaben unter Berücksichtigung der einsatztaktischen Erfordernisse bzw. der Bedingungen
            des polizeilichen Handelns. Bei der Ausübung ihres Dienstes sind sie nicht an staatliche Weisungen gebunden.
         

         
               (
               7
               )
                Die Kirchen können einen Beirat berufen, der die Kirchliche Arbeit in der Polizei qualifizierend begleitet und berät. Näheres
            regeln die Kirchen.
         

      

      
            § 2
Seelsorgliche Angebote
            

         

         
               (
               1
               )
                Polizeiliches Handeln kann für die Bediensteten der Polizei in besonderer Weise belastend sein. Deshalb benötigen sie bei
            der Bewältigung ihrer Aufgaben Rat, Unterstützung und Beistand. Hierfür steht ihnen ein verlässliches kirchliches Netz von
            Seelsorge in den örtlichen Gemeinden und in Beratungsstellen zur Verfügung. Darüber hinaus wendet sich die Kirchliche Arbeit
            in der Polizei mit eigener Seelsorgekompetenz und -qualifikation den Bediensteten der Polizei und deren Angehörigen zu.
         

         
               (
               2
               )
                Zum seelsorglichen Dienst in der Polizei gehört wesentlich die persönliche Begleitung der Polizeibediensteten, gegebenenfalls
            auch ihrer Familien und Angehörigen. Gottesdienste sowie liturgische und rituelle Handlungen begleiten die Menschen in besonderer
            Weise und stärken sie. Besinnungstage und Exerzitien helfen, Erfahrenes zu verarbeiten und sich neu auszurichten. Bildungsveranstaltungen
            (z. B. Seminare, Vorträge, Gruppenarbeit) bieten die Möglichkeit, den Blick zu weiten, Neues zu lernen und so einen neuen
            Zugang zu eigenen Fragestellungen zu finden.
         

         
               (
               3
               )
                Durch die Begleitung von Einsätzen sowie die Teilnahme und Mitwirkung an Dienstversammlungen lernen die Beauftragten der
            Kirchen den polizeilichen Alltag kennen und können so die Herausforderungen und Schwierigkeiten, vor denen die Bediensteten
            der Polizei stehen, besser einschätzen. Dies ist wesentliche Voraussetzung, den Dienst der Kirchlichen Arbeit in der Polizei
            qualifiziert wahrzunehmen.
         

         
               (
               4
               )
                Kirchen und Polizei sind sich ihrer Verantwortung für eine würdige Gestaltung der „Ökumenischen Gedenkfeier für die im Dienst
            getöteten Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten“ bewusst und halten gemeinsam an der jährlichen Durchführung fest. Das Recht
            der Kirchen, Gottesdienste zu halten und religiöse Veranstaltungen durchzuführen, bleibt unberührt.
         

         
               (
               5
               )
                Die Polizei bindet die Beauftragten der Kirchen, die eine entsprechende Kompetenz erworben haben, in die psychosoziale Notfallversorgung
            eingesetzter Polizeibediensteter und gegebenenfalls weiterer Betroffener entsprechend den polizeilichen Regelungen ein. Dies
            gilt grundsätzlich auch für Auslandseinsätze.
         

         
               (
               6
               )
                Der seelsorgliche Dienst in der Polizei versteht sich als Angebot, das jede Polizeibedienstete und jeder Polizeibediensteter
            auf Grund freier Entscheidung annehmen oder ablehnen kann.
         

      

      
            § 3
Berufsethik
            

         

         
               (
               1
               )
                Polizeiliches Handeln ist an Recht und Gesetz gebunden und basiert auch auf einer ethischen Grundlage. Die Bewahrung der
            unantastbaren Würde des Menschen muss stets im Blick sein. Darum sollen die Bediensteten der Polizei ihre ethische Verantwortung
            in der täglichen Arbeit erkennen, wahrnehmen und kritisch reflektieren. Hierzu dient auch die Berufsethik als fester Bestandteil
            der Berufsqualifikation.
         

         
               (
               2
               )
                Berufsethik ist in ein vernetztes Gesamtsystem der Aus- und Fortbildung eingebettet, das für ein berufslebenslanges Lernen
            konzipiert ist und permanent den sich wandelnden Anforderungen an die polizeiliche Berufsausübung angepasst wird.
         

         
               (
               3
               )
                Die Kirchen sorgen für die Qualifikation und Fortbildung der für den berufsethischen Unterricht und berufsethische Fortbildungen
            Beauftragten. Die von den Kirchen Beauftragten verantworten berufsethische Bildung in folgenden Bereichen:
         

         
            
               	
                  Sie übernehmen an den Standorten der Institutsbereiche Ausbildung des Instituts für Ausbildung und Training der Hochschule
                     für Polizei Baden-Württemberg berufsethischen Unterricht gemäß den vereinbarten Lehrplänen. In der Ausbildung für den mittleren
                     Polizeivollzugsdienst übernehmen sie die Praxisreflexion entsprechend der Vereinbarung mit der Hochschule für Polizei Baden-Württemberg.
                  

               

               	
                  Sie wirken an den Fortbildungsmaßnahmen der Polizeidienststellen und Einrichtungen für den Polizeivollzugsdienst mit, die
                     berufsethische Fragestellungen beinhalten. Sie haben die Möglichkeit mit den jeweiligen Polizeidienststellen und Einrichtungen
                     für den Polizeivollzugsdienst Fortbildungsveranstaltungen anzubieten.
                  

               

               	
                  Die Beauftragten der Kirchen können in Abstimmung mit der Professorin oder dem Professor für Berufsethik an der Hochschule
                     für Polizei Baden-Württemberg berufsethische Vorlesungen, Wahlmodule, Vorträge, u. a. durchführen. Den Kirchen wird die Möglichkeit
                     gegeben, in Berufungsverfahren für die Professur für Berufsethik an der Hochschule für Polizei Baden-Württemberg beratend
                     mitzuwirken.
                  

               

            

         

      

      
            § 4
Elektronisches System POLIZEI-ONLINE
            

         

         
               (
               1
               )
                Die Beauftragten der Kirchen können das elektronische Bildungs- und Informationssystem der Polizei des Landes Baden-Württemberg
            (POLIZEI-ONLINE) für ihre Zwecke nutzen.
         

         
               (
               2
               )
                Die in der Landesarbeitsgemeinschaft für die Kirchliche Arbeit in der Polizei in Baden-Württemberg vertretenen Polizeiseelsorgerinnen
            oder Polizeiseelsorger erhalten die erforderliche zeitgemäße Hardware, um auch außerhalb der Polizeidienststellen auf POLIZEI-ONLINE zugreifen zu können. Für die technische Ausstattung ist das Präsidium Technik, Logistik, Service der Polizei zuständig.
         

         
               (
               3
               )
                Die Beiträge der Kirchlichen Arbeit in der Polizei auf POLIZEI-ONLINE werden von einer Person aus dem Kreis der Beauftragten
            der Kirchen entsprechend den für POLIZEI-ONLINE bestehenden Regelungen verantwortet.
         

      

      
            § 5
Finanzierung
            

         

         
               (
               1
               )
                Die Kirchen stellen die finanziellen Mittel für die Wahrnehmung ihrer seelsorglichen Arbeit innerhalb des Kirchlichen Dienstes
            in der Polizei zur Verfügung. Dafür gelten die jeweiligen haushaltsrechtlichen Bestimmungen der Kirchen. Die Kosten des berufsethischen
            Unterrichts, der Vorlesungen und sonstiger Veranstaltungen im Bereich der Berufsethik trägt das Land Baden-Württemberg.
         

         
               (
               2
               )
                Im Rahmen ihres Auftrags bietet die Kirchliche Arbeit in der Polizei Tagungen an, die vom Innenministerium-Landespolizeipräsidium
            nach Einzelabsprache gefördert werden können
         

         
            
               	
                  durch Sonderurlaub bzw. Dienstbefreiung für Teilnehmerinnen und Teilnehmer sowie Referentinnen und Referenten,

               

               	
                  durch Bezuschussung der Veranstaltungen,

               

               	
                  durch logistische und administrative Unterstützung (z. B. Werbung in publizistischen Organen der Polizei, Unterbringung).

               

            

         

         Zu diesen Tagungen gehört insbesondere die Ökumenische Jahrestagung der Polizeiseelsorge.

      

      
            § 6
Inkrafttreten
            

         

         Diese Vereinbarung tritt am 1. Januar 2017 in Kraft.

      

      

      1
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 15 dieser Sammlung.
            

         

      

   
      

      
         Verwaltungsvorschrift des Justizministeriums
zum Justizvollzugsgesetzbuch (VV-JVollzGB)
– Auszug –
         

      

      
         vom 1. März 2017

      

      
         (Die Justiz S. 118), geändert durch Verwaltungsvorschrift vom 15. April 2019 (Die Justiz S. 121), vom 13. März 2023 (Die Justiz S. 170) und vom 4. Februar 2025 (Die Justiz S. 89)

      

      […]

      
            Erster Teil
Zum Ersten Buch Justizvollzugsgesetzbuch: 
Gemeinsame Regelungen und Organisation
            

         

         […]

         
               Organisation der Justizvollzugsanstalten

            

            
                     Zu § 12 Aufgabenwahrnehmung 

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 1. 

                              
                              	
                                 Grundsätze der Seelsorge im Justizvollzug

                              
                           

                           
                              	
                                 1.1 

                              
                              	
                                 Die Seelsorge in den Justizvollzugsanstalten des Landes Baden-Württemberg bildet einen Teil der den Kirchen obliegenden allgemeinen
                                    Seelsorge. Die Gestaltung der Dienstverhältnisse der hauptamtlichen Seelsorgenden in den Justizvollzugsanstalten richtet sich
                                    nach § 12 Abs. 6 JVollzGB I.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 1.2 

                              
                              	
                                 Für jede Konfession wird ein Dekan bestellt. Ihm obliegt insbesondere die Förderung der Zusammenarbeit zwischen Justizvollzugs-
                                    und Kirchenbehörden, die Beratung des Justizministeriums in Angelegenheiten der Seelsorge, die Betreuung und der Besuch aller
                                    im Justizvollzug tätigen Seelsorger und die Visitation im Rahmen der jeweiligen kirchlichen Ordnung.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 1.3 

                              
                              	
                                 Die Seelsorgenden und die Dekane werden vom Land auf Vorschlag der Kirchen nach den Bestimmungen des Landesbeamtenrechts in
                                    das Beamtenverhältnis berufen, durch Dienstvertrag angestellt oder auf Grundlage eines Gestellungsvertrages beschäftigt. Die
                                    Beförderung oder Versetzung eines Seelsorgenden geschieht im Benehmen mit der betreffenden Kirche, die vor ihrer Stellungnahme
                                    den Dekan hört.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 2. 

                              
                              	
                                 Seelsorgerinnen und Seelsorger

                              
                           

                           
                              	
                                 2.1 

                              
                              	
                                 Die hauptamtlichen Seelsorgerinnen und Seelsorger werden nach ihrer Bestellung durch das Land von dem zuständigen Dekan in
                                    ihr Amt eingeführt (Investitur). Entsprechendes gilt nach einer Versetzung an eine andere Justizvollzugsanstalt Nebenamtliche
                                    Seelsorgerinnen und Seelsorger können vom zuständigen Dekan eingeführt werden.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 2.2 

                              
                              	
                                 Die Aufsicht in geistlichen Angelegenheiten übt die zuständige Kirche aus. Im Rahmen dieser Aufsicht ist die Kirche berechtigt,
                                    bei ihren Seelsorgerinnen und Seelsorgern durch den Dekan oder von der Kirchenleitung Beauftragte Visitationen vorzunehmen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 2.3 

                              
                              	
                                 Im Übrigen bleiben die Vorschriften über die Dienstaufsicht bei den Justizvollzugsanstalten unberührt. Das Justizministerium
                                    benachrichtigt die betreffende Kirche über den Dekan, wenn gegen eine Seelsorgerin oder einen Seelsorger wesentliche Beanstandungen
                                    vorgebracht werden oder wenn gegen ihn ein förmliches Disziplinarverfahren eingeleitet wird oder der Erlass einer Disziplinarverfügung
                                    beabsichtigt ist.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 3. 

                              
                              	
                                 Aufgaben der Seelsorge

                              
                           

                           
                              	
                                 3.1 

                              
                              	
                                 Die hauptamtlichen Seelsorgenden haben im Wesentlichen folgende Aufgaben:

                              
                           

                           
                              	
                                 3.1.1 

                              
                              	
                                 Abhaltung regelmäßiger Gottesdienste an den Sonn- und kirchlichen Feiertagen; 

                              
                           

                           
                              	
                                 3.1.2

                              
                              	
                                 Einzelseelsorge einschließlich der Zellenbesuche und Aussprache mit den einzelnen Gefangenen; 

                              
                           

                           
                              	
                                 3.1.3 

                              
                              	
                                 Abnahme der Beichte und Spendung der Sakramente an alle Gefangenen auf deren Wunsch;

                              
                           

                           
                              	
                                 3.1.4 

                              
                              	
                                 Vornahme kirchlicher Trauerfeiern und anderer Kasualhandlungen; 

                              
                           

                           
                              	
                                 3.1.5 

                              
                              	
                                 Angebot von Gruppenarbeit, Kursen und Unterweisungsstunden entsprechend dem Bekenntnis der Gefangenen;

                              
                           

                           
                              	
                                 3.1.6 

                              
                              	
                                 Abhaltung von Besuchen und Beteiligung an Ausführungen von Gefangenen in seelsorgerlich begründeten Fällen; 

                              
                           

                           
                              	
                                 3.1.7 

                              
                              	
                                 besondere Krankenseelsorge bei Krankheitsfällen innerhalb der Justizvollzugsanstalt; 

                              
                           

                           
                              	
                                 3.1.8 

                              
                              	
                                 Teilnahme an Dienstbesprechungen und Mitwirkung bei der Persönlichkeitserforschung, Durchführung des Vollzugsplanes und der
                                    Freizeitgestaltung;
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 3.1.9 

                              
                              	
                                 seelsorgerliche Beratung und seelsorgerlicher Beistand für die Gefangenen und deren Angehörige in Partnerschafts-, Ehe- und
                                    Familienangelegenheiten; 
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 3.1.10 

                              
                              	
                                 Mitwirkung bei der Fürsorge für die Gefangenen ihres Bekenntnisses und deren Familien; 

                              
                           

                           
                              	
                                 3.1.11 

                              
                              	
                                 beratende Mitwirkung bei der Anschaffung weltlicher Bücher für die Gefangenenbücherei und einverständliche Mitwirkung bei
                                    der Anschaffung und Ausgabe religiöser Bücher und Schriften; 
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 3.1.12 

                              
                              	
                                 Fühlungnahme mit den Gemeindepfarrern der Gefangenen und ihren Familien; 

                              
                           

                           
                              	
                                 3.1.13 

                              
                              	
                                 Veranstaltungen außerhalb der Justizvollzugsanstalten, die über Probleme des kirchlichen Dienstes im Justizvollzug informieren,
                                    soweit solche Veranstaltungen mit den übrigen Dienstobliegenheiten zu vereinbaren sind;
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 3.1.14 

                              
                              	
                                 Mitwirkung bei der Ausbildung und Fortbildung der Anstaltsbediensteten. 

                              
                           

                           
                              	
                                 3.2 

                              
                              	
                                 Die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter unterstützt die Seelsorgerin oder den Seelsorger bei der Durchführung ihrer oder
                                    seiner Aufgaben. In den Fällen der Nummer 3.1.6 ist ihre oder seine Zustimmung erforderlich. Die Seelsorgenden im Vollzug
                                    arbeiten mit den anderen im Vollzug Tätigen zusammen. 
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 3.3 

                              
                              	
                                 Die Seelsorgenden können mit Zustimmung der Anstaltsleiterin oder des Anstaltsleiters freiwillige Helfer und mithelfende kirchliche
                                    Gruppen zur Unterstützung ihrer Arbeit heran ziehen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 3.4 

                              
                              	
                                 Zu schriftlichen Gutachten sowie zu schriftlichen Äußerungen in Gnadensachen und Verfahren nach § 57 StGB, § 88 JGG sind die
                                    Seelsorgenden nicht verpflichtet. 
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 3.5 

                              
                              	
                                 Die Seelsorgenden sind nicht verpflichtet, an der Zensur der Gefangenenbriefe mitzuwirken. 

                              
                           

                           
                              	
                                 3.6 

                              
                              	
                                 Auf den Dienst der nebenamtlichen Seelsorgenden sind die Nummern 3.1 bis 3.5 entsprechend anzuwenden.

                              
                           

                           
                              	
                                 4. 

                              
                              	
                                 Dienstausübung

                              
                           

                           
                              	
                                 4.1 

                              
                              	
                                 Für den Dienst der Seelsorgenden (Nummer 3.1) gelten die Gottesdienstordnungen, Agenden, Ordnungen und Bestimmungen der für
                                    sie zuständigen Kirche. 
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 4.2 

                              
                              	
                                 Grundsätzlich sind die Seelsorgenden für die Gefangenen ihrer Konfession zuständig. In Einzelfällen betreuen sie auch Gefangene
                                    einer anderen Konfession, wenn diese es wünschen, wobei sie, soweit dies nach den Umständen möglich und sinnvoll ist, mit
                                    der zuständigen Seelsorgerin oder dem zuständigen Seelsorger vorher Verbindung aufnehmen sollen. 
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 4.3 

                              
                              	
                                 Die äußere Organisation der Anstaltsseelsorge (z.B. Diensträume, Schreibhilfe, Dienstschlüssel, Hilfspersonal, Betreten der
                                    Hafträume, Gottesdiensträume, Teilnahme am Gottesdienst usw.) wird im Einzelnen unter Berücksichtigung der bestehenden Vollzugsvorschriften
                                    von der Anstaltsleiterin oder dem Anstaltsleiter im Benehmen mit der Seelsorgerin oder dem Seelsorger geregelt.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 4.4 

                              
                              	
                                 Bei der Planung, Gestaltung und Einrichtung von Gottesdiensträumen in einer Justizvollzugsanstalten unterrichten die Seelsorgerinnen
                                    und Seelsorger ihre kirchlichen Vorgesetzten.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 5. 

                              
                              	
                                 Beicht- und Seelsorgegeheimnis

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Das Beicht- und Seelsorgegeheimnis ist von den Seelsorgerinnen und Seelsorgern streng zu wahren.

                              
                           

                           
                              	
                                 6. 

                              
                              	
                                 Beschwerden

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Beschwerden von Gefangenen über Seelsorgende in geistlichen Angelegenheiten sind an die zuständige Kirche weiterzuleiten.
                                    Diese hört die Betroffenen und den Dekan sowie gegebenenfalls die Anstaltsleiterin oder den Anstaltsleiter zu der Beschwerde.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 7. 

                              
                              	
                                 Fortbildung

                              
                           

                           
                              	
                                 7.1 

                              
                              	
                                 Das Justizministerium beruft im Einvernehmen mit dem zuständigen Dekan die hauptamtlichen evangelischen und katholischen Seelsorgenden
                                    im Vollzug im jährlichen Wechsel zu Fortbildungsmaßnahmen ein. Organisation und Durchführung obliegen dem Dekan nach Absprache
                                    mit dem Justizministerium. Die Portbildungsveranstaltungen dienen der Ausrichtung des Dienstes, dem Erfahrungsaustausch und
                                    der Weiterbildung. 
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 7.2 

                              
                              	
                                 Zur Teilnahme an anderen Konferenzen des kirchlichen Dienstes im Vollzug wird den Seelsorgenden Dienstbefreiung erteilt. 

                              
                           

                           
                              	
                                 7.3 

                              
                              	
                                 Die Seelsorgenden haben Anspruch auf Teilnahme an den Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen ihrer Kirche entsprechend den hierfür
                                    geltenden Richtlinien und nach Maßgabe von Absprachen zwischen den Kirchen und dem Justizministerium.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 8. 

                              
                              	
                                 Vertretungsregelung

                              
                           

                           
                              	
                                 8.1 

                              
                              	
                                 Die Vertretung der hauptamtlichen Seelsorgenden in Urlaubs- und Krankheitszeiten regelt die Anstaltsleiterin oder der Anstaltsleiter
                                    nach Anhörung der Seelsorgerin oder des Seelsorgers und gegebenenfalls des Dekans. 
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 8.2 

                              
                              	
                                 Die Vertretung der nebenamtlichen Seelsorgenden bleibt der Regelung im Einzelfall überlassen.

                              
                           

                           
                              	
                                 9. 

                              
                              	
                                 Dienstausgleich

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Die hauptamtlichen Seelsorgenden erhalten als Ausgleich für ihren Dienst an den Sonnabenden, Sonn- und kirchlichen Feiertagen
                                    einen jeweils bis auf Weiteres festzusetzenden dienstfreien Tag während der  Woche. Das Nähere regelt die Anstaltsleiterin
                                    oder der Anstaltsleiter im Benehmen mit der Seelsorgerin oder dem Seelsorger. 
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 10. 

                              
                              	
                                 Ergänzende Bestimmungen

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Ergänzend zu diesen Richtlinien sind die allgemeinen Dienstanweisungen, die in den betreffenden Kirchen  für alle Geistlichen
                                    gelten, für die Seelsorgenden entsprechend anzuwenden.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  […]

               

            

         

      

      
            Sechster Teil 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
            

         

         

         Diese Verwaltungsvorschrift tritt am 1. April 2017 in Kraft und mit Ablauf des 31. März 2026 außer Kraft.

               

            

         

      

      

   
      

      
         850. Kirchliches Gesetz
über das Finanzmanagement in der 
Evangelischen Landeskirche in Württemberg 
(Haushaltsordnung – HHO)
         

      

      
         Vom 24. November 2016

      

      
         (Abl. 67 S. 2731), geändert durch Kirchliches Gesetz vom 27. November 2018 (Abl. 68 S. 310, 312, dieses geändert durch Kirchliches Gesetz vom 22. März 2019 [Abl. 68 S. 406, 409]), vom 22. März 2019 (Abl. 68 S. 406), vom 2. Juli 2021 (Abl. 69 S. 575, 576), vom 24. November 2022 (Abl. 70 S. 429, 439), vom 25. November 2022 (Abl. 70 S. 425, 428) und vom 30. November 2024 (Abl. 71 Nr. 108)
         

      

      und

      851. Verordnung des Oberkirchenrats zur Durchführung der Haushaltsordnung 
(Durchführungsverordnung zur Haushaltsordnung – DVO-HHO)2

      Vom 3. September 2019 (Abl. 68 S. 6593), geändert durch Verordnung des Oberkirchenrats vom 15. Dezember 2020 (Abl. 69 S. 311), vom 22. Februar 2022 (Abl. 70 S. 90, ber. Abl. 71 Nr. 135), vom 28. Februar 2023 (Abl. 70 S. 506), vom 10. Oktober 2023 (Abl. 70 S. 718), vom 11. März 2024 (Abl. 71 Nr. 31) und vom 16. September 2025 (Abl. 71 Nr. 185)
      

      

      und

      852. Kirchliche Verordnung zur Durchführung von § 91 Haushaltsordnung 
(Durchführungsverordnung zu § 91 Haushaltsordnung – DVO-HHO GA)4

      Vom 20. September 2019 (Abl. 68 S. 6415), geändert durch Kirchliche Verordnung vom 30. Mai 2022 (Abl. 70 S. 135)
      

      
         
            
               
               
               
            
            
               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
               

            
            
               
                  	
                     Red. Anm.: Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen der Haushaltsordnung – HHO geregelt in Art. 5 Kirchliches Gesetz zur Einführung eines neuen Finanzmanagements in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg
                        vom 24. November 2016 (Abl. 67 S. 273, 307), geändert durch Art. 1 Nr. 2 Kirchliches Gesetz zur Änderung haushaltsrechtlicher Vorschriften vom 27. November 2018 (Abl. 68 S. 310, 312) und Art. 1 Nr. 2 Kirchliches Gesetz zur Änderung des Kirchlichen Gesetzes zur Einführung eines neuen Finanzmangagements
                        in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg und des Kirchlichen Gesetzes zur Änderung haushaltsrechtlicher Vorschriften
                        vom 22. März 2019 (Abl. 68 S. 406, 409) und Art. 2 Kirchliches Gesetz zur Änderung der Haushaltsordnung und des kirchlichen Gesetzes zur Einführung eines neuen
                        Finanzmanagements in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg vom 2. Juli 2021 (Abl. 69 S. 575, 576) sowie Art. 1 Kirchliches Gesetz zur Änderung des Kirchlichen Gesetzes zur Einführung eines neuen Finanzmanagements in der
                        Evangelischen Landeskirche in Württemberg vom 28. Juni 2024 (Abl. 71 Nr. 55):
                     

                  
               

               
                  	
                     „Artikel 5 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Übergangsbestimmung und Bilanzkontinuität

                  
               

               
                  	
                     (1) Dieses Gesetz tritt zum 1. Januar 2020 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Haushaltsordnung vom 27. November 2003 (Abl. 61 S. 1), zuletzt geändert durch kirchliches Gesetz vom 24. November 2009 (Abl. 63 S. 567), außer Kraft [Red. Anm.: Elektronisch im Archiv unter Nr. 850 u. 851_Archiv-1 verfügbar.].
                     

                  
               

               
                  	
                     (2) Für die Abwicklung des Haushaltsjahres 2019 und der Vorjahre einschließlich Rechnungslegung finden die bisher geltenden
                        Bestimmungen der Haushaltsordnung Anwendung. Der Oberkirchenrat wird ermächtigt, für die Landeskirche, Kirchengemeinden, Kirchenbezirke
                        und kirchliche Verbände befristet bis spätestens zum 31. Dezember 2026 Ausnahmen vom Inkrafttreten zuzulassen.
                     

                  
               

               
                  	
                     (3) Die Wertansätze in der Bilanz für die erste Eröffnungsbilanz nach den Bestimmungen dieses Gesetzes müssen mit denen der
                        letzten Bilanz (Schlussbilanz) nach den Bestimmungen der Haushaltsordnung gemäß Absatz 1 Satz 2 übereinstimmen, soweit nicht
                        in den Absätzen 4 bis 6 oder in der Durchführungsverordnung zur Haushaltsordnung etwas anderes bestimmt ist.
                     

                  
               

               
                  	
                     (4) Abweichend von Absatz 3 werden nicht realisierbare und bedingt realisierbare Vermögensgegenstände sowie die hierfür gebildeten
                        Sonderposten nach den Bestimmungen auf Grund von § 68 Absatz 4 der Haushaltsordnung gemäß Absatz 1 Satz 2 in der ersten Eröffnungsbilanz
                        nach den Bestimmungen dieses Gesetzes wie folgt angesetzt:
                     

                  
               

               
                  	
                     1.

                  
                  	
                     Die Beträge der bisherigen ordentlichen und außerordentlichen Abschreibungen im Zeitraum seit der ersten Eröffnungsbilanz
                        nach der Haushaltsordnung gemäß Absatz 1 Satz 2 werden den Wertansätzen aus der Schlussbilanz zugeschrieben. Gleiches gilt
                        für die Beträge der bisher aufgelösten Sonderposten für empfangene Zuschüsse.
                     

                  
               

               
                  	
                     2.

                  
                  	
                     Die nach Nummer 1 ermittelten Wertansätze werden für den in Nummer 1 genannten Zeitraum um die Abschreibungen gemäß Artikel
                        1 § 70 vermindert. Die empfangenen Zuschüsse werden analog des Satzes 1 entsprechend der voraussichtlichen Nutzungsdauer oder
                        des Zuwendungsverhältnisses aufgelöst.
                     

                  
               

               
                  	
                     (5) Absatz 4 gilt für Sonderposten bei nicht realisierbarem und bedingt realisierbarem Vermögen entsprechend.

                  
               

               
                  	
                     (6) Die Rücklagen gemäß § 74 Absatz 3 der Haushaltsordnung gemäß Absatz 1 Satz 2 in der Schlussbilanz werden in der Eröffnungsbilanz
                        wie folgt ausgewiesen:
                     

                  
               

               
                  	
                     1.

                  
                  	
                     Die Betriebsmittelrücklage wird in den Bestand des Finanzvermögens gemäß Artikel 1 § 89 Absatz 2 überführt und dort nachrichtlich
                        ausgewiesen.
                     

                  
               

               
                  	
                     2.

                  
                  	
                     Die Ausgleichsrücklage wird in die Ergebnisrücklage gemäß Artikel 1 § 85 Absatz 1 überführt.

                  
               

               
                  	
                     3.

                  
                  	
                     Die Tilgungsrücklage wird aufgelöst. 

                  
               

               
                  	
                     4.

                  
                  	
                     Die Substanzerhaltungsrücklage des unbeweglichen Vermögens und die Gebäudeunterhaltungsrücklage werden in die Rücklage für
                        Immobilienunterhalt gemäß Artikel 1 § 85 Absatz 2 oder, soweit sie zum Vermögensgrundstock gehören, in diesen überführt.
                     

                  
               

               
                  	
                     5.

                  
                  	
                     Die Bürgschaftssicherungsrücklage wird aufgelöst. Es werden entsprechende Rückstellungen gebildet.

                  
               

               
                  	
                     6.

                  
                  	
                     Die Budgetrücklage wird nach Artikel 1 § 6 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 weiter geführt.

                  
               

               
                  	
                     7.

                  
                  	
                     Weitere Rücklagen sind sachgemäß entweder in Rücklagen gemäß Artikel 1 § 85 Absatz 1 oder in zweckgebunden Rücklagen gemäß
                        Artikel 1 § 85 Absatz 4 zu überführen oder nachrichtlich im Finanzvermögen auszuweisen.
                     

                  
               

               
                  	
                     (7) Artikel 1 § 76 Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1 findet auf die Ergebnisrechnungen, Finanzrechnungen und Bilanzen, die erstmals
                        nach diesem Gesetz aufgestellt werden, keine Anwendung.
                     

                  
               

               
                  	
                     (8) Soweit bei der ersten Eröffnungsbilanz nach den Bestimmungen dieses Gesetzes Bilanzpositionen mit fehlerhaften Werten
                        angesetzt worden sind, so ist in der späteren Bilanz der unterlassene Ansatz nachzuholen, der Wertansatz zu berichtigen oder
                        der Wertansatz auf einzelne Vermögensgegenstände sachgerecht aufzuteilen.
                     

                     Eine Berichtigungspflicht nach Satz 1 besteht nur,

                  
               

               
                  	
                     1.

                  
                  	
                     wenn es sich um einen wesentlichen Betrag handelt oder

                  
               

               
                  	
                     2.

                  
                  	
                     wenn maßgebliche Auswirkungen auf die ordnungsmäßige Haushaltsführung in den Folgejahren zu erwarten sind. Dies ist bei einer
                        Nichtbeachtung des Vollständigkeitsgebots nach § 67 Absatz 1 oder des Grundsatzes der Einzelbewertung nach § 68 Absatz 1 Nummer 2, bei fehlerhaft bilanzierten liquiden Finanzmitteln und Schulden sowie bei Bewertungsfehlern gegeben, welche die Ergebnisse
                        der künftigen Ergebnisrechnungen in einem für den Haushaltsausgleich maßgeblichen Umfang beeinflussen können.
                     

                  
               

               
                  	
                     Sofern nach den Sätzen 1 und 2 keine Berichtigungspflicht vorliegt, können entsprechende Berichtigungen vorgenommen werden.
                        Die Sätze 1 bis 3 gelten auch, wenn die Vermögensgegenstände oder Schulden am Bilanzstichtag nicht mehr vorhanden sind, jedoch
                        nur für den auf die Vermögensänderung folgenden Jahresabschluss.
                     

                     Der Gewinn und Verlust aus Berichtigungen ist mit dem Basiskapital zu verrechnen. Die Berichtigungen sind im Anhang der betroffenen
                        Bilanz zu erläutern. Auf Grund einer nachträglichen Ausübung von Wahlrechten oder Ermessensspielräumen sind Berichtigungen
                        nicht zulässig. Berichtigungen können letztmals im dritten der Prüfung der Eröffnungsbilanz folgenden Jahresabschluss vorgenommen
                        werden. Vorherige Jahresabschlüsse sind nicht zu berichtigen.
                     

                  
               

               
                  	
                     (9) Artikel 1 § 14 Absatz 3 Nummer 3 und 8 findet auf die Haushaltspläne, die nach diesem Gesetz aufgestellt werden, keine
                        Anwendung, solange der Rechnungsabschluss des vorvorangegangenen Haushaltsjahres nach den Bestimmungen der Haushaltsordnung
                        gemäß Absatz 1 Satz 2 erfolgt.“
                     

                  
               

               
                  	
                     


                     Hinsichtlich Ausnahmen vom Inkrafttreten siehe auch Zulassung von Ausnahmen [...] vom 17. Dezember 2019 (Abl. 69 S. 27) und vom 24. November 2020 (Abl. 69 S. 341).
                     

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
                  	
                     

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     Red. Anm.: Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen der Durchführungsverordnung zur Haushaltsordnung – DVO-HHO geregelt in Art. 5 Verordnung des Oberkirchenrats zum Kirchlichen Gesetz zur Einführung eines neuen Finanzmanagements in
                        der Evangelischen Landeskirche in Württemberg vom 3. September 2019 (Abl. 68 S. 659, 666), geändert durch Art. 2 Verordnung des Oberkirchenrats zur Änderung der Durchführungsverordnung zur Haushaltsordnung und
                        zur Änderung der Verordnung des Oberkirchenrats zum Kirchlichen Gesetz zur Einführung eines neuen Finanzmanagements in der
                        Evangelischen Landeskirche in Württemberg vom 22. Februar 2022 (Abl. 70 S. 90, ber. Abl. 71 Nr. 135) und durch Verordnung des Oberkirchenrats zur Änderung der Verordnung des Oberkirchenrats zum Kirchlichen Gesetz zur Einführung
                        eines neuen Finanzmanagements in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg vom 3. September 2024 (Abl. 71 Nr. 71, ber. Abl. 71 Nr. 97):
                     

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     „Artikel 5 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Übergangsbestimmung

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     (1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2020 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Durchführungsverordnung zur Haushaltsordnung
                        vom 14. November 2006 (Abl. 62 S. 181), zuletzt geändert durch Verordnung vom 16. Juli 2019 (Abl. 68 S. 484) außer Kraft.
                     

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     (2) Für die Abwicklung des Haushaltsjahres 2019 und der Vorjahre einschließlich Rechnungslegung finden die bisher geltenden
                        Bestimmungen der Durchführungsverordnung Anwendung. Der Oberkirchenrat wird ermächtigt, für die Landeskirche, Kirchengemeinden,
                        Kirchenbezirke und kirchliche Verbände befristet bis spätestens zum 31. Dezember 2026 Ausnahmen vom Inkrafttreten zuzulassen.
                     

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     (3) In der Durchführungsverordnung zur Haushaltsordnung enthaltene Bestimmungen zur Angabe von Werten, die sich auf vorhergehende
                        Haushalts- und Rechnungsjahre beziehen oder sich aus diesen berechnen, finden keine Anwendung, solange die Werte den Bestimmungen
                        der bis zum 31. Dezember 2019 geltenden Fassung der Haushaltsordnung und der Durchführungsverordnung zur Haushaltsordnung
                        unterliegen.“
                     

                  
               

               
                  	
                     

                  
                  	
                     


                     Hinsichtlich Ausnahmen vom Inkrafttreten siehe auch Zulassung von Ausnahmen [...] vom 17. Dezember 2019 (Abl. 69 S. 27) und vom 24. November 2020 (Abl. 69 S. 341).
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            Präambel

         

         Die biblisch gebotene Haushalterschaft verpflichtet die Kirche, auch mit den ihr anvertrauten finanziellen Mitteln sorgfältig
            umzugehen und dafür zu sorgen, dass sie bestmöglich für die Verkündigung des Evangeliums, für den Bau der Gemeinde und für
            die Erfüllung des diakonischen Auftrags eingesetzt werden.
         

      

      
            Teil I. Allgemeine Vorschriften

         

         
                     § 1
Geltungsbereich
                     

                  

                  Dieses Gesetz gilt für die Landeskirche, die Kirchengemeinden, die Kirchenbezirke, die kirchlichen Verbände nach dem Kirchlichen
                     Verbandsgesetz (kirchliche Körperschaften) und die kirchlichen öffentlich-rechtlichen Stiftungen im Bereich der Landeskirche;
                     dazu gehören auch deren rechtlich unselbständigen Werke, Einrichtungen, Dienste und Zusammenschlüsse.
                  

               

               
                     § 2
Bedeutung des Haushaltsplans
                     

                  

                  Der Haushaltsplan dient der Feststellung und Deckung des Finanzbedarfs sowie des Aufwands, der für die Erfüllung der kirchlichen
                     Aufgaben voraussichtlich notwendig ist. Der Haushaltsplan ist die Grundlage für die Haushalts- und Wirtschaftsführung.
                  

               

               
                     § 3
Wirkung des Haushaltsplans
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Haushaltsplan ermächtigt die Verwaltung, Auszahlungen zu leisten, Aufwendungen zu tätigen und Verpflichtungen einzugehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ansprüche und Verbindlichkeiten werden durch den Haushaltsplan weder begründet noch aufgehoben.
                  

               

               
                     § 4
Haushaltsjahr
                     

                  

                  Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr. Der Oberkirchenrat kann für einzelne Bereiche ein vom Kalenderjahr abweichendes Haushaltsjahr
                     bestimmen.
                  

               

               
                     § 5
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit, Allgemeine Grundsätze 
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Haushaltsplan ist unter Berücksichtigung der stetigen Erfüllung der kirchlichen Aufgaben sparsam und wirtschaftlich aufzustellen
                     und auszuführen. Der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit erfordert die Berücksichtigung des nachhaltigen Einsatzes der Ressourcen
                     unter sozialen und ökologischen Gesichtspunkten.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 5 Absatz 1 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 Nach dem Grundsatz der Sparsamkeit sind die für die Erfüllung einer Aufgabe einzusetzenden Mittel auf die unbedingt notwendigen
                                    Kosten zu beschränken.
                                 

                                 Der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit verlangt die langfristig günstigste Relation zwischen Kosten und Nutzen unter sozialen
                                    und ökologischen Gesichtspunkten anzustreben. Dies bedeutet, dass mit einem vorgegebenen Ressourceneinsatz ein bestmögliches
                                    Ergebnis oder ein festgelegtes Ergebnis mit einem möglichst geringen Ressourceneinsatz zu erzielen ist. Zudem ist in angemessenen
                                    Abständen zu überprüfen, ob
                                 

                                 
                                    
                                       	a)

                                       	
                                          die Aufgabe überhaupt noch wahrzunehmen ist und

                                       

                                       	b)

                                       	
                                          die Aufgabenwahrnehmung noch wirtschaftlich ist.

                                       

                                    

                                 

                                 Bei einer Untersuchung ist die nach den Erfordernissen des Einzelfalls effizienteste Methode anzuwenden. In Betracht kommen
                                    insbesondere Kosten-/Nutzenvergleiche sowie die Bewertung von Alternativen. Die Ergebnisse sind den für die Entscheidung Zuständigen
                                    vorzulegen.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Allgemeine Grundsätze bei Aufstellung und Ausführung des Haushaltsplans sind Transparenz und Partizipation.
                  

               

               
                     § 6
Budgetierung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Aufwendungen und Erträge können entsprechend den Organisationseinheiten, die für ihre Bewirtschaftung verantwortlich sind,
                     durch Haushaltsvermerk oder, wenn eine Haushaltsstelle vollständig in einen Verantwortungsbereich fällt, durch Plandarstellung
                     zu Budgets verbunden werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Soweit dadurch eine wirtschaftliche Aufgabenerfüllung gefördert wird, kann im Haushaltsplan vorgesehen werden,
                  

                  
                     
                        	
                           dass für ein Budget in nicht erheblichem Umfang Ansätze für Aufwendungen veranschlagt werden, die nicht nach den einzelnen
                              Planansätzen zugeordnet sind, sondern für das gesamte Budget verwendet werden, und
                           

                        

                        	
                           ob und in welchem Umfang nicht verbrauchte Ansätze aus einem Budget einer Budgetrücklage zugeführt werden, soweit diese nicht
                              verbrauchten Ansätze nicht aus übertragbaren Ansätzen stammen und die Budgetrücklage gegenüber dem Budget in einem untergeordneten
                              Umfang bleibt.
                           

                        

                     

                  

                  Die Budgetbewirtschaftungsansätze und die Budgetrücklagen sind vorrangig für die Deckung von über- und außerplanmäßigen Aufwendungen
                     einzusetzen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Absätze 1 und 2 Nummer 1 gelten für Einzahlungen und Auszahlungen entsprechend.
                  

               

               
                     § 7
Grundsatz der Gesamtdeckung
                     

                  

                  Soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, dienen

                  
                     
                        	
                           die Erträge des Ergebnishaushalts insgesamt zur Deckung der Aufwendungen des Ergebnishaushalts und

                        

                        	
                           die Einzahlungen des Finanzhaushalts insgesamt zur Deckung der Auszahlungen des Finanzhaushalts.

                        

                     

                  

               

               
                     § 8
Zweckbindung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Erträge sind auf die Verwendung für bestimmte Aufwendungen zu beschränken, soweit sich dies aus rechtlicher Verpflichtung
                     ergibt. Sie können auf die Verwendung für bestimmte Aufwendungen beschränkt werden,
                  

                  
                     
                        	
                           wenn die Beschränkung sich aus der Herkunft oder Natur der Erträge ergibt oder

                        

                        	
                           wenn ein sachlicher Zusammenhang dies erfordert und durch die Zweckbindung die Bewirtschaftung der Mittel erleichtert wird.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Im Haushaltsplan kann bestimmt werden, dass Mehrerträge bestimmte Ansätze für Aufwendungen des Ergebnishaushalts erhöhen
                     oder Mindererträge bestimmte Ansätze für Aufwendungen vermindern. Ausgenommen hiervon sind Erträge aus Steuern, allgemeinen
                     Zuweisungen und Umlagen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Mehraufwendungen nach den Absätzen 1 und 2 gelten nicht als überplanmäßige Aufwendungen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Absätze 1 bis 3 gelten für den Finanzhaushalt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Werden Mittel der Körperschaft zweckgebunden zur Verfügung gestellt, so bedarf die Änderung der Zweckbestimmung der Zustimmung
                     der Geberin oder des Gebers, wenn sie oder er sich diese vorbehalten hat. Im anderen Fall muss die Entscheidung ihr oder ihm
                     gegenüber vertretbar sein. Genehmigungsvorbehalte bleiben unberührt.
                  

               

               
                     § 9
Grundsätze des kirchlichen Finanzmanagements
                     

                  

                  Das kirchliche Finanzmanagement folgt nach Maßgabe dieses Gesetzes den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung und Bilanzierung
                     (kirchliche Doppik). Die Verwaltungs- und Geschäftsvorfälle und die Vermögens-, Ertrags- und Finanzlage sind in der Form der
                     doppelten Buchführung abzubilden.
                  

               

               
                     § 10
Beauftragte oder Beauftragter für den Haushalt
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für jeden Haushaltsplan, Sonderhaushaltsplan oder Wirtschaftsplan ist eine Beauftragte oder ein Beauftragter für den Haushalt
                     zu bestellen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die oder der Beauftragte ist bei allen Maßnahmen von erheblicher finanzieller Bedeutung zu beteiligen. Sie oder er ist für
                     die mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung sowie für die Aufstellung des Haushaltsplanentwurfs und die Ausführung des
                     Haushaltsplans zuständig. Soweit die oben genannten Aufgaben durch Gesetz oder organisatorische Regelungen bestimmten Personen
                     zugewiesen sind, hat die oder der Beauftragte für den Haushalt die übrigen Funktionen wahrzunehmen und ist bei allen Maßnahmen
                     von finanzieller Bedeutung zu beteiligen. Sie oder er kann Aufgaben bei der Ausführung des Haushaltsplans übertragen.
                  

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 10 Absatz 2 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 Der oder die Beauftragte für den Haushalt hat insbesondere

                                 
                                    
                                       	a)

                                       	
                                          dafür zu sorgen, dass Anmeldungen und sonstige Beiträge zur Haushaltsplanaufstellung nach Form und Inhalt richtig aufgestellt
                                             und rechtzeitig vorgelegt werden,
                                          

                                       

                                       	b)

                                       	
                                          zu prüfen, ob alle zu erwartenden Erträge und Einzahlungen, alle voraussichtlich zu leistenden Aufwendungen und Auszahlungen
                                             sowie alle voraussichtlich benötigten Verpflichtungsermächtigungen und alle notwendigen Stellen in den Haushaltsplan aufgenommen
                                             worden sind; soweit Beträge nicht genau berechnet werden können, hat er oder sie für eine möglichst zutreffende Schätzung
                                             zu sorgen,
                                          

                                       

                                       	c)

                                       	
                                          zu prüfen, ob die Anforderungen an Aufwendungen, Auszahlungen und Verpflichtungsermächtigungen sowie Stellen dem Grunde und
                                             der Höhe nach zu dem vorgesehenen Zeitpunkt notwendig sind,
                                          

                                       

                                       	d)

                                       	
                                          den Haushaltsplanentwurf mit den begründenden Unterlagen gegenüber dem Gremium zu vertreten, für das er bestimmt ist.

                                       

                                    

                                 

                                 Der oder die Beauftragte für den Haushalt hat die zuständigen Gremien rechtzeitig zu informieren, wenn die Gefahr besteht,
                                    dass es zu ungedeckten über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen kommt und ist bei den entsprechenden Entscheidungen
                                    zu beteiligen.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

      

      
            Teil II. Aufstellung des Haushaltsplans und des mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplans

         

         
               1. Abschnitt: Haushaltsplan und mittelfristiger Ergebnis- und Finanzplan

            

            
                     § 11
Geltungsdauer, Vollständigkeit und Einheit, Fälligkeitsprinzip
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für jedes Haushaltsjahr ist ein Haushaltsplan aufzustellen. Der Haushaltsplan kann für zwei Haushaltsjahre, nach Jahren getrennt,
                     erstellt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Haushaltsplan enthält alle im Haushaltsjahr für die Aufgabenerfüllung voraussichtlich
                  

                  
                     
                        	
                           anfallenden Erträge und entstehenden Aufwendungen,

                        

                        	
                           eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszahlungen,

                        

                        	
                           notwendigen Verpflichtungsermächtigungen.

                        

                     

                  

                  Der Haushaltsplan enthält ferner den Stellenplan nach § 18.
                  

               

               
                     § 12
Aufstellung, Beschluss und Bekanntmachung des Haushaltsplans
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Haushaltsplan soll vor Beginn des Haushaltsjahres aufgestellt und beschlossen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Haushaltspläne von Landeskirche und Kirchengemeinden werden nach Maßgabe der Kirchensteuerordnung und Kirchengemeindeordnung
                     bekannt gemacht.
                  

               

               
                     § 13
Vorläufige Haushaltsführung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ist der Haushaltsplan ausnahmsweise nicht rechtzeitig beschlossen, so
                  

                  
                     
                        	
                           sind nur die Aufwendungen und Auszahlungen zu tätigen, die bei sparsamer Verwaltung nötig sind um

                           
                              
                                 	
                                    die bestehenden Einrichtungen in geordnetem Gang zu halten und den gesetzlichen Aufgaben und rechtlichen Verpflichtungen zu
                                       genügen,
                                    

                                 

                                 	
                                    Bauten, Beschaffungen und sonstige Leistungen fortzusetzen, für die durch den Haushaltsplan des Vorjahres bereits Beträge
                                       festgesetzt worden sind,
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           sind die Erträge und Einzahlungen weiter zu erheben, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist,

                        

                        	
                           sind Kassenkredite nur im Rahmen der Ermächtigung des Vorjahrs zulässig,

                        

                        	
                           können Kredite umgeschuldet werden.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Reichen die Finanzierungsmittel für die Fortsetzung von Bauten, Beschaffungen und sonstigen Leistungen des Finanzhaushalts
                     nach Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b nicht aus, dürfen Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen bis zu
                     einem Viertel des durchschnittlichen Betrags der Kreditermächtigungen für die beiden Vorjahre aufgenommen werden. Genehmigungsvorbehalte
                     bleiben unberührt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Stellenplan, die Verpflichtungsermächtigungen und die Ermächtigung zur Aufnahme von Krediten nach § 27 Absatz 2 Satz 1 gelten solange weiter, bis der Haushaltsplan für das neue Jahr beschlossen ist. Die Ermächtigung zur Aufnahme von Krediten
                     nach § 27 Absatz 1 gilt über das Haushaltsjahr hinaus bis zur Abwicklung des Vorhabens, für das der Kredit bestimmt war.
                  

               

               
                     § 14
Gesamthaushalt, Teilhaushalte, Haushaltsstellen, Anlagen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Haushaltsplan besteht aus
                  

                  
                     
                        	
                           dem Gesamthaushalt und

                        

                        	
                           den Teilhaushalten, sofern Teilhaushalte gebildet werden.

                        

                     

                  

                  Der Gesamthaushalt und die Teilhaushalte sind in Haushaltsstellen zu unterteilen. Werden keine Teilhaushalte gebildet, ist
                     die Haushaltsstelle „Allgemeine Finanzwirtschaft“ einzurichten. Haushaltsstellen können nach sachlichen oder organisatorischen
                     Gesichtspunkten zu Aufgabenbereichen zusammengefasst werden.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 14 Absatz 1 Satz 2 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 3.

                              
                              	
                                 Die Einzelheiten zu den Haushaltsstellen der Kirchengemeinden, der Kirchenbezirke und der Kirchlichen Verbände sind in Anlage 1 zu dieser Verordnung festgelegt.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 4.

                              
                              	
                                 Der Kontenrahmen ist in Anlage 2 zu dieser Verordnung festgelegt.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 5.

                              
                              	
                                 Die Bildung der Haushaltsstellen sind so vorzunehmen, dass Rückschlüsse auf einzelne Personen aus den Haushaltsplanansätzen
                                    nicht möglich sind.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Gesamthaushalt besteht aus
                  

                  
                     
                        	
                           dem Ergebnishaushalt (§ 15) und
                           

                        

                        	
                           dem Finanzhaushalt (§ 16).
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Dem Haushaltsplan sind als Anlagen beizufügen
                  

                  
                     
                        	1.

                        	
                           je eine Übersicht (Haushaltsquerschnitt) über die Erträge und Aufwendungen der Teilhaushalte des Ergebnishaushalts (§ 17 Absatz 2), über die Einzahlungen und Auszahlungen der Teilhaushalte des Finanzhaushalts (§ 17 Absatz 3) sowie über die Verpflichtungsermächtigungen, sofern Teilhaushalte gebildet werden. Hiervon kann der Oberkirchenrat außer
                              für den Bereich der Landeskirche Befreiung erteilen. 
                           

                           Wenn alle Haushaltsstellen, Planstellen und Stellen des Ergebnis- und Finanzhaushalts Budgets nach § 6 zugeordnet werden, so kann zusätzlich eine nach den Budgets zusammengefasste Darstellung erfolgen. Darüber hinaus können
                              weitere Haushaltsquerschnitte gebildet werden.
                           

                        

                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 14 Absatz 3 Nummer 1 Satz 2 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 6.

                              
                              	
                                 Von der Verpflichtung zur Erstellung eines Haushaltsquerschnitts wird Befreiung erteilt, soweit das Haushaltsvolumen des Ergebnishaushaltsplans
                                    (§ 85 Absatz 1 HHO) 750.000 Euro nicht überschreitet. Dies gilt nicht für den Haushaltsplan einer Gesamtkirchengemeinde deren beteiligte Kirchengemeinden
                                    kein eigenes Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen haben.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        	2.

                        	
                           eine Übersicht über die aus Verpflichtungsermächtigungen in den einzelnen Jahren voraussichtlich fällig werdenden Aufwendungen
                              und Auszahlungen; werden Aufwendungen und Auszahlungen in den Jahren fällig, auf die sich der mittelfristige Ergebnis- und
                              Finanzplan noch nicht erstreckt, ist die voraussichtliche Deckung des Finanzmittelbedarfs dieser Jahre besonders darzustellen,
                           

                        

                        	3.

                        	
                           eine Übersicht über den Stand der Rücklagen, Rückstellungen und Schulden zum Ende des vorvorangegangenen Haushaltsjahres,
                              die auch die übernommenen Bürgschaften ausweist,
                           

                        

                     

                  

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 14 Absatz 3 Nummer 3 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 7.

                              
                              	
                                 Die Übersicht über die Schulden kann neben dem Schuldenstand zum Ende des vorvorangegangenen Haushaltsjahres auch den voraussichtlichen
                                    Stand (Planwerte) der Schulden zum Ende des Vorjahres sowie den geplanten Stand der Schulden zum Ende des Planjahres ausweisen.
                                    Die Übersicht über die Schulden enthält eine Aufgliederung der Schulden nach Verwendungszweck, Gläubiger, Genehmigungsvermerk,
                                    Tilgungshöhe und dem Zinssatz des laufenden Haushaltsjahres.
                                 

                                 Weiter kann die Übersicht über die Schulden neben dem Stand der Bürgschaften zum Ende des vorvorangegangenen Haushaltsjahres
                                    auch den voraussichtlichen Stand (Planwerte) der Bürgschaften zum Ende des Vorjahres sowie den geplanten Stand der Bürgschaften
                                    zum Ende des Planjahres enthalten. Die Aufstellung der Bürgschaften enthält eine Aufgliederung nach Schuldner, Bürgschaftsgläubiger
                                    und Genehmigungsvermerke.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        	4.

                        	
                           die Bilanz des vorvorangegangenen Haushaltsjahres,

                        

                        	5.

                        	
                           die Wirtschaftspläne und Sonderhaushaltspläne (§ 72),
                           

                        

                        	6.

                        	
                           eine Übersicht über die Planstellen und die Stellen der nicht nur vorübergehend Beschäftigten, soweit der Haushaltsplan den
                              Stellenplan (§ 18) nicht als Gesamtstellenplan enthält,
                           

                        

                        	7.

                        	
                           eine Übersicht über die Veränderungen des Stellenplans und

                        

                        	8.

                        	
                           eine Liquiditätsübersicht des vorvorangegangenen Haushaltsjahres.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Dem Haushaltsplan kann als Anlage der Vorbericht (§ 20) beigefügt werden. Dem landeskirchlichen Haushaltsplan ist ein Vorbericht beizufügen.
                  

               

               
                     § 15
Ergebnishaushalt
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Ergebnishaushalt enthält
                  

                  
                     
                        	
                           die ordentlichen Erträge,

                        

                        	
                           die ordentlichen Aufwendungen,

                        

                        	
                           das ordentliche Ergebnis (Saldo aus Nummern 1 und 2),

                        

                        	
                           die außerordentlichen Erträge,

                        

                        	
                           die außerordentlichen Aufwendungen,

                        

                        	
                           das veranschlagte Sonderergebnis (Saldo aus Nummern 4 und 5),

                        

                        	
                           die Fehlbetragsabdeckung aus Vorjahren,

                        

                        	
                           das veranschlagte Gesamtergebnis (Saldo aus Nummern 3, 6 und 7)

                           sowie

                        

                        	
                           nachrichtlich die Zuführung zu oder Entnahme aus Ergebnisrücklagen (§ 85 Absatz 1) (zum Ausgleich von Nummer 8),
                           

                        

                        	
                           verbindlich die Zuführung zur Rücklage für Immobilienunterhalt (§ 85 Absatz 2) und die entsprechende Entnahme aus Ergebnisrücklagen (§ 85 Absatz 1),
                           

                        

                        	
                           verbindlich die Entnahme aus der Rücklage für Immobilienunterhalt (§ 85 Absatz 2) und die entsprechende Zuführung zu Ergebnisrücklagen (§ 85 Absatz 1),
                           

                        

                        	
                           verbindlich die Zuführung zu weiteren Rücklagen (§ 85 Absatz 4) und die entsprechende Entnahme aus Ergebnisrücklagen (§ 85 Absatz 1),
                           

                        

                        	
                           verbindlich die Entnahme aus weiteren Rücklagen (§ 85 Absatz 4) und die entsprechende Zuführung zu Ergebnisrücklagen (§ 85 Absatz 1).
                           

                        

                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 15 Absatz 1 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 8.

                              
                              	
                                 Die Gliederung des Ergebnishaushalts ist in Anlage 3 zu dieser Verordnung festgelegt.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Unter den Posten „außerordentliche Erträge“ und „außerordentliche Aufwendungen“ sind die außerhalb der gewöhnlichen Verwaltungstätigkeit
                     anfallenden Erträge und Aufwendungen, insbesondere Gewinne und Verluste aus Vermögensveräußerung, auszuweisen, soweit sie
                     nicht von untergeordneter Bedeutung sind. Von untergeordneter Bedeutung sind Gewinne aus der Veräußerung von geringwertigen
                     beweglichen Sachanlagen.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 15 Absatz 2 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 9.

                              
                              	
                                 Ein Vorgang ist den außerordentlichen Erträgen und Aufwendungen zuzuordnen, wenn die folgenden drei Merkmale erfüllt sind:

                                 
                                    
                                       	1.

                                       	
                                          Der Vorgang muss ungewöhnlich sein und somit in der Sache oder im Wert aus dem üblichen Rahmen fallen.

                                       

                                       	2.

                                       	
                                          Der Vorgang hat keine Regelmäßigkeit und mit einer Wiederholung ist unter gewöhnlichen Umständen nicht zu rechnen.

                                       

                                       	3.

                                       	
                                          Der Vorgang darf nicht von untergeordneter Bedeutung sein. Dies ist der Fall, wenn der Vorgang nicht dem gewöhnlichen Verlauf
                                             der Verwaltungstätigkeit zuzurechnen ist. Die untergeordnete Bedeutung ist in Bezug auf die Gesamtsumme (Gesamtaufwand) zu
                                             sehen.
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 16
Finanzhaushalt
                     

                  

                  Der Finanzhaushalt enthält

                  
                     
                        	
                           die Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit,

                        

                        	
                           die Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit,

                        

                        	
                           den Zahlungsmittelüberschuss oder -bedarf (Saldo aus Nummern 1 und 2),

                        

                        	
                           die Einzahlungen aus Investitionstätigkeit,

                        

                        	
                           die Auszahlungen aus Investitionstätigkeit,

                        

                        	
                           den veranschlagten Finanzierungsmittelüberschuss oder -bedarf aus Investitionstätigkeit (Saldo aus Nummern 4 und 5),

                        

                        	
                           die Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit,

                        

                        	
                           die Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit,

                        

                        	
                           den veranschlagten Finanzierungsmittelüberschuss oder -bedarf aus Finanzierungstätigkeit (Saldo aus Nummern 7 und 8),

                        

                        	
                           das veranschlagte Ergebnis der Investitions- und Finanzierungstätigkeit (Saldo aus Nummern 6 und 9),

                        

                        	
                           die veranschlagte Änderung des Finanzierungsmittelbestandes zum Ende des Haushaltsjahres (Saldo aus Nummern 3 und 10),

                           sowie

                        

                        	
                           nachrichtlich die Inanspruchnahme von Mitteln des Finanzvermögens (zum Ausgleich von Nummer 10),

                        

                        	
                           nachrichtlich die Inanspruchnahme von Reinvestitionsmitteln, getrennt nach Mitteln des Vermögensgrundstocks und sonstigen
                              Mitteln (zum Ausgleich von Nummer 10),
                           

                        

                        	
                           nachrichtlich die zweckentsprechende Bindung von Reinvestitionsmitteln, getrennt nach Mitteln des Vermögensgrundstocks und
                              sonstigen Mitteln,
                           

                        

                        	
                           nachrichtlich die Inanspruchnahme von Mitteln für die Versorgung der Pfarrerinnen und Pfarrer,

                        

                        	
                           nachrichtlich die zweckentsprechende Bindung von Mitteln für die Versorgung der Pfarrerinnen und Pfarrer.

                        

                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 16 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 10.

                              
                              	
                                 Die Gliederung des Finanzhaushalts ist in Anlage 4 zu dieser Verordnung festgelegt.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 17
Teilhaushalte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Sofern Teilhaushalte gebildet werden, sind diese je in einen Teilergebnis- und Teilfinanzhaushalt nach Haushaltsstellen zu
                     gliedern. Werden Teilhaushalte gebildet, ist der Teilhaushalt „Allgemeine Finanzwirtschaft“ einzurichten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Teilergebnishaushalt enthält
                  

                  
                     
                        	
                           die anteiligen ordentliche Erträge,

                        

                        	
                           die anteiligen ordentlichen Aufwendungen,

                        

                        	
                           die Erträge aus internen Leistungen,

                        

                        	
                           die Aufwendungen für interne Leistungen und

                        

                        	
                           die Fehlbetragsabdeckung aus Vorjahren, soweit diese nicht zentral veranschlagt wird.

                        

                     

                  

                  Für jedes Haushaltsjahr sind anteilig

                  
                     
                        	
                           als Summe der ordentlichen Erträge und Aufwendungen der Saldo der Nummern 1 und 2 des Satzes 1,

                        

                        	
                           als Ergebnis der internen Leistungsverrechnung der Saldo der Nummern 3 und 4 des Satzes 1 und

                        

                        	
                           als veranschlagter Nettoressourcenbedarf oder Nettoressourcenüberschuss der Saldo der Nummern 1 bis 5 des Satzes 1 

                        

                     

                  

                  auszuweisen.

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Teilfinanzhaushalt enthält aus laufender Verwaltungstätigkeit anteilig
                  

                  
                     
                        	
                           den Zahlungsmittelüberschuss oder -bedarf und für die Investitionstätigkeit anteilig

                        

                        	
                           die Einzahlungen und

                        

                        	
                           die Auszahlungen.

                        

                     

                  

                  Für jedes Haushaltsjahr ist der Saldo aus dem anteiligen Zahlungsmittelüberschuss oder -bedarf nach Satz 1 Nummer 1 und aus
                     den anteiligen Ein- und Auszahlungen aus Investitionstätigkeit als anteiliger veranschlagter Finanzierungsmittelüberschuss
                     oder -bedarf auszuweisen.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 17 Absatz 2 und 3 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 11.

                              
                              	
                                 Die Gliederung des Teilergebnis- und Teilfinanzhaushalts ist in Anlage 5  und 6 zu dieser Verordnung festgelegt.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 18
Stellenplan
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Stellenplan hat die im Haushaltsjahr erforderlichen Planstellen der Pfarrerinnen und Pfarrer sowie der Kirchenbeamtinnen
                     und Kirchenbeamten nach Besoldungsgruppen und die Stellen der nicht nur vorübergehend Beschäftigten nach Entgeltgruppen auszuweisen.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 18 Absatz 1 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 12.

                              
                              	
                                 Stellen sind bei dem Anstellungsträger auszuweisen, der den Anstellungsvertrag schließt oder ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis
                                    begründet.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Im Stellenplan ist ferner für die einzelnen Besoldungs- und Entgeltgruppen eine Übersicht über die Gesamtzahl der Stellen
                     für das Vorjahr anzugeben. Wesentliche Abweichungen vom Stellenplan des Vorjahres sind zu erläutern.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Planstellen sind als künftig wegfallend („kw“) zu bezeichnen, soweit sie in den folgenden Haushaltsjahren voraussichtlich
                     nicht mehr benötigt werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Planstellen sind als künftig umzuwandeln („ku“) zu bezeichnen, soweit sie in den folgenden Haushaltsjahren voraussichtlich
                     in Planstellen einer niedrigeren Besoldungsgruppe umgewandelt werden können. Die Planstelle und die Besoldungsgruppe, in die
                     sie umgewandelt werden sollen, sind anzugeben.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Absätze 3 und 4 gelten für Stellen der nicht nur vorübergehend Beschäftigten entsprechend.
                  

               

               
                     § 19
Reinvestitionsmittel
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Höhe der jährlich mindestens zweckentsprechend zu bindenden Reinvestitionsmittel (§ 16 Nummer 14) wird in der Durchführungsverordnung festgelegt. Diese Bindung hat so lange zu erfolgen, bis die nach § 83 Absatz 1 vorgeschriebene Mindesthöhe erreicht ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Inanspruchnahme von Reinvestitionsmitteln im Finanzhaushalt (§ 16 Nummer 13), durch die die nach § 83 Absatz 1 vorgeschriebene Mindesthöhe unterschritten wird, darf nur zur Finanzierung von wertsteigernden Maßnahmen oder Ersatzinvestitionen
                     geplant werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Im Haushaltsplan der Kirchengemeinden kann für das einzelne Haushaltsjahr von der zweckentsprechenden Bindung von Reinvestitionsmitteln
                     gemäß Absatz 1 abgesehen werden, wenn sonst das Finanzvermögen für eine angemessene Erfüllung der Aufgaben nicht zur Verfügung
                     steht. Die Genehmigung des Haushalts der Kirchengemeinden ist in diesem Fall mit Auflagen zur Erstellung eines Immobilienkonzeptes
                     oder der Durchführung anderer geeigneter Maßnahmen zu verbinden, die erwarten lassen, dass künftig die Reinvestitionsmittel
                     gemäß Absatz 1 gebunden werden können. Die Genehmigung ist in diesen Fällen dem Oberkirchenrat mitzuteilen. Die unterbliebene
                     zweckentsprechende Bindung von Reinvestitionsmitteln ist in der Übersicht nach § 81 Absatz 1 Nummer 4 zu begründen und in den Folgejahren darzustellen.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 19 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 13.

                              
                              	
                                 Die Reinvestitionsmittel sind jährlich mindestens in Höhe von 75 % der Abschreibungen nach § 70 HHO vermindert um die anteilig aufgelösten Sonderposten nach § 67 Absatz 4 HHO zweckentsprechend zu binden.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 14.

                              
                              	
                                 Maßnahmen sind als wertsteigernd anzusehen, wenn sie der Begriffsbestimmung des § 115 Nummer 44 HHO entsprechen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 15.

                              
                              	
                                 Als Ersatzinvestition ist der Erwerb eines Gegenstands des Sachanlagevermögens anzusehen, der als Ersatz anstelle eines abgenutzten
                                    oder funktionsuntüchtigen Vermögensgegenstands dient.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 19a
Mittel für die Versorgung der Pfarrerinnen und Pfarrer
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Höhe der jährlich mindestens zweckentsprechend zu bindenden Mittel für die Versorgung der Pfarrerinnen und Pfarrer wird im Finanzhaushalt der Landeskirche (§ 16 Nummer 16) festgelegt. Diese Bindung hat so lange zu erfolgen, bis die nach § 83a Absatz 1 vorgeschriebene Mindesthöhe erreicht ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Inanspruchnahme von Mitteln für die Versorgung der Pfarrerinnen und Pfarrer im Finanzhaushalt der Landeskirche (§ 16 Nummer 15), durch die die nach § 83a Absatz 1  vorgeschriebene Mindesthöhe unterschritten wird, darf nur zur Finanzierung von Zahlungen an die Evangelische Ruhegehaltskasse in Darmstadt geplant werden.
                  

               

               
                     § 20
Vorbericht
                     

                  

                  Der Vorbericht gibt einen Überblick über die Entwicklung und den Stand der Haushaltswirtschaft unter dem Gesichtspunkt der
                     stetigen Erfüllung der Aufgaben. Er soll eine durch Kennzahlen gestützte, wertende Analyse der Haushaltslage und ihrer voraussichtlichen
                     Entwicklung enthalten.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 20 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 16.

                              
                              	
                                 Für die wertende Analyse kann im Vorbericht insbesondere dargestellt werden,

                                 
                                    
                                       	1.

                                       	
                                          welche wesentlichen Ziele und Strategien verfolgt werden und welche Änderungen gegenüber dem Vorjahr eintreten,

                                       

                                       	2.

                                       	
                                          wie sich die wichtigsten Erträge, Aufwendungen, Einzahlungen und Auszahlungen, das Vermögen und die Verbindlichkeiten, mit
                                             Ausnahme der Kassenkredite, in den beiden dem Haushaltsjahr vorangehenden Jahren entwickelt haben und im Haushaltsjahr entwickeln
                                             werden,
                                          

                                       

                                       	3.

                                       	
                                          wie sich unter Berücksichtigung einer Fehlbetragsabdeckung aus Vorjahren das Gesamtergebnis und die Rücklagen in den dem Haushaltsjahr
                                             folgenden zwei Jahren entwickeln werden und in welchem Verhältnis sie zum Deckungsbedarf des mittelfristigen Ergebnis- und
                                             Finanzplans stehen,
                                          

                                       

                                       	4.

                                       	
                                          welche erheblichen Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen im Haushaltsjahr geplant sind und welche Auswirkungen
                                             sich hieraus für die Haushalte der folgenden Jahre ergeben,
                                          

                                       

                                       	5.

                                       	
                                          in welchem Umfang Eigenmittel zur Finanzierung von Investitionen eingesetzt werden,

                                       

                                       	6.

                                       	
                                          welcher Finanzierungsbedarf für die Inanspruchnahme von Rückstellungen entsteht und welche Auswirkungen sich daraus im Finanzplanungszeitraum
                                             ergeben,
                                          

                                       

                                       	7.

                                       	
                                          in welchen wesentlichen Punkten der Haushaltsplan vom mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplan des Vorjahres abweicht und

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 
                                    
                                       	8.

                                       	
                                          wie sich der Zahlungsmittelüberschuss oder -bedarf aus laufender Verwaltungstätigkeit, der veranschlagte Finanzierungsmittelüberschuss
                                             oder -bedarf und der Bestand an Finanzmitteln im Vorjahr entwickelt haben sowie in welchem Umfang Kassenkredite in Anspruch
                                             genommen worden sind.
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 21
Nachtragshaushaltsplan
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ein Nachtragshaushaltsplan ist spätestens bis zum Ende des Haushaltsjahres aufzustellen, wenn
                  

                  
                     
                        	
                            sich zeigt, dass im Ergebnishaushalt beim ordentlichen Ergebnis oder beim Sonderergebnis ein erheblicher Fehlbetrag entsteht
                              oder ein veranschlagter Fehlbetrag sich erheblich vergrößert und dies sich nicht durch andere Maßnahmen vermeiden lässt,
                           

                        

                        	
                            sich zeigt, dass im Finanzhaushalt beim veranschlagten Finanzierungsmittelbestand ein erheblicher Fehlbetrag entsteht und
                              dies sich nicht durch andere Maßnahmen vermeiden lässt,
                           

                        

                        	
                            bisher nicht veranschlagte oder zusätzliche einzelne Aufwendungen oder Auszahlungen in einem im Verhältnis zu den Gesamtaufwendungen
                              oder Gesamtauszahlungen des Haushaltsplans erheblichen Umfang geleistet werden müssen,
                           

                        

                        	
                            Auszahlungen des Finanzhaushalts für bisher nicht veranschlagte Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen geleistet
                              werden sollen oder
                           

                        

                        	
                            Bedienstete eingestellt, angestellt, befördert oder höher eingestuft werden sollen und der Stellenplan die entsprechenden
                              Stellen nicht enthält.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ein Nachtragshaushaltsplan muss alle erheblichen Änderungen der Erträge und Einzahlungen sowie Aufwendungen und Auszahlungen,
                     die im Zeitpunkt seiner Aufstellung bereits geleistet, angeordnet oder absehbar sind, enthalten.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 21 Absatz 2 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 16a.

                              
                              	
                                 Von erheblichen Änderungen ist auszugehen, wenn sich die Erträge und Einzahlungen sowie Aufwendungen und Auszahlungen im laufenden
                                    Haushaltsjahr voraussichtlich um mindestens 15 %, wenigstens jedoch um 0,1% der ordentlichen Erträge beziehungsweise Aufwendungen
                                    des Gesamtergebnishaushalts oder der Summe der Einzahlungen beziehungsweise Auszahlungen des Gesamtfinanzhaushalts verändern.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Enthält der Nachtragshaushaltsplan neue Verpflichtungsermächtigungen, sind deren Auswirkungen auf den mittelfristigen Ergebnis-
                     und Finanzplan anzugeben.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Absatz 1 Nummer 3 bis 5 findet keine Anwendung auf
                  

                  
                     
                        	
                            unbedeutende Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen sowie unabweisbare Aufwendungen und Auszahlungen,

                        

                        	
                            die Umschuldung von Krediten,

                        

                        	
                            Abweichungen vom Stellenplan und die Leistung höherer Personalaufwendungen, die sich unmittelbar aus einer Änderung des Rechts
                              der Besoldung und der Entgelte ergeben.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Für den Nachtragshaushaltsplan gelten die Vorschriften über den Haushaltsplan entsprechend.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 21 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 16b.

                              
                              	
                                 Die Muster zum Nachtragshaushalt sind in den Anlagen 17 bis 20 dieser Verordnung festgelegt.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 22
Mittelfristiger Ergebnis- und Finanzplan
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Haushaltsplanung ist ein fünfjähriger Ergebnis- und Finanzplan zugrunde zu legen, der für die Landeskirche vom Oberkirchenrat
                     beschlossen wird. Dieser umfasst das laufende Haushaltsjahr, das Haushaltsjahr, für das der Haushaltsplan aufgestellt wird,
                     und die folgenden drei Haushaltsjahre.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der mittelfristige Ergebnis- und Finanzplan besteht aus einer Übersicht über die Entwicklung der Erträge und Aufwendungen
                     und des zu veranschlagenden Gesamtergebnisses des Ergebnishaushalts und einer Übersicht über die Entwicklung der Einzahlungen
                     und Auszahlungen des Finanzhaushalts. Dieser muss die voraussichtliche Haushaltsentwicklung aufzeigen sowie Deckungsmöglichkeiten
                     und drohende Ungleichgewichte frühzeitig offen legen. Der Oberkirchenrat kann, außer für den Bereich des landeskirchlichen
                     Haushaltsplans, Ausnahmen von der Verpflichtung zur Aufstellung eines mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplans zulassen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         In das der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung zugrunde zu legende Investitionsprogramm sind die im Planungszeitraum
                     vorgesehenen Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen nach Jahresabschnitten aufzunehmen. Jeder Jahresabschnitt soll
                     die fortzuführenden und neuen Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen mit den auf das betreffende Jahr entfallenden
                     Teilbeträgen wiedergeben. Unbedeutende Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen können zusammengefasst werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der Ergebnisplan soll bei den Erträgen und Aufwendungen und der Finanzplan im veranschlagten Ergebnis der Investitions- und
                     Finanzierungstätigkeit (§ 16 Nummer 10) für die einzelnen Jahre ausgeglichen sein. Die Finanzierung der Investitionsauszahlungen ist darzustellen.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 22 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 17.

                              
                              	
                                 Kirchengemeinden haben ihrer Annahme zur Entwicklung der Zuweisungen aus der einheitlichen Kirchensteuer den mittelfristigen
                                    Ergebnis- und Finanzplan der Landeskirche und die Zuweisungsplanung des Kirchenbezirks zugrunde zu legen. Der mittelfristige
                                    Ergebnis- und Finanzplan ist jährlich der Entwicklung anzupassen und fortzuführen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 18.

                              
                              	
                                 Bei Kirchengemeinden, deren Haushalt sich in den nächsten drei Jahren voraussichtlich nicht wesentlich ändert und die keine
                                    Maßnahmen nach § 28 HHO planen, kann der Oberkirchenrat Ausnahmen von der Verpflichtung zur Aufstellung der mittelfristigen
                                    Ergebnis- und Finanzplanung zulassen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 19.

                              
                              	
                                 Das der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung zugrunde zu legende Investitionsprogramm ist in Anlage 7 zu dieser Verordnung festgelegt.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

         
               2. Abschnitt: Veranschlagung

            

            
                     § 23
Einzel- und Bruttoveranschlagung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Erträge und Aufwendungen sind in ihrer voraussichtlichen Höhe in dem Haushaltsjahr zu veranschlagen, dem sie wirtschaftlich
                     zuzurechnen sind. Die Einzahlungen und Auszahlungen sind in Höhe der im Haushaltsjahr voraussichtlich eingehenden oder zu
                     leistenden Beträge zu veranschlagen. Sie sind sorgfältig zu schätzen, soweit sie nicht errechenbar sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Erträge und Einzahlungen sind nach dem Entstehungsgrund, die Aufwendungen, Auszahlungen und Verpflichtungsermächtigungen
                     nach Zwecken getrennt voneinander und in voller Höhe zu veranschlagen, soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist.
                     Soweit erforderlich sind diese zu erläutern. Erläuterungen können ausnahmsweise für verbindlich erklärt werden.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 23 Absatz 2 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 20.

                              
                              	
                                 Insbesondere sind zu erläutern:

                                 
                                    
                                       	1.

                                       	
                                          Ansätze von Erträgen und Aufwendungen, soweit sie erheblich sind und von den bisherigen Ansätzen erheblich abweichen,

                                       

                                       	2.

                                       	
                                          neue Investitionsmaßnahmen des Finanzhaushalts; erstrecken sie sich über mehrere Jahre, ist bei jeder folgenden Veranschlagung
                                             die bisherige Abwicklung darzulegen,
                                          

                                       

                                       	3.

                                       	
                                          Notwendigkeit und Höhe der Verpflichtungsermächtigungen,

                                       

                                       	4.

                                       	
                                          Ansätze für Aufwendungen und Auszahlungen zur Erfüllung von Verträgen, die über ein Jahr hinaus zu erheblichen Zahlungen verpflichten,

                                       

                                       	5.

                                       	
                                          Sperrvermerke, Zweckbindungen und andere besondere Bestimmungen im Haushaltsplan,

                                       

                                       	6.

                                       	
                                          Abschreibungen, soweit sie erheblich von den planmäßigen Abschreibungen oder soweit sie von den im Vorjahr angewendeten Abschreibungssätzen
                                             abweichen und
                                          

                                       

                                       	7.

                                       	
                                          Bildung, Verwendung und Auflösung von Rückstellungen.

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Im Gesamthaushalt, in den Teilhaushalten, sofern diese gebildet werden, und in den Haushaltsstellen sind Erträge und Einzahlungen,
                     Aufwendungen und Auszahlungen nach Arten (§ 15 und § 16) zu veranschlagen. In den Teilergebnishaushalten und in den Haushaltsstellen ist der anteilige Nettoressourcenbedarf (§ 17 Absatz 2 Satz 2 Nummer 3) zu veranschlagen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Für denselben Zweck sollen Aufwendungen und Auszahlungen sowie Verpflichtungsermächtigungen nicht an verschiedenen Stellen
                     im Haushaltsplan veranschlagt werden.
                  

               

               
                     § 24
Fremde Finanzmittel
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Finanzmittel, die die Kasse eines anderen öffentlichen oder kirchlichen Aufgabenträgers oder eine andere Kasse, die unmittelbar
                     mit einem anderen öffentlichen oder kirchlichen Aufgabenträger abrechnet, anstelle der Kasse einnimmt oder ausgibt, sind nicht
                     zu veranschlagen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Durchlaufende Finanzmittel, insbesondere Mittel, die die Körperschaft auf Grund eines Gesetzes unmittelbar für den Haushalt
                     eines anderen öffentlichen oder kirchlichen Aufgabenträgers einnimmt oder ausgibt, einschließlich der ihr zur Selbstbewirtschaftung
                     zugewiesenen Mittel, sind nicht zu veranschlagen. Sie können bei der Weiterleitung bei den entsprechenden Einzahlungen abgesetzt
                     werden.
                  

               

               
                     § 25
Verpflichtungsermächtigungen
                     

                  

                  Die Verpflichtungsermächtigungen sind bei den jeweiligen Aufwendungen und Auszahlungen gesondert zu veranschlagen. Wenn Verpflichtungen
                     zu Lasten mehrerer Haushaltsjahre veranschlagt werden, sollen die Jahresbeträge im Haushaltsplan angegeben werden. Für Investitionen
                     unterhalb der festgelegten Wertgrenzen können Verpflichtungsermächtigungen zusammengefasst werden. 
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 25 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 21.

                              
                              	
                                 Die Wertgrenze liegt für die Landeskirche bei 350.000 Euro, in Kirchengemeinden, Kirchenbezirken und kirchlichen Verbänden
                                    entspricht sie den Regelungen für wichtige Bauvorhaben6.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 26
Rücklagen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zuführung zu und Entnahme aus Rücklagen sind im Haushaltsplan durch Entnahme aus und Zuführung zu Ergebnisrücklagen (§ 85 Absatz 1) zu veranschlagen. Das Haushaltsgesetz der Landeskirche, im Übrigen der Haushaltsplanbeschluss kann weitere Zuführungen zu
                     und Entnahmen aus Rücklagen vorsehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die jährliche Mindestzuführung zur Rücklage für Immobilienunterhalt (§ 15 Absatz 1 Nummer 10) wird in der Durchführungsverordnung festgelegt. Sie hat so lange zu erfolgen, bis die nach § 85 Absatz 2 vorgeschriebene Mindesthöhe erreicht ist. 
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 26 Absatz 2 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 22.

                              
                              	
                                 Die jährliche Zuführung zur Rücklage für Immobilienunterhalt hat für Gebäude in Höhe von 25 % der Abschreibungen nach § 70 HHO vermindert um die anteilig aufgelösten Sonderposten nach § 67 Absatz 4 HHO, mindestens jedoch in Höhe von 0,25 % der Anschaffungs- und Herstellungskosten nach § 65 Absatz 2 und 3 HHO vermindert um enthaltene Sonderposten nach § 67 Absatz 4 HHO, zu erfolgen.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Eine Entnahme aus der Rücklage für Immobilienunterhalt (§ 15 Absatz 1 Nummer 11), durch die die nach § 85 Absatz 2 vorgeschriebene Mindesthöhe unterschritten wird, darf nur für werterhaltende Maßnahmen geplant werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Im Haushaltsplan der Kirchengemeinden kann für das einzelne Haushaltsjahr von der Zuführung zur Rücklage für Immobilienunterhalt
                     gemäß Absatz 2 abgesehen werden, wenn sonst der Haushaltsausgleich nicht möglich ist. Die Genehmigung des Haushalts der Kirchengemeinden
                     ist in diesem Fall mit Auflagen zur Erstellung eines Immobilienkonzeptes oder der Durchführung anderer geeigneter Maßnahmen
                     zu verbinden, die erwarten lassen, dass künftig die Zuführung zur Rücklage für Immobilienunterhalt gemäß Absatz 2 erfolgt.
                     Die Genehmigung ist in diesen Fällen dem Oberkirchenrat mitzuteilen. Die unterbliebene Zuführung zur Rücklage für Immobilienunterhalt
                     ist in der Übersicht nach § 81 Absatz 1 Nummer 4 zu begründen und in den Folgejahren darzustellen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Soweit nach § 6 Absatz 2 Nummer 2 Budgetrücklagen gebildet werden, kann durch Haushaltsvermerk die Entnahme aus diesen Rücklagen den für die Bewirtschaftung
                     der Budgetverantwortlichen gestattet werden. Die so entnommenen Mittel für Aufwendungen gelten als Budgetbewirtschaftungsmittel.
                  

               

               
                     § 27
Kreditaufnahmen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Kredite dürfen nur im Finanzhaushalt und nur für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen eingestellt werden, wenn
                     eine andere Finanzierung nicht möglich ist oder wirtschaftlich unzweckmäßig wäre. Die Zins- und Tilgungsverpflichtungen müssen
                     mit der dauernden finanziellen Leistungsfähigkeit im Einklang stehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Haushaltsgesetz der Landeskirche, im Übrigen der Haushaltsplanbeschluss bestimmt, bis zu welcher Höhe Kredite zur Umschuldung
                     und zur Aufrechterhaltung einer ordnungsgemäßen Kassenwirtschaft (Kassenkredite) aufgenommen werden dürfen. Genehmigungsvorbehalte
                     bleiben unberührt.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 27 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 23.

                              
                              	
                                 Für jeden Kredit ist ein Tilgungsplan aufzustellen. Neben der Kreditsumme sind die Geldbeschaffungskosten (zum Beispiel Disagio)
                                    sowie die Zinsen und Tilgungsbeträge bei den dem Verwendungszweck der Kredite entsprechenden Buchungsstellen zu veranschlagen.
                                    Die Zins- und Tilgungsverpflichtungen stehen mit der dauernden finanziellen Leistungsfähigkeit in Einklang, wenn auch in Zukunft
                                    regelmäßig die zu erwartenden Einzahlungen die voraussichtlichen Auszahlungen mindestens um die zusätzlichen Zins- und Tilgungsverpflichtungen
                                    übersteigen.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 28
Investitionen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Bevor Investitionen im Haushaltsplan ausgewiesen werden, soll unter mehreren in Betracht kommenden Möglichkeiten durch einen
                     Wirtschaftlichkeitsvergleich, mindestens durch einen Vergleich der Anschaffungs- oder Herstellungskosten und der Folgekosten,
                     die wirtschaftlichste Lösung ermittelt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Auszahlungen und Verpflichtungsermächtigungen für größere Baumaßnahmen dürfen erst veranschlagt werden, wenn Pläne, Kostenberechnungen
                     und Erläuterungen vorliegen, aus denen die Art der Ausführung, die Kosten der Maßnahme, des Grunderwerbs und der Einrichtungen
                     sowie die voraussichtlichen Jahresraten unter Angabe der Kostenbeteiligung Dritter und ein Bauzeitplan im Einzelnen ersichtlich
                     sind. Den Unterlagen ist eine Schätzung der nach Fertigstellung der Maßnahme entstehenden jährlichen Haushaltsbelastungen
                     beizufügen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Auszahlungen und Verpflichtungsermächtigungen für größere Beschaffungen und größere Entwicklungsvorhaben dürfen erst veranschlagt
                     werden, wenn Planungen und Schätzungen der Kosten und Kostenbeteiligungen vorliegen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Ausnahmen von den Absätzen 2 und 3 sind nur zulässig, wenn es im Einzelfall nicht möglich ist, die Unterlagen rechtzeitig
                     fertig zu stellen und aus einer späteren Veranschlagung ein Nachteil erwachsen würde. Die Notwendigkeit einer Ausnahme ist
                     in den Erläuterungen zu begründen. Die Auszahlungen und Verpflichtungsermächtigungen für Maßnahmen, für welche die Unterlagen
                     noch nicht vorliegen, sind gesperrt; sie können von der oder den Beauftragten für den Haushalt freigegeben werden, sobald
                     die Unterlagen vorliegen.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 28 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 24.

                              
                              	
                                 Bei der Feststellung, ob größere Baumaßnahmen, Beschaffungen und Entwicklungsvorhaben vorliegen, sind zu berücksichtigen:

                                 
                                    
                                       	a)

                                       	
                                          die Größe der Maßnahme im Verhältnis zum Haushaltsvolumen des Finanzhaushalts gemäß § 89 Absatz 2 Satz 2 HHO,
                                          

                                       

                                       	b)

                                       	
                                          die Größe der Maßnahme im Verhältnis zum Haushaltsbereich, in dem die Maßnahme zu veranschlagen ist,

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	c)

                                       	
                                          die Sicherheit der erwarteten Erträge und Aufwendungen,

                                       

                                       	d)

                                       	
                                          die Auswirkung auf künftige Haushalte.

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 29
Deckungsreserve, Verfügungsmittel
                     

                  

                  Im Ergebnishaushalt können in angemessener Höhe Mittel veranschlagt werden, die zusätzlich zu Budgetbewirtschaftungsmitteln
                     und Budgetrücklagen
                  

                  
                     
                        	
                            zur Deckung über- und außerplanmäßiger Aufwendungen des Ergebnishaushalts (Deckungsreserve) dienen oder

                        

                        	
                            die bestimmten Dienststellen oder Bewirtschaftungsbefugten für dienstliche Zwecke zur Verfügung stehen (Verfügungsmittel).

                        

                     

                  

                  Die Ansätze für die Deckungsreserve und für die Verfügungsmittel dürfen nicht überschritten werden. Die Verfügungsmittel sind
                     nicht übertragbar und nicht deckungsfähig.
                  

               

               
                     § 30
Zuwendungen
                     

                  

                  Zuwendungen dürfen nur veranschlagt werden, wenn sie im kirchlichen Interesse liegen.

               

               
                     § 31
Zuwendungsfonds der Landeskirche
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Sollen zu einem bestimmten Zweck in mehreren Haushaltsjahren durch die Landeskirche Zuwendungen gegeben werden, ohne dass
                     Zeitpunkt und Höhe der einzelnen Zuwendungen bei der Aufstellung des Haushaltsplans absehbar sind, kann ein Zuwendungsfonds
                     gebildet werden. Der Zuwendungszweck ist in die Erläuterungen zum Haushaltsplan aufzunehmen. Die Zuführungen werden dem Verwendungszweck
                     entsprechend im Ergebnis- oder Finanzhaushalt veranschlagt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Fondsmittel sind aus der laufenden Haushaltswirtschaft ausgeschieden. Rückflüsse und Zinsen fließen dem Fonds zu. Zuführungen
                     zu Fonds sind nicht deckungsfähig mit anderen Aufwendungen oder Auszahlungen. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen oder
                     Auszahlungen sind nicht zulässig.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Bei Wegfall des Zuwendungszweckes fallen die verbleibenden Erträge und Einzahlungen an die Haushaltswirtschaft zurück.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Synode und Oberkirchenrat können im gegenseitigen Einvernehmen einen Ausschuss bilden, der über die Vergabe der Zuwendungen
                     aus dem Fonds entscheidet.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Über die Mittelvergabe ist der Landessynode zu berichten.
                  

               

               
                     § 32
Kosten- und Leistungsrechnung, Interne Leistungsverrechnung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Nach den örtlichen Bedürfnissen können Kosten- und Leistungsrechnungen geführt werden, soweit dies angemessen ist. Die Kosten
                     sind an Hand von Kostenstellen und Kostenträgern aus der Buchführung nachprüfbar herzuleiten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Interne Leistungsverrechnungen können in Teilhaushalten, sofern diese gebildet werden, und in Haushaltsstellen geplant werden.
                     Dasselbe gilt für aktivierungsfähige interne Leistungen, die einzelnen Maßnahmen des Finanzhaushalts zuzurechnen sind.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 32 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 25.

                              
                              	
                                 Der Ansatz von Beträgen in den Kostenstellen und Kostenträgern ist so vorzunehmen, dass Rückschlüsse auf einzelne Personen
                                    aus den Haushaltsplanansätzen nicht möglich sind.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 33
Personalaufwendungen
                     

                  

                  Die Veranschlagung von Personalaufwendungen richtet sich nach den im Haushaltsjahr voraussichtlich besetzten Stellen. Die
                     Versorgungs- und Beihilfeaufwendungen sind auf die Teilhaushalte aufzuteilen, sofern diese gebildet werden.
                  

               

            

         

      

      
               3. Abschnitt: Deckungsfähigkeit, Übertragbarkeit, Haushaltsausgleich, Sperrvermerke

            

            
                     § 34
Deckungsfähigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Aufwendungen und übertragene Ermächtigungen im Ergebnishaushalt, die zu einem Budget gehören, sind gegenseitig deckungsfähig,
                     wenn im Haushaltsplan nichts anderes bestimmt wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Aufwendungen im Ergebnishaushalt, die nicht nach Absatz 1 deckungsfähig sind, können für gegenseitig oder einseitig deckungsfähig
                     erklärt werden, wenn ein verwaltungsmäßiger oder sachlicher Zusammenhang besteht oder eine wirtschaftliche und sparsame Verwendung
                     gefördert wird. Aufwendungen, die ohne nähere Angaben des Verwendungszwecks veranschlagt sind, dürfen nicht für deckungsfähig
                     erklärt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Absätze 1 und 2 gelten für Auszahlungen und Verpflichtungsermächtigungen entsprechend.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Zahlungswirksame Aufwendungen eines Budgets können zu Gunsten von Auszahlungen des Budgets im Finanzhaushalt für einseitig
                     deckungsfähig erklärt werden.
                  

               

               
                     § 35
Übertragbarkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Ansätze für Auszahlungen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen bleiben bis zur Fälligkeit der letzten
                     Zahlung für ihren Zweck verfügbar, bei Baumaßnahmen und Beschaffungen längstens jedoch zwei Jahre nach Schluss des Haushaltsjahres,
                     in dem der Bau oder der Gegenstand in seinen wesentlichen Teilen in Benutzung genommen werden kann.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ansätze für Aufwendungen und Auszahlungen aus zweckgebundenen Erträgen und Einzahlungen sind übertragbar.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Ansätze für Aufwendungen und Auszahlungen eines Budgets können durch Haushaltsvermerk ganz oder teilweise für übertragbar
                     erklärt werden. Sie bleiben bis längstens zwei Jahre nach Schluss des Haushaltsjahres verfügbar.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen, wenn sie bis zum Ende
                     des Haushaltsjahres in Anspruch genommen, jedoch noch nicht geleistet worden sind.
                  

               

               
                     § 36
Haushaltsausgleich
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         In jedem Jahr ist der Ergebnishaushalt und das veranschlagte Ergebnis der Investitions- und Finanzierungstätigkeit im Finanzhaushalt
                     (§ 16 Nummer 10) auszugleichen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Kann der Ausgleich des ordentlichen Ergebnisses trotz Ausnutzung aller Sparmöglichkeiten und Ausschöpfung aller Ertragsmöglichkeiten
                     nicht erreicht werden, soll eine Entnahme aus der Rücklage aus Überschüssen des ordentlichen Ergebnisses zum Haushaltsausgleich
                     verwendet werden. Anstelle oder zusätzlich zur Rücklagenverwendung kann im Ergebnishaushalt auch eine pauschale Kürzung von
                     Aufwendungen bis zu einem Betrag von 1 Prozent der Summe der ordentlichen Aufwendungen (globaler Minderaufwand) unter Angabe
                     der zu kürzenden Teilhaushalte veranschlagt werden, sofern Teilhaushalte gebildet werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Ist ein Ausgleich des ordentlichen Ergebnisses nach Absatz 2 nicht erreichbar, sollen Überschüsse des Sonderergebnisses und
                     eine Entnahme aus der Rücklage aus Überschüssen des Sonderergebnisses zum Haushaltsausgleich verwendet werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Werden außerordentliche Erträge und Aufwendungen veranschlagt und kann ein Ausgleich des Sonderergebnisses noch nicht geplant
                     werden, ist ein zum Ende des Haushaltsjahres verbleibender Fehlbetrag beim Sonderergebnis im Jahresabschluss nach § 78 Absatz 5 zu verrechnen.
                  

               

               
                     § 37
Sperrvermerke
                     

                  

                  Aufwendungs- und Auszahlungsansätze, die aus besonderen Gründen zunächst ganz oder teilweise noch nicht beansprucht werden
                     sollen, und Stellen, die zunächst noch nicht besetzt werden sollen, sind im Haushaltsplan als gesperrt zu bezeichnen; gleichzeitig
                     ist zu bestimmen, wer über die Aufhebung der Sperre entscheidet. Entsprechendes gilt für Verpflichtungsermächtigungen.
                  

               

            

         

      

      
            Teil III. 
Ausführung des Haushaltsplans
            

         

         
                     § 38
Bewirtschaftung und Überwachung der Erträge, Einzahlungen und Forderungen und der Aufwendungen und Auszahlungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Erträge, Einzahlungen und Forderungen sind rechtzeitig und vollständig zum Fälligkeitstermin zu erfassen und zu erheben;
                     ist keine Frist gesetzt, sind sie so bald als möglich einzuziehen. Ihr Eingang ist zu überwachen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Aufwendungen und Auszahlungen dürfen nur soweit und nicht eher geleistet werden, als sie zur wirtschaftlichen und sparsamen
                     Verwaltung erforderlich sind. Die Haushaltsansätze sind so zu bewirtschaften, dass sie für die im Haushaltsjahr anfallenden
                     Aufwendungen und Auszahlungen ausreichen; sie dürfen erst dann in Anspruch genommen werden, wenn die Erfüllung der Aufgaben
                     es erfordert.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Über Ansätze für Auszahlungen des Finanzhaushalts darf nur verfügt werden, soweit Deckungsmittel rechtzeitig bereitgestellt
                     werden können. Dabei darf die Finanzierung anderer, bereits begonnener Maßnahmen nicht beeinträchtigt werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Inanspruchnahme der Haushaltsansätze und der Ermächtigungen für Planabweichungen sind zu überwachen. Die bei den einzelnen
                     Teilhaushalten, sofern diese gebildet werden, und Haushaltsstellen noch zur Verfügung stehenden Mittel für Aufwendungen und
                     Auszahlungen müssen stets erkennbar sein.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Absätze 2, 3 und 4 gelten für die Inanspruchnahme von Verpflichtungsermächtigungen entsprechend.
                  

               

               
                     § 39
Brutto- und Einzelnachweis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Alle Erträge, Einzahlungen, Aufwendungen und Auszahlungen sind mit ihrem vollen Betrag bei der hierfür vorgesehenen Haushaltsstelle
                     zu buchen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für denselben Zweck dürfen Aufwendungen und Auszahlungen aus verschiedenen Haushaltsstellen nur geleistet werden, wenn der
                     Haushaltsplan dies zulässt.
                  

               

               
                     § 40
Inanspruchnahme von Deckungsfähigkeit und Übertragbarkeit
                     

                  

                  Die Inanspruchnahme gegenseitiger Deckungsfähigkeit (§ 34) und die Übertragung (§ 35) sind nur zulässig, wenn dadurch das geplante Gesamtergebnis nicht gefährdet ist und die Kreditaufnahmevorschriften beachtet
                     werden.
                  

               

               
                     § 41
Aufhebung der Sperre
                     

                  

                  Nur mit vorheriger Zustimmung (Einwilligung) desjenigen, der über die Aufhebung der Sperre entscheidet, dürfen Aufwendungen
                     und Auszahlungen, die im Haushaltsplan als gesperrt bezeichnet sind, geleistet, Verpflichtungen zur Leistung solcher Aufwendungen
                     und Auszahlungen eingegangen und im Haushaltsplan gesperrte Stellen besetzt werden.
                  

               

               
                     § 42
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Über- und außerplanmäßige Aufwendungen sind nur zulässig, wenn ein dringendes Bedürfnis besteht und die Deckung gewährleistet
                     ist oder wenn sie unabweisbar sind und kein erheblicher Fehlbetrag entsteht. Über- und außerplanmäßige Auszahlungen sind nur
                     zulässig, wenn ein dringendes Bedürfnis besteht und die Finanzierung gewährleistet ist oder wenn sie unabweisbar sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für Investitionen, die im folgenden Jahr fortgesetzt werden, sind überplanmäßige Auszahlungen auch dann zulässig, wenn ihre
                     Finanzierung im folgenden Jahr gewährleistet ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für Maßnahmen, durch die über- oder außerplanmäßige Aufwendungen oder Auszahlungen entstehen
                     können.
                  

               

               
                     § 43
Verpflichtungsermächtigungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Maßnahmen, die zur Leistung von Aufwendungen und Auszahlungen in künftigen Haushaltsjahren verpflichten können, sind nur
                     zulässig, wenn der Haushaltsplan dazu ermächtigt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Verpflichtungen für laufende Geschäfte dürfen eingegangen werden, ohne dass die Voraussetzungen des Absatzes 1 vorliegen.
                     Einer Verpflichtungsermächtigung bedarf es auch dann nicht, wenn zu Lasten übertragbarer Aufwendungen und Auszahlungen Verpflichtungen
                     eingegangen werden, die im folgenden Haushaltsjahr zu Aufwendungen und Auszahlungen führen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Verpflichtungen im Sinne des Absatzes 1 dürfen über- oder außerplanmäßig eingegangen werden, wenn ein dringendes Bedürfnis
                     besteht.
                  

               

               
                     § 44
Kreditaufnahmen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Im Finanzhaushalt geplante Kredite können auch aufgenommen werden, wenn die Mittel ganz oder teilweise in späteren Haushaltsjahren
                     benötigt werden. Die Mittel sind für die Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen zweckentsprechend zu binden, für die
                     sie im Finanzhaushalt geplant wurden; diese zweckentsprechende Bindung ist in der Bilanz berichtsseitig auszuweisen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zur rechtzeitigen Leistung der Auszahlungen können bis zu dem im Haushaltsgesetz der Landeskirche, im Übrigen im Haushaltsplanbeschluss
                     festgesetzten Höchstbetrag Kassenkredite aufgenommen werden, soweit für die Kasse sonst kein Finanzvermögen (§ 89) zur Verfügung steht.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 44 Absatz 2 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 26.

                              
                              	
                                 Für die Kasse steht auch sonst kein Finanzvermögen zur Verfügung, wenn die Kreditkosten niedriger sind als die Erträge einer
                                    sonst aufzulösenden Geldanlage. In die Bewertung sind die Risiken der Geldanlage und die Risiken aus der Gewährung von Sicherheiten
                                    einzubeziehen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 27.

                              
                              	
                                 Die Aufnahme von Kassenkrediten ist der Kassenaufsicht (§ 110 HHO) schriftlich anzuzeigen.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 45
Bürgschaften, Garantien und Gewährleistungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Übernahme von Bürgschaften, Garantien oder sonstigen Gewährleistungen bedarf einer der Höhe nach bestimmten Ermächtigung.
                     Im Haushaltsgesetz oder im Haushaltsplanbeschluss wird bestimmt, bis zu welcher Höhe Bürgschaften übernommen werden dürfen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Bürgschaften sind nur zulässig, wenn durch sie der Ausgleich künftiger Haushalte nicht gefährdet wird.
                  

               

               
                     § 46
Internes Berichtswesen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Jede kirchliche Körperschaft oder Stiftung hat ein dem Umfang ihrer Tätigkeit entsprechendes internes Berichtswesen einzurichten.
                     Die bewirtschaftenden Stellen haben gegenüber den festzulegenden verantwortlichen Stellen über den Stand des Haushaltsvollzugs
                     (die Entwicklung der Erträge und Aufwendungen) in den Teilhaushalten, sofern diese gebildet werden, und im Gesamthaushalt
                     zu berichten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die verantwortliche Stelle ist unverzüglich zu unterrichten, wenn sich abzeichnet, dass
                  

                  
                     
                        	
                            sich das Planergebnis von Ergebnishaushalt oder Finanzhaushalt wesentlich verschlechtert

                           oder

                        

                        	
                            sich die Gesamtauszahlungen einer Maßnahme des Finanzhaushalts wesentlich erhöhen werden.

                        

                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 46 Absatz 1 und 2 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 28.

                              
                              	
                                 Soweit keine andere Festlegung getroffen wird, ist die oder der Beauftragte für den Haushalt die verantwortliche Stelle im
                                    Sinne des § 46 Absatzes 1 und 2 der HHO.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 47
Haushaltswirtschaftliche Sperre
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Soweit und solange die Entwicklung der Erträge und Einzahlungen oder Aufwendungen und Auszahlungen bei Vollzug des landeskirchlichen
                     Haushaltsplans es erfordert, kann der Oberkirchenrat es von seiner Einwilligung abhängig machen, ob Verpflichtungen eingegangen,
                     Aufwendungen verursacht oder Auszahlungen geleistet werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Soweit und solange die Entwicklung der Erträge und Einzahlungen oder Aufwendungen und Auszahlungen bei Vollzug der übrigen
                     Haushaltspläne es erfordert, ist die Inanspruchnahme von Ansätzen für Aufwendungen, Auszahlungen und Verpflichtungsermächtigungen
                     aufzuschieben. 
                  

               

               
                     § 48
Vorläufige Rechnungsvorgänge
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Eine Auszahlung, die sich auf den Haushalt auswirkt, darf vorläufig als durchlaufende Auszahlung nur behandelt werden, wenn
                     die Verpflichtung zur Leistung feststeht, die Deckung gewährleistet ist und die Zuordnung zu haushaltswirksamen Konten nicht
                     oder noch nicht möglich ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Eine Einzahlung, die sich auf den Haushalt auswirkt, darf vorläufig als durchlaufende Einzahlung nur behandelt werden, wenn
                     eine Zuordnung zu haushaltswirksamen Konten nicht oder noch nicht möglich ist.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 48 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 29.

                              
                              	
                                 Vorläufige Rechnungsvorgänge, die endgültig gebucht werden können, sind spätestens zum Jahresabschluss zu bereinigen.

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 49
Verwendungsnachweis
                     

                  

                  Bei der Bewilligung von Zuwendungen an Dritte, bei der Zusage von Krediten und bei der Übernahme von Bürgschaften für Dritte
                     ist zu bestimmen, wie die zweckentsprechende Verwendung der Mittel nachzuweisen ist. Außerdem ist ein Prüfungsrecht festzulegen.
                     Für geringfügige Zuwendungen kann im Haushaltsplan bestimmt werden, bis zu welcher Höhe auf Verwendungsnachweise verzichtet
                     werden kann.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 49 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 30.

                              
                              	
                                 Ein Nachweis der zweckentsprechenden Verwendung kann durch Einzelnachweis oder durch Vorlage einer Jahresrechnung erfolgen.

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 50
Sachliche und zeitliche Bindung
                     

                  

                  Ermächtigungen dürfen nur zu den im Haushaltsplan bezeichneten Zwecken und Leistungen, soweit und solange sie fortdauern,
                     und nur bis zum Ende des Haushaltsjahres geleistet oder in Anspruch genommen werden.
                  

               

               
                     § 51
Absetzung der Rückzahlung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Rückzahlung zu viel eingegangener Beträge ist bei den Erträgen und Einzahlungen abzusetzen, wenn die Rückzahlung im selben
                     Jahr vorgenommen wird, in dem der Betrag eingegangen ist. In den anderen Fällen sind die Rückzahlungen als Aufwendungen und
                     Auszahlungen zu behandeln.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Rückzahlung zu viel ausgezahlter Beträge ist bei den Aufwendungen und Auszahlungen abzusetzen, wenn die Rückzahlung im
                     selben Jahr vorgenommen wird, in dem der Betrag ausgezahlt worden ist. Dasselbe gilt bei periodisch wiederkehrenden Aufwendungen
                     und Auszahlungen, auch wenn die Rückzahlung erst im folgenden Jahr vorgenommen wird. In den anderen Fällen sind die Rückzahlungen
                     als Erträge und Einzahlungen zu behandeln.
                  

               

               
                     § 52
Personalwirtschaftliche Grundsätze
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ein Amt, das in einer kirchlichen oder staatlichen Besoldungsordnung aufgeführt ist, darf nur zusammen mit der Einweisung
                     in eine besetzbare Planstelle verliehen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Durch Verordnung des Oberkirchenrats7 kann bestimmt werden, dass die Einweisung in eine besetzbare Planstelle mit Rückwirkung von höchstens drei Monaten erfolgen
                     kann.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Soweit ein dienstliches Bedürfnis besteht, dürfen im Stellenplan ausgewiesene
                  

                  
                     
                        	
                            Planstellen mit Kirchenbeamten einer niedrigeren Besoldungsgruppe derselben Laufbahn besetzt werden,

                        

                        	
                            frei gewordene Planstellen des Eingangsamts einer Laufbahn des höheren, gehobenen oder mittleren Dienstes mit Kirchenbeamten
                              der nächstniedrigeren Laufbahn besetzt werden, deren Aufstieg in die nächsthöhere Laufbahn vom Dienstherrn beabsichtigt ist,
                              und
                           

                        

                        	
                            frei gewordene Planstellen mit Beschäftigten einer vergleichbaren oder niedrigeren Entgeltgruppe besetzt werden.

                        

                     

                  

               

               
                     § 53
Verpflichtungen für Investitionen
                     

                  

                  Verpflichtungen für Investitionen dürfen erst verursacht werden, wenn die Finanzierung gesichert ist.

               

               
                     § 54
Vergabe von Aufträgen, Beschaffung
                     

                  

                  Der Oberkirchenrat kann für die Vergabe von Aufträgen und für Beschaffungen Regelungen erlassen. Dabei sollen Belange des
                     Klimaschutzes angemessen berücksichtigt werden.
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 54 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 31.

                              
                              	
                                 Bauleistungen sollen in der Regel im Wege der Beschränkten Ausschreibung ohne Teilnahmewettbewerb nach der Vergabe- und Vertragsordnung
                                    für Bauleistungen – Teil A (VOB/A) vergeben werden. Dabei ist darauf zu achten, dass nur Angebote von fachkundigen, leistungsfähigen
                                    und zuverlässigen Bewerbern eingeholt werden. Die Beschränkung des Bewerberkreises auf Gemeindeangehörige sowie auf orts-
                                    und kreisansässige Firmen ist unzulässig. Es muss ein ausreichender Bieterwettbewerb sichergestellt sein. Sofern bei Drittzuschüssen
                                    eine andere Ausschreibungsart vorgegeben ist, ist dies zu berücksichtigen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Bei Bauleistungen bis zu einem Auftragswert von 10 000 Euro ohne Umsatzsteuer kann eine Freihändige Vergabe nach der VOB/A
                                    erfolgen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Bauleistungen bis zu einem voraussichtlichen Auftragswert von 5 000 Euro ohne Umsatzsteuer können unter Berücksichtigung der
                                    Haushaltsgrundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit ohne die Durchführung eines Vergabeverfahrens beschafft werden
                                    (Direktauftrag).
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Bei sonstigen Vergaben und Beschaffungen mit einem Auftragswert über 5 000 Euro ohne Umsatzsteuer sind mindestens drei vergleichbare
                                    Angebote einzuholen, sofern eine entsprechende Anzahl leistungsfähiger Anbieter vorhanden ist. Die Vergabe erfolgt in der
                                    Regel freihändig. Auf die Möglichkeit einer entsprechenden Anwendung der Verdingungsordnung für Leistungen im Bereich der
                                    Landeskirche wird hingewiesen. Ist ein Angebot eindeutig unzureichend, ist es auszuscheiden. Bleibt nach dieser Prüfung nur
                                    noch ein Angebot übrig, ist zu prüfen, ob eine neue Angebotseinholung angebracht ist. Ein kirchlicher Anbieter kann bevorzugt
                                    werden, wenn er gleiche Leistungen zu einem gleichen Preis wie andere Anbieter angeboten hat oder wenn sich durch die Auftragsvergabe
                                    an einen kirchlichen Anbieter insgesamt eine bessere Wirtschaftlichkeit ergibt.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Von der Einholung dreier Angebote kann abgesehen werden, wenn der Anbieter dem beherrschenden Einfluss des Auftraggebers unterliegt.

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Der Oberkirchenrat kann in begründeten Fällen Ausnahmen von den vorstehend genannten Auftragswerten zulassen.

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 55
Stundung, Niederschlagung und Erlass von Forderungen, Kleinbeträge
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Forderungen dürfen nur
                  

                  
                     
                        	1.

                        	
                            gestundet werden, wenn die sofortige Einziehung mit erheblichen Härten für den Schuldner verbunden wäre und der Anspruch
                              durch die Stundung nicht gefährdet wird,
                           

                        

                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 55 Absatz 1 Nummer 1 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 32.

                              
                              	
                                 Eine erhebliche Härte für den Schuldner ist anzunehmen, wenn sich dieser auf Grund ungünstiger wirtschaftlicher Verhältnisse
                                    vorübergehend in ernsthaften Zahlungsschwierigkeiten befindet oder im Falle der sofortigen Einziehung in diese geraten würde.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        	2.

                        	
                            niedergeschlagen werden, wenn feststeht, dass die Einziehung keinen Erfolg haben wird, oder wenn die Kosten der Einziehung
                              außer Verhältnis zur Höhe des Anspruchs stehen,
                           

                        

                        	3.

                        	
                            ganz oder zum Teil erlassen werden, wenn die Einziehung nach Lage des einzelnen Falles für den Schuldner eine unzumutbare
                              Härte bedeuten würde oder wenn der Einziehung ein überwiegendes kirchliches Interesse entgegensteht. Das gleiche gilt für
                              die Rückzahlung oder die Anrechnung von geleisteten Beträgen.
                           

                        

                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 55 Absatz 1 Nummer 3 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 33.

                              
                              	
                                 Eine unzumutbare Härte ist anzunehmen, wenn sich der Schuldner in einer unverschuldeten wirtschaftlichen Notlage befindet
                                    und die Weiterverfolgung des Anspruchs voraussichtlich zu einer Existenzgefährdung führen würde.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Stundung, Niederschlagung und Erlass sind von den hierfür zuständigen Stellen der kassenführenden Stelle unverzüglich, Stundung
                     und Erlass mindestens gleichzeitig mit der Benachrichtigung des oder der Zahlungspflichtigen schriftlich mitzuteilen.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 55 Absatz 2 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 34.

                              
                              	
                                 Zuständige Stelle im Sinne des § 55 Absatz 2 HHO sind die Bewirtschaftungsbefugten im Einvernehmen mit der oder dem Beauftragten
                                    für den Haushalt, soweit deren oder dessen Befugnisse nicht auf andere Personen übertragen wurden.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Andere Regelungen in Rechtsvorschriften bleiben unberührt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Von der Geltendmachung von Ansprüchen von weniger als zehn Euro kann abgesehen werden, es sei denn, dass sie aus grundsätzlichen
                     Erwägungen geboten ist.
                  

               

               
                     § 56
(aufgehoben)
                     

                  

                  


               

            

         

      

      
            Teil IV. 
Zahlungen, Buchführung und Rechnungslegung
            

         

         
               1. Abschnitt: Buchführung und Inventar

            

            
                     § 57
Buchführung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Buchführung dient
                  

                  
                     
                        	
                            der Bereitstellung von Informationen für den Haushaltsvollzug und für die Haushaltsplanung,

                        

                        	
                            der Aufstellung des Jahresabschlusses und der Durchführung des Planvergleichs und

                        

                        	
                            der Überprüfung des Umgangs mit kirchlichen Mitteln im Hinblick auf Rechtmäßigkeit, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zur Erfüllung der in Absatz 1 genannten Zwecke sind Bücher gemäß § 9 zu führen, in denen
                  

                  
                     
                        	
                            alle Vorgänge, die zu einer Änderung der Höhe oder der Zusammensetzung des Vermögens, der aktiven Abgrenzungsposten, der
                              Rückstellungen und Schulden sowie der passiven Rechnungsabgrenzungsposten führen, insbesondere Aufwendungen und Erträge sowie
                              Auszahlungen und Einzahlungen,
                           

                        

                        	
                            die Lage des Vermögens und

                        

                        	
                            die sonstigen, nicht das Vermögen berührenden wirtschaftlichen Vorgänge, insbesondere durchlaufende Finanzmittel,

                        

                     

                  

                  aufgezeichnet werden. Die Buchführung muss so beschaffen sein, dass sie einem sachverständigen Dritten innerhalb angemessener
                     Zeit einen Überblick über die Verwaltungs- und Geschäftsvorfälle und über die wirtschaftliche Lage vermitteln kann. Die Verwaltungs-
                     und Geschäftsvorfälle müssen sich in ihrer Entstehung und Abwicklung nachvollziehen lassen.
                  

               

               
                     § 58
Zahlungsverkehr und Buchungen mit elektronischer Datenverarbeitung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Beim Zahlungsverkehr und bei der Buchführung mit Hilfe von elektronischer Datenverarbeitung sind die vom Oberkirchenrat festgelegten
                     Verfahren und Programme einzusetzen; der Oberkirchenrat kann ausnahmsweise andere geprüfte Verfahren und Programme freigeben.
                     Es sind technische und organisatorische Maßnahmen zu treffen, die eine ordnungsgemäße Datenverarbeitung sicherstellen sowie
                     geeignet und ausreichend sind, die Anforderungen des Datenschutzrechts der Evangelischen Kirche in Deutschland8 in der jeweils geltenden Fassung zu erfüllen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Bei der Buchführung durch elektronische Datenverarbeitung muss insbesondere sichergestellt sein, dass
                  

                  
                     
                        	
                            nur Programme verwendet werden, die mit dem geltenden Recht übereinstimmen,

                        

                        	
                            in das automatisierte Verfahren nicht unbefugt eingegriffen werden kann,

                        

                        	
                            die gespeicherten Daten nicht verloren gehen und nicht unbefugt verändert werden können,

                        

                        	
                            die Buchungen bis zum Ablauf der Aufbewahrungsfristen der Bücher jederzeit in angemessener Frist ausgedruckt werden können;
                              § 60 Absatz 3 bleibt unberührt,
                           

                        

                        	
                            die Unterlagen, die für den Nachweis der ordnungsgemäßen maschinellen Abwicklung der Buchungsvorgänge erforderlich sind,
                              einschließlich der Dokumentation der verwendeten Programme und eines Verzeichnisses über den Aufbau der Datensätze, bis zum
                              Ablauf der Aufbewahrungsfrist der Bücher verfügbar sind und jederzeit in angemessener Frist lesbar gemacht werden können,
                           

                        

                        	
                            Berichtigungen der Bücher protokolliert und die Protokolle wie Belege aufbewahrt werden

                           und

                        

                        	
                            die Tätigkeitsbereiche von Organisation, Programmierung, Erfassung, Eingabe, Verarbeitung und Ausgabe der Daten gegeneinander
                              abgegrenzt und die für sie Verantwortlichen bestimmt werden.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Werden Bücher zunächst nach Absatz 2 durch elektronische Datenverarbeitung geführt, später aber ausgedruckt und in Papierform
                     aufbewahrt, müssen die in Absatz 2 genannten Bedingungen bis zum Ausdruck erfüllt sein. Auf dem Ausdruck ist die Übereinstimmung
                     mit dem durch elektronische Datenverarbeitung geführten Buch zu bestätigen. Der Ausdruck und die Bestätigung sind zu unterzeichnen.
                  

               

               
                     § 59
Bücher und Belege
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Buchungen sind in zeitlicher Ordnung (Journal) und in sachlicher Ordnung (Hauptbuch) vorzunehmen. Es können Vor- und
                     Nebenbücher geführt werden, deren Ergebnisse zeitnah in das Journal und das Hauptbuch übernommen werden. Die Ergebnisse sind
                     spätestens bis zum Jahresabschluss zu übernehmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Buchung im Journal umfasst mindestens
                  

                  
                     
                        	
                            ein eindeutiges fortlaufendes Ordnungsmerkmal,

                        

                        	
                            den Tag der Buchung,

                        

                        	
                            ein Identifikationsmerkmal, das die Verbindung mit der sachlichen Buchung herstellt,

                        

                        	
                            den Namen der Empfängerin oder des Empfängers,

                        

                        	
                            den Betrag und

                        

                        	
                            den Gegenstand der Zahlung.

                        

                     

                  

                  Der Tag der Buchung kann von dem Tag abweichen, an dem die Zahlung nach den öffentlich-rechtlichen oder zivilrechtlichen Vorschriften
                     als bewirkt gilt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Hauptbuch enthält die für die Aufstellung der Ergebnisrechnung, der Finanzrechnung und der Bilanz erforderlichen Sachkonten.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Buchungen müssen durch Kassenanordnungen und Auszahlungsnachweise sowie Unterlagen, aus denen sich der Grund der Buchung
                     ergibt (begründende Unterlagen), belegt sein. Die Buchungsbelege müssen Hinweise enthalten, die eine Verbindung zu den Eintragungen
                     in den Büchern ermöglichen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Bei Kirchengemeinden, Kirchenbezirken und kirchlichen Verbänden wird ein Vortragsbuch geführt, in dem nach der Ordnung der
                     Haushaltsstellen die Rechtsverhältnisse verzeichnet sind, die die Haushaltsführung der Kirchengemeinden und Kirchenbezirke
                     über einen längeren Zeitraum als zwei Jahre beeinflussen.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 59 Absatz 4 und 5 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 35.

                              
                              	
                                 Den Einträgen im Vortragsbuch zugrunde liegende Verträge, Urkunden, Beschlüsse und entsprechende Unterlagen sind als Beilagen
                                    zum Vortragsbuch zu führen und sind begründende Unterlagen nach § 59 Absatz 4 HHO. Die begründenden Unterlagen zu Liegenschaften und den Stiftungen können, wenn ihr Umfang gering ist, im Vortragsbuch geführt
                                    werden.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 60
Form und Sicherung der Bücher
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Eintragungen in Büchern und die sonst erforderlichen Aufzeichnungen müssen vollständig, richtig, zeitgerecht, geordnet
                     und nachprüfbar vorgenommen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Bücher werden mit Hilfe eines vom Oberkirchenrat festgelegten, einheitlichen Verfahrens der elektronischen Datenverarbeitung
                     geführt. Der Oberkirchenrat kann Ausnahmen zulassen.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 60 Absatz 2 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 36.

                              
                              	
                                 Soweit für eine Körperschaft oder Stiftung Ausnahmen von der Anwendung des einheitlichen elektronischen Datenverarbeitungssystems
                                    nach § 60 Absatz 2 HHO zugelassen sind, müssen sie für die Gesamtdarstellung der eingesetzten Mittel für die kirchliche Arbeit ihre Rechnungsabschlussdaten
                                    in der Gliederung nach § 75 Absatz 2 HHO, des Kontenrahmens nach Nummer 4 dieser Verordnung und der Bilanz nach § 80 HHO zur Verfügung stellen. Eine Zuordnung der Erträge und Aufwendungen zu den Haushaltsstellen nach Nummer 3 dieser Verordnung
                                    und der Leistungsbereiche nach § 88 Absatz 2 HHO muss ebenfalls aufgestellt und zur Verfügung gestellt werden.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Eine Eintragung oder eine Aufzeichnung darf nicht in einer Weise verändert werden, dass der ursprüngliche Inhalt nicht mehr
                     feststellbar ist. Auch solche Veränderungen dürfen nicht vorgenommen werden, deren Beschaffenheit es ungewiss lässt, ob sie
                     ursprünglich oder erst später vorgenommen worden sind.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Bücher sind durch geeignete Maßnahmen gegen Verlust, Wegnahme und Veränderungen zu schützen.
                  

               

               
                     § 61
Aufbewahrung der Bücher und Belege
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Bücher und Belege sind sicher und geordnet aufzubewahren. Soweit begründende Unterlagen, aus denen sich der Zahlungsgrund
                     ergibt, nicht vollständig den Kassenanordnungen beigefügt sind, obliegt ihre Aufbewahrung den anordnenden Stellen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Jahresabschluss ist dauernd in ausgedruckter Form aufzubewahren. Die Bücher und Belege sind zehn Jahre, die Belege aus
                     Baumaßnahmen zwanzig Jahre aufzubewahren. Gutschriften, Lastschriften und die Kontoauszüge der Kreditinstitute sind wie Belege
                     aufzubewahren. Die Fristen beginnen am Tage der Entlastung (§ 114).
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Nach Abschluss der Prüfung, frühestens nach Ablauf von drei Jahren seit Beginn der Aufbewahrungsfrist, können die Bücher,
                     Inventare und Belege auf Bild- oder Datenträgern aufbewahrt werden, wenn sichergestellt ist, dass der Inhalt der Bild- oder
                     Datenträger mit den Originalen übereinstimmt und jederzeit lesbar gemacht werden kann. Die Bild- oder Datenträger sind nach
                     den Absätzen 1 und 2 anstelle der Originale aufzubewahren. Der Oberkirchenrat kann zulassen, dass der Inhalt von Büchern und
                     Belegen vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist auf Bild- oder Datenträger übernommen wird, wenn sichergestellt ist, dass
                     die Daten innerhalb der Frist jederzeit in ausgedruckter Form lesbar gemacht werden können. Die Verfilmung oder Speicherung
                     von Fremdbelegen muss farbecht erfolgen, sofern die Farbe für das Verständnis des Inhalts von Bedeutung ist. Das vom Oberkirchenrat
                     festgelegte Verfahren ist zu beachten. Bevor eine solche Regelung zugelassen wird, ist das Rechnungsprüfamt zu hören.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Werden automatisierte Verfahren, in denen Bücher gespeichert sind, geändert oder abgelöst, muss die maschinelle Auswertung
                     der gespeicherten Daten innerhalb der Aufbewahrungsfristen auch mit den geänderten oder neuen Verfahren oder durch ein anderes
                     Verfahren gewährleistet sein.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Im Übrigen bleiben die Vorschriften über die Akten- und Archivordnung unberührt.
                  

               

               
                     § 62
Inventarverzeichnis und Inventur
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Nach den Regeln der doppelten Buchführung sind für den Schluss eines jeden Haushaltsjahres die Grundstücke, Forderungen,
                     Schulden, Sonderposten und Rückstellungen, der Betrag des baren Geldes sowie die sonstigen Vermögensgegenstände genau zu verzeichnen
                     und dabei der Wert der einzelnen Vermögensgegenstände und Schulden anzugeben (Inventarverzeichnis). Körperliche Vermögensgegenstände
                     sind durch eine körperliche Bestandsaufnahme zu erfassen, soweit nichts anderes bestimmt ist. Das Inventarverzeichnis wird
                     zum Jahresabschluss aufgestellt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Sachanlagen können, wenn sie regelmäßig ersetzt werden und ihr Gesamtwert von nachrangiger Bedeutung ist, mit einer gleichbleibenden
                     Menge und einem gleichbleibenden Wert angesetzt werden, sofern ihr Bestand in seiner Größe, seinem Wert und seiner Zusammensetzung
                     nur geringen Veränderungen unterliegt. Jedoch ist in der Regel alle fünf Jahre eine körperliche Bestandsaufnahme durchzuführen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Gleichartige Vermögensgegenstände des Vorratsvermögens sowie andere gleichartige oder annähernd gleichwertige bewegliche
                     Vermögensgegenstände und Rückstellungen können jeweils zu einer Gruppe zusammengefasst und mit dem gewogenen Durchschnittswert
                     angesetzt werden.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 62 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 37.

                              
                              	
                                 Näheres zur Inventur ist in Anlage 8 zu dieser Verordnung festgelegt.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 63
Inventurvereinfachungsverfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Bei der Aufstellung des Inventars darf der Bestand der Vermögensgegenstände nach Art, Menge und Wert auch mit Hilfe anerkannter
                     mathematisch-statistischer Methoden auf Grund von Stichproben ermittelt werden. Der Aussagewert des auf diese Weise aufgestellten
                     Inventars muss dem Aussagewert eines auf Grund einer körperlichen Bestandsaufnahme aufgestellten Inventars gleichkommen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Bei der Aufstellung des Inventars für den Schluss eines Haushaltsjahres bedarf es einer körperlichen Bestandsaufnahme der
                     Vermögensgegenstände für diesen Zeitpunkt nicht, soweit durch Anwendung eines anderen Verfahrens gesichert ist, dass der Bestand
                     der Vermögensgegenstände nach Art, Menge und Wert auch ohne die körperliche Bestandsaufnahme für diesen Zeitpunkt festgestellt
                     werden kann.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         In dem Inventar für den Schluss eines Haushaltsjahres brauchen Vermögensgegenstände nicht verzeichnet zu werden, wenn
                  

                  
                     
                        	
                            der Bestand auf Grund einer körperlichen Bestandsaufnahme oder auf Grund eines nach Absatz 2 zulässigen anderen Verfahrens
                              nach Art, Menge und Wert in einem besonderen Inventar verzeichnet ist, das für einen Tag innerhalb der letzten drei Monate
                              vor oder der ersten beiden Monate nach dem Schluss des Haushaltsjahres aufgestellt ist, und
                           

                        

                        	
                            auf Grund des besonderen Inventars durch Anwendung eines Fortschreibungs- oder Rückrechnungsverfahrens gesichert ist, dass
                              der am Schluss des Haushaltsjahres vorhandene Bestand der Vermögensgegenstände für diesen Zeitpunkt ordnungsgemäß bewertet
                              werden kann.
                           

                        

                     

                  

               

            

         

         
               2. Abschnitt: Vermögen

            

            
                     § 64
Kirchliches Vermögen
                     

                  

                  Das kirchliche Vermögen dient mit seiner Nutzung und seinem Ertrag der Erfüllung der kirchlichen Aufgaben.

               

               
                     § 65
Wertansätze
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Vermögensgegenstände sind grundsätzlich, soweit nichts anderes bestimmt ist, mit den Anschaffungs- oder Herstellungskosten,
                     vermindert um Abschreibungen, anzusetzen. Verbindlichkeiten sind zu ihrem Rückzahlungsbetrag und Rückstellungen in Höhe des
                     Betrags anzusetzen, der nach vernünftiger Beurteilung notwendig ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Anschaffungskosten sind die Aufwendungen, die geleistet werden, um einen Vermögensgegenstand zu erwerben und ihn in einen
                     betriebsbereiten Zustand zu versetzen, soweit sie dem Vermögensgegenstand einzeln zugeordnet werden können. Zu den Anschaffungskosten
                     gehören auch die Nebenkosten sowie die nachträglichen Anschaffungskosten. Minderungen des Anschaffungspreises sind abzusetzen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Herstellungskosten sind die Aufwendungen, die durch den Verbrauch von Gütern und die Inanspruchnahme von Diensten für die
                     Herstellung eines Vermögensgegenstands, seine Erweiterung oder für eine über seinen ursprünglichen Zustand hinausgehende wesentliche
                     Verbesserung entstehen. Dazu gehören die Materialkosten, die Fertigungskosten und die Sonderkosten der Fertigung. Bei der
                     Berechnung der Herstellungskosten dürfen auch die Verwaltungskosten einschließlich Gemeinkosten, angemessene Teile der notwendigen
                     Materialgemeinkosten, der notwendigen Fertigungsgemeinkosten und des Wertverzehrs des Vermögens, soweit sie durch die Fertigung
                     veranlasst sind, eingerechnet werden.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 65 Absatz 2 und 3 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 38.

                              
                              	
                                 Wertsteigernde Maßnahmen sind zu dem jeweiligen Gebäude hinzu zu aktivieren und mit diesem abzuschreiben. Die Nutzungsdauer
                                    verlängert sich entsprechend. Sind die wertsteigernden Maßnahmen mit werterhaltenden Maßnahmen verbunden, so ist entsprechend
                                    der Schätzung nach § 28 Absatz 2 Satz 2 HHO eine Aufteilung der Aufwendungen vorzunehmen. Nach Abschluss der Baumaßnahme ist diese Aufteilung zu überprüfen und gegebenenfalls
                                    die Aktivierung und Abschreibung zu berichtigen. Eine Überprüfung und Anpassung der Schätzung nach § 28 Absatz 2 Satz 2 HHO ist auch während der Dauer der Baumaßnahme erforderlich, sofern erkennbar ist, dass die ursprüngliche Aufteilung der Schätzung
                                    den tatsächlichen Verhältnissen nicht mehr entspricht. Der Oberkirchenrat kann Richtlinien zur Aufteilung erlassen.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Zinsen für Fremdkapital gehören nicht zu den Herstellungskosten. Zinsen für Fremdkapital, das zur Finanzierung der Herstellung
                     eines Vermögensgegenstands verwendet wird, dürfen als Herstellungskosten angesetzt werden, soweit sie auf den Zeitraum der
                     Herstellung entfallen.
                  

               

               
                     § 66
Erwerb, Verwaltung und Veräußerung von Vermögen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Vermögensgegenstände sollen nur erworben werden, soweit sie zur Erfüllung der kirchlichen Aufgaben in absehbarer Zeit erforderlich
                     sind. Die Vermögensgegenstände sind pfleglich und wirtschaftlich zu verwalten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Vermögensgegenstände dürfen nur veräußert werden, wenn sie zur Erfüllung der Aufgaben in absehbarer Zeit nicht benötigt werden.
                     Eine Umwandlung von Anlagevermögen in Finanzanlagen ist zulässig, wenn dadurch die nachhaltige Aufgabenerfüllung besser gewährleistet
                     wird.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Vermögensgegenstände dürfen nicht unter ihrem Verkehrswert veräußert werden. Ausnahmen können im Haushaltsplan zugelassen
                     werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Genehmigungsvorbehalte bleiben unberührt.
                  

               

               
                     § 67
Vollständigkeit der Ansätze, Verrechnungs- und Bilanzierungsverbote
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         In der Bilanz sind das Anlagevermögen und das Umlaufvermögen unbeschadet § 66 Absatz 2 Satz 1, die aktiven Abgrenzungsposten sowie das Eigenkapital, die Sonderposten, die Rückstellungen, die Verbindlichkeiten und die
                     passiven Rechnungsabgrenzungsposten vollständig auszuweisen und hinreichend aufzugliedern.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Posten der Aktivseite dürfen nicht mit Posten der Passivseite, Aufwendungen nicht mit Erträgen, Einzahlungen nicht mit Auszahlungen,
                     Grundstücksrechte nicht mit Grundstückslasten verrechnet werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für immaterielle Vermögensgegenstände, die nicht entgeltlich erworben wurden, darf ein Aktivposten nicht angesetzt werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Geleistete Investitionszuwendungen sind als Sonderposten in der Bilanz auszuweisen und entsprechend dem Zuwendungsverhältnis
                     aufzulösen. Empfangene Investitionszuweisungen und Investitionszuschüsse sind als Sonderposten in der Bilanz auszuweisen und
                     entsprechend der voraussichtlichen Nutzungsdauer oder entsprechend dem Zuwendungsverhältnis aufzulösen.
                  

               

               
                     § 68
Allgemeine Bewertungsgrundsätze
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Bei der Bewertung der Vermögensgegenstände und Schulden gilt Folgendes:
                  

                  
                     
                        	
                            Die Wertansätze in der Bilanz des Haushaltsjahres (Eröffnungsbilanz) müssen mit denen der Bilanz des Vorjahres (Schlussbilanz)
                              übereinstimmen.
                           

                        

                        	
                            Die Vermögensgegenstände, Rückstellungen und Schulden sind, soweit nichts anderes bestimmt ist, zum Ende des Haushaltsjahres
                              einzeln zu bewerten.
                           

                        

                        	
                            Es ist wirklichkeitsgetreu zu bewerten. Vorhersehbare Risiken und Verluste, die bis zum Abschlussstichtag entstanden sind,
                              sind zu berücksichtigen, selbst wenn diese erst zwischen dem Abschlussstichtag und dem Tag der Aufstellung des Jahresabschlusses
                              bekannt geworden sind; Risiken und Verluste, für deren Verwirklichung im Hinblick auf die besonderen Verhältnisse der kirchlichen
                              Haushaltswirtschaft nur eine geringe Wahrscheinlichkeit spricht, bleiben außer Betracht. Gewinne sind nur zu berücksichtigen,
                              wenn sie zum Ende des Haushaltsjahres realisiert sind.
                           

                        

                        	
                            Aufwendungen und Erträge des Haushaltsjahres sind unabhängig von den Zeitpunkten der entsprechenden Zahlungen im Jahresabschluss
                              zu berücksichtigen.
                           

                        

                        	
                            Die auf den vorhergehenden Jahresabschluss angewandten Bewertungsmethoden sollen beibehalten werden.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Von den Grundsätzen des Absatzes 1 darf nur in begründeten Ausnahmefällen abgewichen werden.
                  

               

               
                     § 69
Bewertungsvereinfachungsverfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für den Wertansatz gleichartiger Vermögensgegenstände des Vorratsvermögens kann unterstellt werden, dass die zuerst oder
                     dass die zuletzt angeschafften oder hergestellten Vermögensgegenstände zuerst verbraucht oder veräußert worden sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        § 62 Absätze 2 und 3 sind auch auf den Jahresabschluss anwendbar.
                  

               

               
                     § 70
Abschreibungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Bei immateriellen Vermögensgegenständen und Sachanlagen, deren Nutzung zeitlich begrenzt ist, sind die Anschaffungs- oder
                     Herstellungskosten um planmäßige Abschreibungen zu vermindern. Die planmäßige Abschreibung erfolgt grundsätzlich in gleichen
                     Jahresraten über die Dauer, in der der Vermögensgegenstand voraussichtlich genutzt werden kann (lineare Abschreibung).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für Vermögensgegenstände nach Absatz 1 ist im Jahr der Anschaffung oder Herstellung der für dieses Jahr anfallende Abschreibungsbetrag
                     um jeweils ein Zwölftel für jeden vollen Monat zu vermindern, der dem Monat der Anschaffung oder Herstellung vorangeht. Anschaffungs-
                     oder Herstellungskosten für geringwertige bewegliche Sachanlagen sind im Jahr der Anschaffung als ordentlicher Aufwand auszuweisen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Ohne Rücksicht darauf, ob ihre Nutzung zeitlich begrenzt ist, sind bei Vermögensgegenständen im Falle einer voraussichtlich
                     dauernden Wertminderung außerplanmäßige Abschreibungen vorzunehmen, um die Vermögensgegenstände mit dem niedrigeren Wert anzusetzen,
                     der ihnen am Abschlussstichtag beizulegen ist. Stellt sich in einem späteren Jahr heraus, dass die Gründe für die Abschreibung
                     nicht mehr bestehen, ist der Betrag dieser Abschreibung im Umfang der Werterhöhung unter Berücksichtigung der Abschreibungen,
                     die inzwischen vorzunehmen gewesen wären, zuzuschreiben.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Durch Verordnung können für bestimmte Vermögensgegenstände allgemeine Regeln vorgesehen werden.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 70 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 39.

                              
                              	
                                 Für die Ansätze des unbeweglichen und beweglichen Sachanlagevermögens in der Bilanz gelten die in Anlage 9 zu dieser Verordnung festgelegten Nutzungsdauern, soweit steuerrechtlich nicht zwingend eine andere Nutzungsdauer anzusetzen
                                    ist.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 40.

                              
                              	
                                 Ein Gebäude ist ab dem Monat der Inbetriebnahme hergestellt.

                              
                           

                           
                              	
                                 41.

                              
                              	
                                 Der Abschreibungsbetrag der Jahresrate wird gemäß den steuerlichen Vorschriften berechnet. Im Fall realisierbarer unbeweglicher
                                    Vermögensgegenstände mit veränderter Nutzungsdauer wird die Abschreibung in Folge von nachträglichen Anschaffungs- und Herstellungskosten
                                    gemäß den steuerlichen Vorschriften für bewegliche Vermögensgegenstände berechnet.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 41a.

                              
                              	
                                 Die Abschreibung erfolgt über den kompletten Buchwert bis zum Ende der Nutzungsdauer des Anlagegutes, das heißt es wird auf
                                    null Euro abgeschrieben (kein Erinnerungswert).
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 42.

                              
                              	
                                 Bewegliche Vermögensgegenstände, deren Anschaffungs- und Herstellungskosten den im Einkommenssteuergesetz festgelegten Betrag
                                    für geringwertige Wirtschaftsgüter nicht übersteigen, sind im Jahr der Anschaffung voll abzuschreiben und im ordentlichen
                                    Aufwand auszuweisen. Sammelposten dürfen nicht gebildet werden. Trivialprogramme gelten als abnutzbare bewegliche und selbständig
                                    nutzbare Wirtschaftsgüter. Computerprogramme, deren Anschaffungskosten den im Einkommenssteuergesetz festgelegten Betrag für
                                    geringwertige Wirtschaftsgüter nicht übersteigen, sind wie Trivialprogramme zu behandeln.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 71
Vermögensgrundstock
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das kirchliche Vermögen der Landeskirche und der Kirchengemeinden, das in seinem Bestand erhalten werden soll, um mit seinem
                     Ertrag oder durch seine Nutzung zur Deckung des allgemeinen Bedarfs beizutragen, wird als Vermögensgrundstock dargestellt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zum Vermögensgrundstock gehört das bisher dem Zweck nach Absatz 1 dienende Vermögen, das Grundvermögen mit den dafür gebundenen
                     Reinvestitionsmitteln und der Erlös aus der Veräußerung von Grundvermögen. Ausgenommen ist Grundvermögen, das für einen bestimmten
                     vorübergehenden Zweck beschafft worden ist. Werden beim Verkauf von Grundstücken, die zum Vermögensgrundstock gehören, gegenüber
                     dem nach den Vorschriften dieses Gesetzes angesetzten oder fortgeschriebenen Bilanzwert, Mehr- oder Mindererlöse erzielt,
                     so ist der bilanzielle Wert des Vermögensgrundstockes zu berichtigen. Dem Vermögensgrundstock sind zuzuführen:
                  

                  
                     
                        	
                           der Ertrag aus der Ablösung unbefristeter und unkündbarer Rechte und

                        

                        	
                           Zuwendungen von Todes wegen und Schenkungen ohne besondere Zweckbestimmung in Höhe von 80 % des Wertes, der 30 000 Euro übersteigt,
                              und in voller Höhe des Wertes, der 230 000 Euro übersteigt; von dem Wert, der dem Grundstock zuzuführen ist, können bis zu
                              50 000 Euro zum schnelleren Aufbau der Reinvestitionsmittel für Anlagevermögen verwendet werden, welches zum Vermögensgrundstock
                              gehört.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Ohne Wiederersatz können Mittel des Vermögensgrundstocks verwendet werden zur Ablösung dinglicher Lasten und unbefristeter
                     und unkündbarer Verpflichtungen gegenüber Dritten sowie zur Erfüllung von Verpflichtungen aus einem Stiftungsgeschäft und
                     zur Ausstattung einer rechtlich selbständigen kirchlichen Einrichtung, der kirchliche Aufgaben langfristig übertragen werden.
                     Im Fall der Errichtung einer Stiftung aus Grundstockvermögen ist in der Satzung für den Fall ihrer Aufhebung der Heimfall
                     des Stiftungsvermögens an die kirchliche Körperschaft vorzusehen; diese hat das Vermögen wieder zum Grundstock zu nehmen.
                     Bei der Ausstattung einer rechtlich selbständigen kirchlichen Einrichtung ist vertraglich oder in der Satzung der selbständigen
                     Einrichtung sicherzustellen, dass im Falle der Rückübernahme der Aufgaben oder der Auflösung der Einrichtung die noch vorhandenen
                     Mittel der Ausstattung an die kirchliche Körperschaft zu deren Vermögensgrundstock zurückübertragen werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Verwendung der Mittel des Vermögensgrundstocks nach Absatz 3 und die Umwandlung von Ertrag bringendem Vermögen in ertragloses
                     Vermögen bedarf der Genehmigung des Oberkirchenrats, bei der Landeskirche einer Ermächtigung im Haushaltsgesetz.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Verwendung von Mitteln des Vermögensgrundstocks für Erhaltungsmaßnahmen an kirchlichen Gebäuden ist mit Genehmigung des
                     Oberkirchenrats, bei der Landeskirche mit einer Ermächtigung im Haushaltsgesetz zulässig, wenn es sich um Gebäude handelt,
                     die zum Vermögensgrundstock gehören, die Instandhaltung oder Renovierung der Gebäude aus dem laufenden Haushalt nicht finanziert
                     werden kann und ein Konzept vorgelegt wird, durch das glaubhaft gemacht wird, dass die kirchliche Körperschaft künftig die
                     Bindung von Reinvestitionsmitteln und den Aufbau der Rücklage für Immobilienunterhalt für die verbleibenden Gebäude gewährleisten
                     kann.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Der Ertrag des Vermögensgrundstocks fließt dem Ergebnishaushalt zu. Die Unterhaltung des Grundvermögens erfolgt aus dem Ergebnishaushalt.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 71 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 43.

                              
                              	
                                 Die Bestandserhaltung nach § 71 Absatz 1 HHO erfolgt beim Geldvermögen dadurch, dass der nach § 71 Absatz 6 Satz 1 HHO auszuweisende Ertrag um einen Ausgleich für den Kaufkraftverlust reduziert wird. Der Ausgleichsbetrag wird dem Vermögensgrundstock
                                    zugeführt. Der Oberkirchenrat legt die Höhe des erforderlichen Kaufkraftausgleichs jährlich fest, entsprechend der Inflationsrate
                                    des gegenüber dem Planungsjahr zweitvorangegangenen Jahres. Wird der Haushaltsplan für zwei Haushaltsjahre erstellt, so ist
                                    die Inflationsrate des gegenüber dem ersten Planjahr zweitvorangegangenen Jahres für beide Haushaltsjahre heranzuziehen. Ist
                                    der Kaufkraftverlust höher als der Vermögensertrag, so muss dieser höhere Kaufkraftverlust nicht aus Mitteln des laufenden
                                    Haushalts ergänzt werden. Bei einem Bestand unter 10.000 Euro kann auf den Kaufkraftausgleich verzichtet werden.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 71 Absatz 2 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 44.

                              
                              	
                                 Grundvermögen des Verwaltungsvermögens der Landeskirche gilt in der Regel nur als für einen vorübergehenden Zweck im Sinne
                                    von § 71 Absatz 2 HHO beschafft. Erwirbt eine Kirchengemeinde ein Grundstück zu einem bestimmten, vorübergehenden Zweck, so ist dies in der Grundvermögensübersicht
                                    mit einem Hinweis auf die entsprechenden Entscheidungen kenntlich zu machen.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 71 Absatz 4 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 45.

                              
                              	
                                 Für eine Umwandlung von ertragbringendem in ertragloses Vermögen gilt die Genehmigung des Oberkirchenrats bei Aufwendungen für Modernisierungen, Umbauten, Instandsetzungen und Unterhaltung von Gebäuden, außer
                                    solchen der Landeskirche, nur in Höhe von 10 % der Bausumme von Maßnahmen als erteilt, wenn die Bausumme mindestens 5.000
                                    Euro erreicht bis zum Betrag einer Bausumme von 100.000 Euro, bei höheren Bausummen zusätzlich in Höhe von 20 % des 100.000
                                    Euro übersteigenden Betrags. Satz 1 gilt nicht für sonstige Umwandlungen von ertragbringendem in ertragloses Vermögen, insbesondere
                                    bei Erwerb von Grundstücken, Neu- und Erweiterungsbauten. Die jeweilige Umwandlung ist im Haushalts- und Finanzierungsplan
                                    sowie in der Rechnungslegung gesondert auszuweisen.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 71 Absatz 5 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 45a.

                              
                              	
                                 Die Genehmigung des Oberkirchenrats zur Verwendung des Erlöses aus der Veräußerung von Grundvermögen des Vermögensgrundstocks
                                    für Erhaltungsmaßnahmen an kirchlichen Gebäuden gilt eine Woche nach Eingang des Nachweises der Tatbestandsvoraussetzungen
                                    von § 71 Absatz 5 HHO beim Oberkirchenrat als erteilt, wenn das vom Kirchengemeinderat beschlossene und dem Oberkirchenrat
                                    vorgelegte Konzept für die verbleibenden Gebäude die Entscheidung des Kirchenbezirksausschusses über die langfristige Zuweisung
                                    von Kirchensteuermitteln für den Gebäudebestand der Kirchengemeinde berücksichtigt.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 71 Absatz 6 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 46.

                              
                              	
                                 Die Pflicht zur Unterhaltung des Grundvermögens ist von den Erträgen aus dem Grundstock unabhängig.

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 72
Sondervermögen, Einrichtungen und Wirtschaftsbetriebe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für Sondervermögen ist ein Sonderhaushaltsplan aufzustellen. Für rechtlich unselbständige Einrichtungen kann ein Sonderhaushaltsplan
                     aufgestellt werden. Mit dem Beschluss über die Sonderhaushaltspläne können, unbeschadet der Regelung in Absatz 2, durch Verordnung
                     oder durch Satzung Selbstverwaltungsgremien der Sondervermögen oder rechtlich unselbständigen Einrichtungen beauftragt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Bei Wirtschaftsbetrieben ist ein Wirtschaftsplan aufzustellen, wenn ein Wirtschaften nach den Bestimmungen der Haushaltsordnung
                     und nach dem Haushaltsplan nicht zweckmäßig ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für Wirtschaftsbetriebe gelten die Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung nach dem Handelsgesetzbuch. Ergänzend sind die
                     Grundsätze dieses Gesetzes entsprechend anzuwenden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der Haushaltsplan ist mit dem Sonderhaushaltsplan und dem Wirtschaftsplan nur über die Zuführungen oder Ablieferungen verbunden.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 72 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 47.

                              
                              	
                                 Für die Gliederung des Wirtschaftsplans und die Kontenpläne des Betriebs gilt Nummer 3 und Nummer 4 dieser Verordnung entsprechend, soweit der Oberkirchenrat keine Ausnahme zulässt.

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 72 Absatz 3 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 48.

                              
                              	
                                 Verpflichtungen zur Rechnungslegung nach staatlichen Vorschriften bleiben unberührt. Die Regelungen der HHO finden in diesem
                                    Fall subsidiär Anwendung.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 73
Rechtlich unselbständige Stiftungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Stiftungen sollen nur angenommen werden, wenn die Erfüllung des Stiftungszwecks dem Auftrag der Kirche entspricht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Stiftungen sind nach den Vorschriften dieses Gesetzes zu verwalten, soweit durch Gesetz oder durch Stifter oder Stifterin
                     nichts anderes bestimmt ist. Sie sind Sondervermögen. Unbedeutendes Stiftungsvermögen kann im Haushalt und in der Bilanz gesondert
                     ausgewiesen werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Stiftungszweck kann geändert werden, wenn
                  

                  
                     
                        	
                           die Erfüllung des ursprünglichen Stiftungszwecks unmöglich geworden ist oder nach heutiger Beurteilung die Annahme der Stiftung
                              mit dem kirchlichen Auftrag nicht mehr vereinbar wäre oder
                           

                        

                        	
                           das Stiftungsvermögen zu gering ist, um eine wirksame Erfüllung des Stiftungszwecks zu erreichen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Unter den Voraussetzungen des Absatzes 3 können Stiftungen auch mit anderen Stiftungen vereinigt oder aufgehoben werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Maßnahmen nach den Absätzen 3 und 4 bedürfen bei Stiftungen der Landeskirche eines Beschlusses der Landessynode.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Wird eine Stiftung aufgehoben und ist keine Verfügung über den Vermögensanfall getroffen, so fällt das Vermögen der jeweiligen
                     kirchlichen Körperschaft zu. Diese hat dem Willen des Stifters oder der Stifterin möglichst Rechnung zu tragen.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Jede Körperschaft führt ein Verzeichnis ihrer rechtlich unselbständigen Stiftungen.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 73 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 49.

                              
                              	
                                 Erträge der Stiftung aus dem Stiftungsvermögen sind entsprechend der Stiftungssatzung für den Stiftungszweck zu verwenden.

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 74
Beteiligungen an privatrechtlichen Unternehmen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Kirchliche Körperschaften und kirchliche öffentlich-rechtliche Stiftungen sollen sich an der Gründung eines Unternehmens
                     in einer Rechtsform des privaten Rechts oder an einem bestehenden Unternehmen in einer solchen Rechtform nur beteiligen wenn,
                  

                  
                     
                        	
                           für die Beteiligung ein berechtigtes kirchliches Interesse vorliegt und sich der angestrebte Zweck nicht besser und wirtschaftlicher
                              auf andere Weise erreichen lässt,
                           

                        

                        	
                           sowohl die Einzahlungsverpflichtung als auch die Haftung auf einen bestimmten Betrag begrenzt ist,

                        

                        	
                           die kirchlichen Belange im Aufsichtsrat oder einem entsprechenden Überwachungsorgan angemessen vertreten sind,

                        

                        	
                           gewährleistet ist, dass der Jahresabschluss entsprechend den gesetzlichen Vorschriften aufgestellt und geprüft wird und

                        

                        	
                           die nach Absatz 2 vorgesehenen Prüfungsformen vorgesehen und der kirchlichen Körperschaft oder kirchlichen öffentlich-rechtlichen
                              Stiftung die dort genannten Prüfungsbefugnisse eingeräumt werden.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Gehört kirchlichen Körperschaften oder kirchlichen öffentlich-rechtlichen Stiftungen allein oder gemeinsam die Mehrheit der
                     Anteile eines Unternehmens in einer Rechtsform des privaten Rechts, so ist in der Satzung (dem Gesellschaftsvertrag) vorzusehen,
                     dass das Unternehmen
                  

                  
                     
                        	
                           im Rahmen der Abschlussprüfung auch die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung prüfen lässt,

                        

                        	
                           die Abschlussprüfer beauftragt, in ihrem Bericht auch darzustellen

                           
                              
                                 	
                                    die Entwicklung der Vermögens- und Ertragslage sowie die Liquidität und Rentabilität der Gesellschaft,

                                 

                                 	
                                    verlustbringende Geschäfte und die Ursachen der Verluste, wenn diese Geschäfte und die Ursachen für die Vermögens- und Ertragslage
                                       von Bedeutung waren,
                                    

                                 

                                 	
                                    die Ursachen eines in der Gewinn- und Verlustrechnung ausgewiesenen Jahresfehlbetrages,

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           ihnen den Prüfungsbericht der Abschlussprüfer und, wenn das Unternehmen einen Konzernabschluss aufzustellen hat, auch den
                              Prüfungsbericht der Konzernabschlussprüfer unverzüglich nach Eingang übersendet.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für die Anwendung des Absatzes 2 rechnen als Anteile auch mittelbare Beteiligungen durch Sondervermögen oder Beteiligungen,
                     für die die Regelung des Absatzes 2 zutrifft.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Art und Umfang der wirtschaftlichen Betätigung des Unternehmens müssen in einem angemessenen Verhältnis zur Leistungsfähigkeit
                     der kirchlichen Körperschaft stehen. Wenn diese Voraussetzung gewährleistet ist, kann der Oberkirchenrat Ausnahmen von Absatz
                     1 Nummern 2 und 3 zulassen.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 74 Absatz 4 Satz 2 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 50.

                              
                              	
                                 Der Oberkirchenrat kann generell oder im Einzelfall für bestimmte Beteiligungen nach Art und Höhe Ausnahmen zulassen.

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Genehmigungsvorbehalte und § 91 bleiben unberührt.
                  

               

            

         

      

      
               3. Abschnitt: Jahresabschluss

            

            
                     § 75
Jahresabschluss
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zum Schluss eines jeden Haushaltsjahres ist ein Jahresabschluss aufzustellen. Der Jahresabschluss muss klar und übersichtlich
                     sein. Der Jahresabschluss hat sämtliche Vermögensgegenstände, Schulden, Rückstellungen, Rechnungsabgrenzungsposten, Erträge,
                     Aufwendungen, Einzahlungen und Auszahlungen zu enthalten, soweit nichts anderes bestimmt ist. Er hat die tatsächliche Vermögens-,
                     Ertrags- und Finanzlage darzustellen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Jahresabschluss besteht aus
                  

                  
                     
                        	
                           der Ergebnisrechnung,

                        

                        	
                           der Finanzrechnung und

                        

                        	
                           der Bilanz.

                        

                     

                  

                  Der Jahresabschluss ist um einen Anhang zu erweitern und durch einen Rechenschaftsbericht zu erläutern. § 82 Absatz 3 bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Dem Anhang sind die Anlagen gemäß § 81 Absatz 1 beizufügen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der Jahresabschluss ist innerhalb von sechs Monaten nach Ende des Haushaltsjahres aufzustellen. Gleiches gilt für die Umlage
                     der Ergebnisse nach § 88 Absatz 1.
                  

               

               
                     § 76
Allgemeine Grundsätze für die Gliederung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Form der Darstellung, insbesondere die Gliederung der aufeinanderfolgenden Ergebnisrechnungen, Finanzrechnungen und Bilanzen,
                     ist beizubehalten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         In der Ergebnisrechnung, der Finanzrechnung und der Bilanz ist zu jedem Posten der entsprechende Betrag des vorhergehenden
                     Haushaltsjahres anzugeben. Den Posten der Ergebnis- und Finanzrechnung sind zusätzlich die Planansätze des Rechnungsjahres
                     gegenüber zu stellen. Sind die Beträge nicht vergleichbar, so ist dies im Anhang anzugeben und zu erläutern. Wird die Darstellung
                     des Vorjahresbetrages angepasst, so ist auch dies im Anhang anzugeben und zu erläutern.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Fällt ein Vermögensgegenstand oder eine Schuld unter mehrere Posten der Bilanz, so ist die Mitzugehörigkeit zu anderen Posten
                     bei dem Posten, unter dem der Ausweis erfolgt ist, zu vermerken oder im Anhang anzugeben, wenn dies zur Aufstellung eines
                     klaren und übersichtlichen Jahresabschlusses erforderlich ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Eine weitere Untergliederung der Posten ist zulässig; dabei ist jedoch die vorgeschriebene Gliederung zu beachten. Neue Posten
                     dürfen hinzugefügt werden, wenn ihr Inhalt nicht von einem vorgeschriebenen Posten gedeckt wird. Die Ergänzung ist im Anhang
                     anzugeben und zu begründen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Ein Posten der Ergebnisrechnung, der Finanzrechnung oder der Bilanz, der keinen Betrag ausweist, braucht nicht aufgeführt
                     zu werden, es sei denn, dass im vorhergehenden Rechnungsjahr unter diesem Posten ein Betrag ausgewiesen wurde.
                  

               

               
                     § 77
Ergebnisrechnung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         In der Ergebnisrechnung und Teilergebnisrechnung sind in Staffelform die Erträge und Aufwendungen gegenübergestellt.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 77 Absatz 1 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 51.

                              
                              	
                                 Die Gliederung der Ergebnisrechnung ist in Anlage 10 und die Gliederung der Teilergebnisrechnung in Anlage 11 zu dieser Verordnung festgelegt.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zur Ermittlung des Jahresergebnisses der Ergebnisrechnung sind die Gesamterträge und Gesamtaufwendungen gegenüberzustellen.
                     Im Jahresabschluss ist ein Überschuss beim ordentlichen Ergebnis der Rücklage aus Überschüssen des ordentlichen Ergebnisses,
                     ein Überschuss beim Sonderergebnis der Rücklage aus Überschüssen des Sonderergebnisses zuzuführen. Für die Deckung von Fehlbeträgen
                     beim ordentlichen Ergebnis und beim Sonderergebnis gilt § 78. Die Behandlung von Überschüssen und Fehlbeträgen ist entsprechend der Gliederung des Ergebnishaushalts darzustellen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Weitere Entnahmen aus und Zuführungen zu Ergebnisrücklagen (§ 85 Absatz 1) sind entsprechend den Festlegungen gemäß § 26 Absatz 1 vorzunehmen. Ist entgegen dem Haushaltsplan der Kirchengemeinden in der Ergebnisrechnung für das einzelne Haushaltsjahr die
                     Zuführung zur Rücklage für Immobilienunterhalt nicht möglich, weil sonst der Haushaltsausgleich nicht möglich ist, gilt für
                     die künftige Genehmigung des Haushalts der Kirchengemeinden § 26 Absatz 4 entsprechend.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Außerordentliche Erträge und Aufwendungen sind hinsichtlich ihres Betrags und ihrer Art im Anhang zu erläutern, soweit sie
                     für die Beurteilung der Ertragslage nicht von untergeordneter Bedeutung sind.
                  

               

               
                     § 78
Deckung von Fehlbeträgen des Jahresabschlusses
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ein Fehlbetrag beim ordentlichen Ergebnis soll unverzüglich gedeckt werden. Er ist im Jahresabschluss durch Entnahme aus
                     der Rücklage aus Überschüssen des ordentlichen Ergebnisses zu verrechnen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ein nach Absatz 1 verbleibender Fehlbetrag soll im Jahresabschluss mit einem Überschuss beim Sonderergebnis oder durch Entnahme
                     aus der Rücklage aus Überschüssen des Sonderergebnisses verrechnet werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         § 77 Absatz 3 gilt entsprechend. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Ein danach verbleibender Fehlbetrag ist spätestens nach zwei Jahren auf das Basiskapital zu verrechnen. Das Basiskapital
                     darf nicht negativ werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Ein Fehlbetrag beim Sonderergebnis ist im Jahresabschluss durch Entnahme aus der Rücklage aus Überschüssen des Sonderergebnisses
                     zu verrechnen. Soweit dies nicht möglich ist, ist der Fehlbetrag zu Lasten des Basiskapitals zu verrechnen; Absatz 3 Satz
                     29 gilt entsprechend.
                  

               

               
                     § 79
Finanzrechnung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         In der Finanzrechnung und Teilfinanzrechnung sind in Staffelform die Einzahlungen und Auszahlungen gegenübergesellt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ist entgegen dem Haushaltsplan der Kirchengemeinden in der Finanzrechnung für das einzelne Haushaltsjahr eine zweckentsprechende
                     Bindung von Reinvestitionsmitteln nicht möglich, weil sonst das Finanzvermögen nicht für eine angemessene Erfüllung der Aufgaben
                     zur Verfügung steht, gilt für die künftige Genehmigung des Haushalts der Kirchengemeinden § 19 Absatz 3 entsprechend.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 79 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 52.

                              
                              	
                                 Die Gliederung der Finanzrechnung ist in Anlage 12 und die Gliederung der Teilfinanzrechnung in Anlage 13 zu dieser Verordnung festgelegt.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 80
Bilanz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Bilanz ist in Kontoform aufzustellen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         In der Bilanz sind mindestens die in den Absätzen 3 und 4 bezeichneten Posten in der angegebenen Reihenfolge gesondert auszuweisen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Aktivseite:
                  

                  
                     
                        	0.

                        	
                           Ausgleichsposten Rechnungsumstellung, Ausstehende Einlagen auf das gezeichnete Kapital

                        

                        	I.

                        	
                           Anlagevermögen

                           
                              
                                 	
                                    Immaterielle Vermögensgegenstände

                                 

                                 	
                                    Sachanlagen

                                 

                                 	
                                    Finanzanlagen

                                 

                              

                           

                        

                        	II.

                        	
                           Umlaufvermögen

                           
                              
                                 	
                                     Vorräte

                                 

                                 	
                                     Forderungen

                                 

                                 	
                                     Wertpapiere

                                 

                                 	
                                     Kassenbestand, Bundesbankguthaben, Guthaben bei Kreditinstituten und Schecks

                                 

                              

                           

                        

                        	III.

                        	
                           Ausgleichsposten aus der Darlehens- und Eigenmittelförderung

                        

                        	IV.

                        	
                           Aktive Rechnungsabgrenzungsposten

                        

                        	V.

                        	
                           Sonderposten für geleistete Investitionszuwendungen

                        

                        	VI.

                        	
                           Aktive latente Steuern

                        

                        	VII.

                        	
                           Aktiver Unterschiedsbetrag aus der Vermögensverrechnung

                        

                        	VIII.

                        	
                           Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag (Nettoposition)

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Passivseite:
                  

                  
                     
                        	I.

                        	
                           Eigenkapital

                           
                              
                                 	
                                     Basiskapital

                                 

                                 	
                                     Vermögensgrundstock

                                 

                                 	
                                     Stiftungskapital

                                 

                                 	
                                     Rücklagen

                                 

                                 	
                                     Fehlbeträge des ordentlichen Ergebnisses

                                 

                              

                           

                        

                        	II.

                        	
                           Sonderposten

                           
                              
                                 	
                                     für Investitionszuweisungen

                                 

                                 	
                                     für Investitionszuschüsse

                                 

                                 	
                                     für Sonstiges

                                 

                              

                           

                        

                        	III.

                        	
                           Rückstellungen

                           
                              
                                 	
                                     Lohn- und Gehaltszahlung für Zeiten der Freistellung von der Arbeit im Rahmen von Altersteilzeitarbeit und ähnlichen Maßnahmen

                                 

                                 	
                                     Drohende Verpflichtungen aus Bürgschaften, Gewährleistungen und anhängigen Gerichtsverfahren

                                 

                                 	
                                     Pensions- und Beihilfeverpflichtungen auf Grund von pfarrdienstrechtlichen, beamtenrechtlichen und vertraglichen Ansprüchen

                                 

                                 	
                                     Clearingverfahren

                                 

                                 	
                                     Drohende Verluste aus schwebenden Geschäften

                                 

                                 	
                                     Sonstige Rückstellungen

                                 

                              

                           

                        

                        	IV.

                        	
                           Verbindlichkeiten

                           
                              
                                 	
                                     Verbindlichkeiten gegenüber dem kirchlichen Bereich

                                 

                                 	
                                     Verbindlichkeiten aus öffentlicher und nicht-öffentlicher Förderung

                                 

                                 	
                                     Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen

                                 

                                 	
                                    Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen

                                 

                                 	
                                    Sonstige Verbindlichkeiten

                                 

                              

                           

                        

                        	V.

                        	
                           Ausgleichsposten aus der Darlehensförderung

                        

                        	VI.

                        	
                           Passive Rechnungsabgrenzungsposten

                        

                        	VII.

                        	
                           Passive latente Steuern

                        

                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 80 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 53.

                              
                              	
                                 Die Gliederung der Bilanz ist in Anlage 14 zu dieser Verordnung festgelegt.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 80 Absatz 3 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 54.

                              
                              	
                                 Das Sachanlagevermögen wird in der Bilanz als realisierbares und nicht realisierbares Vermögen ausgewiesen.

                                 Nicht realisierbar ist das Sachanlagevermögen, das keinen Marktwert hat oder aus Gründen des Selbstverständnisses nicht veräußerbar
                                    ist.
                                 

                                 Darunter fallen beim Immobilienvermögen insbesondere Kirchen und Friedhöfe auf kirchlichen Grundstücken.

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 81
Anhang zur Bilanz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Dem Anhang zur Bilanz sind als Anlagen beizufügen
                  

                  
                     
                        	1.

                        	
                           das Anlageverzeichnis über das Anlagevermögen. Aus dem Anlageverzeichnis müssen der Stand des Anlagevermögens zum Ende des
                              Haushaltsjahres, die Zu- und Abgänge sowie die Zu- und Abschreibungen ersichtlich sein, gegliedert nach Arten. Die Gliederung
                              des Verzeichnisses richtet sich nach der Gliederung der Bestandskonten.
                           

                        

                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 81 Absatz 1 Nummer 1 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 55.

                              
                              	
                                 Das Muster des Anlageverzeichnisses ist in Anlage 15 zu dieser Verordnung festgelegt.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        	2.

                        	
                           eine Übersicht über den Vermögensgrundstock,

                        

                        	3.

                        	
                           eine Übersicht über die Rücklagen und Rückstellungen,

                        

                        	4.

                        	
                           eine Übersicht über die zweckentsprechend gebundenen Reinvestitionsmittel und die Finanzdeckung der Rücklage für Immobilienunterhalt,

                        

                        	4a.

                        	
                           bei der Landeskirche eine Übersicht über die zweckentsprechend gebundenen Mittel für die Versorgung der Pfarrerinnen und Pfarrer,

                        

                        	5.

                        	
                           eine Liquiditätsübersicht,

                        

                     

                  

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 81 Absatz 1 Nummer 5 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 56.

                              
                              	
                                 Das Muster der Liquiditätsübersicht ist in Anlage 16 zu dieser Verordnung festgelegt.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        	6.

                        	
                           eine Übersicht über die über- und außerplanmäßigen Aufwendungen einschließlich der Vorgriffe und ihrer Begründung,

                        

                        	7.

                        	
                           eine Übersicht über die in das folgende Jahr zu übertragenden Haushaltsermächtigungen sowie die nicht in Anspruch genommenen
                              Kreditermächtigungen,
                           

                        

                        	8.

                        	
                           eine Übersicht über die Verbindlichkeiten. Anzugeben sind der Gesamtbetrag zu Beginn und Ende des Haushaltsjahres, die Restlaufzeit
                              unterteilt in Laufzeiten bis zu einem Jahr, von einem bis fünf Jahren und von mehr als fünf Jahren.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Im Anhang sind ferner anzugeben:
                  

                  
                     
                        	
                           die auf die Posten der Ergebnisrechnung und der Bilanz angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden,

                        

                        	
                           Abweichungen von Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden samt Begründung; deren Einfluss auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
                              ist gesondert darzustellen,
                           

                        

                        	
                           die Verwendung von Finanzvermögen für innere Darlehen zur Finanzierung der Investitionen (§ 89 Absatz 3),
                           

                        

                        	
                           die unter der Bilanz aufzuführenden Vorbelastungen künftiger Haushaltsjahre (§ 87).
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 82
Rechenschaftsbericht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Im Rechenschaftsbericht sind der Verlauf der Haushaltswirtschaft und die wirtschaftliche Lage der Körperschaft unter dem
                     Gesichtspunkt der Sicherung der stetigen Erfüllung der Aufgaben so darzustellen, dass ein den tatsächlichen Verhältnissen
                     entsprechendes Bild vermittelt wird. Dabei sind die wichtigsten Ergebnisse des Jahresabschlusses und erhebliche Abweichungen
                     der Jahresergebnisse von den Haushaltsansätzen zu erläutern und eine Bewertung der Abschlussrechnungen vorzunehmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Rechenschaftsbericht soll auch darstellen
                  

                  
                     
                        	
                           die Ziele und Strategien,

                        

                        	
                           Angaben über den Stand der Aufgabenerfüllung der Körperschaft oder Stiftung,

                        

                        	
                           Vorgänge von besonderer Bedeutung, die nach dem Schluss des Haushaltsjahres eingetreten sind.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Außer bei der Landeskirche und bei Wirtschaftsbetrieben kann von der Erstellung eines Rechenschaftsberichts abgesehen werden.
                  

               

               
                     § 83
Reinvestitionsmittel
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für Vermögensgegenstände des Anlagevermögens sind Reinvestitionsmittel im Finanzvermögen zweckentsprechend gemäß § 19 Absatz 1 zu binden und berichtsseitig auszuweisen. Die Mindesthöhe der Reinvestitionsmittel wird in der Durchführungsverordnung festgelegt.
                     Die Reinvestitionsmittel für Vermögensgegenstände des Vermögensgrundstocks sind von den sonstigen Vermögensgegenständen des
                     Anlagevermögens zu trennen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Inanspruchnahme von Reinvestitionsmitteln, durch die die nach Absatz 1 vorgeschriebene Mindesthöhe unterschritten wird,
                     darf nur zur Finanzierung von wertsteigernden Maßnahmen oder Ersatzinvestitionen erfolgen.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 83 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 57.

                              
                              	
                                 Für Reinvestitionsmittel sind mindestens 75 % aller Anschaffungs- und Herstellungskosten nach § 65 Absatz 2 und 3 HHO vermindert um enthaltene Sonderposten nach § 67 Absatz 4 HHO zu binden.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 83a
Mittel für die Versorgung der Pfarrerinnen und Pfarrer
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Im Finanzvermögen sind Mittel für die Versorgung der Pfarrerinnen und Pfarrer gemäß § 19a Absatz 1 zu binden und berichtsseitig auszuweisen. Die Mindesthöhe der Mittel für die Versorgung der Pfarrerinnen und Pfarrer entspricht der Höhe der Rückstellung gemäß § 86 Absatz 1 Nummer 3 für die Pensions- und Beihilfeverpflichtungen auf Grund von pfarrdienstrechtlichen Ansprüchen unter angemessener
                     Berücksichtigung umlagefinanzierter Sicherungssysteme abzüglich der Höhe der Mittel der Stiftung Evangelischer Versorgungsfonds
                     Württemberg mit Ausnahme des Grundstockvermögens (Stiftungskapital).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Inanspruchnahme von Mitteln für die Versorgung der Pfarrerinnen und Pfarrer, durch die die nach Absatz 1 vorgeschriebene
                     Mindesthöhe unterschritten wird, darf nur zur Finanzierung von Zahlungen an die Evangelische Ruhegehaltskasse in Darmstadt erfolgen.
                  

               

               
                     § 84
Rechnungsabgrenzungsposten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Als Rechnungsabgrenzungsposten sind auf der Aktivseite vor dem Abschlussstichtag geleistete Ausgaben auszuweisen, soweit
                     sie Aufwand für eine bestimmte Zeit nach diesem Tag darstellen. Ferner darf ausgewiesen werden die als Aufwand berücksichtigte
                     Umsatzsteuer auf am Abschlussstichtag auszuweisende oder von den Vorräten offen abgesetzte Anzahlungen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Auf der Passivseite sind als Rechnungsabgrenzungsposten vor dem Abschlussstichtag erhaltene Einnahmen auszuweisen, soweit
                     sie Ertrag für eine bestimmte Zeit nach diesem Tag darstellen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Ist der Rückzahlungsbetrag einer Schuld höher als der Auszahlungsbetrag, so darf der Unterschiedsbetrag auf der Aktivseite
                     als Rechnungsabgrenzungsposten aufgenommen werden. Der Unterschiedsbetrag ist durch planmäßige jährliche Abschreibungen zu
                     tilgen, die auf die gesamte Laufzeit der Schuld verteilt werden können.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Bei periodisch wiederkehrenden Erträgen und Aufwendungen kann von der Bildung eines Rechnungsabgrenzungspostens abgesehen
                     werden.
                  

               

               
                     § 85
Rücklagen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für Überschüsse des ordentlichen Ergebnisses und Überschüsse des Sonderergebnisses sind gesonderte Rücklagen (Ergebnisrücklagen)
                     zu führen. Die Ergebnisrücklagen dienen dazu, Schwankungen bei den Haushaltserträgen auszugleichen und sollen insgesamt mindestens
                     ein Sechstel des durchschnittlichen Haushaltsvolumens des Ergebnishaushaltes der vorangegangenen drei Haushaltsjahre betragen.
                     Das Haushaltsvolumen gemäß Satz 2 ist die Summe der ordentlichen Aufwendungen aus dem Ergebnishaushalt abzüglich der Aufwendungen,
                     die durch Zuwendungen Dritter für eigenständige Bereiche gedeckt sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für werterhaltende Maßnahmen an Gebäuden ist eine entsprechend zweckgebundene Rücklage für Immobilienunterhalt gem. § 26 Absatz 2 zu bilden, finanzgedeckt vorzuhalten und in der Liquiditätsübersicht nach § 81 Absatz 1 Nummer 5 auszuweisen. Die Mindesthöhe der Rücklage für Immobilienunterhalt wird in der Durchführungsverordnung festgelegt.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 85 Absatz 2 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 58.

                              
                              	
                                 Die Rücklage für Immobilienunterhalt ist für Gebäude mindestens in Höhe von 25 % der Anschaffungs- und Herstellungskosten
                                    nach § 65 Absatz 2 und 3 HHO vermindert um enthaltene Sonderposten nach § 67 Absatz 4 HHO zu bilden.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Eine Entnahme aus der Rücklage für Immobilienunterhalt, durch die die nach Absatz 2 vorgeschriebene Mindesthöhe unterschritten wird, darf nur für werterhaltende Maßnahmen erfolgen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Außerdem können Rücklagen für andere Zwecke, bei anderen Körperschaften als der Landeskirche nach Maßgabe der Durchführungsverordnung,
                     gebildet werden.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 85 Absatz 4 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 59.

                              
                              	
                                 Weitere Rücklagen können mit Genehmigung des Oberkirchenrats gebildet werden. Soweit Bezirkssatzungen Rücklagen vorsehen,
                                    sind diese mit Genehmigung der Bezirkssatzung genehmigt.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Landeskirche kann im Haushaltsgesetz festlegen, dass für die Kirchengemeinden, Kirchenbezirke und kirchlichen Verbände
                     aus dem Anteil der Kirchengemeinden am Kirchensteueraufkommen eine Rücklage bei der Landeskirche gebildet wird, soweit die
                     Kirchensteuer als einheitliche Kirchensteuer nach § 18 Kirchensteuergesetz10 erhoben wird.
                  

               

               
                     § 86
Rückstellungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Rückstellungen sind zu bilden für folgende ungewisse Verbindlichkeiten und unbestimmte Aufwendungen:
                  

                  
                     
                        	
                           die Lohn- und Gehaltszahlung für Zeiten der Freistellung von der Arbeit im Rahmen von Altersteilzeitarbeit und ähnlichen Maßnahmen,

                        

                        	
                           drohende Verpflichtungen aus Bürgschaften, Gewährleistungen und anhängigen Gerichtsverfahren,

                        

                        	
                           die Pensions- und Beihilfeverpflichtungen auf Grund von pfarrdienstrechtlichen, beamtenrechtlichen und vertraglichen Ansprüchen
                              unter angemessener Berücksichtigung umlagefinanzierter Sicherungssysteme,
                           

                        

                        	
                           aus Clearingverfahren,

                        

                        	
                           drohende Verluste aus schwebenden Geschäften.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Davon unberührt bleibt die Verpflichtung zur Bildung von Rückstellungen auf Grund anderer Vorschriften.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Weitere Rückstellungen können für ungewisse Verbindlichkeiten gebildet werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Rückstellungen dürfen nur aufgelöst werden, soweit der Grund hierfür entfallen ist.
                  

               

               
                     § 87
Vorbelastungen künftiger Haushaltsjahre
                     

                  

                  Unter der Bilanz sind die Vorbelastungen künftiger Haushaltsjahre zu vermerken, insbesondere Bürgschaften, Gewährleistungen
                     und eingegangene Verpflichtungen. Jede Art der Vorbelastung darf in einem Betrag angegeben werden. Haftungsverhältnisse sind
                     auch anzugeben, wenn ihnen gleichwertige Rückgriffsforderungen gegenüberstehen.
                  

               

               
                     § 88
Gesamtdarstellung des kirchlichen Vermögens 
und der kirchlichen Leistungen auf Ebene der Landeskirche
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Aus den Bilanzen der Landeskirche, Kirchengemeinden, Kirchenbezirke und der kirchlichen Verbände ist eine Gesamtübersicht
                     in Bilanzform (konsolidierte Bilanz) zu erstellen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Eine Gesamtdarstellung der erbrachten kirchlichen Leistungen ist mindestens in einem Turnus von fünf Jahren vorzusehen. Dabei
                     sind die für die kirchliche Arbeit eingesetzten Mittel der Ergebnishaushalte und Ergebnisrechnungen vollständig zu verrechnen
                     (Leistungsbereiche). Der Zahlenteil wird dabei über Umlagen aus dem Haushaltsplan ermittelt.
                  

               

            

         

         
               4. Abschnitt: Kasse und Geldverwaltung

            

            
                     § 89
Liquidität, Innenfinanzierung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Finanzvermögen muss für seinen Zweck rechtzeitig verfügbar sein. Der Bestand an Bargeld und die Guthaben auf den für
                     den Zahlungsverkehr bei Kreditinstituten errichteten Konten sind auf den für Zahlungen notwendigen Umfang zu beschränken.
                     Vorübergehend nicht benötigte Finanzmittel sind so anzulegen, dass sie bei Bedarf verfügbar sind.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 89 Absatz 1 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 60.

                              
                              	
                                 Die Konten müssen auf den Namen der Körperschaft oder der Kasse der Körperschaft lauten.

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Bestand des Finanzvermögens soll mindestens ein Zwölftel des durchschnittlichen Haushaltsvolumens des Finanzhaushalts
                     der vorangegangenen drei Haushaltsjahre betragen. Das Haushaltsvolumen gemäß Satz 1 ist die Summe der Auszahlungen aus laufender
                     Verwaltungstätigkeit abzüglich der Auszahlungen, die durch Zuwendungen Dritter für eigenständige Bereiche gedeckt sind.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Verwendung des Finanzvermögens für innere Darlehen zur Finanzierung von Investitionen ist im Anhang zum Jahresabschluss
                     darzustellen und zu erläutern (§ 81 Absatz 2 Nummer 3). Der Zeitraum für die Zurückführung des verwendeten Finanzvermögens zuzüglich eines eventuellen Kaufkraftverlustes ist festzulegen.
                  

               

               
                     § 90
Darlehensgewährung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Darlehen an Dritte können auch aus dem Geldvermögen des Vermögensgrundstocks gewährt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Darlehen dürfen nur dann an Dritte gewährt werden, wenn dies der Erfüllung des kirchlichen Auftrags dient oder die Kirche
                     damit ihrer Fürsorgepflicht als Dienstgeber nachkommt. Die Bedingungen der Darlehensgewährung sind einheitlich zu gestalten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für Darlehen ist ein angemessener Zins zu vereinbaren. Sie dürfen nur gegen entsprechende Sicherheit gewährt werden.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 90 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 61.

                              
                              	
                                 Bei der Bemessung des Darlehenszinssatzes sind insbesondere die Darlehenslaufzeit, die Bonität des Kreditnehmers, die Sicherheiten,
                                    die Rückzahlungsmodalitäten, die vergleichbare Marktverzinsung sowie gegebenenfalls implizite Optionen zu berücksichtigen.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 90 Absatz 3 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 62.

                              
                              	
                                 Bei Darlehen unter kirchlichen öffentlich-rechtlichen Körperschaften und Stiftungen ist eine entsprechende Sicherheit gewährleistet.

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 91
Geldanlagen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Anlage von Finanzmitteln gemäß § 89 Absatz 1 Satz 3 hat unter Berücksichtigung von Sicherheit, Ertrag und Veräußerbarkeit zu erfolgen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die zulässigen Anlagen werden vom Oberkirchenrat durch Verordnung nach § 39 Absatz 1 Kirchenverfassungsgesetz festgelegt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Anlagen gemäß Absatz 1 dürfen dem kirchlichen Auftrag nicht widersprechen.
                  

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 91 HHO)11:

                              
                           

                           
                              	
                                 1.

                              
                              	
                                 Als Anlageformen und Assetklassen sind zulässig:

                                 
                                    
                                       	1.

                                       	
                                          Eigenverwaltung
Folgende Assetklassen sind in der Eigenverwaltung zulässig:
                                          

                                          
                                             
                                                	a)

                                                	
                                                   Spareinlagen

                                                

                                                	b)

                                                	
                                                   Tages- und Termingelder (inklusive Festgelder), Geldmarktinstrumente (gemäß § 194 Absatz 1 KAGB)

                                                

                                                	c)

                                                	
                                                   Anleihen von öffentlichen Körperschaften (Supranationale Institutionen, Staaten, Bundesländer und Regionen)

                                                

                                                	d)

                                                	
                                                   Pfandbriefe, Covered Bonds

                                                

                                                	e)

                                                	
                                                   Anleihen von Banken und Unternehmen

                                                

                                                	f)

                                                	
                                                   Schuldscheindarlehnen und andere Namenspapiere von Banken

                                                

                                                	g)

                                                	
                                                   Schuldverschreibungen.

                                                

                                             

                                          

                                          Alle Anlagen erfolgen ausschließlich in Euro und dürfen nicht nachrangig sein.

                                       

                                       	2.

                                       	
                                          Geldanlagen bei der Geldvermittlungsstelle des Oberkirchenrats.

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	3.

                                       	
                                          Fremdverwaltung
Die Fremdverwaltung erfolgt entweder in Form von Vermögensverwaltungsmethoden oder als EU- und Inländische Spezial-AIFs oder
                                             als EU- und Inländische Publikums-AIFs gemäß § 1 Absatz 3, 6, 7 und 8 KAGB oder als OGAWs gemäß § 1 Absatz 2 KAGB.
                                          

                                          Folgende Assetklassen sind zulässig:

                                          
                                             
                                                	a)

                                                	
                                                   Die in der Eigenverwaltung zulässigen Anlagen gemäß Nummer 1 Buchstabe a bis g. Nummer 1 Satz 2 findet keine Anwendung.

                                                

                                                	b)

                                                	
                                                   Schuldscheindarlehen und andere Namenspapiere von Unternehmen

                                                

                                                	c)

                                                	
                                                   Sonstige Anleihen

                                                

                                                	d)

                                                	
                                                   AIFs und OGAWs für alle zugelassenen Assetklassen

                                                

                                                	e)

                                                	
                                                   Aktien

                                                

                                                	f)

                                                	
                                                   Wandelanleihen

                                                

                                                	g)

                                                	
                                                   Edelmetalle

                                                

                                                	h)

                                                	
                                                   Private Equity in Form von Verbriefungen und Investmentvermögen

                                                

                                                	i)

                                                	
                                                   Immobilien

                                                

                                                	j)

                                                	
                                                   Derivate gemäß § 2 Absatz 3 Wertpapierhandelsgesetz (WpHG).

                                                

                                             

                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 2.

                              
                              	
                                 Hinsichtlich der Eigenverwaltung und der Fremdverwaltung sind insgesamt folgende Grenzen einzuhalten:

                                 
                                    
                                       	1.

                                       	
                                          Ohne ein Risikomanagement, welches eine geeignete Risikosteuerung nach Nummer 3 beinhaltet, ist in der Eigenverwaltung die
                                             Assetklasse Nummer 1.1 Buchstabe f (Schuldscheindarlehen und andere Namenspapiere von Banken) und g (Schuldverschreibungen) dieser Verordnung nicht zulässig
                                             und die Beimischung schwankungsintensiverer Assetklassen in der Fremdverwaltung (Nummer 1.3 dieser Verordnung) gemäß folgender
                                             Vorgaben limitiert:
                                          

                                          
                                             
                                                	a)

                                                	
                                                   Der Anteil der Assetklassen Aktien (Nummer 1.3 Buchstabe e dieser Verordnung) und Edelmetalle (Nummer 1.3 Buchstabe g dieser
                                                      Verordnung) sowie diese Assetklassen beinhaltenden AIFs und OGAWs darf, bezogen auf den Gesamtbestand der Geldanlagen, insgesamt
                                                      30 % nicht übersteigen, wobei der Anteil an Edelmetallen nicht mehr als 5 % betragen darf.
                                                   

                                                

                                                	b)

                                                	
                                                   Der Fremdwährungsanteil verzinslicher Anlagen darf, bezogen auf den Gesamtbestand der Geldanlagen, 15 % nicht überschreiten.

                                                

                                                	c)

                                                	
                                                   Der Anteil der die Assetklasse Immobilien beinhaltenden AIFs (Nummer 1.3 Buchstabe i dieser Verordnung) darf, bezogen auf
                                                      den Gesamtbestand der Geldanlagen, insgesamt 10 % nicht überschreiten.
                                                   

                                                

                                             

                                          

                                          Die Überwachung der Limite erfolgt zum Quartalsende nachträglich. Sollte der Anteil für die genannten Assetklassen höher liegen,
                                             so ist dieser längstens innerhalb eines Jahres anzupassen, für Immobilien gilt eine Frist von zwei Jahren.
                                          

                                          Die Assetklassen Nummer 1.3 Buchstabe h dieser Verordnung (Private Equitiy) sowie geschlossene AIFs sind nicht zulässig.

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 
                                    
                                       	2.

                                       	
                                          Mit einem Risikomanagement, welches eine geeignete Risikosteuerung nach Nummer 3 beinhaltet, ist die Beimischung schwankungsintensiverer
                                             Assetklassen in der Fremdverwaltung (Nummer 1.3 dieser Verordnung) gemäß folgender Vorgaben limitiert:
                                          

                                          
                                             
                                                	a)

                                                	
                                                   Der Anteil der Assetklassen Aktien (Nummer 1.3 Buchstabe e dieser Verordnung), Edelmetalle (Nummer 1.3 Buchstabe g dieser
                                                      Verordnung) und Private Equity (Nummer 1.3 Buchstabe h dieser Verordnung) sowie diese Assetklassen beinhaltenden AIFs und
                                                      OGAWs darf, bezogen auf den Gesamtbestand der Geldanlagen, insgesamt 40 % nicht übersteigen, wobei der Anteil an Edelmetallen
                                                      nicht mehr als 10 % betragen darf.
                                                   

                                                

                                                	b)

                                                	
                                                   Der Fremdwährungsanteil verzinslicher Anlagen darf, bezogen auf den Gesamtbestand der Geldanlagen, insgesamt 30 % nicht überschreiten.

                                                

                                                	c)

                                                	
                                                   Der Anteil der Assetklassen Private Equity (Nummer 1.3 Buchstabe h dieser Verordnung) und Immobilien (Nummer 1.3 Buchstabe
                                                      i dieser Verordnung) darf, bezogen auf den Gesamtbestand der Geldanlagen, insgesamt 20 % nicht überschreiten.
                                                   

                                                

                                             

                                          

                                          Die Überwachung der Limite erfolgt mindestens zum Quartalsende nachträglich. Sollte der Anteil für die genannten Assetklassen
                                             höher liegen, so ist dieser längstens innerhalb von drei Monaten nach Kenntnisnahme anzupassen.
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	3.

                                       	
                                          Die Risikosteuerung ist geeignet, wenn sie alle Risiken des Finanzanlagevermögens einschließt und wenn sie sicherstellt, dass
                                             ein Risikobudget eingehalten werden kann.
                                          

                                          Die Risikosteuerung hat insbesondere folgende Aufgaben zu erledigen:

                                          
                                             
                                                	a)

                                                	
                                                   Einrichtung und Weiterentwicklung von Risikosteuerungs- und -controllingprozessen

                                                

                                                	b)

                                                	
                                                   Einrichtung und Weiterentwicklung eines Systems von Risikokennzahlen

                                                

                                                	c)

                                                	
                                                   laufende Überwachung der eingerichteten Risikolimite.

                                                

                                             

                                          

                                       

                                       	3a.

                                       	
                                          Das Risikobudget für liquide Anlagen und das Risikobudget für illiquide Anlagen ist als maximal zulässiger Verlust anzugeben,
                                             der in einem Jahr 15% des jeweiligen Bestandes der betreffenden Geldanlagen nicht überschreiten darf.
                                          

                                          Dem Risikobudget für illiquide Anlagen werden Private Equity in Form von Verbriefungen und Investmentvermögen (Nummer 1.3
                                             Buchstabe h) und Immobilien (Nummer 1.3 Buchstabe i) zugerechnet. Alle anderen Vermögensgegenstände werden dem Risikobudget
                                             für liquide Anlagen zugerechnet.
                                          

                                       

                                       	4

                                       	
                                          Durch den Einsatz von Derivaten darf sich das Marktrisikopotential des jeweiligen Investmentvermögens höchstens verdoppeln.
                                             Die Risikomessung hierfür richtet sich nach der Derivateverordnung.
                                          

                                          Für Vermögensverwaltungsmandate dürfen Derivate nur zur Absicherung eingesetzt werden. Dies gilt nicht für die in den Vermögensverwaltungsmandaten
                                             enthaltenen Anteile an AIFs und OGAWs.
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	5.

                                       	
                                          Das Konzern-Rating von Verwahrstellen der Eigenverwaltung und der Spezial-AIFs muss mindestens einem Investment-Grade-Rating
                                             einer anerkannten Rating Agentur (Standard & Poor’s und Fitch: BBB-; Moody’s: Baa3) entsprechen.
                                          

                                       

                                       	6.

                                       	
                                          Anleihen müssen zum Zeitpunkt des Erwerbs grundsätzlich über ein Investment Grade-Rating verfügen (Standard & Poor’s und Fitch:
                                             BBB-; Moody’s: Baa3)
                                          

                                          Relevant ist das Emissionsrating, wenn ein solches nicht vorliegt, das Emittentenrating. Bei unterschiedlichen Ratings verschiedener
                                             Rating Agenturen gilt das jeweils beste Rating.
                                          

                                          Der Anteil an Anleihen unterhalb Investment Grade darf 10 %, bezogen auf den Gesamtbestand der Geldanlagen, nicht überschreiten
                                             und nicht unterhalb eines Ratings von B+ (Standard & Poor’s und Fitch) und B1 (Moody’s) liegen (High-Yield).
                                          

                                          Der Anteil von Anleihen ohne ein Emissions- und ein Emittentenrating darf 15 %, bezogen auf den Gesamtbestand der Geldanlagen,
                                             nicht überschreiten.
                                          

                                          Bei einer Herabstufung des Ratings ist ein Verkauf der Anleihe dann zwingend erforderlich, wenn durch die Herabstufung die
                                             o.g. High-Yield- Quote in Höhe von 10 % überschritten werden würde oder das Rating unter das Mindestrating B+ (Standard &
                                             Poor’s und Fitch) und B1 (Moody’s) fallen würde. In diesen Fällen ist ein Verkauf des Papiers zwingend innerhalb von drei
                                             Monaten nach Kenntnisnahme erforderlich.
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 
                                    
                                       	7.

                                       	
                                          Für Anlagen nach Nummer 1.1 Buchstabe e dieser Verordnung gilt folgende spezielle Regelung: Anleihen müssen zum Zeitpunkt
                                             des Erwerbs über ein Investment Grade Rating verfügen. Relevant ist das Emissionsrating, wenn ein solches nicht vorliegt,
                                             das Emittentenrating. Bei unterschiedlichen Ratings verschiedener Rating Agenturen gilt das jeweils beste Rating. Bei einer
                                             Herabstufung des Ratings ist ein Verkauf der Anleihe zwingend innerhalb von drei Monaten nach Kenntnisnahme erforderlich.
                                          

                                       

                                       	8.

                                       	
                                          Zur Vermeidung von Klumpenrisiken ist das Investment in einen Emittenten auf 10 % bezogen auf jedes Fremdverwaltungsmandat oder die Eigenverwaltung zu begrenzen.

                                       

                                       	9.

                                       	
                                          Die Überwachung der Limite nach Nummern 6 und 8 erfolgt mindestens zum Quartalsende nachträglich. Sollten diese nicht vollständig
                                             eingehalten sein, so sind sie längstens innerhalb von drei Monaten nach Kenntnisnahme anzupassen.
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 3.

                              
                              	
                                 Der Oberkirchenrat kann ausnahmsweise andere Assetklassen, Limite oder Ratings zulassen.

                              
                           

                           
                              	
                                 4.

                              
                              	
                                 Die Bestimmungen zu Geldanlagen in der Haushaltsordnung und in dieser Verordnung sind dem mit der Vermögensverwaltung Beauftragten
                                    zur Kenntnis zu geben.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 92
Kasse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Innerhalb einer kirchlichen Körperschaft besteht eine Kasse (Einheitskasse), die alle Kassengeschäfte erledigt. Zu den Kassengeschäften
                     gehören
                  

                  
                     
                        	
                           die Annahme der Einzahlungen und die Leistung der Auszahlungen,

                        

                        	
                           die wirtschaftliche Verwaltung des Finanzvermögens,

                        

                        	
                           die Verwahrung von Wert- und anderen Gegenständen,

                        

                        	
                           die Buchführung einschließlich der Sammlung der Belege und

                        

                        	
                           die Vorbereitung der Rechnungslegung.

                        

                     

                  

                  Der Kasse obliegen außerdem die Mahnung, Beitreibung und Einleitung der Zwangsvollstreckung (zwangsweise Einziehung), die
                     Festsetzung, Stundung, Niederschlagung und der Erlass von Mahngebühren, Vollstreckungskosten und Nebenforderungen (Zinsen
                     und Säumniszuschläge).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für Wirtschaftsbetriebe und im Fall der Aufstellung von Sonderhaushaltsplänen können Sonderkassen eingerichtet werden. Im
                     Übrigen dürfen Sonderkassen nur eingerichtet werden, wenn ein unabweisbarer Bedarf besteht. Die Vorschriften dieses Gesetzes
                     gelten entsprechend.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für mehrere kirchliche Körperschaften und kirchliche öffentlich-rechtliche Stiftungen nach § 1 dieses Gesetzes kann eine gemeinsame Kasse gebildet werden (Kassengemeinschaft). Die Vereinbarung einer Kassengemeinschaft
                     soll schriftlich erfolgen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der Kasse können weitere Aufgaben übertragen werden.
                  

               

               
                     § 93
Kassengeschäfte für Dritte
                     

                  

                  Die Kasse und die Regionalverwaltung kann mit der Besorgung von Kassengeschäften Dritter betraut werden, wenn gewährleistet
                     ist, dass diese Kassengeschäfte in die Prüfung der Kasse einbezogen werden und die Erledigung der Aufgaben nach § 92 Absatz 1 nicht beeinträchtigt wird. Die Besorgung von Kassengeschäften für Dritte setzt ihre Wirtschaftlichkeit und ein kirchliches
                     Interesse voraus.
                  

               

               
                     § 94
Erledigung von Kassengeschäften durch andere
                     

                  

                  Kassengeschäfte können ganz oder teilweise einer anderen Stelle übertragen werden. Dabei ist sicherzustellen, dass sämtliche
                     Vorschriften eingehalten werden und die Kassenaufsicht gewährleistet ist.
                  

               

               
                     § 95
Zahlstellen und Handvorschüsse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zur Erledigung von Kassengeschäften können in Ausnahmefällen Zahlstellen als Teile der Einheitskasse eingerichtet werden.
                     Der zahlstellenführenden Stelle können einzelne oder alle Aufgaben nach § 92 Absatz 1 übertragen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zur Leistung geringfügiger Barzahlungen, die regelmäßig anfallen, oder als Wechselgeld können einzelnen Dienststellen oder
                     einzelnen Personen Handvorschüsse gewährt werden. Wenn kein anderer Zeitpunkt bestimmt wird, ist über die Handvorschüsse vierteljährlich,
                     spätestens zum Jahresabschluss abzurechnen.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 95 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 63.

                              
                              	
                                 Die Einrichtung von Zahlstellen und Handvorschüssen sind in der Kassendienstanweisung nach § 97 Absatz 3 HHO zu regeln.

                              
                           

                           
                              	
                                 64.

                              
                              	
                                 Über eingerichtete Zahlstellen ist ein Verzeichnis zu führen, in dem folgende Angaben festgehalten sind:

                                 
                                    
                                       	a)

                                       	
                                          Sitz der Zahlstelle,

                                       

                                       	b)

                                       	
                                          Personalangaben über die Zahlstellenverwalterin oder den Zahlstellenverwalter,

                                       

                                       	c)

                                       	
                                          den Bargeldhöchstbestand,

                                       

                                       	d)

                                       	
                                          die Konten, über die der Geldverkehr der Zahlstelle abgewickelt werden darf, und

                                       

                                       	e)

                                       	
                                          die regelmäßigen Abrechnungstermine.

                                       

                                    

                                 

                                 Für Handvorschüsse sind der regelmäßige Abrechnungstermin und die verantwortliche Person festzuhalten.

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 96
Beschäftigte in der Kasse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         In der Kasse dürfen nur Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beschäftigt werden, die geeignet und zuverlässig sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die in der Kasse beschäftigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dürfen weder untereinander noch mit Anordnungsberechtigten
                     und den die Kassenaufsicht führenden Personen verheiratet, in Lebenspartnerschaft nach § 1 des Lebenspartnerschaftsgesetzes
                     verbunden, bis zum dritten Grad verwandt, bis zum zweiten Grad verschwägert oder durch frühere Adoption verbunden sein oder
                     in häuslicher Gemeinschaft leben. Ausnahmen bedürfen der Zustimmung des Oberkirchenrats.
                  

               

               
                     § 97
Einrichtung und Geschäftsgang der Kasse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Kasse ist so einzurichten, dass
                  

                  
                     
                        	
                           sie ihre Aufgaben ordnungsgemäß und wirtschaftlich erledigen kann,

                        

                        	
                           die Datenverarbeitungssysteme, Automaten für den Zahlungsverkehr und andere technische Hilfsmittel nicht unbefugt benutzt
                              werden können und
                           

                        

                        	
                           die Zahlungsmittel, die zu verwahrenden Gegenstände, die Bücher und Belege sicher aufbewahrt werden können.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Es sind ein Kassenverwalter und ein Stellvertreter zu bestellen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für jede Kasse ist eine Kassendienstanweisung zu erstellen.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 97 Absatz 3 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 65.

                              
                              	
                                 Die Kassendienstanweisung enthält insbesondere Regelungen zur Zeichnungsbefugnis und Stellvertretung.

                              
                           

                           
                              	
                                 66.

                              
                              	
                                 Bei mehreren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in der Kasse sind mindestens deren Zuständigkeiten und Befugnisse zu regeln
                                    (Buchung, Auszahlung, Kontenvollmacht).
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Ist die Kasse mit mehreren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern besetzt, so sollen Buchhaltungs- und Kassiergeschäfte von verschiedenen
                     Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen wahrgenommen werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Sendungen, die an die Kasse gerichtet sind, sind ihr ungeöffnet zuzuleiten. Zahlungsmittel und Wertsendungen, die bei einer
                     anderen Stelle eingehen, sind unverzüglich an die Kasse weiterzuleiten.
                  

               

               
                     § 98
Kassenanordnung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Kasse darf, sofern in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist, nur auf Grund einer schriftlichen oder bei automatisierten
                     Verfahren auf elektronischem Weg übermittelten Anordnung (Kassenanordnung)
                  

                  
                     
                        	
                           Einzahlungen annehmen oder Auszahlungen leisten und die damit verbundenen Buchungen vornehmen (Zahlungsanordnung; Annahmeanordnung
                              oder Auszahlungsanordnung),
                           

                        

                        	
                           Buchungen vornehmen, die das Ergebnis in den Büchern ändern und die sich nicht in Verbindung mit einer Zahlung ergeben (Buchungsanordnung),
                              und
                           

                        

                        	
                           Gegenstände zur Verwahrung annehmen oder verwahrte Gegenstände ausliefern (Einlieferungs- oder Auslieferungsanordnung).

                        

                     

                  

                  Eine Kassenanordnung, die nicht den Vorschriften dieses Gesetzes entspricht oder fehlerhaft ist, darf erst ausgeführt werden,
                     wenn die anordnende Stelle sie berichtigt hat. Eine nicht berichtigte Kassenanordnung darf nur ausgeführt werden, wenn die
                     anordnende Stelle sie ausdrücklich aufrechterhält. Unterlagen, die die Zahlung oder Buchung begründen, sollen beigefügt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Berechtigung zur Erteilung von Kassenanordnungen ist, soweit sie nicht durch Rechtsvorschrift geregelt ist, zu regeln.
                     Über Art und Umfang der Anordnungsbefugnis der Anordnungsberechtigten ist die Kasse zu unterrichten. Wer die sachliche und
                     rechnerische Feststellung nach § 102 trifft, darf nicht auch die Zahlungsanordnung erteilen. Beschäftigte der Kasse dürfen keine Kassenanordnungen erteilen.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 98 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 67.

                              
                              	
                                 Wer Kassenanordnungen erteilt, darf an Zahlungen oder Buchungen nicht beteiligt sein.

                              
                           

                           
                              	
                                 68.

                              
                              	
                                 Auszahlungsanordnungen zu Lasten des Haushalts dürfen nur erteilt werden, wenn Mittel haushaltsrechtlich zur Verfügung stehen.
                                    § 42 HHO bleibt unberührt.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 69.

                              
                              	
                                 Der Nachweis über die Aufnahme in das Inventarverzeichnis ist auf der Kassenanordnung zu vermerken.

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 98 Absatz 2 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 70.

                              
                              	
                                 Der oder die Anordnungsberechtigte darf keine Kassen- und Buchungsanordnungen erteilen, die auf ihn oder sie oder den Ehegatten
                                    lauten oder einer der einem von ihnen einen unmittelbaren Vorteil bringen. Das Gleiche gilt für Angehörige, die mit dem oder
                                    der Anordnungsberechtigten bis zum dritten Grad verwandt, bis zum zweiten Grad verschwägert oder durch Adoption verbunden
                                    sind.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 99
Zahlungsanordnung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Zahlungsanordnung muss enthalten
                  

                  
                     
                        	
                           den anzunehmenden oder auszuzahlenden Betrag,

                        

                        	
                           den Grund der Zahlung,

                        

                        	
                           den Zahlungspflichtigen oder Empfangsberechtigten,

                        

                        	
                           den Fälligkeitstag, sofern nicht sofortige Fälligkeit gegeben ist,

                        

                        	
                           die Buchungsstelle oder ein Merkmal, welches eine eindeutige Verbindung zur sachlichen Buchung herstellt, und das Haushaltsjahr,

                        

                        	
                           bei über- und außerplanmäßigen Aufwendungen oder Auszahlungen die Bestätigung des Bewirtschaftungsbefugten über das Vorliegen
                              der haushaltsrechtlichen Voraussetzungen,
                           

                        

                        	
                           die Bestätigung, dass die sachliche und rechnerische Feststellung nach § 102 vorliegt,
                           

                        

                        	
                           das Datum der Anordnung und

                        

                        	
                           die Unterschrift des Anordnungsberechtigten.

                        

                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 99 Absatz 1 Nummer 9 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 71.

                              
                              	
                                 Die elektronischen Signaturen müssen mindestens während der Dauer der Aufbewahrungsfristen nachprüfbar sein.

                              
                           

                        
                     

                  

                  Die Bestätigung nach Satz 1 Nummer 7 entfällt, wenn die sachliche und rechnerische Feststellung (§ 102) mit der Zahlungsanordnung verbunden ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zahlungsanordnungen sind unverzüglich zu erteilen sobald die Verpflichtung zur Leistung, der Zahlungspflichtige oder Empfangsberechtigte,
                     der Betrag und die Fälligkeit feststehen.
                  

               

               
                     § 100
Allgemeine Zahlungsanordnung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Eine allgemeine Zahlungsanordnung kann sich auf die Angaben nach § 99 Absatz 1 Nummer 2, 5, 8 und 9 beschränken. Sie ist zulässig für
                  

                  
                     
                        	
                           Einzahlungen, die dem Grunde nach häufig anfallen, ohne dass die Zahlungspflichtigen oder die Höhe vorher feststehen,

                        

                        	
                           regelmäßig wiederkehrende Auszahlungen, für die der Zahlungsgrund und die Empfangsberechtigten, nicht aber die Höhe für die
                              einzelnen Fälligkeitstermine feststehen,
                           

                        

                        	
                           geringfügige Auszahlungen, für die sofortige Barzahlung üblich ist, und

                        

                        	
                           Auszahlungen von Gebühren, Zinsen und ähnlichen Aufwendungen, die bei der Erledigung der Aufgaben der Kasse anfallen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Bei allgemeinen Zahlungsanordnungen ist die sachliche und rechnerische Richtigkeit im Nachhinein festzustellen. Dies hat
                     spätestens zum Jahresabschluss zu erfolgen.
                  

               

               
                     § 101
Ausnahme vom Erfordernis der Zahlungsanordnung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ist für die Kasse zu erkennen, dass sie empfangsberechtigt ist, hat sie Einzahlungen auch ohne Annahmeanordnung anzunehmen
                     und zu buchen. Die Annahmeanordnung ist unverzüglich einzuholen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ohne Annahmeanordnung dürfen angenommen und gebucht werden,
                  

                  
                     
                        	
                           Einzahlungen, die irrtümlich bei der Kasse eingehen und nach Absatz 3 Nummer 2 zurückgezahlt oder weitergeleitet werden, und

                        

                        	
                           Einnahmen, die die Kasse nach § 92 Absatz 1 Satz 3 selbst festsetzt.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Ohne Auszahlungsanordnung dürfen ausgezahlt und gebucht werden
                  

                  
                     
                        	
                           die an eine andere Stelle abzuführenden Mittel, die für deren Rechnung angenommen wurden, und

                        

                        	
                           irrtümlich eingezahlte Beträge, die an den Einzahler zurückgezahlt oder an den Empfangsberechtigten weitergeleitet werden.

                        

                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 101 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 72.

                              
                              	
                                 Über Buchungen, die ohne Kassenanordnung vorgenommen werden, müssen in den Rechnungsakten Buchungsbelege vorhanden sein.

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 102
Sachliche und rechnerische Feststellung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Jeder Anspruch und jede Zahlungsverpflichtung sind auf ihren Grund und ihre Höhe zu prüfen. Die Richtigkeit ist schriftlich
                     zu bescheinigen (sachliche und rechnerische Feststellung). In den Fällen von § 101 Absatz 2 Nummer 1 und Absatz 3 entfällt eine sachliche und rechnerische Feststellung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Bedarf es einer Zahlungsanordnung nach § 99, ist die sachliche und rechnerische Feststellung vor Erteilung der Anordnung zu treffen. Sonst ist die Feststellung nach
                     Eingang oder Leistung der Zahlung unverzüglich nachzuholen. Die anordnungsberechtigte Stelle hat der Kasse schriftlich oder
                     bei automatisierten Verfahren auf elektronischem Weg eine Bestätigung über die Feststellung zu übermitteln.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Beschäftigten der Kasse darf die Feststellungsbefugnis nur erteilt werden, wenn und soweit der Sachverhalt nur von ihnen
                     beurteilt werden kann.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Je nach Art des automatisierten Anordnungs- und Feststellungsverfahrens ist anstelle der Feststellung nach Absatz 2 zu bescheinigen,
                     dass die dem Verfahren zu Grunde gelegten Daten sachlich und rechnerisch richtig und vollständig ermittelt, erfasst und mit
                     den gültigen Programmen ordnungsgemäß verarbeitet wurden und die Datenausgabe vollständig und richtig ist.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 102 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 73.

                              
                              	
                                 Feststellungsvermerke beziehen sich auf die sachliche und rechnerische Richtigkeit.

                                 
                                    
                                       	a.

                                       	
                                          Mit der Bescheinigung der sachlichen Richtigkeit wird bestätigt, dass

                                          
                                             
                                                	1.

                                                	
                                                   die im Rechnungsbeleg enthaltenen tatsächlichen Angaben richtig sind und

                                                

                                                	2.

                                                	
                                                   die Lieferung und Leistung entsprechend der zugrundeliegenden Vereinbarung oder Bestellung sachgemäß und vollständig ausgeführt
                                                      worden ist.
                                                   

                                                

                                             

                                          

                                          Sofern besondere Fachkenntnisse auf bautechnischem, ärztlichem oder einem sonstigen Gebiet erforderlich sind, ist durch eine
                                             sachverständige Person als besonderer Teil der sachlichen Feststellung die fachtechnische Richtigkeit zu bescheinigen.
                                          

                                       

                                       	b.

                                       	
                                          Mit der Bescheinigung der rechnerischen Richtigkeit wird bestätigt, dass der anzunehmende oder auszuzahlende Betrag sowie
                                             alle auf Berechnungen beruhenden Angaben in der Kassenanordnung, ihren Anlagen und in begründenden Unterlagen richtig sind.
                                             Dieser Feststellungsvermerk umfasst auch die ordnungsgemäße Anwendung der den Berechnungen zugrundeliegenden Ansätze nach
                                             den Berechnungsunterlagen (zum Beispiel Bestimmungen, Verträge, Tarife).
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 103
Zahlungsverkehr
                     

                  

                  Der Zahlungsverkehr ist nach Möglichkeit unbar abzuwickeln.

               

               
                     § 104
Einzahlungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zahlungsmittel, die der Kasse von der einzahlenden Person übergeben werden, sind in deren Gegenwart auf ihre Vollzähligkeit
                     und Vollständigkeit zu prüfen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Wechsel dürfen nicht in Zahlung genommen werden. Schecks oder andere Zahlungsmittel, die erfüllungshalber übergeben werden,
                     werden nur unter dem Vorbehalt ihrer Einlösung als Zahlungsmittel angenommen; sie sind unverzüglich dem Geldinstitut zur Gutschrift
                     vorzulegen. Eine Herauszahlung auf Schecks ist unzulässig.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Unbare Einzahlungen können mit Hilfe solcher elektronischer Zahlungsmittel oder durch solche Abbuchungsverfahren erfolgen,
                     die vom Oberkirchenrat zugelassen sind.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Kasse hat über jede Bareinzahlung der einzahlenden Person eine Quittung zu erteilen. Wird die Einzahlung durch Übergabe
                     eines Schecks oder eines anderen Zahlungsmittels erfüllungshalber bewirkt, ist mit dem Zusatz „Eingang vorbehalten“ zu quittieren.
                  

               

               
                     § 105
Auszahlungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Auszahlungen sind zu dem in der Auszahlungsanordnung genannten Zeitpunkt oder, wenn ein solcher nicht genannt ist, unverzüglich
                     zu leisten. Skontofristen sind zu beachten. Die Kasse soll, soweit rechtlich zulässig, Ansprüche des oder der Empfangsberechtigten
                     gegen eigene Ansprüche aufrechnen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Kasse kann ein Kreditinstitut beauftragen oder einen Empfangsberechtigten ermächtigen, Forderungen bestimmter Art vom
                     Konto der Kasse abzubuchen oder abbuchen zu lassen. Eine solche Anweisung darf nur erteilt werden, wenn
                  

                  
                     
                        	
                           zu erwarten ist, dass der Empfangsberechtigte ordnungsgemäß mit der Kasse abrechnet,

                        

                        	
                           die Forderungen des Empfangsberechtigten zeitlich und der Höhe nach abzuschätzen sind und

                        

                        	
                           gewährleistet ist, dass das Kreditinstitut den abgebuchten Betrag auf dem Konto der Kasse wieder gutschreibt, wenn die Kasse
                              in angemessener Frist der Abbuchung widerspricht.
                           

                        

                     

                  

                  Von der Voraussetzung nach Satz 2 Nummer 3 kann abgesehen werden, wenn der Empfangsberechtigte eine juristische Person des
                     öffentlichen Rechts ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Zur Leistung von Auszahlungen dürfen in Ausnahmefällen Firmenkreditkarten verwendet werden, soweit die Zahlung mit einem
                     anderen unbaren Zahlungsmittel nicht möglich oder unüblich ist. Es ist unzulässig, Wechsel auszustellen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Kasse hat grundsätzlich über jede Auszahlung, die durch Übergabe von Zahlungsmitteln geleistet wird, von der Empfängerin
                     oder dem Empfänger eine Quittung zu verlangen. Die oder der Anordnungsberechtigte kann eine andere Art des Nachweises zulassen,
                     wenn der Empfängerin oder dem Empfänger die Ausstellung einer Quittung nicht möglich oder zumutbar ist.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Bei unbaren Auszahlungen ist auf der Kassenanordnung zu vermerken, an welchem Tag der Beleg erfasst wurde und über welches
                     Geldinstitut der Betrag ausgezahlt worden ist. Der Nachweis über die Belastung auf dem Konto muss über das Erfassungsdatum
                     feststellbar sein. Auf einen Vermerk auf der Kassenanordnung kann verzichtet werden, wenn in geeigneter Weise sichergestellt
                     ist, dass der Tag der Auszahlung und das Sachkonto nachvollziehbar dokumentiert sind.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 105 Absatz 5 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 74.

                              
                              	
                                 Bei unbaren Auszahlungen sind die Bankverbindung und die Nummer des Kreditors anzugeben.

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 106
Unterrichtung der Kasse
                     

                  

                  Die bewirtschaftenden Stellen haben die für sie zuständige Kasse unverzüglich zu unterrichten, wenn mit größeren Ein- oder
                     Auszahlungen zu rechnen ist.
                  

               

               
                     § 107
Aufbewahrung und Beförderung von Zahlungsmitteln, 
Vordrucken und technischen Hilfsmitteln
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zahlungsmittel sowie Vordrucke für Überweisungsaufträge und Schecks sind sicher aufzubewahren. Gleiches gilt für technische
                     Hilfsmittel zur Identifikation im Zahlungsverkehr.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Kasse darf Zahlungsmittel, die nicht zum Kassenbestand gehören und Gegenstände, die ihr nicht zur Verwahrung zugewiesen
                     sind, nicht aufbewahren.
                  

               

               
                     § 108
Tagesabschluss
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Kasse hat für jeden Tag, an dem Zahlungen bewirkt worden sind, den Bestand an Zahlungsmitteln sowie den Bestand auf den
                     für den Zahlungsverkehr bei den Kreditinstituten eingerichteten Konten (Kassenistbestand) zu ermitteln und dem Barkassenbestand
                     und dem Bestand auf den für den Nachweis der Zahlungsmittel eingerichteten Bestandskonten (Kassensollbestand) sowie dem Saldo
                     der Finanzrechnungskonten gegenüberzustellen. Die Ergebnisse sind in das Tagesabschlussprotokoll zu übernehmen und auszudrucken.
                     Die Eintragungen sind vom Kassenverwalter handschriftlich zu unterzeichnen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Unstimmigkeiten sind unverzüglich aufzuklären. Wird ein Kassenfehlbetrag nicht sofort ersetzt, ist er vorläufig als durchlaufende
                     Auszahlung zu behandeln (§ 48 Absatz 1). Ein Kassenfehlbetrag ist bei Aufstellung des Jahresabschlusses, wenn er länger als sechs Monate ungeklärt geblieben ist
                     und Bedienstete nicht haften, als Aufwand zu buchen. Ein Kassenüberschuss ist vorläufig als durchlaufende Einzahlung zu behandeln
                     (§ 48 Absatz 2). Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist er, wenn er länger als sechs Monate unaufgeklärt geblieben ist, als Ertrag
                     zu vereinnahmen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Kassenaufsicht ist über Unstimmigkeiten nach Absatz 2 unverzüglich zu benachrichtigen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Anstelle des Tagesabschlusses sind Abschlüsse für einen anderen Zeitraum, längstens für einen Monat (Monatsabschluss), möglich.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 108 Absatz 4 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 75.

                              
                              	
                                 Zuständig für den Beschluss nach § 108 Absatz 4 HHO ist, wer die Anordnungsbefugnis regelt.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 109
Abschluss der Bücher
                     

                  

                  Das Journal und das Hauptbuch sind spätestens zum Jahresabschluss abzuschließen; sie sind im Fall von § 94 zuvor zusammenzuführen. Nach dem Anweisungsschluss für kassenwirksame Anordnungen dürfen nur noch Abschlussbuchungen (§ 115 Nummer 1) vorgenommen werden.
                  

               

               
                     § 110
Kassenaufsicht, Kassenprüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für jede Kasse ist eine Kassenaufsicht zu bestellen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die ordnungsgemäße Kassenführung wird durch Kassenprüfungen, mindestens durch jährlich eine unvermutete Kassenprüfung festgestellt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Bei diesen Prüfungen ist insbesondere zu ermitteln, ob
                  

                  
                     
                        	
                           der Kassenistbestand mit dem Kassensollbestand übereinstimmt,

                        

                        	
                           die Eintragungen in den Büchern ordnungsgemäß vorgenommen sind,

                        

                        	
                           die erforderlichen Belege vorhanden sind,

                        

                        	
                           das Vermögen mit den Eintragungen in den Büchern und sonstigen Nachweisen übereinstimmt,

                        

                        	
                           die Bücher und sonstigen Nachweise richtig geführt werden,

                        

                        	
                           die vorläufigen Rechnungsvorgänge (§ 48) rechtzeitig und ordnungsgemäß abgewickelt werden und
                           

                        

                        	
                           im Übrigen die Kassengeschäfte ordnungsgemäß erledigt werden.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Bei unvermuteten Kassenprüfungen kann von der Prüfung nach Absatz 3 Nummer 2 abgesehen werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Über die Kassenprüfungen ist eine Niederschrift zu fertigen und zu den Belegen der jeweiligen Jahresrechnung oder auf die
                     Akten zu nehmen. Bei wesentlichen Beanstandungen sind die aufsichtsführende Stelle und die prüfende Stelle unverzüglich zu
                     informieren.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Kassenaufsicht hat mindestens einmal im Monat die Abschlüsse nach § 108 einzusehen und die Einsichtnahme auf dem Abschlussprotokoll zu vermerken.
                  

               

            

         

      

      
            Teil V. Prüfung und Entlastung

         

         
                     § 111
Rechnungsprüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die wirtschaftliche und ordnungsgemäße Haushalts-, Kassen- und Rechnungsführung wird durch Rechnungsprüfungen festgestellt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Rechnungsprüfung erstreckt sich insbesondere darauf, ob
                  

                  
                     
                        	
                           beim Vollzug des Haushaltsplans und in der Vermögensverwaltung nach dem geltenden Recht verfahren wurde,

                        

                        	
                           die einzelnen Rechnungsbeträge sachlich und rechnerisch begründet und belegt sind,

                        

                        	
                           die Erträge, Aufwendungen, Einzahlungen und Auszahlungen rechtzeitig und vollständig erhoben oder geleistet worden sind,

                        

                        	
                           der Haushaltsplan eingehalten und entsprechend den Grundsätzen der Haushaltsordnung verfahren worden ist,

                        

                        	
                           der Jahresabschluss ordnungsgemäß aufgestellt ist und

                        

                        	
                           das Vermögen richtig nachgewiesen ist.

                        

                     

                  

               

               
                     § 112
Organisationsprüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zusätzlich zur Rechnungsprüfung sollen Organisationsprüfungen durchgeführt werden. Sie können mit der Rechnungsprüfung verbunden
                     werden oder gesondert stattfinden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Organisationsprüfungen erstrecken sich auf Fragen der Organisation, der Zweckmäßigkeit und der Wirtschaftlichkeit, insbesondere
                     darauf, ob die Aufgaben mit geringerem Personal- oder Sachaufwand oder auf andere Weise wirksamer erfüllt werden können.
                  

               

               
                     § 113
Betriebswirtschaftliche Prüfung, Prüfung von Beteiligungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Bei Wirtschaftsbetrieben sind anstelle der Rechnungsprüfung jährlich betriebswirtschaftliche Prüfungen durchzuführen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Rechnungsprüfung umfasst die Betätigung der Körperschaft oder Stiftung bei Unternehmen in der Rechtsform des privaten
                     Rechts, an denen sie unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist, unter Beachtung kaufmännischer Grundsätze. Dies gilt entsprechend
                     bei Erwerbs- oder Wirtschaftsgenossenschaften, in denen sie Mitglied ist.
                  

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 113 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 76.

                              
                              	
                                 Die betriebswirtschaftliche Prüfung enthält den Bestätigungsvermerk, dass Buchführung und Jahresabschluss den Grundsätzen
                                    ordnungsgemäßer Rechnungslegung entsprechen. Zusätzlich sollen Organisation und Wirtschaftlichkeit geprüft werden, insbesondere,
                                    wenn Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass unwirtschaftlich gearbeitet wird. Darüber hinaus kann stichprobenartig die Einhaltung
                                    von Vorschriften geprüft werden.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 114
Entlastung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Bestätigt die prüfende Stelle, dass keine wesentlichen Beanstandungen vorliegen oder dass diese ausgeräumt sind, so ist das
                     Prüfungsverfahren durch Erteilen der Entlastung abzuschließen. Die Entlastung kann mit Einschränkungen erteilt oder mit Auflagen
                     verbunden werden. Sie ist unter dem Vorbehalt der Prüfung der Schlussrechnungen von Baurechnungen zu erteilen, die noch nicht
                     abgeschlossen und geprüft sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Entlastung ist den Personen oder Stellen zu erteilen, die für den Vollzug des Haushaltsplans und für die Ausführung der
                     dazu ergangenen Beschlüsse zuständig sind.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 114 HHO):

                              
                           

                           
                              	
                                 77.

                              
                              	
                                 Für die Entlastung ist das Gremium zuständig, das über den Haushalt beschließt.

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

      

      
            Teil VI. Schlussvorschriften

         

         
                     § 115
Begriffsbestimmungen
                     

                  

                  
                     
                        	1.

                        	
                           Abschlussbuchungen:
Die beim Jahresabschluss, zum Abschluss der Ergebnisrechnung und Finanzrechnung sowie zur Aufstellung der Bilanz für das abgelaufene
                              Haushaltsjahr noch erforderlichen Buchungen, ausgenommen die Buchungen von Einzahlungen und Auszahlungen von Dritten oder
                              an Dritte einschließlich der Sondervermögen mit Sonderrechnung.
                           

                        

                        	2.

                        	
                           Abschreibungen:
Betrag, der bei abnutzbaren Vermögensgegenständen die eingetretenen Wertminderungen erfasst und als Aufwand angesetzt wird.
                           

                        

                        	3.

                        	
                           Aufwendungen:
Zahlungs- und nicht zahlungswirksamer Verbrauch von Gütern und Dienstleistungen (Ressourcenverbrauch) eines Haushaltsjahres.
                           

                        

                        	4.

                        	
                           Auszahlungen:
Barzahlungen und bargeldlose Zahlungen, die die Finanzmittel vermindern.
                           

                        

                        	5.

                        	
                           Außerordentliche Erträge und Aufwendungen:
Außerhalb der gewöhnlichen Verwaltungstätigkeit anfallende Erträge und Aufwendungen, insbesondere Gewinne und Verluste aus
                              Vermögensveräußerung, soweit sie nicht von untergeordneter Bedeutung sind, zum Beispiel ungewöhnlich hohe Spenden, Schenkungen,
                              Erträge und Aufwendungen im Zusammenhang mit Naturkatastrophen oder außergewöhnlichen Schadensereignissen.
                           

                        

                        	6.

                        	
                           Außerplanmäßige Aufwendungen oder Auszahlungen:
Aufwendungen oder Auszahlungen, für die im Haushaltsplan keine Ermächtigungen veranschlagt und keine aus den Vorjahren übertragenen
                              Ermächtigungen (Haushaltsübertragungen) verfügbar sind.
                           

                        

                        	7.

                        	
                           Basiskapital:
Die sich in der Bilanz ergebende Differenz zwischen Vermögen und Abgrenzungsposten der Aktivseite sowie Vermögensgrundstock,
                              Stiftungskapital, Rücklagen, Sonderposten, Rückstellungen, Verbindlichkeiten und Rechnungsabgrenzungsposten der Passivseite
                              der Bilanz.
                           

                        

                        	8.

                        	
                           Baumaßnahmen:
Neu-, Erweiterungs- und Umbauten sowie die Instandsetzung von Bauten, soweit sie nicht der Unterhaltung baulicher Anlagen
                              (Unterhaltungsaufwendungen) dienen.
                           

                        

                        	9.

                        	
                           Bilanz:
Abschluss des Rechnungswesens für ein Haushaltsjahr in Form einer Gegenüberstellung von Vermögen (Aktiva) und Kapital (Passiva)
                              zu einem bestimmten Stichtag.
                           

                        

                        	10.

                        	
                           Deckungsfähigkeit:

                           
                              
                                 	
                                    Einseitige Deckungsfähigkeit:
Eingesparte Aufwendungen bzw. Auszahlungen der deckungsverpflichteten Stelle ermächtigen die deckungsberechtigte Stelle zu
                                       Mehraufwendungen bzw. Mehrauszahlungen. Umgekehrt ist dies allerdings nicht möglich.
                                    

                                 

                                 	
                                    Gegenseitige Deckungsfähigkeit:
Innerhalb eines Haushaltsbereichs können Aufwendungs- und Auszahlungsansätze wechselseitig in Anspruch genommen werden.
                                    

                                 

                                 	
                                    Unechte Deckungsfähigkeit:
Zweckgebundene Mehrerträge können für eine oder mehrere deckungsberechtigte Stellen desselben Zwecks verwendet werden.
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	11.

                        	
                           Eigenkapital:
(aufgehoben)

                        

                        	12.

                        	
                           Einzahlungen:
Barzahlungen und bargeldlose Zahlungen, die die Finanzmittel erhöhen.
                           

                        

                        	13.

                        	
                           Erlass:
Verzicht auf einen Anspruch.
                           

                        

                        	14.

                        	
                           Erträge:
Zahlungs- und nicht zahlungswirksamer Wertezuwachs von Gütern und Dienstleistungen (Ressourcenzuwachs) eines Haushaltsjahres.
                           

                        

                        	15.

                        	
                           Fehlbetrag :
Unterschiedsbetrag, um den die ordentlichen und außerordentlichen Aufwendungen im Ergebnishaushalt oder im Jahresabschluss
                              der Ergebnisrechnung höher sind als die ordentlichen und außerordentlichen Erträge.
                           

                        

                        	16.

                        	
                           Finanzmittel:
Finanzmittel umfassen die Bilanzpositionen Wertpapiere und Kassenbestand, Bundesbankguthaben, Guthaben bei Kreditinstituten
                              und Schecks des Umlaufvermögens.
                           

                        

                        	17.

                        	
                           Finanzvermögen:
Das Finanzvermögen umfasst die Bilanzposition Finanzanlagen des Anlagevermögens sowie die Bilanzpositionen Forderungen, Wertpapiere
                              und Kassenbestand, Bundesbankguthaben, Guthaben bei Kreditinstituten und Schecks des Umlaufvermögens.
                           

                        

                        	18.

                        	
                           Forderungen:
Zahlungsverpflichtungen eines Dritten gegenüber einer kirchlichen Körperschaft oder Stiftung.
                           

                        

                        	19.

                        	
                           Geringwertige bewegliche Sachanlagen:
Im Rahmen der Bewertung des Vermögens sind abnutzbare bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, die einer selbständigen
                              Nutzung fähig sind, im Haushaltsjahr der Anschaffung, Herstellung oder Einlage in voller Höhe als Abschreibungsaufwand abzusetzen,
                              wenn die Anschaffungs- oder Herstellungskosten für das einzelne Gut den im Einkommensteuergesetz festgelegten Betrag für geringwertige
                              Wirtschaftsgüter nicht übersteigen.
                           

                        

                        	20.

                        	
                           Haushaltsvermerke:
Einschränkende oder erweiternde Bestimmungen zu Ansätzen des Haushaltsplans (Deckungsfähigkeit, Übertragbarkeit, Zweckbindung,
                              Sperrvermerke, Wegfall- und Umwandlungsvermerke).
                           

                        

                        	21.

                        	
                           Innere Darlehen:
Vorübergehende Inanspruchnahme von Teilen des Umlaufvermögens, einschließlich von Finanzmitteln des Vermögensgrundstocks oder
                              von Sondervermögen als Deckungsmittel im Finanzhaushalt.
                           

                        

                        	22.

                        	
                           Interne Leistungsverrechnung:
Ist eine Form der Kostenverrechnung, bei welcher Leistungen durch ihre jeweilige Leistungsart (Bezugsgröße) charakterisiert
                              und in dem Sinne gleichförmig sind, dass die abgegebene Leistung über eine Leistungsmenge gemessen werden kann. Die verrechneten
                              Kosten ergeben sich aus dem Produkt von Leistungsmenge und Kostensatz. Die verrechneten Kosten werden auf der leistenden Kostenstelle
                              entlastet und auf den empfangenden Kostenstellen belastet.
                           

                        

                        	23.

                        	
                           Investitionen:
Auszahlungen für die Veränderung des Anlagevermögens (Immaterielle Vermögensgegenstände, Sachanlagen einschließlich aktivierter
                              Eigenleistungen, ohne geringwertige bewegliche Vermögensgegenstände und Finanzanlagen), das der langfristigen Aufgabenerfüllung
                              dient.
                           

                        

                        	24.

                        	
                           Investitionsförderungsmaßnahmen:
Zuweisungen, Zuschüsse, Darlehen und Ausleihungen für Investitionen Dritter und für Investitionen der Sondervermögen mit Sonderrechnung.
                           

                        

                        	25.

                        	
                           Kassenkredite:
Kurzfristige Kredite zur Verstärkung der Finanzmittel.
                           

                        

                        	26.

                        	
                           Kreditkarten:
Kartensysteme der Kreditkartenunternehmen, die Zahlungen in Form von Zahlungsanweisungen ermöglichen, bei denen der verfügte
                              Wert erst verzögert mit einem individuell vereinbarten Zahlungsziel (in der Regel vier Wochen) vom Konto des Karteninhabers
                              eingezogen wird.
                           

                        

                        	27.

                        	
                           Kostenstelle:
Eine Kostenstelle ist ein rechnungstechnisch abgegrenzter Bereich, in dem Kosten anfallen.
                           

                        

                        	28.

                        	
                           Kostenträger:
Ein Kostenträger ist ein zielgerichtetes und abgegrenztes kirchliches Vorhaben, mit einer unmittelbaren Zuordnung von Aufgaben
                              und Ressourcen, der über mehrere Haushaltsjahre andauern und angelegt sein kann.
                           

                        

                        	29.

                        	
                           Leistungsbereiche:
Die kirchlichen Leistungen werden einheitlich zu Leistungsbereichen zusammengefasst, die als direkte Leistung gegenüber den
                              Gemeindegliedern, anderen kirchlichen Körperschaften, Stiftungen, Werken, Einrichtungen oder Dritten erbracht werden.
                           

                        

                        	30.

                        	
                           Niederschlagung:
Befristete oder unbefristete Zurückstellung der Weiterverfolgung eines fälligen Anspruchs ohne Verzicht auf den Anspruch selbst
                              (aber mit buchmäßiger Bereinigung).
                           

                        

                        	31.

                        	
                           Ordentliche Erträge und Aufwendungen:
Erträge und Aufwendungen, die innerhalb der gewöhnlichen Verwaltungstätigkeit anfallen, soweit sie nicht den außerordentlichen
                              Erträgen und Aufwendungen zuzuordnen sind.
                           

                        

                        	32.

                        	
                           Rechnungsabgrenzungsposten:
Bilanzpositionen, die der zeitlichen Rechnungsabgrenzung dienen:
                           

                           
                              
                                 	
                                    Ausgaben vor dem Abschlussstichtag sind auf der Aktivseite auszuweisen, soweit sie Aufwand für eine bestimmte Zeit nach diesem
                                       Tag darstellen (aktiver Rechnungsabgrenzungsposten).
                                    

                                 

                                 	
                                    Einnahmen vor dem Abschlussstichtag sind auf der Passivseite auszuweisen, wenn sie Ertrag für eine bestimmte Zeit nach diesem
                                       Tag darstellen (passiver Rechnungsabgrenzungsposten).
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	33.

                        	
                           Rücklagen:
Bestandteil des Eigenkapitals, die aus Überschüssen des Ergebnishaushalts gebildet werden.
                           

                        

                        	34.

                        	
                           Schulden:
Rückzahlungsverpflichtungen (Verbindlichkeiten) gegenüber Kreditinstituten sowie aus der Aufnahme von Kassenkrediten.
                           

                        

                        	35.

                        	
                           Sonderkassen:
Selbstständige Kassen der Wirtschaftsbetriebe, Einrichtungen, Stiftungen und sonstigen Sondervermögen, für die getrennte Rechnungen
                              geführt werden.
                           

                        

                        	36.

                        	
                           Sonderposten:

                           
                              
                                 	
                                    aktivische Sonderposten:
Geleistete Investitionszuschüsse an Dritte. Diese werden entsprechend dem Zuwendungsverhältnis aufgelöst.
                                    

                                 

                                 	
                                    passivische Sonderposten:
Erhaltene Investitionszuweisungen und -zuschüsse Dritter für auf der Aktivseite ausgewiesenes Anlagevermögen. Diese werden
                                       entsprechend der voraussichtlichen Nutzungsdauer (analog zu den Abschreibungen) aufgelöst.
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	37.

                        	
                           Sondervermögen:
Rechtlich unselbständige Vermögensteile, die für die Erfüllung bestimmter Zwecke abgesondert sind.
                           

                        

                        	38.

                        	
                           Stundung:
Hinausschieben der Fälligkeit eines Anspruchs oder mehrerer Teile davon (Ratenzahlung).
                           

                        

                        	39.

                        	
                           Überplanmäßige Aufwendungen oder Auszahlungen:
Aufwendungen oder Auszahlungen, die die im Haushaltsplan veranschlagten Beträge und die aus den Vorjahren übertragenen Ermächtigungen
                              (Haushaltsübertragungen) übersteigen.
                           

                        

                        	40.

                        	
                           Überschuss:
Unterschiedsbetrag, um den die ordentlichen und außerordentlichen Erträge im Ergebnishaushalt oder im Jahresabschluss der
                              Ergebnisrechnung die ordentlichen und außerordentlichen Aufwendungen übersteigen.
                           

                        

                        	41.

                        	
                           Umschuldung:
Die Ablösung eines Kredits durch einen anderen (zinsgünstigeren) Kredit.
                           

                        

                        	42.

                        	
                           Verbindlichkeiten:
Bereits feststehende Zahlungsverpflichtungen an Dritte.
                           

                        

                        	43.

                        	
                           Vorbücher:
Bücher, in denen zur Entlastung für Journal und Hauptbuch Erträge und Aufwendungen gesammelt werden können, die dann in einer
                              Summe übertragen werden.
                           

                        

                        	44.

                        	
                           Wertsteigernde Maßnahmen:
Bewirken bei einem bereits vorhandenen Vermögensgegenstand eine Verbesserung über den ursprünglichen Zustand hinaus. Insbesondere
                              erfolgt dies durch Modernisierungen und Sanierungen, sodass der Vermögensgegenstand insgesamt einem höheren Standard als zuvor
                              entspricht. Der Gebrauchswert im Ganzen wird erhöht. Wertsteigernde Maßnahmen sind zu aktivieren.
                           

                        

                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 115 Nummer 44):

                              
                           

                           
                              	
                                 78.

                              
                              	
                                 Als wertsteigernde Maßnahmen sind anzusehen:

                                 
                                    
                                       	a.

                                       	
                                          Maßnahmen, die für sich alleine gesehen Erhaltungsaufwendungen wären, aber in engem zeitlichem Zusammenhang zum Anschaffungs-
                                             beziehungsweise Herstellungsvorgang stehen und 15 % der Gebäudeanschaffungskosten oder -herstellungskosten übersteigen. Ein
                                             enger zeitlicher Zusammenhang wird angenommen, wenn die Maßnahmen innerhalb der ersten drei Jahre nach Anschaffung oder Herstellung
                                             anfallen,
                                          

                                       

                                       	b.

                                       	
                                          Schönheitsreparaturen, wenn sie die Voraussetzung gemäß Buchstabe a erfüllen,

                                       

                                       	c.

                                       	
                                          Instandsetzungsarbeiten, die unter Verwendung von noch nutzbaren Teilen eines voll verschlissenen Gebäudes ein neues Gebäude
                                             herstellen,
                                          

                                       

                                       	d.

                                       	
                                          Einzelne, ihrer Art nach werterhaltende Maßnahmen, die in engem räumlichem, zeitlichem und sachlichem Zusammenhang zu einer
                                             wertsteigernden Maßnahme stehen, sodass sie in ihrer Gesamtheit ein einheitliches Bauvorhaben bilden. Ein sachlicher Zusammenhang
                                             in diesem Sinne besteht, wenn die einzelnen Maßnahmen bautechnisch ineinandergreifen, das heißt, wenn die eine Maßnahme durch
                                             die andere bedingt ist,
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 
                                    
                                       	e.

                                       	
                                          Erhaltungsaufwendungen in mindestens zwei der vier Ausstattungsbereiche (Heizungsinstallation, Sanitärinstallation, Elektroinstallation,
                                             Fenster), die gemeinsam zu einer Standarderhöhung und zusätzlich zu einer Erweiterung des Gebäudes führen,
                                          

                                       

                                       	f.

                                       	
                                          Erhaltungsaufwendungen in mindestens drei von vier Ausstattungsbereichen (Heizungsinstallation, Sanitärinstallation, Elektroinstallation,
                                             Fenster), die gemeinsam zu einer Standarderhöhung führen.
                                          

                                       

                                    
Sämtliche Kosten für Maßnahmen gemäß Buchstabe a und b, die im Rahmen einer im Zusammenhang mit der Anschaffung vorgenommenen
                                    Erhaltungsaufwendung anfallen, sind zusammenzurechnen.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     	45.

                     	
                        Zahlungsmittel:
Bargeld, Schecks, Wechsel sowie Zahlungen mittels elektronischer Geldbörse, Debitkarte, Kreditkarte.
                        

                     

                     	45a.

                     	
                        Zahlungsmittelüberschuss:
Der Zahlungsmittelüberschuss ist der Saldo aus den Ein- und Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit.
                        

                     

                     	46.

                     	
                        Zahlungsverkehr:

                        
                           
                              	
                                 unbare Zahlungen:
Die – auch mittels Debitkarten oder Kreditkarten elektronisch bewirkten – Überweisungen und Einzahlungen auf ein Konto der
                                    Kasse oder Sonderkasse bei einem Kreditinstitut und entsprechende Überweisungen und Auszahlungen von einem solchen Konto sowie
                                    die Übersendung von Schecks und Wechseln.
                                 

                              

                              	
                                 Barzahlungen:
Die Übergabe oder Übersendung von Bargeld; als Barzahlung gilt auch die Übergabe von Schecks sowie von Wechseln und das Bezahlen
                                    mittels elektronischer Geldbörse.
                                 

                              

                           

                        

                     

                     	47.

                     	
                        Zweckgebundene Erträge und Einzahlungen:
Erträge oder Einzahlungen, die durch Haushaltsvermerk auf die Verwendung für bestimmte Zwecke beschränkt sind oder deren Zweckbindung
                           sich aus ihrer Herkunft oder der Natur der Erträge oder Einzahlungen zwingend ergibt.
                        

                     

                     	48.

                     	
                        Zuschreibung:
Erhöhung des Wertansatzes eines Vermögensgegenstandes im Vergleich zum Wert in der vorhergehenden Bilanz.
                        

                     

                     	49.

                     	
                        Zuschuss:
Bei einem Zuschuss handelt es sich um Zahlungen an und von Stellen und Personen außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes,
                           d. h. selbstständige diakonische Rechtsträger oder nichtkirchliche Stellen.
                        

                     

                     	50.

                     	
                        Zuweisung:
Bei einer Zuweisung handelt es sich um die Übertragung von Mitteln innerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes.
                        

                     

                     	51.

                     	
                        Zuwendungen:
Zuwendungen sind Zuweisungen oder Zuschüsse.
                        

                     

                  

               

               
                     § 116
Durchführungsverordnung
                     

                  

                  Der Oberkirchenrat kann nähere Regelungen zur Durchführung dieses Gesetzes im Wege der Verordnung12 treffen.
                  

               

               
                     § 117
Regelungen für kirchliche öffentlich-rechtliche Stiftungen
                     

                  

                  Der Oberkirchenrat kann für kirchliche öffentlich-rechtliche Stiftungen von den Bestimmungen dieses Gesetzes abweichende Regelungen
                     zulassen.
                  

               

               
                     § 118
Pfarramtskasse
                     

                  

                  Für die Führung der Pfarramtskasse kann eine Verordnung nach § 39 Absatz 1 Kirchenverfassungsgesetz13 von dieser Ordnung abweichende Regelungen14 treffen.
                  

               

            

         

      

      
            Anlage 1
zu Nr. 3 DVO-HHO

         

         Haushaltsstellen nach § 14 Abs. 1 HHO

         Hier nicht abgedruckt. (Red. Anm.: Vgl. Abl. 69 S. 313, geändert durch Artikel 1 
der Verordnung des Oberkirchenrats zur Änderung der Durchführungsverordnung 
zur Haushaltsordnung und zur Änderung der Verordnung des Oberkirchenrats 
zum Kirchlichen Gesetz zur Einführung eines neuen Finanzmanagements 
in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg vom 22. Februar 2022 
[Abl. 70 S. 90, 92, ber. Abl. 71 Nr. 135])
         

      

      
            Anlage 2
zu Nr. 4 DVO-HHO

         

         Einheitlicher Musterkontenrahmen 
für die Evangelische Landeskirche in Württemberg

         Hier nicht abgedruckt. (Red. Anm.: Vgl. Abl. 69 S. 319)
         

      

      
            Anlage 3
zu Nr. 8 DVO-HHO

         

         Gliederung Ergebnishaushalt nach § 15 Abs. 1 HHO

         Hier nicht abgedruckt. (Red. Anm.: Vgl. Abl. 68 S. 679, geändert durch Artikel 1 
der Verordnung des Oberkirchenrats zur Änderung der Durchführungsverordnung 
zur Haushaltsordnung vom 15. Dezember 2020 [Abl. 69 S. 311, 312])
         

      

      
            Anlage 4
zu Nr. 10 DVO-HHO

         

         Gliederung Finanzhaushalt nach § 16 HHO

         Hier nicht abgedruckt. (Red. Anm.: Vgl. Abl. 68 S. 680, geändert durch Artikel 1 
der Verordnung des Oberkirchenrats zur Änderung der Durchführungsverordnung 
zur Haushaltsordnung vom 15. Dezember 2020 [Abl. 69 S. 311, 312] und durch Artikel 1 
der Verordnung des Oberkirchenrats zur Änderung der Durchführungsverordnung 
zur Haushaltsordnung vom 16. September 2025 [Abl. 71 Nr. 185])
         

      

      
            Anlage 5
zu Nr. 11 DVO-HHO

         

         Gliederung Teilergebnishaushalt nach § 17 Abs. 2 HHO

         Hier nicht abgedruckt. (Red. Anm.: Vgl. Abl. 68 S. 681, geändert durch Artikel 1 
der Verordnung des Oberkirchenrats zur Änderung der Durchführungsverordnung 
zur Haushaltsordnung vom 15. Dezember 2020 [Abl. 69 S. 311, 312])
         

      

      
            Anlage 6
zu Nr. 11 DVO-HHO

         

         Gliederung Teilfinanzhaushalt nach § 17 Abs. 3 HHO

         Hier nicht abgedruckt. (Red. Anm.: Vgl. Abl. 68 S. 682)
         

      

      
            Anlage 7
zu Nr. 19 DVO-HHO

         

         Investitionsprogramm nach § 22 Absatz 3 HHO

         Hier nicht abgedruckt. (Red. Anm.: Vgl. Abl. 69 S. 331)
         

      

      
            Anlage 8
zu Nr. 37 DVO-HHO

         

         Inventurrichtlinie Evangelische Landeskirche in Württemberg

         Hier nicht abgedruckt. (Red. Anm.: Vgl. Abl. 68 S. 684, geändert durch Artikel 1 
der Verordnung des Oberkirchenrats zur Änderung der Durchführungsverordnung 
zur Haushaltsordnung vom 11. März 2024 [Abl. 71 Nr. 31])
         

      

      
            Anlage 9
zu Nr. 39 DVO-HHO

         

         Nutzungsdauer (ND) für bewegliche und unbewegliche Vermögensgegenstände

         Hier nicht abgedruckt. (Red. Anm.: Vgl. Abl. 69 S. 332, geändert durch Artikel 1 
der Verordnung des Oberkirchenrats zur Änderung der Durchführungsverordnung 
zur Haushaltsordnung vom 11. März 2024 [Abl. 71 Nr. 31])
         

      

      
            Anlage 10
zu Nr. 51 DVO-HHO

         

         Gliederung Ergebnisrechnung nach § 77 Abs. 1 HHO

         Hier nicht abgedruckt. (Red. Anm.: Vgl. Abl. 68 S. 692, geändert durch Artikel 1 
der Verordnung des Oberkirchenrats zur Änderung der Durchführungsverordnung 
zur Haushaltsordnung vom 15. Dezember 2020 [Abl. 69 S. 311, 312])
         

      

      
            Anlage 11
zu Nr. 51 DVO-HHO

         

         Gliederung Teilergebnisrechnung nach § 77 Abs. 1 HHO

         Hier nicht abgedruckt. (Red. Anm.: Vgl. Abl. 68 S. 693, geändert durch Artikel 1 
der Verordnung des Oberkirchenrats zur Änderung der Durchführungsverordnung 
zur Haushaltsordnung vom 15. Dezember 2020 [Abl. 69 S. 311, 312] und durch Artikel 1 
der Verordnung des Oberkirchenrats zur Änderung der Durchführungsverordnung 
zur Haushaltsordnung und zur Änderung der Verordnung des Oberkirchenrats 
zum Kirchlichen Gesetz zur Einführung eines neuen Finanzmanagements in der 
Evangelischen Landeskirche in Württemberg vom 22. Februar 2022 [Abl. 70, S. 90, ber. Abl. 71 Nr. 135])
         

      

      
            Anlage 12
zu Nr. 52 DVO-HHO

         

         Gliederung Finanzrechnung nach § 79 HHO

         Hier nicht abgedruckt. (Red. Anm.: Vgl. Abl. 68 S. 694, geändert durch Artikel 1 
der Verordnung des Oberkirchenrats zur Änderung der Durchführungsverordnung 
zur Haushaltsordnung vom 15. Dezember 2020 [Abl. 69 S. 311, 313], durch Artikel 1 
der Verordnung des Oberkirchenrats zur Änderung der Durchführungsverordnung 
zur Haushaltsordnung und zur Änderung der Verordnung des Oberkirchenrats 
zum Kirchlichen Gesetz zur Einführung eines neuen Finanzmanagements in der 
Evangelischen Landeskirche in Württemberg vom 22. Februar 2022 [Abl. 70, S. 90, ber. Abl. 71 Nr. 135] und durch Artikel 1 der Verordnung des Oberkirchenrats zur Änderung der Durchführungsverordnung zur Haushaltsordnung vom
            16. September 2025 [Abl. 71 Nr. 185])
         

      

      
            Anlage 13
zu Nr. 52 DVO-HHO

         

         Gliederung Teilfinanzrechnung nach § 79 HHO

         Hier nicht abgedruckt. (Red. Anm.: Vgl. Abl. 68 S. 695, geändert durch Artikel 1 
der Verordnung des Oberkirchenrats zur Änderung der Durchführungsverordnung 
zur Haushaltsordnung und zur Änderung der Verordnung des Oberkirchenrats 
zum Kirchlichen Gesetz zur Einführung eines neuen Finanzmanagements in der 
Evangelischen Landeskirche in Württemberg vom 22. Februar 2022 [Abl. 70, S. 90, ber. Abl. 71 Nr. 135])
         

      

      
            Anlage 14
zu Nr. 53 DVO-HHO

         

         Gliederung Bilanz nach § 80 HHO

         Hier nicht abgedruckt. (Red. Anm.: Vgl. Abl. 68 S. 696, geändert durch Artikel 1 
der Verordnung des Oberkirchenrats zur Änderung der Durchführungsverordnung 
zur Haushaltsordnung vom 15. Dezember 2020 [Abl. 69 S. 311, 313])
         

      

      
            Anlage 15
zu Nr. 55 DVO-HHO

         

         Anlagenverzeichnis nach § 81 Abs. 1 Nr. 1 HHO

         Hier nicht abgedruckt. (Red. Anm.: Vgl. Abl. 68 S. 698)
         

      

      
            Anlage 16
zu Nr. 56 DVO-HHO

         

         Liquiditätsübersicht nach § 81 Abs. 1 Nr. 5 HHO

         Hier nicht abgedruckt. (Red. Anm.: Vgl. Abl. 68 S. 700, geändert durch Artikel 1 
der Verordnung des Oberkirchenrats zur Änderung der Durchführungsverordnung 
zur Haushaltsordnung vom 15. Dezember 2020 [Abl. 69 S. 311, 313] und durch Artikel 1 
der Verordnung des Oberkirchenrats zur Änderung der Durchführungsverordnung 
zur Haushaltsordnung vom 16. September 2025 [Abl. 71 Nr. 185])
         

      

      
            Anlage 17
zu Nr. 16b DVO-HHO

         

         Gliederung Nachtragsergebnishaushalt

         Hier nicht abgedruckt. (Red. Anm.: Vgl. Abl. 70 S. 90, 98, ber. Abl. 71 Nr. 135)
         

      

      
            Anlage 18
zu Nr. 16b DVO-HHO

         

         Gliederung Nachtragsfinanzhaushalt

         Hier nicht abgedruckt. (Red. Anm.: Vgl. Abl. 70 S. 90, 100, ber. Abl. 71 Nr. 135, 
geändert durch Artikel 1 der Verordnung des Oberkirchenrats zur Änderung der 
Durchführungsverordnung zur Haushaltsordnung vom 16. September 2025 [Abl. 71 Nr. 185]
         

      

      
            Anlage 19
zu Nr. 16b DVO-HHO

         

         Gliederung Nachtragsteilergebnishaushalt

         Hier nicht abgedruckt. (Red. Anm.: Vgl. Abl. 70 S. 90, 102, ber. Abl. 71 Nr. 135)
         

      

      
            Anlage 20
zu Nr. 16b DVO-HHO

         

         Gliederung Nachtragsteilfinanzhaushalt

         Hier nicht abgedruckt. (Red. Anm.: Vgl. Abl. 70 S. 90, 104, ber. Abl. 71 Nr. 135)
         

      

      

      1
            Red. Anm.: Zum Inkrafttreten und zu Übergangsbestimmungen siehe red. Fußnotenhinweis auf nächster Seite hinsichtlich Art.
               5 Kirchliches Gesetz zur Einführung eines neuen Finanzmanagements in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg vom 24. November 2016 (Abl. 67 S. 273,  307), geändert durch Art. 1 Nr. 2 Kirchliches Gesetz zur Änderung haushaltsrechtlicher Vorschriften vom 27. November 2018 (Abl. 68 S. 310, 312), Art. 1 Nr. 2 Kirchliches Gesetz zur Änderung des Kirchlichen Gesetzes zur Einführung eines neuen Finanzmangagements in
               der Evangelischen Landeskirche in Württemberg und des Kirchlichen Gesetzes zur Änderung haushaltsrechtlicher Vorschriften
               vom 22. März 2019 (Abl. 68 S. 406, 409), Art. 2 Kirchliches Gesetz zur Änderung der Haushaltsordnung und des kirchlichen Gesetzes zur Einführung eines neuen Finanzmanagements
               in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg vom 2. Juli 2021 (Abl. 69 S. 575, 576) und Art. 1 Kirchliches Gesetz zur Änderung des Kirchlichen Gesetzes zur Einführung eines neuen Finanzmanagements in der Evangelischen
               Landeskirche in Württemberg vom 28. Juni 2024 (Abl. 71 Nr. 55). Hinsichtlich Ausnahmen vom Inkrafttreten siehe auch Zulassung von Ausnahmen [...] vom 17. Dezember 2019 (Abl. 69 S. 27) und vom 24. November 2020 (Abl. 69 S. 341).
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Die Bestimmungen der Verordnung des Oberkirchenrats zur Durchführung der Haushaltsordnung (Durchführungsverordnung
               zur Haushaltsordnung – DVO-HHO) sind eingerückt abgedruckt.
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Zum Inkrafttreten und zu Übergangsbestimmungen siehe red. Fußnotenhinweis auf nächster Seite hinsichtlich Art.
               5 Verordnung des Oberkirchenrats zum Kirchlichen Gesetz zur Einführung eines neuen Finanzmanagements in der Evangelischen
               Landeskirche in Württemberg vom 3. September 2019 (Abl. 68 S. 659, 666) geändert durch Art. 2 Verordnung des Oberkirchenrats zur Änderung der Durchführungsverordnung zur Haushaltsordnung und zur
               Änderung der Verordnung des Oberkirchenrats zum Kirchlichen Gesetz zur Einführung eines neuen Finanzmanagements in der Evangelischen
               Landeskirche in Württemberg vom 22. Februar 2022 (Abl. 70 S. 90, ber. Abl. 71 Nr. 135) und durch Verordnung des Oberkirchenrats zur Änderung der Verordnung des Oberkirchenrats zum Kirchlichen Gesetz zur Einführung
               eines neuen Finanzmanagements in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg vom 3. September 2024 (Abl. 71 Nr. 71, ber. Abl. 71 Nr. 97). Hinsichtlich Ausnahmen vom Inkrafttreten siehe auch Zulassung von Ausnahmen [...] vom 17. Dezember 2019 (Abl. 69 S. 27) und vom 24. November 2020 (Abl. 69 S. 341).
            

         

      

      4
            Red. Anm.: Die Bestimmungen der Kirchlichen Verordnung zur Durchführung von § 91 Haushaltsordnung (Durchführungsverordnung
               zu § 91 Haushaltsordnung – DVO-HHO GA) sind eingerückt und mit einem Rahmen umfasst abgedruckt.
            

         

      

      5
            Red. Anm.: Übergangsbestimmung geregelt in Art. 2 Absatz 2 Kirchliche Verordnung zum Kirchlichen Gesetz zur Einführung eines
               neuen Finanzmanagements in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg vom 20. September 2019 (Abl. 68 S. 641, 644), geändert durch Kirchliche Verordnung vom 7. Oktober 2024 (Abl. 71 Nr. 78): 
            

            „Für die Abwicklung des Haushaltsjahres 2019 und der Vorjahre einschließlich Rechnungslegung finden die bisher geltenden Bestimmungen
               der Durchführungsverordnung Anwendung. Der Oberkirchenrat wird ermächtigt, für die Landeskirche, Kirchengemeinden, Kirchenbezirke
               und kirchliche Verbände befristet bis spätestens zum 31. Dezember 2026 Ausnahmen vom Inkrafttreten zuzulassen.“ 
Hinsichtlich Ausnahmen vom Inkrafttreten siehe auch Zulassung von Ausnahmen [...] vom 17. Dezember 2019 (Abl. 69 S. 27) und vom 24. November 2020 (Abl. 69 S. 341).
            

         

      

      6
            Red. Anm.: Vgl. § 50 Abs. 1 Nr. 10 KGO i. V. m. Nr. 79 AVO KGO (abgedruckt unter 50 u. 51 dieser Sammlung), § 25 Abs. 1 Nr. 7 KGO i. V. m. Nr. 31 Verordnung des Oberkirchenrats zur Ausführung der Kirchenbezirksordnung (abgedruckt unter Nr. 60 u. 61 dieser Sammlung), § 7 Kirchliches Verbandsgesetz (abgedruckt unter Nr. 65 dieser Sammlung).
            

         

      

      7
            Red. Anm.: Siehe hierzu § 15 Abs. 7 der Verordnung über die Beurteilung und Beförderung der Kirchenbeamten und Kirchenbeamtinnen (abgedruckt unter Nr. 652 dieser Sammlung).
            

         

      

      8
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 900 dieser Sammlung.
            

         

      

      9
            Red. Anm.: Richtig: Absatz 4 Satz 2.

         

      

      10
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 879 dieser Sammlung.
            

         

      

      11
            Red. Anm.: Kirchliche Verordnung zur Durchführung von § 91 Haushaltsordnung (Durchführungsverordnung zu § 91 Haushaltsordnung
               – DVO-HHO GA) vom 20. September 2019 (Abl. 68 S. 641). 
            

         

      

      12
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 851 dieser Sammlung.

         

      

      13
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 1 dieser Sammlung.
            

         

      

      14
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 535 dieser Sammlung.
            

         

      

   
      

      
         Redaktioneller Hinweis 
zum Inkrafttreten, zur Anwendbarkeit, 
zur Übergangsbestimmung und zu Ausnahmen 
der Anwendbarkeit der Haushaltsordnung – HHO1  
vom 24. November 2016 (Abl. 67 S. 273), 
zuletzt geändert durch Kirchliches Gesetz 
vom 2. Juli 2021 (Abl. 69 S. 575, 576)
         

      

      
                     
                        
                           
                              	
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  Der Oberkirchenrat hat mit Zulassung von Ausnahmen vom Inkrafttreten des Kirchlichen Gesetzes über das Finanzmanagement in der Evangelischen Landeskirche
                        in Württemberg (Haushaltsordnung– HHO) vom 24. November 2016 (Abl. 67 S. 273), zuletzt geändert durch Kirchliches Gesetz vom 2. Juli 2021 (Abl. 69 S. 575, 5762), von der Kirchlichen Verordnung zur Durchführung von § 91 Haushaltsordnung (Durchführungsverordnung zu § 91 Haushaltsordnung
                        – DVO-HHO GA) vom 20. September 2019 (Abl. 68 S. 6413) und von der Verordnung des Oberkirchenrats zur Durchführung der Haushaltsordnung (Durchführungsverordnung zur Haushaltsordnung
                        – DVO-HHO) vom 3. September 2019 (Abl. 68 S. 6594) vom 24. November 2020 (Abl. 69 S. 341) von seiner Befugnis Gebrauch gemacht:
                  

                  „Bis auf Weiteres werden gem. Art. 5 Abs. 2 Satz 2 Kirchliches Gesetz zur Einführung eines neuen Finanzmanagements in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg5 vom 24. November 2016 (Abl. 67 S. 273,  307), zuletzt geändert durch Kirchliches Gesetz vom 2. Juli 2021 (Abl. 69 S. 575, 576) und gem. § 117 HHO, gem. Art. 2 Absatz 2 Satz 2 Kirchliche Verordnung zum Kirchlichen Gesetz zur Einführung eines neuen
                     Finanzmanagements in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg vom 20. September 2019 (Abl. 68 S. 641, 6446) und gem. Art. 5 Absatz 2 Satz 2 Verordnung des Oberkirchenrats zum Kirchlichen Gesetz zur Einführung eines neuen Finanzmanagements
                     in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg vom 3. September 2019 (Abl. 68 S. 659, 6667) in Abänderung der Zulassung von Ausnahmen vom 17. Dezember 2019 (Abl. 69 S. 27) ab 1. Januar 2021 die Sonderhaushaltspläne der nachfolgend genannten landeskirchlichen Dienste, Werke und Einrichtungen
                     (das Verwaltungszentrum Bad Boll, die Ehrenamtliche Gottesdienstleitung, das Stift Urach, den Treffpunkt 50plus, den Kirchlichen
                     Dienst in der Arbeitswelt, die Evangelische Akademie Bad Boll, die Gemeindeentwicklung und Gottesdienst, das Amt für missionarische
                     Dienste, die Kirche in Freizeit und Tourismus, die Verwaltung Evangelisches Bildungszentrum Birkach, das Pädagogisch-Theologische
                     Zentrum, die Evangelische Hochschule Ludwigsburg, das Evangelische Jugendwerk Württemberg, das Zentrum Diakonat, die Tagungsstätten
                     [Gesamtbetrieb], die Tagungsstätte Birkach, die Tagungsstätte Bernhäuser Forst, die Tagungsstätte Bad Boll, die Tagungsstätte
                     Bad Urach, das Evangelische Stift Tübingen, das Pfarrseminar, das Pastoralkolleg, das Seminar für Seelsorge-Fortbildung [KSA],
                     Dienst der Prädikantinnen und Prädikanten, Fortbildung in den ersten Amtsjahren [FEA]), die Kirchenbezirke, die Kirchengemeinden,
                     die kirchlichen Verbände und die öffentlich-rechtlichen Stiftungen mit Ausnahme des Kirchenbezirks Ludwigsburg, der Gesamtkirchengemeinde
                     Ludwigsburg, der Kirchengemeinde Eglosheim, der Kirchengemeinde Oßweil, der Kirchengemeinde Neckarweihingen, dem Verband der
                     Kirchenbezirke im Landkreis Ludwigsburg, der Kirchengemeinde Eberdingen, der Kirchengemeinde Schwieberdingen und der Kirchengemeinde
                     Großbottwar, der Pfarreistiftung, der Schulstiftung, der Seminarstiftung, der Evangelischen Versorgungsstiftung Württemberg
                     und der Stiftung Evangelischer Versorgungsfonds Württemberg vom Inkrafttreten der Haushaltsordnung, der Durchführungsverordnung
                     zu § 91 Haushaltsordnung und der Durchführungsverordnung zur Haushaltsordnung ausgenommen. Für sie gilt bis auf Weiteres die bis zum 31. Dezember 2019 geltende Fassung der Haushaltsordnung und der Durchführungsverordnung zur Haushaltsordnung8 weiter.“
                  

                  


                  


                  Das Kirchliche Gesetz über das Finanzmanagement in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg (Haushaltsordnung – HHO)9 vom 24. November 2016 (Abl. 67 S. 273), zuletzt geändert durch Kirchliches Gesetz vom 2. Juli 2021 (Abl. 69 S. 575, 576), ist zum 1. Januar 2020 in Kraft getreten. 
                  

                  


                  


                  Gleichzeitig ist die Haushaltsordnung10 vom 27. November 2003 (Abl. 61 S. 1), zuletzt geändert durch Kirchliches Gesetz vom 8. Juli 2017 (Abl. 67 S. 409, dieses geändert durch Kirchliches Gesetz vom 27. November 2018 [Abl. 68 S. 310, 312]), außer Kraft getreten. 
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         860. Kirchliches Gesetz über den Ausgleichsstock für hilfsbedürftige Kirchengemeinden

      

      
         Vom 9. November 1955

      

      
         (Abl. 36 S. 423), geändert durch kirchliches Gesetz vom 25. November 2022 (Abl. 70 S. 425, 428)
         

      

      und

      861. Durchführungs-Verordnung zum kirchlichen Gesetz über den Ausgleichsstock für hilfsbedürftige Kirchengemeinden
Vom 8. Mai 19561
(Abl. 37 S. 65)
      

      
                     § 1

                  

                  Es wird ein Ausgleichsstock gebildet, der dem finanziellen Lastenausgleich unter den Kirchengemeinden dient. Die Mittel für
                     den Ausgleichsstock werden nach näherer Bestimmung des landeskirchlichen Haushaltsgesetzes dem auf die Kirchengemeinden entfallenden
                     Anteil am Ertrag der einheitlichen Kirchensteuer entnommen. Das landeskirchliche Haushaltsgesetz kann Entnahmen von Mitteln
                     für den Ausgleichsstock auch für die in § 9 Allgemeine Klimaschutzbestimmungen2 aufgeführten Maßnahmen vorsehen. Der Ausgleichsstock wird beim Oberkirchenrat verwaltet.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Zur Durchführung des kirchlichen Gesetzes über den Ausgleichsstock für hilfsbedürftige Kirchengemeinden vom 9. November 1955 (Abl. 36 S. 423) wird folgendes verordnet:
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 1

                              
                           

                           
                              	
                                 § 1

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (1)  Kirchengemeinden, die besonderer finanzieller Hilfe bedürfen (vor allem im Zusammenhang mit außerordentlichen Bauaufgaben),
                                    können Zuteilungen aus dem Ausgleichsstock beantragen, wenn keine anderen Deckungs- und Finanzierungsmittel zur Verfügung
                                    stehen. 
                                 

                                 (2)  Beiträge aus dem Ausgleichsstock dürfen erst nach Zuteilung in den ortskirchlichen Haushaltsplan oder in einen Kostendeckungsplan
                                    als Deckungsmittel eingestellt werden. 
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 2

                  

                  Kirchengemeinden, die besonderer Hilfe bedürfen, können auf Antrag Zuteilungen aus dem Ausgleichsstock erhalten. Voraussetzung
                     einer Zuteilung ist, daß die Kirchengemeinde in ihrer Haushaltsführung strenge Sparsamkeit übt und die Möglichkeiten, eigene
                     Einnahmen zu erzielen, pflichtgemäß ausschöpft.
                  

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 2

                              
                           

                           
                              	
                                 § 2

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (1)  Zuteilungen aus dem Ausgleichsstock werden unter folgenden Voraussetzungen gewährt: 

                                 
                                    
                                       	
                                           Der Bedarf muß dringlich sein, und zwar auch im Vergleich mit dem Bedarf anderer Kirchengemeinden. 

                                       

                                       	
                                           Die Ausgaben müssen sparsam bemessen sein. 

                                       

                                       	
                                           Die Möglichkeiten, eigene Einnahmen zu erzielen, müssen voll ausgeschöpft werden; hierzu gehören insbesondere Erhebung der
                                             Ortskirchensteuer nach der Verordnung des  Evang. Oberkirchenrats vom 9. Dezember 1955 Nr. A. 15 463 (Abl. 37 S. 15) und Einzug
                                             von Kirchensteuerrückständen aus der Zeit vor dem 1. Januar 19563). 
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (2)  Die Opferwilligkeit einer Kirchengemeinde ist bei Zuteilungen aus dem Ausgleichsstock zu ihren Gunsten zu bewerten. 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (3)  Bei den Zuteilungen ist zu berücksichtigen, ob die Kirchengemeinde noch Kirchensteuereingänge aus früheren Rechnungsjahren
                                    zu erwarten hat.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 § 3

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (1)  Anträge auf Zuteilungen aus dem Ausgleichsstock müssen Auskunft geben über: 

                                 
                                    
                                       	
                                          den Zweck, für den die Zuteilung beantragt wird und die Dringlichkeit der Aufgabe; 

                                       

                                       	
                                          die sonstigen Deckungs- und Finanzierungsmittel für das Vorhaben: 

                                          Kirchenopfer, Beiträge, Spenden, 

                                          Rücklagen, 

                                          Schuldaufnahmen, 

                                          Grundstocksangriff gegen Wiederersatz. 

                                          Vermögenserlöse, 

                                          Mittel des allgemeinen Geldgrundstocks, 

                                          vorgesehene Leistungen aus dem ordentlichen Haushalt; 

                                       

                                       	
                                          den im ortskirchlichen Steuerbeschluß geschätzten Ertrag der Ortskirchensteuer, getrennt nach Kirchgeld und Kirchengrundsteuer;
                                             
                                          

                                       

                                       	
                                          die Summe der für das laufende Rechnungsjahr festgesetzten Kirchensteuerzuweisungen; 

                                       

                                       	
                                          die Ablieferungsrückstände der Kirchengemeinde auf das gesamte Ablieferungssoll für 1955 und frühere Rechnungsjahre; 

                                       

                                       	
                                          die Höhe der noch nicht eingezogenen Ortskirchensteuer aus der Zeit vor dem 1. Januar 1956, nach Rechnungsjahren getrennt;

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	7.

                                       	
                                          den neuesten Schuldenstand der Kirchengemeinde unter Angabe der einzelnen Schuldaufnahmen, des Zinssatzes sowie der jährlichen
                                             Tilgungsraten und Schuldzinsen (Schuldenstandsübersicht); 
                                          

                                       

                                       	8.

                                       	
                                          die Höhe der beantragten Zuteilung aus dem Ausgleichsstock. 

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (2)  Der Oberkirchenrat kann weitere Auskünfte einholen.

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 3

                  

                  Anträge auf Gewährung einer Zuteilung aus dem Ausgleichsstock sind dem Kirchenbezirksausschuß einzureichen. Dieser prüft die
                     Anträge und legt sie mit einer gutachtlichen Äußerung dem Oberkirchenrat vor.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 3

                              
                           

                           
                              	
                                 § 4

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (1)  Der Antrag auf Zuteilung aus dem Ausgleichsstock wird vom Kirchengemeinderat beschlossen und sobald als möglich, spätestens
                                    bis 10. Juli, dem erweiterten Kirchenbezirksausschuß eingereicht4. Verspätete Anträge können für das laufende Rechnungsjahr zurückgewiesen werden. 
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (2)  Der erweiterte Kirchenbezirksausschuß prüft die Anträge und begutachtet sie. Bei der Entscheidung über die Dringlichkeit
                                    der beantragten Zuteilung sind auch die Verhältnisse in den übrigen Kirchengemeinden des Kirchenbezirks zu berücksichtigen.
                                    
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (3)  In der gutachtlichen Äußerung des erweiterten Kirchenbezirksausschusses ist anzugeben, bis zu welcher Höhe der Antrag
                                    befürwortet, oder ob die Ablehnung des Antrags empfohlen wird. 
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (4)  Der erweiterte Kirchenbezirksausschuß legt die Anträge der Kirchengemeinden bis 15. September dem Oberkirchenrat vor5, der sie an den Ausschuß für die Verteilung der Mittel des Ausgleichsstocks weiterleitet. 
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 4

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Über die Zuteilungen aus dem Ausgleichsstock entscheidet ein Ausschuß, dessen sieben Mitglieder samt Stellvertreter von der
                     Landessynode für die Dauer ihrer Amtszeit gewählt werden. Dem Ausschuß gehören zwei Theologen und zwei Laien der Landessynode
                     sowie drei Vertreter der Kirchengemeinden an. Die Landessynode bestimmt, welcher der Synodalen den Vorsitz führt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Oberkirchenrat entsendet zu den Sitzungen des Ausschusses Berater; er gibt dem Ausschuß Auskunft über die Einnahmen und
                     Ausgaben des Ausgleichsstocks.
                  

               

               
                     § 5

                  

                  Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1956 in Kraft.
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         870. Kirchliches Gesetz über das Rechnungsprüfamt 
der Evangelischen Landeskirche in Württemberg (Rechnungsprüfamtgesetz – RPAG)
         

      

      
         Vom 23. November 1983

      

      
         (Abl. 50 S. 721), geändert durch Kirchl. Gesetz vom 24. November 1994 (Abl. 56 S. 258), vom 24. November 2016 (Abl. 67 S. 273, 307), vom 8. Juli 2017 (Abl. 67 S. 410, dieses geändert durch Kirchliches Gesetz vom 27. November 2018 [Abl. 68 S. 310, 312]) und vom 28. März 2025 (Abl. 71 Nr. 142)
         

      

      und

      871. Verordnung des Oberkirchenrats 
zur Durchführung des Rechnungsprüfamtgesetzes (DVO-RPAG) 
Vom 5. November 20241
(Abl. 71 Nr. 82)
      

      
                     § 1
Aufgaben des Rechnungsprüfamts
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Rechnungsprüfamt der Evangelischen Landeskirche in Württemberg (Rechnungsprüfamt) prüft die Haushalts-, Kassen- und Rechnungsführung
                     
                        	
                           der Landeskirche und ihrer rechtlich unselbständigen Einrichtungen, Sondervermögen und Wirtschaftsbetriebe,

                        

                        	
                           der Kirchengemeinden, Kirchenbezirke und der kirchlichen Verbände einschließlich ihrer rechtlich unselbständigen Einrichtungen,
                              Sondervermögen und Wirtschaftsbetriebe,
                           

                        

                        	
                           der rechtlich selbständigen kirchlichen Werke, Einrichtungen und Stiftungen, soweit sie der Aufsicht der Landeskirche unterliegen
                              und die Rechnungsprüfung nicht anders geregelt ist oder soweit die Prüfung durch Vereinbarung mit der Landeskirche auf das
                              Rechnungsprüfamt übertragen wurde.
                           

                        

                     

                  

                  Für die Rechnungsprüfung gelten die Bestimmungen in Teil V. und § 49 Haushaltsordnung2, auch soweit die geprüfte Stelle nicht in den Geltungsbereich dieses Gesetzes fällt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Weitere Aufgaben können dem Rechnungsprüfamt vom Präsidenten der Landessynode übertragen werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Rechnungsprüfamt äußert sich auf Ersuchen des Präsidenten der Landessynode gutachterlich zu Fragen, die für die Haushalts-,
                     Kassen- und Rechnungsführung der Landeskirche von Bedeutung sind.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Das Rechnungsprüfamt ist vor dem Erlaß allgemeiner Vorschriften zum Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen zu hören.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Werden Tatsachen bekannt, die den dringenden Verdacht einer schwerwiegenden Unregelmäßigkeit begründen, ist das Rechnungsprüfamt unverzüglich zu unterrichten.
                  

               

               
                     § 2
Stellung des Rechnungsprüfamts
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bei der Erfüllung seiner Aufgaben ist das Rechnungsprüfamt unabhängig und nur dem Gesetz unterworfen. Ihm dürfen keine Weisungen
                     erteilt werden, die den Umfang, die Art und Weise oder das Ergebnis der Prüfung betreffen. Der Leiter erlässt im Einvernehmen
                     mit dem Präsidenten der Landessynode eine Geschäftsordnung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei der Erfüllung seiner Aufgaben gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 1 arbeitet das Rechnungsprüfamt im Auftrag der Landessynode.
                  

               

               
                     § 3
Allgemeine Bestimmungen über die Prüfungstätigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Unterlagen, die das Rechnungsprüfamt zur Erfüllung seiner Aufgaben für erforderlich hält, sind ihm auf Verlangen innerhalb
                     einer bestimmten Frist zu übersenden oder seinen Beauftragten vorzulegen. Ebenso sind dem Rechnungsprüfamt oder seinen Beauftragten
                     die erbetenen Auskünfte zu erteilen. Dem Rechnungsprüfamt ist durch die nach § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 zu prüfende Stelle, im Übrigen auf Verlangen im Einzelfall eine schriftliche Vollständigkeitserklärung zu
                     erteilen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Vorlage- und Auskunftspflicht nach Absatz 1 umfasst auch elektronisch gespeicherte Daten sowie deren automatisierten Abruf.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Zu § 3 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2:

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	1.

                                       	
                                          Das Rechnungsprüfamt wird durch die Erteilung von Auskünften und den Zugang zu bestehenden (elektronischen) Inhaltsübersichten seitens der geprüften Stelle rechtzeitig in die Lage versetzt, vollumfänglich beurteilen zu können, welche Unterlagen für die Erfüllung seiner Aufgaben erforderlich im Sinne von § 3 Absatz 1 Satz 1 RPAG sind. Inhaltsübersichten in diesem Sinn sind z.B. der Aktenplan und das Aktenverzeichnis im Dokumentenmanagementsystem sowie
                                             andere Ablagesysteme, welche die geprüfte Stelle intern angelegt hat.
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	2.

                                       	
                                          Dem Rechnungsprüfamt werden von der geprüften Stelle alle Unterlagen und Daten mit inhaltlichem und zeitlichem Bezug zur jeweiligen
                                             Prüfung zur Verfügung gestellt, die das Rechnungsprüfamt zur Erfüllung seiner Aufgaben für erforderlich hält. 
                                          

                                          Hierzu gehören regelmäßig insbesondere: 

                                          
                                             
                                                	
                                                   der Haushaltsplan und der Jahresabschluss, 

                                                

                                                	
                                                   Unterlagen, die nach der Haushaltsordnung den zu erstellenden Rechnungsabschluss begründen,

                                                

                                                	
                                                   das Vortragsbuch mit Beilagen, 

                                                

                                                	
                                                   das Zeitbuch und Monatsabschlüsse, 

                                                

                                                	
                                                   Vergabeunterlagen, 

                                                

                                                	
                                                   Baubücher nebst Anlagen, 

                                                

                                                	
                                                   Verträge, Rechnungen und Belege, 

                                                

                                                	
                                                   Kontoauszüge, 

                                                

                                                	
                                                   Zuwendungsbestätigungen und Verwendungsnachweise sowie 

                                                

                                                	
                                                   Personalakten, einschließlich aller Neben- oder Teilakten im Rahmen der Personalwesenprüfung. 

                                                

                                             

                                          

                                          Hierzu zählen in der Regel insbesondere nicht Vorgänge und Dokumente aus den folgenden Bereichen: 

                                          
                                             
                                                	
                                                   Disziplinarverfahren, 

                                                

                                                	
                                                   Beurteilungswesen, 

                                                

                                                	
                                                   Dienstprüfungen, 

                                                

                                                	
                                                   Kirchliche Gerichte, 

                                                

                                                	
                                                   Staatliches und kirchliches Meldewesen (z.B. Umzug, Austritt, Taufe) sowie 

                                                

                                                	
                                                   ärztliche Gutachten. 

                                                

                                             

                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                              	
                                 
                                    
                                       	3.

                                       	
                                          EDV-Programme 

                                          Die geprüfte Stelle gewährt dem Rechnungsprüfamt bis zum Abschluss der Prüfung Zugang zu allen erforderlichen EDV-Programmen.
                                             Die Zugriffsmöglichkeiten sind mindestens vier Wochen vor Beginn der Prüfungshandlung zu gewährleisten, damit das Rechnungsprüfamt die Erforderlichkeit von Unterlagen im Sinne von § 3 Absatz 1 Satz 1 RPAG rechtzeitig beurteilen kann. Abgeschlossen im Sinne dieser Verordnung ist eine Prüfung in der Regel mit Versand des Schlussberichts
                                             gemäß § 4 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 Satz 1 RPAG, sofern das Rechnungsprüfamt nicht anderweitig über das tatsächliche Ende der Prüfungshandlung entscheidet und dies der geprüften
                                             Stelle mitteilt. 
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Rechnungsprüfamt kann seine Prüfungen nach Ermessen beschränken. Es kann im Einzelfall Sachverständige zu Prüfungsarbeiten
                     heranziehen und Erhebungen durch Beauftragte vornehmen lassen.
                  

                  (3a) Das Rechnungsprüfamt kann im Rahmen der prüfungsbegleitenden Beratung Hinweise insbesondere zur Zweckmäßigkeit des Verwaltungshandelns
                     und zur Erledigung von Prüfungsfeststellungen geben und Effizienzpotenziale aufzeigen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Das Rechnungsprüfamt kann im Rahmen seines Auftrags Prüfungen unmittelbar bei den von der jeweils zu prüfenden Stelle beauftragten
                     datenverarbeitenden Einrichtungen vornehmen. Das Prüfungsrecht ist bei der Auftragserteilung zu sichern. Das Rechnungsprüfamt
                     kann selbst vom Auftragnehmer Auskünfte über die verwendeten Systeme, Programme und gespeicherten Daten und Auswertungen der
                     Daten verlangen, soweit sie der Auftragnehmer dem Auftraggeber kostenlos zu erteilen verpflichtet ist. Die zu prüfende Stelle
                     ist mindestens gleichzeitig mit dem Auftragnehmer zu unterrichten. Die Vorlage- und Auskunftspflicht nach Absatz 1 und 2 bleibt
                     unberührt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Das Rechnungsprüfamt kann bei Körperschaften und Einrichtungen nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 und 3 nach Anhörung des Oberkirchenrats
                     mit Zustimmung des Präsidenten der Landessynode Vorprüfungsstellen zulassen. Die Vorprüfungsstelle unterliegt bei ihrer Vorprüfungstätigkeit
                     fachlich nur den Weisungen des Rechnungsprüfamtes.
                  

               

               
                     § 4
Prüfungsbericht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Rechnungsprüfamt faßt das Ergebnis seiner Prüfung in einem Vorbericht zusammen und leitet ihn der geprüften Stelle zu.
                     Hiervon kann abgesehen werden, soweit das Prüfungsverfahren durch eine Entlastung ohne Einschränkungen oder Auflagen nach
                     der Haushaltsordnung3 abzuschließen ist. Diese hat dem Rechnungsprüfamt in einer von ihm bestimmten angemessenen Frist eine Stellungnahme vorzulegen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die wesentlichen Feststellungen aus der Prüfung und die aus Sicht des Rechnungsprüfamts nicht erledigten oder nicht ausreichend
                     beantworteten Prüfungsfeststellungen faßt das Rechnungsprüfamt in einem Schlußbericht zusammen. Dieser enthält insbesondere
                     Feststellungen darüber,
                     
                        	
                           ob die in der Haushaltsrechnung und der Vermögensrechnung und die in den Büchern aufgeführten Beträge übereinstimmen und die
                              geprüften Einnahmen und Ausgaben ordnungsgemäß belegt sind,
                           

                        

                        	
                           in welchen bedeutenden Fällen die für das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen geltenden Vorschriften und Grundsätze nicht
                              beachtet worden sind,
                           

                        

                        	
                           welche Maßnahmen für die Zukunft empfohlen werden.

                        

                     

                  

                  In den Schlußbericht können Feststellungen auch über spätere und frühere Haushaltsjahre aufgenommen werden.

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Schlußbericht über die Prüfung der Rechnung der Landeskirche und ihrer rechtlich unselbständigen Einrichtungen, Sondervermögen
                     und Wirtschaftsbetriebe wird mit dem Vorbericht und der hierzu ergangenen Stellungnahme des Oberkirchenrats dem Präsidenten
                     der Landessynode zugeleitet. Bei der Erörterung des Schlußberichts im zuständigen Gremium erhält der Leiter des Rechnungsprüfamts
                     die Gelegenheit zur Erläuterung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Soweit nicht etwas anderes geregelt ist, werden andere Schlussberichte der geprüften Stelle sowie der unmittelbar aufsichtführenden
                     Stelle zugeleitet. Sie sind dem Oberkirchenrat mitzuteilen, wenn dies rechtlich vorgesehen oder vereinbart ist oder das Rechnungsprüfamt dies für erforderlich hält oder wenn nach dem Ergebnis der Prüfung voraussichtlich Maßnahmen der landeskirchlichen
                     Aufsicht erforderlich sind.
                  

               

               
                     § 5
Zusammensetzung des Rechnungsprüfamts
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Rechnungsprüfamt besteht aus dem Leiter, seinem Stellvertreter sowie der erforderlichen Anzahl von Prüfern, die in der
                     Regel Kirchenbeamte sein sollen, sowie weiteren Mitarbeitern.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Leiter und sein Stellvertreter werden mit Zustimmung des Landeskirchenausschusses berufen und abberufen. Die Prüfer und
                     weitere Mitarbeiter werden auf Vorschlag des Leiters des Rechnungsprüfamts durch den Oberkirchenrat bestellt. Sie können nur
                     auf Antrag des Leiters des Rechnungsprüfamts oder des Präsidenten der Landessynode abberufen werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Dienstaufsicht über den Leiter und seinen Stellvertreter führt der Präsident der Landessynode. Die Prüfer und weiteren
                     Mitarbeiter sind der Dienstaufsicht des Leiters des Rechnungsprüfamts unterstellt.
                  

               

               
                     § 6
Ausstattung des Rechnungsprüfamts
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Erträge, Einzahlungen, Aufwendungen und Auszahlungen des Rechnungsprüfamts werden in einer gesonderten Haushaltsstelle
                     des landeskirchlichen Haushaltsplans zusammengefasst. Diese Haushaltsstelle wird, unbeschadet der Regelungen nach § 5, vom Leiter des Rechnungsprüfamts bewirtschaftet. Das Rechnungsprüfamt stellt für die Haushaltsstelle einen Vorschlag auf.
                     Weicht der Oberkirchenrat im Entwurf des landeskirchlichen Haushaltsplans für diese Haushaltsstelle vom Vorschlag des Rechnungsprüfamts ab, so gibt er den Vorschlag des Rechnungsprüfamts
                     dem Präsidenten der Landessynode zusammen mit der Vorlage des Haushaltsplanentwurfs schriftlich oder in Textform zur Kenntnis.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die Prüfung der Haushaltsführung des Rechnungsprüfamts ist der Präsident der Landessynode verantwortlich.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Oberkirchenrat kann durch Verordnung4 gemäß § 39 Abs. 1 Kirchenverfassungsgesetz5 bestimmen, daß bei der Prüfung nach § 1 Abs. 1 Gebühren zu erheben sind. Die Verordnung6 regelt die Art der Gebührenerhebung und die Höhe der Gebührensätze.
                  

               

               
                     § 7
Inkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Entgegenstehende Bestimmungen, insbesondere die Verordnung des Evangelischen Oberkirchenrats über das Rechnungsprüfamt bei
                     dem Evangelischen Oberkirchenrat vom 30. Dezember 1925 (Abl. 22 S. 199) treten außer Kraft.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Der Text der Durchführungsverordnung wird an den entsprechenden Stellen des Gesetzes eingerückt und mittels kleinerer
               Schriftgröße dargestellt. 
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 850 u. 851 - 852 dieser Sammlung. 
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Vgl. § 114  Abs. 1 Haushaltsordnung (abgedruckt unter Nr. 850 u. 851 - 852 dieser Sammlung). 
            

         

      

      4
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 872 dieser Sammlung. 
            

         

      

      5
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 1 dieser Sammlung. 
            

         

      

      6
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 872 dieser Sammlung. 
            

         

      

   
      

      
         872. Kirchliche Verordnung über die Erhebung von Gebühren für Tätigkeiten des Rechnungsprüfamts 
der Evangelischen Landeskirche in Württemberg 
(RPA-GebO)
         

      

      
         Vom 3. November 1998

      

      
         (Abl. 58 S. 135), geändert durch Kirchl. Verordnung vom 11. April 2000 (Abl. 59 S. 76), vom 16. Oktober 2007 (Abl. 62 S. 611), vom 30. Januar 2012 (Abl. 65 S. 48), vom 17. Oktober 2016 (Abl. 67 S. 246), vom 10. Februar 2023 (Abl. 70 S. 500) und vom 10. Februar 2025 (Abl. 71 Nr. 131)
         

      

      Aufgrund von § 6 Abs. 3 des Kirchlichen Gesetzes über das Rechnungsprüfamt der Evangelischen Landeskirche in Württemberg1 (Abl. 56 S. 258) wird gemäß § 39 Abs. 1 Kirchenverfassungsgesetz2 verordnet:
      

      
                     § 1
Gebührenerhebung, festsetzende Stelle
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für Prüfungen nach § 113 Haushaltsordnung3 sowie nach § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Rechnungsprüfamtgesetz4 werden Gebühren erhoben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Gebühren werden durch das Rechnungsprüfamt oder, soweit es diese hierzu ermächtigt, durch Beauftragte nach § 3 Absatz 2 Rechnungsprüfamtgesetz5 festgesetzt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Über den Widerspruch gegen eine Gebührenfestsetzung entscheidet der Leiter des Rechnungsprüfamts.
                  

               

               
                     § 2
Gebührenmaßstab, Gebührenhöhe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Gebühren werden entsprechend dem Zeitaufwand für die Prüfung nach Tagessätzen festgesetzt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Gebühr beträgt für einen vollen Prüfungstag 860,00 Euro6, für jeden begonnenen halben Prüfungstag 430,00 Euro7.
                  

                  Ein Zeitaufwand von weniger als einer Stunde wird nicht berechnet.

                  
                        (
                        3
                        )
                        In den Gebühren sind die mit der Prüfung verbundenen sonstigen Kosten der Prüfung inbegriffen.
                  

               

               
                     § 3
Gebührenbefreiung
                     

                  

                  Rechtlich selbständige kirchliche Werke, Einrichtungen und Stiftungen sind von der Gebührenerhebung zu befreien, wenn der
                     Oberkirchenrat dies beantragt und der Zeitaufwand für die Prüfung weniger als einen Prüfungstag beträgt.
                  

               

               
                     § 4
Entstehung, Fälligkeit und Einzug der Gebührenschuld
                     

                  

                  Die Gebührenschuld entsteht mit dem Zugang des Prüfungsberichts. Die Gebühren werden mit der Bekanntgabe des Gebührenbescheids
                     zur Zahlung fällig.
                  

               

               
                     § 5
Inkrafttreten, Aufhebung von Vorschriften
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1999 in Kraft. Sie gilt erstmals für die Prüfung der Rechnungen des Rechnungsjahres 1998.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zum 31. Dezember 1998 tritt Abschnitt III der Landeskirchlichen Gebührenordnung vom 23. Juni 1971 (Abl. 44 S. 393) außer Kraft.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 870 u. 871 dieser Sammlung.
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 1 dieser Sammlung.
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 850 u. 851 - 852 dieser Sammlung.
            

         

      

      4
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 870 u. 871 dieser Sammlung.
            

         

      

      5
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 870 u. 871 dieser Sammlung.
            

         

      

      6
            Red. Anm.: Bis 31. März 2023 „640,00 Euro“; bis 31. März 2025 „770,00 Euro“.

         

      

      7
            Red. Anm.: Bis 31. März 2023 „320,00 Euro“; bis 31. März 2025 „385,00 Euro“.

         

      

   
      

      
         879. Gesetz über die Erhebung von Steuern 
durch öffentlich-rechtliche Religionsgemeinschaften 
in Baden-Württemberg 
(Kirchensteuergesetz – KiStG)
         

      

      
         Vom 18. Dezember 1969

      

      
         (GBl. 1970 S. 1) in der Fassung vom 15. Juni 1978 (GBl. S. 369; Abl. 48 S. 137), geändert durch Gesetz vom 9. Juli 1991 (GBl. S. 470), durch Verordnung vom 17. Juni 1997 (GBl. S. 278, 281), durch Gesetz vom 21. Juli 1997 (GBl. S. 316), vom 6. Februar 2001 (GBl. S. 116), vom 8. Januar 2008 (GBl. S. 1, ber. S. 56), vom 14. Oktober 2008  (GBl. S. 335), durch Verordnung vom 25. Januar 2012  (GBl. S. 65, 67), durch Gesetz vom 21. Oktober 2014 (GBl. S. 494), vom 12. Mai 2015 (GBl. S. 320, 323), durch Verordnung vom 23. Februar 2017
            (GBl. S. 99, 102),  durch Gesetz vom 18. Dezember 2018 (GBl. S. 1561) und vom 27. Mai 2025 (GBl. Nr. 43)
         

      

      

      
            ERSTER ABSCHNITT
Besteuerungsrecht, Steuerpflicht, Grundlagen der Besteuerung
            

         

         
                     § 1
Besteuerungsrecht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kirchen, die anderen Religionsgemeinschaften und ihre örtlichen Gemeinden (Kirchengemeinden), die Körperschaften des öffentlichen
                     Rechts sind, können zur Deckung ihrer Bedürfnisse von ihren Angehörigen Steuern erheben. Sie üben das Besteuerungsrecht nach
                     Maßgabe dieses Gesetzes und der Steuerordnung aus.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Steuern werden von den Religionsgemeinschaften als Landeskirchensteuern und von den Kirchengemeinden als Ortskirchensteuern
                     erhoben. Die Ortskirchensteuern können für mehrere Kirchengemeinden von einer Gesamtkirchengemeinde nach § 16 Absatz 1 des Körperschaftsstatusgesetzes erhoben werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Eine Religionsgemeinschaft kann die Ausübung des Besteuerungsrechts mit staatlicher Genehmigung einer anderen Religionsgemeinschaft
                     mit dem Sitz innerhalb des Landes übertragen.
                  

               

               
                     § 2
Steuerordnung1

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Steuerordnung wird von der Religionsgemeinschaft erlassen und öffentlich bekanntgemacht. Sie bedarf der staatlichen Genehmigung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Steuerordnung umfaßt insbesondere Vorschriften
                     
                        	
                           über die Zusammensetzung und die Wahl der Organe, die Steuerbeschlüsse fassen (Steuervertretungen), sowie die Grundzüge ihrer
                              Geschäftsordnungen,
                           

                        

                        	
                           über die Mitwirkung der Steuervertretung bei der Feststellung des Haushaltsplans und bei der Rechnungslegung sowie das Recht
                              der Steuerpflichtigen auf Einsichtnahme in den Haushaltsplan und die Jahresrechnung,
                           

                        

                        	
                           über die Vornahme der nach diesem Gesetz erforderlichen öffentlichen Bekanntmachungen sowie

                        

                        	
                           sonstige ergänzende Vorschriften zur Durchführung der Besteuerung.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bestimmungen im Sinne des Absatzes 2 Nr. 1 bis 3, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes erlassen worden sind, bleiben wirksam.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Änderungen und Ergänzungen von Bestimmungen nach Absatz 2 Nr. 1 bis 3 können in Kraft treten, wenn das Kultusministerium nicht
                     innerhalb eines Monats nach Eingang der Mitteilung widerspricht.
                  

               

               
                     § 3
Steuerpflicht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Landeskirchensteuerpflichtig ist, wer der steuerberechtigten Religionsgemeinschaft angehört und in ihrem Bereich einen Wohnsitz
                     oder den gewöhnlichen Aufenthalt hat.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wer landeskirchensteuerpflichtig ist, ist gegenüber derjenigen Kirchengemeinde ortskirchensteuerpflichtig, in der er seinen
                     Wohnsitz oder in Ermangelung eines Wohnsitzes den gewöhnlichen Aufenthalt hat. Bei mehrfachem Wohnsitz darf die Belastung
                     mit einer Steuer insgesamt den Betrag nicht übersteigen, den der Steuerpflichtige bei Heranziehung an dem Wohnsitz mit der
                     höchsten Steuerbelastung zu entrichten hätte. Das Nähere regelt die Steuerordnung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Steuerordnung kann abweichend von Absatz 2 Satz 1 bestimmen, daß die Steuern aus den Grundsteuermeßbeträgen von der Kirchengemeinde
                     erhoben werden, in der das Grundstück liegt.
                  

               

               
                     § 4
Beginn und Ende der Steuerpflicht
                     

                  

                  Tatsachen, die die Steuerpflicht begründen oder beenden, werden mit dem Beginn des auf ihr Eintreten folgenden Monats wirksam.

               

               
                     § 5
Steuerarten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Steuern können erhoben werden
                     
                        	
                           
                              	
                                 als Zuschlag zur Einkommensteuer oder

                              

                              	
                                 nach Maßgabe des Einkommens,

                              

                           

                        

                        	
                           aus den Grundsteuermeßbeträgen für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (§ 3 Nr. 1 des Grundsteuergesetzes),

                        

                        	
                           aus den Grundsteuermeßbeträgen für Grundstücke (§ 3 Nr. 2 des Grundsteuergesetzes),

                        

                        	
                           als Kirchgeld,

                        

                        	
                           als besonderes Kirchgeld von Kirchensteuerpflichtigen, deren Ehegatte oder Lebenspartner keiner steuererhebenden Religionsgemeinschaft
                              angehört (Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe oder glaubensverschiedener Lebenspartnerschaft).
                           

                        

                     

                  

                  Für die Steuer nach den Nrn. 1 und 4 gilt die Einkommensteuer und nach den Nrn. 2 und 3 die Grundsteuer als Maßstabsteuer
                     im Sinne dieses Gesetzes.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zur Berechnung der Steuer nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a ist § 51 a des Einkommensteuergesetzes (EStG) anzuwenden. Dies
                     gilt auch für die Ermittlung, Festsetzung und Erhebung der Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Steuerordnung kann bestimmen, daß Steuern einer Art auf Steuern einer anderen Art anzurechnen sind.
                  

               

               
                     § 6
Bemessungsgrundlagen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Steuern sind von den in der Person des Steuerpflichtigen gegebenen Bemessungsgrundlagen zu erheben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wird die Bemessungsgrundlage für eine Personengemeinschaft, eine Personengesellschaft oder sonst für mehrere Personen festgesetzt,
                     so ist die Kirchensteuer für den einzelnen Steuerpflichtigen aus seinem Anteil an der Bemessungsgrundlage zu berechnen. Wenn
                     ein Anteil im staatlichen Besteuerungsverfahren nicht festgestellt wird, ist die Bemessungsgrundlage aufzuteilen
                     
                        	
                           im Fall des § 5 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a nach dem Verhältnis der Beträge, die sich ergeben, wenn die Beteiligten einzeln als Ehegatten oder Lebenspartner veranlagt
                              würden,
                           

                        

                        	
                           im Fall des § 5 Abs. 1 Nr. 2 und 3 nach den Anteilen am Einheitswert des land- oder forstwirtschaftlichen Betriebs, des Grundstücks oder, soweit kein Anteil
                              daran festgestellt wird, des gemeinschaftlichen Vermögens, zu dem der Betrieb oder das Grundstück gehört.
                           

                        

                     

                  

                  Wenn nichts anderes nachgewiesen oder bekannt ist, sind gleiche Anteile anzunehmen.

                  
                        (
                        3
                        )
                        Werden Ehegatten oder Lebenspartner, die derselben Religionsgemeinschaft angehören, zur Maßstabsteuer gemeinsam herangezogen,
                     so wird bei der kirchlichen Besteuerung entsprechend verfahren. Die Ehegatten oder Lebenspartner sind Gesamtschuldner. Satz
                     1 gilt nicht für das Kirchgeld.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Gehören die Ehegatten oder die Lebenspartner verschiedenen steuererhebenden Religionsgemeinschaften an und werden sie zur
                     Einkommensteuer zusammen veranlagt, so wird die Kirchensteuer nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a für jeden Ehegatten oder Lebenspartner von der Hälfte der Bemessungsgrundlage erhoben, wenn bei den beteiligten Religionsgemeinschaften
                     darüber Einvernehmen besteht. Jeder Ehegatte oder Lebenspartner haftet als Gesamtschuldner für die Steuerschuld des anderen
                     Ehegatten oder Lebenspartners.
                  

               

               
                     § 7
Erhebungszeitraum, Steuersatz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Steuern werden für das Kalenderjahr erhoben. Maßgebend sind die Bemessungsgrundlagen des Kalenderjahres.  Die Steuerordnung
                     kann bestimmen, daß die Bemessungsgrundlagen eines früheren Kalenderjahres maßgebend sein sollen. Besteht die Steuerpflicht
                     nicht während des ganzen Kalenderjahres, wird für die Kalendermonate, in denen die Steuerpflicht gegeben ist, je ein Zwölftel
                     des Betrages erhoben, der sich bei ganzjähriger Steuerpflicht als Jahressteuerschuld ergäbe. Die Sätze 3 und 4 gelten nicht
                     für die Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer. Kapitalerträge unterliegen insoweit nur dann der Kirchensteuer,
                     wenn im Zeitpunkt des Zuflusses eine Kirchensteuerpflicht besteht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Steuern als Zuschlag zur Einkommensteuer und aus den Grundsteuermeßbeträgen werden nach einem Hundertsatz der Bemessungsgrundlage
                     erhoben. Für diese Steuern kann die Steuerordnung oder der Steuerbeschluss Höchstbeträge festsetzen und den Verzicht auf die
                     Erhebung geringfügiger Beträge bestimmen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Steuer nach Maßgabe des Einkommens und das Kirchgeld werden durch die Steuerordnung näher geregelt. Das Kirchgeld kann
                     auch in gestaffelten Sätzen nach Maßgabe der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit erhoben werden.
                  

               

               
                     § 8
Entstehung und Erlöschen des Steueranspruchs
                     

                  

                  Für die Entstehung und das Erlöschen von Steuer- und Erstattungsansprüchen gelten die Vorschriften über die Maßstabsteuern
                     sinngemäß. Im Fall des § 7 Abs. 1 Satz 3 entsteht die Steuerschuld mit Beginn des Kalenderjahres, für das die Steuer erhoben wird.
                  

               

               
                     § 9
Landeskirchensteuerbeschluß
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Landeskirchensteuervertretung beschließt die Art und die Höhe der zu erhebenden Landeskirchensteuern aufgrund jährlicher
                     Haushaltspläne. Der Beschluß kann für zwei Kalenderjahre gefaßt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Beschluß über die Erhebung der Landeskirchensteuern bedarf der staatlichen Genehmigung. Er ist öffentlich bekanntzumachen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Liegt ein Steuerbeschluß nach Absatz 2 nicht vor, dürfen die Landeskirchensteuern bis zu sechs Monaten in der bisherigen Höhe
                     vorläufig weiter erhoben werden.
                  

               

               
                     § 10
Ortskirchensteuerbeschluß
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Ortskirchensteuervertretung beschließt über die Erhebung der Ortskirchensteuern. § 9 Abs. 1 bis 3 gilt entsprechend. Das Kultusministerium bestimmt mit der Genehmigung des Landeskirchensteuerbeschlusses, unter welchen Voraussetzungen
                     Ortskirchensteuerbeschlüsse als genehmigt gelten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Kultusministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Zuständigkeit zur Genehmigung von Ortskirchensteuerbeschlüssen
                     auf nachgeordnete Behörden zu übertragen.
                  

               

            

         

      

      
            ZWEITER ABSCHNITT
Verwaltung durch die Religionsgemeinschaften
            

         

         
                     § 11
Verfahren
                     

                  

                  Die Kirchensteuern werden von den Religionsgemeinschaften und ihren Kirchengemeinden verwaltet, soweit die Verwaltung nicht
                     nach § 16 den Gemeinden oder nach § 17 den Landesfinanzbehörden übertragen ist. Soweit sich aus diesem Gesetz und der Steuerordnung nichts anderes ergibt, sind
                     dabei die für die Maßstabsteuern geltenden Vorschriften sinngemäß anzuwenden. Der Achte Teil der Abgabenordnung findet keine
                     Anwendung.
                  

               

               
                     § 12
Einheitliche Kirchensteuer
                     

                  

                  Die Steuerordnung kann bestimmen, daß die Landeskirchensteuer und die Ortskirchensteuer nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 und 4 jeweils zu einer einheitlichen Kirchensteuer vereinigt werden. Für den Steuerbeschluß gilt § 9 entsprechend.
                  

               

               
                     § 13
Mitwirkung von Staats- und Gemeindebehörden
                     

                  

                  Die Staats- und Gemeindebehörden leisten den kirchlichen Behörden Amtshilfe zur Durchführung der Besteuerung und zur Aufstellung
                     der Wählerlisten für die Steuervertretungen; sie erteilen insbesondere Auskünfte und gewähren Einsicht in ihre Akten.
                  

               

               
                     § 14
Rechtsbehelfe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Gegen die in Kirchensteuersachen ergehenden Bescheide ist der Verwaltungsrechtsweg gegeben. Die Klage kann erst erhoben werden,
                     wenn der Bescheid von der in der Steuerordnung bestimmten kirchlichen Behörde in einem Widerspruchsverfahren gemäß den Vorschriften
                     des 8. Abschnittes der Verwaltungsgerichtsordnung nachgeprüft worden ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Widerspruch und Klage können nicht darauf gestützt werden, die Einkommensteuer oder der Grundsteuermeßbetrag sei unrichtig
                     festgesetzt worden.
                  

               

               
                     § 15
Vollstreckung
                     

                  

                  Die Steuern nach § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 5 werden von den Landesfinanzbehörden nach den Vorschriften der Abgabenordnung, die Steuern nach § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 bis 4 von den für die Vollstreckung der Gemeindesteuern zuständigen Behörden nach den dafür geltenden Vorschriften vollstreckt.
                  

               

            

         

      

      
            DRITTER ABSCHNITT
Verwaltung durch die Gemeinden
            

         

         
                     § 16

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Religionsgemeinschaften und die Kirchengemeinden können die Verwaltung der Kirchensteuern durch Vereinbarung gegen angemessene
                     Verwaltungskostenvergütung ganz oder teilweise auf die Gemeinden übertragen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die Verwaltung der Kirchensteuern durch die Gemeinden gelten § 11, § 14 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 sowie § 15 zweiter Satzteil sinngemäß.
                  

               

            

         

      

      
            VIERTER ABSCHNITT
Verwaltung durch die Landesfinanzbehörden
            

         

         
                     § 17
Übertragung der Verwaltung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Auf Antrag der Religionsgemeinschaft kann das Finanzministerium im Einvernehmen mit dem Kultusministerium die Verwaltung der
                     Kirchensteuern, die als Zuschlag zur Einkommensteuer erhoben werden, und die Verwaltung des besonderen Kirchgelds in glaubensverschiedener
                     Ehe oder glaubensverschiedener Lebenspartnerschaft durch Rechtsverordnung ganz oder teilweise den Landesfinanzbehörden übertragen.
                     Soweit die Kirchensteuern beim Inkrafttreten dieses Gesetzes von den Landesfinanzbehörden verwaltet werden, gilt die Verwaltung
                     als nach Satz 1 übertragen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die Verwaltung der Kirchensteuern durch die Landesfinanzbehörden gelten die §§ 18 bis 23.
                  

               

               
                     § 18
Einheitliche Kirchensteuer
                     

                  

                  Die Landeskirchensteuer und die Ortskirchensteuer werden zu einer einheitlichen Kirchensteuer vereinigt und nach einem für
                     das Kalenderjahr einheitlichen Steuersatz erhoben. Für den Steuerbeschluß gilt § 9 entsprechend. § 7 Abs. 1 Satz 3 findet keine Anwendung.
                  

               

               
                     § 19
Kircheneinkommensteuer
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kirchensteuer der Einkommensteuerpflichtigen wird zusammen mit der Einkommensteuer oder nach § 51 a Abs. 2 d EStG veranlagt
                     und erhoben  (Kircheneinkommensteuer). Die Vorschriften des Einkommensteuerrechts über die Erhebung von Vorauszahlungen gelten
                     entsprechend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Werden Ehegatten oder Lebenspartner zur Einkommensteuer zusammen veranlagt, wird die Kircheneinkommensteuer der Ehegatten
                     oder Lebenspartner in einem Betrag festgesetzt. Die Ehegatten oder Lebenspartner sind Gesamtschuldner.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Absatz 2 gilt auch, wenn die Ehegatten oder Lebenspartner verschiedenen Religionsgemeinschaften angehören, für die Kircheneinkommensteuer
                     zu erheben ist. Die Steuer entfällt auf die Religionsgemeinschaften je zur Hälfte.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Ist die Kircheneinkommensteuer nur von einem Ehegatten oder Lebenspartner zu erheben, so ist dessen Anteil an der gemeinschaftlichen
                     Bemessungsgrundlage maßgebend. Die Anteile der Ehegatten oder Lebenspartner an der gemeinschaftlichen Bemessungsgrundlage
                     bestimmen sich nach dem Verhältnis der Steuerbeträge, die sich bei Anwendung des Einkommensteuer-Grundtarifs auf die Summe
                     der Einkünfte eines jeden Ehegatten oder Lebenspartners ergeben. Bei der Ermittlung der Summe der Einkünfte findet § 51 a
                     Abs. 2 EStG entsprechende Anwendung. Ist in der gemeinschaftlichen Bemessungsgrundlage im Sinne des Satzes 2 eine nach dem
                     gesonderten Steuertarif des § 32 d EStG ermittelte Einkommensteuer enthalten, sind die gesondert besteuerten Kapitaleinkünfte
                     und die gesondert ermittelte Einkommensteuer dem kirchensteuerpflichtigen Ehegatten oder Lebenspartner mit dem auf ihn entfallenden
                     Anteil an den Kapitalerträgen zuzurechnen. Entsprechendes gilt für die Veranlagung nach § 51 a Abs. 2 d EStG.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Absatz 3 findet keine Anwendung, wenn die für die Ehegatten oder Lebenspartner geltenden Steuersätze voneinander abweichen.
                     Die Steuer wird dann für jeden Ehegatten oder Lebenspartner nach Absatz 4 erhoben.
                  

               

               
                     § 20
Kirchenlohnsteuer
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kirchensteuer der Lohnsteuerpflichtigen wird zusammen mit der Lohnsteuer durch Steuerabzug vom Arbeitslohn erhoben (Kirchenlohnsteuer).
                     Als Kirchenlohnsteuer gilt auch die Kirchensteuer, die auf die als Lohnsteuer geltende pauschale Einkommensteuer erhoben wird.
                     Die Vorschriften über die Einbehaltung und Abführung der Lohnsteuer und über die Haftung gelten entsprechend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gehören Ehegatten oder Lebenspartner, bei denen die Voraussetzungen des § 26 Abs. 1 EStG vorliegen, verschiedenen Religionsgemeinschaften an, für die Kirchenlohnsteuer zu erheben ist, entfällt die einbehaltene
                     Kirchenlohnsteuer zur Hälfte auf die Religionsgemeinschaft des anderen Ehegatten oder Lebenspartners.
                  

               

               
                     § 20 a
Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer im Steuerabzugsverfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer wird vom Kirchensteuerabzugsverpflichteten nach dem Kirchensteuerersatz
                     der Religionsgemeinschaft, der der Kirchensteuerpflichtige angehört, den hierfür geltenden landesrechtlichen Bestimmungen
                     sowie unter Beachtung des § 51 a Abs. 2 c bis 2 e EStG zusammen mit der Kapitelertragsteuer durch Steuerabzug vom Kapitalertrag
                     erhoben. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer darf bei Kirchensteuerpflichtigen mit Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt
                     außerhalb des Landes nur einbehalten werden, wenn sie auf Grund ihres Wohnsitzes oder gewöhnlichen Aufenthaltes gegenüber
                     einer Religionsgemeinschaft, für die die Betriebsstättenbesteuerung nach § 22 a Abs. 2 angeordnet wurde, nach den dort geltenden landesrechtlichen Bestimmungen kirchensteuerpflichtig sind. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer ist getrennt nach den steuererhebenden Religionsgemeinschaften abzuführen
                     und von den Landesfinanzbehörden an diese weiterzuleiten. Die Vorschriften über die Einbehaltung und Abführung der Kapitalertragsteuer
                     und über die Haftung gelten entsprechend.
                  

               

               
                     § 21
Verfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Auf das Verfahren einschließlich der Vollstreckung finden die für die Einkommensteuer geltenden Vorschriften Anwendung. Wird
                     die Zugehörigkeit zu der besteuernden Religionsgemeinschaft bestritten, ist diese vor der Entscheidung zu hören.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wird die Einkommensteuer gestundet, erlassen, niedergeschlagen oder die Vollziehung des Steuerbescheids ausgesetzt, erstreckt
                     sich diese Maßnahme in dem entsprechenden Umfang auch auf die Kirchensteuer. Die Religionsgemeinschaften können darüber hinaus
                     Kirchensteuer stunden, erlassen und erstatten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        § 152, der Zweite Abschnitt des Fünften Teils und der Achte Teil der Abgabenordnung finden auf die Kirchensteuer keine Anwendung.
                  

               

               
                     § 22
Betriebstättenbesteuerung für Kirchenlohnsteuer
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Finanzministerium kann im Interesse der gleichmäßigen Erhebung der Kirchenlohnsteuer auf Antrag einer Religionsgemeinschaft
                     durch Rechtsverordnung bestimmen, daß die Kirchenlohnsteuer auch dann am Ort der Betriebstätte im Sinne des Lohnsteuerrechts
                     nach den für diesen geltenden Bestimmungen erhoben wird, wenn sich die Betriebstätte außerhalb des Bereichs der Religionsgemeinschaft
                     befindet (Betriebstättenbesteuerung). Die Betriebstättenbesteuerung darf auf Antrag einer Religionsgemeinschaft mit Sitz außerhalb
                     des Landes nur angeordnet werden, wenn die Gegenseitigkeit und die Erfüllung der Erstattungsansprüche gegen die Religionsgemeinschaft
                     nach Absatz 2 gewährleistet sind. Soweit die Betriebstättenbesteuerung nach dem bisherigen Recht angeordnet war, gilt der
                     Antrag nach Satz 1 als gestellt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wird aufgrund der Betriebstättenbesteuerung eine höhere Kirchenlohnsteuer einbehalten, als am Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt
                     des Steuerpflichtigen zu erheben wäre, und wird der Unterschiedsbetrag nicht durch das Finanzamt erstattet, so kann der Steuerpflichtige
                     die Erstattung von der Religionsgemeinschaft verlangen, der er angehört.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wird die Kirchenlohnsteuer in einer außerhalb des Bereichs der Religionsgemeinschaft gelegenen Betriebstätte nicht oder nicht
                     in der für den Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt maßgebenden Höhe einbehalten und nicht vom Finanzamt nacherhoben, kann
                     die Religionsgemeinschaft die Kirchensteuer nacherheben.
                  

               

               
                     § 22 a
Betriebstättenbesteuerung für Kirchensteuer 
als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer im Steuerabzugsverfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Finanzministerium kann im Interesse der gleichmäßigen Erhebung der Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer
                     auf Antrag einer Religionsgemeinschaft durch Rechtsverordnung bestimmen, dass die Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer
                     auch dann am Ort der Betriebstätte des Kirchensteuerabzugsverpflichteten erhoben wird, wenn sich die Betriebstätte außerhalb
                     des Bereichs der Religionsgemeinschaft befindet (Betriebstättenbesteuerung). Soweit die Betriebstättenbesteuerung nach § 22 nach dem bisherigen Recht angeordnet war, gilt der Antrag nach Satz 1 als gestellt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Betriebstättenbesteuerung für Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer darf auf Antrag einer Religionsgemeinschaft
                     mit Sitz außerhalb des Landes nur angeordnet werden, wenn die Religionsgemeinschaft zur Steuererhebung berechtigt ist und
                     die Verwaltung der Kirchensteuer auf die dortigen Landesfinanzbehörden übertragen hat.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Wird die Kirchensteuer als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer in einer außerhalb des Bereichs der Religionsgemeinschaft gelegenen
                     Betriebstätte nicht oder nicht in der für den Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt maßgebenden Höhe einbehalten und nicht
                     vom Finanzamt nacherhoben, kann die Religionsgemeinschaft die Kirchensteuer nacherheben.
                  

               

               
                     § 23
Erstattung der Verwaltungskosten
                     

                  

                  Die Religionsgemeinschaften leisten eine angemessene Verwaltungskostenvergütung. Sie wird vom Finanzministerium im Einvernehmen
                     mit der Religionsgemeinschaft festgesetzt.
                  

               

            

         

      

      
            FÜNFTER ABSCHNITT
Mitgliedschaft
            

         

         
                     § 24
Angehörige einer Religionsgemeinschaft
                     

                  

                  Einer steuerberechtigten Religionsgemeinschaft gehört an, wer durch deren Ordnungen zum Mitglied bestimmt ist. Die Angehörigkeit
                     hat keine Wirkung für den staatlichen Bereich, wenn die Bestimmung unter voller Würdigung der weltanschaulichen Neutralität
                     des Staates und des Selbstbestimmungsrechts der Religionsgemeinschaft mit wesentlichen Grundsätzen des staatlichen Rechts
                     oder der Religionsfreiheit des Mitglieds unvereinbar ist.
                  

               

               
                     § 25
Übertritt zwischen Religionsgemeinschaften
                     

                  

                  Wer aus einer Religionsgemeinschaft in eine andere übertreten will, kann im Falle einer Vereinbarung über den Übertritt zwischen
                     diesen Religionsgemeinschaften nach den Bestimmungen dieser Vereinbarung ohne Erklärung des Austritts übertreten.
                  

               

               
                     § 26
Austritt aus einer Religionsgemeinschaft2

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Jeder hat das Recht, aus einer Religionsgemeinschaft durch eine Erklärung gegenüber dem für seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen
                     Aufenthalt zuständigen Standesbeamten mit Wirkung für den staatlichen Bereich auszutreten. Die Erklärung ist persönlich zur
                     Niederschrift abzugeben oder in öffentlich beglaubigter Form einzureichen; sie darf keine Bedingungen oder Zusätze enthalten.
                     Der Nachweis der Zugehörigkeit zu der Religionsgemeinschaft ist nicht erforderlich. Für Personen unter 14 Jahren richtet sich
                     die Berechtigung zur Erklärung des Austritts nach dem Gesetz über die religiöse Kindererziehung3 vom 15. Juli 1921 (RGBl. S. 939).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Zur Niederschrift abgegebene Austrittserklärungen werden mit der Unterzeichnung der Niederschrift, in öffentlich beglaubigter
                     Form eingereichte mit ihrem Eingang wirksam.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        In der Austrittserklärung sind der Familienname und die Vornamen der austrittswilligen Person sowie Tag und Ort ihrer Geburt,
                     ihr Wohnsitz oder ihr ständiger Aufenthalt anzugeben. Der Austritt und das Datum des Austritts sind der ausgetretenen Person
                     zu bescheinigen und der für den Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt der ausgetretenen Person zuständigen Kirchengemeinde
                     oder Religionsgemeinschaft sowie der für sie zuständigen Meldebehörde unverzüglich mitzuteilen.
                  

               

            

         

      

      
            SECHSTER ABSCHNITT
Schlußbestimmungen
            

         

         
                     § 27
Genehmigung
                     

                  

                  Soweit nicht die Zuständigkeit einer anderen Behörde vorgesehen ist, erteilt das Kultusministerium die nach diesem Gesetz
                     erforderlichen Genehmigungen, in den Fällen des § 2 Abs. 2 Nr. 4, des § 7 Abs. 3 und des § 9 Abs. 2 im Einvernehmen mit dem Finanzministerium. Für die Genehmigung der Steuerbeschlüsse werden Gebühren nicht erhoben.
                  

               

               
                     § 28

                  

                  (aufgehoben)

               

               
                     § 29
Weltanschauungsgemeinschaften
                     

                  

                  Die Bestimmungen dieses Gesetzes gelten für Weltanschauungsgemeinschaften, die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind,
                     entsprechend.
                  

               

               
                     § 30
Verwaltungsvorschriften
                     

                  

                  Das Kultusministerium, das Finanzministerium und das Innenministerium erlassen jeweils für ihren Geschäftsbereich die zur
                     Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Verwaltungsvorschriften.
                  

               

               
                     § 31
Inkrafttreten, Aufhebung von Rechtsvorschriften
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft4. Es ist erstmals für das Kalenderjahr 1970 anzuwenden. Für frühere Kalenderjahre werden die Steuern nach dem bisherigen Recht
                     erhoben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In den Kalenderjahren 1970 und 1971 gilt für die Erhebung der Steuern nach § 5 Abs. 1 in Verbindung mit § 1 Abs. 2 und § 18 hinsichtlich der Höhe des Mindestbetrages (§ 7 Abs. 2) und des Kirchgeldes sowie für die Genehmigung und Veröffentlichung von Steuerbeschlüssen das bisherige Recht. Bei nach dem
                     Inkrafttreten dieses Gesetzes gefaßten Steuerbeschlüssen gilt Satz 1 mit der Einschränkung, daß § 9, § 10 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2 sowie § 18 Satz 2 und zum Zeitpunkt der Beschlußfassung nach diesem Gesetz als Steuerordnung erlassene Vorschriften Anwendung finden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Rechtsvorschriften, die diesem Gesetz entsprechen oder widersprechen, treten außer Kraft. Im besonderen werden aufgehoben:
                     
                        	
                           im Land Baden-Württemberg
                              
                                 	
                                    § 2 Abs. 1 und 2 sowie § 3 des Gesetzes über die Anwendung bundesrechtlicher Vorschriften des allgemeinen Abgabenrechts vom
                                       27. Juni 1955 (GBl. S. 102), zuletzt geändert durch § 40 des Grunderwerbsteuergesetzes vom 2. August 1966 (GBl. S. 165),
                                    

                                 

                                 	
                                    § 11 Abs. 1 Satz 2 des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Gebiets von Landkreisen vom 22. April 1968 (GBl. S. 147);

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           in den Regierungsbezirken Nordwürttemberg und Nordbaden
                              
                                 	
                                    das württemberg-badische Gesetz Nr. 1044 zur Ergänzung des Badischen Landeskirchensteuergesetzes und des Badischen Ortskirchensteuergesetzes
                                       vom 22. November 1949 (RegBl. S. 222),
                                    

                                 

                                 	
                                    das württemberg-badische Gesetz Nr. 410 zur Änderung des Kirchensteuerrechts im Landesbezirk Baden vom 21. Januar 1952 (RegBl.
                                       S. 3), geändert durch das Gesetz zur Änderung des Kirchensteuerrechts vom 30. Januar 1956 (GBl. S. 5),
                                    

                                 

                                 	
                                    das württemberg-badische Gesetz Nr. 587 über die Verwaltung von Kirchensteuern im Landesbezirk Württemberg vom 1. April 1952
                                       (RegBl. S. 33), geändert durch das Gesetz zur Änderung des Kirchensteuerrechts vom 30. Januar 1956 (GBl. S. 5);
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           in den Regierungsbezirken Nordwürttemberg und Südwürttemberg-Hohenzollern, ausgenommen die Landkreise Hechingen und Sigmaringen
                              
                                 	
                                    § 2 Abs. 3, § 3 Abs. 1 und 2, §§ 11 bis 47, § 65 Abs. 2 und 3, § 75 Abs. 2 bis 5, § 86 und § 86 a des württembergischen Gesetzes
                                       über die Kirchen vom 3. März 1924 (RegBl. S. 93), zuletzt geändert im Regierungsbezirk Südwürttemberg-Hohenzollern durch das
                                       württemberg-hohenzollerische Dritte Änderungsgesetz zum Württembergischen Gesetz über die Kirchen vom 4. September 1951 (RegBl.
                                       S. 101) und im Regierungsbezirk  Nordwürttemberg durch das württemberg-badische Gesetz Nr. 409 – Drittes Änderungsgesetz zum Württ.
                                       Gesetz über die Kirchen – vom 1. April 1952 (RegBl. S. 33),
                                    

                                 

                                 	
                                    die württembergische Verfügung des Justizministeriums über die Verrichtungen der Standesbeamten beim Austritt aus einer Kirche
                                       vom 31. März 1924 (RegBl. S. 239), geändert durch die Verordnung des Justizministeriums über die Verrichtungen der Standesbeamten beim Austritt aus einer
                                       Religionsgesellschaft des öffentlichen Rechts vom 9. August 1928 (RegBl. S. 305),
                                    

                                 

                                 	
                                    die württembergische Verordnung des Kultusministeriums über die Kirchensteuern vom 21. März 1927 (RegBl. S. 119), geändert
                                       durch die Verordnung des Kultusministeriums zur Änderung der württembergischen Verordnung über die Kirchensteuern vom 5. April
                                       1956 (GBl. S. 89),
                                    

                                 

                                 	
                                    § 1 Abs. 2 Nr. 2, 3 und 5 sowie die §§ 2, 4 und 7 der württembergischen Verordnung des Kultministeriums über die neueren Religionsgesellschaften
                                       des öffentlichen Rechts vom 14. Juli 1928 (RegBl. S. 216),
                                    

                                 

                                 	
                                    das württembergische Gesetz über die Kirchensteuern vom 3. Juni 1937 (RegBl. S. 45);

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           in den Regierungsbezirken Nordbaden und Südbaden
                              
                                 	a)

                                 	
                                    das badische Landeskirchensteuergesetz vom 30. Juni 1922 (GVBl. S. 494), zuletzt geändert im Regierungsbezirk Südbaden durch
                                       das badische Landesgesetz zur Änderung des Kirchensteuerrechts vom 28. Juni 1951 (GVBl. S. 119) und im Regierungsbezirk Nordbaden
                                       durch das württemberg-badische Gesetz Nr. 410 zur Änderung des Kirchensteuerrechts im Landesbezirk Baden vom 21. Januar 1952 (RegBl. S. 3),
                                    

                                 

                                 	b)

                                 	
                                    das badische Ortskirchensteuergesetz vom 30. Juni 1922 (GVBl. S. 501), zuletzt geändert im Regierungsbezirk Südbaden durch
                                       das badische Landesgesetz zur Änderung des Kirchensteuerrechts vom 28. Juni 1951 (GVBl. S. 119) und im Regierungsbezirk Nordbaden
                                       durch das württemberg-badische Gesetz Nr. 410 zur Änderung des Kirchensteuerrechts im Landesbezirk Baden vom 21. Januar 1952
                                       (RegBl. S. 3).
                                    

                                 

                                 	c)

                                 	
                                    die badische Katholische Landeskirchensteuer-Verordnung vom 28. November 1922 (GVBl. S. 845), geändert durch die badische
                                       Verordnung vom 23. Juni 1925 über die Änderung der Katholischen Landeskirchensteuer-Verordnung vom 28. November 1922 (GVBl. S. 173),
                                    

                                 

                                 	d)

                                 	
                                    die badische Katholische Ortskirchensteuer-Verordnung vom 28. November 1922 (GVBl. S. 885), geändert durch die badische Verordnung
                                       vom 23. Juni 1925 über die Änderung der Katholischen Ortskirchensteuer-Verordnung vom 28. November 1922 (GVBl. S. 174),
                                    

                                 

                                 	e)

                                 	
                                    die badische Evangelische Landeskirchensteuer-Verordnung vom 28. November 1922 (GVBl. S. 923), zuletzt geändert durch die
                                       badische Verordnung vom 23. Juni 1925 über die Änderung der Evangelischen Landeskirchensteuer-Verordnung vom 28. November 1922 (GVBl. S. 172),
                                    

                                 

                                 	f)

                                 	
                                    die badische Evangelische Ortskirchensteuer-Verordnung vom 28. November 1922 (GVBl. S. 977), zuletzt geändert durch die badische
                                       Verordnung vom 23. Juni 1925 über die Änderung der Evangelischen Ortskirchensteuer-Verordnung vom 28. November 1922 (GVBl. S. 173),
                                    

                                 

                                 	g)

                                 	
                                    die badische Verordnung zum Vollzug des Landeskirchensteuergesetzes vom 17. Mai 1923 (GVBl. S. 107), geändert im Regierungsbezirk Südbaden durch die Verordnung der Landesregierung zur Änderung der Ersten
                                       Vollzugsverordnung zum badischen Landeskirchensteuergesetz vom 12. Dezember 1955 (GBl. S. 271) und im Regierungsbezirk Nordbaden durch die Verordnung des Kultusministeriums zur Änderung der Ersten Vollzugsverordnung
                                       zum badischen Landeskirchensteuergesetz vom 12. Dezember 1955 (GBl. S. 272),
                                    

                                 

                                 	h)

                                 	
                                    die badische Verordnung zum Vollzug des Ortskirchensteuergesetzes vom 17. Mai 1923 (GVBl. S. 108), geändert im Regierungsbezirk Südbaden durch die Verordnung der Landesregierung zur Änderung der Vollzugsverordnung
                                       zum badischen Ortskirchensteuergesetz vom 19. März 1956 (GBl. S. 71) und im Regierungsbezirk Nordbaden durch die Verordnung
                                       des Kultusministeriums zur Änderung der Vollzugsverordnung zum badischen Ortskirchensteuergesetz vom 19. März 1956 (GBl. S.
                                       78),
                                    

                                 

                                 	i)

                                 	
                                    die badische Israelitische Landeskirchensteuer-Verordnung vom 15. Juni 1923 (GVBl. S. 145), zuletzt geändert durch die badische
                                       Verordnung über die Änderung der israelitischen Landeskirchensteuer-Verordnung und der israelitischen Ortskirchensteuer-Verordnung
                                       vom 5. November 1925 (GVBl. S. 329),
                                    

                                 

                                 	k)

                                 	
                                    die badische Israelitische Ortskirchensteuer-Verordnung vom 15. Juni 1923 (GVBl. S. 151), zuletzt geändert durch die badische
                                       Verordnung über die Änderung der israelitischen Landeskirchensteuer-Verordnung und der israelitischen Ortskirchensteuer-Verordnung
                                       vom 5. November 1925 (GVBl. S. 329),
                                    

                                 

                                 	l)

                                 	
                                    die badische Altkatholische Kirchensteuer-Verordnung vom 3. Juli 1923 (GVBl. S. 176), geändert durch die badische Verordnung
                                       über die Änderung der Altkatholischen Kirchensteuer-Verordnung vom 6. April 1925 (GVBl. S. 68),
                                    

                                 

                                 	m)

                                 	
                                    das badische Gesetz über die Verwaltung des Vermögens der Religionsgesellschaften (Kirchenvermögensgesetz) vom 7. April 1927
                                       (GVBl. S. 97),
                                    

                                 

                                 	n)

                                 	
                                    die badische Zweite Verordnung zum Vollzug des Landeskirchensteuergesetzes vom 22. März 1932 (GVBl. S. 72),

                                 

                                 	o)

                                 	
                                    die badische Verordnung über die Erhebung der Landes- und Ortskirchensteuer vom 15. April 1936 (GVBl. S. 65);

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           im Regierungsbezirk Südbaden
                              
                                 	
                                    das badische Landesgesetz zur Ergänzung des Badischen Landeskirchensteuergesetzes und des Badischen Ortskirchensteuergesetzes
                                       vom 28. Februar 1951 (GVBl. S. 48),
                                    

                                 

                                 	
                                    das badische Landesgesetz zur Änderung des Kirchensteuerrechts vom 28. Juni 1951 (GVBl. S. 119), geändert durch das Gesetz
                                       zur Änderung des Kirchensteuerrechts vom 30. Januar 1956 (GBl. S. 5);
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           im Regierungsbezirk Südwürttemberg-Hohenzollern das württemberg-hohenzollerische Gesetz über die Verwaltung von Kirchensteuern
                              im Lande Württemberg-Hohenzollern vom 8. April 1952 (RegBl. S. 32), geändert durch das Gesetz zur Änderung des Kirchensteuerrechts
                              vom 30. Januar 1956 (GBl. S. 5);
                           

                        

                        	
                           in den Landkreisen Hechingen und Sigmaringen
                              
                                 	a)

                                 	
                                    das preußische Gesetz, betreffend die Bildung kirchlicher Hilfsfonds für neu zu errichtende katholische Pfarrgemeinden vom
                                       29. Mai 1903 (GS S. 182),
                                    

                                 

                                 	b)

                                 	
                                    das preußische Gesetz, betreffend die Erhebung von Kirchensteuern in den Kirchengemeinden und Parochialverbänden der evangelischen
                                       Landeskirche der älteren Provinzen der Monarchie vom 14. Juli 1905 (GS S. 277), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Ausführung
                                       der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. März 1960 (GBl. S. 94),
                                    

                                 

                                 	c)

                                 	
                                    das preußische Gesetz, betreffend die Erhebung von Kirchensteuern in den katholischen Kirchengemeinden und Gesamtverbänden
                                       vom 14. Juli 1905 (GS S. 281), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. März 1960 (GBl. S. 94),
                                    

                                 

                                 	d)

                                 	
                                    das preußische Gesetz, betreffend die Erhebung von Abgaben für kirchliche Bedürfnisse der Diözesen der katholischen Kirche
                                       in Preußen vom 21. März 1906 (GS S. 105),
                                    

                                 

                                 	e)

                                 	
                                    die preußische Verordnung über das Inkrafttreten von Gesetzen, betreffend die Erhebung von Kirchensteuern vom 23. März 1906
                                       (GS S. 52),
                                    

                                 

                                 	f)

                                 	
                                    das preußische Gesetz, betreffend den Austritt aus den Religionsgesellschaften öffentlichen Rechts vom 30. November 1920 (GS
                                       1921 S. 119),
                                    

                                 

                                 	g)

                                 	
                                    das preußische Staatsgesetz, betreffend die Kirchenverfassungen der evangelischen Landeskirchen vom 8. April 1924 (GS S. 221),

                                 

                                 	h)

                                 	
                                    das preußische Gesetz über die Verwaltung des katholischen Kirchenvermögens vom 24. Juli 1924 (GS S.  585),

                                 

                                 	i)

                                 	
                                    die preußische Zuständigkeitsverordnung vom 4. August 1924 zur Ausführung des Staatsgesetzes, betreffend die Kirchenverfassungen
                                       der evangelischen Landeskirchen vom 8. April 1924 (GS S. 594),
                                    

                                 

                                 	k)

                                 	
                                    die preußische Anordnung vom 24. Oktober 1924 zur Ausführung des Gesetzes über die Verwaltung des katholischen Kirchenvermögens
                                       vom 24. Juli 1924 (GS S. 732),
                                    

                                 

                                 	l)

                                 	
                                    die Anordnung des preußischen Ministers für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung, betreffend die Veröffentlichungen der Regelung
                                       der Rechtsgültigkeit der Beschlüsse der kirchlichen Verwaltungsorgane durch die bischöflichen Behörden vom 20. Februar 1928
                                       (GS S. 12),
                                    

                                 

                                 	m)

                                 	
                                    das preußische Gesetz zur Änderung des Kirchensteuerrechts der evangelischen Landeskirchen vom 3. Mai 1929 (GS S. 35),

                                 

                                 	n)

                                 	
                                    das preußische Gesetz zur Änderung des Kirchensteuer- und Umlagerechts der katholischen Kirche vom 3. Mai 1929 (GS S. 43),

                                 

                                 	o)

                                 	
                                    das preußische Gesetz über die Kirchensteuer der Ledigen vom 6. Oktober 1936 (GS S. 153),

                                 

                                 	p)

                                 	
                                    die preußische Verordnung vom 11. Dezember 1939 zur Ausführung des Gesetzes über die Verwaltung des katholischen Kirchenvermögens
                                       vom 24. Juli 1924 (GS S. 118),
                                    

                                 

                                 	q)

                                 	
                                    die preußische Verordnung zur Änderung des Kirchensteuerrechts der katholischen Kirche in Preußen vom 23. Juli 1940 (GS S.
                                       40),
                                    

                                 

                                 	r)

                                 	
                                    die Verordnung der Landesregierung zur Durchführung der in den Landkreisen Hechingen und Sigmaringen geltenden Kirchensteuergesetze
                                       (Zuständigkeitsverordnung) vom 19. März 1956 (GBl. S. 72).
                                    

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Sofern in anderen Gesetzen auf die nach Absatz 3 außer Kraft tretenden Vorschriften verwiesen wird, treten die entsprechenden
                     Bestimmungen dieses Gesetzes in der jeweils geltenden Fassung an ihre Stelle. Soweit die in Absatz 3 genannten Vorschriften
                     für die Religionsgemeinschaften und ihre örtlichen Gemeinden Kostenfreiheit vorsehen, bleibt diese bestehen. Wo in Bestimmungen
                     des badischen Gesetzes die Kirchen- und Schulbaulichkeiten betreffend vom 26. April 1808 (RegBl. S. 462) das Kirchspiel genannt
                     ist, treten an dessen Stelle die Kirchengemeinden, die zum Gebrauch der Baulichkeiten berechtigt sind.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Der Bestand und die vorrangige Inanspruchnahme der nicht auf diesem Gesetz beruhenden Verpflichtungen zur Befriedigung kirchlicher
                     Bedürfnisse bleiben unberührt.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 880 dieser Sammlung. 
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Vgl. hierzu den Erlaß des Innenministeriums über das Kirchenaustrittsverfahren, abgedruckt unter Nr. 105 a dieser Sammlung.
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 115 dieser Sammlung.
            

         

      

      4
            Das Gesetz in seiner ursprünglichen Fassung vom 18. Dezember 1969 (GBl. 1970 S. 1) ist am 3. Januar 1970 in Kraft getreten.
               Der Zeitpunkt des Inkrafttretens der späteren Änderungen ergibt sich aus den in einer vorangestellten (Red. Anm.: Hier nicht
               abgedruckt) Bekanntmachung genannten Gesetzen.
            

         

      

   
      

      
         880. Kirchensteuerordnung der Evangelischen Landeskirche in Württemberg (KiStO)

      

      
         Vom 17. September 1971

      

      
         (Abl. 45 S. 81), geändert durch Kirchl. Gesetz vom 13. September 1994 (Abl. 56 S. 272) und vom 24. November 2022 (Abl. 70 S. 429, 439)
         

      

      Der Ständige Ausschuß der Landessynode hat gemäß § 29 des Kirchenverfassungsgesetzes das nachstehende Kirchliche Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird:
      

      
                     § 1
Besteuerungsrecht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Landeskirche und ihre Kirchengemeinden üben das Besteuerungsrecht nach Maßgabe des staatlichen Kirchensteuergesetzes1 und der als Steuerordnung erlassenen kirchlichen Bestimmungen aus.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Kirchensteuern werden von der Landeskirche als Landeskirchensteuer und von den Kirchengemeinden als Ortskirchensteuer
                     erhoben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das Besteuerungsrecht der Kirchengemeinden, die zu einer Gesamtkirchengemeinde (§ 24 Abs. 3 Kirchensteuergesetz) zusammengeschlossen sind, kann von dieser ausgeübt werden.
                  

               

               
                     § 2
Steuerpflicht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Landeskirchensteuerpflichtig ist, wer der Landeskirche angehört und in ihrem Bereich einen Wohnsitz oder den gewöhnlichen
                     Aufenthalt hat.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Wer landeskirchensteuerpflichtig ist, ist gegenüber der Kirchengemeinde ortskirchensteuerpflichtig, in der er seinen Wohnsitz
                     oder in Ermangelung eines Wohnsitzes den gewöhnlichen Aufenthalt hat. Bei mehrfachem Wohnsitz wird das Besteuerungsrecht durch
                     die Kirchengemeinde des Hauptwohnsitzes ausgeübt.
                  

               

               
                     § 3
Beginn und Ende der Steuerpflicht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Steuerpflicht beginnt mit dem ersten Tag des Monats, der auf die Aufnahme in die Landeskirche folgt; als aufgenommen gilt
                     auch, wer als Mitglied einer anderen Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen
                     Aufenthalt im Bereich der Landeskirche nimmt, sofern er nicht innerhalb eines Jahres erklärt, daß er einer anderen im Bereich
                     der Landeskirche bestehenden evangelischen Kirche oder Religionsgemeinschaft angehört.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Steuerpflicht endet
                     
                        	
                           durch Tod mit Ablauf des Sterbemonats;

                        

                        	
                           durch Aufgabe des Wohnsitzes oder gewöhnlichen Aufenthalts mit Ablauf des Monats, in dem der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt
                              aufgegeben worden ist;
                           

                        

                        	
                           durch Erklärung des Kirchenaustritts (§ 26 Kirchensteuergesetz2) mit Ablauf des Monats, in dem die Erklärung wirksam geworden ist;
                           

                        

                        	
                           durch Ausschluß aus der Landeskirche.

                        

                     

                  

               

               
                     § 4
Landeskirchensteuer, Ortskirchensteuer
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Landeskirchensteuer und die Ortskirchensteuer als Zuschlag zur Einkommensteuer werden als einheitliche Kirchensteuer erhoben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Kirchensteuern aus den Grundsteuermeßbeträgen und das Kirchgeld können als Ortskirchensteuer erhoben werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bemessungsgrundlagen für die Kirchensteuern aus den Grundsteuermeßbeträgen sind die Meßbeträge insoweit, als die land- und
                     forstwirtschaftlichen Betriebe und die Grundstücke im Bereich der Landeskirche liegen.
                  

               

               
                     § 5
Steuerbeschluß über die einheitliche Kirchensteuer
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Landessynode ist Landeskirchensteuervertretung i. S. des Kirchensteuergesetzes3. Sie beschließt die Erhebung der einheitlichen Kirchensteuer und den Hebesatz. Dabei können Mindest- und Höchstbeträge festgesetzt
                     werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Liegt ein Steuerbeschluß nicht vor, so wird die einheitliche Kirchensteuer bis zu sechs Monaten in der bisherigen Höhe vorläufig
                     weiter erhoben.
                  

               

               
                     § 6
Landeskirchensteuervertretung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die Zusammensetzung und die Wahl der Landessynode sowie für deren Geschäftsordnung gelten die Bestimmungen der Verfassung
                     der Evangelischen Landeskirche in Württemberg, der Kirchlichen Wahlordnung und der Geschäftsordnung der Württembergischen
                     Evangelischen Landessynode.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Beratung und die Beschlußfassung über das landeskirchliche Haushaltsgesetz mit dem Kirchensteuerbeschluß sind in der Regel
                     öffentlich.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Das landeskirchliche Haushaltsgesetz wird nach staatlicher Genehmigung des Kirchensteuerbeschlusses zusammen mit dem Haushaltsplan
                     und der letztabgeschlossenen Jahresrechnung in zusammengefaßter Form öffentlich bekannt gemacht. Jeder Steuerpflichtige hat
                     das Recht, in den Haushaltsplan und die letztabgeschlossene Jahresrechnung innerhalb einer öffentlich bekanntzumachenden Auflegungsfrist
                     von vier Wochen beim Evangelischen Oberkirchenrat in Stuttgart Einsicht zu nehmen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die nach dem Kirchensteuergesetz erforderlichen öffentlichen Bekanntmachungen der Landeskirche erfolgen im Amtsblatt der Evangelischen
                     Landeskirche in Württemberg.
                  

               

               
                     § 7
Ortskirchensteuervertretung und Ortskirchensteuerbeschluß
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Kirchengemeinderat ist Ortskirchensteuervertretung im Sinne des Kirchensteuergesetzes. Er beschließt über die Erhebung
                     der Ortskirchensteuer. § 5 Abs. 2 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für die Zusammensetzung und die Wahl des Kirchengemeinderats sowie für dessen Geschäftsordnung gelten die Bestimmungen der
                     Kirchengemeindeordnung und der Kirchlichen Wahlordnung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der ortskirchliche Haushaltsplan mit dem Ortskirchensteuerbeschluß ist nach Genehmigung in der bei der Kirchengemeinde üblichen
                     Form bekannt zu machen. Dabei ist darauf hinzuweisen, wo und wann der Haushaltsplan eine Woche lang zur Einsichtnahme der
                     Kirchengemeindeglieder aufgelegt ist. Entsprechendes gilt für die Einsichtnahme in die letztabgeschlossene Kirchenpflegerechnung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Werden die Ortskirchensteuern für mehrere Kirchengemeinden von einer Gesamtkirchengemeinde erhoben, so tritt der Gesamtkirchengemeinderat
                     an die Stelle des Kirchengemeinderats. Im übrigen gelten die Absätze 1–3 entsprechend.
                  

               

               
                     § 8
Verwaltung der einheitlichen Kirchensteuer
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die einheitliche Kirchensteuer wird vom Oberkirchenrat verwaltet, soweit ihre Verwaltung nicht gemäß § 17 des Kirchensteuergesetzes4 den Landesfinanzbehörden übertragen ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Landessynode beschließt, wie das Aufkommen der einheitlichen Kirchensteuer zwischen der Landeskirche und der Gesamtheit
                     der Kirchengemeinden aufgeteilt wird und nach welchen Grundsätzen die Anteile der einzelnen Kirchengemeinden zu bemessen sind.5

               

               
                     § 9
Verwaltung der Ortskirchensteuern
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Ortskirchensteuern werden von den Kirchengemeinden verwaltet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei der Verwaltung der Ortskirchensteuern sind die für die Maßstabsteuern geltenden Bestimmungen sinngemäß anzuwenden. Erhebungszeitraum
                     ist das Kalenderjahr.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Dem Steuerpflichtigen wird ein schriftlicher Bescheid  erteilt und verschlossen zugestellt. Der Bescheid muß den Namen des
                     Steuerpflichtigen, die Höhe der Steuerschuld sowie eine Rechtsbehelfsbelehrung enthalten. Ferner sollen die Berechnung der
                     Steuerschuld, ihre Fälligkeit sowie eine Zahlungsaufforderung und die zugelassene Zahlungsweise ersichtlich sein.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Das Steuersäumnisgesetz findet keine Anwendung.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        In Härtefällen kann der Kirchengemeinderat Ortskirchensteuern stunden oder erlassen. Der Oberkirchenrat kann bestimmen, in
                     welchen Fällen eine Stundung oder ein Erlaß seiner Genehmigung bedarf.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Der Kirchengemeinderat kann seine Zuständigkeit nach Absatz 5 einem Ausschuß (Steuerausschuß) übertragen, den er zu diesem
                     Zweck aus seiner Mitte bildet.
                  

               

               
                     § 10
Steuergeheimnis
                     

                  

                  Das Steuergeheimnis ist zu wahren. Die zu seinem Schutz erlassenen staatlichen Vorschriften finden Anwendung.

               

               
                     § 11
Beitreibung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Ortskirchensteuern werden nach den für die Vollstreckung der Gemeindesteuern maßgebenden Bestimmungen von den zuständigen
                     Behörden am Wohnsitz des Steuerschuldners beigetrieben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Vor Einleitung der Beitreibung ist der Steuerpflichtige mit Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen schriftlich zu mahnen.
                     Mahngebühren werden nicht erhoben.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Rückständige Kirchensteuern können vom Kirchengemeinderat oder seinem Steuerausschuß niedergeschlagen werden, wenn feststeht,
                     daß die Beitreibung keinen Erfolg haben wird oder wenn die Beitreibungskosten außer Verhältnis zum beizutreibenden Betrag
                     stehen. § 9 Abs. 5 Satz 2 gilt entsprechend.
                  

               

               
                     § 12
Rechtsbehelfe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Gegen Bescheide in Kirchensteuersachen, die nicht von den Landesfinanzbehörden erlassen sind, ist der Verwaltungsrechtsweg
                     gegeben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Steuerpflichtige kann innerhalb eines Monats nach Zustellung des Bescheides Widerspruch erheben. Hält der Kirchengemeinderat
                     den Widerspruch für zulässig und begründet, so hilft er ihm ab. Andernfalls legt er die Widerspruchserklärung mit seiner Stellungnahme
                     und einer Äußerung der Regionalverwaltung sowie den Kirchensteuerakten dem Oberkirchenrat vor.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Oberkirchenrat erläßt einen Widerspruchsbescheid. Dieser ist zu begründen, mit einer Belehrung über die Erhebung der Klage
                     zu versehen und zuzustellen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Gegen den Widerspruchsbescheid ist die Klage an das Verwaltungsgericht gegeben. Sie kann innerhalb eines Monats nach Zustellung
                     des Widerspruchsbescheides erhoben werden. Sie soll einen Klageantrag enthalten und mit einer Begründung versehen sein. Der
                     angefochtene Bescheid und der Widerspruchsbescheid sollen in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Durch die Erhebung des Widerspruchs und der Klage wird die Wirksamkeit des angefochtenen Bescheides, insbesondere die Erhebung
                     der Steuern, nicht aufgehalten. Der Oberkirchenrat kann auf Antrag die Vollziehung des Bescheides aussetzen.
                  

               

               
                     § 13
Inkrafttreten, Aufhebung von Rechtsvorschriften
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Diese Kirchensteuerordnung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. Sie ist erstmals auf die Haushaltspläne und die
                     Steuerbeschlüsse für das Kalenderjahr 1972 anzuwenden. Für frühere Kalenderjahre werden die Steuern nach bisherigem Recht
                     erhoben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Rechtsvorschriften, die diesem Gesetz entsprechen oder widersprechen, treten außer Kraft. Im besonderen werden aufgehoben:
                     
                        	
                           Das Kirchliche Gesetz betr. die Kirchensteuern vom 24. März 1924 (Abl. Bd. 21 S. 76),

                        

                        	
                           die Verordnung des Evang. Oberkirchenrats über die Ortskirchensteuer vom 4. Mai 1927 (Abl. 23 S. 42),

                        

                        	
                           die Verordnung des Evang. Oberkirchenrats zur Durchführung der Landes- und Ortskirchensteuer vom 19. Mai 1930 (Abl. 24 S.
                              191),
                           

                        

                        	
                           die Verordnung des Evang. Oberkirchenrats über die Ortskirchensteuer vom 9. Dezember 1955 (Abl. 37 S. 15),

                        

                        	
                           die Verordnung des Evang. Oberkirchenrats über das Rechnungsjahr im Kirchensteuerrecht vom 4. Dezember 1956 (Abl. 37 S. 237).

                        

                     

                  

               

            

         

      

      

      1
            Gesetz über die Erhebung von Steuern durch öffentlich-rechtliche Religionsgemeinschaften in Baden-Württemberg (Kirchensteuergesetz
               – KiStG) vom 18. Dezember 1969 (Gesetzblatt für Baden-Württemberg 1970 S. 1; abgedruckt im Amtsblatt der Evang. Landeskirche
               in Württemberg Band 44 S. 25 [Red. Anm.: Mit späteren Änderungen unter Nr. 879 in dieser Sammlung]).
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 879 dieser Sammlung. 
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 879 dieser Sammlung. 
            

         

      

      4
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 879 dieser Sammlung. 
            

         

      

      5
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 885 u. 886 dieser Sammlung. 
            

         

      

   
      

      
         885. Grundsätze zur Festlegung und Verteilung des Anteils der Kirchengemeinden am Aufkommen der einheitlichen Kirchensteuer
            (Verteilgrundsätze)
         

      

      
         Vom 11. März 1995

      

      
         (Abl. 56 S. 369), geändert durch Beschluss vom 30. März 2001 (Abl. 59 S. 294), vom 20. Juli 2005 (Abl. 61 S. 333), vom 7. Juli 2016 (Abl. 67 S. 127), durch Kirchl. Gesetz vom 25. November 2022 (Abl. 70 S. 425, 428) und vom 29. November 2025 (Abl. 71 Nr. 89)
         

      

      und

      886. Ausführungsbestimmungen des Oberkirchenrats zu den Verteilgrundsätzen1,2

      Vom 15. November 2016

      (Abl. 67 S. 263)
      

      
            I. Anteil der Kirchengemeinden und Verteilungsgrundsatz

         

         
            	
               Den Anteil der Gesamtheit der Kirchengemeinden am Aufkommen der einheitlichen Kirchensteuer legt die Landessynode im Haushaltsgesetz
                  fest.
               

            

            	
               Die Kirchengemeinden erhalten aus dem auf sie entfallenden Anteil am Aufkommen der einheitlichen Kirchensteuer Zuweisungen
                  zur Deckung ihrer Ausgaben aufgrund des festgestellten Finanzbedarfs nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen.
               

            

         

      

      
            II. Ausgleichstock

         

         Die Landessynode legt im Haushaltsgesetz fest, welcher Vomhundertsatz des Kirchensteueranteils nach Abschnitt I Nr. 1 der
            Kirchengemeinden dem Ausgleichstock für hilfsbedürftige Kirchengemeinden zuzuführen ist (§ 1 des Kirchlichen Gesetzes über den Ausgleichstock für hilfsbedürftige Kirchengemeinden3 – Abl. 36 S. 423). Die Landessynode kann im Haushaltsgesetz festlegen, welcher Vomhundertsatz dieses Kirchensteueranteils
            dem Ausgleichsstock für die in § 9 Allgemeine Klimaschutzbestimmungen4 aufgeführten Maßnahmen zuzuführen ist.
         

      

      
            IIa. Sonderbedarf

         

         
            
               	
                  Die Landessynode kann im Haushaltsgesetz oder im Haushaltsplan für einen bestimmten von der Landeskirche veranlassten vorübergehenden
                     Sonderbedarf einzelner Kirchengemeinden oder der Kirchengemeinden eines Kirchenbezirks einen bestimmten Betrag aus dem Kirchensteueranteil
                     der Kirchengemeinden zur gesonderten Bedarfszuweisung an einzelne Kirchengemeinden oder die Kirchengemeinden eines Kirchenbezirks
                     bereitstellen, soweit der Sonderbedarf vorhersehbar nicht im Rahmen der Zuweisung nach den strukturellen Merkmalen nach Abschnitt
                     V und Anlage 1 abzudecken ist, weil er darin unzureichend berücksichtigt ist. 
                  

               

               	
                  Die Landessynode kann im Haushaltsgesetz oder im Haushaltsplan für einen bestimmten von der Landeskirche veranlassten vorübergehenden
                     Sonderbedarf aller Kirchengemeinden einen bestimmten Betrag aus dem Kirchensteueranteil der Kirchengemeinden zur gesonderten
                     Bedarfszuweisung an alle Kirchengemeinden mit gleichen Beträgen für jedes Gemeindeglied bereitstellen, soweit der Sonderbedarf
                     vorhersehbar nicht im Rahmen der Zuweisung nach den strukturellen Merkmalen nach Abschnitt V und Anlage 1 abzudecken ist,
                     weil er nur durch eine Zuweisung mit gleichen Beträgen für jedes Gemeindeglied abgedeckt werden kann.
                  

               

            

         

      

      
            II.b Kompensation für die dauerhafte Verschiebung finanzieller Lasten

         

         Das Haushaltsgesetz kann zur Kompensation für die aufgrund des Wegfalls der Wohnlast der Kirchengemeinden und Kirchenbezirke
            für Vikarinnen und Vikare und bei Vertretungsaufträgen einhergehenden finanziellen Entlastung der Wohnlastträger (Kirchengemeinden
            und Kirchenbezirke) und der damit korrespondierenden Mehrbelastung der Landeskirche durch höhere Besoldungsaufwendungen (Dienstwohnungsausgleichsbeträge)
            einen Vorwegabzug vom Kirchensteueranteil der Gesamtheit der Kirchengemeinden vorsehen.
         

      

      
            III. Vorwegentnahmen und globale Zuweisungen

         

         Für bestimmte im Gesamtinteresse von Landeskirche, Kirchengemeinden und Kirchenbezirken liegende Zwecke kann das Haushaltsgesetz
            
               	
                  Vorwegentnahmen aus dem Kirchensteueranteil der Kirchengemeinden und

               

               	
                  globale Zuweisungen an die Kirchengemeinden aus dem Kirchensteueranteil der Landeskirche vorsehen.

               

            

         

         Die Möglichkeit globaler Zuweisungen an die Kirchengemeinden (Satz 1 Nr. 2) steht Zuwendungen auch an Kirchengemeinden aus
            dem Kirchensteueranteil der Landeskirche für bestimmte Zwecke nicht entgegen, wenn es die Kirchengemeinden benachteiligen
            würde, Zuwendungen für diese Zwecke ausschließlich an Dritte zu geben.
         

      

      
            IV. Ausgleichsrücklage

         

         
            	
               Die gemeinsame Ausgleichsrücklage wird für die Kirchengemeinden vom Oberkirchenrat verwaltet. Über Zuführungen zu und Entnahmen
                  aus dieser Rücklage entscheidet die Landessynode.
               

            

            	
               Mehreinnahmen aus der Kirchensteuer gegenüber dem im Haushaltsplan der Landeskirche vorgesehenen Betrag werden, soweit sie
                  nach Abschnitt I der Gesamtheit der Kirchengemeinden zustehen, der Ausgleichsrücklage zugeführt, bis diese die nach der Haushaltsordnung5 geforderte Mindesthöhe erreicht hat. Mindereinnahmen aus der Kirchensteuer werden, soweit sich durch sie der nach Abschnitt
                  I der Gesamtheit der Kirchengemeinden zustehende Betrag vermindert, bis zu einem von der Landessynode im Haushaltsgesetz festzusetzenden
                  Höchstbetrag durch Entnahmen aus der Ausgleichsrücklage ausgeglichen.
               

            

            	
               Durch Beschluß der Landessynode kann von den Regelungen nach Nr. 2 abgewichen werden.

            

         

      

      
            V. Verteilung des Anteils der Kirchengemeinden und der globalen Zuweisungen

         

         
            	
               Der Verteilbetrag errechnet sich aus dem Anteil der Kirchengemeinden nach Abschnitt I nach Abzug der Zuweisung an den Ausgleichstock (Abschnitt II), der Zuweisung für Sonderbedarf (Abschnitt IIa), der Vorwegentnahmen
                  (Abschnitt III, erster Halbsatz) und der Zuweisung an die gemeinsame Ausgleichsrücklage (Abschnitt IV) sowie nach Hinzurechnung
                  der Globalzuweisungen der Landeskirche (Abschnitt III, zweiter Halbsatz) und Entnahmen aus der Ausgleichsrücklage (Abschnitt
                  IV). Der Verteilbetrag wird auf die Kirchenbezirke aufgeteilt. Dabei wird der strukturellen Verschiedenheit der Kirchenbezirke,
                  soweit sie zu unterschiedlichen Anforderungen an die kirchliche Arbeit und unterschiedlichen finanziellen Aufwendungen führt,
                  entsprechend Anlage 1 Rechnung getragen.
               

            

            	
               Die Bestimmungen über die Verteilung der dem Ausgleichstock für hilfsbedürftige Kirchengemeinden zugewiesenen Mittel bleiben
                  unberührt.
               

            

         

      

      
            VI. Bedarfsfeststellung und Kirchensteuerzuweisung an die Kirchengemeinden

         

         
            
               
               
            
            
               
                  	
                     1.

                  
                  	
                     Ausgaben

                  
               

               
                  	
                  	
                     Bei der Feststellung des Finanzbedarfs der Kirchengemeinden sind alle Ausgaben im Haushaltsjahr zu berücksichtigen.

                  
               

               
                  	
                     2.

                  
                  	
                     Verfügbare Mittel

                  
               

               
                  	
                     2.1

                  
                  	
                     Bei der Feststellung des Finanzbedarfs der Kirchengemeinden sind alle im Haushaltsjahr verfügbaren Mittel in Ansatz zu bringen,
                        soweit nachstehend oder durch Regelungen gemäß Abschnitt VII. nichts anders bestimmt ist.
                     

                  
               

               
                  	
                     2.2

                  
                  	
                     Nicht verbrauchte Haushaltsmittel und Rücklagen sind bei der Feststellung des Finanzbedarfs der Kirchengemeinden nicht in
                        Ansatz zu bringen, soweit durch Regelungen gemäß Abschnitt VII. nichts anderes bestimmt ist.
                     

                  
               

               
                  	
                     3.

                  
                  	
                     Finanzbedarf

                  
               

               
                  	
                     3.1

                  
                  	
                     Der Finanzbedarf der Kirchengemeinden ergibt sich aus der Summe der Ausgaben nach Nummer 1 abzüglich der Summe der nach Nummer
                        2 in Ansatz zu bringenden verfügbaren Mittel.
                     

                  
               

               
                  	
                     3.2

                  
                  	
                     Der Finanzbedarf der Kirchengemeinden soll, soweit vergleichbare Verhältnisse vorliegen, in angemessener Weise pauschaliert
                        werden.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     Dies kann insbesondere durch Berücksichtigung der Faktoren Gemeindegliederzahl, Grund- oder Sockelbetrag oder Zuschläge für
                        besondere Aufgaben geschehen.
                     

                  
               

               
                  	
                     3.3

                  
                  	
                     Der Finanzbedarf der Kirchengemeinden ist aufgrund der nach Abschnitt VII. ergangenen näheren Regelungen zu ermitteln.

                  
               

               
                  	
                     4.

                  
                  	
                     Zuweisung nach Merkmalen

                  
               

               
                  	
                  	
                     Abweichend von der Verteilung nach den Nummern 1 bis 3 kann die Bezirkssatzung einen Maßstab zur Verteilung der Kirchensteuer
                        an die Kirchengemeinden festlegen, der Merkmale der Kirchengemeinden, Zuschläge für bestimmte Aufgaben oder vergleichbare
                        objektive Kriterien enthält, die sich auf den Kirchensteuerbedarf beziehen.
                     

                  
               

            
         

         
            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        

                     
                     	
                        Nr. 1 der Ausführungsbestimmungen des Oberkirchenrats zu den Verteilgrundsätzen:
                           
                              	

                              	
                                 Die Zuweisung der Kirchensteuermittel an die Kirchengemeinden nach Abschnitt VI erfolgt für Mittel, für die eine besondere Empfehlung der Landessynode nach Abschnitt VIII der Verteilgrundsätze ausgesprochen ist und für den Anteil der Zuweisungssumme, der dem Kirchenbezirk aus globalen Zuweisungen
                                    zusteht, stets nach Abschnitt VI Nummern 1 bis 3 durch den Kirchenbezirksausschuss ohne Berücksichtigung von Festlegungen durch die Bezirkssatzungen.
                                 

                              

                           

                        

                     
                  

               
            

         

         
            
               
               
            
            
               
                  	
                     5.

                  
                  	
                     Härtefonds

                  
               

               
                  	
                  	
                     Zur Absicherung unvorhersehbarer finanzieller Entwicklungen bei einer Kirchengemeinde, die deren finanzielle Leistungsfähigkeit
                        übersteigt, kann der Kirchenbezirk in seiner Bezirkssatzung einen Härtefonds vorsehen. In der Bezirkssatzung sind die Voraussetzungen
                        für Zuwendungen aus dem Härtefonds und dessen Höhe festzulegen.
                     

                  
               

               
                  	
                     5a.

                  
                  	
                     Klimaschutzfonds

                  
               

               
                  	
                  	
                     Zur Absicherung von Maßnahmen zur Erreichung der Ziele nach § 3 Absatz 1 Allgemeine Klimaschutzbestimmungen6 kann der Kirchenbezirk in seiner Bezirkssatzung einen Klimaschutzfonds vorsehen. In der Bezirkssatzung sind die Voraussetzungen
                        für Zuwendungen aus dem Klimaschutzfonds und dessen Höhe festzulegen.
                     

                  
               

               
                  	
                     6.

                  
                  	
                     Festsetzung und Auszahlung der Kirchensteuerzuweisungen

                  
               

               
                  	
                     6.1

                  
                  	
                     Mit der Genehmigung der Haushaltspläne der Kirchengemeinden beschließt der Kirchenbezirksausschuß im Rahmen der verfügbaren
                        Kirchensteuermittel über die Höhe der Kirchensteuerzuweisung; dabei sind einheitliche Maßstäbe anzuwenden.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     Die über das jeweilige Haushaltsjahr hinausgehende Entwicklung ist zu berücksichtigen.

                  
               

            
         

         
            
               
               
            
            
               
                  	
                     

                  
                  	
                     Nr. 2 der Ausführungsbestimmungen des Oberkirchenrats zu den Verteilgrundsätzen:
                        
                           	

                           	
                              Zur Berücksichtigung der über das Haushaltsjahr hinausgehenden Entwicklung nach Abschnitt 6.1 Satz 2 kann der Kirchenbezirksausschuss
                                 bis zu 40 % des durchschnittlichen Zuweisungsbetrags des Kirchenbezirks in den drei letzten Jahren erst im folgenden Planjahr
                                 zuweisen, um die Investitionsfähigkeit der Kirchengemeinden des Kirchenbezirks sicherzustellen.
                              

                           

                        

                     

                  
               

            
         

         
            
               
               
            
            
               
                  	
                     6.2

                  
                  	
                     Die Auszahlung der festgesetzten Zuweisungen erfolgt in der Regel unmittelbar durch den Oberkirchenrat.

                  
               

               
                  	
                     6.3

                  
                  	
                     Die Bestimmungen der Haushaltsordnung7 bleiben unberührt.
                     

                  
               

            
         

      

      
            VII. Ausführungsbestimmungen

         

         
            	
               Allgemeine Regelungen zur Ausführung dieser Grundsätze trifft der Oberkirchenrat.

            

            	
               In ihrem Rahmen können die Bezirkssynoden allgemeine Regelungen für die Kirchengemeinden eines Kirchenbezirks durch Bezirkssatzung
                  (§ 27 Kirchenbezirksordnung8) oder auf Grund der Bezirkssatzung beschließen.
               

            

         

      

      
            VIII. Empfehlungen

         

         Die Landessynode und der Oberkirchenrat können Empfehlungen für die Haushaltsgestaltung der Kirchengemeinden und Kirchenbezirke
            aussprechen. Dasselbe gilt für die Bezirkssynode für die Kirchengemeinden ihres Kirchenbezirks.
         

      

      
            IX. Inkrafttreten und Übergangsregelungen

         

         
            
               
               
            
            
               
                  	
                     1.

                  
                  	
                     Diese Grundsätze treten am 1. Januar 1996 in Kraft.

                  
               

            
         

         
            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        

                     
                     	
                        Nr. 3 der Ausführungsbestimmungen des Oberkirchenrats zu den Verteilgrundsätzen:
                           
                              	

                              	
                                 Diese Regelung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.9

                              

                           

                        

                     
                  

               
            

         

         
            
               
               
            
            
               
                  	
                     2.

                  
                  	
                     Für die Haushaltsjahre 1996 bis 1998 gilt in Abweichung von den Bestimmungen des Abschnitts VI folgendes:

                  
               

               
                  	
                     2.1

                  
                  	
                     Der Oberkirchenrat kann für im Gesamtinteresse der Landeskirche, der Kirchenbezirke und der Kirchengemeinden liegende Zwecke
                        Zuweisungen für bestimmte Sach- und Personalausgaben festlegen.
                     

                  
               

               
                  	
                     2.2

                  
                  	
                     Im Gesamtinteresse der Landeskirche, der Kirchenbezirke und Kirchengemeinden kann der Oberkirchenrat bestimmen, daß bestimmte
                        Personalstellen der Kirchenbezirke und Kirchengemeinden nur mit seiner Zustimmung errichtet, erweitert, gestrichen oder eingeschränkt
                        werden können.
                     

                  
               

            
         

      

      
            Anlage 1:

         

         
               Aufteilung des Verteilbetrags nach Abschnitt V. 2.

            

            I. Festlegung der Soll-Zuweisungsbeträge für die Kirchenbezirke
                  
                     
                     
                  
                  
                     
                        	
                           1.

                        
                        	
                           Für jeden Kirchenbezirk wird jährlich ein Soll-Zuweisungsbetrag ermittelt. Hierzu werden vom Verteilbetrag nach Maßgabe von
                              Abschnitt V. 1. der Verteilgrundsätze
                           

                        
                     

                     
                        	
                           a)

                        
                        	
                           76,6636352494 % nach Maßgabe der nachfolgend unter 2. aufgeführten Regelung nach der Zahl der Gemeindeglieder,

                        
                     

                     
                        	
                           b)

                        
                        	
                           14,9372058639 % nach der Zahl der Kirchengemeinden nach Maßgabe der nachfolgend unter 3. getroffenen näheren Regelung,

                        
                     

                     
                        	
                           c)

                        
                        	
                           4,7998321725 % auf Kirchenbezirke mit Städten mit Großstadtfunktion nach Maßgabe der nachfolgend unter 4. getroffenen näheren
                              Regelung und
                           

                        
                     

                     
                        	
                           d)

                        
                        	
                           3,5993267142 % als gleicher Sockelbetrag für jeden Kirchenbezirk verteilt.

                        
                     

                     
                        	
                           2. a)

                        
                        	
                           Von der nach Abschnitt I. 1.a) dieser Regelung zu verteilenden Geldsumme wird zunächst an die Kirchenbezirke mit mehr als
                              60.000 Gemeindegliedern ein Betrag für jedes Gemeindeglied verteilt, das der Kirchenbezirk mehr hat. Der Betrag wird auf 20
                              € angesetzt und ab dem Jahr 2006 einschließlich entsprechend dem Verteilbetrag verringert oder erhöht.
                           

                        
                     

                     
                        	
                           b)

                        
                        	
                           Die verbleibende Geldsumme wird auf die Kirchenbezirke nach der Zahl ihrer gesamten Gemeindeglieder verteilt.

                        
                     

                     
                        	
                           3.

                        
                        	
                           Die nach Abschnitt I. 1. b) dieser Regelung zu verteilende Geldsumme wird auf die Kirchenbezirke nach der gewichteten Zahl
                              der am 1. Januar 2004 zu ihnen gehörenden Kirchengemeinden verteilt. Gesamtkirchengemeinden sind keine Kirchengemeinden im
                              Sinne dieser Regelung. Kirchengemeinden zählen, wenn sie nach den den Zuweisungsbeträgen von 2005 zugrunde liegenden Gemeindegliederzahlen
                           

                        
                     

                     
                        	
                        	
                           bis zu 399 Gemeindeglieder hatten, mit dem Faktor 0,75,

                        
                     

                     
                        	
                        	
                           von 400 bis 2.999 Gemeindeglieder hatten, mit dem Faktor 1,00,

                        
                     

                     
                        	
                        	
                           von 3.000 bis 4.999 Gemeindeglieder hatten, mit dem Faktor 1,50,

                        
                     

                     
                        	
                        	
                           von 5.000 bis 5.999 Gemeindeglieder hatten, mit dem Faktor 2,00,

                        
                     

                     
                        	
                        	
                           6.000 Gemeindeglieder oder mehr hatten, mit dem Faktor 2,50.

                        
                     

                     
                        	
                        	
                           Soweit Kirchengemeinden bei der Änderung der Grenzen von Kirchenbezirken einem anderen Kirchenbezirk zugeordnet werden, zählen
                              sie vom Zeitpunkt der Zuordnung mit dem für die Gemeinde zum 1. Januar 2004 festgelegten Faktor beim neuen Kirchenbezirk.
                           

                        
                     

                     
                        	
                           4.

                        
                        	
                           Von der nach Abschnitt I. 1.c) dieser Regelung zu verteilenden Geldsumme erhalten

                        
                     

                     
                        	
                           a)

                        
                        	
                           der Kirchenbezirk Stuttgart einen Betrag, der 2,0650496201 % des Verteilbetrags entspricht (Zuschlag Landeshauptstadt Zentrum),

                        
                     

                     
                        	
                           b)

                        
                        	
                           die Kirchenbezirke Bad Cannstatt, Degerloch und Zuffenhausen gleiche Beträge, die zusammen 0,8821879201 % des Verteilbetrags
                              entsprechen (Zuschlag Landeshauptstadt Rand),
                           

                        
                     

                     
                        	
                           c)

                        
                        	
                           die Kirchenbezirke Heilbronn, Reutlingen und Ulm gleiche Beträge, die zusammen 0,8821879201 % des Verteilbetrags entsprechen
                              (Großstadtzuschlag),
                           

                        
                     

                     
                        	
                           d)

                        
                        	
                           die Kirchenbezirke Esslingen, Ludwigsburg, Tübingen gleiche Beträge, der Kirchenbezirk Tuttlingen für Schwenningen den halben
                              Betrag, die zusammen 0,6175315441 % des Verteilbetrags entsprechen (Zuschlag für kleinere Großstädte),
                           

                        
                     

                     
                        	
                           e)

                        
                        	
                           der Kirchenbezirk Ravensburg einen vollen, die Kirchenbezirke Aalen, Schwäbisch Gmünd und Heidenheim je ein Drittel eines
                              Betrags; die Beträge entsprechen zusammen 0,3528751681 % des Verteilbetrags (Zuschlag für Oberzentren).
                           

                        
                     

                     
                        	
                           5.

                        
                        	
                           Werden Kirchenbezirke aufgehoben und ihre Kirchengemeinden zu neuen Kirchenbezirken zusammengeschlossen oder anderen Kirchenbezirken
                              angeschlossen, so werden die bisherigen Kirchenbezirke im Blick auf die Kirchensteuerzuweisung als fortbestehend angesehen
                              und dem neuen Kirchenbezirk die Summe der Zuweisungsbeträge der aufgehobenen Kirchenbezirke anteilig zugewiesen. Maßstab ist
                              die Höhe der Kirchensteuerzuweisungen an die jeweiligen Kirchengemeinden im Jahr vor der Aufhebung ohne einmalige Sonderzuweisungen.
                           

                        
                     

                     
                        	
                        	
                           Dies gilt auch für den zum 1. Januar 2008 gebildeten Kirchenkreis Stuttgart.

                        
                     

                  
               

            

            II. Übergangsregelungen zur Einführung der Soll-Zuweisungsbeträge nach Abschnitt I.

            
               
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        1.

                     
                     	
                        Die jährlichen Zuweisungsbeträge nach den bis 31. Dezember 2005 geltenden Regelungen werden schrittweise an die Soll-Zuweisungsbeträge
                           nach Abschnitt I. dieser Regelung angeglichen.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        a)

                     
                     	
                        Ausgangsbeträge

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        Es werden Ausgangsbeträge ermittelt, indem die Zuweisungsbeträge der Kirchenbezirke für das Jahr 2005 jährlich im selben Verhältnis
                           verringert oder erhöht werden, in dem sich die Gemeindegliederzahl jedes Kirchenbezirks zu der, die der Berechnung des Zuweisungsbetrags
                           für das Jahr 2005 zugrunde liegt, verringert oder erhöht hat.
                        

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        Weiter werden die sich so ergebenden Beträge im Verhältnis ihrer Summe für alle Kirchenbezirke zu dem für das jeweilige Haushaltsjahr
                           zur Verfügung stehenden Verteilbetrag verringert oder erhöht.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        b)

                     
                     	
                        Strukturanpassungsbeitrag

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        Für die jährliche Ermittlung der Soll-Zuweisungsbeträge nach Abschnitt I. dieser Regelung wird vorab von dem jeweils zur Verfügung
                           stehenden Verteilbetrag ein Betrag abgezogen und dem Soll-Zuweisungsbetrag der nachfolgend genannten Kirchenbezirke hinzugerechnet
                           (Strukturanpassungsbeitrag).
                        

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        Der Strukturanpassungsbeitrag wird auf 1.500.000 € angesetzt und ab dem Jahr 2006 einschließlich entsprechend dem Verteilbetrag
                           verringert oder erhöht. Der so ermittelte Betrag in den Folgejahren wird ab dem Jahr 2007 um jährlich ein Achtzehntel  abgebaut.
                        

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        Der Strukturanpassungsbeitrag wird zu 20 Dreißigstel dem Soll-Zuweisungsbetrag des Kirchenbezirks Stuttgart, zu vier Dreißigstel
                           dem des Kirchenbezirks Bad Cannstatt, zu je zwei Dreißigsteln dem der Kirchenbezirke Backnang und Waiblingen und zu je einem
                           Dreißigstel dem der Kirchenbezirke Balingen und Bernhausen hinzugerechnet.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        c)

                     
                     	
                        Jährliche Zuweisungsbeträge

                     
                  

                  
                     	
                     	
                        Die jährlichen Zuweisungsbeträge errechnen sich im Jahr 2006 zunächst zu 94,5 % aus dem jährlichen Ausgangsbetrag und zu 5,5 % aus dem jährlich ermittelten Soll-Zuweisungsbetrag und Strukturanpassungsbeitrag
                           (Abschnitt I. und Abschnitt II. 1. b) dieser Regelung) für den jeweiligen Kirchenbezirk. In jedem folgenden Jahr erhöht sich
                           der Anteil des Soll-Zuweisungsbetrags und Strukturanpassungsbeitrags um 5,5 %, der des Ausgangsbetrags verringert sich entsprechend.
                           Von einschließlich dem Jahr 2023 an werden nur noch die Soll-Zuweisungsbeträge mit den Strukturanpassungsbeiträgen zugewiesen.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        2. a)

                     
                     	
                        Werden Kirchenbezirke aufgehoben und ihre Kirchengemeinden zu neuen Kirchenbezirken zusammengeschlossen oder anderen Kirchenbezirken
                           angeschlossen, so werden die bisherigen Kirchenbezirke auch im Blick auf die Fortschreibung der Zuweisungsbeträge für das
                           Jahr 2005 als fortbestehend angesehen und dem neuen Kirchenbezirk die Summe der Zuweisungsbeträge der aufgehobenen Kirchenbezirke
                           nach Abschnitt II. 1. c) dieser Regelung anteilig zugewiesen. Maßstab ist die Höhe der Kirchensteuerzuweisungen an die jeweiligen
                           Kirchengemeinden im Jahr vor der Aufhebung ohne einmalige Sonderzuweisungen. Dies gilt auch für den zum 1. Januar 2008 gebildeten
                           Kirchenkreis Stuttgart.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        b)

                     
                     	
                        Werden Kirchengemeinden nach § 2 Absatz 1 KBO einem anderen Kirchenbezirk zugeordnet, so werden die Zuweisungsbeträge für
                           das Jahr 2005 der betreffenden Kirchenbezirke für die Fortschreibung nach Abschnitt II. 1. a) für die Jahre ab der Neuzuordnung
                           entsprechend verändert. Der Zuweisungsbetrag 2005 des abgebenden Kirchenbezirks wird verringert um den Betrag der Kirchensteuerzuweisung
                           an die neu zugeordnete Kirchengemeinde für den Ordentlichen Haushalt, oder gegebenenfalls die pauschalierten Zuweisungen (Abschnitt
                           VI. 3.2 der Verteilgrundsätze) oder die Zuweisungen nach Merkmalen (Abschnitt VI. 4. der Verteilgrundsätze) an diese Kirchengemeinde
                           im der Neuzuordnung vorangegangenen Haushaltsjahr. Der Zuweisungsbetrag 2005 des aufnehmenden Kirchenbezirks wird um diesen
                           Betrag erhöht.
                        

                     
                  

                  
                     	
                        3.

                     
                     	
                        Nach der Schließung seiner Psychologischen Beratungsstelle durch den Kirchenbezirk Balingen wird dessen Zuweisungsbetrag für
                           das Jahr 2005 für die Fortschreibung nach Abschnitt II. 1. a) ab dem folgenden Jahr um 1,7404039371 % des Zuweisungsbetrags
                           im der Schließung vorangegangenen Jahr gekürzt.
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                     Präambel

                  

                  Dieses Kirchengesetz wird erlassen in Ausübung des verfassungsrechtlich garantierten Rechts der evangelischen Kirche, ihre
                     Angelegenheiten selbstständig innerhalb der Schranken des für alle geltenden Gesetzes zu ordnen und zu verwalten. Dieses Recht
                     ist europarechtlich geachtet und festgeschrieben in Artikel 91 und Erwägungsgrund 165 Verordnung EU 2016/679 des Europäischen
                     Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten,
                     zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) sowie Artikel 17 Vertrag über
                     die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV). In Wahrnehmung dieses Rechts stellt dieses Kirchengesetz den Einklang mit
                     der Datenschutz-Grundverordnung her und regelt die Datenverarbeitung im kirchlichen und diakonischen Bereich. Die Datenverarbeitung
                     dient der Erfüllung des kirchlichen Auftrags.
                  

               

            

         

      

      
            Kapitel 1 
Allgemeine Bestimmungen 
            

         

         
                     § 1 
Zweck des Gesetzes
                     

                  

                  Zweck dieses Kirchengesetzes ist es, die einzelne Person davor zu schützen, dass sie durch den Umgang mit ihren personenbezogenen
                     Daten in ihrem Persönlichkeitsrecht beeinträchtigt wird.
                  

               

               
                     § 2 
Anwendungsbereich
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Dieses Kirchengesetz gilt für die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Evangelische Kirche in Deutschland, die
                     Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse, alle weiteren kirchlichen juristischen Personen des öffentlichen Rechts
                     sowie die ihnen zugeordneten kirchlichen und diakonischen Dienste, Einrichtungen und Werke ohne Rücksicht auf deren Rechtsform
                     (kirchliche Stelle). Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse stellen
                     sicher, dass auch in den ihnen zugeordneten Diensten, Einrichtungen und Werken dieses Kirchengesetz sowie die zu seiner Ausführung
                     und Durchführung erlassenen weiteren Bestimmungen Anwendung finden. Die Evangelische Kirche in Deutschland und die Gliedkirchen
                     führen jeweils für ihren Bereich eine Übersicht über die kirchlichen Werke und Einrichtungen mit eigener Rechtspersönlichkeit,
                     für die dieses Kirchengesetz gilt. In die Übersicht sind Name, Anschrift, Rechtsform und Tätigkeitsbereich der kirchlichen
                     Werke und Einrichtungen aufzunehmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Dieses Kirchengesetz gilt für die ganz oder teilweise automatisierte Verarbeitung personenbezogener Daten sowie die nichtautomatisierte
                     Verarbeitung personenbezogener Daten, die in einem Dateisystem gespeichert sind oder gespeichert werden sollen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Dieses Kirchengesetz findet Anwendung auf die Verarbeitung personenbezogener Daten im Rahmen der Tätigkeit einer kirchlichen
                     Stelle oder in deren Auftrag, unabhängig vom Ort der Verarbeitung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Dieses Kirchengesetz findet keine Anwendung auf die Verarbeitung personenbezogener Daten durch natürliche Personen zur Ausübung
                     ausschließlich persönlicher oder familiärer Tätigkeiten.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Vorschriften dieses Kirchengesetzes gehen denen des Verwaltungsverfahrens- und -zustellungsgesetzes der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland vor, soweit bei der Ermittlung des Sachverhaltes personenbezogene Daten verarbeitet werden.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Soweit andere kirchliche oder staatliche Rechtsvorschriften, die kirchliche Stellen anzuwenden haben, die Verarbeitung personenbezogener
                     Daten regeln, gehen sie diesem Kirchengesetz vor.
                  

               

               
                     § 3 
Seelsorgegeheimnis und Amtsverschwiegenheit
                     

                  

                  Aufzeichnungen, die in Wahrnehmung eines kirchlichen Seelsorgeauftrages erstellt werden, dürfen Dritten nicht zugänglich sein.
                     Die besonderen Bestimmungen über den Schutz des Beicht- und Seelsorgegeheimnisses bleiben unberührt. Gleiches gilt für die
                     sonstigen Verpflichtungen zur Wahrung gesetzlicher Geheimhaltungs- und Verschwiegenheitspflichten oder von Berufs- oder besonderen
                     Amtsgeheimnissen, die nicht auf gesetzlichen Vorschriften beruhen.
                  

               

               
                     § 4 
Begriffsbestimmungen
                     

                  

                  Im Sinne dieses Kirchengesetzes bezeichnet der Ausdruck:

                  
                     
                        	
                            „personenbezogene“ Daten alle Informationen, die sich auf eine identifizierte oder identifizierbare natürliche Person (im
                              Folgenden „betroffene Person“) beziehen; identifizierbar ist eine natürliche Person, die direkt oder indirekt, insbesondere
                              mittels Zuordnung zu einer Kennung wie einem Namen, zu einer Kennnummer, zu Standortdaten, zu einer Online-Kennung oder zu
                              einem oder mehreren besonderen Merkmalen identifiziert werden kann, die Ausdruck der physischen, physiologischen, genetischen,
                              psychischen, wirtschaftlichen, kulturellen oder sozialen Identität dieser natürlichen Person sind;
                           

                        

                        	
                            „besondere Kategorien personenbezogener Daten“

                           
                              
                                 	
                                    alle Informationen, aus denen religiöse oder weltanschauliche Überzeugungen einer natürlichen Person hervorgehen, ausgenommen
                                       Angaben über die Zugehörigkeit zu einer Kirche oder einer Religions- oder Weltanschauungsgemeinschaft,
                                    

                                 

                                 	
                                    alle Informationen, aus denen die ethnische Herkunft, politische Meinungen oder die Gewerkschaftszugehörigkeit einer natürlichen
                                       Person hervorgehen,
                                    

                                 

                                 	
                                    genetische Daten,

                                 

                                 	
                                    biometrische Daten zur eindeutigen Identifizierung einer natürlichen Person,

                                 

                                 	
                                    Gesundheitsdaten,

                                 

                                 	
                                    Daten zum Sexualleben oder der sexuellen Orientierung einer natürlichen Person.

                                 

                              

                           

                        

                        	
                            „Verarbeitung“ jeden mit oder ohne Hilfe automatisierter Verfahren ausgeführten Vorgang oder jede solche Vorgangsreihe im
                              Zusammenhang mit personenbezogenen Daten wie das Erheben, das Erfassen, die Organisation, das Ordnen, die Speicherung, die
                              Anpassung oder Veränderung, das Auslesen, das Abfragen, die Verwendung, die Offenlegung durch Übermittlung, Verbreitung oder
                              eine andere Form der Bereitstellung, den Abgleich oder die Verknüpfung, die Einschränkung, das Löschen oder die Vernichtung;
                              
                           

                        

                        	
                            „Einschränkung der Verarbeitung“ die Markierung gespeicherter personenbezogener Daten mit dem Ziel, ihre künftige Verarbeitung
                              einzuschränken;
                           

                        

                        	
                            „Profiling“ jede Art der automatisierten Verarbeitung personenbezogener Daten, die darin besteht, dass diese personenbezogenen
                              Daten verwendet werden, um bestimmte persönliche Aspekte, die sich auf eine natürliche Person beziehen, zu bewerten, insbesondere
                              um Aspekte bezüglich Arbeitsleistung, wirtschaftlicher Lage, Gesundheit, persönlicher Vorlieben, Interessen, Zuverlässigkeit,
                              Verhalten, Aufenthaltsort oder Ortswechsel dieser natürlichen Person zu analysieren oder vorherzusagen;
                           

                        

                        	
                            „Pseudonymisierung“ die Verarbeitung personenbezogener Daten in einer Weise, dass die personenbezogenen Daten ohne Hinzuziehung
                              zusätzlicher Informationen nicht mehr einer spezifischen betroffenen Person zugeordnet werden können, sofern diese zusätzlichen
                              Informationen gesondert aufbewahrt werden und technischen und organisatorischen Maßnahmen unterliegen, die gewährleisten,
                              dass die personenbezogenen Daten nicht einer identifizierten oder identifizierbaren natürlichen Person zugewiesen werden;
                           

                        

                        	
                            „Anonymisierung“ die Verarbeitung personenbezogener Daten derart, dass die Einzelangaben über persönliche oder sachliche
                              Verhältnisse nicht mehr oder nur mit einem unverhältnismäßig hohen Aufwand an Zeit, Kosten und Arbeitskraft einer betroffenen
                              Person zugeordnet werden können;
                           

                        

                        	
                            „Dateisystem“ jede strukturierte Sammlung personenbezogener Daten, die nach bestimmten Kriterien zugänglich sind, unabhängig
                              davon, ob diese Sammlung zentral, dezentral oder nach funktionalen oder geografischen Gesichtspunkten geordnet geführt wird;
                           

                        

                        	
                            „verantwortliche Stelle“ die natürliche oder juristische Person, Behörde, Einrichtung oder andere Stelle, die allein oder
                              gemeinsam mit anderen über die Zwecke und Mittel der Verarbeitung von personenbezogenen Daten entscheidet;
                           

                        

                        	
                            „Auftragsverarbeiter“ eine natürliche oder juristische Person, Behörde, Einrichtung oder andere Stelle, die personenbezogene
                              Daten im Auftrag der verantwortlichen Stelle verarbeitet; 
                           

                        

                        	
                            „Empfänger“ eine natürliche oder juristische Person, Behörde, Einrichtung oder andere Stelle, der personenbezogene Daten
                              offengelegt werden, unabhängig davon, ob es sich bei ihr um einen Dritten handelt oder nicht;
                           

                        

                        	
                            „Dritter“ eine natürliche oder juristische Person, Behörde, Einrichtung oder andere Stelle, außer der betroffenen Person,
                              der verantwortlichen Stelle, dem Auftragsverarbeiter und den Personen, die unter der unmittelbaren Verantwortung der kirchlichen
                              Stelle oder des Auftragsverarbeiters befugt sind, die personenbezogenen Daten zu verarbeiten; 
                           

                        

                        	
                            „Einwilligung“ jede freiwillig für den bestimmten Fall, in informierter Weise und unmissverständlich abgegebene Willensbekundung
                              der betroffenen Person in Form einer Erklärung oder einer sonstigen eindeutigen bestätigenden Handlung, mit der die betroffene
                              Person zu verstehen gibt, dass sie mit der Verarbeitung der sie betreffenden personenbezogenen Daten einverstanden ist;
                           

                        

                        	
                            „Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten“ eine Verletzung der Sicherheit, die, ob unbeabsichtigt oder unrechtmäßig,
                              zur Vernichtung, zum Verlust, zur Veränderung oder zur unbefugten Offenlegung von oder zum unbefugten Zugang zu personenbezogenen
                              Daten führt, die übermittelt, gespeichert oder auf sonstige Weise verarbeitet wurden;
                           

                        

                        	
                            „genetische Daten“ personenbezogene Daten zu den ererbten oder erworbenen genetischen Eigenschaften einer natürlichen Person,
                              die eindeutige Informationen über die Physiologie oder die Gesundheit dieser natürlichen Person liefern und insbesondere aus
                              der Analyse einer biologischen Probe der betreffenden natürlichen Person gewonnen wurden;
                           

                        

                        	
                            „biometrische Daten“ mit speziellen technischen Verfahren gewonnene personenbezogene Daten zu den physischen, physiologischen
                              oder verhaltenstypischen Merkmalen einer natürlichen Person, die die eindeutige Identifizierung dieser natürlichen Person
                              ermöglichen oder bestätigen, wie Gesichtsbilder oder daktyloskopische Daten;
                           

                        

                        	
                            „Gesundheitsdaten“ personenbezogene Daten, die sich auf die körperliche oder geistige Gesundheit einer natürlichen Person,
                              einschließlich der Erbringung von Gesundheitsdienstleistungen, beziehen und aus denen Informationen über deren Gesundheitszustand
                              hervorgehen;
                           

                        

                        	
                            „Drittland“ einen Staat, in dem die Datenschutz-Grundverordnung keine Anwendung findet;

                        

                        	
                            „Unternehmen“ eine natürliche oder juristische Person, die eine wirtschaftliche Tätigkeit ausübt, unabhängig von ihrer Rechtsform,
                              einschließlich Personen-, Kapitalgesellschaften oder Vereinigungen, die regelmäßig einer wirtschaftlichen Tätigkeit nachgehen;
                           

                        

                     

                     
                        	19a.

                        	
                           „Unternehmensgruppe“ eine Gruppe, die aus einem herrschenden Unternehmen und den von diesem abhängigen Unternehmen besteht;

                        

                        	20.

                        	
                           „Beschäftigte“

                           
                              
                                 	
                                     die in einem Pfarrdienst- oder in einem kirchlichen Beamtenverhältnis oder in einem sonstigen kirchlichen öffentlich-rechtlichen
                                       Dienstverhältnis stehenden Personen,
                                    

                                 

                                 	
                                     Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, einschließlich der Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer im Verhältnis zum Entleiher,

                                 

                                 	
                                     zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigte,

                                 

                                 	
                                     Teilnehmende an Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben sowie an Abklärungen der beruflichen Eignung oder Arbeitserprobungen
                                       (Rehabilitationen),
                                    

                                 

                                 	
                                     Beschäftigte in anerkannten Werkstätten für Menschen mit Behinderungen,

                                 

                                 	
                                     nach dem Bundesfreiwilligen- oder dem Jugendfreiwilligendienstgesetz oder in vergleichbaren Diensten Beschäftigte,

                                 

                                 	
                                     Personen, die wegen ihrer wirtschaftlichen Unselbständigkeit als arbeitnehmerähnliche Personen anzusehen sind; zu diesen
                                       gehören auch die in Heimarbeit Beschäftigten und die ihnen Gleichgestellten,
                                    

                                 

                                 	
                                     Bewerbende für ein Beschäftigungsverhältnis sowie Personen, deren Beschäftigungsverhältnis beendet ist;

                                 

                              

                           

                        

                        	21.

                        	
                           „IT-Sicherheit“ den Schutz der mit Informationstechnik verarbeiteten Daten insbesondere vor unberechtigtem Zugriff, vor unerlaubten
                              Änderungen und vor der Gefahr des Verlustes, um deren Vertraulichkeit, Integrität und Verfügbarkeit zu gewährleisten;
                           

                        

                        	22.

                        	
                           „institutionelle Aufarbeitung sexualisierter Gewalt“ jede systematische, nicht auf den Einzelfall bezogene Untersuchung von
                              Vorkommnissen sexualisierter Gewalt, insbesondere betreffend deren Ursachen, Rahmenbedingungen und Folgen.
                           

                        

                     

                  

               

            

         

      

      
            Kapitel 2 
Verarbeitung personenbezogener Daten
            

         

         
                     § 5 
Grundsätze
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Personenbezogene Daten sind nach folgenden Grundsätzen zu verarbeiten:
                  

                  
                     
                        	
                            Rechtmäßigkeit, Verhältnismäßigkeit, Verarbeitung nach Treu und Glauben, Transparenz;

                        

                        	
                            Zweckbindung: Personenbezogene Daten werden für festgelegte, eindeutige und legitime Zwecke erhoben. Sie dürfen nicht in
                              einer mit diesen Zwecken nicht zu vereinbarenden Weise weiterverarbeitet werden. Eine Weiterverarbeitung für im kirchlichen
                              oder öffentlichen Interesse liegende Archivzwecke, für wissenschaftliche oder historische Forschungszwecke oder für statistische
                              Zwecke gilt als vereinbar mit den ursprünglichen Zwecken;
                           

                        

                        	
                            Datenminimierung: Die Verarbeitung personenbezogener Daten wird auf das dem Zweck angemessene und notwendige Maß beschränkt;
                              personenbezogene Daten sind zu anonymisieren oder zu pseudonymisieren, soweit dies nach dem Verwendungszweck möglich ist und
                              keinen im Verhältnis zu dem angestrebten Schutzzweck unverhältnismäßigen Aufwand erfordert;
                           

                        

                        	
                            Richtigkeit: Personenbezogene Daten müssen sachlich richtig und erforderlichenfalls auf dem neuesten Stand sein. Es sind
                              alle angemessenen Maßnahmen zu treffen, damit personenbezogene Daten, die im Hinblick auf die Zwecke ihrer Verarbeitung unrichtig
                              sind, unverzüglich gelöscht oder berichtigt werden;
                           

                        

                        	
                            Speicherbegrenzung: Personenbezogene Daten werden in einer Form gespeichert, die die Identifizierung der betroffenen Personen
                              nur so lange ermöglicht, wie es für die Zwecke, für die sie verarbeitet werden, erforderlich ist. Personenbezogene Daten dürfen
                              länger gespeichert werden, soweit sie für die Zwecke des Archivs, der wissenschaftlichen und historischen Forschung sowie
                              der Statistik verarbeitet werden;
                           

                        

                        	
                            Integrität und Vertraulichkeit: Personenbezogene Daten werden in einer Weise verarbeitet, die eine angemessene Sicherheit
                              gewährleistet, einschließlich des Schutzes vor unbefugter oder unrechtmäßiger Verarbeitung und vor unbeabsichtigtem Verlust,
                              unbeabsichtigter Zerstörung oder unbeabsichtigter Schädigung.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die verantwortliche Stelle muss die Einhaltung der Grundsätze nachweisen können (Rechenschaftspflicht).
                  

               

               
                     § 6 
Rechtmäßigkeit der Verarbeitung
                     

                  

                  Die Verarbeitung ist nur rechtmäßig, wenn mindestens eine der nachstehenden Bedingungen erfüllt ist:

                  
                     
                        	
                            eine kirchliche oder staatliche Rechtsvorschrift erlaubt die Verarbeitung der personenbezogenen Daten oder ordnet sie an;

                        

                        	
                            die betroffene Person hat ihre Einwilligung zu der Verarbeitung der sie betreffenden personenbezogenen Daten für einen oder
                              mehrere bestimmte Zwecke gegeben;
                           

                        

                        	
                            die Verarbeitung ist zur Erfüllung der Aufgaben der verantwortlichen Stelle erforderlich, einschließlich der Ausübung kirchlicher
                              Aufsicht;
                           

                        

                        	
                            die Verarbeitung ist zur Wahrung der berechtigten Interessen der verantwortlichen Stelle oder eines Dritten erforderlich,
                              sofern nicht die Interessen der betroffenen Person, die den Schutz personenbezogener Daten erfordern, überwiegen, insbesondere
                              dann, wenn diese minderjährig ist;
                           

                        

                        	
                            die Verarbeitung ist für die Erfüllung eines Vertrags, dessen Vertragspartei die betroffene Person ist, oder zur Durchführung
                              vorvertraglicher Maßnahmen erforderlich, die auf Anfrage der betroffenen Person erfolgt;
                           

                        

                        	
                            die Verarbeitung ist zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erforderlich, der die kirchliche Stelle unterliegt;

                        

                        	
                            die Verarbeitung ist erforderlich, um lebenswichtige Interessen der betroffenen Person oder einer anderen natürlichen Person
                              zu schützen.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 7 
Rechtmäßigkeit der Zweckänderung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Verarbeitung zu einem anderen Zweck als zu demjenigen, zu dem die personenbezogenen Daten ursprünglich erhoben wurden
                     (Zweckänderung), ist nur rechtmäßig, wenn
                  

                  
                     
                        	
                            eine kirchliche oder staatliche Rechtsvorschrift dies erlaubt oder anordnet; 

                        

                        	
                            sie erforderlich ist

                           
                              
                                 	
                                     zur Abwehr von Gefahren für die staatliche oder öffentliche Sicherheit oder zur Verfolgung von Straftaten oder

                                 

                                 	
                                     zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung rechtlicher Ansprüche, 

                                 

                              

                           

                           sofern nicht die Interessen der betroffenen Person an dem Ausschluss der Verarbeitung überwiegen;

                        

                        	
                            die betroffene Person eingewilligt hat;

                        

                        	
                            offensichtlich ist, dass sie im Interesse der betroffenen Person liegt, und kein Grund zu der Annahme besteht, dass diese
                              in Kenntnis des anderen Zweckes ihre Einwilligung verweigern würde;
                           

                        

                        	
                            Angaben der betroffenen Person überprüft werden müssen, weil Anhaltspunkte für deren Unrichtigkeit bestehen;

                        

                        	
                            die Daten aus allgemein zugänglichen Quellen entnommen werden können oder die verantwortliche Stelle sie veröffentlichen
                              darf, es sei denn, dass das schutzwürdige Interesse der betroffenen Person an dem Ausschluss der Zweckänderung offensichtlich
                              überwiegt;
                           

                        

                        	
                            es zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeinträchtigung der Rechte einer anderen Person erforderlich ist oder

                        

                        	
                            sie zur institutionellen Aufarbeitung sexualisierter Gewalt gemäß § 50a erforderlich ist.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         In anderen Fällen muss die kirchliche Stelle feststellen, ob die Zweckänderung mit dem Zweck, zu dem die personenbezogenen
                     Daten ursprünglich erhoben wurden, vereinbar ist. Dabei berücksichtigt sie unter anderem
                  

                  
                     
                        	
                            jede Verbindung zwischen den Zwecken, für die die personenbezogenen Daten erhoben wurden, und den Zwecken der beabsichtigten
                              Weiterverarbeitung;
                           

                        

                        	
                            den Zusammenhang, in dem die personenbezogenen Daten erhoben wurden, insbesondere hinsichtlich des Verhältnisses zwischen
                              den betroffenen Personen und der kirchlichen Stelle;
                           

                        

                        	
                            die Art der personenbezogenen Daten, insbesondere ob besondere Kategorien personenbezogener Daten verarbeitet werden oder
                              ob personenbezogene Daten über strafrechtliche Verurteilungen und Straftaten gemäß § 14 verarbeitet werden;
                           

                        

                        	
                            die möglichen Folgen der beabsichtigten Weiterverarbeitung für die betroffenen Personen;

                        

                        	
                            das Vorhandensein geeigneter Garantien, zu denen die Verschlüsselung, die Pseudonymisierung oder die Anonymisierung gehören
                              kann.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Eine Verarbeitung für andere Zwecke liegt nicht vor, wenn sie der Wahrnehmung von Visitations-, Aufsichts- und Kontrollbefugnissen,
                     der Rechnungsprüfung, der Revision oder der Durchführung von Organisationsuntersuchungen für die verantwortliche Stelle dient.
                     Das gilt auch für die Verarbeitung zu Ausbildungs- und Prüfungszwecken durch die verantwortliche Stelle, soweit nicht überwiegende
                     schutzwürdige Interessen der betroffenen Person entgegenstehen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Personenbezogene Daten, die ausschließlich für Zwecke der Datenschutzkontrolle, der Datensicherung oder zur Sicherstellung
                     eines ordnungsgemäßen Betriebes einer Datenverarbeitungsanlage gespeichert werden, dürfen nur für diese Zwecke verwendet werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Verarbeitung von besonderen Kategorien personenbezogener Daten für andere Zwecke ist nur rechtmäßig, wenn die Voraussetzungen
                     vorliegen, die eine Verarbeitung nach § 13 Absatz 2 zulassen.
                  

               

               
                     § 8 
Offenlegung an kirchliche oder öffentliche Stellen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Offenlegung nach §§ 6 und 7 an kirchliche Stellen trägt die offenlegende verantwortliche Stelle. Erfolgt die Offenlegung auf Ersuchen der empfangenden
                     kirchlichen Stelle, trägt diese die Verantwortung. In diesem Fall prüft die offenlegende verantwortliche Stelle nur, ob das
                     Ersuchen im Rahmen der Aufgaben der datenempfangenden kirchlichen Stelle liegt, es sei denn, dass besonderer Anlass zur Prüfung
                     der Rechtmäßigkeit der Offenlegung besteht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die datenempfangende kirchliche Stelle darf die offengelegten Daten für den Zweck verarbeiten, zu dessen Erfüllung sie ihr
                     offengelegt werden. Eine Verarbeitung für andere Zwecke ist nur unter den Voraussetzungen des § 7 zulässig.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Sind mit personenbezogenen Daten, die nach §§ 6 und 7 an kirchliche Stellen offengelegt werden, weitere personenbezogene Daten der betroffenen oder einer anderen Person so verbunden,
                     dass eine Trennung nicht oder nur mit unvertretbarem Aufwand möglich ist, so ist die Offenlegung auch dieser Daten zulässig,
                     soweit nicht berechtigte Interessen der betroffenen oder einer anderen Person an deren Geheimhaltung offensichtlich überwiegen;
                     eine Nutzung dieser Daten ist unzulässig.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Absatz 3 gilt entsprechend, wenn personenbezogene Daten innerhalb einer kirchlichen Stelle weitergegeben werden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Für die Offenlegung personenbezogener Daten gegenüber öffentlichen Stellen nach § 2 des Bundesdatenschutzgesetzes in der
                     jeweils geltenden Fassung gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend.
                  

               

               
                     § 9 
Offenlegung an sonstige Stellen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Offenlegung nach §§ 6 und 7 an sonstige Stellen oder Personen trägt die offenlegende kirchliche Stelle. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die datenempfangenden Stellen und Personen dürfen die offengelegten Daten nur für den Zweck verarbeiten, zu dessen Erfüllung
                     sie ihnen offengelegt werden. Die offenlegende Stelle hat sie darauf hinzuweisen.
                  

               

               
                     § 10 
Datenübermittlung an und in Drittländer oder an internationale Organisationen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Jede Übermittlung personenbezogener Daten in Drittländer oder an internationale Organisationen, die bereits verarbeitet werden
                     oder nach ihrer Übermittlung verarbeitet werden sollen, ist über die weiteren Voraussetzungen der Datenverarbeitung hinaus
                     nur zulässig, wenn
                  

                  
                     
                        	
                           die EU-Kommission ein angemessenes Datenschutzniveau entsprechend den Bestimmungen des Artikel 45 Absatz 2 Datenschutz-Grundverordnung
                              festgestellt hat oder
                           

                        

                        	
                           als geeignete Garantien Standarddatenschutzklauseln verwendet werden, die von der Kommission gemäß dem Prüfverfahren nach
                              Artikel 93 Absatz 2 Datenschutz-Grundverordnung erlassen oder genehmigt worden sind.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Falls die Voraussetzungen des Absatz 1 nicht vorliegen, ist die Übermittlung zulässig, wenn
                  

                  
                     
                        	
                           die betroffene Person in die vorgeschlagene Datenübermittlung ausdrücklich eingewilligt hat, nachdem sie über die für sie
                              bestehenden möglichen Risiken aufgeklärt worden ist;
                           

                        

                        	
                           die Übermittlung für die Erfüllung eines Vertrages oder Rechtsverhältnisses zwischen der betroffenen Person und der verantwortlichen
                              Stelle oder zur Durchführung von vorvertraglichen Maßnahmen auf Antrag der betroffenen Person erforderlich ist;
                           

                        

                        	
                           die Übermittlung zum Abschluss oder zur Erfüllung eines im Interesse der betroffenen Person von der verantwortlichen Stelle
                              mit einer anderen natürlichen oder juristischen Person geschlossenen Vertrages erforderlich ist;
                           

                        

                        	
                           die Übermittlung aus wichtigen Gründen des öffentlichen oder des kirchlichen Interesses notwendig ist;

                        

                        	
                           die Übermittlung zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen erforderlich ist oder

                        

                        	
                           die Übermittlung zum Schutz lebenswichtiger Interessen der betroffenen Person oder anderer Personen erforderlich ist, sofern
                              die betroffene Person aus physischen oder rechtlichen Gründen außer Stande ist, ihre Einwilligung zu geben.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 11 
Einwilligung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Beruht die Verarbeitung auf einer Einwilligung, muss die verantwortliche Stelle nachweisen können, dass die betroffene Person
                     in die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten eingewilligt hat.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Erfolgt die Einwilligung der betroffenen Person durch eine schriftliche Erklärung, die noch andere Sachverhalte betrifft,
                     so muss das Ersuchen um Einwilligung in verständlicher und leicht zugänglicher Form in einer klaren und einfachen Sprache
                     erfolgen, so dass es von anderen Sachverhalten klar zu unterscheiden ist. Soweit die Erklärung unter Umständen abgegeben worden
                     ist, die gegen dieses Kirchengesetz verstoßen, ist sie unwirksam.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die betroffene Person hat das Recht, ihre Einwilligung jederzeit zu widerrufen. Durch den Widerruf der Einwilligung wird
                     die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten Verarbeitung nicht berührt. Die betroffene Person
                     wird vor Abgabe der Einwilligung hiervon in Kenntnis gesetzt. Der Widerruf der Einwilligung muss so einfach wie die Erteilung
                     der Einwilligung sein.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Bei der Beurteilung, ob die Einwilligung freiwillig erteilt wurde, muss dem Umstand in größtmöglichem Maß Rechnung getragen
                     werden, ob unter anderem die Erfüllung eines Vertrags, einschließlich der Erbringung einer Dienstleistung, von der Einwilligung
                     zu einer Verarbeitung von personenbezogenen Daten abhängig ist, die für die Erfüllung des Vertrags nicht erforderlich sind.
                  

               

               
                     § 12 
Einwilligung Minderjähriger 
                     

                  

                  Minderjährige, denen insbesondere elektronische Angebote von kirchlichen Stellen gemacht werden, können in die Verarbeitung
                     ihrer Daten wirksam einwilligen, wenn sie religionsmündig sind. Sind die Minderjährigen noch nicht religionsmündig, ist die
                     Verarbeitung nur rechtmäßig, wenn die Sorgeberechtigten die Einwilligung erteilt oder der Einwilligung zugestimmt haben. Die
                     Einwilligung der Sorgeberechtigten ist nicht erforderlich, wenn kirchliche Präventions- oder Beratungsdienste einem Kind unmittelbar
                     angeboten werden.
                  

               

               
                     § 13 
Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Besondere Kategorien personenbezogener Daten dürfen nicht verarbeitet werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Abweichend von Absatz 1 dürfen besondere Kategorien personenbezogener Daten verarbeitet werden, wenn
                  

                  
                     
                        	
                           die betroffene Person in die Verarbeitung der genannten personenbezogenen Daten für einen oder mehrere festgelegte Zwecke
                              ausdrücklich eingewilligt hat;
                           

                        

                        	
                           die Verarbeitung erforderlich ist, damit die verantwortliche Stelle oder die betroffene Person die ihr aus dem Arbeits- und
                              Dienstrecht sowie dem Recht der sozialen Sicherheit und des Sozialschutzes erwachsenden Rechte ausüben und ihren diesbezüglichen Pflichten nachkommen kann, soweit dies nach kirchlichem oder staatlichem Recht oder nach einer Dienstvereinbarung nach
                              den kirchlichen Mitarbeitervertretungsgesetzen, die geeignete Garantien für die Rechte und die Interessen der betroffenen
                              Person vorsehen, rechtmäßig ist;
                           

                        

                        	
                           die Verarbeitung zum Schutz lebenswichtiger Interessen der betroffenen Person oder einer anderen natürlichen Person erforderlich
                              und die betroffene Person aus körperlichen oder rechtlichen Gründen außerstande ist, ihre Einwilligung zu geben;
                           

                        

                        	
                           die Verarbeitung durch eine kirchliche Stelle im Rahmen ihrer rechtmäßigen Tätigkeiten und unter der Voraussetzung erfolgt,
                              dass sich die Verarbeitung ausschließlich auf die Mitglieder oder ehemalige Mitglieder der kirchlichen Stelle oder auf Personen,
                              die im Zusammenhang mit deren Tätigkeitszweck regelmäßige Kontakte mit ihr unterhalten, bezieht und die personenbezogenen
                              Daten nicht ohne Einwilligung der betroffenen Personen nach außen offengelegt werden;
                           

                        

                        	
                           die Verarbeitung sich auf personenbezogene Daten bezieht, die die betroffene Person öffentlich gemacht hat;

                        

                        	
                           die Verarbeitung zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen oder bei Handlungen der Kirchengerichte
                              im Rahmen ihrer justiziellen Tätigkeit erforderlich ist;
                           

                        

                        	
                           die Verarbeitung auf der Grundlage kirchlichen oder staatlichen Rechts, das in angemessenem Verhältnis zu dem verfolgten Ziel
                              steht, den Wesensgehalt des Rechts auf Datenschutz wahrt und angemessene und spezifische Maßnahmen zur Wahrung der Grundrechte
                              und Interessen der betroffenen Person vorsieht, aus Gründen eines erheblichen öffentlichen oder kirchlichen Interesses erforderlich
                              ist;
                           

                        

                        	
                           die Verarbeitung für Zwecke der Gesundheitsvorsorge oder der Arbeitsmedizin, für die Beurteilung der Arbeitsfähigkeit des
                              Beschäftigten, für die medizinische Diagnostik, die Versorgung oder Behandlung im Gesundheits- oder Sozialbereich oder für
                              die Verwaltung von Systemen und Diensten im Gesundheits- oder Sozialbereich auf der Grundlage kirchlichen oder staatlichen
                              Rechts oder aufgrund eines Vertrags mit einem Angehörigen eines Gesundheitsberufs und vorbehaltlich der in Absatz 3 genannten
                              Bedingungen und Garantien erforderlich ist;
                           

                        

                        	
                           die Verarbeitung aus Gründen des öffentlichen Interesses im Bereich der öffentlichen Gesundheit, wie zur Gewährleistung hoher
                              Qualitäts- und Sicherheitsstandards bei der Gesundheitsversorgung und bei Arzneimitteln und Medizinprodukten, auf der Grundlage
                              des kirchlichen oder staatlichen Rechts, das angemessene und spezifische Maßnahmen zur Wahrung der Rechte und Freiheiten der
                              betroffenen Person, insbesondere des Berufsgeheimnisses vorsieht, erforderlich ist;
                           

                        

                        	
                           die Verarbeitung für im kirchlichen oder im öffentlichen Interesse liegende Zwecke des Archivs, der wissenschaftlichen oder
                              historischen Forschung oder der Statistik erfolgt und die Interessen der betroffenen Person durch angemessene Maßnahmen gewahrt
                              sind, 
                           

                        

                        	
                           die Verarbeitung für Zwecke der institutionellen Aufarbeitung sexualisierter Gewalt gemäß § 50a erforderlich ist und die Interessen der betroffenen Person durch angemessene Maßnahmen gewahrt sind oder
                           

                        

                        	
                           die Verarbeitung aus Gründen eines erheblichen öffentlichen Interesses zwingend erforderlich ist. 

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Besondere Kategorien personenbezogener Daten dürfen für die in Absatz 2 Nummer 8 genannten Zwecke verarbeitet werden, wenn
                     diese Daten von Fachpersonal oder unter dessen Verantwortung verarbeitet werden und dieses Fachpersonal nach kirchlichem oder
                     staatlichem Recht der Berufsgeheimnispflicht unterliegt, oder wenn die Verarbeitung durch eine andere Person erfolgt, die
                     ebenfalls nach kirchlichem oder staatlichem Recht einer Geheimhaltungspflicht unterliegt.
                  

               

               
                     § 14 
Verarbeitung von personenbezogenen Daten 
über strafrechtliche Verurteilungen und Straftaten
                     

                  

                  Die Verarbeitung personenbezogener Daten über strafrechtliche Verurteilungen und Straftaten oder damit zusammenhängende Sicherungsmaßregeln
                     ist unter den Voraussetzungen des § 6 zulässig, wenn dies das kirchliche oder staatliche Recht, das geeignete Garantien für die Rechte der betroffenen Personen
                     vorsieht, zulässt.
                  

               

               
                     § 15 
Verarbeitung, 
für die eine Identifizierung der betroffenen Person nicht erforderlich ist
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ist für die Zwecke, für die eine verantwortliche Stelle personenbezogene Daten verarbeitet, die Identifizierung der betroffenen
                     Person durch die verantwortliche Stelle nicht oder nicht mehr erforderlich, so ist diese nicht verpflichtet, zur bloßen Einhaltung
                     dieses Kirchengesetzes zusätzliche Informationen aufzubewahren, einzuholen oder zu verarbeiten, um die betroffene Person zu
                     identifizieren.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Kann die verantwortliche Stelle in Fällen gemäß Absatz 1 nachweisen, dass sie nicht in der Lage ist, die betroffene Person
                     zu identifizieren, so unterrichtet sie die betroffene Person hierüber, sofern dies möglich ist. In diesen Fällen finden die
                     § 19 bis 24 keine Anwendung, es sei denn, die betroffene Person stellt zur Ausübung ihrer in diesen Vorschriften niedergelegten Rechte
                     zusätzliche Informationen bereit, die ihre Identifizierung ermöglichen.
                  

               

            

         

      

      
            Kapitel 3 
Rechte der betroffenen Person
            

         

         
                     § 16 
Transparente Information, Kommunikation
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die verantwortliche Stelle trifft geeignete Maßnahmen, um der betroffenen Person alle Informationen, die nach diesem Kirchengesetz
                     hinsichtlich der Verarbeitung zu geben sind, in präziser, transparenter, verständlicher und leicht zugänglicher Form zu übermitteln;
                     dies gilt insbesondere für Informationen, die sich speziell an Minderjährige richten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die verantwortliche Stelle erleichtert der betroffenen Person die Ausübung ihrer Rechte gemäß den §§ 19 bis 25.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die verantwortliche Stelle stellt der betroffenen Person Informationen über die ergriffenen Maßnahmen gemäß den §§ 19 bis 25 unverzüglich, in jedem Fall innerhalb von drei Monaten nach Eingang des Antrags zur Verfügung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Wird die verantwortliche Stelle auf den Antrag der betroffenen Person hin nicht tätig, so unterrichtet sie die betroffene
                     Person unverzüglich, spätestens aber innerhalb von drei Monaten nach Eingang des Antrags über die Gründe hierfür und über
                     die Möglichkeit, bei der Aufsichtsbehörde Beschwerde einzulegen oder einen gerichtlichen Rechtsbehelf einzulegen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Informationen werden unentgeltlich zur Verfügung gestellt. Bei offenkundig unbegründeten oder – insbesondere im Fall von
                     häufiger Wiederholung – exzessiven Anträgen einer betroffenen Person kann die verantwortliche Stelle sich weigern, aufgrund
                     des Antrags tätig zu werden, oder ein angemessenes Entgelt verlangen.
                  

               

               
                     § 17 
Informationspflicht bei unmittelbarer Datenerhebung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Werden personenbezogene Daten bei der betroffenen Person erhoben, so eröffnet die verantwortliche Stelle der betroffenen
                     Person zum Zeitpunkt der Erhebung in geeigneter und angemessener Weise Zugang zu folgenden Informationen:
                  

                  
                     
                        	
                            den Namen und die Kontaktdaten der verantwortlichen Stelle;

                        

                        	
                            gegebenenfalls die Kontaktdaten der örtlich Beauftragten;

                        

                        	
                            die Zwecke, für die die personenbezogenen Daten verarbeitet werden sollen, sowie die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung;

                        

                        	
                            gegebenenfalls die Empfänger oder Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zusätzlich zu den Informationen gemäß Absatz 1 stellt die verantwortliche Stelle der betroffenen Person zum Zeitpunkt der
                     Erhebung dieser Daten folgende weitere Informationen zur Verfügung, die notwendig sind, um eine faire und transparente Verarbeitung
                     zu gewährleisten:
                  

                  
                     
                        	
                           falls möglich die Dauer, für die die personenbezogenen Daten gespeichert werden, oder falls dies nicht möglich ist, die Kriterien
                              für die Festlegung dieser Dauer;
                           

                        

                        	
                           das Bestehen eines Rechts auf Auskunft, auf Berichtigung, auf Löschung, auf Einschränkung der Verarbeitung, auf Datenübertragbarkeit
                              sowie eines Widerspruchsrechts gegen die Verarbeitung;
                           

                        

                        	
                           das Bestehen eines Beschwerderechts bei der Aufsichtsbehörde;

                        

                        	
                           ob die Bereitstellung der personenbezogenen Daten gesetzlich oder vertraglich vorgeschrieben oder für einen Vertragsabschluss
                              erforderlich ist, und welche mögliche Folgen die Nichtbereitstellung hätte;
                           

                        

                        	
                           das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung einschließlich Profiling gemäß § 25a Absatz 1 und 4 und – zumindest in diesen Fällen – aussagekräftige Informationen über die involvierte Logik sowie die Tragweite und die angestrebten
                              Auswirkungen einer derartigen Verarbeitung für die betroffene Person.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Beabsichtigt die verantwortliche Stelle, die personenbezogenen Daten für einen anderen Zweck weiterzuverarbeiten als den,
                     für den die personenbezogenen Daten erhoben wurden, so stellt sie der betroffenen Person vor dieser Weiterverarbeitung Informationen
                     über diesen anderen Zweck und alle anderen maßgeblichen Informationen gemäß Absatz 2 zur Verfügung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Absätze 1, 2 und 3 finden keine Anwendung, wenn und soweit die betroffene Person bereits über die Informationen verfügt,
                     oder die Informationspflicht einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde.
                  

               

               
                     § 18 
Informationspflicht bei mittelbarer Datenerhebung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Werden personenbezogene Daten nicht bei der betroffenen Person erhoben, so teilt die verantwortliche Stelle der betroffenen
                     Person über die in § 17 Absatz 1 und 2 aufgeführten Informationen hinaus die zu ihr gespeicherten Daten mit, auch soweit sie sich auf Herkunft oder empfangende
                     Stellen beziehen. § 17 Absatz 3 und 4 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Von dieser Verpflichtung ist die verantwortliche Stelle befreit, soweit die Daten oder die Tatsache ihrer Speicherung aufgrund
                     einer speziellen Rechtsvorschrift oder wegen überwiegender berechtigter Interessen Dritter geheim gehalten werden müssen und
                     das Interesse der betroffenen Person an der Auskunftserteilung zurücktreten muss.
                  

               

               
                     § 19 
Auskunftsrecht der betroffenen Person
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die betroffene Person hat das Recht, von der verantwortlichen Stelle eine Bestätigung darüber zu verlangen, ob sie betreffende
                     personenbezogene Daten verarbeitet werden; ist dies der Fall, so hat sie ein Recht auf Auskunft über diese personenbezogenen
                     Daten und auf folgende Informationen: 
                  

                  
                     
                        	
                           die Verarbeitungszwecke; 

                        

                        	
                           die Kategorien personenbezogener Daten; 

                        

                        	
                           die Empfänger oder Kategorien von Empfängern, gegenüber denen die personenbezogenen Daten offengelegt worden sind; 

                        

                        	
                           falls möglich, die geplante Dauer, für die die personenbezogenen Daten gespeichert werden, oder, falls dies nicht möglich
                              ist, die Kriterien für die Festlegung dieser Dauer; 
                           

                        

                        	
                           das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung oder Löschung der sie betreffenden personenbezogenen Daten oder auf Einschränkung
                              der Verarbeitung durch die verantwortliche Stelle oder eines Widerspruchsrechts gegen diese Verarbeitung;
                           

                        

                        	
                           das Bestehen eines Beschwerderechts bei der Aufsichtsbehörde; 

                        

                        	
                           wenn die personenbezogenen Daten nicht bei der betroffenen Person erhoben werden, alle verfügbaren Informationen über die
                              Herkunft der Daten; 
                           

                        

                        	
                           das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung einschließlich Profiling gemäß § 25a Absatz 1 und 4 und – zumindest in diesen Fällen – aussagekräftige Informationen über die involvierte Logik sowie die Tragweite und die angestrebten
                              Auswirkungen einer derartigen Verarbeitung für die betroffene Person.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Werden personenbezogene Daten an ein Drittland oder an eine internationale Organisation übermittelt, so hat die betroffene
                     Person zusätzlich das Recht, über die geeigneten Garantien gemäß § 10 im Zusammenhang mit der Übermittlung unterrichtet zu werden. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Auskunft darf nicht erteilt werden, soweit die Daten oder die Tatsache ihrer Speicherung aufgrund einer speziellen Rechtsvorschrift
                     oder wegen überwiegender berechtigter Interessen Dritter geheim gehalten werden müssen und das Interesse der betroffenen Person
                     an der Auskunftserteilung zurücktreten muss. Die Ablehnung der Auskunftserteilung ist gegenüber der betroffenen Person zu
                     begründen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die verantwortliche Stelle stellt eine Kopie der personenbezogenen Daten, die Gegenstand der Verarbeitung sind, zur Verfügung.
                     Für alle weiteren Kopien, die die betroffene Person beantragt, kann die verantwortliche Stelle ein angemessenes Entgelt auf
                     der Grundlage der Verwaltungskosten verlangen. Stellt die betroffene Person den Antrag elektronisch, so sind die Informationen
                     in einem gängigen elektronischen Format zur Verfügung zu stellen, sofern sie nichts anderes angibt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Das Recht auf Erhalt einer Kopie gemäß Absatz 4 darf die Rechte und Freiheiten anderer Personen nicht beeinträchtigen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Verarbeitet die verantwortliche Stelle eine große Menge von Informationen über die betroffene Person, so kann sie verlangen,
                     dass die betroffene Person präzisiert, auf welche Information oder welche Verarbeitungsvorgänge sich ihr Auskunftsersuchen
                     bezieht.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Das Auskunftsrecht findet in den Fällen des § 50 Absatz 1 keine Anwendung, soweit die Auskunft einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde.
                  

               

               
                     § 20 
Recht auf Berichtigung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die betroffene Person hat das Recht, von der verantwortlichen Stelle die unverzügliche Berichtigung sie betreffender unrichtiger
                     personenbezogener Daten zu verlangen. Unter Berücksichtigung der Zwecke der Verarbeitung hat die betroffene Person das Recht,
                     die Vervollständigung unvollständiger personenbezogener Daten – auch mittels einer ergänzenden Erklärung – zu verlangen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Recht auf Berichtigung besteht nicht, wenn die personenbezogenen Daten zu Archivzwecken im kirchlichen Interesse verarbeitet
                     werden. Bestreitet die betroffene Person die Richtigkeit der personenbezogenen Daten, ist ihr die Möglichkeit einer Gegendarstellung
                     einzuräumen. Das zuständige Archiv ist verpflichtet, die Gegendarstellung den Unterlagen hinzuzufügen.
                  

               

               
                     § 21 
Recht auf Löschung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Personenbezogene Daten sind zu löschen, wenn
                  

                  
                     
                        	
                           ihre Speicherung unzulässig ist oder

                        

                        	
                           ihre Kenntnis für die verantwortliche Stelle zur Erfüllung der in ihrer Zuständigkeit liegenden Aufgaben nicht mehr erforderlich
                              ist;
                           

                        

                        	
                           die betroffene Person ihre Einwilligung bezüglich der Verarbeitung ihrer Daten widerruft und es an einer anderweitigen Rechtsgrundlage
                              für die Verarbeitung fehlt;
                           

                        

                        	
                           die betroffene Person gemäß § 25 Widerspruch gegen die Verarbeitung einlegt und keine vorrangigen berechtigten Gründe für die Verarbeitung vorliegen;
                           

                        

                        	
                           die Löschung der personenbezogenen Daten zur Erfüllung rechtlicher Verpflichtungen der verantwortlichen Stelle notwendig ist;

                        

                        	
                           die Löschung personenbezogener Daten verlangt wird, die bei elektronischen Angeboten, die Minderjährigen direkt gemacht worden
                              sind, erhoben wurden.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Hat die verantwortliche Stelle die personenbezogenen Daten öffentlich gemacht und ist sie gemäß Absatz 1 zu deren Löschung
                     verpflichtet, so trifft sie unter Berücksichtigung der verfügbaren Technologie und der Implementierungskosten angemessene
                     Maßnahmen, auch technischer Art, um die für die Datenverarbeitung verantwortlichen Stellen, die die personenbezogenen Daten
                     verarbeiten, darüber zu informieren, dass eine betroffene Person von ihnen die Löschung aller Links zu diesen personenbezogenen
                     Daten oder von Kopien oder Replikationen dieser personenbezogenen Daten verlangt hat.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, soweit die Verarbeitung erforderlich ist
                  

                  
                     
                        	
                           zur Ausübung des Rechts auf freie Meinungsäußerung und Information;

                        

                        	
                           zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung, die die Verarbeitung nach kirchlichem oder staatlichem Recht, dem die verantwortliche
                              Stelle unterliegt, erfordert;
                           

                        

                        	
                           aus Gründen des öffentlichen Interesses im Bereich der öffentlichen Gesundheit gemäß § 13 Absatz 2 Nummer 8 bis 9;
                           

                        

                        	
                           für im kirchlichen oder öffentlichen Interesse liegende Archivzwecke, wissenschaftliche oder historische Forschungszwecke
                              oder für statistische Zwecke, soweit das in Absatz 1 genannte Recht voraussichtlich die Verwirklichung der Ziele dieser Verarbeitung
                              unmöglich macht oder ernsthaft beeinträchtigt, oder
                           

                        

                        	
                           zur Geltendmachung von Rechtsansprüchen sowie zur Ausübung oder Verteidigung von Rechten.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Ist eine Löschung wegen der besonderen Art der Speicherung nicht oder nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand möglich, tritt
                     an die Stelle des Rechts auf Löschung das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung gemäß § 22.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Vorschriften über das Archiv- und Kirchenbuchwesen bleiben unberührt.
                  

               

               
                     § 22 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die betroffene Person hat das Recht gegenüber der verantwortlichen Stelle auf Einschränkung der Verarbeitung, wenn eine der
                     folgenden Voraussetzungen gegeben ist:
                  

                  
                     
                        	
                           die Richtigkeit der personenbezogenen Daten wird von der betroffenen Person bestritten, und zwar für eine Dauer, die es der
                              verantwortlichen Stelle ermöglicht, die Richtigkeit der personenbezogenen Daten zu überprüfen;
                           

                        

                        	
                           die Verarbeitung ist unrechtmäßig, die betroffene Person lehnt die Löschung der personenbezogenen Daten ab und verlangt stattdessen
                              die Einschränkung der Nutzung der personenbezogenen Daten;
                           

                        

                        	
                           die verantwortliche Stelle benötigt die personenbezogenen Daten für die Zwecke der Verarbeitung nicht länger, die betroffene
                              Person benötigt sie jedoch zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen, oder
                           

                        

                        	
                           die betroffene Person hat Widerspruch gegen die Verarbeitung gemäß § 25 eingelegt und es steht noch nicht fest, ob die berechtigten Gründe der verantwortlichen Stelle gegenüber denen der betroffenen
                              Person überwiegen.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Wurde die Verarbeitung gemäß Absatz 1 eingeschränkt, so dürfen diese personenbezogenen Daten – von ihrer Speicherung abgesehen
                     – nur mit Einwilligung der betroffenen Person oder zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen oder
                     zum Schutz der Rechte einer anderen natürlichen oder juristischen Person verarbeitet werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Eine betroffene Person, die eine Einschränkung der Verarbeitung gemäß Absatz 1 erwirkt hat, wird von der verantwortlichen
                     Stelle unterrichtet, bevor die Einschränkung aufgehoben wird.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Bei automatisierten Dateisystemen ist technisch sicherzustellen, dass eine Einschränkung der Verarbeitung eindeutig erkennbar
                     ist und eine Verarbeitung für andere Zwecke nicht ohne weitere Prüfung möglich ist.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Vorschriften über das Archiv- und Kirchenbuchwesen bleiben unberührt.
                  

               

               
                     § 23 
Informationspflicht bei Berichtigung, 
Löschung oder Einschränkung der Verarbeitung
                     

                  

                  Die verantwortliche Stelle teilt allen Empfängern, denen personenbezogene Daten offengelegt werden, jede Berichtigung oder
                     Löschung der personenbezogenen Daten oder eine Einschränkung der Verarbeitung nach den §§ 20 bis 22 mit, es sei denn, dies erweist sich als unmöglich oder ist mit einem unverhältnismäßigen Aufwand verbunden. Die verantwortliche
                     Stelle unterrichtet die betroffene Person über diese Empfänger, wenn die betroffene Person dies verlangt.
                  

               

               
                     § 24 
Recht auf Datenübertragbarkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die betroffene Person hat das Recht, die sie betreffenden personenbezogenen Daten, die sie einer verantwortlichen Stelle
                     bereitgestellt hat, in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format zu erhalten, und sie hat das Recht, diese
                     Daten einer anderen verantwortlichen Stelle ohne Behinderung durch die verantwortliche Stelle, der die personenbezogenen Daten
                     bereitgestellt wurden, zu übermitteln, sofern
                  

                  
                     
                        	
                            die Verarbeitung auf einer Einwilligung oder auf einem Vertrag beruht und

                        

                        	
                            die Verarbeitung mithilfe automatisierter Verfahren erfolgt.

                        

                     

                  

                  Die betroffene Person kann verlangen, dass die personenbezogenen Daten direkt von der verantwortlichen Stelle einem anderen
                     Dritten übermittelt werden, soweit dies technisch machbar ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Recht auf Datenübertragbarkeit gilt nicht für eine Verarbeitung, die in Ausübung kirchlicher Aufsicht erfolgt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Recht gemäß Absatz 1 darf die Rechte und Freiheiten anderer Personen nicht beeinträchtigen.
                  

               

               
                     § 25
Widerspruchsrecht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die betroffene Person hat das Recht, aus Gründen, die sich aus ihrer besonderen Situation ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung
                     sie betreffender personenbezogener Daten gemäß § 6 Nummer 3 oder Nummer 4 Widerspruch einzulegen. Die verantwortliche Stelle verarbeitet die personenbezogenen Daten nicht mehr, es sei denn, sie kann
                     zwingende schutzwürdige Gründe für die Verarbeitung nachweisen, die die Rechte und berechtigten Interessen der betroffenen
                     Person überwiegen, oder die Verarbeitung dient der Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Werden personenbezogene Daten von Unternehmen im Sinne von § 4 Nummer 19 verarbeitet, um Direktwerbung zu betreiben, so hat die betroffene Person das Recht, jederzeit Widerspruch gegen die Verarbeitung
                     sie betreffender personenbezogener Daten zum Zwecke derartiger Werbung einzulegen; dies gilt auch für das Profiling, soweit
                     es mit solcher Direktwerbung in Verbindung steht. Die verantwortliche Stelle muss die betroffene Person spätestens zum Zeitpunkt
                     der ersten Kommunikation mit ihr ausdrücklich auf dieses Widerspruchsrecht hinweisen. Dieser Hinweis hat in einer verständlichen
                     und von anderen Informationen getrennten Form zu erfolgen. Widerspricht die betroffene Person der Verarbeitung für Zwecke
                     der Direktwerbung, so werden die personenbezogenen Daten nicht mehr für diese Zwecke verarbeitet.
                  

               

               
                     § 25a
Automatisierte Entscheidungen im Einzelfall einschließlich Profiling
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die betroffene Person hat das Recht, nicht einer ausschließlich auf einer automatisierten Verarbeitung – einschließlich Profiling
                     – beruhenden Entscheidung unterworfen zu werden, die ihr gegenüber rechtliche Wirkung entfaltet oder sie in ähnlicher Weise
                     erheblich beeinträchtigt. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Absatz 1 gilt nicht, wenn die Entscheidung 
                  

                  
                     
                        	
                           für den Abschluss oder die Erfüllung eines Vertrags zwischen der betroffenen Person und der verantwortlichen Stelle erforderlich
                              ist, 
                           

                        

                        	
                           aufgrund einer staatlichen oder kirchlichen Rechtsvorschrift, denen die verantwortliche Stelle unterliegt, zulässig ist und
                              diese Rechtsvorschriften angemessene Maßnahmen zur Wahrung der Rechte sowie der berechtigten Interessen der betroffenen Person
                              enthalten oder 
                           

                        

                        	
                           mit ausdrücklicher Einwilligung der betroffenen Person erfolgt. 

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         In den in Absatz 2 Buchstaben a und c genannten Fällen trifft die verantwortliche Stelle angemessene Maßnahmen, um die Rechte
                     sowie die berechtigten Interessen der betroffenen Person zu wahren, wozu mindestens das Recht auf Erwirkung des Eingreifens
                     einer Person seitens der verantwortlichen Stelle, auf Darlegung des eigenen Standpunkts und auf Anfechtung der Entscheidung
                     gehört. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Entscheidungen nach Absatz 2 dürfen nicht auf besonderen Kategorien personenbezogener Daten nach § 4 Nummer 2 beruhen, sofern nicht § 13 Absatz 2 Nummer 1 oder Nummer 7 gilt und angemessene Maßnahmen zum Schutz der Rechte sowie der berechtigten Interessen der betroffenen Person getroffen wurden.
                  

               

            

         

      

      
            Kapitel 4 
Pflichten der verantwortlichen Stellen und Auftragsverarbeiter
            

         

         
                     § 26 
Datengeheimnis
                     

                  

                  Den bei der Datenverarbeitung tätigen Personen ist untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu verarbeiten (Datengeheimnis).
                     Diese Personen sind bei der Aufnahme ihrer Tätigkeit auf das Datengeheimnis schriftlich zu verpflichten, soweit sie nicht
                     aufgrund anderer kirchlicher Bestimmungen zur Verschwiegenheit verpflichtet wurden. Das Datengeheimnis besteht auch nach Beendigung
                     ihrer Tätigkeit fort.
                  

               

               
                     § 27 
Technische und organisatorische Maßnahmen, IT-Sicherheit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die verantwortliche Stelle und der kirchliche Auftragsverarbeiter haben unter Berücksichtigung des Stands der Technik, der
                     Implementierungskosten, der Art, des Umfangs, der Umstände und der Zwecke der Verarbeitung sowie der unterschiedlichen Eintrittswahrscheinlichkeiten
                     und Schwere der Risiken für die Rechte und Freiheiten natürlicher Personen geeignete technische und organisatorische Maßnahmen
                     zu treffen, um ein dem Risiko angemessenes Schutzniveau zu gewährleisten und einen Nachweis hierüber führen zu können. Diese
                     Maßnahmen schließen unter anderem ein:
                  

                  
                     
                        	
                           die Pseudonymisierung, die Anonymisierung und die Verschlüsselung personenbezogener Daten;

                        

                        	
                           die Fähigkeit, die Vertraulichkeit, Integrität, Verfügbarkeit und Belastbarkeit der Systeme und Dienste im Zusammenhang mit
                              der Verarbeitung auf Dauer sicherzustellen;
                           

                        

                        	
                           die Fähigkeit, die Verfügbarkeit der personenbezogenen Daten und den Zugang zu ihnen bei einem physischen oder technischen
                              Zwischenfall unverzüglich wiederherzustellen;
                           

                        

                        	
                           ein Verfahren zur regelmäßigen Überprüfung, Bewertung und Evaluierung der Wirksamkeit der technischen und organisatorischen
                              Maßnahmen zur Gewährleistung der Sicherheit der Verarbeitung.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Bei der Beurteilung des angemessenen Schutzniveaus sind insbesondere die Risiken zu berücksichtigen, die mit der Verarbeitung
                     verbunden sind, insbesondere durch – ob unbeabsichtigt oder unrechtmäßig – Vernichtung, Verlust, Veränderung, unbefugte Offenlegung
                     von oder unbefugten Zugang zu personenbezogenen Daten, die übermittelt, gespeichert oder auf andere Weise verarbeitet wurden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Erforderlich sind Maßnahmen nur, wenn ihr Aufwand in einem angemessenen Verhältnis zu dem angestrebten Schutzzweck steht.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Einhaltung eines nach dem EU-Recht zertifizierten Verfahrens kann als Gesichtspunkt herangezogen werden, um die Erfüllung
                     der Pflichten der verantwortlichen Stelle gemäß Absatz 1 nachzuweisen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die verantwortliche Stelle und der kirchliche Auftragsverarbeiter stellen sicher, dass natürliche Personen, die Zugang zu
                     personenbezogenen Daten haben, diese nur auf ihre Weisung verarbeiten.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Verantwortliche Stellen und Auftragsverarbeiter sind verpflichtet, IT-Sicherheit zu gewährleisten. Das Nähere regelt der
                     Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland durch Rechtsverordnung mit Zustimmung der Kirchenkonferenz.
                  

               

               
                     § 28 
Datenschutz durch Technikgestaltung und datenschutzfreundliche Voreinstellungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Unter Berücksichtigung des Stands der Technik, der Implementierungskosten, der Art, des Umfangs, der Umstände und der Zwecke
                     der Verarbeitung sowie der unterschiedlichen Eintrittswahrscheinlichkeiten und Schwere der mit der Verarbeitung verbundenen
                     Risiken für die Rechte natürlicher Personen trifft die verantwortliche Stelle sowohl zum Zeitpunkt der Festlegung der Mittel
                     für die Verarbeitung als auch zum Zeitpunkt der eigentlichen Verarbeitung technische und organisatorische Maßnahmen, die geeignet
                     sind, die Datenschutzgrundsätze wirksam umzusetzen und die notwendigen Garantien in die Verarbeitung aufzunehmen, um den Anforderungen
                     dieses Kirchengesetzes zu genügen und die Rechte der betroffenen Personen zu schützen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die verantwortliche Stelle trifft technische und organisatorische Maßnahmen, die geeignet sind, durch Voreinstellung grundsätzlich
                     nur personenbezogene Daten, deren Verarbeitung für den jeweiligen bestimmten Verarbeitungszweck erforderlich ist, zu verarbeiten.
                     Diese Verpflichtung gilt für die Menge der erhobenen personenbezogenen Daten, den Umfang ihrer Verarbeitung, ihre Speicherfrist
                     und ihre Zugänglichkeit. Solche Maßnahmen müssen insbesondere geeignet sein, dass personenbezogene Daten nicht ohne Eingreifen
                     der verantwortlichen Stelle durch Voreinstellungen einer unbestimmten Zahl von natürlichen Personen zugänglich gemacht werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Einhaltung eines nach EU-Recht zertifizierten Verfahrens kann als Gesichtspunkt herangezogen werden, um die Erfüllung
                     der in den Absätzen 1 und 2 genannten Maßnahmen nachzuweisen.
                  

               

               
                     § 29 
Gemeinsam verantwortliche Stellen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Legen zwei oder mehr verantwortliche Stellen gemeinsam die Zwecke und die Mittel zur Verarbeitung fest, so sind sie gemeinsam
                     verantwortliche Stellen. Sie legen in einer Vereinbarung in transparenter Form fest, wer welche Verpflichtung gemäß diesem
                     Kirchengesetz erfüllt, soweit die jeweiligen Aufgaben der verantwortlichen Stellen nicht durch Rechtsvorschriften festgelegt
                     sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         In der Vereinbarung kann eine Anlaufstelle für die betroffenen Personen angegeben werden. Das Wesentliche der Vereinbarung
                     wird der betroffenen Person zur Verfügung gestellt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Ungeachtet der Einzelheiten der Vereinbarung kann die betroffene Person ihre Rechte im Rahmen dieses Kirchengesetzes bei
                     und gegenüber jeder einzelnen verantwortlichen Stelle geltend machen.
                  

               

               
                     § 30 
Verarbeitung von personenbezogenen Daten im Auftrag
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Werden personenbezogene Daten im Auftrag durch andere Stellen oder Personen verarbeitet, ist die auftraggebende kirchliche
                     Stelle für die Einhaltung der Vorschriften dieses Kirchengesetzes und anderer Vorschriften über den Datenschutz verantwortlich.
                     Die in Kapitel 3 genannten Rechte sind ihr gegenüber geltend zu machen. Zuständig für die Aufsicht ist die Aufsichtsbehörde der beauftragenden
                     kirchlichen Stelle.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für eine Auftragsverarbeitung in Drittländern gilt § 10.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Auftragsverarbeiter ist unter besonderer Berücksichtigung der Eignung der von ihm getroffenen technischen und organisatorischen
                     Maßnahmen sorgfältig auszuwählen. Der Auftrag ist in Textform zu erteilen, wobei insbesondere im Einzelnen festzulegen sind:
                  

                  
                     
                        	
                           der Gegenstand und die Dauer des Auftrags;

                        

                        	
                           der Umfang, die Art und der Zweck der vorgesehenen Verarbeitung, die Art der Daten und der Kreis der Betroffenen;

                        

                        	
                           die nach § 27 zu treffenden technischen und organisatorischen Maßnahmen sowie ihre Kontrolle durch den Auftragsverarbeiter;
                           

                        

                        	
                           die Berichtigung, Löschung und Einschränkung der Verarbeitung von Daten;

                        

                        	
                           die Verpflichtung der Beschäftigten des Auftragsverarbeiters auf das Datengeheimnis;

                        

                        	
                           gegebenenfalls die Berechtigung zur Begründung sowie die Bedingungen von Unterauftragsverhältnissen;

                        

                        	
                           die Kontrollrechte der beauftragenden kirchlichen Stelle und die entsprechenden Duldungs- und Mitwirkungspflichten des Auftragsverarbeiters;

                        

                        	
                           mitzuteilende Verstöße des Auftragsverarbeiters oder der bei ihm beschäftigten Personen gegen Vorschriften zum Schutz personenbezogener
                              Daten oder gegen die im Auftrag getroffenen Festlegungen;
                           

                        

                        	
                           der Umfang der Weisungsbefugnis, die sich die beauftragende kirchliche Stelle gegenüber dem Auftragsverarbeiter vorbehält;

                        

                        	
                           die Rückgabe überlassener Datenträger und die Löschung beim Auftragsverarbeiter gespeicherter Daten nach Beendigung des Auftrags.

                        

                     

                  

                  Die beauftragende kirchliche Stelle hat sich vor Beginn der Datenverarbeitung und sodann regelmäßig von der Einhaltung der
                     beim Auftragnehmer getroffenen technischen und organisatorischen Maßnahmen zu überzeugen. Das Ergebnis ist zu dokumentieren.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der Auftragsverarbeiter darf die Daten nur im Rahmen der Weisungen der verantwortlichen Stelle verarbeiten. Ist er der Ansicht,
                     dass eine Weisung der verantwortlichen Stelle gegen dieses Kirchengesetz oder andere Vorschriften über den Datenschutz verstößt,
                     hat er die verantwortliche Stelle unverzüglich darauf hinzuweisen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Sofern die kirchlichen Datenschutzbestimmungen auf den Auftragsverarbeiter keine Anwendung finden, dürfen sich abweichend
                     von Absatz 3 die Vertragsinhalte an Artikel 28 EU-Datenschutz-Grundverordnung orientieren.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Absätze 1 bis 5 gelten entsprechend, wenn die Prüfung oder Wartung automatisierter Verfahren oder von Datenverarbeitungsanlagen
                     durch andere Stellen im Auftrag vorgenommen wird und dabei ein Zugriff auf personenbezogene Daten nicht ausgeschlossen werden
                     kann.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kann bestimmen,
                     dass vor der Beauftragung die Genehmigung einer kirchlichen Stelle einzuholen ist oder Mustervereinbarungen zu verwenden sind.
                     Bei der Beauftragung anderer kirchlicher Stellen kann von Absatz 3 Satz 2 Nummer 3 Alternative 2, Nummer 5, 7 und 9 und Satz
                     4 abgesehen werden. 
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Die Einhaltung von genehmigten Verhaltensregeln und die Verwendung zertifizierter und kirchlich geprüfter Informationstechnik
                     können herangezogen werden, um die Erfüllung der datenschutzrechtlichen Anforderungen durch den Auftragsverarbeiter nachzuweisen.
                  

               

               
                     § 30a
Zentrale Verfahren
                     

                  

                  Das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen oder der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kann für zentrale
                     Verfahren, an denen mehrere verantwortliche Stellen beteiligt sind, abweichend von § 29 oder § 30 die Verteilung der datenschutzrechtlichen Aufgaben, Befugnisse und Verantwortlichkeiten zwischen den beteiligten verantwortlichen
                     Stellen festlegen.
                  

               

               
                     § 31 
Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Jede verantwortliche Stelle führt ein Verzeichnis aller Verarbeitungstätigkeiten, die ihrer Zuständigkeit unterliegen. Dieses
                     Verzeichnis enthält folgende Angaben:
                  

                  
                     
                        	
                           den Namen und die Kontaktdaten der verantwortlichen Stelle und gegebenenfalls der gemeinsam mit ihr verantwortlichen Stelle
                              sowie gegebenenfalls der örtlich Beauftragten;
                           

                        

                        	
                           die Zwecke der Verarbeitung;

                        

                        	
                           eine Beschreibung der Kategorien betroffener Personen und der Kategorien personenbezogener Daten;

                        

                        	
                           gegebenenfalls die Verwendung von Profiling;

                        

                        	
                           die Kategorien von Empfängern, gegenüber denen die personenbezogenen Daten offengelegt worden sind oder noch offengelegt werden,
                              einschließlich Empfängern in Drittländern oder internationalen Organisationen;
                           

                        

                        	
                           gegebenenfalls Übermittlungen von personenbezogenen Daten an ein Drittland oder an eine internationale Organisation, einschließlich
                              der Angabe der dort getroffenen geeigneten Garantien;
                           

                        

                        	
                           wenn möglich, die vorgesehenen Fristen für die Löschung der verschiedenen Datenkategorien;

                        

                        	
                           wenn möglich, eine allgemeine Beschreibung der technischen und organisatorischen Maßnahmen gemäß § 27.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Jeder Auftragsverarbeiter führt ein Verzeichnis zu allen Kategorien von im Auftrag einer verantwortlichen Stelle durchgeführten
                     Tätigkeiten der Verarbeitung, das Folgendes enthält:
                  

                  
                     
                        	
                           den Namen und die Kontaktdaten der Auftragsverarbeiter und jeder verantwortlichen Stelle, in deren Auftrag der Auftragsverarbeiter
                              tätig ist, sowie der örtlich Beauftragten;
                           

                        

                        	
                           die Kategorien von Verarbeitungen, die im Auftrag jeder verantwortlichen Stelle durchgeführt werden;

                        

                        	
                           gegebenenfalls Übermittlungen von personenbezogenen Daten an ein Drittland oder an eine internationale Organisation, einschließlich
                              der Angabe der dort getroffenen geeigneten Garantien;
                           

                        

                        	
                           wenn möglich, eine allgemeine Beschreibung der technischen und organisatorischen Maßnahmen gemäß § 27.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das in den Absätzen 1 und 2 genannte Verzeichnis ist schriftlich oder elektronisch zu führen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Verantwortliche Stellen und Auftragsverarbeiter stellen der Aufsichtsbehörde die Verzeichnisse auf Anfrage zur Verfügung.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Pflichten gelten nicht für verantwortliche Stellen, die weniger als 250 Beschäftigte
                     haben. Kirchliche Stellen, die weniger als 250 Beschäftigte haben, erstellen Verzeichnisse nach Absatz 1 und 2 nur hinsichtlich
                     der Verfahren, die die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten einschließen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland, der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kann vorsehen,
                     dass für einheitliche Verfahren das Verzeichnis zentral geführt wird.
                  

               

               
                     § 32 
Meldung von Verletzungen des Schutzes 
personenbezogener Daten an die Aufsichtsbehörde
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Im Falle einer Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten, die voraussichtlich zu einem nicht unerheblichen Risiko für
                     die Rechte natürlicher Personen führt, meldet die verantwortliche Stelle dies unverzüglich der Aufsichtsbehörde.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Wenn dem Auftragsverarbeiter eine Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten bekannt wird, meldet er diese der verantwortlichen
                     Stelle unverzüglich.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Meldung gemäß Absatz 1 enthält insbesondere folgende Informationen:
                  

                  
                     
                        	
                           eine Beschreibung der Art der Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten, soweit möglich mit Angabe der Kategorien und
                              der ungefähren Zahl der betroffenen Personen, der betroffenen Kategorien und der ungefähren Zahl der betroffenen personenbezogenen
                              Datensätze;
                           

                        

                        	
                           den Namen und die Kontaktdaten der örtlich Beauftragten oder einer sonstigen Anlaufstelle für weitere Informationen;

                        

                        	
                           eine Beschreibung der wahrscheinlichen Folgen der Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten;

                        

                        	
                           eine Beschreibung der von der verantwortlichen Stelle ergriffenen oder vorgeschlagenen Maßnahmen zur Behebung der Verletzung
                              des Schutzes personenbezogener Daten und gegebenenfalls Maßnahmen zur Abmilderung ihrer möglichen nachteiligen Auswirkungen.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Wenn und soweit die Informationen nicht zur gleichen Zeit bereitgestellt werden können, kann die verantwortliche Stelle diese
                     Informationen unverzüglich schrittweise zur Verfügung stellen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die verantwortliche Stelle hat Verletzungen des Schutzes personenbezogener Daten zu dokumentieren. Die Dokumentation hat
                     alle mit den Vorfällen zusammenhängenden Tatsachen, deren Auswirkungen und die ergriffenen Abhilfemaßnahmen zu umfassen. Diese
                     Dokumentation muss der Aufsichtsbehörde die Überprüfung der Einhaltung der Bestimmungen dieses Paragraphen ermöglichen.
                  

               

               
                     § 33 
Benachrichtigung der von einer Verletzung des Schutzes 
personenbezogener Daten betroffenen Person
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Hat die Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten voraussichtlich ein hohes Risiko für die persönlichen Rechte natürlicher
                     Personen zur Folge, so benachrichtigt die verantwortliche Stelle die betroffene Person unverzüglich von der Verletzung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Benachrichtigung der betroffenen Person hat in klarer und einfacher Sprache zu erfolgen und enthält zumindest die Art
                     der Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten und die in § 32 Absatz 3 Nummer 2, 3 und 4 genannten Informationen und Maßnahmen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Von der Benachrichtigung der betroffenen Person kann abgesehen werden, wenn
                  

                  
                     
                        	
                           die verantwortliche Stelle durch nachträgliche Maßnahmen sichergestellt hat, dass das hohe Risiko für die Rechte der betroffenen
                              Personen gemäß Absatz 1 aller Wahrscheinlichkeit nach nicht mehr besteht, oder
                           

                        

                        	
                           die Benachrichtigung mit einem unverhältnismäßigen Aufwand verbunden wäre. In diesem Fall hat stattdessen eine im kirchlichen
                              Bereich übliche öffentliche Bekanntmachung oder eine ähnliche Maßnahme zu erfolgen, durch die die betroffenen Personen vergleichbar
                              wirksam informiert werden.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 34 
Datenschutz-Folgenabschätzung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Hat eine Form der Verarbeitung, insbesondere bei Verwendung neuer Technologien, aufgrund der Art, des Umfangs, der Umstände
                     und der Zwecke der Verarbeitung voraussichtlich ein hohes Risiko für die Rechte natürlicher Personen zur Folge, so führt die
                     verantwortliche Stelle vorab eine Abschätzung der Folgen der vorgesehenen Verarbeitungsvorgänge für den Schutz personenbezogener
                     Daten durch. Für die Untersuchung mehrerer ähnlicher Verarbeitungsvorgänge mit ähnlich hohen Risiken kann eine einzige Abschätzung
                     vorgenommen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die verantwortliche Stelle holt bei der Durchführung einer Datenschutz-Folgenabschätzung den Rat der örtlich Beauftragten
                     ein, sofern eine Bestellung erfolgt ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Eine Datenschutz-Folgenabschätzung gemäß Absatz 1 ist insbesondere in folgenden Fällen erforderlich:
                  

                  
                     
                        	
                           systematische und umfassende Bewertung persönlicher Aspekte natürlicher Personen, die sich auf automatisierte Verarbeitung
                              einschließlich Profiling gründet und die ihrerseits als Grundlage für Entscheidungen dient, die Rechtswirkung gegenüber natürlichen
                              Personen entfalten oder diese in ähnlich erheblicher Weise beeinträchtigen;
                           

                        

                        	
                           umfangreiche Verarbeitung besonderer Kategorien von personenbezogenen Daten oder von personenbezogenen Daten über strafrechtliche
                              Verurteilungen und Straftaten gemäß § 14 oder
                           

                        

                        	
                           systematische umfangreiche Überwachung öffentlich zugänglicher Bereiche.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Folgenabschätzung umfasst insbesondere:
                  

                  
                     
                        	
                           eine systematische Beschreibung der geplanten Verarbeitungsvorgänge und der Zwecke der Verarbeitung, gegebenenfalls einschließlich
                              der von der verantwortlichen Stelle verfolgten berechtigten Interessen;
                           

                        

                        	
                           eine Bewertung der Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit der Verarbeitungsvorgänge in Bezug auf den Zweck;

                        

                        	
                           eine Bewertung der Risiken für die Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen und

                        

                        	
                           die zur Bewältigung der Risiken geplanten Abhilfemaßnahmen, einschließlich Garantien, Sicherheitsvorkehrungen und Verfahren,
                              durch die der Schutz personenbezogener Daten sichergestellt und der Nachweis dafür erbracht wird, dass die datenschutzrechtlichen
                              Regelungen eingehalten werden.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Aufsichtsbehörden sollen sowohl Listen zu Verarbeitungsvorgängen, für die gemäß Absatz 1 eine Datenschutz-Folgenabschätzung
                     durchzuführen ist, als auch Listen zu Verarbeitungsvorgängen, für die keine Datenschutz-Folgenabschätzung erforderlich ist,
                     erstellen und diese veröffentlichen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Aufsichtsbehörden sind gehalten, den Austausch mit staatlichen Aufsichtsbehörden und dem Europäischen Datenschutzausschuss
                     zu suchen, um durch die Aufstellung aufeinander abgestimmter Listen die Zusammenarbeit zwischen kirchlichen und nicht-kirchlichen
                     Stellen zu erleichtern.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Falls die Verarbeitung auf einer Rechtsgrundlage im kirchlichen, staatlichen oder europäischen Recht, dem die verantwortliche
                     Stelle unterliegt, beruht und falls diese Rechtsvorschriften den konkreten Verarbeitungsvorgang oder die konkreten Verarbeitungsvorgänge
                     regeln und bereits im Rahmen der allgemeinen Folgenabschätzung im Zusammenhang mit dem Erlass dieser Rechtsgrundlage eine
                     Datenschutz-Folgenabschätzung erfolgte, gelten die Absätze 1 bis 5 nicht.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Erforderlichenfalls führt die verantwortliche Stelle eine Überprüfung durch, um zu bewerten, ob die Verarbeitung gemäß der
                     Datenschutz-Folgenabschätzung durchgeführt wird; dies gilt zumindest, wenn hinsichtlich des mit den Verarbeitungsvorgängen
                     verbundenen Risikos Änderungen eingetreten sind.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                         Die verantwortliche Stelle konsultiert vor der Verarbeitung die Aufsichtsbehörde, wenn aus der Datenschutz-Folgenabschätzung
                     hervorgeht, dass die Verarbeitung ein hohes Risiko zur Folge hat.
                  

               

               
                     § 35 
Audit und Zertifizierung
                     

                  

                  Zur Verbesserung des Datenschutzes und der Datensicherheit können Anbieter von Datenverarbeitungssystemen und -programmen
                     und datenverarbeitende Stellen ihr Datenschutzkonzept sowie ihre technischen Einrichtungen durch geeignete Stellen prüfen
                     und bewerten lassen sowie das Ergebnis der Prüfung veröffentlichen. Näheres kann der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     durch Rechtsverordnung regeln.
                  

               

            

         

      

      
            Kapitel 5 
Örtlich Beauftragte für den Datenschutz
            

         

         
                     § 36 
Bestellung von örtlich Beauftragten für den Datenschutz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Bei verantwortlichen Stellen sind örtlich Beauftragte für den Datenschutz zu bestellen, wenn
                  

                  
                     
                        	
                           bei ihnen in der Regel mindestens 20 Personen ständig mit der automatisierten Verarbeitung personenbezogener Daten betraut
                              sind, oder
                           

                        

                        	
                           die Kerntätigkeit der verantwortlichen Stelle in der umfangreichen Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten
                              besteht.
                           

                        

                     

                  

                  Die Vertretung ist zu regeln.

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Bestellung kann sich auf mehrere verantwortliche Stellen erstrecken. Das Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland,
                     der Gliedkirchen und der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse kann bestimmen, dass für mehrere verantwortliche Stellen gemeinsame
                     örtlich Beauftragte bestellt werden. Eine Unternehmensgruppe darf gemeinsam eine Person örtlich beauftragen. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Zu örtlich Beauftragten dürfen nur Personen bestellt werden, die die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderliche Fachkunde
                     und Zuverlässigkeit besitzen. Die Bestellung kann befristet für mindestens drei Jahre erfolgen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Zu örtlich Beauftragten sollen diejenigen nicht bestellt werden, die mit der Leitung der Datenverarbeitung beauftragt sind
                     oder denen die Leitung der kirchlichen Stelle obliegt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Bestellung von örtlich Beauftragten erfolgt in Textform und ist der Aufsichtsbehörde und der nach dem jeweiligen Recht
                     für die allgemeine Aufsicht zuständigen Stelle anzuzeigen; die Kontaktdaten sind zu veröffentlichen. Sind örtlich Beauftragte
                     nicht Beschäftigte einer verantwortlichen Stelle, sind ihre Leistungen vertraglich zu regeln.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Soweit bei verantwortlichen Stellen keine Rechtsverpflichtung für die Bestellung von Personen als örtlich Beauftragte besteht,
                     hat die Leitung die Erfüllung der Aufgabe in anderer Weise sicherzustellen.
                  

               

               
                     § 37 
Stellung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die örtlich Beauftragten sind den gesetzlich oder verfassungsmäßig berufenen Organen der verantwortlichen Stellen unmittelbar
                     zu unterstellen. Sie sind im Rahmen ihrer Aufgaben weisungsfrei. Sie dürfen wegen dieser Tätigkeit nicht benachteiligt werden.
                     Sie können Auskünfte verlangen, Einsicht in Unterlagen nehmen und erhalten Zugang zu personenbezogenen Daten und den Verarbeitungsvorgängen.
                     Die verantwortliche Stelle unterstützt die örtlich Beauftragten bei der Erfüllung ihrer Aufgaben und stellt die notwendigen
                     Mittel zur Verfügung. § 42 Absatz 6 und 7 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Abberufung der örtlich Beauftragten ist nur in entsprechender Anwendung des § 626 des Bürgerlichen Gesetzbuches zulässig.
                     Die Kündigung eines Arbeitsverhältnisses ist nur zulässig, wenn Tatsachen vorliegen, die zur Kündigung aus wichtigem Grund
                     berechtigen. Gleiches gilt für den Zeitraum eines Jahres nach Beendigung der Bestellung.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Zur Erlangung und zur Erhaltung der erforderlichen Fachkunde hat die verantwortliche Stelle den örtlich Beauftragten die
                     Teilnahme an Fort- und Weiterbildungsveranstaltungen zu ermöglichen und die Kosten zu tragen. Die dazu notwendige Freistellung
                     hat ohne Minderung der Bezüge oder des Erholungsurlaubes zu erfolgen. Im Konfliktfall kann die Aufsichtsbehörde angerufen
                     werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Betroffene Personen und Mitarbeitende können sich unmittelbar an die örtlich Beauftragten wenden.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Staatliche Vorschriften über Zeugnisverweigerungsrechte für Datenschutzbeauftragte finden für örtlich Beauftragte entsprechende
                     Anwendung.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die verantwortlichen Stellen stellen sicher, dass örtlich Beauftragte ordnungsgemäß und frühzeitig bei allen mit dem Schutz
                     personenbezogener Daten zusammenhängenden Fragen beteiligt werden.
                  

               

               
                     § 38 
Aufgaben
                     

                  

                  Die örtlich Beauftragten wirken auf die Einhaltung der Bestimmungen für den Datenschutz hin und unterstützen die verantwortlichen
                     Stellen bei der Sicherstellung des Datenschutzes. Sie haben insbesondere
                  

                  
                     
                        	
                           die verantwortliche Stelle und die Beschäftigten zu beraten;

                        

                        	
                           die ordnungsmäßige Anwendung der Datenverarbeitungsprogramme, mit deren Hilfe personenbezogene Daten verarbeitet werden sollen,
                              zu überwachen;
                           

                        

                        	
                           die bei der Verarbeitung personenbezogener Daten tätigen Personen zu informieren und zu schulen;

                        

                        	
                           mit der Aufsichtsbehörde zusammenzuarbeiten;

                        

                        	
                           die verantwortliche Stelle bei der Datenschutz-Folgenabschätzung zu beraten und deren Durchführung zu überwachen.

                        

                     

                  

               

            

         

      

      
            Kapitel 6 
Unabhängige Aufsichtsbehörden
            

         

         
                     § 39 
Errichtung der Aufsichtsbehörden und 
Bestellung der Beauftragten für den Datenschutz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Über die Einhaltung dieses Kirchengesetzes in der Evangelischen Kirche in Deutschland, den Gliedkirchen und den gliedkirchlichen
                     Zusammenschlüssen wachen unabhängige kirchliche Aufsichtsbehörden für den Datenschutz (Aufsichtsbehörden). Jede Aufsichtsbehörde
                     wird von einem oder einer Beauftragten für den Datenschutz geleitet und nach außen vertreten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland errichtet die Aufsichtsbehörde für den Bereich der Evangelischen Kirche in
                     Deutschland und ihres Evangelischen Werkes für Diakonie und Entwicklung sowie für die gesamtkirchlichen Werke und Einrichtungen
                     und bestellt den Beauftragten oder die Beauftragte für den Datenschutz der Evangelischen Kirche in Deutschland.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse errichten die Aufsichtsbehörde für ihren Bereich einzeln oder
                     gemeinschaftlich, soweit sie die Aufgaben nicht der Aufsichtsbehörde der Evangelischen Kirche in Deutschland übertragen. Die
                     Gliedkirchen können für die ihnen zugeordneten diakonischen Dienste, Einrichtungen und Werke eigene Aufsichtsbehörden errichten.
                     Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland legt auf Vorschlag des Finanzbeirates der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     die jährlichen Beiträge für die Wahrnehmung der Aufsicht nach Satz 1 zweiter Halbsatz fest. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Beauftragte für den Datenschutz sollen für mindestens vier, höchstens acht Jahre bestellt werden. Das Amt endet mit dem Amtsantritt
                     einer Nachfolgerin oder eines Nachfolgers. Die erneute Bestellung ist zulässig. Das Amt ist hauptamtlich auszuüben. Nebentätigkeiten
                     sind nur zulässig, soweit dadurch das Vertrauen in die Unabhängigkeit und Unparteilichkeit nicht gefährdet wird und sie genehmigt
                     sind.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Zu Beauftragten für den Datenschutz dürfen nur Personen bestellt werden, welche die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderliche
                     Fachkunde und Zuverlässigkeit besitzen. Sie müssen die Befähigung zum Richteramt oder zum höheren Dienst besitzen und einer
                     Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland angehören. Sie sind auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Amtspflichten
                     und die Einhaltung der kirchlichen Ordnung zu verpflichten.
                  

               

               
                     § 40 
Unabhängigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Aufsichtsbehörden handeln bei der Erfüllung ihrer Aufgaben und bei der Ausübung ihrer Befugnisse völlig unabhängig. Sie
                     unterliegen weder direkter noch indirekter Beeinflussung von außen und ersuchen weder um Weisung noch nehmen sie Weisungen
                     entgegen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Aufsichtsbehörden unterliegen der Rechnungsprüfung, soweit hierdurch die Unabhängigkeit nicht beeinträchtigt wird.
                  

               

               
                     § 41 
Tätigkeitsbericht
                     

                  

                  Die Aufsichtsbehörden erstellen mindestens alle zwei Jahre einen Tätigkeitsbericht, der eine Liste der Arten der gemeldeten
                     Verstöße und der Arten der getroffenen Maßnahmen enthalten kann. Sie übermitteln den Bericht den jeweiligen kirchenleitenden
                     Organen oder den jeweiligen Leitungsorganen der Diakonischen Werke und veröffentlichen ihn. Auf dieser Grundlage können sie
                     den leitenden Organen berichten.
                  

               

               
                     § 42 
Rechtsstellung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Den Aufsichtsbehörden werden die Finanzmittel zur Verfügung gestellt, die sie benötigen, um ihre Aufgaben und Befugnisse
                     effektiv wahrnehmen zu können. Die Finanzmittel sind in einem eigenen Haushaltsplan oder als Teil eines Gesamthaushaltes gesondert
                     auszuweisen und zu verwalten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Aufsichtsbehörden wählen ihr Personal aus und besetzen die Personalstellen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Beauftragten für den Datenschutz sind die Vorgesetzten der Mitarbeitenden in den Aufsichtsbehörden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Beauftragten für den Datenschutz bestellen aus dem Kreis ihrer Mitarbeitenden in den Aufsichtsbehörden einen Vertreter
                     oder eine Vertreterin. Vertreter oder Vertreterin können auch Beauftragte für den Datenschutz anderer Gliedkirchen oder der
                     oder die Beauftragte für den Datenschutz der Evangelischen Kirche in Deutschland sein.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Aufsichtsbehörden können Aufgaben der Personalverwaltung und Personalwirtschaft auf andere Kirchenbehörden übertragen.
                     Diesen kirchlichen Stellen dürfen personenbezogene Daten der Beschäftigten offengelegt werden, soweit deren Kenntnis zur Erfüllung
                     der übertragenen Aufgaben erforderlich ist.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Beauftragte für den Datenschutz und ihre Mitarbeitenden sind verpflichtet, über die ihnen amtlich bekanntgewordenen Angelegenheiten
                     Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt nicht für Mitteilungen im dienstlichen Verkehr oder über Tatsachen, die offenkundig
                     sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen. Die Verpflichtung besteht auch nach Beendigung des Dienst- oder
                     Arbeitsverhältnisses.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Beauftragte für den Datenschutz und ihre Mitarbeitenden dürfen, auch wenn sie nicht mehr im Amt sind, über Angelegenheiten,
                     die der Verschwiegenheit unterliegen, ohne Genehmigung weder vor Gericht noch außergerichtlich aussagen oder Erklärungen abgeben.
                     Die Entscheidung über Aussagegenehmigungen treffen die Beauftragten für den Datenschutz für sich und ihre Mitarbeitenden in
                     eigener Verantwortung. Die Beauftragten für den Datenschutz gelten als oberste Aufsichtsbehörde im Sinne des § 99 Verwaltungsgerichtsordnung.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Eine Kündigung von Beauftragten für den Datenschutz im Arbeitsverhältnis ist während der Amtszeit nur zulässig, soweit Tatsachen
                     vorliegen, die zu einer Kündigung aus wichtigem Grund berechtigen. Dies gilt für den Zeitraum von einem Jahr nach Beendigung
                     des Amtes entsprechend.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                         Beauftragte für den Datenschutz im Kirchenbeamtenverhältnis scheiden während der Amtszeit aus dem Dienst aus, wenn nach den
                     Bestimmungen der §§ 76, 77, 79 oder 80 des Kirchenbeamtengesetzes der EKD1 die Voraussetzungen einer Entlassung oder Gründe nach § 24 des Deutschen Richtergesetzes vorliegen, die bei einem Richter
                     auf Lebenszeit dessen Entlassung aus dem Dienst rechtfertigen, oder wenn ein Disziplinargericht auf Entfernung aus dem Dienst
                     erkennt.
                  

               

               
                     § 43 
Aufgaben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Aufsichtsbehörden haben insbesondere die einheitliche Anwendung dieses Gesetzes und sonstiger Vorschriften über den Datenschutz
                     zu überwachen und durchzusetzen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Sie sensibilisieren, informieren und beraten die kirchliche Öffentlichkeit sowie die verantwortlichen Stellen und kirchlichen
                     Auftragsverarbeiter über Fragen und maßgebliche Entwicklungen des Datenschutzes sowie über die Vermeidung von Risiken. Sie
                     unterrichten betroffene Personen auf Anfrage über deren persönliche Rechte aus diesem Kirchengesetz, wobei spezifische Maßnahmen
                     für Minderjährige besondere Beachtung finden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Sie schulen die örtlich Beauftragten und bilden sie fort.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Werden personenbezogene Daten in Drittländern verarbeitet, prüfen die Aufsichtsbehörden die Einhaltung der datenschutzrechtlichen
                     Vorgaben und beraten über Möglichkeiten einer gesetzeskonformen Verarbeitung.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Aufsichtsbehörden können auf Anregung der kirchenleitenden Organe oder von Amts wegen Gutachten und Stellungnahmen zu
                     Rechtssetzungsvorhaben, die sich auf den Schutz von personenbezogenen Daten auswirken, abgeben.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Aufsichtsbehörden können auf Anregung der kirchenleitenden Organe oder von Amts wegen Musterverträge und Standards zur
                     Verarbeitung personenbezogener Daten erstellen, deren Einsatz und Umsetzung überprüfen und die Ergebnisse veröffentlichen;
                     sie sollen Listen gemäß § 34 Absatz 5 bereitstellen.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Kirchliche Gerichte unterliegen der Prüfung durch die Aufsichtsbehörden nur, soweit sie in eigenen Angelegenheiten als Verwaltung
                     tätig werden.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Der Prüfung durch die Aufsichtsbehörden unterliegen nicht: 
                  

                  
                     
                        	
                            Aufzeichnungen gemäß § 3 Satz 1;
                           

                        

                        	
                            personenbezogene Daten, die dem Arztgeheimnis unterliegen, sofern die betroffene Person nicht eingewilligt hat, sowie 

                        

                        	
                            personenbezogene Daten in Personalakten, wenn die betroffene Person der Prüfung der auf sie bezogenen Daten im Einzelfall
                              widerspricht. 
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        9
                        )
                         Die Aufsichtsbehörden teilen die Ergebnisse ihrer Prüfungen den verantwortlichen Stellen mit. Damit können Vorschläge zur
                     Verbesserung des Datenschutzes, insbesondere zur Beseitigung von festgestellten Mängeln bei der Verarbeitung personenbezogener
                     Daten, verbunden sein. 
                  

                  
                        (
                        10
                        )
                         Die Beauftragten für den Datenschutz arbeiten zusammen und bilden eine Datenschutzkonferenz, auf der gemeinsame Stellungnahmen
                     und Handreichungen zu Datenschutz- und Kohärenzfragen beschlossen werden können. Sie tauschen mit den staatlichen Aufsichtsbehörden
                     für den Datenschutz Erfahrungen und zweckdienliche Informationen aus und geben im Bedarfsfall Stellungnahmen ab.
                  

               

               
                     § 44 
Befugnisse
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Aufsichtsbehörden können verlangen, dass die verantwortlichen Stellen sie bei der Erfüllung ihrer Aufgaben unterstützen.
                     Auf Verlangen ist ihnen Auskunft sowie Einsicht in alle Unterlagen und Akten über die Verarbeitung personenbezogener Daten
                     zu geben, alle diesbezüglichen Informationen bereitzustellen, insbesondere über die gespeicherten Daten und über die eingesetzten
                     Datenverarbeitungsprogramme. Ihnen ist jederzeit Zutritt zu allen Diensträumen, einschließlich aller Verarbeitungsanlagen
                     und -geräte zu gewähren, um Untersuchungen und Überprüfungen vorzunehmen. Stellen Aufsichtsbehörden fest, dass beabsichtigte
                     Verarbeitungsvorgänge voraussichtlich gegen dieses Kirchengesetz verstoßen, können sie Hinweise geben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Stellen die Aufsichtsbehörden Verstöße gegen die Datenschutzbestimmungen oder sonstige Mängel bei der Verarbeitung personenbezogener
                     Daten fest, so beanstanden sie dies gegenüber der verantwortlichen Stelle oder gegenüber dem Auftragsverarbeiter und fordern
                     zur Stellungnahme innerhalb einer gesetzten Frist auf. Von einer Beanstandung kann abgesehen werden, insbesondere wenn es
                     sich um unerhebliche oder inzwischen beseitigte Mängel handelt. Mit der Aufforderung zur Stellungnahme können Vorschläge zur
                     Beseitigung der Mängel oder zur sonstigen Verbesserung des Datenschutzes verbunden werden. Die Stellungnahme soll eine Darstellung
                     der Maßnahmen enthalten, die aufgrund der Mitteilung der Aufsichtsbehörde getroffen worden sind.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Um einen rechtmäßigen Zustand wiederherzustellen oder eine drohende Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten abzuwenden,
                     sind die Aufsichtsbehörden befugt, anzuordnen:
                  

                  
                     
                        	
                            Verarbeitungsvorgänge auf bestimmte Weise und in einem bestimmten Zeitraum mit diesem Kirchengesetz in Einklang zu bringen;

                        

                        	
                            Verarbeitungsvorgänge vorübergehend oder dauerhaft zu beschränken oder zu unterlassen;

                        

                        	
                            die Übermittlung von Daten an einen Empfänger in einem Drittland oder an eine internationale Organisation auszusetzen;

                        

                        	
                            personenbezogene Daten zu berichtigen, zu löschen oder die Verarbeitung einzuschränken;

                        

                        	
                            die von einer Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten betroffene Person entsprechend zu benachrichtigen;

                        

                        	
                            dem Antrag der betroffenen Person zu entsprechen.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Halten die Aufsichtsbehörden einen Angemessenheitsbeschluss der Europäischen Kommission nach § 10 Absatz 1 Nummer 1 oder eine von der Europäischen Kommission erlassene oder genehmigte Standarddatenschutzklausel nach § 10 Absatz 1 Nummer 2, auf deren Gültigkeit es bei der Entscheidung der Aufsichtsbehörden ankommt, für rechtswidrig, so können sie ihr Verfahren
                     aussetzen und einen Antrag auf gerichtliche Entscheidung stellen. Soweit nicht Besonderheiten der kirchlichen Verwaltungsgerichtsordnung
                     entgegenstehen, finden die Regelungen des § 21 des Bundesdatenschutzgesetzes entsprechende Anwendung.
                  

               

               
                     § 45 
Geldbußen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Verstößt eine verantwortliche Stelle oder ein kirchlicher Auftragsverarbeiter vorsätzlich oder fahrlässig gegen Bestimmungen
                     dieses Kirchengesetzes, so können die Aufsichtsbehörden Geldbußen verhängen oder für den Wiederholungsfall androhen. Gegen
                     verantwortliche Stellen sind Geldbußen nur zu verhängen, soweit sie als Unternehmen im Sinne des § 4 Nummer 19 am Wettbewerb teilnehmen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Aufsichtsbehörden stellen sicher, dass die Verhängung von Geldbußen in jedem Einzelfall wirksam, verhältnismäßig und
                     abschreckend ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Geldbußen werden je nach den Umständen des Einzelfalls verhängt. Bei der Entscheidung über die Verhängung einer Geldbuße
                     und über deren Betrag wird in jedem Einzelfall Folgendes gebührend berücksichtigt:
                  

                  
                     
                        	
                           Art, Schwere und Dauer des Verstoßes unter Berücksichtigung der Art, des Umfangs oder des Zwecks der betreffenden Verarbeitung
                              sowie der Zahl der von der Verarbeitung betroffenen Personen und des Ausmaßes des von ihnen erlittenen Schadens;
                           

                        

                        	
                           Vorsätzlichkeit oder Fahrlässigkeit des Verstoßes;

                        

                        	
                            jegliche von der verantwortlichen Stelle oder dem Auftragsverarbeiter getroffenen Maßnahmen zur Minderung des den betroffenen
                              Personen entstandenen Schadens;
                           

                        

                        	
                           der Grad der Verantwortung der verantwortlichen Stelle oder des Auftragsverarbeiters unter Berücksichtigung der von ihnen
                              gemäß § 27 getroffenen technischen und organisatorischen Maßnahmen;
                           

                        

                        	
                           etwaige einschlägige frühere Verstöße der verantwortlichen Stelle oder des Auftragsverarbeiters;

                        

                        	
                           die Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit der Aufsichtsbehörde, um dem Verstoß abzuhelfen und seine möglichen nachteiligen Auswirkungen
                              zu mindern;
                           

                        

                        	
                           die Kategorien personenbezogener Daten, die von dem Verstoß betroffen sind;

                        

                        	
                           die Art und Weise, wie der Verstoß der Aufsichtsbehörde bekannt wurde, insbesondere ob und gegebenenfalls in welchem Umfang
                              die verantwortliche Stelle oder der Auftragsverarbeiter den Verstoß mitgeteilt hat;
                           

                        

                        	
                           die Einhaltung der früher gegen die verantwortliche Stelle oder den Auftragsverarbeiter in Bezug auf denselben Gegenstand
                              angeordneten Maßnahmen, sofern solche Maßnahmen angeordnet wurden;
                           

                        

                        	
                           jegliche anderen erschwerenden oder mildernden Umstände im jeweiligen Fall, wie unmittelbar oder mittelbar durch den Verstoß
                              erlangte finanzielle Vorteile oder vermiedene Verluste.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Verstößt eine verantwortliche Stelle oder ein kirchlicher Auftragsverarbeiter bei gleichen oder miteinander verbundenen Verarbeitungsvorgängen
                     vorsätzlich oder fahrlässig gegen mehrere Bestimmungen dieses Kirchengesetzes, so übersteigt der Gesamtbetrag der Geldbuße
                     nicht den Betrag für den schwerwiegendsten Verstoß.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Bei Verstößen werden im Einklang mit Absatz 3 Geldbußen von bis zu sechs Millionen Euro verhängt.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Geldbußen werden je nach den Umständen des Einzelfalls zusätzlich oder anstelle von Maßnahmen nach § 44 Absatz 3 verhängt.
                  

               

            

         

      

      
            Kapitel 7 
Rechtsbehelfe und Schadensersatz
            

         

         
                     § 46 
Recht auf Beschwerde
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Jede Person kann sich unbeschadet anderweitiger Rechtsbehelfe mit einer Beschwerde an die Aufsichtsbehörde wenden, wenn sie
                     der Ansicht ist, bei der Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten in ihren Rechten verletzt worden zu sein.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Aufsichtsbehörde unterrichtet die betroffene Person über den Stand und das Ergebnis der Beschwerde und weist auf die
                     Möglichkeit gerichtlichen Rechtsschutzes gemäß § 47 hin.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Niemand darf wegen der Mitteilung von Tatsachen, die geeignet sind, den Verdacht aufkommen zu lassen, dieses Kirchengesetz
                     oder eine andere Rechtsvorschrift über den Datenschutz sei verletzt worden, gemaßregelt oder benachteiligt werden. Mitarbeitende
                     müssen für Mitteilungen an die Aufsichtsbehörde nicht den Dienstweg einhalten.
                  

               

               
                     § 47 
Rechtsweg
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Rechtsweg zu den kirchlichen Verwaltungsgerichten ist eröffnet
                  

                  
                     
                        	
                           für Klagen gegen Verwaltungsakte und andere Entscheidungen der Aufsichtsbehörden,

                        

                        	
                           für Klagen in Fällen, in denen sich die Aufsichtsbehörde nicht mit einer Beschwerde gemäß § 46 befasst oder die betroffene Person nicht innerhalb von drei Monaten über den Stand oder das Ergebnis der erhobenen Beschwerde
                              in Kenntnis gesetzt hat,
                           

                        

                        	
                           für Klagen betroffener Personen gegen kirchliche Stellen und Auftragsverarbeiter wegen einer Verletzung ihrer Rechte aus diesem
                              Kirchengesetz,
                           

                        

                        	
                           für Klagen der Aufsichtsbehörden gegen kirchliche Stellen und Auftragsverarbeiter, soweit dies zur Durchsetzung ihrer Befugnisse
                              erforderlich ist.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Zuständigkeit für Klagen gegen die Aufsichtsbehörde nach § 39 Absatz 2 richtet sich nach § 5 des Kirchengerichtsgesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland in der jeweils geltenden Fassung. Vor der Erhebung einer solchen Klage ist kein Vorverfahren durchzuführen.
                  

               

               
                     § 48 
Schadensersatz durch verantwortliche Stellen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Jede Person, der wegen einer Verletzung der Regelungen über den kirchlichen Datenschutz ein Schaden entstanden ist, hat nach
                     diesem Kirchengesetz Anspruch auf Schadensersatz gegen die verantwortliche Stelle oder den kirchlichen Auftragsverarbeiter.
                     Wegen eines Schadens, der nicht Vermögensschaden ist, kann die betroffene Person eine angemessene Entschädigung in Geld verlangen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Eine verantwortliche Stelle oder ein kirchlicher Auftragsverarbeiter wird von der Haftung gemäß Absatz 1 befreit, wenn sie
                     oder er nachweist, für den eingetretenen Schaden nicht verantwortlich zu sein.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Auf das Mitverschulden der betroffenen Person ist § 254 des Bürgerlichen Gesetzbuches und auf die Verjährung sind die Verjährungsfristen
                     für unerlaubte Handlungen des Bürgerlichen Gesetzbuches entsprechend anzuwenden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Mehrere Ersatzpflichtige haften als Gesamtschuldner im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuches.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Vorschriften, nach denen Ersatzpflichtige in weiterem Umfang als nach dieser Vorschrift haften oder nach denen andere für
                     den Schaden verantwortlich sind, bleiben unberührt.
                  

               

            

         

      

      
            Kapitel 8 
Vorschriften für besondere Verarbeitungssituationen
            

         

         
                     § 49 
Verarbeitung personenbezogener Daten bei Dienst- und Arbeitsverhältnissen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Daten von Beschäftigten dürfen nur verarbeitet werden, soweit dies zur Begründung, Durchführung, Beendigung oder Abwicklung
                     des Beschäftigungsverhältnisses oder zur Durchführung organisatorischer, personeller und sozialer Maßnahmen, insbesondere
                     auch für Zwecke der Personalplanung und des Personaleinsatzes, erforderlich ist oder eine Rechtsvorschrift, ein Tarifvertrag
                     oder eine Dienstvereinbarung dies vorsieht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Im Zusammenhang mit dem Verdacht auf Straftaten und Amtspflichtverletzungen, die durch Beschäftigte begangen wurden, insbesondere
                     zum Schutz möglicher Betroffener, dürfen unter Beachtung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes personenbezogene Daten von Beschäftigten
                     verarbeitet werden, solange der Verdacht nicht ausgeräumt ist und die Interessen von möglichen Betroffenen dies erfordern.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Erfolgt die Verarbeitung personenbezogener Daten von Beschäftigten auf der Grundlage einer Einwilligung, so sind für die
                     Beurteilung der Freiwilligkeit der Einwilligung insbesondere die im Beschäftigungsverhältnis bestehende Abhängigkeit der beschäftigten
                     Person sowie die Umstände, unter denen die Einwilligung erteilt worden ist, zu berücksichtigen. Freiwilligkeit kann insbesondere
                     vorliegen, wenn für die beschäftigte Person ein rechtlicher oder wirtschaftlicher Vorteil erreicht wird oder die verantwortliche
                     Stelle und die beschäftigte Person gleichgelagerte Interessen verfolgen. Die Einwilligung bedarf der Textform, soweit nicht
                     wegen besonderer Umstände eine andere Form angemessen ist. Die verantwortliche Stelle hat die beschäftigte Person über den
                     Zweck der Datenverarbeitung und über ihr Widerrufsrecht aufzuklären.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Eine Offenlegung der Daten von Beschäftigten an Personen und Stellen außerhalb des kirchlichen Bereichs ist nur zulässig,
                     wenn kirchliche Interessen nicht entgegenstehen und
                  

                  
                     
                        	
                           die empfangende Person oder Stelle ein überwiegendes rechtliches Interesse darlegt;

                        

                        	
                           Art oder Zielsetzung der dem oder der Beschäftigten übertragenen Aufgaben die Offenlegung erfordert;

                        

                        	
                           offensichtlich ist, dass die Offenlegung im Interesse der betroffenen Person liegt und keine Anhaltspunkte vorliegen, dass
                              sie in Kenntnis des Zwecks der Offenlegung ihre Einwilligung nicht erteilen würde;
                           

                        

                        	
                            sie zur Aufdeckung einer Straftat oder Amtspflichtverletzung oder zum Schutz möglicher Betroffener erforderlich erscheint
                              oder
                           

                        

                        	
                            die Offenlegung zur institutionellen Aufarbeitung sexualisierter Gewalt gemäß § 50a erforderlich ist.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Offenlegung an künftige Dienstherren, Dienst- oder Arbeitgeber ist nur mit Einwilligung der betroffenen Person zulässig,
                     es sei denn, dass eine Abordnung oder Versetzung vorbereitet wird, die der Zustimmung der oder des Beschäftigten nicht bedarf,
                     oder dass diese zur Verhütung möglicher Straftaten oder Amtspflichtverletzungen erforderlich erscheint.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Verlangt die verantwortliche Stelle zur Begründung oder im Rahmen eines Beschäftigungsverhältnisses medizinische oder psychologische
                     Untersuchungen und Tests, hat sie Anlass und Zweck der Begutachtung möglichst tätigkeitsbezogen zu bezeichnen. Ergeben sich
                     keine medizinischen oder psychologischen Bedenken, darf die verantwortliche Stelle lediglich die Offenlegung des Ergebnisses
                     der Begutachtung verlangen; ergeben sich Bedenken, darf auch die Offenlegung der festgestellten möglichst tätigkeitsbezogenen
                     Risikofaktoren verlangt werden. Im Übrigen ist eine Weiterverarbeitung der bei den Untersuchungen oder Tests erhobenen Daten
                     ohne schriftliche Einwilligung der betroffenen Person nur für den Zweck zulässig, für den sie erhoben worden sind.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Personenbezogene Daten, die vor Begründung eines Beschäftigungsverhältnisses erhoben wurden, sind unverzüglich zu löschen,
                     sobald feststeht, dass ein solches nicht zustande kommt. Dies gilt nicht, soweit überwiegende berechtigte Interessen der verantwortlichen
                     Stelle der Löschung entgegenstehen oder die betroffene Person in die weitere Speicherung einwilligt. Nach Beendigung eines
                     Beschäftigungsverhältnisses sind personenbezogene Daten zu löschen, soweit diese Daten nicht mehr benötigt werden.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Die Ergebnisse medizinischer oder psychologischer Untersuchungen und Tests der Beschäftigten dürfen automatisiert nur verarbeitet
                     werden, wenn dies dem Schutz der oder des Beschäftigten dient.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                         Soweit Daten der Beschäftigten im Rahmen der Maßnahmen zur Datensicherung gespeichert werden, dürfen sie nicht für andere
                     Zwecke, insbesondere nicht für Zwecke der Verhaltens- oder Leistungskontrolle, genutzt werden.
                  

               

               
                     § 50 
Verarbeitung personenbezogener Daten 
zu Archivzwecken, Forschungszwecken und zu statistischen Zwecken
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Personenbezogene Daten dürfen zu im kirchlichen oder öffentlichen Interesse liegenden Archivzwecken, zu wissenschaftlichen
                     oder historischen Forschungszwecken oder zu statistischen Zwecken verarbeitet werden, soweit geeignete Garantien für die Rechte
                     und Freiheiten der betroffenen Personen vorgesehen werden. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Offenlegung personenbezogener Daten an andere als kirchliche Stellen für die Zwecke der Forschung oder Statistik ist
                     nur zulässig, wenn diese sich verpflichten, die offengelegten Daten nicht für andere Zwecke zu verarbeiten und die Vorschriften
                     der Absätze 3 und 4 einzuhalten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für Zwecke der Forschung oder Statistik erhobene oder gespeicherte personenbezogene Daten sind zu anonymisieren, sobald dies
                     möglich ist. Bis dahin sind die Merkmale gesondert zu verarbeiten, mit denen Einzelangaben über persönliche oder sachliche
                     Verhältnisse einer identifizierten oder identifizierbaren Person zugeordnet werden können. Sie dürfen mit den Einzelangaben
                     nur zusammengeführt werden, soweit der Zweck dies erfordert. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Veröffentlichung personenbezogener Daten, die für Zwecke der Forschung oder Statistik übermittelt wurden, ist nur mit
                     Zustimmung der übermittelnden Stelle zulässig. Die Zustimmung kann erteilt werden, wenn
                  

                  
                     
                        	
                           die betroffene Person eingewilligt hat oder

                        

                        	
                           dies für die Darstellung von Forschungsergebnissen über Ereignisse der Zeitgeschichte unerlässlich ist.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die ordnungsgemäße Archivierung von anzubietenden und zu übergebenden Unterlagen durch das zuständige Archiv ersetzt die
                     nach kirchlichen oder staatlichen Rechtsvorschriften erforderliche Löschung, wenn die Archivierung so erfolgt, dass Persönlichkeitsrechte
                     der betroffenen Person oder Dritter nicht beeinträchtigt werden. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Soweit kirchliche Stellen verpflichtet sind, Unterlagen dem zuständigen Archiv zur Übernahme anzubieten, ist eine Löschung
                     erst zulässig, nachdem die Unterlagen angeboten worden und nicht als archivwürdig übernommen worden sind.
                  

               

               
                     § 50a
Verarbeitung personenbezogener Daten 
zur institutionellen Aufarbeitung sexualisierter Gewalt
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         An der institutionellen Aufarbeitung sexualisierter Gewalt besteht ein überragendes kirchliches Interesse. Personenbezogene
                     Daten dürfen zum Zwecke der institutionellen Aufarbeitung sexualisierter Gewalt verarbeitet werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ihre Offenlegung ist ohne Einwilligung der Betroffenen im Sinne dieses Kirchengesetzes durch die Bereitstellung von Unterlagen,
                     die Informationen über Vorgänge sexualisierter Gewalt enthalten oder von denen dieses aufgrund tatsächlicher Anhaltspunkte
                     anzunehmen ist, zum Zwecke der institutionellen Aufarbeitung sexualisierter Gewalt gegenüber Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern
                     oder von der zuständigen kirchlichen Stelle Beauftragten zulässig,
                  

                  
                     
                        	
                           wenn die Datenempfangenden ein Datenschutzkonzept vorlegen, das den Anforderungen dieses Kirchengesetzes entspricht und

                        

                        	
                           sie auf das Datengeheimnis gemäß § 26 und darauf verpflichtet wurden, die Daten ausschließlich für die bestimmten Zwecke zu verarbeiten.
                           

                        

                     

                  

                  § 50 Absatz 3 gilt entsprechend.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         § 17 Absatz 3 findet keine Anwendung.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Veröffentlichung personenbezogener Daten, die für Zwecke der institutionellen Aufarbeitung sexualisierter Gewalt offengelegt
                     wurden, ist nur mit Zustimmung der offenlegenden Stelle zulässig. Die Zustimmung ist zu erteilen, wenn
                  

                  
                     
                        	
                           die Veröffentlichung für die institutionelle Aufarbeitung sexualisierter Gewalt aufgrund der Stellung als Person der Zeitgeschichte
                              unerlässlich ist oder
                           

                        

                        	
                           die betroffene Person in die Veröffentlichung eingewilligt hat.

                        

                     

                  

                  Vor Erteilung der Zustimmung nach Satz 2 Nummer 1 ist die betroffene Person anzuhören. Personenbezogene Daten von Betroffenen
                     sexualisierter Gewalt werden ausschließlich nach Satz 2 Nummer 2 veröffentlicht.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung der Kirchenkonferenz das Nähere
                     regeln.
                  

               

               
                     § 50b
Mitgliederkommunikation
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die kirchlichen juristischen Personen des öffentlichen Rechts verarbeiten Meldedaten und kirchliche Daten des Gemeindegliederverzeichnisses
                     zur Erfüllung ihrer Aufgaben, insbesondere um gruppen- oder personenbezogen mit den Mitgliedern zu kommunizieren. Dies schließt
                     die Nutzung von Kommunikationsdaten ein, soweit ein Widerspruch dem nicht entgegensteht. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die gemeindebezogene Offenlegung personenbezogener Daten anlässlich von Amtshandlungen und Jubiläen ist zulässig, soweit
                     ein Widerspruch dem nicht entgegensteht. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Verarbeitung nach Absatz 1 kann mit dem Werben um persönlichen und finanziellen Einsatz für kirchliche und diakonische
                     Zwecke (Fundraising) verbunden werden, soweit ein Widerspruch dem nicht entgegensteht.
                  

               

               
                     § 51 
Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Medien
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Soweit personenbezogene Daten von verantwortlichen Stellen ausschließlich für eigene journalistisch-redaktionelle oder literarische
                     Zwecke verarbeitet werden, gelten von den Vorschriften dieses Kirchengesetzes nur die §§ 8, 22, 25, 26 und 48. Hierunter fällt die Herausgabe von Adressen-, Telefon- oder vergleichbaren Verzeichnissen nur, wenn mit ihr zugleich eine
                     journalistisch-redaktionelle oder literarische Tätigkeit verbunden ist.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Führt die journalistisch-redaktionelle Verarbeitung personenbezogener Daten zur Veröffentlichung von Gegendarstellungen der
                     betroffenen Person, so sind diese Gegendarstellungen zu den gespeicherten Daten zu nehmen und für dieselbe Zeitdauer aufzubewahren
                     wie die Daten selbst.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Wird jemand durch eine Berichterstattung in seinem Persönlichkeitsrecht beeinträchtigt, so kann er Auskunft über die der
                     Berichterstattung zugrundeliegenden, zu seiner Person gespeicherten Daten verlangen. Die Auskunft kann verweigert werden,
                     soweit aus den Daten auf die berichtenden oder einsendenden Personen oder die Gewährsleute von Beiträgen, Unterlagen und Mitteilungen
                     für den redaktionellen Teil geschlossen werden kann. Die betroffene Person kann die Berichtigung unrichtiger Daten verlangen.
                  

               

               
                     § 52 
Videoüberwachung öffentlich zugänglicher Räume
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Beobachtung öffentlich zugänglicher Bereiche innerhalb und außerhalb von Dienstgebäuden mit optisch-elektronischen Einrichtungen
                     ist nur zulässig, soweit sie
                  

                  
                     
                        	
                            in Ausübung des Hausrechts der kirchlichen Stelle oder

                        

                        	
                            zum Schutz von Personen und Sachen

                        

                     

                  

                  erforderlich ist und keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass schutzwürdige Interessen der Betroffenen überwiegen. Das Interesse
                     an der nicht überwachten Teilnahme am Gottesdienst ist besonders schutzwürdig.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Umstand der Beobachtung und der Name und die Kontaktdaten der verantwortlichen Stelle sind durch geeignete Maßnahmen
                     zum frühestmöglichen Zeitpunkt erkennbar zu machen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Verarbeitung von nach Absatz 1 erhobenen Daten ist zulässig, wenn sie zum Erreichen des verfolgten Zweckes erforderlich
                     ist und keine Anhaltspunkte bestehen, dass schutzwürdige Interessen der Betroffenen überwiegen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Werden durch Videoüberwachung erhobene Daten einer bestimmten Person zugeordnet und verarbeitet, so ist diese über die jeweilige
                     Verarbeitung zu benachrichtigen. Von der Benachrichtigung kann abgesehen werden,
                  

                  
                     
                        	
                           solange das öffentliche Interesse an der Strafverfolgung das Recht auf Benachrichtigung der betroffenen Person erheblich überwiegt
                              oder
                           

                        

                        	
                           wenn die Benachrichtigung im Einzelfall einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordert.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Daten sind unverzüglich zu löschen, wenn sie zur Erreichung des Zwecks nicht mehr erforderlich sind oder schutzwürdige
                     Interessen der Betroffenen einer weiteren Verarbeitung entgegenstehen.
                  

               

               
                     § 53 
Gottesdienste und kirchliche Veranstaltungen
                     

                  

                  Die Aufzeichnung oder Übertragung von Gottesdiensten oder kirchlichen Veranstaltungen einschließlich ihrer Veröffentlichung
                     ist datenschutzrechtlich zulässig, wenn die betroffenen Personen vor der Teilnahme durch geeignete Maßnahmen über Art und
                     Umfang der Verarbeitung informiert werden.
                  

               

            

         

      

      
            Kapitel 9 
Schlussbestimmungen
            

         

         
                     § 54 
Ergänzende Bestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland kann durch Rechtsverordnung mit Zustimmung der Kirchenkonferenz Durchführungsbestimmungen
                     zu diesem Kirchengesetz und ergänzende Bestimmungen zum Datenschutz erlassen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Gliedkirchen können für ihren Bereich Durchführungsbestimmungen zu diesem Kirchengesetz und ergänzende Bestimmungen zum
                     Datenschutz erlassen, soweit sie dem Recht der Evangelischen Kirche in Deutschland nicht widersprechen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Soweit personenbezogene Daten von Sozialleistungsträgern offengelegt werden, gelten zum Schutz dieser Daten ergänzend die
                     staatlichen Bestimmungen entsprechend. Werden hierzu Bestimmungen gemäß Absatz 1 erlassen, ist vorher das Evangelische Werk
                     für Diakonie und Entwicklung anzuhören.
                  

               

               
                     § 55 
Übergangsregelungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Bisherige Bestellungen der Beauftragten für den Datenschutz gemäß den §§ 18 bis 18b des EKD-Datenschutzgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Januar 20132 (ABl. EKD S. 2, S. 34) gelten fort. Für diese Bestellungen gelten die Regelungen der §§ 39 bis 45 mit Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Bisherige Bestellungen der Betriebsbeauftragten und örtlichen Beauftragten für den Datenschutz gemäß § 22 des EKD-Datenschutzgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Januar 20133 (ABl. EKD S. 2, S. 34) gelten fort. Für diese Bestellungen gelten die Regelungen der §§ 36 bis 38 mit Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes.
                  

               

               
                     § 56 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
                     

                  

                  § 55 Absatz 44 tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. Im Übrigen tritt dieses Kirchengesetz am 24. Mai 2018 in Kraft. Gleichzeitig tritt
                     das EKD-Datenschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Januar 20135 (ABl. EKD S. 2, S. 34) außer Kraft.
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         902. Verordnung zur Sicherheit der Informationstechnik (IT-Sicherheitsverordnung – ITSVO-EKD)

      

      
         Vom 29. Mai 2015

      

      
         (ABl. EKD S. 146)
         

      

      Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland hat auf Grund des § 9 Absatz 2 Satz 2 des Kirchengesetzes über den Datenschutz der Evangelischen Kirche in Deutschland (DSG-EKD) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 1. Januar 2013 (ABl. EKD 2013, S. 2  und S. 34)1 mit Zustimmung der Kirchenkonferenz folgende Rechtsverordnung erlassen:
      

      
                     § 1 
IT-Sicherheit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die mit der Informationstechnik (IT) erhobenen oder verarbeiteten Daten sind insbesondere vor unberechtigtem Zugriff, vor
                     unerlaubten Änderungen und vor der Gefahr des Verlustes zu schützen (IT-Sicherheit), um deren Vertraulichkeit, Integrität
                     und Verfügbarkeit zu gewährleisten. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zur Umsetzung der IT-Sicherheit haben die Evangelische Kirche in Deutschland, ihre Gliedkirchen und ihre gliedkirchlichen
                     Zusammenschlüsse sowie die ihnen zugeordneten kirchlichen und diakonischen Werke und Einrichtungen ohne Rücksicht auf deren
                     Rechtsform und rechtsfähige evangelische Stiftungen des bürgerlichen Rechts (kirchliche Stellen) sicherzustellen, dass ein
                     IT-Sicherheitskonzept erstellt und kontinuierlich fortgeschrieben wird. Dabei ist den unterschiedlichen Gegebenheiten der
                     kirchlichen Stellen Rechnung zu tragen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der für die Umsetzung des IT-Sicherheitskonzeptes erforderliche Sicherheitsstandard orientiert sich an den Empfehlungen des
                     Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) zur Informationssicherheit und zum IT-Grundschutz. Andere vergleichbare
                     Sicherheitsstandards können zu Grunde gelegt werden. Das IT-Sicherheitskonzept muss den Schutzbedarf der Daten, die Art der
                     eingesetzten IT und die örtlichen Gegebenheiten der jeweiligen kirchlichen Stelle berücksichtigen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Evangelische Kirche in Deutschland stellt Muster-IT-Sicherheitskonzepte nach Maßgabe des Absatzes 3 zur Verfügung. 
                  

               

               
                     § 2 
Einsatz von IT
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Mindestvoraussetzungen für den Einsatz von IT sind, dass
                  

                  
                     
                        	
                           ein Anforderungsprofil und eine Dokumentation vorliegen,

                        

                        	
                           die datenschutzrechtlichen Anforderungen eingehalten werden,

                        

                        	
                           die Systeme vor ihrem Einsatz getestet wurden.

                        

                     

                        (
                        2
                        )
                         Für die mit IT-Sicherheit verarbeiteten Daten soll dienstliche IT genutzt werden. Private IT-Geräte dürfen zugelassen werden,
                     wenn durch Vereinbarung insbesondere sichergestellt ist, dass
                  

                  
                     
                        	
                           eine Rechtsgrundlage für die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von personenbezogenen Daten gegeben ist,

                        

                        	
                           das kirchliche Datenschutzrecht Anwendung findet,

                        

                        	
                           die notwendigen technischen und organisatorischen Maßnahmen zur IT-Sicherheit und zum Datenschutz getroffen und Regelungen
                              zur Verantwortung vereinbart worden sind und 
                           

                        

                        	
                           eine Haftung des Dienstgebers ausgeschlossen ist, wenn im Zusammenhang mit dienstlichen Anwendungen Schäden auf privaten IT-Geräten,
                              insbesondere Datenverlust, entstehen. 
                           

                        

                     
Die Zulassung ist zu widerrufen, wenn ein Verstoß gegen Satz 2 festgestellt oder die IT-Sicherheit durch den Einsatz privater
                     IT gefährdet oder beeinträchtigt wird und andere Maßnahmen nicht zur Behebung ausreichen. 
                  

               

               
                     § 3 
Beteiligung
                     

                  

                  Bei der Erstellung und der kontinuierlichen Fortschreibung des IT-Sicherheitskonzeptes und bei der Entscheidung zur Auswahl
                     über IT, mit der personenbezogene Daten verarbeitet werden, sind Betriebsbeauftragte oder örtlich Beauftragte für den Datenschutz
                     frühzeitig zu beteiligen.
                  

               

               
                     § 4 
Einhaltung der IT-Sicherheit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Kirchliche Stellen haben durch angemessene Schulungs- und Fortbildungsmöglichkeiten den qualifizierten Umgang mit IT zu ermöglichen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Verantwortung für die IT-Sicherheit liegt beim Leitungsorgan der jeweiligen kirchlichen Stelle. Die aufsichtführenden
                     Stellen oder Personen überwachen die Einhaltung dieser Verordnung. Bei Verstößen sind geeignete Maßnahmen zu ergreifen. § 5 bleibt unberührt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Maßnahmen der oder des Beauftragten für den Datenschutz nach § 20 DSG-EKD2 bleiben unberührt.
                  

               

               
                     § 5 
IT-Sicherheitsbeauftragte 
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Mit der Wahrnehmung der IT-Sicherheit können kirchliche Stellen besondere Personen beauftragen (IT-Sicherheitsbeauftragte).
                     Die Beauftragung kann mehrere kirchliche Stellen umfassen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zu Beauftragten sollen nur Personen bestellt werden, die die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderliche Fachkunde und Zuverlässigkeit
                     besitzen. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Zu den Aufgaben der die IT-Sicherheit wahrnehmenden Person zählen insbesondere:
                  

                  
                     
                        	
                           den IT-Sicherheitsprozess beratend zu begleiten und bei allen damit zusammenhängenden Aufgaben mitzuwirken,

                        

                        	
                           die Erstellung und kontinuierliche Fortschreibung eines IT-Sicherheitskonzeptes zu koordinieren, 

                        

                        	
                           Regelungen zur IT-Sicherheit vorzuschlagen, 

                        

                        	
                           die Durchführung von IT-Sicherheitsmaßnahmen zu empfehlen und zu überprüfen,

                        

                        	
                           IT-Sicherheitsvorfälle zu untersuchen und Handlungsempfehlungen auszusprechen

                        

                        	
                           IT-Schulungen zu initiieren und zu koordinieren,

                        

                        	
                           dem Leitungsorgan der jeweiligen kirchlichen Stelle regelmäßig über den Stand der IT-Sicherheit sowie über ihre Tätigkeiten
                              zu berichten und
                           

                        

                        	
                           mit den Betriebsbeauftragten oder den örtlich Beauftragten für den Datenschutz zusammenzuarbeiten.

                        

                     

                        (
                        4
                        )
                         Die die Aufgaben der IT-Sicherheit wahrnehmende Person ist über IT-Sicherheitsvorfälle zu informieren und informiert bei
                     Gefahr im Verzug unverzüglich das zuständige Leitungsorgan.
                  

               

               
                     § 6 
Durchführungs- und Ergänzungsbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können jeweils für ihren
                     Bereich Durchführungsbestimmungen zu dieser Verordnung und ergänzende Bestimmungen zur IT-Sicherheit erlassen, soweit sie
                     dieser Verordnung nicht widersprechen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Bestehende Regelungen bleiben unberührt, soweit sie dieser Verordnung nicht widersprechen. Anderenfalls sind diese Regelungen
                     innerhalb eines Jahres anzupassen.
                  

               

               
                     § 7 
Übergangsbestimmungen
                     

                  

                  Die erstmalige Erstellung des IT-Sicherheitskonzeptes gemäß § 1 Absatz 2 hat in ihren Grundzügen spätestens bis zum 31. Dezember 2015 zu erfolgen und deren vollständige Umsetzung bis zum 31. Dezember
                     2017.
                  

               

               
                     § 8 
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.
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         905. Kirchliche Verordnung 
zur Durchführung und Ergänzung 
des EKD-Datenschutzrechts
(Datenschutzdurchführungs- und 
-ergänzungsverordnung – DSDEVO)
         

      

      
         Vom 14. Mai 2018

      

      
         Abl. 68 S. 56

      

      Aufgrund von § 25 Absatz 4 Kirchenverfassungsgesetz, § 54 Absatz 2 EKD-Datenschutzgesetz und § 6 Absatz 1 IT-Sicherheitsverordnung wird nach Beratung gemäß § 39 Absatz 1 Kirchenverfassungsgesetz verordnet:
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                     § 1
Führung der Übersicht
                     

                  

                  Zuständig für die Führung der Übersicht nach § 2 Absatz 1 Satz 3 EKD-Datenschutzgesetz ist der Oberkirchenrat.
                  

               

               
                     § 2
Örtlich Beauftragte für den Datenschutz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für den Bereich mehrerer, durch Verordnung des Oberkirchenrats2 festzulegender Kirchenbezirke wird eine örtlich Beauftragte oder ein örtlich Beauftragter gemeinsam für die Kirchenbezirke, Kirchengemeinden und
                     Pfarrämter sowie die kirchlichen Verbände, Anstalten und Körperschaften des öffentlichen Rechts mit Sitz in den festgelegten Kirchenbezirken bestellt. Eine Verhinderungsstellvertretung ist vorzusehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Bestellung erfolgt durch einen Ausschuss, dem je zwei von den Kirchenbezirksausschüssen und Diakonischen Bezirksausschüssen der festgelegten Kirchenbezirke entsandte Mitglieder angehören, nach den Bestimmungen des § 36 Absatz 5 EKD-Datenschutzgesetz. Mit Zustimmung des Oberkirchenrats kann im Einzelfall eine abweichende Regelung für die Bestellung getroffen werden.
                  

               

               
                     § 3
Verpflichtung auf das Datengeheimnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Den Wortlaut der Verpflichtung nach § 26 Satz 2 und § 30 Absatz 3 Satz 2 Nummer 5 EKD-Datenschutzgesetz legt der Oberkirchenrat fest.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Original der Verpflichtung ist zu den Personalakten zu nehmen; bei ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sind
                     die Originale gesammelt aufzubewahren.
                  

               

               
                     § 4
Verarbeitung personenbezogener Daten im Auftrag
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Werden personenbezogene Daten im Auftrag verarbeitet, so ist die hierfür vom Oberkirchenrat festgelegte Mustervereinbarung
                     zu verwenden. Auf schriftlichen Antrag der auftraggebenden kirchlichen Stelle kann im Einzelfall mit Genehmigung des Oberkirchenrats
                     von der Mustervereinbarung abgesehen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei der Beauftragung anderer kirchlicher Stellen wird von § 30 Absatz 3 Satz 2 Nummer 3, 5, 7 und 9 und Satz 4 EKD-Datenschutzgesetz abgesehen.
                  

               

               
                     § 5
Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten
                     

                  

                  Für einheitliche Verfahren gemäß § 31 Absatz 6 EKD-Datenschutzgesetz führt der Oberkirchenrat das Verzeichnis zentral.
                  

               

               
                     § 6
Informationssicherheit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Den IT-Sicherheitskonzepten sind die Muster-IT-Sicherheitskonzepte der Evangelischen Kirche in Deutschland zugrunde zu legen.
                     Es dürfen nur die vom Oberkirchenrat geprüften und freigegebenen Verfahren und Programme eingesetzt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für Vereinbarungen nach § 2 Absatz 2 Satz 2 IT-Sicherheitsverordnung ist die vom Oberkirchenrat festgelegte Mustervereinbarung zugrunde zu legen.
                  

               

               
                     § 7
IT-Sicherheitsbeauftragte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Oberkirchenrat bestellt eine IT-Sicherheitsbeauftragte oder einen IT-Sicherheitsbeauftragten für die Landeskirche. Eine
                     Verhinderungsstellvertretung ist vorzusehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für den Bereich mehrerer, durch Verordnung des Oberkirchenrats3 festzulegender Kirchenbezirke wird eine örtlich Beauftragte oder ein örtlich Beauftragter für IT-Sicherheit gemeinsam für
                     die Kirchenbezirke, Kirchengemeinden und Pfarrämter sowie die kirchlichen Verbände, Anstalten und Körperschaften des öffentlichen
                     Rechts mit Sitz in den festgelegten Kirchenbezirken bestellt. Eine Verhinderungsstellvertretung ist vorzusehen. Für die Bestellung
                     findet § 2 Absatz 2 entsprechende Anwendung.
                  

               

               
                     § 8
Verordnungen und Richtlinien des Oberkirchenrats
                     

                  

                  Der Oberkirchenrat kann zur Durchführung und Ergänzung des EKD-Datenschutzrechts weitere Verordnungen4 und Richtlinien erlassen.
                  

               

               
                     § 9
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
                     

                  

                  Diese Kirchliche Verordnung tritt am 24. Mai 2018 in Kraft. Zugleich treten die Kirchliche Verordnung zur Durchführung und
                     Ergänzung des Kirchengesetzes über den Datenschutz vom 14. Februar 1995 (Abl. 56 S. 371), geändert durch Kirchliche Verordnung
                     vom 26. Mai 2014 (Abl. 66 S. 103), die Computervirenschutzverordnung vom 20. Dezember 2000 (Abl. 59 S. 201), die Datenverschlüsselungsverordnung vom 20. Dezember 2000 (Abl. 59 S. 352), geändert durch Verordnung vom 18. November 2003 (Abl. 60 S. 352), die Datensicherungsverordnung vom 20. Dezember 2000 (Abl. 59 S. 203) sowie die EDV-Richtlinien vom 25. März 1997 (Abl. 57 S. 288) außer Kraft.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Diese Inhaltsübersicht ist nicht Bestandteil der Kirchlichen Verordnung.

         

      

      2
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 906 dieser Sammlung. 
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 906 dieser Sammlung. 
            

         

      

      4
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 906 dieser Sammlung. 
            

         

      

   
      

      
         906. Verordnung des Oberkirchenrats
über die Festlegung von Kirchenbezirken
bezüglich der Bestellung von örtlich Beauftragten
für den Datenschutz und für IT-Sicherheit
(Datenschutzkirchenbezirksfestlegungsverordnung – DKBFVO)
         

      

      
         Vom 21. Mai 2019

      

      
         (Abl. 68 S. 437), geändert durch Verordnung des Oberkirchenrats vom 26. Januar 2021 (Abl. 69 S. 377) und vom 6. August 2024 (Abl. 71 Nr. 60)
         

      

      Aufgrund von § 25 Absatz 4 Kirchenverfassungsgesetz1, § 36 Absatz 2 Satz 2 Datenschutzgesetz der EKD2 und § 5 Absatz 1 Satz 2 IT-Sicherheitsverordnung3 wird gemäß § 2 Absatz 1,  § 7 Absatz 2, § 8 Datenschutzdurchführungs- und -ergänzungsverordnung4 verordnet:
      

      


      
         Inhaltsübersicht5

         
            
               
               
            
            
               
                  	
                     § 1

                  
                  	
                     Festlegung von Kirchenbezirken

                  
               

               
                  	
                     § 2

                  
                  	
                     Vertragliche Beauftragung

                  
               

               
                  	
                     § 3

                  
                  	
                     Übergangsbestimmungen

                  
               

               
                  	
                     § 4

                  
                  	
                     Inkrafttreten

                  
               

            
         

      

      
                     § 1
Festlegung von Kirchenbezirken
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die gemeinsame Bestellung der örtlich Beauftragten für den Datenschutz und der örtlich Beauftragten für IT-Sicherheit
                     nach § 2 Absatz 1, § 7 Absatz 2 Datenschutzdurchführungs- und -ergänzungsverordnung6 werden neben dem Kirchenkreis Stuttgart jeweils die Kirchenbezirke im Zuständigkeitsbereich einer Regionalverwaltung zusammengefasst.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Gemeinsam für den Kirchenkreis Stuttgart und die Kirchengemeinden und Pfarrämter sowie die kirchlichen Verbände, Anstalten
                     und Körperschaften des öffentlichen Rechts mit Sitz im Kirchenkreis Stuttgart werden ein örtlich Beauftragter für den Datenschutz
                     und ein örtlich Beauftragter für IT-Sicherheit bestellt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die gemeinsame Bestellung erfolgt jeweils durch den Kirchenbezirk, in dem die Regionalverwaltung ihren Sitz hat, gemäß § 2 Absatz 2 Datenschutzdurchführungs- und -ergänzungsverordnung7.
                  

               

               
                     § 2
Vertragliche Beauftragung
                     

                  

                  Die Beauftragung der örtlich Beauftragten nach § 2, § 7 Absatz 2 Datenschutzdurchführungs- und -ergänzungsverordnung8 erfolgt schriftlich im Wege eines Dienstvertrages und ist der kirchlichen Aufsichtsbehörde für den Datenschutz und dem Oberkirchenrat
                     anzuzeigen; die Kontaktdaten sind in geeigneter Weise zu veröffentlichen.
                  

               

               
                     § 3
Übergangsbestimmungen
                     

                  

                  Die Bestellung der örtlich Beauftragten nach § 2 Datenschutzdurchführungs- und -ergänzungsverordnung9 erfolgt nur für die Kirchenbezirke, für die trotz der Fortgeltung bisheriger Bestellungen gemäß § 55 Absatz 2 Satz 1 EKD-Datenschutzgesetz10 eine Bestellung erforderlich wurde oder wird.
                  

               

               
                     § 4
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Verordnung tritt am 1. August 2019 in Kraft.
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            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 1 dieser Sammlung.
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         910. Verwaltungsverfahrens- und -zustellungsgesetz der Evangelischen Kirche in Deutschland (VVZG-EKD)1

      

      
         Vom 28. Oktober 2009

      

      
         (ABl. EKD S. 334, ber. 2010 S. 296), geändert durch Kirchengesetz vom 9. November 2022 (ABl. EKD S. 157, 158)
         

      

      und

      911. Kirchliches Gesetz zur Ausführung und Ergänzung des Verwaltungsverfahrens- und -zustellungsgesetzes der EKD (Verwaltungsverfahrens-
            und -zustellungsausführungs- und -ergänzungsgesetz – AEG VVZG-EKD)2

      vom 24. November 2010

      (Abl. 64 S. 234, 235), geändert durch Kirchl. Gesetz vom 6. Juli 2013 (Abl. 65 S. 532), vom 18. Oktober 2019 (Abl. 68 S. 719, 723) und vom 28. November 2024 (Abl. 71 Nr. 99)
      

      
         
            
               
                  	
                     Die Synode der Evangelischen Kirche in Deutschland hat nach Artikel 10 Absatz 1 und Artikel 10 a Absatz 2 Satz 1 Buchstabe b mit Zustimmung der Kirchenkonferenz nach Artikel 26 a Absatz 4 der Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland das folgende Kirchengesetz beschlossen:
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            Teil I
Allgemeine Vorschriften
            

         

         
               Abschnitt 1
Anwendungsbereich, Elektronische Kommunikation
               

            

            
                     § 1
Anwendungsbereich
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Dieses Kirchengesetz gilt 
                  

                  
                     
                        	
                            für die öffentlich-rechtliche Verwaltungstätigkeit der Kirchenbehörden der Evangelischen Kirche in Deutschland, sowie der
                              Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, über die sie die Aufsicht führt, 
                           

                        

                        	
                            nach Maßgabe des § 62 Absatz 2 und des § 63 für die öffentlich-rechtliche Verwaltungstätigkeit der Kirchenbehörden der Gliedkirchen,
                              ihrer Kirchengemeinden, Kirchenkreise, Kirchenbezirke und anderer Untergliederungen, der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse
                              sowie der Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, über die eine Gliedkirche oder ein gliedkirchlicher
                              Zusammenschluss die Aufsicht führt, 
                           

                        

                     

                  

                  soweit sie aufgrund kirchlichen Rechts öffentlich-rechtliche Verwaltungstätigkeit ausüben. Das kirchliche Recht bestimmt die
                     Kirchenbehörden, die die öffentlich-rechtliche Verwaltungstätigkeit ausüben. Kirchenbehörde im Sinne dieses Kirchengesetzes
                     ist jede Stelle, die Aufgaben der kirchlichen Verwaltung wahrnimmt. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Vorschriften dieses Kirchengesetzes gelten nicht, soweit Rechtsvorschriften der Evangelischen Kirche in Deutschland,
                     der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse inhaltsgleiche oder entgegenstehende Vorschriften enthalten. Die Vorschriften
                     dieses Kirchengesetzes gelten weiterhin nicht, soweit die Kirchenbehörde hoheitliche Aufgaben kraft staatlichen Rechts wahrnimmt.
                     
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Vorschriften dieses Kirchengesetzes mit Ausnahme der §§ 55  bis 60 gelten ferner nicht für 
                  

                  
                     
                        	
                            Verfahren im Zusammenhang mit geistlichen Amtshandlungen oder anderen geistlichen Handlungen, 

                        

                        	
                            Verfahren, die Wahlen zu einem kirchlichen Amt, von kirchlichen Organen und anderen kirchlichen Gremien betreffen, 

                        

                        	
                            Verfahren, die nach der Abgabenordnung durchzuführen sind, 

                        

                        	
                            Visitationsverfahren, 

                        

                        	
                            Lehrbeanstandungsverfahren. 

                        

                     

                  

                  Die Evangelische Kirche in Deutschland, die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können durch Kirchengesetz
                     oder aufgrund eines Kirchengesetzes bestimmen, dass dieses Kirchengesetz für weitere Verfahren ganz oder teilweise keine Anwendung
                     findet. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Für die Tätigkeit der Kirchenbehörden bei Leistungs-, Eignungs- und ähnlichen Prüfungen von Personen sowie der kirchlichen
                     Schulen und Hochschulen bei Versetzungs- und anderen Entscheidungen, die auf einer Leistungsbeurteilung beruhen, gelten nur
                     die §§ 3, 4, 5, 6, 9 bis 14, 16 bis 24, 27 bis 47 dieses Kirchengesetzes. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Für Berufungsverfahren an kirchlichen Hochschulen sind die §§ 15, 16 und 26 dieses Kirchengesetzes nicht anzuwenden. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Für Personalentscheidungen, die durch ein Gremium getroffen werden, ist § 26 nicht anzuwenden.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 § 1
(Zu § 1) Anwendungsbereich

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (1) Das Verwaltungsverfahrens- und -zustellungsgesetz der Evangelischen Kirche in Deutschland gilt nicht für Verfahren nach
                                    dem Kirchlichen Gesetz über den Ausgleichsstock für hilfsbedürftige Kirchengemeinden3. 
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (2) Der Oberkirchenrat kann für kirchliche öffentlich-rechtliche Stiftungen von den Bestimmungen dieses Gesetzesabweichende
                                    Regelungen in der Satzung zulassen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (3) Der Oberkirchenrat kann für kirchliche Schulen durch Verordnung Ausnahmen von § 9 Verwaltungsverfahrens- und -zustellungsgesetz
                                    der Evangelischen Kirche in Deutschland zulassen, wenn dies für die Aufrechterhaltung eines ordnungsgemäßen Schulbetriebs
                                    oder bei Abwägung der Interessen der Betroffenen geboten ist.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 2
Elektronische Kommunikation
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Soweit das kirchliche Recht dies zulässt, ist die Übermittlung elektronischer Dokumente zulässig, sofern der Empfänger oder
                     die Empfängerin hierfür einen Zugang eröffnet hat. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Eine durch Rechtsvorschrift angeordnete Schriftform kann, soweit nicht durch Rechtsvorschrift etwas anderes bestimmt ist,
                     durch die elektronische Form ersetzt werden. Das kirchliche Recht kann bestimmen, dass in diesem Fall das elektronische Dokument
                     mit einer qualifizierten elektronischen Signatur nach der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europäischen Parlaments und des
                     Rates vom 23. Juli 2014 über elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen im Binnenmarkt
                     und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG (eIDAS-Verordnung) zu versehen ist. Die Signierung mit einem Pseudonym, das die
                     Identifizierung der Person des Signaturschlüsselinhabers nicht ermöglicht, ist nicht zulässig. Im Rechtsverkehr zwischen Kirchenbehörden
                     kann von dem Erfordernis einer qualifizierten elektronischen Signatur abgesehen werden. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Ist ein der Kirchenbehörde übermitteltes elektronisches Dokument für sie zur Bearbeitung nicht geeignet, teilt sie dies dem
                     oder der Absendenden unter Angabe der für ihn oder sie geltenden technischen Rahmenbedingungen unverzüglich mit. Macht ein
                     Empfänger oder eine Empfängerin geltend, er oder sie könne das von der Kirchenbehörde übermittelte elektronische Dokument
                     nicht bearbeiten, hat sie es ihm oder ihr erneut in einem geeigneten elektronischen Format oder als Schriftstück zu übermitteln.
                     
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 § 1a
(Zu § 2) Elektronische Kommunikation

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (1) Für elektronische Dokumente an Kirchenbehörden, die verschlüsselt oder signiert sind oder sonstige besondere technische
                                    Merkmale aufweisen, ist ein Zugang nur eröffnet, soweit dies ausdrücklich vom Oberkirchenrat oder von der Kirchenbehörde festgelegt
                                    oder im Einzelfall zwischen Kirchenbehörde und Absender vereinbart wurde.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (2) In den Fällen des § 2 Absatz 2 VVZG-EKD genügt ein elektronisches Dokument der elektronischen Form, wenn es mit einer
                                    qualifizierten Signatur nach der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 über elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und zur Aufhebung
                                    der Richtlinie 1999/93/EG (elDAS-Verordnung) versehen ist. Der elektronischen Form nach Satz 1 genügen auch
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	
                                          die unmittelbare Abgabe der Erklärung in einem elektronischen Formular, das von der Kirchenbehörde in einem Eingabegerät oder
                                             über öffentlich zugängliche Netze zur Verfügung gestellt wird; 
                                          

                                       

                                       	
                                          sonstige sichere Verfahren, die durch Verordnung festgelegt werden, welche den Datenübermittler (Absender der Daten) authentifizieren
                                             und die Integrität des elektronisch übermittelten Datensatzes sowie die Barrierefreiheit gewährleisten.
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (3) Der Oberkirchenrat kann im Geltungsbereich dieses Gesetzes bestimmte Verfahren der elektronischen Datenverarbeitung, des
                                    Datenaustauschs und der sonstigen Kommunikation einschließlich der zugehörigen Programme und technischen Geräte festlegen.
                                    Er kann hiervon Ausnahmen zulassen.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 § 2
(Nach § 2) Örtliche Zuständigkeit

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (1) Örtlich zuständig ist

                                 
                                    
                                       	
                                           in Angelegenheiten, die sich auf unbewegliches Vermögen oder ein ortsgebundenes Recht oder Rechtsverhältnis beziehen, die
                                             Kirchenbehörde, in deren Bezirk das Vermögen oder der Ort liegt; 
                                          

                                       

                                       	
                                           in anderen Angelegenheiten, die 

                                          
                                             
                                                	
                                                    eine natürliche Person betreffen, die Kirchenbehörde, in deren Bezirk die natürliche Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt
                                                      hat oder zuletzt hatte, 
                                                   

                                                

                                                	
                                                    eine juristische Person betreffen, die Kirchenbehörde, in deren Bezirk die juristische Person ihren Sitz hat oder zuletzt
                                                      hatte; 
                                                   

                                                

                                             

                                          

                                       

                                       	
                                           in Angelegenheiten, bei denen sich die Zuständigkeit nicht nach den Nummern 1 oder 2 ergibt, die Kirchenbehörde, in deren
                                             Bezirk der Anlass für die Amtshandlung hervortritt.
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (2) Sind nach Absatz 1 mehrere Kirchenbehörden zuständig, so entscheidet die Kirchenbehörde, die zuerst mit der Sache befasst
                                    worden ist, es sei denn, der Oberkirchenrat bestimmt, dass eine andere örtlich zuständige Kirchenbehörde zu entscheiden hat.
                                    Der Oberkirchenrat entscheidet ferner über die örtliche Zuständigkeit, wenn sich mehrere Kirchenbehörden für zuständig oder
                                    für unzuständig halten oder wenn die Zuständigkeit aus anderen Gründen zweifelhaft ist. 
                                 

                                 (3) Ändern sich im Lauf des Verwaltungsverfahrens die die Zuständigkeit begründenden Umstände, so kann die bisher zuständige
                                    Kirchenbehörde das Verwaltungsverfahren fortführen, wenn dies unter Wahrung der Interessen der Beteiligten der einfachen und
                                    zweckmäßigen Durchführung des Verfahrens dient und die nunmehr zuständige Kirchenbehörde zustimmt. 
                                 

                                 (4) Bei Gefahr im Verzug ist für unaufschiebbare Maßnahmen jede Kirchenbehörde örtlich zuständig, in deren Bezirk der Anlass
                                    für die Amtshandlung hervortritt. Die nach Absatz 1 Nummer 1 oder 2 örtlich zuständige Kirchenbehörde ist unverzüglich zu
                                    unterrichten.
                                 

                              
                           

                        
                     

                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 § 3
(Nach § 2) Amtshilfepflicht

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (1) Jede Kirchenbehörde leistet anderen Kirchenbehörden auf Ersuchen ergänzende Hilfe (Amtshilfe). 

                                 (2)  Amtshilfe liegt nicht vor, wenn 

                                 
                                    
                                       	
                                           Kirchenbehörden einander innerhalb eines bestehenden Weisungsverhältnisses Hilfe leisten; 

                                       

                                       	
                                           die Hilfeleistung in Handlungen besteht, die der ersuchten Kirchenbehörde als eigene Aufgabe obliegen.

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 § 4
(Nach § 2) Voraussetzungen und Grenzen der Amtshilfe

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (1) Eine Kirchenbehörde kann um Amtshilfe insbesondere dann ersuchen, wenn sie

                                 
                                    
                                       	
                                           aus rechtlichen Gründen die Amtshandlung nicht selbst vornehmen kann; 

                                       

                                       	
                                           aus tatsächlichen Gründen, besonders weil die zur Vornahme der Amtshandlung erforderlichen Dienstkräfte oder Einrichtungen
                                             fehlen, die Amtshandlung nicht selbst vornehmen kann; 
                                          

                                       

                                       	
                                           zur Durchführung ihrer Aufgaben auf die Kenntnis von Tatsachen angewiesen ist, die ihr unbekannt sind und die sie selbst
                                             nicht ermitteln kann;
                                          

                                       

                                       	
                                           zur Durchführung ihrer Aufgaben Urkunden oder sonstige Beweismittel benötigt, die sich im Besitz der ersuchten Kirchenbehörde
                                             befinden; 
                                          

                                       

                                       	
                                           die Amtshandlung nur mit wesentlich größerem Aufwand vornehmen könnte, als die ersuchte Kirchenbehörde. 

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (2) Die ersuchte Kirchenbehörde darf Hilfe nicht leisten, wenn 

                                 
                                    
                                       	
                                           sie hierzu aus rechtlichen Gründen nicht in der Lage ist; 

                                       

                                       	
                                           durch die Hilfeleistung dem kirchlichen Wohl erhebliche Nachteile bereitet würden. 

                                       

                                    

                                 

                                 Die ersuchte Kirchenbehörde ist insbesondere zur Vorlage von Urkunden oder Akten sowie zur Erteilung von Auskünften nicht
                                    verpflichtet, wenn die Vorgänge nach kirchlichen Rechtsvorschriften oder ihrem Wesen nach geheim gehalten werden müssen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (3) Die ersuchte Kirchenbehörde braucht Hilfe nicht zu leisten, wenn 

                                 
                                    
                                       	
                                           eine andere Kirchenbehörde die Hilfe wesentlich einfacher oder mit wesentlich geringerem Aufwand leisten kann; 

                                       

                                       	
                                           sie die Hilfe nur mit unverhältnismäßig großem Aufwand leisten könnte; 

                                       

                                       	
                                           sie unter Berücksichtigung der Aufgaben der ersuchenden Kirchenbehörde  durch die Hilfeleistung die Erfüllung ihrer eigenen
                                             Aufgaben ernstlich gefährden würde. 
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (4) Die ersuchte Kirchenbehörde darf die Hilfe nicht deshalb verweigern, weil sie das Ersuchen aus anderen als den in Absatz
                                    3 genannten Gründen oder weil sie die mit der Amtshilfe zu verwirklichende Maßnahme für unzweckmäßig hält. 
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (5) Hält die ersuchte Kirchenbehörde sich zur Hilfe nicht für verpflichtet, so teilt sie der ersuchenden Kirchenbehörde ihre
                                    Auffassung mit. Besteht diese auf der Amtshilfe, so entscheidet über die Verpflichtung zur Amtshilfe der Oberkirchenrat. 
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 § 5
(Nach § 2) Auswahl der Kirchenbehörde

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Kommen für die Amtshilfe mehrere Kirchenbehörden in Betracht, so soll nach Möglichkeit eine Kirchenbehörde der untersten Verwaltungsstufe
                                    des Verwaltungszweigs ersucht werden, dem die ersuchende Kirchenbehörde angehört.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 § 6
(Nach § 2) Durchführung der Amtshilfe

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (1) Die Zulässigkeit der Maßnahme, die durch die Amtshilfe verwirklicht werden soll, richtet sich nach dem für die ersuchende
                                    Kirchenbehörde, die Durchführung der Amtshilfe nach dem für die ersuchte Kirchenbehörde geltenden Recht. 
                                 

                                 (2) Die ersuchende Kirchenbehörde trägt gegenüber der ersuchten Kirchenbehörde die Verantwortung für die Rechtmäßigkeit der
                                    zu treffenden Maßnahme. Die ersuchte Kirchenbehörde ist für die Durchführung der Amtshilfe verantwortlich. 
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 § 7
(Nach § 2) Kosten der Amtshilfe

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (1) Die ersuchende Kirchenbehörde hat der ersuchten Kirchenbehörde für die Amtshilfe keine Verwaltungsgebühr zu entrichten.
                                    Auslagen hat sie der ersuchten Kirchenbehörde auf Anforderung zu erstatten, wenn sie im Einzelfall 35 Euro übersteigen. Leisten
                                    Kirchenbehörden desselben Rechtsträgers einander Amtshilfe, so werden die Auslagen nicht erstattet. 
                                 

                                 (2) Nimmt die ersuchte Kirchenbehörde zur Durchführung der Amtshilfe eine kostenpflichtige Amtshandlung vor, so stehen ihr
                                    die von einem Dritten hierfür geschuldeten Kosten (Verwaltungsgebühren, Benutzungsgebühren und Auslagen) zu. 
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

         
               Abschnitt 2
Verfahrensgrundsätze
               

            

            
                     § 3
Begriff des Verwaltungsverfahrens
                     

                  

                  Das Verwaltungsverfahren im Sinne dieses Kirchengesetzes ist die nach außen wirkende Tätigkeit der Kirchenbehörden, die auf
                     die Prüfung der Voraussetzungen, die Vorbereitung und den Erlass eines Verwaltungsaktes oder auf den Abschluss eines öffentlich-rechtlichen
                     Vertrags gerichtet ist; es schließt den Erlass des Verwaltungsaktes oder den Abschluss des öffentlich-rechtlichen Vertrags
                     ein. 
                  

               

               
                     § 4
Nichtförmlichkeit des Verwaltungsverfahrens
                     

                  

                  Das Verwaltungsverfahren ist an bestimmte Formen nicht gebunden, soweit keine besonderen Rechtsvorschriften für die Form des
                     Verfahrens bestehen. Es ist einfach, zweckmäßig und zügig durchzuführen. Die Sprache des Verwaltungsverfahrens ist deutsch.
                     
                  

               

               
                     § 5
Beteiligungs- und Handlungsfähigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Fähig, am Verfahren beteiligt zu sein, sind natürliche und juristische Personen sowie Kirchenbehörden. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Fähig zur Vornahme von Verfahrenshandlungen sind 
                  

                  
                     
                        	
                            natürliche Personen, die nach bürgerlichem Recht geschäftsfähig sind, 

                        

                        	
                            natürliche Personen, die nach bürgerlichem Recht in der Geschäftsfähigkeit beschränkt sind, soweit sie 

                           
                              
                                 	
                                     für den Gegenstand des Verfahrens durch Vorschriften des bürgerlichen Rechts als geschäftsfähig oder durch Vorschriften des
                                       öffentlichen oder kirchlichen Rechts als handlungsfähig anerkannt sind, 
                                    

                                 

                                 	
                                     nach kirchlichem Recht in bestimmten Bereichen handlungsfähig sind, 

                                 

                              

                           

                        

                        	
                            juristische Personen sowie kirchliche Behörden oder Behörden im Sinne des Verwaltungsverfahrensgesetzes des Bundes. 

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Betrifft ein Einwilligungsvorbehalt nach § 1903 des Bürgerlichen Gesetzbuchs den Gegenstand des Verfahrens, so ist ein geschäftsfähiger
                     Betreuter oder eine geschäftsfähige Betreute nur insoweit zur Vornahme von Verfahrenshandlungen fähig, als er oder sie nach
                     den Vorschriften des bürgerlichen Rechts ohne Einwilligung des Betreuers oder der Betreuerin handeln kann oder durch Vorschriften
                     des öffentlichen oder kirchlichen Rechts als handlungsfähig anerkannt ist. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die §§ 53 und 55 der Zivilprozessordnung gelten entsprechend. 
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 § 8
(Zu § 5) Beteiligungs- und Handlungsfähigkeit

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Fähig zur Vornahme von Verfahrenshandlungen sind auch Behörden im Sinne des Verwaltungsverfahrensgesetzes für Baden-Württemberg.

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 6
Beteiligte
                     

                  

                  (1) Beteiligte sind 

                  
                     
                        	
                            Antragsteller und Antragstellerin sowie Antragsgegner und Antragsgegnerin, 

                        

                        	
                            diejenigen, an die die Kirchenbehörde den Verwaltungsakt richten will oder gerichtet hat, 

                        

                        	
                            diejenigen, mit denen die Kirchenbehörde einen öffentlich-rechtlichen Vertrag schließen will oder geschlossen hat, 

                        

                        	
                            diejenigen, die nach Absatz 2 von der Kirchenbehörde zu dem Verfahren hinzugezogen worden sind. 

                        

                     

                  

                  (2) Die Kirchenbehörde kann von Amts wegen oder auf Antrag diejenigen, deren rechtliche Interessen durch den Ausgang des Verfahrens
                     berührt werden können, als Beteiligte hinzuziehen. Hat der Ausgang des Verfahrens unmittelbar rechtsgestaltende Wirkung für
                     einen Dritten oder eine Dritte, so ist dieser oder diese auf Antrag als Beteiligter oder Beteiligte zu dem Verfahren hinzuzuziehen;
                     soweit er oder sie der Kirchenbehörde bekannt ist, hat diese ihn oder sie von der Einleitung des Verfahrens zu benachrichtigen.
                     
                  

                  (3) Wer anzuhören ist, ohne dass die Voraussetzungen des Absatzes 1 vorliegen, wird dadurch nicht Beteiligter oder Beteiligte.
                     
                  

               

               
                     § 7
Bevollmächtigte und Beistände
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ein Beteiligter oder eine Beteiligte kann sich durch einen Bevollmächtigten oder eine Bevollmächtigte vertreten lassen. Die
                     Vollmacht ermächtigt zu allen das Verwaltungsverfahren betreffenden Verfahrenshandlungen, sofern sich aus ihrem Inhalt nicht
                     etwas anderes ergibt. Der Bevollmächtigte oder die Bevollmächtigte hat auf Verlangen die Vollmacht schriftlich nachzuweisen.
                     Ein Widerruf der Vollmacht wird der Kirchenbehörde gegenüber erst wirksam, wenn er ihr zugeht. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Vollmacht wird weder durch den Tod des Vollmachtgebers oder der Vollmachtgeberin noch durch eine Veränderung in seiner
                     oder ihrer Handlungsfähigkeit oder seiner oder ihrer gesetzlichen Vertretung aufgehoben; der oder die Bevollmächtigte hat
                     jedoch, wenn er oder sie für den Rechtsnachfolger oder die Rechtsnachfolgerin im Verwaltungsverfahren auftritt, dessen oder
                     deren Vollmacht auf Verlangen schriftlich beizubringen. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Ist für das Verfahren ein Bevollmächtigter oder eine Bevollmächtigte bestellt, so soll sich die Kirchenbehörde an ihn oder
                     sie wenden. Sie kann sich an den Beteiligten oder die Beteiligte selbst wenden, soweit er oder sie zur Mitwirkung verpflichtet
                     ist. Wendet sich die Kirchenbehörde an den Beteiligten oder die Beteiligte, so soll der oder die Bevollmächtigte verständigt
                     werden. § 57 bleibt unberührt. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Ein Beteiligter oder eine Beteiligte kann zu Verhandlungen und Besprechungen mit einem Beistand erscheinen. Das von dem Beistand
                     Vorgetragene gilt als von dem oder der Beteiligten vorgebracht, soweit der oder die Beteiligte dem nicht unverzüglich widerspricht.
                     
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Bevollmächtigte und Beistände müssen Mitglied einer Kirche sein, die der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen angehört.
                     In besonderen Ausnahmefällen kann die Kirchenbehörde Personen als Bevollmächtigte oder Beistände zulassen, die die Voraussetzung
                        nach Satz 1 nicht erfüllen. 

                  
                        (
                        6
                        )
                         Bevollmächtigte und Beistände sind zurückzuweisen, wenn sie entgegen § 3 des Rechtsdienstleistungsgesetzes  Rechtsdienstleistungen
                     erbringen. Sie sind ferner zurückzuweisen, wenn sie die Voraussetzung nach Absatz 5 Satz 1 nicht erfüllen und keine Zulassung
                     nach Absatz 5 Satz 2 gegeben ist. 
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Bevollmächtigte und Beistände können vom Vortrag zurückgewiesen werden, wenn sie hierzu ungeeignet sind; vom mündlichen Vortrag
                     können sie nur zurückgewiesen werden, wenn sie zum sachgemäßen Vortrag nicht fähig sind. 
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Die Zurückweisung nach den Absätzen 6 und 7 ist auch dem oder der Beteiligten, dessen oder deren Bevollmächtigter oder Bevollmächtigte
                     oder Beistand zurückgewiesen wird, mitzuteilen. Verfahrenshandlungen der zurückgewiesenen Bevollmächtigten oder Beistände,
                     die diese nach der Zurückweisung vornehmen, sind unwirksam. 
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 § 9
(Zu § 7) Bevollmächtigte und Beistände

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 § 7 Absatz 5 Satz 2 Verwaltungsverfahrens- und -zustellungsgesetz der Evangelischen Kirche in Deutschland findet keine Anwendung.

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 8
Bestellung eines oder einer Empfangsbevollmächtigten
                     

                  

                  Ein Beteiligter oder eine Beteiligte ohne Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt, Sitz oder Geschäftsleitung im Inland hat
                     der Kirchenbehörde auf Verlangen innerhalb einer angemessenen Frist einen Empfangsbevollmächtigten oder eine Empfangsbevollmächtigte
                     im Inland zu benennen. Wird dies unterlassen, gilt ein an ihn oder sie gerichtetes Schreiben am siebten Tage nach der Aufgabe
                     zur Post und ein elektronisch übermitteltes Dokument am dritten Tage nach der Absendung als zugegangen. Dies gilt nicht, wenn
                     feststeht, dass das Dokument den Empfänger oder die Empfängerin nicht oder zu einem späteren Zeitpunkt erreicht hat. Auf die
                     Rechtsfolgen der Unterlassung ist hinzuweisen. 
                  

               

               
                     § 9
Ausgeschlossene Personen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         In einem Verwaltungsverfahren darf für eine Kirchenbehörde nicht tätig werden, 
                  

                  
                     
                        	
                            wer selbst Beteiligter oder Beteiligte ist, 

                        

                        	
                            wer Angehöriger oder Angehörige von Beteiligten ist, 

                        

                        	
                            wer einen Beteiligten oder eine Beteiligte kraft Gesetzes oder Vollmacht allgemein oder in diesem Verwaltungsverfahren vertritt,
                              
                           

                        

                        	
                            wer Angehöriger oder Angehörige einer Person ist, die Beteiligte in diesem Verfahren vertritt, 

                        

                        	
                            wer bei einem Beteiligten oder einer Beteiligten gegen Entgelt beschäftigt ist oder bei ihm oder ihr als Mitglied des Vorstands,
                              des Aufsichtsrates oder eines gleichartigen Organs tätig ist; dies gilt nicht für Personen, die in den genannten Organen auf
                              Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung ihrer oder ihres Dienstvorgesetzten oder ihrer obersten Dienstbehörde tätig sind, 
                           

                        

                        	
                            wer außerhalb seiner amtlichen Eigenschaft in der Angelegenheit ein Gutachten abgegeben hat oder sonst tätig geworden ist.
                              
                           

                        

                     

                  

                  Dem oder der Beteiligten steht gleich, wer durch die Tätigkeit oder durch die Entscheidung einen unmittelbaren Vorteil oder
                     Nachteil erlangen kann. Dies gilt nicht, wenn der Vor- oder Nachteil nur darauf beruht, dass jemand einer Berufs- oder Bevölkerungsgruppe
                     angehört, deren gemeinsame Interessen durch die Angelegenheit berührt sind. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Wer nach Absatz 1 ausgeschlossen ist, darf bei Gefahr im Verzug unaufschiebbare Maßnahmen treffen. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Wird die Kirchenbehörde durch mehrere Personen geleitet und hält sich ein Mitglied des Leitungsorgans für ausgeschlossen
                     oder bestehen Zweifel, ob die Voraussetzungen des Absatzes 1 gegeben sind, ist dies dem oder der Vorsitzenden mitzuteilen.
                     Das Leitungsorgan entscheidet über den Ausschluss. Der oder die Betroffene darf an dieser Entscheidung nicht mitwirken. Das
                     ausgeschlossene Mitglied darf bei der weiteren Beratung und Beschlussfassung nicht zugegen sein. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Angehörige im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 und 4 sind: 
                  

                  
                     
                        	
                            der oder die Verlobte, 

                        

                        	
                            der Ehegatte oder die Ehegattin, 

                        

                        	
                            der Lebenspartner oder die Lebenspartnerin, 

                        

                        	
                            Verwandte und Verschwägerte gerader Linie, 

                        

                        	
                            Geschwister, 

                        

                        	
                            Kinder der Geschwister, 

                        

                        	
                            Ehegatten der Geschwister und Geschwister der Ehegatten, des Lebenspartners oder der Lebenspartnerin, 

                        

                        	
                            Geschwister der Eltern, 

                        

                        	
                            Personen, die durch ein auf längere Dauer angelegtes Pflegeverhältnis mit häuslicher Gemeinschaft wie Eltern und Kind miteinander
                              verbunden sind (Pflegeeltern und Pflegekinder). 
                           

                        

                     

                  

                  Angehörige sind die in Satz 1 aufgeführten Personen auch dann, wenn 

                  
                     
                        	
                            in den Fällen der Nummern 2, 3, 4 und 7 die die Beziehung begründende Ehe oder Lebenspartnerschaft nicht mehr besteht, 

                        

                        	
                            in den Fällen der Nummern 4 bis 8 die Verwandtschaft oder Schwägerschaft durch Annahme als Kind erloschen ist, 

                        

                        	
                            im Falle der Nummer 9 die häusliche Gemeinschaft nicht mehr besteht, sofern die Personen weiterhin wie Eltern und Kind miteinander
                              verbunden sind. 
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 10
Besorgnis der Befangenheit
                     

                  

                  Liegt ein Grund vor, der geeignet ist, Misstrauen gegen eine unparteiische Amtsausübung zu rechtfertigen, oder wird von einem
                     Beteiligten oder einer Beteiligten das Vorliegen eines solchen Grundes behauptet, so hat, wer in einem Verwaltungsverfahren
                     für eine Kirchenbehörde tätig werden soll, die Leitung der Kirchenbehörde zu unterrichten und sich auf deren Anordnung der
                     Mitwirkung zu enthalten. Betrifft die Besorgnis der Befangenheit den Leiter oder die Leiterin der Kirchenbehörde, so trifft
                     diese Anordnung die kirchliche Aufsichtsbehörde, sofern sich der Kirchenbehördenleiter oder die Kirchenbehördenleiterin nicht
                     selbst einer Mitwirkung enthält. Wird die Kirchenbehörde durch mehrere Personen geleitet, gilt für Mitglieder eines Leitungsorgans
                     § 9 Absatz 3 entsprechend.
                  

               

               
                     § 11
Beginn des Verfahrens
                     

                  

                  Die Kirchenbehörde entscheidet nach pflichtgemäßem Ermessen, ob und wann sie ein Verwaltungsverfahren durchführt. Dies gilt
                     nicht, wenn sie auf Grund von Rechtsvorschriften 
                  

                  
                     
                        	
                            von Amts wegen oder auf Antrag tätig werden muss, 

                        

                        	
                            nur auf Antrag tätig werden darf und ein Antrag nicht vorliegt. 

                        

                     

                  

               

               
                     § 12
Untersuchungsgrundsatz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Kirchenbehörde ermittelt den Sachverhalt von Amts wegen. Sie bestimmt Art und Umfang der Ermittlungen; an das Vorbringen
                     und an die Beweisanträge der Beteiligten ist sie nicht gebunden. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Kirchenbehörde hat alle für den Einzelfall bedeutsamen, auch die für die Beteiligten günstigen Umstände zu berücksichtigen.
                     
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Kirchenbehörde darf die Entgegennahme von Erklärungen oder Anträgen, die in ihren Zuständigkeitsbereich fallen, nicht
                     deshalb verweigern, weil sie die Erklärung oder den Antrag in der Sache für unzulässig oder unbegründet hält. 
                  

               

               
                     § 13
Beratung, Auskunft
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Kirchenbehörde soll die Abgabe von Erklärungen, die Stellung von Anträgen oder die Berichtigung von Erklärungen oder
                     Anträgen anregen, wenn diese offensichtlich nur versehentlich oder aus Unkenntnis unterblieben oder unrichtig abgegeben oder
                     gestellt worden sind. Sie erteilt, soweit erforderlich, Auskunft über die den Beteiligten im Verwaltungsverfahren zustehenden
                     Rechte und die ihnen obliegenden Pflichten. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Behörde erörtert, soweit erforderlich, bereits vor Stellung eines Antrags mit dem zukünftigen Antragsteller, welche Nachweise
                     und Unterlagen von ihm zu erbringen sind und in welcher Weise das Verfahren beschleunigt werden kann. Soweit es der Verfahrensbeschleunigung
                     dient, soll sie dem Antragsteller nach Eingang des Antrags unverzüglich Auskunft über die voraussichtliche Verfahrensdauer
                     und die Vollständigkeit der Antragsunterlagen geben. 
                  

               

               
                     § 14
Beweismittel
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Kirchenbehörde bedient sich der Beweismittel, die sie nach pflichtgemäßem Ermessen zur Ermittlung des Sachverhalts für
                     erforderlich hält. Sie kann insbesondere 
                  

                  
                     
                        	
                            Auskünfte jeder Art einholen, 

                        

                        	
                            Beteiligte anhören, Zeugen und Zeuginnen sowie Sachverständige vernehmen oder die schriftliche oder elektronische Äußerung
                              von Beteiligten, Sachverständigen, Zeugen und Zeuginnen einholen, 
                           

                        

                        	
                            Urkunden und Akten beiziehen, 

                        

                        	
                            den Augenschein einnehmen. 

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Beteiligten sollen bei der Ermittlung des Sachverhalts mitwirken. Sie sollen insbesondere ihnen bekannte Tatsachen und
                     Beweismittel angeben und die in ihrem Besitz befindlichen Urkunden und anderen Schriftstücke vorlegen, wenn sie für das Verfahren
                     von Bedeutung sind. Eine weitergehende Pflicht, bei der Ermittlung des Sachverhalts mitzuwirken, insbesondere eine Pflicht
                     zum persönlichen Erscheinen oder zur Aussage, besteht nur, soweit dies durch kirchliche Rechtsvorschriften vorgesehen ist.
                     
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Für Zeugen und Zeuginnen sowie Sachverständige besteht eine Pflicht zur Aussage oder zur Erstattung von Gutachten, wenn sie
                     durch kirchliche Rechtsvorschrift vorgesehen ist. Falls die Kirchenbehörde Zeugen, Zeuginnen und Sachverständige herangezogen
                     hat, erhalten sie auf Antrag in entsprechender Anwendung des Kirchengerichtsgesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland
                     in der jeweils geltenden Fassung eine Entschädigung oder Vergütung. 
                  

               

               
                     § 15
Anhörung Beteiligter
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Bevor ein Verwaltungsakt erlassen wird, der in Rechte eines Beteiligten oder einer Beteiligten eingreift, ist ihm oder ihr
                     Gelegenheit zu geben, sich zu den für die Entscheidung erheblichen Tatsachen zu äußern. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Von der Anhörung kann abgesehen werden, wenn sie nach den Umständen des Einzelfalls nicht geboten ist, insbesondere wenn
                     
                  

                  
                     
                        	
                            eine sofortige Entscheidung wegen Gefahr im Verzug oder im kirchlichen Interesse notwendig erscheint, 

                        

                        	
                            durch die Anhörung die Einhaltung einer für die Entscheidung maßgeblichen Frist in Frage gestellt würde, 

                        

                        	
                            von den tatsächlichen Angaben eines Beteiligten oder einer Beteiligten, die dieser oder diese in einem Antrag oder einer
                              Erklärung gemacht hat, nicht zu seinen oder ihren Ungunsten abgewichen werden soll, 
                           

                        

                        	
                            die Kirchenbehörde eine Allgemeinverfügung oder gleichartige Verwaltungsakte in größerer Zahl oder Verwaltungsakte mit Hilfe
                              automatischer Einrichtungen erlassen will. 
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Eine Anhörung unterbleibt, wenn ihr ein zwingendes kirchliches Interesse entgegensteht. 
                  

               

               
                     § 16
Akteneinsicht durch Beteiligte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Kirchenbehörde hat den Beteiligten Einsicht in die das Verfahren betreffenden Akten zu gestatten, soweit deren Kenntnis
                     zur Geltendmachung oder Verteidigung ihrer rechtlichen Interessen erforderlich ist. Satz 1 gilt nicht für Entwürfe zu Entscheidungen
                     sowie die Arbeiten zu ihrer unmittelbaren Vorbereitung. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Kirchenbehörde ist zur Gestattung der Akteneinsicht nicht verpflichtet, soweit durch sie die ordnungsgemäße Erfüllung
                     ihrer Aufgaben beeinträchtigt, das Bekanntwerden des Inhalts der Akten dem kirchlichen Wohl Nachteile bereiten würde oder
                     soweit die Vorgänge nach kirchlichen Rechtsvorschriften oder ihrem Wesen nach, namentlich wegen der berechtigten Interessen
                     der Beteiligten oder dritter Personen, insbesondere wenn es sich um Vorgänge seelsorgerlichen Charakters handelt, geheim gehalten
                     werden müssen. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Akteneinsicht erfolgt bei der Kirchenbehörde, die die Akten führt. Im Einzelfall kann die Einsicht auch bei einer anderen
                     Kirchenbehörde erfolgen, weitere Ausnahmen kann die Kirchenbehörde, die die Akten führt, gestatten. 
                  

               

               
                     § 17
Datenschutz und Geheimhaltung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für den Schutz personenbezogener Daten in einem Verwaltungsverfahren gelten das Kirchengesetz über den Datenschutz der Evangelischen
                     Kirche in Deutschland in der jeweils geltenden Fassung und die aufgrund dieses Kirchengesetzes erlassenen Verordnungen sowie
                     die zur Ergänzung und Durchführung dieses Kirchengesetzes erlassenen Rechtsvorschriften der Evangelischen Kirche in Deutschland,
                     der Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Beteiligten haben Anspruch darauf, dass ihre Geheimnisse, insbesondere die zum persönlichen Lebensbereich gehörenden
                     Geheimnisse sowie die Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse, von der Kirchenbehörde nicht unbefugt offenbart werden. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Beicht- und Seelsorgegeheimnis ist unverbrüchlich zu wahren. 
                  

               

            

         

         
               Abschnitt 3
Fristen, Termine, Wiedereinsetzung
               

            

            
                     § 18
Fristen und Termine
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Für die Berechnung von Fristen und für die Bestimmung von Terminen gelten die §§ 187 bis 193 des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend, soweit nicht durch die Absätze 2 bis 5 etwas anderes bestimmt ist. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Lauf einer Frist, die von einer Kirchenbehörde gesetzt wird, beginnt mit dem Tag, der auf die Bekanntgabe der Frist folgt,
                     außer wenn dem oder der Betroffenen etwas anderes mitgeteilt wird. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Fällt das Ende einer Frist auf einen Sonntag, einen gesetzlichen Feiertag oder einen Sonnabend, so endet die Frist mit dem
                     Ablauf des nächstfolgenden Werktags. Dies gilt nicht, wenn dem oder der Betroffenen unter Hinweis auf diese Vorschrift ein
                     bestimmter Tag als Ende der Frist mitgeteilt worden ist. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Hat eine Kirchenbehörde Leistungen nur für einen bestimmten Zeitraum zu erbringen, so endet dieser Zeitraum auch dann mit
                     dem Ablauf seines letzten Tages, wenn dieser auf einen Sonntag, einen gesetzlichen Feiertag oder einen Sonnabend fällt. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Ist eine Frist nach Stunden bestimmt, so werden Sonntage, gesetzliche Feiertage oder Sonnabende mitgerechnet. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Fristen, die von einer Kirchenbehörde gesetzt sind, können verlängert werden. Sind solche Fristen bereits abgelaufen, so
                     können sie rückwirkend verlängert werden, insbesondere wenn es unbillig wäre, die durch den Fristablauf eingetretenen Rechtsfolgen
                     bestehen zu lassen. Die Kirchenbehörde kann die Verlängerung der Frist nach § 23 mit einer Nebenbestimmung verbinden. 
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Absatz 6 gilt nicht für Fristen, die durch Kirchengesetz bestimmt werden. 
                  

               

               
                     § 19
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         War jemand ohne Verschulden verhindert, eine gesetzliche Frist einzuhalten, so ist ihm oder ihr auf Antrag Wiedereinsetzung
                     in den vorigen Stand zu gewähren. Das Verschulden eines Vertreters oder einer Vertreterin ist dem oder der Vertretenen zuzurechnen.
                     
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Antrag ist innerhalb von zwei Wochen nach Wegfall des Hindernisses zu stellen. Die Tatsachen zur Begründung des Antrags
                     sind bei der Antragstellung oder im Verfahren über den Antrag glaubhaft zu machen. Innerhalb der Antragsfrist ist die versäumte
                     Handlung nachzuholen. Ist dies geschehen, so kann Wiedereinsetzung auch ohne Antrag gewährt werden. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Nach einem Jahr seit dem Ende der versäumten Frist kann die Wiedereinsetzung nicht mehr beantragt oder die versäumte Handlung
                     nicht mehr nachgeholt werden, außer wenn dies vor Ablauf der Jahresfrist infolge höherer Gewalt unmöglich war. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Über den Antrag auf Wiedereinsetzung entscheidet die Kirchenbehörde, die über die versäumte Handlung zu befinden hat. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Wiedereinsetzung ist unzulässig, wenn sich aus einer Rechtsvorschrift ergibt, dass sie ausgeschlossen ist. 
                  

               

            

         

         
               Abschnitt 4
Amtliche Beglaubigung
               

            

            
                     § 20
Beglaubigung von Dokumenten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Jede Kirchenbehörde ist befugt, Abschriften von Urkunden, die sie selbst ausgestellt hat, zu beglaubigen. Darüber hinaus
                     sind die von der jeweiligen obersten Kirchenbehörde durch allgemeine Regelung bestimmten Kirchenbehörden befugt, Abschriften
                     zu beglaubigen, wenn die Urschrift von einer kirchlichen Behörde oder einer Behörde im Sinne des Verwaltungsverfahrensgesetzes
                     des Bundes ausgestellt ist oder die Abschrift zur Vorlage bei einer solchen Behörde benötigt wird, sofern nicht durch Rechtsvorschrift
                     die Erteilung beglaubigter Abschriften aus amtlichen Registern und Archiven anderen Dienststellen oder Behörden ausschließlich
                     vorbehalten ist.4

                  
                        (
                        2
                        )
                         Abschriften dürfen nicht beglaubigt werden, wenn Umstände zu der Annahme berechtigen, dass der ursprüngliche Inhalt des Schriftstücks,
                     dessen Abschrift beglaubigt werden soll, geändert worden ist, insbesondere wenn dieses Schriftstück Lücken, Durchstreichungen,
                     Einschaltungen, Änderungen, unleserliche Wörter, Zahlen oder Zeichen, Spuren der Beseitigung von Wörtern, Zahlen und Zeichen
                     enthält oder wenn der Zusammenhang eines aus mehreren Blättern bestehenden Schriftstücks aufgehoben ist. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Eine Abschrift wird beglaubigt durch einen Beglaubigungsvermerk, der unter die Abschrift zu setzen ist. Der Vermerk muss
                     enthalten 
                  

                  
                     
                        	
                            die genaue Bezeichnung des Schriftstücks, dessen Abschrift beglaubigt wird, 

                        

                        	
                            die Feststellung, dass die beglaubigte Abschrift mit dem vorgelegten Schriftstück übereinstimmt, 

                        

                        	
                            den Hinweis, dass die beglaubigte Abschrift nur zur Vorlage bei der angegebenen kirchlichen Behörde oder einer Behörde im
                              Sinne des Verwaltungsverfahrensgesetzes des Bundes erteilt wird, wenn die Urschrift nicht von einer solchen Behörde ausgestellt
                              worden ist, 
                           

                        

                        	
                            den Ort und den Tag der Beglaubigung, die Unterschrift des oder der für die Beglaubigung zuständigen Bediensteten und das
                              Dienstsiegel. 
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für die Beglaubigung von 
                  

                  
                     
                        	
                            Ablichtungen, Lichtdrucken und ähnlichen in technischen Verfahren hergestellten Vervielfältigungen, 

                        

                        	
                            auf fototechnischem Wege von Schriftstücken hergestellten Negativen, die bei einer kirchlichen Behörde oder einer Behörde
                              im Sinne des Verwaltungsverfahrensgesetzes des Bundes aufbewahrt werden, 
                           

                        

                        	
                            Ausdrucken elektronischer Dokumente, 

                        

                        	
                            elektronischen Dokumenten, 

                           
                              
                                 	
                                     die zur Abbildung eines Schriftstücks hergestellt wurden, 

                                 

                                 	
                                     die ein anderes technisches Format als das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur verbundene Ausgangsdokument erhalten
                                       haben.5

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Der Beglaubigungsvermerk muss zusätzlich zu den Angaben nach Absatz 3 Satz 2 bei der Beglaubigung 
                  

                  
                     
                        	
                            des Ausdrucks eines elektronischen Dokuments, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur verbunden ist, die Feststellungen
                              enthalten, 
                           

                           
                              
                                 	
                                     wen die Signaturprüfung als Inhaber oder Inhaberin der Signatur ausweist, 

                                 

                                 	
                                     welchen Zeitpunkt die Signaturprüfung für die Anbringung der Signatur ausweist und 

                                 

                                 	
                                     welche Zertifikate mit welchen Daten dieser Signatur zugrunde lagen, 

                                 

                              

                           

                        

                        	
                            eines elektronischen Dokuments den Namen des oder der für die Beglaubigung zuständigen Bediensteten und die Bezeichnung der
                              Kirchenbehörde, die die Beglaubigung vornimmt, enthalten; die Unterschrift des oder der für die Beglaubigung zuständigen Bediensteten
                              und das Dienstsiegel nach Absatz 3 Satz 2 Nr. 4 werden durch eine dauerhaft überprüfbare qualifizierte elektronische Signatur
                              ersetzt. 
                           

                        

                     

                  

                  Wird ein elektronisches Dokument, das ein anderes technisches Format als das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur
                     verbundene Ausgangsdokument erhalten hat, nach Satz 1 Nr. 2 beglaubigt, muss der Beglaubigungsvermerk zusätzlich die Feststellungen
                     nach Satz 1 Nr. 1 für das Ausgangsdokument enthalten. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die nach Absatz 4 hergestellten Dokumente stehen, sofern sie beglaubigt sind, beglaubigten Abschriften gleich. 
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 § 106
(Zu § 20) Beglaubigung von Dokumenten

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Eine Behörde im Sinne des Verwaltungsverfahrensgesetzes für Baden-Württemberg steht einer Behörde im Sinne des Verwaltungsverfahrensgesetzes
                                    des Bundes gleich.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 21 
Beglaubigung von Unterschriften 
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die von der jeweiligen obersten Kirchenbehörde durch allgemeine Regelung bestimmten Kirchenbehörden sind befugt, Unterschriften
                     zu beglaubigen, wenn das unterzeichnete Schriftstück zur Vorlage bei einer kirchlichen Behörde oder einer Behörde im Sinne
                     des Verwaltungsverfahrensgesetzes des Bundes oder bei einer sonstigen Stelle, der auf Grund einer Rechtsvorschrift das unterzeichnete
                     Schriftstück vorzulegen ist, benötigt wird.7 Dies gilt nicht für 
                  

                  
                     
                        	
                            Unterschriften ohne zugehörigen Text, 

                        

                        	
                            Unterschriften, die der öffentlichen Beglaubigung nach § 129 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bedürfen. 

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Eine Unterschrift soll nur beglaubigt werden, wenn sie in Gegenwart des oder der beglaubigenden Bediensteten vollzogen oder
                     anerkannt wird. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Beglaubigungsvermerk ist unmittelbar bei der Unterschrift, die beglaubigt werden soll, anzubringen. Er muss enthalten
                     
                  

                  
                     
                        	
                            die Bestätigung, dass die Unterschrift echt ist, 

                        

                        	
                            die genaue Bezeichnung desjenigen oder derjenigen, dessen oder deren Unterschrift beglaubigt wird, sowie die Angabe, ob sich
                              der oder die für die Beglaubigung zuständige Bedienstete Gewissheit über diese Person verschafft hat und ob die Unterschrift
                              in seiner oder ihrer Gegenwart vollzogen oder anerkannt worden ist, 
                           

                        

                        	
                            den Hinweis, dass die Beglaubigung nur zur Vorlage bei der angegebenen kirchlichen Behörde oder einer Behörde im Sinne des
                              Verwaltungsverfahrensgesetzes des Bundes oder Stelle bestimmt ist, 
                           

                        

                        	
                            den Ort und den Tag der Beglaubigung, die Unterschrift des oder der für die Beglaubigung zuständigen Bediensteten und das
                              Dienstsiegel. 
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Absätze 1 bis 3 gelten für die Beglaubigung von Handzeichen entsprechend.8

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 § 119
(Zu § 21) Beglaubigung von Unterschriften

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Eine Behörde im Sinne des Verwaltungsverfahrensgesetzes für Baden-Württemberg steht einer Behörde im Sinne des Verwaltungsverfahrensgesetzes
                                    des Bundes gleich.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

      

      
            Teil II
Verwaltungsakt
            

         

         
               Abschnitt 1
Zustandekommen des Verwaltungsaktes
               

            

            
                     § 22
Begriff des Verwaltungsaktes
                     

                  

                  Verwaltungsakt ist jede Verfügung, Entscheidung oder andere einseitige Maßnahme, die eine Kirchenbehörde zur Regelung eines
                     Einzelfalls auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts trifft und die auf unmittelbare Rechtswirkung nach außen gerichtet ist.
                     Allgemeinverfügung ist ein Verwaltungsakt, der sich an einen nach allgemeinen Merkmalen bestimmten oder bestimmbaren Personenkreis
                     richtet oder die öffentlich-rechtliche Eigenschaft einer Sache oder ihre Benutzung durch die Allgemeinheit betrifft. 
                  

               

               
                     § 23
Nebenbestimmungen zum Verwaltungsakt
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ein Verwaltungsakt, auf den ein Anspruch besteht, darf mit einer Nebenbestimmung nur versehen werden, wenn sie durch Rechtsvorschrift
                     zugelassen ist oder wenn sie sicherstellen soll, dass die gesetzlichen Voraussetzungen des Verwaltungsaktes erfüllt werden.
                     
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Unbeschadet des Absatzes 1 darf ein Verwaltungsakt nach pflichtgemäßem Ermessen erlassen werden mit 
                  

                  
                     
                        	1.

                        	
                           einer Bestimmung, nach der eine Vergünstigung oder Belastung zu einem bestimmten Zeitpunkt beginnt, endet oder für einen bestimmten
                              Zeitraum gilt (Befristung), 
                           

                        

                        	2.

                        	
                           einer Bestimmung, nach der der Eintritt oder der Wegfall einer Vergünstigung oder einer Belastung von dem ungewissen Eintritt
                              eines zukünftigen Ereignisses abhängt (Bedingung),
                           

                        

                        	3.

                        	
                           einem Vorbehalt des Widerrufs

                        

                     

                  

                  oder verbunden werden mit 

                  
                     
                        	4.

                        	
                           einer Bestimmung, durch die dem oder der Begünstigten ein Tun, Dulden oder Unterlassen vorgeschrieben wird (Auflage), 

                        

                        	5.

                        	
                           einem Vorbehalt der nachträglichen Aufnahme, Änderung oder Ergänzung einer Auflage. 

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Eine Nebenbestimmung darf dem Zweck des Verwaltungsaktes nicht zuwiderlaufen. 
                  

               

               
                     § 24
Bestimmtheit und Form des Verwaltungsaktes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ein Verwaltungsakt muss inhaltlich hinreichend bestimmt sein. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ein Verwaltungsakt kann schriftlich, elektronisch, mündlich oder in anderer Weise erlassen werden. Ein mündlicher Verwaltungsakt
                     ist schriftlich oder elektronisch zu bestätigen, wenn hieran ein berechtigtes Interesse besteht und der oder die Betroffene
                     dies unverzüglich verlangt. Ein elektronischer Verwaltungsakt ist unter denselben Voraussetzungen schriftlich zu bestätigen;
                     § 2 Absatz 2 findet insoweit keine Anwendung. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Ein schriftlicher oder elektronischer Verwaltungsakt muss die erlassende Kirchenbehörde und die Unterschrift oder die Namenswiedergabe
                     des Behördenleiters oder der Behördenleiterin, seines oder ihres Vertreters oder seiner oder ihrer Vertreterin oder seines
                     oder ihrer Beauftragten oder, soweit die Kirchenbehörde durch ein aus mehreren Personen bestehendes Organ geleitet wird, die
                     Unterschrift des oder der Vorsitzenden oder der zu seiner oder ihrer Vertretung berechtigten oder von ihm oder ihr beauftragten
                     Person erkennen lassen. Wird für einen Verwaltungsakt, für den durch Rechtsvorschrift die Schriftform angeordnet ist, die
                     elektronische Form verwendet, muss auch das der Signatur zugrunde liegende qualifizierte Zertifikat oder ein zugehöriges qualifiziertes
                     Attributzertifikat die erlassende Kirchenbehörde erkennen lassen. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Für einen Verwaltungsakt kann für die nach § 2 Absatz 2 erforderliche Signatur durch Rechtsvorschrift die dauerhafte Überprüfbarkeit vorgeschrieben werden. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Bei einem schriftlichen Verwaltungsakt, der mit Hilfe automatischer Einrichtungen erlassen wird, können abweichend von Absatz
                     3 Unterschrift und Namenswiedergabe fehlen. Zur Inhaltsangabe können Schlüsselzeichen verwendet werden, wenn derjenige oder
                     diejenige, für den der Verwaltungsakt bestimmt ist oder der von ihm oder ihr betroffen wird, auf Grund der dazu gegebenen
                     Erläuterungen den Inhalt des Verwaltungsaktes eindeutig erkennen kann. 
                  

               

               
                     § 25
Zusicherung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Eine von der zuständigen Kirchenbehörde erteilte Zusage, einen bestimmten Verwaltungsakt später zu erlassen oder zu unterlassen
                     (Zusicherung), bedarf zu ihrer Wirksamkeit der schriftlichen Form. Ist vor dem Erlass des zugesicherten Verwaltungsaktes die
                     Anhörung Beteiligter oder die Mitwirkung einer anderen kirchlichen Behörde oder einer Behörde im Sinne des Verwaltungsverfahrensgesetzes
                     des Bundes auf Grund einer Rechtsvorschrift erforderlich, so darf die Zusicherung erst nach Anhörung der Beteiligten oder
                     nach Mitwirkung dieser Behörde gegeben werden. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Auf die Unwirksamkeit der Zusicherung finden, unbeschadet des Absatzes 1 Satz 1, § 32, auf die Heilung von Mängeln bei der Anhörung Beteiligter und der Mitwirkung anderer kirchlicher Behörden oder Behörden im
                     Sinne des Verwaltungsverfahrensgesetzes des Bundes § 33 Absatz 1 Nr. 3 und 4 sowie Absatz 2, auf die Rücknahme § 36, auf den Widerruf, unbeschadet des Absatzes 3, § 37 entsprechende Anwendung. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Ändert sich nach Abgabe der Zusicherung die Sach- oder Rechtslage derart, dass die Kirchenbehörde bei Kenntnis der nachträglich
                     eingetretenen Änderung die Zusicherung nicht gegeben hätte oder aus rechtlichen Gründen nicht hätte geben dürfen, ist die
                     Kirchenbehörde an die Zusicherung nicht mehr gebunden.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 § 12
(Zu § 25) Zusicherung

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Eine Behörde im Sinne des Verwaltungsverfahrensgesetzes für Baden-Württemberg steht einer Behörde im Sinne des Verwaltungsverfahrensgesetzes
                                    des Bundes gleich.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 26
Begründung des Verwaltungsaktes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ein schriftlicher oder elektronischer sowie ein schriftlich oder elektronisch bestätigter Verwaltungsakt ist mit einer Begründung
                     zu versehen. In der Begründung sind die wesentlichen tatsächlichen und rechtlichen Gründe mitzuteilen, die die Kirchenbehörde
                     zu ihrer Entscheidung bewogen haben. Die Begründung von Ermessensentscheidungen soll auch die Gesichtspunkte erkennen lassen,
                     von denen die Kirchenbehörde bei der Ausübung ihres Ermessens ausgegangen ist. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Einer Begründung bedarf es nicht, 
                  

                  
                     
                        	
                            soweit die Kirchenbehörde einem Antrag entspricht oder einer Erklärung folgt und der Verwaltungsakt nicht in Rechte eines
                              oder einer anderen eingreift, 
                           

                        

                        	
                            soweit demjenigen oder derjenigen, für den oder die der Verwaltungsakt bestimmt ist oder der oder die von ihm betroffen wird,
                              die Auffassung der Kirchenbehörde über die Sach- und Rechtslage bereits bekannt oder auch ohne Begründung für ihn oder sie
                              ohne weiteres erkennbar ist, 
                           

                        

                        	
                            wenn die Kirchenbehörde gleichartige Verwaltungsakte in größerer Zahl oder Verwaltungsakte mit Hilfe automatischer Einrichtungen
                              erlässt und die Begründung nach den Umständen des Einzelfalls nicht geboten ist, 
                           

                        

                        	
                            wenn sich dies aus einer Rechtsvorschrift ergibt, 

                        

                        	
                            wenn eine Allgemeinverfügung öffentlich bekannt gegeben wird. 

                        

                     

                  

               

               
                     § 27
Ermessen
                     

                  

                  Ist die Kirchenbehörde ermächtigt, nach ihrem Ermessen zu handeln, hat sie ihr Ermessen entsprechend dem Zweck der Ermächtigung
                     auszuüben und die gesetzlichen Grenzen des Ermessens einzuhalten. 
                  

               

               
                     § 28
Bekanntgabe des Verwaltungsaktes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ein Verwaltungsakt ist demjenigen oder derjenigen Beteiligten bekannt zu geben, für den oder die er bestimmt ist oder der
                     oder die von ihm betroffen wird. Ist ein Bevollmächtigter oder eine Bevollmächtigte bestellt, so kann die Bekanntgabe ihm
                     oder ihr gegenüber vorgenommen werden. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ein schriftlicher Verwaltungsakt gilt bei der Übermittlung durch die Post im Inland am dritten Tage nach der Aufgabe zur
                     Post, ein Verwaltungsakt, der elektronisch übermittelt wird, am dritten Tage nach der Absendung als bekannt gegeben. Dies
                     gilt nicht, wenn der Verwaltungsakt nicht oder zu einem späteren Zeitpunkt zugegangen ist; im Zweifel hat die Kirchenbehörde
                     den Zugang des Verwaltungsaktes und den Zeitpunkt des Zugangs nachzuweisen. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Ein Verwaltungsakt darf öffentlich bekannt gegeben werden, wenn dies durch Rechtsvorschrift zugelassen ist. Eine Allgemeinverfügung
                     darf auch dann öffentlich bekannt gegeben werden, wenn eine Bekanntgabe an die Beteiligten untunlich ist. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die öffentliche Bekanntgabe eines schriftlichen oder elektronischen Verwaltungsaktes wird dadurch bewirkt, dass sein verfügender
                     Teil ortsüblich bekannt gemacht wird. In der ortsüblichen Bekanntmachung ist anzugeben, wo der Verwaltungsakt und seine Begründung
                     eingesehen werden können. Der Verwaltungsakt gilt zwei Wochen nach der ortsüblichen Bekanntmachung als bekannt gegeben. In
                     einer Allgemeinverfügung kann ein hiervon abweichender Tag, jedoch frühestens der auf die Bekanntmachung folgende Tag bestimmt
                     werden. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Vorschriften über die Bekanntgabe eines Verwaltungsaktes mittels Zustellung bleiben unberührt. 
                  

               

               
                     § 29
Offenbare Unrichtigkeiten im Verwaltungsakt
                     

                  

                  Die Kirchenbehörde kann Schreibfehler, Rechenfehler und ähnliche offenbare Unrichtigkeiten in einem Verwaltungsakt jederzeit
                     berichtigen. Bei berechtigtem Interesse des oder der Beteiligten ist zu berichtigen. Die Kirchenbehörde ist berechtigt, die
                     Vorlage des Dokuments zu verlangen, das berichtigt werden soll. 
                  

               

               
                     § 30
Rechtsbehelfsbelehrung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Frist für ein Rechtsmittel oder einen anderen Rechtsbehelf beginnt nur zu laufen, wenn der oder die Beteiligte über den
                     Rechtsbehelf, die Verwaltungsbehörde oder das Gericht, bei denen der Rechtsbehelf anzubringen ist, den Sitz und die einzuhaltende
                     Frist schriftlich oder elektronisch belehrt worden ist. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ist die Belehrung unterblieben oder unrichtig erteilt, so ist die Einlegung des Rechtsbehelfs nur innerhalb eines Jahres
                     seit Bekanntgabe oder Zustellung zulässig, außer wenn die Einlegung vor Ablauf der Jahresfrist infolge höherer Gewalt unmöglich
                     war oder eine schriftliche oder elektronische Belehrung dahin erfolgt ist, dass ein Rechtsbehelf nicht gegeben sei. 
                  

               

            

         

         
               Abschnitt 2
Bestandskraft des Verwaltungsaktes
               

            

            
                     § 31
Wirksamkeit des Verwaltungsaktes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ein Verwaltungsakt wird gegenüber demjenigen oder derjenigen, für den oder die er bestimmt ist oder der oder die von ihm
                     betroffen wird, in dem Zeitpunkt wirksam, in dem er ihm oder ihr bekannt gegeben wird. Der Verwaltungsakt wird mit dem Inhalt
                     wirksam, mit dem er bekannt gegeben wird. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ein Verwaltungsakt bleibt wirksam, solange und soweit er nicht zurückgenommen, widerrufen, anderweitig aufgehoben oder durch
                     Zeitablauf oder auf andere Weise erledigt ist. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Ein nichtiger Verwaltungsakt ist unwirksam. 
                  

               

               
                     § 32
Nichtigkeit des Verwaltungsaktes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ein Verwaltungsakt ist nichtig, soweit er an einem besonders schwerwiegenden Fehler leidet oder gegen Schrift und Bekenntnis
                     verstößt und dies bei verständiger Würdigung aller in Betracht kommenden Umstände offensichtlich ist. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ohne Rücksicht auf das Vorliegen der Voraussetzungen des Absatzes 1 ist ein Verwaltungsakt nichtig, 
                  

                  
                     
                        	
                            der schriftlich oder elektronisch erlassen worden ist, die erlassende Kirchenbehörde aber nicht erkennen lässt, 

                        

                        	
                            der nach einer Rechtsvorschrift nur durch die Aushändigung einer Urkunde erlassen werden kann, aber dieser Form nicht genügt,
                              
                           

                        

                        	
                            den aus tatsächlichen Gründen niemand ausführen kann, 

                        

                        	
                            der die Begehung einer rechtswidrigen Tat verlangt, die einen Straf- oder Bußgeldtatbestand verwirklicht, 

                        

                        	
                            der gegen die guten Sitten verstößt. 

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Ein Verwaltungsakt ist nicht schon deshalb nichtig, weil 
                  

                  
                     
                        	
                            Vorschriften über die örtliche Zuständigkeit nicht eingehalten worden sind, 

                        

                        	
                            eine nach § 9 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 bis 6 ausgeschlossene Person mitgewirkt hat, 
                           

                        

                        	
                            eine durch Rechtsvorschrift zur Mitwirkung berufene Kirchenbehörde den für den Erlass des Verwaltungsaktes vorgeschriebenen
                              Beschluss nicht gefasst hat oder nicht beschlussfähig war, 
                           

                        

                        	
                            die nach einer Rechtsvorschrift erforderliche Mitwirkung einer anderen Kirchenbehörde unterblieben ist. 

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Betrifft die Nichtigkeit nur einen Teil des Verwaltungsaktes, so ist er im Ganzen nichtig, wenn der nichtige Teil so wesentlich
                     ist, dass die Kirchenbehörde den Verwaltungsakt ohne den nichtigen Teil nicht erlassen hätte. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Kirchenbehörde kann die Nichtigkeit jederzeit von Amts wegen feststellen; auf Antrag ist sie festzustellen, wenn der
                     Antragsteller oder die Antragstellerin hieran ein berechtigtes Interesse hat. 
                  

               

               
                     § 33
Heilung von Verfahrens- und Formfehlern
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften, die nicht den Verwaltungsakt nach § 32 nichtig macht, ist unbeachtlich, wenn 
                  

                  
                     
                        	
                            der für den Erlass des Verwaltungsaktes erforderliche Antrag nachträglich gestellt wird, 

                        

                        	
                            die erforderliche Begründung nachträglich gegeben wird, 

                        

                        	
                            die erforderliche Anhörung eines oder einer Beteiligten nachgeholt wird, 

                        

                        	
                            die erforderliche Mitwirkung einer anderen Kirchenbehörde nachgeholt wird. 

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Handlungen nach Absatz 1 können bis zum Abschluss der letzten Tatsacheninstanz eines kirchengerichtlichen oder anderen verwaltungsgerichtlichen
                     Verfahrens nachgeholt werden. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Fehlt einem Verwaltungsakt die erforderliche Begründung oder ist die erforderliche Anhörung eines oder einer Beteiligten
                     vor Erlass des Verwaltungsaktes unterblieben und ist dadurch die rechtzeitige Anfechtung des Verwaltungsaktes versäumt worden,
                     so gilt die Versäumung der Rechtsbehelfsfrist als nicht verschuldet. Das für die Wiedereinsetzungsfrist nach § 19 Absatz 2 maßgebende Ereignis tritt im Zeitpunkt der Nachholung der unterlassenen Verfahrenshandlung ein. 
                  

               

               
                     § 34
Folgen von Verfahrens- und Formfehlern
                     

                  

                  Die Aufhebung eines Verwaltungsaktes, der nicht nach § 32 nichtig ist, kann nicht allein deshalb beansprucht werden, weil er unter Verletzung von Vorschriften über das Verfahren,
                     die Form oder die örtliche Zuständigkeit zustande gekommen ist, wenn offensichtlich ist, dass die Verletzung die Entscheidung
                     in der Sache nicht beeinflusst hat. 
                  

               

               
                     § 35
Umdeutung eines fehlerhaften Verwaltungsaktes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ein fehlerhafter Verwaltungsakt kann in einen anderen Verwaltungsakt umgedeutet werden, wenn er auf das gleiche Ziel gerichtet
                     ist, von der erlassenden Kirchenbehörde in der geschehenen Verfahrensweise und Form rechtmäßig hätte erlassen werden können
                     und wenn die Voraussetzungen für dessen Erlass erfüllt sind. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Absatz 1 gilt nicht, wenn der Verwaltungsakt, in den der fehlerhafte Verwaltungsakt umzudeuten wäre, der erkennbaren Absicht
                     der erlassenden Kirchenbehörde widerspräche oder seine Rechtsfolgen für den Betroffenen oder die Betroffene ungünstiger wären
                     als die des fehlerhaften Verwaltungsaktes. Eine Umdeutung ist ferner unzulässig, wenn der fehlerhafte Verwaltungsakt nicht
                     zurückgenommen werden dürfte. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Eine Entscheidung, die nur als gesetzlich gebundene Entscheidung ergehen kann, kann nicht in eine Ermessensentscheidung umgedeutet
                     werden. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         § 15 ist entsprechend anzuwenden. 
                  

               

               
                     § 36
Rücknahme eines rechtswidrigen Verwaltungsaktes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ein rechtswidriger Verwaltungsakt kann, auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, ganz oder teilweise mit Wirkung für die
                     Zukunft oder für die Vergangenheit zurückgenommen werden. Ein Verwaltungsakt, der ein Recht oder einen rechtlich erheblichen
                     Vorteil begründet oder bestätigt hat (begünstigender Verwaltungsakt), darf nur unter den Einschränkungen der Absätze 2 bis
                     4 zurückgenommen werden. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ein rechtswidriger Verwaltungsakt, der eine einmalige oder laufende Geldleistung oder teilbare Sachleistung gewährt oder
                     hierfür Voraussetzung ist, darf nicht zurückgenommen werden, soweit der oder die Begünstigte auf den Bestand des Verwaltungsaktes
                     vertraut hat und das Vertrauen unter Abwägung mit dem kirchlichen Interesse an einer Rücknahme schutzwürdig ist. Das Vertrauen
                     ist in der Regel schutzwürdig, wenn der oder die Begünstigte gewährte Leistungen verbraucht oder eine Vermögensdisposition
                     getroffen hat, die er oder sie nicht mehr oder nur unter unzumutbaren Nachteilen rückgängig machen kann. Auf Vertrauen kann
                     sich der oder die Begünstigte nicht berufen, wenn er oder sie 
                  

                  
                     
                        	
                            den Verwaltungsakt durch arglistige Täuschung, Drohung oder Bestechung erwirkt hat, 

                        

                        	
                            den Verwaltungsakt durch Angaben erwirkt hat, die in wesentlicher Beziehung unrichtig oder unvollständig waren, 

                        

                        	
                            die Rechtswidrigkeit des Verwaltungsaktes kannte oder infolge grober Fahrlässigkeit nicht kannte. In den Fällen des Satzes
                              3 wird der Verwaltungsakt in der Regel mit Wirkung für die Vergangenheit zurückgenommen. 
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Wird ein rechtswidriger Verwaltungsakt, der nicht unter Absatz 2 fällt, zurückgenommen, so hat die Kirchenbehörde dem oder
                     der Betroffenen auf Antrag den Vermögensnachteil auszugleichen, den er oder sie dadurch erleidet, dass er oder sie auf den
                     Bestand des Verwaltungsaktes vertraut hat, soweit das Vertrauen unter Abwägung mit dem kirchlichen Interesse schutzwürdig
                     ist. Absatz 2 Satz 3 ist anzuwenden. Der Vermögensnachteil ist jedoch nicht über den Betrag des Interesses hinaus zu ersetzen,
                     das der oder die Betroffene an dem Bestand des Verwaltungsaktes hat. Der auszugleichende Vermögensnachteil wird durch die
                     Kirchenbehörde festgesetzt. Der Anspruch kann nur innerhalb eines Jahres geltend gemacht werden; die Frist beginnt, sobald
                     die Kirchenbehörde den Betroffenen oder die Betroffene auf sie hingewiesen hat. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Erhält die Kirchenbehörde von Tatsachen Kenntnis, welche die Rücknahme eines rechtswidrigen Verwaltungsaktes rechtfertigen,
                     so ist die Rücknahme nur innerhalb eines Jahres seit dem Zeitpunkt der Kenntnisnahme zulässig. Dies gilt nicht im Falle des
                     Absatzes 2 Satz 3 Nr. 1. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Über die Rücknahme entscheidet nach Unanfechtbarkeit des Verwaltungsaktes die nach gliedkirchlichem Recht zuständige Kirchenbehörde.
                     
                  

               

               
                     § 37
Widerruf eines rechtmäßigen Verwaltungsaktes
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ein rechtmäßiger nicht begünstigender Verwaltungsakt kann, auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, ganz oder teilweise
                     mit Wirkung für die Zukunft widerrufen werden, außer wenn ein Verwaltungsakt gleichen Inhalts erneut erlassen werden müsste
                     oder aus anderen Gründen ein Widerruf unzulässig ist. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ein rechtmäßiger begünstigender Verwaltungsakt darf, auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, ganz oder teilweise mit Wirkung
                     für die Zukunft nur widerrufen werden, 
                  

                  
                     
                        	
                            wenn der Widerruf durch Rechtsvorschrift zugelassen oder im Verwaltungsakt vorbehalten ist, 

                        

                        	
                            wenn mit dem Verwaltungsakt eine Auflage verbunden ist und der oder die Begünstigte diese nicht oder nicht innerhalb einer
                              ihm oder ihr gesetzten Frist erfüllt hat, 
                           

                        

                        	
                            wenn die Kirchenbehörde auf Grund nachträglich eingetretener Tatsachen berechtigt wäre, den Verwaltungsakt nicht zu erlassen,
                              und wenn ohne den Widerruf das kirchliche Interesse gefährdet würde,
                           

                        

                        	
                            wenn die Kirchenbehörde auf Grund einer geänderten Rechtsvorschrift berechtigt wäre, den Verwaltungsakt nicht zu erlassen,
                              soweit der oder die Begünstigte von der Vergünstigung noch keinen Gebrauch gemacht oder auf Grund des Verwaltungsaktes noch
                              keine Leistungen empfangen hat, und wenn ohne den Widerruf das kirchliche Interesse gefährdet würde, 
                           

                        

                        	
                            um schwere Nachteile für das kirchliche Interesse zu verhüten oder zu beseitigen. 

                        

                     

                  

                  § 36 Absatz 4 gilt entsprechend. 

                  
                        (
                        3
                        )
                         Ein rechtmäßiger Verwaltungsakt, der eine einmalige oder laufende Geldleistung oder teilbare Sachleistung zur Erfüllung eines
                     bestimmten Zwecks gewährt oder hierfür Voraussetzung ist, kann, auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, ganz oder teilweise
                     auch mit Wirkung für die Vergangenheit widerrufen werden, 
                  

                  
                     
                        	
                            wenn die Leistung nicht, nicht alsbald nach der Erbringung oder nicht mehr für den in dem Verwaltungsakt bestimmten Zweck
                              verwendet wird, 
                           

                        

                        	
                            wenn mit dem Verwaltungsakt eine Auflage verbunden ist und der oder die Begünstigte diese nicht oder nicht innerhalb einer
                              ihm gesetzten Frist erfüllt hat. 
                           

                        

                     

                  

                  § 36 Absatz 4 gilt entsprechend. 

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der widerrufene Verwaltungsakt wird mit dem Wirksamwerden des Widerrufs unwirksam, wenn die Kirchenbehörde keinen anderen
                     Zeitpunkt bestimmt. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Über den Widerruf entscheidet nach Unanfechtbarkeit des Verwaltungsaktes die zuständige Kirchenbehörde. Dies gilt auch dann,
                     wenn der zu widerrufende Verwaltungsakt von einer anderen Kirchenbehörde erlassen worden ist. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Wird ein begünstigender Verwaltungsakt in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 3 bis 5 widerrufen, so hat die Kirchenbehörde den
                     Betroffenen oder die Betroffene auf Antrag für den Vermögensnachteil zu entschädigen, den dieser oder diese dadurch erleidet,
                     dass er oder sie auf den Bestand des Verwaltungsaktes vertraut hat, soweit das Vertrauen schutzwürdig ist. § 36 Absatz 3 Satz
                     3 bis 5 gilt entsprechend. 
                  

               

               
                     § 38
Erstattung, Verzinsung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Soweit ein Verwaltungsakt mit Wirkung für die Vergangenheit zurückgenommen oder widerrufen worden oder infolge des Eintritts
                     einer auflösenden Bedingung unwirksam geworden ist, sind bereits erbrachte Leistungen zu erstatten. Die zu erstattende Leistung
                     ist von der Kirchenbehörde durch schriftlichen Verwaltungsakt festzusetzen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für den Umfang der Erstattung mit Ausnahme der Verzinsung gelten die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die Herausgabe
                     einer ungerechtfertigten Bereicherung entsprechend. Auf den Wegfall der Bereicherung kann sich der oder die Begünstigte nicht
                     berufen, soweit er oder sie die Umstände kannte oder infolge grober Fahrlässigkeit nicht kannte, die zur Rücknahme, zum Widerruf
                     oder zur Unwirksamkeit des Verwaltungsaktes geführt haben. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der zu erstattende Betrag ist vom Eintritt der Unwirksamkeit des Verwaltungsaktes an mit fünf Prozentpunkten über dem Basiszinssatz
                     jährlich zu verzinsen. Von der Geltendmachung des Zinsanspruchs kann insbesondere dann abgesehen werden, wenn der oder die
                     Begünstigte die Umstände, die zur Rücknahme, zum Widerruf oder zur Unwirksamkeit des Verwaltungsaktes geführt haben, nicht
                     zu vertreten hat oder die Verzinsung für ihn oder sie eine unbillige Härte bedeuten würde und den zu erstattenden Betrag innerhalb
                     der von der Kirchenbehörde festgesetzten Frist leistet. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Wird eine Leistung nicht alsbald nach der Auszahlung für den bestimmten Zweck verwendet, so können für die Zeit bis zur zweckentsprechenden
                     Verwendung Zinsen nach Absatz 3 Satz 1 verlangt werden. Entsprechendes gilt, soweit eine Leistung in Anspruch genommen wird,
                     obwohl andere Mittel anteilig oder vorrangig einzusetzen sind. § 37 Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 bleibt unberührt. 
                  

               

               
                     § 39
Rücknahme und Widerruf im Rechtsbehelfsverfahren
                     

                  

                  § 36 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 bis 4 sowie § 37 Absatz 2 bis 4 und 6 gelten nicht, wenn ein begünstigender Verwaltungsakt, der von einem oder einer Dritten angefochten worden ist, während des
                     Vorverfahrens oder während des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens aufgehoben wird, soweit dadurch dem Widerspruch oder der
                     Klage abgeholfen wird. 
                  

               

               
                     § 40
Wiederaufgreifen des Verfahrens
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Kirchenbehörde hat auf Antrag des Betroffenen oder der Betroffenen über die Aufhebung oder Änderung eines unanfechtbaren
                     Verwaltungsaktes zu entscheiden, wenn 
                  

                  
                     
                        	
                            sich die dem Verwaltungsakt zugrunde liegende Sach- oder Rechtslage nachträglich zugunsten des oder der Betroffenen geändert
                              hat, 
                           

                        

                        	
                            neue Beweismittel vorliegen, die eine dem Betroffenen oder der Betroffenen günstigere Entscheidung herbeigeführt haben würden,
                              
                           

                        

                        	
                            Wiederaufnahmegründe entsprechend § 580 der Zivilprozessordnung gegeben sind. 

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Antrag ist nur zulässig, wenn der oder die Betroffene ohne grobes Verschulden außerstande war, den Grund für das Wiederaufgreifen
                     in dem früheren Verfahren, insbesondere durch Rechtsbehelf, geltend zu machen. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Der Antrag muss binnen drei Monaten gestellt werden. Die Frist beginnt mit dem Tage, an dem der oder die Betroffene von dem
                     Grund für das Wiederaufgreifen Kenntnis erhalten hat. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Über den Antrag entscheidet die zuständige Kirchenbehörde. Dies gilt auch dann, wenn der Verwaltungsakt, dessen Aufhebung
                     oder Änderung begehrt wird, von einer anderen Kirchenbehörde erlassen worden ist. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Vorschriften des § 36 Absatz 1 Satz 1 und des § 37 Absatz 1 bleiben unberührt. 
                  

               

               
                     § 41
Rückgabe von Urkunden und Sachen
                     

                  

                  Ist ein Verwaltungsakt unanfechtbar widerrufen oder zurückgenommen oder ist seine Wirksamkeit aus einem anderen Grund nicht
                     oder nicht mehr gegeben, so kann die Kirchenbehörde die auf Grund dieses Verwaltungsaktes erteilten Urkunden oder Sachen,
                     die zum Nachweis der Rechte aus dem Verwaltungsakt oder zu deren Ausübung bestimmt sind, zurückfordern. Der Inhaber oder die
                     Inhaberin und, sofern er oder sie nicht der Besitzer oder die Besitzerin ist, auch der Besitzer oder die Besitzerin dieser
                     Urkunden oder Sachen ist zu ihrer Herausgabe verpflichtet. Der Inhaber oder die Inhaberin oder der Besitzer oder die Besitzerin
                     kann jedoch verlangen, dass ihm oder ihr die Urkunden oder Sachen wieder ausgehändigt werden, nachdem sie von der Kirchenbehörde
                     als ungültig gekennzeichnet sind; dies gilt nicht bei Sachen, bei denen eine solche Kennzeichnung nicht oder nicht mit der
                     erforderlichen Offensichtlichkeit oder Dauerhaftigkeit möglich ist. 
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 § 13
(Nach § 41) Hemmung der Verjährung durch Verwaltungsakt

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (1) Ein Verwaltungsakt, der zur Feststellung oder Durchsetzung des Anspruchs eines öffentlich-rechtlichen Rechtsträgers erlassen
                                    wird, hemmt die Verjährung dieses Anspruchs. Die Hemmung endet mit Eintritt der Unanfechtbarkeit des Verwaltungsaktes oder
                                    sechs Monate nach seiner anderweitigen Erledigung.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (2) Ist ein Verwaltungsakt im Sinne von Absatz 1 unanfechtbar geworden, beträgt die Verjährungsfrist 30 Jahre. Soweit der
                                    Verwaltungsakt einen Anspruch auf künftig fällig werdende regelmäßig wiederkehrende Leistungen zum Inhalt hat, bleibt es bei
                                    der für diesen Anspruch geltenden Verjährungsfrist.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

      

      
            Teil III
Rechtsbehelfsverfahren gegen Verwaltungsakte
            

         

         
                     § 42
Vorverfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Vor Erhebung der Anfechtungsklage sind Rechtmäßigkeit und Zweckmäßigkeit des Verwaltungsakts in einem Vorverfahren nachzuprüfen.
                     Einer solchen Nachprüfung bedarf es nicht, wenn dies durch Kirchengesetz bestimmt ist oder wenn der Abhilfebescheid oder der
                     Widerspruchsbescheid erstmalig eine Beschwer enthält. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für die Verpflichtungsklage gilt Absatz 1 entsprechend, wenn der Antrag auf Vornahme des Verwaltungsakts abgelehnt worden
                     ist.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 § 14
(Zu § 42) Vorverfahren

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Einer solchen Nachprüfung bedarf es auch nicht, wenn

                                 
                                    
                                       	
                                           aufgrund besonderer Vorschriften Rechtsbehelfe gemäß § 13 Kirchliches Verwaltungsgerichtsgesetz10 gegeben sind;
                                          

                                       

                                       	
                                           der Verwaltungsakt vom Oberkirchenrat erlassen worden ist, außer wenn ein Kirchengesetz die Nachprüfung vorschreibt11.
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 43
Widerspruch
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Vorverfahren beginnt mit der Erhebung des Widerspruchs. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Widerspruch ist innerhalb eines Monats, nachdem der Verwaltungsakt dem oder der Beschwerten bekannt gegeben worden ist,
                     schriftlich bei der Kirchenbehörde zu erheben, die den Verwaltungsakt erlassen hat. Die Frist wird auch durch Einlegung bei
                     der Kirchenbehörde, die den Widerspruchsbescheid zu erlassen hat, gewahrt. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         § 18 gilt entsprechend. 
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 § 15
(Zu § 43) Widerspruch

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 § 19 Verwaltungsverfahrens- und -zustellungsgesetz der Evangelischen Kirche in Deutschland gilt entsprechend.

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 44
Anhörung
                     

                  

                  Ist die Aufhebung oder Änderung eines Verwaltungsakts im Widerspruchsverfahren erstmalig mit einer Beschwer verbunden, soll
                     der oder die Betroffene vor Erlass des Abhilfebescheids oder des Widerspruchsbescheids gehört werden. 
                  

               

               
                     § 45
Abhilfeentscheidung
                     

                  

                  Hält die Kirchenbehörde den Widerspruch für begründet, so hilft sie ihm ab und entscheidet über die Kosten. 

               

               
                     § 46
Widerspruchsbescheid
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Hilft die Kirchenbehörde dem Widerspruch nicht ab, so ergeht ein Widerspruchsbescheid. Diesen erlässt die nächsthöhere Kirchenbehörde,
                     soweit nicht durch Kirchengesetz eine andere Kirchenbehörde bestimmt ist. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Widerspruchsbescheid ist zu begründen, mit einer Rechtsmittelbelehrung entsprechend § 30 zu versehen und zuzustellen. Der Widerspruchsbescheid bestimmt auch, wer die Kosten trägt. 
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 § 16
(Zu § 46) Widerspruchsbescheid

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Den Widerspruchsbescheid erlässt der Oberkirchenrat.

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 47
Erstattung von Kosten im Vorverfahren
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Soweit der Widerspruch erfolgreich ist, hat die Kirchenbehörde, die den angefochtenen Verwaltungsakt erlassen hat, demjenigen
                     oder derjenigen, der oder die Widerspruch erhoben hat, die zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung
                     notwendigen Aufwendungen zu erstatten. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Soweit der Widerspruch erfolglos geblieben ist, hat derjenige oder diejenige, der oder die den Widerspruch eingelegt hat,
                     die zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung notwendigen Aufwendungen der Kirchenbehörde zu erstatten.
                     
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Wenn ein Beteiligter oder eine Beteiligte teils obsiegt, teils unterliegt, so sind die Kosten verhältnismäßig zu verteilen.
                     
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Gebühren und Auslagen eines Rechtsanwalts oder einer Rechtsanwältin oder eines oder einer sonstigen Bevollmächtigten
                     im Vorverfahren sind erstattungsfähig, wenn die Zuziehung notwendig war. 
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 § 17
(Zu § 47) Erstattung von Kosten im Vorverfahren

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Die Zuziehung eines oder einer Bevollmächtigten ist bei Kirchenbehörden in der Regel nicht notwendig.

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

      

      
            Teil IV
Öffentlich-rechtlicher Vertrag
            

         

         
                     § 48
Zulässigkeit
                     

                  

                  Ein Rechtsverhältnis auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts kann durch Vertrag begründet, geändert oder aufgehoben werden
                     (öffentlich-rechtlicher Vertrag), soweit Rechtsvorschriften nicht entgegenstehen. Insbesondere kann die Kirchenbehörde, anstatt
                     einen Verwaltungsakt zu erlassen, einen öffentlich-rechtlichen Vertrag mit demjenigen oder derjenigen schließen, an den sie
                     sonst den Verwaltungsakt richten würde. 
                  

               

               
                     § 49
Vergleichsvertrag
                     

                  

                  Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag im Sinne des § 48, durch den eine bei verständiger Würdigung des Sachverhalts oder der Rechtslage bestehende Ungewissheit durch gegenseitiges
                     Nachgeben beseitigt wird (Vergleich), kann geschlossen werden, wenn die Kirchenbehörde den Abschluss des Vergleichs zur Beseitigung
                     der Ungewissheit nach pflichtgemäßem Ermessen für zweckmäßig hält. 
                  

               

               
                     § 50
Austauschvertrag
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag im Sinne des § 48 Satz 2, in dem sich der Vertragspartner oder die Vertragspartnerin der Kirchenbehörde zu einer Gegenleistung verpflichtet, kann
                     geschlossen werden, wenn die Gegenleistung für einen bestimmten Zweck im Vertrag vereinbart wird und der Kirchenbehörde zur
                     Erfüllung ihrer kirchlichen Aufgaben dient. Die Gegenleistung muss den gesamten Umständen nach angemessen sein und im sachlichen
                     Zusammenhang mit der vertraglichen Leistung der Kirchenbehörde stehen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Besteht auf die Leistung der Kirchenbehörde ein Anspruch, so kann nur eine solche Gegenleistung vereinbart werden, die bei
                     Erlass eines Verwaltungsaktes Inhalt einer Nebenbestimmung nach § 23 sein könnte. 
                  

               

               
                     § 51
Schriftform
                     

                  

                  Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag ist schriftlich zu schließen, soweit nicht durch Rechtsvorschrift eine andere Form vorgeschrieben
                     ist. 
                  

               

               
                     § 52
Zustimmung von Dritten und Behörden
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag, der in Rechte eines Dritten oder einer Dritten eingreift, wird erst wirksam, wenn der
                     oder die Dritte schriftlich zustimmt. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Wird anstatt eines Verwaltungsaktes, bei dessen Erlass nach einer Rechtsvorschrift die Genehmigung, die Zustimmung oder das
                     Einvernehmen einer anderen kirchlichen Behörde oder einer Behörde im Sinne des Verwaltungsverfahrensgesetzes des Bundes erforderlich
                     ist, ein Vertrag geschlossen, so wird dieser erst wirksam, nachdem die andere Behörde in der vorgeschriebenen Form mitgewirkt
                     hat. 
                  

               

               
                     § 53
Nichtigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag ist nichtig, wenn sich die Nichtigkeit aus der entsprechenden Anwendung von Vorschriften
                     des Bürgerlichen Gesetzbuchs ergibt. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ein öffentlich-rechtlicher Vertrag im Sinne des § 48 Satz 2 ist ferner nichtig, wenn 
                  

                  
                     
                        	
                            ein Verwaltungsakt mit entsprechendem Inhalt nichtig wäre, 

                        

                        	
                            ein Verwaltungsakt mit entsprechendem Inhalt nicht nur wegen eines Verfahrens- oder Formfehlers im Sinne des § 34 rechtswidrig wäre und dies den Vertragschließenden bekannt war, 
                           

                        

                        	
                            die Voraussetzungen zum Abschluss eines Vergleichsvertrags nicht vorlagen und ein Verwaltungsakt mit entsprechendem Inhalt
                              nicht nur wegen eines Verfahrens- oder Formfehlers im Sinne des § 34 rechtswidrig wäre, 
                           

                        

                        	
                            sich die Kirchenbehörde eine nach § 50 unzulässige Gegenleistung versprechen lässt. 
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Betrifft die Nichtigkeit nur einen Teil des Vertrags, so ist er im Ganzen nichtig, wenn nicht anzunehmen ist, dass er auch
                     ohne den nichtigen Teil geschlossen worden wäre. 
                  

               

               
                     § 54
Anpassung und Kündigung in besonderen Fällen, 
ergänzende Anwendung von Vorschriften
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Haben die Verhältnisse, die für die Festsetzung des Vertragsinhalts maßgebend gewesen sind, sich seit Abschluss des Vertrags
                     so wesentlich geändert, dass einer Vertragspartei das Festhalten an der ursprünglichen vertraglichen Regelung nicht zuzumuten
                     ist, so kann diese Vertragspartei eine Anpassung des Vertragsinhalts an die geänderten Verhältnisse verlangen oder, sofern
                     eine Anpassung nicht möglich oder einer Vertragspartei nicht zuzumuten ist, den Vertrag kündigen. Die Kirchenbehörde kann
                     den Vertrag auch kündigen, um schwere Nachteile für das kirchliche Interesse zu verhüten oder zu beseitigen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Kündigung bedarf der Schriftform, soweit nicht durch kirchliche Rechtsvorschrift eine andere Form vorgeschrieben ist.
                     Die Kündigung soll begründet werden. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Soweit sich aus den §§ 48 bis 54 Absatz 1 und 2 nichts Abweichendes ergibt, gelten die übrigen Vorschriften dieses Kirchengesetzes. Ergänzend gelten die Vorschriften des
                     Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend. 
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 § 18

                                 (Nach § 54) Anwendung der Vorschriften über die ehrenamtliche Tätigkeit

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Für die ehrenamtliche Tätigkeit im Verwaltungsverfahren gelten die §§ 19 bis 21, soweit Rechtsvorschriften nichts Abweichendes
                                    bestimmen.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 § 19

                                 (Nach § 54) Ausübung ehrenamtlicher Tätigkeit

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (1) Der oder die ehrenamtlich Tätige hat seine oder ihre Tätigkeit gewissenhaft und unparteiisch auszuüben.

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (2) Bei Übernahme seiner oder ihrer Aufgaben ist er oder sie zur gewissenhaften und unparteiischen Tätigkeit und zur Verschwiegenheit
                                    besonders zu verpflichten. Die Verpflichtung ist aktenkundig zu machen.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 § 20

                                 (Nach § 54) Verschwiegenheitspflicht

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (1) Der oder die ehrenamtlich Tätige hat, auch nach Beendigung seiner oder ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit, über die ihm oder
                                    ihr dabei bekannt gewordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu wahren. Dies gilt nicht für Mitteilungen im dienstlichen
                                    Verkehr oder über Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (2) Der oder die ehrenamtlich Tätige darf ohne Genehmigung über Angelegenheiten, über die er oder sie Verschwiegenheit zu
                                    wahren hat, weder vor Gericht noch außergerichtlich aussagen oder Erklärungen abgeben.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (3) Die Genehmigung, als Zeuge auszusagen, darf nur versagt werden, wenn die Aussage dem kirchlichen Wohl Nachteile bereiten
                                    oder die Erfüllung kirchlicher Aufgaben ernstlich gefährden oder erheblich erschweren würde.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (4) Ist der oder die ehrenamtlich Tätige Beteiligter beziehungsweise Beteiligte in einem gerichtlichen Verfahren oder soll
                                    sein oder ihr Vorbringen der Wahrnehmung seiner oder ihrer berechtigten Interessen dienen, so darf die Genehmigung auch dann,
                                    wenn die Voraussetzungen des Absatzes 3 erfüllt sind, nur versagt werden, wenn ein zwingendes kirchliches Interesse dies erfordert.
                                    Wird sie versagt, so ist dem oder der ehrenamtlich Tätigen der Schutz zu gewähren, den die kirchlichen Interessen zulassen.
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (5) Die Genehmigung nach den Absätzen 2 bis 4 erteilt der Oberkirchenrat.

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 § 21

                                 (Nach § 54) Abberufung

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Personen, die zu ehrenamtlicher Tätigkeit herangezogen worden sind, können von der Stelle, die sie berufen hat, abberufen
                                    werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn der oder die ehrenamtlich Tätige
                                 

                                 
                                    
                                       	
                                           seine oder ihre Pflicht gröblich verletzt oder sich als unwürdig erwiesen hat;

                                       

                                       	
                                           seine oder ihre Tätigkeit nicht mehr ordnungsgemäß ausüben kann.

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 § 22

                                 (Nach § 54) Ausschüsse

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Für Ausschüsse, Beiräte und andere kollegiale Einrichtungen (Ausschüsse) gelten, wenn sie in einem Verwaltungsverfahren tätig
                                    werden, die §§ 23 bis 27, soweit Rechtsvorschriften nichts Abweichendes bestimmen.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 § 23

                                 (Nach § 54) Ordnung in den Sitzungen

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Der oder die Vorsitzende eröffnet, leitet und schließt die Sitzungen; er oder sie ist für die Ordnung verantwortlich.

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 § 24

                                 (Nach § 54) Beschlussfähigkeit

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (1) Ausschüsse sind beschlussfähig, wenn alle Mitglieder geladen und mehr als die Hälfte, mindestens aber drei der stimmberechtigten
                                    Mitglieder anwesend sind. Beschlüsse können auch im schriftlichen Verfahren gefasst werden, wenn kein Mitglied widerspricht.
                                 

                                 (2) Ist eine Angelegenheit wegen Beschlussunfähigkeit zurückgestellt worden und wird der Ausschuss zur Behandlung desselben
                                    Gegenstands erneut geladen, so ist er ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig, wenn darauf in dieser Ladung
                                    hingewiesen worden ist.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 § 25

                                 (Nach § 54) Beschlussfassung

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit gefasst. Bei Stimmengleichheit entscheidet bei offenen Abstimmungen die Stimme des oder
                                    der Vorsitzenden, wenn er oder sie stimmberechtigt ist; sonst gilt Stimmengleichheit als Ablehnung.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 § 26

                                 (Nach § 54) Wahlen durch Ausschüsse

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (1) Gewählt wird, wenn kein Mitglied des Ausschusses widerspricht, durch Zuruf oder Zeichen, sonst durch Stimmzettel. Auf
                                    Verlangen eines Mitglieds ist geheim zu wählen.
                                 

                                 (2) Gewählt ist, wer von den abgegebenen Stimmen die meisten erhalten hat. Bei Stimmengleichheit entscheidet das vom Leiter
                                    oder von der Leiterin der Wahl zu ziehende Los.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 § 27

                                 (Nach § 54) Niederschrift

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Über die Sitzung ist eine Niederschrift zu fertigen. Die Niederschrift muss Angaben enthalten über

                                 
                                    
                                       	
                                           den Ort und den Tag der Sitzung,

                                       

                                       	
                                           die Namen des oder der Vorsitzenden und der anwesenden Ausschussmitglieder,

                                       

                                       	
                                           den behandelten Gegenstand und die gestellten Anträge,

                                       

                                       	
                                           die gefassten Beschlüsse,

                                       

                                       	
                                           das Ergebnis von Wahlen.

                                       

                                    

                                 

                                 Die Niederschrift ist von dem oder der Vorsitzenden und, soweit ein Schriftführer oder eine Schriftführerin hinzugezogen worden
                                    ist, auch von diesem oder dieser zu unterzeichnen.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

            

         

      

      
            Teil V
Verwaltungszustellung
            

         

         
                     § 55
Zustellung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Zustellung von Schriftstücken in Verwaltungsangelegenheiten von Kirchenbehörden, die nach kirchlichen Rechtsvorschriften
                     oder kirchenbehördlicher Anordnung zuzustellen sind, geschieht 
                  

                  
                     
                        	
                            bei der Zustellung durch die Post durch Einschreiben oder durch Postzustellung mit Zustellungsurkunde, 

                        

                        	
                            bei der Zustellung durch die Kirchenbehörde durch Übergabe an den Empfänger oder die Empfängerin; wird die Annahme des Schriftstückes
                              oder die Unterschrift unter das Empfangsbekenntnis verweigert, so gilt das Schriftstück im Zeitpunkt der Weigerung als zugestellt,
                              wenn eine Niederschrift über den Vorgang zu den Akten gebracht ist, 
                           

                        

                        	
                            durch öffentliche Zustellung. 

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Ein elektronisches Dokument kann elektronisch zugestellt werden, soweit der Empfänger oder die Empfängerin hierfür einen
                     Zugang eröffnet hat. Das Dokument ist mit einer qualifizierten elektronischen Signatur nach der eIDAS-Verordnung zu versehen.
                     Zum Nachweis der Zustellung genügt das mit Datum und Unterschrift versehene Empfangsbekenntnis, das an die Kirchenbehörde
                     zurückzusenden ist. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Kirchenbehörde hat die Wahl zwischen den Zustellungsarten nach Absatz 1 Nr. 1 und 2.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 § 28

                                 (Zu § 55) Zustellung durch die Post durch Einschreiben

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (1) Ein Dokument kann durch die Post mittels Einschreiben durch Übergabe oder mittels Einschreiben mit Rückschein zugestellt
                                    werden. Das zuzustellende Dokument ist der Post verschlossen zu übergeben.
                                 

                                 (2) Zum Nachweis der Zustellung genügt der Rückschein. Im Übrigen gilt das Dokument am dritten Tag nach der Aufgabe zur Post
                                    als zugestellt, es sei denn, dass es nicht oder zu einem späteren Zeitpunkt zugegangen ist. Im Zweifel hat die Kirchenbehörde
                                    den Zugang und dessen Zeitpunkt nachzuweisen. Der Tag der Aufgabe zur Post ist in den Akten zu vermerken.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 § 29

                                 (Zu § 55) Postzustellung mit Zustellungsurkunde

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (1) Soll durch die Post mit Zustellungsurkunde zugestellt werden, übergibt die Kirchenbehörde der Post den Zustellungsauftrag,
                                    das zuzustellende Dokument in einem verschlossenen Umschlag und einen vorbereiteten Vordruck einer Zustellungsurkunde.
                                 

                                 (2) Für die Ausführung der Zustellung gelten §§ 177 bis 182 der Zivilprozessordnung entsprechend. Im Fall des § 181 Absatz
                                    1 der Zivilprozessordnung kann das zuzustellende Dokument bei einer von der Post dafür bestimmten Stelle am Ort der Zustellung
                                    oder am Ort des Amtsgerichts, in dessen Bezirk der Ort der Zustellung liegt, niedergelegt werden oder bei der Kirchenbehörde,
                                    die den Zustellungsauftrag erteilt hat, wenn sie ihren Sitz an einem der vorbezeichneten Orte hat. Für die Zustellungsurkunde,
                                    den Zustellungsauftrag, den verschlossenen Umschlag nach Absatz 1 und die schriftliche Mitteilung nach § 181 Absatz 1 Satz
                                    3 der Zivilprozessordnung sind die Vordrucke nach der Zustellungsvordruckverordnung vom 12. Februar 2002 (BGBl. I S. 671, ber. S. 1019) in der jeweils geltenden Fassung zu verwenden.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 § 30

                                 (Zu § 55) Zustellung durch die Kirchenbehörde gegen Empfangsbekenntnis

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 (1) Bei der Zustellung durch die Kirchenbehörde händigt der oder die zustellende Bedienstete das Dokument dem Empfänger oder
                                    der Empfängerin in einem verschlossenen Umschlag aus. Das Dokument kann auch offen ausgehändigt werden, wenn keine schutzwürdigen
                                    Interessen 
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 des Empfängers oder der Empfängerin entgegenstehen. Der Empfänger oder die Empfängerin hat ein mit dem Datum der Aushändigung
                                    versehenes Empfangsbekenntnis zu unterschreiben. Der oder die Bedienstete vermerkt das Datum der Zustellung auf dem Umschlag
                                    des auszuhändigenden Dokuments oder bei offener Aushändigung auf dem Dokument selbst.
                                 

                                 (2) §§ 177 bis 181 der Zivilprozessordnung sind anzuwenden. Zum Nachweis der Zustellung ist in den Akten zu vermerken:

                                 
                                    
                                       	
                                           im Fall der Ersatzzustellung in der Wohnung, in Geschäftsräumen und Einrichtungen nach § 178 der Zivilprozessordnung der
                                             Grund, der diese Art der Zustellung rechtfertigt,
                                          

                                       

                                       	
                                           im Fall der Zustellung bei verweigerter Annahme nach § 179 der Zivilprozessordnung, wer die Annahme verweigert hat und dass
                                             das Dokument am Ort der Zustellung zurückgelassen oder an den Absender oder die Absenderin zurückgesandt wurde sowie der Zeitpunkt
                                             und der Ort der verweigerten Annahme,
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	3.

                                       	
                                           in den Fällen der Ersatzzustellung nach §§ 180 und 181 der Zivilprozessordnung der Grund der Ersatzzustellung sowie wann
                                             und wo das Dokument in einen Briefkasten eingelegt oder sonst niedergelegt und in welcher Weise die Niederlegung schriftlich
                                             mitgeteilt wurde. 
                                          

                                       

                                    

                                 

                                 Im Fall des § 181 Absatz 1 der Zivilprozessordnung kann das zuzustellende Dokument bei der Kirchenbehörde, die die Zustellung
                                    ausführt, niedergelegt werden, wenn diese Kirchenbehörde ihren Sitz am Ort der Zustellung oder am Ort des Amtsgerichts hat,
                                    in dessen Bezirk der Ort der Zustellung liegt.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 56
Zustellung an gesetzliche Vertreter 
oder Vertreterinnen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Bei Geschäftsunfähigen oder beschränkt Geschäftsfähigen ist an ihre gesetzlichen Vertreter oder Vertreterinnen zuzustellen.
                     Gleiches gilt bei Personen, für die ein Betreuer oder eine Betreuerin bestellt ist, soweit der Aufgabenkreis des Betreuers
                     oder der Betreuerin reicht. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Bei kirchlichen Behörden oder Behörden im Sinne des Verwaltungsverfahrensgesetzes des Bundes wird an den Leiter oder die
                     Leiterin der Behörde, bei juristischen Personen, nicht rechtsfähigen Personenvereinigungen und Zweckvermögen an ihre gesetzlichen
                     Vertreter oder Vertreterinnen zugestellt. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Bei mehreren gesetzlichen Vertretern oder Vertreterinnen oder Leitern oder Leiterinnen der Kirchenbehörde genügt die Zustellung
                     an einen oder eine von ihnen. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Der oder die zustellende Bedienstete braucht nicht zu prüfen, ob die Anschrift den Vorschriften der Absätze 1 bis 3 entspricht.
                     
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 § 31

                                 (Zu § 56) Zustellung an gesetzliche Vertreter oder Vertreterinnen

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Behörden im Sinne des Verwaltungsverfahrensgesetzes für Baden-Württemberg stehen Behörden im Sinne des Verwaltungsverfahrensgesetzes
                                    des Bundes gleich.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 57
Zustellung an Bevollmächtigte
                     

                  

                  (1) Zustellungen können an die allgemein oder für bestimmte Angelegenheiten bestellten Bevollmächtigten gerichtet werden.
                     Sie sind an diese zu richten, wenn er oder sie eine schriftliche Vollmacht vorgelegt hat. Ist ein Bevollmächtigter oder eine
                     Bevollmächtigte für mehrere Beteiligte bestellt, so genügt die Zustellung eines Dokuments an ihn oder sie für alle Beteiligten.
                     
                  

                  (2) Einem oder einer Zustellungsbevollmächtigten mehrerer Beteiligter sind so viele Ausfertigungen oder Abschriften zuzustellen,
                     wie Beteiligte vorhanden sind. 
                  

                  (3) Das zuzustellende Schriftstück an kirchliche Behörden oder Behörden im Sinne des Verwaltungsverfahrensgesetzes des Bundes,
                     Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, Rechtsanwälte oder Rechtsanwältinnen, Patentanwälte oder
                     Patentanwältinnen, Notare oder Notarinnen, Steuerberater oder Steuerberaterinnen, Steuerbevollmächtigte, Wirtschaftsprüfer
                     oder Wirtschaftsprüferinnen, vereidigte Buchprüfer oder Buchprüferinnen, Steuerberatungsgesellschaften, Wirtschaftsprüfungsgesellschaften
                     und Buchprüfungsgesellschaften kann auch auf andere Weise, auch elektronisch, gegen Empfangsbekenntnis zugestellt werden.
                     Zum Nachweis der Zustellung genügt das mit Datum und Unterschrift versehene Empfangsbekenntnis, das an die Kirchenbehörde
                     zurückzusenden ist. 
                  

               

               
                     § 58
Heilung von Zustellungsmängeln
                     

                  

                  Lässt sich die formgerechte Zustellung eines Dokuments nicht nachweisen oder ist es unter Verletzung zwingender Zustellungsvorschriften
                     zugegangen, gilt es als in dem Zeitpunkt zugestellt, in dem es dem oder der Empfangsberechtigten tatsächlich zugegangen ist,
                     im Fall des § 57 Absatz 3 in dem Zeitpunkt, in dem der Empfänger oder die Empfängerin das Empfangsbekenntnis zurückgesendet hat. 
                  

               

               
                     § 59
Zustellung im Ausland
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Hält sich der Empfänger oder die Empfängerin im Ausland auf und hat er oder sie keinen bekannten Aufenthaltsort im Inland
                     oder keinen Empfangsbevollmächtigten oder keine Empfangsbevollmächtigte nach § 8, ist das zuzustellende Schriftstück im Ausland zuzustellen, sofern eine Anschrift bekannt ist, an die zugestellt werden kann.
                     
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Eine Zustellung im Ausland erfolgt 
                  

                  
                     
                        	
                            durch Einschreiben mit Rückschein, soweit die Zustellung von Dokumenten unmittelbar durch die Post oder 

                        

                        	
                            durch Übermittlung elektronischer Dokumente nach § 2, soweit dies völkerrechtlich zulässig ist. 
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Zum Nachweis der Zustellung genügt der Rückschein oder das Empfangsbekenntnis nach § 57 Absatz 3 Satz 2. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Kirchenbehörde kann bei der Zustellung nach Absatz 2 anordnen, dass die Person, an die zugestellt werden soll, innerhalb
                     einer angemessenen Frist einen Zustellungsbevollmächtigten oder eine Zustellungsbevollmächtigte benennt, der oder die im Inland
                     wohnt oder dort einen Geschäftsraum hat. Wird kein Zustellungsbevollmächtigter oder keine Zustellungsbevollmächtigte benannt,
                     können spätere Zustellungen bis zur nachträglichen Benennung dadurch bewirkt werden, dass das Dokument unter der Anschrift
                     der Person, an die zugestellt werden soll, zur Post aufgegeben wird. Das Dokument gilt am siebten Tag nach Aufgabe zur Post
                     als zugestellt, wenn nicht feststeht, dass es den Empfänger oder die Empfängerin nicht oder zu einem späteren Zeitpunkt erreicht
                     hat. Die Kirchenbehörde kann eine längere Frist bestimmen. In der Anordnung nach Satz 1 ist auf diese Rechtsfolge hinzuweisen.
                     Zum Nachweis der Zustellung ist in den Akten zu vermerken, zu welcher Zeit und unter welcher Anschrift das Dokument zur Post
                     gegeben wurde. 
                  

               

               
                     § 60
Öffentliche Zustellung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Zustellung kann durch öffentliche Bekanntmachung erfolgen, wenn 
                  

                  
                     
                        	
                            der Aufenthaltsort des Empfängers oder der Empfängerin unbekannt  ist und eine Zustellung an einen Vertreter oder eine Vertreterin
                              oder einen Zustellungsbevollmächtigten oder eine Zustellungsbevollmächtigte nicht möglich ist oder 
                           

                        

                        	
                            sie im Falle des § 59 nicht möglich ist oder keinen Erfolg verspricht. 

                        

                     

                  

                  Die Anordnung über die öffentliche Zustellung trifft die Kirchenbehörde, die das Verwaltungsverfahren betreibt. 

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die öffentliche Zustellung erfolgt durch Bekanntmachung einer Benachrichtigung an der Stelle, die von der obersten Kirchenbehörde
                     hierfür allgemein bestimmt ist.12

                  Die Benachrichtigung muss 

                  
                     
                        	
                            die Kirchenbehörde, für die zugestellt wird, 

                        

                        	
                            den Namen und die letzte bekannte Anschrift des Zustellungsadressaten oder der Zustellungsadressatin, 

                        

                        	
                            das Datum und das Aktenzeichen des Dokuments sowie 

                        

                        	
                            die Stelle, wo das Dokument eingesehen werden kann 

                        

                     

                  

                  erkennen lassen. Die Benachrichtigung muss den Hinweis enthalten, dass das Dokument öffentlich zugestellt wird und Fristen
                     in Gang gesetzt werden können, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. Bei der Zustellung einer Ladung muss die Benachrichtigung
                     den Hinweis enthalten, dass das Dokument eine Ladung zu einem Termin enthält, dessen Versäumung Rechtsnachteile zur Folge
                     haben kann. In den Akten ist zu vermerken, wann und wie die Benachrichtigung bekannt gemacht wurde. Das Dokument gilt als
                     zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung der Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind.
                  

               

            

         

      

      
            Teil VI
Schlussvorschriften
            

         

         
                     § 61
Überleitung von Verfahren
                     

                  

                  Bereits begonnene Verfahren sind nach den Vorschriften dieses Kirchengesetzes zu Ende zu führen. 

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 § 32

                                 (Nach § 61) Verwaltungsvorschriften

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Die zur Durchführung dieses Gesetzes notwendigen Verwaltungsvorschriften13 werden vom Oberkirchenrat erlassen.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 § 33

                                 (Nach § 61) Übergangsvorschrift zu § 13

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 Artikel 229 § 6 Absätze 1 bis 4 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch gilt entsprechend bei der Anwendung des
                                    § 13.
                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 62
Inkrafttreten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung für die Evangelische Kirche in Deutschland am 1. Januar 2010 in Kraft. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung für die jeweilige Gliedkirche oder den jeweiligen gliedkirchlichen Zusammenschluss
                     in Kraft, nachdem diese oder dieser die Zustimmung erklärt hat. Die Zustimmung ist jederzeit möglich. Den Zeitpunkt, zu dem
                     dieses Kirchengesetz in den jeweiligen Gliedkirchen oder dem jeweiligen gliedkirchlichen Zusammenschluss in Kraft tritt, bestimmt
                     der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland durch Verordnung.14

               

               
                     § 63
Außerkrafttreten
                     

                  

                  Die Gliedkirchen und gliedkirchlichen Zusammenschlüsse können dieses Kirchengesetz jederzeit je für ihren Bereich außer Kraft
                     setzen. Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland stellt durch Verordnung fest, dass und zu welchem Zeitpunkt das Kirchengesetz
                     jeweils außer Kraft getreten ist. 
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Zustimmung durch Art. 1 Kirchliches Gesetz zur Einführung eines Kirchlichen Verwaltungsverfahrensrechts vom 24. November 2010 (Abl. 64 S. 234).
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Der Text des Ausführungsgesetzes wird an den entsprechenden Stellen des Gesetzes eingerückt und mittels kleinerer
               Schriftgröße dargestellt.
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 860 u. 861 dieser Sammlung. 
            

         

      

      4
            Red. Anm.: Hierzu bestimmt § 1 der Verwaltungsvorschrift über die Befugnis zur amtlichen Beglaubigung vom 1. Februar 2011
               (Abl. 64 S. 305): „Zur amtlichen Beglaubigung [...] sind befugt: 
               
                  	
                     in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg der Evangelische Oberkirchenrat,

                  

                  	
                     in den Kirchenbezirken die oder der Vorsitzende des Kirchenbezirksausschusses oder ihr oder sein Stellvertreter,

                  

                  	
                     in den Kirchengemeinden die beiden Vorsitzenden des Kirchengemeinderats.“

                  

               

            

         

      

      5
            Red. Anm.: Hierzu bestimmt § 1 der Verwaltungsvorschrift über die Befugnis zur amtlichen Beglaubigung vom 1. Februar 2011
               (Abl. 64 S. 305): „Zur amtlichen Beglaubigung [...] sind befugt: 
               
                  	
                     in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg der Evangelische Oberkirchenrat,

                  

                  	
                     in den Kirchenbezirken die oder der Vorsitzende des Kirchenbezirksausschusses oder ihr oder sein Stellvertreter,

                  

                  	
                     in den Kirchengemeinden die beiden Vorsitzenden des Kirchengemeinderats.“

                  

               

            

         

      

      6
            Red. Anm.: Hierzu bestimmt § 1 der Verwaltungsvorschrift über die Befugnis zur amtlichen Beglaubigung vom 1. Februar 2011
               (Abl. 64 S. 305): „Zur amtlichen Beglaubigung [...] sind befugt: 
               
                  	
                     in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg der Evangelische Oberkirchenrat,

                  

                  	
                     in den Kirchenbezirken die oder der Vorsitzende des Kirchenbezirksausschusses oder ihr oder sein Stellvertreter,

                  

                  	
                     in den Kirchengemeinden die beiden Vorsitzenden des Kirchengemeinderats.“

                  

               

            

         

      

      7
            Red. Anm.: Hierzu bestimmt § 1 der Verwaltungsvorschrift über die Befugnis zur amtlichen Beglaubigung vom 1. Februar 2011
               (Abl. 64 S. 305): „Zur amtlichen Beglaubigung [...] sind befugt: 
               
                  	
                     in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg der Evangelische Oberkirchenrat,

                  

                  	
                     in den Kirchenbezirken die oder der Vorsitzende des Kirchenbezirksausschusses oder ihr oder sein Stellvertreter,

                  

                  	
                     in den Kirchengemeinden die beiden Vorsitzenden des Kirchengemeinderats.“

                  

               

            

         

      

      8
            Red. Anm.: Hierzu bestimmt § 1 der Verwaltungsvorschrift über die Befugnis zur amtlichen Beglaubigung vom 1. Februar 2011
               (Abl. 64 S. 305): „Zur amtlichen Beglaubigung [...] sind befugt: 
               
                  	
                     in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg der Evangelische Oberkirchenrat,

                  

                  	
                     in den Kirchenbezirken die oder der Vorsitzende des Kirchenbezirksausschusses oder ihr oder sein Stellvertreter,

                  

                  	
                     in den Kirchengemeinden die beiden Vorsitzenden des Kirchengemeinderats.“

                  

               

            

         

      

      9
            Red. Anm.: Hierzu bestimmt § 1 der Verwaltungsvorschrift über die Befugnis zur amtlichen Beglaubigung vom 1. Februar 2011
               (Abl. 64 S. 305): „Zur amtlichen Beglaubigung [...] sind befugt: 
               
                  	
                     in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg der Evangelische Oberkirchenrat,

                  

                  	
                     in den Kirchenbezirken die oder der Vorsitzende des Kirchenbezirksausschusses oder ihr oder sein Stellvertreter,

                  

                  	
                     in den Kirchengemeinden die beiden Vorsitzenden des Kirchengemeinderats.“

                  

               

            

         

      

      10
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 20 dieser Sammlung. 
            

         

      

      11
            Red. Anm.: Vgl. § 33 Abs. 3 Satz 2, § 33 Abs. 4 WürttPfG (abgedruckt unter Nr. 440 u. 441 dieser Sammlung) und § 15 Abs. 1 Satz 2, § 15 Abs. 2 Nr. 1 AG KBG.EKD (abgedruckt unter Nr. 650 u. 651 dieser Sammlung).
            

         

      

      12
            Red. Anm.: Hierzu bestimmt § 1 der Verwaltungsvorschrift über die Stelle der öffentlichen Zustellung vom 14. Februar 2011
               (Abl. 64 S. 305): „Die öffentliche Zustellung erfolgt nach § 60 Absatz 2 Satz 1 des Verwaltungsverfahrens- und -zustellungsgesetzes der Evangelischen
               Kirche in Deutschland vom 28. Oktober 2009 (ABl. EKD S. 334, ber. ABl. EKD 2010 S. 296) in der jeweils gültigen Fassung durch Bekanntmachung einer Benachrichtigung im Amtsblatt der Evangelischen Landeskirche
               in Württemberg.“
            

         

      

      13
            Red. Anm.: Vgl. S. 18 bis 21 jeweils Anm. 1 und S. 43 Anm. 1.

         

      

      14
            Red. Anm.: In Kraft getreten für die Evangelische Landeskirche in Württemberg am 1. Januar 2011 (Dritte VO über das Inkrafttreten
               des Verwaltungsverfahrens- und -zustellungsgesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland (VVZG-EKD) vom 3. Dezember 2010
               (ABl. EKD 2010 S. 351).
            

         

      

   
      

      
         915. Kirchliches Gesetz über die Verwaltung in der Landeskirche (Kirchliches Verwaltungsgesetz – KVwG)

      

      
         Vom 9. November 1955

      

      
         (Abl. 36 S. 425), geändert durch Kirchl. Gesetz vom 30. November 2006 (Abl. 62 S. 319, 323), vom 18. Oktober 2019 (Abl. 68 S. 719) vom 24. November 2022 (Abl. 70 S. 429, 437) und vom 24. Oktober 2025 (Abl. 71 Nr. 198)
         

      

      und

      916. Kirchliche Verordnung zur Ausführung des Kirchlichen Verwaltungsgesetzes
(Ausführungsverordnung KVwG – AVO KVwG)1

      Vom 13. Mai 2024

      (Abl. 71 Nr. 39)
      

      
            Erster Teil
Aufgaben
            

         

         
                     § 1
Aufgaben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Verwaltung durch den Oberkirchenrat, die öffentlich-rechtlichen landeskirchlichen Dienste, Werke und Einrichtungen, die
                     Regionalverwaltungen, die Zentrale Gehaltsabrechnungsstelle und sonstige Kirchenbehörden erfolgt in Ausübung kirchlicher öffentlicher
                     Gewalt im Rahmen des kirchlichen Selbstverständnisses und dient der Wahrnehmung der seelsorglichen, pastoralen, diakonischen
                     oder sonstigen kirchlichen Aufgaben nach Maßgabe öffentlich-rechtlicher kirchengesetzlicher Normen, auch wenn im Zusammenhang
                     mit diesen Tätigkeiten Gebühren, Beiträge oder sonstige Abgaben erhoben werden. Gleiches gilt, wenn diese Verwaltungstätigkeiten
                     in Zusammenarbeit mit anderen kirchlichen oder staatlichen juristischen Personen des öffentlichen Rechts erfolgen, insbesondere
                     mit Kirchen anderer Konfession, dem Bund, den Ländern, den Kommunen, öffentlich-rechtlichen Hochschulen, öffentlich-rechtlichen
                     Kammern sowie öffentlich-rechtlichen Stiftungen und Anstalten. Aufgaben, die nicht in den Anwendungsbereich der Sätze 1 und
                     2 fallen, werden durch Verordnung festgelegt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Werden Verwaltungsaufgaben nach § 41 Absatz 4 Satz 7 Kirchengemeindeordnung2, § 20 Absatz 4 Satz 7 Kirchenbezirksordnung3 oder § 4 Absatz 10 Satz 7 Kirchliches Verbandsgesetz4 durch die Landeskirche erledigt, so geschieht dies im Namen der kirchlichen Körperschaft und nach den Beschlüssen und Anordnungen
                     ihrer jeweiligen Organe  (Erledigungsaufgaben), deren Zuständigkeiten zur Beschlussfassung und Fachaufsicht nach den Kirchlichen
                     Gesetzen unberührt bleiben. Gleiches gilt, wenn aufgrund anderer kirchenrechtlicher Bestimmungen Verwaltungsaufgaben für kirchliche
                     Stellen durch die Landeskirche oder für die Landeskirche durch andere öffentlich-rechtliche Körperschaften im Sinne von Absatz
                     1 erledigt werden. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Zum Zwecke der Erledigung der Aufgaben nach Absatz 2 werden der Landeskirche die hierfür erforderlichen personenbezogenen
                     Daten zur Verarbeitung bereitgestellt. Im Umfang der Erledigung kann die Aktenführung bei der Landeskirche erfolgen. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Kirchengemeinden, Kirchenbezirke, Verbände nach dem Kirchlichen Verbandsgesetz und kirchliche öffentlich-rechtliche Stiftungen
                     können im Zusammenhang mit der Aufgabenerledigung nach Absatz 2 Auskunft über die sie betreffenden Angelegenheiten verlangen.
                     Das Auskunftsrecht umfasst auch elektronisch gespeicherte Daten und deren automatisierten Abruf. 
                  

               

            

         

      

      
            Zweiter Teil
Regionalverwaltungen und Zentrale Gehaltsabrechnungsstelle
            

         

         
                     § 2
Regionalverwaltungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Oberkirchenrat errichtet für die Kirchengemeinden, Kirchenbezirke und kirchlichen Verbände Regionalverwaltungen als landeskirchliche
                     Dienststellen mit einem oder mehreren Standorten. Die Regionalverwaltungen sind jeweils für eine Verwaltungsregion zuständig.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 2 Absatz 1 KVwG)

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	1.

                                       	
                                          Die Kirchengemeinden, Kirchenbezirke und kirchlichen Verbände können sich mit ihren Anliegen an eine Ansprechperson der zuständigen
                                             Regionalverwaltung wenden. Die Verbindung zu den Regionalverwaltungen erfolgt in der Regel durch die gesetzlichen Vertreterinnen
                                             und Vertreter der in Satz 1 genannten kirchlichen Körperschaften oder durch deren jeweilige Assistenz der Leitung. Die Ansprechperson
                                             stellt die Weiterleitung an die zuständige Sachbearbeiterin oder den zuständigen Sachbearbeiter sicher. Eine direkte Kontaktaufnahme
                                             mit der zuständigen Sachbearbeiterin oder dem zuständigen Sachbearbeiter ist zulässig. 
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Regionalverwaltung berät die Kirchengemeinden, Kirchenbezirke und kirchlichen Verbände in der Verwaltungsregion bei der
                     Wahrnehmung ihrer Aufgaben.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 2 Absatz 2 KVwG)

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	2.

                                       	
                                          Die Regionalverwaltungen bearbeiten und nutzen Beschwerden auf der Grundlage eines einheitlichen Beschwerdemanagements. Dieses
                                             sieht in aufeinanderfolgenden Schritten zunächst die Befassung in der zuständigen Abteilungsleitung der Regionalverwaltung,
                                             der oder des Bezirksbeauftragten, der Leitung der Regionalverwaltung und der Leitung des für die Regionalverwaltungen zuständigen
                                             Referats im Oberkirchenrat vor (Beschwerdestufen). Beschwerden, für deren Bearbeitung eine andere Beschwerdestufe zuständig
                                             ist, werden durch die Beschwerdestufe, bei der die Beschwerde eingegangen ist, an die zuständige Beschwerdestufe zur Bearbeitung
                                             übermittelt. Der Beschwerdeführerin oder dem Beschwerdeführer ist eine Abgabenachricht zu übermitteln.
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                        
                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Regionalverwaltungen erledigen gegen pauschalierten Kostenersatz für die Kirchengemeinden, Kirchenbezirke und kirchlichen
                     Verbände in der Verwaltungsregion in deren Namen folgende Angelegenheiten und Geschäfte nach den Beschlüssen und Anordnungen
                     der jeweiligen Organe dieser Körperschaften, wenn diese gegenüber dem Oberkirchenrat spätestens sechs Monate im Voraus erklären,
                     dass sie diese Aufgaben ganz oder zum Teil ab einem bestimmten Zeitpunkt nicht mehr selbst wahrnehmen werden:
                  

                  
                     
                        	
                           Aufstellung der Entwürfe der Haushaltspläne und Erstellung der Jahresabschlüsse,

                        

                        	
                           Vollzug von Personalangelegenheiten einschließlich der Personaleinweisung und der Führung der Personalakten,

                        

                        	
                           laufende Vermögensverwaltung,

                        

                        	
                           Kassengeschäfte gemäß § 92 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1, 4 und 5 sowie Satz 3 Haushaltsordnung5,
                           

                        

                        	
                           Wahrnehmung der in einer Verordnung6 gemäß § 39 Absatz 1 Kirchenverfassungsgesetz7 festgelegten weiteren Aufgaben.
                           

                        

                     

                  

                  Satz 1 Nummer 2 und 5 gilt für Wirtschaftsbetriebe der Kirchengemeinden, Kirchenbezirke und kirchlichen Verbände entsprechend.
                     Der Regionalverwaltung können durch öffentlich-rechtlichen Vertrag weitere Aufgaben gegen pauschalierten Kostenersatz übertragen
                     werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Regionalverwaltungen unterstützen die Visitatorin oder den Visitator bei der Prüfung der äußeren Ordnung im Pfarramt
                     und in der Kirchengemeinde im Rahmen der Visitation.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Regionalverwaltungen beraten den Kirchenbezirksausschuss bei der Prüfung der Anträge der Kirchengemeinden auf Zuteilungen
                     aus dem Ausgleichsstock für hilfsbedürftige Kirchengemeinden.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die Leitung einer Regionalverwaltung und der Standorte derselben werden im Benehmen mit den von den Kirchenbezirksausschüssen
                     der im Zuständigkeitsbereich der Regionalverwaltung oder der Standorte liegenden Kirchenbezirke aus ihrer Mitte bestimmten
                     Vertreterinnen und Vertreter vom Oberkirchenrat berufen.
                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 (Zu § 2 Absatz 6 KVwG)

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	3.

                                       	
                                          Das Benehmen wird durch die Möglichkeit der Beteiligung an einer Auswahlkommission hergestellt. 

                                       

                                       	4.

                                       	
                                          Der Auswahlkommission gehören an: 

                                          
                                             
                                                	
                                                   Die oder der Vorsitzende, die oder der vom Oberkirchenrat bestimmt wird.

                                                

                                                	
                                                   Je eine Vertreterin oder je ein Vertreter der im Zuständigkeitsbereich der Regionalverwaltung oder der Standorte liegenden
                                                      Kirchenbezirke, die oder der vom jeweiligen Kirchenbezirksausschuss aus seiner Mitte bestimmt wird. Ist keine Vertreterin
                                                      oder kein Vertreter bestimmt, so wird der Kirchenbezirk durch eine seiner gesetzlichen Vertreterinnen oder einen seine8 gesetzlichen Vertreter vertreten. 
                                                   

                                                

                                                	
                                                   Die Leiterin oder der Leiter des für die Regionalverwaltungen zuständigen Referats im Oberkirchenrat oder eine von ihr oder
                                                      ihm bestimmte Vertreterin oder ein von ihr oder ihm bestimmter Vertreter.
                                                   

                                                

                                             

                                          

                                          Eine Vertreterin oder ein Vertreter des für die Personalverwaltung zuständigen Referats im Oberkirchenrat nimmt beratend teil.

                                          Die Regelungen des Mitarbeitervertretungsgesetzes bleiben hiervon unberührt. 

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 

                              
                              	
                                 
                                    
                                       	5.

                                       	
                                          Die Auswahlkommission ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei Mitglieder anwesend sind. Die Auswahlkommission macht einen
                                             Vorschlag für die Berufung der Leitung der Regionalverwaltung und der Standorte derselben mit der Mehrheit der abgegebenen
                                             Stimmen. Enthält sich ein Mitglied der Abstimmung, so gilt seine Stimme als nicht abgegeben. Jedes Mitglied hat eine Stimme.
                                             Übersteigt die Anzahl der anwesenden Vertreterinnen und Vertreter nach Nummer 4 Buchstabe b die Anzahl der anwesenden Vertreterinnen
                                             und Vertreter des Oberkirchenrats nach Nummer 4 Buchstaben a und c, so ist die Stimme der oder des Vorsitzenden nach Nummer
                                             4 Buchstabe a so zu gewichten, dass zwischen den anwesenden Vertreterinnen und Vertretern der Kirchenbezirke nach Nummer 4
                                             Buchstabe b und den anwesenden Vertreterinnen und Vertretern des Oberkirchenrats nach Nummer 4 Buchstaben a und c Stimmengleichheit
                                             besteht. 
                                          

                                       

                                       	6.

                                       	
                                          Der Oberkirchenrat entscheidet grundsätzlich auf der Grundlage des Vorschlags der Auswahlkommission nach Eignung, Befähigung
                                             und fachlicher Leistung über die Berufung der Leitung einer Regionalverwaltung und der Standorte derselben.
                                          

                                       

                                    

                                 

                              
                           

                        
                     

                  

               

               
                     § 3
Zentrale Gehaltsabrechnungsstelle
                     

                  

                  Beim Oberkirchenrat ist eine Zentrale Gehaltsabrechnungsstelle errichtet, die für die Festsetzung, Anweisung und Auszahlung
                     der Besoldung, Vergütung und sonstigen Geldleistungen an die Pfarrer der Landeskirche, an die Kirchenbeamten und privatrechtlich
                     Angestellten der Landeskirche, der Kirchengemeinden, Kirchenbezirke, Verbände nach dem Kirchlichen Verbandsgesetz und im Rahmen
                     der Übertragung der kirchlichen öffentlich-rechtlichen Stiftungen im Bereich der Landeskirche zuständig ist. Das Nähere kann
                     durch Verordnung nach § 39 Absatz 1 Kirchenverfassungsgesetz9 geregelt werden. 
                  

               

            

         

      

      
            Dritter Teil
Zusammenarbeit
            

         

         
                     § 4
Verwaltungsdaten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Landeskirche, die Kirchenbezirke, die Kirchengemeinden, die Verbände nach dem Kirchlichen Verbandsgesetz und die kirchlichen
                     öffentlichrechtlichen Stiftungen im Bereich der Landeskirche können folgende personenbezogenen Daten ihrer Bediensteten verarbeiten
                     und untereinander zur allgemeinen verwaltungsinternen Einsicht in elektronischen Verzeichnissen bereitstellen, soweit dies
                     zur Funktionsfähigkeit der Verwaltungsnetze erforderlich ist:
                  

                  
                     
                        	
                            Name, Vorname, Namensbestandteile, persönlicher Titel, Amtsbezeichnung,

                        

                        	
                            Bezeichnung der kirchlichen Stelle und der Organisationseinheit,

                        

                        	
                            Daten zur dienstlichen Erreichbarkeit (dienstliche Adresse, Telefon- und Fax-Nummer, E-Mail-Adresse),

                        

                        	
                            Informationen zur zeitlichen Verfügbarkeit während der regelmäßigen Arbeitszeiten sowie

                        

                        	
                            Angaben zum Aufgaben- und Tätigkeitsbereich,

                        

                        	
                            Daten, die im Zusammenhang mit der Erledigung der Aufgaben nach § 1 erhoben werden zum Zwecke der Haushaltsplanung. 
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Oberkirchenrat kann die Kirchenbezirke, die Kirchengemeinden, die Verbände nach dem Kirchlichen Verbandsgesetz und die
                     kirchlichen öffentlich-rechtlichen Stiftungen im Bereich der Landeskirche durch Verordnung nach § 39 Absatz 1 Kirchenverfassungsgesetz10 verpflichten, zum Aufbau von Verwaltungsnetzen Verwaltungsdaten nach Absatz 1 in einer einheitlichen Datenbank bereitzustellen.
                     
                  

               

               
                     § 5
Geschlechtergerechte Sprache
                     

                  

                  Personen- und Funktionsbezeichnungen in diesem Kirchlichen Gesetz sind unabhängig vom  Geschlecht der Bezeichneten.
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         917. Kirchliche Verordnung 
zur Regelung weiterer Erledigungsaufgaben
         

      

      
         Vom 22. Mai 2023 

      

      
         (Abl. 70 S. 538)
         

      

      Gemäß § 25 Absatz 4 Kirchenverfassungsgesetz1, § 60 KGO2 und § 28 KBO3 wird zur Ausführung von § 41 Absatz 4 Satz 3 Nummer 5 KGO4, § 20 Absatz 4 Satz 3 Nummer 5 KBO5 und § 2 Absatz 3 Satz 1 Nummer 5 KVwG6 nach Beratung gemäß § 39 Absatz 1 Kirchenverfassungsgesetz7 verordnet:
      

      
                     § 1
Bestellung von Inklusionsbeauftragten
                     

                  

                  Die Leitung der Regionalverwaltung bestellt einen Inklusionsbeauftragten oder mehrere Inklusionsbeauftragte, der oder die
                     die Dienststellenleitungen derjenigen Kirchengemeinden, Kirchenbezirke und kirchlichen Verbände in der Verwaltungsregion gegen Kostenersatz in Angelegenheiten schwerbehinderter
                     Menschen gemäß § 181 Satz 1 SGB IX verantwortlich vertritt beziehungsweise vertreten, die gegenüber dem Oberkirchenrat spätestens
                     sechs Monate im Voraus erklären, dass sie diese Aufgabe ab einem bestimmten Zeitpunkt nicht mehr selbst erledigen werden.
                  

               

               
                     § 2
Geschlechtergerechte Sprache
                     

                  

                  Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Kirchlichen Verordnung sind unabhängig vom Geschlecht der Bezeichneten.

               

               
                     § 3
Übergangsbestimmung
                     

                  

                  Die vor Inkrafttreten dieser Verordnung bestellten Inklusionsbeauftragten bleiben bis zur Bestellung neuer Inklusionsbeauftragter
                     im Amt.
                  

               

               
                     § 4
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
                     

                  

                  Diese Verordnung tritt am Tag nach der Bekanntmachung in Kraft und tritt am 31. Dezember 2030 außer Kraft.
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         924. Ordnung der Orgelpflege in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg

      

      
         Verordnung des Oberkirchenrats vom 23. Dezember 1997 (Abl. 58 S. 22), geändert durch Verordnung vom 6. August 2024 (Abl. 71 Nr. 60) 
         

      

      Für den Bau und die Pflege von Orgeln in Kirchen und kirchlichen Gebäuden wird aufgrund von § 41 Abs. 2 der Kirchengemeindeordnung1 folgendes verordnet:
      

      
         Inhaltsübersicht

      

      

      
         
            
            
            
         
         
            
               	
                  1.

               
               	
                  Wartung

               
            

            
               	
                  2.

               
               	
                  Instandsetzung

               
            

            
               	
                  3.

               
               	
                  Umbau, Erweiterung und Restaurierung

               
            

            
               	
                  4.

               
               	
                  Neubau

               
            

            
               	
                  5.

               
               	
                  Denkmalschutz und Denkmalpflege

               
            

            
               	
                  6.

               
               	
                  Genehmigung durch den Oberkirchenrat

               
            

            
               	
                  7.

               
               	
                  Orgelsachverständige

               
            

            
               	
                  8.

               
               	
                  Sonstige Bestimmungen, Inkrafttreten, Außerkrafttreten

               
            

            
               	
                  Anlage 1 –

               
               	
                  Unterlagen für die Angebotseinholung

               
            

            
               	
                  Anlage 2 –

               
               	
                  Gebührenordnung für Orgelsachverständige

               
            

            
               	
                  Anlage 3 –

               
               	
                  Orgelbau-Vertrag

               
            

            
               	
                  Anlage 4 –

               
               	
                  Beschaffung anderer Tasteninstrumente

               
            

            
               	
                  Anlage 5 –

               
               	
                  Ordnung der Orgelpflegebereiche und der personellen Zuständigkeit

               
            

         
      

      
            1. Wartung

         

         
            
               
               
            
            
               
                  	
                     1.1

                  
                  	
                     Die (haupt- oder nebenberuflich) angestellten Organistinnen und Organisten sind für die ihnen anvertraute Orgel und deren
                        Wartung verantwortlich. Sie haben über die Instandhaltung des Instruments zu wachen und kleine Schäden, soweit sie dazu in
                        der Lage sind, zu beheben.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     Störungen sind schriftlich festzuhalten und der Orgelbaufirma bei nächster Gelegenheit mitzuteilen, damit sie im Rahmen der
                        Wartung beseitigt werden können.
                     

                  
               

               
                  	
                     1.2

                  
                  	
                     Schäden an und außerhalb der Orgel, soweit sie diese gefährden (z. B. Risse im Mauerwerk, undichtes Dach, undichte Fenster),
                        hat jede Organistin und jeder Organist dem Kirchengemeinderat unverzüglich mitzuteilen.
                     

                  
               

               
                  	
                     1.3

                  
                  	
                     Nehmen die Schäden größere Ausmaße an, oder machen diese in absehbarer Zeit einen Um- oder Neubau erforderlich, werden die
                        oder der zuständige Orgelsachverständige und der Oberkirchenrat vom Kirchengemeinderat benachrichtigt. Die Kirchengemeinde
                        hat für eine rasche und wirksame Beseitigung der Schäden zu sorgen.
                     

                  
               

               
                  	
                     1.4

                  
                  	
                     Die Orgel (Gehäuse, Spieltisch, Motor- und Heizungsschalter) ist verschlossen zu halten.

                  
               

               
                  	
                  	
                     Zutritt ins Innere der Orgel darf Außenstehenden nur im Benehmen mit der angestellten Organistin oder dem angestellten Organisten
                        gestattet werden.
                     

                  
               

               
                  	
                     1.5

                  
                  	
                     Das Beistimmen der Zungenregister gehört in der Regel zu den Pflichten der angestellten Organistinnen und Organisten.

                  
               

               
                  	
                     1.6

                  
                  	
                     Die Orgel soll möglichst jährlich, auf jeden Fall alle zwei Jahre durch eine Orgelbaufirma gewartet und soweit erforderlich
                        gestimmt werden. Es empfiehlt sich, hierüber einen Vertrag abzuschließen.
                     

                  
               

               
                  	
                     1.7

                  
                  	
                     Die Beheizung der Kirche und der Feuchtigkeitsgehalt der Luft sind von der angestellten Organistin oder dem angestellten Organisten
                        zu beobachten. Bei auffallenden Abweichungen vom Normalzustand verständigt die Kirchengemeinde den Oberkirchenrat.
                     

                  
               

            
         

      

      
            2. Instandsetzung

         

         
            
               
               
            
            
               
                  	
                     2.1

                  
                  	
                     Kleine Reparaturen im technischen Bereich der Orgel können von der Kirchengemeinde in eigener Zuständigkeit zur fachgerechten
                        Ausführung an eine Orgelbaufirma vergeben werden.
                     

                  
               

               
                  	
                     2.2

                  
                  	
                     Gehen Maßnahmen an der Orgel über die Behebung von Materialschäden hinaus oder werden weitere Arbeiten, z. B. anläßlich einer
                        Hauptausreinigung oder einer Instandsetzung an der Orgel vorgenommen (Auswechseln eines Registers, Nachintonation usw.), ist
                        die oder der zuständige Orgelsachverständige zur Beratung hinzuzuziehen.
                     

                  
               

               
                  	
                     2.3

                  
                  	
                     Bei größeren Instandsetzungen gelten die Bestimmungen der Nummern 4.2 bis 4.4 entsprechend.

                  
               

            
         

      

      
            3. Umbau, Erweiterung und Restaurierung

         

         
            
               
               
            
            
               
                  	
                     3.1

                  
                  	
                     Bei Umbauten, Erweiterungen und Restaurierungen gilt Nummer 4 entsprechend.

                  
               

               
                  	
                     3.2

                  
                  	
                     Soweit die Maßnahmen auch das Gehäuse und den Prospekt betreffen, ist der Oberkirchenrat zu beteiligen.

                  
               

            
         

      

      
            4. Neubau

         

         
            
               
               
            
            
               
                  	
                     4.1

                  
                  	
                     Planung

                  
               

               
                  	
                     4.1.1

                  
                  	
                     Bei einem Orgelneubau fordert die Kirchengemeinde von der oder dem zuständigen Orgelsachverständigen ein Gutachten über die
                        Aufstellung, die Bauweise und die Disposition des zu erbauenden Instrumentes an. Fragen des Standortes, der Gestaltung und
                        der Akustik sind rechtzeitig mit dem Technischen Referat des Oberkirchenrates zu klären. Hierbei ist zu entscheiden, ob und
                        von wem ein Vorentwurf für das Gehäuse und den Prospekt entwickelt wird (z. B. vom Architekten, von der oder dem Orgelsachverständigen).
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     Sofern Belange des Denkmalschutzes berührt sind (vgl. Nummer 5.1), wird empfohlen, die zuständigen Denkmalschutzbehörden frühzeitig
                        an der Planung zu beteiligen, da unter Umständen eine denkmalschutzrechtliche Genehmigung eingeholt werden muß.
                     

                  
               

               
                  	
                     4.1.2

                  
                  	
                     Bei außerordentlichen Plänen und Fragen des Orgelneubaus behält es sich der Oberkirchenrat vor, weitere Sachverständige hinzuzuziehen.

                  
               

               
                  	
                     4.1.3

                  
                  	
                     Vorschläge Dritter (z. B. der Organistin oder des Organisten, der Bezirkskantorin oder des Bezirkskantors) können die Orgelsachverständigen
                        berücksichtigen.
                     

                  
               

               
                  	
                     4.1.4

                  
                  	
                     Für die Detailplanung der funktionellen und technischen Einordnung der Orgel im Kirchenraum ist ein ständiger Kontakt zwischen
                        den am Bau Beteiligten notwendig.
                     

                  
               

               
                  	
                     4.2

                  
                  	
                     Einholung von Angeboten

                  
               

               
                  	
                     4.2.1

                  
                  	
                     Der Kirchengemeinderat legt die Disposition, die Bauweise, den Standort und die Gestaltung der neuen Orgel fest. Die oder
                        der Orgelsachverständige unterbreitet dem Kirchengemeinderat hierzu einen Vorschlag. Die voraussichtlichen Herstellungskosten
                        werden von der oder dem Orgelsachverständigen ermittelt.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     Orgelneubauten werden freihändig vergeben. Nr. 24 der Ausführungsverordnung zur Haushaltsordnung der Landeskirche wird nicht
                        angewendet2.  Die Angebotseinholung für die freihändige Vergabe soll erst erfolgen, wenn die Kirchengemeinde mindestens die Hälfte der
                        benötigten Mittel abzüglich einer geplanten Darlehensaufnahme tatsächlich angesammelt hat.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     Die Unterlagen für die Angebotseinholung (siehe Anlage 1) fertigt die oder der Orgelsachverständige. Die Kirchengemeinde holt
                        mindestens drei Angebote (einschließlich Vorentwurf für Gehäuse und Prospekt) ein. Den Termin für die Öffnung der Angebote
                        legt der Kirchengemeinderat in Absprache mit der oder dem Orgelsachverständigen fest. Die Öffnung der Angebote erfolgt im
                        Beisein von drei Personen. Über die Öffnung soll eine Niederschrift gefertigt werden, in der die Bieter und die Endbeträge
                        ihrer Angebote festgehalten werden.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     Es ist darauf zu achten, daß im Vergabeverfahren keine Informationen weitergegeben werden, die zu einer Wettbewerbsverzerrung
                        führen können.
                     

                  
               

               
                  	
                     4.2.2

                  
                  	
                     Die eingereichten Angebote sind Eigentum der Bieter. Sie unterliegen dem Urheberrecht. Es ist daher nicht gestattet, Dritten,
                        insbesondere Konkurrenzfirmen, Einblick in die Angebote zu gewähren oder Einzelheiten daraus mitzuteilen.
                     

                  
               

               
                  	
                     4.3

                  
                  	
                     Auftragserteilung

                  
               

               
                  	
                     4.3.1

                  
                  	
                     Die oder der Orgelsachverständige prüft die eingegangenen Angebote anhand der Ausschreibungsunterlagen und legt sie mit einer
                        Stellungnahme dem Kirchengemeinderat zur Entscheidung vor. Der Beschluß über die Vergabe erfolgt üblicherweise in öffentlicher
                        Sitzung, wobei eine Vorberatung in nichtöffentlicher Sitzung möglich ist. Soweit schutzwürdige Belange der Bieter betroffen
                        sind, muß die Beratung in nichtöffentlicher Sitzung stattfinden.
                     

                  
               

               
                  	
                     4.3.2

                  
                  	
                     Sind vor Abschluß des Orgelbauvertrages noch Einzelfragen zu klären, setzt sich die oder der Orgelsachverständige mit der
                        Orgelbaufirma in Verbindung.
                     

                  
               

               
                  	
                     4.3.3

                  
                  	
                     Der Auftrag kann erst erteilt werden, wenn die Genehmigung des Oberkirchenrats sowie ggf. der Denkmalschutzbehörde vorliegen
                        und die Finanzierung gesichert ist. Der Auftrag wird vom Kirchengemeinderat unter Zugrundelegung der Unterlagen für die Angebotseinholung
                        und des Angebotes durch Abschluß eines Orgelbauvertrages erteilt. Die Auftragserteilung soll innerhalb der in den Unterlagen
                        für die Angebotseinholung festgelegten Frist für die Verbindlichkeit der Angebote erfolgen, wobei der Orgelbauvertrag nach
                        dem Muster (Anlage 3) abzuschließen ist. Nicht berücksichtigte Bieter sind unverzüglich zu benachrichtigen. Das gleiche gilt,
                        wenn überhaupt kein Auftrag erteilt wird.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     Die oder der Orgelsachverständige wird von der Kirchengemeinde über die Auftragserteilung informiert. Etwaige Änderungen des
                        Auftrages und Nebenabsprachen bedürfen der Schriftform.
                     

                  
               

               
                  	
                     4.4

                  
                  	
                     Ausführung und Abnahme

                  
               

               
                  	
                     4.4.1

                  
                  	
                     Die oder der Orgelsachverständige haben die Pflicht, sich von der Einhaltung der vertraglichen Festlegungen und der Art der
                        Bauausführung zu vergewissern.
                     

                  
               

               
                  	
                     4.4.2

                  
                  	
                     Die Festlegung der Intonation erfolgt am Aufstellungsort im gegenseitigen Einvernehmen zwischen der oder dem Orgelsachverständigen
                        und der Orgelbaufirma.
                     

                  
               

               
                  	
                     4.4.3

                  
                  	
                     Nach Beendigung aller Arbeiten läßt die Kirchengemeinde in Gegenwart eines Vertreters der Orgelbaufirma die Orgel von der
                        oder dem Orgelsachverständigen prüfen. Den Befund hat die oder der Orgelsachverständige schriftlich als Prüfungsbericht niederzulegen.
                        Eine Mehrfertigung des Prüfungsberichts ist der Orgelbaufirma und dem Oberkirchenrat zu überlassen. Die Vertragspartner haben
                        in strittigen Fällen das Recht, auf eigene Kosten eine Sachverständige oder einen Sachverständigen hinzuzuziehen.
                     

                  
               

               
                  	
                     4.4.4

                  
                  	
                     Wesentliche Abweichungen von dem im Angebot zugrunde gelegten Plan hat die oder der Orgelsachverständige festzustellen und
                        schriftlich festzuhalten. Die Abnahme des Werks durch die Kirchengemeinde darf in solchen Fällen erst erfolgen, wenn die Abweichungen
                        berichtigt sind oder wenn die Kirchengemeinde unter Zustimmung des Oberkirchenrats nach Anhörung des oder der Orgelsachverständigen
                        ihr Einverständnis mit diesen Abweichungen erklärt hat.
                     

                  
               

               
                  	
                     4.4.5

                  
                  	
                     Hat die oder der Orgelsachverständige bei der Prüfung die Erfüllung des Orgelbauvertrages festgestellt und sind etwaige Mängel
                        beseitigt, so findet die Abnahme der Orgel durch die Kirchengemeinde statt.
                     

                  
               

               
                  	
                     4.4.6

                  
                  	
                     Vor Ablauf der Gewährleistungsfrist läßt die Kirchengemeinde die Orgel von der oder dem Orgelsachverständigen und der Organistin
                        oder dem Organisten nochmals überprüfen und veranlaßt, daß die Orgelbaufirma die dabei festgestellten Mängel behebt.
                     

                  
               

               
                  	
                     4.5

                  
                  	
                     Bei der Beschaffung anderer Tasteninstrumente ist die Anlage 4 zu dieser Ordnung zu beachten.

                  
               

            
         

      

      
            5. Denkmalschutz und Denkmalpflege

         

         
            
               
               
            
            
               
                  	
                     5.1

                  
                  	
                     Orgeln mit Denkmalwert sind Instrumente, die im Sinne des Gesetzes zum Schutz der Kulturdenkmale (Denkmalschutzgesetz) Sachen,
                        Sachgesamtheiten und Teile von Sachen sind, an deren Erhaltung aus wissenschaftlichen, künstlerischen oder heimatgeschichtlichen
                        Gründen ein öffentliches Interesse besteht (§ 2 des Gesetzes zum Schutz der Kulturdenkmale vom 6. Dezember 1983, Gesetzblatt
                        Baden-Württemberg Seite 797, zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Juli 1993, GBl. S. 533).
                     

                  
               

               
                  	
                     5.2

                  
                  	
                     Werden anläßlich der Untersuchung einer Orgel (insbesondere zur Vorbereitung einer Maßnahme nach den Nummern 2–4) derartige
                        Merkmale festgestellt, so hat die Kirchengemeinde den Oberkirchenrat zu verständigen, um eine Abklärung mit den zuständigen
                        Denkmalschutzbehörden herbeizuführen.
                     

                  
               

               
                  	
                     5.3

                  
                  	
                     Die Bestimmungen des Denkmalschutzgesetzes sind zu beachten.

                  
               

            
         

      

      
            6. Genehmigung durch den Oberkirchenrat

         

         
            
               
               
            
            
               
                  	
                     6.1

                  
                  	
                     Die Genehmigung des Oberkirchenrats ist einzuholen
                        
                           	
                              zur Instandsetzung von Orgeln, die Kulturdenkmale sind,

                           

                           	
                              zum Umbau, zur Erweiterung und Restaurierung von Orgeln und

                           

                           	
                              zum Neubau von Orgeln.

                           

                        

                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     Bei allen anderen Maßnahmen ist die Genehmigung einzuholen, wenn die Genehmigungsfreigrenzen nach Nummer 79 der Ausführungsverordnung
                        zu § 50 Kirchengemeindeordnung3 überschritten sind.
                     

                  
               

               
                  	
                     6.2

                  
                  	
                     Die Genehmigung ist vor Erteilung des Auftrages an die Orgelbaufirma einzuholen. Dabei sind anzuschließen
                        
                           	
                              der Beschluß des Kirchengemeinderats über die Maßnahme in Form eines Auszuges aus dem Verhandlungsbuch;

                           

                           	
                              der Beschluß des Kirchengemeinderates über den Finanzierungsplan mit einer Stellungnahme der Regionalverwaltung;

                           

                           	
                              eine Äußerung der oder des zuständigen Orgelsachverständigen über den bisherigen Zustand der Orgel, das Gutachten über die
                                 vorgesehenen Maßnahmen und die Stellungnahme zu den vorliegenden Angeboten;
                              

                           

                           	
                              die Angebote der Orgelbaufirmen;

                           

                           	
                              der Entwurf für Gehäuse und Prospekt.

                           

                        

                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     Bei Orgeln, die Kulturdenkmale sind, ist auf diese Eigenschaften hinzuweisen.

                  
               

            
         

      

      
            7. Orgelsachverständige

         

         
            
               
               
            
            
               
                  	
                     7.1

                  
                  	
                     Zur Wahrnehmung der orgelpflegerischen Aufgaben  gemäß dieser Ordnung werden Orgelsachverständige berufen, die die Kirchengemeinden
                        in allen Fragen des Orgelbaus und der Orgelpflege beraten. Die Orgelsachverständigen sind den Kirchengemeinden und dem Oberkirchenrat
                        verantwortlich.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     Sie werden vom Oberkirchenrat nach Beratung durch das Amt für Kirchenmusik für einen oder mehrere Kirchenbezirke bestellt.
                        Sie sind insoweit freiberuflich tätig, sofern nichts anderes vereinbart wird. Sie haben daher für einen eigenen Unfallversicherungsschutz
                        zu sorgen.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     Soweit der Oberkirchenrat für einen begrenzten Haftpflichtversicherungsschutz sorgt, teilt er dies den Orgelsachverständigen
                        mit.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     Ist die Aufgabe eines Orgelsachverständigen für ein Gebiet neu zu vergeben, so soll diese in geeigneter Weise ausgeschrieben
                        werden. Bestellt werden kann nur, wer einer der Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland angehört. Die Bestellung
                        erfolgt für fünf Jahre. Eine Wiederbestellung ist möglich. Die Aufgabe soll über das 65. Lebensjahr hinaus nicht ausgeübt
                        werden.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     Die Orgelsachverständigen haben ihre Aufgaben unparteiisch und gewissenhaft wahrzunehmen. Sie sind verpflichtet, an Tagungen
                        und Besprechungen des Oberkirchenrats sowie an Fortbildungsveranstaltungen teilzunehmen.
                     

                  
               

               
                  	
                  	
                     Verstößt die oder der Orgelsachverständige wiederholt gegen ihre oder seine Pflichten, so ist eine Abberufung möglich.

                  
               

               
                  	
                     7.2

                  
                  	
                     Nummer 7.1 gilt auch für Orgelsachverständige, die vor Inkrafttreten dieser Ordnung bestellt wurden. Ihre Bestellung gilt
                        zunächst für fünf Jahre ab Inkrafttreten dieser Ordnung weiter.
                     

                  
               

               
                  	
                     7.3

                  
                  	
                     Der Oberkirchenrat gibt die Namen der bestellten Orgelsachverständigen und deren Dienstbereiche bekannt (Anlage 5). Bei begründetem
                        Wunsch kann eine Kirchengemeinde anstelle der oder des zuständigen Orgelsachverständigen auch eine andere oder einen anderen
                        der bestellten Orgelsachverständigen im Einvernehmen mit dem Oberkirchenrat zur Beratung heranziehen. Die oder der zuständige
                        Orgelsachverständige wird davon unterrichtet.
                     

                  
               

               
                  	
                     7.4

                  
                  	
                     Die Honorierung der Orgelsachverständigen ist in der Gebührenordnung (Anlage 2) geregelt.

                  
               

            
         

      

      
            8. Sonstige Bestimmungen, Inkrafttreten, Außerkrafttreten

         

         
            
               
               
            
            
               
                  	
                     8.1

                  
                  	
                     Neu- und Umbauten sowie Erweiterungen von Orgeln sind der Gebäude-Feuer- und Elementarschaden-Versicherung zu melden.

                  
               

               
                  	
                     8.2

                  
                  	
                     Die Ordnung der Orgelpflege tritt am 1. April 1998 in Kraft.

                  
               

               
                  	
                  	
                     Gleichzeitig tritt die Verordnung des Evangelischen Oberkirchenrats über die Orgelpflege vom 25. Juli 1979, Amtsblatt 48,
                        Seite 349, außer Kraft.
                     

                  
               

            
         

      

      
            Anlagen

         

         Hier nicht abgedruckt

      

      

      1
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 50 dieser Sammlung. 
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Jetzt Nr. 2 DVO HHO (Nr. 851 dieser Sammlung).
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 51 dieser Sammlung. 
            

         

      

   
      

      
         926. Glockenverordnung 
für die Evangelische Landeskirche in Württemberg 
(Glockenverordnung – GlockenVO)
         

      

      
         Verordnung des Oberkirchenrats vom 21. Dezember 2021

      

      
         (Abl. 70 S. 13)
         

      

      Aufgrund von § 25 Absatz 4 Kirchenverfassungsgesetz und § 41 Absatz 2 Kirchengemeindeordnung wird verordnet:
      

      


      


      Schon im 7. und 8. Jahrhundert hat die christliche Kirche im Abendland die Glocke für ihren Auftrag in Anspruch genommen.
            Die Reformation hat liturgisch begründbare Traditionen aus altkirchlicher Zeit übernommen. Der Gebrauch der Glocken ist ein
            öffentliches Bekenntnis zum Verkündigungsauftrag des Evangeliums. Dazu ist das Läuten der Glocken durch das Grundgesetz (Artikel
            4 Absatz 2 Grundgesetz) geschützt.
         

         Die Glocken begleiten Menschen in ihrem Alltag und laden zu bestimmten Zeiten zum Innehalten ein. Vorrangiger Dienst der läutenden
            Glocke ist ihr Ruf zum Gottesdienst und zum Gebet.
         

         Der Stundenschlag erinnert an das Verrinnen der geschenkten Lebenszeit und ist ein Zeichen für den Beistand Gottes bei Tag
            und Nacht. Das Läuten der Glocken ist hörbarer Ausdruck des Gotteslobes und Teil der geistlichen Musik.
         

         Die sinnvolle, liturgisch wie musikalisch sachgemäße Nutzung der Glocken für den Gottesdienst sowie für das Leben der Gemeinde
            und des einzelnen Christen entspricht der hohen Bedeutung der Glocke. Dazu hat jede Kirchengemeinde eine Läuteordnung zu erstellen.
         

         Die Glocken sind ein lebendiges christliches Kunstwerk und Denkmal, an das technisch und musikalisch hohe Anforderungen gestellt
            werden. Elektronische Ersatzgeläute werden nicht empfohlen. Das historische Erbe liegt im liturgischen Gebrauch der Glocken
            und verbindet die feiernden Gemeinden über die Zeiten hinweg.
         

         Zum Erhalt dieses Gutes dienen Wartung, Pflege und Beratung, welche diese Verordnung regelt.

         
                     1. Erstellung einer örtlichen Läuteordnung

                  

                  Der liturgische Gebrauch des Geläutes und die liturgische Zuordnung der einzelnen Glocken wird in einer örtlichen Läuteordnung
                     geregelt. Diese umfasst das Läuten zu Gottesdiensten, zu täglichen Gebetsund Gedenkzeiten sowie den Uhrschlag.
                  

                  Die örtliche Läuteordnung ist unter Hinzuziehung der oder des landeskirchlichen Glockensachverständigen zu erstellen und dem
                     Oberkirchenrat zur Genehmigung vorzulegen.
                  

                  
                     
                        	1.1

                        	
                            Glockenfunktionen

                           Jeder Glocke wird in Abhängigkeit der Anzahl und Größe der vorhandenen Glocken eine liturgische Funktion nach landeskirchlicher
                              Tradition zugewiesen. Diese werden in einer Handreichung1 näher erläutert.
                           

                           
                              
                                 	
                                    Die Betglocke ruft zum Gebet.

                                 

                                 	
                                    Die Kreuzglocke ruft zum Gedenken an Christi Passion.

                                 

                                 	
                                    Die Taufglocke verkündet den Moment der Taufhandlung.

                                 

                                 	
                                    Die Zeichenglocke kündigt den nahenden Gottesdienst an.

                                 

                                 	
                                    Die Schiedglocke verkündet den Tod eines Gemeindemitglieds.

                                 

                                 	
                                    Die Sonntagsglocke (Dominika) läutet zu Sonnund Feiertagen.

                                 

                              

                           

                           Bei glockenreichen Geläuten können weitere liturgische Funktionen zugeordnet werden.

                        

                        	1.2

                        	
                           Das Läuten

                           
                              
                                 	1.2.1

                                 	
                                    Das Läuten an Werktagen

                                    Das werktägliche Läuten setzt sich aus Gebets- und Kreuzläuten zusammen. Die landeskirchliche Tradition kennt folgende Läutezeiten:

                                    
                                       
                                          	
                                             Morgenläuten bei Tagesanbruch in der Regel bis 7 Uhr

                                          

                                          	
                                             9-Uhr-Läuten

                                          

                                          	
                                             11-Uhr-Läuten

                                          

                                          	
                                             12-Uhr-Läuten

                                          

                                          	
                                             15-Uhr-Läuten

                                          

                                          	
                                             Läuten „gen Abend“ (Vesperläuten) bis spätestens 18 Uhr

                                          

                                          	
                                             Nachtläuten je nach Jahreszeit zwischen 18 und 21 Uhr

                                          

                                       

                                    

                                    Kirchengemeinden sollen mindestens ein drei- bis viermaliges tägliches Gebetszeitläuten anstreben.

                                 

                                 	1.2.2

                                 	
                                    Das Läuten an Sonn- und Feiertagen

                                    Das Läuten an Sonn- und Feiertagen umfasst das vorabendliche Einläuten, das Zeichen- bzw. Vorläuten und das Hauptläuten zum
                                       Gottesdienst. Dabei soll das Kirchenjahr in Abhängigkeit von der Anzahl der vorhandenen Glocken durch differenziertes Gottesdienstläuten
                                       hörbar werden.
                                    

                                    Das Läuten zu den täglichen Gebetszeiten reduziert sich an Sonntagen auf morgens, mittags und abends.

                                 

                                 	1.2.3

                                 	
                                    Das Läuten zu Kasualien und Werktaggottesdiensten

                                    Zu Gottesdiensten, wie z.B. Hochzeiten, Tauffeiern und Beerdigungen, sowie werktäglichen Andachten und Kurzgottesdiensten
                                       sind in der Läuteordnung angemessene Teilgeläute vorzusehen.
                                    

                                 

                                 	1.2.4

                                 	
                                    Das Läuten im Gottesdienst

                                    Während des Gottesdienstes werden das Vaterunser und Taufhandlungen durch Läuten der jeweils dazu bestimmten Glocke zeichenhaft
                                       der Welt verkündet.
                                    

                                 

                                 	1.2.5

                                 	
                                    Das Läuten bei weiteren Anlässen

                                    Das Läuten zu anderen Anlässen als zu Gottesdienst und Gebet für die Evangelischen Kirchengemeinden ist nicht zulässig, soweit
                                       nicht rechtliche Ausnahmen gegeben sind. Insbesondere dürfen die Kirchenglocken nicht zu weltlichen Zwecken und nicht zur
                                       Ehrung von Menschen geläutet werden.
                                    

                                    Der durch das Grundgesetz gewährte Schutz des Läutens als Ausübung der Religionsfreiheit besteht nicht beim Läuten bei nichtliturgischen
                                       Anlässen wie z.B. Vorträgen und nicht kirchlichen Konzerten oder Veranstaltungen.
                                    

                                    Räumt eine Kirchengemeinde anderen Kirchen oder kirchlichen Gemeinschaften eine Kirche für deren Gottesdienste zur Mitnutzung
                                       ein, so kann auch ein Läuten zu diesem Gottesdienst eingeräumt werden, das jedoch vom Geläut zum Gottesdienst der Kirchengemeinde
                                       zu unterscheiden sein soll, um Irritationen der Gemeindeglieder zu vermeiden.
                                    

                                    Ausgeschlossen ist die Einräumung des Geläuts, wenn die andere Kirche oder kirchliche Gemeinschaft nicht der Arbeitsgemeinschaft
                                       Christlicher Kirchen in Baden-Württemberg oder dem ökumenischen Rat der Kirchen angehört oder in der Kirchengemeinde erhebliche
                                       Bedenken gegen die Einräumung des Geläuts auftreten. Die Regelungen der Bestattungsordnung bleiben unberührt.
                                    

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

               

               
                     2. Neuanschaffung, Instandsetzung und Wartung 
von Glocken, Glockenstühlen, Glockenarmaturen und Turmuhrenanlagen
                     

                  

                  
                     
                        	2.1

                        	
                           Neuanschaffung

                           
                              
                                 	
                                    Bei Neuanschaffung von Glocken ist die oder der landeskirchliche Glockensachverständige einzubeziehen. Sie oder er berät in
                                       allen technischen, musikalischen und liturgischen Fragen.
                                    

                                 

                                 	
                                    Die Beschaffung neuer Glocken hat auf der Grundlage ihres oder seines Beratungsberichts zu erfolgen. Es gelten die Haushaltsordnung
                                       und die Vorgaben des Musterausschreibungsformulars des Beratungsausschusses für das Deutsche Glockenwesen in der jeweils geltenden
                                       Fassung. Bei der Herstellung wird aus musikalischen wie künstlerischen Gründen vom traditionellen Lehmformverfahren und einer
                                       Bronzelegierung (78 % Kupfer und 22 % Zinn) ausgegangen.
                                    

                                 

                                 	
                                    Zur Genehmigung hat die Kirchengemeinde einen Finanzierungsplan und den Liefervertrag gemäß § 50 Kirchengemeindeordnung dem Oberkirchenrat vorzulegen. Dies gilt auch bei ganz oder teilweise gestifteten Glocken und Geläuten bzw. bei Beitragspflicht
                                       der bürgerlichen Gemeinde.
                                    

                                 

                                 	
                                    Bei denkmalgeschützten Gebäuden ist die Genehmigung der Maßnahmen bei der zuständigen Denkmalbehörde einzuholen.

                                 

                                 	
                                    Neue Glocken dürfen erst nach Werksprüfung und Abnahme durch die landeskirchliche Glockensachverständige oder den landeskirchlichen
                                       Glockensachverständigen ausgeliefert werden.
                                    

                                 

                                 	
                                    Nach betriebsfertiger Endmontage aller Teile wird die Schlussabnahmeprüfung bei der oder dem landeskirchlichen Glockensachverständigen
                                       empfohlen. Die Abnahme dient der Feststellung einer sachgerechten Arbeit in technischer wie musikalischer Sicht.
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	2.2

                        	
                           Instandsetzung

                           
                              
                                 	
                                    Bei anstehenden Maßnahmen an Glocken, Läuteanlagen (Glockenstuhl, Joch, Klöppel, Läutemaschine), Schallläden und Turmuhren
                                       ist bei der oder dem für den Bezirk zuständigen Glockensachverständigen im Nebenamt, bei Vakanz der Stelle beim Oberkirchenrat,
                                       ein Antrag auf Glockenberatung zu stellen. Bei statisch-dynamischen Problemen am Turm oder bei Neubau von Glockenträgern ist
                                       die Mitwirkung des im Oberkirchenrat für das Bauwesen und die Gemeindeaufsicht zuständigen Dezernats erforderlich.
                                    

                                 

                                 	
                                    Die Einholung von Angeboten hat unter Berücksichtigung des Gutachtens der oder des Glockensachverständigen zu erfolgen. Hierfür
                                       ist das Musterausschreibungsformular des Beratungsausschusses für das Deutsche Glockenwesen in der jeweils geltenden Fassung
                                       zu verwenden.
                                    

                                 

                                 	
                                    Glocken, Armaturen (Klöppel und Joche) und Glockenstuhl bilden eine untrennbare Einheit für die musikalische Wirkung des Geläutes.
                                       Arbeiten daran sollten gesamtverantwortlich von möglichst nur einer Firma ausgeführt werden.
                                    

                                 

                                 	
                                    Bei denkmalgeschützten Gebäuden ist sowohl die Genehmigung der Maßnahmen bei der zuständigen Denkmalbehörde als auch des Oberkirchenrats
                                       einzuholen.
                                    

                                 

                                 	
                                    Im Schweißwerk sanierte Glocken dürfen erst nach Werksprüfung und Abnahme durch die Glockensachverständige oder den Glockensachverständigen
                                       ausgeliefert werden.
                                    

                                 

                                 	
                                    Nach Durchführung aller Maßnahmen wird eine Schlussabnahmeprüfung bei der oder dem Glockensachverständigen empfohlen (vgl.
                                       Ziff. 2.1. Buchstabe f).
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	2.3

                        	
                           Wartung

                           Die regelmäßige Wartung der Glocken- und Turmuhrenanlage durch eine Fachfirma ist aus Sicherheits- und Haftungsgründen vorgeschrieben
                              und Voraussetzung für die Aufrechterhaltung der Gewährleistung. Die Verwaltungsberufsgenossenschaft schreibt eine mindestens
                              einmal jährliche Wartung von Glocken, Läutemaschinen und Turmuhrenanlagen vor.
                           

                           Die Wartung dient der Bestandserhaltung der Glockenanlage, der rechtzeitigen Erkennung von Verschleiß und Schäden sowie der
                              Minimierung des möglichen Reparaturaufwands. Ein Musterwartungsvertrag und das Formular für den Wartungsbericht sind bei dem
                              Beratungsausschuss für das Deutsche Glockenwesen verfügbar.
                           

                           Die Kirchengemeinde ist grundsätzlich für die Verkehrssicherheit im Turm verantwortlich.

                        

                        	2.4

                        	
                           Historische Turmuhrenanlagen

                           Historische mechanische Turmuhrenanlagen sollten möglichst im Vollbetrieb erhalten und fachgerecht gepflegt werden. Sie stellen
                              technische Meisterwerke dar und sind denkmalgeschützte Ausstattungsteile der Kirchen.
                           

                           Kirchengemeinden müssen den Oberkirchenrat über Maßnahmen an Turmuhren oder an Teilen derselben in Kenntnis setzen; denkmalschutzrechtliche
                              Belange sind zu beachten.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     3. Glockenberatung und Glockensachverständige

                  

                  Die Glockenberatung muss von den Kirchengemeinden bei der oder dem für den Bezirk zuständigen Glockensachverständigen im Nebenamt,
                     bei Vakanz der Stelle beim Oberkirchenrat, beantragt werden.
                  

                  Die Glockenberatung basiert auf der Untersuchung der Glocken und Läuteanlagen. Die Glockensachverständigen beraten die Kirchengemeinden
                     in allen Fragen der Instandhaltung, der klanglichen Disposition, der Neubeschaffung von Glocken und Geläuten sowie der Läuteordnung.
                     Zur Beurteilung des Erhaltungszustandes der Glocken werden Messungen und Auswertungen (wie z. B. Aufnahme des musikalischen
                     Fingerabdrucks) empfohlen. Bei Bedarf werden Schallpegelmessungen durchgeführt. Auch bei rein elektroakustischen Glockengeläuten
                     ist eine Beratung einzuholen.
                  

                  Je nach Art des Antrags erfolgt dessen Bearbeitung gemäß der Glockenberatungsverordnung durch die landeskirchliche Glockensachverständige
                     oder den landeskirchlichen Glockensachverständigen oder eine nebenamtliche Glockensachverständige oder einen nebenamtlichen
                     Glockensachverständigen.
                  

               

               
                     4. Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Übergangsregelungen

                  

                  Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2022 in Kraft. Gleichzeitig treten der Erlass des Oberkirchenrats betreffend Geläute und
                     Stundenschläge der Kirchengemeinden vom 21. September 1967 (Abl. 42 S. 326), der Erlass des Oberkirchenrats betreffend Anschaffung
                     und Wartung von Glocken, Glockenstühlen, Glockenarmaturen und Turmuhranlagen vom 20. März 1978 (Abl. 48 S. 105) und der Erlass des Oberkirchenrats betreffend Glockenbeschaffung und Glockenpflege vom 11. Januar 1950
                     (Abl. 34 S. 7), der durch Verordnung vom 2. Mai 2000 (Abl. 59 S. 79, 82) geändert worden ist, außer Kraft.
                  

                  Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens geltenden örtlichen Läuteordnungen bleiben bis zu einer Änderung in Kraft.

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Bekanntmachung des Oberkirchenrats vom 23. Dezember 2021 (Abl. 70 S. 28).
            

         

      

   
      

      
         927. Ordnung über die Durchführung der Beratung in Glockenfragen in den Kirchengemeinden der Landeskirche (Glockenberatungsverordnung
            – GlockenBerVO)
         

      

      
         Verordnung des Oberkirchenrats vom 24. Juni 2008 (Abl. 63 S. 117)
         

      

      Aufgrund von § 41 Abs. 2 Kirchengemeindeordnung1 wird folgendes verordnet:
      

      
                     § 1
Zuordnung der bzw. des landeskirchlichen Glockensachverständigen – Dienst- und Fachaufsicht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der bzw. die landeskirchliche Glockensachverständige ist beim Oberkirchenrat angestellt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Dienst- und Fachaufsicht über den landeskirchlichen Glockensachverständigen liegt beim Oberkirchenrat.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Beratung der Glockensachverständigen im Nebenamt liegt bei der bzw. dem landeskirchlichen Glockensachverständigen.
                  

               

               
                     § 2
Aufgaben der bzw. des landeskirchlichen Glockensachverständigen
                     

                  

                  Die bzw. der landeskirchliche Glockensachverständige hat folgende Aufgaben:
                     
                        	
                           Schulung, Anleitung und Koordination der Beratungsarbeit der nebenamtlichen Glockensachverständigen,

                        

                        	
                           Sicherstellung der Einheitlichkeit der Beratung,

                        

                        	
                           Beratung von Kirchengemeinden bei der Ergänzung vorhandener Geläute, die Abnahme der Glocken, Glockenarmaturen und Glockenstühle
                              sowie Vornahme von Werksprüfungen,
                           

                        

                        	
                           Durchsicht der Beratungsberichte der Glockensachverständigen im Nebenamt,

                        

                        	
                           Durchführung der Dienstbesprechung (mindestens einmal jährlich),

                        

                        	
                           Klären von Grundsatzfragen in Abstimmung mit dem Referat „Bau- und Gemeindeaufsicht, Beratung der Kirchengemeinden“, Durchführung
                              von Schallpegelmessungen und deren Auswertung in immissionsschutzrechtlicher Sicht (z. B. Beurteilung des Geläuts in immissionsschutzrechtlicher
                              Hinsicht),
                           

                        

                        	
                           Mitwirkung an der Überarbeitung der Rechtsgrundlagen für das Glockenwesen,

                        

                        	
                           Fachliche Stellungnahme zu Läuteordnungen der Kirchengemeinden,

                        

                        	
                           Inventarisation der Glocken in der Landeskirche, Herausgabe von Glockeninventaren,

                        

                        	
                           Verbindung zu den Glockensachverständigen anderer Landeskirchen der Evangelischen Kirche Deutschland (EKD) und der katholischen
                              Diözesen in Deutschland sowie zu Fachgremien auf der Ebene der EKD.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 3
Glockensachverständige im Nebenamt
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zuständigkeiten der Glockensachverständigen im Nebenamt
                     
                        	
                           Die Glockensachverständigen im Nebenamt nehmen ihre Aufgabe freiberuflich wahr. Sie erfolgt in der Regel in der Form einer
                              Nebentätigkeit.
                           

                        

                        	
                           Zu ihren Aufgaben gehören unter anderem:
                              
                                 	
                                    Untersuchung der Glocken und Läuteanlage, gegebenenfalls mit Turmuhr sowie des Glockenstuhls einschließlich der Abfassung
                                       eines schriftlichen Berichts,
                                    

                                 

                                 	
                                    Mitwirkung bei der Vorbereitung und Durchführung von Instandsetzungs-, Wartungs- und Reparaturarbeiten,

                                 

                                 	
                                    Unterstützung der Kirchengemeinden bei Kontakten zu staatlichen und kommunalen Behörden,

                                 

                                 	
                                    Klärung von Fragen der Denkmaleigenschaft von Geläuten oder einzelner Teile,

                                 

                                 	
                                    Weitergabe der Berichte an die Auftraggeber (Kirchengemeinden) mit Abschrift an den bzw. die landeskirchliche(n) Glockensachverständige(n),

                                 

                                 	
                                    Teilnahme an den Dienstbesprechungen mit der bzw. dem landeskirchlichen Glockensachverständigen und Vertretern des Oberkirchenrats.

                                 

                              

                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Berufung der Glockensachverständigen im Nebenamt
                     
                        	
                           Der Oberkirchenrat bestellt die freiberuflich tätigen Glockensachverständigen nach Beratung durch das Amt für Kirchenmusik
                              und weist ihnen einen oder mehrere Dienstbezirke, siehe § 3 Abs. 3, zu. Die Bestellung erfolgt auf 5 Jahre. Eine Wiederbestellung
                              ist möglich. Die Aufgabe soll über das 65. Lebensjahr hinaus nicht ausgeübt werden.
                           

                           Die Glockensachverständigen sorgen für ihren eigenen Unfallversicherungsschutz. Soweit der Oberkirchenrat für einen begrenzten
                              Haftpflichtversicherungsschutz sorgt, teilt er dies den Glockensachverständigen mit.
                           

                           Bestellt werden kann, wer einer der Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland angehört.

                           Als Vorbildung ist der Abschluss einer Ausbildung als Diplomkirchenmusiker oder einer anderen vergleichbaren Qualifikation
                              erforderlich. Die Glockensachverständigen haben ihre Aufgaben unparteiisch und gewissenhaft wahrzunehmen. Sie sind verpflichtet,
                              an Tagungen und Besprechungen des Oberkirchenrats sowie an Fortbildungsveranstaltungen teilzunehmen.
                           

                           Der Oberkirchenrat veröffentlicht in geeigneter Weise die Namen der Glockensachverständigen im Nebenamt samt dem zugewiesenen
                              Dienstbereich.
                           

                        

                        	
                           Die Glockensachverständigen im Nebenamt klären vor ihrer Berufung mit ihrem Dienstherrn bzw. ihrem Arbeitgeber die Zulässigkeit
                              der Aufnahme einer Tätigkeit im Nebenamt und teilen dies dem Oberkirchenrat mit; dazu gehört insbesondere die Bereitschaft
                              die Absolvierung der Schulung und Ausbildung zu unterstützen.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Dienstbezirke
                  

                  Für den Bereich der Landeskirche werden Dienstbezirke mit einer ausreichend großen Zahl an Dekanaten zur Durchführung der
                     Glockenberatung durch die Glockensachverständigen im Nebenamt gebildet. Die Einteilung der Dienstbezirke erfolgt durch den
                     Oberkirchenrat.
                  

               

               
                     § 4
Ausbildung der Glockensachverständigen im Nebenamt
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der landeskirchliche Glockensachverständige stellt in Absprache mit der Leiterin bzw. dem Leiter des Amtes für Kirchenmusik
                     und mit der Leiterin bzw. dem Leiter der Bauberatung im Oberkirchenrat das Ausbildungs- und Schulungsprogramm für die Glockensachverständigen
                     im Nebenamt auf.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ziel der Ausbildung ist es, dass die Glockensachverständigen im Nebenamt die Befähigungsnachweise erfüllen, die der Prüfungsausschuss
                     für das Deutsche Glockenwesen festgelegt hat.
                  

               

               
                     § 5
Vergütung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die bzw. der Glockensachverständige im Nebenamt erhält für seine Tätigkeit eine Vergütung nach den nachfolgenden Bestimmungen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ihre bzw. seine gesamte Tätigkeit wird nach Zeitaufwand vergütet, wobei die Fahrtzeit bei einfachen Fahrstrecken über 40 Kilometer
                     mit einer, über 80 Kilometer mit zwei und über 120 Kilometer mit drei Stunden pauschal honoriert werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Stundensatz wird vom Oberkirchenrat festgelegt; er ist identisch mit dem Stundensatz, der für die Orgelsachverständigen
                     gilt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Nebenkosten werden gesondert vergütet. Hierzu zählen z. B. das Kilometergeld, der Aufwand für Porto, Telefon und Sachkosten.
                     Bei der Berechnung des Kilometergeldes sind die Sätze der landeskirchlichen Reisekostenverordnung in der jeweils gültigen
                     Fassung zugrunde zu legen. Die anderen Nebenkosten werden nach Einzelaufstellung oder pauschaliert mit 6 % des Nettohonorars
                     vergütet.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Mit der schriftlichen Bestätigung der Übernahme des Auftrages informiert die bzw. der Glockensachverständige im Nebenamt die
                     Kirchengemeinde schriftlich über die Leistungen, die sie bzw. er erbringen wird und die Höhe des zu erwartenden Honorars für
                     seine Tätigkeit.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Wird im Beratungsprozess deutlich, dass der geschätzte Aufwand z. B. angesichts zusätzlicher Fragestellungen umfangreicher
                     wird, so informiert sie bzw. er umgehend die Kirchengemeinde über die voraussichtlichen Mehraufwendungen.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Für einzelne sich in einem bestimmten Turnus wiederholende Tätigkeiten können für einzelne Dienstbezirke mit Zustimmung des
                     Oberkirchenrats auch pauschalierte Beträge schriftlich vereinbart werden. Die Verträge sind in einem solchen Fall dem Oberkirchenrat
                     über den landeskirchlichen Glockensachverständigen zur Genehmigung vorzulegen.
                  

               

               
                     § 6
Übergangsregelung
                     

                  

                  Die Umsetzung dieser Vorschriften soll schrittweise auf dem Verwaltungsweg erfolgen.

               

               
                     § 7
Inkrafttreten
                     

                  

                  Die Ordnung tritt am 1. Oktober 2008 in Kraft.

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 50 dieser Sammlung.
            

         

      

   
      

      
         930. Archivordnung 
für die Evangelische Landeskirche in Württemberg
         

      

      
         Verordnung des Oberkirchenrats vom 30. September 2025

      

      
         (Abl. 71 Nr. 188)
         

      

      Auf Grund von § 25 Absatz 4 Kirchenverfassungsgesetz1 und § 48 Absatz 2 Kirchengemeindeordnung2 wird verordnet:
      

      
                  Erster Abschnitt
Allgemeines
                  

               

               
                     § 1
Archivwesen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Archivwesen dient dem Nachweis kirchlichen Handelns in der Vergangenheit und hat damit Teil an der Erfüllung des kirchlichen
                     Auftrags. Die Evangelische Landeskirche in Württemberg regelt das Archivwesen im öffentlichen Interesse, im Rahmen ihrer Mitverantwortung
                     für das kulturelle Erbe und im Bewusstsein der rechtlichen Bestimmung sowie dem wissenschaftlichen, geschichtlichen und künstlerischen
                     Aussagegehalt kirchlichen Archivguts.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Träger der kirchlichen Archive haben die notwendigen organisatorischen, technischen und personellen Maßnahmen zu treffen,
                     um die dauernde Aufbewahrung, Erhaltung und Benutzbarkeit des Archivguts zu gewährleisten sowie dessen Schutz vor unbefugter
                     Benutzung, vor Beschädigung oder Vernichtung sicherzustellen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Archivgut ist unveräußerlich.
                  

               

               
                     § 2
Geltungsbereich
                     

                  

                  Diese Verordnung regelt das Archivwesen der Evangelischen Landeskirche in Württemberg einschließlich ihrer Einrichtungen,
                     Dienste und Werke, der Pfarrämter und der Dekanatämter sowie der Kirchengemeinden im Gebiet der Evangelischen Landeskirche in Württemberg.
                  

               

               
                     § 3
Begriffsbestimmungen
                     

                  

                  Im Sinne dieses Gesetzes ist oder sind

                  
                     
                        	
                           Angehörige: Ehegatten, eingetragene Lebenspartnerinnen und Lebenspartner sowie Kinder, Enkelkinder, Großeltern, Eltern und
                              Geschwister der Betroffenen; 
                           

                        

                        	
                           Archivgut: Unterlagen, die archivreif sind und für die die Archivwürdigkeit festgestellt und über die dauerhafte Übernahme
                              entschieden wurde;
                           

                        

                        	
                           Archivierung: Archivierung umfasst die Erfassung, Bewertung, Übernahme, Erhaltung, Erschließung, Verwahrung, Nutzbarmachung
                              und Auswertung von Archivgut nach archivwissenschaftlichen Standards;
                           

                        

                        	
                           Archivreife: archivreif sind Unterlagen, deren Aufbewahrungsfrist abgelaufen ist oder die für die Erfüllung der Aufgaben der
                              laufenden Verwaltung nicht mehr ständig benötigt werden; 
                           

                        

                        	
                           Archivwürdigkeit: archivwürdig sind Unterlagen, die bleibenden Wert haben, insbesondere

                           
                              
                                 	
                                    für die kirchliche Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtsprechung, 

                                 

                                 	
                                    aufgrund ihrer kirchlichen, politischen, rechtlichen, sozialen, wirtschaftlichen oder kulturellen Bedeutung für das Verständnis
                                       von Geschichte und Gegenwart, 
                                    

                                 

                                 	
                                    wenn eine Rechtsvorschrift oder Vereinbarung die dauernde Aufbewahrung vorsieht sowie

                                 

                                 	
                                    Programme, die zur Lesbarkeit von Daten notwendig sind; dazu gehören insbesondere die Kirchenbücher und Kirchenregister, die
                                       von den Pfarrämtern und sonstigen kirchenbuch- und kirchenregisterführenden Stellen verwahrt und geführt werden; 
                                    

                                 

                              

                           

                        

                        	
                           Betroffene: bestimmte oder bestimmbare natürliche Personen, zu denen Informationen vorliegen;

                        

                        	
                           Bewertung: die Feststellung der Archivwürdigkeit des Archivguts durch das zuständige Archiv; 

                        

                        	
                           Entstehung: der Zeitpunkt der letzten inhaltlichen Bearbeitung der Unterlagen eines Vorgangs;

                        

                        	
                           Unterlagen: Schriftgut und Daten jeder Art, unabhängig von ihrer physikalischen Natur, der Art ihrer Entstehung, Aufbewahrung
                              und Speicherung;
                           

                        

                        	
                           Zwischenarchivgut: Unterlagen, die das Archiv vor Ablauf der Aufbewahrungsfristen vorläufig übernommen hat; Unterlagen aus
                              dem Zwischenarchiv, deren Aufbewahrungsfristen bereits abgelaufen sind, aber ihr bleibender Wert noch nicht festgestellt worden
                              ist, werden wie Archivgut behandelt.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 4
Kirchliche Archive und ihre Aufgaben
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Evangelische Landeskirche in Württemberg sowie die Kirchengemeinden errichten und unterhalten kirchliche Archive. Mit
                     Zustimmung des Oberkirchenrats können gemeinsame Archive eingerichtet werden. Auch andere kirchliche Rechtsträger können kirchliche
                     Archive errichten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die kirchliche Archivverwaltung gliedert sich in das Archivwesen der Landeskirche mit dem Evangelischen Archiv Baden und
                     Württemberg und den Archiven der Dekanat- und Pfarrämter, die Archive der Kirchengemeinden und weitere kirchliche Archive.
                     
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Kirchliche Archive haben die Aufgabe, das Archivgut aus ihrem Zuständigkeitsbereich aufzunehmen. Archivgut aus privater Herkunft
                     kann aufgenommen werden, soweit dies im kirchlichen Interesse liegt. 
                  

               

            

            
                  Zweiter Abschnitt 
Das Archivwesen der Landeskirche
                  

               

               

               
                     § 5
Evangelisches Archiv Baden und Württemberg
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Das Evangelische Archiv Baden und Württemberg ist für alle Aufgaben des Archivwesens der Evangelischen Landeskirche in Württemberg
                     einschließlich ihrer Einrichtungen, Dienste und Werke zuständig. Es ist Teil des Evangelischen Oberkirchenrats.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Evangelische Archiv Baden und Württemberg fördert die Erforschung und Vermittlung des Archivguts und leistet dazu eigene
                     Beiträge. Es nimmt Aufgaben im Rahmen der Aus- und Fortbildung wahr. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Das Evangelische Archiv Baden und Württemberg berät und unterstützt alle landeskirchlichen Einrichtungen, Dienste und Werke
                     sowie die Kirchengemeinden, Kirchenbezirke, Kirchlichen Verbände und kirchlichen Stiftungen des öffentlichen Rechts der evangelischen
                     Landeskirchen in Baden und Württemberg bei der Schriftgutverwaltung, der Errichtung und Erhaltung ihrer Archive und bei der
                     Archivierung.  Dies gilt insbesondere bei der Einführung neuer oder bei wesentlichen Änderungen bestehender elektronischer
                     Systeme und Verfahren. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Das Evangelische Archiv Baden und Württemberg verwahrt die Originale der Kirchenbücher, die bis 1875 von den württembergischen
                     Pfarrämtern zu führen waren. Das Evangelische Archiv Baden und Württemberg kann in begründeten Fällen Ausnahmen hiervon zulassen.
                     
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Das Evangelische Archiv Baden und Württemberg kann auf Anfrage Unterlagen von anderen Rechtsträgern und von Privaten als
                     Archivgut oder Zwischenarchivgut übernehmen und für im kirchlichen oder öffentlichen Interesse liegende Archivzwecke verarbeiten,
                     sofern daran ein kirchliches oder öffentliches Interesse besteht. Die Übernahme darf sich auch auf solche Aufzeichnungen erstrecken,
                     die personen- und unternehmensbezogene Informationen enthalten oder einem besonderen Geheimnis unterliegen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Das Evangelische Archiv Baden und Württemberg kann weitere Aufgaben übernehmen, sofern daran ein kirchliches Interesse besteht.
                  

               

               
                     § 6
Archive der Dekanatämter und Pfarrämter
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Bei den Dekanat- und Pfarrämtern der Evangelischen Landeskirche in Württemberg bestehen Dekanats- und Pfarrarchive. Die Bestände,
                     ob verzeichnet oder unverzeichnet, sind Teil des Inventars des Dekanatsamts oder der Pfarrstelle.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Stelleninhaberin oder der Stelleninhaber ist für die ordnungsgemäße Verwaltung des Archivs verantwortlich. In archivarischen
                     Sachfragen nimmt sie oder er die Beratung und Hilfe des Evangelischen Archivs Baden und Württemberg in Anspruch.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Dekaninnen und Dekane und die Pfarrerinnen und Pfarrer sind verantwortlich für die Erhaltung und sachgemäße Unterbringung
                     des Archivs.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Dekaninnen und Dekane und die Pfarrerinnen und Pfarrer entscheiden über die Benutzung des betreffenden Archivs. In Zweifelsfällen
                     ist die Entscheidung des Evangelischen Archivs Baden und Württemberg einzuholen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Bei der Amtsübernahme ist das Archiv ordnugsgemäß nach den Bestimmungen der Verordnung des Oberkirchenrats über die Prüfung
                     der Pfarramtsausstattung bei Stellenwechsel zu übergeben und die Übergabe zu dokumentieren. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Im Rahmen der Hauptvisitation und der Zwischenvisitation prüft die Visitatorin oder der Visitator die Führung der Pfarrarchive
                     gemäß Nummer 20 Satz 1 der Ausführungsbestimmungen zur Visitationsordnung. 
                  

               

               
                     § 7
Aufsicht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Leitung des im Evangelischen Oberkirchenrat für das Archivwesen zuständigen Referats führt in Archivangelegenheiten die
                     Fach- und Rechtsaufsicht über die in §§ 5 und 6 genannten kirchlichen Archive und sorgt für die Wahrung des gesamtkirchlichen
                     Interesses.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Im Rahmen der Fachaufsicht ist der Evangelische Oberkirchenrat berechtigt, die kirchlichen Archive und das Registraturgut
                     zu überprüfen und Verfügungen zum Schutz und Erhalt des Archiv- und Registraturguts zu treffen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Veränderungen und Verlagerungen von kirchlichem Archivgut der in §§ 5  und 6 genannten kirchlichen Archive bedürfen der Genehmigung durch den Evangelischen Oberkirchenrat.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Bei Gefahr im Verzug für Archivgut kann der Evangelische Oberkirchenrat die zur Sicherung und Bergung des Archivgutes der
                     in §§ 5 und 6 genannten kirchlichen Archive notwendigen Maßnahmen treffen.
                  

               

               
                     § 8 
Anbietung und Abgabe von Unterlagen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Sämtliche archivreife Unterlagen, unabhängig von der Art ihrer Speicherung, sind dem zuständigen Archiv unverzüglich und
                     unverändert anzubieten und zu übergeben, soweit nicht eine Ermächtigung des Evangelischen Archivs Baden und Württemberg zur
                     eigenständigen Vernichtung von genau bezeichneten Unterlagen vorliegt. Vor der Bewertung dürfen Unterlagen ohne Zustimmung
                     des Evangelischen Archivs Baden und Württemberg nicht vernichtet werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Unterlagen, die für die Erfüllung der Aufgaben nicht mehr benötigt werden, sind unabhängig von einer Aufbewahrungspflicht
                     spätestens dreißig Jahre nach der letzten inhaltlichen Bearbeitung dem Evangelischen Archiv Baden und Württemberg zur Bewertung
                     anzubieten.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Werden kirchliche Rechtsträger aufgehoben oder zusammengelegt, sind ihre Unterlagen geschlossen dem Rechtsnachfolger oder
                     dem zuständigen kirchlichen Archiv anzubieten. Soweit keine Rechtsnachfolge vorliegt, kann das Archiv vom Evangelischen Archiv
                     Baden und Württemberg übernommen werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Unterlagen, welche das zuständige Archiv als nicht archivwürdig bewertet hat, können durch die anbietungspflichtige Stelle
                     vernichtet werden, wenn nicht Vorschriften weitere Aufbewahrungsfristen bestimmen. Nicht archivwürdige Unterlagen, die nicht
                     vernichtet wurden, sind durch die anbietungspflichtige Stelle gesondert zu lagern und zu kennzeichnen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Kirchliche Rechtsträger, die über kein eigenes Archiv verfügen, das archivfachlichen Ansprüchen genügt, können Unterlagen,
                     die sie zur Erfüllung ihrer Aufgaben nicht mehr benötigen, dem Evangelischen Archiv Baden und Württemberg anbieten. Das Evangelische
                     Archiv Baden und Württemberg hat das angebotene Archivgut zu bewerten, zu übernehmen, zu verwahren, zu erhalten, zu erschließen
                     und allgemein nutzbar zu machen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Für die Erschließung und Verwahrung des Archivgutes nach Absatz 5 kann die Erstattung anfallender Kosten gemäß § 14 geltend
                     gemacht werden.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Zur Feststellung des bleibenden Werts ist den Mitarbeitenden des Evangelischen Archivs Baden und Württemberg Einsicht in
                     die nach Maßgabe des Absatzes 1 anzubietenden Unterlagen und die dazugehörigen Registraturhilfsmittel zu gewähren. Wird der
                     bleibende Wert der Unterlagen festgestellt, hat die anbietende Stelle die Unterlagen mit Ablieferungsverzeichnissen an das
                     Evangelische Archiv Baden und Württemberg abzugeben. Das Evangelische Archiv Baden und Württemberg kann auf die Anbietung
                     und Abgabe von Unterlagen ohne bleibenden Wert verzichten.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Unterlagen, denen kein bleibender Wert zukommt, sind zu vernichten. Hierüber ist ein Kassationsprotokoll zu erstellen. Es
                     sind die vom Evangelischen Oberkirchenrat vorgegebenen Muster zu verwenden. Im Falle elektronischer Unterlagen sind diese
                     bei der abgebenden Stelle nach dem Stand der Technik zu löschen.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                         Die Form der Übermittlung und das Datenformat richten sich nach den für die Verwaltung in der Landeskirche verbindlich festgelegten
                     Standards. Sofern für die Form der Übermittlung und das Datenformat kein Standard für die Verwaltung in der Landeskirche verbindlich
                     festgelegt wurde, sind diese im Einvernehmen mit der abgebenden Stelle festzulegen. 
                  

                  
                        (
                        10
                        )
                         Elektronische Unterlagen, die einer laufenden Aktualisierung unterliegen, sind unter den Voraussetzungen der Absätze 1 bis
                     3 zu bestimmten, einvernehmlich zwischen Evangelischem Archiv Baden und Württemberg und abgebender Stelle festzulegenden Stichtagen
                     ebenfalls anzubieten.
                  

               

               
                     § 9 
Anbietung und Abgabe von Unterlagen, die einer Löschungspflicht unterliegen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Dem zuständigen Archiv sind auch Unterlagen zur Übernahme anzubieten, die aufgrund der Bestimmungen des EKD-Datenschutzgesetzes oder anderer Rechtsvorschriften der Geheimhaltung unterliegen oder gelöscht werden müssen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Durch den Übergang an das Archiv gelten die Unterlagen als gelöscht oder vernichtet. 
                  

               

               
                     § 10
Benutzung von Archivgut
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Jede Person hat nach Maßgabe dieser Verordnung nach Ablauf der Schutzfristen ein Recht auf Nutzung von Archivgut.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Benutzung von Archivgut ist zu beantragen. Mit dem Antrag verpflichtet sich die antragstellende Person, die als Anlage
                     1 beigefügte Benutzungsordnung einzuhalten. Zugleich verpflichtet sie sich, bei der Auswertung von Erkenntnissen aus dem kirchlichen
                     Archivgut Persönlichkeits- und Urheberrechte sowie sonstige schutzwürdige Belange Dritter zu achten. Im Falle einer Verletzung
                     dieser Rechte und Belange haftet die benutzende Person.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die abgebende Stelle oder ihre Rechts- und Funktionsnachfolger haben im Rahmen ihrer Zuständigkeit das Recht, das von Ihnen
                     an das Archiv übergebene Archivgut nach Maßgabe dieser Verordnung und der Benutzungsordnung zu nutzen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Benutzung ist einzuschränken oder zu versagen, soweit
                  

                  
                     
                        	
                           Grund zu der Annahme besteht, dass der Evangelischen Landeskirche in Württemberg, der Evangelischen Kirche in Deutschland,
                              der Evangelischen Landeskirche in Baden oder einer anderen Gliedkirche oder einem der gliedkirchlichen Zusammenschlüsse wesentliche
                              Nachteile entstehen,
                           

                        

                        	
                           Grund zu der Annahme besteht, dass schutzwürdige Belange Betroffener oder Dritter entgegenstehen,

                        

                        	
                           die antragstellende Person gegen archivrechtliche Bestimmungen oder Nebenbestimmungen verstoßen hat,

                        

                        	
                           der Erhaltungszustand des Archivguts beeinträchtigt würde oder einer Benutzung entgegensteht, 

                        

                        	
                           durch die Benutzung ein nicht vertretbarer Verwaltungsaufwand entstehen würde,

                        

                        	
                           Vereinbarungen mit gegenwärtigen oder früheren Eigentümern entgegenstehen oder

                        

                        	
                           der mit der Benutzung verfolgte Zweck durch die Einsichtnahme in Quellenveröffentlichungen, Reproduktionen, Druckwerke und
                              andere Sekundärquellen erreicht werden kann.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Entscheidung über die Einschränkung oder Versagung der Nutzung trifft das Archiv, das für die betreffenden Akten zuständig
                     ist. Im Zweifel entscheidet das Evangelische Archiv Baden und Württemberg. 
                  

               

               
                     § 11
Schutzfristen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Archivgut darf frühestens 30 Jahre nach der letzten vorgangsbezogenen inhaltlichen Bearbeitung der Unterlagen freigegeben
                     werden. Archivgut, das Rechtsvorschriften über die Geheimhaltung unterliegt, darf frühestens 60 Jahre nach Entstehung der
                     Unterlagen genutzt werden. Die in Satz 1 und 2 genannten Schutzfristen gelten nicht für Archivgut, das bei seiner Entstehung
                     zur Veröffentlichung bestimmt oder der Öffentlichkeit zugänglich war.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Unbeschadet des Absatzes 1 gilt für die Benutzung von Archivgut, das sich nach seiner Zweckbestimmung oder nach seinem wesentlichen
                     Inhalt auf natürliche Personen bezieht (personenbezogenes Archivgut)
                  

                  
                     
                        	
                           eine Schutzfrist von zehn Jahren nach dem Tod der betroffenen Person oder Personen,

                        

                        	
                           bei denen das Todesjahr nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand festzustellen ist, eine Schutzfrist von 100 Jahren
                              nach der Geburt der betroffenen Person oder Personen,
                           

                        

                        	
                           bei denen weder Todes- noch Geburtsjahr mit verhältnismäßigem Aufwand feststellbar sind, eine Schutzfrist von 60 Jahren nach
                              der letzten inhaltlichen Bearbeitung der Unterlagen.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die in Absatz 2 Nummern 1 bis 3 festgelegten Schutzfristen gelten auch bei der Benutzung durch kirchliche Rechtsträger. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Schutzfristen nach Absatz 2 sind nicht auf Archivgut anzuwenden, das sich auf Amtsträger in Ausübung ihrer Ämter und
                     auf Personen der Zeitgeschichte bezieht, es sei denn ihr schutzwürdiger privater Lebensbereich ist betroffen. 
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Für die Nutzung von Archivgut durch den Rechtsträger, bei dem es entstanden ist oder der es abgegeben hat, gelten die Sperrfristen
                     der Absätze 1 bis 4 nicht, es sei denn, dass das Archivgut durch diese Stellen auf Grund von Rechtsvorschriften hätte gesperrt
                     oder vernichtet werden müssen.
                  

               

               
                     § 12
Verkürzung oder Verlängerung von Schutzfristen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Schutzfristen können vom zuständigen Archiv auf Antrag verkürzt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die personenbezogenen Schutzfristen nach § 10 Absatz 2 können nur verkürzt werden, sofern
                  

                  
                     
                        	
                           die Betroffenen in die Nutzung eingewilligt haben oder

                        

                        	
                           im Falle des Todes der Betroffenen deren Rechtsnachfolger in die Nutzung eingewilligt haben.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Liegt keine Einwilligung vor, kann das zuständige Archiv die Schutzfristen nach § 10 Absatz 2 verkürzen, wenn 
                  

                  
                     
                        	
                           die Nutzung für ein wissenschaftliches Forschungs- oder Dokumentationsvorhaben oder zur Wahrnehmung berechtigter Belange unerlässlich
                              ist, die im überwiegenden Interesse einer anderen Person oder Stelle liegen, und 
                           

                        

                        	
                           eine Beeinträchtigung schutzwürdiger Belange Betroffener oder ihrer Angehörigen durch angemessene Maßnahmen oder das Einholen
                              von Verpflichtungserklärungen ausgeschlossen werden kann.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Das zuständige Archiv kann Schutzfristen im Benehmen mit dem Evangelischen Archiv Baden und Württemberg verlängern, wenn
                     dies im kirchlichen Interesse liegt oder wenn schutzwürdige Belange des Betroffenen dies erfordern.
                  

               

               
                     § 13
Rechte Betroffener
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Betroffene haben unabhängig von den Schutzfristen das Recht, Auskunft über die im Archiv zu ihrer Person enthaltenen Angaben
                     zu erhalten. Anstelle der Auskunft kann Einsicht in das Archivgut gewährt werden, soweit schutzwürdige Belange Dritter angemessen
                     berücksichtigt werden und keine Gründe für eine Einschränkung oder Versagung der Nutzung entgegenstehen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Bestreitet eine betroffene Person die Richtigkeit ihrer personenbezogenen Daten, ist ihr die Möglichkeit einer Gegendarstellung
                     einzuräumen. Die Möglichkeit einer Gegendarstellung ist den Angehörigen einer verstorbenen Person einzuräumen, wenn diese
                     ein berechtigtes Interesse daran geltend machen. Dies gilt nicht, wenn die betroffene Person eine anderweitige Verfügung hinterlassen
                     hat. Die Gegendarstellung ist dem Archivgut beizufügen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Rechtsansprüche auf Berichtigung personenbezogener Angaben bleiben unberührt, richten sich jedoch gegen die Stelle, bei der
                     die Unterlagen entstanden sind. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Wird die Unrichtigkeit personenbezogener Daten festgestellt, so ist dies berichtigend im Archivgut zu vermerken oder auf
                     sonstige Weise so festzuhalten, dass der Hinweis bei der Benutzung eines Archivguts nicht übersehen werden kann.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Der Anspruch auf Auskunft oder Einsichtnahme kann aus den in § 10 Absatz 4 genannten Gründen eingeschränkt werden. In diesem Fall ist dem Auskunfts- und Einsichtnahmerecht in dem Umfang stattzugeben,
                     in dem der Zugang ohne Preisgabe der nach Maßgabe von § 10 Absatz 4 zu schützenden Informationen und ohne unverhältnismäßigen Verwaltungsaufwand möglich ist.
                  

               

               
                     § 14
Gebühren und Auslagen
                     

                  

                  Das Evangelische Archiv Baden und Württemberg kann für seine Inanspruchnahme und die Benutzung des in seinem Besitz befindlichen Archivguts einschließlich der Kirchenbücher und Kirchenregister Gebühren und Auslagen erheben.
                     Das Nähere regelt die vom Evangelischen Oberkirchenrat erlassene Gebührenordnung (siehe Anlage 2). 
                  

               

            

            
                  Dritter Abschnitt
Archive der Kirchengemeinden
                  

               

               
                     § 15
Anzuwendende Bestimmungen
                     

                  

                  Für die Archive der Kirchengemeinden im Gebiet der Evangelischen Landeskirche in Württemberg gelten die Bestimmungen der §§ 3, 4, 6, 10 und 11 entsprechend. 
                  

               

               
                     § 16 
Aufsicht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Leitung des im Evangelischen Oberkirchenrat für das Archivwesen zuständigen Referats führt in Archivangelegenheiten die
                     Fach- und Rechtsaufsicht über die Archive der Kirchengemeinden. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Kirchengemeinden können ihr Archivgut aufgrund eines Vertrages mit Genehmigung durch den Evangelischen Oberkirchenrat nach
                     Nummer 70 der Ausführungsverordnung KGO einem anderen kirchlichen Archiv übergeben. 
                  

               

            

            
                  Vierter Abschnitt
Weitere kirchliche Archive
                  

               

               
                     § 17
Anzuwendende Bestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Kirchenbezirke, Kirchlichen Verbände und kirchlichen Stiftungen des öffentlichen Rechts können Archive nach Maßgabe ihrer
                     jeweiligen Bestimmungen führen, sofern diese Verordnung keine abweichende Regelung trifft. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für die Aufgaben des Archivwesens der Evangelischen Seminarstiftung und der Schulstiftung der Evangelischen Landeskirche
                     in Württemberg ist das Evangelische Archiv Baden und Württemberg zuständig. 
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Bei der Einführung neuer Fachverfahren und Systeme für die in Absatz 1 genannten Rechtsträger dürfen nur die vom Evangelischen
                     Oberkirchenrat geprüften und freigegebenen Verfahren und Programme eingesetzt werden (§ 6 Absatz 1 Satz 2 Datenschutzdurchführungs- und -ergänzungsverordnung). 
                  

               

               
                     § 18
Aufsicht
                     

                  

                  Die Leitung des im Evangelischen Oberkirchenrat für das Archivwesen zuständigen Referats führt in Archivangelegenheiten die
                     Fach- und Rechtsaufsicht über die Archive der Kirchenbezirke und der Kirchlichen Verbände.
                  

               

            

         

      

      
            Anlage 1 
(zu § 10 Absatz 2)
            

         

         
            Benutzungsordnung

         

         
                     § 1
Geltungsbereich
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Diese Benutzungsordnung gilt für das Evangelische Archiv Baden und Württemberg (im Folgenden: Archiv).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Sie gilt nicht für
                  

                  
                     
                        	
                           online veröffentlichtes Archivgut oder online veröffentlichte Reproduktionen von Archivgut und

                        

                        	
                           für Archivgut, das durch die abgebende Stelle für amtliche Zwecke eingesehen wird.

                        

                     

                  

               

               
                     § 2 
Antrag und Genehmigung der Benutzung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Benutzung erfolgt auf textförmlichen Antrag. Der Antrag muss Angaben zur Person der Benutzerin oder des Benutzers und
                     gegebenenfalls ihres oder seines Auftraggebers, zum Benutzungsvorhaben und Benutzungszweck und darüber enthalten, ob und wie
                     Ergebnisse veröffentlicht werden sollen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Mit dem Antrag verpflichtet sich die Antragstellerin oder der Antragsteller, die Benutzungsordnung einzuhalten und die Gebührenordnung
                     anzuerkennen. Die Antragstellerin oder der Antragsteller willigt in die Verarbeitung der für die Benutzung erforderlichen
                     Daten durch das Archiv gemäß den geltenden Datenschutzbestimmungen ein.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Genehmigung der Benutzung gilt für das laufende Kalenderjahr.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Wünscht eine Benutzerin oder ein Benutzer, andere Personen als Hilfskräfte oder Beauftragte zu ihren oder seinen Arbeiten
                     heranzuziehen, so ist von diesen jeweils ein gesonderter Antrag zu stellen.
                  

               

               
                     § 3
Widerruf der Genehmigung
                     

                  

                  Die Erlaubnis zur Benutzung von Archivgut kann widerrufen werden, wenn

                  
                     
                        	
                           die Angaben im Benutzungsantrag nicht oder nicht mehr zutreffen,

                        

                        	
                           nachträglich Gründe bekannt werden, die zur Versagung geführt hätten,

                        

                        	
                           erteilte Auflagen nicht erfüllt werden,

                        

                        	
                           die Benutzerin oder der Benutzer gegen die Benutzungsordnung verstößt.

                        

                     

                  

               

               
                     § 4 
Beratung, Einsichtnahme und Arten der Benutzung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Benutzung erfolgt grundsätzlich durch die persönliche Einsichtnahme in Findmittel, Archivgut und Reproduktionen. Darüber
                     hinaus kann das Archiv die Benutzung ermöglichen
                  

                  
                     
                        	
                           durch schriftliche Anfragen und Auskünfte und

                        

                        	
                           durch Anforderung von Reproduktionen von Archivgut.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die persönliche Einsichtnahme findet in dem dazu bestimmten Raum zu festgelegter Zeit unter Aufsicht statt. Archivgut ist
                     sorgfältig zu behandeln. Insbesondere sind Eintragungen, Unterstreichungen, Durchpausen und sonstige Veränderungen des Archivguts
                     untersagt. Schäden sind der Aufsicht sofort anzuzeigen. Für Beschädigungen, die durch unsachgemäße Benutzung entstanden sind,
                     haftet die Benutzerin oder der Benutzer.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Benutzerinnen und Benutzer werden während der Dienstzeiten archivfachlich beraten. Gegenstände der Beratung sind vor allem
                     Findmittel, Bestände, der Umgang mit Archivgut und der Ablauf der Benutzung. Es besteht kein Anspruch auf Unterstützung beim
                     Lesen oder Auswerten des Archivguts.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Soweit der Dienstbetrieb und der Erhaltungszustand des Archivguts es zulassen, stehen den Benutzerinnen und Benutzern im
                     Rahmen der persönlichen Einsichtnahme technische Hilfsmittel des Archivs zur Verfügung. Ein Anspruch auf deren Benutzung besteht
                     nicht. Eigene technische Hilfsmittel dürfen nur mit Genehmigung des Archivs verwendet werden.
                  

               

               
                     § 5 
Schutzfristen und Betroffenenrechte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Bei der Benutzung von Archivgut sind die Bestimmungen des Persönlichkeitsschutzes zu beachten. Werden die Rechte eines Dritten
                     verletzt und wird die Evangelische Landeskirche in Württemberg deshalb in Anspruch genommen, so ist die Benutzerin oder der
                     Benutzer bzw. die Auftraggeberin oder der Auftraggeber verpflichtet, sie schadlos zu halten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Archiv kann Schutzfristen für Archivgut verkürzen. Die Verkürzung von Schutzfristen muss textförmlich beantragt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Erlaubnis zur Benutzung des Archivguts kann versagt, eingeschränkt oder mit Auflagen versehen werden. Es ist festzuhalten,
                     welches Archivgut mit welchen Auflagen vorgelegt worden ist.
                  

               

               
                     § 6 
Reproduktionen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Benutzerinnen oder Benutzer können auf eigene Kosten durch das Archiv Reproduktionen von Archivgut herstellen lassen. Ein
                     Anspruch auf die Herstellung von Reproduktionen besteht nicht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Das Archiv kann Benutzerinnen oder Benutzern auf Antrag genehmigen, in den Räumen des Archivs selbst Reproduktionen von Archivgut
                     herzustellen, sofern rechtliche oder konservatorische Gründe nicht entgegenstehen. Die Genehmigung kann widerrufen werden,
                     wenn
                  

                  
                     
                        	
                           eine Gefährdung des Archivguts besteht,

                        

                        	
                           der Benutzungsbetrieb beeinträchtigt wird,

                        

                        	
                           Auflagen des Archivs verletzt werden.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Veröffentlichung von Reproduktionen bedarf der Genehmigung durch das Archiv.
                  

               

               
                     § 7 
Archivgut anderer Archive
                     

                  

                  Für die Benutzung von Archivgut, das von anderen Archiven und Einrichtungen übersandt wird, gelten die gleichen Bedingungen
                     wie für eigenes Archivgut, sofern die übersendende Stelle nicht anderslautende Auflagen macht.
                  

               

               
                     § 8
Ausleihe und Versand von Archivgut
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         In begründeten Ausnahmefällen kann Archivgut zur Benutzung an hauptamtlich verwaltete auswärtige Archive versandt werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zu Zwecken der Öffentlichkeitsarbeit, insbesondere für Ausstellungen, kann Archivgut ausgeliehen werden. Die näheren Bedingungen
                     werden in einem Leihvertrag geregelt.
                  

               

               
                     § 9 
Belegexemplar
                     

                  

                  Benutzerinnen und Benutzer werden aufgefordert, von Arbeiten, die unter wesentlicher Verwendung von Archivgut verfasst worden
                     sind, dem Archiv nach Fertigstellung ein Belegexemplar unentgeltlich zu überlassen.
                  

               

            

         

      

      
            Anlage 2 
(zu § 14)
            

         

         
            Gebührenordnung für das Evangelische Archiv Baden und Württemberg

         

         
                     § 1 
Gebühren und Auslagen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die persönliche Benutzung von Archivgut in den Räumlichkeiten des Archivs ist kostenfrei. Für die darüber hinaus gehende
                     Inanspruchnahme des Archivs und die Benutzung des dort verwahrten Archivguts können Gebühren und Auslagenerstattungen erhoben
                     werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Gebühren und die Auslagenerstattungen werden mit dem Tätigwerden des Archivs fällig. Das Archiv kann eine Vorauszahlung
                     verlangen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Höhe der geltenden Gebühren ergibt sich aus der jeweils geltenden Gebührentafel in der Anlage. Für Leistungen, die auf
                     der Gebührentafel nicht aufgeführt sind, wird eine Benutzungsgebühr nach dem tatsächlichen Aufwand erhoben. 
                  

               

               
                     § 2 
Befreiung, Ermäßigung und Zuschlag
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Gebühren werden nicht erhoben von kirchlichen, staatlichen und kommunalen Dienststellen, soweit ein amtliches Interesse vorliegt,
                     die Gegenseitigkeit gewährleistet ist und die Benutzung in eigener Sache erfolgt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Gebühren werden nicht erhoben für Auskünfte über ein bestehendes oder früheres Dienstverhältnis im kirchlichen Dienst, ferner
                     nicht für Zeugnisse über den Besuch von kirchlichen Bildungsanstalten und Einrichtungen, sofern ein berechtigtes Interesse
                     vorliegt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Gebühren können aus Billigkeitsgründen ermäßigt oder erlassen werden, insbesondere wenn die Benutzung der wissenschaftlichen
                     oder heimatkundlichen Forschung dient oder ein öffentliches oder kirchliches Interesse besteht oder die Inanspruchnahme des
                     Archivs sich in geringem Umfang hält.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Das Archiv kann für besondere Aufwände einen Zuschlag erheben. 
                  

               

            

         

      

      
            Anlage:

         

         
            Gebührentafel

         

         
            
               
                  
                  
                  
               
               
                  
                     	
                        1. 

                     
                     	
                        Personalaufwand für Dienstleistungen

                        Erteilung von Auskünften einschließlich der dazu erforderlichen Recherchen; Erstellung von Gutachten, Transkriptionen, Regesten
                           oder Übersetzungen; Betreuung aufwändiger Benutzungsvorhaben, etwa Filmaufnahmen, je angefangene halbe Stunde 
                        

                     
                     	
                        25,00 €

                     
                  

                  
                     	
                        2.

                     
                     	
                        Beglaubigungen

                        Erstellung und Beglaubigung von Ausfertigungen, Abschriften, Auszügen oder Reproduktionen, je Vorlage 

                     
                     	
                        10,00 €

                     
                  

                  
                     	
                        3. 

                     
                     	
                        Reproduktionen

                     
                     	
                        

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        
                           
                              	a)

                              	
                                 Anfertigung von Reproduktionen durch die Benutzerin oder den Benutzer an den Geräten des Archivs, je Vorlage

                              

                           

                        

                     
                     	
                        0,20 €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        
                           
                              	b)

                              	
                                 Anfertigung einfacher Reproduktionen durch das Archiv, je Vorlage

                              

                           

                        

                     
                     	
                        0,50 €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        
                           
                              	c)

                              	
                                 Anfertigung von Reproduktionen mit besonderen Anforderungen durch das Archiv (etwa großformatige Vorlagen), je Vorlage

                              

                           

                        

                     
                     	
                        5,00 €

                     
                  

                  
                     	
                        4.

                     
                     	
                        Übermittlung, Auslagen und Zuschläge

                     
                     	
                        

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        
                           
                              	a)

                              	
                                 Pauschale als Ersatz für die Bankspesen bei Überweisung oder Scheckeinreichung aus dem Ausland

                              

                           

                        

                     
                     	
                        10,00 €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        
                           
                              	b)

                              	
                                 Datenträger für die Übermittlung von Digitalisaten

                              

                           

                        

                     
                     	
                        10,00 €

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        
                           
                              	c)

                              	
                                 Auslagen für Materialien, Verpackung, Versicherung, Porto etc.

                              

                           

                        

                     
                     	
                        gegen Kostenersatz

                     
                  

                  
                     	
                        

                     
                     	
                        
                           
                              	d)

                              	
                                 Zuschlag für besondere Aufwände oder kurzfristige Erledigung besonders eiliger Aufträge nach Absprache 

                              

                           

                        

                     
                     	
                        50 %

                     
                  

                  
                     	
                        5.

                     
                     	
                        Archivierung

                        Dauerhafte oder vorübergehende Verwahrung von Archivgut einer anderen Einrichtung, je laufenden Meter pro Jahr

                     
                     	
                        30,00 €

                     
                  

               
            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 1 dieser Sammlung.
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         Verordnung des Oberkirchenrats 
zur Ordnung des Bibliothekswesens 
in der Evangelische Landeskirche in Württemberg 
(Bibliotheksordnung – BO)
         

      

      
         Vom 9. August 2022 (Abl. 70 S. 358), geändert durch Verordnung des Oberkirchenrats vom 19. November 2024 (Abl. 71 Nr. 93) und vom 30. September 2025 (Abl. 71 Nr. 188)
         

      

      
                     § 1
Auftrag der kirchlichen Bibliotheken
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Eine Bibliothek im Sinne dieser Ordnung ist jede Einrichtung, die unter archivarischen, ökonomischen und synoptischen Gesichtspunkten
                     Medienwerke für die Benutzerinnen und Benutzer sammelt, ordnet und zugänglich macht. Medienwerke sind alle Darstellungen in
                     Schrift, Bild und Ton, die in körperlicher Form verbreitet oder in unkörperlicher Form der Öffentlichkeit zugänglich gemacht
                     werden. Medienwerke in körperlicher Form sind alle Darstellungen auf Papier (z.B. Handschriften, Bücher, Zeitungen, Zeitschriften,
                     Musiknoten), elektronischen Datenträgern und anderen Trägern. Medienwerke in unkörperlicher Form sind alle Darstellungen in
                     öffentlichen Netzen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Bibliotheken der Evangelischen Landeskirche in Württemberg haben die Aufgabe, die kirchliche Arbeit zu unterstützen.
                     Sie stellen Informationen für kirchliche Behörden, Einrichtungen und Körperschaften bereit und haben teil an der Erfüllung
                     des kirchlichen Auftrags. Sie dienen ferner Forschung, Lehre und Studium sowie der allgemeinen und beruflichen Bildung. Die
                     Bibliotheken nehmen ihre Aufgaben im Bewusstsein ihrer Verantwortung für das kulturelle Erbe der württembergischen Landeskirche
                     wahr.
                  

               

               
                     § 2
Gliederung
                     

                  

                  Das Bibliothekswesen der Evangelischen Landeskirche in Württemberg gliedert sich in:

                  
                     
                        	
                           die Zentrale Kirchliche Bibliotheksstelle,

                        

                        	
                           die Evangelische Hochschul- und Zentralbibliothek Baden und Württemberg,

                        

                        	
                           die Bibliotheken der Dekanat- und Pfarrämter und

                        

                        	
                           weitere landeskirchliche Bibliotheken.

                        

                     

                  

               

               
                     § 3
Zentrale Kirchliche Bibliotheksstelle
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Evangelische Landeskirche in Württemberg hat für die Organisation des Bibliothekswesens die Zentrale Kirchliche Bibliotheksstelle
                     beim Evangelischen Oberkirchenrat eingerichtet. Die Zentrale Kirchliche Bibliotheksstelle untersteht der Direktorin oder dem
                     Direktor des Landeskirchlichen Archivs.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Zentrale Kirchliche Bibliotheksstelle ist zuständig für Grundfragen des landeskirchlichen Bibliothekswesens. Sie führt
                     allgemeinverbindliche Standards ein und überwacht deren Anwendung. Dies gilt insbesondere für anzuwendende bibliothekarische
                     Regelwerke und einzusetzende Software.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Zentrale Kirchliche Bibliotheksstelle koordiniert das Bibliothekswesen der Landeskirche einschließlich der Anschaffung
                     und des Einsatzes elektronischer Medien.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Zentrale Kirchliche Bibliotheksstelle führt den Landeskirchlichen Zentralkatalog, in dem Medienwerke der Evangelischen
                     Landeskirche in Württemberg nachgewiesen sind.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Zentrale Kirchliche Bibliotheksstelle ist für die Leitung des Landeskirchlichen Bibliothekswesens verantwortlich. Sie
                     nimmt die Dienst- und Fachaufsicht über die Evangelische Hochschul- und Zentralbibliothek Baden und Württemberg wahr. Ferner
                     übt sie die Fachaufsicht über die Bibliotheken der Dekanat- und Pfarrämter und über die weiteren landeskirchlichen Bibliotheken
                     und Bibliotheken kirchlicher Stiftungen gemäß § 6 Absatz 7 aus.
                  

               

               
                     § 4
Evangelische Hochschul- und Zentralbibliothek Baden und Württemberg
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Evangelische Hochschul- und Zentralbibliothek Baden und Württemberg ist eine öffentliche wissenschaftliche Bibliothek.
                     Sie dient der Erfüllung des kirchlichen Auftrags und im Besonderen Forschung, Lehre und Studium. Darüber hinaus steht die
                     Evangelische Hochschul- und Zentralbibliothek Baden und Württemberg im Rahmen ihrer Möglichkeiten jedermann für die private
                     und berufliche wissenschaftliche Bildung zur Verfügung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Zu den Aufgaben der Evangelischen Hochschul- und Zentralbibliothek Baden und Württemberg gehören insbesondere:
                  

                  
                     
                        	
                           Aufbau und Pflege wissenschaftlicher Literatur und Information in konventioneller und digitaler Form für die Theologie und
                              ihre Randgebiete, Diakonie, Kirchengeschichte und Landeskunde, kirchliches Recht, Religionsunterricht sowie für alle an der
                              Evangelischen Hochschule Ludwigsburg vertretenen Fachgebiete und Studiengänge,
                           

                        

                        	
                           zentrale Bereitstellung digital verfügbarer Literatur und Information,

                        

                        	
                           Erschließung ihrer Bestände nach formalen und sachlichen Kriterien sowie weiterer Bestände nach Maßgabe der §§ 5 Absatz 4 und 6 Absatz 4 Satz 3,
                           

                        

                        	
                           Pflege der Religionspädagogischen Dokumentation,

                        

                        	
                           Schulung und Beratung zur Nutzung der vorhandenen Angebote, Vermittlung von Informationskompetenz,

                        

                        	
                           Bereitstellung von Beständen in den eigenen Räumlichkeiten sowie teils zur Ausleihe,

                        

                        	
                           Teilnahme am überregionalen Leihverkehr,

                        

                        	
                           Archivierung von Medien, die für künftige wissenschaftliche Arbeit von Bedeutung sind und

                        

                        	
                           Ausbildung von bibliothekarischem Fachpersonal.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Zur Benutzung der Evangelischen Hochschul- und Zentralbibliothek Baden und Württemberg sind alle Personen nach Maßgabe der
                     dieser Verordnung als Anlage beigefügten Benutzungsordnung zugelassen.
                  

               

               
                     § 5
Bibliotheken der Dekanat- und Pfarrämter
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Bibliotheken der Dekanat- und Pfarrämter gehören zum Inventar der Pfarrstelle. Dies umfasst auch historisches Bibliotheksgut
                     (Medienwerke mit einem Entstehungszeitpunkt bis 1850).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für Bibliotheksgut von dokumentarischem Wert gelten die Bestimmungen der Kirchengemeindeordnung (§ 48 Kirchengemeindeordnung1 i.V.m. Nummer 70 der Ausführungsverordnung KGO2).
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Stelleninhaberin oder der Stelleninhaber ist für die ordnungsgemäße Verwahrung der Bibliothek verantwortlich, sofern
                     sie nicht an die Evangelische Hochschul- und Zentralbibliothek Baden und Württemberg abgegeben wurde. Bei der Amtsübergabe ist die Bibliothek ordnungsgemäß zu übergeben. Im
                     Übergabeprotokoll wird die Vollständigkeit der im Bibliotheksinventar verzeichneten Bestände bestätigt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Evangelische Hochschul- und Zentralbibliothek Baden und Württemberg ist für die fachliche Erschließung historischer Bestände
                     zuständig. Nachweise werden im Landeskirchlichen Zentralkatalog geführt.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Benutzung der Bibliotheken der Dekanat- und Pfarrämter ist in Absprache mit der Stelleninhaberin oder dem Stelleninhaber
                     möglich. Nach einer Abgabe an die Evangelische Hochschul- und Zentralbibliothek Baden und Württemberg entscheidet diese. Entleihungen
                     historischer Bestände sind grundsätzlich nicht gestattet. In begründeten Fällen, insbesondere zu Zwecken der Öffentlichkeitsarbeit,
                     dürfen historische Bestände mit Zustimmung der Zentralen Kirchlichen Bibliotheksstelle entliehen werden. Die näheren Bedingungen
                     sind in einem Leihvertrag zu regeln.
                  

               

               
                     § 6
Weitere landeskirchliche Bibliotheken und Bibliotheken kirchlicher Stiftungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Landeskirchliche Einrichtungen können zur Erfüllung ihrer jeweiligen Aufgaben Bibliotheken unterschiedlicher Prägung (weitere
                     landeskirchliche Bibliotheken) unterhalten.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Weitere landeskirchliche Bibliotheken unterhalten insbesondere die Evangelische Medienzentrale in Stuttgart, das Evangelische
                     Stift Tübingen, das Pastoralkolleg sowie die Hochschule für Kirchenmusik der Evangelischen Landeskirche in Württemberg. Zudem
                     können bei den Schuldekaninnen und Schuldekanen weitere landeskirchliche Bibliotheken unterhalten werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die weiteren landeskirchlichen Bibliotheken können die Dienste der Zentralen Kirchlichen Bibliotheksstelle in Anspruch nehmen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Bestandserschließung richtet sich nach den allgemeinverbindlichen Standards gemäß § 3 Absatz 2 Satz 2. Nachweise sind dem Landeskirchlichen Zentralkatalog auf Anforderung der Zentralen Kirchlichen Bibliotheksstelle zuzuführen.
                     Für die Beauftragung der Evangelischen Hochschul- und Zentralbibliothek Baden und Württemberg mit der Erschließung der Bestände
                     ist eine gesonderte Vereinbarung zu schließen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Bestandsaufbau und Benutzung bestimmen sich nach dem Auftrag der jeweiligen Einrichtung.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Die landeskirchlichen Einrichtungen erstellen im Einvernehmen mit der Zentralen Kirchlichen Bibliotheksstelle eigene Benutzungsordnungen
                     unter Berücksichtigung der Richtlinie für eine Musterordnung zur Benutzung kirchlicher Bibliotheken vom 11. Dezember 1999
                     (ABl. EKD 2000 S. 1).
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Die Evangelische Seminarstiftung und die Schulstiftung der Evangelischen Landeskirche in Württemberg können zu schulischen
                     Zwecken eigene Bibliotheken unterhalten.
                  

               

               
                     § 7
Inkrafttreten, Außerkrafttreten
                     

                  

                  Diese Ordnung tritt am 1. September 2022 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Bibliotheksordnung vom 21. Februar 1989 (Abl. 53
                     S. 582), die zuletzt durch Verordnung vom 13. November 2015 (Abl. 66 S. 497) geändert worden ist, außer Kraft
                  

               

            

         

      

      
            Anlage zu § 4 Absatz 3

         

         
               Benutzungsordnung 
der Evangelischen Hochschul- und Zentralbibliothek Baden und Württemberg
               

            

            
                  I. Allgemeines

               

               
                     § 1
Aufgaben der Evangelischen Hochschul- und Zentralbibliothek Baden und Württemberg
                     

                  

                  Die Evangelische Hochschul- und Zentralbibliothek Baden und Württemberg hat die Aufgabe, die kirchliche Arbeit zu unterstützen.
                     Sie ist als landeskirchliche Zentralbibliothek eine öffentliche wissenschaftliche Einrichtung und dient Forschung, Lehre und
                     Studium sowie der privaten und beruflichen wissenschaftlichen Bildung. Zu den Aufgaben der Evangelischen Hochschul- und Zentralbibliothek
                     Baden und Württemberg gehören insbesondere:
                  

                  
                     
                        	
                           Aufbau und Pflege wissenschaftlicher Literatur und Information in konventioneller und digitaler Form für die Theologie und
                              ihre Randgebiete, Diakonie, Kirchengeschichte und Landeskunde, kirchliches Recht, Religionsunterricht sowie für alle an der
                              Evangelischen Hochschule Ludwigsburg vertretenen Fachgebiete und Studiengänge,
                           

                        

                        	
                           zentrale Bereitstellung digital verfügbarer Literatur und Information,

                        

                        	
                           Erschließung ihrer Bestände nach formalen und sachlichen Kriterien sowie weiterer Bestände nach Maßgabe der §§ 5 Absatz 4
                              und 6 Absatz 4 Satz 3 der Bibliotheksordnung für die Evangelische Landeskirche in Württemberg,
                           

                        

                        	
                           Pflege der Religionspädagogischen Dokumentation,

                        

                        	
                           Schulung und Beratung zur Nutzung der vorhandenen Angebote, Vermittlung von Informationskompetenz,

                        

                        	
                           Bereitstellung von Beständen in den eigenen Räumlichkeiten sowie teils zur Ausleihe,

                        

                        	
                           Teilnahme am überregionalen Leihverkehr,

                        

                        	
                           Archivierung von Medien, die für künftige wissenschaftliche Arbeit von Bedeutung sind und

                        

                        	
                           Ausbildung von bibliothekarischem Fachpersonal.

                        

                     

                  

               

            

            
                  II. Allgemeine Benutzungsbestimmungen

               

               
                     § 2
Zulassung zur Benutzung
                     

                  

                  Zur Benutzung der Bibliothek sind alle Personen nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen zugelassen. Mit der Benutzung der
                     Bibliothek werden diese Bestimmungen anerkannt.
                  

               

               
                     § 3
Zulassung zur Entleihung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Der Zulassung zur Entleihung bedarf, wer
                  

                  
                     
                        	
                           Bestände der Bibliothek außerhalb ihrer Räume benutzen will,

                        

                        	
                           Magazinbestände der Bibliothek innerhalb ihrer Räume benutzen will,

                        

                        	
                           die Vermittlung von Beständen anderer Bibliotheken oder Bibliothekszweigstellen wünscht oder

                        

                        	
                           elektronische Angebote der Bibliothek nutzen will.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Zulassung ist persönlich unter Vorlage des Personalausweises zu beantragen. Minderjährige benötigen eine schriftliche
                     Einwilligung der gesetzlichen Vertreterin oder des gesetzlichen Vertreters.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Studierende der Evangelischen Hochschule Ludwigsburg sind ab der Ausgabe des Studierendenausweises zur Entleihung zugelassen.
                     Bei Studierenden kann neben dem derzeitigen Wohnsitz die Heimatadresse angegeben werden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Als Entleiherin oder Entleiher zugelassene Benutzerinnen und Benutzer erhalten einen Benutzerausweis, der bei jeder Entleihung
                     vorzulegen ist. Die Bibliothek kann die Zulassung mit Bedingungen und Auflagen versehen.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Bibliothek ist berechtigt, personenbezogene Daten zu erheben und zu verarbeiten, soweit dies zur rechtmäßigen Erfüllung
                     ihrer Aufgaben erforderlich ist.
                  

               

               
                     § 4
Gebühren, Auslagen, Leistungsentgelte
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Benutzung der Evangelischen Hochschul- und Zentralbibliothek Baden und Württemberg ist grundsätzlich gebührenfrei.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Für Mahnungen und besondere Dienstleistungen werden Gebühren gemäß der vom Oberkirchenrat erlassenen Gebührenordnung in der
                     jeweils geltenden Fassung (siehe Anhang) erhoben. Die Gebührenordnung wird durch Aushang oder Veröffentlichung auf der Bibliothekshomepage
                     bekanntgegeben. Schadensersatzansprüche bleiben unberührt.
                  

               

               
                     § 5
Öffnungszeiten
                     

                  

                  Die Öffnungszeiten der Bibliothek werden durch Aushang oder durch Veröffentlichung auf der Bibliothekshomepage bekanntgegeben.

               

               
                     § 6
Allgemeine Pflichten und Haftung der Benutzerinnen und Benutzer
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Bibliotheksleitung übt das Hausrecht aus. Sie kann Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Bibliothek mit der Wahrnehmung
                     des Hausrechts beauftragen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Benutzerinnen und Benutzer sind verpflichtet, den Bestimmungen der Benutzungsordnung und den Anordnungen des Bibliothekspersonals
                     nachzukommen. Sie haften für Schäden und Nachteile, die der Bibliothek aus einer Zuwiderhandlung gegen diese Pflicht entstehen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Benutzerinnen und Benutzer haben das Bibliotheksgut und alle Einrichtungsgegenstände sorgfältig zu behandeln und vor
                     Verschmutzung und Beschädigung zu bewahren. Eintragungen, Unterstreichungen und sonstige Veränderungen am Bibliotheksgut sind
                     untersagt.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Benutzerinnen und Benutzer haben den Zustand des ausgehändigten Bibliotheksgutes beim Empfang zu prüfen und etwa vorhandene
                     Schäden unverzüglich anzuzeigen. Andernfalls wird angenommen, dass sie das Bibliotheksgut in einwandfreiem Zustand erhalten
                     haben.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Beschädigung und der Verlust von Medien ist dem Bibliothekspersonal unverzüglich zu melden. Für Schäden und Verlust an
                     Bibliotheksgut haften die Benutzerinnen und Benutzer; sie haben in angemessener Frist vollwertigen Ersatz zu leisten. 
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                         Entliehenes Bibliotheksgut darf nicht an Dritte weitergegeben werden.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                         Der Benutzerausweis ist nicht übertragbar. Sein Verlust ist der Bibliothek unverzüglich zu melden. Die als Entleiherinnen
                     und Entleiher zugelassenen Benutzerinnen und Benutzer haften der Bibliothek für Schäden, die ihr durch missbräuchliche Verwendung
                     des Benutzerausweises durch Dritte entstehen.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                         Benutzerinnen und Benutzer haben dafür Sorge zu tragen, dass auch im Falle ihrer persönlichen Verhinderung entliehenes Bibliotheksgut
                     fristgerecht zurückgegeben wird. Änderungen des Namens oder der Anschrift sind der Bibliothek unverzüglich mitzuteilen.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                         In den Räumen der Bibliothek haben sich die Benutzerinnen und Benutzer so zu verhalten, dass andere nicht gestört werden.
                     Die mit Geräuschen verbundene Benutzung von Mobiltelefonen und das Rauchen sind nicht gestattet. Erlaubt ist die Mitnahme
                     von Wasser in transparenten, fest verschließbaren Flaschen; die Mitnahme anderer Getränke oder Flüssigkeitsbehältnisse sowie
                     die Mitnahme von Speisen sind untersagt. Tiere dürfen nicht mitgebracht werden; ausgenommen sind Blindenführhunde.
                  

                  
                        (
                        10
                        )
                         Anweisungen zur Benutzung der Computer sind einzuhalten. Es ist untersagt, Änderungen bei den Systemeinstellungen, Netzkonfigurationen
                     und der Software vorzunehmen. Benutzerinnen und Benutzer haften für Schäden, die durch Manipulationen oder sonstige unerlaubte
                     Benutzungen an den Geräten und Medien der Bibliothek entstehen. Vor und während des Gebrauchs erkannte Mängel an den Geräten
                     sind dem Bibliothekspersonal unverzüglich mitzuteilen.
                  

               

               
                     § 7
Haftung der Bibliothek
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Benutzung der Bibliothek erfolgt auf eigene Gefahr.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Bibliothek haftet nicht für Schäden, die bei der Benutzung entstehen. Sie haftet insbesondere nicht für Schäden, die
                     durch unrichtige, unvollständige, unterbliebene oder zeitlich verzögerte Dienstleistungen entstehen. Sie haftet außerdem nicht
                     für abhanden gekommenes Geld und Wertsachen, Garderobe und sonstige Gegenstände, die von Benutzerinnen und Benutzern in die
                     Bibliothek mitgebracht werden. Der Haftungsausschluss gilt auch bei der Benutzung von Schließfächern. Die Bibliothek haftet
                     auch nicht für Schäden, die bei Nutzung ausgeliehener Non-Print-Medien auf Geräten von Benutzerinnen und Benutzern entstehen.
                  

               

               
                     § 8
Kontrollrecht der Bibliothek
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Bibliothek sind berechtigt, von Benutzerinnen und Benutzern zu verlangen, sich ihre
                     Person auszuweisen. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Bibliothek können sich den Inhalt von Mappen, Taschen und ähnlichem auch nach dem
                     Verlassen der Bibliotheksräume vorzeigen lassen.
                  

               

            

            
                  III. Benutzung außerhalb der Bibliotheksräume

               

               
                     § 9
Allgemeine Ausleihbestimmungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         In der Bibliothek vorhandene Medien können gegen Vorlage des Benutzerausweises in der Regel zur Benutzung außerhalb der Bibliothek
                     entliehen werden. Ausgenommen hiervon sind insbesondere
                  

                  
                     
                        	
                           der Präsenzbestand sowie die Semesterbücher der Bibliothek,

                        

                        	
                           die jeweils neuesten Hefte des Zeitschriftenbestandes,

                        

                        	
                           Sonderbestände, wie z.B. Drucke von besonderem Wert oder Alter sowie Drucke in schlechtem Erhaltungszustand,

                        

                        	
                           Sonderformen, wie z.B. Loseblattausgaben, Loseblattsammlungen und Lieferungswerke.

                        

                     

                  

                  Diese Medien dürfen nur in den dafür vorgesehenen Räumen der Bibliothek benutzt werden. Ausnahmen in besonderen Fällen bedürfen
                     der Genehmigung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Bibliothek kann die Anzahl der einer Entleiherin oder einem Entleiher gleichzeitig überlassenen Medien beschränken.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Häufig verlangte Medien und von der Bibliothek zusammengestellte Apparate können vorübergehend von der Ausleihe ausgenommen
                     werden. Sie stehen so lange im Lesesaal zur allgemeinen Benutzung bereit.
                  

               

               
                     § 10
Medienausgabe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ausleihbare Bestände und Medien, die in frei zugänglichen Magazinbereichen stehen, und sind von den Benutzerinnen und Benutzern
                     in der Regel selbst zu entnehmen und zusammen mit dem Benutzerausweis zur Verbuchung vorzulegen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Im Übrigen erfolgt die Bestellung von Bibliotheksbeständen online über den Katalog der Bibliothek.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Bestellerinnen und Besteller sollen die Medien im Allgemeinen unter Vorlage des Benutzerausweises persönlich in Empfang nehmen.
                     Die Bibliothek ist nicht verpflichtet, jedem, der den Benutzerausweis einer Bestellerin oder eines Bestellers vorlegt, Medien
                     auszuhändigen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Über Medien, die innerhalb einer Woche nicht abgeholt werden, verfügt die Bibliothek anderweitig oder stellt sie in die Bestände
                     zurück.
                  

               

               
                     § 11
Versand von Medien
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Medien werden auf Wunsch der Benutzerinnen und Benutzer auf dem Postweg verschickt. Die Bibliothek ist nicht zum Versand
                     verpflichtet. Der Versand kann an Auflagen und Bedingungen geknüpft werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Kosten des Versands und der Rücksendung trägt die Entleiherin oder der Entleiher. Sie oder er hat die Medien der Bibliothek
                     auf eigene Gefahr sorgfältig verpackt unter den gleichen Versandbedingungen wieder zuzuleiten, unter denen sie oder er die
                     Sendung erhielt.
                  

               

               
                     § 12
Leihfrist
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Entliehene Medien sind spätestens am Tag des Ablaufs der Leihfrist zurückzugeben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Leihfrist beträgt in der Regel vier Wochen. Unter bestimmten Bedingungen und für bestimmte Medien kann die Bibliothek
                     eine kürzere Leihfrist festsetzen. Für Lehrbücher, Zeitschriftenhefte und Non-Print-Medien der Zweigstelle der Bibliothek
                     in der Evangelischen Hochschule Ludwigsburg beträgt die Leihfrist grundsätzlich zwei Wochen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Leihfrist kann verlängert werden, sofern das Medium nicht von anderer Seite benötigt wird und die Entleiherin oder der
                     Entleiher den Verpflichtungen der Bibliothek gegenüber nachgekommen ist.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Leihfrist kann über das Benutzerkonto bis zu zweimal verlängert werden. Bei einer dritten Verlängerung ist die Vorlage
                     des Mediums erforderlich.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                         Die Bibliothek kann das entliehene Medium auch vor Ablauf der Leihfrist zurückfordern, wenn die Leihfrist bereits ein zweites
                     Mal verlängert worden ist und eine Vormerkung vorliegt oder wenn dringende dienstliche Gründe die Rückforderung notwendig
                     machen.
                  

               

               
                     § 13
Mahnung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ist die Leihfrist überschritten, so wird die Rückgabe schriftlich per E-Mail oder per Post angemahnt. Für die Mahnung wird
                     eine vom Oberkirchenrat festgesetzte Gebühr erhoben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Eine Mahngebühr fällt auch dann an, wenn die Aufforderung zur Rückgabe an die letzte von der Entleiherin oder vom Entleiher
                     mitgeteilte Anschrift oder E-Mail-Adresse versandt wurde und als unzustellbar zurückkommt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Solange die Entleiherin oder der Entleiher der Aufforderung zur Rückgabe nicht nachkommt oder geschuldete Gebühren nicht
                     entrichtet, werden an sie oder ihn keine weiteren Medien ausgegeben.
                  

               

               
                     § 14
Vormerkung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Ausgeliehene Medien können für andere Benutzerinnen und Benutzer vorgemerkt werden, wobei die Bibliothek die Zahl der Vormerkungen
                     beschränken und vorübergehend ihre Annahme ganz einstellen kann.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Bibliothek erteilt keine Auskunft darüber, wer ein Medium entliehen oder eine Vormerkung beantragt hat.
                  

               

               
                     § 15
Fernleihe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Zu wissenschaftlichen Zwecken benötigte, vor Ort nicht vorhandene Medien können über das Fernleihportal bei einer anderen
                     Bibliothek gebührenpflichtig bestellt werden. Die Entleihung erfolgt nach den Bestimmungen der jeweils gültigen Leihverkehrsordnung
                     der deutschen Bibliotheken und entsprechenden internationalen Vereinbarungen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Fernleihgebühr wird mit Abschicken der Bestellung fällig, auch bei einer negativ verlaufenden Fernleihanfrage. Benutzerinnen
                     und Benutzer sind zur Zahlung weiterer durch die Fernleihbestellung angefallener Gebühren und Kosten verpflichtet. Hierzu
                     zählen insbesondere Gebühren für Vervielfältigungen, die von der gebenden Bibliothek in Rechnung gestellt werden.
                  

               

            

            
                  IV. Benutzung innerhalb der Bibliotheksräume

               

               
                     § 16
Benutzung in Lesesälen und frei zugänglichen Magazinräumen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Alle Personen, die sich an die Bedingungen dieser Benutzungsordnung halten, dürfen die Lesesäle und die frei zugänglichen
                     Magazinräume benutzen und die dort aufgestellten und ausgelegten Medien, soweit dies technisch möglich ist, an Ort und Stelle
                     ohne Ausleihe nutzen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Inhaberinnen und Inhaber eines Benutzerausweises können Medien der Bibliothek, sowie Medien aus dem Besitz anderer Bibliotheken
                     grundsätzlich zur Benutzung in den Lesesaal bestellen. Dort liegen sie bei der Auskunft bereit und sind nach jeder Benutzung
                     dorthin zurückzugeben. Werke, die länger als fünf Öffnungstage nicht benutzt worden sind, werden zurückgestellt oder an die
                     entsprechende Bibliothek zurückgegeben, soweit nichts anderes vereinbart ist.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Die Benutzung von Bibliotheksgut, das besonderen Bedingungen unterliegt, bedarf der vorherigen Genehmigung. 
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Leseplätze und Bestände des Lesesaals dürfen nicht vorbelegt werden. Vor Verlassen der Bibliotheksräume ist der Lesesaalplatz
                     zu räumen. Die Bibliothek ist berechtigt, belegte, aber unbesetzte Plätze nach einer halben Stunde abzuräumen und neu zu vergeben.
                  

               

               
                     § 17
Vervielfältigungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Benutzerinnen und Benutzer können in der Regel Kopien mit den in der Bibliothek vorhandenen Geräten selbst fertigen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Beachtung von Urheberrechten obliegt der Benutzerin oder dem Benutzer bzw. der Auftraggeberin oder dem Auftraggeber.
                     Wird das Urheberrecht eines Dritten verletzt und wird die Evangelische Landeskirche in Württemberg deshalb in Anspruch genommen,
                     so ist die Benutzerin oder der Benutzer bzw. die Auftraggeberin oder der Auftraggeber verpflichtet, sie schadlos zu halten.
                  

               

            

            
                  V. Sonstige Benutzung der Bibliothek

               

               
                     § 18
Auskunft
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Mitarbeitenden der Bibliothek erteilen schriftlich und mündlich Auskunft aufgrund ihrer Kataloge, Onlineressourcen und
                     Bestände.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Werden im Auftrag der Benutzerin oder des Benutzers bibliographische Dienste, Dokumentation- und andere Informationsdienste
                     in Anspruch genommen oder Recherchen in lokalen und externen Datenbanken durchgeführt, sind der Bibliothek die anfallenden
                     Kosten und Gebühren zu ersetzen. Rechercheaufträge müssen schriftlich gestellt werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                         Eine Gewähr für Richtigkeit und Vollständigkeit der Auskünfte wird nicht übernommen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Die Schätzung des Wertes von Büchern gehört nicht zu den Aufgaben der Bibliothek.
                  

               

               
                     § 19
Nutzung elektronischer Medien
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Bibliothek bietet Zugang zu elektronischen Informationsquellen (z.B. Fachdatenbanken, E-Journals, E-Books, Digitalisaten).
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Der Zugang zu nicht frei verfügbaren elektronischen Medien richtet sich nach den Bedingungen der jeweiligen Lizenzgeber (z.B.
                     Berechtigung nur für Hochschulangehörige). Die Zugangsberechtigung wird durch entsprechende Authentifizierungsmechanismen
                     geprüft. Die jeweiligen Lizenzbedingungen und Regelungen des Urheberrechts sind zu beachten. Mit dem Zugriff auf die elektronischen
                     Medien werden diese Nutzungsbedingungen anerkannt. Die Bibliothek weist darauf hin, dass Aktivitäten bei der Nutzung der elektronischen
                     Angebote unter Beachtung der datenschutzrechtlichen Bestimmungen protokolliert werden. Bei nachweislichem Missbrauch kann
                     der Bibliotheksausweis gesperrt werden.
                  

               

            

            
                  VI. Schlussbestimmungen3

               

               
                     § 20
Besondere Benutzungsarten
                     

                  

                  Als Benutzung im Sinne dieser Benutzungsordnung gilt nicht:

                  
                     
                        	
                           Die Ausstellung von Bibliotheksgut sowie die Entleihung dazu.

                        

                        	
                           Editionen und Faksimilierungen sowie die Herstellung von Reproduktionen zu gewerblichen Zwecken und die Herstellung von Reprintvorlagen.
                              In diesen und sonstigen Fällen, die nicht der Benutzungsordnung unterliegen, ist jeweils eine besondere Vereinbarung mit der
                              Bibliothek erforderlich.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 21
Ausschluss von der Benutzung
                     

                  

                  Verstoßen Benutzerinnen und Benutzer schwerwiegend oder wiederholt gegen die Benutzungsordnung oder ist sonst durch den Eintritt
                     besonderer Umstände die Fortsetzung eines Benutzungsverhältnisses unzumutbar geworden, so können sie vorübergehend oder dauernd,
                     teilweise oder ganz von der Benutzung der Bibliothek ausgeschlossen werden. Alle aus dem Benutzungsverhältnis entstehenden
                     Verpflichtungen der Benutzerin oder des Benutzers bleiben nach dem Ausschluss bestehen.
                  

               

            

         

      

      
            Anhang zur Benutzungsordnung der Evangelischen 
Hochschul- und Zentralbibliothek Baden und Württemberg
            

         

         
                     Gebührenordnung

                  

                  
                     
                        
                           
                           
                        
                        
                           
                              	
                                 Gebührenverzeichnis:

                              
                           

                           
                              	
                                 1. Mahnung

                              
                              	
                                 1,00 Euro
pro Medium
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 2. Mahnung

                              
                              	
                                 2,00 Euro
pro Medium
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Versäumnisgebühr bei Kurzausleihe von 
Präsenzbestand an der Zweigstelle Ludwigsburg:
                                 

                              
                              	
                                 2,00 Euro

                              
                           

                           
                              	
                                 Fernleihe:

                              
                              	
                                 1,50 Euro
pro Auftrag
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Neubeschaffung verlorener/ beschädigter Medien

                              
                              	
                                 Auslagenerstattung nach 
tatsächlicher Höhe
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Bei Verzicht auf Wiederbeschaffung verlorener/
beschädigter Medien
                                 

                              
                              	
                                 Bearbeitungsgebühr in Höhe von 
5,00 Euro
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Verlust von Buchdatenträgern (Zweigstellen
Stuttgart-Möhringen und Stuttgart-Birkach)
                                 

                              
                              	
                                 2,50 Euro

                              
                           

                           
                              	
                                 Neuausstellung eines Benutzerausweises
(bei Verlust)
                                 

                              
                              	
                                 8,00 Euro

                              
                           

                           
                              	
                                 Reparatur- und Buchbindearbeiten

                              
                              	
                                 Auslagenerstattung für 
tatsächliche Kosten
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 Postversand 

                              
                              	
                                 Auslagenerstattung für 
Portokosten
                                 

                              
                           

                           
                              	
                                 DIN A4 Kopie oder

                                 Ausdruck

                              
                              	
                                 0,05 Euro

                              
                           

                           
                              	
                                 DIN A3 Kopie

                              
                              	
                                 0,10 Euro

                              
                           

                           
                              	
                                 DIN A4 Farbkopie

                              
                              	
                                 1,00 Euro

                              
                           

                           
                              	
                                 Auskünfte und Gutachten

                              
                           

                           
                              	
                                 Umfangreiche Literaturrecherchen (Zweigstellen Stuttgart-Möhringen und Stuttgart-Birkach)

                              
                              	
                                 10,00 Euro 
je angefangene Viertelstunde 
Arbeitszeit
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      2
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            Red. Anm.: Die im Amtsblatt veröffentlichte Zählung (Abl. 70 S. 358, 364) wurde von der Redaktion dahingehend ausgelegt und insoweit angepasst.
            

         

      

   
      

      
         940. Kirchliche Verordnung über die Stiftungsaufsicht

      

      
         Vom 18. Juli 1979

      

      
         (Abl. 48 S. 388), geändert durch Verordnung vom 20. November 1990 (Abl. 54 S. 300), durch Kirchl. Gesetz vom 18. Oktober 2019
            (Abl. 68 S. 719, 723), durch Kirchl. Verordnung vom 10. Februar 2023 (Abl. 70 S. 498) und vom 11. September 2023 (Abl. 70 S. 714)
         

      

      Nach Beratung gemäß § 39 Abs. 1 der Kirchenverfassung1 wird verordnet:
      

      
                     § 1
Geltungsbereich
                     

                  

                  Die nachfolgenden Bestimmungen gelten für rechtsfähige kirchliche Stiftungen, die
                     
                        	
                           auf Antrag des Oberkirchenrats als kirchliche Stiftungen genehmigt wurden oder die öffentlich-rechtliche Rechtsfähigkeit verliehen
                              erhalten haben oder
                           

                        

                        	
                           nach staatlichem Recht als kirchliche Stiftungen anerkannt sind, die der Aufsicht der Evangelischen Landeskirche in Württemberg
                              unterstehen.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 2
Entstehung der kirchlichen Stiftung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Oberkirchenrat kann den Antrag auf Genehmigung oder Verleihung der öffentlich-rechtlichen Rechtsfähigkeit stellen, wenn
                     die Stiftung nach ihrer Satzung überwiegend der Erfüllung kirchlicher Aufgaben, insbesondere der Verkündigung und der Diakonie,
                     zu dienen bestimmt ist und sie nach dem Willen des Stifters oder nach ihrer Satzung der kirchlichen Aufsicht unterstehen soll.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Genehmigung oder Verleihung der öffentlich-rechtlichen Rechtsfähigkeit wird für kirchliche Stiftungen im Amtsblatt bekanntgemacht.
                     Gleiches gilt für die Zusammenlegung und das Erlöschen kirchlicher Stiftungen.
                  

               

               
                     § 32  
Stiftungsverzeichnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Kirchliche Stiftungen werden in ein Verzeichnis aufgenommen. Das Stiftungsverzeichnis wird beim Oberkirchenrat geführt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Auf das Stiftungsverzeichnis finden die Bestimmungen des § 4 Abs. 2 und 4 Satz 2 des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg3 Anwendung.
                  

               

               
                     § 4
Stiftungsaufsicht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Aufsicht über kirchliche Stiftungen führt der Oberkirchenrat, soweit die Satzung der Stiftung nichts anderes bestimmt.
                     Er ist zuständige Behörde im Sinne des § 25 Absatz 1 Satz 2 des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg4. Mit Zustimmung der Stiftung kann er einzelne Befugnisse der Stiftungsaufsicht auf nachgeordnete kirchliche Dienststellen
                     übertragen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist, gelten für die Stiftungsaufsicht die §§ 7 bis 13 des Stiftungsgesetzes für Baden-Württemberg5 entsprechend (Anlage). Dies gilt auch für Stiftungen, denen die öffentlich-rechtliche Rechtsfähigkeit verliehen ist. Satzungsänderungen
                     durch Stiftungsorgane bedürfen der Genehmigung des Oberkirchenrats.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Nimmt der Oberkirchenrat die Stiftungsaufsicht im Auftrag einer anderen kirchlichen Körperschaft wahr, so kann er bei Übernahme
                     der Stiftungsaufsicht mit der Stiftung vereinbaren, daß bei Meinungsverschiedenheiten über die Führung der Stiftungsaufsicht
                     die Anrufung einer Schiedsstelle zulässig ist.
                  

               

               
                     § 5
Jahresrechnung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die am Ende eines jeden Geschäftsjahres zu erstellende Jahresrechnung ist dem Oberkirchenrat zusammen mit dem Prüfungsbericht
                     eines anerkannten Wirtschaftsprüfers vorzulegen. Die Prüfung muß sich insbesondere auf die Ordnungsgemäßheit des Rechnungswesens
                     und der wirtschaftlichen Verhältnisse der Stiftung erstrecken. Für kleinere Stiftungen und für Stiftungen, die einer kirchlichen
                     Rechnungsprüfung unterliegen, kann der Oberkirchenrat von dem Erfordernis des Satzes 1 Befreiung erteilen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Bei Stiftungen, die dem Diakonischen Werk der evangelischen Kirche in Württemberg angeschlossen sind, kann die Prüfung der
                     Jahresrechnung durch die Treuhandstelle des Diakonischen Werkes erfolgen.
                  

               

               
                     § 6
Besondere Vorschriften
                     

                  

                  Für Stiftungen, die unmittelbar beim Oberkirchenrat verwaltet werden, gelten die besonderen hierfür erlassenen Vorschriften.

                  Insbesondere unterliegt

                  
                     
                        	
                           die Verwaltung der Pfarreistiftung der Evangelischen Landeskirche in Württemberg6 und der Stiftung Evangelischer Versorgungsfonds Württemberg7 den Vorschriften über die Haushaltswirtschaft der Landeskirche;
                           

                        

                        	
                           die Verwaltung der örtlichen Stiftungen, die von den Kirchengemeinden und Kirchenbezirken verwaltet werden, den Vorschriften
                              über die Haushaltswirtschaft der Kirchengemeinden und Kirchenbezirke.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 6a
Verwaltung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Verwaltung durch eine kirchliche öffentlich-rechtliche Stiftung erfolgt in Ausübung kirchlicher öffentlicher Gewalt im
                     Rahmen des kirchlichen Selbstverständnisses und dient der Wahrnehmung der seelsorglichen, pastoralen, diakonischen oder sonstigen
                     kirchlichen Aufgaben nach Maßgabe öffentlich-rechtlicher kirchengesetzlicher Normen, auch wenn im Zusammenhang mit diesen
                     Tätigkeiten Gebühren, Beiträge oder sonstige Abgaben erhoben werden. 
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Die Verwaltungsaufgaben einer kirchlichen öffentlich-rechtlichen Stiftung werden, soweit diese nicht selbst und nicht von
                     anderen Kirchengemeinden, Kirchenbezirken, Verbänden nach dem Kirchlichen Verbandsgesetz oder anderen kirchlichen Körperschaften
                     erfüllt werden, durch die Landeskirche erledigt. § 1 Absatz 3 Kirchliches Verwaltungsgesetz8 findet entsprechende Anwendung.
                  

               

               
                     § 6b
Gewaltschutz
                     

                  

                  Für die kirchlichen öffentlich-rechtlichen Stiftungen gelten § 2 und § 4 Allgemeine Gewaltschutzbestimmungen9 entsprechend. Die Stiftungen nach Satz 1 sind verpflichtet, die beim Oberkirchenrat gemäß § 3 Absatz 1 Satz 1 Allgemeine Gewaltschutzbestimmungen10 eingerichtete Stelle als Melde- und Ansprechstelle zu bestimmen und die gemäß § 3 Absatz 2 Allgemeine Gewaltschutzbestimmungen11 benannte Beratungsstelle zu benennen.
                  

               

               
                     § 6c
Klimaschutz
                     

                  

                  Für die kirchlichen öffentlich-rechtlichen Stiftungen gelten § 3 Absatz 2, § 5 Absatz 1, § 6 Absatz 1 und 2 sowie die §§ 7 und 8 Allgemeine Klimaschutzbestimmungen12 entsprechend.
                  

               

               
                     § 7
Inkrafttreten
                     

                  

                  Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft.
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         940a. Stiftungsgesetz für Baden-Württemberg (StiftG) 
– Auszug –
         

      

      
         Vom 4. Oktober 1977

      

      
         (GBl. S. 408; Abl. 48 S. 391), geänd. durch Gesetz vom 30. Mai 1978 (GBl. S. 286, 288), vom 4. Juli 1983 (GBl. S. 265, 269), durch Verordnung vom 19. März 1985 (GBl. S. 71, 74), vom 23. Juli 1993  (GBl. S. 533, 537), durch Gesetz vom 16. Dezember 2003 (GBl. S. 720), vom 9. November 2010 (GBl. S. 793, 965), durch Verordnung vom 25. Januar 2012 (GBl. S. 65, 68), vom  23. Februar 2017 (GBl. S. 99, 100, ber. S. 273)  und Gesetz vom 27. Juni 2023 (GBl. S. 229, 230)

      

      
            Erster Teil
Allgemeine Bestimmungen
            

         

         
                     § 1
Geltungsbereich
                     

                  

                  Dieses Gesetz gilt für die rechtsfähigen Stiftungen des bürgerlichen und öffentlichen Rechts, die nach ihrer Satzung ihren
                     Sitz in Baden-Württemberg haben.
                  

               

               
                     § 2
(aufgehoben)
                     

                  

                  

               

               
                     § 3
Stiftungsbehörde
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Stiftungsbehörde ist das Regierungspräsidium.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Stiftungsbehörde für die in § 35 Abs. 2 unter Nummern 1 bis 5 genannten Stiftungen ist das Wissenschaftsministerium.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Ist das Land Stifter oder Mitstifter oder wird die Stiftung durch das Regierungspräsidium verwaltet, nimmt das Ministerium
                     die Aufgaben der Stiftungsbehörde wahr, in dessen Geschäftsbereich der Zweck der Stiftung überwiegend fällt; das Ministerium
                     kann die Aufgaben der Stiftungsbehörde auf das Regierungspräsidium übertragen. Wird die Stiftung durch ein Ministerium verwaltet,
                     nimmt dieses Ministerium die Aufgaben der Stiftungsbehörde wahr.
                  

               

               
                     § 4
Stiftungsverzeichnis
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Bei jedem Regierungspräsidium wird ein Verzeichnis der Stiftungen geführt, die nach ihrer Satzung ihren Sitz im Regierungsbezirk
                     haben.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In das Stiftungsverzeichnis sind einzutragen
                     
                        	
                           Name und Anschrift,

                        

                        	
                           Sitz,

                        

                        	
                           Zweck,

                        

                        	
                           Vertretungsberechtigung und Zusammensetzung der vertretungsberechtigten Organe der Stiftung und

                        

                        	
                           Tag der Erlangung der Rechtsfähigkeit und anerkennende oder verleihende Behörde.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Stiftungsbehörden sind verpflichtet, dem für die Führung des Stiftungsverzeichnisses zuständigen Regierungspräsidium die
                     nach Absatz 2 erforderlichen Mitteilungen zu machen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Die Einsicht in das Stiftungsverzeichnis ist jedem gestattet. Die Eintragung im Stiftungsverzeichnis begründet nicht die Vermutung
                     ihrer Richtigkeit.
                  

               

            

         

      

      
            Zweiter Teil
Stiftungen des bürgerlichen Rechts
            

         

         
                     § 5
Zuständigkeit
                     

                  

                  Zuständige Behörde im Sinne von § 80 Absatz 2, § 81 Absatz 4, §§ 81a, 82b Absatz 2, § 83 Absatz 2, § 83c Absatz 3, §§ 84c,
                     85a, 85b, 86b Absatz 1 und 2, §§ 86e, 86f Absatz 1 und 2, § 87 Absatz 3 und § 87a des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB), § 2
                     Nummer 8, §§ 6, 10, 13 und 20 Absatz 3 des Stiftungsregistergesetzes (StiftRG) sowie § 356 Absatz 3 des Gesetzes über das
                     Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit ist die Stiftungsbehörde, soweit nichts
                     anderes bestimmt ist.
                  

               

               
                     § 6
(aufgehoben)
                     

                  

                  

               

               
                     § 7
Ausnahme vom Gebot der Erhaltung des Grundstockvermögens
                     

                  

                  Die Stiftungsbehörde kann auf Antrag einer Stiftung für einen bestimmten Teil des Grundstockvermögens eine zeitlich begrenzte
                     Ausnahme von § 83c Absatz 1 Satz 1 BGB zulassen, wenn dadurch die dauernde und nachhaltige Erfüllung des Stiftungszwecks nicht
                     beeinträchtigt wird.
                  

               

               
                     § 8
Rechtsaufsicht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Stiftungen stehen unter der Rechtsaufsicht des Landes. Sie beschränkt sich darauf, zu überwachen, daß die Verwaltung der
                     Stiftungen die Gesetze, das Stiftungsgeschäft und die Stiftungssatzung beachtet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Maßnahmen der Rechtsaufsicht sind die in den §§ 9 bis 13 genannten Maßnahmen. Maßnahmen nach den §§ 10 bis 12 und Anzeigepflichten nach § 13 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 entfallen, wenn und solange eine ordnungsgemäße Überwachung der Verwaltung durch ein in der Stiftungssatzung vorgesehenes
                     unabhängiges Kontrollorgan gewährleistet erscheint.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Rechtsaufsichtsbehörde ist die Stiftungsbehörde. Oberste Rechtsaufsichtsbehörde ist in den Fällen des § 3 Abs. 1 das Ministerium, in dessen Geschäftsbereich der Zweck der Stiftung überwiegend fällt.
                  

               

               
                     § 9
Unterrichtung und Prüfung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Stiftungsbehörde kann sich über einzelne Angelegenheiten der Stiftung unterrichten. Die Stiftungsorgane sind zur Auskunft
                     und Vorlage von Unterlagen verpflichtet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Stiftung ist verpflichtet, der Stiftungsbehörde
                     
                        	
                           die Zusammensetzung und jede Änderung der Zusammensetzung der vertretungsberechtigten Organe unverzüglich anzuzeigen,

                        

                        	
                           jede Änderung der Anschrift der Stiftung mitzuteilen und

                        

                        	
                           innerhalb von sechs Monaten nach Ende eines jeden Geschäftsjahres eine Jahresrechnung mit einer Vermögensübersicht und einem
                              Bericht über die Erfüllung des Stiftungszwecks vorzulegen; die Stiftung hat nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung
                              Rechnung zu führen; die Stiftungsbehörde kann zulassen, daß Jahresrechnung und Bericht in größeren als jährlichen Zeitabständen
                              vorgelegt werden.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Stiftungsbehörde kann die Verwaltung der Stiftung auf Kosten der Stiftung prüfen oder prüfen lassen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                         Wird eine Jahresrechnung durch verwaltungseigene Stellen der staatlichen Rechnungsprüfung, einen Prüfungsverband, einen Wirtschaftsprüfer
                     oder einen vereidigten Buchprüfer geprüft, so muss sich die Prüfung auch auf die Erhaltung des Grundstockvermögens und die
                     satzungsgemäße Verwendung der Stiftungsmittel erstrecken. Der Prüfungsbericht ist der Stiftungsbehörde neben der Jahresrechnung
                     und dem Bericht über die Erfüllung des Stiftungszwecks vorzulegen. In diesem Fall soll sie von einer eigenen Prüfung der Jahresrechnung
                     absehen.
                  

               

               
                     § 10
Beanstandung
                     

                  

                  Die Stiftungsbehörde kann Maßnahmen der Stiftungsorgane, die den Gesetzen, dem Stiftungsgeschäft oder der Stiftungssatzung
                     widersprechen, beanstanden und verlangen, daß sie innerhalb einer bestimmten Frist aufgehoben oder rückgängig gemacht werden.
                     Beanstandete Maßnahmen dürfen nicht vollzogen werden.
                  

               

               
                     § 11
Anordnung und Ersatzvornahme
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Trifft ein Stiftungsorgan eine durch Gesetz oder Stiftungssatzung gebotene Maßnahme nicht, kann die Stiftungsbehörde anordnen,
                     daß die Maßnahme innerhalb einer bestimmten Frist  durchgeführt wird.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Kommt das Stiftungsorgan einer Anordnung nach § 10 oder nach Absatz 1 innerhalb der Frist nicht nach, kann die Stiftungsbehörde die Maßnahme auf Kosten der Stiftung durchführen
                     oder durchführen lassen. Ein Rückgriff auf die Zwangsmittel nach dem Landesverwaltungsvollstreckungsgesetz ist nicht ausgeschlossen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Ansprüche der Stiftung gegen Mitglieder von vertretungsberechtigten Organen werden von der Stiftungsbehörde im Namen und auf
                     Kosten der Stiftung geltend gemacht.
                  

               

               
                     § 12
Abberufung und Bestellung von Organmitgliedern
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Stiftungsbehörde kann ein Mitglied eines Stiftungsorgans aus wichtigem Grund, insbesondere wegen grober Pflichtverletzung
                     oder Unfähigkeit zu ordnungsgemäßer Geschäftsführung, abberufen. Die Befugnis zur Vornahme notwendiger Maßnahmen bei fehlenden
                     Organmitgliedern, zu denen insbesondere die befristete Bestellung von Organmitgliedern gehört, richtet sich nach § 84c BGB.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Stiftungsbehörde kann einem Mitglied eines Stiftungsorgans unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 die Ausübung
                     seiner Tätigkeit einstweilen untersagen.
                  

               

               
                     § 13
Anzeigepflicht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Stiftungsbehörde sind im voraus anzuzeigen
                     
                        	
                           die Aufnahme von Darlehen, die Übernahme von Bürgschaften, die Veräußerung und Belastung von Grundstücken und die Begründung
                              sonstiger Verpflichtungen, wenn die Erfüllung der Verpflichtungen das Stiftungsvermögen besonders belasten kann,
                           

                        

                        	
                           unentgeltliche Zuwendungen der Stiftung, die nicht der Erfüllung des Stiftungszwecks dienen,

                        

                        	
                           die Annahme unentgeltlicher Zuwendungen, wenn sie mit das Stiftungsvermögen besonders belastenden Bedingungen oder Auflagen
                              verbunden sind, und
                           

                        

                        	
                           Rechtsgeschäfte der Stiftung mit Mitgliedern von Stiftungsorganen.

                        

                     

                  

                  Eine Maßnahme, die nach Satz 1 anzuzeigen ist, darf erst durchgeführt werden, wenn die Stiftungsbehörde ihre Rechtmäßigkeit
                     bestätigt oder die Maßnahme nicht innerhalb von zwei Wochen beanstandet hat. Die Stiftungsbehörde kann einer Stiftung für
                     bestimmte Arten von anzeigepflichtigen Maßnahmen allgemein Befreiung von der Anzeigepflicht erteilen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Absatz 1 gilt nicht für Stiftungen, die ausschließlich oder überwiegend dem Wohl einer oder mehrerer bestimmter Familien dienen.
                  

               

               
                     § 14
(aufgehoben)
                     

                  

                  

               

               
                     § 15
(aufgehoben)
                     

                  

                  

               

               
                     § 16
Bekanntmachungen
                     

                  

                  Die Anerkennung und das Erlöschen der Stiftung sowie die Zulegung und Zusammenlegung von Stiftungen sind von der Stiftungsbehörde
                     im Staatsanzeiger bekanntzumachen.
                  

               

            

         

      

      
            Dritter Teil
Stiftungen des öffentlichen Rechts
            

         

         
                     § 17
Errichtung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Eine Stiftung des öffentlichen Rechts wird, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, durch Stiftungsakt errichtet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Eine Stiftung des öffentlichen Rechts kann nur für Zwecke errichtet werden, die der Erfüllung öffentlicher Aufgaben von besonderem
                     Interesse dienen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die dauernde und nachhaltige Erfüllung des Stiftungszwecks muß gesichert erscheinen.
                  

               

               
                     § 18
Entstehung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Eine Stiftung des öffentlichen Rechts entsteht durch den Stiftungsakt und die Verleihung der öffentlich-rechtlichen Rechtsfähigkeit.
                     Stiftungen des Landes entstehen durch den Stiftungsakt der Landesregierung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die öffentlich-rechtliche Rechtsfähigkeit wird durch die Stiftungsbehörde verliehen. Ist das Land Mitstifter, wird die Rechtsfähigkeit
                     durch die Landesregierung verliehen. Einer Stiftung wird die Rechtsfähigkeit auch dann durch die Landesregierung verliehen,
                     wenn ihre Satzung der Genehmigung nach § 2 Satz 2 des Landesbeamtengesetzes bedarf.
                  

               

               
                     § 19
Geltende Rechtsvorschriften
                     

                  

                  Auf Stiftungen des öffentlichen Rechts sind § 80 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 Satz 2, §§ 81, 81a, 82 Satz 2, §§ 82a, 83 Absatz
                     2, §§ 83a, 83b, 83c Absatz 1 und 2, §§ 84b, 84c, 85 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und Satz 2 bis 4, §§ 85a, 86 Nummer 1 bis 3,
                     § 86a Nummer 1 und 2, §§ 86b, 86c Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2, §§ 86d, 86e Absatz 1, §§ 86f, 87, 87a Absatz 1 und 2 Nummer
                     1 und 3, §§ 87b, 87c Absatz 1 und 2 Satz 1 BGB sowie die §§ 5, 7 und 16 entsprechend anzuwenden. Im übrigen gelten die nachstehenden
                     Vorschriften und Teil VI der Landeshaushaltsordnung mit der Maßgabe, daß die Aufgaben des zuständigen Ministeriums und des
                     Finanzministeriums nach § 108 und § 109 Abs. 2 und 3 der Landeshaushaltsordnung von der Stiftungsbehörde wahrgenommen werden.
                     Satz 1 und 2 gilt, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.
                  

               

               
                     § 20
Rechtsaufsicht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Stiftungen stehen unter der Rechtsaufsicht des Landes. Sie beschränkt sich darauf, zu überwachen, daß die Verwaltung der
                     Stiftungen die Gesetze, den Stiftungsakt und die Stiftungssatzung beachtet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die §§ 120 bis 124 der Gemeindeordnung gelten entsprechend.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        §§ 12 und 13 sind anzuwenden.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Ansprüche der Stiftung gegen Mitglieder von vertretungsberechtigten Organen werden von der Stiftungsbehörde im Namen und auf
                     Kosten der Stiftung geltend gemacht.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Rechtsaufsichtsbehörde ist die Stiftungsbehörde. Oberste Rechtsaufsichtsbehörde ist in den Fällen des § 3 Abs. 1 das Ministerium,
                     in dessen Geschäftsbereich der Zweck der Stiftung überwiegend fällt.
                  

               

               
                     § 21
(aufgehoben)
                     

                  

                  

               

            

         

      

      
            Vierter Teil
Besondere Arten von Stiftungen
            

         

         
               1. Abschnitt
Kirchliche Stiftungen
               

            

            
                     § 22
Begriffsbestimmung
                     

                  

                  Kirchliche Stiftungen sind rechtsfähige Stiftungen, die
                     
                        	
                           überwiegend kirchlichen Aufgaben, insbesondere dem Gottesdienst, der Verkündigung, der Wohlfahrtspflege, der Erziehung oder
                              der Bildung zu dienen bestimmt sind und nach der Satzung der Aufsicht einer Kirche oder anderen Religionsgemeinschaft mit
                              der Rechtsstellung einer Körperschaft des öffentlichen Rechts (Religionsgemeinschaft) unterstehen sollen oder
                           

                        

                        	
                           als kirchliche Stiftungen die Genehmigung oder die Verleihung der öffentlich-rechtlichen Rechtsfähigkeit erhalten haben, weil
                              sich ihre Zwecke sinnvoll nur in organisatorischer Zuordnung zu einer Religionsgemeinschaft erfüllen lassen.
                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 23
Geltende Rechtsvorschriften
                     

                  

                  Auf die kirchlichen Stiftungen finden die Vorschriften dieses Gesetzes Anwendung, soweit nachstehend nichts anderes bestimmt
                     ist.
                  

               

               
                     § 24
Entstehung
                     

                  

                  Der Antrag auf Anerkennung oder Verleihung der öffentlich-rechtlichen Rechtsfähigkeit kann für kirchliche Stiftungen nur von
                     einer Religionsgemeinschaft gestellt werden. Kirchlichen Stiftungen wird die öffentlich-rechtliche Rechtsfähigkeit verliehen,
                     wenn dies beantragt wird und wenn die Stiftungen öffentlichen Zwecken dienen.
                  

               

               
                     § 25
Stiftungsverwaltung, Stiftungsaufsicht
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Für die Verwaltung und Beaufsichtigung kirchlicher Stiftungen gelten die von der Religionsgemeinschaft erlassenen Vorschriften1. Sind solche nicht erlassen, sind die Vorschriften dieses Gesetzes mit der Maßgabe anzuwenden, daß die Aufgaben der Stiftungsbehörde
                     insoweit durch die zuständige Behörde der Religionsgemeinschaft wahrgenommen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Für kirchliche Stiftungen, die für Zwecke des Gottesdienstes und der Verkündigung bestimmt sind, kann die Religionsgemeinschaft
                     die nach § 81 Absatz 1 Nummer 1 BGB und § 19 erforderlichen Satzungsbestimmungen ganz oder teilweise durch allgemeine Regelungen ersetzen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Stiftungsbehörde kann aus wichtigem Grund Auskünfte über die Vermögensverhältnisse sowie Nachweise über die ordnungsgemäße
                     Verwaltung und Beaufsichtigung einer kirchlichen Stiftung verlangen, die nicht für Zwecke des Gottesdienstes und der Verkündigung
                     bestimmt ist.
                  

               

               
                     § 26
Zuständigkeit für Satzungsänderungen, Zulegung und Zusammenlegung sowie Auflösung und Aufhebung; Vermögensanfall
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die §§ 85a, 86b, 87 und 87a BGB finden auf kirchliche Stiftungen, die für Zwecke des Gottesdienstes und der Verkündigung bestimmt
                     sind, mit der Maßgabe Anwendung, daß die Aufgaben der Stiftungsbehörde insoweit durch die zuständige Behörde der Religionsgemeinschaft
                     wahrgenommen werden und die getroffenen Maßnahmen der Stiftungsbehörde mitzuteilen sind. Bei anderen kirchlichen Stiftungen
                     können die nach §§ 85a, 86b, 87 und 87a BGB vorgesehenen Maßnahmen der Stiftungsbehörde nur im Einvernehmen mit der Religionsgemeinschaft
                     getroffen werden.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        In den Vorschriften über den Vermögensanfall (§ 87c Absatz 1 Satz 3 und 4 BGB und § 19) tritt an die Stelle des Fiskus des Landes die Religionsgemeinschaft oder die von ihr bestimmte juristische Person.
                  

               

               
                     § 27
Stiftungsverzeichnis
                     

                  

                  Das Stiftungsverzeichnis wird für kirchliche Stiftungen bei der obersten Behörde der Religionsgemeinschaft geführt. § 4 Abs.
                     3, §§ 40 und 41 sind auf kirchliche Stiftungen nicht anzuwenden. Die Einsicht in das Stiftungsverzeichnis kirchlicher Stiftungen
                     ist jedem gestattet, der ein berechtigtes Interesse glaubhaft macht.
                  

               

               
                     § 28
Stiftungsbehörde
                     

                  

                  Stiftungsbehörde ist für kirchliche Stiftungen das Kultusministerium.

               

               
                     § 29
Rechtsstellung bestehender Stiftungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Stiftungen, die nach bisherigem Recht2 rechtsfähige kirchliche Stiftungen waren, und Anstalten, die nach bisherigem Recht als rechtsfähige kirchliche Stiftungen
                     galten, sind kirchliche Stiftungen im Sinne dieses Gesetzes.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Über die Eigenschaft einer bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehenden Stiftung als kirchliche Stiftung entscheidet auf
                     Antrag die Stiftungsbehörde im Einvernehmen mit dem Ministerium, in dessen Geschäftsbereich der Zweck der Stiftung überwiegend
                     fällt. Antragsberechtigt sind die staatlichen und kirchlichen Behörden, die die Verwaltung der Stiftung oder die Aufsicht
                     über die Stiftung beanspruchen, das vertretungsberechtigte Stiftungsorgan, der Stifter und seine Erben.
                  

               

               
                     § 30
Stiftungen der Weltanschauungsgemeinschaften
                     

                  

                  Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten auch für Stiftungen der Weltanschauungsgemeinschaften, die die Rechtsstellung einer
                     Körperschaft des öffentlichen Rechts besitzen.
                  

               

            

         

         
               2. Abschnitt
Kommunale Stiftungen
               

            

            
                     § 31

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Auf die Verwaltung und Wirtschaftsführung der örtlichen Stiftungen im Sinne des § 101 der Gemeindeordnung finden die Vorschriften
                     der Gemeindeordnung Anwendung. Auf die Verwaltung und Wirtschaftsführung der übrigen kommunalen Stiftungen finden die für
                     die kommunalen Körperschaften und Anstalten des öffentlichen Rechts geltenden Vorschriften Anwendung, bei denen sie errichtet
                     sind.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Im übrigen finden die Vorschriften dieses Gesetzes mit folgender Maßgabe Anwendung:
                     
                        	
                           An die Stelle von § 8 Abs. 2 und 3, §§ 9 bis 13 und § 20 Abs. 2 bis 5 treten die für die kommunalen Körperschaften und Anstalten des öffentlichen Rechts geltenden Bestimmungen über die Aufsicht.
                           

                        

                        	
                           In den Vorschriften über den Vermögensanfall (§ 87c Absatz 1 Satz 3 und 4 BGB und § 19) tritt an die Stelle des Fiskus des Landes die kommunale Körperschaft oder Anstalt des öffentlichen Rechts.
                           

                        

                        	
                           Bekanntmachungen nach §§ 16 und 19 werden, wenn das Landratsamt nach Nummer 4 Stiftungsbehörde ist, nach den für die öffentlichen Bekanntmachungen des Landkreises geltenden Bestimmungen durchgeführt.
                              Ist der örtliche Wirkungskreis einer Stiftung nach ihrer Satzung auf eine Gemeinde begrenzt, kann die Bekanntmachung auch
                              in der für die öffentliche Bekanntmachung von Satzungen dieser Gemeinde bestimmten Form durchgeführt werden.
                           

                        

                        	
                           Stiftungsbehörde im Sinne des § 3 Abs. 1 ist die Rechtsaufsichtsbehörde der Körperschaft oder Anstalt des öffentlichen Rechts, bei der die Stiftung errichtet ist.
                           

                        

                     

                  

               

            

         

         
               3. Abschnitt
Fideikommißauflösungsstiftungen
               

            

            
                     § 32

                  

                  Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten auch für Stiftungen, die aus Anlaß der Auflösung von Familienfideikommissen errichtet
                     worden sind oder auf die sonst die aus Anlaß der Auflösung von Familienfideikommissen erlassenen Bestimmungen ganz oder teilweise
                     Anwendung finden.
                  

               

            

         

      

      
            Fünfter Teil
Sonderregelung für den ehemals badischen Landesteil
            

         

         
                     §§ 33–38

                  

                  (nicht abgedruckt)

               

            

         

      

      
            Sechster Teil
Schlußbestimmungen
            

         

         
                     § 39
Bestehende Stiftungen
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Auf bestehende Stiftungen finden die Vorschriften dieses Gesetzes Anwendung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Stiftungen, die keine Satzung oder eine nicht den Vorschriften dieses Gesetzes entsprechende Satzung haben, sind verpflichtet,
                     den Stiftungsbehörden innerhalb eines Jahres, kirchliche Stiftungen innerhalb von zwei Jahren, nach Inkrafttreten dieses Gesetzes
                     eine Satzung vorzulegen, die mit den Vorschriften dieses Gesetzes übereinstimmt. Zuständig für den Beschluß über den Erlaß
                     oder die Änderung der Satzung sind die in der Satzung oder dem Stiftungsgeschäft bestimmten Organe. Fehlt eine solche Satzungsbestimmung,
                     ist das oberste Beschlußorgan der Stiftung zuständig. Die Satzung bedarf der Genehmigung der Stiftungsbehörde. Die Genehmigung
                     gilt als erteilt, wenn die Stiftungsbehörde die Satzung nicht innerhalb von sechs Monaten beanstandet.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Rechte und Pflichten, die sich aus den bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bestehenden Verträgen mit den Kirchen ergeben, bleiben
                     von den Vorschriften dieses Gesetzes unberührt.
                  

               

               
                     § 40
Anzeige bestehender Stiftungen zum Stiftungsverzeichnis
                     

                  

                  Bestehende Stiftungen haben dem nach § 4 Abs. 1 zuständigen Regierungspräsidium bis zum Ablauf eines Jahres nach Inkrafttreten dieses Gesetzes anzuzeigen
                     
                        	
                           Name,

                        

                        	
                           Sitz,

                        

                        	
                           Zweck,

                        

                        	
                           Vertretungsberechtigung und Zusammensetzung der vertretungsberechtigten Organe der Stiftung und

                        

                        	
                           soweit dies möglich ist, Tag der Verleihung der Rechtsfähigkeit und verleihende Stelle.

                        

                     

                  

               

               
                     § 41
Ordnungswidrigkeiten
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig eine Anzeige nach § 9 Abs. 2 Nr. 1 nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erstattet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße geahndet werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist das Regierungspräsidium.
                  

               

               
                     §§ 42–44

                  

                  (nicht abgedruckt)

               

               
                     § 45
Aufhebung von Vorschriften
                     

                  

                  Vorschriften, die diesem Gesetz entsprechen oder widersprechen, werden aufgehoben. Insbesondere werden im jeweiligen Geltungsbereich
                     aufgehoben:
                     
                        	
                           
                              	
                                 Das bad. Gesetz, die Rechtsverhältnisse und die Verwaltung der Stiftungen betreffend, vom 5. Mai 1870 in der Fassung des badischen
                                    Stiftungsgesetzes vom 19. Juli 1918 (GVBl. S. 254),
                                 

                              

                              	
                                 die bad. Verordnung, den Vollzug des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse und die Verwaltung der Stiftungen betreffend, vom
                                    19. Mai 1870 (GVBl. S. 464) in der Fassung der Verordnung vom 9. Dezember 1922 (GVBl. S. 880),
                                 

                              

                              	
                                 die bad. Verordnung, die Verfügung über die Pfandrechte der Stiftungen betreffend, vom 7. März 1903 (GVBl. S. 95),

                              

                              	
                                 die bad. Verordnung vom 14. März 1905 (GVBl. S. 197) mit der Anweisung für die Verwaltung und Rechnungsführung der weltlichen
                                    Ortsstiftungen (Stiftungsrechnungsanweisung), zuletzt geändert durch Verordnung vom 6. April 1961 (GBl. S. 143),
                                 

                              

                              	
                                 die bad. Verordnung über die Verwaltungs- und Rechnungsführung der weltlichen Distrikts- und Landesstiftungen vom 30. November
                                    1921 (GVBl. 1922 S. 17) in der Fassung der Verordnung vom 22. November 1973 (GBl. S. 459),
                                 

                              

                              	
                                 die bad. Verordnung zum Vollzug des Stiftungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. Januar 1927 (GVBl. S. 4) in
                                    der Fassung der Verordnung vom 10. Februar 1958 (GBl. S. 78);
                                 

                              

                           

                        

                        	
                           
                              	
                                 § 3 der württ. Verordnung über die neueren Religionsgesellschaften des öffentlichen Rechts vom 14. Juli 1928 (RegBl. S. 216),

                              

                              	
                                 die württ. Verordnung über die kirchlichen Stiftungen vom 10. September 1929 (RegBl. S. 300),

                              

                              	
                                 Artikel 26 und 27 des württ. Gesetzes über die Auflösung der Fideikommisse vom 14. Februar 1930 (RegBl. S. 21),

                              

                              	
                                 Artikel 133 des württ. Ausführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch und zu anderen Reichsjustizgesetzen (AGBGB) vom 29.
                                    Dezember 1931 (RegBl. S. 545);
                                 

                              

                           

                        

                        	
                           
                              	
                                 Artikel 1 bis 4 und Artikel 5 § 2 des preuß. Ausführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch vom 20. September 1899 (GS S.
                                    177),
                                 

                              

                              	
                                 Artikel 4 und 5 der preuß. Ausführungsverordnung zum Bürgerlichen Gesetzbuch vom 16. November 1899 (GS S. 562),

                              

                              	
                                 das preuß. Gesetz über die Änderungen von Stiftungen vom 10. Juli 1924 (GS S. 575);

                              

                           

                        

                        	
                           
                              	
                                 §§ 7 und 18 des Gesetzes über das Erlöschen der Familienfideikommisse und sonstiger gebundener Vermögen vom 6. Juli 1938 (RGBl.
                                    I S. 825),
                                 

                              

                              	
                                 §§ 11 bis 13, § 14 Abs. 2 bis 4 und §§ 15 bis 26 der Verordnung zur Durchführung und Ergänzung des Gesetzes über das Erlöschen
                                    der Familienfideikommisse und sonstiger gebundener Vermögen vom 20. März 1939 (RGBl. I S. 509),
                                 

                              

                              	
                                 die Verordnung über Familienstiftungen vom 17. Mai 1940 (RGBl. I S. 806),

                              

                              	
                                 Nummer 1 der Anlage zu § 1 Abs. 2 des Landesjustizkostengesetzes.

                              

                           

                        

                     

                  

               

               
                     § 46
Inkrafttreten
                     

                  

                  Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft.

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 940 dieser Sammlung.
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Vgl. § 76 Absatz 1 Württembergisches Gesetz über die Kirchen (elektronisch verfügbar unter Nr. 9_Archiv dieser Sammlung) i.V.m. Artikel 30 Evangelisches Kirchengemeindegesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Juli 1906
               (Reg.Bl. S. 255; Abl. 14 S. 40).
            

         

      

   
      

      
         942. Pfarreistiftung 
der Evangelischen Landeskirche in Württemberg
         

      

      
         Verfügung des Oberkirchenrats vom 18. Dezember 1998 (Abl. 58 S. 161) geändert durch Beschluss vom 5. Oktober 2021 (Abl. 70 S. 119)
         

      

      Die Evangelische Landeskirche in Württemberg, vertreten durch den Oberkirchenrat, hebt mit Ablauf des 31. Dezember 1998 die
         bisherigen Pfarreistiftungen (Pfründstiftungen), die in Anlage 1 aufgeführt sind, auf. Das Vermögen der Pfarreistiftungen
         fällt damit gemäß § 26 Absatz 2 i.V.m. § 15 Stiftungsgesetz1 der Evangelischen Landeskirche in Württemberg zu als der öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft, der die Stiftungen
         angehören.
      

      Zum selben Zeitpunkt ändert der Oberkirchenrat den Namen, den Zweck und die Satzung der Stiftung Geistlicher Unterstützungsfonds2. Der Stiftung wird der neue Name
      

      „Pfarreistiftung der Evangelischen Landeskirche in Württemberg“

      und die nachstehende, neue Satzung mit dem neuen Stiftungszweck gegeben. Auf sie wird das angefallene Vermögen der aufgehobenen
         Pfarreistiftungen, insbesondere alle Grundstücke und grundstücksgleichen Rechte, alle Pfründrechte (zumeist als Pfarrbesoldungsrechte
         bezeichnet) und anderen Nießbrauchsrechte, beschränkt persönlichen Dienstbarkeiten und Vorkaufsrechte als Zustiftung übertragen.
         Besondere Zweckbindungen der einzelnen, aufgehobenen Pfarreistiftungen bleiben als Bindung der jeweiligen Vermögensteile erhalten.
         Die Landeskirche gibt der Pfarreistiftung der Evangelischen Landeskirche in Württemberg folgende Satzung:
      

      
                     § 1
Zweck der Stiftung
                     

                  

                  Die Stiftung ist für Zwecke des Gottesdienstes und der Verkündigung bestimmt. Ihre Erträgnisse sind für die Besoldung und
                     Versorgung der Pfarrerinnen und der Pfarrer der Landeskirche zu verwenden.
                  

               

               
                     § 2
Name, Rechtsform, Sitz
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Stiftung trägt den Namen „Pfarreistiftung der Evangelischen Landeskirche in Württemberg (Ev. Pfarreistiftung)“.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Stiftung ist eine kirchliche Stiftung des öffentlichen Rechts im Sinne des § 22 Nr. 2 des Stiftungsgesetzes Baden-Württemberg3 und dient im Sinne des § 25 Abs. 2 Stiftungsgesetz4 Zwecken des Gottesdienstes und der Verkündigung. Sie wendet die Haushaltsordnung der Evangelischen Landeskirche in Württemberg vom 24. November 1994 (Abl. 56 S. 242) in der jeweils geltenden Fassung5 an.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Der Sitz der Stiftung ist Stuttgart.
                  

               

               
                     § 3
Gemeinnützigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Ev. Pfarreistiftung dient ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen kirchlichen Zwecken im Sinne der Abgabenordnung.
                     Sie ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Mittel der Stiftung dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Stiftung darf keine Personen durch Ausgaben, die dem Stiftungszweck fremd sind oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütung
                     begünstigen.
                  

               

               
                     § 4
Stiftungsvermögen
                     

                  

                  In das Stiftungsvermögen wird zu dem seitherigen Vermögen des Geistlichen Unterstützungsfonds das gesamte Vermögen aller in
                     der Anlage zum Stiftungsgeschäft aufgeführten, aufgehobenen Pfarreistiftungen eingebracht. Besondere Zweckbindungen, die für
                     das Vermögen der einzelnen Pfarreistiftungen im Rahmen des allgemeinen Zwecks der Ev. Pfarreistiftung gegeben waren und Lasten,
                     die aus den Mitteln einer Pfarreistiftung zu tragen waren, gehen auf die Ev. Pfarreistiftung über, soweit diese Bindungen
                     und Pflichten aus dem Vermögen der aufgehobenen Stiftung erfüllt werden können.
                  

               

               
                     § 5
Vorstand, Vertretung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Einziges Organ der Stiftung ist der Vorstand. Mit den Aufgaben des Vorstandes wird der Evangelische Oberkirchenrat in Stuttgart
                     betraut. Er ist von den Beschränkungen des § 181 BGB befreit.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Oberkirchenrat nimmt seine Aufgaben als Vorstand durch eine eigene Verwaltung, die Pfarrgutsverwaltung, wahr, die seiner
                     Aufsicht untersteht.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Stiftung wird gerichtlich und außergerichtlich durch den Vorstand der Pfarrgutsverwaltung vertreten. Der Oberkirchenrat
                     kann die Vertretung und Verwaltung selbst übernehmen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Der Pfarrgutsverwaltung können weitere Aufgaben im Bereich der Liegenschafts- und Vermögensverwaltung der Landeskirche übertragen
                     werden.
                  

               

               
                     § 6
Pfarrgutsaufseher, Pfarrgutsaufseherin
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zur Beaufsichtigung der Pfarrgüter, zur Mitwirkung beim Abschluß von Pachtverträgen und zum Einzug der Pachtzinsen bestellt
                     die Pfarrgutsverwaltung Pfarrgutsaufseher und Pfarrgutsaufseherinnen. Ihre Obliegenheiten im einzelnen werden durch Dienstanweisung
                     bestimmt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die unmittelbare Aufsicht über die Geschäftsführung des Pfarrgutsaufsehers oder der Pfarrgutsaufseherin hat der oder die geschäftsführende
                     Pfarrer oder Pfarrerin der Kirchengemeinde, in deren Bereich die Pfarrgüter liegen, soweit nichts anderes bestimmt ist.
                  

               

               
                     § 7
Zusammenwirken mit den Kirchengemeinden
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Pfarrgutsverwaltung benachrichtigt jede Kirchengemeinde, in deren Bereich ein Grundstück der Pfarreistiftung gelegen ist,
                     jeweils vor der dauerhaften Belastung des Grundstücks oder seiner Veräußerung. Vor einer Veräußerung gibt sie dem Kirchengemeinderat
                     Gelegenheit zur Stellungnahme. Besondere Bezüge einer Kirchengemeinde zum örtlichen Kirchengut werden im Rahmen einer wirtschaftlichen
                     Verwaltung berücksichtigt.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Pfarrgutsverwaltung führt ein Liegenschaftsverzeichnis, in dem auch die Belegenheit der Grundstücke im Bereich einer Kirchengemeinde
                     ersichtlich ist. Von diesem Verzeichnis erhalten die Kirchengemeinden alle 6 Jahre, in der Regel nach jeder allgemeinen Kirchenwahl,
                     einen Auszug.
                  

               

               
                     § 8
Zusammenlegung, Satzungsänderung und Aufhebung der Stiftung, Vermögensanfall
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zweckänderungen und Zusammenlegungen der Stiftung mit anderen Stiftungen und sonstige Satzungsänderungen sind zulässig. Sie
                     bedürfen außer dem Beschluß des Vorstands der Zustimmung der Landessynode.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Der Oberkirchenrat kann im Einvernehmen mit der Landessynode die Aufhebung der Stiftung beschließen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Außer aus den nach staatlichem Recht vorgesehenen Gründen für eine Aufhebung der Stiftung kann diese auch aufgrund eines kirchlichen
                     Gesetzes erfolgen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Mit dem Erlöschen der Stiftung fällt das Stiftungsvermögen an die Evangelische Landeskirche in Württemberg, die dasselbe für
                     stiftungsgemäße Zwecke zu verwenden hat.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Abgedruckt unter Nr. 940a dieser Sammlung.
            

         

      

      2
            Red. Anm.: Vgl. zur Stiftung Geistlicher Unterstützungsfonds den Erlaß des Minist[eriums] der geistl[ichen] Angeleg[enheiten]
               an das Consistorium, betr. die Bildung eines geistlichen Unterstüzungs-Fonds vom 15. Jan[uar] / 3. Nov[ember] 1815 (in: A[ugust]
               L[udwig] Reyscher [Hg.], Vollständige, historisch und kritisch bearbeitete Sammlung der württembergischen Gesetze, 9. Bd.,
               Tübingen 1835, S. 340 ff.). Der Geistliche Unterstützungsfonds wurde vom Kultministerium als rechtsfähige kirchliche Stiftung
               des öffentlichen Rechts anerkannt (Bekanntmachung des Oberkirchenrats vom 26. Januar 1925, Abl. 22 S. 7).
            

         

      

      3
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 850 dieser Sammlung.
            

         

      

      4
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 850 dieser Sammlung.
            

         

      

      5
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 850 dieser Sammlung.
            

         

      

   
      

      
         943. Kirchliches Gesetz zur Bereinigung der Rechtsverhältnisse an pfarreieigenen Pfarrhausgrundstücken und kirchengemeindeeigenen
            Pfarrbesoldungsgrundstücken
         

      

      
         Vom 22. Juni 1989

      

      
         (Abl. 53 S. 750)

      

      Die Landessynode hat das folgende kirchliche Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird:

      
                     § 1
Eigentumsübertragung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die im Eigentum der Pfarreien oder Pfarrstellen stehenden und mit dem Pfarrhaus einer Kirchengemeinde bebauten Pfarrbesoldungsgrundstücke
                     werden in das Eigentum der Kirchengemeinde übertragen. Ausgenommen sind Grundstücke, an denen zwischen der Pfarrei oder Pfarrstelle
                     und der Kirchengemeinde ein Erbbaurechtsverhältnis besteht.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Ist ein Grundstück nach Absatz 1 größer als 10 ar, so gilt folgendes:
                     
                        	
                           Die Kirchengemeinde ist bezüglich der überschießenden Grundstücksfläche zur Entschädigung verpflichtet. Die Höhe der Entschädigung
                              wird von Kirchengemeinde und Pfarrgutsverwaltung einvernehmlich festgelegt. Kommt eine Einigung nicht zustande, so gilt der
                              nach §§ 192 ff. Baugesetzbuch ermittelte Grundstückswert.
                           

                        

                        	
                           Will die Kirchengemeinde die überschießende Grundstücksfläche nicht oder nur teilweise übernehmen, so ist das Grundstück im
                              Einvernehmen zwischen Kirchengemeinde und Pfarrgutsverwaltung zu teilen. Kommt eine Einigung nicht zustande, so entscheidet
                              der Oberkirchenrat.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die im Eigentum von Kirchengemeinden stehenden und mit einem Nutzungsrecht einer Pfarrei oder Pfarrstelle belasteten Grundstücke
                     (Pfarrbesoldungsgrundstücke) werden unabhängig von dessen Eintragung im Grundbuch in das Eigentum dieser Pfarrei oder Pfarrstelle
                     übertragen. Ausgenommen sind die Pfarrbesoldungsgrundstücke, die mit dem Pfarrhaus einer Kirchengemeinde bebaut sind; im Grundbuch
                     eingetragene Pfarrnutzungsrechte werden gelöscht.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Ist ein Grundstück nach Absatz 3 Satz 2 größer als 10 ar, so gilt Absatz 2 sinngemäß.
                  

               

               
                     § 2
Verpflichtung zum Vertragsabschluß
                     

                  

                  Die Pfarreien oder Pfarrstellen, vertreten durch die Pfarrgutsverwaltung, und die Kirchengemeinden sind verpflichtet, bis
                     spätestens 31. Dezember 1990 die nach § 1 erforderlichen rechtsgeschäftlichen Erklärungen abzugeben, insbesondere die für
                     die Übertragung des Eigentums notwendige Einigung (Auflassung) zu erklären. Eine Genehmigung nach § 50 Kirchengemeindeordnung1 ist nicht erforderlich. Die entstehenden Kosten trägt die Pfarrgutsverwaltung.
                  

               

               
                     § 3
Inkrafttreten
                     

                  

                  Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Abgedruckt unter Nr. 50 dieser Sammlung.
            

         

      

   
      

      
         Kirchengesetz über die Verwendung von Fahnen, Flaggen und ähnlichen Kennzeichen.

      

      
         Vom 12. November 2025

      

      
         (ABl. EKD S. 148)
         

      

      
                     § 1

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                         Die Verwendung von Fahnen, Flaggen und ähnlichen Kennzeichen durch die evangelische Kirche dient der Darstellung der Kirche in der Öffentlichkeit.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                         Sie darf dem Auftrag der Kirche nicht widersprechen.
                  

               

               
                     § 2

                  

                  Die evangelische Kirchenfahne zeigt ein violettes Kreuz auf weißem Grund.

               

               
                     § 3

                  

                  Nähere Bestimmungen über die Verwendung von Fahnen, Flaggen und ähnlichen Kennzeichen können die Evangelische Kirche in Deutschland, ihre Gliedkirchen und die gliedkirchlichen Zusammenschlüsse jeweils für ihren
                     Bereich treffen.1

               

               
                     § 4

                  

                  Dieses Kirchengesetz tritt am 1. Januar 2026 in Kraft. Zugleich tritt die Verordnung des Rates der Evangelischen Kirche in
                     Deutschland über die Beflaggung der kirchlichen Gebäude vom 18. November 1947 (ABl. EKD 1948, Heft 1, Spalte 4) außer Kraft.
                  

               

            

         

      

      

      1
            Red. Anm.: Durch Erlaß des Oberkirchenrats Nr. A. 9214/10 vom 13. Juli 1949 wird bestimmt, dass Kirchen nur aus kirchlichen
               Anlässen und nur mit der Kirchenfahne beflaggt werden.
            

         

      

   
      

      
         950. Kirchliches Gesetz zur Errichtung der Stiftung der Evangelischen Landeskirche in Württemberg

      

      
         Vom 6. Juli 2007

      

      
         (Abl. 62 S. 506)
         

      

      
                     § 1
Name, Sitz und Rechtsform
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Evangelische Landeskirche in Württemberg errichtet zum 1. Januar 2008 die Stiftung der Evangelischen Landeskirche in Württemberg.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Sie ist eine nicht rechtsfähige kirchliche Stiftung der Evangelischen Landeskirche in Württemberg.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Sie hat ihren Sitz in Stuttgart.
                  

               

               
                     § 2
Stiftungszweck
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Stiftung unterstützt die Landeskirche, ihre Kirchengemeinden, Kirchenbezirke und Verbände sowie die landeskirchlichen
                     Dienste, Werke und Einrichtungen bei ihren Aufgaben, indem sie
                     
                        	
                           ihnen Mittel zur Verfügung stellt,

                        

                        	
                           bei der Beschaffung und Gewinnung von Mitteln ihre Arbeit unterstützt.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Stiftung unterstützt kirchliche Stiftungen, indem sie
                     
                        	
                           diese bei ihrer Arbeit unterstützt und berät und

                        

                        	
                           die Trägerschaft für solche unselbständige Stiftungen übernimmt, die von Stifterinnen und Stiftern mit besonderen Zwecken
                              und gegebenenfalls eigenen Organen bei der Stiftung der Evangelischen Landeskirche errichtet sind oder werden. Dies gilt auch
                              für Namensstiftungen.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Stiftung hat insbesondere den Zweck, im Rahmen ihrer finanziellen Möglichkeiten
                     
                        	
                           Stiftungsfonds als allgemeine Unterstiftungen für die einzelnen Arbeitszweige der kirchlichen Arbeit zu errichten;

                        

                        	
                           Stifterinnen und Stifter bei der Errichtung kirchlicher Stiftungen im Bereich der Evangelischen Landeskirche in Württemberg
                              zu unterstützen und zu beraten;
                           

                        

                        	
                           die Verwaltung und Vermögensverwaltung vor allem von kleineren selbständigen oder unselbständigen kirchlichen Stiftungen im
                              Bereich der Evangelischen Landeskirche in Württemberg zu unterstützen oder auf Wunsch der Stiftung oder der Stiftenden die
                              Verwaltung teilweise oder vollständig und möglichst unentgeltlich zu übernehmen;
                           

                        

                        	
                           Werbung für die Stiftungen der Landeskirche und der Kirchengemeinden, Kirchenbezirke und Verbände durchzuführen und deren
                              Bemühungen um die Beschaffung von Mitteln zu unterstützen; dies kann unter anderem durch Veranstaltungen, wissenschaftliche
                              Begleitung und die Vergabe von Preisen geschehen.
                           

                        

                     

                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Es werden nach Absatz 3 Nr. 1 folgende allgemeine Stiftungsfonds errichtet:
                     
                        	
                           Fonds zur Unterstützung und Förderung des Gottesdienstes, der Aufgaben des Pfarrdienstes, der Gemeindeentwicklung und missionarischer
                              Projekte der Evangelischen Landeskirche in Württemberg;
                           

                        

                        	
                           Fonds zur Unterstützung und Förderung der Aufgaben der Evangelischen Jugendarbeit in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg;

                        

                        	
                           Fonds zur Unterstützung und Förderung der diakonischen Aufgaben in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg;

                        

                        	
                           Fonds zur Unterstützung und Förderung der Bildungseinrichtungen, einschließlich Schulen und Kindertagesstätten, in der Evangelischen
                              Landeskirche in Württemberg;
                           

                        

                        	
                           Fonds zur Unterstützung und Förderung der Aufgaben der Evangelischen Landeskirche in Württemberg im Bereich von Mission und
                              Ökumene;
                           

                        

                        	
                           Fonds zur Unterstützung und Förderung für die Erhaltung kirchlicher Gebäude im Eigentum der Evangelischen Landeskirche in
                              Württemberg;
                           

                        

                        	
                           Fonds zur Unterstützung und Förderung der Aufgaben der Kirchenmusik und der Kunst in der Evangelischen Landeskirche in Württemberg.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Ein Wettbewerb um Mittel mit Kirchengemeinden, Kirchenbezirken und Verbänden sowie den landeskirchlichen Diensten, Werken
                     und Einrichtungen soll nicht erfolgen.
                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Die Landeskirche bildet für das Stiftungs- und die Stiftungsfondsvermögen einen oder mehrere Sonderhaushalte nach den jeweils
                     gültigen Vorschriften der Haushaltsordnung.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Die Stiftungserträge aus der Stiftung werden, soweit nicht durch Stifterinnen und Stifter besondere Zwecke oder Regelungen
                     vorgesehen sind, für die Stiftungszwecke nach Absätzen 1 bis 3 dieser Satzung verwendet.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Die Stiftungserträge der einzelnen Stiftungsfonds werden dem jeweiligen Zweck zugeführt. Dabei sollen sie den mit der jeweiligen
                     Aufgabe beauftragten Diensten, Werken und Einrichtungen und ihren verantwortlichen Gremien über den landeskirchlichen Haushalt
                     oder deren Sonderhaushaltspläne zur Verfügung gestellt werden.
                  

               

               
                     § 3
Gemeinnützigkeit
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Die Stiftung verfolgt, als rechtlich unselbständiger Teil der Evangelischen Landeskirche in Württemberg, ausschließlich und
                     unmittelbar kirchliche, mildtätige und gemeinnützige Zwecke im Sinne des jeweils gültigen Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“
                     der Abgabenordnung.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Stiftung ist selbstlos tätig. Sie verfolgt in erster Linie keine eigenwirtschaftlichen Zwecke. Die Mittel der Stiftung
                     dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Keine Person darf durch Ausgaben, die dem Zweck der Stiftung fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen, Zuwendungen
                     oder Unterstützungen durch die Stiftung begünstigt werden.
                  

               

               
                     § 4
Mittel der Stiftung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Zur Erfüllung ihrer Aufgaben wird die Stiftung mit einem Stiftungskapital von vier Millionen Euro ausgestattet.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Das Stiftungsvermögen ist in seinem Bestand dauernd zu erhalten und ertragreich zu bewirtschaften. Es darf nur aus wichtigem
                     Grund angegriffen werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Evangelische Landeskirche in Württemberg in eine finanzielle Notlage
                     gerät, die die Erfüllung ihrer laufenden Verpflichtungen in Frage stellt.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Zustiftungen sind sowohl für die Stiftungsfonds als auch für die Hauptstiftung möglich. Dem Stiftungsvermögen wachsen alle
                     Zuwendungen zu, die dazu bestimmt sind (Zustiftungen). Die Stiftung ist nicht verpflichtet, Zustiftungen zuzulassen.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Im Rahmen des Zulässigen können zur Werterhaltung Teile der jährlichen Erträge einer freien Rücklage oder dem Stiftungsvermögen
                     zugeführt werden. Dies gilt auch, wenn das Stiftungsvermögen durch Wertverzehr angegriffen ist.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Die Stiftung kann, soweit zulässig, ihre Mittel ganz oder teilweise einer Rücklage zuführen, soweit dies erforderlich ist,
                     um ihre Zwecke nachhaltig erfüllen zu können, und soweit für die Verwendung der Rücklage konkrete Ziel- und Zeitvorstellungen
                     bestehen.
                  

               

               
                     § 5
Organe
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Organe der Stiftung sind:
                     
                        	
                           der Vorstand

                        

                        	
                           das Kuratorium

                        

                     

                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Mitglieder des Kuratoriums sind ehrenamtlich tätig. Sie haben Anspruch auf Ersatz der ihnen entstandenen notwendigen Auslagen
                     und Aufwendungen.
                  

               

               
                     § 6
Vorstand
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Mit den Aufgaben des Vorstands wird der  Oberkirchenrat in Stuttgart betraut.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Dem Oberkirchenrat obliegt es, die Verwaltung und Verteilung des Stiftungsvermögens und der Stiftungserträge entsprechend
                     den in diesem Gesetz getroffenen Regelungen nach den Vorgaben des Haushaltsplans der Landeskirche vorzunehmen.
                  

               

               
                     § 7
Kuratorium
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Das Kuratorium besteht aus sechs bis fünfzehn stimmberechtigten Mitgliedern.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Den Vorsitz des Kuratoriums führt die Landesbischöfin oder der Landesbischof der Evangelischen Landeskirche in Württemberg.
                     Stellvertretung ist möglich.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Die Mitglieder des Kuratoriums werden durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden auf Zeit berufen. Die erneute Berufung ist
                     möglich. Eine Ernennung zum nicht stimmberechtigten Ehrenmitglied auf Lebenszeit ist möglich.
                  

                  
                        (
                        4
                        )
                        Dem Kuratorium sollen Persönlichkeiten angehören, die besondere Fachkompetenz und Erfahrung im Hinblick auf die Aufgabenerfüllung
                     der Stiftung aufweisen. Sie sollen Mitglieder einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland sein, müssen aber
                     mindestens Glieder einer der der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen angehörenden Kirche sein.
                  

                  
                        (
                        5
                        )
                        Das Amt endet:
                     
                        	
                           durch Ablauf der Berufungszeit,

                        

                        	
                           durch Niederlegung,

                        

                        	
                           durch Entlassung durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden, nach Anhörung des Kuratoriums,

                        

                        	
                           durch den Verlust der Mitgliedschaft in einer Gliedkirche der Evangelischen Kirche in Deutschland.

                        

                     

                  

                  
                        (
                        6
                        )
                        Das Kuratorium kann an den Oberkirchenrat einen Vorschlag zur zweckentsprechenden Ertragsverwendung unterbreiten.
                  

                  
                        (
                        7
                        )
                        Das Kuratorium vergibt die von der Stiftung vorgesehenen Preise.
                  

                  
                        (
                        8
                        )
                        Beschlüsse des Kuratoriums werden auf Sitzungen gefasst. Das Kuratorium wird von der oder dem Vorsitzenden nach Bedarf, zumindest
                     aber einmal jährlich, unter Angabe der Tagesordnung und Einhaltung einer Frist von zwei Wochen zu einer Sitzung einberufen.
                     Die oder der Vorsitzende leitet die Sitzung. Über die Ergebnisse der Sitzungen ist ein Protokoll zu fertigen.
                  

                  
                        (
                        9
                        )
                        Das Kuratorium ist beschlussfähig, wenn nach ordnungsgemäßer Ladung mindestens die Mehrheit der Mitglieder anwesend ist, unter
                     ihnen die oder der Vorsitzende oder die Stellvertreterin oder der Stellvertreter. Ladungsfehler gelten als geheilt, wenn alle
                     Mitglieder anwesend sind und niemand widerspricht.
                  

                  
                        (
                        10
                        )
                        Das Kuratorium trifft seine Entscheidungen mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen, sofern die Satzung nichts Abweichendes
                     bestimmt. Stimmenenthaltungen zählen als Ablehnung.
                  

               

               
                     § 8
Erlass und Änderung der Satzung, Aufhebung der Stiftung
                     

                  

                  
                        (
                        1
                        )
                        Der Oberkirchenrat kann im Rahmen dieses Gesetzes Satzungsbestimmungen für die Stiftung erlassen. Er kann Änderungen dieser
                     Satzungsbestimmungen beschließen.
                  

                  
                        (
                        2
                        )
                        Die Aufhebung der Stiftung und die Änderung des Stiftungszwecks können, außer aus den gesetzlich vorgesehenen Gründen, durch
                     kirchliches Gesetz erfolgen.
                  

                  
                        (
                        3
                        )
                        Bei einer Aufhebung der Stiftung bleibt das vorhandene Vermögen bei der Evangelischen Landeskirche in Württemberg.
                  

               

               
                     § 9
Inkrafttreten
                     

                  

                  Dieses Gesetz tritt zum 1. Januar 2008 in Kraft.
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Anlage 8b 


(zu § 19 KWO und Nummer 57 AWO) 


Formular zur Bekanntgabe der Wahl


Bekanntgabe der Wahl 


Am Sonntag, ____________ finden die Wahlen zum Kirchengemeinderat und zur  
(Datum) 


Landessynode1 statt. Wir rufen alle auf, an der Wahl teilzunehmen. Wer bisher noch keine 
Bescheinigung über die Aufnahme in die Wählerliste als Wahlausweis erhalten hat, wolle 
sich bis spätestens Donnerstag, _________________ melden. 


(Datum) 


Am Wahltag ist um _________Uhr Gottesdienst in_______________________________ 
 (Uhrzeit) (Ort)


Im Anschluss an den Gottesdienst kann in  ___________________________________ 
(Wahlraum)


in der Zeit zwischen ___________  und ___________ Uhr gewählt werden. 
(Uhrzeit)     (Uhrzeit)


Jedes Gemeindeglied stimmt in dem Abstimmungsbezirk ab, in dem es in die Wählerliste 
aufgenommen worden ist. Die ausgegebenen Wahlausweise sollen zur Abstimmung 
mitgebracht werden. 


Wird von der Briefwahl Gebrauch gemacht, so werden die ausgefüllten 
Briefwahlunterlagen dem Wahlausweis, der zugleich Briefwahlschein ist, zusammen mit 
der Versicherung über die persönliche Kennzeichnung beigefügt. 


Die Entgegennahme von Wahlbriefen erfolgt durch das geschäftsführende Pfarramt 
_________________________________________________________________ 


(Anschrift) 


Außerdem sind von ___________ bis ____________ zusätzliche Wahlbriefkästen in der  
(Datum) (Datum)


Kirchengemeinde an folgenden Orten aufgestellt:____________________________2  
(Anschrift) 


Der Wahlbrief muss spätestens am Wahltag bis __________ Uhr  
beim Ortswahlausschuss eingegangen sein. (Uhrzeit/Wahlende) 


Einzelheiten zur Briefwahl sind auf dem Briefwahlschein oder der
Wahlbenachrichtigungskarte erläutert. 


1 Unzutreffendes bitte streichen.  
2 Dieser Satz ist zu streichen, wenn keine Wahlbriefkästen aufgestellt werden. 
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Anlage 10 
(zu §§ 25a und 26 KWO) 


Briefwahlschein


Briefwahlschein 
für die kirchlichen Wahlen zur Landessynode im 


Wahlkreis ___________ und zum Kirchengemeinderat in der 
(Bezeichnung, vgl. § 38 KWO) 


Kirchengemeinde ___________ jeweils im Abstimmungsbezirk 
(Name) 


__________ Lfd.Nummer der Wählerliste _________ _ 
(Abstlmmungabezlnt/Tellort/Wohnbezirk) (Nummer) 


 
(Name) 


geb. am 
(GeburtsdabJm) 


wohnhaft 
(Ana<:hrift) 


kann mit diesem Briefwahlschein an den angegebenen Wahlen im genannten Abstim­
mungsbezirk durch B r i e f w a h I teilnehmen. 


(Stempel) 


(On. Datum) 


(Unterachrift eine, Mitgliede dee Ortswahleuaac:huasee) 


Versicherung der persönlichen Kennzeichnung 


Ich versichere, dass ich den (die) beiliegenden Stimmzettel persönlich gekennzeichnet habe. 


__________ X ________ _ 
(On.Datum) (Unte..chrift Briefwähler) 


Versicherung der HIifsperson 


Ich ___________ versichere, dass Ich den (die) beiliegenden Stimmzettel 
(Name der vo11Jlhr1gen Hllfaperw;on In Druckbuchstaben} 


nach den Weisungen des Wählers gekennzeichnet habe. 







